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Yorwort. 


In  diesem  vierten  Theile  der  Finanswisfienschaft  fahre  ich 

vm  doch  noch  mit  weiteren  „Uebersichten  der  Besteuernng  des 
.9.  Jahrluiiiderts''  Ibrt,  wiederum  in  historisch-statistiseher,  descrip- 
iver,  aber  auch  zugleich  in  systematischer  und  kritisirender  Be- 
«jandlnngsweisc.  Xnr  sind  diese  Uebersichten  absichtlich  erheblich 
tflrzer  geliallen,  als  die  eiogehendere  Darstellung  der  britischen 
jud  besonders  der  tranzösischeo  BcBteuerung  im  dritten  Theile. 
s'amentlich  wird  auf  legislative»  administrative  und  steuertecbnische 
Einzelheiten  bei  den  einzelnen  Steuern  nicht  so  speciell  wie  im 
Iritten  Theil  eingegangen.  Ich  verweise  ittr  die  jetxt  eingeschlagene 
dehandlnngsweise  auf  die  Vorbemerkimgen  S.  2  nnd  anf  den 


Trotz  alles  Strebens  nach  Kürze  ist  es  mir  aber  gleichwohl 

nicht  gelangen,  den  StoiT  noch  mehr  zusammenzuziehen,  als  in 
diesem  Bande  geschehen  ist.  Obgleich  ich  tlen  Gesichtspunet 
immer  festgehalten  habe,  nicht  eigentlich  concrete  moderne  Steuer- 
L-escbichte  als  solche  zu  geben,  die  nicht  nur  noch  viel  ein- 
irebender,  sondern  auch  sachlich  und  formell  mehrfach  anders  ge- 
halten werden  mtisste,  vielmehr  das  concrete  Material  wesentlich 
nur  als  Stoff  zum  Zwecke  finanzwissen  sc  h  aftlicher  Ver- 
wcrthnng  vorzuführen,  nöthigte  auch  hierbei  das  Erfordemiss 
der  Verständlichkeit  und  einer  gewissen  Vollständigkeit  des  zu 
Bietenden  doch  dazu,  die  Darstellang  nmföoglicher  werden  zu 
lassen,  als  ich  gewflnscht  hätte.  Ich  strebte  zwar  auch  mit  da* 
nach,  die  Bestenerong  der  einzelnen  Staaten  je  nach  der  allgemeinen 
Bedentnng  eines  jeden  etwas  eingehender  oder  kürzer  zn  behandeln. 
Aber  genau  lässt  sich  das  nicht  durchführen,  auch,  wie  ich  mich 
bei  der  Arbeit  selbst  überzeugte,  nicht  für  die  Zwecke  dieses  Werks, 
da  sich  auch  die  finanzwissenschaftliche  Bedeutung  concreter  Ver- 
b-iltnisse  nicht  nach  der  Grösse  des  Staats,  auf  den  sie  sich  be- 
ziehen, richtet.   Grade  in  Deutschland  tritt  das  deutlich  hervor. 


2,  S.  6. 
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Vomrort 


So  liat  Bich  die  DarstellUDg  doch  auch  in  dieser  Fortsetsnng 
der  jyUebersichten  der  BeatenemDg"  weiter  ausgedehnt,  dadurch 
aber  bat  sie  vielleicht  auch  einigen  Werth  Uber  meinen  nnmittel* 

bareu  ünanzwisiNenschaltlichcu  Zweck  hinaus  als  Versuch  einer 
knappen  neueren  Stcucrgcseliichte  und  ühersichUii  heu  Darstellung 
der  Hanptpuncte  der  Besteuerung  der  einzelnen  Länder  in  ver- 
gleichender In'handlungswcise  erlanget. 

Bei  der  tUr  uns  doch  immer  voranstehenden  Wichtigkeit  der 
deutschen  Besteuerung  habe  ich  mich  dazu  entschlossen ,  dieser 
einen  eigenen  Band,  den  gegenwärtigen,  als  den  vierten  Theil  oder 
Band  der  ganzen  finanzwissenschaftlicben  Abtbeilung  des  Geaammt- 
werks  der  politischen  Oekonomie,  zu  widmen.  Er  bUdet  auch  als 
solcher  etwas  einigermaassen  Selbständiges  und  Abgescblossenefi. 

Einstweilen  erscheint  hier  die  fertige  Partie,  deren  Druck  schon 
im  October  vorigen  Jahres  begonnen  hat,  mit  der  Darstellang  der 
Besteuerung  Preussens,  Sachsens,  Baierns,  Württembergs,  als  erster 
llaibbaud  dieses  vierten  Tbeils  der  Finanzwissensehaft. 

Der  zweite  Halbband,  den  ich  unter  der  Feder  liabe,  wird  in 
ähnlicher  Bebandhmgsweise  die  Best<^norung  Badens,  Hessens. 
Elsass-Lothringcns ,  kürzer,  zum  Theil  g:anz  kurz,  und  nur  zur 
Orientirung  diejenige  der  übrigen  deutschen  Staaten,  etwas  ein 
gehender  dagegen  wieder  die  Besteuerung  des  Zollvereins,  des 
Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  darstellen. 

In  mehreren  deutschen  Staaten  schweben  gerade  jetzt  grössere 
Steuerreformen.  Diese  sind  im  yorliegenden  Halbband  soweit  mit 
berttcksichtigt  worden,  als  sie  zu  der  Zeit  standen,  wo  die  be- 
treffenden Abschnitte  fUr  den  Druck  abgeschlossen  wurden,  so 
z.  B.  in  Sachsen,  Baiern,  Württemberg.  Am  Schluss  des  zweiten 
llalbbaudeö  werden  die  crlorderlichen  Is'acliua^c  dazu  kommen. 

Berlin,  März  im, 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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S.  10.  letzte  Zeil''  d-s  P<_'tit?atzes  in  der  Mitte  lies  boten  statt  bot. 

o'i.  Z.  11  r.  0.  t^cübatzj  ist  „and  im  baierischeo"  zu  streichen  (btaatlicbo 
Hondeatener  bestand  1866  in  Baiero  noch  nicht). 
S,  .*►*>.  Tab.  1  unter  Nr.  4  (Eisciibahnabgabc)  lies  in  letzter  Colon ne  1.045  statt  1.14&. 
S.  .'*>  Tih.  7  in  letzt.  r  Colonne  Vi  den  Jahreszahlen  lies  18ä7/il8  aUU  1877^98. 
S-  To.  Z.  .1  V.  u  lic-  1622  fctatt  1821. 

T'J.  Petitabsatz  Z.  4  7.  o.  lies  in  besonderen  statt  von  besonderen. 

7»;.  Z.  11  r.  o.  lies  znv  Stjlb>n»:nv.iltunjf  statt  der  Selbetverwaltnngf. 
5.  .^-1,  /.  5  r.  o.  licä  Kcal  steuern  statt  Staatsateuorn. 
S.  86.  Kopf  der  TabeUe  lies  1876  (1875)  statt  1866  (1875). 

>.  11>*.  Z    3  r.  o  hinter  „mit  20  °V'  ist  oin zusc halten:  Zuschlag  zum  Steuersatz. 

ls!3,  Zusatz  zu  Z.  10  ?.  o.  Ausser  diesen  hier  erwähnten  Kreiden ,  dio  trotz  des 
bei  ifaDen  bcsteheudcn  Krcisausschusses  uor  Vorvaltunj^äbe^irlte  ohne  eij^cno 
ReebtvpersOoUchkeit  sind,  bestehen  in  Sachsen  noch  die  alten  historischen 
Kreise  für  einige  Aufgaben.  S.  Lonlhold.  Art.  Kreis  in  Sachsen  im  Wörter- 
buch der  Verwaltung,  1,  803,  r.  d.  Mosel«  Handbuch,  Art.  Kreia»täudc,  Krcis- 
ausächuss,  KreishauptmannschaAen. 

löT.  Z.  18  V.  u.  lies  daron  mit  statt  davon. 

205,  Tab.  41,  zweite  (Unke)  Colonne,  Z.  6  r.  o.  lies  Impost  statt  Import 
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Specielle  Steuerlehre. 

Praxis  der  Besteuerung. 

Sechstes  Buch  (Bchluss),  siebentes  und  achtes  BucL 

(Theil  IV  der  Pinanzwissenschaft, 
Theii  II  der  speciellen  Steuerlehre). 


Vorbemerkungen 

Uber  den  Pias  dieses  Theils  (Bands)  IV  und  Uebersie'ht 

des  ganzen  Werks. 

Die  Dmindenmgreii  und  EnreitermigfeD ,  velcbe  dioMs  finatuwinemscluiftlfcb« 

Verk  im  Laafc  <lcr  Zoit  in  seinL-m  Plan  und  poiner  AusfUhrann;  erfahren  hat*), 
■•eben  es  nothwendig,  zar  üheuürQOg  Uber  deu  Plan  dieser  Fortseuuug  einige 
Weile  ronuazoschicken. 

Die  „specielle  Steneriehre"  („Praxis  (l.  r  Resteaeruag")  scblicsst  sich  an  die 
.TTteprie  d.  r  Bc^tencr'uvT  "  , ..GebülirLiilchre  und  allgemeine  Steoerlebre*').  den  zrtiitcii 
Tbeii  (Band)  der  Finanz wusunschafu  anmiUelbar  an  and  ist  deren  ireitore  Aastubrung. 
h  der  xveiteo  Aeflagre  (1890)  ist  der  Stoff  dieses  zveiten  Theils  in  die  zvei  ..Bacher"* 
4  and  5  eingetheilt  Wörden,  iui  A:  lluss  an  die  drei  ersten  ..Bücher",  in  welche 
in  der  dritten  Auflage  {im'S)  der  Ötott  des  ersten  Theils  (Bands)  der  Fioaiuvisaen' 
ddukft  gegliedert  worden  war'). 

In  drittes  Theil  'Band)  (in  Gesammtaasgabo  1889  vollendet  und  erschieneo), 
war  alü  secbätes  ..Buch"  eine  w<»s<'ntlich  dcscriptiv  «jehalfone,  wenn  auch 
zagUich  «ystcmatiscb  geordnete  ,^peciellc  Steuerlehre",  eine  Darstellung  der 
6cadriehte,  Gesetzgebung.  Ststistik  der  Besteaeruug  einteber  Linder  begonnen  und 
dann  in  diesem  Bande  III  eine  „Uebcrsicht  der  Steuergoschichte  wichtigerer  Staaten 
ond  Zeitalter  bis  Ende  des  1^.  Jahrhunderts"  ge<rebpn  wordiMi.  Daran  hat  sich  aus 
4er  ^Besteucmog  des  19.  JalirhuuUertä"«  nach  einer  kurzen  Einlcitiiug.  eine  genauere 
Dscstellong  der  Entwickelung  ond  Oestnltong  der  britischen  (h\s  1887)  und  etne 
noch  riel  eingehendere  der  französischen  Bes^teuerung  (bis  l"^*^!»)  ani^eschlossen. 
6b  JEIrgiiaungsheft  zum  dritten  Theil"  hat  darauf  „die  britische  und  französische 


*)  8.  Vorvert  zur  Oesammtansgabe  des  B.  III  der  Finanzvissenscbaft  (1889K 

r,  Band  III  selbst  S.  1.  2,  9-11,  B.  II.  2.  Aull  (1890)  ebenfalls  Vorwort  Ottd  S.  1, 
Mch  meine  Grundlegung  der  Politischen  Oekonomie,  8.  Aull.,  I,  S.  1—8. 

*)  Die  formellon  Acndcrungcn  (Stoil'eintbcilung  u.  s.  w.)  in  den  drei  Auflagen 
^es  B.  1  und  d^  ti  zwei  des  B.  S  der  Pinanzvisaenscbaft  sind  in  der  Kute  auf  S.  1,  2 
ia  B.  3  QbersichtUcb  gemacht  worden. 

A.  Wag FlaauwiaMOMkaft  iT.  1 
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Besteacrane  i:;  ihr  r  neuesten  EntwickluDg  on  i  rresfaltiirig-  (1886-  9^)  *  zur  Darstellung 
gebracht  (erschteueu  1896).  Die  unprünglick  geplaote  &hoUche  Bcbandloog  der  Be- 
«teueranf  anderer  deutscher  nod  aiieserdeotscher  L&uder  wu  Indessen  mit  dem  Ab« 
schlass  dieses  Thcib  III  aus  inneren  und  äusseren  CMndeo,  vorüber  ich  mich  in 
dem  Vorwort  zur  Gesamintniisf^abc  dieses  dritten  Thcils  ausgesprochen  liabe*),  zunächst 
aufgegeben  worden,  um  ciuuui  „System'*  der  speciellcn  Stcuurichre  für  das  19.  Jahr- 
hundert im  Theil  IV  mft  dnom  siebenten  nnd  nebten  „Bnelie**,  PJnIx  zu  oacbea. 
Por  wesentlich  descriptive  Tlieil  III  nioimt  darnach  die  Stellung  eines  Fundaments 
für  diesen  Theil  IV  ein.  Dazu  eig^net  er  sich  nach  der  Bedeutung  des  in  ihm  ent- 
haltenen Stoffs,  der  britiscbeD  und  französischen  Bestenerang  im  19.  Jahrhundert, 
nnd  nach  der  eingebenden  Behandlung  dieses  Stoffs,  auch  besmiden,  wenn  er  dafar 
auch  noch  Ergänzungen  ans  den  Thataacben  der  Bestenerang  anderer  L&nder, 
namentlich  deutscher,  bedarf.  ; 

Diese  Erginznngen  IhnKch  ansfabrileb.  vie  die  DaiBtellnnir  der  britl«eben  nnd 
französischen  Bciiteuerung  ni  liahen,  habe  ich  als  unausführbar  erkannt  und  deshalb  \ 
darauf  verzichtet.  Aber  sie  wenigstens  in.  freilieh  bei  den  meisten  Ländern  nur  und  i 
absichtlich  möglichst  nur,  knapp  übersichtlicher  Weise  zu  bringen,  habe  ich 
mich,  nach  manchen  Enrftgnngen  des  Für  und  Wider-),  doch  noch  entschlossen. 
Die  Darstellung  des  Steuerwesens  der  ein^clnt^n  1  imtl  r  ist  dabei  absichtlich  nicht 
ganz  gleichmässig  gehalten:  das  für  uns  Deutsclic  Wichtigste  ist  immerhin  etwas 
eingehender,  als  Anderes,  wenn  ancb  vesenüidi  hflneer  als  die  brltisehe  nnd  ToUends 
die  französische  Besteuerung  im  3.  Bande,  behandelt  worden,  so  besonders  die 
prcussischc  Besteuerung  Der  Cliaracter  einer  üebcrsicht  wurde  indessen  auch  dabei 
innegehalten,  deshalb  iu  die  Einzelheiten  nicht  näher  cingeganiren.  Diese  Ergänzungen 
bilden  demnach  eine  Einleitung  zu  der  in  Buch  7  und  8  folgenden  systema- 
tischen speciellcn  StcuerlLhre  und  in  formeller  Hinsicht  den  ScbloSB  desBDCbs6 
in  Band  III,  wie  ich  sie  im  iul^^endcn  auch  bezeichne. 

Demnach  gliedert  sich  der  iStoft  des  ganzen  fioanzwissenschaftiichen  Werks  and 
speciell  dieses  und  des  folgenden  Tbeüs  also: 

1.  Theil  (Band).   (3.  Auflage  1883.) 
Einleitung. 

1.  Bncb.  Ordnung  der  Finanzvirthschaft. 

2.  Bncli.  Finauzbedarf. 

B.  Bueb,   Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanzwirtbacbaft  im  Allgemeiocn« 
insbesondere  der  Priraterverb. 

2.  TbeU  (Band).  (2.  Auflage  1890.)  Theorie  der  BeBteaernng. 

4*  Buch.  Gebührenlehre. 

5.  Bach.  Allgemeine  Stenerlehrc. 

8.  Theil  (Band).  (1880  89,  Gesammtausgabe  1889  erschienen),  nebst  ErgSnzungs- 
heft  (1896).  Specielie  Stuuorlehre.  Geschichte,  Gesetzgebung,  Statistik 
der  Bestenerang  einzelner  Länder. 

6.  Buch.   Stcucrgeschichte  (bis  c.  1800).    Besteuerung  des  19.  Jahrhnndens, 

besonders  Grossbritannien  nnd  Frankreich  *). 

4.  und  5.  Thoil  (Band).  System  der  epeciellen  Steuerlehre  und  Lehre  Tom 
Öffentlichen  Credit  (Schulden). 

6.  Bncli.  Schlnss.   Uebcrsichtcn  der  Bestenerang  verschiedener  ZJbider 
im  19.  Jahrhundert 


»)  8.  daselbst  bes.  8.  IV  XIV. 

*)  S.  Vorwort  zu  Theil  III,  S.  Xll,  Ergänzungsheft,  S.  3  Note  1. 

')  Die  im  Theil  III  und  dortigen  6.  Bach  begonnene  Eintheileng  des  Slef% 

besonders  im  2  Kapitel  (S.  209,  §.  103—105,  S.  226,  S.  367).  ist  wegen  der  Ab- 
änderung des  Plans  fur  diese  dcscriptive  Partie  des  Werks  im  jetzigen  folgenden 
Schlussabschnitt  des  6.  Buchs  in  diesem  Theil  IV  nicht  fortgeführt  worden. 
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7.  Bach«  Syit«in.  Die  Tonemlieli  so^n.  dtiecte  fiesteoeran; 

8.  Bncli.    System.   Die  Toraemlich  so^^en.  inJirecte  Bestoiieraii|;  (iocL  Ver« 

kehrs-,  Erbschafts-,  Ge-  und  Verbrauchs-BcsteueniBg), 

9.  Bach.    Oeflentlicher  Credit  (besoAde»  Staatsscbuldon). 

Für  di.'sos  finanzvisseDSchaftlicbc  System  ist  «Tjrisrens  immer  Foljfendes  zu  bo- 
aditefi.  Dieses  dem  Plaoe  wie  der  AasfQhraog  nach  so  umfaogreicbe  Werk  tlbcr 
FiBU2viBse»9chaft  bildet  nach  wie  Tor  die  ?ierte  Hanptabtleilnng  des  m 
mir  in  Verblödung  mit  anderen  Autoren  unternommem  n  grossen  Lehr-  und  Hand- 
boch«  der  Po!iTi?-rhen  Oclionomic.  Das  alltr'-meirio  »ocialtikonomisrhc  Fundarneut  für 
dieses  Gesauiuitwerk  habe  ich  lu  der  vou  ia»r  vcifaaüten  cfitiüi  Hauptabtlaeiiunij.  der 
nGnuidlegaiif^  der  Politischen  Oekonomi«*%  zo  geben  pesuclit^'j.  Insbesondere  baut 
jlch  gerndc  auf  diesem  Fundament  meine  Finanzwissenschaft  auf:  ilif'  principielle 
AaflasäUDg  und  Babandlong  findet  ihre  tiefere  Begrttndong  in  jener  Grundl^ong. 
KaBeattieh  gilt  dies  Tom  tveiton  ThtU  der  FHnMSwisseiisebtrk,  der  „Theorie  der 
Besteuerang*'.  Aber  auch  in  den  anderen  Tbelleo,  aui  h  hier  in  Theil  III  und  IV, 
in  der  ,.«peri*  llen  Sfonerlebre'.  beruht  meine  principicile  Stellung  und  mein  ürtheil 
curcLaos  auf  mei'ien  in  der  ^Grundlegung'*  entwickelten  socialökonomiscben  Gesichts- 
psBcten.  Aof  die  Festbaltnog  der  Einheitlichkeit  io  der  principieUen  Behandlang 
in  allen  von  mir  selbst  herrührenden  Theilcn  des  irnnzea  Veru  der  PoUtiSchea 
OekoDomie  war  mein  besonderes  Augenmerk  gerichtet'). 


S.  über  die  »treitifre  Terminologie  iu  Bctreir  „liirecler"  Uüd  „indirccter" 
Steoem  B.  II  {2.  Aufl.)  §.  97—100.  und  über  mein  ei;^'oncs  System,  das  ich  im 
Hinzen  auch  hier  in  der  speciellen  Steaerlehre  darchfahre,  ebendaselbst  £ap.  4, 

b.  m  ff. 

*)  1.  Theil  <Band\  Grundlagen  der  Yolkswirthschaft  (8.  Aafl.»  in  2  Halbbindea 

:^r<>  l<08>,  2.  Thcil  (Bach  1—8)  Yolkswirthschaft  und  Becbt«  besonders  YennOgeos- 
recht  8.  Aufl  1894). 

L'cbcraicht  dci  im  Jahre  1892  neagestalteten  Plans  des  ganicu  Werks  in 
seiner  CnndJegiuig,  8»  Anfl.  I,  S.  2,  8. 


Sechstes  Buch. 


Scblnss. 

tebersichten  der  Be^teuerun»:  verschiedener  Länder 

im  10.  Jahrhundert. 

§.  1.   Qacllen  und  Litteratar. 

Die  Quellen  fQr  das  Stenerreeht  sind  die  bezugUcbco  Gesetze  und  Ter> 
Ordnungen.   Zur  Erg.^nzati^  dienen  die  Gosct7ciii würfe,  die  Terbereitongtatbeltea  In 

den  Ministerien.  Staatsräthen  und  almliclion  BchönltMi.  woron  meistens  nur  Einzelnes 
amtlich  publicirt  ist,  dann  namentlich  m  den  Staaten  mit  \ olksvertrctungskOrpeni 
irgend  einer  Art,  besondem  in  den  B&fttn,  censtitotioneUeD,  die  TerliMtdliiniren  dieser 
Körper  und  ihrer  Commisbioncn  ül)cr  ilio  von  di  ii  Rt  jrierungen  vorjroleirton  Steuer- 
gesetzentwürfc.  Das  betrellcndc  Material  ist  meMen^  gedruckt  und  rerötientlu  ht  in 
den  Parlaments-,  Kammerdrucksachen,  doch  fehlt  öfters  dasjenige  der  parUmenta- 
riecbea  Commissionen,  7umal  wenn  es  nicht  zur  Erledigong  der  (iesetze  kam.  In  der 
monographischen  Littirafur  (selbständigen  Büchern  und  Zeitschriftaufs&t/Lti)  übr«r 
einzelne  Steuern,  Steuerreformen  und  Uber  das  Finanzwes^  öinzelner  Länder  ist 
Tiefes  von  diesem  Mtterlal  rerwertliet,  mitnnter  dannis  Einiges  tbgedmckt  worden. 
Die  alljjemeirH  il  Fiirli/eitst  liriften,  namentlich  aber  die  vorncralich  oder  ausscliliesslich 
(1- in  Fiuanzwesi'n  m'widnicfcn,  enthalten  in  neuerer  und  neuester  Zeit  in  ihren 
liezu^iichen  Aufsätzen  immer  mehr  derartigcü  .Material.  Unter  den  deutschen 
besonders  das  treffliche,  reichhaltige  Finanzarchiv  ron  (i.  Schanz,  (seit  1884. 
B.  15  1898),  dann  Hirth's  Annalen  des  I>entsrhen  Reichs,  die  Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik,  mehr  oder  weniger  auch  die 
Qbrigen  (Zeitschrift  für  die  gessminte  StutswiBsenscbnft,  Jnbrbach  fOr  Gesetzgebung 
und  Verwaltiint:  des  Deutschen  Bcichs  u.  s.  w.V,  nnfer  den  fremden  namentlich  das 
vom  fran/t'»si>rhen  Pinanzministerium  heransgegebene  Bulletin  de  statistiqne 
et  de  lcgl^lation  comparöe  (seit  1877,  jährlich  jetzt  2  Bande,  1898  Nr.  43  und  44 

Die  Quellen  far  die  Stc uerstatistik  sind  die  &aat6-  and  OomniDnal- 
baushaltetats.  die  Kechnnnfrjsabsrhiasse.  die  «on-^tiiren  statistischen  Materialien.  UeV>er- 
sicbtea  u.  dgl.,  welche  ausserdem  roröUontlicbt  werden  und  sich  in  den  constutio- 
nellen  Staaten  ebenfalls  vielfach  in  den  Parlamentspapicren  und  Druck-sacben.  in 
den  Beilagen.  Motiren  u.  s.  w.  der  Oesetzenttrarfe  finden.  ]>ie  Hauptdaten  daraus, 
ans  Voranschlägen  und  KecluninusaliM  lild'^i'en .  neuerdings  vielfach  in  den  amtlichen 
btatistlschen  Jahrbüchern,  auch  in  knapper  Form  in  bekannten  Privatwerkcu  dieser 
Art,  besonders  im  Gothaer Hofkalender  nnd  Jahrbuch,  in  H.  Blocks  Annuafre de  l'ico. 
nomie  politique  et  de  statistique.  im  englischen  StatcHman's  yearbook.  Auch  die 
vorgenannten  Zeitschriften,  besonders  das  Finanzarchiv  nnd  Bulletin,  bringen  eigens 
oder  in  den  sonstigen,  die  Steuern  behandelnden  Aufsätzen,  viel  statistisches  Material. 

Ans  der  Litteratur  kommen  die  Bflcher  nnd  Auf»ätzo  Uber  das  Finanz-  und 
Stenerwesen  einzelner  Länder,  in  «'«iner  neueren  Kntwicklüng  (10.  Jahrliunderf) ,  wie 
in  seiner  jeweiligen  Gestaltung,  am  Meisten  in  Betracht.  S.  die  wichtigeren  in  den 
bibliographischen  Daten  der  froheren  Binde  dieses  Werks,  besonders  I  (8.  A.),  S.  55  ff., 
II  (2  A.).  S.  18  ff..  23  ff.,  Uber  (irossbritannien  und  Frankreich  III.  S.  226  u.  S.  307  ff. 
und  in  den  einzelnen  Abschnitten  bei  den  verschiedenen  Steuern,  sowie  im  Erg;ün/nngs- 
heft  zu  R  III.     Weitere  Ergän/ungun   Ua^u   unten    bei   den   einzelnen  Ländern. 
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AUgeaeiaere  Bibliogrraphien  im  Finaozuchiv  nod  in  dem  idclihaltifen,  systematiäcli 

uüd  nach  Ländern  ciocrcrichtcten  Tjt''^r:'itun'erzeiclinisM  ,on  Fran keiiBtein  in 
bcitäffle's  ^teaern"  iix  dem  Fraukeuätüia'scheu  bamuiüiwerk,  im  ,^tgemeiaea'\ 
«w  naMntlidi  im  ,«b«6oiidere&^  Thdl.   Auch  die  Abbuidloof  ea  tiber  Steoem  im 

Schön berg 'sehen  Ilaudbuch  der  Poliiisclieii  OekunolDie  (B.  8,  4.  A.  1897),  die  ein- 
zelncü  Steuerartikcl  mi  Handwörterbach  der  Maatswbäen.schrilt  und  den  beiden 
Suppleniunibaadeii  dazu  (Sr.  II  1898),  dergleichen  in  BetrcÜ  Dcutachlands  die  Artikel 
im  7.  Stengel  boben  Wörterbach  des  deatschen  Yerwaltoogsrcchts  und  den  drei 
r:4^xizun£:sheiteu  dutt  (Nr.  3  1898j  enthalte  ?ifll  biUiogiaphiitclie  und  littoraiisohe 
^acüveisungcn. 

Di«  öffentlich  -  rechtliche  Seite  des  Dearaeo  Stenenresens,  in  der  etwaigen 
terfa&äungsmässigen  Begründung,  der  Aus-  und  Weiterbildung  und  erreichten  Gu- 
rsltnn^,  wird  regelmäs:>ig  mehr  oder  wenig^cr  cingehtMid  in  den  Werken  tiber  das 
^tlllb^echt  der  einzelnen  Länder  behandelt.  Angaben  ebeulaiin  in  Fiu.  I  (3.  A.), 
B.  55  U.,  II  (2.  A.).  8«  81  und  weiter  unten  bei  den  einielnen  Linden. 

Vielerlei  Mittheilung^en  über  die  einzelnen  Steuern  Fcrschiedener  Länder,  auch 
die  Lntwiciiaog  einer  bestimmten  Steuer  in  cwem  Laude,  enthalten  regelmässig  die 
grAssex«n  finnnzvissenscbaiUichen  Werke,  in  Deobichlaind  von  Raa,  Stein.  Koscher, 
Cohn,  Schäffle,  besonders  das  SchOnberg'scbe  Ikudbuch  (3.  B.  4.  A.)  in 
meiner  Abhandlung  über  directe  Steuern  und  in  den  dortigen  Abbandlungcn  der 
aaderen  Aatoren  (in  der  4.  A.  Schall,  Zoller,  Kieckc,  v.  Ueitzenstein)  Uber 
die  nbri^en  Steoem,  dann  die  gTtaeten  Nachschlagewerke,  die  Staatswörterbflcher  n.a.  v., 
jetzt  namentlich  die  Specialartikel  im  Handwörterbuch  der  Staatswis^cnbchaften ,  in 
r.  Stengels  Wörterbuch  des  Verwaltuugsrecbts,  dem  Say'scbcn  dictiouuaire  de 
fioaaces  u.  a.  m.  Aber  nur  ausnahmsweise  werden  in  den  Fiuanzsystcmen ,  in  den 
LebrbQchera  und  in  dit^eu  eben  genannten  Sammelwerken  zwammeohäugende  lieber- 
sichten  der  Eüiwicklunij:  und  (jebtaltung  der  Besteuerung  der  einzelnen  Länder 
gegeben.  So  fur  Deutschland  bkizzou  ¥on  G.  Cohn  in  seiner  Fiuanzwisseuschaft 
(1889,  Bneh  8),  fon  Eheberg  im  Art  Steaern  im  U.  W.  B.  St  (VL  123—186).  m 
mir  Uber  die  dirccten  Steuern  iD  mainer  AbbandloDg  im  ScbAuberg'üßben  Uandboch 
{ül,  4.  A..  S. 

Uid  hiatoriscbtiu,  legisiaiiveu,  hlaü:>ti3cbcn  Matcrialicu  zu  einer  zu:3auiu)unbiuigeuduu 
akinenhaften  Ihntdlnag  dee  bestehenden  positiven  Steuerrechts  der  rerschi«ien«i, 
weoisrstens  der  wirhtisreren  Staaten  im  19.  Jahrh.  Iie;^en  übrigens  in  der  neueren  Litte- 
tuv  schon  zur  GenU|$u  vor.  Das  Uanptsächlicbo  hndet  sich  in  den  grösseren  Lehrbüchern 
lad  den  Naehschlagewerken,  von  denen  hier  besonders  wieder  das  SchOnberg'sche  Hand- 
buch B.  3  und  das  H.  W.  B.  d.  St^  auch  das  v.  Steugelsche  Wörterbuch  (dies  namentlich 
für  das  Steuertechni>che  in  treulichen  Artikeln  von  G.  ?.  Mayr)  zu  nennen  sind.  Für 
viele  deutsche  Staaten  (Mittelstaatcn)  und  fremde  Länder  (namentlich  Frankreich)  be- 
sitiea  wir  ferner  znsnmmenfassende  Ihtrstellongen  ihres  ganzen  neueren  FlnaazwesenB  nnd 
ihrer  Besteuerung.  Leider  fehlen  solche  n.  A.  noch  für  Preus??cn.  Eine  "V'erwerlhuug 
der  ganzen  Fülle  der  pariamemariscben  Drucksachen  für  die  Stcuergescbichte  und 
<la3  Stcuerrecht  des  19.  Jahrhunderts  hat  in  der  monographischen  Litteratur.  u.  A.  in 
Buchen  Aufsitz<ün  über  Besteuerung  nod  Stenerreformen  einzelner  Lftnder  im  Finanz^ 
»rchiv ,  ^chon  mehrfach  stattgefunden,  wenn  auch  lii^her  niei'-teris  nur  für  kleinere 
Zeitr&omc,  in  denen  es  sich  um  bestimmte  Keformüragcu  und  Gesetzgcbungsacte  handelt, 
idten  schon  ausreichend  fttr  den  ganzen  Zeitmnm,  der  in  Betracht  kommt.  Die  Ver- 
werthnng  des  neuereu  ArchivinateriaU  liat  erst  begonnen.  Sie  möchte  besonders  für 
die  T.'f^'n  der  Neuordnunpcn  des  Sten.  rwesens  in  d^r  Friedensperiorle  nach  l>^ir)  und 
kritiscbeu  politischen  l'erioden,  beim  Lcbcr;:.uig  zur  cuuatituiiunullen  Siaatstorui 
(1848,  Oesterreich«  Prcussen)  und  zur  Staatsoinheit  (Kbcinbundstaaten  1808  ff.,  Oester- 
reich 1^49  ff..  Italien  ISölMF.,  Deutschland  IRHn  fi."  Manches  zur  Anfklftning  Uber 
die  und  zum  Verständuiss  der  Kntwickinogen  beitragen  können. 

In  knappster  Form  habe  ich  in  meinem  „Grandriss  zn  Yorioongen  über  Finanz^ 
Ti&!»enschaii"  (Berlin  1898)  bei  den  einzelnen  Steuern  Uebersichten  Uber  die 
wichtigsten  Puncto  der  neu'-ron  Stf'uergesetzgebung  des  Deutschen  Keichs,  Preussens, 
der  deutschen  Mittclstaaten,  Frankreichs,  Oesterreichs,  Grossbritannicus .  zum  Theil 
sech  noch  anderer  Linder  gegeben.  Diese  l'ebeisichien  nnd  die  Skizze  in  meiner 
Abh  directe  Stenern  im  Schönberg'schen  Handbnch  sind  im  Folgenden  mit  benutzt 
ViirdeA. 
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6.  B.  UeboBlelittii  d«r  BeBtesonm^.  §.  2. 


§.2.  Werth  von  üobcrsichton  der  St«:;uc  rcn  t  vi  ck  1  ii  n  2:  anj  der 
Gestaltung  der  Besteuerung  ganzer  Länder  tipeciell  für  die  Finanz* 
Wissenschaft.  Enrtlnscbt  ntd  xvedtmlKij^  sind  mindestens  Skizzen  —  mehr 
TMbietol  der  Baum  und  die  spedelle  Aufftabe  der  finanzwissenschaftlichen  Weike  — 

tlber  die  pesammte  Be^^e^e^ang  eines  Landes  und  Uber  deren  Entwifklunj»'  geviss 
auch  in  den  theoretischen  and  systematischen  Werlien  der  Fioanzwissenscbaft  und  der 
8teiieilehie.   Vlelfaeb  eri^ebt  sfeli  erat  ans  dem  ir«^hlclitlfehen  und  reclitHcben 

Zusammenhang  mit  der  übripren  BL-steueruniLr  und  mit  dem  ganzen  Finanzwesen,  nr  h 
mit  don  anderen  Einnahmequeiien,  das  richtige  Verständniss  für  die  Stellung  und 
EiurichtunfT,  welche  eine  einzelne  Steuer  oder  Steucrfrattunj^  in  einem  Lande  erhalten 
hat.  Das  descriptir  zu  legende  Fundament  d«r  speciellcn  Stcuorlehre,  als  eines  Tbcils 
d.T  Finarizwissoiischaft,  wird  so  sicherer  gewonnen.  Die  linanzwissonsch.iftlicben  Werke 
reiben  Daten  über  das  Steuerrecht  rcrbchiodener  Länder  meistens  in  die  betreüenden 
Abschnitte  ein,  worin  sie  die  einieinen  Steoergattungen  and  Steaem  darstellen  ond 
erörtern,  wie  e3  iu  der  systematischen  I^^bandlung  der  speciellen  Steucriohro  unten 
iii  Ruch  s  und  0  ebenfalls  cesrhieht.  Aber  weder  solche  Ziisanitncn*;tellnnsren ,  so 
werthvoil  und  nuthwcuüig  sie  i'ur  den  unuiittelbarea  Zweck  älud,  um  die  Verbaluiissc 
der  einzelnen  Steuern  klar  an  legen,  noch  selbst  die  an  sich  richtige  i  onfulirung  und 
Erhebtin^  solcher  Zu^ammcnstcllungfen  zu  einer  ..vergleichenden  Hebandlung"  der 
einzelnen  Steuerrechtssysteme,  wie  namentlich  bei  L.  F.Stein,  reichen  doch  für  sich 
allein  nicht  immer  aus.  Es  werden  dabei  die  rersehfedenen  SteoerartMi  ond  Stenern 
eines  Landes  zu  sehr  aus  dem  Zusammenhang  gcri^^en  und  isolirt,  worunter  das  Bild 
des  Ganzen  und  des  Einzelnen  leidet  und  wobei  das  Unheil  leicht  irregeführt  wird. 
Gerade  Stein 's  wie  immer  geistrolle  Behandlungswcise  (so  iu  der  ö.  Aull,  2.  Tb. 
2.  Abth.  u.  d.  T.  .«die  einzelnen  Steuern  nnd  ihre  Systeme**)  möchte  dafftr  den  Beweis 
liefi-rn.  ain  li  wenn  vifl.»  Mfmirel  hi-^r  nicht  nur  atif  diesen  Punrt.  sondern  auf  di'^ 
ungenügenden  Vorstudien  und  Kcnntuissef  die  liUcbtigo  Arbeitsweise  und  die  con- 
structive  Methode  des  genialen  Veifassecs  atirQcicznftlbren  dnd. 

So  erklärt  sich  z.  B.  in  einem  concreten  Stuuenystem  eines  Landes  nicht  selten 
die  Einführung  wie  die  Beseiti'runis',  die  Ansdehnung  wie  die  Einschränkung,  die 

Sanze  Einrichtung  und  namentlich  auch  die  Höhe  dos  Steuorfussea  einer  bestimmten 
teoergattung  und  Steuer  mit  ans  der  Stellantr,  welche  diese  im  historischen  ood 
actuellen  Steuersystem  hier  einmal  einnehmen,  alsi»  ans  Umständen,  weit iie  die  übrigen 
Steuern  betrelien.  Das  bleibt  ganz  oder  vielfach  unbeachtet,  wenn  jede  Gattung  vnd 
einzelne  Steuer  fUr  sich  allein  oder  in  Ycrgleichung  mit  den  nemlichan  Steaem 
anderer  liknder  betrachtet  wird,  wie  es  die  rein  systematische  Behandlungaweise  mit 
sich  lirinjrt. 

Die  folgenden  Skizzen  gehen  regelmässig  von  der  t  riedensperiode  nach  1Ö15 
ans,  wo  meistens  die  Besteuerung  eine  für  llngere  Zeit  geltende  Ordnnn|r  nach  den 

Wirren  der  langen  Kriegsperiode  erhalten  hat.  Auf  die  vorausgehende  Zeit  noch  in 
letzterer  Periode  selbst  wird  mir  so  weit  zurückgegangen,  als  es  der  Zusammenhang 
mit  dem  Späteren  notbweudig  niaclit.  Die  mancherlei  vorUbergcheudcu  Bcötcuerungs- 
experiraente  in  der  Kriegsperio  i<>  s.  Ibst  (z.  B.  in  Preussen)  brauchen  im  Einzelnen 
hier  nicht  verfolgt  zu  werden.  Die  Verhriltnif^te  dfr  ..:i!ten  R  'u, mng^**  bis  um  1^00 
sind  in  dem  cntten  hifitorischeu  Abschnitt  des  Theiis  III  dieses  Werks  sk^^^i^l  wordeu, 
besonders  für  Preossen  (§.48,  49).  Oesterreich  (§  43,  44),  Fraalcreich  ^i^.  58-^67), 
England  (§.  80—89).  An  diese  Verhältnisse  knüpft  die  Fortentwicklung  im  19.  Jahr^ 
hundert  nattniirh  an,  auch  in  Frankreich  mehr,  als  1  ^  auf  den  ersten  Blu  k  den  An- 
schein hat.  Diu  Technik  der  einzelnen  Steuern  wird  hier  jcUt  vun  mir  im  i  olgondcn 
übrigens  nicht  genauer  darfpcstellt  Was  dafon  fiaanzwi^nschaftlich  besonders 
beaclitcnswerth  ist,  wird  be-^er  spfiter  im  sy^^tematischen  Theil  '"  i  der  Behandlon? 
der  Steuergattungon  zum  Zweck  der  Ycrgleichung  der  verachitideneu  Steucrrcchtd 
eingefügt,  weil  es  dann  instroctirer  ist  Es  wiurde  sonst  za  Vieles  wiederholt  werden 
müssen. 
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Erster  Haoptabsohnitt. 
Die  deutsehe  Bestenrnngr  ini  Jehrbattderf, 

FnuBsen»  andere  deutsolie  Staaten»  Zollverein,  Deutsches  Heioli. 

Für  dio  Littcratur  ist  wieder  aaf  die  oben  S.  4  citirteti  Angaben  ia  den 
fttteran  Binden  tn  fenreiscn.  Das  Wichti^te  dma,  mit  ErgliKonsfen  bis  zur 
O'rcnTnrt.  wird  UDtcn  an  den  betrelTenden  StellL-n  genannt.  S.  sonst  auch  hier  die 
Luteraturnachvdise  im  bcbönberg'tichöa  Uaadbuch  (so  in  meioer  Abb.  directo  Steuern, 
4.  IIL  S.  280  C  flkr  die  einxelnen  Linder)  und  in  den  Artikeln  Uber  Stenern 
üa  H.  W.  B.  d.  St.  Dio  vicbtigsteo  Gesetze  werden  im  Folgenden  angeführt.  Im 
AUfpiTjcinon  ist  anf  die  Repertorien ,  rommentare  und  derg-lcichen  dem  praktischen 
VenraUuug^bcdurl'uu^  Uienendeu  Scbriftuti  über  üruppua  von  Steuern  und  einzelne 
StMem  In  jedem  einzelnen  Lande  zu  fenreisea ,  wie  sie  fast  für  jedes,  in  grosseren 
ineis*>"ns  tnehrf-ich.  sicli  finden  und  in  neuen  Aafl.iiren  sich  auf  dem  Laufenden  halten. 
Ist  Preaj»>ea,  wo  zimmmeofa&^eade  Finaiuwerke  fciüeu,  &iud  for  die  ältere  Zeit  des 
19.  J«]iriinndeTts  Schinmelfennig's  Stenerverfce  stoffireiclk  nnd  die  Coromeotare 
zu  den  Gesetzen  sind  hier  noeh  wiehllger  zur  Uebersicbt  des  Materials,  r.  ROnne*s 
a"it?eror.lentlich  stotfreiches  preussisches  Staatsrecht  liefert  einigerinatssen  auch  einen 
Kr^ai/  far  ein  fehlendes  eigentliches  Finan/.w-erk  Uber  die  preussisciien  Steuern. 
Aebniiebea  gilt  ron  seinem  Stnetsroebt  des  Deatschen  Reichs.  In  Kttno  giebt  anch 
G«örir  Meyer's  deutsches  Yerwaitun^sreclit  gute  Ucbersichten  mit  fttr  ue  Mittel- 
oad  Kieixistäaten.   Auf  letztere  gehe  ick  nicht  näher  ein. 

S.  3.  CharacterUtik  der  allgemeineD  Entwicklmig 
der  deatseben  BeeteneroDg  im  19.  Jabrhandert  Die 

Entwicklnug  der  wirthscbaftspolitischen  und  der  politischen  Ver- 
Lalail*sc  iii  Deutschland  im  liK  Jahrhundert,  seit  dem  Absclilu.ss 
der  französischen  Kriegszeit  (1815),  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass 
die  preussische  Besteuerung  in  nahe  Beziehung  zu  derjenigen  zu- 
erst im  Zollverein  (  Zolle,  Htibenznckersteuer,  Bier-  und  Branntwein- 
steuer;, dann  im  Norddeutschen  Bund  und  Deutschen  Reich  ge- 
treten ist  (ausser  den  genannten  noch  Salz-,  Tabak-,  Stempel-  und 
Verkehrsateoern).  Diese  Beziehaog  war  eine  solche  der  Wechsel- 
wirkangy  doeb  mit  Torwalteadem  Einflnss  der  preusstechen  Be- 
BteoeroDg  aof  diejenige  des  Zollvereins  und  Beicfas  (Z(^lle,  innere 
indireete  Stenern).  Anch  zwischen  den  anderen  Einzelstaaten  nnd 
dem  ZoÜTerein  nnd  Beicb  fehlen  solche  Beziehnngen  der  Bestenernng 
sieht,  doeb  waren  diese  Staaten  hier  mehr  die  beeinflossten  als 
die  beeinflussenden.  Die  preussische  Hesteaerung  hat  so  durch  die 
Vermittlung  der  Verbiudiiüg  aller  deutschen  Länder  er^t  grosscn- 
theils  im  Zollverein  und  dann  vollständi:;  im  Reich  auch  auf  die 
Jiedteueruug  der  anderen  deutschen  Staaten  eingewirkt.  Dies  gilt 
namentlich  ftir  die  Zidle  und  die  innere  indireete  Verbrauch?- 
besteoeroDg,  mit  der  Ausnahme,  dasa  die  drei  süddeutschen  Staaten 
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6.  B.  DttbenichteA  dei  Bfistouerong.  Deatfidüaod.  §.  3,  4. 


BaierD,  WUrttenibcrc:  und  Hadeii  und  zum  Tlieil  auch  Hessen  und 
Elsass- Lothringen  in  der  GetrUnkebestcueriuif;  eine  JSondcrstelhing 
behalten  haben,  in  der  Bierbeateaerung  (die  drei  erste len  und 
das  Beiehaland),  sowie  in  der  inneren  Weinbesteuernng  (alle,  mit 
Ausnahme  von  Baiern,  das  keine  innere  Wein  Steuer  hat),  auch 
gegenwärtig  noeh  eine  solche  einnehmen.  Unmittelbar  hat  auch  die 
prenssisehe  directe,  besonders  die  Personalbestenerang  aof  andere 
deutsche  Staaten  einen  Einflnss  ansgedbi,  indem  sie  öfters  znr 
Nachahmnng  ftthrte,  so  in  der  Angliedernng  einer  allgemeinen 
Einkommenstener  an  die  Ertragsbesteaernng.  Doch  hat  es  aoch 
an  dem  umgekehrten  Kinfluss  nicht  gefehlt,  so  von  Sachsen  auf 
rreusßen  in  der  P^inkommenbesteuerunp:. 

Der  Einfluss  des  ausiüDdiächeu  bteuerrechts  auf  dasjenige  der 
deutschen  Lilnder  ist  unmittelbar  in  den  zeitweise  zum  französischen 
Staatsgebiet  gehörenden  Landestheiien  (direete  Steuern,  besonders 
Grundsteuer  im  Westen,  elsass- lothringische  ßestenernng  allge- 
mein, in  Hanptpnncten  noch  heute)  heryorgetreten.  Mittelbar 
hat  sich  ein  solcher  Einfluss  in  den  ehemaligen  Rheinbundstaaten 
besonders  in  der  directen  Besteuerung  (Grund-,  Gewerbesteuer) 
aber  aueb  in  anderen  Staaten  gezei^^t,  namentlich  in  der  früheren 
Zeit  des  Jahrhunderts,  in  der  Epoche  der  vorherrschenden  Ertrags- 
besteucrung,  wo  das  französische  Vorbild  öfters  zuin  Muster  ge- 
dient hat,  so  für  die  Umbildung  der  älteren  directen  Besteuerung 
iu  moderne  Formen.  In  der  Personalbcsteuerung,  die  in  Frank- 
reich uuausgebiidet  geblieben  ist,  hat  mau  von  vornherein  mehr 
eigene  Wege  eingeschlagen  (Preussen).  Auch  die  indirecte  Verbrauchs- 
und die  Verkehrsbesteuerung,  sowie  die  Zölle  sind  trotz  des  viel- 
fach Mustergiltigen ,  das  hier  in  steuertechnischer  und  fiscaliscber 
Hinsicht,  in  Bezug  auf  hohe  Erträge,  die  fremde  Gesetzgebung, 
besonders  wieder  die  französische^  auch  die  britische  bot,  im  Ganzen 
doch  selbständig  ausgebildet  worden.  Fremde  beaohtenswerthe 
Vorbilder  (Monopole,  bei  Tabak,  Branntwein,  Fabrikatsteuer  bei 
Tabak,  Werthstener  bei  Wein,  Wtlrzcsteuer  bei  Bier,  Erbsichafts- 
steuern)  sind  hei  Kelornicn  in  der  Theorie  und  in  Gesetzentwürfen 
der  Praxis  wohl  aufgetaucht,  aber  das  Steuerrecht  hat  sich  bisher 
nicht  in  diese  Bahnen  hinüber  fuhren  lassen. 

§.  4.  Einfitlssc  auf  die  Entwicklung.  Die  grossen 
Umgestaltungen  der  älteren  preussischen  und  der  sonstigen  deutschen 
Besteuerung  zum  Theil  noch  in  und  dann  nach  Abschluss  der 
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framOsiscIien  Kriegsieit  tmd  die  FortbildoDgen  seitdem  sind,  wie 
überall,  bediDgt  gewesen  und  bewirkt  worden  dereh  dieAeDderuDgeo 

de«  Finanz-  nnd  Stenerbedarfs,  dnrch  die  neuen  politischen  Ideen, 
Gruiidsälze  und  Kechtsuoniiea,  clurdi  ciic  grossen  V'eränderungcu 
der  ProductioDS-  iiud  Verkehrstecboik  und  des  gesammten  Wirth- 
scbaftslebens,  durch  die  Fortschritte  der  nationalökoiKuniseLieii  und 
fnanzwibticnbchaftliehen  Tluorie  und  durch  die  Aendernngcn  der 
socialen  Anschauungen  sowie  des  diesen  entsprechenden  social- 
politischen  Standpunctes  in  den  Steuerfragen  (Fin.  III,  §.  97  ff.) 
Diese  gleichartigen  £inflüsse  in  den  Culturstaaten ,  besonders  in 
West-  and  Mitteienropa,  erklären  die  vielfaclie  üebereinstimmuig 
der  Steiterentwicklang  in  diesen  Lftndem,  ohne  dass  direete  Ueber- 
tngsngen  nnd  Nachabmangen  des  Steaerrecbts  stattzufinden 
brsnohten  oder  immer  stattgefnoden  hätten. 

Allgemeinere  und  bleibeude  Verschiedenheiten  der  deutschen 
Liüzeistaats-  wie  der  späteren  Reichsbesteueruns:  gegenüber  der 
Besteuerung  in  den  anderen  europäischen,  besonders  in  den  Gross- 
staaten, Grossbritannien,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien,  sind  auf 
die  dauernd  geringeren  Finanzbediirfnisse,  diese  namentlich 
wieder  auf  das  Fehlen  oder  die  Kleinheit  unprodnctiver  Schulden 
iQrilekziiftthreo.  Gleichen  Einflnss  hat  der  relativ  reichere  Besitz 
lUer  priraiwirthschaftlieher  Einnahmequellen  (Domänen»  Forsten 
JL  s.  w.),  neuerdings  der  Staatseisenbahnbesitz  mit  seiner  Deckung 
des  EiBenbahnsohulderforderoisses  in  den  Einzelstaaten  durch  die 
Betnerträge  der  Bahnen  und  seiner  Uebersehusswirthscbaft  (Preusseui 
Sachsen)  ansgeflbt.  Die  erst  späte  bedeutendere  Entwicklung  der 
Zölle  uud  iiiüeieu  indirecteu  Yerbiiiuchssteuern  in  den  Erträgen 
uüd  in  der  Veranlagunf^stecbnik  ist  ausser  aui  die  beiden  ge- 
nannten Umstände,  auch  auf  das  lange  Fehlen  der  volkswirth- 
5chaftlicheu  und  politischen  Einheit  mit  /-urdckzutühicu.  Erst  im 
Zoll  rerein  und  vornehmlich  erst  im  Deutschen  Keich  sind  die  volks- 
wirihscbaft liehen,  politischen,  staatsrechtlichen  Voraussetzungen  der 
grosseren  Entwicklung  dieser  Steuerarten  ertttUt  worden.  Die  stark 
wichsende  Berölkemng,  der  riesige  Aufschwung  der  Volkswirth* 
vkdt,  der  TergrOsserte  Volkswohlstand  haben  diese  Steuern  im 
Ertrsge  ergiebiger  gemacht  Dieselben  konnten  aber  in  ihrer  fis- 
esäsehen  Ausbeutung,  ihrer  ganzen  Einrichtung  und  Ausbildung, 
m  der  ihrer  Steuersätze,  wie  auch  die  directen,  die  Verkehrs- 
^Stempel-  u.  s.  w.)  und  Erbschaftssteuern,  im  Vergleich  uiit  den 
gleichen  Öteaern  der  wichtigsten  Staaten  des  Übrigen  West-,  Mittel- 
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6.  B.  Uabeniclitaii  der  BestenoniDgr.  DratseUand.  §.  4,  5. 


und  Sttdenropa,  immer  noch  Terhältnissmässig  leicht  bleiben,  aneb 
noeh  in  der  Periode  des  Deutschen  Reichs,  trotz  der  steigenden 
Militürlasten  nnd  der  ungemeinen  Vennehrang  der  CaltaransgabeB 
aller  Art.  Denn  aneh  der  grosse  KenbildnngsproceBS  der  politisehen 

Einheif,  die  ihn  einleitenden  politischen  Bewegungen  (1848  ff.)  nnd 
die  iliii  begleitenden  Kriege  (1864,  IbCü,  1870/71)  haben  nicht  i\\  j, 
erheblichen  neuen  unprodnctiven  Schulden  geführt;  so  fehlte  eine 
der  Hiiuptursaehea  der  siuiken  Anspannung  der  Besteuerung  in  - 
anderen  Ländern,  welche  unter  dem  Einfluss  bekannter  geschicht- 
licher Ereignisse  IrUher  in  Urossbritannien  und  auch  seit  1815  in 
Frankreich,  Oesterreich,  Italien,  Kussiand,  Nordamerika,  Spanien  i. 
n.  a.  L.  m.  auf  die  Steigerung  der  Steuerlasten  zur  Verzinsung  der  i 
Staatssebalden  hingewirkt  hat   Der  Saperfiacalismas,  theUs  in  der 
ganzen  Besteaerang,  theils  in  einigen  Hanptzweigen  derselben»  am 
Meisten  in  Frankreich  (Fin.  III.,  §.  165      172  ff.,  177,  332-334, 
Erg.-Heft  §.  11,  24),  aber  anch  in  Oesterreich  nnd  Italien,  nod  ; 
immerbin  ancb  in  einzelnen  exorbitant  hohen  Stenerslltzen  in  Eng- 
land (einige  Zölle,  Bier-,  Branntweinsteuer,  Fin.  III,  §.  106 — 101>, 
Erg. -Heft      ö),  konnte  so  Dank  einer  glticklicberen  iuiieren  und 
üusseren  politischen  Entwicklung  in  Deutschland  vermieden  werden. 
(Erg. -Heft  §.  28).  ! 

§.  5.  .Günstige  Gestaltung  der  deutschen  Bestener* 
nng.  Auch  dieser  Umstand  hat  mit  dazn  beigetragen,  dasi 
Dentscbland  dea  jahrhundertelang  dauernden,  immer  wieder,  noeh  . 
znletzt  so  furchtbar  durch  die  französischen  Kriege  Ende  des 
vorigen  und  Anfang  dieses  Jahrhunderts  unterbrochenen  Erhohings- 
proeess  seit  dem  dreissigj ährigen  Kriege  endgiltig  rollenden  nnd 
einen  ungeahnten  wirtbschafttichen ,  politischen  und  Cultur-Auf- 
sciiwung  besonders  in  den  letzten  zwei  Menschenaltern  nehmen 
küunte,  wie  verhältnissniässig  kein  anderes  grosses  europäisches  Land. 

Dank  der  Geringfügigkeit  alter  wie  neuerer  unprodiietiver 
Schulden,  dem  reichen  Besitz  privatwirthsehaftlicher  Einnahme- 
quellen,  dem  gestiegenen  Volkswohlstand,  der  gewachsenen  Be- 
völkerung, war  es  denn  auch  fUr  Deutschland,  Keich  und  Einzel- 
staaten, nicht  schwer,  die  nothwendigen  neuen  finanziellen  Opfer 
und  Steuerlasten  zu  tragen,  als  die  Ereignisse  von  1864  ff.  ein- 
traten :  als  endlich  mit  der  Wiedererrichtung  des  Deutschen  Boichs 
der  in  diesem  nunmehr  vereinte  Hauptheil  des  deutschen  Volks  ! 
die  seit  langen  Jahrhunderten  Tcrnacblfissigten  —  oder  wesentlich  nur  : 
von  einem  kldnen  Tbeile  Deutseblands,  dem  brandenbnrgiseh- 
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prNMiioben  Staate ,  unter  ttbenniastger  Anepannung  von  dessen 
Kitfteo,  flbernommenen  —  grossen  Aufgaben  der  politischen  Macht- 
stettoDg  seinerseits,  des  Heer-  nnd  Flottenanfwands  dafttr  flber- 

nahiD.  Diese  segensreiche  politische  Entwicklung,  die  Voraus- 
setzung auch  für  die  deutsche  wirthschaftliche  Machtstellung  in  der 
heutigen  Phase  der  Weltwirthschaft,  konnte  nach  ihren  finanziellen 
Bedingungen  nicht  anders  vor  sich  gehen,  als  dass  man  nach  der 
Lrlahrung  aller  anderen  modernen  Länder  die  bteuerkrall  der 
Menge  der  Bevölkerung  in  der  für  letztere  passendsten  Weise 
durch  nanmelirige  Ausbildang  der  Zölle  und  inneren  Verhraucbs- 
Stenern  in  Anspruch  nahm.  Aber  Dank  den  aDgefUhrten  Umständen 
letcbah  das  nicht  nnr  immer  noch  ia  weit  geringerem  Massse  und 
ts  sebonenderen  Formen  als  in  den  flbrigen  Haaptstsaten  der 
Welt;  es  hat  angleich  die  dentsehe  Bestenernng  durch  passende 
Assbildang  und  Einrichtung  der  directen  Steuern  diesen  letzteren 
nehr  als  anderswo  die  Stellung  gegeben,  worin  sie  eine  noth- 
wendige  Ausgleichungstunction  gegenüber  der  indirecten  Ver- 
braachsbesteuerung  ausübeii  kuiu  en.  So  liess  sich  der  Grundsatz 
der  Besteneranpr  nach  der  Leiötuugsldbigkeit  Uberhaupt  und  speciell 
aof  dem  Gebiete  der  directen  Steuern  steucrjiolitisch'volikoniniener 
und  steuertechnisch  besser  durchl'Uhren  als  in  irgend  einem  an- 
deren Staate,  vollends  als  in  Frankreich,  aber  auch  als  in  England. 
Am  Ausgang  des  19.  Jahrhunderts  möchte  in  Folge 
dieser  gttnstigen  Verhältnisse  die  deutsche  Staats- 
bestenernng  (Reich  und  Einzelstaaten)  and  auch  die 
Communalbestenernng  relativ  grössere  Verbesserungen 
sls  diejenige  der  meisten  Übrigen  Länder  zeigen, 
asch  den  Vergleich  mit  der  britischen  nicht  zu 
«ebenen  brauchen.  Im  Ganzen  stellt  sie  wohl  das  relativ 
Beste  dar,  was  die  Besteuciang  der  Cultin  welt  im  19.  Jahrhundert 
errt;icht  hat.  Vieles  bleibt  auch  an  ihr  noch  zu  verbessern,  aber 
auch  das  noch  zu  Erstrebende  niöcbtc,  wie  politisch  und  social- 
[K)litigch,  so  auch  finanziell  leichter  als  last  Uberall  sonst  zu  er- 
reichen und  anszuftthren  sein.  Namentlich  dem  Staate  mit  der 
grossartigsten,  interessantesten  und  lehrreichsten  neueren  Steuer- 
geschichte,  Frankreich,  sind  wir  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
ebenso  sehr  aof  diesem  Gebiete  Überlegen  geworden,  wie  wir 
Unter  ihm  im  Anfang  des  Jahrhunderts  zurttekgebHeben  waren. 
Ks  finanzielle  und  die  Besteuemngsbilanz  schliesst  also  wie  die 
potttttcbe  und  wirthschaftliche  Bilanz  ttberhaupt  und  zumal  Frank- 
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reich  gegenübw  za  nnseren  Gonsten  ab«  Das  alte  Wort:  maoht 
mir  gate  Polittlcy  so  will  ich  Eneh  gate  Finanzen  maobeOi  bat  sieh  i 
wieder  einmal  bewibrt 

§.  ().    Was  in  der  deutschen  Besteuern  i:  l:  c  i'  i-  c i c ht 
worden  ist.    Die  deutsehe  Besteuerang  des  19.  Jalu liunderts 
(Erg. -Heft  ^.  28)  bietet  trotz  ihrer  der  politischen  Zersi)litteruDg  ' 
zu7,uschr(  iijeuden  immer  nneli  vorhandenen  grösseren  Mannigfaltig- 
keit für  die  Steuerlehre  kaum  so  viel  interessantes  steuertechnisches 
Material,  als  die  französische  BesteueruDg,  welcher  eben  durch  die 
politische  Entwicklang  ihres  Landes  noch  grossere  nnd  verschieden- 
artigere Anfgaben  gestellt  waren.  Das  Eigenartigste  und  Beste,  anch 
in  stenertechnischer  wie  stenerpolitiseber  Hinsicht,  möchte  in  unserer 
dentschea  BestenemDg  die  Ausbildung  der  modernen  directen 
Personalbe  Steuerung  sein.  Darin  ist,  vollends  seit  dersilelL- 
sischen  und  nunmehr  auch  der  preussiscben  Stenerreform  (1891),  die 
deutsche  Besteuerung  wohl  das  Bedentendste'und  relativ  Gelungenste, 
was  bisher  auf  diesem  Felde,  zumal  für  ein  f^rösseres  Staatsgebiet, 
erreicht  worden  ist;  auch  der  britischen  sogen.  Einkommonsteuer 
ist  sie  technisch  überlegen.  Die  directeErtragsbesteuerunir 
ist  vielfach  anch  in  ihrer  Weise,   besonders  in  Suddeutschland,  , 
technisch  meisterhaft  ausgebildet  worden,  aber  die  französische 
bezügliche  Besteuerung  möchte  hier  doch  origineller  und  technisch  l 
noch  vollkommener  sein.    In  der  teebuiscben  Seite  des  Zoll-  i 
Wesens,  in  dem  Ausbau  des  Zolltarifs,  besonders  der  Finans* 
z5lle  und  wichtiger  agrarischer  und  industrieller  SchutzzSUe, 
dann  in  der  Ausbildung  innerer  indirecter  Verbrauchs- 
steuern wie  der  Salzsteuer  und  der  neuen  Zucker-  und 
Branntweinsteuer,  steht  Deutschland  kaum  mehr  hintereinem 
andern  Lande  zurück.   Von  der  Bicrbcsteueruu^-   ^ilt  dies, 
trotz  seiner  technisch  weniger  vollkommenen  Methode,  wenigstens 
von  Snddeutschland ,    besonders  von  Baiern,  dagegen  allerdings  i 
noch  nieht  von  Norddeutsehland.    Auch  im  Krtrage  sind  die  Z(5lle  ; 
und  die  genannten  inneren  Steuern,  in  Norddeutschland  wieder 
abgesehen  von  der  Biersteuer,  zu  befriedigender  Entwicklung  ge- 
bracht.    Das  Problem  der  Tabakbesteuerung  haben  wir 
anderseits  noch  immer  nicht  entfernt  genügend  zu  lösen  ver- 
standen, mit  dem  der  inneren  Weinbesteuernng  sind  wir 
noch  nicht  einmal  so  weit  im  Reiche  nnd  in  dem  grössten  Tfaeil 
der  Einzelstaaten  gekommen.    In  der  Verkehrs-,  Stempel- 
u.  dgl.  Besteuerung  haben  wir  die  französische  Superfisealität  und 
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Tfrkebrestürende  Wirkung  vermiedeo,  neuerdiogs  dies  Gebiet  zwar 
mehr  :ias^^ebaut  und  tecimisi  h  das  Einzelne  vervoiikomranet  (Reich, 
RJ^rsf iistL'iier,  Einzelstaaten,  Preussen,  Mittelstaaten).  Aber  diese 
BesteueroDg  hat  noch  nicht  die  ihr  im  Zeitalter  des  Credits  and 
der  Specolation  gebtthreade  Stellang  und  Entwicklung  im  Steaer- 
syiteni,  ihr  Ertrag  noch  nicht  die  erforderliehe  Höhe  im  GeBammt- 
atraerortrag  erreicht  In  jeder  Beziehung  anTerhältnissiDttang 
xorQekgeblieben  ist  die  Entwicklung  der  Erbschaftssteuer, 
weicher  die  von  ihr  im  Ansland  erlangte  Stellong  (Grossbritannien, 
Frsskieioh,  auch  Itslieo,  Oesterreich  n.  a.)  im  Stenersystem  nnd 
Steoerertrag  fast  noch  darchaos  fehlt  Doch  wird  dieser  Mangel 
dnreh  die  bessere  Ausbildung  nnserer  Einicommensteaer  nnd  in 
iicussen  durch  die  jüngst  binzagetretcne  Vermögenssteuer 
immerhin  einigerm nassen  ausgeglichen.  Mauebcs  ilemmniss  liegt 
lür  die  Entwicklung  der  Stcuergesetzgebune:  in  der  wUnschens- 
werthen  Richtung  in  der  Coniplientiou  der  poiitisciien  Organisation, 
im  Bundesstaatscharacter  des  Keichs. 

In  der  Communalbesteuernng  ist  die  directe  fast 
fihenll  in  Dentschlaad  und  seit  der  neuesten  Reform  besonders  in 
Preossen  in  ihrer  zweckmüssigen  Combination  von  Ertrags-  nnd 
Penonal-  (Einkommen-)  Stener  im  Ganzen  befriedigend  ausgebildet 
worden«  Mindestens  hUt  sie  hier  den  Vergleich  mit  derjenigen 
anderer  Lftader,  anch  England,  ans,  ja,  mOchte  ihr  eher  vorzn- 
sieben  sein.  Aehnliehes  gilt  von  der  directen  Besteuerung  der 
Verbände  (Kreise,  Provinzen  u.  s.  w.).  Aber  die  iudirecte  Ver- 
brauchsbesten erung  der  Comniunen  ist  wenigstens  im 
^össten  Theil  des  Reichs  zu  sehr  nnterbunden  und  in  ihrer 
früheren  hüheren  Entwicklung  (in  den  älteren  Accisesystenien)  wohl 
^'11  stark  zorückgedrUu«;t  worden,  wesentlich  mit  aus  doctrinären 
(ifünden.  Erst  neuerdings  macht  sich  eine,  immer  noch  schwache 
Bew^ong  in  Gesetzgebung  nnd  Praxis  wieder  mehr  zu  Gunsten 
ooer  Ausdehnung  dieser  Besteuerung  geltend. 

Die  folgende  DareteUouf?  der  EntvickluDg  der  deutschen  Oeset7<;cbang  soll  sich 
mepMD  Plane  gemlss  Mf  eine  blosse  SItizte  in  icrtttaran  GrandzDgcn  beschrtoken. 
Si^i  hefert  auch  in  dieser  Form  die  Belege  für  die  Torausgebeode  allgemeine 
Cli»Rrt^ri>til{ ,  ohne  da*«  sie  sich  auf  die  Cvon^^frurtion  nnd  Technik  der  einzelnen 
&»eru  gcnaner  einlässt,  vas  nach  Dosorem  Plan  {ß.  6)  der  systematischen  Dar- 
AdlaDf  f  orbehftlten  bleibt.  Der  Bedeotniif  des  preossiflcheii  Staats  und  seiaes  Stener- 
tvs'tems  gem"i-s  wird  nur  die  Dar-t'-llun-;  dos  letzteren  auch  in  dieser  Cebersicht 
iBMerhin  eingehender  sein  müssen  und  dürlen,  als  diejenige  der  Besteuerung  der 
»deren  deutschen  Staaten.  Auch  deren,  besonders  der  grosseren  Mittelstaaten  Vcr- 
l^^toisse  sind  indessen  «'igenthOmlieb  und  fiuanxwissenschaftlich  lehrreich,  daas  sie 
M  aicht  mit  veaigeD  &tri«beii  geasgend  geschildert  irexden  kOnoen. 
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1.  Abschuitt 

1.  Die  StaatsbeBteneueruDg. 

§,  7.    Erste  oder  Periode  der  grundlegenden  Re- 
formen (1810—1822).    Der  preassische  Staat  in  dem  Umfang,  ' 
auf  welchem  er  durch  den  Frieden  von  Tilgit  TorQbergehend  tat-  i 
kleinert  worden  war,  sah  sich  schon  in  der  Kriegazeit  genOlfaigt^  | 
an  den  Grnndlageo  seiner  bisherigen  Stenenrerfassnag  Aendemogen  i 
vorznaehmen  nnd  andere  anznbahneo.   Znm  Theil  waren  diese 
Aenderangen  nor  Experimente  tod  vorübergehender  ktfrserer  Daner. 
Doch  ist  durch  Einzelnes  davon  der  Grund  gelegt  worden,  auf  dem 
sich  dann  die  neue  Steuerverfassnng  des  Staats  in  den  Jahren 
1818—1822  endgiltig  aiit'gebant  hat. 

Die  ältere  iStaats -Hteuerrerfnssimg,  wie  sie  namentlich  vom 
Grossen  Kurfltrstcn  an  sich  gebildet  hatte  und  im  18.  Jahrhundert 
ausgebaut  worden  war,  hatte  aus  zwei  Hauptthcilen,  der  directeo 
Contribution,  namentlich  einer  Grnodbestenerung  auf  dem 
Lande,  und  der  Accise,  einem  System  einer  wesentlich  indireetea  • 
Verbranchsstener,  in  deo  Städten  bestanden,  woran  sich  dann  ve^ 
schiedene  kleinere  Steuern,  nach  in  Regalform  (besonders  die  Sals- 
stener)  aoschlossen  (Fin.  III,  §§.  48,  49).    Jene  Haoptgltedenmg  ; 
berahte  anf  der  wirthsehaflsrechtliohen  Abtrennung  von  Stadt  nad 
Lfind ,  stand  daher  namentlich  auch  in  Verbindung  mit  der  Oe-  : 
wcrbeverlassun';.    Die  allgemeine  ländliche  directe,  besonders  die  | 
Grnndhcstcueruug    wurde   aber  durch   die   Steuerfreiheiten  nnd 
l'riviiegien  des  AdeU  und  ritterschaftlichen  Ornndbesit/xs,  nament-  | 
lieh  in  den  östlichen  Gebieten,  provinzenwcise  übrigens  in  ver- 
schiedenem Maasse,  durchlöchert. 

Die  schwierige  Finanzlage  nach  dem  Tilsiter  Frieden  einer- 
seits, anderseits  die  nnn  auch  in  Prenssen  eindringenden,  in  der 
öffentüchen  Meinung,  in  den  Regiernngsinstanzen  sich  durch- 
ringenden neuen  politischen  Ideen  von  der  Nothwendigkeit  richtiger 
allgemeiner  nnd  gleichmässiger  Besteuerung  und  die  neuen  wiitli- 
schafrlichen  Ideen  von  der  Nothwendigkeit  freierer  wirthschaftKcher 
Organisation,  freierer  Bewegung  der  Wirthsehaftskr&fte,  vor  Allem 
freierer  (u'werbcverf.issuiig,  führten  zu  licfornibcstrebungen  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Steaerverfassung.    j^amentlich  die  scharfe 
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wirthschaftliche  Trennung  von  Stadt  und  Land,  städti&clier  und 
ländlicher  ßerafe  und  Erwerb.sarten ,  Hess  sich  mit  der  Ein- 
tlibmng  der  Gewerbefreiheit  nicht  mehr  ordentlich  aufrecht  erhalten. 
Damit  aber  war  die  bisherigre  Doppelgliederung  der  Staats- 
besteoerung  in  ihrem  Grundprincip  erschtlttert.  Die  vcrkchrs- 
stdiende  Wirkung  der  AcctBeverfassnng  war  ein  weiterer  Grund, 
der  2Q  Reformen  dieser  Steuer  drängte.  Die  nngleichmäseige  Be* 
Itstnog  des  platten  Landet^  die  Stenerbefreinngen  Blanden  ferner 
jelit  in  Widerspnieh  mit  der  fUr  riehttg  erkannten,  allgemeinen  nnd 
gleiduurtigra  ataatsbflrgerlicben  Stenerpfliebt  nnd  sollten  nnnmebr 
die  entere  yerbesaert  werden,  die  letsteren  fallen.  Darauf  giug 
die  R^ormtendens  der  Gesetzgebung  hinaus. 

Diese  Teudenz  ist  freilich  nicht  völlig  durcli^odi  uiiiren .  tbeils 
wegen  der  Schwierigkeiten  in  der  GeBammtlage  un(i  in  den  legis- 
lativeo  und  administrativen  Aui^^aben  des  Staats  in  den  Jahren 
v  m  1807 — 1815,  tbeils  wegen  unerwartet  eintretender  Steuer- 
leebniseber  und  üoanzielier  Schwierigkeiten,  tbeils,  aueh  noch 
iplter  nnd  in  der  Abschlnsszeit  um  1820,  weil  man  ans  mancherlei| 
ancb  ao8  politischen  GrUnden,  an  das  teebniseb-adminisfrativ  und 
politiseb  scbwierigste  Problem,  die  Ausglelebung  der  Grundsteuer- 
verHusnug,  nicbt  emstlicb  beraniogeben  wagte.  Immerbin  ist  durcb 
die  grundlegenden  Gesetze  von  1810  und  1811  und,  naeb  yer- 
sebiedenen  Experimenten,  durcb  die  aaf-  und  ausbauenden  Gesetze 
vun  1818  —  1822,  welche  die  Staatshesteuerung  des  1814  —  1815 
neugestalteteu  Staats  relormirten  und  grossentheil«  iinilicirtcn,  die 
preassisehe  Besteuerung  in  sehr  erheblicher  und  im  Ganzen 
den  Zei[\'prhältnissen  sich  angemessen  anpassender  Weise  um- 
geändert und  modernisirt  worden.  Die  Aut'hebang  der  älteren 
AeeiseTerfassung,  die  Einrichtung  eines  allgemeinen 
Grenszollayatems  mit  massigen  Tarifsätzen,  die  Begründung 
tilge  meiner  innerer,  auf  wenige  passende  Artikel 
besebrftnkter  Verbranebsbesteuerung  nnd  einer  um- 
fissenden  Personalbestenerung  (Classenstener)  sind 
^  prineipiell  und  practiscb  wicbtigsteo  Puncte,  aber  aneb  das 
Uebrige  ist  nicbt  ebne  Bedeutung  gewesen.  Die  Mögliebkeit  der 
Uebemahme  preussischer  Steuercuuiclitun^en  im  Zollverein  (ZoU- 
wcsen,  Bier-,  ]>i  aüiitweinstencr'i,  der  ein  Menscbcnaiter  und  länger 
Ibis  1851,  bezw.  1?>61)  dauernde,  wenig  veränderte  Bestand  der 
um  1820  neu  begründeten  Hteiiervcrfassung  zeigen,  daöä  das  in 
der  Zeil  nach  dem  Kriege  Geschaffene  doch  eine  tttohtige  legis- 
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latiye  und  administrative,  auch  stenerpoUtiaohe  nnd  «tenerteehniBehe 
LetBtuDg  war,  —  soviel  es  vom  8tandpnnct  der  Kritik,  YollendB 
einer  sj^ren  Epoche,  zn  wttnschen  tibrig  Hess.  Als  der  Steuer- 
politisch  bedentendste  Mangel  mOehte  neben  der  Verschiebung 

der  Grundstcucrregulirung  die  absolut  wie  relativ  viel  zu 
niedrige  directe  Besteuerung  der  wohlhabenden  und 
vollends  der  reicheren  Clausen,  auf  dem  Lande,  wo  dieser 
Mangel  dnreh  die  <  ■  i  niidsteiuTtrciheiKMi  noch  gesteigert  wurde,  umi 
in  den  •Stüdtcu,  daher  auch  des  mobilcu,  industriellen,  mercantileii 
Kapitals  nnd  Einkommens,  bis  zur  Einfttbrang  der  olassificirteu 
Einkommensteaer  von  1851  und  anr  Gmndsteaerreform  von 
zn  bezeichnen  sein.  Mit  der  wflnschenswerthen  „Schonung  des 
Kapitals"  in  dem  armen,  vom  Kriege  sieh  langsam  erholenden 
Lande  wird  man  diesen  Mangel  nicht  heschlSnigen,  jedenfalls  nicht 
rechtfertigen  ktfnnen.  Er  erklftrt  sich  ans  nngenttgendem  ye^ 
Btftndniss  des  Grondsatzes  der  Gleiehmttssigkeit  (Fin.  II,  %.  176  ft.)^ 
und  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  (eb.  §.  183  S.), 
sowie  aus  fehlender  oder  unrichtiger  Einsieht  in  die  socialpolitische 
beite  der  Besteuerung  (Fin.  II,  §.  160). 

§.  8.   Einzelnes.  8.  für  die  Zeit  von  1806—16  bes.  Mamroth.  GescMdit« 

(lt!r  pn  uss.  SuAiabesteaeTunp.  1806— 1P>  (IWf^),  namendich  aoch  für  die  liier  nber- 
fcaiigenen  Stcuurexperimente  jeuer  Zeit;  dann  far  die  Zeit  bis  1820  C.  Dieterici's 
tichrifi,  Geschichte  der  Steuerreform  in  Preussen  v.  1810  —  20  (1875);  zum  Ver- 
ständniat  der  bei  den  Reformen  um  1820  leitenden  (iedankcn  J.  <i.  UoffmtDD's 
Lehre  ron  den  Steuern  l>^4'i),  G.  Schiin)ll<  r,  Kporhcn  der  prcns?».  Finanzpoliül 
(Jahrb.  f.  Gesetzgebung  u.  a.  w..  1874.  S.  31  Ü  ).  auch  dessen  Kectoratsrede  189S  Uber 
das  prensetoebe  Handel*-  und  Zollpresetz  ron  1818.  Specielleres  in  Seblminelfenigr'» 
directen  (3.  A.  1859)  und  indirecten  Steuern  (2.  A,  1855)  bes.  betreffs  der  Steuer- 
vcrfassunff  vor  18.^1  nnd  Tcberbichten  in  den  Staats-  tmil  verw.iltuns^recht- 

lichcu  Werken:  v.  liüuuc.  jjrcusi.  Staatirecht.  4,  A.  l\\  t5$|.  430  Jl..  Georg  Meyer. 
Deotaehe»  Venraltungsrecht  2.  A.  II. ,  S.  212  ff.)  Bibliographie  der  prensriaclieit 
Bestenernng  von  Kletke,  Litt.  Uber  d.  Fin.  Prenasena,  3.  A.  (1876). 

Die  wichtigsten  gesetzgeberischen  Vorgänge  waren  die  ioigenden, 
7!inächst  in  der  Zeit  von  1 810  1  Sil.  Die  Grund ztlge  der 
iSteuerretorm  stelh  das  Finanzedict  vom  27.  Oct.  1810  „über 
die  Finanzen  des  Staats  und  die  neuen  Einrichtungen 
wegen  der  Abgaben  n.  s.  w.^'  fest.  Zar  AnsfUhning  dient  da« 
Edict  vom  28.  Oct  1810  Aber  Consnmtions-  und  Lnxos- 
stenern,  das  Ediot  yoni  2.  Nov.  1810  ttber  die  Gewerbestever, 
dai^enige  Aber  Stempel  vom  20.  Kov.  1810.  Eine  wefientliche 
Modification  erlitt  die  neue  Gesetzgebung  Aber  Gonsamtionsateneni 
aber  schon  dnrch  das  Bdict  vom  7.  Sept  1811  Ober  Finansen 
und  Abgabesy steni. 
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Das  Finanzcdict  von  1810  verkündete  die  neuen  leitendeo 
Kechtsnormen  des  Steuersy.stems:  Tra^^ung  der  Abgaben  nach 
gletcbeo  Grundsätzen  von  Jedermann  im  Staate,  VcreintachuDg  der 
Abgaben  und  ihrer  Erhebung,  wozu  namentlich  eine  gleiche  und 
verhältaissmUsgige  Yertbeilang  der  Grundsteuer  auf  alle 
Pflichtigen  mittelst  eines  neuen  Katasters  dienen  sollte,  ohne  Ab- 
sicht auf  äteigeruDg  des  Steuerertrags ,  aber  unter  Wegfall  aller 
£iemptianeny  „die  weder  mit  dw  nattlrliohea  Gereehtigkeity  noch 
aut  dem  Geiste  der  Venraltnng  in  benaelibarten  Staaten  länger 
Tereinbar  aeien.^  Diese  Ziele,  die  dann  freilieh  noch  Uber  ein 
halbes  Jahrhondot  nnerreicht  bleiben  sollten,  worden  damals  noch 
weiter  damit  begründet,  dass  die  Nenbelasteten  dann  ,,nicht  mehr 
der  Vorwurf  trcücü  könne,  sich  auf  Kosten  ihrer  Mitanterthaneü 
Öffentlichen  Lasten  zn  entziehen",  sowie  damit,  dass  die  neue 
Grundsteuer  ererino^er  sei,  als  die  Belastung  mit  den  ursprünglichen 
Kitteruienstpüichteu  sein  würde. 

In  der  Accise  traten  darch  Aufhebung  einiger  specieller  Arten  derselben, 
liorch  Ermiiasigangen  ron  SteaersftUan  Erleichtomngen  eiu,  grössere  Beformea,  be- 
Mtodera  die  Beiehrtoknog  der  Accise  aof  eise  geringe  Aiinilu  Heaptartlkel  statt  der 

bisherigen  Unirers&taccise,  waren  in  Aiiäslcbt  genommeu.  Die  FinanzbedUrfnisse 
söthij^en  aber  gleichzeitig,  theils  zor  Erhöhung;  von  Abjjüben  der  alten  Accise.  bezw. 
des  Zolls,  besonders  anf  Schlachtrieh,  Brotgutruidu ,  Material-  und  Coluiualwaarcu, 
Weia.  theils  in  neuen,  jetzt  auch  anf  dem  Lande  ausserhalb  der  Städte  za  ent- 
nchtCD'Icii  Stcaem  auf  Fleisch,  Gemalil.  Bier.  Branntwein,  theils  zu  (1814  wieder 
k«äeitigten)  Luxossteuern  aof  DienstbotcnliaUen ,  Wagen,  Ffcrdo ,  Uonde.  Die  bis- 
befiges  BefreianM  ?oii  der  AeeiM  fitr  Bitteifitter  ud  gewisse  Peraenen  fiden  joUl 
ebeofalls  iianz  fort.  Die  Accisebitie  In  den  reiacUedenen  Landestheilen  varden 
gi«ich  ffL'st.'llt. 

L>äü  Wichtigste  var  der  Vcräuch.  die  genannten  neuen  Sleucru  auf  das  platte 
I^od  ab  LendeoDBumtionssteaern  auszudehnen  und  Stedt  und  Land  ao  in 
d!"'«er  Bo5ttuertinß:  mehr  l!'  ii  h  zu  stellen.  Dieser  Versuch  begeg'nete  aber  prosscn 
äteoenechiibchcn  Schwierigkeiten,  b^ondera  in  der  Besteocruog  des  Brotgetreides 
(Koggens),  mit  dem  listigen  and  odiosen  Verbot  des  Oebreocbs  ron  HandmOhien,  (der 
.Quimdel"),  des  FUdsdies,  des  BnnntwdDS  (aaeb  der  Metbode  der  Steuer  Tom 
Rtatendns). 

Diese  Schwierigkeiten  und  die  heftige  Opposition  der  Land- 
berOikeniDg  nfltbigten  bald  zur  SaspensioD  luid  Modifieation  der 
gesetitiehen  Beatimmnogen  in  eisigen  Puneten  nnd  schliesBlich, 
•chon  im  Ediet  vom  7.  Sept  ISll,  an  einer  grundsätzlichen  Ab- 
itdemng  der  geplanten  nenen,  anf  möglichste  Gleiebstellnng  yon 
Sddt  und  Land  abzielenden  Stenerverfassung,  wie  sie  der  neuen 
WirthschaftsordnuDg,  besonders  der  Gcvverbeverfassung,  doch  zu 
entsprechen  geschienen  hatte:  man  kehrte  zu  einer  principiellen 
Trennunjr  von  Stadt  und  Land  in  der  iStaatsbesteuerung  mit 
der  Moditication  znrtlck ,  dass  allein  die  {grösseren  Städte 
mit  bedeutenderem  Gewerbe-  und  Handelsverkehr  die  bestehen 
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bleibeoden  älteren  (Accise)  und  neueren  Consnmtionsabgaben  zu 
entrichten  haben  sollten,  auch  die  Form  der  Thoraccise  hier,  verein- 
facht, verblieb,  insbesondere  fltr  den  Verkehr  vom  J.and  in  die 
Stadt  auf  ländliche  Erzen  1:1  ii^«^e.  Das  platte  Land  und  die 
kleineren  Stildte  dagegen  wurden  von  der  verhassten  Mabl- 
steuer  ganz  befreit,  in  der  Scblac'ht-(Flei8ch-)Steuer,  der  Bier-  und 
BraDotwemsteuer  erleichtert,  wobei  zwar  der  Absicht  nach  der 
Blasenzing  die  Steuerform  Branntweinsteuer  blieb,  aber  us 
steaertecbniBchen  Orttoden  statt  dieser  Form  die  der  Beeteaemoi 
des  Sebrots  durcbgeftihrt  wurde. 

Zum  Ersats  des  Ertragsaasfalts  sollte  jedoch  das  platte  Land  . 
mit  den  klelDen  Stftdlen  einer  direotea  fixirten  Personal-  : 
stener,  der  Sache  nach  einer  gleichen  KopfSitener  von  Vs  TUr.  ■ 
jährlich  von  jeder  über  16  jährigen  Person  ohne  Ausnahme,  unter-  • 
werfen  werden.  i 

Dadurch  ist  das  dann  bis  1851,  bezw.  1S73  für  das  preussische 
Staatssteuersysteni  besonders  charaoteristiBcho  Moment  der  ver- 
schiedenen formellen  Behautlluii;  von  (^rflsseren)  StHdten 
und  Land  (nebst  kleineren  Städten),  die  Verbraucbsbesteuerung 
dort,  die  directe  Personalbesteuernng  hier  begründet,  aber  damit 
auch  die  Einbürgerung  letzterer  im  Steuersystem  angebahnt  worden: 
zwei  besonders  wichtige  Puncto  der  neueren  preussiscben  Steuer- 
geschichte und  Steuenrerfassuog.  Andere  vom  platten  Lande  zu 
erhebende  Steuern,  um  dessen  Erleichterung  in  der  Verbraucba-  : 
besteueruDg  auszugleichen,  nemlich  die  Erhebung  eines  ansser- 
ordentlichen  Grundsteuerznschlags  und  höherer  Gewerbesteucrsützc 
zur  Deckung  eines  Ausfalls,  sind  nicht  zur  Ausführung  gekommen. 
In  einer  Hinsicht  blieb  also  noih  eine  Aehnliehkeit  mit  der  alten 
Steuerverfassiing:  die  indirecte  Verbraucbsbesteuerung  in  den 
(grösseren)  iStüdtcn,  die  directe  auf  dorn  Lande.  Eine  richtige 
Verhältnissmässigkeit  der  durch  beide  Steuergriijipen  dargeslellten 
Belastung  wurde  freilich  jetzt  so  wenig  als  früher  bewirkt  und 
nicht  einmal  besonders  nach  einer  solchen  gestrebt 

Die  neue  Gewerbesteuer  von  1810  war  eine  Consequeos 
der  neuen  auf  dem  Prinoip  derGewerbefreibeit  beruhenden  Gewerbe- 
Tcrfassung. 

Sic  trat  an  die  ärclie  der  bisherigen  bezUgUcben  Steuere  (Coaccssionsgclder  o.a.  v.), 
welche  mit  dem  neuen  tiewtfberccfat  niciit  melif  irerefiiW  wsreii,  lehnte  sich  «d  dio 
forioelleii  Bestimmiiageii  des  ncocn  (iewcrberechts  (Pflicht  zur  LöaiiDg  von  Gcwcrbe- 

srb(»iii<Mi)  an  wm]  war  finf»  roho  Form  der  (iewerbe-Cfas^i  ri<?teiier  narh  äusseren  Merk- 
malen (Ciattungcu  und  Bclncb:>umtang  der  Gewerbe)  mit  iS  Ciassen  und  SteaersiUi^ 
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roo  1  Tbir.  bi's  200  Tblr.  Der  Fortschritt  Jag  in  der  AUgemoioheit  and  Gleich- 
,mis4gkeit  der  Steuer  im  ganzen  Staate. 

Die  nev«  Stempelsteuer  ron  18!0  trat  ebenfidls  an  Stdle  Uterer  Abgaben, 
nlt  far  das  f^nze  Staatsgebiet,  dehnte  die  Steaorpflicht  auf  (j<  .schäfbnrkandcn  weiter 
tn«.  erhiMitü  die  S&tze.  so  aach  fi\r  den  SriMchaftutempei,  den  aie  mit  enthielt,  und 
gtsstalteu  Anderes  um  (Processstempel). 

Das  Salzr egal,  als  Handelsmonopol,  war  besteben  geblieben,  die  Lotterie 
mrde  wenigstens  dorch  BeMhigQng  ihrer  schlimmsten  Form,  der  Zahl<  iiloi(eric.  auf 
(he  Glassenlotteri«  and  aiae  aene  ,,Qainealott6zio'*  bewhrftakt  (£dict  v.  28.  üai  1810). 

§.  9.  Zeit  nach  1815,  bis  1822.  Gesetz  von  1820. 
Grnndsteaer)  Gewerbesteuer.  Diese  ganze  neue  Steuer^ 
Terfassang  hatte  unter  dem  raschen  Wechsel  der  politischen  Ver- 
bältnisae  nnd  nach  der  Wiederherstellung  und  Erweitenug  des 
iksatogebieCB  1814—15  sieht  Zeit  und  Rahe^  sich  genügend  ein- 
zuleben, und  wurde  zndem  darch  Experimente  mit  Einkommen-  und 
Vermögensatenern  noch  gestört  Nach  endgiltig  eingetretenem 
Frieden  di^ngte  die  Finanzlage  und  deren  nothweodige  Ordnung, 
sowie  die  Verschiedenheit  der  Stenerverfassungen  in  den  alten 
wiedererworbeneii  und  den  neu  erworbenen  (jlebieteu  aiu'  weitere 
lieformen  in  der  Richtung  der  Unification  der  Staats- 
besteuerung hin.  Die  bezüglichen  Maassregeln  Huui  iui  Wesent- 
lichen io  der  Zeit  von  lölü,  besonders  1818—1822  durcbgettthrt 
worden. 

Die  Steaenrerfassangen  der  einzelnen  Gebiotsthaile  blieben  zunächst  meistens 
im  Zof lande  ;^ur  Zeit  des  UebefiiaTiirs  der  Länder  au  Prcussen  bestehen  und  wurden 
jiur  in  einigen  Puucten  einstweilen  abgeändert.  Die  Cnitication  der  Staatsbesteuernng 
var  daan  1822  im  Oaaxsa  amlobt,  —  bis  aaf  dl«  immer  vieder  and  aach  jettt 
nieder  verschobene  Au!»glcichung  der  finiiid^r.ueni .  wd.  lio  letzterein  ihrer  ungc- 
h'-aercn  Mannigfaltigkeit  und  bei  der  init^j  ieleii'Jon  Frage  der  Besf  iti£nitiir  der  Steuer- 
freiheiten für  eine  solche  Maassregel  grosse  politische,  wirthschaiihcbe  und  techniscbo 
Scbvi«rigk«it«a  bot,  fMUch  bei  eTastUchem  Willen  aicht  unüberwindliche. 

lieber  den  Abschluss  der  Steneneform  erging  das  allgemeine 
Geaetx  Tom  30.  Mai  1820  tiber  die  Einrichtung  des  Ab- 
gabeweaens. 

Die  Grundsteuer  BoDte  danach  wegen  der  Berührung  von 

Pruviucialinteressen  der  Berathung  mit  den  Ständen  vorbehalten 
bleiben.  Sie  wurde  bis  dabin  in  jeder  Provinz  in  der  bisherigen 
Wfise  erhoben,  doch  sollte  der  Steuersatz  du,  wo  die  Steuer  seit 
17S9  neu  eingelührt  (  iler  erhöht  worden,  den  fünften  Theil  des 
ßeinertrags  nicht  überöteigen,  so  dass  der  betretVendc  Besitzer,  der 
die  Ueberscbreitung  dieser  Höhe  nachwies,  aui  EmiässigaDg  Anspruch 
hatte.  Eine  aUgemeine  Untersuchung  von  Amtswegen  in  dieser 
Eiefatang  fand  nicht  statt 

2» 
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Auch  die  Domänen  und  Forsten  worden  für  stenerpflichüg  erklärt  und  BoUteu 
bei  YertofieeniDf  mit  der  laodabUchen  Gnmbteow  belegt  verdem.    Der  eegae. 

Servis  der  Stiitite,  der  vomcmlich  nh  ..Ren Iscrris"  eine  Art  (lobliniiesteacr  für 
die  Deckoug  der  Kosten  der  den  Städten  obliegenden  tniiitärisclien  Quartierlasteo 
bildete  und  im  Freussen  des  Tilsitcr  Friedens  darch  ein  Bognlmtir  17.  März  1810 
neu  geregelt  worden  war,  blieb  anch  bestehen  und  wurde  zur  Grundsteuer  gestellt 
Nor  in  den  Ijt'idr'n  westliilion  Provinzen  Kbeinland  und  Westphalen  ist  die  dort 
in  der  französischen  Zeit  begonnene  Grundsteuerkataatrinmg  wesentiich  oach  dea 
ftsiixOeischeii  Gmndeitzen  fortgesetzt  nnd  roUendet  worden  (K.-0.  ?,  26.  Jali  I9i0, 
7.  April  19'2^,  (ks.  V.  21.  Jan.  1839).  Dadurch  wurde  aber  gerade  vollcuda  ein 
Missrerbaltuiss  in  dicker  Besteuerung  zwischen  den  westlichen  und  Östlichen  Provinzen 
herbeigeführt,  die  westlichen  auf  Grond  der  neuen  Ratastrirung  wohl  relatir  höher 
belastet  Die  Ausgleichung  erfolgt  eist  dnrcli  die  all  ;  n  '^ine  Grondsteocrrcfonn  rou 
1861.  Die  (irnnd-  und  Gebäudesteuer  waren  so  in  Prensson  bis  l^^Hl  auch  noch 
nicht  scharf  getrennt.  Die  Grondsteaerf  soweit  sie  überhaupt  bestand,  umfasste  lecht- 
lich  und  thatslcUich  die  Geblndebesteoeronir  nlt,  aodi  in  den  vectlichen  Prorimm, 
TTO  die  fr.ui/ "tische  Thür-  und  Fenster^  und  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  die  als 
„persOnlicLc"  Steuern  palten,  durch  das  all>?emeine  Gesetz  vom  80.  Mai  1820  anfj^choben 
worden  waren.  Die  iu  diesen  Provinzen  in  der  Grundsteuer  mit  entUalteue  Gebäude- 
bestenerung  wuide  ent  1861  bei  der  EinfUinuig  einer  eigenen  «Ugemelnen  Gebinde- 
atener  beeeitigt 

Die  Gewerbesteuer  von  1810  Ist  dareb  ein  neues  Cresetz  - 
vom  90.  Mai  1820  ersetzt  und  fDr  den  ganzen  Staat  einbeltlieh 

gestaltet  worden.  Dies  Gesetz  blieb,  mit  manchen  späteren  Novellen, 
die  es  abänderten,  die  Grundlage  der  preussischen  Gewerbesteuer 
bis  zum  Gesetz  von  ISUl.    Es  enthält,  wie  das  iVüiierc  von  181(1 
eine  Gcvverbc-CIassen-Steuer  nach  der  Methode  der  Merknmle,  aber  1 
nnnmehr  mit  etwas  feineren,  doch  bei  Weitem  nicht  an  den  Ciassen  ! 
Bchcniatismus  und  die  detaillirte  Casuistik  der  französischen  und  , 
süddeutschen  Gewerbesteoergesetze  heranreichenden  Classification 
der  Gewerbe  nach  Gattungen,  Betriebsumfang,  Orten  des  Domieüs. 

Eine  SiagnlaritSt,  wdche  äcb  bewihrt  bat  nnd  der  piemeiaeben  Geirerbesteur 

fast  allein  ci|;enthUinlich  geblieben  ist  (partiell  kam  Achnlicheä  in  Sachsen  vor),  auch 
noch  in  der  1891er  Iv*  form .  isf  die  Bildung  von  Steuerpesellschaften  aus  Gruppen 
von  (iewerbctreibcudeti,  mit  Mutcl^ät^un  und  Steucrcontinf^enteti  dieaer  Gesellschaften, 
wo  die  Contingente  dann  auf  die  Mitglieder  der  (ieselbchait  nai  h  Minimal-  und 
hübeien  Stufenäätzen  zn  rerthei!  n  ind.  Dem  damalipen  Stand  der  Gewcrbeterlinili 
und  (Jekonomik  entsprach  diese  bteuer  ieidÜcb,  später  kam  sie  in  ihren  (irundiagea 
mit  der  gewerblichen  Entwicltlaog  immer  nelir  in  Widerspruch,  vas  durch  die 
Flickarbeit  der  Novellen  anerkannt,  aber  dadurch  iiieht  genügend  behoben  wurde. 
Zur  Würdigung'  ihrer  Stellung  und  Function  in  der  preussischen  directen  Staats- 
be^iteucrung  ist  zu  beachten,  dass  die  Gewerbesteuer  eigentlich  nur  in  den  wirth- 
schafUich  bedeutenderen  Stldlen  eine  merltliche  Belastung  des  Chnrerbebetriebe  bilden 
sollte,  in  den  anderen  nnd  auf  dem  Lande  mehr  nur  aJt  ein  mlasiger  Zuschlag  tat 
Claasensteaer  fongirte. 

§.  10.  Gl asse  n Steuer,  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 
Das  Wichtigste  in  der  Steuerreform  von  1S20,  besonders  auf  dem 
Gebiete  der  directen  Besteuerung  und  in  Bezug  auf  die  bisherige 
Combination  dieser  Besteuerung  mit  der  indirecten  Verbrauchssteuer 
in  den  grossen  Städten,  war  die  HinUberbildnng  der  Personalsteuer 
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ia  eine  abgestufte  Classenstener  in  den  kleinen  Städten  nnd 
aal  dem  Lande,  die  viillige  iieneitigunj]:  der  Universalaroise,  auch 
in  den  grösseren  Städten ,  statt  deren  die  Durchtührung  einer 
blossen  3iahl-  and  ÖcbiachtB teuer  in  diesen  (damals  132) 
und  die  Entwicklung  einer  allgeiaeinen  Getrilnke-(Bier-,' 
Branntwein-,  W e  i  n -)  Bestenernng,  nebet  einer  Tabaks teaeri 
wobei  beionden  die  Wein*  nnd  Tabaketener  ihre  Ergänzung  dnreh 
den  fiinfohnoU  von  anelftnducbem  Froduct  fanden. 

Durch  die  bis  1873  dauernde  Combination  der  Classen« 
mit  der  Mahl-  und  Schlacbtstener  ist  das  im  Edict  Yom 
7.Sept  1811  wieder  angenommene  Princip  festgehalten  worden,  damit 
ein  letzter  Ilcbi  der  ältcn  Contributions-  und  Accisevertassung  in 
Dmgestalteter  Form.  Die  Verschiedenheit  der  Steaerform  für  die 
grösseren  Städte  and  die  übrigen  Orte  winde  mit  der  Verschieden- 
heit der  LebensverhHltnisse ,  der  giüsst  reu  iiewe^licbkeit  der  Be- 
Tölkerung  in  den  grössereu  bliidteü,  der  Schwierigkeit  der  Ver- 
anlagung der  directen  Personalsteuer  in  diesen  begründet,  wonach 
hier  die  indirecte  Verbraachs-,  dort  die  direete  Personalsteuer  die 
technisch  passendere  sei.  Die  neue  Classens teuer  sollte  aber 
den  Bedenken  gegen  die  bisherige  gleiche  kopfsteoerartige  Personal- 
Steuer  RechnUDg  tragen,  didier  classettweise  abgestuft  werden. 

Doch  soDle  sie  ansdrficUich  nicht  den  teehniflchen  Ghtncter  eiser  wiiUichen 

fonnellen  Einkommensteuer  erhalten,  d.h.  w-cJcr  nach  dem  wirklichen,  genau  cr- 
ffiiuclten,  noch  nach  dem  mothinaasslichcn  Einkoinriu-n  atifu'^clcg:t  rerd<^n.  w.is  man 
WS  principiellen  (schon  damalä  nicht  melir  jranz  zutretleüdeii,  nir  hr  doclriuären) 
(iitAden  und  mit  Bttcksicht  auf  die  nichts  GcniiLrendes  in  der  Sacho  Iteweisendcn  un- 
iTlostigen  Krfahrongen  mit  dem  Exf  eriment  der  Kinkommcnstcucr  in  «Ii  r  Kriegszeit 
claebte  ablehnen  zu  miiaseo,  eine  Aaffa^ung,  die  Q.  A.  Damentlicb  J.  ü.  Uoffmnnn 
whbtft  rertfat  YidiDehr  sollte,  mit  des  letzteren  Wortes,  „die  Strang  im  insserea 
Lc^**  die  Grundlage  der  Steuer  bilden,  wobei  man  dann  nach  äusseren  Merkmalen, 
der  «ociidcri  StdlDog,  des  Berufs,  der  alf<:f!ineinen  Erwerbs-  und  Beait/rerhSltnisso, 
itm  iiotorischcu  ungefähren  Grad  de^  Wohlatands,  der  Lebcüswoiäo  u.  s.  w.,  Giasäen 
Bit  rerhittnimDiasig  weitem  Spielraom  bildete.  In  diese  wurde  die  BerOlkemng 
Sich  Haushaltaogen  eingctheilt  und  dann  mit  festen  Sten.'rs.ltzen  bricht.  Für  die 
H&be  der  letzteren  war  der  Gcsammtertrag ,  den  die  Steuer  nach  dem  damali^ii-ri 
Fnajizbedarfniss  (c.  6  Hill  Thir.)  decken  sollte,  mit  maassgebend.  Die  Bestimmuijgcii 
im  Claaes^teaerf^esetze8  vom  30.  Mai  1820  stellten  so  6  Classen  nnd  StenersitZA 
tof,  was  >uh  indessen  sofort  h  'i  der  Durchführunir  doch  als  eine  gar  zu  wciiis^ 
speciali&irende  Unterscheidung  erwies.  Schon  durch  K.  0.  r.  5.  Sept.  1821  wurde 
diher  fon  1S82  an  eine  neoe,  dann  danerad  gewordene  EfaittieUang  der  BerOlkemng^ 
in  4  Haaptcla^sen,  immer  i.orh  nach  jenen  allgerneiii-  ii  rtusscren  Merkmalen,  mit  drei 
Stufen  in  jc'i>  r.  cingeftihrt.  Der  höchste  Satz  im  Jahre  war  144,  der  niedrigste 
V|Thlr.  Die  Steuerpflicht  war  mit  wenigen  bestimmten  Ausnahmen  eine  allgemeine, 
b%un  nach  vollendetem  14.  (seit  1B28  dem  16.)  Lebensjahre,  endete  seit  1827  mit 
öem  vollendeten  f>0.  Jahre  in  der  untersten  Classe.  £ine  noch  etwas  weitere  Ab- 
uaftmg  der  Sätze  trat  1^2>^  in  der  Rheinproviaz  ein. 

Der  Grandzug  dieser  Classensteuer  beruhte  noch  auf  dem 
Gedanlien  einer  festeren  soeialen  nnd  wirtbsobaftlichen-  Gliederung 
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der  Bevölkerung.  Schon  damals  nieht  mehr  Töllig  mit  Recht,  später 
hat  die  Entwicklung  des  Wirthschaftslebens  diese  Gliederang 
vollends  zersetzt,  was  dauu  auch  den  Uebergan^  zur  formellen  Ein- 
kojmiieusteuer,  zuerst  in  der  Verwaltungspraxis,  schliesslich  im 
Gesetz  selbst  bedingt  hat.  Aber  das  Grosse  des  Classenstcner- 
gesetzes  war  die  Verwirklichun«;  einer  last  aligemeinen  directeu 
perfionaleD  Staatssteuer  lUr  den  grössteD  Tbeil  der  BevölkeroDg, 
eine  Steuer,  die  sich  doch  in  ihren  Classeo  and  Stafen  wenigstens 
dem  Gedanken  der  Besteuerung  naeh  der  LeistangefUiigkeit  an- 
paeste.  Nicht  mit  Unrecht  ist  mitunter  diese  allgemeine  Personal- 
atenerpflicht  als  ein  Analogen  der  allgemeinen  Wehrpflicht  im 
prenssiechen  Staat  angesehen  worden,  daher  anch  als  ein  MomcDt 
▼on  kerniger  politischer  Bedentnng.  Die  Schwäche  der  Stener  lag 
neben  vielem  Anderen  in  der  ausserordentlichen  Massigkeit  der 
SteueibäUc  lür  die  reiclicren  Classen:  144  Thlr.  der  höchste  Steuer- 
satz und  auch  dieser  nur  ausserhalb  der  j?r?^88eren  Stitdte  und  im 
Osten  auf  dem  Lande  neben  den  ISteueriVeiheiten  des  (^lossgrund- 
besitzes  und  neben  der  auch  nur  mUssij;en  Gewerbesteuer! 

Die  Mahl-  und  Öchlachtsteuer  des  Gesetzes  vom  30. Mai 
1820  war  in  den  von  ihr  betroffenen  Städten  (132)  der  Ersatz  der 
Classenstener  im  übrigen  Staatsgebiet.  Zn  ihrer  DarchfUbmng 
mnsBte  eine  Verkehrscontrole  an  den  Thoren  verbleiben. 

Sie  war  librigens  fttr  die  Städte  nicht  anbediDg^t  obligatorisch.  Mit  Zastiminting 

der  R«*eienin?  l,onntü  eiue  Stadtgcmeindc  statt  iliror  die  Classensteuer  wählen,  wovon 
bis  1851  eine  ^anzo  Aozabl  Städte  Gebrauch  gemacht  haben  (Zahl  der  mahl-  und 
Bdilacbtstcucrpflichtigea  hier  nur  noch  83).  Auch  umgekehrt  konule  eine  Stadt, 
Tolcho  die  Gla«eiistener  hatte,  diese  duich  die  Mahl-  nnd  Schlachlsteaer  eisedeiL 

§.  11.  Ucbrige  Steuern.  Zölle.  Allgemeine  innere 
Verbrauchssteuern,  balzregal.  Stempelsteuer.  Nebea 
den  genannten  drei  grossen  directeu  Steuern  ((JihthI-,  Gewerbe-, 
Classensteuer)  und  der  Mabl-  und  »Schiaehtyteuer  standen  in  der 
damaligen  Keibrm  nur  noch  die  indirecten  Steuern,  die  Zölle 
nnd  Yerbrancbssteaern  von  ausländischen  Waaren 
nach  dem  neuen  Gesetz  vom  26.  Mai  1818,  die  Salz  stener  n^ 
dem  GesetB  vom  17.  Jan.  1820,  die  nen  geregelte  innere  Stener 
Yom  inländischen  Branntwein,  Branmalz,  Weinmost 
nnd  Tabaksblättern  nach  dem  Gesetz  vom  8.  Febr.  1819  nnd 
die  Stempelsteuer,  far  welche  ein  neues  Gesetz  erstem  7.  März 
1822  erlassen  worden  ist.  Eine  Sonderstellung  nahmen  die  älteren 
B  c  r  g  w  e  r  k  s  a  b  g  a  b  e  n ,  die  zum  Tlieil  nicht  als  cigeiiLliciiL'  S!  euern 
galten,  ein.   Die  anderen  in  den  alten  wie  neuen  Provinzen  uocli 
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vorbanden  gebliebenen  Stenern  waren  tbeils  schon  vorher,  theils 
jetzt  hü  Gesetz  tiher  das  Abgabewesen  vom  30.  Mai  1820  (darunter 
ancb  der  Uctroi  in  den  westlichen  Provinzen)  autgehoben  worden. 

war  somit  aacb  neben  (ier  Unitication  eine  erhebliche  Verein- 
tachiing  der  Staatsbestenernng  eingetreteii. 

Dem  Zollgeaetx  von  1818  war  die  Aufhebung  der  noeh 
beiteheoden  Binnen-  nnd  ProyinsialsOlle  in  den  alten  Proyinsen 
1S16  (V.     11.  Jnni)  vorangegangen.  Das  neue  Gesetz  bezeichnet 

den  L  ebergang  zu  einem  blossen  System  von  Grenzzöllen  an  den 
kSiaatsgrenzen,  mit  mässigen  Finanz-  und  Öchutziuliöatzcu.  In 
letzterer  Hinsicht  erfolgte  der  principiell  und  practisch  wichtige 
Brnch  mit  dem  alten  Mercantilsystem  und  der  Uebergang  zu  einem, 
^'•lleuds  iu  damaliger  Zeit,  sehr  liberalen  Handels-  und  Zollsystem, 
mit  welchem  der  preussiscbe  Staat  eine  bedeutsame  Pionierarbeit 
aaf  diesem  Gebiete  geleistet  hat Durch  die  so  erfolgte  Bildung 
eines  Grenzzollgebiets,  als  territorialer  abgeschlossener  Basis  der 
heimischen  Yoikswirthsehaft|  war  ferner  ein  bohritt  von  grOsster 
aUgemetner  prineipieller  und  practischer  Bedentang  in  ▼olkswirth- 
tehaftücher  wie  finanzieller  Hinsieht  gethan.  Nach  knrzer  Ueber- 
gangszeit,  namenüieh  nachdem  gewisse  noch  verbliebene  innere 
Verkehrsbeschränkungen  nach  Erlass  des  Gesetzes  tlber  innere 
Vti liiauchbsteueru  ^ou  lölü  hatten  lallen  können,  hatte  sich  die 
üerstellnng  der  Zolleinheit  durchlühien  lassen,  nur  inU  den  Moditi- 
cationen ,  wie  sie  die  räumliche  Trennung  der  östlicLeu  und  west- 
licbeu  Provinzen  und  die  \  erhüitni!;se  von  zahlreichen  Enclaven 
und  Exclaven  au  den  Greuzeü|  besonders  gegen  andere  deutsche 
i>taaten,  einmal  bedingten. 

Gerade  dicsc  VerhÜtnis^e  der  von  Prcns?!cn  uth-«  }ilosserioii  fremden  Enclarco 
fiben  dann  Jou  ersten  Ansiubä  Vertragcü  rruuascna  mii  dcu  bcU'cU'cudea  Staatuu 
iber  den  Eisscbhw  in  das  prenäsische  Zollgebiet,  vekhes  steh  8o  besser  arrondtrte. 
1- 'tvicklun^en ,  aus  deiicn  später  der  Zollvoreiti  hcrvor?ef!:an;::cn  ist,  fdr  den  insüfem 
ä3Ä  piemuche  Zollgebetz  roii  1818  auch  in  dieser  Uini>icht  der  Ausgangspunct  ge- 
vonkft.  diber  Diuge  ron  grösster  folkswirthscbaflliclMr,  aber  doch  auch  ron  emineiitcr 
ajaozvirthächaftlicber  Bedeutung  für  ganz  DeatscUiad.  Der  Zolltarif«  welcber  zaerat 
i"jch  i^bis  1821)  die  ältere  Trt-miunjr  von  allgemeinem  Zullbatz  nnd  spcciellem  Vor- 
brMclisteaerbaiz  fesitgebaitcii  Latte,  kannte  im  Fnncip  keine  Ein-  und  Auäl'ulirverbotu 
•«lir.  war  miMrfg  in  seinen  fitezen  fftr  Finanz-  (Wein,  Coloninlvaaren)  wie  Scbotz- 
'  Hirril  -I.  g.-^reiiUbcr  Jen  (Jainnlijrnn  Tarifen  der  H.iuptK'uider  iu  der  That  bcbr  liberal, 
JUOe  auch  üutt  der  lästigen  Werthzölle  speciäscbe,  meiät  Gcwichtszölle,  specialisirte 
>to  nicht  sehr,  was  sieb  fOr  Schutzzwecke,  be^uderä  später,  oachtheilig  erwies. 


Diese  Seite  des  (iosctzcs  v.  beleuchtet  näher  soeben  die  Kectoratsrede 

G.  ScLibuüer's  t.  3.  Aug.  ic?y^  über  das  betr.  Gesetz  \^&elbstÄadig  n.  auch  i.  d. 
Btihf«  der  Allgemeinen  Zeitung  r.  8.,  9..  10/  Avg .  1898  erachienen). 
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Im  Gut«!  war  der  Ttilf,  tneb  ia  seiaer  Teoluiik,  «in  gimitr  FortMbrttt  gregen  a§ 
früheren  und  aach  gegen  die  damaliireii  Tarife  anderer  Staaten.  Das  fiscaliscbe 
Interesse  »in  Zoll  war  vielleicht  sclion  otwas  rn  sehr  znnv  tr  »ren,  was  aich  spiter 
aacb  im  Zollverein  noch  und  eigeiiUicli  hin  1^79  geltend  maciitc. 

Das  SalzTorkanfsregal  bestand  weiter,  batte  aber  dnfcli 
Yollstttodige  Beseitigung  der  frttberen  y^Salzcooseription*^  (welche 
noeh  zuletzt  1816  in  Terscbiedenen  Gebietstbeilen  anfgeboben  worden 
ist)  nnd  darcb  andere  BestimmnDgeD  seinen  ▼ezatorisehen  Cbaraeter 

verloren. 

Auch  die  üleichstellttog  der  Saizpreise  im  Inland  nach  dem  (icsetz  ron  1820 
war  eia  Fortschritt,   Der  iai  Salzpreto  enthaltene  Stenenata  war  freilich  zteialifh 

hoch  für  einen  Artikel  nolhwendigstcn  Bedarfs.  Der  Preis  ist  erst  l>i4'2  um  '  ,  (> 
misaigt  worden,  als  die  FiAan£iac;e  da»  erJaabte  (roo  15  auf  12  Thlr.  für  die  Toonej. 

Mit  der  sonstigen  Beschränkung  der  inneren  Verbrauchs- 
steuer auf  die  drei  Getränke  und  den  Tabak  brach  die 
priu8t>ische  Steuerreform  endgiltig  mit  der  Universalaccise  wie  mit 
einem  umfangreicheren  System  von  Particularaccisen,  wie  es  damals 
noch  mehrfach  sonst  bestand  (England  Fin.  III,  S.  279).  Man  be- 
steuerte so  nur  noch  die  als  Consumobjecte  für  innere  Verbrauchs» 
Steuer  geeignetsten  Artikel  und  schuf  damit  für  Branntwein ,  Bier 
und  Tabak  die  Grundlage  der  splUeren  inneren  Besteuerung  im 
Zoilrerein  nnd  Reicb,  oder  wenigstens  im  Hanptgebiete  beider,  i 

Die  zunächst  gewählten  Steuerformen  waren  freilich  unvollkommen.  Der  Blasea- 
zins  war  im  Gesetz  ron  1819  wieder  anr  allgcmefaea  Methode  der  Branntwein- 
steuer gemacht  worden,  wurde  aber  bereits  \&20  im  Verwaltungswege  (endgilli? 
durch  K.  O.  r.  20  J«ni  1^22)  durch  die  Maisrlistitio  r  'Maischraum-,  Mai^^rlibottie- 
steuer)  für  die  wichtigste  Brennerei,  die  vun  meliligeu  Slotton  (tietreide.  Kartolfeln) 
ersetzt,  eine  Stenerform,  welche  die  Grnndlagc  der  preussii»  hon  und  späteren  nord- 
detn«-rhpn  SffMicr  his  in  die  neueste  Zell  gebliehen  ist:  eine  die  l  urti-i  hritti' 
Technik  und  Ockonomik  sehr  prämiirendo,  aber  ungleichmäiidg  wirkende  und  auch  dk 
Technik  in  einseitige  Bichtong  treibende  Stenermeihode.  Die  Bier-  oder  Bran» 
malzsteuer  beruhte,  wie  schon  fordern,  auf  der  Methode  der  Besteuerung  des  Malz* 
Rchrot>.  Die  Wein  Steuer  war  im  Gesetz  von  1819  zuerst  rom  VVeinmost,  nach  rief 
Qualitätssätzen  aufgelegt,  schon  182U  (Ges.  r.  2i>,  Scpt)  in  eine  Weiustcucr.  mit 
grosserer  Zahl  der  Qoalit&tsstufeQ ,  verwandet  worden,  die  rem  Weinhaner  an  lablen 
war,  seit  1S34  (K.  0.  v. '28.  Sept.)  aber  nur  von  dcni  verkauften .  bezw.  verzelirfea 
"Weine:  eine  so  zwar  verbeijsertc,  aber  doch  lästige  nnd  unzwockmässige  Besteueruosrs- 
methode.  Später  ^18G.3^  ist  die  innere  Weinstcucr  in  Preussen  aufgehoben  worden. 
Aach  die  innere  Tabaksteuer  von  1819  war  zinrst  eine  Steuer  vom  Prodact, 
von  den  pccrntolon  getrockneten  Tabakhlrittern  nach  deren  Mcnjre,  wurde  aber  l'^SS 
(K.  0.  V.  29.  März)  in  eine  Tabakbodeusteucr  nach  der  Flächengrössc  der  bebauten 
Grundstücke  mit  4  Stenerstnfen  nach  der  UrtrsgsfUhigteit  deo  Bodens  rerwanddt: 
die  Methode,  welche  dann  später  modificirt  der  allifeiDeinen  inneren  Tabaksteuer 
im  Zollverein  und  Reicli  zn  Grunde  gelegt  wurde  11808").  Die  ältere  wie,  die  neuere 
Fuiin  der  preussiscben  Tabaksteuer  war  technisch  sehr  unvollkommen  und  nur  bei 
niedrig«!  Steners&taen  haltbar. 

Das  neue  Stern  pe  Ige  setz  Tou  l&Zi  bildete  den  Abschloss 
der  damaligen  Steuerreibnaeo. 
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£i  räumte  lait  allen  bestehenden  Stempelabgabcn  im  ganzen  Staatsgebiete  auf« 
tmA  Mit  deaen  des  fraoiteiscbea  SteB)|»et-  und  Beiristerab^berechts  am  Rhein  and 

aaiBcirte  die  g»nze  Materie.  Die  Erbschaftssteuer  („Erbschaftssteinpcl")  blieb  aber 
ein  intorrirender  Best.indtheil  des  Stetnpcljrcsetze.s,  bpäter  eins:  ein  Thcil  der  be- 
txcätüdcü  Abgabe»  aa  das  licicU  über.  l>as  Uesefz  von  1821  hat  ubor  iu  l'rcUi^ica 
ien»t.  mit  manchen  Norelien,  die  Grondlftge  der  Materie  bis  zu  dem  neuen  Gesetz 
Toa  I?95  gebildet.  Die  Spielkarten  waren  ein  Srmt'^nionopol  mit  Anwondung  des 
Siempeis,  der  18iSö  (V.  v.  16.  Jqdi)  aufgegeben  und  durch  eine  blosse  ötempeUbrm 
«nettt  wonle.  Audi  dte  BernttoliigewlonnDg«  ?«nielimli6li  «n  der  Ommo,  vu 
lUfU»  darnftla  und  Itag e  imdüier  iiogIi  toh  geiiDger  fimuizialltr  Bedentaog. 

S.  12.  Zweite  Beformperiode.  Die  Fortbildung 
der  prenBsisoben  Besteuerting  seit  dem  Uebergau^ 
sor  eonetitutionellen   Staatsform  (1851^1890).  Ins- 

besondere     rersonal  Steuerreform     (Classen-  und 
classi i  icirte  Einkommensteuer).    An  dm-  iü  den  Jahren 
von  1818 — 1822  hergesteiiten  Grundlage  der  Besteuerung  ist  ein 
Menschenalter  lang,  bis  zur  1-eriode  der  neuen  Staatsverfassung 
[\>iS  tf.)  nichts  in  wesentlichen  Puncten  geändert  worden.  Auch 
die  Bildung  des  Zollvereins,  dessen  allmälige  Erweiterung  und  die 
von  diesem  Verein  befolgte  Zoll  und  Steuerpolitik  (EinftthraDg  der 
Rttbenznckerstener))  sowie  die  Hersteiinng  von  Branntwein-  und 
BiersteDergemeinsehaften  zwischen  Preossen  nnd  anderen  nord* 
deatseben  ZoUvereinsstaaten  bat  doeb  die  Gmndlagen  der  prenssi« 
leben  Bestenerang  niebt  eigentlich  verändert.  Man  baute  vielmebr 
im  ZollTerein  nnd  in  jenen  Stenergemeinsebaften  auf  der  prenssi- 
schen  Grundlage  fort.  Dartiber  später  mehr.  Die  inneren  Verbrauchs- 
üteuern,  aul  Salz  (Regalj,  Talnik,  Wein  blieben  bis  zur  Teriodc  dis 
Norddeutschen  Buddes  Particularsteuern ,  die  auf  Hrauntwein  und 
Bier  wurden  wenigstens  nicht  gemeinsame  Steuern  des  Zollvereins. 
Erst  nach  1«S66  gingen  die  Zttlle  und  inneren  Verbrauchssteuern 
(auch  anf  Salz)  auf  den  Norddeutschen  Bund  und  das  Kelch  über. 

Die  wichtigste  An%abe  Preussens,  die  Begelang  der 
Brnndstener,  worde  immer  wieder  verschoben.  Bei  den  anderen 
diieeten  wie  sonstigen  Stenern  sind  nur  geringiügige  technisebe 
Verindernngen  ohne  besondere  principielle  nnd  practische  Be^ 

dentong  eingetreten,  was  wir  hier  nicht  genauer  in  verfolgen 

brauchen.  Im  Laufe  der  Zeit  war  nur  eine  gewisse  Reform- 
beüürftigkeit  der  Classensteucr,  das  Heilüilniss  zu  deren  Ilintlber- 
bildupir  iiK'hr  in  eine  Einki  nmit  nstciu r  und  zur  Einführung  einer 
eigentlichen  allgemeinen  Einkommensteuer,  besonders  auch  ftlr  die 
böberen  Einkommen,  ferner  aus  Verkehrs-  wie  stenerpolitischen  und 
stenertechnischen  Granden  der  Wunsch,  wenigstens-  in  manchen 
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Kreisen ,  die  Mahl-  nnd  Schlaehtstener  beseitigt  «n  sehen ,  herror- 

^cticten.  Aber  in  der  Periode  der  allgemeinen  politisehen  und 
legislativen  Stagnation  von  1820—1848  und  der  Gährung  der  184:0er 
Jahre  kam  man  auch  aiil  diesoTii  (Icbiete  nicht  weiter.  Ein  Gesetz- 
riitwiirf  liber  eine  Einkoiuuiensteuer  drang  auch  im  Yereiuigten 
Landtage  164,7  noch  nicht  durch. 

Erst,  mit  den  politischen  Bewegungen  von  1848  und  nach  dem 
Uebergang  znr  constitationellen  Staatsform  kam  auch  die  Fort- 
bUdong  der  Stenenrerfassiing  in  Gaog,  om  freilieb  bald  wieder  ins 
Stooken  za  gerathen.  Aiieb  die  neue  Verfassung  enthielt  einige 
allgemeine  prinetpielle  Bestimmungen  Uber  das  Besteaemogsreebt 

In  Betracht  kommen  besonders  Art.  99 — 101  und  109  der  Verfassung  vom 
81.  JftD.  1850.  Danteh  können  Bteoern  und  Abgabun  fttr  die  StMtscasse  nnr  er* 

hoben  werden,  wenn  ^ie  in  den  StriatshaiK->liah  aufgenommen  oder  <]iir<li  besondere 
Gesetze  angeordnet  sind.  Die  bestchendcu  Steuern  und  Abgaben  sind  aber  fort- 
snerhebcu,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeftiiden  sind  (der  politisch  wichtige  Art.  109). 
BevoRiiipingen  können  bei  Steuern  nicht  noil  eingeführt  werden.  Die  bestehende 
Steucrgjesetz^^ebuupr  soll  einer  l^'^i^ion  unterzogen  m\<\  dabei  jode  Bevorzugung  ab- 
gosch&itll  werden.  Ub  und  wie  mn  Entschädigung,  darüber  äussert  sich  die  Verfas^ng 
nicht  Ein  Gesetz  fom  7.  Mid  1849  hat  die  Befreionfen  bestimmter  Personen  und 
Berufszweige  von  der  alten  Classünsteuer  auch  auf^^eliub-'n.  S.  über  die  staatsrecht- 
liche Bedeutung  dieser  Verfassoogsbestiminaugca  z.B.  r.  Könne,  proass.  Staatsrecht 
u.  A.  I,  §.  121,  122. 

Das  Wichtigste!  was  die  Steuergesetzgebung  dann  in  der 
langen  Periode  von  1848 — 1890  in  Preussen  speciell  geleistet  bat, 
von  der  Bundes-  nnd  Beiobsgesetzgebong  abgesehen,  war  naeh 
einem  misslnngenen  Versuche  in  1849,  die  Ersetzung  des  Glassen- 
steaergesetzes  von  1820  doreh  ein  neues  Gesetz  vom  1.  Mai 
1851  Uber  Classen-  und  classificirte  Einkommensteuer; 
aber  noch  mit  Beibehaltung  der  Mahl-  und  JSchlaehLstener  iu  einer 
(kleineren,  83)  Anzahl  grösserer  Städte,  welche  von  der  Ciassen- 
steiier  nach  wie  vor  freiblieben.  Die  letztere  wurde  indessen  jetzt 
allgemein  auf  Censiten  mit  einem  Einkommen  von  nicht  über 
1000  Thlr.  bescbränlit.  Für  Censiteu  mit  höherem  i:inkommeu  trat 
nunmehr  allgemein,  auch  in  den  mahl-  und  schlacbtsteuerpHichtigen 
Städten,  die  classificirte  Einkommensteuer  hinzu,  eine  vrirklicbe 
formelle  allgemeine  Einkommensteuer,  nnr  mit  einem  sehr  na- 
genügenden  Veranlagnngsverfahren.  Dadurch  wurde  wenigstens 
im  Princip,  wenn  auch  nicht  genügend  thatsSchlich,  das  höhere 
Einkommen  in  Stadt  und  Land,  in  Gewerbe,  Handel,  liberalen 
Berufen,  auch  aus  Leihkapital,  wie  aus  ländlichem  Grundbesits 
und  LandwirthsehaiL  mittelst  dieser  direeten  Steuern  einigermaassen 
mit  belastet.   Die  Ertragsbeäteucruug  iaud  so  eine  nothwendige 
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Ergauzuij;^  durch  die  allgemeine  Person aibesteueruDg  und  wesent- 
lich bejisor  als  bisher.  Formell  wurde  das  höhere  Einkommen  aus 
Landwirthscbaft,  Grund-  und  Hausbesitz,  Gewerbebetrieb  nuumehr 
ebenso  dopjiL  lt  i^etroli'en,  wie  bisher  schon  thatsächlich  durch  die 
Classensteuer  alles  dies  Einkommen,  aaeh  das  kleinere.  Ein  be- 
sonderer  Mangel,  znmal  da  eine  eigene  Kapitalrentensteuer  im 
preossisoben  firtragsstenerajrstem  fehlte,  blieb  aber  die  onzaretcbende 
Erfamng  der  Kapitalrente  (Leibzios)  durch  die  directe  Besteaerong. 
Exüe  UnterBeheidaDg  des  foDdirten  and  anfundirteii  fiinkommenSy 
etwa  mittelst  Anlegting  eines  yerschiedenen  Stenerfasses,  wie  nach 
den  Project  Ton  1847,  hatte  das  Gesetz  von  1851  nicht. 

Erst  1873  worde  die  Gesetzgebnn^  von  1851  etwas  erheblicher 
weiter  gebildet ,  namentlich  dnreh  EinfUhrang  eines  stenerfreien 
Einkommenminimnms  („Existenzminimums",  420  M.)  nnd  dnrch 
Astfaebong  der  Hahl-  nnd  Schlachtstener,  als  Staalsstener  allgemein, 
aneh  als  Commnnalstener  die  erstere,  anter  nunmehriger  Einfilhrnng 
der  dassensteaer  auch  in  den  bisher  mahl-  nnd  Behlachtsteuer- 
piliehtigen  Städten  (zwei  Gesetze  vom  25.  Mai  1873).  Aber  das 
Dn^^enligeude  Veranlagungsverlahren  verblieb  nicht  nur  hier,  sondern 
liueh  noch  später,  als  einige  kleinere  Veränderungen  der  Steuer, 
a.A«  £rmä«sigangen  des  Öteaersatzes,  erlolgten. 

Das  Bemerkenswertbeste  war  ans  der  späteren  Zeit  die  Auf- 
bebnng  der  zwei  untersten  Stufen  der  Gtassenstener,  wadnrch  das 
«teuerfreie  Einkommenminimum  auf  900  M.  erhöht  wurde  (Gesetz 

V,  2r).  Marz.  1883),  auf  welchem  lietra^e  es  seitdem,  auch  in  der 
KelVimi  von  1891,  geblieben  ist  An  Anläufen  zu  tiefer  greifenden 
Ketormen  der  rers<inalbestcnerung  hat  es  nicht  ganz  gefehlt.  Der 
wichtigste  war  18ö3/ö4  ein  \'ersuch  eines  neuen  Einkommen- 
steuergesetzes, in  Verbindung  mit  einer  eigenen  Kapitalrentensteuer, 
diese  nach  süddeutschen  Mustern.  Aber  auch  dieser  Versuch  miss- 
lang.  So  ist  nach  dem  Gesetz  von  1851  nicht  nur  in  der  „Keactions- 
periode^  in  der  zweiten  Uälllke  der  Hegierungszeit  Friedrich 
WilbefaoD's  1V.>  sondern  auch  in  der  grossen  preussisch-deutseben  Ge- 
aebiebtsperiode  Wilhelm's  L  nnd  Bismarek's,  in  der  günstigen  Finanz- 
epoche  nach  dem  französischen  Kriege  auf  diesem  wichtigsten 
Ckbiete  der  prenssischen  Specialbestenerong,  der  directen  Personal- 
besteuerung leider  nichts  sehr  Erhebliches  mehr  geleistet  worden: 
ein  auch  politischer  Lnterlassuugstebler,  besonders  auch  neben  der 
—  onvermeidlicben  —  VerbraucbssteuerpoiUik  des  Kcichs. 
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6.  B.  Uebenlehteii  der  BMleneraB^.  PnMteB.  §.  12,  13. 


S.  Gr&tzer,  Geschichte  der  preass.  £iiik«inmen-  und  Claaseostoaer  (1812— 5IX 
(1884).  Schimmelfenniff,  dirccte  Steuern  B.  II.  Engel  in  d.  Zischr.  d.  pren^s. 
Statist.  Bureaus,  Jg.  1868  24  (Erg-eboisse  der  Ciassensteoer  u.  s.  w.),  dera.  ab. 
Jg,  1875  (ClasBan-  «.  Einbt  ISSl^—TS).  Die  Gommeiitmre  m  dem  Qeielz  t.  1851 

um!  1873.  bes.  der  von  Mcitzen  2.  A.  18^*7).  dio  Coinmontere  nun  Gesetz  t. 
l'-'in  in  den  Einleitungen,  so  bes.  der  ?on  Fuisting  (2.  A.  1891V  Meine  Ahh. 
directe  Steuern  im  SchönberjBr'schen  Handb.  d.  polit.  Oekon.  III,  4.  A.  §.  23d,  §.  105.  > 

Die  Claseeosteu e r  w  ir  nach  dem  Gesetz  von  1851  itouier  noch  nach  der 
Methode  Jt-r  rius-^-rfm  rkmale  v(>raiilagt.  Es  wurden  drei  Hanptclasspn  der  Censiten  ' 
nach  deu  Berufe-  und  wirtLi>chaftiichen  YerhältoisHea  unterschieden,  innerhalb  derca  i 
dun  die  Censiten,  regelmässig  die  Havsbaltongen«  stofentreise  mit  im  Ganzen  12  bezv.  | 
13  Steuersätzen  belegt  wurden  ('/a — 24  Thlr.  jährlich^.  Ein  genaueres  Eindringen  ia 
die  Einkommen-  und  Vermögcnsverhältnisse  sollte  auch  jetzt  noch  bei  der  Venrn-  j 
lagung  Vermieden,  nur  nach  den  für  die  llauptcla^äea  gc^cbeuen  allgemeinen  Cnter-  I 
scheidungsmcrkmalcn  und  nach  Berücksichtigung  der  gesammten  Verhiltnisse  Dnd  der  | 
dorcb  beding:t('n   be^ondtrcn  L<'isfüna^fahi^keit  eingeschätzt  werden.  Abel 

obvohi  demgeuäss  die  Ausführung  auch  häuo  erfolgen  »ollen,  ging  man  in  dieser 
dann  doch  weiter  und  aehintte  von  der  2.  Hnaptcfaune  tn  Dach  einefli  for  jede  Steuer^ 
stufe  un^^LDommencn  muthmaasslichen  Einkommen  ein  (so  ron  200  Thlr.  an).  Oadofck 
wurde  die  Classensteuer  thatsflcblich  bereits  in  eine  formelle  Einkommensteu(»r.  wenn  ' 
auch  ohne  btreng  folgerichtige  Durclifaliruug,  verwauddt.  (,S.  d.  ZusammensteUang  der 
Veranl  -Gnindsfttze  <r.  1.  Mai  1867).  Im  Gesetz  Ton  1878  wnide  der  ganzen  dtinfin- 
st€uer  dieser  Chnrncter  dann  ansdrücklich  und  nunmehr  offen  gegeben,  Indem  die 
Veranlagung  jetzt  nach  Maassgabe  der  Schätzung  des  jährlichen  Einkommens  iw 
erfolgen  hatte  und  die  Steuer  in  12  nach  der  Einkommenböbe  bezifferte  ClasMsa 
(die  erste  mit  140—220  Thlr,  die  letzte  mit  900—1000  Thlr.).  jede  mit  einem  festen 
Steuersätze  (1—24  Thlr.)  eingctbeilt  ward.  Jedoch  sollten  die  Narhricliten  aber  die 
Ökonomischen  und  Einkommen- Verhältnisse  der  titeuerpflichtigen  zwar  möglichst  voll- 
Btftndig,  aber  auch  jetzt  noch  an  soweit  dies  oline  tieferes  Eindringen  geachohctt 
lüuue,  erf^dg-  n  (Inttr.  r.  28.  Ifai  1873).    Verbessert  gegen  frfther  war  die  Ver* 

aniagliii^  imiacrhin. 

Die  neu«!  cla>sificiriti  Einkommensteuer  von  1851  war  von  vornhereta 
deutlirh  als  eine  wirkliche  formelle  „Gesammteinkommen"*8teuer  im  Gesetz  bezeichnet 
und  behandelt.  Das  Einkommen  "wurde  dabei  in  4  Arten  nach  seiner  Herkunft  unter- 
schieden und  unterlag  der  btcuer,  wenn  es  luOO  Thlr.  bei  dem  Stenerpflichtigea 
Ubersticg,  nach  Abrechnnnf  der  gesetzlichen  Abzngsposten ,  insbesondere  anch  der 
Sehfddzinsen  u.  dgl.  (Steuer  vom  fälschlich  sogen.  „Bein'* -Einkommen,  s.  meine 
Grundlegung  3.  A.  I.,  S.  408).  Der  Hauptmangel  war  auch  hier  das  ungenügende 
Veraniagongsverfabrcn,  so  das  Fehlen  jeder  Dcclaratlonspäicht  der  Censiten.  Erst  ia 
der  BeriifbngsiBStani  standen  der  Behörde  wirksame  Contrdfflittdl  znr  VerfQgvng,  was  ' 
iiit  uial>  ausreicht.  Der  im  fiesctze  festgelegte  Steuerfuss  war  im  Allgemeinen  T  ,. 
für  die  übergrenze  der  Stufen,  in  welche  das  Einkommen  eingetheilt  war  und  d&oti 
mit  bestimmten  Sätzen  belegt  wurde  (Steuerstufensätze,  nicht  Quoten-  und  Procent- 
sätze für  den  Steuerfuss).  Auch  bei  dieser  Steuer  fand  die  Veranlagunfr  rcgelmlisig 
nach  Hauslia!lunjrcn  (Familien')  statt.  Die  Erirebnisse  waren  bei  diesem  T eranlag ungs- 
verfahren  nicht  genügend,  die  Einschätzungen  vielfach,  wohl  meist,  zu  niedrig,  he- 
sonders  bei  höherem  und  sehr  hohem  nnd  bei  allem  nicht  sicher  zu  ermittdndea 
Einkommen,  daher  namentlich  bei  gewerblichem,  iner<  antil.  in ,  iandwirthschaftlichem, 
Zins-  und  liberalem  Profe!>sionseinkommen,  nnd  im  ü^elnen  bestand^  grosse  OB' 
gleichmässigkeiten  d. t  \  craulagung.  — 

Die  Befreiung  des  Einkommens  bis  420  M.  (1873)  und  900  M.  (1883)  hatte 
den  Vortheil  auch  für  die  Veranlagung.  ^lillioneu  Censiten  ans  dieser  ans>cheiden 
ZU  lassen,  daher  die  Arbeit  zu  vereinfachen.  —  Die  Classensteuer  war  iia  Gesetz  voo 
1878  eine  sogen,  „contingentirte**  (avf  42  Mill.  M.  Ind.  Stenerertrag  in  den  bisher 
steuerfreien  Städten)  geworden,  einer  durtrinaren  Forderung  der  „constitntionellen 
Theorie"  m  Liebe,  ohne  reellen  Zweck.  Im  liefet/,  vom  26.  März  lf^83  ist  di'  Kni- 
richtung  wieder  gelallen.  Die  Einkommensteuer  hatte  1851  ein  abboluies  Steuermaxioiuiu 
(7200  Thlr.  fQr  Einkommen  von  240.000  Thlr.  und  darüber)  gehabt,  indem  sie  mit 
der  betreuenden  Stufe  (N.  30)  ab^^^hI6s■•.  Im  (lesctT:  ton  1^^7o  ist  das  beseitigt 
worden,  so  dass  die  Einkommen  nnn  auch  über  jene  Zitier  liiuaus  und  weiter  (in  Mazioo 
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mit  belegt  vurdeo.  Kleinere  Ab&aderaogeo .  b^nders  der  Veraola^aog,  er- 
Uglom  dnTch  Qeam  r.  3.  Jan.  1874.  16.  Jw.  1875.  12.  MArz  1877.   Die  im  Gee. 

T.  10.  März  1881  jrcwälirfeii  Krm^l^si^^np:cn  der  Classcn  ond  der  r»  unti'i^ton  Stufen 
der  Einiommcnateuer  um  '/«  i*^  Munatäratc.ii).  in  Conseqaeuz  gcäet/.licher  Bcätimmungeu 
f.  16.  Juli  1880,  und  die  eiwas  kuappcrea  ErujässiiruDgcn  nach  dem  Ges.  v.  26.  Mirz 

(V4  für  den  bestehen  bleibenden  Theil  der  Claswensteuer,       für  die  1.,  V12 
die  2.  Stufe  di.r  Einkouimfnsteufr)  standen,  vie  die  Ucfreiunp-  des  Einkommens  bis 
9Ü0  M.  roa  der  Sieucr.  in  Verbindung  mit  der  Heichssteaerpoliiü:  und  der  allgemeinen 
BiHnrek*nehen  Steuerpolitik,  vdche  eine  ErleiditeniBg  der  dlrecten  Steaen.  besonders 
ftt  die  Leate  mit  kleinem  und  mittlerem  Einkommen,  entrebte. 

Die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  hafte  in  der  Bewcgtinfr  von  1S48  besondere 
Opposition  gefunden.  Durch  Ges.  ?.  4.  Apni  1848  war  ihre  BeseitiKung  und  Er- 
x;tznnf  darcli  direete  Stenern  erleichtert,  auch  der  dritte  Theil  des  Boheftrtge  der 
MahlsTener  da,  wo  sie  blieb,  d»  r  betreffenden  Gemeinde  tibervriesen  worden.  Letztere 
Beiiimmang  blieb  im  Gesetz  von  1851,  welches  die  Verordnung  fon  1848  im  Uebrigea 
vleder  avfliob,  bestehen.  Das  Geeetz  von  1878  bat  die  Sehlaebtstener  ale  Commnnal- 
üflier  bedingt  für  zulSs^  «rkliirt,  wofon  aber  nur  weni^ce  StAdte  Gebrancb  gemacht 
li&bai.  Auch  im  GommunabteoMgeaetz  vom  14.  Jali  1893  ist  die  Fortdaaer  der 
^hlachtstener  gestattet  worden. 

§.  13.  Orandstenerreform  (1861).  Die  zweite  bedeutende 
Refonnmaassregel  der  hier  besproebeDen  Periode  fällt  aoch  erst  anter 
Wflhelm  1:  nemlich  die  endliche  Erledigang  der  Gmndsteaer- 
ansgleiehnng  und  Herbeiftthmng  eioer  einheitlichen  Grand* 
iteueryerfftBSong  im  ganzen  Staatsgebiete,  womit  sogleich  die 
Abtrennnng  der  bisherigen  Gebäadestener  (in  mancherlei  Formen) 
Ton  der  Grandsteaer  und  die  EinfHhmng  einer  eigenen  selbständigen 
(iebäudesteuer verbunden  war  (zwei  Gesetze  vom  21.  Mai  1801). 
Dadurch  hat  sieb  die  prenssische  Ertragsbesteuernng  zu  einem 
dreigliedrigen  System,  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbesteuer,  ausgebildci 
ond  wurde  so   eine   \erl)eöserte   Hanptgrnppe   der   tlirrelcn  Be- 
8teneruug,  ucben  der  rcrsonal-  (Classen-  und  Eiukommeu-)»teuer- 
gmppe.   Nur  fehlte  jener  ersteren  nach  wie  vor  das  Kapitalstener- 
glied,  weshalb  sie,  auch  abgesehen  von  ihrer  steaertechoischen 
Uovollkommenheit  and  Heterogenitftt  gegenüber  der  Personalsteaer- 
Snppe,  doch  nnr  nnsnreichend  neben  dieser  znr  höheren  Be- 
steaerong  des  inndirten  Einkommens  dienen  konnte.    Die  nene 
Grandsteaer  war  nach  dem  System  des  Parcellar-Reinertrags- 
kitssters  einanricbten.  Sie  ist  verbältnissmftssig  sehr  rasch,  anch  ver- 
glichen mit  anderen  grossen  Ländern  (Frankreich,  Oesterreich),  trcilieh 
Mch  einem  etwas  flllchtif^eren  Verfahren,  durcbgelübrt  worden,  in 
ihren  Ergebnis:^eii  ^^leii  bwdhl  trotz  ihrer  geringeren  teebnisclien  Voll- 
kommenheit  kaum  viel  maugelbafter  als  anderswo,  wenigstens  wenn 
man  ^08se  Staatsgebiete   vergleicht  und  die  uiUiberwindlichen 
Schwierigkeiten  der  HersteUang  eines  befriedigenden  Grundsteuer- 
Beinertragskatasters  in  einem  solchen  Gebiete  berücksichtigt.  Die 
ssie  Gebftndesteaer,   deren  Hanptform   die  ^^HaaBsinsstener*' 
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6.  R.  DebenicliteB  du  B«t«Mfiuig.  FnwMD.  $.  18,  14. 


(NoteuDgswerthy  ans  dem  Miethertrag  abgeleitet)  war,  bXlt  dei 

Vergleich  mit  den  Gebändesteiiers)  stemen  andrer  LSnder  aneh 
ans.  Beide,  Grand-  und  Oebündestener,  sind  in  fiscalischer  Hin- 
sicht viel  milder  eingerichtet  und  viel  weniger  hoch  als  viclla^^h 
sonst,  besonders  im  Auslände,  namentlich  verglichen  mit  Oester- 
reich, Frankreich,  Italien. 

S.  Uber  die  wirr»  Grandsteaffrerftainiig  in  Prenaaeii  ror  der  Reform  tob  1861 

Iji's.  Schi  mm  Olfen  ni  <r 's  \V.  rk  (8.  A.  1859),  dann  Tab.  a.  amt|.  Nachrichtou  f.  1849 
vom  preu^is.  stat  Bureau,  auch  die  Gesetzentwürfe  betr.  Recelunj?  der  brundsteoer 
1809.  —  Mascher,  Regelung  der  (irundsteuor  iu  Preusscn,  1862.  Eugel,  staü&L  Auf- 
sitze in  d.  Ztschr.  d.  preiiss.  stat.  Bar.  1866.  1867.  AmtL  Denluchrift  über  die 
Ausfnhrnup  des  Ges.  r.  l'^i'A  (1^05).  v.  Rönne,  pr^'nss.  Staatsrecht  4.  A.  IV., 
g.  4ai.  —  Meiae  Abbaiidl.  im  bchöuWrK'ticheu  Uaodb.  4.  A.  lU.  S.  32ö  S„  UHfS.— 
r.  Lesiirang,  Art.  Omodst,  U.  W.  St.  IV.  Genes,  Oebliidestener  in  Preoseen  etdi 
Ges.  V.  1861,  2.  A.  1882. 

Die  Aufhcbniij;  dor  G  ru  n  d  s  t  eti  p  rbe  f  r  oi  u  n  s^n  nsul  die  Kinfülirurrc:  einer 
neuen  allgemciucn  (iruinistcucr  war  iu  ti.  von  Xcul'ui  augcrcf^i  und  zugesichert 

worden.  Daruber  bereits  ein  Gesetz  v.  24.  Febr.  1850.  Zu  den  beiden  aosfddirendeB 
Gesetzen  v.  21.  Mai  1861  über  die  „anderweitc  Regelung  der  Grondsteuer  und  die 
Einfahrung  einer  aligenieioen  GebiuicleeteaeT"  gehört  noch  ein  drittes  vom  21.  Mai  1861 
betr.  »die  für  die  Aafbeboog  der  Grondsteaerbefrciungen  und  Berorengiingen  za 
gewährende  Entschädigung".  Die  schwierige  und  strittige  Frage  der  EntschHdigimg 
wurde  in  diesem  Gesetze  iu  bejahendem  Sinne  entschieden.  (Betrag  der  Entschädigon^ 
bei  üachvoiäbar  lästigem  Erworbstitel  der  bisherigen  Freiheit,  bei  bpecialpririleg 
oder  sonstigem  priratrccbtlichen  Ansprach  des  20'fkcbe  des  Ifehr  ea  Steuer  nach 
Maai-sgabc  der  Ijcrorsteh enden  Ncnkata?trirnng,  iu  allen  anderen  Füllen  das  IS^/jfache 
des  Mehr  nach  Maassgabe  der  Belastung  nach  der  Höhe  der  bisherigen  Grundsteuer, 
wenn  die  Grundstucke  diese  zu  entrichten  gehabt  hätten).  In  den  westiichen  Provinzen 
bandelte  es  sich  nur  um  eine  Berlsion  der  früheren  Veranlagung,  um  diese  mit  dem 
n<'ucn  Gt^setz  in  Üebereinstimmung  zu  bringen.  In  den  Ostlichen  Provinzen  wurden 
die  zahlreichen  allen  verächicdenartigcu  Grundsteuerverfassuugen  (c  20  Hauptsysteme 
mit  Ober  100  Nebeoartenl)  nnifielrt  Die  Kosten  der  Kataatirimng  naeh  dem  nenea 
Gesetz  (8.28  Mill.  Tlili  in  den  östlichen,  1.33  Mill.  Thlr.  in  den  westlichen  Pro- 
vinzerO  waren  nicht  nur  wejren  der  Methode  der  Veranlai^nnfr .  sondern  besonders, 
weil  mau  nur  in  geringem  Maassc  {iö^/^  des  Bodens)  neue  Voruie:ibunKen  machte, 
sonst  altes  Material  benotzte,  nnverbilinissmä&^ig  gering,  wie  die  Zeitdanar  tod 
c.  i  J.iliron  fiir  die  ^ranze  Operation  ilSGl— r.ll  ciiio  sehr  kurze,  verglichen  mit 
uhnlichen  Katastrirungen  in  andern  großen  Ländern  (Ucbterreich,  Frankreich).  Die 
bisherigen  Beschwerden  der  Überlasteten  Provinzen  worden  so  beseitigt  (s.  n.  A.  dm 
Artikel  von  F.  Engel,  prss.  stat.  Ztschr.  18(?ß  8.  21  IF.).  Die  Grunl-teuer  war  als 
Repa rli tionssteue r  mit  einem  (iesnmmthetrair.*  fontincrent^  von  10  MilL  Thlr. 
eingerichtet,  die  Gesammt^umme  nach  dum  i\atastur,  in  welchem  der  Reinertrag  in 
verblltnissfflissiger  Gleichheit  zu  ermitteln  war.  von  oben  nach  nnten  zu  rer- 
tbeilen.  Die  sich  ergebenden  Continjrente  der  Provinzen  "wurden  als  feste  Summen 
betrachtet,  welche  äich  nur  durch  Zugaug  steuerpflichtig  werdender  und  Abgang 
steuerfrei  zu  stellender  Grondstttcko  Sndcrten.  Der  ganze  Steuerbetrag  war  daher  ftir 
die  Staatskasse  w^entlich  stabil  und  konnte  nur  in  dem  —  niemals  spiter  für  ein- 
getreten geftetiilen  Falle  —  gesetzlich  erhöht  oder  ermässifft  werden,  wenn  die  Be- 
dürfnisse des  Staats  das  bcnöthigeu  oder  gestatten  sollten.  Die  Folge  dieses  Characteis 
der  neuen  Grundsteuer  als  BeparticionsKtener  mit  stabilem  Contingent  war. 
wie  in  andern  Ländern  (Oesterreie]i .  I'rankicich),  dass  der  Ertrag  der  Grundsteuer 
zu  dem  wa»  fisenden  der  beiden  andern  Krtra;r>steuern  und  der  Personal-touor  im 
Laufe  der  Zeit  relativ  immer  gerin^rer  wurde,  insot'ern  doch  vielfach  (nicht  durchaus 
immer),  /'uni.tl  in  einzelnen  Orten  und  Ge;;enden.  in  ein  Missverh&ltniss  kam.  Nach 
Ri  endiuudi,-  'i.  r  Kaf;i>tririin;r  ist  di<^  Yertlieilunff  der  Grundsfcner  auf  die  Provinzen 
u.  s.  w.  durch  zwei  Verordnungen  vom  12.  Dec.  18G4  foi  die  ö&tlichon  und  westUcbMi 
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PlMtneii  erfolft  und  ftlr  jw«  dnreli  Geiels  r.  8.  Febr.  1867  dafinldr  geregelt  vofdtt. 
Alle  lüteren  GrandstcucrD  and  i^ruiidätenerartigeii  AbgabttB  woidea  mit  du  Dorch- 
ittknnj^  der  neuen  St-  n  r  v.  !.  Jan.  If^n5  an  beseitijft. 

Za  gleicher  Zeit  im  auch  die  Besteuerung  der  Gebüudc  nach  dem  neaen 
G«biade»tcaergflfl6tz  «in  und  entfiden  damit  aach  hier  alle  biaherifren  BMiaigfaltigen 
bezuetklu-n  Stenorn.  u.  A.  auch  der  «tiJtisrlu-  Serris  des  (Jos.  r.  W.  Mai  1^20  mu\ 
die  ia  deo  westiicben  Prorioiea,  nach  franzOsicbem  Mustor  (Fin.  ill.  S.  44^^),  von 
den  6«bii)defptiad8t0dcea  «.  i.  w.  erhobenon  ^Sroadsteueni.  Die  Geb&ndesteuer  war 
äne  Qaotitätssfeuer  und  in  15j&hrigön  P«iiod«ii  xa  retidiren,  was  iozvlschea 
zveimal  ge»rh<  h(*o  ist  und,  aacb  abgesehen  rnm  Zuwachs  an  Gebäuden,  ztir  Ertra<rs- 
»teifeniBg  dieser  Steuer  m  sidi  nad  im  Yerbäituiss  zur  »tabüca  Grandsteuer  starit 
NgiMB^a  ]uit. 

§.  14.  Die  ftbrigen  Haass regele  der  prensstschen  Steuer 
gesetzgebaog  hi  der  Zeit  yoii  1848—90  betreffen  die  Gewer be-, 
Elsenbabn-,  Bergwerks-,  Stempel-,  Brbsebafteeteiiern. 

Diese  beschränkten  sich  aber  anf  kleinere  verbessernde  Aenderungen  • 
aü  den  bestehenden  .Steuern  und  auf  Ergänzungen  von  Llicken. 
Eine  an  »ich  n<»t  Ii  w  endige  Er^änzunp:  der  iM'tragsbesteuerung  durch 
':me  Kapitalren teusteuer  uulerbiieh,  wie  bemerkt.  Der  Anlauf  dazu 
in  dem  Gesetzentwurf  von  1883—84  misslang,  war  aber  von  der 
I^egiening  nrrch  ebensowenig  als  die  damals  von  ihr  anp-PL^nHcne 
Belbmi  der  Personalsten  er  mit  genügender  Energie  dnrcbgelührt 
worden.  Die  Bismarek'sche  Politik  specieil  war  eben  im  Gebiet  der 
pi<M08isebeB  Beeteoemng  niebt  prodoetiv  and  besonders  za  tiefer 
greifenden  Refarmen  der  direeten  Bestenernng  nicbt  sebr  geneigt 
Dadurch  kam  Preossen  bier  in  Rflek9tand  gegen  andere  dentscbe 
Stiaten,  besonders  gegen  Saebsen,  Baden  and  mehrere  kleinere» 
m  denen  allen  freilich  die  stellerpolitischen  und  stenertechnischen 
Aulgaben  der  Het'onneu  auch  viel  1<  uliter  waren  als  in  Preussen. 
Erst  unter  Mi(jner.s  Fiuanzministeriuiu  uuch  IbUO  trat  hier  der  er- 
f  rderlirlu  W  andf  l  ein,  welcher  Preussen  wieder  an  die  iSpitze  der 
Kdornibewcgung  lilhrte. 

Mehrfache  Aenderungen,  im  Ganzen  nicht  unerhcblicbe,  hat 
zwar  die  Gewerbesteuer  erfahren.  Sie  ist  dadurch  verbessert, 
doch  nicht  in  iiiien  Grundlagen  abgeändert  worden,  behielt  daher 
immer  noeb  die  Mängel  aller  Gewerbesteaem  naeh  der  «^Merkmal- 
Mcthode'%  wenii  diese  aneb  dnreb  das  System  der  Steaergesell- 
ttktften  in  Preossen  gemildert  wurden.  Zwei  Uebelstfinde,  die 
sieb  immer  mehr  bemerkbar  machten,  waren,  dass  die  Steuer  sich 
^  raseben  ond  grossen  Veränderung  der  gewerblicben  Betriebs* 
formen,  bcsomlers  der  Tctbnik  und  Oekonomik  der  Grossbetriebe 
webt  genügend  anpassen  konnte,  und  dass  sie  die  Steuerlast 
anverbältniäsaiabäig  auf  die  kleineren  steuerpflichtigen  Betriebe 
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unter  Sehonmig  dor  grosseren  legte.  Aaeh  hier  hat  erst  die  Eefom 
von  1891  ernstlich  Wandel  geschafft 

Die  Novellen  an  dem  alten  Gewerbesteneigesets  tod  188Q 
waren  doch  nnr  Flickarbeit,  die  Vieles  zwar  Terbesserte,  aber  doch 
nichts  Genligendes  scbnf. 

die  Commentare  zo  dem  froberon  Geset? 
und  in  den  EioloitaogeA  m  licm  neuen  ?on  1891,  so  rou  Fa istin g  (1893),  Falk- 
mann  (2.  A.  1808)  v.  R«jid6,  Stttttr.  IV.,  ^.  48S.  Hdoe  Abh.  in  SehSubeif  s 
Handb.  III,  i.  A.,  S.  S76  ff.  Aft  GeverbMtoiwr  roa  Barkhard  im  H.  W.  St-  HI, 

S.  1059. 

Scbou  in  der  Zeit  ron  1820 — 50  aiud  reräcliicüehe  kleinere  Veränderungen  der 
Steuer  vorgenominen  worden.  Aus  neuerer  Zeit  sind  ron  wichtigeren  GeBotxea  be- 
sonders 7i;  ( Twnhnen:  das  rom  19.  Juli  1861  (Aeudemng  der  VermlagunsgrondsSt/'; 
fiLr  üandeLigcwerbe  u.  A.  mX  vom  20.  Oct  1802  (in  Vorbindaug  mit  Aufhebang 
und  Aenderung  von  Bcrgveriksnbyrnben  vnd  ünterBldlun^  der  Httttettweilte  unter  die 
Cioworbesteuer  von  Handel^  vom  20.  Mar/.  1872.  rom  5.  Juni  1874  (n.  A.  Aefidemng 
der  Gewerbesteuer  von  BSckern.  Fleischcni,  Beswitieung:  der  •■i^"  Tuhtimlichen  R<Techniing 
ded  StcuerconüDgents  für  sie  im  Gesetz  v.  1820).  vom  6.  Juni  1876.  Ein  eigen- 
CbQmliGher  Veisiicli  wsr  im  Gesetz  w.  18.  Sept  1857  die  Elnriohtang  der  bemMtofen 
Gewerbesteuer  der  auf  Erwerb  gerichteten  Actiengesellscbaftea,  der  Aber 
durch  das  Gesetz  v.  19.  Juli  1861  bereits  wieder  beseitigt  wurde.  — 

Die  prcuss.  Gewerbesteaer  bezog  sich  auf  stehendes  wie  auf  im  Umher- 
eieben  betriebenes  <iowtrbo  ;  Ilaii^irbandcl).  Doch  war  die  Stener  für 
letzteres»  schon  frülit-r  durch  vcrschieiltMic  K.  O.  21.  Mai  ]S21  u.  später!  etwas  apart 
geregelt  worden.  Durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  lb76  ist  die  Steuer  ftir  das  Gewerbe 
dann  ron  der  allgemeinen  Gewerbesteoer  abgetrennt  nnd  selbetlndir  geworden.  Anch 
für  di<!  Sti'inr  ilt^.  Wandcrlagerbetriebs  (als  Communalsteuoi^  ist  ein  besondres 
Gt^set/.  vom  17.  Febr.  I>^s0  erlassen  xrorden.  Bei  beiden  specieilen  Gesetsen  spielen 
gewerbepolizeüichu  K(ici>:>icbteu  etwaa  mit. 

An  die  Oewerbesteaer  schliesst  sich  in  gewisser  Weise  die 
Steuer  auf  dem  eigenen  Staat  nicht  gehOreade  Eisenbahnen, 

besonders  der  sogen.  PriTatbahneD,  an.   Schon  im  Eisenbabngesetz 

vom  Ii.  Nov.  Iö38  war  eine  solche,  übrigens  aucli  durch  andre 
GesichtspiiiK'tc  mit  nnterstUtzte  Steuer  geplant.  Sie  ist  erst  durch 
ein  Gesetz  vom  30.  Mai  18,^3,  in»  Siuiie  einer  (jn  orTCssiven)  Steuer 
vom  Keiiit'i  (lii^-,  eingeführt  worden.  Seit  der  <^nnssen  Verstaat- 
liehungsära,  I61d  ß,,  ist  ihre  fiDauzielle  Bedeutaug  natürlich  gering- 
fügig geworden. 

Der  Ertrag  dieser  Steuer  war  Anfangs  rmn  Ankauf  ron  Stammacticn  der  be- 
treßenden  Bahnen  bestimmt,  Actien,  deren  dann  vom  Staat  als  A<  lionar  bezopenf 
Erträge  (Dividenden)  ebenfalls  zu  solchrm  AuUui  verwendet  werden  bullteu.  S«> 
wurde  allmälig  der  Staat  anf  diese  Weise  d»s  Eigenlhum  an  den  Bahnen  als  Actiontr 
vollsifuidiiT  lialjini  erwerbon  kennen.  l)iiri  h  (iesetz  v  21.  Mai  1850  ist  diese  Ver- 
wendung des  vom  Staate  bezogenen  Ertrags  aber  beseitigt  worden.  Der  Ertrag  lliesst 
seitdem  in  die  Staatscasse  tn  den  allgemeinen  Zwecken  der  Finanxrerwaltung.  — 
Ausdehnung  des  Gesetzes  r.  }  auf  alle  nicht  im  Besitz  des  Staad  oder  der  Actien* 
geseUschafteo  beSndlictien  Bahnen  durch  Gee.  r.  16.  M&zs  1867. 

Wesentlich  mit  aus  wirthschafts-  neben  steaei-politisehen  ond 

steuertecbnischen  Gründen  haben  die  älteren  ßerg Werksabgaben 
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VeiiDdeniDgeii,  ErmSsBigiiDgen,  «obliesBlich  wesentliche  Umge- 
sldtQQgeQ  nnd  Yereinfaehniigen  erfahren  und  zam  Theil  Bind  sie 

beseitigt  worden.  Gewisse  Veibchicdcuhciteu  blieben  im  links- 
uud  rechtsrheiniscben  Staatsgebiete  bestehen.  Bis  zuletzt  (bei  ihrer 
Aufhebung  iin  J.  1893)  haben  sie  nicht  im  Etat  der  directen  Steuern, 
boudern  iu  dem  der  Bergwerksverwaltung  gestanden. 

S.  Arndt,  Besteoerang  der  Bergirerko,  ia  Jahrbüchern  f.  Nat-Oek.  1881 
\&.  36)  S.  174,  6^.  ders.  Ait  Bcrgverksabgabea  im  U.  B.  St.  II,  ders.  BergbM 
«.  -Politik  (1896).  Heine  Abh.  dire«>.  Stenern  im  SehOiilmir'ielien  Hasdbach  III, 

4.  A-,  S.  397  fr.    y.  RiSnnc.  preiiss.  Staatsrecht  IV,  4.  A.,  §.        Geeelz  ?.  12.  Hiai 
22.  Mai  1861,  bes.  20.  OcU  1862.  17.  Jaoi  1863. 

Die  sogen.  Stempels  teuer  hat  in  dieser  Periode  swei 
wiehtigere  Ver&Dderongen  erfahren,  neben  kleineren.    Einmal  ist 

die  Erbschaftssteuer,   der  sogen.  Erbscbaftsstempel, 
Tou  der   Stempelsteuer  abgetrennt   und  duieh   das  Gesetz  vom 
-1.  Mai  1873  zu  einer  selbständigen  Steuer  entwickelt  worden. 
Daa  ältere  Hauptprincip,  die  Befreinn^  der  directen  Linie  von  der 
Erbschaftssteuer,  ist  aber  auch  dabei  ^^(nvahrt  geblieben.  Damit 
QDd  nach  ihrer  Einricbtang  und  ihren  Steuersätzen  war  die  Erb- 
«chaftsstener  bis  zur  Gegenwart  auf  einen  geringfügigen  Ertrag 
besehriUkkt  geblieben,  der  keinen  Verglcieh  mit  dem  in  anderen 
ätaatea,  vollends  in  Grossbritannien  (Fin.  III,  §.  125,  Erg.-Heft 
1 8),  Fraakreieh  (Fin.  III,  §.  843,  Erg.-Ueit  g.  15),  Italien  erzielten 
IL  s.w.  znlässt   So  war  eine  bedeutsame  steaer«  ond  yoUends 
soctalpoUtische  Fnnetion  dieser  Steuer  im  preusslsehen  Steaersystem 
bisher  ansgesehlossen ,  ebenso  wie  in  allen  anderen  deatschen 
Staaten  mit  etwaiger  Ausnahme  von  Elsass- Lothringen ,  wo  das 
(jetzt  modifieirte)  französische  Erbschaftssteuerrecht  verblieben  ist. 
Die  zweite  bedeutsame  Veränderung  war  die  Verwandlung  der 
Stempelsteuer  auf  Wechsel,  Spielkarten,  Werthpapiere  inReichs- 
ateuern.    Technisch  wie  stcuerpolitisch  genügte  das  alte,  bestehen 
gebliebene  preussiscbe  Gesetz  \on  1822  mit  seinen  ^^ovellen  lange 
meht  mehr.   Es  war,  wie  die  alte  Gewerbesteuer,  veraltet,  aber 
eine  Umgestaltnng  ist  wieder  erst  in  der  folgenden  Periode  ge- 
lingen (1895).  Der  Ertrag  der  prenssiscben  Stempelsteuer  (auch 
einseblieBslieh  der  Beiehssteuern)  stand  und  steht  wiederum  weit 
tsrllek  hinter  demjenigen  in  den  genannten  fremden  Staaten. 

I^rstellanireD  tand  Corameritare  der  Stemptli^ifsetz«  von  Hoycr-Gaopp  A. 
^'^l,  4.  A.  1887),  Kühne  mann  (2.  A.  1885,  auch  über  Erbschst.)  u.  A.  ?.  liOauc, 
i^uabrecht,  4  A.  IV,  §.  438.  439,  auch  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  G8  ff.  Schall  im  Schön- 
WschcD  Handhnch  4.  A.  III,  S.  lin.  711.    Art.  Stempel  von  Lohr  im  H.  W.  B. 

S  aucli  schon  die  Antraben  bei  den  licchts-  uod  YerwaltungsgebUhrei»  in 
A.  Wagatr,  FiaaoswiiMiiscIttft  lY.  3 
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Fin.  II  {'2.  A.)  S.  72,  73.  —  Von  EüizcHioiten  ist  der  Kalender  Stempel  im  Ges. 
T.  1822  zu  oeonen.  der  »päter  aufgehobou  worden,  daou  der  Zcitangsstciopel  roa 
politischen  Zeitungen  nach  dem  Ges.  1822,  der  nach  Anfhehnog  1849  ff.  im 
J.  1852,  durch  Ges.  v.  2.  Juni  18.V2,  wieder  eiug:cfuhrt  und  neu  geregelt  wurde  durch 
Gesetze  v.  27.  Juni  I^Bl  u.  26.  Sept.  1862.  Diese  Steuer  ist  aber  nach  dem  Reichs- 
pressgesetz  von  1874  gefallen. 

Li  naher  BezlebaD^  tn  dea  Stempelsteaera  stehen  die  unter  de»  Naaen 
..Gerichtssporteln**,  „Gerichlskosten"  rorkooimcnden ,  vielfach  rL-iiie  Gebohren 
(s.  Fin,  II,  §.  89  ff.),  Ticlfach,  besonders  in  Verbindung  mit  der  nicht- streitigem 
Gerichtsbarkeit,  GebOhr  und  Steuer  vermischonde  oder  auch  reino  Steuern  (Verfcehis- 
btcuern.  auf  Rechtsgeschäfte  gelegte)  daistcllonde  Abji^alie».  Diese  werden  in  Preussea 
in  der  K<'i^cl  direct  berechnet  (Fin.  II,  i{.  71 1  und  erhoben,  nicht  milteist  Benatzun^ 
von  Stempeln.  Ueber  diese  Abgaben  ist  das  Gesetz  vom  lU.  Mai  18.51  erlassen 
werden,  das  sp&ter  mehrfach  Aenderongen  erfuhr.  Dann  trat  die  Rdcbsgesetzgebunf 
hinzu,  jtingst,  1895.  auch  ein  neues  preoaaisches  Geaets  an  Stelle  llterer  Bestimmongea 
und  zur  Ergänzung  {s.  u.). 

15.  Die  BesteueiuD^  in  den  neuen  Lan  destb  e  ilen. 
Kai  h  der  TerritorialregeluDg  von  1814  und  1815  hat  das  preussisehc 
Staatsgebiet  nur  ganz  geringfügige  Verändci  luigen  erfabreo,  bis 
1849  die  TTohenzollcrnsoben  Lande  und  1866  die  neuen  Provinzen 
Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Hessen-Hoinburg,  Stadt  I  rankfurt, 
Schleswig  HoUtein  nebst  kleinen  GebietstheileD  von  Uessen-Dann- 
fitadt  und  Baiern  erworben  wurden. 

In  den  Hohenzollernaeben  Landen  ist  bis  zur  Gegenwart 
die  ältere  Stenerverfassnng,  besonders  fttr  die  directen  Stenern  nnd 
gewisse  innere  Verbraoelisstenem  (die  sogen.  ^^Wirthschaftsabgaben'') 
yerblieben  nnd  hat  anter  prenssiseher  Herrsefaaft  saehlieb  nur 
kleine  YeTMndernDgen  erfahren,  Tomemlieh  nnr  dnreb  EinfUfaran^ 
der  Sigmaringen'schen  Verfassung  der  directen  Steuern  im  hecbinger 
Gebiet.  Daher  gelten  hier  mw  die  Gesetze  über  Zollvereins-  bezw. 
Rci(  hssteuern ,  diese  ansser  der  Biersteuer,  dagegen  von  neueren 
speciell  preussischeu  Steiiergesetzen  nur  einzelne  ((^ewei  ijesteuer 
vom  Gewerbetrieh  im  Umherziehen,  vom  Wandcrlugcr,  Erbschafts- 
steuer). Auch  die  grossen  Keformgesetze  von  1891  nnd  1893  be- 
ziehen sieh  nicht  auf  Hobeozollern  mit.  Diese  Lücke  in  der 
Uniiication  der  Staatsbesteaerung  erklärt  sich  aus  der  territorialen 
Abgetrenntheit  und  Abgelegenheit  dieser  Lande  vom  i^renssischeD 
Staatsgebiet. 

Anf  das  N&here  ist  hier  nicht  einzugehen.  S.  die  Uebersicht  der  Hohen« 
zo]lern>chen  Stcuerrerfassung  nnd  ihrer  neueren  Aendemngen  bei  r.  ROnno,  Staat»* 

recht,  IV.  §  411. 

In  den  1866  annectirtcn  Ländern  ist  deren  alte  Steoer- 
vcrfassung  im  Betreff  der  directen  Stenern  grOsstentheils  ioi 
Verordnnngswege  während  der  Dictatnrperiode  im  Jahre  1867 
anfgehoben  nnd  durch  die  preussische  der  alten  Provinzen  ersetzt^ 
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inaofeiB  also  nuch  diese  Besteoerang  im  ganien  alten  und  neuen 
Gebiete  nnificirt  worden.   Politische ,  wirthscbafts-  und  verkebrs- 

polituehe,  auch  stenerpolitische  und  finnDztechnische  Gründe  sind 
dafür  maassgebeud  gewcsäCii.  >iur  die  Gleiclistelluug  dieser  Länder 
io  der  Grunds  teuer  setzte  länfjrere  Vorbereitungen  voraus.  Sie 
ist  daher  erst  durch  ein  besoiidies,  die  Katastrirung  nach  den 
Nonnen  in  Altprenssen  in»  Gebiete  der  neuen  Provinzeu  anordnendes 
Gesetz  vom  12.  Febr.  1Ö70  berbeigelUbrt  worden.  Auch  die 
preassischcn  allgemeinen  i n d i r e c t e n  Steuern  (auf  Bier- bezw. 
BranmalZ)  Branntwein,  Salz)  worden  in  den  nenen  Provinzen  an 
Stelle  der  bestehenden  eiogefitthrt  £8  traten  nur  alsbald  die  nenen 
ZollTereins-  nnd  Bnndesstenern  ein  (1867).  Anoh  die  prenssische 
Erbeehaflsstener  erhielten  die  nenen  ProTinzen.  In  den  Stempel- 
steoem  nnd  Geriebtskosten  sind  die  älteren  Landesgesetze  nicht 
sofort  vollständig  durch  die  prenssischen  ersetzt,  aber  im  Wesen^ 
liehen  ist  auch  hier  durch  Verordnungen  in  1867  und  Gesetze  der 
Dächsten  Jahre  eine  Gleichstellung  mit  den  Bestini  mutigen  für  die 
alten  Laii(le>:heilc  eingetreten,  mit  Verscbiedenheiten  in  den  ein- 
zelnen neuen  <iel>ieten.  Schleswig-Holstein  (ohne  Altona)  wurde  in 
den  Zollverein  aufgenommen.  Die  V  eräoderuogen  der  preussiscben 
Steuergesetzgebung  nach  ib67  haben  sieb  dann  regelmässig  ohne 
lotersehied  auf  das  ganze  nunmehrige  Staatsgebiet  bezogen. 

Aach  hier  'oll  nuf  das  Einzolnc  nicht  eioffejipuisen  werden .  l>io  wirhtlpstea 
VcrcrdDunifen  sind  folgcüde.  £iuc  7.  28.  April  1867  betr.  die  EijU'übruiig  der  preuss. 
6&«*tz£cbQn^  Ober  directo  8tea«m  im  roroiali^eti  K.  HaDOOf  er:  Eioffthmiif  der 
iuMb  bcsieliMiden  preuss.  Gublqde-,  (icwcrbe-,  CSlMMn-  und  classificirten  Ein- 
^ 'omenstcaer.  Verbleibe«  der  hannor.  (irundsteuer  zu  "'j.  ihres  Hetnus.  bis  die 
Uru&dAteuerregeluog  oacb  dem  preuss.  üesetz  ?.  1801  crtoigt  »ein  werde.  Dio 
«Mgcft  divecteo  hkonor.  Stenern,  nftralich  die  bisberi^^o  Hlaser-,  PeiMoen-.  Be- 
s^'IdoDps-,  Erwerbs-,  Gewerbe-,  T!irikoniiiifiist''ncr.  iii<'  mit  d-T  Gnindstctier  das 
lÄ;tDOTer?che  directe  Steuersystem  gebildet  hatten,  wurden  vom  i.  Juli  l^t>7  an  durch 

preossischen  genannten  drei  Steuern  ersetzt.  Die  Verordnung  giebt  die  allgemeioeu 
•ir.  i  it/e  zur  Durchfahrung  dieser  H< -timniatigeD  an.  —  Eioe  andere  V,  rom 

April  18C7  tritft  die  analo;:on  Beätiunntincpii  für  das  chcmalipe  Kurbessen, 
To  die  dortige  üriUHlätiiUer  von  (iebäodeji,  dio  (icwcrbe-  und  dio  Classeustcuer  auf- 
Hioben  worden.  Die  Icnrbest.  sonatfire  Omndstetter  wordo  bis  zu  ihrer  Ersetzonf 
it-rcb  die  preuss-ibch-'  auf  ihrer  Höhe  vermindert.  Wesentlich  ebenso  verfuhr  eine 
iritt<  V.  V.  28.  April  18(17  für  Scb  1 -■  svr  i -j^- Holstein .  wo  die  verwickelte  ftltero 
lirecte  Bcsteoerung  (neinlicb  Maga?in-.  Korn-  und  Fouragcgelder.  HausMeuer.  (lowerbc- 
K'-vornitiontipelder,  Nahrung«»-,  Kangt>teaer,  derjenisre  Tbeil  der  den  Namen  „Contri- 
'iUUoB"  fu:.P  tiJ.jii  Pflii::/aliiNi'i<rab._' .  drT  vnn  d.  ii  StüiItcM  nnd  Flecken  /u  entrichten 
aowie  gewias«  weitere  I  heilc  dieser  Coutributiou  und  der  Laodstcuer)  uel^t  den 
»Hier  bereicbtteteh  steaerartigen  Theflen  der  sogen.  „GefUIe"  aufgehoben  wird. 
Ai3ch  hier  wurde  die  bestehen  bleibende  Gniudsteucr  (Gontribution  und  Landsteuer) 
'  zn  ihrer  Erscf/'iiiu'  durch  die  pn^ii«*«.  (irundsteuer  auf  ^/^  verniinderf.  Eine  V.  v. 
n  Mii  li567  traf  äUniicbe  Vorschritten  ftir  Nassau,  wo  die  dortige  Gebäude-  und 
^j^v^exbcrtener.  fftr  das  Franltforter  Gebiet  (nicht  die  Stadt),  wo  die  bisherige 
'i-biBde-  und  Clasg.  ii-t.r.ier ,  für  das  cr%'orbene  if rosshor/.otJ^lich  hessische 
'j«^  vo  die  Gebättüfi',  Per»oaal%  üewerltötetter,  für  das  lauügräflich  hei»sca- 

8* 
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homb.  Amt  Ilombnrj?,  vro  die  GeL&ude-.  Gowerbc-  im  !  "\'{ehsteuer  durch  die  je- 
ntDutea  drei  prcuss.  directen  Stcaem  ersetzt  aod  die  bisherigen  (iroodsteaero  bis  za 
ihrer  Beseitigung  ebenfalb  etwa«  Tennindert  werden,  ia  renoUedeneiii  Mause  in  den 
renGhicdeneo  GebieMbeilen.  Die  Stadt  Frankfart  a.  M.  sdbet  vordo  der  Mahl- 
und  Schlachtsteucr ,  nicht  der  Classensteuer  unterworfen ,  wogegen  die  eine  Staat*-  ; 
Steuer  darstellende  Accise  hier  beseitigt  wurde.  Ferner  trat  die  £inkoDimen-  uuü 
Gebittdestooer  ein.  (V.  r.  29.  Joni  1867).  AelmUolie  V.  v.  4.  Jani  1867  für  Meisen- 
heim,  t.  24.  Juni  1867  für  die  ehemals  baierischen  Gebictstheile.  Auch  die  ein- 
zeln in  den  neuen  Landestheilen  bisher  bestehenden  besonderen  indirccten  Stenern 
(heesen-darmst.  n.  hessen-homb.  Wein-  und  Obstvein-,  Traaksteoer  und  Zapfgebobr, 
hess.  Nac}iti;rall<>nBteuer,  hier  «od  im  bfti^oiselieiL  Gebiet  rach  die  staatliche  Utuide- 
eteoer)  sind  1867  aufgehoben  worden. 

Durch  diese  hie  und  da  wohl  etwas  raub  eingreifende  Ein- 
ftthrnng  der  preiuaischen  direeten  Stenern  an  Stelle  d^,  mehrfach 
ein  sehr  veraltetes  System  darstellenden  bisherigen  Staatsstenem 
in  den  neuen  Provinsen  ist  doch  der  grosse  Vortbeil  einer  gleich- 
artigen directen  Bestenerang  alsbald  erreicht  worden,  wie  ihn  das 
Gebiet  des  Deutschen  Reichs  bei  seiner  Particulargesetzgebung 
ausserhalb  Prenssens  noch  beute  entbehrt:  eine  immer  mehr  mit 
misslicben  Folgen  hervortretende  Gestaltung  der  Dinge  im  Reiche. 
Zugleich  sind  die  Verordiiuiigen  von  18ß7  ein  Heinpiel,  wie  mao 
mittelst  der  Dictatur  und  im  E i n h e i t s s t a a t e  in  eolcheu 
Dingen  rascher  und  erspriesslicber  einmal  notbweudige  Uebergänge 
in  neue  politische  Verbältnisse  bewirkt,  als  in  parlamentarisches 
Formen  und  im  Bundesstaate.  Die  noch  immer  nicht  gelösten 
Bestenernngsanfgaben  im  Deutschen  Reich  zeigen  dies  von  der. 
anderen  Seite. 

Bei  der  Einführung  der  prenssiscben  Grundsteuerrerfassung  in  den  nenes  | 
Landestheilen  durch  Gesetz  v  M.  Febr.  1^70  (mit  Abänderung  durch  Gesetz  roE 
3.  Jan.  1874)  wurde  das  Goniiiigcut  für  alle  zusammen  auf  8.2  Mill.  Thlr.  fe^estellL 
die  ganze  Gnmdstener  des  Staats  daher  aof  13.2  MilL  Tlilr.  (89.6  Mill.  K.).  Auch 
hier  traten  Kntschridipungen  für  die  Grundstücke  ein,  welche  bisher  befreit  oder  bcror- 
zugt  gewesen  (i:^.  15—17  des  gen.  Ges.).    Nach  Beendigung  der  Katasterarbcitea  rer- 
fügte  die  V.  r.  18,  Dec.  1875,  wie  das  erwähnte  Contingent  auf  die  drei  neuen  Prorinzen 
und  den  Kreis  Meisenheim  zu  verthcilen  seL   Von  1876,  in  ScUeswif-llolätoiii  ros 
1878  an  trat  dann  die  neue  GrondstencrvcrfassTins^  in  diesen  Prorinzcn  in  Wirksam*  ' 
keit.  —  Auch  die  preussischen  Bergwerksabgabon  sind  in  diesen  Profinitui  | 
{mtSti  schon  1867)  elngefblirt  wordas.  { 

In  äbiiliclier  Weise  wurde  s  Z.  die  Einziehunir  des  Jadei^cbiets,  des  Herzog- : 
thums  Lauenburg  in  die  preussische  Resfeuening  durchgeführt.  Hel{?öl'\n<l  steht  I 
noch  apart  da.  —  Weiteres  über  die  Eiuftihrung  der  preussischen  Steui  ru  m  den 
neuen  Prorinzen ,  auch  in  Betreff  der  hier  nicht  genauer  verfolgten  Einfahrung  der 
indirecten  und  der  Sleni]>elstencr  bei  v.  K5nne,  prcnss.  Staatsrecht  4.  A.  lY,  7>^^ff. 
SOO,  835,  S39,  846  IL,  wo  die  einzelnen  bezuglichen  Gesetze  uud  Verordnungen  sd- 
gcgeben  sind.  —  Die  firflhere  Terfasanng  der  directen  Stenen  der  neuen  Proristea 
hndet  sich  in  amtlichen  Denkschriften  zu  den  Verordnungen  v.  28.  April  u.  IL 
1867  dargostdlt.    Ueber  die  Gründe  für  die  rasche  Kinfülirnnir  der  preiiss.  StttJ'!- 
verfassung  i::>t  ein  Immediatbericht  den  tstaatamiuiateriuaiü  v.  27.  April  1864  verötiexii-* 
licht  worden.    Ueber  die  frühere  hannorersche  Stenenrerfassong  a.  Lehisu» 
Hs.  Staatshaushalt  (1853 ■  I.  ^."n— 400,  ferner  v.  Keden.  vergleicliendo  Finanzstatistik 
It  2.  Abth.  (1851),  woselbst  uud  in  Abth.  1  auch  Uber  Kurhessen,  Nassau,  Schlesvig- 
Holstein,  Frankfurt  a.  M. 
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§.16.  Die  jüngste  (dritte)  Reformperiode  ISül  If. 
Uebersicht.  Die  prciisöiöLbe  Stcners^esetzgchunp:  \v;ir,  wie  dar- 
--elegl,  io  den  letzten  Jahrzcbiiteu  uur  wenig  weiter  gebildet 
worden.  Die  Gewerbesteuer  musste  seit  lange  als  veraltet  und 
sehr  lefonnbedürftig  gelten.  Die  Classen-  and  dassificirte  £in- 
kommeoatener  hatte  sieb  in  ihrer  Veranlagung  immer  nngenflgender 
erwiesen.  Ihre  groBse  UngleichrnftMigkeit  war  um  bo  bedenklicher, 
da  die  Steigerang  der  CommaiuüfiiiaiiahedflrfDisse  in  der  beetehen- 
des  CommmialateDerTerfasBiing  (§.  26  ff.,  82)  immer  höhere  Ziuehläge, 
bemdert  in  den  westlichen  Froyinsen  nnd  in  Gegenden  raschen 
und  grossen  wirthschafUicbea  Anfsehwucgs  mit  sich  gebracht  und 
10  den  Druck  der  nngleicbmässig  veranlagten  Steuer  immer  em- 
^Lüdlicher  gemacht  hatte.  Hier  lag  daher  auch  ein  eoger  Zu- 
gammenhang  zwischen  Staats-  und  CounnunalsteuerverfassuDg  und 
tbatsiuliliLher  Besteuerung  in  Staat  und  Gemeinden  vor,  welcher 
Reformen  um  so  nothweiidiirer ,  freilich  auch  um  po  schwieriger 
machte.  Die  Stempelsteuer  war  nicht  weniger  veraltet  als  die  Ge- 
werbesteneri  auch  durch  Novellen  and  Verordnnogen  bis  zar 
Venrirmng  verwickelt  nnd  dnrch  die  AnsbUdnng  der  Reichs* 
stcmpeistener  noch  weiter  dnrehUKshert  worden.  £in  allgemeines 
BedBHhiss  naeh  tiefgreifender  Stenerreform,  in  einer  der  neoeren 
Eotwleklong  des  Wirtbschaftslehens  nnd  Verkehrsi  aneh  den  neueren 
loeiaien  Ideeen  in  der  fiestenerang  angemessenen  Richtang,  wurde 
mehr  nnd  mehr  im  Pobliknm,  Parlament,  Verwaltung,  Kegiernng 
empfunden.  Ein  entsprechendes  Vorgeben  war  auch  durch  die 
grosse  Entwicklong  der  indirecten  Besteuerung  im  Keicbe  nur  noch 
dringender  geworden.  Aber  es  ist  lauge  nichts  Ordentliches  zur 
Abhille  geschehen,  bis  erst  nach  Fürst  Risniarck's  Entlassung  und 
mit  der  Uebernabme  des  Finanzuiinisteriums  durch  Miquel  eiu 
Qeuer  Geist  in  die  Finanzverwaitang  einzog  und  nunmehr  bald 
eine  neue  grosse,  in  ihrer  Weise  grossartige,  eine  dritte  fieform- 
epoche  in  der  Geschichte  der  prenssiscben  Bestenernng  in  diesem 
Jahrhundert,  anbrach. 

Sie  aerfiült  in  drei  Stadien,  von  denen  die  beiden  ersten  eng 
naammenhlDgen.  Im  Jahre  1891  gelang  eine  tiefgreifende  Reform 
der  Fersonalbeste  ueruiig,  nüttelst  einer  Umbildung  der 
Classen-  und  classificirten  Einkommensteuer  in  eine  einzige,  Steuer- 
politisch  und  stenertechnisch  wesentlich  verbesserte  Einkornmen- 
steoer  (Gesetz  vom  24.  Jnni  1891)  und  zugleich  eine  völlige  Um- 
gestaitong  der  Geweibesteuer  (anderes  Gesetsvom  24.  Juni  WJl). 
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Die  naDmehr  bedeutend  ertragsretehere  ataaüiebe  Einkommensteuer 
ermbgticbte  es  dann,  den  Sehwerpnnct  der  direeten  Staatsbeeteoenrng 
wesenilieb  In  diese  Steuer  sn  legen  und,  in  Verbindung  mit  einigeo 
anderen  MaaBBregelo,  den  Staat  auf  die  £rtriige  seiner  drei  grosBes 

El  tragssteuern,  der  Grund-,  Gebäude-  und  der  reformirten  Gewerbe- 
steuer zu  (Timsten  der  Gemeinden  verzichten  zu  lassen  (erstes  Ge- 
setz vom  14.  Juli  1893).  Zur  Deckung  des  Ausfalls  an  Einnahmen 
diente  dem  Staate  ausser  der  Ertragssteig:(  ruug  aus  der  reformirtCD 
Einkonmiensteucr  einmal  die  Aufhebung  eines  früheren  wenig 
zweckmässigen  Gesetzes,  welches  den  Uaupttheil  der  dem  preussi- 
scben  Staate  zufallenden  Antheiie  ans  den  fteichszölien  auf  Getreide 
und  Vieb  den  Kreisen  tiberwiesen  und  so  der  prenssiscben  Staal»' 
casse  diese  Einuabme  grossentbeils  (bis  auf  einen  ibr  rerbleibendeii 
Betrag  von  15  Hill.  II.)  entzogen  batte  (G^sets  vom  14.  Mai  1885, 
sogen.  y,Lex  Hnene*');  sodann  die  Einfnbrung  einer  zweiten 
direeten  staatlicben  Personalstener,  ein«*  eigenen  ganz 
neuen  Vermögenssteuer  unter  dem  Namen  Ergäuzungs- 
8 teuer  (zweites  Gesetz  \üin  14.  Juli  1893).  In  Verbindung  hier- 
mit stand  dann  ein  drittes  grosses  Steuergesetz,  dasjenige  über 
die  Communalabgaben  (ebenfalls  vom  14.  Juli  iöiKl  datirt),  ; 
das  wiederum  lange  ein  dringendes  Bedürfniss  gewesen,  dessen  j 
Herstellung  wiederholt  geplant  und  versucht,  aber  nicht  gelungen  < 
war  (g.  29,  31).  \ 

Dnreb  diese  organisebe  Stenerreform  ist  ein  Dreifaebes  j 
yoD  grosser  allgemeiner,  auch  finanzwissenschaftlieber  Be-  « 
dentnng  erreicht  worden:  einmal  die  fast  völlige  Hinfiber-  \ 

fuhrung    der    direeten    Staatsbesteuern ng    aus   der  I 
Ertr  a  gs(Obj  e  et -)  b  es t  e  u  e  i- u  ng   und  aus  der,  bisher  weuig 
orgauisehen,    Combination    dieser    mit  der  Personalbesteuerun^' 
(Classen-  und  clnssificirtc  Einkommensteuer)  wesentlich   in  die 
reine  Personal-  (S  u  b  i  e  r  t -Uj  est  eueru  ng;  sodann  die  t  ecli-  j 
nische    Vervollkommuuug    der    Einkommensteuer,  1 
welche  nun  auch  steuerpolitisch  den  Grundsatz  der  Besteuemog  ! 
nach  der  Leistungsfähigkeit  viel  mehr  zur  Geltung  bringen  kaoo, 
und  die  Verbindung  dieser  Steuer  mit  der  Vermögens- 
steuer, welche  steuerteebniseb  und  als  Subjeetsteuer,  n.  A.  weil 
sie  die  Schulden  steuerfrei  lassen  kann,  ebenfalls  der  Ertragssteuer 
überlegen  ist  und  deren  Angliederung  an  die  Einkommensteuer  es 
möglich  macht,  das  Renteneinkommen  aus  Besitz  (fnndirtes)  hoher 
als  das   unfundirte  zu   besteuern,  vvoduich   eiue  wichtige  und 
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fldiirierige  Anfgabe  der  Steuerpolitik ,  anob  ein  bedenfsamaa 
modernes  Postalat  soeialer  Stenerpolitik,  in  zweckmässiger 
Fom  gelM  wurde;  endlieb  drittens  die  Herstellung  einer 
Oommunalsteuer-  (und  Geböhren-) Verf ass u n g,  welche 

im  Wesentlichen  richtigen  theoretischen  und  pructischen  An- 
^>cllau^DgeIl  und  Forderungen  entspricht,  namentHcb  e-*  erniijglicht, 
besacr  als  bisher  die  Steuerlast  zu  vertbeilen,  sie  mehr  dem  Real- 
1  esitz  znznschieben.  die  l'eberhtlrdung  der  .Staats-Einkoniniensteuer 
mit  ZascblägcD  für  Communalzwecke  zu  vermindern,  so  dem  Grund' 
Mti  der  Besteuerung  nach  Leistung  oud  Gegenleistung,  soweit  er 
gende  in  der  Communalbesteuerung  eine  gewisse  Berechtigung 
liat  (Fin.  U,  §,  180—182),  mehr  Rechnung  za  tragen  und  Oonflicte 
xwisehen  Staats-  und  Commnnalfinanzint^essen  zs  vermindern. 

Durch  diese  wesentlich  die  directe  Besteuerung  betreffenden 
Reformen  ist  Preusscn,  welches  auf  diesem  Gebiete  hinter  anderen 
Ucutscben  und  einzelnen  fremden  Staaten  in  Folge  seiner  stag- 
nirendcn  ^tencrgesetzErebting  sehr  ins  Hintertreffen  gekommen  war, 
wieder  an  die  Spitze  getreten  und  der  Pionier  im  IJesteuerungs- 
lortikrhritt  geworden,  wie  die  Nachahmung  zeigt,  welche  sein  Vor- 
geben mittlerweile  in  wie  ausserhalb  Deutschlands  gefunden  hat. 
Auf  diesem  wichtigsten  Gebiete  modemer  directer  Besteuerung, 
eben  dem  der  Personalstener,  ist  diese  prenssische  Reform  in  der 
Thatwobl  (§.6)  das  bedeutsamste  Vorkommniss  in  der  ganzen  neueren 
isteeergescbiebte.  Aach  die  Rflekkebr  zur  sonst  fast  verscbwon- 
deaen  VermOgensstener  im  modernen  Staatsstenersystem»  vollends 
eiaes  grossen  Staats,  ist  ein  steaergescbichtlieb  sehr  beaebtens- 
Werth  es  Ereigniss.   Dasselbe  gilt  vom  Siege  der  Personalstener  in 
der  direeten  Staatsbesicucrung,  unter  fast  völligem  Aufgeben  staat- 
licher Ertragsbestenerung.    Beides  wird  vermuthlich  von  Einfluss 
aof  die  Weiterentwicklung  moderner  Besteuerung  überhaupt  sein. 
Barch  die  Reform  von  1891  und  1893  bat  sich  so  die  preussiscbe 
btAatsbesteuerung  in  wichtigen  Puncten  zugleich  von  der  continen- 
Uten  mehr  getrennt  und  der  britischen  genähert. 

Im  Jahre  18i>5  ist  man  dann  auch  in  das  dritte  Stadium  der 
jttsgsten  Beformen  getreten,  hat  die  Neugestaltung  der  Stemp ei- 
lten er  (Gesetz  vom  31.  Jnli  1895)  und  gleichzeitig  der  Gerieb ts- 
^osten  (Gesetz  vom  25.  Juni  1895),  soweit  Prenssen  bierin  niebt 
doieh  die  Beicbsgeselzgebong  gebunden  war,  vorgenommen.  Damit 
wurde  auch  hier  eine  wesentliche  Verbesserung  des  Steuerreebts, 
uiiueuiUch   lu  formeller  Iliuiiicht,  erreicht.    Kleinere  legislative 
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Maassregeln,  in  der  flrbschaftssteoer,  die  Aufhebung  der  Personal- 
stenerfreibeiten  der  ^emaligen  reicbsuDmittelbaren  Familien, 
seblieaaen  sieb  an  die  grosseren  Beformen,  im  leisten  Fall  als  deres 
Gonseqnens,  an. 

§.17.  Einzelnes.  Die  legislativen  Materialien  (Gesetzentwarfe,  Motive,  Gesetze) 
ausser  in  den  Laiidtspspapieren  aus  1890  —  93,  1895  im  Finanzarchiv,  R.  7  —  \2. 
Geiiaacre  i)an>teliang  Uer  Bcforn  aod  der  Gesetze  von  1891  iu  meinen  ztrei  Aof- 
slliett  9h,  B.  8  und  11.  Uabenldit  iii  na  in  er  Abh.  directe  8tMen  in  Sebttnbei;^'» 
Handb.  III,  4.  A.  23  b  und  Einzelnes  aus  den  Gesetzen  eb.  im  Abschnitt  ron  d  r 
Einkommensteuer  S.  410  ff.  und  von  der  Vermögenssteuer  S.  441  ff.  —  G.  Cohn. 
Jahrb.  f.  Nat  ök.  8.  Folge  B.  1.  Ders.  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  cb.  Jg.  16  N.  F.  GerUcb 
pranM.  St  ref.  in  Staat  und  Gomeinde  1893.  D<  rs.  im  H.  W.  B.  St  HC  (£ink.st.) 
Stran^'^  ^Jf  r.  f  1P93.  Enneccerus  dgl.  1892.  1) crs.  Vermögcnsst.  o  s.  w 
Jastrotv  iux  Archiv  f.  soc.  Ges.geb.  V.  Ders.  im  Jahrb.  f.  !iiat.ök.  B.  58,  Ö9'  Ötroti 
in  Hirtii*8  Annnlen  1894,  die  Speelnltrük«!  Etobommenst ,  YennOganaBt,  prem. 
Streform  im  H.  W.  B.  St.  diuI  in  dessen  Supplementen  ron  TrftItscL,  Elster, 
V.  Heckel,  tlgl.  im  Stonjjerbclicn  Wörtcrb.  d.  Verwalfg^.  und  dessen  Ergänzungsbänden 
V.  G.  V.  Mayr,  Keil,  Bornhak.  Die  Cummentare  zu  den  neuen  Gesetzen  roa 
Meitzen  (E.  St.).  Fnisting  (£.  St.,  Gew.st.),  Falkmann  (G«v.tt.),  Gnaas,  Strnti 
("Verm.8t.),  Schwarz,  Adidics,  Strut/.  ;Cuuiiüun.'t )  n.  n m.  Die  grossen  amt- 
lichen Aosfuhrungäanweisungeu  zu  den  Gesetzen  (in  amüiclicr  Ausgabe),  regelmässig 
mit  in  den  Commeiitaren  herangezogen.  WerOrolIe  Stntisllit  der  Ymnlagringi»- 
ergebnisso  der  Einkommen-  und  jetzt  auch  der  Vermögenssteuer,  jährlich  (biabcr 
1892/93  bis  1807  0S\  amtlirhe  Publication  des  prcuss.  Statist.  Rnreatis. 

Die,  hier  aüeiu  auzugebeudcu ,  Ilauptpuncte  der  neuen  Steuorgesetzo  sind  die 
folgenden. 

1.  Kr  form  von  1>01.  a.  Einkommenstoner.  Vereinigung  der  bis- 
herigen Cla&seu-  und  EiBkommensteuer,  doch  bleibt  die  alte  Grenze  der  Trennung 
(800O  H.  Einkoininen)  noch  in  der  Veranlagongstechnik,  n.  A.  aocli  in  Begiuu  der 
Declarationspäicht  bei  dieser  Zifo;  spürbar.  Beginn  der  f<ubjectiven  Stenerpflicht  vie 
seit  1883  b<^i  900  il.  Einkommen.  01)liKaforischo  Dcclaration  von  8000  M.  Ein- 
kommen an,  facuhative  bei  niedrigerem  Einkommen.  Ausdehnung  der  Steoerpllicht 
Uber  pbysiBcbe  Penonen  hinaiifl,  jetzt  tvch  anf  gewisse  prirstreehtiiehe,  jarisdsche, 
namentlich  Actien-  und  ähnliche  GescllHchaftcn.  gewisse  Genossenschaften.  Partielle, 
formelle  und  materielle  Doppelbesteuerung  (der  Gesellschaften  und  der  Actione» 
u.  s.  w.),''doch  dadurch  cingeschräjikt,  dass  die  Gesellschaften  a.s.w.  erst  von  einem  Eio- 
koonDen  (Rente)  von  über  3Vi  *U  ^br  Kapital  hinaus  selbst  einkommcnstcucrpfliditiir 
werden.  Genauere  Be-tirnmungm  über  gewisse  Ausdehnungen  der  objectiven  Steocr- 
piUcht,  über  Abzugsposten.  Acnderung  dcä  bisherigen  bteuerfasses,  Ermässigungen 
bei  Einkommen  bis  c.  80  ODO  H.,  Steigerung  von  da  an  über  das  bisherige  Maximiui 
von  3*^/0  hinaus,  welches  früher  der  Kcimal^at/  für  die  ganze  Einkommensteuer  (bei 
Einkommen  von  3000  M.  und  darüber)  war,  bin  auf  i  *"o  Einkommen  Ober 
100000  ^I.  Beibehaltung  von  Stcucrftafen  (nicht  l'rocentcii)  und  gcbcl/licb  fönten, 
niebt  im  Etat  zu  bestimmenden  Steuersätzen.  Günstigere  Bedingungen  für  Ermässigonf 
des  gesetzlichen  Steiicrfusi»es  bei  die  Leistungjfaliigkeit  d.  r  Ccnsifcn  nacbtheilig  be- 
einflussenden Umständen.  Wesentiiche  Verbesserung  des  Veraniagungsverfahrens,  auch 
abgesehen  ron  der  Deelarationspflicht  Wirbamere  Gontrolmittel  der  Verwaltung 
dabei.  Strafbestimnngen  bei  wissentlich  falschen  und  unvollständigen  Declarationen. 
SrhSrfere,  die  Interessen,  bezw.  Bechfe  de??  Ceiü^iten  schützende  Einrichtung  des  Bc- 
rutuugswcscns.  Das  Überverwaltungsgericbt  als  uuabh.'tngige  letzte  Berufungsinstanz.  — 
Zn  dem  Gesetz  rom  24.  Joni  1^1  Qber  die  Einkommensteuer  eine  kleine  Novelle 
ohne  weitero  Bedeutung  vom  22.  April  1^*92  nnd  da'!  (icsefz  vom  18.  Juli  1802,  betr. 
Aufhebung  der  Personalstcuerfroibeiten  (ehemals  ücichsuiunittelbarer  0.  s.  w.)  gegen 
Entschädigung. 

Der  üscalisch  günstige  Erfolg  der  Reform  zeigte  sich  in  einer  sofortigen 
Steigerung  der  Eiuschät/nnsrsftrgebnisso  schon  bei  der  ersten  Veranlagung  nach  dem 
neuen  GeseU  von  79  55yuü0  auf  114  786  000  M.  8icucrcrtrag  von  1891/92  auf 
1892/98  (ttor  bei  den  physischen  Personen).  Ein  Mehr  ron  85.54  Mili.  M.,  voion 
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4C4  Mill.  M.  auf  AbAaddriißg  des  Steaerfasses  fllr  die  höheren  Eiakominen, 
-l.Oö  Mill.  fast  darchafH  imF  die  bessere  YeranlagiiDg  (namenilicli  der  Censiten  mit 
bökertm  luokommeo)  kommcu.  Der  bo^te  Beireis  fUr  die  Notbweudigkcit  üor  Eeform, 
<kia  hage  YeneUebung  rornMnUeh  den  eteaerfthlferen  Kielsen  der  BerOlkerang  m 
(tu!»*  e:cl(  tDiDcn  war.  Die  Bestcnerang  der  juristischen  Personen  nal)  ausserdem  noch 
10.06 "MU!.  31.  Ertrair  (s.  Statistik  der  Veranlagune:  v.  J.  l?^i<'2/ü:],  S.  318  ff.,  daraus 
Anszüee  von  meiner  Abb.  im  Scbönb.  Uaudb.  III,  420  ü ).  Dio  Steoer  war  2uers>t 
auf  '^O  Mill.  M.  mit  4  */«  jlhrUebon  Zuwachs  contiiifentirt,  was  bei  der  Reform  roa 
beseitigt  woid«,  M  seUdeoi  die  Stitfcisae  Uber  den  wiiUichen  Efti»; 
pB2  rerfo^t. 

b.  IHe  nene  Geverbestener  von  1891  btt  eioe  noch  stArkere  OmladeniDg 

der  ilteren  gebracht,  indem  die  Yeranlagangsmctbode  Selbst  ge&ndcrt  wurde.  Statt 
each  Süsseren  Merkmalen  und  Ort^rlnsseQ  worden  jetzt  alle  im  Princip  für  steaer- 
pdiüilig  erklärten  stebcudeo  Gewerbe  nach  der  üöho  dos  Jahresertrages,  bezw.  des 
Aalaire-  and  Betriebskapitals,  oBter  FreilaasiiDf  aller  Kleingewerbe  bis  1500  M.  Ertrag 
ttad  3000  M.  Kapital,  in  4  Cl.issen  (rebracht,  ohne  Anwendung  eigentlicher  Dcclarations- 
päicht,  aber,  was  zur  finanzvissenschaftlichen  Würdigung  der  Metbodo  nicht  zu  Uber- 
sehoi  ist,  anter  Mitbenatzang  der  genaueren,  meist  mit  Hilfe  des  Declarationszwangs 
gevtiUMneD  Daten  der  Einkommensteuerreranlagung.  In  diu  1.  Ciasso  kommen  Qnaa- 
gewerbe  (über  50  (»00  M.  Ertrag,  über  1  Mill.  M.  Kapital)  mit  einem  in  Stufen  an- 
geordneten Steuersatz  von  1  ^/o,  bei  den  8  anderen  Cla&sen  blieb  die  Bildung  ron 
Sme^iMellecfceftea  mit  Mitteisitzen  und  Goatififeiiten  benteben,  mit  einem  degieaeiveii 
Stenerfoss  unter  1  Vo  herab.  Vcranlagungsbezirke  sind  grössere  Gebietutheile,  fUr 
CL  1  die  Profinzen  und  Berlin,  fitr  Cl.  2  die  Begierongäbeziriie,  für  Cl.  8  und  4  die 
Kreise.  VeraolagungfirerfahreQ  und  Bemfungswesen  wurde  zwockutasäig  neu  ge- 
ordnet, Oberrerwaltungsgericht  ebenfalls  oberste  Berufungsinstanz.  Für  Gast-  und 
Sckankwirthschaft  und  Kleinhandel  mit  Branntwein  und  Spiritua  kommt  eine  besondere 
K^es.  ^Bethebssteuer'  mit  Zuschlagsätzen  zu  den  normalen  Gewerbesteuersätzen  hinzu. 
Db  aedi  bd  dieser  neuen  Steuer  xnent  betteheado  CoDtingenÜrung  (19.81  Mill.  M.) 
uittc  nach  dem  Uebergang  dieser  Steaer  an  die  <3emeinden,  1899,  keine  Bedeotan^ 
oekr  und  wurde  hier  aa|gebeben. 

§.  18.      2.  Be form  ron  1893^  Eist  nsch  den  unerwartet  gOnstigcn  Ergeli- 

mss<?n  der  nencn  Einkommonsteuer- Veranlagung,  wodurch  ein  Haupttheii  der  finan- 
ndicn  Schwierigkeiten  für  noch  weitere  Keformen  beseitigt  war,  ging  man  an  diese 
k«a&.  Das  schon  länger  rorschwebende  und  im  EinkommensteneigeseH  Toa  1891 
tai^  htmts  im  Allgemeinen  in  Aussicht  genommene  Ziel  war  die  Beseitigiing  der 
Grand-  und  (lebkudesteoer  als  Staatssteuer  oder  deren  üebcr^eisnng  an  cemmanale 
Ytfbkade.   Letzteres,  um  die  Communallasten  zu  erleichtern,  die  Steuern  hier  besser 
ta  rerthdlen  and  die  EinlooDenstener  des  Staats  mebr  tob  Zasehl&gen  der  Gemeinden 
zu  entlasten.    Wie  weit  man  dies  durchführen  lunne,  hing  mit  von  der  Staatsfinanz- 
Uge  und  von  den  ErAätzmitteln  für  die  vom  Staate  aufzugebenden  Steuern  ab.  Es 
kun  nun  Dank  dem  gunstigen  Ergebnis^  der  neuen  Einkommmstener  and  unter  Bc- 
Mttaag  zweier  anderer  Hilfsmittel  nicht  bloss  zar  Aafbeboag,  bezw.  „Aasserhebung" 
setznn?"  der  staatlichen  Grund-  und  (lebaudcsteucr.  sondern  auch  der  neuen  Oewerbe- 
•teaer  Ton  den  stehenden  Gewerben  und  der  Bctriebssteuer,  woran  man  früher  kaum 
ffidMbt  hatte,  sowie  der  Bergwerksahgaben,  leae  drei  erstgenannten  Stenern  (also 
nicht  nur  die  Grund-  und  Geb&ndesteuer)  wurden  rollständig  den  Communcn  Uber- 
Bassen,  -reiche  anch  die  Berpwerke  von  nun  an  im  Kähmen  ihrer  Gewcrbebcstoncrnng, 
iitiiii  in  den  bisherigen  Foriuen  der  lieigwcrks«bgabeü,  mit  besteuern  konntuu.  Dio 
bddea  Hilfnnittel  waren  die  schon  genannten,  aemlich  dio  Aufhebung  des  Gesetzes  yom 
14.  Mai  l88o,  welches  der  Staatscassc  d'cn  prcussisclien  Antlieil  an  den  (Jctreide- 
tuid  Viehzöllen  bis  auf  15  Mili.  M.  entzogen  hatte,  und  die  Einführung  der  Ergäuzungs- 
üMer,  der  neuen  Vermögenssteuer  (1.  (iosetz  vom  14.  Juli  1893  betr.  Aafhebeng 
dtrectCT  Staalsateaeni,  2.  Gesetz  ron  dcin^elben  Ta^e  betr.  Einfuhrung  der  Er&,'än/iMtgi>- 
stencr,  3.  Gesetz  von  diesem  Tage  betr.  dir  ("  ti  Tn'inalabgabcn).    Bei  der  Ausser- 
heboBgsetzung  der  Grundsteuer  fUr  den  Staat  wurde  eine  theoretisch  und  practisch 
itiittige  sebarierige  Frage,  nemlich  die  Behandlang  der  Entscbftdigangen,  welche  bei 
AofhebuDg  d'  T  Griindsteucrfreiheiten  den  bisher  piivilepTten  Besitzern  fcw.lhrt  worden 
*v  ii.  0.  S.  30),  dabin  entschieden,  dass  den  Eotächädigten  bedingt  dio  Btickzahiung 
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der  eifipfaiigoueit  Beträge,  unter  Gcw&hrunf^  eines  diese  Zahlung  sehr  erleichterudea 
Verfahrens,  auferlegt  wurde:  nämlicb  in  d<  q  Khllen,  wo  der  betreffende  Besitz  aidtt 
mitiliT^^-'il»!  durch  la>ii^es  (entgeltliche?)  Kechts<?cschält  reiftOStiert  wonieft  Wir 
(1.  Güöetz  Torn  14.  Jali  löU3,  g.  19,  überhaupt  g.  17—27). 

Die  YermOgensteoer  trifft  tiiir  ptiysijiche  Petwoea,  nicht  «ich,  vie  dte 
neue  Einkommensteuer,  gewisse  juristische,  bloss  rentefähiges  Vermögen,  aI»o  nidit 
auch  Nutzvermögen,  dahir  (Irund-  und  H3')'-^>''sit/,  wirihsch-iftliches  Anlaire-  und 
Betriebskapital,  Leihkapital  u.  s.  w.,  doch  heim  eiazulueu  Bc^iucr  nur  bei  einem 
Werth  fon  tkber  6000  M.  im  MornialfaU ,  kleineror  ist  steoerfrei.  Der  in  Stufen  ge> 
formte,  für  alle  Arten  und  Beträfe  des  Vermnjrens  f:^lt;ich  hohe  Steuersatz  ist  als 
Korm  auf  V«°^/oo  ün  Gesetz  festgestellt.  Das  Veranlagungsrerfahrcu  lehnt  sich  aa 
dasjenige  der  Einkomniensteaer  an,  benutzt  deren  Daten,  wie  die  Gewerbesteuer  es 
thvt,  es  ist  aber  keine  eigene  Dcclarationspflicht  ins  Gesetz  gckomme».  Die  Ver- 
mögenssteuer darf  nicht  mit  Communalzuschlägen  belegt  werden.  Die  Steaer  ist, 
dem  damaligen  Steaerbcdarfsanschlag  gemäss,  auf  '6b  MiU.  M.  cootingentirt,  der 
Steverfbsfl  kann  jedoch,  wenn  dieser  Betrag  dnroh  die  Veranlagtinp  nicht  eneielit 
oder  überschritten  wird,  hedinirt,  jiach  Combinationeii  mit  den  Kin kommensteuer- 
ergebnissen,  erhöht  oder  rcrmindert  werden.  Die  Veranlagung  hat  nicht  35  Mill.  M. 
ergeben,  die  erste  fttr  11^95/96  nur  81.06  Mill.  Eine  kleine  Erhöhung  des  i''u:^^c>, 
um  5.2*/o,  ist  verfügt  woidcn,  reicht  aber  nach  den  bisherigen  Eiuschätzuugcn  nicht 
aus.  nm  jenen  Betrag  von  85  Mill.  M.  erreirlicn  zn  lassen,  bteimiahme  1895/y*> 
und  lä9t)/97  30.302  und  31.069  MiU.  M.,  Anschlag  lar  Iä97/Jb  31,  für  1698/99 
31.5  Mill.  M.  In  Folge  dieser  einschneidenden  Reform  tod  1891  und  1898  en^t 
der  preussische  Staatshaushalt  nur  noch  die  beiden  direoteu  Pcrsonalsteuern ,  die 
Einkommen-  und  die  ErpSnznnjrssteuer,  von  Ertr.i?ssteuern  nur  noch  die  8taatss>tcoer 
gebliebene  Gewerbesteuer  vom  Gewerbebetrieb  im  üinherzieheu  und  die  Eisenbahn- 
abgaben.  dann  die  abgesondert  gebliebenen  directen  Stenern  in  HobenzoUem.  S.  n. 
Statistisches  in  §.  24  und  den  «lortiiceii  Tabctl-.-n) 

Die  Stcmpelste Oer- Gesetzgebung  von  1095  ist  eine  codiücirende  Neuregeltmg 
der  ganen  schwierigen  Materie  des  Urlnndenstempels,  für  ürlinnden  Ober  ]£»cht»- 
gcschlfte  und  verschiedenes  Andre«  ohne  dirccte  fiscaUsche  Tendenz  der  Ertrags 
Steigerung.  Das  (je-sot/?  stellt  eine  wesentliche  Verbesserung  und  Klärung  des  bisherigen 
verwirrt  gewordenen  Zustauds  dieses  Steuergebiets  dar,  hat  richtige  steuerpolitische 
Zwecke  verfolgt,  verwandte  Bechtsgeschlfite  in  der  Bestenemng  mehr  als  bisher 
gleichgestellt,  Fixstemi-el  öfters  durch  jirofiro-ssive  Werthstcmpel  ersetzt,  gewisse  Be- 
freiungen der  arbeitenden  Ulassen  angeordnet,  gebiihreuaruge  Stempel  als  Zahluniren 
für  behördliche  Tbätigkeiten  in  Privatangelegenheiten  eingeführt  (s.  Neisser  u.) 
S.  Oesetzentwarf  mit  Motiven  und  Gesetz  sellMt*'aQch  im  Finanzarchiv  B.  XU.  Gosi- 
mentare  von  Ganpp  und  Locck,  Kühnemann,  Labus,  Hainit,'  u.  A.  ra. 
Art  Stempelsteuer  von  Neisser  im  Sopplb.  11  d.U.  W.  d.  St.  Jacob  im  Wörterb. 
d.  Yerwalt   Erg.-B.  8. 

Das  Gerich tskostengesetz  v.  1895  betrifit  wie  das  Stcmpelgesetz  neben 
Gebuhren  Verkehrsstcuern,  bes.  in  seinen  Bi'stirnTnuntreii  über  Fälle  von  nielit  stroitiirer 
Gerichtsbarkeit.  Es  ist  ebeuitills  couUicireudeü  C^baracters  und  euthiüt  Lrganzuugs- 
bestinuttQiifen,  wo  die  Beicbsgesetigeselzgebang  nicht  die  Materie  der  GoriditslHMten, 
80  der  streitigen,  allein  gereirelt  hat. 

Die  Erbschaftssteuer  i^Ges.  v.  1873)  hat  durch  Novelle  vom  19.  Juni  1891 
und  81.  Joli  1895  einige  kleine  AendemngCA  er&bron,  nicht  ron  principiellcr  Be- 
deutung. Die  1891  geplante  Aasdobnung  der  Stenerpflicht  nuf  die  direclc  Linie  Ist 
nicht  dnrcbgedrongen. 

Die  Steuerreform  der  1890er  Jahre  —  man  knnu  .sie  mit 
liecbt  die  Miqaersche  nennen  — hat  natüriich  mancherlei  private 
Interessen  berfilirt  nnd  einige,  so  solche  der  bisher  nicht  oder  zu 
niedrig  besteuerten  Classen  und  Personen  verletzt,  dalier  auch 
schon  bei  ihrer  Entwerfung  tind  parlamentarischeD  Dnrchnihrnng 
Opposition  gefunden.   Aber  im  Ganzen  war  sie  doch  auch  politisch 


Digittzed  by  Google 


RQokUick. 


43 


^ueh  die  ttffeotllche  Memmig  und  das  Biiligkeits-  und  soeiftle 
MM  der  bisher  begünstigten  Kreise  untersttttxt  werden.  Ancb  das 
Urtheil  Uber  die  Wirkung  dieser  Reform  ist  nicht  TöUig  ttber- 

einstimmend,  im  Landtage  sind  über  eiüieliie  Piincte  der  Gesetze 
nnd  mehr  noch  ihrer  adminiBtrativeu  Durchführung  wohl  Klagen 
crtüüi  und  hie  und  da  Abänderungen  von  Einzelheiten  angeregt 
worden,  am  Meisten  in  Bctretl'  des  Coraninnalabsralicgesetzes 
(§.  29/30j.  Doch  ist  der  Tadel  auch  hier  vereinzelt  und  im  Ganzen 
wird  die  WiriLUOg  der  Reform,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der 
Stsetsbesteoerongi  weit  überwiegend  als  befriedigend  angesehen. 
Wenn  man  an  die  Vorginge  in  andren  Ländern^  a.  an  das  stete 
Miselingeo  der  Einkommensteaer-Bewegong  in  Frankreich')  denkt, 
so  darf  man  bei  uns  eine  gewisse  Genngthnnng  über  die  jOngste 
Steoerreform  empfinden. 

§.  l'J.     Klickblick   auf  die    prcussiscbc  Staats- 
besteuerung im  19.  Jahrhundert.    V>v\  dem  Q-a^  und  itumer 
enger  gewordenen  Znsammenhang  di-r  sijeriel!  iireu.ssisrliL'n  mit 
der  Besteuerung  im  Zollverein,  Norddeutscheu  Bund  uud  Daiucutlich 
im  Dentscben  Reich,  bekommt  man  von  der  Lage  der  preussischen 
Fmanaen  nnd  iSteuera  allein  kein  ordentliches  Bild,  ohne  Berück- 
flicbttgong  dieses  Zusammenhangs.   Daher  ist  ancb  zur  Ergänzung 
anf  die  Datatellang  der  Entwicklung  der  indirecten  Bestenemng 
im  Reicb  unten  zu  verweisen.  Diese  Verbftltnisse  werden,  ancb 
we  sie  in  die  Zeit  vor  1867  (Zollrereinsperiode  nnd  frUber)  zarttek- 
ideben,  besser  später  im  bistorisehen  Znsammenhang  bebandelt 
Schon  hier  m^^gen  aber  zur  Vervollständigung  eines  ROckblieks 
auf  die  pioussischc  .Steuereutwicklung  im  19.  Jahrhundert  einige 
Puncto  ans  der  Zulivereins-  und  Reichssteuerentwickluog  mit  herein- 
gezogen werden. 

In  den  (Irei  grossen  Keforniepoclicn  der  prens^iisehen  Be- 
steuerung hat  die  directe  wie  die  übrige  Besteuerung  eine  wesent- 
liche Um-  und  Ausbildung  und  technische  Vervollkommnung  er- 
fthrcn,  wie  sie  durch  die  wirthsehaftsrcchtlkben  und  wirthschaftlichen 
Verhiltaisee  des  Zeitalters,  darob  die  Technik  der  Froduetion  nnd 
des  Verkebra,  dnreb  politiscbe  nnd  sociale  Anscbannngen  der 
Periode  bedingt  waren. 

In  der  ersten  Epoche  zog  man  bereits  fttr  die  Gestaltung 
der  Bestenemng  die  Conseqnenzen  ans  dem  Uebergang  ron  der 

*  Wo  aucb  das  im  Kri;.-IL  ft  zu  B.  III  i»  §.  27  dargelegte  tuchüge  Doamer* 
scke  Project  tob  1095,  %  wieder  gescUeiicrt  iaU 
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6.  B.  UebeiBfditaa  der  Btftenenuy.  FrauMti.  §.  19,  20. 


ftUeren  j.gebnDdeDeD'^WirtbschaflsordDnngSQ  der  neueren  „liberaleD'^ 
der  Freiheit  des  Verkehrs,  des  Eigenthoms,  der  wirthsehaftsrecht- 
liehen  GtelohsteUang  von  Stadt  and  Land,  der  freien  Conenrrenz, 
aber  aneh  die  Conseqaenaen  ans  dem  Omndsats,  das  Staatsgebiet 
als  einbeitliebes,  nationalwirtbsehafUiebes  Gebiet  sn  behandeb»  so  in 
der  Anfbebnog  der  UniTersalaocise,  der  Beseitigung  der  Binnenzölle,  der 
UersteliuDfrdcsGrenzzollsystenjs  mit  liberalem  Tarife,  dermög:lich8ten 
Unificatioii  der  sonstigen,  aut  li  der  direclen  btaatsbesteueiung,  der 
Einrichtung  allgemeiner  gleicher  indirecter  Verbrauchsstenern  Doch 
blieben  Ausnahmen  bestehen,  wie  die  Abtrennung  der  grösseren 
Stildtc  durch  die  specielie  Mahl-  und  SchlachtHtener.  Die  politischen, 
nationaiökonomischen,  ethischen  Grniulsätze  und  Forderungen  nnd 
In  den  Edicten  von  1810  und  löil  auch  als  öffentlich-rechtliche 
Normen  anerkannten  Principien  der  Allgemeinheit  und  GieiebmilsBig- 
keit  der  Bestenemng  worden  In  das  positiTe  Stenerrecht  einza- 
fttbren  gesneht  Aber  das  Hauptproblem,  die  Ansgleiobnng  der 
Grandstener,  blieb  ans  politiseben  nnd  teehnlseben  Grflnden  doeh 
noch  ungelöst  nnd  von  einer  wirklieb  ernsten ,  daher  „soeial- 
politischen'^  Durchftthmng  des  Grundsatzes  der  Besteuerung  nach 
der  LeiHtuiigslähigkeit  (Fiu.  II,  §.  LjU,  160,  183  flf.,  187)  war  nicht 
nur  noch  keine  Kede,  man  beschäftigte  sich  auch  noch  kaum  mit 
einem  solchen  Gedanken.  Das  beweist  am  Besten  die  Einrichtung 
der  Classenstener  von  1820,  trotz  des  in  ihr  liegenden  Fortschritts 
gegen  die  blosse  Kopfsteuer,  die  sie  ersetzte.  Die  Ausgestaltung 
aber  der  directen  Steuer  (Classen-,  Gewerbesteuer),  der  inneren 
indirecten  Verbrauchs-  tmd  der  Verkehrssteuern  (Bier-,  Branntwein-, 
Wein-,  Tabak-,  Stempelstener)  sowie  aneh  des  Zolltarifs  entspraob 
noeb  dem  vorwiegend  agrarisehen,  kleingewerblichen,  klein- 
stftdtlscben  Character  einer  noch  wenig  entwickelten,  in  der 
Prodnctionstecbnik,  im  Comninnicationswesen  noeb  rüokstllndigen 
Volkswirthschaft  eines  armen  Landes  nnd  Volks,  das  soeben  erst 
schwere  Zeiten  durchgemacht  hatte,  von  denen  es  s'wh  luu  laugsam 
erholen  konnte.  Die  zunächst  unverändert  bleibende  Grnndsteuer- 
verfassnng  mit  ihren  ^'crs(•tuijdenheiten  und  ihren  alten,  verfilteten 
Katastern  im  gröi>»ieü  1  heil  des  Ötaata  (Osten)  fügt  sich  iu  diese 
Verhältnisse  noch  ganz  wohl  ein. 

§.  20.  Darin  traten  nnn  in  der  folgenden  langen  Friedenszeit 
bedentende  Yerfindernngen  ein.  Land  nnd  Volk  erholten  sieb,  die 
Volkswirthschaft  entwickelte  sieb,  die  BeTÖlkemog  nahm  stark  zn. 
Das  ZoUgeset«  von  1818,  dann  der  Zollverein  (1834  ff.)  scbnf  ein 
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grosseres  eiobeitlielies  natfoiwles  Wirtlisebaftsgebiet ,  die  Dampf- 

techoik  begann  sich  in  Production  und  Verkehr  einzubürgern,  die 
ersten  Eisenbahnen  entstanden,  die  Industrie,  der  Handel,  dieStUdte 
wuchsen,  die  Betriebssysteme  in  der  Landwirthschaft,  die  Betriebs- 
formen  im  (iewerbe  begannen  bieh  umzuändern  und  zu  vcrvoll- 
kommuen,  der  Grossbetrieb  wurde  bedeutender,  die  städtiscbeQ, 
iDdnstriellen,  mercaiUilen  iDteresscn  traten  vor  den  U&QdiieheOy 
«grarischen  mehr  heiror,  die  Volkswirthscbaft  ging  von  der  Agrar-, 
der  kkiogewerblicben,  der  Mannfaetnrstafe  mebr  in  die  Industrie-, 
grossgewerbliebe,  Fabrik-  ond  Handelstnfe  ttber  und  betheiligte  sieb 
in  Import  nnd  Export  mebr  am  Weltrerkebr,  der  Woblstand,  die 
CoasiimlllLigkeit  aneb  der  Massen  wnebs.  Immer  nabm  zwar  bei 
besebrlnkt  bleibender  Offentlieber  Tbtttigkeit  aaf  Wirtbschafts- 
nnd  Culturgebiet  and  bei  Festbalten  an  traditioneller  Sparsamkeit 
der  Finanzbedarf  noch  wenig  zu.  Aber  soweit  ei  es  that,  genügten 
die  steigenden  Erträge  der  Einnahmequellen,  auch  der  Stenern, 
von  denen  die  indirecten  von  selbst  ergiebiger  wurden  und  auch 
die  directen,  soweit  sie  nicht,  wie  bei  der  Grundsteuer,  grund- 
Bätzlicb  stabil  waren,  etwas  mehr  Einnahmen  ergaben.  Weniger 
der  steigende  Stenerbedarf,  als  die  innere  Einrichtung  der  be- 
stehenden Stenern  drängte  aber  nnn  allmälig  zu  Reformen,  wie  sie 
die  btthere  ond  andersartige  Entvrieklnng  der  Volkswirtliscbafty 
dann  aber  aneb  immer  mebr  die  poKtisoben  Ansebaonngen 
der  Zdt  nnd  die  bannenden  soeiatpolitiseben  notbwendig 
eiseheinen  Hessen.  In  den  1840er  Jabren  und  besonders  Ton 
1848  an,  selbst  in  die  Beactionsseit  hinein,  wurde  dies  Drängen 
immer  stärker. 

So  kam  es  nach  und  nach,  freilich  erst  nach  mehr  als  einem 
Menschenalter  des  Stillstands  der  preussischen  und  ZoIIvck  in.s- 
bcsteuerung,  zu  den  Reformen,  welche  von  1851  an  die  zweite 
Epoche  der  preussischen  Steuergeschichte  im  19.  Jahrhundert  be- 
zeichnen: die  Einführung  der  classificirten  Einkommensteuer,  die 
Beform  der  Grundsteuer,  die  Aufhebung  der  Mabl-  nnd  Schlaeht- 
•tener,  die  Ausdehnung  der  Giassenstener  auf  die  gri)sseren  der  Städte, 
die  kleineren  Verbesserungen  an  dieser  Steuer  und  den  sonstigen 
prenssiseliett  Stenern^  die  Befreiung  der  unteren  Be?ölkerungskreise 
von  der  direeten  Personalsteuer.  Und  im  Zollverein,  Bund  und 
Beieh  kam-  es  zur  stärkeren  Entwieklung  der  FinanzzOlle  nnd 
inneren  V^erbraucbs-,  dann  auch  der  Verkehrsstcuern  (Stempel) 
sowie  späterhin  auch  der  Schutzzölle. 
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Damit  aber  bereiteten  sich  wirthscbat'Uichei  politiscbe  und 
sociale  UmändernDgen  and  WeiterentwicklaDgen  vor,  die  auf  dem 
Bestenemogsgebiet  zn  einer  dritten  Epoche  binttberführten.  Nach 
einem  Wechsel  zwischen  mehr  freihändlerischer  und  Bchnte» 
zOllneriscber  Handels-  nnd  Zollpolitik  in  den  SchatKzöIIen  in  den 
40er  Jabren,  nach  einem  Siege  der  Freihandelspolitik  in  den  60er 
nnd  70er  Jahren  kam  es  sa  einem  nationalwirtbsebaltliehen  Um- 
ecbwnng  der  Handels-  und  Zollpolitik  seit  1879  in  indnstrie-  nnd 
nunmehr  auch  agrarscbutzzüllnerischer  Richtung,  eine  der  g:rossen 
wirthschaftspolitischen  Tbaten  Bihniarck's,  ersteres  in  Folge  der 
erworbenen  grcisseren  wirthschaftlicben  Machtstellung,  aber  auch 
der  weit  f^rösser  gewordenen  praetiscben  Bedeutnng  der  Industrie 
für  die  dcutiscbe  Volkswirtbscbait  und  iUr  die  Beschäftigung,  daher 
die  Ernährang  der  Bevölkerung;  letzteres  in  Folge  der  beginnenden 
Erschütterung  der  Landwirthschaft  und  des  ländlichen  Besitzes 
durch  die  Concnrrenz  fremder,  ferner  Prodnctionsgebiete  unter  dem 
EinflQBS  der  Dampftecbnik  des  Verkehrs.  Preosseni  wie  ganx 
Deutschland  gelangte  so  mehr  und  mehr  in  die  indnstriestaatliche 
Entwicklung  und  zu  immer  stärkerer  Betheiligung  im  und  Ab- 
hängigkeit vom  Welthandel,  vom  Fembezug  von  Nahrongsmittehi 
und  Rohstoffen,  vom  Fernabsatz  von  Fabrikaten.  »Seine  stark, 
gestiegene,  viel  mehr  städtisch  concentrirte,  allgemein  wenigstens 
in  den  bedeutenden  Städten,  Industrie-  nnd  Montanbezirken  und 
HandelspUit/ rti  wohlhabender  gewordene  Bevölkerung  war  viel 
consnniuibii^er  und  nunmehr  dureb  Zülle,  Finanz-  wie  .Schuizzülle 
(Kornzoll!)  und  innere  Verbrauchssteuern,  besser  zn  besteuern,  wie 
es  der  rasch  und  stark  wachsende  Finanz-  nnd  Steuerbedarf  in 
Beicby  Staat,  Verbänden  nnd  Communen  nothwendig  machte.  Dabei 
ist  noch  zweierlei  Weiteres  zum  Verständniss  und  znr  Cbaracteristik 
der  Entwicklung  hervorzuheben:  nemlich  einmal,  dass  die 
Dotationen  und  Finanzhilfen,  welche  der  Staat  den  Verbänden 
und  Communen  an  leisten  hatte  (Schullasten!),  mit  auf  die  Ent- 
wicklung der  Staatsstenern,  nnd  zweitens  dass  die  Nothwendigkeit, 
für  die  stei^eiitleii  Kci(  libliüauzljeUüi  luiö.se  liielil  ^dT  zu  sehr  auf 
die  Matricnlarbeiträge  der  Eiuzelötaaten  angewiesen  zu  sein,  neben 
den  eigenen  wachsenden  FinanzbedUrtnissen  dieser  Staaten, 
namentlich  liir  WirlliHeliat'ts-  und  Culturzwecke ,  wieder  auf  die 
Entwicklung  der  Eiunabmeu  aus  Zollen  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern im  Boich  hindrängte.  Eine  Entwicklang,  in  welcher 
Deutschland  gegenüber  anderen  Staaten  ja  ohnehin  aus  politischen 
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and  80D8tigen  Grttnden  zurückgeblieben  und  wo  nun  eben  Vieles 
einfach  nachzuholen  nothwendig,  dank  der  erfolgten  Bevölkeiungs-, 
wirtbscfaaftlithcü  und  Consumentwickluug  aber  auch  möglich  ge- 
worden war. 

§.  21.  Gerade  diese  Umstände  hatten  iodesBeo  aneh  den 
Priratreichth um,  den  Privatkapitalismus,  die  grossen 
Private inkttnfte  in  den  leitenden  Kreisen  des  Wirtbsehafts- 
lebena  za  stärkerer  Entwicklnng  gebracht  nnd  so,  wenn  niebt  den 
wirklieben,  so  den  renneintliehen  nnd  in  den  Empfindungen  des 
Volks  eine  Rolle  spielenden  Gegensalz  von  Kapital  nnd  Arbeit, 
Besitz-  und  Arbeitseinkommen,  grossem,  mittlerem  und  kleinem 
Einkomiueii,  „leichtem"  (iSpeculalions-,  Conjuncturengesvinn)  und 
„schwerem"  Erwerb  von  Reich  nnd  Arm  gesteigert.  Die  bestehende 
preasäische  directe  und  Verkehissteuerverfiissnng,  welclic  nchon 
bisher  folchen  Gpg:ensUtzen  nicht  genug  Rechnung  getragen  und 
auch  durch  die  Reformen  von  1851,  1861,  1873,  1883  das  genügend 
ZQ  tbun  nicht  erreicht  hatte,  kam  mit  diesen  Gegensätzen  immer 
mehr  in  Wideispmcb.  Dieser  wurde  aber  jetzt  zngleich  oben  und 
miten  anch  immer  mehr  als  ein  solcher  empfunden,  znmal  bei  den 
unteren,  durch  die  socialistische  Steuertheorie  (so  die  nicht  durch- 
aus falsebe,  aber  einseitige  und  Übertreibende  Polemik  gegen  in- 
direete  Verbrauchssteuern)  beeinflussten  Glassen,  aber  auch  im 
nSocialett  Gewissen^  wenigstens  der  besseren  Elemente  von  „In- 
telligenz und  Kapital".  Auch  die  im  Reich  eingetretene  —  un- 
vermeidliche uiui  heilsame,  aber  doch  auch  als  neue  ungewohnte 
Last  cnjptundene  —  starke  Entwicklung  der  ZüUe  und  Verbraucbs- 
steuern  iiess  die  Mängel  der  directen  Steuern  noch  fühlbarer 
werden. 

Zugleich  versagte  die  unvollkommene  Technik  der 
Einrichtung  und  Veranlagung  der  directen  Steuern 
(Gewerbe*,  Glassen-,  Einkommen-,  Stempelsteuern)  immer  mehr  den 
Dienst  und  fungirte  vielfach  gar  nicht  mehr:  begreiflich  bei  den 
eingetretenen  Entwicklungen  der  Productions-  und  Verkehrstechnik 
und  Qekonomik,  bei  der  Ortlichen  Beweglichkeit  und  den 
Empfindungen  der  unteren  Glassen,  bei  den  Erwerbsarten  und 
Einkomraenhöben  der  die  sachlichen  Prodnetionsmittel  vomemlich 
besitzenden,  die  U  uih.sehaftsbetriebc  lUhrcndcn,  sjicculirenden,  Con- 
jnncturen  ausbeutenden  höheren  Classen,  bei  der  Kniwii  kiuiig  der 
Grossbetriebe  u.  s.  w.  u.  s.  w.  In  der  Steuertheorie  wurde  die  He- 
«teuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr  als  die  wenn 
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nicht  aUein  richtige,  so  doch  weit  flberwiegend  berechtigte  an- 
erkannt nod  worden  die  Conaeqnenzen  ans  dieser  Hinsicht  jebt  ' 
schärfer  gezogen  nnd  aoeh  agitatorisch  energischer  Tcrtreten.  Die  3 
Praxis  schloss  sich  dieser  Aofiassnng  an.    Die  Ansdehnnng  der 

Verbranchssteuern ,  auch  wenn  letztere  meist  auf  Artikel  eines 
iclaliven  Massenluxus  beschränkt  worden  waren,  Hess  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Compensation  der  Wirkungen  dieser  Steuerß 
auf  die  Vertheilung  der  StenorLiRt  durch  directe  nnd  gewisse  Ver- 
kehrssteuern nur  noch  driogender  erscheinen,  um  so  mehr,  solange 
eine  balzsteuer  mit  zur  Deckung  allgemeioer  Ausgaben  bestand 
nnd  erst  recht  wieder,  seitdem  die  erhöhten  GetreidezöUe,  die  Zöüe 
auf  Vieh,  Fettwaaren,  Petroleum  bei  den  vorhandenen  fänfiihr- 
Terh&ltnissen  eine  wichtigere  Einnahmeqoelle  geword^i  waren  und 
immer  mehr  worden. 

Erwllgnngen  dieser  Art  hatten  schon  in  der  zwmten  Epoche 
anr  Einftthmng  der  dassificirten  Einkommenstener  (1851),  sar 
Reform  der  Glassenstener  (1878,  1883),  zur  Anfbebnng  der  nnteren 
Stufen  dieser  Steuer,  wobei  freilich  bpeciell  Rücksichten  der  Veran- 
lag ungatecbnik  ujitspielten,  mit  p:eführt  Bei  den  grossen  Reformen 
der  directen  Steuern  181)1  und  und  ähnlich  in  der  Keichsgesetz- 
geljun^^  kamen  Holchc  Erwägungen  aber  erst  entscheidend  mit 
zur  Geltung.  Die  wohlhabenderen,  reicheren,  mehr  Kente,  Specu- 
lations-,  Conjaneturcngewinni  höheres  Gesammteinkommen  beziehen- 
den Classen  sollten  ihrer  grosseren  Steuerfähigkeit  gemUss  nnn 
auch  angemessener  als  Insher  mit  beiastet  werden.  Die  Stener- 
refonnen  der  lotsten  Epoche  haben  insofern  einen  dentlichen  socialen 
Charaeter  nnd  entsprechen  zngleich  dem  nnnmehr  hochkapitalistisch, 
hocbindnstriell  gewordenen  Cbaraete^  der  prenssisohen  nnd  dentsdien 
Volkswirthsehaft;  sind  aneh  eine  richtige  Signatur  der  credit- 
wirthschaftlichen  Phase  in  der  privatwirthschaftlichen  Organisation 
der  modernen  Volks wirthschaft  überhaupt.  Stehenbleiben  wird  die 
Steuergesetzgebung  auch  jetzt  nirht.  Was  in  „socialer  Steuer- 
politik" in  Prciissen  geschehen,  sind  erfreuliche  Anfänge.  Die 
eingeschlagene  liicbtung  wird  beibehalten  werden.  Wie  weit  und 
in  welcher  AVeise  man  darin  vorwärts  gehen  wird,  wird  von 
mancherlei  Umständen  abhängen,  endgiltig  voraussichtlich  zumeist 
bestimmt  werden  dnreh  die  Fortentwicklnng  der  Volkswirthschaft 
selbst.  Die  nene  prenssische  Einkommenstener,  VermOgensstener, 
analoge  Reformen  in  vielen  anderen  dentschen  Einzelstaaten,  die 
Reichsstempel-  nnd  B((rsenstener  bieten  jetzt  gute  Anhaltspnncte, 
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um  weitere  Forderongen  soeialer^  mit  der  Verwirkliehimg  des 
Gnmdsatzes  der  BesteneniDg  nach  der  LeietangsfUhigkeit  wirklich 
Emst  machender  StenerpoUtik  mit  der  Zeit  darcbfifthren  zn  lassen. 

VgL  biwza  die  principiellen  Erörterangcn  Uber  die  McUle  Phase  der  Piuanz- 
tmd  Steuerpolitik  in  Fin.  I  (3.  A  ^  27,  29,  II  (2.  A.)  §.  156—160,  170  ff.,  183  (f., 
in  meinem  Ao&.  Fio.wiss.  u.  Staatssocialismus ,  Ztschr.  f.  Stftatsviss.  1887,  bes. 
S.  116.  720  Q.  in  meinem  Aa&ftte  über  diese  Seite  der  Sache  im  Arch.  f.  «oc.  Ges.* 
Geb.  1891,  Bd.  IV,  bes.  S.  19  fi.  Dia  neueren  Eotwiclloogen ,  wie  in  Prcuüseii, 
sind  Belege  für  die  an  den  frenannteo  Stellon  rerttetone  und  dort  näher  begründete 
pnncipieUe  Aaffassung.  , 

Staatssteuerstatistik. 

§.  22.  Sch wieriglieiten.  Die  statistische  Vergieichung  der  Steuer-  und 
der  KMkzen  PlnanzentwicUanf  in  Prenseen  ftr  die  Perlode  tob  1815  bis  zur  Gegen- 
wart findet  Scbwiorigkeiten.  welche  sich  nicht  g&nzlich  überwinden  lassen,  durch  die 

«rosse  Ervreiteruiif::  des  Staatsgebiets  im  Jahre  1866  und  dorch  den  Eintritt 
l'reusseub  als  uiu^clstaatlichcs  Hauptglicd  iu  duu  ^' orddcutschea 
Band  und  das  Deutsche  Reich.  Durch  letztere  Ereignisse  sind  die  Finenxen 
Preassens  in  Au>{r.'iben  nnd  Einnahmen,  bei  diesen  natnentlicL  in  den  Steuern,  mit 
denca  des  Bandes  und  Kcichs  so  eng  rerquickt  worden,  dass  bei  einer  statistischen 
AiiseelieldiiBg  d«r  pMüMfoehen  Flnnnzen,  anter  EinreeliDW  der  ?on  den  Ansgaben, 
Einaahmen  nnd  nndi  Steuern  den  Bddie  nuf  Pfeuasen  nJlenden  Quoten,  immer 
Kechnuugsoperationen  rorgenommcn  werden  müssen,  für  welche  es  keine  vQlIi» 
correcte  Methode  giebt;  vielfach  beruhen  sie  nof  Fictionen  und  ergeben  so  jedenfalls 
nur  Nlberangsvertiie.  Das  ist  denn  nnmeDilicli  noch  for  eile  SchlüMe  ans  den  Daten 
und  bei  Vergleichen  mit  den  Finanzen  und  Steuern  von  Einheitsstaaten  zu  beachten. 
Indessen  sind  die  unterlaufenden  Fehler  bei  solchen  Berechnungen  doch  nicht  so 
störend  und  sicher  nicht  so  gross,  um  den  Berechnungen  und  den  Schlüssen  daraus 
ihren  Werth  zu  nehmen,  sobald  man  mit  Vorsicht  verfährt  und  gewisse  Vorbehalte 
nicht  ver^issf.  Dasselbe  j^ilt  dann  von  Verg-Ieichnngen  mit  anderen  Ländern,  wo  hier 
>i090iiders  auf  die  btattütisciieu  Daten  über  Grossbritaunien  und  Frankreich  in  Km.  UI 
228,  288  nnd  8.  872—374,  895,  406—410)  und  auf  die  onten  für  andre  L&nder 
gegebenen  Daten  verwiesen  wird. 

Auch  Aenderunjren  in  der  Eiatibirun^  Brutto-,  Nettoziffern,  letztere  für 
früher  öfters  allein  ^uvetläo^i^er  und  bekannt)  äind  hie  und  da  erfolgt,  namentlich 
sind  die  Etats  auch  erst  im  I.aufc  der  Zeit  iinmer  vollständiger  geworden,  was  wieder 
Weitere  Schwierigkeiten  für  die  Vcrgleichung  verschiedener  Zeiträume  bewirkt.  Von 
1S21  an  sind  bis  iu  die  40er  Jahre  in  Preus&en  in  der  Gesetzsammlung  Debersichtea 
des  AUgendnen  Etats  der  EinonluDen  nnd  Aosgnben  far  den  gewöhnlichen  Staats- 
bedarf  gegeben,  mit  Nettoziffern,  aber  nicht  iu  genauer  SpecialisirtinL'-  (namentlich 
nicht  bei  den  indirecten  Steuern).  Su  /.  B.  f.  19-21  fle-^etzs-^mml.  1H21  S.  50.  für 
1838  ob.  1838  S.  198.  genaueie  Specialibirung  de»  Eiais  für  1847  eb.  1847  S.  135  ff. 
Die  Daten  für  die  frühere  Zeit  lassen  sich  nl)er  nns  aDdeien  Quellen  ergftnzen«  was 
in  der  füljrenden  Tabell«.'  1  geschehen  ist  Seit  der  conj-titutionellen  Aera  liegen 
dann  jährliche  genauere  Euts  vor,  die  iu  ihrer  Aufstellung  bis  zur  Gegenwart  nur 
Ueinere,  die  Yergleichnng  nicht  besonders  stOroode  Aenderungen  erfahren  haben, 
nnmentlich  in  der  Kichtuug  grösserer  Vollständigkeit,  Aufnahme  von  Brutto-  statt  ' 
blosser  Kettoziffern  (so  noch  jüngst  bei  der  Lotterie).  Daraus  ziemlich  eingehende 
Ccben>ichten  in  den  amtL  statist.  Jahr*  u.  Handbüchern.  S.  für  die  frühere  Zeit 
(1821 — 50)  Heffmnnn's  Lehre  ron  den  Stenern,  mit  Statistik  der  einzelnen  Stenern 
meint  von  1821—^8.  v.  Kcden,  vergieichtnde  Finanzstatistik  II,  2  I^'ni  S.  140  ff. 
(1841—52),  Tabellen  u.  amtl.  Nachrichten  i  d.  preuss.  Staat  f.  1849  (B.  iV,  1853), 
die  älteren  Jahrgänge  des  Gothaer  Uofkalcnders;  für  die  neuere  Zeit  das  Jalirbuch 
für  amtl.  Statistik  III,  1863,  V,  1888,  das  Sutist  Handbnch  fttr  den  pienss.  Staat 
1,  1888,  II,  1893. 

§.  23.    P  it  r  i  0  d  e  ron   1  n21  —  67  (alter  St  a  a  t ).    Wegen  der  eingetretenen 
TcrriiwrKiiau^deimuug  Uea  biaats  iu  löüü   cuxpiiehlt  es  sich,  die  Uebeiaichleu  zu 
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thcilcn,  'inmal  bis  1867,  das  letzte  Jahr,  wo  der  Etat  sich  nur  auf  das  früher© 
StAatSKebict  bezog,  dann  von  Ibtiä  bis  zar  Gogeavrart,  wo  der  iiitat  fUr  das  ganza 
neu«  Slaatsgeblet  gilt  (mit  thellweiwr  Aasnthtne  für  Hoheosoneni  in  der  ganzen 
Periode,  0.  S.  34)  Die  amtüchea  Daten  des  Etats  fOr  1821  ond  1838  in  der 
1.  Tabelle  unten  sind  zum  Zwctk  der  Verjfleichbarlieit  unter  ♦  inander  und  uiit  den 
späteren  aas  den  angegebenen  Quollen  mit  Daten  der  wirliUchcu  Lrtrage  ergänzt  und 
fftr  Aiidge  Posten  bei  den  Indirecten  Steoen,  vo  die  Daten  des  «pedellen  Jnhis 
anomal  waren  oder  nicht  einzeln  vorlagen,  sind  Daten  nürmaler  Xaohbarjahre  oder 
borchschnitte  von  solchen  eingesetzt  worden,  dabur  in  der  Tabelle  die  Bezeicbnnog 
„um  1821**  IL  8.  w.  Auch  sonst  mossten  einige  Dmrecbnungen  und  in  einzelnen 
Fällen  Schätzungen  für  diese  Jahre  (auch  bei  den  mit  „c."  [circa]  beMichneten  Daten 
für  1847)  stattfinden,  um  leidlich  richtige  und  ve^^^lt'ichba^e  Zahlen  zu  erhalten.  Da^ 
Kibere  darüber  in  den  Noten  zn  Tab.  L  Die  Zahlen  dieser  Tabelle  können  nach 
diesen  Beirbeitiisgeii  des-MAteiinb  aber  nnninehr  ab  binUngUcli  conect  gelten. 


Tab.  1.    Uebersioht  der  Entvricklang  der  prenssischcn  Steuern  nnd  sonstigci 
Stnatseinnahmen  1821  —  1867  (in  absoluten  Zahlen  ^1000  Thlr.],  altes  Staatsgebiet^. 


Einnabmeart*):      Um  1821*) 


Om  1838') 


Um  1847^ 


1.  (jfundsteucr  1 

2.  (iebludesteaer  | 

3.  Gewerbesteuer 

4.  Eisen bahnabg<abe 

5.  Bergwerksabgaben 

A.  Erträgst 

6.  Clas.sensteuer  . 

7.  Classific.  Einkst. 
B.  Personalst 

8.  Andres  . 

L  Summe  1  —  8, 
directo  St.  c. 

9.  Mahlsteuer  .  , 

10.  Schlachtsteuer  . 

11.  Branntweinsteuer 

12.  Biersteaer   .  . 

13.  Weinsteuer  .  , 

14.  Tabaksteuer 

15.  Rubcnzuckerst.  . 


roh 
9.879 
1706 


6.723 

6.728 
? 


rem 
9.826 
1.600 


roh 
10.164 
2.296 


Unter  Nr.  VI 

10K26  12.460 
6.322  7.163 


6.S22 
? 


18.308  c.17.248 
? 
? 
? 
? 

i 

rein 
a779 


«  ,  •  X' 

-.1:  5  -1 

_  's:  =  i-t- 

£~  S 


8.779 


10.  Sal/.r<j>r;il 

C.  lauere  iudir. 

Stevern  9—16  (c.  14.271  ?j  ? 

D.  Zolleinnahm.      8.829  ? 
n.  Summe  C  u.  l) 

indirecto  htrn.  [c.23.100?j  19.0.>9 
17.  Stempelsteuer  .     2.756  2.910 
IH.  (J,  richtsk.  u.  dgl.        ?  ? 
III.  V  erkch  rs-  u.s.w, 

Steuern  17  u.  18 


2.7r)6 
rein 
508 


2.910 
508 


IV.  Lotterie  .    .  . 
V.  Post-,  Telegr.-» 

Gomoi.-Abg.,Ver8ch.  ?  8.078 

VI.  Dom..  Forst,  u. 8. ir.  ?  8.760 

VTI.  Eisenbahnen     .  —  — 

Summe;  ord.  Elnn.  ?  c.  51  003 
Davon : 

S 1 0 .)  r n  I-l  V.    [c. 44.672'?J  39.725 

Andres  V— VU  ?  11.826 


7.168 
? 

19.623 
1.584 
1.176 
5273 
1.284 
141 
144 

rein 
5.620 

15.325 
11.888 


rem 
9.847 
2.054 


11.901 
6.500 

6.500 
? 

18  401 


5.620 


? 
? 


rolj 

rein 

10.874 

9.791 

2.589 

2.485 

c.    760  c.  740 
13.723  13.016 
7  349  7.045 

7.349 

? 

7.045 
? 

20.061 

1 .735 
1.371 
c5000 
1.2.57 
91 
144 
126 

o 

=  -N 

s:  Ä 
.  ai 

a 

rein 
4.992 

4.992 

14  716 
14.016 

? 
? 

1867») 

roh 
J 10. 104 
\  a407 
4.059 
1.645 
556 
19.771 


27.108  c  22  360 
8.445  c.  3.390 
c  3.500  [&  3.000] 


8.694 
18.449 
65 

33.285 
1.570 
1  .^H6 
7.480 
1.830 

181 
5.350 
rein 
6.539 

24.896 
11.210 

36.106 
5.530 


rein 

c  10.022 
c.  3.81?^ 
c.  3923 
c  1.145 
c.  55<> 
[19.4'-4 

c.  9  ;^^-> 

c.  3.645 
[13.0HV 


31. 


6.539 

? 
? 

c.  31.^53 
5504 


c.  6.945 
rein 
929 

? 
? 


c.  6.390 
929 


28.732  c.24.974 
4.251  4.195 

4.194  lc8.700]  11.092  [e.  10.000] 

c.  7.895  16.622  c.  15.504 

875  lAb  1.315 


8.445 
rein 
875 


1.600  c.  10.840  c.  4.100  c.21.227 
7.573  c.  14.744     7  245  34.788 

19767 


0.6.200 

15.S-.' 
8.ik>7 


V    c.  57.253  c.  84.708  c.65.150c.l63.110  c.110.991 


c.  54.605  c.48.080  c.  59.124  c.53.805  87.32^^ 


0.  ?0,':Vi 


9.173  c.  25.584  c.l  1.345  c.75  78l> 
Bemerkungen  1 — 5  hierzu  auf  Seite  51. 
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t)  Ben«rkiiiifeii    zu  den  Einnalimeftrten.    Saltrogal  (16)  und 

Lotten''^  i^t  in  der  Tabelle  aurh  in  rlt-n  Rubriken  des  Rohertrags  mit  dem 

Keintrtrag  ciii^e?eut,  weil  der  Ko hertrag  bei  seibtstrerwaitetcn  Regalen  nicht  mit 
dem  audereD  Kobertrage  ron  Stenern  za  vergleichen  ist.  —  Die  Kategorie  Gerichts- 
gebakrea  o.  dgl.  (19)  enth&It  die  GcsammteimMhmcn  der  Justizronraltonf,  worunter 
im  Hauptpo5ten  .,Goricht»i);r>sten"  aber  Stenern  und  (iebübren  antr-  nnKar  gemischt 
üd. —  Die  Kat  Y  enthält  ausser  Post  Qud  Telegraphie  aach,  soweit  aasscheid- 
Iwr,  Wege-,  Ghtosseef  eldor  und  Yerschiedenes,  dw  unter  ketner  andern 
Kategorie  bt&ht  —  Kat.  VI  nmfasst  bei  Domänen  und  Forsten  aach  im  Rein* 
ertra?  die  auf  diese  KrtraL'sqnelle  radicirte  Kronfideicommissrentc  573.000  Thir.), 
dl-  IUI  KtHt  der  Lion ahmen  immer,  auch  jetzt  noch,  vom  Rohertrag  abge/ogea 
▼ird;  in  der  gauea  Tabelle  ist  aber  der,  keine  «^rdeadfeheT*  Einnebnie  wdeiMe, 
Erlös  ans  DouiSnenverL'iufen  nud  Amorti;-ation  von  DomSncnrfntcn  wt-f^rrelassen; 
fereer  Mekeo  bei  VI  die  Einnahmen  des  Berg-.  Hutten-,  Salinen  ve:»euSf  anch 
der  PoreelUnmaanfftctDr,  1867  aneb  der  Münze,  Stsatsdraekerei«  towie 
'■etto  der  Ertrag  der  Seehandlnng  and  der  Preussischen  Bank. 

'  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  far  1821  („tim  1821").  Die  Daten 
,jciu"  uacU  dem  Etat,  ,.roh"  nach  dem  wirklichen  Ertrage.  So  steht  hier  die 
CUssenetener  mit  wirklichem  Bebertnf  ana  1828,  Zoll  mit  ▼iiUidiem  Bobertrag 
ao^  Darchscbnitt  von  1822—28.  desgleichen  Stempelsteaor  mit  Duri  Lschnitt  roh  von 
1823—28;  Reinertrag  von  Classensteuer  and  Stempel  dagegen  mit  Ertragsanschlag 
«M  dem  amtlichen  Etat  far  1821.  Die  Sommenziffer  fOr  Zölle  u.  s.  w.  im  Reinertrag 
UklaiBt  nach  dem  Etat  für  1821  mit  die  Verzehrongssteaer  von  in-  und  ausländischen 
Waaren,  auch  Scbiflfalirts-  nnd  andere  Commonicationsabp-nben.  letztere  r.  Th.  Gebühren 
ond  eigentlich  in  Rubrik  V  gehörend.  Die  Ziffer  fOr  den  Rohertrag  der  inneren  and 
der  indiiecten  Steoem  Iftr  1821  bembt  nnter  IL  anf  Scbltzong  nacb  Maangabe  des 
YeriülltniBses  zwischen  Roh-  nnd  Reinertrag  in  T^>.  Der  Posten  V  enthält: 
0.8  Hill.  Tb!r.  für  Post.  0.42  Mill.  far  Wftir,--  u.  w.  Gelder,  1.858  Mill.  für 
Verschiedcucs.  Rubrik  Vi  enthält  im  Ivciuertra^;;  5605.000  Thlr.  aus  Domänen 
vad  Forsten  (abzQgUcb  Kroniente),  572.000  aus  Berg-,  Hutten-,  Salincn- 
wfsen.  Porcellanmanafaetiir.  Die  Kmnrente  ist  in  der  Ziffer  VI  der  Tabelle 
auch  hier  eingerechnet. 

^  BemeTknngen  zu  den  Rubriken  tut  „am  1888'*.  Die  Daten  „rein** 
sind  wieder  nacb  Etat,  „roh"  nach  wirklichem  Ertng  eingesetzt.  So  sind  die  Steuern 
nntcr  9 — 14  wieder  im  wirklichen  Rohertrasr«^  nach  dem  Durehschnitt  von  lsn.*?/38, 
Salzregal  nach  wirklichem  Reinertrag  von  Ib'oij,  Zoll  ci  n  i>  a  lim  ca  uarti  wirklichem 
Robertrag  des  Dorchacbnitta  TOn  1829—87,  Stempel  nach  wirklichem  Rohertrag  von 
]Rr>— 38,  GcrichtsfTcbOhren  nach  EUt  für  1841.  Rubrik  V  nnch  Etat  für  1888 
angegeben  (nach  den  Daten  bei  Hotlmann.  iLon  Reden,  in  der  Ge»etZ8affimiong).  in 
diewr  Robrik  Y  Post  im  Etat  für  1838  1.2  MiU.  TUr.  rein.  Veraebiedenea 
I  Mill.  Thlr.  —  Za  Rubrik  VI  Domftnen  und  Forsten  excl.  Kronrente 
4in:^!  M>  Höre;-,  Hütten-,  Salinen wesen,  Porcellanmannfactur  917.000. 
Die  bummcnmbrik  II  „rein"  umfasst  hier  Zolle.  inländLscho  VerzebrungsstoQcro, 
ScUfflkbflaafagaben,  Wegegelder. 

*)  Bemerkangen  zu  den  Rubriken  für  ,.nm  1S47'\  Die  Daten  ..roh" 
Bad  „rein"  sind  hier  h'^ide  narh  Etat  angegeben.  Für  die  Bergwerksabgaben 
die  2^hlen  für  1648.  Fur  die  Branntweinsteuer  die  runde  Anschlagssamme  von 
5Mill.  Tbfar.,  weil  die  Etatsziffer  1847  (4.025.000)  und  1848  (8.846.000)  anomal 
aiedri?  war  •1«44  r,.9150^'iO.  1849  .'..OsrM lOO).  ^  [n  Rubrik  V  hier  Post  ;inrl. 
Zeitongs-,  üesetzsammlungs-Verwaliung)  7.4^8.000  Thlr.  roh,  1  MiLL  rein,  Nieder- 
lage*, Krnbn-  n.  e.  w.  Gelder  benr.  46.000  vad  g.  80.000.  Flaeascbifffabrts- 
abgaben  620.000  und  .508.000,  Chansseegelder  1330.000  nnd  1.204  000, 
Brocken-.  F  «hr-  Hafen-,  Canalgcider  fi^O.lUMj  und  665.000,  aus  ver- 
schiedenen Kiiiüahmen  ruh  und  rein  lOO.OOO.  aus  Seehaudluncrssocletät 
leb  und  rein  100.000,  aus  Anderem  in  mehreren  Posten  520  000  nnd  800.000  Tbir. 
-  In  der  Rnbrik  VI  in  1000  Thlr.  Domänen  roli  r.f>25,  rein  4^4.",  Forsten 
4506  nnd  2023.  Berg-,  Hütten-,  Salinen wcseu,  excl.  Bergwerksabgaben, 
4.276  nnd  S60.000,  Porcellanmannfaotnr  17.000  nnd  17.000  Thlr.. 

')  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  fur  1867.  Alle  Angaben  hier  nach 
dem  Etat,  bei  1—8,  6,  7  die  Zahlen  &a  „lein"  bloss  mit  Abzng  der  speciellen  Ver- 

4* 
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Bei  der  UnrolUtAodigkeit  und  z.  Th.  fehlenden  Congrnonz  des  ftlteren  Materials 
ist  eine  Yergleicban;  der  älteren  mit  den  neueren  Daten  immer  nar  unter  gewissea 
Vorbebnltan  snltalff,  «1«  fit  sieh  au  den  Kotiz«n  In  d«n  Noten  zu  Tnb.  1  ergeben. 

Und  Nüberanfrswerthü  ^uid  manche  ZiiTem  bes.  für  1821.  1838  und  auch  noch  einzelne 
för  1847  imnxT  nur.  Aber  s^i»^  stimmen  mit  anderen  Bcreclinunp:en  zur  (jcnQ»e. 
?.  KeduQ  la.  a.  0.  S.  152)  komint  /l.  U.  für  lö47  unter  Ansatz  des  Salzregals  und 
der  Lotterie  mit  dem  Rohertra^r  (statt  mit  dem  Reinerträge  auch  in  der  Robertra^rs- 
rubrik  wie  in  unserer  Tab.  1),  was  ein  Plus  von  2.f>l 7.000  Tlilr.  erpi'^^t  t;n']  Ki-irr-h- 
Jinng  ?on  1  Mili.  Tblr.  für  Domanen?erk&ufe  im  Jahre  1847  auf  eine  KoheinoaUme 
TOS  88.2S1.000  gcfren  84.708.000  TbiK»  in  der  Tnb  1  eine  Differenx  von  Minw 
874.000  Thlr.  gefren  die  Zahl  der  Tab.  1.  Ale  Beinertraf  berechnet  er  66.607.000  Thb*. 
fiir  ]>>47,  incl.  1  Mill.  aus  Domfmenverli&nfen,  was  iregcn  unsere  Ziffer  eine  Dilfcrcnz 
von  i'lus  457.000  Thlr.  bei  ihm  eigiebL  —  Die  Berecbnongeu  der  Kelatirzahlen  in 
den  folgenden  Uebersicbten  der  Tab.  2  gestatten  naUtrUch  auch  nur  8ohlQ8M  geniM 
der  gemachten  Vorbehalte. 

Werthroller  aU  die  absoluten  sind  far  finanzstatistiscbe  Yei^gieichongen  Relatir- 
zahlen  wie  in  folgender  Tab.  2. 

TMb.  2.  Debersiebt  der  £ntvtelrliinir  der  prenssiseben  Stenern  und 
sonstigen  Staatscin nahui en  1821  —  67  in  lelatlrea  Zablen 

(altes  StaatKfrcbict). 

1821         1838        1847  1867 

I,  In  •/•  vom  Bein  ertrag    .  .   100.0       100.0       100.0  100.0 

1.  Pirccte  Steuern  82. 1  30.8  28.7 

2.  Alle  anderen  Steuern^)  .   .   .     43.o         51.8         51.8  43.9 

A.  Summe   77.0        88.9         82.6  726 

3.  Post  U.S.W.  (Tab  l,Rnbr.  V)       5.9  2  0  6.3  5.6 

4.  Dom.  U.S.W.  (Tab.  1.  Kühr.  VI)     17.1  1S.2  11.1  14.3 

5.  Eisen  bahnen   —  —  —  7.5 

B.  Snmme  8-5    28.0        16.1        17.4  27.4 

II.  Progression 

6.  Ertragssteoern  roh    ...   .   100.0        107.6        118.5  176.6 

7.  PerMnalstenem  rob  .   .   .   .   100.0       106.6    >   109.8  200.0 

C.  Directe  Stenern  roh  .    .    .    100.0        107.2        115.1  181.8 

D.  Indir.u.8.w.  St.roh(Nr.I.2)    100.0        132.7        144.3        205  3 

E.  „      „      rein  .   .   .    100.0        132  0        150.1  216.5 

F.  alle  Stenern  rob  ...  .  100.0  122.0  132*8  195.5 
0.   „       „     rein    .   .   .   lon.o       121.3       m\4  227.4 

8.  Post  n.  s.  w.  rein    ....    1»a>.0         52.0       13ii.2  201.4 

9.  Dom&nen  n.  s.  w.  rein   .   .  .   100.0        86.5         82.8  181.5 
H.  8  n.  9  zus.  iab.st  Eilen- 

bahnen  in  h^*i7.  rein  .    .    100,0  77.6  95.9  257.4 

J.  Rcineinnahmcü  im  Ganzen    luo.O         111.1         127.0  215.3 

anlagungä-  und  Erhcbungslostcn  jcd<^r  einzelnen  Steuer,  in  Kiibrik  A  und  B  die  eia- 
geklammertdu  Zaiiien  die  Summe  dieser  Kettozahlon,  unter  1  dagegen  die  Kcttozahi 
nacb  Abzog  ancb  der  sonstigen  Venraltnngskoeten  der  directen  Stenern,  vesbalb  die 
Summe  von  A,  B  und  8  grosser  als  die  Ziffer  in  I.  Die  Znlleinn.Hliraen  im  Rohertrag 
incl.  Ucbergangbstcuor  ?on  ausländischem  Wein,  Most  und  Tabak.  Die  Zitfem  bei 
18  für  ..rein"  (wie  avch  in  1847  und  1888)  schktzungsweisc.  —  Rubrik  V  umfasst 
hier  in  Tausend  Thlr.:  Post  roh  13.966.  rein  1619.  Telegraph  1418  und  202. 
Brücken-,  Fähr-,  H af  e n  fr c  1  de r .  Strom-  und  Canalgcfailc  800  und  c.  700. 
Iii ederlago-,  Krahngclder  u.  s.  w.  52  und  c.  22,  Ghaussoogelder  1817  und 
c.  11(M),  Yerscbiedenes  in  einer  Anzabl  Posten  8674  und  &  8059.  —  Die  Bnbrik  YI 
cmfasst:  Domänen  roh  .''>  r.l>?^.  rein  4  832.  Forsten  9  358  und  .^  I  IS.  Bergwerke 
u.  s.  w.  (ohne  Bergwcrksabiialjtii )  17. '^07  und  5.448.  Münze  7'J  und  72.  Sta.its- 
druckerei  199  und  43.  Porcdlan  man  ulactur  150  und  —  iScchandlnng 
600  und  600,  Proussi&che  Bank  1.504  und  1504. 

')  Ausser  d' n  L'i;rcntlichen  indirecten  (Tab.  2  unter  Ii  i  Lit^r  auch  die  Verkehrs- 
u.  s.  w.  Steuern  (Tab.  1  unter  III)  und  der  Lotterie  hergcrechnot  („indirecte"  im 
Veiteren  Sinne). 
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Trotzdem  auch  die  Relativzahlen  der  Tab.  2  nur  NüheruDgö- 
wertbe  enthalten  und  die  Zahlen  der  Abtbeil uug  U  darin  wegen  der 
Unsicherheit  einzelner  Posten  (so  des  Rohertrags  der  indirecten 
bleuem  in  1821  aus  Tab.  1),  welche  keinen  ganz  sicbeieu  Aus- 
gang8punct  darstellen,  vollends  nur  mit  Vorbehalt  zu  benutzen  sind, 
bietet  die  Tabelle  doch  einen  gaten  Einblick  in  die  praotisobe 
Entwicklung. 

Nach  Abtb.  I  der  Tab.  2  ist  die  Ölenerquote  von  der  Geflammt- 
Reiiiemoabnie  etwas  gefallen»  aber  ?omemlich  nor»  weil  1867  der 
Reinertrag  der  Eisenbahnea  sehen  ins  Gewieht  fiel,  dem  freilieh 
anderseits  —  hier  nicht  abgereehnete  —  Zinsen  der  Eisenbahn- 
schulden  gegenflberstanden.  Im  Ganzen  hat  sich  Tielmebr  der 
stenerwirthflchaftliehe  Charaoter  des  prenssischen  Staats- 
haushalts mit  ca.  '/^  der  Einnahmen  aus  Steuern  mil  kiemen 
Schwankungen  nach  oben  und  uuten  erhalten. 

Ja,  die  Steueia  ;iab.  2,  Abtli.  II,  unter  und  ü,  vcrgliclicu  mit  d,  9)  liabea 
ddi  Mifar  Wenige«  nehi  im  Ertrag  als  die  anderen  älteren  £iiuuühn«B  enl- 
▼ictelt.  (loch  enthält  die  AuspanpsziHer  im  J.ihre  1821  (unter  1  hei  \)  wohl  Einiges, 
TIS  oplter  m  anderen  Bubrikeu  mit  erscheint,  bo  daai«  der  Z^tüenauterscbied  in  Tabw  2 
ii  die&em  Puncto  nicht  strict  beweisend  ist 

Das  \erhUltnis8  zwischen  directen  und  allen 
tibrigeu  bteuern  (hierzu  ausser  den  indirecten  in  Tab.  1  unter 
II  auch  die  Verkehrs-  u.  s.  w.  Steuern,  eb.  unter  III,  und  die  Lotterie 
gerechnet)  hat  sich  etwas,  aber  nicht  sehr  erheblich  verändert. 
Die  indirecten  Steuern  in  diesem  weiteren  Sinne  sind  ein  wenig 
mehr  als  die  directen  (Tab.  2 ,  Abth.  II,  unter  D ,  verglichen 
mit  C)  im  fioh-  and  namentlich  Keinertrag,  die  Fersonalstenem 
etwas  stärker  als  die  Ertragsstenem  gestiegen.  Die  directe  Be- 
itenernng  zeigt  sich  hiernach  in  Preossen,  trota  der  wesentlichen 
Stabilität  der  eigentlichen  Gmndsteuer  (ohne  die  Gebändestener), 
im  alten  Staate  ziemlich  ebenso  entwicklungsfähig  als  die  indirecte, 
nnd  mehr  als  in  Frankreich^),  was  in  diesem  Puncle  ein  nicht  un- 
güuötiges  Urtheii  über  die  Veriaaöunj;  der  directen  Steuern  (iieform 
Ton  1«51,  1801)  gestattet. 

l^äiicres  Uber  das  Verhältnbs  der  Steaerarten  2a  einander  ergiebt  uocli  die 
folgeiide  Tftbelle  8  in  ihren  Belstif zahlen«  mit  Beschrinknog  anf  die  directen,  die 

eifentlicheu  indirecten  Steuern  (Tab.  1  unter  II)  und  d;<;  St<  lupelsteuer.  also  liier  mit 
Äuschlos!s  der  Justizeinrialimeu  und  Lotterie,  die  in  Tab,  2  unter  I,  2  eingerechnet 
wateii  (b.  Note  zu  Tab.  2).  Ls  tritt  hier  die  relativ  stärkere  Entwicklung  der 
directen  Steuern  zwischen  lb47 — 67  besonders  hervor.  Ooter  den  directen 
sittJ  trotz  dt-r  Reform  von  l^*'»!  dir-  <irund-  (und  tJcb  iude-)Steuern  r-'latiF  llintec  den 
übrigen  zarackgeblicben,  bei  den  indirecten  besonders  die  Züile  ^ltiü7). 

8.  Fin.  m,  S.  375  die  Tabelle,  die  einigermaassen  einen  Vergleich  erlaubt. 
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Täbw  8.  VertheiUsg  4er  Steaerarten  in  Prensten  (alter  Staat)  1821—67 

(rclaÜTd  Zahloa). 


Procente  rom  rohen  Gesammt- 

um  1821 

um  1838 

um  1847 

18^)7 

203 

19.2 

/  18.4 

\  4.6 

8.8 

4.6 

4.8 

5.4 

— 

— 

— 

2.2 

A.  Ertragsstaaern  .  .  .  . 

— 

1.4 

0  7 

26.2 

2-'.  4 

26.3 

8.  GUasenstoaer  

15.2 

14.3 

13.6 

18.2 

7.  Claasilicirte  Einkommanstetter  • 

— 

— 

— 

4.9 

B.  r  <;  r  s  o  II  ;i  1  s  f  L-  u   r  Ii     ,    ,  , 

ir..2 

14  8 

18.6 

18.1 

I.  Dirocte  Stt'iitTn 

41.1 

.)y.2 

44.4 

8.  luuerc  YcrbruucIiÄatöUüru     .  . 

[c.  82.4  VJ 

80.3 

27.2 

H.>.2 

20.0 

23.7 

2G.0 

1.5.0 

II.  Indirccto  Steuern   .  . 

Ic  r,2.4  ] 

54.0 

58.2 

48.2 

III.  Stempelsteuer  .   .  . 

6.2 

6.8 

7.8 

7.4 

100.0 

100.0 

1000 

100.0 

„     absolut  Mill.  Thlr.    .  . 

[0.  44.164] 

50.176 

54.055 

74.921 

Vcrhiiltniss  der  Krtra(^steuer  zur 

Personalsteuur  wie  100  :  .    .  . 

58  0 

55.8 

53.6 

68.0 

Varbihoiaa  dar  diractaa  Stauern  zu 

den  indiracten  (Nr.  U)  wie  100 : 

(c.  126.2j 

188.1 

186.8 

106.5 

Bei  der  irros'ipn  Vernriebriing  der  Bevölkerung;  und  des  ^\^>hl- 
stands  zwischen  iö21  uud  18G7  i5?t  tiber  die  Hübe  der  8teuer- 
bela&tuDg  und  Uber  das  finanzielle  Gewicbt  des  ganzen  Einnabme- 
betrags  fUr  die  prenssiscbe  Yolkswirthscbaft  aus  den  Daten  der 
obigen  Tabellen,  ancb  der  ersten  freilich  nocb  nicbt  viel  zu  ent- 
nehmen, von  der  Aendemng  des  Geldwertbs  (der  Kanfkralt  des 
Oeldes)  gans  abgesehen.  Erst  in  den  Berechnungen  von  Kopf- 
qaoten  tritt  die  wirkliche  Bewegung  der  Belastung  nnd  des  Ein- 
nabmegewichts  immerhin  besser  hervor,  trotz  des  principiellen 
Mangels  dieser  Rerecbnungsweise,  bei  welcber  eben  die  verschiedene 
Zusammcnsclzuii^  der  Bevölkerung  (Geschlecht,  Alter,  Beruf  u.  s.  \v.) 
und  die  durch.schnnittliclie  wirtbscbaftliche  Leistungslähigkeit  des 
„Kopfs"  uuberücksichtigt  bleibt.  Aber  mau  bekommt  wenigsteus 
ein  nngefäbres  Bild  der  Belastung  u.  s.  w.  Die  Kopfquoten  für 
die  Periode  1821—67  sind  unten  (S.  Gl)  mit  denen  von  18G8— 98  in 
der  Tabelle  8  verbunden  worden.  Es  ergiebt  sieb,  dass  die  Steuer- 
belastnng  auf  den  Kopf  von  1821 — 67  nicht  viel  grösser,  der 
Betrag  der  Gesammteinnahme,  der  doch  im  Wesentlichen  den 
Staatsaofwand  darstellt,  aneh  nnr  wenig  grösser  geworden  is(^ 
während  sich  gleichzeitig  die  Zusammensetzung  der  Steuern 
nach  einzelnen  Arten  und  die  Einrichtung  der  letzteren 
wesentlich  verbessert  hat,  was  auch  auf  Verringemng  der  wirk- 
licbeu  Laät  für  den  gröäseicu  Theil  des  Volkä  hinauskommt. 
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§,  24.  Periode  ron  1SR8— 98  (neuer  Stoat  im  nach-66er  Umfang).  Eine 
fiaanzsiAtistiscbe  Yergleichung  bietet  in  dieser  Periode  die  angedeuteten  Schwierig- 
idten  iD  bflaoDderem  Maaase.  Die  folgende  Tab.  4,  mit  den  abfluten  Zahlen,  ist  das 
Xrgebniäs  sehr  complicirter  KochnniigMporationen ,  bei  denen  es  in  einzelnen  PoMeii 
anch  jetzt  noch  nicht  olinc  Schätzungen  abging  (so  bei  der  Ziffer  des  Reinertrags 
der  Geriditsgcbfihrea  und  Juiitizeionabmen).  Das  Nähere  in  den  Kotea  zu  dieser 
Tibclle.  Die  Zfthleo  dflifen  aber  imaierliiii  als  Wafthe  geheii,  velcbe  der  Wifklich- 
l'-it  in  den  meisten  Fällen  t^onau  ent-^prechen.  auch  sonst  sich  ihr  soviel  als  mög^lich 
nahem.  Aach  hier  sind  die  Daten  aus  dem  Yoramchiag  (Etat)  gonouiuien,  „Soil- 
Züi'em".  Dicht  ^lät-Ziffem",  welche  ersteren  far  die  hier  vorliegenden  Zwecke  aber 
dea  Totmg  reidlanen,  weU  sio  mehr  das  neimale  DoidinittmrerhAltiiiM  des  Jahres 
angeben. 

Tab.  4.    ü  ebcrsicht  der  Entwicklung  der  preossischcn  Steuern  und 
soa;itigea  btaats-Eiunahmen  1867—98  in  absolaten  Zahlen  (1000  Mark) 
(nevee  Staatsgebiet),  mit  Antheil  aa  den  Reichseinnabnien. 
Einnahmear!.«)  1868«)  1894/95*)  1897/98*) 

roh  rein  roh  rein  roh  rein 

1  Grundsteuer  .  .  38.918  38  419  39.845  39.78C  —  — 
&  Gehiodestener  .  .      12.987      12590      40.044      89.485        -    -  — 


Bemerkungen  zur  ganzen  Tabelle,  speciell  zu  den  Einnahme- 
rubrikcn.    „Andres,"  (Nr.  9,  19'  >jci  directen  und  indirerten  St-Micrn  nrnfasst 
die  im  Eut  iu  der  beircliendcn  Verwaltung  vorkommenden  Nebeucimiaiimcn,  ausser 
daa  fenaanten  einulDen  Steuern.  —  „Preassische  Reste   von  Bundes- 
(Beich5-)Steuern**  (Xr.  12  bei  den  indirerten,  Nr.  23  bei  den  Yerkelifistenern) 
Mad  diejenigen  etatmä&ügen  EinnabmebeUige,  welche  von  den  durch  die  Verwaltung 
des  Einzetoats  vereinnahmten  Beichsstenem  ab  Abzug  der  gesetzlichen  Beträge, 
»ittelst  deren  die  Einselstaaten  die  Erhebungskostcn  u.  s.  w.  dieser  Steuern  zu  decken 
haben,  der  Einzelsiaatscasse,  hier  der  firuossischen,  definitiv  verbleiben,    Der  Kcichs- 
caase  fliessen  nur  die  Nettoerträge  der  Beicbästeuern  zu.    Jene  Beste  sind  Kein- 
«faukahmeB  des  Einzelsteats,  soweit  sie  die  Er^bengskosten  n.  s.  w.  Ubersteigen.  Eine 
Trennung  letzterer  Kosten  nach  einzeliu-n  Steaer.trten  fu.  inneren  Steuern  uud  Zöllen) 
ist  statistisch  nicht  genau  durchfuhrbar  und  erfolgt  auch  im  Etat  nicht  —  Die 
„Antheile*'  an  den  Bundes  (Reichs-)Steuerü  (Nr,  13  — 17,  18  bei  den  indirecten 
Sfeeveni,  24  bei  den  StempeUteoem,  25  hti  Pest  und  Telegraphie)  sind  nicht  die 
im  preussischon  Etat  (b'i   itKÜrecten  Steuern  und  Stempeln)  als  Einnahme  ver- 
rechneten, mit  denen  dann  die  Zahlungen  an  die  Beichscaaee , .  mit  dem  erwähnten 
Abiog,  zn  machen  sind«  da  diese  Poeten  nar  die  zuDlllif  ?on  der  pTevssischeK 
Finanzrerwaltang  in  ihrem  Gebiete  erhobenen  (bczw. ,  schätzungsweise,  zu  er- 
bebenden) Reichssteuem  rorstellen.    Vielmehr  sind  die  ..Anfheüe"  diejenigen,  welche 
luuihuiaäh^sÜch   als  Steuern  auf  der  preusüiächeu  Bevölkerung  wirklich 
lasten,  und  zwar  nach  Maassgabc  der  BevAlkerungsquote ,  die  je  nach  den  feir> 
^<  Iii'  denen  „Finanzgemeinschaften''  bich  bei  den  einzelneu  Steuern  (und  Posteinnahmen 
tL  s.  w )  xnm  Theil  etwas  verschieden  stellt.    Ein  andrer  Maassstab  als  die  Be* 
ftttkennf  Ist  leider  nicht  anvondhar,  aber  ganz  richtig  ist  er  nicht.  Wahrscheinlich 
kommt  auf  die  preussische  Bevölkerung  nach  dem  wirklichen  Consum  (so  bei 
manchen  ZoUanikeln,  bti  Zarker,  Branntwein)  und  nach  den  steuerpflichtigen  Rechts- 
geschäften (Stempel;  etwas  mehr  von  den  Steuern  als  im  Durchschnitt  des  Reichs.  Die 
Zaiden  sind  dah«r  eher  Mininalziffem.    Da  die  ^Antheile"  nach  den  Nette- 
botrüiren  der  Steuern  angerechnet  sind,  die  ,.I{este"  aber  nicht  die  Verwaltungs- 
ko^iten  u.  s.  w.  der  von  der  preussischeu  Bevölkerung  schliesslich  nach  dcji  Consum- 
verbiltntssen  n.  s.  w.  getragenen,  sendem  der  im  preossischen  Gebiet  erhobenen 
Rcichsstcucrn  darstelloB,  so  ergiebt  sich  wieder,  da<is  die  Summe  der  „Anthcile** 
und  „Reste"  nicht  genau,  sondern  nur  annähernd  den  Rohertrag  der  bi  tretlenden 
Steuern  darstellt.    Aber  eine  andere  Ermittlnngsweise  ist  nicht  wohl  ausfuhrbar  und 
OKibe  neeh  anricherere  Daten.  —  Die  Reinerttagsziffem  bei  den  Stenern  in  Tab.  4 
(ur.t(.-r  I,  U,  III)  erpeben  Mch  aus  dem  Abzug  der  im  Etat  er^i(  htlichen  Erhebungs- 
n. ».  w.  Kosten  von  den  Rohertrasr^ziH'em ;  bei  den  einzelnen  directen  Steuern 
lind  aber  auch  hier  nur  die  speci eilen  etatmässigcn  Kosten  jeder  einzelnen  ab- 
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Ein  n  »km  «Art 

3.  Geverbetieaer  .  . 

1  "FJsenbalinsteuer  . 
o-  Bergwerkästeoem  . 

A.  Ertragssteaor 

(1-6) 

6.  Cla^^'Tist'Mier    .  . 

7.  EiakoiBuieusteuer  . 

8.  y«nikOg«iittoQer 

B.  PerBonalat.(6— 8) 

9.  Anderes  .... 
I.  Directe  Steuern 

(1-9) 

10.  Mahlsteoer  .    .  . 

11.  Schlachtssteoer 
Preofls.  B«8te  von 

inner.  Bandesst. 
Anth.:  Branntest. 
„  Bicrsteuer 
n  Tabaksteuer 
Zackersteuer 
Salateoer 
G.  Innere  Ver- 
braaclisteuer 

18.  Antheil:  Zolle  .  . 

19.  Anderes  .... 

IL  Indirecte 
Stenern  (10—19) 
2U.  Stcmpebteaer 

21.  Gerichtsgeb.  n.s.w. 

22.  Erbschaftsteaer 

23.  Reste  von  Bundeast. 

24.  Antheil  daran  .  . 
UL  Verlrelirsst. 

IL  s.  V.  (20—24) 


1868 


12. 

13. 
14. 
15. 

le. 

17. 


1» 


roh 
14.710 

4.98."; 

1.911 

73.411 
38.39.5 
14.599 

52.994 

126.738 

5.156 
0.852 

6.278 

c.  2r{.'2nr, 
c.  7.*Jt;.j 

c.  515 
c.  18.791 
c.  19.258 

87.380 
C,  46.579 

954 


i^m— 95 

1897—98 

rein 

roll 

rein 

roh 

rein 

14.206 

24.901 

24.390 

2.661 

2.518 

4.035 

224 

224 

DOC 

1  Q1 1 

A  Ä.9A 

A  AQU 

72.061 

111.582 

110JS99 

2.966 

2.843 

14.273; 

86.528 

82.859 

125.000| 

155.073 

81.1001 

51.133 

8f..5'28 

156.100 

155.07f? 

m 

2.496 

2.496 

2.200 

2.2Ü0 

120.809 
— 

200.556  c  183.690 

161.286  c.147.074 

— 

.34.463 

25  609 

— 

c.  70.0fi7 

c.  69.586 

c. 

c.  20.8.57 

c.  6.660 

c  6.787 

c.  4r».319 

c.  64.681 

c.  25.745 

c.  27.516 

c  202.467 

c.  215.036 

0.819.711 

c  233  845 

1.470 

1,488 

c.  1^4.013 
88.819 


c.linm3  c. 423.648  c.  392  300  c. 


c.  21.490      23.700  c.  23.468 
[c  35.570]     61.183  fc.  46.300] 
bei  Stempel  h  i  c.  S.ixhj 

313 
20.546 


IV.  Lotterie  .    .  . 

25.  Antheil  an  Reichs- 
Post-,  Telegraph 

26.  Freuss.  Comm.-Abg. 

27.  VenreltnngMSfnii. 
u.  Verschiedenes 

V.  Post  u.  s.  vr.  {'25  '27) 
YI.  Doui.iiioii,  i^'ürsten 

u.  8.  w, 
Vlla.  Eiseiib.ilinen  .  . 
äomme:  ordentl.  £inn. 
„   Stenern  I— IV 
And.  V— Vlla. 
Vllb.  Preuss.  Bahn. 

rein,  ab Schuld^ius. 
Sname:  ordentl.  Einn. 

mit  Vllb  statt  Vlla 
Somme*.  Anderes 
hiernach:  Y— Vllb. 


60.915 
rein 
4050 


c.  60.894 
7.653 

8.706 
77.253 

147.9*29 
94.674 
646.472 
826.616 
819.856 


57.060 

4.050 

c.  r,.ni2 
c.  7,000 


c.  8.000 
c.  21.512 


313 
20,546 

114.042 

rein 

9.753 

192.516 
3.251 

r^r,.088 

231.855 


e.  98.627 

9.753 


4.50.369  c.419.179 
26.000  c.  25.770 
66.424  [c.  51.500] 
8.800    c.  8.400 
592  592 
37.292  37.292 

189.108  c  123.554 

rein 

9.765  9.765 


c. 


20.195 
3.000 


21.5.938 
4.157 


•29.406 
c.  3.800 


64.286  c.  2:^.122 
.S9..SW2  1.001.290 
423.212  3.215,266 
297.582    747  999 
125.680  1.467.267 


—  c.  20.600  — 

—  403.930  — 

—  106.898  — 


[c.  30.875] 
c.  54.070 

c.  80.252 
.381.627 

1.200.319 
684.370 
515.949 

169.429 

988.121 

403.751 


46  5.54  [c.40.000] 
266.649  73.206 

c.  236.627  c  78.723 
1.1.54.196  492.698 
2.418.000  1.344.194 
760..528  699  572 
1.657.472  644.622 

301.735 

1.153.286 

453.644 


gerechnet  Daher  ist  die  Rcinertragsziil'er  bei  I  kleiner  als  die  Sammo  von  A,  B 
und  9.  —  Unter  ^(yericlitBgebtthren**  (Nr.  21)  sind  die  ganzen  Einnahmen  der 
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Die  Tab«  4  stellt  eioen  in  dieser  Art  nenen  Versaeb  dar,  die 
fiotmcklong  der  prenssifleb-deiitscbeD  Finanzen  naeb  der  Seite  der 
ESnnabmen  und  besondere  der  Stenern  im  leisten  Hensebenalter 
itatistisch  zu  fixiren.   Das  Ergebniss  gilt  mit  gewissen  Vorbehalten 

flir  die  Verhältnisse  des  ganzen  iicichs.  Die  ebaiacteristischeo, 
die  Signatur  der  Entwicklung  liefernden  Puncte  sind:  Die  ansser- 
ordentliche  Steigerung  der  Einnahmen  und  unter  diesen  bebondcrs 
der  Roh-  wie  Reinerträge  und  UeberschflBse  (nach  Abzug  der 
Scbaldzinsen)  der  Eisenbahnen,  auch  der  vermisehten  Kubrik  V 

preassischen  Jastizrenr&Itanio^  aufgeführt,  die  grOsstentheils  „GerichtskostoD",  bes.  für 
üreivlUige  Gerichtsbarkeit,  darstelleB,  daher  aber  wieder  Gebühr  a.  Steaer  Termischt 
««dtalteii.    Di«  HeiB«rtrag«dffäni  bernlteii  hier  aof  Schfttznnf ,  tta  welche  swar 

sichere  Gmndlagcu ,  aber  doch  nicht  allo  Anbaltspnncte  fehlen  (die  Klammer  [] 
l'^zeichnet  dies),  die  Daten  sind  wohl  eher  Minima.  —  Die  gewöhnlichen  Aas- 
|äbea  dtT  Jastizvcrvaltang  können  jedenfalls  nicht  etwa  als  „Erhebungskosten'*  der 
6aicbtsabgaben  gelten,  sie  wären  ja  aurh  ohne  jede  Erhcbutii;  solcher  Abgaben  za 
trafen.    Auch  in  dieser  Ktibrik  21  sind  die  Anthcilc  an  den  Einnahmen  des  Reichs- 

«erichts  pro  rata  eingerechnet  —  Kr.  2i  (Aiitheüe  am  BundesstempeJ)  nmfasst  den 
Fe^sd-,  VenhpapieT'  und  Gesoblfka-  o.  e.  ir.  and  ancli  den  SpieUtartenstenpeL  IHe 
Stempel  stehen  im  preuss.  Etat  in  der  Verwaltong  n.  bei  den  Einnahmen  der  in- 
directen  Steuern.  —  Lotterie  (lY)  auch  in  dieser  Tab.  4  wie  in  Tab.  5  im  Rein- 
ertrag auch  in  der  Cd.  dos  K o h ertrajj».  —  Nr.  20  preuss.  Comuinnications- 
abgaben,  frtlher  (noch  1868)  Cbansseegelder«  FlosszOlle.  soweit  nocli  forlnanden, 
dann  Brucken-,  Fähr-,  Plafenprelder,  Strom-  Tind  Oanalgefä!!'^  idiese  jüng^st  ans  dem 
£tat  der  indirectea  Stenern  in  den  der  Bau  Verwaltung,  Ministerium  der  ö^featUchea 
Aibdten,  gestellt),  feiner  Niederlage-,  Erahn-,  Waagegelder,  die  Zifer  Kkr  den  Bela- 
eitrag  nur  Schäuung.  —  Nr.  27  Verwaltangseinnahmen  und  VerscbiedeBeSt 
die  im  Etat  ho\  (]on  Einm!in»  n  unter  den  einzelnen  Ministerien  stehenden  Betilgo, 
viedenun  mit  iiUtenanthcii  der  analogen  ßo ich  seinnahmen  (nach  der  Berölkerungs- 
qiete).  IMe  Beinertragsziffer  8cliItzoB|f.  <—  Vt.  YL  Dornftnen  v.  8.  v.,  mnihsst  a^ 
hier,  wie  in  Tab.  1  die  Einnahmen  (Roh-  und  Reinertrag)  ans  den  ei?cntlichMt 
DoBk&nen  (hier  incl.  Amortisationsrenten)  u.  Forsten  (ohne  Abzug  der  alten  Krön* 
fideicommissrente) ,  dann  Berg-,  Hutten-.  Salinenwcseu  (nach  der  Etatsumgrenznng) 
PoTceJlanmanofactur,  Münze,  sowie  Seehandlung  u.  preoasische,  bezw.  Keichsbank: 
(einschliesslich  einer  Zahlung  dieser  Bank  für  Verzinsung  n.  Tilcung-  einer  Staats- 
aoleihe  ans  1856  zur  Papiergeldeinziehung  an  den  preossischen  Fiscus,  im  Betrage 
fen  1.805.750  M..  eiee  ZahivD^,  die  von  der  Fvetnsischen  an  die  Beichabanlt  tibOT- 
gegangen  hC;  hcide  An-t  il't  n  nur  mit  den  Nettijeiu;ehnisseti  auch  in  der  Roh- 
ertragscolnnrif".  Bei  den  Betriebs-  n.  s.  w.  Kosten  sind  nur  die  ordentlichen  vom  Koh- 
ertrag  zui  iurmittlung  des  Reinertrags  abiierechnct.  nicht  die  ..Anla-^en''  darstellenden 
..einmaligen  Q.  aoeserordentlichen".  In  Rnbrik  VI  aber  wiederum  die  preossischen 
An'f'cilc  pro  rata  an  den  Kiuuabmen  der  Rrichsdruckerei ,  der  Keichshank  (nnr  roh) 
UQd  de:»  Keichsin?alidenl'onds  (nur  Zinsen)  inbegrillen.  weil  auch  sie  „pnvatwirthschaft- 
lehen**  Cbaraeter  hal)en.  —  In  Btibr.  TIT.  Eisenbahnen,  ist  ebenso  der  Antheil 
an  der  Einnahmen  der  elsass-lothr.  Reichsbahnen  eingerechnet.  Ruhr.  Vlla  enthält 
beim  Reinertrag'  die  Ziffer  ohne.  Vllb  mit  Ab/ug  der  Zin'^enlast  der  Staatsschuld 
iur  die  preuss.  Staatababnen.  Ein  gleicher  Abzug  unter  Vllb  wäre  eigentlich  auch 
ftir  den  Antheil  an  den  Reicbsbaboen  erfoTderUeh,  was  hier  anterl>ieil>en  mosste. 
^rc>>  ist  der  Fehler  nicht ,  aber  immerhin  ist  demnach  die  Ziffer  unter  Vllb  in  den 
beiden  letzten  Golonnen  so  noch  etwas  zu  hoch.  —  Die  Einnahmen  aus  den 
HobentollerKMliett  elfrenanigen  Stenern  (directe  1897/98  304.400  M..  indirecte, 
sog.  Wirthscfcillaibgnbea  81.500  M)  sind  anch  in  dieser  Tabelie  nicht  mit  ein* 
gerechnet  worden.  —  Alle  ausserordentlichen  Kinnahmen.  a>H  Anleihen, 
grosseren  Verftossernngeu  «.Domänen)  sind  in  der  Tab.  4  ausgeschlossen  worden.  Im 
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(Post  u.  8.  w.);  unter  den  Steuern  die  &bnUcbe  Steigerung  der 
Verbraucbsstenern  (Zölle  wie  inneren),  auch,  wenn  auch  etwas 
eehwäeher,  der  Verkehrsstenem  (preaesisohe  nnd  Beicbsstempel-i 
Gerichtsgebtthren);  anderseits  die  geringe  äteigerong  der  Ertrige^ 
snmal  der  Reinerträge  der  älteren  prlTatvrirtbschaftliehen  £innalune- 
zweige  (Domänen  n.  s.  w.,  Rabrik  VI,  auch  Tab.  5  in  der  Note)  and 
wesentlieb  noter  dem  Einflnss  der  Steuerreform  der  90er  Jabre, 
die  schwache  Zunahme,  seit  der  Reform  von  1893  (üebcigan^'  der 
drei  grossen  Ertragssteuern  an  die  Gemeinden)  selbst  die  Abnahme 
(weui^^stens  ^egen  die  unmittelbar  vorausgebenden  Jahre)  der 
directen  »Steuern.  Deutlicher  treten  diese  Kniwicklungsmoiiiente 
noch  in  den  Kel ati vz ah  1  en  der  beiden  lolgeuden  Tabellen  6  und  7 
ber?or,  in  denen  zur  leichteren  Vergleichung  auch  die  Daten  für 
den  „alten  Staat«*  in  1867  mit  angeiUhrt  sind. 

Tab.  n  En  tviricklnns:  der  Erträff^  d  •>  r  einzelnen  Einnahmezweifre, 
bcäouderä  der  Steu  crgr  up  peu  ia  i'ruusäen,  lbß7  (alter  btaat),  1Ö68 
neuer  Suat)  bis  1898,  in  BeUtirzahlen,  einschlieselich  Aatbeil  *a 

den  Reiohseinnahm cn. 

(Alter  St.)  (Neuer  St) 

I.  In  Procentcn  vom  ßeiuci  trag  .  . 

1.  iJirectü  Steuern  

2.  Alle  .-iiiiJero  Steuern 

(Tab.  4,  Rubr.  11— IV)     .   .  . 

A.  Somme  1  nnd  2  

3.  Post  u.  s.  w.  (Tab.  4,  Kubr.  V)  . 

4.  Domänen  u  s.w. (Tab.  4.  ßubr.  VI). 

5.  Eiseub.  netto  (Tab. 4,  Kubr.  Yllb) 

B.  SrnniDe  3—5  

II.  P reg re!»sion. 

6.  Ertrapsbteuern  roh 

7.  Personalatcuern  roh 

C.  Directe  Steuern  roh 


1867 

1SG*< 

1894  95 

1897  98 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

29.8 

29.9 

18.6 

12.7 

4b.h 

43.« 

50.7 

4ö.O 

75.8 

73.7 

69.3 

60.7 

5.8 

5.5 

0.4 

HS 

ir.T» 

8  1 

Ü.8 

4.1 

5.1 

17.1 

26.1 

24.7 

26.3 

81.7 

39.8 

100.0 

ir.1.9 

4.1 

100.0 

1G3.1 

2i»4.7 

100.0 

158.2 

127.8 

WeseDtiichoii  stellt  Tab  4  daher  die  ordentliche  £inn*Iime  der  Epocbe  im 

SDanzwissenscbaftlicben  Sinne  dar. 

*)  <Notö  zu  Tab.  4,  S.  Die  Kubrik  Vi  der  Tabelle  4,  DomlUieu  o.  s.  ir., 
bildet  eicli  aus  folgenden  Brutto*  nnd  Kuttoposteo  in  1000  M. 

Tab.  5.  1868  1894/95  1895/96 


roll 

rein 

roll 

rein 

roll 

rein 

Domänen  .... 

77:5 

2S.707 

2i..^n9 

27.427 

21.225 

FuRiteu  

4i.0'j:> 

21.471 

Oa  .'»04 

29.174 

6:}.ö2a 

27916 

Berg veeen  u.  s.  w.  . 

68.798 

12.897 

121.761 

13.270 

127.194 

14.144 

Porcellanmannfactur 

450 

45 

941") 

—  4 

867 

—  72 

797 

:{."iO 

11 

.S.%7 

11 

Seehandlung    .    .  . 

700 

700 

l.J<76 

1.><7G 

2.2U2 

2  202 

Preussische  Bank  . 

5.292 

5.292 

1.84i6 

1.866 

1.866 

1.866 

Ivcichäbaiik-Antheil  . 

lieiclisdruckerei    .  . 

708 

m 

c.  16.106 

c.  12.21b 

c.  12.091 

c.  11.431 

BeicbainTaUdeufonds 
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(Alter  St)  (NeaerSt) 

1867  1894/95  1897/98 

D.  Alle  aadeiea  Steoeni        roh  IDU.O  273.7  299.6 

£.  ^       ^        H          rein  100.0  288.8  312.6 

P.  Steaeiii  flberliAQpt           roh  100.0  229.2  232.9 

G.                                 rein  100.0  280  Ü  2.S5.1 

8.  Pöst  u  b.w.  (oben  Nr.  3)     rein  100.0  251.4  346.4 

9.  Don.  III  Mi  n.8.w.  (oben  Nr. 4)  rein  100.0  124.8  122.4 
10.  Ei&er.l- li  iion  netto             rein  inOO  822  5  14H7.1 

U.  Sumiue  «—10  itm  100  0        28o.5  426.4 

L  BeiodoiMliineii  in  GaiizeD  100.0       244.6  285.5 

Tab.  7.    TertheiluDf  der  Sleaererten  in  Preuiten  (neuer  Stent), 

1867—1898,  einschliessli<  h  K  ci  rhsanthelle,  in  ReUtiviehlen. 

Procento  vom  rohen  üesanuat-  18«i7  1868  1894/95  1877/98 

steoerertnige  alter  Staat  nencr  Staat 

1.  Gronditotter   13  4  13.7  5.9  — 

2.  Geb&udesteocr    ,   ,   ,   ,   .  4.0  4.5  5,9  — 

3.  Geverbestcaer   5.4  5.1  8.7  0.4 

4.  EisenlMihnnbKnben  ....  2.2  1.7  0.0  0.0 

5.  Bergwerkssteuern     ....  0.7  0.6  0.9  — 

A.  Ertra-sstouorn  (1—5)  26.3  25.6  16.4  0.4 

6.  ClaüseDüteuer   13.2  13.5  \  -la  g 

7.  EinkmnnensiaQer    ....  4.9  5.0  / 

8.  VcnnOßcnsstener     ....  —  —  —  4.6 

B.  PersoDal8teuerii(6— tt)  18.1  18.5  12.8  22.9 
L  Direete  (+  Sonstiges)  (1—8)  44.4  44.1  29.6  28.5 

9.  Innere  Yerbnocbsatenem    .  .33.2  30  8  29  9  81.4 

10  Zölle    1.5.0  16.3  .S2.5  34.2 

11  lDdircctc(4-Sünst.)(9.a.lO)  48.2  47.1  62.6  65.9 
ni.  Stempel  (mit  ErbflchalUh  n. 

Reichsstcuern)   7.4  7  >^  7  8  10  6 

Somme  (l— Ul)   100.0  lOO  O  100.0  100  0 

mbMiot  in  MUl.  M. .   .  224.768  283.747  677.068  684.339 
Terbaltniss  der  Ertfi^tcoem  zu 

den  Pcn-onaUtoucrii  wie  100:  68.0  72.2  77.6  523.7 
Yerhäitnias  der  dircctcn  za  den 

indiceeten  (U)  wie  100 :  .   .  108.5  106.5  211.2  279.2 

Die  beiden  Tabellen  zeigen,  dass  ,,da8  Deutsche  Kelch  etwas 
kostet**  und  dass  die  deutsche  Hevöikeninir  ii  eilich  heute  eine  viel 
grössere  Last  trägt,  als  in  der  frllheren  „kaiserloseu''  Zeit.  Auch 
hier  ist  die  P^ntwickliiTip;  der  Steuerlast  und  des  wirthschaftlichen 
Gewichts  der  Fiuauzeu  indesseo  nicht  ans  den  absoluten  Zahlen 
der  Tab.  4  und  auch  Dicht  aus  den  relatiTCD  der  Tab.  G  und  7, 
sondern  richtiger  ans  Eoplquotcnberechoangen,  wie  sie  unten  in 
Tab.  8  smammeDgesteUt  aind,  zu  erseheu,  Daten,  welehe  freilich 
wiederam  die  Entwicklaug  der  notorisch  aehr  gesteigerten  durch- 
«ehnittliehen  wirtbschaftlichen  Leistnnga-  und  Stenerfähigkeit  der 
Bevölkemog  und  der  VerSndenuig  des  Oeldwerths  nicht  erkennen 
istteo. 

Die  Tab.  4  nebst  Tab.  6  zeigt  namentliob  deutlich  die  p^rosse 
VeräDderung,  welche  in  diesem  Menscheualier  in  der  lH'Aw  und 
<ler  VertbeÜung  der  Einnahmen  eingetreten  ist,  vor  Allem  die  immer 
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mehr  beherrschende  Stellung,  welche  lllr  die  prenesuehen 
Finanzen  die  Eisenbahnllberschttsee  erlaugt  haben,  ohne 
welche  die  Stenererträgnisse  noch  Tiel  mehr  hätten  gesteigert 

werden  oder  viele  Ausgaben  nnterbleiben,  viele  Staatszwecke  ud- 
erfUUt  bleiben  müssen;  sodann  zeigt  die  Tab.  4  auch,  was  in  der 
Abth.  II  der  Tab.  6  und  in  der  Tab.  7  dann  noch  schärfer  hervor- 
tritt, die  beherrschende  Stellnnc;,  welche  nunmehr  auch  in 
unserer  »Staat.sbcsteuerung  die  indirecten  Sttuern  erlangt  haben. 
Mit  letzterer  Thatsacbe,  die  hier  in  der  speciellen  Steuerlehre  be- 
sonders henrorznheben  ist,  wird  aber  nicht,  wie  mitunter  wohl  ge* 
schlössen  worden,  bewiesen,  dass  wir  diese  Art  Stenern  nunmehr 
viel  zn  stark  entwickelt  haboi.  Es  wird  darch  diese  That> 
Sache  nnr  gezeigt,  dass  wir  endlich  anf  diesem  Gebiete  in 
eine  analoge  Stenerentwicklnng  wie  andere  moderne 
Gnltnrstaaten  eingetreten  sindi  Daflir  waren  die  wesent> 
Heb  hierbei  mitspielenden  politischen  nnd  wirfiisehafllichcn  Be- 
dingungen erst  seit  18G6  gegeben.  Die  ungemein  starke  Steigerung 
der  l^rogrcssionsproceDte  (l\ib.  6,  Abth.  II)  und  der  Verschiebungen 
bzw.  iMhohungen  der  Quotenprocente  der  indirecten  (und  Verkehrs  ) 
.steuern  in  Tab.  6  erklärt  sich  eben  aus  der  früher  bei  uns  sehr 
zurückgebliebeueu  Entwicklung  dieser  Steuern  nnd  den 
demgemäss  kleinen  absoluten  Anfangszablen  im  Beginn  der  Periode. 
Die  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern  noch  heute  nicht  ÜheT» 
mttssig  hohe  absolute  Belastung  mitVerbrauchsstenem  ergiebt  sieh 
aber  ans  der  statistischen  Vergleichung  preussisch- deutscher  mit 
ausländischen  Belastungsziffem  (Kopfquoten)  nnd  aus  der  Ver- 
gleichung der  Steuer-  nnd  Zolls&tze  und  anderer  Einzelheiten  in 
der  GrestaltUDg  und  Einrichtung  der  heutigen  deutschen  und  fremden 
Verbrauchsbesteuerung.  Immerhin  zeigen  die  Daten  unserer  Ta- 
belleu  ein  starkes  Zu rU  ck  bleiben  der  d i r e c t e n  Besten er- 
ung  als  eines  andereu  liauptinittels  zur  Staat«einuahmebeschaffnng 
und  zur  Vertheilung  der  Gesamuitsteuerlast.  Das  weist  auf  weiter© 
Aufgaben  der  Steuerpolitik  und  auf  die  notbwendige  Üicbtaog  der 
letzteren  im  Eeicb  und  Preussen  mit  bin. 

DaSy  was  nach  den  Tabellen  in  der  Vertheilung  der  Steuerlast 
auf  die  Hanptarten  der  Steuern  und  auf  die  emzelnen  Stenern  e^ 
reicht  ist,  war  aber  ein  Ziel  der  neueren  preussisch -deutschen 
Steuerpolitik:  die  Last  der  directen  Stenern  zu  er- 
leichtern, diese  Steuern  mehr  und  mehr  alsPersonal- 
steuern  aufzulegen,  die  Verbrauchs-  (und  Verkehrs-) 
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Stenern  anszndehneD.  AitBserdeni  darf  anch  liier  der  Zu- 
Bammenhang;  mit  der  Commaiialbesteiteriiiig  nicht  Aber- 
jsebeo  werden.  Die  eingetretene  Entwieklang  der  Staatsbestenemng 

diente  mit  zur  anderweiten  Regelang  der  Communalbesteaerong, 
nameutlich  in  der  Richtung  von  Uebernahnie  coiumuualei  Lasten 
auf  den  Suiat  (Schulwesen)  und  von  alleiniger  (Ertragssteuemj 
und  Mitüberlafi««nnp:  (Zuschläge  zu  der  reformirten  Kinkomraen- 
steuer)  von  dircctea  titeuern  des  Staats  an  die  Uommunen  nnd 
Verbände  (§.  2'J  ff.). 

Auf  Einzelnes  soll  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Die 
TaheUen  böten  aber  vielfach  Anhaltspancte  zu .  speciellen  £r- 
Qftemngen  van  Interesse  fUr  stenerpolitische  Fragen.  In  Tab.  4 
mag  nur  anl  die  immer  noch  ansserordentliehe  Gering- 
fügigkeit der  deutschen  inneren  Tabal^stener  nnd  der 
norddentsehen  Bierstener,  aneb  nach  dem  absoluten  Er* 
tnge,  hingewiesen  werden.  Anch  die  Branntwein-,  die  Zncker- 
die  Stempelsteuer,  vollends  die  Erbschaftssteuer  zeigen  noch 
recht  niedrige  Erträge,  sowohl  nach  den  deutschen  Coiiäuin-,  Wohl- 
siandö-  und  V'erkehrbverhältnissen ,  wie  im  Vergleich  mit  anderen 
Ländern.  In  der  Vermögenssteuer  haben  wir  den  schon  oben 
gerühmten  gnten  Anfang  einer  höheren  directen  Besteuerung  des 
Besitzes  nnd  seiner  Rente,  des  ,,fandirten''  Einkoromens,  aber  aneh 
noeh  nicht  mehr,  in  der  Lotterie  eine  Singoladtät  der  preussischen 
Finanzen,  die  leider  noch  immer  nicht  verschwunden  ist,  nnd  eine 
bedenlLliche  Einnahmequelle,  die  man  jüngst  sogar  darch  Ver- 
doppelung der  Loose  noeb  ergiebiger  gemacht  hat,  m.  E.  eine  der  nn- 
erfreuUebstenThatsachen  der  neuesten  preussischen  Stenergescbichte. 

Zum  Sehlnss  dieser  finanz-  und  steuerstatistiscben  Unter- 
Kuchuiij^-en  über  rreussen-Deutschland  dient  das  Material  der  Tab.  <s, 
in  welcher  für  eine  Keihe  von  Posten  Kopfquoten  nach  Maass- 
gabe der  jeweiligen  Staatsbevulkerung,  unter  Zurückgreifen  bis 
(8.  0.  S.  50),  berechnet  worden  sind. 

Tab.  8.  Preaasisclie  Stafttselniiftlim«!!,  besonderB  Steaern,  Eopfquoten 
in  Mark.  1821—1898  ciMchlioBalieli  BelebseioiiAhniett. 

Steuern  roh  ,  andere  Einnahmen  rein.  1821—67  alter  Staat,  1868—98  neuer  Staat*) 
Hinnaluneart  Um      Dm  Cm 

1821     1838      1847      1867      1868  1894;95  1897/98 


^)  Die  &opfqiioteii  sind  nach  den  Daten  der  Tabelle  4  oben  &  55  berechnet 
Vörden. 


Qnndstooer  *  ) 
<3ebiiidest«n«r  •  / 


2.10 


1.61 
0.54 


1.27 
1.28 
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EiDiialiiDMrt 

Um 

Um 

Um 

1821 

1838 

1847 

1867 

1868 

1894/95 

1897/98 

0.48 

0.48 

0  48 

0  62 

0  61 

0  80 

0  082 

CÜssnlifthBateitAr 

0.25 

020 

0007 

0.001 

r  IT  AT  r  L  s  s  t  f '  u  0  T  n 

Unter  Nr.  VI 

0.15 

0.08 

0.08 

0  205 

A   £  r  t  r  a  IT  M  s  1 6  u  ß  r  n 

3  06 

2  58 

2-56 

3  01 

3.04 

3.56 

0  083 

ClässnnstfiUflP  . 

1.77 

1  44 

1.35 

1.49 

1.60 

1  2.76 

384 

n  k  Am  RiMiBiiinar 

0.56 

061 

Vprm  Alf  oimtit  Aii^T 

0.96 

1.77 

1  44 

1.35 

205 

2.21 

2  76 

4  84  ) 

I.  DlTAAtfl  ... 

4.8a 

4.02 

8.91 

5.06 

5.26 

6.40 

4.95 

oss 

0.82 

0  24 

^      •  w  1 

S  r  1 1 1 .1  r  fi  f  ^  f  n  p 

? 

0.24 

0  26 

030 

t)  28 
0  26 

1  10 

B  r  annlvfiliistfttiBr 

■ 

1  08 

0.93 

1.14 

0.97 

2.27 

2  18 

Bierbteaer  .   •  . 

• 

0  27 

0.21 

0.28 

0.30 

0.62 

0.64 

0.Ü3 

0.017 

Tftb>k9tM6r  *  . 

0.03 

0.027 

0.027 

0.024 

0.21 

0.21 

Zack<>rütAllAF  . 

O-^L':! 

0.78 

1.45 

0.i)9 

1.17 

0.'.':> 

u.'jy 

0.8U 

C  InntireiridirAi^iA 

[V  3.721 

3.18 

2  71 

3  79 

3  62 

6  47 

6 

Z911«  .... 

2.31 

2.46 

261 

1,70 

1.93 

7.02 

7.17 

II.  iDdirocte  St.  . 

[?6.08] 

d.64 

531 

5.49 

5.59 

13.53 

13.81 

StempeUtüuer  1 
Erbschaftsüteuer  / 

0.72 

0.72 

0.78 

0.84 

0.92  \ 

f  0.76 
t  0.27 

O.«0 
U.27 

Beicbsstempel  • 

0.67 

1.16 

Gerichtsabfi.iben  . 

T 

0.72 

0.78 

1.68 

1.61 

1.95 

2.04 

III.  Verkehrsst. 

0.72 

1.44 

1.56 

2.52 

2.58 

3.65 

4.27 

IV.  Lotterie     .  . 

0.12 

0.19 

0.16 

0.20 

0.17 

0.81 

0.80 

Sanime:  Steuern  [?  11.70J 

11.29 

10.94 

18.27 

18.55 

28.89 

28.88 

0.94 

0.89 

1.78 

2.25 

2.42 

2  67 

2.56 

2.41 

0.66 

0.85 

5.41 

9.23 

4.02 

4.41 

9.70 

18.89 

17.29 

17.96 

88.59 

87.22 

V.  Post  und  juulere 
Yenraltuugseiiw. 

rein  0.80      0.88  0.76 

Tl.  Domftnen  11.8.V. 

rein  2.29      1.57  1.84 

YII.  Eisenbahn,  rein        —         —  — 

Summe  V  — YU 

rein  8.09      1.90  2.10 

Sammel— Vn    [71479]    18.19  18.04 

In  der  ersten  Tcriode  (1821— ()7)  .siiid  bis  1847  danach  eher 
Veniiiiuieruiigen  der  (Tesaramteiunahiuen  und  der  Steuern  einge- 
treteu,  auch  noch  bis  lö67  nicht  sehr  starke  Vermebrungen.  Die 
Gruppen  der  Steuern  und  die  einzelneo  iSteuem  zeigen  characte- 
lisüscbe  Momente,  so  die  directen  im  Ganzen  eine  grosse  Stabilität, 
auch  nach  den  Reformen  von  1851  und  1861  erst  wieder  eine 
Hohe  wie  im  Anfang.  Das  Gleiche  gilt  von  den  indirecten  Stenern. 
Die  VerkebrBStenem  (bezw.  Geriehtsabgaben)  sind  in  der  ersten 
Periode,  bis  1867,  anch  im  alten  Staate  schon  mehr  gewachsen. 
Bei  der  fiesebaffenfaeit  des  Zahlenmaterials  fUr  1821  sind  die  Daten 
für  dieses  Jahr  aber  nicht  durchweg  mit  den  spateren  genau 
vergleichbar.  Die  nicht  -  steuerlichen  EiunalmjeD  haben  sich, 
mit  Schwankungen,  auf  der  Irübereu  Höhe  gehalten. 
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In  der  zweiten  Periode  (1868—98)  haben  sich  dagegen  die 
Gu^aiiiUiteinnahmen  i^iein)  mehr  als  verdoppelt,  die  Steuern  im 
(Janzen  um  zwei  Drittel  erhöht:  Zeichen  des  grösseren  Bedarfs, 
der  gestiegenen  Leistün^st  iiliigkeit.  Sehr  verschieden  ist  aber  hier 
die  Entwicklung  der  Steuergruppen  und  einzelnen  Steuern.  Seit 
(kr  wesentlichen  Beseitigung  der  Ertrags-,  der  Entwicklung  der 
Persooaisteuera  ist  die  gcsammte  direete  BesteaeniDg  jetzt  ganz 
anden  rertbeilt,  aber  im  Ganzen  etwas  kleiner  geworden.  Die 
indireete  Besteoenmg  bat  eicb  dagegen  yerzweieinbalbfaebt^  die 
Verkebrabesteiiemng  fast  nm  das  Zweidrittelfacbe  ▼ermebrt  In  beiden 
flUen  seigt  eicb  die  Entwicklung  der  Reicbsbeetenemng  biet  von 
besonderer  Bedentnng.  Namentlich  die  Zölle»  die  Branntwein-,  die 
Zocker-,  die  Bierstener  sind  viel  ergiebiger  geworden,  die  Salzstener 
fast  gleich  gebliebeu,  die  Tabaksteuer  relativ  sehr  gestiegen,  aber 
ihre  wie  die  Erträge  der  Biersteuer  erreichen  doch  immer  noch  sehr 
kleine  Kopfziffern.  Bei  den  nicht-steuerlichen  Einnahmen  sind  die 
Domnnial-  n.  s.  w.  TRubrik  VI)  etwas  zurltckgegnngen,  die  Post- 
eionahmeo  incl.  der  allgemeinen  Verwaltungseinnahmeu  (Rubrik  V) 
und  Tor  Allem  die  fiiienbabnttberBcbttese  stark  gewachsen. 

In  der  ganzen  Periode  seit  der  Gonsolidation  des  Staats  and 
semer  Steuer-  nnd  Fioanzverfassung  nach  der  franzQBiscben  Kriegs- 
zeit,  seit  1821,  bis  Ende  des  Jahrbonderts  flUlt  vor  Allem  wobl 

zweierlei  auf:  die  Stabilität  der  directen  Stenereinnahmen,  deren 
kupiquoten  nach  der  Reform  der  1890er  Jahre  iast  die  ^'leicben  als 
im  Anfang  sind,  damit  tliatsrieblich  viel  kl«  inere  Leistungen  darstellen 
and  das  mässige  Wachsthum  der  Domanial-  n.  s.  w.  Einnahmen 
(wo  die  Ziffer  fdr  1821,  weil  Andres  mit  entbnlteiul  ,  allerdings 
Tergleichs weise  etwas  zu  hoch  ist).  Der  8chwerpunct  der  Finanzen 
ist  in  der  Besteaerong  jetzt  viel  mehr  in  die  indirecte  und  in  die 
Verkehrsbesteuernug  gelegt,  und  ancb  unter  den  nicht-steuerlichen 
Emnabmen  sind  es  die  Eisenbahn-,  znm  Theil  die  Post-Einnahmen, 
die  neben  gewissen  Verwaltongseinnabmen  am  meisten  gestiegen 
imd,  d.  h.  Einnahmen,  welche  auch  vomemlieb  der  Verkehr  trägt 
Damit  erscheint  das  ganze  staatliche  Finanzsystem, 
soweit  es  auf  den  Einnahmen  beruht,  mehr,  der  Ent- 
wicklung der  V 0 1  k  s  w i r t h s c  b  a  1 1  gemäss,  auf  d e  u  all- 
gemeinen Verkehr  und  auf  den  Consum  der  Masse  der 
Bevölkerung  gelegt.  Eine  sehr  characteristi>rhe  Entwickkmg, 
die  in  gewissem  Unitang  als  iiaturgemMss  erscheint.  Die  direete 
Besteoerang  ist  dagegen  in  der  Entwicklung  zurtlckgebUeben,  was 
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wieder  Fingeneige  flHr  Beformen,  in  der  fiiebtnng  der  BtXrkeren 
fielastaog  besonders  der  reicheren  Glassen,  eigiebt 

2.  Die  preassisehe  Commnnalbesteaerttng. 

§.  25.    Allgemeine  Eutwicklini  ir    uud  Gestaltung. 
Wie  tlherall ,  so  ist  auch  in  Preiissen  die  \  ci  waltuni^surgaTiisation, 
iDsbesondere  das  iieeht  der  Selbstverwaltung  und  das  Bestebcü 
eigener  Selbstverwaltuogskörper  mit  besonderem  Finanzbansbalt, 
Ton  grundlegender  Bedeotang  wie  für  alle  Finanzangdegenbeiten, 
80  anob  für  die  Oommiinalbestenerang  i.  w.  8.  In  Preussen  kommen 
bier  als  unterste  Verwaltongsbezirke  and  autonome  Einheiten  die 
(Orts-)'  Gemeinden^  im  grössten  Tbeil  des  alten  und  neuen 
(1866  erworbenen)  Staatsgebiets  mit  der  Untersebeidung  der  Sladt- 
gemeinden  und  der  Landgemeinden,  bei  ersteren  wieder 
für  einige  verwaltungsrecbtliche  Puncte  mit  der  weiteren  Unter- 
scheidung von  selbständigen  (kreisexemten)  und  zum  Kreise  ge 
h^^rigen   Städten  in   Betracht.     Aber  neben   diesen  Gemeinden, 
ausserhalb  ihres  Verbandes,  bestehen  in  Preussen,  besonders  in  den 
alten  östlichen  Provinzen,  noch  in  grosser  Anzahl  (ca.  IG.OOO)  die 
sei  b  s  tu  nd  igen  Guts  bezirke,  bei  welchen  freilich  das  guts- 
berrlicb-privatwirtbscbaftliche  und  das  öffentlich-rechtliche,  finanz- 
wirtbscbaftiiche  Moment  ineinander  übergeben,  vielfaoh  bis  zur 
Untrennbarkeit.    Ausserdem  giebt  es  noeh  gewisse  Zweck- 
verbände  itlr  Schul-,  kirchliche,  Pfarr-,  auch  bisweilen  fiSr  wirtfa- 
scbaftlicbe  Angelegenheiten  mit  einem  gewissen  ^ffentlieh  recbtliehen 
Gharacter  und  eigenen  Ausgaben  und  Einnahmen,  auch  Stenern 
und  Gebflhren  und  steuerartigen  Abgaben.    Als  eigene  Selbst- 
verwaltungsorgane höherer  Ordnung  mit  besonderem  Finanzhau»- 
balt  bestehen    dann    die  Kreise  und  die   Provinzen,  die 
(Kegierunfrs )  liezirke  sind  dagegen  nur  staatliche  Verwaltuoga- 
abtbeilungsgebiete  der  Provinzen.    (Vm.  I,  §.54  ff.)    Die  „Cona- 
munalsteuern**  im  weiteren  Sinne  zerlalleu  daher  in  eigentliche 
Communalsteu  ern  (der  Stadt-  und  Landgemeinden)  i  e.  ä-» 
in  Kreis-  und  Provin zialsteuern. 

Das  Verwaitungsrecht  dieser  Steuern  bat  erst  in  der  neuestes 
Zeit  durch  das  als  Glied  zu  der  grossen  M iquerschen  Steuerrefons 
gehörige  Gesetz  vom  14.  Juli  1893,  das  sogen.  „Communal- 
abgabegesetz<%  eine  umfassende  Godification  und  Verehi- 
heitlicbung  auf  tbeilweise  neuer  prinoipieller  Grundlage  erfahren, 
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regelt  aber  aaeli  in  dieser  Form  die  ganze  Materie  nicht  allein. 
Ee  eehlieeet  sieh  an  ältere  und  neuere  sonstige  Gesetze,  besonders 

die  verschiedenen  Stadt-  und  Landgemeinde-,  Kreis-  und 
Provinz  ialorduungen,  und  an  G  e  setze  ii  b  c  r  S  t  a  :i  ts-  und 
Reichssteuern  an.    Die  Bestimm unercn  dieser  Ordnniii^en  und 
Gesetze  bilden  daher  mehrfach  noch  neben  dem  genannten  (TOPetz 
geltend  gebliebenes  Recht.    Doch  ist  in  jenem  Gesetz  der  ganze 
Gegenstand  zum  ersten  Male  einheitlioh  und  zusammenfassend  für 
das  ganze  heutige  Staatsgebiet  (mit  Ansscblass  von  Hoben- 
zollern  und  Üeigoland)  geregelt  worden.    Bis  dahin  bestanden 
Verschiedenheiten  in  alten  Staatsgebiet  besonders  awiseheo  den 
(Etlichen  nnd  westltehen  Provinzen,  mit  als  Folge  des  versefaiedenen 
Gremeinde-Verwaltongsrechts,  wieder  einer  Folge  der  versehiedenen 
gesehiebtliehen  Entwicklang;  and  die  nenen  1866er  Provinzen  hatten 
aneb  nach  der  Angliederung  an  Prenssen  im  Wesentlichen  ihre 
bestcliCLidc  Comniunalsteuerveriassung  behalten,  auch  iiuclideui  die 
."^[a  itsbesteuerung,  natucntlich  die  für  die  Gemeindebesteuerung 
Vhs  luiers  mit  in  Betracht  kommende  directe,  mit  derjenigen  der 
altrii  Provinzen  unificiit  worden  war  (o.  §.  15).   Auf  dieser  frtlheren 
^  erschiedeuheit  des  iocalcn  Steuerrechts  und  auf  dem  rechtlichen 
und  tbatsächlicben,  besonders  dem  natürlichen  wirthschaftlicben 
Unterschied  der  Stadt-  und  Landgemeinden  (und  Gntsbezirke)  be- 
ruht in  einer  hauptsäebliehen  Beziehung  die  Verschiedenheit  auch 
der  thatsftohliohen  Entwioklnng  der  Comronnalbestenernng  im 
19.  Jahrbnndert  in  den  verschiedenen  Oebietstheilen  nnd  in  Stadt 
nnd  Land  im  prenssischen  Staate.  In  andrer  nnd  ebenfalls  wesent- 
licher Bexiehnng  ist  diese  Entwicklung  durch  die  verschiedene 
wirtbschaftlicbe  Entwicklung  der  ciiizclucn  Landestheile,  besonders 
in   den  mehr  agrarisch  gebliebenen  und   mehr   indu-stiiell  und 
städtisch  gewordenen,  stark  beeiutlusst  worden.   Doch  auch  sonstige 
Momente  haht  u  noch  eingewirkt.    So  haben  sieh  Intci  ossL-iigegen- 
sätze  besonders  in  den  Städten,  zwischen  den  Realitäten  (Häuser, 
Grundstticke,  auch  Gewerbebetriebe)  besitzenden  Classen  und  der 
Gesammtbevölkernng  nach  der  preussiscben  Gemeindeverfassnng 
geltend  machen  kdnnen  nnd  darauf  hingewirkt,  dass  bis  znr 
Commonalstenerreförm  von  1893  die  directe  Comm&nalbestenenuig 
umseitig  die  Last  auf  die  fiiokommenstener  (nnd  dieser  verwandte 
Steuerreformen)  unter  weitgehender  Schonung  der  Realstenem 
gelegt  hat.    Femer  haben  gewisse  doetrin&re  Tendenzen  nnd 
Vcmrtheile  mehrfach  die  uicht-steuerrechtlicheo  Eiuuabmen,  auch 

A*W*fBer,  FiAftoxwiMeMcbaft  IV.  5 
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die  Gebttfaren  ib  ihrer  EotwielLiaDg  gehemmt  und  dazn  gefllhrt, 
das«  der  liberal],  wenn  aneh  sehr  ungleich  gewachsene  coramnnale 
Finansbedarf  in  immer  grösserem  Haasse  doreh  Steilem  gedeckt 
werden  moaste,  also  Stenerbedarf  wurde.    Endlich  haben  tfaeils 

die  wirklichen  oder  venneintHchen  Verkehrsinteressen  und  be- 
rechtigte Rücksichten  aut  die  Consumeiitcu ,  bcsoiidcrB  auf  die- 
jenigen der  unteren  Olassen,  theils  aber  wiederum  auch  doctrinäre 
Anscbanungeu  hin^jichtlich  der  indirectcn  Steuern  Uberhaupt  und 
communaler  insbesondere  diese  Art  Hteuern  in  den  prensRisohen 
Comiounen,  selbst  dco  grösseren  btädteOi  unter  dem  mitwirkeudeo 
Einfloss  der  Staats-  and  Eeiebsgesetzgebung,  nicht  nur  in  ihrer  Ent* 
Wicklung  gehemmt^  sondern  selbst  zurückgedrängt  (Aafbebung  der 
Mabl-  and  Scblachtsteuer)  fast  fehlende  Getränkebesteaernng).  Alle» 
dieses  zQsammeni  das  Einzelne  mehr  oder  weniger,  namentlich  das 
Letztgenannte  erklftrt  dann  aneh  cbaraeteristische  Verschiedenheiten 
in  der  thatsttchlichen  prenssischen  Commnnalbestenerung  von  der- 
jenigen anderer  dentscber  Staaten,  welche  die  indirecte  Steuer  der 
Gemeinden  mehr  erhalten  haben,  so  Baiern,  und  vollends  von  der- 
jenigen wichtiiTor  fremder  Staaten,  so  Danieutlieh  Fjankreichs  mit 
seinem  cnnnuuiialen  Octmi,  dem  in  Preussen,  auch  selbst  in  Berlin 
ein  Aualogüu  völlig  fehlt,  [i^ariser  Octroil]  (Flu.  III,  342  ff., 
Erg.-Heft  §.  26,) 

Das  C(immQnalabgabegesetz  von  1893  hat  hier  nnn  in  recht* 
Ifcher  Hinsiebt  Wandel  geschafft,  die  Gemeinden  mehr  anf  Aoa- 
bildnng  von  Gebühren  und  gebtihrenarttgen  Einnahmen  ^  Vermin- 
dernng  des  Stenerbedarfs,  Mitbenntsnng  von  indirectcn  Stenern 
zu  dessen  Deckung,  Entlastung  der  Einkommensteuery  Mehr- 
belastung der  Healsteuem  fUr  eommunale  Zwecke  und  demgemäss 
entsprechende  Einrichtung  eigener  localcr  KcuLsteucrn  zu  diesem 
Bebute  hiugewieseo  und  in  einigen  Tuncten  durch  geeignete 
Normen  die  GcMucinilcu  selbst  in  dit  se  Itichtun^  direct  hing^edrUngt 
Durch  unifnsNcnde  linanzielln  Heihilten  dos  htaats  für  Cunininnal- 
aufgaben  und  Ausgaben,  üebernahme  letzterer  auf  das  Staats- 
budget, Gewährung  von  Dotationen  und  Subventionen,  besonders 
für  Voiksschnhvesen  and  durch  lieberlassung  von  Staatseinnahmen 
ftlr  allgemeine  Commnnalansgaben,  ist  in  Preissen  auch  die  Finanz- 
lage der  Gemeinden  in  neuester  Zeit  erheblich  erleichtert  worden, 
was  wieder  die  gewünschten  Reformen  der  Communalsteoer  der 
€lemeinden  erleichtern  mosste*  Besonders  die  Ueberlassang  der 
drei  grossen  Staats-Realsteueni)  der  Grund-i  Gebftnde-  and  Gewerbe- 
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■teuer  an  die  Gemeindeo  (o.  §.  16,  18)  ist  in  dieser  Hinsicht  von 
Hiebt  zn  nntenebfttxender  praotisdier  Bedeiitnng,  mehr  noch  als 
die  ebenfalls  sehr  wichtige  Erleicbterong  der  Scbottasten.  Aebniich 
ist  schon  früher  durch  Dotationen  der  Kreise  und  Provinzen  diesen 
eine  finanzielle  Stsatshilfe  zu  Theil  geworden  (Fin.  I,  §.  56).  Die 
factische  Gestaltung  der  Communalbesteuerung  ist  unter  diesen  Ein- 
flüssen seit  der  Dureblühiuug  des  Commnnalabgabegesetzes  Vi>n 
1893  in  bedeutsamer  Umbildung  begriüen,  worin  noch  kein  Ab- 
schlusä  eingetreten  ist,  Hchon  das,  was  bisher,  gleich  im  ersten 
Jabre,  erreicht  worden,  gestattet  das  l  itbcil,  dass  die  Vertheiiung 
des  Steuerbedarfs  in  Betreff  der  Wahl  der  Steuerarten  und  der 
individnelien  Belastungen  eine  erheblich  günstigere  und  die 
Hohe  des  Steoerbedarfs  als  Qaote  vom  Finanzbedarf  durch  die 
Entwicklung  nicht  steuerrechtlicberi  besonders  gebührenrechtlieber 
Einnahmen  eine  geringere  geworden  ist  (§.  38).  Weiteres  in 
beiderlei  Hinsicht  wird  von  der  immer  strengeren  folgerichtigen 
DnrcbfIHhrang  der  Principien  des  neuen  Communalabgabegesetzes 
abhängen.  Einiges  in  der  ersten  Hinsicht  auch  von  der  Beseitigung 
von  allzu  grosbcu  iieiuiiiuijgen  der  indirecten  Communalbesteuerung 
Seitens  der  lieichsgesetzgebnng  tlber  Zölle  und  innere  Verbrauchs- 
steuern (Getränke!)  und  in  dem  anderen  Puncte  von  der  Aus- 
dehnung: werbenden  Besitzes  und  der  Uebernahme  damit  verbun- 
dener wirthschattiicher  Unternebniungen  aut'  Rechnung  der  Gom- 
mnnen  in  Seibstbetrieb  (Verkehrs-,  Beleuchtungsanlagen),  oder 
wenigstens  von  einer  solebeu  Einrichtung  von  Privatbetrieben  bei 
derartigen  Aulagen,  dass  anch  die  finanziellen  Interessen  der  Ge- 
meinden durch  hinlänglich  hohe  Gewinnbetheiligung  oder  in  anderer 
Form  genügend  gesichert  werden.  Im  Uebrigen  wird  bei  der  deut- 
Hohen  starken  Steigerung  der  GommuDaltbätigkeiten  und  Ausgaben 
Vieles  in  der  nothwendigen  Aasgestaltung  der  Communalbesteuerung 
auch  von  der  weiteren  Entwicklung  der  Abgrenzung  der  Thätigkeits- 
gebietc  zwischen  Staat  und  Gemeinden,  der  Ucberiialime  von  Com- 
munaltliiitigkeiten  oder  wenigstens  den  Ausgaben  dafür  auf  den 
Staat,  der  UeberlassuDg  von  Staatseinnahmen  oder  Anth eilen  daran 
an  die  Gemeinden  abhäntren :  eine  Kntwicklung,  der  wir  in  der 
Gegenwart  so  vielfach,  auch  in  anderen  deutschen  Staaten,  im 
Ausland,  selbst  in  Grossbritannien  (Fin.  III,  §.  157  ff.,  Erg.heft  §.  10) 
begegnen.  Aebnliches  gilt  von  Verschiebungen  der  Abgrenznngen 
zwischen  den  Gemeinden  und  den  Kreisen  und  Provinzen,  sowie 
▼on  der  etntreteDdeui  in  mancher  Hinsicht  ndthig  oder  doch  zweck- 
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mSssig  erscheinenden  Btldaog  neuer  grtiMerer,  deshalb  leisttiT^g»- 
fähigerer  Zvreokverbftndei  so  für  ArmoD-^  Schul-,  Sanitttts-,  Wege- 
imd  Verkehrswesen  n.  a.  m, 

Einselnes. 

Im  1.  Bande  der  FinaiizvissensdMft  (8.  Avil.)  ist  berotti  in  AbaehDitt  vom 

Finanzwesen  der  Selbstverwaltungwkörper  die  preii^>ische  CommmiitlfiDanzverfrissunsr 
iit  den  ürundzugcn  dargestellt,  Gesetzgebung,  Littcratur,  Statistisches  angegeben  worden 
(§.  54—56)«  wobei  aocli  nebenbei  aber  die  StenetrerfMinioff  Bemeriiangen  eintteioenen 
sind.  Doch  ist  seitdem  1,1888.  wo  die  3.  Aufl.  von  B.  I  erschienen  ist)  auf  die:tcm 
Gebiete,  besondors  dnrch  die  Gesetze  ron  IPP',  1^^^  mid  die  panze  n'-Mf  Reform 
der  directen  bteueru  Viele»  veriuidürt  wurden  und  auch  viele  uuue  Luieratur  und 
verthTolle  Sitttstik  hinzagckommen.  Die  bezugliebe  Littcratur  ist  aber  abenriefend 
Staats-  nnd  venralni:,.:'^ vi'clit]i<-lier.  ■weni-rer  ^in:ln/wi^scIl^(•ll■'frlil  Vor  Art. 

S.  kürzere  Ucber^icbteu  in  Löning's  Ixibrb.  d.  L).  VerwaU.rechts  (1884)  §.39, 
bes.  S.  187  ffl,  Geor«:  Meyer.  D.  Sluturocht  (1S84)  §.  211  n.  der«,  bes.  in  seinem 
Deutschen  Verwalt.recht,  2.  Aufl.  (1894)  II.  §  267-260,  v.  Eeitzcnstein  in 
?.  Sten  tre  1  's  Wörterb.  d.  D.  Verwalt.rechts  U890).  An.  Geineindestenem,  bes.  S.  ,527  »f., 
ders.  im  1  Erg.baade  dazu  8.  42  ü'.,  eb.  Keil  im  3.  £rg.baude  (1897)  8.  142  IL  (aber 
d.  GommnnaUbgftbegeselz  f.  1898).  r.  Seilcensteln  In  der  Abliandlnnf  Gomraontles 
Finanzwesen  im  Schönbertf'b.  lien  Ilandh.  d.  Polit  Gek.  3.  A.  (ISOl)  III,  §.89  (8.70) 
und  eingehender  in  der  iievision  dieser  Abhandlung  von  Trüdingcr  in  der  4.  Aud. 
d.  B.  III  (1898),  S.86  U\  Einzelnes  paj>sim  in  den  bezüglichen  Artikeln  des  H.  \V.  B.  d.  St., 
80  im  Art  Gemeindcfinan/en  ron  Eheberg  in  B.  4. 8*  760.  773  fT..  ders.  im  Soppl.b.  I 
dazu  S.  332  fi..  auch  S.  741  H.  (  Elster  Uber  die  pT^"j-<  Steiierrefurm).  Ein^eliondste 
Qod  vorzügliche  verwaltuogsrcchiiicho  Behandlung  de^  dc^unstands  ron  Schön  in  dem 
An&atz  die  geechicbtltelie  Entwidttung  des  Oenmunnlabifribewesens  in  Preusieo  n.  s.  v., 
in  Hirtb's  Aunalen  B.  28  (1805)  S.  249  ff.  und  bcü.  von  de  in 5.  in  ..das  Recht  der  Com- 
inunnlrcrhändc  in  Prenssen"  (ErcJinz.-b.  zu  r.  Rnnne's  pretiss.  Staatsrecht  1S97\ 
§.  55  Ü.,  (jl  Ii'.,  68  ff.  Aus  der  Littcratur  über  den  Irüherea  Zustand  (vor  der  Kcform  von 
1893)  s.  u.  A.  Schim melfennlg,  Communnlabgabcu  u.  s.  w.  1858,  Grotefond. 
Grundsätze  des  roaiiii'rn  tl-tenenrescns  1^71.  nur  die  filfon-n  Provinzen"!.  "Vielerlei 
BeztlgUclies  in  dem  Outacbtenbaud  XU  des  Ver.  f.  SocpoliL  Uber  die  GomDanmlsteuor- 
fnge,  bes.  in  den  Gntaebten  von  Hoffmnnn.  Broch,  £.  Meier,  Nnsse.  Dnzn  die 
Beunte  ?on  mir  und  \Vegucr  in  B.  XIV.  Die  Comuicntarc  bei,  in  den  Eln- 
leltnngon  zu  dem  neuen  ticnetz  ron  1893  (Adickes  u.  A.  s.  ti.) 

Für  die  neuesten  Gesetze  ron  1885  und  1893  und  die  ihnen  vorangehenden 
Beformvennebe  (1876 — 79)  sind  die  Entwürfe  mit  Motim  in  den  Landtngspapieren 
und  die  Verhandlune«u  darüber  im  Landfair--  das  Wi(  liti-rsie.  S.  bes.  über  das  Gesetz 
?ou  1893  die  Entwürfe  mit  Motiven  in  den  Drucksachen  der  17.  Legislaturperiode 
5.  Sess.  Nr.  5-— 8  (mit  Denkschrift).  Daraus  In  Schanz  Fin.arch.  B.  10  (1893)  S.  296  ff., 
4.  A.,  auch  in  Hirtb's  Annalen  B.  27  (1894)  8.  161  ff„  und  manches  Einzelne  in 
den  Commentarcn.  S.  von  diesen  bes.  Noll  (2.  A  1892),  Adickei  (1894).  Schvart 
(1894)  Q.  a.  m. 

Stntistiscbes  in  den  tmilicben  Denkschriften  nnd  Motiven.  Sonst  bes.  in  einigen 

vortrctt'Iichen  Publicationen  dos  prcuss.  stat.  Burolu^.  .-u  Uerrfurth,  Preuss.  stat. 
Zcitsclir.  1878  S.  1—60,  die  4  Erganzunf?shefte  Nr.  6.  7.  9  u  bes.  16  (lR84i  ron 
Herrfurth  u.  Anderen.  Hauptdaten  daraus  im  amtlichen  Statist.  Jahrbuch.  Nach 
diesen  Materialien  die  Arbeiten  von  Gerstfcidt,  bes.  de>sen  Städtefinanzen  in 
Preussen,  in  Schmoller's  Forsch.  B.  4,  H.  1  fl>^>^r?\  1  .  rn.  r  die  amll.  Denkschr.  des 
Finanzmin.  o.  Min.  d.  Innern  für  den  Lnndtag  Uber  die  Ausführung  des  Commnnal- 
abgabcgesetzes  TOD  1898  (4.  April  189())  Danns  wieder  Einzelnes  in  dem  Beriebt 
des  Finan/min.  v.  Mi(jucl  an  den  Kaiser  über  die  preuss.  Finanzen  ?.  1890 — 97 
(Berlin  1^*>7.  nicht  im  Bnclihandel).  im  Auszuge  im  licichs-  und  Siaatsanzeiger  1S98. 
3.  Juui,  auch  in  liiriL's  Annalen  1898.  —  Statistisches,  Kctormerdrtcrungen  betr. 
PreoBsen  auch  in  der  allgcmcineu  Commonalstenerlitterator.  8.  Pin.  I«  §.  54  IT, 
T.  Reitzenstein's  A'di.  im  SilH'nbi'rfiV<lHn  Ilatidb.,  Neumann's  verschiedene 
Schriften,  bes.  seine  protrressire  Einkommensteuer  (1874)  und  seine  Geaeindesteoer- 
Teform  in  Deatschland  (1S95). 
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§  26.  Periode  bie  1893.  AlteBOebiet(Tor>1866erX  Stftdte^). 
Im  elten  preumisclieii  Staate  vor  1806  war  den  dUUlten  ihre  frtther 

erlangte  und  vom  Stadtratbe  aasgelibte  weitgehende  Antonomie  in 
tler  Besteuernii;:  im  18.  Jahrhundert  untir  Friedrich  Wilheliü  I. 
euizogen  worden  (Hauptverordnung  von  1738).  Die  Missbräuche 
in  der  Aiisflbnng  dieses  Rtchts,  das  Herabk-nnmen  der  Städte,  die 
bevormundende  1  eiHienz  und  Abneigunp:  gr^^cii  coi porative  Selb- 
ständigkeit im  damaligen  Zeitalter  hatten  hierzu  geführt  Die 
Städte  sollten  m^glichBt  aus  ihrem  eigenen  Besitz,  den  Kämmerei- 
einkttnfteii,  deo  ihnen  zofliesseDden  Gebühren  n.  dgl.  die  ordeol- 
fiehen  Ausgaben  decken  and  nor  ansnahmsweisei  ittr  ansserordent- 
liehe  FSlle,  zn  neuen  Stenern  greifen,  dann  anch  nur  mit  Staats- 
genebmignng  nnter  Kaebweis  des  Bedürfnisses  (sogen.  „CoUecten'*). 

Die  liberale  Städteordnung  von  1808  ging  zum  anderen  Extrem 
Uber ,  gewährte  den  Sttdten  nnd  zwar  jetzt  nicht  mehr  nach  des 
Raths  (Magistrats),  sondern  nach  Beschlüssen  der  Stadtverordneteu- 
versaniiiilüiigen  eine  so  gut  wie  vollständige  Bestcucrungsautonomie, 
fÖr  deren  Ausübung  nur  wenige  ganz  allgemein  getHR.ste,  viel- 
deutige Grundsätze  aulgestellt  wurden,  unter  last  gäuzlichem  Weg- 
lali  einer  ^taatscontrole  oder  eines  staatlichen  Genebmigungsrechts. 
Steuerpflichtig  sollten  danach  alle  «Stadteinwohoer,  nicht  nur  die 
Bürger,  aber  auch  jene  allein  sein.  Als  leitendes  Priocip  wurde 
dasjenige  der  Besteuerung  nach  der  Leistangsfähigkeit  (y^naob 
seinem  Vermögen  nnd  mit  seinen  Kräften'')  zur  Richtschnnr  auf* 
gestellt  Die  Bestenemng  sollte  eintreten,  soweit  das  (Gemeinde- 
einkommen  nicht  ausreicht  TbatsHehlieh  bestand,  im  Anscblnss 
an  die  Überkommenen  Verhältnisse,  eine  Mannigfaltigkeit  Ton 
Steuern,  direetcn  wie  indirecten  neben  gebübrenartigen  Abgaben, 
theils  eigenen,  theils  sich  an  die  Staatsbesteueruug  aniehnenden, 
doch  wdlil  im  Ganzen  schon  unter  Vorwalten  der  directen  Steuern. 
Ob  die  ötädteordnuug  von  1808  nur  letztere  den  Städten  eigentlich 
gestatten  wollte,  ist  (gegen  8eh<tn's  n.  A.  Ansiebt)  doch  zweifelhaft. 
Ftir  eine  örtliche,  wenigstens  annähernde  Gleichmässigkeit  der 
Commnnalbestenerung,  fUr  eine  genügende  BerUcksichtignog  der 
wirtbschal'tlichen  Verkehrs-  und  der  Ötaatssteuerinteressen ,  fttr 
eine  riebtige  Dnrcbftthrong  des  Grundsatzes  der  Bestenernng  nach 

')  S.  für  die  ülterc  Zeit  G.  Sc  hm  oller,  pmiss.  Städtewesen  in  der  Zöitschr. 
f.  preusa.  Gesch.  B.  X.  üeuaucrcs  fUr  die  Zeil  u:ich  1806  bei  Groictciid  S.  6  ff. 
und  Schön  a.a.O..  Annalen  S.  252  und  ebenso  in  s.  Comm.verblndcn  S.  225  £ 
Dan.ich  TrudiiiL^  r  :;i  Schöiihri^'s  ilandbach  UI,  2.  Halbb.  S.  86  ttiid  Eioielaas 
danach  auch  in  der  Darstellung  des  Textes. 


Digitized  by  Google 


70 


6.  B.  Uabenlohtoa  4«  B«8toiieni&f .  PfwuMB.  g.  26. 


der  Leistnngsfilhigkeit  fehlten  die  Garantien.  Knr  die  Coromimal- 
bestenening  seiner  Beamten  regelte  der  Staat  alsbald  mit  (1809). 
In  Berlin  wnrde  n.  A.  in  dieser  Periode  die  eigene  Miethstener 

eicgelührt  (1815),  die  bis  zur  Keform  vou  18ü3  als  Hauptglied  der 
ßtHdtischen  Besteuerung  bestanden  uud  vielfach  zu  besoudeien  Er- 
ürterUDgeo  Anlass  gegeben  hat. 

Diese  fast  vfUlige  Besteuerungs-Autonomie  der  Städte  wnrde 
indessen  später  wieder  beschränkt.  Sic  ntauil  iu  der  That  auch 
mit  dem  modernen  Staatsbewnsstsein  und  Staatsrecht  und  mit 
mancherlei  Interessen  wirtbschaftlicber,  socialer,  staatsfinanzieller  Art^ 
welche  der  moderne  Staat  notbwendig  wahrzunehmen  hat,  in  Wider- 
spruch. Schon  in  dem  grundlegenden  Gesetz  Uber  die  allgemeine 
Einrichtung  des  Abgabeweseos  vom  30.  Mai  1820  §.  13,  mehr  noch 
in  der  revidirten  StüdteordnuDg  yon  1831  (§.  117  ff.)  und  einer 
danach  erlassenen  Instruction  von  1834  wnrde  das  Prineip  der 
Staatsgenehmigung  von  Communalsteuern  wieder  eingeführt  und 
daiiu  verallgemeinert.  Dabei  ist  dann  auch  die  Form  der  Zuschläge 
zu  Staatsstenern  als  die  regelmässige  ttlr  Commuualsteueru  be- 
stimmt worden.  Es  behielt  sieh  der  Staat  auch  die  Entscheidung 
darüber  vor,  zu  weh  heu  Steuern  und  bis  zu  welcher  HiUie  alsdann 
die  Gemeinden  Zuschläge  erheben  dtlrlten,  verlangte  weiter  die 
Einholung  seiner  Zustimmung  bei  üeherschreitung  dieser  Höhe  und 
bei  Einführung  eigener  Gommunalsteaem ,  welche  nicht  in  Form 
von  Zuschlägen  zu  Staatssteuem  erhoben  werden^  und  nahm  so  im 
Wesentlichen  das  Commnnalsteuerwesen  wieder  wirksam  unter 
seine  oberste  Aufsicht 

8.  Grotofend  S.7C.  SchOn,  Gomta.rerb.  S.  226  ff.  hi«r  das  N&hen.  Die 

BestiiniriiiM;:ca  des  Iii  des  j^cn.  Gesct/cs  von  1820  sind  unpräcis  und  deliiibar. 
Bei  der  tnor  gewährten  ZiilR*»si>;keit  von  CommunaJ/asrlil;i.:ci]  zu  der  iieuoii  StoaU- 
Clasisen-  und  Mahl-  und  Solilachtstcuer,  aber  unter  \  orbehalt  der  Oeufhuiigunp  der 
(Baziffcs-Uie^idrnng,  tritt  die  Ilinleokong  aof  das  ZascliUgsyiitem,  aber  aach  die  Uadc- 
fiicht  auf  das  staatsünanxirüc  Interesse  b'  rror.  —  Die  Städtcordnmi;;  roii  1^31  cing 
in  der  Kicbtuog^,  doiu  Staate  seiueu  £iuäuäs  auf  die  OoiuiouuaUteucrn.  auf  dereu  Art, 
Höhe,  Verhlttniis  kq  den  StaatsbCeoern  za  ermOglicheii  ond  ea  sichern,  erheblich 
weilef.  Sic  gelaugte  so,  namentlicb  in  ibrer  weiteren  Dorcbfabrung  im  Vcrordniing»» 
Wege,  wieder  zum  Grundsatz  alketnciner  (ienehiuiE:«n'^  di  r  Comtnunalsf 'u.  rn ,  was 
besonders  bei  Eiufilbrang  neuer,  Veiäitdoruüg  alter  bteuern,  auch  bei  Abwcicbungeu 
der  Zuschlftge  Tom  Verbeilongsmodos  der  Staatsstenen  zur  (ieltunf  kam.  Die  Em- 
scheidmiu'  im  rnncrctcn  Fall  lag  tbcils  in  der  Instanz  der  BezirksregieraDg,  th^  in 
der  der  bctheiiigten  Miiii«terioii  Ciiioeres  und  Fioaozeit). 

Im  staatsfinanziellen  wie  im  Beamteninteresse  erfolgte  schon 
1821  (Ges.  V.  11.  Jnli)  eine  neue  Regelung  der  Communalbestenerung 

der  Staatsdiener,  wonach  diese  für  Dienstemkommen  nur  in 
Orten,  wo  EiukummciibLcucr  als  Communalsteuer  bestaudi  Steuer* 
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pflieh%  worden  und  zwar  mit  halbem  Anschlag  des  Dienstein- 
kommens,  unter  Festsetzmig  von  Maximalbehutongen  nach  der 
Gehaltshohe:  das  noch  bis  znr  Gegenwart  geltende,  mannigfach 
Ton  den  Commnnen  angefocbteDc,  aber  anch  nach  der  Reform  von 
1893  einslweilen  noch  bestehen  gebliebene  „Commnnalstener-Privileg 
der  Beamten**.  Für  seirisberechtigte  MilitärpersoDcn,  Officiere  und 
BeaiutL'  hat  Cö  üolIi  eine  Ausdehnung,  selbst  aui  das  nicht-dienst- 
liche Einkommen,  eifabren,  waa  erst  durch  eine  Gesetzgebung  Yon 
^ÖÖ6  beseiugt  worden  ist 

8.  ftber  die  gfanze,  ziemlich  complicirte  Mftterie  Grotefend,  S.  93  IT.  (Dienst- 

'•i'tki>niinen  der  Beamten),  S.  73  ff.  (Militiirpersooen),  über  sonstifr«  perefinliche  S.  72) 
UiiU  iiiu{(hcbe  BtifreiujiKen  (5.79).  i>cliOi),  Coiuiii.?erbäadc,  81,  90.  Die  Com- 
aisiMlb«stteu«raiig  der  Staatsbeamten  richtet  sieh  jetzt  Dach  der  Auslegung,  irelche 

die  BofiujuiuiiL'oji  des  (i  sctzes  von  1822  in  einer  Verordnung  lur  die  neuen  Provinzen 
T, '2^  S'  pt.  1^1)7  irefunden   h.\hcu  ( CtfUim.abg-.j^cs,  r.  g.  41).  —  Keiclisgeselz 

Toui  IL.  Marz  1886  betr.  Cüuimuiiulbcölcucrung  Ucr  Alüiiärb,  preuss.  Auüfubrungit- 
gmea  dazo  vom  29.  Juni  1886.  bcbOn  a.a.O.  8.  823  ff.  Eine  nicht  UDVicht^e 
allgemeine  AenUcrung  hin.-h  htlich  des  Steuerdouiicils  der  Beamten  (nicht  mehr  Au- 
vendung  de»  „nothweudigcn"  UomiciL«  der  Beamten  in  der  Communalbcsteuerong)  im 
Gesetz  rem  27.  JuU  1885,  $.  12. 

Die  schwierigen,  aber  mit  der  neueren  Wirthschaftsentwicklong 
immer  wichtiger  werdenden  Fragen  der  Commnnalbestenerang  der 
Forensen,  daon  der  nicht-physischen,  der  juristischen 
Personen,   namentlich  anob  der  grossen  Erwerbsgesell- 

sc haften  (Aetiengesellschaften  u.  s.  w.),  leruer  des  Fisciis 
wurden  erst  nach  uud  nach  genauer  gesetzlich  geregelt,  und  zwar 
in  der  liicbtung,  die  siibjective  und  objective  SteuerpÜicbt  dieser 
Personen  immmer  mehr  auszudehnen.  Am  Wichtigsten  war  in 
dieser  Hinsicht  1853  tV.  die  Ausdehnung  der  Kcalstciierpliiehtigkeit 
der  Forenseu  und  juristischen  Personen  auf  deren  Personal-  und 
£inkommenstener{)f]ichtigkeit,  indem  der  solchen  Personen  gehörige 
Grand-  und  Uaasbesitz  und  Gewerbebetrieb  nicht  nur  den  be- 
treffenden Bealstenero  (bezw.  den  Znscblfigen  zn  den  bezüglichen 
Staatssteoem),  sondern  anch  für  das  ans  diesen  Quellen 
fliessende  Einkommen  den  Personal-  (Glassen-  nnd  Ein- 
kommen-)Steaeni  noterworfen,  anch  der  Kreis  der  snbjeettv  stener- 
Pflichtigen  juristischen,  bezw.  nicht-physischen  Personen  genau  be- 
stiiiiiui  iiutl  erweitert  wmde.  (Städteordiiun^en  von  1853,  1856, 
Gesetz  vom  27.  Jidi  1885,  sogeu.  „Comumualsteuer-Xothgesetz"). 

Stidtaoldnitng  t  d.  Oitl.  Prorinsen  t.  80.  Hai  1858,  §.  4.    Ebenso  §.  4  der 

St.-O.  für  Westfalen  v.  19.  März  l^'A]  niid  fur  die  inn  inpruviriz  v.  IT..  M  li  1<^T,6. 
iftatu  f.  27.  Juii  iN^.  §.  1—6.  (irotcfend  &  ül  11.,  67  lt.  SchOu,  Gommmial- 
ferbäade  S.  227,  294  ti. 
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In  den  Städteordnungen  der  l»S50er  Jahre  wird  auch  die 
Competenz  der  Städte  auf  dem  CommuDalsteuergebiet  wieder  er- 
weitert, das  £rforderDi88  der  Staatsgenehmigung  eingescbr&Dkt.  Die 
tbatollobliche  EntwicklaDg  giDg  auf  Aosdeboiing  des  Zaschla^^ 
Systems  bei  den  directen  Steoem^  statt  eigener,  von  den  Staats- 
Stenern  mebr  oder  weniger  abweiebender,  übrigens  vielfach  nocb 
vorlLommender  Commnnalsteaem,  ancb  anf  stärkere  Belastang  der 
Personalstenem  als  der  Bealstenero,  Bescbränlinng  der  cooimonalen 
indirecten  Verbranehsstenern ,  ancb  in  Znscblagform ,  hinans. 
Letzteres  namentlich  als  mit  der  Auihcbuiig  der  staatlicheii  ^lah!- 
und  Schlachtsteuer  nach  dem  Gesetz  vom  25.  Mai  1873  der  seit 
1848  den  betreffenden  Gemeinden  gewährte  Drittelantheil  an  der 
staatlichen  Mahlsteuer  und  jede  Commanal -Mahlsteuer  unbedingt, 
die  communale  iSchlacbtsteuer  zwar  nur  bedingt,  aber  factisch  in 
der  grossen  Mehrzahl  der  Städte ,  wo  sie  bestanden  batte,  weg- 
gefallen war.  Die  obnebin  sehr  spärliche  im  alten  vor- 1866er 
Staat  noeb  vorkommende  sonstige  Verbraacbsstener  (s.  B.  Zuschläge 
zur  Branmalzstener)  blieb  nnbedentend  nnd  warde  dorcb  die  Be- 
stimmungen des  Zollvereins  nnd  Reichs  in  Ihrer  Entwicklung  noch 
mebr  gehemmt,  als  durch  die  Rttcksicbt  anf  Verkebrsfreiheit  und 
durch  doctrinäre  Abneigung  gegen  indirecte  Steuern,  wie  sie  in  den 
maassgebenden  Kreisen  der  Gemeindeverwaltung  und  Stadtver- 
ordnetenversammlungen einuial  vorherrschten.  Das  hat  freilich 
nicht  gehindert,  in  der  Form  hohen  Preises  des  Gases  der  stildtisclieu 
Anstalten  im  Geheimen  eine  indirecte  „Fieieuchturgtstcuer '  mit  zu 
erheben  (Berlin).  Von  Einzelheiten  ist  die  Verbreitung  der  Com- 
monalsteuer  auf  üunde  zu  erwähnen. 

Die  HauptbestiuDinanjB^n  der  Stildteordnnng:cD  (östl.  §.  53,  $4,  ebenso  die  andereD) 
vflr«?n  folj?cnde.  Di-  in  Erinnnpclung  ausreichender  Einnahmen  aus  dem  städtischen 
Vermögeu  durch  Üeschlui^ü  der  btadiferordueteo  aufzulegendoa  Gemeinde&tauora 
konoteo  In  Zuschlägen  zn  den  Staatastenem  nnd  fon  besonderen  (directen  nnd 
indifüCten)  Gemeindesteuern,  allenfalb  auch  bcüondertMi  roinnitiiialoiiikomnuMisteuLrii 
bestehen.  Mit  Zuschlügen  durfte  jedoch  die  Staatsstciier  für  deu  (ii  werbebctrieb  im 
Luilier/iehcn  nicht  belegt  worden.  Bei  Zuächia^^cu  zur  classificirteu  Slaatsciukoiumeü- 
steuer  ?on  1851  und  bei  eigenen  Gommonftleinkommcnsteuern  musstc  das  Einkommen 
aus  aushcrhaib  der  (Jt  rncinde  pelcfrtMicni  (irundei^cnthum  frei  bleiben.  Genoh mifrung 
der  ^Be2irLi»-)Kcgieruug  war  erforderlich  für  aJle  Zubcbläge  zur  Eiukoiomensteuer,  za 
des  indireeten  Stenern  und  (iBr  besondere,  nen  ehiznfabrende,  zu  erhöhende  oder  in 
ihren  Grundi^ätzcn  zu  verändernde  (alho  nicht  für  unverändert  fortbestehende)  directo 
und  iüflirerte  St«'uern;  ferner  für  bolche  Zuschläge  zu  den  Ubri^f^n  directen  Sfaats- 
stetiern  ^iiho  auch  der  Ciassenstcucr).  welche  50  ^/^  des  Staatb&teuei»at^es  uben>tiegcu, 
oder  nicht  nach  gleichen  8&tzen  «nf  diese  Stenern  rertbeilt  werden  soUten,  wobei 
aber  eine  Freilassung  oder  geritiirertj  I^clastung  der  letzten  Classenstetierstufc  der  (Je- 
meindo  ohne  Weiteres  gestattet  war.  Dies  (icnehmigungsrecht  sollte  das  Ubcrmä$.siga 
Anwachsen  der  Commaoalsteaem ,  worin  auch  eine  Verletzung  des  staatsfinaiudeUen 
Erfoidornissee  lag  —  wegen  BeeinCr&chtignng  der  Leistoogafthigkeit  der  iiberbiUdeteB 
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Ceositen  und  wegen  Hinwirktuip:  hoher  Bcsfoncrung:  auf  untronllgoiulö  Veraolagong  — 
hinderu,  auch  specicli  die  üeberlastung  der  Eiiikommenüteuer  verhüten  and  Gleich- 
mäs»i){:keit  der  Uerajiziehung  der  einzelnen  Steuern  für  die  GeueindebedUifuisike  ver- 
burt:t.ii.  Des  enries  iddi  altör,  wie  die  ihatSRchliohe  Entwicklung  gezeigt  het,  gegen« 
über  den  steigenden  <  i-iinunalen  Finanzbedilrfnis»en  und  der  siarkcn  Vertretunp^  der 
lateroi»«!!  des  Kealbe^iueä  ia  dea  stUdtischeo  BdschlosiiOfgaucii  nicht  mOglicli.  — 
Oeber  die  EriieboDg  tob  Commonaliiteaeni  wsrai  RegaUti?e  in  erleüsen,  die  ebenfalls 
der  Genehmigung  der  Regierung  bedurften.  Auch  zu  Au-^fuhnni^^  von  Diensten 
(Hand-  ond  Spanndicns^t'-n)  konnte  die  Gemeinde  durch  Re^chhiss  der  Stadtverordneten 
rerpliichtct  werden.  Die  Dieuätu  äüUicu  dubci  in  Geld  ubj^ocbätzt  und  nach  dem 
Maa!>bMBb  der  Gemcindeabgaben ,  in  deren  Ermangelung  nach  den  dliecten  Steoern, 
v*nh>'ilt  werden.  Eine  abweichende  Vorthcilnnir  bcilurftc  Keiriernnj^genebmigong'. 
Die  Dieii4>to  daiftea  iud4}9i»ea,  abgesehen  ron  ^oth^äilcu,  durch  taoglicbe  Stellirertieter 
geleistet  oder  nach  Abecbitzang'  der  Geldbetrag  dafUr  an  die  ttemeindecasao  gezahlt 
werden.  S.  Grotefend  8.  8  ff.,  Schön  a.a.O.  S.  227.  —  Im  tiesetz  vom  27.  Juli 
IS8ö  sind  die  Bcstiinmiinjfen  über  Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  {§.  7—11) 
vichtig,  a.  A.  über  die  Vertheilung  des  aus  verschiedenen  Gemeüjdcu  herrührenden  Kiu- 
kommne  einer  physischen  Person  unter  die  Sreaerpflicht  in  den  Gemeinden  (§.  9).  — 
Die  Hundesteuer  wurde  den  Städten  1829  gestattet  und  verfolgte  wie  überall 
sieht  rein  tinanzieile  Zwecke  ^Grotefend  S.  26  tl.).  Eine  eigene  Wildpretsteuer 
wurde  1848  den  mahl-  und  scbiachtstcucrpflichtigcn  Städten  mit  minit>tcrieller  Geneh- 
flUfony  erlaubt.  Celwr  die  bedingt  zuläs&ige  Fortdauer  städti^cher  Schi  acht- 
ton ern  i*.  da^  Ge^et2  voin  25.  Mai  1873.  ij.  2 — 4.  Die  Fortdaner  verlangt  von  3  zu 
o  Jahreu  tiemeindebeschluss,  der  der  mimsteriellen  Genehmigung  bedarf.  Yoraus- 
leunng  ist,  dess  die  Lage  des  Haushalts  die  Fortdauer  der  Steuer  erfordert  und  die 
Örtlichen  Verh^^Itni^^e  dafür  geeignet  gefunden  werden.  Eine  Erlinhung  der  Steuer- 
sitze Uber  die  damal>  bestehenden  (incl.  Gumeindeznschiag)  erfordert  ein  Gesetz. 
Die  Beschr&nkangen  der  iiuliret  teu  \  erbrancbsbesteaerung  der  Gemeuiden  (wie  der 
EiDzelstaaten)  durch  den  Zollvereinsverira';  .om  8.  Joli  1867,  Art  5,  unter  I  und  II, 
bctreÜeu  au^«lSndi^^he  und  cinheimisc}i<-  Er/.<  ui;nisse ,  unter  Aur/:ähluug  <ler  zur  Bc- 
iteaenuig  zulü^igeu  Artikel,  iusbesondcro  die  ,,Geträuke'*,  Branntwein,  Bier,  Essig, 
Mal«,  wein,  Most,  Obstwein,  Mehl  und  andere  Muhlenfabrilaie.  Backvaaren,  Fleisch 
und  Fleischwaaren',  Fett,  mit  Festsetzung  von  (inftst4gon)  Max  Im  aisätzen  für  Brannt- 
wein, Wein.  Bier  und  Zulassigkeit  der  Weinsteuer  nur  in  den  ,,ei^.'n(lichen  Wein- 
Undem".  Bei  allen  ausländischen  Artikeln,  die  uut  uclu-  ai»  8  hl.  Zoll  lur  lOU  kg. 
belegt  sind,  waren  Staats-  und  Comraunalzoscbläge  untersagt,  eine  Beschr&nlinn;, 
welche  durch  Reieh^gest  t/.  vom  27.  Mai  l^^.'i,  narli  Einf  ihron^  der  neuen  agraiis  •!;•>:; 
ZöU«,  auf  die  oben  genannten  nicht  flüssigen  Waareu  und  auf  Bier  aud  Branniwuiu 
keine  Anvendnng  mehr  findet.  Tabak  and  Salz  sind  noch  aasdrucidich  in  den  be- 
treffenden  Gesetzen  der  Besteuerung  von  Staaten  und  Coinmunen  entzogen.  Nuberes 
Wi  (irotefend  S.  29  11..  Sehon  a.  a.  O.  S.  2SR  ff.  —  Als  obligatorische,  d.  h. 
in  den  betretieoden  Gemeinden  itotbwendig  einzuncbtende  Steuer,  deren  Ertrag  den 
Geaeindeit.  hezv.  £reisoa  zuiliesst.  ist  durch  Gesetz  ?om  27.  Febr.  1880  eine  Be- 
Menemiif  des  Waodorlagerbetriebs  eingeführt  ▼orden. 

§.  27.  Landgemeinden  der  alten  Provinzen.  Weit 
weniger  entwickelt  als  in  den  Städten  ist  bei  dem  abweichendea 
wirthsebalUichen  Cbaracter  die  Besteoening  der  Landgemeinden^ 
im  Ganzen  bis  zur  Gegenwart,  geblieben  nnd  aucb  die  Gesetz- 
gebimg des  modernen  Staats  war  bier  bis  anf  die  neuere  Zeit  viel 
weniger  tbStig,  weil  dazn  kein  solebes  Bedttrfniss  vorlag.  Daber 
sind  bier  insbesondere  im  Gebiete  des  Landreebts  die  Bestimmungen 
des  letzteren,  die  selbst  wieder  an  altes  Gewobnbeitsreebt  an* 
knüpften,  andaaemd  die  Grundlagen  geblieben.  Die  stenerartigen 
Abgaben  and  Dienste  schlosbeu  sich  an  die  bonstigcn  Leistungs- 
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▼erpflicbtangen  in  der  Vertheilaog  ao.  Herkommen,  Gtevrohnheit) 
alte  Verträge  eDtscbiedeo  dabei.  Baare  Geldaasgaben  sollten  io 
der  Regel  nach  dem  VerbSltuifla  der  Staatseteneni  anfgebracbt 
werden  (A.  L.  2.  Tb.  II,  Bd.  7  §.  43).  Das  Friocip  der  Bestenemng 
naeb  Leittang  nnd  Gegenleistang  fand  aber  ia  dem  landrecbtlicben 
Satze  (eb.  §.  44)  Anerkennung,  dass  nnaDgesesseoe  DorfeiDwohner 
zu  (Tenieindelastcn ,  welche  blos  den  angesessenen  Wirtheu  Vor- 
tlii  ile  gewähren ,  nicht  beizutragen  brauchten,  lu  den  östlichen 
Priniitzen  ist  es  bei  diesen  alten  Normen  auch  noch  in  der 
Geiiieindeorduuug  von  ]<S5G  verblieben,  in  welcher  nur  im  HedUrf- 
sisslall  Aenderungen  der  Steuer vertassung  vorbehalten  und  einige 
allgemeine  leitende  Grundsätze  dafür  als  Richtschnur  aufgestellt 
werden.  Diese  laufen  aof  eine  Corabination  der  SteuerpriDcipien 
der  Leistungsfähigkeit  nnd  yon  Leistung  nnd  Gegenleistung  hinaus 
(gen.  G.  0.  §.  12,  13).  In  den  westlieben  beiden  ProTinsen 
ist  die  Gemeindebesteuerang  auf  dem  Lande,  iusbesondere  in  den 
neueren  Gemeindeordnangen  (1845,  1856)  wesentlieb  ebenso  wie 
in  den  Stftdten  geregelt  worden.  Nur  waren  in  Westfalen  bloss 
Zuschläge  zu  den  indirecten  Staatssteuem ,  nicht  aber  auch  be- 
sondere indirccte  Communalöteucrn  im  I'rincip  zulässig. 

V.  Kcit2eiistciii.  Art.  Gemeindesteuer  in  v.  SfeiiirLrs  \Vörter1)U(li  S.  527, 
Grotefeud,  S.  12  if..  Schön,  a.  a.  0.  S.  228.  —  Vom  Allg.  Laudrccbt  kommäa 
in  Betncht  Th.  II.  Tit.  7«  §.81,  38—44.  Dio  Leistuni;  von  NAtunldiensten  w 
dem  Herkommen  gemäss  lu  sonders  vorgesehen  und  ist  wichtig  geblieben.  Die  Hunde* 
stcuiT  war  auch  den  Landq^emeinden  ßc->tattct  (18;i4).  —  Ges.  v.  1822  über 

bifuitsbeuuiteubeäteueruug,  diu»  Nothgcset^  v.  fanden  hier  ebcitfalld  Anwcudaoj^« 

waren  *lM>r  nach  Lage  der  Dinge  auf  dem  Lande  Fon  geringerer  pracdscher  Be^ 
dentnng. 

Die  Communalbestenernng  in  den  1866  von  Preussen 
erworbenen  Provinzen  war  in  jedem  der  bisher  selbständi^n 

Gebiete  verschieden  gewesen.  Eine  Umänderung  des  betreffenden 
Rechts  erfolgte  nach  der  Anuexioii  nur  theilweise.  Auch  in  Han- 
nover und  bcljleswig-Holstein  war  die  8tcuer\ erfassung  von  Stadt 
und  Laud  verschieden,  in  Kurhessen  und  Nassau  dageiron  die 
gleiche  gewesen.  Für  die  istädte  (löt)*J)  wie  fflr  die  Landgemeinden 
(1Ö67)  Schleswig-Holsteins  wurde  das  Besteuerungsrecbt  nach  den 
neueren  Kormen  (aus  1853,  bezw.  1856)  der  östlichen  preussischen 
Provinzen  eingefUbr^  in  Frankfurt  a.  M.  ebenfalls  das  altpreussisobe 
städtisebe  Steuerrecbt  Die  anderen  neuen  Gebiete  behielten  ibr 
bisberiges  Oommunal«teuerrecht  In  Hannover  entspracb  dies 
einigermaassen  dem  Recht  im  preussischen  Osten ,  besonders  in 
den  Landgemeinden.  Verbrauchsabgaben  in  den  Städten  sind  aber 
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io  grögserem  Umfang  rorhanden  gewesen.  In  KnrheBsen  war  dies 
Docb  mehr  der  Fall.  Die  Verbrauchsabgaben  sollten  hier  sogar 
die  Diiehste  Steuerquelle  sein,  bei  deren  Unzureicheudbeit  erst 
directe  StL^uein  in  lietraclit  kamen.  Auch  in  Nassau  waren  in- 
directe  Steuern  mit  vorgesehen,  die  Hauptsache  aber  doch  directe. 

Weittires  Einzelne  Uber  die  fiesteaerung  der  Foreuseu,  juriatischen  PcrsoDoo» 
Zotchllkge  zu  dM  Staftttsteoern  —  dfe  Regel  — ,  Staatsgenehmiguug  u.  A.  n.  8.  b«i 
Sckbn  a.  m.  O.  S.  280,  T.  Beitxea8t«iii,  im  WOrterb.  d.  VenraltDiis  I,  8.  829. 

§.  28.    Kreis-  und  Pro vinzialsteuerverfabsuag. 

S.  zor  üebcrsicht  Art.  Kreis-  u.  Proviiiziaivorbäiule  von  v.  Stengel  ia  dewea 
Vörterbnch.    Eint^chcüd  Scliöu,  rouimujialveibaiKJe.  Abschnitt  o  u.  4. 

Diese  Verfassunj?  hängt  eng  mit  der  neueren  Entwicklung  und 
heutigen  Ausgestaltung  der  Kreise  und  Provinzen  als  eigener 
Selbstvcrwaltungsköiper  höherer  Ordnung  zusammen.  «Sie  ist  daher 
in  den  Einzelheiten  nur  in  Verbindung  mit  der  Darstellung  der 
ganzen  Kreis-  und  Provinzialorganisation  selbst  voll  verständlich. 
Hier  genttgt  jedoch  fär  unsere  Zwecke  eine  knrze  Orientimng  tfber 
die  GrandzUge  der  Steaerverfasanng.  Die  bezügliche  Bestenemng 
würde  für  den  Umfang  der  Aufgaben  nnd  Thätigkeiten  der  Kreise 
und  Prorinzen  erheblich  grösser  sein  müssen ,  wenn  niebt  durch 
die  Dotationsgesetze  von  1873  und  1875  (zeitweise  auch  durch 
das  Gesetz  vom  14.  iMai  1885  [„LcJi  Ilnene"],  wonach  den  kieisen 
ans  dem  preussiscben  Antheile  an  den  Reich.s -Getreide-  und 
Viebzijllen  Beiträge  för  ihre  Zwecke  zufielen),  di«  ^cu  Körpern 
auderweitc  Mittel  ans  der  Staatscasse  zuflössen.  Das  i^t  für  diese 
Frage  wichtig  zu  beacbten. 

Fio.  I  (8.  A.'^  §.  ."')-^.  .'>•).  wo  bereits  wiclitifirsto  BezOglifhe  mitp-cthcilt  (bis 
lb82>  Friedrichs,  kreiidb^abeu ,  1882.  i.  Stcugcl  s  Art.  a.  a.  U.  1,  S.  ;>ä6, 
11,322.  Schön  a.  a.  0.  S.  360.  412—428,  463  fl.  üeber  die  „Lex  Huene'» 
Schanz,  Fin.-ArciL  II.  1104.  u.  Tiu^hrüi  h  be«.  X,  468  (au  den  aiDtUoliea  Belichten), 

i)otation»ergeboi^!M)  in  den  bi  tr  noricliti-n. 

Die  preussischeu  Kreise  sind  zwar  schon  früher  nicht  bloss 
Verwaltungsabiheilnngen  des  Staats,  sondern  Commnnalverbände 
f^r  gewisse  gemeinsame  Angelegenheiten  gewesen  und  hatten  durch 
die  Kreisordnnngen  für  die  yerschiedenen  Landestbeiie  in  den 
Jsbren  1825 — 28  eine  entsprechende  Organisation  und  gewisse 
Competenzen  erhalten.  Aber  ein  eigenes  Besteuerungsrecbt  zur 
Erhebung  von  Kreissteuern  (Abgaben),  und  zwar  immer  nur  für 
gewisse  statthafte  einzelne  Zwecke  und  Ausgaben,  ist  ihnen  erst 
durch  Verordnungen  aus  1841 — 46,  wiedtiaui  jedem  Landeslbeil 
speciell,  gewährt  worden.  Zu  einer  umfassenden  Entwicklung  dieses 
BesieaeruDgärccbts  ist  es  erst  mit  der  durcbgreilendeu  lielbrm  der 
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fi.  B.  OttlMnichtaa  der  Bcatenenuiff.  Premeii.  §  28. 


Orgamsatioa  der  higheren  SelbstrerwaltangskOrper  in  den  1870er 
Jahren  gekommen«  namentlich  dnrch  die  hier  Epoehe  machende, 
das  Fondament  legende  Kreisordnnng  vom  13.  Dee.  1872  für  die 
dstlichen  Provinzen  (ansaer  Poaen)«  An  diese  schlössen  sich  dann 

die  ganz  ähnlichen  Gesetze  Uber  die  Kreise  in  den  andern  Pro- 
vinzen (1884  — 8ö)  und,  mit  Modificationen,  analoge  BestimmUDgen 
für  die  rrovinz  Posen  (1889)  an.  Dadurch  ist  iu  der  lianptsache 
Kechtegleichheit  aul'  diesem  Gebiete  gescbati;  ii  worden.  Erst  dnrch 
diese  wichtige  Gesetzgebung  sind  die  Kreise  im  vollen  Sinne  des 
Worts  wirkliche  eigene  Öelbstvcrwaltuagskörper  höherer  Ordnimg|. 
eigene  „CommuDalverbUndc  der  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten  und  mit  den  Rechten  einer  Corporation"  geworden  (K.  O. 
r.  1872,  §.  2).  Sie  haben  für  diesen  Zweck  ein  omfassendes 
Bestenernngsrecht  erhalten,  welches  sie  in  die  Lage  gesetzt  hat, 
In  erforderlichem  Maasse  ihre  sonstigen  eigenen  EinDshmen  nnd 
ihre  Antheile  an  der  ihnen  zar  Darchftthrong  der  Kreisordnnn§^ 
gewährten  Dotation  ans  Staatsmitteln  (nach  Gesetz  v.  30.  April  1873 
und  8.  Juli  1875)  zu  crganzeu. 

I)auach  bü6tvlit  eine  iDdividael le  Stcu crpfliclit  der  Kreisangebörigea 
Air  Krerazweck«  uiul  Kreiabedarfnisfie  (K.  0.  §.  9).    Die  Kreissteoera  dflrfeii  mber 

niii  uls  Zuschläge  zu  duii  dircctcn  Staaisäteaorn  (in  der  ersten  Zeit  auch 
zur  M.ilil-  und  Srlilarhtsteiier  bis  zu  «!i  riMi  Atifhrbungl  bei  den  steucrpflichtip-en 
pbyäischüu  IVTbuiJcu  uiiJ  m  dciijenij^cii  luüjiirtt'Ji  Steucraat/oü  erfolgen,  welche  lilr 
die  als  kreisstuuerpflicbtig  erklärten  Forenseu  und  nicht- pbysiäcLcn  Personen 
(Juriütiätische,  Erwcrb!?<;eM  lIschafcen)  gebildet  werden  (K.  0.  §.  10,  11.  .  Das 
(iesetz  tritit  auch  einige  Bestimmungen  aber  das  Verhältuiss,  in  weichem  die  einzelnen 
direeten  Steaem  hierbei  belistel  veiden  soUeD  und  dflrfen  und  dtrnber,  wo  Befrei- 
ungen  ttod  geringere  Procentsatz^ZaschiSire  zulässig  sind  (K.  0.  §.  10).  Die  Gcwerbe- 
stcner  vom  Hausirgcwerbc  ist  auch  Ton  Krciszuschläffen  immer  frei  zu  lassen.  Auf 
(iruud  der  Foütätellung  des  Individnal-SteueRiollii  der  Kreisangehörigen  wird  alsdann 
das  Kreisahtrabe-Soll  für  jede  Gemeinde  und  jeden  Ontsbczirk  im  Ganzen  bereeliMt 
(K.  0.  §.  11\  So  *otsteht  ein  „Gemeinde -Soll"  und  „(Jubbo/.irk  -  Soll"  an  Kreis- 
8tcuern,  welche  diese  Körper  direct  aufzubringen  und  an  die  Kreiscas^e  abzufahren 
haben.  Diebes  Soll  konnte  schon  nach  der  Kreisordnung  ron  den  Stidten  in  der 
ihnen  passend  erächeinonden  Weise  aufgebracht  Verden  (gen.  §.  11.  Abs.  2),  ein 
Recht,  das  narh  «bia  neuen  Communalabirab »L'^esctz  von  189B  (§  91  unter  N'r  1) 
jetzt  auch  den  Landgcmeiudun  zttbteht.  W  ird,  wie  öfters,  das  Kreisabgabesoll  einfach 
auf  die  Gemeindecasse  übernommen ,  so  „obemimmt  damit  die  Gemeinde  dem  Kreise 
gegenüber  unmittelbar  die  Abgabepflicht,  und  die  in  ihr  steuernden  Kreisabgabe- 
pflichtigen entrichten  Uberhaupt  keine  äusserlich  erkennbaren  Kreisabgaben  mehr, 
sondern  nur  Gemeindesteuern ,  die  allerdings  theilwoise  grade  behufs  Deckung  des 
Kreisabgabosolls  z«r  Hobung  gelangen''  (Schön  :i.  u  0.  S.  425.  418).  Dieselbe 
Sachlage,  wie  allgemein  uml  iirint  ipiell  bei  den  Pidviii^ialsfenern  (s.  u.).  Natürlich 
kann  in  solchem  Fall  die  ücmeindu  das  Kreisabgabcäoll  auch  ganz  oder  theUweise 
an«  anderen  Einnahmen  decken.*)  Dann  ontfillll  impUcIte  jede  Krelsbesteaemng  der 


*>  Dies  konnte  sein  und  war  ancb  theilwelse  die  Wirkong  der  Lex  Hnene,  dee 

Gesotz« .-,  V.  I  L  Mai  1885»  das  den  Kreisen  die  Antheile  an  den  von  Preussen  bezogenen 

Reichb-Geirii  Ji  -  nnd  Vi<>bz^^llf'n  zuwies  f^.  2).  nnd  rui^drürklirb  eine  Vcrwendting 
dieser  Antheile  fUr  diu  EriuUung  solcher  Aufgaben  auoidüete,  lUr  welche  die  Stadt- 
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EroisaDfcbOrigen.  Nor  venn  die  Gemeinden  das  Soll  nicht  aaf  ihren  Etat  nehmen« 
dann  stets  bei  den  Kreisaiiffphftrisrcn  der  Gntsbezirkc  erfolßt  auch  die  Erhebonir  der 
Kreiüöteuer  nach  Individu&l-Steuerschaldigkeiten.  Die  (Jru{)d^üue  de^  Commuaai- 
]iiitfc8teiierf(esete<es  von  1885  betr.  Beiteaerong  das  Einkommens  jariatischer  Pep> 
sonen.  Gesell  Ii  iften  u.  s.  v..  dann  der  Besteuernne  physischer  Perset  ii  v.i  ver- 
fchiedenen  Kreiden  vurden  auch  fi)r  die  Kreis-  (und  Frorinziaio)BeetcaerQag  zar 
AkVttdang  gebracht  (ren.  Oe*.  §.  13).  Du  oeoe  Gommnnaleteoergeaelz  von  1898 
bat  Biur  venige  Acndeningcn  des  Kreis^teuerrechts  getroffen  (s.  a.),  im  Ganzen  Tid- 
E^hr  ansdrücklirh  die  besfi'hendon  Vorschrifren  tinbertthrt  gelassen  (gen.  Ges.  §.  91). 
Uicbtig  ist  aber  in  der  Stenerreform  ron  Ibi^'d  die  Anfhebong  dea  Gesetzes  vom 
14.  Mai  1885  UJmx  Hnene*').  wodnrcb  den  Kreisen  bedeutende  Xinnabmen  entzogen 
Vörden,  die  durch  die  einiretretene  Zuweisung  anderer  Steuern  nicht  crMMzt  woiden 
iiAd  (Gesetz  wegen  Aufbebang  directer  Staatästenem  r.  14.  Joli  1893,  28)*). 

Auch  die  preoBsiseheii  ProTinxen  sind  erst  durch  die  grosse 
Oeietigelmng  Uber  Organisalioii  der  SelbstverwaltoDg  der  1870er 
Jahre  so  wirlLlicben  höchsten  Selbstverwaltnogsköipem  mit  einem 
eigenen  BestenernDgerecht  ansgebitdet  worden. 

S.  ScbOn  a.  a.  0.  S.  430  über  die  geschichtliche  KntwiclclQng  q.  den  ganzen 

4.  Abeefanitt  aber  die  Piwrinzialgemeinde  S.  480  ff.,  ttber  das  Fioanzreoht  derwiben 

5.  463  d.,  auch  meine  Kiu.  I  (3.  A.)  f.  56.    Nonmehr.  in!»bcsondero  nach  dem  gmod- 
legcndcn  llauptgcsetz  nb^r  die  ProrinzialordouMg  für  die  ösili<  b -  n  Provinzen  (aas- 
»chüesbiich  Posen)  Tom  24.  Juni  1875  (gUtif  in  der  neuen  Redactiou  vom  22.  Idärz  1881). 
v&d  naeb  den  gleichen  splteren  BextimnoDgen  für  die  übrigen  Provinzen  besteht  in 
tr.d  für  die  Prorinz  ein  vom  Proviii/iallandtag  auszuübendes  Recht  f  r  Aiisschr.Mbting 
Ton  Prorinzialabgaben  (P.  U.  §.  37.  10.5).    Diese  werden  aber  uiclit.  wie  die  Ge- 
Bieindesteuern  nnd  nn  sich  (abgesehen  ron  der  Ucbcrnahme  auf  die  Gemeindeca^e) 
auch  die  KreiBsteners ,  den  einzelneu  Peräoncn  unmittelbar  nnfgelegt,  sondern  den 
einzelnen    Stadt*  und   Landkreisen    als    solchen,  welclie  insofern  die 
eigentlichen  Steuersubjocte  (Stoaerpflichtigen)  gegenüber  den  Provinzen 
sind.  Die  Vertbellnng  aof  die  Kreise  erfolgt  naeb  Maassgabe  der  In 
ihnen  aufkommenden  direkten  Staatssteuern  (wieder  mit  Ausschluss  der 
Gewerbesteuer  vom  Hausirgewerbe)  (P.  0.  §.  106 — 107).    Die  Land-  und  Stadtkreise 
haben  dann  ihre  Contingento  wie  die  übrigen  Kreis-  und  Gemeindcbedürfnisso  nach 
den  Vorschriften  der  Kreis-  nnd  Siädteordnungen  anfoobringon  (P.  0.      108).  E« 
♦rhflhen  si(h  aho  nm  den  Betrag  des  Provinzialstener-Contiugents  jedes  Kreises 
erentoeU  dessen  Kreis-  oder  Gemeindesteuern,  falls  der  Betrag  nicht  auch  mit  aas 
aaderen  Eliinnbinen  dieses  KOrpers  gedeckt  werden  kann.  Die  Yorscliflft,  dnss  die 
T'rorinzialsteuci n  nach  dem  Maassslabe  der  directen  Siaatssteuern  rertheilt  werden, 
besagt  also  nicht,  dass  si-  von  den  ciiui'lfien  Personen  als  l'rüvinzialan<rehfVri>fon 
virklich  auch  nach  diesem  Maossstab  getra^ijeu  werde«,  noch  da^s  Zuschlüge  hiernach 
in  diesem  Verbllinifls  wirklich   zu  den  Stantsstenem  hinzutreten.    Auch  far  die 
P-  i  ;i,ilbe5tenerung  konitiv  M  die  Besiimmungcu  des  Communal- Nothsteneriresetzes 
ioii  lööd  tlbei  Bestenerang  juristischer  Personen  u.  s.  w.  mit  zur  Anwendung  13). 
Das  neue  GoinmQnalstenergesetz  ron  1893  hat  die  Prorinzialbesteaening  auch  im 
Wesentlichen  bclass«:n  nnd  nur  in  wenigen  Nubcnpuii<4ea  geändert  (§.  91 .  92). 
S.  Fln.  I  (8.  A.)    58  dniges  Weitere  ttber  Prorinzinifinanien.  VerwaltnngBiechüiche 


und  l^ndkreise  sonst  di>T  Mittel  dnrch  ZoschlS^o  zu  den  directen  Staatsstcucrn  oder 
durch  dirccto  (iemeindcsteucrn  aufbringen  niu^stcn  (gen.  Ges.  §.  4,  mu  weiteren 
fl^alrorscbriften ,  bes.  fQr  die  Landgemeinden). 

'i  Dorh  Iiat  auch  hier  die  neue  fieset/gebnng  tlber  Schulla^ten  und  die  üeber- 
aahffle  ron  :>oichen  mit  auf  den  Staat  indirect  die  Wiikongen  der  Aufhebung  der 
•Xei  Hnene^  nnf  die  Kreisfinnnzen  weniger  empfindlich  gemacht,  soweit  nndt  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  §.  4  in  den  Landkreisen  eine  Enthmtong  von  Schnl- 
listen  darch  die  Mittel  der  Lex  Huene  stnttürefanden  hatte.  —  Weitres  Einzeln»». 
tü>a  Genehm igungsrechte  bei  Kreisstcuern  u.  A.  m.  hoi  Schön  u.  r.  Stengel  a.  a.  U. 
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<L  B.  UftlienioIiUsi  der  Bcttevtiaiiig;  PnoiseiL  §.  29. 


Einzelheiten ,  anch  über  (jeiiLhini>rnncr«rochte  bei  Ucbersrhpntonjj^  einer  gewissen 
Höbe  der  Zuscbla^ätzo  a.  A.  m.  bei  SchOn  a.  a.  0.  b.  4(>4  ti..  r.  SteiiKei  ia  seinem 
VOrterb.  Art  Profiattdverblnde  I(.  822.  —  In  der  Provins  Heeeen-Naesui  bedioft 

die  nur  hier  i  rfoli^e  Erhcbunfr  Her  nc/.irke  zu  eigenen  SetbstvurvahungbkOrpern  (in 
Anschln«!^  an  ilic  M'-torisrho  Kntn-ickhint;,  die  ohemalige  CrctreaatheU  der  Steat»» 
gebiete,  Kurhf>M'n  iintl  Na>Miii)  einiiTcs  SiiipnlSre. 

§.  29.  Die  (' 0  ni  m  u  Ii  ;i  1 8  te  u  e  r  r efo rm  von  1893.  All- 
gemeines. Diese  iiet'onn  betriift  nach  dem  Gesagten  haupt- 
sächlich nur  die  Gemeindebesteuerang,  nicht  auch  die  Kreis  und 
Provinzialbi'stencrnng.  FUr  erstcre  ist  sie  aber  von  tietgreilendor 
Bedeutung  gewesen,  und  soweit  die  Kreis-  und  Provinzialbesteuerung 
indirect  auf  der  Gemetndebesteuernng  beruht,  bat  sie  atich  aaf  dieae 
Besteoening  der  höheren  Selbstverwaltungsorgane  zurtlckgewirkt 

Die  ganze  Commnnalstenerreform  ist,  wie  aehon  oben  bemerk^ 
ein  Glied  in  der  grossen  allgemeinen  Miqnerschen  Stenerreform 
der  1890er  Jahre  und  kann  nnr  in  diesem  Zusammenhang  richtig 
yerstanden  nnd  gewürdigt  werden.  Sie  ging  auch  fast  ebenaa 
sehr  aus  staatliehen  und  staatsfinansiellen  als  ans  den  speeieUen 
Bediirlnissen  und  Interessen  der  Gemeinden  nnd  deren  Finanzen 
hervor.  In  ersterer  Hinsicht  war  die  Zeri^plitteriin^  des  Geracinde- 
steuerrechts  und  der  auf  dessen  Grundlage  einjj^etretenen  thatsäch- 
lichen  Entwicklung  ficr  Oemcindesteiicni ,  die  N'erscbicdenlieit  der 
letzteren  nach  Arten  und  Form  cd,  die  immer  noch  trotz  des  etwas 
auf  Gieiebbcit  hinwirkenden  Einflusses  der  neueren  Gemeinde- 
ordnnngen  verblieben  war,  aneh  gegen  das  politische  und  das  yom 
Staate  mit  wahrzunehmende  allgemeine  Interesse  eines  cinbeitlieben 
Wtrthschafts-  nnd  Verwaltnngsgebiets.  Das  staatsfinanzieile  Interesse 
aber  wurde  durch  das  bestehende  Commnnalstenerrecht  und  die 
thatsäcbliche  Communalbestenemng  tn  zweifacher  Weise  berührt 
nnd  geschädigt.  Einmal  brachte  die  communale  Ueberlastnog  der 
staatlichen  Einkommen-  (auch  der  frflheren  Classen-  nnd  classi- 
ficirten  Einkonimon-)8t€iier  uul  Zu>(  lilai:cn  oder  —  was  im  EÖ'ect 
dasselbe  —  der  Hinzutritt  eigener  Cotiiiiiuual- Einkommensteuern 
fodcr  verwandter,  wie  z.  Tb.  der  Mietlistener)  mehr  oder  weniger 
unvenneidlieli  eine  SteuerUberbtlrdnnjj:  der  l'riiehti^j:en  in  (liesor 
Stcuerret«'rm  mit  sich.  Daraus  ergab  sich  wieder  ein  limdrängeu 
anf  sclilrchte,  zu  niedrige,  individuell  und  nach  Eiukommenarten 
auch  willkUhrliob  ungleichmässige  Veranlagung,  wofUr  eine  Menge 
Belege,  in  dem  grossen  Bochnmer  Processi)  auch  gerichtlich  oon* 
fitatirte  Thatsacben  Torltegen.    Sodann  wurde  durch  die  Unvoll- 

v>.  Tbatsaciien  daraus  in  meinem  Aufk  Uber  die  prca^  Steuerreform  in 
ScbaDz'  Fiiuinrchir  1891,  MII,  S..  587. 
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kommenhetten  der  CommnnalbesteneraDg  die  finanzielle  Leistnnge- 
ftbigkeit  der  Gemeinden  selbst  geeohwftebt,  was  bei  der  Steigernng 
der  BedQrfniflse  nm  so  mebr  ins  Oewicht  fiel.  Das  mnsste  wieder 
die  Ansprflche  nach  finansteller  Staatshilfe  in  der  einen  oder 

anderen  Fornj  steigern,  indem  der  Staat  conimanale  Aulgaben  über- 
nahm oder  Geldmittel  dafür  zuscboss  (Schulwesen).  Zur  Vermeidung 
Ton  Conflicten  zwischen  Staats-  und  CoramunalhcKteuerung  und  zur 
Stt'iL:ei  img  der  finanziellen  LeibtunfrsnihiL^ktit  der  Gemeinden  war 
daher  eine  Reform  von  Nöthen,  welche  beide  iSteuergebiete  schärfer 
trennte,  ihre  den  yerschiedenen  finanziellen  Bedürfnissen  und  wirth- 
schaftlicben  Verhältnissen  von  Staat  und  Gemeinde  entsprechende 
£ntwieklniig  und  die  bessere  Anpassung  jeder  der  beiden  Be- 
steaemDgeQ  an  prinotpielle  Verschiedenheiten  leichter  ermöglichte. 
In  letzterer  Hinsicht  beruhte  die  Reform  anf  der  neoeren  Theorie 
▼on  den  beiden  Stenerprincipien,  der  Bestenernng  nach  der 
LeistQDgsffthigkeit  nnd  derjenigen  nach  dem  Interesse  (nach  I^eistmig 
und  Gegenleistung)  nnd  von  der  verschiedenen  Anwendbarkeit  dieser 
Principien   iu   der  Staats-   und   Comrauiialbesteuei  uu^   (Fin.  II, 
§.  176  — 188).    Zugleich  schwebte  dabei  von  fremden  Mustern  wohl 
das  britisclio,  namentlich  die  printipielle  und   practische  Aus- 
gestaltung der  dortigen  Loealbesteuerung  (Fin.  III,  §.  157  ff.)  mit 
Tor.    Aber  alle  Einseitigkeiten  der  Doctrin  und  der  britischen 
Praxis  wurden  dabei  richtig  nnd  geschickt  vermieden  mittelst 
zweckmässiger  Combination  von  Stenern  verschiedener  principieller 
Alt  io  der  Oommnnalbesteoernng.  Die  finanziellen  Schwierigkeiten 
Ahr  den  Staat,  welche  einer  nach  solchen  Zielpnncten  erfolgenden 
Begelang  der  Gommitnalhesteaening  nnd  ihres  VerhXltnisses  zor 
Staatsbesteuernng  entgegenstanden,  wurden  dnrch  die  gttnstigen 
Ergebnisse  der  voransgegangenen  Reform  der  Staats- Einkommen- 
steuer und  durch  die  Eniffnuug  neuer  Steuerquellen  für  den  h^taat 
(Einführung  der  Vermögenssteuer,  der  sogen.  Ergänzuuf^^ssteuer 
und  Aufhebung  der  Lex  lluene)  tiberwunden  (oben       l.S).  Fs 
wurde  so  iiuiglicb,  dass  der  Staat  auf  die  Erträge  seiner  biftlierigeii 
drei  grossen  Realsteueni,  der  Gruud-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer, 
m  Qansten  der  Gemeinden  verzichtete  und  diesen  so  diejenigen 
Stenern  zur  Ausnutzung  ausschliesslich  ttberliess,  welche  für  die 
Gemeinden  principiell  nnd  praetisch  hesser  als  fttr  den  Staat 
passten  and  sich  nnn  von  jenen  weiter  nach  den  concreten  Local- 
vcrbSltnissen  nnd  Bedürfnissen  aasbilden  üessen.  Damit  vermochten 
die  Gemeinden  aneh  das  Princip  der  Bestenernng  nach  dem 
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6.  B.  UebenlclktMi  der  Besteneniif  .  PnoMan.  Q.  29. 


Interme  besser  zu  verwirklieben  aod  anderseits  von  der  bisheri|^ 
Belastung  der  fiinkommmtener  mit  gar  an  bobeo  Znsebligen 
mebr  abzaseben,  so  dass  diese  Steuer  ibie  neue  Haaptstellong  im 
Staatsstenersjstem  besser  bebaopten  konnte.  Darob  gesetAlidhe 
Vorscbriften  Uber  die  Fälle,  in  weleben  nnd  namentlieb  über  das 
VcrhältniBs,  in  welcbem  in  den  (Gemeinden  die  Real-  und  die 
Personalsteuern  zur  Anwendung  gebracht  werden  sollten ,  wurde 
die  Vertbeiluug  der  Steuerlast  weiter  in  die  prineipieli  ricl»ti|;en 
\Vef!:e  treleitet.  Die  Eröffnung  vermehrter  nicht- »teuerrechtlicher 
Eiuualimcn  (f:;ebülnenaiti^er,  auch  privatwirthschaftlicher)  und  die 
Zupilnglichniachung  anderer  Steuerarten  (indireeter  Verbrauch»-, 
Verkebrssteuern)  boten  durch  Reschränkung  des  Steuerbedarfs  tiber- 
hanpt  und  des  dareb  direete  Steuern  zu  deckenden  speciell  die 
HilfOi  die  Finanzlage  der  Gemeinden  und  die  Entwicklungsfähigkeit 
der  Gemeindefinanzen  gnnstiger  zu  gestalten.  Blieb  endlif*b  aneb 
nacb  der  Natnr  der  Saebf,  nach  den  Versehiedenbeiten  alten  nnd 
neuen  Gommunalvermögens  mit  Renten-,  Gewinn»  nnd  Gebnbren- 
ertrilgeD,  nacb  dem  wirtbschaftlicben  nnd  socialen  Cbaraeter  der 
Gemeinden  nnd  ihrer  Bevölkerung?,  nach  dem  Maasse  der  ver- 
schiedenen Entwicklnii-  aller  Genicindeverhaltuisbc  und  danach  der 
Höhe  des  Gemcintit  linanzbedarts  eine  erhebliche  Verschiedenheit 
in  der  quantitativen  .Stcuerhelastung  der  verschiedenen  Gcmeiiide- 
katep:orieen  (Städte,  Dörfer,  Gross-,  Mittel-,  KleiiiKtUdte,  industrielle, 
agrarische  Gemeinden  u.  s.  w.)  und  vollends  der  einzelnen  Ge- 
meinden besteben  —  so  verminderten  sieb  doch  nacb  der  Dureb- 
fährong  der  Communalstenerreform  die  generiseben,  qualitativen 
Yerscbiedenbeiten  der  Gommnnalbestenerung  der  einzelnen  Ge- 
meinden nnd  Gemeindekategorten  in  wesentlieben  Pnneten.  Aiieh 
das  war  vom  Interessenstandpnnct  des  einbeitlieben  Wirtbsebaflto- 
gebiets  betracbtet  ein  Vortbeil.  Die  Ausbildung  singniärer  Steuern 
in  einzelnen  Gemeinden  (Umsatz-,  Bauplatz-,  Laisibarkeit-,  einzelne 
freilich  ausser  der  Biersteuer  bisher  meistens  nur  Projtct  i;eblioi>eiie 
besondere  indirecte  Verbrauchs-  umi  Inxussteuerariige  Steuern)  in 
Folge  des  neuen  Gesetzes  von  1893  bat  diesen  Vortbeil  einer  relativ 
grösseren  l  cherciustimmung  der  Gemeinden  in  den  Ilanptsteuern 
nicht  ^esehuiiiiert.  Starke  Verschiedenheiten  der  Communalsteuer- 
arten  wie  freilich  auch  der  Steuerbelastungen  wirken  unvermeidlich 
etwas  hemmend  auf  die  interlocale  Bewegung,  die  Freizügigkeit 
der  Arl>eit8kräfte,  der  wohlhabenden  Bertflkerong,  der  Unter* 
nebmer  und  Rentner,  der  Kapitalien* 
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§.  Finzelbeiten   der  ComiDunalstciitirroform.     S    über  dio 

Jeitenden  Gesicht^puncte  und  allgemeinen  Bestimmungen  des  Communnläteuer- 
gcßentm  die  nicht  nur  Tom  verwaltongsrcchtlichen ,  sondern  ancli  ?um  tiuatuwirth- 
•ekafUichen  Standpancte  aus  beurtbeiit  vortrefflieheu  AnafilhiaDgoii  Ton  Sebftii« 
a.  a.  0.  S.  239 — 248.  Ferner  die  Einleitwnp'ii  ni  den  grösseren  Commentaren 
i«.  S.  68),  so  A dickes,  S.  165  ff.  u.  die  Denk^cluift  a.  Motive  zur  Steaerreform 
«w  189S  sowie  di«  o.  fren.  (S.  68  )  Deoksebrift  tob  1896  Aber  die  Ansfabrong  dea 
Gesetzes.  Be-*.  wcrtlivull  aiml  die  Studien  7on  Adickea  (Oberbürgermeister  von 
Frankfurt  a.  M."  über  die  weitere  Entwicklung  des  preu»s.  GemeiJidostoaenreieiis  in 
d.  Tub.  Zuchr.  1894.  B.  50.  S.  410,  583  ^axich  selbständig). 

Die  Hauptpaaeie  des  Gesetzes  sind  die  folgenden. 

Die  GruDdsätze  und  Rechtsnormen  der  Communalbestencrun^  und  im  Ganzen 
fibeibaopt  dei>  Ck)mmunalißjiaazwöseQS,  besonders  in  Betreff  der  Einnahmen,  werden 
cinbeitlich  ftt  das  ganze  Stastegebiet  (ohne  Hobeioolleni  und  Helgoland)  und  gleich- 
Kiäsig  für  alle  Arten  der  Gemeinden,  selbständige  (kreisexemte),  sogen,  eigene  Stadt- 
kreise bildende  St&dte,  sonstige  St;i«lr.',  Landgemeinden  aufgestellt.  Die  historische 
Maonigfaltigiieit  der  Communalbestcucruug  (o.  ^.  25),  der  Cnterschied  zwischen  Stadt 
and  Land  ftUc  aLw,  znnichst  wenigsten«  in  rechtlicher  Hintdcht,  fort  Alle  dem  nenen 
G«äetz  entgegenstehenden  geaetzlii  heii  Bestimmungen  treten  ausser  Kraft,  ünbenllirt 
bleiben  nur  dio  Vorschriften  wegen  Erhebung  von  Bargeriechtagoldem,  Einkauld- 
fcldern  und  gleichartigen  Abgaben  (gen.  Ges.  §.  1,  90). 

Nach  den  „allgemeinen  Bestimmungen"  (Titel  1  des  Gesetzes)  haben  alle  Ge- 
meinden das  Recht,  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  und  Bedürfnisse  nach  den  Be- 
Mimmongen  des  neuen  Gesetzes  verschiedenerlei  ötieutlich-rcchtliche  Leistungen  za 
forderD.  nemlich  Oebfthren  nnd  Beitrftge,  indirecte  und  direete  Stenern, 
auch  Naturaldienste  (Ges.  §.  1).  Den  Steuern  wird  aber  die  Stellung  einer 
üDbsidi  firen  Kinnabno»  !r-'!rLben:  sie  dürfen  überhaupt  nur  erhoben  werden,  so- 
weit die  anilerweitea  Luiaalimuu  (die  i>nvatwirthächaf(lichen  aus  dem  Gemeindever- 
mögen, die  übrigen  rorgenannten  Offentlich-rechtlicbon,  auch  die  au»  Dotationen  u.  dgi. 
d'.s  Sta.its  und  der  höheri.ii  Verbände)  nicht  ausreichen  ^Gos.  §.  2).  Doch  wird  von 
diesem  Grou^atz  eine  Ausuahme  für  Hunde-,  Lustbarkcits-  und  »ühnliche  durch 
besondere  Eaelsicbteu  gebotene^  Stenern  gemacht:  diese  darfea  also  ueh  ohne  Rück- 
sieht  anf  einen  durch  ihren  Ertraf  entzu  dockenden  Finaozbeduf  erhoben  werden,  — 
worin  impli<  ite  eine  Anerkennung  eines  nidit  rein  finanziellen,  eines  socialpolittschen 
g.  dgl.  Zwecks  der  Besteuerung  liegt  (Fio.  Ii,  §.  159  ff.)  (Ges.  §.  2).  Der  directen 
Sieaer  wird  femer  wieder  die  Stdlang  einer  subsidiären  XUnnabme  nach  den 
indirecte n  jietreben,  indem  durch  sie  nur  derjenige  Bedarf  aiifirebracbt  werden 
darf,  der  nach  Ab/.ug  des  Aufkommens  an  iodirecten  Stouem  von  dem  gcsammten 
Steuerbedarf  verbleibt  (§.  2). 

Um  diese  subsidiäre  Stellung  der  Steuer  ttberbanpt  und  der  directen  insbesondere 
hcrbeizTifubren,  sollen  die  Gemeinden  nun  die  anderen  Einnrihrnen  und  die  indirecten 
Stenern  ergiebiger  machen.  Zu  diesem  Zweck  sollen  die  gewerblichen  Unternehmongen 
gnisdsilzitcb  so  verwaltet  werden ,  dass  die  EinDabmen  mindestens  die  Kosten ,  ein* 
schliesslich  Verzinsung  und  Til^iin<^  des  Anlagekapitals,  decken,  wovon  nur  eine  Aus- 
nahme zalüssip  ist,  wenn  bei  der  Uriternehrnnnjr  ein  sonst  nieht  Ijefriedigtes  öflent- 
iidics  Intcrciibc  mitspielt  i^§.  o).  Keiner  wird  deu  ücmciiidcu  die  Erhebung  von 
Gtibühren  und  Beitrftgen  in  nmÜMsendem  Maai>se  gestattet  und  sie  melirfacb  an- 
gehalten, derartige  Leistung'en  zu  verlangen,  namentlich  bei  Veranstaltungen  und  Ein- 
xichtttngen,  welche  Einzelnen  oder  Classen  tron  Gcmeiadeaogchdrigen  besondere,  nicht 
nderwoit  ausgeglichene  Toitheile  gewihnn.  Auch  hier  soll  dann  wie  bei  gewerb- 
lichen Onten^nongen  auf  rolle  Kostendednmg  hingestrebt  werden  (§.  4—12).  Das 
Gesetz  regelt  dabei  verschiedenes  Einzelne  grundsätzlich.  Es  j:est.ittet  u.  A.  Krhebnng 
von  Gebuhren  bei  ötl'entlichen  Schlachthäusern  bis  zur  Erreichung  einer  acht-  (in 
Stidten  mit  Fleisebbesieaenuig  soehs-)procentigon  Rente  ^.  11). 

Die  Erhebung  indirecter  Steuern  wird  den  Gemeitiden  ganz  all«reinein  (inner- 
halb der  reicbsigesetzlichen  Grenzen)  gestattet.  Doch  sind  neue  Steuern  oder  erhöhte 
Sitze  alter  Steuern  auf  Hauptconsumptibilien  (Getreide,  Mehl,  Backwerk,  Kartoffeln, 
Fleiscb,  Brennstoffe)  untersagt.  Damit  ist  die  Besteuerung  dieser  Objecte,  die  ohnehin 
von  Fleisch  zum  Theil  abpesrhen,  besser  tinterbleibt,  auf  die  wenigen  Gemeinden,  wo 
sie  noch  bestehen  mag,  und  hier  auf  die  bisherigen  Steuersätze  beschränkt.  Andere 
JL  WagD«r,  Fioaiuwitieaschaft  IV.  6 
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Artikel,  namentlich  und  beabsichtigtarmaassen  die  üe tränke,  sind  aber  besteuerbar, 
nur  dass  die  Kcicbsgesetze  hier  za  stark  hemmend  wirken.  Wildpret-  and  GeäQgel- 
«tevtt  wird  den  Gemeinden  jetzt  allgeinein  gestattet,  die  Schlacht!>teuer  nach  wie  ror 
nur  nach  den  Bcstiinnitinjrf»n  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1873  (§.  I  i.  s.  o.  S,  73).  Die 
Besteaemog  von  Lubtbarkeiteu  (einschliesslich  musiikalischcr  ond  declamatohscher  Vor- 
träge), sowie  von  SehansteUnngen  nnbeniebender  Kflnstler  ist  ebenfalls  erlnnbt  (§.  15>« 
bchoiiders  lifiufifr  orfoln:t,  hat  aber  in  den  Interessentenkreisen  (Gastwirthe  u.  s.  w.) 
auch  heftit^e  Opposition  gefunden.  Die  Hundesteuer,  die  in  Preussen  regelmässig 
unter  die  iudirecten  gerechnet  wird,  ist  nach  wie  vor.  aber  unter  Aufhebung  der 
bisberifui  Yoiachriften .  erlaubt  (§.  16).  Die  Verwendung  des  Ertrags  indimcler 
Steuern  zu  Specialzwecken  ,  also  die  Behatwllaniif  dieser  Steuern  als  7,^ 'fksteuern,  ist 
beseitigt  worden  17),  bestand  aber  bisher  nur  ausnahmsweise  {in  nocii  Iruherer  Zeit 
mehr,  besonders  für  ArmenkostendedRing).  Die  ^fUhrnng  neoer  wie  die  Vexiadening' 
bestehender  iiidireoter  Gemeindesteuern  ist  an  den  Erlass  von,  dnrch  die  Anfsirhts- 
instanz  zu  genehmigenden  Sieuerordnungcn  gebunden  (§.  18).  Diese  Vorschriften  er- 
möglichen wohl  eine  größere  Entwicklung  passender  indirecter  Gemeindesteaem, 
namentlich  wenn  die  reichsgesetzlichen  Besch rnnkangen  gemildert  werden  sollten,  was 
freilich  seine  politischen  Schwierigkeiten  haben  wird.  Die  Organisation  der  be- 
schliessonden  Gemeiadeorgane  und  die  Genehmiguogsrochto  der  Aufsichtsbehörden 
nOebten  in  Prenssen  aveb  in  Betreff  der  Aoswaht  der  Objecto,  der  Höbe  der  Sitze 
und  der  Formen  der  Bestcucning-  die  Bürgschaft  für  eine  stcuerpolitisch.  hinsichtlich 
der  Belastung  der  (jonsumenten ,  Producenten ,  U&ndler  o.  s.  w.  and  Tcrkehrspoliti>u;li, 
hinsichtlich  der  Erwerungen  des  Verltehrs,  nicht  bedenklicbe  HIebinng.  Ausdebnon^. 
Höhe  und  Einricbtnng  der  iudirecten  Communalbestcucrung  bieten.  Zwischen  fran- 
zösischem Octroi  und  Uebcrwucherung  der  indirecten  Verhrauclissfetiem  der  Gemeinden 
dort,  in  Italien  u.  a.  L.  m.  einer-  und  dem  bishurigeti  fast  völligen  Fehlen  der 
indirecten  commnnalen  Verbrauchssteuer  in  Preuisen,  selbst  in  dta  giOastMi  Stldten 
(Berlin,  verglichen  mit  Paris)  andeiseits  giebt  es  eine  mittlere  Linie,  welcbe  auch 
hier  die  hchligo  sein  mOchte. 

Zn  den  im  Prindp  in  den  Gemeinden  znlftssigen  indire^en  Stenern  gdiOnm 
aber  nicht  nur  Yerbrain  hs- ,  sondern  auch  Verkchrssteuern  auf  Reclits* 
geschäftc  (Fin.  II,  §.224  0).  von  denen  die  Umsatzsteuer  bei  Grundeigentham 
aber  fast  die  einzige,  jedenfalls  die  wichtigste  iat,  schon  frtlher  hie  und  da  (so  in 
Frankfurt  a.  M.  o.  d.  N.  „Wührächafti^geld")  bestanden  und  neuerdings  sich  weiter  rer^ 
breitet  hat.  S.  S.  h'-^n  a.a.O.  S.  240.  272.  Adickes.  Commentar  S.  315,  deis. 
in  Tub.  Ztschr.  für  Staatswisseosch.,  1094»  B.  50,  S.  433  il„  mit  vielen  statitfti;»cben 
Angaben,  bes.  ttber  Frankfurt  a.  M. 

Auch  „Äufwandsteucrn"  der  Gemeinden  sind  zulässig  (Ges.  §.  23,  Abs.  2), 
aber  es  werden  hierunter  nicht  nach  dem  sonstigen,  auch  wissenschaftlichen  St  rAch- 
gebraucb  diu  ciguiitlichen  indirecten  Verbrauchssteuern,  äunduni  nur  directe  Auiwaud- 
stcuern  (Fin.  If ,  §.  256)  verstanden.  Durch  solche  kann  die  Einkommenstenw  mm 
Th<-.I  ersetzt  werdiMi.  I^a  alter  ilie  wichtigste  dieser  Steuern,  pr.ictisch  meist  dio 
einzige,  die  Mieth-  und  Wohnungseteuer  nach  dem  Gesetz  nicht  neu  cii^gefdUit 
werden  darf,  bestehende  solche  Stenern  neu  geregelt  nnd  genehmigt  werden  m Oasen, 
hat  diese  Bestimmung  Uber  die  Aufwandstcuern  kaum  eine  practische  Bedeutung. 
(S.  auch  Schön,  bes.  S.  2'f'>  Vorhandeue  Miethstenern  find  in  der  Durchführung 
der  Steuerrelorra  nach  dem  neuen  Gesetz  beseitigt  wordeu,  so  namentlich  in  Berlin. 
Nach  dem  üblichen  Sprachgebrauch  werden  auch  directe  Luxu«8teuern,  auf  den  Besiti 
einzelner  Gegenstände,  das  Halten  von  Bcdicnuntr.  Pferdr  ii.  Wa>ren  u.  s.  w.  ...\ufw.ind- 
stouern"  genannt.  Solche  Steuern  sind  den  Gemeinden  in  Preussen  gestattet,  aber 
werden  hier  su  den  indirecten  gerechnet.   (8.  Adickes,  TQb.  Zt$cbr.  1894.  S.  426.) 

Auch  bei,  jetzt  bereib  nach  Durchfuhrung  des  Gesetzes  eingetreten  r  '  irkerer 
Entwicklung  der  frewerbliclien  Einnahmen,  Gebuhr.n.  Beiträme  und  der  indirecten 
Steuern  wird  ein  gru^aer  ^üntltige^  Steuerbedarf  nacii  wie  vor  verbleiben ,  welcher 
durch  directe  Steuern  tu  decken  ist.  An  diesem  Sacbrerhalt  hat  das  neue  Gesell 
nur  dem  firade  nach  etwas  reründ.rt.  Die  directe  Steuer  l)leibe  di-^  Haupt- 
sache. In  der  Wahl  der  einzelnen  directen  Steuern  und  der  durch  sie  bewirkten 
Belastung  sind  dagegen  wichtige  Aenderungen  im  Gesetz  eingetreten.  Die  Realsteuem, 
worunter  je'zf  im  ^.  set/lichen  Sinne  immer  ausser  den  beiden  Realsteuern  i.  e.  S., 
nemlich  der  Grund-  und  Gebäudeateuer,  auch  die  Gewerbestoner  mit  rerstanden  wird,  8in4 
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■lekr  In  den  Yorderg^rand ,  die  EinkommenitMar  mehr  zarQckgeschoben  worden,  mit 
rom  Zweck,  so  den  Grondsit/  r  Pi-^teoenin^  na -h  iein  Interes^<e  fnnrh  Leistang 
md  Ge^nleistaöK)  aar  Verwirkiicliuiig  zu  bringen.  Dembclben  Zweck  dieut  nach  die 
BMdmiBmif^  (§.  20),  d«»  bei  Yeianttaltaiifeii,  welche  in  stirkerem  oder  scIlWioheKm 
Ma-is^e  eirizoIiic.il  Theilen  des  Gemeindebezirks  oder  Classen  von  AngoLoripeii  zu  statten 
kommen,  (»ofern  nicht  zur  Aasgleichnng  dafür  im  erbtoren  Kall  schon  Beiträge  erhoben 
werden,  entsprechende  Mehr-  oder  Minderbelastangcu  von  der  Gemeinde  beschlossen 
werden  ktinDen  (nicht:  mttflen). 

Aus  den  umfangreichen  Normen  des  Gesetzes  (§.  25 — 67),  wo  sich  Mönches  an 
die  Bestimmuagen  der  Gemeindeordaungen  und  des  Commnoalstouergesetzes  ron  lööö 
taeeUieest«  eolien  Iiier  nor  einige  fUr  die  Ghareeterlflininf  der  ganzen  neven  Com- 
■nnaJbesteuerong-  besonders  widitiffe  Punrfe  noch  hervorgehoben  werden. 

Die  Healsteoern  werden  in  die  Steuer  ron  Grundbesitz  (in  der  Gemeinde 
gelegeno  bebaute  und  unbebaute  Grundstöcke)  und  rom  Gewerbebetrieb  unter- 
schieden. In  Ikeidcn  Fällen  ist  den  Gemeinden  besondere  Steuern  einznlUiren  eilnnlyt, 
für  die  dann  Ton  der  Anfsichtsinstanr  zu  gcnehmisende  Steaorordnnnpen  zu  erlassen 
sind.   Auf  die  Kiuricbtung  solcher  besonderen  commuDalen  Bealstcuern  wird  sogar 
Usfetielc,  um  gerade  diese  Stenern  beeeer  den  eencreten  (Ertlichen  Yerbiltniasen  «n* 
mpassen,  als  dies  die  allf^em -  ini  n  StaaLs-Realsteo  rn  zu  thun  vcriiiötrcn.  Reim  Grund- 
besitz ist  dabei  auch  die  buhere  Besteuerung  der  Baupifttze  gestattet  worden,  d.  h. 
•olcher  Liegenschaften,  welche  durch  die  Festsetzung  ron  Baufluchtlinien  in  ihrem 
Werth  erhobt  worden  sind:  der  principiell  wichtige  Beginn  einer  „Conjuncturengewinn- 
Str!QcT*'  Ton  solchem  Boden  (§.  27.  Abs.  21  (Fin.  II,  §.  232.  2nn  ff,  s.  darüber  auch 
Ad  ick  es,  Tüb.  Ztschr.  B.  50,     44ö,  bes.  S.  597  IT.).  Nur  wenn  besondere  commu- 
ne Benbteoem  nicht  bestehen,  erfolgt  die  Besteneinnfr  nach  Maassgabe  der  be- 
treffenden Staat:>h(eucrn  in  Prozenten  von  diesen  (§.26,  30),  im  AUgeint  in-^n  nach 
gleicheo  Normen  und  Sätzen,  abgesehen  ron  der  Bauplat/stcuer  und  mit  etwaigen 
Ansnahaen  bd  der  Gewerbesteuer,  um  eventuell  dem  rerschiedenen  Maassc  der 
YeitbeUsiiehung  und  Kostenrcmrsachung  Rechnung  zu  tragen  (§.  31,  mit  noch  einer 
weiteren  derartij^en  Evenloalitit).    Umgekehrt  soll  für  die  den  Gcmcindon  neben  den 
Kealsteuern  erlaubte  ^nominelle)  Einkommenbestoucrung  die  VcrauUgung  zur 
Staatseinkenmensleuer  ta  Grande  gelegt  und  jene  in  der  Regel  in  der  Form  ron  (gleieli- 
m&ssigeo)  Zuscbl.lffen  dazu  durchgeführt  werden      J^H  .    Besondere  Einkommen- 
tteaem  der  Gemeinden  sind  dagegen  nur  aus  besonderen  Gründen,  nach  Geaehmi^ng 
der  StaatabehOrdc.  zol&ssig,  wobei  aber  ebenfalls  die  Veranlagung  der  Staatselnhonunen- 
tleow  Air  die  Feststellung  des  Einkommens  maassgebend  ist,  auch  die  Tari&tnfen 
jener  nicht  abgeändert  werden  dürfen.    Die  Tarifsätze  dürfen  prleichcrinaassen  ab- 
weichend rom  Staatssteuertarif  nicht  bei  den  unteren  Stufen  höher  als  bei  den  oberen 
gestellt  das  Steigemngsrerhlltniss  (die  Progrsssiott)  aber  aocb  niobt  ta  Ungunsten 
fl'T  uberen  Stufen  abjreandert  werden  (§.  37).  Eine  cominnnalo  Einkommcnbestencning 
der  Personen  mit  weniger  als  i^OO  M.  Einkommen,  bis  auf  420  M.  herab  eFentuell, 
Udbt  wie  bisher  statthaft  (§.  38).  Die  Communalstenerpririlegien  der  Beamten  q.s.w. 
sind,  bis  ein  besonderes  Gesetz  die  Materie  regeln  wird,  erhalten  geblieben ,  nach 
der  Verordnung  rom '23.  Sept.  1867  filr  die  neuen  Provinzen,  wobei  aber  dan  .,noth- 
weadige"  Domicil,  wie  im  Gesetz  ron  1885,  unberücksichtigt  bleibt  (§.  41).  Die  £in- 
koaBonbeetenernng  der  nieht-ph3rBi8chen  Personen,  der  Forensen,  richtet  sich  nach 
diesem  Gesetz,  dem  (lesetz  über  die  Staatseinkommenstencr  von  und  bei  den 

&calischca  Domänen ,  Staats«  und  Privalbahoen  nach  den  Vorschriften  in  44—46 
des  C.  St.  G.  r.  1893. 

Besonders  wichtig,  anch  principiell,  sind  dann  noch  die  Bestimmungen  Uber  die 
V<>rtheilung  des  Stcuerbedarfs  auf  die  rerschiedenen  Stcuerarten" 
'i-  54 — 59).  Sie  gingen  darauf  aas,  die  Gemeindon  mehr  zur  Erhebaug  von  iieal- 
stenera  tu  nOthigen,  die  Einkommenstener^Belastnng  zu  enntaifon,  das  Prindp  der 
P>?>teuerung  nach  dem  Interesse  mehr  zur  Anwendunc  za  bringen .  dcm^-cinJlsg  din 
freie  Enttfcheidoog  der  Gemeinden  in  Betrott  der  Wahl  der  einzelnen  directcn  Steuern 
lad  der  absoluten  und  relatiren  Höhe  ihrer  Belastung  zu  Gommnnalzweeken  zu  be- 
tckiinkok  nnd  dem  Staate  auf  die  Regelung  dieser  Vcrh&ltni.sse  einen  angemessenen 
tinfinss  zu  sichern.  Hiemach  wird  es  für  zulSssisr  erklnrt,  die  Einkommensteuer  frei 
m  lassen  oder  niedriger  als  nach  der  folgooden  Hegel  zu  belasten,  solange  die  com- 
■aaalen  Bealstenem  100  */»  des  Staalsatenecsatzes  nicht  abecstelgen  (9-54,  Ab«.  2). 

6» 
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6.  B.  Debeniehten  der  BMlanenuig.  PMitHen.  §.  80,  81. 


AU  Bcgel  wird  nemlich  aafi^eätelir,  dass  die  Eealsteuero  (nach  der  staatlichen  YoraDlagruDg) 
mindestciib  mit  dem  gleichen,  Ahnt  auch  höchstens  mit  dem  anderthalbfachen  Proceot- 
satz  der  Zuschläge  zur  Staatseinkommenstcuer  bolegt  werden  sollen  <§.  54,  Abs.  If. 
Erst  bei  einer  stärkeren  Belastnn?  der  Realstenem  darf  anrli  Jio  Staatseinlommen- 
steoer  stärker  beleft  werden ,  nemlich  wenn  die  Staatsstcaern  schon  150  "y,  bctragea 
und  die  fiiBkonmeiiBteQeniieeblifse  dieselbe  Qoete  erreichen.  «IsdeDtt  Mntteii  die 
weiteren  Zusrlililge  zur  Einkommenslcuer  jo  2**/©  erroichfii  für  1  ^'^  weiterer  Er- 
höhuiifr  der  lü  alsteuorn  (ij.  54,  Abs.  3).  Als  Regel  soll  dann  wieder  gelten,  dass  die 
Keiilsteuerii  nicht  über  200  "/o  steigen  fg.  54,  Abs.  4).  Abweichungen  von  diesen 
Normen  des  §.  54,  die  nnr  aas  beeonderen  (irilnden  statthaft  .viml,  sowie  Steigeronges 
der  Zuschläire  zur  Einkommensteuer  über  100°/,,  hinans  sind  an  die  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  geknüpft  (§.  55.  Abs.  1).  Die  drei  liealsteuem,  Graud-,  Gebäude- 
«Dd  Gewerbesteuer,  ferner  «ind  in  der  Beg^  gleieb  hoch  n  belealea  (§.  56.  Abs.  1\ 
Das  Princip  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse  soll  jodoch  dabei  in  der  Weise  zur 
Geltung  kommen,  dass  Aufwendungen,  welche  in  besonderem  Maas^e  dem  Grundbesitz 
und  Gewerbebetrieb  in  Gute  kommen  —  wie  nach  im  Gesotz  angefahrten  Beispielen 
bei  Bau  und  UnterhsltDttg  von  Strassen,  Wegen,  bei  Ent-  and  BewässerungfluUfen, 
ciiibchliesslich  Verzinsung  und  Tilgung  der  daftlr  anffrcnommenen  Schulden  —  in  der 
Kegel  durch  Kealateaora  zu  decken  sind,  soweit  nicht  durch  die  anderen  im  Gesetz 
«0 gegebenen  Mittel  eine  Aasf^leichong  erfolgt  (S.  55,  Abs.  2).  Aehnlich  soll  in 
solrliem  Fall  oder  bei  besonderer  Kostetiverursacliiini?  die  Belastung  der  einzelnen  drei 
BcAlsteueni  ver&ciiieJen  erfolgen,  doch  so,  dass  die  Grand-  und  Gebäadesteaer  als- 
dann höchstens  do])iM.-U  so  hoch  als  die  Gewerbesteuer  oder  umgekdbrt  diese  als  jene 
beiden  belastet  werden  (§.56.  Abs.  2).  (Weitere  Einzclrorschriften  in  §.57 — 59). 
Welches  Gewicht  das  Gesetz  atif  die  Innclialtiinfr  der  Verthcihingsgrundsätze  des  §.  54 
und  auf  die  Beschränkung  der  Einkomrocnstcucrzuschlägc  auf  höchstens  100  Vo  ^^S^ 
ergiebt  sieh  sneh  dsntns,  dsss  AbwdehoiigeB  hiervon  (ebenso  die  Neneinfabranf  und 
pnindsStzlicho  Veründeniii";  von  l.iesondercn  dirccton  und  indirccten  Gemeindestenern) 
an  dio  ministerielle  Zustimuiuitg  (Inneres  und  Finanz)  geknUpft  ist,  während  die 
sonstigen  gesetzlichen  Genehmigungen  dem  Bezirksansschnss  bei  den  Stiidtgemeinden. 
dem  Kreinuisschuss  bei  den  Lsodgemeinden  zustehen  (J::^  77:. 

Ausser  eigentlichen  Steuern  ddrfcn  alle  Gemeinden  den  St  "!  rpflichtigen  (und 
gewissen  Befreiten)  auch,  wie  schon  bisher,  Naturaldienste  (liaiid-  und  Spann- 
dienste) euftegen,  deren  Vertbeilong,  Art  der  Leistung  a.  s.  w.  des  Gesetz  regelt  (§.  68). 

Audi  bei  den  rrnvinzial-  und  Krei«!Striicrn .  die.  wie  schon  bemerkt, 
sonst  vom  Gesetz  unberührt  bleiben,  sind  Regeln  fUr  die  Vertheilung  auf  die  einzelne« 
directcn  Stenern  gegeben  worden  (§.  91).  Danach  sollen  die  Grond-  und  Gebinde- 
und  die  Gewerbesteuer  I.  und  II.  Ci  is-,.-  in  der  Regel  mit  der  gleichen  Quote  na 
Krei.Kstnner  aln  die  Einkommensteuer  belegt  werden,  doch  kann  der  Beärksausschuss 
Abweichungen,  nemlich  Belastungen  der  Realsteuern  mit  der  halben  Quoto  bis  zur 
nnderthalbfachen  der  Znücblagsquote  zu  der  Einkommenstener  genehmigen.  Ansser 
den  (lemeindcn  i^f  i>'f/t  auch  di n  Kreiden  die  Erhebung  von  Uundcsteuern  'bis  5  M. 
ftir  das  Stuck)  gestattet  (§.  03).  Eine  Singularität  ist,  dass  die  gewerbUcbo  Be- 
triebsstener  (ron  Schaokgewerben  n.  s.  w)  nach  dem  Geworbesteuergesetz  und  in 
dessen  Sätzen  in  den  Kreiden  obligatorisch  ist.  Ilir  Ertrag  (liesst  in  die  Krois- 
casse,  dio  Erhehnng  erfolgt  durch  dio  Gomcinden  und  (iutsbezirkc  far  die  Kreise 
(Gesetz  wegen  Aufhebung  von  directcn  Staatssteuern,  §.  12.  13).  Diese  Steuer  soll 
eben  gewerbepolizeilichen  Zwecken  dienen,  daher  ihre  Erhebung  nach  der  Abtretung 
Seitens  de^  Staats  nicht  facoltatir  sein.  Die  Gemeinden  kOnnea  daneben  Znschllge 
zn  dieser  Steuer  auflegen. 

GommnnalBtenerstatistik. 

§.  ol.  Das  reicLhaltij?e  und  irolilichc  amtliche  Material  (s.  o.  S.  68)  genügt  leider 
immer  noch  nicht  ganz  zor  vollständigen  Darstellung  der  preussischen  Commnniustener» 
cntwirkliinir  und  gegen wHrtiiren  Gestaltung.  Einniat  «lelit  rs  ni-  lit  weit  pentic  zurück 
und  ist  nicht  gleichmässig  genug  für  die  verschiodcncu  bclbstvcrwaltungsorganc  auf- 
genommen vnd  reraibeitet.  Die  dntelnen  periodischen  Aufnahmen,  besonders  die  fiteren, 
beruhet!  /.  Th.  auf  verschiedenen  Methoden.  Sodann  mangelt  für  die  Gutsbezirke,  die 
heinalle  10.000  an  der  Zahl  tlber  2  Hill.  £iAWohner  umfassen,  eine  eigentliche  Com- 
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mnnal-Finanzstati.stik  überhaupt,  weil  hier  „die  An.^^aben  nnd  EinnahmeD  communalcr 
Katur  so  oatrejmhar  mit  den  Eionahmeu  und  Aoi'gaben  der  Priralwirtbttcbafc  Terbunden 
nnd ,  das»  nicht  tmr  dann  ziffennSssige  AnssoDderong,  sondern  selbst  nnr  eine  ober- 

scbligiire  Scb&tzaog  sich  aJs  eine  Uuniöglicbkeit  erweist"  (Preuss.  stat.  Ztschr.,  Erg.- Heft 
IR.  S.  !}C1.''  Demiorh  ist  eine  solche  VeranscblajrtHi«/,  freilich  nuf  sehr  nnsicherer  Gnind- 
Ufc  auiüich  vefijucht  wortleu  (Erg.-H.  9.  S.  103).  Eiiiilich  fchli  immer  noch  ciuo  iort- 
laofende  jlhfliche  CommnnalfinaDZ-  und  Steuerstatistik,  die  Aafnnbmen«  nuch  die  Daten 
in  den  Gesetzentwürfen  über  Gemeimicverfahsong,  Gemeindesteuern,  enthalten  nnr 
sutistiscbeä  Material  für  einzelne  weiter  atueinander  liegende  Jabr&  Erhebungen, 
S.TI1.  fbr  etVBS  rarttekliegende  Jabie,  fanden  1851,  1856«  1857,  1871,  1876,  1878, 
1881.  dann  für  1883/84,  1889/90,  1894  95  und  1895/96  statt.  Alles  dies  hindert 
aoch  genauere  Vergleichuni^cii  mit  der  Communalfinanz-  und  Stenerstatistik  Frankreichs 
(Fio.  liU  §•  Ii-  pa^äim)  und  Gi'uäf«britaiiuicuä  (eb.  §.  1-57  IL  pa^him).  Am  Meisten 
Lickeii  bnt  die  Statistik  der  Landgemeloden,  volbtändiger  ist  diejenige  der  Stadt" 
sremcinden,  und  hier  wieder  der  grosseren  Städte  (über  10  0(^0  EinvFolmer).  Aber 
da  tmter  ^tädten"  Mer  nur  die  Städte  im  recbtlicben  Sinne,  mit  Stadtrerfassong, 
niclit  im  statistlsclien  nnd  viithsebafUichen  Sinne  rerstanden  weiden,  daher  Land- 
gemeinden (auch  einzelne  Outsbozirke)  mit  grösserer,  auch  aeglomerirter  Bevölkerung 
und  überwiegend  .städtischen,  indii>Jriellen  u.  s.  w.  Herufen  anch  in  dieser  Statistik  nicht 
za  düu  Slüdten,  sondern  zum  platten  Lande  gerechnet  werden,  geben  die  bctreü'unden 
Daten  kein  ganz  richtiges  Bild.  (S.  tlber  die  Geschieh  tu  der  communalfinanzstatistischcn 
Erhebungen  Herrfnrth  in  d.  Ztachr.  d.  pfenst.  atatist.  Bnrean  1878,  S.  1  £  n.  im 
Erg.-Heit  16,  S.  171). 

Immerldn  Usat  sich  ana  dem  vorhandenoi  Ifaterfal  flir  die  (j^rade  finans- 
und  btcuerwissonscbaftlicb  wichtigsten  Puncte  vielerlei  Werthvolles  entnehmen, 
wenn  auch  kciü  rolhtändiges  Bild  der  Gesammtcntwickluug  und  der  stencrlichcn 
Gcsaiuiutbelaatung  zum  Vergleich  mit  der  staatlichen  Finanz-  und  Steuereutwickluug 
nd  Belastung  geben.  Bei  der  grossen  in  längeren  Zeiträumen  einiretretenen  Ent- 
wicklang der  BevOlkerun«;  und  der  Wirtlischaft  der  einzelnen  Gemeinden,  namentlich 
der  Stidte  und  hier  wieder  der  grösseren  ist  eine  Vcrgieichong  der  absoluten 
Zahlen  ana  Yeiaehiedenen  Perioden  «elbst  fOr  die  ganzen  Grappen  der  StXdte  nnd  der 
LanJ^^emeinden.  irescliwi-itie  für  dir  einzelnen  hier  zu  Schlussziehungen  noch  weniger 
benutzbar,  als  l>ei  den  Finanzen  und  Stenern  des  Staats  für  diesen.  Kelativzahlen, 
wie  die  üblichen  Kopfquoten,  gestatten  mehr  einen  Einblick  in  die  wirkliche  zeit- 
liche Entwicklung  und  in  andere  Verhältnisse,  verdienen  daher  auch  für  unsere 
Zwecke  den  Vorzug.  Den  oben  S.  68  erwähnten  Qucllenwerken .  dem  Statist.  Hand- 
buch B.  2,  1893  (S.  614  Ii.),  der  genannten  Denkt»cbr.  von  1896  Uber  die  Aas- 
filbniBg  des  Conimnnalabgabegesetzes,  dem  Bericht  dea  Ffnananinisten  t.  Mjqnel  an 
den  Kaiser  über  die  Finanzverwaltung  Preusscns  von  1890  07  (Berlin  1807.  bes. 
S.  10t>  ä.,  139  nebst  Tabellen)  und  dem  Auszug  daraus  im  Keichs-  und  ötaats- 
anzeiger  v.  3.  Juni  1898  sind  die  folgenden  Daten  entnommen.  In  Betreff  der  Ge- 
winnung. Vervollständigung  und  Vergleichbarlteit  der  Daten  für  die  TOfadtiedenen 
ZeiträDTT  \  besonders  die  älteren,  ist  auf  die  g:en»nnten  amtlichen  Quollen,  namentlich 
die  Erguuzungs-Uefte  der  Statist.  Zeitschr.  zu  verweisen.  Die  Daten  in  Fin.  I,  S.  116  iL 
finden  dnich  die  folgenden,  i.  Tb.  neueren  ihre  Ergftntong. 

§.  32.    Verhiltnisi»e  vor  der  Keform  von  1893. 

Die  Entwicklung  der  Gemcindcabgabcn  im  Ganzen  seit  1875  (1876) 
nnd  die  Gestaltang  r«r  der  Beform  wird  ana  folgender  Tab.  9  ersiehtlich. 

Tab.  9.  PrenasiBche  Commonalbealenerung  1876—1884'). 

Stadlgemeinden      Landgemeinden  Zniammen 

im  (1875)  K^pfM.  K'i'u.  K^ft 

Staat  ohne  Berlin    .   .   .     64.U(<8      8.21      55.181     3.70      119.269  5.25 

«   adt    84.077      9.58      55.181     8.70      139.258  5.88 

BeiÜB   19.969    20.63  —        19.989  20.68 


')  8.  Stat  Erg.-Heft  16,  8.  272. 
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SUdtgemoindeD 

1866  (1875)  Kopf  M. 

Proffiaii«!«  Maximum*)  .  —  12.05 

M        MiDimam')  .  —  4.94 

1880 '81 

StMt  obiM  BmUh  .  .   .  76.785  9.19 

„mit      „       ...  99.754  10.53 

BerUo   22.968  20.46 

Proriaiitlai  HaximDB*} .  —  14.29 

„        Minimum*)  .  —  6.04 

1883  84 

Staat  ohne  Berlin   .   .   .  84.013  lÜ.uT 

„  mit    108  493  11.46 

Berlin   2^.m  21.81 

PruvmziaiöJi  Maximum'')  .  —  16.69 

Hinimiim*)  .  ^  5.68 


Landgemeinden 
aaf  des 


1000  U. 


59.225 
59.225 


63.222 


6.49 
1.83 

3.76 
3.76 

6.94 
1.08 

4.02 
4.02 

7.91 
1.27 


Zusammen 
auf  doa 
Kopf  IL 

—  8.67 

—  3.40 


1000  u. 


136.011 
158.980 
22.968 


147.235 
171.715 

24.t.«0 


5.68 
6.30 
20.46 
9.42 
2.6& 

6.12 
6.82 
21.81 
10.03 
2.87 


Die  weit  überwiegende  Belastung  der  Städte,  das  UcbergewicLt 
Berlins  dabei,  die  grossen  Yersclnedenheitcn  der  Belastung  der 
einzeluen  Provinzen  sowohl  bei  den  Stadt-  als  den  Landgemeinden, 
mit  Gemeindeabgabeo  aller  Art,  sind  die  bervorspringcnden  That- 
Sachen  dieser  Tabelle  9.  Aueb  die  Steigeraog  der  Belastung  in 
den  wenigen  Jahren  und  wieder  das  sehr  verschiedene  Maas« 
dieser  Steigerung  in  den  heiden  Gemeindekategorieen  ist  be- 
aehtenswerth. 

Kür  di«;  St;i<ltgcmci  ndcn  allein  I&sst  sich  die  Bolastang  noch  weiter  lurüclc 
ferfolgcn,  bi>  Is4'.>.  wobei  aber  in  diesem  Jahre  der  Staatsdorchsclinitt  sich  nur  Mf 
dfts  alte  Sta&tsgubict  (ror  1806)  bezieht.    £r  war  dauach: 


Tab.  10.  KopfbeUstung  in  Mk 

der  Sta 

dtbor< 

Ukoron 

§  mit 

Gcineiudesi 

cu  ern'). 

1849 

imi 

1876 

1883—84 

StMt  ohne  Berlin  ....... 

5.r.5 

8.21 

10.07 

9%     IQlt        %%  •»«***• 

3.77 

6.47 

9Ö8 

11.46 

13.98 

20.63 

21.81 

Mnzimvm  alte  ProTinzen  Khcinland  . 

H.77 

7.47 

1205 

13.84 

Muiimtim  f\lto  Provinzen  Pwspn 

1.90 

4.M 

5.89 

5^8 

Maxiuiuui  neue  Provinzen  He:>M;u-Nahdau 

8.46 

11.52 

16.69 

Minioinm  neue  Frorinsen  HennoTer  . 

8.84 

4.94 

8M 

Diese  Steigerung  ist  erheblich  rascher  und  stärker  als  die- 
jenige der  Staatsbeöteueriini:  fTab.  8,  8.  Gl).  Da  es  sich  in  den 
Stadt^enieinden  zum  bei  \\  eitern  grössten  Tbeii  um  directe  Stcacru 

*)  Maximnin  iniuior  ohne  Einrcchuung  Berlins  bei  Brandenburg.  In  1876  ia 
nUen  S  Kategorien  in  Bhdoprorioz. 

")  Bei  den  St:u1t^.  uk  iüden  in  PfOT.  Hannover,  den  Landgemeinden  in  Pommwa. 
.beiden  zusammen  in  Posen. 

*)  In  Stadtgemeinden  bei  Heaaen- Nassau  (Bheinland  18.11),  in  den  beiden 
anderen  Fällen  bui  Hholnlaad* 

*)  Krste  Col.  Pommern,  zweite  and  drifio  Posen. 

^)  Erste  (/ol.  Hessen -Massau,  beide  andcicn  Schlcswig-Holalein. 

•)  Alle  Col.  Posen. 

*)  Erg.>Heft  16,  S.  273. 
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luerbei  handelt,  ergiebt  »ich  aiich^  dasB  die  Belastang  mit  diesen 

in  den  Sladtgemeinden  bedeutend  schwerer  Seitens  der  Gommnnen 

als  Seitens  des  Staats  war  nnd  die  Steigerung  dieser  Belastung 

dort  aneb  viei  schneller  wuchs.    Das  beslfttigt  die  Bichtigkeit 

frflherer  Ausführungen  oben  und,  zumal  bei  dem  Vorwalten  der 

Personal-  and  Einkommenbesteuernng  vor  der  Realbestenerung 

(s.  u.  Tab.  14,  16  auf  S.  89,  91),  auch  die  Nothweiidigkeit  der 

Commnnalsteiierrelbrm  und  die  Richtigkeit  der  Zielpuucte  dieser. 

Far  die  Landi^timeiudco  allein,  aod  zwar  Dur  in  den  7  alten  östlichen 
Proriuua  d«a  SiMts,  ergiebt  «fne  nenefe  amtUdis  Statistik  folgende  Belastuugtia 
Hr  1689'): 

Tab.  II.  Landf eneindebeUttniif  in  den  Ostlichen  Prorfnsen. 


1000  M. 

1.  Sollb.-trap  directcr  Staatusteoern  (1ÖÖ9/90)   SOA'H 

2.  GesaiüiDtbelrag  baarer  Gcmciodeabgabeu  (1888/89)  ....  20.901 
.3.  UogelUiier  Geldverth  der  Naturaldieoste   4.211 

4.  SoUbetrag  der  Pronnziel-,  Kxei»-.  Schoisbgaben   17.951 

Siunma  Nr.  2—4    43.062 

oder  in  Vo      directen  StnaMsteiiem  (Nr.  1)   141 

5.  OeMmmibetnff  der  EinkQnfte  an»  Gemeindefennagen    .  .   .  8.292 


Auch  hier  zeigt  sieh  eine  starke  Belastung  fQr  Gemeinde-  nnd 

ComniunalverbandBzwecke,  und  zwar  wieder  zum  bei  Weitem 
grössten  Tbeil  mit  directen  Steuern. 

Von  dem  Betrag  unter  Nr.  2  zu  Tab.  11  fielen  auf  directc  Personalstenem 
(eigeoe  nnd  ZnseblSfe)  38.54,  auf  Grand-  n.  Gebiadestenem  (dgl.)  47.02 ,  Zasehlige 
Stt  der  Geirerbt'Steuer  2  58,  andere  (indirecfe  u.  s.  w.)  nur  11.48,  sonstige  0.38  *•/©• 

Eine  fthnliche Ütatitttik  liegt  far  dieselbe  Zeit  auch  fOr  die  Gatsbezirko  for*): 

Tab*  12.  BeUstanK  der  Gutsbesirke  der  östlichen  Prorinzen. 

1000  M. 


1.  Sollbetrajr  der  directen  Staatsstcoern  (1889/90)   13.152 

2.  Daron  cuifailcn  auf  den  Gntsberm   10.840 

AI-o  ruif  aii-Jrro  Pflirhtige   2.312 

4.  boiibetrag  der  Proviu^ial-  und  Krei»abgabcn  (,18Ö8;89j   4.827 

&  Cngeflhrar  Betrag  der  Gommvaalaiiflgaben  der  Gotebezlrke  (1888/89)  11.770 


Diese  CoiiiiDuaakiusgaben  falieu  grössteutheiis  auf  die  Guts- 
lierren  und  belasten  dann  eben  neben  den  Staatssteuern  steuerartig 
deren  privatwirthschaftliebes  Kiiikominen  ^).  Daraus  ist  eine  Be- 
lastung' der  (Iii ecteu  Staatssteueru  durcfi  Zincliläge  für  „(jouimunal- 
iwccke"  mit  100  %  und  darüber  zu  entnehmen. 

Specielldio  höheren  Communalvcrbäri.le  hatten  ?on  50.300.O00 M. 

ordentlicher  Einnahmen  neben  35.853.000  M.  Doutiouen,  7.339.000  M.  sou^iigen 
ÜBuhmen  nocb  IS.167.000  M.  Umlagen,  d.  b.  wieder  nnr  direcle  Stenern*). 


'1  Preuss.  Stat.  Handb.  II,  S.622  (nns  Nr.  7  der  Drocksachen  d.  Abgaerdnelen- 

Haöses,  Session  1890/91). 

*i  Preuss.  Stat.  Handb.  Ii,  S.  622. 

'  Ucber  diese  Verbftltnisse  Niheres  im  sUUst  Erg.-Heft  16,  S.  261. 
*)  Preuss.  8ut  Handb.  II,  &  628. 
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9.  B.  Otibemehteii  d«r  Besteaeniof  Pkihrkii.  $.  82. 


Dio.  Kroiso  hatten  in  fjanzen  Staate  1885  86  (ausser  Hohcnzollero  nnd  Berlin) 
6Ö.555UUU  M.  Kreisabgabcii  mit  Kiti:>oliluss  der  Stadtkreise  (aassor  Magdeburg)  er- 
hoben, mit  Aosscblo!»  der  Suuitkreiae  27.745.000  M.  Jenes  wuen  41.16,  dieMi 
29,31  7o  '^^^  bctrofrcnden  Sfaatsstnu'rn.  fiis  1889/90  stieg:  erstere  Summe  auf 
77.269.UO0  M.  und  fid  letztere  auf  2^.838.000  M.  Das  ZuschlagnproceDt  zu  den 
directen  StaattMetteni  helttüg  danach  89.24  aud  24.37,  d.  h.  hat  sieh  fermindert 
Dies  war  die  Wizfang  der  „Lex  Hueoc".  Aus  dem  preussischen  Antheil  an  daa 
Keichsgetrcide-  und  Viebzöllcu  hatten  dio  Kreise  nach  diostnu  Ge<«t/  in  den  vi<?r 
Jahren  1886^87  bis  18^9/00  49.526.000,  chuc  die  Stadtkrci&c  12.1üy.UUU  M.  erhalten. 
Da?oii  vaiea  verwendet  worden  tat  Ihatsäcblichcn  Verminderung  regelmäetiger  Kreto- 
abgaben  sowie  zur  Vermcidunjc  einer  Abi^abLiierliöliuiij^  IjL-i  Eifullunp  alter  ,\iifjraben 
bezw.  57.54  und  54.96«  zur  Vermeidung  von  btuuererhöbungen  bei  Krfallung  neuer 
AttiJKnben  26.70  und  27.77.  mr  Enihurtnng  der  Scbolrerbiiide  0.69  nnd  0.48.  n 
Beiträgen  an  Ortsverbände  0.40  und  0.46,  zur  Ueberweisung  an  Stadt-  und  LAnd- 
pemcinden  2.37  nnd  2.7r>"^„.  der  Kfst  für  Andres,  Hierin  /.i'ii;t  sich  die  W  irkung 
jenes  (jcbcuci,  iiomlich  bu,  da^^a  demnach  dm  üirectu  Ivieiabcttteueruni;  Dank  der 
VerfQgang  über  einen  Theil  indirccter  Keichssteucrn  erleichtert  Verden  konnte.  Daa 
war  ein  Vortheil,  d^-in  aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüber  standen.  Der  Jahres- 
betrag der  Dotation  mit  solchen  ZoU&ntheilea  vnr  notbwendig  ein  sehr  schwankender 
(er  war  1885/86  bis  1894/9&.  dem  letzten  Jahre,  wo  er  den  Kreisen  sollo».  ib 
1000  M.  4  002-6.180— 18.728— 29.585-47..364-47.251— 57.035— 36.770— 29.877 
-  -11  '217 "i,  wodurch  fino  störendes  Element  in  dio  Kreishati>balt'^  kam.  Dio  Ver- 
tiiciiuiig  der  Üotaüuii  aut  die  Kreide  erfolgte  nach  einem  wiUkulirlicliou  Maa^stal^c 
(nach  §.  8  des  Ges.  v.  14.  Mai  18>^'i  y.u  nach  dem  Aufkommen  an  Grand-  nod 
Gebäudestener,  zu  '/j  nach  der  Civilbcvulkt'ninp).  Aber  jeder  andere  Maasssfab, 
deren  bei  der  Berathung  dieses  verfehlten  Uesci^cs  im  Landtage  verschiedene  er- 
wogen wurden,  unterlag  ähnlichen  Bedenken.  Ond  da  die  Dotation  des  etnidnen 
Kreises  sich  gar  nicht  nach  dessen  Bedarf  richtete,  hat  das  Gesetz  nnch  so  QU- 
richtigon,  selbst  versrliwtnderi^i  Is.-n  Verwendungen  Anlass  gegeben'). 

Bei  dem  Chaiactcr  der  Gemeindeabgaben  vorwiegend  als 
direoter  iSteuern  und  als  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteneru 
oder  a]8  eigener  Communalabgabeu  ähnlicher  Art  und  bei  dem 
Cbaraeter  der  Kreis-,  Provinzinl-,  Kirchen-,  Schnlabgaben  so  gut 
wie  ansBchliesalieb  als  direoter  Steuern  in  Zaecttlageiorm  ist  das 
Verbftltnias  der  Höbe  der  sUmmtllcben  Commanalabgaben  i.  w.  S. 
zn  den  directen  Staatssteaern  and  za  deren  Haaptarten  von  be- 
sonderer Bedentang  ftlr  die  finanzwirtbschafUiebe  und  finanz* 
wissensobaftlicbe  Benrtbeilnng  der  tbatsäcblicben  Oestaltungen  Tor 
nnd  nacb  der  Commanalstenereform.  In  diese  Verb&ltnisse  geben 
zunächst  folgende  Tabellen  13  und  14  Einblick. 

Tab.  13.    Vcrgleichung   der  Staats-,   Gemeinde-    und  Corporations- 
nbgaben  in  Prensson  1883/84«  abaolute  Zahlen  in  1000  M.*). 

Staat  ohne  Berlin    Staat  mit  Berlin 
Erhobene  Staats-  Cla.«scn-  n.  Sinkommenstener    45.449  -51.0^1 

Davon  Stadtgemeinden  29.792  39.034 

„     Landgemeinden   15.657  15.657 

^)  Staustii(  Slat.  Haudb.  II,  S.  624,  aus  Drucksache  382  des  Abg.-U.  1890.91 
r.  :Mi()ucl's  Bericht  t.  1897  Generaltab.  vnter  Kubr.  11.    Die  gen.  DrockMche  im 

Fin.arch.  m?,.  X,  S.  498;  s.  auch  das.Il.st  Herrfurth.  isg').  S.  1104.  —  ücber 
die  principiellc  Frage  der  Dotationen  an  Communen  und  Verbände  s.  Fi».  I,  §.  49 
u.  bes.  V.  Keitzenstein.  im  SchOnberg'scben  Handb.  III,  2.  Abtb.  (4.  A  1898) 
S.  115  u.  Ders.  im  Jahrb.  f.  Gesct/geb.  u.  Verwalt.  B.  11  a.  12,  1887,  1888). 
*)  £rg.>H.  16  S.  166  (hier  etwas  anders  ^ppirt). 
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Staat  obno  Berlin    Staat  mit  Berlin 


Erhobene  sonstige  directo  Staatssteuern  .    .    .  67.501  75.517 

DaTon  Stadtgemeinden   27.788  85.753 

Landgemeinden   39.763  39.763 

Erbobene  direct.-  Staatssteoern  überhaupt    .    .  11-  951  130.208 

DafOD  Stadtgemeindeu   57.580  74.787 

^     LandsemeindM   55.421  55.481 

Gemoindtabp-aben   •    .    .  147  235  171.715 

D»fOD  ütadtgemeindcn   84.013  108.493 

„     Landgemeinden   63.222  63.222 

ScboK  Klichcn-,  Kreis-,  Prorinzialabgtben  .   .  86.761  37  060 

Dnron  Stadtgemeinden   8.143  8.442 

^     Landgemeioden   28.618  28.618 

▲He  Oemdndn*  nnd  Corporntionabgabon  .  .  .  188.996  208  775 

Dnfon  Stadtgemeinden   92.156  116.936 

^     Landgemeinden   91.839  91.839 


Tlb.  14.    VergloichoBg  der  Staats-,   Gemeinde-  und  Corporationt* 
nbgnben  in  Prensaen  18F^'H4,  relative  ZaJiien,  Promille  der 

Staatssteuorn 

Staat  ohne  Berlin      Staat  mit  Berlin 

7o.Ton  ^Uvoa  •U  "/«o^on 
d.  Staats-,      allen         von  allen 

Ciassen-  dirccten  Classen-  directou 

u.  £inlL.9t.  Staatäät.  u.  Eiuk.st.  Staatsst. 


8283 

1804 

8184 

1819 

** 

nnr  in  den  Stadtgemeinden 

2820 

1460 

2777 

1451 

4024 

1141 

4024 

1141 

2649 

14  rj 

piorinc  Maxim.  Uberhpt  -) 

4S51 

1859 

«• 

,»       „    i.  d.  Städten^) 

4546 

2123 

„      „    »» Landgcm.*) 

6974 

1903 

«f  Minim.ftberliaupt'^) 

„      „   i.  d.  Städten') 

1754 

758 

I9n9 

1049 

Landgem.^) 

1409 

467 

Gemeinde,  u. 

Corpor.abgaben  überhaupt  .  , 

4041 

1629 

3811 

1603 

nnr  in  den  Städten 

3090 

1602 

2993 

1.564 

11 

„       H   «  M  Landgem. 

5850 

1657 

5850 

1657 

♦» 

„       ^       Berlin  .  . 
M  pn»r.  Max.  ilberlipL*) 

„     „      „  i.d. Städten') 

2681 

1436 

n 

6765 

2288 

M 

4974 

2323 

«f 

., Lrindgem.') 

11177 

2.596 

„           iliü.  uberhpt  *) 
M     «i      n  ^'  d. Städten^) 

2199 

950 

2169 

11 5r; 

*» 

n    M  Landgem.*) 

2246 

745 

Es  ergiebt  sich  hier  deutlich^  dass  die  Belastung  mit  Gemeinde- 
aud  soDätigea  Corpurationsabgabeo  labt  durchweg  stärker  als  mit 


Elf  .Hell  16.  8.  267. 

-)  Ma.x.  in  Westfalen  bei  der  Ciassen-  a.  Eink.stener,  Bbelnlnnd  bei  allen. 

*)  ilax.  ia  Schbiswig-Hülstein  in  beiden  Keihcn. 

*)  3Iai.  in  \Vostprell^&eu  in  erster  Keiho,  Rheinland  in  zweiter. 

^)  Min.  in  Sachsen  beide  Male  in  aHen  drei  FAilen. 

Max.  in  Saclison  in  erster  Reihe,  Westpieiwen  tn  zweiter. 
^)  Max.  in  Scblesvig-Uoktein  beide  Haie. 
*>  Max.  In  WMtpmaen  beide  Male. 
*)  Min.  in  Sncbaen  beide  Male  in  allen  dni  Fillan. 
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dirccten  Staatssteueru  war,  selbst  in  den  Landgeuieinden,  vollends 
in  den  Städten.  Nur  Holten  sinkt  in  jenen  die  erstere  Hclastuog 
unter  den  Betrag  der  dirccteD  Staatssteuern  binab.  Es  bestätigt 
das  die  früheren  Au^führangen  über  die  Nothwendigkeit  einer 
Steneneform* 

Dio  ciazelncn  Proriozen  zeigen  starke  VcrscbiedcnheiteD.  Das  kann  hier  nidit 
genauer  verfolgt  werden.  In  der  Tab.  M  sind  nur  Ang:abcii  über  die  relatiire  Maximal- 
Uiid  Minimalbelastuug  euthaltcü.  Auf  eine  in  demselben  Maasäc  absolut  stärkere  Be* 
lastnnif  mit  Localftbgaben  ist  aus  solchen  Zilfera  flbrigcns  nicht  m  BcUieaBan. 
?«iedrio;cr(^  Vcninla^onp;en  in  der  staatlichen  Grund-  und  (jt-bäudcst' r ,  Trio  \m 
(jaozen  im  Osten,  uuroill(ommenere  Eiiisch&tzoagea  zur  Classen-  und  Liuiiommcuäteaer 
wie  vor  der  1891er  Reform  allgemein,  aW  wieder  local  und  profiniial  in  nngleichem 
Haassc,  schlechter  wohl  im  Westen,  verschieden  übrigens  auch  zwischen  Stadt  imd 
Land,  müssen  iiofhwendie:  aurh  relatir  höbe  Localstenerbclastungen  der  SfaaL>steuam 
mit  äich  bringen,  selbst  wenn  der  al>solute  Betrag  dieser  Belastungen  massig  ist. 
Yergleichungen  der  Kopfbelastuogea  mit  Gemtindeetenem  in  den  Stftdtea  e.  oben  in 
Teb.  9  und  10 

Wie  in  lödS;84  die  Gemcmdeabgaben  specieil  dio  Stadt-  und  Landgemeinden 
raf  den  Kopf  belasteten,  zeigt,  in  Ergänzung  der  Tab.  9,  folgende  Tab.  15,  zugleich 
mit  Unterscheidung  der  directen  und  iudirecten  Abgaben  u»d  zum  Vergleich  mit 
BelAlgnng  der  Ertrige  nattbaren  Gemeindevonnögeas  (Erg.-Heft  16,  S.  2^). 

Tab.  15.    Gemeindeeinnahmen  auf  den  Kopf  in  Harlt  in  dea 

prcussischen  fiemoindcn  l>'><3/84. 

Aus  Gemeinde-  Aus  directuu         Ans  indirecten 

vennOfen  Stenern  Abgaben 

StAdtc  Ldgem.  tibcrb.  Städte  Ldgrem.  überh.  Städte  Lfbjem.  uberb. 

Staat  ohne  Berlin  .    .    3  66    1.28     2.11  9.59     3.99     5.93  0  48    0  03  0.18 

„   mit      „     .    .    8.34    1.28     2  05  11.00    3  99    6  63  0.46    0.03  0.19 

Berlin                        0.96     —      0  96  21.50     —    21  50  0.03     —  0.31 

Fror.  Max.')    ...   7.44    5.48     4.96  14.28    7.91   lO.nn  2.U    0.29  1.07 

„    Min.«)     .    .    .    1.71    0.09     0.71  5.07     1.2»;     2  0.00    0.00  0.00 

Die  Kopfbelastung  durch  directe  Gemeindesteuern  war  hier- 
nach in  den  Städten  darchschnittlieh  2  —3  mal  so  hoch  als  in  den 
Landgemeinden.  Aber  auch  diese  erreichten  eine  Belastung  Yon 
durchBchDittlicb  mehr  als  dem  Betrage  der  staatliehen  direeten 
Stenern  bloss  mit  Gemeindeabgaben  (1883/84  4.02  gegen  3.52)  nnd 
eine  weitere  Belastung  zur  ToUen  Häfte  dieser  Staatsstenem  mit 
sonstigen  Corporationsabgaben  (1.82  M.)  auf  den  Kopf^).  Die 
indireeten  Gemdndesteuern  waren  nnr  in  Hessen-Kassau,  thatsfteh- 
lieb  nur  im  Bezirk  Hessen  von  erheblicherer  Bedeotnng,  dann  in 
den  Städten  Schlesiens,  Posens,  Hannovers  noch  etwas  ins  Gewicht 
fallend.  Aul  dem  Laude  waren  sie  überaii,  ausser  Hessen,  un- 
wichtig und  fehlten  mehrfach  ganz. 

')  Aus  Gem.vcrm.  Hannover  Städte,  Hesscn-Nassan  Landgem.  und  Uberhaupt 
(abscsohcn  von  Hohenzollern):  aus  dir.  St.  Hf'^^cn-Na'isau  Städte.  Schleswig^Uolstein 
Landgcm.  und  überhaupt;  aub  indir.  St.  Ilcascn-Naiaau  (alle  o  lalle). 

')  Aus  Gcm.verm.  Posen  Städte,  Odtprcusscn  Landgcm.  und  uberhaapt;  aOf 
dir.  Steuern  Posen  (alle  3  Fälle);  ans  indir.  St.  Westfalen  (alle  3  l'^Alie). 

»)  Erg.-Heft  16,  S.  251. 
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Aus  den  Boreclmungcn  übor  dio  Belastungen  mit  Gemeindesteocrn  in  den  Tor- 
laren zu  dea  großen  Keforinen  ron  1893  seien  hier  noch  fokeüde  Daten  aDeefaiirt 
In  1S91/92  bdliefeii  sieh«): 

Tab.  16.     Belastungen    der  Staatsstooera    durch  Gemeindesteuern 

1891/9S  in  Procenten. 

205  grfiHäere  Stidte  Aosgevablte  Städte  Ausgewählte 

Uber  10  000  Eijiv.  not»  10  000  Ein v.  Landgemeinden 

Gmodstener  •    •   •   •    l  /  85.7 

Gehiedestener  \  80.8 

Gewerbesteuer   ...               8                     27.5  43.8 

EiukoBmensteuer  .   .            164                   180  123 

DgL  incL  MiediMetier            ]90                    _  — 

Die  überwieireiide  ßelastung  der  EiiikommeDsteuer  mit  Zu- 
schlägen tritt  hier  deutlich  hervor.  In  einzelnen  Fällen  werden 
diese  Procente  natürlich  in  Stadt-  und  Landgemeinden ,  bei  dieser 
wie  bei  anderen  Stenera^  noeb  eUrk  ttberstiegen. 

£s  kamen  Znschlagprocente  zu  der  Classeo-  und  Einkommensteuer  frQber  (tror 
der  1891er  Einkomnicnsteaerreform)  von  300,  400.  500,  selbst  650  in  StÄdtcn.  auf 
dem  Lande  auch  bis  800  und  400  7«  ^'or.  Erst  diu  besseren  Einschätzungen  nach 
dem  Gesett  ?on  1891  haben  sie  ermiidfen  lassen.  Aber  auch  letzt  sind  öfters  noch 
Zuschlage  von  200  %  "nd  darüber  verblieben.  S.  Daten  in  der  Statistik  der  Denk- 
fechhTt  V.  1Ö92,  ältere  im  Statist.  Erg.-Hcft  IX,  S.  106,  für  1880/81.  Damals  hatten 
49  Stidte  Znscblige  ven  nher  300  ^Iq  zur  Classen-  nnd  Üf&kommensteaer,  die  meisten 
im  Kegierongs-Bez.  Düsseldorf,  Arnsberg,  Marienwerder.  Gleichzeitig  hatten  daaeto 
Tr^  Städte  mehr  «Is  200  %  ZoschJAge  2ar  Staatsgebäad^  und  33  mr  Staats* 
^ruttdsleuer. 

§.  33.   Verbältnisse  nach  der  Reform  von  1893. 

Die  ganze  schwerwiegende  Bedeutung  der  Communalstenei^ 
reform  von  1893  bat  sich  schon  im  ersten  Jabre  der  Dnrebfttbrang 
des  Gesetees  in  der  Verschiebung  der  Steuerlast  zwischen 
den  Stenerarten,  der  Herabminderung  der  Communai- 
tnscbl&ge  (auch  bei  den  Realsteaern,  wenn  man  bei  diesen  an 
die  Wirkung  der  Uebemahme  der  bisherigen  Staatssteaem  an  die 
Gemeinden  denkt);  der  stärkeren  Belastung  der  Realsteuern, 
der  schwächeren  der  Einkommensteuer,  der  E  n  t  \v  i  c  k  1  u  ii 
anderer,  indirecter  Verbrauchs-,  Verkebrsstenern  in  deu  Ge 
meinden,  der  Venu  iuderuug  des  Steuerbedarls  (wenn  nicht 
absolut,  HO  relativ)  Dank  der  Entwicklung  der  audereu  ordent- 
lichen Einnahmen,  besonders  der  Gebühren  (Beitrage)  gezeigt. 
Allerdings  ist  darauf  die  Ueberlassung  der  drei  grossen  Staats- 
realsteuern  an  die  Gemeinden  von  besonderem  Einfluss  gewesen. 
Sie  eröffnete  den  Gemeinden^  wenigstens  zunächst,  solange  der 

*)  S.  die  Denkschrift  zu  den  Stcucrgcsetzentwurfen  vom  2.  Nwemher  1892,  nebst 
Anlagen.  Auszog  hei  Schanz  Fin.arch.  X,  S.  388.  —  Die  betrcücudcü  selbständigen 
Gemdodeeteoern  sind  den  verwandten  Staats^stcuern  zugereclinet  „Aosgew&hlte** 
Dttdte:  je  1,  u.  dgl,  Laadgemeindon:  je  2  ans  jedem  Kreis. 
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6.  B.  Uebeniditeii  d«r  Besteaerong.  Preatten.  §.  33. 


Steuerbedarl  nicht  wieder  absolut  stark  ^jestiegeo  war,  die  Mög- 
liclikeit  einer  erheblielitn  IK'iMbniinderiiug  der  bisherigen  Commnnal- 
steuern  (in  Zaschlagstdrm  wie  in  Form  eigener  Stenern),  in  der 
Doppelform  der  Personal-  wie  der  Realsteuern.  Das  Verbältniss 
zwischen  dieseo  beiden  hat  sich  ziemlich  allgemein  zu  Gunsten 
der  enteren  verschoben,  d.  b.  diese  decken  jetzt  eine  geringere 
Qnote  des  Stenerbedarfs  als  Tordem  im  Vergleich  mit  den  Real- 
Stenern.  Aber  die  letzteren  stellten  sich  anch  ihrerseits  vielfach 
fSr  die  damit  Belasteten  absolut  niedriger  als  frUhery  d.  h.  die 
Gensiten  zahlen  einstweilen  oft  an  solchen  nanmehrigen  alleinigen 
Commnnalstenem  weniger  als  vor  der  Reform  an  Staats*  und 
Cominunalstcuern  zusammen,  die  Personalsteuer -Censiten  tragen 
dagegen,  als  Ganzes  hetraebtel  —  anders  steht  es  mit  den  einzelnen 
Abtheilnngen  dieser  Ceusiten,  nach  Eink  omnienhöhe  und  Art  ge- 
irliedert  —  wegen  der  vollständigeren  Veranlagung,  der  theil weisen 
Erhühune:  des  Steiiortarifs  (bei  den  Einkommen  fibcr  oO.OOU  M. 
hinaus),  der  liinzulü^iiiif^  der  staatlichen  Erglinzungssteiiei  (Ver- 
mögenssteuer) und  bei  der  doch  immer  noch  verbliebenen  Belegung 
der  Einkommenstener  mit  Communalsteuerzuschlägen  anch  absolot 
nicht  immer  weniger,  Öfters  mehr  als  bisher.  Der  schwer  zn  brechende 
Einflnss  des  Bealitätenbesitzes  in  den  Communalorganen  nnd  Ve^ 
tretnngen  ist  daran  wohl  betheiligt ,  trotz  den  auf  stärkere  Hm- 
schiebnng  der  Commnnalstener  auf  die  Realsteuer  hinzielenden  Be- 
strebungen nnd  Bestimmungen  des  Communalabgabegesetzes.  Diese 
Bestimmungen  werden  indessen  bei  der  weiteren  Entwicklung  des 
Steuerbedarfs  doch  ihren  Zweck  mit  der  Zeit  erreichen. 

8.  för  das  Alles  die  n&beren  AasfUhrongeti  in  der  gm,  Denkschiifk  von  1896» 

Aus  i]t  I)  Tabellen  dorselben  sind  hier  die  folgenden  Uauptdaten  zosammongostaUti 
Tuii  d'  II  Erfol;?  der  K«  form  zom  üeberbUck  ta  bringea.  &  folgende  Tab.  17«  dMUl 

lab.  iü  aul"  S.  94  und  Dä. 

Tab.  17.    t  inanzbcdarf  nnd  desben  Deckoog  in  den  preassisclieji 
Stftdten,  For  (1894/95)  und  nmch  (1895/95)  der  Commannistenerreform*). 


Stiidte  Uber     davon    Städte  unter  alle 


1895/0« 

3.  Einnahmo  Beiträge  1 894  95 

„  „  1895/96 

i.  Einn.  indineto  Stenern  1894.(95 
«t        »»         n  1895/96 


2.  Einnahme  Gebuhren         1894  95 


1.  Finao2beduf  1894/95 

1895/96 


10.000  Einw.  Berlin  10.000  £inv.  Stidte 

202  967  1169 

1000  M.  1000  M.    1000  M.  1000  M. 

178.893  46.202  27.209  206101 

205  245  51418  31.599  236.845 

18  454  2.331  1.408  19.862 

21.585  2810  1595  23.181 

4.182  1.773  359  4.541 

4.850  2.065  445  5.295 

10.124  1.032  904  11.028 

17.342  3.034  1.644  18.986 


Gen.  Denkächr.  S.  8S.  Yoranscblagszitfero. 
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&  Einn.  BtopIttBleaer*) 

6.  Einn.  Betriebsstener*) 

7.  Kr  2  —  6  dccien  ? om 

FuMiubedarf 
dow  da. 

8.  Einn.  Einkonimonat.*) 


Stii<Hß  über 

daron 

Striilt»;  uiitiT 

alle 

Rprlin 

10  (MM)  Fifiv 

Städte 

202 

967 

1169 

1000  If 

1000  M 

1000  M 

1801  '.»5 

16 

16 

1.048 

I.UÜO 

17 

1.065 

60 

185 

Xirtf 

193 

1  III 

184. 

10  1 

17  3 

17  7 

11*1 

124 

21  0 

12.1448 

34  QOO 

19  111 

1  %/•  III 

142  559 

AOvw,  VV 

21  652 

14  687 

104  716 

75  9 

70  3 

69.2 

1895  9r> 

43.9 

42.1 

46.5 

44.2 

1894.95 

2.649 

— 

1.552 

4.171 

4  Kill 

2689 

7  170 

1894  95 

16.802 

6.164 

2.887 

19.139 

1895% 

4d.023 

15.062 

6.536 

51.559 

189495 

S.276 

976 

4252 

1895  96 

5.680 

3.804 

23  396 

1894/95 

22.441 

6  164 

5.335 

27.776 

1895/96 

69.366 

20.693 

12.979 

82346 

1894/95 

13.4 

19.6 

13.5 

1895;96 

40.2 

41.1 

;m.8 

9.  D.  b.  Nr.  8  •/« 

Plnans-Bodaif 

do.  do. 

10.  Eioxi.  Groodsteuer^) 

11.  Etan.  Goblndflatonor 

12.  Einn.  Goverbeatenor 

la  Somme  10-12  Hedst. 

11  D.i. Kr.  13  vom  Finanz- 
Bodnrf  «/« 

do.  do. 

Trotz  durchweg  gestiegeneD  Finanzbedarfs  ist  die  Deckung  des- 
selben in  den  Städten  durch  die  Dank  dem  Gommunalabgabegesetz 
stärker  entwickelten  Gebühren,  Beiträge  und  Nebenstenem  (Nr.  2 — 6} 
dvrchweg  nach  der  Reform  eine  relativ  (Übrigens  auch  absolut) 
stärkere  (Nr.  7),  diejenige  durch  die  grossen  direoten  Personal- 
und  Realsteuem  eine  schwächere  geworden  (Nr.  9  und  14).  Inner- 
halb dieser  grossen  directen  Steuern  ermöglichte  die  Ueberlassung 
der  Realsteufem  des  Staats  an  die  GciuciiKKii  und  die  eigene 
iUukere  Heranziehung  der  Realsteuern  zur  Deckung  der  Couiinunal- 
laBten  eine  stari&e  absolute  Entlastung  der  Gemeinde-Censiten  von 

^  IKe  BMplatatenor  in  Berlin  ist  wieder  anfgehobon  und  die  gcringca  im  gen. 
Jahre  virklicb  vereinnahmten  Beträfe  sind  wieder  rarQcfcgeifthk  worden.  8.  Beri. 
Stttüt.  Jahrb.  22.  f.  ^99'.  S.  nn  (Rerl.  l^OT). 

Zaschlig'j  zur  Bouicbsütcuor  uad  besondere  Betriebsstooer. 

^  Zuschläge  zur  Sinnts- Einkommensteuer ,  bcRondero  Gemeinde- Ei nkommcn- 
Steucm.  Mietlis-,  ^^■öhn^n^^s-  nnd  sonstige  (übrigens  f;\cti>ch  so  gut  wie  fehlende) 
Aufwandsteuern  im  Sinoo  des  §.  23  Abs.  2  des  Comm.-Abg.-GesoUos.  i)ie  Ziifer  ia 
der  Bobrik  Bettln  setzt  sidi  1894;d5  21.759.000  Einkommen-  n.  13.140.000  M. 
Mietlist  -ucr  zneamnen,  1895/96  bedeatet  sie  nnr  erslere,  die  Hielbstener  war 
aafgehoben. 

*)  Die  Gebäudestftij'  r  umfaiai  iu  Berlin  die  Grondsteuor  mit.  Bei  den  St&dien 
«bor  10.000  Einw.  findet  sieh  im  J.  1894  1).")  ein  Grund-  und  Gebäudesteuer  un- 
getrennt entlialtendor  Betrag  ron  214.000.  1895/96  von  220.0O0  M.,  der  in  der 
Tabelle  bei  dicsco  beideu  einzelnen  Steuern  nicht  mit  eingerechnet  ist^  wohl  aber 
in  der  Snmme  der  Keabteaem  (Nr.  1^  bei  diesen  Slidten  nnd  in  der  General- 
Mttne  bei  allen  Stidlen. 
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6.  B.  üebaniditaii  d«i  Bwteaaninf  .  Premwa.  S*  39. 


T*b.  19.   YerinderaAf  OD  im  Stenerwesen  der  prcnssischeo 

Städte  Uber 
10.000  Einwohner 

202 

Zahl  der'St&dte 
189495  189o;9e 


GemeindchdastQDg  der  Eiukommeiibteuor  luit  *  g-  0   —  — 

„              „         1—100     ...  12  60 

„                          „             „      101  -150    ...  61  82 

„            „           „            »,      151—200    ...  72  38 

H                                       Ob«r  200       ...  57  22 

»                Grondsteaer                 0   81 

1—100    ...  145  23 

«              „      101  -  151    ...  16  91 

„             „          „              „      151—200    ...  5  88 

«                                        ^  Uber  200        ...  5  5 

,«             n    Gcbäudesteoer     m         0   28  — 

1— 100    ...  148  28 

101-150    ...  19  90 

t«                       n              «•      151 — 200    ...  5  88 

M                         „               „  über  200        ...  7  6 

H            ,*    Gewerbeiteoar     «    %:  0   98  — 

1—100    ...  105  29 

„                      „             „      lui— löu    ...  8  93 

„                      ^             „      151—200    ...  1  77 

«t             M  Uber  200       ...  —  4 

Es  erbobefl  Gububrea   151  186 

Beiträge   78  89 

»       indirecte  Steuern,  Biersteucm'}   50  119 

n           «I     ändert'  Verbrauriissteneni    .......  17  19 

«.            M      Lustbarkcitüstcucra    151  184 

,*           „     Hniidesteiieni   196  201 

M      Umsatzsteuern   7  100 

„                    anfl<Te  indirecte   25 

„         UauplaC^ateueru    —  10 

besondere  Betriebntenem   —  — 

Grundsteuern    8  6 

„        Geb&odesteaera   7  1 

«t           „       Gewerbesteiieni   •  1 

„             „        Einkommensteuern   4  2 

,»       Mietbs-,  Wobaungs-  oder  »ndere  Aufvaudssleaem     .  4  2 


commiinaleii  EinkomnienBteiiem  und  verwandten  (Nr.  8)  und  eine 
sehr  starke  absolute  Steigerung  der  Commnnaleinnabmen  ans  den 
ihnen  jetzt  allein  zustehenden  Bealstenem  (Nr.  13^  10—12). 
Vollends  die  relative  Vertbeilnng  der  Last  ans  den  grossen  dlrecten 
Stenern  ist  in  den  Städten  stark  nach  der  Seite  der  Einkommeo- 
steuern  fortgeschoben  worden  (Nr.  14  verj^lichen  mit  Nr.  7):  das 
Ziel  der  Reform.  Nur  die  eingetretene  Vermiiidri  imi^  der  Belajstunji^ 
mit  dircctcn  Kcalsteuern  bewirkt,  dass  die  Gcsammtbelastung  dei 
Personal-  und  Realsteuer- Censitcn ,  mit  Staats-  und  Oeineinde- 
äteueru  zusammen,  sich,  wie  bemerkt,  niclit  ebenso  verschoben  hat 

Bei  Berlin  ist  keine  Bientener  angegeben,  irobl  die  Benioelzsteaer  unter  den 
„nnderen  indirecten'*  «o^efftbct 
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Stidte  im  Oefolge  der  CommonalBUnereform  ?on  1898. 

DaroQ  Städte  noter  Alle  Landgemeinden^ 

Berlin  10.000  Einvobocr  SUUlte 

1  967  1169  ct.  85.000 

Zahl  Zahl  Zahl  Zahl 


?94,  95 

1895  96 

lt*94,95 

189f)/96 

1894  95 

1895  96 

lb94  95 

1895 'Ofl 

oU 

OK) 

QA 
OV 

öU 

t 
t 

A.tn 

091 

J.7A 

Ork  1  jo 

OO  II07 

1 

oUtf 

«>c>4 

4.'>.)  ( 

/_ 

QA4 

ÖU4 

ö  iioO 

O  4  CIA 

Tä 

1  Ciß 

1  L 

1 1 

1  O'.Q 

1  .y.jo 

1.U40 

1 

ODO 

JyU 

Ol  Atiä 

1 
i 

1«D 

171 

AA'i 

*»o 

4.091 

16 

Ii 

QQA 

IQ 
19 

4o 

liV 

1  o 

1  A4ß 
1.U40 

1 

KAit 

4 

1 

1  ?i  1 

ö»>0 

17Q 

A  HK 

4.o44 

D..>40 

O.S 

OQ 

OO 

O  ä<  k7 

4.  ^UO 

OÖ 

** 

^.4U0 

1 

459 

11 

552 

11 

9.824 

4.240 

— 

422 

.»„  J 

304 

16.529 

17.990 

1 

X 

00 

Ol 

41»  1 

.).4ii4 

lo 

1  (1 

ouJ 

Q  7.1  <l 

D 

i\ 
o 

1  Ottl 

1.SS91 

1 

1 

4oo 

DO  / 

4  4.» 

f 

O 

f 

1 

1 

IIA 

lOO 

£AJt 

0 

74 

801 

124 

420 

i03 

574 

67 

71 

84 

90 

1.058 

1.031 

Rir> 

821 

7<)(> 

1005 

8.538 

13.264 

1 

1 

bö8 

898 

1054 

1099 

5.854 

Ö.Ü61 

1 

12 

139 

19 

230 

21 

859 

1 

1 

40 

48 

65 

74 

61 

84 

1 

2 

88 

2 

43 

5 
2 

1 

1 

2 

15 

2 
8 

817 

438 

1 

10 

1 

17 

2 

259 

161 

5 

2 

5 

8 

8 

29 

18 

1 

17 

8 

III 

81 

1 

4 

2 

10 

9 

Die  Yer&nderaogen  specieU  in  Berlin  nnd  noch  ans  folgender  Tabelle  18  etwas 
geaaner  zn  Terfelgeii  (BeiL  Stat.  Jalirb.  1  1895,  S.  551  (flaalabacUuse). 

Tab.  18.   Berlina Gemeindebeatenernng  vor  nnd  nach  der  Beform, 

in  1000 


1894/95 

l^O-^TiG 

Gemeiodegrundateaer 

15.103 

Hanasteuer     .   .  . 

'.  6.164 

Hietbsteaer    .   .  * 

.  18.140 

19 

Gewerbesteuer     .  . 

5.6;38 

Wanderlagentcuor  . 

\  0.84 

0.65 

Betriebrntoner     .  . 

245 

Einkommeiiäteuer 

\  21.7.59 

21.290 

Bauplatzüteaer     .  . 

818 

Angaben  für  ca.  35.000  Gemeinden  von  ca.  87.000  im  Ganzen.  Auch  liierbei 
aber  manche  Daten  nur  SehMnagioalileiL  (Denkacbr.  r.  1896.  S.  4.) 
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6.  B.  Cebenichtea  der  Beatenerang.  PnoasdB,  §.  33. 


1894/95 


1895  96 


Umsatzsteacr 
Bramnalzstener 

HondestcQer    .  . 


m 

470 
41.0Ö2 


837 
644 

■m 


Summe  Steuern  . 


43.921 


S.  zum  Vergleich  Paris,  Fin.  III.  S.  S70,  x71.  891. 

Eioeu  genauereu  Einblick  in  die  mit  der  liofarm  «iagetreteneo  Ver9€hiebao|;eB 
der  Stenerlast,  in  die  Ver&oderangen  der  Steaerhtthe  bei  den  groesen  directen  Steoen 
und  die  Aendcruuiren  in  den  sonstigett  Stcuerarten,  bei  Gebühren  und  Beiträfcn 
gov&brt  die  Tab.  19  aaf  Seite  94  s.  95  nach  dea  Datea  der  gea.  Denivchr.  S.  90 

Die  Zahlen  dieser  Tabelle  19  sind  selir  lehrreich.  Es  zeigt  sich, 
insbesondere  bei  den  Stildten,  wie  die  Einkommenstener  allgemein 

erhebliche  ErmUssi^ungon  {Zunahme  in  den  Reihen  der  niedrigen 
Zuschlage,  Abnahme  in  denen  der  hohen),  die  ReuUteuern  um- 
gekehrt allgemein  wesentliche  Erhöhungen  f Abnahme  in  den  Reiben 
der  niedrigen,  Zunahme  in  denen  der  hohen  Zuschläge)  erfahren 
haben.  Bei  letzteren  Stenern  offenbart  sich  freilich  wieder  stark 
der  Einfluss  ihres  üebergangs  vom  Staat  au  die  Gemeinden. 
Mel)rt:i(  h  hatten  die  Realsteuern  in  den  Städten  früher  gar  keine 
Zuschläge  gehabt,  jetzt  sind  Überall  solche  erfolgt,  bezw.  die  vom 
Staate  erhobenen  ganz  oder  wenigstens  in  Quoten  beibehalten 
worden.  Gebühren  sind  in  erheblich  mehr  Städten,  Beiträge  wenig- 
8teD8  In  einigen  mehr  eiogeflHhrt  worden.  Von  den  in  der  prenwi- 
fleben  amtlichen  Terminologie  sogen,  indirecten  Stenern  haben  die 
bisher  wenig  verbreitete  Bierstener  and  Umsatzstener  (?om  Immo- 
bilienyerkehr  bei  Rechtsgeschäften  nnter  Lebenden)  raseh  yide 
Städte  nen  eingeftlbrt,  die  schon  stark  verbreitete  Lustbarkeits- 
und iliindesteuer  noch  weitere  angenommen.  Die  wenig  verbreiteten 
sonstigen  Verbrauchssteuern  und  andere  indirecte  haben  sich  in- 
dessen auch  jetzt  noch  nicht  viel  ausgedehnt,  die  Bauplai/.stener 
hat  begonnen,  sich  einzubürgern,  aber  ist  wohl,  wie  iu  Berlin, 
mehrfach  nur  erst  ein  N  ersuch,  die  schon  bisher  nicht  mehr  zahl- 
reichen „besonderen*'  Gemeindesteuern  (statt  der  Zuschlagsform) 
haben  sich  erheblich  vermindert  Hier  hat  die  Anregung  des  Ge- 
setzes, die  Realstenern  abweichend  von  den  Staatsstenern  nach  den 
localen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  einzurichten,  also  noch  nicht 
recht  £rfolg  gehabt  Die  Mietb-  n.  dgl.  Stenern  sind  znm  TbeU 
verschwunden,  darunter  in  dem  wichtigen  Falle  Berlins. 

Für  die  Landgemeinden  lässt  sich  eine  ähnliche  Entwick- 
lung nachweisen.  Bemerkcnswenh  i^t  die  ausserordentlieiie  Zu- 
nahme der  hier  schon  bisher  ziemlich  verbreiteten  Lustbarkeits- 
steueru.  Die  Hundesteuer,  welche  Uber  ^/^o  der  Städte  jetzt  haben, 
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nt  In  den  Landgemeinden  nicbt  bo  ▼erbieitet,  aber  dafttr  debnt  sie 
sieb  als  Kreiastener  mebr  ans^). 

Im  Ganzen  ist  doch  bereits  im  ersten  Jahre  nach  tieiu  Inkraft- 
treten des  neuen  Gesetzes  viel  erreicht  worden.  Die  Umgestaltung 
der  grossen  directen  Staatssteuern  verlangt  mehr  Zeit.  Am  Ehesten 
wird  man  wohl  in  den  Städten  mit  der  Umbildung  der  Gewerbe- 
steuer vorgeheu.  Hier  ist  neuerdings  auch  dns  ,,80cialpolitische" 
Problem  einer  stärkeren  Belastung  der  grossen  V'erkaafsmagazine 
(Waarenhäuser,  Bazars,  grosse  Cousamyereine)  in  Erörteraog;  ge- 
sofj^n  worden,  ohne  bisher  zu  einer  praotiaehen  Löanng  an  ge- 
langen. 

2.  Abschnitt 

Andflir«  dentache  Staaten.   1.  Baehaen. 

Nur  die  Besteuerung  in  den  grosseren  Mittelstaaten  soll  hier  in  ihrer  Entvicii- 
lang  und  Gestaltung  übeniditlich,  aber  mit  lieschräiikting  auf  das  Haaptsichliche 
nnJ  Chara<•teri^tisch«•  bohandelt  werden  —  soweit  als  thunlich  kurzer  als  die  preussischc 
Beateuerang,  was  bei  der  £igenarügkeit  mancher  Verhältnisse  freilich  nicht  immer 
■OgUch  ist,  wenn  dM  Yeniladoitt  Dicht  leiden  soll»  —  Auf  dl«  Bestenerung  der 
ttbrigea  Staaten  wiid  nur  tat  OiienttiaA^  ein  Bück  geworfen. 

1.  Sachsen  (Königreich), 
a.  Staatabeateaernng. 

Das  hauptsäcMiehe  allgerndne  fioanzwiflseiischafdiche  Interesse  der  slehsischen 

Staatäbesteueniii!?  dreht  sich  um  die  EinfQbrung  der  Einkommensteuer  1874  fr. 
nr\i  die  damit  reibiiiid«nen  Maassregein  auf  dem  Gebiete  der  directen  Beetenemng 

(uüten  §.  :^tj). 

§.34.  Erste  Periode.  Die  ältere  Steuerverfassung 
(bis  sam  £rlaas  der  Verfassung  von  1831). 

In  dieaem  durch  die  Ereignisse  von  1813—15  bekanntlich  auf 
weniger  als  die  Hälfte  seines  bisherigen  Gebiets  nnd  etwa  drei 
FllDftei  seiner  früheren  BevOlkernng  verkleinerten  ehemaligen  Kar- 
sttate  ist  es  weder  während  der  französischen  Kriegs-  nnd  Rbein- 
bnndseit,  noch  im  ersten  halben  friedlichen  Hensebenalter  nach 
dem  Schlnss  dieser  Periode  an  einer  dorcbgreifenden  Reform  der 

S.  die  gen.  Denkschr.  S.  10  ff.  Projecte  zur  Kinfuhrung  commnoaler  Lnxus- 
QDd  verwandter  Steuern  (aaf  Eqiiipaj^en ,  Keitpfcrd.' .  FahrrriJrr,  Aritnm;»fer) ,  Katzen, 
Tinben  u.  s.  w.)  sind  henrorgeireten,  aber  nicht  genehmigt  würden.  —  b  ur  die  viel- 
ftcb  veisehledene  EntwicUong  in  den  einzelnen  Provinzen  muss  auf  die  grossen  Ta- 
If^II-'n  der  Denkschrift  selbst  verwiesen  rerilen.  Einige  Verschirbtiniiea  z^rischen 
den  Fenonal-  und  liealsteuerbelastungen  erklären  sich  übrigens  durch  besondere  Um- 
iOsds,  nsaentlich  dnich  die  in  1895/96  in  Wirksamkeit  getretene  Berision  der 
fiebtadescenor. 

A.  Waf       KuasvfMBsduift  IV.  7 
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6.  B.  DebenlGhtoii  d«r  BeHeoeroDg.  SmIiwd.  %,  34. 


Staatobesteneimig  gekommen.  Das  sehwierige  Problem  in  anderen 
denlschen  Staaten  (den  meisten  grosseren,  besondere  Sftddentseb- 
lands,  und  Prenssen),  die  Steaerrerfassnng  nen  annectirter  Gebiete 
der  heimischen  zn  assimiliren,  entfiel ,  naeh  Lage  der  Dinge,  in 

Sachsen. 

Die  bisherige  Staatsbesteucriuig  hatte  sich  in  ihicii  noch  be- 
stehenden Formen  seit  dem  17.  Jahrliuuilert  eingebürgert,  war  in 
diesem  und  im  18.  Jahrhundert  etwas  ausgebaut  wordeo,  für  die  Ver- 
hältnisse am  Ii  selbst  des  ersten  Drittels  des  19.  Jahrhunderts  aber 
doch  wesentlich  veraltet.  Sie  bestand,  in  gewissen  principieilen 
Uanptpuncteo  ähnlieh  wie  im  alten  preossischen  Staat,  vornemlich  in 
einer  Verbindung  Ton  directen  Grund-,  Gewerbe-  und 
Personaistenern,  einer  vorherrsehenden,  sehr  mangeUiaftea 
Ertragsbestenernng^  mit  einem  System  innerer,  vor- 
nemlieb)  aber  nieht  aHein,  Verbranebsstenern  enthaltender 
Ae eisen,  woran  sich  massige  Zölle  (GrenzzöUe,  sogen.  Grensr 
aeoise),  Stempel  und  Terschiedene  weitere  Steuer-  und  gebühren- 
artige  Einnahmen  anschlössen. 

Yoa  dm  directea  Steuern  berahtco  iosbesondere  die  Grund-  oiid  Fer- 
wandten  Stenern  nof  ron  veniherein  (im  17.  Jahrbondert,  1628,  1660)  seltr  w 

jr»'iiügend  (^cwesonen.  .seitdem  wciiifr  vi;rl>t'SbiTh'n  und  imuier  uiivollkommL'iier  frc- 
wordeut'ü  Katastern,  nach  denen  glt  ichwohl  unter  venbchicdencu  >iamen  (Schocksteoem. 
Tbeile  der  bogeu.  Quatembersteuern.  zum  TLeil  auch  Gavallerieverpflegungsgclder  auf 
dem  Lende  n.  A.)  und  in  starker  Erbfthnng  der  msprtinglichen  Sätze  diese  Steoeni 
vertbeilt  wurden.  Die  „Scbockstcuern*'  waren  ursprUnglicb  nach  der  in  „Schocken" 
(za  20,  sp&ter  zu  60  Groscbeo)  erfolgtou  Schätzung  des  Grondiitückwertbd  aufgel^ 
worden  und  fühlten  daher  ihren  Namen,  sie  wurden  auch  wohl  PfenniirBteiiera 
genannt,  nach  ihrer  Ausselireibung  in  so  und  so  ?iel  Pfennif;  vom  „Schock"  des 
Grundstückwertbs.  Die  „<^uateinberstcuorn"  wurden  nach  ihrer  Auflegung  in 
den  vier  Jahreszeiten  so  genannt  und  hatten  anfangs  (17.  Jabrbondert)  eine  Gewerbe- 
und  Pers.iiieii-(Kopf-)Stener  neben  der  Schocksteoer  febildet,  waren  aber  sjiäter 
(18.  Jaluliuiuleii)  atich  auf  den  (irundbesit/,  iiiit  ausgedehnt  worden.  Diese  beiden 
hauptsächlichen  directen  Steuern  waren  an  sich  auch  von  den  St&dten  oder  deren 
BcfOlkening  dem  Staate  xn  xahleo.  Dooli  sind  sie  hier  nach  der  Einführung  der 
GoneralconsTiintionsaccise  ,1707:  and  der  Mahlstcuer  zum  jrross(;ii  Theilc  aof 
diese  Abgaben  angerechnet,  bezw.  durch  diese  ersetzt  worden,  so  dass  nur  ein  Best 
directer  Stenern  für  den  Staat  hier  blieb  und  anderseits  von  der  städtischen  Accise 
nur  der  nicht  gegen  diu  dircrtt;  Stcuerschutdigkeil  aufgerechnete  Theil  in  den  frtlherco 
Sta.'xtsrechnnnfr«»n  a!«?  eigentlicher  Acciseertra?  (•io^en.  Ueberschuss)  nalt:  nat lirlich  nur 
eine  Sache  ?on  rechneritM^her  Bedeutung  zwischen  den  rerschiedeneu  Gassen  i^tiscaliscbe 
Accise-  and  stiadisehe  Steoercasse).  Die  Accise  dehnte  sich  als  „Landacciso** 
init  gewissen,  mehr  directen  Steuern  auch  auf  das  Land  aus.  Der  ritterschaflich  stark 
verbreitete  Besitz  geuoss  auch  in  Sachsen  Steuorfreibeiten,  Die  Eittenichaft  zahlte 
aber  doch  sogen.  Douatirgelder. 

Die  alte  Cassentrennnng  (Fin.  I,  §.  90)  bestand  auch  in  dem  tarn  sonreilnea 
Königreich  erhobenen  ehemaligen  Kur^taato  noch  fort  (^früher  sogen.  Rentkammcrra';  ■ 
und  ständische  Steuercas^e).  Danach  wurde  auch  bei  Steuern  und  Steuer-  und  gc* 
buhrenartigen  Abgaben  zwischen  ..fiscÄlihchen"  Abgaben  und  si&ndihcheu  SMoeiH 
unterschieden.  Zu  den  ersteren  gehörten  noch  nach  den  Rechnungen  der  1880er  Jahis 
die  GenetalacciaeA,  Grewutccisen  (ZOUe),  Fleischsteueni,  Car ailerie-Veipflegiii^p^dBr, 
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m  den  letzteren  die  Schock-,  Quatcmbcr-,  Personen-,  Accis-üebertragun!p<stcuorn,  dio 
DooAtivgclder  und  Aehniiclies  (Schönbnrg'scber  Beiing),  aber  Mich  die  Trank«,  Mahl-, 
SiempeUteuer  (sogen.  Impost). 

Ein  einbeluiches  Gebiet  war  der  aftchsiscbe  Slaat  ferner  weder  in  der  Bhein' 

l'uridszeit,  liocfi  :.rx' h  spinor  neuen  Abirrenzang  im  Jalirc  I^^IT»  für  dio  Besteucruns^ 
bereits  gevordcu.  Ei  ?erblieb  die  Unterscheidung  von  „alten  Erblandcn'*  (seit  1815 
duscbÜesslich  einteber  Ideiner  Beste  froher  nicht  zq  den  Erblandcn  gehöriger,  bei 
der  Theilang  mit  Freiisscn  dem  sächsischen  Staate  belassener  Gebietstheilcl  und  \roa 
..Oberlausitz"  (für  den  bei  Sachsen  «oMiebcncn  Theil  dieses  historischen  Gebiets)  mit 
ffctrennter,  mehrfach  abweichender  Steuerrerfassong.  Einzelne  stand^berrliche  Gebiete« 
besonders  die  SchOnbarg'scIien  sogen.  Recessherrscbaften,  standen  aasserhalb  der  all- 
gsaieinen  Steuerrcrfassnng  und  fanden  sich  mit  vcrt^inbartcn  Leistunifon  ab. 

So  war  die  Finanz-  und  Steuerrerfassung  und  Verwaltung,  das  Casseowcsen, 
die  Beliandlong  mancher  Äb^abeerträge  als  Zwecltsteoem  für  bestimmte  Zwecke  noch 
Dffl  Qnd  nach  1806  und  1815  wesentlich  so  wie  in  der  froheren  Zeit  geblieben  nnd 
sehr  verwickelt.  Das  erschwert  auch  tiiianzstatistischo  Anfstellunircn  und  Vcrt^leichungen, 
wobei  u.  A.  die  Vcrrechounguu  zwischen  der  Gencralaccisc  und  den  erbiandiscbca 
AcGise-Oebertragnngssteuern  Schwierigkeiten  bieten. 

S.  übtr  das  ältere  Steaorwesen  Kur-Sachsens  Fin.  III,  §.  36.  Für  Obiges 
r.  Beden.  tiaMML  I,  2.  Ablb.  S.  1198  IT.,  cb.  S.  tt.  Sutistik  mit  Erläuterungen. 
Ünfassende  finanatalistische  Tabellen  für  die  Zdt  fom  16.  Jahrhandert  bis  1883  giebt 

H.  Wuttke  in  s.  Tab.  zu  Vorträgen  Uber  sächs.  Finanzgeschiclite.  1897,  leider  ohne 
erläatemden  Text.  S.  von  dcinscibcn  Verfasser  auch  „die  Einführung  der  T.andaccise 
Dnd  der  Geucralconsumtionsaccujc  in  Sachsen",  1890.  In  der  ersten  Schrift  Wuttko's 
S.  30.  dann  bei  Neu  mann,  zur  Gemelndesteuerroform  (1898)  8.  2B8  ff.«  weitere 
litteratortiachweisc  über  sriolisischcs  Finanz-  und  Steuerwesen. 

Nach  amtlichen  Angaben  aas  den  Abrecbnongea  (bei  v.  Reden  S.  1209)  fdr 
1924—80  war  in  Jahresdorchschnitt  der  Reinertrag  der  „fiscalischcn  Abgaben^ 

I.  306  Mill.  Tblr  Con?.-M.  (zn  ei>reijtlich  W!^.  reell  neuerdings  13.621  . .  .  Thlr.  anf 
d;  >  M.  f.  S..  oder  der  Convent.-Thlr.  hiernach  gleich  c.  1.027^3  Thlr.  Conrant  des 
U- Thalerl usäeü,  d.  h.  zu  14  auf  die  M.  f.  S.).  der  Zuschüsse  au6  dem  Stetierarar 
1.039  (0.986  ans  den  Erblandeo,  0.102  aus  der  Oberlansitz)  oder  zu>anuneii  ■^4.32  "/q 
df-r  rnsammtreineinnahincn  von  4.3Ui  Mill.  Thlr.  Conv.-Münzo  dos  Staat^lKniblialt^. 
5acb  dem  Voranschlag  für  1831  fielen  von  der  gleichen  Einnahme  von  4.884 
Xin.  Thlr.  G.-M.  anf  die  in  den  fisralisehen  Abgaben  und  den  stindischen  Stenern 
e:ithrdten._  ti  Stenern  2.897  Mill.  oder  50.32  */o,  davon  auf  die  dirccten  Sieucrn  1.989  Mill. 
o<lcr  4«J.7  '  "  '  ,  auf  die  indirecten  (aber  ohne  Rejrali>  n,  wie  Salz,  Geleits-,  ElbzollKcld, 
s.  folg.  luU.  JOl  0.908  Mill.  oder  18.60  »/o-  ernenn  hetnigeu  daher  68.66  « 
die  letzteren  nur  :U  .:{4"/o  der  Qesammtstcucrn  (rein).  Doch  liegt  hier  die  staatsrecht- 
!i'  !i'->.  nicht  wie  in  Tab.  20  die  flnanzwissenschaftliche  Eintli.  ilniifj  zu  Grunde,  welche 
die  correctore,  indessen  wegen  der  Einschliesstug  einiger  dirocter  Steuern  in  dio 
Acdse  doch  auch  nicht  die  rollig  corrccte  ist 

Nach  dein  noch  auf  Gnind  der  alten  Steucrrerfassun^  aufgestellten  Voranschlag 
für  die  Finaruperiode  1834  —  3'^  war  far  1  Jahr,  bei  Zusammenstellung  der  Etats- 
poitcn  nach  finanzwisseuschaftliclien  Gruud.-!at/.en  unter  entsprechender  Zerlegung  des 
amtlichen  Budgets,  die  Besteuerung  und  die  übrige  Einnahme  die  folgende  inTäl*20 
in:  Ct'h(^rsicht  gebrachte  (aus  den  üebersichten  bei  v.  Reden,  S  1216  zusanimon- 
gestelit,  womit  die  Beineiunahmodaien  für  1833  in  Wuttkcs  Tabellen,  S.  27—28 
a  reigleichen  sind). 

Tab.  20.    K.  Sächsische  Staatsbesteuerung  im  Durchschnitt  von  1834 — 36 
nnd  sonstige  Einnahmen.   In  1000  Thlr.  Gonr.-U. 

Einnabmeatt  Bcchtl.  Katcg.  roh  rein 

1.  Schoclstcuer  erbl.  St,  502  464 

2.  Qoateiiibcrsteuer  „     „  700  640 

3.  Personensteaer  „     ,«  158  152 
4  Sc  !i ri  harg'scb.  Steuer« 

coating.  ««     n  4.*  4.« 

5.  BitteckchafU.  Beitrigo 

einscM.  DonaÜr  n    .«         45  45 
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6.  B.  üebexslelitai  der  Bertenerong.  Stcbsen.  §.  84,  S5. 


Einnahmcart 


8.  VLT>chiedeooolMClus. 
Beiträge ') 

A.  Dircctc  (1—8) 

9.  Generala(xi86*) 

10.  Accis-UebertraggsL*) 

11.  Fleiscbsteaer 
12  TnuihBtaiier 

13.  Malilsteuer 

14.  SalzQQtzuQgen 

15.  Grenzaccise  mit  Loips. 
HandcläabgAbe 

16.  ElbzollifulJer 

17.  Gcieiüigelder 
B.  Indirecte  (9—17) 

StcTTipol-Irnpost 
1^.  Stttuipelgcidur 

20.  Pal»r.8temp. 

21.  Jastizamtspoiieln*) 
C.  Verkebrsst.  (18-21) 

D.  Lotterie«) 
I.  Steoern  (A— D) 
II.  Post,  CommanicuAf., 

Veischiedeues^) 
IIL  Dom.»  Fönten  q.8.w.*) 
SoBuiie  I— III 


Rechtl.  Kafea:. 

roh 

re?n 

bscal.  Abg. 

346 

26 

25 

oberUius.  BewUl 

"ß 
to 

1.855.* 

1.748. 

UscaI.  Abf. 

698 

247 

erbl.  St. 



201 

fiaod.  Abg. 

131 

128 

erbL  Si 

164 

123 

20 

19 

Kcg»l*j 

322 

310 

&cal.  Abg. 

287 

238 

Beg»l 

69 

60 

114 

92 

1.805 

1.478 

erbl.  St. 

106 

100 

oberlaas.  BcwiU 

4 

4 

&cel.  Abg. 

1.« 

1 

Admiiideiiik. 

186 

m 

297.« 

220 

Admiü.eiok. 

50 

50 

4.408 

8.491 

759 

503 

4.288 

1.200 

9.055 

5.194 

Milizgelder,  Beitrag  ztim 
Militär.  Personalsteacr&qatra- 
lent,  den  fntait 

I  ')  Grossentbetls,  doch  nicht 
iranz  aasschlicsslich,  iadifecte 
Vürbraucb»äteuerD. 

')  GebttTt  SV  den  indinetee 

Steuern  nnd  ist  im  Rohertrag 
des  Postens  Nr.  0  mit  enthalten 

*)  Wie  oben  in  den  preass, 
TkbeUcn  (Tab.  1.  S.  50)  aoch 
bei  „roh''  weeentHch  nit  der 

Kettozahl. 

^)  Zum  Theil  GebuhrcD. 

«)  Aach   bei   „roh"  mit 
Ketteciireni. 
,«    ')  Post, ChaDSsee«, Brücken- 
gelder, rerscliic'!.  V;»rvalt.- 
*  und  andere  Einnabmea. 

Domänen.  Forsten,  Berg- 
werte»  Fabriken,  Apotheke. 
Zeitung.  Münze,  Floss-  und 
Holzhof-Nützimg,  Zioseo  ton 
Kepiulien,  reiediiMteiie  Eii- 
mbineii  der  Oberiaaiils. 


Der  sicbetecbe  StMtsbansbtlt  w«r  Memech  doch  in  der  erBten  Periode  oeeh 

der  fran7.ö>ischon  Kriegszeit,  spcciell  In  den  l^J^Oor  Jalireti ,  auch  sclioi»  Qbor- 
wiegund  auf  Steucrwirtbscbaft  begründet,  etwa  zu  zwei  Dritteln  seiner  Hein- 
einnähme.  Von  den  Steuern  waren  nach  dem  Roh-  und  Reinertrag  directe  bezw. 
46.3  und  49.9,  indirecte  45.3  und  42.1.  VerkebiBfiteiiern  und  Lottogewinn  8.7  und 
8.0  wobei  indessen  die  Einsctzong  einiger  Posten  in  diese  Kategorieen  bei  dem 
nicht  immer  unzweifelhaften  Gbaracter  dieser  Posten  nicht  ganz  sicher  ist  Um 
iviseben  direeten  und  indirecten  nebet  Verkehraetenem  (nnd  Lotte)  aber  ennUienid 
ein  Gleichgewicht  nach  dein  Ktiinerfrag  (ein  kleines  rc1jfrgi;wirlit  der  indirecten  und 
Ycrkchrssteucrn  nach  dem  Rohertrag)  bestand,  nicht  das  vorbin  nach  der  staatsrecht- 
lichen Eintheilung  berechnete  Verh&ltniss  des  Reinertrags  ?on  :  Va  •  möchte  im 
Ganzen  richtig  sein.  Immerhin  waren  darnach  damals  die  direeten  Stnatssteuem  im 
Verh&ltniss  zu  den  übrigen  etwas  schwächer  ausgebildet  als  in  Preussen  (s.  o.  Tab.  H. 
S.  54).  Das  Verhftltoiss  zwischen  Ertrags-  und  Personal-^Einlkommeo-)SteuerD  unter 
den  direeten  I&sst  sieb  bei  dem  gemiscbten  Chencter  einzelner  Poeten  anter  A.  be- 
sonders  der  Quatembersteuer,  nicht  beaffem.  JedenfaU«  waren  die  direeten  Steveta 
aber  veit  aberwiegeud  £rtragsstcueni* 


35.  Zweite  Periode,  von  der  EinftibriiDg  der 
VerfaBSUDg  bis  tnr  Einflllining  der  EinkommeDsteoer 
(18dOer  bis  1870er  Jahre).    Erst  mit  der  Verfassung  Ton  1831 

WDfde  Sachsen  ein  wirklich  staatsrechtlich  einheitliches  Gebiet 

aucli  für  die  Finanzen,  da.s  Ka.ssenweseu  und  die  Besteuerung:. 
Die  technische  Cnvollkonimenheit  der  bisherigen  Besteuerung,  die 
Ungleichmässigkeit  derselben  hatte  zwar  schon  seit  länger  Pläne 
zur  Reform  veranlasst,  besonders  betrerts  df^r  ( ;riiiid>t('uorn.  Nach 
dem  Erlass  der  Veriassang  kamen  diese  Dinge  aber  erst  ordentlich 
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m  Flass.  Der  Zutritt  SaehseiiB  srnn  ZoUyerein  (1884)  bedingte 
ohnedem  wesentUehe  VerftndeniDgeo  der  Zötte  und  inneien  Ver- 
bnachssteaem.  So  begann  eine  Reformperiode,  in  welcher  die  alte 
SteoerverfasenDg  grossentbeÜB  durch  eine  neue  ersetzt  wurde,  ganz 
neue  directe  nnd  indirecte  Stenern  an  die  Stelle  der  bisherigca 
traten,  die  Besteuerung  niodemisirt  und  uniticirt  wurde.  Für  mehr 
als  ein  Menscbcnalter  lang  wurde  dadurch  eine  neue  Grundlage 
der  Besteuerung,  an  der  dann  in  dieser  Zeit  nur  Einzelnes  weiter 
ausgebaut  nnd  verbessert  ward,  gescbaöen. 

In  der  noucu  Vertassung  (§.  07—40)  fanden  die  nnuleriien 
poHtiscben  Grundsätze  der  Gesetzraägsigiieit,  Allgemeinheit  und 
Gieicbmässigkeit  der  gesammten  Besteuerang  nunmehr  ibre  ans* 
drUckliebe  staatsrecbtliche  Anerkennung.  Ein  ,,neue8  Abgaben- 
system'* sollte  dauacb  festgestellt  werden,  „wobei  die  Gegenstände 
der  directen  nnd  indirecten  Bestenemng  nach  möglichst  richtigem 
Verhaitniss  zur  Mitleidenschaft"  zn  ziehen  seien  (§  39).  Die  gesetz- 
liche Auf  hebnng  der  bisherigen  Realbefreinngen  gegen  angemessene 
EntschSdigung  wnrde  in  Aussiebt  genommen  (§.  39).  Neue 
bleibende  Befreiungen  von  Staatslasten  sollten  unzulässig  sein  (§.  40). 

Nach  diesen  QfundsStzen  erfolgte  nun  die  Reform  der  directen 
Besteuerung.  An  Stelle  des  verwickelten  uud  veralteten  bisherigen 
Systems  traten  zwei  grosse  neue  Steuern,  eine  die  Gebäude 
mit  um  in  s  s  e  n  d  e  Grundsteuer  für  die  grnndbesitzende  und 
auf  eigenem  Besitz  Landwirthschal't  treibende  und  eine  Gewcrbe- 
und  Personalsten  er  lür  die  Ubrij^e  P»evölkerung :  ein  System, 
in  welchem  wie  bisher  der  Ertragsstcuercharacter  vor  dem  Personal- 
nnd  Einkommensteuercbaracter  durchaus  vorherrschte,  welches  aber 
wenigstens  in  der  Grundsteuer  eine  wesentliche  technische  Yer- 
bessernog  darstellte. 

Die  Grandfltever  wer  oioe  reine  ErtreiTveteoer  fttr  dfe  läadltchoD  Gtond* 

itucko  nach  ilcui  System  Jos  btalilen  Parcdlar-  und  Ertrafr?ka(asfrrs  auf  Grurul  eiuer 
aaküüseriden  Vermessung,  Booiiiruug  und  ^jcbützoDg  des  mitüereo  Ertrags,  far  die  tic- 
baode.  die  Wobn-  und  gewerblichen  nach  dem  mittlerea  Miethwerth-Anschlag,  hier 
uotcr  Kucluichtnabmu  aof  die  durch  Neu-  und  Umbauten  bewirkten  Veränderungen. 
Die  lindüche  Grundsteuer  war  dabei  feiner  tlurrh^o fuhrt  iiml  berUcksicbtigt^  mebr 
die  indiriduellea  Ycrbältnisse ,  von  denen  der  wirkiicho  Ertrag  der  ürundstücko  ab> 
hiagt,  wie  Kliae,  OrtUehe  Lage  nm  Bewirthschtftungs-  und  Absatzert,  Bescbaflen- 
bdt  der  Wege,  als  die  modernen  Grundsteuersystemc,  namentlich  grosser  L&ndi  r, 
dies  sonst  zu  thun  pflegen.  Formell  wurden  sogen.  ,^teuerembeiten"  zu  ^/^  Thir. 
(10  Neagroschcn)  gebildet,  nach  welchen  dann  der  Steuersatz  bestimmt  wurde,  zuerst 
rej^eluiässi«;  zu  9  Pfennig  (9  Normalsatz .  wozu  bisweilen  noch  Zoachlige  traten 
1^'49— 59  meist  1,  auch  2,  1867-69  2  und  1  rfeniugc,  1845  war  der  Satz 
aoer  nur  7,  1846 — 48  8  Pfennige).  Die  sorgriltige  Katasterarbeit  begann  lö35  und 
Wir  em  1842/48  beendet  Von  Anfaog  1844  an  trat  die  neue  Grundsteoer  an  Stelle 
der  bisherigen  mannislUiigen,  den  Boden  belastenden  Stenern,  besonders  der  Sobodc-, 
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Quatomber-.  Acriseprondsteucrn,  Cavnllcri  rcrpflepungsgeldor  u.  A.  m.  in  den  alten 
ErbUnden  und  den  ent&prechonden  (iruudätouern  in  der  Oberlaosiu  (Ges.  v.  9.  Sep- 
tember 1843,  §.  G).  Aach  die  ErmittelDiig  der  EDlscliSdigriiDfsbetrige  der  bisher 
steuerfreien  Grundstücke  erfolgte  gleichzeitig  in  sorgfliltiger  Wiise.  Die  ganze 
Bachsische  Grundsteuer,  insbesondere  fdr  die  ländlichen  Grundstücke,  gilt  aU  eine  der 
relativ  gelungensten  unter  den  modernen  Grundsteuern  auf  diesem  schwierigen 
Katastiiiwigagebiote,  »nmAl  oater  diesen  Sceaem  in  immefliin  etvas  gt9mma 
Lindern. 

Grundlage  im  L&ndtagsabschied  v.  30.  OcU  18«'U.  §.  19  ff.,  dazu  Au»fuhruDgf> 
Tcfordnungen  r.  1835.  1886.  1838.  Oes.  r.  8.  Nor.  1838  Uber  das  iitenerfreie  Gntnd- 

eiß.ntlimn,  <■  -   v.  0   Si^pt.  184:^  betr.  Kinftlhruug  des  neuen  Grandsteuersystems 
(v.  1.  Jan.  1844  an),  mit  Ausführungsverordnungen  v.  26.  Oct  1843,  womit  die  bis- 
herigen Grundsteuern  und  alt  solche  geltenden  Steuern  des  alten  Systemn  (9.  ^  in 
.  6  des  den.  y.  1848)  fofifielea.  Dato  Ges.  r.  15.  Juni  1848  betr.  die  Gewibrang 
er  Entschädigungen. 

Weit  weniger  genügend  war  die  neue  Gewerbe-  uud  Personalateuur 
dee  Gesetzes  w.  22.  Nor.  1884*  wdche  schon  ren  Anftmg  1885  an  an  die  Stelle  der 
betreffenden  Abf^abcn  des  alten  Systems  trat.  Sic  traf  die  Gowerhe-  und  Hamiel- 
treibeudon  aller  Art,  die  i&ndUchen  Pächter,  öttentiiche  Beamte  aller  Art,  liberale 
Berufe,  Grund-  und  Knpiulrentner  n.  dg^.  Hehr  auf  eine  Einkomnienbesteaemag 
binstrebcud,  hat  sie  diese  aber  iMisonders  flir  die  Gewerbe  doch  noch  nicht  erreicht, 
und  in  ihrer  Zusammensetzung  aus  heterogenen  Elementen  auch  keine  pleirhrn;issi?e 
Bt^teucrung  der  ihr  unterworfenen  bteuerobjecto  und  Subjecte  herbeiführen  kOuuou. 
Daher  trat  schon  1845  (24.  Doc.)  ein  neues  bezttgliches  Gesell  an  die  SteUo  des 
firttberen,  das  dann  durch  spätere  Gesetze  noch  mehrfach  erläutert  und  ergänzt  worden 
ist  (Ges.  r.  23.  Apr.  lÖdO,  31.  Jan.  1862,  9.  Doc.  18o8.  10.  März  18(>8,  18.  Febr.  1870, 
80.  Nor.  1874).  Aber  im  Prindp  blieb  es  aucb  im  Gesetz  r.  1845  und  den  Er> 
gäazungen  dazu  bei  joner  Verbindung  verschiedenartiger  Steuern  mit  verschiedenen 
Veranlagungsgrundsatzen  tioch  wie  im  Gesetz  v.  \^'M.  Die  Gewerbe  wurden  darnach 
zum  Theil  nach  der  „I^Icikmaiuicthode*'  und  auf  Gruud  eines  detaillirten  Classen- 
schematismns  von  Gattongs-,  Betriebsomfangs-  nnd  Ortsdassen.  xam  Theil  unter  Bildong 
vo-i  Steuercontingenten ,  die  dann  narh  näheren  Bcs-tirnmunffcn  auf  die  einzelnen 
Betriebe  zu  vertheilcn  waren  (Gast*  und  Sch&nkgewerbe,  t'abrikanten},  zum  Theil  ancb 
vnter  Bildung  ron  Ortscontiogenten  and  Stenergesellsebaften  behob  Repartition  des 
Contingents  auf  die  Einzelnen  (Kaufleate  in  den  grösseren  Städten)  besteuert,  von 
sonstigen  Verschiedenheiten  und  Einzelheiten  abgesehen,  woron  nur  eine  Nebensteuer 
auf  Prädicate  (auf  Ansuchen  ertheilte  oder  geuebniigtc.  auch  akademische  Würden) 
erwihnt  werden  ma^.  Im  Ganzen  war  daber  diese  „Gewerbesteuer"  als  Glied  der 
zweiten  direeten  Sfener  doch  eine  ErtTrij^sstcuor,  wie  die  GrunJ  tn-,  r  Tn  i-  !.  nrj  r  r  'n 
Theilen  der  Steuer  trat  dieser  Gharactor  dagegen  rielüach  und  sulbst  ganz  zurück, 
der  der  Personal-  und  Einkommenstener  mebr  berror,  was  sieh  in  Abzog  der 
Schulden,  bei  Hentcneinkouuiu  n,  in  der  Höhe,  d.  h.  der  Mässigkeit  des  Steuersatzes 
(iiirht  über  2*  ^  "/o \  in  der  Proj^ression  dieses  Satzes,  besonders  für  Beamtengehahe, 
Kcutner.  iui  Erforderuiss  der  Eiukommen-Declaratiun  u.  A.  ni.  zeigte.  Dadurch  kam 
eher  folkads  eine  Incongroeoz  zwischen  den  beiden  Gliedern  in  diese  Steuer  and 
auch  das  Verhältniss  der  panzon  Steuer  zur  Gnindsieuer  wurde  so  ein  schiefes.  Die 
Gewerbe-  uud  Pcrüonahiteucr  entsprach  den  in  anderen  Ländern  (Baiern)  gctrenntoa 
Stenern,  der  Gesrerbesteaer,  sowie  der  Kapitalrenten-  nnd  der  sogen,  „speeiellen  Ein- 
kommensteucr"  für  die  übrigen  Einkünfte  und  Personen,  welche  durch  die  eigentlichen 
Ertrag-ssteuern  (Grund-,  Haus-,  ticwerbesteuer)  nicht  oder  nicht  ausreichend  eetroöen 
werden.  Den  damaligen  wirthsoh:ifiiichen  Verhältnissen  gemäss  und  üübprccbcud  der 
altbistorisdien  hölicren  Bela>ttnifr  war  der  Ertrag  der  Gnindstener  nach  dem  ordentlichen 
Sntz  atirh  erbeblirh  höher  ab  di  r  der  anderen  dirccten  Kauptsteuer,  in  den  1840':r 
Jahren  dreimal  so  hoch,  ein  Verhältniss,  das  sich  durch  die  öfteren  Zuschläge  zu 
beiden  Stenern  im  Etat,  dabei  erbebticb  höheren  zur  Gewerbe-  nnd  Personal-  au  nr 
^i'nuidstcuer.  zwar  nicht  unwesentlich  änderte,  aber  doch  verblieb  (Zu>rhl5^e  ver- 
schiedener Höbe  1848—57,  1867—61)  zur  crsteren  Ste  uer).  S  Statistik  der  Gruud- 
und  der  Pcrs.-  u.  Gewerbest,  f.  1H;U— 74  iui  i.aclis.  >iaiibt.  Jahrb.  1868,  S.  5G  If.). 

S.  Uber  die  damalige  Bcsteuerunir  u.  A.  Ensrel,  in  der  Ztschr.  d.  sächs.  etat. 
Bar.  185(>,  v.  lieden,  a.  a.0.  S.  1262  £,  Gonsel  in  Births  Annalen  B.  7,  1874. 
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S.  l^^Tl  fr..  Conrad  im  Jabrb.  f.  Kat-Oek.  B.  16,  1871,  S.  430  ff.,  Löbe,  flAcbs. 

btaatbh;»u>hlt.  IN^U,  S.  150^ 

Noch  grössere  Veränderungen  traten  seit  1834,  in  Folge  des 
Beitritts  Sachsens  zum  Zollverein,  bei  den  indirecten  inneren 
Verbranchssteuern  und  den  Grenz  zollen  ein.  Die  meisten 
älteren  betreffenden  Steuern  und  Ziille  wurden  aafgeboben  und 
leUtere  durch  die  Zölle  und  AusgleichaDgs-((Jebergangs-) Ab- 
gaben des  Zollvereins,  erstere  doreh  besondere  innere  Verbrauchs- 
atenern  fttr  inlttndiBoben  Branntwein,  Bier,  Wein»  Tabak, 
weeentlieb  nacb  den  preossiaeben  Normeni  ersetzt. 

Der  Ertrag  letzterer  drei  Steuern  verblieb  Sachsen,  ftlr  die  Branntweiosteoer  and 

die  ücbergangsabff.ibon  hi!d.«te  Sachsen  mit  einigen  ZoUvorcinsstaaten  eine  besondere 
Stenergeinöinscbatt,  luit  V  ertboilung  den  Ertrags,  wie  bei  den  Zöllen,  nach  der  Kopf^alil. 
BpUet  (1841)  trat  noch  die  geneintame  Rubenzockersteaer  hinzo.  Das  Salzmonopol 

(Haodelsmonopol)  blieb  indessen  auch  nach  l>^:\i  beistehen,  der  Elbzoll  ebenfalls 
bis  1870.    Die  eigene  innere  Weinsteuer  wurde  wie  in  Treusscn  l^Oö  aufgehoben. 

Eine  EigentbUmlichkeit  der  sächsischen  Staatsbesteuerung 
bis  in  die  Gegenwart  war  und  ist  die  alte,  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert bestehende  Fleischsteaer,  die  durch  die  allgemeine 
8eblaebt8tener  des  Gesetzes  Tom  18.  Oot.  1834  von  Anfang 
1835  an  ersetzt  wnrde. 

Sie  hat  später  and  bia  in  die  Neuzeit  mehrfach  Veränderungen,  Vereinfachungen 
und  B-'schränkungcn.  aber  auch  Erhöhungen  der  Steuersätze  (nach  Stückzahl  und 
Viehart)  erfahren  ^Gcs.  v.  25.  Mai  1852,  15.  Mai  1S<;7,  12.  Nov.  1875.  24.  Febr. 
1888,  22.  Apr.  1892).  Die  frühere  Besteaerong  ?on  allem  Vioh  (aucli  Kälbern  and 
Schafen)  ist  jetzt  auf  Kindvioh  lOchscn,  Kühe)  und  SLiiWfinc  beschränkt,  dit*  frühere 
Verschiedenheit  zwiacheu  meist  höherem  Tarif  für  gewerbliches  und  niedrigerem  für 
Uanaachlaehten  wegg:efallen,  der  Stelieisatz  jetzt  der  gleiche,  nnr  ist  er  fttr  Ochsen 
in  d«l  grossen  bezirksexempten  Städten  Leipzig^,  Dresden,  Chemnitz  höher  als  in  den 
anderen  Orten  (hier  dort  21  M.  das  Stück,  anderes  Rindvieh  über  und  unter  150  kg 
12  und  6  M.,  Schweine  2  M  ).  Zur  Ergänzung  dient  eine  üebergangsabgabc  von 
feninäHndischem  Fleischwerk  und  ein  Zuschlag  zom  Zoll  fQr  ausländischca  Fleisch. 

Die  sächsische  und  die  badische  sind  se-j^enwärti?  noch  die  ein/iejen  staatlichen 
Fleischateuero  in  Deutschland.  S.  für  die  frühere  Zeit  v.  Reden  a.  a.  U.,  S.  1286, 
T.  Heckel,  H.  W.  B.  8t.  V,  574  a.  bes.  G.  f.  Mayr  in  t.  Stengers  Wftrtorb.  d. 
Verwaltung,  II,  «»ß.  Zeller  in  Schönberir's  Handb.  III.  I.  Abth.,  4.  A..  S.  491. 
Merkel.  Sctilachtst.  im  K.  Sachsen,  18'.>2.  von  der  Mosel.  Handb.  d.  sächs.  Ver- 
valtUDgsrechts,  8.  A.  U8ä7),  Art.  Flelscbsteuer,  Martin,  Fleischverbrauch  iu  Sachsen, 
Zisehr.  d.  aAchs.  stat.  Rur.  1895,  S.  97  ff.,  daselbst  S.  101  die  fenchiedeaen  seit 
1885  bestehenden  Tarife. 

Die  Uteie  Stempelgesetzgebong  bat  1834  (V.  t.  25.  Febr.) 
ond  spSter  Verilndernngen,  eine  umfassende  Neuregelung ,  mit 
Verselbstftndigang  der  Erbsebaftssteuer  aber  erst  1876  (Oes.  v. 
13.  Not.)  erfahren.  Sie  traf  frttber  auch  Spielkarten  und  Kalender. 

Durch  die  Einnabme^Antbeile,  welche  Sachsen  aus  den  Zöllen 
und  der  Rttbenzuckersteuer  des  Zollyereins  sowie  aus  den  inneren 
indirecten  Steuern  der  Zollgemeinschaft  für  diese  Abgaben  inner- 
halb des  Zollvereins  zufieleo,  siad  im  Lauie  der  Zeit  die  Erträg- 
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nisse  der  alten  aiiigebobenen  indirecten  Stenern  reichlich  ersetzt 
woiden,  zumal  Sachsen  bei  seiner  rasch  wachsenden  Bevölkerung 
aus  der  Vertheilung  der  «j^enieinsanien  Einnahmen  nach  der  Kopf- 
zahl im  Zollverein  hcsoinlcic  \  (*itlieile  zog.  beit  dein  Eintritt 
Sachsens  in  den  Norddeutschca  Bund  und  das  Deutsche  Heicb 
haben  sich  diese  Verhältnisse,  wie  in  den  anderen  Bandesstaaten, 
nur  nach  den  Normen  der  Reichs-Finanz-  und  SteuerverfassiiDg, 
daher  auch  nach  den  Bestimmungen  über  die  Aufbringung  der 
HatrieolarbeitHlge  nnd  Aber  die  Gegenrechnnng  mit  den  den  £inxel- 
Staaten  flberwiesenen  Antheilen  an  den  BeiehstOUen  nnd  gewissen 
inneren  Stenern  verttodert. 

FinanzBtatistiBCh  ist  toa  baoiiderem  InterüSie  zu  vcrfolfrcn,  wie  sich  dto 
Krträgnisse  der  grossen  Stenerpruppen  durch  die  Reformen  der  1830  und  40.  r  Jalir^^ 
g^eo  früher  Tcrindert  haben,  wobei  nur  immer  die  Einflüsse  der  Veründemug 
der  BefttlkerangazaU  und  dar  jeweiligen  wirtbsebalUiebeB,  polititchen  Q.  8.  w.  Ver- 

hiltnissu  lüit  zu  erwägen  sind.  Nur  eino  ins  Einzcliie  gehende  htatisdsclic  Analyse, 
die  hier  nicht  mOglich  ist,  ergiebt  das  (ienauerc.  Hier  nur  einige  Daten  aus  den 
Eiatä  und  Abrecbuuns^en ,  die  älteren  meist  nach  r.  Reden  {Ü.  1222)  u.  LObe 
(S.  248),  der  die  uinzelnon  dirocten  und  indirecten  Steuern  aber  nicht  bosoodeis 
scheidet.  Die  von  ihm  berechneten  Summeudaten  der  Roherträge  der  beiden  Steuer- 
grappen  und  der  eiuzolneu  indirecten  Steuern  für  die  ganze  ca.  50Jährige  Periode 
von  1884—84/85  bilMii  olierliaiipt,  ToUeods  aber  wtgm  der  eiofretreteneii  VerqoickQDf 
der  sächsischen  mit  den  Reichsstcuern  wenig  Werth  (a.  a.  0.  1^55,  159,  248). 

Die  Vcrändcrangen  ergeben  sich  auä  folgender  Tabelle  (s.  auch  o.  Tab.  20,  S.  99): 


Tab.  21.    (Voranschläge)  roh  rein 

Eriragsdurcbbchnitt  1834/30  Thli.  C.-M. 

1.  atte  directe  Sievmi   1855  1743 

2.  ^   iudirecte    „            ....  1805  1478 

9.   „  StempeUteuorn   110  104 

4.  Lotto   öO  50 

zusammen    3>2''»  3.375 

oder  p.  Kopf  Thlr.  Cour.       .    .  2.42  2.14 
Ertragsdurchschnitt  lö4y;51 

1.  neue  directe  Steuern   ....  2.55»0  2.421 
nemiich  a)  Grundsteuer    ....  1.487  1.405 

nebiit  Zuschlag  .   .   .  275  267 

b)  Gewerbe»  q.  Personalst  451  400 

nebst  Zuschlag   ,   .    .  386  349 

2.  neue  indirecte  Steuern     .   .   .  3.329.5  2.605.7 
ncmlich  a)  Scblachtstener    ...  321  239 

Zuschlag  dazQ     ...  161  132 

b)  Salzmonopol    ....  464  4.''»3 

c)  Biersteaer   224  16(> 

d)  Veüratener    ....  20.6  15.8 

e)  Branntweinstt  ii<»r     .   .  405  301 
Zuschlag  dazu     ...  120  ^ 

f)  Tabalistener   ....  5.7  4.8 

g)  Rttbenzndkersteaer  .  .  12.2  9.1 
b)  Grenz-,  ElbzoU  u.  s.  ir.  1.596  1  188 

o.  Stempelsteuer    218  195 

Zuschlag  daza    ...  64  61 

4.  Lotto   148  140 

zusammen   6.350.5  5.422.7 

oder  auf  den  Kopf  Thlr.  Cour.  .  3.S0  2.82 


Digitized  by  Google 


Staatoberaenof.  2.  Periode,  l^er  bis  1870er  Jahre. 


105 


Hieroacb  war,  einscblie^ch  der  TorabergeheadeD  Zoscbläge,  dio  ia  der  zweiten 
Periode f  und  zwar  fornemllcb«  aber  Bldit  allein,  bei  den  directen  Stenern,  statt« 

xefandeo.  die  iDdirecte  Besteoerun^,  unter  dem  Eiafluss  des  2k>Ilrereins ,  in  der 
/weiten  erepen  die  crj-tc  Periode  erheblich  stSrker  ah  die  directe  anstiegen,  nnter 
BtrrUclu»)chiii;ung  des  früher  um  c.  2.8  •/«  ^'  hwercren  Müii/.fu»ä»tis  im  Bobertrag  jene 
nn  ca.  86.8,  die>c  um  ca.  79.4  im  Reinertrag  bezw.  am  ca.  35.1  nnd  ca.  71.6  ^/g. 
Sicht  man  von  den  Zuschlfiuen  ab,  so  tritt  di(^  noch  viel  mehr  hervor.  Hierbei  ist 
jedoch  immer  zu  berücksichtigen,  dass  die  Eiaibeiloog  der  alten  Stenern  in  directe 
und  indirecie  nicht  rOllif  eorreet  Toifenommen  werden  kann,  mit  Rncksicbt  auf  ver- 
mischte Steuern,  wie  die  frühere  Äcci:ie.  Nach  Löbe's  dio  Abrechnungen  (nicht 
wie  in  Tab.  20  o.  21  die  Voran-schlHgre)  betreffenden  Daten,  \<'obei  zn  den  indirecten 
auch  die  Steuip(  l!>teiier  ereschlageu  ibt,  haben  sich  die  Keiiiertragnisäu  beider  Gruppen 
folgendermaassen  bis  187G/77,  bczw.  1864;66  entwickelt  (spftter,  von  1868  an,  sind 
die  Zahlen  für  die  indirecten  Steuern  we^cn  dos  Ueberjanps  der  mci>-ton  dieser 
Stenern  an  den  Norddeutschen  Bond  nnd  das  Deutsche  Keich  nicht  mehr  mit  den 
frttheten  vergleichbar).   (1000  Mrk.  JahresdnKfasehnitt). 

Tab.  22.   Sächsische  Steuern. 


directe 

inUirecto  Steuern 

1834  36 

5.022 

7.247 

1840/42 

4.184 

8.350 

1849/51 

7.441 

8.690 

1858/60 

6.704 

11.562 

18ß4'ßf; 

7.188 

12  529 

1872/73 

9.911 

(  6.089) 

1874  75 

11.179 

(  4.812) 

1876/77 

18.002 

(  4.846) 

HiMnacli  viren  gerade  in  der  Zeit  von  1834/86  bis  1849/51  die  directen 

Steoerfrträf^e  stärker  als  die  indirecten  gewachsen,  während  cr>it  hinterher,  bis 
1864/'66,  das  Wach^tbum  der  letzteren  dasjenige  der  ersteren  überholt  hätte.  Später 
kamen  dann,  anch  schon  vor  den  Reformen  der  1870er  Jahre,  die  directen,  dnrch 

eigene  Entwicklung  und  auch  durch  Zuschläge,  in  stärkere  Ertrai^stcigerung.  In 
der  für  Sachsen  (n.ich  1^661)  besonders  kritischen  Zeit  von  1867/69  war  »on  ihnen 
schon  ein  JahresertrHi;  von  10.210  Mill.  Mrk.  erreicht  worden. 

Bemerkenswerth  ist  noch  Folgendes.  Doreh  die  liederholt  erfolgten  ZnschlSge  zn 
dem  normaleu  Steuer$>atz  ist  auch  der  Grundsteuer  thatsächlich  die  Beweglichkeit  des 
?^'enerfus8es  und  damit  der  Steuercharacter  reiner  erhalten,  die  Umbildtinsr  dieser 
Steuer  zur  Kealiast  gehemmt  worden.  Die  Nothwenüigkuit,  zu  dieser  Steuer  und  zu 
der  zweiten  grossen  directen  solche  Znscblige  aofmlegen,  drängte  aber  auch  auf  die 
Reform  dieser  ganzen  BesteUerunjr  mit  hin.  Denn  sie  wurde  in  ihrer  bi>hcrig:en 
Gestalt  so  besonders  drttckood  and  bei  der  Verscbiedenartigkeit  ihrer  beiden  Glieder 
fehlte  noch  dn  richtiger  Maassstab  für  die  Bestinunnng  der  Htthe  dieser  Znschläge. 
Wenn  letztere  an  sich  auch  richtig  höher  für  die  Gewerbe-  und  Pcrsooalsteucr  be- 
messen vurden  als  für  die  (irundsteuer,  so  lie-i^s  sich  doch  dio  Richtigkeit  des  ge- 
wählten Zuschlag- Verhältnisses  bei  beiden  nicht  beweisen.  Die  Censiten  der  zweiten 
Steuer  fühlten  sich  durch  ihre  höheren  Zuschläge  gegenüber  den  Grundsteoer- 
C^'nsiten  benachtheiligt.  Diese  Saclilai^e  bat  den  Rodt.'»  ftlr  die  all^^emeine  Ein- 
kommensteuer mit  rorbereitet.  Die  sächsische  Steuergeschichte  ist  so  ein  gutes,  tiuanz- 
wissenschaftlich  interessantes  Beispiel  dafilr,  wie  gegebene  Stenern,  hier  die  beiden 
directen.  durch  die  verschiedenartige  Entwicklung  der  durch  sie  getrotfcnen  wirth- 
schaftÜchen  Kreise  riothwendig  in  ein  Missrerb.^Itniss  kommen,  wodurch  dann  auf 
Steuer ri-formca  in  bestimmter  Richtung  hingedrängt  winl.  Iti  Sachsen  war  das 
stAreade  und  daher  das  treibende  Element  die  immer  stiirke  in<ii]ütriestaatliche  Ent* 
virklan?.  Grundsteuerzoschlair  '  ,  — -  g  1>''>7  ■  ',/  •  bhir  zu  den  anderen  Stenern 
IW.  4Ü.  80  7,  U8Ö7  80  %).  \S.  u.  Vgl.  Gensei,  Hirth's  Annalen  B.  7,  1874 
8.  1879X 

Die  Entwickelanf  des  Verhältnisses  zwischen  den  nenen  beid^  ii 
directen  H  a  Tjp  tst  cü  ern  der  Tu  forni  in  diu  ;>n,  r  Jahren  bis  znm  Hinzutritt  der 
Einkommensteuer  in  den  70  er  Jahren  crgiebt  sich  ans  folgender  Zahlenreihe. 
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6.  B.  liebcrsichten  der  Bestcocroog.  Sachsen.  §.  35,  36. 


Tab.  23.   Sächsische  directc  Bestonerang.   (1000  Thk.,  Jahres- 
duchselinitt,  rein»  nach  dan  Ziffern  dea  Budgeta). 

Graodsteaer       J'^^'^^^e*  und 

1840,48  1.2  II  .H20 

1849/51  1.4(1.-.  400 

Zusehlag            2H7  .349 

lÖ68yt»9  1.580  1.032 

ZuacUag            182  422 

1^72  73  1.078  1.298 

1874/75  1.097  1.766 

1876/77  l.r,59  2.070 

1q  der  leUtci)  Periode  war  Uiu  ucuü  Eiuküuitucusteucr  (5.  u.)  bereitä  im  Etat 
mit  erachiraen  (0.759  Mill.  Thlr.).  In  der  Steigerung  des  £rtrags  der  Oeirerba-  und 
Pcrsonabteticr  seit  den  40er  Jahren  —  auf  das  4—5  OfacliL',  dagegen  nur  om 
ca.  40  7o  ^'^^  (iruudsteucr,  wo,  von  vorubergehcadea  Zuschlägen  i^so  fdr  1867. 
nach  dem  Kriege ,  860.000  Thlr.  nehen  728.000  Thlr.  anr  anderen  diieeten  Steoer) 
abfieseben,  wesentlich  nur  die  durch  Zuwachs  ?on  Gebäuden  bedingte  Ertragssteigerung 
in  HetracJit  kam.  —  spiesrclt  sich  vorncmlich  der  Eiiiflus>  der  cinffetretencn  wirthschaft- 
iichcn  EtiiwicLluug,  der  ätarit  gusticguucii  Bedeutung  dur  Industrie,  des  Stadteweseus 
in  dem  verflossenen  Mensehenalier  ab:  waa  dann  wieder  anf  die  Beform  derdliecten 
Besteuerung  mit  hindrängte. 

Von  den  tlbrigen  Steuern  war  auch  der  Ertrag  der  Stomp  eis  tcnor  stark 
gewachsen,  von  1849/51  bis  1874,75  von  195.000  auf  440.000  Thlr.  (reinj.  uicbr 
noch  der  Ueberachna»  der  Lotterie,  von  14yO(j<J  auf  870.000  Thlr.  (I).  der 
FIcischsteuerertrag  von  824.000  auf  (1870)  1.224.000  Thlr. 

Unter  den  sonstigen  ordentlichen  Einnahmen  hatten  die  boileut -ndsten 
alten,  die  Forsten,  einen  fast  fortwährend  von  den  30er  bis  in  die  70er  Jaiire 
steigenden  Ertrag  ergeben  :  von  030.000  waren  sie  anf  2.477.000  TUr.  (1871  ;7S, 
1^74  75  rortlberprchond  selbst  2.85f)00t>)  (rein)  gewachsen  T'i  ;  Domänen  u.  s.  w. 
hatten  dagegen  weniger  geliefert.  (Ertrag,  rein,  von  ca.  30Ü.0U0  auf  ca  167.000  ge« 
sanlien).  DafOr  hatte  das  Staatshahnsystem  anch  in  Sachsen  seine  grosso 
tinanzielie  Bedeutung  gewonnen  und  lieferte  auch  bereits  UeberschQsse  Uber  das 
Ztnserfordfrniss  der  Ktsenbabnschuldcn  hinaus,  deckte  selbst  die  Ti!fr«ng  der  c"o- 
sammtcn  bchuld  mit  und  ergab  sogar  alsdann  noch  einen  kleinen  Deberüchus^.  Ganz 
die  gleiche  relatlr  hohe  floanzielle  Bedeutung  für  den  sächsischen,  wie  in  Preussen 
^i'Mcr  für  den  preussischiTi  Sta:i(.-hmishalt  (Tab  4,  8.  5t;  hat  indessen  das  Staatsbalin- 
wesen  in  Sachsen  weder  damals  noch  später  gewonnen,  bu  dass  die  Besteaernng,  und  den 
Umstanden  nach  die  die  directe,  eine  grflaaere  Wichtigkeit  ab  in  Prenasen  ftr  den 
Staatshaushalt  behalten  mus^^te.  Im  Beginn  der  Siaatsbahnära .  Mitte  der  1840er 
Jahre,  betrug  der  Aufwand  fUr  Verzinsung  der  Staatss^chulJ  Ji56.000.  fi\r  Tilgung 
308.000  U843  45),  1874  75,  vor  der  Keform  der  directeii  Steuern,  4.543.000  und 
1.511000  Thlr.,  während  in  diesem  Jahre  der  Bdnertrag  der  Bahnen  schon 
5.012.000  Tlilr.  ergab,  also  so  ziemlich  di.^  tranken  Kosten  der  Schuld  (einschli.'>>Ii<  h 
der  alten  und  der  für  andere  Zwecke  aufgenommenen)  deckte.  Später  wurde  die 
Lage  in  dieser  Beziehnng  allerdings  zeltweiüg  wieder  nngQnstiger  (s.  n.  Tab.  24). 

§.  36.  Die  dritte  Periode  (löTOer  Jahre,  seit  der  Ein- 
führung der  Einkommensteuer,  bis  zur  Gegenwart,  1898).  Die 
technlscbe  UDVoUkommenbeit  der  bisherigen  Gewerbe-  und  Personal* 
stener,  welche  darch  ErhGhnng  von  Steuersätzen,  Aafhebnng  von 
ZnseblägeD  noch  empfindlicher  geworden;  der,  besonders  aneh 
dnrch  die  Ereignisse  von  1866  gestiegene  und  weiter  wachsende 
Finanz-  und  Stenerbedarf;  die  eingetretene  immer  wichtiger  ge- 
wordene indnstrielle  Entwicklung  des  Landes,  in  welchem  die  Fort- 
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bildung  der  Volkswirtbscbaft  aus  dem  „Agrarstaat"  in  dea  „In- 
dnatrie-  und  Handelsstaat'*  stärker  als  fast  in  jedem  anderen 
dentschen  Landesgebiet  &bnlieher  GrOsse  erfolgt  war;  die  Bedenk- 
licbkeit}  die  agrarische  Grnndstener  auf  der  Basis  eines  ein 
Meosehenalter  sttrttckliegenden  Katasters  für  den  Staat  ergiebiger 
an  machen;  die  wachsenden  Finanzbednrfnisse  der  Gemeinden 
n.  A.  ro.  drSngten  in  den  70er  Jahren  in  Sachsen  immer  stärker 
anf  eine  Reform  in  demjeui^cu  grossen  Steuergcbitt  bin,  wo  der 
Staat  allein  fUr  sieb  noch  vorgeben  konnte:  in  der  directen  Be- 
steuerung. Die  Reform  der  1830  er  und  1840er  Jahre  hatte  ihren 
Dienst  getban  und  g^  iiUgtc  den  neuen  Anforderuugen  des  Wiith- 
schafts-  und  StaatsIclRuis  «iolil  mehr.  Natneuilich,  wie  schon  au- 
gedeutet, die  jStütbvveudigkeit  von  Zuschlägen  zu  den  beiden  directen 
Steuern  hatte  missliche  Verhältnisse  geschaffen.  Es  war  nur 
natürlicby  dass  man  so  in  Sachsen  den  Schritt  von  der  Ertrags- 
bestenernng  weg  snr  umfassenderen  Personal-  und 
Einkommen  best  enernng  hinüber  zuerst  unter  den  grosseren 
dentschen  Staaten  that  (1674).  Die  allgemeine  Einkommen- 
steuer trat  sunttohst  dem  Plane  nach  und  nach  der  ersten  probe- 
weisen  Veranlagung  auch  in  der  Wirklichkeit  nur  als  Ergänzungs- 
8 teuer  zu  den  bisherigen  directen  Steuern  hinzu.  Nach  diesem 
wichtigen  ersten  Schritt  und  dem  trotz  aller  anfänglic  hen  Mängel 
doch  nicht  zu  leugnendem  Gelingen  des  Experiments  mit  der  Ein- 
kommensteuer ging  man  aher  hald  mit  Energie  in  der  ein- 
geschlagenen Richtung  weiter,  sciiob  dieErtragsbesteuernng 
des  Staats  noch  weiter  zur  Seite,  beliess  dem  Staate  nur 
eine  stark  ermässigte,  aul'^y  des  Normalsatzes  herahgeset/.te, 
seit  1886  durch  Ueberlassung  der  Hälfte  davon  an  die  Scbuicassen 
noch  weiter  verminderte  Real-(Grand-)Steuer,  die  dadurch  ihrer- 
seits nun  an  die  Stelle  der  Ergänzungssteuer  trat;  liessdie  mangelhafte 
bisherige  Gewerbe-  und  Personalsteuer  ganz  fallen  und 
erhob  die  zweckmässig  ausgebildete,  namentlich  mit  einem  guten 
VeranlagungSTcrfahren,  mit  dem  Declarationszwang  (von  1600  M. 
Einkommen  aufwärts)  und  mit  einem  mässig  progressiven  (richtiger: 
degressiven)  Steuerfusse  ausgestattete  allgemeine  Einkommen- 
steuer zur  directen  Hauptsteuer  des  Staatssteuer- 
Systems  (1878). 

Damit  erwarb  sich  Sachsen  den  Ruhm  des  Pioniers  des  steuer- 
poliiisehcn  uud  steuci  te(  huischen  Fortschritts  auf  diesem  Gebiete 
der  directen  Besteuerung  in  Deutschland.   Die  noch  grossartigere 
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preu88i8che  Reform  dieser  Besteneniiig  ist  von  dem  sächsischen 
Vorläufer  mit  beeinflasst  gewesen  und  doch  erst  ein  halbes 
Menschexialter  BpSter  erfolgt  Die  Propaganda  fttr  die  Einkommen- 
fltener,  in  anderen  Hittelstaaten  (Baden,  Hessen)  nnd  einigen  Klein- 
staaten,  ist  ebenfalls  mehrfach  auf  den  Vorgang  in  Sachsen  mit 
snrackznfllhren.  Die  beiden  anderen  grosseren  Mittelstaaten»  Baiern 
nnd  WOrttemberg,  sind  in  ihrer  Verfassung  der  directen  Stenern 
weit  hinter  Sachsen  znrflckgeblieben*  In  Württemberg  bereitet  sieh 
erst  jetzt  (13H8)  das  erste  Stadium  der  Reform,  in  das  Sachseu 
schon  1874  trat,  vor,  in  Baiern  ist  man  noch  nicht  einmal  80  weit. 
Die  sächsische  Steuerreform  der  löTOer  Jahre  beansprucht  daher 
ein  allgemeineres  ünanzwissenschaftliches  Interesse. 

An  der  Verbesserung  der  Eiuk  unmensteuer  im  Verwaltungs- 
wege und  durch  die  Gesetzgebung  ist  seitdem  weiter  gearbeitet 
worden.  Doch  wäre  hier  noch  Manches  mehr  zu  thun  gewesen. 
Namentlich  geht  die  sächsische  Einkommensteaer  zu  weit  herab 
(bis  300  M.,  seit  18^4  bis  400  M.  Einkommen,  die  erste  von  1874 
hatte  sogar  keine  untere  Grenze  fttr  die  Steaerpflichtigkeit),  Das 
ist,  anmal  neben  den  directen  Reichsstenem,  der  eigenen  Staats- 
Schlaehtstener,  stenerpolitisch  nnd  wegen  der  zn  grossen  Zahl  der 
Censiten,  welche  diese  weite  Aosdehnnng  der  Stenerpflicht  nach 
nnten  zn  bedingt,  aoch  stenertechniseh  bedenklich,  da  dies  die  Ver- 
waltongsarbeit  für  eine  ordentliche  Einschfttznng  zn  gross  macht 

Eine  erlithticho  Erhöhung  des  „stcacrfreien  Minimums",  ähnlich  wie  ia 
Freuäscu ,  etwa  auf  bOO  M.  (Neuioaiia'ä  Yonchlag)  köuDte  neb«a  dea  rielfach  die 
««kleinen  Lente"  bdastendeo  directen  Coranunalsteoeni  und  neben  der  Fteiflchsteoer 

wohl  eniäüich  in  Frage  kommen  und  hätte  aach  bei  <kT  geringen  Einträglichkeit 
d<'r  Eiiikornm»^n«teimr  von  den  Leuten  von  400  —  800  M.  Einkommen  finanziell  keino 
eili»  lili<  heil  iicdciikcn.  Mindestens  dieser  Betrag  liesso  sich  durch  gcriuije  Er- 
h  Wiuii^'  il(  s  Steuersatzes  der  Censiten  mit  höherem  Einkommen.  /..  H.  über  4800  M. 
leicht  einbringen.  Und  Veranlagungsgeschaft  wnrdc  «n^emein  erleirbtcrt.  1804 
waren  mit  3—400  M.  Eiukomueu  veranlagt;  17U.O0Ü  FersoucD  oder  12.04  % 
Eingeschiuten «  mit  Steoerertnig  ron  bloss  89.706  M..  wu  mu  demab  no^b. 
Cenbiien  von  400  —  800  M.  Eiiilcnrnme«  gab  es  710.142  oder  47.n:i  von  allea 
mit  bloss  1  510.280  M.  Ertrag  (G.68  "/^  vom  (iesammtcrtrafi).  Es  wurden  so  na 
60      Censiteu  fortfallca    Achulicli  urtheilt  KcumauD,  Gemeiudestcuerrcfurm  b.  28. 

Die  Fortbildung  der  directen  Bestenernng  in  der  Rtehtnng 
naeh  stärkerer  Belastung  der  Censiten  mit  higherem  Einkommen 
ist  jüngst  durch  Erhöhung  des  Steneri'usses  Ükr  solches  Einkommen 
zwar  erfolgt   Aber  das  analoge  Problem,  das  fundirte  Ein* 

kommen  stärker  als  das  übrige  zu  besteuern,  wird  durch  eine 
Objectsteuer  olme  Schuldenberücksichti^un^  wie  die  als  liest  ge- 
bliebene Grundsteuer  für  Gruud-  uud  IIuubrenten-Einkommen  nicht 
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geottgeod  gelost  irod  das  Kapitalrenten-  und  rerwandte  EinkommeD 
wird  fiberhanpt  als  solches  nicht  hdher  getroffen.  Die  schwierige 
Lage  der  Landwirthschafty  die  starke,  steigende  Gommnnal» 
hestenemog,  der  wachsende  Staats -Finanzbedarf,  nenere  mehr 
socialpolitlsche  ErwftgaDgen  fHr  die  Einrichtung  der  directen  Steaem, 
der  maassgebende  Vorgang  der  preossischen  Keform  von  1893 
haben  in  neuester  Zeit  die  Weiterbildung  der  directen  Besteuerung 
auch  in  »Sachsen  wieder  aui  die  Tagesordniins:  ^;ebracht,  namentlich 
im  Winter  1897/98,  wo  die  Regierung  eine  wohl  durchdachte  nm- 
fasBendere  hteuenetormvorlni;!'  euibrachte  (8.  u.  §.  39),  aber  ndt 
derselben  nicht  durchgedrungen  ist.  Die  in  diesem  Relbrm- 
plane  verfolgte  richtige  Idee,  das  Problem  der  höheren  Be- 
steaeniDg  des  Besitaeiokommens  nnd  damit  eines  Haupttbeiis  des 
grösseren  Einkommens  ttberbaapt  durch  die  Einführung  einer 
VermGgenstener,  wie  in  Prenssen,  za  ISsen  and  die  Ertrags - 
beste nernng  des  Staats  neben  der  Personalbesteoemog,  d.  h. 
den  Rest  der  Qmndsteaer  ganz  fallen  an  lassen,  wnrde  im 
Landtage  noch  abgelehnt.  Znm  Tbeil  macht  sich  wohl  das 
Interesse  der  wohlhabenderen  Classen,  die  unter  dem  Druck  des 
▼erschSrften  Veranlagungsverfahrens  bei  der  Einkommensteuer 
stehen  ond  vielfach,  freilich  mit  Unrecht,  darüber  klagen,  hierbei 
geltend.  Sachsen  hat  so  jetzt  die  »Stelle  an  der  Spitze  des  Fort- 
schritts in  der  Reform  der  directen  Besteuerung  wieder  verloren 
nnd  an  Preusscn  abgetreten.  Das  schnj'alert  aber  Sachsens  Ruhm 
in  den  70er  Jahren  nicht.  Und  lan^e  wird  sich  eine  Weiterbildung 
der  Personalbestcuerung  in  der  augedeuteten  Richtung,  daher  im 
Sinne  der  K^enrngsvorlagevon  1097/98,  doch  nicht  venOgern  lassen. 

S.  die  Landtegspapiere  über  die  Vorg:&Dge  in  Sachsen  Mit  1868,  besondeis  bis 
l^T''^.  ober  die  mancherlei  Projectc,  ü]n-.T  tlic  Intcressenjregensätze  der  rarteien.  ?on 
Stawlt  ond  Land,  ron  rerscbiedeaen  wirthschaftlichen  Berufen  u.  s.  Uber  den  Wider- 
sind  der  reicheren  Gbssen,  velehe  bei  den  mangelhaften  Veranlaguugsverfahren 
der  fruhi-n'n  (u'werbe-  und  Perfol) al>t<Mi er  viel  zu  wcnifr  hteuerten  iiikI  (iurch  die 
aeoe  Steuer  schärfer  herangezogen  wurden,  Uber  die  Schwierigkeit  im  Landtage  die 
Sache  durchzofahren  und  die  längere  Zeit  schwankende  Haltung  der  Regierung  die 
Aufsätze  in  Hirth's  Annalen  B.  7  u.  8  (1874,  1875)  und  Conrads  JahiL.  H  44, 
N.  F.  10  f'l'^^')  von  Gensei,  der  sich  utn  die  legislative  Behan'lliintr  der  Sache 
aelbst  wesiiutiiciic  Verdienste  erworben  hat;  ferner  Conrad 's  Ausführungen  in  a, 
Zeitsehr.  B.  16.  17  (1871).  21  (187a>,  83  (1879).  mit  BerflcksicbUgang  der  eiozeben 
Phasen  der  Entwicklung,  auch  der  Spociallitteratur.  S.  ferner  die  Gesetze  in  ..K. 
•ächs.  Steuergesetze"  (öfters),  v.  Stengel 's  Wörterb.  Art.  Einkommcnsteoer  ?on 
f.  Mayr.  B.  I,  auch  Suppl.-B.  II  u.  III.  H.  W.  B.  d.  St.  III,  Art.  Einkonmenst 
Ton  Gerlach,  auch  Suppl.  B.  I.  v.  Tröltsch.  A.  Wagner  in  Scbönberg's  Handb. 
III.  1.  Abth.n.  (4.  A.),  S.  202  n.  niehrfuch  pa.s.sim.  Srhanz  in  s.  Arch.  B.  12 
(NoreUe  r.  Ib94},   Vielfach  passim  Neu  mann  in  ».  (jeinoidesieuerretoroi. 

G«t«tze:  Aber  Etokonmensteiier  v.  22.  Dec.  1874.  wonach  die  erste  Ver^ 
anhgDDf  DDd  die  wirkliche  Erhebniig  der  Steuer  in  1877  n.  1878  erfolgte.  Menes  (Jesetz 
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an  dessen  Stelle  v.  2.  Juli  1><TS,  wonach  di«;  Steuer  von  1879  an  veranlagt  ond  erhoben, 
dazu  AasfilhruDgs-Verordu.  v.  2.  Juli  187b,  lustruction  f.  7.  Dec.  1876,  Norelle  r.  10.  MIrz 
1894.  Fin.  Om.  t.  15.  H&n  1894  betr.  die  Enn&chtlgnng  znr  Erhebangr  von  EinkomneB- 
stcaer-Zasclila<;'-n  zur  eventuellen  Deckung  höherer  Uedürfuisse  für  Koichsmatricolar- 
beitrage.  Cktuiuicntare  von  Walther.  Schäfer.  Ferner:  allgemeines  Gesetz  Uber 
directe  Steuern  v.  3.  Juli  1878.  Revidirtes  Gesetz  v.  9.  Sept.  1843  UberGruud- 
eteiier  r.  8.  Juli  1878.  Dazu  Ges.  v.  27.  M&rz  1886,  wodurch  die  halbe  dem 
Staat  verbliebene  Grundsteuer  den  Schulgemeinden  (s.  u.  §.  40)  iibLTlassen  worden. 
Besonderes  Ges.  r.  1.  Juli  1878  betr.  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Um- 
b erziehen  (Ges.  über  BeateveroBf  dee  Wendexlagerbetriebs  r.  28.  MiR  1880,  Air 
die  Gemeindecasse).  Hauptpunci)>.  aller  Gesetze  in  dem  r.  d.  Mosel 'sehen  Handb. 
d.  k.  sächs.  Verwriltungsrechts.  (8.  A.  1897).  Werthvolle,  periodisch  fortgeführte 
Statistik  der  Einkommensteaer-Veran lagungen,  in  der  Ztschr.  d.  s&chs.  5taL  Bur., 
von  y.  Böhme rt,  so  Ton  1875—94  im  Jahig.  1894.  Dtmns  Amsilge  In  Hirth's 
Aon.,  Fiti.-Arch.  u.  sonst  (s.  u.  §.  38). 

Nach  der  Steuerverfassang  ron  1878  wurde  der  durch  directe  Steuern  zu  deckende 
StMtsbedarf  ?od  1879  an  dnreh  die  drei  directen  Seenem,  die  Grand-,  die  Gewerbe- 
steuer vom  Gewerbebetrieb  im  UmluTzlchen  und  dio  Einkommensteuer  aufgebracht. 
Ausser  der  Gewerbe-  und  Personalatcuer  von  1845  mit  ihren  späteren  Ergänzungen 
fielen  damit  auch  die  vom  Regalbergbau  erhobenen  Steaem  (Gesetz  v.  10.  Oct  1804, 
§.  2 — 5,  nicht  die  besonderen  Abgaben  von  den  Gruben-  und  Schurffeldern,  nach 
§  »)  H.  dieses  Gesetzes')  (Art.  1  u.  6  des  Ges.  v.  3.  Juli  1878).  Die  Grundsteuer  des 
Staats  wurde  cndgiltig  auf  4  Pfennig  von  der  Steuereinheit  von  Vs  Thlr.,  gegen 
bisher  normal  9  Pf.  (ohne  die  wiedelholten  Zoschllge,  s.  o.)  herabgesetzt  Im  Falle 
einer  Revision  der  (Jrundsteuor  sollte  der  auf  die  Steuereinheit  treffende  Satz  zwar 
oea  festgestellt  werden,  aber  unter  Ausschluss  einer  Erhöhung  des  zur  Zeit  dieser 
Festsetzung  bestehenden  Gesammtbetraga  dieser  Steuer  (Art.  3,  §.  5  des  Gesetzes  vom 
3.  Juli  L^Tn  .  Wenn  der  dnrch  directe  Stenern  anfzubringcnde  Theil  des  Staat»- 
bedarls  durch  die  drei  genannten  Steuern  zu  deren  gesetzlichen  Normalsätzen  nicht 
gedeckt  wurde,  sollte  der  Fehlbetrag  von  nun  au  (abweichend  von  der  bisherigen 
Praxis,  wo.  neben  freilich  stftrkeren  Zvschlifen  zor  Gewerbe-  vnd  PersonalMeoer.  in 
solchem  Fall  auch  Zuschläge  zur  (Irundsteuer  erfolgt  waren)  lediglich  durch  Zuschläge 
zur  Einkommensteuer  aufgebracht  werden.  Etwaige  durch  die  Finanzlage  erlaubte 
Ermlssigungen  der  directmi  Stenern  sollten  «ideneilB  nnr  der  Grund-  und  Cinkomiaen- 
siener  zu  Gute  Itoiiinen,  beiden  aber  in  gleichem  Procentrerhältniss,  wobei  Zuschlige 
wie  Ermässigungen  durch  das  Finanzgesetz  zu  bestimmen  sind  (Ges.  v.  3.  Juli  1878, 
Art.  5).  Damit  war  die  Grundsteuer  detiaitiv  in  die  Stellung  einer  Erg&nzungssteuer 
der  Einkommensteuer  geschoben.  Dnrch  die  spitere  Deberlassnng  der  halben  Grand- 
StOQcr  an  die  Schulgcmeindeti  (Fiii.-Ges.  v.  27.  März  ISS'",  s.  das  N.lhero  im  Fin.arch. 
IV,  1887,  S.  1123  Ii,),  womit  auch  Sachsen  in  die  neueren  Buhnen  der  Ueberlassuog 
Ton  SlaaiHteaem  an  die  Gemeinden  nnd  Ihnliche  KOiperschaften  getreten  i^t,  erlangte 
die  Grnndsteoer  im  s&cbsischen  Staatshaushalte  noch  mehr  eine  Nebenstellung  in  der 
directen  Sta.'»(sh<^stf>uernnir.  Die  unerhebliche  Hansiergewerhesteuer  hat  hier,  wie 
meistens,  nur  einen  untergeordneten  Finanzzweck,  dient  jedenfalls  zugleich  anderen 
gewerbepolitischen  n.  s.  w.  Aufgaben  mit  oder  selbst  rerwiegend.  Der  Schwerponct 
liegt  also  in  Sachsen  ganz  in  der  Einkommensteuer,  wenn  am  li  nicht  in  demselben 
Grade  fast  ausschliesslich  wie  in  Preussen.  Uebor  den  neuesten  sächsischen  Steaer- 
roformplan  ?on  1897/98  wird  unten  in  §.  89  Einiges  mitgetheilt. 

§.37.  Hauptpuncte  der  Einkommenbesteuernng.  Auch  hier  soll, 
unserem  Plane  bei  diesen  Uebersichten  gemäss  (o.  S.  2),  nicht  auf  das  Einzelne  des 
Eiukommcnsteneifesetzes  eingegangen  worden,  wohl  aber  sind  hvi  der  prindplelleB 
B  ilentung  dieser  sichsischen  SteneReform  die  characteristischen  Haoptponcte  htffor- 

zuhebeu. 

SnbjectiT  einkomnenstenerpflichtiv  sind  (§.  4  des  Gesetzes  rm 

2.  Juli  1878)  nicht  nur  physische,  sondern  auch  in  grösserem  Umfange  als  sonst 
in  neueren  Gesetzgebungen  juristische  Personen,  nemlich  von  let/feren  nicht  bloss 
sogen,  juristische  Personen  des  Privat  rechts,  gewisse  Erwcrbsgesellschaften  (Actieo-, 
Cosnandit-Acticn-,  Bergwerkschaften,  Erwerbs-  and  Wirthschaftsgenossenschaften), 
sondern  auch  diese  Personen  dos  Öffentlichen  Sechts  (Gemeinden  and  soudge 
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Mck  4i«  mit  TennOfttDaenrerbsrecht  »mfiMtattoten  Stlftonireii,  ADSUüeeo,  Per- 

soueDTereincV  Nach  dem  Reformplau  von  1807/08  solltfii  itn!ii>scii  dwic  letztcn'n 
jaristischen  Personen,  auch  die  (icineindcn,  vou  der  Staatseinkommeasieaer  befreit 
werden  (s.  u.  §.  39).  Die  Erwerbügcscllächaften  sind  in  Sachsen  roll,  d.  h.  ohoe 
Abzug  eine:»  einkoijimenstcucrfreieB  Betrags  (wie  in  Baden,  Preussen),  8teattr> 
pfltchiig,  so  das5  die  Actionaire  u.  s.  w.,  da  sie  ihrerseits  keine  Stmicrorleichterang 
für  Actieazinben  und  Diridtiodeo  gcniesseo,  der  Einkommeitateoer  doppelt  uaterliegeD. 
Die  jarifldaclieii  PenoneB  des  ttffeDtlichcii  Rechte  Bind  biehor  stenerpilichtif  für  den 
TJ-»tiortr;ii.'  ihres  Grundbesitzes,  (lewerhcbctriebs ,  zinsbar  ri _ .  !eg:fi'n  Vermögens  (ab- 
lüclicb  der  eigens  zu  zahlenden  Anleihezinsen).  Bei  beiden  Kategorieen  juristischer 
Personen  findet  diese  weite  tabjectire  und  objectite  «teatlichu  Einkommensteaer* 
Päichtigkeit  ihre  ErkUrnog  mid  (bedinirte)  Rechtfertigung  durch  das  Fehlen  staet* 
Ii<  h  r  Krtragsbesteuerung,  ausser  dein  Rest  vou  Grundsteuer,  die  nach  wie  vor  Ge- 
bäude mit  Dinfasttt.  Eiuo  Singularität,  gemäss  dem  sächsischen  Erbrecht,  ist  die 
tabjectire  Steaerpflicht  ron  liegenden  Erbecbafken  und  nndena  mit  dem  Recht  des 
y.-rmÖe'Miserwerbs  ausgesfattoteii  Vcrni^frensmassen  für  doren  Roinerlrair.  Bei  der 
Steaerpflicht  der  physischen  Personen  ist  die  wichtigste  Beschränkung  die  der  Per« 
•onen  mit  nicht  ttber  300  M.  (seit  GeseU  Tom  10.  März  1894  400  M.)  Einltaiiiinen 
im  Jahre,  wobei  übrigens  «ach  in  Betracht  kommt,  dam  in  Sachsen  nicht  wie  in 
Preoss^n  die  Veranlagung  nur  nach  Haushaltungen,  sondern  auch  innerhalb  der  letz- 
teren nach  einzelnen  Personen  (Ehefrau,  Kinder)  erfolgt,  diese  daher  für  deren  ihnen 
aar  YerfBfnnr  stehenden  sonstigen  Enrerb  besonders  beslenert  ▼erden,  und  nur  Per- 
sonen unter  IC  Jahren  (früher  18)  in  der  bisherigen  «ntersfen  Stoiierstofe  t^— 4'm>  M.) 
steoeiirei  sind  (Gesetz  g.  6  Nr.  9,  8,  §.  3).  Die  entere  Bestimmung  kann  gegenüber 
dem  preasstsehen  Terfabren  eiae  Erleichterang  der  Steuerlast  bewirken,  da  in  Sachsen 
80  nicht,  wie  in  Preusseu,  Einkommen,  Erwerb  der  FamilienangehOri^n  ohne  Weiteres 
zu  dem  Einkommen  des  Ilan^lmitsvoi-staiids  geschlagen  und  bei  diesem  steuerpflichtig 
wird,  denn  ganz  kleine  Eiiikuuimcu  der  Augehörigen  bleiben  so  steuerfrei  oder  zahlen 
aiedrigeren  Sati  bei  dem  Degfessivfan,  ids  sie  sJs  Qocten  fon  höherem  Einkommen 
d'^s  nau>l)alt5hanpt3  zaMen  würden.  Aber  anderseits  ist  eben  jedes  eigene  kleine 
Eiukommeu  eines  iiaushaltangs-  und  Familienangehörigeo ,  z.  B.  der  Ehefrau,  der 
Kinder,  ron  jetzt  400  H.  an  bereits  steoerpfllchtig,  wenn  nach  zu  einem  erentnell 
aiedri£<:n  Satze.  Mit  deshalb  auch  im  Verhältniss  zu  Preussen  die  sehr  grosse 
Anzahl  der  Eingeschätzten  ^1894  1.490  55**  von  einer  Bevölkerung  von  3.64  Mill.,  also 
41  */o),  in  Preussen  nur  c.  8.5         S.  auch  Neu  mann  a  a.  0.  S.  15. 

Die  objectivo  Steuerpflicbt  ist  aach  dea  priocipieUea  Anforderungen  in  Betreff 
dessen,  was  als  steuerpflichti;?..-s  Eitikoinmea  allein  aufzufassen  ist  ( Abzug  der  Erwerbs- 
kotiten,  der  Schuldzinsen  n.  s.  w.)  richtig  angeordnet  15  —  21).  Daitach  noter- 
ti^en  iasbesondere  ..Erbschaften  und  Ähnliche  Erwerbangen'*  als  «^kosserordentliche 
Einnahmen"  und  „Vermehrung  des  Stamrovcrmögens"  nicht  der  Einkommensteoer 
^.15,  St.  2\  Realisirtc  nicht- kaufmännische  Specuiations- .  Conjuncturengowinne 
wcrdeu  aber  auch  noch  nicht  getrofieu.  Bei  der  Einscliät/ung  werden  4  Hauptqnellen 
oateischieden  (§.  17). 

Der  Stenerfuss  war  im  Gesetz  von  1P74  noch  in  Form  vou  einfachen  Steuer- 
sätzen (Steuereinheiten,  Simplen)  von  im  Gesetz  bestimmten  Eiokommenclasscn  fest- 
gestellt, wobei  dann  das  Finanzgeseti  n  bestimmen  hatte,  in  dem  Wierlelfi^hen  dieser 
Satz  zu  erheben  sei.  Im  Gesetz  von  1878  ist  man  zu  festen  Normalsätzen  für  Ein- 
kottimonclasseu  ttbor?ef  ansren ,  die  dann  erpntncll  im  Finanz^eset/.  vermindert  oder 
(wie  ucuerdings)  erhulit  w.rden.  Iiisofcra  ist  der  Steucrfuas  ein  beweiclichcr 
(wie  in  England),  nur  auf  der  festen  Grondiage  eines  Kormalsatzes.  Der  Steuerfnsa 
war  dabei  hi-?  zu  5400  M.  Einkommen  hinauf  im  Gesetz  von  1?^T>^  lin  uiiis^is^  pro- 
greesirer  (vou  c.  0.143  7«  *a,  '/s  ^*  f^^r  300 — 400  M.  Eiokomnim)  und  erreichte  bei 
5400  M.  8V»<  welcher  Sau  ron  da  an  den  Norraalsatz  bildete  I2>.  In  derNorelle 
vom  10.  Mär/.  1894  (ebenfalls  12)  ist  der  Beginn  der  Sfeuerptlicht  auf  400  M. 
£e«.if/t.  mit  dem  bisheriiren  Nornialsat/:  von  1  M.  fdr  4  —500  M.  Einkommen,  für  mittlere 
Einkommen  (1100—8800  M.)  i&t  der  Üteuerfu^s  etw  a?)  ermässigt  worden.  3  %  voll  jetzt 
erst  von  dieser  Höhe  von  8800  M.  an  (tntor^renze  von  Gl.  27.  mit  8800—0400  M. 
Einkommen),  bleibt  f  :r  He  üntergrenzc  der  ( Ias^.•  so  hoch  bis  Gl.  43  ^24.000— 25  000). 
von  25.000  M.  Einkommen  aa  steigt  er  aber  weiter,  für  je  1000  M.  um  je  40  M., 
bis  47.000  M.  Elakoaimen,  ron  da  an  am  je  50  M.  ftir  1000  M.  bU  100.000  H. 
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EiDkomtncn,  und  erreicht  dann,  ähnlich  wie  in  Prcassen  im  Gesetz  von  IS'jl.  4 
für  dio  üntcrgreiue  der  äteuerstafe  vou  100.000  M.  Eiukommea  ao.  Yuu  da  aa 
8tdi(«D  die  Claaieii  nm  je  2000  H.  EinkoiniDen  und  die  Steuer  beürftct  4  "4  •lesjeuii^en 
Einkommens,  mit  dorn  die  vorausfcchendo  Ctasse  t^ndtit  (ficv*.  v.  1894.  §.  12).  Ver- 
glichen mit  Froasscn  »ind  diubo  Normalsätzo  bis  1200  M.  Einkommen  etwas  hAher. 
dann  z.  Th.  etwas  niedriger,  z.  Th.  etwas  höher,  (Urdie  Einkommen  ron  6 — bOOO  M. 
an  meist  gleich  oder  fast  gleich  Sch»DS,  Aldi.  B.  12,  8.  760«  aberhMpt  dasdhsc 
S.  751.  Uber  die  Novelle  von  lb94). 

Zu  allea  Sätzen  konnteo  bia  20*7«  ZuschUg  nach  dem  Finanzgesetz  for  1894 
QDd  1895  treten«  woin  Secbien  inelir.  ale  im  Etit  aafenemmea  war,  an  dts  Dentaehe 
Beich  an  Matricularheitr&gen,  abzüglich  d<T  erhaltenen  U<'berweij>unffen ,  zu  zahl,  n 
baben  wUrde.  FOr  1895  ist  hierfür  ein  Zubchlag  von  lU  wirklich  erfolgt.  Eine 
principiell  wichtige  Maas^regel  in  den  finanzielIeD  Beziehungen  eines  Einzelstaatä 
mit  dem  Beich  und  ebenso  m  ^rju  t p  '.  ti^cher  Hinsicht,  wegen  der  Regelung  des 
Steuersatzes  nach  dem  Finan^bedurf  uud  weil  hiernach  ein  Theil  der  Slatricnlar- 
beiträgti  durch  eine  die  Leiatuugtif&higkeit  berttcksichtigeodo  Einkommensteuer  in  einem 
Eiozelstaat  gedeckt  vnd  so  tOt  letzteren  wenigatena  inMweit  die  Einkommen-  und 
Verbrauchsbebteucrunf^  für  Reichszwocko  in  organischer  Weise  verbunden  werden 
Auch  Ermäst^igung  deti  Steueraatzes  weiren  verminderter  Leinnngsfähigkeit  wird  in 
derWdse  nenerer  Gesetze  gewihrt  13).  in  dem  Oeaeta?on  1894  noch  in  höherem 
liaasae  und  in  weiteren  Eiukommengrenzun  (fruiier  bis  3900«  jetzt  bis  5800  M.). 

Besonders  wirhtitr  sind  die  ürondsät/o  tür  die  Veranlagung  (Ein- 
achätzung), die  Kegelang  den  Verfahreus  und  dessen  ganze  Organisation,  dio  Ge- 
staltung der  Rechtsmittel,  die  Bestimmungen  über  die  Folgen  ron  Zowiderhaadlnngeo, 
über  Strafen,  wofür  hier  auf  das  Gesetz  selbst  und  dio  Verordnunjren  dazu  verwics*m 
wird  (§.  14—77).  Bemerkt  tiei  nur,  Uasa  in  diesen  Normen  und  Einrichtungen  der 
Hauptwerth  dea  Geaetzea  in  practiacber  Hinsicht  und  die  Garantie  seiner  Bew&hrun^ 
liegt.  Von  einzelnen  bemerkeuswertheu  Puncten  seien  erwähnt:  ausnahmsweise  wird 
statt  des  Einkommens  einer  Person,  wenn  dieses  perinpcr  als  die  Kosten  der  Haus- 
haltung biud,  dicMir  Küiteiibcirag  der  Veranlagung  zu  üruudc  gelegt  (§.  15,  Nr.  6); 
die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Einscbltzongsgeschäfts  in  seinem  Bezirk  ist  an 
ein  eij^enes  fiscalischos  Organ,  den  Steuerinspcctor  (§  23),  der  zugleich  Vorsitzender 
der  Eiusch&tzungscommisüion  des  Districts,  in  der  Kegel  jeder  Gemeinde  (§.  25),  ist« 
ttbertranren  <im  Ünterschied  von  Piensfien,  wo  dlea  nicht  erreicht  ist);  der  Declarations- 
zwang  i»t  für  die  Censiten  mit  Uber  1600  M.  Einkommen  (in  Prcussen  3000),  (§.  39  (f.) 
eiugefilhrt;  die  (in  Pretisscn  tiuht  durcbj^odniiif^ene)  Deelarationspflicht  aller  Arheii- 
geber  Uber  das  in  Gehalt,  i.olitt  u.  s.  w.  gegebene  Liukommen  ihrer  ArbuUuchmcr. 
Beamten  n.  A.  i^t  angeordnet  (§.  36);  Hinteniebnnfren  werden  mit  dem  4 — lOfachcn 
des  Betrags  bestraft,  dessen  IlinterziL-huiiü:  unternommen  u-rtr  i  -.  also  Geldstrafe  (S.  0**), 
die  Verfugung  von  Ehren-  ((ielaiiguiss-)6traten  im  Falle  wi>.senilicber  Falschdeclaiatiou 
zum  Zwedc  der  Hinterziehung  i^t  im  Landtag  beantragt  gewesen,  aber  nitsbt  doreh- 
gedrungen. 

Die  Einkommensteuer  mit  ihrem  schärfere«  Veranlaj^unesverfahren  und  ihrer 
höheren  Belastung*  der  wohlhabenderen  Bevölkerung;  hat  vun  Aniani;  an  bis  in  die 
Get^etiwart  bei  die^^r  Olasse,  namentlich  bei  Kapitalisten.  Rentnern,  GrossindustrieUea 
u.  dgl.,  wegen  der  Ansi.niche  an  die  MiiwirkiuiK  Jlt  Censitiiii  boi  der  VeraiiUs,'un2: 
und  wegen  des  ganzen  Vcranlagungsvorfahrcns  auch  sonst  luancho  Anfechtung  er- 
fahren.  Aneb  baben  sicli  die  Schwierigkeiten  der  Veranlagung  bei  der  Maase  der 
kleinen  C-  nsiten.  wolrhe  die  weitherabgehende  Steucrpdicht  mit  sich  bringt,  und  bei 
der  Einschätzung  mancher  Einkommen  (hohe,  specicll  Zinbrenten,  Gewerbeertr5<r(\ 
nicht  gerade  vermindert.  Dennoch  wird  im  Ganzen  das  Crthcil  günstig  lauten  duifcn. 
Das  war  auch   das  Ergebni^s  einer  privaten  Uuifra>rc  von  (jcnsel  bei  den  Ver- 
anlagungbbehörden  (s.  s.  gen.  Aufs,  in  dcu  J:\hrh.  f.  Naf  ök.,  IL  44.  bes.  S.  49911'.), 
namentlich  Uber  den  Werth  des  Eiuschlltzungsverfahreus  und  der  Deelarationspflicht 
Aobnlieh  t.  Bosse  (Gemeindebestenorung  in  Sacfaien,  1890,  8.  42),  der  z.  B.  sagt: 
..wahrend  anfanL^-^  das  Gesetz  demoralisirend  zu  wirken  stliien.  übt  es  bei  llkngerer 
practischer  Handhabung  im  Gegentheil  einen  sittlich  -  erzieherischen  Einfluss  aus". 
Uebcr  jene,  zom  Tbeil  wachsenden  Schwierigkeiten  bei  der  Veranlagung  s.  besonders 
Neu  mann,  Gemelndeateaeriefonn«  mejir£acb,  so  8.  250  E  ~ 
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%,  38.  Sonstige  Maaasregeln«  Von  wiehtigeren  anf  dem 
Gebiete  der  Stenergeaetzgebnng  iat  namentlich  noch  der  sehen 
oben  erwähnten  y  in  diese  dritte  Periode  faUenden  mehrfachen 

Aenderangen  der  Fleiscbstener  za  gedenken,  deren  Beibehaltnng 

für  den  Staat  an  sich  schon  von  besonderer  principieller  und  pr.ic- 
tischcr  Bedeutung  war;  ferner  neuer  Gesetze  über  8tempel- 
ond  Erbschaftssteuer  vom  13.  Nov.  1876. 

"Ersferes  mit  Novellen  Tom  3.  Juni  1879  und  28.  Febr.  1880.  jetzt  auch  10.  Juni 
IbV^,  ititztojr«6  mit  Novellen  rom  8.  Juni  1879  und  9.  Mär£  1880.  Auch  die  Stempel- 
•tAver  SadiMiis  fot  nttOittch  dntek  die  Reichflfeset2gcbung  eingeengt  worden,  sie  um- 
faßte auch  in  der  iieu*Mi  Gcstiiltung  Ton  1876  ein  engeres  Gebiet,  als  sonst  vielfach, 
ond  hat  nach  den  Fallen  ihres  Eintritts  bei  Urkunden  'Ansstcllun-r ,  Vorlegnng  bei 
öffentlichen  BebOrdea)  und  dor  massigen  Höhe  ihrer  Sktzi;  noch  mehr  Gebuhreu-  alü 
StcaerchMttCter,  donnach  auch  einen  weniger  tiscalis'  hen  Character  als  sonst  meist 
BemericDswenh  ist  z.  B.  die  niediige  Abgabe  bei  Bt>itzH-echsel  von  Grundeigenthum 
^anter  Leb«&dofl),  nor  Vm7o<  ^t^Q  Vcrbreiton^  von  dcrmrtigen 

Abf^boB  ia  den  GemdBiien  (s.  a.  §.  42)  zosainnenblngt.  Die  noch  in  Sachsm  jetzt 
Terselbst.indijrte  Erbschaf tssteuor  ist,  wie  fast  ;Ulgemein  ia  Deutschland,  auf  die 
S^iteuliniti  und  Nicbn-erwandtc  beschränkt  ^aucb  Ehegatten  Irei).  Der  atutlicho 
Reformplan  von  1897/^8  enihalt  aber  eine  wichtige  Fortbildung  dieser  Steuer  (s.  u. 
§.  39).  V  gl.  G.  V.  Mayrt  Alt  StempeliteMr  und  £rbscli«flasteaw  im  t.  Sieiigd'selien 
Wonarb.  d.  Vorwnluug; 

Die  Vertheilnng  der  Staatssteuer -Belastung  in  Sachsen  hat 
sich,   abgesehen  von  den  Keichssteueru,  durch  die  lielorm  der 
l.'570er  Jahre  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit mehr  als  vordem  angepasst    iSelbst  das  Verblei  Ijen  der 
Fleiscbstener,  die  nach  der  Vertheilnng  des  Flcischconsiims  und 
der  Bestenerung  der  i* leischarten  doch  auch  in  erht'l)li(  hem  Maa.^se 
die  wirtbäcbat'tiich  leistungsfähigeren  Consumenteu  mit  trifi't,  nötbigt 
nicht  zu  einer  wesentlichen  Einschränkung  dieser  Behauptung.  Die 
Verschärfung  des  Veranlagangs?erfahrenB  nnd  die  Progression  des 
Steuerfnsses  bei  der  Einkommensteuer  trafen  doch  vomemlieh  die 
wohlhabenderen  I  namentlich  die  reicheren  Censiten  (wenn  aneh 
Tielleicht  immer  noeh  nicht  TttUig  genügend  nach  dem  Ziele  des 
Gesetzes)  nnd  unter  diesen  die  Zinsrentner  (Leihkapitalisten)  und 
Gewerbetreibenden  (GhrossindnstrieUe,  Kauf  lente,  Banqniers  n.  s.  w.) 
woU  im  Vergleich  zur  frttberen  Zeit  unter  der  alten  Gesetzgebung 
am  Meisten  (wenngleich  anch  sie  wieder  schwerlich  schon  durchaus 
nach  dem    gesetzlichen   iSteuersatz).     Auch  die  Vertbeiiung  der 
Steuerlast  auf  Stadt  luul  Land  entspricht  Dank  der  Entwicklung 
der  Eiiikniiiniensteuer  Jetzt  mehr  als  ehedem  der  Entwicklung  der 
bieucriTihi^keit.    Wenn   div  St;idte   nunmehr  den  liaupttlieil  der 
Einkommeusteoer  tragen  (löft<s  z.  H.  */g  gegen  ^'3,  GG.86  und 
^.14        1894  sogar  schon  72  und  28  %),  so  erscheint  das  nur 
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aDgemessen.  Vordem,  als  die  directe  Besteuening  weit  über- 
wiegend auf  dem  Grund  und  Boden  (Grandsteaer)  nnd  in  starkem 
Betrage  auf  dem  platten  Lande  mhte,  war  eben  aneh  die  Steuer- 
kraft  doeb  einigermaassen  noeb  bo  vertbeilt.  Die  Entwicklnng  der 
frQberen  Gtewerbe*  nnd  Personalsteaer  war  wobl  auch  scbon  in 
riobtigem  Verbältnlss  zn  der  gestiegenen  Leistnngsfthigkeit  der 
Gensiten  dieser  Steuer  erfolgt,  und  von  den  sttrkeren  Znscblägen, 
welche  diese  Steuer  wiederholt  im  Vergleich  mit  der  Grnndsteoer 
erfahren  liat,  gilt  das  Nemliche.  Aber  eine  sichere  Entsclieidnng 
Uber  das  richtige  VerhUltniss  beider  Stenern  und  der  Steuer- 
belastung der  Oensiten  beider  Viass  sich,  wie  wir  oben  schon  ge- 
sehen ,  nicht  troffen.  Daher  die  vielerlei  Streitigkeiteu  zwischen 
dcu  iüteresseuten  über  diesen  Punct.  Einer  der  Vortheile  der 
Einkommenstener  besteht  nun  auch  darin,  dass  man  nanmehr 
(freilich  von  der  immer  noch  verbliebenen  Verschiedenheit  der 
Erfassbarkeit  der  überwiegend  städtischen  und  ländlichen  Ein- 
kommen abgesehen)  auch  einen  wenigstens  leidlich  sicheren  nnd 
objectiven  Maassstab  zur  Bemessung  der  rerscbiedenen  Stener- 
fähigkeit  der  Einkommenkategorieen  nnd  von  Stadt  nnd  Land  besitat 
§.  39.  Der  Stenerreformplan  von  1897/98.  Die 
steigenden  staatlichen  Finanzbedllrfnisse ,  die  Misslichkeit  von 
zeitweiligen  allgemeinen  ZuschläjL^en  zu  dem  normalen  Stenerfnss 
aller  Classen  der  Einkommensteuer,  wie  sie  in  1895  erfolgt  waren, 
die  Bedenken,  hei  dem  Stenerfuss  ffir  die  höheren  Einkonimen  die 
Progression  noch  weiter  zu  ftthren  ,  oder  höhere??  P'.inkommen  von 
einer  gewissen  Höhe  an  allein  mit  zeitweiligen  Zuschlägen  zu 
versehen;  ferner  die  Bttcksicht  auf  die  Fiaanzlage  der  Gemeinden, 
der  Wunsch,  diesen  neue  Staatsmittel,  eventuell,  wie  schon  seit 
1886  den  ScbnlgemeindeD ,  in  der  Form  der  Ueberlassnng  von 
Staatsstenem  anr  VerfUgang  zu  stellen;  sodann  anch  die  immer 
mehr  sieb  verbreitende  ,,sociale*'  Einsiebt  von  der  Notbwendigkeitr 
das  fondirte  Einkommen  stärker  sn  belasten,  was  in  der  Form 
des  Hinzntritts  von  Ertragsstenem,  wie  dem  Rest  der  Grundstener, 
znr  Einkommenstener  doch  nicht  in  angemessener  Weise  bewerk* 
stelligt  werden  kOnne;  endlich  nnd  wobl  nicht  am  Wenigsten  der 
ftir  Sachsen  bei  seinen  nahen  nachbarlichen  wirthschaftlichen  Be- 
zielaiugeu  besonders  wichtige  V^organg  Preussens  in  der  grossen 
Reform  der  1890er  Jahre  —  alle  diese  Momente  und  andere  mehr 
haben  auch  in  Sachsen  die  Steuerreformbevvegung  Jüngst  wieder 
io  Gang  gebracht.    Früheren  LandtagswUoschen  gemäss  trat  die 
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R^enmg  mil  einem  QmfaoBenderen  Reformplan  im  Herbst  1897 
benror^  der  in  mehreren  Pnncten  sehr  bemerkenswerth  war  nnd 
in  einem»  in  der  Reform  der  Erbschaftsstener,  Sachsen  wieder  an 
die  Spitze  der  deutschen  Steaeneformbewegung  ftlhren  mnsste. 
In  dem  wichtigsten  anderen  folgte  er  dem  Vorgang  PrensseDs  in 
der  Einftlhrnng  der  Vermögenssteuer. 

In  der  Erbschat'ts-(un(l  Sclienkuiigs-)Stener  sollte 
die  Steuerpflicht  auf  die  directe  Linie,  selbst  auf  die  Kinder,  und 
auf  die  Ehegatten  ausgedehnt  nnd  zugleich,  ähnlich  wie  in  der 
}ii im. ipiell  und  practiscb  so  wichtigen  britischen  Erbschaftssteuer 
reiorm  von  1894  (Erg.-Heft  n\  B.  III  der  Fin.,  §.  8),  zu  einer  Ab- 
stufung des  Stenerfusses,  bezw.  einer  Progressivität  desselben  nach 
dem  Bereicbernngsbetrage  des  Erben  n.  s.  w.  übergegangen  werden, 
anch  eine  Erhöhung  des  bisherigen  Steuerfusses  tiberlianpt  ein- 
treten. In  der  eigentlichen  direeten  Staatsbestenemng  sollte 
nnn  anch  der  Rest  der  Grundsteuer  vom  Staate  fahren  ge- 
lassen und  wie  die  eine,  so  jetst  auch  die  zweite  Hälfte  dieser 
Steuer  den  Schttlgemeinden  ttberlassen,  der  Ausfall  aber  und 
der  sonstige  steigende  Steuerbedarf  des  Staats  ausser  durch  die 
Reform  der  Erbschaftssteuer  durch  die  Einftlhmng  einer  Ver  m  ö  g  e  n  s  - 
Steuer  nach  preussischem  Master  gedeckt  worden.  Kleinere  Ab- 
änderungen des  Urkuiidcnsteiüpels  und  der  Einkommensteuer,  bei 
letzterer  namentlich  die  Beseitigung  der  ijteuerptlicht  der  Gemeinden 
und  übrigen  Personen  dr>  iVeutlichen  Rechts  u.  s.  w.  (s.  o.  S.  110\ 
nmfasste  df*r  Plan  ausserdem  noch  mit.  Er  führte  die  lutomi  >  » 
recht  zweckmässig  weiter  und  hatte  auch  das  Gute,  was  innerhalb 
des  Reichs  bei  den  Steuerreformen  der  Einzelstaaten  auf  dem  Ge- 
biete grade  der  Personalbesteuerung  immer  ein  Leitstern  sein  sollte, 
das  sächsische  betreffende  Steuerwesen  demjenigen  des  leitenden 
deutschen  Einzelstaats  anzunähern.  Ein  Mangel  war  wohl,  dsss 
der  Plan  die  Erhöhung  des  staatssteoerfreien  Einkommenminimums 
▼on  bloss  400  H.  (s.  o.  S.  III)  nicht  zugleich  mit  bezielte ,  eine 
Unterlassong,  welche  indessen  mit  in  der  schwierigen  Finanzlage 
ihre  Erklärung  findet. 

&  beflonden  die  iniDMeriellfl  Denkselirifk  in  dem  Decret  Kr.  8  an  die  Stände 
T,  9.  >'uv.  IS'97  betr.  die  Wciterfuhriing  der  Kerorm  der  direeten  Steuern,  mit  fünf 
(iesctzcQtvarfen.  Die  Denkschrift  aacb  im  tinanzarchir  1896,  B.  ^il,  1.  Hälfte, 
^.  382  ff.  Yerhandlungen  Uber  die  Reform  in  der  2.  Ktmnier,  bes.  in  Dec.  1897, 
April,  Mai  1898.  in  der  1.  Kammer  Mai  1898.  Bericht  der  Finanzdeputatiou  A  der 
2.  Rammer  r.  27.  Apr.  1898  Uber  deji  Verm9s:''ns*;tet!civntwurf  (Nr.  2:>ol.  dgl.  über 
Uea  £rbi>chaib^  o.  Scheuku»frs«iteuerentwurf  (Nr.  24^).  S.  aber  dcu  Vorlaut  der  Sache  den 
AttfMlx  im  FlaMinrcliif  1898,  B.  15,  Abtb.  2,  S.  388  Ii.  (erst  wibrend  des  Drucks 
dieses  Bofi«iis  ist  dieses  Ueft  des  Azcbirs  eisdiienen  und  mir  znsegaagen). 
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Als  leitender  Haiiptpunct  wiiJ  in  Jörn  Kcformplane  die  höhere  Bc- 
steaerunß:  des  fundirton  Einkommen;!  hingestellt.  Ais  möglicher  Weg  zu 
diesem  Ziele  wird  die  Einführung  einer  Kapitalrentensteoer ,  die  zur  Grondsteuer 
hinzuträte,  abgelehnt,  aucli  unter  dem  richtigen  Hinweise  darauf,  daas  dann  doch 
eine  besondere  Steuer  aut  das  gewerblich,  in  Handel.  Industrie  u.  s,  w,  beschäftig^te 
eigene  Kapital  fehlen  würde,  also  eingerichtet  werden  mUsste,  eine  neue  schwierige 
Anffalie.  Aach  Beverbtelligang  einer  solelien  HAherbeateaeninf  im  Bahmea 
der  Einkommensteuer,  in  der  Turm  ein.  r  lieberen  Bcwcrihung  fondirten  Ein- 
kommens bei  der  Veranlagung  oder  in  der  Form  eines  höheren  Steuerfusses  daftlr 
wird  nicht  befürwortet.  Statt  dessen  soll  die  Vermögenssteuer  neben  die 
Einkommensteuer  zur  Erreichung  des  Zwecks  treten,  mit  ähnlicher  Bc<- 
gründan?.  wie  a.  Z.  in  Preussen.  Sie  sollte  dieselbe  Höhe  wie  hier  haben,  V«  '*^/oo 
vom  Werth  als  Kormalsatz  (im  Anschlnss  an  Vermögensstufen),  sich  ebenfalls  auf 
physische  Personen  beschrlnken.  aber  Verml^n  hin  10.000  M.  (erentnell  nach  einem 
Znirest.lndniss  in  der  Kammer  selbst  bis  20.000  M..  in  Prcn?sen  nur  bis  GOOO  M.) 
freilassen,  ähnlich  wie  die  Einkommensteuer  reraulagt  werden,  doch  ohne  Declarations- 
zwang.  Letzterer,  ebenso  die  Progression  des  Stenerfiisses  wird  nach  verbreiteter 
Ansicht,  aber  mit  un/ul anglichen  tirttnden  abgelehnt.  Im  Landtage  wurde  an  die 
Eventualität  einer  solchen  Pff^grcssion  mit  Recht  mehrfach  '/«  dacht  Au*  Ii  rommunal- 
zuschläge  zu  dieser  Steuer  sollten,  wie  in  Preussen,  unstatthatt  sein,  was  auch  be- 
mingelt  voiden  ist.  Als  Ertrar  wnrde  5  MiU.  also  V«— */&  der  gegenwärtigen 
Einkommensteuer  (in  Preotten  nst  V««  aber  die  Stenemeiheit  des  Kinkornnfwuia 
weiter  geht)  reranschlagt. 

Im  Einkommenstenerentirnrf  handelte  es  tdch  um  manche  elnselne  Ab- 
änderungen des  bisherigen  Gesetzes.  Von  principieller  Bedeotong  war  darunter  die 
Freistellung  der  Personen  des  ößentlichen  Rechts  (Gemeindon  nnd  andere,  auch  milde 
Stiftungen  und  Per^onenvereiuc  zu  gleichem  Zweck)  von  der  staatli<  iien  Einkommeo- 
Steuer.  INe  bisherige  Bestcoerong  dieser  Personen  war  manchfach  lästig  empfanden 
worden.  Sie  anfzu^reben.  bedeutete  nur  den  Verzicht  auf  etwa  ^  \  Mill.  M.  Steuerertrag. 

Die  Ausscheidung  der  (iruudsteuer  aus  dem  Staatssteuersystem 
in  dem  Beform  plan,  ohne  daas  diese  Steuer  formell  ganz  anfgehoben  werden 
sollte,  cutsprang  ähnlichen  Erwägungen  wie  in  Preussen.  Sie  wie  hier  den  Ge» 
meinden  unmittelbar  zu  überlassen,  erschien  bedenklicli  wearen  der  eig-mthumlichcn 
Verhältnisse  der  Gubbcziikc,  die  auch  in  Sachsen  nicht  zu  den  Gemeinden  gehören. 
Die  besondere  Institution  der  diese  Bezirke  mit  umfassenden  Schulgemeindeu  neben  den 
pi  li(:srV..  ri  (icmeindeii  (s.  n.  §.  42;  und  der  Um^^tand.  da?s  (H-'^eti  Schuliiemeinden 
schon  bisher  die  Uäifto  der  Staatsgrundstcuer  (s.  o.  S.  110)  überlassen  worden  war  — 
nicht  eigentlich  direct,  sondern  in  der  Form  einer  Dotation  des  Staatshnnshalti  für 
diese  (iemeinden  aus  dieser  im  Dcbrigcn  vom  Staate  eihobeni  n  und  im  Staatshaushalt 
in  bisheriger  Höhe  stehenden  Steuer  — \  legte  es  nahe,  diesen  Corporationen  auch  d«»n 
Rest  dicber  Steuer  zu  ^cben,  sie  aber  dann  als  unmittelbare  £uii>fangt>bcrechtigte, 
nicht  mehr  als  aus  der  Steuer  dotirte,  hlnzQStellen.  Der  Staatsnsens  gab  dMüt 
1.8  Mill  M.  reelle  Einnalinte  auf. 

Die  ILeform  der  Erbschaftssteuer  war  in  einem  besonders  grossen  Styl 
nach  grcMsen,  aber  sehr  berechttgten  „sodalpoUtischen**  Steneigeslchtspancten  ge- 
plant. (S.  Fin.  11,  §.  233.  211 .  t?l2,  Erg.-ll.  zu  HI.  ^.  Uber  die  britische  Reform 
von  1894  und  §.  15  über  die  französischen  Pläne.)  Man  wollte  die  Erbscbafts-  und 
Schenkungsstcuer  zur  Ergänzunii>steuer  der  beabsichtigton  Vermögenssteuer  um-  und 
ausbilden.  In  den  Motiven  werden  die  üblichen  unzutrefienden  Einwendungen  bei 
uns  in  Deutschlanil  «ei^en  die  Ausdehnung  dieser  Steuer  auf  die  direcfo  Linie  trtu 
zurückgewiesen.  Ohnehin  iät  in  der  sächsischen  Communuibestcocruug,  in  den  dann 
sich  findenden  rerbreiteten  Besitzwechselabgaben  implicite  eine  Erbschafbsteoer  selbst 
far  «lie  direet-^  I,inie  bei  Grundbesitz  schon  vielfach  zu  finden  (s.  u.  i^.  42.  431 
Damit  wird  practisch  widerlegt,  dass  eine  derartige  Steuer  der  „deutschen  Famillen- 
empfindnng**  zu  fremd  und  zuwider  sei.  um  sie  einführen  zu  können.  Trotzdem  ist 
die  Steuer  im  Ivindtagc  wesentlich  an  dieser  Auffassung  gescheitert  Der  Plan  ging 
so  erstens  auf  Erhrdain^  des  Maxirnrdjiatzes  der  Erbschafu^^^teuer  ron  R  auf  10  "V. 
zweitens  auf  Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  directe  Linie  und  Ehegatten  und 
drittens  traf  „progiesnive  Aasgeataltung"  der  Steuer  nach  dem  Bereicbernngsbettage 
hinaas,  um  so  eine  nenneiiswetthe  HehreiBnahme,  2.5  MUl  M.  gegen  bisher  1.8  bis 
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1.4  Mill.  zu  erzielen.    Dabei  waren  aoch  hA  dem  zw  -it'-n  und  dritten  Puncto  alle 
Cautelen  getroffen,  die  SteaerfUssc  durchaiiä  uaasävuli  guliaiicu,  der  Beginn  der  Steoer- 
pflicbt  bei  dw  directen  Linie  and  Ehegatten  an  eine  nicht  eben  niedrige  Hohe  des 
Wcitb^'  TriL-s  geknüpft,  um  allen  üblichen  Bedenken  gegen  eine  solche  Neuerang:  auf 
diesem  üebiete  zu  Ijegegneo.   So  soJUe  dio  Steuer  ttberbaupt  wesentlich  nur  die  er- 
hebHeheren  VennögenäUbcrgänge  treffen,  nemUdi  in  der  directen  Linie  bei  Ab* 
kftinmlincen  und  Gatten  nur  die  Wenbbeträge  Uber  10.000  M.,  bei  Eltern  die  aber 
5000  M.,  das  Maximum  der  nach  Verwandtschafbgrad  und  nach  Werth  des  steuer- 
pflichtigen Aiifaiiä  abge^tuiten,  buzw.  progresbiven  Steuer  10  Deäceutieuiea 
nnd  Gatten  8%  der  dem  einzelnen  SteueiplUchtigcn  zugeflossenen  virklichen  Be- 
reicherung nirht  tiberbtcigt  n.     ]>,.j-  Tarif  war   für  jeden  Verwandt  rhafcsgrad  so 
coDÄiniirt,  dass  die  eben  geuanuien  Grenzen  immer  innegehalten  wurden  ond  der 
habere  Steaersnu  stets  nur  für  den  Uelwisehoss  des  Werths  des  Anfalis  über  die 
oberste  W'erthgrenze  der  vorausgehenden  Abstufung  einzutreten  hatte.    Z.  B.  bei  Ab« 
kömmlinsren  und  Ehegatten  rar  demnach  der  Betrag  ron  10.000  M.  frei,  von  10  bis 
30.000  M.  war  O.Ö  'Vo'         üO.OOO  bis  50.000  M.  1,  über  50  000  bis  lOOOOO  M. 
1.5.  Uber  100  000  bis  200000  M.  0.5.  über  200  000  bis  400.000  M.  S.  aber  400.000 
bis  600.000  M.  4  "/o  zu  entrichten,  aber  im  Ganzen  sollte  die  Steuer  in  max. 
nicht  übersteigen.   l>er  Steuersatz  bei  Erbanfällen  an  Eltern  stieg  en>t  bei  Beträgen 
▼OB  1  MilL  M.  anf  10*/«.   Einen  hSutig  erhobenen  Bedenken  gegen  jede  Erbecbalks- 
stener  unter  nahen  Verwandten,  namentlich  unter  Abkömmlingen  und  Gatten,  dass 
ncmlieh  bei  bald  wieder  einirelendeui  Erb^ang  in  Beznp:  auf  dasselbe  VermB^'on 
lUrtcü  der  Beloislung  entständen,  war  durcL  die  ßchtimmung  Kechnung  gutrageu, 
dass,  wenn  ein  AbkOmniing  oder  Gatte  innerhalb  10  Jahren  vom  Anfall  der  Erb* 
«rbaft  an  stirbt,  ein  entsprechender  Theil  der  ton  ihm  entrichteten  Erbschaftssteuer 
meinen  Abkömmlingen  nnd  Gatten  nach  Veibältniss  ihrer  Betheiligung  an  seinem 
IfaebUas  anf  die  neu  za  entrichtende  Erbschaftssteaer  angerechnet  werden  solle.  Oer 
Beginn  d<  r  Steuer  schon  bei  einem  Werth  von  100  M.  war  wohl  zu  niedrig  an- 
gesetzt, 5<X) — IWo  M.  möchte  in  diesem  Falle  richtiger  sein.    Und  zur  weiteren 
bicherung  der  SteuerpÜichtigcn  sollte  diesen  nunmclir  gegen  die  Festsetzung  der  £rb- 
•obaftHteaer  darch  die  StenerbehArde  der  Rechtsweg  offen  sein. 

Leider  ist  der  Reformplaii  in  seinen  Haopttbeilen  im  Landtage 

nicht  darcbgedruDgen.    Die  VermögeDssteuer  nnd  die  Ausdehnung 

der  Erbschaftssteuer  auf  Descec deuten  und  Eltern  ist  abgelehnt  worden. 
Den  Vorschlag,  den  liest  der  Grundsteuer  den  Schulgemeioden 
SU  überlassen,  hat  die  Regierung  alsdann  selbst  zurückgezogen. 

Die  ganze  Erbschaftssteuer-  und  die  Einkommensteuervorlage  sind  noch  nicht 
erledigt  (Oetober  1898).  Ton  erslarer  ist  die  ErhAhting  der  sonstigen  Steners&tze  in 

der  2.  Kammer  angenommen,  in  der  1.  Kammer  die  Sache  noch  nicht  entschieden. 
Iii  der  Einkommensteuervorlagc  ist  die  Freistellung  der  juristischen  Penuinen  des 
IMlentlichen  Kechts  nicht  in  der  geplanten  Ausdehnung  in  der  2.  Kamner  genehmigt 
worden,  die  Gemeinden  sind  steneipflicbtig  geblieben.  Auch  dazu  bat  die  1.  Kammer 
noch  nicht  St.'lluntr  genommen.  Nur  da^  getz  über  den  ürkundenstempel  ist  zu 
Stande  gekommen  und  unter  dem  lO-  Juni  lü'üb,  dabei  zugleich  das  ganze  ötempelgesetz 
in  aener  Bedaetioa  erlassen  worden.  Den  sehr  charaeteristischen  Yerkaf  der  Sache  in 
den  Kammenrerhandinngen  zu  verfolgen,  ist  von  alliroineinerem  Interesse.  Die  Ver- 
mögenssteuer wurde  aus  durchaus  unzulänglichen  Gründen  abgelehnt.  Es  spielte 
dabei  eine  Rolle  besonders  die  Furcht  eines  Bruchs  der  Geheimhaltung  der  privaten 
VermOgeusTcrhäliniase,  die  Sc]iwi<  [i;:k(  it  der  Wertbschätzungen  besonders  des  Grund- 
besitzes und  gewerblichen  Botrieb^kapil;lU ,  die  neue  Belästigung  der  Censitcn ,  die 
Uebeziastung  des  Grundbesitzes,  wenn  die  Grundsteuer  nicht,  wie  vielfach  aus 
Interessent^krelBen  reriangt  wurde,  ganx  anfKehoben.  sondern  als  Scbolgemeinde^ 
■>•- u. T  beibehalten  werde.  Auch  eine  principielle  Ablehung  dieser  Steuer  ist  hic  und 
da  vertreten  gewesen.  Den  preussischcn  Vorgang  woUte  man  nicht  allgemein  für 
Sachsen  ab  maassgebend  gelten  lassen.  Zam  Eraatz  dachte  man  TieUacb  an  die 
höhere  Besteneraag  der  grossen  Einkommen,  und  ein  bezüglicher  Beschluss  der 
2.  Sanser  ist  Mdi  geiasst  und  gegen  den  Widerstand  der  ersten  festgehalten,  aber 
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80  eben  auch  darüber  kcioe  EiaigUAg  erzielt  worden.  £»  sollte  daoach  das  Ein- 
kommen ron  30.000—100.000  M.  im  Fall  der  Notiimdigkeit  der  Erhebung^  foa 

Zuschlägen  mit  10.  dasjenige  Uber  100.000  M.  mit  20      belegt  werden.  Dass  damit 

fii«!  ziemlirli  nllf^cmeine  aiirh  im  LaiirJta^  als  richtig'  erkaiitit«;  liühore  R««!tciJcrnn!:  des 
i'undirten  Euikommens  niclit  geimi^end  herbcigefülirt  werde,  kuimteu  auch  die  Ver- 
treter dieser  H<^]iwb«iteaeniDg  der  gnnaen  Sinkommeu  nicht  verkennen.  Die  Tbat- 
saclio  der  Besteuerung  der  untersten  Classon  in  S.icLsen  mit  der  hh  anf  400  M. 
Einkommen  lierabgebeodeo  Einkommensteuer  und  mit  der  staatiicben  Fleisch^uer 
wurde  nicht  gebtthrend  berücksichtigt  Id  der  Landesrertrotong  zeigte  sich  so  ra.  E. 
weniger  Einsicht  al:i  bei  der  Kogierung  und  doch  ein  kaum  zu  Ix'^troitendes  Herror- 
treten  der  CIa^^._■Ilinf.■re'^sen  der  Resit/.enden.  Die  Aljl'-linnng:  der  Ausdehnung  der 
Erbäcbaftaateuer  auf  die  directe  Liaic  uiid  die  (jatteu  wurde  nur  mit  dcu  üblichen 
Behanptaogen  Uber  die  Unerträglichkcit  einer  solchen  Steuer  und  deren  Widerspruch 
mit  den  Volksgefühlen  begriUKiet,  wobei  an  die  H«  stenertins-  anch  -olcher  Erben 
dorch  die  communalen  Besitzwcchselabgaben  (s.  u.  42,  gerade  in  Sachsen,  wie 
schon  bemerkt,  nicht  einmal  gedacht  wurde.  Uebrigens  ist  in  den  Kammerdebatten  dae 
Bedürfniss  einer  gesetzlichen  Regeluni^  der  Communalbesteuerung  (s.  n.  §.  41) 
gleichzeitig  mit  der  Reform  der  dire-^t-n  ncsttnienni?  g-elejicntUch  hervor.rehobcn  worden. 

Die  Kcformbewegung  wird  ma  diesem  ziiniieh^t  in  der  Uaupbache  ncgativea 
Ergebniss  nicht  zum  Stilbtand  kommen.  Ihren  Fortpranir  ndimen  auch  bezügliche 
l^'schltlsse  der  2.  Kanimer  in  Aussicht.  IslW  d.T  blosstii  Aeiidcrung  des  Sft!U<'rfu!?scs 
der  Einkommensteuer  in  stärker  progressiver  Richtung  (bis  auf  c  5.80  nach  Vor- 
teil lägen  in  der  2.  Kammer  bei  Einkommen  ron  150.000  M.  und  dnraber.  bis  anf 
8  **/o  nach  einem  socialdruiuk ratischen  Vorschlag  bei  Einkommen  ron  Uber  612.000  M.), 
so  berechtigt  eine  solche  Aemlerung  gleich/eitij^  w.lre,  ist  es  nicht  allein  pcthrm. 
Die  Höherbesteuerung  de.-»  lundirten  Einkuuiiuerib  in  J'orm  gerade  einer  \\ruiCi«^'i  na- 
steuer mochte  immer  das  relativ  Zweckmässig ste  sein  und  brächte  aoch  die  erfreuliche 
Annäherun^r  der  >richsischen  an  die  preussische  direrte  Stnatshesteticrung.  Der  Hinzu- 
tritt einer  progressiven  Erbschailsstcuer  auch  für  die  directe  Linio  war  weiter  eiu  grosser 
erfreolicher  Fortschritt  in  richtiger  socialpolitiBeher  Bestevaning.  Der  slchsischen  Re- 
gierung gereicht  der  somit  hoffentlich  nur  einstweilen  gescheiterte  liteformplan  zu  hohen 
Ehren  Er  zeicrt  eine  staaism.'innische  Einsicht  in  dem  socialdemokrati^ich  durchwQhlteo 
Lande,  welche  die  KHuinicrti  ui  ihrer  ablchii''iid<  ri  Haltnnt»-  nicht  bewiesen  haben. 

S  t  a  a  1 8  8 1  e  u  e  r  -  S  t  a  t  i  s  1 1  k . 

§.  40.  Linter  dem  Einflnss  der  neneii  Hc/.iehiumen  .Sachsens  zum 

Deutsehen  Reich,  der  dargelegten  Steuerreformen  und  der  Eutwicklang 

des  Staats!) ab  II  weseos  ist  der  Einnahmeetat  des  sächsischen  Staats 

natürlich  jetzt  ein  ganz  andrer  als  In  der  früheren  Zeit  geworden. 

Die  allgemeine  grosse  Entwieklung  von  Volk,  Land,  Volkswirth- 

aehaft  bat  suglelcb  zu  einer  starken  Steigemng  der  Einnabmesiffem 

geführt.  Unter  den  älteren  priratwirtbsehaftlichen  EiDuabmesweigen 

sind  Ton  grösserer  finanzieller  Bedeutung  nur  noch  die  Staats- 

forsten,  unter  den  neueren  sind  auch  in  Sachsen  die  Staats* 

elsenbahnen  immer  wichtiger  geworden.  Ihnen  stehen  freilich 

ancb  hier  grosse  Staatsschnldenlasten  gegenüber,  indessen  nicht 

nur  die  Zinsen,  sondern  aiuli   die  Tilgungssummen  der  Schuld 

werden  neuerdings  wieder   durch   die  Keinerträ^^e   der  üaliuen 

mehr  als  \()ilstaudig  gedeckt,  so  dass  jetzt  auch   hier  wie  in 

Preussen,  wenngleich  relativ  viel  geriuL^erc  Überschüsse  für  andere 

Staatszwecke  verbleiben.    Eine  relati\  l)edeiUende  ii(die  hat  kider 

auch  iü  iSacbseQ  der  Ueiuertrag  der  Lotterie.    Der  Uaupttbeil 
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der  erforderlichen  Eionabmen  zur  Deckung  Staatsfinanzbedarfs 
(von  diesem  die  Scbuldlast  abgerechnet)  liefert  aber  jetzt  die  Be* 
steuernngi  reichlich  und  davoo  wieder  fast  Vs  directCy 
d.  b.  fast  ganz  (ttber  die  nene  fiinkommensteaer.  Der  säch- 
aische  Staatshaushalt  ist  also  jetzt  ganz  überwiegend  steaerwurth- 
schafttich  geworden  nnd  bat  seinen  Sehwerpnnct  in  der  Einkommen- 
aleaer  gefunden.  Doch  ist  ancb  hier  immer  daran  zn  denken,  dass 
die  Ausgaben  ftlr  wichtigste  Staatszwecke  an  das  Reich  (Iber- 
gegaDgen  sind  uud  da  nameutlicb  in  den  iudirecteu  \  erbiauchs- 
SteuerD  ihre  Deckung  finden. 

Das  EiiiZclüo  frj:ijb»'n  die  lülgeiidcu  Taboilcu  für  die  Zeit,  seit  Sachsen  zum 
Nonideotächen  BunJ  ^'ohört  und  seit  Einführung  der  Einkommcastcuor ,  womit  dio 
Daten  der  frobcrea  Tabellon  Nr.  20—23  zu  rerglcicbca  siad.  Ausser  durch  die 
FoigeA,  welche  der  Eintritt  ISachseos  in  den  Norddeutschen  Band  für  den  sächsischen 
bcaataluMishalt  mit  sich  brachte,  wonach  di«  Etat»  ror  1868  mit  den  spiteren  nicht 
direci  vergleichbar  sind,  werden  Vergleichunge«  der  Verhäitnisse  in  ahorer  oder 
neuerer  Zeit  erücbvert  auch  noch  durch  son^tige  Veränderungen  in  der  Ktatisirung. 
Noch  von  189Ö  auf  18%  bind  i.  B.  in  dem  Etat  der  Uebenichasse  dio  Erträge  der 
Zolle  und  Gonsumstcucrn  fOü  28.82  MiU.  M.  auf  3.G2  gesunken,  nur  vreii  die  Auä> 
gaben  für  Uoichb/.wcckc  jetzt  grOMStenthcils  gleich  davon  abgezogen  werden,  die  daher 
lödo  noch  mit  2d.d<i.  1Ö96  nur  mit  0.03  Mill.  M.  im  £ut  der  Zuschüsse  stehen. 
Allen  dne,  ferner  auch  der  Ghancter  des  s&chtischen  Budgets  als  Netioetat  ist  stftrend. 
Daten  der  wirklichen  Ertragsergebnisse ,  wie  in  Tab.  25  u.  26,  bind  daher  öfters 
brauchbarer.  Die  Zahlen  der  Jahre  1866— G9  sind  wegen  der  Nachwirkungen  der 
Ereignisse  von  1866  uud  wegen  des  in  diese  Zeit  fallenden  üebe^augs  in  die  neuen  Yer* 
hiitiiiine  zu  Ve^leichongen  nodi  weniger  geeignet,  daher  in  Tab. ^—26  Beginn  mit  1870. 

Tah.  24.  Entwicklnng  der  Hanptzweigo  der  ordentlichen  Staatsein- 
nahmen des  Königreichs  Sachsen.    (Budgetziffern,  netto  in  1000  M.) 


L  Mit  Keichsan^nrabcn-, 

187Ü 

1875 

1880 

1890 

1895 

1897 

Eisenb.-  u.  Schuldetat 

11.544 

13.483 

26.528 

47.275 

56.833 

33.440 

B.  Formten,  DomIttOn  Q.  8.  W.*) 

C.4:r2 

9.0r)6 

8  .395 

7.r»31 

7.1'»:! 

G.  Eisen  tMÜioen  

12.60a 

17.761 

23.920 

30.435 

30.637 

32.058 

D.  Andere  oid.  Einnahmen*)  . 

7.305 

7.193 

4.936 

6.261 

5583 

4643 

47.493 

63.760 

92.566  100.684 

77.604 

F.  Davon   für  Reichs  zw  ecke 

5,924 

4.441 

4.704 

16.947 

25.528 

31 

6.  Bleibt  für  Land  es  zwecke  . 

82.921 

48.052 

59.056 

75.619 

75.156 

77.573 

II.  Ohne  lieichsausg.-,  Eisenb.- 

und  Schuldetat 

A.  Stenern,  ab  Reichsaosgabe. 

5.^ 

9.042 

21.824 

80.^^ 

81.905 

83.409 

')  Die  Daten  meist  nach  dem  Gothacr  Jahrbuch. 

Ausser  Forsten  und  Domänen  auch  die  Kohlen-  und  sonstigen  Berg-  and 
Hüttenwerke  (1897  passiv),  die  Porcellanmanufactur,  die  sogen.  IntradeDgefUle  (auch 
Jagdscheine^  Die  sSchs.  Doni;iiieneink«nfte  sind  gering,  die  UcberschU!«se  der  Kohlen- 
uad  Bergy  nnd  Hüttenwerke  schwankend,  neuerdings  Doticito:  1870,  1880.  1895  uud 
iö97;  0.972.  1.106,  Deficit  von  0.497,  desgL  von  0.975  Miil.  M.  die  EcincrUäge 
der  Foftten  waren  in  diesen  genannten  4  Jahren:  4.806,  6.572,  7.435,  6.758,  Mill.  31. 
nach  dem  Etat. 

')  Zinsen  von  Kapitalen .  Sportein,  verschiedene  Verwaltnugseinnahmon,  darunter 
auch  kleine  privatwirthschaftliche ,  Chaosseegcldcr ;  Hauptposten  Lotterletlber- 
sehnss.  1870,  1880,  1895,  1897  bczw.  2.190,  3.140.  4.640,  4.563  MiU.  M. 

*}  Soweit  sie  im  sächsischen  Etat  stehen« 
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6.  B.  üebeifichteii  der  fiesteoenrng.  Sacbtea.  |.  39,  40. 


B.  Eisoob.«  ftb  Schaldaafwand    1S70  1875     im  1890      1895  1897 
(Zoichtt8s—,üeb«Bch.+)»)  — 2.599  +144  —  6.176  —  803  +  1.307  +  1.887 

C.  Alle  and.  Einn.  (I.  B  u.  D.)  13.737  10  249  13.312  14  956  13.214  12  106 
Snmme  Torfagl.arcr  Einnalimen    10.758  25.435    28.960  44  381    4.5.826  47.352 

III.  Proceote  von  Kr.  II:  Steuern       o3.5  35.5      75.4  68.3      68.3       70  5 

eile  «Bd.  Einfialimen      66.5  64,5      24.6  81.7      81.7  29.5 

In  der  zutreffenden  Yoraussetzang,  dass  die  ßeicbsaosgaben,  welche  nach  Abzog 
der  eigenen  Einnahmen  des  Keichs  noch  auf  Sachsen  nnc*h  dessen  Etat  fallen,  that- 
sächlich  aus  den  sächsischen  Steuern  gedeclit  werden,  und  der  gleichfalls  zatretfenden 
Annahnie,  dass  du  Staatsschnlderfoideroittt  (fttr  Zins  and  Tilgong)  wesentlich  aas 
dem  Bau  und  Ankauf  von  Eisenbahnen  herrührt,  ist  Abth.  II  der  Tab  24  so  icebildf't 
wordeo,  daas  ?on  den  (Uein-)Ertr&gen  der  Steuern  die  Ausgaben  für  Keicbszvecke 
(A)  und  tob  deB  EiseaMhn-BeiBertrtgMi  die  Lasten  der  Sebald  (B)  abgezogen  vofden 
sind  (wo  sich  dann  in  einigen  Jahren  der  Tabelle  statt  UeberscbOsscn  Deficite,  mit 
Minus  ( — )  bezeirhnot.  iTgcbrn).  Dann  tritt  der  citrontliflu'  Staatshaushalt  Sachseot 
reiner  hervor  und  crgietjt  sirli,  dasäs  derselbe  in  der  'iliat  anmcr  mehr  auf  Steuers 
basirt  ist,  wie  die  Procentsät/L'  unter  III  der  Tabelle  ersichtlich  machen.  Dies  obwohl 
die  üeberschtlssc  der  Bahnen  früher  nicht,  jetzt  aber  mehr  als  vollständig  da.s  Schuld- 
erforderuiss  decken.  Die  absoluten  Zahlen  unter  I  und  II  lassen  die  Entwicklung 
noch  flcblrfer  herrortreteB :  die  nicht  steuerrecbdlehen  EinnslinieB  sittd  wenig  ge- 
stiegen, z.  Th.  gefallen  (I,  B,  D,  II.  C),  die  Stenern  mussten  zur  Deckung  des 
wif}(si'nd("n  Bedarfs  um  so  stfirker  sfeipen.  Dies  schon,  wenn  man  den  sSch'^ischen 
Hauähält  allein  betrachtet  (Abth.  II.  A),  voUondä,  wenn  uuu  diu  im  Etat  stehenden 
BeicbeansgAbeD  binzurccbnet  (I*  A,  F^i  und  die  in  der  Tabelle  nicht  mit  entbalteneB 
Keirhsatjggaben  nebst  dm  von  den  Kiirhssteuem  auf  Sachsen  entfallenden  Stenern 
noch  im  Gedanken  mit  berücksichtigt.  Dies  für  Sachsen  (und  für  die  spUei  beban- 
delten andereo  dentecbeB  Staaten)  genauer  MiszorecbDeD,  wie  es  oben  for  Premaeo 
l^eschehen  ist  (Tab.  4,  S.  55),  wtird!?  zu  weit  fuhren.  Im  Vergleich  mit  Preussen 
ist  die  SachlaiTc  in  Sachsen  wie  in  den  andern  deutschen  Staaten  uniiuni^tifor ,  die 
Besteuerung^  nius.ste  mehr  iu  Anspruch  genommen  w  erden,  weil  die  groaacn  £l^eIlbabn- 
ttberachftsse  Prcussens  iehlen.  Wäre  es  zdbi  Beichseisenbahnsystem  gekommen,  nach 
den  BismarckVcliun  Plänen  der  70rr  Jalire.  so  würde  sich  da.s  fftr  die  ttbrif en  StBBtAB 
fioauzieli  sehr  gUnstig,  lur  Preussen  ungünstig  erwiesen  haben. 

Die  eiiüänen  Stenem  zdgeB  folgende  EctragMBtvicklung: 

Tab.  25.   FleinchsteQer.   1000  M.*). 

Cebcrgangsabg.  Verbrauchsabg. 


Scbiachtst. 

f.  vereinsländ. 
Fleisch  werk 

T.  ausländ. 
Fleisch  irerk*) 

Summe 

auf  den  Kojpf 

M. 

1871 

2.743 

88 

10 

2.792 

1.09 

1881 

3.518 

65 

? 

35^:^ 

1.19 

1891 

4.473 

124 

89 

4.6Ö6 

1.33 

1897 

4.681 

418 

181 

5.281 

1.85 

« 

Der  Ertraf  der  Fleischstener  ist  hlemfch  in   fortschreitender  absolater  nnd 

r«  latirer  Steiircrung  begriffen,  letzteres  din  Fnl^-c  h«'")heren  Consums.  daher  verbesserter 
Lebenslage  der  Massen,  was  auch  die  genauere  Untersuchung  der  Statistilc  des  Fleiscb- 
coatnms  bestätigt ,  enteret  die  Folge  hiervon  BBd  zugleich  d«r  ttaric  stoigendeB  Be- 
völkerung. Der  jetzige  Ertrag  ist  etwa  ein  FQnftel  desJen%eB  der  Einkommensteuer. 
Vva  diese  Qnote  mflsste  also  diese  erhdht  weiden,  wwu  die  Fl^bchstener  anfgegebeii 

^)  Erfordcrniss  der  ganzen  Schuld,  die  auch  in  Sachsen  grossentheils  Eisenbahn- 
schuld  ist,  ISTH.  1«sO.  1897  heiw.  1.^  262,  30.096,  20.:530.  30.221  Mill.  M., 
woron  iu  den  luuten  Jalircu  etwa  %  für  Zins.  für  Tilgung  (in  1880  bezw.  23,979 
nod  6.118.  in  1895  21.146  nnd  8.184,  in  1897  22.522  und  7.699  Hill.  M.). 

■)  Ab5  einer  Tabelle,  die  ich  der  Oute  des  Kftnigl.  Sachs.  Statist.  Bureaus  ver- 
dr^nke.  KopfquoteubcrechnTinir  von  mir.  S.  sonst  dm  schon  genannten  Anfs.  von 
Marlin  in  der  S&rhs.  Stat.  Zischr.  für  1895  Uber  Fieisschconsum  und  die  Angaben 
im  Sächs.  Statist.  Jahrb..  so  f.  1897  im  Jahrgang  fOr  1899«  S.  78,  mit  Aagabea  Uber  die 
Yertheilang  der  Steuer  na  h  Hauptamtsbezirken. 

*)  Als  Ziffer  für  1891  ist  hier  die  fttr  1892  eingescUt. 
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▼Urde:  immerhin  eine  fragirOrdigo  Maassregel  vom  finanz-  wie  rolkswirtlisrliafts-  und 
social-,  aoch  consampoliUbcbeD  btaudpuacte  aas,  da  d&Uo  steht,  ob,  wie  weit  and 
vanD  die  Anfhebnnff  den  Consmiieiiteii  m  Gute  kine.  Bei  der  jetzigen  GeaCaltuDg 
(1  r  säc}i>is(  lien  Fleii^chstener  entfallen  auch  manche  der  sonstigen  Bedenten  gegen 
eine  derartige  Verbraachssteacr.  Aber  um  so  mehr  sollte  mindestens  der  Staat  das 
steuerfreie  Minimom  boi  der  Einkommensteuer  auch  aus  dieser  Rücksicht  auf  die 
Fleischstcner  hoher  rücken  (s.  o.  S.  106).  Als  eines  der  wenigen  Beispiele  einer 
solchen  in  der  deutschen  StMtttl)esteoeniD;  ist  diese  «ichsische  Fleiscluitener  nedh 
botonders  beachteuswerth. 

Die  Tkb.  26  giebt  eine  kleine  DebMsicbt  dar  Ertngsentiricklong  der  ttbriffen 
Staat>>teuem  Sachsens,  mit  Zurückgehen  auf  die  älteren  Verhaltnisse  vor  der  Ein- 
fübrutig  der  Einkommensteuer  bis  1870,  womit  die  Daten  oben  S.  106  in  Tab.  23 
(auch  22  und  21)  dann  weiter  zu  ?ergleicben  sind*). 

Tab.  26.  Die  s&chsische  Staatsbesteaernng  lB70>-97. 

(Erträge«)  In  1000  M.). 

Auf  den  KopfMk. 

1870    1875    1P79    1888    1894    1895    1896     1870  1879  1896 

Grundsteuer")  .    .   .   4.930   5.08B   H.ü^J    3.025   3.482   3.547    3  600    1.97    1.08  0.94 

Gew.-  n,  Personniftt.*)  8.488  5.298   2  78:)     —      —       —       -      1.87   0.95  — 

/U  901  17.563  23.721  27.108  26.052     —    4.09  n.Sl 
CankoBttensteoer )  .    ^       -  1^      24^^     _      _       _,     ^  _ 

HansiTipeverbcsteoer*)  —       —       841     272     219     225     228  —  0.12  0.06 

Saue  1—4  dirccte«)  8.368  10.381  18.279  20.860  27.422  30.880  20  s^O  3  34  6  24  7.81 

Stempclstencr')    .    .  \  ,  o,«   ,  «it    1  274    1.323    1.519    1.779    1.9841  /0.44  0.52 

Erbschaftssteuer')    ./                        .304    1.094    1.482    1.361    1.304/  "'^^  \0.10  0.34 

Summe  5  u.  6  .    .   .  1.278    1.345    1  578   2.417    3.001    3.140   3.288  0.51  0.:4  0  86 

FieisclibfeLer*)  .    .  2.792    r:.705    3.429   4  766   4.373   4.499   4.949  1.09  1  1^  1.30 

Snue  1-7    .    .    .  12438  15.431  23.286  28.043  34.796  38.519  38.117  4.94  7.%  9.97 

Die  Daten  dieser  Tab.  2^  sind  nicht  völlig  gleichwerthig,  weil  diejeui^reii  fur 
die  ersten  2  Jabre  wesentlich  Ncitoziticru  (aut«er  bei  der  Fleischsteuer) .  die  fur  die 
feilenden  dagegen  ireaentHch  Bnittoziffem  bodeaten  (ausser  bei  Grund-  nnd  6e«rerbe- 

TinJ  Personalbestencrnng),  die  ersteren  sind  also  um  ein  Weniges  zu  niedrig,  daher 
auch  die  betreffenden  Kopfbcträge.  Doch  ist  der  Fehler  für  unsere  Zwecke  ohne 
grössere  Bedeutung,  man  mnss  ihn  nur  bei  der  VcrjjieichuDg  und  Schlössen  daraus 
benchlen. 


^)  S.  die  Aufsätze  Böhmert  s  über  die  sächs.  Einkommensteuer-Statistik  in  der 
Sachs,  stat.  Ztschr.  1889  u.  1894,  wo  aber  die  fioanzieilen  Ergebnisse  vor  den  social- 
statifltiBeben  znrQektreten.  ErgftniVDgai  in  erster  Hinsicht  In  den  Daten  des  Statist. 

Jahrbuchs.  Auf  die  sociat-statistische  Seite  ist  hier  nicht  einzugehen.  Das  Material 
ist  aber  äusserst  interessant  nnd  wcrthroU  für  die  FraEren  der  classenweisen  Ein- 
ikummenhöhe,  Art.  Eiitwicklung.  der  Verhältnisse  von  Stadl  uud  Land,  der  Berufe  u.  s.  w., 
nur  dasa  man  eben  immer  ror  der  Fräse  steht,  was,  besonders  welche  Aenderungcn 
der  Zühleri  Folge  w  irklieher  wiithscbafüicber  Voiginge  eder  nur  des  rerinderten  Ver- 
anlagungsrerfabrens  sind. 

*)  Versebiedener  Art«  wie  die  folgenden  Neten  engeben. 

')  1870.  75.  79  Etats/iifern  (ncttu^,  f  r  die  folgende  Zeit  bei  der  Grondsteoer 
wirkliche  f Rr»h-)Ertrafr?zilfern.  narh  Stati"<t.  Jahrb. 

*)  Er>te  Kcilic  Zilferii  dea  wirklichen  (Kuh-)Ertrags,  nach  Statist.  Jahrb.;  doch 
ftir  1579  statt  des  wirklichen  Ertrags  von  17.852  (netto  16.214)  nur  -  ,  daron  in 
Tabelle  eingesetzt,  da  in  diesem  Jahre  ein  Extraztisrhiac:  von  ."0  erhoben  wurde; 
zweite  Beihe  fOr  1879.  1888,  1894  Kormal-VeranlagungssoU  (btatist.  Ztuchr.  1889, 
8.  67.  1894.  S.  208),  ohne  Abzöge. 

*)  Wirklicher  Rüh-)Ertrag  nach  Statist.  Jahrbuch. 

*)  Bei  dir  Einkommensteuer  Summiruug  der  ersten  Reihe. 

')  Etatszidcrn  (netto)  1870.  71,  später  wirkliche  Ertragsziffern  (roh)  nach  Statist. 
Jalirb..  hei  Stempel-teu«  r  einst  liliesslich  Tantieme  vom  Reichs- Wech^clstempcl. 

•)  ViiUicbe  Ertiige  (s.  Tab.  25  n.  Stat.  Eandb.)«  doch  f.  1870  Zitfer  L  1871. 
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6.  B.  OobMsichton  der  Besteaemng.  Subaen.  §.  40,  41. 


£ä  crgiebt  sich,  dass  die  ganze  sächsische  Staatsbesteocruog.  von  den  Heich»- 
Stenern  abgehen,  sich  in  dem  Zcitraam  ron  1870— Ü6  mehr  als  verdreifacht,  did 
Kopfbclastung  aber  sich  nur  rordoppelt  hat.  Die  directc  Beatenerang  allein  hat  Mcb 
?crdreieinhaH)ffichf .  auf  den  Kopf  verzwcieindrittflfncht,  wesentücli  in  Foli^.j  Ein- 
führung und  Eutwiciilung  der  Einkommcn&touor.  während  die  GrundHcacr  auf  weniger 
als  V4  frohensn  Ertrags  und  in  der  Xopfbelaatangr  auf  die  HUfte  gesookeii  ist: 
in  Kolse  der  Erm?i«;'^5g'ung  der  Steaers&tze  (,S.  107 1.  tr  tz  Jcr  starken  Vermehrung  der 
(iebäude.  die  sie  mit  triU'l  (S.  101).  (Der  höhere  Ertrag  der  Einkommensteuer  lf?95 
gegen  1894  und  1896  erkl&rt  sich  ans  dem  10%  Zuschlag,  der  im  crsteren  J&hre  zum 
Kormaläatz  hinzu <rekommeii  war),  (icringcr  als  die  directe  ist  die  Stempel-  und  Erb- 
M  h  iftsstcuer,  absolut  etwas  über  das  2V2f*chL\  relativ  nur  um  70  "/o«  geringer  auch  die 
iiiiiirecte  (Fleisch-)Steucr,  um  etwa  7«  absolut,  nur  um  Y»  reiatk  gewachsen.  Daraua 
folgt  schon,  vie  auch  die  absoloten  und  retatiren  Zahl«i  (KopfbetrSge)  eigeb»,  daas 
—  freilich  immer  ron  den  Reichssteuern  abgesehen  —  die  directen  Steuern  und  nach 
der  Sachlage  die  Einkommensteuer  in  dieser  Periode  dem  Ertrage  nach  vor  den 
«ndem  Steuern  stärker  herrorgetreten  sind:  1870,  1875  betrogen  sie  etva  jetit 
Aber  ''4  der  gesammtcn  Staatssteuern:  dies  trotz  Beibehaltung  und  Eotirtcklun^  der 
Flci^  •It^t'  U-  r  und  Ermäs^ij^un^r  der  {Jrundstcner.  Dir-!  Flcischsteuer  möchte  übrigens 
auch  Uurcii  diese  Verschiebung  der  Proportion  zwisciieu  directen  und  übrigen  Steuern 
eine  gevisse  Kcchtfertignnf  erfthi«n. 

Wegen  iler  für  uns  2;cbotcncn  rfnimlichen  Beschränkung  kann  hier  nicht  weiter 
auf  die  Verwertimug  des  interessanten  sächsischen  einkommensteuersUtistischen  Matehals 
eingegangen  werden,  obvohl  dies  manche  Ausbeute  auch  fdr  allfemeinere  finanzwissen* 
schaftlicbc  Fragen  brächte.  Durch  die  Entwicklung  dieser  Steuer  ist  jedenfalls  die 
Steuerlast  mehr  dem  Grundsat/  der  Tlestcuerung  nach  der  Lei>tungsrahii:keii  gemäss 
auf  die  ki.iiü^cren  Schuliurn  gelegt  worden,  ob  ausreichend,  uainenilich  unter  bcrUck- 
hichtigung  der  indirectcn  Beichsbesteuerung,  steht  freilich  immer  noch  dahin.  Zvischeii 
Stadt  und  Land,  (i.  w  -rhe  n.  s.  w.  und  LnndÄ'irthscliaft  hat  dii'  Einkoinmenstfiier  jeden- 
falls auch  die  Last  jetzt  richtiger  verthuilt,  als  es  die  frühere  Besteuerung  tliau  £m 
Hauptmangel  bleibt  wohl,  der  schon  früher  (S.  108)  hervorgehoben,  dass  das  fondiite 
Einkommen  uibgesehcn  v«ti  der  hinzutretenden  Grundsteuer),  besonders  daher  das 
Kapitaleinkommen,  nicht  höher  als  anderes  belastet  wird.  Hie  Verbe«>serung  der  Ein- 
kouiuienverhälinisse  der  Bevölkerung,  die  schärfere  Eindchatzunj;  dur  Ueusiten,  bcäunder» 
derer  mit  höherem  Einkommen,  und  die  erfolgten  ErhAhonfen  des  Steuerfuüses  fttr 
irrflsseres  Einknniiiu  n  haben  die  mittlere  Bel.i-tung  des  gesammten  Natiünaleinkominens 
durch  die  Einkommensteuer  nicht  unerheblich  steigen  lassen.  Sic  war  1879*  lb88, 
1894  1.239  —  1.889  —  1.471  7o  iSächs.  Stat  Ztschr.  1889»  S.  67,  1894,  S.  208).  — 
Von  besonderem  steuertechniichen  Interesse  ist  die  Statistik  der  Ergebnisse  des  Kechts- 
mittelverfahrens  hei  «Lt  Eiiikomnienstener  (Reclamationen  gegen  Ein-  und  Kach- 
srliätzungen  in  1.,  J.,  o.  Iu.-»taiiz  und  Berufungen  gegen  solche  Schätzuujjeu  in  1.  ujid 
2.  Instanz,  z.  B.  fiir  180G  im  Stat.  Jahrb.  f.  1899,  S.  83  IL,  Böhmert  in  d.  sichs. 
stat.  Ztschr,  S.  11,").    Die  Zahl  der  Beelunntioncn  hat  absolut  und  reiaÜV  (aJa 

Quote  der  Eingeschätzten)  zugenommen:  kein  eben  günstiges  Symptom. 

Vergleicbungen  mit  Proussen  sind  principiell  nach  wissenschaftlicher  stattstiacher 
Methodologie  eigentlich  nicht  mit  ganz  Preossen,  worauf  sich  die  früheren  Tabellen 
bi'ziehen,  sondern  bei  der  Kleinheit  ihs  sürhsisrhen  Stants  und  dem  eigenthtlmlichen 
wirthschaftlichcn  Character  seiner  Iktulkerung  nur  uiU  cuuelncn  humogenen  preussi- 
schen  Provinzen  statthaft,  etwa  mit  Rheinland.  Die  preussische  Statistik  lieferte  dafür 
das  crforderliidie  M.iterial,  besondiTs  für  di.-  ncne  EinlMinimt'n^teuer.  Doch  kann  dies 
au  dieser  Stelle  nicht  weiter  verfolgt  werden.  Preusseu  fehlt  eine  der  süchsischea 
Pletschstener  gleiche  oder  ihnlicbe  Staatsrerbraochssteuer  und  nach  der  Befomi  ron 
1808  die  staatliche  Ertragsstcucr.  wie  sie  sich  in  dem  Kest  der  Grundsteuer  in  Sachsen 
erhalten  hat,  Sar!i>en  anderseits  fohlt  die  Vermögenssteuer.  Die  Einkommensteuer- 
belastung  des  ganzen  preussischen  Staats  ist  ausserdem  mit  der  sächsischen  nicht 
genau  zu  vergleichen,  weil  die  ^'teucrpflicht  in  Sachsen  schon  bei  800«  henr.  jetzt 
4'>'>,  in  Preuss(!n  erst  bei  WO  V.  iM  jinnt,  dort  ferner  nueli  Öffentlich-rechtliche 
juristische  Personen  steuer|)ilichiig  sind,  hier  nicht  und  bei  den  Actiengesellschaften  in 
Preussen  SVt;  ^ '..  des  Einkommens  steuerfrei  sind,  in  Sachsen  nichts.  Daher  laaseo  sich 
auch  die  Kopfbeträge  der  Einkommensteuer  und  dergesammten  directen  von  ganzPrcusseu 
und  Sachsen,  ron  den  obigen  principieUeu  Bedenken  abgesehen,  nur  sehr  bedingt 
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Tergleicheo.  Nacli  Tab.  8  (oben  S.  fallL-n  in  Preassen  jetzt  auf  den  Koiif  Ein- 
koomenstener  3.^4,  directe  Staatssteaur  uberliaopt  4.95,  in  Sachsen  nach  Tab.  26 
lenr.  6.81  und  7.81  H.  Für  die  Frage  der  wirUichen  StenerbelMtang  ist  daraus 
nichts  abzuleiten.  Nor  eine  weitere  Analyse  der  EinkouiuiLii^tcucrstatistik  beider 
Länder,  wobei  man  das  TÜnkommon  iiü'l  scim;  Belastung  durch  die  Steuer  und  damit 
diejenige  der  betretiendeu  Ceusitcn  und  Landeätbeiie  classenweiso  zergliedürto,  Kopf- 
quoten und  Kaumc|uoteB  (Quadratkilometer)  berechnete,  kSnate  nooli  einigen  ÄoneliliMS 
über  die  relative  Belastnog  in  heidea  Staaten  geben.  Dm  fflns  Speclalantenncbiuigen 
ubeila&sen  bleiben. 


b.  Die  sächsische  Cammuuaibesteaer ung. 

Das  besondere  finanzwissensciiafUiclie  lotcressc  dieser  Bestenening  liegt  in  deren 
Mch  Terh^iItni^s[^^lssig  staiii autonom  geregelten  Gestaltung,  was  zu  eigenthOmliclien 

Foigeü  gefuhrt  baL 

§.41.  Allgemeines.  Die  comm anale  Antonomie  in 
der  Bestenerung.  In  Sachsen  zerfallen,  wie  in  den  meisten 
anderen  deutschen  Staaten,  die  altbistorisoheo  Gemeinden  auch 
noch  nach  dem  gegenwärtigen  Verwaltnogsrecht  in  die  Städte 
nnd  die  Landgemeinden.  Unter  jenen  werden  die  drei  grossen 
(Dresden,  Leipzig,  Chemnitz),  welche  bezirksezemt  sind,  von  den 
mittleren  nnd  kleineren  nntersehieden.  Neben  den  Gemeinden  als 
politischen  Körpern  wird  in  Sachsen  in  besonders  scharfer  recht- 
licher Treünuug  die  Gemeinde  (Ortsarnienverlmnd)  als  Armen- 
bezirk, als  Schulgcmeind  e  (für  die  \  olksKolmlen ,  nicht  für 
die  höbereii)  und  als  (evaDgelibche  und  kathohöche)  Kirchen- 
geiiieinde  uutei schieden,  die  im  Princip  und  in  der  l^Cirrl ,  doch 
nie))t  durchweg,  sich  räuiiilicli  mit  der  politischen  frcmeiude  und 
Qutcreinander  decken.  Dieser  drei-  bezw.  mit  der  Kirchengemeinde 
vierfachen  Gliederung  entspricht  ein  getrenntes  Finanz-  Cassen-  und 
zum  Theil  auch  Stenerwesen  (s.  n.  §  42).  Ausserhalb  der  Gemeinden 
stehen,  wie  in  Preussen,  noch  vielfach  selbständige  Gntshezirke 
(Iber  1000).  Als  Sdbstrerwalmugskörper  höherer  Ordnung  sind 
in  neuerer  Zeit  auch  hier  eigene  Communal verbände,  die  Bezirke 
(Affltshaaptmannflchaften)  organisirt  worden  (1879),  sie  entsprechen 
den  prenssisehen  Kreisen.  Die  sächsischen  (4)  „Kreise"  (frtther 
Kieisdireetionen,  jetzt  Kreishauptmannschaften  genannt,  Dresden, 
Leipzig,  Zwickau,  Bautzen),  sind  nur  staatliche  Verwaltungs- 
&btheilangen,  nicht  eigene  ^Selbstverwaltuugskürper.  Eigene  Finanz- 
banshalte nnd  eigene  Besteuerung  haben  daher  die  Stadt-  und 
Landgemeinden  und  die  Bezirke. 

Die  jetzige  Grundlage  tiir  die  Gemeindeverfassung  bildet  die  reridirte 
Stidteordnung,  die  St. -0.  für  mittlere  und  kleine  Städte  und  die  revidirte  Land- 
gcmeiodeordnung,  alle  drei  (besetze  vom  24.  April  187!^.  welche  die  frühere  St.-O. 
Ton  1832  nnd  L.  0.  0.  ron  1838  enetet  haben.  S.  Leutbolt,  aächs.  Vervaltnnga- 
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Tecbt  (1878)  §.  14,  S.  148  IT.,  den.  Staatsrecht  Sachsens  (ans  M&rqoardton  t  Uandb, 
d.  OfTenU.  Bechte,  H,  Halbb.  2,  1884),  S.  184.   r.  d.  Mosel,  Handb.  d.  sleb&Ver- 

waltQDgsrechts,  die  verschiedenen  Artikel  in  Betr.  der  (i<  nn  indererhältnisse.  Jolly, 
Art.  Gemeinde,  in  ?.  Stengers  Wörtoil).  d.  Verwalt.  I,  4*Jt).  Cornmcntare  za  den 
Gesetzen  v.  von  Bosse,  —  Die  Vcrtasäung  der  Bezirke  beruht  auf  dem  Gesetz  v. 
21.  April  1878.  Den  Bezirken  und  den  3  exemtcn  groseen  Stldten  ist  ans  der 
französischen  Kriefjscntschäditfunu:  eine  als  festes  Staromverniög'en  zu  behandelnde 
Dotation  ^dio  halb  nach  Fläche,  halb  nach  Bevölkerong  zu  vertheileo  war)  ron 
9  MÜl.  M.  abexiriesen  wordeo  (Oes.  ?.  85.  Juni  1874).  irozn  spfttor,  1876,  noch  ela 
andrer  kleiner  Betrag  trat.  S.  Leutholt,  sächs.  V.  r.  §.  16,  S.  181  ff.,  der«., 
Art  fiecitk  im  WOrterb.  d.  Venrait.  i,  201.  r.  d.  Mos  ei,  Art  Bezirk. 

Das  G  em  ei  Ildesteuer  recht  Sachsens  beruht  au  t  wenigen, 
ziemlich  allgemein  gehaltenen  grundsätzlichen  Bestini immgen  der 
genannten  staatlichen  Stadt-  und  Landgemeiudeordnungen,  zu  denen 
noch  Bestimmuniren  in  anderen  Gesetzen ,  wie  besonders  Aber 
Anncnwesen,  kommen.  Ausserdem  gelten  natürlich  auch  hier  die 
Vorschriften  der  Reichsgesetze  Uber  Beschränkung  der  (Staats-  and) 
Communalbcsteaerung  in  Bezug  auf  die  den  Zöllen  und  inneren 
Verbraaehflsteuern  des  Reichs  unterliegenden  Objecte.  Eine  all- 
gemeine staatliche  Codification  des  SteuerrechU  der  Gemeinden 
feblt  bisher.  Vielmehr  besteht  fitr  die  Stildte,  in  etwas  geringerem 
Maasse  aueh  fttr  die  Landgemeinden  eine  weitgehende 
Autonomie  im  Stenerreeht,  die  nnr  durch  die  Normen  jener 
Ordangen  und  das  in  diesen  gegebene  Anfsichtsrecht  des  Staats 
etwas  eingeschrftnlLt  ist  Die  Folge  hiervon  war,  dass  zwar  nicht 
so  sehr  in  den  Grundlagen  nnd  Hauptpnncten  des  örtlichen  Rechts 
uiul  der  darauf  beruhenden  thatsacliliehen  Entwicklung  der  Be- 
steuerung, worin  vielmehr  doch  im  Grossen  und  Ganzen  eine  ge- 
wisse Uebereinstimmung  besteht,  als  in  den  Einzelheiten  des 
Rechts  lind  der  Entwicklunir  eine  grosse  r>rtliche  Verschiedenheit 
der  Gestaltung  der  Coniinunalbesteuerunf;  einir^'treten  ist,  so  was 
die  Combination  der  Steuern  in  den  ür tssteuersystemen, 
die  Wahl  einzelner  besonderer  Stenern,  die  Steuer- 
fUsse  und  Sätze,  die  Details  des  Veranlagnogsver* 
fabrens  u.  dgl.  m.  anlangt.  Doch  führte  die  genauere  Analyse 
der  Thatsachen  und  so  eingehende  statistische  Uotersoohung,  wie 
wir  sie  Keumann  verdanken,  immerhin  zu  dem  Ergebniss,  dass 
gewisse  Arten  und  Grossen  von  Oemeindegruppen  wieder  gewisse 
homogenere  Verhältnisse  der  Steaerentwickinng  und  Ausgestaltung 
auch  in  diesen  Einzelheiten  zeigen.  Principielle  Bedenken  ge^n 
eine  solche  Autonomie  auf  diesem  Gebiete  mit  diesen  Folgen  tUr 
die  Verschiedenheit  der  örtlichen  Besteuerung  und  lür  die  Regelung 
mancher  einzelner  Puncte  in  öfters   doch  fragwürdiger  Weise 
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mochten  indesteD  unseres  Emehtens  bestehen  bleiben  und  die 
nllerdings  ebenfalls  vorhandenen  ^ten  Seiten  dieses  Rechtsznstandes 
flberwiegen.  Dies  wird  jedoch  im  Lande  selbst,  auch  von  be- 
rechtigter Maasscii  als  Autoritäten  geltendca  StimLücii  vielfach 
bestritten,  man  gtauiit,  mit  dieiieii  Verhältnissen  und  der  durch 
sie  bedingten  Entwicklung  zufrieden  sein  zu  küuuen.  Für  die 
Darstellung,  zumal  die  hier  für  uns  nur  mögliclu;  kurz  zusammen- 
fassende, macht  dieser  Zustand  der  Dinge  natürlich  besondere 
Schvcierigkeiten.  Erst  durch  das  hier  ausgeschlossene  Kingeben 
aof  die  örtlichen  Einzelheiten  und  Versobiedenbeiten  des  Stener- 
rechts  und  der  Steaerentwicklung  bekommt  man  ein  Tolles  und 
richtiges  Bild  des  eigenthflmliehen  Zostandes  der  sächsischen 
CommnnalbesteQemng. 

Es  ist  «a  M  arfiwidiclier,  d«as  über  di«s6  Besteaerang  sasser  reneUedeneo 
antlichen  Aufnahmen  der  concreton  Tcrhältoisse  eine  aas   der  neuesten  Zeit 

siammeode  yan?  vor-'O^Iichc  finanzwissenschaftüclic  Monographie  aus  der  Feder 
Fr.  J.  Neuinatins  vuriiegt:  „Zur  Gcmeüiduäteuerrefurxu  in  Deutschland,  mit  be- 
eendrer  Bcziehunfc  aof  sächsische  Verhäirnisse*'.  TQb.  1895.  Herrorgegaageii  ans 
einem  1S94  f:!;chalteDen  Vortrage  in  der  Yeräamminng  des  s&chs.  Gemeindetafrs  in 
Mei!»äe!)  Uber  Cooununalbesteaeniog  (der  auch  im  Druck  erschieaeo  iaU  Meissen  1894), 
berahi  jciiU  Scbrift  neben  Beoatzong  aller  anderen  neueren  amtlichen  Quellen, 
statistischer  Daten  a.  s.  w.  auf  den  reichen  und  zorerlSasigen  Materialien,  welche  die 
sSchsiscben  (icmeinden.  besonders  die  Städte  in  Beantwortung  eines  Fragebogens  des 
Yerfaiäers  geliefert  haben,  und  gicbt  neben  der  minutiösen  Darstellung  eine  eingehende 
Xntilc  (aach  umfassende  Littoraturnach weise  im  Anhang). 

Ich  habe  pradc  aus  Neumann's  überans  fleissj^cr  und  nmsichtiger  Arbeit  aber  doch 
roilends  den  Eindrock  erhalten,  dass  in  der  That,  wie  Gegner  des  Systems  es  beieicboet 
kiben,  die  tfebsisehe  Getnmttnalbesteaening  etwas  xn  sehr  ein  „Tummelplntx 
der  Will  k Uhr"  und  das  tou  anderer  Seite  abgelehnte  Streben  nach  einem  „geord- 
neten  Rechtszusland"  doch  berechtij,^t  sei  (Neumann,  S.  82).  Die  „Willkühr*'  liegt 
m.  E.  in  der  Verächiedcuheit  der  (yuuibiuaüun  der  Stcuerarten,  namentlich  der  uti« 
geoOgeaden  Heranziehung  des  Bealbesities  zur  Steuer,  womit  das  Princip  der  Be- 
steticrnn?r  nach  dem  Interesse  zu  sehr  zurückirudränirt  wird  —  von  nachtheiligcm 
£inflass  ist  wohl  die  starke  Vertretung  des  Grund-  und  Hausbesitzes  in  der  Gemeinde- 
fertretnng,  vie  in  Prenssen.  Femer  sind  woseotUche  Mingel  die  so  weit  nach  Unten 
gehende  Ausdehnung  der  persöidit  hen  Steuerpflicht  bei  den  Einkommensteuern ,  die 
sehr  verschiedene,  oft  rocht  willkühriicbe  Normirnn?  des  Stcuerfusses  bei  dieser 
Steuer,  namentlich  die  vielfach  unzureichende  Steuerproirression ,  welche  öfters  zu 
früh  (bei  zo  niedrigem  Einkommen)  endet  und  das  grosse  Einkommen  zu  sehr 
schont  (Leipzig!:;  auch  die  Verhältnisse  der  indirecten  \'erbrauchssteuern ,  welche 
mitonter  (Dresden!)  selbst  die  nothwendigsten  Lebensbedürfnisse  treüen  und  zur 
«taalllebett  Fleiscbsteuer  noch  hinxntreten:  die  grosM  locale  Verschiedenheit  der  an 
sich  als  Communalbfeuern  -  zumal  neben  nicdiis^em  Staatssteuers.it/,  —  berrjchtigten 
Besitzvechseiabgaben  vom  Grundeigenthum  und  manches  Andere  mehr.  M.  E.  Alles 
Belege  für  das  Bedenkliche  einer  so  weit  gehenden  Autonomie.  Selbst  nicht  dieser 
durchaus  gegnerische  Beurtheiler  der  letzteren,  wie  r.  Bosse  (Gemcindebesteuerung 
irj  Ss^rh'^fri)  iTiirht^n  daher  doch  Vorschl&ge,  welche  auf  eine  wirksame  Beschränkung 
der  Autonomie  hinaasgehen  (s.  von  v.  Bosse,  S.  56).  Und  bei  den  Verhaudlungou 
Ober  Steaerrefonn  im  Landtage  1897/98  ist  die  Nethvendigkeit  tiner  staatlichen 
r.  nimuaaliteneigesetigebnag  doch  von  einzelnen  Seiten  auch  wieder  herroigehoben 
worden. 

Der  gegenwärtige  Bcchtszustand  der  sächsischen  Communalbesteaerung  sichert 
10  nanenllieb  die  richtige,  auch  den  socialen  Anforderungen  entsprechende  Yer- 
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tlicilnnfT  der  Steuerlast  in  der  Einrichtung  dor  Communalstonern  nicht  genO^end. 
auch  Dicht  die  erforderliche  Kucksiclitnahuie  auf  dio  Kcichs-  and  btaatsbesteatiroog 
80  nif  das  obnebin  sehr  tiefe  Herabgehen  der  Einkomneiiateoer  des  Staate  auf  kleiiies 
Kinkornmen,  das  Rcbtchcii  staatlicher  Fleiscli>teucr!).  Die  priraten  Interessen  der 
höheren,  woiiihabendercn  UlaSi^en,  der  Grand*  und  Hanabebitzcr  Iiönaen  sich  duch  dabei 
in  dieser  Eiurichtniigr  der  Besteaerang  mehrfach  zu  sehr  geltend  machen,  daher  aodi 
xn  Ungunsten  der  nnteren  Classcn  mit  geringerem  and  blossem  Arbeitseinkommen,  voran 
man  imm«*rhin  manchi'rlei  Sy>'ir"ii  in  vcrscbi'-denen  Ort<-<;tet}ersystcm<»n  wahrnimmt. 
Auch  die  mit  Kccbt  von  Ncumaiiu  (8.  66,  17»>}  gerügte  Er/ielung  öfters  recht  b*- 
titditiicber  Oeberscbftaae  der  commvnalen  Spnrcaasen  nnd  die  Verweadong  dieaef 
üeberschUsso  für  die  Di-ckuiic:  der  allcremeinen  Commnnalaasiiaben  deutet  auf  .Ihn- 
liche  Miässtände  hin  —  man  könnte  in  dieeer  „Ueberüchasswirthschafi'*  der  Sjparcasse 
eine  Art  „Kapitalrentenstenof*  apeciell  aaf  die  Sparcasaengelder  sehen,  denn  dannf  I&oft 
die  Niedrighaltuug  des  Zinsfnsses  der  Sparcassen,  woraus  die  Icberschttsse  in  letzter 
Linie  doch  namentlich  entspringen,  hinaus!  —  Auch  die  localc  Verschieden- 
heit des  Steuersystems,  der  Arten,  Sätze  and  FUsse  möchte  doch  iu  Sach^eu  viel  za 
weit  gehen  nnd  wirthscbafts- ,  verkebrs*,  sociatpoUtisch  ihre  Bedenken  haben.  Sie 
ist  aher  nicht  nur,  wie  überall,  die  Folge  versrhiedener  Höh  I  ;  commanalen 
Finanzbedar£i  und  der  »onstigen  Einkünfte  (daher  des  J^ctatzes  rentablen  Gemeinde* 
Vermögens),  sondern  in  der  Tbat  aacb  znftlUger  bistoriscber  Entwicklung  nnd  ebea 
der  weitgehenden  Autonomie  sowie  des  durch  diese  begünstigten  Einäasses  gewisser 
Classeninteressen.  Das  scheinen  mir  doch  zahlreiche  Einzelheiten,  deren  Kenntnias 
selbst  in  biachsen  wcM^ntlich  erst  durch  Neumann's  Buch  allgemeiner  geworden  ist, 
zo  beweisen.  Gerade  in  der  r  ergleich  enden  Bchuidlang  der  Thataacheo  den 
loralen  Steuerwesens,  wie  ^e  Nenmann  meisterlich  rargenommen«  tritt  dieo  «nt 
deutlich  herfor. 

Diese  cemmnnale  Steneraotenomie  bat  so  beinahe  noch  mittelalteriicbea 

prige  and  entspricht  weder  der  modernen  Yolkswirthschaft  noch  dem  modernen  Stantei 
Sie  ist  hier  eine  Anomalie,  das-  andre  Ettrem  einer  fast  rein  staatlichen  Rerelanp, 
wie  sie  in  der  französische«  Couiuiunalbesteuerung  i^Fiu.  III,  §.  335  11.)  besteht.  Dio 
Anpassung  der  concreten  Communalbesteui ning  an  die  localen  Verh&ltnisse  nnd 
ni:diirfnis.-e,  di<;  die  Anhänger  der  saeh^i1ellen  Bestenernn?  nachrtihmen,  ist  auch  bei 
einem  anderen  Kcchtssybtem  möglich,  wie  Freussun  und  andere  Staaten  zeigen,  ohne 
daaa  hier  gleiche  Bedenken  begognoi.  Insofern  mOebte  das  sichatecbe  Beispiel  finsa»* 
wissenschaftlich  allgemein  lehrreich  sein.  Eine  staatliche  Codification  und  Ncd- 
regelung  des  Communali-te'iiprrpchts  dfirffe  daher  vor  dem  säehsisehen  Zustand  doch 
den  Vorzug  verdienen.  Dabei  kann  mit  Hecht  den  Gemeinden  iu  Wahl  und  Ein- 
richtung der  Stcuerarteti,  der  Sätze  und  Kiissu,  des  Veranlagungsrerfahrens  nodi  ein 
gewisser  Spielr:iiiiii  bleiben,  um  den  localen  Verbfilfni^^scn  Hcchnung  zn  trajen.  aber 
OS  wird  doch  ein  Kähmen  für  alle  dieae  Oingc  aufgestellt,  in  dem  sich  jede  (ia> 
meinde  halten  ranss,  wie  im  jetzigen  prcumischen  Gesetz,  das  in  diesen  Bestlmmongen 
in  der  B  si  br&nkung  der  communalcn  Autonomie  kanm  zu  weit  gehen  möchte,  nicht 
,.zu  stramm"  ist.  Nur  so  l&sst  sich  gentlgende  Rnekvirhtnahme  auf  die  auch  in  der 
Communalbcsteuerung  mit  unterlaufenden  allgemeinen  Suata-  und  velk^wirthbchmiUicheii, 
ferner  anf  die  collidirunden  Interessen  zwischen  Keichs-,  Staate-  und  Gommnnal- 
besten eriiti IT  und  auf  die,  vollends  heute  that^richlich  und  auch  im  Vollbewusstsein  in 
der  Besteuerung  immer  mitspielenden  „socialen''  Interessen  fecbtti^gen.  Die  weitgehende 
locale  Antonofflie  rersagt  diese  Bürgschaft. 

S.  ausser  Neumann's  für  unsere  fihall/.wis^enschaf^lichcn  Zwecke  ganz  voran- 
stehender Schrift  Lentholt,  sächs.  Verwaltuiii:>recht  S.  158,  v.  K ei t ze  n st c i  n , 
Art.  üemeindesteuem  im  Wörterb.  d.  Verw.  I.  U,  S.  536,  v.  d.  Mosel,  Haudb.  dio 
betr.  Artikel  nnter  den  Schlagworten  d<^  St<  ucr-  und  Finanzwesens,  v.  Bosse, 
GemeindebcsteueninEr  in  Sachsen,  1890,  Fix  ber,  ZeitRchr.  für  Praxis  u.  s.  w.  dpr 
Verwalt.  bes.  Saclisens,  mohrfach  u.  A.  namentlich  in  I,  XV,  XVI,  Ludwig- 
Wolff  in  d.  Schriften  des  Ver.  f.  Sec.-PoL  B.  XIL  Statistik  ancb  bes.  bei  Nen- 
mann, Fisclicr;  dann  in  V.  Böhmcrt's  Aufs  in  ZeiLschr.  d.  sächs.  ^tat.  Bur.  1894, 
S.  202  u.  Martin's  Aufs.  eb.  Beilage  zu  J.g.  1897  (eingehende  Vermögenitstati^^tik 
der  Städte,  kürzere  Haushalt-  und  Steuerstatistik,  S.  40  11.,  Bearbeitung  einer  Auf- 
nahme V.  1893  steht  noch  bevor.  Alten  genügende  Statistik  fehlt  [S.  1  fTJ,  so  daaa 
die  £ntwicklttog  zablenmissig  für  das  ganze  Gebiet  nicht  teifolgt  werden  kann). 
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In  Folgenden  kann  Licr  nur  das  Hanpts&chtii he  zur  allgemeinen  Charactcr- 
ittik  der  sächsischen  Couimunalbestouerung  licrvorgehobcn  A  cnlon ,  was  aber,  wie 
•chOD  beineikt,  grade  hier  bei  der  localen  Vcrschifidciibcit  der  thatsächlichen  Ver- 
bUtniES«  nicht  aQ.»rcicht.  Dafür  ist  vor  Allem  auf  Ncumann  zu  verweisen,  dessen 
all-emeino  Charflrtcri>iik  <)>,:>.  S.  31  (F.,  137  ff.,  199.  211  fT.,  247  ff.)  aber  ebenfalls, 
als  Ergebniss  seiner  umfassenden  Untersochnng  der  Thatsacben,  besondere  Beachtung 
fofdiMit 

§.  42.  Speci  al  cassen  mit  besonderen  Zwecksteuern 
neben  der  (  allgeiii einend  Oem  ei  lulecasse.  Eine  Rigen- 
thüinlichkeit  der  sächsischen  commuiialen  Finanzverfassung;  welclie 
aach  für  die  Besteuerung  wichtig  ist,  besteht  in  Folge  der  oben 
(§.  41  S.  123)  erwähnten  Einrichtung  in  der  s  c  h  a  r fen  reobtlich en 
Trennong  der  Gerne indecasse  von  der  Armencasse,  der 
Schnlcasse  und  der  Kircbeneasse  (evangelischer  Gemeinden 
inebesondere).  Anf  diesen  Gassen  lasten  die  ihrem  Kamen  ent- 
sprechenden Ansgaben  ftlr  die  bezIigUchen  Einriehtnngen  (die  der 
Sebnicasaen  übrigens  nur  fdr  die  Volkssebulen)  zanAehst  und  diese 
Gassen  haben  zur  eigenen  Oeeknng  dieser  ihi^r  Ansgaben  eigene 
gesetzliche  Einnahmeo,  welche  von  den  Hbrigen  Gemeinde- 
einnahmen  getrennt  gehalten  werden.  Diese  EiiiDahmcn  fliessen 
aus  dem  eigenen  \  eiuiögen  der  Casscn,  aus  mancherlei  Gebühren 
u.  8.  w.y  aus  Ueberweisungen  von  Staatssteuern  und  Beihilfen  der 
»Staatscasse  (so  bei  den  Schulcassen;  aus  sonstigen  verschiedenen 
Einnahmen,  theiis  (Midlich  auch,  was  eben  das  Bemerkenswerthe 
ist,  aus  besonderen  Z w e e k 8 1 c u e r n  zu  Gunsten  dieser 
Gassen.  Diese  ISteuern  werden  daher  neben  den  eigentlichen 
in  die  Gemeindecasse  fliessenden  Coromunalstenern  erhoben. 
Aufiserdein  kommen  anch  fttr  das  Feuerlöschwesen  noch  solche 
Special •Zweckstenem  Yor.  Die  wichtigsten  dieser  besonderen 
Stenern  fttr  diese  anderen  Gassen  sind  BesitzweehseU,  Lnst- 
barkeits-  nnd  dgl.  Abgaben  nnd  Hnndestenern,  bezw.  An- 
theile  an  betreffenden  derartigen  Stenern;  ausserdem  kommen 
noch  yerschiedene  kleinere  Specialabgaben  nnd  Gebtthren,  auch 
Strafgelder  vor.  Ein  weiterer,  bei  den  Scholcassen  der  Hanpttheil« 
bei  den  Armencassen  nur  ein  kleinerer  Theil  des  Bedarfs  wird 
dann  durch  besondere  sogen.  „Anlagen''  daher  neben  den  „Ge- 
meindeanlagen" als  „Armen  an  lagen",  „Seli  ulan  lagen" 
fnnd  bei  den  Kirchencassen  durch  „  K  i  r  c  h  e  n  a  n  1  a  g  e  u ")  gedeckt, 
die  in  der  Regel  nach  dem  Fuss  direeter  Gemeindeanlagen"  an- 
gelegt werden.  Nur  das  etwaige  Deficit  der  Armen-  und 
Schnlcasse,  wie  es  nach  der  Statistik  der  Stadthaushalte  in  Sachsen 
bei  diesen  besteht,  f^Ut  daher  noch  za  Lasten  der  Gemeindecasse. 
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6.  B.  Uebodchtan  der  Bcataveninf  .  SacbMo.  §»  42. 


Es  mangelt  demgemftss  in  Sachsen  an  der  Einheitlichkeit  des 
Finanz-  nnd  des  Stenerwesens  der  Gemeinden:  das  Princip  der  com- 
monalen  ,yftscalischen  Gasseneinheit"  ist  nieht  soweit 
dnrchgedrnngen,  als  jetzt  sonst  in  der  Regel,  wo  yon  den 
genannten  drei  Gebieten  gewöhnlich  nur  das  kirchliche  Finanz- 
und  Steaerwesen  vom  commnnalen  getrennt  ist.  Aneh  diese  Ge- 
staltung der  Dinge  gemahnt  ähnlich  wie  die  Stenerautonomie  der 
Gemeinden  in  Sachsen  au  ältere  ZcitcD.  Grade  dieses  Zweck- 
Steuersystem  der  genannten  Specialcassen  ist  aber  dieser  Autonomie 
mehr  entzogen  und  beruht  auf  besonderen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. Doch  ißt  auch  hier  den  betretTeuden  Organen  der 
Gassen  nur  eine  Ermächtigung  zur  Erhebuog  der  specieiien 
Zwecksteuern  gegeben,  diese  sind  also  nicht  obligatorisch. 

In  die  Armencasse  fliessen  regelmässiie^  and  zwar  mb  sogen.  „ordentUchc^, 

aber  „zufallige"  Eiunabmcu  solche  spocielle  Abtraben,  sopcn.  ,,Besi  tZFeraud  erungs- 
abgabcu'^  foa  Besitz  Wechsel  ?oq  Gruiidstuckea  (ausser  bei  uotbweodigeu 
2vang«Tentei(^ngen)  von  Vis  %  de«  Werths,  dana  vön  MentUcben  and  Verains- 
Lust  b  a  1  kc  i  teil ,  Aiifführuuirtin,  Vorträfren  ii  d^l.  in  Wirthshäusern  u.  s.  w.,  z.  Tb. 
dor  Ertrag  der  üuudüüteuor  (Gesou  darüber  vom  18.  Aug.  1868),  auch  die 
NachtigallGnatener,  Antbdie  von  dMi  Jagdkarten,  Piscbkarten.  gewisse  Strafgelder 
und  andere  Steuern  mehr.  Nach  localem  Herkommen  fanden  sich  Abgaben  vou  Krb- 
8ch:iff '  II.  Verin.lchtni^sen,  die  jetzt  auftcehoben  sind  (1890).  Zu  diesen  onlentlichi^u 
.^.utuiii^cn  ^  treten  noch  bestimmte  Eiunabmon,  au«  Beitr&gon  der  Kircbencassun. 
der  Gemeindecassen ,  Armencollocteu.  Der  weitere  laufende  Bedarf  der  Armencanen 
irird  durch  .,ausserörJi_'n!lichL:"  Eiiinalimcn  aus  .,  A  r ine  n  an  1  ago  n"  gedeckt-  Diesen 
unterliei^on  Grundbesitzer,  Forcusen  für  den  im  Orte  gelegenen  Grondbeftitz  und  sonst 
im  Allgemeinen  alle  Personen  im  Ort.  welche  Stenern  xablen.  S.  bat.  Armnnordnung 
V.  22  Oct.  1840.  Ges.  r.  5.  Mai  1868,  Ges.  v.  dO.  Apr.  1890.  Wailw«  Detail  bei 
Lentholt,  Yer.w.  a.  S.  171  ff",  n.  Noten,  v  d.  Mosel,  Art,  Armencasse,  Armen- 
aulagen  und  die  gen.  Steuern,  >>uuuiuun,  b.  86  IT.  Statistik  der  stidtischeu  Armen« 
Caasen  bei  Martin,  Beil.  s.  slohs.  stat.  Ztschr.  1897.  S.  43.   (8w  u.  §.44.) 

Auch  die  Schulcassen  haben  licrkömmlich  oder  ortsstatutarisch  Antlieile  an 
Abgaben  bei  Bositzveräudcrungeu  fou  Grundstückon,  hier  ohne  AussclUoss 
von  Zirangsrersteiferangen.  Za  den  hier  dem  Ertrage  nach  dnrcfaans  roranslohenden 
Sehulanlagcn  sind  pflichtig  die  Mitglieder  der  Scfattlgemeinde,  auch  der  im  Bezirk 
L'-'Oepcne  (irnndbe^it/.  Die  Vertheiltiiiii  dieser  Anlagen  crfolet  nach  dem  Fuss  dt;r 
Ucmcindcaülagea  in  den  (giusseren)  tiladion  mit  icviJirtcr  Städtuorduung,  in  anderen 
Orten  in  der  Kegel  je  zur  Hälfte  nach  V'erhältniss  der  Steuereinheiten  des  Grond- 
besitzes  und  der  Kopfzahl  der  über  14  Jahre  ulti-n  (ieineindeglicder.  (Aeltere  Gesetze. 
V.  ¥.  24.  Mai  1877).  S.  Loutbolt,  Vur.w.  S.  174  mit  Noten,  ?.  d.  Mosel,  Art.  Scbol- 
casse,  Schnlanlagen.  Neu  mann,  8. 88.  Statistik,  stat.  Ztschr.  1897,  Beil.  a.a.O.  S.44. 

Auch  den  l'^cuerlöschcassen  der  Gemeinden,  welche  ebenfalls  von  den 
Genieiiidecasscn  p-etrennt  zu  verwalten  sind,  stehen  Antbeile  an  nesit^.verhsel.ibirabeu 
bei  Vcriiu&>eruüg  von  (Jrundaiüciien  zu.  l'urncr  tsinJ  in  bacLaeu  ausser  von  der  ötfeot- 
lichen  Landesrersichcrungsanstalt  (fttr  Immobilien)  auch  von  den  in  Sachsen  arbeitenden 
P r  i  V a t  f e u  e  r  r  er  b  i  eh  eru  n gsans  tal  t(> n  Abgaben  in  I-'orm  von  Procenten  (1)  von 
den  Prämicueinuabmcn  an  diese  Gassen  zu  leisten  (Gas.  r.  28.  Aug.  1876,  5  Mai  1892). 
S.  Lentholt,  a.  a.  0.  S.  245,  r.d.  Mosel,  Art.  Fenertftscbcasse,  Nenmann,  S.89, 
Statistik,  u.  a.  m.  S.  43. 

Endlich  linden  sich  neben  den  „Kirch  on anläge  n''.  die  im  Allgemeinen  cbenfo 
wie  die  Schulaolageu  aufgebracht  werden,  auch  bei  den  Kirchen  gemeinden  noch 
mitunter  Antheile  an  Besitzwecbseiabf  aben.  8.  r.  d.  Hoael,  ArL  Kiichen- 
anlagen  n.  a.  m.,  Nenmann,  S.  88. 
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Alle  An]i!:en  für  die  Spccialcassco,  die  Scliul-  und  KirchenanUgcn  auf  Wuriscb, 
Verden  fou  den  GemeiDdeo  mit  eiogezogeo,  die  &bor  dafar  eveDtaeU  Erhebangs^ 
^ebtdireD  (so  b«i  den  Kirchen)  berechnen. 

Die  Besitzwcchsolabfrabe,  in  Tcrscbicdenem  Umfang  nud  Höhe,  die  ausser« 
den«  dann  noch  als  Abgra^>c  der  (lemeindecasso  besteht,  nimmt  daher  in  der  sächsischen 
ConiUiunalbesteuerung  (i.  w.  S  )  eine  auffallend  hervorragende  Steilung  ein,  namentlich 
Mch  ihrer  Verbreitnog  nnd  Benottnng  nie  Steoer  für  verschiedene  Zirccke,  wenn  auch 
immerhin  nur  mit  mässigem  Gcsammlertracr<\  fr  ilich  neben  einer  onf^cwOhnlich  niedrif^en 
besüglicben  StsAtsabgebe  ('/i*  l^ic  iocalen  Abgaben  dieuer  Art  sind  sehr  ver- 
•dhi^en  hech,  ale  edlen  in  der  Regel  nicht  Ober  1  M.  von  800  M..  nlso  Vs  */o  zu- 
s*nnen  bei  Grundbesitz  übersteigen,  doch  kommen  höhere  vor.  Anch  bei  beweg:- 
Kcben  G#»een5tSnden  kommen  sie  vor.  besonders  bei  Versteijrerunsren.  S.  Netimrinu, 
S.  89,  2o2  11.  und  v.  d.  Motiel,  Art.  Btisitzver.ab2;aben. —  Unten  in  §.44  diu  ätati^t. 
Omen  der  Ertrige. 

§.  43.  Die  eigentliche  Comüiuualbesteucrung  und 
ihre  Hauptarten.  Die  Gemeindeordnungen  enthalten,  wie  be- 
liM'rkt,  Hill*  einige  ganz  allrremein  gehaltene,  daher  dohiihare  und 
von  der  Auslegung  abhängige  grundsätzliche  Bestininuingen  über 
die  subjective  nnd  objective  Steuer pfl ich t,  die  Steuerarten  und  die 
Stenervertheilung,  den  8tenert'uä8,  sowie  die  Festsetzung  eines 
staatlichen  Anfsichts-  bezw.  GeDehmigmigsrechts.  Darin  liegen 
imtnerhiD  gewisse  Beschränkungen  der  communalen  Steuerantonomie, 
die  aber  die  mannigfaltige  Aosgestaltang  der  Localsteaersjsteme 
nicht  gebindert  haben. 

IMe  vidillgslen  Pvncte,  ohne  die  Einidheiten  bei  der  Darchf abrang .  betreffen 

Folgendes:  Im  Princip  sind  d.innch.  was  die  subjective  Sieiieriiflii  b(  anIang^t  (rev. 
8t.O.     25  ff.,  rev.  L.  G.  0.  §.  US  ff.),  die  Gemeiodelasten ,  weiche  durch  andere  Ein- 
Dehnen  nicht  gedeckt  werden,  in  den  Stidten,  in  Allgemeinen  nnch  aof  dem  Lande, 
von  allen  GcmändemitgliedL-rn,  d.h.  von  allen  selbstäriJ  i  gen  Personen,  welche  in 
der  Gemeinde  wf*sentlich  wohnhaft  sind  oder  Grundstück.-  besitzen  oder  Gewerbe  be- 
treiben, einschliesslich  juristische  Personen,  Stiftungen  und  Vereine,  nach  Verhältaiss 
so  tragen.  Was  Letzteren  bedeutet,  wird  im  Geeetz  nicht  nAher  beetinnt  (s.  dtmber 
Ueumann.  S.  83).  Anrb  Unselbständige  können  mit  Staatsgenehmigung  indessen 
mit  belastet  werden,  soweit  sie  Nicssbrancb  an  eigenem  Vermögen  haben,  ferner 
SiantsangehOrige  andi  ohne  wesentlichen  Wehneitz  In  Lande,  aber  nit  direeter  Staate* 
nteoerzahlong.  und  Selbständige  mit  ror&bergehcndcm  Aufenthalt  bei  mehr  als  drei- 
monatlicher Dauer.   Die*'*  R<'->timraangcn  haben,  in  Verbindung  mit  dem  Herabgehen 
der  btaats-Einküuimenstcucr  auf  kleines  Einkommen,  in  den  Gemeinden  m  einer  weiten 
Ansdehnnng  der  ]»er80nlichcn  Steuerpflicht  nach  Onten  zn,  auf  kleine  Einkonnien  bei 
der  Einkommensteuer,  auch  zu  Kopfsteuern  anf  die  untersten  Classen  die  Handhabe 
geboten.  Sie  gelten  selbst  wohl  als  geeetüiiche  licmmnisse  einer  sonst  etwa  gewünschten 
Befrennng  dieeer  Glaaeen  Ton  directen  Stenern.   Dies  erdebt  sich  auch  darans.  dass 
Befreiungen  wegen  kleinen  Einkommens  von  den  Gemcindeanlagen  in  den  Regulativen 
für  letztere  nur  mit  Zustimmung  der  .Aufsichtsbehf^rd«  stattfinden  dürfen.  —  Eine 
objective  Beschränkung  der  Stenerpflicht  hcgi  für  die  Bezieher  von  Dienstcinkommeu. 
Waitegeld,  Pension  darin,  daas  dic^e  Einkünfte  bei  commonaler  Einkommcnbcstenemng 
nnr  mit  *  .  r  r»nMlda[rt  werden  dürfen:  also  ein  ,,Communalsteuerprivileg '  der  B*^- 
amten  u.  s.  w.  wie  in  Preusscu  (o.  S.  71),  nur  in  geringerem  Mnasse.  Ausser  Geld- 
ahcahes  hftnnen  noch  persSnliche  Dienstleistungen,  die  keine  besondere 
Befähigung  verlangen,  anf  dem  Lande  auch  andere  Naturalleistungen  von  den  Gemcinde- 
mirglicdem  verlangt,  dürfen  ahor  regelmässig  durch  Stellvertreter  und  dnrrh  (hüd- 
zahlung  abgestattet  werden.    In  Landgemeinden  sollen  sie  in  Geld  al>-ci>chät^t  und 
nach  dem  Maassstabe  der  Gemcindeaniagcn  vertheilt  Werden.  (S.  «1 Kinzelno  in  den 
angeführten  §§.  der  Stadt-  und  Lnndgemeindeordnongen,  Lentholt,  Verw.r.,  S.  158 
A.  W»f  aer.  FiBaniwiwemchaft  Vi,  9 
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V  d.  Siosol  Art.  GcmeiiideleistnD^  und  Ctomeindeaiilageii ,  mit  den  VerordaQBg»- 

matchai,  NoamaDn.  S.  83  0^. 

Die  8t6<ier*rteii  aoluf^d.  ao  ist  die  ErheboDg  indireeter  in  den  Ge- 
meinden ,  alll^«!^chc^  7on  den  Be^chrunkuntron  di  s  Zollvereins-  und  Kcichsrechta,  von 
der  Staatügenehoiiguug  abh&D(^ig,  die  gesoUiick  nur  unter  besonderen  Ortlichen  Ver- 
hältnissen erfolgen  darf.  AntidracUicb  sind  d»bei  ««eb  BeeiUTecbselaberabe n 
bei  frciwiliig'^r  Be^itzvcrftaderaDg  für  snltalg  erldirt.  Verbmachasteaern,  Thor-  umi 
Abnliobon  Abgaben  ist  man  zwar  trcnigcr  gewogen,  aber  es  haben  sich  «iorh  nicht 
nur  fiier-,  Braumalz-,  Fleischsteuera ,  bezw.  Zuschläge  zu  den  betreuenden  Heicbs- 
und  Staatflstenem .  seedem  auch  andere  Verbraocbsabgaben .  sei  bat  auf  notbvendige 
Lobensniillcl,  wie  Gctroide.  'Mehl  u.  8.  w.  hi--  und  da,  Ix'sond.rrs  in  Dresden,  orhalfcn. 
Kur  die  Bieiäteucr  besteht  ein  Maximum  (Gd  Ff.  fUr  1  hl.),  aodl&ndischcs  Bier  darf 
nicht  hoher  als  inländisches  Lagerbier  belegt  werden.  Aach  die  Hunde-  und  Lust- 
barkeitästeaer  findet  sich  als  commanalo,  nicht  bloss  för  die  oben  besprocbeneii 
Speciahwecke.  Die  directo  Besteuerung,  besonders  die  Einkommensteuer, 
Überwiegt  aber  im  gesammten  Stcuercrtrage  überall  wesentlich  (s.  u.)  S.  Leutholt, 
S.  159,  V.  d.  Mosel,  die  obisren  Artikel,  auch  indirecle  Abgaben,  B^iuveränd. 
abireben,  Neu  mann  S.  84.  96,  217  ff.  u.  Noten.  Städt.  st  iri  f.  Jahrb..  i.  B.  Jg.  1897, 
S.  879,  88B,  Martins  gen.  kuU,  a.  a.  0.  S.  43.  bteucrrcgulativ  für  Dresden  ron 
1890*  19  Sciuwz'  Fin.aTdh  Vn,  801. 

Der  Stenerfass  filr  die  baaren  Gemeindeanlafen  bftn^  in  den  8tldten  vom 

Gemeindebcschliiss  ab.  der  nher  Sta.nstrenoliirii^uns;  bedarf.  Die  ManniitfaliigliMt  :n 
diesem  Puncte.  die  Verschiedenheit  namentlich  in  BetrcÜ  der  Progression,  in  deren  Ende, 
die  Mitbenutzung  ?on  Kopfsteuern  ist  durch  dieses  ErioTdemiBs  nicht  gehindert  «rordeo 
(s.  Neumann.  S.  187 — ^205.  bes.  S.  160  ff.).  In  den  Landgemeinden  soll  die  Ver- 
tliei\ung  der  Steuern  nach  der  Ort^verfajisang  erfolgen,  wobei  bisher  besondere  belastete, 
aber  auch  besondere  bevorthcilto  Einzelne  und  Classcn  ferner  wie  bisher  behandelt 
werden  können.  Üe  neoe  Begeleeg  der  Laufen  setzt  einen  zweimaligen  (iemeinde- 
be>chluss  und  Staatsgencbmigung  voraus  rtiid  soll  dann  bei  GeldanLnfrcTi  das  Einkommen 
ans  Grundbesitz  wie  das  übrige  „angemessen"  belegt  werden.  (Leutholt,  S.  159, 
T.  d.  Mosel,  Art.  Gem.Itfistungen  v.  Gem.anlagen.  mit  den  Ansflreiordnungco  n.  Er- 
liotenuigen  txk  den  leitenden  Bestimmungen  der  Qem.ordnnDgeD,  Menmann,  S.  85  ff.V. 

Auf  dieser  staatsgesetzlielicn  Grundlage  hat  sich  nnn  die 
sUchsische  Communalbesteuerung,  dank  des  den  Gemeinden  für 
ihre  aiitoiKnne  Regelung  dieser  Verhältnisse  belassenen  weiten 
Spielraums,  loeal  sehr  verschieden  eiit\s  ii  kdt ,  je  in  den  Städten 
und  Lainl:^^('iijeinden,  je  in  den  Griisseuclasscu  beider  und  vollends 
in  den  einzelnen  Orten.  Indessen  ergiebt  sich  doch  aueü  wieder 
eine  gewisse  Gleichmässigkeit  im  Grossen  und  Ganzen.  So  liegt 
in  den  meisten  GemeindeD  der  Scbwerpunct  jetzt  durchaus 
in  der  directen  Besteuernng  und  hier,  znmal  in  den 
Städten»  wieder  ganz  Überwiegend  in  der  Einkommensteuer. 
Gegen  diese  tritt  die  Ertragsstener,  d.  h.  die  Real-  (Grund- 
und  Gebftude-)Steuer  ganz  unTerbältnissmUssig  in  ibrer  Aus- 
debnung  und  ihrem  Ertrage  zurttck,  besonders  in  den  Stftdteo. 
Nocb  weniger  verbreitet  ist  die  Gewerbesteuer,  die  sieh  wesent- 
lieh  nur  als  Gast-  und  Sehankgewerbe-  und  als  Wander- 
gewerbe- (und  Wau  derlager  )  Steuer  (Gesetz  v.  1.  Juli  1878), 
hier  neben  der  Staatsstcuer,  vorfindet.  Von  den  sogen,  indirecten 
Steuern  sind  als  Verbrauchssteuern  nur  die  auf  Bier  häutiger, 
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andere  selten ;  Dar  in  sehr  weDigen  Orten,  darunter  freilich  Dresden, 

sind  sie  nach  dem  Ertrage  wichtig  (Fleisch,  Mehl).  Lust- 

barkeits-  snd  Hondesteoem  kommen  dagegen  wieder  allgemein 

Tor,  erstere  allerdings  fiberwiegend  für  die  Armencasse.  Eine 

relatiy  grosse  Verbrettnng  haben  endlich  die  communalen  Besitz. 

wechselub^abcn. 

S.  ober  die  localen  Steaerverh&ltnisse  bes.  wieder  Neumano,  die  gen.  Auf- 
f^hne  in  Fischers  Zeitschr..  sonst  die  Artikel  ooter  den  SchUgirorteD  io  V.  d.  Moael'» 
Handhach  für  das  Detail  der  gesct/lichen  und  VcrwaltnnL'^vorscbriften.  Die  com- 
ntunale  Jblinkommensteaer  wird  t^eil weise  besonders  reranlagt,  immer  mehr  aber  seit 
der  I!inf\lbnui|r.  Veil»e8Mniiif  vod  EiDfewOhntiDf  der  Steats-EiDkommeostooer,  tn 
Furm  ron  Za^^chlätfon  zn  dieser,  jedoch  local  und  nacli  EinkommengrOsscn  (Steuer- 
stafen)  in  mancherlei  rcrscbiedenen  Sätzen,  mehrfach  in  höheren  für  das  iiieinere,  in 
Diedriireren  far  das  grössere  Einkommen  (s.  Neamann,  S.  106).  Grade  in  dieser 
Ilin&icbt  scheint  sich  nun  die  ««Aoiotioiuie"  der  Gemeinden,  auch  der  Städte  vod 
?r^t^*;e^en  Städte  (Lfipzig),  nicht  imm'  r  ^t  ^-  Oirt  zu  liabcn  und  den  Cla'^seninfcressen 
der  in  den  Gemeinderertretüngeo  govichu^^uu  Stimmen  zu  sehr  zu  dienen.  Dasselbe 
gflt  vohl  «ich  in  Betreff  des  za  attrken  Ueberwieirens  der  Penooftlsteaer  ?or  der 
Bealsteaer  in  den  Stüdten:  die  trleiche  Wahruelimun^,  wie  vor  dur  Kefortn  von  1893 
ia  Prena&eD.  Auch  das  tiefe  Herabgeben  der  Einkommensteuer  auf  die  kieinen  Ein- 
kemiBeB,  die  AnknOpfoug  von  köpf-  und  claBseostcuerartigon  Abgaben  «n 
jeae  Steuer,  wofar  sieb  bei  den  ..kleinen  Leuten**  allertiiDp  stout  riL-dinibc  h  Einiges 
saffen  lässt  s  Naumann,  S.  193  ff.),  aber  wogegen  doch  auch  Bedenken  bloit^n, 
möchte  ähnlich  lu  beuriheileD  sein.  Alle  Bedenken  gegen  die  Sieuerautonouiiu  der 
GemeiiideD,  vie  sie  in  den  Tbntssclien  der  cemmiiBalen  Steverrer&ssungoi  sich  kond 
eil  l)t .  st- iürern  sich,  weil  schon  die  Staats -Einkommensieut-r  so  tief  herabjreht,  bis 
40U  M.  immer  noch,  weil  der  Staat  eine  Fleischsteuer  hat,  weil  die  Keichssteueru 
und  Zelle  doch  auch  den  Gonsnm  der  Massen  belasten  und  ron  den  Indirecten 
Com fflunalsteoem  dasselbe  »rilt  (Dresden.  Das  allerdings  wenigstens  seine  communale 
Einkommf  ri"<tfucr  erst  bei  600  M.  Einkommen  beginnen  lässt).  Das  Zurücktreten  der 
Kealsteaer  bewirkt,  dass  der  grade  in  der  Gemeinde  relatir  mehr  berechtigte  und  hier 
Mcb  lelcbter  dorcbfQhrbare  Gmndsatz  der  Bestenemof  nach  dem  Interesse,  nach 
Leistung  und  Gegenleistung  zu  wenig  zur  Geltung  kommt.  Da  der  Steucrfoss  für 
fandirtes  Einkommen  in  den  Gemeinden  fast  Überall  der  gleiche  wie  für  sonstiges 
ist,  ebenso  wie  in  der  Staats -Einkonunensteoer«  so  erfolgt  anch  dorch  diese  Stener 
keine  Ann&heraog  an  jenen  Grundsatz.  Welche  Unsummen  „Coujuncturcngewinne" 
sind  aber  grade  in  dem  indostriencn  Sachsen  mit  seiner  stnrkftn  Volksfcrmehrung; 
und  immer  noch  steigenden  Volksdichtigkeit  dem  städtischen  und  auch  in  Lanü- 
feateindeu  dem  ländlichen  Grundbesits  zagewachsen!  Dorch  die  erwähnte  üebei^ 
la^-sUDg  der  haIb<Ti  Staats-Grundstf  uer  an  die  Schulcassen  ist  wcnijrtcns  di  i  coramnnale 
Kealbcsteoerung  etwas  ausgedehnt  worden.  Aber  das  genügt  nicht  Vielmehr  mochte 
giade  der  Thstbestand  der  sächsischen  GommuDabteaerentwicklang  ergeben,  dass 
Normen  für  die  rerhältnissmäs>ig  stärkere  Heranziehung  des  Realbosit/os  zur 
Tra^nne  der  Gommunalstonern  im  Gesetz  angeordnet  werden  mtlsseii  und  zwar  in 
der  An,  da^s  eine  nicht  zu  kleine  Minimalquoie  des  directen  Stuucibudaif;^  durch 
die  Bealsteuer  gedeckt  verdea  moss,  nicht,  wie  r.  Bosse  (aossor  bei  den  gewöhn- 
lichon  LaridjifüK-inden .  wo  auch  er  die  oben  genannte  Forderung  stellt),  will,  dass 
dic»>e  (^uote  eine  bestimmte  Höhe  nicht  Uborscbreiten  darf«  aber  nach  dessen  Vor- 
schlag mit  passender  Unteiscbeidanf  ron  Oftakategetieii  bd  der  BestimsAaDf  solcher 
Quoten*).  Aach  fikr  den  Sieaerluss  der  commanalen  EinkommMisleaeffn  mochten 


V.  Bosse,  a.  a.  0.  S.  56  Seino  Vürscblitgo  verwerfen  Verbrauchssteuern 
ansser  der  Biersteuer,  verlangen  Erhebung  aller  directen  Stenern  fttr  alle  4  Gassen 
narh  d-  mselben  Fus>e.  ein  au?  Personal-  nnd  Realsteuern  zusammengesetztes  System ; 
aU  erstere  eine  Einkommensteuer  mit  freiem  Existunzminimum  von  2 — 300  M.,  ohne 
Pronfsssion>  böcbstens  mit  nissiger  Degression  nach  unten  (jetzt  wird  hier  mehrfach 
fiade  die  Progression  wenlp>lens  in  insofern  angewandt,  als  die  Znschllge  aur 

9* 
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solche  Normen  notlivendig  sein ,  insbesondorc  liei  Erhebung  ron  Zasrblfiiren  zur 
Staatsteaer,  um  die  BegUnsügung  der  grösseren  Kiakommen  zu  verhindern,  mindestens 
m  iMsdurftnken,  Die  veo  f.  Bosse  44  ff.)  a.  A.  erbobeiieii  Bedenkra,  den  decli 
sehr  mässig  progressiven  Fuss  der  sächsischen  Staatseinkommensteaer  anch  in  d(^n  Ge- 
meinden aozuirenden,  sind  nicht  genügend  zu  begründen  (».ancltNeomann,  S.107, 160  ff.}* 

Die  thats&ehliche  Gestaltung  der  GommonalsteaersysteiDC  wsr  naeli  smtlicber 
Aufnahmt;  in  1890  (Statist.  Ztschr.  1894,  S.  300)  folgende.  Von  143  Städten  b&tteft 
142,  seit  1891  alle  eine  Einliommenstcuer.  75  nur  pine  solche,  54  eine  Einkommen- 
und  Grundsteuer,  6  diese  beiden  und  Kopfsteuer,  5  Einkommen-  n.  Kopfsteuer,  1  eine 
Einkommen-.  Grand-,  Kopf-  und  Miethsteuer,  1  eine  Einkommen-  nod  YemOgenisteaer* 

Von  142  Stildten  erhoben  59  (42%)  die  Einkommensteuer  im  Anschluss 
an  die  Staatssteaer,  ä«i  (58  7«)  selbständig,  aotor  letzteren  26  aber  vesentlich  nacli 
den  Beatlmmvngett  des  Stentsstenergesetsea,  57  melir  oder  venfter  abvelehend.  Aocli 
unter  den  3099  Landgemeinden  hatten  in  1890  schon  1283  (43  ^o)  die  Einkommen- 
steuer, davon  821  (Gi  '  «  int  Anschinas  an  die  Stnalsstener,  462  (36  7,)  selbstindic;. 
(Weiteres  Detail  bei  iScuuiaim).  — 

Die  communale  Grund-  und  Ge b&ude Steuer  wird  theils  neeli  nach  dem 
Maassstabe  der  Staats-Grundsletier,  dir  Geb&nde  ja  init  iimfasst,  so  meist  anf  dorn 
LAnde,  theils,  besonders  in  den  grösseren  Städten,  selbiitändig,  dabei  aber  wieder 
mehrfach  renclueden  (nach  Ertragswerth,  Kapitalverth,  so  in  Leipzig  n.  s.  v.),  doch 
regelmässig  so  veranlagt,  dass  der  wirkliche  Reioertrair  besser  als  durch  die  vielfach  ver- 
altete Staatsstener  jjt'troffen  xrird.  (S.  Nenmann.  S.  03  ff,,  180  ff.  u.  mehrfach  passim). 

Gewerbesteuer  von  Gast-,  Scbank  w  irthschaft,  Kleinhaudcl  mit  Brannt- 
wein und  Spiritus  ist  sehr  verbreitet  und  verbindet  sich  z.  Th.  wieder  mit  der  Steuer 
auf  ölFentlicbe  Lu;-tbarkciten  n.  dgl.  Die  ßTosscn  (Jocli  mit  wiclitigeii  Ausnahmen, 
z.  B.  bisher  Leipzig,  Chemnitz)  und  die  mittleren  t>tädte  haben  sie  meistcitö,  auch 
In  kleineren  Orten  nnd  Landgemeinden  findet  sie  sich  oft.  (8.  NenmuiB,  &  38). 
Auc)i  die  Hausirgewerbesteuer  der  Gemeinden ,  in  Form  ron  Zuschlägen  ZOT  Staats* 
Steuer,  was  in  Sachsen  erlaubt,  in  Prenssen  untersagt  ist,  kommt  vor. 

In  örtlich  sehr  verschicdeQer  Verbreitung,  Art,  Höhe  (Steuersatz),  daher  auch 
im  Ertrage  sind  die  unter  dem  Namen  indirecte  zasnmmcngefassten  Vorbrnoohs-, 
Lustbark  eits-  und  Be^i  tz  wec hselab a ben  .  auch  die  Hundesteuer  ver- 
treten. Als  Eingaugsabgaben  in  die  Städte  behiuhou  in  Dro4»den  und  Bautzen  Steuern 
saf  Getreide,  Hehl,  Brot  (Weiasen,  Roggen),  auch  (Bautzen)  anf  minenülscbe  Kohle. 
Durch  diese  Steuern  und  durch  den  Zuschlag  zur  Staats-Schlachtsteucr  bekommt  be- 
sonders Dresdens  SteuerrerfMHsung  und  Stcuerertrag:  ein  ron  den  meisten  anderen 
Städten  (auch  Leipzig)  abwcicbeados  eigenthumlichea  depräjre.  (S.  die  Angaben  tlber 
das  Stenonecht  in  den  Artikeln  v.  d.  MosePs  und,  mit  statistischen  Daten,  vielfach 
bei  Nenmann).  Sehr  verbreitet,  aber  verschieden  in  der  Einriclt^irt;?.  den  Sätzen  und 
daher  im  absoluten  und  relativen  Ertrage  (als  Quote  dieses  vom  gesammteo  «4o- 
directen*^  Stenerertnfr  nnd  anf  den  Kopf  der  Bevftlkerong  Irareclinet)  sind  die  Lnst- 
barkeitssteuern  (Nenmann.  S.  242  II'.),  freilich  überwiegend  filr  die  Armencasse. 
Soweit  sie  nicht  vom  Wirth  u.  s.  w.  ab  eine  Art  Gewerbesteuer,  sondern  vom  betretiunden 
Publicum  getrapen  werden,  wie  wohl  vielfach,  belasten  sie  doch  nach  Lage  der 
Dinge  auch  wieder  die  „kleiin-n"  Leute,  iiiiiidestiins  die  unteren  Mittelclassen  mehr* 
während  die  „Lu.sibarkiritcn"  der  wuhlhabenderen  Classen  in  deren  \\ühnnn!Tf»n  sich 
einer  Steuer  entziehen.  Auch  ein  Funct,  der  progressive  Sätze  der  Etuliommon- 
siener  für  letztere  Glessen  mit  rechtfertigt,  Ancn  die  Hnndestener  ist  sehr  hinfig. 
Besonders  cliaracioristiscli  i-t  aber  wieder  dir  Vcrltr.jitung  commnnaler  Besitz- 
wechselabgaben,  ausser  für  die  Armen-  und  Scholcasse  (§.  42)  auch  JtUr  die 
Gemeinde-,  besonders  städtische  Gassen. 

Sie  beütcbea  in  allen  Städten  und  vielen,  besonders  grosseren  Landgemidnden» 
sie  tretfcn  mitunter  auch  bevegUches  Ont,  in  Auctionen,  sonst  regelmftssig  nur  den 


Stentsstener  relatir  hllher  bei  kleinem,  als  bei  hohem  Einkommen  sind,  s.  Vevmann, 

S.  106).  Als  Realstcucr  will  Bosse  eine  ErtrnLrsstener  vom  (irundbesitz  'Grnndsttlckc, 
Wohnhäuser);  der  durch  Kealsteucrn  zu  dockende  Betrag  soll  in  den  grossen 
Städten  Ys«  In  <len  andern  und  in  Landgemeinden  mehr  stidtiischen  Cbaracters  %  des 
Gcsammtbcdarfs  nicht  Ubersteigen  dürfen,  in  den  übrigen  Landgemeinden  soll  min- 
destens     des  Bedar&  durch  Benisteoeni  gedockt  werden  mtusen. 
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Im m obitieor erkehr  und  zwar  f^ewöhiilu  Ii  bloss  den  freiirilligou ,  aber  auch  Jen  un- 
eiit|;d[üiclioA  nod  selbst  den  von  Todeswegcu  (£rb»chaftea ,  Veimächtnisse),  wobei 
sogar  der  Oebergang  voa  Besitz  in  der  diiecten  Linie  Ofteis  (wie  es  scheint  selbst 

in  der  Rogd)  steuerpflichtig  iat,  mitunter  in  mässigeren  SteaetsAtzea;  ein  Panet  Ton 

Bcdeatong  für  die  Frap:c  der  Erbscbaftästeuer  in  dieser  Linie,  wie  Neu  mann  mit 
Kecht  büCüUt  (S  121).  Die  allgemeinen  Steuersäue  bind  loeal  sehr  rerschieden, 
Olpers  niedrig  ^Brucbtheile  eines  Procents),  nber  doch  mitunter  auch  mehrere  Procent 
uud  durch  das  Zll^amInentrefien  von  mehreren  solclien  Abgaben  für  die  vcrs  Iii  1  ncn 
^Caasen"  sich  immerhin  erhöhend ,  jedenfalls  öfters  erheblich  hoher,  ab  daalnormale 
Itnztmum ,  Vs     i  Stantsrenraltung  als  Kegel  bMtfmmt  bat  (s.  r.  dTlfosel, 

Art.  Besitzreräod.abg).  Das  Ganze  ist  eine  tiuauzwissonschafÜich  und  steuerpolitisch 
boondcrs  bcachti-nswerthL"  Einrichtung.  Der  absolute  und  relative  Ertrag  dieser 
Abj^abcu  »chwauLt  zwisclicii  duu  Terschiedcnea  ürten  natürlich  mit  nach  diesen 
SitXMi,  sonst  nncli  nach  dem  Umfang  des  Verkehrs  u.  s.  w. 

Für  alles  weitere  Einzelne,  noch  Forkornmendo  ältere  Steocrarlcn  (Grand- 
ge»choä&e  u.  dgl.  m.),  ferner  für  dieSteaersÄtze  der  Teischiedeuen  Steuern,  die  üestaitang 
des  Stenerfnsses  der  Personal«,  besonders  der  Einkemmensteaem,  die  ErtragsverhUt- 
nissc  der  Steuern  in  den  einzelnen  Gemeinden  und  Gemcindegroppen,  vorauf  hier  nicht 
ciher  eini^egangen  werden  kann,  bringt  Ncnmann's  Schrift  eine  aus^^crordentUche 
Fülle  sehr  lehrreich  verarbcitoteii  Materials.    Einige  Daten  im  folgenden  §.  44. 

Eigene  Bezirks  steuern  dürfen  die  Bezirksversammiungeo 

für  Bezirkszwecke  anfielen. 

Sie  sollten  ursprünglich  (nach  dem  Gesetz  v.  21.  April  1873,  §.  20)  in  der 
Befel  nach  dem  Verbfiltniss  der  directen  Staatssteuern  (ausgenommen  die  Geverbe« 
Steoer)  a«f  die  Gemeinden  und  Gutsbezirke  rertheilt  werden  und  vaien  dann  aus  der 
Gcmeind'>rasse  zu  bezahlen,  also  erentucll  ohne  als  Indiridualstenern  auf  die  einzelnen 
Bezirksaoge hörigen  hervorzutreten.  Doch  i^t  auch  hier  durch  ein  späteres  Gesetz 
(t.  2.  Auf.  1878)  den  genannten  Versammlongen  gestattet  werden,  mit  Staate 
genehmiirunfT,  unter  Beachtung  der  allg:emcinen  Grundsützc  für  u  li  1  istuns^en, 
den  Steaerfdäü  anderweit  zu  b&itimmen.  Auch  hier  also  eine  Erweiterung  der 
ÄBtonomie  dieser  Xl^rperselaften,  (S.  r.  d.  ICoael,  Aii.  Bezirksrermögen, 
r.  Bosse,  S.  10)i 

CommniiaUteoer  •  Statistik. 
%.  44.  Bei  der  grossen  loealen  Verschiedenheit  der  tbatsftoh* 

liehen  Begtenerung  in  den  sächsischen  Städten  nnd  Landgemeinden 

geben  die  grossen  Suinnien-Zahlen  der  Statistik  t'lir  das  ganze  Gebiet 
wie  ilir  die  beiden  Gruppen  der  Gemeinden ,  Städte  und  Land- 
gemeinden, und  auch  die  Durchschnitte  aus  diesen  Zahlen  natürlich 
vollends  kein  riclitlLres  iiild  von  der  coucrcton  klidikoit,  da  sich 
in  diesen  Znhien  eben  Alles  ausgleicht.  Dennoch  lieieru  sie  ein 
Gesammtbild,  das  zur  Vergleichung  der  Verbältnisse  in  beiden 
Gemeindegrnppen  nnd  mit  denjenigen  anderer  Länder,  so  Prenssens 
(Tab.  9  u.  ff.,  8.  85  ff  ),  immerhin  wertbvoll  ist.  Daher  werden  hier- 
llber  hier  noch  einige  Angaben  eingefügt 

Die  folgende  Tnb.  27  enthAlt  die  bezüglichen  Daten  fOr  die  direeten  Stenern 

im  J.  1890.') 

*)  Ans  der  amtlichen  Aufnahme  f.  1890,  nach  den  Berechnungen  des  ^tafist. 
Boreans.  S.  das  Genauere  in  Fischer's  Zlschr.  f.  Yerw.iltung,  B.  15  u.  Ifi.  in  dem 
Aul-i.  die  Gcmcindebestcucrungsrerhältuiääe  im  K.  Sachsen.  Die  in  Tab.  27  ent- 
haltenen Bnoptdnten  in  der  SIcIib.  etat  Zlschr.  1894,  S.  202.  Preeent-  und  Kopf- 
^notameehnong  von  nir. 
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Tftb.  27.   Sich si«! che  dirccto  Bostcucrang  in  Staat,  Oemeiadfi 
VerbuiiUeü  im  Jakrc  IbOO       1000  M.). 


1.  Einkommenstcacr 

2.  Kopfsteuer  .    .  . 

3.  (iruiidbteaer     .  . 

4.  Micthäteuer     .  . 

Summe     .   .  . 

CiDVcbnemU*)  1000 

Zahl  der  Gemeinden  . 

Yerhültniä3  d.  Staat^st. 
zur  Gemeindubteaer 
wie  1000:    .    .  . 

Auf  den  Kopf  Mk. 
directe  Steuer  .  . 


SUat 
1000  M. 

20.094 

3.170 

23.264 
3  502 
B.242 


6.64 


Gemmnd. 

1000  M. 

20.164 
1.626 

6.682 
1.662 
30.134 
3.502 
3242 


1.295 

8.60 


Dftron 

StiMtc 
1000  M. 

14.471 
271 

3.279 

l.57n 
I9..^y7 
1.597 
143 


Land- 

s:cm. 
um  M 

5.693 
1..355 
3.404 
v6 
10.5;i7 
1.905 
3.094 


Prac«nt6 

Ge- 

.  Staat  lueindcn  Städte 

86.37   66.90  73.84 
5.39  1.38 
18.68  2218  16.74 
—       5  53  8.04 
100.00  iOO.OO  100.00 


Land* 
gem. 

54.00 
12.87 

32.31 
8.82 
100.00 


12.27  5.53 


Das  ttbermäsaig  starke  ZnrUcksteheD  der  Grandsteuer  gegen 
die  ttbrigen,  die  Dian,  einschliesslich  Mietbsteuern,  wesentlich  als 
Personalsteaern  zuBanuDenfassen  kann,  bestätigt  die  frtiheren  Be- 
merkongen.  Selbst  in  den  Landgemeinden  nur  knapp  Vs 
trage  der  direeten  Stenern  yon  der  Ornndstenerl 

Fttr  die  Städte  allein  giebt  die  Tab.  28  eine  Uebersicbt  der  Hauptcinnahmeii 
und  der  einzelnen  Arten  der  Steuern,  getrennt  fUr  die  Gassen,  fUr  das  Jahr  1803.*) 

Tab.  28.  £inii»hinen  der  sächsischen  Städte  in  1898  (in  1000  M.). 

Stadt-  Armen-  Schul- 
casse 


casso 

1.  Geb&Qdc-Nutzungen    .   .   ,  1.927  — 

2.  Pachten  and  Gnindstttcke    .     918  8 

3.  Foroten  

4.  Von  StiMflen  und  PlUten 

5.  Brückenzoll  

6.  Messen  und  M.^rkte    .  . 

7.  Sonstige  Gruudeinoahmca 
I  Summe  1  ~7  tos  Ornnd besitz 

8.  Ka]>it;il/.insen  .... 

9.  Jährliche  Leit»tuugeu  .  . 

10.  Schnieder  

11.  Staatsbcihilfo  .... 

12.  Verschiedenes  3ö2 

II.  Summe  h — 12,  aus  Kapital 

u.  8.  wr   8.840 

13.  Keingovian  Sparc«»en   .   .  2.0H3 

14.  Gaswerke   2.985  — 

15.  Wassenrerke  n.  s.  v.  .  .  .  1.014  — 

16.  Vieh-  und  Schlachthof    .  .  142  — 

17.  Verschiedenes   327  — 

III.  Summe  13—17  aus  üutcr- 
nehmnoKen  7.151  24 

18.  Geecbose  103  — 


563 
124 

66 
3(r2 
95 
3.995 
2.918 
317 
154 
69 


0.2  — 


4 

2.39 


40  110 


278 
24 


casse 

42     Zu  7;  Stadtcasse.  Für  Jaird- 

—  paclit  f  1 7  \  Fi>olierei  (1 6),  Erb- 

—  u.  s.  w.  Zinsen  l44),  Ubäcnut^. 

—  |8),  FHedböfe  (7),  Fährpacht 


8  Tausend  M.). 

Zu  S:  T?>-*i  Armenrasse 
~  nndSchulcassc:  Kapiiaizinsen 
/l'^  und  Zinsen  fon  Legaten  ond 
lf't>  StiftuDgeJi. 

Zu  10:  Roi  Stadtcass«:  tod 
\w..  Realschulen,  Gymuasieo*  bei 
Scbalcasse:T.TolkMdiiileaetc. 

Zu  11:  Bei  Stadtcaaae:  zn 

3.73'.»  ^     rcii  Schulen. 
287     Zu  12:  Bei  Stadte^sse:  Bei- 

—  träge    verschiedener  Gassen 

—  ^328,000),  ReetionetigeeVer- 

—  >('hi<;dciio;  hei  Armencasscn: 

—  Beiträge  anderer  fassen.  Bei- 
hilfen .  Stiftungen,  auch  von 

287  einbezirkten  Gemeinden«  Bit- 

—  teitltitern,  bei  Scholcassen: 


*)  Gemeinde-,  Armen-,  Schul-,  Kirchcoanlageu  sammt  Bezirkssteoern. 
*)  Golsberirfce  nnd  deren  BerOlkeronir  nicht  beeonders  ansgeschiodeiu 
')  Die  Tabelle  ist  von  mir  aus  den  Materialien  in  der  Beilage  cor  sKcha.  sftai. 
Z\&cht.  Iti97,  Arbeit  r.  K.  Martin,  &  42  &.  zusammengestellt  woideo. 
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Stadt- 
casse 

19.  Bürger*  und  Efowohnenteaer, 

Schutzgeld  0. «.  v.     ...  272 

■jO.  (irnnfistencr  1.0ii4 

21.  Miüthiteuer   1 

22.  Gast-  und  SdiMiksteDor  .  .  168 
28.  Waodcrlagerst  0.  r.  Verstdir.  7 

'U.  ^AuIagtiÄ"  ".14.932 

25.  Sonstige  Stenern  n.  Abgaben  8 

IV.  Direct.'  Steuern  18—25  .17.405 
2»>.  Sfeuern  vom  Buaitzwccbhel  .  'ul 

27.  iiuudei>teucr  27ü 

28.  Lastbarkeits-stcuern  ....  16 

29.  ßraomalz-  Zu>clil:i^    .    .    ,  III 

30.  SchUchtateacrzu^cblag    .    .  444 

31.  Bientener  583 

32.  Sonstige  Verbraacbssieoern  .  903 

V.  Iiidirecte  Steuern  26—32  .  2.849 

33.  Beiträge  zum  Stra:»&ciibau    .  1.028 

34.  Staatähilfo  „        „  .  iL'ti 

35.  Verscliii'dertes  1.532 

YL  Yarioischte  Eino.  33—35  2.680 
Ylf.  Fttr  PeoerlOschwesen  .  597 
Tin.  S  0  Ii  s  t  i ö  Einnahmen  .   .  1 .881 

Suaunc  I— VXll    .   .  .  .40.363 


Armen-  Schul- 
casso  casäe 


7 

564 

571 

650 
105 
242 


8.2 

(30) 
1.030 


80 
1.987 


53.287 
1.451 


AblOflttogsrente  (11),  Bei- 

—  bilfcn  aus  anderen  Guden 
(S08)  (58>.     Boitrilf^i!    von  «inire- 

—  schulten  GemoiiidLMi;^41  T.  M.). 
0.1     Zu  17:  Bl-I  Stadlcaiise:  aus 

—  M  ir.itall.  W  irtbscb.rerwaUg. 
5.969  (76),  Bergwerken,  Steinbr.  etc. 

—  (52),  Vorechnss-,  LeUtaust, 
6.477  Banken  (82),  Aicbamt,  Stadt- 

282  xvaaf?c  (43\  Markthalle  (50). 

—  Brauerei  ^14),  t>oiiätige  ünter- 
(1.4)  nehmnngen  (11  Tausend). 

—  Zu  20:  Bei  Sehn!  "isge:  ans 

—  üeborveis.  von  (iruudsteucr. 

—  Za  82:  Bei  Armencaiee: 
(i.Vi  Abg.  ron  kirchl.  Handlungen, 
287  Taufen,     Hoch/citon  (l.n\ 

—  Jagd-  und  .\;ii;clk;irtoii  vlo), 

—  Strafgelder  (13  Tausend).  Bei 

—  Schulcasse:  Strafen  (2.2 1,  Ik-i- 

—  trüge  von  Erbscbafteu,  Oe- 

—  schenken  (1.7).  Gebtthron  von 
105  Beerdigu ngen  (0. 1 6  Tausd. M.). 

10.937  Zu  35  :  Bei  fcitadtcasse.  Ein- 
ncbmergebuhren  (7771,  Spor- 
teln  und  Strafen  (673),  Vei^ 
ciUnri;r  f.  militär.  I.ei^t^rl^•en 


Kirchcnanlagen  

(11),  Standesamt^gcbUbren  und  Untorbahbbeiträgo  (4.7).  Heiäcbb^chaugebuhren  (20). 
Pmndes-.  Geverbe  ,  Meldegcbuhren  (0.3).  Beitrige  zor  ArbelterreAicheiung  (47 
Tausend  M.\ 

Zu  VIH:  Armencasse:  darunter  Nutzung  7on  BezirksvcrmOgen  (5),  freiwillige 
Beiträge  und  Gcächenke  (.19),  Vermächtnisse  (0.4  Tausend  M.) 

Das  städti-rhe  Einkommen  f'lor  <lr.i  Ci>sl'ii)  .iu>  Vormögen  (wesentlich  die 
Hnbriken  I,  11,  III  der  Tabelle)  wird  amtlich  auf  l.'>,7.');i."O0  M.,  der  Werth  des  be- 
treuenden (sojjen.  eigentlichen  und  uncigentiichen)  Stadtvermagens  auf  416,193,000  M. 
berechnet,  so  dass  sich  nicht  ganz  eine  4  7o  Ver^insung  ergäbe.  Von  der  Gesammt- 
cinnabme  (einschliesslich  Kir  lii^atdatren'  vun  54.738,000  M.  kämen  daher  rnnd  30 "/o 
tos  dieser  Quelle,  70 aus  Ueu  anderen  Einnahmen,  d.  h.  uameutlich  aus  der  Be- 
steuerang.  (S.  Martiirs  Aofs.  a.  a.  0.  8.  45,  46,  and  den  ersten  Theil  dieser  Ab- 
bandlang über  die  Vermögcnsrerhältuisse  der  Städte).  Der  grosse  (iewinn  ans  den 
Sparcasseii  (Nr.  13  der  Tab.  216)  &dit  besonders  aaf  und  bestätigt  daa  darüber  oben 
S.  126  Gesagte. 

Anf  den  Kopf  der  BerOlkerang  ergiebt  sieh  eino  Cresanmteinnabme  Ton  im 
^laximum  bei  Lt  ip/i;;  mit  45.2,  Zwickau  44.0,  Dresden  41  2,  dann  folgt  Riesa,  Kroh- 
burg  und  mit  30  M.  (  Kemnitz.  Das  Minimnm  sinkt  aaf  unter  10  bis  6.1  M.  in 
einzelnen  StaUtcu  {n.  a.  O.  S.  45). 

In  der  folgenden  Tab.  29  ist  die  st&dtiscbe  Bestenemog  aller  drei  Gassen 

sommirt.  (die  Kirchenanlagen  auch  hier  ausgeschlossen).  Die  stcuerartigeu 
lüiuiahmcn  der  Feuerlöscbcasse»  'Nr.  VII  d.  r  Tab.  28)  sind  aber  mch  mit  eins^ezorren, 
uciuiich  128,000  M.  Beaitzreräuderungsabgabcn,  181,000  M.  Steuer  von  der  Mubiliar- 
TcrsicheniDg.  vohl  wesentlich  ron  den  betr.  Gesellschaften  getragen  (s.  o.  S.  128)  und 
223,00<>  M.  Beitrac:,  d.  h.  doch  auch  eine  Art  Steuer  von  der  Immobiliarversicherung, 
iasbesouderc  der  Landesbrandveraichcrungsanstalt,  worin  auch  eine  Erhöhung  der 
Frimtai,  fnsofeni  eine  „Veraicherongssteoor**  für  den  Spedal^ved  des  Feneiwsch- 
Wesens  liegt.  Dieser  Posten  steht  daher  mit  unter  den  „indlrecten^,  die  Abgab«  bei 
der  UobiliarrersiGhomn;  bei  der  „directen"  Besteuerung. 
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136  6.  B.  Dttbeisicbton  der  ficateneniDg.  Sacbseii.  §.  44. 

Tal.  29.   Gesammte  städtische  BestcacrtinK  (.aller  Gassen)  in  SachseA 

im  Jahre  1898  (ia  1000  M.). 


1000  3L  Procent 

1.  Geschoss   103  0.35 

2.  Bürger-  u.  Einwohnersteuer,  Schutzgeld  o.  8.  w,  272  0.93 

8.  Grundstenw   2.742  9.40 

4.  Micthsteuer   1  — 

5.  Gast-  Qnd  Schanksteuer   170  0.58 

6.  Wandarlafentener,  AocdoDen   7  — 

7.  „Anlagen"   21.166  72  58 

ö.  Mobilianrenicheroogsäteaer   181  0.62 

9.  Sonstige  Steoern  und  Abgaben   8  — 

I.  Somine  1  —  7  directe  Steaern*)  ....  24.644  84.50 

10.  Besitzwechselabgabcn   1.6.S1  5.60 

11.  Hondesteaer   375  1.28 

12.  Laatbarkeitsstcuer   259  0.89 

13.  Braum  if    und  Biemenar   647  2.23 

14.  SchlaohUiteocr   444  1.52 

15.  Andere  Yerbranchs-  vnd  indirect«  Steoem  .  .  987  8.22 

16.  Yeräicheraogsbeitr&go  (Immobilien)    ....  223  0.76 

II.  Summe  ^'—16  indirecto  Steaem  .    .    .  4  516  15.50 
Summe  I  und  II   29.160  100.00 


Das  Ueberwicgcn  der  directen  gegen  die  hier  als  ,,indirecte^' 
zusammengefaBSteii  Steoem  im  Verhältnies  von  fast  1:6  ist 
die  besonders  bemerkeDswerthe  Tbatsache,  welche  in  dieser  Tab.  29 
hervortritt  Und  dabei  iUUt  die  eine  Stadl  Dresden  mit  ihrer  stibrker 
ausgebildeten  Verbranchsbestenernng  bei  den  indireeten  Stenern 
hier  nach  Lage  der  Dinge  noch  besonders  ins  Gewieht  (s.  n.). 
Finanziell  bedenten  die  Gast-  nnd  Schankwirthsehafts-  nnd  Lnat- 
harkeitsstenern,  wie  man  sieht,  doch  nicht  yiel,  noch  nicht  Vj^ 
des  Stenerbedarfs  wird  dorch  8^e  gedeckt  Sie  haben  aber  eben,  wie 
die  lluudestcucr,  nicht  rein  finanzielle  Zwecke.  Audi  die  Biersteuer 
ist  nicht  gerade  sehr  einträglich.  Mehr  bedeuten  auch  in  linan- 
ziellor  Hinsicht  die  Resitzwechselabgaben.  Wie  sehr  die  Anlagen" 
vor  den  anderen  Stenern  iu  Betracht  kommen,  die  Orundsieuer 
zurücksteht,  ergief)t  auch  diese  Talu  lle  wieder.  Doch  aind  io  den 
„Anlagen''  nicht  nur  Personalsteueru  enthalten. 

Wie  sich  die  V<  rl»äUnisse  in  dm  ein/t-Iiien  Städtegrappt-n  (narli  I?-  Ml^  runf^s- 
grösse),  in  einzelucn  btädteu  und,  soweit  Material  vorliegt,  in  deu  Laudgemeindea 
gestalten,  hat  Neumann  a.  a.  0.  sehr  einf^end  nnterancht.  Es  mnsa  hier  im 

Wesentlichen  genügen,  .iiif  ilm  /.u  verweisen  (s.  bes.  S.  90  Ü  ).    Nach  seinen  Berech- 

nongen  (meist  für  lhy2)  kaiucn  in  den  2*2  Städten  von  Uber  10,000  Einwohnern  von 

24.346,000  M.  Steuerertrag  auf  die  dircctcii  (hier  mit  Hundesteuer  gerechneij  öli  21. 

auf  die  indireeten  13.79  "/o,  was  mit  dem  DurchschniU  aller  Städrr  in  Tab,  29  fast 

übereinstimmt.  Die  meisten  dieser  Städte  decken  von  ihrem  Steiierbe  ! n f  '.\hvr  90  ^'^ 

durch  dirccto  (Leipzig  95.5),  meist  75 — 90  %  durch  die  Einkommicuäteuer  allein 

(I^eipzig  77.7 '/o)  (Neumann  S.  96). 

Eine  Ausnalimo  macht  Dresden  wegen  seiner  starken  indireeten  YcrbraaeliS» 

beHteuerung.  Ks  deckte  um  1Ö92  dorch  directe  Stenern  nnr  69,  durch  die  Einkommen' 
  # 

*j  Somme  der  Procente  einschliesslich  der  Nr.  4,  0,  0. 
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Steuer  aüein  nur  56  "/o  seiucs  Stcuerbodarfs  (für  al!e  Casseo).  Folgendo  Tab.  30 
zeigt  die  Verllieilunif  der  Dresdener  Stcui  rn  IMr  ISDO  '). 

Tab.  30.    Dresdens  Öteuerenrüge  1896. 

1000  M.     %  derSottmo 


1.  Bür^dT"  mid  Einwohnenleoer   232  2.66 

2.  EinLommenstcoer   4.716  54.1.5 

3.  Gruiidsteucr   66Ö  7.67 

4.  Wuideriagerstcuer   8.9  0.04 

I.  Dirt-cte  1—4    5.620  64.52 

5.  Grund  besitz  vechäeläteaer   1.064  12.22 

IL  Verkehrssteoorn  5    1.064  12.22 

6.  Abgftbcfi  ron  Reisepässen   0-7  0.01 

7.  „            Jagdkarr.n   2.1  0.02 

8.  „       „   Fiscbkartcn   0.1  0.00 

9.  „  TanzerlMbDiss   58  0.67 

10  SchautdloAseii  o.  s.  v.  .  .  37  0  4:^ 

11.  Handesteuer   92  1.06 

12.  NidhtigaUeiisteiier   —  — 

III.  Summe  6—12    190  2  19 

13.  Verbrauchssteuern  von  Mehl  u.  Ba<  kwMarcn  R45  7.40 

14.  Voll  Fleisch »crk   120  137 

15.  Von  Vieh   558  6.35 

\fK  Von  \\il)prct   59  0.69 

17.  Von  Üeüugel   42  0.48 

18.  Ym  Flseben   47  0^ 

Stimme  13-18    1  465  16.83 

19.  Von  eingeführtem  Tiior   253  2.91 

20.  Von  Dresdener  liier   116  1.33 

IV.  Verbraachsstooern  13^20     .  .   .  1.835  21. 07 

Summe  I    I V   8.708  100.00 

Davon  politische  Gemaindd   6.199  71.2 

efufceliscbe  Sdinlffemdode   .   .  2.401  \ 

^    kaUMilisclie           ^           .  .  109  f  ^'^ 


In  den  beiden  anderen  grossen  sächsischen  St&dten.  Lei|ai|f  und  Chemnitz, 
fehlen  diese  Yorbranchssteucrn  (bis  auf  einen  kleinen  Biersteuerertrag  in  Chemnitz), 
lo  Dresden  treten  sie  doch  sehr  stark  herror.  Und  wenn  aoä  der  Steuer  auf  Mehl 
und  BatckwuTen  »Hein  fiul  genau  bo  viel  erzfdt  wird  als  ans  der  Grundsteuer«  ans 

d  r  L'esammtcn  Vcrbrnochssteuer  noch  etwas  mehr  als  aus  der  nriiinLtt'uer  und  der 
(1896  besonders  einträglichen)  Besitzwechsclsteuer  zusammen  ^21.07  gQgcix  19.89%), 
80  lassen  sich  Bedenken  doch  nicht  unterdrücken .  wenn  auch  die  Einkommenstener 
in  Dresden  nicht  so  weit  hcrahgeht  als  soüst  in  Sachsen.  Erfreulich  ist  die  (bis  ins 
15.  Jahrhundert  zarUckrt.ichenile)  Rosit/.wechselabs.ibc,  dio  seit  1.  Jan.  1897  von  ^  , 
AQi  Va  %  erhöht  worden  ist.  bic  hat  freilich  nach  den  Uuujuucturen  sehr  schwankende 
Emifce  (z.  B.  1870--75  in  1000  M.  54.  207.  587.  643.  280.  319  und  1886—96 
207  fMin.).  371,  363,  494.  571.  4^.2.  511,  590,  757,  90n.  1.064,  s  Mittheil,  des 
Dxesdn.  stat.  Amtd  a.  a.  0.),  was  für  eine  Gemeiude  immer  etwas  lästitr  ist.  Mit  dem 
Terbraucbastenerertrag  steht  Dresden  ungefähr  wie  Mtlnchen  (1894  5.24  dort,  5.42  M. 
hier  auf  den  Kopf),  wie  einige  andere  sudwestdeutsche  ftldte  und  wie  preussische 
mit  der  Sihlachtstcuer.  Kur  die  elsass- Ii>tlirin|z.  trrösseren  Städte  mit  ihrem  alten 
franzdsischeu  Octroi  haben  noch  eine  erheblich  stariteru  Verbrauchssteuereiunahmo 
(StTMsbarg  ia54.  MQlhansen  17.<^,  Hetz  16.07  M.  auf  den  Kopf  in  1894/95, 
s.  Slldt  stat.  Jahrb.  71,  8.  388,  auch  Nenmann  a.  a.  0.  S.  249  S.}. 

']  S.  Mittheilunpt^n  des  Statist.  Amts  von  Dresden,  1898.  Heft  S,  8.  47.  Aelfere 
Daten  im  Statist  Jahrb.  deutscher  Städte,  z.  B.  1897,  B.  VI.  S.  379,  388  (Atüs.  von 
Vtirzbarger). 
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6.  B.  Debeniehten  der  BesteneroDg.  Baien.  §.  45. 


3.  AbscboUt. 
2.   B  a  i  e  r  D. 
a.  Staatsbesteuerung. 

Ton  sllgemeinem  fioanzwiasenflcliaftlicheii  InteresM  ist  die  conseqnenta  Ent- 

wirkltiTifT  eines  rrirKüi  Krtragrs?tcnersystüms  in  der  directen  Umsteuerung  uud 
das  biiibcrigö  Fcbthalteti  au  einem  sulcheu  bestem  in  Baieru.  Eiue  aUgcmeiue  Per- 
80Dal-(EiDkoDmen-)8teaer  fehlt  fmiDer  »och.   Balorn  stellt  insofern  in  Dentschliad. 

neben  Württemberg,  welches  jedoch  jetzt  im  Bogrifl  ist,  eine  aIIt;oraeine  Einkoinint-u- 
steucr  einiufuhren,  den  reinsten  Typus  der  Ertragsbesicucrutig  dar  und  gleicht  damit 
I-ratikreich  und.  bis  zur  neueston.  hier  1896  erfolgten  Reform  der  directen  Besteaeruag, 
aach  Oesterreich.  Ferner  i^t  die  hohe  einträgliche  Biorbestouerun^  für  Baiero 
characteristisch ,  in  welcher  sir!i  die^(M•  Staat  eine  bo.sonders  reiche  Eirin:ihinef|tjel!e 
2U  schalfeu  and  bisher  auch  für  sich  allein  zu  erhalten  gewusst  hat,  da  der  Ertrag 
dieser  Stener  nicht  in  die  Reichscasse  Hiesst.  Die  indirecte  Yerbranchsbeateaentag 
hat  in  Folge  dessen  in  Baicrns  Staalsbestcuerniiff  eine  absolut  und  relativ  >rrr.!»sere 
Bedeutung,  als  iu  Proussen  und  in  den  meisten  anderen  Staaten  des  Reichs,  da  Baieru 
im  Uebrigcn  nach  der  Bevölkerungszahl  an  den  Reichsstcuern  theil  nimmt  und  sein 
eigener  Biersteuerertrag  bei  Weitem  stärker  ist,  al->  s.in  Antheil  an  allgemciaer 
deutscher  Bi<  i>teuer  nach  der  Ko]<f/ahl  sein  wurde.  In  der  directen  wie  iadiieclea 
Bettteueruii^  nimmt  also  Bäicra  eiue  gewisse  Sonderstellung  ein. 

§.  45.  Erste  oder  Periode  der  grundlegenden  Re- 
formen nach  der  Errichtung  des  Königreichs  (1807  ff.). 
Das  baierische  Staatssteaersystem  des  19.  Jahrhunderts  hat  seinen 
Ansgangspunct  in  der  energisch  nnificirenden  Steuerpolitik,  welche 
das  nengegrflndete  Königreich  gleich  nach  seinem  Entstehen  ent- 
faltete. Die  in  den  alten  Landestheilen  geschichtlich  überkommene 
Besteuerung,  besonders  die  directe,  war  völlig  unzulftnglicli  und 
entbehrte,  wie  überall,  der  Einheitlichkeit,  niebt  nur  in  den  ver- 
schiedenen  (Jebietstheilen,  sondern  auch  in  jedem  einzelneu 
Sie  hätte  an  und  iiir  sich  einer  Unigcstaltiinf;,  Modernisiruiig  uiid 
Unificirung  oLoehin  dringend  bedurft.  Zu  diesen  alten  Gcbietcu 
kamen  dann,  nach  dem  Verluste  dci-  baicri^«  Ijeu  liiikörbeiiiisrheu 
(Pfnl//)  und  Itleineren  nieiienbeiniscbeu  Lande,  die  ^Tossen  neuen 
Erwerbungen  von  1803  und  in  der  Kbeinbundzeit,  deren  engere 
Verbindung  mit  dem  alten  Gebiete  .herbeizufahren  ein  besonderes 
Anliegen  der  baieriscben  Politik  war.  In  diesen  neuen  Landes- 
theilen bestanden  nun  ü bei  all  wieder  ganz  verschiedene ,  aber 
wesentlich  ebenso  wie  in  Altbaiern  veraltete  Steuerverfassungeo, 

')  S.  Uber  die  hier  nicht  weiter  darzulegenden  älteren  Steuerverhältnisse  in  Alt-Raiern 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  Fin.  III,  B4.  bes.  S.  70,  8U  Näheres  bei  L.  Hoff- 
mann, Geschichte  der  directen  Steuern  in  Baiern,  1883.  bes.  S.  158,  200,  G.  Schani, 
Archir  I,  401,  Seydf^l,  baier.  Staatsrecht  I.  S.  'Xl  IT.  Ans  der  älteren  Litteratiir 
V.  Krenner,  baier.  Fiuauiuubtaod  u.  s.  w.,  180<i  ^danach  die  Daten  bei  Hotimanu 
a.a.O.,  Scbanz  a.  a.  0.).  v.  Rod  hart,  Zastand  Baiems,  bes.  ia  B.  III  (Pinaai* 
rerwaltun^  u.  8.  w.,  1827),  passim,  ein  Boclt  Ton  bosoDderem  Werth  fttr  die  Ztit  roa 
1807—1827. 
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die  es  cor  Erreichnng  des  erstrebten  Einheitsstaats  im  neaen 
Königreich  amzngestalten ,  za  modemisiren  nnd  sogleich  zu  Ter- 
etoheitliehen  galt-  Eine  Aufgabe,  deren  Bedentang  die  Thatsacbe 
belenchtet,  dass  in  den  alten  rechtsrheinischen  Stammtanden  und 

den  nenen  zunächst  erworbenen  fränkischen  und  schwäbisclien 
Gebieten,  den  sechs  zusammen  sogen,  „älteren"  Kreisen,  allein 
607  verschieden  benannte  directe  Steuern,  darunter  114  verschiedene 
Grundsteuern  vorhanden  gewesen  waren  Der  mehrl'ache  Wechsel 
in  den  Bestaudtheilcn  des  neuen,  zeitweise  trotz  der  er\v;ihnien 
Verluste  auf  den  doppelten  Ucbietsumfang  vergrösiserten  Königreichs 
trat  zwar  auch  hier  störend  dazwischen^).  Aber  der  nach  den 
neuen  GebietsreguIiruDgen  von  1815  dem  baierisohen  Staat  ge- 
bliebene Haupttheil  seiner  alten  nnd  nenen  Ländermasse  erlangte 
doch  im  Weseotlichen  bereits  in  der  Rbeinbnndzeit  eine  einheitliche 
Steaenrerfassnng.  Nur  die  nach  den  defioitiren  Friedensschlüssen  von 
1815  nnd  den  ihnen  noch  fügenden  kleinen  Territorialregnlirangen 
neu,  hezw.  wieder  erlangten  nnterfräniusehen  (Wttrzhnrgy  Aschaffen- 
haig,  nehst  kleineren  Stttcken  Ton  Kaehbarländero)  and  links- 
rheinischen Gebiete  (Pfalz)  behielten  anch  nach  1815  längere  Zeit 
ihre  naebr  oder  weniger  abweichende  Steuerverfassung,  die  Pfalz 
uaujentUch  die  französische  ^j. 

Diese  rticksichislose  Unificirungs-  und  Nivellirungspolitik 
charartcrisirt  auf  d.  in  Finanz-  nud  bteuergebiet  wie  auf  anderen 
(jebieteu  deb  tdieutliehen  Keciits  und  der  Verwaltung  bekanntlieh 
die  Rheinbundara  überhaupt.  Sie  kam  in  diesem  grössteu  uud  in 
der  erlangten  Gebietserweiterung  erfolgreichsten  Rhein bundstaate 
vieileieht  noch  stärker  und  immerhin  berechtigter  als  in  den  anderen 
kleineren  znr  Geltong  nnd  entsprang  dem  damals  in  Baiern  be- 
sonders  stark  gewordenen  dynastischen  nnd  Staatsbewnsstseini  dem 
Oedanken  des  wittelsbaebischen  Einheitsstaais  und  eines  baterischen 
„Beichs'^i  das  gewissermaassen  jetzt  wieder  aoilebe^).    In  den 

*)  T.  Rudhart  III,  74*,  öftefa  ciün.  so  auch  ron  Hock,  Baieros  Finuzror- 

irdtODg  I,  G.    S.  :uj(!:  S  ydel,  Slaatsrecht  1,  2H^i. 

*)  Baiern  umtaastc  1792  861,  1812  im  Maximum,  als  zwar  vcrscbicdcite  neue 
EnreriisDgen  (W  orzburgscbcs.  Laadstrdfeii  an  der  wlkrttembergiscben  6r«nze  n.  «.  m.) 
vicdcr  abgetreten  waren,  aber  Tirol,  Vorarlbcrjr,  Sal/burtr  u.  s.  w.  dazu  jiohnrten,  17u8, 
und  nach  den  Tcrritorialrcguliiungen  von  ItslT)  ff,  1888  Quadratmcilen.  S.  ilas  KiUi.  re 
ia  Betreff  de»  Gebietswcdwek  von  1792  an  bei  Vicbabn,  Statistik  UcutschlanJo  I, 
1.  B.  1.  Abschn.  —  Meine  Fin.  III.  S.  -228. 

^)  S.  über  die  Steuern  im  Warzburg'scbAU,  AschafTenbaigschon  Gebiete  nnd  in 
der  Ffak  Kadbart  UI,  S.  110,  llti,  128. 

*)  Fxoclamation  des  KOoigs  vom  1.  Jan.  1806:  «.Der  baderische  Staat  habe  sieb 
a  Miner  nnprOngUcben  Wörde  emporgebobon'*.  Der  im  baferiicben  Staatsrecbte,  in 
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grosseren  Staaten,  Oesterreich,  Preussea,  auch  den  norddeatscben 
MitteLBUiateD,  Sacheeo,  Hannover,  ist  man  damals  scbonender  Tor- 
gegangen. 

Staatsreehtlich  darcliftthrbar  wurde  jene  Politik  in  Baiem  ent 
durch  die  gleiebzeitige  Hinwegsetaung  der  Krone  ttber  die  Reste 
stftndiscber  - Hechte  anf  dem  Finaoa-  nnd  Bestenemngsgebiet,  dnreh 
den  Sieg  des  Absolntismns,  welcher  letztere  bekanntlich  damals 
fälschlich  gern  als  Gonseqnenz  der  erlangten  SonverSnetät  anf- 
gefasst  warde  Politisch  nnd  namenäich  finanx«  nnd  stenerwirth- 
Bcliaitlit'li  L'iitHprach  eine  solche  Politik  indessen  doch  ohne  Zweifel 
emt-m  wahren  BedUrfniss,  <lc>  iiidderneu  Staats,  der  neueren  Volks- 
und Staatswirthschaft.  Älit  diesem  BedUrfniss  waren  die  wirren 
historisch  Uberkon)nieiien  Steuerverfabsungen  der  Territorien,  ans 
denen  sich  der  neue  .Staat  gebildet  hatte ,  nicht  mehr  vert?inbar. 
£&  ist  im  Vergleich  zn  Preussen  auch  immer  daran  zu  denken, 
dass  die  politische  Gebietszersplitterung  im  heatigen  baierischen 
Staatsgebiete,  wie  Überhaupt  im  südwestlichen  Deutschland  (Wtirttem- 
berg,  Baden  u.  s.  w.)  im  alten  Deutschen  Beich,  im  damals  frttn- 
kischen,  schwäbischen,  den  rheinischen  Kreisen,  viel  weiter  gegangen 
war,  als  in  Norddentschland,  eben  deswegen  aaeh  die  Zersplittening 
des  Rechts,  der  Stenerwirrwarr  viel  grdsser  nnd  nm  so  mehr  einer 
Radicalcnr,  wie  sie  Baiem  1807  ff.  Tomahm,  bedttri'tig  gewesen  ist 
'  Gans  ähnlich  wie  immerhin  erst  drei  Jahre  später  in  Prenssen 
(o.  S.  17)  wurde  jetzt  in  Bafem  der  Üebergang  zn  moderner 
Staats-,  Fiuaii/,-  und  Steucrwirthschalt  angekUndii;!,  eiDgcleitet  und 
nur  mit  grösserer  Rücksichtslosigkeit  als  in  Preussen  durchgeführt 
In  dem  ^grundlegenden  Edict  vom  7.  Juni  1Ö07  über  die 
Gleichheit  der  Abgaben,  die  Steue r rectif i cati on  und 
die  Aufhebung  der  b  c  k  o  n  d  e  r  e  ii  1  a  n  d  s  c  h  a  t'  1 1  i  e  h  e  n 
Steuercasseu  wurde  nun  auch  in  Uaiern  alsbald  der  Grundsatz 
der  Allgemeinheit  und  GleichmUssigkeit  der  Besteaerong  anerkannt, 
die  Beseitigung  der  Ötenerfreiheiten  und  Privilegien,  besonders  auch 
in  der  Besteuerung  des  Grundbesitzes,  dann  die  Ausgleichung 
(Rectification)  der  sonstigen  TorhaDdenen  Ungleichheiten  der  Be* 
Steuerung  und  die  Herbeiführung  einer  Besteuerung  nach  Maassgabe 

derTerfassung  von  1818  und  auch  heate  nocb  mehrfach  roikommende  lantliche  Aasdradc 
•,Keich"  (Rcirlisrrjth ,  Knichsvorwcser)  ist  ein  Nachklang  dieses  Geistes,  freilich  mit 
Uiafaug  und  Uedeutung  des  ötaais  nach  dorn  hoiuügen  deuiäcbcn  Sprachgebraach 
nicht  recht  vereinbar,  voHends  nicbt  seit  der  Wiedererrichtung  des  Deatsdiea  Baldtt. 

S.  V.  ?.  8.  Mai  1807,  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  Pözl,  baier.  Tettennge- 
iccbt,  5.  A.,  1Ö77,     24.   Bes.  Seydel,  baier.  ätMtscecbt  I,  S.  235  £ 
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der  Kräfte  des  EmKelneo,  also  nach  dem  Prindp  der  BeateaeniDg 
iiaeh  der  Leistangsfi&bigkeit,  als  nflebste  Aufgaben  hingestellt.  Die 
BegriindoDg  ist  wie  in  Prenssen  die  Übliche  mit  den  damaligen 
poittisolieD  nnd  rechts-  nnd  sCaatspbilosopbischen  individnalistUchen 
GefeehtigkeitsanschaauQgen  der  Aofklärongszeit. 

EiDzelncs.  Gote  knappe,  aber  dio  legislativen  Daten  vollständig  enthaltende 
Debersicht  der  Steeenefem  ron  1807  ff.  in  Seydel's  Uier.  SlaateRcbt,  I,  S.  282  ir., 
vorauf  far  di  iri  Folfrcnden  nix  ri^aiijroin  n  vielen  Einzelheiten  hier  »enrlesen  wird, 
tim  kan  Hock,  Fin.venralt.  Baiorns  I,  6.  r.  Heden,  Fin.statist.  I,  I.  Abth.  (1851), 
S.  25.  50.  Eingehend  und  besonders  lehrreich  Rudhart,  Zustand  Baierns  III, 
S.  72  ff.,  wo  nafflentlich  Näheres  über  die  technische  ümgestaltung  und  DiirchführODg 
des  Profi8ori?)mv  »S.  77  ff.)  und  Definitivam»  (S.  83  ff.).  Für  die  dirccten  Steaeiu 
Seisser's  Cuumiontar,  Gesetze  Uber  die  directen  Steuern,  I,  1882,  S.  1  ff. 

§.  46.  Reform  der  directen  Besteuerung  1807  ff. 
Die  bezüglichen  AasfttbniDgsmaassregeln  folgten  rasch.  Der  steoer- 
priyilegirte  Besitz  wnrde  sofort  vorläufig  mit  einer  Steoer  von 
Vi  */o  ^^vi  Werth  nnter  Aufhebung  der  etwa  von  ihm  bisher  statt 
der  regelmässigen  gewöhnlichen  Steoer  getragenen  Abgaben  nnd 
Beiträge  Terschiedenen  Recbtstitels  nnd  Namens  belegt  (V.  y.  20.  Nov. 
1807).  Angesichts  der  Schwierigkeiten,  sogleich  eine  ganz  genügende 
Steoeransgleiehnng  der  Grund-  nnd  sonstigen  directen  Steuern  durch 
eine  neue  Sleuerverfassung  herbeizuführen^  wurde  eine  ncne  ein- 
heitliche Verfassung  der  direkten  Steuern  gegeben  (Verordiiiing 
vom  13.  Mai  180-'^ i,  welche,  wie  die  Keal  (Grund-  und  llaiih-;l>e- 
stenemng,  ausdrücklich  nur  als  provisorische  gedacht  war. 
Sie  setzte  an  die  Stelle  der  bislici  i^^eu  bezüglichen  Abgaben  ein 
System  von  Ertragssteuern,  bestehend  aus  einer  Grand  und  Do- 
minical-,  einer  Hans-  and  Gewerbesteuer;  formell|  insbesondere  die 
drri  ersteren^  wesentlich  eine  Werthbesteaernng  nach  dem  sogen. 
Correntwerthe.  Die  Gewerbesteuer  war  eine  Olasseosteoer 
(8  Classen,  2—30  fl.),  sie  wurde  1814  (£dict  vom  15.  April)  neu  ge- 
regelt (s.  n.)  Der  Zweck  jener  provisorischen  Verfassung  war  die 
Beseitigung  der  stärksten  Fehler  nnd  Ungleichmässigkeiten  in  der 
bisherigen  Besteuerung  in  mciglichst  kurzer  Zeit,  bis  das  definitive 
Steuersystem  eintreten  könne^  welches  längere  Arbeit,  namentlich 
für  die  Gmndbesteuerung  nnd  deren  Grundlage,  die  Bodenver- 
nicssung,  erheischte.  An  die  Vorbereitunj?  dieses  Systems  ging 
man  aber  alsbald.  Eine  Ergänzung  i'and  di(j.sc  viLigliedcrige  provi- 
sorische Ertrapsbesteuerung  durch  eine  lliulLe  directe  Steuer  auf 
Znejvieh  (18ü.Sj,  welche  den  Zweck  hatte,  als  Ersatz  des  auf- 
zahebciiden  Wegegelds  im  ganzen  Staate  zu  dienen,  nach  Analogie 
einer  schon  älteren  äbolicheo  iäteaer  in  den  alten  Laodestheilen 
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(die  8ogen.  „MähnataDlage^').  Eodlich  trat  als  sechste  directe 
Staatssteaer  anderen  Characters  unter  dem  Namen  FamilieDSchutz- 
geld  noch  eine  Abgabe  hinzu,  eine  Art  roher  Glaasenstener  der 
FamiUenhftopter  (8  Giassen  mit  Vs*- 1^  Steuersatz  unter  BerOck- 
stchtigang  des  Erwerhs)  (Verordn.  y.  85.  Nor.  1806).  Eine  Steaer, 
welehe  später  (1814)  in  eine  Familiensteuer  umgebildet  wurde  (t.  n.) 
und  für  den  der  Annahme  nach  von  den  Ertragssteuem  nicht  ge- 
troffenen Erwerb  allgemeiui  also  insoweit  auch  von  den  Cenaiten  der 
anderen  directen  Stenern  zu  zahlen  war.  Sie  hatte  somit  doch  einen 
gewissen  Pcrsonalsteiiercharacter  und  Latte  bei  folgerichtiger  Fort- 
bildung zu  einer  wirklichen  Personal-  und  iCiiikoiniiiensteuer ,  wie 
in  Preussen,  in-liCii  dri  ErtragHbesteuerung  führen  kbuneii,  hat  eine 
solche  Fortbildung  al  er  nicht  ertahreu,  sondern  ist  später  ver- 
kllnimert  (1831)  und  endlich  i;;inz  aufgehoben  worden  fl848),  um 
anderen  directen  Steuern  JL'latz  zn  machen,  vorübergeheDd  einer 
wirklichen  allgemeinen  Einkommersteuer,  welche  dann  wieder 
durch  die  heutigen  baierischen  Kapitalrenten-  und  speoiellen  EUn- 
kommensteuem  abgelöst  wurde  (§.  49,  50). 

In  der  provisorisehen  Verfassung  fllr  die  Grund-  und  Hans- 
besteuerung  sehwebte  der  Gedanke  einer  (indfrecten)  Reinertrags- 
besteuerung vor,  wobei  die  Werthkatastrirnng ,  als  leichter  und 

rascher  durchzuführen,  nur  die  Grundlage  war.  Aus  dem  Werth 
wurde  dann  auf  den  Reinertrag  geschlossen,  bekauutliih  bei 
GrLindl)esii/ ,  zumal  laiuilu  heni ,  immer  ein  gewagter  Schluss.  In 
der  definitiven  Gestaltung  dieser  Steuern  war  auch  das  Ziel  ge- 
wesen, mit  der  geplanten  und  nach  und  nach  durehgeführten  Par- 
cellarveniiessung  und  sich  anschliessenden  Operationen  dann  eine 
directe  wirkliche  nominelle  Reinertragsbesteuerung  zu  bewerk- 
stelligen, das  allgemeine  Streben  der  damaligen  Grundstenertheorie 
und  rationellen  Steuerpraxis,  nach  dem  Muster  der  französischen 
Gesetzgebung,  welches  tiberbaupt  in  Baiem  und  sonst  damals  die 
legislativen  Ziele,  zumal  fttr  die  directen  Steuern,  mit  bestimmt  hat 
Aber  die  grossen  Schwierigkeiten,  welche  sich  bei  der  practisehen 
probeweisen  Dnrehfithrung  der  Reinertragskatastrirung  ergeben 
hatten,  Ehrten  zu  einer  wesentlichen  Hodilieation  des  sogen.  Grnnd- 
Bteuerdefinitivums  (fltr  die  Grund-,  Doroinieal-  und  Hanssteuer), 
d.  h.  zu  einer  Katastrirung,  welche  im  Wesentlichen  als  eine  Art 
Rohertragseriiiiithing,  unter  Anicchiiung  bhiss  einzelner  bcstinimur 
Abzugsposten,  aber  auch  im  Princip  nicht  der  vollständigen  Pro- 
ductioüskosten,  bezeichnet  werden  kann.  Jedoch  ist  die  umiasseode 
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Katastrirong  nach  diesem  ursprllDglich  geplanten  „definitiven*' 
Sjstem  Ina  Stocken  geratben,  nnr  in  einigen  Gebietstheilen  zur 
Grandlage  der  Besteaening  gemacht  und  die  sonstige  Arbeit  wescnt- 

Keh  anf  die  VermessuDg,  Planlegun^  und  FläcbenberecbnuDg  be- 
schränkt worden  (1814).  Immerhin  ist  indesseu  jener  ei^'eiithüm- 
liehe  Cbaracter  einer  modificirten  liobertragssteuer  der  eigentlicben 
Grunddtener  auch  in  deren  späterer  eud^^'Ütiijer  Gestaltung  (1828, 
108 n  trebliebeii.  Er  bildet  ein  Characterisiikun  der  baieriächeii 
Besteuerung  und  eine  Singularität  unter  den  modernen  Grundsteuer- 
veriasaungen  Überhaupt.  Bis  1828  blieb  es  im  Uebrigen  bei  dem 
FroTisorium  von  1808. 

Eine  efipreQtbQiDÜebe  Eiorichtnng  dos  baieriscben  Steuerreclits,  die  sogen. 
Sfenprsiui  pla.  stammt  noch  aus  der  Zeit  des  Pronsoriuras.  Es  wnrden  ciic 
Siiiaerkapitaiieu  der  Groud-,  Dotuioical-  und  lUut^teucr  fUr  je  100  fl.  Werth  mit  einem 
onfiiclieB  Steoenatz  tob  7*/,  Kr.  Tom  Galden  oder  ^1^  belegt  tind  dura  beatinDt, 
später  im  Fiiianzgesetz,  vie  ricl  bolchcr  Simplcu  too  jeder  Steuer  m  erheben  wiieo, 
r^elmässig  eine  rcrschiedene  Zahl  bei  der  cinzelacii  Steuer. 

Die  (iruudsteuor  dea  rrovisoriums  suchte  auf  verücbicdene  Weise,  auch  durch 
Zorudtgclicn  auf  die  Erwerbspreise  der  ländlichen  Güter  (Bentznei^en)  aus  den  letzten 
20  Jahr  -i.  -  inen  mittleren  Guterwer'h  der  Di.stricte  zu  ermitteln,  der  dann  als  so«^pn. 
CarientwcrtU  (irundlage  der  Betsteut^ning  wurde.  Die  Dominicalbteuer  traf  den 
Ertrag  der  GrondgefUie  (Zebnieo  e.  s.  w.),  den  der  Grundherr  fim  abhiogigeo  Besitz 
h^iog,  unmittell);ir  beim  Berci  htiirten,  bb  zur  Abtö-unifM^esetzgebnns:  von  ,  wo 
die  Steuer  rerbcbvand ,  bezw.  mit  der  Grundsteuer  des  Bodeneigcnthumers  verbunden 
werde.  Der  Haussteuer  unterlagen  auf  dem  Lande  nur  diejenigen  Wohngebäude, 
welche  siebt  schon,  vie  die  Kcitel  war,  im  Grandcemplex  zur  Grandsteucr  mit  eia- 
P'-'f^hSf/t  w.iren,  in  den  St&dton  die  Wohnpebfiiirle,  und  zwar  nach  dem  mittleren  Kauf- 
prcik«  der  letzten  20  Jahre,  der  alä  steuerpflichtiger  Currentwerth  galt.  Die  Gevcrbo- 
steier  neeh  den  Ediet  rem  15.  April  1814  wer  der  Idee  und  Tendenz  nach  wesent* 
Ikh  eiii«'  Stcut'f  auf  das  eigenilichc  (Jewerberccht  und  traf  die  concessionirten  (lowerbe, 
Staad  daher  mit  dem  eigenthUmlicben  baieriscben  Gewerberecht  in  Verbindung.  Sie 
dasaificirtü  dann  die  (iuwerbe  nach  ihrer  Gattung  und  Bedeutung  und  nach  dem  Ort, 
Worin  de  betrieben  wurden  (ßef-OlkcrungsgrOsse)  in  5  llauptclassen .  jt«!-'  mit  (-■utci^ 
ch^^cn.  fnr  welche  bestimmte  Sti  uen»ätze  (Cl.  1  Vg-S  II.,  Cl.  5  120—800  fl.)  ho- 
Mdudfu,  aiso  eine  roho  Art  der  Gewerbecla^ensteuer  nach  der  Methode  der  „Merk- 
•ale"*,  nit  Gattnngs-  und  Ortsclaeeen,  noch  ohne  die  spfttere  veitgehende  SpedaUsirnng 
Qod  C;i>ai?tik. 

Bei  allen  rier  genannten  Steuern  bestand  die  Kiction,  dass  sie  nicht  den  Follcn 
Beieertrair  trifen,  sondern  namentlich  nur  die  eigentliche  Rente  ana  dem  iandwirth- 
Hltäftlichen  und  Gewerbebetrieb  (bezw.  bei  let/.tercm  den  Ertrag  aus  dem  Werth  des 
ücverberc'cht>^  Der  Ut  biTx'hnss  des  Erwerbs  darüber  hinaus  er-rjii  ri  also  .lucb  beim 
I^^cben  Bci;itzcr  und  Wirth  und  beim  Gewerbetreibenden  noch  nicht  dtrect  durch 
die  betreffaide  Ertragsetener  getroffen.  Damit  begrOndete  man  die  Untenrerfong  auch 
<3icser  Classen  mit  unter  die  allgemeine  Familiensteuer,  welche  ansserl.-m  alle 
<ibrigeo  aelbetändig  erwerbenden  Personen  traf.  Sie  zerfiel  nach  dem  Juüct  vom 
14.  Dec.  1814  in  10  Hanptdassen  mit  einer  Bcibe  von  ünterclassen  darin,  begana 
in  Cl  1  mit  gemeinen  Tagelöhnern,  in  Cl.  2  mit  Dienstboten,  Gesellen,  Gewerbs- 
^ohilfun,  ging  in  Cl,  3  auf  die  freien,  nicht  conces^ions-,  daher  nicht  gewerbcstetior- 
pflichiigcu  Gewerbetreibenden,  in  Cl.  4  und  5  auf  die  Betreiber  liberaler  Berufe, 
Beamte  und  in  Cl.  6  auf  Kapitalisten  mit  blossem  Zioseinltommen  aber,  belegte  die 
CeDsiten  der  Cl.  1  —  1  und  selbst  R  mit  classificirten  festen.  dtirchwr>«r  S(»hr  niedrigen 
Sieuer^.trzun,  dio  Angehörigen  der  ü.  Clas&e.  Beamte  u.  dgl.,  dagegen  mit  einer  Steuer 
voo  >  des  Einkommens.  In  den  Ct.  7—10  tötenden  die  Censiten  der  4  Ertrags- 
Mmem.  defea  Funifienatener  einfaeb  in  einer  Quote  des  Simplums  ihrer  beueffenden 
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Stener  Angesetzt  war  (Haaseigcnthumcr  10,  DominicalisloTi  20.  Gmndei>rcn(liOmer  40. 
Uewerbsberechtigte  20  %  des  Simploms).  Hier  war  die  Pcrsüiialsteuer  al»o  nicbtä 
ab  ein  Zuschlag  mr  Ertragssteucr  und  theilte  die  Bedenken  der  letzteren,  welche  nor 
doich  die  niedrige  Höhe  der  Familiensteucr  sich  etwas  verminderten.  Diese  eig^en- 
thümlicbe  Combination  von  Ertrags»  und  Personaisteucr  crld&rt  auch  das  spätere  (ie- 
Bchlck  dieser  Pamilienstener  mit,  namentlich  ihre  Aofhebnnf  in  den  Chfläen  7 — 10 
im  Jahre  1B31. 

Die  in  der  Z-it  der  Einftlhrun^  der  ncnen  directen  Stenern  vorprekommenen 
Klagen,  dass  die  La:>t  gt^gun  früher  geötuigert  ^ei,  widerlegt  h'tidhart  mit  den  Zahlen 
der  Statistik.  Danach  hätten  die  6  „fiteren**  Kreise  früher  7.403,000  fl.  an  alten, 
durch  die  neuen  Steuern  ersetzten  Stenern  im  letzten  .Talire  der  Erhebnnsr  «retragen. 
1819/20  an  neuen  Steuern  dagegen  nur  6,495,000  fl.,  90»  000  fl.  weniger  (bei  einer 
Yerflelcbung  jeder  Steuer  mit  denen,  an  deren  Stelle  ele  getr^en,  bei  der  Onittd>, 
Dominical-  und  Haussteuer  ein  Minus  von  663  OW .  bei  der  Gewerbesteuer  ein  Pl  -s 
450.000,  bei  der  ZnsrTiehsteuer  ein  Plus  ron  H'.i.^KKi,  bei  der  Familiensteucr  ein  Minus 
von  90.000  rt.  «nd  an  ErtrliKcn  sonstigor  aiif>(elu>ljener  Steuern  waren  ausserdem 
644.000  11.  weggefallen.  Kudhart,  S.  76  und  Statist.  Beilaze  87.  mit  den  betretr<  iid< >n 
Daten  anrh  fnr  ü  >  einzelnen  G  Kr<;i.se\  ,41s  leitender  Gesiehtspunct  war  bei  der  Keform 
von  1807  ff.  auch  die  Ausgleichung,  nicht  die  Erhobung  der  Stcacrbelastang  bingcstclit 
worden,  wie  das  bei  Beformen  namentlich  der  dlrectoo  Stevom  in  Oontschlnnd  nUer- 
ding«  gewöhnlich  geschehen  ist  und  noch  geschldit 

§*  47.  Die  Hbrtgen  Steuero.  Verbrauehssteoern,  Zölle, 
Taxen,  Stempel. 

8.  wieder  die  einzelnen  legislativen  Torginge  bei  den  Yerbrauclissteaom  bea. 
bei  Sovdel  T,  289  fr..  Uudhnrt  III,  151  ff,,  v.  Reden  n.n.O.  S.  05  ff.  bei  den 
Zöllen  bei  Seydol  I.  292  ff.,  Kudhart  II,  26r>— 310,  bei  den  Taxen,  Stempeln  a.  s.w. 
bei  Seydol  I,  291,  ßndbart  III,  157  ff.,  ?.  Beden  8.  64  ff..  Hock,  Bniems 
Fin.rorwalL  II,  822  ff. 

Aueb  die  Obrigen  Stenern  wurden  znm  Tbeil  aUbald  in  die 
Beform  eiobezogen.  Namentlicb  die  innere  indireete  Ver- 
branchflbestenernn^,    die    Oetrftnkestener    yon  Bicr^ 

Branntwein,  wurde  cl>eiifalls  iinitieirt,  die  wichtigste  Steuer,  die 
auf  Bier,  allgemein  in  der  Form  des  sogen.  M  a  1  z  a  u  f  s  c  h  1  a  g  s 
eingerichtet  und  erhöht  (V.  v.  28.  Juli  18U7,  11.  Febr.  181 1).  Er- 
gjinzend  wnrde  der  aiisländisclie  Wein  ausser  dem  Zoll  auch  noch 
einer  inneren  \'crhruuelissteucr  unterworfen  (1811),  während  ver- 
schiedenartige, im  Ganzen  unerhebliche  Weinauföchläge  nur  spora- 
discli  in  den  älteren  Kreisen  vorkamen,  wobei  es  noch  einige  Zeit 
verblieb,  bis  auch  sie  fortfielen.  Das  alte  ümgeld  ward  aufgehoben. 
Aucb  die  staatliche  Fleischstener  wurde  im  Jahre  1808  ein- 
heitlich geordnet,  doeb  anf  die  Städte  bescbränkt  und  diesen  die 
Hälfte,  1813  der  volle  Ertrag  überlassen,  womit  diese  Steuer  aus 
dem  baieriseben  Staatsstenersystem  aussebeidet.  In  der  Commonal- 
bestenemng  der  Stildte  kommt  sie  nocb  beute  vor.  Der  Tabak 
wurde  1811  regalisirt,  in  Form  eines  Handelsmonopols  ittr  fnlSn- 
disebe  Fabrikate,  das  im  Jahre  1819  wieder  fortfiel.  Salz  war 
Regal  (Productions-  und  Handels-,  aucli  Kleinbandelsmonopol ,  mit 
Verbot  der  »Salzeiufuhr).  Ferner  bestand  in  Baiciii  schon  seit  dem 
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TOifgcn  JahrhaDdert  ein  Lottor  egal,  das  in  der  sohlimmen  Foim 
dei  geoiiesischen  ZaUenlottos  anf  das  ganse  Gebiet  ausgedehnt 
wurde.  Es  fand  in  Baiern  lange  yiel  Anfechtung.  Radbart  Te^ 
urtbeilt  es  anf  das  Sehfirfste,  aber  es  ist  dem  Dringen  der  Stande 
auf  seine  fieseitignng  erst  im  Jahre  18B1  zum  Opfer  gefallen. 

Das  ältere  Zollwesen  hatte  schon  in  den  vorausgehenden 
Jahren  Veränderun^reii  erfahren.  Zur  \'eieiüljeitlichung  der  Gesetz- 
geboDg  im  ganzen  Staate  kam  es  dann  ebenfalls  bereits  im  Jahre 
1807/8  durch  die  Zoll-  und  Manthordnnng  vom  1.  Dec.  1807  und 
8.  März  1808,  durch  welche,  10  Jahre  vor  dem  ähnlichen  preussL 
sehen  berühmten  Zollgesetz,  zum  Grenzzollsystem  mit  Ein-, 
Ans-  und  Durcbfabrzöiien  tUr  das  ganze  Staatsgebiet  übergegangeni 
demgemäss  die  inneren  bezüglieben  Abgaben  aufgehoben  wurden, 
aneb  die  staatlichen  Wege-  und  Brückengelder  fallen  sollten.  Der 
Billfahrtarif  war  verhältnissmassig  liberal  in  finanzieller  and  protec* 
tionistischer  Hinsieht  and  einfach.  Die  ZoUordnnng  bat  aber,  ab- 
gesehen Ton  den  dnrch  das  System  der  Gontinentalsperre  bedingten 
zeitweiligen  ErhOhangen  and  Verkehrserschwerangen  (1810— 
später,  1811,  Verilnderangen  in  mehr  fisealiseher  nnd  mehr  pro- 
tectiooistischer  Riebtnng  erfahreni  namentlicb  wnrde  1811  eine  be- 
sondere Verbraochsabgabe  neben  dem  Einfuhrzoll  für  eingeführte 
fremde  Waarcn  zu  Zuuckeii  der  Schuldeutilguug  angeordnet.  Die 
1814  ff.  neu  erworbenen  Lande  konnten  nicht  gleich  in  das  all- 
gemeine Zollgebiet  einbezo^-en  werden,  Unterfranken  erat  1818.  Die 
ZoHerträge  waren  wahrend  der  Klieinljundperiode  zeitweilig  nicht 
ungünstig,  sind  aber  später  in  der  Friedeoszeit  nach  1815  sehr  ge- 
sanken und  die  Zollverwaltungs-  und  Erhebungskosten  waren  enorm, 
selbst  noch  später,  in  den  lb20er  Jahren  (35  %  nach  Badhart), 

Die  im  haierischen  Staatshaashalt  schon  seit  Alters  vorkommen- 
den Taxen,  Sportein  n.  dgl.,  welche  znm  Theil  als  Verkehrs- 
stenem  zn  eharacterisiren  sind,  sind  anch  in  dieser  Zeit  der  stark 
miificirenden  Finanz-  nnd  Stenergesetzgebung  dagegen  noch  nicht 
allgemein  einheitlich  geregelt  worden.  Nur  für  die  Fälle  der  nicht 
fclfcitigen  (sogen,  freiwilligen)  Gerichtsbarkeit  wurde  eine  einheitliche 
Taxordniiii;.:  erlassen  (8.  Oct.  1808),  welche  die  grössteu  bestehenden 
Verschiedenheiten  der  bisherigen  Normen  beseitigte.  Für  alle 
anderen  Verhältnisse,  insbesondere  der  streitigen  Gerichtsbarkeit, 
bheben  zahlreiche  verschiedene  altere  locale  Taxordnungen  be- 
steben, hie  und  da  mehrere  au  einem  Ort.  lUidhart  ftthrt  37  an, 
ohne  Vollständigkeit  zu  verbürgen.  £in  sehr  verwirrter  Zustand, 
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der  gleichwohl  noch  über  ein  Men8ciien»ilter  danerte  (bis  16 j2  und 
zum  Tbeil  bis  in  die  187()er  Jahre).  Besser  ging  es  mit  dem 
Stempelwesen,  das  1805  und  dann  dnrob  V.  v.  18.  Oec.  1812 
im  Ganzen  einheitlich  geregelt  worden  Ist.  Die  Pfalz  behielt  aber 
in  Taxen  und  Stempeln  ihre  franzOsiiobe  Gesetzgebnog,  zum  gössen 
Theil  selbst  bis  1879.  Aneb  Spielkarten  nnd  Kalender  unterlagen 
frtther  dem  Stempel. 

Alles  in  Allem  wird  man  anerkennen  mflssen,  dass  der  nene 
baierisebe  Königsstaat  immerhin  in  dieser  ersten  Periode  seines 
Bestehens  Beaehtenswertbes  in  der  Steuerreform  in  der  Richtnog 
auf  ünifieiruDg  nnd  Modernisiruu^  gel  eistet  bat.  In  der  nun 
folgenden  constitutionelleii  Aera  koiiutc  man  auf  diebCüi  Fundanient 
weiter  bauen,  in  Haapttbeilen  wurde  es  noch  lange  unverändert 
belassen. 

§.  48.  Zweite  Periode,  vom  Erlass  der  Verfassung 
(1818)  bis  1848.  Aueb  fttr  die  Steuergesetzgebung  wurde  die  im 
Jahre  1818  gegebene  neue  Verfassung  des  Staats  dureh  die  Be- 
stimmungen, welche  sie  Uber  die  Besteuerung,  insbesondere  über 
das  Stcucrbewilliguugsrccht  der  Stände  enthielt,  von  entscheidender 
Bedeutung. 

Abgesehen  von  verscbiedoneu  ADderea,  iodircct  für  dio  BesteoeroDg  and  die  { 
Slenerbevilliguiig  wichti^ea  B«stiiDiDotif«i  der  Verfassvog',  so  besonders  denjcnigeo 
Ober  das  Staatsgut  (Titel  III),  die  Budget?orlegang  (Titel  VII,  §.4.  6),  die  Staats- 
schuld (eb.  §.  11  fr\  kiniint'n  natneiitüch  foIp;^t>nde  Sätze  der  Verfa:>&ung  in  Betracht. 
„Die  Thcitnahme  au  Ueu  Suat:>iasten  is>i  lur  alle  Einwohner  des  Reichs  ailgciDcio. 
obne  Ansoshma  iii^end  eines  Standes,  und  ohne  Hucksicht  auf  vormals  bestaadane  ba- 
soriiier*!  Bcfreiuiition"  (Titel  IV,  §.  I;T):  «ias  ^L'it  1S07  schon  im  nfFeutlicben  Recht 
aueikaoute  wichtige  Friucip  (s.  o.  S.  HO).   „Uhac  duu  Beirath  und  die  ZustimBOBf  | 
der  Stftnde  des  KOnlftreicbs  kann  kein  allitaiDeiDea  senes  Gesetz,  welches  die  Fndbeil  ' 
der  Personen  oder  das  Eigenthum  der  Staats>angehArigen  betrifft,  erlassen,  noch  ein 
silion  bcvttliciulcs  ahL'i-aiidort.  nothoiifisch  erlSutert  oder  aufgehoben  wenbüi"  (Titi'I  VII,  ' 

2).  wa^  ^l^  Ii  iuipJicuc  aul"  Sicuergo6et/e  mit  bu/Jcht.  „Der  König  erholt  die  2a- 
stimmnog  der  Stinda  zur  ErhaboDf  aller  directen  Steuern,  sowie  zur  Erhebanf 
neuer  indirocter  Anfiation,  oder  zur  E  r  Ii  Mi  u  n  e  od»r  V  orinde  ru  n  2  der 
besleheudea"  (Titel  VU,  §.  3t:  also  eine  eigeuthamliche  Uaterscbeidoog  swisdiea 
directen  vnd  indirecten  Stenern  in  Bezoi^  aaf  die  Hitvirknnf  der  SUnde,  was  eiae 
feste  staatsrechtliche  Ib  l:^ii^^boMiulUlIl^g  beider  Arten  und  die  Einreihung  aller  vor- 
kommenden Steuern  unter  beide  voraussetzt.  Zu  den  indirecten  im  stnats rechtlichen 
Sinne  werden  in  Baiern  auch  die  Stempel,  Taxen.  Erbbcbaftssteuer,  Uundesteuor  aosaef 
den  inneren  Verbrauchssteuern  (AufscblSgen)  und  Zöllen  gerechnet,  nur  die  EfUaga* 
und  PersonaI>rencni  als  directe  antrcbcli.  ii.  „Üie  Stände  kniuu-n  die  Bcwüligunp:  t<» 
Steuern  luit  iieiuer  Bedingung  verbinden*'  (eb.  ^  9).  .,Dic  zur  Deckung  dor  c>ideüt- 
licbeti  ....  Slaatsansgaban  ....  erforderlichen  direclwi  Stenern  weäeii  jcdesBsl 
auf  G  Jaluv  die  damalige  Finanzperiode)  bewilligt"  (eb.  §.  5).  S.  ftir  Weiteres  auch 
die  >5.  i — 8,  10  eb.  Die  nicht  durchaus  klaren  and  unzweidcuti^rfn  Bo^ntr(rnung^^Il 
der  Verfassung  haben  später  zu  Meinung>rerschieduiihciten  geführt.  Darüber  kam  ein 
so^en.  VeifassuufrsraistAudniss,  das  ständische  Steucrbewilliguogsrecbt  botr  ,  in  den 
Landtagsabschiede  von  1848  zu  Statidü  (s.  dasn-lbc  /.  B.  in  H.  A.  Zacliarii* 
deulMihea  Yerfassuugsgescuen  (1855,  S.  laUJ,  das  nicht  als  tjesetz,  aber  als  A«»- 
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lejHiDgsinittel  pilt  [Seydel).  S.  üWr  die  Materie  Pözl,  baier.  VerfassoDgsrecht,  §.203. 
Seydel,  Staabrecbt  Baierns  im  MarrjQardsen'schen  Ilntidb.  d.  ötf'Mitl  Rt^-ht^.  §.77 
{einem  korzereo  Abriss  des  grossen  ütiibHt&ndigen  Werkü  Seydel  s).  liuck,  iiaudbucb 
4.  FiiLfenr.  I,  14. 

Kleioere  VeränderuDgen  des  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Ver- 
fassnrg  bestehenden  Rechts  der  directen  Steuern  erlolgtea  bald 
mehrfach.  Zu  einer  eingreifenderen  i^am  es  wegen  der  Mängel 
des  Steaerprovisoriums  im  Jahre  1S28  in  Betreff  der  Grund-  und 
RaoBSteoer  (Gesetz  yom  15.  Aug«  1828),  die  damit  zo  förmlichen 
Ertragssteuem  in  Terbesserter  Form  anagebildet  worden,  nnd  ihre 
endgiltige  Gestaltnng,  waran  später  (1856,  1881)  nnr  Weniges  gering- 
fügig modificirt  wnrde,  bis  in  die  Gegenwart  erhalten  haben.  Der 
YersQcb,  damals  anch  die  Gewerbesteuer  za  leformiren,  scheiterte. 
Etwas  später,  1831,  wurde  der  Theil  der  Farn ili enstener, 
welcher  in  Quoten  Ton  den  Simpeln  der  Grund-,  Dominical-  und 
Haosgteuer  von  den  betreffenden  Censiten  erhoben  wurde  (s.  o.  S.  143), 
beseitigt.  Nur  ilir  die  übrige  Bevölkerung  blieb  die  Faniiliensteuer 
bestehen,  bis  1848,  mit  wcni^^  mehr  als  dem  baliien  bisherigen 
Ertrage.  Der  Ertrag^steuereharaeter  des  directen  Steuersystems 
nnd  die  Helastung  des  ReaUte.sit/.es,  trotz  des  Fortfalls  der  Fauiilien- 
Pteuer  dabei,  trat  so  schärfer  hervor.  Die  ungenügende  Besteuerung 
des  beweglichen  Vermögens  und  der  nicht  Grund  und  Haus  be. 
sitEenden  Classen,  wie  der  persönlichen  Arbeit  aller  Art  durch  die 
Querhebliche  Familienstener  machte  sich  aber  mit  der  Entwicklnog 
des  WirtbschaitsJebens  in  den  1830er  nnd  40er  Jahren  aneh  em- 
pfindlieber  geltend.  Das  hat  dann  zu  den  Reformen  von  1848  an 
gefBhrt  (§.  49). 

Die  Zutf vieliaieucr  (s.  o.  tJ.  141)  iat  iui  Jahre  1822  weggefallen  (Anschlag 
Ar  1819  484.000  In  der  Pfalz  ist  die  Gewerbesteuer  auf  der  Grundlage  dee 
französischen  StRoerrechLs  durch  eiue  Veronfminn;  von  1820.  die  Tblll^  lllld  Fenstel^ 
tteoei  schon  vorher  dorch  Verordnung  von  1817  gercicvlt  worden. 

Fir  die  Gmndsteoer  wvrde  in  der  Gesetzgebung  tob  1828  als  «toaerbirer 
Ertraf^  eine  eigenthtlmliche  KecbnangsgrOssc  construirt,  welche  ^irh  bei  Aeck>  rii  als 
Ergebniss  des  Rohenrajirs  bloss  den  Haoptproducts  mit  nlloinrjrom  Ab/.ua:  des  Saatcuts 
cigiebt  und  analog  daun  bei  (iiundstiickeu  mit  auderoii  liodcubeuuuuiigeii  gebildet 
vifde.  So  ist  die  baicrische  Omndtfteaer,  wie  schon  bemerkt,  doch  eigentlich  eine 
aar  etwas  modificirte  Kohertra^rssteucr,  Bei  Aeckern  wurde  z.  H.  Dreifelder- 
virthschalt,  geoeinublicber  Fleke  voiaosgesetzt,  mittlerer  Ertrag  von  Winter-  und 
Siamwlon  ennittelt.  Stroh,  Bvubfiraolite,  Weideiratno;  wid  anders  KebennatzvoieB 
Miebeo  unberocksichtigt ,  ebenso  jedes  bei  der  Katastrirong  vorhandene  oder  spiter 
^a  eintretende  andere,  z.  B.  intensir«?re  Wirthschaftssystem.  Als  allgemeine  Einheit 
»•tde  der  Achtel-Scheficl  KuKgeu  zu  dem  l'c!)ten  Wcrlhan^chlag  von  1  fl.  angesetzt, 
vofoo  1  Kreuzer,  ako  '  v^  ^(^"crsimpliim  war.  Auf  diese  BoirgeDwenheiuheit 

•^nrden  alle  anderen  Bodenerträge,  auch  bei  Wiesen,  selbst  bei  Waldungen,  reducirt, 
wobei  andere  agrarische  Benntzongea  als  zu  Ackerland  den  Aeckern  gieicligestolk 
tid  wat  dl«  Bodengotc  (Bonität)  berackslohtigt  wurde.  Ancb  das  WerthreibUiniss 
vdmtt  Bodflüfrodite  ra  Boggon  war  geietiUeh  fUtt  Ein«  genaue  Bodeopaieeliar- 
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6.  B.  Uebenicbten  d«r  Beateoaning*  BaiAn.  §,  48. 


vurmenaog,  eine  Bonitininfc  ?on  sogen.  Mustergiuadstflcken,  dio  Bildoug  von  kauster- 
und  Steoerverthdassen .  die  Classification  der  eiiisel0«B  Grandstflek«  mittelst  Y«r> 

gleieliviig  mtt  den  Muätergrundätuckeo  fand  zor  DarchfUhning  der  Operation  statt 
Der  ."Prtrag**  wnxde  dann  für  das  Tagewerk  ermittelt,  danach  der  SfeD-^rsoll  \m 
SimpluiQ  fostgesetzt  nud  im  Finanzgcsotz  die  Zahl  der  za  erbebeodea  bimplea  hc- 
b«8tliiiiiit  Alle  Aoideniiigen  der  Bedencultor ,  der  Betriebssystene  «.  s.  v.  blieben 
süMiit  unberQcItöichtigt.  Es  war  alsn  in  Wal.rL  it  Hl;  Grundsfencr  eine  stabile, 
solange  das  Object  bestand,  fOr  den  duzeinen  Boäiuer  nur  nach  der  Zahl  der  zu- 
geschriebenen Simplen  und  naoli  den  etvilgen  Wechsel  der  fBr  Krd«*,  Disiclots-  ud 
Gemeindeumlagen  erfolgenden  Zaschläge  verschieden.  S.  die  Darstellung  des  Systems 
in  Kurze  bei  Pörl,  bai'>r.  Ycr'R'aU.rect  (3.  A.  I^IV  ^.  ff.  Seydel,  Staat^^recht  in 
Marquardsen's  Sammelwerk  b.  1Ü6  ff.«  genauer  im  ^el bstaudigen  Werk,  Naüoüal- 
Okonomische  britische  Darstelloof  bd  Helfe  rieh  in  der  Tab.  ^Ncbr.  für  Staatswii». 
B.  29,  1S73,  S.  312  fr.,  Eheberg  im  Jahr1.  f.  n-t-cb  -5,  w..  N.  F.  VI,  1882. 
6.  66,  eingebend  in  ünanzrechtlicber  Darstellung  nach  dem  geltenden  Becht  (lies^ 
ron  1881),  Heek  *.  *.  0.  II,  8.  12,  §  146  ff.,  Seiiser,  diveete  Stsnem,  B.  L  Zur 
Kritik  auch  zu  vergleichen  Vocke,  Besteuerung  d.  Landwirthsch.  mit  bes.  Rücksicht  auf 
Baiem,  2  Aufsfttze,  Tüb.  Ztschr,  B.  29  u.  30.  Klein^^ro  Aendcrungen  des  Ges.  v.  182' 
mehrfach,  so  durch  Ges.  r.  25.  Aug.  1831,  i  Juii  1834  ,  28.  März  1852.  Duuk 
letiteres  wurde  die  bieberige  beaendere  Dominicalstouer,  welche  der  Grundben 
für  die  Zehnten  u.  ?  w  eig-ens  zu  entrichten  gehabt,  l)cseitig;t,  in  Gemädsheit  das 
Groudlestanablösangsgusetzes  vom  4.  Juni  1848,  und  der  Steuerbetrag  dem  Gmnd- 
besitser  sog ereebnet  Bet  der  Steaerreform  von  1881  beben  ner  Uefoe  Abinderanga 
des  Gesetzes  von  1828  und  eine  neue  Redaction  des  ganzen  Gesetzes  stattgefondeD 
(Ges.  V.  19.  Mai  1881.  Bekanntmachunp  v.  10.  Jnni  1881).  Die  schweren  M&ngei 
der  Grundsteucrveriusäungeii  nach  dem  bysteiu  deä  Ertrags-,  Parceilar-  und  Classen- 
katasters  treten  bei  der  StabilltAt  des  Katasters  und  der  elgentbanllcbeii  Art  der  modi- 
ficirlca  Ttohertrapsbcstcucnine:  und  der  Werthfosttitellunpcn  trotz  der  sorgsamen  Durcb- 
fQhrung  der  Katastrirung  in  Baieni  wohl  noch  mehr  als  in  anderen  L&ndern  dieses 
Syiteow  berver,  wo  man  wenigstens  die  allerdfngs  flberall  fiedre  GrOtM  des  sog«, 
steuerbaren  Ertraps  dem  uiittlercn  wirklichen  Keinertrag  im  Princip  und  in  der  ' 
practischen  Durchführung  melir  angenähert  hat,  S.  meine  Darstellung  und  Kritik  der 
Grundsteuer  in  meiner  Abb.  directe  Steuern  im  Schönberg'schen  Handbuch  4.  A.  lü,  i 
8.  825  ff.,  344  ff. 

Die  Hansstener  von  1828  trifft  im  Princip  alle  Gebäude  in  Stadt  und  Land. 
Diese  unterliegen  aber  daneben  fUr  ihre  Grundfläche  ond  far  ihre  Uöfe  aosseidem  | 
der  Gmndsiener  (ntch  der  Glesse  der  besten  Gmndifttteke  fo  der  Ortsllar,  Hiosglitsii  . 

und  Banpl&tzc  werden  wie  die  Ubritcen  Gruiulftucke  der  Ortsflur  classifirirt).  Darios 
ergiebt  sich  aber  nur  e\uc  ganz  uneihebliclie  Uelastung,  z.B.  fielen  1890  01  von  der  j 
Gesammtgrundäteuer  von  ll.üUl'.UOÜ  M.  nur  26,817  M.  auf  die  Steuer  von  der  Grund- 
flache  der  Geb&ude  und  Hof  räume,  neben  einem  HniMBteaenfftrag  von  5.203,000  M. 
(baier.  sfat.  .Tahrb.  1997,  S.  200,  193\  Die  Hausstcocr  selbst  zerf&llt,  wie  in  anderen 
Gesetzgebungen  (Ocsterreieh,  Prent>sen)  in  zwei  wesentlich  rorschiedene  Steaern,  ober 
deren  riebtlges  YerbUtniss  sn  einander  bestlndig,  bis  in  die  Gegenwart,  diseotM  wild» 
nemlich  in  eine  eigentliche  Mint h Steuer  und  eine  sogen.  Arealsteuer.  Die 
erstere  entspricht  der  auch  sonst  üblichen  Form  der  sogen.  Hauszin^teuer  (Oesterreich, 
Preussen,  s.  meine  Abb.  im  Schön berg 'sehen  Handb.  III,  S.  353),  doch  werden  is 
lauern  noch  hier  Musterbäuser  ausgesucht,  deren  Ertrag  genau  ermittelt  and  andere 
Häuser  nach  Yerglcichung  damit  eingeschätzt,  wo  die  MiethvcrhShnisse  geni-j'^nls 
Anhaltspunctc  bieten.  Wo  dagegen  leuteres  nicht  der  Fall,  werden  die  Häuser  nur 
nach  der  Plftcbe  (Area,  nberbanter  und  zu  Hofiranm  bestimmter  Boden)  Tenulsgt 
nnd  die*«e  Fl'iche  der  hrjclisten  Bonitat.srla.s.se,  der  30.  des  Tarifs,  zugerechnet.  P»s 
ergab  aber  immer  nur  einen  absolut  und  namentlich  im  Vcrhältniss  zur  Miethstenor 
relativ  niedrigen  Werth  und  Steaersatz.  weshalb  das  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  be- 
stimmte .  dass  bei  den  auch  fUr  diese  Steuern  beistehenden  sogen,  ffimpeln  (ebenfalls 
vom  fluiden  des  steuerbaren  Betrar«?  1  Kr.>  die  Arcalstcuer  immer  im  dreifaclu^n 
Simplum  der  Miethsteuer  zu  erhoben  sei :  nattlrlich  auch  willkuhrlich.  Die  Zahl  der 
m  erhebttiden  Simplen  bestimmt  auch  bei  dieser  Steuer  das  Finanzireseic  Kleteas 
Aenderungen  des  (Je;>et/es  von  1828  ausser  durch  das  Gesetz  von  1850,  durch  Gesetz« 
von  1831,  1846.  lu.  Jan.  1856.  19.  Mai  18Ö1,  zugleich  neoe  Bedaction  des  gmta 


Digitized  by  Google 


Staatsbesteueruug.    1.  Periode.  1818 — 1848. 


149 


ikmm.  S.  POiI,  Verwaltreclit,  §.  258,  B«yd«l«  In  MarqurdteD's  Weik,  8. 197. 

h&.  Hock,  II,  fi9  ff.,  Seisser  I  S.  73  ff.  Kurze  Daistellung  uod  Kritik  in  den  gen. 
Anh.  fou  Uelferich  (S.  326  ff.)  und  Eheberfr  (S.  67,  79  ff.).  S.  auch  meine 
Abk.  iJB  SchOnberg'schen  Handb.,  4.  lü,  S.  358.  Die  Arcalstener  hat  kaum  zu 
tiebende  inhärente  principielle  ODd  puctische  Mängel,  die  Mictbsteaer  io  der  Ver- 
antagnQg  nicht  nach  dem,  hArht  zu  crn  ittrlnden  indiridnellen  Ertrag  der  Häuser, 
•o&deni  nach  MDSterhäusero  kauiu  einen  \  orzug  for  der  tlblicbea  Form  der  Uaasziiu- 
Steuer  (a.  mein«  Abb.  a.  a.  0.  8. 848  IT.,  858  C).  Saas  dieaa  Steaer  veaealtldi  Bob« 
ertragssteuer,  wie  auch  sonst  öfters  (Prenssen)  ist,  wird  nur  dnrcli  !  ii  niXssi^reii 
SteaaiMU  ertiHgUdi ,  aber  wegen  der  Xfocalzoschlige  Gemeinden  u.  s.  r.  wieder 
ittt  ao  bedenUicber* 

In  der  inneren  Verbraucbsbestenernng  ist  der  Malz- 
Aufschlag  in  dieser  Periode  Dicht  verttndert  worden.  DasGesete 
TOD  1807  blieb  die  Grandlage. 

Dieaer  Aofteblag  behielt  nod  g evann  nocb  mehr  eetae  Bedeahmg  fta  die  Slaata- 
caiae,  wodurch  es  möglich  wurde,  auf  andere  inn<>rc  Verbrauchssteuern,  ausser  dem 
Salzregal,  zu  v»  r/irhten.  Der  Malzaufscblaj;  bcsf.-\nd  aber  nur  im  rechtsrheinischen 
Baiem.  die  l'iali  war  davuu  frei  uud  zabltü  ai:»  Ensatz  einen  sogen,  öteuerbeischlag 
ffott  100,000  fl.  )Uirlieh  in  die  Staatacaaae,  eiae  afcbt  der  H8he  der  Bleiatener  im 
Qbdgen  Gebiete  entsprecIieBde  Somme. 

Für  die  Zölle  kam  es  zu  einem  neuen  Zollgesetz  schon  in 
der  constituiioii eilen  Periode  im  Jahre  1811),  von  gleichem  liuauz- 
nnd  scbutzzollpolitisehen  Cbaraeter,  wie  im  Gesetz  von  1811,  doch 
mit  einigen  Ermässigungen  ftlr  f^^ewisse  Fabrikate,  besonders  des 
höchsten  Zollsatzes,  auclt  um  des  Schmuggels  willen.  Nach  Ein- 
tUbrnng  einiger  Eiogangszölie  in  1Ö24  in  KampfzoUtendenz,  be- 
soDdeiD  gegen  französische  Waaren,  erfolgte  1826  eine  neue  Tarii- 
rerlBion  und  bald,  1628,  eine  ZoUvereinigQng  Baierns  mit  WUrtem- 
berg  (und  HobenzoUero)»  Im  Wesentlichen  auf  der  Grundlage  des 
bsieriseben  Zolltarifs ,  woraiis  für  Beiern  finaDziell  freilieb  keine 
Tortheile  henroxgiogeD,  fllr  Wfirtemberg  eher.  Von  1834  an  galt 
dano  für  Baieni  die  ZoUgesetsgehnng  des  Zollyereins,  später  aach 
die  aber  RttbeDsncker  (1841). 

Der  Zollertrag  fiel  In  Baien  nach  der  YerUeliieroog  dea  Staalagebiets,  welche 

trotz  der  erheblichen  Eiububüc  von  Land  nach  der  Flächengrössc  tibrigens  keine  Ver* 
ringerung  der  BevölkeniiiKSzahl  mit  sirh  t-^  -bn-  ht  hatte,  in  der  cnd^riltrgcn  Friedens- 
zeit erheblich,  stieg  dann  in  den  182Ucr  Jalneu  wieder,  bis  zur  ZoUveruiingung  mit 
Vflrteaiberg,  um  dann  abermals  zu  sinken  und  erst  mit  dem  Aiucblufls  an  den  Zoll* 
Tcrein  ron  IS'.U  m  ihrblich  zuwachsen.  D..t  Verth.-iltingsmaas^^sf.ih  der  Zollrcreins- 
einkttnfie  nach  der  Kof  f/ahl  war  aber  auch  für  Baiem  sehr  gan&tig  and  die  Erhubungs- 
kestoa  etelltea  aleh  aoeh  fiel  niedriger  als  in  der  frflberea  Zeit  des  sdbstlndigen  ZoU- 
ttbiets  Baierns.  S.  Rudhart  II,  S.  2^— :^n,  Viebaho»  Statist.  Deutschlands  I, 
154  ff..  Weber,  Dentscker  Zolirerein  (1869),  8.  48  Ü..  t.  Reden«  Finanzstatisäk 
I,  1.  S.  68. 

Ailif  dem  Gebiete  der  Stempelstenern  ist  das  Oesetz  von 
1822  durch  ein  Hypotheken-  nnd  Taxregnlativ  von  1824  nnd  dnrch 
das  Stempelgeseta  yom  IL  Sept  1825  yerändert  worden. 
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6.  B.  Ueboisidlitftii  der  B«tenenuig«  Baion.  §.  49. 


In  letzterem  war  die  I^infuhniiig  tiiios  ErhschaftsstempcU  for  Collatertlerben, 
iy.~5%,  mit  mancbcu  AusDabmen«  daher  ron  unbedeatendem  Ertrage,  bomerk«a»- 
weitb,  doch  ist  dlcMr  Stempel  beieitB  1881  euser  Geltung  geietit  voidea.  &  Sad- 
kert  III,  158,  Heck  II.  S26, 

Im  Ganzen  war  so  die  lange  Periode  von  11518—48^  das  erste 
Menschenalter  der  constitationelleo  Aera,  doch  ancb  in  Baiem  in 
Bezng  auf  Stenerreformen  nieht  eben  prodnctiv,  wenn  aaeh  die  Onind- 

und  llaussteuergesctzgebüDg  von  1828  eine  immerhin  stenerpolitisch 
uud  steucrtechniscli  crlieblichere  legislative  Leistung  und  einen 
Fortschritt  gegen  Irahci  dai»telU.  Das  System  der  directeo  ße- 
steuerung  blieb  aber  auch  mit  letzterer  RelVu  rn  maDgelhaft  genug 
und  entsprach  dem  Princip  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
noch  wenig.  Ks  wurde  auch  im  Laufe  der  Zeit  durch  die  Fort- 
entwicklung der  Voikswirthschatt,  wenngleich  Haiern  in  viel  höherem 
Maasse  als  Sachsen  und  auch  als  Preussen  vollends  in  dieser  Periode 
noch  ,,Agrarstaat'^  blieb,  bei  doit)  einseitigen  Ertragssteuercharacter 
nnd  der  mangelhaften  FaniilieDstener  von  selbst  nnvermeidlich  noch 
Immer  nnvollliommener.  Die  geringe  Steigerang  des  Finanzbedarfs 
in  dieser  Periode,  die  Ertrllgnisse  des  Malzsnsehlags  nnd  der  An- 
theiie  an  den  Zollrereinseinnahmen  ermöglichten  indessen  einiger- 
maassen,  finanziell  ohne  grössere  sonstige  Stenerreformen  ans- 
zukommen. 

§.  49.  Dritte  Periode,  von  1848  bis  zur  Gegenwart. 
Uebersicht.  In  diesem  halben  .l:ilir)uindert  ist  es  in  Baiern, 
trotz  eines  practischen  Versuchs  im  Jahre  184<S  (1850)  und  eines 
Antrags  der  Regierung  im  Jahre  187i»,  eine  allgcmeme  Kiukonimen- 
stener  in  das  System  der  directen  Besteuerung  einzuHihren,  nicht 
zu  einer  principielien  Aenderang  der  Staatsbestenernng  gekommen, 
auch  nicht  unter  dem  Einflnss  der  Ereignisse  von  186G  und  des 
Eintritts  Baiems  in  das  neue  Deutsche  Reich  (1871).  Es  wurde 
nnr,  im  Anschluss  an  die  Vorgltnge  von  1848 ,  nach  Wiederanf- 
hebnng  einer  damals  eingeführten,  an  die  Stelle  der  alten  Familien- 
stener  getretenen  allgemeinen  Einkommenstener,  im  Rahmen 
nnd  in  den  Formen  der  Ertragsbesteuernng  die  direete 
weiter  entwickelt.  So  für  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Ver- 
mögen (K.ij*it;ii  iiiiüelst  der  sogen.  KapitalrtiU  cnsteuer 
(1856,  löäl),  liir  den  Erwerb  der  persimlichen  Arbeit  (in  Dienst-, 
Beamtenstellungen  u.  d^l.  und  liberalen  Berufen)  mittelst  der  sogen, 
(speciellen)  Einkonimeusteuer  (1856,  1881)  uud  die  G  e werbe- 
beste ucrung  wurde  mittelst  einer  fein  ausgebildeten  ncncn 
Oewerbeciassensteuer  wescutiich  nach  der  Methode  der 
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Merkmale  (1852,  18d6,  1881)  darchgeftthrt,  wäbieod  die  Grand> 
md  Hansstener  im  GaDzen  in  der  Gestalt  von  1828  mit  geringen 
Veiflnderongen  rerblieben.  Auf  diese  Weise  ist  es  in  Baiern  aar 
EtttwieUnng  einer  ^modern en  rationellen  Krtragbestener* 
nng"  (Ptn.  II,  §.  218)  gekommen,  welefae  noeh  am  Ersten,  nnr 
etwa  lUinUch  wie  in  anderen  sflddeatscben  Staaten  (Wttrtembei^, 
frttber  Baden),  als  ein  wahres  System  bezeichnet  werden  kann. 

Die  Ertragsatei-crunir  des  Malzaufschlafrs  (nacli  neuem 
Gesetz  vom  16  Mai  18ti8j,  der  endlich  (1878)  auf  die  Pfalz  aus- 
gedehnt und  dessen  »Steuersatz  im  Jahre  1879  um  50  ^/o  erhöbt 
worde,  hat  neben  dieser  directen  firtragsbestenerong,  welebe  in 
ihrer  nenen  Einrichtung,  nnr  von  der  Grand-  und  Arealstener  atn 
geseben,  nnn  aneh  sich  allmälig  erhöbende  Einnahmen  gab, 
In  der  Hanptsaohe  den  Stenerbedarf  des  Staats  decken  können. 
Dnreh  die  VerKndemng  der  Gesetse  Uber  Taxen,  Stempel  (1879), 
die  VerselbstSndignng  der  Erbschaftssteuer  (1879),  die  Ein- 
führung einer  eigenen  Branntweinsteuer  (1880),  die  dann  im 
Jsbre  1887  mit  dem  Eintritt  Baiems  in  die  Reiehs-Branntweinsteuer- 
Gemeinschaft  wieder  wegfiel,  die  Einffibrnng  einer  staatlichen 
Hundesteuer  (1870)  sind  die  eigenen  Steuereinnahmeu  des  Staats 
weiter  erhöht  worden. 

In  den  BezieLun^n n  zwischen  Reichs-  und  Laudesfinanzen  war 
und  ist  Baiern  durch  seine  Nicht -Theilnabme  an  der  Reichspast 
und  -Telegraphie  und  au  der  norddeutschen  liiersteuer  in  einer 
liiosicbt  (wie  WUrtemberg,  in  letzterer  Beziehung  auch  wie  Baden 
und  Ei8as8-Lothriu<;en)  zwar  nng;Un8tiger  gestellt,  als  Preussen, 
Sachsen  und  die  übrigen  oorddeatscben  Staaten.  Aber  es  bezieht 
dafür  aus  seiner  eigenen  Landespost  und  Telegraphie  immerbin 
einige  Reinertrilge  und  hat  in  seiner  eigenen  Bierbestenerung  eine 
besonders  reiche  Einnahmequelle  Ittr  sieb,  die  allein  so  viel  und 
mehr  ergtebt,  als  die  gesammte  Reichsbiersteuer.  Der  Malzauf- 
schlag  ist  so  ein  HauptstOtzpunct  der  baierischen  Staatsbesteuerung 
und  der  ganzen  Landesfinanzen  geworden:  eine  indirecte  Verbrauchs- 
Steuer  auf  das  beliebte,  aber  wie  der  ungeheuere  Consam  und  damit 
TO  Verhimluni^  stehende  Krschcumngcii  zeigen,  fast  verhängnisvolle 
V.>lkftf4t;uussiiHttel,  deren  Ertrag  den  aller  directen  Staatesteuern 
um  ein  Vit  rtcl  (Ibertrifft.  Der  Wegfall  von  früheren  Einuahmeu, 
wie  dem  ominösen  Zahlenlotto  (lb61),  konnte  so  um  so  leichter 
verschmerzt  werden. 
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6.  ß.  üebeniditen  der  Bcstoiionuiff.  BM«m.  §.  49,  50. 


Die  nicht-stenerrechtlichen  Einnabiuen  liaierns  liefern  in  ihren 
UeberBchüssen  Uber  die  Betriebskosteu  erhebiiche  ErgiiDzungen  der 
Steuereionabmen,  aber  im  Unterschied  za  Preoasen  sind  die  Staat»- 
eiseobahnen  lange  nicht  so  rentabel,  so  dau  die  Landes- 
bestenernng  (— »  nach  Lage  der  Dinge  die  directen  Stenern^ 
die  Verkehrsstenem  and  besonders  die  fiierstener  —)  mehr  als 
in  Prenssen  im  Vordergrund  bleiben  und  aar  Bedarfs- 
deckang  beitragen  mnsste  and  noch  fortwährend  mnss:  die 
aUgemelne  finanzielle  Folge  der  ablehnenden  Haitang  der  Hittel- 
staaten,  welche  eigene  Staatsbahnen  haben,  gegen  das  Reiehselsen'- 
babnproject  (s.  o.  S.  120  Uber  Sachsen). 

Nach  längerem  Stillstand,  im  Weseuilicheu  seit  1881,  ist  auch 
in  Baiern  jüngst  wieder  Bewegung  in  die  legislative  Thätigkeit  auf 
dem  Gebiete  der  dirci  ton  Besteuerung  gekouimeD.    Mau  liat,  nach 
dem  negativen  Ergebniss  der  Kegierungsinitiative  im  Jahre  1879 
mit  der  Einkommensteuer,   zwar  den  Versuch,   endlich  auch  in 
Baiern  zu  einer  genügenden  modernen  ailgemeioen  Personal-  und 
insbesondere  Einkommensteuer,  sei  es  zur  Elrgttnzang,  sei  es  zum 
Ersatz  der  staatlicben  Ertragssteuern  zu  gelangen^  rcgiemogsseitig 
nicht  wieder  aofgenommen.  Aber  eine  nmfassendere  eindringendere 
Stenerreformi   bezw.  Bevision  der  vorhandenen  Ertragssteneniy 
namentlich  der  Qewerbe-»  Kapitalrenten-  and  speciellen  Einkonunen- 
steoer,  ist  in  dem  Bestreben ,  die  anerkannten  nnd  in  Folge  der 
neneren  wirthschafUichen  nnd  technischen  Entwicklang  immer  mehr 
henrorgetretenen  ond  empfandenen  HSogcl  dieser  Stenern  zn  be- 
heben, seit  1897  durch  Anträge  der  Regierung  an  den  Landt;i^ 
>viedei  aui  die  Tagesordnung  gesetzt,  vom  Landtage,  bezw.  einem 
Ausschuss  desselben  auch  in  Augntt  genommen,  doch  bis  jetzt 
(Ende  1898j  noch  nicht  zum  Absclduss  gekommen.  Die  baierische 
directe  Bestenening  des  Staats  würde  dadurt  li  immerhin  verbessert 
werden.    Aber  gewisse  schwere  und  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen sich  immer  mehr  geltend  machende  Mängel  wttrden  doch 
bleiben»  weil  sie  im  iSystem  der  Ertragsbestenemng  selbst  liegen 
nnd  nnr  mit  dieser  nnd  mit  dem  Uebergang  znr  cooseqaenten 
Personalbestenerang  verschwinden  kOnnen.  Diese  Maassregel  findet 
zwar  vielfach  Beitlrwortangi  scheint  sich  aber  auch  jetit  noch 
nicht  in  der  Gesetzgebung  dorchfOhren  zn  lassen. 

§.  50.   Einzelnes.   Directe  Besteuerung. 

S.  die  kttrzeren  Uebenicbteii  der  stentsreclitUehe»  Werke:  POzl.  Seydel,  bes. 

aber  für  das  finao/n m  litliclio  Detail  Hurk  II.  12—299.  Seisser's  zvreibänd.  Com- 
montar«  karzere  DarsteUaagen  ia  dea  betr.  Artikeln  des  H.  W.  B.  d.  St.  a.  Wörterb. 
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iL  Tetvahoac  über  die  einzelnen  Stcaern ,  aach  ia  meiner  Abh.  directe  Steoom  im 

Scbdnbcrf 'sehen  Handbach,  wo  mehrfach  die  baierische  Gesetzgebung  in  ihren  Eigen- 
thQmlichkciteji  characterisirt  wird.  Zur  Kriiik  die  gen.  Aofäftfze  von  llolferich 
«ttd  Eheber^,  dann  F.  M.  im  Jahrb.  f.  Nat.Ok.  B.  37  (1881)  S.  563«  fener 
K.  ßurkart  in  Hirth's  Annalen  1874,  S.  1G81  und  in  der  Schrift  Vi-rfWui-  und 
£efonD  der  dirccten  Steuern  und  der  Fiuaozreriraitung  in  Baiern,  2.  A.  1898.  Lötz, 
Relbm  der  direeteo  Stevern  in  ^erOf  Im  Arcbir  Ar  mic.  Gesetzgebung  1897,  B.  11. 

Die  Torttbergehende  EinfUbruDg  einer  allgemeinen  Ein- 
kommensteoer,  die  bleibende  einer  K apitalrentensteaer 
Süd  die  spätere  eingreifende  Reform  der  Gewerbes tener  ver- 
dankteo  in  Baiem  der  Ungenttgendheit  der  zor  Erfawnng  des  be- 
treffenden Erwerbs  bisher  bestimmten  Famlienstener  von  1814  und 
Ckwerbestener  ron  1819,  der  bereits  begonnenen  etwas  mehr 
indnstriestaatlieben  Entwieklnng  der  Volkswirthscbaft,  der  Ent- 
wiekluug  des  in  der  bisherigen  Stenerrerfassnng  ganz  nnzniftnglich 
belasteten  Ertrags  des  beweglichen  Vermögens  und  der  Credit- 
geschäfte  ihre  Entstehung.  Aber  auf  die  Eiutülirun^^  der  Einkorumen- 
tind  Kapitalrentensteuer  hatten  auch  die  politiscb-socialen  8u  omnngen 
des  Jahres  1848  und  neuere  allgemeine  theoretische  und  practische 
Momente  in  der  Besteuerung,  in  letzterer  Iliiusicht  auch  wohl 
speciell  bei  der  Kapitalrentensteuer  Vorgänge  in  anderen  deutschen 
btaaten,  so  in  Baden,  Eintiuss  ausgeübt.    Die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer blieb  allerdings  nur  ein  Experiment  von  kurzer 
Daner,  das,  bei  der  nngentlgenden  Abfassung  des  Gesetzes  selbst 
nnd  der  völlig  unzureichenden  AasfUhrang,  niebt  recht  gelang, 
finanziell  von  keinem  bedeutenden  Erfolge  war,  manche  Unzufrieden- 
heit in  den  Kreisen  der  Gensiten,  auch  wegen  der  Ungleichmlssig- 
keit  der  Veranlagung  und  bei  den  durch  die  anderen  ErtragssteDem 
mit  belasteten  Censiten  wegen  der  so  bewirkten  ,,Doppelbesteueraug'' 
fand,  dann  aber  auch  als  Kind  der  Bevolution  in  der  Reaetionszeit 
der  1850er  Jahre  noch  einer  besonderen  Abneigung  in  manchen 
Kreisen  begegnete.    Gegen  das  Princip  der  allgemeinen  Persoual- 
Qud  Einkommensteuer,  als  ungeeignet  t'ilr  Uaiern,  beweint  dieser 
misslungene  V- ersuch  von  1818  und  1800  nichts*),  vi>lkiids  nichts 
iu  der  Gegeuwait,  wo  die  ^\'euere^lt^\ n  khing  der  wirthschat'tlichcu 
Verhältnisse  mittlerweile  die  Ertrngsbesteuerung  noch  unzulänglicher 
{gemacht  und  den  Boden  für  die  Personalbcstcucrung  auch  in  dem 
wenn  auch  immer  noch  stark  agrarstaatlicheu  Baiern  noch  mehr 
vorbereitet  bat.    Die  Einbürgerung  der  Kapitalrentensteuer  als 
festes  Glied  der  Ertragsbesteuerung ,  zugleich  als  viertes  Glied 

*)  S.  Barkart,  diiecte  Stenern,  S.  SO.  nneli  Seisier  I,  11,  12. 
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neben  Grnnd-,  Gebäude-  und  zum  Tbeil  Gewerbesteuer  zur  Be- 
lastung des  fusdirten  Einkommens,  and  die  VenroUständiguDg  des 
Ertragssteuersystems  dnroh  di»  Einffln^ng  der  speeiellen  „Bio* 
kommenstener*S  vom  pers()nlicben  Erwerb,  welche  ausserdem  alle 
niebt  sebon  dureb  die  vier  anderen  Steuern  getroffenen  ErtiHge 
erfasst,  waren  das  bleibende  Ergebniss  der  dnrcb  die  1848er  Re- 
formen angebabnten  Entwicklung. 

Der  erbte  Vcrsucli  uiit  einer  oigeiiCü  Ivapital&tcU'T  und  Eiukomiaea- 
stenor  (Gesetz  rom  4.  Jnoi  1848).  die  nor  fQr  1  Jahr  bewilligt  wurden,  erwies  sich 
ganz  unzulänglicb.  wenn  die  neue  Kinkommcustcuer  auch  den  Zuvk  erreichte,  die 
Eiobusse,  welche  die  Aufhebung  der  t  ainiUeasteaer  im  rechbrheiui»cüea  Baiero  nod 
der  PenaoalBteoer  io  der  Pfalz  reranachte«  den  Finanzon  za  eraetzeo.  Verbesseniogea 
braehte  das  neue  ü»  ^et7.  vom  11.  Juli  1850  in  Belrcfl"  dieser  btjidon  Steuern. 

Bei  der  nunmehr  soo;cn.  Kapitalren  ton  Steuer  auf  Ertrüirinss  von  growShn- 
licliea  Darlebcn,  IlypoibcLcn,  Staats-  und  anderen  Wentipapicreu,  auch  Actien  u.  A.  in. 
bestand  Fassion.s-(Disclarations>)Pflicht  des  Zinsbeziehers.  Abweichend  von  den  Ver- 
liältiiisseii  bei  den  sonstiiren  Ertr'»g:Ksteuorn  war  Abzug  der  eigens  zu  zahlenden  Schuld- 
zin&cn  vom  bteoorpilicbtigcn  Zinsertrag  hier  gestattet  Steuerfrei  waren  nur  Beträge 
anter  20  H.,  und  aoch  nur  dann,  wenn  der  Dezieber  weniger  als  200  H.  Einlcommen'- 
Steuer  im  Ganzen  hatte.  Die  Eimicliding  der  Steuerbimpleii  (1  Kreuzer  vom  (luldeo 
Jahroscrtra^  als  eiufachea  Simplu»),  deren  Zahl  das  Finanigeseu  besütamte,  war 
aucb  hier  «getroffen. 

Die  EinL  ommenstenor  war  eine  wirklich  allgemeine  vom  aogea.  reioen  Ein- 
kommen, wesentlich  nnr  der  physischen  p  T-micn.  einerlei,  ob  das  Einkommen  schon 
von  einer  anderen  dircctcn  Steuer  getroUeo  war  oder  nicht  Die  Veranlagung  erfolgte 
ebeoftlls  anf  Grand  der  SelbstelDschltzanp.  Steverfret  war  Einkommen  bis  200  Ii., 
der  Steuerfuss  dann  bis  /u  2  iirogre-^siv.  befiirinond  mit  '/^  *  „  von  Uber  200— ?00  fl., 
bei  den  höheren  Einkommen  immer  2U0  ü.  freiias;<end  und  nur  den  Ueberschu^s  ire- 
wisscr  gesetzlicher  Einkommenstufen  mit  dem  höheren  S&u  treffend  ^800  —  4uiX>  SL 
mit  1,  die  nächsten  5000  fl.  mit  IV««  die  dann  fol^^eiiden  Beträge  mit2  V»^.  Bei  beiden, 
zumal  anch  hei  der  Einkommensteuer,  soll  sich  das  l  as^ionsr  rfiihren  gar  nicht  be- 
währt haben.  Keuc  Missverhältuisse  ergaben  sich  aus  der  GcwerUesteuerreform  von 
1852.  "Ea  war  so  nicht  gelanget  der  Porsonalsteuer  eine  richtige  Stellnog  im  System 
der  dirccten  Steuern  neben  den  Eriragsstcticm  /,u  geben. 

Diese  und  andere  oben  angedeuteten  Schwierigkeiten,  namentlich  auch  die  mi^ 
Jicbigc  Doppelbesteuerung  suchte  man  dann  im  Jahre  1856  dadurch  za  beseitigen, 
daas  man  die  allgemeine  Einkommcnsteaersa  einer  specieUon  Einkommcnsteaer 
nur  von  denjcni^nMi  Erweihs-  be/.w.  Einkommenarton  znsummenschrampfen  Hess,  welche 
durch  keine  der  anderen  dirccten  Steuern  bereits  getrotten  wurden.  Dies  geschah 
dnrcb  das  nene  Eiokoromensteoergesetz  Tom  31.  Mai  1856.  Einer  solchen  Steaor 
und  auch  dieser  baierischen  kiebt  ^wnr  unvermeidlich  imtocr  etwas  wirklich  PcRMnal- 
bteuerarliges  an,  noch  in  höherem  Maasso  als  der  Kapitalrenten-  und  zum  Theil  der 
Gewerhestoaer,  bei  der  sich  da^  aach  nicht  ganz  vermeiden  l&99t  (S.  meine  Abh. 
directo  Stenern  in  SchAnbergs  Handb.  4.  A.,  III,  S.  865  If,  400  ff).  Sie  iit  dalier 
keine  reine  Ertragssteuer  und  auch  deswegen  keiti  den  anderen  Ertragrssteuern  homo- 
genes Glied.  Aber  bie  stellt  sich  doch  immerhin  als  eine  folgerichtige  Entwicklung 
des  Gedankens  dos  Ertragsstenenrirstems  dar.  und  ?on  der  Einricbtang  der  bainisehen 
Einkommensteuer  von  1856  gilt  das  noch  in  besonderem  Mnassc.  Diese  Steuer  1  il  l  t 
bis  in  die  Gegenwart,  später  mit  den  die  Grundlage  nicht  berührenden  Veränderungen, 
welche  sie  1881  (Gesetz  vom  19.  Mai)  erhielt,  das  fünfte  Glied  der  baierisdiea 
direcieo  Besteaernng. 

in  lieuibciben  Jabre  1856  hat  dann  auch  eine  Revision  des 
K  apital r  e n  t  c  n  s t  c  n  e  r  s  c  tzes  von  1850  durch  das  Grsi  tz 
vom  31.  Mai  lö5U  stattgeiunden.   Letzteres  hat  unter  Festbaltuug 
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Miner  Grandlagen  dann  in  der  Reform  von  1881  ebenfalls  wieder 
eine  ReviBion  erfahren  (Gesetx  vom  19.  Mai  1881).  Aueb  dae 
Gewerbestenergesetz  vom  28.  Mai  1852  iet  dnreh  Geeete 

Tom  1.  Jali  1856  unweeentlich,  stärker,  aber  doch  wiederum  unter 
Festhaltiin'i:  der  Haupt|iunctc  der  techniscbea  CoDstruction  der 
Stener,  durch  Gesetz  vom  Mai  1881  revidirt  worden.  In  dem- 
selben Jahre  185^  i^jt  ferner  noch  eine  Veränderung  des  Haus- 
ßieuerg  e 8 e  t  z  e  s  von  1828  in  Bezug  auf  V'ornabnie  örtlicher 
Revisionen  erloigt  (Gesotz  vom  10.  Jan.  1856).  Im  Jahre  1881  hat 
die  Uausstener  wie  auch  die  Grundsteuer  dann  ebent'alis 
wieder  eine  Beviflion,  durchweg  ohne  Abändernng  der  steuertech- 
Dischen  Grundlagen,  gefunden  (Gesetz  vom  19.  Mai  1881).  So  ist 
die  directe  Besteuerung  fiaiems  im  Wesentiicben  im  Jabre  1856 
xam  Abaeblnss  gelangt  nnd  im  Jabre  1881  nnr  einer  mebr  oder 
minder,  am  Meisten  noeb  bei  der  Gewerbesteuer ,  aber  nirgends 
tiefer  prinoipiell  nnd  steaerteebniseb  eingreifenden  Revision  nnter- 
zogen  worden.  Ergänzend  trat  nnr  im  Jabre  1879  (Gesetz  vom 
10.  MUrz)  eine  Gewerbesteuer  vom  Gewerbebetrieb  ira 
Umberziehen  hinzu. 

Auch  hier  soll,  dem  Charactcr  dieser  „üebersichten  der  Besteucrong"  gemäss 
(o  S.  2)  nicht  näher  in  das  Einzelue  der  Coostructioit  der  Steuern  uud  das  Detail  der 
Gesetze,  n«ai«aiUch  ench  nicht  in  das  m  steh  far  die  DurcbfUbiaDf  ja  besonders 
vicbtige  Veranlagangsrerfahren  und  die  ^osetzlicben  Bestimmungen  darüber  ein- 
gegaagea  verdea,  wofür  aof  die  obes  8.  152  gea.  Litteratuff  besonders  auf  Hock 
ud  B«iBs«r,  Air  die  Gewerbcaiaoer  avch  auf  Yocke'a  Gonunenttf  (1888)  fer- 
Tiescn  wird.  Im  Folgenden  daher  nnr  Einiges  zur  üricntirung  über  die  Ilaupt- 
pUQCto  der  tediDiscben  Construction  der  drei  neuereu  baicrischcn  Ertragssteuern. 
der  Etnkommett» ,  Kapitalrenten-  und  tieirerbestcuer,  and  ztrar  nach  der  einstweilen 
abschliessenden  Berision  in  den  GetetMik  roD  1881 ,  ohne  näheres  Eiogohtti  Mf  die 
Verschiedenheiten  zwiscboii  diesen  um!  den  G^'sctzm  von  1856.  Dafür  mn*?«?  hier  auf 
die  Vergleichang  der  Gesetze  selbst  und  auf  die  oben  genannte  Littcratur,  besonders 
SefMer'a  Bo^  verwieMn  weiden. 

Es  sei  darüber  hier  aar  bemerkt.  da>s  die  Gcsct/,!;ebuiig  von  1881  nach  den  mit 
den  Gesetzen  vor  1856  in  der  Praxis  gemachten  Erfahrungen  ,  namentlich  iu  einigen 
Psaeten  des  Veranlagungsrcrfahrens.  der  Coutrolen.  Straf  bestimmungen  Verbesserungen 
gegen  die  frühere  Gesetzgebung  gebracht  bat.  Erfolge,  besonders  Im!  der  Einkommen- 
und  Kapitalrentcnsteucr,  sind  auch  nicht  ausj^cbliebon  und  ffhlcn  auch  bei  der  Ge- 
verbesteaer  nicht.  Wenn  sie  nicht  noch  grösser  waren  uud  der  beutige  Zustand 
vleder  so  venig  befiiedigettd  ersebelot ,  beisooders  aof  dem  Gebiete  der  Oeverbe- 
besteoeruDg,  nach  dem  Gesetz  von  1881,  dass  man  gegenwärtig  (1>^07  wieder  mit 
einer  Bevisiou  beschiü'tigt  ist  (s.  u.  §.  51),  so  liegt  die  Schuld  zwar  immer  noch  mit 
M  Hlngeln  des  Veranlagungsveriahreas.  Die  ganze  Veranlagung  ist  zu  einseitig 
beroauiratiscb ,  verlegte,  besonders  bei  der  Gewerbcsteaer,  den  Schwerpunct  zu  sehr 
in  die  Thätifrkeit  des  Hentamts,  dessen  cranze  Einrichtung  und  Function,  wie  Burkart 
tlbeneugeud  nachweist,  diesen  Atifgaben  bei  der  Besteuerung  nicht  entspricht,  so 
vcgra  der  Belastang  mit  Caasen'  nnd  Bechnungsgesehiftra.  der  Haftung  der  Benft- 
*iDtsvorstcher  für  ihr  Hilfr^personal ,  der  persönlichen  Iriferes?irtheit  an  den  Steuer- 
^gängen  in  Folge  dei»  Bezugs  von  Tanti'-men  daraus,  einem  Uaupttlieil  der  persOn- 
neben  Xinnahmen  dieser  Beamten.  Die  nebenhergehenden  Fauienspilichten  der 
<Mlen  bd  der  Einkomneo-  und  Kapitalrenteniteaer,  die  StenerldlningspdUchtea  der 
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Censiten  bei  der  Gewerbesfeuer,  die  bei  der  Verfinla^iinp  mit  fnngireoden  Steuemus- 
scbttsse,  besoaders  bei  der  Gewerbesteuer,  liefera  im  Uahmen  des  gaozea  Verani»g;angs- 
Terfthress  kein«  genugende  Bürgschaft  fnr  richtige  EinschitzoDg.  Die  Hitviitmiif 
der  GeDK'inJcn  bei  der  Voraalaguog  fehlt  beinahe  ganz.  Aber  alle  diese  MÄnircl 
wiegen  für  das  £rgebnisä,  die  ougeoUgeude  Veranlagung  der  Einkommen-,  Kapital- 
renteii-  mid  beeonders  der  GeverbestetierplUcbtigeu ,  nleht  eo  aehwer  ab  die  falsche 
CoQStraetion  der  Steuern  selbst,  immerhin  neck  veniger  der  Einliommen-  und  Kapital* 
renten-,  um  so  mehr  der  Gewerbesteuer  wegen  des  f-sf •erhaltenen  Ertragssteuer» 
characters  dieser  Steuern.  Dieser  Cbaracter  steht  eiumai  mit  den  starkeo  personal' 
ateoenrtigen  Elementen,  weldie  nnfenneidlieh  in  den  beiden  erst  genannten  Skenen 
mit  enthalten  sind  und  auch  in  der  Gewerbesteuer  nicht  fehlen,  in  anliHibarem 
Widerspruch.  Die  zwar  nicht  mehr  rein  darcbgefahrte  Methode  der  Bc&teaemi^ 
,,oaeh  ftnsseren  Merlnnlen**  gestattet  bei  so  verladeiliclier  TechnÜt  ond  Oeleiiomft 
im  Gewerbowesen,  vie  heute  und  in  der  Acra  der  Gewerbefreiheit,  auch  bei  der  un- 
geheueren Ikdeufong  der  leitenden  r.T-ni  lichkcit  für  den  EffoI|r  des  Gewerbcbetriebä 
fichiechtcrüing:>  auch  bei  noch  »o  rcrvoiiiiommnetem  und  wiriilich  zweckmättsigeifl 
Veranlagiingsverfahrcn  eben  einmal  keine  wirklich  befriedigende  gleichmlaalg«  Be- 
steuerung der  (lewoibe  mehr,  ma^r  ii-m  in  den  M  r!; malen  noch  so  sehr  specialif;iroii 
und  casoistisch  rerfahren.  Die  erfolgte  Ergänzung  der  Methode  durch  gelegentliches 
Zurückgehen  auf  den  Ertrag  als  Grundlage  der  Steuer  selbst,  so  richtig  im  Prineip 
letzteres  ist.  bringt  aber  ein  mit  der  sonstigen  Grundlage  der  Gewerbesteuer  nach  der 
Merkmalmethode  eben  wieder  in  Widerspruch  stehendes  Element  hinein,  wodurch 
voUüuüa  diu  Gleichmüs.siglkeit  der  Veranlagung  gestOrt,  ja  2cr:»t(jrt  wird.  Dc^wegea  ist 
es  schwer,  an  einen  besonders  günstigen  Erfolg  der  Rensioosbestrebungen  in  den 
neuen  Gesetzentwürfen  von  1897  zu  glauben  (s.  a.  51).  Auf  dem  Buden  ^- t 
Ertragbbeöteuerung  und  zumal  mit  der,  wenn  auch  in  Combioation  mit  einer  anderen 
Hethodo  angevandten  Merkmatmethode  bei  der  Gewerbesteuer  lassen  sieh  sebweilieli 
die  xVuf^abeu  lOscn,  welche  heutzutage  bei  der  directen  Siaatsbosteuerung  der  darch 
die  baierisrhcn  rrcnannten  drei  Steuern  m  treflenden  £inktUifto  einmal  rorlie|peil 
(s.  bes.  Burkart Kritik,  auch  Lötz  a.  u.  Ü.). 

Die  sogen.  Einkommensteuer,  welche  im  Sinne  der  baiorischcn  YerCMMin^ 
nh  Personalbteuer  gilt,  trifTt  Jidi.n.  der  ein  nicht  durch  eine  der  anderen  grossen 
directen  Steuern  schon  getrotlenes,  einerlei  ob  ständiges  oder  unständiges,  ob  in  Ueld, 
Geldeswerth  oder  geldwerthem  Nutxgennss  bestehendes  Einkommen  bedeht  (Alt.  1). 
Diebe  negative  Umgrenzung  wird  dann  positi?  näher  bestimmt,  indem  die  der  Steuer 
unfcrwori'enen  Einkommen  angeeebcn  und  dabei  in  drei  Abdieilnngen  gebracht  werden, 
neuilicb  1)  aiiä  Lohnarbeit  ^eiiifuche  Tagearbeit  aller  Art;  aucli  Verdienst  von 
flehreibern  und  anderen  Personen  In  einem  nicht  l&ngor  als  1  Monat  gesicherten 
DieostFerliiiltnissV,  2)  Einkommen  aus  wissenschaftlicher  und  künstlerischer 
Beschäftigung  aJler  Art,  also  wesentlich  aus  liberalen,  nicht  mit  festem  Gehalt 
u.  dgl.  Terbondenen  Berufen,  femer  Einkommen  ?on  Pichtern  aus  erpachtetea 
Oekoncmi«  guti  rii  und  von  Verpächtern  aus  Verpachtung  von  Gewerben,  endlich 
auch  Einkommen  aus  Bergbau:  ?,)  Einkommen  aus  B es o  1  d an g e  ii .  Dien^i- 
emolumentcn ,  Pensionen  u.  dgl.  bj.  in  allen  Arten  öffentlichen  Dicn&tes,  sowie 
auch  aus  dienstvertragUch  l&ngcr  als  1  Monat  gesicherten  gleichen  Bezügen  von 
P  ri  V  a  t  bedien^teten .  ferner  auch  Einlvommen  aTis  Wittamen,  l'iiilienden.  Austrügen. 
Leibrcnicii  und  anderen  derartigen  Bezügen,  mic  denen  keine  Verptlichtung  zur  Dienst- 
leistung verbunden  ist  (Art.  2).  Diese  drei  Abtheilungen  bilden  nun  auch  die  Grund- 
lage für  die  Veranlngnng  und  fUr  die  Festsetzung  der  Steuers(  huldigkeiten.  weshalb 
man  im  Rahmen  dieser  Steuern  allenfalls  drei  speciclle  Steui  tn  vereinigt  finden  könnte. 
Im  Priucip  besteht  dabei  in  keiner  Ablhciluug  ein  steucrfieios  ,.E.\i»tenzmiuiuiuiü", 
was  ( igentlich  innerhalb  dos  Ertragsstenersystems  folgerichtig  un<i  in  (  ebereinstimmunf 
mit  deti  uiiriLr-  ii  Krtragsstenern  ist.  Doch  kommen  practisch  in  Folge  der  Bestimmnngen 
tibcr  Befreiungen  von  der  Steuer  (Art.  11)  Freilassungen  vor,  so  u.  A.  für  Personen 
unter  18  Jahren  fQr  ihren  ArbeitSTerdienst.  Idr  die  im  Brod  ihrsr  Dlensthenea 
stehenden,  nicht  eigene  Wohnung  habenden  Personen  mit  weniger  als  1  M.  80  Pf. 
Tagesverdienst  (Dienstboten  u.  dgl.),  auch  für  \\  ittwen  und  Hiuterlasscne  von  Personen 
der  3.  Abtheilung  mit  Pension  u.  s.  w.  unter  500  M.  und  nicht  noch  weilcrem  Ein- 
kommen von  500  M.  und  mehr.  Auch  wird  auf  Antrag  der  Betreffenden  die  Frei- 
stellung der  Censiten  der  1.  AbtheUuog  (Arbeiter  u«  dgl.)  gewAbrt,  wenn  ihr  £ia- 
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lommeD  400  M.  jährlich  nicht  Ubersteigt  (Art.  13).  In  der  ersten  Abthcilang,  woscDt* 
lieh  einer  dirocten  Lohnstener,  werden  die  Ccnsilen  nnch  Maassg^ahe  des  cintSsrig-en 
ArbcitSforditutötDä  ia  4  Stufen  zu  GO,  90,  140  und  180  Pfennig  Steuer  veranlagt. 
HBheie  LUine  fkUcn  mit  nnter  Abth.  8.  In  der  2.  AbthdllUif,  wesentlich  einer 
directen  Steoer  auf  liberale  Berufe  u.  d^l.  (nebst  Päclift-rn  n.  s.  v.)  wordon  Ein- 
JuHnmeiuttQfen  frebildet  und  mit  bestimmten  Steuersätzen  im  Gesetz  belehrt  (bis  äöO  M. 
90  tu  850—500  M.  180  Pf.  n.  t.  v.,  2000-2400  M.  16  II.  20  P£,  8500—10.200  IL 
100  M..  für  jede  weitere  1800  M.  mehr  18  M..  also  1  7o  etwas  degressirer  Fuss 
daninterV  In  der  3.  Abtbeilunp:.  wesentlich  einer  Besoldun^s-,  daher  («Tfrentlichc 
und  Fri!fat-)BeÄintensteuer  ist  dagegen  die  Steuer  in  Procenten  vuiii  J'mkommen 
aas^edrudct,  sie  beginnt  mit  V»  */o       ^'c  «"tan  1020  M..  beträgt  ,  für  die 

folgeuden  510  M  und  für  die  höheren  Einkommen  darüber  hinaus  I  „  Art.  .'.). 
Am»  den  Bestimmungen  Uber  das  Veranlaguogsrerfabren  sei  hier  nor  erwabut,  da^ 
Faaians-  (I>eeUi»tioM-)Pfieht  der  Gensiteo  bMteht,  vobei  nach  emdichen  Formnlnren 
über  Art.  Höhe  des  Einkommens  und  tlber  statthafte  Abzüge  Angaben  zu  machen 
imd  I  Art,  22).  Auch  haben  die  Arbeit-,  Lohn-,  (ichaltpeber  die  Verpflichtung,  über 
die  Empfang'cr  und  die  diesen  vun  ihnen  gezahlten  Beträge  Angaben  zu  macheu. 
Die  Steuer  wird  nur  alle  4  Jahre  neu  ?cranlagt 

Die  besondere  Schwäche  der  allgemeinen  Einkommensteuer  von  1850  urH  f^uch 
noch  des  Gesetzes  ?oa  18^  lag  in  den  ungenügenden  (iarantieen  ftlr  die  Erfüllung  der 
FMdentpfllcht  der  Gensiten,  besondera  der  Abtb.  II  (t.  Bheber^  a.  e.  O.  S.  95). 
Hierin  sind  Verbesserungen  im  (lesetz  von  1881  eingetreten.  Aber  nach  den 
statistischen  Ergebnissen  der  Abth.  II  möchte  man  auch  jetzt  noch  auf  grosse  Mangel- 
haftigkeit der  Declarationen,  der  Coairolcn  und  des  ganzen  Voranlagnngsrcrfahrens 
schheäsen  und  die  finandellen  Ergebnisse  der  Abth.  I  sind  so  geriogfugig.  dass  auch 
hier  Mangel  der  Veranlagung  vorliegen  müssen  und  eine  Befreiung  der  kleinen  Zahl 
der  ZOT  Steuer  herangezogenen  Peruonen  ohne  vesenilicbe  finanzielle  Opfer  erfolge 
hOeete.  D«r  Sebwerpnnet  der  Stener  Uegt  darebane  In  der  Abtb.  III  (Beseldnuirsn 
u.  s.  w  )  s  die  Tabelle  in  Baleriflcben  etadaüacben  Jahrbuch  B.  8  (1897),  &  208. 
Danach  war  z.  B. 

Tab.  31.  Steuerperiode  Steuerperiode 

Baier.  188^  1894/97 

£iakoBmen*  Zahl  der  Stenerbetr.  Zahl  der  Stcuerbetr* 

Steuer  «Jensiten  1000  M.  (Jensiten  1000  M. 

▲btb.  I.  189.400  225  187.980  167 

n  II.  21.018  140  ^?.  m  m 

H  m.  349.701  1.23Ö  4.59  588  1.994 

Snue  560.179  1.000  620.962  2.851 

Oer  Stenerbetrat;  bezieht  sich  auf  die  einfacbe  Jabreesteuer.  Der  Durchschnitts- 
betraz  an  Sfeoor  für  den  Censiten  der  1.  Abth.  war  in  der  ersten  Periode  1.19.  in 
da  zveitcn  X  21  M.,  in  der  2  Abtb.  t).05  und  8.04.  in  der  3.  Abth.  3.53  und  4^, 
im  Ganxea  2.88  nnd  8.79  M.  Hit  Ober  5100  M.  Einkommen  waren  in  der  2.  Abtb. 
in  der  ersten  Periode  nur  328.  in  der  zweiten  nur  719  CensiEiten  eingeschätzt,  daron 
tü)er  10.200  M.  nur  bezw.  56  und  110,  wobei  zu  beacliten  ist,  dass  Bergbau  und 
Pachtungen  io  dieser  Abtheitung  mit  stehen.  In  der  8.  Abth.,  wobin  die  dffentlicben 
und  Piivatbeamten  mit  ganz  oder  grofiseMtbeils  genau  bekanntem  Einkommen  gehören, 
varen  die  Stenerstufen  von  über  T>\00  M.  Einkemmen  in  dw  gen.  beiden  Pecieden 
dagegen  mit  2038  und  38ii7  Ccnsiten  besetzt. 

XMe  Kapitalrentenetener  triSt  Leihzinsen  nnd  Renten  aller  Art  ans  Dar- 
lehen. Wenhpapicrcn.  Actien,  auch  die  in  n  inell)  unrcrzinsliohcn  Porderonjrcn  ent- 
haltenen (Art  1).  Steuerfrei  sind  nur  Beträge  ron  unter  40  M.  Jabreszins,  ferner 
bis  200  NU  Venn  die  Bezieher  zugleich  erwerbsneflbfir  sind  nnd  kein  anderes  stener- 
bares  Einkommen  besitzen  (Art.  2.  7  Nr.  8).  Der  Steuerfuts  ist  ein  progressiver 
(bezw.  deeressiTcr),  er  bctrSet  Po**'«  für  40-100  M.  J.ihresrMitc  2  für  100  -  400, 
2V,  für  400—700,  3  für  700— lOOO  und  3Vt  "^^^  lUUO  M.  Kcnte  (Art.  2). 

Vittwen  nnd  mindeijihiige  Waisen  zahlen  fnr  Kenten  bis  500  M.  nnr  den  halben 
Steaersatz,  wenn  sie  nicht  ausserdem  noch  anderweites  Einkommen  von  wenigstens 
^  M.  haben  ^Ait  7  Kr.  9).  Von  der  Sommo  des  Kentcnbezu^  darf  der  an  Passi?- 
linen  n  entricbtende  Betrag  nnd  ebenso  Jeder  Betrag  der  Lasten,  welche  einen 
Mnwtbinn  JUpUnlrenlenbeciig  nacbweisUdi  prifatrechtticb  anferlegt  sind,  nbgenegon 
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werden  (Art.  5):  zwar  im  Widenpracb,  wie  schon  bemerkt,  mit  der  im  Ganzes 
bestehenden  Nicht-Ab/ugfahigkeit  von  bcholdzinsen  bei  den  anderen  Ertngvsleaeni, 
Aber  gerade  bei  diesem  „ZinsoinkomiBeii**  doch  eine  nahe  liegende  Conces^ion.  aus 
der  freilii  h  ei^renthümliche  Consequenzcn  sich  ergeben  können.  St(>»ierpflirbti|r  ist 
die  im  thaisäcbiicben  Uenuss  der  iieate  ütehcudc  Person,  ?ertragt>ma6i>igti  CebernaiiiDe 
der  Steuer  dvrch  den  Seholdner  ist  ongiltig  (rechtlich  nawirksam)  (Art.  6).  EfM 
grössere  Reibe  von  Aiisnaliuien  von  der  Steuer  ist  «ewabrt  (Art  4).  Das  Veranlagooga- 
vorfahren  beruht  auch  bei  dieser  Steuer  auf  der  l^assionspflicht  der  im  (ienoa&e  ateoer* 
pUicbiiger  Kenten  stehenden  Personen  (Art.  12).  Auch  hief  haben  sich  Missttinde 
bei  QDgenügenden  Gontrolen  und  StrafbeslünniDngen  des  Gesetzes  von  1856  gezeiitt, 
die  man  duicb  ncne  und  verschärfte  Normen  im  Gesetz  von  1881  zu  be^eitieen  r<»r- 
«ucht  bat  (s.  Abscbn.  vom  Verfahren  Art  11  U.,  von  den  Bechtsmiitelu  Art.  18  if, 
Ton  den  Strafbestimmungen  Art  28  IT.i.  Di«  Venuiln«nuif  dieser  Stener  erfolft  for 
zwei  Jabre.  Nach  dei  Steuerstatistik  haben  sich  die  Ertr&gnisse  nicht  unbeträchtlich 
gehoben ,  ob  ausreichend  und  ob  die  b  assioobptiicbt  jetxt  richtig  erfoUt  wird  und  die 
Controlen  und  Sirafbestimranngen  genügen,  steht  Uber  wohl  fmner  noch  dnhin.  In 
der  Stonerperiodo  1882/83  und  1894/95  hind  196.711  und  220  700  Ojnsiten  veranlagt 
worden,  mit  einem  einfarh' ii  Jabroäbteuerbetra?  von  S  KiU.OOO  und  4.327.fH)0  M., 
da?on  Cenbiteu  mit  Uber  9000  M.  lUinte  bciw.  981  und  1582  (Stat.  Jahrb.  f.  1897, 
8.  205).  Bei  der  Rerision  des  Gesetzes  im  Jahre  1881  hat  man  die  Frage  erwöge«, 
üb  die  Steuer  nicht  in  eine  Objecthteucr,  mit  directcr  Vcranlauung  auf  den  Zins- 
coupon u.  8.  w.  im  fiäcaliscben  lutcresüo  (erwanddt  werden  könne  (sogen.  CJoopoo-' 
Steuer),  doch  ist  es  nicht  dexa  gekoionien  (8.8eisser*s  Gonunentar  I,  1.  A., 

Das  eigenartigste,  daher  auch  finanzwi&senschaftlich  intereiisantcsto  Glied  der 
baierischen  direclcn  Besteuerung  ist  die  Gewerbesteuer.  Sic  stellt  sich  al-«  '^inc 
höclist  speciaiisirende ,  darin  weiter  als  jede  andere  Gesetzgebung  gehende,  der  iraa- 
laaischen  Patentstener  (Fin.  III.  §  198  ff.)  in  dieser  Beriehnng  sich  nähernde  Clnssen- 
Gewe  rbesteu  er  nach  der  Motliode  der  „äusseren  Merkmale"  dar  (s.  mein  y 
Abb.  directe  Steuern  im  Schön berg'schen  Uandbach  4.  A.,  III,  S.  385,  390  tf.).  I>ie6e 
Methode  ist  aber  eigenthQmlich  ansgestaltet  und  noch  mit  anderen  Stenennethoden  Tep> 
buuden,  so  erfolgt  in  gewissen  Fällen  doch  Einschätzung  statt  nach  äusseren  Merkmalen 
nach  Ertrags-  und  Kapitalwerthsanschläjien,  r^ucb  bisweilen  mit  Declarationspflicht  der 
Ceusiteu  Uber  Ertrag  und  Betriebi»käpiial .  in  anderen  Fällen  wieder  nach  freiem  Er- 
Deelen  der  Einsteaerougaorgane  innerhalb  eines  Spielraumes  von  Gl8SsenBteoer»&tzen. 
Ihre  besondere  technische  EigenthümlicM  -it  liat  die  Steuer  in  der  gnindsätzlichen 
und  consequcut  durcbgeiührteu  Unterscheidung  von  Steuer  nach  der  liormalaulage, 
VC  das  Gewerbe  in  festem  Ansatz  besteaert  wird,  nnd  nach  der  Betriebsnnlage, 
wo  die  Steuer  veränderlich  ist  und  sich  nach  dem  auf  bestimmte  Zeitabschnitte 
berechneten  Betriebsnmfange  richtet  (Gesetz  von  18^1,  Art.  4)  Auch  darin  lii'pt  io 
einer  Hinsicht  eine  priucipielle  Aehnlichkeit  mit  dcu  hxcu,  den  proportionalen  und 
den  reränderlichen  8tO!ieTi>ftrzen  der  französischen  Patentsteucr  (Fin.  III,  §.  200).  nir 
dass  die  («niiidlane  der  l'ntcrr-choidnng  in  beiden  Fallen  versclneden  ist.  Da^  Gesetz 
Tou  1881  brachte  gegcntiber  dem  von  1856,  welches  sich  noch  an  die  Normen  des 
Slteren  balerischen  Gewerberechts  von  1825  angeschlossen  hatte,  die  Beeiimnnngen 
in  Einklang  mit  dem  neueren  baieriscbeu  und  Keichsgewerberecht  und  veränderte 
Verbchiedencs  in  d<  m  alten  Gesetze  <s.  Seisser's  Couimentar  II,  2.  A..  S.  VllI  ff., 
Uber  dcü  Verlauf  (icr  lugiälativen  Arbeit).  Mit  der  Steuer  ist.  ihrem  Cbaracter  als 
Glassen-Gewerbetiteaer  gemiss,  ein  umfassender  Tarif  rerbunden. 

Es  ergicbt  sich  so  ein  Clas^ensystotn  von  <iattnn  ffsclasson  IG  Hatjpt- 
und  141  ünterabtbeiluugen  im  Tarif,  vielfach  mit  weiteren  ünterabtbeilungeu)  mit 
festen  Steversfttzen ,  dann  von  Betriebsomfangsctassen  mit  verinderlichen 
Stenersät/eri ,  endhcii  von  Ort  NC  hissen  (nach  der  Bevölkerung,  4,  unter  1000, 
1000—4000.  4— 2U.00O.  nher  2<)00<j  Einwohner)  nnd  danach  ab<restnften  StenersStzen. 
FUr  den  ßetrieböuuituii)^  (die  ]{eirii  !j>anlage'l  dieueu  gesetzlich  (Art.  G)  eine  Kuiha 
äusserlich  erkennbarer  Merkmal*-  al>  .Vnhalspuucte:  Zahl  der  im  Gewerbe  verwendeten 
Gehilfen  nnd  Arbeiter,  Menge  des  Verbraudis  oder  der  Er/'-nu-t  i  se ,  Zahl  und  Art 
der  zum  Zwecke  dea  Gewcibebetriebea  aufgestellten  und  in  Gebrauch  bcbndlicben 
Vor-  nnd  Einrichtongen .  Mabcbinen  n.  dgl.  Bei  vdchen  Gewerben  diese  Merkmale 
und  welche  »pocielleii  davon  dann  bei  der  Besteuerung  zu  Grunde  gelegt  werden, 
giebt  der  Tarif  an  und  zwar  nach  dem  Stande  der  der  zwe^ährigen  Stenenaiagje 
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oamittelbiir  rorantrceangcn«»!!  beiden  Jahre .  woraus  sich  inissliche  Folgen  crgebea 
iöimaa,  indem  ein  (ieverbo  2  Jahre  lang  nach  seinem  früheren  Umfang  ba^teaert  wird. 
Wo  dieie  MerlotAle  nun  fehlen  oder  «BzareicheDd  sind,  wird  die  Betriebmulage 
nach  dem  j&hrlichen  Ertraxsan schlau  beincsson  (Art  7)  und  ron  letzterem  dann 
■'4 — IV,  in  besonders  bezeichneten  Kümmern  des  Tarifs  bis  2' ;  */o  F^  rriobs- 
aiüagü  angesetzt.  Dabei  soll  innerhalb  des  gegebeneu  iSpiclraumä,  äutcru  der  iarif 
uelint  Aadcres  bestimmt  hat,  ein  höherer  oder  geringerer  Satz  gewählt  werden,  je 
fiachdeni  die  HClio  de-^  roransrhlapten  Krtrairnisses  mehr  irom  Betriebskapital  oder 
Tom  persönlichen  Arbeitsrerdienst  abhängt,  mit  einer  weiteren  Einschr&akoog,  Art.  7, 
Ab«.  S,  indem  nemlich  bei  dnen  Eilngsanschlage  ron  bis  2050  AI.  als  Betriebe- 
aolace  die  ent>prcchenden  Sätze  der  Einkommensteuer  der  Abth.  II  an  11  n- enden  sind. 
Durch  die  vOliig  unorganische  Verbindung  der  BcstcueruDg:  nach  Merkmahn  in  den 
meisten,  nach  dem  Ertragcanschlag  iu  einer  Minderzahl  ron  Fällen  und  durch  die 
Festsetzung  jener  Procente  bei  den  Eitra^tsanschlügen  kommt  in  die  Steuer  etvaeiehr 
^\  :!l':  !hrJiclies  hinein,  fclilt  eben  jetle  Garantie  der  gleichmässigea  Veranlagung,  auch 
venu  ütreng  gcsetzmässig  vorgegangen  and  durch  Berufung  u.  s.  w.  keine  oder 
wieder  nar  eine  wUlkdbrliche  Aenderang  der  Einschitznng  herbelfeflkhn  wird.  In 
z.ihlreichen  Fällen  enthTilt  der  Tarif  nicht  versrhiedeno  Silf/e  für  verschiedene  Orte, 
die  betretenden  bewerbe  gelten  dann  nicht  als  nur  für  den  Ortsbedarf  arbeitende, 
hier  kommt  immer  der  höchste  Ortsciasseosatz  zur  Anwendung  (Art.  5).  FUr  Uewcrbe, 
welche  nach  Vergleicbung  mit  anderen  tiberbUrdct  erscheinen,  kann  zur  Ausglcichnng: 
der  Steueranlagen  die  Normal-  und  ßetrieb>an!af;e  bis  zur  llfilfte  ausnahmsweise  von 
der  Einsteuerungsbehördo  (Kentamt  in  Vcibiudung  mit  Stcuerausscbuss)  ermäsaigt 
(Art  19),  anderseits  bei  besonders  gttnsiigen  Verhftltnitnen  aneh  die  Gewerbestener 
in  vom  Oese'/,  angegebener  Weise  (Art.  20)  erhobt  weiden.  Aus  den  Bestimmungen 
aber  die  V  0 ra nlagu  ng  sei  nur  erwähnt,  daas die  (iewerbetreibenden  Steuererklärungen, 
Q.  A.  Uber  die  Merkmale,  nach  denen  zur  Betriebsanlago  eingescbitzt  wird,  abzugeben 
haben  (Art.  24).  Ueber  den  Ertni;  selbst  und  die  HAhe  des  Betriebskapitals  ist  der 
Gewerbetreibende  Angaben  zu  machen  nicht  verpflichtet.  Darüber  f^oll  das  Rentamt 
sieb  „durch  Einziehung  Terläs^iger  Nachrichten  Kenntniss  verschaffen'*!!)  (Art.  26,  Nr.  2), 
doch  kann  der  Gewerbeeteueransechnie  nnter  Androhnng  einer  Ordnnogastnfe  (bis 
•'0  M.,  Art.  6I>^  auf  bestimmte  Frau'en  Auskunft  Tom  Steuerpflichtigen  verlangen  und 
zwar  ausdrttclJicli  auch  ttber  die  i^iöhe  des  jährlichen  Ertrags  eines  Gewerbes  und 
des  darin  rerwendeten  Betriebskapitals  (Ait  35,  Abs.  3).  Die  Prüfung  der  Sleeer- 
ertJ&nJOgeD  nnd  die  Festsetzung  der  Einträge  in  die  Steuerlisto  erfolgt  durch  einen 
Ar  jeden  Rentamtsbezirk  gebildeten  Gewerbeausschuss,  der  aus  6  MitsrÜcdern  besteht, 
deren  einer  als  Vorsitzender  von  der  Staatsbehörde  ernannt,  4  staudiRe  nach  bu- 
stfMnteni  Modve  fbr  den  ganzen  Rentamtsbeilrk  gewililte,  1  wechselndes,  welches 
f^r  die  Gemeinde,  aas  der  Steuererklärungen  geprüft  werden,  von  der  Gem<'inde- 
rerwaltnng  bestimmt  wird,  iu  Städten  eventuell  für  jede  Uaujitkategoric  der  Gewerbe 
(Abtb.  A— F)  besonders  (s.  des  Einzelne  Art  28  noch  die  Kritik  Bnrkart*8 
t.  a.  0.  S.  7  ff.). 

Die  practischc  Durchftlhninßr  der  Veranlagung  besteht  also  darin .  dasg  auf 
(irund  der  fUr  jeden  Gewerbebetrieb  ermittelten  Classifications-ThatsAcLea  dieser  Betrieb 
ntn  nadi  den  detaillirten  Glaseenschematismus  des  Gesetze»  niit  den  bctreöendeii 
^teupf-Stzcn  des  letzteren  belebt  wird.  Die  Tarifsätze  der  Normalanlage  sind  nach 
Uewerbegattungen  manchfach  verscbiedco,  nach  einer  progressiven  Scale,  mit  der  dann 
noch  die  Proyressifsatie  der  Ortadsssen  sieh  conblnlren.  Diese  Pro^^ression  entspricht 
wohl  dem  absolut  steigenden  Koh-  und  auch  Reinertrag  der  Gewerbegattungea,  aber 
i«f  keincswefTS  reell  pro>rrcssiv  als  Qin>f  •  -l---  Krfrarr-!,  ebensow'-'ii'/  >ieher  reell  diesem 
proporiioiiai.  Für  die  Betriebsanlago  wud  dann  noch  der  im  ianf  augugebeue  Zu> 
schlag  zu  dem  Normalnnlngesniz  gemncht,  z.  B.  letzterer  demgemAss  nm  die  an- 
gegeben  f>:-t-  erhöht. 

Daa>  Ganze  ist,  wie  in  der  französischen  I'atentsteuer,  im  Princip  nnd  in  der 
Slehteng  den  Terife  wohl  alles  richtig  und  ingeniös,  nber  im  Ergebniss  doch  sehr 
»iliUhrlich.  Das  aIl»romcinc  Gebreeben  der  „Merkmalmethode**,  das-i  allenfalls  -0 
im  Ganzen  nach  dem  Koheitracr.  aber  nicht  nach  dem  Reinertrag  veranlagt  wird,  tritt 
auch  bt-i  die5em  baier.  Gewerbotcuergesctz  hervor  (5.  meuie  Ausführungen  im  Schön- 
berg'schen  Ilandbach  III,  S.  389  Ü  ).  Eine  irgend  genügende  Garantie  für  gleich- 
Bissige  Yetsningmy  der  einzelnen  Gewerbegnttnngen  nnd  roUeods  der  einzelnen 
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Gewerbebotrit'bc  und  Gewerbetreibenden  darunter  an  sich,  ferner  der  ferachi^den^'n 
(irdsüünkatuguriudü  der  Beiriebe  uacb  deren  Um  fang  und  der  Ortsgeverbe  m  dt-a 
Orteo  verschiedener  BerUkerangsgrOsso  ist  nicht  rorhanden ,  veder  im  Sinne  einer 
gleich iDäsi.ij^  proportionalen  (mit  g^leicher  Steaerquoto  den  Reinertrat^  belastenden) 
noch  im  Sinne  einer  der  and  dörarttg  besUmmten,  etwa  nach  dem  Betriebsamiaog 
nnd  dem  wiritlicben  Reinertrag  progreseiren  eder  degreaelfen  Steuer.  Die 
Groesbetriebe  möchten  im  Gauxen  nieiri?,  iii"  Kl  'iiili triebe  hoch  belastet  sein,  absolat 
und  im  Vcrhaltniss  zu  einander.  Der  Ertrag  war  1594/95  6.603.OOO  M..  3  990.0l»0 
in  dcQ  gr«)äscren  Städten ,  2.612.000  M.  in  den  Übrigen  Gemeinden.  Mao  rechnet 
etwa  Vs  davon  auf  die  Nonnelaolagc.  */a  Betriebsanlage.  Vom  Gesammtertrag 

fielen  auf  die  Tarifabtheilungen  Handwerk  20  ^  (durchschnittlicher  Steuerbetrag  5.3, 
grös^iare  StAdte  13.0,  aadere  Gemeinden  6.2  M.),  auf  Handel  36.7  7o  (Darchschaitt 
in  den  gen.  8  Kttegerieen  beiir.  32.8,  46.7.  10.9  M.).  Transportantemebiminfei 
2.8%.  Gast-.  Scharikwirthscbaft  u.dgl.  9.9  ^/o  (bezw  durchschnittlicher  Steaerbetrag 
14.4,  33.7,  9.6  M.).  Fabriken  und  Grossgeworbe  23.6  %  (dgl.  82.4.  337.4.  9.6  M.). 
Bierbrauereion  und  Braootweinbrennereien  7.5  %  (bezw.  66.0  .  391.3  .  30.5  M.). 
D  irchschiiittsbetiag  in  Quien  bezv.  16.2,  89.6,  7.8  M.  (Baier.  statlat  Jahrboch 
1897.  S.  206  tf.). 

Die  Betiteueraog  des  Gewerbebetriebs  im  Dm  herziehen  nach  Gesetz  rem 
10.  Mirs  1879  nmfue^  in  besonderen  Bestinimangen  Mch  die  Wnuderlairer.  And; 

hier  wird  in  beiden  Fällen  für  den  Maass^tab  der  Steuer  wieder  die  Normal-  und 
die  Betriebsanlage  unterschieden  und  in  einem  Steuenarif  bei  den  Gctrerben  im 
Umherziehen  eine  Reihe  ron  Gattungen  des  Gewerbebetriebs  getrennt  und  mit  rer- 
schiedenen  festen  fteocrs&tzen  belegt,  welche  sich  durch  rcr&nderliche  Zuschl&ge  für 
die  Betricbsanlatro  nach  den  Angaben  des  Tarifs  dann  erhöhen.  Geverbepoli tische 
Tendenzen  spielen  in  der  Tarifirung  etwas  mit.  Die  Stcuerbelastang  ist  zam  Theil 
nicht  Qoerheblich.  (8.  die  eingebende  Dnrstellnnr  bei  Hocl^  U,  184^220).  Srtng 
in  Abnehne  begiilTen,  1880  358.000,  1894  199.000  H 

§.  Zur  Kritik.  Kevislousplan  von  1897/98.  Die 
Gesetzgebung  Uber  das  ganze  bisherige  baierische  System  der 
directen  Besteuerung  in  Form  der  Erfrafrsbesteuerung  ist  gewiss 
folgerichtig  ausgebildet.  Aber  sie  versucht  sich  bei  den  licidea 
Real  ,  besonders  der  Grundsteuer,  und  bei  den  drei  anderen,  be- 
sonders der  Gewerbesteuer^  an  einem  auf  diese  Weise,  vollends  in 
der  Gegenwart,  nicht  lösbarem  Problem.  Der  Wecbael  der  agra- 
rischeo  und  gewerblichen  Betriebssysteme  und  Pormeiii  der  Weebsel 
der  maaSBgebeDden  Einflüsse  anf  den  Beinertrag  Terändert  notb* 
wendige  immer  wieder  rasch  alle  Gmndlagen  der  Veranlagang. 
Dies  System  der  Besteaemng  behandelt  eben  best&ndig  im  FIiisb 
befindliehe  Dinge,  sich  immerfort  mehr  indiridaalisirende  Verhält- 
nisse als  feste.  Dieser  Oardinalfehler  iHsst  sieh  weder  durch 
Revisionen  einzelner  Pancte,  noch  dnreh  weitergreifende  ,,Reformen'' 
heben,  solange  man  an  den  Grundlagen  des  Systems  festhält. 
Auch  das  Verhältniss  der  einzelnen  fünf  Steuern  zu  einander,  die 
Bestimmung  der  normalen  oder  gesetzlichen,  dann  noch  durch  Zu- 
schläge im  Finaiizgesutz  sich  etwas  ändernden  StcuerfUsse  einer 
jeden  ist  willklihrlich,  und  kann  auf  dieseu  Grundlagen  auch  mit 
bestem  Willen  nicht  so  geordnet  werden,  dass  eine  wirklich  gleich- 
mässige  Gestaltung  der  bteuerftisse  —  in  gleichem  Procent  ron 
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dem  jeder  Steuer  nnterUegendeii  Reinertrag  —  oder  eine  in  der 
and  der  Art  fllr  richtig  angesehene  und  eretrehte  Verschiedenheit 
der  StenerfDsse  bei  den  iHnf  Stenern  ontereioander  (imd  deren  ein- 
seinen Bestandtheilen,  wie  bei  den  zwei  Gliedern  der  Haasstener, 
den  drei  Abtheilnngen  der  Einkommensteuer,  den  Tersehiedenen 
Classen  der  Gewerbestener)  anch  selbst  bloss  annähernd  nnr  mit 
einiger  Gewissheit  erreicht  wird.  Die  Grandsteuer  erscheint,  trotz 
ihrer  Stabilität  und  der  Ertragssteigerung  der  üljrigeii  ^SLeueriJ,  doch 
noch  immer  verhaltoissmässig  hoch.  Dies  obgleich  ihr  Ertrag 
heute  eine  viel  kleinere  Quote  des  Gesammtertrags  der  directen 
Stenern  bildet  als  frHher,  und  trotzdem  bei  der  eip:eiithUnilicben 
Veranlagung  der  Grundsteuer  derjenige  Mehrertrag  bei  ihr  steuerfrei 
bleibt,  welcher  den  Fortsduitten  im  Betriebe,  der  Veränderung  des 
Betriebssystems,  der  Beseitigung  der  Brache,  der  die  sonstige 
dorchBchDittliche  WirthsehaftsfUhrnng  tibertreffenden  individuellen 
Leistung  des  landwirthschafüichen  Selbstbetriebs  und  anderen  Um- 
stSnden  zu  verdanken  ist 

Dabei  wird  hier  nnr  an  die  inhärenten  Mängel  der  Ge- 
set  z  g  e  b  11  u  g  gedacht  und  von  denjenigen  ganz  abgesehen,  welche 
die  practische  Durehfflhrnng  nach  dem  Veranlagungsver- 
fahren  und  nach  der  ganzen  Organisation  des  dabei  betheiligten 
Behürdenwesens  (nanieiitlieh  der  Keiitämter,  der  Steuerausschüsse), 
ausserdem  nach  dem  Urtheil  von  Kennern  der  Verhältnisse,  wie 
K.  Burkart,  mit  sich  führt.  Auch  die  grrtssten  Verbesserungen  in 
diesen  administrativen  Puncten  möchten  aber  die  Mängel,  welche 
eben  im  System  nnd  in  den  Priucipien  der  Ertrags- 
bestenerung  als  solcher  einmal  liegen,  nicht  beheben^  kaum 
wesentlich  vermindern  können, 

Dass  auch  Tom  Standpuncte  allgemeiner  deutscher  Finanz- 
und  Stenerpolitik  aus  die  völlige  Incongruenz  der  baierisohen 
directen  Besteuerung  mit  der  preussischen,  sächsischen  und  mehr 
und  mehr  auch  der  Übrigen  deutschen,  selbst  sOddentschen ,  be- 
dauerlich ist,  erscheint  unzweifelhaft.  Mit  der  „Verschiedenheit  der 
Verhältnisse'^  kann  man  diese  Verschiedenheit  der  Steuerverfassungen 
nicht  mehr  principiell  und  praeiisch  rechtfertigen,  sie  ist  lediglich 
die  Folge  verschiedener,  aber  zufälliger  und  sicherlich  heute 
nicht  uiehr  unbedingt  maassgebender  historischer  Entwicklung  der 
Steuerverfassung  und  —  des  alten  deutschen  Particnlarismus.  Eine 
bteuerverfassung,  welche  für  Preossen  passt,  das  in  seinen  V>nt- 
Uchen,  mittleren  und  westlichen  Provinzen  gewiss  alle  auf  deutschem 

A.  W«gB«r,  FiBunriiwBidwft  iV.  11 
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Boden  überhaupt  yorkoninieiidt'n  \  crschiedeuheiten  der  Agrarrer« 
TerfassuDg,  der  thatsächiicfaen  wirthschaftlicben,  agrarischen,  ge- 
werblichen EntwickloDg,  auch  der  Dichtigkeit,  Vertheilaog^  Stammes- 
art  und  geistigen  nad  sittlichen  Art  der  Bevölkerung  umfasst,  ist 
jedenfalls  flir  kein  anderes  deutsches  Gebiet  ungeeignet  — 

Schon  ans  diesem  Grnnde  ist  es  bedanerlicb,  dass  man  sich 
in  Baiem  immer  noch  nicht  zum  Verlassen  der  staatliehen  Ertrags- 
bestenernng  nach  prenssischem  und  grossentbeils  ancb  sächsischem 
Vorgang  und  zum  Uebergang  zur  PersonalbesteiieruDg  entscbliessen 
kann.  Bedenkt  man  zudem,  dass  die  hohe  directe  Commnnal- 
bestenernng,  wie  wir  unten  näher  sehen  werden  (§.  57  ff.),  sieb 
genau  im  die  btaiitliclic  in  Form  von  Zusclilil^tü  dazu  („L  ui lagen*') 
anlehnt,  daher  die  Mängel  der  Staatstenerverfassung  theilt,  die 
naclifheiligen  Wii  kuiiiren  dieser  Mängel  aber  so  nothwcndig  noch  sehr 
gestei;^'crt  niul  eriiplindlichcr  werden,  erscheint  eine  eintr-reireiide 
Umgestaituiig  der  directen  Besteueruug  vollends  ein  dringendes 
BedUrfniss.  Aus  diesem  Grunde  und  bei  der  inneren,  nicht  zu  be- 
hebenden Mangelhaftigkeit  einer  staatlichen  ErtragsbesteueruDg, 
znmal  in  einem  immerhin  doch  grosseren  nnd  Tersebiedenartigen 
Gebiete,  wie  demjenigen  BaiemSy  ist  der  neue  Versnob,  mit  welchem 
die  Regierang  in  ihrem  Bevisionsplane  für  die  drei  neueren  Er- 
tragsstenern im  Jahre  1897  an  den  Landtag  beraogetreten  ist, 
nicht  eben  erfrenlieb.  Denn  anf  diesem  Wege  kann  bei  aller  auf- 
gewandten Mtthe  nnd  allen  auch  in  diesem  Plane  enthaltenen 
kleinen  Verbesserungen  der  bisherigen  Stenern  doch  nichts  wirk- 
lich und  nichts  auf  die  Dauer  Befriedigendes  erreicht  werden. 
Die  ganze  „Keviöiou"  oder  Reform",  wenn  man  ihr  diesen  ^ameii 
geben  will,  läuft  doch  wieder  nur  auf  Flickarbeit  hinaus. 

Da  üiti  Vorlagen  der  Regierung  bicii  auf  eine  bluaäo  Heviäioti  der  bisberigea 
G^etze  beschräDkea,  also  keine  principiellu  Reform  in  Aassicht  nehmen,  und  da 
zur  Zeit,  wo  dies  gedruckt  wird  (Anfang  1899),  die  Sache  noch  nicht  erledigt  ist, 
noch  nicht  einmal  im  Steaerauiwcha&a  dos  Landtags,  dem  aie  rorliegt,  (lehe  ich 
hi«r  nfcht  genaaer  auf  die  Einzelheiten  des  Inhalts  der  VoTlago  und  anf  die  Yer* 
haadlungen  darüber  im  Steuerausschoss  ein.  Es  sei  ausser  auf  die  Schrift  ron 
K.  Burkart,  welche  sich  lüit  den  Vorlagen  s<  Ibst  iiu(  h  nicht  be  schäftigt,  aber  zu  th  n 
Fragen  der  baierischen  directen  Besteuerung  wcrihvollc  kritische  Beiträge  liefert,  lur 
dieae  Einzelheiten  des  Planes  nnd  die  dadurch  gegen  die  bisherigen  gesetzlielieii 
Bcstimtmint^en  einlriMciKlcn  Aendi^rnn2:cn .  auf  den  ausfilhrlichen  Aufsatz  von  Lötz 
im  Braua'üchen  Arcbi?  rcrvicscu.  Der  Steuerau^chuss  bat  sich  sohr  eingehend  und 
langwierig  mit  den  Entwürfen  beschäftigt,  besonders  mit  dem  der  Oewerbeatener.  tind 
manches  Ein.  Ii  i.amcntlich  im  Tarif  abgeändert,  ciiiif^c  Sätze  desselben  sehr  gesteigert 
Ob  das  im  LainKa:;  -ellist  durchdringt  und  von  der  K.  i:i.'rüri;r  arisxonotnmcn  wird,  lil^st 
sich  zur  Zeit  noch  nicht  ubersehen.  Sollte  es  vor  der  Herausgabe  diese^i  Buches  zuta 
Abechlnss  der  Steuergesetzgebung  kommen,  so  wird  in  einem  Nachtrag  cb»  Erforderliche 
noch  mitpcthcilt  wcrdon.  Im  Fol^'cndeii  daher  ntir  einiixe  Bciiicrkiinfrcn  7nr  Orieiitirung 
tlber  den  Tian  im  Ganzen,  wcicntlich  rcferireod,  olinc  weitere  Dctailkritik  der  Vorschl^e. 
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Die  Vorlapen  knüpfen  an  Verhandlungen ,  Wünsche  und  Rcsolationcn  im  Land- 
tage m.  Hier  war  seit  lb93;94  die  Frage  wieder  »ogeregt  und  der  Autrag  gestellt 
worden,  die  Begicrting  mOge  die  ÜiDftihning  einer  allgemeinen  progrcssircD  Ein- 
kommeosteuer,  rcrbunden  mit  einer  VcrmOgcnseteuer,  prOfen  und  e?entaell  baldigst 
eine  bezügliche  Vorlai^e  machen.  [Sei  das  nicht  bis  zor  nächsten  Landtagssession 
at^^lich,  äo  worden  Vorlagen  gcwOnsckt,  durch  welche  die  drei  neueren  Ertrags- 
steaen  in  bestimmter  Hicbtnng  uodiliciit  worden,  und  swar  die  Kapitalrenten« 
Steuer  so,  da^;.  die  höheren  Jahresrenten  im  Steuersatz  enfsprechcnd  gestL-igert,  Per- 
sonen dagegen  mit  Gesammteinkommen  und  Beuten  bis  lü  einem  gewissen  Betrage, 
befloaden  erverbsonfähige  Personen,  Wittwea  und  Waisen  v^ter  als  bisher  in  der 
Steaer  ermissigt  (zugleich  auch,  dass  in  Baicrn  der  Kai>itu]rcntensteuer  unterliegende 
ÄDsIioder  hier  für  ihr  gesammtes  Kontoncinkommcn  besteuert)  wtirden;  die  Ein- 
kommeusteaer  so,  dass  die  Scaia  der  Stcueraatze  im  Unterschied  der  jetzigen  all- 
Blfig  anstcdfend  entsprechend  erhöht  (und  ebenfalls  wieder  die  StenerbebeiiiDg  der 
Aosländer,  soweit  zuISssig,  beseitigt)  würde;  die  Gewerbesteuer  so,  dass  die  Be- 
steaerong  der  Gewerbe  nacli  dem  wirklichen  Ertrage  mit  progressiir  aa£>teigenden 
Sitseo  Aiulielist  allgemein  angewendet  warde,  nur  Air  minder  lebtangsfthige  Gewerbe 
eine  Stcoeranlage  nach  festen  Sätzen  erfolge,  der  Betrieb  des  Bergbaas  ferner  aas 
der  Einkomnieiisteucr  heraus  und  mit  tinter  die  Gewerbesteuer  gestellt  werde. 
Priocipiell  waren  beide  Kammern  liiciiu  einig,  doch  die  erste  ging  auf  den  Plan 
cinei  fofiwtigen  rAlligen  Uebergangs  zur  Peräonaibeetenernng  aas  fisodiselien  Bedeniten 
nicht  mit  ein.  Man  dachte  hier,  wie  auch  sonst,  mehr  an  <ii;i^  zunächst  wenigstens 
<iie  Ertragsstenern  nur  ergänzende  allgemoine  Einkommensteuer.  In  dem 
Beriidonsbegebren  betreib  der  genannten  Ertragasteaern  stimmten  die  Kammern  über- 
ein.  Der  Antrag  der  Abgeordnetenkammer,  alsbald  nach  Maassgabe  der  verfügbaren 
Mitt:l  die  Grund-  und  Ilausstcuer  zu  ermässigcn.  wurde  in  »i-r  1.  Kammer  nicht  an- 
ecDüuoien.  (S.  den  \\'ortl;iut  der  Antrage  u.  A,  bei  Burhui  t  S.  2^  und  Lötz 
S.  553).  Die  Hinneigung  zur  Porsunalbteaer,  zur  höheren,  auch  progressiven  Be- 
lastung der  grösseren  Kinkunfte,  zur  Entlastung  der  kleineren  und  des  firundbesitzes 
iat  in  diesen  Wünschen  das  besonders  Bemerkenswerthe  und  entspricht  einer  deutlicli 
zieodidi  tiberall  in  Deatschland  nenerdings  berrortielenden  Anaebauung  und  Tendenz. 

Diesen  Kesolutioncn  ganz,  ^^mäss  hat  die  Kegierung  Entwdrfe  zur  Bension  der 
Einkomr.en-,  Kapitalrenten-  und  Gewerbesteaer  im  Jahre  1^91  dem  Landtage  TOr» 
gelegt  und  dieser  sie  durch  einen  Steuerausschusb  bt-ralhen  la:3äcn. 

Bei  der  Ei nkommensteaer  sollen  nach  dem  Kegierungsentwurf  die  Ab^ 
theilonpen  2  und  .*>  zusammengelegt  werden.  Die  Abthcilung  1,  die  Lohnsteuer,  ist 
aber  nicht  faUcn  gelassen  worden,  trotz  ihrer  geringen  hnanzielien  Bedeutung.  Sie 
Oift  nach  wie  Tor  die  Arbiter  n.  dgl.  mit  niedrigeren  LObnen  im  Betrage  des  dnrch- 
schnittlichen  Arbeitsverdienstes  für  1  Tag  in  Sätzen  von  Vj,  1  und  2  M.  Loh nenip Dinger 
ton  tibcr  2'/o  M.  fur  den  Tag  kommen  in  die  andere  Abtheiluncr  mit.  In  dieser 
beginnt  die  bleuer  bei  500  M.  Einkommen,  beträgt  bei  500—600  M.  1  M.,  steigt  dann 
aJlmälig  progressiv  anf  1  "  „  3000—3400  M.  Einlcommen  nnd  weiter  bis  auf 
2Vi  Vo  l>«i  40,000  M.  Uli  !  laitilicr.  Die  Abthcilnug  umfasst  ausser  dem  Bergbau 
diesell^en  Einkommenartcn  bezw.  Gensiten  wie  bisher  in  Abiheilung  2  and  3.  Keben 
derGewibmng  dnes  stenerf reien  Existenzminimttms  Ten  500  H.  sind  noch  Befteiongen 
in  Aussicht  genommen,  w»  nn  das  Arbeits-  und  das  Gcsammteinkommcu  eines  Censiten 
l*ei  gewissen  Kategorien  von  Gensiten,  Wittweu  und  Waisen,  bei  Personen  mit  ver- 
«iaderter  Erwerbsfähigkeit  gewisse  Beträge  nicht  übersteigt  ^,750  M  Arbeif>-,  1200  M. 
fieMOBmteinkommen)  und  Ermässigungen  der  Steuer  können  auclt  bei  nocli  höherem 
Gesammfeinkomnii  n  (bis  5000  M.)  in  Fällen  verminderter  Steuerkraft  (in  Folne  beson- 
derer privater  Belastungen)  eintreten.  Kurz  Milderungen  gegen  das  bishenge  G^etz 
•ad  oacb  der  Weise  nenoer  Oeeetie  über  allgemeine  Einkommeaeteoem. 

Aurh  bei  der  Kapitalrentens  teuer  soll  die  Steuerpilicht  bei  gewissen  wenig 
lösiongsfahigcn  Gensiten  erst  mit  400  M.  Reute  beginnen,  wenn  diese  Personen 
idebt  ober  700  M.  Einkommen  im  Ganzen  haben,  und  Ermässigungen  wegen  besonderer 
Beiafitimg  sind  auch  hier  noch  bei  höherem  Kenten-  (bis  8000  M.)  and  Gesammt- 
finlomnien  (bis  5000  M."*  in  Aussicht  genommen.  Auch  soll  die  Stcuerproirression, 
<he  bisher  mit  37«  7»  Kente  über  1000  M.  endete,  unter  Beibehaltung  dieses 
Satzes  bis  n  100,000  M.  Bente  dann  nocb  weiter  geben,  nemlicb  tta  bOhere  Bentea 
^  V«  emlcben, 

IX* 
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6.  B.  UabenlditeD  der  Basteucning.  B«i«ni.  §.  51. 


Bei  beiden  genannten  Steaern  ist  oiiie  Terbcssemde  Aenderun<r  'l^s  Vermnlaguigs* 
Verfahrens  and  der  damit  in  Yerbinduuf^  stehenden  Puncto  gcplaiiL 

Am  WichtifBteii,  wenngleich  auch  nicht  eine  principlelle  Ungeaultnnf  brinfeiid. 

sind  die  AerKlorunirsvnTSfMiigc,  bei  der  Ge  «rerbestcucr.  nii^se  üinf  sst  n-ich  dem 
Berisionsplane  nach  vie  vor  im  Wesentlichen  nur  das  stehende  (iewerbe,  aber  nun* 
mehr  6{ii««hl1osslfeh  Bergbau  (nebst  Steiobraeh-,  Knlk>,  Cemeot-.  Thoofrnibeiibetrieb). 

Für  die  im  U  ml;  er  ziehen  betriebenen  Gewerbe  einschliesslich  der  Wanderlager 
bleibt  die  l)i  >niiclerf  Steuer  bcJutchf  n ,  <t<Ten  {gleichzeitige  Revision  aber  in  den  Vor- 
lagen von  If^yT  mit  berticksichtigt  war  'j.  Au  den  technischen  Haoptpuncten  der  bis- 
herigen Gesetzgebung,  der  Besteuerung  nach  äusseren  Meritmalen  and  der  Unter- 
scheidung von  Normalanlagc  und  Bctriebsanlage,  hält  der  neue  Entwurf  de>  Gewerln?- 
steueigesetzes  aller  Einwendungen  ungeachtet  fest.  FOr  die  Kor  mal  anläge  gelten 
die  nach  Gewerbegattungen  fcstgesettten  Stenersitw  des  neuen  Gewetbelarift:  wo 
diese  nach  verschiedenen  Beträgen  abgestuft  sind,  wird  auch  die  Steuer  der  Kormal- 
aiilnpc  nach  d<?in  ffrösseren  oder  perinporen  (ichchäftsumfantr  bemessen.  Der  Tarif 
tragt  dem  Triiicip  der  Abstufung  der  Steuer  nach  der  Hedcutung  uiul  Leibt uagsf&hig- 
keit  mehr  Rechnung.  Das  Ortsdassensystem  ist  fülen  gelassen  worden.  Bei  der  Be- 
mcs^ung^  der  B<!triL'l)sai)lagc  dienen  nai  li  wie  vor  gewisse  Mitrkmale.  die  ncmlichen 
wie  bisher  (s,  o.  b.  106),  zum  Anbaltspuiict,  und  zwar  ebenfalls  noch  nach  dem 
Stande  der  der  Veranlagung  unmittelbar  vorangegangenen  rwtl  Hhn.  Aber  im  Unter* 
schied  gegen  das  bisherige  Gesetz  ist  der  Bemessung  der  Betriebsanlage  nach  dem 
n<'srh  ."iftse  rtrape  eine  ptHs^ere  Ausdehniin!r  fr'^!r'^l>cn  wnrden.  Diesen  Ertrag 
hici.  und  volleuds  uljerliaiipt ,  ne[nli<li  unter  l*alleiila>seu  der  NormalanUge ,  zur 
alleinigen  Grundlage  ?u  m  liinen.  liat  man  sich  jedoch  nicht  entschlossen.  Er  soll 
bei  den  bewerben,  wo  der  Tarif  dies  Ix'-^ondiM-s  bemerkt,  und,  wie  bisher,  bei  den 
tiewerben,  wo  die  gesetzlichen  Merkmale  keine  genugenden  Anhaltspuncte  bieten,  die 
Basis  bilden,  ebenfalls  nach  einem  Anschlag  ans  dem  Dnrehschnitt  der  der  Yeraa- 
lagung  vorangehenden  beiden  Jahre.  Für  die  ReriMhnuni:  die>es  steuerpflichtigen 
Ertrags  sind  aber  nun  im  Gesetzentwurf  genaue  Bestimmungen,  auch  über  das,  vr^< 
einzurechnen  und  was  als  Betriebsausgabe  abzuziehen  ist.  getroifen  (Art.  9),  unter 
der  Betriebsausgabo  stehen  ancb  die  Zinsen  der  behufs  des  Geschäftsbetriebes  ge» 
liehenen  und  in  demselben  verwendeten  Kapitalien,  also  Gewährung  der  Schuld,  n- 
bcrücksichtigung  bei  dieser  Steuer.  —  Eine  allgemeine  lieclarationspilicht  (Fassions- 
pflicht)  besteht  dabei  nicht,  deeh  kann  eine  besondere  Anfforderung  an  den  Ginsdnen 
erlassen  werden,  Erkiäiuntri  ri  au«  Ii  liber  den  Ertrag  zu  geben,  was  kaum  gleicbmü-^ig 
e>  tiu£;r  wirkt.  Wer  dem  nicht  nachkommt,  kann  gegen  seine  Veranlagung  keine  Be* 
rufuug  einlegen.  Ferner  soll  jetzt  die  Steuer  nach  der  Bctriebsanlage  nach  einem 
dem  Gesetz  beigefügten  Tarif  ron  Glassais&tzen  erfolgen,  in  welchen  nach  Geld* 
bi  trrier Mi  des  Ertrags  Stcner.trit?e  anfretreben  sind  und  zwar  in  festen  Sätzen  ^  z« 
lu.UUO  M  mit  aiJmäliger  Progression  (bis  600  M.  Ertrag  1  M..  600—750  2  M.  u.  w., 
9000—10.000  M.  800  M.)«  dann  Air  höhere  Erträge  in  weiter  etwas,  bis  auf  ein 
Maximum  r.in  10  steiRcnden  Promillesßt/rn  fftO  M  für  1000  M.  bei  1O--20.OOO  M.. 
35  bei  20—28.000  M..  40  bei  28—40.000  M.i,  wonach  sich  bei  40—41.(100  M. 
Betricbsanlage  1400  M.  Steuersatz  ergiebt.  Höhere  Erträge  sollen  mit  o'/«  "  o 
jede  weitere  1000  M.  belastet  werden.  Auf  4  %  ^'ie  bei  der  Kapiintientcnsteuer 
wollte  man  bei  der  Gewerbesteuer,  weil  «ic  zugleich  eine  Stcner  auf  den  persönliehcn 
Arbeitsverdienst  des  Unternehmers  mit  sei,  nicht  gehen  (Motive).  Gegen  die  bisherige 
HOchstbesteucrung  der  Gewerbe  mit  grossem  Ertrage  stdlt  das  nene  System  Immerbin 
beträchtliche  ErlulhiTniren  dar.  .Audi  bei  der  Gew.'rbestcuer  tritt  Steuerfreiheit  bei 
Gewerben  mit  der  niedrigsten  Normalanlagc  von  1  M.  Steuersatz  ein,  wenn  der  Jabre«- 
ertrag  unter  500  M.  beträgt  und  anderes  Einkommen  fehlt  oder  nur  geringfügig  ist. 
Verminderungen  der  Steuer,  auch  nach  Berucksichtiguni:  von  die  persönliclie  Leistung^ 
frdii^'k.  it  WL>entlich  beeintrficbtigenden  Verhältnisj^en  hei  einem  Gesammteinkommcn 
his  öOoO  M.  sind  zulässig  (Art.  21).  Umgekehrt  können  gewerbliche  Catemehinongea 

Es  ist  hier  auch  cirii  Xn\ i  zum  Gesetz  von  1879  zu  Stande  gekomm> n 
(20.  Dec.  1897)  und  seit  Anfang  l^Vt^^  in  Kraft  getreten.  Sie  dient  wieder  melir 
gewerbepolitischeu  als  äscalischen  Interessen  (s.  den  neuen  Tarif).  Im  Etat  ist  der 
Ertratrsanschlag  gegen  bisher  sogar  Qm  31,000  M.  eimlssfrt  (163.000  gegen 
194,000  M.). 
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einer  QDgewökolichen  Ausdehnung  und  einer  von  der  üLlicbcn  wesentlich  ahwoichi;nden 
Artdeü  (ieschäftäToriahrcn:}  (^o  W  aareobäuser,  Grossmagauoe,  Grossbazars,  Abzahian^- 
vad  VersteigeraDg><;e6(häfte .  Versandtgeschäfte  für  ganz  verschiedene  Wa&reu, 
namentlich  alle  derartige  <ic^<<-hi)tte,  wenn  aie  mehrere  Ycrkaufsstcllcn  oder  Nieder- 
Li?en  halten  —  die  iin  Vollisniu  i  !  «ijen.  „hasscnswcrthen",  mit  gewissen  Interessen 
der  Mittel*  and  Kleiogescbäftc  lu  Widerspruch  stehenden  Gewerbe  — J  mit  einer 
Verstirknng  der  HermelanUtre  belegt  werden  (§.  23):  KeiDo  dee  beetebendeu 
(iesct/os.  die  hier  ans  gewissen  socialpolitischen  RUckMchtcn  do(  Ii  \vc  itor  au.s^'clildet 
Torden  sind.  Daruber  u.  A.  Lot2  a.  a.  0.  mit  zu  unbedingt  abli  httouder  Haltung 
derartiger  Verbindung  socialpoUtiscber  Tendenzen  mit  fisc&lischen,  steaerpoUtischen. 
Die  Steoer  soU  wie  bisher  in  zweijährigen  Perioden  veranlagt  werden.  Im  Terut* 
lagoDgeverüihren  v. «.  w*  sind  weaentliche  VerbeBsemogen  in  Atusicht  graommeu. 

Im  Ganzen  würde  sich  die  baierische  directe  Besteuerung  für 
die  den  genannten  Gesetzen  unterliegenden  Stenern  durch  diese 
Revision  in  einigen  wesentlichen  Puncten  mehr  von  der  Ertrags- 
besteuerung entfernen  und  der  Personalbesteuerang  nähern,  so  in 
der  Anknüpfung  der  Steuer  an  die  jeweiligen  (bezw.  nach  derVer- 
anbgnngBperiode  doch  an  die  nnr  wenig  znrtIcUiegenden)  wirk- 
liehen  Erträge,  in  der  ProgreflsiTitllt  (bezw.  nach  nnten  zn  he- 
trachtet,  richtiger  gesagt  der  Degressiyität)  der  Steuersätze,  in  der 
stirkeren  Berfleksicbtigung  gesteigerter  and  Terminderter  Steuer* 
kraft  der  betreffenden  Gensiten,  in  der  Gewährung  eines  steuer- 
freien Existenzmioimnms,  in  dem  Schuldzinsenabzng^  besonders  bei 
Kapitalrenten-  und  Gewerbesteuer.  Das  ist  in  einer  Hinsicht  ein 
Fortschritt.    AIli  es  walten  dabei  auch  Bedenken  ob. 

Die  drei  bteueru  sind  doch  immer  noch  zu  wenig  liomogen, 
am  sich  gerade  in  diesen  eben  erwähnten  Puncten  formal  soweit 
gleichmässig  behandeln  zu  lassen,  wie  es  nach  dem  Entwurf  gc- 
sebiebt.    Formale  Gleichheit  ist  hier  materielle  Ungleichheit.  Je 
mehr  aber  jene  Pancte  zur  Geltung  kommen,  desto  mehr  Incongruenz 
wird  wieder  in  das  ganze  directe  Steuerssystem  gebracht,  nemlich 
Kwiseben  dieser  Gruppe  der  drei  genannten  Steuern  einer-  und  der 
toderen  Gruppe  der  beiden  Realsteuem  anderseits.  Bei  diesen,  hei 
der  Grundsteuer  durchaus,  bei  der  Gebäudesteuer  wenigstens  z.  Th. 
Besteuerung  nach  fictiven,  den  wirkliehen,  vollends  denen  der  jedes- 
maligen iSteuerperiode  nicht  entsprechenden  Lrlrägen,  keine  Stener- 
freiheit  kleiner  Ertrajrc,  keine  Berücksichtigung  persönliclii^i  un- 
günstiger und  günstiger  Verhältnisse   im  Steuerausraaass ,  kein 
progressiver  oder  degressiver  Steuerfuss,  kein  Ab7.ng  für  Sciiuldeu 
u.  8.  w.  Da  sich  bei  der  Grundsteuer  nach  ilirer  Veranlagung  keine 
sichere  Durchschnittsziffer  der  wirklichen   Belastung  durch  die 
Steuer  angehen  läset,  jedenfalls  darin  die  grüssten  V^erschieden- 
heiten  bestehen,  kann  man  auch  nicht  angeben,  ob  die  nunmehrigen 
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6.  B.  Dcbeiilchten  der  Beatoiieniiig.  Batetn.  §.  51,  52. 


Steucrfuss-Maxima  der  EinkommeD-,  Kapitalreuteu-  und  der  nach 
dem  Ertrage  sich  richtendeo  Gewerbesteaer  mit  dem  Steuerfuss  der 
Grondstcucr  auch  nur  einigermaassen ,  geschweige  genaa  in  rich- 
tigem VerhältDiBse  stehen,  bezw.  die  aonäherod  gleichen  sind. 
Und  auch  Aber  das  Verhältniss  dieser  Belastungen  der  drei  ge- 
nannten Steuern  zur  Haus-,  speciell  zur  Miethsteuer,  ist  Sicheres 
festzustellen  nicht  roOglieb. 

Alles  dies  zeigt,  dass  ihit  einem  solchen  blossen  ,,RevisioDS- 
})lane",  auch  wenn  er  aus  den  langen  Verhandlungen  dos  Steiier- 
ausschusses  und  des  Landtags  noeb  verbessert  hcrauskoninien 
Rollte,  das  Problem  einer  den  L'niständeu  nach  beiriedigeuden 
directt'n  Staatsbesteuerung  nicht  gelöst  werden  kann.  Diese  Ein- 
sicht wird  sich,  wenn  jener  Plan  Gesetzeskraft  erlaugt,  durch  die 
Erfahrung  bestätigen  und  dies  dann  doch  in  die  Richtung  des  lieber- 
gangs  zur  Personalbesteuerung  hinliberdrängen.  Die  mittlerweile 
weitergebende  „Verindustrialisiemug"  der  baierischen  VoUcswirth- 
Schaft  wird  in  derselben  Richtung  vorwärts  treiben,  aber  auch  die 
heutige  wirthschaftliche  Entwicklung  BaiemSi  wenn  dies  Land  auch 
immer  noch  stark  agrarstaatlichen  Character  in  vielen  Thetlen 
seines  Gebiets  bewahrt  hat,  ist  doch  bereits  über  die  VerhSltoisse 
hinausgewachsen,  in  welchen  eine  staatliche  Ertragsbesteuerung 
angezeigt  ist  oder  wenigstens  noch  leidlich  fungiren  kann.  Fehlt 
es,  wie  mau  vielfach  hört,  au  der  Organisation  des  Finanz-  und 
Steuerdienstes,  an  der  Uebung  der  Veranlagungsorgane  und  der 
Genieinden  in  Bezug  auf  ordentliche  Durehlührung  einer  allgemeinen 
staatliclirn  l'i  rsonal-,  namentlich  Einkoniracnbestenerung,  so  muss 
man  eben  liier  zu  reformiren  beginnen,  aber  das  auch  nicht  imiuer 
wieder  aufschieben.  Ob  die  Aenderungen,  welche  der  Revisions- 
plan dir  die  drei  besprochenen  Steuern  auch  in  der  Veranlagung 
u.  s.  w.  bringt,  eine  richtige  Vorbereitung  zum  späteren  Uebergang 
zur  allgemeinen  Einkommenstraer  bewirken,  steht  mindestens  dahin. 
Denn  eine  Hauptaufgabe  im  Veranlagungsgeschäft  bei  einer  solchen 
Steuer,  die  Einkommenbesteuerung  des  Grundbesitzes,  wird  ja  noch 
nicht  einmal  berührt  Auch  die  Aufgabe  der  Veranlagnngsorgane 
bei  der  Zusammenfassung  aller  Arten  Erträge  als  „Einkommen" 
bei  einer  solchen  Personalbesteuerung  ist  noch  etwas  Anderes,  als 
die  Aufgabe  bei  der  getrennten  Besteuerung,  wie  sie  nach  der  bis- 
herigen und  doch  ebenfalls  noch  nach  der  jetzt  neu  revidirteu 
Gesetzgelmng  über  die  drei  immerhin  »chon  mehr  personalen  Ertrags- 
steueru  vorliegt. 
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§.  52.  Die  Übrige  BestetteriiDg  in  der  dritten 
Periode,  besonderB  der  Malzanfsoblag  (Bierateuer). 
Aoeb  hier  waren,  wie  in  den  anderen  deatscben  Staaten,  die  Ver- 
ändemngen  der  Zolle  nnd  Stenern  im  Zollverein,  dann  seit  1871 
im  Dentschen  Reich  von  wesentticheni  Einfoss  anf  Baiem.  Darauf 
gehen  wir  hier  ebenfalls  noch  nicht  näher  ein.  Kur  die  besondere 
Stellung,  welche  Baiern,  wie  die  anderen  süddeutschen  Staaten,  in 
Bezug  auf  die  iudirecte  innere  Keichsverbi  aiu»hsbesteuerung  von 
Bier  und  Branntwein  in  der  Keichsvert'aSisuug  behalten  hat,  ist 
sihon  hier  besonders  hervorzuheben  ^  l  Baiern  verdankt  dieser 
Sonderstellung  die  alieinige  Verfügung  über  und  den  weiteren 
alleinigen  Bezug  des  reichen  Ertrags  seiner  Bierbesteuerong  und 
damit  einen  erheblichen  finanziellen  Vortbeil,  welcher  in  aeiner 
Wirknog  auf  ein  finanzielles  Privileg  Baiems  im  Reiche  hinana- 
kommt. 

Die  Biersteller  ist  dnreb  die  Entwicklang  der  C^esetzgebnng, 
wenn  aneh  unter  Beibehaltung  der  alten  Besteuerungsmethode  des 
Mahanftchlags  (Hauptgesetz  vom  16.  Mai  1868),  dureb  die  starke 
dauernd  gewordene  Erhöhung  des  Steuersatzes  (1879)  um  50  %, 
und  die  Ausdehnung  auf  die  Pfalz  (1878)  Dank  der  Oestaltang 
and  Entwicklang  des  Consuras  im  Staatsgebiete  eine  immer  wich- 
ti^jcrc  StaatseiunahmKiiiellc  und  Einnahmequelle  überhaupt  im 
baieriscben  Staatshausluilte  geworden  und  spielt  auch  in  den  Com- 
munalhaushalten  eine  erhebliche  Kolie.  Sie  gicbt  dem  baierischeu 
Staatshaushalt  unter  den  deutschen  sein  eigenartiges  Gepräge  in 
der  Besteuerung.  Bisher  hat  gerade  sie  es  auch  durch  ihre  grossen 
und  immer  noch  etwas  steigenden  Ertäge,  freilich  mit  Beibehaltung 
des  erhöhten  SteuersatzeSi  mit  ermöglicht,  auch  ohne  grosse  Ueber- 
schttsse  der  Staatsbahnen ,  mit  den  Erträgen  der  directen  Steuern 
ansznkoromen.  An  der  Verzögerung  einer  tiefer  greifenden^  auch 
fiscaliseh  ergiebigen  Beform  der  letzteren  ist  sie  aber  insofern 
wohl  etwas  mit  sebuld.  Sie  hat  übrigens  neuerdings  kleine,  doch 
principiell  beachtenswerthe  Abänderungen  erfahren,  indem  der 
Steuersatz  nach  der  Grösse  der  Brauereien,  nach  dem  Halzrer- 
braach  bemessen,  abgestuft,  bezw.  für  die  kleineren  ermftssigt,  fNr 
die  grösseren  erhöht  worden  ist:  die  Einführung  einer  Berück- 

^)  ßeiclisvorfassuni;*  Ar(.  ?>':  ,,Tn  Beiern,  Wurftomberj?  und  Baden  Weibt  die 
l^Mtttiierung  des  iitläudiäclma  Braniitweiiiä  und  Biurcä  der  Landcsgcäctz^cbung  vor- 
behalten.** Dieses  Kccht  lumn  nur  mtt  Zastlmmang  des  betreffenden  Einzeteuats  ab- 
Se&Bdot  Verden  (Ait  78). 
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fiicbtignng  der  Leistongstähigkeit  in  dieses  Steaergebiet  (Gesetz 
vom  10.  Dec.  1889,  24.  Mai  1896). 

Die  Eritwicklnng  der  Grossbrauerei,  die  stärkere  Betri<*bsronrentrÄr!on,  die  hohe 
Leistungstähigkeit  der  Brauerei  in  Bezug  auf  Qualität,  Preisvürdigkeit  und  Mäs&ig- 
haltvDf?  des  Preises  des  Prodnets,  die  u>nearren£f&bifkeit  gegenttber  den  Auslände, 
die  Stt'igenirig-  Jcs  Exports  und  die  trete  wachseTi«Ier  Aiit;fiilirvergütun?cti  verbliebeoe 
Zunahme  des  der  btaatscasi^e  zufallenden  Steuerertrags  sind  cbaracteriätiscbe  Momente 
in  der  neuesten  Geschichte  der  berühmten  baierfsehen  Bniaerei.  Einige  daron  hängen 
mit  der  Metbode  und  der  Höhe  der  Bierbesteoerung:  zusammen  vod  zeigen  in  den 
Wirkunfri'ii  beider  Puncto  deren  Schatten-  und  IJchtsciten.  Untersacbnn?»'n  «H^r  di« 
Ueberwälzungb?erhältnisüc  bei  dieser  Steuer,  besondura  bei  Gelegenheit  der  Erhöhung 
des  Steaersetzes«  nanentlich  die  trefflichen  von  G.  Schanz,  hehen  geieigt,  dsss 
dies  Problem  tbatsächlich  verwickelter  Iii'i;f,  als  früher  viclfarl»  angenommen  worden 
war,  apecieil,  iras  die  Einwirkung  der  Steuer  auf  Preis  und  Qualit&t  des  Bieres,  zaoul 
im  letzten  Absatzstsdiom  beim  Gensomenten ,  anlangt.  Yen  einer  allgemeliien  und 
einfachen  Fortwälznng  der  Steuer  im  P^ei^o  (oder  in  Form  der  Qualitätsrermindening) 
auf  den  Consnracnten  knnn  nicfit  die  Rede  sein.  Daher  lässt  sich  auch  nicht  sicher 
und  genau  bestimmen,  wie  weit  die  Steuer  den  Consomenten,  selbst  im  Durchschnitt 
beiectinet,  wirklich  belastet,  Ton  allen  indiriduellen  Gonsemrerschiedenheiten  gmu 
abgesehen.  Nur  derjcnipc  Theil  der  Steuer,  wel  b  r  vom  ronsurm  nt  ti  •wirklich  sro- 
tiagen  wird,  tritt  zu  des  letzteren  übrigen  Stcuurbdastungen  hinzu,  iu  dic&ei  Hin- 
sicht i^t  aber  doch  daran  m  denken,  dass  der  in  Beiern  so  allgeniein  rerbreitele 
starke  Bierconüim,  namentlich  mich  in  den  unteren  Classcn  und  den  Mittclclassoi« 
—  der  Kopfconsum  i>t  22i)— 2;)0  1  gegen  einige  90  in  NordJentschland  —  finc 
relatlT  erbebliche  Mitbdastung  dieser  Classen  durch  den  vom  Consumcntcn  wirklidi 
getragenen  Theil  der  Bicrslener  mit  sich  fuhrt.  Allerdings  ftllt  dafür  wobl  nach  den 
Consuuivcrhfiltiiissen  in  Hnicrn  von  einzelnen  Zöllen  uni  Steuern  auf  Colonialwaaron 
and  ähnliche  Artikel  (Kallce.  Thoe,  Wein,  Tabak,  Zucker,  Branntwein)  weniger  auf 
den  baieriscben  Consomenten  und  ron  den  betreffenden  Zsllon  und  Stenern  anf  den 
Steuerzahler.  Immerbin  Hesse  es  die  Biersteuer  des  Staats  allein,  auch  wenn  sie  nnr 
theilweiso  von  Consumcntcn  getragen  winl,  richtij^  er^rlieinen  —  ährilirb  wie  in 
Sachsen  die  Fleischsteucr,  S.  120  — ,  dass  man  in  der  dirccteu  licäteuerun^  die  „kleinen 
Lente**  In  Beiern  im  weiteren  Umfang  beÜreite  oder  emAssigte nnd den Stenerfosn 
prosrressiv  tre^taltete,  weil  die  Censiten  grösseren  Eiriköminen«  von  einer  so  wirhfigen 
Verbraucbsötcuer  wie  der  Biersteuor  relativ  schwächer  getroilen  werden,  Uber  die 
OeherwUzangsfrage  übeihaupt  Pin.  III,  §  188  ff.,  in  Botreff  der  baieriscben  Biersteuer 
G.  Schanz  in  dem  Jarbb.  f.  Gcset/.gcb.  d.  D.  Kci.  Iis  1882,  S.  563,  mit  Fortsetzung 
in  der  Alldem.  Zeitung  1883,  Beil.  Nr.  831,  :1T2.  Im  AlI<romeii,cn  Uber  Verhältnisse 
der  Bierprgductiun ,  auch  in  Bezug  zum  Steueriiroiilcui ,  Struve,  Entwicklung  des 
baierisdien  Brangeworbes,  189B  (in  Schmoller's  Forsch.):  Hock  II,  S.  646  ff.,  fcrnn 
fter  Commontar  von  May  tiihI  d»:ssi'n  Artik<>l  im  H.  W.  B.  Sf.  II.  .'."»O  IF..  über  Ri-T 
und  Bierbesteuerung,  das.  S.  öü7  ü.  tlber  die  iUtcre  baierische  Uesctzgcbung.  Auch 
6.  Y.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Yerwalt  II,  71,  Art.  Malzanfschlag,  II.  1022.  Snpplb.  IU, 
50  und  Zeller  im  Schc^nbcrg'schon  Handburli  III.  4.  A..  S.  öBS. 

Die  Nürmcn  von  1807  Uber  den  Malzaufschlai?  >ii)d  bis  1868  die  Grundlage  der 
baieriscben  liicr:>tcue.r  geblieben ,  der  Steuersatz  hatte  Erhöhungen  erfahren.  Das 
Gesetz  aber  den  Malzaufschlag  von  16.  Mai  1868  trat  dann  an  die  Stelle  dieser 
Normen,  veränderte  aber  dir  Reiteneninirsniutlioiif;  nicht,  sondern  brachte  nur  einige 
Aenderungeo  in  deren  Durchführung  und  iu  administrativen  Bestimmungen,  auch  im 
Strafsystem.  Am  Wichtigsten  war  dabei  „die  Freigabe  der  Malzmtthlen  an  die  Braver, 
sowie  der  ruttcrschrotmuhlcn  an  die  J.ainlwirthe  unter  gleichzeitiger  Nutzbarmachung 
einer  im  Jahre  1^06  erfolgten  neuen  Erlindung  eines  an  den  Mühlen  anzubringenden 
automatischen  ilakmessungs-  und  Controlapparatcs"  (v.  May  a.  a.  ü.).  Steuerobject 
ist  das  Malz,  d  h.  alles  künstlich  zum  Keimen  gebrachte  Getreide,  welches  inr 
Bier-  oder  K^-iL^Vier  iiurii:  (bis  m  dem  eipeiien  1>.iii'riM'ln  ii  Rr.türiMvrinstencrircsetz 
vom  25-  Februar  X8äU  auch  zur  Spiritus-,  Branntwein-  und  liefe bcreitung)  verwendet 
wird.  Der  Steuersatz  wird  nach  dem  Volnmen  (hl)  berechnet,  nicht  nach  dem  Ge- 
wicht, —  welche  dieser  beiden  Methoden  den  Vorziijf  hat,  ist  streitig  —  er  war 
anfangs  4,  seit  dem  Gesetz  vom  31.  üctober  1879  6  M.  far  das  üektoUter,  ein  nnr 
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auf  Z<M"t  howilIi)rter.  spStcr  aljcr  als  Nonnalsatz  verbliebener  Betrag.  Die  Vervenduii? 
roQ  JllaUsQrrogatcA  i&t,  wie  seit  Altera  ia  Baiem,  verboten,  far  Bnaabier  darf  nur 
Gentemnalz  verveodet  werden.  Da  die  SteoererhShung  anf  6  M.  von  den  kleinereu 
Brauerei en  schwer  getragen  wurde ,  sind  durch  (icset2  rom  8.  December  1889  Er- 
missignnecn  un  l  KrhAhungcu  des  Steuersätze*:  cintrenihrt  worden,  jene  auf  5  M.  für 
gewisse  klciuote  Brauorciea  (fUr  die  ersten  2000  Iii  bei  einem  Maximum  bis  6000, 
bttw.  7000  hl  Jahresverbrauch),  diese  auf  6V«  und  6*/,  M.  bei  g?iM»en  Bitooreien 
für  den  Malzverbrauch  von  tlber  10,000  um«!  Uber  40  (»00  hl  im  Jahre.  Kleine  weitere 
Hodiiicatiou  durch  Gesetz  vom  24.  Mai  18%.  i>tcuerf>ilichtig  ist  der  Eigenthtimcr 
dei  Makes.  Die  objecdre  SteneTpflieht  beginnt  bei  der  Mnbringnog  den  Malzes  zum 
Brechen  in  die  Mahle  (Schrotmuhle).  Zu  dem  Zweck  sind  nor  öüentlicho  nicht 
transportable  und  bcwillijrtc  Privatmalzmühlcu  ztifrelassen.  Letztere,  und,  sorcit  sie 
Cyliudeiwakeu  haben,  auch  erstere  müssen,  andere  Muhleu  kOnncu  mit  staatsseitig 
genehmigten  automatischen  MeesapfMiratcn  (Zählweriten)  veneben  werden,  mittebt 
J;reti  jetzt  der  bei  Wfitem  p^rösste  Tlieil  (ie>  Malzes  gemessen  wird.  Der  Steuer- 
tfickvergatongssatz  bei  Ausfuhr  von  Bier  ausser  Landes  i&t  für  Bnonbier  2.60  M.  für 
dl«  HeltoKter.  mit  Enn&ssigungen  bis  2,10  M.  und  £rb5hnogen  bis  2.85  M.  ftlr  die 
den  niedrigeren  oder  höheren  Steuersatz  zahlenden  Brauereien.  Auf  die  Pfalz  ist 
der  Malzaufschlac;  seit  1.  JuÜ  1878  ansL'^'dehnt,  von  wo  an  der  «ogen.  Steuerbeisclila? 
roo  100.000  ü.  jährlich,  den  die  l'fuU  als  En^at/.  au  diu  btaatscassc  bisher  gezahlt 
hatte,  fortfiel.  Das  Malzaufschlaggesetz  ist  in  iiem  r  Redaction  vom  7.  Dec.  1889  in 
Kraft.  S.  aus  der  schon  <reti.  T.ittcratnr  be-ümlers  den  Commentar  von  May  zu  dem 
Uesctze  und  dessen  aubfuhrücheo  Axlikel  im  H.  W.  d.  St.  I,  ferner  Anfs&tze  von  Yer- 
scUedeaea  und  Materialien«  besosdei*  tber  die  nonesten  Gesetse.  in  Fin^ardi.  B.  6, 
Id,  14,  StitiMisoheB  im  Jahrb.  d.  »tat.  Biir.,  B.  3,  8.  209  und  unten  in  55. 

Eine  eigene  selbstäiidige  Branntweinstener  hat  Baiern 
naeh  dem  eodgUtigen  UebergaDg  zor  bloBBen  Branmalzsteaer  (1811) 
DüT  kurze  Zeit,  von  1880—1887,  gehabt.  Bis  1880  worde  nur  die 

Getreide brenuerei  mit  vom  allgemeinen  Malzautschlag  f^ctroffcn. 
Erst  durch  Gesetz  vom  25.  Febr.  1880  wurde  diese  Stcuerform 
beseitigt  und  eine  eigene  Branntweinsteuer  von  mehligen  und 
anderen  Stoffen,  weseutlich  noch  nach  preussisch-uonldentscliem 
Muster,  mit  der  Hanptf'orm  der  Maiscbranmstencr  für  meblige  Stoffe 
und  mit  anderen  Nebenformen  eingefübrt.  Eine  Fortbildung  der 
Steuer  mit  weiteren  Erleichteraogen  für  kleinere  landwirthscbaft* 
liehe  Brennereien  und  Eioittbrnng  der  naeh  dem  Gesetz  von  1880 
Dor  facultativen  Fabrikatatener  nunmehr  als  obligatorischer  fttr 
gewerbliche  Brennereien  erfolgte  dorch  Gesetz  ^om  20.  Nov.  1885. 
Beietts  1887  schloes  sich  aber  Baiern,  wie  das  ttbrige  Sttddeotsch- 
hiDd,  unter  Verzicht  anf  seine  eigene  Steuer,  der  Reichsbranntwein- 
steuergemeioschaft  an,  nachdem  im  Reiche  die  grosse  Reform  dieser 
Steuer  (Gesetz  vom  14.  Juni  1887)  darcbgedrungen  war. 

S.  tlber  das  baierisebe  Gesetz  von  1880.  den  Commeniar  von  Geiger  (1881).  Im 

H.  W.d.St.  J  Wolf  II,  725,  im  Finareb.  de».  IV,  852,  im  W.  d.  Verw.  G.r.Hayr 

I,  2^,  Hock  II,  652. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  sogen.  Gebühren  (von  Rechts- 
ge8cbäften,  Amtshandlangen),  Taxen  und  Stempel  machte  sich 
in  Bsiem  seit  der  neuen  Reichsperiode  der  Binfloss  der  Reichs- 
SMettgebung  Uber  Gerichtskosten  und  Stempel  geltend.  Vorher 
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war  die  ältere  GesetzgebuDg  (o.  8.  145,  149)  nur  wenig  fort- 
gebildet und  noch  nicht  völlig  noifioirt  worden.  Einen  wesentlichen 
Fortschritt  stellte  die  nene,  sich,  soweit  erforderlich,  an  die  Reichs- 
gesetxgebnng  anschliessende  baieriscbe  Oesetzgehnng  Ton  1879 
Ober  die  genannten  Abgaben  und  Uber  die  damals  abgetrennte  und 
verselbständigte  Erbsehaftsstener  dar.  Dabei  wurden  aach 
die  fisealischen  Interessen  wenigstens  im  bisherigen  Umfang  be- 
liictligt  und  die  Einnahmen  erhöhten  sich  allmUlig  etwas.  Durch 
einige  Novellen  ist  seitdem  die  Gesetzgebung  fortgebildet,  auch 
das  Hauptgesetz  tlber  Gebühren  von  lö7i>  neu  redigirt  worden. 

Gewisse  Eigeiithamlichkcitcn  des  baierischen  Gebühren-  (Tax-,  Sportel-)r^hts 
folgen  aus  der  Stellung  des  Notariats,  das  daselbst  in  umfassendem  Müsse  bei  Rechts- 
geschäften, namt'iitlicl)  Ober  Immobilien,  mitwirkt.    Vor  der  GesdUgebang  ron  1879 
sind  niebrfach  Aeiidcrungen  des  älteren  Ucchts  erfolgt,  doch  nnr  in  codificirender 
Kichtung  und  zum  TheU  nur  provisorisch.   Eigoatliche  Gebühren  im  üuauzwissea- 
sdiftfUichea  Sinne  und  aofen.  OebObren  im  Sinne  und  mit  den  Wirkanfen  von 
Verkelirssteucm    sind,    wie    friwöhnlich ,    theils    in    derselben,    theib    in  ver- 
schiedenen Abgaben  auch  im  baieri^chen  betreffenden  Recht  vorhanden.    Aus  der 
Zeit  vor  1870  ist  ein  Taxrcgulativ  vom  28.  Mai  1852  über  die  Yerhandlnngen  der 
streitigen  Rechtspflege  und  der  inneren,  der  Polizei*  und  der  Fiuanzverwaltung  hervor- 
zuheben, das  mit  verschiedenen  Novellen,  auch  provisorischen  Tax-  und  Stempel- 
gestitzeu  (1870,  1873,  1875«  1878)  die  Grundlaga  im  rechbrheimscheu  Gebiete  bis 
1879  blieb.  Ifacli  Erlass  des  BeicbsgerichtskostenfeBelzes  vom  18.  Joni  1878  erfolgt« 
dann,  im  Auscbltiss  daran  und,  suwcit  nothwcndig-,  zu  dessen  Ergän/unp  eine  um- 
fassende Codificatioa  und  ünincation  des  ganzen  Rechtsgebiets,  jetzt  für  den  ganzen 
Staat,  dorcb  das  GeblUirengesctz  vom  18.  Aug  1870.  Soweit  die  Landesgesetzgebang 
in  der       itigen  Civilgcrichtsbarkeit  und  Strafgericbtsberkeit  xwch  competeot  blieb, 
wurde  das  betreffende  sperielt  baii-ris-  lie  (jcbuhrL-nwe^en  dem  des  Kelchs  atigepasst. 
Aach  iu  dem  liscalisch  besonders  wichtigen  Gebiet  der  nichtstrcitigeu  Gurichtsbarkoit 
(sovie  der  Ta'iraltnng  und  Yenraltungsrecbtspflege)  ecbloee  eich  die  baieriscbe  Ueeetx- 
gcbung  aber  den  technischen  coustructiven  Griindl.ijren  der  Reichsabgabeii  mehr  an, 
so  u.  A.  im  Ersatz  der  bisherigen  sogen.  Einzclgebuhrcn  durch  Bauschgebührou  bei 
Gerichtsverbandluiigcn ,  anch  durch  Zusammenfassung  von  bisherigen  mehrfachen 
Einzelabgaben  in  Gesammtgebuhrensätze  im  Vom  altungs-  and  Venraltungsrechtspflege- 
gebiete,  wodurch  die  Anwendung  des  Stempels  eingeensrt  wurde.    Der  Stempel  für 
Eingaben  iiei  überall  fort    ^S.  Näheres  bei  llock  U,  'ö'di  ff.)   Kriuichterungen  und 
Ermisslgiingen  erfolgten  besonders  fttr  den  ImmobiÜenrerkehr.  Eine  in  DeotacUand 
bisher  sin*:H!:lro.  in  der  franzüsischcn  (Fin.  III,  §.  W5)  und  der  österreichischen 
Gesetzgebung  vorkommende  Steuorart  zur  Ergänzung  der  besonders  wichtigen  Besitz- 
wecbselabgaben,  namentlich  von  Liegeuscliaften,  war  die  Einfahrong  eines  Oobtthrcn- 
i&q ui valents  bei  Grundvermögen  rem  Besitz  der  todten  Hand,  d.  h. 
juristischer  Personen  (doch  sind  anspenommen  Ginieinden,  auch  Kreis-,  Districts-, 
frommen,  milden,  gemeinnützigen,  Intcrrichtszwcckcn  dienende  Objecte.  auch  Kloster- 
vermftgcn,  ferner  BergbanreaiiUiten,  ebenfalls  die  den  Öffentlichen  VcrkoliRHevecJien 
dienenden  Dinge,  wie  Bahnen,  Canäle.  Strai->en  neb?t  d.izn  geliöri^en  Gebäuden  u.  s.  w., 
dagegen  eingeschlossen  in  die  Steuerpflicht  sonstige  öffentliche  Gorporationon,  Handels- 
geseUschafken ,  selbst  offene,  anch  Genossenschaften,  Vereine,  andere  Gesellschaften 
und  Anstalten,  ferner  Gesammtgeschlechter).  Die  Abgabe  ist  alle  20  Jahre  Hülig  and 
zwar  von  1880—88  in  von  V,„ — "/,o  7o  steigenden  Sützen,  von  1^'^'.'  an  im  Satze 
von  1  Vo.  also  V«,  7^  p.  a.  (s.  Näheres  bei  Uock  II,  §.  281,  S.  öOO).    Der  Ertrag 
einzelner  Taxen  fttr  Wiarden,  Titel  n.  dgl.  flieset  wie  bisher  mdirfaeh  nicht  ia  die 
Staatscasse,  sondern  in  Sperialcassen  'Sfantsdiener-rnteiM  .fzungs-  und  Töchtercassen, 
geistliclio    Emcriteu-  uud  rfarrwittwencassen,    auch  Konigl.  Cabinetscassc,   so  in 
letztere  "/s  <lor  1894  neu  durch  Verordnung  gcrcgelteu  Gcbahreu  für  Uoftitel,  während 
Va  davon  in  die  Staatscane  kommt).  —  Moretlen  som  Gebuhrengeeetz  vom  29.  Mai 
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1S>C..  8  1888,  22.  Dec.  1889,  neao  Redaction  des  Gesetzes  von  1870  mit 

BeJtlckäicbtigan;;  dür  eingetreteoeu  gesetzlicbco  Aeadöruagea  ?om  21.  Jan.  1890, 
KoreHe  Tom  26.  Mal  1892.  £iDge1ieiide  Dantellong  der  ganzen  Getetzgcbong,  bis 
1883,  bei  Hock,  a.  a.  0.  8.  322—588.  S.  auch  die  Artikel  von  G.  v.  Mayr  im  Wörtcrb. 
1  Verwalt.  ücbubren  in  B.  I,  Liejrcns('1ififtsabgabo  in  B.  II,  NacbtrSge  II,  1018.  im 
Ergaüz.band  II,  S.  64,  143.  III,  S.  106,  Art.  Stempelsteuer  f.  Jacob,  B.  Ii,  S,  ö46, 
Seliall  im  Schönberg'scben  Handbncli  III,  4.  A.«  S.  711,  Crnnflieiitera  q.  dgl.  ron 
r.  Stengel  und  Pfaff. 

Wie  in  anderen  deatachen  und  fremden  Staaten,  waren  anch 
in  Baiem  sogen.  Erbsehaftstaxen  in  der  bisherigen  Tax-  nnd  (Je- 
bflhrengesetzgebuDg  enthalten  gewesen  (speeiell  im  Gesetz  vom 
25.  Mai  1852  nnd  in  späteren).  Aneh  hier  ist  dann  aber  die 
Erbsehaftssteaer,  wie  mehrfach  sonst  in  Deutschland  nnd  dem 
Ansland^  bei  der  Aenderung  des  Gebühren-,  Tax-  nnd  Stcmpel- 
wesens  im  Jahre  1879  von  letzterem  Gebiete  ganz  abgetrennt  und 
rerselbständigt  worden  (2,  Gesetz  vom  18.  August  187U).  Eine 
principielle  Fortbildung  hat  die  Steuer  nljer  dadurch  nur  in  Betreff 
der  Aii>(lehnnng  der  8teuerpÜicbt  auf  die  Eltern  ffllr  Anfälle  von 
über  lÜÜÜ  M.j  ertahrcn,  die  Dcscendenteii  und  Ehegatten  sind  frei 
geblieben.  Die  Technik  der  Steuer,  das  Veranlagungs-  und  £r- 
bebaogsverfahren  sind  verbessert  worden. 

S.  Hock  II.  300  IT..  Commentare  von  v.  Stengel,  Pfaff,  Knobling.  S.  auch 
döQ  Artikel  Erbschaftssteuer  von  G.  v.  Mayr  im  WOrterb.  d.  Yerwalt.  I,  v.  Höckel 
ia  Sopplb.  de»  H.  W.  B.  d.  St.  8.  308,  Statistik  bei  Schanz,  Archl?  II,  876  ff., 

XV,  622  ff. 

Zu  den  Staatsstenem  gehört  in  Baiem  auch  die  Hundestener, 
abweiehend  von  den  meisten  anderen,  nsmentlich  dentschen  Staaten, 
wo  diese  Steuer  gewöhnlich  Gommunalstener  ist.  Die  Steuer  ist 
wesentlieh  ans  sanitätspolizeiliehen  Grtlnden  dureh  Gesetz  vom 
2.  Juni  1876  eingeftlhr^  absichtlich  in  einer  Höhe,  welche  auf  Ver^ 
mindemng  der  Hnnde  hinwirken  sollte,  was  indessen  nicht  erreicht 
worden  ist.  Die  Hätte  des  Reinertrags  fällt  übrigens  in  jeder  Ge- 
meinde dieser  zu. 

Die  Steuer  ist  in  4  Sätzen  mit  15.  9.  C,  3  M.  abgestuft  nach  der  Bevölkcnings- 
ßrüsse  der  Gemeinden  (Uber  15.000,  1500,  300  Einwohner  und  damnter).  Die  Zahl 
•li^^r  Hundi-  hat  sich  seit  dem  <iesetze  im  Ganzen  orni  in  j<  tl»  i-  Ortskategorie  bcständiir, 
daher  auch  der  Ertrag  vergrOssert.   S.  Hock  11,  ÜOu  Ii.    Statist  Jahrb.  B.  4,  S.  214. 

Zo  ervilinen  ist  noch,  daas  in  Baiem  kurze  Zeit  eine  sogen.  Wehrstener  n.  d.  N. 
Wehrgcld  nach  Gesetz  vom  29.  Ajiril  l^OS  bestanden  hat,  welche  mit  der  Einruhruiic- 
der  Reichsmilitärgesctzgebung  wieder  forthel.  ebenso  in  Wiirttemberg,  (Abstufung  nach 
dem  Einkommen,  s.  Wagner,  Schönberg's  Handbuch  III,  1.  Abth.,  4.  A.,  S.  4(>0). 

§.  r)3.  Rückblick  auf  die  baierische  Staats- 
besteuerung  im  Ii'.  Jahrhundert.  Bedeutungsvoll  und  im 
Ganzen  erfolgreich  setzte  die  Steuerpolitik  des  neuen  baierischen 
Kitnigsstaats  in  der  ersten  noch  absolutistischen  Periode  mit  Helornicn 
ein  and  legte  ein  Fundament,  das  sich  brauchbar  erwies.  In  der 
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folgenden  constitatiooellen  Aera  behielt  man  dann  aach  dies  Fun- 
dament bei,  baute  auf  demselben  die  directe  Besteaernug  aus  und 
anfy  zog  in  derFom  der  Ertragsbestenernng  anch  die  nicht  ans  Real- 
itäten flieasenden  Einkünfte»  Ireilicb  erat  ein  volles  Mensehenaller 
nach  dem  Eintritt  in  die  yerfassiingsmSMige  Periode,  znr  wetteren 
Bestenernng  besser  mit  heran  nnd  trag  darin  anch  den  einge- 
tretenen nnd  sich  weiter  entwickelnden  Verttnderongen  der  wirih- 
scbaftlichen  Verhältnisse  einige  Rechnung.  Aber  den  nothwendigen 
Uebergaiig  von  der  Ertr.igs-  zur  Personalbesteuerung  wusste  mau. 
nicht  zu  bewerkstelligen.  Baiern  blieb  iu  diesem  Gebiete  der 
directen  ßesteueiung:  so,  trotz  manches  Tüchtigen  in  seiner  immer 
wieder  verbesserten  Krtragsbesteueriing,  hinter  fast  allen  grösseren 
und  kleineren  dentschen  Staaten  zurück,  namentlich  hinter  Prenssen, 
dessen  directe  Besteuerung  sogar  vor  den  Ket'ormen  von  1691  nnd 
1893  Dank  der  Ausbildung  der  personalen  Classen-  und  Einkommen- 
steuer der  baierischen  directen  Stenerrerfassnng  ttberlegen  war, 
vollends  dies  aber  seit  den  neuesten  grossen  Reformen  in  erheb- 
lichem Maasse  geworden  ist.  Es  zeigt  sich  hier  eine  gewisse 
Aehnlichkeit  Baiems  mit  Frankreich  nnd  vor  der  1896er  Keform 
mit  Oesterreich,  anch  mit  Elsass-Lothringen,  trotz  der  hier  anter 
deutscher  Herrschaft  erfolgten  allmSligen  Umbildong  der  fran- 
zösischen BesteneruDg.  Von  den  anderen  sfiddentseben  Staaten 
haben  Baden,  Hessen  grössere  Fortschritte  gemacht,  wodurch  auch  ihre 
directe  Besteuerung  mehr  der  norddeutschen,  preussischen,  sächsischen 
angenähert  ist  und  Württemberg  war  wenigstens  jetzt  im  Begriffe, 
dies  zu  thun,  als  die  dortige  Reform  schliesslich  doch  noch  scheiterte. 

Der  relative  Stillstand  der  Entwicklung  auf  dem  genannten 
Stenergebiet  erklärt  sich  in  Baiern  allerdings  wohl  etwas  mit  dar* 
aoSy  dass  hier  die  Fort-  und  Umbildung  der  Volkswirthscbaft  ans 
agrar-  in  Industrie-  nnd  bandelsstaatlicher  Richtung,  ans  noch 
einfacheren  geldwirthschaftlichen ,  selbst  Resten  natnralwirthschaft- 
licher  Znstände  in  creditwirtbscbaftlichCi  aus  ländlichen  in  mehr 
städtische  Verhältnisse  im  Ganzen  noch  nicht  so  weit  gediehen 
ist,  als  in  manchen  anderen  deutschen  Landen,  obwohl  es  anch 
unter  diesen  riebiete  giebt,  die  darin  vielen  baierisehen  gleichen 
und  iiiaiichc  haierischc  eine  ähnliche  IJmbildniii^  wie  iii  i'rensseu 
zeigen.  Ausserdem  liaben  aber  wohl  die  günstigen  finan7jellen 
Folgen  des  Zollvereins  und  dc^  r)eutschen  Reiches  gerade  für 
Baiern  und  die  Verfügung  über  die  ei^^ene  ergiebige  Bierbesteuerung, 
letztere  freilich  iu  Yerbiodung  mit  den  eigenartigen  Consumyer- 
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bSltDiBseD  im  Lande,  jeneo  Stillstand  der  VerfaaBnng  der  directen 
Beslenernng  mit  ermdglicbt  Anch  snr  Bierbestenerong  wnrde 
flbrigeDB  schon  in  der  ersten  Periode  das  Fundament  gelegt,  wobei 
aUerdings  ttberall  an  ftitere  bezügliche  Stenern  nnd  altgewohnten 

Bierconsum  angeknüpft  werden  konnte.  Der  richtige,  wenn  auch 
fiscalisch  nicht  von  sehr  bedeutenden  Erfolgen  begleitete  Ausbau 
der  Verkehrs-  und  Erbschaftsbesteuerung  hat  den  weiteren  Finanz- 
Qüd  Stenerbedarf  mit  decken  helfen.  Dieser  Bedarf  imisste  sich 
anch  wegen  der  Thcilnahme  Baierns  an  den  Keichskosten ,  und 
hier  noch  besonders  wegen  der  Exemtion  Haicrns  von  der  Rcichs- 
biersteuer  und  Post  und  Telegraphie,  wodurch  höhere  Matricular- 
beiträge  bedingt  siud,  steigern,  soweit  die  Reicbsausgaben  nicht 
dnreb  die  eigenen  Reichseinnahmen  sich  decken,  bezw.  die  lieber* 
Weisungen  ans  Reichssteuem  an  Baiem  hinter  den  Matricular- 
beitragen  zurttekbleiben. 

Der  Finanzbedarf  des  Staats  muss  in  Baiem,  verglichen  mit 
Freussen,  mehr  durch  Steuern  gedeckt  werden,  weil  jenem  die 
idehen  Staatsbabnttberschttsse  Prenssens  fehlen  und  die  anderen 
priTatwirtbscbaftlieben  Einnahmequellen,  unter  denen  sieh  nament- 
lich ergiebige  Staatsforsten  befinden,  doch  diesen  Ausfall  nicht 
decken.    Baiern  ist  aber  so  noch  mehr  als  Prcussen  an  der  Ent- 
wicklung der  indirecten  Reichssteuern  iuteressirt,  möglichst  in  der 
Richtung,   daas   daraus  l'cberweisungen,   welche  die  Matricular- 
beiträgc   übertreffen,  erfolgen   können.    Ebenso  bleibt  ihm  sein 
Reservatrecht  betreffs  der  eigenen  Biersteuer  von  grosser  finanzieller 
Bedeutung.  Ob  trotzdem,  namentlich  wenn  die  KStaatsbahnen  nicht 
bald  sehr  viel  ergiebiger  werden  sollten,  nicht  schon  aus  rein  fis- 
caltsehen  Gründen  tiefer  greifende  Reformen  der  Eandessteuero, 
besonders  der  direeten,  auch  der  Verkehrs-  und  £rbschaftssteaern 
bald  nothwendig  werden  mttehten,  was  sonst  schon  socialpolitisehe 
und  allgemeine  Erwägungen  Uber  bessere  Vertheiinng  der  Steuerlast 
rXthlich  machen,  bleibe  dahingestellt.    Unwahrscheinlich  ist  es 
nicht.   Eine  weitere  Erhöhung  der  Bierstener  stunde  wohl  auch 
noch  in  Frage,  gilt  aber  unter  den  eigenartigen  baierischen  Pro- 
ductions-,  Absatzund  Wirthschafts-  wie  Consumverbältnissen  und  neben 
den  CoiiimuDalzuschlägcu  doch  vielfath  lür  bedenklich,  besonders 
auch  gegenüber  den  kleineren  Brauereien.    Endlich  drangt  aber 
anch  die  directe  Comnuuialbesteueiung,  welche  sich  ganz  an  die 
Staatsbesteuerung  anlehnt,  auf  Keformen  der  letzteren  hin  (§.  57  ff.). 
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Staatss teuer  -  Statistik. 

§.54.  Das  Material.  Seit  den  Tcrritorialr  L'nlirungen  von  1814/15,  die  sieb 
zum  Thcil  noch  ctvas  hinzogen ,  und  seit  der  EinluUruiig  der  Verfassung  bat  der 
baieriscUe  Staat  im  Wesentlichen  seinen  damals  erreichten  Gebietsu  mfang  behalten. 
Die  kldnen  Abtretung cii  von  dn  n/ätrichen  an  Preussen  im  Jahre  1866  sind  so  gering» 
fUfig  gewesen,  nach  der  (irö^sc  des  vorlorencn  Landes  und  der  darauf  wohnenden 
Bevölkerung,  dass  siö  hier  fur  unsere  Zwacke  unbeachtet  bleiben  Itönoeu*}.  Dem  üa- 
stuide,  das8  Balern  im  Jalira  1818  bereits  eine  Yerfusung  erhalten  und  der  Laadtif 
den  Etat  mit  fest/ustellen  hat,  ist  es  zti  verdanken,  dasü  hier  früher  als  in  Preusseu  und 
Sachsen  der  Grundsatz  der  Oe  ff  eatlichiieit  im  Finanzwesen  Flaiz  ghü  und 
so  dann  auch  ron  dieser  Zeit  an  genügendes  brauchbares  finanzstatistisches  Material 
vorliegt  Doch  stOrt  auch  hier,  dass  die  früheren  Etats,  bis  1867  incl..  Netto-,  erst 
die  dann  folgenden  Bruttoetats  ^illll.  Es  verlangt  zu  oinfänp:liche.  ins  Einzelne 
gehende  Umrechoungeo  der  amtlichen  Zahlen  der  Budgets  und  Hecbnungsabschltlsse, 
avch  reicht  dazn  das  Terhandene  Material  nicht  inner  ans,  nm  die  ilterea  und 
neueren  Daten  ganz  <renau  vergleichbar  zu  machen.  Doch  dasjenige  Maass  ron 
Genauigkeit  far  Vergleiche ,  welche  für  uuöcro  Zwecke  noch  geoQgt«  i&sst  sich 
erreichen. 

Durdi  •}•  n  Hiiitritt  Baierns  zum  Zollverein,  seit  1834.  und  mehr  noch 
zum  Deutschen  Rcirli.  seit  1871,  wurden  natürlich  auch  hier  die  Finanzen  tlber- 
haupt  und  die  Etats  bceiuHussr,  so  dass  namentlich  die  Finanzdaten  aus  der  Zeit  tot 
nnd  nach  der  Zugehörigkeit  Baierns  zur  Beichsfinanzf(eaielnschaft  sieh  wieder  nicht 
in  Allem  irenau  vt.rgleielii'n  lassen,  wenigstens  nicht,  ohne  einteilende  Dmrechnunpfen 
und  Vcrtheilung  der  Kelchscinnahmen  und  Ausgaben  auf  Baiern,  wobei  es  nicht  ohne 
Conjecturen  nbg:cht.  Um  indessen  die  Yergleichung  zwischen  Prenssen  nnd  dem  zweit- 
grösbton  deutschen  Staate  in  weitcrem  Maasse  zu  ermöglichen,  sind  unten  in  den 
Tabellen  32 — 35  die  Anthcile  an  Verbrauchs-  und  Verkehrs'^teoern  (nicht  auch  an  den 
übrigen  Kuichscinnahmeu)  nach  ciaer  dort  näher  angcgebenon  Methode  der  Bcrech- 
nnnf  mit  den  baierischen  Einnahmen  vereinigt  worden.  Es  ist  bei  yerfl6lchiinge& 
mit  Preussen.  Sarlisen  u.  ».  w.  immer  daran  zu  denken,  dass  Baiern  seine  ciccne 
Post-  und  TolugraphcnTorwaltang  und  seine  eigene  Bicrbesteucr ung 
hat  bis  1887  avch  seine  eigene  Branntweittbesteoernng;  hatte,  daher  an  den 
bezuglichen  Iteichseinnahmcn  nicht  the  liiui  mt,  ferner  auch  im  Mititairwescn  eine 
mit  auf  die  finanzielle  Seite  etwas  riukwiikendc  a[tartft  Stellunir  '^iimimmt.  In  Fo!?o 
dieser  Verhältniaso  wird  es  von  einem  kleinen  Tlieii  der  licich:>äcjuulden.  nemlich  ge- 
wissen Beträfen  der  fQr  die  Bdchsmilifirrerwaltong  und  weiteren  der  ftkr  die  Beichs- 
]mst-  iHid  Tel,  fifaiilicnverwaltung  aufgenommenen  Anleihen,  nicht  mit  belastet.  Daher 
erfolgen  auch  fUr  Baiern  die  Berechnungen  für  die  gesetzliche  Belastung  mit  Matri- 
cnlarbeitrlgen  im  Etat  unter  Beradtsichtigung  dieser  VerhUtnisse,  also  abweichend 
von  den  übrigen  Staaten,  soweit  diese  nicht,  wie  die  anderen  süddeutschen,  in  einigen 
rinu  ten  in  gli  irliur  Laire  wie  Baiern  sind.  Die  baierische  Belastung  mit  ISIatricular- 
beitragcn  ist  noihwcudi^  relativ  ctnras  stärker  in  Folge  dieser  Umstände  als  be&ouder» 
in  Norddeutschland. 

Statistik  mehrfach  in  d«  n  oben  genannten  Aufsätzen  von  Helferich,  Ehe- 
berg, Lötz,  für  die  frühere  Zeit  bei  Kudhart  B.  III,  besonders  in  den  Tabellen 
im  Anbang,  lici  r.  Beden,  vergleich.  Fin.6tat  I,  1.  Abth.,  §.  20 ff.,  in  der  Arbeit 
von  Y  ecke,  Slatistfli  des  baior.  Staatshaushalts.  Zcitschr.  d.  baier.  stat.  Bureaus  1870. 
Für  die  q-anze  Periode  von  1810 — 89  der  .^tif'^afr  mit  Tabellen  von  Wilh.  Burkhard 
iiu  l"ui.arcii.  XU  1889,  S.  222  ff.  S.  auch  i  iu.aich.  III,  S.  ü7U,  \',  7Ü8  Ü.,  ^f.  1876—86). 
Jetzt  bes.  die  Tabellen  im  Statist.  Jahrb.  Baierns,  3.  B..  S.  192  tl.  4.  B.,  8.  191  C 
Die  llanptdaten,  auch  in  fitlliercr  Zeit,  im  Gothacr  Hofkaleralcr.  Ergfinzan^eö  oa- 
mittclbar  aas  Etats  und  liechuungcn.  Die  Materialien  der  unten  lolgcndcn  Tabell«» 
sind  diesen  verschiedenen  Qoellen  entnommen,  die  yielfach  itir  diesen  Zweck  genaaer 
verglichen  und  durch  einander  ergänzt  werden  musstcn.  A'öllige  Gleichmässigkcit  des 
Materials  war  nicht  zu  erreichen,  aber  die  Yergleichbarkoit  wird  nach  anseroa 


Das  abgetretene  Gebiet  nmfasste  10  Qoadxatmftilea  alt  88.000  Einwthnein, 

von  L  iiiem  Gcsammtgebict  von  1300  Quadratmeilen  (nach  aenoer  BereehnoDg,  froherer 
AnschUg  im)  mit  4.807.000  Einwohnern. 
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F.  rerhnnnfron  in  den  Tabillon  dadurch  nicht  wesentlich  gestOrf.  Die  frühere  Gulden- 
waliruDi?  ist  iuuj  Vergleich  auf  Mark  naclt  dem  Satze  von  1  Ii.  gleich  1.71  M.  (rund) 
omferecbnet  worden.  Auf  welche  Sätze  (Brutto-,  Netto-,  Etats,  Rechnung  bezw.  wirk» 
li  -hes  Ert:t  bnisO  -i  h  die  Zitfern  beziehen,  wird  an  betreffonder  Stelle  angegeben.  Die 
labeüen  !>ind  i^oweit  als  möglich  ähnlich  constroiit  wie  die  früheren  Uber  Preossen 
•S.  SO  ü.\  vm  dfo  Vergleicbnng  mit  diesem  in  erleichtern.  Bei  dem  gleicbftebliebenen 
Staatsgebiet  war  eine  zeitliche  Scbcidong,  wie  bei  Preussen  vor  und  nach  1866,  nicht 
RAihtrciidisr.  Die  Einbczichunir  der  Antheile  an  den  Reicbs^^teiicrri  nach  den  Ziffern 
dalur  im  baicrischcu  Etat  lAt  nicht  unmittelbar  zulässig,  weil  die  dircct  in  der  Ixeichs- 
CMse  rerblcibenden  Summen  dabei  feblen.  Die  im  baierischen  Etat  (vie  in  den 
anderen  Einzelsfaatsetats .  auch  dem  preussischen)  stehontlca  Einnahmen  ans  Vf^r- 
satDDgen  des  Keichs  fiir  Erhebung  der  Zöllo  ond  Steuern  bezichen  tich  wieder  nicht 
auf  die  in  Baiem  nach  den  Cünsttmtiona-  tind  Ueberwllxttng:sTerbftltniS8eD 
virklich  getragenen,  sondern  auf  die  kleineren  Beträge  dort  erhobener 
Z'^Iit;  und  Steuern,  lassen  also  auch  eine  tinmittelharc  Hcrübernahme  in  die  Kcchnnntr 
der  baierischen  Steuern  nicht  zu.  ^S.  ähnliche  Schwierigkeiten  bei  Preus.se u  oben 
S.  55,  Noto  1.) 

§.55.  Ertragsentwicklung  der  baierischen  Staats- 
Stenern  und  anderer  Einnahmen,  1820— 98.  Die  folgenden 
Tabellen  32^34 ,  welche  ähnlich  wie  die  früheren  fttr  Prenssen 
(S.  50  ff.)  entworfen  sind,  lassen  die  characteristlsehen  fintwicklnngs- 
Terbältnisse  scharf  hervortreten.  Znm  Yerständniss  ist  es  aber 
nothwendig,  die  diesen  Tabellen  beigefUgten  Noten  genan  sn 
beachten.  (Tab.  32  auf  Seit«  176.) 

Bemerkongen  zu  den  Einnahmo arten  der  Tab.  32.  Kat.  VI  euthrdt  bi» 
zor  Einführung  der  jrciiii'inj^amen  Salzsteuer  im  Zollverein  l^Pv^*)  den  Ertraj^  der  Salz- 
steoer  in  Begalform,  der  aber  mit  den  Einnahmen  aus  der  Salinen-  und  Bergwerksrer- 
wallnaf  rerbnndeniind  in  derTabelle  nnr  schitzongsweise  eingesetzt  ist.  nntor  der,  voUends 
früher,  wohl  zntrefrendcn  Annahme,  dass  der  I'cinertrrtg  dieser  Verwaltun«:  fast  ;:an/. 
T<HB  Salzregal  herrührte.  Bei  13,  Gebühren  u.  s.  w.  auch  Strafen.  —  Bei  Kat.  F, 
Domänen,  Forsten  u.  s.  w.  auch  der  Ertrag  der  Staats- Oekonomicn ,  Gewerbe, 
Branereien  u.  dgl.,  dann  der  Forst-  ond  Jagdgefällo.  auch  des  Rests  der  Bergwork- 
und  Salinenrerwaltun^;,  ferner  der  Ertras?  der  Dampfsrhilffahrt  (Bodeosee),  des  Donnu- 
Maiacanala ,  Frank&oihalcr  Canals,  der  Münze,  Gesetzblatt,  Druckerei,  Aerahalrcnte 
fwi  der  K.  Bank,  venebiedenartig«  B^ten  und  Zinsen,  besonders  GrandgcAlle,  aneb 
feste  Rente  (lOOOf^O  fl.^  von  Oesterreich,  und  (später)  verschiedene  verwandte  Ein- 
oahmen.  —  Ganz  vulisiiiudig  sind  diu  Eionahmeu,  auch  die  ordentlichen,  wohl  far 
1S2D  vnd  1845  nicht,  doch  fehlen  nnr  lüeine  BetrSge  eines  nicht  ganz  dentlichen 
Fuanzeharaetefs. 

Bemerkungen  zu  den  Rubriken  ..um  1820".  S.  bes.  die  Tab.  ?0 
bei  Kudhart  Ül  in  der  Beilage,  womit  die  Daten  in  der  Tabelle  von  W.  Burkhard 
ia  FiQ.arcb.  TI,  284  fast  immer  ^enaa  Obereinstimmen,  doch  fehlt  in  letitorer  die 
Ausscheidung!:  des  Ettrs^s  der  „Brauereien,  Oekonomien  und  Fabriken".  Die  /.weite 
eifigekiammerto  Zahl  bei  6,  Familiensteoer,  bezieht  sich  aaf  einen  damals  erhobenen 
assTserordentlicben  Zoschlaff  zor  Familieostencr  fbr  Staalsschnldentigung 
508  0(K)  fl  ).  Dieser  Betrag  ist  in  der  Summe  der  directen  Steuern  bei  A  und  aller 
Steuern  bei  I  nicht  mit  ein}:erechnet  worden.  —  Bei  der  Nr.  12  ?ind  am  Reinertrag 
Ton  2,080,300  11.  der  Salinen-  und  Bergwerksvcrwaliong  2  Mill.  Gulden  rund  als  Rcin- 
tftnf  des  Salziegais  (rieUeicht  etwas  zu  hoch)  eingesetzt,  der  Rest  bei  F  (Domänen 
u  ?.  T.)  eingerechnet  worden.  Kat.  E.  nrnfasst  hier  nur  die  Post.  —  Kat.  F:  Di  ko- 
coDueen.  Fabriken,  Brauereien  rund  714.0U0  fl.,  For»t-  und  Jagdgaf&llo  2,197.000  6., 
<naBd-.  Zebent-,  freriebtsberrticbe ,  Lehengef&llo  4  803.000  fl..  ans  Munze  3900,  ans 
^eset/hlatt  IH  oOC,  aus  Bcrgweiks-  und  Saliuenverwakiing  {Hest)  80.000,  fiMen.  Rente 
100.000  L  —  Die  Somme  aUor  £innahmen  ron  50,000,000  M.  (^,24  MiU.  Gulden) 
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Schon  die  absoluten  Zahlen  der  Tab.  32  ergebe  als  besonders 
characteriatische  Thatsacben  die  Stabilität  des  Grundsteuer-Ertrags, 


in  der  Tabelle  für  die  Zeit  ron  1820  (1819'20)  stimmt  mit  einer  amtliclien  Berech- 
iiDDg  im  siatistisclicu  Jahrbuch  (4.  B.  f.  Iöü8,  S.  191)  für  die  Jahre  1825/26  ziem- 
lieh  Qberein  (hier  48.838,000  M.).  Die  Gesammteinnahme  war  eiDscbliesslicb  einigttr 
iUs3erordentliclier.  in  der  Tabelle  fort?classcner  Posten  iimcb  Badhart  82.0i  MUUoneii 
boldöD,  DAch  W.  Barlcb&rd  a5.öU  Mill.  Gulden  (?)• 

*)  Benerkn Düren  tu  den  Bobrlken  am  1845.  Nach  der  Abrechnaog  für 
l$44/45  ans  der  Finanzperiode  1843/49  bei  v.  Reden  I.  1.  Abth..  S.  21.  Bei  den 
direclpn  Stetiorn  sind  die  allgemeinen  Erhebnnfrskostcn  ^Icichmässig  auf  die  einzelnen 
dieser  Stouorn  (2,.Sl  ®/o  fiohcrtrag;  rcpartirt  wurden.  Die  eingeklammerte  Zahl 
bd  12  (Salz)  bei  I\oh-  und  Beineatrag  nur  scbützungsweise,  bei  D  (Lotto)  die  Roh- 
emagszifior  desgleichen,  aber  nur  mit  Veranschlagung  für  den  Verwaltungsaofrand 
(«bo  excL  Gu]|tDn).  Die  Kat.  F  amfasst  hier:  OekoDomieen  und  Gewerbe  roh  rund 
741,000,  TCin  ^.000  S..  Forst-  and  Jae:dgcrällo  7,114,000  ond  4,148.000  fl ,  grand- 
herrliche Gofällo  6,978,000  und  6,083.000  fl.,  Kest  von  Salinen  und  Bergwerken  (nach 
Abzug  des  Salzregals  unter  12^  3.772  000  und  IHO.iKio  11.,  Gesetzblatt  28,000  und 
K'.OOO  fi.,  boiibtige  kleinere  Ke^alieü  32,000  und  31,000  il.,  verschiedene  bciondere 
kleinere  Abgaben.  68,000  ond  57,000  fl..  Kente  von  der  K.  Bank  in  Ntlniberg  roh  ond 
reiu  47,000,  österr.  Rente  dergleichen  100.000,  /ufäliigo  und  andere  Eiun.Hhmcn 
15,000  und  8000  fl.  —  Die  Hümme  des  Gesammtrcinertrags  von  63.775.000  M.  bleibt 
etwas  hinter  der  Im  etat  Jabrb.  B.  4,  8.  181  angegebenen  Ziffer  ^64,972.000  M.) 
zurfick.  was  ^ich  aus  foruiellcn  Rccbnungsvencbiedenheitcn  erklären  muss.  Ein  Betrag 
TOD  52.000  11  Witttt'on-  und  Waisenfonda-Beitiäge  ist  in  der  Ziffer  unserer  TabeUe 
Eicht  mit  aufi;eui)ir.men. 

^1  Bemerkungen  zu  den  Rubriken  um  1861/67.  Vo rans chlag^idaten 
rein  für  diij  Etalspi'riodc.  bei  den  direclen  Stenern  mit  den  Sitruerbeischlägen  zu  den 
einzelnen  (etwas  abweichende,  aber  unter  einander  nicht  übereinstimmende,  Daten 
mit  Draek-  nnd  Beehenfehlem  bei  W.  Burkhard  a.  a.  0.  8.  222  und  226).  Bei 
12  Salz  wieder  anschlagswcise.  Kat.  F  uuifas!>t  hier:  rein  in  Gulden  Gewerbe 
und  Uekonomiecn  3U6,000.  Forstgefalle  5  Mill..  grundherrliehe  u.  s.  w.  (refälle  4.1 16.000, 
Rest  von  Salinen  und  Bergwerken  380.000.  Donaudami^fschiiUahrt  25,000,  Donau- 
Maincanal  26,000.  Nürnberger  Bank  150,000.  Gesetzblatt  12.000,  kleine  Regalien 
5Kh)0.  Ziftsen  1500,  besondeie  Abgaben  28.000,  Sonstigea  (incL  fleteir.  Bente) 
271,000. 

^  ^)  Bemerknnfen  «a  den  Babriken  om  1876.  8.  die  Daten  im  Pin.aTch. 

^,  7G>  ff.    Nr.  10,  Malz  auf  sc  Mae,  rein,  Schätzung,  in  den  beiden  ZifFcrn  iucl. 
l ebergangsstener  von  eingeführtem  Bier  und  Vergütungen  der  Gemeindon  für  Erhebung 
des  Localmalzaufscblags.  abzüglich  Rückvergütung  für  ausgcführt&j  Bier.  —  Bei  den 
7'jl\eu  nnd  anderen  indirecten  Steuern  (Nr,  11  und  12)  ist  hier  (und  ebenso 
lü  der  Rubrik  1896/98)  eine  besondere  Berechnung-  jr^ macht,  indem  der  anf  den  Kopf 
der  UeichflbevOlkerung  fallende  Betrag  an  Zöllen  und  inneren  Verbrauchästouern  (in 
1S76,  besv.  1876/77)  auch  fQr  die  baierische  BerAlkenm;  an  Grande  gelegt  und  so 
der  hiernach  auf  diese  fallende  a1i>olute  Brutto-  und  Nettoertrag  ermittth  wurde. 
Die  Daten  nach  den  Tabellen  im  Statist.  Jahrb.  des  Deutschen  Reichs.  Man  bekommt 
10 wenigstens  A nuftbernngswerthe  für  Baiem,  aber,  wie  im  Texte  nftber  dargelegt 
*ird,  zu  günstige,  denn  die  bctrcflcndcn  Daten  ergeben  wob),  was  Baiem  ans  den 
genannten  Rcichseinnahmen  zur  Beri.  Iifipnng:  der  ihm  zufalbudon  Anlheilo  an  den 
Heicbsiasten  erhält,  aber  nicht,  was  es  eigentlich  von  diesen  Zöllen  und  Steuern 
wirklich  trSgt:  letztere  Last  ist  nach  der  motibmaasslicben  Gonsomtion  kleiner. 
I>w  VerL&ltniss  zwischen    Tin]"  :-   nnd  Nettoeinnahme  zum  Theil  srb'itzan2rs^'"'i'5e. 
Ketto  für  Tabaksteuer  c.  KiO.OOO,  für  Kübonzuckerstcuer  c  6,776.000,  für  Saizsteuer 
<^  4015.000  M.,  die  betreffenden  Zölle  noter  den  Zolleinnahmeu.   Verwandte  eigene 
linnahiDcti  Baicrns  sind  zugesetzt,  so  bei  Branntwein  (abgesehen  vom  Malzaufschlag) 
3^iO,000  M.  <1876)  an  Ueberjjangsstcuer  von  eintreführtem  Branntw«^in,  IlafengefiUle, 
Lagergelder.  WägegobOhrcu  33,000  M.,  gemischte  Einnahmen  264,000  M.,  alle  diese 
Feiten  (brntto)  bei  Mr.  12  eingesetzt.  —  Bei  18,  Stempel  o.  s.  w.,  incl.  den  AntheU 
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das  Wacbstbum  der  ErtrBge  der  fD  iip^cn  directen  Steuern,  beide« 
die  Folge  der  Stenenrerfassnog  und  deren  Ansbanes  fttr  die  nicht 
dnrcli  die  Grandsteuer  getroffenen  Ertrilge,  aber  ancb  der  stärkereo 
Entwieklnng  der  Einkünfte  ans  beweglicbem  VermOgen,  Gewerbe- 
betrieb, persi^nlicfaem  Verdienst  nnd  der  städtiseben  Verhältnisse, 
also  wirtbscbaiUicher  Factoren,  welche  in  der  Ricbtoog  der  Fort- 
bildung vom  Agrar-  znm  Industriestaat  gewirkt  haben  (s.  oben 
Achiiliohcs  in  Preussen  S.  57  IT.).  Welche  finanzielle  Btdentnni: 
der  Malzaufpchlag,  die  Bierstcuer  fllr  Baiem  bat,  tritt  ebenUiU 
deutlich  hervor.  Aber  auch  das  Wachsthum  der  Erträge  der 
Stempel  und  (iebUhren  fiillt  finanziell  ins  Gewicht.  Die  eigenen 
Einnahmen  Baicrns  ans  nicht  steuerieeiitlichen  Quellen,  namentlich 
die  wichtigsten  davon  (Rubrik  V)  aus  älterem  Domanialbesitz  u.  djrl , 
die  domanialen,  Forst-  und  verwandten  Einkünfte,  zeigen  zwar 
aueb  im  Beinertrag  eine  Steigerung,  aber  eine  viel  geringere,  aU 
die  meisten  Steuererträge,  neuerdings  eher  eine  Eionalinic- 
▼erringemng,  eine  Abnlicbe  Erscheinung  wie  in  Preussen  (Tab.  1, 
4f  S.  50,  56).  Dies,  obwohl  die  vollständigere  Aufnahme  bierber- 
geböriger  Einnahmen  in  den  Etat  die  Summe  der  Erträge  eher 
steigern  mtlsste  (soweit  es  sich  nicht  um  Untemebmongen  nit 


an  Rcichswedttclstenipet.  Kat.  F,  Domänen  n.  s.  w.  nmfasst  biet:  BergweA-,  Hütton- 
und  SnlinenverwaltOHET  hnitto  7.011  000  netto  1.12'  000  M..  Münze  bezw.  637  O*» 
ond  247,000.  Dodenscc-Dampfechititahrt  4^32,000  und  lUb.OOO,  Donau-^kfaincanal  164.00'3 
QDd  mfnm  163.000.  Frankentlialor  Ganal  670O  and  rainns  700,  Narnbcrgcr  Bankrente 
netto  400)000.  (iesetzblaft  7'  000  un  l  27.000.  Fnr>i-  n.  s.  vr.  Geftlle  31.372  000  ond 
16.948  000.  Ockonomieen  and  Gewerbe  1.730.000  und  2tt3,0O0,  Grnndg-pf.n!)e  7.783..000 
und  7.773  000,  Zinsen,  Kenten,  besondere  und  zufällige  Eionahmea  003,000  and 
539.000  M. 

6)  Bemerkungen  zu  den  Rub  riken  u  in  1890, 0^^.  Vnrnn«trhlnir  (Firunz- 

f esetz).    D.irnach  Stat.  Jahrb.  B.  4,  nur  bei  Nr.  10.  M aizaat sc h lag  das  a  irl;- 
icho  Erfebniss  fÄr  1897,  Imitto  ond  netto  abzQglich  Ansfohnrergütnng.  —  ^ 
Nr.  11  nti'l  12,  Zölle  nnd  andere  indirccto  Steuern,  wieder  die  notnliclin  Be* 
rechnong.'.weiso  für  die  AniUcile  an  den  Reichsstcuern  wie  in  den  Hubriken  fur  IHTö. 
Darnach  etirlcbt  sich  ein  Anthcil  Baicrns  ron  rein  15  753  OoO  -M.  an  der  Branatwefa- 
steuer.  5.2' I  ono  an  der  Salzsteuer,  von  l,3r,0,0(X)  an  der  Tabaksteuer,  von  9,558,000 
an  der  Zucker-ti>«(>r,  inr).  einiorcr  cijrenen  Einrnhuieii  Baierns  r!2.21^\oriO  M.  Eben» 
hier  die  gleiche  Berechnung  fur  Baicrns  Anthcil  am  Keichsstempei  (rein  6,0ö  1,000  M-), 
bei  Kr  .18,  Stempel  n.  s.  v.  (zweite  Zahl  in  der  Tabelle  bei  Mr.  13).  Die  betivifood« 
Keichscinnnhmen  aus  1890.97  (s.  Stat.  Jahrb.  des  Kcichs  f(ir  189S.  S.  170  f.). 
Kat.  F.  Domänen  u,  s,  w.  amfas&t  hier:  Oekonomicen  und  Gewerbe  l  t>5öu0u  >L 
reh.  387.000  M,  rein,  rerschiedeno  VcrpachtunKen  nnd  Nutzungen  551000 
198,000.  Forstvcrwaltung  u.  «s.  w.  31  571  000  und  15.203  000,  Berirwerke.  Hmcovesco, 
Salinen  7.9?50.OfiO  und  ."l^  f.OOO.  (irundsefrUl 5.979  000  u\u\  5.915.0(XI.  Manie 
u.  67.000,  Bajik  ui  NuniWrR  rein  700.000,  Üodensee-Dampfschiti fahrt  463,000  «• 
Donau- Maincanal  108,000  u.  minus  93.000,  Main-ITettenfahn  80.000  0.  minos  13,000, 
Frankenthal. T  fanal  7500  n„d  1500.  (Jesetzblatt  03.000  nnd  29.000,  . -     H -  i  nait^* 
Zinsen,  Kenten,  zutiiiligc  und  vermischte  Einnahmen  899,000  und  oöU.OÖO  M. 
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Deficiten  wie  dem  Donan-MainoaDal  handelt).  Die  baieriseben 
Staatseisenbaboen  geben  Ober  die  Lasten  der  in  Baiern  getrennt 
von  der  übrigen  Staatsscbald  gehaltenen  Eisenbabnschuld  hinaus, 
nach  niauchen  Schwankungen,  neuerdings  auch  wieder  Ueber- 
schüsse,  welche  für  den  Htaatshanshalt  mit  verwendbar  sind,  aber 
mit  den  preussiscben  (Tab.  4,  8.  56)  halten  diese  ireilich  keinen 
Vergleich  aus. 

Der  aul  l^aiern  cntl'allende  Anthcil  an  den  Reicbssteuern, 

nach  der  in  der  Note  5  zq  Tab.  32  angegebenen  Methode  berechnet» 

ergiebt,  welche  ungemein  grossen  finanziellen  Vor- 

theile  Baiern  ans  seiner  Stellnng  im  Beiche,  wie 

schon  vordem  im  ZollTerein,  hat  Dies  tritt  noch  mehr 

hervor,  wenn  man  die  hier  in  Betracht  kommenden  Verhältoisse 

richtig  wtirdigt.  Während  man  in  Prenssen  nach  seiner  Bev5lkeraDgs> 

grosse,  mnd  60  %  der  BeichsbevOlkernng,  seiner  Vertheilung  der 

Bemfs-  und  Erwerhsarten,  seinen  Gonsomtions-  nnd  Geschäitsrer- 

biltnissen ,  annehmen  kann »  dass  hier  die  Belastung  dnrch  Zölle 

und  innere  Reicbsstenem  dem  ReicbsdnrchscbDitt  entspricht,  wabr- 

seheinlicb  noch  höher  ist  (o.  S.  55,  Note  1),  wird  in  Baiern  die 

wirkliche  Belastung  der  dortigen  Bevölkerung  mit  diesen  Rcichs- 

einnabmen  vcrmnthlich  unter  dem  Reichsdnrcbschnitt  zurUckldeiben. 

Gleichwohl  bezieht  Baiern  nach  dem  Vei  llicilun^^sniaassstab  dieser 

Stenern  nnd  nach  deren  directer  Verwendung  zur  Deckung  von  Keicbs- 

ansgaben,  von  welchen  mindestens  die  seiner  Bevölkerung  (gegen- 

wUrtig  11,1  %  der  Reichsbevölkerung)  entsprechende  Quote  anf 

Baiern  zu  rechnen  ist,  reell  einen  ebenso  grossen  Antheil  an  jenen 

Abgaben  als  Prenssen  (nnd  flherbanpt  als  Norddeutscbland).  Seine 

Minderconsnmtion  an  zoll-  nnd  reichsstenerpflichtigen  Waaren  nnd 

Beine  anznnehmende  Minderbetheilignng  an  reichssteuerpflichtigen 

Rechtsgeschäften  mag  finanziell  dnrch  den  grösser  nnd  stärker 

besteaerten  haierisehen  Bierconsnm  ausgeglichen  werden.  Aber  da 

Baiern  seine  Bierstener  fOr  sich  allein  hat,  bleibt  ihm  der  finanzielle 

Sondervortheil.  Durch  die  etwas  stHrkere  Belastung  mit  Matricular- 

beih  ägen  wird  dieser  Vortheil  indd  ausgeglichen.  Wenn  anderseits 

Preussen  und  die  übrigen  Staaten  (ausser  M'lirttcniber^^  i  mehr  an 

Post-  nnd  TelegraphcnUberschUsseu  als  Baiern  und  wenn  Preussen 

viel  mehr  an  EisenbahnUberschUssen  bezieht,  so  beruht  ersteres  ja 

aiit'  dem  ireiwilligen  Festhalten  Baierns  an  seiner  eigenen  Post  und 

nnd  Teiegraphie,  und  letzteres  wieder,  wie  in  Sachsen  und  den 

anderen  Staaten  mit  eigenen  Staatsbahoen,  auf  der  abiebnenden 

12* 
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Haltung  gegenttber  dem  Reicbseisenbahnprojeet  Volenti  non  fit 
injuria*). 

Die  folgenden  beiden  Tabellen  33  und  34  mit  den  Relativ- 
zahlen  lassen  die  angedeuteten  Entwieklnngen  noch  prägnanter 

hervortreten. 

T«b.  88.  Entiricklnnir  der  Ertrlre  der  einzelnen  SUatseinntbme- 
zirelge  in  Baiern  1820— einschliesslich  Antheil  an  BeicliBsteaera 

ia  KclatiTzahlen'). 


1^20 

184.) 

1861/6< 

lH/6 

L  lu  Frocenteo  Yom  E ein  ortrag 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

1UÜ.0 

1.  Directe  Stenern  .... 

80.3 

17.0 

22.4 

18.8 

16.0 

2*  Alle  anderen  Steuern    .  • 

41.6 

51.3 

51.2 

.54.3 

68.2 

A  Summe  1  und  2     .  . 

71.9 

68.5 

73.6 

72.5 

84.2 

1.1 

1.2 

1.4 

0.6 

1.1 

4.  Domänon  u.  s.  w.")    .    .  . 

27.0 

80.8 

25.0 

24  (5 

ll.l 

5*  Eiseiiljahiion  nrtto*)  . 

0.0 

23 

3.6 

R.  tsuuiiiii!  ;> — ö  .... 

28.1 

31.5 

26.4 

27.5 

15.8 

n.  Progression. 

6.  Bealsteoem  rein  .... 

100.0 

70.6 

98.9 

107.0 

137.7 

7  Gewerbe-  n.  Personalst,  rein 

100.0 

75.1 

137.4 

232.7 

573.8 

('.  Directe  (mit  Huiidest."!  . 

100.0 

72.7 

105.3 

132.7 

224.2 

l).  Alle  atid.  Steuern  rein 

100.0 

157.8 

174.8 

285.7 

697.6 

£.  Steneni  tberhavpt  idn 

100.0 

121.4 

145.5 

221.2 

498.1 

8.  Post  u.  s.  w.  rein     .    .  . 

100.0 

127.7 

177.0 

110.0 

4Ö7.0 

9.  Domänen  u.  s.  w.  reia  .  . 

100.0 

142.Ö 

130.5 

199.5 

174.4 

10.  EiBoibahnen  netto  .  . 

100.0 

804.7 

F.  Sammc  8—10    .     .  . 

100.0 

142.C 

132.5 

214.0 

239.2 

G.  Beinertmg  im  Ganzen  . 

100.0 

127.3 

Ul.ä 

219.1 

425.1 

Allerdii);:s  wird  bei  der  obigen  Dednction  angenommen,  dass  die  Zölle  und 
Steneni  auf  den  Preis  abenrälsst  und  ?oa  den  Consumenten  getragen  werden,  daü 
immer  Problemadaebe  Sn  dieser  Frage  (s.  o.  8. 168).  was  aber  dodi  un  Ganzen  rnDth- 

maasslich  zutrifil.  Die  wirkliche  OonsumtioQ  zoll-  und  stcucrpflicbtiger  Waaren  in 
den  Einzelstaatcn  ist  zificrnmässig*  nicht  bekannt  und  insofern  die  obisre  Annahme  für 
Baicrii  nicht  btrcug  bewiesen,  aber  nach  allgemeiner  Annahme  erfahrener  Leute  ent- 
spiicbt  sie  der  Wirklichkeit,  ist  auch  gerade  bei  dem  starken  baierischen  Bicrcx)n$iiin 
von  vornherein  wahrscheinlich.  Die  Prodtiction«-.  VcrkL-hrs-,  besonders  Ei.^cn- 
bahn-  und  ScUiilfabitsstatistüc  gäbe  Übrigens  die  Materialien  zu  einer  annäbenings- 
weisen  Berecbnnng.  —  Solange  die  directe  Stenerrerfassnnp  so  rereehieden,  wie 
zwischen  Baieni  und  Preussen  ist,  fehlt  es  natürlich  an  ciniir  ri  aaasen  brauchbaren 
Daten  zur  Feststellunir  nnd  Vergleiche der  wirthschaftlichcn  Lci^ttinirs-  und  Steuer- 
fahigkeit  der  Bevölkerung  dieser  beiden  wie  anderer  deutschen  Staaten.  —  Die  obige 
Annahme  Uber  die  finanziell  günstige  Stellung  Baierns  im  Beiche  beruht  auch  noch 
auf  der  Voraussetzung,  dass  die  Tui<:l)sausgaben  für  einen  modernen  Staat,  wie  dag 
Beich  und  wie  jeder  deutsche  Einzelstaat,  durch  die  Verhältnisse  einmal  geboten  sind, 
also  ron  jedem  Tbeil  gleichmSssig  mit  getragen  werden  mOssten.  Ersteres  triffi 
sicherlich  zu;  Baicrn  (und  zum  Theil  Uberhaupt  Suddeutschland)  tragen  aber  that- 
srichlicl!  niclit  voll  ihren  gehnhienden  Antheil,  d,  h.  Norddeutschland,  nnmenllich 
Preubscii,  ir;ii:'  n  immer  noch  \  crhultiiissmiissig  etwas  mehr  von  der  l  inau^aat  UlT 
„des  Keiches  Wehr  und  \V:it[< n"  —  wie  seit  Jabrbonderten,  80  aneb  beote  nocb. 
N:ic1i  den  Daten  der  Tab.  82  berechnet. 
Kategorie  F  der  Tab.  32. 
*)  „Netto**,  d.  b.  nacb  Abzog  der  Kosten  (Zinsen  n.  s.  w.)  der  Eisenbabnsebold 
vom  Betriebsttbencbius.  Ebenso  bei  10  nnd  bei  B«  F  und  G. 
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Tab.  34.    Vertheilong  der  St.i.itsstencrarten  in  Baierii  l*=i20— 0«,  ein- 
schliesslich Antheil  an  Kcichästeae ra,  ia  lielativzahleA*)* 


Proceote  Tom   reinen  Gesammt- 


1001/ Of 

lo/U 

i.  uruDuMcuer  u.  s.  w>  j    .   •  • 

QO  7 
oZ.4 

17  O 

OA  Q 

IIA 
14." 

t>  i 

O  A 

A.  Keaisteuern  .    *    .    .  . 

Oft  4 

lO.ö 

o  et 

9.D 

.1.  \jeverDC9t6U6r  •••.>• 

Q  7 

o.l 

4.i2 

A  (\ 
■i.Kt 

A  O 
4.2 

4.  r.iiiiUi6u-,  ftlUKOuilucnBieiiQr  • 

o.O 

1.« 

U.J5 

1  J 

1.0 

0.  hapiisureotcusioucr    •   •    •  . 

i.o 

o  o 

7.8 

45 

6.8 

76 

8.1 

6.  H'i   1  -teuer  

0.8 

1.0 

1,  1 )  i  r  e  c  t  c  Steuern  A  u.  B 

42.2 

248 

30.4 

25.2 

19.1 

22.0 

21.8 

20.3 

24.3 

19.1 

y.4 

28.1 

20.8 

27.8 

9.  Anfriere  ihilirecte  Steuern    .  . 

9.4 

9.4 

9.8 

14  n 

IL  Indirccto  7 — 9  .    .  . 

42.8 

54.3 

50.9 

54.4 

64.4 

III.  Stemp..  Erbscb.,  Lotio 

17.0 

20.9 

18.7 

20.4 

16.5 

Soffline  I — in  .... 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

absolut  Mill.  M.  . 

3.^».96 

43.65 

52.31 

79.53 

179.09 

YerücüLijba  vun  A  :  B,  wie  100: 

20.9 

20.2 

28.9 

45.2 

88.5 

1:11,  wiolOO: 

101.4 

219.0 

167.4 

215.9 

387.2 

ff  » .  "»w  «w.      aw*>-s  Aw«.-a  «••v.v  WL« 

Aneh  hier  ist  wieder  die  Vergleichnog  mit  den  ebenso  eon- 


8trairten  Tabellen  %  und  6  (S.  54  nnd  58)  fttr  Fleussen  von  be- 
sonderem Interesse.  Im  Ganzen  ergiebt  sieb,  dass  nnter  dem  Ein- 

flnss  der  neuesten  Entwicklung  der  Reicb86tenerertr9ge  nnd  der 

Autheile  Baierns  daran,  sowie  in  Folge  des  Zurückbleibens  der 
Domanial-  und  EisenbabnüberachUsse  der  baierische  ^itaatsbausbalt 
gerade  neuerdings  stärker  stenerwirtbschaftlich  gestaltet  ist,  als 
frtihcr,  w  jilii  eod  sich  in  Preusseu,  trotz  sonst  gleicher  Verhältnisbe, 
ledi^'iifl)  unter  dem  EinÜnss  der  riesigen  Eisenbahn (fherschllsse, 
eine  entgegengesetzte  Gestaltung,  mehr  in  der  domauialwirthschalt- 
liehen  Richtung  (die  Eisenbahnen  zu  dieser  Einnahmeart  mit  dazn 
gerechnet)  zeigt.  Die  Daten  der  Tab.  33  und  34  sind  sonst  nament- 
lich lehrreich  zur  Verfolgung  der  VcrschiebnngeD  swischen  den 
verschiedenen  Stenerarten  nnd  einzelnen  Stenern.  Anch  hier  bietet 
die  Vergleiehnng  mit  Prenssen  (besonders  Tab.  3,  S.  54  nnd  7^ 
S.  59)  Interesse.  Der  Umstand,  dass  in  letzteren  Tabellen  die 
Proportionen  der  Roherträge,  in  den  baierischen  diejenigen  der 
ReinertrSge  berechnet  sind,  stOrt  die  Vergleichbarkeit  der  Daten 
nicht  wesentlich.  Das  starke  Zurückbleiben  der  directen  hinter 
den  indirccten,  der  Keal-,  besonders  der  <  iruiidsteuer  hinter  den 
anderen  directen  bteuern  ist  symptomatisch.  Anch  hier  wie  iu 
Prenssen  (S.  60)  weist  dies  auf  die  weiteren  Autgaben  der  Steuer- 
politik und  deren  wUnschenswerthe  liichtuug  hin. 

^  Ebenfalls  D«ch  den  Daten  der  Tab.  82  berechnet 

*)  Bis  einsdü.  1845  daecU.  Dominicalitener,  in  1820  aadi  einschl.  Zag?iehBteite& 
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Die  obigen  Tabellon,  wulcho  nur  eiA2«lae,  im  Gaazen  die  Epochen  cUaracteri* 
sfrende  Jahre  enthalteD«  fioden  in  anderen  Materialien  der  baietischen  Stutestener- 

Statistik  ihre  Ergänzung,  Übrigens  wesentlich  eine  Best.'itigung  unserer  Ergebnisse. 
S.  die  Tabelle  in  W.  Burkhards  Aafsatz  im  Fin.ar<b  VI.  S.  22fi.  Sie  macht  gut 
ersichtlich,  wie  zwischen  1819/25  und  1888^89  die  Oruud-  und  Haosstcuer,  feroer 
die  directen  Stenern  eine  immer  kleinere  Qaote  des  Bodgeta.  und  zvar  erster«  Iralden 
auch  der  directen  Steuer:;,  ri-  smachen.  Zuerst  waren  die  Grnnd-  uml  Haiiästeorr  2^^, 
sttletzt  6.2,  die  directen  Sicuorn  27.5  und  10.3  des  Budgotd,  jene  zwei  bteueru  bezw, 
82.4  und  59.1  %  der  directen.  Die  PerBonaistenem  sind  von  17.6  auf  40.9  %  der 
directen  gestiegen.  Die  Qaeten  der  indirecten  Stenern  (rcin-baierische  und  <Ior  über- 
wiesenen Antbcile  an  Zollvpreins-  uml  Keicli'^abi^abcn),  spccicll  des  Malzaufächlags 
<aufaags  wie  am  ScLlui»^  ISA  Budgeb),  dann  der  Stempel,  Gebühren  u.  s.  w. 

vom  Budget  sind  dagegen  ziemilch  die  gleichen  geblieben.  (Die  Quotenbcrechnangen 
Burlvhard's  für  die  8.  Finanzperiode  enthalten  Fehler  bei  den  directen  Stenern).  — 
Im  Statist  Jahrb.  B.  4,  S.  200  findet  sich  eine  Statistik  der  Brottocrtr&ge  der  ciozelneii 
directen  Stenern  (ehne  Hondestener)  und  der  Qaoten  der  einzelnen  rom  Geaammt- 
betrage  ?on  18;^7— 1895.  Der  letztere  hat  sich  von  11.28  auf  81.09  Mill.  M.,  auf 
den  Kopf  von  2.(^1  auf  5.36  M.  geboben.  Die  Quote  der  (Jrundstetier  ist  in  der 
ganzen  I'eriudc  von  69.59  auf  36.90  **'f,  von  allen  directuu  gesunken,  der  Ilauaatcucr 
fon  8.04  auf  18.84.  der  Gewerbesteuer  von  11.50  «nf  21.79,  der  Kapitalrcntcnstener 
von  1856 — 95  von  ."t.Ol  anf  11.15.  der  Eink..ninicnsteuer  in  derselben  Zeit  von  2  77 
auf  7.96  %  gcBtiegeii  und  zwar  ist  die  Kichtung  der  Bcw^og  dieser  Quoten  fast 
dnrdianti  eine  stetige,  von  Jahr  za  Jalir,  in  den  genannten  Zeitrflnmen. 

Zum  Scbluss  bringt  die  Tabelle  3."»  K  o p  1(|  u  o t e n  be r  ech- 
niingen  i'Ur  die  ganze  Periode  1820— äbnlich  den  liiibcren 
für  X'reussen  (Tab.      8.  61)  uod  Hir  bacbsen  (Tab.  26,  8.  121). 

Tab.  85.  Baierisclio  Stantseinnahmen,  besonders  Stenern,  «inschliess- 

lieh  Antheile  an  Beiclissteaern,  1820—1898.    Kopfquoten  in  Mark.') 


Einaahmeart  (rein) 

1820 

1845 

18G1  '07 

1876 

1890  9S 

?70 

1.60 

2.30 

2.21 

IM 

2.  Dominicalsteuer  

0.21 

0.14 

0.21 

0  21 

0.24 

0.30 

0.44 

1.03 

A.  Kcal  steuern  u.  dgl  1—4  . 

3.33 

1.98 

2.60 

2.65 

2.89 

0.34 

0.14 

0.36 

0.80 

0.46 

0.64 

1.30 

7.  Kapitalrentcnsteuer  

0.20 

0.85 

0.81 

0.09 

0.22 

0.46 

B.  Andere  dlrecte  2 — 8  .  . 

0.70 

0.44 

0.75 

1.21 

2.57 

a,  UundcBtcuer  

0.11 

0.27 

I.  Directe  1 — 9  .... 

4.03 

2-43 

3.36 

3.98 

5.73 

10.  Malzaaftclilag  

2.10 

2.14 

2.28 

8.88 

5.78 

0.90 

2.26 

2  30 

2.46 

8.26 

12.  Andere  indirecte  Stenern     .  . 

0.90 

0.91 

1.08 

2.27 

5.43 

II.  I nd  ircctc  10—12    .  . 

0.31 

5.60 

8.54 

19.47 

UL  Vcrkehrsateiiorn  .  . 

1.22. 

1.46 

2.06 

8.20 

5.00 

0.39 

0.58 

Summe  Steuern    .   .  . 

9.51 

9.79 

11.01 

15.72 

30.20 

V.  Post  0.  w  

0.15 

0.18 

0.21 

0.18 

0.40 

VI.  Domänen,  Forsten  etc. 

8.58 

4.88 

8.72 

5.34 

3.98 

VII.  Eisenbahnen  netto  . 

0.51 

1.31 

Suuime  V — YII  .... 

3.73 

4.51 

8.98 

5.98 

5.69 

„  I— VII  .... 

13.25 

14.30 

14.95 

21.70 

85.90 

')  Ebenfalls  nach  den  Daten  der  Tab.      berechnet,  die  Katefforieen  die  deichen 
wie  dort  0 «^^(^hrssteuern ,  Kr.  III:  Taxen,  Stempel,  Gebühren,  Strafen,  £rb$chafts* 
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Die  VerscbiebDDgeii  der  Belastoogen  mit  den  einzelnen  Stenern 
ergeben  sich  hier  noch  dentlieher,  so  zwischen  den  einzefaien 
direeten  and  zwischen  den  gesammten  direeten  nnd  indirecten 
Stenern:  starke  Abnahme  der  Grnndsteaer,  starke  Zunahme  der 
Hans-  und  Gewerhestener,  aneh  der  KapitaLrenten*  nnd  Einkommen- 
Steuer  seit  deren  Einführung,  grosses  Waehsthnm  des  Ertrags  des 
Malzaufschlags,  aber^  unter  dem  Einfluss  der  oben  dargelegten  Be- 
ziehungen zum  Reiche,  noch  grosseres  der  Zölle  und  indirecten 
steuern,  auch  der  Verkehrssteuern  (Stempel,  Gebuhren,  mit  Erb- 
schaftssteuer).   Hie  ;::rus8en  Belastungen  mit  dem  Malzautschlag 
trägt  die  baieriscbe  Ijevölkerung  auch  wirklich  (theils  der  Consu- 
roent,  theils  andere  mit  der  Production  und  dem  Geschäft  des  Biers 
beschäftigte  Kreise).    Die  noch  stärkere  Belastung  mit  Zöllen  und 
indirecten  Steuern  wird  aber  nicht  ganz  von  der  baierischen,  sondern 
nach  den  früheren  Ausführungen  etwas  mit  Ton  der  Übrigen  Reichs*, 
namentlich  norddeutschen,  Bevölkernng  getragen,  während  die  bezOg- 
liehen  Einnahmen  Baiem  als  einem  Theil  des  Reichs  mit  zu  Gute 
kommen.  Hit  daraus  erkUbrt  sich,  dass  die  haierische  Kopfbelastung 
mit  indirecten  und  Verkehrssteuem  jetzt  nach  der  Tabelle  hoher  er- 
sehemt  als  die  preussisehe  (s.  o.  Tab.  8,  S.  62).  Gleiches  gilt  von  der 
Gesammtbesteuernng.  Auch  die  directe  Besteuerung  belastet  den  Kopf 
80  ziemlich  während  des  ganzen  Jahrhunderts,  auch  gegenwärtig, 
höher  als  in  Preussen.  Die  Daten  der  Tab.  35,  verglichen  mit  den- 
jenigen der  Tab.  6,  lassen  das  zitVernmässiic:  nicht  einmal  so  stark 
berTortreten,  wie  es  sich  in  der  Wirklichkeit  verhält,  weil  die  preuss- 
ischeu  Zahlen  der  Steuern  .si(^h  auf  den  Koli-,  die  baierischen  sich  auf 
den  Reinertrag  beziehen.  Dagegen  sind  in  Preussen  die  übrigen  nicht 
steaerreebtlichen  Einnahmen,  namentlich  in  Folge  der  grossen  Eisen- 
babnübersebüsse,  Yiel  höber  als  in  Baienii  obgleich  der  ältere  Doma- 
Tiial besitz  in  Baiern  mehr  als  in  Preussen  ergiebt,  besonders  Dank 
der  Forsterträge.  Es  tritt  auch  hier  wieder  der  grosse  finanzielle  Vor- 
theil der  preussischen  EisenbahnTerstaatlichung  herror:  sie  hat  in 
Preussen  es  möglich  gemacht,  mit  weniger  Steuern  auszukommen  als 
in  BaierUi  obwohl,  nach  den  früheren  Erörterungen,  reell  eigentlich 
Preussen  etwas  mehr  von  den  Reichssteuem  (daher  fttr  Baiem 
etwas  davon  mit)  trilgt,  als  ihm  bei  richtiger  Vertheilung  der  Be- 
lastungen zukäme.  In  der  Tab.  6  kommt  das  nicht  einmal  so  zum 


«teuer  ,  üuinäucD  u.  s.  v..  Nr.  VI,  alle  betreüüudeii  obcD  iu  dieser  Kategorie,  Tab.  32 
Wer  F,  zuäammeogefaasto  Eimuhmen;  £iBe&b«hneii,  Nr.  VII»  die  UebonchOase  nach 
AlMg  <i«r  SchttldUtst). 
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6.  fi.  Ueboiiicht^a  dex  B«atenerang.  Baiero.  §.  56. 


Vorscliein,  weil  die  Reiehssteuern  hier  auch  nur  mit  den  Durcb- 
schDiUbbeträgeü  der  IJelastnng  im  Reich  für  I'reusseu  aii^^csctzt 
sind.  Einige  der  für  Preussen  abgeleiteten  Entwieiilungsthatsachen 
(S.  62 ,  63)  zeigen  sich  Ubereinstimmend  in  Baiern :  das  relative 
Zarttckbleiben  der  directen  Steuern,  der  älteren  Domanialeinnahmeo, 
das  immer  stärkere  Vorantreten  der  indirocton  ond  der  Verkehrs* 
stenero,  wobei  sich  die  baierische  Bierbestenerong  noch  besondeis 
geltend  macht.  DerOoDsam  der  BeTölkernng  trägt  daher 
anch  in  Baiern  in  wachsendem  Maasse  die  Stener- 
last,  aber  nicht  ebenso  wie  in  Prenssen  anch  der  all- 
gemeine Verkehr  (in  den  Eisenbahn-  nnd  Posteinnabmen), 
welcher  eben  in  Preussen  entwickelter  ist  (S.  63).  Gerade  die 
Nothwendigkeit,  trotz  der  günstigen  Finanzergebnisse  der  Biersteoer, 
der  Stempel-  und  RechtsgebUhreu,  der  Forsten,  und  der  so  über- 
aus glinstigen  linaiizielleu  Stellung  Baiems  im  Reiche,  die  directe 
StaatöbesteueruDg  schon  jetzt  höher  zu  halten  als  in  Preussen  seit 
der  Miqucrschcn  Rel'orm,  und  sie  wahrscheinlich  noch  ergiebiger 
für  den  Htaat  machen  zu  mttsscn,  weist  wieder  auf  das  dringende 
BedUrlniss  tiefer  greifender  Reform  der  directen  Steuern  bin.  In 
ihrer  gegenwärtigen  und  auch  in  ihrer  durch  die  neneste  Revision 
erlangten  Gestaltung  stellen  sie  kein  geeignetes  Tragwerk  iWr  die 
Erträge  dar,  welche  der  Staat  und  neben  ihm  noch  ^ie  Gemeinden 
und  Verbände  nothwendig  aus  ihnen  ziehen  m&ssen.  Indessen  zur 
Wttrdigung  der  directen  Staatsbestenernng  ist  Anch  noch' die  Ver- 
fassung der  directen  Communalbesteuerung  mit  xu  beachten,  weil 
deren  leitendes  Hauptprincip  ist,  dass  sie  nur  in  der  Form  tos 
Zuschlägen  zu  den  directen  Staatsstenem  besteht  (§.  57). 

b.  Die  baierische  Communalbesteuerung. 

Das  besondere  finan/^n^issenschaftiicbc  liaercsse  dieser  Bestooerong  liegt  in  d«iB 
ebeu  ervihnten  unmittelbaren  Aoschlass  der  directen  Stettein  (der  ««Un* 
lagen")  an  dii^  betreffenden  Staatssteoern;  femer  in  der  «n^sedehnten coar 

munalen  V  e  r  b  raucUsbeateaerung. 

§.  56.  Allgemeine  Gestaltung  des  Communalwesens 
(Gemeinden  und  Verbände).  In  Baiern  bestehen,  wie  in 
Preussen,  dreierlei  eommunale  Selhstverwaltnngskörper,  die  Ge* 
mein  den  (politische  Ortsgemeinden),  die  Districte  (Distriets- 
gemeinden)  und  die  Kreise  (Kreisgemeinden),  alle  dreiKategorieen 
mit  eigenem  Hanshalt  und  besonderer  Finanz-  und  Steuerrerfassung. 
Die  Ortsgemeinden  zerfallen  nach  der  festgehaltenen  historischen 
Verfassung  auch  noch  in  deren  neuester  Gestaltung,  wie  meist 
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noch  in  Dentschland  fS.  64),  im  rechtsrheioischen  baierischen  Haupt- 
gebiete in  die  Städte  und  die  Landgemeinden.  Die  Städte  haben 
aber  nar  zum  kleineren  Theil  die  eigentlicbe  Stadtvert'assnng,  im 
Ganzen  die  grosseren,  die  Mehrzahl  der  kleineren  hat  die  Land- 
gemeindeverfaasnng.  Die  bedeutenderen  Städte  haben  als  söge* 
nannte  ^^iinmittelbare**  eine  etwas  gesonderte  Stellung,  namentlieh 
gmd  sie  distrietsezemty  ähnlich  wie  die  preussischen  kreisezemten 
Slidte.  Die  politischen  Gemeinden  umfassen  Yielfaeh  selbst  wieder 
mehrere  Ortschaften  (darehsehnittlich  Uber  6),  welche  zwar  nicht 
besondere  selbständige  öffentliche  Körper  sind,  aber  doch  innerhalb 
der  politischen  Gemeinde,  zu  der  sie  gehören,  eine  aparte  Stcliuu^, 
io  einigen  1 'mieten  auch  für  Fiuaüzanf?elej2:enheiten ,  einnehmen 
köüueii.  lu  der  Ke^el  gehürt  jedes  Gruudbtuck  zu  einer  Gemeinde, 
doch  stehen  noch  jetzt,  wie  IrUher,  grössere  Waldungen,  auch  Ge- 
birge und  Seen,  ausserhalb  des  Gemeindeverbandes.  In  der  Pfalz 
besteht,  aus  der  tranzösischen  Zeit  her,  die  einheitliche  Gemeinde- 
verfassang  fUr  Städte  und  ländliche  Ortschaften.  Die  D  i  s  t  r  i  c  t  e 
sind  erst  durch  die  neuere  Gesetzgebung  (1852)  förmliche  Selbst- 
Terwaltnngskörper  mittlerer  Ordnung  („Districtsgemeinden")  ge^ 
worden,  wobei  an  die  Verwaltungseintheilong  des  Landes  ange- 
knttpft  wurde  (die  Amtsbezirke»  in  der  Pfalz  die  Gantone)»  unter 
Ausschluss  der  unmittelbaren  Städte.  Die  |,Distrlcte**  entsprechen 
den  preassischen  ,,Kreisen'*»  aber  geniessen  dem  Staate  gegenüber 
geriugere  Selbständigkeit  Die  baierischen  (8)  „Kreise'^  („Kreis* 
gemeinden")  sind  aus  blossen  VerwaltungsabtheiluDgen  des  Staats- 
gebiets („Kreise",  j^Kc^^iii  augsbezirke'')  cbenlalls  erst  durch  die 
Gesetzgebung  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  eif^euen  Selbstver- 
waltUDgskürpern  höchster  Ordnung  schrittweise  entwickelt  worden 
(1828,  lb37,  1846,  voruendich  und  abschliessend  1852  .  Sie  um- 
lassen die  Districtsgenieinden  und  die  unmittelbaren  ^Städte  als  ihre 
Mitglieder  und  entsprechen  im  Ganzen  den  preussischen  „rrovinzen'^ 
als  Selbstyerwaltnngskörper.  Gerade  auf  finanziellem  Gebiete  haben 
sie  eine  grössere  Bedeutung.  Es  sind  demnach  in  Baiern  neben 
dem  Staatsbaashalte  und  den  Staatssteuern  Gemeinde-,  D ist ricts- 
(Distrietsgemeinde-)  und  Kreis-  (Kreisgemeinde- )  Haushalte  und 
betreffende  Steuern  zu  unterscheiden. 

In  Baiern  ist  die  Selbständig l^•Jit  der  Gemeind  -n.  au»  h  der  Städte,  dem  Staate 
?efcntlb»?r  gerade  am  Beginn  tic^  1*1.  Jahrhunderts  in  d*T  h  t/tcn  Z-it  des  Knrfürhteu- 
tboms  und  der  ersten  des  neuen  Königreicbs  ^£02,  ISO?,  Uemeindeedict  t  um  24.  Sept. 
180S)  iresentiich  eingcsebrtiiLt«  in  maoclieT  BeziehiiDg,  aach  «nf  fiouizicUem  Gebiete 
fast  W'jcitij.'t  worden,  im  Geiste  französischer,  speciell  napoleonisch  er  politischer  An- 
schaauogcn  and  Bechtsgnindsätie.  Die  entgegengesetzte  KicbtuDg  kam  erst  nach  und 
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nacli  in  der  consiitationellen  Acra  vou  1818  an  wieder  in  der  G  'sctztrebanglzuf 
(itiltuiig,  wie  das  die  Vcrfassujig  auch  ausdracklich  iü  Ausücht  stelite  ^V.  t.  1317. 
bes.  Gemeiodeedict  tut  du  rechtsrheittische  Gebiet  vom  17.  Mai  1818,  nebet  dm 
Goseiz  Fom  22.  Juli  1819  Uber  die  Unilaj^en  filr  die  GLUiLindebeJarfnisse ,  Reniion 
des  ersteren  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1884).  lu  der  Pialz  blieb  iia  Weseatlichea 
das  fraozöiische  Gomeinderecht  mit  kleineren  Veränderungen  bestehen.  Erst  darch 
die  GesetXfebang  ron  1869  ist  dns  baieriscbe  Gcmcinderecbt  im  Sinoo  nmlesseRderer 
communatcr  Selbständigkeit  neu  geordnet  worden  (zwei  Gcmeindeordnungen  ^  ftir  di5 
rechtdrheinischc  Daieru  und  die  Pfalz,  rem  29.  April  1S69).  Kov eilen  dazu  sind 
Gesetze  vom  19.  Jan.  1872  and  speeiell  fdr  die  Pfalz  ?om  17.  Joni  1896.  In  Betlsdit 
kommt  ferner  norli  das  (Josctz  über  Vcrwaltun^^srochtspßfcge  vom  8.  Aug.  1878.  Auch 
die  hier  nicht  naher  zu  verfolgende  eigenartige  baieriüche  Gesetzgebung  über  Heimatb* 
recht  und  Armenpflege  sei  noch  crirähnt.  S.  Pözl,  baier.  Verfass. recht,  5.  A.  1877, 
§.  90  ff.,  Seydel  Im  Marquardsen'sdan  Sammelwerk  III,  1.  Halbb.,  18&3,  S.  43  ff.. 
ders.  in  sciaem  selbst^indi^on  Werke  uljcr  liaier.  Staatsrecht  B.  III,  Art.  (j.-ciriaJe 
von  Jolly  im  Wörterb.  d.  Vcrw.  1,  49t>.  üommentare  Q.  dgl.  von  Schöiier  und 
Mayer,  von  Weber  (recbtstbeio),  Medicus,  Wnnd  (Pfalz).  —  Die  endgUtice 
Constituirung  der  Di stric  tsgem  eind  e  n  al>  walirer  besondorer  Sijlb3tvt'rwahuiii:?kür[''r 
erfolgte  erst  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mal  1852  Uber  die  Districtsräthe  (auch  tor 
die  Pfalz  giltig).  Vorher  gingen  im  rechtsrheinischen  Baiern  Districtägemeindeo, 
welche  aus  mehreren  Ortsgemeindeu  für  gewisse  Gcmcinschaftszwecke  gebildet  wanSt 
aber  nicht  das  Itecht  der  juristischen  Persönlichkeit  hatten  (1812,  Bestimmungeü  im 
Geseti  Uber  Gemeiudeumla^en  vom  22.  Juli  1819  und  im  besonderen  Gesetz  über  di« 
BehandlttDg  der  Distrietsamlngen  rem  11.  Sept.  1825).  Za  dem  Gesetz  ren  1852  tritt 
auch  hier  noch  das  (u-stt^  Uber  VtrR  ahunjjsrechtspflege  von  I^'T*^'.  Distiictsdotation 
ans  Staatsmitteln  durch  Fmanzgesctz  von  l^'^)2.  ztijyleich  auch  iur  die  distru  tscxcmteu 
uiiuiittelbaren  Städte,  s.  u.  in  ^.  58    S.  a.  a  0.  §.  123  H".,  Seydel  im  ilar- 

quardscn  §.  43,  54  (f.,  der:»,  in  s.  staatsr.  Baierns,  B.  III  und  im  Art.  DistrictsgemModea 
im  Wörterb.  d.  Verw.  I,  2'^0,  ob.  v.  Stenj^e!  Ergänz.b.  II.  30.  Commentar  von  K. 
Brater  in  DoUmann's  Gesetzgebang  Baierns  II,  B.  1.  —  Die  Bildung  der  Kreii>- 
gemeinden  als  wiiklicber  Ofientlich  lecbtlicher  und  prirntrechtlicb  selbstiodiger 
(jüristischc  Persönlichkeit  besitzender)  Körper  geschah  ebenfalls  erst  durch  ein  Gesetz 
votn  28  Mai  1852  über  die  „Landr.äthc"  (>o  heilst  hier  das  aus  theils  i}:esetz!!ch(y». 
thi:ils  ji;tjwahltfii  Abgeordüctcn  bestehende  berathendc  Organ  der  „Kreiageiucmde", 
i)i(  ht  wie  in  Preussen  ein  einzelner,  den  Kreis  verwaltender  und  an  dessen  Spitze 
stehender  Boamte).  l)ii;si;ni  (i-  sct/.  ^in^on,  in  Anknüpfung  an  die  franzCsibcho  Eiü- 
licbtang  des  Gcneralraths  in  der  Pfalz,  gesetzliche  Besitimmungen  über  die  LaudrätJii; 
Twsns  (15.  Aug.  1828),  dnreh  welche  die  Krebe  aber  noch  nldit  als  eigenüicbe  setb- 
Bt&ndigo  Communalverbände  constituirt  waren.  Für  ünanzielle  Punctc  ist  die  Gesetz- 
g'dmngr  Uber  Ausscheidung  der  Kreislasten  von  den  Srnt^listen  und  die  Bildung 
sugen.  Kreisstände  besonders  hervorzuheben  (1881,  1837.  namentlich  da»  nocb  ijcitendc 
Gesetz  vom  23.  Mai  184G).  Auch  fttr  die  Kreise  kommt  endlich  noch  das  Gesetz  vou 
1*^78  über  Verwaltungsrechtspflogc  mit  in  Betracht.  S.  Pö/I  a.  a.  0.  §.  131  ff-. 
Seydel  in  Marquardäen'a  Werii  a.  a.  0.  S.  127  u.  §.  57,  ders.  in  s.  Staatsrecht  III 
nnd  I^,  den.  Art,  Kfeis  in  Baiern  im  WOrtcrb.  d.  VervalL  I,  8G0,  Brater  in 
Dollmann's  Werk  II,  B.  1,  Hock,  Fintnzvervaitong  Baierns,  I,  72  £  (Sreihfoods, 
Krcislasten). 

§.  57.  Coiiiiii  iin  als  teuc  rweseil.  Politische-  oder 
Ortsgemeindesteuern.  Die  leiteuden  Normen  für  das  Steaer- 
recbt,  zujiiiclist  der  Gemeinden  (Orts gern  ein  den),  sind  in 
den  genannten  CJemcindeordnimgen  fttr  das  rechts-  nnd  links- 
rheinische Baiern  enthalten.  Dieses  Hecht  ist  danach,  wie  in 
Prenssen  und  meisteos  in  nenerer  Zeit  aonst,  aher  abweichend  Ton 
Sachsen  (o.  §.  41)  zwar  ein  staatsgesetzlich  genauer  ge- 
regeltes^ welches  daher  der  Gemeindeantonomie  entsprechend 
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Schranken  zieht,  namentlich  in  Betreff  der  Wahl  der  Sten er- 
arte n  nnd  der  Form  der  Besteuern  Dg,  aber  innerhalb  dieser 
Schranken  bleibt  fttr  die  Stenerantonomie  der  Gemeinden  doch 
ooeh  eine  ziemliche  Freiheit  der  Bewegung  bestehen,  namentlich 
auch  betreffs  der  Wahl  zwischen  localeu  Uiiecten  und  mdiiecteu 
Steui  i  n  Das  allgemeine  rrincip  des  commnnalen  Finanzrechts 
in  Beireif  der  Einnahmen  ist,  dass  die  Besteuerung  nur  subsidiär 
eintreten  soll,  aber  im  Bedarfsfall  zur  Deckung  der  erforderiiciicn 
Ansgaben  auch  eintreten  rauss,  wenn  und  soweit  als  anderweite 
EiokUuite  der  Gemeinde  rechtlich  und  thatsäcblich  nicht  zur  Ver* 
fügung  stehen.  Solche  sind  die  privat wirtbsohaftlichen  aus  dem 
GemeinderermOgen  nnd  verwandte,  diejenigen  ans  GebUbreni 
Strafen  y  etwaige  Staats-  nnd  sonstige  Znschtlsse  n.  dgl.  m.,  ferner 
soweit  sie  itlr  gewisse  Zwecke  rechtlich  znlSssig  sind  und  that- 
säcUieh  yorkommen,  ErtrSgnisse  von  Anleihen.  Die  den  Gemeinden 
nach  den  Oemeindeordnungen  gestatteten  Stenern  sind  y,Gemeinde- 
nmlagen'',  die  direeten  Commnnalstenem,  locale  Verbrauchs^ 
Stenern  (Aufschläge)  einschliesslich  des  Localmalzaufschlags,  die 
indirecten  Comniunalsteuern,  auch  sonst  igt  Ai)i;;ilien  von 
nicht  ganz  gleichmässigem  und  nicht  rechtlich  und  fiuanzwissen- 
Sthafiiich  unzweideutigem  fiuan/Jcllen  Cbaracter.  In  neuester  Zeit 
sind  durch  ein  besonderes  Gesetz  (15.  Juni  18^8)  auch  Immo- 
biliar-Besitz wechselabgaben  den  Gemeinden  gestattet  und 
n.  A.  in  München  (von  18^9  an)  bereits  eingeführt  worden.  Ver- 
mischt gebühren-  nnd  stenerartiger  Natur  sind  die  ziemlich  ver- 
breiteten Pflaster-,  BrückenzMle  nnd  ähnliche  Abgaben.  Ausser- 
dem ist  aneh  die  Anwendung  von  Naturaldiensten  (Band* 
und  Spanndiensten)  den  Gemeinden  erlaubt 

Aach  bkr  handelt  es  sich  far  qus  nur  um  eine  Uebersicht  der  Hftopt- 
I^QDcte  d«8  conmanaleD  Stenefiechtd  ond  der  tfattsldilicheii  EotwicUnng,  worOber 

di"  statutUchen  Daten  in  §.  59  das  Nähere  ergeben.  FUr  weitere  Einzelheiten  ist 
auf  die  (leincindcordnnnircn  xiud  die  Gesetze,  die  Conimentare  dazu  und  die  Litteratur 
n  mweiseu.  S.  l'öü,  Verf.recht  g.  100  Ü",  aucli  l'JU,  125,  162,  beydel  lui 
ManiQardflen'schen  Werk  §.  81.  84,  87.  in  seinem  Staatsrecht  Baiens.  B.  8  n.  4.  Er  ist 
ausgezeichnet  iu  der  scharfen  jori^ti^clien  Bclüuidlung:  des  Gegenstandes,  mehrfach 
folje  ich  ihm  genauer.  Zurn  iu  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.poL  B.  12,  S.  189  (eifriger 
Vertreter  der  connDQoalen  Verbnoclinteoeni).  Werner.  Darstellg.  des  (recbtsrhehi.) 
Bechis  bczugl.  Ortlicher  Vcrbraochssteoern  {18851.  W.  Tröltsch,  baier.  Gemeinde- 
bestcnerong  seit  Anfang  des  10  Jahrhutidert<  (.1891),  ders..  ReitrSpre  zur  Finanz- 
g«schichte  Münchcuä  im  IU.  J.h.,  Fiu.aich.  B.  10  (auch  von  dcms.  über  Manchen 
im  18.  J.h  eb.  B.  7).  Kanfmann.  Gett.besteaemDg  u.  b.  v.  im  Fin.arch.  B.  14 
Art.  Gemeindesteuern  §.  11  von  y.  Reitzcnstcin  im  Wörterl),  d.  Vcrw.  B.  1  und 
^  3,  Abth.  2,  S.  ÜO  (4.  A.)  des  Schöuberg  sehen  Uandb.  Kinzclues  sonst  iu  deo 
ciMchttgfceii  Artikeln  im  H.-W.>B.  d.  St  so  im  Artikel  Gemdadesteaem  ron  Ehe- 
^«rg,  B.  3.  &  775. 
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Das  Verhältniss  zwischen  den  directcn  Gemeindeumlagen  iiud 
den  communalen  Verbrauch sstcucni  ist  darch  die  neuere  GesetS' 
gebnog  (1869)  gegen  frtther  (Gesetzgebung  von  181Ö/19,  wie  es 
seheint  aaeh  Slteres  Recht) ,  insofern  rechtlich  yeründert  wordeoi 
als  jetzt  diese  beiden  Hanptarten  der  Stenern  gleiehberechttgt  neben 
einander  stehen^  während  Tordem  die  Umlagen  erst  snbsidi&r  nach 
den  Verbranchssteaem  eintreten  sollten.  Eine  weitere  Verindernng 
im  neueren  Recht  ist  die  Beseitigung  des  Characters  der  Umlagen 
als  stets  nur  spccielier  Zwetksteuern,  jetzt  sind  sie  allgemeine 
Communalsteucrn  ohne  Bpecielle  Zweckbestimmung,  daher  fiii  Jic 
Hedartsiic*  kinicr  der  Gemeinden  Überhaupt  verfügbar  geworden. 
Üer  eit:ciitlitiiiiliche  formale  Charactcr  des  Rechts  der  Gemeinde- 
uiiii;ii;cii  liegt  in  der  Bestinmiung  begründet,  dass  die  Communal- 
steuerp flicht  bezüglich  der  Umlagen  unbedingt  eio 
Correlat  der  Staatssteuerp flicht  ist  (rechtsrheinisch  G.-O. 
Art.  43  if.).  Im  Princip  sind  danach  nur  di^enigen  Snbjecte  uod 
Objecto  in  der  Gemeinde  nmlagepflichttg,  welche  den  directen 
Staatssteaern  (den  fttnf  grossen,  dann  auch,  im  Unterschied  za 
Prensseni  der  Hansiergewerbe-  nnd  der  Grnbenfeldstener  der  Berg- 
werke) nnterliegen.  Der  Umfang  der  Stenerpflicht,  die  etwaige 
Steaerfreiheit,  richtet  sieh  daher  in  der  Gemeinde  nach  den 
Bestimmungen  für  die  directen  Staatssteuem.  Nur  sind  gewisse 
Ubjccte,  so  das  in  der  Gemeinde  litgcnde  btaatseigenthum,  eventuell 
communalskuei j)liicbtig.  Ferner  bilden  die  Staatssteuern,  bezw. 
deren  (uoruialer,  gesetzliebcr)  I'rineipalsatz  au88chlie«slich 
den  Maassstab  t'(ir  die  in  der  Gemeinde  zu  erhebenden  Umlagen, 
welebe  ho  die  Form  proportionaler  Zuschläge  zu  deu 
titaatssteuern  aDnebmen« 

Diese  Normen  des  Rechts  der  directen  Gommnnalbestenening 
fahren,  finanzwissenscbaftlich  nnd  finanzpractisch  betrachtet,  xn 
misslichen  Gonseqnenzen  bei  dem  Ertragssteuercharacter  der  bste- 
rischen  directen  Staatssteaern,  bei  deren  geringer  HomogenitSt,  um 

nicht  zn  sagen  Heterogenität ,  der  ganz  fehlenden  oder  bei  den 
ciii/.eliicu  üngleicliniäbsigcu  Berücksichtigung  der  Schulden  u.  s.  w. 
Die  inhärenten  Mängel  der  Htaatöüteuern  werden  practisch  durch 
den  Hinzutritt  der  Communalsteucrn  in  Znsehlagsform  nothwendig 
noch  empfindlicher,  bei  dem  beständigen  Wachsthum  der  T'mla«;en 
noch  immer  mehr.  Weder  der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der 
Lciätucgstllhigkeit,  noch  der  gerade  in  der  Gemeinde  in  grösserem 
Umi'aog  berechtigte,  nach  Leistung  nnd  Gegenleistnng  kommt  flo 
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riebtig  sor  Geltang.  Hau  sollte  m^De&i  dass  diese  VerfasBiing  der 
directeD  OommnnalsteQem  ToUends  aof  eine  dnrohgreifende  Reform 

der  directen  Staatsbestenerung  hindrängen  mUsste.  Vielleicht  er- 
klärt sich  die  übermässig  conservative  baierische  Politik  in  Bezug 
auf  directc  Steuern  etwas  mit  aus  der  Möglichkeit,  wie  im  Staate 
auf  die  ergiebige  Biersteuer,  so  in  den  Gemeinden,  besomlcrs  den 
giüsseren  Städten .  auf  die  bedeutende  Verbrauchshesteucrung:  mit 
zurllckzngreifen,  ohne  welche  Hilfe  die  directe  Besteuerung  in  ihrer 
gegenwärtigOD  Gestaltong,  weil  die  directen  Umlagen  dann  noch 
Tiel  hoher  sein  mOssten,  vollends  unerträglich  würde.  Das  wäre 
dann  eine  nicht  nnbedeokliche  Folge  der  iodirecten  Beatenening« 

Ausser  allgemeineD  Umlaj^en  für  die  ganze  politische  Gemeinde  können  auch 
bcäoüdero  Umlagen,  nach  den  gleichen  Grundsätzen  durchgeführt,  fUr  die  ein- 
zelnen Ortschaften  mkommen,  wdche  eine  politische  Gemeinde  bilden.  —  Bo- 
achtensvertli  tind  für  das  Steuerrecht  noch  I  i  1  esonderen  Rechte  der  soi^en.  Höchst- 
b*  «tc  ti erte n,  per^-önlicb  (nach  einem  nach  der  Steuerhöhe  bestimmten  Stimmrechte) 
Sil  üciijeuigea  BeschlosisfassuAgen  der  Gemeinden  TbeÜ  zu  nehmen ,  durch  wclclie 
die  Einflüinuig  naner  odw  die  ErhOhiuijf  bishofiger  Genelndeooihgen  oder  eine  Um« 
läge  erforderlich  machende  Onterodimaugen  nnd  EinriehuiDgen  angeordnel  werden 
(rechtsrheiji.  G.-Ü.  §.  47). 

Oertliche    Verbrauchssteuern,    ohfrleich   jetzt  nicht 

mehr  im  Rechte  den  Umlagen  vorgehend,  sind  in  ßaiern  thatsäch- 

lich  noch  sehr  verhreitet,  Dicht  nur  in  den  grösseren  Städten  (den 

„un mittelbaren") y  Bondem  auch  in  kleiucrcn  Gemeinden,  selbst  in 

läadlicheOi  und  auch  gegenwärtig  noch  in  beständiger  AuBdehnnog 

auf  immer  mehr  Gremeinden  begriffen.  Sie  decken  so,  absolnt  and 

relativ,  einen  ziemlieh  anaehnliehen  Theil  des  Steoerbedarfs,  zamal 

b  den  onmittelbaren  Städten,  aber  nicht  nnr  in  diesen  (g.  59). 

Diese  bedeatsame  thatsäehliehe  Gestaltang  ist  dem  bestehenden  Rechte 

tvL  yerdftnken.  Dieses  gestattet  den  Gemeinden  in  Baiern,  natürlich 

auch  hier  nur  innerhalb  der  durch  die  Zollvereinsverträge,  die  Reichs- 

Terl'assuDg  und  Gesetze  (S.  73)  gezogenen  Grenzen,  die  Erhebung 

von  Verbrauchssteuern  in  einem  sonst  in  Deutschhind  nur  noch 

selten  zulässigen  Umlang,  welcher  tibrigens  lür  das  rechtsrheinische 

Baiern  und  ftir  die  Pfalz  etwas  verschieden  bestiniint  ist.  Die 

Autonomie  der  Gemeinden  ist  indessen  durch  das  Eribrderniss  der 

Staatsgenehmignng  iiir  die  Einführung  nnd  Erhöhung 

der  Stenern  in  gewissen  Fällen  in  einer  Gemeinde  und  durch  die 

Festsetznng  von  Hazimalbeträgen  des  Steuersatzes  ftlr 

die  Hauptnahrongsmittel  (Getreide,  Mehl,  Fleisch),  soweit  deren 

Bestenening  gestattet  ist  ^  in  der  Pfalz  sind  namentlich  Gretreide 

lad  Hehl  nicht  besteuerbar  —  eingeschränkt.    Ob  wirksam 

SeoDg,  hängt  mit  Ton  der  Yerwaltongsprazis  ab.  Artikel,  welche 


190  6.  B,  Uebanlclifen  der  Bcstaneniiig.  Bsiexn.  §.  57. 


bisher  nicht  ttblicher  Weise  schon  einer  localen  Steuer  tinterliegeiiy 
kdonen  sogar  nur  im  \Yege  der  Gesetzgebung  stenerpflichtig  ge* 
maoht  werden.  Grundsätzlich  soll  auch  mit  Becht  nnr  die  ört- 
liche Verzebrung,  niebt  Produetion  und  Handel  tiberhaupt, 
durch  die  locale  Verbraaohsbestenernng  eines  Artil&els  belastet 
werden,  weshalb  die  erforderlichen  Cautelen,  namentlich  fflr  Durch- 
fohnrerkehr  nnd  Ausfuhr  ans  der  Gemeinde  (eventuell  mit  Stener- 
KttckvergUtung)  getroft'cn  sind.  Einer  beHoiidcrca  Kc^eluiig,  zum 
Tlieil  mit  durch  das  allgemeine  staatliche  Malzautschlagsgesctz,  so 
hinsicbtlich  der  Rückvergütung  bei  der  Kierausiubr  aus  der  Ge- 
meinde, unterliegt  der  Local-Malzaiifsphlag.  Er  wird,  obli- 
gatorisch im  rechtsrheinischen  Baiern,  lacultaiiv  in  der  Pl'ala,  gegen 
Vergütung  von  den  StaatBäratern  mit  erhohen. 

S.  rechtsrlioin.  G.-O.  Art.  40  ff..  Malzaufschlace^os'otz  von  1868,  Art.  82  ff.  Im 
rcchtsrbcio.  Haiern  wie  in  der  Vtali  sind  im  Priucip  nur  solche  localen  Vcrbraacbs- 
stenern  SttlSssig,  welche  tlbliclier  Weise  schon  rorg^ekommen  waren,  danach  etwu 
Teischieden  in  den  beiden  Theilcn  des  St.iatsg^ebietSf  im  rechtsrluMiii sehen  nach  freier 
Bestiroinnng  der  (iemcindc  auf  Fleisch,  Getreide.  MoliI  nnd  Producte  daraus,  doch 
mit  Innchalrunf^  von  Maximabätzen  (nach  einer  Vcrordn.  rom  27.  N07.  1875),  fcraex 
mit  ministerieller  Genehmignof  noch  auf  Wein,  Wfldpret.  Glnse,  Obst,  Kirat;  dsa 
an f  Bi er  (Malzaufschlag);  in  dor  Pfalz,  siiul  dio  ircwülinllchen  menschlichen  Naiirung^ 
mittel  (auiiäer  Getreide  und  Mobl  auch  Milch,  Butter,  Käse,  Obst,  Gemüse.  Küchen- 
gewächsc)  aasgeseliloBsen,  Bier  (MalzK  Wein,  aoch  Obstwein,  Essig,  Fleisch,  Esswaaren 
des  Marktverkehrs .  Brcnnstolio,  Futter  zur  localen  Verbrau rli^besleuerung  zafdiMai* 
Die  Erhebung  erfolgt  bei  (br  Eitifülirtincr  in  das  Gemeindegebiet,  besir.  aft  d» 
Märken,  evenfncll  bei  der  I'roJuetiüii  im  Orte  (Bier.  Fleisch,  Mehl). 

Die  Auxli'linnng  dieser  Bestcnernng  auf  nothwendige  Lebens- 
mittel, wie  Getreide,  Mehl,  auch  wohl  Fleisch,  die  local  verschiedene, 
besonders  bei  Getreide  und  Mehl  öfters  nicht  unbedeutende  Höhe 
des  ^Steuersatzes,  der  Hinzutritt  des  Localaufschlags  (im  Maximum 
mit  zu  dem  schoo  so  hohen  Staatsanfsehlag  auf  Malz  (Bier), 
die  VerkebrsstDroDgen  und  Gontrolen  zur  VeraDlagung  und  Er- 
bebung sind  doeb  wesentlicbe  Bedenken  gegen  diese  Gestaltung 
der  comniunalen  Verbrauebsbesteuenzog,  Durch  den  Hinzutritt  Yon 
gebttbrenartigen  Abgaben,  wie  bei  Getreide  den  ScbrannengebflhreD, 
steigen  diese  Bedenken  noeb.  Sie  werden  aucb  nicht  vermindert, 
die  UeberlastUDgen  der  Consumenten  nach  Unten  zu  (der  kleinen 
Leute,  Arbeiter  u.  dgl.)  durch  diese  Besteuerung  werden  nicht  ander- 
weit nnsireglichen ,  bei  der  Beschaflenheit  der  StaatsbesteueruDg, 
dem  holieu  Malzaufscbla^^  dem  weiten  Herabgehen  der  dirccten 
Steuern  auf  die  schwäeliercn  Censiten,  der  ungenügenden  Ik- 
Steuerung  der  stärkeren  Steuerpflichtigen  durch  die  Ertragssteoern 
des  baierischen  Systems.  Dies  Ergebniss,  die  starke  Quote  des 
communalen  Finanz-  und  speeiell  Steuerbedarfs^  weiche  durch  diese 
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Verbranchsbesteaeraiig  gedeckt  wird,  ist  daher  zwar  finanziell  be- 
traehtet  ein  erfreuliches,  stenerpolitisch  ein  nicht  onbedenkliches  Er- 
gebnisse Ist  man  im  fibrigen  Deutschland  meist  zu  ablehnend  gegen 
diese  Besteuernng  in  den  (Gemeinden,  so  in  Baiem  zu  willfiihrig. 
Das  Urtheil  Uber  das  ganze  Communalstenersystem  kann  so  nicht 
eben  gUnstig  ausfallen. 

S.  bes.  dcD  gco.  Aufsatz  von  Kaufmann  im  Fin.arcb.  B.  14  Uber  Gemeinde- 
bflsteverung  iind  Husencoosom  in  den  sieben  grOesten  Stidten  des  recbtsrhelniscben 

B^icrn^  mit  zahlreichen  Daten  Whvr  die  oiii/olncn  Verbnacbsstenero,  deren  HObe 
0.  A.  ID..  auch  mancherlei  statistischen  Berecbnantrcn. 

Die  jüngst  gesetzlich  zugelassene  Einführung  communaler  Ab- 
gaben vom  Gru ndbesitzwecbsel  ist  an  sich  wohl  eine  rich- 
tige Maassregely  aber  so  berechtigt  solche  Abgaben  sind,  TCrmdgen 
sie  doch  die  tiefen  Mängel  des  an  das  staatliche  directe  Ertrags- 
Steuersystem  sich  aDSchliessenden  directen  Couimnnalsteuersjstems 
snd  der  localen  Veibraucbsbesteuerung  für  sich  allein  nicht  ge* 
niigend  anszngleichen.  Ihre  EiofUhrung  ist  daher  nur  als  der 
Beginn  einer  zweckmässigen  Gemeindestenerreform  zu  begriissen. 

Kacb  dem  Gesetz  Fom  15.  Jani  1898  ^ind  die  Gemeinden  fUr  berechtigt  erlilärt 
Verden,  mit  ministerieller  Genebmiganii:  Abg'aben  bei  Verindemnii^en  im  Besitz  oder  Eigen- 

fhum  tnibewi'trHchcr  S:  cliori  nach  nrihorer  nezciclinung  der  Pälle  im  Rctrafro  roti 
derjenigen  Höhe  zu  erheben ,  ^reiche  aus  gleichem  Anlass  an  die  Staatscasse  zc  eot- 
licbten  ist.    Die  Erhebung;  erfolgt  in  Form  eines  Zuschlags  zu  letzterem  Satze. 

Unter  den  g e  b  ii  h  re  n arti ge  n  Abgaben  ökonomischen  Cha- 
racteis  sind  die  PilasterzOile  und  verwandte  (Wege^,  Brucken- 
söUe),  besonders  wieder  in  den  unmittelbaren  Städten,  von  grösserer 
fiuaozieller  Bedeutung,  wiederum  mehr  als  in  der  Regel  in  der 
Gegenwart  sonst  in  Deutschland.  Auch  sie  bedürfen,  wie  über- 
haupt alle  sonstigen  örtlichen  AbgabeUi  ministerieller  Genehmigung. 
—  Von  der  staatlichen  Hundesteuer  bezieht  die  betreffende  Ge- 
meinde die  Httlfte  des  Reinertrags. 

Die  Verpflichtung  zu  naturaler  Leistung  von  Gemeinde» 
diensten  frechtsrb.  G.-O.  Art.  49—54)  bezieht  sich  ausdrücklich 
nur  auf  gewöhnliche  gemeine  Arbeitsaiten  und  Hilfeleistungen. 
Diese  Dienste  krmren  anch  durch  Stellvertreter  geleistet  und  durch 
Ueldabgaben  der  Verpflichteteu  ersetzt  weiden. 

§.  58.  Districts-  und  K  reisste  n  er  ii.  Auch  die 
Districtsgemein  (i  en  haben  ein  eigenes  Bestciicrnngsrecht.  Die 
Disfrtctssteuem  treten  ehenfalls  nur  subsidiär,  nach  den  anderen 
zur  Verfügung  stehenden  Einkünften  (darunter  namentlich  auch 
KreU-  und  Staatszuschlisse)  zur  Deckung  der  Districtslasten ,  ein. 
tHe  bestehen  ausschliesslich  in  directen  Stenern  und 
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zwar  in  Umlagen  („DiBtrietsumlageii'*)  auf  der  Grnndlage 
und  nach  dem  Maassstabe  der  Gesanimtbeit  der  directen  Staats- 
Bteaem  im  Dislrieti  mit  der  Modifieation,  dass  dabei  die  Biokommen- 

Steuer   nur  fttr  Districtslastea  fttr  Armeopflege    mit  belastet 

werden  darf. 

Die  weiteren  Uauptpuncte  des  Districtsstouerrechts  sind  die  folgenden.  Soweit 
CS  sich  bei  den  zu  deckenden  Districtsausgaben  um  gesetzlich  nothvendigo 
handelt,  rirhtet  sich  die  Höhe  der  District^umlaire  irn  fJaiizcn  nach  dem  Betrage  der 
ftli  jene  Ausgaben  noch  erforderlichen  Summe.  Bei  l'acuitativ eu  (freiwillig  aber* 
nommenoD)  Aiufaben  fttr  Districtszveclte  ist  die  Höhe  der  Districtaamlagen  «itf  5  */• 
iui  Jaliro  von  der  d'esammtheit  der  lÜrerton  StaatSsteuersüminc  im  District  (hi<-'r  ein- 
Bcfaiiesslich  Kinitommenätcuer  gerechnet ;  rtacii  oben  zu  beschränkt.  Diese  facuitatirca 
Ausgaben  sind  so  knapp  gehaltcu.  Sic  betrigen  jetzt  (1897)  nur  etwa  Vn  <ier 
(ic^^ammtausgabe  (oinschl.  der  für  Distiictsarmcapflcge)  im  Diütrict  im  ganzen  Staate. 
Die  Kepartitioii  der  erfordorliohen  Sammeri  crfol-^t  /iinriobst  auf  die  zum  Di*itrict  c^- 
hörigeu  Ortsgcmcindün  (also  mit  Ausschluss  der  unmittelbaren  SUidte)  und  far  die 
Besitzer  der  (^meindeezemten  GemarkDogen  nach  den  genannten  Haassstabe  des 
Aufkommens  an  directen  Staafs>t<iiirn.  Doch  kann  in  ilcu  Fällen,  wo  sich  die  Vor- 
theile einer  Districtseiririchtuii;r  auf  die  Gemeinden  und  cxemten  Gemarkungen  ver- 
schieden vcrilicilcu,  der  licitraj;  der  einzelnen  Gemeinden  u.  s.  w.  verschieden  hoch 
bestimmt  werden.  Die  Gemeinden  und  jene  Besitzer  sind  die  eigentUclien  Stenei^ 
sübjecte  der  Districtsstcnern.  Die  fiemeinden  können  die  letzteren  ans  ihrpn  ander- 
weiten  Einkünften  zahlen,  wo  die  Districtssteueru  dann  gar  nicht  als  Indiridualsteaeru 
der  einzelnen  physischen  nnd  jnristiBcheD  PerBonen  in  Oftsgeneindererband  eiseheinen. 
Hcgelmäsüig,  nach  der  Statistik  zu  über  "Z^,  werden  die  Districfsumlagen  aLer  a"- 
solche  von  den  OrfS!reiri(^ind«m  den  auf  Grund  der  Staatssteuerpäicht  und  sonst  zur 
Tragung  von  Gemciudcumla^cn  Verpflichteten  auf  derselben  Grundlage  und  nach  dem- 
selben Maassstab  wie  diese  Umlagen  als  Individuai-Stcuer^chuldigkeiten  aufgelegt. 
Dann  erscheinen  ^ic  also  auch  deutlich  als  eine  zweite  Kcilic  von  Zuschlägen  zu  den 
directen  Staatssteuero.  Damit  mUsseu  die  M&ngel  der  letzteren  wieder  empfindlicher 
werden.  Es  gilt  das  eben  ttber  diese  Penn  der  directen  Gemeindeanlagen  Gesagte. 
Auch  Katnraldienste  dürfen  die  Districts-  wie  die  Orts?emeind''n  anordnen. 

S.  Ge'^etz  Uber  die  DistrictsrÄthe  von  1^5*2.  Art.  30  tf.,  Pözl.  Verf.r  ij.  125. 
Suydcl  in  Maniuardscn'b  Wcik  g.  84,  dcrs.  An.  Districtsgeuieinden  im  W  urlerb. 
d.  Venralt,  Brater '«  pcn.  Commentar,  Statistik  s.  u.  in  §.  59.  Vgl.  tiber  Preusscns 
bezügliches  Ivd  lit  oben  Im  Jalirc  l'"!i2  >hid  aus  Ucbi>rscliiisscn  dr.r  staatlichen 

Fiuauzrerwaltuug  Dotationen  der  Districtsgcmeindcn  und  unmittelbaren  Städte  im  Ge- 
sammtbetrag  von  8  Hill.  M.  erfolgt.  Die  Vertheilung  Iiat  nach  den  Maassstabe  des 
directen  Staatssteucraufkommens,  doch  mit  stärkerer  Dotation  der  kleineren  und  ärmeien 
Distrirfe  stattgefunden.  Die  oinzelne  Dotation  ist  als  fester  Kapitalfonds  zu  behandeln, 
dessen  Zttiseu  nur  fUr  geuiciiin atzige  und  wolilthiitige  Zwecke  zu  verwcndca  sind 
<s.  r.  Stengel  Art  Distr,gen.  in  Wörterb.  d.  Vervall.,  Eig.b.  II,  8.  80). 

Die  Kreisgenieindeii  haben  ebenfalls  ein  eigenes  Be- 
st eucrungsrecbt.  Auch  hier  sind  die  Steuern  ciu  subsidiäres 
Deckungsmittel  der  Kreisausgaheu  (Kreislasten)  nach  Verwendung 
der  sonstigen  Einnahmen.  Unter  letzteren  sind  die  Kreisscbul- 
dotation,  welche  den  Kreisen  zur  Mitbestreitung  der  Ausgaben  für 
Volksschulen  und  sogen,  isolirte  Lateinschulen  (nach  Gesetz  vom 
23.  Mai  1846  nnd  späteren  BestimmuDgen)  zndiesst,  und  sonslige 
Slaatsznsehflsse  fdr  Kreiszwecke  berTorzttbeben.  Die  Kreissteaem 
sind  wiederum  nur  directe  Umlagen  auf  Grandlage  tind  nach 
dem  MaasBStabe  der  directen  Staatsstenern  im  Kreise,  nach  deren 
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ToUem  badgetmllBsigeii  Jahresbetrage  m  Proeenten  davon  berechnet 
und  festgestellt,  nnd  zwar  m  Form  unmittelbarer  Indmdoalsehnldig- 
keiteo  der  einxelnen  Staatssteaerpflicbtigen  und  der  sonst  zu  diesen 
Listen  ansnahmslos  herangezogenen  weiteren  Pfliehtigen,  wie  ins- 
besondere des  Staatsftrars  iHr  sein  Eigentham  im  Kreise.  Die  Kreis- 
steuern treten  daher  wie  die  Ortsgemeinde-  und  Districtssteuern  — 
letztere  soweit  sie  nicht  unmittelbar  aus  der  Gemeindecasse  gedeckt 
werden  —  in  der  Form  von  Zuschlägen,  demnach  ein  drittes  Mal, 
zu  den  Staatssteuern  hinzu.  Es  gelten  deshalb  in  Bctreft'  ihrer  die 
acgedeuteten  Bedenken  und  die  Mängel  der  Verlassung  der  direeten 
Staatssteuern  müssen  so  abermals  emptindlicher  werden,  zumal 
aneh  diese  Kreisnmlageni  trotz  der  erheblichen  Staatszuschüsse,  in 
wenn  auch  nur  langsamer  relativer  Steigerang»  in  Procenten  der 
an  sieh  schon  absolut  wachsenden  Staatsstenem  berechnet,  begriffen 
sind.  Die  Erhebung  der  Kreisnmlagen  anf  Gmnd  der  im  Land- 
rathsabsehied  vom  Staatsoberhaupt  bestimmten  Zuseblaghöhe  erfolgt 
mit  derjenigen  der  Staatssteaern  selbst  und  durch  dieselben 
Organe. 

Laiidrathbgesctz  von  i::^52,  Art.  15  IT.,  Pöil,  Vorf.r.  §.  132,  Seydel  bei 
Marqoardseu  §.  Sf).  87  u.  i.  s.  Staatsrecht  B.  3  u.  4,  auch  Art.  Kreis^emeiode  in 
B.  1  des  Wörtcrb.  d.  ^  erwalt.  and  in  BJ&tt.  t  admin.  Pnzis  B.  87,  Hock,  Fia.renr. 
Baicins  I.  S.  72  ff.,  IV,  482  ff. 

Man  wird  nach  dem  Allen  die  baierische  Commnnalstenerver- 
fsssnng  ilttr  die  dreierlei  bezüglichen  Stenern  der  Ortsgemeinden, 
Distriete  und  Kreise  und  speeiell  aueh  fttr  die  Umlagen  doch  ftlr  sehr 
leformbedlirftig  halten  mflssen.  Das  System  gleichmftssiger  Zu- 
schläge zn  den  direeten  Staatsstenem ,  welche  unter  sich  so  ver- 
schieden sind,  und  doch  hier  wie  homogene  betrachtet  und  b&- 
handelt  werden,  ist  principiell  falsch  und  practiscb  scbSdlich.  Auch 
hier  möchte  eine  Reform  in  der  Richtung  der  preussischen  das 
Richtige  sein.  Die  Voraussetzung  dafür,  auch  für  die  dabei  zu 
erstrebende  Beschränkung  —  nicht  Beseitigung  —  der  Verbrauchs- 
steuern, ist  aber  eine  eingreilende  Reform  der  direeten  Staats- 
besteuerung,  wiederum  am  Besten  in  der  Richtung  der  preussischen. 
Erst  mit  diesen  baierischen  Verhältnissen  verglichen  zeigt  sich  der 
hohe  Werth  der  preussischen  Miquerschen  Steuerreform  in  vollem 
Lichte.  ' 

Co mmunalsteaer- Statistik. 

§.  59.  Allgemeiner  Zustand,  besonders  die  Um- 
lagen. Baiem  erfreut  sich  einer  Torzaglichen  Statistik  auf  diesem 
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Gebiete,  wenigstens  aus  neuerer  Zeit,  den  letzteD  Jahrzehnten  (mi 
lb76,  besonders  seit  Ende  der  1880er  Jahre),  nnd  für  die  i^ciiaiiuiea 
drei  Arten  der  Coraniunalstcuerii.  Im  Folgenden  werden  daraas 
einige  Tabellen  und  Daten  gebracht,  um  die  neuere  EntwicUiiDg 
und  die  jetzige  tbatsäobliche  Gestaltung  zifferomässig  zu  veran- 
scbaulicben,  besonders  das  Verhältniss  der  einzelnen  Steuerkate- 
gorieen  und  znm  Tlieil  EinoahmekAtegorieen  ta  einanderi  das  Yer- 
bftItnisB  der  C!ommiinalBteneni  zu  den  Staatsatenem  nnd  die  Be- 
lastung der  Bevölkerung  mit  jenen.  Wir  müssen  ans  indessen 
nnTermeidlich  in  der  Herbeiziehnng  statistisehen  Materials  aneb 
bier  auf  das  HanptBttchliebste  besebrilnken. 

Aua  den  ueueren  auitlicbcD  äta!ü>tiäohtiri  Pubucatioiien  sind  bcbonders  za  Deaneo 
und  fbr  «eitere  Einzelheiten  za  benutzen:  Zeittcbr.  d.  baier.  stat.  Bur.,  wiederholto 
Zusammenstelluniren  in  verschiedenen  JahrgänfT'Ti  seit  187S,  so  1878,  1880.  1882. 
Ibb'd,  1893,  1894,  dauu  Beiträge  zur  Statistik  Baierns«  Heft  55,  57,  in  neuester  2eit 
bewnden  treffliebe  Zosammenfasenn^  der  Haupiergebnlsse  in  dem  stntistischen  Jahr- 
buch  seit  1805,  so  J.p.  3  f.  1897,  S.  216-232.  J.g.  4,  f.  1898.  S.  222-234.  Vor- 
nemlirli  hiernach  die  folfi^eiidi  ri  Tabellen  und  Daien.  S.  ferner  die  Daten  im  Fin.Arch. 
B.  4.  S.  310  und  die  o\>cn  S.  107  ^ciianutcn  Arbeiten  von  Zarn,  Tröltsch  und 
besonders  Kanfmann. 

Die  folgenden  2  Ta) .  1!  36  und  37  auf  S.  19Ö  und  190  enthalteo  die  wicbtif 
sten  neueren  Daten  in  absoluten  and  KelatiFzalileu. 

Ans  den  Ergebnissen  nnd  VerbältnisseOi  welebe  diese  TabeUes 
in  Zablen  darstellen,  sollen  bier  nnr  einige  Pnncte  besonders  ber- 
yorgeboben  werden.  Die  directen  Staatssteaern  baben  sieb 
in  den  20  Jabren  von  1876—96  erbeblieb  im  Ertrage  gesteigert, 

bedeutend  stärker  in  den  unmittelbaren  StUdten  (die  nur  im  rechts- 
rheinischen Baiern  besteben)  als  in  den  anderen  Gemeinden  (Tab.  36 
unter  Nr.  1,  7,  13,  Tab.  .37  unter  Nr.  1,  8,  15).  Das  deutet  auf 
tiefere  wirthschaftliche  Umgestaltungen  bin,  entspricht  aber  zug:lcicb 
der  Entwicklung  der  Steuerverlassung  und  bestätigt  die  Ergt  i) niste 
der  früheren  Darstellung  der  Staatsbesteuerung  und  der  Maats- 
Steuerstatistik  (S.  172|  178).  Erheblich  mehr  aber  sind  in  diesem 
Zeiträume  die  directen  Gemeindeumlagen  selbst  in  den 
kleineren  Gemeinden  (einsebl.  alle  pfälzer,  Tab.  36,  Nr.  8  und  9, 
Tab.  a?,  Nr.  9),  im  ganzen  Staate  (Tab.  36,  Nr.  14  n.  15.  Tab.  37, 
Nr.  16),  ToUends  aber  in  den  unmittelbaren  Städten  (Tab.  36,  Nr.  2, 
3,  Tab.  37,  Nr.  2)  gestiegen,  trotz  der  starken  gerade  bier  be- 
stebenden  Verbraoebsbestenernng  und  deren  Ertragssteigermig 
(Tab.  36,  Nr.  4,  Tab.  37,  Nr.  5).  Eine  Erseheinung,  welebe  auf 
dem  Communalgebiete  auch  sonst  in  Deutschland  und  in  anderen 
l^ilndern  in  der  neuesten  Zeit  hervortritt.  Nicht  ganz,  so  schart, 
aber  doch  ähnlich  crgiebt  sich  in  dem  ktlrzeren  Zeiträume  vou 
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GommDiuJlMatdnaniiig.  Eigesdiclift  und  Uaoptorten. 


Tab.  36.  BaiQiische  Communaloinnahmcn,  besonde 

(Abäoluto  Zuhien)^). 

I.  GeiDttiiidttii. 

A.  Unmittelbare  Stidte. 

1.  Staats  t  >  n  rbetrag  ,   .    .   ,  , 

2.  (iememdeumiagea  

8.  „  in  %  ?on  1 

4.  Ave  Verbraachssteuurn  .   .  . 

5.  Pflaster-,  Brackenzöllen  a.dgl 
Summe  2,  4  und  5  .   .   .  . 

A.  Au  Renten  ?ea  VemOgcn*) 

B.  Andere  Gemeinden. 

7.  Staatsstenerbctra^   .   ,   .  , 

8.  Gemeindeoioli^en  .... 

9.  „  in      ren  7 

10.  Ans  Verbraachsstcuern   .  . 

11.  „    Pflasterz5llen  u.  s.  v.  . 
Sammo  8,  10  und  11  .    .  . 

12.  Aas  Realen  ron  TermOgen*) 

C.  Staat  im  Ganien. 

18.  Sta-'ifSHtouerbotrag  .... 
14.  GcxneinUcumlagcn  .... 
lö.  in  %  ron  18 

16.  Ans  Verbraurlissteiiem    .  , 

17.  PÜasterzöilcu  u.  dgl. 
Sanne  14,  16  und  17  .   .  . 

18.  Aus  Renten  fon  Vermögen*) 

IL  Dittricte. 

19.  UmJagen*)  


m 

rs  Stenern  (1876— 96). 


:<V  Umlagen  in  %  d.  dir.  Stutat.-Sells^) 
L'l.  Staats-  und  kreiszuscbOne  .   •  . 

22  Andern  Einuabmon  

Snmme  19,  21  and  22*)  .  .  .  . 

III.  Kreise. 

23.  ümligen  

24.  ^      io  •■^  d.  dir.  StaatSbt.-Solb 

25.  Stulnascbüsse*)  

26  Ander»;  Einnahmen  

Summe  23.  25  und  26  

IV.  Alle  Umlagen  (Nr.  U.  19.  23) 
27.    „  ^  in  %  d.  dir.  8tMts8t.-8ell8 


1876 

1889 

1896 

M)U. 

4.289 

0.2.'0 

12.292 

it 

8.05G 

b.6u4 

12.613 

71 

93 

103 

»» 

— 

6.072 

6.917 

1» 

— 

1.467 

1645 

♦« 

91  17*» 

*« 

— 

5.267 

10.419 

ff 

15.661 

18860 

19.775 

«« 

11.110 

14.224 

17.937 

71 

75 

91 

»4 

— 

2^ 

8.762 

M 

— 

284 

309 

1» 

n 

iiu  vvO 

— 

10.444 

10.960 

»» 

19.950 

28.110 

32.067 

*« 

14.16G 

22.828 

30.551 

71 

81 

95 

«1 

— 

8.626 

10.679 

•1 

A.  i  ox 

*t 

38.205 

43.134 

** 

— 

15.711 

21.879 

/  4  782 

5.817 

«* 

\  4.629 

5.723 

.... 

24.5 

28.9 

1« 

1.438 

1.613 

2.193 

2.280 

8.418 

9.710 

:> 

7.270 

9.387 

25.6 

29  2 

♦1 

8.039 

8.170 

ft 

541 

878 

»» 

10.8.50 

13.434 

«• 

34.757 

45661 

123.5 

142.4 

Nach  den  Daten  ron  ?erschiedenen  Tabellen  im  baier.  ätatiät.  Jabrb.  Ii.  4 
anmmeDgeetellt 

^  Die  Zahlen  in  CoL  flkr  1896  sind  hier  die  für  1895,  bei  den  unmittelbaren 

^>tädf.'n  (Nr.  6),  hier  (nicht  in  d.n  Stcuerreibcn)  einschl..  boi  den  übrtg^t^n  (jc- 
muudca  (^Nr.  12)  aasschl.  der  pfälzischen  Gemeinden  mit  übci  2500  Einwohiiern. 

')  Die  erste,  grössere,  Zahl  in  der  Co),  für  1889  und  1896  einschl.,  die 
iveite,  kleinere,  aassclil.  deijenigen  Beträge  an  DistrictsomlagLU ,  welche  nnmittel« 
bar  tos  der  Qemeindecame,  ohne  gesonderte  Eriiebang  ron  den  Pflichtigen,  entrichtet 

»erden. 

*}  Quotenberechnang  nach  der  zweiten,  Lltiinereu,  Zahl  in  Nr.  19. 

Einschiieedich  Einnahmen  Dir  die  Districtnrmenpflcgo. 

^  Dtfon  in  1889  und  1896  bexir.  2.896.006  nnd  8.120.000  M.  fitr  dentsehe 
ScInlM,  thö  der  bei  Weitem  giOaste  Thett  des  Zuflchnsses. 

13* 
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6.  B.  Uebcisichteu  der  Besteuerung,  fiaiera.  §.  69. 

(1876—1896).  Cßelativzahlen.) 


Tftb*  87.    Baierischo    Coinm  unaiei  n  nah  inen 

Progressioii*). 

L  Gemeinden. 

A.  Unmittelbare  Städte 

1.  Staatsstcuerbetrag  .  . 

2.  Gemoindeninla^  .  . 
8  Srmt  teocrbetrasf  .  , 

4.  lieniciudeumlagea .  . 

5.  VerbnnehwtoiMra 

6.  Pitaater-  u.  s.w.  Zolle . 

Saume  4 — 6    .    .  . 

7.  Verroögensreaten  ^  . 

B.  Andere  Geraeinden*) 

8.  Staatssteucrlti^trafi:  .  , 

9.  (iemeindeumlagen  .  . 

10.  Staetssteaerbetng' .  . 

11.  GcmeindeDmlagen  .  . 

12.  VerbrauclisstL-aern 

13.  Plla^ter-  u.  8.  w.  Zölle 
Summe  11 — 18   .  . 

14  Verm"stin>rentcn  »  , 

C.  Ganzer  ötaat. 

15.  Staatttlenerbetia^ .  . 

16.  Gcmeindenmhican .  . 

17.  Staatästcaerbctiag  .  . 

18.  üemeindeamlagen  .  . 

19.  Tecbraaclissteaeni 

20.  PÜeater-  v.  s.  « .  Zrllo 
SiiiDme  18—20    :  , 

21.  YermOgcnsreDten  .  . 

II.  Districte,  alle  EiDnebmen 

22.  Umlage«  

23.  Zuschüsse  .... 

24.  Andere  £lDiiibiiieii  . 

III.  Kreise,  alle  Einnabnen 

25.  Umlagen  

26.  Staatszuschlbse     .  . 

27.  Andere  Einnebinea  . 

IV.  Alle  Umlagen     .  . 

1889—96  die  gleiche  ßntwicklQDg  io  den  Gemeinden  (Tab.  36,  Nr.  1, 
2.  3,  7,  8,  9,  13,  14,  15,  Tab.  37,  Nr.  3,  4,  10,  11,  17,  18).  Aw 
diesen  Verhältniiisen  IfiBSt  Bich  wieder  ableiten,  wie  e«  die  E^ 
Orternngen  Aber  die  Comoianalateuera  schon  oben  (S.  193)  ergaben, 
daas  die  Mängel  der  Verfassung  der  baierischen  directen  Stenern 
empfindlicber  geworden  sein  mflssen. 

In  den  Districten  und  den  Kreisen  zeigen  die  Umlagen 
in  der  Zeit  von  1889  —  96  eine  analoge,  tlodi  etwas  schwachcie. 
Entwicklung  als  die  («uinLindeumlagen ,  ;jl>er  cbenlalls  eine  et^a.s 
BtUrkere  alö  die  Staatöbteuererträge  (Tab.  36,  Nr.  19,  23  verglicbeu 
mit  Kr.  12,  Tab.  37,  Nr.  22,  25  verglichen  mit  Nr.  17).  Die 

Ebenfalls  nach  den  Daten  der  Tab.  36  berechnet. 
')  Unmittelbare  Stndte  einschl.  pfthdtocbe  Gemeinden  Qber  2d00  Einvobn^. 
^)  Einschl.  alle  plUzischen. 


1876 

1889 

1896 

lOO.O 

215.6 

286.6 

100.0 

248.9 

412.7 

— 

100.0 

132.9 



100.0 

146.6 



100.0 

118.9 

— 

lAO.O 

112.1 

loo.o 

131.2 

100.0 

197.5 

100.0 

120.4 

126.3 

lOO.U 

128.0 

161.5 

— 

100.0 

1049 

— 

100.0 

126.1 

100.0 

147  3 

— 

100.0 

108.1 

— 

100.0 

129.0 

— ' 

100.0 

105.0 

1000 

140.9 

160.7 

100.0 

161.6 

215.7 

— 

100.0 

114.1 



100.0 

133.4 

100.0 

128.8 

— — 

1(K».0 

111.6 



luo.o 

130.1 

100.0 

1B6.1 

100.0 

115  4 

100.0 

121  8 

1000 

112.2 

100.0 

lOi.0 

100.0 

124.0 

100.0 

129.2 

100.0 

104.3 

100.0 

162  3 

100.0 

131.5 
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GMammtbeit  aller  drei  Arten  Umlagen  ist,  nnter  dem  besonderen 
Einflnse  der  Gemetndeumlagen,  erheblieh  etürker  als  der  Staats- 

rteocrertrag  gewachsen  (Tab.  36,  Nr.  IV  und  27,  Tab.  37,  Nr.  IV). 

Die  Umlagen  in  deu  DifsUicleii  und  Kreisen  sind  auch  ßtärlter  ai» 
die  Zuschüsse  gestiegen. 

Die  Kinnahmoo  aus  UinK^?eii  sind  in  den  Districten  und  Kreisen,  auch  seit  1896, 
weiter  in  Zunabme  beghäeo.  nach  den  bereits  bis  für  1898  vorliegeaden  Daten.  Sie 
idafeB  TOB  1896—96  ron  5.817,000  anf  6,004.000  U .In  den  Dtotrictan.  von  9,887,000 

anf  0  '^'2",0ÖO  M.  in  ilt-n  Kreisen.  Das  Procent  der  Krt  ismiila^en  vom  StaatssteuAt* 
Soll  war  in  den  l&mcn  Jnhan  fast  das  gleiche  29.4,  2Ö.2.  2«).7,  29.4), 

nachdem  es  in  den  vorausKcbcnden  6  Jahren  uui  bciiiahü  1  "  „  gestiegen  war. 

HiDsichtii«  Ii  der  Vettheilung  der  Umlagen  auf  die  einzelnen  Gebietstheile, 
btii  den  Gemeindcuuilapen  auf  die  G ein  c i n  «1  ogrnppe n  nnd  einzelne  Gemeinden 
gewahrt  die  amtliche  Statistik  auch  noch  wurthroUe  EiubiiclkO,  was  indessen  hier  nicht 
genauer  weifolgf  werden  kann.  Wir  beschrlnken  um  auf  einige  Angaben. 

Nach  Kreisen  (ßegiomn^sbezirken)  berechnet  zeigen  die  Gemeindeomlagen 
fur  alle  Gemeinden  in  den  2()  Jahren  von  1>^76 — in  jedem  Krci?!c  im  absolnten 
Betrage  c-iue  fast  stetige  lancsaiuo  Steig eiuii^j  und  als  Quote  vom  Soll  der  dirocten 
StaaiasieDeni  eine  ebenfiills.  doch  mit  gelegentlichen  Unterbrechungen,  fortgehondc 
b^t'Mgcninsr,  aber  eine  ver-  I  i  Icn  starke  in  den  einzelnen  Krein ü.  Darin  giebt  bich 
Tohl  vornemüch  die  Verächieüenheit  der  wirthschaftlichcn  EotwicUung,  des  st&rkereu 
Dod  «elivftcbereD  Pertoehreitens  der  Industrie,  dee  Kapital',  des  StbdfewesenB  kund 
Tab.  S.  227  im  Statist,  Jahrb.  B.  4).  1876  nnd  1896  war  die  Quote  der  Gemeinde- 
uiDlagen  vom  Staatssteoersoll  in  Oberbaiern  RO  und  95,  in  Niederbaiern  58  und  71, 
in  Uberpfalz  G(i  und  81,  in  Schwaben  Ö4  und  81.  in  Oberfraiiken  72  und  84,  in 
Uittelfruikeii  81  nnd  90,  in  Unterfranken  59  und  72,  in  der  Pfalz  142  und  177,  in 
l''t7tercr  zum  Tlnil  deshalb  so  yiel  höher  als  in  den  anderen  Kreisen,  weil  liier  die 
\ erbrauchsateucrn  weniger  hoben  Ertrag  haben,  und  Pflaster-  u.  s.  w.  ^^öile  fohlen. 
IMe  verschiedene  Steigerung  der  Quote  der  Geneindenmlagen  rem  Staatsetonersell 
lasst  inde£^e^t  die  wirkliche  Entwicklung  deshalb  nicht  genügend  hervortreten,  weil 
gleichzeitig  in  diesem  Zcitrntini  die  absoluten  BetrSire  des  Staafssfenorsolls:  in  den 
t-inzelnen  Kreisen  lu  sehr  ungleichem  ilaaisSü,  wcsenllich  unter  dem  Kinliu!>6  der  Ver- 
>chiedcnheit  der  wirthschaftHcben  Entwicklung,  flieh  erhöht  haben,  z.  B.  in  Oberiiaiern 
iMünchvii't  und  Mittclfranken  (Nninbertr !1  fast  um  das  Doiipelto,  dort  von  4.615,000 
auf  8,862,UUÖ  M.,  hier  ¥on  2,4G5,0UO  auf  4.683000  M.,  in  den  anderen  Kreisen,  b«- 
MBdert  in  üiederbaiem  nnd  Oberpfalx.  wiel  weniger  (dert  nur  ron  2,447,000  anf 
•li«34,000.  hier  von  1,704,000  auf  2  205  000  M.).  Ein  Procent  Gemeindcumlagc  und  ein 
Wach&thum  dieser  Procente  um  1  bedeutet  also  in  den  reicheren  Provinzen  viel  mehr 
als  in  den  anderen.  —  Auch  zwischen  der  Entwicklung  der  tuilage«  in  deu  un- 
mittelbaren St&dten  einer-  und  den  Übrigen  Gemeinden  anderseitB  ergeben 
»ich  in  den  einzelnen  Kreisen  manche  Verschiedenheiten 

Von  besonderem  luteics^e  sind  noch  die  Verschiedenheiten  der  Um- 
lagen in  den  einzelnen  Gemeinden,  die  darin  imLanfe  der  Zeil berreftreten- 
den  Veränderungen,  sowie  die  Verschiedenheiten  dieser  Umlagen  in  den  einzelnen 
Kreisen.  Dartiber  eine  lehrreiche  kleine  Tabelle  im  Statist.  Jahrb.  B.  1.  S.  219.  Die 
Ergebnisse  sind  folgende.  Die  Zahl  der  Gemeinden  ohne  Umlagen  bat  von  1887  96 
»tctif  ab-,  umgekehrt  also  die  Zahl  derjenigen  mit  Umlagen  zugenommen  (Gcsammt/ahl 
-It  «Jemeinden  1887  Rn27.  l^^r»n  S'OlÖ.  olme  Tinl.u'en  l.e/w.  im  und  '21.  mit  Um- 
l^en  7259  und  7490).  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  relativ  niedrigen  Umlagen  ^als 
PnKent  dee  StaantMeDeiBolle  berechnet)  hat  sich  ebenso  stetif^  stark  rermindert 
1S87— 96  mit  1—50%  Umlage  von  2610  anf  1711  Gemeinden),  die  Zahl  der  Ge- 
Ukvinden  mit  Umlagen  mittlerer  Höhe  etwas  ziipf^nommen  (mit  51 — 100  "  <,  Umlajo 
ton  2819  auf  3206,  also  um  c.  V-,)*  l^i^  Zabi  der  Gemeinden  mit  hoben  nud  mit 
^efar  hohen  Umlagen  ist  stark  gewachsen  (mit  101—250  *^/e  Umlage  von  1578  auf 
223:1.  um  cn.  *  mit  über  2oA  Umlaire  von  212  auf  rS40.  inn  put  '  O-  Von 
«iea  Kreisen  haben  Unterfranken  und  Oberfiaukcn  noch  die  meisten  Gemeinden  ohne 
Calagcn  (1896  bezw.  ton  1000—263  nnd  von  1017—105),  die  Pfalz  die  meisten 
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6.  B.  Uobdniebieii  der  Besteuerung.  Beten.  §.  60. 


Gemeiuden  mit  sehr  liohen  ZusclilSfren  (von  709— 25G  mit  über  250  alle  anderen 
Kreise  zusammen  von  T61Q  aar  S4  solcher;  ohne  Umlaii^do  in  der  Pfalz  nur  8  GemeiAdeo). 

Eine  weitere  Tebelle  im  etatist.  Jabrb.  (ü.  4.  S.  230)  gicbt  eine  iehrreidie 
üeberriclit,  wie  sich  im  Staate  and  in  den  eisielaen  Kreisen  die  Höhe  der  Gemeiide- 
Umlagen,  als  Quoten  rem  directon  Staatsstcuersoll,  in  den  Gemeinden  mit  v  *r  rhieJener 
Einwohnerzebl  Lorausstellt.  £s  sind  bemerkcubvertber  Weiao  vielfach  auch  ganz 
kleine  Gemeinden  (selbst  bis  nur  500  länwoliner).  In  denen  hebe  und  sebr  bole 
Umlagen  vorkommen  nnd  Evnr  'wiclist  die  Znbt  nncb  dieser  Gemeinden  fiut  stetig 
von  Jahr  za  Jahr. 

Die  Districtsnmlniren  sind  in  eilen  Kreisen  etwas  gestiegen«  doch  nicht  kuz 
glelcbmftssig.  Maximum  1887  Pfalz  (35.1  7o  ^om  StaatsstcuersoU) ,  ebenso  1896 
(36.8  Minitriiira  beide  Male  Schwaben  (beziv.  13.4  und  18  wobei  indessen 
der  freilich  nur  idcine,  in  den  einzelnen  Kreisen  aber  relativ  nicht  ganz  gleich  hoho 
Betng  der  direct  ans  der  Gemdndecsase  genblten  Summen  nn  Distriotsnmligen  niebt 
eingerechnet  ist  (1896  94,000  U,  ?en  5317,000  M.  im  Ganten).  (S.  ntntisL  Jsbrbw 
B.  4,  S.  225.) 

Die  Kreisnmlsgen  sind  kreiswciso  noch  weniger  verschieden  als  die  Di^tricu* 
Umlagen  und  iu  den  meisten  etwas,  aber  nur  wenig,  gestiegen  (Maximum  1889  oad 
1898  Pfalx  mit  39  und  38.5  V  Minimum  beide  Maie  Scbweben,  22.7  und  27  •j^ 


§.  60.  Die  Vertheiluiig  der  Com mnnalsteuern  auf 
die  eius^elnen  Arten.  Yerbraacbsbesteaerang  ins- 
besondere. 

Die  Tabellen  36  und  37  and  die  folgonde  Tabelle  38  machen  auch  die  Höhe 
und  das  Yerh&ltniss  der  einzelnen  Arten  der  (Jommunalstcncrn  und  der  anderen  Ein* 
nabmen  (bei  den  Gemeindon  wenigstens  der  Kenten)  zu  einander  ersichtlich. 


Tab.  38.   Bäuerische  Communaloinn 
Verbftitnisszahlen  der 


.  Gemeinden^} 

A.  Unmittelbare  Stftdte*) 

1.  Umlagen  .... 

2.  Verbraurh-jstcTicrn  . 

3.  PHastcr-  u.  s.  w.  Zull 
Summe  1,  2,  8.  Steuern 

4.  Aus  Reuten  ... 

B.  Andere  Gemeinden^ 

1.  Dmlageu  .... 

2.  Verbiaucbssteuero  . 
8.  Pflaster-  u  s  w.  ZOlle 

Summe  1,  2,  3  .  . 
4.  Aus  ßentw  .   .  » 

Gb  Oanser  Staat  .  . 

1.  rinl.i^^en  .... 

2.  Verbrauchssteuern  , 

3.  Pflaster-  u.  s.  w.  Zölle 
Summe  1,  2,  8  .  . 

4.  Aus  Kenten  .  .  . 

II.  Districtc  

1.  Umlagen  .... 

2.  Zuschilsso  .... 

3.  Andere  Eiuiiabmcn 
III.  Kreise  

1.  Umlagen  .... 

2.  Znscbttsse .   .  . 
8.  Andexe  £innabmen 


1896 

100.0 

42  1 

'28.1 
5.5 
70.7 
29.3 

100.0 
51.9 
10.8 

0.9 
63.G 
36.4 

100.0 

47.3 
16.6 
3.0 
86.9 
33.1 

100.0 
.')9.9 
16.6 
23.5 

100  0 
6y.9 
23.6 
6.5 


ahmen  ISOü.    (Kelatire  Zahlen.) 

Einnahiucart  cn 

')  Nach  dcu  Daten  der  Tab.  36 
berechnet. 

')  Hier  nur  die  Einnahme  aus  dea 
Steuern  und  den  Kenten  als  Gesammt- 
cinnahme  der  Procentberechnung  ze 
Grunde  gelegt,  also  mit  Ausschloss 
boustigor  Einnahmen  (Gebühren, 
mfacbte  n.  dgl.  m.).  Die  Stenern  bbiI 
Beuten  sind  aber  die  Hauptsache. 

•)  Iiier  (auch  bei  Nr.  4  Renten) 
nur  die  rechtsrheinisclieu  unmittel- 
baren Stfidte.  nicht  auch  ili  •  irröiseren 
Orte  (Uber  2500  Eiuvohncr^  in  der 
PfUs,  die  in  Tab.  86  hier  bei  den 
Renten  fnbegtiffen,  gemeint 

*)  Hier  auch  die  grosseren  pfäl- 
zischen Gemeinden  allgemein,  auch  bsi 
den  Kenten  (Nr.  4),  inbegiiifen. 
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In  GemeiodeDi  Districten  und  Kreisen  waltet  hiernach  Uberall 
die  Bestenerung  Tor  den  anderen  EiDDahmeD  Tor.  Ale  besonders 
cbwacteristiseh  eraehemt  auch  hier  ziffermilsstg  die  bedeutsame 
SteUang,  welehe  die  Verb  rauch  sbesten  er  ong  neben  den 
dueeten  Stenern  in  den  Gemeinden  einnimmt.  Die  thatsilchliche 
£fitwieklung  hat  sich  also  dem  Stenerrechte  angepasst  (S.  189). 
Die  directe  Steuer  (die  Umlage  in  Zuscblagsform  zn  den  directen 
fctaatsstenern)  ist  zwar  überall  die  wichtigste  8teucr:ii  t;  auch  in 
den  uniiiiueiliaren  Städten.  Aber  die  Verbrauchssteuer  bringt  doch 
aoch  jetzt  noch  in  duseii  mehr  als  die  Hälfte,  mit  den  Pflaster- 
zöiien  u.  s.  w.  zwei  Drittel  des  Umlageertriigs  aut ,  früher  sogar 
noch  eine  grössere  Quote  des  letzteren  (Tab.  36,  Nr.  2,  4  und  5, 
Tab.  38,  A,  Nr*  1,  2,  3).  Selbst  in  den  übrigen  Gemeinden  er- 
reicht ihr  Ertrag  ein  Fünftel  des  Umlageertrags,  und  im  Durch- 
schnitt aller  Cremeinden  über  ein  Drittel  (Tab.  36,  Nr«  8,  10,  14,  U, 
Tab.d8y  B|  Nr.  1, 2, 0,  Nr.  1, 2).  Auch  die  Pflastersalle  n.  s.  w. 
aNein  stellen  sieh,  wenigstens  in  den  unmittelbaren  Städten,  als 
eine  nicht  nnwichtige  Einnahmequelle  heraus. 

Natftrlich  ergeben  sich  aach  hier  wieder  riele  Verschiedenheitea  zwischen  den 
einzelnen  Gebietsthcilon,  Krei'ion  u.  ?.  w.  ond  vollends  zwischen  den  üeuv  i  n  1  e- 
grappea  and  einzelnen  Gemeinden.  Aach  das  gestattet  die  amtliche  iSutibtik 
ftUier  ta  f erfolgen«  nnch  in  den  zotunmenikssenden  Ttabellon  des  stati^it  Jahrboclts 
(f.  bes.  B.  4,  S.  231).  Die  Einnahme  aus  Verbrauchssteuern  überwiegt  stark,  absolut 
ond  relativ  (im  Verhältniss  zu  den  Uinlagen  wie  anch  nach  dorn  Kopfertrag)  in  den 
oamittelbaren  Slädtuu  gegenüber  den  anderen  Geuiciudcu.  Dasselbe  gilt  von  den  Ein* 
Bil»en  Toa  Pflaeterzöllen  n.  s.  w.,  die  in  dw  Pfalz  fohlen.  Die  einzelnen  Kreise 
zei?-en  aber  nach  der  Tcrschiedenen  Audsuhuung  ?on  Verbrauchssfcncrn  und  solchen 
Zöllen  auf  mehr  oder  weniger  Gemeinden  und  nach  der  Ausbildung  der  iocalen  Steacr- 
ferüHnngen  nnd  nnch  den  Iocalen  Gonsauliona-«  dnfaer  anch  BeröHterangsrerbllttttesen 
mehr  Verschiedenheiten.  Die  Gesammtzahl  der  unmittelbaren  Städte  (nur  im  rechlsrhcin. 
Gebiet)  mit  Verbrauchssteuern  ist  tou  1887 — 96  von  38  auf  41,  mit  PflasterzSlIen  n.  s.  w. 
TWi  35  auf  die  der  übrigen  Gemeinden  (ciuschl.  ITaU)  von  1408  auf  I7G2,  bezw. 
Tüll  344  auf  375,  daher  die  Gesammtzaht  aller  solcher  Gemeinden  im  Staate  von  hciw. 
1446  und  379  auf  1803  und  414  von  c.  8000  Gemeinden,  also  von  c.  18  auf  c.  22'/« 
bei  den  Verbrauchssteuern,  von  c  47«       c.  5  %  Zöllen  gestiegen.  Die  Ver- 

hraachssteaeni  sind  in  den  nniniitelbaren  Stidten  seit  lingeren  Jahren  im  Waehstbnm 
des  Ertrags  im  ganzen  Staate  nnd  in  den  einzelnen  Ki^isen  liintM  dem  Ertrag  der 
Umlagen  zorückgeblieben.  in  den  anderen  Gemeinden  war  es  eher  umgekehrt.  Auch 
der  Kopfertrag  ist  in  den  Städten  eher  etwas  gesunken  (1889,  Max.  6.61  M..  1896 
5.57  IL),  in  den  anderen  Gemeinden  (einsebl.  alle  pftizer)  etwas  geati^n  0.56, 
im  0.82  M.),  ebenso  im  i-anzen  Staate  [im  1.4«.  1896  1  84  M.\  Die  (••.•meinde- 
oulagen  sind  fast  fortschreüeud  auch  nach  dem  Kopfbetrag  gewachsen:  unmittelbare 
Stidte  1887  8.15.  1896  10.16  (?.  Max.  1895  10.81,  Statist  Jahrb.  B.  4.  a  228.  viel- 
leichl  Fehler  der  Zitier  für  1895),  andere  Gemeinden  2  89  und  3.92.  alle  3.74 
«nd  .'i.l.')  M.  Kretsweise  hatten  die  höchsten  und  niedrigsten  Kopflt_fräL'e  in  1896 
äti  Verbrauchseteuern ;  unmittelbare  Städte  bezw.  Schwaben  (7.08  M-,  gegen  9.26  M. 
Cnlagen^  nnd  Ifittelfranben  (4.62  M  gegen  9.98  H.  Umlageo),  de«gt  an  Umlagen 
Ob^rhaiern  (12.52  M.  iMüncheii!'  ne^t-n  5  48  M.  Verbrauchssteueni),  Nioderbaiern 
(554  M.  gegen  5.33  M.  Verbrauchssteuern)  ;  lerner  die  anderen  Gemeinden  Maximum 
tad  Minimum  der  Verbrauchssteuern  Oberbaiern  (1.48  gegen  3.68  M.  Umb^en).  Unler- 
fianken  (0.54  gegen  2.80  M.  Umlagen),  desgl.  Haxifflom  ond  Minimum  der  Umlagen 
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rfali  (alle  Gemeinden.  8.05  M.  '(^egen  1.01  M.  Verbrauclissteaern) ,  Oberfrankea 
(2.60  M.  gegen  0.77  M.  Verbraachssteuern).  Die  Ycrbraochssteacrn  kommen  abo 
mitanter  selbst  kreisvetsc  den  Umlagen  fast  i^'lcicb,  so  in  den  nnmittelbarcQ  Städten  in 
Nit-dcrbaiern ,  und  sind  auch  sonst  mehrfach  über  -"»O  <'cr  ümlagon  (StäJte  in 
Scbvabeo,  Überplalz,  Uoterfranken).  Aebnlich  hocb  ist  ia  üea  «^übrigen*'  üemeinUea 
du  TeriilltnJ»  nar  in  Oberbalen.  Immerhin  eine  Gestaltang  der  Dinge,  die  wieder 
ZQ  £oformen  mahnt. 

Die  einzelnen  V er  b  r a u ch  sstea  orn  haben  in  den  rerschiedencn  fiemeinden 
und  kreiöweiäo  eine  rerschicdene  ßnanziello  Bedeatang.  Der  Localmalzzuscblag  ist  im 
Allgemeiiieii  die  einträglichste  dieser  Steuern.  Bei  der  gniown  Ferbreitong  des  Bier* 
consnms  in  n:ii'ru,  auch  unter  den  arbeitenden  Clausen  und  der  BeTöTkemnf  mit 
geringerem  Liukouiuicu.  hat  dies  aber  IhDÜchu  lieUenkeu  wie  der  Ertrag  der  Verbraachs- 
steuern Mf  wichtige  Nahrungsmittel,  Getreide,  Mehl,  Fleisch,  wenigstens  soweit  die 
Steuer  den  Preis  veitheut-rt  loder  die  Qualität  rerringerl),  was,  wie  sehon  früher  bc- 
iiietlt  (S.  1(58),  freilich  zumal  bei  Bier  der  froglicbo  Punct  ist.  S.  fur  die  Verhiilojis-? 
der  einzelnen  Verbrauchssteuern  bes.  den  gen.  Aufs,  von  Kaufmann  im  Fiu.arcL 
B.  14.  S.  3()'l  il.  und  die  Tabellen  im  Statist.  Jahrb.  deutscher  Städte  (B.  6,  1897, 
S.  a7ö  ff.\  fur  Munrbeii  Tröltsch  mehrfach  Fin  arcb.  Bd.  10.  S.  154  If..  Allg.  Zig. 
3.  Morgcnbl.  r.  7.  Dec.  und  2.  Morgenbi.  r.  31.  Oeo.  1898  (1897— 18d9).  Aus  dea 
hier  gegebenen  Daten  bt  folgende  Debenicht  für  die  drei  grOsstm  baiettocheD  Stidte 
gebildet  worden. 

Tab.  89.    Stenorertrftge  in  don  drei  grttssten  baiorischen  Stidtea 

je  1000  M. 

München  Kürnberi^  Ausrsbnr^ 


1894  1694  löi^t 

I.  Umlagen,  nemlich   5.026  1.874  828 

1.  Grund-  and  Gcb&ndesteaer  ....  l  'MH  662  254 

2.  Gewerbesteuer   1  Ji'Ü  599  270 

3.  Kapitalrontensteucr   l.U>9  405  212 

4.  Spec.  Einkommensteaer   f>10  208  92 

II.  Verbrauchssteuer»),  nemUch   .   .  2.192  772  509 

5.  MaUaufächlag   1.580  273  327 

6.  Getreide-,  MehlaufSKshlag«)  ....  386  352  127 

7.  Fb-ischaufschlafT   2:)4  140  55 

S\  Wildbret-  u.  s.  w.  Aufschlag  ...  22  7  — 

IIL  Geb  Uhren  u.  Steuern  r.  Verkehr 
u.  8.  w.,  nemlich 

9.  Schraonengebttbr  brutto   244  —  — 

10.  „          netto   lüö  —  85 

11.  HlUte  der  Bnttodinnahmen  fom  Vleh- 

und  Schlachthof»)   480  224  — 

12.  Pflasterzoll*)   795  121  1C9 

Summe  M.  il,  12    1.448  345  204 

IV.  Sonstig-: s  teuern.  nemlich  .   .   ,  118  25  24 

13.  Antheil  an  Hunde&teuer   85  24  16 

14.  Von  Vergntlgungeo   33  1  8 

V.  Summe  I— IV   8.779  3.016  1  565 


Man  siebt,  welche  grosse  Bcdcotung  die  Verbrauchssteuern  allein  und  roUeodJ 
in  Verbindung  mit  den  verwandten,  wenig!^tcns  theilncise  ähnlich  wie  sie  wilfceadeo 
Abgaben  gebühren*  und  steoerartiger  Natur  hier  haben.   Ohne  Einführung  neaer 

Brutto  nach  Abzug  der  Buck?ergUiuogcn. 
*)  Ziffer  für  Mfinchen  nach  Kanfmaen  8.  806,  abweichend  stidt  Statist.  Jahrb. 

B.  6.  S.  379  (hier  nur  233,000  M ). 

Schrannencreluihr  und  SchlachthofabKabc  wirkt  wenigstens  zum  Theii  wohl 
wie  VcibiaucbbstcucT,  s.  ivaufmann  S.  306  11'.,  322. 

*)  Wohl  auch  steueranig  wirkend,  nach  HQhe  und  Erhebungswoise,  wean  auch 
stmst  mehr  Gebulir. 
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anders« tiigt^r  Steuern,  wie  jetzt  in  München  der  Besitzwecbselabgabe,  und  ohne  Reform 
der  directea  Commanalsteueru ,  bezw.  soweit  di^  als  Zuschläge  za  den  directen 
Stuörteoern  «rhot>en  vefdeo,  ohDo  Reform  dieser  letzteren  ist  aber  bei  dem  steigenden 
Finanz-  and  Stooorbedarf  eine  Beseitigaug  oder  nur  wesentliche  Verringerung  der 
locaJen  Verbrauchssteuern  kaum  mö^Iicli.  Die  weitere  Steigorang  der  Umlagen  auf 
der  bisherigen  Grundlage  hat  bei  dcrea  MaugclLartigkuit  schwere  Bedenken.  (La 
Manchen  sind  die  Umlagen  seit  1889  auf  110  7o  der  Staatseteaom  gehalten,  fetzt  mit 
Mühe.  1885—88  waren  sie  nocli  100,  IsM  <)r^%.  In  Nürnberg  sind  sie  von  80  " '<> 
üoch  in  1885  auf  85  in  lübii,  lUü  in  IJSÖÖ,  110  »»  1Ö90,  in  Augsburg  Ton  75  % 
111^1889  auf  90  fn  1892  gestiegen,  s.  K an  f mann  a.  a.  0.  S.  341).  Es  dr&ogt  doch 
so  auch  das  CommonaJsteuerbedUrfniss  auf  eine  tiefere  Reform  der  directen  BesteoenuiL^ 
kin  Yen  -\  'T  neuen  Bcsitzreränderungsabgabe  wird  im  E'at  von  Mönchen  für  L^OS) 
tiüt  Eiauaiiiue  von  1.020.000  M.  erwartet,  vielleicht  zu  viel  (der  Bürgermeister  wollte 
d«ft  Assatz  TOD  nnr  900,000  M.  Iiaben). 

Unter  den  sonstigen  Stenern  ist  hei  den  Gemeinden  die  Hälfte  des  Ertrags 

der  staatlichen  Hnndesteucr  wieder  zu  erwShnen.  Ziemlich  ausgebildet  sind  bei  den 
baierisehen  (iemeiadcn  Verwaltnngsgebühreu  (Ueimathsgebübren  u.  m.  a.), 
dttinTiellkch  Tomemlieh  dl«  mit  dem  Markt-  nnd  Strassonwesen  in  Terbinden; 
stehenden,  nach  Art  der  Erbebuni^  und  Hötc  des  S'alzes  i^fiers  melir  oder  weniger 
iteaerartig  wirkendt-n  ..Gebühren**,  wie  die  genannte  Schrannen-,  Schlacht- 
UDd  Vieh  hofgeb  u  hr  und  besonders  wieder  der  Pflasterzoll.  Die  privatwirth- 
schaftlichen  und  rerwandten  Einnahmen  zeigen,  besonders  in  den  unmittelbaren  Studien, 
in  den  bezütrlichcn  Kenten  vom  Vermögen  (Tab.  36,  87,  iiS)  neucrdins^s  eine  erheb- 
liche Steigerung,  in  Folge  der  Uebernahme  von  mancherlei  Unternehmungen  des 
Bdeoehtnngs-  nnd  Verhelinveaens  n.  dgl.  m.  anf  dio  Commune  oder  der  Betheiligung 
der  Ittzterca  an  fiescllschaftsuntemehmungen  dieser  Art  Freilich  enti^iirichl  dieser 
Zonabme  der  Konten  w*'ni?stcns  einstweilen  auch  meistens  diejenige  der  Schuldlasten, 
da  die  betretenden  Untcrn(.liiriun(ren  der  Gemeinden  gewöhnlich  mit  llilfe  von  Schuld- 
aafoahmc  au.sgeführt  Würden  sind.  (S.  die  Tabellen  Uber  GomeinderermOgM,  Benten, 
Schulden  im  statist  Jahrb.  M  4.  S.  282  ft.) 

In  der  folgenden  Tabelle  40  (s.  8.  202)  sind  nach  den  Daten  im  statist.  UauU- 
bneh  nnd  fUr  die  Staattsteuem  tum  Vergleicli  mit  den  Commnnalstenem  naeh  den 
Ihkii  oben  S.  188  in  Tab.  85  noch  einige  Kopfqnotdnzablen  znsammenitestollt 
woidto. 

Bei  der  \  erglcichung  der  Belastung  durch  indirccte  Staatsäteuem  mit  derjeoigea 
dnreb  indirecte  Gemeindeetenem  ist  an  die  fHlbcren  Ansfnhrungen  (S.  177.  Note  5)  ttber 
die  Berechnongsweise  des  erstcren  Betrags  zu  denken.  Dio  wirkliche  Belastung  der 
baierisehen  Bevölkerung  durch  diese  Stenern  ist  danach  nicht  so  hoch ,  als  nach 
dieser  Ziffer,  welche  den  nach  der  Vertheilung  der  lieichsbteuera  direct  oder  indirect 
(DeaUch  in  der  Dedcon;  der  bezflglicben  Bdchsansgaben)  Beiern  zn  Gute  kommenden 
Betnf  mit  enthalt. 

Die  Tab.  40  ergiebt,  dass  trotz  der  starken  conunnDalen  Ver* 
branehsbesteaemDg  die  directe  gesammte  commanale  Steuer  doeh 
hoch  ist,  absolut  und  im  Verhültniss  zur  directen  Staatsstener. 
Auch  diis  weist  wieder  auf  die  Nothwendigkcit  der  Refoiiu  der 
directen  Staats-  Dnd  der  gesammten  Communalsteuem  hin,  «m  die 
grosse  und  beständig  steigende  Last  durch  bessere  VertheiJung 
erträglicher  zu  machen. 

Zum  VorKl»!ich,  soweit  die  VersrhicdcnartiKkeit  des  stntistischen  Materials  ihn 
gestattet,  sind  die  Tabellen  and  Daten  oben  S.  85  i>.  fUr  Preussen  und  b.  134  If.  fUr 
Sachsen  heranzntiehen.  Eine  unmittelbare  Yergleichung  der  DorchschnittsmhaltniBso 
<les  viel  grosseren  prenssischen  Staats  mit  dt  ii  liiicrisrhrn  ist  nicht  wolil  thunlich, 
«eil  die  Durchschnitts^alilen  Resultanten  zu  ungteicbcr  tactoren  sind.  Eher  kann 
Sachsen  nnd  Baieni  verglichen  werden.  Die  Communalsteucrbelastung  mit  directen 
Stenern  ist  nicht  aebr  Tenchieden,  dio  Staatastenorbelastnng  in  Sachsen  hoher  (S.  134). 
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Tab.  40.    Kopfquoten  der  bfticrisclicn  Staats-  and  Communal&teoern 

(in  Mark). 

ir«                         T  I.-  DI-      Indiracte  Yeiltahn*  o„«„^ 

^ö'P«  met6>)Teibr«ic]isiit*)atfliiem«)  ^""^^ 

1.  Staat  .   •  um  1896  5  46       19.74  5.00  30.20 

2.  Gein«»indcii                             1887  3.74         1.48  0.28  540 

  1896  5.25         1.84  0.34  7.43 

8.  daron  unmiltdbtro  Sttdte.       1887  8.15        6.00  1.87  15  52 

„                         1896  10.16         5.54  1.8o  17.0<^ 

4.  „    andere  Gemeinden   .       1887  2.89         0.56  0.06  3.51 

1896  8.92        0.82  0.07  4^1 

5.  Diftlricto                              1887  1.18         —  —  1.18 

,                                      1896  1.56          —  —  1.56 

6.  Kreise                                   1888  1.25          —  «-  1.25 

  1896  1.62         —  —  1.62 

7.  Soffluic  Commuualtiteooni 

Kr.  2,  5,  6  um  1887  6.17         1.48  0.28  7.83 

.  .       1896  8.48        1.84  0.84  10.61 

8.  Sammc  Staats-  u.  CommilDal- 

steucni,  Nr.  1  nnd  7  .   .   um  1896  13.89       21.58  5.84  40.81 

9.  (Aiüiuiuualbicucru  iNr.  7)  in 

%  dorStutastener  (Nr.l)       1896  154.4         9.4  6.8  85.1 

Ueber  die  KopfbelastnDgen  der  f rOieerea  baleriscben  Stldte  mit  VorbraocfaKteiMn 
8.  Kaafmaon  a.  a.  0, 


Nachdem  im  Vorausgehenden  die  Bestenerang  der  beiden  gröbsten  und  wiehtlf- 

bten  deutschen  MiKclstaatcii,  zwar  tinseroin  PLiiic  tremäss  (S.  2)  nur  in  ihren  Haupt- 
inumctiteii  der  Eutwickiung  und  Ausgestaltung,  aber  doch  immerbin  etwa»  eingebender 
dargestellt  worden  ist,  können  für  die  Zwecke  dieses  Wertes  noch  knappere  Ueber* 
bichten  der  Besteuerung  weilerer  deutscher  Staaten,  selbst  Württeubergä  und  Badens, 
genügen,  eine  BoM-hränkung,  zu  welcher  auch  die  Rücksicht  auf  den  Kaum  dringend 
nOthigt.  Die  sächsische  und  baicrischo  Besteuerung  btelicn  neben  der  preussiscbea 
auch  fioanzwieaenschaftiich  besendera  bcachteneverthe  Typen  dar.  AUeidings  «Hide 
aber  auch  die  wurttembcrgische  und  badische  (wie  ebenfalls  die  hessische'  nestouerong 
n.acli  ilircr  Einriclifiin^  eine  genauere  Darstellung  sehr  wohl  verdienen,  an  sich  ebeaso 
gut  als  die  sächsische  und  baicrische.  Besonders  auf  dem  (iebicte  der  directen  Steoern 
bieten  dieee  süddeutschen  Staaten  manches  Eigenartige,  zwar  Verwandtes,  aber  doch 
auch  wieder  im  Ein/ehion  Abweichendes  von  Baiern.  Und  auch  ihre  cig:cnc  indircctc 
^'crb^auchsbesteue^uug  (Bicrstcucr,  Weinsteuer,  VVirthschafisabgabeo,  hadische  Fieiscb- 
Mcuer)  nnd  Einzelnes  in  der  Gommnnatbesteaerang  ist  interessant  genug.  Gleiches 
>:ilt  von  der  Weiter-  und  Umbildung  der  französischen  Besteuerung  in  El^ass  I.oth- 
litifcn  seit  d">rn  IMrkfnll  dieser  Lande  an  Deut.schland.  Iiidessen  soll  diese  ganze 
Darsiellung  der  Bebicuerutyp  einzelner  Liiudcr,  auch  der  deutachcu,  nicht  Selbstzweck 
werden,  sondern  sich  noeh  im  Kaltmen  eines,  wenn  auch  sehr  ausgedehnten,  allgcmeiara 
finanzwi-senschaftlichen  Werks  hallen  lo.  8.  2)  und  in  erster  Linie  dessen  Zwecken 
dienen.  So  mum  hier  wenigstens  eine  etwas  grössere  Beschränkung  in  der  Behandlaog 
eintreten.  Eine  noch  Btftriiere,  als  sfe  im  Folgenden  eneldit  ist,  wiie  mir  selbst  noch 
lieber  gewesen.  Aber  der  Werth  der  DantoUuog  für  den  Zveck  dieses  Weria  bitte 
daroDter  gelitten. 


Hier,  abweieliend  von  Tab.  P.5,  S.  182.  die  Hundesteuer  beim  Staate  nicht 
zu  den  directen,  rundem  mit  /u  dun  indirccten  Steuern  gerechnet. 

*)  Beim  Staate  eins<  hl.  Keichsanthcile  nach  der  bei  Tab.  35  angegebenen  Bc- 
Tcchnungswcise,  einschl.  Ilnmlc^fcuf^r,  bei  den  Gemeinden  ohne  Antlieil  an  letzterer, 
bei  diesen  auch  ohne  die  wie  Verbrauchssteuern  wirkenden  Schranneo-,  Schiacfathof' 
gebühren  v.  s.  w.  (s.  S.  200,  Note  8.  S.  201). 

*)  Beim  Staate  wie  in  Tab.  85,  bei  den  Gemdoden  nvr  PflasterzolL 


Diqitized  by  Google 


VOftttnUig.  8lutob«8t«iianms.  Eiate  Periode.  1805—1819.  203 


4.  Absehnitt. 
3.  Württemberg. 

Das  bcsoDcloro  fioanzwisscoschaftlicho  lateressc  knüpft  &ich  liier  an  die  oigcn- 
thftoüiehe  AVKgeittaltung  der  dirccten  Besteaeruog,  als  eines  Systems  der  Ertrags- 
be Steuerung,  ähnlich,  aber  in  Einigem  anch  wieder  beachtcnswerth  abweichend, 
vie  in  Baiern  (und  frOher  in  Baden),  ferner  an  den  neuesten,  vor  Tborsrhlusa  leider 
Boch  niaslungenen  Vernich  der  Ergkszuef  und  theilweiaen  Ersetzung  dieser  Be- 
acoeroDg  durch  eine  allgemeine  Einkonuncnstouer.  Sodann  ist  auch  hier  die  eigene 
indirecte  V  er  bra  uc  hsb  es  t  evi  cru  n  g'  iHior-,  AVeinsteuer,  Syatcfn  d'-r  „Wirth- 
scliaftiiabgabeu' )  buacbtoüäwcrtU.  Und  iu  der  Auägcätultuug  der  Guinui  uualkuiper 
(AmttkftnieiBebiilteD,  Gemeinde»),  in  der  Mitwirkung  derselben  bei  der  Erhebnn;  der 
dirertcn  Staatsstenem,  sowie  in  den  Grundsätzen  der  Commnnal^teuerrerfaasilDg  treten 
auch  ünanzwi:&enscliafüick  bemerkenswcrthe  EigenthOmlichkeiiea  hcr?or. 

a.  StaatBbeBtenerung. 

§»  61.  Erste  Periode.  Zeit  der  firriebtOBg  des 
KOnigrelebs  und  des  Absolntismns  (1805—1819).  Auch 

für  die  wUrtterabergische  staatliche  Finanz-  und  Steuerverfassung 
iät  gleich  in  der  ersten  absolutistischen  Zeit  des  aus  dem  kleinen 
alten  Ilerzogtbum  hervorgeiirangeneD,  durch  die  politischen  Ereignisse 
von  1803  ff.  anf  das  Doppelte  der  bisherigen  (Ti  isse  (nach  FlUcbcn- 
rauni  und  Bevölkerung)  angewachsenen  Königreichs  wenigstens 
insofern  die  Grundlage  gelegt  worden,  als  es  zwar  zu  einer  defini- 
tiven anificireDdeo  Neugestaltung  der  ttberkommenen  Besteuerung, 
wie  in  Baiem,  noch  nicht  kam,  aber  wenigstens  die  politiachen 
VoraiiBeetzQDgen  daflir  durch  die  YereiDbeitlichnng  des  gesammteo 
«Iteo  und  neuen  Staatsgebiets  unter  einem  strengen  und  strammen 
absolntistiseben  Regiment  geschaffen  wurden.  Rtteksiebtslos  wurden 
die  nenerworbenen,  aus  zahlreichen  kleinen  TorderOsterreichiscben, 
sonstigen  Ittrstiiehen,  gräflichen,  ritterschaftlieben,  geistlichen,  reichs- 
städtischen Q.  s.  w.  Nacbbargebieten  bestehenden  Landestheile  zn 
einer  Kiiiheit  als  sogen,  „neu- vvüi Utnibergischcs"  Gebiet,  unter 
Hinwegsetzung  über  die  bisherigen  Verfassungsverhältnisse,  zu- 
sammcDgelasst  und  die  Verwaltung  hier  s  ei  einheitlicht.  Ebenso 
Würden  aber  auch  die  Consequenzen  der  erlangten  Souveränetät 
und  KÖDigswtirde  (1.  Jan.  1806)  alsbald  in  „Alt-Wtirttemberg"  ge- 
zogen, die  hier  noch  in  stärkerer  Bedeutung  als  meistens  sonst  in 
deutschen  Landen  erhalten  gebliebene  stilndiscbe  Verfassung  ausser 
Kraft  gesetzt,  die  ständischen  Gassen  in  Besitz  genommen,  das 
evangelische  KircbenTerm^tgen  mit  dem  Kammergut  vereinigt,  und  die 
drei  bisher  streng  getrennten  Cassen,  die  herzogliehe  Kammereasse, 
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die  landständiBcbeSteuereasse  und  der  eyaogeli8Ghe„Kircbenka8ten'' 
mit  eioaDder  %n,  einer  einheitlieben  FioansTenraltnng  Terbiiiideii. 
Alsbald  ward  femer  im  neneii  Könifpsstaat  das  alte  nnd  aene 
Staatsgebiet  za  einer  staatsreebtlichen  nnd  administrativen  Einheit 
znsammengesebweisst  (18.  HSrs  1806).  Es  kam  dieser  Politik  so 
Gute,  dass,  nacb  neuen  kleineren  Gebietsverändeningen  (1809, 
1810),  das  einmal  erlangte  Staatsgebiet  im  Gänsen  nnverindert 
blieb  und  auch,  im  Unterschied  zu  Baiero,  durch  die  Ereignisse 
vou  — ^15  nicht  ueuc  Veiäuderuugeu  erfahren  hat. 

S.  Uber  tlic  r»cbietserwerbunRen  u.  p.  vr.  Kiccko,  Verfassung,  Verwaltung  und 
Staat&Lau&balt  Württembergs,  18^2  (2.  A.  1887),  S.  9.  Viebahu,  Statist,  d.  Udo  r. 
Denlschlaiid  n.  s.  w.  I,  18  IT.  Wunreiober^  amfassto  1792«  fast  gant  Im  schwlbiaeliea 
Kreise,  166  Quadratmeilcü,  verlor  die  lioksrheinischen  Besitzungen  (Mömpelgard  u.s.  w., 
20  Qu.-M.).  hatte  1812  354  Qu.-M.  nach  den  verschiedcuea  (jebietsteguliningen  (aacb 
mit  Baiern,  Baden)  erreicht,  und  trat  mit  diesem  unTerftoderten  Bestand  in  den 
Deutschen  Bund  und  1871  in  das  Dentschü  Reich  ein  (Daten  nach  Viebabn). 

Uebcr  die  politischen  Vorj^äni^e  auch  Riecke.  cb.  S.  9.  23  ff.,  Gaupp,  Staitä- 
recbt  W.8.,  in  Marquardscn's  llandb.  (1884),  S.  11  IT.  In  diesen  Schriften,  (besonde» 
Bieeke  S.  169 ff.),  dann  in  v.  Reden*«  Fin.statlat.  I,  1.  Abth.  (1851),  8.  163 IT., 
auch  tiber  die  damaligen  Finanzvorlinltnisse,  mit  nücUilicken  bei  Kiockc  auf  die 
frühere  Zeit.  Weiteres  in  der  werthvollcn  staatsreclitlichen  (Ii.  v.  Mohi  u.  A..)  and 
fiuanzvinbschafUichen  Littoratur.  Ilerdegen,  W.s.  Staatshaushalt  (1848),  Hoff* 
mann,  württ.  Fia. recht  (1.  ß.  1857).  Historisches  und  Statistik  in  den  wurtt.  Jahr* 
büchern,  u.  A.  }f.  1^71,  1879).  S.  auch  das  amtl.  Statist.  Werk  „Das  K  \\:\ 
Finanz-  und  bteuergcschichtliches  und  bosondeis  Suliätisches  auch  rieliach  in  den 
Landtagspapieren,  amtlichen  Actenstttcken  n.  9.  w.,  auch  noch  den  neneeten«  nnten  zn 
erwähnenden,  mit  RQckblicken  öfters  bis  in  ^lie  Zeit  der  neuen  verfassungsmässigen 
Regelung  des  Finanz-  und  Steuerwesens.  Die  Hauptpuncte  der  Eutvicldang  gut  ia 
Riecke's  Schrift,  auch  mit  den  Angaben  der  einzelnen  Gesetze. 

In  Alt-Wtirttemberg  war  der  Ertrag  des  reichen  Kammergots 
sebon  vor  der  Nengestsltnng  des  Staats  dnreb  ältere  indirecte 
Stenern,  Zolle,  Umgeld,  Taxen  nnd  dann  besonders  dnrcb  ständische 
Stenerbewillignngen  von  Sebatznngen,  deren  Ertrag  in  die  Lsnd- 
sebaftseasse  floss,  seit  dem  15.  Jabrbnndert  ergäntt  worden. 

Diese  Schätzungen  haben  in  der  Form  gewechselt,  waren  ?orncmlicb  directo 
Steuera,  hatten  eich  aber  bereits  in  der  siftndischen  Zeit  fest  eingebOifezt.  Im  18.  Jabr- 

hundert  habon  die  Haopttheile  davon  durch  eine  umfassende,  langwierige  Kataster 
Operation  (1713—41)  eine  definitive.  Ausgehtalluiig  zu  einem  System  der  ürond-,  (ie- 
b&ude-  und  Gewerbesteuer  trhalten,  wobei  beachtenswerthcr  Weise  der  Grundsteuer 
bereits  der  Character  der  Keinertragssteuer.  der  Ocbaudestener  derjenige  der  WeiÄ- 
stcncr  (nach  K.iiMf.'ilweith  dr>  Ilause^),  der  Gewei  liesteiicr  derjenige  einer  Besteuerung 
nacb  Merkmalen,  aus  denen  man  auf  die  Krgicbigkeit  schio&f,  gegeben  wurde.  Nach 
diesem  sogen.  Landessteuerfass  wurde  die  bewilligte  Slenwsttmme  auf  die  Aeater 
repartirt,  nicht  aber  auch  in  diesen  auf  die  Gemeinden,  noch  in  letzteren  auf  die  ein- 
zelnen Sfenerpflichtigen.  Diese  Endrertheilunp:  erfolgte  vielmehr  liier  nach  Verein- 
barungea  und  (jemeindebeschlUssen  (Kiecko  S.  l'Jli.  Jene  Dreiglicdcruiig  mit  der 
Ausgestaltung  der  einzelnen  Theile  ist  eine  Einrichtung,  an  welche  die  Gesetzgebung 
von  .irin-ekntlpft  nnd  welche  fiel»  in  den  GnaK!z^)r'*n  so  bis  in  die  Gegenwart 

erhalten  hat:  der  auch  bei  den  jOng&ten  Kefurmpliincn  noch  gern  betonte  ^tbistoiiscbe'* 
Character  der  wttrttembergischcn  Beatenerung.  Aosserdem  hat  nach  die  Aoeue  n 
den  Landschalbsienem  geh6ft 
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In  der  Epoche  der  Nengestaltang  des  Staats  1805  £  kana  es 
Doch  nicht  zo  einer  allgemeinen  Neuordnung  des  Steneraystems 
iD  Alt-Wttrttemberg,  und  aneb  fttr  Nen-Wflrttemberg  nnr  sn  provi- 
sorisehen  Regelungen  (1807).  Von  principieller  Bedeutung  war  aber 

die  unbedingte  entschädigungslose  Aulliebung  aller  Steuerfreiheiten 
und  Privilegien,  woran  dann  später  auch  in  der  Verfassung  21) 
festgehalten  wurde. 

Zwi.schcn  den  alten  und  ncuf'n  I^andesfheilon  und  den  einzelnen  Gebieten  erfolgte 
bei  der  directcn  Bc^teueruiig  eioe  rohe  Auagleichun?  mittebt  cities  V'ertheiluugs- 
lehhteteb  far  ein  GeaennlUutB-SteQerrcoDtiDgeDt  (2.5  Mill.  Gulden),  ein  Schlüssel, 
den  man  dadurch  gewann,  dass  man  sich  nn  r  wisse  statistische  Thatsachen,  Zahl 
der  BerOlkening,  Viebzabl,  ländliche  Flächeugru&>u ,  Gebäude,  Gewerbebetriebe  hielt 
(sogen.  «jADdeeconcarrenzfiuB*').  Eine  Acciseoidnonf  und  eine  Stempel-  und  Tax- 
ordnang  worden  1808  erlassen,  der  Zoll  als  Circu7.zoll  cingericlitet ,  die  ältere  Form 
rcn  CiBircld,  Wirthschaft.sabf!:aV)cn ,  überhaupt  die  Mannigfaltigkeit  der  indirecten 
Steoern  blieb  im  Ganzen  noch,  sie  wuiUuu  aber  ebenfallä  1807  glelchmässigcr  gestaltet. 
In  derKriegSBdl  Inten  1808  ff.  eine  Kapilnlsteucr,  1813  fi.  eine  nllgemeine  Vennögens- 
stcvcr  dazn.  Die  um  1815  vorhandenen  gewöhnlichen  Steuern  0.  dgl.  und  denn  El" 
Irige  zeigt  folgende  Uebcrsicht  (nach  RIecke  S.  170). 

Tab.  41.    WQrttemberglsche  Staatsstcaern  1815  (in  1000  &  ) 

Directe  Stenern  (Grund-,  Gebäude-,           Zoll   440 

Geverbe-)                            2.400  Aecise   1.120 

Stra^senhanali^aben                           220    Umgeld  nnd  WiltllSClinflMedM     .  750 

Zacht-  und  Waisenhansgefälle  .    .      76   Tabaksauflage   210 

Stammmiethe  152    Salzstener   400 

Gesttitibeiträge                                15    Import  von  Colonialwaaren  .    .    .  60 

Pferdeyerkaufconcessionsf^eldcr  .    .      20    Desgl.  Ton  ausländischem  Weia    .  33 

SofliDe  directe  Steuern  und  die            Taxen,  Sportelu,  Stempel    .   .   .  850 
andenn  gen«  Abg^bra    .  .   .  2.888  Snmme:  weeentlicli  indinete  Yet^ 

brauchs-  und  Yeiltehnmbgftben  .  3.3C3 

Gesammtbetrag   6.247 

Der  Absolatismns  ist|  wie  in  Baiern  nnd  anderen  Rheinband- 
staaten,  mit  rauher  Hand  Aber  die  bisherigen  Staatsgebilde  nnd 
Verfassnngsverbftltnisse  hinweggefahren  nnd  hat  speciell  in  Alt- 
WOrttemberg  mit  seinen  landstftndischen  Traditionen  riel  bttses 
Blut  gemacht  nnd  schlimme  Erinnenrogen  hinterlassen.  Als,  doch 
auch  hier  nur  kurz  dauernde,  Ucbergangsperiode,  in  welcher  es 
galt,  mit  dem  chaotischen  TerritorialgetrUnimcr  des  s(  luvribischen 
Kreises  tabula  rasa  zu  machen  und  den  Boden  für  einen  iiiodernen 
Staat  von  doch  wenigstens  et\v.is  Lriüsseren  Dimensionen  und  etwas 
besserer  geogra|)hischer  Configuration  zu  schaffen,  erscheint  jener 
Absolutismus  indessen  einer  späteren  historischen  Betrachtung  doch 
kaum  vermeidlicb.  Durch  diese  anter  der  Gunst  der  politischen 
Umstände  so  erfolgreiche  Annexionspolitik  des  neuen  schwäbischen 
KOaigieichg  wurde  doch  auch  ein  geographisch,  nach  vorherrschender 
Stammesart  der  BevOlkerang  nnd  wirthschaftlich  einigermaassen 
zusammengehöriges  Gebiet  zn  Einem  Staate  vereinigt,  dessen 
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Grenzen  freilich  gegen  die  deuteeben  Nachbarstaaten  nach  alien 
Seiten  ziemlich  wiUkUbrIicb  gezogen  waren  und  geographisch  iiod 
historUch  Zasammengebörendes  darehaebDitten  hatten.  Um  so 
weniger  konnte  ein  solcher  Staat,  was  gut  war,  dauernd  eine 
grössere  Selbständigkeit  behaupten.  Ein  Hangel  war  es,  dass  der 
Absolntismos  in  der  Stenerverfassong  nicht  mindestens  schon  soweit 
als  in  Baiem  (§.  45,  46)  Ordnung  herbeigefllbrt  bat  Hier  blieb 
daher  der  folgenden  constitntioneUen  Periode  noch  eine  nrnfassea- 
dere  Aufgabe  übrig. 

§.  62.  Zweite  Periode,  voin  Erlass  der  Verfassnng 
1819  bis  anr  Steuerreform  von  1873.  Noch  während  der 
lange  sich  hinziehenden  inneren  politiscben  Krisis,  welche  daos 
in  der  awischen  KOnig  und  Ständen  vereinbarten  Verfassung  Ton 
1819  ihren  Abschlnss  fand,  war  die  Reform  der  directen  BesteneruDg 
durch  die  Einleitung  einer  Neukatastrirung  der  drei  grossen  Ertrags- 
quellen, der  Giundsftk'ke,  Hiinsci  und  (icweibe,  in  ein  Vorbereitnngs- 
stadium  getreten  (1818).  Die  neue  \'eila>sung  erwies  sich  üann, 
wie  für  das  ganze  Finanzwcseu,  so  auch  für  die  Ik  steuerung  von 
ganz  besonderer  Bedeut  11  Hl:  durch  ihre  grundsUtzlic  iieu  HestimmuDgeD, 
welche  in  einigen  Piincten  mehr  als  in  anderen  neucrcTi  VerfHSsungen 
altlandständiscben,  gerade  in  Württemberg  bis  1805  in  Kratt  ge- 
blieben gewesenen  Priocipien  und  Eiorichtungen  entsprachen. 

Dil- Yerra^snuu:  hielt  an  der  1806  in  iler  absolutistischen  Zeit  eingeführten  stMls- 
rcchtlicbcn  Einheiilichkeit  des  Staats,  der  alten  und  neuen  Lnndesthcil»\  unter  Einer 
Vcrfasäuri^  fest  (§.  1).  Uic  Gleichheit  der  staatäbUrgerUchcu  Kcchto  und  I'üicbteo. 
damit  ausdrücklich  auch  die  gleiche  TheilDahme  au  den  StaatsUsteo,  soweit  nicht  dio 
Vi!rfassnnj5  Ausiialiuirii  ontlirili,  wurde  ausgesprochen  (§.  21),  so  mi  !i  l,  wicbtifre 
politische  und  UcrcchiiKkeitsgruudiiatz  der  Besteuerung,  die  Allgemeinheit  und  GleicJi* 
mlsslgkeit*  Mrarkannt  (§.  23).  Die  in  der  absolntistischen  Periode  erfolgte  Teretalimr 
de»  evangelischen  Kirchenguts  Alt- Württemberg  mit  dem  Kammcrguto  sollte  »icJi  r 
rflc  kgängi»?  gemacht,  jenes  (iut  wiediT  atisgeschiedcn  werilen  (i^.  78).  eine  Bcstiminun^', 
die  iiitiossen,  wesentlich  mit  wegen  der  practischca  Scliwierif^keiten  nach  der  laogeu 
VenOgeruiig  der  Angelegenheit,  nicht  zur  Ausführung  gekommen  ist.  In  Folge  dessca 
flicssm  die  Ertrage  dos  eht'rruiligen  Kirchermuts  dauernd  in  die  Stn:\'<r-!  !>e,  dio  dafir 
aber  auch  mit  der  Tragung  der  bötreü'cnden  Ausgaben  fUr  die  evangelische  Kirche 
belastet  gebliebeii  ist  (s.  Bieeke,  S.  240  ff.).  Unter  den  besonderen  Beetlnmuugea 
tlber  das  Finanzwesen  (Kap.  8  der  Verfassung)  >iiid  auch  für  die  fiestcuenitig  die- 
jenifTcii  über  das  Kammor2«t  wichtii:.  Dii  s  umfas-t  die  zum  vormaligen  herzoglichea 
Fauiilienlidcicommissc  guhürigcu  uud  die  vuiu  König  neu  erworbenen  (irondstückc, 
Gefllle  ond  nutzbaren  Hechte  und  wird  rom  sogen.  Hofdomänen- Kammergat,  das  Pnrat» 
cigcnthiim  dur  K.  Familie  i^t  lO^^I.  unteischiidt  n  ij.  102/.  Es  hat  die  Eisren^haft 
eines  fou  Königreich  unzertrennlichen  Staatsguts  (g.  I03j,  ist  in  seinem  wesentUcbca  Be- 
stände so  erhftlten.  nor  mit  Einwilligung  der  Stftnde  mit  Schnlden  nnd  snderen  bleibenden 
Lasten  zu  beschweren  (§.  107),  K  iimungen,  dio  al»er  auch  für  das  —  auch  steuer- 
pflichtige —  Hofdoniäiieiit:ut  trotz  d»  ^^(  n  abweichenden  rechtlichen  Oiara  (  rs  lielleu 
(§  108).  Der  König  rrlialt  uiiic  Oivilliste  (§.  104).  Üas  Kammergut  suil  iwar  lur  die 
persönlichen  Bedürfnisse  des  Königs  nnd  der  Mitglieder  des  k.  Hnnses  dienen,  doch 
sind  die  Cirillisto  und  die  Apsnngen  n.  s.  w.  nicbt  dnnnf  nngeviesen.  Beaeikcn*- 
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wenh  ist,  dass  später  (1851.  (jcsctz  vom  28.  Dcc.)  ausdrücklich  die  auf  Staatskosten 
gebtutco  Eisenbahoen  zum  Besiandtheil  des  Kammergots  erklärt  worden  sind,  doch 
laMw  die  Zinsen  and  Tilgongon  der  EiBenbehnnfüeUien  nicht  «nf  dem  SammergDt» 
fosden  anf  der  StaetscMBe  ttberliMpt. 

För  die  Besteuernng  kommen  folgende  Bestimmungen  der 
Verfassung;  in  Betiacht,  die  zum  Thcil  bemcrkenswerthe  Eigen- 
tbiiiiilichkeiteo  eutbalten.  Soweit  als  möglich  soll  der  Ertrag  des 
Kamtiiergiits  anch  den  Staatpvcrwaltnngsaulwand  mit  decken  (§.  103). 
Ansdrtlcklicti  nur,  s(>\\eit  dieser  Krtrag  dazu  nicht  .uisrcicht,  ist 
der  Bedarf  durch  Steuern  zu  bestreiten.  Diese  erhalten  damit 
aocb  im  Staatshaushalt  die  Stellaog  eines  subsidiären  Hilfs- 
miltels  (§.  109).  Sie  können,  ob  es  directe  oder  indirecte  sind, 
oor  mit  Verwillignng  der  Stände  ausgesebrieben  und  erhoben 
werden,  wobei  aber  aaeb  bier  jeUt  Bediogongen,  welche  niebt  die 
Venrendang  der  Stenern  unmittelbar  betreffen,  nnznlSssig  Bind 
(|.  113).  Anerkanntes,  wenn  anch  nicht  theoretisch  ganz  an- 
bestrittenes, Recht  ist  dabei,  dass  die  Steuergesetze  nnr  die  Ein- 
richtnog  der  Stenern  regeln,  Ansscbreibang  und  Erbebung  aber 
erst  durch  das  Finanzgesetz  erfolgt*).  Besonders  eigentbUmlich 
ht  dann  noch  die  Vorschrift  der  Verfassung  (§.  IIb),  da^b  „die  ver- 
willi{jtcn  Sfeiiera  auf  die  Amtsk^lrpcrschaften  ausgesehrieben,  von 
dicaeu  isuwrdil  auf  die  einzelnen  Gemeinden,  nls  auch  auf  die  in 
keinem  Gemeindeverbaride  tsieliendeii  Gliterbchitzer  —  letzteres  ent- 
spricht dem  neueren  Recht  nicht  mehr  —  vertheiit  werden".  Die 
Amtspfleger  haben  dann  die  Steuern  auf  die  Gemeinden  umzulegen 
nnd  die  Beträge  tbeils  an  die  Staatscasf^e ,  thetls  an  die  unter 
standischer  Verwaltung  stehende  Schuldenzahlungscasse  absnftthren 
($.  116,  120).  Diese  Intervention  der  AmtskOrper  bei  der  Erhebung 
der  Staatssteuem ,  eine  alte  Eiorichtung,  kommt  bei  der  einen 
Htuptgrnppe  der  directen  Steuern,  der  Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
weriieateuer,  zur  Anwendung,  und  zwar  beute  noch,  und  bat  zu 
der  ferneren  Eigenthttmliehkeit  gefttbrt,  dass  diese  KOrper  dem 
Staate  und  weiter  die  Gemeinden  ihnen  fOr  die  ihnen  zufallenden 
Contingente  der  ausgeschriebenen  Staatb.Nteuciü  hallen,  sie,  wie  die 
Gemeinden,  auch  die  Kosten  tragen,  eine  heute  seltene  Einrichtung 
(s.  Fin.  II,  §.  321). 

Die  wtirttembergiselien  Steuein  zerfallen  staatsrechtlich  in  die 
»directen*^  und  „indirecteu'^,  zu  ersteren  gehören  nur  die 

0  S.  Gaapp  a.  a.  0.,  S.  217  und  daäeibst  die  abircicbendo  Auffassung  von 
Sarve y.  Knr  die  Sportelgeeetze  werden  enden  bebandelt.  Ueber  die  formelle  Art 
d«r  AbgibenbevUligaaf  in  den  Kannero  »,  andi  Verf.  Art  181. 
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Ertrags-  und  sogeD.  EiDkommenstenera ,  zu  letzteren  die  übrigen, 
einschliesslich  gewisser  gebflbrenartiger  und  Verkebnsteueni.  Bald 
nach  Inkrafttreten  der  Verfassung  kam  es  zu  einer  neuen  gesetz- 
lichen Ordnung  zanllchst  der  directen  Stenern. 

§.68.  Einzelnes.  Die  direete  Bestenerong  bis  187S. 

Diese  hat  schon  damals  im  Wesentlichen  die  Ausgestaltung  erhalten, 
welche  sie  noch  gegenwärtig  besitzt  und  nach  dem  Scheitern  des 
Einkommeusteuerplans  (1899)  auch  noch  bis  aut  Weiteres  behalten 
wird.  Sputer  sind  nur  auf  der  angenommenen  Gmndlage  Weiter- 
entwicklungen und  Ahllnderungen  der  einzelnen  Steuern  erfolgt. 
Das  gilt  doch  selbst  von  der  Kelorm  von  1873  (§.  G5).  Die  direete 
Bestenerung  stellt  danach  schon  seit  1821  ein  ausgebildetes 
zweigruppiges  Ertragssteuersy st cra,  mit  einer  drei- 
gliediigen  Bealsteuergrappei  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer, von  denen  die  letztere  aber  auch  etwas  Fenonalsteuer^ 
character  mit  hat,  und  mit  einer  zweigliedrigen ,  mehr  personal- 
steuerartigen,  aber  doch  auch  den  Ertragssteuercharacter  im  Wesent- 
lichen bewahrenden  Gruppe,  einer  Kapital-  und  Renten-  und  einer 
Dienst-  und  Berufseinkommen-  (besonders  Besoldungs-^  Pensions) 
Steuer  dar,  wozu  noch  eiue  Steuer  auf  die  Apanagen  tritt.  Die 
erste  Gruppe  knüpfte  näher  au  die  bisherige  Besteuerung,  auili 
diejenige  der  alten  Zeit  (18.  Jahrhundert)  an  und  war  die  ordent- 
liche direete  Hauptsteuer,  die  zweite,  die  nur  theilweise  Vorläufer,  8o 
in  zeitweiligen  älteren  Hesoldungs-  und  Pensionsteuern,  hatte,  wurde 
neu  hinzugeftigt,  in  der  Holle  einer  Ergänzungssteuer,  aber  in  der 
deutlichen  Absicht,  auf  diese  Weise  die  direete  Besteoerong  ss 
einem  wirklichen,  alle  Erträge  (bezw.  Einkommen)  umfassenden 
System  auszubilden.  Gerade  dies  ist  das  besonders  Beacbtens- 
werthe  in  der  Gesetsgebung  von  1820  ff.,  wenn  das  Ziel  auch  da> 
mals  und  solange  noch  nicht  ganz  erreicht  wurde,  als  nicht  alle 
liberalen  und  sonstigen  Erwerbsarten,  welche  von  den  Stenern  der 
ersten  Grnppe  und  der  Kapitalsteuer  nicht  erfasst  werden,  besteuert 
waren,  was  vollstUndig  erst  seit  1849  der  Fall  war.  Württemberg 
hat  daiuit  frtiher  als  die  meisten  anderen,  auch  deutschen  Staaten, 
wcnif^^stcns  einen  llauiiüuangcl  der  (il>lu  licn,  auch  noch  der  neuereu 
„rationellen''  Krtragsbcsteuerung,  ncnilich  den,  nur  gewisse  Er- 
tragsarteu,  nicht  alle,  zu  umfassen,  behoben.  Freilich  ist  auch 
auf  diese  W^eise  das  völlig  überhaupt  nicht  lösbare  I'roblem  eijer 
allgemeinen  glcichmässigen  Ertragsbesteuerung  doch  nur  ungenttgenü 
gelöst  worden,  die  Incongrnenz  der  Bestandtheile  des  ganzeo 
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fiitragsstenersystems  wurde  nicht  ttberwnnden.  Immerhin  war  aber 
doch  wenigatena  die  Anfgabe  ttberhanpt  riehtig  erfaaat  und  so  nicht 
TOD  Tomherein  das  mobile  Kapital  und  die  rein  persOniichen  Ar- 
beite- and  Bemfteinkttnfte  wie  anderawo  ganz  steaerfrei  gelassen 
oder  nur  Tellig  nnsnreloheod  mit  besteuert 

Ein  weiterer  als  besonders  eigenthUmlich  beachtenswertber 
PoDct  war  bei  der  ersten  Steaergruppe  deren  Kimichtung  als  ein 
Repartitionssteu  er  System,  indem  eine  best  i  u]  mte  Gesammtsteuei  - 
sonime,  die  im  Fioanzgesetz  lestzustellen  war,  nach  festen  Quoten, 
zunächst  von  17,  4  und  3  Vierundzwanzi^stelu,  auf  die  drei  Glieder 
der  Gruppe,  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer,  vertheilt 
vrard,  worauf  dann  in  der  angegebenen  Weise  von  den  Amts- 
kflrperscbaften  und  Gemeindeo  diese  Quoten  aul'zubringen  waren. 
Freilich  war  diese  Feststeilnng  der  Quoten  nur  nach  oberflächlichen 
Veranschlagungen  erfolgt  und  ftthrte  in  Folge  der  langen  Unver- 
iDderHchkeit  der  Quoten  (bis  1877)  an  grossen  Unzntrftglichkeiten 
bei  der  Verschiedenheit  der  Entwicklung  der  drei  Ertragsarten, 
was  mit  der  späteren  Erhöhung  des  Contingents  (anfangs  2.4, 
spSter  etwas  weniger,  in  den  1870er  Jahren  3.9  Mill.  Gulden,  zuletzt 
6,686,000  M.)  um  so  bedenklicher  wurde.  Aber  ein  Gedanke, 
welcher  gerade  ttlr  ein  aus  verschiedenen  Gliedern  bestehendes 
Krtrajxssteuersystem  richtig  und  wiLbtig  ist,  liegt  einer  solchen  Ein- 
richtung doch  zu  Grunde^).  Erst  1877  ist  nach  Maa^sgabe  der 
neuereu  Katastrirungsergebnisse  eine  Veränderung  der  Quoten  {auf 

und  je  "/48)  erfolgt  und  erst  1887  die  Kepartitionsbesteuerung 
aoeb  bei  dieser  Gruppe  verlassen  und  zur  (gleichmässigcn)  Quotitäts- 
besteuernng  auch  bei  ihr  übergegangen  worden  (§.  65). 

Die  BemcssQngsgraodlagc  der  ersten  Steuergruppe  wai  im  Anschluss  ao 
die  alt-wQrttembergiscbe  Steuerrcrfassuiig  (Kataster  von  1713  Ii.)  bei  den  drei  GUedora 
t\at  rejrschiedeuo,  bei  der  GruDdüteuer  der  £eiuertrag  der  Objecte.  bei  der  Gebäude- 
««■er  der  Kapitälirerth,  bei  dw  Oeverbet»teQer  der  in  Kapitalgewinn  und  Arbeitt- 
verdienet  unterschiedene  Arbeitscrtn;:^.  Anknüpfend  an  die  seit  1818  eingeleiteten 
iutasterarbcitcu  sollte  fUr  die  drei  .Steuern  eine  Katastrirung  erfolgen,  wonach  sie  auch 
TOhi  ab  „Katasterstenern^  der  ^w^eiten  Gruppe,  den  „Fassionssteuern"  gegeu- 
flbergeätellt  word«i*  Bei  der  Grundä teuer  wurde  aber  zunächst  nicht  bis  auf  die 
ein2<?lnen  Resitzunerrn  oder  gar  die  einzelnen  GrundstUcIce,  sondern  nur  bis  auf  die  Orts- 
gemarkangen  zurucitgegangcn  und  deren  Beinertrag  nach  Fluren  und  Gew&nden  ab- 
gescbitZL  Innerliilb  der  Gemeinden  erfolgte  die  Vertbeilnng  de3  Gemeindecdntingenu 
Weiterhin  nach  den,  sehr  verschiedenen,  örtlichen  Normen,  ein  ferneres  wesentliches 
Bedeukea,  Der  (irand^tcoer  iintet  iu^ron  neben  den  GrundstUckou  später  auch  die  Grund- 
fefiUte  (daher  „Grand-  und  (icfalUtuuer").  Die  Vermessunpr  und  Katastrirung  zog  sich, 
trotz  der  Beschränkung  der  Abscliätzung  bloss  auf  die  Ortsijeinarkungen,  bis  1840,  ja 
im  Tbeil  bis  1850  hin.  —  Die  Gebäudes  tener  nmfasste  alle  Arten  tiebäade  in  ätädtcn 

S.  meine  Abhandlung  directc  Steuern  im  Schönberg'scheu  Handbuch,  4.  A., 
BiLS.&  829. 

A.  Waener,  HnanriMwaohaft  IT.  14 


0.  B.  DebeniGliteB  d«r  BeitMieniiif.  WttiHombeiv.  §.  68. 


uinl  aTif  dem  Lande  nach  domjenig-cn  Werth,  für  den  ein  Hans  zor  Zeit  der  Einscbätznne 
einua  ixüui'er  aiiöchlugäwdäc  üudcu  wurde.  Aber  die  Eioüchatzuog  im  Jahre  1823 
Wieb  die  einzife«  alle  später  hinzu koBUDendeii  Himer  trarden  nach  dem  Wertfie,  des 
sie  am  jene  Zeit  pehabt  haben  würden,  rcranlagt,  daher  natürlich  vielfach  weit  unter 
Ihremwiriüichen  Werth  and  wieder  local  uud  indiridaeU  and  nach  Zeitrerhiitnisaea  in  sehr 
Tersehiedenein  tfoasee.  Der  geeaniiDte  GebtadesteneikHaaterwertlt  blieb  so  binler  dem 
wirklichen  aasserordeDtUch  zorück.  —  Die  Oeverbestener  war  eioe  riiwiimhwor 
mit  vier  Haoptabtheilan^en  von  Gewerbebetrieben.  Trotz  Her  Bestimmongen  des 
üesetzes«  Arbeitüverdieu&t  und  Kapitalgewinii  getrennt  m  ermittciu,  wurde  im  YO' 
ordoungswege  (1884)  die  Steeer  so  einer  eolchen  der  Veranlegmig  neeb  ftusseren  ICerk- 
malen  auf  Grund  v  r:  Classentafeln  hinllbeTgebildet,  und  soweit  Fasstonen  der  Gewerbe- 
treibenden Uber  den  Ertrag  selbst  benuttt  wurden,  sind  diese  Angaben  notorisch  fiel  za 
niedrig  gehalten  worden.  Ferner  warde  «och  hier  achos  im  Jahre  1835 
Meie  allgemein  eingesch&t/.t  und  neu  hinzukommende  Gewerbe  winden  nnch  Anilogie 
reranlairt,  dabei  notorisch  fjrössere  und  mittlere  Gesch&fte  gün.stig-pr  nls  kleine.  SchuTd- 
abzug  fand  bei  keiner  Steuer  statt.  1^  konnte  so  die  erste  Uauptgruppe  der  directen 
Stenern  doeh  nnr  nb  etwas  sehr  UnfoUkommenes  nnd  in  der  Einrichtung  und  An* 
führung  der  Bestenernng'  auf  den  alten  Grundlagen  immer  mehr  Veraltende>  ang-esehen 
werden.  Das  Contingeotirungs-  und  Kepartitionssystem  auf  solchen  Grundlagen  mossto 
daher  rOllig  ungenügend  aasfallen.  (8.  zur  Kritik  vielfach  die  AosÄhrungen  Rieckc's 
und  in  amtlichen  ArtenstQcken,  so  Riccke's  Aufs,  die  neuen  württemb.  Steuerkataster 
(von  187:i)  im  Fin.aieh.  B.  5,  bes.  S.  321,  322,  326.  381.  die  minist.  Denkschr.  üb,;r 
Weitelbildung  der  directen  Steuern  (1895),  u.  A.  im  tin.arcb.  Bd.  12,  S.  t>6ö  tt.) 
Dm  Haoptgesetz  ist  das  Uber  pTOfisorisehe  Steoerkataster  wem  15.  Juli  1^1.  Dnia 
Oesetz  über  Landesvermessung  n.  s  w.  vom  4.  April  1828. 

Die  zweite  Steuergruppo  wurde  .schon  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1820 
begründet,  für  die  Besteuerung  der  Leih-,  Kapitalzinsen,  der  Grundgefälle  and 
Kenten,  der  Besoldungen  und  Pensionen,  aber  mehrfach  rerindert  (1821. 
1836.  1S48,  1849).  Die  Steuersätze  haben  gewechselt.  Dir  Apanatren  wiird.n  is'iM 
mit  für  steuerpflichtig  urkikrt,  bis  1830,  dann  von  Neuem  1849  Ii'.  Dte  Kapitai- 
besteneroBg  erfolgte  naeh  dem  Kapitalbetnig,  nocfa  ohne  Sebnldftbzug,  zuersl  in  den 
hohen  Satze  von  20  Kr.  von  100  fl.  fbei  5  7o  Verzinsunp  6*f,  %),  später  in  mässijren'n 
(10,  12.  seit  1836  6.  d.  i.  2  "/o,  1849  wieder  15  Kr.l  Die  Bcsoldunga-  und  Pensions- 
stener  liess  einen  kleinen  Betrag  steuerfrei  (^300.  1821  nur  100  fl.).  begann  dann  1821 
nit  l'/tVo  ^'         ^\&iio  einen  für  den  steigenden  Einkommenzuwachs  sich 

rrbnhendcn  propres-^iren  Fuss,  (b  r  \^2()  bei  Beträgen  aber  4800  Ii  ^rhon  5,  1821 
Sogar  6Vs  %  betrug,  spater,  1830  11.,  aber  ebenfalls  ermässigt  nnd  wiederholt  ver- 
ludert wurde,  ron  1886  an  auf  *L  der  Sätze  ron  1821.  1849  erfolgte  aneh  hier  eine 
ErbAhnnir  der  S."itze,  von  '  «—12  70,  bei  den  wieder  besteuerten  Apanagen  soL'ar  auf 
20  188<>  wtirtl(!  auch  .schriftstellerischer  Erwerb  steuerjjflichtiff.  1849  das 
Eiukouiuiuu  f^ewisscr  anderer  liberaler  Berufe  und  einzelner,  bonst  nicht  von  directcü 
Steuen  getroß'encr,  so  dass  die  B&soldnngssiL'Ui  r  sich  zu  einer  partiellen  Einkommen* 
Steuer  auf  Berufe,  hczw.  Erwerbe  ausser  dem  Grund-,  (jcbande-,  Kapitalbc^it7.  und 
Gewerbebetrieb  mehr  und  mehr  erweiterte.  Die  Besteuerung  der  Kapitalien  und  Be- 
soldungen tt.  s.  w.  beruhte  auf  der  Passion^flicbt.  Hiemach  hatte  diese  Steuergroppe 
etwas  Pcrsonalstcucrartiges.  das  bei  den  Besoldungssteuern  u.  s.  w.  in  der  Abstufung 
des  Stenerfiisses  und  der  Freilassung  ganz  kleiner  Einkommen  noch  mehr  hervortrat. 
Aber  durch  ihre  übrige  Einrichtung  stellen  die  betrellenden  Steuern  sich  doch,  wie  in 
Bniem,  als  Glieder  eines  Ertragssteuersystcms  dar.  Die  tiefgreifende  Incon^^racnz  der 
Steuern  der  beiden  Gruppen  ist  unr  rkL-nnbar.  (S.  v.  Reden,  Fin.statist.  1,  1.  Abth., 
S.  205  fr.,  Riecke.  V.  rf  u.s.w,.  S.  lUfi.  Denkschr.  von  IBO.H.  im  Fin.arch.  B.  12.  S.fM). 

Eine  Rtlorm  der  »Steuern  der  ganzen  zweiten  Gnij>pe,  der 
sogen.  ,,Fa8sinn88teuern^*,  trat,  mit  als  Rtickscblag  gegen  die  Maass- 
regeln von  1849,  bereits  in  dem  netten  Gesetz  vom  19.  Sept.  1852 
ein,  das  dann  später  wieder  mehrfach  Veränderaogen  erfahren  hat 
Die  Stenergnippe  ist  dadurch  systematisch  zu  einer  directen  Be- 
stenerang  der  nicht  durch  die  erste  Gruppe  getroffenen  Erträge» 
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besw.  Erwerbsarten  und  Einkommen  ausgebildet  worden :  ein  rieh* 
tiger  Fortschritt  zum  Ausbau  des  ganzen  Systems  der  dtrecten  Be- 
stenernng.  Die  Fassionepflieht  ist  geblieben^  dorch  StrafbeBtimmtingen 
TenehXrfty  aber  die  Fassion  bildet  ebne  Weiteres  die  Grundlage 
der  Veranlagtmg.  Bei  der  jfthrliehen  Emenenuig  der  lettteren 
eigiebt  sieh  dooh  wieder  eine  starke  Ineongmens  gegen  die  viel 
itsbilere  erste  Stenergrnppe,  was  sich  bei  soleher  Yersehiedenheit 
der  EinrichtoDg  nicht  vermeiden  lässt 

Der  Aeoofins  ward«  !n  den  FlDtnifwetMB  feitgosteUt,  analog  dem  ganzca 
SteBttreontiBfent  der  ersten  Stenergnippe,  wonach  sich  dann  bei  deren  drei  Gliedern  der 
Steoerfass  aach  änderte.  Der  hohe  Steoerfnss  der  Kapitalstener  von  zuerst  5  "  der 
ÄDtoagen-,  Dienst-  and  BerufisoiAkoioiDeosteocr  ron  sogar  8  (1852)  iat  Ibbb  aof 
4%  ftr  alle  ermisfdgt,  doch  ndirCMh  wieder  mit  Zoeehltocn  renehen  irordeo:  seit 
1894  ist  er  i  ^  "  o-  Verändemnffcn  des  Gesetzes  ron  1852  itn  Jalir  T^f^l.  1J*72, 
1Ö7S.  1875  QDd  bis  in  die  neueste  Zeit,  so  1883.  1887,  1888.  18^.  S.  Einzelnes,  auch 
Malistische  Daten  bei  Riecke  a,  a.  0.  anch  in  der  feo.  Denltschr.  von  1895.  Fin.arcb. 
B.  12  S.  696  (f..  in  dem  Aefs.  ron  Schall«  Fin.arcb.  B.  12,  S.  9, 18.  —  Boachteoe- 
Werth  ist  noch,  dass  während  die  Apanagen  und  die  KapitaJ«sinscn  und  Renten,  diese 
ohae  Ab^ug  von  Passivzinsen,  voll  besteuert  werden,  bei  der  dritten  Abthcilung  der 
Steuer  roa  1852,  deijenigen  fem  Berafa-  und  DleatteiDkommen,  durch  die  Bereebniing 
de>  steuerbaren  Einkommehbetraiis  im  EfTect  ein  De^ressivsteuerfnss  angeordnet 
wird  :  vom  Gcsammteinkommeu  bis  850  M.  wird  nur  '/w  bis  1100  M. '/lo» 

von  weiteren  Pias  bis  2550  M.  Vio  >  ^0°^  ferneren  Plus  bis  3400  M.  und  erst 
vom  noch  höheren  der  volle  Betrag  beisteuert.  Derartiges  Einkommen  bis  350  M.  ist 
überhaapt  steuerfrei,  Kapital-  und  Rcntenoihkommen  wenigsten ä  bei  ^'cwissen  Kate- 
goricen  von  Personen  und  unter  gewissen  Voraussetzungen  bis  500  M.  ebenfalls 
(GeMti  rem  81.  MIrz  1887). 

§.64.  Die  tibrigen  Steuern.  Geschichtlich  liervorgeiran^en 
aus  den  älteren  Zöllen,  UiDfreUl,  Accisen,  Stempeln  und  Taxen 
haben  solche  Steuern  zwar  auch  in  Württemherg  Vereinfachungen 
erCabren,  und  ein  wichtiger  Theil  davon  hat  die  Wandlaogen  durch- 
gemacht, welche  der  Beitritt  zum  Zollverein  (1834)  nnd  zum 
Deatsehen  Reich  (1871)  gerade  bei  diesen  Stenern  durch  die  Ver- 
waadlnog  in  ZoUvereinsstenern  nnd  Keiebssienern  mit  sieh  gebracht 
hat,  aber  Württemberg  hat  andere  betreffende  Stenern  seit  dem 
Beginn  der  constitntionellen  Periode  beibehalten  nnd  entwickelt 
and  sieh  so  eine  wichtige  eigene  Steaerqnelle  erhalten,  welche 
gegenwärtig  im  Gesammtertrage  hinter  dem  Ertrag  der  directen 
»^teoern  uud  der  im  Etat  erscheinenden  Antheile  an  den  Reichs- 
Bteuem  nicht  viel  zurücksteht.  Die  betrcö'enden  Abgaben  zerlalleo 
in  die  sofren.  Accise,  die  sogen.  Wirthschaftsa bgaben  (ein- 
scbliesslich  der  Bier-  oder  Malz  Steuer  j,  die  Sport  ein, 
Stempel,  Gerich ts^^ebübren,  einschliesslich  der  neuerdin^rs, 
1881,  auch  hier  verselbständigten  Erbschaftssteuer,  endlich 
die  Hundesteuer.  Dazu  kamen  vor  der  Zollvereinsperiode  die 
Orenazdlie,  noch  länger  dauernd  andere  ZollgeföUe  (Wasser- 
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Zölle  u.  a.  ni.),  anfangs  auch  noch  eine  Tabak autluge  und  eine 
Strassenbauabgabe,  und  bis  1Ö68  die  eigene  äalzsteaer 
io  der  Monopolforra. 

Die  sogen.  Accise  ist  nach  dem  in  Württemberg  eingebflr- 
gerten  (seit  1638)  und  (wie  aach  noch  in  Baden)  ▼erbliebeoen 
Spracbgebranch  zwar  Mber  anch  ein  System  der  Verhranehs- 
besteneroDg  gewesen,  docb  gebOrten  an  ihr  ancb  andere  Abgabeoi 
namentlich  Verkehrsstenem,  nnd  unter  diesen  vor  Allem  eine  Ab- 
gabe vom  Orondbesiteweehsel  nnter  Lebenden  dorch  Eanf-  tud 
Taascbverträge,  die  sogen.  „Liegenschaftsaccise^'. 

Im  Jahre  1808  wurde  die  Accise  als  ein  System  ron  Abgaben  von  Ciescbäftca 
und  HandlttDf^n  dw  inneren  Verlob» ,  in  Anknopfongr  an  den  Oaieatz,  aaszablldea 

gesucht,  iüi  Cnfcrschied  zum  rrrenzzollsysteni.  In  dem  die  Materie  regelnden  ücset?. 
vom  18.  Juli  ib24t  war  diese  Behandlung  der  Sache  noch  festgehalten,  die  Accise  aai 
auf  8  Katcgorieen  bcschrlnltt  worden.  Nachdem  die  anderen,  meist  YerbraiielB- 
steuern  darstellenden  Accisen  (!ie>es  Gesetzes  aber  fast  alle  später  fortgefallen  sind, 
ist  die  LiegenschafJsaccise  das  bei  Weitem  ^rirhfip^to  Uauptglied  der  noch  b'3Stehenden 
Accisen  geworden,  mit  dem  Norniahatz  von  l  7o  ^cs  Werths,  neb>t  im  Finanzgescu 
öften  bestimmten  Zosdillgen.  Anaeer  ihr  beelehen  nech  staatliebe  „Accisen**  res 
Lotterieen,  ferner  von  Theatern  und  ausgestellten  Seltenheiten,  eine  Art  der  sonst 
wohl  sogen.  „Lustbarkeitsstcuern*'.  Die  sonstigen  Speciaiaccisen  des  Gesetzes  von  1824 
sind  beseitigt  worden,  so  die  von  „Fahnussrcrstcigernngen",  Wein  und  anderen  Getränken, 
Schlachtvieh,  Fldsoh,  Holz,  vcrmischteii  Artikeln  (alle  1833  bezw.  1886),  von  Markt- 
nud  liandclswaaren  ausländischer  Kaufleute  (1873).  Die  Weiubesteuerang  erfola:!  jetzt 
ganz  im  Kähmen  der  W  irthscbaftsabgaben.  ^S.  r.  Reden  a.a.O.  S.  211,  Kiecke. 
Yor&Bs.,  S.  201  it.). 

Die  „Wirtbschal  ts  al) traben*'  sind  aus  dem  uralten  rm- 
^qM  in  Alt-  und  Neu- Württemberg  hervorgegangen  und  haben  sich 
im  neuen  Königreich  von  der  absolutistischen  Zeit  an  durch  die 
Gesetzgebung  der  constitutionellen  Aera  der  1820  er  Jabre  uud 
später  zu  einem  eigenthümlichen  System  der  G  et  ränke- 
beste nerung,  beim  Wein  und  Obstwein  in  Form  einer  Be> 
stenernng  der  Gonsnmtion  in  Wirthehäusem,  entwielLelt 

Regelung  schon  1807,  nicht  recht  gelungener  Versuch  mit  einem  Rcpartitions- 
system  fl^JI  27\  neue  Ordnung  durch  Oesetz  vom  9.  Juli  1827.  Hier  bildete  die 
Grundlage  eine  zugleich  gewerbepoiizeiliche  Tcodenien  verfolgende  Coucessiousptiiditig' 
lieit  der  Wirlhsehaften  und  der  betreffenden  Pradoctfonsstitte  (too  Bier.  Branntveip. 

Ebsig'l,  mit  Anknüpfung  ?ou  bezüglichen  gebtlhrenartigen  Abgaben  (Coocetisiontigeld. 
Rccognitionsgeld).  Dies  mit  fl'M"  (Jf^werbepolitik  in  VcrbinJunüf  stehende  System  wurde 
indesüen  spitter  beseitigt  (l85oj,  die  daiuit  veibuudeacü  Abgaben  sind  aber  als  Spor.eltt 
in  das  Sportelgesetz  von  1881  übergegangen.  Nnr  der  Weinansschank  ist  jct/t  noch 
concessionspflirhtifr.  Der  finanzielle  Schwerptinrt  hg  von  Anfanj;  an  dnrcbaiis  in  «liT 
eigentlichen  Getränkesteuer,  besonders  von  Wein  (und  Ubstwein)  und  Bier.  Die  Ab- 
gabe rom  'Essif;  (Ansschanli)  ist  1849  gefallen. 

Die  W  ein-  uud  0  b  s  t  w  e  i  n  s  t  e  u  e  r ,  dem  alten  Weiu-Ümgeld 

in  dem  Wein-  und  Obstlande  entsprecheud,  ist,  wie  die  iVanzösische 

Einzel-( Detail  labgaljc  (Fin.  III,  §.  257)  eine  bleuer  nur  vom 

Wirlbshausconsum  (und  vom  Wein  verkauf  im  Kleinen ,  bis 
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20  I.);  bemessen  nach  dem  Werths  d.  b.  dem  Ansscbankpreise  des 
Weins,  in  wechselnder  Höhe,  antaugs  15  •^Z,,,  später  niedri^jer,  seit 
1868  11  '^Iqj  (Max.  11  Pf.  vom  Liter  nath  Zolivereiusvertragj,  mit 
der  Hanptform  der  Erhebung  miitelöt  Accorden  mit  den  Wirthen 
uud,  iu  ErmaDgeliiiig:  solcher  Accorde,  mit  der  Nebeulorm  der  un- 
mittelbareD  Keller-  und  Consumcontrole  (sogen.  Absticbcontrole). 
Die  nogleicbe  Bebandhing  des  Wirthshaas-  und  des  privaten  Haas- 
eonsnms,  daher  der  betrettenden  Consumenten,  bleibt  neben  der 
auch  im  Accordsystem  doch  vorhandenen  Belastung  und  Beiäatic^og 
der  Wirthe  ein  principielles  und  practisebeB  Bedenken  dieser  Be> 
steneningsweise  nndi  wie  in  Frankreich,  hat  es  nicht  an  maneherlei 
Khigen  nnd  Reformplänen  gefehlt.  Die  Beschränkting  der  Steuer 
auf  den  WirthshaosauMchank  and  Kteinabaats  hat  aber  anderseits 
wesentliche  stenertechnische  VorzQge,  welohe  in  einem  Lande 
erheblichen  Wein-  und  Obstweinbaiies  und  Consnms  in  allen  Volks- 
kieiseu  für  diese  Steuer  ins  Gewicht  fallen  und  bic  naiucntUcli  ueben 
der  Bier-  uud  Branntweinsteuer  und  weil  sie  einmal  besteht  und 
durch  lange  Gewöhnung  eingebürgert  ist,  auch  aib  ^taatssteuer 
rechttertif,cn  ni  ichten.  KeformwUnsche  der  VVirthe,  so  noch  1891, 
«ind  nicht  durchgedrungen. 

S.  T.  Kodon  a.  a.  S.  212  fr..  Riecke.  Vcrfass.,  S.  207  fl..  bes.  210.  anch 
Wurtt.  Jalirb.  1871.  üebcr  die  Weiiisteucr  specicU  Schubert,  Fiu.arch.  18i^t>,  B.  13, 
S.  665  tr.,  y.  Heekel,  Art  Wdnsteoer  im  U.  W.  B.  d.  St.  VI,  663.  r.  Mayr  dgl  im 
Witmrb.  d.  Verwalt  II,  922,  dexa.  Tttb.  Zischr.  B.  47,  1891,  aber  wwt  Stenef- 
r«fofiDeu,  S.  274. 

Die  Bierbestenerang  hat  seit  dem  genannten  Gesetz  von  1827 

in  der  Form  der  Malzsteuer  eine  ähnliche  Entwickelnng  wie  in 
Baiem  (S.  ICu  11'.)  genommen  und  ist  dem  Erträge  nach  jetzt  bei 
Weitem  die  wichtigste  unter  den  WirthücbaltJsabgaben  geworden. 
Anth  hier  Hchliesst  sich  die  Besteuerung  an  den  Act  des  Schrotens 
in  der  Mühle  an.  Surrogate  sind  zngelnssen.  Die  Steuer  wurde 
irttber  nach  dem  Maasse,  seit  1872  nach  dem  reinen  Gewicht  be- 
messen. Zur  CoDtrole  dienen  bisher  nicht  wie  in  Baiem  mecha- 
Discbe  Zählwerke.  Der  Steuersatz  wird  im  Finanzgesetz  test- 
gestellt  nnd  bat  aihmälig  Erhöhungen  erfahren,  besonders  1881  um 
fast  50  %  (10  M.  für  100  kg.  nngeschrotenes  Malz).  Die  frühere 
UnterseheiduDg  im  Stenersatz  zwischen  eingesprengtem  und  troeke- 
nem  Malz  hat  seit  1852  aufgehört.  Jttngst  (1893,  1895)  hat,  wie 
in  Baiern,  eine  Abstufung  des  Steuerfusses,  eine  Erm&ssiguug  für 
die  kleinen ,  eine  Erhöhung  för  die  Grossbranereien  stattgefunden* 
Zur  inneren  Steuer  tritt  die  Uebergangsabgabe  von  fremdem  Bier. 


'2H  6.B.  UebttstdifMi  der  B«itMi«niBf .  WOftleBberg.  §.04. 

Was  Uber  die  privilegirte  Stellmig,  welche  Baiern  mit  seioer  eigenen 
Bierstrener  im  Dentscben  Reiche  einnimmt,  oben  (S.  167)  gesagt 
wurde,  gilt  ebenso  von  Württemberg. 

Die  GesetM  siud:  fotn  ö.  April  löö2,  12.  Dec.  1871.  28.  April  1898,  8.  Joli 
1895.  Nach  Baiern  hat  Württemberg  die  stärksten  Kopforträire  der  Bicrsteaer.  etira 
der  baicrischen,  fünfmal  so  hohe  als  Norddeutschlaiul.  S.  ßiecke,  Verfass  u.  s.  w. 
S.  211,  May,  An.  Biersteuer  im  H.  W.  B.  d.  St  II.  577  tf..  ?.  Mayr.  Art.  Brau- 
steoer  im  Wörterb.  d.  Verv.  I,  243,  u.  Erg.bd.  III,  51,  Schaben,  Fin.arck.  B.  13. 
&  648  ff. 

Die  Branntweinsteuer  ist  anter  den  eigentbllmltchen 
Prodnetions-  und  GoDSomtionsTerh&ltnissea  des  Landes  nnl>edeatend 
gebliehen.  Im  genannten  Gesetz  von  1627  war  das  znr  Branntwein- 
bereitnng  verwendete  Hals  mit  dnrch  die  allgemeine  Halssteaer 
getroffen,  woneben  noch  eine  eigene  Fabrikationsstener  nnd  eine 
Ausschank  abgäbe  (wie  bei  Wein)  bestand.  Dnrch  Gesetz  rom 
19.  Sept.  1632  giiig  iüaii  zur  Maischraunistcuer  und  für  nicht -mehl- 
artige Stoilb  zur  Matcrialstener  mit  niedrigen  Sätzen  Uber,  mit  Bei- 
behaltung einer  abgestuften  Scbanksteuer  (Klciuverkauf).  Erstere 
Steuerart  fand  aber  in  der  Prodwctionsart  und  in  den  Gewohn- 
heiten des  Landes  vielen  Widerstand.  Sie  wurde  durch  Gesetz 
vom  21.  Aug.  1Ö65  wieder  zu  Gunsten  der  Malzsteuer,  in  gleicher 
Weise  wie  bei  Biermals,  verlassen.  Die  übrige  Brennerei  blieb 
frei,  nur  die  Abgabe  vom  Kleinverkauf  blieb  bestehen.  Später  er- 
folgte, wie  in  Korddeotscbland,  Baiern,  dnrch  Gesetz  vom  28.  Mai 
1885  die  Einflihrang  der  Fahrikatstener  mit  Hodifieationen  nnd 
1887  anch  in  Württemberg  der  Anscblnss  an  das  allgemeine  dentsche 
Steuersystem. 

S.  Biecke,  Verf.,  S.  212»  dere.  in  Fin.arch.  B.  2.  1885.  S.  lÜlO  ff.,  J.Wolf. 
]Bnontw«iiist«ner,  1884.  8.  97,  den.  in  Fln.ftreh.  B.  4,  1887,  S.  850  C  d«n.  in 
U.  W.  B.  d.  8t  II,  725  Art  Bnontweiosteoor,  r.  Mayr,  im  WOiterlk  d.  Vanr.  I,  235. 

Die  S  p  0  r  t  e  1  n ,  S  t  e  ni  ])  e  1 ,  G  c  r  i  c  h  t  s  g  e  b  U  h  r  e  n  n.  dgl. 
umfassen,  wie  in  anderen  Ländern,  wirkliche  Gebühren-  und  Ver- 
kehrssteuern, zu  denen  dann  noch  die  schon  genannte  Liegen- 
schaftsaccise  tritt,  welche  .finanziell  so  wichtig  ist,  als  alle 
diese  anderen  Abgaben  zusammengenommen. 

Die  ilteren  Gesetze  (14.  Nor.  1808,  besonders  da«  rerscIiiedeDerlel  AbgelMii 

vereinigende  aUgemeioe  Sportclgc^etz  vom  23.  Juni  1828)  sind  eist  nach  der  Keform 
der  directen  Steuern  ?on  1873  and  unter  dem  Einfluss  der  Reichsgesetzgebune  durch 
neuere  ersetzt  worden,  besonders  durch  das  aligeuieinu  Sportelgesetz  vom  24.  M^rz 
1881  nnd  14.  Joni  1887,  dazu,  an  Stelle  frSbefer  Gesetze,  das  Geaetz  vom  8.  Juni 
ISS'H  über  Notariatssportclu.  S.  v.  Reden  a.a.O..  S.  212,  'Riccke,  S.  204  ü'., 
Gaapj),  S.  284,  Art.  (iebuhren  und  Stempel  im  WOricrb.  der  Yenv.  von  r.  Mayr 
nnd  Jacob,  I,  471,  II,  548. 


8tulri»ei(Miflnug.  2.  Periode.  1819—1878. 


815 


Die  Erbscbafts-  and  Scbenkangsatener  beroht  anf 
Gesetx  yom  84.  Mttra  18Ö1,  nebst  Novelle  Tom  3.  April  1885,  dazu 
eventaell  BestlmmiiiigeD  in  den  Finansgesetsen.  Vorher  bestanden 
bereits  firbsehafts-  und  Venn&ehtnissabgaben  (1808)  für  weitere 
SeilenTerwandte  (vom  3.  Grad  an)  nnd  Niebt-Verwandte.  Das  be- 
sonders Beaehtenswerthe  in  der  nenen  Gesetzgebung  ist  die  weitere 
AnsdehnnDg  der  Erbach aftsstenerpflicht  anf  andere  Verwandte, 
namentlich  auf  Ascendcnteu,  Eltern  uud  üiosseltem  in  verschiedenen 
Steuersätzen,  auf  Geschwister  und  die  Erhöhung  der  Sätze  auch 
für  die  bisher  schon  steaerptiichtigeo  Fälle,  Minimum  2  ^j^, 
Maximum  6  ^/o. 

S.  &i«ko,  S.  206,  (iaupp,  8.  2^b,  Art.  Erbscbafb-  uud  ScheDkangssteuer  von 
r.  Mftyr  im  WOrterb.  d.  Venrair.  I,  362  ff..  II.  406,  Schanz  im  Fin.arch.  U.  876  IT., 
XT,  689  IT.«  Steüstiacbee  lud  Vefglüoliniigeii. 

Die  Hnndeanflage  bestand  als  Staatssteaer  1809—18,  dann 
Ton  Neuem  seit  1884. 

Sie  betabt  jeUt  anf  GMetzee  von  18S2,  1874,  1875  und  fdr  ZonchlM«  (1  M.) 
für  den  Staat  anf  Finauzfi^esctzen.  Einheitlicher  Normalsatz  ist  jetzt  7  M.  Die  Hälfte 
des  Ertrags  von  letzterem  £ült  au  die  Orti»anueacaBso  der  (iemoinde.  S.  Riecke,  S.  504, 
Ganpp,  S.  285. 

Däö  iu  der  absolutistischen  Zeit  begründete  einlicitlichc 
Grenzzollsystem  des  ganzen  neuen  Staatsgebiets  fand  eine 
principiell  wichtige  Erweiterung  durch  den  Handels-  und  Zollver- 
trag mit  den  hohenzolleinscliun  Kürsteiithiimern  vom  2H,  Juoi 
wodurch  das  durch  diese  Lande  sehr  gestörte  Zollgebiet  crwtinscht 
arrondirt  wurde.  Als  eine  Zollverein igung  unter  selbständigen 
Staaten,  wobei  der  kleinere  das  Zollgesetz  des  grösseren  annahm, 
diesem  die  Zollverwaltang  ttberliess,  und  wobei  zur  Tbeilong  der  £r- 
trige  die  fievölkerangsgrOsse  zu  Gmnde  gelegt  wurde,  war  die 
Ssehe  aneb  von  allgemeinerer  Bedentnng.  Naehdem  dann  die  Be> 
strebungen  Baiems  nnd  Württembergs,  einen  wesentlich  süddeotsehen 
Handels-  nnd  Zollverein  nnter  den  betheiligten  Staaten  zn  bilden, 
gesehdtert  waren,  kam  es  zn  dem  sehon  oben  (S.  149)  erwähnten 
baierisch-wUrttembergischen  Verein  vom  18.  Jan.  1828,  wesentlich 
aui  der  Grundlage  des  baierischen  Zollgesetzes  und  Tarils,  welcher 
neben  den  absichtlieh  nicht  ganz  niedrigen  Finanzzöllen,  auf  Co- 
lonialwaaren  u.  s.  w.,  uiäijaige  niedrige  Schutzzölle  enthielt.  Aus 
dem  spateren  Vertrag  vom  21.  März  1833  zwischen  diesem  l  aieriscb- 
württem bergischen  und  dem  preussisch-hessischen  Verein  ging  dann 
von  1834  an  der  deutsche  Zollverein  hervor.  Der  erstere  Verein 
nahm  dabei  ZoUveri'assnng  nnd  Tarif,  diese  mit  einigen  £r- 
mäsaignngen  der  Sätze  (WoU-  nnd  Banmwoliwaaren ,  Gewürze, 
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Sttdfrttcbte,  Schwefel,  Kupfer,  Blei)  an.  Seitdem  gilt  die  Zoll-  und 
Steuergesetzgebung  des  Zollvereins  und  später  des  Deatseheii  fieichs 
aaeh  Ittr  Württemberg. 

S.  Viebahn,  Statistik  u.  s.  w.  I,  155  ff  ,  Weber,  Zollverein,  S.  44,  48  ff, 
V.  Reden,  S.. 208,  Fischer,  Wesen  u.a.  v.  eines ZoUrereia,  in  Hildebraad'a  Jahib. 
II,  1864,  passim  S.  355  ff. 

Die  Tabakbesteuerung  hat  manchen  Wandel  durch- 
gemacht. 

Im  Jahre  1808  wurde,  naclidem  in  AU>Wt)rt(emberg  ein  früheres  Tabakmouo|Mii 
schon  1770  frefallen  war,  ein  Regal  dei  Tabakhandels  eingefttnrt,  1813  veiter 
<r..'bildct,  1>^21  aber  durch  eine  Auflafe  ?om  Tabalhandel  ersetzt.  Auch  diese  wurde 
in  Folge  des  Zollvereins  mit  Baiern  1827  beseitigt.  Ein  Salpeterregal  entüel  1821, 
ein  Kaien dermonopol  1849  (f.  Reden,  S.  215). 

Die  staatlichen  Chaussee-,  Wege-  und  Brückengelder 
waren  lb2()  aui^elioben  worden,  ebenso  die  Heiträge  der  Ge- 
meinden zur  Erlialtnn^  der  Staatsstrassen  an  die  Staatscasse.  An 
»Steile  der  erstereu  traten  dagegen  directe  Abgaben  der  Besitzer 
von  Zugvieh  nnd  Schafen,  die  1821  neu  geregelt  wurden  (sogen. 
8trn«:genbau- Abgaben,  bezw.  Chausseegeld- Patentabgaben).  Aaob 
sie  fielen  in  Folge  des  ZollTereins  mit  Baiero  fort 

S.  ?.  Reden.  S.  217. 

Das  Salzmonopol,  seit  1807  im  nenen  Staate  gleicbmässig 
durohgetuhrt,  sicherte  dem  Fiscus  in  der  Form  des  Handelsmonopols 
den  AUeiDverkauf  ans  erster  Hand,  anter  Verbot  der  PrlYateinfnhr, 
wobei  die  Gemeinden  Salzkleinverkänfer  anfziisteUen  hatten,  die 
im  ganzen  Lande  feste  gleiche  Preise  innehalten  mnssten.  Es  be- 
stand bis  znm  Uebergaug  der  Einzelstaatsregale  in  die  gemeinsame 
Salzstener  des  Zollvereins  nnd  Dentsehen  Beiebs  (1868). 
8.  T.  Reden,  S.  104. 

Wie  in  Baiern  nnd  Baden  liegt  der  Schwerpnnet  der  eigenen 
indirecten  Verbrauchsbesteuerung  Württembergs  in  der  starken 

Bic  r  1)  e  8 1  e  u  c  r  u  n  g,  die  dann  hiei-  in  der  We  i  n  b  t  c  u e  r  eine  an 
sich,  bei  den  Cousnniverhältnissen  des  Landes,  richtige  und  finan- 
ziell nicht  unwichtige  Ergänzung  findet.  Bei  der  glcicbmässigen 
Theilnahme  Württembergs  an  den  Kcichsz()llcn  und  inneren  Ver- 
brauchs- und  Verkebrssteuern ,  mit  Ausnahme  der  Biersteuer  (und 
der  Heicbspost-  und  TelegraphenUberschüsse),  nimmt  Württemberg 
so  aber  wie  Baiern  und  Baden  eine  privilegirte  finanzielle  Stellung 
im  Reiche  ein.  In  Betreff  dieser  gilt  das  oben  ron  Baiern  Gesagte 
aneh  hier  nnd  wegen  der  eigenen  inneren  Weinstener  des  Landes 
eigentlich  noch  mehr. 

Die  Tbnrn  und  TAxiB'sche  Post  wer  nech  der  Erriebtang  das  EOnigteicbs 
einseitig  anfgeboben  und  vom  Steat  obemommen,  1818  aber  leatitnirt  worden.  Sie 
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ging  d*nn  1851  rerfra^mSssi^-  von  Neuem  vollständig  an  den  Staat  über  und  ist,  wie 
m  fiaieia,  iieb«t  der  Tciegrapbenrervaltung  nach  dea  Vers&iUer  Vcrträgea  bekauutUch 
den  Stuite  Worttemberg  rerbUebctt. 

§.  65.  Dritte  Periode,  tod  der  Steuerreform  von 
ld7S  bis  sar  Gegenwart  Die  Reform  von  1873  beschrftiikt 
lieh  auf  die  directe  Bestenerang  und  zwar  anf  die  erste,  die 
dreigliedrige  Kealsteuergruppe  (S.  208)  derselbcu,  oder  die  sogeu. 
„Katastersteuern'S  Aber  bei  der  immerhin  hervorragenden  Be- 
dentnng  dieser  Reform,  trotzdem  an  der  alteu  Grundlage  ieat- 
gebalteu  und  die  bisherige  Besteuerung  darauf  erst  weiter  ent- 
wickelt wurde,  kann  man  hier  doch  in  gewissi  in  Sinne  von  einer 
neuen  Periode*^  in  der  Geschichte  der  ätaatsbesteaerang 
sprechen.  Erst  der  geplante  Umbau  der  directea  Bestenemng 
durch  Hinzufttgung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  würde  aller- 
diags  zu  eiaer  fDrmUch  neuen  „E poche''  in  die«er  Geschichte 
gefllhrt  haben.  Da  er  leider  schliesslich  doch  noch  gescheitert 
and  so  diese  tiefer  greifende  Reform  wenigstens  bis  aof  Weiteres 
vertagt  ist,  Ittsst  sich  vom  wirklichen  Beginn  einer  nenen  vierten 
Periodci  am  SehlusB  des  19.  Jabrbonderts,  noch  nicht  reden ,  oder 
eigentlich  einer  dritten  Periode,  da  es  dann  richtiger  wäre,  die 
ganze  Zeit  von  Ibll)  bis  als  eine  einzige,  weil  keine  wirklich 

Epoche  machende  Umgestaltung  der  Besteuerung  enthaltende  Periode, 
zusammen  zu  fassen.  Die  weniger  bedeutsamen  Veräii  de  i  nnren 
der  Ubriiren  Stenern  auch  nach  1873  bis  zur  Gegenwart  sind  des 
Zasammeahanges  wegen  gleich  im  vorigen  §.  64  mit  angegeben 
worden. 

Das  Gesetz  vom  28.  April  1873  liatte  sich  die  Aufgabe  ge* 
stdlty  endlich  iDr  die  drei  Steuern,  die  Grand-  (und  Geftll-),  die 
Gebäude-  und  Gewerbestener  definitive  und  richtige  Kataster  zu 
erlangen.  Nach  diesen  sollte  sowohl  das  VerWtniss  dieser  drei 
Steuern  an  einander,  als  dasjenige  der  einzelnen  Ertragsobjecte 
jeder  einzelnen  Steuer  gleichmässig  gestaltet  werden,  möglichst  so, 
dass  das  Repaitiüoussystem  durch  das  (^uoiiiUtssystem  ersetzt  und 
zugleich  ein  frlcichcr  Steuerfuss  für  die  drei  Steuern  bestimmt 
werden  küime.  Diese  Ziele  sind  /war  nicht  sofort  und  auch  später 
nicht  ohne  Widerspruch  nach  \'oüeuuiiug  der  Katasterarbeiten  er- 
reicht worden.  Man  hielt  zunächst  doch  noch  das  Kepartitions- 
system  fest,  veränderte  aber  die  Quoten  der  drei  Steuern  auf  ^^/^^ 
and  je  ^V48  (lö77,  s.  o.  S.  211)  und  einigte  sieh  schliesslich  nach 
^Dgea  Debatten  im  Landtage  anf  einen  gleichmässigen  Steuerfuss 
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von  3.9  tür  den  »teuerpilichtigen  Ertrag  jeder  der  drei  SteuecDi 
nachdem  man  zu  diesem  Zwecke  am  eine  verglelehbare  Ertrags- 
grOase  aach  bei  der  Oebäudeeteoer  zn  gewinnen,  eine  gleich  hohe 
Btenerbare  Rente  von  3  ®/o  vom  Kftta8te^Kapitalwertll  dieser  Steuer 
ftlr  das  ganze  Land  geaetzHoh  festgesetzt  hatte  (1887). 

Die  Kataster  gelten  als  besonders  vollkommene  nnd  wohl  mit 
Reehty  nur  dass  sie  eben  doch  die  immanenten  Mängel  aller  solcher 
Ertragsstenerkataster  besitzen,  aach  der  Gebftndesteoer  als  einer 
Werthstener  nnd  der  Gewerbesteuer  nach  ihrer  eigentbUmlichen 
piiijcipielleü  Constructiou  und  DurchltlhiuDg  noch  specifische 
Mängel  ankleben.  Deswegen  konnte  auch  die  Bestenernnp^  nach 
diesen  ICatastern,  die  Annalime  eines  gleichen  Steuerfus^rs  Ijei  der 
nunmebrigeu  Quotitätsbesti nei  ung  —  wie  freilich  jedes  so  und  s>o 
verschiedenen  Fnsses  nicht  minder  — ,  ferner  das  sich  so  ergebende 
Verhäituiss  dieser  zu  der  zweiten,  der  Personal-  und  Fassionssteuer- 
grappe  der  directen  Stenern,  wieder  nur  zu  nicht  recht  befriedigen- 
den Ergebnissen  fuhren.  In  der  Anerkennung  der  Nothwendigkeit, 
zar  allgemeinen  Etnkommenstener  tiberzngehen  nnd  die  Kataster- 
Stenern  nebst  der  Kapltalstener  nur  theilweise  daneben  beizn- 
behalten,  wie  in  dem  Reformplan  von  1895  C  (§.  67  q.)i 
aoeh  zugestanden  worden. 

Die  neue  Vertheilung  des  Gebumint  -  Ertrags  unter  die  drei 
Katastersteuern,  welche  schon  1877  durch  V^eränderung  der  Quoten, 
1887  durch  Annahme  des  ij:lcichcn  SteuerJusses  herbeigeführt  worden 
ist,  hat  zu  einer  wcscntiiclien  absoluten  und  relativen  Vermindernng 
des  Betrags  der  Grundsteuer  und  Erhöhung  demjenigen  der  Ge- 
bäude- und  besonders  der  Gewerbesteuer  geführt:  gewiss  an  sich 
und  in  dieser  Richtung  eine  richtige,  wie  den  Katasterergebnissen, 
so  der  thatsäcbliehen  Entwickelung  der  betreffenden  Ertri&ge  ent- 
spreehende  Veränderung.  Aber  ob  diese  das  riebtige  Haass 
traf,  bei  der  Belastung  der  drei  steuerpfliehtigen  Ertragsarten  nnter 
einander,  des  zu  einer  jeden  gehörigen  Individualertrags  insbeson- 
dere und  auch  zwischen  der  ganzen  Kataster-  nnd  der  Fassions- 
steuergruppe  bleibt  eben  sehr  fraglich  und  darf  wahrscheinlich 
nicht  bc'jiiiil  werden.  Kben  deshalb  kanu  doch  trotz  der  relativen 
Vorzllglichkcit  der  Kataster  das  wcseotlich  darauf  aufgebaute,  durch 
die  Fav5si()üi»8teueru  an  sieb  richtig  ergänzte  directe  Steuersystem 
Würtlt'iiih'-'rL':s  auch  in  der  lö77  und  1887  erreichten  Kiuriehtuug 
und  Ausgestaitung  nicht  eben  günstig,  zumal  als  Staatsbesteuerung,  . 
beurtheiit  werden.  Die  richtige  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
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gtiaatirt  es  nicht  Es  ist»  wie  ich  es  schon  frtther  benrtheilt  habe, 
„gewiss  ein  yielfach  im  Einseinen  ingeniitoes,  nnr  sehr  complicirtes 
ttttd  in  seiner  Oombinatton  anoh  noch  in  seiner  neaesten  Gestalt 
doch  willkübrUcbes  BesteneruDgssystem ,  dem  die  ansgleicbende 

Function  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  fehlt**.  Die  mancherlei, 
bei  einem  solchen  System  im  Ganzen,  wie  in  seinen  einzelnen 
Gliedern ,  hier  zumeist  wohl  bei  der  Grnnd-  und  Gewerbesteuer 
unterlaufenden,  wenn  auch  unvermeidlichen  Fictionea  und  Con- 
jecturen  neben  den  principiellen  MHngeln,  wie  der  Nicht-Berücksich- 
tigong  der  bcbuldcn  a.  a.  m.,  lassen  m.  E.  kein  anderes  Urtheil  zu. 

§.  66.  Einzelne^  Tsrl.  meioe  AusfQhrani^en  in  der  Abh.  directe  Stoueni  im 
Jbchöüberi^'bclieü  Ilaudb.,  4.  A.,  III.  1,  Ablh.,  S.  291,  316—322.  Leber  die  IbTocr 
QfMlq;eb«ii(r  Kiccke,  YeifiaB.,  S.  192,  den.  in  Fin.tfch.  B.  Y,  S.  320  ff.,  Uber  dio 
BeoeM  wQrtremb.  Steaeriataster ,  dazu  Schanr.  in  Pin.arch.  I.  8.  389  ff.,  Riecke, 
Boidit  (»Qä  der  Fin.coiDmis>&  der  Kaaunür  der  Standtaherrcuj  1891  Uber  die  Steuera 
FlBareh.  yiH,  416  ff.  passiin,  Sehall,  Beitrige  zur  Reform  der  directen  Stenern  tu 
Württemberg,  eb.  Xll,  be».  S.  14  ff.,  v.  Mayr,  Tüb.  Ztschr.  Bd.  47,  1891,  S.  257  H., 
minist.  I>onk^chr.  v.  1^95.  Fin.arcb.  XII.  bc-  S  t;s7  B.  N'eu  mann,  pers.  Steuern  u.  s.  w., 
1896  paääiiu.  Die  stand.  Acleustucke  und  \  crhaadlungeu  Uber  die  Sieuerrcforui 
1885  £,  u.  A.  besonderH  die  eine  gute  DebeRücht  der  franzou  Angdegeiiheit  bietoudeo 
(ptMseo  Berichte  in  der  Kammer  der  Standesherron  1898.  >ü  r  die  Weiterbildung 
der  directen  Steucni  Zeyer,  2.  Mai  1898}.  Ub<.'r  die  Abänderung  des  Gesetzes 
TM  1878  (r.  Oaupp,  21.  Mai  1898),  Ober  die  EinkoiDnieiiatetier  (verscUedeiie  Refe- 
leaten,  2.  Mai),  Uber  die  Kapital^ieucr  (v.  Hess,  2.  Mai),  tlle  mit  statistischen  Daten 
and  Beiträgen  zur  Kritik  der  bestehenden  Ertragssteiiern.  Das  Ganze  mit  das  Lehr- 
reichste in  neuereu  parlaiuentaiiscben  Vcrhandlungeit  über  die  Frage:  Ertrag:>3tuacm 
oder  PetBODA]-  (bes.  Einkommen-)Steoerii.  FOr  die  Itoform  tod  1873  muss  auf  dM 
Gfsctz  selbst  (foui  L*S.  Af  ril  1873)  und  die  obige  Lilteralnr,  besonders  die  Arbeiten 
lOQ  JSiecke  r erwiesen  werden.  Hier  nur  noch  zor  Erginzaog  des  Textes  £inigca 
ftber  wichtigere  Eiosellielten. 

Bei  der  6rondsteuer  war  das  Wichtigste  der  Uebergaiig  ron  der  bisher  nur 
nach  Fluren  und  ticwänden  erfolj^tcn  AbschUtzung  der  i^an/.en  <  ►r'snremarkonsren  zur 
Abech&tZQog  des  Heinertragä  der  einzelnen  (irundatücku  nach  lyiiiiurarteu  uud  Cia^äen 
ia  jeder  Oemarkong.  abo  rollständifes  ParcaUar-Beinertragft-Kataster.  Nach  den  eigen- 
thtimlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  tlbcr  die  Rcincrtrasjsberechnting: ,  besondei-s 
Uber  die  abzuziehenden  Bebauungskosten,  ergiebt  :>ich,  dass  nur  ein  Theii  des  wirk- 
liehen  Reinertrags  de«  Bodeas  fon  der  Steuer  getroffen  wird,  v.  A.  anch  der  Verth 
der  eigenen  Arbeit  der  sdbstwirth!>chaftenden  Besitzer,  weil  grossentheils  zu  den 
..Kosten"  {rereclinet,  eigentlich  steuerfrei  bleibt.  Ein  Puncl  von  nedentuni?  filr  die 
Fortfohning  der  Steuerreform  (s.  u.  A.  Neumann  a.  a.  0.  S.  V>ii  Ü.).  —  Bei  der 
Oeb&adeataaer  wvrde  aa  dem  fragwordigeo  Prindp  der  Eioscbltanog  oaeh  dem 
Kapita] Verth,  d.h.  nach  dem  zur  Zeit  der  Katastrirnn?  schätzungsweise  an?nnohmenden 
Verkaufswertbo  festgehalten:  vollends  bei  der  Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  länd* 
lieben  und  die  Wirthschafts-  und  gewerblichen  Gebäude  eine  tinsichero  Methode.  Die 
Aainhme  eines  gleieli  liolkeD,  mlsaiKen  Zinsfusses,  3*/o*  *^  steuerpflichtigen  Ertrags 
dieser  Geb  iti !  • ,  war  nur  eine  weitere  Fiction  (Gesetz  vom  6.  Juni  1887\  welche,  da 
hiernach  auch  betretiende  Abzüge  fUr  Gebäudekosteu  bei  der  Einschätzung  zur  Grund- 
«teeer  erfolglaa,  aacb  noeh  auf  letztere  veiter  wirkt  —  Bei  der  Grand-  und  Gebftade- 
Steuer  erfolgt  keine  Berücksichtigung  der  Schulden  und  auch  nicht  der  Höhe  der 
iadividaeilen  Gesammterträge  der  einzelnen  Objecte,  bezw.  Besitzeinheiten  und  Steuer- 
■nbjecte.  der  Steuerfuss  ist  fUr  alle  der  gleiche.  Diese  Steuern  haben  den  Ertrags- 
ttmercharacter  so  festgehalten. 

Anders  bei  d  r  Gewerbesteuer,  die  doch  mehr  in  eine  Personalsteuer 
bioubeigebÜdet  worden  i»t,  theils  im  Gesetz  selbst,  theihi  in  der  Praxis  der  Ver- 
«•tonf  bdii  EiiieclillnagsrafSüuea,  freilich  immer  noch  in  achematiacher  Weise 
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und  ebeufiüls  unter  Mitanwcndang  von  Fictionen.  An  dorn  Alteren  Princip,  Treunng 

des  persönlich <Mi  Arbeifsvordienstes  and  des  Ertrags  des  BetriebskapitaU ,  wird  zwar 
festgehalten,  wobei  absichtlich  ersterer  mehr  ala  ein  Dienst*  und  Bernfs-,  letzterer  als 
efn  Zinseinkommeii,  bezw.  analog  der  Grandrente  anfigefiast  weiden  aollte.   Für  die 

Betreiber  von  stclu  nJcn  (übrigens  auch  von  \\'andt;r-)gewerben  besteht  Fassionspflicht. 
Insbesondere  ist  Zahl  und  Gattung  der  Gehilfen,  Höbe  des  mittleren  Betriebskapitals 
ohne  Schuldab^ug.  erentuell  hier  unter  Benotzong  amtlicher  Classenlafeln,  anzugeben. 
Die  Angaben  sind  dann  amtlich  zu  prilfen  nnd  von  der  Schätzungscommission  wieder 
nach  Classen tafeln  der  persönlichii  Arbeitsverdienst  und  der  Ertrag  des  festgestellten 
Betriebskapitals,  in  Procentcn  der  letzteren,  anzugeben.  Dabei  bleiben  aber  Gewerbe 
mit  einen  Betrag  bis  700  M.  Betriebskapital  von  dieser  geverbUchea  Kapitalslever 
frei  und  fdr  den  Ar'  itsverdit  nst  besteht  eine  degressive  Steuerscala  insofern,  als  in 
derselben  Weise  wie  bei  der  Berufs-  und  Diensteinkommensteuer  (o.  S.  211)  bis  zu 
3400  M.  nur  gewisse  Quoten  als  steuerbar  gelten.  Hierin  liegt  die  Anerkennung 
eiaer  principiellen  Gleichartigkeit  des  gewerblichen  Arbeitsverdienstes  mit  anderem 
persönlichen  Arbeitseinkommen  nnd  der  priiu-ipicIlLii  Verschiedenheit  vom  gewerb- 
lichen Kapitalertrag.  Alles,  wie  ich  es  ebenfalls  schon  a.  a.  0.  sagte  (SchOnb.  Handb., 
8.  894),  prindpieU  richtifr,  praedach  ist  aber  dodi  nur  anf  Omnd  Tielbch  will- 
kchrlicher  Fictionen  eine  .solche  Schoiduiijj;  inriglich,  eigentlich  Iii  r  vollends  Alles 
reiner  Schematismus  und  Formalismus  und  zutälligste  Gestaltung  im  SchlnsscSVct"*. 
Dass  sich  das  practisch  herausstellt  und  mau  es  einsah  und  dann  dcmgcmäss  handuke, 
ergiebt  sich  auch  aus  der  Thatsache,  die  die  amtliche  Denkschrift  ron  1895  seibat 
hervorhebt  (Fin.arch.  B.  12.  S.  688):  ,,In  der  Praxis  wird  allerdiners  bei  der  Ein- 
schätzung maiät  anders  verfahren,  zuerst  auf  den  Ueinertrag  im  Ganzen  ge> 
schätzt  ^  nnd  Verden  dann  eist  die  Antheilo  festirestellt,  welche  anf  Arbeitsverdienet 
und  Kapitalertrag  fallen"  --  (s.  Uberhaupt  diese  Denkschr.  eb.  S.  CS7  ff.,  7o9,  auch 
74u.  wo  mir  persönlich  gegenüber  betont  wird,  dass  die  wurttembergische  Gewerbe- 
steuer von  1873  eigentlich  wie  tiie  preusaische  von  ISUl  wesentlich  nur  nach  Ein- 
konunenbeträgen  diu  Gewerbe  unterscheide,  von  meiner  Be-  und  Verurtheilung  der 
Clasäcngewerbesteuer  [ScIk'WiIi.  Handb.,  S.  889  ff]  daher  eigentlidi  nicht  melir geteoffisB 
werde,  ferner  Eiecke,  Fin.arch.  Bd.  5,  S.  32611.). 

Vach  Beendtgang  der  Kataaterarbeiten  bei  der  Gebinde-  nnd  Gearerbestener 
wurden  dann  bei  diesen  die  neuen  Kataster  zur  Erhebung  der  Steuern  benutzt  (1877), 
doch,  gegen  den  Autrag  der  Regierung,  welche  bereits  den  Stenerfass  für  diese  beiden 
Steuern  in  festen  Quoten  hatte  bestimmen  wollen,  noch  an  dem  Kepartitionssystem 
festgehalten.  Bei  der  damals  gl^chzeitig  erfolgten  ErhChuni?  des  (ji  sammtcontingentB 
der  drei  Steuern  der  ersten  directen  Steucrf^ruppe,  von  6.685  auf  8.723  Millionen  M., 
wälzte  man  aber  diese  Mehrbelastung  auf  Graud  der  neuen  Katasterergebnisse  ganz 
den  genannten  beiden  Stenern  zn,  so  dass  die  Quote  der  Grandstener  entsprechend 
sank.  Es  geschah  dies,  wie  oben  schon  bemerkt,  noch  in  der  Form  der  Neuregelung 
der  Vierundzwanzigstel,  indem  die  Grundsteuer  von  ..^  nnf  '^f,^  ermSssig-t  wnrde» 
Danach  fiel  von  der  erhöhtcji  Summe  auf  diese  Steuer  4.7:10,  auf  die  üebüudestetter 
1.999,  auf  die  Gewerli -stouor  ebenfalls  1.999  Mill.  M.  Nach  Vollendung  des  Qnind> 
Steuerkatasters  wurde  dann  1887  diese  Form  der  Repartiiion  verlassen  und  ik^  h  l^rm^en 
Erwägungen  und  nach  Ablehnung  mancher  anderen  Vorschläge  für  die  Verthcüung 
nnd  die  StenetfUsse  wurde  die  gleich  hohe  Stenerqoote  fllr  alle  drei  Steven  mit 
8.9  °/o  angenommen,  nachdem  man  durch  die  Bestimmung  eines  gleichen  3  7o  Ertiaga- 
fiisses  eine  Vergleichungsbasis  für  die  tiebrUidestcuer  mit  ihrem  Werfhkataster  ge- 
wonnen hatte.  Seitdem  erscheint  aocU  jede  dieser  Stenern  apart  iui  Finnn^gt^tz. 
(Fin.ges.  rom  14.  Jnni  1887.  Art  8).  Wie  sehr  dies  zn  einer  erheblichen  absolat^ 
und  relativen  Ermässiguiiir  der  Grundsteuer  nnd  einer  entsprechenden  Erhöhung  der 
Gebäude-  und  besonders  der  Gewerbesteuer  führte,  ergiebt  sich  daraus,  dass  von  einem 
GesammtbetraiT  von  8.716  Mill.  H.  jetzt  auf  die  Gmndstenor  nur  3.720.  auf  die  Ge> 
baudesteuer  2.258.  auf  die  Gewerbesteuer  2.738  Mill.  M.  lieh  In  Procenten  hatten 
sieh  di.'  Q-ioten  <b  r  drei  Stenern  daher  von  70.88.  16  67,  12.50  früher  (bis  1877), 
auf  54.2.  22.'J.  22.'.)  in  1877  und  42.7.  25.9,  31.4  in  18«8  verschoben      Man  rtihmt, 

*)  Von  Einzelheiten  sei  noch  erwähnt,  dass  ein  Gesetz  vöm  'J9  >!;irz  1893  netl- 
bestockic  Weinberge  von  der  Staats-,  AmtskOrperschafts-  und  Gemeindestener  fiür 
5  JahiB  zn  befreien  gestattet  hat 
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(Riecke'i,  da-^s  bei  den  jetzigen  QootitSfsstcacrn  nicht  erst  das  zeitraubende  Omlafce- 
iwfahreü  abgewartet  wordeu  wuss,  bis.  der  einiclnö  Steuerpflichtige  seine  Stoacnichuld 
kenot.  soodern  diese  sofort  selbst  berechnen  kann.  Uebrigenn  blieb  die  VerpflichtDDg 
der  Gemeinden  and  Amtskörporschaftcn  zur  Erlie>ninc:  und  Ablieferung  dieser  Stenern 
batitehea,  während  die  Staoera  der  zweiten  Gruppe  voa  eiKeneo  Staatsbehörden  cr- 
kbeo  Verden.  (8.  bei.  fiiecko.  PlQ.«rch.  B.  5,  8. 822.  837  01,  846,  min.  Denlnelir. 
T«a  1895,  FiD.tK]i.  B.  12,  S.  087  IT.,  698  £,  708,  mit  rielea  BUtistischen  Dnten). 

Die  Frage  bleibt  nnr  immer  berechtigt,  ob  die  Kataster  der 
drei  Steuern  so  beschaflfeD  siod,  dass  man  den  jetzigen  gleichen 
Stcoerfuss  (3.0       vom  Ertrage,  Torlibergchend  1889— f<4  3.5  ^/o) 
wirkliVh  als  eine  gleich  hohe  Besteuerung  ansehen  k;mn  trotx 
aller  zu  zugestehenden  relativen  teclmischen  Vollkoniiiienheit  dieser 
Kataster'?    Von  der  noch  misshchercn  Frage  der  Gleichnmssigkeit 
der  individuellen  Belastungen  der  steaerpflicbtigen  Objecte  jeder 
Kategorie  kann  dabei  noch  gaDZ  abgesehen  werden.   Schon  die 
Verscbiedeoheit  der  Verschuldnngsrerhältnisse  (Grund-,  Hausbesitz, 
Creditbenntzniig  der  Gewerbe)  maoht  YoUeDda  hier  die  Gleiehr 
miSBigkeit  Ulnsoriach.  Aber  aneb  die  Emeaerong  der  Veranlagung 
der  Gebftode  nnd  besonders  der  Gewerbe  neben  der  im  Gänsen 
stabilen  der  Grondsttteke  mnss  bald  zn  Ungleiebmilssigkeiten 
swiseben  den  beiden  ersten  sn  dieser  dritten  Steuer  bei  der  Gleieh- 
heit  des  Steuerfusses  unter  dem  Einfluss  der  Verschiedenheit  der 
wirthschati heben  Entwicklungen  führen.    \\  eun  dann  im  Ganzen 
diese  Gruppe  mit  einem  Steuerfuss  von  3.9  (bezw.  3.5)  der  zweiten 
Gruppe,  derjenigen  der  Kapital-  und  Renten-  und  der  Dienst-  und 
Berufseinkonimensteuer  mit  einem  Fuss  von  4.8  fl889 — 94  bis  4.4)  Vo 
gegenübersteht,  so  kann  doch  diese  Verschiedenheit  der  bteucrfUsse  bei 
derTöUigTerscbiedenen  Veranlagnngsmethode  der  drei  Kataster-  nnd 
der  zwei  Fassionssteuern  ancb  keine  Gleiebmässigkeitder  Besteuerung 
swiseben  den  beiden  Gruppen  verbürgen.  Da  ferner  die  Fassions- 
steuern eher  den  wirklicheni  höheren  Ertrsg  znr  Grundlage  haben, 
die  Kataaterstenem  einen,  wenigstens  hei  der  Grand-  nnd  Gewerbe- 
stener,  wabrseheinlieh  aneb  bei  der  Gebändestener  fietiven,  muth- 
msasslieh  gegen  den  wirklichen  zn  niedrigen ,  so  l&nft  der  höhere 
Stenerfoss  der  Fassionsstenem  anf  eine  höhere  Belastang  ihrer 
Censiten    hinaus.     Wenn    man    berücksichtigt,   dass    die  Ver- 
^chuUuDg   bei  den  Censiteu  der  Katastersteuern  siaiker  als  bei 
denen  der  Fassionssteuern  sein  wird ,  u  o  sie  auch  nicht  beachtet 
wird,  und  dass  Steuerfreiheiten  und  Dei^nessiv-Stenertuhs  l)i  i  der 
Dien«t-  nnd  Berufssteuer,  wie  freilii  h  auch  bei  der  C^ewci iK  sti  ucr, 
bestellen,  so  mag  jene  höhere  Belastung  der  Fassionssteuern  in 
indi?idaelien  Fällen  verschwinden,  aber  allgemein  doch  nicht,  und 
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jedentalls  f^estaltel  sich  die  Bc]:istnng  individuell  ganz  willklihrlich. 
Fragwürdig  bleibt  es  doch  auch ,  wie  man  bei  dem  uniundirtea 
Einkommeu  der  Dienst-  und  Beruisstener  trotz  Freiheit  des  Existenz- 
miDimnms  und  Degressivscala  einen  gleicbeD  Foss  mit  dem  fundir- 
teBteo  Einkommen  der  Kapitalsteaer  und  einen  höheren  als  bei 
dem  Audirten  der  drei  Katastersteoern  rechtfertigen  will  Dadoreb, 
dasB  dieselben  Personen  Öfters  von  mehreren  Ertragsstenem  getroffen 
werden,  gleicht  sich  Einiges  in  diesen  Belastongsdlfferenzen  mos» 
aher  ob  dadurch  eine  Gleichmftssigkeit  in  der  Gesammtbelaatong 
bewirkt  wird,  steht  dahin. 

Alle  diese  ErwäjE3:ungen  und  andere  mehr  führen  so  doch  zn 
einem  nicht  günstigen  ijrtheil  auch  für  die  wtirttembergiscbe  (iirecte 
Ertragsbesteuerung,  obwohl  diese  vielleicht  mehr  als  jede  andere, 
selbst  als  die  baierische,  auf  den  Namen  eines  ^^Systems'^  den  An- 
sprach erheben  darf  nnd  technisch  viel  Vonflgliches  hat 

§.  67.  Der  Reformplan  Ton  1895  ftlr  die  direete 
Bestenernng.  Das  vorausgehende  Urthetl  Aber  die  bestehende 
Ertragshestenerang  ist  zwar  nicht  ganz  in  dieser  Bestimmtheit,  aber 
im  Grande  genommen  doch  wesentlich  Ähnlich  in  der  Bevölkemngy 
im  Landtage  nnd  in  der  Begiernng  WOrttembergs  allmählieh  sor 
Geltnng  gelangt.  Die  Notb wendigkeit,  die  Staatsbesteuernng  er- 
giebiger zu  machen,  den  vorübergehend  ermässigicu  Stenerfoss 
beider  Steuergruppen  wieder  zu  erhöben  (1894)  hatte  die  Mängel 
de«  Systems  empfindlicher  gemacht.  Der  Anschlnss  der  Communal- 
ptenern  (für  Gemeinden  nnd  Amtskörperscbaften)  die  directen 
Staatsstenern  wirkte  in  derselben  Weise,  ebenso  wie  in  Baiem. 
Die  theoretischen  nnd  practischen  Strömangen  fttr  die  Einkommen- 
steaer,  speciell  wohl  auch  hier  das  Vorgehen  in  Raden,  Hessen, 
besonders  die  preassische  Reform  von  1891,  1893,  Uessen  die  EVage 
des  Ersatzes  der  Ertragsstenem  durch  die  Personalstener,  mindeslsos 
die  Einfllhrong  einer  ergänzenden  Einkommenstener  in  das  System 
der  directen  Bestenernng  immer  mehr  hervortreten  nnd  bejahend 
beantwortet  werden,  ancb  im  Landtage.  Ans  diesen  Umständen  nnd 
der  eigens  gewonnenen  Ueberzeugnng  der  Regierung  ist  der  Stener- 
reformplan  von  1895  hervorgegangen,  der  dann  seitdem  den  Land- 
tag bis  Ende  1898  beschäftigt  hat,  um  nach  langen,  ihn  im  Wesent- 
lichen annehmenden,  nur  Einiges  abändernden  Verhandlungen 
schliesslich  an  einem  staatsrcchtliclien  Diflereuzpuncte  zwischen 
den  beiden  Kammern  leider  doch  noch  za  scheitern. 
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Der  Plan  verdieDt  indessen  auch  vom  allgemeinen  finanzwissen- 
sebafUiehen  SUndpnncte  ans  eine  besondere  Beachtong;,  er  griff  viel 
tiefer  Qnd  war  in  jeder  Hinsicht  ▼orzflglieber,  als  der  etwa  gleich- 
seitige baierisehe  (§.  51)|  der  sich  auf  Flickarbeit  am  Ertrags- 
steoersyatem  beschrinkte.  Deshslb  soll  hier  das  Hanptsllchliche 
darttber  mitgetheilt  werden,  anch  wenn  es  dahinsteht,  ob,  wann 
Dod  wie  anf  ihn  in  der  späteren  Geselzgel  nuii^  zoröckgegrifFen 
werden  wird.  Dass  das  geschebcu  werde,  ist  doch  waluspheinlich. 

S.  besoDders  dio  miotsterielle  Denkschrift  vom  14.  Mal  1895.  FiD.arch.  B.  12, 
vnd  dte  obenS.  219  goBumten  Schriften  und  Aafsitz«  ton  Bieeke.  Soball,  Nett- 

mann;  anch  Zellor,  zar  württcrnb.  Steuerreform,  Tüb.  Ztschr.  B.  52,  1896.  S.  147, 
Fr.  Schmid,  üelM^re.in?  von  der  Ertrags-  zur  Einkommonbesteueronjc,  eb.  B.  54, 
1698,  S.  529,  aoch  die  ivauimervcrhaudluriguit,  bcüaiidcrs  die  zu^mmeofassendcn  Be- 
richte 'der  1.  Kainner.  Oeber  die  fraherc  Stellung  des  Landtag  zur  Einkommen- 
yff'ocrfra^e  in  der  pcti.  D*Milischr  (Fin.arch.  B.  12.  S.  707 — 718)  li.is  Nähere.  Die 
Eegiemng  hatte  karz  vor  der  Einbringung  des  Plans  die  Ab9icht  angekündigt,  „eine 
ftllgemeiBe  progressire  Einkoniinensteiier  mit  Freilusong  der  Udaeren  Einkemnen 
und  mit  Gestattung  des  Schuldzinsenabzugs  bei  den  grösseren  einzuführen",  was  die 
2.  Kammer  in  ihrer  Antwort  gut  hicss,  noch  genaner  ansfnhrcnd,  sie  sehe  das  „Ziel 
der  allgemeinen  progressiven  Eiukommenbu^tcucrung,  unter  Gcäiattung  des  Schuldzinsen- 
ahnifi.  Entlestnttg  der  niedrigen  Einkommen  wie  der  kleineren  Landwirducbafttichen 
tifid  järcw.^rl Ürlitn  Betriebe  und  mit  Freilassung;  der  unteren  Einkommen,  als  ein  (Jebot 
der  (fcrecbtigkeit  an**  (a.  a.  0.  S.  718).  Dass  es  sich  anch  hier,  wie  überall  bei  den 
neaeren  devttchen  Steaerrefomen,  nicht  um  eine  wirkliche,  sondern  nor  nm  ein« 
sogenannte  „progressive"  Einlommensteoor  handelt,  die  in  Omnde  genommen  nor  eine 
degressive,  bloss  mit  Erhöhung  des  höchsten  Stcuerfusscs .  aber  Fesrhaltnng  eines 
doch  nur  massigen  Maximalfasses  selbst  fur  grösstes  Einkommen,  darstellt,  sei  nur 
nebenbei  bemerkt  Die  Bestimmnuf  des  MnximalfwMes  vnr  allerdings  im  Landtage 
nn  Di>>idenzpnnct  (s.  u.).  —  Auf  die  nfiliere  Beirrdndunjj:  des  ganzen  Pinns,  seiner 
leitenden  Phncipien  und  roUends  seiner  Einzelheiten  kann  hier  nicht  eingegangen 
weiden.  Die  enrihnte  Denkschrift  nnd  die  Kammorberichte  sind  für  dns  Alles  sehr 
lehrreich  und  auch  von  allgemeinem  folercssc.  nbcr  das  Ueine  Itnd  hinnns,  weil  sie 
theoretische  nnd  practische  Streitfragen  gut  Uärea  helfen. 

Es  sollte  eine  allgemeine  fiinkomnienstetier  fttr  die  Einkommen 
von  500  M.  anfw&rts  eingefnbrt  werden.  Diese  sollte  die  directe 
Hanptstener  des  Staats  werden ,  aber  nicht  so  Toranstehen  wie  in 
Prenssen  oder  wie  in  Sachsen.  Vielmehr  sollten  neben  ihr  die  bis- 
herigen Ertragsstevem  in  Terminderter  Höhe  (nemlich  etwa  von 
'/i  des  nenerlichen  Satses  von  3.9  ^/^  bei  der  älteren  Realstener- 
grappe,  also  c.  2.6%,  nnd  zu  dem  nunmehr  gleich  hoben  Satze, 
etwa  2.6  statt  4.8  %  bei  der  Kapitälrcntengteuer)  und  die  Ge- 
werbesteuer auch  nur  als  lictrielskajjitüLstener  bestehen  bleiben, 
liu>s  die  Dienst-  und  Bcriifseiiikonuiieüsteuer  ganz  in  der  neuen 
allgemeinen  Kinkonimcnstcuer  aufgeben.  Nach  dem  Muster  anderer 
neuerer  deutächcr  Gesetzgebungen  war  aiifiserdem  die  Lostrennung 
der  Wandergewerbestener  von  der  allgemeinen  Gewerbesteuer  und 
ihre  Verselbstllndignng  beabsichtigt.  Von  der  Einkommensteuer 
ward  ein  Ertrag  Ton  etwas  mebr  als  der  Hälfte  des  bisherigen 
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nesaninitertrap:?  der  directen  Staatssteuern  bei  den  vorgeschlagenen 
Steuersätzen  erwartet,  ö.5  von  16  Mill.  M.  Die  Einkommensteuer 
in  noch  stärkerem  Maasse  oder  gar  voUfttändig  an  die  Stelle  der 
bisherigen  Ertragssteaern  treten  2a  lassen,  galt  bei  der  Neuheit  der 
Sache  als  finanziell  so  unsicher  nnd  auch  principiell  nicht  für 
richtig,  weil  jene  Steuer  einer  ErgüuKnng  besonders  zur  als  berech- 
tigt angesehenen  höheren  Bestenerang  des  fnndirten  Einkommens 
bedürfe.  Der  za  diesem  Zweck  in  Prenssen  eingeschlagene,  anch 
in  Sachsen  neuerdings  von  der  Regierung  (S.  116)  vorgeschlagene 
Weg,  die  Einkommensteaer  durch  eine  eigene  neue  Vermögenssteuer 
zu  ergänzen,  ist  erwogen  (s.  die  Denkschrift),  aber  schliesslich 
docli  unter  Aijwii^uii^^  des  Für  und  Wider  zu  Gunsten  der  Bei- 
behaltung der  einmal  bestehenden  und  eingebürgerten,  nur  um- 
zuUndcrnden  Ertragsbestenerung  abprelehnt  worden.  Man  glaubte 
grade  üiit  den  so  eigenartig  ausgebildeten,  relativ  guten,  die  mitt- 
leren Eiiriii^e  der  Hauptquellen  der  wirthschaftliehen  Production 
richtig  treäeodea  wUrttembergiscben  Ertragssteaern  nach  deren 
nicht  besonders  mUhevolIen  Umgestaltung  und  in  gegen  bisher 
wesentlich  ermässigten  Sätzen  den  Zweck  der  Höberbestenemog 
des  fnndirten  Einkommens  einfacher,  leichter  und  sicherer  zn  er- 
reichen, als  durch  eine  eigene  Vermögenssteuer.  Verschiedene 
andere  GrOnde  wurden  gegen  diese  und  flDr  die  Beibehaltung  der 
modifieirten  Ertragssteuern  ausserdem  noch  geltend  gemacht  Und 
wenn  auch  nicht  ohne  Widerspruch  geblieben,  ist  diese  Verbindung 
der  geplanten  neuen  Einkommen-  mit  den  alten  Ertragssteuern  auch 
im  Landtage  angenommeu  wordcu. 

Die  betrcüendc  Frage  ist  von  alUcmeincr  Bo  lcutuag.  S.  Uie  Denkbcliriit  vua 
1895  in  iliren  Aiii»fahnii)g:cn  darftber  (Pin.arcli.  B.  12.  S.  782  if.),  anch  NenmaBO*» 
pcn.  Si  lirift  pcrs^inlicLe  St«MiiTn  u.  s.  w..  bi  s.  Abschn.  VI  u.  VII.  Auch  er  ist, 
wcuigüteitä  ciuistwcileu,  für  dun  von  dum  atnUicbun  Flau  einf^eschlagenea  Weg  (S.  122). 
Ich  habe  mich  in  der  Prsffo  allgetnofn  ähnlich  ireftiisseit  in  mdner  Abb.  direete 
SieiK  i  ii  im  SchöiiWr{?:':iclion  Uandbach.  3.  A.,  III.  S.  323,  worauf  die  Denkschrift  Bezn^ 
niuiuit,  nnd  habe  gcniaubf,  aiirh  in  der  1,  A.  (III.  1.  Abtli.,  S.  41*1),  noch  nach  der 
Kinfuhrung  und,  soweit  bisher  uitlicilen  war,  <iucti  aii'  h  nach  der  i>racnschcü  Be- 
währung der  preDiisiBcheD  VermftgoDsateiier,  diese  Ansicht  fest)ialten  zu  durtVn.  lehbabe 
dipsc  Meinung  auch  j^fitdom  iii'^ht  geändert,  weimtjli'ich  ich  Jio  Vorzüge  der  Verm/i^cn«- 
Steuer  doch  jetzt  noch  eiwas  höher  anschlage.  Der  Mangel  der  Nichtberücksichtigung 
der  Schulden  bei  den  Enragssteoem  flUIt  eben  docb  ach  wer  ins  Oeviebt,  nnd  der 
Siibjectstcuercbaracter  der  Vermögenshteuer  bleibt  ein  Vorzug.  In  der  Denkschrift 
wird  allerdings  iind(*rscits  betont:  ..die  Krt^ag^^tcuc^n  und  die  Einkommensteaer  fassen 
den  Stcucrpliichdgen  gcwiiiserniaa:»sen  von  zwei  entgegengesetzten  Seiten,  üie  gehen 
nicht  parallel,  wie  die  Einkommen-  und  die  YermOg«-nü8(ener,  Bind  also  aus  diesem 
(iniinlL'  flirr  rrcijrnel,  die  Finkoinmen^f*>nrT  i'r.^rliöj.r'iid  zu  rrtr"iii/i'n"  a.  a.  O.  8.  736\ 
was  ich  doch  nur  mit  Vorbehalt  zugeben  möchte.  Wichtiger  scheint  mir  die  Er- 
wägung for  den  eingescblagcncn  Weg.  dass  bei  derVerinttgeasMeoer  mit  einheiäichea 
S{••u.'r^:az  [der  indessen  doch  Ikcitic  unbedingte  Xothwendigkeit  ist]  der  freie  mühelos 
orvorbeoe  Besiu  in  gleicher  Weise  aar  Steoer  herangeaogen  wird,  wie  degnnige. 
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velcher  im  Wesentlichen  Torwiegend  Arbeitsgelegenheit  bildet  [vas  übrigens  bei  Ge- 
Tihraog  eines  nicht  za  niedrigen  sfenerfreien  Minimams  bei  der  Vermönrcnssteaer 
ve&i^er  ins  Gewicht  fidej.  and  dass  dies  nur  boi  einem  niedrigen  Steuersatz  ertriglich 
Wim,  vikrend  mao  In  WUrttemberf  ohne  einen  Mberaa  der  Annalune  nnch  nteht 

anskommon  würde  und  dadurch  dann  dio  kleineren  I-out«^.  besoiiden*  die  kloinen  Land- 
virthe  druckender  belastete  (eb.  S.  736).  Indessen  hinge  dies  doch  auch  wieder 
fon  der  Höhe  des  Vermögens  ab.  bei  welcher  die  Steuerpflicbt  beginnt.  Dnd  jetzt 
wenden  eben  diese  Classen  durch  die  Grund-,  Gebftude»  und  Gowerbu-Betriebskapital- 
!<!etier  ^etroBcn .  die  auf  Schulden  keine  Rücksicht  nehmen  und  kein,  oder,  wie  die 
letztgenannte  Steuer,  nur  ein  kleines  steuerfreies  Minimum  haben. 

Ans  den  Einzelheiten  der  GeeetsentwQrfe  aolien  bier  nnr  einige  Pnnete  noch 
hervorjff hohen  werden. 

Die  Einkommensteuer  sollte  ausser  physische  Personen  auch  juristische 
Penonen  nnd  Stiftungen,  Actien-,  Commanditactien-  und  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Hnflnng«  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  (nach  Wünschen  der 
1.  Kammer  fi'h  rcchtsfähi-zfe  Vereine)  umfassen,  die  Steocrpllieht,  wie  bemerkt,  mit 
500  M.  Eiiikommen  beginnen.  Die  weiteren  Bestimmungen  schlössen  sich  nelfach 
dem  preneeiacben  Gesetz  von  1891  an  (s.  o.  S.  7SS1).  Bei  den  ActiengeaelU 
Schäften  u.  s.  w.  war  die  Stonerfreiheit  eines  Ertrags  von  3  des  Kapitals 
gewäJirt  [wie  in  Baden,  Preussen  im  Princip).  Au  den  Steuersätzen  des  Entwurfs 
■iod  in  der  Kammer  Aenderungen  rorgenommen  worden.  Mit  hieran  ist  die  Vorlage 
in  Folge  eines  nicht  zu  aelilichtenden  Dissenses  zwischen  beiden  Kammern  namentlich 
in  BeirefT  eines  Puncto  gescheitert.  Nacli  der  Vorlage  sollten  hier  in  der  in  \\  tirttem- 
bcrg  Üblichen  Weise  ,,8teaeranschiäge"  für  das  steuerbare  Einkommen  gebildet  werden, 
iadeii  fbr  das  Einkommen  Tom  kleinsten  an  lansaam  waehaende  Qooten  als  ateoer- 
pÄicfiM.-  tii  -timmt  wurden  (Art.  10).  z.  B.  bei  500— 6.50  M.  Einkommen  50  M.,  hrÄ 
650  öOÜ  M.  75  M.  u.  s.  w.,  erst  bei  Einkommen  von  über  15.000  M.  der  volle 
B^rag.  Daraus  ergab  sich  bis  dahin  eine  Steuerdcgression.  Der  Steuerfu^s  sollte 
flllr  den  SCoueranschlag  in  Procenten  ftlr  je  100  M.  für  jede  Etatsperiode  durch  das 
Flnanzgesetz  bestimmt  werden.  Dieses  weitläufige  und  unübersirhtü  he  Verfahren  der 
Berechaong  von  aolchen  Steucranschlägen  ist  in  den  Kammern  zu  Gunsten  d^  beate 
amat  meiat  itblleben  einfiicberen  nnd  reratAndlicberen  Verfbbrena  anfgegeben  worden, 
fe>te  Sten<jr-Einheitssät/.c  für  Einkommenstufen  anzuordnen,  besinnend  mit  2  M.  für 
500  —  650  M.  und  allmälig  progressiv  steigend,  so  bei  d700 — 10.000  M.  Einkommen 
aaf  324  M.  Von  hier  an  führten  die  Beschlüsse  der  2-  Kammer  eine  weitere  stufen- 
weise  Steigemog  des  Steuersatzes  von  3.5  7»  100  ^I  .  bis  auf  4  %  bei  einem 

Einkommen  von  15 — 18.000  M.  und  von  d.i  langsam  ebenfalls  noch  weiter  bis  auf 
6  */•  bei  Einkommen  von  200.000  M.  und  darüber  ein.  Die  1.  Kammer  wollte  dagegen 
dan  Stenereatz  nicht  über  4  %  eteirem  nnd  diese  Höhe  erst  mit  allmlliger  Steigerung 
dos  Satzes  über  3  hinaus  bei  50.000  M.  Einkommen  und  darüber  i'intreten  lassen, 
und  auch  die  Regierung  stand  einer  Steigcrnnsr  des  Satzes  Uber  4  hinaus  ablehnend 
g^eoübcr.  Uebrigens  sollten  nach  den  Kammefbeschlussen  diese  £iuheiti»äätzc  nur 
die  6nodlage  des  Tarifs  bilden,  Daa  Finanigeaets  iMtte  erit  zu  bestimmen,  wie  viel 
Procente  dieser  Sät/.e  zur  Erli.biinfr  zti  kommen  hätten.  Die  1.  Kammer  wollte  dabei 
auch  die  Bestimmung  aufgenommen  haben,  dasa  stets  der  gleiche  Proceotsatz  der 
Eiahettssitie  im  Ffnanzgeselt  ansnordnen  sei  nnd  dass  die  Erhebnng  dw  Steuer  in 
höherem  Betratje  als  dem  Einheitssatze  der  ordentlichen  Gesef/f^ebung  zu  bestimmen 
vorbehalten  bleibe,  üeber  diese  Puncte  ist  eine  Vereinbarun^r  /wischen  den  legis* 
lativen  Factorcu  nicht  gelungen  und  so  das  Reformwerk  nicht  zu  Staude  gekommen.  — 
Steuererleichterungen  bei  gewisser  Einkommenhohe  wegen  Terminderter  I«eiatnngs- 
fabigkeit  sind  in  der  Art  neuerer  deutscher  Gesetze  vorgesehen  und  im  Landtnpc  noch 
genauer  bestimmt  worden  (Art  17  a,  18).  Aus  den  oiogeheudea  uud  tretflicheu 
Vorschriften  Uber  die  Einachitznng  (Art  19  ff.)  sei  nnr  erwähnt,  dass  die 
I> e Clara tionsp flicht  bei  2100  M.  (nach  Kammerbeschloss  bei  2500  M.)  Ein- 
kommen beginnen  sollte.  Bei  Unterlassunp  der  Fassion  (nach  Kamuierbesrhhiss  aber 
«St  nach  vorheriger  Aufforderung  zur  Ab>£abe  der  Erklärung)  sollte  das  Ikschwerdo- 
neht  für  das  Jahr  verloren  gehen  (Art  41).  Dio  Beschwerde  sollte  an  das  Sieuer- 
collepom  und  von  diesem  an  das  Finanzministerium  gehen.  Erst  im  I.atidtaife  ist 
daoa  noch  gegen  dessen  Entscheidung  dem  Steuerpflichtigen  die  Kecbtsbeächwerde 
ttdeftTenmItong4geiichtsbof  guw&hrt  irefden  (Art  58  b).  Als  Strafe  bei  irissantlich 
A.  Wagner,  PSaaaawfaMMshaft  IT.  15 
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falschen  An i: allen  um)  Wrsc  liwi.igangcji  in  der  Declaration  nnd  bei  Frasrcbeantwonaniren 
war  der  10 lache  {tm  h  Kauimerbäschlusä  der  ß»,  bezw.  7 — 10 fache)  iBetrag  der  gefähr- 
deten Steuer  (Art  59)  angedroht.  Die  Erhebtiiif  der  Steuer  wn  durch  die  Sfu»- 
steuerbeliörden  geplant,  doch  wünschte  auch  hier  die  2.  Kammer  die  Aafrechthaltuiii: 
der  Verfassungsbcstiuiminipcn  (i^.  II-'k  IIT.  s.  o.  S.  207).  daher  die  Erhebung  durch 
die  (jomcinden.  In  allcu  <Jic»ca  uduiiiiiMraiiven  Puncten  hat  die  Vöriage  in  den 
Kammern  viele  Veränderungen  erfahren. 

^' "Ii  ili  ii  nncli  «lern  Kcforinplan  —  nach  Aiis>cli':i'lung; .  hc/.w.  vollsten  Jitr-ün 
Uebergaug  der  Dienst-  und  berafseiukommeasteuern  in  die  neue  aligemeioc  KiukouuBeao 
Steuer — bestehen  bleibenden  Tier  Ertragsstenero  sollte  die  bisherige  Kapitel*  nnd  Benlu> 
Steuer  unter  dem  Kamen  Kapitalsteuer  rerbleibcn  und  die  Apaoagenstener  mit  ia 
ihr  rinfgehen.  Sie  ganz,  mit  drr  nmen  Einkommensteuer  zu  vereinigen,  ftwa  in  der 
Form  von  Zuschlägen  tu  dem  Einliummen  aus  Kapitalbesitz,  erschien  trotz  des  Vor- 
theils,  80  ein  besonderea  Vennlafunge-  und  ErhebungsTerfahren  tdr  die  Kapital- 
besteuerung zu  vemiL'iJon.  doch  imznlJl«;sip,  nanientlirh  weil  die  subjcrtive  und  obj-  criFt' 
Stouerpflicht  bei  der  Kapitalsteuer  weiter  als  bei  der  Einkommensteuer  gezogen  werden 
inflsste,  nm  zo  growe  StenenneftUe  zu  vermeiden,  aneh  weil  die  Declaratiouspflicbt 
bei  der  Kapitalstener,  wie  bisher,  eine  allgemeine  und  unbedingte  uar.  Aber  die 
Einrir-htfinf^  der  im  Cebrigen  wcsfMitlirh  wie  bisht-r  Lloibcndcn  Kapitalbestencmnit 
wvrde  derjenigen  der  Einkummuubeaieucrung  möglichst  angepassu  Der  Stcuerfoss 
sollte  für  jede  Etatsperiode  procentweisc  im  Finanzgesetz  bestimmt  weiden. 

Die  finiinl-  (lind  Gr-frill-)  und  die  Gcliinidesteiior  sollten  nur  einzelne 
wenige  Abänderungen  gegen  bisher  erfahren.  In  lictreü  der  (iewerbcsteacr  wollte 
dagogcn  der  liegicrungsplan  deren  BescbrSiiknng  aaf  die  Besteuerung  des  Ertmc^ 
aus  dem  im  Gewerbe  verwendeten  Betriebskapital  (Art  89  ff.  des  Entwurfs).  Der 
steuerbare  Jnhrosertrasr  sollte  auf  des  Betriebskapitals  angesptjrt,  fJt  werbe  mit 

weniger  als  300  M.  Kapital  ätoucrfroi  sein.  Die  Gewerbetreibenden  untcrlii^en  f^ 
das  Betriebskapital  der  Pflicht  der  Steaererkl&ranir.  Indessen  war  im  Landtage  dies» 
Beschränkung  der  Gi;'wrT'ie>ftMhT  auf  die  B.^>toiieniii;r  des  ircwt-rblirben  n..-triob-liajiiiaI> 
nicht  durchgedrungen,  sondt-rn  im  W(»eutlichen  die  bisherige  Gewerbesteuer,  auch 
nach  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  daher  die  Mitbcsteueran^ 
auch  des  persönlichen  Arbeitsvordienstes  der  Gewerbetreibenden, 
beibehält!  n  worden.  An  sich  war  das  Vorgehen  der  Vorlage  gewiss  foltrerirhtiiter. 
doch  liess  sieb  an) er  den  eigenthumlichen  Verhältnissen  der  wurttembergischou 
direeten  Besteoeranir  der  Slandpnnot  des  Landtags  nicht  ohne  Weiteres  Terweifies. 
Es  mufs  Iii'  r  dafilr  auf  die  Verhandlungen  und  Arfenstii(  L'  im  Landtage  verwicscD 
werden.  S.  auch  Neumann,  per>önlichc  Steuern  passim.  Nach  den  KammerbeschlfiSMO 
sollte  dann  während  der  Dauer  des  neuen  Gesetzes  (ß.  bezw.  9  Jahre)  ein  einheit- 
licher Steuersatz  für  die  Grund-,  Gebftnde»,  Gewerbe-  und  Kapitalsteuer  im  FinaiU- 
gpsot/  bestimmt.  (]:\hc\  .i}».  !'  dn?  GrTjndkat.T^ter  mit  einem  Abzug  von  20.  das  Gewerbe* 
katastcr  mit  einem  solchen  von  dU  (bczw.  4U)  %  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Die  rerseIbstSndif(te  Wanderg ewerbestener  bat  im  Wesentlichen  nach  der 
Regierungsvorlage  im  Landtage  Annahme  gefunden.  Sie  ersetzte  die  Stelle  der 
(lewerbe-  und  Einkomuu'nsteuer ,  unterschied  Hausirgewerbe,  Detailreisende,  dic^ 
bibher  der  Accise  von  182  t  unterliegenden  Schaustullungen  und  Lustbarkeiten  (cio- 
schliesslich  Musikauffahrungen,  theatralische  Vorstellungen),  bei  denen  kein  höheres 
Intere^sr  <l<  r  Kunst  und  Wissensclaft  oKwnItet.  Wanderlagcr.  ausserdeutscli.;  IHudlrtm:^ 
reisende  und  stellte,  abgesehen  von  letzteren,  mit  einem  festen  Satz  zu  besteuernden 
Personen ,  in  einem  Stevertarif  Grenzsatze  anf ,  zwischen  denen  die  Steuer  sich  bei 
den  einzelnen  Untemehmnngen  nach  gewisem  Merkmslen  des  Betriebsnmftnge  v 
richten  hat. 

Das  Öehcitern  dos  im  Ganzen  vortrefflichen  HeloniiplaiJ.«. 
weicher  aus  den  Kammer  verband]  ungen  noch  mehrfach  zweckniäsöig 
verbessert  hervorgegangen  war,  ist  sehr  za  bedauern,  auch  vom  afl- 
gemeinen  finanzwiBBenschaftlicbeo,  yom  geaammtdeutschen  and  vom 
politiBcheD  Standpimcte  ans.  Es  verbleibt  so  einstweilen  ein  veraltet 
Steuersystem  fllr  die  directe  Staats-  and  Gommanalbestenerang» 
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Wttittemberg  wie  Baiern  bleiben  so  auf  diesem  Gebiete  isolirt  vom 
fibrigen  Deotschen  Beich  stehen  nnd  der  Parlamentarismus  hat  sich 
wieder  einmal  nicht  hinIHnglich  productiv  in  notbwendigen  legis- 
lativen Fortscbritten  erwiesen.  — 

Staatssteuer-StatistilL. 

§.  6$.  Die  Ertragsentwicklnng  der  wllrttem- 
bergischen  Staatsstenern  und  anderen  ordentlichen 
Staatseinnahmen. 

Die  folgenden  Mittheiluagen  sind  abbichüicL  knapper  gehalten  wordtjii.  aus  dcu 
oben  S.  202  erwähnten  Gründen,  als  diejenigen  fUr  die  drei  anderen  im  Voraus- 
i'-henden  behandelten  deotsch-jn  Staaten,  mit  deren  Daten  die  nachstehenden  gleich- 
Vöhl  Vcrgleichuogea  gestatten.  Sie  solicu  uur  eine  Ceberüicbt  der  Eatwicklaug  iu 
den  Hanpt/ügeD  bieten.  Näheres  in  der  oben  genannten  Littentnr,  bewndeis 
V.  Reden  a.  a.  0.  S.  17D  ff.  (für  1830/38.  1839  42.  1847/48,  1849  50),  Riecke. 
Verfas*.  0.  s.  w..  S.  178  ff.  (f.  1881  82.  I?nitto-  und  Nettoetat),  der»,  im  Jahrbuch  für 
Ucsctzgcbtuig  u.  w.  (Schuiollcr)  1888,  U.  1,  S.  20.5  ff.  ^dieselben  Daten),  ders.  Fin.arch. 
B.2.  1885.  S.  810  (1864.  1885i.  ders.  cb.  n.8.  1891.  S.418  ff  (Kopfquoteu  f.  1891/93), 
Sch->.!!  R.  10.  1803.  S.  Ö24  (f.  l'-'O^  95),  dcr>  .  h.  R  12,  1895,  S.  9  IT.  Daten 
tar  verschiedene  Perioden,  z.  Th.  seit  1820/27).  iniuiät.  Denkächr.  ?on  1895,  vielerlei 
Dtten  passtn:  ebenso  bei  Neu  mann  a.  a.  0.:  dann  in  den  neueren  Landtag^papieren. 
lebersichten  d«  r  KrtrÄge  der  einzelnen  Steuerarten  filr  jüngere  Jahresreihen  im 
Statist.  Jahrhn.  Ii  W  ."s.,  einem  Bestandtheil  des  grosseren  Wcrk:^,  der  württemb.  Jabr- 
l'ucher,  so  Jg.  1>97,  S.  228  tf.  Die  Haupiposten  der  Einnahmen  im  üoth.  Hoikalonder 
seit  lange.  —  Das  wUrttembergische  Bndget  im  Finanxgesetz  ist  ein  Notlobadget, 
mit  den  Kadiitk-ifetrorif-'-n  der  orionflirlieii  Eiiinahmen  aus  dem  Kniiimerirut  und  aus 
den  (directeu  und  indirectco)  btcucrn.  wobei  die  Uaodeabgabe  und  die  Sportclo, 
Oeriehtsgebtthren.  Erbschafts»  und  Scbenlrangsstener  unter  den  indirecten  Stenern 
stehen.  Doch  werden  jetzt  auch  im  Finanzgesetz  die  Roherträge  und  die  Erhebungs- 
ko?tcn  mit  ersichtlich  gemacht.  Die  directen  Steuern  werden  aber  jetzt  wieder  rinr  in  die 
beiden  grossen  Gruppen  (Kataster-  und  Fassionssteuern)  im  Finauzmusct/.  uuterschiodcu. 

Die  Staatsschuld  vird  in  die  allgemeine  nnd  die  Eisenbahnschuld 
unterschieden.  Die  letztere  bctra<rt  aber  über  *  ,o  ganzen  (1898  ii  l.'M  Mill.  M. 
von  479.57  Mill.  M.  Noioioalkapitat  im  (ianzeu,  s.  z.  B.  Kieciiö's  Bericht  von  1Ö91, 
rin.arcb.  B.  8,  1891,  S  384  W).  Soweit  die  Scbnld  im  Folgenden  mit  berOhrt  wird, 
fassen  wir  die  ganze  Sclmld  zusammen. 

Die  Tab.  42  auf  S.  giebt  iiaeb  den  obiireu  Quellen  die  erforderliehen  Daten  in 
Absoluten  Hahlen,  und  zwar  für  Württemberg  aiteiu,  ohne  Antheil  an  den  Keichseiu- 
ubmen.  nach  den  Hubrikea  des  amtlichen  Etats,  die  sieb  mit  den  finanzwissenschafUicben 
Kafo£rori(^.ni  in  der  Hauptsncbo.  ab' r  nirbt  in  all-  n  Einzelheiten,  so  nicht  beim  Kamirior- 
gat,  dcdtcn.  Doch  kann  die  amtliche  Aufätelliing  für  unsere  Zwecice  genügen,  wobei 
anr  die  Bcmerlcnngen  in  den  Koten  zu  Tab.  42  (S.  228)  zn  beracksichtigen  sind. 

Atlch  die  blo8.se  Ucbcrsieht  der  absoluten  Zahlen  der  Rein- 
ertrUge  der  Steuern  und  Staatseinnahmen,  worauf  wir  uns  hier  be- 
schränken, ohne,  wie  bei  den  frUher  behandelten  Staaten  für  Alles 
wieder  Kopfquotcn  zu  bereebnen,  läs^t  die  cbaracteristischen  Mo- 
mente der  fiotwieklnng  genttgend  deatlicb  hervortreten.  Es  ergiebt 
lieb,  daes  der  wIlrttembergiBcbe  Staatsbansbalt  im  Laufe  dieses 
Jabrhiinderts  immer  mebr  steuerwirtbscbaftlicb  gestaltet  worden  ist. 
Die  SteaerertrSge  waren  anfangs,  aneb  mit  Einrecbnung  der  ehe- 
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42.    Wür ttemhcrgische  Staatssteucrn  und   sonstige  o rd entliclie 
StaatseiDDahmen  lö3Ö— 1898  (rein,  absolute  Zahlen  in  Km  M.l 


1. 
2. 


An 

Katasteretoneru  *)  . 
FassioDSSteoern . 
A.  Diraete,  1  «od 


2 


3  Zölle  n.  8.  w.*)  

4.  Wirthscbafisabgabeo  .   .  . 

5.  AcdM  

6.  Spötteln,  Gebabi«n,Erlwc]k>t. 

7.  Uundesteuer  bei  Nr.  5 

Ba.  Indirecte,  3—7  .  . 
B  b.  desgl.,  ohne  Zolle    .  . 

la.  SoBune  Stenein,  A  und  Ba 
I  b.     „         «,      A  uad  B  b 
G.  Kanunerfot  ebne  D  v.  £*) 
D.  r<wl,  Telcjcraph*)  .   .  . 
Ea.  Eisenbahuen  .... 


IIa. 
Hb. 

nia. 

nib 
nie. 

Illd. 


Eb.  ab  Schaldetat^) 

Summe"}  and.  Einn.  C— Ea 


I?a 


C— Eb 

la  und 

Tb  und  IIa  .  «  . 
la  und  IIb  . 
I  b  und  II  b  .  .  . 
BerOlkemng  1000  Kopf  .  .  . 
Directe  Steaem  aof  1  Kopf  M. 
Indirecte  (ohne  Zolle)  ,«  „ 
Steuern  im  GtenuD  «t    ««  •* 


«« 

Samme 

RrirninO 

Summe 
Summe 


um  j 

rim  ^\ 

U  Ol  J 

XJtU  } 

Ilm  M 

1 1  m  ^  ft 

U  Ui  1 

lOtlv 

1889 

1875 

im 

iVC  L  Ii  II . 

II«  l  rll 

Etat 

T.m 

6.086 

9.»40 

RIA 

1  841 

8.810 

6.706 

A  QQ7 

3 

7  4Ä4 

9.996 

16.546 

^  774. 

^  7ft7 

(an  Reich)  (; 

an  Reich) 

1  Q9ß 

4  78ft 

6.850 

9.925 

1  MS. 

4A7 

1  A.<m 

l.vOO 

1.804 

1.8.'^ 

4  l  O 

•  )  j  ( 

T  T47 

1.152 

8.040 

Kai  Nr  ^ 

Pol  CtT.O 

i  Iß 

201 

243 

A  777 

ft  <U^ 

(10.007)  (15.06«) 

1.1' 

10.007 

15.066 

Q  77i. 

1  fl  ."i?*^ 

1  v.O  4  tl 

(20.003)  i 

[81.612) 

fi  7QQ 

20.0U3 

31.612 

7  iAR 
f  «wo 

9.219 

9.095 

182 

2.643 

7.076 

12.520 

15.246 

r 

Minus 

Minus 

Hinos 

— 

-  { 

6.674 

1  ."> 

4.194 

7.528 

9.248 

14.398 

21.921 

26.984 

7.52« 

7.248 

648 

6.028 

7.544 

17.a02 

19.821 

S4.788 

41.924 

68596 

15.%1 

1G.047 

28.986 

41.924 

58.596 

17.302 

19.821 

21. 03:^ 

26.031 

39.15« 

15.961 

16.047 

15.236 

26,031 

39.156 

l.öTO 

1.730 

1.800 

1.880 

2.100 

3.18 

2  27 

4.16  5..55 

IM 

2.19 

1.6« 

3.94  5.56 

7.1« 

5^7 

8.98 

8.10  11.11 

15.05 

*)  Die  Jahn  aind:  1880/88.  1847/48.  1869/70.  1875/76.  1898/99.  DaeFliiMi- 

jabr  lauft  jetzt  vom  1.  April,  wie  im  Reich,  das  Bud^^ct  wird  gleichzeitig  flUf  S^ihfC, 
aber  fUr  jedes  in  eventuell  rcrschiedeuen  Ziffern  festgestellt. 

*)  Die  Grnnd-  (and  Gefall-),  Geb&nde-  und  GewerbMteaer. 

*)  Die  Kapital-  und  Renten-^  Dienst-  und  Benifiwinkenunen%  nebst  Apauge»* 
Btener. 

*)  Die  ZöUe,  seit  1884  die  Antheile  an  den  Zollrereinseinoalunen ,  daiier  für 
1847  und  1861  einschlieadlcb  Bttbennekentener;  froher  anch  kleinere  BeMge  Flefli- 

sOllc  u.  d(rl. 

Die  Einnahmen  früher  (1880,  1^47)  aus  den  Cammeralämtcrn,  bei».  »öS 
den  Staatsgütern,  ferner  aus  Forsten,  Ja^Ueit,  Holzgärteu,  aus  Berg-  und  HOttenweftai. 
ans  Salinen,  ans  der  Bodensecdampbehiffiiüirt  (diese  in  der  Tab.  von  1869  an), 
MOnzrefi^al,  ans  yerschiedenen  Einnahmen.  Bei  den  Salinen  früher  auch  der  Ertrag 
der  Salisteuer  in  iieg&Iform  (bis  1868),  der  also  eigentlich  zu  den  Steuern  gehfine. 
rtch  aber  nnr  echitznngsweiee  rem  Ränertng  der  Salinen  anssdieiden  liaat.  etvt 
mit  1.2  Mill.  M.  1830.  l.r.  MÜl.  M.  IPn:»  l),c  HaiipT  n  der  Kategorie  C  varea 
1875  und  1898  rein:  Cammeralamter  6HÖ.UÜ0  uiid6Utj  i»w.  Porate«  u.  s.  w.  6.227.U00 
und  7.472.000,  Berg-  und  Küttenwerke  600.000  und  8UU.OO0,  Salinen  472.000  Olli 
300.000  M. 

•)  Krüher.  bin  1851,  rertragsmäsM^e  Einnahmen  aus  dem  po-tfr^'a!  von  Thorn 
und  Taxis  70.(M>  Ü,  (c  120.000  M )  jährlich.  Die  ReinenrÄge  der  Pü5t  und  Tele- 
graphie  sind  erat  in  den  letzten  Jahren  erbeblich  gtlnsligcir  geworden.  Das  wirkliche 
Ergebniss  war  1892/03—05 '96 :  1.310—1.107—1.524—2.248,  Vortns^lag  1896/97 
bis  1898  99:  1.864—2.886  -2.648  Tausend  M. 

')  Eisenbahnen  nach  ßeincrtrag  in  der  ersten  Keihe;  abzüglich  des  ganzen 
Sehnlderfordenuasea,  nicht  bloss  de^nigan  flu  die  Eisenbahnschnld,  in  dar  zvaitaB 
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mala  eigens  bezogenen  ZolIgef&Ue)  nnr  etwas  hoher  als  die  anderen 

ordeLÜicben  Einnahmen,  um  V5 — (Kat.  C,  D,  IIa  verglicheü  mit 
la  in  Tab.  42),  jetzt  sind  sie,  selbst  Dach  Abzug  der  un  das  Keich 
übergegaDgeoen  Zolle  u.  s.  w.^  fast  dreimal  so  hoch  ab  die  Einkünfte 


Reihe,  doch  )jiW»'t,  wi«>  beraerit,  die  letztcrß  Schuld  den  bei  Weitem  grössten  Theil 
der  gaiueii  Schuld  la  neuerer  Zeit  (o.  S.  227).  Die  Keinertrage  der  Bahnen  haben 
bisher  r^elmässig  nicht  ausgereicht,  dies  Scimlderforderniss  f^r  Zins  und  TÜgao; 
2Q  decken.  S.  Näheres  darüber  in  dem  Berichte  Riecke'»  von  1891  im  Fin.arch. 
B.  6,  18dl,  &  386  fl:  Qüd  in  dem  AufMtz  von  Schall,  eb.  B.  10.  S.  534  ii:,  »ovie 
ift  den  VenraltQDgsbeiicliten  der  wttittembergischen  StaMsbahnen.  AoszOge  aos  letz- 
teren im  Archiy  für  Eisenbahnwesen.  Die  iiiianzlelien  Er<>:ebnis:)e  iui  Statist.  Jahrbuch 
(daiaach  Tab.  48).  Nor  uegenüber  dem  Zinseiibedarf  für  die  Eiseubahiischuld  allein 
«xgab  ücb  z.  B.  von  1879/80  —  91/92  in  18  Jahren  ein  Deficit  der  Eisenbahn  von 
23^^8.000  H.  (nor  in  dnein  Jabre  einmal  ein  hierbei  echon  abgerechneter  Ueber- 
>chuss  von  494.000  M.'i  oder  jährlich  von  c  1.8  Mill.  M.  In  ncncster  Zeit  einicre 
Besserung,  aber  z.  B.  1894,95-  96/97  Verziosang  des  Anlagekapitals  nor  2.83,  3.23, 
^.42,  der  Eigenthamsstreckeu  allein  2.72,  3.12  und  3.29  %,  womit  selbst  nnr  die 
Z  n^ea  der  betreifenden  Schulden,  auch  nach  Kedoction  aufSV^X«  noch  immer  nicht 
gedeckt  sind  (Archiv  für  Eisenbahnwesen  1897,  S.  114ö,  1898,  S.  1295).  Von 
lb92, 93— 1895/96  im  wirkUchen  Ergebniss,  von  1896/97—1898/99  im  Voranschlag 
var  d«r  Rdnertrag  der  Staatsbnbnen,  vergUdien  mit  den  Kosten  der  Zlmen  der 
Staatsschuld  und  mit  den  Geflnrnrntnoflitben  flLr  diese  (dnscUiesstteli  TÜgong  und 
sonstige  Kosten)  in  lÜOO  M. 


Tab.  43.  Eisenbahnen  Zinsen  Gesammtki^ten 

rrin  Sebald  Schuld 

m2'X^  12.706  17.471  10.2:>1 

lf<y3;94  14.298  17.742  24  279 

1894/95  14.237  18.062  20.452 

1895/96  16.077  18.151  19.848 

1H96,97  14.311  1N.3;14  20.531 

1897/98  15.165  17.766  20.300 

1898/99  15216  17.075  19.485 


*}  Die  Summirungen  der  Einnahmen  unter  IIa  und  b,  lila — d  sind,  wie  in 
der  Tabelle  anpejreben,  verschieden  berechnet,  einmal  mit,  dann  ohne  die  Zölle 
(1830,  47,  69),  feraer,  doch  ei>t  1869,  75,  98,  ohne  Abzug  und  dann  mit  Abzug 
des  nach  Abrechnung  der  EisenbahnOberschUsse  von  dem  gesamuitcn  Schulderferdemias 
iioch  vorbleilienden  Betrags  der  jiilirlichen  Schuldlast.  Da  diese  Berechnungrsweise 
in  der  Tab.  42  aber  erat  fUr  die  Eisenbahnära  seit  1869  aasgefuhrt  ist,  so  lassen 
sieh  die  Zahlen  der  Jahre  1869,  75,  98  mit  den  beiden  fHlheren  in  den  BeOien 
IIb,  nie  und  Illd  nicht  unmittelbar  vergleichen.  Die  drei  letzten  Jahre  der 
Tabelle  erschienen  sonst  zu  un^tlnstisr,  es  rniissten  zur  renaiieren  "N'erjrleichang  erst 
die  Erfordernisse  der  alten  Schuld  auch  in  IbuO  und  1847  cbcnt'aUä  von  dem  äteuer- 
ertrag  der  Kammereinkant abgezogen  werden.  Dies  unterblieb  hier  in  der  Tabelle, 
weil  zwischen  diesen  EinVuiiften  und  den  alten  Schulden  nicht  di.-r  Zusammenband,' 
Ton  Wirkung  und  Ursache  wie  später  zwischen  Eisenbahneinkunftcn  und  Schulden 
besteht  nnd  es  uns  hier  ntir  darauf  ankam,  die  Bedeutung  des  Eisenbahnetats  für  die 
vQrttembergiscben  Finanzen  klar  zu  legen.  Ergänzungsweise  sei  noch  bemerkt,  das8 
die  iiiobt-steucrrechtlichcn  Einkünfte  (II)  nach  Abzog  der  Schuldla.st  davon  mit  bezw. 
2.506.0OU  uud  2.876.000  M.  in  1830  einen  üebcrschuss  von  4.972.000,  in  1847  von 
6.872000  M.  ergaben.  Dieser  Betrag  verluderte  sich  dann  in  Folge  der  Eisenbahn- 
deficite  !'  ,  wie  in  den  betr.  Colonnen  unter  IIb  der  Tab.  42  ersichtlich  ist, 

also  auf  646.000  M.  in  1869,  auf  6.028.000  in  1875  und  7.544.000  in  1898.  Erst 
durch  Abzug  dieser  Schulderfordemisse  fbr  1830  und  1847  ron  den  Colonnen  fbr 
diese  Jahre  in  Kat.  Illc  nnd  d.  welche  dann  fUr  1830  14.746.000  und  13.405.000 
tind  für  1847  16 04.^^000  nnd  18.171000  M  ergeben,  weiden  die  Zahlen  denen  für 
1869—98  in  diesen  Kategorieen  homogen. 
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des  älteren  Kammerguts  und  der  Post  und  Telegraphier  dreieinhalb- 
mal so  hoch  als  die  KammereinkQnflte  allein  (s.  dieselben  Kate- 
gorieen).    Durch  die  Entwicklung  der  Staatseisenbabnen, 

die  ihre  Sehuldlasten  nicht  aujireichend  decken,  ist  dies  Verhältnisfi 
noch  ui.^imstij;er  {geworden  (Kai.  K.i  uiitl  El»,  IIb  ver'jclichen  mit 
la  und  II)).  Daraus  ergiebt  bicb,  wie  die  Staat.sl)alinp(»iitik  finan- 
ziell in  diesem  kleinen  Mittolstnate  ganz  andere  tinanziclle  Folgen 
hatte,  als  in  Preussen:  wiederum  ein  Beleg  für  die,  finanziell  wenig- 
stens, unrichtige  Ablehnung  der  Heiebsbahnpolitik  (Ö.  120  und  179). 

Wenn  man  das  ^rnn/r  Srhulderfoidi  rni'^s,  narh  ilev  B^trcrhnnnfr  in  Note  zu 
Tab.  42,  auch  für  l^UU  vom  Kduortrag  des  Kammergutä  abrecbziut,  so  war  daoub 
das  VerhlltniM  der  Stencrertrig«  ohne  Zölle  za  dienern  Kunmcrgaitenng  wie  c  1.7 : 1. 
1898  dagegen  btt  Einrecbimiig  des  Eisenbabnetats  wie  c.  4.2 : 1. 

Von  den  Steuererträgen  allein  haben  sich  diejenigen  der 
beiden  ;;ro.s8en  Ivategoricen ,  der  d  i  r  e  c  t  e  n  und  i  n  d  i  r  e  e  t  e  n , 
stark  entwickelt,  beide  zusammen,  selbst  ohne  die  ZüUe,  sind  fast 
auf  das  Vierfai  hc  (c.  3", ^  fache)  geötiegen  fKat.  Ib),  die  indirectcn 
allein  aber,  tseli)st  ohne  die  Zölle,  noch  tiwas  stärker  als  die 
diiecten  (c.  4V3fa<:h  und  SVsfiicb,  Kat.  ßb  und  A).  Würde  man 
die  Zölle  und  die  übrigen  iudirecten  Beichssteuern,  an  denen 
Württemberg  theilnimmt,  einrechnen,  auch  für  die  Gegenwart,  tio 
würde  sich  eine  noch  viel  stärkere  Ertragssteigerung  aller  dieser 
iudirecten  Steuern  ergeben,  als  bei  den  alleinig-wflrttembergischcD 
indirectcn  Steuern,  etwa  um  das  c.  7.7  fache,  anch  wenn  man  den 
Ertrag  des  ehemaligen  Salzregals  aus  den  KammergutseinkUnfteo 
in  der  früheren  Zeit  ausschiede  und  schon  damals  mit  zu  den  in- 
directcn Stenererträgnissen  rechnete.  Der  gesammte  Steuerertrag 
hätte  sieb  bei  dieser  Kinrechnung  der  Reichssteueru  in  1898  von 
löoO— 98  etwa  um  das  i>.7facbe  gesteigert. 

ScbiiUuiig-swoiäe  «rUrde  bich  fiir  Württemberg,  unter  Zugrundclcguug  der  aU' 
gemeinen  Kupf^uotoD  dos  Reiiicrtrafts  der  Iteichssteaem  uadi  den  Daten  fbr  1^  97. 
ciu  Antbeil  an  d<:n  Ztillon  von  <-.  17.5,  an  den  aiidcron  indirecten  BelcbsvcrbraucL»' 
steuern  von  c.  H.H.  nn  i!<  u  Vi  tl<'hr<^f.'Mcni  von  r.  i' H.  zusamin»*?!  von  Sl.l  Miil.  M 
um  189i>  ergeben,  also  mii  <len  eigenen  indirecteii  Steuern  ein  (iesauunibetrag  voa 
c.  46.2  MUI.  M.  gegen  c.  6  Mill.  M.  In  1890  (c  1.2  MUl.  M,  vielleicht  etwas  zu 
hoch,  auf  Salzstoucr  hier  mit  eingcreciluet).  Der  ganie  Stenerertrag  war  bieraacb 
mO  c.  11,  l.^lKs  c.  G2.7  Mill.  M. 

Auch  hier  würde  aber,  wie  von  I^aiem  (S.  179)  gelten,  dai?« 
die  württembergiscbe  Bevölkerung  nicht  ganz  mit  diesem  Betrage 
indirecter  Steuern  wirklich  belastet  ist,  da  sie  zwar  die  KopfqsoteD 
der  ReichsbcTOlkerung  nach  der  Vertheilung  der  Reichssteaeni  für 
die  Zwecke  des  eigenen  Staats  nnd  als  Glied  des  Reichs  iiir  dessen 
Zwecke  mit  bezieht,  oder  in  den  Leistungen  von  Staat  und  Beicb 
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gleichmässig  mit  geniesBt,  aber  naeh  den  ConsamTerhältiiissen  n.  s.  w. 
Dicht  gleichmSflsig  mit  trägt.  Die  sebon  oben  (S*  214)  heryor- 
gehobene  begünstigte  Lage  Wtlrttembergs ,  samal  neben  dem 
tileinigeo  Besitz  seiner  Bier-  und  inneren  Weinstener,  ist  in  dieser 
Hinsiebt  ebenso  nnyerfcennbar  wie  bei  Baiero. 

Sehr  cbaracteristisch  ist  die  verschiedene  Ertragsentwicklung 
der  drei  älteren  Katastersteueru  uud  der  beiden  Fassionssteuern : 
die  Folge  der  oben  dargelegten  verschiedenen  Entwicklung  und 
Anffgestaltnng  der  betretenden  Gesetzgebung,  wie  auch  der  ver- 
jchieffenen  wirthschallliehen  Kntwicklung  der  durcli  beide  Arten 
von  btcuern  getroffenen  Erträge.  Eine  ähnliche  Entwicklung  wie 
Uberall  im  neueren  Deutschland  und  sonst,  wo  das  privat- 
kapitalistische System,  das  bewegliche  Kapital  stärlLer  hervortritt, 
die  wirthschaitliche  Entwicklung  in  der  Eichtun g  vom  Agrarstaat 
zum  Indofitriestaat  bin  vor  sieb  gebt.  Namentlich  die  Analogie  mit 
der  Ertragsentwieklong  der  baieriscben  direeten  Staatssteaern,  deren 
Verfassnng  derjenigen  der  wttrttembergischen  direeten  Stenern  am 
Meisten  gleicht,  ist  bemerkenswerth  (S.  182). 

Für  Einzelheiten  s.  die  oben  S,  21Ü  genannten  Schriften  und  ActenstUcke, 
namentlich  über  die  Erträge  der  einzelnen  drei  Kataster-  und  zwei  FassionsMenerQ, 
Tortlbcr  auch  oben  S.  220  schon  riniu^--  Aiitrif"*»  jijmnrht  simi.  Da  die  Katasterstcuern 
auf  Kosten  der  Aiutäiörpor  und  (iemeindeu  erhoben  werden ,  hat  der  Staat  hier  nur 
veuisc  eigene  Erhabttogskosten,  meist  Rcinertrftjre.  "Ei  waren  z.  B.  nach  dem  Errebnitfs 
1>91  «.»2  die  Roherträjte  diej>er  Steuern  8.32.').40O  M.,  die  Keinertr.i---  s  oon.Tno  m., 
1^1*.V%  y.7H3.700  und  y.53ö.400,  nach  dem  Vonnsclilag  18«. »8  Iii»  10.01  l.bw  und 
V  T4<».7uO  M.,  darnach  die  Erhebungskoaleu  hier  2.ü4  Die  Erliebnngskosten  der 
1  a^äionsateuern  fallen  dem  Staat  dagegen  ganz  zu.  Sie  waren  z.  B.  1875  7(>  bei 
:;41'>(HiO  >I.  s  llöhertraj^  die- r  8t.  n<>rn  104.(>00  M.  oder  "/^,  188182  bei 
4.;ioa.UOU  M.  Kohertiag  loö.OOO  udci  6.01  '^^o,  löOÖ/ÜÜ  (Voranschlag)  bei  0.902.000 
B^Aertn^  256.000  M.  oder  8.67  %. 

Die  oinzeloeii  direeten  ijteaern  ergaben  nach  dem  Etat,  in  1000  M. 


Tab.  44. 

1875;76 

1894/95 

1898/99 

rein 

rein 

roh 

rein 

4.736 

3.710 

1.114 

2.499 

8.  Gewerbesteuer  ..... 

8:10 

3.112 

A.  Kata&tersteueru    .  . 

ti.r.sfj 

9.321 

10.012 

9.747 

4.  Kapital-  and  lienteusteuer .  . 

2.0(>2 

4.6.S6 

5.0.^ 

5.  Apan.-,  Dienst-,  Bera^ettern 

C48 

i.i;.5<» 

1 

ß.  Fa-^sionsstenorn    .  . 

:i8io 

(I.^»ti2 

i.j.üiü 

1G.U74 

io.4öa 

(Bei  B  in  Gel.  1S98/99  einschliesslich  sonstiger  betreffender  Einnahmen.) 

Die^o  Entwicklung  der  Katasteräteuern  im  Ganzen  und  der  drei  einzelnen  ent- 
spricht der  cf) eil  dargelegten  Verändorunfj;  der  Steuerverfussung^.  In  diesen  Zahlen 
tiitd  mehr  uocii  in  denen  der  beiden  1  u^säioßü&teucrn  »piegelt  sich  zugleich  gut 
die  Entvicklong  des  virthsebaftllchen  Lebens  ab.  Der  Ertrag  der  Apanagensteaer 
i^t  ganz  unbedeutend^  früher  9—18  000  M.,  in  den  letzten  Jahren  nor  6000  M., 
schwankend  iiaclt  dor  Höhe  der  zu  zahlenden  B'-träge. 

bie  eij^enthuuiliche  Oouatruclion  der  wuritembergischcn  direotun  Steuern,  die 
BiMong  der  ,.steaerbareii  Betr&ge*'  (StenerkapitaUen)  wird  daich  die  Statistik 


Digltized  by  Google 


232  6.  B.  UebeniditMi  der  Besteneniiig.  WHittembeig.  §.  68. 


auch  lehrreich  illostrirt,  besonders  bei  der  Gewerbe-  nnd  Dienst-  nad  Beruf->stener 
mit  ihren  Steuerte! heiten  und  Degressirscalen  und  bei  der  Gewerbesteuer  mit  ihrer 
Treniiiing  der  Erträge.  (S.  darllber  besonders  die  Daten  in  der  miobterielleo  Dee^ 
Schrift  von  1895,  auch  im  statistischen  Jalirbuch).  Die  „Ficlionen",  diu  bei  diesen 
Steuern  UDterlaufen.  werden  dabei  freilich  auch  deutlich,  z.  B.  bei  der  (icworbe'steapr 
waren  1876  und  1804  die  steuerpflichtigen  Betriebskapitale  von  700  M  und  mehr 
der  Gewerbe  (31.80,  beiw.  30.24%  aller  Gewerbe)  514.5  und  626.2  Mill  M.  mit 
einer  dewerberento  daraus  von  oH.3  nnd  40.0  Mill.  M.  ('"..30  und  6.38%),  die  per- 
sönlichen Arbeitsverdienste  133.6  nnd  154.8,  wovon  wegeo  der  Steoerfreiheit,  bexw. 
Degressivscah  (o.  8.  220)  nur  88.6  und  46.2  Mill.  M.  steuerbar.  Tom  GesaiDintbetFMr 
dos  gewerblichen  Einkommens  von  inO.8  und  194.7  Mi!!,  waren  daher  steuerbar  bloss 
66.9  und  sn.O  Mill.  M..  ausserdem  bei  Wandergewerben  0.8  aud  1.2  MilL  M.  (gCD. 
Denkscbr.  Fin.arch.  B.  12,  S.  ''>4i(  mit  weiteren  Details). 

Unter  den  Wirtbschaftsabgaben  ist  die  weitaas  ein* 
träglichste  die  Bier-  (Malz-)8teuer ,  mit  einem  im  Ganzen,  wenn 
aach  unter  Schwanknogen  absolut  und  relativ  (nach  der  Kopfrinote) 
steigenden  Ertrage,  dann,  doch  sehr  zarüokstehend,  die  Wein- 
Steuer,  deren  Ertrag  noch  schwankender  nnd  nicht  in  Zunahme 
begriffen  ist  Die  übrigen  Einnahmen  dieser  Kategorie  sind  an- 
bedeutend. 

Gcsammteinnahme  (roh)  von  Rier  1877/80  c.  5.20  Mill.  M.,  im  Darchschidtt  auf  den 
Kopf  .3.60  M.,  1894;97  c.  .^.77  Mill.  M.,  im  I>.  auf  den  Kopf  4:2\  M..  Anschlag  für 
1098/99  8  51  Mill.  M.  Die  Weinsteuer  (mit  Ubbtweiu)  crf^ab  Mitte  der  ld70er  Jahre 
2.6«  Anfang  der  90er  Jabre  2.2  MiU.  H.,  Etat  für  1898/99  2.3  HUI.  K-  Die  C^ 
hebunesrerh&Jtnisso  bei  dieser  Steuer  sind  doch  immer  schwierig.  In  1896/97  worden 
13.893  Srhankwirthschaften  bestcnert,  wovon  H7  im  Accordverfabren ,  ausserdem 
1072  Stt-ilt-n  für  Klcinvcikauf  nbcr  die  Strasse,  wovon  73  "  q  Accord  (ü.  auch  fur 
weitere  Daten  stat.  Jahrb.  f.  1897,  S.  240).  Die  Erhcbuntrsunkosten  der  Wirthscbafis- 
abgaben  sind  nicht  unbeträchtlich.  187o;76  z.  B  auf  7.747.000  M.  roh  897.000  M. 
oder  U.C  7«,  1881/82  auf  10.d5.x000  M.  1.125.000  M.  oder  10.7  7„  1808/99 
(Aoscblag)  aof  10.870.000  H.  1.045.000  M.  eder  9.6  */o  v<^m  Rohertrage. 

Der  Ertrag  der  Accise  rührt  fast  ganz  von  der  Li  e  i;e  n  scha  f  t!»a(  <  i?e  her, 
so  im  Anscbla-  für  1>!>S  1)9  von  1.94.3.000  M.  brutto  (^^<.^S.OfMl  M.  netto).  1.900  000  M. 
von  Lotterieen,  Thc;itcru  nur  83.000  M,  Sonatigcs  lO.ÜUO  M.  Die  „Licgcu&chafts- 
aceiae"  w&re  richtiger  zu  der  Kategorie  der  Sportelo,  Gebühren  u.  s.  w.  zu  stellen, 
von  dftren  Ertratr  in  iKt  Tab  42  (.Nr.  6)  j'  tzt  nicht  p-anz  '  auf  die  betreffenden  Ab- 
gaben, der  Keät  auf  die  £rbächaftsäteuer  fällt.  Anschlag  für  crstore  Ponten  1898^99 
2.19  MilL  M.,  noch  nicht  800.000  M.  mehr  als  die  Liegenscbafisacetee  aUefa  hrfaift 
Die  Erbschafts-  und  Schenkungästcuer  schwankt  im  Jahresertragr ,  der  sich 
aber  langsam  etwas  hebt,  im  D.  1894  97  862.« »uo  M.,  0.41  M.  auf  den  Kopf,  ohne 
Schenkungssteuer,  mit  dieser  1894  95  1.0o3.000  M.,  Anschlag  für  1898, 99  850.000  M. 

Die  Kopfquoten,  welche  am  Scbluss  der  Tab.  42  berechnet 
worden  sind,  ergeben  bei  der  verhältnissmässig  langsamen  Be- 
völlserangSTemiehmog  Württembergs  ein  bedeutendes  Wachsthooi 
der  Belastung  mit  Stenern  ^  obwohl  hier  die  ZOile  sehen  vor  der 
Reichsperiode  nnd  seitdem,  nebst  den  weiteren  indireeten  Beiebs- 
Stenern,  nicht  einbezogen  sind. 

Wtlrde  mau  dies  aof  Grund  der  oben  S.  230  angegebenen  Zahlen .  mit  Ein' 
ln  /iLhun;^  der  Salzstener  nrn  l^^O  und  B'-nutzune  di-r  jet/ii:en  (1?^97';  Kopfquotender 
Keicbsberölkcruug  tur  die  Ücmcssuog  der  Antheilc  Württembergs  an  den  Zdliea 
und  Beiehssteuera,  Ihon.  so  bekftme  man  fttr  die  Zeit  nm  16S0  und  um  1898  fttgeade 
Kopfqnotea: 
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TA,  45.  1880  1898      Pngfeesioa  100: 

Directe  Stenern .   .   8.18  7.88  248 

Iiidirecto    „     .    .    382  22.00  576 

Suiiiuio     ....   7.00  2^>.88  427 

Xach  den  amtlicben  Rercchnangen  im  stat.  Jahrb.  (Jahr^.  1897,  &  28^  wer 
die  Kopf bclastong  in  Mark  folgende  fUr  dio  Staat&ätuaern: 

Tab.  46.  1879/80  1896  97 

1.  üfuüdateuer  2.42  176 

2.  Geblodesleoer  1.03  1.28 

S.  Gt  w  rhesteuer  1.02  1.72 

K&taüter&tenero  1—3   ....  4.47  4.76 

4.  KepittlTeiitensteDer   1.72  2JSS 

5.  Dienst-  u.  s.  w.  Steuer     .   .   ,  0.46  0.86 
Fassjon ssf . Ml ern  4—5   .   .   .   .  2.18  H  24 

buiomc  directe  1 — 5     .   .   •  6.65  8.00 

6.  WeiA-,  ObMveiiistcoer  ....  1.25  1.10 

7.  niersteaer   2.74  4.28 

8.  Br«notVttiai>teuer   0.22  — 

I&directe  Ycrbraocbabteaeni  6  8  4.21  .5.38 

9.  Accise   0.73  1.08 

10.  Gerichts-,  a.  «.  w.  (Jebilhrea  .    .  0.73  1.07 

11.  Erbscbafta-  o.  Scheiiikungsöteuer  0.23  0.38 
Verkehrapleuem  9^11     .   .   .  1.69  2.55 

12.  HuDdebteoer   0.21  0.25 

äommo  iudirectu  Steuern  6— 12  5  89  8.16 
SniDine  Steuern  12.75  16.16 

(Die  Erbschafts-  und  bclniiikuug>steuer  in  Colüiiuo  für  1879/80  mit  dem  Ertrage 
für  1881  82  eingerechnet.)  Die  Belastung  mit  directen  Steuern  ist  jetzt  erheblich 
höher  al>  in  Pren^s^-n  (S  f)2)  uiul  Baierii  ;S.  182)  und  auch  iiorh  ein  klein  wenig 
hfiher  als  in  Sachsen  (b.  121),  mit  indirecten  (eiutiGhheä6licb  Verkebrsdtcacru).  nebst 
RdchBantbeilen ,  ebenfalJ»  hoher  ale  iu  Preiueeo.  doch  nicht  so  hoch  ab  in  Baieni, 
die  ge^auiuitc  Steuerbclastung  wesentlich  höher  als  in  Preussen:  21V88  in  Wurttemberjc 
gegen  nur  *j;'...">*?  in  Preu>^'-!i  und  fri^t  gleich  hoch  al->  in  Baiirn  mit  .30.20  M.  auf 
den  Kupf.  Doch  ist  eine  uuiiwitolljarc  Vergleicbuiij;  m  dicauu  Dingen  wegen  der 
verschiedenen  Staatsgrösae  und  Zii>ainmcnseU(onf  aus  wirtbschaftlich  sehr  verscbicdeaen 
'"jbif.-teii  /:;:-f'bc-n  Preussen  und  W'urtioinbcrEr  nur  bedingt  znlSssig.  Auch  kommt 
dann  hier  wieder  in  Betracht,  dass  dio  hier  angeaommeue  Durchschnittsquote  der 
Belastoos  mit  Zollen  und  BeiebieteiiefB  in  Rdcbe  für  die  vorttembergische  BerOlkemng 
aadi  enras  za  hoch  itelU. 

iDimerhin  wird  so  die  Staatsbesteneiunj;  Wüiitcmbcigs  in 
Deutschland  als  eine  relativ  hohe  anzusehen  sein,  ^)ie  deutet  auf 
die  darch  die  Staatsbabnpolitik  und  die  gesammten  8taats?erhält- 
ntsse  etwas  erschwerte  Finanzlage  bin.  Letztere  erklärt  aneh  die 
Nothwendlgkeit  der  hobeD  Biersteoer  und  die  Beibebaltwig  der 
Weinstener.  Anf  die  Reform  der  directen  Bestenemog  drängt  so 
Alles  bin,  am  die  Last  der  dnrob  diese  Stenergattung  einmal  auf- 
snbringendeD  Hittel  besser  zu  vertheilen,  aber  aneb  nm  weitere 
steigende  Einnahmen  zu  erzielen,  wie  es  wenigstens  ohne  baldige 
erhebliche  Steigerung  der  Eisenbahndberscbtlsse  oder  den  Einzel- 
staat entla.steudc  SteigcruLi^  der  Krtiäge  von  Reichsöteueru  sich 
uicbt  veruieiden  lassen  wird. 
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S.  /.urn  Vci^l.  irh  noch  die  Berechnungen  und  Schlüsse  Hiecke's  (Kin.arch.  B. ?5. 
S.  41V<):  t'ur  1*-'.*!  '.*;>  ^'>.T^  (hrvcto ,  fi.^W  andere.  /iiMuninen  12.91  an  Staat>>fcneru 
auf  den  Kopf  der  licrülkcruiij; ;  dann  minist.  Doük&chnit  vun  1^95  (Fin.arch,  Ii.  12, 
S.  719).  «0  berechnet  wird:  fUr  1^4,05  7.08  M.  directe  Steuern  auf  den  Kopf, 
Rfiron  0.41  (vor  der  Iw  forin)  in  Preusseu,  5.48  in  Baiern,  7  la  Sachsen,  G.TO  in 
Baden,  U.70  in  Uesseu  Mach  den  Berechiiuagcn  iu  den  LaudUg8|Mipiereu  w&reu 
diese  Beträfe  oid  1897  für  Warttembon^  8.00,  Pronssei)  4.85,  SacbMo  7.59,  Badea 
6.76,  Hesbon  10  M.  Die  preussische  Durchschnitt:tzifrer  ist  aber  eben  nicht  geoM 
vergleichbar,  man  mttasto  eiao  oio^elue  pieuBsiscbe  Proriox  reigieicheo. 

Za  diesen  Staatsstenern,  besonders  den  directen,  kommen  mm 
aber  aneh  hier  die  Gommanaisteaern,  welche  die  Gesammt- 
belastuDg  noch  erheblich  steigern  und  den  Stenerdrnck  bei  der 
Einrichtung  und  Vertheilnng  der  direeten  Stenern  noch  empfindlicher 

machen.  Das  muss  noch  mehr  auf  Steuerreformen  hindrängen  und 
läsöt  ila»  »Si  heitciu  des  Keforniplans  von  löüö  wiederum  besonders 
bedauerlich  erscheinen.  Die  hier  beabsichtigte  Einführung  der 
Einivüiiimensteuer  mindestens  als  Ergäu/.ungssteuer  und  bei  theü- 
weiser  Beibehaltung  der  Ertragssteueiii  /um  Zweck  der  h?5hereu 
direeten  Besteuerung  des  fundirten  Kinkommeus  würde  sicherlich 
eine  viel  bessere  Yertheilung  der  Gesammtsteuerlast  auf  die  Be> 
vülkerang,  mehr  nach  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der 
Leistnngsrähigkeity  bewirkt  haben. 

b.  Die  wttrttembergiscbe  Commnnalbestenernng. 

§.69.  Die  Communalkörper.  In  Württemberg  giebt  es 
zwei  Arten  von  Selbstverwaltungskörpern  mit  eigenem  Haushalt 
und  eigenen  Steuern,  die  Gemeinden  und  die  Amtskörper- 
Schäften.  Die  neuere  Ver&ssung  der  ersteren  hat  die  ehemalige 
rechtliche  Unterscheidnng  zwischen  Städten  und  Landgemeinden 
(D{)rfem)  nicht  festgehalten,  sondern  diese  Gemeioden  in  allem 
Wesentlichen  gleichgestellt,  auch  eine  verbliebene  Einlheilung  der 
(iemciudcu  nach  3  Classeu  nach  der  Grosse  der  Ortsbevölkerung 
hat  nur  geringfügige  und  für  die  uns  iiicr  beschilttigenden  An- 
gelegenheiten nur  in  wenigen  nehensäeliliclieii  Tuucten  Uberhaupt 
eine  Bedeutung.  Eine  (lemeiiule  kann  aber  auch  hier,  wie  in 
Baiern,  mehrere  Orte  umlassen,  so  dass  Gesammtgeuieinden  und 
Theilgemeioden ,  auch  ftir  finanzielle  N'erhältnisse ,  unterschieden 
werden.  In  den  Amtskörpern  bat  sich  eine  althistorisehe  Ein- 
richtung, die  in  Alt- Württemberg  in  die  Zeit  vor  1500  zurückgehe 
als  Organisation  von  Selbstverwaltungskörpern  höherer  Ordnung 
in  bemerkenswerther  Weise,  mit  den  neueren  erforderlichen  Modifi- 
cationen  und  unter  Ausdehnung  auf  das  ganze  Staatsgebiet^  erhalten 
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(fetzt  63,  aasserdem  der  Stadtbezirk  Statigart»  zugleich  die  Ober- 
amtsbezlrke  der  StaalsverwaltuDg).  Eine  EinricbtaDg»  der  nach 
ibrer  Beiseitescbiebnng  durch  den  Absolatismns  der  Rheinbnndzeit 

anch  dnrch  die  Verfassung  von  1819  ihre  etgentbUmliche  Stellung 
11  ml  i'  uuction  wicder<;cgeben  wurde  luid  welube  zugleich  iu  der  oben 
»eil  II  erwähnten  Weise  nach  der  Verfassung  für  die  directc  Staats- 
besieiierung,  insbesondere  für  die  Gruppe  der  sogen.  Kataiäterstenern 
Aufgaben  auszuüben  hat.  (S.  207).  Die  4  Kreise  des  Landes  sind 
nur  \'erwaitUDg8abtheiluugeu. 

Nach  der  auch  hier  rentralisirenden,  nivel!ir..ri(len  und  unificireiuh:ri  Politik  der 
absolutistischen  Acit  180Ö  li.  war  deu  Gcmeiudcu  uud  AmtükörpürscbaftcQ  iu  dur  Ver- 
fusuDs:  ron  1810  (Kap.  5,  §.  62—69)  wieder  eioe  freiere  setbstiüidlgere  Stellnof^ 
gegeben  worden.  Die  (Jctoeiudeu  bilden  darnach  ..die  Grundlaj^u  des  Staatsrereins" 
i^.  ^'2)  und.  von  gesetzlichen  Ausnahmen  abircsehen.  soll  jeder  Staatsbürger  einer 
iienictndc  als  BUrger  oder  Ikiäiuei  atigehureii.  Duich  die  neuere  Gesctzi^cbung, 
besonder*  unter  dem  Einfloss  das  eingeführten  Reichsrechts  seit  1871,  sind  ia  leUteter 
Beziehung  Aendcrun^en  crfolat.  Die  H:uipt{r('sctZ'!  fiir  ilic  (J  c  m  c i  n  do  v  e  rhäl t- 
aistt«  sind;  £dict  Uber  die  Verwaltung  der  Uememdcn,  Uburämtcr  u,  s.  w.  rom  1.  Mirz 
1922.  Bllrgenrechtsgesetz  fooB  2fi.  April  1828,  reHdlit  dorcii  Gesetz  toid  4.  Dec.  1883, 
(rcsetj;  rom  18.  Juni  1849  (Auädchnung  des  Gemeinde-  und  Amtsrcrbands  auf  alle 
Th-  il?  des  Staaisireliiet-),  Gesetz  vom  (3.  Juli  18'1*J  (zum  Verw.edict  von  \>^2'2\  (lesetz 
tum  17.  Sept.  1H'>3  über  die  zusammenge>ot/.ten  Gemeinden,  Geseu  vuui  24.  Jan. 
1855  betr.  StaAtsaufticht  Uber  sofco.  verwahrlo.>te  (icmeiodoa,  Gesetz  rom  16.  Aug. 
1>7'>  betr.  dio  Wnldtini^va .  (i<'-;(>tz  vom  Ii).  Juli  ISS.")  betr.  Gemcinrli'.'vmrch^irigkeit 
lao  Stelle  des  BUrgurrechtsgcsetzci)  von  16'<iii),  Gusetz  vom  21.  Mai  Ib^ö  Uber  Gcineiado- 
Organe.  Specielle  Stcaergesetze  8.  u.  in  70.  Die  noch  bestehende  Einthcilong 
des  gesammten  Staatsgebiets  in  08,  bezw.  04  (anfangs  65)  Oberamtsbezirke  stammt  aus 
l'-K',  Ein  neues  Edict  Uber  'ü'^  f  th<>tamtsverfassnng  wurde  norli  1818  erlassen.  Nach 
J^utluiirung  der  Verfassung  bildet  dann  die  Grundlage  auch  für  diese  Körper  mit  das 
Geaetz  TOn  1822.  Aeoderonfren  in  einzelnen  bezOfflicben  Poncten  in  den  genannten 
späteren  Gesetzen,  besonders  <1,-im  ii  von  1849.  S.  Kin/elnes  !n  i  KiiM  ki-.  V-  rf l^'^tlrlI^ 
Q  1.  V.,  S.  2*21  Ii'..  Gaupp  a.  a.  U.  S.  171  Ü..  Jolly,  Art.  Gemeinde  ^allgemeine)  uud 
An.  Bezirk  (Amtskörper)  im  WOrterb.  d.  Yenralt.  I.  S.  496,  204  If.,  daselbst  Speeinl- 
Utteratur.  G.  Mcycr,  Staatsrecht  §.  III  11',,  117  passim,  Mayer.  Gemeindewirthschafk 
Q.8. Ib51,  Weinheime r«  VervftUung  der  Uomeindcn  in  Worttomberg,  l&tiO. 

§.  70.  Die  Gemeinde  besteuern  ng  berabt  anf  betreffenden 

ebzelnen  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gemeindegesctze,  besonders 
des  Ver'.\  altiingsediets  von  1&22  und  der  diesscs  lortl>ildeDden  Ge- 
setze, s<)\\  it  auf  .Specialgesetzen.  Die  Gemeinden  ^\ud  darnach 
für  die  Aulütcilung  ihrer  Etats,  für  die  Deekungsuiittel  und  in  der 
Walil  der  Stenern  und  deren  Formen  genaueren  stantsoieset/liclieu 
Vorschriften  unterworfen  und  unterliegen  aueb  einer  allgemeinen 
J^^taatsnufsicht,  bezw.  Genebmigungsrechtcn  für  ihre  Beschlüsse,  ins- 
besondere für  die  Jabrcsetats  ihres  Haushalts.  Dadurch  ist  ihre 
freie  finanzielle  Bewegung  beschränkt,  doch  wohl  im  Ganzen  richtig, 
dem  gemeinsamen  Interesse  von  Staat  und  Gemeinden  gemäss  und 
Hiebt  In  zu  weitgebendem  Maasse.  Die  Ausgaben,  soweit  nicht  ans- 
Dshmsweise  in  besonderen  Fällen  nnd  mit  Staatsgenehmigung 
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(Kreisregierang)  Schulden  aufgenommen  werden  dürfen,  sind  tn- 
nftehst  ans  dem  Ertrage  des  GemeindevermOgens  and  ans  Oebtthreo, 
gebnhrenartigen  Einnahmen  nnd  Abgaben ,  anch  dem  Ertrag  von 
Geldstrafen  zn  decken,  dann  ans  Stenern.  Diese  haben  aber  einen 
doppelten  Gharacter,  einmal  denjenigen  einer  allgemeinen  Gegen- 
leistung an  die  Gemeinde,  das  sind  die  sog.  Personalstenern 
(Bürger-  und  VVohnsteuer),  sodann  denjenigeu  eines  sub- 
sidiären finanziellen  Deckiingsmittel«  für  den  Gemeindebedarf,  so- 
weit letzterer  nicht  durch  die  anderen  Einnahmen  bestritteu  werden 
kann,  dahin  jrehHrt  der  sog.  ( i  e  m  e  i  u d e 8 (  h  a den"  mit  seiner 
Ergänzung  und  ürtliehe  Verbrauchssteuern. 

Die  Peisonalsteüem  rührten  schon  ans  dem  älteren  Kocht  (Commnnordoong 
Ton  1758,  VervaltUDgsedict  von  1822,  BUrgerrechtsgetteU  ron  1833)  her.  Sie  ent- 
sprangen der  fniherea  Aofforannif  vod  rechtUchen  Ordoang  des  Helrnttb»-,  Bttifer- 

rechts-,  Beisitzer-  und  Wobnsitz-lAnsässifrkeits-^rechts  und  wurden  in  Coiise<|uenz  dieser 
R-rlitf  und  in  der  That  als  cino  Art  (icirenleisfanfi:  ft\r  deren  Göwähmng;  and  für  die 
daraus  lieivurgcheudua  VorthcUo  erhüben,  unabhängig  vom  Qemcindcfinanzbedarf. 
Sie  bestMiden  in  den  Gemeinden,  vo  sie  fevobnheitämässig  waren,  in  einer  Abgaba 
festen  Betrags  ineoerdins:«?  4  M.)  rom  artiven,  sell)st5ndijj:  lebenden  Bürger  f'u-  ^  Bei- 
sitzer), der  sogen  Btlrger»teuer,  mit  dem  sich  anschliessenden  Kecognitioobgeid  fOi 
alcht  in  der  Gemeinde  wolinende  Bürger  (im  eelben  Betrage).  Diese  Btiigerstener  ist 
aber  in  Conse(|ncnz  des  veränderten  Niedcrlassungsrechts  aufgehoben  worden  Gesetz 
vom  16.  Jnli  l^^l^f)).  Die  zweite  PersunaMener  gleichen  Characters  war  die  Wohn- 
ste u  er,  zur  Kr^iituung,  hciw.  /um  Er&atz  der  Bürgersteuer,  im  gleichen  Betraue 
wie  diese,  für  die  in  der  Gemeinde  nicht  hcimathbereditigten  Pers»onen  mit  sclb- 
ständiiTern  \V(»luisit/.  in  der  Gemeinde.  Diese  Steuer  ist  auch  nach  188."»  den  G-- 
meinden  gestattet  geblieben,  aber  mit  Ausdehnung  aaf  alle  in  der  (iemeinde  wohnenden 
und  sellMtlndig  avf  eigene  Rechnung  lebenden  Personen,  unter  Festsetzung  ron  nlediigea 
MaximaUätzen  nach  den  drei  Ortsclassen  für  den  Steuerpflichtigen.  Beide  PenMoal- 
steucrn  haben  also  den  tin^nziellen  Character  einer  Art  Familien-  nnd  Kopfsteuer, 
entsprechen  aber  der  Auuahmo  nach  zugleich  etwas  dctn  in  der  (iemeinde  passend 
angebrachten  Grundsatz  der  Besteoemnfr  nach  dem  Interesse.  In  dem  amtlichen  Plan 
für  die  Kcform  der  Commnnalhestencrnng  (1896)  war  das  Recht  zur  Erhebung  der 
Wohnsteuer  den  Gemeinden  bedingt  erhalten  worden,  von  anderer  Seite  worde  aber 
die  Anfhebnng  naeb  Einftibninir  allgeneioen  EinktMamoMlemr  gevftnsckL 
(S.  Ganpp,  S.  191,  Rieckc,  Verfass..  S.  227,  Art.  OemeiDde^Qem  von  t.  Beitm* 
stein  im  Wörterb.  der  Ycnr.  I«  S.  531.) 

Der  sog.  „Gemeindesebaden'S  ein  altUblieber,  bis  inr 

Gegenwart  verbliebener  technischer  Ausdruck ,  ist  eine  Steuer  auf 

die  voü  der  ersten,  der  Kataster^riippe  der  wUrttembergiscben 
dirccten  Staats  steuern,  besteuerten  Erträge,  also  auf  Grundstücke 
(und  Gelälle),  Gebäude  und  Gewerbe,  und  zwar  in  Form  vou  Zu- 
schlägen zu  der  hetretlenden  Staatssteuer,  früher  umgelegt  nach 
dem  ortsüblichen  8tcuertu.s8c ,  neuerdinjrs  (seit  1877)  nach  dem 
Maassstabe  der  IStaatssteuern  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1873. 
Da  so  die  directe  CommaDalstener,  abgesehen  von  der  Btirger-  ond 
WobDSteoer»  nur  die  genannten  Ertragsquellen  nnd  unter  diesen 
besonders  die  Realitäten  traf,  also  Qaellen,  denen  die  Gemeinde- 
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leistangeD  der  ADnahme  naoh  besonders  zu.  Gute  kommen,  so  ent- 
0|inieh  diese  Bestenemng  wiederum  sngleicb  mit  dem  Grnndsats 
der  Bestenernng  naeh  dem  Interesse.  Die  BevOlkening  mit  anders- 
artigen Einktlnften  blieb  dabei,  soweit  sie  nicbt  BUrger-  und  Wohn- 

bteuer  zahlte  und  durch  Verbrauchssteuciii  mit  getroffen  wurde, 
von  der  Commnnalsteaer  frei.  Darin  trat  jedoch  1849  eine  Modifi- 
cation  ein,  indem  hier  bedingt  eine  mässige  Mitbelastung  der 
zweiten  Gruppe  der  staatlichen  directen  Steuern,  der  Apanagen-, 
Kapital-,  Kenten-,  Dienst-  und  Herutseinkommensteuer  für  Gemeinde- 
iwecke  gesetzlich  gestattet  wurde.  Doch  ruht  bei  der  gesetalichen 
Beschränkung  der  Inanspruchnahme  dieser  Steuer  fUr  Gemeinde- 
zwecke das  Schweigewiefat  der  Gemeindebestenemng  naeb  wie  vor 
dnrehaas  in  jener  ersten  Steneigattnng. 

S.  ober  den  Gett^lndttchaden  Vervaltedict  ron  1822 ,  §.  25  E,  GflMtze  rom 

28.  April  1873  (das  allfretneiDe  Gesetz  nb  r  die  staatlichen  Katastersteaern),  rom 
24.  Jon!  1Ö7Ö,  28.  JqU  1877  (2  Gesetze,  davou  uiues  über  die  fiesteoeruogsrecbte  der 
AatriAipendiaiteii  wd  GemeiBdea).  Auch  Gesetz  rom  5.  Oct.  1858  Ober  Gemelodeo 
•tenerpflicbt  der  Amtswohnungen  und  Besoldungsguter  öffentlicher  Diener.  Die  drei 
Katasterstet] ern  siri'J  im  Allgemeinen  in  gleichen  R'^träcren  mit  ZaschlSpen  zor  Ge- 
meindebesteueruiig  lu  belasten,  doch  Ausnahmen  lui  besondere  Falle  bei  einzelnen 
Gemeindenagaben .  welche  einzelnen  Kategorieeo  der  Steaerpfliclitigen  besonden  so 
Gute  kommen,  vorb  lialt^n.  —  Die  Heranziehung  auch  der  staatlichen  Fassionssteuorn 
nr  Belastung  mit  Gommunaizuacblägeo  ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  die  Ge- 
Heinde  uieh  Stenern  tob  den  Objeeten  der  Satastevateoem  lor  Deckung  ihres  Bedufe 
erheben  moss.  Der  Zuschlag  zu  den  Fassionssteuem  darf  1  ^'/q  des  stencrbaren  Betrags 
nicht  überschreiten  nnd  von  der  rif-nifindf  in  difü^er  Hi^he  nur  erhoben  werden,  wenn 
die  Amtskörperschaft  keinen  Zuschlag  braucht,  äuiisi  hat  üiebc  An&pruch  auf  ^/^  dieäe^i 
Procenta.  Auch  i5t  noch  die  weitere  Einschränkung  getroffen,  dass  nur,  wenn  der 
Zuschlag  ZT]  den  Katastersteaern  des  Staatsbetrags  ausmacht,  d<  rjenige  zu  den 
Fa«ioiw8teuern  das  Maximom  von  1  %  erreichen  darf.  Die  Zuschläge  zu  letzteren 
Stonen  bnbeii  so  doeli  nur  d«i  Gluincter  dner  Erginznng  der  cemmiiDnlen 
directen.  besonders  der  Bealbestenemi^;.  (S.  Ric  kr  und  bee.  Ganpp  a.a.O.  fOr 
diese  Beetimmangen  nnd  weiteres  Einzelne«  euch  ?.  lieitzonstein  n  %,  0.). 

Die  Ortliebe  VerbranebsbestenernDg  der  Gemeinden 

war  nneh  in  WUrttembcrg  vor  der  Neugestaltung  des  Staats  ver- 
breitet, besonders  die  Getiaukestcuer  (Urogeld),  ist  dann  aber  mit 
iü  die  Staatsbesteuerung  tJbcrgegangen  und  zu  deren  Gunsten,  so- 
wie aus  priucipiellen  Gitiiiden  ein^^esehränkt  worden.  So  wurde 
im  Jabre  1849  die  Eint'dhi  uu:;  von  (^ciiiGiiule-VorhranrbssteticrD  der 
StaatRgesetzi^ebiiii^^  vorbehalten.  Zur  Erleichterung  der  Finanzlage 
und  der  directen  Besteuerung  in  den  Gemeinden  ist  dann  aber 
wieder  durcb  das  Gemeindestciiergesets  von  1977  bestimmt  worden, 
dass  die  Erhebung  örtlieber  Abgaben  von  Bier,  Fleiseb  und 
Gas  bedingt  nnd  bis  zn  gewissen  Maximalstttzen  dnroh  K.  Ver- 
ordnnng  den  Gemeinden  gestattet  werden  kann.  Stenern  auf  diese 
Objeete^  Tomemlieh  übrigens  nnr  anf  Bier,  haben  sieh  in  einer 
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ADzabl  Gemeinden  (bis  Anfang  1899  schon  in  48)  eingebttigeii 
Spätere  Gesetze  haben  die  betreffenden  Bestimmangen  etwas  ab- 
geändert nnd  die  Oiltigkeitsfrist  der  Ermächtigungen  des  Gesetses 
▼on  1877  verlängert.   Ancb  der  Steoerreformplan  von  1896  wollte 

die  Fortdaner  der  örtlichen  Verbrauchssteoem  anf  Bier,  Gas,  Elec- 

tricität  und,  soweit  darauf  eine  Steuer  schon  bisher  bestand,  aucli 
auf  Fleisch  unter  gewissen  Voraussetzungen  gestatten.  Die  ein- 
fache Veranlasrnnp:  der  Bier-  umi  der  Gassteuer  und  die  uicht  allzu 
schwierige  der  Fleischstciier  sprechen  für  die  Wahl  dieser  Ohjecte 
und  bei  Bier  und  Fleisch  wohl  auch  die  Stellung  dieser  Artikel  im 
GoDSom.  Aber  richtig  wäre  wohl  grade  in  Württemberg  die  lieber- 
lassnog  der  Weinstener  an  die  Gemeinden  nnd  als  Belencbtnngs- 
Steuer  wirkt  die  Gassteoer  zu  einseitig. 

S.  Gesetz  vom  2:1  Juli  1877  Art.  18  H..  Novelle  dazn  vom  25.  März  1887 
bis  Ende  Mflrz  181)7  .  Ei»  (»esetz  vom  12.  Miirz  1807  hat  dioso  V"crlnn?«rang:  bis 
Eudü  März  1899  gewubrt.  Nach  dcui  iScbcitern  der  bteuerrcforiu  steht  eine  veitcn 
Vcrlftofremnir  in  Ansflicht.  Hiernach  ww  die  Geoehmifran^  zur  Erhebang  Artlicber 
Yerbriiuchs<»t' ih'tri  auf  die  penaniilen  drei  Objecte  an  die  Yrtiaus-^otzun^c  grcknüpft. 
dttüs  der  (iciucindeschadcn ,  d.  h.  die  Gemeindeziisclilägc  zu  den  dn.'i  KatastersteacrB 
den  Betraf  der  Staatssteuern  übersteigen.  Auch  durften  diese  Verbrtuchöstcuern  nr 
solange  erhoben  werden,  als  die  Gemeindexusrlila;<:o  zu  den  genannten  directen  Staats- 
sfeucrn  mindestens  die  Hülfto  des  Betrags  der  lef?tcrcn  cni  ichtLn,  womit  für  di« 
hauptsächliche  directe  ücmeiodebesteuerung  eine  Grenze  nach  unten  festgesetzt  vird. 
die  durch  die  etwaire  ErtragsentvicUanf  der  Verbravcfasstenem  nicht  anfencbiillen 
wt-rden  tJnrf.  Das  Maximum  der  Fleischstencr  ist  6  M.  für  100  kg,  fttr  Bier  65  Pf. 
von  lOO  i,  für  (ias  4  Pf.  für  1  Ivbm.  Di*'  Fleisrhsteuer  wird  von  lebenden  Thieren  nach 
StQcksätzen .  die  Bier^foucr  als  Zuschlag  zur  staatlichen  Malzsteuer  und  Uebergangs- 
abgabu  erhoben.  (S.  Kiecke,  (^aupp,  v.  Reitxen Stein  a. a. 0.|  aber  daa  <iMetx 
Ton  1^7  Fin^rch.  B.  4,  1887.  8.  1112  ff.). 

In  Betreff  von  weiteren  Gemeindestenem  ist  noch  zn  erwlUuieD, 
dass  der  Ertrag  der  staatlichen  Hnndestener  in  deren  Normal- 
satz  (nicht  aneh  der  Erl  rag  des  neaeren  ünanzgesetzHehen  Zuschlags 

von  1  M.)  zur  Hüllte  der  betretenden  r«eii)eindc  (Ortsarmeocasse) 
zufällt  und  seit  18H0  auch  eonimiinalc  Zuschläge  zu  dieser  IStener 
zulässig  sind.  Im  Kelbrniplan  von  ISiMi  war  die  Üehcrlassung  der 
ganzen  Iluiidestener  an  die  Genieinde  beabsichtigt  Ferner  ist 
jllngst,  1S9;),  einer  neueren  »Strömung  in  Theorie  und  Praxis  sre- 
mäss,  den  Gemeinden  auch  die  Erhebung  eines  Zuschlags  zur  <uuv- 
lieben  Liegenschaf tsaccise  gestattet  worden.  Endlich  sind 
die  selbständigen  steuerpflichtigen  GemeindeeiDwohner  ancb  zu 
naturalen  Genieindediensten  verpflichtet,  wobei  aber  Stell- 
vertretung nnd  Ersatzleistung  in  Geld  statthaft  ist  nnd  Fuhrdtenste 
nur  von  Besitzern  von  Zugvieh  verlangt  werden  kOnnen. 

S.  Uber  Hundesteuer  ^o.  S.  215)  (iesctze  vom  16.  Jan.  1874,  20.  Juni  1875, 
2.  Joli  1889  (Max*  des  Zuachlaga  für  den  Hund  12  M.).  —  Ueber  die  Odücte 
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!  :•  u  enschaf tsaccise,  GesMz  fom  14.  April  1893.  Maximum  des  örtlichen  Zu- 
schlairs  0.80%  vom  Kanfjtri  u.  s.  w.  (neben  1.2  */o  Staatssatz,  ein  Snt;:.  aaf  den 
der  Xormalsatz  von  1  ^  ^  schon  seit  länger  in  den  Finauzgcsctzea  erhöht  wordcu  iöt), 
niaistenelle  Genebmlfonir  «rforderlich ,  doch  ebenfalls  Zallssiglsett  nnr,  wean  der 

T.  ,il?n-chlaff  zn  den  Kafastorstetiern  den  Staatsbetrag  ubersteigt  (s.  Schall  im 
FiD.arch.  B.  10,  1893.  S.  .>48  II.).  Ucbor  die  Gemeindedienste  ßestimmung:cn  mit 
im  Gesetz  rom  16  Juni  18j<o  {Art.  47  In  Verbindung  mit  der  cigentbUmlicheu 
cosotzlicbcn  Ordnung  des  Feuerlöschwesens  (Gesetz  vom  7.  Joni  1885^  stehen 
VerpflirhtTinjren  d»rr  fcuerwehrpflirhfigcn  Gemeindceinwohtter.  rli«  kciiirn  Dienst  leisten, 
zu  Jahrebbeiträgea  und  Abgaben  der  voq  der  Theiinahme  Dibpensirteo.  S.  (iftgg, 
Fin^h.  B.  11,  1894.  S.  798  ff.). 

Als  eine  Art  Gegenstück  zu  den  GemeindesteueiD ,  besoudera 
znm  .jOemeindeschadcn",  kann  man  in  Württemberg  die  hier  noch 
umtäDglicb  vorkommenden  genieindeblirgerlichen  Nutzungen  aus 
Gemeindevermögen,  besonders  aus  AllmeDden,  dano  aus  Uolz- 
bezügeD,  Weide-,  Streabezugsrecbten  u.  dgl.  mehr  in  Gej^enrecbnang 
bringen.  Dadurch  vemindert  sich  die  GemeiDdesteneriast  ftlr  die 
betreffenden  Berechtigten  nicht  noerheblieh,  in  den  1870er  Jahren 
am  1/^ — 1/3;  wie  weit  freilich  in  den  einzelnen  Gemeioden  nnd 
vollends  fUr  den  Einzelnen,  steht  dahin ,  jedenfalls  in  sehr  ver* 
schiedenem  Maasse. 

S.  Rieckc.  S.  lM"»  und  besonders  Kell  mann  im  Fiu.arch.  B.  1,  1894,  S.  695, 
nach  Mittheiiungcn  in  den  warft.  Jahrb.  1885. 

Zu  den  Geni'^indeumlagen  tr«'t<!n  nuvh  in  Württcnibcrs-  norli  citri  ii.'  Kirclien- 
uffllagen,  die  aber  bei  der  StaatsvcrpÜtchtung  lür  die  Kirchuubedurluisse  (s.  o.  b.  20Ü) 
nicht  eben  hoch  sind.   (S.  ebenfalls  Kollmaun  a.  a.  0.). 

Im  Ganzen  liegt  trotz  der  communaleu  Mitbesteiionui^  von 
Kapitalrenten  und  persönlichen  (Dienst-  n.  s.  w.)  Einkümten  und 
der  in  einigen  Gemeinden  nicht  unerliebiichen  örtlichen  Verbrauchs- 
fitenererträge  der  Schwerpunct  der  Gemeindebesteuerung 
vornemlich  in  den  Zuschlagen  zu  den  Katasterstenern^ 
also  wesentlich  zu  der  Real-  (und  der  Gewerbe-)Stener. 
Der  Dmck  nnd  die  Mängel  dieser  Staatsstenero^  welche  die  Schulden 
nicht  berücksichtigen,  mttssen  daher  noch  empfindlicher  werden, 
ond  dieser  Umstand  sollte  wiederum  die  Reform  der  directen 
Stenern  in  Staat  nnd  Gemeinde  sehr  dringend  erscheinen  lassen. 

§.  71.  G  e ni  e  i  n  d  e  .s t e  n er r e f 0  rm  (Plan  von  18^(5).  In 
Verbindung  mit  dem  Plan  der  lieform  der  directeu  btuatssteuem 
stand  denn  auch  der  weitere  Plan  einer  entsprechenden  Communnl- 
steuerreforai.  Zu  dieser  ist  auf  Wunsch  des  Landtags  ancb  im 
Jahre  18d6  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt  worden,  dessen  Aus- 
gestaltung, bezw.  Ab&ndemng  im  Einzelnen  aber  von  der  Durch- 
fbhrung  der  Staatssteuerreform,  namentlich  der  Eioftthrung  der 
ESnkommensteuerreform,  mit  abhängen  musste.   Er  ist  daher  auch 
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in  Landtage  noch  oiebt  darchberatben  worden.  Mit  dem  Scbeiteni 
der  Staat88tenerreform  miuste  dann  aneb  di^enige  der  Commnnal- 
stetiem  vertagt  werden.  Das  ist  aneb  wegen  der  nnmittelbaren 
Zielpnnete  nnd  Omndslltse  dieses  sweiten  Plans  bedaneriicb,  da 
dnrcb  ibn  eine  wesentliebe  Verbessemng  der  CommnnalbesteneroDg 
wohl  immerhin  schon  erreicht  worden  wäre. 

S.  Gesetxentv^arf  rom  27.  Juni  1896.  betr.  die  Bcsteaeraogsrechte  der  (iemeinden 
und  AmtskOrperechafken.  Haaptpuncte  daraoa  und  aus  den  Motiren  in  dem  Beriebt 
der  Finanzcommissioil  der  1.  Kammer  70m  2.  Mai  1898.  Mit  ähnlicher  BegründuDf 
wie  s.  Zt.  in  Preussen  und  mit  Anlehnunn^  an  die  Zielpuncte  der  dortisren  Iv'  form 
wirü  nach  dem  socialen  und  virthscbaftlicben  Cbaracter  der  Gemeinden  an  dem 
OrandsatE  fmdrebalten,  daas  „die  Ertragfleteuera  wie  bislier  ao  aoeti  ItQnfUfr  das  fi«ck- 
jcrat  der  Geni'  in(](;bi'stei)t'riini;  IiilJon"  inllsstori.  nainontlirli  für  1;I  iiio  Gomeinden  seica 
diese  Steuern  unentbehrlich,  die  blot»i>6  Etnkommeubeättiuerung  wurde  die  Sicherheit 
und  Stetigkeit  des  Gcmoindchaushalts  gef&hrdeu.  Deshalb  wurde  auch  als  richtige! 
Ziel  hinbestellt,  sobald  die  Verhältnisse  des  Staats  es  gestatteten,  die  Ertra^^teocra 
den  G(*ii)(iri'!i"ti  ausschliesslich  za  oln^rlnsstMi,  wonach  dann  auch  fit  -  '^cmrinii'^ri 
die  Laudubkatiu^ter  dieser  Steuern  örtlich  modihciren  und  so  den  Uatiptmaugel  der 
Ertrai^besteneraDif«  die  Starrheit  der  Kataster  und  die  mangelnde  Accomiiiedatioiia» 
falii«?keif  an  die  wechselnden  Vcrliriltnisse.  beheben  knnnfen.  Ntir  .weil  der  Staat 
hnanziell  auf  die  Ertragsstcucrn  noch  nicht  ganz  vernichten  könne,  auch,  wenigstens 
/.unäcbsU  nach  Einführung  der  Einkommensteuer  noch  nicht,  bcgiiu^:te  aian  sich  in  dem 
jetzigen  Plane  einstweilen  mit  einer  (^>rovisori9chen  Reform  der  Cnmniunalbeüteneraue. 
Die  Zielpuncte  nnd  Grnndztice  dieses  Planes  waren  d;irnach  die  foleendon.  Nach  Er- 
mässigung der  Staalssteucrsiitze  bei  den  Ertragssteucm  (s.  o.  S.  223)  sollten  die  Üb- 
jecte  dieser  Stenern  bereits  jetzt  in  stirkerem  Haaase  von  der  Gemeinde  bebstet 
werden  kniinen.  Den  Gemeinden  sollte  aiicl)  die  Bestenerunf?  des  (lesamuiten  Ein- 
kommens und  damit  eine  stärkere  Heranziehung  des  Kapital-  und  Kentcneinkommeos 
gestattet  und  durch  Einführung  sonstiger  Steuern  ihnen  doch  ermöglicht  werden,  die 
£rtra:<:sstouem  in  ertriKlicbem  Maasse  zu  halten.  Wlhrend  dann  durch  die  Belm 
die  Einkommensteuer  für  den  Staat  die  Hauptsteuer.  diV>  v  >rbleibenden  Ertragssteuera 
die  Ergänzungssteuern  im  directen  Steuersystem  geworden  wären,  würde  sich  das  Ver- 
hiltniss  liei  d^  Gemeinden  in  Betreff  dieser  beiden  Arten  nmgekobrt  geetaltet  haben. 
Die  drei  Krfntgssteuern  der  Kiitasterfrruppe  blii-hen  der  Kern  der  ilirertcn  (leuieinde- 
bestcuerung,  wurden  aber  ergänzt  durch  die  Kapitalsteuer-Zuschlägc  (in  halbem  Satz 
des  Frocentzuschla^  zu  den  drei  genannten  Steuern ,  wobei  die  Gewerbesteuer  aar 
nach  reducirtem  Kataster  anzo<>etzen  war,  im  Maximum  aber  mit  1  ^'/^  das  steaerbaren 
Kapitalertrags).  Dazu  die  Wandergewerbe-  und  die  den  Gemeinden  ganz  zn  tiW- 
laasende  Hundesteuer.  Die  Ergänzung  dieser  Besteuerung  sollte  dann  durch  die  Ein- 
kommensteuer erfolgen,  die  den  Gemeinden  zng&nglich  gemacht  vnrde,  aber  unter 
Bestimmungen  und  Voraussetzungen,  welche  in  tr.  uis-c  ne/.it  hunif  zu  der  commanalea 
Ertragsbestouerung  gebracht  waren.  Wenn  nemlich  die  Umlage  der  drei  Kati^r* 
steuern  2  der  Katastersumme  überschritt,  waren  die  Gemeinden  berechtigt,  was» 
sie  8  "/o  Uberschritt,  waren  sie  verpflichtet,  Zuschläge  zur  Einkommensteaer  anfirälegen. 
Dabei  sollte  ilie>«er  Zuschlag  r  m  der  Koi^el  '3  "  „  dt  »  sf.  iierbareii  Einkommens  nicht 
übersteigen,  in  Betretf  der  hoastigen  Steuern  war  die  Fortdauer  der  Wohn-,  Ver* 
braocbBstenem,  Zaacblife  zur  Liegensebafiaacdse  nnd  die  Einftbrang  von  LnsAeiiwiti- 
Stenern  in  Aussieht  genommen.  Wie  oben  schon  bemerkt 

Dieser  Reform plau  bewegt  sich  m  in  seinen  Gnindzügeu  in 
der  Richtung  der  preussiBcben  Communalstenerreforni,  und  mit 
Recht,  tiod  schmiegt  sieb  doch  auch  wieder  den  beBtebenden  Vor- 
hältoissen  passend  an.  Es  ist  wohl  wahrscbeinlicb ,  dass  aneb  er 
bei  der  xu  hoffenden  Wiederanfnahme  der  ganzen  fieform  so  oder 
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Sbolieh  später  zvl  Stande  kommt  nad  so  aoch  die  erwttnsehte  An- 
Bfthenmg  nord-  nnd  sttddentsoher  directer  Bestenernng  im  Staate 
ond  bei  den  Gemeinden  erfolgt.  Wem  man  in  Wörttemberg  nicht 

gleich  so  weit  wie  in  i'jcussen  zu  gehen  wagt,  die  gauzc  sUat- 
helle  Ertragsbestenerung  den  Gemeinden  zu  überlassen,  was  för 
den  Staat  auch  erst  die  Einführung  einer  Vermö^jenssteuer  statt 
der  Ertragssteuern  zur  höheren  BelastUTiir  des  l'undirt*  ii  Einkommens 
bedingen  würde,  so  hiingt  das  wieder  mit  der  ganzen  Finanzlage 
zusammen,  insofern  aber  auch  mit  der  particularen  Staatsbahn- 
politik des  für  eine  solche  zu  kleinen  Staats,  weil  diese  Politik  die 
Fmanslage  ungünstig  beeinflasst.  Auch  hier  zeigt  sich  wieder  die 
beTor^ngte  finansielle  Stellang  und  Lage,  die  Prenesen  seiner 
Staatsbahopolitik  verdankt 

§.  72.  Die  Besteuerung  der  Am  t  s  k  ö  rpers  c  haften. 
Auch  diese  Körper  sind  zunächst  auf  den  Ertrag  ihres  Vermögens 
angewiesen,  dann  fliessen  ihnen  gewisse  Geldstrafen  zu.  Ihr  Be- 
steneningsrecht  nmfasst  die  Betheiligung  an  der  Belastung  der 
beiden  staatlieben  Fassionsstenern  in  der  Concurrenz  mit  den  Ge- 
meinden,  indem  ihnen,  wie  erwähnt  (S.  237),  von  der  im  Ganzen 
zttlftssigen  eommnnalen  Bestenening  der  Kapitalrenten  nnd  Dienst- 
nnd  Bemfseinkommen  n.  s.  w.  mit  1  %  davon  Vs  ih'®  beson- 
deren Zweeke  enstebt  Dazu  kommt  dann  das  Becht,  ihren  weiteren 
ordentlichen  Bedarf  durch  Zascbläge  zn  den  Katasterstenem  zu 
decken:  der  sogen,  „A mtssch aden".  Dies  geschieht  in  der 
Weise,  dass  das  Erfordemiss  auf  die  Gemeinden  des  Amtsbezirks 
nach  Verhältniss  der  steuerptlichtigen  Objeete  der  Katastersteueru 
uod  in  der  Gemeinde  nunmehr  (seit  1827)  nach  dem  Kataster  auf 
die  einzelnen  Ubjccte  (Grundstücke,  Gefälle,  Gebäude,  Gewerbe) 
umgelegt  wird. 

Letzteres  Verfahren  i^t  zxrar  nicht  gesetzlich  rorgeschrlebeo ,  orfolgt  indesäon 
tbfttaiclüich,  es  köaute  aa  »ich  auch  der  „ AmtäscliaduubeträU^' ,  den  die  Gcmeiuden 
doeien  mOasen,  einfach  ab  Ganzes  zam  Gemoindescliadcii  geschlagen  nnd  ougetrennt 
ebenso  vic  dieser  zur  Uuiiagc  gebracht  wcrdcu  {».  M  otive  zum  Beformentiiriirf  ron 
1^96).  —  Filr  die  ^onst  erwähnten  Puncto  haben  die  schon  citirtcn  (jcsetzo.  spccicll 
die  vüiu  C.  Juh  l&4y,  15.  Juni  Ibb'd,  5.  Üct.  lSo8,  28.  April  23.  JuJi  1877 

die  VonelirifteB  gotrofiea.  S.  Riecke,  S.  271,  Gaapp,  S.  196.  —  Die  Wander- 
in g  er  und  Hatisii  r^f  e  wt  rhe  sind  in  WürtlcmbciL'.  wie  die  stehenden  Gewerb 
d^  Cenunuaaktcuer  der  Oomeindcn  und  Amtskörper  mit  unterwojfen.  Govis^c  FäUe,  in 
denen  die  Hausierer  frei  blieben,  u.  A.  auswärtige,  sind  durch  dn  Gesetz  ?oin  23.  Mai 
1890  der  SleucrpHicht  in  den  Amtskörpern  mit  unterworfen  worden.  (S.  Zell  er, 
Fiii.an;h.  B.  d.  10d2«  &  312«  Schall  eb.  B.  10.  &  547.) 

Die  Besteoentog  der  AmtskOrper  ist  bieraacb  nuBScbliesslicb 
eine  direete  uod  weit  Überwiegend  wieder  eine  Ertrags- 
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bestefterang  der  Realitäten  and  Gewerbe.  Handelt  es 
flieh  hierbei  ancfa  nm  viel  kleinere  Betrftge  als  beim  „Gemeinde- 
schaden'',  gegenwSrtig  knapp  nm  ein  Viertel  des  letzteren  im  Staats- 
dnrcbsehnitty  so  werden  doch  wieder  dieselben  Stenerqnellen 

in  der  nemlichen  Form  abermals,  daher  zum  dritten  Male, 

nach  und  neben  den  t)taat88teuern  und  den  Gcaieindczuscbliigen, 
belastet  So  müssen  sich  auch  hierdurch  wieder  Druck  und  Mangel 
der  Katasterstenern  emptindlicher  gestalten.  Die  übrigen  Einkünfte, 
die  Kapitalzinseu  und  die  persönlichen  aus  Arbeits-,  Dienst-  und 
Berufscinkommen ,  werden  toh  der  Communalsteuer  nur  schwach 
getroffen.  Gründe,  welche  abermals  die  Keform  der  directen  jätaats- 
nnd  Oommnnaibesteaerang  notbwendig  erscheinen  lassen. 

Nach  dein  Keformidan  von  1896  sollten  die  Amtskörper  unmittelbar  nur  die 
Einnahmen  ans  der  VV'andergewerbesteuer  weiter  beziehen.  Der  son^tia-c  Steiicrbedarf 
sollte  auf  die  Gemeiiidcu  als  (iauzeü  —  ohne  Zwang  zur  Induiduah'tirtheiluüg  ia 
d«r  Gemeinde  auf  die  einzelnen  Sleoerobjecte  und  Subjecto  —  vertheilt  werden  and 
zwar  nach  V<'rhaltnisj>  der  Kafastcrbf'fr.'if^e  an  Grund-,  Gebäude-  uml  Gewerbestcaer 
und  der  steuerbaren  Beträge  an  Kapital-  und  Einkommensteuer  in  jeder  Gemeinde. 
Dabei  ab«r  sollten,  nm  den  Onrndsatz  der  Bestenemog  nach  dem  Interesse  festznbalten, 
die  Katastcrstcuern  voll,  die  Beträge  der  Kapital-  und  Einkommensteuer  nur  mit  ein 
Viertel  zur  Bemessung  der  Zn-srlilit^e  für  den  Amtsschaden  angerechnet  werden, 
immer  etwa^  uicihaniscbc  Be&ummuijgen,  die  aber  dock  wohl  mit  Kccht  wie  bisher 
die  Amtsstencm  vorwiegend  auf  die  Bealit&teii  und  Gewerbe  leften. 

Communalsteuer-8tati8tik. 

§.  73.  Ans  den  maneherlei  eingehenden  nnd  interessanten 
Materialieni  welche  vorliegen,  sollen  hier  nnr  zur  Orientirong  Uber 
die  Gesammtbelastnng  nnd  Uber  die  finanzielle  Bedentong  der  ein- 
zelnen Stenerarten  nnd  die  Verbreitnng  der  indireeten  Verbrauchs» 
Stenern  in  den  Gemeinden  einige  wenige  Daten  hrnngezogen 
werden. 

S.  Kicckc,  Vcrfass..  S.  226,  deri.  im  Fin.arcL,  B.  8,  1891,  S.  420  IT.,  Koll- 
inann  eb.  B.  1,  1B84.  S.  626,  695.  Motire  zum  Geeett  Uber  Ortl.  Verbrancbssteaem 

im  Fln.arcb.  B.  4,  l^sT,  S.  111-1  ff.,  minist.  Denkschr.  von  ISOr.,  eb.  Bd.  12,  1895, 
S.  729,  Daten  in  dem  Statist,  Handb.  Uber  die  Örtlichen  Yerbrauchsabirabea ,  so  im 
Jahrgang  1897,  S.  244. 

Wie  tiberall  in  Deutschland  und  meistens  auch  sonst  in  den 
Cuitiirstaatcu  bat  im  Laufe  dieses  Jaiiriiiiiiderts  der  Steuerbedarf 
der  Gemeinden  und  Verbände  (Amtskfu-per)  auch  in  Württemberg 
stark  zugenommen,  vollends  in  neuerer  Zeit,  ähnlich,  zum  Tbeil 
noch  mehr  als  der  Staalssteuerbedarf.  Da  er  i^rösstentheils,  in 
der  grossen  Mehrzahl  der  Gemeinden  allein,  durch  directc  Steuern, 
in  Württemberg,  wie  gezeigt,  weit  Überwiegend  durch  Zuschläge 
zu  den  die  Realitäten  nnd  Gewerbe  treffenden  Katasteiatenem 
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gedeckt  wird,  leigt  grade  diese  Kategorie  der  Bestenerang  eine 
besonders  starke  Zunahme  der  Ertrüge ,  damit  der  Belastungen, 
mindestens  absolut,  snm  Theil  ancb  relatiy,  nnd  eine  gH5ssere  als 
die  bezügliche  directe^  ja  selbst  als  die  gesammte  directe  Staats- 

besteoeroEg  (Tab,  42,  oben  S.  218),  obwohl  hier  der  Ertrag  der 
Fassiongstenern  sich  so  bedeutend  gesteigert  hat.  Bei  der  grossen 
V'erschiedenheit  der  communalen  .Steuerlast  in  den  einzelnen  Ge- 
naeinden  und  »Staatskörpern  gestaltet  sich  dies  V'erhUltniss  freilich 
in  beiden  letzteren  vTesentlich  anders  als  im  ganzen  Staatsdnrcb- 
sclmitt.   Die  folgende  Tab.  47  zeigt  die  Gesammtentwickluug. 

Tab.  47.   Gemeinde-  und  Amtsschaden  (Zuschl&ge  in  dtn 
Katasterstoaern  (in  1000  M.)- 

Gcmcindc  Aeintcr  zusamineo 

1819/20         1.182  1.294  2.47(> 

1831/32         1.315                  708  2.023 

1868/G9         1.018  4.634  5.652 

1875  76           —                   —  11.112 

1887/88          —                 —  14.700 

1890/91  c.13.0  c,3.0  16.0.54 

Ansscrd»  m  betrufr  der  Zuschlag  zu  <lcn  Fassionsstcnern  1868  G9  Gemoiudo 
0I2.OOU.  Amtsliörper  72.000.  zusammeft  3C4.000,  1877y 78  zusammen  787.000.  1890/91 
c.  1  HiU.  M. 

Schon  1?75  betrug  der  Gemeinde-  und  Amtsschaden  (s.  0.  Tab.  42.  S.  228) 
c.  11  ®  ■  j  uiL'hr  als  die  ganze  directe  Staatsstencr  und  10^,2  der  staatlichen  Knfa^^tcr- 
hteuer»,  im  JaLrc  1^90  war  er  191.8  der  lutztcreu.  Die  relative  Höhe  im  Ein- 
xcJoeD  crgiebt  sieh  us  folgender  Tabelle  48. 

Tab.  48.  OemeiadeBchaden  (Uinlagen  aaf  Sealitlten  und  Geverbe) 
in  */o  der  Staatscteaor.   Zahl  der  Gemeinden. 

1877/78  1890  91 

Obn<^  Umlagen  204  128 

Bis  100  7o  748  371 

100-150  465  1  -flo  70- 

150-200  268  / 

200—250  130  I 

250-300  63  }  225  627 

300-400  32  J 

Uber  400  •/»  6  49 

Samme  1911  1911 

Dies  trotz,  der  inzwischen  auch  gesteigerten  Staatssteuern  dieser  Kategorie.  Die 
eiscliwertc  Finanzlage  i^t  frsi'  htlit  Ii.  Durrh  die  Züschl.'iiri-'  für  dio  Aintskorper.  welche 
jetzt  fast  V4  (icmcindezuschlägc  ausmachen,  ist  üc  noch  weiter  erschwert.  Der 
in  einer  Gemeinde  vorkommende  bflcbste  Znscblkf  war  1890,91  790  "  V  Der  Amts* 
{»cbaden  bewe(:to  tich  im  Minimum  und  Maximum  in  den  verschiedenen  Amt^kOrpern 
zwischen  14.0IKI  und  Tfi.ftOO  M.  mn\  zwiM  lu  n  14.2  und  88  ^ V,  der  Staatssteticr.  Dio 
Zuschläge  zur  Kapituirciitea-  und  Einküumciiateuer  kommen  vornemlich  nur  111  den 
fff^seeren  Stfidtcn  in  Betriebt,  besonders  in  Stut^^art  Daher,  neben  anderen  Gründen 
und  wcpcn  di  r  Miil>onnt7unc:  von  VorlirivindisstcTiern .  hier  nfters  relatir  kleinere  Zn» 
schlüge  zu  den  katastcrsteoeru  als  in  den  Ideineren  Ciemeioden. 

Die  Utero  Barver-  vnd  Wobnstcner  hat  1860/61  darchschniilHch 600.000  U. 
ioi  ganzen  Lande,  1877/78  in  di-n  fiemeindeu  mit  tlber  4<K)0  Einwohner  c.  350  000  M., 
die  neuere  Wohnsteuer  und  lu  co^niition^ir.djnlir  »m  1891  an  300.000  >r.  crsi-bon. 

Die  örtlichen  Verbrauciissleucrii  nach  dem  (iesctz  von  1<^7T  licdtunden 
1879/80  in  15, 1885;86  in  22, 1886.87  in  24, 1890/91  in  25, 1896/97  in  35.  Andn^  1899 
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in  48  (icinoindcn,  der  Gesammtcrtnir  war  in  di<»en  Gcmciodcii  in  1!^79;80  1.314  000  M. 
(abzüglich  RilckrereUtöiig),  l>^?<r>  Ki  iaK).4000  M.  roh,  1,574.000  r- in  Erhebunjrs- 
kostcii  4.8H«'  „^,  1H89/90  bc^w.  l.OOO.OtK^  und  1.812  000,  li^l)6;97  huv.  2.819.U00 
und  2.208.000  M.  (Erbcbungbkostoa  4.81  ^  »).  Verglichen  mit  dem  (ionieiniioschadeil 
freilich  aller  Gemeinden  im  jrmzfn  Staate,  c.  13  Mill.  M.,  war  um  L^'.mi  dieser  Eiimtr 
der  Yurbrauclisiiteuöra  also  ca.  14.6  %  dcd  crstcrcu.  lu  uiuzdocQ  Ucmciadco  ist  die 
direeto  GonniaiialBtooerlast  darch  die  Verbnnclissiöiier  erlieblieh  urieiehtert  Vörden. 
1879/80  betrugen  in  Stuttgart  die  Verbrauch&steuerertragc  87  der  staatlichen 
Kafastcrsteucru ,  <Jlt  nemLin^l.jsclia'lon  181.1  o'^.  issr,  vp,  auT  den  Kupf  H  M.  ^1  Pf. 
1894  95  standen  in  dieser  Stadt  dcu  Zuschlagcu  zu  den  KauistcTstcuorii  im  Betrage 
von  2.616.000  M.  der  Ertrag  der  Verbrauchssteuern  mit  1.032.000  M.  gegenüber, 
also  mit  no.  l  "  ^  jeiiL-r  (.tädt.  stat.  Jalirb.  I?.  G.  S.  .'^r,-,,  1896,  97  war  der  K.h ertrag 
1.147.04U,  die  Erhebuufskostcu  40  000,  der  Kcincnra^  M 07  000  M.  ^WarticmberiT. 
statisöscbes  Jalirbuch).  Auf  die  l!>*leiscbHtener  kam  ?oin  Oesammtenrag  aller  commn- 
naleo  Verbrauchssteuern  1889,90  Uber  die  llalfto  (938.000  M.\  über  ein  Drittel 
auf  Bier  (686.O0O  M.),  der  liest,  fast  ein  Siebentel,  anf  Gas  (2>^1.0ifo  M  >.  iss(|\s7 
hatten  von  24  Gemeinden  4  alle  3  Steuern  (Stuttgart,  Essliugeu  ,  ilcilbionn,  (imUud\ 
9  (darunter  Ulm,  Cannaiatl«  Keutlinfco)  die  Bier-  und  Fleiscbstencr,  11  (darunter 
T(lbing:onl  nur  die  Biersteuer.  Die  ]5ier-.tcner  wurde  allgemein  im  Maximais.itz  v  -n 
65  Pf.  vom  Hektoliter  erhoben,  die  iricisch&tcuer  iu  6  (daraotor  Stuttgart.  Uliu)  von 
13  Städten  im  Itoimalsatz  von  6  Pf.  rom  Kilog^ramm,  in  den  anderen  rerscbiedent- 
lich  nicdrijrer,  zu  5,  4,  2  Pf.,  die  Gassteuer  zum  Maximalsatz  von  4  Pf.  für  das 
Kubikmeter  in  2  Martintor  Sfnttffart),  zu  3  und  2  Pf.  in  2  anderen.  Im  Jahre  l>s97 
bestanden  aiie  3  Steuern  nur  noch  in  3  (^Stuttgart.  Esslingen,  Heilbronn\  die  Flcijich- 
and  ßiersteuer  in  12,  die  Biersteuer  allein  in  20  Orten,  zusammen  »^5  (Vorordnnnf 
vom  27.  Mar/  S- ifd- in  bis  Ende  1*^".'^  ist  iioeli  13  Gemeinden  (darunter  s-^lb^t 

einer  Tboilgcmeindc)  die  llinfuhrung  der  liierütcuer  gu^ttet  worden.  Vom  Krtrag 
fiel  1896/07  auf  Fleisch  1.199.000.  Bier  82(^>,000,  Gas  301.000  M.,  in  Stnttgart  aUein 
bczw.  623.000,  2(;8.000  und  25G.00O  M.  Die  Finanzlage  der  Gemeinden  mit  Ver- 
brauchssteuern galt  bei  dem  Reformplan  von  1896  allgemein  als  eine  solche,  welche 
die  Beseitigung  dieser  Steuern  und  deren  Ersetzung  durch  direeto  nicht  opportun 
erscbeinen  laase,  wosbalb  diese  indirecten  Abgaben  nach  in  Zukunft  den  Gemeinden 
bedingnngswcisc  «restattet  werden  sollten  (s.  o.  S.  240^. 

In  der  einzigen  g(0:»creu  Stadt  doi  Landes,  in  Stattgart  (1895  mit  158.0t^HJ 
Einwoboern,  die  zweite,  das  alte  Ulm.  bat  nnr  89.000)  irar  in  1894  95  (städr.  stat. 
Jahrb.  «.  a.  (>.)  der  Ertrag  der  Zuschlü^re  zu  den  directen  Steuern  3.091. OoO  M.,  davon 
zur  Grund-  und  ni  bätifle^tcnor  1.340.(X)C',  zur  (iewerbestener  vom  stellenden  (»ewerbc 
1.270.0(X),  vom  Wandergewerbe  6000,  zur  Kapiialrenteustcucr  357.0UO,  zur  Dienst- 
und Bernfiteinicommensteuer  118.000.  Die  Verbrauchssteuern  gahoa  1.082.000.  die 
(irundl'eMtzw.  t  hselabgabe  200.000.  der  Plb^ster^oll  28.(K»0.  der  Antheil  au  der  Hunde- 
.steuer  55.0OU,  die  Wohnstcuer  u,  s.  w.  141.0(J0  M.,  der  gcsammte  Steucrortrag 
4.552.<K)o  M.  Kechnet  man  diü  Wohnstcuer  zu  den  directen.  und  fasst  alle  die 
anderen  nU  indirecte  zusanimcD,  BO  kommen  auf  jene  71,  auf  diese  29  tuf  den 
Kopl  bezir.  21.26  und  Ö.69.  zasammcn  29.97  M. 


Digltized  by  Google 


^    ..L  o  i.y  Google 


Lehr-  und  Haudbucli 

der 

politisclieii  Oekonomie. 

In  einzelnen  selbständigen  Abtheilungen. 

In  Verbindung  mit 
A.  Bnchenberger  K.  Bücher  H*  Dietzel 

grovsb.  bad.  Finaasmizüster  Profecsor  der  8teti«ük  «ad  Prttfa— or  der  8tMt«wiM«n> 
in  Kttlanüi«  NationalttkoiioiniAin  Leipiiff  »lAafttti  in  Bonn 

und  Anderen  bearbeitet  und  herausgegeben 

von 

Adolph  li  aieriier 

Professor  der  8t»at«wisfteD«cbaften  in  Berlin. 


Vierte  HauptabtheiluDg: 

Finanzwissenschaft. 

Vierter  Theil: 

Specielie  Steuerlehre.  Deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts 

Ton  A.  Wagner« 


Zweiter  Halbband« 


Leipzig. 

G.  F.  Winter'sche  Verlagshandlnng. 

1901. 


Digitized  by  Google 


rinanz  Wissens  cliaft. 


Von 

Adolph  Wagner. 


Vierter  Theü. 

Specielle  Steuerlehre. 

(Praxis  der  Bestenenmg.} 

» 

t 

Die  deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts. 

(Staats-,  Communal-  und  Reichsbesteuerung.) 

Zweiter  Halbbandi 

Baden.  Hessen.  Elsass- Lothringen.  Meeklenlinrg. 

Sämmtliche  Kleinstiuiteii.    Deutsches  Kelch. 

(Mit  Nachtragen,  auch  zum  erstea  Halbhand.)  • 


Leipzig. 

C.  F.  Winter'sohe  Verlagshandlang. 

1901. 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


Albert  Scliäffle, 

dem  grossen  socialukonüuiischcn  Forscher  und  Denker,  ' 


in 


fucligeuöbsLsclier  Hocliuckiiiug 

uud 

in  dankbarer  \  erelirung  des  ^ScliUlers 

als  nachträgliche  Gabe 


zum 


siebenzigjährigen  Oeburtstag 


ilargebrachfc  vom  Verfasser 


Adolph  Wagner. 


Digitized  by  Google 
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zuiu  zweiteu  Halbbande  und  zum  gesammten  \'ierteii  Theil 

der  Finanzwissenschaft. 

Der  zweite  Halbband  folgt  dem  ersten  erst  nach  vollen  zwei 
Jahren.   Diese  Zeit  babe  ich  zur  Ansarbeitung  gebrancbt,  wobei 

ich  fast  meine  ^anze  für  litterarische  Arbeit  verfligbare  Zeit  dem 
Buche  widmete.  Das  Zusaiümenbnugen  und  die  Bearbeitung  der 
Fülle  des  Stoffn  war  mühevoll. 

rTe«ren  nieineii  Wunsch  und  trotz  alles  meines  Ilinstrehens  auf 
möglichste  Zusamnienziehuug  des  Stoffs  und  nieiuer  Darstellung  ist 
aus  dem  zweiten  Halbbande  auch  ein  weit  mehr  als  um  das  Doppelte 
stärkeres  Buch  geworden,  als  der  erste  üalbband.  Sollte  aber  ein- 
mal jeder  der  Stenerverfassaogen  der  im  beutigen  Deutschen  Reich 
bestehenden  Einzelstaaten  und  wenigstens  den  Gmndzttgen  ihrer 
'  Entwicklung  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  eine  ▼eiständliche  und 
belehrende  Darstellung  gewidmet  werden ,  so  Terlangte  das  den 
Baum,  den  ich  schliesslich  daran  gewendet  babe.  Es  ist  dabei 
allerdittgs  nicht  hei  jedem  Staate  ganz  gleich  yerfahren  worden. 
Obwohl  ich  Preussen  und  den  grOssten  Mittelstaaten  am  Meisten 
Kaum  widmen  wollte,  der  grösseren  allgemeinen  Bedeutung  ihrer 
üesteueruüg  gemäss,  Hess  sich  doch  die  Behandlung  der  eiuzelneu 
Staaten  nicht  nach  einer  Schablone  durchlulircn.  Besonderheiteu 
emzelncr  Mclu  i  vertnssungen  und  Steuerarten  verlangten  ihre  eigene 
Berücksichtigung,  damit  aher  auch  immer  mehr  Raum,  und  je  nach 
dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  richtete  sich  Art  und  Um- 
fang der  Behandlung  auch  notbwendig  mit. 

So  sind  denn  die  Abschnitte  der  in  diesem  zweiten  Halbband 
noch  behandelten  Staaten  Baden,  Hessen,  Elsass^Lotbringen,  auch 
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der  HaDsestttdte  yerbältDusmässIg  etwas  amfaDgreicber  und  aueb 
etwas  inbaltreieber  als  die  Abscbnitte  der  im  erBten  Halbbaade 
bebandelten  geworden.  Die  Darstellung,  wenn  aneb  überall  sieb 
tbnnlicbst  anf  das  Hanptsäcblicbe  bescbrftnkend,  ist  immerbin  etwas 

eingebender  und  reicher  ancb  an  Einzelheiten.   Gerade  die  Be* 

Steuerung  jener  i^enauutcn  Staaten  bat  aber  aucb  manches  Kigen- 
artip:e,  das  von  allgemeinerem  finanzwissenschaftlii  litu  iuieresse  ist. 
Das  Jaiehüland  habe  ich  mit  einer  gewissen  \ Orliebe  behandelt, 
da  die  Ueberfübruug  der  frauzüsischen  Verwaltung  und  Besteuerung 
in  die  deutsche  mir  als  ein  besonders  interessantes  Problem  er- 
schienen ist  und  der  deutsche  Politiker  daran  auch  seine  Freude 
hatte. 

Kürzer  ist  die  Bestenernng  der  Kleinstaaten,  Mecklenburg  dazu 
gerechnet  I  dargestellt  worden.  Aber  die  EigenthUmlichkeit  der 
meelüenbnrgiseben  Dinge  verlangte  doeb  aneb  ibr  Recht,  nnd  Olden- 
bnig»  Brannscbweig,  Anhalt,  Sachsen -Weimar,  als  noch  etwas 
grossere  Kleinstaaten ,  sind  ebenfalls  immerbin  noch  etwas  ein- 
gebender bebandelt  worden.  In  möglichster  Ktlrze  ist  dagegen 
die  Darstellung  der  zehn  übrigen  monarchischen  Kleinstaaten  ge- 
geben, freilich  zusammen  immer  noch  auf  e.  3ö  leiten.  Bei  diesen 
und  den  anderen  Kleinstaaten  erw  ies  es  sich  auch  noch  mehr  als 
bei  den  grösseren  ►Staaten,  wo  das  immer  nur  kurz  berührt  worden 
ist,  nothw  endig,  auf  das  Domanialwesen,  die  finanzielle  AusöUitiaiJ^ 
der  FiirstenhUuser  u.  s.  w.  etwas  mit  einzuziehen,  w^eil  bei  dem 
eugen  Zusammenbang  dieser  Dinge  mit  den  Finanzen  und  bei  der 
KUckwirkung  der  Regelaog  derselben  auf  die  Bestenernng  nur  so 
die  Stellung  der  letzteren  genügend  deutlich  gemacht  werden  konnte.  ^ 
Dass  dagegen  von  dem  weit  wichtigeren  und  grossartigeren  Finanz- 
nnd  Steuerwesen  der  Hansestädte,  besonders  Hambnrgs,  zum  Tbeil 
auch  Bremens,  wieder  eine  etwas  genauere  Darstellung  gegeben 
wurde,  glaube  ich  sachlich  rechtfertigen  zu  kOnnen. 

Bei  den  Mittelstaaten  allgemein,  bei  den  Kleinstaaten  dagegen, 
um  die  Darstellung  nicht  noch  umfassender  werden  zu  lassen,  nur 
ausnahmsweise,  so  bei  Braunschweig,  Anhalt,  ist  die  Communal- 
besteucrnu^;  neben  der  ^Staatsbesteuerun;;  mit  behandelt  worden. 

Lnii'an^reiche  Nachträge,  auch  zum  ersten  Halbbaude,  aber 
auch  noch  zu  den  einzelnen  Ab>chuitteu  des  zweiten,  da  diese  iui 
l^aulc  des  Jalires  l^uiO  nach  und  nach  im  Mannscript  bereits  ab- 
geschlossen worden  sind,  besonders  mit  Thatsachen  aus  den  letzten 
zwei  Jahren         und  1^00,  sind  am  ächluss  beigefügt  und  führen 
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80  die  Daratelliing  gerade  bis  zum  SchlaBs  des  19.  JahrhiindertSi 
also  bis  Ende  1900,  sierolieb  genau  tiberall  fort. 

Der  grosse  Umfang  der  die  fiinzelBtaaten  bebandelnden  Ab- 

scliDitte  in  diesem  zweiten  Halbbande  (401  Seiten,  gegen  241  des 
ersten  Ilalhbaniis,  davou  -Uü  auf  die  drei  Mittelstaaten,  2U1 
aui  die  übrigen  Kleinstaaten)  und  die  Gritsse  der  Arbeitslast,  der 
ich  mich  immer  weniger  im  Laute  der  Arbeit  gewachsen  ttthlte, 
hatten  mich  eine  Zeitlang  bestimmt,  mit  der  Darstellung  der  J)e- 
steuerung  der  Eiuzelstaaten  den  Band  zu  schliessen,  das  Reich  und 
seine  Vorläufer,  den  Zollverein  und  den  Norddeutschen  Bund,  einer 
etwaigen  Fortsetzung  für  später  yorznbebalten.  Indessen  fühlte  ich 
doch,  dass  dann  die  „dentsehe  Bestenerang  des  19.  Jahrhunderts** 
za  sehr  Sttlekwerk  bleiben  würde.  So  h^e  ieh  sehliesslieh  wenig- 
stens noch  die  Re ieh sbesten er  ang- selbst  vollständig  mit  in 
die  Darstelinng  in  diesem  Bande  einbezogen. 

Aber  aus  Klicksichten  auf  den  Kaimi  und  weil  der  Abscbluss 
des  Bands  sich  dann  noch  erheblich  langer  hingezogen  haben  wUrde, 
habe  ieh  allerdings  doch  wesentliche  Beschränkungen  in  diesem 
Abschnitt  eintreten  lassen.  Ich  habe  die  Entwicklung  in  der  ZoU- 
vereinsperiode  und  daher  auch  zum  'Jlieil  diejenige  des  Zollwesens 
nud  der  inneren  Verbrauehssteaern  in  den  Einzelstaaten  vor  und 
während  dieser  Periode  nicht,  wie  ursprünglich  mein  Plan  gewesen, 
mit  dargestellt,  nur  Einzelnes  daraus  bertihrt  Femer  habe  ich  in 
dem  Absehnitt  Uber  die  Reiehsbestenernng  mieh  wesentlieh  auf  die 
DarateUnng  der  zur  Geltung  gelangten  Gesetzgebtmg  selbst  be- 
schränkt ,  ohne  auf  die  maneherlel  vergeblichen  legislativen  Ver* 
saehe  (Tabak-,  Branntwein-,  Stempelstenem  n.  s.  w.)  näher  ein- 
zugehen. Endlieh  ist  das  Zollwesen  nur  na  eh  der  finanziellen 
Seite,  wonach  es  freilieh  aneh  allein  in  dieses  Werk  gehört,  be- 
bandelt worden,  nicht  näher  nach  der  doch  im  Grunde  wichtigeren 
Laudelspolitischcn  uiuL  auch  nicht  genauer  nach  der  zolltecbnischen. 
Allerdings  hängen  alle  diese  Seiten  enge  zusammen.  Ich  musste 
mich  aber,  wcni|j:stens  fttr  jetzt,  beschränken,  wenn  der  Hand  nicht 
einen  ganz  un^eine^^sencn  l-mfang  erlangen  and  meine  gegen- 
wärtige Arheitskratt  nicht  versagen  sollte. 

Die  Schiassabschnitte  (§.  212— 21G)  m(ichte  ich  zu  besonderer 
Beachtung  empfehlen,  namentlich  die  Ausführungen  in  §.  215  und 
216  tlber  die  reichsreehtliche  Regelung  der  Landes-  and  Einzelstaats- 
besteaemng  und  der  Beziehungen  zwischen  den  fieichs-  und  Landes* 
finanzen.    Sie  sind  das  Ergebniss  langjähriger  Studien,  speciell 
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der  in  diesem  Werke  zusammengefassten  und  langen  and  wie  ich 
glaube  eindringlichen  Naehdeokens  Uber  die  hier  vorliegenden 
Probleme.  Vielleicht  auch  etwas  —  meines  politischen  Standpnnets, 
den  man  Ton  gewissen  Seiten  als  einen  za  „nnitarischen"  an- 
greifen wird.  Das  mnss  ich  hinnehmen  und  nehme  ich  ohne  Sehen 
hin.  Wenn  im  ganzen  Werk  nnd  besonders  da»  wo  ich  deutsche 
mit  anslfindischen  Verhältnissen  vergleiche,  ein  gewisser  fireadiger 
Stolz  in  diesem  Werke  eines  sonst  so  trockenen  Stoffs  dorchklingt, 
—  flber  das,  was  Deutschland  Ende  des  19.  Jahrhunderts  ist  und 
wab  es  Anfangs  desselben  war,  avic  überall,  so  auch  auf  diesem 
finanziellen  Gebiete  —  so  wird  das,  wie  ich  glaube,  gewürdigt 
werden,  selbst  von  Ausländern. 


Von  mehreren  Seiten  hat  man  mich  in  dieser  meiner  Arbeit 
besonders  durch  Znsendung  von  Material  irenndlich  nnterstfltzt,  8<^ 
ans  Baden  dorch  Herrn  Finanzminister  Dr.  Bnchenberger,  meinen 
verehrten  Hitarbeiter,  der,  im  Besitz  der  die  Einzelstaaten  behan- 
delnden Aushängebogren  dieses  Werks,  auch  bereits  eine  eingehende 
und  Ul»eiautj  wohlwollende  Besprechung  meiner  Darstellung,  mit 
vielen  eigenen  trefflichen  sachlichen  Bemerknngen  zur  Ergänzung, 
geliefert  hat,  wofür  ich  ihm  noch  besoiuleis  zu  Dank  verpHichtet 
bin;  so  aus  Hessen  durch  den  hochverdienten,  leider  so  früh  dahin- 
geschiedenen Herrn  Finanzminister  Dr.  KUchler  und  den  trefflichen 
Monographen  der  hessischen  Besteuerung,  Herrn  Ministerialsecretär 
Glässing;  so  für  Elsass-Lothringen  durch  Herrn  UnterstaatssecretHr 
von  Schraut,  fflr  Sachsen -Weimar  durch  Herrn  Geb.  Legationsrath 
Dr.  Panlssen  nnd  durch  einzelne  andere  Herren  itlr  andere  Staaten. 
Alien  mochte  ich  hiermit  meinen  besten  Dank  sagen.* 

Von  Htterarisehen  Hilfsmitteln  hat  mir  das  ausgezeichnete 
Finanzarchiv  von  G.  Schanz  mit  seinen  vielen  trefflichen  Aufsätzen, 
des  Herausgebers,  wie  anderer  Autoren,  tiber  die  Besteuerung  ein- 
zelner deutscher  L&nder,  gar  nicht  hoch  genug  zu  schätzende 
Dienste  geleistet.  Ohne  solche  Vorarbeiten,  auch  ohne  manche 
mich  namentlich  im  Staatsrecht  der  Klciübtaaten  zunächst  orien- 
tireude  Werke,  wie  besonders  das  grosse  Maniujudsen'sche  Hand- 
buch des  öffentlif'heu  liechts,  dann  die  Nachschhigewerke,  uanient- 
lich  das  v.  Stengersche  Wörterbuch  der  Verwaltung  mit  den  vor- 
tretilichen,  besonders  die  schwierige  steuertechnische  Seite  mit 
seltener  Meisterschaft  behandelnden  Artikeln  von  G.  v.  Mayr,  weiter 
das  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften ,  würde  mir  die  Ar* 
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beit  Doeh  Tiel  schwieriger  geworden  seio.  Besonders  danke  ich 
eoditeh  noch  dem  Herrn  Oberbibliothekar  Dr.  Mflller  fttr  die  £r- 
laabnissy  die  Reichstagsbiblioihek  frei  bennteen  zn  dttrfen.  leh  habe 
da  namentlieh  die  Handerte  Yon  Bänden  der  GtosetzBammlnngen  der 
Kleinstaaten  ftlr  meine  Zwecke  aufs  Bequemste  darehseben  können. 

Der  mancherlei  sachlichen  und  formellen  Mängel  des  Buchs 
bin  ich  mir  wohl  hewusst.  Meine  Kräfte  reichten  aber  nicht  weiter, 

—  n.  A.  anch  meine  schlechten  Augen  nicht.  Fehler  mßgen  manche 
in  Einzelheiten  untergelaufen  seio.  Ich  habe  gleichwohl  so  sorg- 
llkig;  als  ich  Termochte,  gearbeitet  Bei  der  nothwendigen  Zu- 
sammenziehvng  des  Stoffs  sind  Lücken  und  Fehler  auch  nicht  wohl 
ganz  zn  vermeiden.  Die  ,,monograpbi8che  Gründlichkeit  und  Breite" 
mnsste  ieh  vermeiden,  sie  wSre  aber  oftmals  lohnender  nnd  —  leichter 
gewesen,  als  die  knrze  Zasammenfassnng  des  Wesentlichen,  wobei 
freilich  fiber  das,  was  „wesentlich"  ist,  nicht  immer  rein  objectiv 
sieh  entseheiden  Ittast  nnd  die  Ansichten  mitunter  auseinandergehen 
werde».  Wenn  mich  „Monographen"  berichtigen,  so  werde  ich  das 
(lankbar  hinnehmen,  aber  eben  auch  au  meinen  abweichenden 
Zweck  erinnern. 

Auch  daös  dieser  Zweck  die  Darstellung  der  Eiitwii  l-Juni^  nnd 
Gestaltung  der  deutschen  Besteuerung  im  19.  JahrhuiulDt  aiiis 
dem  Gesi  chtspu  ncte  des  F i u  an z  th  e o  re t i k e  rs  im  tl  der 
Finanzwissenschaft  ist,  nicht  die,  in  mancher  Beziehung 
anders  zn  haltende  Darstellaog  der  „deutschen  Steuergeschichte'' 
ans  dem  Gesicbtspnnct  des  Historikers,  bitte  ich  zn  beachten, 

—  besonders  die  verehrten  Fachgenossen  nnd  GoUegen  der  „wirtb- 
schaftshistorischen''  Richtnng,  die  eben  andere  Anfgaben  sich  stellen, 
als  ieh  es  hier  nnd  in  allen  meinen  Werken  —  getban  habe  nnd 
vor  deren  Angen  nnd  Selb^stgefahl  Unsereiner  ja  selten  Gnade  findet. 

Saehlich  mnss  ich  es  als  einen  gewissen  Mangel  anerkennen, 
der  aber  doch  anch  durch  meine  Aufgabe  selbst  bedingt  war,  dass 
ich  die  Besteueruni:  möglichst  aus  den  übrigeu  Eiiiualimen  und 
vollends  aus  dem  gesammtcu  Finauzwesen  losl?>ste  und  so  für  sich 
behandelte.  Zwar  ist  auf  die  tlbrigen  Einnahmen,  besonders  die 
alten  nnd  neuen  domanialen  (Eisenbalmon),  auch  auf  die  Staats- 
schulden mehrfach  etwas  mit  eingc^^angcii  worden,  und  namentlich 
viele  statistische  Tabellen  und  die  darin  berechneten  Zahlen  be- 
ziehen sich  anf  diese  anderen  Finanzverhältnisse  mit.  Aber  ich 
mnsste  das  Alles  meiner  Ant'gabe  gemäss  kurz  behandeln,  oft  mehr 
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nur  andeuten.  Eine  nrafaBsende  Darstellung  der  gesammton 
deutschen  FinanzeD  wäre  eine  andere,  freilieh  noeh  rnttbaamere 
Aufgabe  gewesen. 

In  der  Weise  dieses  BandeSi  der  so  doch  dem  dritten  Bande, 
der  britischen  und  französiseben  Besteuerung,  Hbnlicher  geworden 
ist,  als  ich  anfangs  plante,  kann  ich  meine  finanzwissenschaftlicben 
Arbeiten  nicht  weiter  fttliren.  Ich  muss  mit  der  ,,kriti8chen  De- 
scription''  nach  dem  Maasse  meiner  Arbeitskraft  Schicht  machen, 
daher  auch  darauf  verzichten,  wie  ich  im  Beginn  des  Bands  IV 
noch  als  meine  Absicht  andeutete,  vveitere  Stenerverfassungen  an- 
derer Staaten  im  Rahmen  dieses  Werks  darzustellen,  nachdem  mir 
die  „deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahrhunderts"  drei  volle  Arbeits- 
jahre  gekostet  hat,  deren  n)an  in  Mitte  der  60er  Lebensjahre  nicht 
mehr  viele  zur  Verfügung  bat.  Ob  es  mir  noch  beschieden  ist,  die 
„specielle  Steuerlehie"  und  die  „Staatsschuldenlehre"  in  syste* 
ma tischer  Behandlung  zusammenfassend  auszoarbeiten ,  weiss 
ich  nicht,  behalte  es  aber  im  Sinne. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  mit  seiner  bereits  eingeholten  Er- 

miiehtigung,  diesen  Band  meinem  hochverehrten  Freunde  und 
l  aebgenossen,  llerin  K.  u.  K.  österr.  Minister  a.  D.  Dr.  Albert 
Schilffle,  öffentlich  zu  widmen,  als  nachträgliche  Gabe  zu  seinem 
ilin2:steü  siebenzigjährigen  Geburtsfeste.  Eine  Keilie  werther  Faoli- 
genossen  hat  dem  Altmeister  zu  diesem  Tage  eine  wohlverdienie 
litterarische  Ehrengabe  dargebracht.  Ich  hatte  meinem  verehrten 
Freunde  und  CoUegen  K.  Bticher  in  Leipzig,  von  dem  die  An- 
regung SU  dieser  Ehrengabe  mit  ausging,  bereits  meine  Betbeiligung 
daran  gern  zugesagt.  Leider  haben  Störungen  in  meinen  Lebens- 
verhältnissen und  UeberhäninngSQ  mit  unanfschieblichen  Arbeiten, 
auch  an  diesem  Buche,  mich  schliesslich  nicht  daza  kommen  lassen, 
diese  Zusage  zu  erfüllen.  Um  so  lieber  war  es  mir,  dem  verehrten 
Manne  öffentlich  durch  Widmung  dieses  Buchs  meine  Hocbachtnng 
und  meinen  Dank  bezeugen  za  können  und  mit  seiner  Einwilligung 
es  zu  dürfen. 

A.  ScbiitVle  \&i  nicbt  im  gewöhnlichen  Sinuc  mein  Lehrer  und 
ich  bin,  nur  einige  Jahre  jünger  als  er,  beinahe  sein  Coätaue.  Aber 
er  ist  mir  in  dem  hohen  »Sinne  „Lehrer"  und  Vorbild,  dass  ich 
weiss,  von  ihm  und  ausser  ihm  etwa  nur  noch  von  K.  iiüdbertiis, 
auch  von  R.  v.  Mobl  —  mebr  und  tietere  und  wie  ich  glaube, 
auch  mir  in  meinem  wissenschaftlichen  Leben  förderlichere  An- 
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regnngen  erhalten  zn  haben,  als  von  irgend  einer  anderen  Seite. 
Er,  ein  Mann  von  wahrhaft  universaler  Greistesriehtong  and  Bildung, 
Ton  wissenscbafUioh  grundlegender  Arbeit,  auf  so  vielen  Gebieten, 
auch  in  so  vielen  Speciaiitäten,  namentlich  auch  in  der  dieses  Werks, 
Finansen  nnd  Stenern,  wie  kaum  ein  Anderer  in  der  heutigen 
wissenschafttiehen  Welt,  nickt  nnr  Dentschlands;  ein  Hann,  der, 
wenn  anch  nicht  „historischer"  Specialist  und  Monograph,  doch  auf 
den  Namen  eines  staatswissenschaftlicben  und  socialökonomibchea 
Foröchers  Anspruch  hat,  wie  kein  zweiter  und  —  was  noch  mehr 
ist  —  auf  den  eines  tiefirrilndigen  und  oriirinaleo  Denkers  in 
diesen  Wissenschaftsgel  ieton,  von  dem  unendiiclie  wififlenscbafüiclie 
Anregung  ausgegangen  ist. 

Ich  stimme  nicht  Überall  in  practischen  wirthschafts-,  finanz-, 
socialpolitischen  und  auch  wohl  in  allgemein  politischen  Fragen  mit 
ihm  tiberein,  auch  nicht  überall  in  der  Methode  und  Behandlungs- 
weise.  Ich  kann  mir  auch  denken,  dass  Ausführungen,  wie  in 
diesem  Bande  über  die  reichsgesetzliche  Regelung  der  Landes- 
besteuerung  keineswegs  nach  dem  Sinn  nnd  Herzen  des  einstigen 
groesdentscben  Politikers  auf  seinem  mehr  föderativen  Standpuncte 
sind.  Aber  ich  hoffe  und  glaube,  dass  ihn  das  nicht  stOren  wird. 
Ich  stehe  wissenschaftlich  zu  Schäffle  mehifach  ähnlich  wie  K.  Bücher 
zu  ihm  steht.  Ich  wetteilcie  abei"  mit  diesem  in  der  dankbaren 
Verehrunfr  des  g^rossen  Meisters  und  fidde  mich  als  seinen  social- 
ökononiiseheu  Schtiler,  der  sich  bewusst  ist,  \ieUacli  in  seinen 
Spuren  gewandelt  zu  haben,  so  in  meiner  „Grundlcmini!:".  in 
diesem  Sinne  widme  ich  dies  Buch  dem  verehrten  Mauue  uud  bitte 
ihn,  es  freundlich  als  Zeichen  der  Hochachtung  des  Fachgenossen, 
der  nun  anch  bereits  ein  „alter  Mann**  ist,  und  des  dankbaren 
wissenschaftlichen  Schalers  anzunehmen. 

Berlin,  5.  Mai  1901. 

Dr.  Adolph  Wagner* 


• 


Digitized  by  Google 


Inlialteabersiclit. 


Seit« 


Vorwort   Vit 

Dio  deutsche  Besteaemiig  im  10.  Jahrhundert.  Fortsetzung.  245 

ö.  Abschnitt.    245 

4.  Baden   245 

a.  Staatsbestenerang   245 

§,  74.    Uebersicht  der  Entwicklung.    Erste  Periode.    Zeit  der  ErrichtOBg 

des  Grossherzogthums  nrid  (k's  Absolutismus,  1803  7  -1^18  .    ,    .  245 

§.  75.  Zireite  Periode,  vom  Erlaus  der  landstandischcn  Verfassung  bis  zur 
Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  (1884).  Besonders 
die  directe  Besteuerung,  Classen-  und  Kapitalsteuer  250 

§.  76.  Die  lostitatiott  dee  Scbatzuugsratbs   254 

.  §.  77.  Die  flbrifen  diiecten  Steoern  in  der  zweiten  Periode,  insbesondere 
Grand-,  tfebinde-  und  Gowerbestener,  nebst  kleineren  directen  nnd 
renrandten  255 

§.  78.  DieBefonn  der6ewerbe-  und  Classenstcuer  durch  Tereinignng  nnd 

Umbildung  beider  zur  Erwerbssteucr  in  1876  260 

§.  79.  Die  übrigen  Stenern  in  'l»'r  7w<'iten  Periodi;  — 84  und  in  der 
dritten  Periode  bi:>  zur  (ifgcnwart  (1899),  inabouadere  die  Getränke- 
besteuerung und  diü  i-luiächatcucr  262 

80.   Verkehrs-  and  rerwandtc  Steuern,  Liegcnschaftsacclse,  Erbschafis- 

nnd  Scbenknngsacdse  270 

%.  81.  Dritte  Periode,  von  der  Einfbhrnng  der  allgemeinen  Einkommenstener 

(1884)  bis  sar  Gegenwart  1899).  besonder»  die  Einkommensteuer  .  271 

§.  82.  Die  neuesten  Bestrebungen  nnd  Plftne  znr  Reform  der  directen 

Steuern,  besonders  das  Vermögenssteuerproject  277 

§.  88.  Neue  Kijctelun^^  der  Besteuerung  des  Grundstttckverkehrs  (, Verkehrs- 
steuer) un  l  dt  r  Erbscbafts-  und  Schenknogssteoer,  sowie  der  Ab- 
gaben der  Ireiwillipen  GerirhtHharkeit  lNr> 

jj.  ^4.    Rückblick  auf  die  badische  Staabbeateueruitg  im        Jahrhundert  261 
Staatsttener-Statistik  289 

§.  85.  Dan  IKaterial  289 

§.  86.  ErtragsentwiekUmg  der  badischen  Staatastenern  und  anderen  ordent- 
lichen Staatseinnahmen,  1820-98    290 

|.  87.  Die  Staatssteoerertrige  insbesondere  292 


Digitized  by  Google 


XVI 


InLaltsübersicht. 


b.  DieCommunalliestcucruüg.   2V7 

i^.  Die  ComiDunalLOrpcr   2^<7 

si}.  Die  Gemeindübesteucruni,^   "JUS 

{>0.    InsbciKtndcre  die  commiinale  Vcrbrauclii>boi>tcucrung   302 

i:^.    t>l.    Ipsbesondere  die  dirocten  Umlagen   30"» 

§.    trj.    Die  Krei!»besteucrung   '^{^^ 

Communalsteucr-Statistik   H(>'.) 

tj.    t»3.    Einige  ErK^cbnisbc   3Q'.> 

A  Wsr.hnitt    .  312 

5.  Hesscn(-Darmstadt)   312 

a.  Die  Staatsbesteuerung   31J 

§.  Erste  Periode.   Begründung  des  directca  Steuersystems  (1806 —27)  oIl* 

D'>.    Zweite  Periode.    Fortbildung  der  directcu  Begteucrung  bis  zur 

Einfabrung  der  Einkommensteuer,  1827.  besonders  1860—69  .    .  3H« 
§.    1>6.    Dritte  Periode.    Weiterbildung  der  directcn  Besteuerung.  Ver- 
besserung der  Einkommen-  und  Gewerbesteuer,  Eingliederung  der 

KapitalrcntCDSteuer.  1869—84    324 

97.    Vierte  Periode.    Xeue  Fortbildung  der  directen  Steuern.  Gesetz- 
gebung von  lS9.'i   329 

§.    9s.    Fünfte  Periode.    Abschluss  der  Reform  der  directen  Besteuerung. 

Aufhebung  der  Ertragssteuern  als  Staabsteuern .  Einfubrung  der 

Vermögenssteuer   334 

>:?■    99.    Die  übrigen  hessischen  Staatssteuern,  besonders  die  Weinsteucr    .  343 
lU'J.    l  ^^r^JL^t/tlIl^^    Sonstige  Staats^touerii ,  1il-.suiii1,t>  Stoiuiioi-  nu»)  Gc- 

richts:tbi:ab('ti.  Kri)schaf(sstcuer   347 

§.  101.    Kückblick  auf  die  hessische  Staatsbesteuerung  im  10.  Jal>rhundert  3»''J 

S  t  ;i  ;i  t  Sa  f  I-  Ii  e  r  -  S  t  a  !  i-,t  i  k  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  ,  .  .  .  3.'»:{ 

j!;.  l'>2.    Einige   Hauptergebnisse  der   Entwicklung   der  Einnahmen  und 

speciell  der  Steuern   3r»o 

b.  ( J  0  m  m  u  n  a  1  b  e  8 1  e  u  e  r  u  D  g   3.'»^ 

^.  103.    Die  Communalkarper   3^^ 

t;.  li>4.    Die  Gomeindebesteuerung,  be-sonder;»  die  dirccte   3'»9 

j::;.  lu">.    Fortsetzung.  Sonstige  Steuern,  besonders  localc  Verbrauchsabgaben  3(>4 

lM<>.    Dil-'  Ki'''i>-  tiiiil  1 'njviii/.iallii-^trui  [ iiriy   3<''G 

Communalsteuer-Statistik   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  3ü5 

§.  ll>7.    Einige  neuere  Ergebnisse   3*'*^ 

7.  Abschnitt.    .  ,  ,  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   371 

G.  Elsass  - 1.  o  th  11  ngen   371 

i^-  108.    Die  Constituirung  des  Keichslands   371 

a.  Staatsbesteuerung   374 

I0!>.    Das  Finanzwesen  im  Allgemeinen   374 

110-    Die  eigene  Landesbesteuerung   377 

>j.  111.    Die  directe  Bosteueruntr   3>^0 

jj.  112.    Die  Giiiii^i-t.MJ-r   o84 

113.    Die  (.Lbauilr'-t-'u.T   :-{^7 

?i.  114.    Die  Gewcrbesteu  1    3'A> 

11').    Die  Wandergewerbesteuer   -il'S 


lolyJlsabMtielit.  XVII 

Seite 

11«.    Die  B«irg»-erk-.'*h^';ibt;ii   398 

^.  117.    Die  Personal-  und  Mobilia»teuer  uud  ihre  CJmbÜdiiQ|^  lut  K&pital- 

od«r  Sapitftlreateusteocr  ojid  nr  LiAb-  nnd  Besoldongssteacr    .  399 

§.  118.   Die  dfenen  dineten  TerbranchMteiieni,  Bior-  «od  Woinsteiier  .  409 

§.  119.  Die  UcemsteDtni   418 

§.  laO.  Die  VerkehiMleneni,  eitudbUeMlIch  Erbeoluilssteiier.  bes.  letitere  418 

§.  121.   Stempel-,  Registriraagmbfabeii     dgl.  n.   4i'l 

Staatsstouer-Staiistik   426 

§.  122.   fatwicklang  der  ikeoerertrAge  im  fieicbskad   42<> 

H.  Co  mmoDal  hebten  eräug   432 

§.  12:^     Die  CoininunalkörpcT   432 

ft^.  124.    D.»s  (teuieiiidetinauztreseu,  lieäüudcrs  die  üememdebeateuerung     .  433 

^.  12Ö.    Die  BezirkäbestcDcrnnf   438 

Cemmanalsteuer-Statistik   439 

§.  12S.  GeneiadeBtevern,  betondein  Octroi   489 

127.  Bedrfafliiaiuen   444 

9.  Abschnitt   44o 

7.  Uebrif  e  dentsehe  Kleinstaaten   445 

§.  128.  Anfgftbe  und  PIm  der  Dtnteilanf   445 

§.  129.    Uebersicht  der  Finanzen  der  Kleinstaaten   440 

a.  Mecklenburg  (beide,  Schverin  und  Streiitz)   449 

5^.  130.    Vorbemerkungen   449 

^.  131.    Einleitung.    Die  betsti-hend*;  Finaiizrcrwaltung  .    .  *   4tbO 

§.  132.    Die  Sitere  Finanz-  und  Steucrrcrfassung  vor  dem  Landeserbfcr- 

gleicb  von  1755    452 

§.  188.  Die  Finanz-  vod  Sienerrerlasaaiig  naeh  dem  Landeserbfcrgletch 

reo  1755  ead  Ihte  Fortbildoug  bi«  1870   454 

9.  184.  Andere  Steoem,  beMmdets  ZftUe   459 

§.  185.  Die  StcudrverfiMsnng  seit  1870,  insbcisenden  nacb  dem  Edtct 

von  1897   461 

136.   Die  riii/elnen  directen  Steoen*  Die  landwinlischafüiche  Steaer  465 

?}.  137.    I>i.^  Micthstener  *   467 

^.  138.    Dil"  (rcwt-rbosteiier   4<>6 

139.    Die  Besoidungs-  und  Erwerbstener   471 

§.  140.   Die  Lobnüteuer   472 

§.  141.  Die  ZioaenMener   478 

§.  142.  Allgemeine  Bestiamnngen  aber  die  directen  Stenern    ....  474 

§.  143.  Ertragssiatisak  der  difeeien  Stenern   476 

b.  Oldenburg   477 

§.  144.    Vorbemerkungen   477 

§.  145.    Der  Staatshaosbalt  im  AU?einein»'n   478 

§.  146.    Die  directe  B'  Steiiflrung,  besonders  (irund-  und  Uebaudeatcuer    .  480 

§.  147.    Die  Einkouiineiistcuer   482 

§.  148.    £rtrag!>!$tatiätik  der  Steuern   487 

c.  Braansebweig   ^ 

§.  149.   yorbemetknogea   488 

§.  ISO.  Qmndzflge  des  Laadesfinanzweaena   488 

11 


xvm 


InhftltBttbcnichi, 


Seite 

Ihl.    Die  Staatsbestcueruug  im  Ailgcmeiuen   491 

§.  152.   Die  Besteuerung  ror  der  Reform  von  1892   492 

^.  158.  Dia  Stooftnefonn  ?oii  1899    495 

§.  154.  Die  oineinon  jelzig«a  dincien  Steven   499 

§.  155.  Die  GoiDiDQDelatevenefMPi   503 

d.  Anbtlt                                                                       .  505 

§.  156.  Vor)»emerkiiDgeD   505 

§.  157.    Das  Landesfin.mzwesen  im  (lanzeu   506 

158.    Die  Entwicklunf  der  directen  Besteuerung  im  Ge^mmtstaae  «eit 

1847,  besonders  18G3/6ä.  ErtragaMeuenystem  (iogen.  Ergiazongs- 

Steuer  von  1800)   5U5 

§.  159.    Die  Steuerreform  von  188().  tinkouiuiensteuer  und  fe^te  Pracipual- 

gruudsteuer   511 

§.  160.  Die  SteoerFefoim  von  1896/97.  Hiatafugung  einw  oeaen  Ge- 

werbe>  and  BeDteniteaer   515 

§.  161.  Die  neoe  OrdDiwg  der  Kieis»  ond  Gemeiodebetteaemsg    .   .   .  520 

e.  Sedisen-Weimar    522 

§.  162.  YeibeneKkangen   522 

§.  163.    Das  Landest! nanziresen  im  Genien   523 

§.  164.    Die  Entwicklung  der  directen  B(»teuerung  im  enrt^itcrten  Staate 

ücit  1821.  So?t  ii  f^inzige  ellgemeino  £inltoflioienstt»uor  mit  Frici* 

piialerundsteucr  (,1821)   .V24 

165.    l>ab  Jrtsquotenhystum  und  die  Gestaltung  der  Stcuerverfa&bung  bis 

zum  G^tz  von  1883   527 

§.  166.  Befonn  von  1888.  DeWgang  zur  wirUidie»  allgemeinen  £in- 

kemmeastetter   .*i31 

§.  167.   Aenderengen  ron  1897  und  später  betoglicli  der  Einkommensteuer  535 

f.  Die  nhligen  10  monarcliieebeQ  deatscIieD  Kleinataeten    .  589 
108.    Vorbemerkungen   539 

Jj.  109.    8  a  r  h  seil  -  M  »n  n  i  n  ET^Mi   541 

^.  17(>.    Sachsen- Allen  bii  rir   .545 

§.  171.    Sachsen-r.nhnre-(j  ot  IiH   .*>47 

§.  172.    S  chwarzbui  ••-Sundersbaubeu   55il 


e 


§.  178.  Schwarzbnrg-BidoUtndt   555 

$$.174.   Renss  I.  L.  ,   558 

175.  Bens«  j.  L.   560 

§.  176.    Waldeck   562 

}5.  177.    Lippe(-Detmold)   568 

§.  178.    Schaumburg-Lippe   571 

§.  179.    Rückblick  auf  «iie  irmnarchischen  Klcin:»taateu   573 

g.  Die  dr<;i  r*'pii  blikaii  i  schon  Stadtstaaten   577 

§.  180.    lui  Allgemeinen   577 

Hambarg   581 

§.  181.  Sein  6Sentlicber  Hatuibalt  im  Allgemeinen   581 

§.  182.  Hambnrgs  Steaenyatem   587 

§.  183.  Die  einzelnen  Stenern,  Die  Grondateaer  .........  590 

184.  Die  £iokommen»toaer   594 


Digitized  by  Google 


Iiih«ltfab«inc]it.  XIX 

Seite 

§.  185.    Die  Erbschaftssteuer   603 

§.  186.   Die  Verkehrs-  und  Handelssteoem   606 

§.  187.  Die  «beaidige  AceiM   609 

§.  188.  SoDttige  Steae»   611 

Br«B«ii   612 

8.  189.  8dn  Öffentlicher  Hiashalt  im  AllgemeineD   612 

§.  190.  Bzemeiis  Stevecsyitem   616 

§.  191.   Die  einzeliMD  viclitiseii  und  besonders  chtractcristiüclien  Stenern  C19 

§.  192.    Die  Einkommensteuer   622 

§.  193.    Die  Vermögenssteuer  (Selms-;)   626 

§.  194.    Die  Umsatz-  and  fiie  Firmeu>iciier  .    .    629 

§.  195.    Die  Verbranchsabj^abe  und  verwandle  Stetn  ia   682 

§.  196.    Sonsügü  Steuern  '.634 

Labeck   684 

§.  197.  Sein  Offeaüieher  Havshsit  im  AUgemeinsn   687 

198.  L&becb  Steocnystem  und  die  wichtigsten  einzdnen  Stenern  .  .  640 

9.  Abschnitt   646 

Die  Reichsbestenerling  im  bentigen  Deotschen  Reich  nnd 

ihre  Beziehung  zur  L.i  n  d  es  besten  er  ung   646 

§.  199.   Allgemeines  Verhiltniss  der  Reichs-  nnd  Landesbestenemng  zn 

einander                                                          ....  646 

§.  200.    Kurzer  üeherblick  tibt  r  die  Gesetzgebung  der  Reichsbeaieuerung. 

Die  Reichssteuern  in  der  Kiuclisverfaiauag,  insbesondere  zur  Zeit 

der  Gründung  dc^  Ueicii»   649 

201.  Die  Uebenreisungcn  «ib  Beichsstenem  nn  die  Sinzelstnnten   .  .  652 

202.  Die  Gesetzgebung  nber  die  Bddisbestenenng  von  1871  bis  znr 
Gegenwart,  1900.  Besonders  die  ZaUe   655 

§.  203.   Steuerpolitische  Benrtheilnng  des  dentschen  Zolltnrifs    ....  662 

§■  204.    Die  inneren  Reichssteuern.    Uebenicht   666 

g.  205.    Die  Salzsteu.T  (nebst  Zoll)   667 

§.  206.    Die  TabakMeuer  (nebst  Zoll)   66« 

207.    Die  Zuckeisteucr  (nebst  Zoll)   675 

Einzelheiten  der  Zuckerbesteuerung   679 

Gesetzgebung  von  1860  ti   680 

Geset^gebnng  von  1887    681 

Gesetigebiug  von  1891,  1895    683 

Gesetzgebung  fon  1896    684 

§.  208.   Die  Bier-  (Brau-,  Bmomalz'>)Stener   686 

§.  200.    Die  Branntweinsteuer   695 

Kinzclheiten.    GesetZL-rbung  ron  lÖÖÖ   698 

Ge&etzgebung  fou  l^öl   702 

Gesetzgebung  von  1895   714 

§.  210.   Die  Frage  der  Reichsbeäteuerung  inländischen  Weins  ....  720 

Bchnnmwelnstenerplna  ?on  1901    728 

§.  211.   Die  Verkchrsstenen  oder  Slanpeiebgabcn,  nebst  forwandten  .  .  724 

Die  einzelDen  Stenern.  Vechselstempel   727 

Sogen.  BrOsenatener   780 

n* 


Dlgltized  by  Google 


lalialtsubersiclit. 


8eite 

6e6el«g«bDng  ron  1881    733 

G«Mgftbniig  ron  1885   73» 

Ges6tzg«banf  ron  1894    744 

Gesetzgebung  von  1900    746 

SpiflLartenstempel   7.V2 

btatiati^bä  Gebttbr  .   «   7->4 

Gerichtsltosten   Tö"» 

Pateuubgabeu   700 

Einatboieii  «ns  dem  KoCenbulnroSdn«  B«icli8l»udt   756 

§•  212.  SntiriclJaDg  der  onlradiclian  Beichseiniialimeii,  besondeis  Statistik 

der  BeichalMStaaeniiig   759 

Hatipfcinnahmeposten  1872—1901    760 

Erträge  der  Zölle  ond  inneren  lieichssteucrn.   Eioielnes   767 

§.  218.   Gegenwärtige  Reichs-  und  StutebeeteaenDg  (um  1000).  ...  775 

Preussisch-deubch.T  Staatshaosbalt   776 

§.  214.    Vergleichutig  mit  d<'m  Auslande   7>1 

Grossbritannien,  Trankroich,  iiaiien,  West- Oesterreich,  Kussland    .    .    .  7>4 

§.  215.   BeicbsrecbtUcbe  ßegeloog  der  Landes-  (Eiozelstaab-) Besteuerung  7li'J 

Strebeziel  und  YoncUige   802 

§.  216.  BeichsreehÜidi«  Begetntig  der  BeddiiiDgen  swiacheD  den  Rfticbe-' 

and  den  LandeeinanzMi   806 

§.  217.  Seltlnss   813 

Nftchtrige   822 

Vorbemeiknngen   ^22 

KMhtr&ge  zun  erston  UAlbbnnd   82:s 

Ffeoascn   82;i 

Einig^e  Nachträge  zn  frfllieien  Poacten   82:^ 

Gebäudesteuer    .    .  »  

ErTischafbstouer   824 

Steiupeisteuer   824 

Berlins  Finanzen  und  Steuern   825 

Kachträgo  mu  der  Gesetzgebung  ron  1899  vod  1900    9^ 

Bemeieinveike   828 

OeiichUkosten  n.  A.  m   82> 

Beeeidgung  der  Doppclbesteuerung.   Vertrag  mit  Oesterreich   ....  826 

Heform  der  directen  Steuern  in  UohenzoUem   829 

Waarenhaussteuer  Ton  lUOO   829 

Könteriiich  Sachsen   83U 

Ka(  }itra;j;e  zur  (Jeset/goliiing  :ni:i  lf»'99  und  1900    SSO 

Urkundeuateiuptil   830 

StMUeteoem.  Sdiulgemeinde- Dotation   880 

Eine  fimfke  Kreialwaptintnnscheft  in  Cbemnitz   831 

Neves  Einkommentteaeigeeetz  ron  1900    881 

Erbscbnfisstener   833 

Baiern   83." 

Nachträge  aus  der  Gesetzgebung  von  isOO  und  1900    83.'J 

Abschloss  der  sogen.  Beform  der  directea  Steuern  in  Gesetzen  ron  löOO  833 


Digiii^ca  by  Gi.jv 


iDhalltabeiiicht  XXI 

Seite 

EiokummeD^iteQer  (specielie)   833 

KapitalreiiteuBtener   835 

6flwerb«toiier   886 

Aiifb«bQiif  der  lundwlierrllchaii  Stftvarfreibaittta   838 

MokrengMeti,  Eibtehaftaitever   889 

Wttrttemberff   889 

ItaeStr&ge  am  der  Geietcgebniig  fon  1899—1900    839 

Verschiedenes   839 

Reservefonds  für  Eisenbahnen   840 

Gcrit^htfürebübren,  ISportcIn.  Lie^enscbaf^accise   840 

Erbachatts-  und  Schenkungssteuer   841 

Winbschaitsabgabeji,  Bicrsteaer   841 

OeBeindebestenerang,  Teibimtic]ittbgabe&   842 

Saehtiige  xam  X «reiten  Helbbende   842 

BftdeB   842 

Teiachiedeae  geselicgebeiitebe  MMasiegeln  der  neaaeten  Zeit  (1900) .  .  842 

Reform  der  dtveelea  Stenero  1900    843 

Ytnaimjapgfltm  ron  1900    843 

Einkommensteoerpresetz  von  i^KK)   844 

Cjewerbestcner«r''?etz  von  l'.njO   845 

Wandergewerbesteuer.    K  ij-italreoteustcuer   J^4.'i 

Xeaeinscb&uung  der  Giuiidsiucke,  Gebäude.    Weltcrluhruag  der  Keform  ^4.'> 

Hes&eu   846 

Reform  von  Ihyy   84G 

Vencbiodeoo  Gesetze  mid  VerordnugeB  ms  1^  lud  1900  ....  846 

Hiasliyeireibe',  Huide*,  Erbsohefbuteiier   846 

ElssU'Lothringen   847 

lüfbeeheftaatener  ren  1900   ■   847 

KatMteibereiftigmif   847 

FeitfUirong  der  BeCorm  Act  dirccten  Stevern.  UmbUdang  der  Personal'- 
and  liobiiiar-  in  eine  Kapitalrenten-  und  eiee  Lohn*  und  BeioldiiDgs- 

stcacr    CösetxeotvQrfe  von  1901    847 

Kapitalsteuer  '   }<47 

Lohn-  und  Besoldongssteuer   84 ^ 

Vcrireudungsgesct/.  .....    848 

Mecklenbarg-bchwex  in                              .  849 

Vezscbiedeoe  Gesetze  u.  s.  w.  ans  1899-   £rbscbafts>  und  Fideicommiss- 

Meaer   849 

Directe  Stenern  in  1900    849 

Hecklenbnrg-Strolitf   849 

Direete  Stenero  in  1901    849 

Oldenburg   850 

Verschiedeoe  Geaetse  nns  1900    ^50 

Anhalt   sr.O 

Sf'*n»»m  in  lf>00.    Urknndenstempel  •   ^'O 

Kleinstaaten  im  Allgemeinen   ööO 


Digitized  by  Google 


InhaltsttbeisichL 


S«ite 

HftmbQie:   850 

YendiiedeDe  Gwetze  ans  1900   850 

ZnaelittBBe  u  LandgemeindeiL   850 

Bremen   850 

VcKchiedMie  Gesetse  ans  1900,  besondets  £iDkoaineuttett«r-}IoreUt»  .   .  ><öO 

Labeck  .    .    .    :   851 

Verschieden«-  (»('•s*>tz«!  aus  1900   •  .    .  851 

Deutschem  Üeich   851 

BranDtweinsteuernorelie  von  1901   851 

Vehnteoerplan  voa  1881    851 

Drackfoliler  und  Beriehtignngeii  s.  S.  XXIIL 


Digitized  by  Google 


xxni 


Arackfelüer  <Diir  siiiiistdrende)  mid  Uelnm  BeriehtigunKen. 


Koch  xam  ersten  Hftlbbende,  «OHer  den  auf  S.  XI  hinter  der  Inhaltsabefsicht 

dort  schoD  ajigegebeoen. 

S.  52,  Note  1,  rorletzte  Zeile,  lies  die  Lotterie  statt  der  Lotterie. 

S.  53,  Potitabsatz  in  der  Mitte.  Hier  wäre  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  seit  1821 
in  PieoMen  auch  erhehUche  Verklnfe  ron  Dominen  stattgefonden  haben« 
was  bei  der  Bev«giiBg  der  EttngszUFem  der  Pominen  seit  jener  Zeit  mit  zn 

berücksichtigen  ist 

S.  56,  TabeUe  bei  Nr.  18,  Zftlle.  Colonne  filr  1894/95  Ues  219.711  Statt  319.711. 
S.  58«  Note  1.  Tabelle  5.  in  dritter  Gelonne  lies  in  der  Uebeisdirill  der  Jahreszahlen 

1897/98  stott  1895/9fi. 
S.  74.  Z.  4  ?.  0.  lies  Tit.  statt  Ud. 

S.  82.  im  1.  Absatz  Z.  7  r.  q.  liss  ErsehwernngeB  statt  Ersremngen. 

S.  106.  letzter  Petitabsatz,  1.  Zeile,  ist  hinter  sichslsche  nech  altenbargische 

einzuschalten. 

S.  108,  2.  Absatz.  Z.  5     n.  lies  indirecten  Bdehsstenem  statt  direeten. 

S.  155.  letzte  Zeile  t.  u.  lies  Stcaererklärongsptiichten  statt  Steneddirongspilichten. 

S.  215,  1.  Absau,  letzte  Zeih;  lies  8  «/o  statt  6  %. 

S.  239,  1.  Petitsatz,  vorleute  Zeile  lies  Oegg  statt  (iOgg. 

S.  241.  §.  72.  l.  Absatz.  8.  Zeile  dee  Textes  v.  n.  lies  seit  1877  statt  seit  1827. 

&  243.  Tab.  47.    Die  Zahlen  für  1868/69  sind  bei  (iemeinden  und  Äcintcm  nmzn- 

tauschen,  daher:  Gemeinden  4634.  Acmter  IUI»,  zusammen  5652. 
S.  243.  im  AbsaU  nach  Tab.  47.  Z.  2  Ues  76.000  stau  72.000  nnd  Ues  388.000  statt 

384.000. 

Zam  zweiten  Abband. 

S.  253.  im  Petitsatz  Z.  14  v.  o.  lies  Steuerkapital  statt  Steuersatz. 

S.  268,  im  1.  Petitabsatz  Z.  R  v.  u.  lies  Bier  statt  Branntwein. 

S.  268,  Z.  7  F.  u.  lies  höherer  äteuer^Ätze  statt  der  Steuersätze. 

8.  280,  Z.  18  r.  u.  lies  nach  gesetzlieh  bestinunten  Factoren  statt  noch  gesetzlich 

bestimmte  Factoren. 
S.  302,  Z.  3  r.  0.  lies  bedingt  statt  baldigst 

S.  304,  Torletxte  Zeite  des  Petitabsatzes  lies  dem  halben  statt  demselben. 

S.  325,  Seiteiiulxjrschnft  lies  3.  statt  2.  Periode. 

S.  413,  unterster  Petitabsatz  Z.  2  v.  u.  lies  Lcydbecker  statt  Leydsäcker. 

S.  427,  Tab.  66.  In  Colonuu  für  1876  sind  foleende  Zahlcii  zu  boricbiiiireii ;  bei  II. 
Summe,  andere  Einnahmen  i4— 6)  lies  6081  statt  5081,  bei  Summe  I  uüd  11 
lies  W.'>>^]  ^tatt  29.581.  bei  I'rocente  lies  80.1  statt  >S2.8  und  19.9  statt  17.2, 
bei  Progression,  andere  Eiunabmou,  lies  1177  statt  983,  alle  Emuabmcu  lies 
1001  statt  970. 

SL  443,  Z.  3  V.  0.  im  Petitsatze  nach  der  oberen  Tabelle,  Z.  3  lies  nnd  von  einer 

^•»r  anderen  Kaf'^porieen  statt  ,,voin  Octrni". 
S.  518,  unterer  l'etitsatz,  Z.  2  v.  u.  liea  b  rage  statt  Fulge. 

8.  530.    Die  hier  enrihnte  Steuerfreiheit  der  Angestellten  der  Universität  Jena  sollte 

1901  beseitigt  werdf>n .  doch  ^cheint  es  noch  nicLt  dahin  ZQ  kommen. 
S.  544.  Z.  9  r.  u.  Ues  Sach-  nicht  Fach  Versicherungsprämien. 
S.  583,  Z.  12  r.  u.  lies  in  der  statt  auf  die  Darstellung. 

S.  .'>97,  Z.  14  y.  0.  ist  hioti-r  Vriiin"ji;.!tis/,<i wachs,  „ireltcn"  i'iii;'.ufügen. 

S.  621»,  Z.  9  V.  0.  lies  1  :  J  S  statt  1  :  18  und  1  :  tast  11  Matt  d.l  :  fa.st  11. 

S.  653.  letzter  Fetitabsatz,  Z.  1  v.  u.  lat  \ror  „die  Erliebuug'  eiiuuacbalieu :  bu treffend. 

S.  fi68.  Petitabsatz  Z.  9  v.  n.  lies  95->96  statt  OS-^OO. 

S.  686.    Hinter  ..§.  208'*  ist  Ö  einzuschalten. 

b.  720.    Hinter  „g.  210  *:  §  statt  «. 

S-  782,  Z.  2  f.  n.  Ues  des  »tau  dsss. 
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Die  deutsche  Besteueruus:  im  10.  Jahrkundei  t. 

FortsätzQQg. 
5.  Abschoitt. 
4.  Baden. 

FiDaozvissenscbaftHcb  bietet  bcsoncleivs  Interesse  di'^  dqrcnartij^o  Eiitwirl  Ini 
ond  Ausgestaltung  der  directen  Beätcucniog,  oameDtlich  der  Ertragsbestcueruug 
ait  Umn  (KapitiQ-)W«itlikatasteni  der  Bealsteottn  und  Ibno  fiogirt«!!  sogen,  stener- 
barcD  Kapitalien  auch  der  anderen  Ertragssteuern ;  sodann  die  Eingliederang 
der  Ei  n  k  0  in  m  c  n  s  1 0  n  e  r  in  die  directr  P-'^teuernnp  nnd  die  systemat- 
ische Benut^uug  der  f er bliubtiiimi  £r tragssteuura  ^ur  böberen  Be- 
st, norong  des  fondirten  Einkommens;  endlich  der  jetzige  Pha  (1899).  die 
Eiokont';;  n-f'?iipr  nnch  nu  hr  zur  staatürhen  dtrcrtcn  Hauptsteuer  m  machen  und  zur 
Ergänzung  aus  den  Krtragsstcuern  unmittelbar  eine  Vermögens- 
beste Dem  ng  berzostellen.  Ans  den  dem  Lunde  rerbUebeneii  eigenen  inneren  Ver- 
b ra u  chsstcuern  ist  die  staatliche  Fl ciscb Steuer  vnd  Veinsteuer,  letztere  ancli 
nadi  ihrer  Vonnitg^ngstechnik,  bemerkensirerth. 

a.  Staatsbesteuerung. 

§.74.  Uebersicht  der  EntwickluD^.  Erste  Periode, 
Zeit  der  Erricbtang  des  Grossherzogtbnmfl  und  des 
Absoltttismtis,  1808/7 1818.  Das  beatige  Grossherzogthnm 
rerdankt  ebenfalls  den  bekannten  politiscben  Ereignissen  im  ersten 
Jahrzebnt  des  19.  Jahrhunderts  seine  heutige  Gebietsgrösse,  Gebiets- 
ümfacg  und  Begrenzung.  Nachdem  schon  kurz  vorher,  1771,  die 
kleine  Markgrafscbaft  Baden-Dui  lacb  durch  Eibaiilall  von  Baden- 
Baden  sich  im  Gebietsomfaug  mehr  als  verdop])elt  liatte,  gelang 
von  1803  an,  trotz  des  VerlnstCvS  der  kleinen  linksrheiniscbeu 
Lande,  eine  Vergrössening  des  Gei)iets  auf  mehr  als  das  Vierfache 
durch  die  Angliederung  aller  möglichen  kleinen,  bisher  selb- 
ständigen oder  von  anderen  Territorien  abgetrennten  LandstUcke. 
Die  Ereignisse  von  1813 — 1815  haben  an  dem  einmal  erlangten 
Gebiete  fast  niehts  mehr  gefindert.  Die  in  der  Rfaeinbnndzeit  er- 
reiebte  Grösse  und  Begrenzung  ist  dem  Grossherzogthnm  somit 
beinahe  ganz  unverändert  bis  in  die  Gegenwart  verblieben,  was 
illr  die  allgemeine  und  anch  für  die  Finanz-  und  Stenergesehiebte 
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&  B.  Debeiskhten  der  Beateveranif.  B«ddD.  §.  74. 


des  Landes,  ähnlich  wie  bei  WOrttemberg  (ä.  204),  von  Be- 
deutaog  war« 

Die  filforon  Antraben  Ober  die  GrrissonverliäKnissi^  des  Staatsirc^icts  weichen 
ctiras  ab.  Kund  umfasste  die  MarkRrat:iichafi  am  Reginri  des  19.  Jahrhnodcrts  ati 
65  Qaadratmeilen ,  voroa  13 — 14  auf  dem  linkun  Kiieinufcr  (nach  Viebahn  9.  wubl 
leerecbnet  ohne  das  schon  bisher  unter  fnntQelscber  Hoheit  stehcncio  Gebiet  badiscber 
Prinzen).  Nach  (l(»n  verschiedenen  nencn  Krwerbunjrcn  und  Gebiets-  nnd  Grenz- 
rectiäcatiooeii  ergab  sich  um  1812  ein  Uebiet  ron  272—273  Qu.-M.,  da^  nach  gua, 
nnbodoatendea  vdteren  VerlndeninffMi  nnf  Grand  spftterer  Vormessongen  enf  etwas 
über  278  berechnet  wurde  (jetzt  incl.  Antheil  am  Bodensee  15.,263  Quadratkilometer, 
ohne  diesen  Antheil  l-'i.OBl).  S.  bei  Viebahn.  Statist.  I,  S.  34  ff.,  die  Veränderungen 
des  Gebiets  seit  1791,  Ucgenauer,  Staatshaushalt  Badens  (1863).  S.  6  fl.,  r.  Reden, 
Finanzstatistik  I,  1.  Abth.  S.  288,  bad.  etat  Jahrb.  1  1897/98  S.  1). 

Nach  der  Zusamniensetziinc:  des  neuen  J^taatS£:ebiet8  aus  dem 
verschiedenartigsten  Territorialgetrünimer  der  alten  slldwestdeutschen 
Kcicbskreise  ergaben  sich  für  den  neuen  Staat  dieselben  politischen, 
administratiTen  and  aach  fiDaDziellen  Aufgaben,  wie  in  Württem- 
berg, Baiern  u.  a.  L.  m.  Sie  wurden  aoeh  im  gleichen  centralistischen 
and  abBolntistischen  politischen  Geiste  der  Zeit  mit  Energie  nnd 
RflekfliclitBlosigkeit,  aber  auch  mit  leidlichem  Geschick  nnd  Erfolg 
schon  in  der  Rheinbnndperiode  dnrch  eine  Reihe  tnsammen- 
hängender  Organi^atlonsedtcte  n.  s.  w.,  besonders  zwischen  1807 
nnd  9,  gelost.  Die  Einheitlichkeit  des  Gebiets  nnd  der  Verfassnogy 
auch  in  Finanz-  nnd  Stenerangclegenbeiten,  war  so  bereits  erreicht, 
als  im  Jahre  1818  durch  Gewährung  einer  landstiindischcn  Ver- 
fassung der  Staat  in  die  constitutionelle  Form  überging,  wo  man 
dann  in  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  nnch  im  8tcucr\vesen  auf 
der  dun  li  den  vorausgehenden  Absolutismuß  geschaffenen  Grund- 
lage weiterl)auen  konnte. 

Namentlich  die  Vereinheitlichung  und  locale  Ausgleichung  der 
ßesteuerung,  wenigstens  in  principieller  Hinsi(ht,  zum  grossen 
Theil  aber  auch  schon  in  der  praetiscben  Durchführung,  die  An- 
erkennung der  modernen  politischen  Grnndsätze  der  Allgemeinheit 
nnd  GleichmftBsigkeit  der  Bestenening  war  bereits  vor  der  con- 
stitntionellen  Aera  gelungen.  Besonders  war  ein  Fundament  lllr 
die  directe  Bestenernng  gelegt  worden,  das  sich  zam  Auf-  nnd 
Ansban  später  branchbar  erwiesen  bat  Der  leitende  Gedanke  war 
dabei  eine  Steneransgleichnng  zwischen  den  yersehiedenen  Lande»- 
theileu,  aus  denen  der  neue  Staat  zusammengesetzt  war  und  in 
denen  die  bisherige  Steuerverfassun^  und  die  practische  Aus- 
gestaltung nnd  Uurehführung  der  Steuern,  wie  Uberall  in  deutschen 
Landen,  grosse  Versi  hicdenheiten  aufwies.  Diese  sogen.  Steuer- 
peräquation,  die  dann  auch  die  indirccten  Steuern  mit  umfasste. 
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wurde  Yon  1807  und  1808  ao  grnodsfttslieh  und  systematisch  ein- 
geleitet and  bei  den  indirecten  Steoern  schon  bis  1812  ^  bei  den 
direeten  nach  Erledigung  der  längeren  schwierigen  Vorarbeiten, 
welche  hier  die  Darchftlbrang  der  nenen  Stenern  an  Stelle  der 
mannigfaltigen  älteren  bezüglichen  Abgaben  nothwendig  mit  sich 
brachte,  bis  1815/17  im  Wesentlichen  verwiiklicbt. 

Da»  W  ichtigste  war  diese  Ausgleich  ungsniaassregel 
bei  der  direeten  Besteuerung,  durch  welche  ein  aus  den 
Ablieben  drei  Hau(>ti;lit"(lei n,  der  Grund-,  Gebilude-  und  Ge- 
wer!)  e  Steuer  bestehendes  K  r  t  r  a  g  s  s  t  e  u  e  r  s  y  s  t  e  m  mit  bcnicrkens- 
werthen  EigentbUmlichkeiten  geschaffen  worden  ist  (1810,  1815). 
Letztere  sind  der  badischen  Besteuerung  bis  in  die  Gegenwart  ver- 
blieben und  gerade  dadurch  nimmt  die  firtragsbestenernng  Badens 
eine  Sonderstellang  in  Dentschland  ein. 

Bei  der  Grund-  und  Häusersteuor  (1810)  bildet  nemlich  dio  Gruudlagt!  der 
Besteuerung  der  mittlere  Kaufwrcrth  der  Grundstücke  und  Häuser,  welcher 
mos  dem  Durchschnitt  der  in  einer  längeren  Keiho  von  Jahren  —  bei  den  Grand- 
stücken Ton  1780-^9  und  1800—1809,  bei  (l*  n  Ilausern  nur  in  letzterer  Pcrioflc 
rorgekommenen  liaufprciso  abgeleitet  wird.  Also  eine  (nomioelie)  (ivapitai-)Werth- 
kutftstririing.  wobei  ans  dem  mittleren  wiiUicben  Kaafwerth  anf  den  mittleren 
wirklichen  Reinertrag  geschlossen  wird.  Bekanntlich  ein,  vollends  hti  ländlichen 
GniodstUcken,  aber  auch  bei  Häusern  schon  für  einen  einzelnen  Zoitpunct,  gar  erst 
für  eine  längere  rcriuiJe  sehr  fievragter  Schluss.  Gleichwohl  hat  man  dies  riiucip, 
welefaea  mit  gewissen  Modificationen  (bei  Waldungen  übrigens  so,  dass  man  den 
■cbätzunirs weise  ermittelten  Rcin'Ttrnp  atich  lii.-r  kaiMtali-^irte)  ilnrchgeführt  wurden 
ist.  biü  iu  die  Gegenwart  in  Baden  fcstgehaiton  und  glaubt  mit  den  Ergebnissen 
mindesttna  ebenae  anfrieden  sein  ta  kennen,  all  mit  denen  der  wahren  Ertragakataater 
der  anderen  Länder.  Auch  noch  in  der  jüngsten  Zeit  hat  man  bei  Erwägungen  der 
Kcform  der  direeten  Stenern  diesen  Standpnnct  regierungsseitig  eingenommen 
(».  u-  ^2). 

Die  Gewerbesteuer  (1815,  1816)  batto  ?on  ?ornhercin  die  Eigeothtlmlichkeit, 
nicht  nur  ..Cnteriif^lüniinT'  ;!*'  zu  treffen,  sondern  auch  ..Arbeiter",  speciell  Hand- 
arbeiter (mit  Aub$cblu»s  des  Brotgesiadu^)  zu  umfassen,  Beamte  und  liberale 
Benfe  dagegen,  wie  die  meisten  anderen  ftlteren  und  neueren  Gewerbestenergeaetze, 
aoaza schli essen ,  ferner  aber  unter  den  gewerblichen  Unternehmungen  sich  nicht  nur, 
wie  nhlich,  auf  die  (lewerbe  i.  e.  S..  IfandwiTk .  Kabrik.  Hnnflel,  (»astwirfhschaft 
u.  dergl. ,  bondcru  auch  auf  dca  Betrieb  der  Land  w  i  r  t  Ii  s  ch a  f  t,  auch  dea  auf 
eigenem  Boden  erfolgenden  landwirthschaftlieben  Selbstbetrieba,  mit  aus- 
zudehnen. Man  sah  ncnilieh  den  Ertrag  des  letzteren  durch  die  flrundstener  aliein 
nicht  oder  nicht  ausreichend  getroifen  an.  Mau  nahm  auch  beim  Landwirth  noch 
einen  persönlichen  Yetdienst  sn,  den  die  Grundsteuer  weder  tbatslchlich,  noch  prin- 
cipicll  belaste.  Auch  daran  ist  hi^  in  die  neuere  Zeit  festgehalten,  erst  viel  später 
sind  die  selb-t3ndipren  Landwirthf»  'Unternehmer)  als  solche  von  (Je^-erbe-  (und  .späterer 
„Erwerb '*)Stcuer,  auch  betrclis  dieses  persönlichen  Verdienstes  bel'ieit  worden,  als 
die  Einkommensteuer  eingeführt  wurde,  1884  Die  Gewerbestoner  nnter.^chcidet  dann 
zum  Zwecke  der  Veranlagung  zwei  Besfatidtli.üo  des  KcincrtraL'^.  wrlcle;  aber  Trieder 
nicht  direct  ermittelt,  sondern  fur  die  nach  einem  eigcnthümlichcn  Pnucip  btuuer- 
kapitalbefrägc  gebildet  werden.  Es  wird  nemlich  der  persönliche  Verdienst  (d.  b.  der 
Annahme  nach  IJntemchmergewinn  und  Arbeitslohn)  und  die  Rente  des  Betrieb>kapitals 
getrennt.  Für  jenen  wird  ein  Gewerbegattnncsiarif  mit  10  ria-sen  de-;  Verdiensten 
in  einer  als  Steuerkapital  geltenden  Geldsumme  t'ustgü:!>ct^t,  zum  i  hcil  bei  Localbedarfs- 
gewerben  iD  Verbindung  mit  Orlsclassen,  hei  (Gt068')Handel  nnd  Fabriken  mit  nach 
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der  Grösse  des  Betriebskaiiitals,  Ihm  mit  Gehilf"  n  rxrbeitendc^n  GcHrcrVten  mit  Zusrhln^cn 
zar  äteoerliapiulsamme  des  persönlicbeo  Vcrdieuhtcs  nach  Art  und  Zahl  der  Ucliiifco. 
Landwirtbe  stehen  nbor  nnr  In  der  untersten  Classe,  auch  finden  bei  ihnen  keine 
Gehilfenzuschläjaro  statt.  Das  Betriebskapital  umfasst  wesentlich  das  bewegliche,  aber 
einschliesslich  Masrhiiifn  ii.  dpi.,  nif'ht  O^bäiido  ii.  dirl .  die  der  Hausersteacr  mit 
unterliegen,  l^t  Betrage  bis  4U0  Ii.  frei  und  laudwirthschaftliches  Betriebskapital 
überhaupt  nnd  stellt  gleiclifalls  Stcuerclassen  nach  der  KapitalgrOsse  (15)  auf,  in 
welche  die  einzelnen  Gewerbe  auf  Grund  der  dem  Gcw-t  rbetreibenden  für  sein  Betriebs- 
kapital obliegenden  Fa^ionspflichten  eingereiht  werden.  Aus  der  Summirnng  des 
Steiierkapitals  des  persDnKehen  Verdieneies  nnd  des  Betriebelapitab  bildet  neb  das 
steoerpflichtigo  ..(jcwcrbcsteuerkapital".  in  dessen  auf  Grund  dieser  Fictionen  f«it> 
gestellten  Höhe  man  dann  narb  der  Annahmf;  dos  Gns<?fz!r«^bcr9  cinr;  den  Grund-  und 
Gebäudesteuer- Kapitalien  iiomogcuc  Besteuerungsgrüs^e  erhalt.  Die  llooiogenität  dic^icr 
(hOasen  wurde  für  so  sicher  gehalten ,  dass  man  als  Regel  einen  gleichen  Steuerfaas 
(so  nnd  so  viel  Kreuzer  von  100  fl.  Stctierliapit  il  l-^r  drei  Stcucrn'i  (jlanlif  •  i  i!  iron 
oder  diesen  Fuss  in  ganz  bestimmter  Weise«  später  dauernd,  aber  gleichbleibend  höher 
ftr  die  Gewerbe-,  als  für  die  beiden  anderen  Steoem  festsetzen  zu.  lkSnnen,  s,  B.  mit 
18.  19  kr.  für  alle,  seit  182o  fur  lange  Zeit  mit  23  für  die  Gewerbestener,  mit  19V«, 
seit  1828  mit  19  kr.  für  die  anderen. 

Das  ganze,  in  seiDer  Art  ingeniöse,  System  der  Gewerbesteaer 
iSnIt  anf  eine  Verbindung  der  Besteuern ngsmethode  nach  äosseren 
Merkmalen  mit  anderen  Momenten  mehr  persünlieber  Art  nnd 
solchen,  bei  denen  aus  dem  Werth  des  Betriebskapitals  auf  den 
ungefähren  Reinertrag  gescblobbeu  wird,  hinaus  und  ist  als  Versuch 
zur  Lösung  des  Gewerbcsteuerproblcms  ohne  unniittelliarc  Fest- 
stellung des  wirklichen  Keiuertrags,  wie  das  französische,  baierische, 
•  wUrtteni bergische  und  das  Vorgehen  anderer  Gesetzgebungen  immer- 
hin bemerkenswerth.  Die  sichere  Erreichung  des  Ziels,  einer 
grösseren,  wenigstens  relativen,  Gleichmäesigkeit  der  Besteuerung; 
der  einzelnen  Gewerbe  anf  diesem  Wege,  ist  freilich  nieht  wahr- 
sehetnlich,  aaeh  nieht  bei  der  Form,  welche  die  badisebe  Gewerbe* 
Btener  in  ihrer  späteren  Fortbildung  erfahren  hat  Es  laufen  dabei 
zu  viel  willkohrliche  Fictionen  unter.  Aach  die  Regelong  des  Ver- 
hältnisses der  Gewerbesteuer  zu  den  beiden  eigentlichen  Realsteuem 
unterliegt  trotz  der  gleichmässigen  nominellen  Grundlage  in  Steuer- 
kapitalwerthen  den  uemlichen  Einwänden. 

Die  ursprünglich cn  Qosoi?.)^  sind  die  Grundsttmcrordnunfr  vom  20.  Jwli  1810,  die 
HSaserstcncrordnung  kuui  li>.  Sept.  1810,  die  Gcwcrbcsteucrordonng  vorn  G.  April 
1815,  nebst  Gesetz  da/u  vom  25.  April  181$.  S.  v.  Reden  a.a.O.  8.  828  (T., 
Regenauer.  S.  400.  407—428.  ■  wald.  die  directcn  Steuern  in  Baden  im 
FiD.arch.  B.  3,  1881,  S.  764  ff.,  f.  Philippovicb,  bad.  Staatshaush.  (1889\  S.  24  flu, 
90  ff..  Senbert.  Ffnanzrerratt  Badens  (1885,  ans  ,.da8  Qrossh.  Baden'  )',  S.  22  ff.. 
Bu  (  he  II  1)  r  r  f:e  r 's  finanzministcrielle  Denkschr.  v.  Dec.  1897  Uber  Steuerreform  mit 
der  Darsteilong  der  Erirohnisso  einer  versuchsweisen  Kt  iiicrtra^r^-Veranlagntis  il^r 
Gfuiidstticke  in  einer  Aii^alil  ländlicher  Gemeinden  und  dem  ablehnenden  Schiuss 
darnach  ge^cn  diu  Hinuberbildnn^;  der  alten  badiscben  Orandaeener  in  diese  andere, 
meist  sonst  l.rst.liciHio  und  eewöbniich  für  richtiger  L'<'lu>!ft'nc  KatasfrirunkTsforrn 
hinüber.  (Fin.arch.  Ii.  15,  18ü8,  S.  412  ff..  423).  —  ücber  weitere  Einzelheiten  der 
Gesetzgebunif  ron  1810  n.  1815  s.  die  Gesetze  selbst  nnd  obige  Uttcratur.  bes.  Regcn- 
aner  und  Levald,  so  Uber  die  Behandlnng  der  GrandgeflUe,  der  Waldnngen.  Fsr 
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letztere  wurde  das  Steuerkapitai  aus  dem  15 fachen  Warthe  des  nacbhaltigeu  jährlichen 
UoUertragä  auf  dem  Stamme  gebildet,  unter  der  Fictiou,  dasä  alles  Hok  Klafterhok 
sei  «nd  mit  ZugmndelegiiJig  der  Preise  von  1807—9. 

Wie  meisteDS  fehlte  al«o  in  der  VerfaBBUDg  der  directen  Stenern 
in  dem  damals  begründeten  System  noch  die  eigene  Beatenerang 
der  Leibsinsen  oder  Kapitalrenten  in  diesem  Sinne,  die 
nnr  1815  einmal  fHr  Kriegszwecke  bestonden  hatte,  nnd  die  Be- 
stenemng  der  Erträge,  besw.  Einkommen  ans  anderen  Quellen 
nnd  personlichem  Erwerb,  als  den  durch  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer,  insbesondere  nach  der  erwäbuteu  Ein- 
ricbtunr::  nnd  AusdebnuDg  der  letzteren  betroflfenen.  Die  zweite 
Lücke  wurde  erst  durch  die  Gesct/irebung  der  constitutioucllen 
Zeit  seit  1820,  insbesondere  mit  der  späteren  sogen.  Classen- 
steuer,  die  erste  Lücke  sogar  erst  1848,  mit  in  Folge  der  dama- 
ligen politischen  Bewegungen,  mit  der  sogen.  Kapitalsteuer 
ausgefüllt  (s.  u.  ^.  75).  Erst  damit  hat  das  badische  Ertragsstener- 
sy Stern,  das  1810  begründet  worden  war,  seinen  vollen  Ausbau 
eriahren. 

Die  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  die 
Zolle  und  die  Verkebrssteuern  (nebst  yerwandten  Abgaben) 
wurden  dagegen  auch  schon  in  der  absolotistischen  Zeit  einheitlich 
geordnet  nnd  so  das  ganze  Steuersystem  einigermaassen  den  Be- 
darfnissen der  Zeit  und  des  neuen  Staatsgebildes  gemäss  zu  einem 
gewissen  Abschluss  gebraciii. 

Hiheres  Uber  diese  sämmtlichen  Stenern«  soweit  sie  noch  bestoben ,  uuten  iu 

§  79  fr.  I>cn  Anfang:  machte  eine  neue  Tax-,  Sportcl-  und  Stfinpelordnuntf 
lom  17.  Juli  lb07  zur  gleichmäiiäigeu  (jei>taltung  der  Juatu-  und  hoii/eiabjsabeu 
(Refeaaner  8.  899,  482.  485).  1810  trat  eine  neue  Ghsvsseegeldordniing 
au  Stelle  d- r  Isisherigen  Normen.  1812  wurde  am  2.  Janu  ir  •■ine  Zoll-  und  eine 
AccisorduQug,  am  6.  März  eine  Ohmgeldorduuijg  au  Stelle  der  bisherigeu 
BcstimmuDgeu  Uber  betreffende  Abgaben  erlassen  (Regcuauer  S.  400).  Der  Wein 
VQide  von  verbchiedenen  Abgaben  getrolion  (Accise  fom  Wein  der  privaten  Con- 
^umeaten  bei  Einla^-crnnsr,  Ohmgcld  vom  Wirthsbawsconsum ,  dazu  kleinere  bei>ondcre 
(iefälle).  Seine  JBosteucraug  btellt  mit  ihren  Veiändej  uugeu  ciue  löimüchu  Art 
WeiBsleaeisyslem  dar  («.  Regen aaer  S.  455  ff.,  auch  Philippovich  a.  a.  0.  37). 
Auch  das  Bier  unterlag:  Iriden  j!t?Daiintcn  Steuern,  der  Accise  und  dem  Ohmgcld, 
nach  der  Gcset2gebnog  \on  1812  in  der  Form  der  Malzstcuer.  die  später,  1820.  der 
Form  der  Kesscisteucr  vom  Bicrsutt  wich  (Hegeuauer  S.  463  fl ).  Der  Brannt- 
vein  wordc  1812  anch  mit  Accise  und  Obmgdd  belegt  nnd  zwar  beides  in  Form 
<Jes  sogen.  BlasenziiiFf  h  ,  bcinc  Besfeucrune  hat  ätcr  mancliu  Aendoriing  rrfnbrcu 
(tb.  S.  467  11.).  l>ie  Sc h lach tviehac eise  von  1812  umfabälu  alle^  Schiacbtvieh, 
auch  Scbweine,  Schafe,  Ummer,  Ziegen,  nach  Stucbatzen,  bei  grossem  Yleh  mii 
Abstnfiiiijrcn  der  Sätze  nach  der  Schwere  (eb.  S,  470).  Andere  ältere  Accis.  n .  auf 
Kssig,  Tabak-,  Früchte.  Oelstofle,  Brennholz  ^ind  wieder  iürtgcfallen  1^20). 
Salz  wurde  in  Bcgalform  besteuert  Da»  Regal  war  anfangs,  bis  1825,  bevor  man 
eenQgend  ergiebige  eigene  Salzgewinnung  im  Leinde  hatte,  g(^^en  eine  jährliche 
PansehstliaiDe  Tcrptchtett  wobei  die  P&chtenn  das  Anicanf-,  Einfuhr-  und  Verkauf- 
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monopol  kalte,  aber  überall  fUr  genügende  YcrkaofsstellcD,  wo  bestimmte  feste  Preise 
iime  so  luütan  waren,  sorgen  niiMSte  (eb.  8.  505  ff.). 

Zur  A  reise  wurden  (und  u erden  noch  bis  in  die  Gegenwart  und  demgemi^s 
benannt)  die  Stenern  auf  Eigentbums-  (sogen.  Besitz-)Wcch$el  ron  Liegenschaften 
(bozw.  unbeweglichem  Vermögen)  unter  JÄstigem  Titel  unter  Lebenden  (Liegcn- 
scbafts-  oder  Kaufaccisc)  und  auf  Debergänge  in  Folge  von  Sehen knn gen 
und  Erbschaften  (Schcnknngs-  und  Erbschafisac c ise)  eercchnet  (ek. 
S.  474  ti.j.   Auch  darüber  Bestimmungen  in  der  Accisorduuog  ron  1812. 

Die  ZSlle  «ind  erst  durch  die  Zollordnang  vom  2.  Jan.  1812  cndgiltig  aoi  den 
frQbercn  Zustande,  worin  an  inzdnen  Stellen  im  Innern  und  an  «Imp  Grenze  nach 
verschiedenen  alten  Tarifen  mancherlei  Abgaben  erhoben  worden  waren,  in  ein 
modernes  Landesgrenzzollsystem  mit  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrzöllen  unter  Auf- 
hebung der  inneren  Zölle  und  Prcigebung  des  inneren  Verkehia  rcrwandcU  worden. 
"Nach  RescitiKunfj  dtT  durth  die  Tonfincntalspcrre  verÄnlassten  nbcrlioli'-n  ZoUiiSlze 
auf  Uolonialwaaren  u.  dgl.  waren  die  Tarifsätze  auch  des  Einfuhrzolles  far  Coloniai- 
waaren,  wie  für  Fabriitate  iusserst  miaslge.  Das  DnrehfbhnEollsystem  litt  unter  der 
Cüiuplicirtheit  des  Bt-rcrlinnniiMnotlus  wom ntlicU  nach  der  Länue  des  Durchfuhrwegs. 
Einjrreili mlere  Aenderungcn  in  den  Tarifen  erfolgten  erst  in  der  constitutionellen  Zeit 
(1826,  1827).  Das  Schwergewicht  der  Einnahmen  aus  den  Zöllen  lag  zwar  bereits 
heim  Einfuhrzoll,  aber  bis  zum  Anschluss  Badens  an  den  Zollrercin  (1836)  fielen 
neben  ihm  die  Aus-  und  Dun  hführzöllc  und  ausserdem  auch  die  Was>erzölle.  besonders 
auf  Bhein,  Neckar,  Main,  alle  diese  drei  Zollkategorieen  zusammen  in  den  20er  und 
90er  Jahren  mit  V4~7&  Rohertrags  der  Zftlle.  anch  finanziell  ins  Gewicht.  (S.  die 
vcrhältnissmiisäig  eingehende  Darstellung  für  1812  bei  Ketrenaner  S.  524— .")!?8 
n.  bes.  K i r sr h .  Zoll-  und  Keicbssteuorvcrwaltung  in  Baden,  ]!^S,"».  S.  2  Ii..  11» 
Auch  eine  Hundesteuer  (Iluudctaxc)  ist  sclion  1811  allgemein  eingeführt  wordeti. 

Im  Ganzen  wird  man  im  badij>cben  Steucrs^fitem  dieser  Periode 
überhaupt  und  in  dcsHcn  Ausgestaltung  lui  Einzelnen  manche  An- 
klänge an  das  grosse  Muster  der  Zeit'',  das  französische  System 
finden,  mit  freilich  auch  bemerkenswerthen  Verschiedenheiten  in 
der  Structnr  und  Technik  der  directen  Steuern.  Dann  fehlen 
namentlich  die  hohen  Enregistrement-  und  Stempelabgaben  nnd 
das  Tabakmonopol.  Die  hohe  Liegenschaftsaceise  erinnert  aber 
anch  an  die  betreffende  französische  Steoer  im  Enregistrement 

§.  75.  Zweite  Periode,  vom  Rrlass  der  landstSn- 
dischen  Verfassinicr  bis  zur  Einfühi'iing  der  aii- 
geraeinen  Kinko  ni  uieusteuer  (1884).  licsondcrs  die 
directe  Besteuerung,  Clabsen-  und  Kapitalsteuer. 
Durch  die  oetroirte  Yeri'assaog  von  1818  wurden  den  Landständen 
die  seitdem  üblich  gewordenen  Rechte  in  Bezug  auf  Mitwirkung 
an  der  Ordnung  des  Staatshaushalts  und  der  finanziellen  und  Steuer- 
gesetzgebung im  Wesentliehen  gewährt  und  die  Allgemeinheit  der 
Stenerbelastungf  welche  der  Absolnüsmns  bereits  eingeführt  hatte, 
als  BtaatsreehÜtcher  Grundsatz  anerkannt. 

Verfassung  von  1818,  §.  8 :  „alle  Badener  tragen  ohne  Unterschied  zu  den  Ofient- 
licben  Laston  bei.  Alle  Befreiungen  von  directen  und  iii  lirccteii  Al);:abeii  bleiben 
aufgehoben.*'  Bemerieosvortb  iat  auch,  das»  das  passive  Wahlrecht  zur  2.  Kammer 
cum  TlieU  an  den  eifeDthflmliebeo  Berechoangamodua  der  Steneritapitale  der  Cfmnd-, 
Häuser-  nnd  Geworljcstcu.T  .luknüpft,  indem,  von  gea'issen  anderen  Glessen  der  Bc- 
fülkerttog  abgettehcu,  ein  zu  wählender  Abgeorduotor  mit  einem  Steaerliapital  ron 
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mindestens  10.000  i\  im  Kataster  cinf^etra;^en  sein  muss  (§.  H7,  Nr.  3'.  Die  Mit- 
wirkuu^arcclitc  der  bUüUc  ia  binauz^achcu  äiuU  iu  dum  Abschnitt  IV  dur  V'urfa^uog, 
53ff. ,  mit  t'Qtbalten.  Herrorzubebcn  siud  danos  folgende  Bestimmangen.  Dia 
Aosschreibuiig  und  Erhebun-^  vou  Auflagen  ist  an  die  Zuiiimmnn?  der  Stände  ge- 
bondcA  53),  die  aber  nicht  au  Bodiuguogca  geknüpft  werden  darf  ^.  56).  Nor 
Kri^9Bteu«iit  dürttn  erentoell  und  bedingt  ohne  rorherige  atlndische  Znstlmmiuig 
ausgeschrieben  (§.  63).  alte  Abgaben  nach  Ablauf  der  Vcrwilligungsfrist  nur  in  ge- 
wissen Fället!  noch  T.  STujatc  forterhobeu  werden  (§.  02).  D;i^  Auflagengesetz  wird 
iu  der  Ke^cl  lar  2  jalno  gegeben  54).  Mit  beiuem  Entwurf  wird  das  Staats« 
badget  und  eine  detaillirto  Uebcrsicht  über  die  Vanrandiing  der  rervilligtan  Gelder 
iu  den  Iroheren  Etat^iahreo  ttbeireiclit  55). 

In  der  mit  dieBer  Verfassoog  begiuaeDden  xweiten  Periode  der 
badiseben  Stenergesehichte  des  19.  Jahrhunderte  war  das  Wichtigste 

der  allmälige  folgerichtige  Ausbau  und  spätere  theil- 
weise  Umbuu  der  directcu  Besteue iuu^^  zu  einem  v o  1 1  - 
ständigen,  alle  ,,Erträge'S  bezw.  Einkünfte  umfassenden  £r- 
trags)*tc  uersystein.  Dies  geschah  vornemlich  durch  die  Ein- 
fllbruug  der  sogen.  Classeuä te uer  uud  später  der  öogeu. 
Kapital  st  euer. 

Der  ertöte  Schritt  in  dieser  Kicbtang  war  schon  im  Jahre  1Ö20 
die  Anknüpfung  einer  directen  Steuer  anf  die  übrigen,  von  der 
Gewerbesteuer  nicht  getroffenen,  wesentlich  persönlichen 
Berufs- Einkünfte  aus  öffentlichen  Aemtem  u.  dgl,  aus  libe- 
ralen und  sonstigen  Berufsdiensten  u.  s.  w.,  der  späteren  sogen. 
Cla8sensteuer,andie  bisherige  dreigllederige  Ertragsbestenemng. 
Das  E^enthttmliehe  dieser  Steuer  war  sehen  anfangs,  blieb  aber 
auch  in  ihrer  Umgestaltung  im  Jahre  1837  die  Annahme  des 
Princips  der  Progressivität  des  Stenerfusses  (bis  zu 
einem  Maximum)  für  die  ihr  unterworlenen  Eiuküniie  uiit  deren 
steigender  Höhe:  eine  Singularität,  bei  der  Festbaltung  des  pro- 
portionalen Fusses  der  übrigen  directen  (auch  der  späteren  Kapiuii  ) 
bteuern,  die  als  solche  immer  ihre  Bedenken  hat,  aber  gerade  für 
diese  Einkünfte  mit  besonderen ,  freilich  nicht  immer  zutreffenden, 
Gründen  in  Baden  zu  rechtfertigen  gesucht  wurde.  Auch  diese 
Steuer  wurde  durch  das  Gesetz  von  1837  mittelst  Bildung  von 
ClasaeDsteuerkapitalien,  welche  ans  der  Mnltiplication  des  Ein- 
kommens der  Steuerpflichtigen  mit  gewissen  im  Gesetz  bestimmten 
Factoren  berechnet  wurden,  dem  Formalismus  der  älteren  Ertrags- 
steuern  ftusserlich  angepasst 

Dia  im  Jabra  1820  in  den  Etat  geateüle,  doreli  Yerordnong  rem  81.  Oct.  1820 
dnzcligefuhrte  Steuer  auf  Apanagen,  Besoldungen,  Pensionen  u.  dgl.  lu  hatte  /unficbst 
nur  eine  an-ssernrdcntlichc  vorfibtrsri^hcndc  sein  sollen,  bürgerte  sich  aber  als  ordent- 
liche ständige  danu  ein.  bie  /.erücl  in  10  Clausen  nach  der  Einkommenhohe  und 
traf  Einkommen  bis  1000  fl.  mit  1  kr.  vom  Gulden  (1^»%),  die  höheren  mit  steigenden 
Sittaii,  1000-2000  fl.  mit  2  ^37,%),  2000—3000  fl.  mit  ä  {b^j^  und  ao  fort. 


Digitized  by  Google 


252 


6.  B.  Uebeisichtco  d«r  fiesteaeiBAg.  Badöu.  §.75. 


scblit^iich  die  Beträge  über  80.000  fl.  mit  10  kr.  rom  Gulden  U6-/a7«^i  selbst  b«i 
siedrif^erem ,  Tollenda  bei  hohem  Eiokoinioen  ahsoint  hohe  und  Mcb  den  aiid«iiiMi 

directcn  Stenern  gegenüber  relativ  hohe  Sätze.  Die  l\L;;iorurif  sah  das  ein  und  wollfo 
auch  die  üugulüro  Progrebtifbättoaerttug  dieser  Eiukuuftc  sp&ter  betioitigen,  drang 
hlernit  aber  in  doem  Eotiroif  von  18S7  nicht  durch.  In  dnem  nenen  Gesetz  rom 
10.  Juli  1887  wurde  die  Bildung  von  Sieucrkapitalicu  auch  bei  der  Classenstout  r  oin- 
gerichtet,  die  dann  mit  demselben  Satz  wie  die  (Icwerbestenerkapitalien  (-I  tmals  2;^  kr. 
von  100  6.)  belegt  werden  sollten.  Aber  diciie  Ciasseustonarkapitalieu  wurden  nicht, 
wie  die  Regierung  beabdchtigte.  durch  Moltiplication  des  Einkommens  mit  der  gleich<»i 
Ziffer  (3),  sondern  mit  steipen-ion  Ziflmi  (l)is  2000  Ü.  Einkomm  n  n  i*  3,  2000— :¥»00  fl. 
mit  6  u.  H.  w.,  schliesslich  Uber  ^iOOO  11.  mit  12)  gewobnea.  Dadurch  wurde  reell 
avch  bei  dem  gleichen  Stenerfnase  Ihr  alle  Classen  eine  progressive  B^teaeruog  hier 
beibehalten  und  namentlich  trotz  des  gleichen  Fusses  gegenüber  der  Gewerbesteuer, 
der  eine  solche  Berechnung  des  Steuerkapitals,  aurh  lui  der  Abtheilang  des  persön- 
lichen Verdieust(^,  mit  steigenden  KapitalisiiunKs&at/cu  fremd  blieb,  eiagerichteC 
Allgemeine  Hlnnefgnog  tor  Ansicht  fon  der  Gerechtigkeit  der  Progreseiritit  des  Steaer- 
jatzes,  spccielle  Ansichten  (lltcr  Reaintc,  fc-^t«;  fichalte  u.  dgl.,  auch  wuhl  «.-ine  gewisse 

{[cguerische  Tendenz  gegen  Beamtenthum  Uberhaupt,  das  aus  der  Öffentlichen  Casse 
ebe,  machten  sich  hierbei  tu  tcht  geltend,  wobei  denn  anch  die  tkbrigen  liberalen 
Berufe  mit  ihrer  Yerschicdenbeit  der  Verhültnisse  nicht  genügend  beachtet  worden. 
Aber  das  (Jan/c  ist  doch  sehr  eliaracteristisrh .  —  für  die  Zeit  nnd  das  Land.  FUr 
grossherzoglicbe  Apanagen  und  Witihume  blieben  die  noch  höheren  84tze  von  1820 
bestehen.  Durch  diese  Annahme  progressiver  Steneisfttco  war  die  Classenttener  aber 
auch  schon  mehr  einer  Subjcct-  uimI  Einkommensteuer  genähert.  Auch  in  anJt  r<  ii 
Bestimmungen  tritt  dies  hervor,  iu  ihrer  Ausdehnung  auf  die  nicht  von  der  Gewerbe- 
steuer getroffenen  Einkünfte  and  Personen,  daher  namentlich  auch  aof  die  iiberalea 
Berufe  ausserhalb  des  ötientlichen  Dienstes,  auf  grundherrlieho  Beauitt^  auf  das  aus 
irgend  einer  Quelle  herrührende  «rosammte  Dicnsteinkorornen  der  Geistlichen  und  Sehnl- 
ich rer,  das  deshalb  auch  den  anderen  Ertragssteuern  (selbst  der  Grund-  und  Gefalle- 
nnd  Gebitudestener)  nicht  nntcriag.  in  der  Umrechnung  aller  Natnraleinktlnfte  in  Geld, 
in  der  Fassionspäicbt  betrells  des  Kinkommens  für  die  r't  ii>iten,  in  der  Veranlagung 
der  Beamten  nach  den  Angaben  der  die  Gehalte  u.  s.  w.  /.ahlenden  Casse,  in  gewissen 
personalen  Steuerfreiheiten  (schon  V.  v.  31.  Üct.  1820.  §.  3|  u.  dgl.  m.  Eine  Vollz.V. 
T.  b.  Apr.  1857  hat  alle  Bestimmungen  vereinigt  (s.  dieselbe  z.  B.  in  dem  Handbuch 
„die  Stcueriros.»t2^-(bnn!r  Badens",  1^',^.  S.  161  II.).  Für  die  Ortsgeistlichen  und  Schul- 
lebrer  galt  das  beäondere  Gesetz  vom  14.  Mai  1828,  das  später  durch  das  Gesetz  vom 
8.  Mftrz  1854  ersetzt  wurde.  (S.  t.  Beden  a.a.O.  8.  880,  bes.  Re  genau  er 
§.  276,  8.  440  IT.,  Lewald  a.  a.  0.,  8.  767  IT.,  r.  Philippo? ich  8.  82.) 

Nach  Kill  fühl  Uli der  Cla^^scnstciicr  fehlte  in  dem  badischen 
bysteni  der  directeu  Besteuerung  vornemlieh  noch  die  Steuer  auf 
Leihzinsrenten  und  verwandte  Einkünfte.  In  den  1840er 
Jahren  trat  die  Neigung  zu  einer  solchen  Steuer  mehr  hervor, 
anch  im  Landtage,  doch  maehten  sieb  auch  die  ttbliehen  Bedenken 
geltend,  so  die  Betmrchtnng  einer  Ueberwälzang  einer  Bolehen 
Steaer  auf  den  Schuldner,  einer  Gefährdung  des  Gredits,  einer 
Hinderang  der  Einwandernng  nnd  Beförderung  der  Auswanderang 
der  Kapitalien,  dann  die  stenertechniscben  Bedenken  wegen  der 
schwierigen  Veranlagung  and  selbst  schon  der  Constatirong  des 
VorhandenseiDs  und  der  Eifassnrijr  solcher  Einktinfte.  Doch  ist 
schliesslich,  wohl  ruit  unter  dem  KinHiiss  der  1848er  Strömungen, 
die  Einiühruug  einer  eigenen  betrellcnden  Steuer  im  Jahre  1818 
erfolgt,  die  sogen.  Kapital-  (später  sogen.  Kapitalrenten-) 
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Steaer.  Das  erste  maDgelbafte  Gesetz  wurde  schon  1850  durch 
ein  neues  verbessertes,  dieses  abermals  durch  ein  neues  im  Jahre 
1860  und  dieses  durch  ein  solches  von  1874  ersetzt.  Die  Steuer 
hat  sieh  auf  dieser  Graodlage  fest  eingebürgert  und  im  Ganzen 
bewährt.  Sie  ist  dann  aaeh  nach  der  EinfubrnDg  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  zn  deren  £rgttnznng,  insbesondere  zor  höheren 
direeten  Bestenertfng  des  fondirten  Einkommens,  wie  die  anderen 
Ertragsstenem»  beibehalten  worden  (1884).  Diese  selbständige 
directe  Bestenemng  der  Kapitalrenten  (Leihzinsen)  ist  in  Baden, 
wie  in  Baiem  (S.  153),  Württemberg  (8.  210)  stenerpoKtiseh  wie 
flieaertechniseh  bemerkenswertfa. 

Die  bezüglichen  Gesetze  datiren  vom  4.  Juli  (Abänderunjfcn  vom  14.  Jali 
1849).  30  März  1850,  7.  April  1860,  29.  Juni  1874.  Das  technisch  Characteristischo 
var  bis  1874  die  Conatniction  der  Steuer  als  einer  nominellen  Kapitalsteacr, 
erst  nach  dem  Gesetz  von  ]'^74  als  einer  Kapital  r»^  n  tc nstenor.  bei  der  indessen  dio 
Zinsen  u.  s.  w.  wiederum  durch  entsprechende  gesetzliche  MuUiplicationcu  zu  uomi- 
B«Uen  „Stenerkapitaliea"  vi«  bei  den  Ubrij^en  badischen  direeten  Stenera  omgebildet 
vnrdeo,  um  so  die  gleiche  Grundlage  der  Be5t»  ueiuiii;  wie  bei  den  anderen  Ertrat:^- 
«teoern  zu  gewinnen.  Nach  den  ersten  Gesetzen  mar  das  Stcuerkapital  dor  Betrag  der 
Kapitalwerthsamme  selbst,  ohne  weitere  BUcksicht  auf  die  Höhe  des  Zinsfusses  (so 
im  Gesetz  von  184^).  berechnet  nach  dem  Nennwerthe,  so  bei  Staatspapieren  und 
Papicri>n  mit  festem  Zinsfussc,  aber  aurh  ])ci  den,  d.-r  Stctier  ebenfalls  uiiterlie;;cndeii 
Acticn  u.  dgl.:  nach  dem  Gesetz  von  IböU  mit  der  Einschränliung.  dass  nur  bei  einem 
■indesteiifl  4  ^/q  igen  Zlii»fais  der  Nennwerth,  sonst  der  25*fache  Jahreszins  als  Steuer- 
satz angesetzt  wiirtlc.  Das  2n-fache  galt  m  !-  Ewigreiiton ,  d  is  '^-fai  hc  bei  Leib- 
renten als  Stenerkapital.  Allgemein  belicit  war  nur  ein  Kapitaibotrag  von  oOO  fl. 
Abweichend  vom  Ertragssteuerprincip  war  ferner  der  Abzug  der  faust-  und  Unter- 
pfand lieh  vereicheitea  Schulden,  der  anf  dem  Kapital  haftenden  Laston  privatrccbt- 
lichen  Titels  vom  Stcuerkapital  geftfiftct.  Von  voriilii  r«.'in  bestand  die  Verpflichtung 
zur  Abgabe  von  Kapitalsteuererklärungen,  „nach  bestem  Wissen  und  Gewissen*',  au 
den  Scbatzongsratb  des  Wohnsitzes  (s.  v.,  Qesetz  tob  1850,  Art.  11  f.).  Mit  der  Strafe 
des  Vierfachen  waren  ab^ichtlich  falsche,  d.  h  zu  nicdriire  und  unvollständige  Angaben 
bedroht.  Der  Stcuerfuss  war  6  kr.  von  lOO  fl.  Kapital,  bei  4%  Verzinsung  also 
2Va  "  0-  Erst  durch  das  Gesetz  von  1850  ibt  die  Steuer  definitiv  ein  ordentliches 
Ghed  der  direeten  Besteuerung  geworden.  Ein  tcchni^^cher  Hauptmangel  war  zuerst 
wohl  die  Ankiiilpfung  der  Steuer  regelmässig  an  den  Nennwerth  der  mit  4  "/o  Q"*! 
höher  vcrziosiicben  Forderungen,  worin  eine  Begtinstiguug  der  höhere  Konto  gebenden 
Anlagen  lag.  Erat  das  Gesetz  ron  1874  hat  die  Rente  (den  Zins)  selbst  zur 
reellen  (nicht  auch,  wie  bemerkt,  zur  nominellen)  Grundlage  der  Steuer  gemacht,  die 
Derlarationspflicht  auf  die  Angabe  dieser  Kenten,  als  des  Ertrags  des  Kapitalvermögens, 
der  Licht  schon  durch  die  anderen  direeten  Steuern  gctroUen  wird,  bestimmt,  auch 
den  Abzog  der  Passirzinaen  und  Lasten  ab  Jahresbetrag  TOn  der  steuerpflichtigen 
Rentcnsomme  eingerichtet  und  nur  weiter  angeordnet,  wie  nun  aus  diesen  Neiiorenten 
o.a.  w.  das  Steoorkapital ,  welcbeü  ab  nominelle  Grundlage  („Beme&suug.--grundiage"> 
der  Steuer  zn  dienen  hat,  gebildet  werden  soll,  im  Allgemeinen  dnrch  Vervielfacbong 
mit  dem  20-fachen  (also  nach  einem  Zinsfuss  von  5  "  o\  bei  Leibrenten  u.  dgl.  noch 
r  nii  r  mit  dem  8-farhcn.  bei  Waisenbeneticien  mit  dem  4-facheti.  Steuerfrei  blieb 
alJ-tmein  eine  Nottorentu  von  35  fl.  ißO  M.).  Je  uacL  dem  wirklich  erzielten  Zins- 
fuss stellte  sich  dann  freilich  auch  }ii<  ibci  ein  thaisächlich  verschieden  hoher  Stwer^ 
fll^1  b.'ratjs.  Der  tetrtere  wurzle  wie  bei  den  anderen  Stenern  in  dem  Finanzgesetz 
Xcstgcsteiit.  Die  Defraudatiou&stralu  ist  auf  das  S-facbe  erhöht  worden.  Aügemeiu 
«iid  aoerfcnnnt,  dass  fon  einer  Debenrllznog  der  Steuer  anf  die  Sehnldner,  einer  Er- 
schwerong  und  Vcrtheoerung  des  Crediis.  einer  Erhöhung  des  Zin>fii>^scs,  einer  Er- 
niedd^ong  der  Eifectencuise  unter  dem  Jüinfiuss  der  Steuer  nichts  wahrzunehmen  und 
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«ach  dergleiciicu  nicht  auzunohmeo  seL  Die  Dodarationen  gelten  im  Gänsen  als 
bmnebbur  und  richtig.  Ob  und  wie  weit  mit  Recht,  bleibt  Datariieh  etwas  «weifel- 

haft,  besonders  vor  der  Einkorn niensteuer-Periodc.  Die  Stcucrerträge  sind  gewachsen. 
Vch<'r  (lio  Ein);Iicderang  der  Kapitalrcnteusteucr  in  das  directe  Steuersystem  seit  £iji- 
luhiuüjj  der  Eiiikommensteaer  (1884)  s.  u.  §.  81. 

S.  Uber  die  Frage  der  Kiuführung  der  Kapitalrentensteaer  Uclferich  Ztschr. 
f.  d.  gcsammtc  Staaihwi  s  1846,  meine  Abb.  directe  Steuern  im  Scliönberg'schen 
Handb.  III,  4.  A.,  365  U',  v.  Uedcn  a.  a.  0.  8.  331,  bes.  Kogenauer  §.  274. 
^5.  Lewald  a.a.O.  S.  815  ff*..  834,  Philippofich  a.a.O.  8.  25  ,  82.  114, 
Badens  Steuergesetzgebung  (1858)  S.  192  (Gesetz  von  1850  niit  diu  Verordnungen), 
V.  Pliilippovich.  Gcs  übir  die  direcien  Steuern  in  Baden  (1888),  S.  92  C  (ties. 
von  1874,  84),  Fiu.arch.  III  (1886).  S.  865  ff. 

§.  76.  Die  iDSiitution  des  Schatzungsraths.  Aach 
fttr  die  Kapital-  und  die  spätere  Kapitalreiiteiisteaer  ist  der 
„Scbatzungsrath"  mit  in  Wirksamkeit  Es  ist  dies  eine 
eigenthttmliche  badiscbe  Institation  der  Verwaltoog  der  direetett 
Stenern,  welche  anf  dem  Gesetz  vom  17.  März  1854  betr.  die  Anf- 
stellang  der  Kataster  der  direeten  Stenern  beroht.  Sie  verfolgt 
das  Ziel,  neben  der  Staatsstenerbehörde,  als  einem  aus  Staats- 
beamten bestehenden  Organ  der  Staats  Verwaltung,  der  Orls- 
bevölkernng  selbst  eine  gewisse  Mitwirkung  an  der  Veranlagung 
der  direeten  Steuern,  namentlich  nn  der  Festsetzung:  der  thatsäch- 
iichen  L  uterlagen  der  Einschätzungen  u.  s.  w.  einzuräumen  ,  also 
die  Verbindung  eines  Elements  der  localen  Selbstverwaltung  mit 
dem  Element  der  Staatsverwaltung.  Der  iSchatzungsrath  bat  auch 
bei  der  nenen  allgemeinen  Einkommensteuer  von  1884  wichtige 
Functionen  erhalten.  Es  ist  aber  henicrkenswerth,  dass  er  schon 
ans  der  Periode  der  ausschliesslichen  Ertragsbestenerang  berrllhrt 
nnd  namentlich  bei  der  Veranlagung  der  freilich  immer  etwas 
personalsteuerartigen»  znmTbeil  anf  Declarationspfllehten  berahenden 
Glieder  dieser  Bestenerung  mitwirksam  war. 

Die  Einrichtung  verdankt  den  politischen  Strömungen  des  Jabros  1848  ihrea 
Ursprung  nod  ist  spftter  aus  noch  weitcrgeheaden  legislativen  Experimenten  hetreffi» 

der  Mitwirkung  der  Bevölkerung  .^n  der  Veranlagung  der  dirocton  Steuern  auf  Grund 
des  gon.  (Jesff;:es  von  1854  allein  übri?  !?eblioben.  Mach  einem  Gesetz  von  1848 
(8.  Juli)  wurde  die  bisherige  wcscntiich  alleinige  Feststellung  der  Steueranschläge  der 
Pllichti(rcn  durcb  localo  Staat^rgane  (sogen.  Steucrpera.iuatoren,  hpater  sogen.  Steuer« 
commissärc)  in  Verbindung  mit  den  Ürfsvor^frmdcn  dahin  abgeändert,  diiss  den  Steoer- 
piiichtigen  selbst  „die  Mitwirkung  bei  Aufätdluag  der  Stouerkatastcr  und  die  aas- 
schUeasliche  Entscheidung  Ober  streitige  Stencrvcrbiodlicblieiten'*  Obertragen  wurde 
(Lewald).  Dem  ersten  Zweck,  spcciell  für  die  Gewerbe-,  <lie  Cl  i^.sen-  un  l  (Ih  Kapital- 
Steuer ,  dient«  der  „Schatzörifrsritli'*.  der  ans  5-11  Mitgliedern  bestand  und  von  der 
Gemeindevertretung  (Gemeiuieraih  und  liürgerausschuss)  gewählt  wurde.  Fttr  den 
swelten  Zweck,  die  Erledigung  von  Bescbwerden  der  Pflichtigen  wie  der  StouerbehSrde 
gegen  die  Eikenntnisse  des  Srhatzunpsraths,  waren  fiir  jrrOsyere  Hezirke  Stener- 
aciiwurgericli  te  be->timmt,  deren  11  Mitglieder,  sogen.  Geschworene,  ans  direeten 
Wahlen  aller  TolIjUingcn  Staatsbarger  hervorgingen:  also  eine  der  Annahme  nach 
streng  volkstbUmliche  Berufungsinstanz  statt  der  Staatsbehörden,  von  deren  Function 
man  aich,  charakteristiacb  fOr  die  Zeit,  grosse  Dinge  rcrüpfach.  Indeäscn  ist  diese 


Digrtized  by  Google 


Zv«ile  Pexiode  1818—84.  SchfttZDopnÜi.  Bealstenoni.  255 


Eioricbtnng  der  bchwargcricbte  far  Steuersachen  nicht  in  Kraft  getroton.  la  dem 
«piterca  Gesetz  von  1854  wurde  nur  der  Schatzungsrath  beibohalteu,  aber  jetzt  etwas 
abweichend  gercs:elf.  Er  wird  »ach  dem  Gesetz  und  dessen  späterer  ErgiazMg  doich 
Gesetz  vorn  M  ir,'  1880  fur  jede  Gemeinde,  nach  dorL-ii  Bcrölkerungsgrössc,  aoB 
einer  Terscbiedcucu  Mitgliederzahl  (3—14)  neben  dem  Uurgormei&ter  gebildet,  nnd 
twar  tau  den  sa  direoten  Sieaeni  Tennlaftea  orb*.  pereonalkondtgen  und  Meh?er- 
atäodifeii  Ort>5l>ewohncrn,  iu  der  Art,  dass  die  vfrschieleiiLn  Classcn  der  Steuer- 
pflichtigen vertreten  sind.  Die  Ernennung  der  Mitglieder  (auf  6  Jahre)  erfolgt  durch 
den  Bezirksratb  nach  Vernehmung  de»  Gomoinderaths  und  des  Stcucrcommissars. 
Lettterer  selbst  ist  von  Amtswegen  stimmfübigcs  Mitglied  des  Schatzungsraths.  Das 
Finanzministerium  kann  den  Scbatzongsrath  einer  (iemeindo  jederzeit  auflösen.  Der 
Kath  hat  insbesondere  die  Aufgabe,  die  für  die  Aofstellang  der  Kataster  der  directcn 
Sleodm  «rforderlieheo.  Tom  St6a«rconini8ur  gesammellen  Daten  über  dte  tbatsich« 
liehen  Vorbriltnis&L',  aiicli  Anir.iben  nnd  BeschrerJcn  der  Sfeu^Tfiflicliti^cu  über  ihre 
Steueranlage  zu  würdigen  (Art.  2. 10  Ü'.).  Gegen  die  mit  Stimmenmehrheit  zu  fassenden 
Entscheidungen  des  Schatzungsraths  hat  der  SteucrpHichtigo  und  der  Stcuercommissar 
dM  Raeht  der  Berufung  an  die  Steuerdirection,  der  Stencrpflichtigo  auch  weiter  dep 
Kecurs  an  das  Finanzministerium  und  auf  Grund  der  nouen  Gesct/i^ebung  über  Orga- 
nisation der  inneren  Verwaltung  und  Uber  VerwaltungärcchtspHege  (Gt^tz  vom  5.  Oct. 
1863  und  14.  Joni  1884)  daneben  aoch  neeh  das  Recht  der  Klage  tot  dem  Ter* 
waltungstrerichtshof.  Für  die  Prüfung  und  Beurkundung  der  auf  das  Kataster  der 
(jruuJ-  und  Gewerbesteuer  bezuglichen  thatsächlichen  Verhältnisse  und  für  vcr:ichicdencs 
U eitere  besteht  noch  ein  zweigliedriger,  aus  mit  dem  Licfrenschaftsbesitz  in  der  Ge- 
maikung  besonders  vertrauten  Ortsbilrgeru  bestehender  SchatzungsaugsohUBS, 
der  womöglich  aus  der  Mitte  de^  Scbatzungsraths  gebildet  vrird  (Art.  22). 

S.  V.  Beden  a.  a.  0.  S.  d'Sl^  Kegenauer  S.  404,  bes.  Lcwald  a.a.O. 
S.  918^820,  das  Qesets  von  1854  mit  Voll^gsrerordnong  in  dem  gen.  Handbach  der 
{•  t  Ji>chen  Steuergesetzgebung  S.  62  u.,  mit  den  Ergänzun^ii  u  des  Geset/es  vum  16.  März 
leöO  und  den  Verordnungen  dazu,  bei  v.  Philippovi*  h.  badis*  in;  directc  Stenern, 
S.  189  S.  Die  Function  des  Schatzungsraths  bei  den  cinzelaea  directen  Steuern  ist 
nlher  in  den  betraffenden  Gesetsen  dartlber  bestimmt  worden. 

§.  77.  Die  Übrigen  directen  Öteuern  in  der  zweiten 
Periode,  insbesondere  Orund-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbesteuer, oebst  kleineren  directen  Steuern  und  verwandten 
Abgaben.  Die  Grand«  nnd  Gebändesteuer  haben  keine  Veränder- 
nogen  Ihrer  Grandlagen  erfahren,  doch  sind  mit  Rücksicht  auf 
die  eingetretenen  Werth-  (oder  Prei8-)Yerändeningen  der  Prodnete 
nnd  die  ÜmgeBtaltnngen  der  allgemeinen  wirthsehafUiehen  wie  der 
Iftndliehen  Betrlebsverhältnisse  bei  beiden  Stenern  neue  Kata- 
8  tri  rangen  erfolgt  (1354  ff.,  185S  ff.,  1866  ff.).  Durch  diese  sind 
insbesondere  die  in  der  nr6prUu<;lichen  Gesetsgebnng  znr  Grund- 
lage genommenen  Werthe  (Preise)  aus  früheren  Zeiträumen  durch 
solche  aus  späterer  Zeit  crseti^t  worden.  DadiirfU  ist  wenigstens 
eiuigermaasseii  das  Kataster  den  wirklichen  Verhältnissen  der 
neneren  Zeit  angepasst.  Auch  sind  bei  der  Grundsteuer  die  Ver- 
messungen in  dieser  Periode  erst  vollständig!:  durchgeführt 
worden.  Die  Gesetzgebung  über  Ablösung  der  Grundlasten  gab 
ferner  zu  Modificationen  der  Einrichtung  der  Graudsteuer  Anlass. 

In  der  badischen  GnindsteneiTerfassung  nehmen  die  Waldungen  eine  besondeie 
SteOong  ein.  ADch  deebalb,  weU  bei  ibnen  das  £rtragskataster,  nicht  das  Werth- 
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luitaster,  die  Gruadlage  bildet  und  erst  aus  dem  Ertrag  darch  dessen  Kapitaibiruxig 
ein  Wertlikfttaster  zam  Zweck  der  formaUen  Homofeiiitlt  mit  der  IftadUciieii  Onuid* 

»teuer  hergestellt  wird  (o.  S.  249'.  Beim  WalJo  war  auch  in  besonderem  Maasse 
wef^cn  (fer  stnrki'n  Preissteigenrni?  der  \\  alJproducte  ein  Missverhältniss  der  Daten 
dur  cr&leh  Kataairirung  uiit  den  VeiliäUni^eu  der  späteren  Zeit  cin^^utrctea ,  wa»  auf 
Kevision  des  KAtaaters  hindringte.  Ein  Gesetz  vom  15.  Nov.  IS'S.i  ( Kurstgeeets)  hatte 
die  Verni.'S-uiiff  aller  Waldungen  anirfordnct.  die  DurchfUhruiii^  der  Maassr^pcl  zo^ 
>ich  länger  hin.  Die  Kevit>iou  des  Waldsteuerkataste»  orfolfcte  dann  als  dringlicbste 
Angelegenheit  znch  znent.  Ein  Oesetz  Tom  28.  Hätz  1854  rerffigte  dne  Neu- 
ein&chät/ung  der  Wälder  (ui^d  drr  auf  iliiu  n  /u  Gunsten  dritter  Berechtigter  haftenden 
Waldlast'Mi'^  zor  Grundsteuer .  /.war  wcscntluh  nach  den  bisherigen  Principion  fKr- 
inittluug  dcis  durchschnittliclti'ii  jahrlicheu  itormalcii  Haubarkcitscrtrags  aut  dein  Stod, 
Kapitaliüirung  des  Steueransoiil  ms  daraus  mit  dem  ir>-fach>  n.  HittzufQgnng  l>ei  Hft6k> 
und  Koi'fliid/waldiiiitrcii  drs  'J.'i- t;ichen  Betrasrs  di.s  jährlii  licn  Kcincrtraj^s  aus  einem 
anderen  zur  llauptnut/.ung  gehörigen  Erzeugniss,  >iichtbcrUcksicbti£Uug  der  Forst- 
nebenatzangen) ,  aber  mit  Zugmnaelegunir  aeoerer  Preise,  nemlicb  jetzt  d«r  Daidi- 
hchnittspreise  von  1845 — 47  und  1850 — 52.  Die  Neueint>chätzung  ergab  eine  starke 
Erhöhung  des  Steuerauschlags  (ürund^teuerkapitals)  der  W'aldunfjen ,  bei  den  Privat- 
waldcrn  allein  um  c.  150"/,,,  von  29.5  auf  73.9  Will.  Guldcu.  liS.  Kegenaner 
S.  416.  auch  Lewald  S.  77<)  und  v.  Philippovich,  bad.  Staatshanahall,  S.  116^ 
Note  2,  hier  Verwechslung  der  Zahlen  für  alle  Wähh  r.  iiu  I.  Staabwfild<?r,  mit  denen 
für  die  Privatw&ider  allein.  S.  das  Käbere  im  Gesetz  von  lsd4,  der  Ausf.- V  crordn. 
dazu,  im  gen.  Haodbiich  S.  90  ff.,  bei  Philipporich,  dlrecte  bad.  Stenern«  S.  SO  ff. 
Eingehend  Kegenaaer  §.  268.  S.  412  IT,,  auch  Lewald  S.  775). 

Der  Vermessung  und  Neukatasirirung  der  Wälder  foltitc   dann   diejeuis^e  d<»s 
la  nd  w  irthscbaftlichen  Hodens.    Bei  der  bisherigen  Gruad^tcuer  hatte  eine  all- 
gemeine Vermessung  noch  nicht  stattgefunden.  Nach  Beendigung  der  trigonometilseheii 
Aufnahmen  des  Liiidr->,  iii<'  seit  1820  im  Gange  waren,  wurde  durch  Gc-ciz  vom 
26.  Aog.  Iäö2  die  stuckweiso  Vermessung  des  l&ndlichea  Bodens  angeordnet  onil 
allmftlig.  bis  in  die  1870er  Jahre,  dorebgeftÜiTt  Schon  ror  dem  Absehlnaa  dieser 
Arbeit  wurde  aber  auch  eine  nene  Einschätzung  der  ländlichen  Grundstücke  zur 
(irund-fouer  verfügt,  dtirrh  (j»'*efz  vom  7.  Mai  1858,  narh  der  bisherigen  Methode 
des  W  ertbkata»ters,  aber  nul  der  Basis  ebenfalls  neuerer  Kaulprei:<u  der  Liegenachafteo, 
nemlich  derjenigen  ron  1828  —  47.    Die  Einschätzung  der  Gnindstttcke  erfolgte 
dabei  atirh  jetzt  nicht  unrnittL'IUar  nach  individuellen  Besitzungen  oder  narh  einzelnen 
Parccllen.  sondern  für  das  ganze  GeUude  eines  Steuerdistricts  (Gemeinde  und  Uof- 
gemarkung),  nur  jedes  einzelnen  besonders  (Art  4).   Dabei  werden  die  Lftndereien 
jeder  Caltarart  i&  Classen  eingethcilt,  für  jede  Culturart  und  Clashc  der  Steiu  ranschlag 
ftir  den  Morgen  festgesetzt  und  darnach  dann  das  Steuerkapital  jedes  ein/ohien  Grond- 
btuckcs  nach  dessen  Culturart,  Classe  und  Flächengröase  gebildet:  also  immerhin  doch, 
wie  freilich  bei  der  Durch folimng  des  Parceliarertragskatastcrs  auch,  ein  nnr  som- 
marischcs  Verfahren  f.  nia>r,.  n-  nn  l  W.  rtbkataster  *).    Kine  Ncuerun^^  war,  dass 
fortan  dauernde  Culton'ur^derungcn  eines  Grundstucks  durch  Einrcihuog  des  letzteren 
in  die  nene  Gaitorclasae  l)erQcks1chtigt  werden  sollten .  doch,  wenn  der  Cebergang  so 
za  einem  höheren  Steuerkapital  führte,  eist  nach  5  Jahren,  sofern  ein  mehr  als  gc- 
wöhnlii  Ii'  r  fiiluiiaufwind  erforderlieh  gew«"^cri  war  (Ar?  45l  Die  Dtnehfuhninfr  der 
neuen  EiHsehat/.ung  wurde  länger  verschoben  und  zog  »ich  bis  1875  hin.    Es  ergab 
sich  anch  hier  eine  starke  Ethobong  des  Katastorwerths  gegen  bisher,  wenn  auch  in 
gerin«:.  r.  in  Maa-sc  als  bei  den  Wäldern,  um  c,  40  %.  Die  Steuererhebung  nach  dem 
neuen  liata!^tcr  erfolgte  zu  ermassigtem  Steueifuss  von  1877  au  (28  Pf.  ron  100  H. 
Steucrkapitalanschlag  statt  44  Pf.  nach  dem  früheren  Kataster),  so  dass  keine  reelle 
ErbOboog  der  Steneibelai^tung  und  des  Steucrertrags  eintrat.  Die  in  dieser  Ermässigung 
des  Sfen<'rf»!'^'-cs  iic^'endo  Erleichterung  galt  aber  bei  den  Waldunfen  für  zn  stark, 
mit  Kucksicht  auf  die  auch  gegen  die  ueuen  Katasterpreise  inzwitchco  wieder  ein- 
getretene Steigerang  der  Preise  der  Prodocte,  weshalb  die  Ratasterwenhe  der  Wilder 
weiter  erhf'ht  und  so  für  I.  t/f.  r>  die  frühere  Hflhe  der  Steuer  wieder  hergestellt  wunle 
(s.  T.  Philippovich,  bad.  SIaati^hau^h.,  S.  116).  Da^  Ge:»elz  von  1858  im  Handbuch 
S.  72  ff.,  beif.  Phihppovicb.  dir.  Steuern.  8.  1  fl.  N&heres  hei  Regen  aner  §.267, 
S.  416  und  Uber  die  Verine.ssuniien  §.  375  II".,  S.  625«..  I.ewald  S.  776  fll).— Die 
AblObongsgosctze  der  2Üer  and  30er  Jahre  baben  verschiedene  Ver&ndeningeii  ia  der 
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Steoerberechonnp  mit  sich  gebracht.  Am  Wichtigsten  war  die  Zehentablösnno-  (Gesetz 
Tom  15.  Hof.  1833).  Die  zehentfrei  gcwordooeo,  aber  alu  xeheotpflichtig  zar  Graad- 
stever  ^feacbitzten  Orondstaete  Warden  erst  16  Jahre  nach  Eintritt  der  Zehent- 

fteibeit  entsprechend  höher  veranlagt  (s.  Kcgcnaoer  S.  412). 

Die  dritte  MaassrcKol  der  Neukatastrirunj::  betraf  die  (iebändcsteaer,  nach 
Gesetz  Tom  20  Mai  1866,  wo  cbcofalb  uach  der  bisherigen  Veranlagung  auf  Grund 
U'jit  zurQcklicgcnder  Kaufpreise  ein  besonderes  Missvcrbältniss  der  Steuer  zu  dem 
wiiilichen  jetzigen  Werth  cincetrefnn  war  (o.  S.  '217  An  d.'m  Princip  des  Katasters, 
der  musch&tzaog  nach  dem  Werth  (.mittlerer  Kaulwcith)  als  liegel,  wurde  absichtlich 
feetgtthalten,  dieees  Princip  am  hier  bei  den  Gebinden  hinfklligen  Gründen  der  Ec^ 
tragskatastrirnng:  noch  forner  vorgezogen.  Es  wurden  aber  jet^t  die  Kaufpreise  von 
185B — i\2  zu  (jrunde  pelegt.  Auch  der  Uinfan?  der  Gebäudestcuer  blieb  der  bishoris«', 
80  daiib  j>ie  Damcutlidi  ausser  den  Wohngebiiuden  die  sämuitlichen  landwirthachaft- 
lichen,  gewerblichen  u.  dgl.  Gebäude  umfasst.  für  die  die  Wertbkatastrirang  noch 
prcrSrcre  Ergebnisse  als  ftlr  die  Wohngebäude  hat.  Neue  fJebaiide  werden  nach 
Analogie  deijenigeu,  für  welche  Kaufpreise  aus  den  genannten  Jahren  vorliegen,  ein- 
geschltzt.  Nnr  ansnahmsweiBe,  wenn  der  Übliche  MaasMtab  vorsagt,  erfolgt  Ein- 
schätzung nach  der  Erfra<;sfäbifrVeit,  bezw.  narb  dem  Gebraurh>w  i  rtli  (Art.  15  des 
Gesetzes  von  1806^  Dein  Einlltiss  allgemeiner  .nussorer  Vorhkiinisso  auf  den  tiebäade- 
wcnh  war  durch  die  Bestimmung  des  Art.  2b  Rechnung  getragen,  wonach,  wenn  seil 
der  EinacbStzung  der  Werth  sämmtlicher  Gebäude  oder  eines  Theils  derselben  in 
einem  Stcuerdistrict  sich  „bleibend"  [wie  will  man  das  beweisen'  ?]  um  mindestens 
20  %  erhöht  oder  vermindert  bat«  oioo  Berichtigung  des  Steuerkapitals  dieser  Gebäude 
eintreten  wlL  !Me  Neaeinecbftiznng  nach  den  Gesetz  von  1866  hat  erst  1872  be- 
gonnen^ bis  1875  gedauert  und  eine  Steigerung  des  Häusersleuerkapitals  von  c.  7^  **  „ 
rrecben .  die  aber  bint«ir  dem  wirklichen,  selbst  dem  Feuerver>ii(heruti]2.'iw-erih ,  noch 
sehr  erheblich  zuruckblicb.  Eine  eigentliche  Erhuliung  der  Steueria^t  und  des  Stouer- 
eftrage  ist  auch  hier,  wegen  der  gleichzeitigen  Ermlesigang  des  Sieoerfosses  ia  der- 
selben Weise  wie  bei  der  Grundsteuer,  mit  der  Benutzung  des  neuen  Katasters  seit 
1877  nicht  eingetreten.  (S.  das  Gesetz  ron  1866  bei  v.  Philippovich,  dirocte 
Stenern.  8.  89 ff.;  darftber  ders.,  Staatsbansbalt  Badens,  8.  117  fr..  bes.  Lewald 
8.  780  ff  ) 

Von  Einzelheiten  sei  noch  erwähnt,  dass  schon  ein  Edict  von  1817.  1.  Juli,  bei 
grösseren  Schäd  itju  n  iren  durch  Hagelschlag.  Wolkcnbrocb,  üeberschweuimung 
Grandsteurrnacblässe  gewährt  hat.  Ein  neues  Gesetz  vom  25.  Mirz  1866  hat  neue 
Wald  anlagen  20  Jahre  Imir  ron  der  (irnndsteuer  befreit. 

Za  der  Grundsteuer  verwandten  Abgaben,  zum  Tbeil  gebührenartiger  Natur, 
gebort  in  Baden  die  sogen.  BefOrsternngsstener,  die  nach  dem  Forstgesetz  rem 
1%  Xöv.  1833.  0.  von  Gemeinden  und  Cori'orationon.  d(rreri  Formten  der  Staat  mit  be- 
wirthschaftet.  hierfilr  in  Form  eines  Zuschlags  zur  Waldirrundsteuer,  den  das  Finanz- 
gesetz fest^ct/.t,  und  ausserdem  verbunden  mit  (iebiihrcn  für  die  Förster,  erhoben  wird 
(s.  Regen  an  er  S.  352,  428).  Aehnlich  haben  gewisse  Gemeinden  an  Flüssen, 
besonders  am  Rhein ,  Fluss-  und  Dammbau-Beiträgo  aU  Zuschlag  zur  Steuer  von 
Graodstticken.  Häusern  und  Gewerben,  /.a  entrichten  (Edict  vom  24.  Mai  1816,  Yer- 
erdn.  r.  1846,  t.  Handbuch  S.  115  ff..  Regeoaner  S.  428  ff.>. 

Durch  die  Neukatastriruiigcii  der  Grund-  uud  Gebäudesteuer 
nach  den  geiiaiintcn  neuen  Geset7,en  sind  gewiss  Verbesserungen 
eingetreten,  aucli  in  der  Verlheilunt,'  der  Steuerlast  unter  den  be- 
treOVnden  Pfli(  liti<^en,  die  freilich  nacii  den  Ergebnissen  der  neuen 
Einschätzung  ihres  Besitzes  hier  einzeln  sehr  verschieden  berührt 
worden  sind.  Aber  den  Anforderungen  einer  Besteuerung  nach 
der  Leistaogsfähigkeit  und  einer  Gleicbmässigkeit  dieser  Real- 
besteneroDg  mit  der  Gewerbe*,  Kapital-  und  Classenbestenerung 
entsprach  aach  diese  Reform  nicht  und  konnte  das  bei  dem  tech- 
nischen Charaeter  der  Stenerkataster  anch  nicht  thnn.  Das  erklärt, 
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zamal  auch  die  directe  CommnDalbesteaeniDg  sich  an  die  direete 
Staatsbesteoerung  unmittelbar  ansehlieasty  Doae  Bestrebungen  snr 
Reform  der  directen  Stenern  ttberhanpt,  welche  sehllesslicli  nr 
Einftlbraog  der  Einkommensteaer  mit  führten  (s.  §.  81). 

Ein  Yorbereitender  Schritt  mit  in  dieser  Richtung  war  die  im 
Jahre  1876  erfolgte  Vereintgang  der  Gewerbe-  und  der 
Glassensteuer  zu  einer  ,,Brwerbstener".  Dieser  Maassregel 
war  aber  ein  neues  Gesetz  über  die  Gewerbesteuer  vom  23.  März 
1854  voiiiii^c^angcn ,  dah  als  letzter  Veihiu  h  der  Gewerbesteuer- 
regeluDg  nach  dem  eigenthtimlichen  badiscben  System  besondere 
Beachtung  verdient.  Die  Gewerbesteuer  war  darin,  wenn  auch 
unter  Fcstlialturg  ihrer  bisherigen  techuiscben  Stractur,  fortgebildet 
worden,  unter  KUcksicbtiiahme  auf  die  eingetretenen  VeräiKkruugen 
im  Gewerbebetrieb  und  in  der  Teudeuz,  das  gewerbliche  Üetriebs- 
kapital  neben  dem  persönlichen  Arbeitsverdienst  and  den  Gross- 
betrieb etwas  mehr,  den  Kleinbetrieb  etwas  weniger  zu  belasten, 
der  individaeUen  Verschiedenheit  der  Steuerfithigkeit  durch  ver- 
mehrte nnd  verschärfte  Classification  mehr  Rechnung  zu  tragen. 
Dies  ist  wohl  erreicht  worden,  aber  auch  das  neue  Gesetz  von 
1854  hat  noch  immer  eine  zu  weite  Ausdehnung  der  Gewerbe- 
steuerpflicbtigkeit ,  namentlich  auf  Landwirthe,  gewisse  TaglOhner 
beibehalten  und  weder  eine  angemessene,  gleichmässige  Besteuerung 
der  Gewerbesteuei pllieljtigeii  unter  einander,  noch  eine  richtige 
Besteuerung  im  VerliLiiiniss  zu  den  Ceusiten  der  anderen  directen 
Steuern,  noch  endlich  eine  hinlltnsrliph  hohe  Besteuerung  der 
gr?V8seren  leistuu^sliihigeren  GewerbeluMrirlje  herbeizuführen  ver- 
mocht. Mängel,  die  mit  der  Grundstructur  und  den  principiellen 
nnd  technischen  Hanptmomenten  dieser  Art  der  Gewerbesteuer 
wohl  untrennbar  zusammenhllngen  und  namentlich  auch  eine  Folge 
der  dabei  unterlaufenden  wiillKtthriichen  Fictionen  sind. 

Bei  der  Mengte  der  Special bestiminungcn  über  die  cinzcJoen  Poocte,  welche  die 
Grundlage  der  Besteuerung  bildco,  ist  aaf  das  Gesetz  selbst  und  die  Aus^hranf»- 
trerordiiut)|^r  vcrnrcisen.  Eino  koize  Darstellung  kann  von  derartigen  Steaem  kein 
a!t<;r<M«  he[iilos  BiM  t^clicn.  H;inptmomente  siri>l  rtwa  die  folircruien.  Das  Gesetz  von 
1854  belegt  mit  der  Uewcibc&feuer  Jeden,  der  im  Staatsgebiet  ein  Gewerbe  betreibt, 
und  befreit  allj^emein  nur  das  der  Classenslener  untenrorfeno  EiAlainuicn,  dtDD  das 
des  Brofgcsiiidcs  und  dasjenige  der  gewrduiliclif  n  landwirtli-cliartiichen  und  pcwerb- 
lirlien  Lidiii-Hilfsarbcitor  bei  Dritten,  aber  diesäe  Lohnarbeiter  nur.  wenn  sie  weder 
iu  imciul  einer  Gemeinde  des  Landes  Bürger  oder  Einsassen  sind,  noch  als  Terheirathele 
Ansliindcr  im  Lande  wohnen  (§.  2\  Hii  rnadi  blioln  i»  doch  gewisse  Lobnarbeiter 
gewerbestcucrpflichtig  uikI  ^b.'n^o  aÜo  selbständii^on  Laudwirthc.  Die  ünter^cheidnnir 
totn  pcri-önlichen  Verdienst  des  Gewerbetreibenden  und  dem  Ertrag  des  im  Gewcibe 
angelegten  Betriebskapitals  rerblieb,  bei  jenem  Verdienst  ancli  das  OrtsclassensysteiD, 
mit  4  Classen  Är  die  Ortsgeveibe.  Die  Zahl  der  Gtassen  des  persOaliclieB  VenlieDSls 


Digitizca  Ly  Gt^j^.' viv. 


Zwdte  Periode  1818—84.  Gewetbeitener  m  1854. 


259 


vurde  auf  12  durcli  Iliiizufiig'nnj^  von  2  höchsten  (nuch  nur  mit  7000  und  8000  fl. 
Steoerkapitai)  erhöht  Der  Stcoerauschlag  Tom  pcn»Onlicbea  Verdienst  wird  daou  Dach 
ioaserea  Mementen  Qod  zwar  nach  der  Zahl  der  GehUfen«  die  hfcrfar  noch  nach 
SCImao  mit  retachledencm  Zuschlagsatz  unterschieden  wefden  (§.  24  lt.)  erhöht,  also 
dne  Bildonjr  von  Bctricbstimfangsclassen  nach  die&cm  Moment.  Bei  der  I.audwirth- 
tcbaft  erfoJgt  ein  sulchcr  Gebilfenzuschlag  nicht.  Die  Latidwirtho  selbst  werden  nach 
den  Benen  Tarif  dos  Gesetzes  in  3  Abtheilungen  je  nach  der  GrOsse  ihres  Gmodstener- 
Upitals  (bis  iriOOO,  10-  20.000,  über  20.000  fl.)  in  die  1.,  3..  5.  Gewerbcsteuerclasse 
gereiht.  Anderseits  erfulgea  bei  gewissen  Kategorieea  von  Gewerbetreibenden  nach 
(taB«ti&deii«  weidie  «if  fehlende  oder  feminderte  LeistUDgsflhigkeit  schliessea  IssBeo, 
iuch  Fr«  ilaasiUfcen  und  Verminderaogeii  heim  Stcuerkapital  des  persönlichen  Verdiensts 
(§  rtO.  81).  Bei  der  Gewerbc^tinier  rom  prcweihlichen  ni'tnfbsk!i[>ital,  dessen  Umfang 
nnd  Zubeböhgkeitea  das  Gesut^  näher  bestimmt  (§.  Ü.)  —  Gebäude  und  mit  ihnen 
flsbeweglich  rerbandene  technische,  maschioelle  o.  dgL  Einrichtungen  gelittren  nicht 
dazu,  i^'ondem  unterlieK»^n  der  Gebäudc>!tener  —  sind  (Jio  Kapitale  filr  Landwirthschaft 
und  Beigban  alJgemein  frei,  sonstige  bis  400  11.  Werth.  Die  höheren  Wcithbeträge 
wexdea  nach  einem  Glassentnrif  Itehandelt,  der  von  den  kleineren  Kapitalien  nur  einen 
Thell  als  Steuerkapital  ansetzt  (§.  1 — 3>,  dann  von  den  ClassoD,  welche  nach  Grenz- 
riffem  gebildet  werden  (/.  B.  1000- l'OO.  1500  —  2000  u.  s.  w..  40—45000  fl.), 
immer  nur  die  Uotergrenzo  als  bteucrLapitalsammo  bebtimmt  und  erst  von  45.000  Ü. 
an  den  ? ollen  Befrag  heiastet  (§.  84).  Die  SteuennsehlAge  werden  jShrlich  herichtigt, 
wonach  die-  '  Sfrii  r  also  vieltntlir  in  der  Eiitwicklnnü:  steht,  als  die  Grund-  und  Gc- 
b&odcstenom  mit  ihren  im  Wesentlichen  stabilen  Katastern.  Die  Veranlagung  erfolgt 
fwnr  nicht  nnf  Grand  allgemeiner  nnd  genauer  Declararationspäichten  betreffs  persöu- 
fiehen  Terdiensts  und  Betriebskapitals,  sondern  durch  Stcnercommissar  nnd  Schatzaogs> 
rath  mittelst  Einsrhritzung  in  die  Tarifclas-«!'!!.  Dafür  dienen  aber  die  Antraben  als 
Anhalt  mit,  welche  die  Gewerbetreibenden  jährlich  Uber  den  Stand  der  Hilfspersonen 
and  —  aber  nor  bei  EriMTnung  nnd  Erweiterung  eines  Gewerbes  —  anch  ttbor  di» 
Grösse  des  netricbskapitals  zu  machen  haben  (§.  46  fl.).  Im  Tarif,  d»'r  die  (n;werbe- 
gattungen  auffahrt,  wird  mehrfach  für  die  Einschätzung  nach  dem  purbdniicbcn  Ver- 
dienst ein  Spielranm  zwischen  verschiedenen  Glasten  zur  Wahl  gelassen.  Der  Steuerfuss 
wurde  im  Finanzgesetz  fei»tgestellt,  er  war  wie  vorher  23  kr.  von  100  fl.  Stenerkapltal. 
Das  finanzielle  Ergebnisa  des  Gesetzes  von  1^54  war  Erhöhnn?  der  SteueranschlSge 
des  Betriebskapitals  und  der  Gehiitenkapitale,  ein  Gleichbleiben  der  Anschläge  des 
Kapitals  vom  p«*(kiUeh«i  Yordienst  Die  ans  den  Steneranschlägen  berechneten 
Jahresrerdiensto  der  Gewerbetreibondea  belaufen  sieb  ant'  sehr  niedrige  Ziffern. 

Das  ganze  System  ist  gewiss  wieder  iDgeniös,  aber  doch  über- 
aus gekttnstelt,  als  eigenartige  Form  der  „Gewerbeclassensteaern 
nach  äusseren  Merknialen'^  fiDanzwissenscbaftlich  beachten swertb, 
isdessen  tbeoretiseh  docb  sebr  angreifbar  nnd  praetiscb  im  Ergeb- 
niss  willkttbrlieb. 

S.  Gesotz ,  Tarif  und  Ausführ.-Verordn,  im  Handbach  S.  119—157,  auch  mit 
den  besonderen  Vorschriften  fur  Ausländer.  Kegenauer  §.  271,  272.  S.  423  U'., 
mit  statistischen  Daten.  Lewald  a.  a.  0.  8.  320  ff.  Die  Haosirgewerbe  werden 
tr  it  von  der  Gewi-ibt  :>(ener  umfasst,  einige  Spccialbestimmuneen.  noch  fdr  Ausländer, 
Uandertager,  in  neueren  Verordnungen,  bezw.  Gesetzen  von  1862,  1866, 1869;  i.  darüber 
Näheres  in  dem  Auf^atz  von  Hob.  Meyer  tibcr  die  dentscht-n  Uausirstenem,  Fin.arch. 
II,  1885,  S.  129,  136. 

Die  badischc  Berg  wer  ksbe  s  t  e  n  ern  ng ,  die  bei  dem  geringfügi|a:en  Berg- 
bau des  Landes  ron  keiner  finanziellen  Bedeutung  ist,  wurde  schon  1828  (tiesetz  vom 
14.  Mai)  ans  der  altttblichen  Form  der  ehem^igen  mancherlei  Bei^werbsabgaben 
Hilter  dem  Namen  Borgstciier  in  die  Reinertrajrsstener  hinüberc-Ttährt  :5  "/n  ^'^'i^ 
Oru benertrag,  soweit  er  unter  die  Gewerke  vertbeUt  oder  vom  Eigentbumer  aus  der 
Betriebscas&e  bezogen  wird).  Die  Bergwerksbesitzer  naterlageu  aber  daneben  der 
Geverboiteaer  ron  penOnlichen  Terdienst,  nicht  anch  der  rem  Betriebskapital. 
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6.  B.  Uebeistchtoo  d«r  BMtaaenmg.  Btden.  §.  78. 


§.78.  Die  Reform  der  Gewerbe-  und  Olassensteaer 
durch  Vereinigung  und  Umbildung  beider  zur  i»Er- 
wer  best  euer''  in  1876.  Die  badische  direete  Besteuerung  war 
durch  die  im  Vorausgehenden  dargestellten  Entwicklungen  der 
G^etsgebung  zu  einem  allgemeinen,  alle  Erträge  umfassenden 
System  der  modernen  Ertragsbestenernng  ausgebildet  worden,  wie 
in  Baiern  und  Württemberg.  Sie  nimmt  ünanzwisseDsebaftlich  be- 
trachtet diircli  ihre  Eigenthümlichkeiten  aber  auch  wieder  eine 
gewisse  Sonderstellung  ein.  Der  Natur  der  Sache  nach  l^ann  man 
auch  in  ihr  zwei  (rruppen  nntcrscheidcn,  die  mehr  den  reinen 
Ertragssteucrchiiractcr  tragende  eigentliche  Realstcuer,  die  Ornnd- 
und  Gebäudesteuer,  und  die  mit  Personalsteuerelementen  verbundene 
Classen-  und  Kapitalrentensteuer,  zwischen  welchen  Gruppen  dann 
die  Gewerbesteuer  in  der  Mitte  steht,  indem  sie  Personalsteuer- 
und  Real-  und  Ertragssteuerelemente  in  sich  eigenthUmlich  vereinigt. 
Auch  als  ganzes  System  erscheint  diese  directe  Besteuerung  mit 
ihren  Combinationen  ihrer  verschiedenen  Glieder  vielfach  ingeniOs. 
Aber  u.  C.  kann  das  Urtheü  Uber  dies  System  doch  nicht  anders 
lauten  als  das  obige  ttber  die  Gewerbesteuer  speciell:  es  ist  Alles 
doch  ttberaus  ^okflnstelt,  theoretisch  angreifbar,  praetiscb  im  Er- 
gebniss  willkührlich,  das  Ganze  grossentheils  mehr  eine  Art  Tax- 
system mit  einer  gewissen  Berücksichtigung  der  Lcistungstahiirkeit 
der  Pflichtigen,  als  ein  wirkliches  Steuersystem,  welches  den  Grund- 
satz der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  der  Ail- 
gcmeinlieit  der  Besteuerung  consequent  durchttihrt.  Auch  den  Etit- 
wicklungen  der  wirthscbat'tlichen  Technik,  der  Oekonomik,  dem 
WirtbBchaftsrecht,  den  Bedürfoissen  der  Finanzen  in  einem  moder- 
nen Gemeinwesen  mit  wachsendem  Steuerbedarf  kann  sich  ein 
solches  £rtrags8teuersytem  nicht  anpassen.  Diese  Einsicht  wurde 
denn  ancb  gewonnen  und  verbreitete  sich  und  daraus  gingen  die 
weiteren  Beformen  hervor,  aunttchst  die  noch  im  Rahmen  der  Er- 
tragsbestenernng verbleibende,  die  Vereinigung  der  Gewerbe-  und 
Glassenstener  zur  »^Erwerbssteuer'S  dann  der  Uebergang  zur 
Einkommensteuer  und  deren  organische  Verbindung  mit  der  ver- 
blcibeudcu ,    aber    entsprechend    modificirten  Ertragsbesteuerung 

(§•  81). 

Das  neue  Gesetz  über  die  Erwerbssteuer  (25.  Aug.  187(>) 
suchte  die  Mängel  der  bisherigen  Gewerbesteuer  zu  heben  und  auch 
die  grosse  Verschiedenheit  der  Belastung  der  bisherigen  Classen- 
Steuer-  und  Gewerbestenerpflichtigen,  letztere  namentlich  in  der 
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Gewerbesteuer  Yom  persODliehen  Veidienst  (S.  268}  mehr  ans- 
BQgleiehen. 

Aaeh  1ii«r  mvm  fur  das  compUdrto  Einzelne  anf  das  Gesetz  aellMt  venrtaieil 

w«?rfl'^n  Eine  gute  üebersirlit  der  wesooUichen  Puncto  und  Neuerangen  glebt 
Lewald  a.a.O.  S.  789— 7ba,  knriei  v..Pliilipporicb.  bad.  Staaiiibaash.  S.  119  ff. 
Da  das  Oesets  nvr  bis  snr  Eiaflftbrung  der  EiolommensfAiiar,  1884,  in  Wirlnamkelt 
war,  ist  seine  practiscbo  Bedeutung  rii  h?  -so  erheblich  gewesen.  In  Jessen  hat  C8 
darch  die  schärfere  Aosbildong  des  Pcräonalsteoerinoments,  wenn  auch  unter  Fest- 
baltODg  des  Ertri^Bsteücrcharacters  der  Erwerbssteuer,  der  Einkomineustcucr  „den 
Bddeu  bt,*rcitar'  (Lovald). 

In  dem  neuen  Gesetz  warde  die  Besteuerong  des  Gewerbebetriebs  mehr  in  eine 
virkiiche  ErtragsbosteaeniDg  statt  der  Besteaerung  nach  äusseren  Merkmalen  hinQber 
gebildet  Man  wollte  dabei  zvar  immer  noch  nlebt  den  ▼Irltllchen  (Beln>)Eftrag  des 
Gewerbes,  aber  doch  den  mothmaassü  li  n  unt(^r  normalen  Verhältnissen  zu  gewinnenden 
mittleren  treffen.  An  der  biabcrigcn  Unterscbeidung  des  Steueransr!iiai;s  für  das 
gewerbliche  Betriebskapital  und  fUr  den  persönlichen  Arboitä?erdienst  hielt  auch  das 
Gesetz  bei  der  Bcsteueran^  der  OewerbeaDternehincr  aber  noch  fest  Es  suchte  nor 
das  Betriebskapital  sicherer  zu  ermitteln,  mit  auf  Grund  yon  Fas.sionen,  nnd  nahm 
daron  eine  5  7o%^  Rente  an.  Was  am  Gesammtertrag  darüber  hinausging,  galt  als 
IMrsönlicbar  Yerdienst  Scbolddnsen  dorftMi  naeb  wie  Tor,  um  den  Chtneier  der 
Ertrajfsstcuer  fe'-t/ulialten,  nicht  abfrozogen  werden,  die  der  Grund-  und  Gebäudesleuer 
anterlicgenden  Immobilien  fielen  nicht  mit  unter  die  Steuer,  resp.  e»  wurden  Abzüge 
vom  Gewerbeertrag,  wo  Immobilien  bei  dessen  Gewinnung  mitwirkten,  gemacht.  Bei 
dsff  Feststellung  des  Reinertrags  ging  man  darauf  ans,  den  einzelwiitbsdiaftlichen 
Reinertrag  dur^'h  Berücksichtigung  gewisser  Abiugsposten  ?om  Rohf*rtrag  ?:u  ermitteln, 
bereits  wie  bei  einer  Einkommensteuer.  Die  subiectiFe  Steuerpäicht  war  wie  bisher 
freregeh.  so  dass  aneh  selbsiindige  Landwirtbe  nnd  in  gewbeem  Dmfaog  das  gewerb« 
liehe  IIiIf:ipersonal  und  Tapi  'liri  r  der  Steuer  nocli  mit  unterligen.  Nur  zerfiel  diese 
jetzt  in  zwei  Abtheilungen,  far  die  selbslftudigcn  üuteniehuier  ^Gewerbetreibende, 
Landwirtbe)  und  fUr  die  tlbrigen  Steuerpflichtigen,  darunter  die  der  bisherigen  Classon- 
Steuer  unterworfenen  Portionen  (Beamte,  liberale  Berufe  u.  dgl.)  und  die  Gewerbs» 
gehilfm  und  Arbeiter.  Die  Unternehmer,  welche  allein  vom  Betri<ibskapifal  steuerten, 
wurden  so  in  höherem  Maa&so,  wie  mit  einer  Steuer  ?om  lundirtou  Eikkommen,  ge- 
trolTen.  Der  Pormalismns  der  Bildung  von  „Stenerkapitalen**  war  beibehalten  worden. 
Pio  Rente  vom  Betrieb-kapital  wurde  zur  Bildung  de>  Stuuerkapitals  mit  dem  20  fachen 
kapitaiidirt.  Kapitalien  bis  700  M.  waren  auch  ferner  steuerfrei.  Der  persönliche 
Verdienst,  dessen  BeAteuerong  eine  solche  unfundirten  Einkommens  darstellte,  wurde  bei 
der  Kapitalisirung  zur  Gewinnting  des  Steuerkapitals  günstiger  behandelt.  500  M. 
blieben  überhaupt  hii-r  bteuiTfri-i .  die  hAlioren  Betrage  d»  -:  yi.  tsönlichen  Verdiensts 
wurden  cla^seuweise  mit  steigenden  Sätzen  kapitalisirt,  begiiiiienü  mit  einem  Anschlag 
von  1000  M.  far  500«-700  H.  Verdienst,  allmälig  steigend  bei  höherem  Verdienst, 
bis  höchstens  bis  zum  Achtfachen  (was  nicht  ganz  erreicht  wardiO  des  Verdiunst- 
betrags.  Das  lief  auf  eine  Degressirität  des  Steuerfusses  hinaus.  Ebenso  wurde  das 
bloss  personliche  Verdiensteiakommen  der  zweiten  Abtheilung  der  Erwerbssteuer- 
pfliehtigen  behandelt,  so  auch  in  diesem  l'iincte  die  frühere  höhere  Bestenerong  der 
Clas-enstcuercensiten  (Beamte,  liberale  Berufe  n.  s.  w)  ircgonUlM-r  der  Steuer  auf  den 
pcrsönüchun  Verdienst  der  Gewerbctroibanden  mit  Recht  beseitigt  Für  die  Besteuerung 
der  Landwirtbe  blieb  es  bei  den  bisherigen  Grundsätzen  der  Erwerbsbestenerong, 
daher  Freiheit  von  der  gewerblichen  Betriebskapitalsteuer,  aber  Milbesteucrung  des 
persönlichen  V^erdiensts,  da  man  an  der  Ansicht  festhielt,  dass  dieser  durch  die  Grund- 
steuer nicht  mit  gctroden  werde.  Dabei  wurde  auch  wie  bisher  der  persönliche  Ver- 
dicii'^t  nach  Maassgabe  der  Grösse  des  Grundfltenerkapital>  in  <i<  wissen  Stufen  bestimmt, 
eb;nfails  nach  einer  gr>wi^;sen  Progrr>sinn .  wornns  .-ich  eiiir  /u  scliarfo  Besteuerung 
grö^scrcr  ländlicher  Besitzer  und  Wirthe  ergab  ^Milderungen  in  einem  Gesetz  vom 
18.  Febr.  1880).  —  Schon  mehr  in  der  Weise  einer  wirklichen  Ertrags-  nnd  der 
Einkommensteuer  waren  die  Declarationspflichton  angeordnet,  Angaben  des  mittleren 
Werths  des  Betriebskapitals,  des  mittleren  muthmaasslichen  Jahrcsertra^s.  auch  Angaben 
über  die  Gewerbsgehilfen  und  deren  Lohn-  und  Gehaltäbczüge ;  ähnliche  Augabe- 
pdichten  der  Censiten  der  2.  Abthellnnf  (Micht^Dntemehmer);  b«i  4>ffentllchen  Beamten 

1.  Wsfner,  FiaaaswvManbsft  I?.  18 
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ADgabepflicht  dtf  iMtl^iiden  Gasse  und  Besteoennff  in  Form  des  Abzugs  bei  der 
Gehaltszahlong  a.  s.  w.  —  Einige  besondere  Bestimmongen  für  Wandergewerbe,  mit 
der  Tendenz  schärferer  Belastung.  —  Im  ErgebuiäS  ifilbrte  die  Veraulagong  nach 
dem  nevee  Geielz  zv  «ehr  fiel  höheren  Steierknpitnlien  der  Enrerbsstener  gegen 
bisher  bei  den  btM'deii  tretrennten  Steuern  (bei  der  ganzen  Steuer  am  67.4  beim 
Betriebskapital  um  110,  beim  porsOniichen  Vcrdieniitkapital  um  54  a.  Lewaid 
S.  798).  Dies  hat  aber  in  Folge  der  auch  hier  rorgcnommenen  Ermiesigung  des 
St  1  rtasses  (von  44  auf  26  Ff.  fur  100  M.  Steneriuipital)  nicht  zu  einer  entäpiechendeii 
Mehrbeieetang  der  Censiten  und  Ertn^teigening  toi  den  Stent  geführt 

Anch  diese  badiscbe  „Erwerbssteuer"  ist  ein  niobt  un- 
interessantes steucrgeschicbtlichcs  und  finanzwissenschaftlicbes  Ex- 
peiitiitint  zur  Lösimg  eines  Problems,  der  directen  Besteuerung  des 
Gewerbebetriebs  und  seines  Reinertrags,  sowie  des  Arbeitsertrags 
anderer  Niebtunternehmerberufe,  noch  im  llabiueu  der  Ertrags- 
benteuerung,  aber  sclioii  mit  deutlicber  Ricbtung  auf  wirkliche  Ein- 
kommenbestenerung  hin,  zugleich  ein  bemerkenswertber  Versuch, 
80  die  Schwierigkeiten  der  directen  Bestenernng  dieser  Berafe» 
classen  in  unserer  Zeit  freier  wirthschaftlicher  Bewegung  nnd 
steeter  Veränderung  der  Technik  und  Oekonomik  zu  lösen. 
Freilich  konnte  anch  dieser  Versnob  nicht  befriedigen.  Das  £r- 
werbsstenergesetz  unterlag,  wie  das  frtthere  Uber  Gewerbesteoer» 
doch  in  seiner  Structnr  der  Stener  nnd  in  wichtigen  Einzelheiten 
iHr  die  Bemessung  der  Steuerpflicbt  theoretisch  sehr  wesentlichen 
Bedenken,  aerhante  auch  nur  wieder  praetiscbe  Seh'vrierigkeiten  und 
machte  von  unbaltbaren  Fictionen  Gebrauch.  Grund  genug,  dass 
die  Eutwicklung  bald  daiubcr  hinweggegangen  ist 

§.79.  Die  ttbrigen  Stenern  in  der  zweiten  Periode 
1818 — 1884  nnd  in  der  dritten  Periode  bis  zur  Gegen- 
wart (1899),  insbesondere  die  Getränkebestenernng 
nnd  die  Fleiscbstener.  Es  wird  bei  der  Darstellung  der 
Entwicklung  dieser  Steuern  hier  gleich  auf  die  dritte  Periode  mit 
bintibergegriffen ,  des  Zusammcubaugs  wegen,  da  hier  auch  nicht 
solche  einschneidende  principielle  Af-ndeiungen  wie  auf  dem  Ge- 
biete der  directen  i^esteiierung  erfolgt  sind.  Die  hier  zu  be- 
sprechenden Stenern  unterlagen  auch  in  Baden  den  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zu  verfolgenden  Aenderungcn ,  welche  Badens 
Zutritt  zum  Zollverein  (1836),  später  zum  Deutschen  Reiche  (1871) 
mit  sich  brachten.  Aber  wie  im  Übrigen  Stiddeutsc bland,  hat  sich 
auch  in  Baden  die  selbständige  Getränkebesteuerung, 
bis  1887  für  Branntwein,  noch  in  der  Gegenwart  für  Bier 
erhalten  nnd  hat  Baden  auch  seine  eigene  innere  Weinstener 
nnd  seine  Fleiscbstener  als Staatsstenem  sich  bewahrt  Dadurch 
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nnd  seine  Fioansen  denen  Baierns,  Württembergs,  aneb  Elsaaa- 
Lotbringens  ftbnlieb  geblieben  nnd  noterscbeiden  sie  sieb  von  denen 
der  llbrigen  dentseben  Staaten  (aoeh  Hessens,  nur  dass  aneb  dieses 

Laad  die  eigene  Weinsteuer  erst  1899  definitiv  aufgegeben  hat). 
Auch  die  Hundesteuer  ist  in  Baden  Staatssteuer,  mit  hälftigem 
Aotbeil  der  Gemeinden  am  Ertrage,  geblieben.  Die  Verkehrs- 
besteuerung (Stempel,  Lie  genschaftsaccise,  Ge- 
bühren u.dgl.),  die  Erbschaftssteuer  sind  fortgebildet  worden. 
So  bedeutsame  und  wichtige  Vorgänge  der  Entwicklung,  wie  auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteaeraog,  liegen  indessen  in  der  Tbat 
bier  nicbt  yor. 

Das  finanzwissensebaftlieb  Interessanteste,  weil  Eigenartigste» 
ist  die  Weinstener  in  ibrer  eigentbttmlieben  Form.  In  dem 
atten  Weinlande,  wie  in  Württemberg,  alteingebttrgert  nnd  naeh 

den  GonsQmtionsyerbältnissen  auch  berechtigt  neben  der  Bier-  und 
Branntweinsteuer,  sowie  von  liodeutung  für  die  Fiaauzen  hat  sie 
freilich  in  iiaden,  wie  tiberall,  vor  Allem  ja  in  Frankreich  (Fin. 
III,  §.  254  ff.,  Ergänz. heft  b.  100)  ihre  grossen  steiiertecbnischen 
Schwierijxkcitcn  gezeigt  bei  der  Zersplitterung  des  Weinbaues,  den 
Eigeiilhumlichkeiten  des  Weinhandels  und  der  Consumtionsweise, 
bei  der  doeh  so  schwer  zu  berücksichtigenden  Qualitätsverschiedeu- 
beit  des  Weins,  bei  der  notbwendigen  Rücksicbtnabme  auf  die 
Prodaeenten  und  Händler  und  anf  die  Eigenbaner  als  Eigencon- 
«nmenten  („Hanstmnli"),  bei  den  nnvermeidlioben  und  doeb  lästigen 
Controlen  des  Verkebrs,  des  Ansschanks  nnd  sonstigen  Consnms. 
Die  Erfahrungen  mit  dieser  Steuer,  die  Klagen  der  Ferschiedenen 
Kreise  der  Interessenten,  Steoerpfliebtigen  nnd  ControUrten,  die 
Beformbestrebuugei),  die  Unpopnlarität  der  Stener,  der  verbreitete 
Wunsch,  sie  beseitigt  zu  sehen-  —  das  Alles  tritt  in  Baden  ebenso 
wie  in  anderen  WcinUindcrn  ,  welche  diese  Steuer  haben,  hervor. 
Das  finanzielle  Bcüüriuibs  und  die  für  gerecht,  ja  noth wendig 
geltende  Besteuerung  aueh  des  inländischen  Weins  neben  der  Bier- 
und  BrnmitweiDstrtier  lassen  es  gloichwfjhl  nicht  leicht  zur  Be- 
seitigung der  Steuer  kommen,  auch  in  Baden  bisher  nicht,  ifi  TTessen 
wenigstens  erst  1899  cndgiliig  (provisorisch  seit  1891).  Aber  auch 
nach  den  badischen  Erfahrungen  ist  eine  Ausdehnung  der  inneren 
Weinstener  anf  andere  deutsche  Länder  oder  die  Einführung  einer 
allgemeinen  inneren  Beicbs^Weinsteuer,  wie  sie  vor  einigen  Jabren 
geplant,  doch  nicbt  durchzusetzen  war,  nicht  gerade  etwas  Ver- 
lockendes. Die  steuerteebniseben  Schwierigkeiten  einer  ricbtigen 
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WeiuBteiter,  die  GoBtrolen  nnd  Verkehnbel&BtigQDgen  erBeheinen  alt 
Bohwerwiegettde  Bedenken,  die  bei  keiner  Form  der  Weinetener 
rersehwinden,  wenn  aneh  bei  den  einzelnen  Formen  in  Tereebie* 
dener  Weise  nnd  in  mecbiedenem  Maasse  berrortreten.  Ein  Vor- 
sng  der  badiscben  WeinsCener  —  ancb  gegenflber  der  wttrttem- 
bergischen  (S.  212)  und  der  neneren  hessischen  (s.  n.  §.  99)  — 
ist  die  Mitbesteuerußg  auch  deb  privaten  WeinconBums,  statt  der 
blossen  Bestenerang  des  Wirthshausconsums ,  ferner  die  Dnrch- 
ftlhrun^  der  Steuer  müglichst  als  wirkliche  Verbrauchssteuer,  nicht 
als  l'jodiictioDS-  und  Handelssteuer.  AHer  ein  wesentlicher  Mangel 
lir^M  in  der  fehlenden  Berücksichtigung  der  Qualität,  die  zwar  frlihcr 
bei  der  Weiuaccise  stattgefunden  bat,  doch  wegen  zu  grosser 
Schwierigkeiten  fallen  gelassen  worden  ist  (1858).  Die  im  Laufe  der 
Zeit  bis  in  die  Gegenwart  eingetretenen  Veränderungen  haben  nur 
einzelne  adminiBtrative  Pnncte,  nicht  die  Grundlagen  getroffen  nnd 
dort  Einiges  Terbessert  Doeh  viel  b&ngt  eben  Ton  den  nnver- 
meidlicben  Bedingungen  einer  inneren  Weinstener  ab  nnd  IBaat  Bieb 
niebt  wesentlieb  yer&ndem  und  verbessern. 

Seit  den  Accise-  und  Obmgddordnimcei)  ron  1812  hat  sich  die  Oeaetzfrebang 

und  Tollends  das  Vcrordnuiigrswescn  vielfach  mit  der  Weinstener  b  '  rfi.-iftigt. 
S.  0.  A.  Ge^^tze  vom  14.  Mai  1825,  22.  Juoi  1826.  Sl.  Juli  1828,  bes.  6.  Apr.  1854, 
19.  Min  1858,  Oodification  im  Gesetz  fom  19.  Hei  1882,  Gesetze  vom  97.  Joli  1888, 

7.  Juni  1S02.  Wiederholte  amtliclic  ZusammcnstelliHigcn  der  gesotzlichen  and  Vcr- 
ordntinjr.svorhchriften  in  sojren.  ..WtMnstenerordnun^'-i'ir' ,  um  für  Vcrwallanp  and 
Publicum  die  verwickelte  Materie  mii  ihrer  Menge  von  Spccialbcölimuiungcn  Uber 
die  VerpflichtungeD  der  Besteuerten  und  die  Controlen  übcrbichtlich  zu  machen,  eine 
Nothwondig'keit ,  wclrhn  an  sirli  hclion  eine  Tni^slielie  Seite  dieser  Steuer  «(lenbart. 
Im  Jahre  184ö  wandte  sich  die  politische  Strömung  u.  A.  auch  besonders  gegen  die 
Vefnsteoer.  Ein  Venoeh,  die  bisherige  Gosetzirebong  svfzoheben  und  durch  oiii 
Pauschsystem  zu  ersetzen,  misslang  iridessen  durchaus,  es  f.iigte  schon  1849,  freilich 
mit  unter  dein  Einfluss  des  RUrliscLIa^^s  gegen  die  iJolitischen  \\'irren.  die  Wiedcr- 
herBteliung  dei  alten  G>  ^et/tjebuug.  In  den  grundlegenden  llauptpunctuu  ist  dieiso 
d«iD  auch  bis  jetzt  in  Kraft  geblieben.  Sie  ist  in  ihrer  Ans^tidning  in  Einzelnen 
nur  aus  den  (iesctzen.  N  orunliiuntrcn  nnd  den  W Cinstcuerordnuii^en  kennen  zo  lernen. 
Gute  Zusammen faitöung  der  lieätimmungcn  um  186Ö,  nach  der  damaligen  Wcinsteuer- 
ordnnnf  von  1858,  bei  Regensner,  §.  284,  285  (Statistili).  S.  455  E  S.  sonst 
Y.  Reden  a.a.O.  S.  336  ff.  (Uber  die  Vorgänge  1818,  1849).  ?.  Philippovich, 
Baden.s  Sf.intshaush..  S.  R7,  134,  l«?.  212.  v.  Mayr,  Art.  Weinsteuer  im  Wörterb. 
d.  Verftult.  IL  923  (gute  knappe  Daibtclliiiiß  der  technisebcM  Siructur  der  gehenden 
\Veiii>teuer),  der«,  im  Erg.b.  I.  8.  325.  v.  lleckcl,  Art.  W  lirist.ucr  im  H.W.  d  St. 
VI,  im,  Zeller  im  Schönberg*M  hen  Handbuch,  4.  A..  R  III.  1.  Abth..  S.  515, 
Fin.-arcb.  B.  9,  1892,  8.  623.  Statistik,  die  zur  BeurthcUung  der  Steuer  und  ihrer 
Glieder  Ton  Bedentongr  ist,  n.  A.  im  Sutlst.  Jahrb.  Badens. 

Die  hadische  Weinstcucr  zerfällt  in  die  Accise  nnd  das  Ohmgeld.  Jene 
trifflf  allen  steucrpflicbtijren  Wein  •  frei  ist  der  EisrcTiverbraucli  dfs  W<uni)auerti  selbst 
und  in  bei>cLrai»ktcni  Maaä.-e,  ncuilich  wenn  er  uiebt  aus  frischeii  i  rauben  hergestellt 
ist  der  so^cn.  Haustrunk  für  den  Eigenbedarf  und  für  die  Wcinstellung  an  land- 
wirthschaftliche  Hilfsarbeiter,  ferner  auch  sonst  (Kr  Wein  in  gewissen  Special  fällen. — 
Das  Ohmgeld  tritt  beim  Wirthsausschauk  und  Kleinverkanf  (d.  L  in  Mengen  bis  zu 
20  1 )  hiDZD.  Er^nzangsabgaben  sind  Weinstenenfersen  Sir  beide  genannte  Steaen 
ron  Wirthen,  welche  unter  gevissen  BedingnngeB  gesetzUch  zilissig',  praetisch  aber 
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wenig  fkblich  und  jetzt  ÜBkst  im  Verbch winden  begrilieu  &ind;  ferner  Aveisen  der  Wein* 
himUer  für  d«n  effeoen  Haumbraueh,  ron  etwas  grosserer  pracdsehcr  und  finan* 

zieUer  Bcdeotuog.  Der  Wcinbaiidel  im  Grossen  geuiesst  fdr  seine  Keller,  wobei 
Weinhandluiig^kclltT  für  Abgabe  ron  Wein  für  weuigtiteiis  20  1.  und  Weinlagerkclier 
fUr  Abgabu  vuu  uixodestcns  lOOÜ  1.  untcrbciiicden  werden,  unter  gewissen  Ikdiugungea 
Stetterfretheit,  der  Händler  muss  dafür  Patente  nehmen ,  für  welche  Jabresgebubreii 
za  entrifbt.ii  ^iiid  htouLTubjL'ct  biUltjt  der  Naiurwein  ,  Triiuben-  und  (Ji)Stwein, 

auch  ^u&t,  ferner  Kunatweiu,  dessen  Fabrikation  juug»t  auaberdem  noch  einer  beson- 
derea  bieoer  nuterworfeu  worden  ist  (s.  u.).  Die  cigcatbumliche  Bosteoenuigsfona 
jbt  die  der  Einlagesteucr,  der  Steuerpflichtige  derjenige,  welchur  zum  Privat« 
consum  und  als  W'üt})  und  Wcinverkäufcr  zuin  Aussi-hank  und  zur  Ab^'abc  im  Kleinen 
^biä  20  1.)  Wein  emiai^crt.  Daher  entsprechende  Anmeidcpllichtcn  des  Wein  Versands, 
der  Eialag«rDiif,  Traos|iort''  and  Keilercoutroien,  Verpiiclituug  zur  Entnahme  fon  B^lail- 
scheinen ,  desbiilb  auch  umfassende  Strafbcstimmungen  bei  Verstössen  gegen  diese 
C<uiUol-,  Anmeldevorscbril'ten  u.  s.  w.,  alles  das  da»  Odiose  und  doch  Unvermeidliche 
bei  itteier  Steuer.  Pur  Wein  am  anderen  denlechen  Lindern  ond  bedingt  für  an*- 
i&udibchcn.  verzollten  Wein,  von  welchem  die  erste  Einlage  bei  unmittelbarem  Bezug 
aas  dem  Au>)aii«J«'  btcuerrrci  ist.  treten  die  if  iH  rfn  Wcin^icucrn  hinzu.  Der  Steuer- 
satz wird  jiii  1  uianzgesctz  featge&teiU,  'ii — i  mal  höhet  für  Wein  als  fUr  Obstwein, 
in  neuerer  Zeit  bezw.  far  das  Liter  3  Pf.  und  0.9  Pf.  Acciw  nnd  2  tt  und  0.6  Pf. 
Ohn^_'  1 }  In  nicht  unorlieblichc-m  Maa -  ^  wird  dio  Weiiisteuer  creditirt  Der  ausser 
Laudea  gehende  Wein  ist  unter  der  criurderlicbe  Coutrole  steuerfrei,  bezw.  erhält  er 
fiftckforgHtnog  der  bezahlten  Steuer.  Die  Behandlong  des  Eigeutronks  des  Wein- 
bauers und  des  Hau.struiiks  bat  auch  in  Baden  Schwierigkeiten  geboten.  Ein  Uesetl 
vom  27.  Juli  1888  hat  für  den  Hau.stnink  weitere  Refreiung  gewährt.  Vom  Erttage 
der  W  ciiibtcuer  kommt  ca.  -/t — ^Z«  Accise,  der  Ke^t  grö>>&teiitbeils  vom  Obm- 

geld.  also  vom  Wnih^bausconsum  (DurchschnUt  ron  1887—96  1.2S4.000  M.  Aecise, 
518.000  M.  Obageld,  126.000  M.  creditirte  «teuer,  26.000  M.  Accisaversen  der  Wein- 
iiättdler,  1775  M.  Patentgvbahr  lor  Wciuiagerkeller,  478  M.  Arerseu  von  Wiithen, 
sunminen  1.926.000  H.). 

In  jüngster  Zeit  ist  die  Frage  der  Kanstwelobesteucrung  auch  in  Baden 
srbon  fetiiikcr  hervorgetreten  und  hat  sie  zu  einem  positiven  Ergebnis«  geführt,  im 
Gesetz  (om  27.  Juni  1892.  Diese  Fabrikaiion  ist  concessiunspllichtig  und  unterliegt 
der  Erlau bobMcheiu  einer  Jaliresgebahr  ron  50  M.  Die  Steuer  wird  vom  fertigen 
Product,  dem  gewerbsmAssie:  aus  getrockneten  Weinbeeren  hergestellten  Wein,  Trester- 
weia,  Hefenwein  and  sonstigem  künstlichen  Wein,  zum  8atz  von  6  ^  fUr  das  Eekto- 
liler  erhoben,  also  in  höherem  Satz  als  für  nattlrlicben  Tranbcnweio  die  Weinsteuer. 
Auf  den  Transport  und  anderweite  Einlage  des  Kunstweius  linden  die  Vorschriften 
Weirivt<  aergesetzes  Anwendung.  Unifa>sende  Specialvorschritten.  S.  das  (iosetz 
im  Fin.arcii.  B.  9,  1892,  S.  526  li.  mit  Mut.veu.  Auch  v.  M.ayr,  Wöitcrb.  d.  Verwaltg. 
EtgX  2,  &  825,  ?.  Ueekel  in  dem  gen.  Artiltei. 

FinaDziell  eiheblicb  wichtiger  als  diese  WeiDSteuer  ist  auch  in 
Baden,  wie  in  Wttrttembeii^,  die  Biers  teuer  im  Laofe  dieses 
'  Jabrbnnderts  geworden.  Ihren  Ertrag  bezieht  dieser  Staat  wie  die 
drei  anderen  süddeutschen  Staaten  auch  nach  der  Errichtung  des 
Dentscben  Reichs  ebenfalis  allein  ffir  sich.  Daraus  ergeben  sich 
ftlr  das  Land  analoge  Vortheile  Norddeutsehland  gegenüber  wie 
in  diescD  anderen  Staaten.  Die  badische  Biersteaer  bat  wesent- 
liclie  lecbnische  Waudlungeii  seit  1812  durihgcniacbt.  Ans  einer 
ursprünglichen  Malzsteuer  nach  der  Accise-  uud  Obmgeldonluung 
von  1812  ist  sie  1825  in  eine  Steuer  vom  fertigen  Bier  umgel*ildet 
worden,  doch  so,  da^s  nicht  letzteres,  sondern  der  Biersutt  uacb 
dem  Inhalt  der  Braugei^e  zur  Bemessung  der  Steuer  zu  Giunde 
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gelegt  wurde  (sogen.  Kcsselstcuer).  Diese  Steucrtbrm  hat  sich 
lange  erhalten,  mit  kleineren  Modificationen  (üanptgesetz  von  1845), 
▼enehiedenartigen  Reformbestrebungen  nnd  auch  einem  legislativen 
Versaeh  in  1818  gegenüber,  die  Biersteuer  in  Aversaibeträgen  zu 
erheben  I  ein  Ymneh,  der  noeh  im  Jabre  1848  selbst  wieder  der 
alten  Form,  nach  dem  Gesetz  toq  1845 ,  wich.*)  Bestrebungen^ 
snr  Malzstener  zorflcksakehren  and  dabei  nach  dem  baierischen 
Master  Torzugeben,  treten  in  der  ganzen  Zeit  wiederholt  heryor, 
fanden  aber  in  der  Torherrsehenden  Eleinbranerd  des  Landes  nicht 
unbedingt  immer  Unterstützung.  Ein  bezüglicher  Gesetzentwurf 
wurde  im  Landtag  1884  abgelehnt.  So  ist  die  Form  der  Kessel- 
Steuer,  nach  dem  Gesetz  von  1845,  bis  fast  in  die  Gegenwart  ge- 
blieben, bis  es  endlich  jüngst  im  Jahre  1896  gelungen  ist,  die  Bier- 
steuer, in  die  Form  der  Malzsteuer  hinllher  zu  bilden.  Damit  ist 
diese  Form  in  Süddeutschland  iiocb  weiter  als  bisher  zur  herrschenden 
geworden:  eine  nieht  unwichtige  That^iache  für  die  Uber  iiurz  oder 
lang  kaum  vermeidHcbe  Beform  der  Beichsbierstener  in  Nord* 
deutschland.  In  der  neuen  Steuer  bestehen  Abstufungen  des  Steuer^ 
Satzes I  mit  der  Tendenz,  mittlere  nnd  jLletnere  Brauereien  zu  er- 
leichtem,  wie  in  der  nenesten  Bierstenergesetzgebnng  Baiems  und 
Württembergs  (S.  169,  213). 

Die  Hau|ituesct/:e  sind  nach  der  ürduung  von  1812  die  vom  14.  Mai  182-5. 
besonders  vom  28.  Febr.  1845,  das  o«eh  dem  misslunKcncD  Versaeh  mit  Arersen  io 
1848  alsbald  wicd.ir  in  Kraft  trat,  jetzt  vom  30.  Juni  ISOH.  Dazu  eingoherido  Voll- 
«UfrftferordouQgeQ  im  Aoscbluss  ao  die  Gesetze  (auch  zum  letzten  Gesetz  ?om  29.  Jali 
1896)  und  Yerordnongen  über  Eiazdheiton,  die  Gontrolen,  Erhebmigsvatse,  Stea«r- 
credite  mohrfach  auch  in  der  Zvischen/cit.  besonders  um  die  Controle  und  Erhebung 
der  Kc*?^clste^,uer  für  dio  Rmri'T  zu  erlcirhforri.  Der  Stenorsatz  wurde  meist  nnd  wird 
noch  jct^t  in  den  t inaiizgosetzeü  luatgüstdlt.  S.  Kegoiiaucr  ^.  286,  287,  S.  462  fil, 
V.  Beden  &  885  ff.,  V.  PhlHppofiek,  bad.  Staatshaush.  S.  25,  133.  212,  bes.  der 
eingehende  Art.  Biersteuer  von  v.  May  im  H.  W.  d.  St.  R.  2.  S.  582  ff.,  Art.  Braa- 
»teuer  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  244,  von  r.  Mayr,  ders.  Erg.b.  3,  S.  53  ff.,  mit 
der  Angabe  der  legislativen  Materialien,  Zeller  !d  Seh9nberg*s  Handb,  4.  A.,  B.  8. 
S.  536.  Das  Gcsclz  von  1845  mit  VolI/.-V.  und  mit  der  Verordii.  vom  10.  Nov.  1849 
iu  d.'in  g:cn.  Tl.indbneh  von  l^^'.R,  S.  i^siHf.,  Gesetzentwurf  von  1884  mit  Bcpröndoni? 
uml  JAudtazsbericLt  iui  im.arch.  B.  1.  1884,  S.  351,  844,  Gesetz  von  1S96  eb  B.  13, 
1896.  S.  676  ff.,  mit  Vollz.-V..  Bogrundung  und  Berieht  Dies  Oeeeb  aoeb  In  aat* 
lieber  Sundc-Tausgabc  mit  den  VolI/.-vorsichr.  1800. 

Mit  der  früheren  Kesselstcuer  von  der  Bierwürze  nimmt  dio  badische  Bienteuer 
eine  besondere  Stellung  in  Deatscbland  ein  (s.  des  Gesetz  Ton  1845).   Die  Controle 

Man  woIUl'  wie  he\  der  Weinstener  vorgehen,  wo  der  Versurh  ebenso  miss- 
lang (S>.  264).  l>ie  Bierbraiier  einer  (iemeindc  sollten  einen  Verein  bilden,  der  mit 
bindender  Kraft  zn  bescbliessen  hätte,  wie  die  dem  Verein  mr  Last  fallende  Summe 
Steuern,  berechnet  narh  dem  I)ur(  hsrhuitl  der  l'  f/t  ni  r  Jalire,  unter  die  Mitö;licder 
nmzulegeo  sei;  „System  der  Selbstvertbeilung  von  Bauscbäuinuien  unter  die  Pflichtigen" 
unter  Sammtrerbindlicblreit  (Ges.  ?.  28.  Jnni  1848.  vegen  DndnrcbfllbTbafleit  prori- 
sorisch  bereits  im  September  1848  un<I  später,  1849,  1850  definitiv  ausser  Wirksam- 
keit gesetzt.  S.  u.  A.  Commi88.ber.  in  d.  Landtagskanmer  1Ö96,  Ein.arcb.  B.  13.  S.  720). 
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erstreckt  sich  dabei  auf  den  ganzen  Braoprocess,  die  Braagefässe  sind  nach  ihrem 
RauminhaU  amtlich  txk  eichen,  dieser  ao  festge^lte  Baaminbalt  ist  dann  maassgebend 
fttr  (!io  Steuerb'-'mcssanar ,  die  Feuerungen  stehen  anter  steapramtlichcm  Verschluss. *) 
Jeder  butt  iät  anzumelden.   Ein  „Biersutt**  ist  «.diejenige  (Quantität  Bier,  welche  in 
dem  zar  BereltODf  desselben  rerwendeten  Bnngeflbs  [KesBe!)  ror  dem  Beginn 
der  AbkUhlai)}^  mit  einem  Male  e^^eu!?t  wird"  (Gesetz  von  1845.  Art.  3). 
Eine  Vermehrung  der  erzeugten  Flüssigkeit  (im  Uraugefäss  oder  in  den  zur  Abkühlung 
und  G&hrang  dienenden  Gcräthen),  mit  Ausnahme  der  zur  Gäbrnng  erforderlichen 
Znsitxe,  ist  nntenagt,  sobald  die  Entleerong  des  Brangefässos  behufs  der  Abkflblang 
aogefanfcn  hat.  Verwendung  von  Malzsurrognton  war  zul^lssie:.    Die  Stener  war  ror 
Be^iun  der  Feuerung  zu  entrichten,  doch  wurden  für  das  im  Januar  bis  März  gebraute 
Bier  viermeiiatUcbe  Gredile  eingeführt.  Omfangreicbe  nnd  ebiscbneidoDde  Bestimmungen 
über  Verpflichtungen  der  Brauer,  Controlen ,  Dcfraurlationen,  Strafen:  das  besonders 
Odiose  der  Steuermethode.    Der  Steuersatz,  nach  dem  Ges.  v.  1B45  5  kr.  (14.3  Mark- 
pfeonig)  von  der  „Stütze"  des  Kanminhalts  des  Braugefässes  (1  Stutze  »  10  Maass 
»  15  1.).  ist  spiter  in  den  Flnanzcesctzen  verändert,  namentlich  1870  und  18d0.  hier 
um  50  ^'/o  erhöht  worden,  ron  '20  auf  30  Ff.  für  1.')  I.  KaumitihaU,  d.  i.  2  M.  fur 
das  Uektolitor.  Da  aber  die  wiri>li.ch  gewonnene  Biermenge  notorisch  hinter  der  nach 
dem  amtUchen  Kesselinbalt  zn  versteuernden  Menge  erfaeblicli  snrttckbiieb  (?.  May 
a.  a.  0.\  wegen  Abg&ngcti  ii.  s.  w..  stellte  .sich  die  wirkliche  Steuer  wesentlich  höher, 
nach  neueren  Schätzungen  aul  'A  M.  20  Pf.  Auf  diesen  Betrag  war  auch  die  Steuer 
für  fertiges  Rier  und  die  Uebcrgaugssteuer  von  Bier  aus  anderen  deutschen  Staaten 
gc^stellt,  niedriger,  aber  demgem&ss  zu  niedrig  der  RückrergÜtnngSsatB  bei  der  Aus- 
fuhr badischen  Biers,  auf  2  M.  50  Pf.    Die  Klasjon  der  Brancr  wendeten  sich  be- 
sonders gegen  die  Cuntroieo,  bei  denen  gleichwohl  möglichst  Erleichtemngen  gewährt 
varen,  dann  gegen  die  Hemmnisse  fttr  den  technisclien  Fortschritt   Wollte  man.  um 
die  Steuerlast  relativ  zu  erleichtern,  mehr  Bier  aus  einem  Satt  ausbringen,  so  durch 
Nachfüllen,  soweit  das  erlaubt  war,  so  schädigte  man  die  Qualität  des  Biers  (s.  die 
Begraodung  des  Gesetzentworfs  von  1884).  Diese  Umstände,  auch  das  Bedürfniss,  die 
kleineren  Brauereien  in  der  Gottcnrranz  mit  den  flberall  giegreiehdn  Grossbrauereien 
zu  stärken,  führte  schliesslich  znr  neuesten  Bierstenerreform ,  was  um  so  bcmerketis- 
wertlier  ist«  als  der  analoge,  auf  Einführung  der  Maizsteuer  abzielende  Gesetzentwurf 
Ton  1884«  mit  ans  Rflcksicht  anf  die  Opposition ,  die  er  bei  den  Kteinbranereien  ge* 
fnndeu,  s.  Z.  im  Landtage  nicht  durchgedrungen  war.  In  diesem  Entwürfe  von  1884 
war  bereits  das  baierische  System  (s.  o.  S.  167),  Besteuerung  des  zur  Bierbereitung 
bestimmten  ungebrochenen  Malzes  bei  bezw.  unmittelbar  ror  der  Schrotung,  doeb  im 
Ontenchicd  von  Baiern  die  Gewidit-,  nicht  die  Volumeobesteuemng,  angenommen 
Torden,  Malzsurrogate  sollten  ebenfalls  verboten,  für  untergähriges  Bier  auch  nur 
Gerstenmalz  zoUssig,  das  Brechen  des  Malzes  nur  auf  öffentlichen  Mtlhlen  der 
geverbsmissigen  HOUer   nnd    auf   den    ron    der   Steuerrerwaltnng  besonders 
bewilligten  PrivatmalzmUhlcn  ^restattct  .sein.    Selbstthätige  Wir        rrxt^'  l  alten  noch 
ht  als  genügend  herstellbar,  weshalb  sie  bei  der  Voiumeubesteueruog  nicht 
aii^emein  angewendet  werden  konnten.   Doch  waren,  wie  in  Balem,  mecbantscbe 
Messapparate  zulässig,  deren  Ergebnisse  dann  aus  dem  Volumen  ins  Gewicht  um- 
gcreclmet  werden  sollten.  Der  Steuersatz  sollte  anf  10  M.  für  100  kg.  ungebrochenes 
Mak  gestellt  werden,  ein  Satz,  den  die  Kcgierung  zur  Erzielong  nicht  eines  höheren, 
aber  des  gldefaen  Ertrags  wie  bei  der  bisherigen  Kesselstener  fl&r  nötbig  hielt.  Der 
Satz  wurde  als  zu  hoch  beanstandet,  man  wollte  0  M.  statt  f^einer.    Mit  au  diesem 
Puncto  scheiterte  das  Gesetz.    (S.  Begründung  Fin.arch.  B.  1,  S.  365,  Bericht  im 
Landtag  und  Ober  die  dortigen  Verhandlungen  und  das  dnrch  bloesen  Sticheiitscbdd 
der  Präsidenten  herbeigeführte  ablehnende  Ergebniss  eb.  S.  844  ffl) 

In  dem  neuen  Gesetz  von  1896  ist  man  im  Wesentlichen  auf  den  Entwnrf  von 
1884  zurückgekommen,  so  auf  die  Methode  der  baierischen  Malzsteuer,  dais  Verbot 
der  Halisnrrogate,  die  Znlaasnog  nur  ron  Gerstenmalz  fttr  Brannbier.  Die  wichtigsten 
Abinderong«!  betrafen  den  Stenenatt,  der  jetzt  nach  bajefisch-wflrttembergiscbem 

1848  wurde  versucht,  davon  abzusehen,  wenn  alle  Bierbraner  eines  Orts  rieh 
schriftlich  verbindlich  machten,  „auf  Ehre  und  Gewissen"  auch  ohne  diesen  amtlichen 
Verschluss  kein  Bier  ohne  vorherige  AnuieMuii-x  und  Versteuernng  zu  braaen,  wa» 
aber  auch  nicht  ausreichte.   (S.  den  oben  gen.  üümmiös.ber.  von  1896). 
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Vorgang  elxiaralls  als  StaffeUatz,  aber  mit  noch  etwas  grösserer  Differenz  der  Steaer- 
siUe,  zu  Gouteo  der  Kleinbraner,  aJs  in  diesen  beiden  Mdenm  Staaten,  oingerielitet 
ist.  Er  bewegt  sich  darnach  zwischen  8  und  12  M.  für  ino  kg.  Malz,  netulich  M 
jnir  die  ersten  250  D,-&  Fom  Gesammtrerbrauch  eines  Brauercigescbäftä  in  ciaem 
KileBderjnhn,  10  M.  Är  die  folgenden  1250  D.-C.  II  M.  fQr  den  weiteren  Betrag 
bis  zu  5000  0.-G„  12  H.  für  den  darober  hinausgehenden  Betfif.  Auch  bei  dieMB 
SAtzen  ging-  man  von  der  Absicht  uuh  ,  den  bisherigen  Stent^rertra?  dem  Staate  « 
sichern.  Eine  besondere  BoKUnstignng  hat  die  immer  noch  etwaä  vorkommende  kleine 
UaMbraiierei  zam  eigenea  Bedarf  flkr  oberglbrlges  Bier,  venn  nicht  nehr  ab  5  D.-Gl 
Malz  im  Jahre  verwendet  werden,  crfabrcn.  Dor  Steuersatz  ist  hier  nur  2  M.  fiir 
den  Doppel-Centner.  Den  Fortsclirittcn  der  Technik  entsprechend  sind  jetzt  femer 
noch  mechanisehe  Registrlmpparate  fftr  PriratmalzmOhlen  zar  an  mittelbaren  Fcst- 
steliang  des  Gewichts  zugelassen,  doch  nicht,  wie  in  Raiern,  obligatorisch  gemacht» 
An  dem  Gewicht,  statt  des  Volamen.  als  Wr^]-^  der  Malzsteuer  ist  festgelialten  worden. 
Auch  die  Sätze  der  SteoerrUckverirtttangeu  sind  abgestuft  worden,  so  fur  das  Uekto- 
liter  Branntwein,  wenn  Mals  zn  11  M.  Terstenert  war.  2  M.  60  Pf,  wenn  an  1211 
2  M.  75  Pf.,  wenn  zu  niedrigeren  Sätzen  2  M.  30  Tf.  (Verordn.  vom  12.  Nov.  \d^%\ 
Der  Steuersatz  bei  der  Einfuhr  ?ou  Bier  aus  anderen  dentscben  Staaten  ist  3  M.  20  Pf. 
Ar  das  HektnÜler  gehlieben.  (S.  die  legialatiren  Materialien,  mit  fielerlei  interessanten 
sutistischeu  Oatmi  and  Etnzdheften  aoaser  in  den  Landlagspapieren  im  18.  B.  des 
Fin.arch.  a.  a.  0.) 

Die  Abstufung  der  Steuersätze  bei  solchen  indirecteu,  an  deo 
Prodaetionabetrieb  sieb  anschliessendeD  VerbraachBSteoeni,  wie  der 
hier  besprocbeneOi  ist  immerbin  von  allgemeiner  finanzwissenscbaft- 
lieber  Bedeutung,  theoretiscb  and  prindpieli  wie  historieeh  und 
practiseh  betracbtet  Es  wird  huq  eben  ancb  bier  die  anbjeetiTe 
LeistQDgsfl&higkeitr  bier  die  der  eiDselnea  Brauereii  berttcksichtigt 
und  zwar  aucb  mit  in  der  „soeialpolitiscben'^  Absicht ,  im  Con> 
enrrenzkampf  die  Klein*  und  Mittelbranereien  gegen  die  Gross- 
branereien  zn  st&rken.  Ob  nnd  wie  weit  anf  diese  Weise  mit 
Erfolg,  steht  freilich  dahin.  Jedenfalls  Hegt  aber  auch  hier  wieder 
ein  practisches  Heispiel  vor,  wie  die  Gesetzgebuug  dem  social- 
politiscben  Geöichtspuuct  in  der  Besteuerung  Rechnung  trägt,  — 
dem  vielfach  angegriffenen  priucipiellen  Standpuncte  dieses  meines 
ganzen  finanzwißsenscbaftlichen  Werks  gemäss. 

Von  weit  geringerer  tlDanzieüer  Bedeutung  als  die  beiden 
anderen  Getränkesteuern  war  in  Baden  nach  den  Productions-  wie 
Consnmtionsverbältnissen  des  Landes  die  dritte  Getränkestener,  die 
Branntweinsteuer  ancb  in  der  früheren  Zeit  vor  dem  Beitritt 
Badens  znr  Reiebsbranntweinstener  (1987),  ToUends  vor  der  neueren 
Einftlbrnng  der  Steuersätze  (1879,  1883),  von  wo  an  der  Ertrag 
immerhin  erbeblich  wnchs.  Namentlich  die  Rttcksieht  anf  die  zahl- 
reichen kleinen  Brenner  des  Reh-  and  Obsthanes  hat  die  ganze 
Zeit  hindurch  an  der  alten  technischen  Einrichtung  der  Steuer  fest- 
halten lassen,  bei  welcher  das  fiscalischo  Interesse  ganz  hintsn 
stand;  die  Steuer  wurde  nach  dem  durch  amtliche  Eichung  er- 
mittelten Kauuiiubalt  des  Brenngefässes  (Kessel,  Blase)  als  sogen* 
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Kesselgeld  oder  Blaseozins  erhoben,  Air  eine  bestimmte,  im  Lauf 
der  Zeit  verschieden  bemessene  Dauer  des  Betriebs  (Bestenernng 
dmIi  der  Metbode  des  sogen,  pansehalirten  Blasenzinses).  Dabei 
«teilt  sioh|  wegen  der  verschiedenen  Technik  der  einzelnen  Brenne- 
reien, die  Steuer  bei  letzteren  sehr  yerschieden  heraus,  wss  wieder 
einen  hohen  Steuersatz  misslicb  macht,  zum  Theil  ausschliesst. 
Aneh  die  spttter  erfolgte  Bertteksichtigung  der  Art  der  Kessel  und 
der  damit  inVerbindQng  stehenden  technischen  Apparate  (Vor- und 
Maisch  wärm  er,  Dampfbetrieb),  vvonai  h  sich  die  Leistungsfähigkeit 
der  Kessel,  die  Kosten  der  Pioductiou  wesentlich  differenziren,  und 
die  Abstufung  des  Steuersatzes  biernaeh  hat  die  Mängel  dieser 
Stenerform  nur  gemildert,  nicht  beseiti^^t.  Mit  der  späteren  Er- 
bnhnng  der  Steuersätze  musste  die  8tciiei  tbrm  noch  niangelhalter 
\verden,  obwohl  mau  der  Verschiedenbeit  der  Productions-  und 
technischen  Verhältnisse  nach  Möglichkeit  Rechnung  trug. 

Oettaaef»  Vnfolgiuif  der  Entwicklunjc  der  badischen  Branntveiusteocr  nnd  ihrer 
VerioderDOgeo  müssen  wir  nns  hier  bei  dem  rclatir  Kcrin!:'  ri  pUf^euieineren  ßnanz- 
viweoücbaftUchen  luteresse  imd  weil  die  Darstellaug  auf  Eiu^cllieitun  eingehen  mass, 
•B  Alles  renttodlidi  tn  Bechen,  Tenagen.  Die  Uauptgefletie  sind  die  Accto-  und 
Ohmgcldordnuiip  vou  1812.  Gcsetee  rom  14.  Mai  1S28.  v.m»  22.  ,Uiiii  1837.  26.  März 
1852,  18.  Dcc.  1879  (Erhöhan^^  der  Steuersä(/.c\  24.  April  1882  (Jl-^wI.).  S.  Rejren- 
aner  §.288,  S.  467,  V.  Philippovicli.  bad.  Staatshaush.  6.  66,  131,  bes.  J  Wolf. 
Branntweinsteuer  S.  III  IIG.  V.  Mayr,  Alt  BnuDtvelnsteaer,  WOrtcrb.  d.  Verwalt. 
I,  285.  Die  zuletzt  bej!tcheiidei>  Stoucr^ätze  waren  gepcn  früher  auch  mit  Rü«  ksicht 
auf  die  Wein-  und  BierbteuersäUo  erhöht  vordeu,  weil  die  alleren  za  letzteren  im 
MiMrerblltiiist  standeD,  telbet  ebsoint  niedriger  tis  der  Welosteversats  wnta.  Die 
neuen  S&tzo  waren  zuletzt  4  Pf.  rem  Liter  des  Ke&seliutialts  für  eine  6-tägige  Brenn- 
periode bei  einfachen  Kesseln  ohne  Vor-  und  MaischwSrtncr,  d.  h.  bei  tlbcr  99 
aller  Brennereien,  bei  Kesseln  mit  üülcbcu  8,  bei  Dampf brcnnercien  IG  Pf.  Ihre 
Eifiazmig  fand  die  innere  Branntweinsteuer  deich  die  Uebergangsabgabe  ?on  Hranat- 
wein  aus  dem  übrigen  Deutschland,  deren  Satz  auch  erhöbt  wurd. n  war.  Von  dem 
Mit  1880  nach  der  äteaererhöhung  sehr  gestiegenen  Ertrag  der  ganzen  Steuer  hei 
der  Haapttheit  eef  die  üebergangsabgabe.  Mit  dem  Eietritt  Badens  in  des  Beicbe* 
steuerKebiet  erfolgte  eine  «ehr  bedeatende  ErbOhnng  der  bisherigen  Steuer,  cnm^dl 
um  das  6-fache. 

In  Baden  wie  in  Sachsen  hat  sich  auch  noch  eine  innere 
Fleischsteuer  als  Staatssteuer  his  zur  Gegenwart,  trots 
maneher  Anfechtungen  und  rorttbergehender  Aufhebung  in  1848  bis 
1850,  aus  der  Aeciseordnung  tou  1813  her  erhalten.  Anfangs  auf 
alle  Arten  schlachtbares  Vieh  zur  menschlichen  Nahrung,  anch  auf 
Schweine,  Schafe,  Ziegen  sich  ausdcbucud,  ist  sie  schon  1832  auf 
Kindvieh  nebtet  KäÜjern  beschränkt  worden,  und  wunlon  auch 

letztere  stenerlrei.  Es  ist  so  die  Ilau>s(  hlächterei  und  auch  die 
Schlächterei  auf  dem  Lande  grossentheiis  steuerfrei  geworden, 
^omit  stenertechnische  Schwierigkeiten  und  consumpolitischc  ße- 
deuken  ioitgei'aiien  oder  vermindert  äind,  freilich  aber  auch  die 
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Gleichm'ässigkeit  der  Steuer,  weil  sie  nicbt  allen  FleiächcoQsam 
trifft,  gelitten  hat. 

Die  Bemcs5T!!i?<'^randlage  der  Stencr  hat  p:ewcchsclt,  die  einfachste  Methode, 
diu  Boütoucruug  luicii  dein  Stuck,  uit  Abatufuug  den  iiicüütmties  nach  gföäsoreu  Ge- 
wich*JODtevBchiedon,  hat  sich  eiDgebllrgeil ,  froher  2  Stafea  (anter  and  Aber  ^M>  Pfd. 
Schlachtgewichts,  des  nach  Abzug  ron  Kopf,  FasMin.  Eiiifrcweiden,  Unschlitt  und  Haut 
verbleibenden.  4  und  11  M.).  ueuerdings  seit  10t5t>,  weil  diese  Sätze  i\i  ungleich  be- 
lasteten, 3  (MittdstDf«  von  6  II.  bei  400—500  Pfd.  Gewicht,  for  Kohe  nnd  Parrea 
dieser  Satz  auch  bei  Gewicht  rou  über  500  Pfd.)  Stcucrpflichtigkeit  ror  der  Scblachtimg, 
entsprerheriilc  Anmeldungspflichten  ,  Controlen  nnd  Vorschriften  über  die  Localitäten, 
in  denen  dia>  Schlachten  eriuigt,  besonders  für  Metzger.  Einfuhr  von  Fleisch  aus 
anderen  Reichs-,  bezw.  Zolkcrcinsstaaten  antcrliegt  einer  ont:>precbeBddn  Debergangt- 
abgäbe,  früher  nicht  aucl»  Kleisch  aus  dein  Auslande,  welches  jetzt  indessen  ^Mt-ichfalJs 
(ebenso  wie  in  SachscuJ  die  iullUidiftcho  Steuer  trägt.  Auch  bei  dieser  Steuer  ist 
einmal,  1882  ff.,  ein  Tersuch  mit  elocm  System  der  PanscbsummenzaUnng  Ton  dea 
Ortsmetzgcrn  gemacht,  der  inisslang.  Hauplgesetze  fom  26.  Mai  1885,  28.  März  1844, 
BO.  Juni  1862.  29.  April  18SC.  S.  b.-sonders  Rcgrcnaner  289,  v.  Philippe- 
vich,  bad.  Sta&tshaush.  S.  134,  i  iii.arch  B.  5,  S.  103411.,  lUöO  Ü.)  Der  Ertrag 
Steigt  nicbt  stetig  ond  schwankt  jahresweise  ftfters  nicht  tinerbeblicb  ^Daten  im  FfA.ai«li. 

a.  a.  0.  s.  m:\ 

Die  Salzstcuer  ist  1833  durch  Herabsetzung  des  Salzpreises  d^  Monopol- 
ffflrwaltvng  (von  4  aof  8  Itr.  fdr  das  Pfund)  crui&äsigt  worden.   Kochsalz  im  Grossen 

wurde'  von  den  Salinen  zu  2^/^  kr.  abgegeben,  wobei  nach  Ein  gehen  lassen  von  Salz» 
niederlagen  au^serhalb  der  Salinen  für  entferntere  Bezug>ürte  sögen.  FrachtvergUtungen 
gewährt  wurden,  um  den  Salzverkauf  im  Kleinen  zu  dem  amtlichen  Preise  zu  ermög- 
lichen. 18G8  trat  dann  die  gemeinsame  ZoUvenins-Salzsteuer  ein  (Regenaner 
S.  306  H  l 

Die  seit  1811  bestehende  Hundesteuer,  die  ant«r  der  sogen.  Polizcigerällen 
stehende  sogen.  ..Hnndstaze*',  deren  Ertrag  mr  Hilfte  der  Gemeiiidecasse  zufällt, 
hatte  frtihcr  verschicdeuo  Steuersätze  für  Hunde  und  Hündinnen,  und  belegte  auch 
beim  Besitzer  je  1  Hund  in  Fällen  s^cwisscr  Sicherheit^-  und  Gewerbszwecke  mit 
massigerem  Satze  (Gesetz  vom  10.  Sept.  1842,  Regenauer  297).  Später  ist  jene 
Tenchiedenheit  der  Sätze  beseitigt  und  die  Steuer  nach  der  Ortsgrö«e  (16  M.  in 
Orten  nber,  8  M.  in  solchen  unter  4000  Kinwulmor^  absrestuft  (Ges.  r.  1867  u.  1876), 
Keuesteä  Gesetz  vom  4.  Mai  1896.  Darnach  ist  auch  Gemeindebescbluss  mit  Staats- 
genehmiguag  zulässig  zar  Einfahrung  eines  Gemetadezuschlags  zum  gesetzlichez  Satz, 
bis  m  dessen  Hilike.  (S.  v.  Mayr,  WOrterb.  d.  Venr.«  Erg.b.  8,  8.  167). 

§.  80.  Von  den  Verkehrs-  und  verwandten  iSteuem 
hat  die  Licgcnschaftsaccise  und  die  Erbschafts-  nnd 
Schenk un^^saccise  bis  in  die  Gegenwart  nur  kleinere  Aende- 
rungen  erfahren  und  ist  im  Ganzen  nach  dem  Gesetz  von  1812 
eiogeriebtet  geblieben. 

Amtliche  Zusammenstellung  der  geltenden  Normen  vom  18.  Mai  1855.  Die 
Liegenschaftsaccisc  im  unveränderten  Satze  von  2*/«  vom  Werth  (Kaufpreis\  wobei 
u.  A.  der  ücbcrgang  von  Immubilica  auch  im  Kauf  und  Taubch  von  Abccudeuteu 
auf  Deäeondenton  und  unter  Ehegatten  frei  war.  Von  der  Erbschaftssteuer  waren 
AbL  II  inlinge  und  Eltern  fdiesc  erst  s.t;it  1837)  frei,  Gatten,  (mit  1*/«  "/o^.  Geschwister 
und  deren  Abkömmlinge  (ror  1850  und  nach  1862  auch  uit  l'/a*  zwischen  diesen 
Jahren  mit  S'/a^),  andere  Erben  (mit  5,  1850—62  mit  10%)  belegt,  nnd  zwar 
vom  Bereichern ngsbctrago  (also  nach  Abzug  von  Lasten  und  Schulden  vom  Werth). 
1^80  wurden  die  Sätze  für  Gesell wister  u.  s.  w.  wi^'der  verdoppelt,  ebenso  diejenigen 
für  andere  Erben.  Die  Scheitkuugsaccise  hatte  für  Schenkungen  unter  Lebenden 
weitere  Verwandtenkreise  frei  gelassen  (ausser  Abkömmiingea  alle  Ahnen,  Gatten, 
Geschwister  und  deren  Ablvömmlinge),  auch  alle  S(  henkiin^^en  von  Fahrniss,  ohne  Aus- 
fertigung eiuer  öifeutUchon  Urkunde  darüber,  sowie  W  erth  betrage  bis  zu  75  fl.  aberhaupt. 
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Stcncr^atze  waren  dio  der  Erbschaftästcncr.  Dem  Ertrag:  nach  ist  die  Liegea* 
«rbaft^accidü  die  wichtigste  geblieben.  (S.  Begenauer  §.290,  dio  Zo&stcllung  rOB 
1855  im  g«B.  Haadbndi  8.  212  ff.«  Ueberdcht  der  kleinen  fraboien  Aeaderongen  in 

den  Motiren  zn  den  neuen  (ie«etzentwürfen  ron  1^[)S  ubor  beide  genannte  Stenern), 
hit  oeue^te  Kefuruibewegoug  aui  diesem  (iebiete  wird  unten  (§.  83)  mit  bchaudolt. 

Die  in  engem  Znsammcnhuisa  nod  gegenseitiger  Ericünzung  ood  zum  Theil 
Enetzong  stebcuJen  Stempel.  Taxen,  Sportein  u.dgl.  m.,  „Gcbtlhroa"  in 
■\>rw  al  tu  n  ps- ,  Polizei-  und  „Herhtspolizci-",  in  bur^r  rl  i  <•  bo  n ,  Kechts- 
c.i  in  Strafsachen  mei&tciiä  auf  üiuud  der  betrcfl'enden  Urtiuuii^  von  1607  er- 
bobcn.  bnben  durch  neue  Geb(ÜiraoorduiiD|feo  18i0,  1856  Yerändeningen  erfaliMB, 
$:iid  ab»^r  .incli  d  imn  h  noch  ve  rwickelt  genug  geblieben  (s.  darüber  bes.  Kegon- 
aaer  293 — 2Vti).  Weitere  Aeuderungen,  z.  Tbc«!  Yereiofachiuigoii  traiea  seitdem 
«b:  M  bei  den  Geaehifien  der  in  Baden  sogen.  „RecbtspoliierV  d.  b.  fttr  einen 
Tboil  der  Geschäfte  der  sogen,  freiwilligen  (nicht  stroitigen)  Gcrichtäbarkcit  durch 
Gesetze  vom  20.  Autr.  18G1.  26.  Jiiid  1!^74.  dann  7.  Mai  189-i,  (darnach  dann  eine 
alle  >iuriDcu  zu^^ainmonfuä^cjtdc  Vcrordu.  rom  2d.  Mai  .  Für  die  Gerichts- 
keefen  galten  sonst  ausser  den  Reichsgcsetzen  die  (jeeetze  vom  22.  Febr.  1879, 
6  Ang.  1882,  minist.  V.  vorn  2.  Jan.  lSi>0  Eine  neueste  Regelung  dos  Gegenstands 
kt  in  BacJifticbt  auf  den  Eintritt  des  Btlrgerl.  Geseusbucbä  und  in  Verbindung  mit 
den  Befonnen  der  Stenern  in  1809  ff.  durch  Oesetz  ?oni  15.  Jüni  1899  betr.  Gerichts* 
und  Notarskosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  erfolgt,  wodurch 
dl?  ?anze  .-ichwieri;re  G^ebiet  eine  formell  und  sachlich  {rute  Ordnuntr  ohne  ubcr- 
tiiebtne  ti^»caliscLc  Tendenz  gefunden  hat.  Die  verschiedenerlei  ubcrwiet^end  gebühruu-, 
aber  zum  Theil  auch  etwas  steuorartigen  Abgaben  in  Verbindung  mit  den  Verwaltunge- 
boLürdea  und  dt-ren  Thätigkeiten  in  Privatsachen  sind  vereinfacht  und  /.ii-ninrntMi- 
gezogen  worden  in  den  Gesetzen  vom  29.  Juli  18(54  und  21.  Juni  1874  betr.  Stempel, 
^wReln,  Tnzen  in  (^TilstnatBTervaltnngs-  und  Polizeisacbea.  Weitere  Fortbildung, 
zum  Theil  mit  Beseitigung  des  Stempels,  in  dem  Gesetz  vom  4.  Juni  1888  über  die 
Gebühren  in  Ycrwaltungfs-  und  vcrwa!tiin<?si<;enelitlichen  Sachen,  welches  durch  ein 
Gesetz  vom  15.  Juni  1894  wieder  Abänderungen  erfahren  hat.  Eine  zusammenfassende 
neue  Redaction  der  oben  genannten  Gesetze,  als  „VcrwaltungsgebUhrengesotz".  nebst 
Vollzugsverordnnng,  vom  30.  Nov.  1*^95.  S.  bes.  die  Artikel  im  Wortcrb.  d  Verwalt. 
von  G.  V.  Mnyr  mit  mancherlei  Angaben  ans  diesem  und  den  anderen  genannten 
Gesetzen  Uber  diese  „Gebfthren**  u.  s.  w.,  so  Art.  Gebabreo  I,  471 .  £rg.b.  '2,  S.  65, 
Erg.  3.  S.  107,  V.  Philippovich,  Badens  Staatsibnuflb.  S.  186,  die  Gesetze  mit  den 
Verordnungen  in  dem  amtlichen  Werk  die  Sportelgesetzgebung  im  Grossli. Baden  (1881) 
«üd  Math  es,  die  bad.  Sportcln  u.  s.  w.  1895. 

§.81.  Dritte  Periode,  von  der  Einführung  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer  (ld84)  bis  sarGegenwart 
(1899),  besonders  die  Einkommenstendr.  Bei  der  Be- 
schränknng  der  indireeten  Verbrauchs-  and  der  Verkehrsbestenerang 
dnreli  das  Beieb  liegen  auch  in  Sttddeiitsehland,  troti  der  eigenen 
Bier-  und  Weinstenem,  die  Hanptanfgaben  einer  Fortbildung  der 
Bestenemng  in  stenerpolitiaeber  wie  steaertechniscber  RttekBiebt 
auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerang.  Baden  hat  nan  hier 
Tor  den  beiden  Königreichen  Baiern  und  Württemberg  nnd  anch 
tor  dem  Reichslandc  durch  seine  Reformen  einen  Vorsprung  ge- 
wonnen, wie  es  nur  wieder  duicli  Ikösen  in  dessen  jüngster  Ret'orni 
von  189U  überholt  worden  ist  (.s.  u.  §.  98).  Es  bat  seine  alte  Er- 
tragsbesteuerung  zwar  bisher  nicht  aufgegeben,  aber  durch  Ein- 
föguüg  der  Einkommensteuer  umgebildet  und  ergänzt  und  ist  auch 
ge^nwärUg  (1899)  wieder  mit  einer  Weiterbildung  der  directen 
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BesteueruDg  in  der  KiebtuDg  der  PersonalbesteueruDg  beschäftigt 
Dabei  ist  Manches  eigenartig  gestaltet  worden  und  auch  in  den 
jetzigen  Plänen  Elgenthttmliches  enthalten»  wodurch  diese  badiscben 
Angelegenheiten  ein  allgemeineres  tbeoretisches  und  pnettsches 
finanzielles  Interesse  bekommen. 

Schon  in  den  1870er  Jahren  war  an  die  Einfllbrnng  der  all- 
gemeinen Einkommenstener  in  das  badische  System  der  direetea 
Stenern  emstlieh  gedacht  und  ein  bezüglicher  Gesetaentwnrf 
1878/74  im  Landtage  von  der  3.  Kammer  angenommen,  schliess- 
lich aber  in  der  1.  Kammer  mit  kleiner  Mehrheit  abgelehnt  worden, 
worauf  mau  sieh  auf  die  oben  dar^eblelileu  Keformeü  der  directen 
Stenern  einstweilen  beecluaiiktc. 

Die  M&ngel  der  Ertraessteuern,  welclie  bei  '"^tfM'rening  der  Steuerlast,  oameDÜicb 
aach  durch  die  aLi  Zuschlag  zu  den  Staat:>steucru  hui2utreteDdea  Ucmeindesteaern  em- 
pfiodHcher  worden,  die  NichtberQdrsichiiguiif^  der  Schulden,  die  UDgleichnfissigkeit  ia 
der  bestehenden  Besteuerung  der  verschiedenen  Bositzarten  und  Berufe  durch  die 
verschiedcnea  Steuern  hatten  zu  Klagen  gefuhrt.  Nach  dem  Plane  von  1873  sollte  die 
allgemeine  Eiiikoinmenbtener  zusätzlich  mit  massigen  S&tzen  neben  die  Ertrags- 
•teuer  treten,  die  Idm  einer  einziicen  allgemeinen  Einkommenaleaer  als  alleinige  directe 
wurde  ausdrUcUich  al);:elehnt.  Nur  Personen  mit  Einkommen  fon  1500  M.  an  und 
darüber  sollten  nach  Giassensätzeo  mit  Degressivfuss  getroffen,  die  DeciarationfpiUcht, 
mit  gewissen  Erleichtern  ngen.  ansgesprochen  werden.  Mit  Hilfe  dos  Ertrage  dachte 
mau  damals  namentlich  die  niissli<  bit;e  hohe  nrundbesit/wechselab;rabc  zu  erniäsMfreii. 
Die  2.  Kamuier  nahm  zwar  den  Entwurf  au,  wollte  aber  zunächst  nur  eine  Ein- 
kommenreranlagung  (Katastrirung)  haben,  die  Erhebung  der  neuen  Steuer  selbst  sollte 
eist  darch  ein  besonderes  Gesetz  verfügt  werden,  bis  die  alten  directen  Steuern  rovidirt 
worden  seien  (Gewerbe-  und  Classen&teuer)  und  neue  Einschätzungen  der  (irund-  und 
(iebäudesteuern  stattgefunden  hätten.  Daun  sollte  erst  die  Frage  erledigt  werden,  ob 
und  wie  andere  directe  Stenern  durch  die  Elnkenmensteoer  ersetft  werden  Sellien. 
yiii  an  diesen  Verrlausulirun^en  scheiterte  das  Gesetz  in  der  1.  KamuiiT,  wo  aber 
auch  principielle  und  practiscbe  Bedenken  auftraten.  (S.  r.  Fhilippor i ch,  bad. 
Staatshauäh.,  SL  112  nnd  bes.  Lewald  a.a.O.,  S.  785  ff.  Motire  za  dem  Entwarf 
f OA  1878  nnd  va  dem  nenen  Entwarf  fon  188S.  diese  auch  im  PiD.arcli.  I«  8.  A.) 

Zehn  Jahre  später,  1883,  wurde  die  8ache  wieder  aufgenommeQ 
nnd  glttclLlioh  zn  Ende  geführt.  Die  mittlerweile  erfolgten  Reformen 
der  Gewerbe-  nnd  Kapitalrentensteuer  (S.  200  ond  253)  hatten 
ohnebin  schon  mehr  in  die  Bahnen  der  Personal-  und  Einkommen- 
stener hin  nnd  von  der  reinen  Ertragshestenernng  fortgeftthrt.  Aber 
das  Bedürfniss  tiefer  greifender  Reformen  letzterer  Bestenernng 
und  mehr  noeb  einer  ErmSssiguDg  der  Steuerlast,  welche  darch 
die  bestehenden  direeten  Stenern  dargestellt  wnrde,  dräogte  doch 
weiter.  Die  eigenen  nnd  fremden  Erfahrungen  mit  den  selbst  noeb 
80  verbesserten  Eilragsstcuern  und  die  lieuidLii,  besonders;  wohl 
die  sächsischen  n»it  der  Einkouimeustcucr  Hessen  die  Ein- 
ftibriuig  einer  solchen  in  das  System  der  directen  bteuern  auch 
noob  mehr  ak  früher  gerathen  erscheinen.   Der  Character  einer 
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Znsat»» teuer  BoUte  swar  «neb  der  nengeplanten  Einkommen- 
ftener  gewahrt  bleiben,  nur  ihr  Ertrag  in  stärkerem  Haaese  tm 
Ermlasigungen  der  anderen  direeten  Stenern  dienen  —  jetzt  nicht 
mehr  der  LiegenscliaftBaecifley  die  in  dieser  Zeit  nieht  mehr  so  bean> 
standet  wnrde  als  frflher  —  und  anch  das  Aufsehen  eiozelner  Theile 
der  letzteren  ganz  in  die  Dcue  Steuer  ermöglicht  werden.  Dadurch 
ward  aber  bereits  das  Ergebniss  erreicht,  dass  die  Einkomuieusteuer 
schfJii  mehr  zur  direeten  Haiiptsteuer  und  wesentlich  zur  einzigen 
direeten  Steuer  des  unlundirten  KiiikoiiiMiens  und  der  betreffenden 
Ilernfe  erhr»ben  nnd  gerade  die  vcrlilcibenden ,  aber  ermllssigten 
Ertragssteuern  zu  Zusatzsteuern  für  das  fundirte  Einkommen 
nnd  die  dasselbe  beziehenden  Classen  und  Berufe  (ländliche  und 
städtische  Grundbesitzer ,  Gewerbetreibende,  Unternehmer,  Kapital- 
isten) herabgedrttekt  wurden.  So  war  man  nicht  nnr  principieU, 
sondern  in  erheblichem  Maasse  aneh  praetisch  weiter  anf  den  Weg 
2nr  Personalbestenernng  hin  nnd  von  der  Ertragsbestenernng  mehr 
weg  getreten.  Durch  Aenderungen  des  Gesetzentwurfs,  welche  im 
Landtage  erfolgten,  ist  diese  Bewegung  noch  yersUU^kt  worden. 
Die  80  herbeigeführte  eigenthOmlicbe  Verbindung  der 
neuen  Personal-  und  Einkommensteuer  mit  den  Er- 
tragssteuern als  formelles  technisches  Mittel  mit  zum  Zweck 
der  Lösung  des  Problems  der  verschiedenen  Belastung  des  un- 
fuudirteD  und  fundirten  Einkommens  verdient  besondere  Beachtung. 

S.  far  diese  Fragen  hcs.  die  eioschlägigen  Scliriftcn  Noumann's.  nameDtlich 
teiiie  Ertragssteoern  ood  poniOaliclieu  Stoaoro ,  1876,  und  p«ri»OQlicho  Steuern  vom 
Eiikomineii  n.  8.ir.,  1896.  Meine  Abb.  directe  Stenern  im  ScbSnbergr'eebon  HftDdb. 

4  A.,  III,  1.  Halbb.,  S  316  iL  —  ücbcr  die  badischc  Keform  und  Eihfalirung  der 
HiDkomincnstoucr  bes.  Lewald,  Fin  arcb.  B.  3,  S.  7l*;^  tf  .  auch  für  di.;  ciiizclneo 
Uaaptpoucto  des  Gesetzes,  v.  Pbilipporich,  bad.  Staaisiiausb.,  iS.  12^>  iL  Seubert 
a.  a.  0.  S.  26,  6.  r.  Mayr,  Art.  Einkommeosteaer  in  Wörtcrb.  d.  Verwalt.  II,  303. 
Di  r  Reiricningsentwarf  dfir  Ijnl  ommf'ni.teacr  im  Fio.arch.  B.  1 ,  S.  308  ff.  mit  dct 
JkgrQodaog  S.  317  ff.,  das  Gesetz  selbst  cb.  B.  3,  S.  815  ff-,  mit  der  Vollz.V.  eb. 
die  ftbgelnderten  Gewerbosteoef-  und  KapitalreDtensteaergi^etze,  S.  149  ,  865.  Diese 
Gesetze  mit  den  Vollz.Veiordo.  anch  in  r.  Plii lipporich's  Badens  diieete  Staoeni 
(1888).  Die  Gesetze  sind:  Gesetz  vom  20  Juni  1W4  betr.  Einführung  einer  all- 
gemeinen Einkouinchsteuer,  mit  Yerordn.  vom  17.  tubr.  1885,  Gesetz  vom  26.  April 
1886  (nach  Fassung  des  Finanzministerioms,  mit  den  Ablndemogen  der  ftlteren  Gesetze 
Toni  20  Au^'.  1870  und  20  Juni  1884\  dio  Gewf'r1ii\stoucr  ("o  hoiSät  sie  jetzt  wieder 
amtlich,  nicltt  mehr  „Erverbstcucr^',  s.  o.  S.  260)  betr.,  mit  Yerordn.  vom  26.  April 
1886,  dazu  nocb  VeroTdn.  Tom  29.  Dec.  1883  aber  die  fogen,  Gewerbsteoertsxe  für 
Haa<>ir-  nnd  Wandergewerbe,  Gesetz  vom  6.  Mär<  1886  (ebenfalls  nach  der  amtlichen 
Fassang  dos  Fin  min.  in  Abänderung  der  Gesetze  rem  29.  Jani  1874/20.  Joni  1884), 
mit  Yerordn.  vom  6  März  1886. 

Die  cberacteristiscbon  Uenptpimcte  der  neuen  Geset^ebang  sind  die  folgenden. 
Subjcctiv  sicaerrifiirlitifr  siiid  ausser  p]iy-is(  lion  Personen  (mit  gewissen  Special- 
bcstimmongen  auf  Gruud  der  ßeicbsgcsetzgcbung  nnd  für  lieichsauslander)  auch 
gewisse  speciell  gcnaDOte  priFatrechtUcbe  jnristiscbe  PersoneD, 
nemlich  Actien-  und  Commenditactiengesellsehaften  (fUr  den  Theil  ihres 
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steaerbarcn  Kinkoinmens,  der  dem  Umfanfr  ihres  Geschäftsbetriebs  in  Baden  entspricht, 
d.  h.  für  die  betroff'enden  als  Zins  und  Dividende  an  die  Aclionäre  rcrthcilten  oder 
gutgei^cliricbcucu,  aowi«  zur  Bildung  vou  Kcserve-  uuU  EriitiUeruiigbfoDÜs,  auch  zur 
Amortitation  der  Scholdon  und  des  Grundkapitals  oder  zur  Yahtmanng  oder  Er- 
wciierunp  des  Gcsclirtfis  verausgabten  T?elrilife).    Doch  gehen  zur,  wenigstens  theil- 
weiäea  Vermeidung  der  Doppelbesteuerung  der  Actionäre,  3  7e  Actienkapitals 
Tom  stoaerbftrea  EiDkoniiBeii  ab:  die  spiter  io  PrettMen  oackgeelimte  BendumoBf 
(S.  40).    Ausserdem  wurden  auch  Consu mrereino  mit  offenem  Laden,  ein- 
getragene Genosscnsrha  f  f  en  mit  b an k  Rli  n  !  i  <  h em  Betriebe,  sogar  auf 
Gegenseitigkeit  gegrUadeU  unter  Verwendung  vou  Agenten  betriebene 
TerBichcrungsgesellschAftcn    wie  die  Actiengcsellscliahra  für  einkoniMB* 
8teueq>flichti^-  erklart,  die  geuantit.-n  Vt'r:>i(  ]iernnesge.-eIlM;{iafton  so.  da^s  als  ihr  steuer- 
bares Kinkommen  5  %       gewerblichen  Betriebskapitals  nebst  etwaigen  Jb^rägnissea 
«OS  Gnindbesltx  «od  Gebindea  gelten  sollte  (Art  5,  nntor  B).  Diese  Amdelinaiif  der 
Steocrpflicbt  auf  nicht-physische  Personen  ist  erst  im  Landtage  in  das  Gesetz  ge- 
kommen nnd  hat  damals,  wie  nenerdinps  so  rit^lfach,  besondere  Debaften  veranhvs;t, 
zuuiai  die  Mitbutiteuerung  der  Coii^umvereinc  und  Genossenschaften  und  volieudä  er^t, 
eine  Singularität,  diejenige  der  Venichenngsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit,  bei 
denen  die  Anwendung  des  Steuerrccilts  aof  Auswärtige  noch  neue  Schwierigkeiten 
bereitete  (s.  darüber  specieli  Emminghftas  Fin.arch.  B.  4,  S.  Sl).   Sp&ter  (Gesett 
fOiD  6.  Mei  189S>  ist  dano  aacli  diese  Aosdehonng  der  Steoerpfliclit  auf  die  Goasom- 
Tercinc,  Genossenschaften  und  Gegenseitigkeitsgesellschafien  wieder  gestrichen  (s.  Fin. 
arch.  B.  9,  S.  484  mit  der  RejricnTnesbcgründung).  Die  Steuerpflicht  beg-ann  allgemeia 
erst  bei  einem  Einkommen  von  Uber  500  M.  jährlich-    Alltrenieiue  Befreiungen  unJ 
ErmäsMigungcn  wegen  Twminderter  Lei^^iuni^bfähiglteit  bei  an  und  für  sich  nach  Höhe 
und  rechtlicher  Na»ur  stcuerfdlichtijzem  Einkommen  gewährte  das  Gesetz  iinrli  in  -Vt. 
Gegenuber  dem  bisherigen  Stcuerrccbt  wurde  die  subjecüve  Steaerpflicht  durch  Aus- 
dennnnf  anf  jederld  ISiiltomnen  in  einzelnen  FlUen  (Dienstboten  n.  s.  w.)  noeli  etvü 
erweitert.    Objectiv  war  sonst  die  Steuerpflicht  des  Einkommens,  bei  dem,  wie  auch 
in  anderen  Gesetzen  nenerding's,  4  Hanptarten  unterschieden  werden,  richtig-  in  der 
tiblichen  Weise  der  steuergesei^lichen  Auffas-^ung  und  Begrenzung  des  steuerpflichtigen 
^Elnkoflimens"  bestimmt,  daher  werden  namentlich  lUe  dnnlvlztbscbaftUchen  ]£fwerlN- 
kostcn  iin  l  im'  Ganren  auch  die  Schulden  (Zinsen  u.  s.  w.)  rom  Ertrage  abgezogen. 
Das  Einkommen  der  zum  Haushalt  der  Steuerpflichtigen  gehörigen  Familieuglieder  (bei 
dem  SOS  eigener  Erwerbsthutigkeit  benUbrenden  dss  bis  500  M.)  wird  mm  Etnkommoi 
des  Stenerpflichtitjen  beliufs  dessen  Veranlagung  hinzugerechnet,  wenn  und  soweit 
ihm  der  (lenoss  daroo  zusteht.    Für  die  St  ■tjerveranlaprnnjr  besteht  alicemein  obliga- 
torische Steuererklärung  nach  amtlichem  i iumular  an  den  auf  dem  (lebicte  der  Ein- 
kommensteuer, nncb  den  froheren  Gesetzen  (rom  17.  M&ra  1854,  16.  März  1880),  föT 
die  Veranlagung  znsiändiic  gewordenen  Schatruno^srafh  (s.  o.  §.  TG)  oder  d« n  Stcoer- 
commissar.    Wor  diehc  Erklärung  gesetzwidrig  unterlägst «  verliert  die  ihm  sonst  za- 
stehenden  Rechtsmittel  gegen  die  denn  rem  Schntzongsnith  allein  erfolgende  Tei^ 
anlngung  und  wird  .iii-^i  rd<  in  mit  derselben  Strafe,  bis  znm  Achtfachen  des  Stener- 
entzugs,  bedroht,  wie  bei  wahrheit>widri{rcn  An^^aben  (Art.  2n.  14  Ii'.,  19'.  Die  Rechts- 
mittel|.  für  den  Steuerpflichtigen,  wie  für  den  Vertreter  des  Fiscus  (bteuercommissar) 
sind  sonst  gegen  Enincheidungcn  des  mit  spcciellcn  Controlbefbgnissen  (Art.  20)  aoi- 
gestatteten  Schatzungsraths  die  Behchwerde  an  die  Stenerdircction  und  gegen  deren 
Entscheidung  für  den  Steuerpflichtigen  auch  noch  die  Klage  beim  VerwaJtuDgsgericbts- 
hof  (Art  21).    EigentbQmlleh,  dem  bisherigen  Formalbmns  der  badischen  Stenen 
entsprechend,  ist  die  Bildung  des  sogen.  Steueranschlags  aus  dem  steuerbaren  Ein- 
kommen. Man  wcdite  einen  de-^ressiven  Sfeuerfuss  haben,  aber  dabei  alle  Einkommen- 
grOsscn  mit  dem  gleichen  Tustc  belegen.    Es  wurden  de^halb  (Art.  i;^)  wachsende 
Quoten  des  steigenden  Einkommens  als  Steneranschlag  ))estimint.  bei  .")00  M.  100  Mm 
bei  GOO  12.".  bei  700  150,  bei  800  17r..  bei  900  200.  bei  1000  2r.O  M  .  bei  dem 
zweiten  lOUO  fur  je  100  M.  Einkommen  50,  bei  dem  dritten  1000  dgl.  75,  bei 
höheren  Betriiren  fiir  100  M.  100.  bei  Summen  ron  10.000—30000  M.  fftt  die  ersten 
10  000  M.  9000,  für  jede  weiteren  vollen  500  M.  500,  bei  Einkommen  von  30.000  M. 
und  dartiber  auch  f^O  000  M.  für  die  ersten  f^O.OOO.  und  filr  je  weitere  rolle  1000  M. 
1000  M.  üo  trat  erat  bei  dieser  Höhe  von  ^iO.OOO  M.  der  volle  Satz  ein.    Ein  rocht 
compüdftes  und  doch  noch  nur  mechaDisches  Verfahren,  welches  das  Sachrerhiltniis 


Digitized  by  C<.jv.' .ic 


Dritte  Periode  1884—1899.  Einkommensteuer. 


275 


der  reellen  Stcuerbelastnng^  auch  unruiiliiü:  vrrsclileitrt  and  Sprünge  nicht  mehr  ver- 
meidet als  ein  entsprechiuid  abtrcsttiftcr  Degressivfuss.  Der  Stcoerfuss  wird  in 
Froceoten  rom  Steueranschlag  im  FinanzKesctz  bestimmt,  damals  and  seitdem  meistens 
^Vs  Vo.  TorQ hergehend.  1899  und  98  nnf  2^lo.  Sonnch  wird  bei  jenen  Sets  von 
2",  i.  B.  «las  kleinste  Eiiikoinineii  mit  im  Maximom  '/a  Vo«  ^on  1000  M.  mit 
0>il'5.  ron  .-.OGO  M.  mit  1.25.  von  5üO(i  M.  mit  1.75,  von  10.000  M.  mit  2.25,  Foa 
2u  ÖÖO  M.  mit  2  375,  Uber  30.000  M.  mit  2.5  7,  belastet. 

Die  Ver&riiJtrutigen  der  flbrigeo  directen  Stenern  beecbränkten  bicli  mf  die 
Erwerb-  und  K apitalre n  t f^n  s teuer.  Ans  erstcrer  werden  diu  Beaintcn.  diu 
liberalen  Bernfe,  Arbeiter  u.  a.  w.,  die  zweite  Abtbeilung  des  (iesetzes  ron  187t> 
(«k  8.  261  >.  einfecli  aosge^cbieden  nnd  in  die  Einkommenstener  reisettt,  so  ans  dem 
lliisi  der  ,.Erwerb^teuer"  wieder  eine  „Gewerbesteuer"  gemacht,  zu  der  aber  nicht 
ciehr  wie  friiher.  die  gewerblichen  Arbeiter,  sondern  nur  noch  die  Unternehmer  ge- 
hörten. Nach  dem  Plan  der  Regierung  hatte  die  Steuer  vom  perj>öulicheii  Verdicüst 
der  Gewerbetreibenden  durch  die  Gewerbesteuer  noch  neben  der  Einkommensteuer 
stehen  Vilfiben  sollen.  Im  Landtage  wurde  dies  aber  abgelehnt,')  so  dass  nur  die 
Gewerbesteuer  Tom  Betriebskapital  reibiieb,  der  Idee  nach  als  eine  zar  Einkommen- 
«tever  der  aelbellindigen  Gewerbetreibenden  hinzutretende  Steuer  aof  die  Kapitalrente 
aus  dorn  fiewcrbehetrieb.  Die  Landwirfhe  schieden  damit  aus  der  Gewerbesteuer  nun- 
mehr gim/lich  aus.  Die  ausser  den  Actiengei^ellschaften  der  Eirikommenstcner  unter- 
worfenen privalrcchtlichen  nicht-physischen  Personen  [die  o.  S.  274  genannten)  wurden 
für  ihren  gesammten  Geecblftslietricb  ab  gewerbliche  Unternehmungen  erkifirt  und 
damit  unter  die  Gewerbesteuer  vom  Betriebskapital  mit  gestellt.  Für  die  Ermittlung 
des  BetriebekapiiaU  besteht  fernerhin  Fassionspflicht.  Es  umfast>t  alle  dem  betreifenden 
Gewerhebetrieb  fewidmetmi  Gei^enstinde,  anaser  den  der  Gmnd-  nrd  Geblndeeteaer 
unterliegenden  und  den  ausserhallb  Lands  heflndlichen  und  dort  besteuerten.  Der 
Steueranschlag  des  Bctricb^kaI)itals  besteht  im  mittleren  Werth  der  nach  mittlerem 
Jahresbestand  angenommenen  Kapitalien,  wobei  Beträge  bis  700  M.  (also  g&ni  kleine 
Geverlie  üborhanpt  immer)  steuerfrei  bleiben.  Bei  .Assccuranzuntcrnehmangen  wird 
ab  steuerpflichtiges  Betriebskapital  die  Summe  der  Bruttoeinnahmen  an  Pr&mien  aus 
Tenicheruugen  im  Inland  nach  dem  jährlichen  mittleren  Stande  angenommen  (doch 
wÜlktIhrliehV  Besondere  Bestimmungen  galten  fittr  Wanderlagerbesit2er(Gew.ge8.  Art.  14) 
und  fttr  Gewerbebetriebe  ohne  gewerbliche  NMederlassunir  im  Lande,  wo  eine  „Gewerbe- 
tatc**  eintritt  eb.  Art.  17,  Verordn.  vom  29.  Dec.  1883).  Dieser  Taxe  unterstehen 
auch  Unternehmer  grösserer  Öffentlicher  Schaustellungen  (Kunstreiter.  Seihänzer  u.  s.  w., 
Henagerieen  und  sonstige,  mit  10  M.,  hciw.  3  M.  fur  jedes  weitere  Mitglied  f dr  je 
SO  nninittelVtar  auf  einander  folgende  Kalendertage  oder  einen  kQizeren  Zeitraom, 
gen,  Verordn,  von  1Ö83,  §.  3). 

Es  sei  an  dieser  Stdle  aocb  noch  erwlhnt,  dass  die  badisehe  Gesetzgebung  auch 
onterihren  Verwaltungsgebühren  Concessionsgebtlhren  fürGast-  und  Schatik- 
wirthschaft  hat,  welche  in  Etwas  den  Gharactcr  einer  Art  Spccialgewerbesteuer 
(Licenzabgabcn)  fUr  diese  Gewerbearten  haben,  wenn  sie  auch  nur  einmalig  erhoben 
weiden.  Diese  neuerdings  erhöhten  Abgaben  bestehen  in  Htufensätzen  nach  Orts- 
f!-i'-sr  n  Tin  }  Tfiit  rnterscheidong  der  Arten  des  Betriebs  (3  Ortsclas«en,  bis  SOOO, 
3— 10.000,  über  10.000  Einwohner),  Uastwirthscbaft  danach  jeUt  löO,  300  ,  500, 
Sehankwitthschaft  100.  200,  800  H.,  Zuschlag  bei  Erlaobniss  ron  Branntweinsehank 
40.  60.  100  M.  Auch  Kleiuliandel  mit  Branntwein,  datm  gewerbsmässige  Veranstaltung 
ron  Sing>pielen,  Schaustellungen  unterliegt  s^olrhen  Gebühren,  ebenso  Jagdpä^!ie  mit 
Jahren-  und  Wochentaxen,  (betr.  Gesetze  vom  29.  Juli  1864.  bczw.  21.  Juni  1874, 
4.  Juni  1884,  15.  Juni  1894). 

An  der  Kapital  ren  tensten  er,  welche  nunmehr  na<'h  nur  al*;  Zu'^atzstnner 
ron  Leihzinsen  n.  s.  w.  zum  Behuf  der  höheren  Besteuerung  des  betrcüenden  fundirten 
Einkommeos  m  Einkommensteeer  Terblieb,  sind  eingreifende  Yerlndernngen  nicht 
vorgenommen  worden.  Steuerfrei  i-^t  Kente  bis  60  M.,  auch  Rrnteti  von  W'ittwen, 
minorennen  Waisen,  £rwerb»unfähigen,  wenn  diese  Personen  wegen  Einkommen  unter 

Gerade  umgekehrt  war  der  Verlauf  der  Sache  in  Worttemberg.  Hier  wollte 
di*>  R  L'if  rung  im  Gesetzentwurf  die  Gewerbetreibenden  .luch  nach  Einführung  der 
Einkommensteuer  mit  der  Gewerbesteuer  bloss  vom  Betriebskapital  belastet,  der  Land- 
tag aber  de  nnier  der  relleii  Gewerbesteeer  bleiben  lassen  (s.  o.  1.  Halbba&d  8. 226). 
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6.  B.  Ueborichtoii  der  BetteDemikg.  Bidaa.  §.  81. 


600  M.  eiukommcDStcncrfrci  siod.  (S.  sonst  ül)(;r  Il»'frcinngen  Art.  5  des  Gesetres, 
juristiscbo  Personeu,  aach  des  öfientlichen  Kccbb,  z.  ii.  üemeiadea,  sind  nicht  aU 
Mieb«  beffoit).   Bei  ZeiireDtc»  v.  dgl.  mit  gleichzeitiger  KapitaUmfiMhitiiif  ist  Mf 

Jetiitürcn  Umstand  Itoi  der  TJcincsj^niifc  des  ümfangs  der  Steiii^rpDiclit  jetzt  erst  Rück- 
sicht genoiQUien  worden.  Das  Kccht  des  Kapitalreotensteucrpflicliti^cu,  gewisse  Pa^ir- 
Zinsen  von  seinen  Actirzinsen  abzuziehen,  ist  geblieben,  damit  hier  eine  Abweichong 
vüii  den  Grandsätzen  bei  den  anderen  Ertragssteaern.   An  dem  Formalismnt  dar 

JRildanp  vor»  ..Stf  uerkapifalon''  ist  fesf^rclialfen,  sie  werden  durch  Vcrvielfachwig  der 
Kenten  ilh  2U,  der  Leibrenten  mit  8.  der  Waisenbencficicn  mit  4  gebildet. 

Die  DurcLfulirunif  der  neuen  Einkommensteuer,  zuerst  für  1880.  hat  sich  leichter 
vollzogen,  als  mehrfaeli  befurchtet  worden,  und  im  Ganzen  befriedii^end  featallet 
Dabei  ist  allerdings  bei  den  Landwirthen  mehr  summarisch  verfahren,  auf  Grand 
einiger  genauerer  Einschätzungen  in  der  Gemeinde  siüd  die  Uobrigen  nur  nach  der 
Yeiflelennng  danilt  vermlaft  wordeo,  was  zalteif  iw.  Dm*  fintnzieU«  Eigelmlfi 
der  Vcranlagunsren  ermöjtltcbte  alsbald,  bei  dem  angenommenen  Sleuerfoss  der  Ein- 
kommensteuer von  */o-  wesentliche  Ermässigung  der  Steuersätze  der  rier 
Eftragssteuern  um  c.  28  7o  äitcnerfuss  der  Kapitalrentenstencr  i^nk  so  ron  Ib 
auf  11,  der  8  anderen  gieichmässig  von  26  auf  18,5  Pf.  für  100  M.  StcuerkapitaL 
Seitdem  ist  das  steuerbare  Einkommen  jährlich  etwas  gostiejren.  was  seit  1892  weitere 
Ermässigungen  der  Füase  dor  Ertragssteuern  von  18^  auf  15,  bei  der  fientenstener 
von  11  ftof  10  Pf.  mid  muberi^ebeud  (1892  and  93)  bei  der  demalf^en  Pioaiulage 
auch  der  Einkommensteuer  (von  2' '.j  auf  2  ^-„"^  selbst  ermöglichte.  Vom  »ganzen  Ertrage 
der  directeu  Staatsstcuorn  kam  so  schon  anfangs  über  '/^  (1887  42.4 ''/q).  in  letzter 
Zeit  über  die  Hälfte  (1896  51.2  7o)  Einkommensteuer  allein,  die  so  immer 
mehr  in  die  Haoptstelle  eiogerftdit  ist 

SpUter  haben  die  Einkommensteuer,  wie  anch  die  Gewerbe- 
und  Kapitalrentensteuer  einige  Veränderungen  erfahren,  von  denen 
1892  die  Ausscheidung  der  biaher  Bteoerpflicbtigen  Oonsomyereine, 
Genossenschaften  nnd  Gegenseitigkeits-Versicherangsgeaellschaften 
ans  der  Stenerpflicbt  bei  der  Einkommenstener  und  1$94  die  Ab- 
ändemng  des  Steneranscblags  nnd  die  Erhdbnng  des  Stenerfassei 
für  grl^ssere  Einkommen  dnreh  Hinzutritt  progressiver  ZnschiSge 
besonders  beacbtenswertb  sind. 

S.  (icsctz  vom  6  Mai  1892  betr.  verschiedene  (auch  noch  weitere  als  die  au* 
gegebenen)  Vcr&nderunKeii  des  Einkommen-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteucrgesotfei 
(auch  in  Fio.arch.  B.  9,  S.  484)  und  Gesetz  vom  26.  Juni  1894  betr.  Abändernng 
des  Eiiikuuirnc'iisteuer-  und  d<  i,  Kapit.1lrcntenMcuerirevpr7.es  (Fiii.arrh.  Bd.  12.  S.  173). 
Hiernach  tritt  der  volle  Steuerfuss  bereits  bei  20.00U  M.  Einkommen,  nicht  mehr, 
wie  bisher  bei  80.000  M.,  ein  und  erfolgen  für  Eioltomaen  Ton  über  25.000  U.  naeb 
Kinkommenätufcn  bis  200  000  M.  ihhI  in.lir  Zuschläge  zu  dem  im  Finau/ps't^  ln'- 
stimmten  Fuss  von  5  steiicend  bis  auf  40  ,  also  z.  B.  bei  Kormalfuss  ron  2.5  "i* 
ist  Einkommeii  toh  25—80000  M.  daroacb  Jetzt  mit  2.625,  von  80—40.000  H.  mit 
2.75  a.  B.  V.,  ?on  tiber  200.000  M.  mit  8.5  belegt.  ])uu  treten  dann  immer  noeb 
die  Ertra^s?iteu«Tn  auf  die  fundirfen  Qnclli?n  di^sor  Kiiikommon.  Im  rn>se(z  ron  1894 
sind  auch  die  Straiandrohungcu  fur  die  Eini^ommen-  und  Kapiialrentcnsteuer  vcrachirft 
worden.  Darob  das  Gesetz  von  1892  worde  der  Geecbftftsbetrieb  der  Erverbs-  qimI 
Wirthschaftsgenoss.  ii^cliafton  nl^  gewerbliche  Uitternehmunjc  geltend  oriclärt  und  damit 
im  Princip  der  ücwerbcstouer  unterworfen.  Doch  wurden  zugleich  lileiuere  Yorschutf- 
und  Creditvcreinc  (bis  zu  50.000  M.  Betriebskapital)  und  gewisse  Uodwirtbscfaaßfiebe 
Ein-  und  Verkaufovercine ,  sowie  Versicherungsgesellschaften  aof  Gegenseitigkeit  von 
der  Gewerbesteuer  fr-'i  pf^sfcllt  und  die  prö->cr«"n .  nicht  steuerfreien  Vor->rhuss-  und 
Creditveroine  nur  mit  der  Hälfte  ihres  Bctricbkapiials  steuerpflichtig.  Kach  demsclbeo 
Gesetz  darfctt  Gemeinden  aucb  die,  Zinsen  von  nicht  nnterpfiodUcb  rersicbertsn 
Sebalden  too  Ibren  Upiialrentensteaerpflicbtigen  Zinsen  »btteben.  Die  fieetlnunnosen 
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<ies  Kupitaircfitoiateuerstisotzes  ron  1886  (Art  10,11)  siod  für  gewisse  Uefenseitigkeiti- 
pesdlMhftfieB  für  L«beoBf diifehemig  «nd  doige  andere  modificirt  ▼orden. 

Darcli  ein  Gesetz  TO»  8.  Mai  1889  ist  «och  die  BesteoeniDg  des  Wand  er- 

Gewerbebetriebs  nea  und  in  dieser  Al^emeioheit  zum  ersten  ^U!-  trcsetzlich 
(vorher  zum  Theil  Dur  im  VerordDongawege)  geregelt  worden.  D&iiach  wird  der 
Betrag  der  j&brlicheo  Steoer  nach  Grenzsät^en  eines  Taiifii  mit  Bdehslolil  auf  Axt, 
rniTtn^  und  muthinaassliche  Eiotr&glicbkeit  des  Gewerbebetriebs  festgesetzt,  so  bei 
üaAdel  mit  Vieh  mit  30 — 000,  sonstigem  Handel  mit  einer  Keiho  benannter  Waareu 
Bit  12—180,  allem  anderen  niit  8 — 86  M.,  irozo  ftlr  jede  Hilfsperson  V3  des  Satze» 
hiuzntritt,  tlbrigenü  Ermässigungen  in  gewissen  Fällen  dotxetea  kOonen.  Auch  Musik- 
aoffübrunpeii.  Schaustellungen,  theatralische  Vor8tcllnn2:en  und  sonstige  Lustbarkeiten 
üitierlicgou  JuUrui»äteuürn  bei  grösserem  Umfanir  (grössere  Kunstreiter*  a.  dgl.  Ueaell- 
schalten  u.  s.  w.)  ron  12 — 120,  sonst  reo  S — 80  veto  ebeoiUb  fttt  jedea  weitere 
M:tt'li.  <i  .'Jcr  Hilfsperson  V'.,  tritt.  Wanderlager  zahlen  nach  3  Orlsclassen  (aber 
20.000  KuiwohJier,  4-20.000  und  soni>tiKe  Orte)  60  .  55  und  80  M.  für  je  7  Tage 
fttad  veoiger  dee  Betriebes  und  far  je  10.000  M.  end  weniger  des  Gcsammtwertbs 
der  ianerbalb  dieser  Zeit  zum  Verkauf  beätimmlen  Waaren.  (S.  die  Vorlage  mit 
Motircn  xom  29.  Deccmber  1897  in  Nr.  87,  Beilage  zum  Protocolle  der  Sitzung  der 
'1.  Käiiimcr  vom  10.  Jan.  1898,  Verhandlungen  dartiber  und  Cowmissionsberichto 
beider  Kaminem  [1.  fem  8.  Hirz  1899,  2.  fem  6.  JoU  1898]  in  den  Landtagspapieren 
1896  und  1899 ) 

Wie  mehrfach  neuerdings  auch  in  aaderen  Ländern  hat  man  aach  in  Baden, 
hier  noch  weiter  als  bisher  nach  llteren  Bestimmungen  (s.  0.  S.  257),  durch  du  Gesetz 
Tom  12.  Mai  1892,  Nachlässe  an  der  Grundsteuer  bei  ausserordentlichen  Dn- 
^lacksfallon  (Ha<;eb^ch]a<r,  Wolkcnbruch,  Cebcrschwemmang,  bei  Kebgel&nden  ausser- 
dem auch  truät)  geblattet,  wenn  mindestens  7«  der  Ernte  zerstört  ist,  um  bei 
Schaden  von  V« — um  bei  grösserem,  bei  Bebgelinden  sogar  um  */io  und 
ToU  (GesyCtz  iiiit  nc-rtiiiduijg  und  Kauinierbericbten  in  Fin.arch.  R.  0.  S.  V.Wi  fl".\  Ein 
gleicbzeitiges  Gescu  (ib.Juni  1892)  hat  für  folist&adig  crneuorto  Ilubanlagen 
5  Jahre  GmB dateiler frelheit  gewährt  (s.  Flnutich.  Bd.  9,  S.  505  £,  ebenfalls 
dia  Qeeeta  mit  Bcgrtlndnng  nnd  Kammerberiehten). 

§.  82.  Die  iicucBten  Bestrebungen  und  Pläne  zur 
lUJorui  der  directeu  Steuern,  besonders  das  V er- 
möge nssteuerproject.  Mit  der  Einfiilnun^  der  Einkommeu- 
stener  ist  ein  ^xrösserer  Rubepunet  in  der  Entwii  klnng  der  directen 
Hefiteoerung  eingetreten.  Die  erwähnte  Weiterhiliiuni^  seit  1884 
war  doch  nur  von  nebensUchliclier  Bedeutung.  In  \  erbindung  mit 
der  früher  besprochenen  Reform  der  Biersteuer  (1896),  den  Maass- 
regeln  im  Gebiete  der  Weinetenern,  dem  Uebergaog  in  die  Reiebs- 
bnumtweinstenergemeiiiDchaft,  mit  dem  Gebtthnii-  und  Verkehrs- 
•teoerweeen  eoteprach  die  erreiebte  SteaerverfafleaDg  in  ihren  Er- 
triligen  etnigemaaMen  den  dnrch  die  Finanzlage  des  Staats  be- 
dmgten  Finanzbedttrfnissen,  nnd  in  Verbindnng  mit  den  besonderen 
später  noch  daranstellenden  Modificationen  genügte  die  direete 
Staatsbestenemng  anch  den  Anforderungen,  nm  als  Grandlage 
fiir  den  AnscbhiBs  der  directen  Commanalstenero  in  Zoschlags- 
forn»  dieiicLi  zu  kümicii.  Auch  die  Vertheilung  der  Steuerlast  auf 
die  verschiedenen  wirthscbaftlichen  Berufs-  und  Besitikreise  der 
Bevölkerung  war  jedenlalls  durch  die  Einfügung  der  allgemeinen 
i^iukuuimeiibieuir  in  ih\si  System  der  directen  Besteaernng  wesentlich 
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verbessert,  die  Last  mehr  auf  die  tragfähigeren  Elemente,  die 
Städte,  die  mehr  städtischeo  Wirthscbafteclassen ,  die  wirtbsebaft- 
lieh  stärkeren  Personeo,  den  grosseren  nnd  steaerkräfUgeren  Besifs 
und  aneh  das  höhere  Einkomoien  darane  (Kapital,  Grossgewerbe) 
geschoben  worden.  Aber  ansreiehend  erwiesen  sich  die  erfolgten 
Reformen  an  sich  nnd  vollends  in  der  Weiterentwicklnng  des 
Wirthscbaftslebens»  welche  gegenwartig  so  rasch  ist  nnd  so  eiheb- 
liche  Verändemngen  in  den  wirthsehaftliohen  Classenlagen  mit 
sich  brinp;t,  doch  nicht. 

Die  gnnze  Construction  der  veibliebencn  Krtragssteuern,  nament- 
lich der  rUinid-  nnd  GcbUude  ,  aber  auch  der  Gewerbesteuer;  die 
Nichtberücksichtigung  der  bcbulden  bei  ihnen,  welche  durch  die 
nnnmebrige  Berttcksichtigong  dieser  Posten  bei  der  Einkommen- 
stener  zwar  in  Etwas,  etwa  zur  Hälfte  des  Betrags  der  ScholdeOi 
aber  damit  doch  nicht  ausreichend  gut  gemacht  wurde,  nnd  womit 
wieder  innerhalb  der  Ertragsbestenemng  der  Absng  gewisser  Hanpt* 
sehnldenarten  bei  der  Kapitalrentenstener  in  Widerspruch  stand; 
die  eigentbümliche  Veranlagnngsmethode  hei  den  beiden  Realsteaem 
nach  den  Kanfwerlhen ;  die  Stabilität  der  betreffenden  Rataster  nnd 
die  Begrttndnng  der  letzteren  anf  weiter  zurückliegende,  im  Gänsen 
daher  jährlich  den  wirklichen  Werthen  weniger  entsprechende  Kauf- 
wertbc,  während  die  Kapitahverthe  der  Gewerbe-  niui  licntensteaer 
priiicipiell  die  laufenden  und  factipch  doch  die  den  wirklichen 
ziemlich  entsprechenden  sind;  die  misslkhe  Ausdehnung  der  Ge- 
bUudcRteucr  mit  auf  die  landwirthschalllicheu  Uilfsgebände;  die 
Thatsacl^p  der  formellen  und  reellen  DoppelboRteuernn^  dpR  Ein- 
kommens aus  Besitz  durch  die  einzelne  betrettende  Ertrag:^-  und 
zugleich  wieder  durch  die  Einkommensteuer,  wodurch  das  Problem 
der  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  zwar  im 
Princip  richtig,  aber  doch  nnr  mechanisch,  im  Grade  willkttbrlich 
nnd  mit  indi?idttell  ganz  ▼erschiedenem  Erfolge  gelM  wurde; 
auch  wohl  das  tiefe  Herabgehen  der  Einkommensteuer  auf  niedriges 
Einkommen,  ebenso  der  Gewerbe-  und  KspitalrenteDSteuer  auf 
niedrige  Rentenbeträge;  das  Fehlen  jeder  Freilassung  kleiner 
Reaütäteneinkänfte,  was  Alles  bei  der  Niobtbeachtung  ron  die 
Leistungs-  und  SteuerfHhigkeit  vermindernden  persönlichen  Um- 
ständen bei  der  Kinkoninicnsteuer  sieh  noch  cmjjlindlicher  fUhlf>Är 
machen  musste;  daneben  die  Hcichsstenem,  die  ci::cnen  Getränke- 
und  Fleis(  bsteuern,  die  Gebühren-  und  Verkehrssteuern,  von  denen 
die  wichtigste,  die  Liegeoschaftssteuer ,  auch  hoch  war;  dazu  die 
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(iirectcn  (rcmciiidcsleuern  nach  ihrer  Vernr!ln£:niigsart  aussckliess- 
lich  in  Zuischlagforra  zu  der  btaatsbteucr  und  uach  Höhe  — :  das 
Alles  und  Anderes  mehr  waren  innere  Momente,  die  auch  in  Baden 
anf  weitere  Stenerreformen  hindrängten. 

Die  Vorgänge  in  anderen  Ländern,  die  Reformen  der  directen 
Stenern  daselbst,  namentlieb  die  prenssiseben,  die  Beseitigung  der 
fiitragsstenem  hier  nnd  in  grossem  Umfang  aneh  in  Sachsen,  die 
Einltlbning  der  Vermögensstener  in  Preossen;  die  eigentbttmliche 
formelle  Ansgestaltnng  der  badiscben  Ertragsstenern  ohnehin  schon 
bisher  SD  nominellen  VermOgensstenem;  die  allgemeinen  StrOmnngen 
der  Wissenscbafl  und  der  Öffentlichen  Meinung  in  der  Richtung 
züi  möglichst  ausschliesslichen  staatlichen  directen  Personalsteuer 
bebufs  besserer  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Besteuerung 
nach  der  Leistunprsnihiirkeit  und  7.n  einer  Scheidung  nach  Steuer- 
arten  zwischen  Staats-  und  Uommunalbesieuerun^,  wie  in  IVeusseu, 
—  auch  dies  Alles  wirkte  nicht  minder  auf  Hcformbeatrebongen  hin. 

Endlich  war,  wie  überall  in  Deutschland,  die,  wenn  aoeh  in 
Baden  bei  seinen  Besits-  und  Betriebsverhälinissen  immer  noch 
leidliebe  Lage  der  Landwirthscfaaft  derart,  nm,  znmal  neben  dem 
Aufschwang  der  Stftdte  und  vieler  Gewerbe,  eine  Fortfäbntng  der 
Befonn  der  directen  Steuern  In  der  Richtung  aof  Personalbesteuemng 
und  namentlich  auf  Erleicbterung  und  eventuell  Umgestaltung  der 
Realsteuem  wtlnschenswertb  erscheinen  zn  lassen.  Alle  diese  ver- 
gchiedeneu  Umstände  haben  die  Reformbeweguug  auf  dem  Gebiete 
der  directen  Besteuerung  unter  der  luiii  itive  einer  intelligenten  und 
sachkundigen  Regierung  und  speciell  Finan/verwaltun^  von  Xeuem  in 
Gang,  bis  jetzt  (Uertist  1  s^)9)  aber  noch  nicht  zum  Absehluss  gebracht. 
Sie  hat  sich  zugleich  auf  andere  Steoern,  wie  die  Biersteuer  in 
der  schon  dargelegten  Weise  (S.  2t)5  ff),  die  Liegeoscbaifsaccise  und 
die  Erhschafts-  und  Scbenkungssteuer  mit  ausgedehnt,  deren  for- 
melle Gestaltung  mit  den  Hc^timmungen  des  deutseben  bürgerliche» 
Gesetzbuchs  ohnehin  in  Einklang  gebracht  werden  musste.  Der 
Plan  zur  weiteren  Reform  der  directen  Steuern  bietet  wegen  seiner 
Eigentbttmliebkeiten,  namentlich  in  Betreff  der  Methode,  unmittelbar 
aus  den  bisherigen  Ertragsstenern  eine  Vermögenssteuer  in  bilden^ 
wegen  der  Verglcichung  der  wirklichen  Ertrags-  (Reinertrags ) 
Steuer  mit  der  Verm()genssteuer  und  wegen  der  Frage  der  Weiter- 
hildiing  der  Grundsteuer,  sowie  der  Methode  dafür  (badisches  Werth- 
k  itastci,  wirkliches  Keinertragskataster)  wieder  allgemeineres  linanz- 
wisse nschaftiiches  Interesse. 

19» 
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8.  von  legiälatiren  MAteriAÜen  besonders  die  tretflicheo  Dcokschrinoa  des  Finani- 
ministen  Bocbenbttrir^r  Uber  die  Beform  der  directen  Stenern  in  Baden  mit 

statistischen  Beilagen,  ISOG.  die  Denkschrift  aach  im  l'in  arch.  B.  13,  S.  408  (ohne 
Beilagen),  zweite  Denlschrift  vom  Der.  18Ö7.  mit  fitatist.  Heiiaifcheft.  jene  im  l-'in.arch. 
B.  15,  S.  410,  dazu  KainmerverLaiidluiigeii  1896 — 99.  bes.  Uorichfc  an  die  Kamuieni. 
Debenicbt  dieser  Verhandlungen  tiber  die  erste  Denkschrift  im  Beilagehcft  zur  sireitee. 
Ferner  fiesctzcntwurf  über  die  Kerision  der  Classeneintht^ihing  des  landwirthschaH» 
liehen  Uel&ndes  vom  November  1897.  Kammerverhandlungen  und  Berichte  d&rttber 
Oeeetx  Tom  8.  Aug.  1898.  8.  daza  avcb  die  antttebe  Schmt,  die  Belaatoof  der  land* 
wirthschaftliclcn  Bevölkerung  durch  die  Einkoromenstcoer  und  die  Verschuldung  der 
Landwirthschaft  in  Badon,  1^06.  auch  (ohne  die  statistischen  Tabellen)  im  Fin  arcb. 
B.  13,  S.  845.  Die  Erledigung  der  Küfuroi  und  bezQgliche  Gesetzentwurfe  bind  für 
1899  oder  1^  zu  erwarten.  Ich  konnte  dies  f^r  meiae  Arbeit  nidit  sbwarlM  und 
iDUt  Darlegungen  darüber  auf  Nachträge  verschieben. 

In  der  ersten  Denkschrift  kommt  die  Begiening  zu  dem  Ergebniss,  dass  der 
Oebergang  von  den  Ertragsstensrn  tnr  VenDSgeoBsteuer^  al«  einer  zweiten  directen 
staatlichen  Hauptstcuer  (die  auch  in  der  Gemeindebesfeuerang  dann,  liier  aber  ohne 
Gestattung  des  Schuldab/.ugs,  an  tSteilo  der  Ertrags^tcuem  zu  treten  hätte),  neben  der 
Einkommensteuer  in  der  von  ihr  geplanten  Weise  als  werthvoller  Fortschriit  anzuerkennen 
und  daher  principiell  richtig  sei.    Einfach  dem  preii  ^   1  n  Vorijan?  zu  folgen,  sei 
indessen  hrl  f  r  Verschiedenheit  d  r  Verhältnisse  nicht  thunlich.    Namentlich  schien 
die  Nothweudigkeit,  mit  der  Vermögenssteuer  eine  viel  grössere  Quote  des 
Stnatabedarfa  an  direeter  Steuer  zo  deden,  naeb  Maassgabo  derErtrige  vm 
1896/07  fast  ilie  Hälfte,  gegen  nur  etwa  ein  Tünftcl  in  Preusscn,  ein  verscliiedenes 
Vorgehen  zu  bedingen.    Als  Vorzüge  der  Vermögenssteuer  vor  den  Ertragssteoem 
wurden  anerkannt  die  Zugrundelegung  des  wirklichen  jeweiligen  Verkehrswerths  des 
Ornnd-,  Hans-.  Gewerbe-,  Kapital-  nnd  Leildtapitalbesitzes,  statt  der  veralteten  Kataster- 
wertho  namentlich  bei  den  beiden  ersten  Steuern;  die  Mßglifhkeit  des  Schuldona^  /n?*. 
die  bei  den  Ertragsstouem ,  b^nders  der  Grund-  und  Gebaudesteoor,  schon  wogcu 
der  Incongnienz  der  Stenerwertbe  und  der  Sebuldbetr&gc  und  wegen  der  Veracbieden- 
hcit  der  Schuldursachen  nicht  durchführbar  ist;  die  leichtere  Veranlagung  und  perio- 
dische, selbst  häutigere,  Erneuerung  der  Vcrniögcnsstcoeranschiägc ;  die  Möglichkeit 
der  einheitlichen  Besteuerung  der  verschiedenen  Steoerquellen ;  die  Zul&ssigkeit  der 
allgemeinen  Kinfuhrung  eines  steuerfreien  Existenzminimums;  die  grössere  Leichtig- 
keit und  L  nbcdenkliclikeit.  den  Steuerfuss  nach  dem  Bedarf  tn  andern  u.  A.  m.  Nach 
der  Idee  der  Begicrung  sollten  nun  die  bisherigen  vier  Ertragssteuern  zu  partiellen 
VermOgenaatenern  umgebildet  werden,  indem  die  beiden  Bealaletiem  nvrnadi 
den  wirklichen  Kaufwcrthen  der  Object«;  (die  Waldungen  allerdings  wie  bisher  auf 
Grund  der  zu  kapitalisirenden  Erträge,  aber  nach  jetzigen  Holzpreitien)  und  dann 
periodisch  amtlich  kaiastrirt.  die  beiden  anderen  Steuern  wie  bisher  auf  Grund  dtf 
Declarationeo  der  Pflichtigen  voranlagt  wurden  ,  doch  so,  dass  bei  der  Kapitalrenten- 
Steuer  nunmehr  dircct  der  Werth  der  Kapitalien  'Curswcrth,   Kennworth  u.  s.  w.) 
doclarirt,  nicht  mehr  aus  der  declariiten  Beute  erst  noch  gesetzlich  bestimmte 
Factoren  flctir  gebildet  woden  aollte.  Yen  der  Summe  der  ^wafgen  vier  Venndgena- 
betr&gc  bei  einem  und  demselben  Censiteu  wären  dann  die  Schuldzinsen  abzuziehen 
und  so  der  reine  Vcrmögensanschlag  zu  bilden,  von  dem  der  gesetzliche  Steocniau 
zu  erheben  wäre.  Dieser  war,  unter  Bcrticksichtigung  der  sonst  geplanten  Einrichtung 
der  Steuer  (Freiheiten),  sodann  des  Bedarfs,  namentlich  des  bisherigen  Ertrags  der 
fortfallenden  4  Eriragsstcocrn,  auf  Grund  von  PioboschlUzunjren  auf  12  Pf.  von  100  M. 
veranschlagt  (gegen  5  in  Preusscn).  Durch  die  cniouenc  katastrirung  der  Grandstucke 
und  Qebftude  nacb  dem  wirUicbeu  Verltebrsveitb  konnte  namentficb  den  erfolgten  and 
weiter  erfolgenden  Wcrthverftnderungcn,  so  den  grossen  Werthsteigerungen  in  vielen 
Stidten,  in  begtinstigteu  Gegenden  des  platten  Landes  gegenüber  den  älteren  Katastcr- 
werthen  Rechnung  getragen,  so  eine  Art  Besteuerung  der  Conjoncturengewinne.  eine 
bessere  Mitbclastuog  der  Bauplätze  und  Luxu.sböden,  erzielt  werden.    Die  bisherige 
princiinelle  Freilassung  des  Iandwirthschnftlicls<-n  Befrii  bskapitals  (in  der  Gewerbe- 
steuer), die  geforderte  der  landwirtltschaftlichen  HiÜügcbäude  (in  der  Gcb&udcstcucr), 
die  weitere  Gewftbrung  dnes  ateuerfreien  Hinimalbetraga  in  biaberiger  Höhe  bei  der 
Gewcrh."-  (700        und  der  Kapiialrentensteuer  mO  M.  T?en{e  oder  1200  M.  Stener- 
kapital)  konnte  nicht  wohl  stattfinden,  man  wollte  höchstens  aus  steuertechnischen 
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Gr;lndcn  bei  beiden  letzteren  Steuern  100  M.  Kepltalwertb  freilassen.  Dagegen  war 
*Q  die  Eitifahrung  einer  allgemeinen  Steaerfreiheit  fux  Vermögen  bis  1000  M.  über- 
haupt, gegen  6000  H.  in  Prenssen,  10.000—20.000  M.  nach  dem  sächsischen  Projccte. 
gedacht.  Eine  Einbeziehung  der  Fahrnibäliabe  (GcbrauchsrermOgcn)  in  die  Ver- 
mögenssteuer war,  wie  in  Preusscn.  nicht  beabsichtigt,  was  mit  den  ubIiclM  n.  m.  E. 
nicht  durcbächiageudeu  steuertechnischen  and  sonstigen  UrUndun  abguichnt  warde. 
SteeerpAicbtig«  sollten  übrigens  noch  bei  der  YennSgenesteiier  die  nich  t  -  p  b  y  siech  en 
Personen,  im  Allgemeinen  im  Umfang  wie  bei  den  bisherigen  Ertragssteocrn  bleiben, 
»bweichend  ron  Preusscn,  wo  nur  die  physischen  Personen  vermOgenssteucrpliichtig 
eind.  ond  euch  von  der  neuen  heflsischen  VcrmOgcnwteaer  fon  1899  (u.  §.  98). 

Nach  den  Probcschätznngen,  die  mit  Sorgfalt  angestellt  worden  waren  ttnd  vohl 
der  Wirklichkeit  annähernd  entsprechende,  daher,  mit  Vorsicht,  einiferinaassen  Ver- 
nllgemeiueruug  gestattende  Resultate  ergeben  hatten,  stellte  sich,  wie  voranszosehent 
eine  sehr  stene  ErhOhang  dee  geschUtten  Yerm^lgeBSwerths  gegen  die  riel  zn  niedrigra 
Steüerkapifalan>chläge  der  Kataster  nach  deren  lange  zurtlckliegcnden  Bewertliungen 
bei  den  Kealitäten  heraus,  fast  um  das  Doppelte  bei  den  Uebäaden  (1895.7  gegon 
962  Mill.  Mark),  aber  auch  um  fast  die  Hälfte  bei  den  landwirthschaftliehen  Gelinden 
(1863.6  gegen  1289.1  Mill.  Mark),  natürlich  aber  wieder  höchst  ?erschieden  nsch 
Orten  und  Gegenden  und  Einzelfällen.  Weniger  erheblich  war  die  Werthsteigerang 
bei  den  Vi  aldongen  (230.2  gegen  206.6  Mill.),  dann,  nach  der  reränderten  Veranlagunge- 
methode  bei  den  Kepiulien  (1488  gegen  1307.8  MUL).  Die  geirerbUchen  Betriebs- 
kapit.nlicn.  die  schon  bisher  laufend  und  nach  Deciarationen  eingeschfitzt  worden  waren, 
wurden  mit  der  alten  Summe  (in  1894  610.8  Mül.  Mark)  reransdÜMt.  im  Ganzen 
aehltzte  nen  6043.2  Mill.  Mark  Vcrmögenswertb  gegen  4380.8  MUL  Ketastenrerth  in 
1894)«  die  abzuziehenden  Schulden  wurden  auf  951.4  Hill,  rennschlagt,  das  gcsainmte 
YermOgenssteuerkapital  so  auf  5091.8  Mill.  Mark  angenommen,  woraus  sich  nach  dem 
tu  deckenden  Bedarf  der  genannte  Steuerfuss  von  12  Pf.  für  100  M.  ergab  ^ohne 
Gewfthrang  des  Scholdebcaga  genQgte  ein  Fuss  ren  10  Pf.),  gegen  den  bestehenden 
Satz  Tou  10  Pf.  bei  der  Kapitalrenten-  und  1.5  Pf.  h<'\  den  drei  anderen  Ertrags- 
steucm.  Auf  die  Einbeziehung  der  kleinen  bisher  steuerfreien  Geweibekapitalien 
(anter  700  M.)  nnd  der  steoerfireien  IsndwirthscbafUichen  Betriebskapitalien  seheint  bei 
diesen  Veranschlagungen  noeh  keine  Racksicht  genommen  zu  sein.  Gegenüber  den 
bisherigen  Sätzen  w.^ro  also  zwar  das  Leihkapital  allein  in  der  Steuer  nominell  erhöht, 
die  anderen  Vermögen  etleichtert  worden.  Aber  bei  der  besonders  starken  bteigerang 
der  virUicheo,  der  Vemdgenssleoer  nnterliegendea  Werthe  der  Grandstacke  und  Ge- 
binde gegen  die  bisherigen  Katasterwerthe  wären  doch  diese  Vermögeusobjecto  an 
sich  durch  die  neue  Steuer  noch  stärker  getrolion  worden,  erleichtert  wesentlich  nur 
die  GeverberermögcD.  Indessen  mosste  sich  das  wieder,  such  im  Ganzen,  sehr  rer- 
sdueben,  und  zwar  zu  Gunsten  des  in  Grandstacken  und  Gebäuden  stockenden  Ver- 
mOgens,  weil  der  ntihmehrigo  Schuldabzug  überwiegend  diesem  zu  (itite  kam.  Je  nach 
den  localen  und  vollends  den  iudinduelleu  Verhältnissen  der  Vüri»i:hicdeuheit  zwischen 
den  neuen  VermOgensstenenretthen  tind  den  Kstssterwerthen  museten  aber  noch  rielo 
weitere  Verschiebungen  der  Steuerlast  eintreten  Auch  dafür  haben  interessante 
Probeschätzungen  mancherlei  Anhaltspuncto  geliefert.  Erhöhungen  der  Steuerlast, 
vie  üreilieh  vonoszusehen ,  wurden  am  meisten  bei  stari[er  Werthsteigerang  nnrer- 
schuldeter  oder  wenig  rcrschuldctcr  Realitäten.  Ermässigungen  bei  geringer  Werth- 
Steigerung  (wo  sich  dann  der  crm:H!<i«jti'  Steuerfoss  geltend  macht)  und  starker  Ver- 
schaldung sich  ergeben.  Im  Ganzen  entsprach  dies  und  damit  die  veränderte  localo 
ond  indiridnelle  Verthdhing  der  Steaeriast,  nach  die  stärkere  Belastang  vertherhöheten 
RualitäteiibeNitzes  gegenüber  dem  (Jcwerbc-  und  Kapifalbesitz ,  welcher  schon  durch 
die  bisherige,  den  laufenden  Werth  der  Betriebskapitalien  und  Leihkapitalien  berück* 
sichtigende  höhere  Steoer  getiotfen  war,  jedoch  nur  der  im  höheren  wirklichen  Werdi 
liegenden  grosseren  Leistungen  ond  Stenerf&higkeit.  Diese  Witkongen  d<  r  Keronu 
konnten  daher  billiger  Weise  nicht  «regen  letzferei  «reitend  ffeinarbt  werden.  Aber 
immerhin  war  die  GewijM>hcit,  datis  grosso  locale,  berutlicho  und  ludiviUucUc  Ver- 
schiebangen  der  Steoerlset  gegen  bisher  eintreten  worden,  ein  Moment,  das  mit  Becht 
zur  Vorsicht  mahnte.  Auch  der,  bcbondors  in  der  erstcTi  Kammer  betonte  Cmstand 
der  fOüig  rerschiedenen  Rentabilität  der  einzelnen  Vermögensarten,  der  niedrigeren 
dee  lindlichen  Grandbesitzes,  der  höheren  des  Gewerbe«  und  der  Gebinde,  wer  ein 
Bedenken,  denn  so  mnsste  bei  dem  wie  in  Preassen  in  Anssicbt  genoamenen  gleichen 
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Steuerfuss  für  alle  Vermn^onsnrton  eine  starke  Mohrbelasfun*!:  der  schlit^sslich  duoL 
für  die  StcuertragoDg  immer  cni5clieidcudeD  Erträge  (KciDcrträge)  bei  dem  niedrig 
TMtürenden  und  eineäinderlMlastung  bei  dem  hOberreiitireDdeii  VennOgea  der  Erfolg  sein. 

Der  ganze  Keformplan  war  mit  ungewöhnlicher  Vorsiebt  und  Sorgfalt  rorberciict 
und  begründet,  was  ihm  eben  den  allsjemcincn  fin an ^ wissenschaftlichen  Werth  giebi, 
der  cü  wohl  rcchtfcrtijit,  den  l'ian  aucli  in  diesem  Werke  Tcrhkltnissmässig  cüiL'ebendcr 
zu  behandeln.  Zur  Kritik  möchte  ich  mich  auf  wenige  Bemerkungeu  bescbränlen. 
Die  volle  (ileichstellun^  der  ;imtlich  erhobenen  Rcalitätenw-Ttbe  mit  den  durch  Fasftionen 
ermittelten  Werthen  der  (icwerbebetriebs-  und  der  Leihkapitalien,  die  Beibchaitong 
der  bloss  «mtlieheii  Verkeliisirectliscliltzung  bei  den  Bealititeii  flberhupt,  anehdie 
einfache  UcrQbernahme  der  bisherigen  Einsch&tzungszahlen  der  Gewerbekapitalion  ond 
die  TCfrelmllssige  ßewertbnn?  der  Leihkapitalien  nach  dem  Curs-  und  Mcnnwerth  er- 
scheint mir  nicht  einwandfrei.  Hei  der  Ausdehnuag  der  Vcrmöffenssteoerpflicht  auf 
die  niclit-physischen  Personen,  speciell  die  ActiengescUschaften,  tauchen  auch  wieder 
die  J{edenken  der  reellen  Doppelbesteuerung  (Gesellschaft  und  ActionRre)  auf.  um  so 
mehr,  als  eine  partielle  VormOgenssteuerfreiheit  bei  diesen  GesoUschaftea  nach  Analogie 
dee  steaerfreien  Bentenabzogs  bei  d«r  EliikoiiimensieDer  (3  "^j^  nicht  beallnde.  Ob 
man  die  Bedenken  durch  die  bisherige  Belastung:  d'  r  nicht-physischen  Personen  roit 
den  Ertragssteuern  für  s-anz  behoben  ansehen  darf,  bleibe  dahingestellt.  Das  erwähnte 
Bedenken,  dass  bei  einem  gleichen  bteuerfuss  daü  im  \'erkchrswcrth  hoch,  in  der 
Keilte  niedrig  Stehende  Vermögen  st&rker  als  das  umgekehrte  Verbältnisse  zdgeado 
übrige  belastet  werde,  ist  ja  ein  principiellcs.  welches  die  Verrnötrensstener  mit  solchem 
Steucrfuss  au  sich  triUt,  also  z.  B.  auch  die  prenssische,  solange  man  am  gleichen 
Steaerfass  festb&lt,  vss  mir  freUicb  nfobt  unbedingt  nSfhig  und  naeb  derTefanlagcnfr 
der  Vermögen  auch  nicht  so  schwer  abzustellen  erscheint.  Ks  darf  nur  nicht  ühar- 
tschen  werden,  dass  das  Bedenken  in  Baden  bei  einem  c  2^1^  mal  t>o  hohen  Stcnerfusi 
als  in  PreussAn  practisch  viel  schwerer  wiegt.  Und  was  die  ländlichen  GmndflUtcke 
nnd  Besitze  anlangt,  so  kommt  noch  weiter  erschwerend  in  Betracht,  dass  diese  Bedeo> 
wertbc  grade  bei  den  badi>(iien  Hesit/-.  Hetriebs-  nnd  \\  irihschaftsverbriltnisscn  viel- 
fach ganz  besondere  hoch  getrieben  werden,  eine  bekannte  Tbatbache  aus  bekannten 
Grtlnden  (,.Landhaiifer*'  der  Uefoen  Lsndwirthe).  So  nrnsste  der  Uebergang  rar  Vef^ 
mögenssteuer  liier  öfters  zu  einer  grösseren  Belastung  fuhren,  die  nur  durch  dis 
Princip  des  Scliuldabzugs ,  aber  freilich  lo^  al  und  vollends  individuell  in  sehr  vct- 
schieden eui  Maasse,  sich  wieder  verminderte.  Practiscb  betrachtet  wird  man  tLbrigeni 
zngeben ,  dass  der  ganze  bisherige  FormaJisnras  der  badiseben  ErtrsfBStcuern,  die  ja. 
nominell  wenigsten«!,  alle  scbon  als  Vermögenssteuern  eing-ericbtct  waren,  den  Befons- 
plan  in  dieser  Ueätaltuug  näher  legte  und  beine  Durchfuhrung  erleichterte. 

Die  Begierang  tmt  übrigens  nlcbt  gleieh  mit  formtilirteD  GesetientvOrfen  as 
den  Landtag,  sondern  wollte  die-em  ausdnicklicb  erst  Gelegenheit  geben,  zudem 
Plane  Stellung  zu  nehmen.  Die  zweite  Kammer  that  dies  auf  Grund  ihres  Budget* 
commissionsberichts  (Ref.  Hug),  sie  hielt  die  Vorzüge  des  Plans  für  überwiegend, 
auch  gegenüber  einigen  Bedenken,  hiess  die  Grnnds&tze  der  Rcforn  gut  und  wansehte 
cincik  (icsetzentwurf  in  diesem  Sinne  r.ii  erhalten ,  ohne  tibrigens  zu  besonderer  Eile 
zu  mahnen,  bei  dem  Icidlicii  befriedigeuden  Zustand  der  directen  Besteuerung,  wo  z.  B. 
die  schon  die  Hftlfte  des  Ertrags  liefernde  Elnlcommenstener  bereits  den  Scbnldabzog 
hatte,  also  fartisi  h  letzterer  im  Ganzen  genommen  bereits  für  etwa  die  Hälfte  der 
Schulden  stattfand.  Die  erste  Kammer  (Bericht  von  Freiherr  v.  Göler)  nahm  dagegen 
eine  reservirtere  Stellung  ein.  Es  wurde  betont,  wie  doch  auch  die  Vermögenssteaet 
Bedenken  gleicb  den  oben  enrihntcn  habe,  namentlich  verglichen  mit  der  wirklicbcn 
"Ertrai^sbestcnerung  woe-on  der  verschiedenen  Rentabilität  der  einzelnen  VermSgens- 
artcn,  auch  weil  das  Princip  des  Scbuldabzugs  in  seiner  allgemeinen  Anwcuduag 
nicht  immer  zo  vttnscbenswerthen  und  richtigen  Polgen  führe  nnd  so  Öfters  zveife}' 
haft  berichtigte  Verschiebt! niicn  der  individuellen  Steuerlasten  mit  sieb  bringe.  I>ic 
f^teuertechnischcn  Vorthciie  der  Vermögenssteuer  wurden  dabei  aber  doch  nicht  ver- 
kannt. Man  lehnte  daher  den  Keformplan  auch  nicht  ab.  sondern  erklärte  die  Flage 
nur  für  noch  nicht  spruchreif,  wünschte  deshalb  vor  der  Entscheidung  noch  die 
weitere  Erwägung  der  Frage  der  Furtbildimg  der  seitherigen  directen  Staatssteuern 
in  wirkliche  Ertragssteacrn ,  eventuell  auch  mittelst  gleich  eingehender  Erhebangoo 
wie  in  Betreff  der  Vermdgensstener  nthere  UnterBnchnngen  darftber,  ^Wi^ho  Wirkungen 
•der  Uebergang  zum  wirklichen  Keinertragsstfucr^ystera  für  den  Staat  Und  fitf  di* 
•einzelnen  Gruppen  von  Steuerpflichtigen  ausüben  wüidc,'^ 
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Dcffigemäss  haben  zuaAdut  MiklM  Erhebimgou  für  typische  läadlicbo  Orte  und 
IwdvihhBdiaft&clie  B^ebe  phibeveise,  weseadicli  ntcli  dea  für  nrastergiltig  an- 
gOMlieoea  wOrttembergischcn  ürandsteucroormeu,  stattgcfanden.  Mit  grosser  Sorgfalt 
Torgenommen,  haben  s>ie  doch  za  dem  Ergebniss  g:efilhrt,  dass  man  bei  den  i  norfnou 
Schwierigkeiten  vollende  unter  den  badiacbcu  Cuitur-  und  Kleinbetrieb-  uiui  i  ar- 
«dÜtimgarerhiltnissen  zu  keinem  irgend  wie  befriedigenden  Resultate  mit 
der  laudliclien  Ii  einertragsbe^fin 'rung  PTclanfTt,  wie  die  2.  Denkschrift 
Aäber  auäluhrt  und  mit  reichem,  inteic^autem  »tatiätischen  Material  belegt.  Man  kaiu 
daher  zu  dem  Schlaw  Ton  allftemdaer  Bedeutung,  wie  nach  den  ErfahmDgen  anderer 
Ländef«  auch  nach  wi>seiischaf(iichen  Ansichten  (vie  ich  sie  selbst  seit  laimc  vcrtretou 
habe.  8.  meine  Abb.  «lirccte  Steuern,  Schönbcrgii  HaiMÜMir)!  J.  A.,  B.  III,  I.  Abth., 
3Öö  Ii.}.  Uass  CS  nicht  räthlich  sei,  „eine  ^  cu kaiastriruug  des  läud- 
liehen  Geländes  auf  ReiDertragsberechuungcn  aafzubanen''.  Die 
Finwi/.lLitung  'glaubte  somit  eine  Sülclic  Ma;i=>sref;iil  ablehnen  zu  sollen  und  «rar  in 
ihrer  AufiaMiuug  von  den  Vorzügen  eines  aus  der  Einkommen-  und  Vermögemtöteucr 
gemiaehten  Stenersyatems  bestftrkt  worden.  Üe  mitilerwdle  erfolgte  amtlitäe  Onter- 
snchnjig  ober  die  Bcla:>tuii;.'  der  landvirthschaftlicheo  Bevölkerung  durch  die  Ein- 
kommensteuer und  über  die  Verschulduu<r  der  Landwirtli-'  )nff  )ntfe  wie  für  die 
Sieuerfragen,  so  auch  und  fast  noch  mehr  i'ur  iill^emciucrc  Agrailiu^cü  zu  wichtigcu 
Beeoltaten  gefi&hrt.  Es  hatte  sieb  namentlich  ergeben,  dass  das  landvirthschaftlicho 
Einkommen,  besonder»  bei  rein  landwirtlischaftlichen  BLtrii-ben,  doch  niedriger  ala 
andere  liategorioen  von  Einkommen  im  Durchschnitt  durch  die  Eiukouunea&tener 
belastet  sei,  besonders  weil  die  zahlreichen  lindlichea  Kleinbetriebe  in  die  nnterateu 
Stufen  der  Steuer,  daher  bei  dem  Degressivfuss  in  die  niedrigsten  Steuersätze  fallen 
und  ihnen  der  Schuldabzug  zu  Gute  kommt.  Dabei  hat  sich  «bric^ens  die  Höhe  der 
Verschuldung  auch  niedriger  ernriesen,  als  fielfach  befürchtet  woiduti  war.  lUO  M. 
Einkommen  waren  durchscbnittlich  mit  0.68  M.  Einkommensteuer  bei  den  rein  land- 
wirilischaftlichen  Betrieben,  mit  O.SO  bei  allen  zasammen,  mit  1  02  bei  den  gewrerb- 
licheo  Cnternehmen,  mit  2iK>  bei  den  juristischen  Personen,  mit  1.16  bei  allen  anderen 
Oensiten,  mit  1.06  fm  DurcbschDitt  aller  Steuerpflichtigen  belastet 

Die  Refcierun^  hielt  <o  an  dem  Plan  der  Einführung  der  Vermögenssteuer  an 
Stelle  der  Erirags>icuern ,  bezw.  an  deren  Umbildung^  in  p.^rtiellc  Vermögenssteuern 
uud  Zusammenfassung  zu  einer  aUgcmeinen  Vermögenssteuer  Ic^t.  £s  wurden  aber 
«iBige  grOsaere  Yerftnderongeu  des  früheren  Plans  in  Aussicht  genommen.  So  sollte 
zunächst,  was  m.in  friiher  nicht  beabsichtigt,  eine  Kevision  (nicht  allgemeine 
Kenan&tellung)  der  Classeoeintheiluug  der  iandvirthschaf Jicheu  Orundstucko  als  Vor- 
arbeit für  die  Steocrreform  erfolgen,  was  dann  ancb  durch  das  Gesetz  vom  8.  An;^. 
1898  in  die  Wege  geleitet  worden  ist,  trotz  principieller  Bedenken  besonders  in  der 
1.  Kammer,  dass  so  der  Entscheidung  für  die  Verniö;?enssteucr  bereits  präjudiciri 
verde.  In  einer  liesokiion  der  1.  Kammer  wurde  daher  aubdrücklich  abgelehnt,  dass 
man  sich  durch  Eingehen  auf  diese  Revision  bereits  für  die  Vermögenssteuer  in 
Zukunft  gebunden  habe.  In  dem  gen.  Gisctz  wurde  die  Revision  nach  Maassgabo 
der  Bestimmungen  des  Grundsteuergesetzes  rom  7.  Mai  ibbb  angeordnet,  bes.  nach 
Art  6  V.  7  desselben,  doch  mit  der  priucipiell  wichtigen,  weil  ftlr  die  Benutzung  der 
Paten  zur  erentuellen  Vermögenssteuer-Veranlagung  erfordeiHchcn  Acnderuog,  dass 
„neben  der  mehr  oder  minder  p;uten  Bodenbeschaffi-nheit  und  neben  der  für  die  Land- 
wirthschafl  uicLr  udcr  minder  günstigen  Lage  (ücaeu  von  1858,  Art.  7,  Ziffer  1)  auch 
anf  andere  Umstände  Rücksicht  in  nehmen  sei,  die  den  laufenden  Werth  der 
Grondstücki-  dauernd  zu  beeinflussen  f^cciirnct  sind  "  (§.  2).  Deshalb  kennen  „Con- 
jancturenwerthsteigeroogen",  welche  noch  landwirtbschaftlich  benutzten  Grundstücken 
wegen  ihrer  beTorstehendeo  Yerwerthnng  ab  Baaplltze  tvi  Tboil  werden,  mit  Becht 
berttcksichtigi  werden. 

Für  die  Veranlagung  der  landwirthsdiaftlichen  Grundstücke  und  Gebäude  soll 
zu  Zwecken  der  Vermögeusöteucr  nicht  mehr  der  Verkehrswerth  nach  Kaufyreisen 
einer  länger  zurückliegenden  Periode,  sondern  nach  freier  Schätzung,  unter  Berück* 
sichtigung  der  Kaufpreise  der  letzten  fünf  Jahre,  ermittelt  werden.  Zwar  an  öftere 
periodische,  doch  nur  an  in  etwas  längeren  Perioden  stattfindende  Erneaorungcn  der 
Kataster  der  lindlichen  Grundstücke  und  Gebinde  wird  dabei  jetzt  gedacht  ,  selbst  iu 
grösseren  Gemeinden  nur  an  etwa  10jährige  Perioden  für  di('  fJebäude,  in  anderen 
lüf  diese  und  bei  den  lAndUcben  Gmndstacken  an  periodische  Mcueinschätzuogen,  die 
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immer  erst  durch  Gesetz  wieder  anzuordnen  wären.  Dann  wurden  a>>er  docli  wieder 
relatir  stabile  Kataster  mit  deren  iuhäreiiteu  Mang^eln  entstehen  und  dadurch  La* 
gleicbiD&ssigkeiteii  der  Vennlaping  dieser  YemiO^oQsobjccte.  fcrgUchen  mit  den  anderen, 
die  nach  Fassion'^n  Afters  aufgenommen  würden.  Die  Walduogen  sollen  noch  nicht 
allgemeio  oea  katastriit,  sondern  nach  den  bisherigen  Daten  feranlagt  werden,  da 
die  SteiiennsclüAge  dafttr  nach  dem  Gesetz  rem  28.  Min  1854  bereits  durch  Geselz 
rom  11.  Dec.  1878  um  57'/«  erhöht  worden  waren  und  sich  durch  die  Unter- 
suchungen von  1895  nur  eine  Wcrhsteigerung  um  %  erereben  hatte.  TJach  den 
neuen  Lutersuchungen ,  welche  einen  starlien  Einilubs  des  Schuidab^ugs  bei  der  Ver- 
mOgenssteoer  auf  die  Verschiebung  der  Steaerlast  gegenüber  den  Ertrag^sstonem  er> 
sreben  hatte,  und  nach  weiteren  Erwägungen  sollte  auch  nicht  mehr  der  volle  Abzui^ 
der  Schuldea  bei  der  Vermögenssteuer- Veranlagung  erfolgen,  sondern  nur  ein  theii- 
F eiser,  wie  etwa  cur  Hälfte.  Das  wird  mit  dem  Hinweis  daraof  begrrttiidet,  dam 
maoche ,  aus  Unwirthschaftlichkeit  u.  s.  w.  herrührende  Schulden  doch  nicht  wohl 
abzugsi^hig  sein  dürften,  aber  man  genauer  die  Ursa'^hen  der  VerschuldunR  nicht 
l'eitslellcü  könne.  Auch  ergab  sich  hO  der  Vortheil,  den  Vermögen^steuerfuhS  niedn»:er 
ansetzen  tu  können,  —  man  hat  an  11.5  und  weniger,  selbst  nnr  10  Pf.  für  1<>0  M. 
Verm'^T'  M  oft  gedacht  —  wobei  dann  die  ^'ersclliel)urlI^' n  ^  r  Steuerlast  gegen  bisher 
wüjiächetiswerther  Weise  geringer  würde.  Wohl  priucipwidrig,  aber  zur  tactiscbea 
Besänftigung  der  laadwirthscbafUichen  Bef&rchtoagea  bei  dem  neuen  Steuentystem 
wird  auch  die  weitere  Ausschliessung  der  landwirthschaftlichen  Betriebskapitale  aoä 
der  VermögensstiMicr  geplant.  Mit  in  Consequenz  dieser  Freilassung,  ebenso  der  An«- 
lu:iäuiig  der  i  ahniiMhabe  von  der  Vermögenssteuer  schieu  die  KrmäMigung  de^  Schulii- 
abzugs  geboten ,  ausserdem  auch  noch  die  ansdrtlckliche  Bestimmong,  dass  Schulden, 
welche  thabächlich  beide  letstgcaaDDte  TeimAgoiBobjecte  aufgenommen  Sind,  Biclit 
abzugsiahig  seien. 

Der  sweiten  Baehenberger'scheii  Denlsclirift  sind  bereits  ^Gnindziige  eines  7er- 

mOgenssteuergesetzcs"  beigefügt  gewesen.  iT.  A.  sollen  ferner  vier  Kataster,  für  Grund- 
stücke ,  Gebäude  —  diese  beiden  Katasd  r  »remarkungsweise  für  alle  hier  liegendf.'a 
Objecto,  ohne  Kücksicht  auf  den  Wohüsit^  des  Eigcnthilmers — ,  für  gewerbliche  Au- 
l.Mge-  und  Betriebskapitalien  nnd  fttr  das  „Kapitalvermögen"  i.  e.  S.  gefuhrt  werden. 
Nur  für  letztere  beiden  Vi'rmngeni>arfen  besteht  persönliche  Fassion>püicht  Uber  Vor- 
handensein und  U  erth.  Die  Angabe  der  abzngsfähigen  Schulden  ^znr  H&liltc}  wird 
den  Steuerpilichtigcn  ttberlassen.  —  Aach  fUr  die  Ereis-,  Gemeinde-,  kirdüicbea 
Steuern  und  Handelskammerbeitrige  sollen  die  nenen  VennDgensstenerwerthe  an  &cUe 
der  früheren  Stenerkapifalicn  treten. 

Die  Augelegeiihcit  ist  bis  jetzt  (Herbst  1899)  nicht  abgeschlossen,  doch  haben 
Landtagsverhandlnngen  darüber  stattgefunden  (s.  bes.  den  Bericht  ron  Gi cssler  >n 
der  zweiten  Kammer,  19.  April  \SW  und  Verhandlungen  darüber  im  April  1899). 
Man  hat  sich  dabei  im  Wciicntlichen  mit  dem  Begierungsplaii  und  dessen  einzeioeo 
Haupipuncten  einverstanden  erkUirt.  Bei  der  in  Anssicht  genommenen  rdatlrea 
Stabilität  auch  der  neuen  Vermögenssteuer- Kataster  für  Grundstücke  und  Gebinde 
während  etwas  längerer  Zeit  S(  hieu  die  (iew?ihrung  des  vollen  Schuldabzugs,  also  aller 
Zuwüchse  der  Schulden,  allerdings  nicht  reiht  thunlich.  Das  Verkehrswerthstcoer- 
prindp  statt  des  Beioertragsprincips  bei  den  Kealitätcn  fand  von  Neoem  atlgemän« 
Billigong,  aneb  weil  nnr  ersteres  don  Schaldabiog  zulasse. 

Es  ist  80  zn  hoffeDy  dass  die  geplante  Refom  in  nicht  fener 
Zeit  zu  Stande  kommt.  £inen  erheblichen  Fortschritt  im  Interesae 

gerechter,    gleichmässigerer,    mehr  der  Leistnngsf^higkeit  ent- 

.s|jiec'lieuder  6teaervertheiluiig  würde  ?>ie  im  Ganzen  doch  dar- 
Htellen.  Hier  sei  eine  allf2:emeine  Hcmcrkiirs:  cilMubt.  Die  grosse 
Umsicht,  mit  der  ao  in  diesen  deutschen  Mittelstaaton,  wie  auch 
in  WUrtteniberir ,  Hessen,  solche  Reformen  vorbereiiet,  eiDgeleitet 
und  darcbgelührt  werden,  zeigt  einmal  gewisse  Vorzöge  dieser 
Staaten -Kategorie,  die  auch  eine  politische  Seite  haben. 
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ChrosBBtaalen  iit  es  schon  wegen  der  grösseren  Verschiedenheit  der 
locftlen  Verhftttaisse  schwer,  anf  solchen  Gebieten  legislativ  so  tu 
aihdteD,  gewissermaassen  feine  „Kleinarheif'  zu  treiben,  wodurch 
man  den  concreton  Verhältnissen  sich  allerdings  mehr  anpasst 
Jenes  Vorgehen  in  den  kleinmn  Staaten  hat  aber  aach  seine  Be- 
denken, man  stösst  sich  leichter  an  KleinigkeiteD,  Ubersiebt,  dass 
auf  diesem  Steuergebiete  das  Beste  oft  der  Feind  des  Guten  ist, 
k'UiHiit  so  nicht  recht  von  der  Stelle  und  —  vom  dentschen  poli- 
tischen iStandpuncte  aus  —  man  dient  wieder  dem  particularistisrhen 
Voniitbeil,  dnss  die  heimischen  VerbHltnisse"  doch  ganz  anders 
als  die  der  anderen  deutsehen  Lande  seien ,  also  auch  etwas 
Anderes,  eine  andere  Steuenrerfassung  verlangten.  So  droht  sich 
statt  einer  Annäbening  eine  noch  grössere  Abweichung  der  einzel- 
staatlichen  Stonerverfassongen  einzabttrgem. 

§.  83.  Nene  Regelung  der  Bestenernng  des  Grnnd- 

tetück  Verkehrs  (Verkehrssteuer)  und  der  Erbse  ha  iLs- 
und  Scbenkungssteoer,  sowie  der  Abgaben  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit.  Mit  diesen  verwandten  Stener- 
arten  (die  erstere  die  bisher  sogen.  Lieg  e  n  sc  haf  ts  acc  is  e) 
haben  sich  die  weiteren  jüngst  eingeleiteten  gesetzgeberischen  Ar- 
beiten in  Baden  beschäftigt. 

Bi:i  der  ersteren  bestand  seit  Ian«re  das  B»  (^i^rfni'?9  oinor  nenen  formHI^a 
Kegclung  der  äcbvierigeD,  rcrvickelten,  durch  wccb&ulndü  {gerichtliche  Entscheidungen 
■och  vcnrirrter  gowotdenen  Materie.  Die  untliche  ZasammeDstellang  der  Nonnea 
aus  1^: ''i  reichte  nach  Eintritt  mancher  weiteren  Veränderungen  seitdem  nicht  mehr 
aus,  weun  &ucb  die  GraodJage  der  Steuer  noch  die  Accisoidnuag  ron  1812  war.  Eia 
GmoIz  nach  einem  Entviirf  ttber  die  Abgaben  (zngleicti  auch  Uber  die  Erbscbafts» 
nad  8chenian>;ssteucr)  war  1890  nicht  zu  Stande  gekommen.  Der  dcmn&chstige  Ein- 
tritt der  Gtlti^k'  if  dos  deutschen  Bürgerlichen  Gosetzbnrhs  g-ab  jetzt  noch  b<»son(ioicn 
Aolass,  die  aiicre  Gesetzgebung  zu  rcndiren.  um  die  schwierige  uud  uiaiicbfacb 
•Mttige  printrecbtliche  Seite  des  Gegenstands  mehr  mit  dem  neuen  Recht  in  Ein« 
llansr  zu  brini^cii  Snrblicb  hatte  dio  Steuer  öfters  besonders  starke  AngrifTe  erfahren, 
als  BesteucroDg  des  eutgcltlichca  Verkehr«  (Kaofs,  Taaschs)  voa  Liegenschaften  (Grund* 
Kttden)  eberlmiipt  und  wegen  ibrer  in  Denteebland  nngewObnlicben  Hobe  (2*/,  ^/^  vom 
Verth,  in  Preussen  nur  1  "/o).  Indessen  hatte  man  sich  doch  daron  uberzeugt,  dass 
diese  altü^cwohnte  hohe  Steuer  überwiegend  von  den  im  Aufjioliwnng  begriffenen  St&dten 
getragen  werde,  hier  duu  Specuiations-  und  Cuujuucturengewinn  richtiger  und  gerechter 
Weise  mit  treffe,  die  Gnindstflcit>  und  Hiiuscrspecalation  ervüoacbter  Maa^n  etwaa 
erschwere,  auch  ihr  Ertra?  nicht  zn  entb  I  t n  aber  schwer  dnrch  eine  andere  Steuer 
zo  ersetzen  sei.  So  waren  die  Stimmen  für  Aufhebung  oder  selbst  far  eine  wesentliche 
EnDiföiguog  flcbwicber  geirofden.  ErOrterongen  damlMn'  beben  atncb  jetzt  nicht  go- 
ft^lilt.  man  wollte  aber  lieber  die  Entscheidung  über  sol<  lu;  sachliche  Aenderungen  his 
ZBr  Keform  der  dircctcn  Stencni  verschieben.  Aurji  der  Anre^nn?-.  die  bctreH'enden 
Oemeioden  mit  einer  Quote,  etwa  der  Hälfte,  an  dcui  Üteuerertrag  unter  Festhaltung 
bisberigen  Satzes  in  betheiligen,  vQfde  nicht  Folge  gegeben,  auch  weil  die  Wirkung 
dieser  Maassregel  zu  unrr!eichniSs«i?  sein  würde,  besonders  gtlnstig  für  die  p:rft?sprcn 
Stidte,  in  denen  die  Uftlfto  des  Ertrags  aufkommt,  nnerheblich  für  kleine  Urte  und 
l|l*tlw  lasd.  Die  Neogestaltiing  der  Stever,  ganz  oder  tbeilireise,  als  einer  Steuer  anf 
wo  foni  Teriiitterer  ozidteD  Gewina  -**  reine  ,,ConjanctnrengewinnBt6Der**  (Fin.  n. 
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236  IT.) —  wurUu  syiopatliiscli  beurthcilt,  auch  vou  Regier ungsseUc,  aber  doch  für 
jeca  nicht  «elt«'  ferfolgt.  So  blieb  4M  bei  den  bi«lierigeD  System  und  der  H6b«  von 

*/o-  l^ocli  wurden  die  i i>crsönlicheu  und  besonders  dio  sachlichen)  Freiheiten 
vou  der  Steuer  ctwai  weiter  aus^cdchut  (u.  A.  für  \^crthc  bis  100  M.,  auch  für 
kleine  ländliche  Stucke  zur  Arroudirung)  und  der  auch  furinal  privatrechtlich  schviengc 
Gegenstand  mualoibart  neu  goregelt  und  so  mit  den  Bestimmungen  des  B.  (i.  B.  in 
l  obereinätimmuDg  gebracht.  Bemerkenäwerth  sind  u.  A.  die  Nuruicn  für  eigenthüm- 
lich  liegende  Käilo  von  Gemeinschaften  (§.  24 — 27;,  ferner  über  den  EiAtriU  der 
Sreucrpäicht,  om  DugehnDgen  zu  ferhdteu  (§.  3).  Ob  alle  Sicherheit  besteht,  den 
öfteren  speculativcn  Beaitzwecbsel  so  zu  tretlcn,  möchte  dabei  immer  noch  cngeiris» 
sein.  Ausser  dem  Erwerb  durch  enigeltiichcs  liecht:>geschäfi  ist  auch  der  im  Zuscblaj; 
bei  Zwangsversteigerung  steuerpflichtig.  Der  amtliche  Käme  der  Steuer  ist  jctu: 
„Besteuerung  des  GrundstUckvorkehrs  (Verkehrssteuer)''.  Das  Gesetz 
bcllj-^t  datirt  vom  6.  Mai  1899,  Gesetzentwurf  mit  Motiv<>n  vom  19.  Apr.  18i>8,  Bencbt 
der  Kaiomercommisüouen  hVäu  1899,  Verhandlaugeu  gleichzeitig. 

Auch  bei  der  Neoregeluug  der  Erbaehnfts-  ond  Schenkungssteuer 
handelte  e^  6ich  nicht  um  erhebliche  und  principiell  folg^enrcicho  Acnderungen  des 
materiellen  Rechts,  sondern  um  die  furmelle  gesetzliche  Ausgcstaltans:  des  Rechts, 
das  noch  immer  auf  venigen  Uau|)tiiüiiueu  der  Accisordnung  von  1812  beruhte,  uud 
um  die  Herbeil'ahruug  dor  Uebereiustimmunp:  der  privairechtlichon  Grundlagen  der 
Steuer  mit  den  Be-timmungen  den  I).  B.  (J.  B.  Mit  in  VuI^q  letzterer  Hücksichtcü 
b\üd  allerdiags  auch  materielle  Acnderungen  des  Rechts,  najsondicb  die  Befreioag 
d«s  erbenden  Ehegatten  ron  der  Erbschnftsstenerpflicht  (bisher  mit  17s  ^/o  belastet) 
in  Consequcnz  der  im  B.  G.  B.  den  Ehefiatten  gegebenen  Stellung  eingetreten,  dann 
auch  einige  sonstige  Acnderungen  des  Tarifs  dieser  Steuer  oifolgt,  dieser  hat  aucli 
mehr  Steuersiufcn  erhalten  (§.  3,  4).  Der  Erbschaftssteuer  werden  so  wieder  nntar- 
worfen  die  Ellern,  die  wie  andere  steuerpflichtige  nächste  Verwandte  nach  der  A.O. 
von  1812  1* '8*^/0  gezahlt  hatten,  1837  aber  befreit  worden  waren.  Si.-  w.'rden  jc(:t 
mit  1  %  belegt,  doch  nach  einem  Amendement  im  Landtage  nur,  wouu  der  Aiilail 
an  den  doseluen  Eltemthdi  10.000  H.  iibentteigt.  Voreltero  haben  2  %  zu  saUes, 
nach  einem  Amendement  im  Landtage  aber  nur  von  Betiägeu  tlber  5000  M..  vi  u 
kleineren  1  ^/^  (bisher  1812  ff.  5,  seit  1880  10  **/„).  Geschwister  und  deren  Abkömmliügo 
bisher,  seit  1880,  mit  3Vj  "/»  belastet,  bis  dahin  mit  l^s,  sollen  nun  4%  trageo, 
doch  wiederum  nach  Landtagsameud erneut  erst  von  3000  M.  an,  für  kleinere  Betri^o 
3  **/o.  Andere  Seitenverwaudte  und  Nicbtverwaudte  zahlten  bisher  10®/o,  vor  18SÖ 
%>  7t  *  j^-'^t  ^i"^  bicr  2  Sätze  oiugetrcteu ,  der  vou  6  %  f Ol  andere  Seitenverwaudte 
des  Erblassers  bis  zum  4.  Grade  ind.,  filr  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge  nad 
für  Stiefeltern  des  ErblaKsers.  dsgl.  für  dessen  Schwiesetlinder  und  ScbwiegerciterD 
<auch  für  Anflille,  die  zu  milden,  gemeinnützigen  und  wohlthätigeu  Zwecken  bestimmt 
bind,  mit  einer  weiteren  Clauscl),  alle  anderen  Anfälle  zahlen  10  Die  imeholiclien, 
Tom  Erblasser  anerkannten  Kinder  wollte  der  Entwurf  mit  G  %  belegen,  nach  Än- 
derung im  Landtage  sind  sie  wie  andere  Abkömmlinge  steuerfrei  geblieben.  Allgemein 
»ind  frei  Anfälle  bis  100  M.  W  ortb ,  bei  Hausstandspersonen  im  Dienstrerhältuiss  Us 
1000  M.  Vor  Allem  ist  demgemSss  die  dfrecte  Descendeotenlinie  frei  geblieben,  die 
<i;iften,  ihr  gleielipcstellt,  es  geworden.  Die  principielle  Frage  der  Ausdehnung  der 
Erbschaftssteuer  uuf  jene  Linie  und  der  Einluhniiig  eines  progressiven  Steuerfasscs 
nach  Hohe  der  Erbschaft, , bez.  Erbportiou  (und  Legat)  ist  in  den  Vorlagen  von  fioasz- 
ministorieller  Seite  ttnd  in  der  Kammer  wohl  berührt  worden,  auch  nicht  unbedingt 
ablehnend,  aber  man  wollte  aui  h  die^c  Frage  jetzt,  wie  die  weitere  Rt  fr.rm  der 
directen  Steuern,  nicht  weiter  verfolgen.  Die  Steuerfreiheit  für  gewisse  Zweckrcr- 
wendongen  der  Offentliehen  KOrper  and  jaristiscben  Personen  des  OSentlidhen  Bechis, 
auch  für  die  Ver>ielierun^>verbande  und  Anstalten  der  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden-, 
Altersversicherung  ist  gewährt.  Die  übrigen  Bestimmungen  sind  wesentlich  formeller 
Alt.  im  Ganzen  in  Anlehnung  an  die  neue  prcussische  Gesetzgebung.  Es  ist  nnr 
Alles  gut  nnd  präcis  geregelt  und  gcfasst  worden.  Von  grondsitzlicher  Bedeatuog  ist 
die  AeudcmDg  (§.  7),  dass  nicht  melir  wie  bisher  die  Staatsangehörigkeit,  sondern 
der  Wohnsitz  des  Erblassers  im  Zcitpuucte  des  Ablebens  dafür  entscheidet,  ob  das 
zum  Kachlass  gehörige  (in-  oder  aosserhalb  Badens  befindliche)  Vermögen  der 
Ijadischen  Erbschaftssteuer  unterliegt,  unter  Vuibelialt  gewisser  Ausnahmen  (1.  Abschn. 
§.  6  —  9  Uber  Verhähniss  der  Exbschaftsbesteacrung  gegenüber  anderen  Staaten). 
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<irnDd>rit^licli  ist  auch  aubilrücklich  derjenige  Werthbetrag  nor  steuerpflichtig,  um  den 
der  Erworbir  durcli  dvn  Anfall  reicher  wird  (§.  11),  daher  gehen  Schulden  und 
Lmsten  vou  der  bteuurpfliclitiKcn  Masse  ab  (§.  10).  —  Die  Schcakunirsb teuer  i^t 
wie  bisiher  mit  der  £rbschaft^steuer  verbunden  geblieben  (§.  46  U.) ,  ihr  unterließt, 
iiarli  den  G'randsfttzen  und  Tarifsätzen  der  Erbsohiiftsstcner.  der  Erwerb  durch 
bchcaitongeu  unter  Lebenden,  daher  gcJtcn  hier  auch  dieselben  Befreiungen.  Ausser* 
den  dnd  aber  aUgemein  Scheokaeffen  ron  beiregUcben  Sachen  ond  ron  Becbteu, 
die  nicht  notariell  beurkundet  sind,  frei  (§  48),  doch  mit  Ausnahme  von  Schenkungen 
▼OD  Kechten  an  (JrundstOcken  und  von  Scheuiiungen .  die  dadurch  hcwirkt  werden, 
dzas  der  Schenker  Lcheuarcrsichcrun^säunimeo,  bteibecasttebeuelicien  und  ähnliche 
■meli  seinem  Tode  zu  leistende  Bezüge  zu  Gunsten  bestininter  dritter  Personen  sich 
versprechen  lö^st  oder  Ober  s  dclie  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  zu  Gunsten 
Dritter  verfugt.  —  Die  Strafandrohungen  for  Uinterziehnng  beider  Steuern  (wohin 
ADCh  die  Dnterlassung  der  vorgeschriebenen  Anmeldonfen  innerlialb  der  gvselilichen 
Frist  gehört)  sind,  neben  Nachzahlung  der  niilit  uder  zu  wenig  entrichteten  Steuer, 
das  Vierfache  der  hinterzopciipn  Steuer,  ulinde^tt'ns  iJ  M..  eventuell  bis  10.000  M.. 
wenn  der  Steucrhctra;?  nicht  cruatteit  werden  kann  (§.  54,  55).  —  Daa  neue  Uebciz 
hat  keine  fiscalischen  Tendenzen  auf  Einnahmosteigerung.  Die  Folgen  der  Aendorungen 
der  Steuei^  \tz  und  Befreiungen,  sowie  der  sonstigen  Be!>timmunjrcn  werden  sich 
finanziell  etwa  ausgleichen.  <^S.  Gesetz  vom  14.  Juni  1899,  Entwurf  mit  guter  Be- 
gründang  Tom  12.  Mai  1896,  Kammerberberichte  im  Mftrz  und  April  1899,  Ver- 
bandlungen  zur  selben  Zeit.) 

In  dem  neuen,  schon  oben  S.  JTl  erwähnten  Gesetz  vom  15.  Juni  1899  betr.  die 
Gerichts-  und  Kotarkosten  in  Angdc^anheiten  der  freiwilligen  Gerichbbarkcit  (im  Au- 
schloss  an  das  nene  Gesetz  vom  17.  Juni  1899,  die  freiwillige  Uerichtsbaileit  und 
das  Not.iriat  betr.,  sogen.  Rechtspolizeigesetz)  sind  u.  A.  Befreiungen  auch  au  Ge- 
nossenschaften und  gewisse  GoseUscbaAen  mit  dem  ausschliesslichen  Zweck,  uu- 
bemittelten  Familien  Wohnongen  zn  beschalTeii,  unter  gewissen  Gaotelen  gewlhrt 
Wurden  (§.  11).  Die  Ab]^^lben  bind  überwiegend  gebuhrenartiger  Natur  und  betreÜ'en 
A  ormundsrhaftssaclien  (uut  Proportiunalab^aben>,  Peri>onenst-indssachen.  Nachlass-  und 
Theilüng!»i>achen  (mit  bei  hCihercn  Betragen  sich  crmäsäigendcm  Tarif),  Handelssachen 
{l>es.  Gebuhren  iBr  die  Eintragungen  in  die  Handelsregüter) ,  Binnenschififahrt,  Ver> 
eine  «nd  Stiftungen  und  beztlgliche  Registerführungen,  gerichtliche  und  notarielle  Ur- 
Jcuudea  (mit  Degressivfuss  der  Abgaben  iu  Stufen  nach  oben  zu)  und  sonstige  Au- 
gelegenhdten.  Bezügliche  Utere  Bestimmungen,  bes.  dss  Gesetz  vom  20.  Aug.  1864 
mit  Seinen  Abinderungcn  (Gesetze  vom  21.  Juni  1874  und  7.  Mai  1894)  betr  die 
iJebühren  für  die  Geschäfte  der  ..Rechtspolizciverwaltung"  (s.  o.  S.  271)  werden  dorcU 
das  neue  Gesetz,  das  an  ihre  btelle  von  Anfang  1900  an  tritt,  ersetzt. 

§.  84.  Rttekblick  auf  die  badische  Staatsbestener- 
nng  im  19.  Jahrhundert.  Anf  diesem  wie  anf  so  manehem 
anderen  Verwaltungsgebiete  liegt  gewiss  ein  tttcbtiges  Stttck  legis- 
lativer  nnd  administratiTer  Arbeit  in  diesem  in  mehr  als  einer  Hin- 
siebt besonders  interessanten  deutschen  Mittelstaate  vor.  Das 
wichtigste  Specialgebiet  der  Besteuciunpr,  dasjcMi^e  der  directen 
Steuern,  ist  eigenthümlich  ausgebaut  wurden,  zuerst  durch  die 
rücksichtslose  bnitication  der  alten  Steuern  der  zahlreichen  ehe- 
maligen verschiedenen  Uebietsiheile  des  neuen  Staats,  ähnlich  wie 
in  den  anderen  Ubeiubundsstaateü,  dann  durch  die  systematische, 
aber  sehr  eigenartige  Ausbildung  der  Ertragssteuern,  hier  vielfach 
Uhnlich  wie  in  Württemberg,  Baiern,  Hessen,  aber  doch  wieder  in 
der  Methode  der  Wertbkataster  originell;  ferner  durch  die  Ein- 
(tthrnog  der  Einkommensteuer  und  deren  Angliederung  an  die  £r^ 
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tragMteaern ,  welche  gleichzeitig  eigenthOmlich  modifieirt  werdeo, 
mit  gotem  Erfolge  in  der  Riohtiiog  der  PersosalbesteoeruDg.  Das 
neueste  fieformproject  der  VermOgenBBtener  (ttbrt  in  dieser  Rtehtnsg 
weiter  zur  Alleinherrscbaft  der  staatliehen  Personalbesteuennig» 
aber  doch  mit  Beibehaltung  der  Gmodlagen  der  Ertragsstenem  nnd 
ebenfalls  nnter  Festbaltnng  der  VeranbguDgsmethode  (Wertb- 
kataater),  daher  wieder  originell.  Gelingt  die  Verwiihllehnog  des 
Projects,  80  hat  Baden  vor  den  übrigen  sUddentschen  Staaten,  mit 
AusDaliine  llcsseiis,  eineu  ceueu  erbeblichcu  \'oii>piuii^  in  der 
Verfassung  der  diiccten  Steuern  erreicht,  neben  dem  bihbtrigen, 
den  es  seit  der  Annabme  der  Kinkommenstener  scboii  besass. 

Die  Ciescbichte  der  Entwicklung;^  der  baiiist  lien  dirccten  Stcueiü 
in  diesem  19.  Jahrhundert  zeigt  aber  aucb  wiederum  in  einem 
besonders  guten  Beispiel,  hierin  sehr  ähnlich  wie  in  Hessen,  wie 
auch  in  einem  Lande,  das  noch  nicht  in  dem  Maasse  Industrie-  und 
Bandelsstaat,  wie  Sachsen  und  Rheinland  (R.  B.  Düsseldorf,  Köhl) 
geworden  und  so  höchst  eigenartige  landwirtbsehaiUiche  Besits-, 
Betriebs-  nnd  Caltnrverhaltnisse  bat,  der  Foiigang  von  der  Ertrags- 
nnd  Objeet-  zn  der  Einkommen-,  Vermögens-  nnd  änbjectbestenenuig 
nnanfhaltsam  ist,  bei  der  immer  grosseren  Differenzirnng  nnd  Is- 
diTidnalisirung  der  Wirtbsehailksyerhältnisse,  der  VerSndemng  der 
Technik  nnd  Oekonomik  der  Prodnetion,  des  Verkehrs  nnd  seiner 
Anstalten,  der  Entwicklung  der  Creditwii  thschaft,  der  Verschuldungs- 
verhältüibbe  u.  s.  w.    Nur  so  kaiiii  weiiigötens  auf  diesem  Special- 
gebiet der  Besteuerung  den  licdUrfnisscu  der  Finanzen,  den  Grund- 
sätzen der  Beweglichkeit,  der  Leistun^^slUbij^keit  und  den  übrigen 
.vttut  rpolitischen  Grundsätzen  durch  die  Steueiiechnik  Rechnung 
getra^an   werden.    Da  dies  Alks  die  badischen  Verhältnisse  in 
einem  lehrreichen  Beispiel  zeigen,  wurde  ihnen  auch  hier  in  diesem 
allgemeinen  finanzwissensebaftlicben  Werke  in  der  etwas  grösseren 
Aosdeli  nung  unserer  Darstellnng  besondere  Anfmerksamkeitgewidmet. 

Auch  die  Ergftnznng  der  direeten  Stenern  dnreh  andere 
einzelstaatiiche,  die  indirecten  Verbrauchs-  nnd  Verkehrs-,  die  Erb- 
schafts- nnd  Schenknngsstener  hat  In  Baden  wieder  in  stene^ 
politisch  wie  stenertechnisch  besonders  beacbtenswerther  Weise 
stattgefunden ,  so  dass  auch  diese  Verhältnisse  der  badischen  Be- 
steuerung ein  allgemeineres  finauzwissenschattliches  Interesse  Uber 
das  kleine  Land  hmauis  bieten. 

Üicäe  Sachlage  rcchtfurtigt  auch  vohl  die  rorausgehcude,  wieder  etwaä  wat^S' 
licher  gewoideod  DanicUony,  trotz  alles  nnsores  Strebens  nach  Bcwhriiikaiif  ^  ^ 
Weaentlicbsto. 
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§.85-  I>as  Material.  Mancherlei  interenftotw,  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte 
des  ncaen  badischen  Staats  zurücligchcndes  finanz-  und  steuerslatistisches  Material 
Uegt  vor.  in  den  Landtagsacten ,  den  Badgets  and  Becbnungeu  und,  theilweiso 
ftnibeltet,  in  den  «ntUeben  stotisUselien  Pnlilientionnn»  ans  neuerer  Zelt  naaeDtlich 
in  dem  überhaupt  recht  reichhalti<r  n  amtlichen  statistischen  Jahrbach  (29.  Jahrg.  fUr 
1897  u.  98,  erschienen  1898),  iu  Zusammenstellungen  des  Finanzministcriams,  so  in 
eioer  .^ommarifchen  Darstellang  der  Aasgaben  und  Einnahmen**  des  ordentlichen  Etats 
in  den  Jahren  1820—95,  des  aasserordentlichen  von  1885-95  *boi  Vorlage  dt» 
Budgets  for  1898  Q.  99,  Aaszug  daraus  in  Fin.arch.  B.  15,  S.  431).  Auch  die  frQhcr 
ftiigefuhrte  und  im  vorausgeheodoo  Abschnitt  benutzte  Litteratur  Uber  die  Finanzen 
Btocns  entbilt  viderld  Baten,  znm  Theil  anch  ddUiUiitere  mehij&hrige,  ans  den 
Bod^ets  und  Bechnangen  znsamineng^cstellte  und  übemrbeitete,  so  r.  Reden 's  Finanz- 
etatistik  B.  1,  Abth.  1,  bes.  aus  den  30er  bis  in  den  Beginn  der  50er  Jahre,  z.  B. 
S.  306  ff.,  Rogen  an er's  treffliches  Work,  In  aUen  Abschnitten,  meist  fOr  1830—60, 
V  Pbilipporich's  Schrift,  bes.  die  übersichtlichen  Tabellen  am  Schluss,  fQr 
1868—89,  auch  Seubert's  kleine  Schrift,  mehrfach  bis  1820  zurück  und  bis  in  die 
80er  Jahre  hinein.  Die  im  Folgenden  euthaltenen  Daten  und  Tabellen  sind  diesen 
fefsdiiedMien  Qnetten  vnd  Schriften  entnommen. 

Die  wieder  mehrfach  eigenthumlichen  Verwaltung:*-  und  Casscneiiirichtanir- ii 
des  badischen  £tats  erschweren  ireilich  dio  Uebenichtiichkeit  und  machen  für 
statistisclie  ZnsammensteUungen  reu  Daten,  welche  die  Gesammtentwicldung  zeigen 
ioQen,  umfangreiche  Umrechnungen  nothwendig«,  die  hier  für  den  Zweck  dieses  Werks 
XU  weit  gefuhrt  hätten  und  nicht  vorgenommen  werden  konnton.  Auch  kann  hier  in 
der  Stenerlchre  eine  zum  Veiständniss  sonst  crfordtirliclio  Darstellung  jener  Ein* 
tidnongen  nicht  gegeben  werden.  Es  sei  nnr  erwähnt,  dass  seit  linger  im  all- 
gemeinen Staatshaushaltctat  nicht  nur  ein  ordentlicher  und  ausser- 
ordentlicher» sondern  neben  diesen  beiden  anch  noch  —  dann  wiederum  in  oineu 
ordentlichen  und  ansserordeninchen  £tat  geschiedene  —  Special  etat  s  der  ans 
dorn  allgemeinen  Budget  ausgeschiedenen  Verwaltnngszweige  gc- 
fuhrt  werden,  mit  besonderen  Einnahmen  und  Austrabcn.  Dahin  prehören  als  ordent- 
liche Etats  die  der  Eisenbahn b  et  ric  b  svcrwaitung,  der  Eisenbahuschaldentilgungscasse, 
der  Bedeoseedampfiidüffrahrt,  der  Badeanstaltenrerwaltnng  und  nnr  in  Einnahme  der 
Reinertrag  der  (Prcnssen .  Hessen  und  Raden  m  •itiscliaftlii  h  >:t?h(lrenden  und  ver- 
walteten) Main-Keckarbahn  (Frankfoxt  a.  M.  —  Heidelberg);  ferner  als  ausserordentliche 
lipecisletats  die  der  Eisenbahn bavrerwaltung  (meist  mit  grossen  Ausgaben,  aber 
auch  mit  einigen,  doch  nur  kleinen  Einnahnienl  und  wieder  der  Badeanstaltenrer« 
waltnng-  (nur  mit  Ausgaben).  Ausser  der  E  is  cu  bah  nsch  uldcn  t  il l'u n  frscasse 
extbtin  noch  eine  besondere  Amortisation äcassc.  Letztere  beiden  Ca^ibcu  stehen 
in  lanfoiden  Beehnnngen  nnter  einander,  jetzt  in  sehr  grossem  Umfang,  wobei  die 
erste  Schuldnerin  der  zweiten  ist.  Diese  Voih.ilfni  sodann  die  Beziehungen  zur 
£l$enbahnbethebsferwaltang  mt^en  im  Einzelnen  zergliedert  werden,  um  ein  richtiges 
BStd  fem  der  Lege  der  Flnanien,  dem  Stande  der  StaatMchnld,  den  BentabiUtSts- 
yerhillalsseii  der  Bahnen  zu  gewinnen.  Es  ist  dafür  auf  die  Landtagspapiere,  die 
Berichte  der  Budgetcommissionen  der  Kammeni ,  die  Rechnnng^nachweis«n;orcn  der 
Aiaortisations-  und  der  Eisenbahnschuldentiigungscasäc  zu  verweisen  (in  diesen  Nach- 
vcisungen,  so  in  denen  für  1896,  statistische  Uebersichten  der  Etsenbahn-Reinertrlge, 
J-r  F.iMiiibahnschnldcn,  Zinsen  dafilr  u.  s.  vr.  von  1>''41  his  zur  fJep:enwnrf ,  ebenso  in 
«itif  „aummar.  Darstellung"''.  Hier  muss  es  au  eiuigen  summarischen  Daten  zur  Oricn- 
<inn^  genfigeu  (s.  u.  §.  86).  Eine  weitere  EigentbQmiidilfeit  iflt  die  getrennte 
Bcchnungsfübrung  fUr  das  Domftnengrundstock -Vermögen  und  dessen  Be- 
zi'^hong  zur  Atnortisationscassc,  wo  wiederum  Actira  des  erstf^fn  als  (unver/.inslichc) 
Gutliaben ,  daher  als  Passiva  bei  dem  zweiten  erscheinen.  L^uucte  von  Bedeutung 
asch  in  staatsrechtlicher  Hinsicht,  aber  für  die  UebersdchtUchkeit  derFinansen  störend, 
(üeber  di«  pcnannten  Einrichtungen  s.  die  Darstellungen  von  Regenauer,  §.  18  ü"., 
23.  32,  33.  142  lt.,  157,  413  11„  v.  PhiiipporicU,  S.  27  C,  Buch  1,  Kap.  4.  u.  5, 
&  54  ff.,  B.  2.  K.  4,  8.  187  ff..  B.  8,  K.  8  n.  4,  &  213  ff.,  Wielandt.  Stsatsiecht, 
§•  82.  Hauptgesetze  Uber  die  Amortisationscasse  rem  81.  Dec  1831,  Uber  die  Eiseiio 
bihoschnldentijgnngscasBe  rem  10.  Sept.  1842.) 
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Id  den  folgenden  TaboUea  vordcD  hier  nicht  diejenigen  Einnahmen  mit  ein> 
bezogen,  velche  seft  1872  qnotenwelfle  nnf  Bades  a«9  dem  Rdefaohan^ahHiit 
rccliriunu'MK.^sig  fallen  varden,  es  Weiden  abo  nnr  die  LandeeeinBahaeai  huw, 
Stenern  beracksichtigt 

§.  80.  Die  E  r  t  r  a  g;s  e  Ii  t  wick  i  u  II  g  der  badi  sehen 
StaatBsteuerD  und  anderen  ordentlichen  Staatsein- 
D ahmen  veranschaulicht  folgende  Tabelle  49. 

Tab.  49.  Badens  ordentliche  Staatseinnahmen  1820—98 (rein in  10.000 M.^ 


Hanptkategorieen. ') 

1820 

1835 

1865 

1872 

1895 

1898 

1.  StenerrervaltiiDg  , 

692 

783 

1224 

1764 

2691 

2712 

2.  Zoll         „     •)  . 

150 

243 

852 

3.  Salinen     „     •)  , 

102 

160 

204 

45 

49 

^8 

4.  Domftoen 

808 

277 

445 

375 

369 

879 

5.  Eisenbahn  „  *) 

191 

393 

630 

c.  1000 

Samme  1 — 5  . 

1252 

um 

2416 

2577 

3739 

4000 

„      1,  4  n.  5  . 

1000 

lÖÜO 

löOO 

2532 

3690 

4092 

Die  Tabelle  49  zeigt  in  der  Bewegung  der  Hauptposten  der 
ordentlichen  Einnahmen  in  grossen  Zügen,  dass  aueh  der  badische 
Staatshaushalt  im  Laufe  des  19.  Jabrhanderta  immer  mebr  Steuer- 
wirthscbaftlieh  fondirt  worden  ist  Der  Retoertrag  der  Sceaerve^ 
waltnng,  d.  b.  der  dtrecten,  indirecten  Stenern,  Justiz-  nod  Pofizei- 
gefUlle,  ist  fast  auf  das  Vierfaebe,  von  100  snf  392,  derjenige  der 
Domänen?erwa]tnng  nur  nm  ein  Viertel,  Ton  100  auf  123,  ge- 
wachsen. Würde  man  die  snf  Baden  reebnongsmässig  fallenden 
Antheile  an  den  Reichssteuern  einrechnen,  so  träte  diese  P>ntwick- 
lüug  noch  schärfer  hervor.  Soweit  sie  eine  steigende  Belastung 
der  Bev<>llvc'i ung  mit  ^:>teuem  bedingt  hat,  was  der  Fall  i8t,  weil 
die  Bevölkerung  von  1820—95  nur  um  ß4  '/^  zncrertnj innen  hat, 
würde  diese  Belastimp:  noch  stärker  ersclii  iiu'n  unter  Zugrunde- 
legung der  Uoheiträge  statt  wie  in  Tab.  49  der  Heinerträge  (s.  u. 
Tab.  50).    Die  Staatsbabnen  haben,  allerdings  mit  starken 


')  1820  nnd  1898  Voransclilag,  die  anderen  Jahre  Rccbnang,  1820  nach  Beiden- 
auer  S.  725,  1898  nach  Stat.  Jahrb.,  die  anderen  Jahre  nach  der  DuchenborgcrscheD 
nunmanschcn  Statistik. 

'  Ris  znm  Eintritt  Badens  in  das  Dentscbe  Beicli  die  EiDnahmen  ans  ZOUea 
oad  Zollrcrein  (Rabenstooer). 

*)  Bis  1865  incl.  die  bOhere  EiDsaliine  wegen  des  Sakregals,  das  fea  1868  a» 
wef6cl. 

Heinertrag  nach  Abzug  auch  drr  Zinsen  und  Vertraltungskostcn  (nicht 
der  TÜKung)  ;der  Eisenbahnschuld,  in  1898  nach  ungefährem  Aiischlaf,  latsr 
Bcr(tcksichii};nng  der  ganzen  Zinsrednclien  von  4  anfBVt  %.  die  aber  diesem  Jalin 
oocll  nicht  rollhtiuidig  7n  (Inio.  kam. 

^}  Diese  Summe  enthalt  nicht  die  ganzen  Staatseinnahmen.  Es  fehlen  die  Heia- 
eHiSfco  der  Einnabnen  der  ailgcmoiaen  Staatsverwaltung,  der  Post  (diese  in  den 
1860er  Jahron.  den  letzten  der  selbständigen  badisclien  Pest,  7--900.000  M.)  nnd 
iileincrcr  andiTor  Verwaltungszireige,  so  der  Monze. 
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Schwankungen  nnd  mit  Aosnabme  einzelner,  anch  noch  neuerer 
Jahre,  ihre  Schaldzineen  gedeckt  und  in  der  Regel,  besonders 
wieder  in  den  letzten  Jahren,  seit  1894,  erhebliche  Ueberschflsse 
darüber  hinaus  zur  Schnldentignng,  bezw.  tn  nenen  Eisenbahn* 
bauten  gegeben,  hier  also  eine  SchuMaufnabme  erspart  Wflrde 
Ton  dieser  Verwendung  abgesehen,  so  würde  der  badische  Staats* 
haushält  aus  den  Staatsbahnen  beträchtliche,  jetzt  wohl  dem  dritten 
Tbci!  des  Reinertrags  der  Landesstenern  gleichkommende  Ueber- 
gehlisse  be/ieheü  können.  Die  Lage  ist  in  dieser  Hinsicht,  solange 
die  Eisenbahnrcutc  in  neuerer  Hübe  bleibt  oder  noch  steigt,  wesent- 
lich günstiger  als  in  Baiern  und  vollends  nls  in  Württemberg. 
Diese  Rente  kann  so,  zumal  bei  weiterer  Schuldtilgune:  und  vor- 
sichtiger finanzieller  fernerer  Eisenbahnbaupolitik,  wie  in  Preusscn» 
ein  die  Steuerlast  erleichternder  Einnahmeposten  werden. 

Dies,  weil  die  allgemeine  Staatsschnltl  getilgt  ist  (-*eit  1874)  und  die  nrsprüng- 
liche  Eisenbahnschold,  demnach  die  aiifäuKÜchcii  AnlagcliLuiitOQ  der  Staabbahnen,  sieb 
duch  TUgmg  stark  vermindert  haben.   Die  Rentabilität  der  Eisenbahnen ,  auch  auf 
Jas  arsprttnglicbo  Schuldkapital,  bczw.  dio  Anlaijokosfen  bezogen,  ist  im  Durchsi-hnitt. 
besonders  oeaerdings  wieder,  höher  als  der  redle  Zinsfass  der  Schuld  ood  noch 
rtinstiger,  wenn  sie  auf  den  jetzigen  Sclivldbetraf  berechnet  wird.   Eine  den  i^anzen 
Zcitraom  von  1841 — 96  omfasscndo  amtliche  Bercchnang  (Rechn.nachvreis.  d.  betr. 
Casse  f.  18y<>.  S.  183^1  crgiebt  einen  Gesamratreinertraif  des  „Ei^enbahngefälles"  in. 
dieser  langen  Püriodo  von  490.56  Mill.  Mark,  einen  Redarf  der  EiscnbabDSchalden« 
tilgangscas-e  für  Zinsen  und  Verwaltungskosten  von  419  58«  einen  Oebofsehoas  dem- 
nafh  7on  7103  Mill.  Mark.  In  16  Jahren  (daron  die  4  ersten,  einige  spätere,  neuer- 
dings noch,  mit  Beträgen  Uber  1  Mill.  Mark,  die  Jahre  1874,  1878.  1880,  1883,  mit 
gani  kleinen  die  Jahre  1885  und  1891)  dcciten  die  Bahnreinertrtge  die  Zinsen  a.8.ir. 
nicht,   in   40  Jahren  kamen  dagegen  DeberschUsso   Uber  die  Ziii>cn  hinaus  ?or^ 
18P?— W  waren  diese  Ofi7,  4  9.^,  4r>7,  ß.no,  8  ^7,  in  1897  9.44  Mill.  Mark.  Die 
ar^>pruugliche  Kisenbahnscbold  aus  Aulchuii  war  bi:i  1896  448.06  Mill.  Mark,  woron 
damab  noch  81207  Hill.  Hark  lestirten.   Hit  Einrechniing  einiger  anderer  Posten, 
Rßck'-taridc  u.  dgl.  und  besonders  einer  Contocorrenfsrhoid  Ton  38-39  Mill.  Mark 
an  die  Amortisatiooscasüe  war  dio  Eisenbahn^chuld  im  Ganzen  £.  1896  352.89,  £. 
1897  848.00  Mill.  Marlr  und  nette,  nach  Absag  der  Actira  der  Eisenbabnscholden- 
tilgnngscasse  bezw.  335  17  und  329.03  Mill.  Mark.  Das  Anlacckapiial  der  badischen 
Staatsbahnen  war  im  Jahresdurchschnitt  1896  479.06.  1897  485.99,  d.^r  Main-Neckar- 
bthn  9.10  und  9.12.  der  Bodcnseedampfschillfahrt  1.741  und  1.745  Miil.  Mark,  der 
Betrajf  der  bisher  verwendeten  Baukosten  bei  diesen  3  Unternehmungen  1896  und  189T 
bezw.  492.76  und  500  85  —  8  .Vi  himI  8  .V2       1.670  und  1681  Mill.  Mark.  Unter 
ZiQgrundtileguDg  dieser  drei  Tcrscbicdencn  Beträge  ergab  »ich  in  1896  und  97  eine 
BfcBtabilitIt  Ton  6.55  und  7.8  */»  fbr  das  restirende  Scholdkapital  for  alte  3  genannten 
Unternehmungen  im  Durchschnitt,  vjn  4.38  und  4  72  für  das  Anlagekapital,  von  4.25 
Und  4.5S       fiir  dn«  Bankostcn kapital  der  Staatsbahn on  allein,  von  11. 'JI  und  11,71 
für  dai  Aiilauckapiial  der  Maijt-Neckarbahn  und  vun  11, US  und  12.50  "/<,  für  deren 
ßankostensumme,  während  dio  Bodensccdampfschififahrt  1896  mit  einem  Deficit  ron 
2R.43C).  1897  mit  einem  rrb-rvrhtiss  ron  26.597  (1  .:.2      vom  Anlaue-.  L-Vl^'o  von» 
Baakosteukapital)  abscblo^s.  (Die  badische  Siaatsbahnverwallung  rcrwaltet  auch  kleine 
Pritatbahnstrecken  ren  wohlfeilen  Bankosten,  durch  Hitotnrcchnnng  oder  Abracbnnng' 
(icr  Ergebnisse  dieser  Bahnen  modißcirt  sich  die  Rentabilität  des  ganzen  Net/es  even- 
«nell  um  eine  Kleinigkeit.)    In  der  finanziellen  Verwaltung  werden  die  3  genannten 
Cnicmchmongen  fUr  die  Krtraire.  die  Schuld-  und  Tilgunffsverhältniss«  als  eine  Einheit 
betrachtet.    Der  EisenbahQsehQldentilgnng^casso  flies  en  ausser  dem  Reinertrag  dic^ 
..EiNsbahii-QeflUle»''  auch  dio  Post-  nod  Telegiaphen-Beinertrige,  seit  1888  in  Fem 
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eines  Jahrespaoscbalei  Ton  V«  ^iU«  Mark  aas  dem  badischea  Antheil  an  der  BeiclMK 
post  SQ.    Dazu  timl  «dt  ItsSO  ein  fester  JahrasniBchQ«!  aas  der  Staafcawe  (bis 

1887  1.75,  1888-1)1  2.75,  1892  d.  93  3.75.  1894  u.  95  2.75,  seitdem  2  Mill.  MaiiX 
Die  Summe  aller  dieser  Einnahmen  —  z.  R.  1897  26.871.4-40  M.,  wovon  26.53B.100  M. 
aus  „Dotation:iIieferungcu"  (iiemlich  dorn  StaatbbahDreiuertrag  von  22.939.312.  dem  der 
BodeoseedampfüchifiTahrt  von  26.597.  dein  der  Main-Neckarbalin  von  1.067..531,  Post- 
aiitheil  .''.OO.OOO,  Zascboss  aus  dem  Staatsbaushalt  2  Mill.,  ferner  M.  Actir- 

zinsen  und  sonstige  Eionabmen,  7965  M.  Agio  bei  Verkauf  ron  ObUKationeti  — 
dient  dann  —  nach  Beslroitanif  der  Venraltongsleeten  (in  1897  188.751  H.).  der 
Zinsen  (14.018.305  M.)  der  Eiscnbabiischuld,  nach  Deckung  kleiner  sonstiger  Ausgxhca 
(hio  Cursverlnsie  bei  Anleihen  u.  dgl.  7831  M,)  —  theils  zun»  Bauaufwand  {G.ol8.2*>"i), 
der  also  insoweit  ohne  neue  Schuldveimelirung  gedeckt  wird,  theils  zur  Scbaldfer- 
mindorung  (6.143.632  M.).  Doch  eine  rorsicbtige  Eisen bahnfinanzpolitik,  bei  der  svar 
zunächst  keine  Steuer  r  tlaitung  eintritt  (uinL'<  kehrt  indirect  durch  den  Zuschnss  aus  der 
Staatscasse  zur  Eisen  babuacbuldentilgUDgscaääü  das  Gegeatheil),  aber  fflr  die  Zukanftge« 
eorgt,  die  Vennehnuif  der  Eiaenbaheschold  fehemmt,  deren  Termindenintf  gefördert 
und  so  die  Möglichkeit  einer  späteren  Entlastung  des  Eiuenbahnetats  und  crentuell  der 
Bestcuerunir  hei  Milverwendong  ron  Eisenbahnuberschüssen  zur  Deckunfr  anderer  Staatä- 
ausgabcu  vorbereitet  wird.  Man  siebt  aber  auch  hier  wieder,  in  welciicui  Maai>iie 
dies  „Staatsbabnsystem"  die  Finanzen  beherrscht,  vaa  in  einem  aolchon  kleineu  Staate, 
wie  Baden  (und  ähnlich  den  anderen,  wenn  atich  etwas  grösseren  deutschen  Mittel- 
Staaten)  imtoerhin  zu  denken  giebt  Iniiorhalb  eines  solchen  Mittelstaatä-Bahnsystems 
knnn  sich  nach  in  den  finaniidlen  Ergebniesen  nicht  so  riel  aui^gicichen,  wie  in  dnen 
gxoBMtnntlidien,  etvn  in  einer  BeichBeiBenfaehn''Genieinscltnft 

§.87.  Die  Staatssteucrerträge  insbesondere.  Die 
folgende  Tabelle  50  stolli  die  Entwicklung  von  Erträgen  der  Haupt- 
groppen  der  badiacben  ötaaUsteuern  dar. 

Tftb.  50.   Ertrag  der  Haoptgruppen  der  badischen  Staatssteuern  1885 
bis  1898  (roh  in  1000  M.).    (Landesstoucrn,  ohne  Keichsstenern  )') 


Absolute  Zahlen. 

1835 

1865 

1872 

1895 

1898 

1.  Dirccte  Stooem*) .   .  . 

4141 

6269 

8809 

12702 

14100 

2.  Indirorte     „     ')  .    '  . 

2870 

■ir,.-r, 

7209 

12152 

12367 

8,  Justiz«  u.  Polizeiprefälle  . 

1601 

2672 

4243 

4703 

Suujuie  1  -3 

8612 

18248 

18690 

29097 

31170 

Progression. 

1.  Direrte  Stenern    .    .  . 

1000 

1411 

1984 

3067 

3398 

2.  Indirecto  »  ... 

1000 

1622 

2501 

4234 

4309 

8.  Jnstiz-  lt.  PoHiceigefilte  . 

1000 

1451 

1669 

2650 

2988 

Summe 

1000 

1588 

2170 

8879 

8618 

Auf  den  Kopf  Pfenni;»- 

1,  Dirccto  Steuern    .    .  . 

333 

439 

598 

737 

798 

2.  Indirecto    „  ... 

231 

325 

489 

704 

700 

8.  Jostis-  n.  Poiizeigefälle  . 

129 

162 

181 

246 

266 

Summe 

693 

926 

1268 

1687 

1764 

Wegen  des  Ausschlusses  der  Rcichssteuern  (auch  vor  1872)  giebt  die  Tabelle 
allerdings  kein  ganz  correctes  Bild,  die  Zahlen  fur  die  indirecteu  Steuern  würden  deb 
doich  Einrechnung  der  Antheile  au  den  iiidirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehis- 
stenem  des  Keicbs,  auch  anter  Einrecbnong  der  betreflendeu  ehemaligen  Landessteoeni 

1835—95  na<  Ii  Kechnung,  aus  der  amtlichen  sunimarischea  Darstellung,  1898 
Etat    Die  Steuern  auf  die  Objectc  der  späteren  Reiclissteuern  (Salz.  Tabak,  Zncker)  . 
und  diu  Zölle  auch  vnr  1^92  aus<rc•cIllos^<  n ,  nicht  aber  bis  incL  1872  die  (wenig 
ergiebige)  ehemalige  badische  Branntweinsteuer. 

*)  Die  directen  Havplateaem  nebst  den  lleineno  (Beförsterangs-'  n.  s.  w.). 

')  Die  Bier-,  Wein-,  Fleisch-,  bis  1872  incl.  die  Branntweinsteuer,  femer  die 
„Verkehn«ieaern'\  d.  h.  die  Liegenschaftsaccise  u.  d.  £rbtichaft»-  o«  Sdienkongssteaer. 
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für  die  frühere  Zeit  (Salzregal,  Zuckerstener,  Zölle,  gewisse  Stempei&bgaben)  vesent- 
Keh  erhöhen  and  aacb,  bei  der  stariceii  ZnoMine  d«r  Eltrtf»  der  Reicliastaoeni  seit 
df^n  IPTOrT  Jahrt'n.  eino  stärkere  Progression  als  die  in  der  'I'nh.  50  enthaltenen 
blossen  Laodesstcuero  zeigeo.  Dana  ist  bei  der  Prttfong  der  Lrgebnisso  der  Tabelle 
wm  d«akeD,  dtber  aaeli  Ml  den  blgendeB  Bemeritongen. 

Es  ergiebt  sieb,  wie  anch  in  diesem  Staatsbaashalt  eine  starke 
Vermebrnng  der  Steoererträger,  absolut  and  reladr^  auf  den  Kopf 
der  BeTOlkerang»  eingetreten  ist  Die  Entwicklung  der  drei  Hanpt- 
^Dppen  ist  niebt  gleiebmässig»  aber  doch  immerhin  anch  nicht  so 
aebr  verschieden  Tor  sich  gegangen,  die  Steigerung  der  indireeten 
Stenern  wtirde  indessen  unter  Einbenehong  der  Reichsstenem  noch 
bedeutender,  als  in  den  BelatiTzablen  der  Tab.  50,  hervortreten. 

Die  Bewegung  der  Erträgnisse  der  einzelnen  Gruppen  ist 
natürlicb  von  der  Veränderung  der  Sleucr^-csctzgebiing,  namentlich 
auch  in  Betreff  der  Zusniuraensetzung  der  Ertrüge  aus  verschiedenen 
Kiementen  verschiedener  8tnictur,  was  besonders  von  den  directen 
Steuern  ^ilt,  femer  von  der  Veränderung  der  8teuerlüsse,  die  mehr- 
fach erbeblicli  war,  wofitr  auf  die  Bemerkung-en  zu  Tab.  51  zu  ver- 
weisen ist,  endlich  von  der  eingetreteneu  JSteigerung  der  Erträg- 
nisse der  8teuerobjecte  bei  den  Ertragssteoem,  namentlich  nach 
Neukatastrirong  der  Realsteuero,  von  der  Erhöhung  der  Einkommen 
bei  der  Einkommensteuer,  der  vermehrten  Consumtion  l>ei  den  in- 
direeten Verbrauchssteuern,  dem  regeren  Verkehr  bei  den  indireeten 
Verkehrssteuern  und  JustizgefiUlen  bedingt  gewesen. 

Einen  genaueren  Einblick  in  diese  Verbältnisse  giebt  noch  die 
folgende  Tab.  51  (s.  S.  294)  fUr  die  einseinen  Steuern. 

Es  zeigt  sich  hier  zunächst  bei  den  directen  Steuern  nament- 
lich, wie  sich  die  Last  vom  Realbesitz  mehr  und  mehr  fort  und 
dem  beweglichen  Besitz  zugeschoben  hat,  eine  Ikwcgung,  welche 
seit  der  Einführung  der  Einkommensteuer  noch  stärker  geworden 
ist.  Vorgänge  der  volköwiithschaftlicben  Entwickhiug  und  Maass- 
regeln der  Gesetzgebung  in  der  Ausl»il(lnng  der  einzelnen  Steuern 
und  in  der  Feststellnng  der  liiihe  der  öteuerfUsse  haben  hier  zu- 
sammengewirkt. Die  Einkommensteuer  hat  auch  schon  in  ihrer 
bisherigen  Entwicklang  die  HauptsteUung  gegenüber  den  ver- 
bliebenen  Ertragssteuem  erlangt 

Die  frober  ervlhntoa  NeiiltatafltriniDgeD  der  Bealsteueni  (S.  255),  die  Yer^ 

Sndenuigen  der  Sfeuorfilssc  der  einzelnen  Stenern,  in  Fol(?e  der  alltrcinoinen  Steuer- 
reformen und  nach  Krfordemisscn  des  Fiuanzbedarfs  (S.  276,  21)5)  sind  7on  besonderem 
Cißfloae  anf  den  jeweiligen  Ertrag  gewesen,  was  freilich  genauer  erst  bei  der  Ver* 
gleichnng  der  Erträge  aller  einzelnen  Jahre  ersichtlich  wird.  Bcsamircnd  und  er- 
gänzend sei  bemerkt,  da-ss  die  Finanzlage  nach  If'B.^  zq  allgemeinen  Stcncrerlnihiini2:en, 
Mch  bei  den  Verbraa chssteaem,  nöthigte.  Der  Stouerfuss  der  Oruud-  uiiii  Häusersteuer 
A.  Wagner,  FtnuswfaMaMhaft  IV.  20 
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6.  B.  üeben>icbtea  der  Be&teucruug.  Baden.  §.  87. 
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wurde  damals  für  100  fl.  Steaerkapitol  vou  10  n.uf  "26,  der  der  Gewerbe- und  Classi^n- 
steoer  ron  28  auf  26,  der  der  KapitaUteuer  von  6  auf  9  Kr.  erböi^t.  Nach  der  Aü- 
wodoftf  der  neveii  Kataaterer^bDisse  Mr  di«  Beatenemng  der  landvirtlischmfUicheB 

Gelände  und  der  Gobäiidc  wurde  dieser  Fnss  von  26  Kr.  (=  44  Pf.  auf  100  M,)  wieder 
hexabKesctzt  auf  26  Pf.,  ebenso  nach  Einführung  der  Erwerb^freucr  187f>,  die  jetzt 
d!«  Gewerbe-  oad  Classcnsteuer  enthielt,  auf  26  Pf.  für  100  M.  iitciiurlvapit  il.  Kach 
d«r  Erhnlnin^r  der  Waldsteuerkapitalo  wurde  1880  die  BeDl)fsleiOiigsst>Mier  van  15  aaf 

10  Pf.  für  100  M.  ermassiirt,  18<^3  die  ürund-  und  Häoseniteuer  auf  26  PI.,  wodurch 
sie  jetzt  im  t  oss  der  Erwerbsteuer  gleichgestellt  war.  Mit  der  Einführung  der  Ein- 
loBiaeBatoqer  xoiii  Pnta  Ton  9.5  H.  (*(o)  100  M.  steuerpflichtigen  Einkommena 
Würden  die  Grund-,  llrmsor-  und,  soweit  sie  verblieb,  die  Gewerb<!.steuer  von  2G  auf 

18.5  Pf.  ermassigt.  die  Kapitalrentensteuer  ron  15  (statt  fnilior  !♦  kr.  von  100  ti.i  auf 

11  Pf.  1892  trat  eine  Ermässigung  des  Kusses  der  Einkommeuäteucr  selbst  auf  2  M., 
desjenijfen  der  Grund-,  Uftuser-  und  Gewerbesteuer  auf  16  Pf.,  der  Kapitalrenten  Steuer 
auf  10  Pf.  ein,  doch  wurde  srbon  1894  die  Einkommensteuer  wieder  auf  2.")  %  er» 
h^ht,  ihr  bis  jetzt  Terbliebenor  Fuss,  der  nur  far  die  Einkommen  Uber  25.000  M.  bia 
&b«r  200.000  M.  und  mehr  aeit  1894  ron  2.5  bis  8.5  %  gesteigert  wordeo  ist 

Aus  der  Statistik  der  directen  Steuern  sind  manche  Kin/.elhciten  ron  Interesse, 
a.  A.  die  Beträge  der  in  der  oben  dargelegton  eigenthuinliclien  Weise  in  Baden  ge- 
bildeten ..Stenerkapitale'^  der  Enragsstcuern.  Dann  tritt  innerhalb  der  Perioden, 
in  welcher  die  Sata^trirung  der  lindlichen  Grundstöcke  nicht  erneuert  wird,  banden 
deofluh  henror.  wie  sich  wegen  der  fast  vollst ändijren  Siabilitit  der  Grundstuuer- 
kapiralien  die  Steuerlast  auch  unter  den  verbliebenen  Ertragssteuorn  relativ  immer 
neltr  zn  Gonsten  der  ilndlielieii  Orondstfleke  und  zo  Ungmateii  des  ttbrigen  Beaibes 
und  des  sonstisren  Einkoimnens  ver?chiebt,  mehr  noch  wie  ohnehin  schon  unter  dem 
Einttuss  der  verschiedenen  winh^chal'tlichen  Entwicklung  der  einzelnen  Zweific.  Die 
Zahlen  der  Tab.  51,  wo  die  Ertrüge  der  Grund-  (und  Gefäll)-Stcucr  mit  der  der 
Hänsersteucr  vereint  t^ind^  lassen  dies  Verh&ltniss  nicht  so  deutlicJi  horrortreten,  wio 
1ie  Zahlen  der  folgenden  kleinen  Tab.  52  (nach  dem  statist,  Jahrb.  a.  a.  0.)  Bei  der 
<iebäodesteuer  wirken  die  Neubauten  hier  besonders  ein,  aber  wieder  doch  vornemlich 
in  den  Siidtett,  bei  der  Gewerbe-,  Kapitabenten*  ond  der  Einkommenateiier  die  Jibr* 
1  Kin^^chitzong,  die  Vermehrun;<  d.-r  besteuerten  Enrnge  und  Einkomnu-n  u  ul 
Wohl  auch  die  Verbesserung  des  Veraniagungsverfabrens.  Es  ergicbt  sich  daua  aber 
doch,  dass  ein  wesentlich  stabiles  Glied  wie  die  Grundsteuer  auch  dieser  Verhältnisse 
wegen  kein  congrucntes  in  einem  derartigen  Steuersystem  ist  und  dieses  letztere 
anrh  de>halb  wieder  mange  lhaft  er^clu-inf,  \\  ird  hei  I  r  j  roji-ctirten  Vermögenssteuer 
das  landwirthschaftüche  Gelände  (und  die  Häuser)  wieder  nur  in  längeren  Periodea 
neu  reranlagt,  ao  rerbleibt  dieior  Mangel  ancli  ferner,  wenn  nuch  in  gerinj^erom  Giade. 

Tab.  52.  Stenerkapitaiien  der  Ertragraateuorn  und  Erträge  doa  atoner- 
baren  Einkommona  der  Einkommonatooer  (in  Hill.  Hark). 

1.  Gruad-  und  Gefällstencr,  steueibared  Kapital  . 

2.  Häuüersteuer  „  „ 

5.  Gewerbesteuer  „  v, 
4.  KapitalrentenstencT  „  . 

Summe  1 — 4  «  «  • 

5w  Kataatr.  stenor&dor  Kapitalien  „  „ 

6.  Einkommensteuer  „ 

Da  die  Steuerfilsse  der  Ertraf«;stcncrn  so  stark  rcdncirt  worden  sind,  kommt  bei 
der  eingetretenen  Vermehrung  der  Bevölkerung  jetzt  auf  den  Kopf  ein  erheblich 
Ideinerer  Betrag  ata  fnAer.  afMciell  aach  irotx  der  Eroenenittg  der  Kataster  an  Gnind- 
und  Häusersieuern.  Das  beweglielie  Vermögen,  der  Gewerbebetrieb,  das  persönliche 
BerufseinkomiDcn  trägt  dafür  jetzt  am  so  mehr.  Das  zeigt  noch  folgende  Tab.  53 
genauer.    (S.  S.  296.) 

Dieae  Belastung  mit  directen  Steuern  ht  in  Deutschland  eine  hoho,  bftber  als 
in  Preii?vcn  und  Raiern.  wenig  niedriger  als  in  Sarh-en  und  Württemberg,  sie  wird 
nur  in  Hessen  übertroffen  (oben  S.  62.  121,  182.  233,  234  und  unten  §.  102),  wobei 
aber  vieder  daran  an  orinnero  ist,  daaa  Dnicbacbnitto  kleineier  mil  denen  riel  grMaerer 
Saaten  nur  bedingt  rwgleidibar  alnd. 

20* 


19R7 

1897 

Zunahme  7a 

14bti.9 

1494.6 

0.52 

809.9 

1001.2 

23.6 

424.6 

669.3 

57.6 

1021.8 

1437.5 

46.8 

3743.2 

4602.6 

23.0 

88.7 

89.8 

0.68 

185.2 

2660 

43.6 
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296  6.  B.  UebenichtoD  4er  Be8t0ii«ni]i|r.  Baden.  §.  88. 

Teb,       Kopfbetrige  an  directeo  Steueio  Badens     (Pfennig  auf  l-n  Kopf). 

1820  1846  1868  Iböi  1897 

Grand-,  Hioeer-,  Gewerbe-,  Beftnterqngvstevei  c  425  846  504  577  278 

Grund-  und  Häasersteacr  allein   —  —  380  870  213 

Alle  Ertragsstcaern  zusanunen  c  455  965  590  758  860 

Einkommensteuer   —  —  —  —  888 

AUe  diiw^len  Stenern  c.  455  865  590  768  748 

Wie  nach  durch  die  Einiremmensieaer  die  Ilndliclie  BerUJkeranfr  nur  mlssif 

belastet  wird,  ist  oben  (S.  25^3)  schon  bemerkt  worden.  Die  amtliche  üntersuchunf 
dartiber  bat  das  genauer  constatirt.  Line  ätatistik  der  badischen  Einkommeo^tteucr 
▼urde  amtlich  besonders  TerOfientlicbt  (so  far  1895  rerglichen  mit  1890  und  1885, 
Im  Jehre  1896).  Darin  intereaientee  Meterini  betreffs  der  BetfaeUigung  der  ner  im 
Gesetz  nnterschiedenen  Einkomrocnqnellen  am  Gesam in f 'ein kommen  und  an  (ler  Steuer- 
belastung, sowie  betrefis  der  Yertheiinng  der  Einkomuteabetr&ge  und  bteuerbetrlge 
aecb  EinkeinniengrOssen. 

Die  Ertragsziflfern  der  indiiccten  Verbrauchs-  und 
Verkehrsstciiern  n.  dgl.  m.  in  Tab.  51  geben  natlirlicb  keio 
vollständiges  Bild,  da  die  Keichssteuern  dieser  Art  hier  fehlen. 
Besonders  bemerkeDSwerth  ist,  wie  anch  in  diesem  alten  Weinlande 
die  Biersteaer  an  finanzieller  Bedeutung  die  Weinsteaer  seit  bald 
einem  Mensehenalter  in  immer  stärkefem  Maasse  übertrifft.  Bei 
dem  geringen  Ertrage  der  Fleischstener  erseheint  deren  Beaeidgnng 
nicht  besonders  schwierig.  Der  Ertrag  ist  nur  Vb  ^  ^oeh  wie  in 
Saebsen  (S.  121).  Freilich  sind  danach  auch  die  steuerpolittsebeo 
Bedenken  dieser  Steuer  in  Baden  geringer.  Relativ  lioeh  ist  der 
Ertrag  der  Liegenschaftsaceise  ond  der  Jostis-  and  PoliceigeflÜle, 
auch  der  der  Erbscbafts-  nnd  Schenkungssteuer  wenigstens  erbeb- 
lich hoher,  bcisundcib  al»  in  i'reiisscn,  Saebsen,  aber  auch  als  in 
den  meisten  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in  W  iirttemberg  und 
Baiern. 

Durch  seine  aparten  Bier-  und  Weinstenern,  zumal  unter  Einrechnuog  der 
Fleibchsti  UtT,  hat  sich  Baden  Einnahmen  beschatit,  welche  mehr  als  zwei  Drittel  der 
Erträge  seiner  directeo  Stenern  betragen  und  die  analogen  Einnahmen  Norddcatscif 
lands.  (i.  h  hier  eben  nur  aus  der  Rcirhsbierstencr.  erheblich  tibersteigen.  Die  Bier- 
steuer ergab  1896  4.11  (1ÖG8  nur  1.04  M.)  auf  den  Kopf,  die  im  Ertrag  ziemlich 
stallt  tchwankende  Wdnatener  1.27,  die  Fleiaeliateiier  0.38  M.,  nnainmen  5.75  M. 
gegen  0.8.5  M.  Biersteuer  im  Heichsbierstenergebiet,  5.^  K.  in  BaiMn,  4.22  M.  in 
Württemberg,  1.85  H.  in  Etsasa-Lodiringen. 

■ 

Diese  Verhältnisse  ttnd  die  Hohe  der  Ertrilge  der  Verkehrs* 
Stenern,  Erbscbaftsstenem ,  Jostiz-  nnd  Polizeigetftlle  bewirken, 

dass  Baden,  wie  Tab.  50,  S.  292  zeigt,  mit  Landessteuern  ricm- 
lich  stark  belastet  erscheint,  erheblich  mehr  als  Preussen,  Sachsen, 

Nach  den  Daten  der  Tab.  51  berechnet,  bei  1820  mit  PauschalanschUg  fw 
die  Erbebnngskosten  inbegriffen.  Das  statistische  Jahrbuch  berechnet  für  1896  ««f 
rlcn  Kopf  Gnwd-,  GefUl-,  Häusersteiier  2.15,  Gewerbesteuer  0.68,  Kapitalrenteosteser 
0.85,  EinkommeDstener  4.25,  Samme  7.96  (mit  BefftxstenuignteQer  und  kleineren). 
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Baiero,  etwa  ebenso  stark  als  Württemberg.  Mit  Inbegriff  der 
betreffenden  Quoten  der  fieichssteuem,  nach  dem  Kopf  betrag  der 
ReichftbevOlkerung  mit  c.  14 — 15  M.  zu  berechnen ,  ergiebt  sich 
eine  Steoerbeiastnng  om  1896 — 98  von  c.  32  M.,  d.  h.  noeh  am 
ca.  2  M.  hober  al8  in  Baiem  und  Wiirttemberg  ond  8—9%  hdber 
als  in  Prenssen  (oben  8. 233),  und  dies  trotz  gUnstiger  Eisenbahn, 
finamen.  Diese  Belastung  wird  von  dem  wohlhabenden  Lande 
wohl  ohne  besonderen  Drock  getragen,  zumal  die  Reichssteuer- 
qnoten  Badens  aneh  hier  wohl  nicht  von  Badens  Bevölkerung  aliein 
aufgebracht  werden.  Aber  auf  Keformen,  volleudb  in  Verbindung 
mit  der  CoDimuualsteuerbelastUDg,  drängt  diese  Belastung  mit 
btaatssteuern  auch  hier  doch  wohl  bin,  namentlich  wenn  es 
nicht  gelingt,  die  KLüenbahniinaDzen  noch  wesentlich  gUoätiger  zu 
gestalten. 

b.  Die  badische  Communalbesteuerang. 

§.  88*  Die  Commanalk5rper.  In  Baden  giebt  es  swei 
Öffentliehe  Selbstrerwaltungskörper  mit  eigenem  Finanzhanshalt, 
die  althistoriaehen  Gemeinden  nnd  die  durch  die  neue  Selbst- 
verwaltungsgesetzgebang  von  1863  geschaffenen  Kreisverbände« 
Ansserdem  können  noch  facnltativ  Ton  Gemeinden  unter  sich 
B  e  z  i  r  k  s  V  e  r bü  n d e  «gebildet  werden,  deren  aber  nur  einige 
wenige  entstanden  sind.  Unter  den  Gemeinden  werden  noch 
.Städte,  welche  der  besonderen  Städteordnung  (9,  davon  die 
7  gröbsten  des  Landes  nach  Gcsef/i  und  übrige  Gemeinden  unter- 
schieden, welche  der  allgemeinen  Gemeiudeordnung  unterstehen, 
übrigens  wieder  in  Städte  (in  1897  10»)  und  Landgemeinden  (1461) 
zerfallen.  Beide  Ordnungen  enthalten  aber  in  grossem  Umfang  die 
gleichen  Bestimmungen,  auch  im  Ganzen  über  die  Besteuerung. 
Fflr  Einzelnes  werden  auch  noch  nach  der  Einwohnerzahl  ver- 
waluingsrechtliche  Unterscheidungen  gemacht,  so  besonders,  ob  die 
Gemeinden  bis  4000  Einwohner  oder  darüber,  auch  ob  sie  500  bis 
1000  und  ob  mehr  haben.  JttngBt  (1890)  sind  auch  allgemein  die 
Gemeinden  bis  und  ttber  500  Einwohner  in  ihrer  Verfassung  etwas 
Terscfaieden  gestellt  worden,  wonach  jetzt  kleinere  (bis  500  Ein- 
wohner), mittlere  (dartiber  hinaus)  und  die  unter  der  Stildteordnung 
stehenden  Gemeinden  getrennt  werden.  Jeder  Theil  des  Staats- 
gebiets gehört  regelmässig  zu  einer  Gemeimlc,  doch  kommen  da- 
neben noch  einige  (28)  abgesonderte  Gemarkungen  (meist  Wald, 
Uofgnt  Eines  Bebitiers)  vor.  Die  Gemeinden  bestehen  meistens 
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au?  einer  Ortschaft,  könneu  'aber  auch  mehrere  Ortschafteu  um- 
lasscn  (sogen,  einfache  und  zusamuieugesetzte  GeTricinden),  wo 
dann  die  ISammtgemeiode  von  der  Thcilgetueiode  der  eiozeloen 
Ortschaft administratiT  unterschieden  wird.  Die  KreisverbUnde^ 
11,  umfasseD  jeder  eine  Anzahl  der  (53)  staatlichen  Amtsbesirke 
tud  fangiren  nach  dem  Gesetz  von  lö63  als  Selbatrerwaltangs- 
kOrper  höherer  Ordniug  fttr  facnltati?e  Aufgaben,  zn  denen  spiter 
noch  obligatomche  getreten  sind.  Die  4  grosseren  Bezirke  der 
Landescommissare  sind  nnr  staatliche  Verwaltnngsabtheilongen, 
nicht  eigene  Commnnalkörper.  Territorial  bilden  die  11  Kreis- 
verbände  Abtheilungen  dieser  Bezirke,  indem  3  der  mteu  je  drei 
Kreise,  einer  zwei  umfasst. 

Hacbdom  die  (icmeinden  daich  die  Gesetzgebung  des  erveitertea  and  zum  Gross- 
hoTZOfTthnm  erhobenen  bediscben  Stute  1807  ff.  im  Genien  in  ihrer  biAerigenVerfiMnuf 

als  S(iiJlc  und  l.arid(reincindcn  bela-isen ,  nur  iin'hr  untor  Sciaisbevonnundun?  c'estcL't 
worden ,  hat  die  mit  iliren  verschiedenen  späteren  Norellcn  in  danacli  abgeänderter 
Fassang  noch  jetzt  geltende  Gemeiudeordnung  vom  31.  Dec.  1831  ihnen  wieder 
mehr  Selbständigkeit  gegeben.   Sie  gilt  jetzt  mit  Bcrücksichtigang  aller  Aendemn^ea 
und  Aufnahme   der  erlassenen  neuen  gesetzlichen   Bestimmungen,  auch  über  Be- 
steuerung, in  der  amtlichen  Fassung  tds  Gemeindeordnuug  fur  die  nicht  unter  die 
Btldteordirang  fallenden  Gemeinden  nach  Bekanntmachung  des  MinieteriniDB  de«  lonerB 
Tom  14.  Aug.  1896.    (S.  Widand's  nones  bad.  Bürporburh,  (1.  A..  1807.  S.  "SO  ü'^ 
woselbst  auch  die  verschiedenen  abändernden  Gesetze  genannt  sind,  ders.  im  Staats- 
recht Badens,  1805,  S.  141  H'.,  ktirzer  Schenkel  in  der  1.  Aufl.  dieses  Staats- 
rechts in  Marquardsen's  Sammclwcik,  S.  38  ffl*  genauer  eingehend,  auch  auf  die  ffo- 
schichtliche  Entwicklang  des  ({enu  indcverfassungsrechts,  Wieiandt  in  seinem  Hand- 
buch des  badischeu  Gemeinderechts,  1,  3.  A.,  1897,  S.  1  ff.,  25  ff.,  in  Form  des 
Commentavs  xnr  6.  0.  mit  Znmdcgreifen  auf  die  Geeelsentwttrfe  und  Landlags- 
verhandlonpcn ,  worAuf  liier  insbesondere  für  die  die  Gemcindclinanzen  und  Steuero 
behandelnden  Abschnitte  der  G.  0.  zu  verweisen  ist.)    Ausser  der  G.  0.  sind  noch 
/.u  tiennun  das  Gesetz  vom  81.  Dec.  1831  Uber  die  liechto  der  Gemeindebilrger  mi 
di<:  P.rwerbung  des  Landesrechts,  jetzt  ebenfatlfl  in  der  durch  die  späteren  abänderodeft 
Landes-  und  reichsgesetzlichen  Rcstirnmungen  iriltif^on  F.nssnnj:^  (».  Wielamlt.  Rtir<T"r- 
bQc4i,  S.  429  ff.,  Gemcinderccbt  S  42\)  ff.)  und  das  Geseu  vom  22.  Joni  1890.  —  i»c 
Stidteordnung  rem  24.  Jani  1874.  in  Passung  nach  minieterleller  Bd[anntmachvDg 
vom  20.  Juni  1R84  lUiJ  uiit  spiiitrcn  AcnJi  rungen  (.auch  über  Steacrvorb!lItni>se,  1'^^^-. 
1894  8.  u.).    (S.  Wieiandt  liurgerbuch,  S.  460  fl.,  G.  0.  S.  671  ÜV).    JeUt  giiuge 
Fassung  der  G.  0.  für  die  kloinen  Gemeinden  Uber  500  Einwohner  bei  Wigand t, 
G.  0.,  S.  021  ff.  —  Für  die  Kreisrerb&nde  kt  das  grundierende  Gesetz  das  vom 
5.  Oct.  1*03,  betr.  Organisation  der  inneren  Verwaltung,  bes.  §  24  ff.  (bei  Wieiandt, 
BUrgerbuch,  S.  259,  264  ff.).  Daruber,  mit  den  V eriiuderungeu  Schenkel,  badisches 
Staaterecht,  8.  42,  Wieiandt,  de8gl„  S.  152  IT.,  Art  Kreis  von  Schenkel,  im 
N\  'rterb.  d.  Verwalt..  anch  Suppl.b.  II,  Weigel,  das  gen,  Gesetz  von  1868.  1864 
Zu  erwähnen  wegen  einschlagender  Bestimmungen  ist  noch  das  Gesetz  rou  14.  Jti<d 
1884  über  Vcrwaltungsrechtspflege.  Novelle  dazu  vom  30.  Mai  1899. 

§.  89.  Die  Geineindebesteuerung  wie  das  ganze  Ge- 
meindefinanzwesen beruht  rechtlich  aof  den  Bestimmungen  der 
genannten  Gemeinde-  nnd  Städteordnnngen  und  der  Novellen  dsxB< 

Die  seit  der  grossen,  freilich  mandiea  Bisherige  abftndemden  Cedifica  tio^i 

von  1^31  .■lni:i  ir'  ten(^n  V''rrmd':'ninir<:'n  der  Bo>tinunungen  sollen  liier  nicht  einzeln 
genauer  rcriolgt  werden.  Es  genügt  for  unsere  Zwecke  eine  Uubersicbt  der  Gruadzu^o 
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d<^r  heutigen  Steüf^rrcrfassünp,  mit  Enrähnünf?  nur  einiger  widitieeren  Verrimltrrnneen 
^eg«n  frUber.  Da  die  directen  GemeiodestoQorn  sich  eng  in  Zasciilagtorm  an  die 
directen  StMtasteoeni  anschliessen,  so  ist  mt  die  frflhere  Daistellang  der  letzteren  za 
verweiücn.  Ant  Aenderuniren  dieser  Staatssteoem  sind  «kher  aach  solche  der  Ge- 
rn L'indesteuern  F'>f<>li:t  Aach  der  jetzt  geplante  Dcbergang  zur  Vrjrmöprensstencr  wird, 
jtut  gewissen  Mudilicatioaen,  für  die  GoineindebesteaeruDg  mit  beabsichtigt,  weil 
■MB  i^nbt«  die  hisHwisehd  Yerbindmf  beider  SteaemMoii  bebwsen  za  soUen  (e.  «.). 

In  der  oben  enrihiitea  Littcrator  (Schonkol,  Wielandt  Staatsri'cht^  nur 
korze  DsTStcllnnp  der  rommanalen  Stouerrerfassuii?,  ebenso  im  Wilrterb.  d.  Vcrw.ilt. 
(8.  bes.  im  An.  Gemeinde^teaern,  im  bchöuberg'schen  Handbach  4.  A.  in  der  Abb.  von 
T.  Beitxensteln-Trtldiiifer.  B.  S.  Abth.  2,  8.  98,  §.  90c.,  f.  Philipporieh, 
bad.  Staatshaash.  mehrfach  pas>ini,  dodi  i  i  lit  eingehender,  bos.  S.  123  fl..  l!»:>  If.,  241. 
Sehr  aasfuhrlich  in  seinem  Commentar  zur  G.  0.  ist  Wielandt  in  dem  „Gemeinde- 
recht",  mit  Angabe  der  seit  1837  erfolgten  Veränderungen  der  einzelnen  Paragraphen 
Qfid  mit  8tetem  Zarftck^ehen  auf  die  BehandloDg  in  der  Legldetire).  Aus  den  jetzigen 
drei  G.  Ü.  kommen  besonders  in  Betracht  die  Abschnitte  ron  der  Verwaltung  des 
^emeiodevermAKeus,  §.  64  11'.,  dem  Gemeiodeaufwand  und  den  Mitteln  za  dessen 
BeckoBg .  §.  68  IT.  Die  Heaptbestimmanren  sind  in  den  drei  Ordnngen  identiscb. 
auch  im  Wortlaut,  einzelne  andere  weichen  etwas  von  einander  al^  Von  neueren 
Gesetzen .  regelmässig  NoveUea  zor  G.  0.  und  St.  0.,  sind  zu  nennen :  Gesetze  Tom 
f).  nn  l  24.  Febrnar  1879  über  die  Aufbringung  des  Gcmciudcaufwands.  vom  1.  and 
2.  Jii.'ii  1886  (AendeniDgCD  der  Commanalzuschläge  za  den  directen  Steuern  nach 
tinf  I -iinsr  ,1er  Einkommen8teuer\  vom  23.  Juni  1892  (auch  uüf  den  Kammerberichten 
u.  w.  Iii  Fiii.arch.  B.  9,  S.  513  11.),  vom  24.  Aug.  1894,  betr.  Abänderungen  der 
|.  78  e.  79  der  0.  0.  and  8t  0,,  mit  neuen  BeatimmaDgen  ttber  die  commnnnlen 
Verbranchüsteoem  (ebenfalls  mit  Kemmeiberichten»  atntistlBclien  Unteritdien  q.  s.  v  in 
FiQ,arcb.  B,  12,  S.  2U  C). 

Das  badische  commanale  Steuer-  und  Finanzrecht  ist  in  der 
Hauptsache  tlii  die  drei  Kategorieen  der  Gemeinden,  kleine,  mitt- 
lere, grössere  (auch  die  Städte  der  8t.  0.),  iu  den  grundsätzlichen 
Be.^tiiiiMjungeu  das  gleiche.  Es  hat  die  Verwendung,  Art,  Ptcihen- 
folge  der  Einnahmen  iil)frhaupt  und  der  Steuern  insbesondere,  nnch 
die  Zuschläge  der  directen  zu  den  Staatssteaeru ,  das  Vorgehen 
dabei,  die  Objecto  und  Maximalsätze  der  Verbrauchssteuern  genau 
geregelt,  so  dasB  für  die  freie  Bewegung  der  Gemeinden  oar  ein 
Üeiner  Spielraum  in  diesem  gesetzlicben  Kähmen  bleibt. 

Eine  Etgenthttmliehkeit  badiscber  Gemeinden  ist  das  noch  vtel- 
faeh  verbreitete,  anch  umfangreiche  Almendgnt,  welches  vom 
eigentlichen  Gemeindegnt  nnterscbieden  wird.  An  diesem  Almend- 
gut bestehen  noch  ausgedehnte  Bürg ernutzun gen  („BUrger- 
genüsse",  „Almendgentisse",  an  Aeckern,  Wiesen,  \\ciden,  auch 
llolzabgaben  im  Walde).  Sic  werden  jetzt  nach  der  St.  O.  (§.  65) 
aber  nicht  mehr  neu  trewUlirt  und  sind  nach  dem  Tntie  ynn  bisher 
bezugsberechtigten  und  bis  dnhin  in  diesem  Bezug  belassenen 
Bürgern  in  diesen  Städten  auf  endgiltigcu  Anhcimtall  an  die  Gc- 
meinden  gestellt  worden.  Diese  Btlrgernutzungen  dUrl'en  indessen 
auch  im  Besitz  der  Einzelnen  mit  zur  Deckung  von  Gemeinde- 
bedttrfnissen  herangezogen  werden.* 
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Dio  drei  (iememdeordnangen  enthalten  noch  in  der  jetzigen  Fassung  wesentlich 
uarerüudcrt  die  Bestimmoogen  Uber  den  AlinendgenuiM»  aus  der  Q,  O.  foü  1831, 
§w  104  ff.,  nur  dus  für  die  Städte  der  8t.  0.  die  Voischriften  ftber  die  Vertheiloug 
des  Almendguts  und  üemeiiidtsats  selbst,  ercntnell  auch  rn  Eipenthnm  an  die  Ein- 
zelAeo,  in  dea  g.  113 — Vd^%  aufgehoben  worden  sind.  „Die  Art  der  Benutzueg  der 
«ofretheilteD  AlmendfirQter,  die  OrOase  der  OenDsaeDtheile  und  die  Art  der  penodiaeliee 
Vertlieilung  dor  letzteren  bei  getlicilten  Alrneiidgütorn ,  sowie  die  Grösse  der  Bünrer- 
hulzabsabcn  richtet  iiich  nach  dem  unbestrittenen  Zustande  vom  1.  Jan.  1831" 
(§.  104  ü.  0.)*  S.  den  ausführlichen  Commeular  zu  diesen  Bestimmunt^en  in  Wie« 
ja  II  dt 's  Gemeinderecht  S.  316  ff..  Statistik  daselbst  aus  anderen  amtlichen  QueUeo 
S.  '6'S2,  auch  im  l)ad.  statbt.  Jahrbuch.  In  18i'7  wrsr  der  Beinwerth  der  Bürger- 
nutzungen in  dun  Städten  der  St.  0.  (nur  noch  in  6  vurkommend,  erheblich  nur  in  4) 
76.800  M.,  In  den  ttbrigen  Gemeinden  6.716.S03  H.,  woron  entere  mit  fest  20% 
U4.805  M.),  letztere  mit  faat  10  V„  {Q^A.2()?>  M.)  im  Dur.  li>chtiift  mit  Anfln-en  für 
die  Gemeinden  belastet  waren  (Statist  Jahrbuch  für  18118,  S.  498.  497).  Deu  Kcit 
nach  Abzug  dieser  Auflagen  mtlsste  man  eigentlich  von  der  Gesammtstoueräumiue  der 
Gemeinden  abrecltaen,  mu  die  reine  Steuerlast  zu  ermitteln.  (S.  auch  oben  239 
ttber  WOrttemberg  und  üoHniftnn  in  Fin.M€h.  B.  1,  S.  620.  696.) 

Principicll  hat  allgcniein  zur  Bestreitung  des  Gemeiudeautwands 
der  Ertrag  des  Gemeindevermögens,  zu  welchem  atich  das 
liegende  Almendgnt  gehört,  zu  dienen,  vorbehaltlich  der  Bürger- 
nntzungen  am  Almendgut.  Das  »yGrundstookTermögen'^  soll  dabei 
erhalten  und  darf  nur  bedingongsweise  in  ausserordentlichen  FäUen 
zn  laafenden  fiedttrfnissen  verwendet  werden  (6. 0.  §.  66). 

Die  gesetzliehen  Deeknngsmittel  ftlr  den  laufenden  (ordent- 

Uchen)  Gemeindeanfwand ,  zn  dem  ansdrUcklich  die  Ansgaren  für 

Schuldentilgung  mit  gehöicu,  sind  dann  die  nachfolgenden,  welche 
auch  in  der  hier  angegebenen,  implicite  sich  aus  dem  Gesetz  er- 
gebenden Reihenfolge  zur  Verwendung  koujmeu:  1)  Gebtihreu, 
Beiträge  und  irewisse  l*r  ägravati  on  en  einzelner  Personen, 
weiche  durch  (niiieindeeinrichtnngen  und  Ausgaben  dafür  besondere 
Vortheile  ziehen  oder  solche  Einrichtungeti  aussergewöhnlich  stark 
benntzen  und  so  die  dafttr  erforderlichen  Ausgaben  steigere,  sowie 
gewisse  Sonderumlagen  eines  ähnlich  prägravirenden  Oharacters. 
2)  Der  Ertrag  des  GemeindevermOgens  und  etwaiger  wirtb- 
sehaftlicher  ünternehmiingen,  3)  Umlagen  auf  die  be- 
zogenen Bürgernntzungen.  4}  Der  Ertrag  etwaiger  commn- 
naler  Verbranehs Stenern.    5)  Soweit  diese  viererlei  £in- 
nahmen  nicht  ausreichen,  der  Ertrag  von  directen  Umlagen, 
welche  nach  näheren  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Znschlagform 
zu  den  directen  Staatssteuero  nach  Maassgabe  der  veranlagten 
Ertragssteuerka|»italieii   uud  Einkuniinensteueianschläge  umgelegt 
werden.    Diese  directc  Besteuerung  hat  sonach,  wie  allerdiflg» 
auch  die  Verbrauchssieuer,  lechtlich  einen  subsidiären  Charactcr, 
soweit  die  anderweiten  Mittel  (1 — 3)  nicht  ausreichen.  Auch  die 
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Umlagen  auf  die  Bflrgernntzangeii  treten  erst  nach  den  beiden 
ersten  Einnabmearteii  Bubsidittr  ein.  (6.  0.  and  St  0.  §.  6B 
70—76,  78—80.) 

S.  aber  die  Geschichte  der  hezQglichen  YorschrifteD  (§.  68)  Wieland t's 
6«Bieinderedit.  8.  209  ff..  Uber  die  Grondlagen  der  Gesetzgebung  (iu  den  2  Gesetzen 
»om  und  24.  Febr.  1879  fnr  die  Siädfo  und  die  übritfeii  (Jemeiiidon)  S.  225  ff. 
Ferner  ^  lelandt's  ausführliche  Erläuterung  der  einzelnen  Paragra^ibcii  der  Gemeiude- 
«dDoog,  abenli  mit  lelimiehem  Zaraekgebea  eof  die  hiBtorlsche  Entviddiiiig  der 
becQglichen  Bei)tiinmnn2:cn. 

Von  allgemeiner  Wichtigkeit  fUr  den  Gemeindcaufwand  und  dessen  Deckung 
6iDd  auch  die  neuen  Bestifflmiingen  ttber  die  Bestreitang  des  Aufwinds  ftlr  die  Vollta* 
schulen.  Nach  dem  Gesetz  vom  13.  Mai  1892  erfolgt  auch  in  Baden  eine  finanzielle 
B  theiligong  des  Siaati?  an  diesem  Aufwand,  die  Gemeinden,  ausser  den  Städten  der 
Sl  ü.  und  den  übrigen  unter  0000  Einvohnern,  werden  auch  nicht  verhalten,  Idr 
den  Yellnscholaiifiruid  Lasten  za  ttbemehmen,  velehe  über  f erschieden  bemessene 
Maximal/usc.lilritce  zu  den  Sfaatssteucrn  hinausgeben.  (S.  Wielandt  S.  223  IT)  Tlcmerkens- 
wenh  sind  ferner  Bestimmungen,  welche  die  Vorwendung  von  Uuberschussen  der 
Sparcassen  zu  Gemeiudezwecken  roKeln  (eb.  8.  2241,  im  Unterschied  za  Sachsen 
(eben  S.  126\  Für  das  Wegewcsen  g:ilt  das  neue  Gesetz  vom  14.  Juni  1884« 
wonach  die  Gemeinden  zu  den  Kosten  der  Kreis-  und  der  Landstrassen  Beiträge  za 
lei!»tcn  haben,  in  zwcckmäsbiger  Ausgestaltung  der  MÜnanziellen  Concurreuz"  von  Staat, 
Kreis  nnd  Gemeinde  (s.  Wietaiidt*8  0.  0.  S.  867  f.). 

Nr.  1  und  2.  Die  Erbebuog  von  Gebübren  ist  zwar  im  All- 
gemeinen facultativ,  aber  sie  besteben  docb  vielfach  nnd  auch 
obligatoriscbe  Fälle  von  Gebühren  kommen  vor.  Dies  und  der 
finauzwirthschaftliche  Character  der  Gebübren  überhaupt  bedingt^ 
dass  sie  in  der  That  als  erste  ordentliche  Emnahme  den  Ertriig- 
nissen  des  GemeindevermOgens  als  zweiter  solcher  Einnahmen 
Doeh  Torangeben,  was  auch,  gegen  den  Wortlaut,  doch  implicite 
ans  dem  Sinn  des  Gesetzes  (hier  in  Baden  wie  freilich  meist  auch 
sonst)  UA^t. 

Die  £infahrang  and  Erhöhung  von  Gebahrea  ist  Übrigens  an  bestimmte  Arten 
der  BeschlassfkssnDg  der  Gemeindeorgane  und  ansseidem  an  Staatsgenebmigunfr  ge- 
bunden. Bei  Einrichtungen  und  Dicn»tleistungen  zugleich  wirthschaftUcher  Katar 
kann  statt  der  Gi'bühren  ein  privatrechtlich  zu  bcmes^seiide?  Entsreit  auferlegt  werden 
(ij. 0.  u.  St  0.,  71).  Die  Kosten  der  Volksschule  mussun  in  Baden  auch  noch 
nach  dem  GeseU  von  1892  mit  dorch  SebtUgeld  (8  U.  20  Pf.  für  das  Kind  jährlich) 
|i:edeckt  werden,  welche  Einrialiine  zur  Bestreitung  des  der  (itm<inde  obliegenden 
Beitrags  für  die  Volksschulen  an  die  Slaaiücasse  zur  Verwendung  kommt  ^Wielandt 
s.a.0.  S.  238).  Das  i^t  demnach  ein  Fall  obligatorischer  GebahrenerheboDf. 
Halb  Gebuhren,  halb  indirccte  Steuern  sind  die  noch  rorkommenden  Pflaster-  und 
BrtJi  teng^clder.  —  Auch  die  Erbebung  von  Beiträgen  als  P  rägravationen  zur 
Deckung  eines  Theils  der  ller&tttllungs-  und  UnturhalinnfrHkoüten  der  bctrcfl'ondcn 
öffentlichen  Einrichtungen  («.  B.  Wege,ls.  Siiassenres.  v.  1884,  §.  9,  10)  ist  facul- 
tativ und  an  Staalsgenehmigiinc;  adiun.Irn  (G.  0.  §.  72,  74,  75).  —  V.  rw.uMit  ist  dio 
Erbebottg  von  Sonder- Um  lagen  (G.  0.  §.  76)  bei  solchen  Gcmeindeausgabeu,  bei 
veldien  es  sich  zugleich  mit  nm  Verbindlichkeiten  einer  Ctasse  Ton  Gemeinde- 
aopobörigen  und  Besitzern,  auch  um  sogen.  Geuossenscbafts-  oder  Socialausgaben 
handelt.  Die  Erhebnii-,--  »ulrlicr  Sond.  rnmlaj^cn  ist  in  den  Stiidt.  n  der  St.  O.  TH^ 
facnUativ,  in  den  anderen  Gemeinden  (ü.  0.  §.  70)  sogar  obligatorisch  und  hier  ciu 
Ver/icht  datnnf  an  die  Steatsgenehmignng  gekntipft  S.  za  dem  Allen  die  nnsftüu^ 
Üchea  EtlftateniDgen  ron  Wielandi  a.  n.  0. 
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Nr.  3.  Das  erste  weitere  subsidiäre  Deckaogsmittel,  wenn  die 
Erträgnisse  des  Gemeindevermögens  n.  s.  w.  and  der  Gebühren 
Q.  8.  w.  nicht  den  Gemeindeaufwand  decken,  sindi  soweit  eri'order- 
Jicby  die  obligatorischen  Belastungen  der  Bttrger- 
nntznngen  ans  der  Almende  mit  Vio  desjenigen  gesetzlichen 
Werthanachlags  dieser  Nntsnngen,  welcher  nach  allgemeiner  Frei- 
stellang  des  Werths  der  Weide,'  des  Sammeins  von  Laab,  Strea 
nnd  Leseholz  nnd  nach  Abzog  eines  nmlagefreibleibenden  sogen. 
Freitheils  der  Nntznngen  übrig  bleibt.  Durch  Gemeindebeschloss 
kaim  —  also  facultativ  —  ausserdem  mit  Staatsgeuehmi^img  üuch 
eine  stärkere  Belastung  der  lUirgeruutzungen,  übrigens  auch  eine 
anderweite  Regelung  (aber  nicht  Minderung)  dieser  Belastung,  als 
nach  den  gesetzlichen  Vorschriften,  stattfinden  (§.  70).  Die  Folge 
dieser  Normen  ist  sonach  die  Mithcranzieli  un  g  der  Al- 
mende zur  Tragung  der  Gemeindeausgaben,  wodurch 
die  Almende  pro  tanto  in  die  Kategorie  des  sonstigen  crtrag- 
gebenden  Gemeindevermögens  tritt:  ein  Punct  Ton  principieller 
finanz-  und  Bocialwirthschaftlicher  Bedeutung, 

Die  Bestimmungen  sind  seit  1831  mehrfach  etwas  vorSndcrt  worden.  S.  Ge-^ctze 
Tom  28.  Aug.  1835,.  24.  Febr.  1879,  23.  Juni  18U2  (S\  leiandt.  G.  ü.,  S.  226, 
Kanmerbeiicht  xnin  («esetiE  fon  1892  in  Finjirch,  B.  9.  S.  515).  Der  „Pruitheir'  ist 
jetzt  (Gesetz  von  IHTl*)  in  Gemeinden ,  wo  nur  Uol^genusä  besteht,  8  Ster  (2  Klaftei) 
Holz,  wo  Holz-  und  Aimcndgenus:«  4  Ster  und  18  Ar  i^*/«  Morgen)  Acker  oder  Wiesen, 
wo  nur  Almcndgenusü  36  Ar.  Früher  w<ir  der  Freitheil  höher,  war  es  aber  auch 
zulässig,  wenn  die  Gemeindezuschlä^e  zur  Grand-  und  GebSadcsteuer  eine  gevifio 
Höhe.  nacl.  detri  Gesetz,  von  1879  50  Pfennit;  auf  100  M.  Stcuerkapital,  überstiegen, 
dcu  Frcithuil  mit  zu  belasten  (1879  bis  2u  höchstens  Vi«)«  ^"'^  diese  hOboro  Belebung 
des  fonannten  Steoerktpitals  filr  die  Dockong  der  Gemeindeausgaben  zu  Termeidea. 
Durch  das  Gci)Ct^  von  1892  ist  diese  eventuelle  Mitbelastuiik'  des  Freitheils  gefiaUen. 
(Die  BegrUndunp  dafür  bei  Wielandt  xiiul  im  Fin.arrh.  a.  a.  U.)  Das«  die  B»?!e^iing 
der  Burgernut/.uugnu  für  die  GemeiuUelinanzeu  sich  gegenüber  dem  Total- Keiu Werth 
dieser  Nntzangen  in  sehr  mlssigen  Grenzen  hllt,  leij^on  die  Daten  oben  S.  800. 
Int  Statistis(  hcii  Jahrbuch  anch  Angaben  aber  die  einxelneti  StAdte  der  St.  0.  und  die 
einzelnen  Amisbc/iiko. 

§.  90.  —  Nr.  4.  Die  vierte  ordentliche  Einnahmequelle  der 
badischen  Gemeinden,  insbesondere  der  Mehrzahl  der  Sfftdte  der 
St  0.,  ist  die  commnnale  VerbranehsbeBteuernng.  Von 
Alters  her  vielfach  bestehend,  hat  sie  wiederholt,  1819,  1831,  1835, 
1879  und  insbesondere  jüngst  1894  gesetzliche  Verttndemngen  er^ 
fahren.  Namentlich  sind  durch  das  Gesetz  vom  24.  An^.  1894 
(als  Novelle  zu  §.  98  uud  Tü  der  G.  0.  imd  St.  0.)  irrnauere  Uc- 
stiiiiniiiiigcD  getroffen  worden  über  die  Objeete,  wclciic  ül>erhaupt 
allein  oder  baldigst  zur  licöteueruiig  zugelassen  werden,  über  die 
Maximalöteucrsätze  einiger  nothwendiger  xsabrungsuiittel  unter 
iiieticü  Objecten,  sowie  Uber  die  Muxiinalqaote  (V»)>  welche  Uber- 
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liaapt  Dar  vom  Betrage  des  oicbt  durch  die  bisbcr  besprochenen 
Einnahmen  (1—3)  gedeckten  Gemcindeaafwan  Is  durch  den  Roh- 
«rtrag  der  Verbrauchssteuer  gedeckt  werden  darf,  wonach  dann 
das  Maximam  der  betreffenden  Abgabesfttze  zn  regeln  ist  Dareh 
diese  Normen  bat  die  ttbermSssige  ADsdehonng  der  commnnalen 
Verbranehssteaern  anf  nnpassende  Artikel  nnd  in  zu  hoben  Sätzen 
ihre  riebtige  staat^geaetzliebe  Einschränknog  erhalten,  ist  aber  diese 
Steoer  wobl  anderseits  so  ToUends  zo  einem  normalen  nnd  bleibenden 
Glied  der  Oommanalbestenerung,  namentlich  in  den  Städten  der 
St.  O.,  ausgebildet  woideu ,  wozu  auch  noch  einzelne  bpecial- 
bestimmuDgen  beigetragen  haben. 

Yerbrauchssteaeru  waren  frahcr  (  V<«rorJn.  von  1819,  G.  0.  ron  1831,  G«>3«»tz 
fom  28.  Au^.  183a,  im  Eiozelucn  mit  etwas  vcrscbicdcaer  Fassung  der  Bebtimiouagcu) 
nliasiir  onr  for  beBtlmmte  Zwecle,  dereo  Vothweadiglieit  nftchza«rei««o  war,  f&r 

b'^sfiinnif  /.  it ,  nach  deren  Ablauf  eine  neue  Be5riiligang  erforderlich  w.ir.  und  nur 
im  waiiren  Ümaa  aU  subsidiäres  Deckungüuiittel,  «renn  neinlich  die  anderen  KinkUnfto 
VBZOlInglich  nnd  ihre,  spcciell  der  directen  Umlagen  Vermehrung,  misslich  war.  Ein- 
Alhrang  uud  Fortdauer  war  auch  immer  an  das  Erforderniss  der  Staatsgeuehmigang 
jfekndpft.  Dabei  waren  die  Fabriken  hinsichtlich  der  zu  ihrem  Gewerbebetrieb  er- 
lonlerlichen  tiegenstinde  frei  zu  laäben  und  bei  der  Auswahl  der  Artikel  möglichst 
•nr  solche  m  belefreo,  dereo  Besteaerang  Bor  die  Efowoluier  and  mch  die  nicht 
Bürffcrrecht  besitzenden  nicht  melir  al'^  die  Bürger  treffen.  Diese  VerrlaiiMiIirmiir.'n 
Sind  durch  das  Gesetz  vom  6.  Febr.  1879  (neue  §§.  78  ,  79  der  G.  Ü.  und  St.  U.) 
mm  Theil  beseitigt  and  so  der  Verbrauchsbesteuerung  schon  mehr  Raum  zur  Ent- 
wicUanf  gewährt.  Sic  hOrtc  danach  auf,  Zweck^teuer  zu  suin ,  wurde  zu  einer  all- 
gemeinen Einnahmequelle  für  die  (leineind.;)  ^Minacht  nnd  ihre  Einführung  durch 
Gemeindtib«schlusii  mit  btaatsgenehmigung  gestattet.  Doch  verblieb  noch  die  Einführung 
■or  itttf  bestimmte  Zeit  und  sollten  nur  solche  Gegenstftode  l»elas(ct  Verden ,  welche 
zur  Ertlichen  Conhumtion  bestimmt  »ind.  Fabriiien  blieben  hinsichtlich  der  zur  Ver- 
arbeitung in  ihnen  dienenden  Gegenstände  frei,  soweit  letztere  nicht  als  Stoii  zur 
Terarbeitong  verbrauchssteuerpflichtiger  Objecto  dienten.  Fur  steuerpflichtige  Gegen- 
atfndc  zam  dgenen  Yerbraucli  hatte  der  Fabrikinhaber  Arersalbeiträg:e  in  die  6a- 
mcindecasse  zu  zahlen.  Bei  Au-luhr  von  verbrauchsbesteoerten  Artikeln  aus  der 
Gemeinde  ikonute  BUckvergutunic  der  Steuer  verlangt  werden.  In  dem  wichtigen  neuen 
Gesetx  von  1894  (nene  78  und  79  der  G.  O.  und  8t  O.)  ist  nnn  die  zeitliche 
Bejnrenzunt,-  der  Verbrauchbsteuern  fortgefallen  und  sind  diese  so  eigentlich  er^t  als 
«täadige  ordentliche  Gemeindeoinnahmen  anerkannt  worden.  Die  allen  Gemeinden, 
nicht  nur  den  Städten  der  St.  0.  gestatteten,  wenn  auch,  wie  es  scheint,  bisher  nur 
in  ihnen  vorkommenden  Yerbrauchsäteuern  setzen  ausser  dem  Gemcindebeschluss  noch 
Staatssrcnehinisrung  voraus.  Si  ■  durfeii  nur.  innerhalb  der  durch  die  Keichsgcsetze 
gezofrenen  Grenzen«  folgende  zum  önlichcu  Verbrauch  besummte  Gegenstände  treffen: 
Getränke  (d.i.  Bier,  Essif,  Obstwein,  Wein.  Konstwein,  Branntwein),  Getreide« 
Mehl,  Brot,  Back-,  Tcigwaaren,  Schlachtvieh,  Fleisch,  Fleisch waaren , 
Geflügel,  Wildpret,  Fische,  Krebse,  Marktvictualien,  Brennstoffe,  Fuurage. 
Getreide,  Mehl  und  Schwarzbrot  dürfen  aber  nur  in  den  Gemeinden,  wo  sie  scbon 
ror  1895  besteuert  waren,  weiter  besteuert  werden,  und  zwar  mit  den  MaximalsiUzeil 
für  100  kiT.  Melil  von  1  M.  40  Pf.,  Getreide  von  1  M.  20  Pf,  Schwar/.biot  von 
1  M.  5  Pf.  und  ausserdem  für  diese  Artikel  nicht  höher,  als  nach  den  in  der  Ge- 
aMittde  bisher  (vor  1895)  bestehenden  Sfttzen.  Aach  fttr  Schweine  {1  M.  für  das 
St;i'  k\  Rindvieh  (bis  200  kir.  Schlacht^ewirlit  2  M.,  für  eine  schwerere  Kuh  8  M.^ 
«ind  Maxiuiaisatze  eingeführt.  Ausdrdckiich  ausgeschlossen  ron  der  Verbrauchssteuer 
sind  Kartofl'eln,  Milch,  Speisefette.  Die  Abgabesätzc  sollen  ausserdem  höchstens  so 
hohe  sein,  dass  der  Rohertrag  (abzüglich  Kuckvergütungen)  voraussichtlich  des 
fom  Gemeindeaufwand  durch  Ertrag  des  GemeindevermOgens,  der  Umlagen  auf  die 
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BUrgeniUi/uiigcn  der  Aluoiide,  die  (iobuliron,  Beiträge,  Pragraraliooea  uud  Sonder- 
omlageo  nicht  gedeckten  Betrags  nach  dem  Durchschnitt  der  drei  letzten  Jahre  nicht 
tJberütcijit.  Beträgt  er  in  drei  aufeinander  folgenden  Jaliren  4''  ?-o  sind  die  Steuer- 
sätze eutsprecUend  zu  ermääsigen.  Zar  Verhucang  Ton  bchuLuuUwirkungen  der  locaiea 
yerbraacniBSteDeni  —  immer  eine  Ge&hr  und  ein  biasUcher  ond  scbwieriger  Ponet 
büi  solchen  Abgaben  —  svlhu  ortsoinlioimischc  nnd  ortsfremde  Artikel  möglichst 
gleichmässig:  belastet  werden.  Kuclvverf?iltuns"en  bei  Ausfuhr  werden  ferner  gewährt, 
eventuell  in  der  l'urm  vereinbarter  Aversal-JaLresbeträgo  für  den  einzclucu  Gewerbe- 
treibenden.  Die  Befreiungen  sind  geuMi  bestimmt  79,  frei  sind  Hof,  GeäudtA, 
Miliiarverwaltiine:,  diese  n;t -b  Gesetz  vom  16.  Mai  1888.  speciell  für  Brennstoffe  aach 
die  Veriraltung  der  Staate  bah  neu).  Der  Gesetzeulvurf  hat  im  Landtage  einige  Vei- 
ftndeniogeo  erfaKren.  U.  A.  wn  in  jenem  die  beachtensverthe  BestimmoDf  enthaltea 
gewesen  (§.  79  b),  dass,  mit  Bücksicht  auf  die  im  Consuin  der  betreffenden  Censiteo 
erfolpende  Rcla^tnnpr  mit  den  localcn  Yerbrnucbssteucrn  in  (ieincinden  mit  solchen 
bteuern  die  luit  weniger  aU  300  M.  bieueranschlag  veranhigten  Einkouimcu  u^ch 
Oemeindebeschluss  mit  Staatsgenehmigoiif  reu  directcn  I  mlauro  sollten  l>  I  r  e it  werden 
können,  in  Gemeinden,  in  welchen  Steuern  von  Getreide,  Mehl,  Schwarzbrot,  Kar- 
toöeln  erhoben  wurden,  sollte  diese  Befreiang  sogar  ohne  Weiteres  kraft  Uesctzes  em- 
treten.  Diese  Bestimniiiig:  ist  aber  im  Landtage,  wo  man  fOr  looale  Verbranehssloiisni 
sehr  eingenommen  war  und  aus  der  Preisstatistik  eine  Venheuerung  der  Artikel  durch 
mäi-sif^c  solche  Steuern  glaubte  widerlegen  zu  kennen,  prcfallen.  Die  Bedenken  wider 
diese  Steuern  aind  dabei  wohl  mehrfach  etw:is  m  leicht  genommen,  wcnu  auch, 
Speciell  auch  in  der  2.  Kammer,  das  Eintreten  fOr  diese  Bettenemog  dliaimcteri>tisch 
und  für  die  Zeit  uud  dun  Umschwung  der  Meiniin;^en  symptomatisch  war.  Von  den 
9  St&dteu  der  St.  0.  haben  die  7  nach  dem  Getietze  unter  dieser  Ordnung  stehenden  allo 
Yerbraacbsbteneni*  docb  mit  rerscbiedenem  Umfang  der  Objcctc,  in  aUen  Orten  tot- 
nemlich  Getrknkc,  Mehl,  Brot.  G*  flr.gel,  W  ild.  Fische  u.  dgl.,  aber  auch,  ausser  Mann- 
heim, Fleisch  und  Vieh;  Brcnnstotfe  tind  Fourage  sind  voniemlich  nur  in  Con^tauz, 
erstcro  zum  Theil  noch  in  Karlsruhe  und  zwei  anderen  Orten  besteuert;  Cuubtau^:  hat 
den  au^edehntesten  Tarif,  hier  allein  werden  bisher  ancb  Butter.  Schmalz,  vae  nach, 
dem  (ii'^ct/  von  1894  nicht  mehr  zugelassen  ist,  Käse  und  andere  Victualien ,  auch 
Branntwein,  Emig  mit  belastet.  Die  Steuersätze  rariiren  in  den  einzelnen  Orten 
manchfiaeh,  der  Tarif  specialisirt  bei  einzelnen  Artiltdu,  so  bei  GeflOgel.  Wild.  Fis<^e» 
und  Schaltiiicren  genau.  S.  über  die  uan/e  Materie  die  Erläuteruni^en  in  W'ielandt's 
Cumraentar  /u  i;.  78,  70  d.-r  (i.  0.  und  bes.  die  Vorlage  von  1894  mit  den  t  in- 
gchendcn  und  lehrreichen  Kammerberichten,  worin  auch  viel  statistischem  Matenati 
zur  Frage  überhaupt  (alles,  mit  den  localen  Tarifen,  im  Fin.arch.  B.  12.  S  211 — 254). 
Die  Ertrage  sind  in  Steigeruni;  beg-riffeii  (s.  Stat.  Jahrb.  für  1898,  S  403  und  unten 
93).  —  Auch  an  der  Hundesteuer  des  btaats  sind  die  Gemeinden,  wie  obea 
schon  bemerkt,  mit  denselben  £nrag  betheiUgt  und  dmfen  jetit  nnch  noeb  Gemeind«* 
zoschlSge  daztt  daneben  erheben. 

Für  die  Heurtlieiluug  dieser  coiuniunalen  Vcrbiauclisbcsteueruiig 
wild  ioimer  iu  Betracht  kommen ,  dass  Baden  ausserdem  seine 
eigene  staatliche  Wein-  und  Fleischsteaer  und  seine  hohe  Staats- 
biersteoer  bat,  also  der  breite  ^lassenconsiim  ttberfaanpt  and  vollends 
in  den  GemeiDden  mit  localen  Yerbrauchssteaern,  von  den  BeiehB* 
Stenern  ganz  abgesehen ,  in  erheblichem  Maasse  getroffen  wird. 
Unter  den  Objecten  mischte  die  Commnnalstener  auf  Brot-  nnd 
Brotatoffe,  auch  anf  Brennstoffe  am  Wenigsten  zu  billigen  sein  and 
neben  der  Staatssteaer  die  aaf  Fleisch  nnd  Schlachtvieh,  aaob 
auf  gewöhnlichere  Sorten  Flnssfiscbe  doch  Bedenken  haben.  Eine 
stärkere  Concentration  auf  die  Getränke  Wein  imd  Bier  erscheint 
bei  solchen  Lucalsteueru  dock  als»  das  Beste,  nur  bedingt  ist  dann 
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daoebea  die  Steuer  auf  Schlachtvieh  und  Fleisch  zulftssig,  in  Baden 
aber  wegen  der  Staatsstener,  wie  in  Sachsen ,  weniger  als  sonst 
Ueber  die  Steneroontrolen  nnd  was  damit  siisammenhftngt  scheint 
ftbiigens  nicht  erheblieh  geklagt  zn  werden. 

§.  91.  —  Nr.  5.  Erst  zuletzt,  snbsidiär,  wenn  die 
Deckongsmittel  Nr.  1—4  nicht  ausreichen,  ist  der  Gemeindeaut'wand 
dnrch  directe  Steuern  in  Form  von  Umlagen  auf  die  in  der 
Gemeinde  flttr  die  staatliche  ßesteuening  yeranlagteni  bezw.  nach 
Specialvorsehriflen  der  G.  0.  besonders  gebildeten  Omnd-,  Hänser-, 
OeflUl-y  Gewerbe-  nnd  Kapitalrentenstenerkapitalien  nnd  Einkommen- 
tteoeranscfalftge  zu  decken  (G.  0.  §.  80).  Die  Gommnnalstener» 
piicht  dieser  Stenerkapitalien,  betiefb  Beginn,  Daner,  Erloschen 
richtet  sich  nach  den  Bestimmnngen  für  die  staadiehe  Bestenemng. 
Ohne  Weiteres  wird  jede  Abänderung  der  Air  die  Staatsbestenerung 
veranlagten  Steuerkapitalien  auch  für  die  Gemeindebesteuerung 
wirksam.  Also  genauer  Anschluss  der  directen  Ge- 
meindebesteuerung an  diejenige  des  Staats,  was  durch 
die  neuere  Gesetzgebung  (1879,  1886)  gegen  früher  noch  etwas 
8(  bärfer  zum  Ausdruck  gebracht  worden  ist;  die  ihmic  Einkommen- 
steuer von  1884  ist  den  Gemeinden  ebenfalls  für  ihre  Lmlagen  mit 
zur  VerfUguDg  gestellt  worden.  Die  Folge  dieses  Anschlusses  der 
directen  Gemeinde-  an  die  directe  Staatssteuer  nnd  der  Bemessung 
nnd  Erhebung  beider  auf  derselben  Grundlage  ist  eine  vl^Uige 
Gleichmässigkeit  beider  Bestenernngen  im  ganzen  Lande,  von  der 
verschiedenen  localen  Hohe  der  Gemeindenmlagen  abgesehen,  aber 
80  freilieh  anch  ein  steigender  Dnick,  anmal  bei  der  aneb  in  Baden 
nnvermeidlieh  gewesenen  Erhdhnng  der  Umlagen,  nnd  eine  ge- 
steigerte Wirkung  der  Mängel  der  Grundlagen  dnrch  den  Hinzutritt 
der  Gemeindesteuern.  Auch  dieser  Umstand  hat,  wie  in  anderen 
Länderu,  auf"  Reformen  der  StüaLsbesteueruni::  unl  hingedrängt,  so 
aut  die  Einführung  der  Einkommensteuer  und  jetzt  auf  den  lieber- 
gang  zur  Vermögenssteuer. 

Ktwaa  wenitr^r  strenger  Anschlnss  der  Gemeindestonfrn  an  die  SfaatH«?tf»nfm 
frülicr  (alte  0.  O.  §.  75,  95),  wonach  durch  Bcschluss  von  *  ^  der  (jeiHeiiuJuversaiDm- 
iBOf  mit  StutSf^ebmigiiDi^  statt  des  gesetzlichen  ancb  ein  andere  Dmlagemaassstab 
hatte  bestimmt  werden  kf^nnen.  Jßtzt  geltende  Korm  nn(  Ii  G.-sctz  voni  6.  Febr.  1879 
und  2.  Hai  1886  (ä.  Wieland t  Ü.  0.  S.  261  0'.).  —  Unter  den  Bcfroiongea  (§.  81) 
befinden  Meli  d.  A.  ancb  die  der  Stenerkapitalien  der  dem  Staate  f^ebftrffren  nnd  zn 
Staatszwt'ckcn  diciiLtidcn  Grundstücke,  welche  keinen  Bestandtheil  der  Staatsdomänen 
bilden,  auch  die  auf  den  tarnen  der  Scluildiensto  der  betreäenden  (iemoindo  kata- 
strirtcn  Steucrkapitalieo ,  sowie  die  der  Pfarrhäuser  mit  Zubehör,  auch  noch  mit 
weiterer  Ansdehnnng  in  gewissem  Omfitng  nnf  die  (irimd-  und  (iefatl-  ond  erentnell 
die  KapitnlraileiisteQeikapitalien  der  cmnoranalen  Pfjandienste.  (Bestimmangen  ulier 
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die  BeateueiuDg  ron  Ciuwerbebctricbcu.  die  sieb  über  mehrere  GemeindcD  erstrecken,  ia 
§.  88,  Qber  cemmonde  Xiiiltoinneiibesteiiening  ron  ActieDgeMlbcliafteii  §.  84,  8p«clftl- 
bestiiDnaiigeji  ftr  gewlaa«  FUle  In  §.  84«,  »»•  b,  c). 

Aneh  die  Art  iinii  Hrihe,  wie  die  Gemeindeurolageii  auf  die 
einzelnen  .Staatsstenern  zu  vertbcilen  sind,  ist  im  Allii;eniciiien 
gesetzlich  vorgeschrieben,  also  der  Bestimmung  der  rJenK  iiKio  ent- 
zogen. Die  beztlglichen  Vorscliriften  sind  nath  der  Eintühruug 
der  Einlcommensteuer  etwas  verändert  worden,  aach  für  die  Städte 
der  St  0.  nnd  die  ttbrigen  Gemeinden  nicht  ganz  die  gleichen. 
Sie  geben  aber  nach  wie  vor  daranf  hinaus,  anch  die  Fest* 
setznng  des  VerhäUnisses,  in  welchem  die  versebiedenen 
StaatSBtenem,  besw.  deren  geBetsHche  Grundlagen  (Stenerkapitalien 
der  Ertragsstenem,  Anschlage  der  Einkommenstener)  mit  Gremeinde- 
nnilagen  belastet  werden,  allgemein  nnd  im  Weaentlicben  gesetslioh 
an  bestimmen  nnd  der  Verfflgnog  der  Gemeinde  an  entaiehen. 
Dadurch  werden  Interessenstreite  in  verschiedenen  socialen  Bernfs- 
UD(1  Hesitzclasscn  der  Gemeinden  über  die  Vertheilung  der  Steuer- 
last vermieden. 

Früher,  1>is  1^86,  war  in  den  fJpmnindcn.  ausser  doii  Städten  der  St.  0,  der 
durch  directc  Uiiilagcu  aufzubriogoDdo  Betrag  gleichhcitlich  auf  die  4  grosseo 
Ertmcasteaem  (GtvDd«,  HiaBef>,  Erverb-  und  KapitalrenteDsteoer)  arnznlegen«  doA 

so,  d;>ss  die  rrilhcr  c].\ss('ti>(fiiL'r[)f1irhtiKen  Per?otu.'ii  (BoaiiitL-.  liberale  Berufe  u.  s.  w.. 
GewerbsKebilfeu  und  Tagelöhner),  die  2.  Abtbeilung:  der  Ervcrbäteuerpflichtigeii  des 
Enrerbstcucrgesetzes  ?on  1876  (s.  o.  S.  261).  nur  ermässigt  belegt  werden  durften, 
ncmlich  mit  "/lo  ihres  Ki  wrrb<^teucrkapitats.  und  ebenso  die  kapitalrentcnstcaer- 
pflichtigen.  mit  bloss  *,\q  öa  Stenerkapitals.  auch  diirftc  eine  Gemeinde  mit  Staats- 
Keoehmigung  auf  die  lielegung  letzterer  Kategorie  ganz  oder  theilweise  Terzicbteo» 
Hierin  Uif  eine  dem  Princip  der  Bceteiieniiif?  nach  LelstOBf  vnd  Ge^enleietODf  ent- 
sprechende stärkere  Besteuerung  des  Realbesitzos  und  des  (icwet bebet ii«'Vis  in  «lor 
Gemeinde.  In  den  Städten  der  St.  0.  war^  ebenfalls  nach  dem  Gesetz  ron  lj:^79,  noch 
weiter  ein  ünterschied  zwischen  Rcalbetiitz  und  Gewerbebetrieb  gemacht  worden,  indem 
bei  der  Umlege  der  Gemeindezuschläge  die  Steuerkapital ioii  auch  der  geverblidiea 
Onternelim^T  (1.  Alttli.  di's  Erwerbsteuergc&et/- nuf  80  "/„  /.ii  ormässipcn  waren,  so 
dass  nur  UrutidstUcke  und  Hau»er  voll  getrotTeii  wurden.   Die  übrigen  Erwerbsteoer- 
pilichtig'en  in  den  StSdten .  Beamte,  Arbeiter  o.  e.  w.«  waren  aber  etwas  höher  als  in 
den  Uln  i>ri  n  (iriiit'indcn  .  mit  Ainvclumti^  ihrer  Steuerlapitalion  ebenfalls  mit  80®/^ 
und  die  Kapitalreuiner  mit  60  Vo     veranlagen.  Die  Städte  konnton  indessen  mit  Staats- 
genehmigung darauf  veTZtcbten,  die  Kapitalrente  über  1  %  hinaus  zu  belasten,  wofilr 
gern  Kucksichten  auf  die  locale  Beweglichkeit  der  Kapitalrcntner  geltend  gemaebt 
w#'rdrn  (s.  n.)    Im  üchrigcn  snllfen  in  den  Städten  die  einzelnen  Arten  der  Steoer- 
kapitalitMi  in  dem  Vcrhältnibs  beitrag«<pHicbtig  für  die  Gemeindeumiagen  sein,  in 
welchem  ihr  Slaatssteaerfiise  zn  dem  jenigen  der  Orandetener  in  dem  der  DmlageeriiebaBg 
rorhergehenden  Jahre  st  iml  (mit  einer  weiteren  Spielranuifrewahrunc  für  cleicbbeitliche 
Belegung  der  Steuerkapiialien.  wenn  der  Unterschied  des  Staats^teue^fusse^  weniger 
als  5  Pfennig  ron  100  M.  Steuerkapital  betragre).  —  Diese  Bestimmungen  sind  dann 
in  dem  Genieindesteuergesetze  von  1886  nach  Einfuhrung  der  Einkommensteuer  etwas 
verändert  worden,  aber  die  Bescbrrutknnjr  in  der  Bewegungsfreiheit  der  (Jomoindrn 
ist  geblieben.    In  allen  Gemeinden,  auch  den  Städten  der  St.  0.,  aind  —  ah»o  obiiga- 
terisch  —  jetzt  die  Umlagen  anf  das  genmmte  Steuerkapital  der  4  Ertragabtenem 
und  anf  di-'  Kiiil  ijDinieDstcncransrbläsro  glcichb-^itHrh  zn  vcrthcilon,  wobei  aber 
dio  Kapitalrciitcusteucrkapitalien  nur  zu  7tot       Einkommensteocranschligc  mit  dem 
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Dreifacbea  ihres  Betrags  ia  Berccbnong  kouimca  85).  Don  St&dten  ist  dabei 
jedoch  das  Becbt  gebUcbeo*  auf  Bdastnng  der  Kapitalrente  Qber  1%  hinaas,  den 

GbrigcD  Gemeinden  auf  diese  Belastung^  ganz  oder  tbeilwrcise  zn  verzichten:  eine  der 
Wanderun^freihi  it  der  Leihkapitalien  mid  Kapitalisten  pemacbte,  vielleicht  opportu- 
ßiitiscbe,  nicht  pnncipiull  zu  rechttertigendo  Gonceä^ion.  Auch  andere  solche  Con- 
eessiiMiea  sfnd  aber  in  der  G.  0.  ttnd  8t  O.  eDthallen.  So  kommen  in  86  der  G.  0. 
AD^prtlche  auf  Steaerßriu.1<~signntfen  g^ewisscr  gewerblicher  Unternehmnnfron  tinter 
gewisaea  Umständen,  wenn  sie  nach  der  gesetzlichen  Umlage  zu  stark  gctrotien  werden 
sollten,  ror  und  in  §.  86  der  St.  0.  wfra  es  veoigstens  geshUtet,  in  selchen  Fillea 
Ennissiffungen  eintreten  zo  lassen.  In  §.  87  der  G.  0.  und  der  St  0.  (in  jetziger, 
reren  frtiher  etwas  verrmdcrtL-r  I  assrni;;  nach  dem  flcsetz  vom  23.  Juni  1893)  wird 
allgciuciu  ein  Maviunjin  der  comiuiuialeii  KapitaJrcutenstcuor  (8.8  IT.  von  lUO  M.  de» 
betr.  Sieuerkapitals)  und  der  Einkommensteuer  Tom  DicnstelDkommen,  nebst  Hohe- 
'^'-halten,  der  Oireiulicln-n  üicin*r  (Roich,  Staat.  Hi-ineinden.  grosshcr/o^l.  Ilüf.)  auch 
der  Tolksschnllehrcr  und  Geistlichen,  sowie  der  WittwAo-  und  WaisenbezUge  dieser 
Classeii,  mit  2JS  ^f^  d.  h.  dem  Noimalsatz  der  Staatsstever,  rem  staatlichen  Eiuicomneii* 
stcaeranschlag  festgesetzt,  also  auch  hier  ein  Communaläteuerprivileg  der  Beamten. 
(For  alles  Detail.  Kntwickhinir  der  iresctzlichen  Bcstimmaogen}  Erlftatemogea  t.  aoch 
hier  den  reicbhalti^eii  Gummentar  von  Wieland t). 

>\'ichtig  ist  ein  gewisser  Schutz  gegen  SteoererhOhnnfen,  welcher  auch  in  Baden, 
wie  in  Raiern  (S.  189),  den  Höchstbesteuerten  dirert  und  indiroct  dadurch  sfo- 
geben  wird,  da«»  sie  in  den  Gemeinden  (den  mittleren  und  kleineren,  nicht  den  Städte» 
der  St  0.)  das  Recht  haben,  »onn  ein  einzelner  Steoerpflichtiger  mindestens  den 
fünften  Theil  des  gesammten  umlagepflichtigen  Steuorkapitals  der  Gemeinde  besitzt, 
an  den  communalen  VerhaiidliHiscn  und  Beschlnss^fassting-en  (ibor  Aufsttlfunur  der 
Vorauüchläge ,  Fehtscti^uiig  der  Lm lagen  und  andere  mit  den  (ieuieindutinauzen  und 
Belastangen  znsammenhängende  Pnncte  persönlich  oder  durch  Stellrcrtreter  Theil  zq 
nehmen  (G.  0.  §.  93).  Ein  nicht  so  weit  gehendes,  aber  immerhin  werthvolles  und 
beAchtenswerthes  Hecht,  nemlich  bui  Berathuug  dos  Voranschlags,  wenn  dabei  ümlagea 
n  beschliessen  sind,  gehftrt  ta  werden,  steht  in  den  Gemeinden,  niisaer  den  Stildte« 
der  St.  O.,  dem  Domänenfiäcos,  den  Standes-  und  Grnudherren.  den  Stiftungen  und 
übcrhnnpt  denjeni<ien  Personen  /.u.  w<-lcho  mit  einem  Stenerkapitai  VOn  mindestens 
ÖO.OOO  yi.  zur  üeuiuinde  uuilagcptlichti^  sind  (§.  Ö4). 

Ausser  Umlagen  kttnnen  auch  nach  hadischem  (jemeinderecht  von  den  omlafo* 
Pflichtigen  Kinwolniern  persönliche,  eventuell  darch  Stellvertreter  leistende 
Dienste  gefordert  werden  (§.89),  in  den  Gemeinden  (ausser  den  Städten  der  St.  0.) 
mItStaatagenchmigurg  aach  die  Natorallelstonf  von  Hand-  nnd  Fnhrdiensten, 
sofern  für  Bezahlung  dieser  Dienste  soii>t  Umlag-eti  erh(bon  werden  iriü>sfen;  ünent- 
geltlichkeit  dieser  Dienste  hingt  aber  vom  Mehrhcitsbeschluss  der  da^a  Ver- 
pflichteten ab. 

Aus  dem  Anfsic  btsr  c  c  ht  des  Staats  über  die  (Jenuindca  ist  beachtens- 
werth  ,  das-  Tieüerdiic/*; .  be.sondors  wieder  seit  1870,  die  (Jemeindeu  überliaupt  freier 
gestellt  worden  bind.  Eine  Genehmigung  des  Staats  fur  die  Voranschläge, 
worin  implidto  noch  eine  solche  der  Stcaeramlagen  mit  liegt,  besteht  nvr  für  die 
Gemeinden  bis  4000  Einwohner  f§  172  b  der  G.  0  ).  In  den  grös.'^cren  Gemeinden 
hat  der  Barfrerausachuss  die  Genehmigung,  die  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  hekonunt 
nur  die  Mittheilung  des  Voranschlags.  Will  dic^o  Behörde  dann  auf  Grund  ihres 
AoftlehtwechtS  einschreiten,  so  muss  das  binix  u  30  Tagen  (in  den  Stedten  der  St.  O. 
binnen  zwei  Wochen)  ;:e>chehen,  widrigenfalls  der  VonnBchlag  in  Kraft  tritt  (G.  0. 
§.  172  c.  St  0.  ders.  Paragraph). 

Auf  dieser  Rechtsgrandlage  der  GememdeordnuDgcn  und  der 
dfese  abftoderndeo  Oesetze  bat  sieh  die  ConiinnnalbesteiieniDg  in 

Baden  in  der  Weise  gestaltet,  wie  es  die  statistischen  Daten  im 
folgenden  Ab.schnitt  ergeben.  Ein  starkes  Wacbscii  der  Gesammt- 
besteuemni^  w;ir  auch  hier  so  wcni^  wie  überall  zu  hindern.  Die 
Umlagen  bind  dadurch  schwerer,  die  Mängel  der  Grundlagen  daliii; 
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in  den  Staatssteuerkatastern  unvermeidlich  empfinrllicber  geworden, 
Da8  mnsste  auch  in  l^adcn  wieder  mit  auf  Fortbildung  der  Ver- 
fitösung  der  directeu  Steuern  hindrängen.  Das  Vermögensstener- 
project  ist  auch  dadurch  mit  veranlasst  worden.  Man  will  dabei 
auch  in  Zukunft  nn  der  UebereiDstimmuDg  der  Grundlagen  fär  die 
directe  Staats-  nnd  Gemeindebestenernng  festhalten.  Daher  sollen 
die  vier  partiellen  VermSgensstenero,  ans  denen  sich  die  nene  all- 
gemeine VermOgensBtener  zusammensetzen  wird,  auch  an  Stelle  der 
bisherigen  vier  Ertragssteuem  in  den  Gemeinden  treten,  nnr  ohne 
dass  eine  Snmmimng  der  steuerpflichtigen  Vermttgenstheile  in  der 
Gemeinde  stattfindet  und  ohne  Oewfthmng  eines  ScbuldabzugB. 
Kur  die  Erneuerung  und  die  spätere  weitere  rciiodieität  der 
KatastereinschUtzuugen  wird  daher  bei  der  Durchlührung  des  Ver- 
rnngenssteiierplans  für  die  GenKjiudebesteiierung  von  grösserer  Be- 
deutung sein  und  allerdings  wegen  der,  local  freilich  sehr  ver- 
schieden, eintretenden  I .rlidhunL'  der  KatHstt  i  wcithe  bei  Realitäten, 
etwas  auch  bei  Leihkapitalien,  zur  stärkeren  Verschiebung  der 
Steuerlast  auf  diesen  Besitz ,  übrigens  ganz  mit  Reobt|  beitragen, 
falls  nicht  dies  hindernde  oder  modificirende  neue  gesetzliche 
Normen  fdr  die  Vertheilung  der  Gemeindennilagen  auf  die  Ter- 
schiedenen  VermOgenskategorieen  nnd  auf  die  Einkommenstener- 
ansebiftge  eintreten  sollten. 

S.  oben  8. 280  ff.  Ober  den  VennOgeDssteiiefpbui  und  die  Dentcscbiift  II  nr  Stenern 
lefom  nebst  Kammetbeiichtea. 

§.  92.  Die  Kreise  führen  auch  einen  eigenen  Hanshalt  mit 
Ausgaben  und  Einnahmen.  Unter  ersteren  befinden  sich  auch 
obligatorische,  so  für  Landarmenwesen  und  Strassen,  wofür  aber 
die  Kreise  auch  Staatsbeiträge  (Dotationen),  wie  neuerdings,  seit 
1890,  auch  für  allgemeine  Kreiszwecke  erhalten.  Das  ßesteuerungs- 
recht  der  Kreise  betrifft  die  Erhebung  directer  Umlagen,  welche 
nach  allgemeiner  Regel  auf  Grund  der  Steuerkapitalien  und  An- 
schläge auf  die  einzelnen  zum  Kreise  gehörigen  Gemeinden  repartirt 
werden.  Die  betreffenden  Summen  erscheinen  daher  nicht  als 
eigene  Kreissteuem  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Objecte  und 
Sttbjecte,  sondern  als  Gemeindelasten  aus  dem  Kreisverband,  welche 
eventuell  dann  aus  erhöhten  Gemeindeumlagen  mit  bestritten  werden. 
Prägravationen  einzelner  Gemeinden  sind  dabei  statthaft 

S.  Vcrwaltnngsfresetz  ?on  IbOH.  mit  Abänderungen  darcb  Gesetz  vom  2.  März 
1880  und  17.  Mai  1886.  Bes.  §.  41.  48.  Die  8teQ6rluipittlieD,  welche  die  GrandlMge 

der  GcmcindebcsteneruDg  bilden,  erleiden  für  die  Kreisbestcoerong  einzelne  Vtr- 
änderuugen,  so  werden  z.  B.  die  Stenerkapitalten  der  Oemeinden  selbst  (rom  Gemeinde- 
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vennOgcD)  und  der  auf  Kechnani^  der  Gemeinden  nnterbaltenen  Anstalten  bei  der 
Krcisbcstcuerung:  für  die  Repartition  einjjerechnet.  Neue  Ordnung  der  Staatsdotationen 
für  die  Kreide  durch  (icsctz  vom  27.  Dec.  1891  (fester  jährlicher  Gesammtbetrag  von 
960.000  M.,  mit  festem  Betrag  für  jodeo  Kreis).  S.  Schenkel,  Staatsrecht,  S.  42, 
den,  im  worterb.  d.  Verwais  Art.  Kieia,  anch  £rg.b.  2,  Wielandt,  Staatsr.,  §.  63. 


CommnnaUtener  -  Statistik. 

§.  93    Baden  erfreut  sich  seit  länger  einer  trefflichen  bezUg- 

lichcu  amtlich cn  Statistik.  Aus  dem  reicbeu  Inhalt  derhclben  sollen 
hier  nur  einige  Daten  von  besonderer  Redentuni^  f(ir  die  Characte- 
rie^iruni?  der  praetischen  Aasgestaittmg  der  Comniunalbesteuening 
zasammeD gestellt  werden. 

Wesentlicli  itacb  den  zusammenfassenden  Tabellen  des  Statistisclien  Jabrbachs 
(seit  1868,  alloialig  eingehender  geworden).  Die  statiatischcn  Materialien  sind  ansser- 
oem  in  eigenen  amtlicbeo  Pablicatfonen  enthalten,  so  in  Befträiren  zar  Statistik  der 
inneren  Verwaltung  .les  Grosshcrzo^rfhums,  Heft  9.  Th.  1  und  2  (18.>8,  1859  .  Heft  14 
(186S},  in  den  neueren  Jabr^berichten  des  Miuisteriams  des  Innern,  so  für  l6tf9— 96 
(1897),  daselbst  aoeh  Uber  die  Kreiwerbiiide,  ferner  In  den  Landtagspapieren,  Bei* 
lagen  za  den  GesetfeotVUrfen ,  Kammerberichten  a.  dgL  S.  im  AUgenieineQ 
Kollmann 's  Anfs.  Commnnalbclastong  in  Oldenbarg,  mit  Vergleicbung  anderer 
L&nder,  im  Fin.arcb.  B.  1,  S.  625,  696,  auch  sonst  Daten  im  Fin.arch.  B.  4,  S.  313, 
B.  12,  S.  228,  286  (ans  den  Materialien  des  Yerbranclustenergesetses). 

Die  folgende  Tab.  54  gicbt  einen  allgemeinen  Lebcrbiick  der 
Entwicklung  der  Finaoseu  und  Steaem  aller  Gemeiaden  in  den 
letzten  30  Jahren. 

TaV.  54.   Badiache  Geveindcfinanzen.   (Hill.  Mark).') 

1868  1878  1888  1897 

Vor  mögen                           224.5  288.2  390.7  423.1 

Dafon  6e1»ftade*)  —  —  70.9  86.5 

^     landr.  n.  forstw.  Grandat»)    .   —  —  244.0  245.7 

Gas-,  Wasserwerke  u.  dgl.  .    .    —  —  20.6  ;>'»  4 

Gcr&tbe,  Materialien,  Yerscb.  .    —  —              16.9  lii.T 

ansstehende  KapitaUnn  .   .  .   12.5  20.5  30.3  29.9 

„     Casscnrorrath  —  —               3.7  4.5 

Schulden                             14.3  46.1  76.1  104.9 

Damnter  Passir-Kapital                    12.9  44.8  75.5  104.0 

Steuern«)                               4.89  18.44  15.87  18.45 

Davon  allgemeine  Umlagen  *)   .    .    .     4.39  12.57         15.05  17.78 

aaf  Bürgernatzunpen  ....     0.27  0.44           0.82  0.67 

Soweit  die  älteren  mit  den  neueren  Zahlen  vergleichbar  sind, 
was  im  Ganzen,  doch  nicht  völlig  genau  der  Fall  isti  sind  die 

>)  Nach  den  Daten  im  slat  Jahrb.  Jg.  1868,  1878.  1898  (Bechnnng). 

*]  Nach  Brandyersichemngsanschlag  (also  so  niedrig  angesetzt,  ohne  Wnth  der 

Aren  nnd  des  Fundaments). 

*)  Einschliesslich  GruodgefäUe  nnd  Berechtigungen. 

<)  1868  nod  1878  !neL  226.000,  bexir.  480.000  M .  Veransbetrlge  (Sondemmlagen), 

aber,  soviel  ich  sclie,  ohne  die.  damals  allerdings  noch  onerhcbliclien  Verbranchs- 
ateoem.    Diese  letzteren  waren  in  den  Städten  der  St.  0.  1880;82  561,000  M. 

1888  and  1897,  wie  es  scheiAt,  alle  ümlagen  (aoeh  Sonder-)  nnd  Ver- 
VmociiwteQera. 

Am  Wagner.  FlnaaiwIfwaaAaft  IV.  21 
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6.  B.  Uebenichtaa  der  Besieneniiif«  Bftd«o.  §.  98- 


Stenereinnabmeii  demDaeh  stark,  anf  Uber  das  Dreifache,  jedenfalls 
nicht  unwesentlich  atftrker,  als  in  nngefiihr  derselben  Periode  nach 
Tab.  50  (S.  292)  die  Staatsstenereinnahmen,  gestiegen.  Zum  bei 
Weitem  gritasten  Theile,  zu  Uber  90  auch  jetst  noch  ans  directer 
Stcner  herrührend,  betragen  sie  mehr  als  die  directen  Staatsstenem, 
sn  denen  sie,  wie  oben  gesagt,  als  ZoscblSge  binzntreten,  in  1897  mit 
116  7o'  directen  Commnnalsteüern  (incl.  Auflagen  auf  Bllrger- 
nntzungen)  belasten  dalier  aiuh  den  Kopf  im  Durchschnitt  höher 
als  die  Staatesteuern,  1898  mit  c.  U.5G  M.,  gepren  7.98  M.  directer 
Staatsstenern,  freilich  mit  sehr  grossen  Verscbiedeuheiten  nach 
Stadt  niid  Land  und  nach  einzeliu  n  (  U  nu  luden.  Diese  Sachlage 
erklärt  mit  die  neuere  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  in  den 
Städten  und  das  neue  Auftauchen  von  KeformbestrebuDgen  &af 
dem  Gebiete  der  directen  Stenern. 

In  weitere  Einzelheiten  giebt  die  folgende  Tab.  55  Einblicke. 

Tab.  55.  Stetterertrftge  der  badiachen  Gemeindeii  (nach  Yonmsclilag, 

in  1000  Mark).») 

1880/82      1888  1894 


Stidte 


and. 
Gem. 


Stidte  Stidte 


1.  Umlagen,  aufGnin'l-  a.  H&Dser- 

steaerkapital     ...  — 

2.  „  anf  üewerbesteuerkapital  — 
8.           „   Kaiitatrentatkapital  — 

4.  „   Eink  steaeiMScbli^e  — 

I.  Summe  1—4   3170 

5.  UmJagen  avf  BttTgernotzungcn .  81 

6.  Verbraachssteuerertrag  (roh)') .  c.  .535    c.  25 

II.  Somme  1—6   3736  10156 

7.  Bes.  Umlagren  (f.  Spccialzweckc)  6  191 


—  1158  1686 

—  847  1358 

—  507  fMÜ 

—  936  1453 
9196  3448  5167 

985  19  12 
988 


aad. 
Oem. 

7851  1754 

1148  1455 

37;^  759 

1501  i:,r,9 

10433  5537 

662  15 


1897 


1261    (c.  341  1429 
4455  6440   11129  6981 
—      —       136  — 


7726 
1326 

402 
1750 
11204 

664 

fc 

11903 
84 


Obwohl  in  Baden  keine  sehr  errossen  Städte  vorhanden  und 
nur  die  weniirer  grösseren  (9)  unter  der  StUdteordnunff ,  die  zahl- 
reichen kleineren  (108)  mit  unter  der  allgemeinen  Gemeindeordnung 
stehen,  tritt  doch  auch  hier  die  viel  höhere  Hteuerbelastung  in  den 
Städten  der  St.  0.  gegenüber  den  Übrigen,  die  kleineo  Städte  mit 
einschh'essenden  Gemeinden  bervor.  Darcb  die  neuere  stärkere 
Entwicklung  der  Verbrancbssteaem  ist  dem  Anwacbeen  der  directen 
Stenern  in  den  Städten  der  St  0.  zwar  etwas,  aber  doeb  keines* 
wegs  Yollständig  entgegengetreten  worden.  Ibr  Ertrag  ist  in  den 
letzten  10  Jabren  bier  immer  noch  am  50—60  gestiegen. 

Anf  den  Kopt  kommen  in  den  Stidten  der  8t.  0.  an  directen  ßtenern  1880/82 
14.80,  1896/97  c.  15.44  M.»  an  Verbianclitttenern  bezv.  2.50  and  c  4  M.  (auch  bei 


')  Nach  stat.  Jahrb.,  1$^0;82  nach  KolImanD,  Fin.arch.  B.  1,  S.  696. 
Stidte  sind  die  der  St.  0. 

*)  Bob,  abzüglich  Rdckrergatnnf. 


—  Die 
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dies  II  S  eaern  auf  die  ganze  st&dtische  BerOlketllDg  dleNT  Stidte  berechnet,  obwohl 
in  "2,  Lahr  und  in  Bruchsal,  keine  Verbrauchsbesteuernng  bestami,  auf  den  Kopf  der 
Städte  mit  solcher  Besteuerung  allein  kamen  18d(>;97  c.  4.24  M.).  In  den  tlbrigen 
GttHWindeii  «u  die  BclMton;  mit  directen  Steveni  1880/82  7.66,  1896/97  o.  8.60  H. 

Tod  den  «inzelnen  Steuerarteo  überwiegen  begreiflich,  mit  c.  '/s* 

klein cr'^'n  Städten  und  besonders  auf  dem  Lande  die  Umlag-cn  auf  das  Grund-  und 
lUoberatöuarkapital,  gegen  nur  ca.  */«  ui  den  Städten  der  St  0.,  steigen  die  Erträg- 
■iflM  Midi  dafon  aber  htA  der  raaelieren  Yeraiebnug  der  Ctebtode  in  den  gritaaeren 

Städten  der  St.  0.  noch  mehr  als  in  den  Übrigen  Gemeinden.  Die  Umlagen  in  den 
Städten  der  St.  0.  auf  das  Grund-  und  TlJxn^orsteaerlapital  bewehrten  sich  1897 
zwischen  30  (KailMuhu)  und  61  PL  ^CoustaIu;  aul  100  M.  Stcucrkapiial ,  ebenso  bei 
der  Gdwerbestoaer.  waren  in  alleo  Stidten  8,8  Pfennig  bei  der  Kapitalrentensteaer 
und  standen  für  100  M.  Einkommensfencranschlai^  zwisrh'^n  Tt^»  (wiederum  K-irlsrithc) 
und  183  Ff.  ^wiederum  Constanz).  Während  die  Einnahme  aus  Verbrauchsätoucra 
roh ,  ab  Bttckrergtttungen)  1897  bei  aUeo  Stidten  der  St  0.  25.8  %  der  difeeten 
Steacrumlagen  war,  betrag  sie  bei  Constanz  37.9  (lOLOOO  aus  Verbrauchssteuern, 
267.000  aus  Umlai^en),  bei  Karlsruhe  (313.000  M.  aus  Verbrauchssteuern,  L017.000 
aas  Umlagen)  30.9,  bei  Mannheim  (377.000  ans  Verbrauchssteuern,  2.056.000  M.  aus 
ÜBlagen)  nur  18.8  */o.  Nach  einer  Statistik  dos  Ertrags  der  einzelnen  Verbrauchs- 
stcuerobjectö  kamen  in  in  Karl.sruhe  18G.O0O  auf  Getränke  iWcin  34.000,  Bier 

102.000),  U896  bezw.  Ub.UOO  ,40.000,  78.000  M),  auf  MehU  Brot  u.  dgl.  97.000 
(1896  104.000  M.),  Scbhcbtrieb  und  Fleiseh  71.000  (1896  91  000  M.),  Geflügel,  Wild- 
I-ret  20.000  (1?9C  22.000  M.),  Fische  4800  U896  6000  M.),  Fourage  1400  (189G 
1200  M.).  zusammen  330  00(1  (incl.  .jO.QOO  M.  für  nicht  abpezoi^ene  KüclvTercÜtunfr) 
(1896  342  000  M.),  m  Mauubeim  IS^Ü  auf  Getränke  119.000  M.  (Wein  IG.OOO.  Bier 
108.000),  Mehl,  Brot  u.  s.  w.  124.000,  Geflögel,  Wildprct  16.000,  Fische  4200,  zu- 
sammen 2 '3  000  M.  (incl.  34.000  M.  Rürkvcr^tltung).  Materialien  des  Verbranchfl- 
steuergesetzes  lb94,  Fin.arch.  B.  12,  S.  246,  städt  stat.  Jahrb.  B.  7,  S.  302). 

Die  Hobe  des  Umlag efaeeee  war  nach  den  Materialien  des  Hat  Jalirb. 
(&  29,  &  500)  ftlgende: 

Tab.  56.   Anlagefass  der  directen  Steuern  in  badiscbeu  Gemeinden^) 

{nteh  Etat,  Zabl  der  Goneinden). 

Stidte     Andere  Gemeinden  Alle 
der  St.  0.     Uber  4000  Einw.  Gemeinden 


Auf  100 

M.      in  1897 

in  1897 

in  1897 

in  1S90 

Gesammtzahl 

9 

19 

1851 

186.5 

Ohne  Cmlaire 

113 

116 

Unter  10 

Pfennig 

9 

18 

10-19 

n 

76 

89 

2^-29 

*t 

2 

129 

188 

80-S9 

*% 

1 

4 

235 

268 

40-49 

n 

4 

2 

332 

868 

.50  59 

,t 

1 

6 

306 

309 

60— 

,« 

1 

3 

264 

199 

70-79 

«» 

1 

169 

135 

80-89 

«1 

84 

84 

90-99 

«1 

1 

44 

35 

100-109 

M 

34 

23 

110-119 

4t 

21 

15 

120-129 

♦1 

8 

13 

180- 1S9 

8 

2 

140-149 

9 

8 

ftbor  150 

»» 

10 

5 

Gesammtzahl  der  in  B-  tr.irht  kommenden  (rechnnnirsführenden)  Gemeindon 
nnd  Jiebenorto,  wovon  die  Anzahl  der  (jemeinden  übcrhaujjt  abweicht,  so  1S97  crstero 
1851,  diese  nur  1578,  in  1890  bezw.  1885  and  1578. 

21* 
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912  6.  B.  Uebenrielitaa  der  Betteaenu^.  Ktmm.  §.  9S,  94. 

Aach  hier  zeigt  sieh,  wie  in  anderen  dentaeben  Lündern,  die 
Abnahme  der  Gemeinden  mit  niedrigen ,  die  Znnabme  deijenigen 
mit  hoben  Umlagen.  Eine  Entwieklnng,  welehe  immer  die  M&ngel 
eines  Erlragesteneraystems,  anmal  mit  etabilen  Steoem  wie  der 
badischen  Grnndstener,  Tenebärft  nnd  anf  die  Personatbeatenerang, 
die  allein  uüch  die  Schulden  mit  berücksichtigen  kann,  hindrängt. 

Die  Beiträge  der  Gemeiiuicn  zu  den  Bezirks-  und 
Kreis  verband  8  kosten  sind  trotz  der  IStaatsdotation  und  deren 
jüngster  Erhöhung  für  die  Kreisverbändo  in  lAni^samer  Steigerung 
hof^^rifTen ,  wenigstens  naob  dem  al)>(>Iuten  Üetrage,  nnob  dem 
relativen  (Höhe  des  Umlagefusaes)  iiaben  sie  eine  ideiue  Ver- 
mindemng  erfahren. 

Sie  botrujrrfi  I^^^G  1.253  000.  1895  1  177.000  M.  Der  Cmlagrefuss  für  100  m. 
Steaerkapital  war  and  1895  im  Minimum  25  und  20,  im  Maximum  5t>  and 

50  Pf.  (Stat.  Jahrb.  für  1898,  S.  505,  Jahresbericht  des  Ministeriums  des  Innera  fcir 
1868/97  (1897).  B.  2.  8.  529  IT.). 

6.  Abschnitt 

5.  Hessen. 
(Groasberaogthnm  Hessen -Darmatadt.) 

Aach  in  diesem  Staate  kuUflt  sicli ,  ähnlich  wie  in  Baden,  das  finanzwUsen- 
leliAfUiehtt  Literease  voniamlich  an  die  cii^^ottaniiro  Aasgestaltoni:  der  directen  Be- 
steaemng:  jnerst  ein  nach  und  nach  aiisKi'bildetcs  System  der  Er trafcsbestcuerun ^ 
mit  einig«!!  bemerkeusircrthen  Eigentbumiichkeiten,  dann  Eingliederaog  der  Ein- 
kommenstener  Sd  die  directe  Betteoemog  und  dunit  mehr  Hinflberfttliniiiir  der> 
selben  in  die  Pcrsonalbestenemng.  Darauf  jUnirst  (1899)  völliger  Sier  d(>r  Letzteren, 
Aufgeben  der  Ertrag'f?stc  ncrn  seitens  des  Staats,  Krhebung- der  Kinkommen- 
steuer  zur  staatlichen  llauptsteiier  und  Ergänaunjf  derselben  durch  eine 
Vermögenssteuer,  also  Keform  wie  in  PreimeD.  In  der  eigenen  inneren  Be* 
Steuerung  ist  die  viel  umstrittene  Weinsteuer  von  Interesse.  Die  folpende  Dar- 
stellung geht  hier  n&ber  nur  auf  das  allgemein  finanzwi^enscbaftlich  Wichtige,  auf 
die  Entvicklnng  der  direeten  Bcetenenaff,  ein.  die  anderen  Stenern  werden  nur 
kflner  beliattdelt  und  in  den  Pliasen  ihrer  SntwicUan^  nicht  geniner  verfblgt 

a.  Staatsbestenerung« 

§.94.  Purste  Periode.  Die  Begründung  des  directen 
Steuersystems  (1806  — 1827).  Auch  in  Hessen  liegt  der  An?- 
gangspunet  der  Stenergeschicbte  des  19.  Jahrhunderts  in  den  terri- 
torialen Umgestaltungen,  welche  im  ersten  .Tahrzehetit ,  180.3  11.. 
besonders  in  der  Kheinbundzeit,  die  ehemalige  kleine  Landgraisehatt 
Hessen -Darmstadt  erfuhr.  Die  Vereinigung  neuer  Lande  mit  den 
alten,  die  Erweiterung  des  Staatsgebiets,  die  Erlangung  der  vollen 
Sonyeränetäty  die  £rbebnng  zum  Groasbenogthnm  als  einem  Ein- 
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iieiLs.st;iate  tührlen  zu  ähnlichen  Aufgaben  und  Maassregeln  auf 
finanziellem  und  auch  auf  dem  Besteuerungggebiete  wie  in  den 
anderen  süddeatschen  Staaten.  Namentlich  wurde  auch  in  Hessen 
aUbald  eine  Aasgleicbnng  der  beatebenden  Stenern  und  eine  Vcr- 
einbeitlicbang  der  SteoerTerfaMnng  in  den  rereehiedenen  Lande»- 
theilen  erstrebt  und  naeh  und  naeh  aneh  erreicht 

VoD  Bedentong  war  d*bci,  dass  der  Territorielbestand  mehr  wechselte .  Kesseu 
hei  der  ciidgiiügeu  Territorialregoliniiig  von  1815/16  jUngbt  erworbene  Uehiete  (ao 
in  Wotfalon)  wieder  ?erlor  und  netie  (iubbesondere  Rheiuhessen  auf  deu  liokcn  Ubciu- 
uferj  erlangte.  Die  bestehende  Eiutbeilung  des  kleinen  Staats  in  drei  .tPro^iazen", 
Siarkeobarg,  Shednhessen  und  du  abfetrenot  nOrdüch  Hegende  ObM'hewen«  liiniii;t 
mit  diesen  TtTritorialrtt^ulinnii^tn  znsammen.  Im  alten  Stauiinlande  war  seit  dem 
16.  Jahrhundert  eine  dirccte  Steaerverta>äuii^  eingebürgert,  auch  fortgebildet  worden. 
An  sie  konnte  im  neuen  Staate  noch  augeknüpft  werden.  Im  rechtsrheinischen  Gebiete, 
bMOOdeis  in  Oberhcsscn,  wurden  btattdesherrliche  Lande  dem  Staate  einrerleibt, 
was  auch  in  finanzieller  Hinsicht,  in  Betreff  der  Douiänen,  die  den  hishcn^en  Herren 
verbiiebeu,  von  nachhaltiger  Bedeutung  war.  In  diesen  wie  in  anderen  erlangten 
Gebiettttbeitea  bestanden  ftbetsll  veneliiedene  SieoerverfiMsangen,  die  onmOfflieh  ia 
ihrem  bisherigen  Zustando  belassen  werden  konnten.  Mit  Kheinhesseu  war  181.5  ein 
(yebiet  mit  der  neuen  iranzOsischeu  Steuervorfassung  Übernommen  worden,  was  auch 
Atr  dfo  Fortbildung  der  heischen  Besteaening  von  Einflass  wurde.  Nach  dorn  Ab- 
schlose  der  Territorialregulirung,  laletzt  durch  ^aatsreiuige  von  1816.  hatte  das  Gross« 
herzogthum  einen  Gebietsumfan^  ron  153  fnach  neueren  An-^abcn  152  3)  Quadratmeilea 
gegen  nur  66  im  Besitz  der  ehemaligen  Landgrafscbaft  um  1792.  Vorher,  in  der 
späteren  Bheiobondzeit,  hatte  es  sogar  schon  210  Qa.-H.  besessen.  Der  Verinst 
1>'1Ö  in,  vomeinlich  im  Au^ta^lsch  vun  Hessisch-Westfalen  mit  Rheinhessen  bestehend, 
war  Übrigens  mehr  ein  solcher  au  Land  als  an  Leuten.  Hessen  ibt  dann  aber,  ab« 
gesehen  von  Preossen,  aocb  derjenige  noch  bestehende  Einzelstaat,  dessen  Gebiet 
durch  die  Ereignisse  von  1866  allein  rerhiltnissm&sjig  erhebliche  Veränderungen  und 
zwar  Verluste  erlitten  hat  (die  baieri!>chen  waren  absolut  und  vollends  relativ  gerini^- 
fugiger.  s.  o.  S.  174  Note).  Es  musstc  nicht  nur  das  erst  im  März  1866  ihm  durch 
Aassterben  dw  betreffenden  Nebenlinfe  zngefallene  Hesseo-Hombarfr  mit  5  Qo.-lC 
an  Preussen  abtreten,  sondern  aiirb  2  Kreise  (Vöbl  und  Biedenkopf)  nnd  kleinere 
Theile  anderer  Kreise  der  Provinz  überhesseu  mit  14.9  Qu.-M.,  wogegen  ihm  zur 
Abrundung  nnd  Beseitigung  von  En-  and  Exciaren  von  Preussen  kleine  korbeftiflche, 
uassauische  und  frankfurter  Laudesthcile  ubeila-,M;n  wurden  (/usauimen  1.83  Qu.-M  ). 
So  hat  si.  b  das  he.>MSche  Staatsgebiet  von  I  ".'i  ;^  Qii.-M.  mit  H 53.000  Ein w.  (in  \>^(^,i) 
(ohne  Berücksichtigung  He^o<Uomburgs)  um  c.  13  (^u.-M.  mit  danuüs  c  36  000  Einw., 
aof  1S9.6  Qa.-M.  mit  S17.000  Einw.  (in  1864)  rermlndert.  Der  Verlast  traf  fiwt  gauK 
auf  die  Provinz  Oberhessen,  der  übrigens  die  neuen  kleinen  Erwerbtin ü^cn  »^rftssten- 
theils  angegliedert  worden  sind.  Der  gegenwänige  üebieisumt'aug  und  die  Bevölkerungs- 
zahl (1895^  stellt  sich  auf  7682  Quadratkilometer  iProviuz  Starfcenburg  301'J,  i^hein- 
hessen  1375,  Oberhessen  3288)  mit  1.039.0SK>  Einw.  (Starkenburg  444.562,  Kheinhesseu 
322.934,  Oberhessen  271.524).  (S.  Genaueres  Uber  die  Territorialverhältnisse  der 
Laudgrafschal't  und  des  Grossherzogthums  iicssen  in  B.  13  der  „Beiträge  zur  Statistik 
des  Crossherzogthoms  Hessen"  (1872).  Viobahn,  Statistik  Deutschlands.  B.  1,  die 
Tabellen  S.  32.  74.  ICH,  mit  den  da/u  i^^diuiif^en  Au?fuliruniren.  »iothaer  Ilofkalendee 
fOr  S.  624.  Gar  eis.  Staatsiecht  Hcäseus  in  Marc^uardsen  s  Sammelwerk  S.  54). 

Im  nen  errichteten  Grossherzogtliiim  wurden  znnäehst,  wie 

damals  in  anderen  Kheinbuud.staaten  (o.  8.  1.38  ßaiern,  S.  203 
Württemberg)  und  später  nach  180G  auch  iu  Treusseu  (o.  8. 17)  liic 
mudenicn  KechtsgriindbUtze  der  „staatsbürgerlichen"  Steuerpolitik, 
die  Allgemeinheit  und  GleichmässigiLeit  der  Bcsteueraug, 
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daher  die  Aufhebuug  aller  bisherigen  Steuerfreiheiten, 
auch  die  Mitbesteuerang  der  landesherrlicheo  Güter,  Gefälle  u.  s.  w. 
feierlich  proclamirt.  In  der  cbaracteristischen  Weise  der  Zeit  wurde 
das  mit  der  herrschenden  Theorie  vom  Staate  und  von  der  Be- 
gründung der  Steuern  („Assecuranz-  und  Vortheilstlieorie",  ft.  Fin. 
II,  §.  178  ff.)  moÜTirt  (Edict  vom  1.  OcL  1806). 

Es  könne  fortan  „lein  anderer  Grundsatz  stattfinden,  als  der,  dass  alle  Staats- 
bürger, da  sie  gleichen  Besitz,  gleiche  ßcchto  und  gleiche  Yortheile  ron  dem  Staate 
zu  gcniesscn  haben,  auch  alle ,  ohne  irgend  eine  Ansnahme,  yerbonden  sind ,  an  dca 
dadurch  unumgänglich  veranlasst  werdenden  Kosten  und  Abgaben  r erhält niSdin&ssifU 
Antheil  zu  tragen"  (gen.  Edict  von  1806).  S.  zugleich  für  die  folgende  Darstelloni:. 
L.  Banr«  Handbuch  des  dirccten  Steaerwesens  o.  s.  w.  in  Hessen,  1.  Tb.  (einzigerX 
Hflidelberg  1868,  S.  «6  ff. 

Die  Hauptmaassregcln  der  Steuerpolitik  bestanden  in  der  Ueber- 
tragung  des  Bezugsrechts  aller  steuerartigen  Abgaben  in  den 
annectirteu,  auch  den  staudesherrlichen  Gebieten,  einschliesslich 
der  in  Gerichtscassen  (auch  der  Patrinioinali^ericbte)  fliessendeu 
an  die  Staatscasse,  ferner  in  der  Einleitung  einer  A  ii  s g;!  ei  c  h ung 
der  directen  Steuern  iu  den  verschiedenen  alten  und  neuen  Landes- 
theiloD,  zunächst  zwischen  den  drei  Provinzen.  Hierbei  wurde  an 
alteingelebte  Grundsätze  der  directen  Stenerverfassong  in  der  alten 
LandgrafBchaft  angeknüpft.  Anf  Ornnd  von  Schätzungen,  zunächst 
der  Immobilien  (Grandstacke ,  Hänser,  auch  Grandrenten  n.  dgl.), 
dann  (181B)  auch  des  Viehstands  nnd  der  Gewerbe  (dieser  nach 
Arbeitsverdienst  nnd  Betrag  des  nmlanfenden  EapitalSi  mit  Ans- 
debnnng  der  Stener  aneh  anf  Handarbeiter,  Taglöhner  nnd  selbst 
Landwirtbe,  Gesetz  vom  2.  Oct  1813)  wurden  sogen.  „Steuer- 
kapitalien"  gebildet,  welche  als  Grundlage  fflr  die  Re- 
partitiou  dets  durch  die  directen  Steuern  auUubriugeuden  Geld- 
betrags dienten.  Zum  Zweck  der  Ausgleichung  der  Steuerlast 
zwischen  den  Provinzen,  den  alten  und  neuen  Landestheilen,  wurde 
zunächst  das  (»i  ssenverhältniss  dieser  Steucrkapitalien  in  den 
neuen,  den  erforderlichen  Abschätzungen  jetzt  unterzogenen  Landes- 
theilen zu  denjenigen  in  den  alten  Landestbeilen,  in  welchen  man 
die  bisherigen  Schätzungen  benutzte,  festgestellt  und  so  ein  ver* 
scbiedener  YertheilongsschlUssel  für  den  durch  diese  Stenera  in 
den  einzelnen  Landesgebieten  aufzubringenden  Betrag  gewonnen. 
Diese  der  altbessiscben  Steuerverfassung  entnommene  Bildung  von 
„Stenerkapitalien"  ist  bis  in  die  Gegenwart  eine  Eigentbttmliebkeit 
des  Landes  geblieben  und  erst  bei  der  jtingsten  Reform  1899  mit 
dem  völligen  Uebergang  zur  staatliehen  Personalbesteuerung  fallen 
gelassen  worden.  Die  Steuerkapitalien  der  verschiedenen  Wertb- 
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and  Ertragsobjecte ,  bei  deren  Bildung  natinlich  vou  vornherein 
niancberlci  Fictiouen  unterliefen,  galten  dabei  daun  als  einiger- 
maas.sen  humogene  Grössen,  nach  denen  die  bogen.  Steuer- 
ausschlUge  durcbireflihrt  wurden,  d.  h.  bestimmt  ward,  anfaugs 
tiurcb  die  Verordnungen  der  altsoluten  Uegierun^^ ,  s|)äter  in  der 
neuen  stiindiscbeu  Periode  im  Finanzgesetz,  wie  viel  Kreuzer  vom 
Golden  des  Stenerkapitals  als  Steuer  erhoben  werden  sollen.  Früher, 
bis  Ende  der  70er  Jahre,  wurde  dabei  grundsätzlich  immer  der 
gleiche  Ausschlag  auf  den  Gulden  (später  die  Mark)  auf  alle  Steuer* 
kapitalien  gelegt,  und  gerade  die  Möglichkeit,  dies  sa  thnn,  galt 
als  VorCbeil  des  Systems.  In  neuerer  Zeit,  seit  den  80er  Jahren, 
sind  aber  doch  yertchieden  hohe  Aiiaschlttge  erfolgt. 

Bei  Ucü  ianüiiclicii  iinmdülückcii.  aucli  den  Weinbergen,  Waldungen,  wurde  in 
den  Gesetzen  der  ersten  Zeit  im  Princip  dor  classeiiwoise  atogMcliitzte  Reinortng« 
bei  Geb&uden,  Ilüfraithen,  Gärfort  "'^I  Jilen,  Hammerwerken  u.  d^l.  cin<)  Quote  (4*  8, 
3Va^e)  des  ermitlclleu  billigen  kaulwcrUui,  bei  Zehnten  u.  dgl.  das  mutiere  Jahieä- 
«inkoramen,  als  Steaerkapitat  angeoommon,  Fflr  andere  BteDcipflichtigc  persönliche 
und  gcvrcrblicho  EinkQnfto  wurden  Glossen  ron  einer  Ueihe  gesetzliclior  Vorhilltniss* 
zahlen  bestimmt,  in  die  dann  die  einzelnon  Objecto  nacli  gewissen  Merkmalen  ein- 
gcäcbuut  wurden.  Dadurcli  gcwaun  mau  eine  brauci^bare  formale  Kuchuuugsgrundlage 
zur  HcpartitioD ,  aber  freilich  Iccino  genQgende  Sicherung  einer  materieU  ridhügen 
Vcrhilinissm.lsi.i'-'-b  it  der  SteuerrcrthciJung-.  Namentlich  die  Mobiliarwcrthe,  Gewerbe, 
Qjid  sonstigen  einbezogenen  peisönlichen  ICinkommcn  aus  Arbeit  wurden  doch  nach 
gaos  anderor  Methode  ab  die  Immobiliarabjeete  ond  deren  Ertrige  eingeschätzt ,  ein 
MABgel,  der  auch  später  noch  verbliuben  ist. 

S.  aber  die  bezngliclie  üeset/ircbun'/  und  die  Ausführanfsinstructionen  Näheres 
in  der  ziemlich  aui>fuhriichcii,  aber  nicin  luiuier  ganz,  verstiindlichcn,  Darstellung  von 
Baur  u.  m.  A.  S.  68  IL  (z.  Tb.  auf  daselbst  citirter  älterer  l.itteratur  beruhend),  aveb, 
nach  Baur's  Werk,  in  Kurze  G.  Schanz  im  Fin  nrrb.  II.  is^.;,,  S.  23G  ff.  Die  rnehr- 
lach  interessante  altbessische  Steuerreifassung  war  in  der  auch  sonst  Üblichen  Wcisa 
tine  Art  VerraOgenssteaersysteiD  schon  sdt  dem  16.  Jabrfaandert  goweaen  ond 
hatte  eine  principiell  richtige,  nur  in  der  Dnrchfahrung  mangelhafte  Fortbildung  er- 
f.ihron  (1576  sogen.  Treysacr  Anschlag  f  ir  Aufbringung  einer  Türkenhilfe  eingeführt, 
mit  VcrmOgenäregisiurii ,  nach  cidlicUcii  Sulbfiangaben,  Fortbildung  zu  einem  System 
der  förmlichen  Katastrireng  der  Immobiliarobjccte,  d.  h.  des  wesentlichsten  TheiM  der 
Stoaeroljeote,  mit  Ertragstaxirung  im  Jalire  1700,  Baur  S.  lö  IT.,  34  IK). 

Als  1814/16  das  Staatsgebiet  die  erwähnten  Yctänderungen  erfahr,  wurde  die 
ia  Bbdaheamai  beetebeode  fhinzMscbe  Yerfaasaiu:  der  direclen  Steaenk  zniiicbrt  hier 
belassen,  die  begonnene  Grond»teuericatastrlrung  ^rtgefahrt,  dann  aber  auch  in  dieser 
Prorinz  eine  Reihe  von  Arbeiten  rort^cnommen,  um  die  (ileichslellung  der  Besteuerung 
mit  derjenigen  der  beiden  anderen  Provinzen  hurbeuufuhreu  und  die  Anwendung 
des  aUgemeiiieii  Bepaititionssystom»  vonabereilen. 

Mit  dem  Erlass  der  s  t  U  n  d  i  s  cii  e  n  Verfassung  am  17.  Dec. 
1820  trat  auch  Hessen  in  dio  couüLitutionelic  Aera,  Für  die  Finanzen 
und  auch  flir  die  Hesteuemn":  enthält  die  Verliissnn^'  eine  Anzahl 
bemerkenswcrther  Bestimmungen,  im  Ganzen  iu  der  damals 
tiblichen  Weise. 

Von  nacli!)  iltiui  r  Bedentunsr  sind  die  Bestimmungen  d  i-  Verfassang  über  die 
Domänen.  Ein  Drittel  daron,  nach  dem  durchschnittlichen  Keincrtrag  berechnet. 
Mibe  dem  Staate  znm  Ycricanf  nnd  zur  Schuldentilgung  au  dem  ErlOs  itbergeben 
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«rerden.  Die  Qbrigen  Zweidrittal  worden  als  schuldenfreies  unTor&nsserliclies  Familien* 

eic'enthuui  des  Funsteiihausf^  rllHrt.  doch  so,  dass  die  Einkünfte  darau-  im  Staats- 
budget stchea,  mit  2U  biaatäaui>gabcn  rerweudet  und  nur  die  zu  den  6cdurijui»9e&  des 
fünüiclieii  Havsee  ond  Hofes  erfoidetUebeo  Sauunen  vorzugsweise  daranf  ndidft 

werden  (Verfassung  §.  C,  7).  Der  Grossherzog  bezieht  eine  Ci?illiste,  die  wihreod 
der  Dauer  der  Rep^ierurigszcit  eines  Grosshei-zog:«  weder  ohne  dessen  ZustimmuniE:  ver- 
Uiiüdcrt,  uuch  ohue  Zustimmung  der  Staude  erhöht  werden  kann,  auch  darf  ohue 
ständische  Einwilligung  nichts  von  dem  Familicngute  (Domänen)  verbypotbocirt  werden 
(Verf.  ^.  70.  7).  iS.  (Jarci^.  Staatsrecht.  S.  HO  ff  ).  In  30  wird  die  Verj'tlichtiiD? 
aller  Ucssca  zu  gleichen  staatsbürgerlichen  Verbindiichkeiteu  und  gleicher  Tbeilnahmo 
«II  den  Staatslasten,  vofen  nicht  eine  rerfa86ungsuiiiä>igc  Ausnahme  beau^pruclit 
werden  kann,  ausgesprochen.  Ohne  Zustimmung  der  Stände  kann  keine  directe  oder 
indir"«'^«'  Auflage  ansgeschrie^rn  oder  erhoben  werden  (jj.  fi7  der  Verf.),  wobei  die 
Bcwiilit;uii;j;  aber  von  keiner  Kammer  au  die  Budiu^uag  der  Erfüllung  bestimmter 
Desidcrien  geknüpft  werden  kann  §.  (i^  eb.)»  S.  ferner  §.  68  Schlnss  nod  §.  69, 
auch  71.  Zur  Sicherung  dieses  veiiassnntrs massigen  Stenerbewillipungsrechfö  siiiJ 
noch  lt5U9  io  die  Steuergesetze  eigcnthumliche  Besümmungeu  Uber  den  Steuorfu:>s 
gekomineD. 

Bereits  unter  Mitwirkung  der  Stände  wurde  in  den  l.^L?Oer 
Jahren  dium  die  VerfaHisung  der  dirccten  .Steuer  auf  den  Irüber 
eiDgericbteteu  Gruodiagen  zum  Abscbluss  gebracbt.  Dies  geschah 
io  Betreff  der  Immobilien  durch  das,  Grund-  und  Gebändestener 
gemeinsam  betreffende,  Gesetz  vom  13.  April  1824,  an  das  sich 
zahbreiche  weitere  Gesetze  und  Verordnungen  anschloasen,  dann 
durch  das  Gewerbestenergesetz  vom  16.  Joni  1827  und  das 
Peraonalstenergesetz  vom  1&.  Jnni  1827.  Durch  diese  6eBets> 
gebang  warde  ein  modernes  Ertrags  Steuersystem  in  der 
namentlich  in  SAddentschland  Ablieben  Weise  gebildet ,  dem  nnr 
eine  Kapitalrentenbesteuerung  noch  fehlte.  Diese  trat  erst  später, 
im  Gesetz  vom  S.  Juli  1804,  noch  hinzu. 

Das  (iesetz  rom  13.  April  1>^24  verfugte  die  Vollendung  des  Immobiltar- 
katasters,  d.  b.  die  Kataatrirung  jeder  Alt  Grandelgenthams,  der  Gebinde 

mit  den  dazu  gehörigen  Hofraithen,  der  Berechtigungen  zu  Frohnden,  Sch&fereicn, 
Jagden,  Fischereien,  sowie  anderer  nutzbarer  dinglichen  Kerbte,  der  Zehnten  d. t 
(jrundlaätcii.  I  ur  daa  Gr  und  eigen thiiui  und  die  genattuteu  Rechte  blieb  da^ 
Priucip  des  Rcinertragskatasters,  für  die  Gebäude  das  der  Kata^trtnIIl^^  nacb 
mittlerem  Kaufirertb  bestehen.  Zunächst  erstrebte  man.  nach  der  Vollendung: 
ddü dehuitiven Katasteni,  Materialien  zu  gewiauuu,  um  bummarisch  alle  Utimarkuagen 
im  Staate  in  der  directon  Besteoening  der  Ertrafre  der  Iramobiliarobjecte  (fin  S&oe 
des  Ge^et/es)  i;l(  iijhstcllcti  zu  können  (Art.  12  If.  des  gen.  Gesetzes).  Es  w^urdeii 
„N  ormalütoiK  rkajiitrilien"  der  Gemarkungen  ermittelt,  die  wirkliche  Vertheilting- 
der  directea  Stcueru  auf  die  Steuerobjecte  erfolgte  danach  aber  erst,  wcau  die 
gemarkunftsweisc  Zusammenstelloog  derselben  ToUendct  «rar  and  gleicbzeitig  auch  die 
uhrip:<:n  directen  Stcti  -m  im  ganzen  Staate  nach  gleichförmigen  grcsetzlichen  Vor» 
bchriften  erhoben  wurden  (Getietz  §.  31).  Das  Gu&etz  bestimmte  dauu  die  Erledigaog 
der  Arbeiten  fitr  das  definitive  Kataster  in  verschiedenen  sidi  folgenden  Perioden, 
zuletzt  die  Gewannen-  und  Parccllenvernn  'Ait.  32  des  Ges.),  doch  diese  nur 

auf  Vi  rlanizen  der  betrelicnden  (Ii  indi-n  (Art.  ;!4,  dazti  Gesetz  vom  11.  Jan.  1831) 
und  die  i'ürcellcnvermcssung  dann  auf  deren  Ivoatcn.  Die  ganze  grosse  Gruudsteucr- 
Katastrirung  zog  ^icb  länger  hin,  machte  in  dem  Lande  mit  sehr  zersplittertem  Grund- 
besitz und  inr»ncher!ei  Culturcn  viel  "Mulu',  uilt  aber  :ds  eine  unprew  öhnlieli  >cirirfiiltige 
und  relativ  gelungene,  iß.  für  altes  Nähere  das  ganze  Buch  Ton  Baur,  darin  S.  92  £ 
AoAbrung  aller  bezügUcben  Gesetze  und  Verordnungen  bis  1867,  pussim  mhA 
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Schanz  in  dem  grossen  inhaJtreichen  AnfisaU  über  die  directeu  Steuern  Heitsens 
und  deren  neacsto  Kcform  im  Fin.arcb.  B,  2«  S.  238  C,  Pietiseh,  Stadien  Aber 
KÄtASterfra^r- MK  Strassb.  1878,  S.  142  ff.) 

Die  liebaude&teucrkatastriroug  erfolgte  auch  nach  dem  Gesetz  ron  1824 
dnreli  Abschitznng  des  bilHgen  localen  KauiWenhs.  woran  dann  eiee  Qaote,  Vis 
Gebäuden,  '  'jo  bei  Mühlen  und  Hainincrw  orkon.  wie  vonlcm  schon,  als  Steuerkapital  galt 
^Gesetz  tod  1824,  Art.  4).  Also  ein  ganz  anderes  Princip,  als  bei  der  (irandstcucr< 
katastriroDg,  iredorch  schon  die  dort  angenommene  Homogenität  der  beiden  Haupt- 
tlMile  der  directen  lamdbiliaräteuer  ((irinu]»tciKT  u.  w.  S.)  zar  Fiction  worde.  Aocli 
diese  Katasterirerthe  waren  wie  bei  der  ei<^ontlichen  Grundsteuer  stabil,  soweit  es  sich 
um  Veränderungen  im  Bau  selbst  bandelte.  Später  sind  mit  deswegen  fieviflionea 
(GcMftz  Tom  87.  Nev.  1860)  und  Verinderongen  der  Gebftndesteiierkapitalieii  (1896, 
1^07)  erfolgt.  Werth  veraD  Je  rangen  eines  Gebäudes  wurden  danach  in  etwas  g:r8sserem 
Maasse  berücksichtigt,  aber  nicht  aiigcmcin  die  durch  die  Verkehrsconjuncturen  be- 
wirkten. Die  mittleren  Kaufwerthe  wurden  auch  nicht  einmal  unmittelbar  ermittelt, 
sondern  aus  dem  Neubau  Werth  der  Gebäude  mit  Berücksichtigung  der  Werthrer- 
minderung  durch  Abnrit/.un^  oder  andere  besondere  Ursachen  (also  nicht  auch  der 
WertherhOhuDg)  und  aus  dem  Werth  dos  Uol'raitbegrunds  gebildet.  Der  Neubauwenh 
wufde  dabei  in  der  Art  festgestellt«  dass  eine  Mbillige  Baupreiseinheft"  fttr  einen 
Quadralfnss  tiherbautcr  Grundfläche  aus  den  localen  Preisen  dor  Ranmaterialicn  mit 
Racksicbt  auf  die  localen  Arbeitslöhne  abgeleitet  wurde,  die  dann  auf  die  Grundlläche 
des  Geb&ades  angewandt  ward.  Der  Werth  des  Hofraithcgrunds  wurde  nach  der 
IMichen  Lage  bestimmt,  mindestens  im  Betrage  des  billigen  mittleren  Kiufpreises 
Ton  Ack.  rf  ld  I.  Classe,  eventuell,  namentlich  in  Städten  höher,  hier  dann  nach  Maass- 
gabo  wirklicher  Kaufpreise  oder  durch  BückschlQsse  aus  den  Miethpreisen  ^s.  Instrucu 
voB  1857  fllr  neoe  ßegnltroog  der  GebRndestenerlEapitalien,  bes.  §.  2,  3,  6*  7,  bei 
Baur  I,  246  ff.'.  T.andwirfhschaftliche  bohren.  Ockonomicgebäude  unterlagen  nicht  der 
Gebändesteuer.  Die  Kerision  hatte  Torncmlicb  den  Zweck,  die  Steucrkapitalien  der 
einzelnen  Hänser  untereinander  in  günstigeres  Verhiiltniss  zu  bringen.  Bei  der 
Stabilität  der  Grundsteuer  würde  aber  durch  die  Anwendung  der  Rcvisionsresultate 
bei  der  Gebaudesteoer  im  Ganzen  die  lei/fere  in  Missverhiütniss  zu  der  Grundsteuer 
gebracht,  der  Gebäudebesitz  so  schwerer  als  der  andere  Healbesitz  belastet  worden 
•ein,  was  nm  so  nnbilllger  erschien^  als  aneli  die  Gmnderträge  wohl  Uinllch  wie  die 
der  Gebäude  gewachsen  waren.  Deshalb  wurde  im  Gesetz  vom  27.  Nov.  18G0  vcrfiljrr, 
da:»  die  Gesammtäumme  der  neuen  Gebäudcsteuerkapitalien  nicht  wesentlich  gegen 
Inehtf  erhöht  und  deingemäss  das  neue  Steuerkapiial  des  einzelnen  Gebäudes  vcr- 
liSltniBsmlssig  reducirt  werden  solle  (s.  Banr  S.  258,  Schanz  a.  a.  0.  &  246).  Das 
ganze  Vorsrehen  bemerkensT*'ert]i  f:r  r  in  solches  Stencrvystem:  so  Sicht^mng  formell 
richtiger  Gleichmässigkeit,  wie  weit  reeller,  steht  dabin.  Mit  Rücksicht  auf  die  gegcn- 
Uber  den  niedrigen  KatastoiwerUien  nnrerhiliniflsmissig  stlriter  gestiegenen  Ertrige 
der  Waldungen  worden  deren  Steuerkapitalien  dagegen  im  Jahre  1864  erhöht. 

Der  iiiisslichste  Pnnct  in  einem  solchen  Rcpartitionssystem  i>t 
immer  die  Feststellung  der  Verhältnissmässigkeit  der 
einzelnen,  die  versobiedenen  Kategorieen  der  Ob- 
jecte  treffenden  Stenern,  so  schon  zwischen  den  ländlichen 
Onindstlicken  and  den  Gebäoden  in  der  Immobiliarateucr,  vollends 
twischen  den  Objecten  letzterer  nnd  den  ttbrigen  Arten  der  Ertrags- 
objecte.  Die  besflgliche  Aufgabe,  deren  LOsang  in  Hessen  sehen 
dnrch  die  frttbere  Gesetzgebung  von  1813  nnd  im  Verordnnngswege 
▼ersneht  worden  war,  wurde  dnreh  die  beiden  neuen  Gesetze  Uber 
Gewerbesteuer  und  Personalstener  von  1827  besser  zu  Idsen 
pesucbt.  Das  ist  auch  wob!  erreicht  worden,  aber  doch  auch  jetzt 
kaum  beliiedigeud.  Bei  so  verschiedenartigen  Grundlagen  der  drei, 
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bezw.  bei  ZerlegUDg  der  Iinmobiliarsteuer  in  ihre  beiden  llaupt- 
bestandtheile,  der  vier  Steuern  ist  die  Bildung  von  Ötcuerkapitalien 
einer  jeden  Steuer,  die  dann  als  im  Wesentlichen  homogene  GrJissen 
gelten,  doch  nur  eine  Durchhauang,  keine  genü^auide  Lüauog  eines 
in  dieser  Art  überhaupt  mcht  lösbaren  Problems.  Denn  unver- 
meidlich that  man  den  Dingen  Gewalt  an ,  wenn  man  Gewerbe- 
erträge und  vollends  wieder  persönliche  Einkünfte  gewissermaassen 
objectivirt,  um  sie  den  Erträgen  der  Realitäten  vergleiebbar  Sil 
maeben,  da  sie  eben  mit  der  Person  des  Steuerpflichtigen  eng  ond 
aneb  enger  selbst  als  die  landwürthsebafiklicben  Realitttteneitrüge 
mit  der  Person  des  Eigentbflmers  nnd  Selbstwirtbs  sttsammenbängen. 
Alles  länft  daber  bei  einer  Einricbtnng  von  Gewerbe»  nnd  Personal- 
stenern wie  in  Hessen  anf  Fietionen  hinaas.  Man  gewinnt  wieder 
nur  eine  formell  gleicbartige  Recbnnngsgrundlage  für  die 
Kepartition  von  Gesammtsteuersummen ,  keine  verhältnissmässig, 
geschweige  reell  gleiche  materielle  Vertheiluugöbasiö,  weder  in 
Betreff"  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Objecte  und  Subjecte,  noch 
der  ganzen  steuerptiii  liti^en  Ertragskategorieen  untereinander.  Die 
in  der  hessischen  Gesetzgebung  von  1827  eingetretenen  Ver- 
besserungen der  bisherigen  bezüglichen  Steuern  brauchen  deshalb 
nicht  verkannt  zu  werden.  Aber  dass  auf  diese  Art  eine  wirklich 
genügende  Grundlage  zur  Steuervertheilung  nieht  erreicht  werden 
kanOi  selbst  damals  nicht,  bei  noch  rnhigeren,  auch  schablonen- 
hafteren wirthschaftliehen,  technischen  nnd  Verkehrsverhältnisseo, 
vollends  später  nichti  als  alle  diese  Verhältnisse  sich  so  sehr  ver- 
änderten  nnd  in  beständigen  Fluss  geriethen,  das  lässt  sieh  nicht 
▼erkennen.  Damit  wird  eine  wichtige  finanswissenschafUiche  Einsicht 
gewonnen,  nemlich  die  von  der  Nothwendigkeii,  die  directe  Be- 
steneruQg  aus  der  Ertragssteuer  in  die  Personalsteuerform  binUber 
zu  führen ,  wie  es  douu  auch  im  Luuic  der  Zeil  in  Hessen  ge- 
schehen ibt. 

Das  Lob.  welches  Schanz  (a.  a.  0.  S.  242)  dorn  damaligen  hessischen  directen 
SteoersysteiD  spendet,  dass  es  „ein  io  seiner  Teudcuz  gerechtes.  lodigUcb  auf  objccÜFea 
MerkiDiIeD  berabendcs,  Idobt  fimctlonirendcs**  g«wc8eii  sei,  mOehte  Ich  daher  doch 
einschränken,  selbst  hinsirhtlicli  des  letzten  Puncts,  da  dies  System  wenigstens  nur 
leicht  functiooirte,  solange  der  auüubriugeade  Steaerbedarf  ilein  blieb  oder  sich  noch 
verringerte. 

Die  ncoc  Goworbo-  und  Person  als  teuer  ward  wesentlich  mit  nach  fflUi« 
zö^iscbem  Muster,  wie  es  in  liheinhessen  bestand,  gebildet  (Patent-  und  Person alsteoer, 
8.  Flu.  III,  §.  191  U'.,  198  IT.),  nur  dass  uicbt  besUmmtc  ^itcuers&tzc  festgestellt,  sondern 
klcss  nach  gewissoii  Morlimalen  Steaeri^apitaliea  gebildet  vorden,  ▼dehe  dann  wieder 

als  Grundlage  der  Kepartition  mit  den  Iminobiliarstcuerkapilaltcn  zusammen  dienten. 
Die  Gewerbesteuer  wurde  so  nach  der  Methode  lediglich  der  äusseren  Merkmale, 
daher  in  Form  eiues  Systems  ron  Gattuugs-  (7  bezw.  8),  Orts-  (3)  und  Betriebs- 
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üittiaiigsclaijseu  (aach  Gcbilfcuzalil  oder  Mielhwertli  der  LocAlit&ten)  eingericbtet,  so 
dfeM  die  im  rcchtsrheiDischeo  Hessen  bisher  bostandone  Bemessung?  dieser  Steuer  mit 
nach  dem  nmlaufenden  Kapital,  dessen  Ermittlung;  doch  nicht  befrie(lii::eMd  stattgofunden 
katte,  vegfiel.  2^Qgleich  woido  die  Steuer  auf  dio  eigentUchea  (ieircrbcbetriebo  be- 
schilokt,  mnfassto  also  nicht  mehr  Arbeiter  und  Lradvirthe,  wie  die  frühere  hessische 
(lewerbesteuer.  Mit  Bücksicht  auf  die  allgemein  nebenhergehende  neue  Porsonalsteuer 
vardc  sie  nach  den  gewählten  Geldsitzeo,  ans  denen  die  Steaeritapitalien  gebildet 
vurücii,  auch  mlbäig  gehaltou. 

Die  Personalsteuer  wurde  nemlich  als  allfemdDe  dirccte  Steuer  der  ganzen 
BevOUiening:,  nach  dem  beziitriichen  fninziisischen  Muster,  einpeföhrt,  indem  aber  nicht 
wie  hier  eine  allgemeine  gleiche  Steuer  (der  Werth  von  'S  Arbeitstagea,  der  iu  libein- 
he«eii  bis  1827  mf  2*/,^  II.  «ogeBcUageD  gevesen  war),  sondern  ein  Syvtem  Ten 
Ö  Classen  gem&ss  dem  äusseren  Merkmal  des  Wohnungsaufwands  eingerichtet  wurde» 
in  welches  dann  die  einzelnen  Steacq->0ichtiÄ*'n  einclassirt  worden.  Auch  dieser 
Wohnungsaufwand  wurde  aber  nicht  direct  ermittelt,  aouderu  aus  den  Gebkudesteuer- 
kapitalien  dorch  HinxofQgang  eines  Dxittchi  gebiklet  —  natürlich  eine  neae  Fietion. 
Den  9  Steuere! as«<*n  entsprachen  dann  bestimmte  gcset/.liehe  Geldbeträge,  die  als 
Steu«rkapitalicn  galten  (10— lUOO  &.).  Unklare  Ideen  ron  einer  nothwendigon  Gleich* 
«t^ung  des  Aofwands,  mit  dem  Jemand  seine  Eiistenx  und  burgorUcne  Stdlong 
erhält,  mit  dem  Culturkostenaufwand  bei  der  landwirthschaftlichcn  Bearbeitung  von 
Onindsttlcken  spielten  hier  in  der  seltsamsten  Weise  mit  (s.  Baur  S.  98).  Die  neue 
PeTäonaUteuer  halte  das  Gute,  alle  Bei ui'ükrcise,  auch  die  biähur  im  rechtsrheinischen 
He^u  Ton  der  directeo  Steuer  freien,  weil  nicht  unter  die  alte  Gewerbesteuer  mit 
fallenden,  zo  umfassen.  So  trat  wie  in  Prcusson  die  Glasscnsteuer  7m  den  zvroi  bezw. 
drei  anderen  directcu  Steuern  (Grund-,  Gebäude»  und  Gewerbesteuer)  noch  hinzu, 
also  insofern  formell  eine  direete  Doppelbestenerang  der  lindliehen  Groodbesitzer, 
Gebäudeeigenthilmer  und  Gewerbetreibenden,  war  aber  so  auch  immerhin,  wie  die 
preussischc  Classensteuer,  eine  rohe  Form  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  der  sie 
später  denn  auch  l'lat^  gemacht  hat  (S.  Näheres  bei  Baur,  S.  95  fr.,  mit  Steucr- 
«atisük  für  1835,  1864  S.  101  IF.,  nach  der  Arbeit  von  Hügel  in  B.  10  der  Mit- 
theiluDgen  der  hessischen  Ceutralstelle  für  Landesstatistik;  ferner  Schans  im  Finjtrch. 
U,  S.  239—241,  V.  Huden,  l  in.stat.  1,  1.  Abth.,  S.  422  «) 

Neben  dem  inneren  Hauptfehler  diesem  Systems,  nemiich  so  gau£  verschieden- 
artig gebildete  Steaerfcapitalien  der  einzelnen  Ertragsobjeote  als  homogene  Grftasen 
bei  der  Repartition  anzusehen,  —  ein  Fehler,  der  dann  später  (seit  den  PHcr  Jahren)  durch 
eigentlich  principwidrige  und  wieder  nur  willkUhrlicbe  etwas  ferschiedcno  Normirung 
der  Steneransscl^lge  anf  die  einzelnen  Stenern  anerkannt  wurde  —  war  wie  in  anderen 
Ertragssteuersystemen  auch  ein  Mangel,  dass  bei  der  Veranlagung  der  Gewerbesteuer 
die  Entwicklung^  de^  Gcwerbewescns,  besonders  auch  nach  dem  neuen  fiewerbciresetz 
▼on  1860  (sj.  u.)  bich  in  der  rascheren  Erhöhung  der  Summe  der  Gererbeateuer- 
kapitalien  geltend  machte.  Dies  zeigte  sieh  z.  B.  statistisch  darin,  dass  von  1835 — 64 
d;<-  Zahl  der  Gewerbesteucrpflinh(i?en  nur  um  11. H,  die  Summe  der  Steuerkapilalicn 
derselben  dagegen  um  97.5  ^J^  stieg,  wälircnd  die  Anzahl  der  Personalsleuerpflichtigen 
und  die  Bommen  ihrer  Steneriiapitalien  ziemHch  glcichmässig  (1635—64  bezw.  nm 
^2  und  2Z.S^Io)  ond  das  Grundsteucrkapital ,  trotzdem  es  die  Gebäude  umfasste, 
nur  wenig  wnehb  nf^;^ri— no  um  6.2  "q).  Dadnrch  trat  bei  den  Gewerbetreibenden 
ZVar  keine  absolut  /.u  hoho,  aber  doch  eine  relativ  höhere  Belastung  als  bei  den 
snderen  Steuerpflichtigen  ein,  was  mit  dem  Wesen  eines  Kepartitionssystems  wie  dem 
hessischen  in  Widerspruch  stand.  Diese  Verluiltitisse  haben  Qbrigons  die  'qiitereD 
Beformen  des  Steuerrechts  theÜweise  mit  veranlasst 

Zq  den  Beträgen,  welche  für  die  Staatscasse  znr  Declning  allgemeioer  Staats- 
ausgaben  auf  dieser  Kepartitionsbasis  der  Steoerkapitalien  der  directen  Steuern  erhoben 
wurden,  treten  noch  An£»chlige  Ar  den  Stiaasenban,  der  Staats-  und  auch  der 
novioziaUt  r  assen . 

§.95.  Zweite  Periode,  die  Fortbildung  derdirecteD 

Beg  t  e  n  c  r  u  II  g  bis  zur  E  i  n  f  11  h  r  u  n  g  der  Einkommen- 
•teuer  (einschliesslich),  lö27,  beöuüdeis  1860— lÖ6i>.    Du»  dar- 
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gelcp:te  directe  Steuersystem  bat  längere  Zeit  hindarch  nur  gering- 
ftlgige  Veränderungen  erfahren.  Bis  1852  wurde  auch  sein  Character 
als  Repartitiunssystpni  streng  beibehalten.  Tni  Etat  wurde  nur  die 
bumme  des  Gehaonntijetrags  der  directeu  steuern  (immer  iür  die 
dreijährige  Finanzperiode)  festgestellt  und  bewilligt.  Der  sogen. 
AnsschiagBCoefficient,  d.  b.  der  Steuerbetrag,  welcher  für  1  fl.  des 
Bogen.  Normalsteoerkapitals  zu  entrichten  war,  ergab  sich  daon 
einfach  ala  Beehnong^grOBse,  indem  der  bewilligte  Stenerbetrag  auf 
das  Steuerlcapital  repartirt  wurde,  war  also  eine  Quote  von  leti- 
teren,  in  weehsehider  H((he  nach  dem  Oeaammlstoaerbetrag,  der 
anfinbringen  war,  und  der  Grösse  der  nach  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ermittelten  Stenerkapitale.  Die  Verändenrng,  heiw. 
auch  Zunahme  der  letzteren ,  war  also  nur  Ton  Bedeutung  fUr  die 
^'el  tlieilung  der  Steuersuranie  unter  die  einzclijen  .Stcuci arten  uud 
bei  diesen  für  die  individuellen  bteuerschuldigkeiten.  Von  1853  aü, 
mit  im  iinauziellcn  Interesse,  um  die  Staat^^casse  an  dem  Wachs- 
tbuni  der  Steiu  i  kn}  Italien,  insbesondere  auch  während  einer  Finanz- 
periode, Tbeii  uebaiin  zu  Lessen,  wurde  diese  Form  der  Beliaßd- 
lung  der  direeten  Steuern  im  Etat  zu  Gunsten  der  neuen  Ein- 
richtung, den  äieuerausschlagcoefficienten  im  Finanzgesetz  selbst 
zn  bestimmen,  aufgegeben.^) 

Im  Jahre  1848  wurde,  wie  in  anderen  dentschen  Li&ndero, 
unter  dem  Einfloss  der  politischen  ZeitstrOmnngen  anch  TOrBber- 
gehend,  für  1848,  ein  wenig  gelungener  Versuch  mit  einer  pro- 
gressiTCO,  auf  Dedarattonspfliebt  beruhenden  Einkommensteuer 
fHr  die  nicht  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  unterliegenden  Eis- 
kttnfte  gemacht. 

(jQ&eU  roia  12.  Aug.  Iö4ä«  Eiukommou  ätuuorfrci  bis  200  fl.  fUr  Ledige,  ou 
je  50  S.  !^  den  Kopf  mehr  fBr  FVunilien,  Stenenatz  1  %  von  200—500  11..  2  %  Ar 

den  Zuwachs  bis  lüOO.  3  %  f'''''  '»  bis  2u00,  4  %  fUr  den  bis  3000,  5  "/o  für  noch 
höheren  Znwaclis.  S*  liriftlichc  Stcnercrklftrungcn  auf  Anffordorunsr  nach  Ehre  aini 
ücwissen  ab^ugclieu.  Lnguuüügcs  Ergcbniss,  namcutlicb  nur  Beamte  besser  getrofftt. 
(S.  T.  Reden  S.  689,  Sehen z  ».e.  0.,  S.  248.) 

Die  Finanzbedttrfnisse  und  die  Mängel,  welche  in  der  Stabili- 
tät des  Ertragsstenersystems  und  in  der  Construction  einzelner 
Steuern,  besonders  der  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Personaktener 
sich  empfindlich  fühlbar  zu  machen  begannen,  ftthrten  dann  von  den 

50er  Jahren  au,  besonders  auf  ständische  ADrc<;ung,  anch  zu  gesets- 

geberisehen  Arbeiten  zum  Zweck  der  Vei  besseruu^  der  bestehenden 


Baur,  nach  Hügel,  S.  101,  Schau/,  Fm.arch.  U,  244. 
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Stenern.  Als  die  Finanzlage  in  Nachwirkung  der  1866er  Ereigniaae 
noch  schwieriger  geworden,  ging  diese  Bewegung  weiter  und  führte 
bereits  snr  Einkommenstener.  Die  betreffenden  Befonngesetse  sind 
die  schon  oben  erwähnten  Uber  die  Bevision  der  Gebände* 
steil erkapitalien  vom  27.  Nov.  1860  nnd  Ober  die  Ver- 
SnderuDg  dieser  Kapitalien  vom  7.  Oct.  1867,  ein  neues  Ge- 
werbes teuergesetz  vom  4.  Dec.  Ibüü,  eine  Bestimmung  (§.4) 
im  B'iuauzgesetz  vom  26.  8ept.  18G7  betr.  eine  neue  Bonitiruiig 
der  Eichenscbälwaldongen ,  das  erste  nene  Einkommen- 
steuergesetz  vom  11.  April  18G8  und  ein  bald  folgendes 
'/weites  vom  21.  Jnni  1869.  Eine  allgemeine  Erneuerung  der 
Grundsteuerveraolagung,  insbesondere  eine  neue  Bonitirung  der 
Gmodstttcke,  erschien  wobl  ebenfalls  erwtinscht,  wurde  auch  an- 
geregt, aber  doch  mit  Rticksicbt  auf  die  Kosten  und  gegenüber 
den  ohnehin  in  starker  Veränderung  befindlichen  wlrthsobaftlichen 
Verhältnissen  unterlassen.  Die  Einführung  der  Einkommensteuer 
in  das  directe  Steuersystem  wirkte  dann  als  Ferment  und  hat 
später  zu  weiteren  und  tiefer  greifenden  Beformen  geftthrti  ans 
denen  schliesslich  in  der  Gegenwart  (1899)  der  Sieg  und  die  Allein- 
herrsohafi  des  PersonalatenersTStems  in  der  Form  der  alleinigen 
allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  hervorgegangen  ist 
(u.  §.  08). 

Die  ganze  Eatwidüiuff  uod  auch  die  Einzelheitea  der  GesetzgebuDg  siud  vou 
allfemeiAMn  fnanzviBsensdinftlteben  Intere»6,  Qber  das  kleine  Land  HeaMsn  hinans. 

Vortreffliche,  sehr  ins  Einzelne,  auch  auf  die  Details  clor  st&ndischen  VLrhandlungcn 
genauer  eingehende  Daretellangcn  liefen  darüber  im  Finanzarcliiv  vor,  auf  welche 
hier,  wo  wir  uns  wieder  mit  der  Dar&teliuiifr  in  irrossen  Umrissieü  und  Herrorhebung: 
«1«  WiclitIgSten  und  allgemein  Hedcutsamsten  noth wendig  begnllg«n  mUsseu,  u:iisomehr 
hinzuweisen  ist:  0.  Schanz'  schon  oben  mehrfach  citirte  (grosse  Abhandlung,  bes. 
für  die  Keformen  der  60er  Jahre  und  bia  1884«  Fin.arch.  II.  S.  235—381,  zugleich 
duelbst  die  Oetelze  Ton  1860  nnd  1884  Qber  die  Geverbeitener,  S.  882  ff.,  die  Ein* 
Iwnmensteuer  TOn  1869  und  1884  eb.  S.  434  ff.,  die  Kapitilreutensteiier  von 
8.  497  ff.  Dann.  Fortsctztin?  dieser  Srhanz'schcn  Arbeit,  die  Hhnlit'h  eingebende  von 
Glässing,  der  ncucäte  btaud  der  Ketarm  der  direcicu  Stenern  in  Hessen,  1885 — 95. 
im  Flnjurch.  B.  XII,  1896.  S.  273—377.  eb.  das  neue  hessische  Einkommensteuer- 
gesetz rom  25.  Juni  1^05.  S.  ^78  ff.,  die  Verordn.  ?om  30.  Juli  1895  dazn,  8.  895, 
das  neue  Kapitalreuteusteuergesetz  rom  10.  Juli  1895,  S.  397  ff.  Die  neuesten  Kcform- 
^«aette  s.  im  RegiemngsbUtt  ron  1899  nnd  nnten  in  §.  98.  Eine  DarsteUung  dieser 
Jüngsten,  mehrfach  interessanten  Reform  wird  Glässing,  nach  mir  von  ihm  gewordener 
Mittheiinng,  im  1.  B.  1000  des  Fin.arrh.  brin*rcn.  S.  am  h  den  (nach  Abschluss  meines 
Manuscripts  für  diesou  Abschnitt  mir  zugegangenen)  AuU.  im  Ii.  16,  1899,  S.  839  ff., 
QnadsQge  der  BeHnm  der  direeten  Steuern  in  Hessen.  Darstellungen  der  bestehenden 
Steuergesetze  Tom  verwaltnns^rcchtliohen  Stamlpunctc :  Küchlcr,  2.  A.  (1885)  ron 
Dietz,  Verwaltangsgesetzgebung  in  Hessen,  11,  823  —  875  (directe  Steuern); 
W.  Zeller,  Hnndb.  der  Verfa».  nnd  Yenralt  in  Hessen.  II  (1885),  &  868—897, 
Baiir's  Werk  für  die  Grund-  und  (Jebäudostener  bis  18(^7.  Ktlrzere  Dar^tellun^^en 
der  Hauptpunctc  der  gesetzlichen  Bestimm  nn£r*^n  in  den  bezüglichen  Artikeln  Uber  die 
einzelnen  Steuern  im  Wörterb.  d.  Vorwait.  und  im  H.  W.  D.  der  Staatswissenscbaften, 
vo  dte  heniflche  Geeetigebnng  mehifteb  mit  berileksichtfst  ist. 
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Bei  der  Grundsteuer  für  die  Geb&ude  hatte  das  Gesotz  vom  27.  Kor.  ISCO 
(oben  S.  BIT)  zu  einer  Redaction  der  bisherigen  4,  bezv.  ÜVs  %  Steaer  nach  M^asg- 
gäbe  der  Ergebnisse  der  Reyision  der  Gebäadestcuerkapitalien  auf  1.8  and  1.5  im 
VenrdnDiiK8W6f6  geführt  (Bekanntmachung  ?om  8.  Juni  1861,  Baur  S.  262).  Ein 
neues  Gesetz  vom  7.  Ort  1867  erweiterte  (gegenüber  dem  Gesetz  vom  31.  Mai  1^36) 
den  Spielraum  fttr  neue  Bestimmung  des  Steaerltapitals  eines  Uaa2»tiä  in  Folge  roa 
ZnbMiteii,  Abbraebeiit  ainseiOfdfliitUeheD  üng ItcksflUeD ,  jetn  aiieh  auf  den  PaU  der 
Werlhverändcrunp  dor  Hofraithe.  Die  freie  Einschätzung:  ?r!It(^  eintreten,  wenn  durch 
diese  das  Haus  in  eine  andere  der  gesetzlichen  Kaafverthciassen  kommea  vHrde 
(s.  Schanz  a.  a.  0.  S.  298,  Tarif  bei  Baur.  S.  264). 

Bei  dor  eigentlichen  Grundsteuer  wurde  den  atedwo  Ertragaitefgenugeft 
der  Ei  c  h  en  hc  h  äl  wald  n  ngcn  durch  Anordnung  einer  neuen  Bonitimng  specieü 
dieser  Waldungen  Kechnung  getragen  (schon  gen.  Fin.ges.  rom  26.  Sept.  1^7,  §.  4). 

Die  wlehtif^te  Maaasrogel  war  eine  st&rkere  Beritlon  des  Oe werbe steo er- 
gesotzob  von  1>''T.   Iis  seitdem  nur  kleine  yerindorung<'n ,  besondii  rs  zur  Vcn'oll- 
ständigung  des  Taril'ä  (äu  durch  Gesetz  vom  22.  Nov.  1852)  erfahren  hatte,  jetzt  zu- 
nächst im  Ycrordnungswege  (16.  Juli  1858),  dann  danach  im  Geseu  rom  4.  Dec.  1860 
(Schanz  II,  245,  Text  des  Gesetzes  S.  434.  Tarif  dm  8.  468).   Der  techrasehe 
CJharacter  der  bisherigen  Gewerbesteuer,  die  Besteuerung  wesenüich  nach  &us9ereii 
Merkmalea.  also  das  französische  Pateutsteaerpnncip«  blieb  gewahrt.   Aber  ent- 
sprechend der  eingetretenen  grOaseren  qnaatitaciren  nnd  qnalilatfren  Differendmog  der 
Gewerbobotriobe  wurdt^i  mehr  nnd   zum  Theil  ti  ii^  riassificationsrnerkmale  heran- 
gezogen, womit  man  zugleich  die  Steuer  mehr  dem  Grundsatz  der  Berücksichtigung 
der  Leistungsfähigkeit  anpasste.    Demnach  feinere  (^uistik  des  Tarifs,  wie  in  allen 
ähnlichen  Gewerbestcuergeset/en  nach  dieser  Methode,  namentlich  dem  HanptmuMei; 
dem  französischen  (Fin.  III,  §.  198  ff.,  Erg.heft  S.  67  ff.).    Das  Classensy^em  nach 
Gattnngen,  Orten,  Betriebsumfang  blieb,  mit  Yerinderungen,  bestehen.   „Das  Gewicht 
der  Aendernngen  lag  hanptaiehlleh  in  einer  Modlfication  der  Nonnen  fär  die  Ter- 
hältniHsmüssigen  Zusätze,  wodurch  die  grössere  Ausdehnung  eines  Gew  rbebetriebs 
ToUst&ndiger,  als  dies  früher  der  Fall  war,  bei  der  StcueranUgo  berQcksichtigt  wurde*^* 
(Schanz  a.  a.  0.  S.  245,  wo  dann  die  hauptsächlichen  Yerändemngen  gut  xnsamjnen- 
gefaaat  werden).   Das  neae  Gesetz  mit  seiner  rcrmehrten  Casuistik  sohmiegt  sich  s» 
den  concreten  Verhältnissen  des  Gewerbebetriebs  mehr  an:  eine  Verbesseninsr  in  einer, 
eine  gesteigerte  Schablonenhaftigkeit  und  KOnstlichkoit  freilich  in  anderer  Hinsicht, 
nigleieh  anc^  anrenneidlich  eine  TeigrDaaerte  Dlaerepans  xwiach«i  der  Bealeiieraa^ 
der  gewerblichen  ErtrfiL'e  und  der  Grunderfrfig'o.  sowie  der  persrinlichen  Einkünfte. 
Von  Kiuzelhciten  seien  nur  folgende  erwähnt.    Die  Steuer  traf  nur  das  eigentliche 
Gewerbe  im  engeren  Sinne,  Hess  auch  darunter  gewisse  Kleingewerbe  (so  Spinnerei) 
frei,  legte  Jedem,  der  in  Heesen  «an  Gewerbe  betreiben  will,  die  Pflicht  auf,  ein  Patent 
zu  nehmen,  das  jährlich  zu  erneuern  und  wofür  eine  Stcmpclabgabe  zu  entrichten 
war  (12  Kr.).  Auch  ferner  wurden  Steuerkapitalien  für  die  einzelnen  Gewerbe  gebildet 
mm  Zweck  der  Repartition  des  Gontingenti,  fixe  nach  der  Bmieatnng  der  Gtiverbe 
gemäss  einer  Classeneintheilang  iGattuiip:-5classen,  7  bezw.  8)  und  zum  Theil  nach  der 
Ortsgr&sse  des  Betriebs  (Ürtsclassen,  8i,  wozu  dann  Tcrhältnissm&aaige  Zusätze,  bemessen 
nach  den  Kennzeichen  des  Betriebsnmfangs  der  Gewerbe  in  ein  und  derselben  Glesse, 
traten  (Betriel^nmfangsclasscn).    Diese  Kennzeichen  bestanden,  wie  bisher  in  der  An- 
zahl der  Gf^hüfen  und  im  Miethwerth  des  Ideals,  in  einzelnen  Fullen  jet^t  aber  aufh 
noch  in  anderen  den  Umfang  des  Gewerbes  anzeigenden  Merkmalen,  wio      der  aus> 
fthrliche  Tarif  nUer  angab  (so  bei  eintelnen  Grossgewerben ,  Banqoiers,  Znnchllge 
nach  der  H?^he  des  Betriebskapitals;.    Die  Zus?itzo  wurden  theils  nach  Miethwerth 
(theils  dem  ganzen,  theils  dem  halben)  und  Gehilfen,  theils  nur  nach  Gehilfen  (gewisse 
benannte  Kleingewerbe),  hie  und  da  auch  bloss  nach  dem  Miethwerth  gebildet.  Die 
Teranlagnng  der  Steuer  erfolgte  durch  die  staatlidü n  Steuercoromissariate  (32  im 
(Tanzen)  unter  Mitwirkuncr  der  Ortsror>t;inde .  di*'  bej^ondcrs  bei  der  Ermittlung  der 
Thaisachcu  zur  Feststellung  der  Terhälinissmassigen  Zusätze  helfen  sollten.  Einige 
besondere  Bestintmnngcn  fllr  Aaslinder.  -~  Das  Gesets  fnhrle  alslMÜd  zu  einer 
Steigerung  der  firwei lesteuerkapitalien  und  damit  zu  einer  Erhöhung:  des  Stener- 
ertrags.  wofür  aber  im  Kähmen  des  ganzen  directen  Steuersystems  das  oben  schon 
hervorgehobene  Bedenken  gilt.  —  Spätere  Gesetze  liher  den  Gewerbesteoertarif  tob 
9.  Mai  1865,  2.  Oct.  1867  ,  4.  Febr.  1874.  3.  Jan.  1877,  dann  noch  da  Getets  foa 
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26.  Juni  1874  betr.  BesCeoiiiiBg  der  Hindlef  im  Unlieiijelieii  mit  rorltbeiselieiidei» 

Vedutü  fsuieilerlagen. 

Bedeatsamer  war  anter  dem  Einilass  der  darch  die  Ereignisse  7oa  1866  er- 
schwerten Finanzlage  die  1868  eingeleitete,  1869  weiter  durchfefQliite  TerbindtBUig 
des  bisherigen  drei-,  bezw.  riertrlitHrigcn  Ertragsstoaersystems,  dem  nar  zu  seiner 
VerroUständigang  noch  eifie  Ka|Ji(alrenteoftteuor  und  eine  bessere  Besteaenug  der 
fein  peraOnllelieii  ArbeftMinkflnfte  fehlte,  Diminehr  mit  einer  virkliehen  PersoneN 
and  Einkommensteuer.  Die  preussis  lio  bezilg^Iiclio  Steuergeseizp  Iviniir  war 
mehrfach  dafür  daü  Muster.  Das  entte  Gesetz,  Fom  11.  April  1868,  da^  nur  für  die 
Veranlagung  far  1869  in  Geltung  blieb,  beliees  die  bisherige  Personalsteuer  ron  1827 
Boch  für  die  Einkommen  bis  800  fl..  fte  die  bttheren  trat  eine  EinkommeneteQer  ein« 
vobei  aber  die  Personensteuerkapitalien  von  den  ROch  bei  der  n'M;t>!i  Steuer  für  diese 
CeAsiten  noch  gebildeten  EinkommeosteuerliapitaUeQ  abgezogen  wurden.  Die  in  die 
EiakommenliOhe  fon  Ober  800  11.  fidlenden  Qeverbetrefbeoden  and  Omnd-  und  Oe> 
briüdebe.sit/.cr  unterlajren  der  Einkouimenstener  voll  neben  ihren  alten  Ertragsstouem, 
vareu  albo  nur  wie  in  Preussen  formeii  doppelt  besteuert,  materiell  schon  deshalb 
nicht,  weil  sie  bei  der  Einkommensteuer  Scbuldzinsabzug  genossen.  Der  Steuerfnss 
wer.  nach  der  gleichen  Proportion  (10*/«)  der  Stouerkapitalien  von  dem  Einkommen, 
{proportional,  damals  2  Vo  (Schanz  a.a.O.  8.  251).  Das  zweite  endgiltige  Gesetz 
vom  21.  Juni  1869  beseitigte  dann  die  alte  Personenstener  ganz  und  gestaltete  die 
tteoe  ElnkemmeiurteBer  z»  eiB«r  wirUleh  aUgemeinen  ane,  velebe  wie  in  PremMs  die 
nasüen-  und  dassificirtc  Einkömmcnstcuer  (lie  einzige  dirccfe  S*'  ti  für  perstinliches 
.Arbeitseinkommen  und  l'or  Leihkapitaierträge  und  die  zweito  hinzutreteudo  iur  Ein- 
kommen aus  Grund-,  Uausbesitz  und  Gewerbebetrieb  wurde,  da  die  Immobiliar-  und 
Gewerbesteuer  bestehen  blieb. 

Die  GrnndzQge  dieser  Einkommensteuer  waren  die  folgenden.  Da  es 
äch  tucr  um  das  erste  der  neueren  soddeatschen  Elokonunensteocrgesetzo  handelt, 
geben  wir  Uer  etww  mehr  Einselheiten  als  sonst  an.  StenerpiUchtig  waren  nur 
physische  Personen,  insbesondere  im  Staatsgebiet  wohnende  Inländer,  aber  bedingt 
auch  im  Ausland  wohnende  und  gewisse  Ausländer.  Die  Veranlagung  erfolgte  im 
.Mlgemeinen  nach  Haushaltungen.  Allgemeine  Steuerbefreiungen  wegen  Kleinheit  und 
Art  des  Einkommens  fehlten,  wie  damals  auch  noch  in  PnoMeil  bei  der  Classenstouer, 
doch  war  in  gewissen  Fällen  Personen  kleineren  Einkommens  und  Gewerbsgehilfon 
and  Dienstboten  in  Wohnung  und  Kost  der  Herren  ^bis  300  Ü.)  Steuerfreiheit  gewährt. 
FUr  die  Veranlagung  worden  die  Stenerpflichtigen  nach  Hftbe  des  Einkommens  in 
rwci  Atstli'  ihtngen,  über  und  bis  1500  fl.  Einkommen,  unterschieden  und  war  danach 
das  Yeranlaguugsverfahrcn  verschieden.  Auch  die  Veranlagung  der  eisten  Abtheiloor, 
mit  idMr  1500  fl.  Einkommen,  erfolgte  ohne  Declaraiionspflicht  dor  Censiten  durch 
behördliche  Einschätzung ,  ihnUch  wie  bei  der  preussi^chen  Einkommensteuer. 
Es  wurden  dafür  in  den  Stcucrcommissariatsbözirken,  eventuell  auch  in  den  grosseren 
Gemeinden,  Etnscb&tzungscomniissionen  unter  Vorsitz  des  Steuercommissars  oder  eines 
Vflsendermi  fon  der  Otwisteaerdirection  ernannten  Gommissars  ans  vom  Bezirksrath 
few&hlten  und  im  betreffenden  Bezirke  wohnenden  Censiten  der  Abfhcilnng  I  gebildet. 
Also  ein  Steoerbeamter  an  der  Spitze.  Bei  der  Erforschung  der  fUr  die  Einschätzung 
»ousf^ieaden  Yorbiltnisse  des  Censiten  sollte  tieferes  Eindringen  rermleden  werden, 
ebenso  bd  der  PrQftiog  des  Materials  durch  die  Commission.  FQr  die  endgiltige  Er- 
ledigung von  abweichenden  Ansichten  des  Vorsitzenden  von  den  CommissionsbeschlUsscn 
ond  von  Beclamationen  des  Censiten  selbst  ward  fur  den  ganzen  Staat  eine  „Landcs- 
eommisBion**  gebildet,  bestehend  aas  einem  vom  Fiimatmlnlsterivm  ernannten  Com'» 
missar  und  0  Mitgliedern,  die  zu  je  ^  von  den  Directionen  der  3  Provinzen  aus  den 
Mitgliedern  der  Einschätzungscommisbionen  zu  wälüen  waren.  Mit  Geldstrafen  (4fachem) 
»»ren  Censiten  bedroht,  welche  bei  den  Reclamationcn  Thelle  des  Einkommens  Ter- 
M  bwiegen  oder  zu  gering  angaben ,  worüber  das  Gericht  entschied,  sofern  hi(  Ii  der 
Ccnsit  nicht  freiwillig  der  Strafzahlnng  fügte.  Die  Einic!i;if7Ting  ««elbst  erfolgte  in 
C|*ßsen,  die  durch  Urcnzzitiern  von  Einkommengrössen  gebildet  wurden  (15 — 1700  fl., 
170O--200O  fl.  n.  s.  w.),  wie  in  Preussen«  wobei  Schuldzins-  und  Lastenabzug,  sowie 
Abzog  der  zu  zalilencien  staatlichen  und  commonalen  (iniiid-  inul  (lewerbesteuem 
^uttfand.  —  Bei  den  Censiten  der  2.  Abtheilung,  bis  1500  Ü.  Einkommen,  erfolgte 
^Eioschitzong  auch  in  solche  Einkommonelassen  nach  Stafen  (im  Ganzen  11,  bis 
3—800  fl.  a.  s,  w.,  18—1500  fl.),  eben&Us  ohne  llsdgeo  Eindringen,  nach  dem 
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nnlhiDaasslichcn  Einkommen ,  aber  zugleich  mit  Hucksichtnabme  auf  andere .  die 
L*»istangsfahi?kcit  des  Censiten  Ix  riibreudc  Umstände.  Danach  durfte  auch  die  Steoer 
in  der  1.  Classe  (bis  200  fl.  Kiiikammcn)  bei  entschiedener  Mittellosigkeit  amca 
OMBaten  auf  die  Hftlfto  berab^es.  tzt  werden.  Die  Efnscliitznocr  feBcbeb  durch  5Tt- 
liehe  Comtnissioncn,  dcn-n  Mitfrlieder  vom  (louioinclerorstand  zu  T^-"!]t1on.  unter  Leitung* 
des  Bezirks-SttiUürcommissars  als  Vorsitzendem.  Dieser  konnte  eventuell  eine  Kerision 
der  EinsolittzuDg  bei  der  ObefstenotdiTei^oB  beutngen,  die  dean  nach  Prttfaa^ 
durch  einen  von  ihr  bestellten  Commissar  Berichtigungen  verfügen  dnnie.  Die  erste 
Inst?inz  für  Keclamationen  der  Censiten  war  die  EjnschStznDL''scominission  der  er5t*»n 
Abtheiluug  dcä  Bezirks,  ron  dieser  ging  der  Recurs  für  Kcdauianten  wie  Steuer- 
ceminieBar  an  die  Obcrsteucrdircctioii. 

Bi'sonders  b  tim  -ki  r  n  crtli  war  nün  noch,  dass  auch  bei  Ii  ^-er  neuen  Einkommen- 
stener  an  der  Methode  der  Bildung  ron  Steuerkapitalieu  festgehalten  worden  ist. 
WM  man  mit  leichterer  UebenichtJlchkeit  (V)  und  Terfleielibeilteit  (?)  der  Belastung 
mit  der  durch  die  anderen  Steuern  und  mit  der  Möglichkeit,  so  einen  gleichen 
8(eu(?rausschla^  für  alle  Classen  festzustellen,  begrilndete  fs.  Schanz  S.  2o2\  Di-a 
völlige  Heterogenität  diu»or  von  den  bei  den  anderen  Steuern,  der  Grund-  und 
Oeirerbeateucr ,  gebildeten  Steoertapitalien  wurde  dabei  übersehen.  Bei  der  1.  Ah^ 
theilunp  der  Einkommensteuer  wurden  die  Steuerkapitalien  in  der  gleichen  Proportion 
von  10  ^/o  der  üntergrenze  der  Steuerstufe  angesetzt,  was  bei  gleichem  Steuerausscblag^ 
einen  gieieb  beben  proportionalen  Steneraatt  fllr  elles  Einiwmmen  Aber  1500 1.  bertiei- 
Ulbfte.  Bei  der  2.  Abtheilung  entstand  dagegen  ein  degressiver  Stouerfuss  bei  gleichem 
Steoeransscbla?.  weil  hier  die  Steuerkapitalien  von  Ciasso  zu  Classe  procentweise  von 
unten  nach  oben  i>tiegen  (10  fl.  in  der  ersten  Classe  bis  200  fl.  Einkommen,  15  il.  in 
der  zweiten  von  200—300  fl.  u.  s.  w.,  130  fl.  in  der  elften  von  13—1500  H).  Diese 
Metliode  verminderte  aber  gerade  die  I'i  Iw^rsirhtlichkcit  und  verhüllte  unpassend  die 
Dcgrcssivität  des  Steuerfusses.  Der  bieuerausschia^ ,  d.  h.  also  wieder  der  von  den 
Btenerkapitalien  der  Einicommenatener  zn  erhebende  Stenersatz  wurde  nebst  dem  Zn- 
ecblag  ftir  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staats-  und  ProvinzialstrasscnbanschuldeD  für 
jede  Finanzperiode  fests:esetzl.  war  mithin  principiell  bewegrlicli,  thataichlicll  indeasen 
wenig  verändert  und  der  gleirlic  wie  filr  die  Ertra?r?.steuern. 

Die  mit  dem  Uebergaug  ziu  Eiiikouimenstcuer  begounenc  tiefere 
Reform  der  direetcn  liesteuernng  war  in  Hessen  noch  besonders 
wichtig,  weil  hier  die  Ertra^sstcuern ,  naiiicutlich  die  Grundsteuer, 
überhanpt  und  im  Verbältniss  zu  den  deutschen  NacbbarlUndem, 
recht  hocb  waren.  Man  hatte  nunmehr  ein  Mittel,  um  den  Steuer- 
drook  weDigsteos  durch  richtigere  Vertheilung  der  Last  erträglicher 
za  machen.  Etwas  geschah  dies  schon  unmittelbar  durch  die  neue 
Einkommensteuer,  die  besonders  den  reinen  Arbeitsverdienst  mid 
die  Kapitalrenten  scbttrfer  als  die  alte  Personenstener  belegte» 
aber  freilich  Realitätenbesits  nnd  Gewerbe  noch  einmal  mtttraf. 
Bestreboogen,  die  Stenerrertheilang  noch  mehr  zn  erweitem  nnd 
zu  Tcrbessem,  ftthrten  dann  zn  den  weiteren  Reformen. 

§.  IK).  Dritte  Periode.  Weiterbildung  der  directeu 
Besteuerung,  \'erbe.ssernng  dei*  Einkommen-  nnd 
Gewerbesteuer,  Eingliederung  der  Kapitalrenten- 
Steuer  (1809—1884).  In  den  1870er  Jahren,  besonders  seit  1873, 
begann  die  Keformbewegnng  von  Neuem.  Es  bandelte  sieli  nament* 
lieb  dämm,  die  directe  Bestenernng  der  Tersebiedenen  EIrtrags-, 
Besitz-  nnd  Berafsarten  mehr  znr  Ansgleicbnng  zn  bringen. 
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Begiemng  und  Stäode,  erste  and  zweite  Kammern,  die  politischen 
Parteien  gingen  in  ihren  Anrichten  und  Forderangen,  im  Ganzen 
wie  in  Etnielheiten,  vielfach  anseinander.  Wir  können  die  Phasen 
dieser  Meinnngskämpfe  hier  nicht  nfther  verfolgen,  so  viel  nngewOhn- 
fich  Lehrreiches  sich  bietet  und  so  werthvolle  UntersnehangeQ  ttber 
die  thatsäcblichen  Verhältnisse  auch  vorliegen.  Wir  mfissen  nns  mit 
der  karzen  Darstellung  der  Ergebnisse  in  der  Gesctzgebuog  selbst 
begDUgen. 

In  erschöpfender  Weise  hat  Scbanz  in  dem  genannten  AofdAtz  diese  Diuge, 
namentlich  auch  in  den  Kammerverhandlungen  and  nach  dett  hier  gelieferten  antiicbeii 
statistischen  Materialien  verfolgt  and  sie  sehr  klar  und  belehrend  bcliatidcit.  s.  a.  a.  0. 
iU  S.  252  ä.  Von  bosonderem  Interesse  ist  die  Erörterung  der  regelmässigen  Uaopt- 
strdtlhigeB  bei  der  ElnkoDmensteoer  (eb.  8  285«  329):  DecUntionspflicht,  Melde» 
Mgabe  (cTentoell  auch  der  Arl)ci(trober  nber  Hohe  der  Löhne,  Gehahe  der  Arbeit- 
nehmer), Steuerscaia,  Progression  (Degression),  Befreiung  kleiner  Einkommen,  Berück- 
sichtigung persönlicher  Verhältnisse,  Besteuerung  der  Acticngesellschaften  (s.  nament- 
lich (iber  die^e  Specialfrage  S.  317  ff.  Schanz'  Ausfuhrungen  von  allgemeinster  Be- 
deutung:^ ähnlich  die  zum  Theil  gleichen  und  sonstigen  principicUcn  Fragen  bei  der 
Kjapitalrcnteubteuer,  so  Uber  Abzug  der  Paasirziusen  hier  (eb.  S.  341 — 354).  danu 
Uber  die  VerbiDdung  von  Ertragssteoem  mit  der  Eiakonueasteaer«  die  Höhe  der 
Füsse  der  verschiedenen  Steuern,  die  Einrichtung  der  Gewerbesteuer  (eb.  S.  330 — r>4r. 
So  aiemlich  alle  priucipielicn  und  practiscb- technischen  modernen  Streitfragen  Uber 
directe  Steuern  finden  hier  ilure  Erörterung  von  den  rerschiedensten  Gesichtspanctea 
ans.  Es  sind  auch  in  der  stindlSGlien  Berathung  und  Seitens  der  Regierung  hier 
wieder  Arbeiten  geliefert,  von  denen  dnsi^olbe  gilt,  was  ich  oben  bei  Baden  einmal 
äusserte  (S.  285):  so  sorgfältig,  mit  umsichtiger  Erwfiguag  aller  Für  und  Wider,  Wenn 
und  Aber  kaiu  in  Gmaastaaten  bei  deraitiffen  Befermen  kanm  gearb^tet  werden. 
Darin  liegt  aber  auch  wieder  jene  Gefahr  in  Kleinstaaten,  den  „kleinen  Dingen",  die 
sich  doch  niemals  ganz  corrcct  erledigen  l;E^en,  eine  zu  grosse  Bedeutung  beizulegen, 
and  die  doatschen  Particalarsteaeirochte  selbst  bei  Uebereinstiinmaog  in  den  Grand* 
Ingen  vnd  EauptpimcteD  doch  in  Nebenpvocteii  nodi  mehr  za  differenziren. 

Dm  ErgebDifls  war  eine  legislative  Revulon  der  Einkommen- 
atener  und  Gewerbesteuer  nnd  die  EinflIhrQog  einer  nenen 

besonderen  Ertragssteuer,  der  Kapitalrentensteuer  (3  Gesetze, 
alle  vom  Ö.  Juli  1884).  ^) 

Das  neue  Einkommensteuergesetz  war  zwar  auch  nur 
eine  Revision  des  früheren  von  1809  und  hat  der  Steuer  ihre  bis- 
herige Struftiir  im  Ganzen  belassen,  aber  ,,nir  die  unteren  Voiks- 
classen  erhebliche  Helreiuugen  und  Ermässigungen  geschaffen,  die 
besser  Situirten  durch  Progression  und  Ciuengung  der  Eiukommeu- 
elassen  schärfer  getroffen,  die  Actiengesellschaften  in  ebenso 
practiacber  als  den  Anforderongen  der  Billigkeit  entsprechender 
Weise  aar  Steuer  herangezogen''  (Sehanz)^  so  „der  materiellen 
Gerechtigkeit  Genttge  geleistet  nnd  Verbesserangen  in  der  Ver- 
anlagung gebracht,  ohne  dass  man  freilich  bereits  zur  Declarationsp 
pflicht  der  Censiten,  anch  nicht  einmal  bei  höheren  Einkommen 

*)     die  lOMiDiBenfassendc  Scblaasbeuachtaiig  in  Schanz'  Anfsaa  S.  354—356. 
A.  Waf  aer«  naaBiwiM«M«b»ft  lY.  22 
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(in  der  ersten  Abtbeilang  der  Steuer,  Uber  2600  M.)  gelangte,  ob- 
wohl bezügliche  ßestrebnogen  in  den  Kammern  hervortraten.  Die 
eigentbttmlicbe  Einricbtuiig  der  BüdoDg  YOn  ^ySteaerkapitaiien" 
blieb  auch  in  dem  neuen  Einkommenstenergesets  bestehen.  Die 
ebenfaJIa  nar  revidirte  Gewerbesteuer  hat  mancherlei  alaVer* 
bessemngen  ftnenaehende,  wennaneh  nur  kleinere  Verltodernngener« 
fahren.  Dorch  einige  der  neuen  Beatimmnngen  wnrde  „der  objectiTe 
Charaeter  der  Oewerbestener  [etwas]  durchbrochen,  das  snbjeetive 
Element  in  dieselbe  eingefUhrt*'  (Schanz).  Unter  den  AendeF 
uogen  seien,  ans  Schanz' Resnin^,  hier  genannt:  „grössere  OlffSsHi- 
cation  der  Gewerbe,  die  früher  sehr  aligeiiiciu  gebalteu  wiw,  sehr 
wcseiiLliche  Verbesserungen  und  VereinfachuDgen  im  Tarit,  sowie 
masRenbafte  Zusammentasbuiigen  unter  dem  Titel  Eines  Patents, 
betfiicbtlich  höhere  Besteuerung  der  auswärts  Wohnenden,  welche 
weder  Gewcrbsanlagen  noch  Niederlassuneren  in  Hessen  besitzen 
und  danach  hier  ein  Gewerbe  treiben  (Hausierer,  ilandlungsreiseode 
n.  s.  w.)y  Regelung  and  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtbschafts- 
genossensehaften,  crbeblif  he  Erleichterungen  der  geringeren  Ge- 
werbetreibenden'* (zum  Theil  Befreiungen);  Regolirung  der  Gewerbe- 
steuer nicht  mehr  durch  Steuercommissäre  unter  Mitwirkung  der 
Bürgermeistereien,  sondern  dorch  eine  Commission,  welche  aus  dem 
StenercommissSr  als  Vorsitzendem  und  drei  Stadtverordneten,  beiw. 
Gemeinderathsmitgliedem  besteht. 

Die  neue  Kapitalrentensteuer  endlieh  hat,  wenn  auch 
noch  in  zu  roSssigem  Satze,  das  Stenerfreiheit^privileg  des  Lcih- 
kopitals  beseitigt,  das  dieses  im  Vergleich  mit  anderem  Besitz 
((Hund-,  Haus-,  üewerbekapital)  aacb  nach  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer in  Hessen  (wie  in  Preussen)  insofern  noch  imn^cr 
besass,  als  es  mit  seinem  Ertrage  nicht  wie  der  des  g:enaünten 
anderen  Besitzes  einer  zweiten  directen  Steuer  bisher  unterlag  und 
ohnehin  wegen  seiner  schwierigeren  Erfassung  auch  von  der  Ein- 
kommensteuer häufig  nicht  geottgend  getrofifen  wurde.  Die  Hiosa- 
fügung  der  Kapitalrentensteuer  war,  wenigstens  in  Ermangelung 
eines  höheren  Einkommensteoerfusses  fflr  LeihzinseD,  so  ein  rich- 
tiger Aushau  der  Ertragsbestenemng,  soweit  durch  diese  fiwdirtes 
Einkommen  noch  besonders  neben  der  Einkommensteuer  getroffen 
werden  sollte.  Bei  der  Kapitalrentensteuer  wurde  auch  Declaratioas- 
pflicht  angeordnet,  womit  dies  wichtige  Princip  in  das  hessische 
Steuerrecht  kam,  was  später  seine  Einführung  in  die  Einkommen- 
steuer erleichtert  bat. 
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Von  Eiozelheiten  der  üenen  Gesetzgebung  werden  hier  noch  fol^jendo 
berrorgehobcn ,  bei  der  Einkommen»  and  der  Qeworbestcocr  besonders  einige  der 
Abweichungen  gegen  die  früheren  (besetze  (s.  die  Gegen aberstellang  der  Texte  beider 
Gesetze  bei  Schanz.  Fin.arch.  II,  S.  ^9'}  If.,  435  ff.,  wo  in  Noten  auch  dir»  Ab.^ndcmngcn 
der  neoen  Gesetze  gegen  den  Entwurf  und  die  Kammoniasschuäi>aatrügo  Mgegebon 
Verden). 

In  Betrefi  der  sobjectiren  Rt-^n  rpflii  hr  bei  der  Einkommensteuer  wurdo 
jetzt  eine  Ontergrenze  mit  500  M.  Einkommen  eingeführt.  Auch  die  Steuerfreiheit 
jugendlicher  Personen  (bis  18  Jahren  wie  bisher)  und  sonstiger  noch  in  Aasbilduug 
auf  Scholen  o.  8,w.  begritfencn  ist  noch  erweitert  worden  (auf  700  M.).  Ausser 
physischen  Personen  wurden  die  Amion-  nnd  rnmtnnnditactiengesellschaften  unmittel- 
bar als  steuerpflichtige  Subjecto  erklärt«  und  zwar  für  die  UeberscbOsse,  dio  sio  als 
Adfeniiiuea  und  DlridMidea  rertheflen  eder  tnr  Bildnng  ron  BeserrefoiidB  oder  cur 
Schnldcntil^ng  vcrv.  n.  wobei  die  Vorstände  dio  erforderlichen  Aufschlüsse  gehen 
müssen  (also  Declarationspüicht  hier  besteht).  Die  schwierige  Frage  der  Verbindung 
rwischen  der  Einkommensteuer  solcher  Gesellschaften  und  derjenigen  der  Actionftro 
selbst  (für  dio  erhaltenen  Zinsen  und  Diridenden)  wurde,  mr  Vermeidung  an  sich 
bedenklicher  Doppelbesteuerung  durch  dio  ncmlicbe  Steuer,  principiell  richtig,  aber 
freilich  steuenechnisch  miasUch  dahin  entschiedeo,  dass  die  Actionäro  bei  ihrem 
eigenen  Einkommen  wie  die  Sehaldziiiien,  Laateo  v.  9.  w.,  die  eonstigen  directen  Staats- 
und  Commnnalstcuem,  so  auch  die  Zin  n  und  Dividenden  von  Actien  inländischer 
Gesellschaften  abziehen  dürfen,  jedoch  nur  in  demjenigen  Yerhältniss,  nach  welchem 
deren  DebersoliQese  bereite  der  Einkommensteuer  unterworfen  sind  (s.  Art.  4,  19  dos 
Gesetzes,  daa  die  Ausführungen  Ton  Schanz  a.  a.  0.).  Fiir  die  Veranlagung  ist  dio 
ünterscheidnng  von  2  Abtheilungen,  über  und  bis  2600  M.  jetzt,  geblieben.  Zur 
Erleichterung  der  Yeraolajpng  ist  eine  sogen.  „Heideangabe'*  in  gewissen  Füllen  in 
beadiilnkieB  ICmasse  einfeführt  vorden.  d.  b.  unter  StvRfiudrolinDii^  den  Hanshaltnogs- 
TOiständen  die  Pflicht  anf  rlr-^t.  hinsichtlich  Jer  zu  ihrem  Haushalt  ^rehf'-rigen  Personen 
der  tuständigen  Behörde  auf  Verlangen  furmulirte  Fragen  zn  beantworten,  soweit  sio 
die  einschlägigen  Verhältnisse  aus  eigener  Wahrnehmung  kennen  (Art.  11,  12).  Die 
BildoDg  der  Steuerkapitale  nach  Maassgabe  des  Einkommens,  zn  welchem  die  Pflich- 
tj«»en  eingeschätzt  sind,  isf  «o  einir'TirhtPt  worden,  dass  bei  der  1.  Abtlieilung  dio 
i^uote,  welche  das  Steuerkaruai  vom  Einkommen  bildet,  bis  zur  27.  Clause  allm&lig 
ansteigt,  nesdieh  ven  e.  10  %  in  der  1.  dasse  (280  M.  Kapital  bei  2600—2900  M. 
Einkommen)  auf  fast  16  ^j^  in  der  27.  Ciasso  ;n200  M.  Kapital  bei  20—21.000  M. 
Einkommen)  and  für  jedes  weitere  1000  M.  Einkommen  dann  um  den  festen  Betrag 
ron  160  M.  wichst,  was  bis  dahin,  bei  gleich  hohem  Steoeranschlag  (Steuerftiss), 
einen  entsprechend  progressiven,  bezw.  degressirca  Stenerfuss  bedingt  (Art.  13).  Dasselbe 
Princip  besteht  in  der  2.  Abtheilung,  indem  hier  das  Steuerkapita!  mit  5—6 
Einkommenbetxags  in  der  1.  Glesse  (30  M.  bei  5—600  M.)  beginnt  und  auf  c.  10  % 
in  der  10.  steigt  (245  M.  bei  2800—9600  H.  Einkommen)  (Art  85).  Die  Organisation 
der  Einschätzungscomraissioncn  hat  die  Veränderung  erfahren,  da-ss  —  jetzt  drei 
Jahre,  IrOher  jährlich  —  dio  für  jedes  Steuercommissariat  zn  bildende  Gommission 
MB  Mitgliedern  besteht,  welche  rem  Kreistage  (früher  vom  Bezirksrathe)  ans  den  im 
Beadrt  vorhandenen  Steuerpflichtigen  der  1.  Abtheilung  gebildet  wird,  und  die  Bildung 
eigener  Commissionen  fur  dio  5  grössten  Städte  obligatorisch  geworden  ist.  Auch 
sind  jetzt  alle,  früher  nur  bestimmte  öflentlicho,  Behörden  zur  Ertheilung  ron  Auf- 
scUflnsen  verpflichtet.  Die  Mitglieder  der  Landescommlssion  als  Beclamationsinstaas 
werden  ferner  jetzt  nicht  mehr  von  den  Provinzialdiroctioncn,  sondern  von  den 
ProTiozialansschUssen  gewählt.  Bei  der  Einschätzung  der  2.  Abtheilung  (unter  2600  >L 
Einkommen)  soll  zwar  in  der  Regel  in  die  dem  wirklichen  Einkommen  entsproeheDdo 
dnsse  eingeschätzt  werden,  doch  kann  bei  dio  Leistungsfähigkeit  ungünstig  beein- 
flos«*-ndcn  Verhältnissen  auch  die  Einschätzung  in  dio  ru^chst  niedrigere  Ciasso  er- 
folgen, erentaell  in  diesem  Fall  bei  der  untersten  Ulasse  Steuerfreiheit  eintreten. 
Aneli  ist  allgemein  rerstattet  worden,  dass  die  8  untersten  Classen  alle  oder  thcilmiae, 
ron  unten  an,  im  Pinanzgeeets  Dir  die  FSnaniperiedo  tkberhanpt  Erlass  der  Einkommen:' 
Steuer  erhalten  (Art.  35). 

Bei  der  Oewerbesteuer  haben  die  Bcmftarten.  die  aiolit  unter  sie  üsllen, 
kleine  Aenderungen  erfahren,  u.  A.  sind  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgcnossenschaflen, 
die  statutenmAssig  und  thatsAcUich  ihre  Thätigkeit  anf  den  Kreis  ihrer  Genossen 
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beschranken,  hier  besonders  eingereiht  worden.  Bei  der  Umrecbnong  der  Normal- 
stcncrkapitalicn  der  sonst  rerbliebenen  Gewerbe -Gsttangs-  und  Ortsdassen  aus  der 
Golden-  in  die  Markwährung  sind  Ideine  Veränderungen  der  Sätze  zum  Zweck  der 
Erl.  ichtcninp  (7.  Classe,  o.  Ortsclassc)  eingetreten  und  Bestimmungen  beigefügt  worden, 
um  weitere  Erieicbtcrungen  bei  reningerter  Leistungsfähigkeit  für  mittlere  und  kleinere 
Gewerbetreibende  zu  gewlbren  (Art  7 — 9):  ein  charteteristiMiter  Vorgang  ndnfidi 
in  i>ou<Ten  Gewerbestcuerpc-setzen.  Aelmlich  i>t  allfrcmein  der  Gewerbcstenerccmmis-ion 
die  Bcfogniss  gegeben  worden,  in  Fällen,  wo  der  tarifmäsaige  Zusatz  nach  der  Zahl 
der  Gebilfen  eine  nnrerliftltnissmässigc  Belastang  berbeiftlbren  wflrde,  eine  Ermässigung 
dieses  Zusatzes  bis  zur  Hälfte  eintreten  zu  lassen  (Art.  13,  Schlussabsatz):  wiedemn 
also  Wtirdi^tinß:  eines  subjcctircn  Moments  im  Kähmen  der  sonst  festgehaltenen 
Methode  der  Veranlagung  nach  objcctircn,  äusseren  Merkmalen.  Im  Berufungswesett 
sind  erteicbtemde  Aenderongen  erfolgt,  so  dareh  Einfobning  einer  Bemo&stntio&  an 
die  VeranlairuiifiscoTnmission  vor  di!r  Ke<-]»mation  an  die  oberste  Instanz  (Obersteaer- 
direction  früher,  Ministerium  der  Finanzen,  Abthoilung  ftir  Stetterwo:>en,  jetzt).  Für 
die  Veranlagung  der  Steuer  selbst  ht  die  Organisatton  der  BebArdMi  erbeblieb  er- 
weitert worden.  Während  sie  früher  durch  die  Stoacrcommissariate  Unter  Mitwirkung 
der  Ortsvorstände  geschah,  haben  diese  Orfrane  j-nzt  nur  die  Vorbereitung,  die  Rego- 
lirung  selbst  ist  einer  besonderen  Commi&äion  übertragen  (Steuercommissar  als  Vor- 
sitzender, S  von  der  StadtverordnetenFersammlang,  bezw.  Gemeinderstii  gewählte  Ifil- 
gliodcr,  Art.  27).  Nicht  im  Staatsgebiet  Wülinende  Hessen ,  nichtliessisdu'  Keich-- 
dculsche  und  Ausländer  ohne  Gewerbsaniage  noch  Niederlassung  im  Staate  werden 
nacb  dem  Gewerbesteuertsrif  dassifidrt  und  baben  die  Stener  In  Perm  des  Steopeb 
für  das  ganze  Jahr  auf  einmal  nach  den  7  Gattungsclasscn  mit  200  bis  herab  za 
10  M..  fnr  jcdoii  tJchilfcn  mit  dff  Hälfte  dip>cr  Satze  mehr,  zu  entrichten  (Art.  20.  HO'. 
Personen  mit  vorübergehenden  Verkaufslocalea  auaserLalb  ihres  Wohnsitzes  und  -du^z^it 
dem  Mc<«s-  und  Marktverkehr  sind  besonderen  w&chentlichen  Gewerbettooertaxcn  ron 
50.  nn.  20  ^r.  nat  h  OilscUssen  vntenrorfen,  wovon  der  Gemeindeeasse  des  Betristo* 
orts  zuäiesst  cArt.  31). 

Die  Rapitalrentenstener  von  1884  (Finjtreb.  II,  497  IT.  mit  den  Koten 
von  Schanz)  entspricht  anderen  süddeutschen  Steuern  dieser  Art.    Ihr  sollte  ..(!>r 
Reirmrtrag  aus  Kapitalvennftgen,  soweit  solches  nicht  in  (ir^jn'lstncken.  Geb-lnden  und 
gewerblichen  Anlagen  angelegt  ist  oder  im  eigenen  iändwutliaichafüicheu  oder  der 
Gewerbesteoer  unterworfenen  gewerblicben  Betriebe  Venreodnng  findet,  unterliegen" 
(Art.  l).    Ai]<^(lrOcklich  sind  auch  Zinsen  tind  Dividenden  ans  Actien  steuerpfliditie. 
doch  mit  Ausnahme  von  Actien  der  in  Hessen  gewerbesteueipflichtigeo  industrieUcu 
und  Handebnntemebmungen  (Art.  2).  8teoer£rei  sind  allgemein  Personen  mit  weniga 
als  100  M.  Jalire^zins- Einkommen,  Wittwen,  elternlose  Minderjährige  nnd  erwerbs- 
unfähige Personen  bei  <^incrn  Gesammteinkommen  von  weniger  als  ir)0o  M.,  wenn 
ihre  Bezüge  aus  Kapitakinseu  750  M.  im  Jahiü  nicht  erreichen  (Art.  4).  Subjcctir 
Btenerpflichtie  sind  sonst  nicbt  nur  physische  Personen,  sondern  anch  Otfentlich  und 
privatrechtlich  juristische,  sowoi*  in  lit  im  Gesetz  Ausnahmen  gemacht  sind.  Der 
gemischte  Cbaracter   der  Steuer    als   einer   balb  £rtrag»-,   halb  Persooalsteuer 
darstellenden  ist  dorcb  die  Gewlbmng  des  Lasten-  vnd  Paasininsenabnip  reo 
dem  steuerbaren  Zinsbetrag  anerkannt  worden  (Art.  13):  eine  Abweichung  von  -l'-n 
sonsficren  fJrtindsStj'en  bei  den  eigentlichen  Er(rac;ssfciiern  (Grund-.  Gebäude-.  Gewetbe- 
ötcuor),  die  ihr  Kur  und  Wider  hat  (s.  über  Baden  oben  S.  2ö3).    Auch  bei  dieser 
Steuer  wird  die  Methode  der  BUdnnf  ron  Stenerkapitaii  -n ,  die  dann  als  Grundlage 
der  R'"^teii"rung:  dienen,  anjrevandt,  und  zwar  so.  das.s  8  °  „  des  steuerpflichtigen  Zins- 
einkomuieus  dies  Kapital  bilden  (Art.  11):  naturlich  eine  mehr  oder  weniger  wüikfihi' 
liehe  VerhUtnisstabl.  Man  schonte  eine  bt^bere,  om  die  Stener  nidit,  neben  der  Ünt 
Einkommen  noch  treffenden  Einkommensteuer,  zu  hoch  werden  zu  lassen;  der  ri:«s 
war.  nach  damalicreni  Steneranschlag.  c.  IJ)       vom  Ertrag-  reihst,  allerdings  erheblich 
niedriger  als  bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer.    Kino  rrogre^^ion  dieses  Fusses, 
(bezw.  eine  Dogresslon  Ittr  kleineres  Zinseinkommen,  wie  in  Baiem)  glaubte  man  rer* 
meiden  m  mtrsson,  hcHondpfs  mit  Hu(  k>ir]it  auf  (ieii  oliiiehin  bei  der  EinkoiniDensf«*"^' 
bestehenden  Progressionsfuss  und  weil  die  Kapitalrentenbteuer  neben  letzterer  dieselbe 
Function  wie  die  anderen  Ertragsstenem  des  Systems  mit  ihren  FtoportionaUlua  beben 
sollten  (s.  die  Note  zu  Art.  11  bei  Schanz,  S  509).    Bei  der  Veranlagung  der      '  ^ 
ist  hier  nun  die  Pflicht  der  SteoererklAruog  ausgesprochen  worden  (Art  HJ. 
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und  zwar  so,  dass  jeder  Pflichtige  ohne  besoudere  Aufforderung,  nur  nach  öffentlicher 
Kckanntuuichun^,  iHhrlich  nach  uiuem  amtlichen  Formular  seine  Stcuererlilärung  (mit 
Angabe  der  abzugsiabigcu  Lasten)  au  tiic  Burgcrmciaterci  einzuliefern  hat.  Auf  Ver- 
lingen  der  Eliiächätzungscommisiioo  bat  der  Pflichtige  auch  weitere  AnfUiningen 
zu  crebcü.  Wer  die  Steucreikläruug  nicht  abgiebt,  aber  für  kapitalrent  :t^t -Ki  rpflichtig 
gUi,  wird  Ton  der  Liasch&tzangscommiäsiou  xur  Abgabe  der  l^rkl&ruug  oder  der  Yet- 
sichemof  der  ViehtuteoerplIiehtiglMit  binnen  einer  vienrOehigen  Frist  aufgefordert  und 
wird  straffUIi^  um!  rcrlieri  das  ßechtsmittel  für  das  Jahr  gegen  seine  Kinschätzong, 
wenn  er  der  Aultorderuns;  nicht  Folge  leistet.  Die  EinschStzunp^ibehördcn  sind  die- 
selben wie  für  die  Einkuuiuiuusteuer,  das  Verfahren  lu  buidcu  I  dllca  wcaentiich  gleich. 
Aneh  hier  werden  dia  Kapitalrentner  mit  2600  M.  tibersteigeudcm  tiesenuntein- 
kommen  ron  der  Einschätzung'^^ -oinTnission  der  1.  Abtheiiung  der  Einkommensteuer, 
die  mit  kieiaerem  (iettammteinkomuien  rou  derjenigen  der  2.  AbiUeilung  reianlagt 
(Alt  17  Q.  (tber  Bednuetiotten  nnd  Besehverden  Art  90  ff.).  Strafen  sind  an- 
gedroht für  wissentlich  unrichtige  oder  unFolbtändige  Angaben ,  die  zur  VerkQrzang 
des  StenerintcresbCb  fahren  können,  auch  für  absichtliche  Unterlassung  der  Steuer- 
erklkruüg  (^Vcrgchcü  der  „Stcueihinterziehung").  Die  Suafe  iat  Geldstral'e  im  Achi- 
fachen  des  Jahresertrags  der  Steuer,  die  ausaerdem  nach  zu  zahlen  ist.  Letztere  Ver- 
I  flichtang  dauert  f)  Jahre  und  ^aht  auf  die  Erben  Uber,  eine  Vorschrift,  mit  welcher 
daä  iüscalische  Interesse  kaum  genügend  gewahrt  wird,  da  gewöhnlich  erst  beim  Tode 
des  Censiten  eine  oft  laugjährige  Stenerhinterziehung  constatirt  wird,  deren  pecani&rer 
N'achtheil  so  für  den  Staat  nur  theilweise  gut  gemacht  werden  kann.  Umwandlung 
der  Geldstrafen  in  FreihtMtsstrale  tindet  nicht  statt.  Die  Strafen  werden  durch  das 
üencht  erkannt,  »ofern  der  Gcuäit  nicht  i'rui willig  innerhalb  10  Tagen  auf  AulTordcrung 
lablt  (Alt  24—81). 

§.  97.  Vierte  Periode.  Neue  Fortbildung  der 
directeu  »Steuern,  Gesetzgebung  von  1895.  Die  im  Vorans- 
gehenden  dargestellten  Retormen  seit  den  1860er  Jahren  haben 
die  Lösung  des  wichtigen  Problems  der  möglichst  richtigen  Ver- 
tbeiluDg  der  Last  an  directen  »Staatssteuern  ohne  Zweifel  wesentUeti 
gefördert.  Durch  die  £irfntiruog  und  Entwicklaog  der  Einkommen- 
stener  an  Stelle  der  alten  Personalsteaer  war  allmitlig  von  den 
60er  bis  iu  die  90er  Jahre  das  Schwergewicht  der  direetea  Be- 
steaening  von  den  alten  Ertragssteaem,  beBondeia  der  Grnndsteaer, 
weg  in  die  EinkommenBteiier  verlegt  worden,  eine  Richtnng  der 
Bewegung,  welche  sich  durch  die  Einftthrang  der  Kapitalrenten- 
Steuer  noch  verschärft  hat.  Der  AnsBcblagscoefficient  der  Grand- 
Steuer  hätte  ermils^igt  werden  können.  Die  beibehaltenen,  noch 
durch  die  Kai)italieiiiensteuer  ergänzten  Ertragssteueru  fungirten 
der  Annalime  nach  und  mehr  oder  weniger  —  freilich  sehr  ver- 
.^^chiedeu  nach  ihren  einzelnen  Arten  und  vollends  bei  den  einzelnen 
.steiierohjecteii  und  Suhjpcten,  schon  wegen  Nichtberücksichtigung- 
der  bchulden  bei  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  —  als 
eine,  auch  principieU  jetzt  beabsichtigte  höhere  Besteuerung  des 
fandirten  Einkommens.  Auch  die  DurehschnittsbelastuDg  mit  diesen 
Ertragsstenern  war  allerdings  noch  recht  verschieden,  soweit  sieh 
das  bei  den  drei  alten  nach  deren  ganzer  Veranlagongsmethode 
wenigstena  schfttzangsweise  feststellen  liess,  bei  der  nenen  Kapital- 


Digitized  by  Google 


330 


6.  B.  Ucbenicbten  der  BesteuoniDg.  Uossen.  §.  97. 


rentensteiter  auch  nacb  dem  abaichtlich  ftlr  sie  gew&hlten  niedrigeo 
Stetierfoss  (bezw.,  was  auf  einen  solchen  hinanslftnft,  bei  dem 

mässijo^en  Anschlag  der  Steuerkapitale).  Aber  immerhin  war  doch 
allee  fuudirlc  Einkommen  hüher  belastei  und  das  bisher  ijegUnstigte 
Leihkapital  wenigstens  jetzt  einer  Rentenstcncr  mit  unterzogen. 
Gewisse  ßefreiungen  und  Erleichterungen  der  kleinen  Leute  waren 
in  der  Einkommen-  und  zum  Thcil  in  der  Kapitalrenten-,  auch  in  der 
Gewerbesteuer  eingetreten,  Umstände,  welche  die  LeistungsHlhigkeit 
ungtinstig  beeioflusseny  mehr  berücksichtigt  worden.  In  der  Ein- 
kommeDsteuer  war  ein  progressiver  (besw.  degressiver)  8teaerfu«s 
znr  DarebfUhrottg  gelangt,  so  dass  die  grosseren  Einkommen 
wenigstens  etwas  stirker  als  die  kleineren,  trots  der  Proportiona- 
litftt  der  StenerfUsse  der  Ertragsstenem,  belastet  worden.  So  hstte 
sieh  'die  gans&e  direete  Bestenening  mehr  dem  Grandsats  der  Be- 
stenemng  nach  der  Leistnngsfähigkeit  angepassL  Die  Last  der 
direeten  SCaatssteaem  wnrde  allerdings  dnreh  den  Hinzntritt  der 
Commnnalstenem  gesteigert,  die  anch  in  Hessen  sich  an  erster« 
anlehnten  und  hei  steigenden  Bedtirfnissen  wuchsen.  Aber  die 
neue  V'crfassmiL;  der  dnecten  Staatssteuern  war  doch  mik  Ii  j^'l' 
eigneter  für  die  Anlegung  der  Communalstenem  geworden,  was  iii 
dem  neuen  Communalsteuergesetz  vom  24.  Sept.  Iöö7  auch  zum 
Ausdnii'k  kam. 

Materialien,  auch  staÜstischOi  sum  Bal^  vielfach  io  duu  Landtagspapierea  ODtl 
dmeh  fo  den  genannten  Attfftitzen  TOn  Scbuiz  und  Gli^sing  im  Finanzarcbir.  fi«iiB 
Steoeraiuschlag  uu  1884  galt  die  Grandstcuor  th  oinc  Belastung  von  8.91  %  des 
Beinertrags,  die  Gowerbcstcacr  als  eine  solche  von  ca.  2.5.  die  -'rhliche  GebSude- 
stouer  von  3,  die  Kapitalrcntenütouer  von  1.5  %,  w&hreud  die  Einkommensteuer  beim 
Aosscblag  von  16  Pf.  aof  1  M.  Steuerkapital  aM  kloinsto  stetierpfiichtige  EiokoninieD 
von  5  —600  M.  mit  O  fO,  das  jrrfls^te  in  der  2.  Abtheilung  (bis  2G00  M  )  mit  l.'T. 
das  klciosto  in  der  1.  Abtheilung  mit  1.72,  das  Einkooiincu  von  20.000  M.  an  loit 
dem  gleichen  Sntz  von  2.56  %  traf.  Der  Aaaschla^  für  die  Grandstaaer  vtf  von 
19  Pf.  auf  1  M.  in  1863  bis  1884  «if  U  Pf.  hombgeietit  worden  (s.  Fln.tich.  II. 

ÖÖ7,  510,  xiir.  t.'7t,  my\ 

Die  Eiilwickluijg  der  Steuerertr&ge  und  das  Verhältuiss  bei  den  einzelnen  Steuern 
zu  einander  zeii;t  folgende  Tab.  57  (Gl&ssinf,  Pitt-ardi.  X(U.  900  for  1868— 94/95. 
Nr.  680,  Dec.  1^08.  Mittlieilungen  der  hessischen  statistischen  Centralstellc  für  1897/98. 
liier  als  ,,ausgci>chlagen  und  zur  llobung  Uberwi(»»en").   Sic  bestätigt  ziiferamtoig 

5fiBta  dis  oben  Gesagte  und  Uofert  mgletch«  vie  die  UinUche  Eniwicluong  in  andereo 
evtsdieu  Staaten  (Preasscu  S.  54,  59,  Baiern  S.  181,  182.  Sachsen  8.  121,  Wanteni- 
borg  S.  231,  Baden  S.  294)  einen  iruten  Beleg  für  die  weni<rstous  relative  Entlastung 
des  ländlichen  Bodens  und  Ertrag»  und  for  die  Entwicklung  auch  der  hetisiaichcn 
VoUttwirtfaflcbaft  in  der  bekannten  modernen  Weise. 

Früher  (s.  v.  Kriif's  Dcukscluift  von  üIj.jt  Stcnorreform ,  Anlage  III) 

überwog  die  Grund-  und  Ueb&udestcuer  noch  mehr:  182^  mit  739,  1S40  loit  ^4U, 
1860  mit  699  Promille  des  Ertrags  gegen  70,  71,  109  bei  der  Gewerbesteuer,  191. 
188,  192  bei  der  Personalstencr.  —  Die  SteaeraosBcbläge  (eh.)  waren  aof  diese  drei 
Steuern  fn  loli  1809  auf  die  Einkomm<M»stotier  statt  der  Personalsteuer).  1828  gleich- 
juashig  10.06%,  1840  13,9.  löCO  18.54.  1^6y  und  1870  desgl..  seit  IdSo/Sl  verschieden, 
17.6  tnf  dio  tirondkteuer,  19  nuf  die  nnderen,  1885/86  bexv.  15  nnd  17«  diastf  Snli 
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Tab.  57.  Ertrag  der  hessischen  directen  StaatsstooetD,  1869 — 98  (roh). 
A.  Absolute  Zahlen  (1000  M.)  1869     1870  1884  85  1885/6  1893  4  1894,5  1897/8 


1.  uruQasteDer     •  «   •  . 

010Q 

i9oo 

TS.  wononMiiM  .... 

V17 

IKMk 

t  Aua 

V70 

lUeo 

1  Qiid  2  zusäuQiaon  •  , 

oOoO 

OOÖO 

oU<4 

0 1  AO 

0  1  ^!,4 

ö1d4 

o.  uewerucstcucr  .... 

«7*7 
vi  1 

AOQ 

DVo 

o4^ 

all 

yov> 

'\C\Ä  1 

4.  Aapitairenteostcuer 

OO/ 

A  t*? 

oomme  i!«rtragast. 

4i5/o 

40ö< 

44o/ 

44ot> 

40D4 

iß,  I  (.  r>oii.-,  DC2W.  J>llia.BI.  ) 

1  TAI 

40  yö 

4ÖVC> 

OOUo 

bamme  1 — 5     .   .  . 

5446 

6842 

8105 

8218 

9135 

9293 

10265 

B.  EaUtifSftblen  7oo 

1   Grundsteuer  ..... 

505 

403 

.'?06 

259 

219 

2.  Gebändostener  .... 

168 

136 

136 

117 

119 

1  und  2  zusammen  .  . 

673 

539 

442 

376 

338 

333 

308 

3.  Gewerbesteuer  .... 

124 

101 

118 

103 

106 

106 

lo-_' 

4-  Kapitalrentensteuor   .  . 

43 

43 

44 

Summe  1 — i  Ertragsst. 

797 

6^ 

560 

522 

487 

454 

5.  P«fwii.-,  benr.  1itiik.it  ^ 

860 

440 

478 

518 

518 

546 

SaauB«  l—b    .  •  . 

1000 

1000 

1000 

lOOO 

1000 

1000 

1000 

von  17  Mcb  uf  die  KapitalrenteDstener,  1890/91  14,  16  niiü  tof  die  KapitalMnten- 

Steuer  17.  ebenso  seitdem.  Also  eine  Diflerenzirung  im  Ausschlag  zu  Gunsten  der 
Gruodiaeacr,  zu  Ungunsten  der  Kapitairenteosteuer,  mit  dem  mitUereu  äat£  Vo) 
b«i  der  Geverbe-  und  Einkommensteuer. 


Rahe  trat  gleichwohl  nicht  lauge,  weder  in  der  Apifation  für 
weitere  Veränderong  der  iSteQerii,  noch  in  den  Kammern,  noch  in 
der  gesetzgeberischen  Arbeit  selbst  eio  und  besonder«  seit  den 
90er  Jahren  kam  die  ganze  Materie  wieder  in  Bewegung.  Der 
Gründe  waren  maDcherlei,  zum  TheU  die  Demlichen  wie  ttberall 
in  Dentscbland.  ^^Unerledigt  war  in  der  bisherigen  Beform  die 
onnBlrittene  Frage  der  Bildnog  nener  StenertLapitalten  für  die  land- 
wirthsebalttichen  Grondstttcke  und  der  Kernpuoet  alles  Steuer* 
Wesens»  die  Frage  der  Verhlltnissmässigkeit  der  Belastung  der 
einzelnen  Einkommenqaellen  gebliebeo''  (Glässing).  Die  alten  Ertrags- 
steuern, auch  die  reformirte  Gewerbesteuer  genügten  bei  ihrem 
ganzen  Character  immer  weniger.  Die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft  in  privatkapitalistischer  uud  industriestaatlicher  IJielitung, 
die  schwierige  Lage  der  Laudwirthschaft,  die  steigende  Lust  der 
Coramnnalstcucrn ,  die  neueren  „socialpolitischcn"  Steuertheorien 
und  Bestrebungen,  die  FinanzbedUrtnisse  des  Staats  drängten  auch 
hier  weiter  und  practisch  wirkte  dann  gerade  auch  in  Hessen  wieder 
das  Beispiel  der  neuen  Reformgesetzgebung  der  directen  Bestenerong 
in  Prenssen  sowie  bald  der  gute  Erfolg  dieser  Reform.  Nament- 
lieh  das  Streben  naeh  weiterer  Entlastung  der  unteren  Classen  von 
diteeten  Steaenii  nach  grosserer  Berttcksicbtignng  der  persönlichen 
LetstnogsAhigkeit  besüglicb  der  Tragung  der  Steuerlast  unter 

*)  1869  ilte  Penonal*,  spiter  neue  Einkomin«iitteiier. 
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nngflnatigen  UmsländeD  und  das  Seiteostttck  dazu,  nach  stärkerer 
Belastnng  der  grosseren  und  ganz  grossen  und  der  BemtzeinkommcOy 
daher  naeh  Btlirkerer  Progression  des  Stenerfasses  nach  oben  lo^ 
machte  sieb,  wie  nenerdings  Überall  in  Deotschland,  auch  in  Hessen 
immer  mebr  geltend.  Die  Vornrtheile  gegen  sch&rferes  Ver« 
anlagQDgsverfabren  bei  den  Personalstenem,  gegen  Deelaraüons- 
pflicht  bei  der  Einkommenstener  schwanden  mebr.  Die  Mängel  der 
alten  ,,objectiven**  Ertragssteuern,  der  Besteuerung  wesentlich  nur 
iiach  ausseien  Merkmalen  auch  noch  in  der  revidirten  Gewerbe- 
steuer, wurden  mehr  erkannt  und  anerkannt  und  ihre  Abstellung 
erschien  immer  drirjrcnder  Aua  diesen  Strömungen  ging,  nach 
verschiedenen  Anläufen  und  iiiaDchen  Wechselfällen  ,  nuch  in  den 
Kammern,  eine  Fortbildung  der  directon  Steuern  hervor,  welche, 
ohne  damit  ihren  Abschinss  schon  zu  huden,  zunächst  wieder  zu 
Veränderungen  des  Einkommen-  und  des  Kapital- 
renten stenergesetzes,  im  Gesetze  vom  25.  Jani,  bezw.  10.  Jsli 
1895  führten.  Das  erste,  das  an  Stelle  des  1884er  trat,  bat  wesent* 
lieb  nnr  solche  Aendemngen  erfahren,  welche  die  Einfttbrnng  der 
Declarationspflicht  fttr  die  erste  Abtbeilnng  der  Stenerpflichtigen 
mit  sieb  brachte  (s.  bes.  Art  20,  25,  19,  39)  nnd  Aendernngen  im 
Tarif,  besonders  bei  der  ersten  Abtheilong  dnrcb  Weiterfttbrnng 
der  Progression.  Bei  der  Kapitalrentenstener  beschrankten  sieb  die 
Veränderungen  auf  die  Einführung  des  \'crwaltung8gerichtshof8,  der 
auch  bei  der  Eiukommenstener  so  fungirt,  als  letzte  Beruümgs- 
instanz.  Der  Abschluss  der  Kel'ormgesetzgehung  ist  erst  1899  unter 
mancherlei  parlamentarischen  Schwierigkeilen ,  aber  ganz  in  der 
angedeuteten  Kichtung  erreicht  worden  (§.  98  unten). 

Auch  hier  können  nur  die  Hauptergebnisse  der  1895er  Gesetz- 
gebung, nicht  die  Phasen  in  den  Meinungsstreiten  zwischen  den 
legislativen  Instanzen  und  sonst  dargestellt  werden.  Wie  gewöhn- 
lich mussten  mancherlei  Gompromisse  geschlossen  werden,  nm  das 
Werk  zu  Stande  zn  bringen,  was  dann  dabin  führte,  dass  weiter* 
gehende  Bestrebungen,  so  fttr  grössere  Befreiungen  nnd  Erieicbter- 
nngen  nach  unten  zn,  noch  schärfere  Progression  bei  der  Einkommen- 
stener  (gerade  in  der  1.  Kammer!)  zunächst  noch  nicht  dnreli- 
drangen. 

8.  tta  dies  AUea  Qtid  fttr  hier  flbergcgangenes  Einzelne  wieder  die  rdcbhaltig« 

Arbeit  vou  (ilässing,  ein  Scitenstiick  zu  der  früheren  von  Sclianz,  Fin.arcb.  XI». 
273—377,  daselbst  die  beiden  Gesetze  378     und  397  Ü.   WichUgere  Fimcte  warao 

die  folgeuden. 

]'>r\  ijor  Einkommenatener  giogen  in  li>-tn-i{^  der  sabjeetiren  Steui-r- 
1> flickt  und  der  ODterea  Einkonunengreoze  dafür  BestiebaDgen,  umeBdidi  in 
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I-  K.iiiinier.  darauf  au^.  die  Bofrcianj?  über  die  bisherige  Grenze  von  .%00  >T..  ovenfucll 
wie  in  Freusüen  bis  auf  9uO  M.  au<>zudehneD.  Aber  es  blieb  schliesslich  im  Uescu 
bei  der  bi&berigen  Grenze,  auH  fiscaiiscben  Rücksichten,  auch  wegen  der  Gemeinde- 
steaero,  aber  soch  aas  principiellen  poUtischeD  Gründen,  weil  man  eine  weilwo  Steaer- 
frciheit  von  diroctt^r  Pen>onalsteuer  nach  nnten  zu  für  unrichtig  hielt.  Atich  Er- 
leichterungen sind  nur  in  geringem  Maas^e  eingetreten,  ao  bei  der  2.  Abtheilung 
(«nter  2600  M.  EinkoDmai)  in  der  Art,  dass  jetzt  «of  die  Leietmigtf&hfgkeit  QDgansHg 
cinwirkt.-iido  Cm>tände  nicht  nur  durch  Ein>cliät/üng  in  tiefere  Steucrclassen  berück- 
sichtigt werden  können,  sondern  müsseu,  uud  hier  dann  für  die  günstigere  Einsetzung 
der  Censitcn  nicht  nur  die  nächst  niedrigere  Ciasso  zulässig  ist,  sondern  1  oder  2  dieser 
Classec  (Art.  49).  Durch  den  Fortfall  der  noch  im  rorigen  Gesetz  festgehaltenen 
VoTschrift,  dass  auch  hui  der  EinschStznn«^  der  2.  Abtheilun^  „ohne  l&stiges  Eindringen 
in  die  speciellen  Einkommen-  imd  Yermögeusrerhältnisse"  rorgegangon  werden  sollo, 
nncl  dnrcli  Ueine  ErbiVhnng  der  Stenerkspitalien  gerade  in  der  nntenlea  Stufe  (bei 
5 — 600  M.  Einkommen  von  30  auf  3",  M.),  woncben  die  Stufen  2—7  allerdings  kleine 
Ermässigungen  der  Steuerkapitalanschiägc  erfuhren  —  ist  sogar  die  Einkommcu- 
besteacrung  der  kleinen  Leute  eher  noch  rersch&rft  worden.  In  der  Steuerpflicht 
nicht-phyatocher  Personen  ist  keine  Verinderang  erfolgt.  —  Bei  der  Festsetzung  der 
objecliven  Steuerpfliclit  tauchten,  zumal  jetzt  beim  Uebergang  zur  Declarations- 
pHicht,  ähnliche  Streitfragen  auf,  wie  s.  Z.  in  Preossen.  Besonders  die  sogen.  .«Abzags- 
peeteo^,  die  bei  der  Berecbnong  des  stenerpltichtigon  Einkonmeiis  t<hb  Gerämteiu- 
kommen  statthaften  Abzüge,  wurden  genauer  bcstimoit  ((Jesetz  von  1895,  Art.  10. 
gegenüber  Art.  20  des  Gesetzes  ¥on  1884)  — ,  so  in  Betrell  der  Abschreibungen  für 
Almntzangen  der  den  landwirthschaftlichen  und  gewerblichen  Betrieben  dienenden 
Gebinde,  Maschinen  und  Betriebemittel .  entsprechend  einer  angemessenen  Berück- 
sichtigung der  Werthvermioderung.  nach  den  (jnindsärzcn  ordnungsmäßiger  Buch- 
führung (Art.  19«  Nr.  8).  Aach  wurden  tUr  abzugsfuhig  erklärt  die  rom  Steuer- 
piiditf^  gesetz-  nnd  Tertrafsmiadg  m  entrichtenden  Beitrige  za  Kranken-,  UniUl-, 
Alters-  und  luvalidenvor  i  lierUDgs-,  Wittwen-,  Pensionscassen  (ob.  Nr.  und  sogar 
—  ein  roUeads  strittiger  Punct  (s.  Glässiug  a.  a.  0.  S.  Sil,  meine  Abb.  über  diu 
preoasische  Stenerreforro ,  Fin.arch.  1891.  B.  8.  S.  711)  —  die  Versicherungsprämien 
bis  zu  400  M.  jährlich  in  Preussen  GOO)  für  die  Versicherung  des  Censitcn  auf  den 
Todes-  oder  Lebcnsfall  (Sr.  7).  Im  Unterschied  zu  Preosseu  besteht,  wie  auch  schon 
nach  bisherigem  Gesetz,  die  Abzugsfähigieit  auch  aller  directcn  Communalsteueru 
(Hr.  4).  —  Der  lange  und  besondere  eifrig  geführte  Streit  aber  den  Steuertarif 
und  die  Prugression  endete  in  Compromi.ssen  /.%-i>(heii  Regierung  und  Kammern 
und  beider  letzteren  untereinander,  wodurch  namcntiicb  die  Progression  weitergeführt 
und  etwas  rerschärft  wurde,  auch  gegenüber  'der  Regierungsrorlage  (Gl&seing« 
S.  316— •'^40/.  Auch  hier  verblieb  es  bei  der  bidierigen  formellen  Bestcueronge- 
mcfhode,  der  Bddung  von  Steuerkapitalien  aus  einer  gesetzlichen  Quote  der  Einkommen- 
ciassen  uud  bei  der  Durchführuug  der  Pregresalon  in  der  Weise,  dass  in  beiden  Ab- 
theflongen  der  Stener  jene  Quele  mit  der  Höhe  des  Einkommens,  bei  der  1.  AbtheUnng 
bis  in  einem  be-stimmten  Betrage  der  letzteren,  wuchs,  bei  der  2.  Abtheilung  jetzt, 
nach  der  üntergrenze  der  Classe  berechnet,  von  7  auf  c.  10.6  %  (bisher  ron  6  auf 
c  10.6  %,  daneben  die  oben  erwähnten  kleinen  Ermissignngen  der  Glasten  2—7  der 
2.  Abtheihiog).  in  der  1.  Abtheilung  für  die  Einkommen  über  2800  M.  von  der 
14.  Classe  an  (8500—9000  M.  Einkommen)  diese  Quote  langsam  ein  wenig  stieg  nnd 
auch  über  die  bisherige  Grenze  der  Progression  (20 — 21.000  M.  Einkommen)  sich 
noch  weiter  eibObte,  was  jetzt  erst  In  der  47.  Classe  (bei  40—41.000  U.  Einkommen) 
aufhörte.  Von  hier  an  war  die  Quote  "Vt  v  on  1000  M.  joden  weiteren  Einkommens, 
während  sie  bi&her  nur  160  M.  für  lOUO  M.  von  21.000  M.  Einkommen  an  gewesen 
war.  Bei  dem  Steuersatz  von  16  Pf.  für  1  M.  ergab  sich  so  eine  Progression  ron 
1.12  "/o  in  der  1.  Classe  der  2.  Abtlieilung  (500  M.  Einkommen)  und  1.72  •/»  in  der 
I.  Classe  der  1.  Abtheilung  (2600  M.)  Mt-,älich  bis  auf  fast  4  *^/o.  Eine  wohl  (auch 
in  der  1.  Kammer)  befürwortete  noch  weitere  Steigerung  der  Progruiu»iuu  drang  nicht 
dordi,  aach  im  Hinblick  auf  diesen  Maximalfass  in  anderen  deutschen  Staaten,  be- 
sonders in  Preu«sen.  Das  Erreichte  war  immerhin  ein  Fortschritt.  —  Die  Decla- 
rationspf licht  hatte  früher,  besonders  in  der  1.  Kammer,  viel  Widersprach  gefouden 
und  war  in  das  Einkommensteuergeseu  von  1S84  noch  nicht  anfgenommen  worden, 
woU  aber  damals  in  das  KaFitalxentonsteneigesets  gekommen  (o.  8.  S28).  Jetzt  drang 
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6.  B.  Uebenicbefla  d«r  B«ateii«fiiiif .  Rmtn*  §.  97,  98, 


sie  bei  der  2.  Abthcilang:  der  Steuer  darch  and  kam  veaenUich  nach  der  Fa^sanf 
wie  boi  dar  Kapiudrcutensteucr  in  du  QeseU  (Art  20  ff.)  Man  Ueas  es  auch 
der  bi«heTig«ii  Oreiuzilfor  swtoelieii  den  beiden  Abtheilougoo  (2600  M.).  Bei  d« 
2.  Ablheiluiip  besteht  facultatire  SteQcrerklärung,  kann  aber  auch  obligatoriache  ein- 
treten, wenn  der  Voiait/eiide  der  Veranlagungscomuiission  an  einen  Ccns-iten  die  bc- 
trclTdude  Aufforderung  richtet  (Art.  49,  leUtcr  Ab>ät/).  Bei  nur  durch  Schia^ung  zu 
emittelndem  Einkommen  soll  dem  Gensiten  aaf  seinen  Antrag  gestnttet  weideD,  Halt 
ziSernmä5siger  Angabo  de^  Einkommens  diejenigen  N i  hweiiangon  za  geben,  deri*o 
die  CommiäsioD  zur  Schätzung  des  Einkommens  bedarf  ^rt  20).  (S.  das  sehr  spccia- 
Vsirendo  Formoltr  der  SteaererUiraiif  bei  Qilatlng  S.  855— B56.)  Der  Aofinkaie  der 
Declarationspflicht  in  das  GesetiC  entsprach  eine  Acndernng  in  der  Organisation  d  r 
Bcrufongsinstanzen  für  die  1.  Abtbeiluug  der  Steuerpflichtigen.  Es  ist  jetzt  hier, 
wieder  nach  preussischem  Vorgang,  gegen  die  Entscheidung  der  im  Uebngen  com- 
petent  gebliebenen  Landescommi.^^ionen  den  Steuerpflichtigen  wie  dem  Vorsitzenden 
der  Laiidesrommission  die  Beschwerde  an  das  oberste  Verwaltuncr-iTf^richl  gewilut 
worden,  obgleich  die  ZusammenseUung  des  letzteren,  die  abweichend  roa  der 
preoflsiscben  und  sonstigen  ist,  aidi  dafttr  nicht  se  unbedingt  n  eignen  tdden 
(Art.  82 — I^-'»).  Aber  man  wollte  gerade  vermehrte  rechtliche  fJarantieen  bei  dorn 
neuen  durch  Aufnahme  der  Dcclarationsp  flicht  verschärften  Verfahren  gebea 
(s.  ül&ssing  S.  367  Ö.).  Bei  der  2.  Abtheilung  der  Ceusitcu  ist  es  boi  der  bisherigen 
Einrichtung  des  Benifnngswesens  geblieben,  so  das»  hier  noch  die  Verwaltnng  (Ministe- 
rium der  Finanzen,  Abtheilung  für  Stencrwesen)  ober.->tG  Berufnngsin^tin/  ist  (Art  öl!'. 
Organisation  der  Veranlagung  und  VcranlagungsTerfabreo  sind  son!»t  die  bisherigen 
(Gonett  ron  1884)  betribrten  geblieben.  ,,Die  Geeammtheit  der  Beetimmangen  (ttW 
Organisation),  meint  Glässin^i;  (S.  "G2),  reprisentirt  eine  Organisation,  wie  j^ie  wohl 
besser  nirgends  gefunden  werden  durfte."  Namentlich  wird  die  Kinrichtung,  dass 
ein  finanzieller  Fachmann  an  der  Spiue  der  Veranlagnugscommissionen  steht, 
der  Steneiconmissar.  mit  Hecht  nie  ein  Vonaf  gelten  müssen,  auch  gi^penaber  der 
neuesten  preussisc}:  :i  <ieset/gebnng.  wo  immer  noch  ein  Verwaltungsbeamter  diese 
Stellung  einnimmt  i^Landiath  u.  s.  w.).  In  Coosequenz  der  Einführung  der  Dedarations- 
pilicht  eind  aacb  Strnfandrehtingen,  wie  bei  der  Kapilnlrentetutener,  tut  di« 
Censiten  der  1.  Abtheilun-r  in  das  Einkommensteuergesetz  gekommen  (Art.  H9  ff-. 
Achtfaches  bei  wissentlic  h  unrichtigen  oder  absichtlich  unroUstAndigen  Angaben, 
welche  zur  Verktlrzung  des  Steuerintercsses  zu  fuhren  geeignet  sind,  sowie  bei  absieht' 
lieber  Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Steuererkl&rung).  Für  die  Erkennung  der 
Strafen  ist  jetzt  das  Gesetz  betr.  die  Einführung  des  Verwaltnngsstrafbescheids  bei 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  Uber  die  Erhebong  OflentUcber  Abgaben 
und  GenUe  vem  20.  Sept.  1890  nnlavenden.  Die  StenererKlironf  ist  vie  bd 
der  Kapitalrentenst.  uer,  ohne  besondere  Aufforderung,  nur  n  i  Ii  olTentlicher  BeLmnt- 
machuug  an  die  Bürgermeistereien  oder  die  Steuercommissariaic  abzugeben.  Wer  sie 
unterlägst,  aber  von  der  Commis.sion  für  dazu  rerpflichtet  gilt,  wird  von  der  BehSrde 
dazu  aufgefordert  und  verliert,  wenn  er  nicht  Folge  leistet  oder  nicht  versichert,  dass 
sein  Einkommen  unter  2C>00  M.  ist,  die  Kcchtsmittcl  i.""T*^n  seine  VemnlngOBg  in  dem 
Steuerjahr,  nebcndem,  dass  er  eventuell  Strafe  verwirkt  (Art.  20). 

An  dorn  neuen  Kapitnlrentensteuerg esets  Ist  grundaitdieb  nichts  fer- 
ändert,  durch  eine  neue  Kedaction  nur  /wischen  diesem  und  dem  Einkommensteuer* 
gesctz  Ucbereinstimmuug  betreffs  des  Veraulagungsverfahreus,  der  Fristen,  der  Kechts- 
mittel  und  der  Straf bestimmungen  herbeigeführt  worden.  Bei  dem  niedrigen  Annli 
des  Steuerkapitals  mit  nur  8^/.  rem  Bentttieinkoinmea  ist  es  Torilofig  rerbliebtf 
(s.  OUbsing,  &  $?&>. 

§.  98.  Fünfte  Periode.  Abschluss  der  Reform  der 
dircctcD  Beötcueruüg,  181)9.  Aufhebung  der  Ertragß- 
stcuein  als  Staatsstcuern,  Einführung  der  Ver- 
mögenssteuer. Die  Kelormen  von  1895  wurden  von  keiner 
Seite  als  Abschlags  betrachtet,  sondern  nur  als  eine  ncne  Etappc 
%VL  weiteren  und  tiefergreifenderea ,  dann  erst  absoUiessendeo. 
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Eben  deswegen  kam  es  1895  ober  zn  GompromiBsen,  so  in  der 

Tariffrage,  und  wurden  die  Wünsche  betrefl's  der  Real-  und  der 
Gewerbesteuer  vertagt.  Man  wollte  auch  erst  die  tiiiau/iellcü  Er- 
folge des  neuen,  mit  auf  Declarationspflicbt  beruhenden  Veranlagungs- 
verlahrens  abwarten.  Die  Dinge  kamen  denn  auch  bald  in  neue 
Bewegune,  seit  18H7,  nnd  nind  dann  nach  manchen  ISchwierigkeiteu 
auch  im  Jahre  189U  umiassende  Reformen  des  ganzen  Systems  der 
directen  Staatsbesteuerung  gelungen.  Weitere  gleichzeitige  auf 
anderen  Steaergebieten  stehen  damit  im  Zusammenbang  (§.  99,  100). 
Auch  von  diesen  Reformen  sollen  hier  wieder  wesentlich  nor  die  Er- 
gebnisse in  den  betreffenden  Gesetzen  von  nns  noch  näher  dar- 
gelegt  werden.  Die  Phasen  der  Kämpfe,  die  einselnen  Streitponete, 
nnter  denen  der  über  die  Wiedererbebnng  (besw.  Fortdaner  in  Ter- 
äoderter  Fonn)  der  seit  1891  ausser  Hebung  gesetsten  Weinstener 
(s.  Q.  §.  99)  besonders  hervorgehoben  sei,  vermögen  wir  hier  nicht 
in  allen  Einzelheiten  zn  verfolgen.  Sie  bieten  manches  allgemein 
Interessante,  so  in  Betreff  der  Tariffrage,  bei  der  Einkommensteuer, 
der  Vermögenssteuer,  der  Ausdehuuug  letzterei  u.  s.  w.  Für  Steuer- 
refuraitragen  im  Allgemeinen  Hegt  hier  auch  ein  lehrreicher  Fall 
als  Beispiel  vor,  wie  fi  scalische  Noth  wen  d  i  ^  k  c  iteu  zu 
Compromissen  und  zu  Combinationen  verschiedener  bteuern,  auch 
au  einzelnen  Maassregelu,  so  in  Hessen,  nach  dem  Aufgeben  der 
Weinstener,  anr  Einführung  der  Ciassenlotterie,  zwingen  können, 
die  eigentlich  von  keiner  Seite  recht  gewtlnscht  werden.  Das  Haupt- 
sächliche wird  im  Folgenden  kars  tnsammengefasst. 

S.  Niheret  darQber  in  dem,  wihrend  icb  dies  (October  1899)  sebreibe«  erst  uoch 

iü  Aussicht  stehenden  neuen  Auffat/  vnn  Glässing  im  Tin.arch.  B.  1,  Jahrg.  1900. 
Auch  Auisaue  von  demselben  über  Steuerreform  in  der  hcssischeD  Zeitschrift  fUr 
Staats-  und  (icmeindcrerwaltaog  1897,  Aug.— Dec.  Der  hessische  Finantminiater 
Hear  KttekJer  hat  mir  die  reichhaltigen  und  bOelist  lehrreichen  Materialien  tiber 
das  ganze  ticv.o  Steucrrefonnwcrk  zur  Verfügung  gestellt,  wofür  ich  hier  meinen 
besonderen  Dauk  ausspreche.  Herr  Min.-Secr.  Glässing  hat  mir  dafür  einen  nützlichen 
LeitfbdeB  basdsdiriftHcb  geliefert  weftr  ich  hier  ebenftlla  bestens  danke.  Ich  habe 
diesen  Leitfad  n  irn  Folgenden  mit  benulzt.  Von  den  ActeustUcken  sind  besonders 
bcmerken^werth;  amtliche  Denkschrift  von  v.  Krug,  Yor^iteendem  der  Ministehal» 
Abtheilung  fUr  Steuerwcscu,  „zor  Stonerreform  in  Hessen**,  Joni  1897,  auch,  ohne  die 
itMiflCiacben  Beilagen,  im  Fin.arch.  B.  14,  1897,  S.  810  ff.  Neuer  Ucformplan  1898, 
8.  „gemeinsame  l?cirr'indunir  der  Steuervorlagen"  mit  5  Gcsctzeiil«tirfen .  betr.  Ab- 
änderung der  J:<iukammcu$teuer  ron  1895,  idnftihrang  einer  Vcrinögcnästuucr,  einer 
stuUliebeB  Otaaseakrtteiie,  einer  Regelung  der  Weinsteaor,  Hundesteuer.  Darftber 
K»mmerausschassberichte  (Xr.  7^^1  der  Boila^^cn  zu  den  A'crhandluogen  der  2  Kammer, 
SO.  I^dtag.  1897/1900,  nebst  weiteren  Beilagen  Uber  die  einzelnen  SteuerentvUrfe). 
Lauge  Debatten  in  der  2.  Kammer,  bes.  April,  Mai  1899,  AbscUass  der  Kammer- 
Terl^ndluugen  Juni,  Juli  1899.  Zugleich  worden  neue  Gesetzentwürfe  Uber 
ürlnntlcnstcmpel,  Erbschafts-  und  Schenknnr^^teuer  (>.  n.  §  100"*  crledifft.  Kund- 
machang der  ucoen  Steucrg^tze  im  August  1899.  8.  auch  Fm.arch.  lJ^l<9,  Ii.  IG, 
&889fl; 
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6.  E  Uobeisiditeo  der  BeMenenuig.  Hestea.  |.  98. 


Bei  den  Verhandln rifen  (tbcr  die  SteDerfesetze  von  1805  war  von  Jen  Kammern 
eine  Besolatiou  hinsichtlich  der  Nothveadigkeit  and  des  Ziels  oud  Wegs  einer  w^eitcrca 
Reform  der  dlreeten  Steaern  gcfasst  iroideo,  worin  es  „ftir  dringend  geboten  erkliit 
werde,  diM  die  ungleiche  Belastung  der  Steuerpflichtigen,  welche  auf  der  seitherifeo 
Veranlap^nngsweise  der  Kealsieiinrn  beruhe,  beseitigt  werde  und  zu  diesem  Zwecii  sobald 
als  uiOgiicb  eine  Umgestaltung  insbesondere  der  Grund'  und  (icwerbcsteuer  erfolj^e 
und  da»  dabd  swar  das  ftmdirte  EliikoiBmeik  aneli  femorhtai,  aei  es  nittebt  doer 
VoransbcstCTieruDg  oder  mittelst  eines  Zuschlags  zur  Einkommensteuer,  entsprechend 
höher  hcranzimehen  sei,  als  das  nicht  fundirte,  jedoch  unter  mOglicluit  sorgfältiger 
RadieiebtiialiBie  nicht  nnr  auf  die  grossere  oder  geringere  Sicherheit  der  Fundiraag« 
aendern  auch  aif  die  Letstnngorähigkoit,  ganz  besünders  auf  die  etwaige  Belastung 
fundirter  Einkommenqaellcn  durch  Schuldzinsen".  Auch  eine  Umgestaltung  der  Com- 
muaalbesteuerung  sollte  ins  Auge  gefasst  werden.  Die  Regierung  erklärte  i>icli  mit 
Tendenx  and  Sicbtong  der  Beform  einferstanden  nnd  Hess  bald  die  erforderlichen  Ver- 
arbeiten anstellen  (Denkschrift  rem  1S97,  S.  2.  3>. 

Es  ergab  sich  bei  den  Probearbeiten,  dass  der  Versuch,  die  höhere  Besteuerung 
dea  fandirten  Einkommena  darch  entsprechende  Umbildang  der  Grand-  nnd  Oeweihe- 
Steuer  zu  selbst&udigen  Ergänzungästeuern  zur  Einkommenstouer  horbeizufuhrea. 
technisch  nicht  wohl  ausführbar  sei  i  D  lA-  hrift  S.  30  IT.).  Deshalb  kam  man,  wie 
in  Preussen,  auf  den  Plan  der  VerinOguu^ä teuer.  Hierbei  traten  aber  ünaozieUe 
Schwicriglteiten  berror.  Es  handelte  sieh  daron,  wenn  der  Staat  die  Einnahme  aos 
den  Ertragsstenern  aufgeben  sollte .  genügenden  Ersatz  dafür  zu  finden.  Sollte  der 
bisherige  Ertrag  der  directun  Steuern  dem  Staate  gewahrt  bleiben,  wofoii  man  zu- 
nächst ausging,  so  nraaste  dieser  Ersatz  wesentlich  aas  der  VennOgensateoer  honnBen. 
Dann  aber  musste  bei  der  Höhe  der  hessischen  directen  Gesammtbesteucmug  von  gut 
10  M.  auf  den  Kopf  und  da  fast  die  Hälfte  des  bisherii^cn  Steueranf  kein  mens 
ersützeu  war,  ein  hoher  Steuersatz  für  die  Vermögenssteuer  eintreten;  auf  üruud  der 
Probeschätzungen,  die  ein  Gesammtfermögen  reo  c.  88 — 3900  Miil,  H.  ergeben  hatten, 
ein  Satz  von  1.2  Promille,  mehr  als  das  Doppelfe  des  preossischen  I)i<'  Annahme 
cin^  solchen  Satzes  bewirkte,  dass  ein  Ziel  der  Keform,  die  directe  Bedteueraog 
auch  in  ihrer  Hohe  mehr  der  der  anderen  deolschon ,  besonders  der  Kachbarstaateo, 
namentlich  Prenssens  zu  nähern,  so  nicht  erreicht  werden  würde.  Aach  wäre  di- 
Folge  einer  Vermögenssteuer  mit  solchem  Satz  eine  sehr  ungleichmässige  Wirkung  der 
Keform  auf  die  einzelnen  Censiton  gewesen,  namentlich  nach  deren  Vcrdchuldungs- 
Tcjrhältnisscn ,  die  bei  der  Vermögenssteuer  zu  berücksichtigen  waren:  ähnliche  Er- 
gebnisse wie  in  Baden  (o.  S.  "280  If,).  (S.  Denkschrift  ron  1897,  S.  fl.,  nebst  An- 
lage VI.)  juu  Plan,  gleichwohl  zur  besseren  Ycrtheilung  der  (iesammtsteaerlast  die 
Vennflgenastener  zom  rollen  Ersatz  der  Ertragssteaem,  soweit  er  nicht  dnrdi  Äonder- 
ungen  der  ^Einkommensteuer  mit  zu  erreichen  war,  einzuführen,  wurde  zwar  nuch 
rerfolgt.  aber  kam  nicht  znr  Ansfilhrung.  Im  Fortgang  der  Sache  gelangte  man  nach 
einem  Miui»terwechscl  ^neuer  Kiuauzminister  Kuchler)  zu  dem  veränderten  Plane,  bei 
der  R^orm  eine  Verminderung  der  Gesammtlast  an  directen  Staats- 
steuern,  nicht  nnr  eine  bessere  ViTtheilnng  dieser  l.ast.  herbeizuführen.  Man  fasste 
dabei  eine  Verminderung  um  ungefähr  ein  Fünftel  fc.  2  ilill.  M,  fon  10  ililJ.)  iß* 
Ange,  um  ao  die  hessische  BerOlkemog  in  Bezog  aar  diese  Steuern  mehr  deijeoigen 
der  Kachbarstaaten  gleichzustellen.  So  sollte  die  neue  Vermög^ssteuer  nur  zu  einem 
um  Wenigf's  höheren  Steuersatze,  0.55  Promille,  als  die  prenssische  '0.50  Promille^ 
erhoben,  dadurch  nur  eine  Einnahme  von  knapp  2  Mill.  Mark  Mill.)  bcschaflt, 

der  Erdatz  von  weiteren  erlassenen  c.  2.7  Mill.  Mark  (4.7  Mill.  Mark  bisherige  Ertrags- 
stcnerfinnahmo  im  Ganzen)  auf  andere  Weise  gedeckt  werden.  Einmal  durch  Tanl- 
äuderungcn  bei  der  Einkommensteuer  1.  Abtheilung,  auch  durch  Erhöhung  and 
WeiterfOhrnng  der  Progression  bis  auf  4.5  niit  dner  Ertragssteigerung  roa 
c.  Mill.  Mark  (650.000  M.);  sodann  durch  Mitbenutzung  anderer  Einnahmen  unJ 
durch  Eröffnung  neuer  Quellen.  In  erstcrer  Hinsicht  erwies  es  sich  nü^glich.  Dank 
der  Betriebs-  und  Finanzgemeinscbaft,  in  welche  iiejtseu  für  seine  Staatsbahnen  art 
Preoaaen  1896  getreten  war  (s.  u.) ,  mit  einiger  Sicherheit  einen  Theil  des  Deficits, 
w»Iches  aus  d-  r  Aufhebung  der  directen  Staat^?tenern  hervorging,  aus  dem  Eisonbahn- 
betriebsUberschuss  zu  decken,  vorsichtiger  Weise  nur  c.  V«  Mark,  eine 

listigen  Folgen  dieser  Eisenbahnpolitih.  Sodann  sollte  die  Nenerdnnnf  der  «iflder 
in  Uebnng  zn  setzenden  Weinsteaer  Vs  ^i'^*»      ErhOhnng  des  YerwaltongssteBpei* 
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Mill.,  die  der  HuDdestener  auf  den  doppelton  Satz  1^15.000  Mark  unJ  dW  ein- 
zofilhrende  CUssealotterie  aach  'Z,  MiU.  Mark  liefero.  D&a  war  also  im  Ettect  eia 
ibeilveieer  Ersatz  bisheriger  directer  Besteneronf  darcb  indfrecte 
Verbrauchs-  (die  Weinsteocr),  dirocte  Gebraochs-  uud  Quasi-Luxas- 
'der  Hundosteaer).  eine  Art  „Spielsteuer'*  (die  Lotterie)  und  verkehrssteuer- 
artige  Abgaben,  liic  Stempel.  Diese  Steuerpolitik  war  als  Ganzes  betrachtet  uiit 
dieser  Wirkung  uicht  vOUi^^  obiio  Bedenken«  aber  wurde  durch  die  uofcewöhnliche 
Höhe  der  }'.essischen  directen  BesreniTimp .  die  man  durchans  plaubtc  im  Iiitercssi« 
dee  Erwcrbaiebous  verminderü  zu  uUi>seu,  uud  durch  die  Voriheilc  der  Aufhebuug 
der  gaas  Teialteten  Ertragsstcuern  far  gerechtfertigt,  durch  die  Finansbedttrrnfsse 
auch  für  ancrlässlich  aturesehen  (s?.  Gcincins.  BoprUndung,  S.  7  (T.).  Und  in  der  That 
lisst  sich  dem  beistiuimcu.  Es  war  auch  wohl  richtig,  wcna  mau  in  Hessen  uiit  der 
Progression  der  Eiulouimensieuor  nicht  allein  gar  zu  hoch  gehen  mochte,  wie  vou 
anderer  Seite  verlangt  worden  war.  mit  Raclisiebt  auf  die  nicdn^'eron  Maximalsätze 
d'.T  deutsclien  Nachbarstaaten.  Im  Einzelnen  war  wohl  das  Unerfreulichste  die  Ein- 
fabruog  der  Claasenlotterie  nun  auch  in  diesem  halb  süddeutschen  Lande.  Der 
Befornpiatt  fand  im  Ganzen,  spcciell  in  dem  mit  seiner  Profong  betrauten  Ansschnss 
der  2.  Kammer  durchaus  Anerkennung,  nur  die  Wiedererhebung  der  W'einsteuer.  wenn 
auch  in  zum  Theil  nener  Form,  ganz  überwiegende  Opposition,  auch  im  Lande, 
besonders  in  dem  hier  am  meist^ui  interessirten  Rhoinhessou.  Diese  Steuer  föllt  dann 
ancb  im  Landtage  trotz  des  I^^tlialtens  der  Regierung  an  ihr  und  obwohl  die  ganxe 
allsfi  meifi  ?"^wtin8chte  Steuerreform  dann  zn  scheitern  drohte.  Indessen  grelan?  sclilicss- 
Jich  doch  noch  eine  Verständigung,  indem  Ersatz  der  Weiosteuer  in  anderen  Hil&< 
mittele  gesacht  und  schliesslich  gründen  wird,  nemUeh  doch  noch  in  einer  wdteren 
TarifanderoDg:,  besonders  Fortführuntr  der  Progression  der  Einkomuiensteuer  bis  fast  auf 
5%  in  maz.  (woneben  noch  Ermäsäi):uu^'cn  der  untersten  Stufen  aus  „sociaipoiitischem** 
Interesse  erfolgten),  ferner  in  Krhi>huu{f  der  Crbschafts-  und  Schenkungssteuer  und  in 
weiteren  Abgiäen  des  t^emt^nsam  geregelten  JastiLz-  und  Vcrwaltungsstempelwesens, 
wobei  man  aocb  /n  melirtachen  luxusstcuerartlgen  Abgaben ,  Lustbarkeitssteuern  (auf 
Fahrräder,  Luxuswagen,  Reitpierdo,  Automobile,  Musikwerke  in  Gasthäusern)  und  zu 
mancherld  gewerblichen  Goneessionsabgaben  kam  (s.  n.  f.  100).  Die  Progression  in 
der  Einkommensteuer  wurde  so  in  Hessen  etwas  h«5licr  gebracht,  als  in  DiMit^chlnnd 
sonst.  Noch  weitere  Erhöhung  (bis  G  ^/q)  drang  nicht  durch  (Antrag  von  sociai- 
demokratischer  Seite).  Augeregt  war  verschiedenes  Weitere,  so  eine  Erhöhung  des 
Steuerlnases  der  Eiiikommrasteucr  für  Ledige  um  V«  (.Jangge«cllensteoer",  in  der 
2.  Kammer  einmal  angenommen),  bei  der  Ycimö^ensstcuer  die  Ausdehnung  der  sub- 
jectiren  Steuerpflicht  auch  mit  auf  juristische  Personen,  der  obiectiven  Stouerpflicht 
aof  Gehranehsvermögcn  (Mobiltsr,  Hansinrentar  n.  s.  w.,  erentndl  ?on  8000  M.  Werth 
an),  die  Einführung  des  Progressionsprincips  auch  bei  dieser  Steuer  (soc.-dem.  Antrap:\ 
aber  schliesslich  fiel  das  Alles.  Die  Gründe  gegen  einzelne  dieser  Vorschläge,  auch 
regierungsseitig,  so  namentlich  gegen  die  Progression  der  Vermögenssteuer,  sind  wohl 
nicht  immer  durchschlagend  gewesen,  auch  nicht  die  steuortechnischcn  Einwände 
fi^en  die  Mitijesteuerung  der  Mobilien,  aber  hier  wie  in  Betreff  der  Weiterführung 
der  Progression  bei  der  Einkommensteuer  war  immer  die  Kacksicht  auf  die  Steuergesetz- 
gcbnng  der  Kachbarstaaten,  besonders  Preossens,  entscheidend«  man  woUte  nicht  gern 
wesentlich  anders  ror-  und  weitergehen  als  dieses.  Das  war  auch  in  Hessen  bei  der 
Kleinheit  und  geographischen  Lage  des  Staats  eine  nicht  unrichtige  Politik.  Da 
zndcm  der  Steuerfuss  des  Gesetzes  nur  der  normale  war,  dessen  Aonderung  und  auch 
Erhöhung  je  nach  Umständen  eintreten  sollte  —  und  wahrichelolich  wird  er  schon  filr 
die  nfichstc  Finanzperiode  um  10  %  erhöht  werden  müssen  —  war  das  Festhalten  an 
nicht  zu  hohem  Maximum  wohl  begreiflich.  Für  die  allgemeine  deutsche  Politik  der 
directen  Beelevernng  e^giebt  sich  nach  ans  den  hessischen  Vorgingen,  dass  eine  Port- 
fQhrung:  der  directen  T?esteuerung'  in  der  Richtunfr.  die  stärkeren  Schultern  allgemein 
uud  dauernd  noch  mehr  zu  belasten,  ron  Preussen  ausgehen  mnss.  Nachfolger  wird 
es  dann  schon  finden. 

Iki  dem  Beginn  der  subjcctiren  Stcnerpflicbt  schon  mit  500  M  Einkommen  ist 
es  in  Hessen  auch  jetzt  geblieben,  wesentlich  aus  liscalischen  Rücksichten,  um  die 
Beform  nicht  durch  noch  höheres  Ersatzbodürfniss  zu  en>chwcren.  Indessen  ist  die 
Qwttte  TOD  wenigstens  eist  600  M.  doch  mehrfach  mit  ins  Auge  gefasst  worden  tind 
hei  finaadeller  Bewtbmng  der  Baform  noch  wohl  ihre  Einfilbf  nng  bald  zn  erwartOD. 
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Beachtenswert h  ist  sonst  noch  das  ondlicbo  Fallenlassea  des  Systems  der  ,^teoer- 
kapitalicD'*  und  die  EinfUbmDg  bestimmter  Steuersätze  bei  der  Einkommen-  andVer- 
möf^enssteocr,  wobei  indessen  aas  stafttsreehtUcher  Rdcksichtoahmo  aaf  die  Tcrfassao|t* 
m.lssipe  Ordnnnc:  des  SttMM^rbcrilli^ngsrechts  ausdrücklich  verfügt  wurJc.  dass  immer 
erst  das  jedcsmaiij^u  i-  luanzgesctz  zu  bestimmen  habe,  ob  die  Sätze  des  Gesetzes  oder 
wddie  poeentweiM  «bweiehendeii  SStso  fUr  die  EriMbwif  d«r  St«Qer  angeveiidek 
werden  sollen  (Abweichungen  vom  preusüischen  StencrrcchtV  An  Einführung  jühr- 
lioher  statt  der  bisherigen  dreijährigen  Finanzperioden  wird  gedacht.  —  Die  Aus- 
dehnung der  Erbschaftssteuer  auf  die  directo,  insbesondere  die  Descendentcnlinie,  Ua 
wohl  zur  Sprache,  wurdi*  aber  auch  in  Hessen  aus  den  in  Denlscbland  üblichen»  tft 
sich  nicht  durchschlagenden.  Gründen  vermieden.  Auch  hier  müsste  wohl  Preossfn 
die  Initiatiro  ergreifen.  Die  Clai^ulotterie  wurde  eigentlich  ron  Niemandem  principieii 
in  Sclivti  geaonimeD,  aber  —  mit  dem  finaDztellen  BedttrfaliB.  den  bOsen  Bei^kl 
der  deutschen  Nachbarstaaten,  dem  thafsSchlichon  Spiel  der  Hessen  in  ri  n  übrigeu 
Lotterieen,  dem  Wunsche,  das  Geld  dafUr  lieber  im  Lande  zu  behalten,  für  aasreidteod 
gerccbtfeitigt  angesehen.  Gewiw  Dicht  mit  Recht  and  —  nach  der  Maxime,  dar 
Ziredt  heiligt  die  Mittel.  Aber  —  die  Haoptaehold  trifft  hier  leider  Pteoaseo. 

Im  Ganzen  wird  man,  trotz  einzelDer  Bedenken,  die  hessische 
Stetterreform  Ton  1899  recht  gflni^g  beortheilen  dürfen«  Sie  hat 
den  richtigeD  Weg  energisch  heschritten  und  nuch  das  Ziel  e^ 
reicht»  die  mancherlei  Schwierigkeiten  geschickt  Überwunden  nod 
der  heasischen  LandeBbestenernng  unter  derjenigen  der  deatseben 
Mittelstaaten  jetzt  die  erete  Stelle  hl  Bezog  anf  riehtige  SteneF 
politik  nnd  Steuertechnik  yerschafft. 

Die  i.cnen  Gesetze  selbst  sind:  Das  vom  12.  August  lb90  betr. 
die  Abänderung  des  Einkommensteuergesetzes  vom  25.  Juni 
1895  nnd  danach  Bekanntmachung  vom  12.  Aup:nst  1899  mit  der 
Fassung  des  Textes  des  Gesetzes  von  1895  in  der  iieueii  Form  vno 
1899:  das  Gesetz  vom  12.  AuL^nst  1899  brtr.  die  Vcrmögensäteut  r. 
Gleichzeitig  sind  aacb  auf  den  erwähnten  anderen  Steaergebieteo 
(ürkandeoBtempel  nnd  £rbschafts-  und  Sehenkungssteuer,  Hnnde- 
ateneri  Verordnung  Ober  Jagdpässe)  (s.  u.  §.  lOO)  und  Uber  die  Ein- 
ftlhmng  der  staatlichen  Classenbtterie  die  betreffenden  neuen  Gesetze 
YcrOffentlicht  worden.  Es  war  diese  neueste  Zeit  also  anf  dem 
Gebiete  finanzieller  Gesetzgebung  von  besonderer  Fruchtbarkeit 

Die  Haupt  puncto  des  neuen  Rechts  der  direeten  Staats- 
besteuern ng  waren  die  folgenden.  Die  Reform  erfolgte  nach 
prenssieehem  Muster  nnd  lief  wie  hier  auf  ein  rdlliges  Ver- 
lassen der  bisherigen  Bahnen,  anf  das  Aufgeben  der 
staatlichen  K  rtragsstc  ueru  und  dea  Ucbergaiig  zur 
alleinigen  staatlichen  direeten  Personalbestcueruui;, 
in  Form  der  Ein  ko  in  iiicH.stener  nnd  unter  Hinzufügung 
der  V e  rni  <■■)  e  11  *^  s  t  p  n  e  r  als  E  r  g  ä  n  z  n  n  g  s  s  t  e u e r  dazu  för 
die  höhere  Belastung  des  tundirtcn  Kinkoramcrs  hinaus.  Also  eine 
Reform  von  grösster  priucipieller  and  practiscber  Bedeataogi 
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wodurch  Hessen  hier  In  Vorspniiig  vor  allen  attddentschen  Staaten 
kam  nnd  zogleich  in  Tom  dentseben  Standpnnete  ans  erfrenliobster 
Welse  seine  diieote  Bestenerong  der  des  leitenden  Staate  gmnd- 
sitzlich  nnd  in  weitein  Hsasse  in  den  einzelnen  wichtigsten  prac- 
tischen  Fanden  der  Stractnr  annMherte.  Neben  manchen  Ab- 
Sndemngen  der  Eiokommenstener  Ton  1895  in  kleineren  Pnneten 
traten  eingreifende  Veränderangen  ein  besonders  im  Stenertari 
welcher,  unter  Festhaltung  des  bisherigen  Beginns  der  StciicrpHicht 
mit  500  M-  Einkommen,  nach  unten  zu  ermMpsigt,  nach  oben  m 
stärker  progressiv  gestaltet  wurde  (Art.  13,  48  nach  der  Artikel- 
nnninierirUDg  des  neu  redigirten  Gesetzes  von  1890);  ferner  in  der 
weiteren  Auadehnung  der  Berücksichtigung  von  Um- 
ständen, durch  welche  die  Leistungsfähigkeit  nachtheilig  beein- 
dusst  wird,  f(!r  die  Feststellung  der  Höhe  der  individuellen  Steuer- 
beträge (Art  14);  weiter  wurden  jetzt  auch  noch  andere  nicht- 
physische Personen,  ausser  den  bisher  schon  steaerpflichtigen  Actien- 
nnd  CommanditactiengeBeUsohaften  zn  Snhjeoten  der  Einkommen- 
stener,  nemlich  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  nnd  Berg- 
gewerkschaften,  sowie  eingetragene  Genossensehalten  mit  einem 
über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgehenden  Geschiftsbetrieb 
nnd  desgleichen  Oonsnmvereine,  welche  Recbtsfüblgkeit  besitzen 
(Art,  2).  Bei  der  Einkommensteuer  wurde  jetzt  auch  die  bei  dieser 
vollends  zu  Künsteleien  uud  Fictioneii  lührende  alte,  aber  s.  Z. 
auch  aut  sie  mit  angewendete  Methode  des  hessischen  Rechts  der 
directen  Steuern,  zum  Zweck  der  Berechnung  der  Steuerschuldigkeit 
„Steuer kapitale"  aus  Quoten  des  steuerpflichtigen  Einkoramens 
zu  bilden,  wie  schon  bemerkt,  verlassen.  Statt  dessen  wurden  bei 
ihr  jetzt  nnd  ebenso  bei  der  neuen  Vermögenssteuer  für  jede  Stener- 
classe  der  im  Uebrigen  verbleibenden  nnd  besonders  für  die  Ver- 
anlagnng  wie  bisher  unterschiedenen  beiden  Abtbeilungen  der 
Steuer  feste  gesetzliche  Steneisätze  bestimmt  (§.  13,  48).  Doch 
treten  diese  Sitze  nicht  ohne  Weiteres  ein,  sondern  nnr,  wenn 
dies  im  Finsnzgesetz  so  veritlgt  wird,  das  aber  anderseite  anordnen 
kann ,  ob  nnd  nm  welchen  Procentsatz  diese  Sätze  erhobt  oder 
erniedrigt  werden  sollen  (Art.  13,  48).  In  solchem  Falle  mflssen 
die  Sätze  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  aber  einheitlich  und 
gleicbniässig  ohLC  Rücksicht  aut"  die  verschicdeDe  Art  und  Grösse 
des  Einkommens  bemessen  werden  (eb.)- 

Die  Kt'golung  des  Tarifs  war  der  besonders  wichiigc  und  uinbtritlenc  Puitct 
Er  hat  jetzt  fol^^endc  Nonnalsätze.  Es  verblieb  das  Cltssensy&tem  mit  GrenzziQ*orDy 
iB  d«  2.  AbüteilaDg  (500—2600  H.  EinkommeD)  die  aJt«ii  10  CUssen  wie  bisher 
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(1,  5—600  M.,  10.  23—2600  M.).  mit  Skt/en  ron  3  M.  bis  39  M.  steigend,  also  (für 
die  Untcrgrcuze  der  Classe)  von  0.60  bis  fast  1.70%;  io  der  1-  Abtbeilang  (abr;r 
2600  M.)  ebenfalls  die  alten  Classcn  (1.  2600—2900,  2.  2900—3200.  3.  3200-3600. 
4.  8^00—4000.  dann  jede  weitore  Cla'^se  um  500  steinend,  bis  znr  16.  mit  l^ofM")  bi» 
10.000  M..  vou  da  an  iminer  jede  Classc  um  1000  M.  wachsend),  der  bteaersatz  ist 
in  der  1.  50  M..  sietft  bitt  tor  10.  <9500— 10  000  H.)  aof  290  U.,  in  der  17.  (10.000 
bis  11.000  M.  Einkomui.'i.)  .mf  31.'..  in  der  18,  {11.000— 12.000 1  auf  350  M.,  in  deo 
weiteren  Giasscu  für  Je  1000  M.  Einkommen  wächst  er  um  35  M.  bis  zu  34.000  M. 
Einkommen,  von  da  bis  zu  41.000  M.  um  je  40  M.,  von  da  bis  80.000  M.  um  je 
45,  von  da  welter  nm  je  50  M.  für  je  1000  M.  mehr.  Dies  ergiebt  eine  ProfressioD 
iu  rrocenten  von  c.  1.92:^  in  d.-r  1.  Stufe  (2600  M.)  auf  3.15  in  do.r  17.  lO.W)  MX 
c  '6:6\)4  iu  der  40.  ^33.000  M.,  batz  1120  M.)  und  3.525  iu  der  4ö.  (41.000  M.. 
Satz  1445  H.),  c.  S.99  in  der  86.  (79000  M.,  Satz  81.55).  4.205  In  der  107. 
(100  000  M.,  Salz  ■1'20.'>  M.)  u.  s.  »■..  also  .srlion  hier  eine  kleine  Ueberschreituog  des 
prcus.siscben  Maximaiüatzes,  z.  B.  bei  200.000  M.  Einliommcn  9205  M.  Steuer  oder 
4.6025  7o-  I™  Maximum  wird  ein  Satz  von  4  964  ^'/o,  also  beinahe  5  oder  1 "  , 
mebr  ab  in  Preussen  erreicht.  Die  Ueberschreitung  von  4  o  bogiimt  er>t  bei  £iB- 
kommcD  von  über  80  000  M.  Der  Steuersatz  in  den  unteren  und  mittleren  Einkommen 
ist  von  den  prcussischen  nicht  sehr  verschieden,  doch  correcter  gestaltet.  Bei  emcio 
Zoschlajt  tun  Steoefsaa  von  10  °  o  ergiebt  sich  also  bereits  ein  Mazimiin  m 
c.  5.46 '/o.  Bei  der  Veranlagung  soll  der  Cen-it  iu  die  seinem  w  irklielien  Kinkommeu 
entsprechende  Ciasse  gestellt  werden.  Aber  auch  bei  den  Angehörigen  der  1.  Sleae^ 
abtbcilung  werden  jetzt  die  LeistungsfUbigkeit  ungünstig  beeinflussende  Verhlltnisse 
—  ebne  dass  diese  übrigens  auch  jetzt  im  Gesetz  n&her  bczeielinet  werden  —  in  der 
Weise  benieksicbtigt,  dass  iu  solchen  Ffilien  Censiten  bis  6000  M.  Einkommen  tim 
1  oder  2  Oia>scD  niedriger  eingestellt  werden  können.  —  Die  staatliche  Vermögeu!>- 
stener  darf  der  Censit  (der  1.  Abtheilung)  wie  bisher  die  Ertragasteoer  Yen  sefneo 
Einkommen  znr  Bemessung  des  steuerbaren  Einkommens,  das  der  Einkommenntcü  r 
unterliegt,  abziehen.  —  Aus  den  zahlreichen  sonstigen  kleineren  Verändemngcn  ud 
neoen  Gesetz  sei  noch  erw&hnt,  dass  die  Strafe  für  Hinterziehung  bei  Gonsiteo  der 
1.  Abtbeiiung  jetzt  aof  das  4-  bis  20-facbc,  statt  bisher  des  8-facben  angesetzt  u\ 
(ncuredigines  Gesetz  von  1800,  Art.  30)  tind  dass  auch  für  die  Censiten  der  2.  Ab- 
theilung jetzt  eine  letzte  Burutung  an  einen  Aubschoss  der  Landescommi^ion .  statt 
bisher  an  das  Flnanuninistaiiiun ,  Abtheilnng  Ittr  Steoerwcaen,  gewährt  ist  (Art.  50>. 
Das  neue  Gesetz  soU  nm  eilten  Mal  bti  der  SteveTfeiaiilagiuig  1901/1902  aa» 
gewendet  werden. 

Die  Venu  öj^en 8 Steuer  hat  in  Hessen  dieselbe  Function 
wie  die  prenssische,  sie  soll,  wie  diese,  eine  „Ergän  znngssteuer 
zur  ailgemeiDen  Eiokommensteuei^'  sein  (Gesetz  vod  1899,  Art.  1). 
i'Ubrt  aber  mit  Hecht  den  sie  docli  allein  richtig  characterisireDden 
Namen   »yVermögensstener'*   auch .  amtlich.    Das  betreffeode 
Gesetz  trat  zwar  sofort  nach  seiner  Verkündigung  in  Kraft,  aber 
der  Termin  der  Erhebung  der  neaen  Steuer  wird  erst  durch  Ver- 
ordnung bestimmt.  £r6t  dann  treten  die  Bestimmungen  Uber  die 
Erhebung  der  drei,  bezw.  vier  bisherigen  Ertragssteuem,  der  Grand- 
und  Gebäudesteuer  (Immobiliarsteuer)  ron  1824  (s.  o.  S.  dlO),  der 
Gewerbesteuer  von  1884  und  der  Kapitalrentensteuer  von  1895  für 
die  staatliche  Besteuerung  ausser  Kraft  (Vermögcnssteuergesets  wn 
18i)lt,  Art.  54).    Die  Steuer  ist  im  Uebrigen,  namentlich  in  Bezog 
auf  die  suhjectivc  uud  objeetive  Steuerpliiclit,  die  Grundbäi;^.^ 
Veranlagung,  nach  dem  preussisehen  Vorbilde  eingerichtet,  doch 
mit  einigen  bemerkenswerthen  Abweichungen.  Auch  sie  triift  üüt 
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die  physischen  Personen  (Art.  3),  diese  ahn  sL*hon  fi\r  ein  nach 
Absog  der  Sohalden  und  rcchtsverbindlicheD  Lasten  verbleibendes 
reines  Vermögen  yod  3000  M.  Werth  an  (Art.  12),  gegen  6000  M. 
io  Frenssen.  NutzvermOgen  ist  auch  io  Hessen  aasgeschlossen,  die 
Steiierpflicfatigkeit  also  nnr  fiHr  sogen,  rentables  (bezw.  rentef&biges, 
wenn  aucb  zeitweilig  ertragsloses,  s.  B.  Graedstttcke,  Hftoser)  Ver- 
m6|^n  („Kapital^')  ansgesprochen.   Der  niedrigere  Ansatz  von 
3000  H.  nnd  der  nm  10  %  bOhere  Ansatz  des  gesetzlioben  Normal- 
steoersatzes  von  0.55  Promille  (Art.  13),  (gegen  0.5  in  Prenssen), 
war  dnrch  die  Finanzlage  und  den  Ersatz  der  entfallenden  Ertrags- 
steuereiiiuahmeu  bedingt,  wonach  die  Stener  (wie  ähnlich  eveiiLuoll 
in  Baden,  s.  o.  S.  281)  in  stärkerem  Maasse  alb  in  Treiissen  zur 
Ergänzung  dienen  nmss.    Der  Steuerfass  ist  ein  j)ro})ortionaler, 
nur  nach  Grössenclassen  abjjjestnft.    Die  Progressivität  war,  wie 
bemerkt,  nicht  durchzusetzen  gewesen.  Ob  der  gesetzliehe  Normal- 
satz oder  statt  seiner  ein  Plus  oder  Minus  desselben  erhoben  wird, 
bestimmt  aber  auch  hier,  wie  bei  der  Einkommenstener,  das  Finanz- 
gesetz,  dann  wiederuno  genau  nach  den  Proportionen  der  Normal- 
sfttze,  eiDheitlich  and  gleiehmftssig.  Die  Veranlagang  erfolgt  sonst 
gleiebzettig  mit  der  Einkommenstener  nnd  dorch  deren  Organe 
nnd  im  Ganzen  nach  deren  Verfahren,  daher  aneb  in  den  zwei 
Abtbeilangen  der  Einkommenstener.  Wiebtig  ist  dabei,  dass  wenige 
stens  bei  der  erstmaligen  Veranlagung  von  zweien  der  grossen 
Vermögenskategorieen ,  welche  das  Gesetz  nntersebeidet  (Art.  5), 
nemlich  von  der  zweiten  nnd  dritten,  d.  i.  von  land-  und  forst- 
wirthschaftlichem,  sowie  geweri>litbcm  Anlage-  und  Iktriebskapital, 
nnd  „sonstigem  Vermögen''  (d.  h.  wesenllieh  Leihkapital  u.  dgl.) 
die  \'ermi>gcns8teuerpflichligen  der  ersten  Abtheilung  Erklärungen 
Uber  das  erstnennnnte  Kapital  und  die  es  belastenden  »Schulden 
und  alle  Censiten  über  den  Werth  des    sonstigen  VerraOgens"  nach 
Abzug  der  Schulden  zu  machen  hab  u  (Art.  ^.^  25).    Nur  bei  der 
ersten  Vermögenskategorie  des  Gesetzes,  den  Grundstücken  nnd 
Gebäuden  und  Verwandtem,  erfolgt  die  Veranlagung  nach  Schtttznng 
der  Veranlagangscommission  (Art  18). 

Von  EinzolhcUcn  seien  nodi  fult; -  in]  •  crw  rilinf.  D  r  pesotzU«  h  Normalsfoiicr- 
»tz  des  Tarifs  (Art.  13)  ist  l.fv)  M.  lur  3—4000  M.  VcrmÖgeu  jährlich.  55  Pfenoig 
»ehr  für  je  1000  M.  bis  30  000  M.  Vcrinöiren.  für  Sumnieii  von  30— H2  000  M.  ist 
'•'  M.  und  far  je  2000  M.  in-  ln  1.10  M.  bis  60.000  M..  für  r)0-(i:;.iMiO  M. 

3hm.  und  für  je  3000  M  mehr  l.Gö  M  I  i-  tto  000  M  .  fnr  00—04.000  M.  49..'.0  M. 
nnd  für  je  4000  M.  mehr  2.20  M.  bis  IbOAm  M.,  lar  i5o.(.M.K)— 15G.000  M.  82.50  M. 
u4  fbr  j«  6000  M.  nehr  3.80  M  bis  800.000  M..  f«r  800000—810.000  H.  105  M. 
tJnd  fiir  10.000  M,  mehr  5.50  M.  A!-<.  itn  (iiu/tn  .-in  <trenp  proportionaler. 
Aur  dai(  Ii  die<(e  rb<;venhildun§^  etwas  loodiücirtur  Steucrfuäs.  Die  frühere  BildoBg 
A.  Wagner,  Fiiiannrw8enBch«A  lY.  28 
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Tuii  „SteDorkftpitalieu"  ist  bei  dieeer  neaeo  Steaer  gar  nicht  erst  ciogcfahrt  woidea. 
Eralssifiiiifreii ,  boxw.  BefMmigeii  ve^ea  die  LefstiiBf(aflhigkell  uogttmtig  Iteefai- 

fliisseruler  ünistände  Irinnen  den  Vormnpenssteuerpflichtig-cn  ,  denen  solche  in  der 
Einkommensteuer  zu  Theii  vcrdcn,  ebeufaiiä  und  zwar  durch  Uerabsotznng  bis  lu 
6  Classon  gewahrt  werden,  wenn  das  steuerpflichlige  Vermögen  30  000  M.  nicht 
onreicht.  Steuerpflichtige  der  untersten  6  Classen  können  in  diesem  Falle  sogar  ganz 
stencrfrei  pela«spn  werden  {Art.  Ii).  Die  Bestimmungen  drr  yeraQlag;anjr.  Rochts- 
uittel,  Strafen  sind  wesentlich  dieselben  wie  bei  der  Einkommeobteuer  (s.  über  Stnku 
Art  4S,  Einkonmenstenorgwetz  Art  89). 

Diese  neue  Gesetzgebung  speciell  über  directe  Staats- 
etenern  ist  so  wohl  io  der  That  die  bedeotaamste  Maassregel 
anf  diesem  Gebiete»  welche  in  dem  Staate  Hessen  im  19.  Jalur* 
hundert  erfolgt  ist|  nnd  zngleieh  die  wiehtigete  in  der  deotscbeD 
etaselstaatlicheii  betreffeDden  Gesetsgebung  aosserhalb  Prensteni, 
die  bisher  gelang.  Deswegen  beansprnebt  sie  aoeh  eine  aUgemeioe 
finans^rissenschaftliehe  Bedeutung.  Hoffentlich  bewährt  sie  sieh  is 
der  DorehfUhning  ebenso  wie  in  Preossen,  woran  tu  zweifeln  l^eio 
Grund  ist.  Die  Tflehtigkeit  der  hessischen  Steoerorganisation  ist 
bewährt  und  anerkannt,  sie  wird  sich  gewiss  auch  jetzt  den  neoeo 
Aufgaben  der  Veranlagung  gegenüber  weiter  bewähren.  ,,Bochuraer 
Veranlagungsgrundsätze"  waren  schon  früher  nicht  möglich,  wie 
man  sich  in  Hessen  mit  Recht  rtihiiu  u  kann  (Glässing).  Deswegen 
ist  ein  für  die  Finanzen  so  ergiel)i;^i'r  Erfolpr,  wie  er  in  Prcusseii 
der  Miqnerscben  Reform  der  Einkommensteuer  und  besonders  ihrer 
Veranlagung  zu  verdanken  war,  kaum  zu  erwarten.')  Aber  in 
Verbindung  mit  ihrer  guten  Tradition  wird  die  hessische  Steoer- 
Verwaltung  mit  Hilfe  der  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen,  der 
Dedarationspflicht  u.  s.  w.,  sicher  auch  wieder  Vortreffliehes  letsteo* 
Die  Befreiung  Ton  den  Fesseln,  von  dem  Schematismus  einer  ver- 
alteten Gesetzgebung,  kann  in  dieser  Hinsicht  nur  gttnstig  wirt:eD. 
Die  Zeit  der  directen  Staatsbesteuerung  wesentlich  nach  ,,&usserea 
objectiven''  Merkmalen  mVchte  auch  in  solchen  kleineren  Stasteo 
in  der  heutigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  endgiltig  vorbei 
iscin.  Man  muss  eben  einmal  das  Wirthschaftssubject  in  seiner 
entscheidenden  Ikdeutung  mehr  wUrdigen  und  deshalb  zu  Stenern 
8iibjectrven  Characters,  wie  den  Personal-,  den  Einkommen-,  deo 
Verm()gcns8teuern,  übergeben.  Dabei  liegen  natdrlicli  wieder  neue 
Schwierigkeiten  vor,  deren  man  vJillig  kauui  Herr  werden  wird. 
Aber  die  sicheren  Vorzüge  Uberwiegen  doch  alle  Bedenken. 

^)  Daä  bat  sich  auch  achon  früher  nach  der  Einfüliruntf  der  DeclaratioDSplid* 
in  Henen  gezeigt.  Die  danach  erfolgte  neue  Einscbltznng  führte  nun  zu  einem  kiciuen 
Pias  gegen  bisher,  wälircnd  in  Prctisson  wcgfn  dor  solilechtcn  frahnnn  ytxui^f^^ 
das  Ergebuiss  so  günstig  war.   (S.  u.  Daten  in      102,  S.  3$0.) 
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Deoe  hessiscbe  Gesetzgebnog  Uber  die  directen  Staatssteaern  ist 
80  beschaffen;  dass  man  die  besten  HoffbüDgeD  fureioe  befriedigende 
praotische  Bewährang  des  neuen,  dem  modernen  Ckaracter  der 
VolkBwirtbsehaft  entspreehenden  Systeme  liaben  kann. 

S-  99.  Die  übrigen  hesaiseben  StantsstenerD,  be- 
sonders die  Weinstener.   Diese  Stenern  spielen  im  bessischen 

Staatsbanshalte  eine  viel  geriogere  Rolle  als  die  directen  Steuern, 
seitdem  die  wichtigsten  indirecten  an  das  Reich  übergegangen  sind, 
da  Hessen  nicht  das  Privileg  einer  eigenen  Biersteiier  (und  früher 
Hrauntweinstcner)  wie  die  anderen  süddeutschen  Stnaten  behalten 
hat.    Sie  sind  auch  sonst  von  geringerer  allgemeiner  finanzwisscn- 
schaftlichcr  Bedeutung,  bis  auf  die  innere  Wein  Steuer,  welche 
freilich  schon  seit  1891  ausser  Hebung  steht  und  jetzt  (1900)  ganz 
fortfallen  wird,  aber  immerhin  Bemerkenswerthcs  bietet,  und  aocbdie 
Stempel,  Qerichtsgebttbren  nnd  die  Erbsebafts-  and 
Scbenknngsstener  in  ibrer  neueren  Oestaltong  Terdienen 
Beacbtang.    Ausser  diesen  nnd  gebttbrenartigen  Staatsabgaben 
(BrOekengeldy  Flnssttberfabrtsabgaben »  Resten  Ton  RegaUen,  wie 
Wassergeflllle,  Jagdpass abgaben,  Eicbgebtlbren}  bat  Hessen  noeb 
eise  Staats-Enn  des  teuer  nnd,  eine  freilich  nicht  nnr  bier  ror- 
kommende  Seltsamkeit,  eine  Staats-Nachtigallens teuer.  Wir 
beschränken   uns  hier  auf  eine  immerhin  etwas  genauere  Dar- 
stellung der  Weinsteuer  und  der  Eutwicklungsphasen  derselben, 
geben  dagegen  bei  den  übrigen  nur  eine  kurze  Uebersiclit  ibrer 
neueren  und  besniulcrs  der  bostebenden  Gesetzgebung,  ohne  genauer 
auf  die  Gestaltung  und  frühere  Entwicklung  jeder  einzelnen  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  einzugehen.  Die  Gesetzgebung  tiber  diese 
Steuern  rtthrt  auch  bier  regelmässig  aus  der  ersten  Zeit  des  neuen 
Grossberzogthnms  her,  ebenso  wie  diejenige  ttber  die  später  an 
den  Zollverein  nnd  das  Reich  Übergegangenen,  unter  denen  die 
Zolle  beryorznbeben  sind. 

Die  innere  .Weinstener  ist  der  Rest  einer  allgemeinen 
„Trank8teuer*S  die  ehedem  aueb  Bier  nnd  Branntwein  mit 
Landesstenem  belegte.  Sie  bat  eine  wechselnde  Gesetzgebung  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  gehabt,  welche  fUr  das  Problem  der  inneren 
Weinsteuer  in  einem  Lande  mit  erheblicherem  eigenen  Weinbau 
manelieiki  I'eachtenswerthes  bietet,  allerdings  aber  auch  die  grossen 
8teuertechnischen  behwierigkeiten  dieser  Steuer  im  Ganzen,  wie  im 
Einzelnen  zeigt,  in  Bezug  auf  Einrichtung,  Controlen,  Oonflicte  der 
verschiedeneu  luleresäentenkreise,  der  Weinbauer,  Händler,  VVirthe, 
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des  consnmireiulen  Privatpublicimis,  auf  gleichmässige  oder  \er- 
scbiedeue  Behandlung  des  Wirlhshaus-  und  des  Privalpublicums, 
eventaell,  wie  neuerdings  in  Hessen  Steuerfreiheit  des  letzteren, 
auf  Berficksichtignng  der  Qualität  des  Weios  oder  Abseben  davon 
Q.  A.  m.  Doreh  ibre  Erbebangsart,  welebe  in  Hessen  gewechselt 
und  immer  mehr  den  WAnseben  der  Stetierpflicbtigen  sich  in  ibren 
Formen,  In  der  Vereinfaehnng  der  Gontrolen,  im  Wegfall  nament- 
lioh  der  Veraendnogs-,  Transport-,  Kellercontrolen,  des  „Bezettelongs- 
awangs"  n.  s.  w.,  angepasst  bat,  ist  sie  eben  nnrermeidlicb  doch 
immer  lllstig  geblieben.  Trotz  ihrer  prineipiellen  Berechtigang 
neben  den  anderen  Getränkesteuern,  trotz  ihrer  alten  EinbUrgeron^ 
in  Hessen  und  ihrer  p^ewährten  möglicbsten  Anpassun^r  an  Verkebrs- 
und  Händler-  uud  St  bankwirthbedttrfnisse  und  Wünsche,  auch  trotz 
der  nicht  leichten  Ersetzbarkeit  ihres  finanziell  för  kaum  entbehr- 
lich geltenden,  wenn  auch  unbedeutenden  und  neuerdings  unter  der 
neuen  Gesetzgebung  sieh  vermin(iernden,  schliesslich  nur  noch 
c.  300.Ü0Ü  M.  beben  Ertrags  ist  die  Steuer  so  doch  der  wacbsendco 
Opposition  znm  Opfer  gefallen,  seit  1891  nasser  Geltung  gesetzt 
und  aneh  ungeachtet  der  drin^llehen  Regierongswflnscfae ,  wonach 
sie  ein  notbwendiges  Glied  der  jttogsten  Stenerrefonn  (1899)  sein 
sollte,  niebt  wieder  znr  Erbebnng  gelangt.  Damit  ro<)chte  auch  in 
Hessen  diese  Steuer  als  Landessteuer  wohl  endgiltig  Ferschwindeo. 
Man  wird  auch  vom  finanziellen  Gesichtspuncte  aus  zugesteheo 
dürfen,  dass  in  einem  Staate  von  Hessens  Grosse  und  mit  seinem 
Budget  eine  Einnahme  von  Vs-^Vt  ^^11*  Mark  nicht  bedeutend 
genu<:  ist,  um  einen  auch  bei  einfachen  Formen  immer  noch  com- 
plicirten  eigenen  grossen  Steuerapparat  in  den  Kani  zu  nehmen. 

S.  V.  Reden,  Fin.sta».  I,  1.  Abili ,  S  429  ff.,  bcu.  die  Aufäät2e  im  rin.arcb- 
B.  XI,  1894,  S.  152  ff..  Wcinstcucr  in  Hessen,  die  Hauptqaelle  dur  folgenden  Int' 
8teIlDii||^,  worauf  bier  für  die  Einzelheiten  der  Entwlelelnnf  der  GesetXfebvnf  sdt  1807 
verwiesen  wird  and  cb.  R.  XII.  180.5.  S.  62  ff.,  Beseitignn;?  ilor  W.  inst.'uer  in  Hessoo. 
auch  amtlicbo  Denkschrift  vom  Juni  1897  zur  Steaerrcform  eb.  B.  XIV.  1897,  S.  810 
worin  „Remdoflame  BojrrQndanir  der  Stenerrorlag^en",  1898,  S.  Off.,  Endrorf  cinei 
neoOD  WcittSteuerircser/os  mit  Noten,  darüber  die  KammerausschUsse  und  Kammcrrcr- 
handlon^cn  s.  o.  S.  3.'ir).  Die  Artikel  Weinsteuer  ini  WOrterburh  dor  Yerr.-^ltiinjf  ton 
G.  V.  Mayr,  II.  S.  924,  Erp.b.  I,  S.  104,  dgl  III,  S.  299.  Schönberg's  Handbuch. 

4.  A.,  III,  1.  Abtli.,  Abb.  Anfwandsteaem  tod  Zeller,  S.  516^  H.  W.  B.  d.  St  EVI, 
Art.  Weinsteucr  von  v.  Hecke!.  S.  C64.  K  tlch  1  er  -  I)  ietz,  Verwaltunfirsgesetz- 
gebon;:;  Hessens,  2.  A..  11.  S.  875,  ZeUcr,  Handb.  d.  Verf.  a.  Verv.  Hesseos,  il, 

5.  397.  Erg.b.  dazu  (180^)  S.  174. 

Die  schon  in  Alihe.vsen  nachweisbar  mindestens  seit  dem  14.  Jabrbundert  ror- 
lonmu^nde ,  im  16.  Jahrhundert  und  spHtrr  weiter  ansgebildcte  nrul  st  hon  tinifASsond 
bteucriechuisch  geregelte  VVuinsteuer  und  die  in  anderen  Landcslheilen  nut  in  den 
Aceisen  entbalteno  Trank-  ond  speciell  Weinstoaer  wir  in  der  ersten  Zeit  des 
iicuf^n  Staats,  1807,  wie  .uhI  re  Steuern,  cinbHtlicli  geregelt  worden.  Die  WeinsteiKT 
zerfiel  danach  in  der  auch  sonst  damals  üblichen  Weise  ifi.  Baden  o.  S.  264)  in  die 
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allgemeine  Trankstener  und  in  das  Ohmgcld.  Der  ersten  unterlagen,  zum 
Tbeil  iwd  besonders  &p&tcr  nach  anderea  FormcD.  auch  Bier  and  Branntwein.  Bei 
Veiii  (und  Obttirdn)  wurde  sie  In  der  Ponn  der  Einlagesteaer  Tom  Bezieher,  sowohl 
far  den  eigMen  Verbrauch,  als  für  den  Wiederverkauf,  als  specifisclie  Abgabe  ivoui 
Ohm,  bezw.  von  der  Flasche)  erhoben,  daher,  das  Lästitr,*  dieser  Form,  entsprechende 
Verpflichtungen  zur  Anmeldaug  der  Versendungen,  der  Eiüpfangc  beim  Steaer&mt,  Con- 
troleo  dabei  (fiezetteloDgraX  «nch  KeUereontroIen,  bes.  der  WeiDhindler.  KiditberQck- 
sichiigung  der  Qualität,  ausser  zwischen  in-  und  auslündischeui  Wein  mit  ferschicdenen 
&U2CA,  war  ein  weiterer  Mangel.  Der  Vortheil  war  dagegen  die  Mitbcsteuerung 
des  PriTttoOMasui,  daher  die  grossere  Gleichm&ssigkeit  der  Steuer.  Die  zweite 
Abgabe,  das  Oliingeld,  die  alte  Zapfgebahr,  hatte  dagegen  derjenige  zu  entrichten, 
d'-r  W  ein  ror/^  ftc  und  im  Kleinen  rcrkaufte,  also  namentlich  der  Wirth  und  Wein- 
Detaiihkudler,  und  zwar  als  mässige  bpccifische  und  zugleich  als  Wertbabgabe  (10  7« 
TOM  Zapfpreise).  Daher  entsprechende  Bestandsaafnahaieii  in  den  Kellern  und  Gen- 
tfülen  daiaber:  das  Lästige  fllr  die  Wirtho  ,  und  eben  eine  Extrabcstcucrunj;:  wi>r^nt- 
Uch  des  Wirth&hauscoDSums,  insofern  eine  Verletzung  des  Princips  der  Allgemeinheit 
bei  einer  solchen  Steuer.  BerOehsichtigang  der  Qualität  war  ein  Vorzug,  aber  er- 
fatiischte  wieder  eigene  Controlcn.  Begeluu^  deh  steuerfreien  HMWtmnks  war  dabei 
ein  weiterer  mis*.1icher  Punct,  d<  s<^!fif  hon  die  B(!liandhuig:  des  Eigenconsams  des  Sclbst- 
bauers.  Wie  in  anderen  Weinlauderu  mit  Woini>tcner  und  ähnlichen  Stcuormethoden 
(Frankreich  1)  daher  bestindige  KlagMi  and,  om  diesen  abzuhelfen,  biofige  Experimente 
in  der  Geset/gcbungr,  immer  mit  dem  Bestreben,  das  Lästige  der  CJontrolcn  und  Er- 
hebongsformeu  zu  mildem,  aber  niemals  mit  genOgendem  Erfolge.  Die  beiderlei 
Weinsteoerformen  verbliebsn  dabd  (s.  den  Attnatz  im  Pin.arcb,  B.  XI,  8.  154  SV. 
Gesetze  ron  1821 ,  1824,  bes.  vom  12.  Juli  1827).  Nach  loUtevem  Gesetz  mtuste  die 
Tranksteucr  von  Wein  bei  jeder  wiederholten  Einlage  im  Grossen  und  bei  jedem  neuen 
Uebergang  an  einen  inländischen  Eigenihtimer,  oder  aus  dem  Keller  eines  in  den 
Keller  eines  anderen  Eigentbttmers  in  Perm  einer  ermässigten  spedfiscben  Abgabe 
gezahlt  werden,  wSbrend  Obstwein  nur  einmal  tranksteuerpflichtijr  war.  dazu  die  Zapf- 
gebuhr  von  Wein  für  jeden  Verkauf  im  Kleinen  und  zwar  nach  5  verschieden  hoben 
«peeifiscben  Classenstenersitzen,  im  HOcbsten  bei  Kleinreriuiaf  der  Grosa-WdnblDdler, 
sodann  niedriger  beim  Klciuvcrkanf  der  zu  beliebigen  Preisen  verkaufenden  Wirtbe 
UkI  Zapfer,  endlich  in  3  weiteren  ermässigten  Steuersätzen,  je  nach  dem  Verkaufs- 
preise im  Kleinen.  Umfassende  Goutrolcu  der  Keller,  der  Versendungen  (Bezetteluugs* 
zwang  beim  Weintransport)  knllpflren  sieb  an,  maehien  die  Steuer  aber  In  den  Kreisen 
der  Steuerpflichtigen  immer  widerwUrtigcr.  Man  cxperimentirto  weiter,  zeitweise, 
1827,  1Ö30 — 36,  1848—53,  auch  mit  der  Zulassung  von  Aversionalzahlongen,  ver- 
iaderte  die  ControleB,  unterschied  anders  zwischen  Gross-  Qnd  KleiDtrerkanf.  modifi- 
cirte  das  ClasseDsystem  von  1827  (Gesetze  vom  16  Juli  1842,  24.  Nov.  1857,  Trank- 
steT;erordnnns:  vom  19.  Dec.  1857).  Aber  alle  diese  Aenderungen  halfen  anerkannten 
lebelütäoden  nicht  ab.  Man  brach  deshalb  schliesslich  zwar  nicht  schon  mit  der 
Steoer,  aber  mit  den  bisherigen  Bestenernngs-  und  Controlmetbodea 
(Finanzppsetz  rom  80.  Nov.  187:1,  zunächst  für  1878  und  74\  Die  Tranksteuer  für 
Private  und  vom  Obstwein  wurde  beseitigt,  die  Steuer  der  Wirthe.  Kleinverk&ufer  und 
Wefnbindler  wude  pavschalirt,  auf  Grand  der  letz  ijähri  gen  (1872er)  Stenenablnnil, 
bezw.  es  erfolgte  durch  örtliche  Commissionen  eine  Einschätzung  der  Steuerschuldigkeit 
neuer  Wirthe  und  Händler  zur  Weinsteucr.  während  die  Controlen,  Bezcttelungen  und 
sonstigen  Beschränliungeu  des  Weinvorkaufs  fortticlcn.  In  dem  Gesetz  vom  9.  Dec. 
1876,  das  bisher  die  Grundlage  geblieben  ist,  woide  die  Materie  dann  endgiltig  nacb 
dieser  neueren  Methode  perepell.  Die  Weinsteucr  trifft  danach  nur  Wirthe  und  Wein- 
h&ndler  und  besteht  in  einer  zweifachen  Abgabe,  einmal  vom  Wein,  der  im  Kleinen 
(d.  b.  jeut  in  Mengen  unter  40  1)  ?erltanft  wird,  in  Form  einer  spedfiscben  Steuer 
von  der  verkanftcn  Weinmenge  nacb  2  Werthsätzen,  sodann  eine  Abgabe  der  Wein- 
hindlcr  von  ihren  Weineinlapen,  eine  feste  specifische  St- tn  r  vom  Weinqnantom. 
Die  erstgenannte  Abgabe  war  die  Hauptsache,  sie  lieferte  ^/^  du:»  Ertrags.  Die  aitorcu 
CoDtrolen  aber  sind  beseitigt  geblieben,  die  Steuerpflichtigen  mQssen  nur  dem  Stcuer- 
anit  den  Besirn  ihr-s  Geschäftsbetriebes  anmelden.  Die  Ermittlung  der  steoerpflich- 
tigen  übjecte  erfolgte  daher  nicht  mehr  durch  directe  Feststellung  und  durch  die 
daüAir  dienenden  Controlen,  sondern  dnrcb  eine  Abech&tzaog  der  Mengen,  meist  qnarial- 
veise,  durch  örtiiebe  Comfflissfooen,  die  ans  einem  leitenden  Mitguede,  als  weleben 
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die  oberste  SteuerV^ehörde  eiinüi  Bcimton  ernennt,  nnd  ans  von  Jeu  GemcindevorslauJcn 
auf  1  JaJir  zu  w&lüendeu  weiteren  Mitgliedern  besteht,  iicclamation  von  da  an  das 
Haaptsteuenmit  vnd  von  dtesem  R«can  an  dia  obere  Steaorbehftrde.  Trots  der  so  Ar 
die  Steuerpflichtigen  viel  Weniger  l^l^ti>:en  Erliebun>;sfürm  dauerte  indessen  die  Oppo- 
sition fort  und  errang  den  Jb^itolg:,  dass  die  Erhebung  der  zweiten  Abgabe,  derjeoigeo 
von  den  Weinhändlern,  1881  eingestellt  wurde.  Der  Ertrag  der  ganzen  Steuer,  früher, 
in  den  60er  Jahren,  noch  700,000  Ii.,  hpiiter  gegen  Vt  Hiilion  Mark.  Latte  schoe 
fortwährend  seit  den  Reformen  der  70er  Jalire  abgenommen  und  war  auf  Vj  MilL  M. 
und  dariuiter  gesoniien,  galt  aber  im  Budget  ftir  nicht  entbehrlich.  Das  Abschätzaa^ 
Terfahren  bot  iadoMon  Sebvieriglteilen  nnd  die  Steverfrefbeit  dee  Primtconsaas  void« 
finan/.icll  oachtheiliger,  erschien  auch  ^tüller|»oliti•'c}l  nicht  riclitig,  nicht  perecht,  wcbü- 
gleirh  steuertechnisch  Tortheilhaft,  da  sie  einfachere  Erhebungsformen  und  Controiea 
ermöglichte.  Versuche  neuer  Weiubestcuerung,  auch  des  Priratconsums,  mi<i:sIaDgea 
indeaeen«  so  ein  Gesetzentwurf  von  1887  und  wieder  von  1894,  wo  ohne  ßackkehr  za 
den  alten  Controlen  und  ohne  Belästigung  von  Handel  und  Verkehr  die  SteucrpHicht 
v^enllich  au  den  Zeitpunct  des  ersten  Ucbergangs  des  Weins  an  Wirtbe  aad 
Verbrtneber  in  Form  einer  festen  specifiMiben  Abgabe  (5  M*  rom  HehtoÜler)  u- 
peknüpft  und  durch  Declarationen  der  Verkäufer  und  Käufer,  sowie  durch  die  Boch- 
fuhrung  der  Weinhändler  gesichert  werden  sollte.  (S.  Fin.arch.  XI,  167  if.,  XII,  62  S., 
T.  Mayr  in  den  Erg.bänden  des  WOricrb.  der  Verwaltung,  a.  a.  0.)  Man  furcbtett 
Seiteilf  dor  HiodJer  und  Wirthe  jedoch  immer  wieder  die  ßtickkehr  za  scharfen  Ver- 
sendungs-,  Transport-  und  Kellercontrolen.  So  wurde  auf  Drängen  der  Stände  die 
Erhebung  der  Steuer«  die  im  Etat  noch  mit  c  300.000  M.  stand,  8«it  1891/92  eia- 
gestellt  ebne  dass  das  Gesetz  selbst  aofgebobea  wiiide.  Ein  neuer  Versndi«  bei  dM 
jüngsten  Steuerreformen  1898/99,  die  Steuer  in  neuer  Einrichtung  zu  erhalten  und  ibr'' 
Erhebung  wieder  einzurichten,  bildete  einen  hefügea  Streitpunct,  die  «tiache  endete 
aber  mit  dem  Fallenlassen  der  Steuer. 

Der  neue  Gesetzentwurf  trug  den  gegnerischen  Bedenken  möglichst  Rechnaog 
(s.  die  Vorlage  mit  Be^rründung).    Es  sollte  ausser  dem  ^'  r^rauch  in  Wirthscbaftoi; 
u.  s.  w.  auch  der  Verbrauch  der  Privaten  wieder  besteueit  worden.    Die  unliebsaiuca 
Slteren  Gontfolformen,  Beeintriditigang  nnd  Belistigvng  der  Weiuprodaction.  dm 
W'einhandels,  der  Weinbewegung,  der  Weinausfuhr  aus  dem  Staatsgebiete  waren  thnn- 
lichät  vermieden.    Als  Kegel  für  den  Eintritt  der  Sleuerpflicbt  war  der  Uebergang 
des  Weins  an  Wirthe  und  Verbraucher  vorgesehen,  aber  nur  der  erste,  daher  fon 
Produccnten  an  Wirth  und  an  Gonsumenten  nnd  rom  Händler  an  dieao  beiden,  nicht 
sonstiger  Ucbergang,  so  nicht  vom  Producenten  an  den  Händler,  von  Händlern  oder 
Wirtben  oder  Consomenten  ]o  untereinander,  auch  nicht  vom  Wirth  au  den  Un- 
sninenten.  Ancb  nnterblieb  eine  viederbolte  Besteuernng  desselbeo  Objets.  Die  SteB«r 
sollte  wieder  in  2  Wonlihtufon,  unter  und  über  100  M.  für  das  Hektoliter  im  Satze 
von  5  und  10  IM.  lur  das  Liter  erhoben  werden.    Ais  Grundlagen  der  Controle« 
diente  die  Vcrpllicliiung  des  Verkäufers  und  des  Käufers  zur  schriftlichen  Anmcldiiiij 
des  veräusserten  Weins  nach  Menge  und  Preis,  wobei  dor  Steuerschuldner  gleichzeitig 
in  Str  TTijielmarken  zahlen  kann.  /u;;Ieirh  waren  aber  auch  die  steuerfreien  üebergänge 
aii/.uuicidcn.    Erleichterungen  waren  noch  lur  Wciubczuge  unter  20  1.  vorgesehen. 
Snbsidiires  Gontrolmittel  war  oino  forgesobriebene  BoehfUbrong  der  Wdobäadkr. 
Zahlungspflichtiger  war  regelmässig  der  Empfanger,  doch  konnte  der  WeinhSndler  fiir 
ihn  eintreten.  Die  besondere  Besteuerung  des  Kunstweins  war  in  Aussicht  geuoinmca 
(6  Pf.  vom  Literl.    Mau  recLuete  von  der  ganzen  Steuer  auf      Mill.  Mark  Eftffg- 
Indessen  war  die  Opposition  gegen  die  Steuer  an  sich,  auch  in  dieser  Form,  zu  ^aA 
sie  ping-  besonders  von  n.'i^ll^^inte^e«sirtcr  Seite,  von  Bheiohessen  tind  aus  den  Wirtbs- 
kreisen aus.    Man  hob  aber  auch  hervor,  dass  zumal  bei  der  heute  verbreitetca  Art 
des  Verkaof«  der  Tranbenomte  an  Hindier,  das  Inieresso  der  Winzer  gefUirdot  s^^. 
weil  ihnen  durch  die  Steuer  der  Preis  leichter  gedrückt  werde.    Mit  inelir  oder 
weniger  Ivocht  wurde  der  Auffassung  der  Weinsteuer  als  einem  wichtigen  Glied  der 
Gcträiikcbötcucrung  neben  Bier-  und  Branntweinsteuer  entgegengehalten,  dasi 
Wein  dtrecteres  Product  des  Bodenanbaucs  sei  und  als  solches  ans  besonderen,  auch 
agrarpoütischeu  Gründen  Kücksicht  in  der  Besteuerung  verl.mge.    Das  Fchicfl  der 
Weiusteuer  in  Preassen  und  Baiern,  die  Opposition  gegen  die  Fortdauer  der  Steoer 
in  Baden  vnrde  obenfUls  gegen  die  hessische  Landesstener  angefahrt.  8o  wvrde  der 
Oosetzentwuf  mit  grtsster  Mehrheit  in  der  2.  Kanuner  abgelehnt.  Als  es  dtnn  dsca 
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geling,  andere  Ersatzmittel  des  so  bewirkten  Steueraasfalls  zu  beschatfea  and  dij 
grosse  Keforto  der  dircctea  Steuern  so  darchznf Ohren ,  war  wohl  das  iichicksal  der 
WtituUmwt  in  Hamm  «Rdgilüg  eotsehieden.  Die  KmDetverhftiidloAgen  bieten  Ar 
die  ganze  scliwierlge  Frage  einer  inneien  Weiutener  nnter  nneeien  denteehen  Yer- 
hilmisscn  mancbeä  Beacbteoswerthe. 

Die  Biorstcucr  war  früher  ebenfalls  ein  Glied  der  Tranksteuer,  sie  wurde  in 
4at  Brauerei  als  Kcsselsteuer  von  dem  znm  Verkauf  bestimmten  Bier  erhoben  (Gesell 
Ton  1827.  1S4'2).  Nordhessen  (Oberhessen)  gehörte  bei  seinem  Kintriit  in  den  Nord- 
deotschen  Bund  rechtlich  asch  zu  dessen  Biersteuergemeinschaft,  doch  ist  der  wirk- 
liehe  Eintritt  eist  spiter  mit  den  Ansehlnn  encb  Sodkessens  an  das  Deutaehe  Beieli 
and  nun  zugleich  mit  lür  SQdheBsen  effelgt  (e.  r.  Mny,  ArL  Bienteoer  in 
H.  W.  d.  St.  II.  S.  m). 

Die  BraoDtweiastener  war  in  Hessen  früher  auch  ciu  Glied  der  TraoLiteucr 
and  wurde  bis  1842  ähnlich  wie  die  Wciasteuer  in  der  Form  der  Einlagestener  rem 
Ki!if  r  (Winh  und  Anderen)  erhoben.  1842  (Gesotz  vom  10.  Juli)  f^ing  man  zur 
i'roducuousstcuer  Uber,  uemlich  zur  Maisch-Buttenateaer  für  mehiigo  und  zur  Braont» 
wseinmnteriabtener  filr  nicht-mehlige  Stoffe,  «robei  bei  enterer  kleine  laodviithsebftft- 
liehe  Brennereien  im  Steuersatz  ermftssigt  waren.  Verschiedene  Versuche  zur  Ab- 
änderung der  Steuer  erfolgten  später.  Oberhessen  unterlat,'  dann  der  Einziehung  in 
die  Branntweiii;;esetZf?ebungr  des  Norddeutschen  Bundes  (iiordd.  Gesetz  vom  S.  Juli  lä68), 
•if^  denselben  (irundsätzen  sollte  die  Branntweinsteuer  in  Sudbe&>en  eingerichtet 
werden.  Nach  der  iieichsverf.issun^'  bildete  bnl }  larauf  ganz  Hessen  ein  Kcichsglied, 
welches  ohne  Weiteres  auch  der  Bier-  und  Braautwoiusteoergesetzgebuog  dos  Beicha 
naterlag.  Der  Yorbebnit  der  RelchsrerCusang  Mr  Bnleni,  Worttemberg  und  Baden 
zu  Gunsten  der  Landcs^esetzgebung  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  inländischen  Biers 
und  Branntweins  ist  IKssen  nicht  gewährt  worden,  (ß,  v,  Kaden,  Fin.atat.  a.a.O. 
S.  431,  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  S.  68.) 

Auch  in  Hessen  bestand  vor  der  gemeinsamen  Saksteucr  im  Zollrereln  (1868) 
eine  Salzregie,  und  zwar  in  Form  eines  Handelsroonopoh»  (neues  fJcsetz  ?on  1821), 
das  1821  in  Kheinhesseu  an  die  Stelle  der  französischen  Salzatcuer,  in  Oberheasen,  wo 
ren  1821 — 94  eine  besondere  Salzatener,  erhoben  nach  dem  Prineip  der  Salteonscription 
^Kopfsalzrolien)  bestanden  hatte,  an  deren  Steile  getreten  war  (s.  r.  Reden,  S.  4.']4). 

Fur  die  Bildung  eines  Greuzzolisystems  war  die  territoriale  Contiguration 
des  hessischen  Staats,  namentlich  die  Trennung  von  Stld-  und  Nordhessen  und 
man'  htrlui  Exciaren.  nngünbtig  gewesen,  was  es  mit  erklärt,  dass  es  noch  länger  bei 
dem  alten  System  von  Binnenzöllen  im  rechtsrheinischen  fJebictt:  verbli*!ben  ist.  Nach 
den  erfolglosen  VerhandiuMgen  mit  den  suddeutschen  und  den  Nachbarstaaten  Uber 
gMaeineaaee  Zollwesen  vonlen  dann  1824  GrenszAlle  zum  Zweek  der  Erhebung 
roD  Vcrbrauclissteuem  von  atislJindi^chen  Waaren,  sowie  auch  Durchgangsabgaben 
eingeführt,  welche  aber  wenig  eintrugen  und  deren  Erhebung  bei  der  langen  zu 
bewachenden  Zolllinie,  die  nur  ein  kleines  Gebiet  umschloss,  unvcrhältnissmässig  schwierig 
nnd  koatepielig  war.  Der  Einfuhrtarif  war  im  Aligemeinen  mässig,  aber  gerade  dio 
Aprarprodacte  d  r  deutschen  Nachbarländer  waren  höher  belastet.  Durch  einen  förm- 
lichen Zollkrieg  zwischen  Kuxhcsscn  und  Hessen-Darmstadt  1825,26  wurde  die  Lage 
noch  QDgUDfltlger.  Diese  Omstlnde  Alhiten  so  dem  pro nssi sch «  hessischen 
Zoll-  und  Handolsre r  1  rag  vom  14,  Febr.  1828,  durch  welchen  Hessen  die 
prenssische  Zollverfassnng  und  Tarif  für  die  £in%  Aus-  und  Durcbgaugsabgaben  an- 
nahm. Damit  geschah  der  wichtige  erste  Sehritt  zu  dem  späteren  grossen  doutschon 
Zollverein  mit  ZoUerhebong  anf  gemeinschaftliche  Rechnung  und  Vertheilung  der 
Einnahmen  nn«<T  beiden  Staaten  nach  der  Kopfzahl,  wobei  nnr  Uebergangsabgabon 
f4r  die  Artiiiel  der  getrennt  bleibenden  inneren  iudirecten  Steuern  ^Getränke,  Tabak) 
nnd  das  Verbot  der  Salzeinfiihr  In  Hessen  rerblieben.  Ein  veseotliches  Veidlenat 
Hessens,  zugbich  ein  entschiedener  ^'orthei!  wie  für  seine  wirthschaftliche  Entwick- 
lang, auch  für  seine  Finanzen.  (S.  v.  Keden  a.a.O.,  S.  438  ff..  Vicbahn, 
SuL  Deutschlands  I,  143  ff.,  Weber,  Gesch.  d.  Zollvereins.  S.  14  tf.,  Ol  ff.) 

§.  100.  Fortsetzung.  Sonstige  Staatsstcucrn,  be- 
sonders Stempel-  und  Gerichtsabgaben,  Erbschafts- 
steuer. 
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Verschiedene  steaer-  nnd  gebuh renart ige  Abgaben,  zom  Thfil  lr> 
VerbinduuK  mit  lieg  allen,  sind  früher  bedeutender  gew^eu,  später  aufgehobcu  oder 
mit  dem  Begalreclit  wefgttfidlen.  Anfhebmig  des  im  leektsrlief&iecb«!!  GeUet  b*> 
stehenden  Salpoterreg-als  1821,  dea  Lotterieregals  1882.  So  sind  nur  noch 
ganz  kleine  Einnabmea  aas  als  iiegaJieu  geltcDden  Wassergefällen  übrig,  nacb 
Beseitigaog  der  Irbher  eiotr&glichen  FlusszOUe,  besonders  aof  Rhein,  Main.  Auf- 
hebung  des  OllAliS!»  eegoldes  auf  den  Staatsstrassen  1865,  woraus  frtthcr  ÖB  tirhelK 
lieber  Zaschns«:  /w  deren  Kobtcn  erfolgte.  Diese  Kosten,  besonders  für  Neubau,  Verden 
bei  Staats-  unJ  i'roviuzialchausseen  aus  Zuschüssen  zu  den  directen  Steuern  gedeckt 
Dagegen  erhebt  der  Staat  Doeh  einträgliche  Brflclcenffclder  (Rhein«  HaLi)  «id 
Üeberfahrts-relder  (KUchler  II  895,  Zcller  II.  898.) 

Jüngst  ist  dann,  wie  schon  erw&hnt,  leider  auch  in  Ueaseo*  um  die  Mittel  zur 
Darchftlhrang  der  Steuerreform  za  beschaffen,  eine  Glmseenlotterie  neu  eingefUirt 
vovden,  ähnlich  wie  in  den  thOitogiedteii  Kleinstaaten.  So  erlebt  dic:>o  üble  Finanz- 
qoelle,  statt  im  deutscheu  Finanzrecbt  zu  v*  rsrhwinden .  eine  W'icdcrerölfDUiig  uiit) 
wird  noch  ergiebiger  gemacht  ^Preussen!),  wahrend  gerade  die  deutschen  Staaten  in 
ibfer  Finanzlage  aof  diese  voUkommen  verwerfliche  £iiia«bme  lelcbier.  jedenfalb  viel 
Inichtcr.  als  Staaten  wie  Oesterreich  und  Italien,  verzichten  konnten!  S.  Im  siich« 
Gesetz  rem  12.  Aug.  indü  und  Veroidnong  fon  demseibea  Tage.  £s  ist  im  Gesetz 
mbehalten  geblieben,  da»  d«r  Staat  den  Betrieb  der  Loimie  selbst  tkbemehme  oder 
sie  unter  seiner  Aufsicht  dnem  Unternehmer  ubertrage,  Aach  hier  denn  wie  ia 
anderen  dentacben  Lotturiegesetzen  das  Verbot  des  Spielens  in  ausländischen,  ausser* 
Itessischen  Geldlotterien  und  die  Strafandrohung  ron  600  M.  dabei:  ein  Menschen- 
alter  naeh  der  GrOndnag  des  Deutschen  Reichs !  Ein  Vorgang ,  wie  er  an  die  gi^fftt- 
scitigen  Noten-  und  Papiereeldrerhote  der  ZoUvereinsstaaieii  iti  den  50er  Jahren  er» 
innert  1   Ahev  was  Preussen  rormacbt,  machen  die  andern  nach. 

Die  Hnndestener  besteht  in  Hessen  als  Staatasiencr  (Gesetz  ron  1827),  sie 
betrug  nach  Get«-tz  \om  4.  Sept.  1874  5  M.  Ar  dea  Hund,  wooeben  eine  Gemeinde- 
steuer bis  zu  dem  gleichen  Ilöchslbetrag  gestattet  war.  Narh  dem  neuesten  Geietz 
vom  12.  Aug.  1899  sind  diese  beiden  Beträge  je  10  M.  Inentbehrlicbe  Hirtenhunde 
und  je  1  Hund  auf  abgelegenen  GehOftea  sind  jetzt  frei.  (Koch  1er  II.  S.  S78C* 
Zoller  II.  S.  400,  Gesetzentwurf  mit  Motiven  in  der  1800er  Reform,  Kammerver- 
handiungen  darüber  a.  a.  0  )  ~  Die  Staats-Nachtigallsteuer  (V.  ron  1858)  i*t 
8  M.  60  Pf.  för  das  Stttck,  Ertrag  1894-98  im  Durchschnitt  jährlich  72  M.1  —  Ble 
Jagdwaffcnpass-Abgabe  (V.  von  1874,  1894,  neueste  fem  12.  Angnst  1899) 
war  früher  12  M.,  jetzt  ist  sie  in  Verbindung  mit  den  Finanzmaas.sre?eln  ron  1899, 
besonders  mit  der  Erhöhung  von  Verwaltungssteuipein ,  auf  25  M.  für  das  Jahr  ge- 
steigert worden  (Ktlchler  II,  884  If.,  Zeller  II,  409«  KammenerhandlongeD  18WX 

Im  Stcmpeiwesen,  wo  sogen.  Gerichts-  und  Admini- 
strativstempel  nntergcbieden  werden,  bezw.  wurden,  und  in 
den  bezüglichen  Qerichtskosten  ist  volle  Einheiüicbkeit  der 
OesetzgeboDg  im  ganzen  Staatsgebiete  erst  mit  der  neueren  Beiebs- 
gesetsgebnng  Uber  Geriehtskosten  1879  erreicht  worden. 

Der  Stempel  hatte  früher  eine  grosse  Ausdehnung,  indem  principiell,  naoeal- 
lieh  in  der  streitigen  und  nicht  streitigen  (freiwilligen)  Civilgerichlsbarkeft  die  Gerichtü- 
kosten  (Gebühren)  im  rechtsrheinischen  (Jehicte  in  StomiHlform  erbeben  wurden  (1821, 
Tazordnung  vom  27.  Aug.  1822,  mit  späteren  Aenduruugen).  In  fiheinhessen  re^ 
blieben  die  Grundsfttze  des  franzOsischoi  Begisterabgaben«  nnd  tun  Thcdl  Stempel- 
rechtä  Cl)imen8ions6teni[tel)  (liess.  Ges.jfz  ron  1S24)  bis  1879.  Der  Administratir- 
stempcl  der  Verwaltungsbehörden  war  ebenfalls  im  rechts-  und  liuksrheioischea 
Gebiete  verschieden  (für  erstere«  galt  Verordnung  und  Tarif  vom  16.  Febr.  1825, 
^päte^en  Abänderungen,  bes.  1857  und  1874).  Seit  dem  BeichsgeselZ  tlber  Oericbts- 
kf)<Jten  vnn  l'^T!^  &ind  dann  die  St-  itipel  meistens  beseitigt,  nur  noch  in  gewissen  Kilian 
der  nicht  streitigen  Gerichtbbarkeit  <,Vcrlräge  u.  s.  w.)  verblieben  (hess.  Gesetz  und 
VerordnoDg  rem  30.  Aug.  1879,  Veioida.  vom  18.  Jan.  1888,  28.  JnU  1890 
betr.  GeeetrgehoDg  nnamehr  auch  eine  einheitliche  im  ganten  Gebiet  gevoides. 


Ander»  SleverD.  Stespel.  349^ 

Ebenso  ist  dies  seit  1880  mit  dem  Administratirstcmpel  der  Fall,  der  auch  bei  Ein- 
gaben an  BehOrtleu  ojiU  Ausfertigaogtitt  derselben  in  PhratangeteKenheiten,  mit  be- 
sttenton  Ansnabineii «  anzavenden  ist  (Gesetz  fom  17.  Min  1880).  Der  Gebiancb 
vi  n  Stempelmarken  smt  Stempelpapieiv  waide  1879  eingefllbit  (S.  Kftchler  II, 
m  ITm  Zell  er  II,  398  IT.) 

Jttngst  ut  nnn  aach  hier,  in  VerbinduDg  mit  den  neuesten 
Steuerreformen  und  im  Hinblick  auf  das  bevorstehende  Inkraft- 
treten des  Dentseben  bOrgerlicben  Gesetxbnebes,  wie  in  anderen 
L&ndem  (Baden,  o.S.  271,  885),  ein  nenes  Gesetz  Uber  den 
„Urknndenstempel'*  vom  12.  Aug.  1899  erlassen  worden,  durch 
welches  die  ganze  Materie  des  AdministratiT*  und  Geriehtsstempels 
einheitlieh  geregelt  wird  und  die  llHeren  Bestimmnogen  Ober  beide 
SteiDf>el  (auch  über  den  Gerichtsstempel  nach  den  Bestimm ungcu 
von  187'J  und  deu  dazu  gehörigen  Verordnungen  von  IBTÜ^UÜ)  aut- 
gehoben worden  sind.  Mit  dem  Gesetz  ist,  als  Bcätandtbeil  des- 
selben,  ein  unilasKcnder  alphabetischer  Tarif  verbunden,  dessen 
Grundsätze  und  einzelne  Nummern  auch  finanzwissensf  hatiiich 
mehrlach  beachtenswerth  sind.  Auf  eine  gewisse  tiscalische  Tendenz, 
mehr  Einnahmen,  mit  zur  Deckung  des  Erlasses  von  directen 
Stenern  zn  beschaffen,  war  es  in  dem  neuen  Gesetz  von  vornherein 
abgesehen.  Als  dann  die  Weinstcuer  gefallen  war,  trat  diese 
Tendenz  noch  stftrker  hervor.  Einzelne  Tarifposten  und  Tarifsätze 
(dtr  gewerbliehe  Concessionen,  Lnstbarkeiten,  Lnxns- Verkehrsmittel 
n.  dgl.)  erklären  sich  mit  hierans. 

S.  bes.  die  dem  Gcsetzentwarf  und  dem  Tarif  1809  beigelegten  eingebcndca 
Begründon?cn.  auch  die  Kammerberichtc  nnd  Vcrliandlnrür"!!.  Das  allgrctneiiic  Princip 
iU  für  üikanden  Uber  Rechtsgeschäfte,  dass  diese,  »uwcit  der  Tarif  nichts  Anderes 
bettimiiir,  nor  btempelpflichtig  sind,  „veon  tie  von  einer  fttr  die  OfiTentUehe  Beurkondiinf 
zustäuditTL-n  Beliördo  aafgenommcn  oder  ausgefertigt  worden  sind,  oder  wenn  sie  It.i 
cuicr  Ottentlichen  Behörde  in  einem  Verfahren,  für  welches  die  Kinreichung  oder 
Vorlegonir  der  Urkunde  Torgcschricben  oder  zugelassen  ist,  eingereicht  oder  vorgelegt 
vetden**  (Art.  1).  Drkunden  Uber  Geschäfte,  die  citier  lieichsstempelabgabe  unter- 
liegen oder  von  dieser  befreit  sind,  unterliegen,  sofern  dies  rc ichsgesetzlich  zulässig, 
auch  einem  Landesstempcl  im  Betrage  der  llälfio  der  Tarifsätze  (Art.  2).  Die  Straf- 
«udrohnng  bei  Hintenieboiig  ist  du  Vlerfkche,  die  (ieldatnfe  kenn  in  beetiniflitea 
Fälleti .  bei  einigen  angegebenen  Terifpoaitionen  in  Freibeliastiafe  remndelt  wenlen 
(Art.  31,  34). 

Der  Tarif  enthält  unter  den  Vertragsstempcln  den  sogen.  Grundbesitzvechscl- 
•tempel  bei  Tausch  und  Kauf  im  ProKrcssi?satz  von  V»  °/o  *.20  Pf.  von  je  100  M.) 
für  2000  M.  Worth,  Ys  °'o  2—10  000  M  ,  «'^  bei  über  10.000  M..  Tar.pns. 
Sr.  46).  Aach  der  Hy  p'otbekenstcmpcl  ist  progressiv  gestaltet  ( Vi<>  7« lO.UUO, 
*  A  10—90.000,  *  ,0  Vo  ober  80.000  M.  Werth,  Tkr.pos.  Nr.  21).  In  anderen  FftUeo, 
wu  ^ic'll  aüoh  kaum  mehr  als  im  lot^f^enannten  um  gc1»Qlirenartigo  Abgaben  mit 
handelt,  ist  der  Stempel  dagegen  gerade  zu  Gunsten  höherer  Werthbeträge  dcgrcsiiir 
normirt.  z.  B.  bei  gewissen  Abschriften  aus  dem  Grundbuch  (Nr.  39),  bei  Ehcvertiägen 
(Kr.  26),  Erbscheinen  (Nr.  32).  Verfügungen  Ton  Todeswcgen  (Nr.  75).  während  wieder 
in  anderen  Fällen  Proportionalsteiiipcl  >xehon,  so  in  der  wichtigen  Nr.  ^2  für  Ver- 
träge, für  die  keine  anderen  Bcstimmuugcu  gelten,  worunter  z.  ß.  Pacht-  und  Mietb- 
fertrige,  Creditrertrige  (SchaldverschieibQngon  aller  Art  v.  s.  r.),  '/^o  ^/o-  In  solchen 
Dingen  besteht  doch  so  nach  noch  in  deraitigen  nenesten  Gesetzen  zn  viel  Willfcahr. 
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6.  R.  Cebonicht«!!  der  Bastenwuif  .  Hesson.  §.  100. 


im  Uobrigen  ist  dieser  bessiscbo  Urkandeustcmpel  sehr  ausgedehnt.  Er  enthält  a.  Ä. 
aach  Satze  für  Schenkungen  unter  Lebenden  (Nr.  63,  */„  7«  bis  1000,  7„  % 
TOB  1—10.000,  1  %  von  aber  10.000  M.  Wenh)^  Ferner  sind  unter  den  Administruir- 
stempoln  allgemeine  Eingabe-  (1*;,  M.)  und  A us f er t i pu n psstcmpel  (1.  Bogen 
jeder  folgende  V»  verblieben  (mit  Ausnahmen).  Zahlreiche  Coocessioa»- 
Stempel  q.  d^L  finden  sich  flür  geverMiche  Terbllbki«a,  nn  Theil  febahreoAitiger 
Natur,  für  Baticrlaubniss  o.  d^l.  SlagnUritltea  fehloii  nicht,  wie  der  Stompel  rea 
20  a.  für  Doctordiplome. 

lu  das  Stempel wescn  eingereiht  sind  aber  aosBerdem,  wie  be- 
merkt, gewisse  Lnetbarkeits  -  ood  Lnxns-  und  ähnliche  Steneniy 
unter  letzteren  namentlieh  einige  nene  cbaracterietiscbe  Fälle  der 
Beatenemng  von  „Lnxns"- Verkehrsmitteln. 

So  enthält  die  Nr.  35  (^Stempel  für  Krlaubnissenheilungcn,  Concessionen  u.  s.  w.\ 
luAu-n  IJceriz-  und  gewerbesteuei artigen  Abgaben  (fiJr  VV'irtlisrhaf(>betricb,  Kleinhandel 
Ulli  iiraaiit»eiu  u.  A.  m.)  auch  Stcupcl  (100 — 500  M.)  für  g  ewerbsuiähsigc  Ver- 
anstaltung Toa  SiDgsptelen,  Schaustellungen,  Kunstreiten  a.  dgl.  ia 
Stehendon  Loralcn.  vrom  dann  noch  für  die  Zeit  dt-r  \'vir3tc]lungen  Tages-.  Wochen-, 
Halbjahres-  und  Jahreskanen  mit  Stempeln  zu  nehmen  sind  (^L— 10^  M.)<  Auch 
dSbadiche  Tansbelastigungcn  vnierliegeD  solehea  oaeb  dery<lefeob«ft  und  aach 
Ortsclasscn  abgestuften  Abgaben.  Für  AuiouiHten  an  öffentlichen  Orten  und  VVirih- 
schaftcn  und  in  li  fztori  ti  für  Ciavier-  und  Musikwerke  milssen  JahreskartLa  mit 
Stempeln  (10 — 40  M.)  guiummou  werden.  Auch  Luxus-Verkubrsmittcl,  oder  was 
dafttr  gilt,  sind  der  Besteuerung  in  Stempelform  unterirorfen  worden,  so  Aotomobile 
(5 — 50  M.).  Falirrfidcr  (5  AI.),  indem  die  Bcsit/cr  Jallrt•^Iv:l^{  ii  nehmen  iir;^  '  m, 
wobei  die  i'olizcibehörde  Yer/eicbnisse  der  Besitzer  fuhren  und  Utesea  Nummeru- 
platten  tn  behlndigen  bat  Ausser  den  fenannten  Objecten  bei  Bennttung^  zu  militi* 
rischen  und  öll'entlichen  Oieastzwecken  ist  jedoch,  in  f'ol^c  aus  dem  I#andtage  her- 
rührender Bestimmungen,  steuerfrei  das  Fabrrad  der  Lohnarbeiter,  die  4n.s  Kad  als 
Transportmittel  zur  Arbeitsstelle,  und  der  Gewerbetreibenden,  die  es  bei  Ausübung  ihres 
Gewerbes  benatzea,  wenn  ihr  Jahreseinkommen  1500  M.  nicht  Uberatdft,  ftrrner  auch 
das  T*  id  von  Personen,  die  sicli  wfiiisr<'r  als  30  Tage  im  Staatsgebiet  aufhalten  ;Cön- 
trole  V).  Kbeuso  sind  dann  aber  wenigstens,  was  in  der  That  neben  einer  Falirrad- 
•leuer  nicht  fohlen  darf,  in  Folge  von  Auttigen  im  La&dtage,  Luxuswagen  uad 
Reitpferde  einer  solchen  Stempelabgabc  unterworfen  (Jahxeskarteo  von  20  M,,  wohl 
itt  niedrig  im  Verhältniss  sar  Fabrradsteaer). 

So  sind  in  diesem  „Stempelgesetz'*  sehr  verschiedenartige 
Stenern  und  Gebttbren  yereinigt  und  in  dieser  Form  Mannigfaltiges 
der  Bestenernng  nnterzogen  worden.  Die  letztgenannten  Fälle  ver- 
danken ibre  Einbeziehung  in  diese  Bestenernng  ausser  den  schon 
erwfthnten  fisealischen  Tendenzen  in  der  eoncreten  Finanzlage,  wie 
sie  dnrcb  die  jüngste  Stenerreform  geschaffen  war,  gewissen 
Strömungen  der  Ansichten,  welche  neuerlich  in  Deutschland  ▼icl' 
fach,   allerdings   mehr  uoch  für  die  Comiuuiial-  als  die  Staats- 
bcsteuerung,  hervorgetreten  sind.    Ob  Derartiges  von  Dauer  sein 
wird?    da  HZ  kleine  Erhöhungen  des  Stcuerfusses  der  dirccten 
Personalsteuer  und  Danietitlicli  der  Progi  i'ssion  dieses  Fiisses  eiud 
doch  einfacher,  wirken  ebenlails  ,,]uxussteueri)olitisch'*,  aber  gleich- 
müssiger  und  linanzieil  günstiger,  ohne  dass  es  eines  neuen  Ver- 
waltungs-  und  Controlapparats  zur  Veranlagung  und  Erbeboug 
bedarf.  Das  Missliobe  bleibt  eben  bei  solchen  Besteuerungen  eio- 
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t«]aer  YerwendnngeD  des  EiDkommeDB  zn  Gtennsszweeken 
—  denn  darattf  Iftaft  die  Saebe  hinaiu  —  immer  das  wiUkflhr- 
liehe  Heraasgreifen  soleher  Fftlle. 

Die  Erbsehafts-  and  SehenkuDgssteoer  ist»  wie  in 
anderen  neneren  GesetsgebnDgen,  dnreh  ein  besonderes  Geseta 
Tom  30.  August  1884  geregelt  worden,  geht  aber  auf  frühere  Ge- 
setze (1821,  IM2)  zurück.  Bei  der  Erbschaftssteuer  ist  die  Steuer- 
pflicht unter  den  niicbsten  Verwandten  insofern  etwas  weiter  als 
meist  suiist  in  Deutschland  ausgedehnt,  als  Anfälle  an  Ascendenten, 
auch  Eltern,  nur  in  gewissem  Umfang,  nemlich  bis  zum  Betrage 
der  gesetzlichen  Intestaterbportion,  steuerfrei  sind  und  als  sie  im 
Fall  der  bteuerpfiichtigkeit  wie  auch  solche  Antalle  an  Geschwister, 
die  übrigens  unter  bestimmten  Umständen  steuerfrei  werden  können, 
in  etwas  höheren  Sätzen  belegt  werden,  als  wiederum  sonst  mehr- 
faeh  bei  nns.  Allgemein  frei  sind  nur  Descendenten  (mit  gana 
woiigen  Ausnahmen)  und  Gatten,  naeh  der  bekannten,  bisher  in 
Dentsehland  flblichen  Behandlnngsweise.  Die  Steuer  ist  nnr  von 
dem  Betrage  an  entriehten,  nm  den  der  Steuerpfliehtige  reicher  wird. 
Allgemein  Arei  sind  nur  Betrage  bis  100  M.  bei  einem  Empfänger. 
Die  Veranlagung  erfolgt  auf  Grund  von  Anmeldepflichten  der  Steuer- 
pflichtigen und  nach  gerichtlichem,  bezw.  vom  Pflichtigen  ein- 
zoreichendeu  Inventar.  Die  zur  Ergänzung  (lieiuMule  bchenkungs- 
steuer,  die  tibri«!;eiis  \on  ganz  unbedcuteuJctii  Ertrage  ist,  trifft 
Öffentlich  beurkuudete  Scbeuknniren  von  beweglichem  wie  uabeweg- 
liehem  Vermögen,  doch  nur,  wenn  der  Werthbetrag  1000  M.  ttber-  ^ 
steigt;  Freiheiten  werden  hier  in  etwas  weiterem  Umfang  als  bei 
der  Erbschaftssteuer,  insbesondere  für  nächste  Verwandte,  gewährt. 
Der  Tarif  ist  derselbe  wie  bei  der  Erbsebaftsstener.  Jüngst  sind 
mm  in  Verbindung  mit  den  Steuerreformen  von  1899,  wiederum 
mit  am  den  Ausfall  aas  dem  Ertrag  der  geplanten,  aber  niobt 
durebgesetzten  neuen  Weinstener  au  decken,  Erhöhungen  der  Steuer- 
tittse  fhr  Ascendenten,  Geschwister,  entferntere  Verwandte  und 
andere  Personen  eingetreten  (Gesetz  vom  12.  August  1899  zur  Ab- 
änderung des  Gesetzes  von  1884). 

S.  für  Weiteres,  worunter  die  Rcirclanp:  der  >ubjootiven  und  obj-^ctiren  SteiierpflicLt 
faenrorxaheben  ist«  das  GeseU  fou  lbö4  selbst,  und  dazu  Krug,  dies  (iesctz,  Darmüt, 
1885,  Kflebler  H,  888  It.,  Zollor  II,  899  ffl,  Sclians  im  Fio.aTdi.  IX.  1892,  In 

^em  Aufsatz  zur  Fr.iffc  der  Stcuerpflicht,  bes.  S.  420  ff.  passim,  Statistik  des  Krtrag^s, 
Tkrif  FioArch.  II,  Ö76,  8ö4,  XV,  640.  Gesetzen tirurf  von  18Uy  und  Begründung. 
Mit  Eucksicht  auf  die  Einführung  des  D.  bürgerlichen  Gesetzbuchs  steht  noch  eine 
formelle  Umrostaltung  dis  ganzen  Gesetzes  be?or.  —  Die  HauptaltM  des  Tarifs  im 
Gesetz  ?on  1884  sind,  ohne  Kacksirht  auf  die  licJini^ten  Befreinnfiron  tind  Clausein: 
i  Vo  Eltern  und  ToUbttrtige  Geschwister,  jetzt  nach  dem  Gesetz  ?ou         5  5 
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Orosseltcrn  und  entferntere  Voreltern,  halbbürtige  (jcschwistcr,  auch  aJoptirt  '  u.  «l^rl. 
£tadar«  dann  Neü'en,  Nichten,  6,  jetzt  8%  Stiefländer  und  dercu  Abltöiumliogei 
Sehwlegeifcinder,  Stief-,  Adoptiv-,  Schwiegereltern«  Oheim«  Tanten,  tiroosneflen  nod 
•Nichten,  alle  soni^tigcn  F&llc  8,  jetzt  10  "  Das  Gesetz  von  1899  erhöhte  also  den 
Steuersatz  ftir  (Te^chwist.•r  ntii  1.  für  die  ontferntcrcri  «teuerpflichfigcn  Vcrwandt^u 
und  Nichtfcf wandten  um  2  Abgesehen  ron  dieser  Erbscbalts-  uud  Scheiikuni:»- 
bteuer  sind  Y6rfttg:DDgeD  Ton  Todeswegen  (ToMamente  u.  s.  w.)  nach  dem  Gesetz  über 
den  ürkandensteoipel  einem  festen  Stufensntz-  odor  Gradaiionssteuipel  nach  dem  Werth- 
betrage unterworfen  und  Schenkungen  unter  Lebenden,  sowie  auch  VermAgena- 
aiweodDng«D  auf  GroDd  von  VermicliuiiMeii  dem  obea  (S.  850)  enrlhnten  Progiwrir- 
slempol  nach  dem  Werthbetriig. 

§.  101.     Rückblick    anf    die    hessische  Staats- 
besteaerang  im  19.  Jahrhundert.    Der  Verlauf  der  £n^ 
Wicklung  war  in  Hessen  wesentlich  ähidich  dem  in  Prenssen  und 
in  den  anderen  Mittelstaaten.  Die  direete  fiestenerang  trat,  nach 
dem  Uebergang  der  Zolle  und  wichtigsten  inneren  Verbranebs-  ond 
gewisser  Verkebrsstenern  an  das  Keicb,  mehr  in  den  Vordeigrond, 
stärker  als  in  den  anderen  sfiddentschen  Staaten,  weil  diesen  ihre 
eigene  Landes-Bierstener  verblieben  war,  aber  aneh  als  in  Sachsen, 
weil  dieses  in  seiner  Fleisehstener  eine  nicht  unwichtige  Einnahme- 
quelle sich  erhalten  hat,  wie  ähnlich  auch  Baden,  wogegen  die 
hcBbiscbe  Weiiistcuer  keinen  Eisatz  lielei  tc,  zudem  neucidings  weg- 
gefallen ist.    Dies  bedingte  nehtii  den  sonstigen  EiuDahmcverhält- 
nissen  eine  stärkere  Aiispanniinf^  der  directen  Steuern, 
wie  aucli  (lie  Statistik  eriricbt.  Innerhalb  der  diretten  Besteuerung 
zeigt  sich  ein  älinlieher  Entwicklungsgang  wie  sonst  in  Deutschland, 
der  durch  die  jüngste  Ket'orm  noch  schärfer  hervortritt,  ganz  wie 
«  in  Prenssen.   Die  eigenartige  firtragsbesteuerung  konnte  bei  der 
VeränderuDg  der  technischen,  wirthscbaftlichen  und  Verkehrsyer- 
hältnisse  nicht  mehr  befriedigen,  vollends  niebt,  da  sie  auch  die 
Grundlage  der  sich  in  Zuschlägen  an  sie  anknüpfenden  Commvnsl' 
bestenerang  ist  Der  Uebergang  in  die  Personalbestenemng  ward 
nothwendig,  erfolgte  dann  aneh  dnreh  Aufgeben  der  Ertragssteuem 
als  Staatssteoem  und  Einfühlung  der  Vermögenssteaer  als  E^ 
gänzungssteuer  zur  Einkommensteuer,  in  zweckmässiger  Weise  und 
ist  düich  die  jüngste  Keiorm  vollständig  geworden.    Die  Verkehrs» 
Stenern  (Stempel  u.  s.  w.) ,  die  Erbschaftssteuer,  die  Hundesteuer 
und  die  tibrigeu  halb  gebührenartigen  Abgaben  bilden  eine  passeßde, 
finanziell  aber  doch  nur  verhältnissmässig  untergeordnete  Ergänzong 
der  gesammteu  directen  Steuern.   Hessen  hat  aber  so  das  ricbtiffe 
Ziel  bereits  erreicht,  das  in  Sachsen  und  in  den  anderen  a^^^^' 
deutschen  Staaten  erst  noch  erreicht  werden  moss,  zunächst  wa^^ 
scheinlicb  in  Baden  erreicht  werden  wird. 
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Die  günstige  finanzielle  Rückwirkung  der  neuesten  hessischen 
Eisenbahnpolitik y  des  Eintritts  der  hessiscbeii  Staats' 
bahnen  in  die  Betriebs-  und  Finanzgemeinschaft  mit 
dem  groBBen  preusBischen  Staatsbahnnetz,  wird  auch 
die  Finanslage  erleichtern  nnd  die  weitere  Anspannung  der  Steuern 
wohl  TerhOten  lassen.  Hessen  hat  sieh  durch  diese  Babnpolitik 
im  eigenen  nnd  im  geBammtdentschen  Interesse  ein  fthnliobes  Ver- 
dienst  erworben,  wie  vor  zwei  MeDsehenaltem  darch  seine  Handels* 
nnd  Zollpolitik  nnd  seinen  Eintritt  in  die  ZoUgemeinschaft  mit 
Prenssen.  Vielleicht,  dass  sein  Beispiel  auch  hier  gleiche  Nach- 
folge findet,  wie  damals.  Das  wäre  im  Interesse  der  mittelstaat- 
lichen Finanzen  wie  des  deutschen  Verkehrswesens  zu  wUosi  hen. 
Im  Uebrigen  wird  die  Weiterentwicklung  der  hessischen  wie  der 
sonstifj^en  mittel-  und  kleinstaatlichen  Besteuerung  von  der  Finanz- 
und  Steuerpolitik  des  Reiebs  abhängen,  namentlich  auch  von  einer 
richtigen  Regelung  der  tinanziellen  Beziehungen  zwischen  dem 
Reiche  und  den  Gliederstaaten,  eine  für  Hessen  wie  für  jeden  dieser 
Staaten  nnd  das  Beich  selbst  gleich  wichtige  Angelegenheit 

S.  Uber  die  erwähnten  Ei sonbahnTerhil tnissc  den  Staatsrcrtrag  zwischen 

Pr^-jisscn  nnd  ^o^so!!  vom  28.  Jnni  1806,  über  den  damit  in  Verbindung  stehenden 
Aiikriuf  der  hüssiäclieii  Liidwigsbahn  das  preostöische  Gesetz  vom  16.  Dcc.  1890  and 
das  hessische  warn  8.  Oct.  1896.  Ueber  den  Gegenstand  s.  den  Aaf^atz  im  Archiv 
für  Eisenbahnwesen.  Jahrg.  1897,  S.  1  If.  Mehrfach  wirl  in  d.*a  Stcnerdcbatten  der 
Kammern  and  bei  deu  Beformpläncn  auf  die  fioauzicJleo  Folgen  des  Vertrags  mit 
Preusan  Bozag  genommen.  YonHiachlag  tiber  die  Ergobnisso  der  gemeloschafUiehen 
Verwaltung  fOr  das  £tat»jahr  1899  im  preussii^chen  Staatsliaushaltsetat  Anl»i;cn  ß.  I, 
Nr.  10.  Beilage  A,  9.  Danach  hcssi«cher  Antlu  il  am  üebcnichuss  10.715.872  M. 
(incl.  Antheil  an  Main-Nccl^arbahn .  ohne  dic^ci)  uud  mit  Rücksicht  auf  einige  andere 
Pius  and  Minus  9.589  993  M.).  Im  Jahre  1898  (1897 '98)  war  das  wirkliche  Ergcbniss 
der  Abrecliiiiinr  «  in  .an  IIo>;«<  n  .nb^'cfuhrter  Betriebsüberschass  von  9.465.560  M.  (excl. 
Main-NecLarbahn,  die  einen  noch  weiteren  üeborschuss  von  1'/^  Mili.  Mark  fur 
Hamen  gab)  (EiaeDbahaarebir  1899.  S.  S28).  Die  Staatascbnld  steht  im  besstscheo 
Etat  fi>r  1897—1900  j:ihrlich  mit  7.933.782  M.  Ausgabe,  welcher  Betrag  also  durch 
jenen  Uebcrschnss  melir  als  tredockt  war.  Die  directen  Steuern  waren  in  dieser  Periode 
lavt  10  360.000  M.  ErtrafT  verauachlagt.  Der  nach  Ab^ug  der  Schuldkosten  vcr- 
Ueibende  RestQberscho^s  .ms  den  Eisenbahnen  ist  daher  in  den  zirel  letzten  Jahren 
c.  2.S — 2.9  MilJ.  M.  oder  27—28  "  „  des  Ertrags  der  directen  Steuern.  Die  liossischc 
Staatsschuld  ist  fast  ganz  Eisenbahnscbald.  Hut  c  Mill.  Mark  des  EiscnbabnUbcr- 
•eliasses  bat  man  ab  Ersatz  der  anfirebobenen  directen  Staatsstenern .  also  zur  Mit- 
rerwendung  für  dauernde  Staatsausgaben,  in  Aussicht  genommen  (s.  o.  S  835.  ..gemein- 
same T^ojrrtindiiriji  '  der  Sfeuervorlagcn  S.  7.  Näh  ri  s  üImt  die  Finanzstiite  d  t  Kisen- 
bahncn  im  hess.  Ktat  für  1897j98~1899;i900.  Kap.  2,  Titel  4,  unter  Domänen). 

Staat88teuer-8tatistik. 

§.  102.  Einige  Hauptergebnisse  der  Entwicklung 
der  Einnahmen  nnd  speciell  der  Stenern. 

S.  hiorfür  auch  srlion  (  bcn  die  Tab.  57.  S.  331,  über  den  Ertrag  der  hessischen 
dixecten  Staataeteoera  von  1869— 1B98.  Die  Daten  des  Uauptroranscblaga  der  Staats- 
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eianahmen  and  Aasgabeo,  iioioer  for  die  bi&hcr  äjährigeo  EUtsperiodea,  gebea  bei 
den  Efniiabinan  den  BolNrtng,  bei  den  Ausgaben  nnter  der  Babrik  JLtsten  ud 

A^iyabiNj"  di.  ti,  ff  riden  Ausg-abeposten  für  die  TlauptkatciB^orieeii  der  Domänen  ge- 
treaut  uad  für  die  Steuern  im  Ganzen  die  „Aasfalle,  Abgänge  und  Nachlässe"  (darooter 
auch  die  in  Folge  von  ßeclamationcn)  an.  Unter  den  Ausgaben  des  Finanzminü»teriaiiis 
Stehen  die  eigentlichen  Betriebs-,  YcrwAltungs-  and  Krhebii Unkosten  der  Einnahme» 
zweige  (I  or  il^-  rwaltutip  der  Camcraldominen,  deügl.  der  Forsten  oebst  Forst^chntz, 
Domamaibauwescu,  ongetrcnnt  die  Yenraltungskosten  der  directen  Steaem  and  indirectco 
Abftbeo,  ind.  derer  des  Beiehs.  n.  A.  m.).  Die  genaue  EnnftÜang  d«s  RebMrtngs 
der  einzelnen  Einnahmezvreipe  bietet  d  ■mnarh  Schrieripkeiten  und  setzt  für  jede 
Perlode  erst  eingebende  Berechnungen  auf  (iruud  der  BadKetpostcn  roraos.  Die  Ein- 
nahmen aus  dßn  Domänen  zerfallen  in  die  Erträge  aus  dem  Familieneigenthom  des 
grosshaizoglicben  Hauses  (meist  FoiMen,  laodwirtbscbaftliche  Domänen)  and  aas  Sitats* 
domänen,  unter  letzteren  als  grosser  Haiiptposten  die  Staaiseisenbahncn  ein^psc!ilossf>:i. 
Seit  dem  Cebergang  der  vichtigsten  indirecten  Steuern  und  Zölle  an  das  Reich  slud 
die  betreffenden  EiDnabnen  mu  dem  hessiselien  Etat  nomesehieden,  iedn»  vledsr 
Vergleich  UM  freu  zwischen  der  frtlhcren  und  sp.'itcren  Zeit  nicht  unmittclhar  statthaft 
sind.  Im  Etat  werden  indessen  als  Einnahmen  die  Ucberwelsun^en  aus  Kcich^teoera 
and  als  Ausgaben  die  Matricolarbeiträge  eingesetzt  (1697-  1900  mit  der  gleicbea 
Ziffer  ron  8  Mill.  Mail).  Die  Finanzgcmeinschaft  der  )le^sischeD  mit  den  preussiscben 
Bahnen  hat  wieder  zu  eiirenthümlicher  Rehandlung  der  Staatsbahneinnahmcn  im  Etat 
geführt,  sie  stehen  hier  mit  dem  liettocrtrage.  Auf  die  Durchführung  einer  genaotfea 
Verglelchuog  aller  einzelnen  Einnabmeo  weit  nradi  mnsste  Uer  renielttet  weidM. 

Pinanzstatistische  Material] f  Ii  rmsser  in  den  Landtap-spapieren,  Budgets  u.  s.  w,  io 
einzelnen  Heften  der  Beiträge  zur  Statistik  im  (iro^b.  Hessen,  so  1876.  B.  15,  H.  1 
(Staatsschuld  1821— 1872>,  1880.  B.  21.  IL  2  (directe  Stenern).  1886.  B.  27  (Forst- 
«nd  Cameraldomänon).  1898,  B.  42,  II  2  (de^gl.),  1896.  B.  40.  H.  1  (Staatseinnahmen 
und  Ausgaben  1888—91  im  Vergleich  mit  Budget).  Dann  zrxhlreicbe  kleinere  Mit- 
tbcilungcn  zur  Steueistatistik  in  den  in  kleinen  Heften  erbcheiuenden  «JAittbeüuiigea 
der  GeotralsteUe  fttr  die  Landesstatlstik**.  Die  Heraasgabe  elsee  statistischen  Ruid- 
bucliH  erfoIg^t  jetzt  erst.  Daten  aus  den  HOor  und  40er  Jahren  bei  v.  Red-^u  a.a.O. 
8.  412  U..  regelmässig,  docb  in  den  älteren  Jahrgängen  meist  nar  stunmarisdi,  iis 
Gotbaer  Hof  kalender. 

Folgende  Tab.  58  giebt  eine  Uebeisicht  de?  HaapteinnahiieiireifSb 


Tab.  58.  Hessische  Staats-Hauptcinnahmessreige  (rob)  in  1000  JL 


1.  Directe  Stenern  .  .  . 

2.  ladirede  Landcssteneni*) 

—      Reichs  „ 

3.  Kegalieii^)  

Summe  Stcaom     .  . 

4.  Domänen^)  

5.  Verschiedenes*)    .    .  . 

Summe  1 — 5    .   .  . 


} 


(Voranschlägel  ') 


1834 
8390 


104 

2965 
209 


1846 
8809 


87 

9102 
3206 
723 


lö66 
5024 


4201     6006  6361 


106 

11491 

4335 
416 


1874 
6788 

/  2328 
1  (209) 
66 

9311 
5125 
8G1 


10869     13331     16242  1532^ 


1889 

1899 

8000 

10360 

2431 

5825 

8000 

5 

4 

15761 

21190 

5309 

14872 

813 

1316 

21883 

37398 

')  üich  den  seit  lange  bestehenden  BudgetkiUegorieeo. 

*)  Bei  den  indirecten  Stenern  ansser  den  Inneren  Verbrsnchssteneni  (bis  wu 

ßeichszeit  auch  ind.  Salzregic,  Rlieincctroi ,  Cbausscegeld)  und  den  Zöllen  (bis  tvt 
f^clben  Zeif"^  auch  Stempel.  Gerichts-  und  VerwaitunErsgebührcn,  Erbschaftssteuer,  Hoade- 
bteuer.  Die  Daten  von  der  Bcichsperiodc  an  um  fassen  aber  nur  die  jeweilig  !• 
hessischen  Etat  »h  Reste  ?on  Beichssteoern  (1874)  und  Antheil  an  den  Beiehseinnabmen 
(1889,  1^09)  stehenden  Hcfrfijrc.  also  weder  die  in  H'-  n  orbobenen.  norh  di>  s"^ 
Hessen  nach  Kopfrcpaniüou  der  ganzen  Kcichseinnahuien  fallenden.  Daher  ist  iaiac 
genanera  Vergleicbnng  der  Jahre  nnteielnander  vnd  der  gaioea  Kategorie  alt  d«n 
andren,  specii-II  mit  den  dircctcn  Stenern  nllgtlGh« 
*)  Froher  aach  Postregal. 
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Nnr  in  ganz  grossen  Zügeo  Hast  sich  ans  den  Zahlen  der 
Tab.  58  die  Entwicklung  der  Einnahmen  im  Ganzen  und  nach 
den  Htnptzwelgen  ersehen,  weil  die  Einatellong  der  Brnttoziffern 
and  theilweise  doch  wieder,  bei  den  ELsenbabnen  nnter  den  Do- 
mftnen,  der  KettozifiTem  und  die  Ansscheidnng  der  wichtigsten 
indirecten  Stenern  ans  dem  Staatshansbalt  Hessens  seit  der  Reichs- 
Periode  jede  genauere  Yergleichnng  hindert.  Relativ  stark  stener- 
wirthschaftlich  war  der  hessische  Staafghaasbalt  schon  anfangs, 
iudera  last  der  liobeinnahmen  und  noch  eine  höhere  Quote  der 
Reineinnahmen  auch  in  den  30er  Jahren  nnd  bis  zur  Reicbsperiode 
aus  Steuern  herrührten.  Dies  erklärt  mit  die  von  dem  ersten 
Drittel  des  Jahrhunderts  bis  in  die  <  !egeowart  bemerkbare  starke 
Anspannung  der  Steuerkraft  für  Staatszwecke  (auf  den  Kopt  1834 
10.12  M.  an  Steuern  im  Ganzen,  4.46  M.  an  directcn,  5.53  M.  an 
indirecten,  1899  c.  9.5  M.  an  directen).  Nor  eine  günstige  Ent- 
wicklung der  Staatsbahn -Reinerträge,  so  dass  Uber  die  (in  der 
Tabelle  nicht  abgerechneten)  Lasten  der  Eisenbabnschniden  grossere 
Ueberachtlsse  verbleiben,  wird  hierin  Wandel  schaffen  kOnnen,  eine 
Entwicklung,  die  jetzt  (1899)  aber  schon  begonnen  hat  Die 
oben  (S.  936)  erwähnte,  wenn  auch  einstweilen  geringfügige  Hit- 
Terwendung  von  Bahnttberschllssen  (Vs  Mill.  Hark)  zur  Verminder- 
nog  der  GesammtbesteueruDg  bewegt  sich  schon  in  dieser  Richtung. 

Die  am  besten  vergleichbare  Zahl  ist  diejenige  der  directen 
Stenern.  Hier  ist  eine  absolute  Vermehrung  von  1834  —  99  um 
mehr  als  das  Dreifache  (306  °/o)  eine  relative,  auf  den  Koj)f,  um 
Uber  das  Doppelte  (um  213  eingetreten.  Der  hohe  Koptsatz 
der  directen  steuern  hat,  wie  oben  dar<:ek;j;t,  mit  in  die  Richtung 
der  jüngsten  Steuerreformen  (lÖDü)  gedrängt,  wodurch  die  Belastung 
um  etwa  ein  Fünftel  abnebmen  wird,  —  wenn  man  mit  den  neuen 
gesetzlichen  normalen  Steuersfttzen  der  Einkommen-  und  Vermögens- 
Steuer  auskommt,  daher  um  entsprechend  weniger,  wenn  diese  Sätze 
erhöht  werden  sollten. 

Die  Entwicklung  der  einzelnen  directen  Stenern  von 
1869--98  ist  oben  in  der  Tab.  57  (a  331)  statistisch  dargestellt 

*]  Die  ErtrriL''o  irühl  (li»s  (rrrtssh.  Familicneig'cnthaiDs  (Düinäiien.  t)t'8.  Forsten) 
und  der  Staatsdomliiicn,  uoter  kuturco  seit  der  £iseiibabozcit  die  Staati>bahDcn  (Maia- 
llecluirb«bii).  Die  prroas«  Steigeran^  in  den  letzten  Jthren  ist  1899  die  Folfe  der 
£iseDbahnrenitantIirhuii<r  fHcssische  LuflR'i^'>baliii]  und  der  Fiiianzgemeiiischaft  mit 
Preossen  (Eiträgc  des  Postens  „Staatsdoinänen''  im  letzten  Etat  (1897/1900)  mit 
9.952.897  M.,  prOsstentheils  Reinertrag  der  fiabncQ,  im  Toraasgebcuden  1894/1897 
av  Bit  1.254.636  M.,  auch  meist  ron  der  Hain-Neckarbelia,  eingestellt). 

*)  HieroBter  ancli  Geldatrafen. 
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worden.  Geht  man  noch  etwas  weiter  zur  tick ,  soweit  mir  Zahlen 
vorliegen,  unter  Wiederholung  der  Zahlen  aus  Tab.  57  für  1869 
uad  189Ö,  80  ergiebt  sich  folgende  Eotwicklaog. 


T^b.  69.  Boh6Ttrftf  der  directcu  SUatsstonorn  1827—98  (1000  VL). 


A.  Abflolatc  Zahlen 

1827 

1847 

1869 

1898 

1.  Grund-  und  Gcbftudcstcuer       .  . 

2685 

2423 

3665 

3164 

2.  (iewerbcsteucr 

274 

251 

677 

1041 

8.  Kftpittlrooteoatcacr  

457 

KrtrajTssttMicrn  1—3  

2959 

2f.T4 

4342 

4662 

4  Penonal-,  bezv.  Eiokoaimeustcucr 

679 

ba4 

1104 

5603 

Suinino  ......... 

8688 

8808 

5446 

10265 

B.  Relativzahlen  "/oo 

1,  Grund-  und  Gcbiludesteuer  .    .  . 

738 

732 

673 

808 

75 

70 

124 

102 

44 

Ertrap*i8t<»uorn  13  

813 

808 

T'iT 

454 

4.  Personal-,  bezv.  Einkoiumcnstcucr 

1»7 

192 

546 

1000 

1000 

1000 

1000 

Ks  zeigt  sich  hier  wieder  deutlich  die  allgemeiue  Erscheinung^ 
wie  an*  h  in  Hessen,  unter  dem  Eiulluss  der  gesaminieu  Wirth- 
sohaftsciit^N  irklim^  und  der  ihr  folgenden  Veränderung  der  Gesetz- 
gebung, die  Helastuug  der  (t  ru  nderträge  (landwirthschaft- 
liehe  Grundstücke  und  alle  Gebäude)  mit  directen  Steuern  erheb- 
lich gegen  die  Belastung  anderer  Erträge  und  der  PersonaleinkUnfte, 
welche  in  der  neueren  EinkommeDstener  freilich  die  EiDkommen 
ans  GrandstUeken  mit  nmfassen,  relativ  abgenommen  hat. 
Dies  ist  um  so  bemerkenswerther,  da  die  Grondstener  die  städtiscbeo 
Gebände  mit  trifft 

Ton  lotefesse  ist  aucb  di«  Statistik  der  in  Hessen  zar  firbebaiig  der  dircctea 

Steuern  gebildeten  Sten e  r  k  .ip  ital  t  tMi ,  wortihfr  stativiisrli-  s  Material  forlie^t.  I)i)i  h 
iann  darauf  hier  nicht  näher  eingegangen  Verden.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  nach 
«ffittichen  Tabellen,  die  mir  das  b«^8che  Fibanzmfnlstorfam  mit^etheilt  hat,  bei  der 
Einkommensteuer  die  Steuerkapitalien  1870  12  751.000  M.,  1899  24.898.000  M. 
waren,  eine  Zunahme  von  195  sehr  vor^rhieden  in  den  drei  Prof!nz<  fi  flJhcin- 
hcsaen  227.7,  Starkeuburg  208.6,  Oberhcsson  nur  121.2%)  und  noch  mehr  in  diu 
dnzelneii  88  Stenercommissariatsbeziri-en  (Maziniiiin  In  den  grösseren  Stidten,  Offen- 
bach  •i0.n4.  Mairi/:r:?e.  Miniirmiii  Hl  "  Bezirk  Homberir  in  OI).tIi.'-.scmi)  Auch 
das»  bestätigt  den  cutscboidcudcu  Eintlusü  der  «rentchiedcucn  wirthscbaftlichcn  Ent* 
wickluns:,  hier  vor  Allem  in  Stadt  nod  Land,  geverbereicitereo  Gegenden  mit  bid- 
wirthäcliaftlirhen  Specialcnltiiren  Dod  Gegenden  mit  rorberracheod  gevObuiickem 
Aokerbau  (Oberhessen). 

Eiüigeu,  aber  keiuon  bo^ondcrs  btarkeu  Einäuss,  nicht  entfernt  einen  ^leicbco 
wie  in  Preossen,  hat  die  Einfuhrong  der  Declarationspflicht  nnd  der  Progre>^ioit  m 
(irs.tz  von  l*^!».".  ,'iuf  (li.t  Stri?'TtJii2"  des  Ertrass  der  Einkommensteuer  coluibt. 
Der  htcuerausschlag  (im  deichen  8atz  von  16  Pf.  auf  1  M.  Steoerkapitat)  ergab 
1896  97  nach  dem  neuen  Verfahren  5.S32.000  M.,  d.  h  (regen  das  Vorjabr  mit  de« 
alten  Verfahren  4^58000  M<  mehr.  Üavon  kam  aber  mehr  als  lin  Drittel  auf  'Ü'^ 
jrewöhnürh»'  .lahns/'nnahmc .  nur  der  Hest  {in  der  jedoch  noch  der  kleine  I?«(ra^. 
welcher  durch  Mindererträge  iu  der  2.  Abtheilung  der  Steuer  wegen  Uegrcssioi»  des 
Pnsses  abjreganiren  war,  zu  reclincn  wire)  rObrte  ron  den  Aendemaf«»  des  neoen 
n  -setzos  Vit  r.  Der  Mr-Iitrifrrtir  kam  fast  panz  aus  den  R<'zirkon  di^r  irrf^seren  Stidtö 
<die  5  gröübtcu  mit  424  UOO  M.  Plus,  überhaupt  16  Stcucrbezirkc  mit  478.000  M. 
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Plus,  15  mit  40  000  M.  Mions),  Dic5  zcÄpU  wie  amtlich  mit  Rocbl  bemerkt  wird, 
die  reUtire  Gute  schoa  des  frUbcreu  bcaäbchcu  Einschätzuji^^äVtjrfahreos,  aod  der 
Erfolg  K'vcist  vieder,  dass  eben  besonders  die  städtischco  Einkünfte  nor  mittelst 
Declarafionspflicht  hmot  erfiust  vexden.  (S.  din  £ro|p'ftche  Denkschrift  ron  1897, 
Abäcbintt  VIII.^ 

Die  EntwickluDg  der  einzelnen  indirecten  Stenern,  im 
heMisohen  fioanzrechtücheD  SioDe  des  Worte»  daher  namenUieb 
aoaser  den  Verbranehestenem  anob  der  VerkehreBtenem  (Stempel 
Q.  s.  w.)  and  Erbscbaflsateneri  sowie  einiger  verwandter  Abgaben, 
ist  in  folgender  Tab.  60  znr  Uebersiebt  gebracht  worden. 

Tab.  60.  Hessische  indirecte  o.  dgl  Staatssteuer-Ertr&ge  (roh) 

1834—1900*).  (1000  M.) 

Koch  jetzige  Landes-  Um      Vm      Um  Um 

Stenern.             1834     1847     1^69  1874  1889      1898  1897,1900 

Tnnksteuer^)    ....   756     1111     2052  541  280       —  — 

6temp«l.  Gerichtsgob.«)   .   865     1052     1185  1319  1324      1033  1803 

Erbscbaftsstcuer .   ...     58        94       188  240  1  480  i    401  \ 

Scbenkuagsäteuer   ...    —       —       —  —  f    —  \  5/ 

Hondestenor.   •  .  •   I  ä  ;      i  .o  I   ^38  235 

Nachtigallcnstener  .    .    /  "  '        '^^        ^ '  ^  "'^  \       0  09  0.05 

Brucken.  Ueberfabrteo     .  &ö  167       89  III      181        224  242 
BheinscbiffTabit  u.  endete 

WnsseizaUe«)  ....  262  522  ^  —           4  8 

Ohnnsseefeld .    ....  248  410  —  —        —           —  — 

Eichgebahren  _^  •    •  _  —  ~  —  —         16          54_  30_ 

Sanme h    ".     T2303~"3382     3600  ~~2293     2431      2859  2829~ 
EbemaliKo  Landes* 
stenero. 

SaUregie   788     1188  \ 

Tsbaksteoer  —   }  2736      An  das  Boich  Qbergegangen. 

Solle   1100     1973  ) 

Somme    ....  1888     3161  2736 

Eine  Steigerung  des  Gesammtertrags  dieser  Stenern  nnd  Ab* 
gaben  zeigt  sieh  kaum,  nachdem  die  inneren  Stenern  anf  Salz, 
Bier,  Branntwein  nnd  die  Zolle  anf  das  Reich  Übergegangen  sind, 
wofür  freilieh  anderseits  die  Ausgaben  fttr  Heer  n.  s.  w.  entfielen. 
Der  Ertrag  der  Trank-,  besw.  Weinstener  nnd  der  ehemaligen 
Scbifffabrtsabgaben  und  Cbausseegelder  ist  durch  die  vermebrte 
Eiuuahriie  au^  btuaii)cl,  Gcrichtägcbüliieu,  Erbscbaitssteuer,  ilundc- 

*)  Voraiisclilrijre,  nur  für  1898  wirlliclier  Ertrair. 

*)  Seit  1874  nur  Weinsteuur,  vorber  auch  Bier,  Br&natvcia. 

*)  Ercnf  nach  gewissen  AbzUgea  an  Attslagen  und  Kosten  (znrllckgozahlto 
Gerichtäkoaten ,  ZengongebUhren ,  richterlicho  Diäten  and  ReisukoSiOn  u.  A.  m.).  So 
nicht  I?ohertra<^^,  aber  auch  nicht  voller  Rf^inertrafj  (Anschlag  brult)  1S07 — lOHO 
1.983.400,  ab  an  solchen  Lasten  180.4m).  so  im  Etat  1. 803.000  M.).  löüb  Zilier  des 
wiriilicben  Bruttoertmgs. 

*)  hl  doli  letzten  Jahren  nur  noch  die  kleinon  Einnahmen  unter  Begalien  ron 
WaseergcflUieu. 

*)  Es  fehlen  In  der  Tabelle  die  Einnahmen  fOr  JagdwalFenp&sse,  frflher  12  bin 
20.000,  neuerdings  30—40.000  M.;  femor  in  fittberen  Jahren  ganz  kleine  Betrige 

ferscbitM^cnt-r  Kinnahrnon. 

A.  Wagner,  FinanswuMoscliaft  lY.  24 
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Steuer,  Brückengelder  aber  mehr  als  vollständig  ersetzt  worden. 
Die  durch  die  Gesetzgebung  erstrebte  Steigerung  der  Erträgnisse 
der  directen  Steuern  war  durch  diese  Verhältnisse  der  iDdirecten 
Steuern  mit  geboten  gewesen.  Durch  die  Steuerreform  yon  1899 
wird  aber  nao  wieder  eine  nicht  unbeträchtliche  Vermehrang  der 
Stempel  (um  e.  575  000  M.)>  der  ErbccbaftaBteaer  (nm  e.  80.000  M.) 
und  der  Handestener  (am  165.000  M.)|  mammen  um  c.  1.O9O.00O 
Mark,  mit  der  alleofaUs  aneh  hierher  za  reehnenden  Classenlotterie 
am  weitere  500.000  M.  sa  erwarten  sein.  Dadurch  wird  wieder 
eine  Verschiebung  der  Steuerlast  von  den  directen  Steuern,  die 
zudem  vermindert  werden,  uro  etwa  Vl^  Mill.  Mark,  etwas  weg  zu 
den  indiiecten  Steueiu  bin  eintreten.  Die  elfteren  wtlrden  etwa 
8.5,  die  letzteren  c.  4  3  Mill.  Mark  betragen,  also  etwa  -1^  und  Vs» 
ohne  Kilcksicbt  auf  die  indirecten  Rricbsstenein,  wübreiid  das  Ver- 
bältniss,  als  ITcbscii  noch  die  heutigen  Keicbssteuern  und  Zölle  für 
sich  bezog,  in  den  4üer  Jabrcn  annähernd  das  umgekehrte,  in  den 
60er  Jahren  etwa  wie  10 : 13  war  (Tab.  58,  a  354). 

C  ommunalb  est  euer  uug. 

§.  103.  Die  CommunalkOrper.  Von  solchen  bestehen  In 
Hessen  dreierlei  mit  eigenem  Haashalte  (Finanzwesen)  und 
eigener  Besteuerung.    Neben  den  althistoriseben  Ortsgemeinden 

sind  durch  neuere  Gesetzgebung  (1874)  auch  die  18  Kreise  und 
die  3  Provinzen  als  eigene  Commuiiahci bände  und  Selbstver- 
waltuugskörper  mittlerer  und  böberer  Ordnung  organisirt  wordeu. 
Das  ist  ftlr  den  kleineu  Staat  etwas  viel,  findet  aber  in  den  p:eo- 
graphischen  und  historischen  Versebiedcnbeitc])  der  Provinzen  ^eiiic 
Erklärung  und  wohl  auch  seine  Kechtfertigung.  Üeu  Ortsgcniciiuici) 
garantirte  die  Verfassung  (Art.  45,  46)  nach  der  absolutistischen 
Rheinbund periode  gerade  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wieder  ihre 
Selbständigkeit,  Verhttltnissey  welche  dann  in  der  Gemeindeordnnng 
von  1821  näher  geregelt  wurden.  Die  Ortsgemeinden  serfallen  in 
Städte  und  Landgemeinden.  Ausserhalb  derselben  kommen  noch 
einige  selbständige  Gemarlsnngen  vor.  Die  späteren,  an  Stelle  der 
6.  0.  Ton  1821  getretenen  noch  geltenden  Landgemeinde-  and 
Städteordnungen  von  1874  unterscheiden  zwischen  diesen  Gemeinde* 
kategorieen  lediglich  nach  dem  äusseren  Merkmal  der  BeT9lkerongB^ 
grosse,  i  Iii  die  Besteuerung  sind  sonach  Gemeinde-,  Kreis» 
und  Provinzialstenern  zu  unterscheiden.  Die  selbständigen  Ge- 
markuDgen  werden  nach  den  Grandsätzen  der  Gemeinden  besteuert. 
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Die  BestüBinmigeii  der  YeTfaMiiof  hüten:  ^Art.  45.  Die  Angelegenheiten  der 

Gemeiadcn  sollen  durch  ein  Oesotz  geordiiot  werden,  welclics  als  Grundlage  die  eigene, 
selbständige  Verwaltung  des  Vermögens  durch  von  der  (icmcinde  Gewühlte,  unter 
Oberaufsicht  de»  Staats,  aai^precben  wird.  Die  GrondbestimmQngen  dieses  ücäet^cä 
vevdcD  eiam  Bestandtheil  der  Verfassang  bilden  Art  46.  Dfts  VermögeQ  der  Ge- 
meindi^n  kann,  anter  keiner  Voraussetzung,  dem  Finauzvermftsren  einverleibt  werden." 
Das  iD  Aus&icbt  genommene  Gesetz  ist  die  Gemeindeordnoog  vom  SO.  Juni  1821, 
vdebo,  nil  sptteren  Ablndemngen ,  die  Grundlage  bis  1874  geblieben  ist  und  noch 
die  Rrnndsatzlichen  Normen  filr  die  Einrichtung  und  Ordnung  des  Gemeindehaiishalts 
and  darin  gewisse  Grondsätzc  far  die  Besteuerung  mit  entbiUt.  Sie  wurde  ersetzt 
durch  die  LandceneindeordDong  vom  15.  Jaui  1874  nnd  die  Stndtgemeindeordnung 
TOB  18.  Juni  1874.  Die  Städteordnung  ist  obliiratoriscli  far  Gemeinden  Uber  10.000  Ein- 
wohner, facoltativ  fttr  die  zwischen  3 — lOOrtf)  fur  Ivleincre  gilt  die  Landgemeinde- 
ordnuDg.  Die  kreis-  und  Provinzialverfaüüuug  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  12.  Juni 
1874,  wedorch  die  Kreise  nnd  Prortnxen,  die  bisher  nur  staatlicbe  yerwaltnngs- 
abtheilangen  gewesen,  was  sie  blieben,  zugleich  zu  Selbstverwahungsvcrbänden  mit 
gewisser  Autonomie  und  mit  Corporationsrechten  ausgestaltet  wurden,  im  Geiste  der 
neueren  bezQgUcben  deatscben  Gesetzgebung.  In  dem  Gesetz  von  1874  zugleich  Be- 
stimmnogen  Ober  Haushalt,  Finanzen  nnd  Bestoncrung.  8.  Gnreis,  Staatsrecht 
Hessens  in  Marqnardsen's  Handbuch,  §.  21  ff.  Das  Einzelne  genauer  und  mit  Kück- 
sicbt  auf  äouütigc,  auch  sp&tere  cinscblagcndo  Gesetze  (bes.  die  Steueigeset/e)  bei 
Kftcitler-Dlets  n,n.O.,  II,  §.  329—365  (Gemeinden),  §.  308^815  (Kreise), 
?.  31^-323  (Provinzen),  auch  §.  325  ff.  Zellcr,  Handb.  a.a.O.,  II,  Abth.  III, 
^.  30  ff.  (Communalverb&ude,  Gemeinden  und  andere),  mit  Kacbträgen  dazu  im 
Enr.band,  bis  1893.  Art.  Kreis  und  Provinz  in  Hessen  ron  Zell  er  in  Wörterbuch 
der  Vennitung  I,  868,  II,  324.  Einzelnes  passim  daselbst  nnd  In  den  Eig.blnden 
in  den  Tenchiedenen  Artikeln  aber  Gemeinden  nnd  Gemeindevesen. 

§.  104.  Die  Gemeindebestenernng.  Die  AnaftthniDgi 
welche  die  erwähnte  verfassnngsmässige  Zusichernog  finanzieller 
Selbständigkeit  der  GemeiDden  durch  die  Gemeindeordnangen 
(1SSI|  1874)  und  die  besonderen  Gommnnalfltenergesetze  erhalten 
hat,  bat  die  Gemeinden  wesentlich  nur  gegen  die  Vennischong  von 
Gemeinde«  nnd  StaatsyermOgen  nnd  Gemeinde-  nnd  Staatsfinanzen 
geschützt  y  aber  ihnen  eine  wirkliche  grossere  Antonomle  Uber  die 
Angelegenheiten  ihres  Hanshalts,  Vermögens  nnd  ihrer  Bestenerong, 
wenn  anch  nnter  staatlicher  Oberanfsicht,  nicht  gegeben.  Vielmehr 
cbaracterisirt  sich  das  hessische  Gemeinde-  Finanzrecbt  in  diesen 
Gesetzen  durch  eine  sehr  weit  gehende  staatsgesetzliche  Regulirung 
der  bezüglichen  Puncte  und  damit  durch  eine  starke  Einschränkung 
der  wirk  Hellen  Gemeindeautonoaiic.  Dies  zeigen  die  leitenden 
Grundsätze  und  die  vielfach  sehr  ins  Einzelne  gehenden  Be- 
stimmungen der  gesetzlichen  VorsohriUen  Uber  die  Einrichtung  des 
Haushalts,  das  Budget-  und  Rechnungswesen,  die  Behandlang  der 
Aosgaben,  namentlich  frtiher  deren  Eintheilnng  in  Classen,  wonach 
dann  die  Deeknngsmittel  verschiedene  sind,  (Iber  die  Verwendung 
der  VermOgensertiüge  nnd  sonstigen  Einnahmen,  die  Reihenfolge, 
in  der  diese  Erträge  nnd  Einnahmen  als  Decknngsmittel  zn  benntzen 
sind,  die  ganze  Einriehtnng  der  Stenern,  die  Behandlong  der  letz- 
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teren  nur  als  sabsidiäres  Decknogsmittel  der  Anagaben,  die  genaue 
ADfHgaDg  der  directen  Stenern  (Umlagen)  an  die  Grundlagen  der 
directen  SCaatsstenem  —  ein  wichtiger  Hanptgmndflats,  an  welcbem 
Ton  Anfang  an  nnd  bis  in  die  Gegenwart  und  aneb  noeb  in  des 
neneaten  Reformplllnen  (1899)  festgehalten  wird  *— ,  die  beschriUikte 
Zolassnng  von  communalen  indirecten  Verbranchsabgaben  (Octroi8) 
Uiiier  weiterer  Mitwirkung  der  Btaailiehcn  Aiilsichtsinstanz  dabei. 
An  die  Aendernngen  der  Gesetzgebung  über  die  directen  Staats- 
steuern haben  sich  daher  auch  regelmässig  neue  staatsgesetzliche 
Vorscliriftcn  Uber  die  directen  Gemeiodesteuern  angef^chh:)sseii. 
NaiiK'iiilich  die  UiiilHldnng  der  alten  Personalsteuor  zur  EiokommcD- 
Steuer  (1869,  s.  o.  8.323),  die  Einftibrung  der  Kapitalrentensteuer 
in  das  System  der  directen  Staatsstenern  führte  so  za  neuen  Be 
Stimmungen  Uber  die  Gemeindestenem,  um  diese  den  eintretenden 
Verändernngen  der  Staatsstenern  genau  ansnpassen.  Die  jüngste 
Reform  von  1899  wird  so  aneb  wieder  von  einer  Befonngeseti* 
gebnng  fttr  die  direeten  Gemeindestenem  begleitet  sein,  wolttr 
bereits  ein  Plan  nnd  Gesetsentwnrf  seit  Sommer  1899  Torliegti  der 
im  Winter  1899/1900  seiner  Erledigung  in  den  Kammern  wartet 
Der  erforderliebe  Schritt  dazn  ist  Seitens  der  Kegiernng  dorcb 
Wiedervorlegung  jenes  Gesetzentwurfes  in  fast  unveränderter  Gestalt 
bereits  geschelii'n  (l)cr,  18L>9). 

Von  all^^oiiiLinerem  finanz wissenschaftlichen  Interesse  ist  die 
altere,  1872  beseitigte  Eintbeilung  der  Ausgaben  in  drei 
Classen  und  die  Bestimmnng  der  besonderen  Deckungs- 
mittel  für  jede.   Hier  war  das  Streben  nach  Berttcksiebtigang 
des  Grundsatzes  von  Leistnng  und  Gegenleistung  im  Gemeiode- 
hanshalt  nnd  in  der  Besteuerung  der  Leitstern,  was  zn  eigen- 
thttmliehen  Einriebtnngen  geftthrt  bat.  Ebenso  tritt  dies  Strebes 
bei  den  Fragen  der  Eingliederung  von  Zuschlägen  w 
Kapitalrenten-  nnd  znr  Einkommensteuer  in  die  Ge- 
roeindebestenernng  bervor,  besonders  in  dem  Kampfe  Aber 
die  Hohe,  in  der  die  Einkommensteuer  mit  zu  den  directen  Ge- 
tueiiidcuaihngen  solle  herangezogen  werden,  ob  ^anz  oder  nar  snt 
einer  Quote,  namentlich,  was  dann  auch  Gesetz  wurde,  mit  der 
Hälfte.    Der  Streit  dreht  sich  hier  mehrfach  um  die  bekanntco 
Hauptfragen,  nemlich  um  das  Ob  und  Wann  und  Wie  weit  (iu 
welchem  Maasse)   der  Anwendung  der  beiden  leitenden  Steiier- 
vertheilungspriucipien,  desjenigen  der  Besteuerung  nach  dem  Inter- 
esse (nach  Lieistung  und  Gegenleistung)  nnd  dei)ienigeD  «i^f 
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BesteueruDg  nach  der  Leistungsfähigkeit,  gerade  auch  in  der  Ge- 
meindebesteuerung.  Auch  die  jetzt  (1899)  geplante  Reform  hat  es 
sogleich  wieder  mit  der  fintscheidiuig  dieser  Fragen  zu  thmi. 

Es  wOrde  Mer  zu  weit  ftbren,  inf  die  EntwieUaDfr  der  bezuglichen  gesetsUehen 

Bestiinmangcn  in  den  'Einzellieitcii  eiazugehcti,  VerhalUiissc ,  wolclio  bei  ihrer  Ver- 
vlckelthcit  und  ihren  Beziehungen  zur  ganzen  (iemeindcrerfassaiig  auch  nicht  in  Kurze 
darzustellen  sind.   Die  uns  hier  iutereadrenden  Hauptpuncte  sind  die  folgenden. 

Die  regelmässige  erste  Einnahme  der  Gemeinde  zor  Deckang  ihrer  Ausgaben 
fj.  r  Ertrag  des  (iemeindererm  ögens,  soweit  dasselbe  nicht  als,  auch  in  Hessen 
rurkomueudes  Almendgot  in  Pnratgenuss  ?on  Berechtigten  steht.  Dies  ist  zulässig 
gefalieben,  sur  die  weitere  AesdehnoBf  Mlcber  Genvasreebte  durch  gesetzliebe  Vei^ 
Schriften  gehindert  worden.  Ziiui  (Jeineindercrinögen  pchOren  auch  wirthsciaftliche 
Gemeindeunternebmujigen,  wie  neuere  (Gasanstalten  u.  dgl.).  Aber  diese  Verwendung 
dcä  VerinOgensertrags  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben  war  keine  unbediugte.  da 
es  auch  AttBgaben  gab,  zu  deren  Deckung  er  nicbt  mit  bestimmt  war.  In  letzterem 
Fall,  ferner,  soweit  nicht  andere  Anstaltsein  nahmen,  anch  g'ebührenartitre,  wie  Schul- 
gelder u.  dgL.  ausreichten  und  nach  den  specihschen  Ausgabezwocken  zunächst  ?er' 
wendber  waren,  tonst  al»^  nur  bei  Insnxfioienz  jenes  Ermgs  nad  soleber  Ein- 
nahmen, ^ho  nur  SU  bsidi  fir,  tritt  Besteuerung  und  insbesondere  Erhebung 
directer  Umlagen  ein.  Ausschliesslich  Grundlage  derselben,  mit  Aus- 
nahme des  durch  Umlagen  zu  deckenden  etwaigen  Deficits  der  ersten  Ausgabeclasse 
(t.  n.),  waren  ron  Anfang  an  und  besonders  nach  der  cndgiitigon  Ordnung  der  directen 
Besteuerung  1827  o.  S  816)  die  Steuerkapitalien  der  directen  Staats- 
stenern.  za  denen  nur  noch  fur  die  Gemeindebesteuerung  besonders  ad  hoc  durch 
fingirte  Einscbitzung  gebildete  Steneiftapitaliea  flllr  die  ren  d«t  Staatssteoer  fkelen, 
d.  r  Geir.'  in  ii  lir^t  i  ■rung'  aber  eventuell,  nach  gesetzlich(!r  Vorschrift,  mit  unter- 
worfenen Erträge,  bezw.  Objecte  traten.  Die  Gemeindezuschlägo  („Aus- 
schläge") waren  dabei  gleichmässig  fQr  die  Stenerkapitalien  den  rerschiedcnen 
directen  Stauern  aufzulegen. 

Kun  wurden  aber  nach  der  G.  0.  ron  1821  die  Gemcindeausgabcu  in  drei 
Classen  gctheilt,  nach  ihrer  Art  und  Zweckbestimmung  und  danach  auch  eine  £in- 
Äellnng  der  Umlagen  roi^ommen,  namentiidi  renehieden  bestimmt,  welche  Penonen- 
kreise  fiir  die  Aufbringung  der  zur  Decl^ung:  jeder  der  3  Ausgabeclassen  etwa  erforder- 
lichen Umlagen  steucrptlicbtig  sein  sollten.  (G.  0.  Art.  12.)  Solange  diese  Be- 
stimmungen galten,  bis  1872,  war  so  das  direote  Gemeindesteucrsystem  eigentlich  ein 
solches  ron  .Special-)  Zwecksteu c rn.  Die  1.  Glasse  umfasste  im  Wesentlichen 
diejenigen  Aasgaben,  welche  die  Erhaltung  und  Verbesserung  des  fiemcinderermögens 
betrafen.  Zar  Deckung  dieser  Ausgaben  diente  zuvörderst  der  Ertrag  diases  Ver- 
mögens. Ein  rerbteibender  UebeTsebnss  war  dann  znerst  für  die  Deckung  der  Ans- 
guben  der  2.  Classe  zn  verwenden,  nur  wenn  hierfür  nicht  erforderlich,  konnte  er 
unter  die  berechtigten  Ortsbttrger  Tcrtbcilt  werden.  Diese,  d.  h.  die  Personen, 
welche  Gemeindeelfentham  in  Genäse  haben  oder  Yortheile  darat»  ziehen,  hatten 
anderseits  ein  Deficit  dieser  1.  Classe  der  Ausgaben  durch  eigene  Umlagen  allein 
anter  sich,  bei  Gleichheit  der  Gen*N^'^  nach  KOpfen,  bei  Cnglcichheit  nach  Verhältniss 
des  Genosses  zu  tragen,  wenn  nicht  zur  Deckung  ein  Theil  des  Gemeladeeigenthums 
fexpaebtet  wvrde«  was  statthaft  wer.  Die  2.  Gasse  der  Ansgaben  betraf  die  all- 
gemeinen, alle  Ortsei  nwüh  ncr,  nicht  nur  dio  Ortsbürger  angehenden  Angelegen- 
heiten. Sie  worden  rorweg  durch  die  etwaigen  Einnahmen  der  betreuenden  Anstalten 
u.  dgl.  dieser  Glasse,  dann  dorch  die  Ueberschusse  des  GemeinderermOgens- Ertrags 
ach  Deckung  der  Ausgaben  der  1.  Classe,  schliesslich  durch  directe  Umlagen  der 
Einwohner  nach  Maassgabe  ihrer  gesetzlichen  Stenerpflichf ,  daher  im  Verh&ltniss 
ihrer  Staatasteuerkapitaiien  bestritten.  Die  3.  Classe  endlich  umfasste  die  Ausgaben, 
wdcbe  zag letdi  auch  Ae  sogen.  Ansnirker  oder  Forensen  interessiren,  d.  h.  Jene  Per- 
sonen ,  w  eiche  bloss  Grundbesitz  oder  Gewerbebetlieb  in  der  Gemeinde  hatten,  oIum 
Ortsbttrger  zu  sein  oder  hier  zu  wohnen. 

Eine  solche  Trennnng  der  Ausgaben  beruht  indessen  immer  anf  einer  zu 
■echaaischen  Aaffassung  der  einschlägigen  Verhältnisse  und  lässt  sich  daher  auch 
Nr  mehr  oder  weniger  wiUkahrlksh  dorchfilhren.  In  Hessen  traten  seit  lange  hier 
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Itiiertite«iugc(|[eDb&tz*j  z»bchen  deu  Urtübövoknerii  und  den  Forensen  hervor.  Dorcb 
ein  Oesetz  vom  8.  Mai  1858  wurden  m  Erleiehtening  dur  Ortsbcwolmcr  tm$e  Ans' 
^abon  der  ?  in  die  8.  Classe  gesetzt.  Id  dieser  schiedeD  sieb  dann  die  Aosgabeo 
wieder  iü  Grupptiu,  deren  DöckttogsmiUel  abermals  etwas  rerschiedea  beeUmmt  wu«o, 
die  erste  Orappe  durfte  naf  dUe  Geaelndecasse  ttbernonmen  Verden,  die  nrdte 
Gruppe,  betrofleod  die  früher  der  2.  Classe  zogehOrigen  Ausgaben,  musste,  weon 
sich  in  der  1.  und  2.  Classe  ein  ücbcrschuss  ergab,  daraas  pedeoit  werden.  Im 
Uebrigen  waren  die  Aut»gabeu  der  2.  Clause  durch  Umlagen  auf  die  bleucrkapitaliea 
der  Einhefnisclieo  und  der  Feransen  m  beiUeiten. 

Dieses  ganze  complicirte  Classensystem  wurde  indessen  darch  das  Gesotz  \oa 
22.  Nor.  1872  beseitigt.  S.  ausser  der  G.  0.  die  Steaer^reset/e  vom  80.  Juni  lö*27. 
8.  Mai  18t>b,  22.  Nov.  1872,  betr.  (iemeindeauj^abcn  und  von  deinselbeu  Tage  betr. 
Mitwirkung  der  Forcnscn  bei  Fostsetinnf  dee  Oemeindereiinschlags.  Danach  dieat 
seitdem  der  Ertrag  des  GemeindorermOgons  allgemein  zontchst  zur  Pcstreitau? 
der  GoneindebedOrfniseo,  Tor  den  Umlagen.  Diese  werden  im  Princip  gleichm&ssig 
nicli  den  Stetterktpltilien  ?ertlidlt,  doch  giebt  e>  Atunnbnen  bierront  m  sind,  vena 
gewisse  Ausgaben  gewissen  Personen  beeondere  Vortbetie  bringen,  nur  dieve  Uftch 
entsprechenden  Xorinen  zu  belogen. 

Das  Einzelne  in  dem  Aufsatz  von  Zoll  er,  die  Gemeindesteucrgesetzgeba&g  io 
Hessen,  im  Flmarch.  1887,  B.  4,  8.  1071      1082.  einem  Seftenstttck  aber  diese 

hessischen  Stcuervcrhältnisse  zu  den  Arbeiten  ?on  Schanz  und  den  späteren  roo 
Glässing.  auch  Zeller,  Handbuch  1,  S.  ff.  fbos.  Note  2.  S.  79).  Küchler- 
Dietz.  Ii,  S.  216  ff.  Ueber  die  Verhältnisse  der  Atmenden  eb.  S.  238,  Zellcr, 
Hnndbncb  n,  8.  88  IT, 

Das  Kecbt  der  wirklichen  Erhcbang  ron  Gemelndeamlagen  ist  in  den  cinzcIooQ 
GenieinJen  aber  noch  an  die  Staatsgenehmigung  geknüpft,  die  zwar  für  die 
Erhebung  bis  zu  ciuem  zu  bestimmenden  Maximum  der  UObe  der  Aufschlage  auf 
die  StsatsstenerltnpitaUen  generell  ertbellt  werden  kann,  doch  regebnissig  nor  in  jeden 
Spccialfall  erfolgt,  anch  in  Betreff  der  Städte  !  r  St.  0.  In  den  Beilageblättem  zum 
hessischen  Regierungsblatt  finden  die  VerOlientiichungea  fttr  die  genehmigten  Umlagea 
der  Gemeinden,  meistens  kreisweise,  statt. 

Die  Ersetinng  der  PersonnlsCever  durch  die  Einkommmensteoer 
iiuJ  die  E  i  Ii  f  a  h  r  u  n  der  Kapitalrentensteuer  be«Iingte  denn  auch  wieder 
neue  Bestimmungen  iur  die  Gümeindcbesteuerung.  Uicr  kamen  Fragen  in  Betracht, 
wie  weit  die  Horbeiziehung  dieser  boidcu  Steuern  zu  den  Gommunallasten  mil  de* 
Omndsatz  vereinbar  sei,  letztere,  snm  Tbcil  wenigstens,  dnrch  Steuern  decken  zo 
lassen,  die  dein  Piiucip  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse,  •  b  sonders  die  Bcal- 
und  die  Gewerbesteuern,  mehr  entsprächen.  Durch  eine  stari^ü  ilerbeiziehuog  der 
Einkommen*  and  dor  Knpitnlrentensteaer  znr  Deckung  des  Qemeindestenerbedar& 
konnte  eine  Entlastung  der  Steuerpflichtigen  der  anderen  directen  Stenern  bewirkt 
werden.  Diese  glich  sich  nur  bei  denjenigen  Censiten  erentuell  mehr  oder  weniger 
aus ,  welche  als  Realitätenbositzer  und  Gewerbetreibende  auch  entsprechend  zor  ßn- 
kommensteucr  mit  reraulagt  waren.  Soweit  namentlich  die  bishetigen  Personalsteucr- 
pflicbtigon  jetzt  von  der  Einkommenstcner  stärker  getroffen  wurden,  was  im  AUgemeineii 
der  Fall  war,  und  soweit  Kapit&lrcntner  dieser  neuen  Steuer  mit  und  ausserdem  Doch 
der  KnpitalraniensteQer  nnterlagen,  erfolgte  eine  Enthstnng  der  Mutigen  8leoer> 
Pflichtigen  in  dor  Gemeinde,  um  so  mehr,  je  vollständiger  die  Einkommen-  ond 
Knpitalrcntcnsteucr  hier  für  üemeiudezwecke  mit  belastet  wurden.  Ausserdem  machtea 
sich  Rücksichten  auf  die  leichtere  Artliche  Beweglichkeit  der  Rentnerclassen  in  Betsg 
auf  die  Wahl  ihres  Wohnsitzes  mit  nncb  Hnnssgabe  der  localen  SteuerverhältDlüse 
g(?ltend.  Man  fürchtete  den  Fortzng  von  reichen  Censiten  diesi  r  Kreise  nach  Orten 
niedrigerer  Steuersätze  im  Inland  oder  des  nahen  deutscheu  Auslands  mit  andea^r, 
den  Kapitatiston  gtlnstigerer  Stenerrerfassang  (Nassen,  Hessen,  Rboinlnnd).  Gedacht 
wurde  deshalb  von  einer  Seite  an  eine  Ermächtigung  der  Gemeinden,  theilwei'^en 
oder  gänzlichen  Erlass  von  Umlagen  zu  gewähren,  wa.s  aber  mit  Recht  nicht  durch* 
drang.  Auch  die  Frage  der  Behandlung  der  Acticn-  u.  dgl.  Gesellschaften  in  ^ 
commnnnlen  Einkommensteuer  wurde  näher  behandelt.  Manche  lehrreiche  Unter- 
suchungen über  diese  Verhältnisse  und  Erörtcrunjren  darüber  haben  in  den  Hamaaisi 
stattgefunden  ^s.  Zeiler 's  Auisatz  im  Fin.arch.  S.  lOöi  fi.)- 
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Üaä  Krgcbuiss  war.  da^s  die  Kapitalrontensteoer  doch  mit  ihrem 
f  ollen  l^aattttener^Kapitalbetrag,  wie  die  anderaa  Ertragastenem.  die  Einkommen- 
steaar  aber  nur  zum  halben  fietrai^  mit  zur  Gemeindobosteaerung  herangezogen 
wurde.  Dabei  sind  die  Gruud-  and  üewerbestcuerkapitalien  am  Orte  der  belLgeuen 
Sache,  bu2w.  dc^  Betriebs,  die  Kapitalreateu-  und  EiuLommensteoeikapitaliea  am  Wohn- 
ort den  Stenerpllicht^pen  femelndeeteaerpflichtl^.  l>ie  Einkommen  vnter  500  U. 
wurden  iu  der  (iemeindebe^teuerung  mit  fUr  steuerpflichtig  erklärt  (Geaetz  Ton  1885 
Einkommen  bis  SOU  M.  mit  5,  3—400  mit  10,  4—500  mit  20  M.  Steuerkapitai). 
Wepren  nngOnstiger  Verbthnfitse  eine«  Geusiten  kann  aber  nach  hier  HerabeeUung  in 
«ine  niedrigere  Glasse,  bezw.  Frciätelhing  erfolgen.  Die  Bo^orung  hatte  1884  die 
directe  Einkommensieuerpflicht  der  Aciicnsescllschaften  o.  s  w.,  die  für  die  Staats- 
:>tcucr  bcätaiid,  wogegen  hier  der  Actiouär  lur  die  ihm  aus  luiäadischon  solchen  Ge- 
Seilschaften  znflieaienden  Zinsen  nnd  Oirldenden  einkonmeiiateiMrfrei  wnr  («.  n.  8. 8S7), 
fdr  die  Einkommenstoaer  nicht  eintreten  lassen  wollen,  dagegen  sollten  die  Actionäre 
hier  für  dies  Einkommen  direct  einkommensteierpäichtig  sein  (Zell er,  Fin.arch. 
&  109fiX  Docb  ift  ecblieMUcb  die  gleicbe  Einrichtung  wie  bei  der  Stnatsstener  bei 
der  Gemeindesteuer  rcrbliebeo.  Nur  wurde  bestimmt,  dass  das  Einkommen  der  Prirat-- 
eisenbahßiTCsellftchafton  —  di<;  Staatsbabnen ,  damals  Main-N«)ckarbahn  Bind  bisher 
frei  ^be^s.  GudcU  vom  31.  Marz  1877)  —  im  VerhSltniss  der  Summen  der  am  ein« 
seinen  Orte  der  Gesellschaft  zur  Last  gelegten  Grand-  ond  Gewerbesteaerfcnpitalien 
auf  dio  einzelnen  Gemeinden,  bezw.  Gemarkungen  fur  die  Gemeinde-Einkommensteuer- 
pflichtigkeit  zu  rerthuilen  sei  (Gesetz  von  1885,  Art  1,  ?oa  1887  dsgl.).  S.  Uber  die 
H«rbeiziebnnf  der  lialben  EinkommenstenerkapitaUeu  statt  derer  der  Penonalstenem 
das  provi.>^üri6che  Gesetz  vom  26.  März  1870,  das  definitive  fOm  26.  März  1872, 
prorisorischcs  Gesetz  über  die  Herbi:iziebuu>r  d  r  Einkommensteuer  und  der  Kapital- 
rftotenstcuer  vom  13.  Mai  1885,  definitires  vom  24.  Sept.  1887.  (Zeller's  Auf»,  im 
FitLarch.  S.  1084,  1110,  deis.  Hnndb.  I,  94  81,  U,  431,  Erg.b.  S.  14,  Kttchler- 
Dietz.  S.  217  fr,.  Keitzenstcin,  Ortsjremcindestcuem  im  NVörterb.  d.  Verwalt.  I, 
d32).  üeber  die  Heranziehnng  der  Militärpersonen  des  acUren  Dienststands  zu 
dna  Oemeindenbgnben  tt.  Gesetz  vom  7.  Mai  1887  (u.  A.  bei  Zeller,  Erg.b.  S.  16, 
•»  ttber  diesen  GcircDstand  in  Deut^icbland  nach  der  neueren  Gesetzgebung,  bes.  das 
RtMeTiM>;<  >*'r/  rom  28.  März  1886,  überhaupt  den  bezaglichen  Anfsnu  ron  tterrf  arth 
Qud  Üchanz  iin  Fin.arch.  1888,  B.  5,  S.  290  ff.). 

lieben  oder  gleich  oaeh  der  1899er  Reform  der  directen  Staate- 
ateaerD  moaste  die  Gesetigebnng  Aber  die  directen  Gemeinde- 
Umlagen  nothwendig  aoch  Aenderongen  erfahren.  £b  kann  sich 
aber  nach  Ansicht  der  heasiachen  Regierang  auch  die  neue  Gesetz- 
gebung darauf  beschränken,  weil  die  sonstigen  Bestimmungen  des 
commuDalcD  Fioanzrechte,  eo  auch  Uber  die  Gemeiodeausgaben 
(Gesetz  vom  22.  Nov.  1872)  imd  iiljcr  die  iiidirecteD  Stcueiu  iu 
den  GemeiDdeordnaDgen  sich  als  voUkoaimcn  ausreichend  erwiesen 
hätten.   Die  GraodzUge  des  Plans  sind  die  loigeudeo. 

X  ich  dem  Gesetzentwurf  vom  Sommor  1899  ond  dem  neuen ,  aber  fast  ganz 
QATeräoderteo  vom  20.  Dec.  1899  ^Beilage  Nr.  25.  auch  mit  der  gleiclieu  Begründung 
wie  beim  Torigen  in  Anlage  III  nnd  mit  eiiier  statistischen  Anlage,  worin  für  die 
grosseren  Gemeinden  die  Wirkunixen  des  neuen  Plans  untersucht  werden)  sollen  die 
Gemeinden  in  Zokanft  das  Recht  behalten,  aber  auch  nur  dies,  directe  Steuern  (Ge- 
meindcumlagea;  vom  GruudbciU/,  und  Gewerbcbcirieb  („Koalsti  iieiii  ").  >owie  svia 
Einkemmen  der  Steuerpflichtigen  (..Einkommensteuer')  xu  erheben  (Art.  1).  Die-^e 
Gemeinde-^''-ii  Tn  sollen  als  Zuschläge  zur  Einkoinmon«tener  nnd  zu  den  drund/ahlen 
für  den  AuMchlag  der  Heakteaero  erhobcu  werden «  wobei  als  solche  Cirundzahien 
15  °  0  fiziften  Beinertilge  vom  Grnndberitz  nnd  Gewerbebetrieb  angesetzt  werden, 
nnd  zwar  einstweilen  nach  Maassgabe  der  bisherigen  Gesetze  für  diese  Staatssteuern 
(Axt  2),  die  also  far  die  (iemeindebesteuerang  noch  in  Ooltuug  bleiben.  Die  bia- 
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herigen  ZoscblAge  zur  kapitftlrenteustöucr  erittaileo  dagegen,  wie  denn  aacb  die  Aaf- 
rechtbaltung  dioser  fom  Suate  fttr  sich  aaf^^egebenen  Sfeocr  speciell  ftlr  die  Gemeindeo 
aicht  ang&ngi>(  schien.  Die  Venn4gens«teucr  ist  dagegen,  wie  in  PrenMeo,  ro» 
<ieincinde/.usrhlä?en  aasgeschlossen.  Der  Plan  kommt  also  auch  hier  auf  ziemlich 
Dasselbe,  vie  in  Prcusscn  hinaus,  nach  deirseu  neuester  Communabt«acrgt^tzgebuag 
von  1898  Mch  sonst  ManiSlies  im  Ooeetzentwoff  gebildet  fet:  die  Ürttftgrs-  ader  R«^ 
steuern  (Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer),  die;  der  Staat  für  sich  auffri«  bt.  wcrd.  a 
den  Qemeiodea  Uberla&sea,  doch  in  ihrer  bishorigca  Gestalt,  daher  auch  nuter  Fest- 
baltODg  der  Methode  der  „Steoerkapitalo",  nur  mit  endgiltiger  Flxirung  des  Proeent- 
satzes  der  Grundzahlen  auf  15  der  Rcinertrfige.  was  dem  biaherigen  St&atssteuerMtt 
ziemlich  entspricht  (er  war  14%  rem  Grundbesitz,  16%  Gewerbebetrieb).  Die 
Rentner,  welche  nunmehr  auch  in  der  Gemeinde  nur  der  üliukommensteuer  aotcrliefeD. 
werden  so  allerdings  dorcli  KortfUl  der  KapllalraiteatleQer  etwas  begflnstigt,  ab«r 
dafür  bei  höherem  Einkommen  von  dem  stärkeren  Progressirfusse  des  neuen  Eio- 
kommensteoergesetzes  von  IbUÖ  auch  iu  der  Gemeindebeateuerang  mit  getroffen.  Die 
Crtragsbostenening  der  Gemeinden  entspricht  liier  d«B  Grandtatt  der  Besttenenag 
nach  dem  Interesse.  ZwiscIitMi  ihr  nnd  der  Einkmimenäteoer  soll«  nach  einer  wiederum 
der  pr»Mi ssisc  hon  analogen  Bestimmung,  in  den  Gemeinden  ein  festes  Vi  rhältnias  in 
der  Alt  bcaiehöu,  dass  fUr  1  "  „  Einkommensteuerzuschlag  2  Zuschlag  zu  dea 
Qmndzahlen  der  Beaktenem  erhoben  werden  roOsaen  (Art4Y.  Haeh  mteu  an  ist  die 
Grenze  dor  Einkommensteuer,  welche  für  den  Staat  besteht  (500  M  ),  auch,  wie  bisher, 
lUr  die  Gemeiudeu  nicht  oingefuhn  worden.  Die  Gemeinde  hat  Personen  bis  300  M. 
nach  einem  fingirten  Staatasteoeicatz  von  00  Pf.,  ron  8—400  M.  von  1  M.  50  Vt, 
von  4—  500  M.  ron  3  M.  zu  veranlagen,  kann  jedoch,  wie  bisher,  wegon  geringerer 
Leistangsfähigkoit  Einschfitziinf?  in  niedrigere  Classe,  bezw  Fr-Mbtoliung  eintreten 
lassen,  auch  nach  Bu»cbluss  des  Gemeindevorslands  mit  GetR-huii)knjug  des  Krei^aiais 
eine  oder  mehrere  dieser  Unterabtheilungen  ganz  befreien  (Art.  9).  Nach  der  ein- 
getretenen Y<T>t;iatiic}iiinpf  ron  Privatbahnen  (Ludwipsbnlur  soll  ferner  jet/t  liic  bi--- 
herige  Gemeindesteuerfreiheit  der  Staabbabnen  von  Einkommensteuer  aufhören  und 
ihttUcb,  vie  in  Prenisen,  das  Einkommen  der  Bahnen  nach  einem  gowiaNn  Beehnonfi- 
modus  in  den  einzelnen  Gemeinden  steuerpflichtig  sein  (^Art.  ll\  £beufaU>  narh 
prenssischem  Muster  soll  anch  bei  Gewerbebetrieben,  die  sich  über  mehrere  Gemeinden 
erstreckuu,  falis  nicht  etwas  Anderes  zwischen  den  Gemeinden  und  dem  Steuerpdich* 
ligen  vereinbart  wird,  das  gemeindestenerpflichtige  Einkommen  so  vertheilt  werden, 
dass  der  GenieindL-  der  Leitun^r  des  Gesammtbetriebes  von»  <^-  '  des  Einkommens 
zur  Besteuerung  überwiesen,  der  liest  nach  Verh&ltniss  der  in  den  einzclneu  Uexneinden 
eniellen  Brattoeinnabmen  ?enbeUt  wird  (Art.  12).  (S.  Weiteres  im  „Entwnrf  dsm 
Gesetzes  die  Oemeindeamlagen  betr/*  nnd  in  den  Motiren  dam.) 

Dieser  KeformplRo  ist  ausdrücklich  nur  interimistischeD  Gbft- 
racter« ,  bis  die  \\  iikungen  der  Staatssteuerreform  sich  llbersebeB 
lassen  werden,  wo  dann  erst  eine  endgiltige  Regelung  des  Ge- 
meindesteuer wesens  erfolgen  soll.  Kr  ist  der  Staatasteuerreform 
wohl  richtig  angopasst  und  erscheint  im  (ranzen  als  gelnngen. 
Man  wird  später  wohl  auch  für  die  Gemeinden  die  veraketcu 
Grundlagen  der  £rtrag88teaeni  nicht  aol  die  Dauer  unFeräudert 
beibehalten  können^  sondern  den  einzelnen  Gemeinden,  wie  in 
PreoBsen,  freiere  Bewegung  geben  mttasen,  die  directe  Beateaeroog 
der  Grnndattteke,  Gebäude  nnd  Gewerbe  nacb  ihren  concreten  Ver- 
hältnisBen  umzugestalten. 

§.  105.  Von  sonstigen  Steuern  ist  den  Geniciiulen 
speciell  die  Erbebung  einer  Hundesteuer  neben  der  btaatssteuer 
gestattet  worden. 
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Gesetz  vom  4.  Sept.  1874,  Salz  von  h  M.  im  Maximum,  der  gleiche  Betn»)?  wie 
für  (icu  Sta&L  Minibtorielle  (iooöbmiKQaK  erforderlich.  Erhebung  glciclizciiig  mit 
der  StMtSBteocr  dnreb  die  Staatsorgane,  gegen  Hebegebolir  fon  8Vs  ^Z»  d«»  Betrags. 

Erhfthanf^  des  Maximums  in  Vcrbimlunfr  mit  der  neuesten  ErhPhiiiiL-  ii  s  Sfaaissatzcs 
(1899  s.  0.  S.  348)  in  beiden  Fällen  auf  da«  Doppelte  des  biäherigeu  bauu»,  aber  mit 
Freistellung  gevtsser  Hände. 

Von  giüsserer  allsremeiner  Hedeutung  sind  die  für  Gemeinden 
zulässigen  localen  indirecten  Verbraucbgsteaern  (städti- 
scher Octrüi),  die  in  deo  grösseren  hessischen  Städten  sich  noch 
in  erheblicher  Ausdehnung  erhalten  haben,  ähnlich  wie  im  übrigen 
Sflddentachland.  Aach  kommen  noch  Wege-,  Brucken-,  Pflaster- 
gelder,  llarktstandgelder  nnd  ähnliche  mehr  gebtthrenartige  Ab- 
gaben yon  Oeraeindeanfitalten  vor.  Die  Befngniss  zn  Oetroierhebnng 
ist  den  Gemeinden  in  den  Gemeindeordnnngen  gewährt,  die  Ein- 
Hlhmng,  alsdann  mit  Loealreglements  nnd  Tarifen,  erfordert  aber 
in  jedem  Falle  besondere  (ministerielle)  Staatsgenehmigung,  die  nnr 
an  wenige,  vornemlicb,  doch  nicht  ansschliesslich,  an  die  grösseren 
feladtgemeinden  (5),  im  Ganzen  bisher  an  8  Gemeinden  ertheilt 
worden  ist.  liier  nehmen  die  Octroiertrilge  aber  meist  eine  wichtige 
Stellung  unter  den  Einnahmen  ein  (s.  u.  107).  In  Rheinhessen 
(bej>  lulers  in  Mainz)  wurden  französist  he  Einrieiitungen  tiber- 
noninieo,  im  übrigen  Gebiete  w^ohl  mit  danach  die  »Sache  geregelt. 
Ausser  den  Getränken  werden,  Übrigens  nach  Objecten  und  Steuer- 
sätzen mehrfach  verschieden  in  den  einzelnen  Städten,  in  den 
grösseren  auch  die  wichtigeren  Nahrungsmittel,  Vieh,  Fleisch,  Wild- 
pret,  Geflagel,  selbst  Getreide»  Mehl,  Brot  n.  s-  w.,  znm  Theil  auch 
Brennmaterialien,  Viehfntter  bestenert,  also  nicht  nnbedenkliehe 
Objeete.  In  den  kleineren  Otten  mit  Ootroi  wird  nnr  Bier  oder 
nnr  dies  nnd  Wein,  nnd  etwa  Steinkohle  belegt  Eine  genauere 
Regelung  der  Materie  im  Wege  der  Gesetzgebung,  nicht  bloss, 
wie  bisher,  des  Verordnungsrechts,  was  Auswahl  der  Objecto,  Höhe 
der  Sätze,  Verhältniss  der  Ertrüge  zu  den  directen  Umlagen  und 
weitere,  hier  iiiiincr  wichtige  Km/elljciteu  aulangt,  erscheint  doch 
geboten,  ähnlich  wie  sie  in  liailcn  (S.  302)  erfolgt  ist.  Indessen 
wird  daran,  nach  einer  Aeusseruug  in  der  Begründung  des  1899er 
Gesetzentwurfs  über  die  Gemeindeaniagen,  jetzt  nicht  gedacht. 

rmfassende  Litteratur  ülx  r  hessische  Ocfrois  scheint  tm  fehlen.  Küchler- 
Dietz  (il,  252),  Zell  er,  Handbuch  (I,  94)  bringen  Uber  den  Gegenstand  nur  «renige 
Worte,  niehta  Geiuaeies.  LeUlerer  dürt  einen  Aofufttx  „Dfo  OetrotfimiFe"  in  der 
Zeitschrift  für  Staate-  und  (icnitindeTerwahuiif:  H.  V.  Wcrtlivollo  Materialien  über 
d^^n  hessischen  Communaloctroi  verdanke  ich  dem  hessischen  Finanzministerium,  auf 
Orund  einer  jüngsten  Aufnahme  der  Verhältnisse  im  December  1899  and  Jannir  1900. 
Daraus  unten  in  §.  107  einige  itatistische  Daten.  In  den  genehmigten  Loealreglements 
•ind  Mueer  den  Tarif  bestiDintiiigen  diejenigen  über  die  prtcUnehe  Darchfahrang  der 
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6.  B.  Uebecbichteji  der  Besteueniag.  Ue8fi«o.  §.  105,  106. 


Uciroicrliübuug,  der  KuckvergUtangcn ,  die  Vorsclirifteo  Uber  ControU,  Darchfahr, 
Stmfea,  ttber  Ericinzang  das  Octroi  dank  Eriiebonf  dor  Abgabe  roii  der  SaiienM 

?^rtli>}ifii  Prodactiöii  (hos.  Bier,  Wein,  Brannt»'ein'  heachtenswertli.  wobei  danu  auch  die 
beuügcu  &teuertcchui«chen  Schvierigkoiten  und  BcKieolkeii  beim  Octroi  entgegentreten. 
KtmeDtUcli  die  Behandlung  des  Wdna  In  Rlietaliessen  (Malnx)  im  Octroi  wird  so  auch 
rerwiclüelt  Am  Ausgedehntesten  nnd  Höclisten  ht  der  Octroi  in  Darmstadt  aad 
Mainz.  In  Daruistadt  werden  folgende  Objoct«  besteuert:  die  GetrÄnke  (Wein  ia 
Fairem  mit  2  M.  15  Pf.  das  Hektoliter,  in  i'la&cliea  biä  zu  1  1.  mit  8  Pf.,  Obstveis 
mit  85  Pf.,  Branntwein  mit  4  M.,  Bier  mit  80  Pf.  fOr  das  Hektoliter,  entsprecbeade 
Sit/'p  rar  die  Materialien  bei  der  örtlichen  Producdon  Ton  Branntwein,  Bier  uud 
Weiu),  Schlachtvieh  ^alla  Arten,  z.  B.  Ochs  oder  Stier  l^Va  M.,  Kuh  oder  Kmd 
12  Mm  Schwein  S'/t  K  «  Pf<)rd  6  Iff.  ilb.w.,  selbst  Ziddeio,  Limmer,  Spanferkel 
mit  80  Pf.),  Fleis  ch  waaron  ifri><  he8  Fleisch  3  Pf.  für  V«  ireirocknetes,  fe* 
räuchertes.  gesalzene«,  Würste  5  pf ).  Gefitljrel  {i.  B.  Gans  80  Pf.).  Wildpret, 
Uttlsenfrüchte,  Früchte,  welche  die  Mahle  passiren  ^00  kg.  1  M.  ^  Pf.), 
Blekeroiwaaren  (z.  B.  Brot,  auch  Roggenbrot.  5  Pf.  für  5  Pf«l.>,  Brenn- 
materialien (alle  Arten  Holz.  Torf,  Steiiikohleti  nraiKtkohlen.  Cokes,  letztere  8  mit 
6  Pf.  für  50  kg.).  Auch  in  Mainz  sind  diese  Artikel,  mehrfach  übrigens  mit  anderen 
Sfttzen  (z.  B.  Bier  66  Pf.  fOr  1  U..  anaser  Wein  nach  weinhaltige  nnd  ihnliche  G«- 
tränke  nach  dem  Keichsgcsutz  ?om  20.  April  1892,  Nonnalsatz  für  Wein  in  F&ssen 
55  Pf.  für  1  hl.\  dann  Ochsen,  Stiere  11  M..  Srhn-i..c  P\  M..  Mehl  25  Pf.  für 
1  Centner,  Brot  'S  Pf.  für  10  Pfd.).  auhserdcui  aucii  Vichfuttcr  äteuerpäichtig, 
ebenfloin  Offenbach,  mit  wieder  viellkch  renchiedenen  Sätzen,  ferner  in  Gi essen, 
wo  aber  wenifrstens  Brot^toffe  und  Brot  nicht  mehr  steuerpflichtig  sind  und  von  Fatter- 
stolleu  nur  Hafer.  Nicht  so  ausgedehnt  ist  der  Tarif  in  Worms,  wo  q.  A.  ron  (ietrinkeu 
nur  Bier  belegt  ist  In  Fried  her g  wird  nur  Wein,  Obstwein  nnd  Bier,  in  Nen- 
Isenburg  nur  Bier  (>eit  1899),  in  Lampertheim  nur  Bier  und  Steinkohle  belegt, 
doch  ist  die  seit  189'.*  gestattete  Erhebiinjr  hior  noch  nicht  erfolgt.  Mittnit.-r  i>t  in 
eiuztiluen  tiemeindun  jung^i  aus  gowiäi>uu  Kucksichten  die  £rhebung  des  Octroi  zeit- 
weise suspcndirt,  so  von  Getreide.  Brut,  Schlachtvieh.  Fleisch  in  OScnbaeh  1899  nad 
in  Giessen  1898  der  Octroi  auf  Mehl  und  Brot  aufirelioben  worden.  Bestimmung-en  ttbflt 
Maximalrcrhältniss  des  Uctroicrtrags  za  dem  Ertrag  der  diiecten  Stenern  fehJen. 

$.  lOÜ.    Die  Kreis-  nnd  Provinzialbesten ernng. 

Kreise  und  Provinzen  haben  als  CommunaWerbände  und  Sclb^t- 
vcrwaltungskörper  auch  ein  Besteuerungsrccht ,  das  ebenfalls  sub- 
bidiär,  soweit  nicht  andere  Deckungsmittel  vorbandeu  uud  zulässig 
sind  (Ertrag  von  Vermögen,  Gchtilircn,  Anleiben)  die  erforderlichen 
Deckungsmittel  für  die  obligatori^ciien  und  (bedingt,  in  ^^e wissen 
Fällen  noch  der  besonderen  Siaatsgenehmigung  bedürfenden)  lacul- 
tativen  Aufgaben  und  Ausgaben  zu  liefern  hat.  Die  Kreis-  und 
Provinzialsteuern  sind  ausschliesslich  directe,  werden  abernicbt 
als  IndividaalBcbuldigkeiten  der  einzelnen  Censitcn,  sondern  die 
Krei »steuern  für  die  Kreisawecke  wie  einBchliesslich  des  anf  den 
Kreis  fallenden  Antheils  an  den  ProWnzialBtenem  als  Gesammt- 
stenerschnldigkeiten  der  Gemeinden  (and  besonderer 
Gemarkungen),  die  Provinzialsteuern  als  solcbe  Sebuldig- 
keiten  der  Kreise  aosgescblagen  nnd  zwar  nach  Maassgabe  der 
Gemeinde -Stenerkapitalien,  welche  als  Grundlage  der  Gemeinde- 
umlagen dienen.  In  gewissen  Fällen  sind  Abweichungen  von  diesem 
Veiilicilungsmaassbtabe  btaulial'tj  so  Mehr-  oder  Minderbelastungeo, 
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weon  gewisse  Kreis-  und  ProvinzialeinrichtUDgen  einzelnen  Gebiets- 
theilen  in  InUierem  oder  «^eringerera  Maasse  zu  Gute  kommen. 
Die  Kreis-  uod  ProvinzialUge  bestimineD  die  Höhe  der  BelastnDg 
der  Kreise  mit  bezüglicbeD  Abgaben.  £ine  Höbe  von  Uber 
25  ^/o  der  StaatsBteiier  bedarf  besonderer  (miDisterieller)  jdtaats- 
g«nehmigQDg. 

Insofeni  glebt  es  also  in  Heesen  keine  beeonders  hervor- 
tretenden Kreis-  nnd  Frovlnzialstenem,  sondern  van  die  beCteffenden 
BeMge  erbObmi  sieb  eventaell  eben  die  Gemeindesteaem  im  €kwaen 
und  ftlr  den  einzelnen  Oensiten.  Die  Qmndlage  der  sämmtlicben 
Oommnnalstenem  f&r  Gemeinde,  Kreis  nnd  Provinz  bildet  demnach 
die  directe  Htaatssteucr,  bezw.  bisher  der  Betrag  der  „Stciicr- 
kapitalien"  dallir,  nunmehr,  nachdem  die  neue  Gesetzgebung  von 
1899  über  directe  Staatssteuern  und  der  Keformplan  für  die  Ge- 
uieiüdeumlagen  in  irksamkeit  getreten  sein  werden,  der  lietrag 
der  Einknmmenstciicrscliuldigkeiten  nnd  der  15  %Tp:e  Betrag  der 
Beincrträge  der  Grund-  und  Gewerbesteuer.  Die  Mängel  des  bis- 
herigen directen  Staatssteuergystems  worden  durch  diese  Cumolirong 
der  directen  Communalsteaero  aller  Art  auf  dieses  Fandament 
natürlich  ebenso  wie  in  anderen  Ländern  gesteigert  nnd  empfind* 
lieher,  zmnal  aneh  hier  wie  Überall  die  Gemeindestenem  wachsen. 
Die  Beihehaltang  der  Octrois  in  den  grosseren  St&dten  findet  aneh 
darin  mit  ihre  Erklftning  nnd  relative  Reehtfertigong.  Da  aneh 
die  Kirchenstenem  n.  dgl.  der  Beligionsgesellsohaften  (aneh  der 
Jaden)  nach  demselben  HaassBtabe  der  Stenerkapitalien  der  be- 
treffenden Religions-  nnd  Confessionsangehörigen,  —  ebenfalls  auf 
Grund  specicllcr  Staabgcnehniigung,  die  regelmässig  gleichzeitig^ 
mit  derjenigen  für  die  Coiuuiunalaafschläge  erfolgt  —  aufgebracht 
werden,  wird  das  allgemeine  Steuerfundament  noch  mehr  belastet. 

S.  das  Ilanrtpresctz  vom  12.  Juni  1^74.  Küchler-Üietz  II.  79  fT.,  117,  126. 
Zeller,  UAudbacli  I,  119  11'.,  171 11.,  £rg.b.  8.  21  fi'.*  32  ü'..  dcrä.  Ar».  Kreis  im 
Worterl»,  d*  Tenralt  I,  868.  Art.  Prorinrialrerfftssanf  eb.  It,  824.  —  Aach  in  Hessen 

findet  &icb  die  EinriclitaDg  ron  Beiträgen  der  Staatscasse  für  pflichtmässige  Leistungen 
unJ  daraus  entspringende  Al!^-l,MlJen  der  Kreise  tmd  Provinzen.  So  sind  dnrch  das 
üesetz  Uber  Kunstätras^eu  vum  12.  Aug.  1896  Staatszuäcbusau  zu  den  Kosteu  der  Unter» 
luütang  der  Kreisstnssen,  im  Etat  fon  1897/1900  im  Ganzen  1  Mill.  Hafk«  getrennt 
nach  i  n  3  Provinzen,  und  ausst^rdem  an  die  Provinzen  zur  Bestreitung  v n  ^\  der 
kosten  des  ^kcabaoes  von  Kreisbtrasseo  im  geo.  Etat  90,000  M.  gewäbrt  wurden. 
8.  ansMT  diesen  Gesetzen  das  Gesetz  vom  27.  April  1881  ttber  Konstatrassen,  wenach 
die  Kreise  die  Unterhaltung  der  in  ihnen  gelegenen,  bisher  durch  die  botr.  Hemeiaden 
ond  Vicina!weg:bauvcrbände  tinterlialtenen  Kui»^f>trassen  Qborooinmeu  liabeA.  8. 
KUcbler-l>ieti  II,  Ge^C«,  Zellcr,  Handbuch  Ii,  200. 
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6.  B*  Oebeirichteii  der  Besteaeraiig;  HetBeo.  f.  t07. 


Commanaisteuer  -  Statistik» 
g.  107.  Einige  neuere  Ergebnisse. 

Statisüsche  DateD  ttW  VennOgen  und  Schnlden  der  GemeindeD,  ncaeidings  uch 

Uber  Steaereusschläge  refOffcDtlichen  die  „Mittheilangea  der  heasUchoii  GentrabteOft 
für  LandessUtistik''  von  Zeit  zu  Zeil.  Dii-  fö!L'<  iiden  Daten  für  den  ^ranzen  Staat  aaa 
neuerer  Zeit,  auf  die  wir  uns  l^iot  bescbraukcu ,  sind  aus  rerscbicdenen  Tabellen  in 
Kr.  657  und  658.  Deo.  1897  dteiier  MittlieilfiDgeD  sosuDmeaipettollt  worden.  Danelbrt 

aucli  D  '.!  ri  f  r  dio  5  firrösseren  Städte  (directo  Steuern  nnd  Octroi  S. -iOG).  S.  fernt-r 
li<  itrrm:c  ^ur  Staiiätik  üe&Hcus,  B.  21,  H.  2.  Kür  die  beiden  gröääreu  Städte  ^lainz  uad 
Daruistadt  aucb  Statistisches  Jahrbuch  deotscher  Städte,  so  B.  7,  1898,  S.  296  C 
8.  sonst  auch  Finjtrch.  I.  624,  IV,  313.  Ucber  Octroi  die  Daten  in  den  neneateA 
(anpablicirton)  amtlidien  Materialiea,  die  ick  (oben  S.  S65)  erhalten  habe. 

Die  Tab.  61  giebt  eine  Uebersiebt  der  wichtigsten  finansiellen 
VerhfUtnisBe  in  der  neuesten  Zeit 

Tab.  61.    Hessische  Geuieiiid  e  >  Fiuanzverbahuisse  1.  April  1887 — 96 

(ganzer  Staat). 

1887  1898  1896 

Zahl  der  Gemeinden  (996)  996  996 

Yermögeasbetrag  Mill.  Mark.  ^                           ?  221.32  235.27 

Schnldenbotrag                                            55.40  80.98  89.74 

Davon  nicht  auf  dem  Gesammtstcuerkap.  haftend       ?  2.64  3.70 

Gesammt-Commuualateucrkapital,  Mill.  Mark          39.64  44.78  48.09 
Stenerau^schläge  auf  das  gesammte  Steucrkapital, 

Mill.  Mark  ............      8.77  11.25  12.68 

Dsgl.  auf  besondere  Steuerkaj  itnli  ;.  >Till  M  \rk       ?  0.55  OM 

Gesaiuutateuerkapital  auf  1  iliuwobuer  Mark   .     41.10  44.26  44.14 

Anf  1  Mark  dieus  Kapitals  Bteneianaadilag  M.     0.22  0.25  0.26 

Dbgl  aaf  1  Einvohner  SteoeFanflsclilag  Mark  .      9.12  11.12  12  17 

Progresi*ion                                             1000  1219  1334 

Ausschlag  au  üirecteu  Staatsbteucin,  Miii.  Mark       b.39  9.29  10.15 

Progfessiou                                         1000  1107  1210 

Ausschlag  an  dircctcn  Communalsteuern  auf  das 

Gesammt-Commuualstcuerkapital,  Mill.  Mark  .      8.77  11.35  12.68 

Progression  '  .   .   .  .  1000  1283  1446 

Diese  Cominnnalsteuera  in      der  Staatssteucm    104.55  121.10  124.95 

Einuahme  aus  Octroi  in  den  Städten,  Mill.  M.')      1.35  1.62  1.74 

Progression                                           1000  1200  1288 

Einnalimen  ans  directen  Coainianalsteaeni  oud 

Octroi,  Mill.  Mark  10.12  12.87  14.42 

Progression                                             1000  1272  1425 

Diese  Einnahmen  in  %  der  directen  Staatssteuern    120.26  188.49  142.08 

Es  zei^t  sich  aucb  hier,  wie  bo  vicit'ach  in-  und  auüseriiaib 
Deutscblanda,  dass  die  directen  CommoDalstenem ,  welche  nach 
den  DarlegiiDgen  in  §.  106  auch  die  Kreis-  und  Provinsialsteaem 
mit  enthaiten,  höher  als  die  directen  Staatsstenera  nnd  in  sehneUerem 

')  Kapitalbf^trafT  ohne  Mobiiiar.  Eiiuehio  Arten  l^^OR:  71  89  Mill.  M.  WalduiiKen, 
54.56  Mill.  M.  Fcldguter,  68.21  Gcbuudc  u.dgl.,  23.1>'J  uut/bare  Hechle,  17.11  Acär- 
fordemngen. 

*)  Einnahme  nach  Abzug  der  Vergütnnc-cn,  für  Finanzjahre  1.  April  1887  SS. 
1893/94,  1896/97,  in  8  (1887/88  in  7)  Städten  (Darmstadt,  Offenbach,  Glessen,  Als- 
feld, Lanterbach,  Mains,  Worms,  seit  1889  auch  Friedberg). 
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Wacbstbam  begriffen  sind.  Das  macht  die  äteaerreform  am  so 
wiehtigeri  drKngt  auch  mit  daraaf  bin. 

Die  Tabellen  a.  a.  0.  gestotten,  die  Entwicklang  noch  mehr  im  Einzelnen,  fUr 

die  Prorioren,  Kreise,  grosseren  Gemeinden  und  di-^  5  prössten  Städte  za  rcrfdgen. 
In  deo  beiden  gr0ääteo  Städten  Mainz  und  Dannstadt  var  die  Entwickluag: 

Tkb,  62.  Stenern  in  Mainz  und .Darmatadt 

Mainz  Dannstadr 
1887      ]XW      mi  1896 

Communalsteaerkapital  Mill.  Mark  4.79  6.5«  3  09  4.7ti 

ComaianabtoneiaosBGhlag  „   '.1.24  1  92  0.6S  1.29 

Octroiertraf                   „•                            0.51  0.56  0.40  0.56 

Somnip                                                      1.74  2.48  1.03  1.85 

Direcie  Siaatäsieuer         „     „                        1.19  1.47  0.75  1.13 

GommnnalMever  nnd  Octnri  in  %  der 

directcn  StaaUsteoom  14582  U'>7  10  137.04  163.19 

Auf  1  M.  SteuerUpiUl  directe  Commonaisu  M.     0.26  U.29  0.21  0.27 

Anf  1  Einvobner  Steneiansscblag  Mark    .   .   18.28  24.84  14.54  20.08 

Die  VertheiluDg  der  Comuiunalsteuern  anf  die  einzelnen  directcn  Steuern,  vcr« 
wandten  Abgaben  und  Octroiartikel  in  diesen  beiden  Stftdten  zeigt  folgende  Tabelle: 

Tab  63.   Steuercrtr&ge  in  Mainz  und  Darmstadt,  1895.96  und  1896/97 

in  1000  Mark'). 

Mainz  Darmstadt 

1896        1^97        1896  1897 

ümnd-  und  Gebtadesteo«    ....    43^  448  286  293 

Gewerbdsteaer                                440  448  180  184 

Kapttabentenetever                           183  147  156  166 

Einkommensteuer                                886  919  1146  (?)    1296  (?) 

Soi&me  dirccte                             1847  1962  1768  1«H9  (?) 

  [1920)  [ijyuj 

Handesteucr  II  12  11  U 

Octroi.  Getreide,  Melil  u.  a.  w.  .   .   .•   40  41  82  82 

—  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w                      184  194  198  212 

—  Wild  Q.  8.  V                                2  2  9  10 

—  Essig                                           1  1  1  2 

Zusammen  diese  Artikel     ....    227  239  291  305 

Octroi,  Wein   31  85  38  33 

—  Obstvein   1  1  2  2 

—  Bier   114  121  86  88 

—  Branntwein   16  16  19  18 

Zusammen  Getr&oke   161  173  140  142 

Octroi,  Viehfutter   19  18  —  — 

—  Brennhn!/   8  7  9  9 

—  Holzkoiiitiu  ■.  1  1  —  — 

—  Stein-,  Biannkoblen  q.  e.  v.  .  .  .  91  95  97  105 
Znsainmen  Brennsteffe   100  103  105  114 


Nach  den  Daten  im  stÄdt.  Statist.  Jalitb.  n.  O.,  (\\c  aber  Fühler,  bf^f^onffers 
bei  Darmätadt  enthalten  müssen,  da  die  Ein/.elposten  und  Summen  niclit  immer 
Btimmen.  Die  Zahlen  heA  den  directen  Scenem  Dannstadls  erscheinen  zu  gross,  doch 
war  dir  Kt'hler  nicht  sicher  zu  ermitteln.  Die  eingeklammerten  Zahlen  ^illd  die 
ans  den  amtlichen  ,.Mittbeilnngen'*  entnommenen,  sie  stimmen  bei  Mainz  im  Ganzen 
und  bei  Darmstadt  bei  den  Verbrauchssteuern  (Octroi)  genau,  weichen  aber  bei  den 
directen  Steueni  hier  w*3sentlich  ab.  Daher  wurde  die  Doppclbcrechnung  für  die 
absointcn  Zahlen  und  die  Procente  aar  Vergleicbung  aasgefilhrt.  S.  znm  Vergleich 
auch  Tab.  64. 
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Maioz  Darmstadt 

1896  1897  1896  1897 

Oclroi  im  (iaozen                          507  535  535  öül 

  [55^71  (561] 

SoiMDe  aller  Stenern               .  2365  2509  2814  2411 
„     nach  «üigeUaminertea 

Zthlen  —  f2489)  —  [1862] 

Procento 

Directo  Steuern                               78.1  78.2  76.4  76.3 

Octroi  und  Hundesteuer    ....     21.9  21.8  23.6  23.7 
D§gi.  nach  d.  eiageklaniBierteii  Zahlen 

Directo  Stenern                                  —  77.9  —  69.9 

Octroi  und  Hondesteaer     ....      —  ^    22.9  30.7 

Die  Verbrauchsstoucm  sind  hiernach  doch  ziemlich  stark  aosüobildct .  sie  be- 
trogen 1896  ia  Maiu2  c.  7.2,  in  Darmsttaüt  c.  8.4  M.  auf  den  Kopf  und  tretien,  vi« 
oben  gezeigt,  mehrfach  Artikel,  die  beaser  nnrenteoert  blieben  (Brotgetreide«  BreoB- 
stotTo).  Die  besten  Odroiartik«  1.  die  (letränke.  liefern  nur  V4 — V3  des  (Jesamintortrags. 
Bei  den  dirocten  Steuern  äind  die  Keal-  und  Gewerbesteuern  im  Verb&Itniss  zur  Ein- 
kommensteuer wobl  kaum  genügend  entwickelt.  Sie  stehen  in  Mainz  nur  wie  ca.  1  :  1 
(  !:  Darmstüdter  Zahlen  für  die  Einkomniensteoer  scbeineB  zu  hoch  an•;e^etzt  zu  sein). 
Das  in  dem  Koformplan  roA  1899  in  Aoaiicht  feBomnene  Yerh&iuüaB  roo  2 : 1  iit 
entfernt  nicht  erreicht. 

Aneli  in  Heieeii  sind  anr  docIi  wenig«  kleine  Qemeindeti  cemDaDabteoerrrei«  1869 
waren  es  nocli  24,  1896  noch  11  mit  kaum  4000  Einwohnern  (9.  Mitth.  a.  a.  O.  8.  40.%). 

Nach  den  mehrfarh  pronannten  neuesten  amtlichen  Materialien  gebe  ich  noch 
Uber  die  Gemcindeu  mit  Uctroi  folgLude  Lebcrsiclit  in  Tab.  G4  ^Alsfeld  und  Lauter- 
hMh  fehlen  dabei  und  scheinen  kein  Octroi  mehr  7U  haben,  Neu>lsenburg  and 
I/irnp' rtslieim,  dies  hier  aber  noch  ebne  wirUiclie  Oetroierhebaog,  sind  hion* 

gekommen). 

Tab.  64.  Stenereinnali  me  der  hessischen  St&dle  mit  Octroi 

18%; y7— 1898/99  (in  1000  M.). 

1896/7  1897/8  1898/9  1896.7  1897/8  1898/9 

Dermstsdt  Mainz*) 

Dirocte  Stenern   .   .  .  1320    1362  '1447  Aossclilar  rob  1962    2025  211.5 

Octroi  roh   589     603     616  631  651  693 

„     Erhebungskobten  .  79.5     82.2     86.9  100.8  95.6  94.8 

Rttckrerrtttnug  .  28.4    27.6    31.8  74.0  78.6  75.8 

rein   481     518     498  456  477  52ä 

Uffenbach')  Giessen*) 

Direete  Stenern    ...  762     808     862     Ausschlag  488  459  485 

Octroi  nrito?)     .    .    .  344."             :j35.3  183.6  140  5  116.2 

KrhchniiETsküsten  .  IT.s      IHO      17.1  7.6  7.5  8.0 

„     liUckvergütuüg    .  (Wohl  oben  bcbou  abgezogen  ?)  29  4  30.5  VJA 

„     rein  (?).,..  826.7   886.1   328.2  96  6  102  5  88.8 

Worms*  Fried  berg  1895  6  1896/7  1^398/9 

Directe  Steuern    ...  580     600      bö3  69.7  78.3  88.0 

Octroi,  netto   ....  187.1   179 1    196.1       roh  9.2  12.5  14.5 

„     Erhebung^ko8teo  .  3.2      2.^^      3.5  0.7  0.8  0.9 

Ivt.«  kvergütung    .  (Wohl  oben  schon  abgezogen?)  1.6  3.7  4.7 

rein   18G.9    176.3    192.6  6.9  8.0  8.9 


»» 

M 


Mainz,  directe  Stenern  AvMefalair,  wovon  als  erfassen  oder  nneinbringlicb  nb- 
gehen  in  den  3  Jahren:  98.800,  104  500,  123.000  M. 

-I  OffVnbach,  KückvereUtung  nicht  besonders  ausL^eworfen ,  vermutblieh  vom 
Ertrage  schon  abgesetzL  1898  wurde  in  1  Monat  Mehl  und  Brot  freigelassen,  18i>9 
in  8  ScUachtvteh  vnd  Fleisch  nnd  vom  1.  April  ab  Octroi  nof  Mehl  nnd  Bim  nnf- 
gehoben.    Daher  die  Einnahmeverminderung. 

')  Giesseo,  directe  Steuern  Ausschlag,  woron  noch  als  erlassen  oder  uneinbring' 
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In  Ni  u-Tseiibars:  ist  der  allein  bestehende  Bieroctroi  erst  Aiignst  1899  eingeflUut, 
«an  rechnet  auf  7000  M.  Jahrcseinnabme  bei  58—65.000  M.  directer  Steuer. 

Die  OctroleiniiftbiDCii  bilden  hiernach  doch  eine  zicmlleb  starke  Qaote  des  Ertrags 
der  direetOD  Steacrn.  Die  I^luAiingskosten  bind  in  den  einzelnen  Orten  abmtat  Qod 
relatir  so  vcrschipden,  dass  man  auf  verschiedene  Verauiagnngsweise  schliessen  niöcbte. 
Gerade  in  den  beiden  grössten  Städten  Darmstadt  ond  Mainz  stellen  sie  sich  besonders 
Jioeh,  wihrend  eoast  dtcae  Kosten  in  kldaen  GetDdndeD  meisteiis  hoher  ibid.  Je 
grlf98er  diese  Sostcn,  desto  mehr  Bedenken  ?on  dieser  Seite  ans  mtQrllch  beim  Oclioi. 


7.  Abschnitt. 
6.  Elsass- Lothringen. 

Fttr  die  iinanzwissenschaftlicho  wie  eeradc  hier  auch  für  die  finanspractisclie 

Betrachtung-  sind  die  Ve^äij'l^  m:t  "-en ,  welche  das  französische  Steacrrecht  nnter  der 
deatscheu  Uerrscbaft  alliualig  iiomer  mehr  erfahren  hat»  fon  allgemeinerem  Interesse, 
zoBial,  da  daraof,  aasser  bei  den  Reiehsrteoeni,  nicbt  soirohl  politische  als  stcoor- 
poHtisclie  ond  steoertechnischc  KUcksIchten  hingevirkt  haben.  Mehrfach  sind  so  die 
eaperfiscalischcn  Tendenzen  des  französischen  Stenerrechts  (Erbschaftssteuer,  Stempel, 
Wdin»teaer)  modificirt,  die  grossen  Mäniiel  der  directen  Desteuerung  (tirand-,  Geb&ude-, 
Thür-  und  Fenster^,  Petsena]-  und  Mobiliar-.  Patentsteaer)  doroh  jMusende  Refomett 
behoben,  die  directe  Besteuerung  Oberhaupt  durch  EinfUhmn^  der  Kapitalrenten-  und 
der  Bcrafseinkommensteuer  richtig  ausgebildet  worden.  Dadurch  i^t  auch  die  An- 
Bäherong  an  das  deutsche,  besonders  süddeutsche  Steuersystem  erfolgt.  Bei  der 
directen  BesteneroBg  ist  das  Ertragssteuersystem  aber  bisher  beibehalten,  der  Ueber- 
fang-  zur  allf^etncinen  Personal-  (Einkommen-)Stenor.  Vermögensstener  noch  nicht 
einmal  eingeleitet  vonlen.  Auch  in  seiner  jetzt  erreichten  Ausbildung  hat  das  Steuer- 
»äsen  indessen  manche  Eigentbflnüicbkeiten  ans  der  fran^sischen  S^it  behalten  nnd 
stdlt  innerhalb  der  deutseben  Particularstener!>ystcme  auch  im  Ganzen  wieder  einen 
besonderen  Tj'pus  dar.  Am  meisten  Interesse  haben  die  erfolgten  Keform<*n  der 
directen  Steuern,  der  Erbächatts-,  der  Weiiisteuer.  Wichtig  iät,  dass  dem 
Bcichslande  anch  die  eigen  e  Biers  teuer,  gleich  den  anderen  süddeutschen  Slsaten, 
Terblieben  ist.  Am  wenigsten  Veriinderuniren  hat.  ron  der  Ausscheidung  und  eigenen 
Entwicklung  der  Erbschaftssteuer  abgesehen,  noch  das  wichtige,  schwierige  und  nach 
dem  franziwischen  Steoerrecht  so  beBondeis  eigenartige  Enregistremont  erfahren, 
doch  ist  auch  hier  eine  neue  Oesetigebong  Air  die  Zukunft  in  Auasicht  genommen. 

§.  108.  Die  C  0 n  8t  i  tu  i  1* u  ng  des  Rei  chbl  a  im!  s  Elsasg- 
L  0 1  h  r  i  n  en.  Aus  den  alten  deutschen  Reicbsgebietcn  an  der 
SUdostgreDze,  welche  wir  im  uns  aufgedruDgeoen  Kriege  von 
1870/71  wieder  erlangten,  ist  das  Reicbsland  Eleass- Lothringen 
gebildet  worden.  Die  staatsrecbtliche  Natur  und  Stellung  dieses 
Betcbslands  im  neuen  Deotscben  Reiche  haben  ihr  Eigenthflmliehes, 
woraos  anch  fttr  die  Finanzen  des  Landes  sich  gewisse  besondere 
Folgen  ergeben  haben.  Das  Wesentliche  ist  indessen,  dass  das. 

lieh  In  den  3  Jahren  15.800,  15500,  14.500  M.  abgehen.  Beim  Octroi  scheint  die 
RQckrerfTtltang  schon  ron  der  Roheitmabmo  abgezogen  zu  f5ein.  Von  3Tiftc  Jani  1898 
ist  der  Octroi  auf  Mehl  und  Backwaarcn  bis  auf  Weiteres  aufgehoben  worden,  was 
die  Einnabmeronnindemng  eikllrt. 

*)  Worms,  Einnahmeabnahme  des  Octroi  im  2.  Jahre  wogen  Erm!l?sigung  der 
KoUenabgabe,  Steigerang  im  3.  Jahre  wegen  Eingeraeiadong  von  Kacbbargemeindcn. 
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Land  doch  eine  staatsrechtliche  Einheit  mit  einem  eigenen 
Landesbansbalt  and  einer  Mitwirknng  einer  gemeinsamen 
Landesvertretnng,  des  „LandesanssehuBseB",  bei  der 
Featsetcnng  des  LandesbaoshalteCats  und  bei  der  finanzieUeD» 
namentlich  auch  der  Steucigeset/gcbuug,  bildet.  Insofern  ist  das 
Reicbsland  doch  ein  eigener  dentseher  Einzelstaat,  wie  die  tlbrigen, 
nnd  ist  seine  Finanz-  und  Steuerverfassnng  eine  eigene  einzelstaat- 
lichc,  wie  wiederum  diejenige  der  auderen  Gliederstaaten  de- 
Dentscben  Reichs.  Xanieutlich  gilt  dies  in  der  hier  in  Betracht 
kommenden  materiellen  Beziehung,  wenn  auch  die  staatsrecht- 
liche Stellung  des  Rcichslauds  im  Keiche,  die  daraus  hervorgehende 
eigenartige  Ordnung  der  Verbältnisse  der  Staatshoheit  und  zum 
Kaiser  und  Bondesratb  in  formeller  Hinsicht  Besonderheiten 
mit  sieb  bringen. 

Durch  die  Vemilier  Friedcnspraliuiitiarieii  vom  26.  Febr.  1871  und  den  Frank- 
furter Friedensvertrajf  vom  10.  Mai  1871,  welcher  an  den  Begreozungen  der  Ab- 
tretungen gegen  die  Prall iiniiirieQ  vieder  kleine  Verioderangen  (überwiegend  xa 
Gunsten  Frnnkrcichs  bei  Delfv>rt,  etwas  zu  Gunsten  DdUsolilands  im  Nordwesten  bei 
JJietenbofeuj  brachte,  ist  dem  Deutschen  üeicb  von  Frankreich  das  ganze  DupartemeAt 
Unter-  oder  Niederrhefn  (Rbfn  bas),  fast  da«  ganie  Dop.  Oberrboln  (nit  AaeDthme  von 
Beifort  und  Umgegend),  der  provste  Theil  des  Departements  Mosel,  die  kleinere  Hälfte 
des  Deparieinenfs  Miirtlic  (Mi  nrtlic).  nemlich  der  Haopttheil  der  Arrondissementj»  Saar- 
burg und  SaUbuig,  uud  ein  ganz  kleiner  Theil  des  Departeuieuts  Vogcscn  (Cantou 
Schinneek  und  einige  Gemeindon  des  Gantons  Saoles)  endgUtig  abgetreten  wordes. 
Im  Gingen,  narh  iot;:iir(*r  amtlicher  Berechnung,  ein  Gebiet  von  14  507  (jliin.  mit 
damals  (in  lbt>t>J  1.5«I8  010  Bewohnern  in  1694  Gemeinden,  ein  nur  um  N^  eniges 
kleineres  Gebiet  ab  das  KSnisreicb  Sachsen  (14  998  qkm.)  md  Bnde»  (15.081  qkm  ). 
Die  Bevölkerung  betrug  Endo  1895  1  641.000  Einwohcer.  Sie  hatto  loitveilig,  nach 
der  Bcannexion,  etwas  abfrenommen.  mit  in  Fol^e  von  Mehrauswanderung  nach  Frank- 
reich. Aus  den  frtlhoron  Iranzösischcu  Departements  sind  die  drei  „Bezirke"  Ober- 
eisaas  (Dep.  Oberrbein)  mit  S507  qksi.,  UoterolsasB  (fn  d«r  Hnnptsacbe  Dep.  Kiedor- 
rbein'i  mit  4782,  T/itliringen  (grösster  Theil  des  übrigen  abpeiretenen  (icbiet.-.:  mit 
6218  qkm  gebildet  »uiden.  An  die  Stelle  der  aufgehobenen  Arrondisscmentsein- 
theilung  trat  eine  Einlhcilung  in  „kreide'',  zusammen  22.  Die  Cantoncintbcilong 
i.st  im  Ganzen  verblieben.  8.  aassor  den  gen.  Friedensverträgen  von  Versailles  und 
Frankfurt  a.  M.  das  li*eichs<ro?^ctz  vom  \)  Juni  1871.  betr.  die  Vi  r  ^ini^nng  von  Elsass 
nnd  Lothringen  mit  dem  Deutschen  lieich.  Der  grössto  ThoU  dos  wiodererworbeaea 
Gebiets  hatte  ?or  17^  cn  dem  Metzer  Gebiet,  bezir.  dem  der  drei  BisthSmer  (Metz, 
Toul,  Ycrdun),  das  Frankreich  schon  im  16.  Jahrhundert  erlangt  hatte,  und  zum  im 
17.  Jahrhundert  erlangten  alten  El>asi  und  Sondgau  pelif^rt,  umf.isste  aber  ausserdem 
viele  kleine  ältere  deutsche  rcicbbtUrsUiche  Laude,  sowie  da^  clicmuls  schweizerische) 
Mülhausen.  Gebiete«  die  anch  Fraoitrrieli  erst  nach  1789  annectirt  und  1814  und 
1815  behalten  hatte.  Territorial-  und  Bevölkerungsstatistik  um  1871  s.  bei  II.  Wai^ncr, 
Keich^iland  Kisass-Lothringen  in  Pctermann's  geogr.  Mitth.  1871«  U.  Ö,  K.  Br&mer, 
Elsass-Lothringen  in  der  prcuss.  siatist.  Zcitschr.  1B71.  dcrs.  In  Htrth*s  Annalon  1871, 
S.  970.  Geber  die  alten  i  erritorialverhältnissc  in  Elsass-Loihringen  oxfstift  eioo  be- 
sondere neuere  amtliche  Arbeit  unter  den  Publicationen  der  Landcsvcrwaltung. 

Durch  das  gen.  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  ist  £h>ass  -  Lothringen  staatsrechtlich 
ein  reicbsnnmittelbares  Land  geworden.  Die  Staatsgevalt  tibt  daiin  der  Kaiser  aas. 
Bis  zum  Eintritt  der  Wirksamkeit  der  lieichsverfassung,  die  nach  jenem  Geset£  am 
1.  Jan.  1873  erfolgen  sollte,  nach  einem  spateren  Gesetz  vom  20  Juni  1872  aber  erst 
am  1.  Jan.  1874  eintrat  i^bts  auf  den  Art.  o  der  Keichsverl'asöuug,  der  sofort  nach 
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dem  Gesetz  von  1^7!  wirksam  warde\  war  der  Kaiser  aber  bei  Äusübang  der  (Jescf?:- 
geboDg  iü  EiAaad-LothriDgen  an  die  Zastimoiaiig  des  Bandesrath:»  ood  bei  Aat'nahmo 
ron  Anleihen  und  Cebttmabine  fon  Garutien  fOr  das  Bdcbsland,  darch  welche  irgend 
eine  Belatylong  drs  Keichs  hcrboiirofiihrt  wird,  auch  an  die  Zuslimmun^  des  Reichs- 
tags ^ebondeu.  Anordnungen  und  V  erfUgaugen  des  Kaisers  bedürfen  uach  dum  Gesetz 
roo  1871  n  ihrer  GiltigLuit  der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  der  dadurch  die 
FerantwortUchkeit  ttbaroimmt.  Nach  Einfuhrung  der  Keichsrerfi^isung  im  Keichs- 
lande  sollte  bis  zti  anderweitor  Rejrelung  durch  RiMchs-resei/  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung in  EUsass- Lothringen  auch  in  den  der  iieichsgesetzgcbung  in  den  Bundes- 
flCa*ten  nidiC  vnterlieirenden  Angelegenheiten  dem  Reiche  zusteheii  (feo.  Gesetz  §.  3, 
Abs.  4).  Es  war  so  bis  1873  eine  sofren.  Dietaturperiode  eingerichtet,  welche  zur 
Hinüberfuhrung  des  Keich?lands  aus  den  alten  in  die  neuen  poiitisrhen  Verhältnisso, 
ftuch  aui  fioanziellem  Gebiete,  kaum  vormeidcu  war.  eine  Einrichtun!;,  die  üch  im 
Ganzen  bewiihrt  haben  möchte.  Bis  zoni  Oesetz  rom  9*  Jnni  1871  hatten  die  Lande 
aas  der  Krie;i;szcit  her  ein  Generalgouvernement  gebildet.  S.  Ober  diese  Verliältiiis«3 
und  die  ganze  Coustiloirung  von  Elsass-Lothringen  als  Reichaland  Leoni,  Staats- 
T6cht  der  Beiehslaode  ElsasskLothriitgcn,  in  lIarqiiardsaQ*B  Sammelwerlc  (1883)  S.  1  ff. 
Die  legislativen  Materialien  ausser  in  den  Reicbstagspapierea  in  Hirth's  Aoualen, 
1871.  S.  507-538.  855  959. 

Eine  auch  iur  die  Finanzen  wichtige  FonbtiJuug  erlangte  die  Verfassung  des 
Reichalaads  durch  die Einrichtan; eines  eigenen  Ycrtretungsorgans,  des  sogen. 
Landcsaüssch  usscs,  fnr  das  ganze  Land  lab  Yereini£tari{j  der  drei  Rezirke). 
Der  zuerst  mittelst  Kais.  Erlasses  vom  29.  Oct.  1874  errichtete  Landesausschus^  wurde 
dorch  Beich^esetz  Tom  2.  Mai  1877  feste  InMitodon  des  I^andes.  (Der  gen.  Erlass 
ist  im  Keichsgesetzblatt  selbst  erst  1877  S.  492  als  Anlage  in  dem  gen.  Gesetz  von 
1877  pnblicirt  worden.)  Dorch  jenen  Erlass  ward  der  Reichskanzler  ermächtigt,  also 
nicht  verpHichtet,  den  Landcsaus^chuss  als  lediglich  borathendes  und  begut- 
achtendes Organ  za  benotzen.  indem  er  ihn  „Entwürfe  von  Gesetzen  fttr  Elsas»- 
Lothringen  ober  solclie  Angelegenheiten,  welolie  der  Reichsgeset^gebung  diinli  dio 
Verfassung  nicht  vorbehalten  sind,  einschliesslich  des  Landeshausbaltetats. 
zur  gutachtlichen  Berathung  vorlegt,  ....  ehe  sie  den  nach  §.  3  des  Gesetzes  rom  9.  Juni 
1871  und  §.  8  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1878  (betr.  die  Einführung  der  Beichs- 
wfassnns?  in  Elsass-Lofhringen)  zuständigen  Farloren  zur  Besriilussfassung  zugehen." 
Aoch  Yerwaltungsmaassregeln  von  allgemeiner  Bedeutung,  welche  nach  dar  bestehen- 
den Gesetzgebung  nicht  der  Bcrathnnf  oder  Besehhusfassung  der  Bezirkstage  nnter« 
liegen,  konnten  dem  Landesausschoss  zur  gutachtlichen  Aeusserung  vorgelegt  werden, 
in  dem  Reichsgesetz  vom  2.  Mai  1877  wardc  der  Erlass  von  1S74  bi.H  airf  Weiteres 
in  Kraft  belassen,  bestimmt,  dass  Laudet»gesot/e  liir  Elsass-Loihringun  {a^ho  auch 
Steuergesetze)  einschliesslich  des  jihrlichen  Landeshausbaltetats,  mit  Zustimmung  des 
Bundesraths  vom  Kaiser  erlassen  werden,  wenn  der  dorch  den  Erlass  von  1^74  ein- 
gesetzte Landesausschuss  denselben  zugestimmt  hat  1)«  doch  blieb  daneben 
die  Erlassung  voti  Landesgesetzen  fQr  Elsass-Lothringen  im  ^XTego  der  Gesetzgebung 
vorbehalten,  und  solche  Gesetze  kOnnen  auch  nur  durch  diese  Gesetzgebung  auf- 
gehoben oder  geändert  werden  i?  2  .  Danach  würde  die  Reichsgesetzgebung  also 
aoch  von  sich  aus  z.  B.  das  elsass-luthringische  Steuerrecht  umgestalten  können.  Auch 
die  Bechttttogen  Ober  den  Land<»haQshalt  werden  dem  Bandesrath  und  dem 
Landesausschuss  zur  Entlastung  voiitelegt;  wenn  ietztcrer  diese  renagt,  kann  sie  aber 
durch  den  Reichstag  erfolgen  (§.  .S>. 

Den  Abschluss  fand  diese  Gesotzgebun«-  dann  in  dem  Rcichsgesetz  vom  4.  Juli 
1879,  betr.  die  Verfassung  und  Verwaltung  von  Elsass-Lothringen.  Nach  diesem 
Gesetz  trat  an  Stelle  des  bisherigen  I?eicliskanzleramts  fOr  Elsass-Lothringen  und  des 
Oberpräsidiums  in  Strassbarg  ein  Statthalter  mit  einem  Ministerium.  Dem  ersteren 
Iwinten  die  landesherrlichen,  dem  Kaiser  kraft  AnsQbonf  der  Staatsgewalt  in  Ekaas* 
Lotbringen  zustehenden  Befugnisse  Ubertragen  werden  (§.  1 ,  n\  Das  Ministerium, 
an  dessen  Spitze  ein  Staatssecretar,  zerfällt  in  drei  Abtheilungen  unter  Unterstaats- 
secrciSren  ab  Leitern,  eine  davon  für  Finanzen,  Gewerbe  und  Domtincii  5).  Zur 
Vertretoog  der  Vorlagen  aus  dem  Bereiche  der  [jindosgesetzgebung,  sowie  der  elsass* 
lolbririi::>rhen  Interessen  bei  Gegenständen  der  Keichs<rcset7gebnng  können  vom  Statt- 
halter Commissarc  in  den  Baudesralh  gesandt  werden,  weiche  an  dessen  Berathangen 
über  diese  Gegenstinde  theilnebmen  (g.  7).  Ein  äuatsralh  zur  Begutachtung  m 
JL  Waffser,  FlaaasvlMaaMhaft  IT.  25 
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GcsctzentwUrfco.  von  allgemeinen  Verordnungen  zur  Ausführung  von  üusctzen  u.  A.  m. 
wurde  «iniresetzt  (§»  9\  Der  In  der  ZaM  seiner  Hitglieder  hJtt  58  crbobte  laadee- 

auäschuss  (§.  12)  erhielt  dns  Recht,  inin^rhalb  des  Bereichs  der  Lan(le>{r<'M^t/gebDng 
(lescfzo  vorzuschlagen,  auch  an  ihn  gerichtete  Petitionen  dem  Ministerium  tu  über- 
weisen (§.  21).  Dem  Reiche  verblieb  aber  auch  jet/.t  die  Compctenz,  von  sich  aas 
Gesetze  für  Elsass-Lothringcn  zu  geben  (§.  21,  Ab».  2).  Nach  Keichsgesotz  vom 
2m.  Juni  1881  i-inil  die  Verhandluni^'-r'n  des  Landesansschusses  Oßontli  Ii  Ht;  (i.;schüifi!>- 
fiprache  ist  die  deutsche.  (S.  Leoni  a.a.O.  S.  2B2  U'.  Dober  die  ersten  Jahre  vor 
EinfQhnmg  der  Beichsverfessung  s.  die  dem  Reic]i»(«ge  Tomtlegenden  Jahresberidite 
ober  Gesetzgebung  und  Venraltung  in  Elsass-Lothrirgen,  worin  auch  Abschnitte  Ober 
die  Finanzen,  u  A.  in  Hirth's  Ann.  1872,  S.  861,  1873,  S.  907.  1874.  S.  773.  lo 
derselben  Zeitschrift  auch  sonst  vielfach  Material  über  Eisa^s-Lothringen  ans  deo 
enten  Jahren  nach  dem  Krieee.  mehrfach  mit  Bcrttcksicbtifong  der  fioamiellen  Vei^ 
hältnisse,  sa  im  Jtr.  1^*72,  S.  553  ff.,  1873.  S.  562  (Lnband.  Uber  Stellung  von  Elsasä- 
Lotbringcn  im  Hcicbsiia.recht),  1874,  S.  Ibb^  292  und  aucb  iu  den  folgeodaa 
Jahrgängen). 

a.  Staatsbestcuerung. 

§.  109.  Das  elsas«  -  lotbriDgiBche  FinaDzwesen. 
Die  Grandlagen  desselben  lassen  sieb  auf  folgende  fttnf  Hanpt- 
momente  zarttckfObren. 

1.  Das  Reicbsland  begann  seine  selbständige  staatsfeebÜlebe 

Existenz  ohne  Schulden. 

Nach  der  politischen  Lage  beim  Friedcnsschluss  mit  Frankreich  lies?  es  sieb, 
abweichend  von  ^onsticen  ähnlichen,  besonders  neueren,  freilich  keineswegs?  au^juihmc- 
loscn  Fällen,  vormoiden,  dass  bei  der  Abtretung  des  Landes  an  das  Deutsche  Reich 
ein  Theil  der  franzrisischeii  Sfiiatsscluild  mit  Ubeniriintnrn  wurde.  Frankreicli  hatte 
dies  allerdings  bei  den  Friedensverhandlungen  bcj^reifUchcr  Weise  gewünscht,  wie 
Forst  Bisnarclc  im  Heichstage  erw&hnte,  den  Betrag  von  750  MUl.  Fr.  in  Aussieht 
genommen,  der  cventaell  fon  der  Kriegscontribution  von  5  Milliarden  Fr.  hätte  ab- 
efTf»rhnet  werden  können.  Die  französische  Staatsschuld  betrug;  nach  dem  Etat  für 
1^70  863.9  Mill.  Fr.  an  Zins  für  die  Kentenschuld  (davon  326  Mill.  Fr.  3  */o'  ^^'-5 
4V9  '^/o  •  der  Meine  Rest  4  Hente) ,  mit  einem  Nominalschuldkapital  too  11.711 
Mill.  Fr.  (10  867.6  3  7«  822.3  4'  .  Rest  4  "/o),  die  schwebende  Schuld  ausserdem 
24  Mill.  Fr.  Zins  fur  922.7  Mill.  Fr.  Kapital,  im  Ganzen  die  Schuld  sonach  3i57.9 
Mill.  Fr.  Zins,  12  633  Mill.  Fr.  Kapital  (ohne  Cantioncn,  Leibrenten  nnd  ohne  die  im 
französischen  Etat  zur  Staa[^schllid  j^esteill«  !)  Peii>ioiieu).  Die  an  Deutschland  ah> 
getretenen  fi'ehiete  hatten  fa^t  1.6  Mill.  Einwohner,  oder  fast  4.2  "  „  der  1866er  fran- 
zösischen Bevölkerung  von  38.2  Mill.  Itach  diesem  Vcrhältniss  der  Kopfzahl  bitte 
Elsass-Lotbringen  ron  der  Kentensehnld  etwa  492  Mill.  Fr.  Kapital,  allerdings  meist 
in  nur  3  0  Kente.  von  d^r  }raii/.en.  iiicl.  schwebenden,  etwa  5"0  Mill.  Fr.  zu  über- 
nehmen «rehabt.  Die  Theilung  der  fraii/.üsischcii  Stant.ssrlmhl  nach  der  Gebietsjxrösse 
der  abgetretenen  Landesthcile  baite  zu  einer  Belastung  von  nur  c.  2  6  "'o  für  das 
Reichsland  gefuhrt,  das  eben  durchschnittlich  bevölkerter  als  das  (ihrige  Frankreich 
war,  also  aiit  c.  "04.  be7w.  i^2^  "Mill.  Fr.  Schuldkapit.-d.  Eine  Berechnuni?  der  rela- 
tiven Leistungsfähigkeit  nach  Einkommen  oder  Vermögen  ist  mit  den  französischen 
statistischen  Daten  20  nnaldker,  ebenso  eine  solche  nach  der  bisherigen  Stonerbelastaiif 
bei  der  nicht  genügend  festsastcllcnden  Repartition  der  Zölle,  inneren  iudirecten  Ter- 
branchs-  nnd  Verlehr s^tcixTn  (Enrejdstremcnt  und  Stempel).  Nach  Verhältnis*?  bloss 
der  dirccten  Hauptsfeucni  hätte  Elsass-Luthringcn  c.  37»  7»  der  französischen  Staats- 
schuld zu  ttbemehmen  gehabt  Bei  der  Uebernahme  der  von  Prankrdeh  verlangten 
Snmnie  von  "."»O  Mill.  Fr..  .'^ell)st  nur  3  Konto  durchTrcj:i:  VRran^rlilaf^t .  hatte  das 
Kcichsiand  jährlich  24.5  Mill.  Fr.,  oder  fast  20  Mill.  M.  Ziusculast,  ohne  Tilicang, 
aufbringen  müssen,  d.  h.  selbst  von  seinen  gegenwärtigen  Landosstenern  (1899)  c.  70 7«« 
Es  bat  den  ungemein  grossen  finanzidien  Yortheil  genossen,  durch  den  DebergtDf 


Digitized  by  Google 


Dm  elBan-lodiifB§;bcli6  FinaiitweMn. 


375 


an  DcntscLIaml  von  dieser  Last  befreit  ZU.  Verden  und  in  bleibeo.  Seine  gttnadgo 

Finanzlage  eildärt  sich  mit  daraus. 

Da  der  Havptentsteliangsgraiid  medener  Staatsscbnlden  in  Friedenaidten,  die 

Bildung  Ton  Eiscnbahnscbaldeo,  mangels  eigener  StaatsbahrieD  des  Landes  fortfiel,  hat 

dn«  Reichsl.iüd  auch  nur  in  p;^riiip<?tri  Maasso,  für  Ablösung  von  Lasten  (namentlich 
dcu  Kackkauf  der  bisher  verkäuflichen  Justiz^tellen),  für  gewisse  Meliorationen,  später 
etwas  Schulden  anfgenommeo ,  in  Form  der  Remensehiild ,  die  einer  regelmiasigen 
Tilgung-  unterliegt.  So  kostet  die  Staatsschuld  für  Zins,  Tilgung  und  Y.jrwaUani):  im 
Etat  TOQ  im  noch  Dicht  1  Mill.  M.  m2Ab'd  M.),  nar  etwa  3.4  V»(ies  Steaerertrags. 

2.  Das  ReichBland  trat  uogeachtet  dieser  Befirdiiiig  yom  An- 
tbeil  an  der  französischen  Staatsschnld  in  den  Besitz  des  bisherigen 
französischen  Ertrag  gebenden  Finanzvermftgens,  das  vor- 

Demlich  in  werthvollen  Staatsforsten  bestand.  Es  bezieht  dar- 
aus erbebliclie  Reinerträge,  welche  entsprechend  den  Stenerbedarf 
des  Landes  erniUssigen.  Nach  Lage  der  Dinge  hätte  es  wohl  in 
Fraüc  kommen  können,  ob  diese  Objecte  nicht  in  das  Finanz- 
vermögen des  Deutschen  Reiches  Ubergehen  sollten.  Auch  die  aus 
dem  französischen  Tabak monopol  herrtthreode  TabalLmana- 
f a  c  t  ü  r  in  Strassbnrg  ist  dem  Reichslande  ttberlasaen  worden  und 
wnrde  anf  dessen  Rechnung,  natttrlich  nunmehr  ohne  Monopol- 
Torrechte  fortgeführt. 

S.  ttber  das  ebtsS'lethTlncrische  Flnanzvermögen  im  Beginn  ^er  deatschen  Periode 

auch  Laban  d  in  Ilirfh's  Annalr-n  1873,  S.  563.  Er  inarht  ebenfalls  geltend,  dass 
bei  der  Befreiung  des  Landes  von  der  Mitbclastung  durch  die  französische  Staatsschuld 
sich  wohl  An$>prOche  des  Reichs  auf  das  dem  Lande  aus  dem  franzOsisclien  Staats- 
veimOgen  zugefallene  FinanzvennOgen  hätten  ableiten  lassen.  Einrichtung  der  Staats- 
Forstverwaltnng  durch  Gesetz  vom  30.  Dec.  1871.  Im  Etat  fUr  1899  steht  die  Staats- 
Forstverwaltung  mit  einem  Kohertrag  von  6.158.000  M.  und  einem  ü^ioertrag  foq 
8.191.000  If.,  c  11  "/o  des  Rohertrags  der  Landesstevem ,  die  Tabakmannfactar  mit 
150.000  M.  UeberscbiJss.  Anderes  domanialos  (privatwirthschaftliches)  Verinö-^en  hat 
das  Land  nicht.  S.  im  AUfreineincn  die  amtliche.  ..Denkschrift  über  die  Finanzen  von 
El»ass- Lothringen  bis  zum  Laudeshauahaltetat  1876"  und,  z.  Th.  danach,  Hertz og, 
25  Jahre  deutscher  Finanzverwaitong  in  Elaaas-Lothiingen,  in  Jahrbttcbern  für  Nal.O^. 
im,  la  F.,  B.  17,  S.  808  ff. 

8,  Die  Eisenbahnen  im  Reichslande  sind  nicht  Staats- 
bahnen ,  sondern  Reichsbahnen  im  Reichsbesitz  nnd  in  Reichs- 

yerwaltung. 

Die  aus  der  französischen  Zeit  stammenden  gehörten  ehemals  zum  Netz  der 
üransOsiscben  Ostbahogesellschaft   Sie  sind,  ohne  Betriebsmateilal«  Pahrpark  n.  s. 

im  Friedensvertrag  von  1871  an  da^  Deutsche  Keich  mit  abgetreten  worden,  zn  einem 
Werthanschlaj?  von  H'J5  Mill.  Fr.,  welcher  von  dem  Betrap  der  Kriegsentschädigungs- 
somme  von  5  Milliarden  l-'r.  abgcrcchuci  worden  ist.  Demgemäss  sind  sie  in  das 
Finaozvermögen  des  Reichs  Qbergegangen .  von  diesem  aach  mit  Fahr-  und  Betriebs- 
material auf  seine  Rechnung  aii«frcstattct,  alhnMig  erheblich  ausgebaut  und  ausgedehnt 
worden  und  werden  auf  Rechnung  des  Reichs  von  einem  eigenen  Reichsamt  und  der 
Stnssbnrger  Geneinldirection  rervaltet  Die  DebeischOssc  (jetzt,  nm  1899,  jährlich 
2S— 27  Mill.  M.)  Siessen  also  in  die  Reicbacaase. 

4.  Die  im  Jahre  1871  bestehenden  Zölle  nnd  inneren 
Reichsstenern  sind  in  Elsass- Lotbringen  nnter  Fortfall  der 

25* 
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eDtspreehenden  bisherigen  französischen  Abgaben  ^  einschliefwiich 
der  Monopole  (Tabak,  Pulver)  alsbald  eingeführt  worden  und 
wurden  hier  in  derselben  Weise  eingerichtet  nnd  verwaltet,  wie  in 
den  anderen  Giiederstaaten,  unter  der  Oberleitnog  einer  besonderen 
Generaldirection ,  jetzt  der  Verwaltnng  fttr  2S0Ue  nnd  indireete 
Stenern.  Doch  ist  die  Branntweinsteuer  noch  kurze  Zeit,  bis 
1873,  die  Biens teuer  wie  in  den  anderen  süddeutschen  Staaten 
dem  Reichölaiidc  bisher  überhaupt  verblieben.  Das  kommt,  wie  in 
diesen  Staaten,  dem  Reiche  gegeuüber  und  bei  dem  höheren  Ertrag 
der  Landesbiorsteiier,  verglichen  mit  der  Reichsstcuer  in  Nord- 
deutschland,  au(  h  liier  auf  ein  werthvolles  finanzielles  Privileg 
hinaus,  wenn  dalür  auch  höhere  Matricularbeiträge,  mit  zum  Ersata 
der  Biersteuer,  gezahlt  werden  müssen.  Die  späteren  Veränderungen 
an  der  Gesetzgebung  des  Reichs  Uber  Zölle  und  Steuern  sind  dann 
fttr  Elsass- Lothringen  ebenso  wie  fttr  die  anderen  Gliederstaaten 
eingetreten,  mit  denselben  etwaigen  Rttckwirknogen  auf  die  inneren 
Landessteuem,  so  in  Betreff  der  Reiebsstempel  Aneh  ist  die  fran> 
zOsbebe  Post  und  Telegraphie  alsbald  durch  die  Reichsrerwaltnng 
dieser  Zweige  ersetzt  worden,  das  Reichsland  gehOrt  daher  zum 
Reichs  -  Püst-  und  Telegrapbengebiet,  was  die  entsprechenden 
gleichen  finanziellen  Folgen  für  die  Berechnung  der  Matricular- 
beitriige  zwischen  dem  Reich  und  dem  Keichslande  hat.  wie  iu  dea 
anderen  Gliederstaaten  ausser  Baiern  und  Württemberg  mit  ihren 
eigenen  Verwaltungen  dieser  Verkehrszweige.  Von  grosser,  (iber 
die  finanzielle  noch  hinausgehender  allgemeiner  wirthschaftiicher 
und  politischer,  indirect  auch  socialer  und  nationaler  Bedeutung 
war  Ton  allen  diesen  Maassregeln  namentlich  die  alsbaldige  Ans- 
Scheidung  des  Reichslands  aus  dem  französischen  und  seine  Ein- 
verleibung in  das  dentBche  Zoll-  und  damit  Wirthschaftsgebtet 
Denn  dadurch  wurde,  bei  dem  Gharacter  des  modernen  Landes- 
grenzzoUgebiets  als  territorialer  Basis  der  beimisehen  nationalen 
Volkswirthschal't ,  die  wirthschaftliche  Trennung  von  Frankreich 
und  Verwachsung  mit  Deutschland  iu  ganz  besonderem  Maasse 
und  mit  weittragenden  sonstigen  Folgen  für  alle  Seiten  des  Volks- 
lebens eingeleitet  nnd  hciOnierf.  Auch  die  Aufliebuug  des  Tabak- 
monopolö  war  gerade  nach  den  Tabakbau  Verhältnissen  des  Reichs* 
landes  ein  besonders  wichtiger  Vorgang. 

Einzelne  hierher  gehöfifo  Maassrogeln  ▼arcn  schon  ror  der  £in?erIeiboDg^  das 
Keichsbrids  und  der  reiclisgesct/lichcn  Kef^cluntr  der  Dinge  durcL  «Jas  Goneralgouvonifj- 
ueot  erfolgt  (so  durch  Vurordn.  vom  3.  Mai  Y.  Uber  Tabaksteuer  rem  7.  Juni 

Die  aUgmoiae  Ei&fabruoj^  der  deotsek»  Zoll-  und  Steaargcsetz^ebaog  hat 
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das  Gesetz  vom  17.  Juli  1871  gebracht,  dta»  am  7.  Aug.  1871  im  l?oic}is]and  in  Kraft 
getreten  ht.  Durch  Kt  ic iisjrcsetz  vom  17.  Juli  1871  wurde  der  Artikel  33  ilcr  Keichs- 
vcrfassong,  betr.  die  Ktnhcit  and  Zollgrenzumscliliessung  deutschen  Zoll-  und 
HaadelBfreblels  und  den  freien  Yerlcelir  .vnter  den  Bondesetaaten  In  BlaaM-Lothrinf  en 
Youi  I.  Jan.  1872  an  in  Wirksamkeit  jresot/t.  Im  WostMillirlu  n  ward  dieser  freie 
Vorkehr  schon  von  Ende  August  1871  an  hergestellt.  Der  Zoltdienst  gcecn  die 
Schveiz  war  schon  seit  4.  Mai.  gegen  Frankreich  vom  7.  Aug.  1871  an  durchgeführt 
worden.  Um  den  Cebcrgang  zu  mli  ichtern.  waren  aber  in  Friedcnsvertnge  Dodk 
zw'-' }  dem  Rciclislarnle  Tind  Frar)kr.-i(  Ii  Vrrkehrserleichterungcn  geblieben,  nament- 
lich wurden  elaass-lothnngiscbe  Prodnctc  in  Frankreich  und  gewisse  französisiche  im 
R^iicbabnde  bis  Ende  1871  tollfrei,  im  1.  Halbjahr  1872  zo  im  zveiten  zu 
der  allgean  itnMi  Zollsät/e  zugelassen  (s.  bes.  Zasatzconvention  vom  11.  Ocf.  1871  zum 
Frankfnrter  l'riedcn).  Die  Erricbtanir  un<l  Einrichtung  der  Direction  der  Zölle  und 
bicucrn.  uiijc  Behörde,  welche  zugleich  da.-«  Karegistremeut  unter  sich  hatte,  und  der 
Zollbehörden  und  sonstigen  StenerSmter.  so  für  die  Salzsteuer,  war  noch  vor  Ende 
1871  allgemein  durchgeführt.  Durch  das  Ki  iob?jref!ct;:  rom  16.  Mai  1873  wurden 
die  frtlheren  franzdsischen  Abgaben  von  Branntwein  (droit  de  con&ommation,  Ver- 
branchaabgabe,  und  droit  dVntr&e,  Eingangsabgabe)  aufgehoben  nnd  die  norddeutsche 
Branntweinsteuergesetzgebung  (Gescz  vom  8.  Juli  1868)  im  Reichslande  vom  1.  JuU 
1873  an  einsr^^fuhrt.  Der  Ertrag  floss  in  die  K'-  i  -h^cnssn  nach  den  g^'M-t/lichen  Ab- 
zügen vom  Kohertrag  (u.  A.  15  %  der  Gcsammtoianahmc  fur  Erhebungs-  und  Ver- 
waltonKskostenK  Die  Bdassnnr  der  Biers tener  „bis  anf  Weiteres*'  fllr  das  Reiehs- 
land  bcrnlit  auf  §.  4  des  <!i  s.'t/.cs  vom  2o.  Juni  1873  betr.  die  Einfiihrunsr  der  Keichs- 
vcrfassung  in  Ebass-Lothringen.  —  Das  Keichs-Wechsetstempelge^e  tz  von 
trat  durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1871  im  Kcichsland  in  Kraft.  Mit  der  Kinfuliruug 
des  Rcichspoat-  and  Telegraphenwosens  fielen  folgerichtig  gewisse  im  fnu' 
zösischcn  Po*itwe«en  vorkommende  und  mit  die'^em  znnriclist  an  das  Reich  ni>er- 
g^^ngene  Stempelabgaben  fort;  mit  der  Einrichtuug  der  Ueichsbahoeo  ferner 
die  franzflsisehen  betreffenden  Eisenbahnabgaben  (Transportstener,  s»  Fin.  III,  §.  28^. 
1,8.  für  alles  hier  Berührte  liosondcrs  den  1.  Verwaltungsbericht  des  Reichskanzlers  für 
1871 — 72,  betr.  Elsass-Lothringen ,  namentlich  im  Abschnitt  Finanzvorwaltong,  u.  A. 
in  den  „Annalen"  1872,  S.  861  ff,,  bes.  t^Sö  ti.,  auch  daselbst  die  üebersicht  über  die 
Gesetzgebung  Juni  1871  bis  Febmar  1872,  8.  553  (f.). 

Anf  Grund  des  fr.mz  >  Isen  Budgct.n  fUr  1871  hat  rnan  Seifens  *l.  r  .  Isa-s-lothrin- 
gischen  Verwaltoog  die  Summen  festzustellen  gesucht,  welche  aus  diesem  Budget  auf 
das  Reiehsland  fielen,  freilieh  nnr  bei  den  direcCen  Stenern  genan,  bei  den  ttbrigen 
ElualiiaMi,  die  sieb  im  Bodget  nldit  genan  nach  den  Localitüten.  aus  denen  sie 
stammen.  Zfrlczcn  la'^sen,  nur  8rhSt7.nn!rswpi''e.  narh  Verhülfniss  i]i;r  I'larhenirrA'^se  bei 
dem  Rohertrag  der  Waldungen,  nach  Verbäitniss  der  Bevölkerungszahl  bei  den  übrigen. 
Ihuiacb  wlien  ans  dem  franzMsdien  Bodget  57.80  Mill.  M.  anf  das  Reichsland  ge- 
fallen, von  diesem  Betrage  19.21  Mill.  M.  zu  GuDst^n  tler  Reichscabse.  38  r.9  Mill.  M. 
zu  Gunsten  der  Lanücscasse  {ß.  die  Denkschrift  von  187G  und  danach  Uertzog 
a.  0.  S.  809). 

1d  fiscaÜBcher  Hinsicht  und  anlangend  die  Art  and  Höhe 
der  Stenerbelastung  ist  der  Uebergang  des  Reich slan des  ans  dem 
französischen  in  das  deutsche  Reichsstcuerrecht  fast  durchaus  mit 
zum  Tbeil  sehr  erbeblieben  (Tabak!)  firleicbtemngen  Terbonden 
gewesen,  so  im  Zolltarif,  in  der  Zocker-,  Branntwein-,  Tabaksteuer, 
dem  Stempelwesen,  dem  Eisenbahn-  nnd  dem  Postwesen.  Kar  in 
der  Salzbestenemng  ist  eine  kleine  Stenererbahung  eingetreten,  die 
aber  dnrcb  die  viel  bedeutenderen  sonstigen  Erleicbtemngen  bei 
Weitcia  auli;LWogen  wird.  Durch  die  späteren  Entwickln np^cn  des 
Reicbszoll-  und  Stcuerwcsens  sind  diese  Heiastungen  zwar  fttr 
Elsass-Lothringen  wie  fUr  das  ganze  Reichsgebiet  gesteigert  worden. 
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Aber  immer  noch  lange  nicht  in  dem  Maasee,  welches  sie  theils 
schon  um  1870  io  Frankreich  erreicht  hatten,  theils  und  namentUcli 
aber  seitdem  dort  erreicht  haben.  VVelehe  Last  mUsste  Elsass- 
Lothringen  y  wenn  es  franztfsiseh  geblieben  wire>  z.  B.  allein  sehon 
an  der  so  riesig  gestiegenen  franzOsisohen  Staatsschnld  mit  ihrem 
Jahres-Zinserfordemiss  von  Uber  800  Mill.  M.  mit  tragen,  auf  den 
Kopf  an  20  M.,  gegen  einen  Antheil  an  der  Reicbsschnld  Ton 
1.4  M.  nnd  an  eigener  Landesschnld  von  0.60  M.,  also  znsammen 
von  2  M.!  So  kann  auch  in  dieser  bilanziellen  Hinsicht  das  Keicbs- 
laod  mit  dem  Wechsel  der  Dinge  recht  zulrieden  sein. 

S.  Minister  DoibrUck's  Aeasscruugen  in  der  Rcichstag^scommission  betr.  die 
Yefeinigung  von  Ebass-Lothring;cQ  mit  dem  Reiche,  Bericht  vom  10.  Mai  1871,  n.  A. 
in  den  „Anntlen"  1871,  S.  871.  lu  der  genannten  Denkschrift  von  1876  wird  be- 
rechnet, dass  aus  dem  französischen  Budget  für  1871  für Elsass-LothriiigeD  aasschieden 
und  an  das  Deutsche  Kelch  als  Einnahme  folgende  Beträ^^e  lieieu: 


Tab.  (k>. 

d.  i. 

zu  derselben  Zeit 

1000  M.  Mfd.Kopf  Kopfbclastung  nemlldi  fm  Befclio  m: 

Mark 

im  D.KcichM. 

228 

0.15 

0.18 

WcchsclstiMnpel. 

4101 

2.66 

1.78 

ohne  S&lz,  Zucker.  Bräunt- 
vein«  Tkbak  im  Beieh, 

Sslzsteiicr 

1051 

0.62 

0.96 

Zoll  «od  Steuer, 

XtUbenzuckeräteuer  .   .  . 

2087 

1.3.5 

1.18 

Zoll  und  Steuer, 

Wein-  ü.  Branutreinsteoer 

2420 

1.57 

1.35 

Branntweinst. allein,  Zoll  n. 
Steuer,  norNordUcutschl. 

Tabak-  u.  Pul vennon.  (netto) 

5834 

3.78 

0.36 

Zoll  u.  Steaer,  nur  Tabak, 

Posteiunahme  (brutto)  .  . 
Telegraphen  -    •     .  . 

3079 
406 

1.99 
0.26 

1  2.8 

in  1872  im  Bciclissebiet 

Sninino  • 

19206 

12.44 

8.61 

Die  Kopfdaten  sind  nur  ann&bornngsvdse  tirisclien  den  franzSsisclien  Steaeni 

und  Abgaben  in  Elsass-Lothringen  und  denjenigen  im  Deutschen  Kcirh  vi  rgleichbar, 
aber  die  (lesamnitrcrminderung  der  hier  angeführten  B(?!a*;tun<:cn  war  später  in 
Elsasü-Lutliriijgcn  unter  deutscher  Herrschaft  ungefähr  lui  Vcihaluiias  wie  12.4  :  b.C, 
d.  i.  eine  uin  '\ — '  3  g:cringcre  Belastung,  wie  auch  Daten  fUr  die  Keicbseinnaliin«n 
aus  d.  m  Keichslande  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre,  als  Alles  in  ruhigen  Qang  ge- 
kommen war,  ergaben. 

g.  110. —  5.  Die  eigene  Landesbestenernng  in  Elsass- 

Lothringeu  beruhte  einstweilen  auf  der  bisherigen  französischen 
-Gesetzgebung,  bi.s  die  Landesgesetzgebnng  Aenderunge«  getroften 
bat.  Dies  ist  nach  und  nach  in  erhebliclieni  L'mt'aug  uud  Maass 
geschehen.  Die  Keichsgesetzgebung ,  welche,  wie  schon  bemerkt, 
zu  solchen  Aenderungen  auch  compcteut  gewesen  und  nach  dem 
«rwähnten  Gesetz  vom  4.  Juli  1879  geblieben  ist,  hat  doch  von 
diesem  ihrem  Hechte  nicht  Gebrauch  gemacht. 

Hiernach  sind  ans  der  französischen  Zeit  als  Landesstenera 
verblieben:  die  direeten  mit  ihrem  Znbehtfr  nach  französischem 
Steneirech^  yon  den  indirecten  Verbrauchs-  nnd  verwandten 
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Abgaben  die  Bier-  und  die  Weinsteuer  nebst  den  gewerblichen 
Licenzabgaben,  von  sogen.  Verkehrsfltenern  und  ver- 
wandten Abgaben,  tbeilweise  anch  gebttbrenartiger  Natnr,  die 
Stempelabgabisn,  soweit  nicht  das  Retchsreoht,  wie  bei  Wechsel- 
Stempel  nnd  Postwesen,  Verftndemngen  gebracht  nnd  die  weitere 
Entwicklung  des  Reichsrechts  es  später  gethan  hat,  nnd  nament- 
lich das  Enregistrement,  das  einstweilen,  wie  bisher,  die  Erb- 
Schafts-  und  kSchenkungs Steuer  eiiischioss.  Die  Stempel-  und 
ßegisterabgaben  werden  neuerdings  amtlich  unter  dem  Namen: 
„Verkehrssteuern"  zusamraengefasst  und  die  betretVenden  Eu- 
registrcmentsamter  sind  demgemäss,  lbü6,  mit  dem  amtlichen  Namen 
„Verkehrssteuerämter"  belegt  worden.  Die  Gerichts- 
abgaben u.dgl.  haben  in  Folge  der  Reiehsgesetzgebnng  Uber  die 
Materie  später  Yerändemngen  erfahren. 

Anf  die  Daistellung  dieser  Besteaerung  iransOsischen  Ursprungs 
brancht  hier  nnter  Verweisung  anf  die  eingehende  Behandlnng  des 

Gegenstands  im  3.  Bande  dieses  V/erks  nicht  eingegangen  zu 
werden.  Das  französische  Steuerrecht  war  seit  der  ersten  Revolu- 
tion vollständig  unilicirt  geweseu  und  hatte  in  Elsass- Lothringen 
ebenso  wie  im  übrigen  l^rankreich  gegolten.  Es  bandelt  sieh 
daher  hier  nur  um  die  Darstellung  der  Fortbildung  dieses 
Rechts  im  Reiehslaude  seit  der  deutschen  reriode  von  1871  an. 
Gerade  daran  knüpft  sich  auch  das  allgemeinere  finanzwissenschaft- 
liche Interesse.  Im  Folgenden  wird  deshalb  die  um  1671  im 
Reiehsland  bestehende  StenergeseCzgebnng  nnd  factische  Besteaemng 
als  bekannt  Toransgesetzt  nnd  werden  nnr  die  Reformen  in  der 
dentschen  Zeit,  in  der  obigen  Reibenfolge  der  Steuerg nippen, 
liehandelt. 

Znr  Vergleichung  ist  auf  die  Entwicklung  des  französischen 
Steuerrechts  in  Frankreich  selbst  seit  1871  zu  verweisen,  wie  sie 
im  Bande  der  Fiuanzwissenscbaft  und  im  Ergänzungsbeft  dazu 
ihre  Darstellung  (bis  1896)  gefunden  hat.  Die  Vergleichung  fällt 
durchaus  zu  Gunsten  des  Keichslands  aus,  in  welcher  das  aus  der 
französischen  Zeit  überkommene  Steuerrecht  erfolgreich  verbessert 
worden  ist,  wie  in  der  direeten  Besteuerung,  der  Weinstener,  der 
Erbschaftssteuer.  In  Frankreich  haben  dagegen  mehrfach  nur  die 
dringenden  Finanzbedtirfnisse  zn  Veränderungen  getührt  nnd  so 
die  Saperfiscalitftt  der  französischen  Besteuerung  noch  gesteigert, 
andere  gelungene  Reformen  waren  weniger  eingreifend  und  haben 
nicht  so  yiel  gebessert  Vielfach  sind  nur  Anläufe  zu  Reformen 
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gemacht,  aber  misslungeii  (EinkomrnensteuerbewegtiDg!).  Anch  in 
dieser  Beuebung  kann  das  Keichsiand  mit  der  £ntwickluug,  welche 
sein  eigenes  Steuerwesen  seit  seiner  Constitnirnng  als  Glied  des 
Deotscheo  Beiehs  geDommen,  wahrlicii  zufrieden  sein. 

§.  III.  Die  (lirccte  Besteuerung.  In  der  ersten  Zeit, 
während  des  und  uach  dcoi  Kriege,  machte  die  VerwaltUDg  der 
directen  wie  aller  Steuern  Schwierigkeiten,  weil  die  französischen 
staatlichen  Steuerorgane  vielfach  den  Dienst  niedergelegt  hatten 
und  die  betreffenden  Beamten  davongegangen  waren.  Bei  der 
Neubesetzung  der  verlassenen  Stellen  litt  man  anfangs  am  Mangel 
geeigneter  Beamten,  doeb  gelang  es  grossentbeils  sebon  im  Jahre 
1872,  solcbe  herbeizuzieben  und  im  Dienste  einznttben,  so  dasB  der 
ganze  Veranlagungs-  und  Erbebungsdienst  der  dtreeten  (wie  auch 
der  übrigen)  Besteoemog  bald  wieder  in  Ordnung  gebracht  war. 

Beachtenswerth  ist,  dass  auch  unter  der  deutschen  Verwaltung 
die  liauzüöische  Kiurichtaiif^  von  Zuschlagen  fUr  specielle 
Zwecke  zu  den  directen  Ilauptsteuersummen  (priocipal)  zu 
Gunsten  der  Staatscasse  als  woblhewUhrte  Einrichtung  beibehalten 
worden  ist,  so  namentlich  diejenip^e  der  Ausl'allfon  ds  (fonds  de 
non  valeurs).  Die  Verwaltungsberichte  rühmen,  dass  diese  Ein- 
richtung es  in  der  schwierigen  ersten  Uebergangszeit  ermöglicht 
habe,  ,,die  erforderliche  RUcksicbt  auf  die  Verhältnisse,  welche 
eine  Scbonung  der  Steuerpflichtigen  nöthig  machen,  mit  den  Inter- 
essen des  Dienstes  zu  vereinbaren". 

S.  Vcnvaltungsbcricht  für  1871—72,  Annalen  1872  ,  8.  880.  Ccber  die  fran- 
zösischen directen  Steuern  Flu.  III.  §.  179  tf.,  üUcr  diu  sren.  Zuschl^tre  nnd  Fonds 
eb.  b.  426.  Ueber  die  directen  Steuern  in  Ebass- Lothringen  insbetionderc  s.  den 
Beriebt  des  Ahg.  Grad,  «.  A.  in  Anntlen  1879,  114—152.  Nach  dem  Etat  ftt 
l'^O',»  traten  /u  dein  Principale  ?ori  11.041.00<^  M.  din-ctcr  Stiuern  an  Zuschlägen 
für  al)<;cmcinc  Staatszwecke  noch  291.040  M..  an  Fonds  für  Specialiwecke  .500.400  M.. 
daron  Fonds  für  WioderumlaRen  SG.ÜOU  M.  (187  bei  der  Grundsteuer.  36.773  bei  der 
Pereonnl-  und  Mobiliarstcuer),  398.030  M.  Ausfallfonds  auf  das  Staats-Principale  uad 
auf  d  a  Bciratr  d«  r  Bezirks-  und  (ioraeindcuuilaffcn  (ausschlies^Iif•h  Wandergewcrbe- 
stcDcr},  nach  Art,  17  des  Gesetzeii  rom  13.  Mai  1863,  §.  62  des  (icsetzeü  roia  14.  Juli 
1895,  §.  89  des  Gesetzes  ram  8.  Juni  1896  (nemlich  0,8  "^l^  mit  49.590  M.  bei  der 
Grundsteuer,  2''/«  mit  116.400  M.  bei  der  (icbäudestcuer,  0.8*/«  mit  25.520  M.  bei 
der  Persona!-  und  Mobiliarsfcucr.  a  mit  20G  .')20  M.  bei  der  Gowerbesteuer),  end- 
iich  60.410  M.  als  landwirthächafilicher  HiÜ>iund9  (1  mit  81.067  bei  der  Groad- 
Steuer,  0.5  %  mit  17.000  bei  der  Oebäudcsteuer.  1  %  mit  17.120  bei  der  Personal- 
und  Mnhiliai^teui.r).  S.  Etat  für  1899,  S.  22.  Anrli  zu  dea  Bergwerksstevcm  et- 
folgen  Zuschlage  für  Ausfallfonds  (10  "/o),  Etat  S.  206.  — 

Unter  den  einzelnen  vier  grossen  direeteu  Stenern 
des  franzüsischcD  Systems,  der  Grundsteuer,  wriche  zunächst 
noch  die  Gebändestener  in  sieb  entbielt,  der  Thür-  nnd 
Fensterstener,  der  Personal-  nnd  Mobiliarsteneri  der 
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drei  Repartitionssteucrn  des  Systems,  und  der  Gewerbe-  oder 
Patentstcuer,  der  Qaoütätssteoer,  war  eioe  jede  Dicht  niir  yon 
der  dentoebeD  VerwaUnng,  sondern  auch  im  Lande  selbst  als  mehr 
oder  weniger  mangelhaft  nnd  reformbedürftig,  die  eine  nnd  andere 
selbst  als  ersatzbedttrftig  erkannt.  Auch  ohne  dass  man,  wie  in 
Frankreich  nach  dem  Kriege,  vor  der  EventnalitiU  einer  Stenern 
erhöbnng  aneb  bei  dieser  Steuer  gestanden  hätte*),  war  ein  ein- 
laches Belassen  der  SteueiD  in  ihrem  bisherigen  ZubtaiKle  auf  die 
Dauer  nicht  wohl  möglich.  Die  Ungleichmässiskeit  der  Hela^stun^cn 
der  Censiten,  der  Steuersubjecte  und  Sleuerubjecte  durch  die  ein- 
zelnen Stpuem  nnd  wieder  innerhalb  jeder  einzelnen  machte  sieb 
allgemein  und  im  Laut  der  Zeit  oothwendig  immer  mehr  geltend, 
auch  wenn  die  Stenersätze  in  der  Hauptsache  stabil  blieben,  ToUends 
wenn  sie  stiegen  nnd  wenn  für  Bezirks-  nnd  Gemeindez  wecke  Za* 
sehlSge,  CTentnell  noch  in  wechselnden  nnd  wachsenden  Betrfigen, 
hinzutraten.  Mit  dem  Einbrach  der  landwirthschaftlichen  Krise 
aneb  im  Reichsland  erwies  sich  der  Druck  der  Grnndsteaer,  be- 
sonders in  den  Gegenden  stark  Oberwiegenden  Getreidebaoes ,  em- 
pfindlicher; zumal  die  Zuschläge  für  Bezirkszweeke  nach  der 
bestehenden  G-esetzgebung  bei  dieser  Steuer  hüber  als  bei  den 
anderen  dirccten  waren.  Das  Hindräugen  auf  Entlastungen  des 
randlicheu  Bodens  wurde  allniälig  stärker  und  ist  von  diesem  He- 
slreben  der  Weg  der  neuesten  Gesetzgebung  f  1890er  Jabre)  mit 
beeintiusst  worden.  Aber  auch  schon  vorher  wurde  man  bei  den 
^längeln  der  französischen  dirccten,  grösstentheils  aus  veralteten 
£rtragsstenern  bestehenden  Stenern  anf  die  Bahn  der  Beformen 
gedrängt 

£s  war  nur  natürlich,  dass  man  dabei,  wenn  auch  unter  Fest- 
haltung einzelner  guter  nnd  bewährter  französischer  Einrichtungen 
nnd  Bestimmungen  des  namentlich  in  formeller  Hinsiehs  ja  aus- 
gezeichneten französischen  Steuerrecbts^  doch  mehr  und  mehr 

die  fr  a  n  z  (is  i  s  c  b  e  n  GruiJtliagcu  v  er  Hess  und  mit  nach 
deutschen  Anschauungen  uud  gesetzgeberischen 
practischen  Mustern  vorging.  Die  Ubernüissige  Neigung 
des  franzJ^siscben  ►Steucrrecbts ,  möglichst  nur  nach  äusseren  oli- 
jectiven  Merkmalen  unter  Vermeidung  des  Eindringens  in  die  per- 
sönlichen und  die  Einkommens-  und  Vermögensverhäitnisse  diese 

')  Eine  Maassrejrel,  wd.  h.-  n.icli  rlor  Vcrai»In<rnn£rs?irt  dio-cr  Stfiit.TM  sehr  mias- 
lieh  ist  und  auch  ia  Frankreich  nur  bei  der  PAtcotsteucr  durchguluhrt  wurde  ^Fio.  III, 
§.  172—174,  210). 
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steuern  zu  veraniagen,  wurde  so  allmälig,  wenigstens  bei  der 
Gruppe  der  Gewerbe-  and  der  PersoDai-  und  Mobiiiarsten  er,  mehr 
yerlaBsen,  wenn  auch  noeh  niobt  immer  ToUständig.  Bei  den 
ReaUteaern,  der  Grund-  und  der  davoii  abgetrenntBii  Ge* 
bättdestetier,  welche  dann  mit  der  als  solcber  wegfallendea 
Tbttr-  und  Fensterstener  yereinigt  ward,  gescbah  das 
zwar  niobt  ebenso.  Hier  kann,  wie  es  auch  in  anderen,  ancb  den 
dentseben  Gesetzgebungen  gescbiebt,  nach  der  ökonomisch -tecb- 
nischen  Natur  des  Steuerobjects  inimerhiu  leichter  und  mit  ucui^^r 
Bedenken  die  Iksteueriing  nach  iüisseren  Merkmalen  durchgel'übrt 
werden.  Die  (agrarische)  Grundsteuer  wurde  aber  \veni^steo8 
tlieilweise  in  ihren  (Jrundlageu  ernennt  und  vei Ito^^sert,  wenn  auch 
unter  Festhaltung  ihres  technischen  Characters  und  ihres  Kataster- 
Systems,  und  die  nunmehr  verselbstUndigte  Gebäudesteuer 
wurde  wesentlicb  verändert,  mit  nach  deutschen  Mustern.  Die 
Gewerbesteuer  wurde  aus  dem  System  der  Besteuerung  bloss 
nach  der  Metbode  der  äusseren  Merkmaie  in  das  System  der  Be- 
steuerung nach  der  durcbschntttlicben  Ertragstähigkeit  hinttber- 
geführt.  Sie  hat  so  eise  immerbin  tiefer  greifende  Verindening 
erfahren,  wenn  sie  auch  immer  noeh  an  der  Grundlage,  der  vor- 
uemlicb  maassgebenden  Benutzung  der  äusseren  Merkmale,  testhält. 
Immerhin  wird  jetzt  durch  das  Voi.iiilagungsverfahrcn  eine  iVeicre 
Würdigung  aller  Momente,  von  denen  die  Ertra^'sfiihigkeit  abhängt, 
verbürgt,  so  dass  die  neue  Steuer  —  nach  der  s  i;:en.  Methode 
des  „Einschätzungssystems"  — wenigstens  einer  wirklichen 
Reinertragssteuer  sich  nähert,  in  Betreff  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  in  ihrem  ersten  Gliede  nicht  viel  Anderes 
als  eine  rohe  Kopfsteuer  (Fin.  III,  §.  191—193),  in  ihrem  zweiten 
Gliede  eine  nach  dem  Wohnungsaafwand  sich  richtende  plumpe 
Gebrauchs-  und  Genusssteuer  und  noch  unvollkommnere  Ein- 
kommensteuer (Fin.  III,  §.  191)  darstellt^  wurde  eine  Reform  ein- 
geleitet, ans  der  sie  als  eine  specielle  Einkommensteuer  vom  per* 
ulichen  Berufserwerb,  aus  Lohn,  Besoldung  und  freiem 
Erwerb,  nach  der  Art  der  süddeutschen  Gesetzgebungen  hervor- 
gehen wird.  Zimäclist  ist  ein  bezügliches  Einschätzungsverfahren 
gesetzlich  angeordnet  worden  und  eine  ])robeweise  \'erunlaguug 
darnach  erfolgt.  Die  grosse  Lücke  im  französischen  dirccten,  wie 
in  anderen  „modernen,  rationellen"  Ertragssteuersystemen,  die 
fehlende  besondere  directe  Steuer  auf  die  Leibkapital-Rente, 
welche  letztere  bisher  beim  Kapitalisten  höchstens  etwas  mit  durch 
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dessen  Personal-  und  Mobiliarsteuer  getrofieo  wurde,  ward  endlich 
durch  die  augebahnte  Einführung  einer  eigenen  neuen  Kapital- 
renten 8  teuer,  zunächst  ebenfalls  mittelst  gesetzlicher  Anordnung 
und  probeweiser  Durchfuhrung  eines  betreffenden  fiinschfttzungsver- 
ftbienSy  in  die  richtigen  Wege  geleitet.  Der  Abschlnss  wird  dann 
die  Anfhebnng  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  and  deren  Er- 
setinng  durch  die  durecteBerufserwerb-  (sogen,  specidle  Einkommen-) 
Steuer  vom  genannten  Arbeitsertrage  und  durch  die  Kapitalrenten- 
Steuer  sein.  Sind  alle  diese  Kefornien  der  einzelnen  directen 
Stenern  erfolgt,  so  wird  das  reicliftiäudische  directe  Steuersystem 
ein  anderen  bisherigen  süddeutschen ,  besonders  dem  baierischen 
und  wtirttembergischen  ähnliches  Steuersystem  sein:  ein  rationell 
ausgebildetes,  gegen  das  französische  immer  wesentlich  verbessertes 
und  vollständigeres  Object-  oder  Ertragssteuersystem,  mit 
den  Vorzügen,  aber  freilich  auch  mit  den  verblei benden  Mängeln 
elnea  solchen. 

Denn  wenn  auch  auf  diese  Weise  das  französische  System  der 
directen  Bestenemng  bereits  sehr  eingreifende,  zum  Theil  vOUig 
nmwftlzende  Veränderungen  und  damit  ohne  Zweifel  wesentliche 

Verbcsserungen  erfahren  bat  oder  demnächst  erfährt,  so  fehlt  ihm 
eben  immer  noch  eine  allgemeine  Ei  nkom  m  e  n  s  t  eu  e  r,  miu- 
destens  als  ausgleichendes  Glied  des  Systems.  Ducli  ibL  auch  daran 
bereits  gedaclit  worden ,  ja  der  Gedanke  der  Hiniiborlührung  der 
ganzen  stnatlichen  Eitragsbcsteuerung  in  die  alleinige  Personal- 
besteuerung hie  und  da  schon  aufgetaucht.  Die  Keformen  auf  dem  Ge- 
biete der  Personal-  und  Mobiiiarsteuem,  die  Einführung  der  Kapital- 
rentensteuer, die  Umänderung  der  Gewerbesteuer,  etwas  wohl  selbst 
die  Ansbildnng  der  Gebäudestener  kOnnen  auch  wohl  schon  mit  als 
vorbereitende  Schritte  in  dieser  Richtung  dienen,  auch  wenn  sie 
zanftchst  nicht  auf  dies  Ziel  selbst  gerichtet  waren.  Es  unterliegt 
aber  auch  jetzt  schon  keinem  Zweifel,  dass  die  erfolgten  und  an- 
gebahnten Reformen  auf  diesem  Gebiete  die  directe  Besteuerung 
als  reines  Ertragsstcucrsystem  des  Kcicbslauds  bereits  in  einer 
Weise  und  einem  Maasse  verbessert  haben,  wie  es  in  Frankreich 
durch  die  dortigen  viel  geringfügigeren  lieformen  seit  dem  Kriege 
noch  bei  Weitem  nicht  erreicht  worden  ist. 

Zorn  lehrreichen  Vergleiche  ist  auf  die  Darstcliuog  der  seit  1871  erfolgten  Ver- 
indeniDgen  auf  diesem  Stenemrebieto  in  FhuDltrelch  in  Fio.  III,  §.  172  ff.,  ttberbanpt 

§.  179—210,  uud  Ergänzuii^^äliL-ft  dazu  §.  12  KU  verweisen.  Auch  seit  1896«  wo  die 
Darstctiunsr  in  diesem  Hefte  abschliesst.  ist  man  nicht  weiter  celiommen.  trot2  des 
Strcbeos  uod  der  Yerssache  dazu.  Im  Allgemeineu  i>oust:  Per ruux- J  oppen,  die 
ünoillaiscbeii  dlracten  Stenern,  Sttasabnrg  1874. 
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Dio  ruichsländisclien  Gesetze,  für  weiche  das  legislative  Material  meistens  im 
Fiuauzarcliir  vorliegt,  sind  dio  folgcudcn.  Ucbcr  die  Grundsteuer:  Gesetz  vom 
81.  Här/  18S4,  betr.  die  BcrciDigiing  des  Katasters,  die  Ausgleichung  der  Grund«>tcDer 
und  die  Fortführung  des  Katasters  (s.  Denkschrift  über  Bereinigung  aus  1B^2'83. 
LaodeMU8scli.vcrh.  1802/03,  wcitoro  18S4.  Fm.arcb.  B.  3,  1886,  S.  203  ff  .  uit  Be- 
grQndong.  8.  219  ff.,  CommisBloiisbericbt  im  Lindcstosscliass,  tom  Abg.  Gnd,  z.  Th. 
in  den  Ännalen  von  Hirth,  1885,  8.  471  if.,  s.  auch  dio  Schrift  von  Joppen,  zur 
Rt_'^elnnfr  der  (jruiiflstciicr  in  Llsass-Lutluingcn  1877  tiiid  Pietzscb,  Studien  über 
Kataälcriraireh ,  Vurarbcii  m  deu  \*ei"haudlungca  über  die  Enicuerutig  des  Katasterb 
in  Elsass-Lotliriogcn,  Strassburg  1878).  Eiuo  Novdto  zu  dem  Gesetz  fon  1SS4  Id 
das  Gesetz  vom  6.  April  1892,  betr.  Abändciun^^  jenes  Gesetzes,  es  trat  darin  aa 
Stelle  des  Abscbuitts  11,  (§.  25 — 48)  dos  frUberun  Gesetzes  ein  neuer  Abschnitt  II, 
obenftlls  §.  25—48,  Uber  die  Eioschfttziiiig  dei  Gniiid«te«er  ? emitteltt  Neseinscb&izcng 
der  Grundstücke  und  (iebäudc  (s.  Fiii  :iicli.  B.  12,  1895,  8.  675«  VerlMudlaugen  im 
Landcsausschuss  isvi'j).  Ausfuhruugsbestimmungen,  bezw.  Anweisungen  für  das 
V erfahren  bei  der  ]N'eucin&chätzuug  der  nicht  bebauten  Liegenschaften,  zaleUt  nea 
gefonst  UDter  dem  27.  Oct  1897  and  24.  Mai  1899  (aus  dem'  Central'  nad  Bezirfcs- 
Amtsblatt).  —  üebci  die  G  c  b  fi  n  d  es  teuer:  genanntes  Gesetz  vom  6.  Apr.  1892,  in 
neuen  §§.  40 — 48  au  Stelle  der  alten  des  Grundsteuergesetzes  von  1884,  ferner  Gesetz 
vom  14.  Juli  1895  (s.  Fin.arcb.  B.  12,  S.  679,  daselbst  überhaupt  der  Aufsa.tz  von 
Botb,  S.  662,  über  die  Reform).  —  Ucber  die  Gewerbesteuer:  Gesetz  vom 
6.  Mai  1893.  betr.  Gewcrbesicuereinschätzung,  Gesetz  vom  f^.  Juni  1896,  betr.  die 
Steuer  selbst  (ü.  im  Fiu.arcb.  B.  14,  1897.  S.  873).  Cemmentar  von  Botli  und 
Gioseke.  Ferner  Hotmer,  Reform  der  Geverbebesteneriing  In  Elsaas-Lothtingeo, 
1896.  Gesetz  über  Wandergewerbesieuer  vom  8.  Juni  1896  (Fin.aich.  B.  14.  | 
S.  80r?).  Commcntar  von  Roth.  —  Ucber  B erj; wer k ste  ii  e  r  ii :  Abänderung  d»»-? 
fraiiZuaiachcn  Gesetzes  vom  21.  April  1810  durch  Gesetz  vom  10,  bcc.  1873,  Ab- 
indernng  dieses  Gesetzes  wieder  dnreb  Gesetz  rem  2.  M&rz  1896.  —  Gesetz  Ober 
Kapital-,  Lohn-  und  Bcsoldungserniittluug  vom  2.  Juli  lSt)8  (Fin.arcb. 
fi.  16.  1899,  S.  345.  daselbst  S.  328  if.  aus  der  Begründung).  —  Ergänzend:  Gesea 
vom  29.  März  1897.  betr.  Erbebong  Ton  Abgaben  bebofi»  Decknnr  der  Ausgaben  der 
Handelskammern,  mit  Ausführungabestiumuugeti  vom  31.  Juli  1898.  Commentar  roa 
Scheid.  —  Die  betreffenden  leuislativcn  und  parlamentarischen  Materiaiieii  refdanle 
icli  der  Gute  des  Herrn  Uuterstaaissecrelärs  von  Schr&ut.  — 

§.  112.  Die  Grandsteuer.   Die  neuen  BestimmtiDgen  filier  > 
sie  nach  den  Gesetzen  von  1884  und  1892  waren  im  Wesentlichen 
die  folgenden.  Das  erste  Gesetz,  das    »gen.  Katastergeaets» 
ordnete  eine  dreifache  Reibe  von  Maassregeln,  eine  Bereinigung 

des  Kata;>ters,  eine  Ausgleichung  der  Grundsteuer  und  eine 
Fortführung  des  Katasters  an. 

Die  Bereinigung  betraf  eine  Revision  der  Angaben  des 
Katastcf  s  über  die  Besitzer,  die  I^age,  Groj^se,  dauernde  BenntznnjE: 
(Cuiturartj  der  einzelnen  Liegenschaften  (Grundstücke  und  Gebäude) 
in  sämmtlichen  Gemeinden. 

Sie  erfolgte  entweder  durch  einfache  Berichtigung  (Prüfung,  Kichtigtiteüan^r. 
Ergänzung)  der  vurhandeoeu  Kataaterurkundeu .  oder  durch  Erneuerung  auf  Gruud 
einer  rollslindigen  Siackrermetsung  (Gesetz  von  1884.  §.  1).  Das  Gesetz  stellte  die 
Grundsätze  und  Normen  filr  beide  Bereinigunü^metlioden  auf  (§.  3 — 11  und  12 — 24). 
regelte  auch  die  Kostentragung.  Dio  zweite  MetLode  konnte  von  Amtswegen  verfügt 
Werden,  wenn  die  erste  nicht  ausreichte,  aber  auch  auf  Antrag  des  Gemcinderatbs 
wie,  unter  gewissen  Bedingungen,  -Icr  bcthciügten  Grundbesitzer  erfolgen  (§.  12,  13). 
Die  Maassrcgt'l  st'lhst  fand  ihre  Begi uiuliiiii:  in  der  allgemein  anerkannten  Mansrel- 
baftigkeit  des  Katasters,  welche  namentlich  die  Fol^c  uogenUgcuder  Fortführung  der 
KatastermatteiToUen  nnd  unterbliebener  Ergänzung  von  Kart«  uid  floibnch  wai; 
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Insbesondere  waren  die  vielfachen  Grundstücktheilan«ren  niclit  ordentlich  rcrmerkt  worden. 
Anf  Grand  fon  Prol>earbeiteQ  und  um  Zeit  ond  Kosten  zu  sparen,  fasstc  man  zu- 
Blchat  keine  rolbtändifo  Nenrormessoog:,  noch  OrMixrcststellonfr.  noch  Vennarlntni^ 
ins  Auge,  sondern  wcscnilicli  nnr  eine.  Rcric]itifrnn«r.  Indessen  sind  dann  doch  hinter- 
her bei  der  Darchfuhruni!:  der  Rcreinif;nn^  dio  Parcellenvermesäungcn  mit  Flächcn- 
r^lialirang  und  Grandbtücksvcrmarkungcu  umfangreicher  geworden,  weshalb  die  Ope- 
ntion  auch  l&npere  Zeit,  als  erwartet  worden,  in  Ansproch  nahm.  Mit  deshalb  kam 
c  d  \nn  ZU  dem  Gesetz  von  1892  und  zur  Abtrennung  der  GebSudesteucr  von  der 
(irundsteucr  und  der  selbständigen  Ausbildung  der  letzteren.  Die  Urundlago  dos  alten 
Kalastenyatent  blieb  bei  der  Nenoidnting  gewahrt:  Parcellar-,  Reinertrags- 
«od  Eineehitsaaraaysteiii. 

Die  Fortfuhrung  des  Katasters  nach  dessen  Neuaul- 
stelluDg  und  ErgüDzuog  erfolgt  ioi  Wege  der  juiirlicheu  Kicbtig- 
stellüDg. 

Dabei  haben  die  EigenthUmer  Uber  dio  Liegenschaften  die  erforderlichen  Nach- 
▼eise  IQ  geben  und  Urkanden  Tonaveisen  (Gesetz  reu  1884,  bes.  §.  49,  50).  So 

soll  eine  sichere  Erhaltunn;  des  Katasters  anf  der  Gegenwart  für  die  Zukunft  verbllrsijt 
werden,  wa>  bisher  nicht  u;enüijcnd  gesclielien  war.  Zu  Aufsichtszwecken  wurde 
dabei,  nach  Analogie  der  ticöet^gebuug  der  deutschen  Nachbarstaaten,  das  Institut  der 
„Feldifeschworcne  n**  in  jeder  Oeneinde  oingoführt  und  diesen  Personen  auch 
die  Besorgung  des  SetMOS  Ton  Gxenateinen  nnd  Grenzmarken  ttbertiagen  (Gesetz  toh 
1884,  §.  54). 

Die  BestimmuDgen  (Iber  die  Aasgleicbmig  der  Grand- 
Btener^  Im  Gesetz  Ton  1884,  welche  durch  neae  im  Gesetz  tod 
1892  ersetzt  worden  sind,  hatten  im  Anschlass  an  die  Kataster- 
bereinlgoDg  eine  allgemeine  Revision  nnd  Ansgleiehnng 
der  Gmndstenerreinerträge,  sowohl  der  Grund stflcke  als  der 
Gebände,  angeordnet  (Gesetz  von  1884,  §.  25).  Hier  war  also  noch 
an  dem  dem  bisherigen  französischen  ?5teuerrecht  entsprechenden 
Zusamnieiihiing  der  GcbändcbesteaeruDg  mit  der  eigentlichen 
(agrarischen)  Grundsteuer  festgehalten  worden. 

Zum  Zweck  der  Rerision  und  Anscrl  ichung  sollte  die  gnnze  Fläche  des  Landes 
nach  der  Gleichartigkeit  der  Bodenrcrhältuisse,  der  Erhebung  Uber  den  ^let  res^piegel, 
der  Lage  und  Bewirthschaflungsweiso  der  FcldgUter,  sowie  der  BeTöikcrungs-  und 
VerkebrsTerhältnisso  in  eine  entsprechende  Anzahl  v< n  T ^nschiltzungsdistricten  getheilt 
werden  i'Go^^etz  von  1884,  §.  26'i.  Für  das  ganze  Land  wurde  eine  „Corrmission  von 
Landesscbätzero"  gcbüdot  (§.  27,  28),  welche  in  jedem  £inscbät2ungsbezirko  die  er- 
forderiiche  Anzahl  fon  thnnKchst  alle  Bedenarten  des  Distrieto  enthaltenden  nnd  m 
Tomahme  von  Mustersohät/.unircn  ^'eeigneten  Gcmarkun^^en  auszuwählen  hatte  (§.  29\ 
In  diesen  Musterseniarkunpen  war  dann  durch  jene  Coinmission  zu  ermitteln  ,  in  wie 
weit  diu  nach  dem  Kataster  bu^tühendo  Eiutheilung  des  Grund  und  liodeitri  iu  Cultiir- 
ancn  und  dieser  in  Glaasen,  sowio  die  Einieihnng  der  einzelnen  Grundstücke  in  diese 
CnltHfarten  und  CLisscn  der  Gegenwart  noch  entspricht  30).  Von  Culturarten 
wurden  nach  der  dauernden  Benutzung  des  nicht  ttberbautcn,  d.  h.  nicht  Gebäude 
tfacenden  Bodens  10  tinlerschieden ,  nemlich  Ackerland,  Oftiten,  Bobland,  Wiesen, 
Weiden,  Holzungen.  Was.<ierstücke.  Oedland,  Unland,  Hofraithen  (§.32).  Die  Höchst- 
zahl  der  Classen  in  jeder  CuUnrart  b<'?timinte  dio  Katastercommissiou.  Analog  rar 
mit  den  Gebäuden  zu  verfahren.  Je  nach  dem  Ermitilungsergebniss  sollte  dann  die 
Landeseehilzefcommission  die  erforderliche  Ergfinzang  und  Berichtigung  des  Katasters 
Tomehmen.  oder  eine  voDstSndig  neue  Classenbildung  und  Einreihung  der  einzelnen 
Grundstücke  und  Gebäude  in  diese  Classen  bewirken  (§.  30).  Für  jede  Culturart  und 
Ciasse  war  eine  Keneinscb&tzung  des  Kcinertrags  der  l&ndlichen  Grund* 
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Stücke  nach  neueren  Maiktpreiseu,  ncmlich  (l"n»'n  von  1874—85  (excl.  des  billigsten 
und  tbeuersten  Jahres),  bei  den  Geb&udcu  uach  dein  Mietbwcrth,  möglichst  val 
GniDd  der  Mietbpreisc  in  der  Gemeinde  (Schltfongidlstrict)  der  letzten  6  Jehl«  fw- 
zunehmen  ;§  .32).  Nach  den  cntfiriltip:  fcstecf teilten  Mostereinschätztitig^on  hatteo 
darauf  die  Kinbcbätzun^en  der  übrigen  Gemarkungen  des  Schätzongsdistricta,  der 
GrondatQcko  und  Gebäude  zu  erfolgen  (§.  86).  Die  neu  gewonnenen  Daten  dient«), 
wie  die  alten,  als  Grundlage  für  die  Hepartition  des  Gesammtbetrags  der  Grundsteoer 
von  oben  nach  unten  auf  die  Bezirke,  (icmcindeu.  einzelnen  Grundstücke  §.  Iv^).  indem 
der  Character  der  Steuer  als  Bepartitionästeuer  gewahrt  blieb.  (Weitere«  über  Durch- 
fhhmnf^  der  Operatien  in  §.  32^-48,  Uber  ansnalunsweise  neue  ClasseabUduog  und 
Kl  inerfragsermittluittr  für  den  sogen,  nicht  tiberbauten  Boden  wegen  eingetreteiur 
erheblicher  Aenderuag  in  der  Boden benutzuBg  oder  aos  sonägen  besonderca  Um- 
ständen s.  §.  48). 

Darck  das  neue,  eine  Novelle  zum  Gesetz  von  1864  bildende 
Gesetz  vom  6,  April  1892  wurde  nun  aber  die  AbtreoDung;  der 
Gebättdesteoer  ron  der  Grundsteuer  eingeleiteti  ooch 
bevor  die  Arbeiten  nach  dem  Gesetz  von  1884  beendet  worden 
waren.  Zugleich  wurde  fflr  sämmtliche  Gemarkungen  des  Landes 
eine  Neneinschätznng  des  Reinertrags  der  Grundstttcke  verfDgt 
(Gesetz  von  1892 ,  §.  5).  Diese  Neaeinschfttzung  hatte  in  Ver> 
bindang  mit  der  Katasterbereinigung  der  verbleibenden  Grundsteuer 
vom  nicht  bebauten  Boden*',  d,  i.  hauptsäcblich  von  den  ländlichen 
Grundstücken  nach  Maassgabe  des  Fortschreitens  dieser  Arbeit  zn 
erlülgen,  und  zwar  wesentlich  nach  dem  bisherigen  Verfahren 
(Gesetz  von  1892,  §.  25).  FHr  Gemarkungen,  deren  Kataster  be- 
reits neu  bereinigt  waren,  war  die  ^eueinsehätzung  nacbzuboleu. 
So  ist  man  schliesslich  doch  zu  einer  vollständigen  Erneuerung  der 
grossen  Scbätzungsoperation  gelangt,  eine  jetzt  (1899/1900)  noeb 
im  Gang  befindliche  MaassregeL 

Die  bisher  mit  von  dieser  oigentlichen  Grundsteuer  getrofleae  BeeteaeiODf  der 

Grundflächen  der  Gebäude,  der  zu  diesen  Gebfunlon  gehöri|ren  Hnfniume  und  Haus- 
gärten  bis  zur  Grösse  ron  20  Are  hörte  auf  und  wurden  die  Gebäude  nunmehr  atu 
fon  der  Gebftodesteoer  zugleich  mit  fbr  diese  OrvodllScheo,  Hofr&ume  und  Htnsgiitta 
getroffen.  Unter  den  im  Gci>etz  ron  1892  an  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  ron 
1884  erfolgten  Ab?inf!enin?>n  liöfind<'t  sich  auch  die  Vorschrift,  dass  noch  neuere 
Marktpreise,  die  Martini-Durchschnittämarktpreise  ron  1880 — 91,  nach  den  neuesten 
gesetzlichen  BeetiminQngeii  die  Ten  1884 — ^95  (excl.  thenentee  und  billigstes  Jahr)  n 
(Jnjiiilo  'jivli'.^t  wordi'n  ^ulI>'n.  Die  alte  Katastermethode  ist  auch  jetzt  geblieben. 
Ebenso  der  weite  Lmtang  der  französischen  Grundsteuer,  wonach  u.  A.  die  Priratei 
gehörenden  Schitfahrtscanälc.  die  Eisenbahndämme,  auch  die  der  Reichsbahnen,  Ddebe 
DDd  DammwcfiTO  im  Besitz  ron  Genossenschaften  gegen  Uebcrschwenmongen,  Sals- 
werke.  P(^(t;usch^>i(.•(^Mcien.  Salzteiche,  »iruiid  iin<]  Kudeii  ffir  Vergntlgcnszwccke  g-rnnd- 
steucrptiichUg  und  zwar  nach  Maassgabe  der  besten  Ackerlandsciasse  der  (iciaeioi]«^ 
in  der  sie  liegen,  sind.  8.  ausser  dem  Gesetz  ron  1892  die  gen.  AttsftihruD^s- 
roroidnutigi'ti  ron  1897  und  1899.  ücber  den  Fortgang  der  Arbeitt-n  s.  die  Jahres- 
bericble  des  Directors  der  dirccteii  Stenern  in  den  Dracksacbco  des  Laadesaasschoss««> 

Die  endgiltige  Regelung  der  Grnndstenerfrage  steht 
in  Verbindong  mit  der  Regelung  der  tlbrigen  direoten  SteneiOi  be* 
sonders  der  angebahnten  Heranziebnng  des  bewegUcben  Kapitsls 
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tn  diesen  Steuern.  Anf  eine  Entlastung  der  directen  Besteuerung 
des  ländlichen  Grund  und  Bodens  zielt  man  hin,  in  welcher  Form 
ist  noch  nicht  entschieden.  Eine  direete  Ermässignng  der  Staals- 
gnmdstener  fUr  die  einzelnen  Pflichtigen  bat  der  Annahme  nach 
flberwiegende  Bedenken,  auch  weil  sie  zu  nngleichmässig  wirken 
wttrde.  Mehr  Neigung  besteht  regierungsseitig  dazu,  den  Gemeinden 
einen  Theü  der  Staatsgmndstener  in  ihrem  Gebiete  sn  Überlassen, 
nm  daraus  die  für  die  Landwirthschaft  drückendsten  Lasten  zu 
bestreiten.  Das  liefe  also  partiell  auf  einen  der  preussischen  Gesetz- 
gebung ühnliclien  Weg  hinaus,  die  Staatsgrundsteuer  den  Gemeinden 
tu  überweisen. 

S.  B^rOndufig  des  Geeetzentwarfjf  b^tr.  Kapitalreiitensteocr  iü^b  (daraus  im 
FiBJireh.  B.  16.  S.  828  81)  Die  Staategmadsteoer  betmr  In  1897/98  im  Principalo 

^5.129.655  M..  d.  i.  2.88  M.  aof  1  La.  daxa  kommen  2.'J-^7.046  M.  Zuschlage  (56  334 
für  den  Staat,  ncmlich  LS*/«  des  Principals,  1.5I12'>o  für  (Wo  Bezirke,  ncmlich 
4^.3^  7n>  incl.  Zuschlag  für  den  Ausfallfonds ,  1.364.605  M.  für  die  Gemoindco, 
ncb&t  51  855  M.  für  den  Antifallfonds  und  die  Erhebangskoeten  der  Gemeindezuschll^ 
oder  2.26  M.  auf  1  ha.  ZuschlSize  im  (Manzen,  zusammen  1.400  130  M. 
ürundstcacr,  4.64  auf  1  h^^.  (Alles  ohne  Zus^cbläge  für  die  den  Ue^irk^-  und  Gc- 
meiadeabjcaben  mit  nntcrliegendeii  Staatsforäten  und  ohuo  dicde  Abgaben  vou  der 
BetdisbankX  (S.  nn.arcli.  B.  16.  S.  829,  838.) 

§.  113.  Die  G c  Ij  :i  lul e 8 1 e  11  er.  Nach  dem  französischen 
System  war  die  Besteuerung  der  Gebäude,  bezw.  des  „überbauten" 
Bodens  ein  Tbeil  der  Grundsteuer,  nod  zwar  in  doppelter 
Weise,  indem  die  Grundfläche  der  Gebäudei  nach  der  Qualität  als 
bestes  Ackerland  der  Gemeinde ,  und  aisdann  noch  das  Gcbäode 
seibst  bestenert  ward.  Letzteres  in  der  Weise,  dass  yod  dem  fest> 
gestellten  Nntsongs-  oder  Miethwerth  eine  Quote,  ein  Viertel  bei 
Wobngebänden,  ein  Drittel  bei  gewerblichen  Air  Abnutzung,  Unter- 
haltangs-  und  Reparaturkosten  abgezogen  und  dieser  Restbetrag  als 
Reinertrag  angesehen  nnd  davon  die  Steuer  berechnet  wird.  Die 
Steuer  war  als  Tbeil  der  (Irundsteuer  Repartitionsstener,  der  Steuer- 
fuss ergab  sich  aUu  au.s  der  Autiheiluug  des  Contingents  (Staata- 
steuer-Principalcs)  auf  die  von  den  Gebäuden  neben  den  Grund- 
stücken repräsentivte  steucrptlichtigc  Krtragssumme. 

S.  Fin.  III,  S.  448,  woselbst  weiteres  Einzelne  über  die  Durchfiihning  (Gesetz 
fom  3.  Frim.  Vli).  Begründuag  dcä  GeseUes  vou  1892  in  Fia.arch.  Ii.  12.  S.  662  tf.» 
Roth.  Di«  Oekonomi^dAude  der  Landwirthschaft  enlrichtetan  aossehlieMlich  die 
Grondstuuer  rom  besten  Ackerland  der  Gcmeiudc.  Schwierigkeiten  machte  bei  gewerb- 
lichen (.TLljrtnden  die  Gewohnheit,  bei  der  Schätzung  des  Keincrtraga  ausser  den  Baulich- 
keiten die  inneren  Einrichtungen«  besonders  Dampf-  und  andere  Maschinen,  welche 
mit  den  GebiDden  ootienDbar  rerbonden  sind,  mit  za  berttclcaicbtigen,  wobei  aber 
sieht  gleichraisig  veifidiren  wnide. 

Ausser  dieser  ,yGebäQde-Grondsteaer"  QBterlagen  die  Gebäade 
aber  aoeh  nocb  einer  weiteren  directen  Ertragssteneri  der  Tbttr- 
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and  FenBterB teuer,  welche  zwar  QrsprttngUch  als  eine  directe 
Steuer  von  der  und  ftlr  die  Benntzang,  daher  vom  Bewohner 
(Miether)  gedaebt  war,  aber  in  der  fintwieklnng  in  Frankreich 
wesentlieh  an  einer  zweiten  Haosertragastener  vom  Etgenthünier 
geworden  ist  Also  eigentlieh  eine  xweifacbe  (bei  Untersebeidung 
der  Grondfläeben-  nnd  der  GebSodeertragsstener  in  der  Grnndsteaer 
sogar  eine  dreifache)  directe  Ertragsstener  vom  Hansbesitz,  eine 
uiiur^aniscbe  \  ci  biiidung  ^^iiuz  verschiedenartiger  Bestandtbcile. 

S.  Näbercii  Uber  die  Thür-  uud  Fcuätorstuucr  iu  Fin.  III,  §.  lüb  ff..  S.  452 
BefrrOodanf  der  cbass- lothringischen  Qesotzo  vod  1892  and  1895  (Pinareh.  B.  12, 

S.  668  ff.)-  Die  (lebüudesieuer  in  der  Grundsteuer  lieferte  1.4  Mill.  Mark  Ertrag 
etwas  mehr  die  Thür-  und  Fenstersteuer,  1.7  Mill.  Mark.  In  Elaass-Lothrins^^ea  var 
die  letztere  Steuer  eine  ztreite  directe  Steuer  des  Uauseigcothuoiers  als  ßoickcn,  die 
fast  nienals  dem  Mielher  diiect  QbervUit  warde.  Nar  dte  BcuDten  hatten  tie  fü 
Dionstwoliriuiitrcn  direct  zu  tr.nir<.'n.  Schwierigkeiten  machte  die  gesctJiihe  Freih'^it 
der  bogen,  „manufactures"  von  der  Thür-  und  Fenstersteuer  und  die  St«'uerpliichtigicil 
der  „usincü".  nach  dorn  Gesetz  ?om  4.  Germ.  IX,  ein  mit  der  fortschreitenden  Fabrü- 
technik  villkilhrlicb  werdender  Unterschied. 

Der  erste  Schritt  der  Reform  der  Gebäudi  stcuer  war  im  Reichs- 
lande  die  Abt  reim  UDg  der  letzteren  von  der  Grundsteuer 
und  ihre  Verse IbstUodigung.  Das  ist  der  allgemeine  neuere 
Entwickinngsgang  bei  dieser  Steuer  gewesen»  wenn  sie  früher  mit 
der  Grundstener  vereinigt  war  (Prenssen  1861,  s.  o.  S.  31)  md 
ancb  der  in  Franicreieh  nenerdings  eingeseblagene  Weg,  womit 
dann  aueh  die  Verwandlung  der  Repartitions*  in  die  Quotitfttssteaer 
verbunden  werden  iiann,  wie  im  Reiebsland  gesehehen.  Die  Ge* 
bftnde  worden  darauf  besonders  einem  Verfahren  der  Kenein- 
schätzung  ihres  gcsctzlicheu  steuerpflichtigen  ,,NutzuDgs Werths** 
unterzogen. 

S.  Uber  Frankreich  Fin.  III,  S.  44Ö,  Erg.hcft  da«u  S.  63.  Fnmzösifiche  üe<iue 
Tom  29.  Juli  1881  und  12.  Aus:.  1891.  ii.  anch  Begründung  der  efMBS^lothrinfiioiieB 
Gesetze  von  1892  und  von  1895  (z  Tb.  im  Fio.arcb.  B.  12.  S.  662  fl.,  in  dem  Aufs, 
von  Koth).  Dan  clsass-lothrni';i5cliL'  <it'selz  vom  R.  April  1892  ordnete  die  Neoein- 
ächätzuug  der  Gebäude  unabhängig  von  der  Katasterboreinigung  und  getrennt  ron  der 
Neaeinsch&tzDDir  der  (IftndHchen  Grondstflcke)  an  (nener  §.  25  an  Stelle  des  alten  im 
Gesetz  von  ivs'l).  Die  Ausführung  der  Schätzung  wurde  nicht,  wie  im  franzn;isfhej» 
Kccht,  nur  ileamtcn  ul»crtra^-oii,  sondeni  tinttT  dcrpn  Tj^itanj?  das  LaitiTiclciDeDt  dazu 
herange/ogcu  (Bildung  von  Schiit/iirii^MJ  s'rit  tt-ii .  in  denen  Commij>i)ioneu  die  N*a* 
einschätzung  besorgten,  ».  das  N'.ihcri-  im  (n  ^ct/  von  1892,  §.  46,  47,  noch  45).  t)''-' 
aparte  Grundsfeucr  von  der  Hodenllächo  der  (it]j;iu<]e  liörtc  anf.  das  stcncrpfüchfijc 
Gebäude  wurde  mit  ieiocr  Bodooääcbe,  mit  dem  dazu  gehörigen  Hofraum  und  (iciu 
etwaigen  20  Are  nicht  fthenteigenden  Haosfartcn  nvnmehr  als  eine  Geb  in  de- 
stenereinheit  betrachtet  und  nach  Maassgaljo  seines  jährlichen  „Xuizungswertb^' 
—  also  nicht  mehr  nach  Maassjrabc  des  unter  Gewährung  von  Ahzues(iuoten , 
bisher  im  französischen  Kecht,  dann  als  „Reinertrag"  gehenden  Ertrags  —  in  dl« 
Stnfen  eines  dem  Gesetze  heigeftigeen  Tarifs  eingeschatit  (nener  §.  40  des  Qeseu» 
von  180'2  an  Stelle  des  alten  von  1884).  Der  Tarif  hosrinnt  mit  10  M.  in  1.  Stufe, 
steigt  in  etwas  ungleichen  Stufen  auf  100  M.  in  der  7.,  dann  immer  um  je  25 
veiter  hin  zur  18.  mit  400  M.,  weiter  um  je  50  31.  bis  zur  24.  mit  700 
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K»0  M.  bis  zur  32.  mit  1500  M..  dann  ia  Stufen  von  j  20it.  später  Fon  300  ü.  bis 
zur  47.  mit  5500  M.,  aUdaon  um  je  500  M.  fernere  t^tuien.  Die  steuerpflichtigen 
Gebinde  zerfsUen  in  ausachlieaslich  oder  rorzugsveise  zum  Bewobnen  oder  dgl.  zum 
Gcwcrbcbetriob  dienende ,  wobei  jetzt  bei  diesen,  abweichend  vom  bisherigen  Recht, 
ausdrilcitlich  nur  der  Miethuorth  des  (lelasses  ohne  Rüciisicht  auf  die  damit  Ter- 
bondenen  Triebkräfte,  die  darin  befindlichen  Maschinen  und  Ucräthsch&ftea  in  Be- 
tmebt  Iwmmt  (Gesetz  ron  1892,  §.  41).  Diese  Objecto  werden  jetzt  bdi  der  Qeverbe- 
Steuer  mit  bcrilcksichtigt,  was  auch  rii'liliger  ist.  Unter  der  umfangreichen  Anzabl 
fon  (icbäaden,  weiche  nicht  mit  eingeschätzt  und  damit  gebäudosteuurfrei  sind,  be- 
finden rieb  ausser  den  Hblichen  (wie  Öffentliche  crtragslose,  kirchliche,  geistliche. 
Armen-,  Waisen*,  KrafikeH',  Uuterrichtä|;ebäude  a.  dgl.)  jetzt  ausdrucüich  namentlich 
auch  die  unbewolin'en .  sowie  die  als  selbständig^a  Gebäude  zu  betrachtenden,  dem 
Betriebe  der  Landw;rthächaft  dienenden  (die  jetzt  auch  für  die  GruudHache  nicht  mehr 
der  Gmndsteoer  anteiliegen),  ebenso  die  zn  gewerblichen  Anlagen  gehörigen,  wdche 
zur  Unterbringung  der  zum  Gewerbebetrieb  erforderlichen  Waj^en,  Viehgeschirre,  sowie 
Ais  Stallungen  für  das  lediglich  /.uin  Uewerbebetrieb  beätimmte  Zugvieh  dienen  (§.  42). 

Für  die  Febtildlu«|j  des  Nui^ungswerths  werden  dann,  in  der  Weise  anderer 
neuerer  Gesctzgnbongen  (der  österreichischen,  preussischen)  nach  den  Anhalt^puncten 
zwei  Methoden  unterschieden  Tni  einen  Falle,  in  grösseren  Gemeinden  und  in  solchen 
ländlichen  Ortschaften,  wo  aus  wirklir.hen  Mi ethp reisen  ein  zureichender  An- 
balt  gefnnden  Verden  Itann,  erfolgt  die  Feststellong  des  Natzongswertbs  der  Gebinde 
nebst  Zubehör  (Hofraam,  Hansgarten)  nach  dem  mittleren  jährlichen  Mieth- 
Werth,  d.  ]i.  nach  den  durchschnittlichen  Micthpreiscn  aus  den  dem  Veranlajungsjahr 
forangegaugeuen  5  Jahren  (§.  43).  Im  zweiten  Fall,  bei  den  Gebäuden  in  den  Übrigen 
ISadlicbea  Ortschaften,  wird  der  Nntznngswerth  dagegen,  unter  RerQcksichtignng  der 
B'-TMlkerungs-  und  Verkchrsverhältnissc,  nach  GrOsse,  Banart,  Banwertb,  BeschafTeoheit 
der  Gebäude  nnd  nach  Grösse  und  Beschaffenheit  der  dazu  gehörigen  Hofriume  und 
Hansfirten  festgestellt,  wobei  auch  Kaufpreise  nnd  Sterbefallerldtonngen  als  Anhalt 
dienen  können.  Dabei  sollen  ansseidem  die  Wohngebäude  in  diesen  Ortschaften  in 
drei  flaoptclassen  der  dcmp^emiss  zusammenzufassenden  Tnrifstofen  von  der  Com- 
mission  der  Landosschätzer  ciugotheilt  werden,  nach  der  wirtbschaltlichen  Lage  und 
seeialea  Steilonp  der  Besitzer  imd  der  ZofrebOrigkeit  so  Undliehen  Besitzvngen  ver- 
fir  lnetiener  Art  und  GrOsse  (1.  Hauptclasse  Wohngebäude  kl  in  r  Besitzungen  von  Tage- 
löhnern, auch  Wohngebäude  kleiner  Handwerker.  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.;  2.  Hauptclasse 
Wobngcbände  selbständiger  ländlicher  Besit/.ungen  von  unter  8000  M.  jährlichem  Ertrage, 
nach  unfrefährerScbltzongr;  S.  Hauptclasse  Wohnt: «  bäude  grOs-  r  ;  ländlicher  Besitzungen 
TOn  3000  M.  Reinertrag  und  dartiberV  Doch  darf  kein  solches  Wohngebände  in  eini' 
höhere  Stufe  eingeschätzt  werden,  als  eines  Ton  gleicher  GrOsse,  Bauart,  Beschaffenheit 
In  den  niebst  gelegenen  grösseren  Gemeinden  (§.  44).  Bei  der  DurcbfUimn^  ist  in- 
dessen  der  Beinertrag  der  Grundstücke  nur  ausnahmsweise  fUr  die  Einschätzung  mit 
berücksichtigt  worden.  Eine  .  C'-mmission  der  Landessch^tzer**  hatte  für  die  Wahrung 
der  GleichmäSdigkeit  der  gerammten  Schätzungen  zu  sorgen  (§.  45),  für  diu  Ncu- 
einschfttzongen  selbst  fungirten  innerhalb  der  zu  bildenden  Sch&tzongsdistricte  besondere 
♦"Immissionen  (i^.  46).  Die  Durchführung  der  Operation  dauerte  2"^  Jahre.  Zum 
lijsatz  der  in  der  bisherigen  Grundsteuer  enthaltenen  Gebäudesteocr  i^von  der  Grund- 
£iche  nnd  dem  GelAndeertrag)  von  1.4  MilL  Mark  war  ein  Stenerfoss  ron  1.94% 
—  1^  von  Wohn-,  2.66  7o  von  gewerblichen  Geb&nden  —  nach  Maassgab«  des 
genmnaten  Nutzungswerths  erforderlich. 

Den  Abschlnss  fand  die  Reform  dann  in  der  Aafbebuog 
der  Thür-  nnd  Fensterstener  nnd  der  Einführung  der 
einheitlichen  Gebändestener  bloss  nach  dem  Nutzungs- 
Werth  mittelst  des  nenen  (Gesetzes  vom  14.  Jnli  1895.  Die  Be- 
seitigaog  der  Thttr-  und  Fensterstener  war  auch  dnrcb  deren  nn- 
gleiehmässige  Wirkung  nach  dem  mechanischen  Veranlagungs- 
maasstah»  wobei  oft  geringere  Gcbünde  in  schlechteren  Strassen 
hoher,  als  werthYolle  in  besseren,  auch  ländliche  Wohngebäude 
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höber  als  gtftddschd  belegt  Warden,  mit  bedingt  gewesen.  Die  neue 
Gebftndestener  wnrde  znr  Qaotitätssteaer  gemacht,  mit  dem  gleichen 
Fd88  TOD  4.5  ^/o  vom  Natzangswerthe  aller  Gebftode  (Wohn-  wie  j 
gewerblichen,  also  abweichend  von  Prenssen)  zum  Ersatz  der 

beiden  bisherigen  Steuern.  Dieser  Fuss  ward  aber  dann  nach  den 
Tarifstufen  des  Gesetzes  von  IbUi  bemessen.  Dieses  Gesetz  blieb 
im  Ue))rig:en  die  Grundlage  der  nenen  Steuer,  in  iH'trcflf  der  Ver- 
anlntriiiig  der  letzteren.  In  ihrer  Wirkung  ist  die  neue  Steuer,  Ter-  | 
glichen  mit  den  beiden  bisherigen,  Uberhaupt  eine  techniscli  bessere  i 
und  eine  gleiebmässigere.  So  hat  sie  namentlich  eine  Entlastang 
des  platten  Landes,  der  kleineren  Gemeinden,  der  weniger  werth- 
vollen  Gebäude  mit  sich  gebracht|  waa  nur  zn  billigen  ist 

D«r  Bteuerfass  ron  4*/,  %  war  etwas  bisher,  ab  zun  Ena«  der  Gebiade^nind- 
stencr  und  der  Thür-  und  KcDütcrsteuer  ndtbig  gewesen  wäre,  wozu  4.34  % 

frerciclit  hätten.  —  Vou  Son  derbe  st  immunpcn  sei  erwähnt,  <lass  die  Dienstwohrianecu  [ 
ciithalteucien  bteucrfrcien  Gebäude  der  ncueu  iSteuer  fur  diese  Wohnungen  untervorft;o  | 
worden,  mit  2' «     vom  Katzangswerth«  ein  Betrag,  den  der  Eigendittiiier  des  6e>  ' 
baudes  vom  Inhaber  der  Dienstwolinnne:  sich  rückcrsctzcri  zu  lassen  berechtigt  wird  i 
((ioseU  Toa  1895,      2.  4).    Für  Neubauten  und  Meliorationen  tritt  die  .Steuer  ei!^ 
nach  Abtaof  eines  Jahres  seit  dem  Etatsjahrc,  in  dem  die  Fertigstellung  erfolf^te,  eil 
(ii}      .    Die  Einrichtung  des  Ausfallfonds  (zunächst  2  7o        Prineipale  der  Steoer 
und  des  Betrags  der  Bezirks-  und  (ienieiiide/uschlä«re ,  bpntcrt;  Festsetzung  itn  Etat- 
gesetz) ist  beibehalten  worden       12).    Unter  den  Bestimmungen  Uber  Erlass  der 
Steuer  findet  sich  aoch  die,  dass  bei  mindestens  vierteljihrigem  g&ndichen  eder  tbeÜ' 
\v(.'i.>eii  Uiibt.'imt^ibleiben  (also  /..  R.  Nichtrermictlien)  der  Erlaus  fimritt  (;^.  II.  Kr.  3).— 
l'ür  die  Steuer  ist  eine  I{cvi>ioa  iinrh  Alilauf  von  höchstens  15  Jahion  iu  Aussicht 
genoiiiracü,  doch  kann  »ic  in  einer  iiLUiciiido.  in  der  Zwibchen/.t;it  erfolgen,  wenn  io 
Folge  ungew ähnlicher  VerhAltnisse  der  ?vut^ull{;^werth  aller  Cieb&udc  oder  eines  Thdii 
derselben  suli  um  mindc^fefis       bleibend  erhulit  oder  erniedrigt  liat  i§.  15;. 

Die  im  ikichsland  verbliebene  französische  Abgabe  vou  der  todtcn  Hand, 
nach  Gesetz  vem  20.  Febr.  1849  (Fin.  III,  §.  206)  iit  in  Betreff  der  Gebftade,  valdtf 
dem  neuen  Gesetz  nnterliegen,  aaf  SO  des  Principals  der  Gebkodesteaer  fesigeMUl 
worden  (§.  13}.  — 

§.  114.  Die  Gewerbesteuer  des  französischen  Stciierreeb;? 
ist  bekanntlich  der  Hauplt^pus  jener  Gcwerbesteueru  „nach 
äusseren  Merkmalen"  mit  allmälig  inimer  l'einer,  casuistischer 
aiis^?:ebildctem  ClasscDschematismus.  Im  Pvcicbsland  war  zur  Zeit 
seiner  KUckkelir  an  DeutschlaDd  die  Grundlage  das  grosse  coditi 
cirende  französische  Gesetz  vom  28.  April  1844  nebst  dessen  Ab- 
änderungen, von  denen  auch  noch  die  letzte  vom  27.  Juli  1870  in 
£lsas8-Lothringen  Rechtskraft  erlangt  hatte  (s.  Fin.  III,  §.  198  S.y 
Die  Unzulänglichkeit  dieser  Gewerbestener-OeBetzgehnng  hatte  flicht 
wie  in  Frankreich  selbst,  so  auch  im  Reiehsland,  schon  vor  aod 
immer  mehr  yollends  nach  1871  gezeigt,  je  mehr  die  Technik  des 
Gewerbebetriebs,  die  Betriebsarten,  die  Verkehrsverhälinisse  sieh 
Underten;  maassgebeude  Facloreu,  welche  ein  Gewerbesteuerrecbt, 
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wie  das  bestehende,  naeh  dessen  ganzer  Heihode  nieht  irgend 
genügend  berttcksiehtigen  kann.  So  galt  eine  Reform  dieses  Beehts 
seit  lange  bei  der  Verwaltong  wie  bei  den  Besteuerten  nnd  im 

ganzen  Lande  als  eine  Nothwendigkeit,  besonders  um  die  üngleich- 
mässigkeiten  der  individuellen  btcuerbelastuug  der  Gewerbe,  die 
Ueberblirdnngen  vielfach  der  kleineren ,  die  Begünstigungen  der 
grösseren  möglichst  zn  beseitigen  und  überhaupt  die  ganze  Steuer 
den  neueren  ökonomisch -technischen  Verhältnissen  und  den  Ver- 
änderungen darin  thuniich  anzupassen.  In  dieser  Richtung  hatte 
sich  auch  seit  1870  die  französische  Gesetzgebung  Uber  die  Patent- 
Steuer  bewegt,  aber  unter  Beibehaltung  der  technischen  Grand- 
prineipien  nnd  ganzen  »Stractnr  nnd  des  Veranlagnngsrerfahrens  der 
8tener  (Fin.  III,  S.  471  ff.,  £rgttn2.heft  8.  67}  nnd  die  deutschen, 
besonders  die  sflddentaehen  Gesetze  gleicher  oder  verwandter  Ver- 
anlagangsmethode  ebenfalls.  Aber  alle  diese  Versnehe,  dnieh  immer 
weitergehende  Specialisirung ,  Combination  Terscbiedener  Steuer- 
sätze, Abstufmjgen  in  letzteren,  grössere  Casuistik  des  Steuertarifs 
das  Problem  auch  nur  leidlich  gleichmässiger  und  entwicklangs- 
fuhiger  GewerbebcHteuernng  zu  leisen,  hatten  doch  nirgends  befrie- 
digende Ergebnisse  geliefert.  Der  Fehler  liegt  eben  in  der  ganzen 
Methode  der  alleinigen  Berücksichtigung  einer  Anzahl  äusserer 
Merkmale. 

Die  yOlltg  abweichende  neueste  preussische  Methode  der  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Gesetz  you  1891  (oben  S.  41)  mit  ihrem 
Prineip  der  Besteuerung  nach  dem  wirklichen  Ertrage  des  Gewerbes 
selbst  nnd  mit  ihren  Stenergesellschaften  und  ihrer  Repartition  von 

nach  bestimmten  Grundlagen  und  Maassstähen  beniesseyeii  Coü- 
tingenten  aut  die  Mitglieder  der  Steuergesellschaften  hielt  man  in- 
dessen im  Rcicbslande  doch  auch  nicht  für  anwendbar:  theils  weil 
die  Diiicblübrung  dieser  Methode  in  Preusscn  notorisch  fiberbaupt 
nur  mittelst  Anknüpfung  an  die  Einkommensteuer  und  Mitbenutzung 
der  Daten  derselben  für  die  Gewerbesteuerveranlagung  erfolgt,  was 
also  das  Bestehen  einer  solchen  Einkommensteuer  voraussetzt; 
theila  weil  die  preussische  Methode  immerhin  ein  tieferes  Eindringen 
m  die  wirklichen  jeweiligen  Ertragsverhältnisse  bedingt»  was  man 
im  Beichsland,  der  freilieh  bedauerlichen  französischen  Tradition 
gemäss,  glaubte  auch  fernerhin  noch  möglichst  vermeiden  zu 
müssen;  tiieils  endlich,  weil  die  Gewerbesteuer ,  ohne  nebenher- 
gehende bedeutendere  Peraonalbesteuerung  wie  in  Prenssen,  und 
zugleich  als  wichtigere  .Mitgruudlage  der  Communalbesteuerung 
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eine  bereonagendere  Stellung  zur  Anfbriogang  des  staatlidiett  und 
communalen  Bedarfs  an  direeter  Steuer  in  einem  im  Ganten  ein- 
mal l>e8telienden  und  zanftchst  beiznbelialtenden  Objeclstenenqrstem 
einnebmen  mnss,  was  die  Festbaltnng  dieses  Objeetstenerebanuslen 

der  Gewerbestener  zu  fordern  scbien.  Man  glaubte  daber  doeb 
an  dem  bisherigen  Tiincip  festhalten  zu  soUeu:  „die  GewerbevSteuoi 
auf  die  Ertragsfähigkeit  zu  hasiren,  d.  h.  aut  deu  nach  der 
Art  und  Weise  der  Einrichtung:  des  Gewerbes  unter  normalen  Ver- 
hUltnissen  und  bei  normalem  Hcti  ieb  erfabrnngsmäfisig  anzunehmen- 
den durchschnittlichen  J  ahresertrag.'^  (Motive.)  Denn 
nicht  dies  Princip  sei  falsch  und  unhaltbar,  sondern  nur  die 
Durchfuhr nng  desselben  „in  der  bisherigen  Form,  in  der  die 
Veranlagong  in  dem  engen  Babmen  des  Tarifsystems  an  erfolgen 
babe,  entspreche  der  bentigen  Entwicklung  des  Gewerbewesens 
niebt  mehr'*  (Motive). 

Deshalb  ging  der  Reformplan,  welcher  in  dem  Gesetz  vom 
6.  Mai  1893,  betr.  die  Gewerbestenereinsebatzung,  und  dem  späteren 
abschliessenden  Gesetz  vom  8.  Juni  1896,  betr.  die  Gewerbesteoer, 
im  Wesentliche]!  verwirklicht  worden  ist,  nur  darauf  aus,  „die  Er- 
mittlung der  Krtragsfilhigkeit  nicht  weiter  an  die  bisherigen 
Sehranken  des  Tarifs  zu  binden,  vielmehr  unter  freier  "Würdi- 
gung aller  hierbei  in  Betracht  kommenden  Anhalts- 
pnncte  zur  Ausführung  zu  bringen"  (Motive).  Durch  veränderte 
Organisation  der  Veraulagungsbebörden  und  des  ganzen  Ver- 
anlagnngsgescbäfts  sachte  man  dann  die  Garanticen  fttr  die  Ver- 
anlagung der  Gewerbe  nach  ihrer  dnrcbscbnittlicben  ErtragsfUiig 
keit  zvL  gewinnen«  Die  Gewerbetreibenden  selbst  sind  nacb  den 
nenen  Gesetzen  von  1893  und  1896,  wie  bisher  ^  ansdrncklicb  nor 
▼erpfliebtet,  fiber  gewisse  änssere  Merkmale  des  Betriebs  (Zabl  der 
Gehilfen  nnd  Arbeiter,  verwendete  Betriebsrftnme  und  Betriebs- 
mittel) Angaben  m  macbeu  (§.  13  des  Gesetzes  von  18ü3,  der 
aucli  im  Gesetz  von  1896  giltig  blieb). 

Ucitergehcüdc  Ycrpflicbtungeii  im  ücscUcaiwurfo  sind  characteristLscher  Vkeise 
in  Landesausschuss  gestrichen  worden.  Darnach  hätten  auf  Verlangen  der  Schätzttog^ 
commiiisioncn  die  zur  Führung  kaufmännischer  I{u<  licr  handelsgesetzlich  verpflichtcun 
Gewerbeureibeodeo  Aogabcn  Uber  den  GcscUäftsumsatz  mit  weiterem  Eiozellieiten  auf 
Grnnd  der  OMcfalfiibadker  dmn  AuafUhrungscominisMi  zn  michen,  die  Übrigen  steoer- 
pflicbtifen  Geverbetnibeoden  AnfecUttaw»  Aber  die  Ansdohiiiiiig  ihies  Geschlfksbetilebs 
za,  ertbeileD  gehabt 

Die  reiebslttndisebe  Gewerbesteaemng  ist  demnacb  doeb  noch 
eine  modificirte  Form  der  Bestenerung  naeb  nasseren 
Merkmalen  geblieben,  wobei  nur  niebt  mebr  so  meobaniseb  wie 
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biftheri  sondern  nach  freier  Würdigung  aller  maaBSgebenden  Mo- 
mente die  mittlere  Ertragsf^blgkeit  dorch  geeignete  Organe  fest- 
gestellt nnd  dabei  die  änsseren  Merkmale  bloss  mit  (Übrigens 
Yornemlieb  mit)  zur  fiinscfatttsnng  benntst  werden.  Anf  dieser 
im  Gesetz  von  1893  festgestellten  Grandlage  hat  nnn  die  Ein- 
scbätznng  der  Gewerbe  1893—95  stattgefunden  nnd  sich  dabei  die 
Methode  der  Annahme  nach  bewährt.  Bei  der  Darchfltihrnng  sind 
auch  viele  tbatsUchlicbe  Belege  iUr  die  grossen  Mängel  der  Ver- 
anlagung nach  der  bisherigen  Patentsteaer  gewonnen  worden. 
Namentlich  hat  sich  gezeigt,  wie  die  Patentsteaer  der  einzelnen 
Gewerbe  nach  dem  Maassstabe  der  durchschnittlichen  Ertragsfähig- 
keit bemessen  die  Gewerbebetriebe  wirklich  sehr  ungleicbmässigi 
besonders  die  kleinen  zn  boch^  die  grossen  zu  niedrig  belastet  hat. 
Dem  wurde  durch  die  nene  Gesetzgebung  abgeholten,  welche  daher 
bedeutende  Versehiebnngen  der  Steuerlast  in  der  Eichtung  von 
nnten  naeh  oben,  steaetpolitiseh  mit  vollem  Reehce,  zn  Wege  ge- 
bracht hat 

Die  mit  dem  Gesetz  von  181*3  getroffene  Grundlage  der  Steuer 
galt  denn  auch  später  als  ausreichend,  um  sie  in  dem  Gesetz  von 
1895  endgiltig  anzunehmen.  In  diesem  wuide  dann  die  Darch- 
ftihrnng  der  Steuer  genauer  in  allen  Einzelheiten  bestimmt.  Wesent- 
lich nur  eine  bessere  Vertbeilung  der  Gewerbesteuer,  nicht  eine 
reelle  Ertragserhöhung,  wurde  übrigens  bei  der  Keiorm  erstrebt. 
Es  sollte  daher  auch  nur  der  bisherige  Ertrag  durch  die  neue 
Steuer  wieder  gedeckt  werden.  Demgemäss  wurde  der  Stenerfnss 
als  Procentsatz  vom  gesehttttten  Ertrage  mit  1.90,  aber  unter  Be- 
nutzung eines  Stnfentarifs  festgestellt,  degressiv  von  der  mittleren 
ErtragsfUhigkeit  der  16.  Stufe  (18.750  M.)  an  abwSrts,  proportional 
in  jenem  festen  Satze  von  da  an  aufwärts.  Die  im  Gesetzentwurf 
beabsichtigte  Freilassung  aller  Gewerbe  unter  500  M.  Ertrag  drang 
im  Landesausschuss  nicht  durch,  doch  wurde  bei  diesen  kleinsten 
Gewerben  der  Mittelbetrag  der  Ertragslälii;^^keit  (250  M.)  nur  mit 
20%  zu  dem  gcsitzlichen  Steuersätze,  also  mit  0  38%  vom  Er- 
trage herangezogen.  Von  Eigenthünilichkeiten ,  welche  aus  der 
französischen  l'atentsteucr  auch  der  neuen  Gewerbesteuer  verblieben 
sind,  ist  die  Mitbesteuerung  gewisser  freier  liberaler 
Berufe  (Aerzte,  Gerichtsvollzieher,  Notare,  Rechtsanwälte)  be- 
merkenswerth,  auch  als  eine  Abweichung  von  dem  in  Deutsehland 
sonst  llblichen  Umfang  der  snbjectiven  Steuerpflicht  der  Gewerbe- 
steuer« Die  neue  Steuer  trifft  im  Uebrigen  ausdrücklich  nur  die 
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Stehenden  Gewerbe.  Die  im  KeicbBland  bisher  besonders  stark 
▼ertreteneo  Wandergewerbe  —  man  schiebt  das  mit  auf  die 
bisherige  sehr  niedrige  Besteoernng  derselben  —  sind  gleichseitig 
einer  besonderen  nenen  Steuer  nnterworfen  worden  (s.  n.  §.  115). 

S.  den  Gesetzentwurf  von  ISdB  und  besonders  dessen  Motive  Dir  die  BegrmdMg 
der  Nothwcndig^keit  der  Keforui  der  Patentsteuer,  der  Aiil-hTHünj  '»rnl nsr  Rcfonn- 
muster.  auch  des  neuen  preossischen  von  1891 ,  und  der  Wähl  des  neuen  Anlago- 
verbhraas,  sowie  seiner  Art  dor  DarebÜftlinnf^.  Dszn  die  Eialeftnng  des  CoBmeotus 

von  Rutil -die^eck'^  (z.  Th.  wörtlich  nach  di-n  Mötireri  des  Entwurfs  von  l^Or!',  mit 
Darlegung  der  Einscbätzunf^scrgcbnisäc.  Ferner  die  ailgemeincn  Grundsaue  für  die 
Einschätzung  der  Gewerbe  (21.  Dec.  IHd'ü)  and  die  AusfUhrangsbestimmungen  des 
<iei?et?,cb  von  1^96  fWD  24.  Juni  1897,  VcrhandluugLii  in  Comtnissionen  und  Plenum 
des  Landesansschu?ses  in  lsn3  und  1^96.  Allej  wichtigere  Einzelne  in  d^nri  l'-lir- 
reicben  Commentar  von  Koth-Gie&ecke.  Das  Gesetz  von  1896  selbst  auch  im  Fio.arch. 
6. 14,  S.  87S  ff.,  wo  aach  Anazttgo  ans  deo  Grondatzen  tat  die  Einach&tntDi^,  S.  881  Sl 
S.  auch  di''  statistische  Arbeit  über  die  Personal-  und  Gewerbesteuer  in  Strassburg  in 
dem  Heft  IV  der  Publicationen  des  städtischen  statistischen  Amts  (Geissenbererer. 
1898).  Unter  Verweisung  auf  beide  genannten  Gesetze  und  jenen  Conunentar  mixd 
hier  nur  noch  Folgendes  lienroii^eboben. 

In  mm*  lien  Punctcn.  «owfit  n5fhi<^',  sind  die  Ro^tiuimuntren  (icm  ncnen  dputsch^'a 
Gewerberecht  und  soost  ciiischlageudem  liecbt,  iti  anderen  Punctcn,  soweit  zwcci- 
missig,  dem  prenssiscben  Gewerbestenerf^esetz  antrcpasst  worden.  So  in  der  Be- 
stimmung der  subjectivcn  Stcoerpflicht  (mit  der  erwähnten  Ausnahme  gewisser 
liberaler  Beruf  \  dor  Steuerbefreiungen  (Gesetz  von  1>>'00,  §.  3 — 5).  Hiernach  unter- 
liegen der  Gewerbesteuer  im  Allgemeinen  die  in  Kläa^a-Luth ringen  betriebenen  sttsben- 
den  Gewerbe  (incl.  jene  liberalen  Berufe),  sowie  die  GewerbeonternebBiiintren  ait 
(Inn  Sitz  ansj^erhalb  def^  lu  ii  li-Iantls,  aber  mit  GeMrliäftvIiotricli  ii.  s.  w.  innerhalb  (3cs- 
selben,  diese  nach  Yerhaltniäs  dieses  Betriebs.  Die  Festsetzung  des  M.aassstabs 
der  Steuer  und  der  Ertragsfähigkeit  der  Gewerbe  bedingte  genauere  Vorschriften 
darüber,  wi<-  se  Ertragsfahigkuit  bemessen,  wie  daher  auch  die  objectire  Stener- 
pflicht  /u  bestimmen  sei.  Im  Gesetz  von  1893,  ^.  w.ir  bestimmt  worden,  dass 
„die  Schätzung  der  Ertragsfähigkeit  der  Gtjwerbe  auf  Grund  von  äusseren  Älcrkmalea 
nnd  sonstigen  Air  die  Beortheilong  derselben  [nndentlich:  ..der  Ertragsfähigkcir  oder 
der  äusseren  Merkmale"?]  verwendbaren  Anhaltspunrtc"  iTfoIgo.  Dabei  sei  auf  die  Be> 
völkerungs-  und  Vorl  ^hrsverhältnisse,  soweit  solche  für  den  Gesrhaftsbetrieb  im  All- 
gemeinen von  EinJiu.-i  sind,  sowie  auf  die  Art  dca  Gewerbzweigcs»  KUcksicht  zu 
nehmen.  Ausserdem  kommen  bei  der  Einschätzung  der  Gewerbe  insbesondere  in  Be- 
tracht: die  Zahl  der  Gehilfen  und  Arbeiter,  die  Be(rirb>r.'itimc  nnd  Betriebsmitt'!. 
der  Umfang  [dies  Moment  trat  im  Gesetz  an  die  Stelle  des  aus  dem  Entwurf  ge- 
etriebenen:  „des  dem  Gewerbebetrieb  daaemd  gewidmeten  Anlage-  nnd  Betriebs- 
kapitals, des  Uni-^at/es'  J  und  die  Ausdehnung  des  Geschäftes  Demgemäss 

waren  dann  a'irii  die  bereits  oben  erwähnten  Vorpflirlifunjr-  n  der  Gewerbetreibende» 
zu  Angaben  gcfasst  (in  ^.  13  des  Gesetzes  von  189o,  in  wesentlicher  Beschränkong 
foffen  die  Bestimmongen  im  Entwerfe).  Znr  practisetaen  Dnrehfübmnir  der  Ein- 
schätziuisr  nm^strn  aber  in  den  „allgemeinen  Grundsätzen"  no-  Ii  j;enauere  Bestimmungen 
getroH'en  werden.  Dies  geschah  (besonders  im  Art.  4  der  GrundsätÄe)  so,  dass  an- 
gegeben wurde,  was  zum  Rohertrag,  zu  den  dann  abzuziehenden  Kosten  und  ander- 
seits zu  den  nicht  zu  diesen  Kosten  zu  setzenden  Posten  zu  rechnen  sei,  in  der  Weise, 
\\\''  bi'i  neueren  Kinkominensteucrs^esetzcn  ilics  fur  di«;  l'e^tstellun'^  des  ISfinertrrtr^ 
der  Gewerbe  bestimmt  wird.  An  sich  also  Alles  ganz  rationell  angeordnet,  wie  es 
ancb  eine  wirkliche  Reinertragsstener  1>edingen  warde.  Die  Ergebnisse  der  nadi 
diesen  Grundsätzen  t  rr  i^ten  Einschätzung  haben  dann ,  berichtigt  und  ergänzt  nach 
dem  St.inde  vom  1.  April  1897,  auch  als  Grandlajre  fur  die  Veranlagung  der  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Gesetz  von  1S9G  gedient  (j^,  lo  dieses  Gesetzes).  Die  weitere 
Veranlagung  erfolgt  zwar  Jahrlich,  beschränkt  sich  aber  auf  die  Einscbitznng  der  nee 
♦i.'L'nnnencn  rteT\-erbi'befiii'b.-.  1)i.'i  il,'n  schon  rcranlagten  Betrieben  wosentlieh  auf  die 
Ücruckiichligung  nachhaltiger  Vcräudcrun<;en  (cb.  §.  14).  Die  Gewerbetreibenden 
sind  zn  den  ihnen  obliegenden  Erklftrungen  im  Allgemeinen  nnch  nar  dts  erst«  Hai« 
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fipätcr  uur  in  BctrelJ  ron  Acndcningen  des  Sitzes,  der  Art  und  Weise  und  der  Aus- 
dehnung des  Betriebes  verpflichtet.  Doch  dar!  da»  Ministenum  ^citwcilij^  lür  bc- 
etimmte  Stcuerjahre  die  aligemdDe  Abgabe  too  Erklärungen,  bowie  auch  eine  allgcnieino 
Rcrision  der  Steucrrcranlagung  verfügen  (ch  14).  Das  sind  ziemlich  weitgebenda 
2Uige(itäQdois£e  an  die  „Decl&ratiousschou"  der  (ieweibetreibendeu  und  Bei>timiauDgea, 
die  es  doch  tmeicher  mtcbeDf  ob  die  GrondUge,  die  eistnaligo  £inscbltzung,  daaenid 
brauchbar  bleiben  wird.  An-  und  Abmeldung  des  Betriebs  eines  Gewerbes  ist  vor- 
pesrhriehen  Gesetz  von  1896,  §.  15),  doch  bedarf  es  einer  beiooderoa  Anmelduog 
Glicht,  wo  dicäe  auf  Grund  der  Uewcrbeordnung  schon  erfolgt. 

Die  Organisation  der  Verwaltnngsbehdrden  (Geaeia  ron  1898,  §.  6 
Vi  I'J.  (i  setz  von  1896,  8-  U>— 20,  mit  einzelnen  Abweichungen  gcgeu  da-t  cr-to 
OcaeL&j  ist  in  der  Haaptsache  folgende.  Es  fongircn  besondere  Veraiilagungscommis- 
«tonen.  Jede  der  enteren«  in  je  einem  Veranlagungäbezirk,  beuteht  (nach  den  Ciesett 
ron  1806.  §.  18)  aus  einem  Vertreter  der  Steuenrerwaltang  ab  Vorsitzendem,  4  vom 
Bezirkstage  nach  AnliRrnnsr  des  Kreistag';  freljcim  zn  wählenden  und  aus  2  vom  Director 
der  direaeu  Steuern  aus  den  Uewerbctrcibenden  zu  erneiiiienden  Mitgliedern.  Die 
Bexirksoommiieion,  je  fiDr  einen  TeriraUangsbezirit  (cb.  19).  besteht  auü  einem  vom 
Director  der  directeci  Steuern  abzuordnctideii  lirtheren  Beamten  der  Dlrertion  als  Vor- 
aitzendcm ,  3  vom  Bezirkstage  geheim  zu  wählenden ,  3  von  der  Haudctsliammer  des 
Bexirks  zu  wählenden,  4  vom  Director  der  dirocten  Steuern  aua  den  Gewerbetreibenden 
za  ernennenden  Mu^^iiedern.  Die  Aeinter  sind  Ehrenämter,  aber  mit  Keisekosten  und 
T  >;!fL'e!deni  vers.-lieii.  Für  die  erste  Kiti^jelifuzung  nach  dem  Gesetz  von  1893  10  1!  ) 
Wäitiii  beide  Commissionen  etwas  anders  gebildet.  Durch  die  Kreiscommission  erfolgt 
Toraemiich  die  Veranlagung  von  localem  Kleingewerbe  nnd  KIdnhandd  (Gesees  ?on 
1893,  §.  9,  etwas  abweichend  Gesetz  von  1896,  §.  17),  durch  die  Bczirkscommissio» 
diejenige  der  grösseren  Betriebe,  auch  aller  liberalen  und  einiL'-T  verwandten  Berufe. 
Für  die  eratu  Eiu^chäizung  hatten  busouderc  staatliche  Aualuhiuiigscomiui^:äarc  die 
Geschäfte  der  Kreis*  nnd  Bedrkscommissionen  Tombereiten ,  die  Verhandlungen  der 
Cominissioneu  zu  leiten  und  deren  Beschlüsse  auszufalircn  (Gesetz  ron  1893,  §.  12). 
ijodaiin  fuugirte  noch  eine  besondere  .«Commissiun  der  Landettscbätzer'* 
(Gesetz  ron  1898,  9«  6—8),  bestehend  aas  15  Mitgliedern,  Vorsitzender  nnd  5  daron 
vom  Minii»tenum,  die  übrigen  vom  Landesausschuss  zu  w&hlen.  Sie  hatte  die,  dann 
vom  Ministerium  zu  bestätigenden,  .'tlliremeiiien  Einschätzungsgrondsätzo  festzustellen, 
die  Ihätigkeit  der  Kreis-  und  Bezirk^commissionon  in  Bezug  auf  die  Bichtigkeit  und 
Gieichmissigiteit  der  Sehitzongen  sa  beaofiichligen,  dnrfte  letztere  danach  auch  er> 
höhen  oder  crin.is>itreii.  auch  mit  tuini^terieller  Genehmigung  andere,  als  die  der  bi-.- 
berigeu  Fatentsteuer  unterliegenden  Gewerbe,  welche  zunächst  allein  Gegenstand  der 
ersten  Einiichätzung  waren,  mit  heranziehen.  Zur  Wahrung  der  Gleichm^igkelt  der 
Schitinngen  konnte  sie  auch  für  die  einzelnen  Schltzungsdistricte  MusterschStzangen 
vornehmen  lassen,  die  dann  den  weiteren  Schätzungen  als  Anh  ih  uinl  Muster  zu  dienen 
halten,  durfte  auch  zu  ihren  Arbeiten  jederzeit  besondere  Sachverständige  und  Aud- 
hnnlbpersonen  beranzieben.  Mach  dem  Gesetz  von  1896  (§.  22)  haben  die  Vor« 
anlagungscommissioncn  das  Recht,  die  einiregangencn  Erklärungen  zu  prüfen,  auch 
Vcrvnll>tändiü;nn;.'-»'fi  v<'rlangen,  wci'ere  Krhcbunin  ii  ztir  Fcstsfelltinfr  der  thatsJlch- 
licheu  VcrliaiiiJissc .  auch  durch  Vernehmung  von  Sachven>täudigcn  und  Auakuuit»- 
penoDOD.  zu  veranlassen,  Besichtigongen  der  geverblichen  Anhq^n  nnd  fietriebs- 
Stitten  wäliiend  der  Ar!K-if->tnnden  eintreten  zu  lassen. 

Bei  der  erstmaligen  Einschätzung  nach  dem  Gesetz  ton  1093  war  Eiiueiues 
anders  geordnet,  so  in  Betreff  der  Rechtsniite!  gegen  die  Einschltznng.  Die  Ein- 
wendungen dagegen  gingen  zunächst  an  den  Director  der  diiecten  Stenern  16). 
Dieser  entgeh ied  darüber  selbst,  wenn  er  eine  Einreihung  in  eine  niedrigere  Siufe  für 
geiuchtierti^'t  hielt  IS).  Andernfalls  ging  von  ihm  die  Einwendung  au  eine 
Berisioiiscolunission  reo  7  Mitgliedern,  die  der  Statthalter  ernannte.  Diese  Gommission 
entschied  nach  Anhurun^^  der  Gommis^i  ^n  der  Landesschätzer  (§.  17  .  An  die 
Stelle  dieser  Kc7isionscommi>)Sion  ist  im  Gesotz  von  189G  (.§.  29)  eine  Berufungs- 
commission ?on  7  Mitgliedern,  woron  3  Gewerbetreibende  vom  Landesausschuss,  die 
übrigen  (darunter  2  zum  Kichteramt  befähigte,  wie  sehon  wi  der  Ueris.ooDiitt.)  rom 
Statthalter  ernannt  werden.  Das  erste  I?erlithuiiitrl ,  d;i3  des  Einspruchs  gegen 
die  Veranlagung,  steht  dem  SteucrpilicUugeu  und  dem  \  ontitzuaden  der  VerauJagungs- 
coavüssioa  au  diese  letztere,  das  zweite,  die  Berafnng  beiden  (dem  Voisiuenden 
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mit  lienehmigoog  des  Diredon  d«r  diiectea  Stenern)  an  die  BerofaDgscomiDüäioa  zu. 
Straf beetimman gen  betreffen  Ordnnnfsstrafea  bit  800  H.  (§.  83)  und  im  Falle 

Unterlassung  der  gesetzlichen  Anmeldoog  des  Gewerbes  Geldätrafe  im  Doppelten  des 
Betrags  der  Jahressteuer  (tj.  32).  Die  Strafen  setzt  der  Steuerdirector  f- ercntuell, 
wenn  der  Schuldige  nicht  zahlt,  das  (iericUt  35).  Alle  bei  der  Vcraulaguitg  be- 
theiligten Penonea,  Beamte  and  Commissionsmitglicder  eiod  nnter  Strafandrohung  zar 
Geheim  hnitnng  verpflichtet  (§b  86).  Die  Koaten  der  Teranli^Bf  «od  Erbeboag 
trigt  die  l^descasse  (§.  37). 

Der  gesetzliche  Steuersatf  van  1.90%  ^ommt  in  VerbiadoDg  mit  einem 
Tarif  zur  Anwendung.  Dieser  Tarif  entbllt  Stnfcn  mit  Unter-  und  Obergrenzziffer 
der  Ertragyfähi^keit  nnd  dorn  aus  dem  arithmetischen  Mittel  dieser  Grenzzifiem  ge- 
bildeten „Mittclbetrag"  der  Ertragsfabigiieit.  Dieser  Mittelbetrag  ist  die  Grundlage  der 
Steaerbemennag.  Die  ente  Stafe  mit  der  EftraffslUiigkeit  fon  vater  SOO  H.  und 
dem  Mittclbetrag  von  250  M.,  die  zweite  mit  500—1000  und  hf/.w.  750  M.,  dann 
die  weiteren  in  steinrenden  GrenzziHcrn  und  Mittelb<'trri{ren.  so  die  mit  17. -500  bis 
20.000  und  .Mittclbetrag  von  18.750  M.,  die  17.  mit  20.000— 25  imjo  uud  bczw, 
22.500  M.  u.  s.  w.  Von  der  17.  bis  22.  steigen  die  Stufen  und  Mittelbeträge  um  je 
.">000.  von  der  2n.  an  jene  tim  10.000  >T  Dogression  des  Stouorfiisse>.  weldie 

eine  Erleichterung  für  die  iileinereu  bewerbe  bewirkt,  ist  nun  in  der  Weise  ein- 
gericbtec,  daes  rem  Hittelbetrag  der  1.  Stofe  nur  20,  der  2. 85,  der  8. 50,  jeder  weitem 
bis  aar  8.  5  mehr,  bei  dieser  8.  daher  75,  so  bis  zur  12.,  bei  der  13.  80,  der  14.  — 16.  90, 
und  bei  allen  höheren  gleichmässic:  li'<*"  der  pesetzlichcn  Steuer  von  1 .90  „  unt-r- 
liegen.  d.  b.  dieser  proportionale  Salz  tritt  lu  der  17.  Stufe  mit  lOü  Vo  — schon  bei 
22.500  M.  Mittolbetrag.  Die  GroMgewerbe  tragen  also  keine  icbwcrerc  Stcner  als  die 
Mitlclnrcwcrbo.  Im  Gesetzentwurf  war  der  Tarif  etwas  andere  t::t  !  einfac-her  gestaltet 
gewesen,  er  iicss  Betriebe  mit  unter  500  M.  Ertrag  frei,  belegte  dann  die  Mittel- 
beträge mit  steigenden  Proeenten  (1,  Vi\.  l\L  v^d  erreichte  das  annlcbot  beab> 
sichtigle  Maximum  von  1.7  %  sogar  schon  bei  5500  M.  Mittelbetrag.  S.  den  gen. 
Commentar  S.  84  tf.,  auch  tlber  die  Ablehnnn?  der  Steuerfreiheit  der  kleinsten  Gewerbe. 
Die  Einrichtung  des  Auslalifonds  ist  auch  hier  beibehalten  worden,  der  Zuschlag 
dafttr  and  far  Drackkosten  betrigt  5  %  des  Principalea  za  Gansten  der  Landeseasae  (§.  89, 
Gesetz  von  189G\  Wie  bisher  bei  der  Patentsteuer  ist  den  Gemeinden  S^Jg  des 
communalen  Steuersolls  Uberlassen  (§.38).  Die  Bestimmungen  Uber  Zuschläge  zur 
Patentsteuer  fUr  iiezirks-  und  Gemeindezwe  ckc  gelten  auch  fUr  die  neue  Ge- 
verbesteuer  (§.  46).  Die  älteren  franz'isischen  Gesetie  Uber  die  Patentateoer  sind  mit 
dem  nencn  Gesetz  (von  dem  Talire  1897/98  an)  ausser  Kraft  getreten. 

Ueber  das  practische  Vorgehen  bei  der  ersten  Einschätzung  s.  den  gen.  Com- 
mentar S.  28  ff.  Die  Steoercoatrolore  waiden  mit  for  die  Arbdtea  benatct ,  die  Yer- 
kehresteoerftmter  (Enregistrcment)  lieferten  viel  brauchbares  Material  Uber  private 
T?orht.'«s:*»9chÄfte  —  ein  zur  VVaidifrnns:  dieser  ..Einsrhat^nn{rs**-Methode  wirli ticer 
Puüct,  da  hier  so  ein  Znsammuahattg  mit  dieser  eigüutiiuuihcben  Steuereinrichtung 
TOrliegt,  wie  in  Prenssen  bei  der  neuen  Geverbeateucr  mit  der  EinkommeDStt^aer  — . 
Auch  die  Zoll-  und  Steuer-,  die  Octroiverwaltnnp  und  öIFcntliehe  Cassen  boten  Material. 
Besonders  wichtig  zur  Gewinnung  brauchbarer  Daten  fdr  die  Einscb&tzung  war  aber 
dann  noch  die  gcsotdiclie  Bofagniss,  die  gewerblichen  Anlagen  nad  Betriebsstätten 
an  besichtigen,  wovon  , seitens  der  AosfUhmagscemmissare  der  ausgiebigste  Gebrauch 
gemacht  wor den  ist'  (eb.  S.  25).  Dabei  ist  doch  vielfach  freiwillig  von  den  Gewerbe- 
treibenden weitere  Auskunft  Uber  ihre  Verhältnisse  gegeben  worden.  Mehrfach  er- 
wiesen sieb  auch  die  aar  Verfügung  stehenden  «ffeaüiehen  Anavefise  der  Aetien- 
gescllseliaften  n.  s.  w.  zur  Gewinnung  von  allgemeineren  Anhaltspuncten  für  Ein- 
schätzung werthvoil  —  auch  dies  ein  beachtenswerther  Punct  Bei  den  EinwendoniEren 
der  Gewerbetreibenden  gegen  ihre  Einschätzung  war  öfters  irrthUmlich  der  Betrag 
der  Zinsen  des  AnlH<:e-  imd  Betriebskapitals,  der  Miethzinscn,  selbst  der  Kosten  der 
Haushaltung-  als  alj/uir^fMliie:  angesehen  Vörden.  Im  Ganzen  ging  das  £inscbitiongB- 
geschäft  aber  ziemlich  glatt  ab. 

Als  System  oder  Metbode  der  moderneo  Gewerbe- 
steuer betrachtet  ist  ein  festes  Urtbeil  tlber  diese  reichslftndisebe 
Gesetzgebung  nicht  leicht  Wesentliche  Vorzttge  vor  der  bisherigen 
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Patenteteoer  mOcliteD  nicht  zu  bestreiten  sein.  Das  haben  auch 
die  Vergleichnngen  zwischen  der  individoellen  Steuerlast  jetzt  und 
Tordem  bei  Gewerbe^ppen  nnd  besonders  zwischen  den  einzelnen 
Gewerben  verschiedener  Höhe  des  Beinertrags  ergeben.  Aber  ob 
die  individaelle  Belastsng  jetzt  ganz  richtig  gestaltet  wird?  Es 
fehlt  an  sicherem  Maasastabe,  da  hier  eben  der  wirkliche  Individnal- 
ertrag  jedes  Gewerbes  doch  nicht  ermittelt  wird  und  aneh  gar 
nicht  ermittelt  werden  sollte.  Es  wird  immer  nacli  Diirt  hschnitts- 
verhältnisscn  gegangen  und  diese  weichen  notliwciuiig  von  den 
wirklichen  Individnalverbältnissen  ab.  Die  Ber(i(  ksicbtiguDg  der 
letzteren,  wie  sie  im  preussiscben  8ystem  der  Stciiergcsellsebaften 
bei  der  Repartitioo  von  ISteuercontingenten  nach  btcucrstufensätzen 
erfolgt,  ist  dem  neuen  elsass- lothringischen  System  fremd.  Das 
bleibt  ein  Mangel,  dem  freilich  der  Vortheil  —  wenn  es  einer  ist!  — 
gegenflberstehty  dass  kein  y^nqDisitorisches''  Verfahren  gegen  den 
Gewerbetreibenden  angewendet  wird,  wie  bei  unseren  neueren  Ein- 
kommensteoem. 

Eine  etilo  bachrerstäiidigu  Autorität,  wie  der  tutcrätaatssecretär  v.  Schraut, 
wtheik  über  den  aUgMueiD«!!  Werth  des  „Schfttzongssystem!}'*  dahin  ^  dam  es  ihm 
zweifflLafl  sei,  ob  man  es  in  einem  grossen  Staate  anweniicn  ki^iiiu'.  In  einem  kleinen 
sei  es  rollständig^  möglich,  weil  man  die  Kotorictät  der  (iewcrbebetriebe  habe  (fehlt 
diese  Indessen  im  grossen  Staate,  oder  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Sachlage  so  ?er> 
•ehisdent)  ond  weil  man  die  Sätze  festhalten  and  controlircn  kOnnc  durch  etil« 
Controlcommi ssion.  Er  sa^rt  in  einer  Hinsicht  wohl  mit  Kecht  (meinen  früheren 
Bemerliaagau  oben  8.  284  entsprechend).  ,^an  wirft  den  kleinen  Staaten  vor,  dass 
si«  nicht  sCark  genug  sind,  pofitische  Fragen  dttfchzofechten,  aber  in  wiTthschaftlichsn 
Prallen  kunneii  sie  viel  mehr  leisten,  als  die  grossen  Staaten*'.  Schraut  giebt  dem 
Schätznnps.system,  das  er  in  dön  sü(J<)»Mif-rlien  Staaten  r»!Ij?cmcin  findet  eine  Mittfll» 
Stellung  ^wiächeu  der  „Starrheit  deü  Tani.-ystems"*  und  der  .,iruiui>itoii!>chcu  (f)  Ein- 
hommensteoei**,  es  ^tze  einen  Durchschnitt  nach  den  normalen  Trincipien,  die  ron 
Bürg:em  selbst  aufcrestellt  sind,  onfer  Wahruni::  der  Einheitlichkeit  durch  im"  Control- 
conuaissiofl  fest"  (aus  der  Inhalt-  ond  lehrreichen  Kcde  im  Landesaosschuss  au  18.  llku 
1806,  s.  fen.  Commentar  8.  87). 

Aus  hier  (S.  26  ff.)  mitgeUieilten  Daten  der  Einschätzung  sei  erwähnt:  es  wurden 
47.520  stehende  Gewerhe  eingeschätzt,  mit  Ertrag  von  154  Mill.  Mark  (nach  der  Ent- 
scheidung der  Keclamationen  in  erster  Instanz«  vorher  mit  15i^.l8  MilI.  Mark),  davon 
44506  alt  91  Hill,  ron  den  Xreiscommisiionen,  die  kleineren.  9014  mit  68  Milt  Mark 
ron  den  Bezirkscommissionen,  die  grösseren;  von  erstercn  10.199  oder  *21  aller 
mit  nur  2.55  Miil.  £rtra|r,  die  Kleingewerbe  bis  500  M.,  31.738  mit  58  Mill.  Ertrag, 
die  Mittelgewerbo  von  500—5000  M.  Ertrag,  5583  (12  «V  mit  93  Mill.  Ertrag, 
die  grOasmii  Oewerbe  mit  über  5000  M.  Ertraf.  Die  Steaerbelastang  anter  den 
Grössengruppen  wurde  nach  dem  neuen  tiesetz  gegen  bisher  stark  Ter>ehoben ,  dio 
kleineren  bis  3000  M.  Ertrag  wurden  (nach  dem  zuerst  in  Aussicht  genommeneu 
Steoerfass  ron  1.70  ^/^  mit  Degression)  entlastet,  die  mit  8—5000  H.  Ertrag  aber 
gleich  hoch,  die  mit  höherem  Ertrag  erheblich  höher  belastet,  z.  B.  die  8  grössten 
Gewerbebetriebe  mit  Ertratr  von  Mill.  Mark  mit  95.000  gegen  54.000  bisher, 

die  o  allcrgröastcu  mit  über  1  MiJI.  Ertrag  mit  93.000  gegen  40  000.  —  Lehrreich 
sind  auch  die  Nachweise,  dass  einfach  die  Veründerong  der  Betriebstechnik,  t.  H.  b>  i 
Bierbrauereien,  Glashütten.  Ilochöfenwerken,  Mühlen,  chemisclien  Fabriken  ein  T;irif- 
system  wie  das  der  französischen  Patcntsteaer  immer  bald  anbrauchbar  macht. 
neUidk  i^  das  ein  Bedenken,  welches  doch  «ach  dem  tJSehltzongssystem'',  dessen 
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einmalige  Ergebnisse  längere  Zeit  die  Uraudlage  bilden,  noch  in  grossem  Uffl£aoge 
anklebt. 

§.  115.  Die  Wander  ge  werbe  st  euer.  Das  Wander- 
gewerbe (liausirer)  war  im  Keichslande  bisher  nach  dem  fran- 
zümschen  GeseU  tod  1844  im  Kähmen  der  Patentsteuer  mit  einer 
naeh  verscbiedenen  äusseren  Merkroaleo  abgestaften  festen  Abgabe 
nnd  mit  einer  Proportionalabgabe,  einer  Quote  vom  Mietbwertb  der 
WohDQDg  des  GewerbetreibendeD,  besteuert  gewesen :  eine  practiseh 
zu  niedrige  und  tecbniseh  auf  dies  Gewerbe  vollends  nieht  ordent- 
lich anwendbare  Stenerform.  Der  Hansirhandel  hatte  sich  dabei 
ungewöhnlich  stark  entwickelt. 

S.  den  Coiameutar  von  Koth,  das  Gesetz  Uber  die  Wandergewerbestener  a.  s.  v. 
(Strassbarg  1894),  Cinleitang.  In  1894  war  die  Zabl  der  Hansirer  Ind.  If  itcheilhaber 

4402  iwonach  di.-  ZifTL-r  von  12.800  in  Schranl's  Rede  a.  a.  0.  S.  HP.  wohl  zu  Nerich- 
üi([en  ist),  fast  Vto  '^^^^^  Govcrbctrcibenden,  mit  46.428  M.  Steuer,  c  2  %  Patent- 
Steuer.    Mittlerer  Steuersatz  13.82  M. 

Da  die  neue  „Einscbätzungsmethode''  nicht  genau  auf  Wander- 
gewerbe anwendbar  erschien  ^  wurde,  nach  dem  Vorgang  anderer 
neuerer  deutscher  Gesetzgebungen,  und  einigermaassen  dann  nach 
deren  Muster,  die  Gewerbesteuer  fUr  diese  Betriebe  von  der  alU 
gemeinen  Gewerbesteuer  abgetrennt  und  besonders  geregelt,  zu- 
gleich auch  „die  Kegelung  der  Vorschriften  Uber  die  Besteuerong 
des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  möglichst  im  Anschluss  an 
die  Reich sgewerbesteuer  und  in  üebereinstimmung  mit  derselben 
vorgenommen"  (Koth).  So  entstand  das  eigene  Gesetz  vom  8.  Juni 
1896,  welches  zugleich  die  Wand  erläge  r  obligatorisch  einer  be- 
sonderen Gemeindesteuer  unterwarf  (§.  24  ß.). 

Der  regelmrissi/jc  Steuersatz  li.  r  Wnn*lorir''«'cr])  wiener  ist  danach  jetzt  GO  M., 
mit  Ermässigungen  stufenweise  bta  auf  12  M.  liurab  bei  Gcwcrbcbetriebca  geringerer 
Bedentang  nnd  durch  besondere  Umstindo  beeintrichtigter  LeistnngsjQUiigkeit,  vnd  mit 
ErhöliiihiiLn  bluienweise  bis  auf  360  M.  bei  irr'ip^^Ton  nrtiiL'ljen.  höherem  Betriebs- 
kapital, grösserem  Umfang,  bedeutenderer  Ertragsfühiglccit,  bczw.  cotsprocbendcn 
Merkmalen  dafür,  so  bei  Handel  mit  wertbroUerou  Gegenständen,  mit  Pferden,  Vieh, 
auch  bei  den  mit  unter  die^c  Steuer  fallenden  grosseren  Schaui>teUunt;en  und  Lustbar- 
keiten von  Thealer-  und  SchanspielunteriK  liTnnnpen ,  Moiuiiroricii ,  Kunstreiterpeseli- 
scbaften  u.  s.  w.  ^s.  §.  Ö  und  Taiif^.  —  W  and';rlager  werden  einer  wöcbentlicbon 
Steaer  von  80,  60  ,  40  ,  20  M.  naeh  den  OrtsgrOeseu  unterworfen.  Die  Ucnielndea 
dürfen  fiir  Waaderlagcr  mit  Kuli.  rzcuguisscn  der  Land-  iiml  Forstwirthschaft  uii'l  mit 
anderen  Kcringwerthigen  Artikeln  niediieero  S'it/e  von  20,  10,  5,  2  M.  erheben  (§.  2d). 
S.  für  alles  \\  eitere  das  GcseU  lUnJ  K'  th  s  luuiuiontar. 

§.  116.  Die  Bergwerksabgaben  des  grundlegenden 
französischen  Gesetzes  von  1810,  die  sich  aus  einer  festen  Steuer 
nach  der  Ausdehnung  des  Grubenfeldes  von  10  Fr.  fUr  das  Quadrat- 
kilometer und  einer  proportionalen  vom  Ertrsg  von  5  %  in  max. 
jährlich  zusammensetzen  (Fin.  III,  §.  207),  blieben  zunächst  unter 
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4er  deatschen  Verwaltung  besteben,  aneb  mit  dem  10  Voig^Q  2»- 
«ehlage.  Aber  bereits  dareb  Geaets  vom  16..Dec.  1873  warde  die 
Proportionalabgabe  von  5  auf  2  %  ermttssigt  JflDgst  ist  dann,  im 
AnsebluBS  an  die  nene  Gewerbestener,  dnrcb  eine  Norelle  zn  dem 
Gesetz  von  1873,  dnrcb  das  Gesetz  vom  S.  Nov.  1896,  eine  Aende- 
mng  in  der  Berechnnngsweise  der  Proportional-  oder  verhältniss- 
Diässigen  Abgabe  eiogetreten.  Sie  wird  jeUl  jäliilicb  aui  Gruud 
einer  EiDSchätznng  des  stencrpüichtigen  Reinertrags  ermittelt. 

Die  FcststdiuQg  des  leUteren  erfolgt  durch  die  Bcziriucommissionon  den  neuen 
Oer  erbosten  ergesetres  von  1896,  §.  16  fl.,  wobei  ein  Vertreter  der  OberbergbehOrde 
als  Mitglied  in  die  Commission  mit  tritt.  Der  Steuersatz  ron  2  °/o  rerändort 
worden,  ebensowenig  die  feste  Steuer  (8  Pfennisrc  vom  Hcctar\  Auch  die  Rechts- 
mittel  des  neuen  (ieverbesteuergesetzes  werden  dem  Bcrgwerkssteucrpdicbtigen  gew&brt. 
Di«  Erbebmig  beider  BergverksAbgabcn  erfolgt  nach  den  fftr  die  dlrecten  Stenern 
gelt.  iitlen  Vorschriften.  Der  Ansfallfonds  besteht  auch  hier  (10  7o)-  Gemeinden 
dürfen  lür  ihre  Bedürfnisse  Zuschläge  erheben,  doch  nur  im  Höchstbetrage  der 
Staabsleueraäize,  eine  bei  den  Zuschlägen  zu  den  anderen  diit:cten  Staatssteuern  nicht 
bestehende  Bcschr&nknn^.  8.  ausser  den  eeo.  GeMtzen  dio  ««AufttliniDgnbesfimmQngen** 
sn  den  beiden  Ueeelien  ron  1873  and  1896. 

§.  117.  Die  Personal-  und  Mobiliar-  (Woh  u  u  n  -) 
öteuer  und  ihre  Umbildung  zurKaj)ital-  oder  Kapital- 
renten- und  zur  Lohn-  und  Be soldun ^8 Steuer.  Die 
«rsterc  Steuer  ist  im  franz^lsischen  (s.  Fin,  III,  §.  IDl  ff  )  und  war 
daher  bisher  auch  im  reichsiändischeii  direeten  Steuersystem  das 
Glied,  welches  einen  wirklichen  Personalsteucrcharacter,  als  freiiicb 
robeste,  völlig  ungenügende  Form  einer  allgemeinen  Kinkommen- 
stener,  besitzt.  Die  Steuer  tritt  für  den  Grand-  nnd  Hanseigen- 
tbümer  nnd  den  Patent-  oder  Gewerbesteneipfliehttgen  als  zweite 
dbeete  Steuer  zn  den  drei  anderen,  welche  diese  Personen  nacb 
iiirem  Besitz  oder  Beruf  zahlten,  binzu,  so  dass  in  diesen  Fällen 
iosofem  Doppelbestenemng  besteht.  Da<,^cgen  ist  sie  die  einzige 
directe  bteucr  der  übrigen  Bevölkerung,  der  Lobnarbeiter,  Beamten, 
freien  liberalen  Berufe,  der  Leibkapital isten  n.  s.  w.  In  dieser  ilia- 
sicht  gleicht  die  Steuer  in  ihrer  Stellung  im  direeten  ISteucrsystem, 
nur  in  weit  unzulängliclieror  Form  und  Function,  der  ebenialigen 
preussischen  Classen-  nnd  classitieirten  Einkommensteuer  neben  der 
Grnnd-,  GebUnde-  nnd  Gewerbesteuer.  Practiscb,  nach  Massigkeit 
ibrer  Steuersätze  und  nach  ihrem  Ertrag,  der  nur  etwa  des  Ge* 
sammtertrags  der  direeten  Steuern  im  Reicbslande  ist,  bat  sie  bloss 
die  Bedeutung  eines  Ergänzungsglieds  des  direeten  Steuer- 
systems. 

Die  Steuer  besteht  ans  den  durch  ihren  Namen  angedeuteten 
zwei  Gliedern  und  damit  eigentlich  aus  zwei  ganz  verschiedenen 
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Bestandtheilen.  Die  Personakteuer  wirkt  in  der  That  wie  eine 
reine  Kopfsteaer  (Fin.  III,  S.  457).  Auf  8ie  föllt  vom  Gesamml- 
ertrag  der  Stener  im  ReiclislaDd  etwa  ein  Drittel  Sie  fand  nnr 
uoeh  die  alte  doctrinKre  Rechtfertigung,  dass  eine  solche  Steuer 
das  nothwendige  Oorrelat  der  staatabttrgeriichen  Rechte ,  dea 
WahlrechtBy  des  Rechts  der  Mitwirkung  bei  derFinanaeontrole  sei,, 
—  wobei  ohnehin  alle  sonstigen ,  indireetcn  Steuern  u.  s  w.  un- 
beachtet bleibeo.  Die  zweite,  die  Mobiliarsteuer,  ist  eine  Wobiiungs- 
steuer,  die  alle  Mängel  einer  ein  Hauptbedürfniss  belastenden  be- 
denklichen Verbrauchssteuer  und  einer  nach  einem  isolirten  Momente 
gebildeten  Einkommensteuer  in  «ich  vereinigt  und  ausserdem  noch 
speciclle  Mängel  als  Wohnungssteuer  und  vollends  als  gleich  hohe 
staatliche  Wobnnngssteaer  hat.  Denn  der  Wobnnngsaafwand  ist 
eine  ungleiche  Quote  vom  Einkommen  nach  dessen  Höhe,  femer 
nach  dem  von  der  Familiengrösse  und  ZusamroensetBung  mit  ab- 
hSndigen  Wohnungsraumhedarf,  endlich  nach  der  GrOsse  und  dem 
ganzen  Charaeter  der  Wohnorte.  In  gleich  hohem  Steueisata  triffi 
die  staatliche  Wohnungssteuer  daher  das  kleine  Einkommen,  die 
grosse  Familie,  die  Wohnung  in  grossen  und  theueren  Orten  hOher^ 
als  in  den  entgegengesetzten  Verhältnissen.  Wegen  dieser  geringen 
Geeignetheit  des  Wohnungsaufwands,  als  Grundlage  der  Steuer 
zu  dienen,  hat  man  auch  im  Reichslande,  wie  in  Frankreich  über- 
haupt, die  Veranlagung  gar  nicht  immer  auf  dit  ser  Grundlage,  son- 
dern mit  nach  der  allgemeinen  Vermögenslage  und  den  Wohlstands- 
Verhältnissen  der  Steuerspflichtigen  durchgeführt:  eine  Verbesserung 
in  einer  Hinsicht,  aber  ein  Nachtheii  in  anderer,  weil  ohne  eine 
wirklich  zuTerlUssige  Ermittlung  von  Einkommen  und  Vermögen 
der  Einzelnen  so  ein  Element  der  Willktthr  in  die  Veranlagung 
kommt,  gerade  im  Widerspruch  mit  einem  der  wichtigsten  leitenden 
Grundsätze  des  französischen  directen  Steuerrechta.  In  einigen 
Städten  wird  auch  in  Ehmss*  Lothringen  die  Mobiliarquote  der 
Steuern  tbeilweise  aus  dem  Ertrage  des  Octroi  mit  bestritten ,  was 
das  französische  Gesetz  von  1832  erlaubt  hatte  (s.  u.  §.  125).  Aus- 
nahmsweise bei  dieser  directen  Steuer  erbebt  der  Staat  für  seine 
allgemeinen  Zwpcke  zum  I'rincipale  noch  17  ^'^  Zuschläc:e,  wegen 
der  zu  niedrigen  Belastung  der  Censiten  dieser  Steuer  verglichen  mit 
denen  der  anderen  directen  Stenern. 

S.  Fin.  III,  §.  194.  Commissionsbericht  des  Landesau^isohussos  ubor  den  1898or 
(ifvetrcntwurf  der  Kapitalr-'ntensteuer  tauch  Fin.arch.  B.  16,  S.  ;U3).    üeber  die 
ohnungs«  und  Miethatcuer  überhaupt  meiuo  Abliaodioog  directe  Stcuäm  im  Schöa- 
Wf  *iebea  Haiidbaeh,  B.  3,  4.  Aall..  S,  360  C  StatutlBches  Uber  die  Penonal-  nnd 


Digitized  by  Google 


Penonal-  und  MobtUantaner. 


401 


Mobiliarsteoer  im  Reichslande  in  den  Anlagen  zu  dem  pen.  Gesetzentworfe  (auch  im 
Fin.arcb.  6. 16.  S.  389).  Mit  den  17  %  Zoschla«  zum  Friocipale  betraf?  der  Ertrag 
fCLT  des  Staat  1896/97  1.889.249  M.,  wofon  627,105  aof  die  Penonal-,  1.262.144  M. 
»uf  die  Mobiliusteoer  fielen,  ilw  V»  QBd  '^1^.  Ol«  PenonalsteuorquoteD  tiborft-ie>ren 
in  den  kleinsten  Gemeinden ,  rom  Gesamtntbi  trape  fielen  -10.05  %  auf  die  1434  (ie- 
mcinden  bis  1000  Einwohner.  10.45  ®  o  »"^  d»«  i**^  lOUÜ— 1500  Einw.,  7.82  % 
raf  di«  70  mit  1500 — 2000  YHnw,.  xnaamiaeii  dahw  auf  diese  Ueineien  GemeiDden. 
d.  h.  wo>ciitlich  die  Dörfer  5^.82  ®/ü.  aaf  die  04  uiiiiloren  Goincindcn  von  2000  his 
20.000  Emw..  also  wesentlich  die  kleineren  Städte,  2ä.68  **  „,  auf  die  4  grO-sten  Städte 
lö.OO%.  Ganz  anders  rertheilen  sich  die  Mobiliarsteuerquotcn,  von  deren  (iesammt- 
beträgen  fielen  nemlich  auf  die  kleinen  Gemeinden  bis  200ii  Einw.  38.51  %  (davon  auf 
di.  l  i  in-^t-  n  unt-^r  1000  allerdings  allein  25.57  "  o '  •  »"f  die  uiittlenin  2J.8.'.  auf  di.- 
4  grOoateu  3Ü.Ü4  Material  zur  Kritik  der  Fernonalsteuer  in  dem  üeft  IV  der 
Beitrage  mt  Stadiitik  Straasbnigs,  rom  Director  des  atidtisebea  statistisclieD  Amta 
Gelaaenbeiger  (1898). 

Beide  Glieder  der  Stenern  widersprachen  also  dem  Gmndsats 
der  BeateneniDg  naeh  der  Leistungsfähigkeit  dnrcbanB  und  ge- 
statteten aneh  auf  ihrer  bisherigen  Omndlage  keine  befriedigende 
Reform.  Die  vereinigte  Personal-  nnd  Mobiliarstener  lOste  ancb  die 
An%abe  T011ig  ungenügend,  den  Realitiitenbesitzem,  Landwirtben 
und  GewerbetreibendeD  gegenüber,  welche  dnreh  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Patent-  oder  Gewerbesteuer  belastet  wurden  uiul  doch 
die  Personal-  und  Mobiliarstener  ausserdem  noch  trugen,  die  Berufe 
mit  reinem  Arbeitsertrage,  besonders  die  höheren  Kategorieen  darin, 
die  Beamten,  ottentlichc  wie  private,  besser  gestellte  Arbeiter,  freien 
liberalen  Berufen  Angehürige  und  vor  Allem  die  Leihkapitalisten 
Ülr  ihr  Zinseinkommen  auch  nnr  einigermaassen  entsprechend  mit 
zn  belasten.  Diese  Bevölkernngsclassen  genossen  daher  thatsäch- 
lieh  ein  starkes  Privileg  in  der  directen  Besteaemng«  Die  grosse 
Entwicklung  des  Gredits,  des  bewegliehen  nnd  Leihkapitals  im 
Laufe  des  19.  Jahrhanderts ,  in  immer  rascherem  und  stärkerem 
Maasse  neuerdings,  bewirkte,  dass  diese  Lttcke  der  fiestenemog 
des  Leihzinsertragfl  auch  immer  flihlbarer  wurde.  Die  scbwierige 
Lage  der  Landwirtbschatt  liess  anderseits  den  Druck  der  Grund- 
steuer cmpüudlicher  werden.  Bei  dem  Vorwalten  der  Erträge  der 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  im  £:e8ammten  Ertrag  der 
directen  Steuern  trafen  auch  die  Bezirks-  und  Gemeindezuschlüge 
zu  den  Ötaatsstcuern  wieder  Uberwiegend  diesen  Besitz  und  seinen 
Ertrag,  Bei  der  vielfachen  Höhe  dieser  Zuschläge,  von  denen  die 
Bezirkszuschläge  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  auch  wieder 
bei  der  Grundsteuer  erheblich  höher,  als  bei  den  beiden  anderen 
waren,  war  die  Last  der  directen  Steuern  so  abermals  besonders 
stark  dem  Bealitiltenbesita  und  Gewerbeertrag  und  in  noch  höherem 
Grade  dem  ländlichen  Grundbesitz  nnd  Landwirthsehaftsertrag 


Digitized  by  Google 


402  B.  Uebeniehten  der  Bwteneniiif.  Elsaas-Lothringeii.  §.  117. 

zugewftlzt  Auch  von  den  fiesitzweobsel-  und  anderen  Abgaben  ia» 
EtiregiBtrement,  factischi  weil  er  sich  am  Wenigsten  der  riehtigeift 
Bedteaemng  entliehen  kann,  sowie  von  der  Erbschafts-  und 
Sehenknngestener,  theiiweise  vielleicht  auch  von  den  tndirecten 
Stenern  (Weinsteoer,  Octroi)  wnrde  wiedemm  besonders  dieser 
liindlicbc  Besitz  und  Ertrag  getroffen.  Je  nacb  Gttltararten,  Boden- 
gute  u.  s.  w.,  daher  namentlich  nach  vorherröcheudcja  Getreidebau, 
hier  am  Ungünstigsten,  und  anderen  Productionszweigen  war  die 
Sachlage  nur  wieder  sehr  verschieden  unter  den  einzelnen  länd- 
lichen Besitzern. 

Dieser  Verhältnisse  wegen  galt  schon  länger  als  ein  nothwen- 
diges  Zie)  der  Stenerreform  eine  Entlastung  des  ländlichen 
Grundbesitzes.  Es  war  nnr  schwierig,  festzustellen,  wie,  nnd 
dann  woher  die  Mittel  nehmen,  am  SteneransiUle  %u  ersetsen.  Die 
Ansichten  gingen  darin  auseinander.  Aber  die  Kothwendigkeity 
dem  ländlichen  Besitz  nnd  Betrieh  darch  Entlastung  von  direeten 
Stenern  cn  helfen,  ward  doch  immer  allgemeiner  anerkannt  Ebenso^ 
datjs  ein  Hauptweg  dazu  sei,  die  erforderlichen  Mittel  dafür  durch 
stärkere  lürecte  Besteuerung  des  bisher  tiurcli  diese 
Steuer  so  ungenügend  mit  belasteten  beweglichen 
Kapitals  und  Leihzinses  zu  gewinnen. 

Dabei  darf  man  UbrigcDS,  wie  in  der  analogen  Lage  in  Kraiikreicb,  nicht  über- 
seheo,  da»  die  Veritehnsteaem  Im  Enrcgistremeiit,  Im  Stempelvesen  und  die  Erb- 
acbaftesicuei  immorhiu  das  bewegliche  uder  Leihkapital  erheblich  mit  treffen,  das 

„StoaerpriTilep"  demselben  in  der  dircctMi  Besteuerung  also  nicht  so  gros^  ist,  als  es 
scheint  und  als  es  z.  Ii.  in  Preussen  bei  der  ungenügenden  Heranziehung  iu  der 
Classen-  und  Einkommeosteuor  vor  der  Befonn  Ton  1891  war,  veil  da  jeoe  anderen 
Steuern  ft^Mton  ocIlt  viel  gcriiinfüjrifrcr  waren. 

Auch  hier,  wie  in  den  anderen,  in  dickem  Bande  behandelten  deot^^hea  Staaten, 
sind  die  Kcformen  der  direeten  Staatsstenern  mit  dorch  die  CommvnftUiitehl&ge 
veranlasst  worden.  Die  Bezirkszuschläge  betrugen  im  Beichslande  48*^/0  ^>  ^  Gfiud*, 
".2.r.  bi  i  der  üebäudc-,  2^^  bei  der  (Jfwerbcsteuer.  Von  1752  Katastergemeinden 
hatten  16  keine,  268  hatten  bis  20  7«,  449  von  20-40,  461  von  40—60,  252  Fon 
60—80,  166  Ten  80—100. 140  Gemelndeii  ttber  100  %  Gemeindesteoentufchlife  zu  dei 
direeten  Staatssteuern.  in  1897,  98  (Näheres  u.  iu  j^.  125).  S.  die  Daten  «bor  (lioCJnind- 
hteuer  in  ihn  r  Vertheilung  auf  die  drei  Kftri  «  r.  Staat,  Bezirke,  Gemeinden  und  mit  den 
weiteren  EuizelüeKen  oben  S.  387.  Im  Ganzcu  war  das  Hectar  bewirthschaftetcn  Bodens 
danach  (excl.  Staatswald)  mit  2.38  M.  Staatssteoer,  2.26  M.  Zuschlägen,  zusammen  mit 
4M  M.  briavrt.  di.- ZuM.dila^ze  :iW>  faM  so  hoch  al>  das  Staat>-Princii.al  (s.  o.  112). 
bolche  Verhältnisse  drängten  bei  der  Lage  der  Loudwirthschaft  mit  auf  die  iietormen 
bin.  (Ana  der  BeirrandoDg  des  GeseUentwnrfii  Ton  1898  und  deren  Anlngeo.  Obige 
Daten  filr  1897/98.)  Es  ist  leider  in  einem  Werke  wie  diesem  nicht  möglich,  auf 
solche  Zn-^nrnmcnhänge  aller  Fragen  genauer  einzugfh''n  Aber  gerade  auch  In  der 
Finauzwissenscüaft  ist  zu  betonen,  dass  keine  Cinzelfrago  i^olirt  l'ur  bich  ui  praxi, 
daher  ricliüger  Welse  auch  nicht  in  der  Wissenscliaft  zu  erörtern  ist. 

Diesem  Ideec^an^  eutspran^  denn  ancb  der  Plan  der  reiebs- 
Iftndisclien  Kcj^ieiung  zur  Einfllhrnng  einer  besonderen  Kapital- 
rente u  st  euer,  der  zu  einem  Gesetzentwurf  im  Landesaasscbass 
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mhiie  (JaDuar  1898).  Die  mit  2  %  und  degressivem  Fuss  darooter 
ftr  die  unteren  Stufen  in  Aussieht  genommene  Steoer  soUte  die 
Mittel  zm  Anfhebung  der  Peraonalstener  nnd  zur  Ent- 
lastung der  Grundsteuer  liefern.  Doch  war  mit  dem  Ent- 
würfe nicht  gleich  eine  ciiel^'iUiiL^e  i^esetzlichc  Re^eluug  der  Materie 
bezweckt.  Ks  sollte  zunächst  nur  die  Durchiübrung  der  Veran- 
lagung der  Kapitalrenteiisleuer  erfolgen,  auch  nm  genügende  Daten 
zum  weiteren  Aiis!>au  des  Steuerrechts  zu  erlangen.  Die  Abstufung 
des  Steuersatzes  für  die  unteren  Stufen  und  die  näheren  Modalitäten 
fflr  die  Entlastung  der  Grundsteuer  blieb  späteren  besonderen  Ge- 
setzen vorbehalten.  Ebenso  wollte  man  die  Behandlung  der  Fragen, 
inwieweit  auch  die  Mobiliarsteuer  tbeils  dureh  eine  Lohn- 
ttud  Besoldungssteuer,  thdte  dureh  die  Kapitalrenten- 
Steuer,  eventuell  mittelst  Erhöhung  des  Steuersatzes  derselben, 
ersetst  werden  sollen,  später  noeh  besonders  erledigen. 

Die  landläufigen  Bedenken  gegen  jede  Kupitalrentensteuer, 
welche  im  Reichslandc  nach  alter  französischer  Tradition  trotz,  der 
gegentheiligcn  Erfahrungen  gerade  der  suddeutschen  Nachbarländer 
wohl  eher  noch  mehr  als  sonst  bei  uns  in  Deutschland  verbreitet 
waren,  wurden  in  der  Begründung"  mit  Recht  zurückgewiesen: 
80  die  behauptete  Gefahr,  dass  das  Kapital,  vielleicht  die  Kapi- 
talisten selbst  durch  diese  Steuer  aus  dem  Lande  getrieben,  der 
Credit  erschwert  und  ?ertbeuert,  der  Zinsfuss  erhöbt,  die  Steuer 
dem  Schuldner  zugewiUzt,  tbeilweise  Doppelbesteuerung  erfolgen 
werde  u.  s.  w. ;  ferner  dass  die  Durchführung  der  Steuer  ein  stören- 
des Eindringen  in  dieVermögenSTerbäUnisse  bedinge,  Dedarations- 
zwang  u.  dgl.  dabei  unTermeidlicb  und  doch  unerträglich  sei.  Im 
Ganzen  suchte  man  nur  durch  möglichste  Milde  der  Vorschriften 
der  Veranlagung,  durch  Beschränkung  der  allerdings  geforderten 
„Erklärung''  über  die  Erträge  des  Leibkapitals  auf  allgemeinste 
Allgaben,  ohne  Eindringen  in  das  Einzelne,  durch  niedrige  Be- 
messHTig:  des  Steuersatzes  (2  ^  o  iii  niaxinio,  niedri^rer  als  in  den 
anderen  süddeutschen  Staaten),  die  Bedenken  und  V  orurtheile  gegen 
die  Steuer  zu  beseitigen  oder  doch  zu  beschwichtigen.  Die  Steuer 
sollte  den  Zinsertrag,  nicht  das  Kapital  als  solches,  zur  Grund- 
lage haben  und  sehloss  sich  im  Entwürfe  in  manchen  Puncten,  so 
in  Betreff  der  subjectiven  und  objectiven  Steuerpflicht,  den  anderen 
deutschen  Gesetzen  Uber  Eapitalrentensteoer  an. 

8.  den  Entvurf,  auf  Jon  vir  hier  uicht  näher  in  den  K  i  '  !*a  i  .i  eingehen,  weil 

er  sehr  wesciit]i(  he  V-  iiindt^tingen  im  Landcsau.'-scbuss  und  in  dein  scbli»  sslich  Gesetz 
gevurdeüuQ  Text  urtatirca  hat  (ü.  u.)«  i»awie  die  Hotitre  und  die  Vorlage  selbst 
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(Landesausschossacten,  XXV.  Session  1898  Nr.  7,  25.  Jan.  1898).  Die  Nothrendig- 
keit,  gerade  bei  dieser  Steuer  die  Verpflichiau^  zur  SelUtangabe  des  Kapitalertrags 
fittr  den  CensiteD  Misznsprecheo,  worde  Merkanot,  aber  in  dieser  «^toDererkUroo^* 
sollte  nar  der  Gesamtntbt'trap,  Zinsen,  Dividenden  u.  s.  w.  in  Einer  Summe,  blo^s  -lie 
steuerpäichtitrcn  Benicu  (Leib-,  Zeit-,  Erbreaten)  getrennt  angegeben  werden  mOsseA 
(Entwarf  §.  10,  2).  Der  Abzug  ron  Pasmylcapitalzinsen  (aus  Faust-  und  nnterpflnd» 
lieh  Tcrsicbertea  KapitaUehnldeii),  der  statthaft  war,  sowie  die  sonstigen  Lasten  auf 
der  Ziosrento,  war  ind(»ss(?n  an  jj^enauere  Angaben  darüber  gekntlpft  (Art  des  Rechts- 
geschäfts, Person  des  üläubigcrs  und  RcntenempflingerSf  auf  den  einzelnen  daroo 
tfelTenden  Zins-  eder  BenteiiMtrag  (§.  10,  5)  Um  weiter  den  StenerplIiclitifeB  ent- 
gegen 20 kommen,  sollte  die  Veranlagung  nur  alle  3  Jahre  erfol^^en  vind  innerhalb  dieser 
Zeit  Vpr;^Ti*lenin^en  der  Zin'^ertrüfje  nur  aubnahiusweise  berücksichtiget  werden  (§.  11 
des  Knuuifä).  Ferner  »ulltc  die  Steuer  nicht  nach  dem  wirlliclien  Ertrag,  sondern, 
wie  bei  der  neoeran  Gebinde-  und  Gewerbesteuer,  nach  einem  Stufentarif  mit  ziem- 
lich weiten  Spatien,  namentlicli  bei  den  höheren  Bezügen,  stattfinden,  was  freilich 
auf  die  absolut  gleich  hohe  Besteuerung  nicht  unwesentlich  verschieden  hoher  Zins- 
erträge hinauskomint  (§.  7  nnd  Tarif  in  der  Anlage.  100  M.  frei,  1.  Stafe  100— 30D. 
2  3  -  500  ,  3.  5—700  ,  4.  700-1000  ,  5.  1000-1300  ,  6.  13-1600.  7.  1600—2000, 
dann  jede  weitere  um  500  M.  steiircnd  40f>0  M.,  von  da  um  1000  'mc,  >h)OQ  M., 
Ton  da  um  2000  bis  12.0UO  M..  von  da  um  oOOO  bis  18.000  M..  von  da  um  5000 
bis  80.000  M.,  fon  da  an  um  10.000  M.).  Dies  Veranlagangsgescliift  sollte  nicht 
einzelnen  Beamten,  sondern,  wie  lici  der  Gebäude-  und  der  Gewerbesteuer,  besonderen 
Organen,  bc2w.  Commissionen  übertragen  werden  (§.  12).  Bei  der  ersten  Veranisgviig 
sollte  endlich,  wie  bei  der  Gewerbesteuer,  eine  grösstentheils  vom  Landesanssehnas 
zu  wählende  Landescommiaiion  fungiren,  die  Vcranlagangsgrundsätze  feststellen,  die 
Thätigkcit  der  Vcranlagungscoinmissioticn  beaufsichtigen,  so  ein  gleichmässiges  Ver- 
fahren bei  der  Veranlagung  im  ganzen  I^aiido  verbürgen  (§.  33).  Man  schätzte  bei 
einem  Darcbschnittssteneifoss  ren  l'/«  *'/o  (nnter  Berttek^ohtigung  der  Degression  des 
Normalfusses  von  2%  für  die  kleinen  Betrüge"^  auf  Grund  der  Erbschal i^bteacrergeb- 
nisse  und  nacli  der  Verglcichung  mit  Baden,  auch  mit  Württemberg  den  Steaerertrag 
auf  1.1  Mill.  Mark.    (Alles  hier  Erwähnte  aus  der  Begründung.) 

Au8  dor  BeratbuDg  im  Laodesausschass  ist  der  Gesetzentwurf 
indessen  in  wesentiioh  veränderter  Tendenz,  Gestaltung  und  Aus- 
delmnng  herrorgegangen  nnd  daher  schliesslich  doch  ein  anderes 
Oesete  entstanden,  das  vom  2.  Jnli  1898,  betr.  die  firmittlnng 
der  Erträge  aus  Kapital,  Lohn  nnd  Besoldnng.  Der 
Plan  der  Kapitalrentenstener  fand  xiemlich  allgemeine 
Billig uug.  Man  wollte  nnr,  wie  es  aneh  in  dem  Regiernngsplane 
eigentlich  als  nächste  Aufgabe  aufgefasst  war,  zunächst  wie  bei 
der  Eiiilüluuiig  der  Gewerbesteuer  vorgehen,   d.  h.   durch  ein 
„Ermittlungs-"     oder  „Steuereiuschätznngsgesetz" 
erst  einmal  die  Grundlage  für  eine  förmliche  Kapitalreiitensieuer 
gewinnen.  Demgemäss  wurde  der  Gesetzentwurf  nni-  und  das  neue 
Oesetz  ausgestaltet.    Dabei  wurden  freilich  die  der  Bevölkerung 
ungewohnten  und  der  Annahme  nach  unliebsamen  Bestinunnogeo 
betreffs  der  Veranlagung,  namentlich  der  Steuererklärung,  noch 
weiter  gemildert 

Statt  einer  obligatorischen,  durcli  entsprechende  Strafandrohmigen  gestatztea 
Sfeiir  r  rklärung  über  den  Betrag  der  bezogenen  Zinsen  b  -M  ]ir  uil  '.e  niaTi  '^ich  auf  die 
Forderung  einer  freiwilligen,  auf  l'Jiicht  und  Gewissen  abzugebenden  Eridärung  ledig- 
lich Ab«  die  Tsrifistufe,  in  welclt«  die  Zlnsertrige  eines  Gendten  fnlleii.  Di«  Dnter- 
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Ussang  dies«r  Erklärunir,  welche  in  dem  Entwürfe  mit  Strafe  bedroht  war  (§.  24.  h\i 
300  M.)  hat  keioe  Strafe  mehr  zar  Folge,  nur  wissentlich  unrichtige  oder  unrolütän- 
dige  AngaboQ,  wodurch  die  Einreihong  in  eine  niedrif!:ere  Steoerstafe  bewirkt  wird, 
sind  btiaf fällig  (aach  bis  300  M..  Ga6et2  §.  18).  Die  Veranlagiuigscommissioa  seta 
dum  iitir  ihreiBelts  ohne  weiteren  Nachwels  die  SleneiBtofe  fast,  vmn  der  Pflichtige 
auch  ciaer  erueuctcn  Auffur  li mng  zur  Abgabe  einer  Steaefeilllrang  Dieht  Oftch* 
gdiommea  i&t  (Gesetz  §.  14,  AasfahnmgbgroodaftUe  Art.  12). 

Aber  man  begnügte  sich  nicht  mit  den  Ermittluugen  der  Kapital- 
erträ<;c,  sondern  erweiterte  diese  Ermittlungen  zugleich  mit  auf  die 
der  Löhne  und  B  e  s  o  1  d  a  n g  e  n  u.  fi.  w.,  um  vonständiges  Material 
für  die  FortfUbrimg  der  äteaemforok  nnd  lUr  die  —  ttbrigeos  erst 
nach  Beeodigaog  der  ErmittlongeD,  wenn  die  Ergebniase  sofrieden* 
atellend  auffallen  8eieD|  so  treffende  —  Enteeheidtuig  der  Frage 
Uber  die  gÜDtliebe  AafhebUDg  der  PersoDal-  und  Hobiliarateiier  imd 
die  Art  ibree  Ersatzee  tu  gewianen.  Dabei  wurden  Bezüge  bis 
1000  M.,  also  die  Hasse  der  Arbeitslobn-EiDkommeo,  ansgescblosseDy 
BezUge  von  1000—2000  M.  nur  amtlich  ermittelt,  höhere  auf  Grand 
einer  gleichen  freiwilligen  »Steuererklärung  unter  denselben  Be- 
dingnogen^  wie  bei  den  Kapitalrenten  uud  auch  nur  mit  Angabe 
der  zutreffenden  Steuerstufe,  wobei  für  die  riffentlichen  Diener  von 
einer  ei;^ancn  Erklärung  abgesehen  werden  und  die  betreffende 
Behörde  die  Angaben  Uber  die  öffentlichen  BezUge  machen  konnte 
(Gesetz  §.  11).  AasdrUcklich  wurde  die  Ermittlung  der  Erträge 
aas  Kapital^  Loba  aod  Besolduog  auch  auf  den  Zweck  beschränkt, 
nm  Unterlagen  ittr  die  Entlastang  der  Landwirtbsebaft  und  die 
HerbeilkthrQDg  einer  Steaeransgleiebang  (Gesets  §.  1)  zu  gewinnen, 
nieht  (für  eine  Vermebmng  der  Staatseinkttnfte. 

Die  angeordnctcu  EimiuluDgen  haben  seitdem  stattgefunden, 
sind  aber  im  Moment  des  Abschlusses  dieses  Abschnitts  noch  nicht 
beendet.  Die  endgUtige  gesetzliche  Erledigung  der  Sache  steht 
daber  noch  aus. 

Ich  mui>s  dafiir  auf  eventuelle  Nachträge  in  diesem  Bache  reiweisen.  S.  für 
Kinzeinos  d»s  Gesetz  ?oin  2.  Juli  1898,  die  mehrfach  characteristischen  Abweichungea 
?oa  der  Regieruugsrorlai;e  iu  der  Zusammenstellung  dar  Vorlage  uud  der  letzten  Be- 
schlasäe  des  Landeaansschuhses  (XXV.  ScsMoa«  22.  Sitzung,  27.  April  1896,  Draclt- 
Sache  Nr.  78a),  die  damaligen  Yerhandlungrcn,  besonders  den  Commissionsbericht 
(Mch  im.  F'ukMch.  B.  16,  S.  340  fi.);  dann  die  „allgemeiaen  (irundsätze  fUr  die  Kr- 
■fttfufen  n.  s.  w.  nnd  die  AnsAlhnragsbeetimmangen  zn  dem  Gesetze"  rem  15.  Nor. 
1898.  (Gesetz  und  diese  Bestlmnangcn  im  Fln4UWh.  B.  16,  S.  845,  SSO).  Hier  sei 
ron  Einzelheiten  noch  Folgerulfs  angefahrt. 

in  Consequenz  der  Omwauuiung  eines  Stenergesetzeniwurlä  in  ein  blosses  £r- 
aittloDgs gesets  und  des  fetftndeTten  Zwecks  und  Umfsngs  fahrt  das  Gesetz  nicht, 
wie  der  Entwurf,  den  Titel  ..betr.  Kapifalrenfeiistener",  sondern  ,,betr.  die  Ermitt- 
lung der  Ertrage  aus  Kapital,  Lohn  und  Besoldung"  und  ordnet  nicht 
nehr  die  Einführung  einer  Kapitalrentenstener  zum  Zweck  der  Aufhebung  der  Per- 
MMbteaer  and  Entlastang  des  GnuidbesitMS  an,  sondern  die  Ermittlung  jener  Ertiige 
A.  Wef  aer,  flMHWrtMMseiaft  IT.  27 
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2ur  Ge.wiuuu.ig  der  far  iiie  Eatlastung  der  Landvirtbschaft  und  UerbeifOhnuif  «ia« 
8tenenii9glMcbtiiig  crfoTdeiliclieii  ODterian^  (g.  1). 

Unter  den  Kapitalerträgen  werden  in  der  Weise  anderer  bezüglicher  Gesetze 
iilrht  nur  die  Zinsen  w.  ?.  w.  ans  Kapitalanlagen  aller  Art,  sondern  ausdrücklich  auch 
die  Erträge,  Difidendeii,  Ziuacn  und  sonstige  Bezüge  aus  Antbeilen  von  Actieu,  Oom- 
manditftctleDfMdltchftften,  andern  OewUachafton  mit  beschränkter  HafkoDp,  Ber»> 
frcrerkscbaften .  ferner  Renten  jeder  Art,  bcsondcrti  Leib-,  Zeit-,  Erbrenten,  in  Geld 
oder  Niitaralnatzungcn  verstanden  und  ermittelt  (Ues.  g.  2,  AasfubrQng8>Verorda«iig 
Art  I),  and  zwar  EfizOge  tod  Land«»-  nnd  anderon  BedcbflangobOrigen  mit  Wohnrill 
oder  Anfenthalt  im  Beichslande.  einschliasdtcb  Kdlpenchaften,  Stilhing«».  Anslallen. 
Vereine  und  nfi!n><8en<»chaften,  Vcrmögcnsrenraltangen  ans  Concnr<mr«<';f>!i,  femer  die 
»ich  im  Beichslande  des  Ervurbs  wegen  oder  länger  aU  1  Jahr  auflialtenden  Ao»* 
landet  {%.  8).  Ansgesehlosaen  fon  der  Ermittlong  sind  die  ZinsbezQge  der  dflentUefcen 
Eörper,  auch  der  Kirchonfabrikcn  und  anerkannten  Rclipionspeseüschaften,  der  Bcrofs- 
Konossenschaften ,  Arbcitervcrsicberungscassen,  Gcmeindesparcasseu ,  geinsser  anderer 
G-gei»scitigkcits-(ienos:jen5chafteu,  der  öffentlichen  Vieh-  und  HagelFersicherungsrereine 
nnd  Verbünde ;  ausdriicklicli  ancli  die  Kapitalerträgnisse  der  (iewerbetreil>eaden  ans 
ihren  im  (icwerbc  angelegten  nnd  znm  Betriebe  dienenden  Kapitalien,  endlich  nber- 
haopt  jScttorcotea  von  nicht  Uber  100  M.  bei  den  einzelnen  Empfängern  (i^.  4). 
Der  AVtOf  der  Pasrivdnsen  und  Lasten  darf  wie  in  dem  Entwnrfe  (o.  8.  404)  er- 
folgen (§.  5^   Auch  ist  TOn  den  Erträgen  aus  nicht -reichsländischen  Bczugsqoellco 
die  auswärtige  Steuer  abzuziehen ,  was  in  den  „Ausführungsbestimmungen"  mit  der 
OouponstcQCi  u.  dgi.  exemplificirt  wird  ^woraus  m.  E.  unrichtige  Consequenzcn  sich 
crgeNn.  so  bei  WorthpapiOTen*  vie  den  lleterreichischen ,  italienischen,  die  allgemeia 
unter  Rticlisirht  anf  den  ConponsfcDcrabnur  et  l  andelt  werden  nnd  dnnach  ihren  Cors 
haben)   Als  Haassstab  für  den  zu  ermittcluden  Jabreaertrag  des  Kapitals  u.  s.  w.  gilt 
dann  aber  die  Stufe  des  ron  der  Landescommi«don  featznstellenden  Tarifs,  in  waAt 
d«r  Ertrag  fällt.    Dicker  Tarif  ist  gegen  den  des  Entwurfs  (s.  o.  S.  404)  etwas  ab- 
geändiTt   ]  Sfufc  2 — 5^00  M..  jciK-  folgende  bis  lUÖO  um  200  M.  mehr,  dann  Stufen, 
wie  im  l^^ntwurf,  doch  nicht  nur  wie  in  diesem  Ton  10.000  M.  au  bis  äO.OoO,  soodero 
bis  50.000  M.  je  oOOOH.  steigend,  efst  ron  60.000  an  um  je  10.000  M  ). 

Die  Ermittlang  der  Erträge  aus  Lohn  und  Besoldung  ist  aualog  geregelt 
wor'li^n.  Petroflen  werden,  wie  in  den  süddeutschen  speciellen  nnd  in  »iner  der 
üblichen  Abtheilnogen  der  neueren  allgemeinen  Einkommensteuern,  die  Bezüge  aas 
dnem  Sffentliclien  oder  priraCen  Dienstrerhiltnisa,  ans  einem  wisaeosdinftllelien  oder 

kOnStlerischen  Berufe,  aus  schriftstellerischer,  unterrichtender,  erziehender  oder  irgend 
einer  anderen  Gewinn  brinirenden  Thätigkeit,  soweit  die  Beztlfre  nicht  schon  durch  die 
Gewerbesteuer  getrolfcn  oder  nicht  nur  vorübergehend  oder  uebenääcblich  sind,  ms- 
drQcItlieli  daher  ancli  Pensionen  n.  dgl.  Bezüge,  welche  als  Entgelt  für  frühere  Ar- 
b<  it,  l*ienstleis.tunij  oder  Berofsthütiirkcit  bewilligt  worden  sind  und  auf  gesetzlicher 
Grundlage  oder  klagbarem  Kcchtstitel  beruhen:  doch  alle  Bezüge  unter  1000  M.  jähr- 
lich ansgeschlos^^cn  (demnach  /.  B.  regelmässig  die  Arbeitervcrsicheruiigby,  Unfall-, 
Inraliden-,  Aiterär<'nten.  §.  6.  nähere  Angabe  der  subjcctiven  Steuerpfliclit  in  §.  7,  dsr 
auszuschliesscnden  Fälle  in  §.  8,  darunter  ausdrücklich  der  Ertrag  ans  Pachtonicreo 
laudvirthschaftlicher  Grundstücke,  daza  Art.  7 — 9  der  Ausfübrangsverordnungj.  Vom 
Ertrage  -können  die  m  dessen  Erwerb  nBthlgen  Andai^en  (Gesetz  §.  9,  Antt'V. 
Art.  10.  Nr.  H).  mit  n.'cht  nicht  aber  z.  B.  SchuMzinsen,  Steuern  (gen.  Art.  10,  Nr.  2) 
nitgczogen  werdt  n.  Der  Maa'^sstab  ist  der  Jahresertrag  der  Bezttge,  bezv.  die  betretfsodd 
Tarifstufe,  in  die  er  fallt  (Gesetz  §.  9). 

Feste  Bezüge  von  Zinsen  o.  e.  w.  nnd  ron  Gebslten  n.  s.  w,  wurden  nadi  des 

Stand  für  1898.  schwankende  Zinsen  n.  dgl.  nach  3 -jährigem  Durchschnitt  aus 

1896—  98,  »«^liwaukende  Arbeits*  n.  s.  v.  Ertrftge  nadi  2*jllirigem  Dnrchaebnitt 

1897—  98  ermittelt.  * 

Als  Grundlage  der  Veranlagung  bei  beiden  Arten  ron  Erträgen  dienen  dann  die 
schon  oben  erwähnten  Erklärungen  der  Kapitalrenten-Bezieher,  der  mehr  als  2000  K. 
Lohn  oder  Besoldunpr  v.  ilgl.  Einkommen  beziehenden  Personen,  die  Angaben  der 
Ollcntlichen  Behörden  für  die  im  ötfcntlichen  Dienst  stehenden  Personen  und  die  be- 
sonderen Ermi^nngen,  wdcbe  anf  Grand  der  rom  Ministerinm  nacb  AnhOraag  der 
Landescommissaie  getroffenen  Bestimmongen  ftt?  die  Personen  mit  1000—2000  IL 
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Emiouimeii,  aJso  FornemUch  dio  besser  gestuUten  Arbeiter,  zu  erfolgea  hatten  ^GeseU 
§.11,  Äosf.V.  Art.  12—14,  «teh  11,  bd  der  Ernfttlung;  dee  EiAkommens  letzterer 
Personen  haben  die  Organe  des  vorbereitenden  Verfahrens  und  die  Steuercontrolenro 
mitzuwirken).  Die  Aufforderung  zur  Abgabe  der  Erklärung  ist  zunächst  eine  all- 
gemeine öflentUcbo,  dann  noch  fUr  die  Personen,  welche  nach  dem  rorbereitendea 
Teifriireii  in  Betreelit  komineik.  eine  beBondeie,  die  ErkliruDf  kann  sdirtlUidi  nach 
einem  zu  übersendenden  Formular  oder  mündlich  zu  Protokoll  bei  der  :  ri^tändigen 
Steuercasse  erfolgen.  Nack  Ablauf  von  2  Monaten  nach  öHenUicher  Aufforderang 
findet  an  Rückständige  eine  iweitc  Aufforderung  statt  (Au&f.-Y.  Art  12). 

Der  Emdttlung  der  Erträge  geht  ein  forbereitendes  Terfnhren  vonras, 

durch  Ausfahrungscoumiäsare,  eventuell  unter  Mitwirkung  der  Gemeinde- 
behörden, besonders  zur  Fcstsfelluns^  der  Snbjecte,  um  deren  Bc/iiir"  '>s  sich  handelt 
(Aa»f.-V.  Art.  11).  Sonst  luiigireu  bier  für  diu  Veranlaguug  wieder  (yuuimissioiien, 
ähnlich  denen  bei  der  Geworbestener  und  bei  deren  erster  Veranlagung  (s.  o.  S.  895). 
F;!r  i:b:n  Vcrr^nlagunpsbezirli  war  eine  Ermiltlungscoinmission  zu  bilden,  bestehend 
aus  einem  höheren  Beamten  der  Direction  der  directen  Steuern  als  Vorsitzendem, 
8  rem  Landesanflidiass,  2  rem  betreffenden  Bezirkstage  geheim  zu  wählenden,  2  rom 
MiniBteriiun  sn  enennenden  Mitfftledero  (Oewtx  §.  12|i. 

Die  Commissionsvorsitzenden,  zntileich  v  n  Aintswe^en  die  Vertreter  des 
Staatsintereases.  haben  die  Geschäfte  zu  leiten,  die  Aufforderungen  zu  den  Erlilärnnfrcn 
2u  erlassen,  die  eingegangenen  Erklärungen  und  Nacbwcisungen  einer  Nachprüfung 
zo  unterziehen,  die  Pflichtigen  auf  DnvoUständigkciten  und  Unriebtigkeiten  h  u  z  u  weisen, 
MAterialien  zur  reststellnn[::  der  thatsächlicben  Verhältnisse  zn  sammeln,  die  Com- 
missionsbeschlüsse  auszuführen  (Gesetz  §.  13,  Ausl'.-V.  Art.  11).  Die  von  öifontlichea 
Behörden  gefdlirteo  Bttcher,  die  Dnten  der  HebiUerstener  (Miethbetrtge  n.  s.  ▼.)  sind 
mit  zu  benutzi'-n.  Die  Öffentlichen,  die  Staats-  und  Gemeindebehörden,  haben  dem 
Vorsitzenden  die  erforderlichen  Auskünfte  zu  crtheilen ,  auch  Einsicht  in  sämmtliche, 
die  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  der  Pflichtigen  betreffenden  Bücher,  Acten, 
Dikanden,  Register  zn  gestatten  (Ansf.-T.  Art  11,  12.  17).  Die^  sind  gemde  b^  den 
reichsländischen .  bezw.  französischen  Einrichtaugen  der  VcrkehrssteuerJimter  (En- 
registremont .  Erbschafis-,  Schenkungssteuer  u.  s.  w.)  wichtige  Hilfsmittel.  Aber  es 
liegt  bei  ihrem  Gebrauch  das  Bedenken  vor,  dass  diejenigen  Einkommen-  und  Ver- 
mOgensverhältnisse,  welche  nicht  mit  diesen  Mitteln  zu  controliren  oder  zu  con- 
str^'irtfi  sind  (Erwerb  und  Besitz  öffentlicher  Werthpapier',  i^cwisse  persönliche  Ein- 
kuüttc  der  liberalen  Berufe,  Honorare  u.  s.  w.),  bei  der  doch  nur  mangelhaft  ein- 
geriebteien  und  fbnglrendea  DedarMionspflicht  danach  ror  den  anderen,  anf  die  an« 
peffebetie  Weise  der  sichereren  Ennittlang  fähi^^en  begtSnstif,'t  sind.  Das  sind  dio 
nachtheiligen  Feigen  einer  Halbheit,  wie  sie  die  »,facultaUre"  Angabe  der  Einkünfte 
darstellt 

Die  Comnissionen  selbst  liaben  dann  anf  Omnd  der  Erklinnigcn  eder  Ton 

Öffentlichen  Behörden  (für  Beamte  und  für  Personen  von  1000—2000  M.  Einkommen) 
gelieferten  Nachweisun^fcn  dio  Tarifstufe  für  jeden  Pflichtigen  festzustellen  (Gesetz 
§.  14,  Ausf.-V.  Art.  18).  Nach  der  Aosf.^.  hat  die  abgegebene  Erklärung  des 
Pfliditigen  die  geeetdidie  Verrnnthnng  der  Richtigkeit  fUr  sicli  nnd  diese  kann  nnr 
entkräftet  werden,  wenn  die  Commission  thatsJlchlich  begründete  Einwendunffcn  zu 
machen  hat  (eb.).  Letztere  sind  dann  nebst  der  für  ihn  geplanten  Tarifstufe  dem 
Pflichtigen  mitzutbeilen.  mit  der  Aufforderung,  sich  binnen  14  Tagen  darüber  zn  er- 
kllren*  Thot  er  dies  nicht,  oder  werden  durch  die  Verhandlungen  mit  ihm  die  Ein> 
Wendungen  nicht  behoben,  so  gilt  die  Erkllirun-r  als  nicht  erfolgt  un  1  ril^iann.  wie 
in  dem  Falle  Uberliaapt  unterbliebener  Erklärung,  setzt  die  Commiäüioik  nach  ihren 
Xateiiallen,  erentnell  nach  Vonchlag  des  Vonitzenden  die  Tktrl&ttife  fest  (Oesetz 
|.  Ii,  15,  Ansf.-V.  Art.  IQ. 

Gegen  die  Festsetzung  der  Tarifstufe  liat  Ii  r  Pflicbfiire  das  Rechtsmittel 
des  Einspruchs  bei  der  Landescommission  (Stcmpcifreihoit  dabei).  (Gesetz  §»ld, 
Aosf.-V.  Art.  19 )  Diese  Ck)mmission  besteht  aus  sämmtlicben  Mitgliedern  der  drei 
Bezirkscommissionen  mit  einem  vom  Statthalter  ernannten  Vorsitzenden.  Sie  hat  ähn- 
liche Functionen  bei  diesen  Ermittlungen,  wie  die  gleiche  Commission  bei  der  ersten 
Veranlagung  der  Gewerbesteuer,  daher  vor  Allem  für  gleicbmässiges  Verfahren  bei 
den  Ernitthingen  im  ganzen  Lande  zn  sorgen.  Die  Beschlösse  der  Landescomaission 

27* 
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ooterlie^eji  der  Best&Ugcog  des  Mioisteriams  ((ieseu  §.  16.  Audf.-\;.  Art.  20). 
€di«fauBltiiogq»jlicht  liegt  den  MitglMem  aUar  LiadaicuiMfcrifiaen  ob.  Die  K«tea 
der  Eradttlnngen  hatte  die  Ludeecuie  n  tnigen. 

Aaob  io  dem  in  dieser  Gesetzgebung  abdichtlich  „milde''  ge- 
haltenen Einachitsiiiigaferfahren  bei  der  Kapitalrenten*  and  der 
Lohn-  nnd  Beeoldnngsetener  Hegt  ohne  Zweifel  ein  groeser  Fort- 
schritt gegen  die  frflhere  franzttsiBche  Gesetzgebung,  welche  an 
übermässiger  Sehen,  in  die  persönlichen  Einkommenverh&ltnisBe  der 
Censiten  einsndringen,  krankt,  was  wie  immer  namentiieh  nnr  den 
btäikereu,  stenerkräftigcrcu  Censitcu  iii  uubilliger  Weise  zu  Gate 
kommt.  Kb  liegt  daher  in  diesem  Denen  System  eine  Abwendung 
vom  französischen,  romanischen,  eine  Hiüwendun^^  zum  deutschen, 
germanischen  BesteuernnL^swesen ,  hei  dem  freilich  p^rössere  Aü- 
sprlicbe  an  die  UneigcnoUtzigkeit,  Ehrlichkeit  und  Ptiicbttreue  der 
Ceneiten  gestellt  werden.  Insofern  ist  das  ganze  Vorgehen  auch 
vom  politischen  Standpancte  ans  zu  begrüssen  als  LOslösnng  Ton 
flblen  französischen  Traditionen  nnd  Annäherung  an  bessere 
dentsehe  Grundsätze  nnd  Einriehtnng^.  Wenn  das  Geschehene 
und  Erreichte  noch  nicht  der  letzte  Sehritt  in  dieser  Entwicklnng 
ist|  80  mnss  man  sich  eben  darein  finden,  dasa  solche  Umbildungen 
der  Anschannngen ,  welche  ftlr  eine  bessere  „Besteuerungsmoral" 
nnd  „Besteuerungspolitik''  vorausgesetzt  werden,  Zeit  brauchen, 
um  sich  zu  vollziehen.  In  einem  Mcnschenalter  deutscher  Ver- 
waltung kann  nicht  Alles  gut  gemacht  werden ,  was  in  einer 
Reihe  von  Menscbenaltern  unter  wälscber  Verwaltung  sich  ein- 
gebürgert bat. 

Es  steht  nach  Allem  wohl  zu  erwarten,  dass  die  reichalftndiscbe 
Gesetzgebung  zunächst  auf  dem  Gebiete  der  directen  Bestenenmg 
einen  gewissen  Abschlnss  in  der  Ersetzung  der  mangethailen  Per- 
sonal- nnd  Mobiliarsteoer  durch  die  Kapitalrenten-  und  die  Lohn- 
und  Besoldungs*  nnd  liberale  Bemfsehikommen-Steuer  finden  wird. 
Damit  erreicht  die  directe  Bestenerung  hier  eine  ähnliche  Entwiek- 
lun^  und  Ausgestaltung,  wie  gegenwiirti^j;  die  haierische  und 
wlUttciubergische.  Baden  und  Hessen  sind  bereits  darüber  biuaus- 
gcachrittcn  und  haben  sieb  so  der  norddeutschen,  besonders  der 
preussisehen,  erfreulicher  Weise  mehr  angenähert.  Ks  ist  zu  bcitTeu 
und  zu  erwarten,  dass  das  auch  im  Keicbsland  und  in  Württem- 
berg, wie  schliesslich  auch  einmal  in  Baiern  die  Weiterentwicklung 
sein  wird.  Einstweilen  kann  man  aber  mit  den  Steuerreformen 
auf  diesem  Gebiete  im  fieichslande  immerhin  zufrieden  sein.  Sie 
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stellen  ein  tüchtiges  Stttck  dentseber  legislativer  und  administra- 
tiver Arbeit  im  wiedergewooneneo  Greuzlaude  dar. 

§.118.  Die  eigenen  indireeten  Verbrauchsateiierni} 
des  Reiebslands  sind  die  Bier-  nnd  die  Wein  Steuer  nebst  den 
deh  ansehliessenden  Lieen »abgaben. 

Die  Biersteuer  ist  dem  Reiehslande  als  eigene  Landesstener 

„bis  auf  Weiteres"  verblieben  (s.  o.  S.  377),  so  dass  in  dieser 
Uinsichi  die  Sachlage  die  gleiche  wie  in  Baicni,  VViirtteniberg  und 
Baden  ist  Die  Steuer  ist  im  Wesentlichen  unverändert  die  alte 
^^nll/J)si^^che  Bohren.  Kesselsteuer  (Fin.  III,  §.  261),  wie  sie 
trüber  auch  in  Baden  bestanden  hat  (o.  S.  265  ff.),  eine  bctricbs- 
Qod  steuertechniscb  mangelbafle  Besteueruugstorm.  Auch  der  Steuer- 
satz ist  noch  derjenige  aas  der  alten  französischen  Zeit.  Er  stellt 
sieb  etwa  auf  denselben  Betrag  fttr  das  Hectoliter  Bier  wie  in 
Baden  nnd  Württemberg  nnd  wenig  niedriger  als  in  Baiem,  daher 
aseh  etwa  dreimal  so  hoch  als  in  Norddeatschland.  Die  reiebs- 
lindisehe  Brauerei  bat  nnter  der  Annexion  in  doppelter  Weise  ge- 
litten, einmal  seit  dem  Eintritt  einer  Zolllinie  ^c^en  Frankreich 
ood  der  Erhöhung  des  französischen  Bierzolls,  auch  des  Pariser 
Oetrui,  ^^odann  seit  der  gestiegenen  Concurrenz  deutschen,  besonders 
baierischeu  Biers  in  i'olge  des  Anschlusses  von  Elsass-Lothriugcn 
au  da?>  deutsche  Zollgebiet,  unter  dem  mitwirkenden  Einfluss  einer 
der  Ännabiiio  nach  zu  nicdri^^^en  Uebergangsabgabe  von  Bier  aus 
anderen  deutschen  Ländern.  Deswegen  ist  diese  Uebergangsabgabe 
1891  gesetzlich  erhöht  worden.  Günstiger  geworden  ist  die  Lage 
der  Braoerei  anch  seitdem  nicht  erheblich,  nach  dem  Umfang  der 
Eieigewinnnng  zu  scbliessen.  Man  schiebt  die  „Stagnation*'  mit 
aof  die  llble  Wirkung  der  Stenerform  (Strove). 

S.  Kirseh  a.  ft.  0.,  S.  557  IT..  617  ff..  May,  Art  Bient«ner  in  der  1.  AqS.  des 

H.W.  B.  d.  St.  II,  S.  584.  Struve  in  der  2.  Aufl.  II,  S.  83B.  Amtliche  ZubAmmen- 
fissanjf  der  „DiL-nstvorschriftea  zur  Ausfuhrong:  der  sjesctzlichen  Bestiromuni^en  Uber 
<iie  Biersteuer"  vom  10.  Mar*  1875.  Die  Steuer  wird  bemessen  nach  dem  Kessel- 
iobak,  aliiftfUcli  20  fllr  Abginge.  Das  za  Essi»;  verwandelte  Rier  ist  mit  steaer- 
Dfichti?^.  Der  Stcner.-afz  ist  nominell  2  M.  ?>0  Pf.  far  das  Hektoliter  starkes  Bier 
(2  Fr.  88  Cent.).  5Ö  Pf-  i72  C«nL)  lar  in  ncDeHter  Zeit  ia&t  niclu  mehr  gebrftutes 
Üttiuibier.  Die  BSekferj^utaD^  bei  der  Auafbhr  erfolgt  in  den  fleiefaen  Sitzen,  nnd 
ivar  nur  dem  Braoer  für  selbst  gebraat<»  Bier,  sie  gilt  indessen  nicht  für  aasreichend, 
da  dabei  Verlaste  bei  Herstellung  und  Lagerung  des  Bieres  nicht  berücksichtigt  sind, 
der  SteaersiUz  selbst  soU  daher  auch  reell  höher  sein  als  2  M.  30  Pf.  Deswegen  ist 


S.  im  Allcomeiiicn:  Kirsch,  die  indirecten  Steuern  und  Zölle  in  Elsass- 
Lothringen.  Fin.arch.  Ib88,  V,  S.  535—673,  auch  fQr  die  Verhältnisse  im  nnd  nach 
'im  Kriege  nnd  die  UinUborfUbrnng  der  franzOsiBcben  in  die  deutsche  Yenraltnog 
<dff  lehrreich.  Faner:  Leydheeker,  Zölle  nnd  iodlieet«  Steuern  in  ElaiM-L«ith- 
lingen,  1877. 
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venigstcns  die  CeberflraDKsabgabe  bei  der  immer  mehr  gestiegenen  Einfuhr  von  Bier 
darcli  Gesetz  vom  22.  5Iir/-  WOl  von  dem  bisherigen .  •!  in  noinin'llLn  Steaersau 
gleicbea  Betrage  toa  2  M.  30  Ff.  &af  3  M.  fdr  starkem  iiier  ertiöht  wordeo.  Man 
Bfttte  1b  Lattdesuasebiiai  schon  früher  eiao  noch  stirkera  Erhdhniiir.  Mf  8  M.  20  Ft, 
gewünscht.  Auch  seitdem  hat  die  Einfuhr  weiter  zug:cnomuieii,  die  Ausfuhr  si(!h  stark 
vermindert,  der  französibclie  Markt  sich  hier  eben  immer  mehr  cmaijcipirt.  Der  Bior- 
consnm  ibt  auch  iiu  Keichsiaudc  erheblich  gestiegen,  wenn  auch  von  den  einzelnen 
deutschen  4  Steuergebieten  noch  immer  der  kleinste .  auch  niedriger  als  in  Nord- 
dentschland  (189.'.  97  76.4  1.  pegen  99.9  1.  hier,  237.5  in  naiern.  IS'^' 7  in  Württem- 
berg« 130.4  in  Baden),  nur  knapp  "/^  des  Gonsams  ist  aber  heimiäcbeä  Bior.  Die  Zahl 
der  Brauereien  hnt  sicli  aeU  Anfang  der  70er  Jahre  aaf  den  Tferten  Tbeil  Tetmindert, 
nor  die  Grossbrauereien  haben  sich  in  Zahl  und  Umfang  rergrOssert  Der  Steuer- 
ertrag  ist  absolut  und  rclatir,  auf  den  Kopf,  stark  gestiegen,  besonders  seit  Ende  der 
80er  Jahre,  rührt  aber  zu  fast  einem  Drittel  von  eingeführtem  Bier  her  (s.  May  und 
Strare  a.  a.  0.,  reieMatistfiebes  Jahrboeb  vnd  unten  §.  122). 

Die  FeBthaltang  der  eigenen  Bierstener  im  bisherigen  hoben 
Stenenatse  bat  ffttr  die  Fmanzen  des  Reiebslands  den  wesendicben 
Vortfaeil,  daae  ans  der  Stener  ein  erheblicher  Betrag,  mehr  als  die 
HUfte»  fttr  Landesaweeke  llbrig  bleibt,  auch  nach  Abzag  deB  Betrags, 
den  das  Land  an  das  Reich  wegen  seiner  Exemtion  von  der  nord- 
dentschen  Biersteuergemeinschaft  zur  Enfscbädigung  im  Pins  an 
MaUicularbeiträgeu  zu  zaiilen  bat.  Dies  erklärt  sich  wesentlich 
aus  der  Differenz  der  reichsländischen  und  uorddeutscben  Bier- 
steuersätze. 

Die  französische  Weinbesteuernng  bestand  auch  in  Elsaea- 
Lotbringen  in  ihren  complicirten  Formen,  als  GircalationaBteaer^ 
als  Kleinabgabe  (Detailstener)  der  Wirthe  n.  s.  w.,  als  Eingangs- 
abgabe in  den  grösseren  Orten  nnd  in  Strassboig  and  Hetz  als 
sogen,  einzige  Stener. 

S.  Fin.  111^  §.  256  £,  Kirsch  S.  589  if.  Wie  die  weitere  Erhebung  aUor  bis- 
berlgen  franiflsiBcheD  indirecten  Steuern,  ho  maebte  aaeb  diejenige  der  Getrinke*  und 

besonders  der  Wein  st  euer  wihrend  der  deutschen  Occopation  und  noch  hinterher  im 
Triedcn  erhebliche  Schwierigkeiten,  ähnlich  wie  bei  den  directen  nnd  den  Verkehrs- 
stcuern,  weil  die  fraiiiiuäiächeu  Beamten  £ai»t  alle  zu  fungiren  aufgehört  hatten  und 
dareiifegaiifen  waren,  weil  der  En%tz  durch  deutsche  Beamten  (rornemlich  aus  Baden. 
Baiern f  wenifre  iii-^  andern  Ländern),  znmal  während  der  Kriegszeit,  sr!iw!,ri>r  und 
weil  diesen  Pei^ouen  das  französische  Steuerrecht  und  die  Verwaltungspraxis  meist 
ganz  fremd  war.  DIeie  Schwierigkeiten  konnten  erst  aUmlliff  Oberwnnden  werden, 
hatten  aber  mit  zur  Folge,  dass  bald  einzebe  indirecte  Steuern  fallen  gelassen  und 
andere,  so  die  Weinsteuer,  die  Licenzon,  eesetzlicli  vorrnif>dert  wurden.  (S.  Kirsch 
a.  a.  0.  S.  583  IT.).  Ueber  die  sachlichen  Mangel  der  fraiuö:{ischen  WoinMeuer  specicü, 
nnmentlich  ihre  Ungldcbbeit  derSitie  nach  Arten  and  Consumentrabeisen  (1 — 12  Fr. 
für  das  Hectoliter),  über  die  g:rosso  Höhe  der  KleinabjraLc  der  Wirthe  (18  rom 
Verkaufspreise,  wohl  durchschnittlich  nominell  12  Fr.  fom  Hectoliter),  Uber  das  rexa- 
torische  Veranlagungs-  und  Controlsystem ,  das  nur  durch  eine  an  sich  wieder  be- 
denklich laxe  Verwaltnngaprazis  gemildert  wurde,  ward  im  Beichsland,  wie  In  nns 
Frankreich  nel  geklagt.  Die  Gesetze  wurden  aber  nicht  nach  ihrem  strengen  Wort- 
laut durchgeführt  und  Unteischleife  aller  Art,  besonders  seitens  der  Wirthe,  waren 
«a  der  Tagesordnung.  Die  strengere  devtscbe  Yerwaltnng,  welche  deb  genauer  an 
die  gesetzlichen  Vorschriften  hielt,  wurde  eben  deswegen  noch  besonders  missgttnstig 
angesehen  (s.  Fin.  III,  S.  629  If.»  bes.  Kirsch  a.a.O.  S.  590  ff..  Leydbecker, 
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Be^teaerang  des  Weins  in  Elsass-LoUuiageo«  G.  r.  Hmyr,  Art  Weiosteaer  im  WOrtcr- 
hoch  der  Verwaltung  H,  S.  92+ >, 

Durch  die  Abtrennung  des  Reichslands  vou  Fi'ankreich  war 
die  Lage  der  Weia-InteresseDten  insofern  noch  erschwert  wordeoi 
alg  ntuimebr  der  aas  Frankreich  besogene  Wein  ausser  den  Ab- 
gaben des  innerea  Weinsteaersystems  auch  noch  dem  deutBchen 
EinfahrsoU  nntcriag.  Dies  brachte  Härten  and  tiberhohe  Besteoening 
mit  sieh  nnd  wurde  deshalb  schon  1872,  Gesetz  vom  15.  Jnli,  be- 
«eitigt,  indem»  den  deotschen  Qrandsätzen  nnd  dem  ZoUvereins- 
▼ertrage  von  1867  gemäss,  der  ausländische  yerzoUte  Wein  von 
den  inneren  Abgaben  befreit  warde. 

Zu  einer  völligen  Beseitigung  der  inneren  Weinsteuer,  wozn 
die  deutsche  Verwaltung  an  sich  geneigt  gewesen,  kam  es  mit 
Kücksicbt  auf  die  finanziellen  Interessen  des  Reichslands  nicht. 
Aber  sehr  bald,  schon  1873,  Gesetz  vom  20.  März,  trat  zur  Be- 
seitigung der  grossen  Ungleichheit  der  tSteuersätzCi  aur  Ermässigung 
der  iSteuer  und  zur  Vermindernng  von  Erhebungsschwierigkeiten, 
Controlen  und  des  bisherigen,  ofifenkundig  mehr  oder  weniger  ge* 
duldeten  Untersehleifs  eine  Reform  ein.  Dadurch  wurden  die 
Steuern  vereinheitlicht^  nur  noch  an  den  Act  der  Versendung  an- 
geknflpfl,  die  Steuerbefreiungen  ausgedehnt  und  der  Steuersatz  iui 
Gänsen  wesentlich  ermässigt 

Er  Wide  Mf  S  M.  (37«  Fr.)  ftlr  das  Hectollter  Tnnbenvflin«  auf  80  Pf.  (1  Fr.) 

fiir  dm  Hectoliter  Obstwein  bcatimmt,  wahrend  die  bisherige  Kleinabgabe  der  Wirthe 
son  Ib  des  Vcrkaufaprei:^  nomiiiell  10  M.,  reell,  mit  Rücksicht  atif  Hinter- 
aehuogen,  doch  au  5  Fr.  betragen  Latte.  Höher  bela:»tet  wurde  m  nur  der  Prifat- 
coosQm,  welcher  bisher  bloss  von  der  niedrigen  CircuUdoosBteiier  und  eFeutoell  der 
Eiugaiig-abga^  '  in  li-n  betr»_tloiidcii  (Gemeinden  mit  solcher  gctroireu  war.  Aber  durch 
das  neue  üc»ctz  wurde  doch  nur  dies  Pririleg  der  Priratconsameoton  gegonuber  der 
höheres  Besteoerong  des  V^rthahaaseonsiiBis  beseitigt  Es  hlieben  wesenttteh  nor  die 
VersendangsTorschriften  and  Controlen,  fielen  d^^egen  ganz  weg  die  Kellercontrolen. 
Doch  werden  Bestiininnii^m  über  g^eirennte  Lagerang  des  Weins  für  W  ein';<  hnniv, 
Weinhandel  und  Eigeuguwachs  ron  den  Personen,  welche,  wie  manche  Wcink^adlc;. 
itgldeb  Wirthe  iiod  Weinbeigsbesftzer  wareD,  listig  gefiuideii.  SteverplUditiger  ist 
bei  der  Vön>cndungssteaer  der  Kleinverkäufer  als  Empfänger,  der  Versender  selbst, 
wenn  der  Wein  an  andere  Personen  geht.    (S.  für  das  Alles  Kirsch,  S.  6Ub  tf.) 

Die  Gegnerschaft  gegen  die  Weinsteuer  führte  zu  raUicaleren 
Planen  der  Umgestaltung,  da  die  Y^Uigc  Beseitigung  aus  finanzielleii 
Bflcksichten  nicht  erfolgen  konnte.  Man  dachte  an  Ersatz  durch 
erhöhte  Licenzabgaben  oder  durch  directe  Steuer  von  den  Weiu- 
beigett  oder  durch  Verbindung  dieser  beiden  Haassregeln,  auch 
an  Productionssteuer,  Wirthschaitsabgaben  der  Wirthe  allein  u.  dgl.  m. 
Indessen  erwiesen  sich  diese  Pläne  nicht  durchführbar  oder  be- 
denklicher als  die  bcitcheude  bleuer.  Man  kam  nur  zu  einigen 
Abänderungen  der  letzteren,  im  Gesetz  vom  23.  Mai  1877. 
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Darin  sind  gewisse  Erleichterungen  der  Coutrolcn  und  namentlich  eine  Er- 
mässie-nü?  der  Steuer  crfolpt,  wetsn  Wein  noch  vcrbtinden  mit  Beeren  und  Trestern, 
oder  nur  mit  Beeren  versendet  wird,  wo  im  ersten  i:ali  nur  '/lo«  zweiten  nar  ^/^«^ 
der  renendetan  Heng«  alt  steaerpfltehtig  aogweixt  worde. 

In  Verbindung  mit  der  Erhöhung  der  Licenzgebtihren  für  den 
Kleinverkauf  geistiger  Getränke  (s.  u.)  erfolgte  später,  durch  Gesels 
Yom  b.  Mai  1880,  eioe  Herabsetzung  des  Steuersatzes  fUr  Trauben- 
wein  EQf  die  Hälfte,  von  3  auf  IVi  ^*  ^oiQ  Heotoliter.  Die  Be- 
steneningflmethode  (VeraendoDgaateiier,  GireiilationBabgabe)  ist  Ter- 
blieben.  Der  Weinstenerertrag  ist  bei  dieser  Steaeiform,  gttnstig  ftlr 
den  Fisciu,  yom  immer  so  scbwankenden  Ausfall  der  Wemerate 
nar  in  geringem  Ifaasse  abhftngig,  hat  steh  aber  begreiflich  in 
Folge  der  Ermässigung  des  Steuersatzes  stark  vermindert. 

Die  steigende  Concurrenz,  welche  in  den  letzten  Jahren  die 
billigen  Kunstweine,  besonders  die  Res i n  en  weine,  dem 
Natur-Trauben  WC  in  gemacht  haben,  waren  Anlass  dazu,  diese  Weine 
auf  Anregung  des  Landesausschusses  einer  besonderen  höheren 
Steuer  zu  unterwerfen,  und  zwar  auch  in  Form  der  Versendungs- 
Steuer,  welche  die  ausserreichsländischen  eingeflihrten  Weine, 
specieli  die  aas  dem  tibrigen  Deutschland  (Pfalz)  kommenden  mit 
trifilt  (Gesetze  vom  U.  Not.  1892  nnd  18.  März  1895).  Diese  Be- 
steuerung hat  also  zanftcbst  Schntzzwecke,  nicht  rein  fisealiscbe. 

Man  batte  auch  an  eine  besondere  Geverbestener  für  die  Knustwebifidtrikation 

gedacht,  die  aber  den  fremden  Wein  nicht  mit  betroffen  hätte.  Anch  die  höhere 
Bestenornng  des  Tresterweins  war  geplant.  i>t  ah-r  mit  KUoksicht  auf  lothrinsische 
Verhältnisse  unterblieben.  Bedenken  bot  die  \  erüicuerung  die;>es  Weins  als  (ieuubü» 
mittel  der  nnteran  Glassen,  aber  das  Interesse  der  Weinbauer  galt  als  wicbtifer.  Im 
Gesetz  vorn  14.  Nov.  1892  wurde  der  „Rosinonwein",  d.h.  der  unter Vcrwcnd-mc:  von 
Bosinen  und  Coriutben  hergestellte  und  ebenso  der  mit  Rosinenwein  rermiscbte 
dem  höheren  Steneisatz  tron  6  M.  fttr  das  Heotoliter  nnterworfim.  8.  das  Geaets 
nnd  den  Commissionsbericht  dazu  auch  in  Fin.arch.  B.  10,  S.  282  CT..  Art.  Weinstmier 
von  <i.  V.  Mayr  im  Erg.b.  II  des  Wörtcrb.  d.  Verwalt.  S.  B27.  Vcrhandluniren  im 
Landesausschuss  1892.  —  Durch  das  Ueset£  vom  29.  März  1895  ist  die  gleiche 
StenwerhdhoDf  Ar  Feigen-,  Johanniabrod»  nnd  Tanarindcnwein  eingetreten,  eben&Us 
auf  Anrei;uii<r  des  Landesaiuechiiases.  8.  t.  Mayr'a  Art  im  Erg.b.  III  des  gen. 
Wörterbuchs  S.  BOl. 

Die  Entwicklung  der  Knnstweinfabrikation  hat  die  ohnehin 
stenertechniBch  schwierige  Lage  der  inneren  WeinbesteueruDg  noch 
mehr  erschwert.  £s  ist  der  Fall  ein  neues  Beispiel  dalUr,  wie  die 
moderne  technische  Prodactionsentwieklnng  nnd  die  Wirknngen 
des  gegenwfirtigen  Communioationswesens  auf  diesem  Bestenemngs- 
gebiete  nene  steigende  Schwierigkeiten  Bchaffen  nnd  alle  Siener« 
formen  nnd  Stenern  selbst  unhaltbar  machen.  Wie  in  Baden, 
Württeniiieig  und  anderen  Landern  ist  auch  der  Ertrag  der  Wein- 
steuer durch  die  Entwicklung  des  Bierconsums  beeioüusst  und 
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gegen  den  Ertrag  der  Blerstener  absolat  und  relativ  geringfügiger 
^'6 worden.  Alles  Umstände ,  welehe  trotz  der  prineiplellen  Steuer- 
politischen  Richtigkeit  einer  inneren  Weinsteuer  neben  innerer  Bier- 
Uhd  Branntweinsteuer  doch  jeue  W  eiusteuer  misslicher  und  prac- 
tisch  weniger  wichtig  werden  lassen. 

Die  ührigtü  inneren  fraDzftsiöChen  indircctcu  Verbrauchssteuern  auf  Salz, 
Branntvein  wurden  zunücbst  oach  Ucn>tellung  der  Stcuerrervaituug  in  dein  occii- 
pirteii  Gebiete,  daun  im  KcicLslandc  noch  ntch  den  fr&nzOsischcn  Gesetzen  erbobCD, 
ab«r  bald  darcb  die  betrefleudcn  Rcichsstcuem  ersetzt,  Salz  schon  durch  Gesetz  Tom 
17.  Juli  1871  nach  dem  doutscbon  Gesetz  vom  12.  Oct.  1S67,  Braontwoin  darch  Gesetz 
tm.  16.  Mal  1878  nacli  dem  deutschen  Gesetz  vom  8.  Juli  1868.  Bftbenzncker 
wvrdc  damals  im  Beicbslande  nicht  producirt,  die  deutsche  Zuckerbcsteaeran«:  nach 
dem  Gesetz  vom  2Cy.  Juni  1860  wurde  aber  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1871  ebenfalls 
eingeführt.  Das  Tabali-  und  P u Iv crm onopol  ging  alsbald  iactisch  ein,  au^drtlck- 
hrk  aofgeboben  wurde  letzteres  dnrch  Gesetz  vom  21.  Mai  1878^  Fflr  den  iaitadischen 
Tabak  trat  das  deatsche  Gesetz  vom  26.  Mai  1868  über  Tabakbestencrung  (FlUclien- 
Mcaer)  darch  Ycrordnuns:  vom  17.  Jani  1871  ein,  die  Strassburger  Tabakmanufactur 
wurde  bald  nach  der  Eroberung  Strasburgs  wieder  orötfnet  ond  als  Landesaostelt 
ohne  Vorrechte  dann  fortireführt.  —  Von  verwandten  Abgaben  entfiel  die  auf 
Spiellartcn  auch  alsbald  mitriltig  durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1873,  es  trat  dann 
d«r  Beicbsstempel  auf  Spielkarten  später  ein.  Die  Gebtthreu  für  die  Garantie  von 
Geld-  nnd  Sfrberwaaren  worden  ebenfalls  anfgehoVen.  Die  Abgaben  vem  öffent- 
lich en  Fuhrwerk  wurden  von  vornherein  für  die  Eisenbahnen  und  für  die  SchifTo 
uicht  mehr  erhoben,  für  Landfuhrwerk  zwar  kurze  Zeit  aufrecht  erhalten,  aber  auch 
dafiir  durch  gen.  Gesetz  beseitigt.  Der  Ertrag  dieser  verschiedenen  Steuern  war  im 
Reich^lande  aoch  in  dar  französischen  Zeit  unbedeutend  gewesen  und  die  Forterht^bun^ 
h.-itic  Controlen  roransg'csetzt,  die  lästig  und  schwierio;  und  bei  dem  freien  Verkehr 
mit  dem  übrigen  Deutschland  nicht  immer  wirksam  gewesen  w&rcn.  Das  Beicbslaud 
bat  dweh  den  Portfall  dieser  Abgaben  also  auch  wieder  BeilreiQD|en  von  flseaKseben 
Belistignngen  erfahren.  (S.  Uber  die  bezQc:!ichen  Abgibeil  in  Prankreich  Fin.  lU, 
§.  2^^8.  230  öffentliches  Fahrwerk,  §.  298,  2W  Fnivermonopol .  §.  283  Gold-  nnd 
bilberwaareu,  §.  2ö4  Spielkarten  und  Kirsch  a.  a.  0.  S.  ^7,  630  Ii.,  640). 

§.  119.  Die  Lieenzstenern.  Vomemlioh  mit  der  indirecten 
Bestenemng^  der  GetrSoke,  dann  mit  einigen  anderen  Stenern  stehen 

in  der  französischen  Gesetzgebung  die  Einrichtungen  des  Licenz- 
wesens  und  die  Erhebung  von  Licenzstcuern  (Liccn/ab^abeu, 
-gebühren)  in  Verbindung  (Fin.  III,  304).  Diese  Eiuiichtungen 
und  Gehtihren  uurden  im  KeirlishiiRic  icst^^ehalten ,  beschränkten 
»ich  aber,  nach  Fortlall  verschiedener  vorhin  genannter  Abgaben, 
nunmehr  ganz  aui  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
tränke, nemlich  des  Kleinverkaufs  von  Getränken,  des  Handels 
damit,  der  Bierbranerei,  Branntweinbrennerei  nnd  Destillation. 
Hier  yerblieben  die  fyansOsiseben  Einriehtnngen,  daher  bei  den 
KleinTerkftofem  mit  StenerstQfensfttsen  naeh  der  BevölkeningsgrOsse 
der  Gemeinde,  nnd  die  alten  Steaers&tze  mit  Inbegriff  der  zwei 
Zmeblagaebntel,  anf  dentsehe  Wftbrnng  nmgereehnet 

8.  Fin  m.  S.  771  ff.,  Kirach,  Finjueb.  B.  5,  S.  88  ff,  Art.  Sebanksteiier  foa 
G,  V.  Mayr,  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I.  404.  Lcydsacker,  Zölle  u.  s.  w.  II,  558. 
ZiMBBenflelhlog  der  geltenden  Bestimmungen  in  ««Dienstrorschrifteu**  1876.  Viertel- 
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jähriger  Steoersatz  von  Klcin?erkänft'r;i  ron  Goträtikon  io  Gemeinden  mit  unioi  4000  Eiii- 
wolmcrn  1  M.  44  Pf.,  im  (ianzen  8  Stufcnsät/ic,  die  höchsten  4  M.  80  Ff.,  in  Uü* 
mdnden  mit  Ober  50.000  Einwohnern,  QuamlMtz  fOr  Gros^häiidler  von  Getränken 
allgemein  12  M.,  für  BiuriinHier  im  UntereUasa  12  M.,  im  ubrifcn  BeichaJaind  7  M. 
20  Pf.,  far  Brauatvdubnniier  und  Desdiiat«an  2  M.  40  Pi: 

Tbeils  aas  eonsnm-  nnd  wirthshauspolizeilichen ,  thetls  anch 
mit  aus  ßscaliscben  Uücksichten  und  iu  Verbinduug  mit  der  iieiab- 
setxung  der  Weiosteuer  auf  die  Hälfte  hat  diese  Gesetzgebung 
sputer  spceieli  für  den  Kl  ein  verkauf  von  geistigen  Oe- 
tränkeu  aller  Art  (Branntwein,  Likr>r,  Wein,  Obstwein,  Bier, 
Metb)  wesentliche  Veränderungen  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1880  erfahren.  Seitdem  ist  diese  Licenzstener  auch  für  die  Laiides- 
finanzen  von  weit  grösserer  Erheblichkeit  geworden.  Vorher  pn- 
bedeutend  ist  der  Ertrag  dnreh  diese  Umänderang  anf  mehr  als 
das  Zdinfaehei  auf  die  Hälfte  des  Bientenerertrags  und  auf  mehr 
als  den  naeh  der  ErmSssigaDg  des  Sataes  verbliebenen  Weinstener- 
ertrag  gestiegen,  gegenwärtig  (1900)  aaf  VU  ^Ul  Mark  neben 
3V6  von  Bier  nnd  IVs  von  Wein.  Die  Reform  ebaracterisirt  sich 
also  als  theiiweiser  Ersatz  der  indirecten  Weinverbi  auciisüieuer  in 
der  Form  der  Wein -Versandsteuer  durch  eine  directe,  gewerbe- 
steuerarti^e ,  auch  mit  als  f  iiitlaiiernde  Concessionsabgabe  für 
Schankbcti iil)  erHoheineude  Steuer  der  S c h  a nk  ge  werbe. 
Die  Licenzsteuersätze  sind  sehr  erheblich  erhöbt  worden,  unter 
Beibehaitong  von  Ortsstufensätzen,  aber  nunmehr  nur  3,  mit  Bil- 
dung von  communalen  Steuercontingenten ,  die  ans  der  Mnitiplica- 
tiott  eines  Mitteisatses  mit  der  Zalii  der  Stenerpfliebtigen  sich 
ergeben,  Festhaltnng  von  Minimalsätzen  in  jeder  der  3  Ortsclasseo 
nnd  Repartition  des  Contingents  anf  die  einaehien  StenerpfliehtigeB 
naeh  Umfang  nnd  Beschaffenheit  ihres  Geschättsbetriebs.  Also  eine 
Einrichtüng,  äbnlieb  deijenigen  der  älteren  und  der  noch  bestehen* 
den  pre u SS i sehen  Gewerbesteuer.  Sie  bat  indcsieii  wegen  der 
Höhe  der  Steuersätze  und  der  manchfach  zufälligen  und  willkUbr- 
lichen  Gestaltung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  viel  Oppo- 
sition, zumal  bei  den  Wirtben,  pciuiulcn.  Der  eine  Zweck  des 
Gesetzes,  Verminderung  der  Schaukloeaie,  ist  nur  in  geringem 
Maasse  und  vortil vergehend  erreicht  worden,  der  finanzielle  voll- 
s^dig.  Fär  einzelne  besondere  Fälle  sind  spätere  Ermässigongen 
der  Sätze  eingetreten. 

Im  Gesetz  rom  5.  Mai  1880  (Aasf.*V.  ?om  6.  Mai)  mirden  für  die  Klefafef- 
känfer  greisüger  Getränke,  d.  Ii.  die,  welche  die  Getränke  zum  Verzehren  am  Platze 
oder  in  Mengen  unter  15  1.  Uber  die  Strasse  verkaufen,  drei  Gemcindeclfi-<"ri .  unter 
2000,  2—10.000  nnd  über  iU.UOO  Einirohnera  gebildet,  mit  Mittel-  und  MiuiinabÄtzeii 
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ftt  dat  QuAital  m  25  and  15.  50  aad  25,  75  aod  SO  M.   IN«  Stmrpflicbtigon 

jeder  einzelnen  GL-meiiide  haben  das  Communalcontiageiit  uriter  sich  aufzubringeu. 
l>te  Einschätiuiijü:  der  einzelnen  Ptlichtijicn  in  die  zu  bildenden  Steiierclassen  erfo'gt 
darcli  die  Keparütüf ea  der  directen  Steuern  ausscblicÄölicli  nach  L  mfanff  und  Beschatf'en- 
feflte  des  Geacbiftobetritibs»  Frei  sind  diejenigen  Grundbesitzer  und  Pachter,  die  au^ 
ihrer  eigenen  Ernte  herrührenden  Trauben-  oder  Obstwein,  Hefe.  Trester,  Obst. 
Beaie&lrttdhte«  £Dzian  zu  Bimaotvein  ?crarbeiten  Ubd  ia  Meogea  Ton  3  1.  und  dur- 
Iber  T«rfc«ifen.  Kleinrerkmaf  nur  von  denaUirlrtem  Bnantirein  Ist  frd.  Betrieb  dei 
Kksinrerluiafs  der  Getrtnke  ohne  vorherige  Entrichtung  der  Gebühr  wird  mit  dem  Vier- 
fachen, im  RacLfall  mit  dem  Achtfachen  der  hinterzogencn  Qaartalir*-biihr  bedroht.  — 
Bescliwerden  gegen  die  Veraolagung  entscheidet  ondgUtig  der  Bezirk^iratb.  Die  Novelle 
VOM  88.  Hin  1882  emOKlichte  missigere  Sitie  fta  einige  liesonderi  FlUe  (Wirth- 
schafteu  ia  abgelesenen  Gegenden  und  in  kleineren  Orten  mit  nur  1  Wirthschaft  und 
für  geiegeotlicben  Aoäschaak).  Auch  eine  gesetzliche  Be!>timmung  aus  Is^s  verfilgte 
ÜA«  Ausnahme.  Ein  Oesetz  rem  27.  Juni  1804  verpflichtete  auch  CoiisumFcreiue 
aater  den  Vorao<;setzungen  des  Gesetzes  von  1889  zur  Zahlung  der  Lic enzabgäben. 
Dif?  Kleinverkäufer  nicht -geistiger  Getr&nke  (Kallechäuser  u.  dgl.)  zahlen  die  alten 
OebQhren  des  früheren  Geäetzoä.  S.  Kirsch  a.a.O.  8.  62211.,  der  die  Steuer  ton 
1880  Vehr  bemingelt,  G.  ?.  Mayr,  Art  Sehaaitstener  im  Wftrterb.  d.  Venr.  II,  404. 

Die  LicenzgebUhren  sind  eine  Einnahme  der  Landcsciiböe,  abo 
Staatästeuern  und  bilden  als  solche  im  deutachea  btaatssteuerrecht 
der  Gegenwart  eine  Singularität. 

Erhalten  haben  sich  im  reichsländiscben  Steuerrecht  aus  der 
franzöftiscben  Zeit  auch  noch  kleine  Stempel  abgaben  für  die  Be- 
tettelnngen  in  der  iodirecten  Besteuerung  (und  im  Octroi). 

Das  Reichsland  bezieht  so  gegenwärtig  (1900)  ans  seinen  eigenen 
indirectea  Verbranehsstenern  etwa  den  halben  Betrag  setner  dhrecten 
Stenern  (6^  gegen  12,5  Miü.  Mark),  ohne  die  Antheile  an  den 
EetelMStenem  nnd  ohne  die  VeigfltnDgen  fQr  die  Erhebung  nnd  Ver- 
waltnng  der  Zolle  nnd  Reicbssteuem :  eine  Im  Vergleich  mit  den 
oorddeatschen  Einzelstaaten  wieder  günstigere  Lage,  da  so  die 
directen  Steuern  niedriger  gehalten  werden  können.  Der  im  Ver- 
gleich mit  den  anderen  stiddentschen  ^Staaten  massigere  Ertrag  der 
Biersteuer  wird  dnrcb  die  Weiusteuer  und  die  Licenzsteuer  ann- 
geglichen.  Dank  der  Ergiebigkeit  der  folgenden  Steuerkategorie 
ist  die  Finanzlage  im  Reiclslaude  noch  gtlnstiger. 

§.  120.  Die  Verkehrsstenern  einschliesslich  Erb- 
sehaftsstener,  insbesondere  letztere.  Mit  dem  der  neueren 
dentscheo  wissenschaftlichen  Terminologie  (Stein)  entnommenen 
Namen  ^yVerkehmfeuem'*  wurden  von  der  deutsehen  Verwaltung 

die  tranzü-sischcii  Kegistrirungsahgaben  (l^ureuistremeutj,  Erbschafts- 
steuer, Stempelgefälle,  ausserdem  auch  nueh  gcricbtliche  Strafen 
und  Gebtlhrcn  und  sonstige  Strafen  und  verwandte  Einnahmen 
zugannnen fassend  be/eicliiiet  und  bilden  (lie<e  Abi^Mhi-n  n.  h.  w,  nun- 
mehr unter  diesem  Kamen  eine  Kubrik  im  Einuahmebudget  des 
Beiehslands.  Auf  diesem  ans  der  französischen  Zeit  herrttbrendeni 
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in  bekaDiiter  Weise  sebr  mnfasseDden  nnd  saperfiacaliscb  aus* 
gebildeten  ßestenerongsgebiete  sind  aber  wiebtige  Aenderungeo 

erfolgt  durch  die  Ausscheidung  der  Erbschaftssteuer  aus 
dem  Enregistrement  und  die  selbständige  Ausgestaltung 
dieser  Steuer  (1889,  1900).  Im  Uebrigen  nind  die  Stempel 
durch  den  L'el)ergang  eioiger  Zweige  an  das  lielch  und  die  Eot- 
wicklong  des  Keichssiempelwesens  verändert  worden  und  ein  neues 
Stempelgesetz  bat  1897  das  Stempelrecht  codificirt  und  fort« 
gebildet.  Eine  äbnlicbe  legislative  Maassregel  auf  dem  Gebiete  der 
Registrirnngsabgaben  steht  noeb  aas,  aber  bevor.  Die  Go- 
riebtskosten  sind  darcb  die  Reiohsgesetsgebnng  beeinflosst 
worden. 

Das  Wiebtigate  ist  die  Beform  der  Erb sebaftss teuer. 
Diese  bildete  wesentlieb  ein  Glied  der  Handindemngs-  oder  Bealts- 

wechselabgaben  des  französischen  Enregistrementssystems ,  mit 
Abstufung  der  Stcuernät/.e  nach  der  Verwandtschaftsnabc  und  Nicht- 
verwandtschaft,  aber  eine  Abgabe  vom  ganzen  sogen,  rohen  Erb- 
schaftsbetrag, ohne  Abzug  der  Schulden  und  Lasten.  Bei  der  Ver- 
scliiedenheit  der  Verschuldungsverhältnisse,  besonders  nach  Besitz- 
arten, weit  mehr  bei  unbeweglichem  als  bei  beweghchem  Besitz,  und 
nach  Einzelfällen  wirl£t  eine  solche  Bestenerung  des  ganzen  rohen 
Werths  der  Erbschaften  auch  wieder  wesentlich  verschieden  im 
Einzelnen,  besonders  drttclLend  beim  Grandbesits.  Darin  Hegt  ein 
Hauptmangel  des  franzttsiscben  Reebts,  den  man  aneb  dort  seit 
lange  beseitigen  will,  allerdings  nicbt  ebne  Opposition,  da  Manche 
an  dem  Cbaracter  der  Steuer  als  Besitswecbselabgabe  festhalten 
wollen  und  die  Berechtigung  jenes  Abzugs  deshalb  bestreiten. 

S.  Fin.lU^  §.241,  Krg.heft  15.  die  dort  geo.  Schrift  fon  Matbiea-Bodet, 
eiaem  Gegner  des  Abzan.  Der  im  £rg.heft  mitgetheilte  bedenteaae  RefonB|»hui 

Poiucar'  's,  die  Abstufung  des  Steuersatzes  :wicli  nach  dor  Ilflho  der  Erbschaft, 
bezw.  dor  anfallenden  Erb;M>rtioii  und  die  Ouwabraiig  des  ticliuldabzD^  (Btit  Aiu- 
Dahuicn  ,  ist  iuimcr  noch  iulIiI  gesetzlich  crledigi  worden. 

In  diesem  ^ichtabzug  der  Sebulden  und  Lasten  wurde  im 
Beiebslande  von  der  Bevölkening  nnd  der  Regierang  ein  Hanpt* 
mangel  des  bestebenden  Recbts  gesehen  und  wesentlich  %at  Ab- 
stellung dieses  Hangels  ist  die  Steuer  reformurt  dnreb  das  Geeeta 
Tom  12.  Jnni  1889 ,  ans  dem  Enregistrement  mit  seinen  Besita- 
wechselabgabeu  ausgeschieden  und  zu  einer  reinen  „Bereicherungs- 
steuer" gemacht  ^vuJ(le^.  Dabei  bat  man  zugleich  einen  anderen 
Mangel  des  französischen  Recbts,  da^-s  nemlich  das  bewegliche 
Vermögen  sich  in  grossem  Umfang  der  bteuerpflicbt  zvl  entziehen 
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vreujö  uud  es  der  Steuerbehörde  an  Mitteln  fehlt,  solche  Hinter- 
ziehnngen  zu  hindern ,  zu  beseitigten  gesucht ,  wozu  noch  ein  be- 
sonderes Gesetz  (vom  28.  Mai  1S66)  die  Haiidhal)en  verschaffte. 
Aber  an  zwei  principiell  und  practlscb  abweichenden  Normen  des 
traozösischen  Steaerreebts  von  den  im  Deutschen  Reich  sonst  tlb- 
tioben  NormeD  der  Erbschaftssteuer  wurde  mit  Recht  festgehalten^ 
Bwlich  an  der  Stenerpflieht  aaeh  der  direeten  Linie,  aneh  der 
Descendenten,  der  Kinder  n*  b.  w,  nnd  an  derjenigen  der  Ebe- 
{»tten.  Anf  dieser  Steoerpfliebtigkeit  und  auf  den  etwas  höheren, 
lehon  im  französischen  Recht  enthaltenen  Steaersfttxen  beruht  auch 
die  grössere  finaDzielie  Ergiebigkeit  der  Steuer  im  Vergleich  mit 
anderen  deutscheu  Staaten.  Auch  die  nicht  Ubeiall  bei  uns  vor- 
ij  iadene  Sebenkungssteuer  ist  bestehen  geblieben,  aber  im  Rahmen 
des  Enregistreraent  (Schenkungen  unter  Lebenden ,  auch  elterliche 
Voraustheiluniren).  JUngst  ist  dann,  1899/19fjO,  ein  neues  Gesetz 
über  die  Steuer  zu  Staude  gekommen.  £s  handelte  sich  dabei 
wesentlich  nur  am  eine  neuere  Fassung  des  früheren  Gesetzes,  um 
den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  Rechnung  zu 
tngeii,  wie  in  anderen  jcingst  erlassenen  deutsehen  Erbschafts- 
steoeigesetzen.  Dabei  sind  sber  auch  auf  Grund  der  bisherigen 
Srfabmngen  mit  dem  1889er  Gesetz  einzelne  sachliche  Yei^ 
inderungen  darin  erfolgt. 

S.  dat  Gflteti  rom  12.  Joni  188d  aoch  im  Fln-areh.  B.  10.  S.  269  fT.,  äqs- 

f.hrcr  r  V  Stimmungen  vom  19.  Joni  bczw.  6.  Au?.  I^'^O,  eb.  8.270  ff.,  Vorla},'o,  Rc- 
graAduaK,  Verhaudluagen  im  Lmodesaasschas^  lÖÖ'J.  Aufsatz  von  Carl  über  das 
G«setz  Fiiuarcb.  ob.  S.  241  ff.  Commentar  tou  Hollerith,  1889,  von  Jacobs, 
1890.  Teifl«icliliiif  der  AbweicboDgen  iit  dem  uouen  Gesetz  mit  deo  französischen 
B<»timmaugen  im  Bull,  de  stat.  1889,  II,  S.  78  If.  in  den  Noten,  s.  aoch  Erfe^heft  zu 
B.  lU  der  Fio.,  S.  91.  Dazu  noch  Gesetz  betr.  die  Straf&aobeu  der  Enregistrement- 
Terwaltott^  ?ob  28.  Hai  1888  mit  Ansfobruogsbestimmnn^n  rom  7.  Juni  1888,  ebeo* 
falls  im  Fiojircb.  B.  10,  S.  278  fiT.  Zu  vergleichen  ist  die  Darstellung  der  französischen 
Erbschaftssteuer  In  Fin,  III,  241.  Hier  nur  einige  Bomerkongen  über  die 
^cCerQngeo  ded  Gesetzes  uud  über  einzelne  Uauptpuncle.  Für  alles  Weitere  ist  auf 
iu  Gei^  Mlbet  lud  bctonden  deo  AnÜMitz  fon  Gari  sti  rerveiseii.  d«m  Iiier  in 
Siaigeffl  i^efolgt  wird. 

Grundlage  und  Einiichtung  der  Steuer,  auch  Orgauisatioa  der  Ver> 
viltang  sind  geblieben,  dodi  ucb  In  formeller  Hinsicht  Aoschlms  an  dio  neneren 
i'^otschen  Erbscbaftssteuergeseize  erfüllt.  Steuerpflichtig  ist  jeder  Erwerb  von 
Nl:biässre^m(^s:eu  unter  erbrecbtlichem  Titel,  zu  Eigenthum,  Nutznicssuog.  Genuss  in 
Folge  rob  Todesfall  (oder,  unter  Um^ti^nden,  von  ihm  gleichgelteoder  Abveseoheii), 
oMdiUcMlieli  SdMAkoDgen  auf  TodesfaU.  Wie  der  Debergang  des  NaoUaaaes  nacli 
f.inzösiichem  Recht  ohne  Weiteres  an  den  ?ur  Erbschaft  nertifenen  erfolgt,  so  tritt 
»ucb  diti  Steuerpflicbt  des  letzteren  sofort  ein,  ohne  dass  es  für  Beides  einer  aus- 
dnicUicben  Willcnserklirung  oder  erfolgten  Besitzergreifung  des  Erben  u.  s.  w.  bedarf. 
Nor  ein  rechts  wirksamer  Ver/i  befreit  den  Erben  dah  i  vn  der  Sleaerpflidit. 
Vic  bisher  ist  jede  Erbschaft,  Legat  steuerpflichtig.  Im  Entwürfe  waren  gewisse 
Befreiungen  beabsichtigt  gewesen,  so  wegen  Kleinheit  des  Betrags  Anfälle  an 
Kiadet  «od  deren  AblBrnmliDgo  und  an  Ehefaiten  bis  1000  M.  reinen  Werths  an 
Kind  oder  Gatte,  anek  AefUle  bis  500  M.  an  HapaBtandsangehOfige  «od  im  Dienst 
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stehende  Porsoaeo  u.  a.  m.  Diese  Befreiuu(;eD  siud  cbanctüristischer  Weise  im 
LandeniMSchiiss  nicht  angeoomiiMD  worden,  ireil  jeder  Erbe  m  den  Listen  des  Staals 

cinijial  beitrag-oii  ^oIle  und  weil  aach  die  Steuer  von  den  ErVi^rbaften  in  gerader  Linie 
l)i-her  in  allen  Kreisen  der  BcrOlkerongr  leicht  und  olmc  KJagcu  getragen  worden  Mi. 
Eine  für  die  allgemeine  Lage  der  Erbscbaftsstcaerpflichtigkeit  der  Descendenten  in 
Deutschland  beachtcnswertlio  Anffassung.  Der  Steuettarif  ist  im  Ganzen  der  alte 
pcLliaben,  die  Zoscbl&ge  im  französischen  Kecbt  waren  schon  l^'?,  bcs-^itigt  worden, 
es  galten  and  gelten  daher  die  alten  Iiormah>ätze,  die  aber  wegen  der  Gewähr  des 
Scholdenabzogs  reell  sich  in  vielen  FSlIen  rerringcrt  haben.  Sie  sind  1  %  fttr  Ver» 
wandte  der  geraden  Linie,  3  für  Ehegatten,  6"/«  für  Geschwister,  Geschwisterkinder 
^Neffen  und  Nichten)  und  EhcrngeRcliwister  (Otikcl,  Tunten).  7  fnr  Scitenverwandte 
des  4.  Grads,  8  für  solche  des  5. — 12.  Grads,  9  für  aiic  auJereu  Falle  Diese  Sätze 
sind  besonders  in  der  n&chsten  SMienlinie  bAher,  als  meist  sonst  in  Deutschland  nad 
erklären  mit  der  Steucrpflichtigkoit  der  directcn  Linie,  namentlich  der  Kinder,  and 
der  Ehegatten  die  grössere  Einträglichkeit  der  ErbschaAssteaer  im  Keichslaude,  da 
die  Wohlhabenheit  hier  nicht  grösser  sein  wird,  ab  in  aiide»»  besseren  deotoelKn 
Landen.  Der  Ahzng;  von  Schulden  und  Lasten  von  derErbscbnft  ist  ein  ganz 
all><euieiner,  ohne  lk'>chränkun<?  auf  bestimmte  Schnldrirt(Mi,  Die  Steuer  ist  daher  nur 
von  demjenigen  Betrage  zu  entrichten ,  um  welchen  derjenige,  dem  der  Anfall  za- 
kemmt,  dorcn  denselben  reicher  wird  (§.  8,  Abs.  1).  In  Betreff  der  Besiebnngen 
zum  Auslande  befolfrt  das  franzÖ:>ische  und  demnacli  das  bisherige  reichsländische 
Recht  den  so«:L'n.  (irundsatz  der  Ter  r  i  t o  r  i  :i  1  i  i  ät .  wonach  Liegenschaften,  körper- 
liche und  unkürperliche  bewegliche  Weniie  im  Inland,  auch  zu  einem  ansl&ndischen 
Naclilasä  rehörige,  immer  steuerpflichtig,  im  Ausland  liegende,  auch  zu  einem  inlln- 
disclien  Nachlasa  gehörige,  mit  Ausnahme  niiinrp  rli  lh  r  beweglicher  \Vertln\  immer 
steuerfrei  sind.  l'Ur  Liegenschaften  und  diesen  gleichstehende  Kechte  ist  es  bei  diesem 
Grnndsatz  geblieben,  ohne  Bttckslcht  auf  Wohnsitz  oder  Staatsangehörigkeit  des  Erb- 
lassers (Gesetz  §.  5).  UnkOrpeilicho  bewegliche  Werthc,  welche  zu  einem  inländischen 
Kachlass  gehören,  waren  dagegen  bisher  steuerpflichtig,  auch  wenn  sie  sieb  im  Aus- 
lande befanden.  Jetzt  ist  für  bewegliches  Vermögen  im  Princip  der  Gruzidsat/.  der 
Personalitftt  angenommen  worden«  wonach  im  Allgemeinen  der  Wohnsitz  des 
Erblassers  Uber  die  Steuerpflichtigkeit  entscheidet.  Lag  dieser  Wohnsitz  im  Rcich»- 
landc,  so  ist  daher  dieser  Nachlass  steuerpflichtig,  demnach  auch  bei  Ausländem,  Jag 
er  nicht  im  Beichalaiide,  so  ist  er  steuerfrei  (§.  6.  7.  mit  weiterer  Casuistik  und  imter 
Umständen  Gewfthrung  des  Rechts,  die  irezahlte  fremde  Erbschaftssteuer  in  Abzog 
zu  bringen,  s.  auch  Carl  a.a.O.  S.  250).  Als  steuerpflichtiger  Werth  gilt 
der  sogen,  gemeina  Werth  am  Todestage,  doch  bei  Liegenschaften,  wie  bisher,  der 
20 fache  Janresertrag,  indessen  nur,  wenn  keine  Schnlden  vorhanden,  oder  die  nadi 
dem  Werthe  geschätzten  Liegenschaften  hinreichen,  um  die  hypothekarischen  und  die 
dns  bewegliche  Vermögen  übersteigenden  sonstigen  Schulden  zu  decken.  Andernfalls 
erfolgt  Berechnung  nach  dem  gemeinen  Werth.  Der  Erbe  hat  dabei  die  WaliL 
Wenn  er  anf  Scbaldabsng  Terzichtet,  lann  er  die  Berechnung  nach  dem  20  fachen 
Eltrag  verlangen.  Die  BestimTnnng  begünstigt  besonders  schwacli  renfnM-s.  nber  hoch 
im  Preise  stehendes  ländliches  Grundeigenthum.  Baustellen  ohne  entsprechenden 
Ertrag  sind  immer  nach  dem  gemeinen  Werth  zq  schätzen.  Bei  der  WerthberecbDang 
Ton  immerwährenden  und  zeilwelligen  Nutzungen,  Leistungen,  Kenten,  Zeit-  und  Leib> 
renten  sind  einige  Aenderungen  eingetreten  (Gesetz  §.  10  —  12.  Carl  a.  a.  0.  S.  252). 
An  Stelle  des  bisher  hier  zu  Grunde  gelegten  Zinsfasses  von  5  7o 
4  '*/u  gesetzt,  wodorch  sich  der  stenerpfllehtige  Werth  ratsprecbend  erhimt.  Bei  Leib- 
renten u.dgl.,  wo  bisher  allgemein  das  10  fache  als  steuerpflichtiger  Werth  galt,  wird 
jetzt  die  Wcrthberechiiiing  mit  Kucksicht  auf  das  Lebensalter  d&i  Erben  vorgenommen, 
1«  min.  das  2 fache  bei  über  80 jährigen,  in  mxx.  das  ISfacho  bei  bis  15jährigen, 
nach  einer  8c«la  im  Oesetz  (§.  11).  Eine  wesentliche  Verbesserung,  durch 
welche  eine  Ilfirtc  des  französischen  Rechts  beseitigt  wurde,  ist  in  dem  Fall  ein- 
getreten, wo  Eigenthom  (nacktes)  and  Nu tzuiessung  an  Terschicdene  Personen 
im  Erbwege  gelangen.  Bisher  bestsnd  hier  Doppcl bestenemng,  iofofeni  beide  Pti^ 
sonen  voll  steuerplliclitig  waren,  der  Erbe  des  Eigenthums  fUr  dessen  vollen  Werth,  ohne 
Abzug  des  Werths  der  Nntzniessunir.  also  event.  Stener  für  einen  ihm  niemals  zu  Gute 
kommenden  Werth  zu  zahlen  hatte.  In  Consequenz  des  Grundsatzes  von  Lasteuabzug 
und  des  Characteis  der  Stevor  als  Bevelchentngsstener  ist  jetzt  (|*  18)  ansdrttcUich 
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Vcrmögea«  desseo  l^atznicssung  einem  Drittoo  zusteht,  um  den  nach  §.  10  bereclmetca 
vfm  MerpfllcMfen  Werth  dieser  Nntzong  goriDger  aniusclitagen.   Dlo  Steuer 

t-ifft  den  Erwerber  des  steuerfifliclitigcM  Nachlasses,  doch  sind  Erben  und  Miterben, 
iKh  VennÄcbtQiüs-  und  Schenknchmer  peniönHch  und  aamintrcrbindiich  fdr  die  Gc- 
^immtsteuerscbold  haftbar,  aber  nur  bis  zum  erlangten  Bereicheruug^bctrage  20). 
Aach  haften,  was  dem  bisherigen  Reclit  fremd  war,  gesctsUehe  Vertreter  der  Erben, 

rulfmricbtigtc,  Nachlassvcrwalter .  Testamentsvollstrecker  u.  ^.  persönlich  für  die 
StöDcr,  wenu  sie  vor  deren  Entrichtung  oder  SicherstelloDg  Erbschaften  oder  Theilo 
jlafM  tiMuitvortetea  nnd  die  SteverelDtreibung  gegen  die  Pflichtigen  nicht  erfelgen 
lau  (§.  21,  eine  Neuerung).  Die  Grundlage  deti  Veranlagungsrerfahrcns  bildet 
cm?  obligatorische  StcacrerklärTinjr  der  Erben  u.  s.w.  und  die  Einreir^ifiüif 
c(ta  >iachla88r orzciclt niüäen  C§- 24,  25  u.  S.}.  Die  Lrklärong  bt  im  NormaÜail 
bi&sen  6  Menaten  abzogebon.  and  zvar  an  die  Ihr  die  Steuer  oompeteot  geblieheiien 
E:.r..(ristrements  -  Einnehmereien  (jet/ifro  sogen.  VerkehrssteuerRmter), 
HiM.  an  die  zuständige  (§.  22 1.  Die  Bezirke  die^ter  Aemter  decken  sich  in  der  Regel 
■it  denen  der  Amtsgerichte.  Dies  Qttd  das  Verhudensefo  »hlreicheror  und  kleinerer 
IfBter.  statt  der  für  grössere  Bezirke  fungirenden  besouderm  E^bscbaftssteuerämter 
Id  and-  n  n  JL-otschen  Str^f^ten  (Preussen)  «  ntspricht  dem  «reiten  ümfanp:  der  erbschafts- 
aienerpiiicbtigeii  Per:»oticn  (ganze  dirccte  Linie,  Gatten)  und  den  tibrigen  Functionen 
Act«  Aemter,  velehe  die  letiteren  mit  Vermdgensverhiltnissett.  Reehtsgesehlften  der 
B<izirksbew'üliner  sonst  schon  in  vielfacbo  Bczieliung;  bringen  Das  ist  für  die  Thätif?- 
leit  iü  Erbschaftsstcucrsachen  ron  Werth.  lui^ofern  hat  diese  Organisation  und  das 
Beiteheu  de»  Eurcgistrcment  auch  eine  gewisse  allfromeino  principieile  Bedeutung  für 
die  Aage  der  Einrichtung  einer  auf  die  nächsten  Verwandten  MSgedehnten  Erb- 
'f'inftsgtcuer.  Die  Bürgermeister  haben  vierteljährlich  den  Re^isterllmtern  Verzcich- 
füiäe  der  Sterbefallo  einzureichen  (§.  23).  Das  Amt  berechnet  den  Steuerbetrag,  den 
der  Pffichtige  sofort  mit  Abgabe  seiner  Cricllrang  za  entriehteo  hal  24).  Der 
"^'^ uerbehörde  find  die  genügenden  Befugnisse  zur  Controle.  tnr  Forderung 

n  Beweismitteln  gefreben  (§.  27.  28).  Wenn  g^ütliche  Einigung  nicht  erzielt 
«ifil  uiid  Verdacht  einer  UoroUständigkeit  oder  Unrichtigkeit  der  Erklärung  verbleibt, 
^um  der  Stenerdlreetor  beim  zustindigen  Am^ericht  die  Abnahme  eidesstatt- 
•  bor  Torsi chernngcn  der  ßichtigkeit  der  Angaben  vcranlas.sen  (§.  29).  Vor 
oidbcnde  und  nicht  durch  Ausgleich  zu  behebende  Meinungsverschiedenheiten  zwischen 
Mördc  tind  Pflichtigen  über  Werth-  und  Ertragsan^aben  sind  durch  Ab» 
^cbitzong  na/oh  den  Tonchriften  for  die  Begistergebuhren  betreffs  Werth-  ond 
Ertn??crinittlunp  von  Liegenschaften  zu  erledigen  (§.  30)  Ausnahmsweise  kann  auf 
^Atrag  des  Pflichtigen  von  Vorlage  von  Verzeichniä&en  und  Einzelermittlungeu  ab- 
cmehei  ond  ein  ^Abliommen**  über  die  Steuer  getroffen  verden  (§.  81).  Far  die 
Einziehung  der  Steuer,  die  Zulässig:kcit  und  Form  des  liechtswegs  für 
E:nweBdongen  und  für  die  Ansprüche  auf  Kürkf^r^tattung  zu  Cnrccht  erhobener  Steuern 
selten  dio  bezOglichen  Vorschriften  über  i,urcy:isiremcuti>>:ebabren  (§.32'.  Die  Yer- 
Hkrangsfrlsten  sind  die  bisherigen  (ßlr  rerschiedene  FSlIe  2,  5«  10  Jahre,  §.  38). 
l^ie  Slrafbcstirn  mu  II  iren  rhiN  etwas  verschärft,  thcils  etwas  gemildert  worden 
■g.  34),  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Steuererkl&rong  und  der  Vorlage  dos  Masse- 
rensichniMes  sind  mit  dem  halben  Stenerbetnif  bedroht,  wissentliche  zu  geringe 
Aagsbe  von  WerthoB  QAd  Erträgen  mit  dem  (Anfachen  Steoerbetrag  (immer  ausser 
li-e^ni  v-IhK!).  andere  unrichtijfe  Angaben  ond  Vcrschweifruiigen  mit  dem  doppelten, 
ui  gtvki;>cu  Fällen  treten  nur  Ordnungsstrafen  ein.  Auch  für  das  Strafverfahren 
ttd  ibr  die  Befogni»  tum  Erlass  und  cor  Mindeninr  der  Stnfeii  gelten  die  Be- 
5tiiBinDniieü  für  die  Registcrffebühren  (§.  36\  Um  gewissen  reiclisgerichtlichen  Ent- 
Kheidiinzen  über  die  Auffa^sung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über 
Erii>  baug  üiicntlicher  Abgaben  ak  ..Strafsachen"  Rechnung  zu  tragen,  iit  durch 
m  reicb&üodiscbfio  Gesetz  rem  2s.  N!  i  i^ss  ein  besooderes  Yerwaltongsrerfhhren 
-n^eführt  worden,  woldios  auch  fUr  die  Erbacbafkaateaer  zor  Anwondong  kommt 
».  Carl,  S.  265). 

Trotz  der  Heibebaltang  der  früheren  Steuersätze  und  der  Ge- 
wibniDg  des  Sebnldabzugs  von  der  steuerpflichtigen  Erbsebaft  ist 
dier  eine  ErbVhaiigy  als  eine  Verringemng  des  Stenerertrags  ein- 
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getreten.  Das  Gesetz  hat  also  wenigstens  keinen  tinanziellen  Nacli- 
theil  gehabt.  Bei  den  ZunUligkeiten  im  Erbgai]^  ist  l'ieilicli  l)ei 
dieser  Steuer  aus  dem  Ertrage  in  einzelnen  Jahren  kein  sicherer 
Scblofls  anf  die  Wirkung  des  Gesetzes  zu  ziehen. 

Die  Abänderongea  desGdsotzes  von  1^9  sind  im  Jahre  1900  in  batta  einer  Koveila 
erfolgt.  Vorlage  in  dor  XXV.  Soeeion  1896,  1890  dos  LondoMmiehoMeo.  Nr.  22  wom 
I.Mai  1899  and    io-i^rlinh  -leichlautcnd  in  der  XXVI. Session  Nr.  4  vom  1.  Febr. 

1900.  Coinmissionsbencbt,  Drucksache  Nr.  7B.  Verhandlttogen  MürA  April  1900.  (Pobli- 
catioQ,  daher  Datum  dieses  Gesetzes  stand  beim  Abschlags  dieses  Abschnitts  nocli  au», 
jedenfiült  FrlÜiJahr  1900.)  Das  Hauptziel  der  NoroUo  v»r,  vie  bemerltt,  das  Gesetz  den 
Bestimmungen  des  Bürgerlichen  (iesetzbachcs  anzupassen.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse, 
das  näher  in  der  Vorlage  and  deren  Begründung  za  Ferfolgen,  am  die  Verschieden* 
bottoft  svitclKHi  dem  Omä»  elfil  ond  dem  Doolicheii  BürgerlicliOB  Goselibaeb  daran 
zu  Stadiren,  was  indessen  hier  in  der  Finanzvissenschaft  nicht  za  geschehen  hat. 
Von  den  thcils  mit  unter  dem  Einfloss  des  Bürgerli'-hon  Gcsvtzbuches,  theils  anabhängig' 
da?on  erfolgten  und  im  Landesaasschass  melütens  augeuummeneu  sachlichen  Ver- 
taderangen  des  frttberon  Gosetzoo  siiid  folgoiido  bomorfconsvortb.  Dio  PiUb  des  Ein« 
fritts  der  Erbschaftssteuer  ^ind  genauer  prUcisirt  und  specialisirt,  dabei  ist  namentlich 
der  Fall  von  Erwerb  von  Eigeutham  oder  Natzangsrechten  in  Folge  von  Lebensver- 
sicboniDgs*  ond  Leibrenten vertr&gen,  sofern  die  Zairendang  rem  Tode  des  Zavendeaden 
«bbtngig  ist  und  für  den  Empfänger  der  Leistung  unentgeltlich  erfbigt      I  cX  und 
der  Fall  des  Erlöschens  einer  Stiftung  and  des  Anfalls  des  StiftungsvermOgens  an  die 
gesetzlichen  Erben  des  Stifters  (§.  1  d)  ausdrücklich  als  erbschaflssteoerplUcbtig  im 
Gesotie  bervorgeboben  worden.  Dem  D.  B.  G.  B.  goniss  sfod  femer  die  verbiltnisse 
der  Erbschaftssteuer  bei  fortgesetzter  Gütergemeinschaft  einer  liosonileren  Reg'hiMr 
unterzojxen  worden  (^§.  1  a  der  Novello^.    Eine  principiell  wichtige  und  practisch  woLl 
nicht  unwesentliche  Erweiterung  hat  dio  Erbschaftssteuerptlicht  auf  t>og.  Haud- 
goschenkc,  die  liarz  vor  dem  Tode  eines  Erblassers  erfolg^t  sind,  erfiüiren  (Novelle 
§.  1  b).    Ks  c,,i[t,   (iadurch  etwas  dem  bekannten  Ucbel-^t:uil  !)''ü''Cirri''(  wrrdftj,  dass 
nicht  nur  ttberbaupt  bei  den  Kegistriroogsabgaben  im  Veriehriisteueräystem  das  un- 
bewegliebo  Vermögen  recbUlcb  und  thatsicblieb  wesraidicb  schwerer  belastet  und 
sicherer  getroffen  wird,  als  das  bevegliche  —  nach  der  „B^rtlndong**  der  Novelle 
war  im  Reichsland  der  Ertrai?  dieser  Abgaben  von  Debertra^n^cn  nnbeweRÜchen 
Vermögens  unter  I&stigem  Titel  1897/25  4.9  Mill.,  beweglichen  Vermögens  nur  840  000. 
imsl.  45.000  betreffende  Rdidisstemiiel  tosammen  noch  ntebt  900.000  H.  — ,  sondern 
dass  auch  hn  d  -r  Erbschaftssteuer  trotz  dor  grundsriizlich  gleichen  Besteucrnnp  beid>  r 
VermOgensartun  doch  wohl  factiscb  das  bewegliche  &ich  in  gr&sserem  Umfang  der 
Steuerpflicht  entzieht,  bei  den  Schenkungen  vollends.    Im  Durchschnitt  von  1891/92 
bis  1897/98  hat  das  zinstragende  bewegliche  Vermögen,  das  muthmaasslich  bedeutend 
grösser  ist  als  das  nnhr>we!rlichc  Vermöj^en  (sammt  Mobili-n),  51.5,  l'^t/tercs  48.5  "'o 
vom  Ertrag  der  £rbächalUk>teucr  aufgebracht.  Nach  dem  französischen  (jiirilrecht  hätte 
eigentlicb  jede  Scbeaknng  zu  Ihrer  GÜdgkeft  einer  notariellen  Benrknndnng  bednrfk 
und  wäre  dann  Steuerpflichtig  gewesen.  Aber  die  Praxis  hatte  doch  allgemein  IlanJ- 
geschonkc  zup:e!assen.  die  mit  der  Entwickinn?  des  beweglichen  Vermögens  fiel 
wichtiger  wurden.  Auch  die  Erbscbaftsbesteaerung  dieses  Vermögens  ond  der  Ertrag 
dieser  Steuer  wurden  naehÜiMlig  beeinflusst,  renn,  mit  RQckstobt  avf  dio  N&he  des 
Todes  des  Erblassers  und  um  seine  Erben  von  der  Erbach ifrssteuer  zu  befreien,  i» 
omfäoglichem  Maasse  das  bewegliche  Vermögen  den  Erben  schenkungsweise  iber- 
Isssen  wird«.   Wibrend  eine  amfassendere  Besteuerung  der  Handgescbenke  erentsell 
bei  einer  Beform  der  die  Schenkuogssteuer  mit  umfassenden  Ke^isterabgaben  za  he* 
wirken  war,  wollte  die  Novelle  wenigstens  die  angedeuteten  Fälle  der  Erbschaftssteoer- 
pflicht  mit  unterziehen  (s.  Begründung  zu      1  b).  Es  sollten  daher  „Scheukungeii, 
welche  ohne  gericbdicbe  oder  notarieUe  Bearknndiing  oder  Anerikennong  mit  Kadnicht 
auf  .las  erfolgte  Ab!el)en  des  Scheiikers  erfolgt  sind",  der  Erbschaftssteuer  nnterlici^en. 
Im  Zweifel  sollten  als  solche  Schenkungen  di^  trclten,  welche  innerlialb  der  hUteu 
18  Monate  vor  dem  Tode  des  Schankers  vollzogen  seien,  nicht  länger  zurückliegende. 
Diese  Bestimmung  ist  ancb  in  das  Gesetz  gekommen,  nnr  etwss  andeii  gefimot  and 
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mit  BeschrSiikaDg  der  Frist  Mf  6  Monate  zurück  (,^wendaniarcn .  welche  ohne 
Ici(;i8trirun<r:3l'tlicbtizc  Beaikmidimiif  oder  Anorkennung  innerhalb  der  let/.ten  G  Moaftto 
ror  dem  Tode  des  Erblassers  ?ollzopcn  worden  sind,  unterliegen  der  Erbschaftistcaor**, 
§.  1,  b  der  No?elle).  Wichtige  Fällo  solcher  Zuveoduügen  sind  aber  allgemein 
beMt,  so  ZaweDdoDfeo  mr  Anntattonir  von  Abkftmmlinfeii  bei  der  EbeBchlkÄsuog 
«der  bei  iler  Ergreifung:  eines  selbständigen  Berufs,  regelmässig  wiederkehrende  Zu- 
wenduiifreu  an  Verwandte  zur  Bestreitung  des  stande??emnssen  Lebensunterhalts  oder 
zur  Uütcritutzung  in  Jioihlageu  und  überhaupt  Zuwendungen,  die  für  den  tiiaielnen 
Beschenkten  1000  M.  im  Ganzen  nicht  übeisteifeo.  —  Don  Bestimmungen  des 
D.  B.  G.  B.,  welche  dem  überlebenden  Ehegatten  ein  gesetzliches  Erbrecht  und  ein 
Pdichttbeilsrecht  eiuräamen,  sieb  anpassend,  ist  in  der  Novelle  eine  Ermässigung  des 
3  ®  oieen  Ehegatten^Steaersstzes  anf  den  Satz  der  Kinder,  1  7o<  eingetreten,  wenn  der 
(jattf  neben  Abkömmlingen  zur  Erbschaft  berufen  ist,  insoweit  der  Anfall  den  gesets- 
hcbefi  Erbtheil  nicht  iib»'rstei.?t  (§.  3,  Abs.  1  unter  a  der  Novelle).  Um  ?.n  verhüten, 
dass  bei  Zuwendungen  au  uneheliche  Kinder  Seitens  des  diese  erweislich  anerkennen- 
de Vftters  nicht  der  Steuersatz  res  9  %  Nicbtrenraadle  «Intrttt,  ist  jetzt  for  diese 
Fälle  (inbegriffen  Abkoinmlin^jc  des  unehelichen  Kinder)  ein  eigener  neuer  Steuersatz 
¥oo  4'/,  in  den  Tarif  eingeschoben  worden  (Nuvelle  §.  2.  Ab«?,  1,  bei  b).  Da  das 
D.  B.  O.  B.,  in  Abveicbang  rom  Code  cifil,  keiuc  Beschränkung  der  gesetzlichen 
Erbfolge  der  Scitenvcrwandten  Itannt,  ist  die  bisherige  Bestimmung,  dass  Seitenrer^ 
wandte  des  5. — 12.  Grades  8%  zo  znlilen  haben,  wörtlich  niclit  anfrecht  zu  halten, 
aber  dem  Sinne  nach  doch  berechtigt.  Es  ist  jetzt  dieser  batz  für  8eiten?erwaudte 
des  5.  und  6.  Grades  statnirt,  vettere  zahlen  9  ^/o  (Novelle  §.  2,  Abs.  1,  unter  c).  Bei 
d- n  y»,rhandlan,iren  im  Landesausschuss  ist  auch  einmal  von  einem  Abgeordneten  der 
Abötufung  des  Steuerfusses  in  der  dirccten  Linie  nach  der  Ilf^he  d-T  Erbschaft  ge- 
dieht, doch  die  Sache  ist  i^icht  weiter  verfol^^t  worden.  Dagegen  hm  man  bei  dem 
^Lrmgen  fiscalischeo  Interesse  und  um  Milderun^:en  eintreten  zu  lassen,  auch  um  die 
Verwaltongsarheit  zu  rcreinfachen,  im  Landesausschuss  jetzt  die  ls'S9  abgelehnte  Be- 
stimmiiAif  in  das  Gesetz  gebracht,  dass  Erbschaften  in  gerader  Linie  und  unter  Ehe- 
gatten bis  zom  reineii  Betrage  von  1000  M.  steuerfrei  sind  (Novelle  §.  2.  a):  einer  der 
bisher  seltenen  F&lle,  wo  in  diesem  Ausschuss  die  «iSOCialen"  RacBiclitek  deutscher 
b.=et2i:ebung;  tiber  die  formalistisch  gleiche  Behandlung  aller  Fälle  nach  frati/Asisclion 
Anschauungen  gesiegt  haben.  —  Unter  den  sonstigen,  wesentlich  nur  loruielien 
A<»de7angen  in  der  NeveUe  sind  noeb  die  in  §.6.  7  beacbtensirertb,  worin  die 
Normen  fir  die  Steuerpflicht  in  Beziehungen  zum  Auslände  neu  und  klaier 
gefasst  werden,  ferner  in  §.  9.  wo  die  Fälle  der  Besteuerung  der  Grundstücke  nach 
des  Werth,  statt  nacb  dem  Ertrag  genauer  präcisirt  worden  sind,  endlich  in  §.  18, 
wo  die  FäJle  des  Vorhandenseins  von  Vor-  und  Nacherben  im  B.  G.  B.  berücksichtigt 
werden.  —  Das  Gesetz  tritt  mit  dem  VerlLOndignngstage,  1900,  in  Kraft,  fUr  alle  An- 
mk  nach  31.  Dec.  1899. 

§,  121,  Stempel,  Registrirengsabgaben  a.  dgl,  Ver- 
kehnstenem  nod  gewisse  Gebühren  und  gebtthreDartige  Abgaben 
stellen  im  franz^isiBehen  Stenerrecht  in  nftherem  Znsammenhang 
ond  gegenseitiger  ErgSnznng  (Fin.  III,  S.  502  ff*).  Der  Stempel, 
meisl  in  niedrigeren  festen  Sfttzen,  besonders  als  Dimensions- 
st^pel,  aneb  als  QnittnDgsstempel  ftlr  Zahlungen  an  Offenütebe 
Cassen,  för  Steuer-  und  OctioibezettluDgen  (10  Pf.),  aber  auch  als 
Proportionaiabgabe  (Schuldscheine)  ist  die  tioaiiziell  unu  ic  hii^crc 
Abgabe,  die  Kegistrinin^sabi^aljeD  siud  im  Krtrage  und  nach  dem 
lmf;^ni:  der  zu  rcgistiireijdc n  liechti5gcschäfte  die  Hauptsache,  so 
iü  Frankreich  ?eit  lange  und  noch  heute  und  so  auch  noch  io 
Elsass-Lothringen  (Stempelertrag  c.  Vs»  Begisterabgabeuertrag  c.  V» 
iem  850.000  ond  5.8  Mill.  Mark). 

A.  Wayatr,  fIaaaswl«MaMsbaA  IV.  28 
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Die  Benntznng  des  StenipeU  als  Form  der  Erhebnn^  von 
Gcbiilircn  und  mehr  gebühren-  als  steiierartigeu  Abg-aben,  regel- 
mässig unter  Gebranrh  von  Stempelpapier,  hat  in  der  deuLschen 
Zeit  EinscbränkDDgeQ  erlahreu^  besonders  bei  gericbtlicbeu  An- 
gelegenbeiteOi  im  Hypotbekenwesen ,  wo  der  Stempel  darch  die 
BaarzabluDg  ersetzt  worden  ist.  Verschiedene  Abänderungen  des 
geltenden  französieeben  Hanptgesetses  tiber  Stempel  vom  13.  Bnim. 
VII  (13.  Noy.  1798)  and  der  sonst  geltenden  Bestimmiuigen  des 
französiseben  Stempelreebts  sind  tbeils  in  Folge  der  Einfllbnmg 
der  Reiebsstempelgcsetze,  tbeils  nnabbftngig  davon  von  1871  an 
erfolgt,  n.  A.  dnreb  Gesetz  vom  23.  Mai  1873  die  IVs  Zoscblags- 
zehntel  zu  allen  Abgaben  der  Enregistrementsverwaltung  aufgehoben 
worden.  Ein  allgemeinen  neues  Gesetz  vom  'J\.  .liuii  1897  ist  eine 
Codification  des  bestehenden  Rechts  mit  Vcriuiderungen  nicht  so- 
wohl in  fiscaliscber  Tendenz,  als  in  derjenigen  besserer  V^ertbeiiang 
der  Steuerlast.  Für  den  Stempel  als  Form  der  Verkehrs- 
steuer ist  dabei  die  Anwendung  des  Dimensionsstempeis  in  den 
bisherigen  Sätzen  verblieben,  nur  sind  ausser  den  Schuldscheinen 
jetzt  anch  die  Versicbemngsverträge  einem  niedrigen  Proportional- 
stempel unterworfen  worden,  sofern  nicht  die  wie  bisher  zulässige 
Bestenerang  mittelst  facnltativen  Abkommens  zwisehen  Stener- 
bebOrde  nnd  Gesellschaft  Platz  greift.  Die  flbrigen  Veründernngen 
des  Stempels  als  Verkehrssteiier  haben  nur  formale  Bedeutung. 
Die  Fassung  des  Gesetzes  ist  den  verftnderten  Verbftitnissen  an- 
j;cpa6st  worden.  Soweit  der  Stempel  aber  eine  Gebühr  darsteOt, 
bringt  das  neue  Gesetz  wesenlliclie  Veriinderuugen.  Der  Dinicnsions- 
8tempel  ist  fast  Uberall  beseitigt  und  durch  eine  „dem  Inhalt  und 
möglichst  dem  Werth  des  Geschäfts  ancrepasste  Ahc-abe  ei  setzt" 
(Jacob).  Dies  CJcsetz  von  1897  ist  an  Stelle  der  noch  geltenden 
Iranzösiscben  einschlagenden  Stempelgesetze  und  auch  einzelner 
Bestimmungen  aus  der  deutschen  Zeit  getreten  (Ges.  v.  1897,  $.  65). 

S.  ttber  das  französische  Stempelwcsen  Fin.  III,  §.  226—235.  tiber  dis  Tdcht- 
ländische  vor  der  Coditicafion  ron  li^OT  Jacob,  die  Gesetze  Uber  Enro^strements-, 
Stemfiel-,  HypotliekeDgcbahrcu  uod  ähnliche  Abgmbeo  in  Elsass- Lothringen,  1878. 
worin  aiicli  die  Veroranniigen  und  Gesetxe  seit  der  dentscben  Tenraltong,  S.  908  ff* 
337  (]'.  Das  letzte  fnmzAsiaclie  Gesetz,  dessen  Giltigkelt  Air  Elstss-Lethringeo  an- 
erkannt wurde,  ist  das  gleich  nach  Einfülirunp  der  Republik  erlassene  Decn-t  vom 
5.  Sept.  1871,  welches  die  Stempelsteuer  von  Zeitungen  und  anderen  VerOtieutüchtnigeiv 
aufbebe  (Jacob  a.  a.  0.  S.  908,  886\  Feroer  Jacob,  Art  Stetnpclstener  in  £l>aä^- 
Lothrinpen  irn  AVörferb.  d.  Vcrwalf.  IT.  r.4!>  und  Krj:.l>.  III.  207,  Vnrl  iirr  des  Steuipcl- 
gcsetzcs  im  Landesauschuss  März  lt<i)7 ,  Nr.  4,  Verhandiungen  darüber,  s.  besondere 
V-  Schraiit*8  Rede  bei  der  1.  Lesuui,-,  10.  März  1897.  Jacob  (ohne  Namen) 
Oommentar  zum  Stompelgesctz  von  1897  (1898).  EinfObrangsbestimmanfrcn  zu  diesem 
(icsets  vom  9.  Febr.  1898  (ob.  S.  48),  VolUagMaveisius  ?oai  10.  Febr.  1896  (eb.  &  50). 
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Tcrf&gQDg  betr.  Rcgi6triruii|{8<-  und  Stempelabgabe  voü  notariellen  Beglaubiguugeu 
roQ  l'nterschriftcu  vom  17.  Febonr  1898  (eb.  S.  101),  dgl.  betr.  Entrichtang  des 
Steffipela  für  Versiclierung-sferirfige  ?om  9.  März  1?<08  (cb.  S.  103).  Die  in  der 
deut&cben  Zeit  eiDgetretcucn  and  geltend  gebliebeneu  Vcräßderuogen  (s.  auch  (iesetx 
rem  27.  Hai  1888,  betr.  Enregistrements-  und  StempelgebfUrnji)  sind  in  das  nmt 
'•«etz  von  1897  übcrj;egaiii;en.  Für  die  jetzt  geltenden  Normen  und  Steuersätze  ist 
auf  das  Gesetz  selbst  zu  rerweisen.  WichtitTLro  PositioBen  stellt  Jacob  im  3.  £rg.bb 
Jes  Wörterb.  d.  Verwalt  S.  268  ir.  zusammen. 

Daa  Gesetz  bildet  folgende  Rubriken:  Gerichtliche  Urkunden  (so  fllr  Ein- 
fr!tinin«ren  in  die  Handelsregister.  Fivstempel,  doch  bei  Acticn-  und  Actiencommandit-, 
Uesciläcliaftca  mit  beacliränkter  Haftung  und  Commandi(gescllscb&ften  ohne  Actien 
Ihr  jede  angeCuigeae  weitere  Ufllion  des  Kapitals  der  gleiche  Sat2  ron  bezv.  100 
oud  50  M.,  §.  2);  Namenreränderungen  und  Elicdi»pense  (Fixstempel,  ziem- 
lich hohe  Satze,  r.OO  M.  für  crstera,  200  und  lOU  M.  für  verschiedene  Fälle  der 
letzteren):  Lrkuudua  der  Notare  (hier  besteht  für  die  der  KeglHtriiongsabgabe 
iiBteiti^ende&  Urknnden.  auch  für  dfe  Bepeitorien  und  Wechselprotestiegister  der 
DimcDsionsstompel.  rom  Blatt  der  Nornialo:rBs!:c   tO  Pf.);  bei  Ausfertirriing  notarieller 
IrkoDden  tritt  eine  Combinatiou  ron  Wcrtli-  und  Dimensioasstempel  ein,  indem  fUr  jeden 
Bofcn  der  Normalgiflese  der  Stempelsatz  nach  Werthstvfen  steifrt,  von  20  Pf.  bei 
Werthen  bis  200  M.  auf  1  M.  50  Pf.  bei  Bolchen  über  10.000  M..  einfache  Ab' 
Schriften  und  Auszüge  stehen  den  Ausfertignng'('n  deich.  §.  7  ;  Urkunden  der  Ge- 
licbtsvoUsieher  ^die  der  Begistrirangsabgabe  unterworfenen  tragen  auch  den 
Dnensionsatempel,  §.  8);  die  nouangreicliste  Rubrik  ist  die  der  Urkunden  der 
Vcrral  1 11  n  ir  s  l)e  h  5  rd  e  n ,  (lemeindcn  und    öffentlichen  Anstalten  (die 
r^fistrirangspiiichtigeii  Urkunden  [Vertrüge]  unterliegen  dem  Dimensionsstempel;  die 
nicht  der  Rcgistrirung  unttirworfenen  Urkunden  zerfallen  in  eine  grössere  Beihe  7on 
Abtheilungen  und  Unterabtheilungen  meist  mit  einfachen  Fixstempeln,  ansnalunBweise 
mit  Stufenstempclii  nach  deui  Werth  des  Objects.    Hauptabtheilungen:  die  gewcrbo- 
pcihzeilichen  lIrJauhniäaertheUQngcn  mit  Fielen  Unterabtheilungen,  z.  B.  bei  gewerb- 
Behea  Anlafen  Werthstnfenstempcl  [1  M.  bis  200  M.  bei  Anlagekosten  onter  2000 
Qad  über  300.CK)0  M.,  Wandergewerbeschein  1  M..  Betrieb  der  Gast-  und  Schank- 
ifirtli'ichaft  u.  s.  w.     M  ],  Errichtnnpr  neuer  .Apotheken  1000  M..  dann  wasserpolizei- 
liche. forsipoIizeiJiche  üenchmigunpen.  Leichonpüssc  [5  M.],  Vereine  [W  ohlthutigkeits- 
lad  wissenschaftliche  5«  sonst  20  M.],  sonstige  polizeiliche  Genehmigungen,  Stempel* 
p«-bnhren  im  B'  rirwcsen  [u.  A.  bei  Verleihung  von  Bcrgwerkscigenlhum  auf  Eisenerze 
lOUO,  auf  Steiuöaiz  ood  äoolqooUea  500,  auf  sonstige  Minerale  100  M.],  in  Minerai- 
<iaeltaisaclien ;  bei  Pissen  nnd  LegitimatioDspapiercu  [lu  Pf.,  Oewerbeleg:itimationa- 
unen  der  Handlongsrcisendeo  2  M.],  Naluralisationsurkunden  [20  M.,  bei  Dürftigkeit 
benb  bis  1  M. !],  Entlassungen  aus  Staatsangehörigkeit,  Bescheinigungen,  Zeugnisse 
[mit  fielen  Befreiongcj),  §.  33,  Beglaubigungen  [40  Pf.,  stempelfrei  Beglaubigung  ron 
taiencbrilben  durch  Venraltnng^behOidenj.  Darlehnsrerträge  von  Gemeinden  und 
öffentlichen  Anstalten,  auch  Abschriften  und  AuszUge  aus  ürkundiii  filr  Privatpersonen 
Antrag  (Ausfertiguogsätempei  wie  bei  notariellen  Urkunden,  Dimensionsstempcl  mit 
^'eitbätufen,  §.  35,  36,  7],  Register  [Repertorien  der  Gemeinden,  ölfentlichen  Anstalten, 
daftr  der  reine  Dimensionastempel,  auch  Hauptbücher  der  Gemeinden-  ood  Anstalt»- 
c^sen.  diese  mit  1  M.  für  das  Blatt,  §,  ;]7];  P r i  v  a tu  r k  u  nd en ,  sie  unterliegen  im 
Allgememeo,  vorbehaltlich  Aasnahmen,  dem  reinen  Dimcnsionsstempel  (so  z.  B.  Ver- 
tilfe,  ToUmachteo,  Testamente  v.    Ä.  o.«  andh  Briefe,  Auszüge  ans  Handetabachern, 
^eon  dieselben  amtlich  beglaubigt,  /u^cistellt  oder  ^fTentllchen  Urkunden  zu  Grunde 
eelcgt  werden  sollen;  dabei  mancherlei  HefreiuiiL-eo,  so  z.  B.  fUr  Quittungen,  Schul-, 
[Henstboten-,  Lehrzeugnisse  gewerblicher  Arbeiter.  urztÜche  Zcugni.sse);  Eingaben  und 
*i(SQche  an  Behörden  sind  jetzt  im  Allgemeinen  stempclfrci,  nur  wenige  noch  Stempel* 
r*i'liiiir.  so  die  in  Bezog  auf  Schuldburhsachen,  die  dm  Üimen^ionsstenipel  trafen, 
luch,  wenn  es  sich  tun  Steoezaus&tze  Uber  25  M.  handelt,  die  Einwendungen,  £in- 
^FtQcbe.  BerofoDgen  in  Sachen  der  Geblode-.  Oeverbe-,  Wandergewerbe-.  Wander- 
lM:er-,  Bergwerkssteoer  (doch  nicht  unbedenklich!  §.  39):  Schuldscheine  sind  allgemein 
sioem  Proportionalstempet  ron  5  Pf.  von  100  M.,  also  von  *    Tansendslel.  daher 
sehr  niedrig,  anter  Anlegung  von  Stufensützeu  anterworten,  cb«^i»o,  wenn  der 
Vscth  des  Pfandes  weniger  als  der  Daiiebensbetrsg  ist,  Lombarddarlehen,  andemfrUa, 
<1m  im  gevdhaliehfiD  Falle,  tragen  solche  Darlehen  den  rdinen  Dimensionastempel 

2ö* 
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(§.  40,  41);  Versicbcrunjrsrertrügo  tinterliegen  einem  W  erthstiifenstempcl  von  im  All- 
gemeinen  Vi«— *  i«  PremiUe,  die  halben  Sitte  bei  ni  lu  über  1  Jahr  dmaerndefi  Ver- 
trägen 42\  doch  Lmti  liier  ein  Abkommen  mit  ileu  Vör5irlienin?<?n!»rtTti"hmnntr^n 
getroflcn  werden,  in  Form  einer  Jahrcsabi^abe  ron  2  Promille  dos  GesamnUbetrags  der 
Prämien  ftr  Lebens-,  Renten-,  Unfall-,  Haftpflicht-,  Tran8port»«»richenin|feft.  tca  0.05 
Promille  dor  ^"orMcheriuigssummc  bei  andtfll  Versicherungen  (§.  43).  —  Erfallt  wird 
die  Stcmpclpflicht  mittelst  Verwernlunp  ron  Stempelpapier,  in  gewissen  nShor  bozeirli- 
neten,  ereotuoU  ?om  Ministerium  noch  auszudehnenden  Fällen  durch  (ietjr.iurh  von 
Stcmpelmnrlceii,  auch  hie  und  da  dnrdi  Baanahlnng  (§.  45).  Haftbar  sind  \m  den 
Ton  l'riraten  ausgehenden  SchrifistOclven  alle  Unter/cichncr  '^nmmtvt^rlnndlich  für  den 
Stempel,  bei  Schnldsch.Mncn  nnch  der  (Wäubiger,  der  ihn  angenommen  hat;  ötfcntUche 
Behörden,  Beamte ,  Notare  sind  mit  an  der  Controlc  betheiligt.  Der  Rechtsweg  ist 
wie  bei  den  Reglstrirongsabgaben  offen.  Die  VeijShinngsfrist  der  Stempetfordcrang 
ist  eine  zweijährige,  nach  dem  Zeitpunct  der  Krlanirnnc"  der  Kenntniss  der  Behörde, 
aber  ipätestens  innerhalb  10  Jahren  nach  Ausstellung  des  SchriftstacU.  Hinter^ 
Ziehung  ist  mit  dem  4  fachen  Betrag  der  Abtrabe  bedroht,  mindestens  mit  10  M..  dodi 
sind  statt  dessen  Ordnungsstrafen  von  1—20  M.  in  nicht  beabsichtigten  rrilleii  zulässift. 
rneinbrincliclic  fioldstrafen  kennen  auch  hier  nicht  in  Freiheitsstrafen  umgewandelt 
werden.  Das  Gesetz  hat  auch  für  die  Entrichtung  der  (jerichtskosten  incL  Grundbach- 
kosten die  Venrendnng  eigener  Stempdmarlcen  gestattet  (.2).  die  lediglieh  für  die 
Gerichtsbehörden  bestimmt  sind  (Ausr.best.  Art.  1.  bei  Xr.  Voilz.  Anw.  unter  Xr.  *). 
Ftir  eine  bestimmte  Reihe  von  Beurkundungen  (§.  64)  sind  die  bisherigen  Yorschnfrco 
ttber  Stempel-.  Registriruntrs-  und  Gerichtsschreiboreigcbühfon  und  Emolomonte  noch 
in  Anwenduiiir  geblieben.  s*»nst  aber  die  gesetilichcn  Bestimmungen  Uber  die  Ke- 
gi'strirnng  gerichtlicher  Urkunden,  sowie  über  die  Erhebung  von  Registrirungsabgaben 
und  Gerichtüscbreibercigebuhr  nach  den  im  Gesetz  §.  64  genannten  &Ucrcn  fraa- 
zOsischen  Gesetzen  anaser  Kraft  getreten.  Die  Stempel  fiir  Qnittangen  nnd  Be> 
zettehuigen  ober  indirecto  Stenern  nnd  Octroiafagahen  lind  dagegen  nicht  reilBdeit 
worden. 

Dentsobe  und  französische  Normeo  und  Stenenätse  sind  io 
dem  nenen  Stempelgesete  yerechmolseii  worden.  Der  Ertrag  ist 

im  Budget  der  letzten  drei  Jahre,  seitdem  das  Oesetz  in  Kraft 

steht  (1.  April  1898),  mit  derselben  Hnmmc  veranschlagt  (852  000  M.), 
etwas  niedriger  als  vordem  fl  Mill.)  und  vor  der  Einwirkung'-  der 
Reichsstempel  und  dos  GerichtsgebUhrenwesens,  wo  er  erheblich 
höher  war,  nemlich  l'/^  Mill.  betrag. 

Die  finanziell  viel  wichtigeren  eigentlichen  Registrirnngs- 
abgaben  haben  bisher  keine  allgemeine  gmodsätzliehe  Ve^ 
ftndemng  erfahren,  doch  sind  sie  in  einzelnen  Fällen  ermSssigt, 
hezw.  anfgeboben  &nd  allgemein  durch  das  oben  genannte  Gesetz 
vom  21.  Mai  1873,  das  die  Zoschläge  anfhob,  ermüssigt  worden. 
Die  Anssebeidung  der  Erbschaftssteuer,  dann  die  Entwicklung  der 
Reichsstempel  und  besonders  auch  die  Keichsjustizgesetze  mit  ihrer 
Aenderung  des  Beweisverlahrens  im  Process,  sowie  das  Gericbts- 
kostengesetz  haben  aber  eine  bedeutsame  Kückwiikung  auf  das 
Registrirungsf^ebiet  und  auf  den  Ertrag  der  bezllgjieben  Ab*;abcn 
ausgeübt.  Dieser  hat  sich  wenigstens  zeitweise  etwas  vermiiulert. 
ist  neuerdings  aber  wieder  in  Steigerung  begriffen.  Im  üebrigcu 
besteht  £inricbtnng  nnd  Bestenerung^  diese  in  den  alten  Normal- 
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Sätzen  ohne  Zuschläge,  im  Ganzen  noch  nach  dem  tVtihereu 
tranzösischen  Recht,  weshalb  unter  Hinweis  auf  desseu  Darstellung 
ioj  3.  Bande  dieses  Werks  ant*  die  besondere  Behandlung  hier  an 
dieser  Stelle  verzichtet  werden  kann.  Iii  merkt  sei  hier  specitll 
noch  einmal,  dass  die  Schenkungssteuer  ein  Glied  der  Hegister- 
abgaben  geblieben  ist,  auch  nach  der  Ausscheidung  der  Erbschafta- 
steaer.  Reformen  der  ganzen  Registergaaetzgebaog  werden  indessen 
niebt  ausbleiben  und  sind  ancb  in  Aussteht  genommeD.  Der  Ein- 
tritt des  D.  B.  G.  B.  wird  auch  mit  daxu  Anlass  geben.  Indessen 
ist  es  bei  der  finanziellen  Bedeutung  der  Registrirongsabgaben  im 
reiehsUlndisehen  Budget  nicht  leieht,  Reformen  von  einsehneidender 
finanaieller  Wirkung,  namentlich  in  der  Richtung  der  Beseitigung 
oder  Ermässigung  wichtiger  Steuersätze  des  Systems,  so  der  Uher- 
hohen  Besitzwechselabgahe  bei  Grundci^ciitliinu  (5Vi  Vo)? 
zuführen,  ohne  einen  angemessenen  Ersatz  aus  anderen  Steuern, 
SU  wüoscheüswerth  wohl  mehrfach  eine  tiefere  Umgestaltung  dieses 
fiscalischsteu  Stücks  des  alten  französischen  Steuerrechts  wäre. 
Möglich,  dass  die  angebahnte  Reform  der  directen  Steuern  auf 
Kapitalrenten,  Lohn,  Besoldungen  u.  s.  w.  die  hier  vorliegende  Auf- 
gabe an  l^ien  erleichtert 

S.  Ftij.  in,  §.  213  ff.,  242,  Jacob's  ..Gesetze  i.lior  Enregistroment  u.  s.  w.", 
der 3.  Art.  Einregistriruiig  in  Elbass-Loihriügen  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I,  308.  Dio 
Grandlage  ist  das  alte  üesetz  vom  22.  Frim.  VII  (12.  Dec.  1798,  Jacob,  Gesetze, 
S.  21  fi.).   Die  Normalsät/c  (Principal es.  ohne  Zuschläge)  der  Kegistrirungsabgabon 
au<  h  in  Fio.  III,  S.  ÖJ.'i  ff.  mit  don  Noten.    Sic  sind  meist  viel  höher  als  in  den 
aiMicreD  deotscbcQ  (iesetzgcbongeu.    So  z.  B.  bei  üebortragongen  unter  Lebeadeu 
imter  listifreiii  Titel  (tbo  bes.  YerlMf).  bei  nobewegliehem  Gut  SV««  ^  beweg  liebem 
1         Pf'lii-.   Mit  fhvertrJlpe  '  3.    Die  Schenkungssteuer  unterscheidet  die  Steuer- 
sätze nach  der  Verwandtt-cliaff  'i.      w    \?'ie  die  Erbschaftsstcaer    ((lirecte  Linie. 
Oattea,  Seitenlinie,  Nichtvcr wainJic)  und  macht  weitere  UntcHiCheiiiungea  iaucilialb 
dieMT  Kategorieen  (s.  Fin.  III.  S.  527,  auch  eb.  §.  242,  v.  Mayr,  Art.  ScbeDkongs- 
Steuer  im  WOrtcrb.  d.  Yerwalt.  II,  409),  dio  sonach  mancbfach  abgestuften  Steuersätze 
geben  ron  1 — Q  7»>         Nicbiabzog  roa  Schulden  und  Lasten  ist  bei  ScbeokuAgeA 
rerbbebeo.  Eridcbtenn;  der  Steuer  bei  elteriiebeti  Veniiatbefliinfren  ?on  anbeweg- 
lichem Vermögen,  wo  dxaeh  Gesetz  vom  27.  Mai  1888  dio  IV^  "/o  üeborschreibongs- 
?«:bühr  beseifigl  wnrde,  nur  noch  die  gewöhnliche  Hypothekenjr^'btlJir  blieb  (>.  u.). 
Die  Schenkungen  beweglichen  Vcimöffens  entziehen  sich  auch  hier  der  Steuerpflicbt 
mesentbeila.  Einzelne  UelneTe  VerinfleniDgen  sind  in  der  deotechen  Zeit  in  Dm&ng 
der  r':i£i''rirnngspflicbt]Veii  T?ec}if?^csrhnftc.  in  dr-n  Steuersätzen,  anrh  in  der  Stentpel- 
( Dichtigkeit   (noch  vor  dem  aligemeinen  Stern pelgeseiz  von  lf<\)l)  und  iu  anderen 
Puncten  der  bezüglichen  Eitirichtungcn  und  Gc-etzc  erfolgt.  So  sind  die  Hypotheken- 
bewabrer  schon  durch  (icM  t/  vom  27.  Oct.  1872  auf  feste  Besoldungen  gesetzt,  be- 
ziehen seitdem  keinerlei  iielmbren  il;incben  mehr,  die  betreffenden  S'alarien  werden 
Jetzt  filz  die  Laj]descasse  erhoben.   A(;ch  dio  Emolumento  und  Schreibgebtihren  Dei 
Cicscbifirea  der  Gericbtsscbreibereien  (anseer  bei  OewerbegeriehteD)  flieaeen  nonmebr 
Ii  diese  Cassc  (Landesgesetz  flir  1888;89  vom  23.  März  1888,  §.  10.    S.  über  die 
■  ^anzöijiscbeu  Gerichtsschrcibereiabg:abeu  Fin.  III.  §.  2^n).    Das  (ieset/,  vom  '27.  Mai 
1*88,  betr.  Enregiätxementä-  und  SieuipeJ?xel)iilireü,  auUertc  einige  der  uehcndcu  lie- 
^timaungen  and  Sätzo  des  Sieoenecbts  ab  (11.  Ä.  wurde  hier  der  Abgabesatz  von 
l*  t%  Od  C«borscl»ieibBBgon  reo  YoravstbeUnngen  aacb  Code  ciril  AiL  1075,  1076 
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unter  Lebeoden  In  eine  feste  Abgebe  von  80  Pf.  renreodelt).  Das  Gesetz  Tom  S4.  Joli 

1889,  betr.  Grundeigcnthum.  Hypothekenwesen  u.  s.  w.  enthält  im  Abschnitt  18  einige 
neue  nestiminnngca  tih.^r  Aboraben.  So  können  kleine  Ei  ce  nthuinswechsel 
von  Iinmobiiicu  unter  Le  beu  den  danach  bi^  zum  Werthe  von  1000  M.  mit  ciuem 
ennllssigten  Dimensionsstempcl  (bis  200  M.  20  Pf.,  2—500  M.  40  Pf.,  500—1000  M. 
80  Pf.)  für  den  Bogen  mittl  ;vn  Formats  belegt  werden.  Die  Ily potheken- 
gebtthren  (8.  die  fnuizöäiäctitiu  Bebtimmaogeo  in  Fio.  III,  §.  219}  wurden  oea  ge- 
oideet  doieli  Oesetz  vom  24.  Joli  1889.  Die  ▼erhiltnissm&ssigc  Qebttbr  wnrde  avf 
10  Pf.  TOD  100  M.  Werth  (1  7oo)  bestimmt.  Daza  tritt  noch  eine  Abstuf  an  gsgebühr 
von  50  Pf.  bis  500.  von  1  M.  von  500 — 1000  M.  o.  s.  w,  in  ferneren  Stufen,  von 
10  M.  TTon  10.000— 50.000  M..  von  20  M.  von  über  50.000  M.  Werth.  Zu  erwähnen 
tot  nneb  hier  das  oben  schon  genannte  Gesetz  vom  28.  Uai  1888,  betr.  Straftacben 
der  "Er-'^n^'r 'nientsverwaltnnir.  —  Ueber  Gerichtsliostei»  s.  das  Ansführansrsirescu 
vom  '6.  April  lö80  zum  Kcichs-Gerichtskostengcsetz,  Gesetz,  betr.  Kosten  in  Grundbacb- 
sachcQ  vom  22.  Juoi  1891  ^&tze  nnd  sonstige  Bestimmungen  dieselben  wie  im  Gesetz 
von  1889  ober  HypothekengebnhrenX  Gesetz  vom  15.  Juni  1888,  §.  58. 

Allgeiueiuei  e ,  den  fiDanziellen  Erfrag  vermindernde  Eel'ornieu 
des  Enrcgistrements,  welche  an  sich  erwünscht  wären,  häDgen  wohl 
von  dem  finaDzielleu  Erfolg  voransgehender  Reformen  der  directen 
BesteuernDg,  daher  namentlich  der  Kapitalrenten-  und  Lohn-  nnd 
BeBoldnngssteaer  nnd  dem  Eintreten  dieaer  Stener  an  Stelle  der 
Personal-  nnd  Mobiliarstener,  iemer  von  ergiebigen  Reformen  der 
indirecten  BeicbBBtenem  ab,  wodurch  grossere  Zahlungen  des 
Reichs  an  die  Einzelstaaten  ermöglicht  werden.  Am  Nothwendig- 
sten  erscheint  die  Herabsetzung  der  hohen  Besitzwecbselabgabe 
für  agrarisches  Grnndeigenthum. 

Staatsstener  -  Statistik. 

§.  122.  Entwicklung  der  Steuerertr&ge  im  Reichs» 
Und. 

Mancherlei  Material  ist  in  den  oben  S.  374  erwShnten,  auch  in  den  Annalen 
des  Deutschen  Beichs  zu  findenden  umfänglichen  Vcrwaltongsberichten,  in  der  Dcnk- 
sdirlft  über  die  Finanzen  von  Elsass- Lothringen  bis  1876,  fortdauernd  in  den  Berichten 
der  Stenerdirectoren,  in  den  Papieren  des  Landesausschusses,  den  Vorlagen  Ober 
Finanzaachen  und  Steuergesetzentwürfe  enthalten.  S.  die  üebcrsicht  der  Einnahmen 
1873,  81,  04,  nach  dem  „I&t",  bei  Uertzog  ia  den  Jahrb.  f.  ^^at.Ok.  1»»^, 
B.  78  (3.  F.  B.  17)  8.  818.  Wir  beschrlnlien  nns  hier  anf  die  Statistik  der  Stene^ 
ertrSge. 

L)ie  ersten  Jahre,  lb72,  1873,  sind  in  den  Voranschl5g:cn  und  den  E^g•ebnis^en 
noch  zu  sehr  durch  den  Uebergang  aus  den  alten  in  die  ueuon  Verhiiltniise  beeia- 
flusst  und  so  nicht  so  gut  für  die  Vergleichong  rait  den  spfttcr^n  Jahren  brauchbar. 
Besser  ist  es  daher,  mit  1874  /.u  bejnnncn,  zn  dessen  Daten  die  für  1876.  bis  wohin 
Alles  consolidirt  war,  hinzugefügt  werden.   Die  folgenden  Zahlen  sind  £utsziffern. 

(Tab.  86  8.  S.  427). 

Der  Landeshaushalt  des  Reichslands  ist  hiernach  in  starkem 

Maasse  von  vornherein  ein  8 1  c  n  e  r  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f t Ii c  h e r  in  seinen 

Einnahmen  gewesen  iind  ^rc blieben,  hierin  ähnlich  dem  französischen, 

ans  dem  er  entsprang,  und  in  viel  stärkerem  Maassei  als  dies  die 
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lUk  66.  H  aoptkatogoriccn  der  EiDnahineu  des  BeichsUnds  roii  1874 

bin  1900  (iü  1000  Mark).») 

Iö74  löTü  1900 

1.  Dincte  Stenern                              9.678  10.422  13.219 

2.  liidircctc  Verbraacli«ieQeni^   .   .   .     5.490  1.740  ir^.TuO 

3.  Vertohri5teaern »)    ......    10.179  t).;:;;>  10.!:<14 

1.  Summe  Steoeru  1-  6  2bM2  24.ÖUU  32.73Ö 

4.  Poratrenrnltnng  2.862         8.988  SMl 

b.  Tabakmannfaciur   800  601  läO 

6.  Veiächicdeno  Vcnraltougstiianabmeu  ^)     1.506  1.492  0.597 

IL  Summe,  audcrc  £iimelimeD  4—6  .  5.163  5.081  7.05ö 

Sunoe  1  »nd  U   80.510  29.581  89.796 

ProcüDte 

Steouru   Ö3.1  b2.8  82.0 

Andere  EiunAhmeu   16.9  17.2  18.0 

Progrcssiou 

htcucrn   lUOU  967  1292 

Aadere  EiuuaLucu   1000  9b3  1366 

Alle  £lanAhDen   1000  970  1802 

anderen  deutschen  Landesbaushalte  sind.  Unter  Kiiirecbnuug  der 
hier  nicht  mit  eiubezotj^enen  Antheile  an  den  Keiehsstenern  würde 
dieser  Sachverhalt  noch  stUrkcr  hervortreten.  Die  Krkläninc^  liegt 
mit  darin,  daäs  dem  Land  ausser  den  Ötaatslbrsieu  ältere  privat- 
wnthschaftiiche  Einnabniequellen  fast  ganz  feblen  und  dass  es 
kebe  Staatsbabnen  hat,  da  diese  im  Reicbslande  dem  Reiche  ge- 
hören. Die  Steigerang  der  Einnahmen  in  diesem  Vierteyabrbandert 
jflt  im  Gaozen  eine  mSssige,  auch  diejenige  der  Steaerertrflge,  was 
auf  die  günstige  Finanslage  hindeutet.  Letztere  ist  aber  wieder 
wesentlich  mit  auf  das  Fehlen  einer  bedeatenderen  eigenen  Staats- 
•ebnld  znrflckzQlHhren.  Die  Finanzlage  nnd  die  relativ  schwache 
Vermehrung  der  Steuererträge  erscheinen  noch  günstiger,  wenn 
man  bedenkt,  dass  das  Reichslaud  wegen  des  eigenen  Liczu^s 
deiner  Biersteuer  einen  stärkereu  Matricuiarbeitrag  an  das  Reich 

*)  Stetten  nnd  Tendiiedene  Einnilinken  (Nr.  6)  brutto,  die  Posten  4  nnd  5  da- 
^'i^K-u  netto,  weil  bei  dieben  die  Bntioertxise  nicht  mit  den  anderen  Einnahnien  ?ei^ 

')  Laadebateueru  uüd  ron  deu  Zöllen  und  mdirecteii  Keicluteteoem  nur  die  Ver- 
ittiAgcn  für  Erhebaog  u.  s.  v.  ans  der  Keichscasse. 

')  Stempel.  Kegibtorabgabcii  oinsclilie.-.-ÜcL  Erbscbaftsstcuer,  für  1874  und  1876, 
McJi  eiiiscIllieasUch  der  ideinen  iUuoabmcü  aus  dem  .«domaiae''  (lilrldüe  lilr  Verkaulo 
0^1.  V.),  die  spiter  nntorfecacUedenen  YenraltaagseioBabmen  eingeaetst  sind,  dann  ein- 
ichliesslicb  aller  Stnfen,  aocb  iu  ZoU-  and  indiiecter  Stouorvcnraltnng,  die  apitiir 
getfefiut  für  die»e  Abs:abcQ  und  für  Verkchrsstoueru  gestellt  sind. 

*}  üach  Ahiag  der  im  JEUat  bior  mit  sieUendeu  Lcbcischasb«  aus  früheren 
JalfM.  Die  hier  snmuirtoo  Einnahmen  rühren  ans  meist  gebuhrenartlgen  der  Ver- 
»JÜtBiirszweigc  (Ju^ti/,  Inneres,  Unterricht,  wirthschafiliche  \  er^altutiren  u.  «.  w- ), 
Mcb  aus  Zmscii.  Zahlungen  des  Reichs  ^doch  ohne  die  Uerauszahluugcn  aul  dem 
Conto  der  Z&Ue  und  Verbranchsscoem),  dann  jetzt  aas  der  Depoaitonverwnltung  her. 
I>ie  Steifenng  der  Einnahmen  seit  den  70er  Jahren  ist  grösatenibciU  eine  reelle, 
»Hr  i:i  etwas  beruht  sie  auch  nur  auf  roliständigcrer  Aofnahme  solcher  Posten  ins 
Bödmet  und  daim  auf  Einstellung  in  dieser  Abthciiung. 
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zu.  Hdfeni  bat,  also  Im  Effect  eigentlich  nur  etncD  Tbeil  seiner 
Bierstener  selbst  bebttlt 

Die  folgende  Tabelle  67  stellt  die  Verbältnisse  der  einzelnen 

»Steuern  dar. 

Tab.  67.   Ertrig^e  (roh)  der  ein/.eln<'ii  Lamici^stcncrn  des  Beichslaitds, 

1874—1900.   (Etatszittero  in  1000  Mark.) 

1874  1876  1900 

I.  Dirccte  Stenern 

1.  Gruudsteuor  \  ^  37g  4  f  ^^^^ 

2.  Geb  aidestencr  /  \ 

8.  Tliür-  und  Fensterstcucr                        1.424  1.436  3.496 

4.  Personal'  und  Mobilianteuer*)    .   .      1498  1.523  2.067 

5.  Gewcrbc-(Patetit-)3leucr  \  j  t  2.484 

6.  Wanderircwcrb'^stcner  /        '  .       .  \  184 

7.  Abgaben  von  Gütern  der  todteu  Uaud        336  337  392 

8.  Bergwerksstenern   \      95  637  / 

9.  Sonstige  Einnahmen*)  J  \  TG.*» 

10.  Zu  Sj>ecialfoudä>)                        .        367  364  544 

Sanmel                                      9678  10  422  18.219 

II.  Indirccte  Steuern*) 

11.  Weinstcuer                                        1  760  1.317  1.21ß 

12.  Bieroteucr                                        1  756  1.609  3.222 

18.  Licenzea                                         186  147  1.667 

14.  Stempel  von  Be/cttolutin-en  ....    1  qoq     $  165 

15.  Sonstige  Einnahmen*}  j  254 

Somroo  II                                       3.924  3.295  6.523 

III.  Vcrkehrssteuera*) 

in.  Txef2ristrir«n^>abgaben  \  fiiKO  7  fcot     /  5.800 

17.  Erbschaft:*sicuer  /  1  2.600 

18.  StempelgefftUe                                  1.448  1478  852 


Bei  dieiter  verden  inch  fttt  aUgemelDe  Staatszvedre  zom  Principele,  wefu 
dessen  Niedrigkeit,  17%  Zuschläge  erhoben,  die  hier  cinfrercchnet  sind. 

Zwischen  1874  und  1876  haben  hier  Aendeningen  in  den  Buchungen  stalt- 
gefunden. In  1900  umfassen  die  sonstigen  Einnahmen:  Kosten  für  Aufstellung  von 
Heberollen  7000,  Benachrichtigungsgebuhren  38.800,  Vergütung  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
filr  die  Verwaltung  ihrer  Cisbon  durch  Staatsbeamte,  einschliesslich  der  Gebühren 
für  Erhebung  der  Gemeindczn&chi%c,  sowie  der  Gebühren  für  Erhebung  der  Uaudels- 
kamiDerabgaben  698.000,  OebObren  für  FortfbbTongafermearanfen  in  Oeneinden  mit 
neoen  Katastern  18.300,  sonstige  Einnahmen  2ri7Q  M. 

*)  Zu  Spccinlfon.ls:  ncmlirh  filr  Wio<Ieruinla<:cn  (in  lllOO  87.(i00  M.'.  Ansfall- 
fouds  von  den  4  dircctca  Steuern  (417.100  M.),  ds^l.  von  den  Bergwerk^ab^abea 
(23.000  M.),  landwirthschaftlicher  Hilfsloiui,  J'ii.395  M.). 

^)  Hier  ohne  die  in  Tril».  fiG  bei  lien  indirecten  Veibrauchssteueru  nii*  ein- 
gorechneten  Vergütungen  der  Koich^caüsc  für  £rbebuog  der  indirocten  Steuern  oud 
ZoUe  (1874  1.565.000,  1876  1.445.000.  1900  2.182.000  H.,  vo?on  17.000  M.  f)Br  die 
StempdabgabenX  Deshalb  weicht  die  Schluföziiler  unter  H  und  die  des  GesainintbetllgS 
der  Steuererfrtjrc  in  T;ib.  n?  von  den  beireiftMiden  '/idbrn  der  Tab  tW)  ab. 

^)  „Sonstige  Einnahmen'*  in  1900:  aus  der  Etatükategone  „eigene  Einnahmen 
der  Zell-  und  Stenerrenraltnng**  400  M.  Controlgebabr  ran  Sähe,  4800  Viederbgegeld, 
19.300  Strafgelder  aus  Zoll-  und  Steuerprocessen ,  verschiedene  Vorwaltonirskosten- 
beiträge  90.900.  „verschiedene  Einnahmen"  49.050  M.  Ferner  hier  in  der  Tabello 
eingerechnet:  „Einnahme  für  Rechnung  anderer  Verwaltungen",  nemlich  Casersiraogs* 
kestenbeiträge  octroipflichtiger  Gemeinden  90.224  M. 

Bei  Nr.  in.  17.  IS  einschUesaUch  Strafen,  bei  18,  Stempel,  «neb  einscUie 
lieh  Pässe,  Jagderlaubnissscheine. 
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1874 

1876 

1900 

19.  Gerichtlich«'  (irbillircn,  Strafen')  . 
20  Soikkti'^i'  Kiiiniihmiiü  * )      .    .    .  . 

} 

268  1 

1  1.540 

1  22 

10.179 

9.888 

10.814 

Summe   — III  

23.776 

23.0.'i5 

W  V*  V*  rV 

.90.556 

Pro  cc n  te 

40.8 

45.2 

48.2 

16.4 

21.4 

42.8 

43.1 

35.4 

Aaf  doQ  Kopf  M«rk 

6.32 

6.81 

7.77 

2.15 

3.84 

6  10 

6.36 

15.06 

17.97 

In  den  ZaUen  der  Tabelle  68  spiegeb  sich  die  Einflflsse  der 
erfolgten  Stenerreformen  ab,  es  xeigt  sich  aber  anch,  welche 
Riebtang  diese  Reformen  weiter  annehmen  mtlssen.  Die  bevor- 
stehende  UmgestaltnDg  der  Personal'  nnd  Mobiltarsteaer  nnd  die 
Einfttbrang  der  Kapitalrcotcu  und  der  Lohn-  und  Besoldungssteuei 
findet  in  den  Zahlen  der  direeten  Besteuerua^  ihre  Beg^rttnduDg. 
Die  BesteuernDg  des  beweglichen  Vermögens  und  der  perscinÜcheu 
ArbeitHcinküufte  steht  offenbar  gegenüber  derjenigt  n  des  Grnnd- 
besitzrs  iu  der  direeten  Besteuerung  noch  immer  ganz  zurück,  ähn- 
lich wie  in  Frankreich,  ein  Verhältnis«,  das  bei  MitberttcksichtigaDg 
der  £rb8cha(lsstener  und  der  fiegistrirnngsabgaben,  die  auch  wieder 
diesen  Beeita  vorwiegend  belasten  (s,  n.  Tab.  68),  noch  schärfer  her- 
▼oitritt.  Bei  den  indireeten  Stenern  zeigt  sich  auch  hier,  wie  in  den 
andern  dentschen  Weinlflndero,  die  steigende  finanaielleBedentnng  der 
Bientener  vor  der  Weinstener»  bei  der  allerdings  die  starke  Herab- 
settang  des  Steuersatzes  mit  eingewirkt  hat.  Die  Entwicklung  der 
Licenzerträge  beruht  auf  der  neuen  Gesetzgebung  darüber.  Mittelst 
der  Licenzstcuern  werden  Wein ,  Bier  noch  einmal  und  ausserdem 
für  Landesz wecke  auch  Branntwein  getrotlen,  letzterer  also  neben 
der  Reichsstener  noch  für  die  Landei^tinanzcn  mit  besteuert.  Der 
Gesammtertrag  der  Verkehrssteuern  hat  sich  wenig  gehoben,  die 
wichtige  Reform  der  Erbscbaitssteuer  und  des  Stempels  hat  also 
jedenfalls  nicht  einseitig  fiscalischen  Zwecken  gedient«  Der  £in- 


*)  EratsruJ»nk:  L'-ciichilichc  Srrafrn.  (Jcbührcn,  f'r>tntfcto  Anslasren  in  Srr.if-  nnd 
CiviJsacbco,  aocli.  e^^t  iui  Etat  für  lUUU  hierher  aus  dem  Etat  der  Juäiizrcrwaltung 
übenragei).  Hypothekeogebalireo  (2b0.000  M.).  Der  KiOssto  Tbeil  dor  EiDDahme 
Txhrt  von  GericlilkkMteii  (in  190O  1.50O.000  M.)  and  d«roQ  irieder  ron  GabOhiMi  her 

•UIO.OOO  M 

->  Aus  erbloseo  Hinterlassenschaften,  \ acantmasifcn ,  gcricbtüdi  eiogczoccncu 
kemslosea  und  Foodgegenstloden  und  ans  Benten  5000,  ans  Strafen  bei  BiscfpÜDar- 
stellen  700.  aas  Einnahmen  ans  dem  Verfahren  Tor  <!<-in  K:iiscil.  BaÜl  nnd  den  Be- 
öifciiitben  2000       *aa  fenchieddoen  Einnahinea  14.000  M. 
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flasB  einiger  StenersatsK-ErrnttssIgangen  und  Stenerbefreinogeo  siaeht 
sieh  dabei  auch  geltend.  Zum  Tbeil  sind  Begistrirungsabgaben  und 
Stempel  aber  auch  im  Ertrag  dorch  die  denteehen  Jnstizgesetze 

und  das  Gerichlskostenweicn  bccinfluHst  und  die  Elonabmen  aus 
Gericbtskosten  an  Stelle  früherer  EiuiiaUmen  aus  jenen  beiden 
Abgabc7weip:pn  getreten. 

Die  i^elaiionen  der  drei  grossen  Steuerkategorieen  zu  einander 
haben  sich  in  den  Erträgen  etwas,  aber  doch  nicht  sehr  bedeutCDii 
geändert.  Die  indirecteu  stellea  jetzt  eine  etwas  grössere  Quote 
in  Folge  der  Licensgesetzgebttog  dar.  Die  directen  haben  sich  in 
Folge  der  Reformen  relativ  etwas  im  Ertrag  erhdbt^  die  Verkehrs- 
stenern Termindert»  Die  weitere  DarehfUhrang  der  Beform  der 
directen  Stenern  wird  in  der  gleichen  Riebtang  wirken,  was  wohl 
gerechtfertigt  erscheint.  Uebrigens  ist  auch  hier  und  im  Vergleich 
snr  französischen  Zeit  nicht  zu  vergessen,  das«  eben  die  ZoU-  und 
Verbrauchssteuererträge ,  sowie  ein  Theil  der  Verkebrsstenerein- 
nahmen  auf  das  Deutsche  Reich  übergegangen  sind.  Unter  Ein- 
beziehung der  hetreä'cnden  Posten  würdtu  sich  wesentlich  andere 
Relationen  der  drei  Steuerkategorieen  ergeben. 

Die  KopCbelastnngen  mit  Landessteuern  im  Ganzen  sind  nach 
deutschen  Verhältnissen  ziemlich  hoch,  aber  in  der  deutschen  Zeit 
nicht  sehr  stark  gestlegen,  weniger  als  in  anderen  deutschen 
Staaten,  was  die  günstige  Finanzlage  des  Reiehslands  auch  von 
dieser  Seite  zeigt 

Diü  directen  Steaeni  belasten  jetzt  den  Kopf  etwa  ebenso  hoch,  als  in  den 
Nachbarländern  HaJen  un<i  Wiirttomber^r.  sowie  in  Sachsen,  schwächer  als  ui  Hessen, 
erheblich  stürlicr.  als  nach  dem  allerdings  bei  diesen  grösseren  Staaten  uiciit  ohne 
Weiteres  rergrleichbtrea  DarebscbnittaMtz  in  Baiern  und  in  Preossen.  Die  indlreettn 
Landessteuern  sind  trotz  der  aucli  im  Eoichsland  bestehenden  cigrenen  Bierstener 
«nd  der  Weinstouer  nebst  den  Licen2en,  wesentlich  in  Fidi?e  des  geringeren  ßier- 
consoiüa,  trutz  hohen  Biersteuersatzes,  im  Kopfertrage  niedriger  als  in  Baden,  Württem- 
berg und  Baiern.  Kur  die  Verkehrssteuerbelastungen  sind  in  Folge  des  französischen 
Enregistrements  und  dessen  hoher  Sätze  und  der  ausi^edehnten  Erbschaftssteiierpflichi, 
wie  der  hohen  Sätze  in  dieser  Steuer,  b^nders  fiir  die  n&bereu  Scitcurerwandten, 
erbeblicb  bOber  als  in  den  anderen  vorgldcbbaxen  dcutscben  Staaten.  (Zum  Yergleicb 
s.  die  Daten  für  Preussen  S.  02,  Sachsen  8.  121,  BaieiO  8.  182,  WttrtteDberg 
S.  233,  Baden  S.  292.  Hessen  S.  355  oben.) 

Nur  für  diese  Verkehrsteuern  seien  wegen  der  Eigeuartigkeit  der  VerMJtnfase 
bler  necb  einige  weitere  siatistiscbe  Netizen  beieefügl  (nach  Drucksache  2,  25.  Session. 
1898.  Daten  über  "Erbschaftssteuer  atich  In  der  Vorlaerc  von  1889  und  danach  im 
Fin.arcb.  B.  10,  S.  2ö2}.  Solche  Notizen  sind  aber  in  den  Landesausschusspapieren  auch 
für  andere  Steuern  zu  finden  (s.  oben  ttber  einxdne  claTon  S.  878,  387,  397,  401,  402^ 

Die  Ertrage  der  Registerabg abea  fertheilen  sich  auf  die  einzeloen  Kaie- 
goiien  stoTicrpflithtitrer  Falle  fol^cndermaassen,    S.  Tab.  68  auf  S.  4;U. 

Vgl.  damit  die  Daten  für  Frankreich  in  Fia.  III,  S.  523,  640.  Es  erpicbt  sich, 
daas  der  Ertrag  zu  */f— */«  *w  «J«»  üebertraifiinfen  ?od  Eiftenthnm  unter  lästigem 
Titel  und  zu  "  ,  all.  in  ans  demjenigen  von  Liegenschaften  herrührt,  also  in  der  That  eine 
besondere  Belastung  des  Grundbesitzee  besteht,  ob  und  inwieweit  eine  gerechtfertigte, 
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Tth.  68.  Ertrag  der  Begisterabgaben  im  Beich stand.  (1000  Mark.) 

I.  Vcrbiltnissmtssige  Abgaben.  1892  1896 

1.  Ui  bcrtra^QDgen  unter  liatigeoi  Titel 

a.  TOD  Liegonacbaften   3.938  4.460 

b.  „  beiregUdien  Sachen   362  895 

c.  „  Fordemngen   126  115 

Samme  1    4.421  4.970 

2.  Schenkuogen  anter  Lobenden 

a.  ia  gerader  Linie   275  249 

h.  unter  Gatten   1.2  0.7 

c.  in  der  Seitenlinie   in  37 

d.  unter  Nichtrcrvandten   24  86 

Summe  2    846  322 

3.  Andere  Fälle. 

a.  Pacht-  und  anüchret  YcrtrAge  ..«...,  49  39 

b.  HinderfenteigeniiifeB  o.  ODteraeluiLTerträgu  .  .  88  94 

c.  ScbDldrerpflichtiugen   209  865 

d  Bürgschaften   42  38 

e.  Scbaldbofreiungen  ^Quittungen)   24  12 

Summe  3    407  547 

Summe  I   5.174  5.889 

IL  Feste  GebtUirea. 

1.  Bürgerliche  and  yerwaliangsnrknnden   146  154 

2.  Gerichtliche  Urkunden   27  26 

3.  Ge^chtsrollzieher-ürkundcn   27  14 

Summe  ü   2U0  194 

OL  Strafen   26  20 

Summe  I— III   6.401  6.055 

ab  Uerauszahlungen   25  26 

Rein- Einnahmen   5.377  6.029 


Uasi  sich  nur  bestimmen,  wenn  man  ländliche  Grundstücke  und  6Uidiü>chc  Häuser  und 
Bnntdlen  «ad  bei  letzteren  beiden  den  veeentlich  nnr  specuIatiTen  und  sonstigen 
B'^t/wc-rhset  unterscheiden  könnte.  Unbedeutend  .m  dch  nnd  im  YerhAltniSB  zor 
ÜibscbaftsäteQer  ist  der  Ertrag  der  Schenkungssteucr. 

Die  Ertrage  der  Erbsohaf  tasten  er  zeigt  die  Tab.  69.  Das  neue  Gesetz  von 
1889  trat  am  1.  Juli  1889  in  Kraft»  galt  daher  für  Jabre  des  Jahres  1889  (d.  L 
fiaanzjahrcs  1.  April  90).  Es  werden  hier  die  Daten  einer  Beihe  von  Jahren 
aagegcben,  um  die  Schwankungen  der  Erträge  zo  zeigen. 


Tab.  69.    Erbschaftsstöucrertrag  im  Keichslaud  (in  lUOO  Mark). 


Gerade 
Dnie 

£he- 
f»tlen 

Seiten- 
linie 

Kicht- 
renrandte 

Strafen 

Summe 

1882 

203 

942 

120 

1.866 

1888 

211 

1037 

296 

2.232 

1884 

58.5 

187 

904 

145 

1.821 

1885 

282 

1213 

161 

2.245 

1886 

G2.") 

246 

lllG 

176 

2.164 

1S87 

616 

188 

1138 

270 

2.211 

1888 

661 

193 

1292 

207 

2.852 

1889 

666 

200 

1078 

807 

85.6 

2  28"^ 

1890 

662 

848 

12J<9 

367 

403.4 

2.7UG 

1891 

700 

174 

1145 

403 

438 

2.465 

1892 

882 

215 

1449 

289 

48.8 

2.<^84 

1893 

790 

227 

1H62 

368 

28.7 

2.775 

1894 

810 

216 

1639 

1478 

30.3 

4.173 

1895 

625 

284 

1291 

250 

35.7 

2.486 

1896 

778 

196 

1418 

887 

28.2 

2.805 

Tom  UsaanjBtertrag  gehen  noch  jährlich  kleine  Hcrauszahlungcn  ab,  1892—96 
nriMbtn  df.OOO  und  6000  H.  £ia  besenden  dentlicher  £inflnss  des  Geseties  TOn 
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1889,  welches  den  Schald&bziif  geatettet«,  tritt  in  diesen  DilM  kaam  herror«  nur  in 

der  hoben  Strafsummc  in  1890  zeigt  er  sich.  SchwaukaDg«'n  der  ErtfHgc  der  ein- 
zelnen Kategoriecn  sind  oaturlicb,  halten  sich  aber  doch  absolut  und  mei:»t  auch  relatir 
in  mässigen  Grenzen  bei  der  geraden  Linie  tad  ütn  Galten«  etftrker  dnd  sie  in  beideriei 
Hinsicht  au»  verständlichen  Gründen  bei  der  Seitenlinie  und  vollends  der  Nichtfer- 
wandteu  unter  dem  Einfluss  ron  wechselnder  Sterblichkeit,  Anfällen  aus  der  directcn 
Linie  hinaus  und  verschiedener  VermOgcnähOhe  (so  in  1894).  Aber  störend  für  die 
Finanzi^n.  wie  innn  wühl  behauptet  hat,  sind  die  £itr«gsschwankun|=^en  im  Ganzen  doch 
nicht,  nicht  stärU-r  als  bil  andern  indirccten  Stenern.  Hat  das  eine  Jahr  1^04  war 
durch  höhere  £ingängo  an  Steuer  in  der  Seitenlinie  und  unter  Kichtterwandten  im 
Gesanuntertrag  weit  Ober  dem  Darcbschnitt  Von  diesem  Jahn  abgesehen,  könnt 
zwischen  V4-  3  Ertrags  auf  die  gerade  Linie,  nodi  nicht  Vii  Gatten,  die 
U&ifte  auf  die  Seitenlinie,  %  auf  NichtFonrandte. 

Die  jährlichen  VerwalttiiigB-  und  Erhebaogskosten 
der  SteaerD  gegtatten  mit  den  Rohertrügen  nor  bei  den  directen 
Stenern  und  einigermaassen  bei  den  Verkehrgstenem  einen  Ver 
gleich,  da  sie  bei  den  indirecten  Stenern  (and  Zöllen)  sich  gleich 
luit  anf  die  Reicbsstcucrn  l)e/>iehcn.  Die  Kosten  aiud  ziemlich  hoch. 

Sie  witren  bei  den  dirccicn  Steuern  1874  92t>.000  M.  oder  i^«5Ya 
«rtrags  (vobl  nach  anderer  Methode  der  Etaiislmnf  siier»t),  1876  1.518.600  H.  oder 
14.5  "/o.  1000  1.691  000  M.  oder  12.8%,  bei  den  Verkehrs^tcucrn  1000  1  440.000  M. 
oder  loH^^'o,  bei  den  indirecten  Steuern  und  Zöllen  1900  3.551.000  M.,  wofon  die 
ßeich&ca!»äti  2.182  000  M.  fcrgUtet.  Uechuct  mau  letzteren  Potitcu  ab.  so  wurde  ein 
Kostenbetrag  von  1.369.000  M.  rerbleiben  oder  21.3  */o  dcsBohertngs  (ab  Gasernirangs- 
beitrlge),  —  Übrigens  keine  einwandfreie  Rechnung. 

b.  Commanalbestenernng. 

§,  123.  Die  CommnnalkOrper,  Im  Beiehsland  glebt  es 
zwei  Arten  öffentlicher  Körper  mit  gewissen  Selbst^erwaltongS' 

befugnissen,  welche  einen  eigenen  Haushalt  führen  nnd  besondere 
Steuern,  be/.w.  Zuschlüge  zu  den  iStaatssteueru  für  eigene  Zwecke 
erheben:  die  Bezirke  und  die  Gemeinden.  Die  ersteren,  3, 
sind  au  die  JStclIe  der  ehemaligen  iVanzrisisehen  Departements  ge- 
treten, feie  beruhen  im  Ganzen  iwvh  auf  dem  fi anzösiscben  Recht 
dieser  Departements,  welches  in  Geltung  geblieben  und  bisher  nur 
in  geringem  Maasse  verändert  worden  ist.  An  die  Stelle  des  ehe- 
maligen PrMfeeten  ist  der  Bezirkspräsident,  an  diejenige  des 
conseil  gdn^ral  ist  der  Bezirkstag  in  jedem  fiezirk  getreten.  Die 
Gemeinden  sind  nicht  in  Stadt-  nnd  Landgemeinden  unterschieden, 
sondern  haben  ans  der  französischen  Zeit  ihre  einheitliche,  im 
Ganzen  gleichmttssige  Verfassung  behalten.  Jflngst  ist  dnrch  Gesetz 
vom  0.  Juni  1805  eine  neue  Gemeindeordnung  erlassen  worden, 
in  welcher  den  grosseren  Gemeinden,  d.  h.  denjenigen  mit  über 
25.000  Einwohnern  und  diesen  unter  gewissen  Bedingurgen  gleich- 
gestellten in  einer  Reibe  von  Puucteu  eine  etwas  andere,  freiere 
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Stellung  nnd  weitere  Conipclenz  als  den  sonstigen,  demnach  als 
der  M<is8e  der  kleineren  Städte  und  ländlichen  Ortsebaften,  gegeben 
worden  ist.  Die  Kreise,  welche  in  der  doppelten  Zahl,  22,  also 
darchscbnittlicb  der  halben  Orüsse,  an  die  Stelle  der  ehemaligen 
11  Arrondissements  getreten  sind,  haben  nicht  den  Character  von 
eigeDÜiehen  Selbstverwaltangskörpeni,  den  ihnen  im  Jahre  1878 
an  ?om  Landesansschnss  abgelehnter  Gesetzentwurf  geben  wollte, 
sondern  afnd  im  Wesentlichen  nur  Verwaltnngsabtheünngen,  wenn 
t«eb  mit  eigenen  Kreistagen  nnd  einigen  besonderen  Aufgaben. 
Die  Cantone  sind  rein  territoriale  Oebietsabtheilungen.  Es 
kandelt  sich  daher  hier  flUr  uns  nnr  nm  die  Gemeinden  und  die 
Bezirke.  Hinsichtlich  deren  finanziellen  und  speciell  Besteuerungs- 
verhältnisse, soweit  sie  noeh  auf  dem  iVanzösischen  Recht  beruhen, 
i>t  wieder  bloss  auf  die  Darstellung  im  B.  TU  der  Finanzwissen- 
scbaft  zü  verweisen.  Es  ist  demgemäss  im  Folgenden  vorneralich 
D"r  auf  die  Bestimmungen  der  neuen  Gemeindeordnung  Yon  1895 
fiher  den  Uaoshalt  nnd  die  Bestenemng  der  Gemeinden  einsugehen. 

Uober  die  Verwaltungaorganisation  im  ßeicbslande  im  Allgemeinen,  die  Bcziehang 
z^isflion  Central-,  Bedrks-,  Kr*M«i-  nnd  örtlicher  Verwaltung  s.  den  Artikel  von 
0.  Mayer  im  Wörtcrb.  d.  VerwaiL,  Verwaltungöorgauibatiou  II,  779  ff^  Bezirk  eb.  I, 
210,  Kreb  I,  870,  passim  Einzelnes  in  den  ferschiedeneD  Artikeln  über  Oemeinde- 
Tcrbaltniss«?  eb.  in  R.  I,  so  über  Gemeindesteuern  in  dem  Art.  I.  533  von  ?.  Reitzen- 
Mein,  Leoni,  Staatsrecht  Elsass-Lothringeus,  S.  205  0*.,  v.  Boicblin,  Gcmeindc- 
^«etzgebang  in  Elmnw-Lothringcn,  2.  B ,  1885  üeber  dss  neno  Gemcindcgcsetz  von 
1S95  Jolly  im  Wörterb.  d.  Venralt.,  Erg.b.  III,  S.  109.  Dies  Gesotz  mit  Noten  in 
dem  sogen.  MöUer'schen  grossen  Samuiolwerk  iler  el?-ass-lothringisc!u'ii  Ge^-tze  ron 
Altboff  o.  Gen.  B.  VI,  Commentar  ron  Haüey,  Ucmeindeordnung  von  £lsass-Loth* 
tiifwi  ren  1^5*  1897  (Teichbaltifr).  Zur  G.  0,  ? on  1895  die  AmlMmragsbeadnaiimfen 
i  m  lo.  3Iärz  18^)^>  (llalloy  S.  309  ff)  und  die  AiiwciMuip:  über  GeuioiiiderechiiuriL^s- 
»<sen  vom  30.  März  1><*.'7  (eb.  S.  326  tt'.).  Ueber  das  französische  Finanz-  und  Sfouer- 
rechi  für  (iotneindcn  und  Departements  s.  Fin.  III,  S.  8G2— i,S.  Öö4  Ü.  über 
Octroi.)  üeber  das  französische  Conununalstouersystem  ?.  Reitzenstcin  in  den 
Schriften  des  Vereins  für  Sodalpolitik  B.  XII.  S.  115  ff.,  den.  bes.  über  Octroi  in 
^  Jahrbttcbeni  f.  Nat  ftk.  B.  42.  S.  41  ff.,  B,  43,  S.  219  ff. 

Die  neoe  OemdndeordmiDg  gestattet,  dtss  die  Kreisbaoptorte,  aneb  wenn  sie 
jater  25.000  Einwobner  zäblcn,  nach  Beschlnss  des  Gemoinderaths  und  andere  kleinere 
GcBeindcn  auf  Antrag  bei  der  AuMchtsbohördo  den  Gemeinden  über  2'>.000  Ein- 
vöhDcr  gieicbgestellt  werden.  Kur  dietie  grösseren  and  diese  ihnen  gleichg^tdlten 
'«meiBdea  ergiebt  sieb  mos  der  Geneindeordnon^  im  Allgeneinen  eine  etvM  liralere 
fiiM«g«nf  als  £te  die  übiigon. 

§.  124.  D  a  b  G  e  m  e  i  n  d  c  f  i  n  a  n  z  w  e  s  c  n ,  i  d  s  b  c  s  o  n  d  c  r  e 
die  Gemeindebesteueru Dg.  Die  französischen  HestimmuDgen 
sind  im  Ganzen  doch  auch  in  der  neuen  Gemeindeordnnn^  von 
1^95  in  GeltUDg  geblieben,  so  dass  dieses  Gesetz  in  einer  iiinsicht 
Our  als  Codification  eracbeint  Doch  sind  auch  Veränderoogen  eia- 
getreteo,  Ton  denen  in  finanzwissenBcbaftlicher  wie  fioanzpractiscber 
Horieht  besondera  die  Beseitigung  des  Zwecksteuer- 
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cbaracters  und  demgemäss  der  Specialisi ru n g  nach  ein. 
zelnen  BedliifDiss-  bezw.  Verwendungszwecken  bei  den  Zuschlägen 
zu  den  directen  Staatssteuern  lür  die  Deckung  der  ordentlichen 
Gememdeaus^raben  und  die  Erset/.iinir  dieser  Special isiriui^^  durch 
ein  83'stem  einheitlicher  Zuschläge  zur  Deckung  dieser  Aus- 
gaben in  ihrer  Gesammtheit  (G.  0.  §.  66  und  Aosimbrangs- 
bestiinniungen  dazu)  hervorzuheben  ist  Nur  bei  den  ausser- 
ordentlichen Auagaben  ist  die  Speoiaiisirnng  der  Zuschläge 
naeh  Zwecken  nnd  die  dem  entspreebende  GemetndebesehloBft- 
fusoDg  verblieben.  An  dem  Princip  der  Zalftsngkeit  der  direeten 
Oemeindebesteaemng  ansscbliesslicb  in  der  Form  Ton  Zu- 
seblftgen  zu  den  4  directen  Staatsstenem  ist  aber  feetgebalten 
worden.  Auch  die  Bergwerksabgaben  (1896),  nicht  aber  die  Ab- 
gaben der  todten  Ihind  imteiiiegen  GemeiudczuschlUgen.  Diese 
Zuschläge  bilden  nach  wie  vor  die  eine  Hauptart  der  Gemeinde- 
steuern, welche  der  Gemeiuderath  zur  Deckung  der  Genieinde- 
bedtlrfnisse  beschliessen  kann.  Sie  erfolgen  zu  den  gesanimten  be- 
stehenden 4  directen  Staatssteuern  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-, 
Personal-  und  Mobiliarsteaer)  und  zwar  nur  in  gleichen  Sätzen, 
also  ohne  Mehr-  oder  Minderbelastung  der  einzelnen  Steuern  und 
der  Gensiten  darin*  Die  bisherige  Voraosbelastnng  der  Gmnd»  und 
Personal-  und  Mobiliarstener  allein  mit  5  Centimen  Zuschlag  für 
die  ordentlichen  allgemeinen  Gemeindebedttrfnisse  (Fin.  III,  S.  876) 
hat  danach  anfgehl^rt  Die  zweite  Hanptart  der  Gemeinde- 
Stenern  sind  locale  Verbranehsstenern  (Octrois)  nach 
Maassgabe  dei-  bestellenden  Gesetze,  daher  namentlich  der  grund- 
legenden französischen  von  181 1  und  besonders  von  1816,  geblichen. 
Von  Wichtigkeit  ist  dabei,  dass  hiernach  auch  die  beschrlinkcLulen 
Bestimmungen  tiber  Octroi  nocli  aus  der  letzten  französischen  Zeit, 
namentlich  das  wichtige  Reglement  vom  12.  Febr.  1870  mit  seinem 
Maximaltaiif  und  seiner  Liste  der  Uberhaupt  in  Znkunlt  nur  fttr 
die  Belegung  mit  Octroi  zulässigen  Artikel  in  Kraft  geblieben 
sind.  Ferner  ist  von  Bedeutung,  dass  in  dem  deutsehen  Betchs- 
gesetz  vom  85.  Juni  1878,  betr.  die  Einfllbmng  der  Verfassnug  des 
Reichs  in  Elsass-LothriDgen,  nach  §.  5  die  Beschränkungen!  welebcn 
die  Erbebung  tou  Abgaben  fttr  Rechnung  der  Commnnen  nach 
Art.  5  des  ZollyereinsTertrags  vom  8.  Juli  1867  (Art  40  der  Ver- 
fassung) sonst  unterliegt,  ausdrücklich  auf  die  in  Elsass-Lothringen 
bestehenden  IJestimmmigeii  über  den  Octroi  bis  auf  Wcitcies  keine 
Anwendung  ünden.  Dabei  ist  es  bisher  gebliebeui  auch  nach  der 
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Zeit  der  ueueii  Gemeindcordiiung.  Die  grosse  fioauzielle  Bedeutung, 
welche  der  Octroi  nach  wie  vor  1871  in  Elsasa-Lothringen  hat, 
besonders  in  den  grübseren  Städten,  die  relativ  geringere  Belastung 
mit  directeu  Steuern  in  den  betreffenden  Gemeinden  und  im  Durch- 
seboitt  des  ganzen  Reichslandes  ist  die  Folge  dieser  YerbältnisBe 
(i.  Q.  §.  125).  In  dieser  Beziehung  sind  die  Gemeindefinanzen  hier  den 
(nozOsischen  ähnlicher  gebliebeD  nnd  ODterscbeiden  sie  sich 
«chftrfer  ron  den  deotBchen,  siiinal  von  den  norddeotschen,  wo 
Verbraachssteuem  fast  ganx  fehlen,  aber  selbst  von  den  ftbrigeo 
sUddentscfaeo,  wo  solche  bestehen,  jedoch  nieht  so  stark  als  in 
Elisss-Lotbringen  entwickelt  sind.  Die  ältere  Befugniss,  dass  in 
Oemeindeo  mit  Octroi  die  staatliche  Personal-  und  Mobi- 
Üarsteuer  mit  allen  Zuschlägen  für  die  Personalsteuerquote  allen 
Pflichtigen,  für  die  Mobiliarsteuerquote  den  nach  niedrigen  Miethen 
daiu Veranlagten  abgenommen  und  auf  den  Gemeiudcsäckel 
tibernommen  werden  kann,  ist  auch  in  der  neuen  Gemeindcordnung 
verblieben  (§.  57).  Obligatorische  Gebühren,  die  nicht  von 
einein  Beschlnss  des  Gemeinderaths  abhängen  und  deren  Ertrag 
daher  ohne  Weiteres  in  die  Gemeindeca^se  fiiesst,  sind  nach  dem 
bisherigen  Recht  die  Hnndestener  (80  Pf.  bis  8  M.  fllr  l  Hnnd), 
dann  die  nene  Wanderlagerstener  (s.  o.  §.  115). 

Die  reichsländischen  Gemeinden  besitzen  aber  vielfach  noch 
altes  rentables  Gemeinde  -  Grunde i^^cnth  u  m,  besonders 
Forsten,  auch  neuere  Gemeindeanstalten  (Sehlachtbäuser  u.  s.  w.) 
mit  Geblihrenerhebung  oder  anderweitem  Reinertrag,  8ie  erheben 
ferner  mancherlei  andere  Gebühren,  auch  Schulgelder  (G.  0.  §.  55, 
Anweisung  vom  3ü.  März  1896,  §.  11).  Sodann  haben  sie  neben 
der  früheren  Vicinalwegesteuer,  d.h.  besonderen  Zuschlägen 
is  den  directen  Steuern  fttr  diesen  Zweck,  die  jetzt  in  die  all- 
gemeinen Zasehläge  mit  aufgegangen  sind,  den  Ansprnoh  des 
ftiBzOsiflcbeo  Wegerechts  anf  Forderung  einer  dreitägigen  We ge- 
froh nde  (naturalen  Arbeitsleistung)  oder  deren  Abstattnng  in  Geld 
(Fin.  III,  §.  340),  wozu  nach  einem  neuen  Gesetz  (17.  Juli  1884) 
noch  die  Fordemng  eines  vierten  Arbeitstages  speciell  fttr  Feldwege 
^''konimen  ist.  Diese  Wegefrobndc  ist  übrigens  die  einzige  Art 
(^enieindedienste,  welche  das  Gcmeinderecht  kennt.  Weiter  erhalten 
iie  Gemeiiulen  für  einzelne  Zwecke,  wie  schon  in  der  französischen 
Ititj  Beihüten  von  Staat  und  Bezirk,  besonders  für  ötlentlicben 
L'Dterricht.  Die  Gemeinden  verdanken  es  diesen  anderweiten  Ein- 
aahmen,  dass  die  Gemeindestenern  tiberhaopt  und  die  grösseren 
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der  ( 1  eineinden  verdanken  es  dem  Oetroi,  dass  die  direeten  Steuern 
sich  Doch  määsi^  halten  koanteo,  wenagleicli  auch  sie  im  Kelchs- 
land  regelmigsig  zanebmen. 

Ans  den  Bestlmmangeji  der  G.  0.  von  1895,  velcLc  Finuiziell«  betrcl1> n.  wie 
gesagft  ab<ir  violfacli  nicht  ncnes  Kecht  setzten,  sondern  das  biji^'iTiL"^'*  nnr  codificirten, 
»ei  zur  ErgäDZuug  des  Ubigen,  wohn  die  fui  die  Bcsteacruug  wichtigsten  Uaapt^ 
poncte  ztisftmmengefaait  siod,  oocli  Polgoodw  herrorfreboben,  boonden  »ns  Titel  iV 
ober  Gemeindebudget-  und  GcmeindcrechDuugsweseo  §  64  ff.,  aus  Titel  VI  Uber  die 
Aufsicht  über  Gemeinden  §.  71  <f'.,  dazu  nocli  §  44.  07,  dazu  namentlich  den  Com- 
meutar  von  ilalley.  bes.  S.  186  ff.  Es  siuU  damu  die  Darlegungen  Uber  das  fran- 
iMische  GemeiodeliBuis-  und  Steaemoht  in  Fla.  III  a.  a.  0.,  bes.  $.  8$7 ,  889—350 
tn  Terf^leichen. 

Das  Gemeindebudget  wird  durch  den  Bürgermeister  eotvorfou  aad  Fom 
Oemeindcrath  festgestellt  Es  fst  «bsclinftUeli  der  Avftlelilibetoide  dnsnieidieo. 
Im  Gemeinderecht  werden  obligatorilcho  und  facQltatire  (frdwilßge)  Ausgaben 

oütcrM hieden.  Zu  den  erstereti  pehrtron  die  im  engeren  Sinne  sogen.  Pflicht- 
ausgaben, die  zur  Erfüllung  der  den  Gemeinden  ge6et/Jicb  oblicgeadea  Leistungen 
erfmeriich  sind,  sowie  die  daicli  besondere  gesetiliöhe  Besdnmttngeo  den  Geneinden 

lur^rleüten  sj.  G.'  der  G.  0.  führt  11  Fälle  an.  s.  ausserdem  Anweibung  rom  30.  März 
l  14,  Ziff.  y).  ünterlässt  der  Gemeiuderath  auch  nach  ergangener  Aufforderung 

bciteuä  der  Aufsichtiibcliörde  die  Bewilligung  de»  zur  Bestreitung  der  obligatori:ichen 
Ausgaben  crfordcrliclien  Itetrairs.  so  wird  dieser  durch  diese  Behörde  ins  Budget  ge- 
stellt {§  73).  Die  Aufsicht  lulirt  über  die  genannten  trrj'^is'^eren  und  die  ihnen  gleich- 
gestellten (icmoinden  der  Bezirksprüsideot,  Uber  die  anderen  der  Kreisdirector.  Einzelne 
Oenebmiß^ungsrechte  Überhaupt  und  aaeh  auf  fioanziellran  und  Besteoemn gsgebiet 
sind  dem  Kaiser  im  Verordnuni^wi  ir*  vorbehalten,  die  Bcfugniss,  solche  Verordnungen 
zu  vollziehen,  ist  ;\)u-r  dem  Statthalter  dolegirt  worden  (§.  74).  Die  Erhebung  ton 
Gemeindesteuern  zur  i>eckung  der  Gumciiidcboduiluisse  ist  wie  bemcrlit  in  der  oben 
dargelegten  Weise  dem  Gemeindeiatb  zu  bescbUessen  gestattet  (§.  66).  Bewilligt  dieser 
die  erforderlichen  Kinnahmen  z-ir  H  h  Uing  der  obligatorischen  Ausgaben  nicht.  ?o 
wird  ron  der  AutsichtsbchOrdc  die  Erhebung:  von  Zuschlägen  zu  den  4  direeten  Staats- 
steoern  in  erforderlicher  Hohe  angeordnet  (§.  73).  In  den  klcincrcu  Geneinden  unter» 
liegt  die  Feststellung  dos  Gcmeindebadgets  ubcrliaupt  der  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde, ebenso  i^t  dii  se  Genehmigung  für  die  Feststellung  der  im  Budget  nicht  vor- 
gesehenen Ausgaben  erforderlich.  Letztere  dürfen  aber  nicht  genehmigt  werden, 
solange  die  zvr  Deckang  der  Aufgaben  erforderliolien  Mittel  nicht  bewilligt  sind  (§.  76)* 
Eininalii^L  Einnahmen  diirfcn  dabei  nvr  aasnabmswdse  snr  Decknng  fortdavender 

Ausgaben  verwendet  werden. 

Die  IJülugniÄ.s,  (iemo  indcstcuern  zu  erheben,  ist  aber  fOr  die  Gemoinde 
an  Bes ch rinknngen ,  bezw.  wenn  gcwi!>be  Höchstbeträgo  ubenchrittea  werden,  an 
(i e Ii e h m  i gu n g  der  Aufsichtsbeliord  e  und  ovenf.  höheren  Instanz  jcekntlpft. 
Die  Gemeinden  dürfen  zuu&chst  nur  frei  —  resp.  uttssen  auch  für  diu  Deckung  der 
obligatorischen  Ausgaben,  soweit  das  erforderlich  ist  —  Znschllge  zu  den  direeten 
Staatssteuern  bis  zur  Höhe  eines  Drittels  dos  Gesammtbetrags,  d.  h.  des 
l'rincifialcs  dieser  Steuern  in  der  betrelfenden  Gemeinde  beschliessen,  darüber  hinaus 
ist  bii  in  100  der  Staatsstcucrn  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde,  über 
100  noch  hinaus  inimor,  also  In  diesem  Fall  auch  bei  den  klefneren  Gemcittdeu, 
diejenige  des  Bezirksprä*idontcn  erforderlich  (§.  75).  Eine  anderweife,  als  dio  im 
Gesetz  rorgeschriebene  gleichmässigc  Belastuniic  der  einzelnen  direeten  Steuern  mit 
Zaschlägen  ist  nicht  vorgesehen,  also  auch  im  Wege  der  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Behörde  nicht  zu  erzielen.  Bemerkt  sei  noch,  dass  bei  den  direeten  Steuern,  aUo 
speciell  bei  der  Grundsteuer,  die  Staatsforsten  auf  Grund  ron  Fictfrprincipalen  wie 
die  PriFatibrstcn  der  Gemeinde-  (und  Bezirks-)Bosteuerung  unterliegen. 

Bei  dem  Octrol,  oder^  wie  er  jetzt  genannt  wird,  bei  der  (communaJen') 
Verbranchsabgabe  kMnnien  di«  in  letzter  Zeit  der  französischen  Herrschaft  (T^C7. 
1870)  erlassenen  Reschrftukungen  in  der  Hiihc  dor  Sfltze  und  in  der  Reihe  der  im 
Oetroi  zulässigen  Artikel  in  Bei  rächt,  höhere  Sätze  und  andere  Artikel  bcdOrfen  danach 
der  besonderen  Genebmignng  ?on  höherer  Aufinchtsstelle  (s.  Fin.  III,  8.  B90).  Analoge 
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nestimmQDgcn  sind  in  die  G.  0.  aufgenommen  worden.  So  ist  die  Genebmigang  von 
\ erbraacb&abf abeo ,  dio  ooa  eingetubrt  werden  sollen,  auch  die  Tariferhöbun s: 
und  allgemeiii  die  Verftnderang  der  Stonerordnungen  an  Genehmigung 
Jorcb  Kaisorliehe,  bezv.  Statthalter  •Verordnung  (§.  74).  die  Aufhebung  oder 
Hertbsetznng  von  Verbrauchsabgaben  an  die  Genehmigung  durch  die  Hezirk:>- 
pcSsidenten  geknUpft  75).  FUr  dio  kleineren  Gemoiaden  ist  dio  B^mmung,  wie 
ii  aad«ren  sOddealselieii  Gesetzgebungen  (z.  B.  Btlern  8.  189)  getroffen«  daas  die 
.-oZL'ti.  Höchstbesteiierten  bei  ßeschlussfasäungcn  über  eine  Reihe  von  im  Gesetz  >^e- 
lannt-m  Puiu-ten,  u.  A.  auch  bei  ErliL'I)uni;  von  ZuM'hläi^cn  zur  Deckung  einmaliger 
Ausgaben,  :»üweit  diese  Bcbtcuerteo  überhaupt  wühlbar  äind ,  in  bestimmter  Zahl  zu 
dea  Mitgliedem  des  Gemeinderaths  in  solchen  Fällen  hinzutreten  und  an  den  Beschloat- 
fa«on<ren  tbcilnehmen  (§.  44.  s.  II:illey.  S.  129  IT.).  Macht  die  Gemeinde  ron 
4tt  Befagniss  üebraoch,  diu  Personal-  und  Mobiliarstcuer  aus  dem  Uctroi  mit  za  bc- 
stretten,  wie  sehen  bisher  besenden  Strassburg  und  HttlhaoseD,  so  ist  es,  wie  ttbrigens 
schon  nach  dem  bisherigen  französischen  Recht  (Flu.  III.  §.  194).  gestattet,  da^  der 
j^erbleibend»;  Re^t  des  Mobiliarsteuercontingents  unter  Zagrundclc?ung:  eines  pro- 
gressiven Tarifs  vcrtbeilt  werde,  in  der  Weise,  dass  stufenweise  die  Wohnungen 
ait  höheren  Hietbertrftgen  verhältnisfmftssig  stirker  als  dicjeoifen  mit  niedrigen  be> 
k'^tct  werden  (§.  öTv  I>ir'.  frühere  BeschrSnkünpr  für  die  Durchführung  letzterer 
Mas&regel,  dass  die  äteuerpdichtigeu  mit  höheren  Miethen  indessen  auch  hier  nicht 
■ehr  n  zahlen  haben  seilen,  als  bei  Ropartidon  des  rollen  Coutingenis  aof  sie  fallen 
vtide.  fehlt  jetzt.  Die  Ausübung  dieser  ganzen  Befugniss  ist  Qbrigeas  in  den  Ueineren 
GsBcioden  von  Genchmignnir  der  Aufsichtsbehörde  abhängig. 

Auch  die  Erhebung  von  Ge  bahren  für  die  Benutzung  ötrcntlichcr  Einrichtungen 
«d  AaHalten  der  Gemeinden  ist  an  die  Genehmigung  der  AnfniehtsbehArde  geknüpft, 
'icnu  die  Benatznng  zur  Z  wanfrspfli  cht  iremacht  wird  (§.  75'  ris,,  i  t  tll- 

geffleio  diese  Genehmigung  erforderlich  für  Erhebung  von  Gebühren  für  Lagerung  und 
Supdang  aof  Öffentlichen  Strassen  u.  s.  w..  sowie  von  Standgebuhren  auf  Messen, 
iahr-  and  Wochenm&rkten  und  für  Anstellung  von  l  uhrwerk  (§.  TGl.  Anleihen 
tri!  üher  lO-jährig'^r  Tilrint-j^sfrist  verlangen  Genehmi^riing  durch  Kaiserl.  A'erordnung 
^bezw.  stauhaltcrlicbe) ,  andere  Anleihen,  dann  die  Veräusfieruog  und  Verpfändung 
nkewegllchen  Yermtosns.  auch  danemder  WerthpapierbesiSnde  soldie  durch  den 
Bezirkspr&sidcntcn  (§  «4^  75.  mit  weiteren  Einzelheiten  der  Genchmigungsf&UeV  Alle 
G^meiudeeinnabmen  (also  auch  alle  an  Erwerbsanstalten  n.  dg],  sich  knüpfenden^ 
Uoiieü  urforderlichen  falls  nach  den  Vorschriften  über  Eiutruibung  OlfeuUicher  Gefalle 
(V  vom  15.  Kor.  1880)  im  Tervaltnagsvege  eingefoidert  werden  (§.  69,  s.  Halley, 
8L211  if.) 

Die  Form  des  Qemeindcrecbnongsvesens,  die  Ueberwachong  u.  s.  w. 
der  Rechner  onterliegeo  den  rem  Ministerium  zu  erlassenden  allgemeinen  Bestimmongen 
§•67),  s.  darüber  die  Anweisung  vom  30.  Mär/  1896.  Die  Feststellung  der 
KechoQngen  erfolgt  durch  die  Aufsichtsbehörde,  deren  Entscheidung  endgiltii,'  ist, 
rean  der  GemeiBderediner  nicht  binnen  2  Monaten  bei  der  AafsichtsbebOrde  Ein- 
ipneh  erhebt  (§.  68). —  Geber  das  Vervaltnngsstreitrerfahren  in  Gemeinde- 
melegenheiten  j^.  Tit.  V  der  G.  0.  — 

Der  Antbeil  der  Gemeinde  an  der  in  ihr  aufkommenden  Staats-Gewerbesteuer, 
nch  an  der  Wandergewerbesteuer  von  8%  ist  auch  in  dem  neuen  Gewerbestener- 
f^etz  v.  rbliebcn  (Gcwerbesteoerge^ietz  vom  8.  Juni  1896,  §.  38,  und  zwar  8%  der 
ifi  d*;D  Hrber.il!,  n  zum  An'^atz  gebrachten  Gewrrbestener,  in  den  An^frihrun^sbestjmm- 
ugen  Axt  4ii  mit  Bezeichnung  dieses  Aniheiis  als  Vergütung  für  die  persönlichen 
•ad  Nclilidien  Kosten  nnd  Mohevaltnogen  bei  Veranlagung  der  Steuer,  insbesondere 
fiir  Bereitstellung,  Beheizung,  Beleuchtung  der  Sitzungsräume).  ^ — Wie  im  fran-^ösisc  lien 
Etatsgesetz,  bezw.  dem  Gesetz  über  die  Erhebung  der  directen  Stenern,  wird  nucli  im 
Haoshaltetatsgesetz  dos  Keicbslauds  jcdc&mal  eine  a  u  »  d  r  u  e iti i  c h  e  Ermächtigung 
far  die  Gemeinden  (anch  die  Bezirke,  öffentlichen  Anstalten  nnd  sonst  berechtii^teu 
.'[jfirationen'i  crtheilt.  „die  nach  der  bestehenden  Geset/gebun?  ^^estattcten  Zuschläge 
n  den  directen  btaatssteuorn  innerbaib  der  danach  zulässigen  Grenzen",  sowie  in  den 
Msetea  Gt^s^esetien  „die  in  Anlage  D  des  Etaisgesetzes  fttr  1879/80  rom  81.  M&rz 
1B79  bezeichneten  besonderen  Abgaben  und  Gefalle  zu  erheben  —  Die  Einrichtung 
4«  Ansfallfonds  besteht  anch  for  die  Oemeindeznschlige  za  den  directen  Staats^ 
>t«aeni  weiter. 

1.  Wagaar,  FiaanswiMeasakall  IT.  29 
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§.  125.  Die  Bezirksbesteuerang.  Diese  wie  Uberbaapt 
das  Finanzwesen  und  die  ganze  Verfassung  and  Verwaltung  der 
Bezirke  bembt  wesenttieh  noch  anf  den  französischen  BesttmoiDngen 
fUr  die  Departements,  aneb  selbst  in  Betreff  der  Mazimals&tze  der 
ZnsebUtge  fUr  Bezirkszweeke  zn  den  direeten  Staatsstenern.  Der 
Etat  ist  ein  ordentlicber  und  ansserordentlieher,  vom  Bezirkstage 
ZQ  bewilligen,  Yom  Kaiser  (Statthalter)  zu  genehmigen.  Die  Ein- 
nahmen besteben,  wie  in  der  französischen  Zeit,  aus  kleinen  privat- 
wirthschat'ilicht'ij,  aus  Beiträgen  des  Staats,  der  Gemeinden  iür  ein- 
zelne Zwecke,  voruciiilieh  aber  aus  Steuern  und  zwnr  ausschliess- 
lich solcbeu  iü  der  Form  der  Zusohläfre  zu  den  4  direeten  Staats- 
stenern. Ftlr  diese  Zuschläge  ist  die  Vei  bindung  eines  aligemeinen 
Steuersystems  fUr  die  Gesammtausgaben  des  Bezirks  mit  einem 
partiellen  Zwecksteoersystem  (Wegewesen,  öflfentlicher  Unterricht) 
die  Unterscheidung  von  ordentlieben  Zuschlägen  ftlr  die  Ausgaben 
im  ordentlieben  Badget  und  von  ansserordendiehen  für  diejenigen 
in  ansserordentiicben ,  soweit  dafUr  nieht  Anleiben  n.  dgl.  in  Be- 
tracht kommen  y  die  Festsetzung  von  Maximis  von  Znseblägen  fUt 
die  allgemeinen  und  die  Speeialzweeke  nnd  die  Yerscbiedenheit 
dieser  (regelmässig  zur  Anwendung  gelangenden)  Haxima  der  Zn- 
Schläge  bei  den  einzelnen  Steuern  besteben  geblieben.  In  letzterer 
Hinsieht  ist  daher  auch  die  Mehrbelastung  der  Grund-  und  der 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mit  18  Zufächln  gen,  vor  den  anderen, 
d.  h.  früher  vor  der  Thtir-  und  Feustersteuer  und  der  Gewerbe- 
steuer, jet/,t  noch  vor  letzterer  (die  mit  23  7o  Zuschlägen  für  den 
Bezirk  belastet  wird)  und  auch  vor  der  neuen  GebUudesteuer  (die 
32.5  %  Zusehläge  trägt)  aufrecht  erhalten  worden,  im  Unterschied 
zur  Gleichheit  der  Zuschläge  in  den  Gemeinden.  Die  Mehr- 
belastung der  Personal-  nnd  Mobiliarstener,  zu  der  aueb  der  Staat 
fOr  Landeszweeke  noch  einen  Zuschlag  von  17  %  zum  Principale 
erbebt,  ist  durch  die  Niedrigkeit  dieser  Steuer,  die  vielfach  die 
einzige  directe  gewisser  Volksclassen  ist,  wohl  gerechtfertigt.  Die- 
jenige der  Grundstener  bildet  einen  der  Beschwerdepuncte  des 
ländlichen  Besitzes,  dessen  Abstellung  im  Gefolge  der  die  Personal- 
Steuer  (Lohn,  Besoldung,  Kapitalreuten  117  oben)  betreffenden 
Kelbim  wohl  mit  stattfinden  wird.  Die  Summe  der  BezirkszusehlRge 
zur  Grundsteuer  ist  höher,  als  diejenige  der  Gemeiudezuschliigc  im 
ganzen  Lande  dazu. 

S.  über  das  französische  Recht  fUr  die  Deparlemcnts  Fin.  III,  §.  336,  33S  (wo 
S.  874  unter  fi,  wie  sich  aus  den  weiteren  Zableu  aiif  dieser  Seite  ergiebt,  ciu  Drack- 
fehler  zu  bericbtigon  tot,  es  mti&s  beissen :  7,  nicbt  17  weiten»  Centimes).  Oeber  die 
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rcichsländischen  Bezirke  L eo ni  a.  a.  0.  257,  Art.  Verwaltungsorganisation  in  Klsass* 
LothriogcQ  und  Bezirk  von  ü.  Mayer  im  Wörtcrb.  d.  Vcrwalt.  Der  Etat  kann  nur 
iB  Gaozen  geneluiiigt  oder  rervoifBn  werden,  At>&ndwoDfen  sind  nicbt  etattlurft 
Aber  eventuell  kann  der  Hezirk^präsident  den  sonst  nicht  zu  Stande  gekommenen  Etat 
fe^tzeo.  Die  Bezirkstage  haben  u.  A.  die  Bcpartitionsstcuorn,  deren  Contingent  in 
jedem  Bexirk  im  Laodesbanshaltetat  bestimmt  wird,  auf  die  Kreise  zu  rcpartiren. 
Xach  der  früheren  Geselifebaiig  h&ttensie  auch  die  Maxima  der  Gemeindezuschläge 
/u  d<n  directea  StaatKteuem  für  ansaerorden  tili  che  Gemeindeaasgaben  fest- 
lUätcUeo. 


GommnnalBtener«  Statistik. 

§.  126.   Gemeiudesteaern,  besonders  Octroi. 

Mancherlei  Materialien  auch  darüber  in  den  Papieren  des  Landesaiisschusses, 
;o  besonders  auch  Dateu  über  die  Höhe  der  Zuschläge  der  Gemeinden  zu  den 
•iirecten  Staatsstenern.  so  in  der  Vorlag  betr*  Kapitalxentenstener  reu  I8^& 
$•^biorl  180^,  Nr.  7)  für  1897/OS'.  üeber  die  Gemeindefinanzen  Uberhaupt 
hMsi  für  die  Zeit  ?on  1872—82  im  1.  (bisher  einzigen)  Jahrgang  des  Statistischen 
HtBdbochs  für  Elsass- Lothringen  (1885)  und  danach  im  Fin.arch.  B.  2,  S.  808  ff., 
ftber  Ü  et  toi  in  den  grösseren  Städten  eb.  S.  872«  ancb  B.  4,  S.  310.  Ein  2.  Jahr* 
nri»  de^  Statistischen  Handbuchs  ist  für  1901  zu  erwarten,  Ueber  die  Oetroiein- 
(ubmea  der  4  grösätcn  Städte  Daten  ?on  1882—95  in  einer  Zusammenstellung,  deren 
3ttttbeihug  ich  dem  Vontand  des  Teichdiodiecben  statisttachen  Bureaus,  Preiherm 
du  Prel,  verdanke.  —  üeber  die  Bezirksfinanzen  Daten  in  den  jährlichen  Ver- 
»iJtiiD^berichten.  —  üeber  die  drei  grössten  Stä'lte,  Strasi-borsr.  Mfilhauscn ,  Metz, 
Dtten  im  staUstischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  in  dem  Art.  liemeindebteuera  von 
l'arzborger.  Mim  Jg.  8,  1900.  Dir  1897/98,  S.  ISOfT.  Ueber  Strassbarg  werth- 
tolle  rin?,  iionde  finanzstatistische  Beiträ«fe,  heraoseegeben  vom  statistischen  Bureau  der 
Stadt  ^Director  Dr.  tioisseoberger),  so  Heft  4.  1898»  tlber  die  l'ersouai-  und  Geworbe- 
lesteaening,  lehrreicb  aoeh  flir  die  Erlrenntniss  der  Wlrknogen  des  firanzAsiscben 
Systems  und  der  Reform  des  letzteren.  Im  Folgenden  lieschränke  ich  mich  auf  Zn> 
sJtimenstellung  einiger  Daten  liber  dicjnni^eti  BesteTicrang^verh.'vltnisse.  welche  all- 
gcAeia  finanzwi£senschaitlicb  besonderes  Interesse,  namentlich  iur  die  Vergleichaug 
Bit  den  YerliiltDisseik  anderer  deutschen  Staaten,  bieten. 

Die  Gemeinden  babeu  im  Reiehsland  sich  bedeutenden 
Besitz  an  Wäldern  und  anderen  Gütern  erhalten,  haben  auch 
KionabmeD  ans  anderen  Öffentlichen  Anstalten,  aus  Kapitalien,  aus 
mancherlei  Gebühren,  geniessen  Staats-  und  Beztrkszuschüsse  (für 
öffentlichen  Unterricht).  Ans  diesen  Quellen  flössen  in  den  70er 
ond  80er  Jahren  an  '/»  ordentliehen  Einnahmen ,  so  dass  nor 
der  Rest  dnrch  Stenern  zn  decken  var.  Seitdem  ist  die  Steuer- 

* 

quote  wohl  etwas  gewachsen. 

Fast  die  Hälfte  des  Waldes,  in  den  80er  Jahren  44.5  */o*  ^  Oemeindewald. 

Aus  den  Erträgen  dieses  Grundbesitzes  rührte  im  Anfang  nach  dem  Kriege  noch  über 
•iie  Hälfte  der  ordentlichen  Einnahmen  der  Gemeinden  (51.5%),  10  Jnhrc  später  norh 
ein  Drittel  (38.3  ber.  Dazu  traten  die  Erträgnisse  von  öÜcjuUchcu  Ausialteii, 
vie  XaritthaUeii,  ScUacbtULnsero  n.  dgl.,  ferner  von  Verwaltungs-  und  anderen  Ge^ 
bobron  (Sdmlgeldem),  von  Kapitalien.  Snbrentionen  tob  Staat  nnd  Besirk  n.  A.  m. 

Die  Gemeindestenern  des  Reichslands  haben  ihr  eigen- 
tbtmliehes,  ans  dem  franzl^sischen  Steoerrecht  herrtthrendes  Gepräge 
durch  die  Verbreitung  des  Octroi  in  zahlreichen  Gemeinden  (jetzt, 

29» 
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d.  b.  in  den  lä90er  Jahren  in  32),  durch  die  Aasdehnung  der 
Octroipfliohtigkeit  aof  vielerlei  ArülLel  aod  dareb  die  £inträgliobkeit 
dieser  Stenergattong,  besondera  in  den  grOraeren  Stftdten  erhalten 
(8. 0.  S.  434).  Äueb  finansBlatistieeb  tritt  so  die  indireete  Ver- 
branebsbesteaeruDg  in  filsass-Lotbringens  Gemeinden  besonders 
stark  hervor,  ähnlicb  wie  in  Frankreich,  stärker  als  im  übrigen 
Süddentscbland,  vollende  als  in  >ior(ldeut8chlaüd  (i'ieubbeu).  Die 
directe  (Zo8chlag8-)Be8teueraDg  konnte  deshalb  absolut  nnd 
relativ  mässiger  gehalten  werden,  im  Durchschnitt  aller  Gcineiiulon 
bisher  (1898)  auf  40%  des Principales:  ein  in  Deutschland  niedriger 
tiatz.  Erheblich  zugenommen  bat  aber  die  Belastung  mit  directeu 
Steuern  aoeb  im  Reichslande  in  der  neueren  Zeit.  Dies  ergiebt 
sieb  ans  folgender  Tab.  70  deutlich  aus  der  Abnahme  der  Zahl 
der  Gemeinden  mit  kleinen  nnd  der  Zunabme  deijenigen  mit 
grossen  Znseblttgen. 

Tab.  70.  GeneindesaaeliUge  (ordentlich«  und  tnaaerordantUcbe)  zu  den 
direcCen  Staatssteu  orn  (m  Proceoten  dicMr). 


1872 

1881,82 

1897/98 

0^)7«  

7 

2 

16 

bift  ao  

695 

458 

268 

Uber  20—40  .... 

631 

694 

449 

„  40—60  .... 

209 

279 

461 

„  60—80  .... 

Ö4 

136 

252 

80~~"100 .   .   .  • 

41 

70 

166 

,.100  

27 

60 

140 

Satume  (kauistergeio.) 

1694 

1699 

1752 

Tin  ,l:«lirc  war  das  Principale  der  (irundsteoer  in  allen  üeineinden 

8.r29.6(>ü  M.  (ohne  üha  Kictivprindpaic  für  diü  btaatswälder),  die  Gesammtheit  aller 
Zosehllf «  dazu  war  2.987.046  oder  95.4  «/o  des  PffnciiMles  (nemlich  1,8  %  für 
den  Staat  [davon  1  7«  *"ur  den  landwirthschaftlichen  Hilfsfonds,  0.8 für  Ausfälle] 
mit  .56.334  M.,  48.384  7„  für  die  Bezirke  [48  %  +  0.8  "  o  f«*"  den  AusfaIlfond>]  mit 
1.514.252  M..  ffiüur  1.364.608  M.  für  die  Üeineinden  selbst)  d.  i.  43.6  %  des  rnuci- 
palcs  und  51.855  M.  für  den  AuafalUbads  und  die  Erhebaofskosten  der  Geiiieinde- 
zuschlfiffc  (nemlich  3.8  "o)«  Gesammthptrap  der  Gemeindcznschlä^o 

zu  den  nur  directeu  Steuern  war  4.406.203  M.  (ohne  die  Zuschläge  für  die 
StaatsvaldunKeu  nad  die  Reiehsbaak),  d.  h.  c.  40  7,  dos  Staanpriaeipalea  (11,041.000  BT. 
iti  l!^00.  ohne  Abzug  des  Antheils  der  Gemeinden  an  der  Gewerbesteuer  —  in  1899 
i^b.OUO  vo»  der  allf^eincinen,  in.OöO  von  der  Wandersrewerbevten-T  und  ohne  den 
17  %  Zuschlag  für  alJgcujcnje  Maatsiwecie  zur  Pcr^ional  -  und  Mobiliarstouer 
gerechnet. 

In  den  1870er  und  SO-t  Jahren  betrugen  die  ZuscblaKsccntime:'.  /ti  den  directeu 
Steuern  9 — 10  %  der  (cebaminten  ordeutiicbvn  Einnabineu,  vozu  abor  in  nicht  viel 
geringerer  HShe  (8—9  %)  der  Geldwerth  der  Wcgefrohadeo  (b.  o.  S.  435)  trat,  dann 
die  Hundesteuer  uiit  '  4— 1  **  o«  Summa  waren  das  gegen  18 — 20  "  0  der  ordcnt* 
liehen  Einnahmen.  Zur  selben  Zuil  betrugen  die  Bruttoertri<ge  des  Octroi  12 — 17  *  „,  abo 
bis  Uber  */.  des  Ertrags  der  sämutlicheu  directea  Stoueru  (incL  Wegefrohndenwcrtii) 
nad  c  *'j — *  i'iQ  der  Zuscblis^  ^  directea  Stenero.  In  dieBein  verhiltoün  wftrea 
alM  die  Zmeliuiie  m  erhöbea  geweaea  obae  die  Eiarichtunf  der  iodlnoten  Yerbraaehe- 

*)  Diese  Gemeinden  ohae  Zuschläge  fur  die  Gemeiudeü  selbst,  auch  in  diesen 
aber  Ueine  Za«cUlge  zur  Gmnditener  Ittr  den  Staat  und  fOr  den  fiedilu 
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sicttern  im  Octroi.  Kimmt  nM,  wofür  mir  statistische  An(;ab«D  fehlen,  filr  die  Gegen- 
wart an,  üass  die  Ortroierträge  auch  jetzt  noch  c.  */a  der  Zusch!ag:crtrii^f  der  directen 
koaeia  ergeben,  so  wurde  ftlr  die  ganze  Bevölkerung  des  Beichsiands  im  Durchschnitt 
iMfechnel  dto  direcle  Gommiiiiabtttoer  (ohne  VegefrohiideDwerth  und  HniMleBreQer) 
c  *27  M.  auf  den  Kopf,  der  Octroi  —  der  froilich  nur  in  einer  kleinen  Anzahl  aller 
Gemeinden  erhoben  wird  (s.  u.)  und  daher  nur  deren  Bevölkerang  belastet  —  c.  3.6. 
die  jresammtö  Couimunalsteuer  (wieder  ohne  Wegfrohnde)  c.  6.3  M.,  mit  Einret  bnung 
des  Werths  derFrohnde  einjrrc  Markmelir.  zusammen  wohl  uh(;r^.  Ms  8—9  M.  ergeben« 
Zihlcn  wie  in  Sachsen  ,S.  1.S4),  ctwns  lif^lier  a?«  in  Biiern  (S.  203'.  die  Belastung 
mt  direcien  Steuern  allein  niedriger  als  iu  Baden  ^S.  311).  Vgl.  far  Weiteres,  be- 
mim  fbr  das  Verbiltniss  swisclien  diraet^r  Stantssteoer  nnd  Gemeindestevar  die 
Pjtcn  für  Preussen  S.86  ff.,  Sachsen  S.  lU  ff.,  Baiern  S.  195  ff.,  \\'ürttemberg  S.  248, 
Baden  S.  309  äL,  Ueuen  S.  368  if..  ferner  für  Frankreich  Fin.  III.  &  869  fi. 

In  der  EntwicUang  der  directen  OommiiDalbesteaeroog  tritt 
Dothwendig  der  Einflius  der  ReformeD  anf  dem  Gebiete  der  directen 
Stiat8Btenem  henror,  weil  sicli  zn  letzterer  die  Gomninnalsteneni 

als  Zasebläge  anfHgen.  Besonders  in  den  grösseren  Städten 
yeigt  sich  hier  der  Einflass  der  neuen  Gehäude-  und  Gewerbe- 
bwieuerung.  In  diesen  ist  zwar  auch  der  Octroiertrag  fast  un- 
unterbrochen jährlich  ji^ewaclisen,  in  den  letzten  Jahren,  namentlich 
seit  1888  aber  auch  und  relativ  und  zeitweise  noch  stärker  der 
Krtrng  der  gesammten  directen  Steuern,  welche  für  Staat,  Bezirk 
und  Gemeinde  erhoben  werden.  Dadurch  hat  sich  in  diesen  Städten 
tDcb  das  \'erhältni88  zwischen  den  Erträgen  beider  Stenerarteo  zu 
Goosten  der  directen  BeBtenemng  wenigstens  zeitweilig  wesentlich 
tenchoben. 

Tab.  71,  welche  zugleich  die  Gesimmtentwicklong  der  Finanzen  der  4  grOesfen 

S*M.3te  darsteJIr.  nach  mir  Tom  statistischen  Barean  des  Reichslaiids  mitgctheilten  nnt^n, 
<^ic  aber  nicht  hinlänglich  bpucialisirt  sind,  um  die  Verhältnisse  ganz  klar  zu  stellen. 
lineolKeh  der  Posten  „Gesammteinnihme  der  Gemeinde'*  ist  ohne  genanere  Angabe 
über  die  Bcrechnun^^swciso  nicht  recht  zu  würdigen.    (Tab.  71  auf  S.  442.) 

Bei  Strassburu'  Orfroierfrag  incl.  1  Zuschlafrzelintel.  das  nur  1874  —  80  forl- 
C'^fallen  war,  bei  Coicnar  wurde  ein  solches  Zehntel  1872—79  mit  erhoben.  In  der 
Ge^ammteinnahine  scheint  der  Octroiertrag  nur  mit  der  Nettosomme  eingesetzt  zu  eefo. 
Jene  enthält  bei  Sfrasshurc  auch  durchlaufende  Posten  (ftlr  verkaufte  B.mterrains  und 
Z^bluagen  an  den  Militärfiscus  dafür).  Das  erste  Jahr,  1872,  ist  vielleicht  auch  noch  niclit 
Tftilif  vergleichbar,  weil  der  Krieg  noch  zu  sehr  nachwiiite,  oder  andere  Anomalien 
^^ätanden.  so  in  Colmar  bei  der  üesammteinnahme.  In  dieser  Stadt  waren  vor  1879 
tcr  betränke  nn<1  \';;hnin?«Tnittcl  ücfroipflichtig',  die  drei  anderen  Kalegorieen  erst 
^«adem.  Die  Eiuwiriuug  der  politischen  Verhältnisse  zeigt  sich  begreiflich  besonders 
Ol  llfltt,  vo  dor  Roheitrag  des  Octroi  bis  1878  fast  nicht  vachs  und  der  Ertrag  der 
<üedoD  Stooera  hia  1879  anf  409  000  H.  herabging. 

Man  siebty  dass  die  Octrotertrilge  in  allen  4  Städten  fast  immer 
Ertrag  der  directen  Stenern  flbertreffeni  d.  b.  äber  50  Vo  ^'om 
Gesammtstenerertrage  sind,  obwohl  es  sich  bei  den  directen  Stenern 
um  die  Oesammtheit  für  Staut,  Bezirk  und  Gemeiiidc,  bei  dem 
Octroi  nur  um  die  Genieiiuleliiianzen  handelt.  Die  Octroicjuote 
iteigt  dabei  beständig  bis  1888,  wird  dann  anf  den  Satz  am  Beirinu, 
(xler  noch  ontcr  diesen  mit  der  Steigerung  der  directen  Besteuerung 


Digitized  by  Google 


442       6.  B.  Oebeniditen  der  BeBtenerong.  Elnn-IothTfngen.  §.  126. 


Tab.  71.  Einnahmen  der  4  grössten  Stftdto  (in  1000  Mark). 

1.  2.  ^.  4.  b.  C. 

Octroi-                   die  4  dirccteu  Gcsamut- 

ertrag  dosfl.  Steuern  Samme  Octroi  (1)  einnabme 

I.  Strass-  (roh)  rein  (f. Staat, Bezirk.  Ib. 8  •/»  wn  4  der 
bnrg  ^f.(ieineinde)  öemcindc)  Gemeinde 
1872  846  759  805  1050  51.3  1678 
1882 '83  1580  1425  1040  2620  51.0  8605 
1887  88  1810  1621  1152  2962  61.1  4043 
1888/89  1891  1702  1809  .3700  51.1  4648 
1894  95      2437  2198  2097  4534  53.8  6785 

II.  Mulhanson 

1872           481  443  565  1045  46  0  946 

188283        956  887  672  1628  58.7  1762 

1887/88      1114  1034  786  1900  58.6  2109 

18HS"9<)      1144  1059  1393  2537  45.1  2446 

1894  *i.>      1375  1275  1552  2927  47.0  2{ü6v 

III.  yicii 

1872           328  221  456  784  41.8  611 

1882/83        692  562  450  1142  60.6  •  1241 

1887  88       799  661  458  1252  63.8  1342 

1888,89       771  631  678  1444  43.4  1311 

1894/95       968  851  699  1662  58.0  1631 

IV.  Colmar 

1872            95  77  194  290  82.8  1073 

1882/83       215  180  215  431  50.0  715 

1887  88        286  248  226  513  55.7  841 

1889  89        327  2ö7  888  615  53.1  890 

1894  95        401  350  47:»  876  45.8  1165 

heruntergedrückt,  steigt  aber  meistens  schon  wieder.  Das  weist 
auf  die  Zunahme  der  lievölkerung  der  uuteren  Classen,  deren 
steigenden  Consum,  auch  auf  den  Aufschwung  des  gewerblichen 
Lebens  in  diesen  Städten  hiD|  zeigt  aber  auch,  dass  weitere  Re- 
formen der  directea  Bteaem  zur  Äusgleichang  geboten  sind, 
besonders  bei  der  Personfd-  und  Mobiliarstener. 

Ich  muss  dabei  allerdings  voraussetzen,  dass  der  auffaUendo  Sprang  in  der  Ziffer 
der  dirccfcti  Stetier  zwischen  18^7  ?R  und  ISSS  SO  nicht  mit  Aenderuiigcn  in  der 
«tatistischen  AofsteUaug  zusammeuhäugt,  sondern  reell  war,  frotlicU  dauu  aiclit  gnoz 
eiUlriicb. 

Diu  Stcuererträgo  ia  den  8  grössten  Städten  stellen  sich  nach  den  Daten  der 
Tabellen  ron  W  ürzburger  im  sUidtisdieu  statistiscboa  Jahrbnch  lOi  1897/98 
folgendcrmaassen : 

Tab.  72.    Gemciudosteuererträge  1897  98  in  Mark  (Ist). 

Strassburg  Mtilhauscn  Metz 

Grundstener                                  6.457  1  219  83 

Gebäudesleuer                              167.423  217.144  38.829 

Gewerbesteuer                              194.009  260  862  50  087 

Personal- u.  Wohn ungjstcocr(Ucst)      70.486  81.194  11.408 

Summe  directe                        489  035  566.419  100  887 

Die  I)atcT5  für  Mnlhausen  weichen  übrigens  von  denon  au  angeführtem  Ort  ab, 
wü  sich  aber  icblcr  befinden  mi\ssen  (Summe  dasellsi  2.o23.959  M.).  Die  cinzcineu 
dort  mitgctheilten  ergeben  die  hier  in  T«b,  72  enthaltenen  Zahlen.  A.  a.  0  wird  dio 
Qaoto  der  2  St.  iicr.irten  zn  (24.61)  und  75.89  %  die  Kop&ifier  zu  (6.72\  20.58  und 
27.30  M.  berechnet. 
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Strassburg^  MQlliauseii  Mct£ 

lluadesteocr   29.499  16.399  11.527 

Vcrpuügungen  n.  •.       ,   .   .   .  84.506  5.791  2.817 

Andere  Aufwandsteuern .   .    .    .  4. HO.")  3.039  2.820 

Summe  Anfwandstoaora  .   .   .  GH.400  25.229  If,  G70 

Verbrauchsabgaben   2  937.260  1.702.067  1.044547 

Somm«  aUer   3.444.e95  2.84S.7I5  1.161.604 

%  directc  und  Autwandsteuera  .  14.73  25.67  10  iks 

„  Verbraucbsabgabeu  ....  85.27  74.33  89.92 

Auf  dcü  Kopf 

Dir<'<      iid  AuftrftndateiLcm  .   .  3.63  6.95  195 

Verbrauchsabgaben   21  03  20  58  17.44 

Summe   24.60  27.53  19.39 

In  Sfr:iss1jurg  kam  von  dem  Ertrage  der  Verbrauchssteuern  c.  385.000  M.  aus 
deu  Vororten  (mit  34.163  Einvohooru  in  1895),  iu  denen  Octroi  nur  ron  Gctrankea 
■etet  igowtsMa  anderen  Pittssigkeiten  und  vom  Octroi  erhoben  Verden,  d.  b.  c.  11  H. 
xa{  den  Kopf,  in  der  eigentiichcn  Stadt  (1895  mit  100.445  Einwohnern)  wurde  der 
Haortthcil,  2  452.000  M.  aufgebracht,  d.h.  c.  23—24  iL  auf  den  Kopf  der  1897« 
B<TölJvurun^. 

Emt  aus  dieser  Tabelle  ergiebt  sieb  das  aoawnndentliohe  Uebeigewicbt  des 
Octroi  in  den  Stftdteti. 

Die  tniauziell  interessante  V  e  r  t  h  e  i  1  u  n  g  der  U  e  t  r  o  i  c  r  t  r  ii  g  e 

auf  die  5  grossen  Tarilgr  up  p  en,  zu  deuen  seit  188'J  in  Strass- 

barg  noch  eine  sechste  (in  neuester  Zeit  auch  iu  Mülhausen  und 

Metz  eingetuhi  t(.' I  getreten  ist,  ergiebt  sicli  aus  lolgemlcr  Tab.  73, 

Die  Quoten  jeder  Gruppe  weichen  in  den  einzelneu  Städten  be- 

merkenswerth  von  einander  ab,  schwanken  aber  in  einer  jeden 

)ihrlicby  ausser  bei  dem  vom  Gang  des  Bauwesens  abhängigen 

Baumaterial,  nicbl  sebr  and  haben  sieb  im  Ganzen  daher  auch 

aiebt  so  bedeutend  verändert.  Annähernd  die  kleinere  Hälfte  dw 

Ertrags  kommt  allein  auf  die  Getränke  n.  s.  w.,  Vb  — 

bedenklichste  Kategorie,  die  Nahrungsmittel,  auf  diese  beiden 

Hanptgruppen  also  snsammen  c.  % — ^f^  und  darüber,  nur  den 

kleinen  Rest  von  unter     — ^8  Hefern  alle  anderen  Artikel. 

Unter  den  Getränken  Überwiegt  jetzt  Bier  auch  bier  viel  vor  Weia  (1897^98  in 
SinMiboTf  955.000  gegen  854.000,  fta  Branntwein  115.000  H.).  Unter  den  Kabnufs- 

I i  UlIü  rubrt  von  Vieh,  Fleisch  u.  s.  w.  der  H  itiptthcil  her  (in  Strassburg  446.000  M  \ 
In  Mulhaiui-on  kommen  lOl.O^X)  M.  auf  Coloihalvraarcn  fir»  Strassburg  frei).  (Aus  dum 
n'ddL  ^stallst.  Jahrb.  a.  a.  0.  b.  183,  wosLibst  weitere  Kin/clli<*itt;ii). 

Tab.  73.    VerthoiluQg  des   Octroi«  rtr  ti^s   auf  die  llauptkatogoricen 

der  Tarii'ariikcl. 

Straisbarg  Httlhanaea 

1882/83   1888/89   lSU/d6        1882.83  1888/89  1894/95 

Summe  1000  Mark  1580  1891  2487               im  1144  137.") 

(ktraiil,-  u.  s  w,  7,  43.38  47.83  53.41  40.27  47.20  48.31) 

Kabrttngsjnittel    „  22.22  24.19  20,47  28.42  2ö.bü  25.45 

Viohfntter  5.89  4.98  4.0«  3.11  2.37  2.61 

BwnnstoHe         ^  9  38  11.25  8.40  8.70  9.50  8.86 

B»omit:rial  19,93  11.75  13.39  13.44  12.01  14  57 

Parfümcnen       .,  —          —  0.27               —  —  0.12 
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Hetz  Colmar 

1882  83    1888  89    1894  95        1882  82  1888  89  1894/95 
Smufflö  1000  Hark      692        771        963  215        327  401 

Getränke  u.  s  w  %   47.46      43.90      51.52  37.22      42.84      45  29 

NakruusüiDiuel    ^    31.13      34.72      26.81  44.53      30.09  2490 

Vialiflittcr  7.86       7.23       7.06  8.28       5.88  4.79 

Bnjimstoflc        „     9.91      10.80      10.27  5.29       8.28       7  11 

Baumatciial  r>.G4        :^.35        4..'U  1>.68       13.40  17.91 

Octroi  bestellt  im  Hcichsiaiiü  ausserdem  jctit  iu  2b  üemeiodeii,  mit  obigca 
4  Stidten  also  in  32.  5  Oemeindefl  Mit  1882  hinza^oaiBen.  In  2  Geradndea 
ist  die  Reihe  der  Artikel  abt^r  gnnz  beschränkt  (nur  Schlachtrich  mifl  Fleiacll,  oder 
Dur  Alcoliol).  die  Daten  Uber  Fiaakrcich  in  Fiit.  III,  6.  904. 

§.  127.  Bezirksfinanzen.  Den  Bezirken  sind  in  neuerer 
Zeit  einige  Aasgaben  abgenoniiDen  und  aaf  Landesfonds  übertragen. 
Für  einzelne  andere  erhalten  sie  ans  letzterem  Zosebttese.  Die 
ord  entliehen  An  «gaben  betreffen  TomemUeh  das  Wegeweeen^ 
Bezirks-  und  VicinalstrasBeny  dann  Aoagaben  für  Untersttttznogen, 
Geicteekrankei  ArroenweBen,  endlieh  flBr  <(ffentliehen  nnd  Bpeeial- 
unterricbt.  Unter  dem  kleinen  Rest  sonstiger  Aasgaben  kommen 
auch  kleine  Beihilteu  an  Gemeinden  vor.  Die  o  r  (ie  u  1 1 1  c  h  eu 
Einnahmen  rühreo  hau])Uächlich  aus  den  Zuschlägen  zu  den 
directen  »Staatssteuern  (s.o.  S.  446)  für  allgemeine  Bezirkszwceke, 
Wegebau,  Elementanniterricht  her,  wonach  die  H  ez  i  rk  sf  inanz- 
wirthschaft  überwiegend  JStcuerwirthschaft  ist.  Da- 
neben bilden  erhebliche  Heiträge  der  Gemeinden  für  Kindernnter- 
Stützung,  Geisteskranke,  kleine  Staatszuschüsse,  Familienbeiträge 
für  Geisteskranke,  Stiftnngsgelder  n.  dgl.  m.  den  Keat  der  ordent^ 
lieben  Einnahmen. 

Das  Einzelne  können  wir  hier  nicht  genauer  verfolfron  und  betrifft  auch  iiicbt 
die  SteaeiTcrb&ltuiäso.  Das  mir  zugängiicbo  amtiicbo  Material  reicht  für  die  klare 
fltaüstiseh«  DanteUtinf  der  FinanzrerhUInltto  der  Bcslrii«  nicht  aoi.  Aas  den  Ufr 
vom  reicbsläodiscben  statistiBcheii  BnreM  nltfethetUoD  TabeUen  bebo  ich  folgMide 

Daten  in  Tab.  Ii  hcraui?. 

Tab.  74.    Ueziriksstcuercinnahmeti  im  licicltäl an  d  (in  1000  Mark). 

Unicrelsass  ObereUass  Lothrintrcn 

1886/87  1890  91  1886  87  1890  91  1886  87  1890  91 
Far  aUgemeiuc  Bexirkszvcckc 827      809       642      710       649  573 

Für  Wegebta«)   270      277       226      284       225  231 

Für  Elementarunterricht»)  107       110  84        88         84  84 

Andere  ordcntiichd  Eianalifflcm .      8       31         81        83         87  176 
Summe  .  1212     1220      1039     1115      1035  1164 

Anaseroidentliche  .  460      866       288      190       358  8506 

Die  Ucbcrlastung  der  Grundsteuer  durch  die  ne/irk-^zuschläge  (s.  o.  S.  438)  bleibt 
ein  bedenklicher  Punct.  Die  BezirkszuschlSgo  zur  Grundsteuer  allein  (48  384  Vo^  ho- 
trageti,  wie  oben  (S.  440)  schon  erwähnt,  iu  1897  98  1.514  252  M.,  fast  die  Hilft« 
dos  Principalcs.  Die  weiteren  Stenorreformcn  werden  auch  hier  Acndcrungen  in  der 
Kichtung  der  Eirnftwigangoo  bringen  mOsscn  and  wobl  aach  briogon  (e.  o.  §.  117). 

Danuter  die  26  %  ZaschUge  n  der  Gmnd-  nnd  PeNooal-  and  Wohnnnga^ 
Ktener  und  1  •/«  tri  den  anderen 

*)  7  */o  Zauchlägc  zu  den  directen  Steuern  und  Staabzoscbu». 
*)  8  %  8toaerzo8cbleg. 
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8.  Abschnitt. 
7.  Uebrige  deotsche  (Rleiii-)Staaten. 

^.  12**.  Aofgabo  und  Plan  der  Darstellung.  Die  im  Vorati  .r  !icii(].;d 
Uluuideltcu  7  deot»cben  Staaten  der  Gegenwart,  Preusseii  and  dio  6  Mitttilataatea 
Stdoea,  B«i«ni,  WQrtfcmberg.  Baden,  Hessen.  Rtfiebaland  Ebass-Lotltrltifreii  mnftssen 
t  m  litutiiren  Doiit^rljcn  Reich  mit  540.6^7  qUii.  Gebiet  (ohne  die  Kü^f.Mifewässer 
ood  den  deutschen  Anthci!  am  nodcnsoc  mit  zusauum-n  309  qkni  )  nml  ')2  279.901  Ein- 
wohnern (in  1895)  4Ü0.2C1  qkm.  oder  91.8%  Gebiet  und  47.Ü17.1J76  oder  91.7% 
BcvOlkerang.  Der  kleine  liest  von  44.406  qkm.  oder  8.3%  Gebiet  und  4881.925 
0d«r  8  3*'  (,  n.  vrill^enmg  fällt  auf  die  ubriiren  19  Einzelstaaten  des  Deutschen  Hcichs. 

Unter  üiedcn  19  befindet  bidi  allerdings  Mociicuborg-Sch  werin  mit  einem 
Gebiet  reo  18.127  qbm.,  ein  Stut,  velchor  seiner  GrOese  nacb,  die  nicht  viel  geringer 
iN  die  Badens  (15.081),  Sachsens  114.993)  und  Elsas^Lothringens  (14,511)  ibt  und 
Hessen  (7682  qkui.)  erbeblich  Ubcrtrült,  zu  den  Mittelstaaten  pereclinet  wird,  rollend» 
ui  Verbindung  mit  Mecklenburg-Strclitz  (2930  qkm.),  dessen  Finaoz-  uud  S:euei^ 
fciftamof  veeenllleb  41«  ddebe  wie  die  Scbweriner  ist.  Aber  der  Berdlkemngs- 
ffTösse  nach  (Schwerin  597.480,  Strelitz  nur  101.510)  stellt  Mcckicnbiirir  doch  weil 
lioter  den  gleich  grossen  anderen  Mittelstaatcn  und  auch  hinter  Hessen  1 1  0:V.>.<i'Ji)  Kiti- 
vohaer)  erbeblich  zortlck.  Seine  SteucrrcrfassuDg  steht  zudem  in  engstem  i^u^auimen- 
biif  ait  der  gaaien  politischen  L-iii(iesverta-»sung  und  ist  ohne  niheres  Roeltfehen 
^tf  diese  in  üirer  ges<"!iif^)itliehcri  Kiitwi<'khuig  und  noch  in  ilirer  {rci^enwärtigen, 
begrtUideten,  wenn  auch  hier  reformirtcn  Gestaltung  schwer  verständlich,  stellt 
dier  Bocb  in  letzterer  veoigstens  in  einem  Hauptgliede  der  diroeten  Bestenerung,  der 
i^tiü.  Jandwirthschaftlichen*'  (u.  §.  136)  noch  ein  rückständiges  Steuer^ebilde  in  der 
*>cfenwart  dar.  Ich  ha*».^  ereglanbt,  mit  Rücksicht  auf  den  Raum  und  das  gerinj^ere 
ac;ueilc  ttoanzwissenschaitiiche  Interesse,  auch  weil  Toliig  ausreichendes  Matena!  für 
<li6  Dtnt^Unog  febll,  die  medtlenbor^che  Bestenemng  niclit  mebr  mit  in  die  der 
ßcsteccrnng-  der  übrigen  Mittelstaatcn  pcg^cbenc,  wenigstens  relativ  einuM?henf!ere  D.ir- 
Kclkfig  in  diesem  Werke  ziehen  zu  sollen  und  mich  auch  bei  diesem  Lande  mit  einer 
iiapi>ereD  Darstellung  nach  den  folgenden  Gesichtspuncten  begnügt. 

Meinem  Plane  gemäss  (Vorwort  zum  1.  llalbband  dieses  B.  IV,  S.  IV,  aitcb 
^  2}  beschränke  ich  mich  bei  diesem  wie  bei  den  (Ibri-jen  Staaten  auf  eine  kürzere 
orioatirende  Uobersicbt  der  bestehenden  Steucrreri'assung,  besonders 
od  mekrfkcb  nllelii  der  direeten  Be8teaeran|r.  nnd  zwar  meistens  nnrdes  Stnets, 
mit  Heranshcbung  aueh  bluss  des  HaaptsÜchlichen  und  allL-^i  mein  Wiclitigeren  und 
lateressantercn.  Demrtach  wird  hier  Vo!lstänfli£rkcit  der  Dat-t>'lli)nL,'  in  allem  Neben- 
»Adilichen  nicht  erstrebt  und  nauienüich  auch  auf  diu  ge^chiclitlichu  Kutwicklung.  auf 
aewnechniscbe  Einxelbeiten  nnd  auf  actuelle  finanzleUo  Bedeotang  des  Elnulaen, 
»ic  ii:  ^icli  er.->t  ans  der  Finanz-  nnd  Stenerstafi^fik  gODUer  ergiebt,  nicht  n&ber, 
lEicklach  gar  nicht  oder  nur  ganz  kurz  eingegangen. 

Aneb  l>ei  Meelloiborg  tbne  ich  es  nor  soweit,  als  es  fttr  das  Ycrstindniss  der 
CrzeDvärtigen  V'erhÄltnissc  unbedingt  geboten  erscheint,  und  gebe  nur  von  der  jetzigen, 
i'*TO  begründeten  Vcrf«««iine-  f1  r  direeten  Besteuerung,  die  doch  immorliin  Beacbtung 
rerdient,  eine  zwar  aucii  nur  knappe,  aber  doch  noch  etwas  mehr  ins  Einzelne  gehende 
Hatstdinng  anf  Gnnd  des  nenesten  Edlcts  ron  1897. 

D^uiif  soll  nicht  gesagt  werden,  da'-s  nitht  die  Bestenerun?  nucli  dieser  Klein- 
K^Mcü  mehrfach  allgemein  fiuanzwissenschafUich  und  htianzpractisch  interessantes  biete. 
Aber  der  ohnehin  schon  so  stark  angaM^hwolteno  rSomliche  Umfang  dieses  ganzen 
^eils  nnd  selbst  wieder  dieses  Bandes  allein  erheischt  gebieterisch  eine  Beschränkung. 

•  atjiTeii  Iiendc  Darstellung  der  Stenergeschichte  und  Sfenervcrfassung  eitics  kleinen 
Uüticä  rcriaogt  im  Grunde  meistens  einen  nicht  riel  seringeren  Raum,  als  diejenige 
4m  grmten.  Das  zeigen  schon  die  roraasgehenden  Absohnitte  dieses  Bandes,  welche 
Miilclstaaten  behandeln,  verglichen  unter  einander  und  mit  dem  Abschnitt  Uber 
f'n.'oss^n.  Auch  die  Stadien  zu  einer  solchen  r).irstel!nn<r  mdssen  vielfach  ziemlich 
fUicb  (imfasäend  sein.  Ubersteigen  aber  damit  Zeit  und  Kraft  eines  einzelnen  Autors, 
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-  jedeiifans  die  mciliigen  reichen  fdr  die  breitere  Bcliandlung  von  18  weiteren 
deuischüii  Steucrvcrfassunfren,  selbst  wie  iu  diesem  Bande  mit  Beschränkung  der  D&r* 
stelloDg  auf  das  19.  Jahrhundert,  nicht  aoa.  Und  schliesslich  ist  eben  doch,  was  eta 
deutscher  Kleinstaat  selbst  heute  leistet  —  und  mehr  als  Einer  hat  in  d<«r  Bt^sfeucning 
Trefliiches  geleistet  —  von  weit  geringerer  Tragweite  und  allgemeiner  Bedeutung, 
als  was  Preassen  oder  selbst  oar  einer  der  im  Vorausgciiendeu  fcenaner  bebanddten 
deutschen  Mittelstaaten  geleistet  haben.  In  Etwas  gilt  doch  auch  da  der  Sinn  des 
Worts:  minima  nou  curat  praetor. 

§.129.  Uebersicht  der  Finanzen  der  Klein  Staat en. 
Abgesehen  von  beiden  Mecklenburg  mit  im  Ganzen  gleicher  Öteuer- 
vcrfassung  hat  jeder  der  noch  bestehend on  Übrigen  17  deutschen 
Kleinstaaten  wieder  von  Alters  her,  auch  das  1^».  Jahrhundert  hin- 
durch und  noch  in  der  Gegenwart  seine  vielfach  aparte  steaer- 
geschichtliche  Entwicklung  QDd  jetzige  Steaerverfassung,  wenn  aach 
in  der  den  Staaten  verbliebenen  eigenen  directen  Bestenernng  An- 
Dftherangen  nnter  einander  nnd  mit  Prenesen  Btattgefnoden  haben. 
Anfangs  im  19.  Jahrhundert  auch  hier  die  rationelle  Ans- 
bildoDg  der  Brtragsstenern,  neuerdings  die  st&rkere 
Entwieklnng  der  Personal-,  besonders  der  Einkommen- 
steuer zur  Ergänzung,  zum  Theil  zum  Ersatz  der  Ertragssteuero 
ist  auch  hier  das  Charactcristische.  Die  eigene  directe  innere 
Verbrauchsb est  e u cru  11  g  und  die  Zölle  sind  mit  dem  Ueber- 
gang  des  betreffenden  Staats  iu  den  Zollverein  und  in  den  Nord- 
deutüchen  Bund  und  das  Deutsche  Reich  aus  den  Einzelstaatsfinaiizcu 
verschwanden  oder  freiwillig  fast  ganz  aufgegeben.  Die  Yerkehrs-| 
Stempel-  und  Erbschaftssteuer  hat  sich  erhalten  nnd  mehr- 
fach ihre  rationelle  Fortbildung  in  der  Richtung  anderer  moderner 
Gesetzgebungen  gefanden  (Hansastädte).  Das  Gebtlhrenwesen 
ist  gleichfalls  geblieben  und  fortgebildet  worden. 

Die  Missstände  der  Versehiedenartigkeit  der  directen» 
der  Verkehrs-,  der  ErbschaftssteuerD,  welche  sieh  in  ganz  Deutsch- 
land finden,  zeigen  sich  natdrlich  in  noch  höherem  Maasse  in  der 
Gruppe  der  Kleinstaaten,  thcils  bei  diesen  unter  einander,  theils 
auch  in  iliiem  Verhältniss  zu  dem  prcussischen  und  mittelstaatlicheu 
Kaebbarlande,  so  in  dem  gcographiselicn  Complex  „Thüringen", 
der  politischen  Musterkarte  und  dem  Auaiogon  des  schwäbischen 
Reichskreises  aas  dem  18.  Jahrhundert  noch  im  zwanzigsten, 
femer  in  den  meisten  übrigen  Kleinstaaten^  weiche  Enclaven 
prcussischen  Gebiets  bilden,  so  in  den  Uansastädten,  welche  im 
Grande  die  wirthschaftlicben  Metropolen  ihrer  Nachbarschaft  dar- 
stellen,  von  denen  Hamburg  mit  dem  preussischen  Altona  und 
anderen  Vororten  eigentlich  eine  wlrthsehaftliohe  Gommunal- 


Digitized  by  Google 


Uebeniclit  dar  UeloKaAtUehea  Finaiizini. 


447 


eiBbeit  bildet,  feroer  in  Anbalt,  Bnanschweig,  Oldenburg »  beiden 
Uppe.  Diese  Misestttnde  mttssen  als  Folgen  des  Bundesstaats* 
ehsfteten  des  Rdcbs  hingenommen  werden ,  lassen  aber  vollends 
eine  grössere  Annäherung ^  womtfglieh  eine  Gleiebfaett  wenigstens 
der  Orundfltaetnr,  besonders  des  dfreeten,  indessen  auch  des  Ver- 
kehrs- und  Erbschaftssteuerreclits,  namentlich  mit  dem  preussischen 
Steoerrecbt,  dringend  erwünscht  erscheinen,  wie  sie  'i.  B.  jtlngst 
IQ  Brauüschweig  erfreulicher  Weise  wenigstens  in  der  directeü 
Pcrsonalhestenernn^;:  erfolgt  ist.  Kh  ist  doch  wirklich  nur  eine 
politische  KUckständigkeit,  wenn  jeder  solche  Kleinstaat  seine  eigene 
a^weicbende  StenergesetzgebuDg  auf  diesem  Gebiete  festhält  ^  eine 
Tom  gesammtdeutscbeo  Standpuncte  betrachtet  volkswirthsohaftlich 
nid  finanziell  naehtbeilige  Politik. 

Der  Gharacter  des  gesammten Finanzwesens  der  monarchischen 

Kleinstaaten  und  durch  ihn  indircet  auch  derjenige  ihrer  Stcuer- 
verfassung,  besonders  in  Mcckleiiburg,  den  thüringischen  Slaatcu, 
aber  auch  in  den  übrigen,  Oldenburg,  Hraunschweig,  Anhalt,  wird 
stark  durch  den  grossen  alten  Besitz  von  DomUnen  und 
Forsten  u.  dgl.  mit  bedeutenden  privatwirthschaltiichen  Rein- 
erträgen beeinflusst.  Dadurch  ist  in  diesen  Staaten  im  Ganzen  die 
FinaDzwirthschaft  noch  mehr  eine  domanial wirthschaft- 
liehe  geblieben,  als  zu  einer  steuerwirthsehaftlioben 
geworden,  jenes  in  stärkerem  Maasse  als  die  der  grosseren  Staaten 
(bicr  Ton  den  Staatseisenbahnen  abgesehen)«  Wo  die  Gassen* 
Tcietnigung  (Landes-  oder  Steuercasse  und  fiHrstliehe  Kammercasse) 
erfolgt  und  der  Landesfttrst  aof  GiTiHiste  gesetzt  ist,  zeigt  sich  das 
nnmittelbar  und  noch  besonders  deutlich.  Wo  Cassentrennung  ge- 
blieben ist,  wie  namentlich  in  Mecklenburg,  dessen  Finanzverfassung 
Wesentlich  den  älteren  ständisch -pntriujonialstaatlichen  Charucter 
mit  zwei,  hier  sogar  drei  getrennten  Finanzsyslenien  bewahrt  hat, 
wie  auch  in  gewisser  Hinsicht  in  Braunscbweig,  Sachsen  -  Coburg 
luid  Gotha,  iSacbsen-MeiDiogen,  auch  in  den  wiederum  besonderen 
Verhältnissen  beider  Reuss,  Schanmbnrg-Lippe,  zeigt  es  sieh  mittel- 
bar. In  einigen  dieser  Kleinstaaten  tritt  so  wie  in  Mecklenburg 
tttch  noeh  heute  der  Gharacter  grosser  Domanialwirth- 
•chaften,  wo  die  Besteuerung  nur  eine  Ergänznngs- 
«telle  einnimmt,  hervor.  Eigene  Staatseisenbahnen  mit 
Ggenbetrieb  haben  Meeklenburg-Schwerin  und  Oldenburg.  Braun« 
•chweig  hat  seine  ehemaligen  wcrthvollen  Staatsbahnen,  die  in 
eigener  Verwaltung  gestanden  hatten,  verkuuiL.   Dieselben  bilden 
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jetzt  einen  Theil  des  prenssischen  Eisenbahnnetzes«  Es  bezieht 
dafttr  eine  Annnität  ans  der  prensaiBoben  Staats-  bezw.  Eisenbahn- 
casse.  Meckleobnrg,  Brannsehweig,  in  neuester  Zeit  aoeb  die  Ter* 
eioi^ten  tbdringiscben  Kleinstaaten  besitzen  (leider!)  aneh  eigene 
Landeslotterieen,  von  nieht  nnweseotiieher  finanzieller  Be- 
dentnng,  namentlich  die  brannscbweigiscbe.  Völlige  fiscalische 
Cassene i n h  cit  iiiid  Etatseinheit,  wenigsten b  für  das  ganze 
b  e  t  r  e  f  l  e  n  d  e  S  t  a  a  t  s  t  c  r  r  i  t  o  r  i  u  m  des  Kleinstaats  ist  aber  anch 
für  die  eigentlichen  Staatsfinanzcn  (von  der  Kammercasse  abgeeeben) 
noch  nicht  einmal  Uberall  erreicht. 

So  hat  üldenbiirp  mit  seinem  Gebiet  von  6247  qkm.  and  373.739  Kinwohncm 
(io  löU5)  einen  Etat  der  Centralcasse  for  das  gaiiiie  (jrossliorzogUiaiD  uod  3  £iats 
der  bekanntlich  geographisch  ganz  gctrcBiit  liegenden  ttnd  ptrtfell  erst  in  der  nencros 
Zeit  (19.  Jahrhunden)  zu  Einem  Stnatsweton  vt  rbundcncn  I^ndcstheile,  des  Haapt- 
thclls.  des  soffcn.  Herzogthum  Oldenburg  {h'^Ki  qkm.  und  295  090  Ein\\-oljncr)  und 
der  beiden  kleinen  Kcbenländer,  des  bei  den  Tcrritorialreguliraogcn  ron  löl5  im  fernen 
Südwesten  der  hentifen  prenesisehen  Bhdnprorinz  crvorbenen  Ftirsteotliams  Birlen* 
feld  ('lOn  qliii.  mit  4224^  Einwolinern^  und  di^s  1866  durch  einen  Staafsvertrag  mit 
Preu^^cn  bei  tielegcnheit  des  prcnssischcn  Erwerbs  ron  Holstein  durch  das  Gebiet 
von  Alirensbock  erweiterten  ,.F"ilrstenthums  Lobock"  (541  qkm.  mit  35.501  Einwohnern) 
im  0:>tUcbcn  Holstein.  Anch  Sachsen  -  Coburg  nnd  Gotha,  weiche  erst  im 
19  JahrlmnHf^rt  tu  Einem  Sfnatf»  in  Folirc-  Krlig-augs  vereinigt  worden  situ]  (1958  qkm 
mit  21(5.60^  Einw.)  haben  einen  gcmcinschafilichco  nnd  2  getrennte  Etats  der  Laodes- 
thttlle  (Coburg  562  qkm.  nnd  62.498  Einv.,  Gotha  1396  qkm.  nnd  154 105  Einw.). 

Die  drei  Stadtstaaten  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  zeigen 
auch  in  ihrem  Finanzwesen,  ihren  Etats  nnd  ihrer  Besteaernng 
ihren  politischen  Mischcharacter  Ton  Staat  nnd  damit  groasentheüs 
zusammenfallender  Stadt  nnd  zwar  Handelsstadt.  Privatwirtbscbaft* 
liehe  nnd  gebtthrenartige  Einnahmen  ans  grossen  öffentlichen  Ein- 
richtungen des  Verkehrs,  besonders  SehiffTahrts-,  Hafenwesens  n.dgl., 
aneh  des  Wasser- ^  Belenebtnn<:s ,  Marktwesens  nnd  anderer 
städtischer  Einrichtungen  (besonders  in  Hamburg)  geben  ihrem 
öffentlichen  Haushalt  ein  besonderes  Gepräge  und  bilden  einen 
erbeblit  lien  i  tieil  der  Gesannnteinnabnicn  des  Etats,  dem  freilich 
auch  pi  iij?.serc  Heiastungen  aus  den  fllr  die  Anlagen  u.  s.  \v.  aui- 
genommenen  Schulden  und  für  die  Betriebsausgaben  der  Anstalten 
gegenüberstehen.  Staatsbahnstrecken  auf  ihrem  Gebiete,  welche 
Hamburg  und  Bremen  früher  besassen,  aber  nicht  selbst  Yerwalteten, 
sind  in  der  prenssischen  VerstaatlichungsSra  an  Prenssen  gegen 
Entschädigung  abgetreten  nnd  bilden  seitdem  einen  Theil  des 
grossen  prenssischen  Staatsbahnnetzes.  Beide  Staaten  sind  mit 
Kapital  abgefunden  worden.  Im  Ganzen  fliesst  der  Haupttfaeil  der 
Rein^Etnnahmen  der  drei  StSdte  aber  doch  aus  Steuern,  die  in  der 
iicucicn  Zeit  meistens  refoi  mirt  und  in  moderner  Weise  rationell  no- 
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{tftaiftet  und  aasgebildet  worden  sind  (besonders  die  Einkommen* 
itencr,  ErbschaftsBteoer,  sonsüge  Verkehrsstenem).  Hamburg  und 
Libeek  besitzen  beide  ebenfalls  eigene  Staatslotterieen. 

Das  Gebiet  jedes  der  drei  Hansastidto  ist  ganz  klein,  das  Bremisclie  (257  qbii.) 
oiid  das  Lilbeckcr  (208)  selbst  noch  kleiner,  als  das  der  beiden  klLinsteii  monarchischen 
dtotscben  Kleiustaateu  iKeus:»  ä.  L.  mit  316,  Scbautoburg-Lippo  mit  340  (ikm.),  da^ 
Hnbarger  nor  wenlir  grtaer  (415  q\m.).  Aber  an  Beiftlkeran;  ist  Hanbarir  der 
frflssf.'  der  19  bier  zusammcngcfas&tcn  Kleinstaaten  ond  übertrifH  schon  1895  mit 
€81.632  llinwobnern  selbst  Mecklenburg  Schwerin  um  Uber  ÖO.ÜOO  Köpfe,  jet^t  noch 
in  erbeblich  mehr.  Hamburg  ist  so  der  Bevölkerung  nach  der  achte  Staat  lui 
Dcatschen  Reich.  Auch  Bremen  mit  196.404  Einwohnern  in  1895  übertrifft  danach 
9  monarchische  Kleinstnat-n  Strelitz,  Altenburg,  beide  Schwarzbur^.  beide  Rouss,  beide 
Lippe,  Waldeck),  sowie  Lübeck  uud  nimmt  die  16.  Stello  im  Ueiche  dauacb  ein. 
SdM  Lübeck  mit  88.824  Einvehnem  llbertrilft  4  der  kleinsten  Monnrcbieen  (Sonde»* 
kiu^eü.  Kcuss  ü.  L..  Waldeck,  Schaum  bürg- Lippe)  und  liat  danach  die  22.  Stelle. 
Aacb  für  die  Finanzen  und  Steuern  ist  zu  beachten,  daj-s  von  der  Bcrölkcrnng  des 
Stutä  Hamburg  roa  681. 6o2  iu  1895  auf  die  Stadt  625.552.  voa  derjeni^ren  des  Staats 
Bremen  fon  196  404  in  1895  auf  die  Stndt  Bremen  141.814  kamen  (1898  vnren  die 
Zihlea  bezv.  20S.888  und  152.210).  Bremerhaven  hatte  1898  18.259  Ein«olincr. 
h  Labeck  gehörten  1895  ron  den  83.324  Kinwolmern  des  Staats  69.874  der  Stadt 
Ubecfc  an. 

a.  Meeklenbnrg  (beide,  Sehwerin  nnd  Strelitz). 

§.  130.  Vorbemerkungen.  S.  in  dem  Sammelwerk  Uandbuck  dos  ötiont- 
lifika  Beebls  B.  3.  HaJbbaod  2,  Abth.  1  (lö84)  Basing,  Staatsrecbt  Mecklenburgs. 
Die  Finanz-  und  Steuergesehicbte  nnd  noch  die  gegenwArtigo  Sieuerrerfassung  des 
Landes  wcrdcu  nur  iu  Verbindung:  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  uffent- 
lichen  Bcditd  und  mit  dessen  heutiger  tiestaltung  genügend  veiatändlich.  Deswegen 
vM  venifisteiis  in  KOtm  in  §.  181--18S  auf  diese  Yerhiltnisse  ein^ogangen.  Die 
•^nerc  Grurdlage  der  Finanz-  und  Steuer^erfassunK'  beruht  auf  dem  Erbveri;leich  vom 
i?.  April  175.5,  der  m  seinen  ersten  Artikeln  in  einer  langen  Keihe  von  Para>;rapheu 
*«br  genaue  Vorschriften  Uber  die  Landescontribution  und  weiteres  Finanzielle  getjoücn 
k^t  S.  dieses  AeteastQck,  das  fkkr  die  Wardigang  des  ständisch-patrimonialen  Finanz- 
Qüd  Sleuerwesens  allgeineineres  Interesse  bietet,  iu  II.  A,  Zachariä's  deutschcu 
Vedassongsgesetzen  der  liegen  wart  (1855),  S.  800—886,  bes.  den  1.  Artikel  §.  5  bis 
100,  8. 801^820.  In  demselben  Werk  auch  die  anderen  Uteren  und  neoeren  mecklen- 
bardscben  Vcrfassuogsgesetze.  üeber  das  Finanzwesen  spccieli  s.  Blisiug  S.  50  -61. 
Auch  für  weiteres  Staatsrechtliche  Hdhlau,  mecklenburgisches  Landrecht  I— III, 
1671—80,  nnd  besonders  derselbe  Fiscus,  landesherrliches  und  Laudesveriuögeu  iu 
XedUeaboff-Schweriu,  1877. 

£ifentlicli(^  Finanzlitteratur.  Für  die  erste  HUlfto  des  19.  Jahrhunderts, 
Bit  vieifachcm  Huckgeheu  auf  die  frühere  ^^t  und  iu  eingehenderer  Behaudlung  der 
Terfaältnisse  um  1850,  ist  reichhaltig,  wenn  aitcb  romemlich  ans  einzelnen  Notizen, 
US  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik,  bestehend:  v.  Reden 's  Darstellung  iu 
ieitier  Allgemeinen  vergleichenden  Finanzstatistik,  B.  1,  Abth.  2.  IP.'l.  S.  1073-1170. 
Mcb  mit  mancherlei  Liiteraturangabeu.  Die  tinanzwissenscbafiiicb  wie  ünauzgeschicbl- 
liek  vichtigsten  and  besten  Arbeiten,  auf  streng  quelleamlssiger  Grundlage,  sind  die 
■^^ftwi  von  Baick:  Domaniale  Verbältnisse  in  Mecklenburg-Schwerin,  B.  1,  1864, 
w»d  besonders  Finanzrerhältnisse  in  Mecklenburg- Schwerin  mit  besonderer  BerUck- 
-■icäii^ung  der  ^cschiclitlichcn  Entwicklung,  2  B.  Iö77,  1878.  hier  lui  B.  2,  S.  1—62 
Iber  die  Ludesäieuem.  Daselbst  auch  Speciallitteratur.  auch  die  neuere  politisch- 
polemische,  web  Ii  i  n  Verbindung  mit  den  Verfaasungcsstreitigkeiten  steht,  wird  beruh rf. 
5.  daraus  M.  Wiggers,  die  Finanzverhäitnisse  von  Mecklenburg -Schwerin  1866. 
Alf  das  zweite  We«  fon  Balek  ist  flkr  aUei  mhete  und  besonden  f\lr  die  Finanz- 
tnd  Steuergesehicbte  zu  verweisen.  Dazu:  Mettorshansen,  die  dirccien  Lande^- 
«teoem  in  Mecklenburg-Schwerin  seit  dem  Erbverplcich  von  1755  (1894).  —  Neueste 
(^«MUgebung  seit  1870:  Steuervereiubaruug  (iülict)  vom  29.  Juni  1870,  fortgebildet 
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durch  spätere  Edicte,  bcson«lcrs  das  Contributionsedict  vom  8.  Jani  1886  und  das 
jetzt  geltende  jüngste  rom  11.  Mai  1897  i^dies  auch  im  t'in.arcb.  B.  15,  S.  439 — i76), 
nebst  Ycrordneng  zur  Abftoderaog  (in  ganz  kleinen  Pnncten)  rem  16.  Hai  1898, 
dazu  Instructionen  und  ^pcciellc  Voroniiiunun^n.  S.  darüber:  „das  Contributionsedict 
vom  11.  Mai  1897,  nach  uni.-iellcn  Quellen  erläutert  ii.  s.  w."  iron  Werther>.  Rostork 
1897.  Voriiemlich  mit  der  Stcucrvertassung  nach  diesem  lutzteii  Edict  fou  1097  hab^n 
wir  CS  im  FoIj!:cnden  za  thnn. 

Stat ist i?* c h CS  aus  früherer  Zeit  in  den  pon.  Scliriftin,  bes.  bei  v.  Uedcn, 
neuere  Daten  in  dem  mccklenburgkcben  Staatskalendcr ,  spcciell  in  dem  demselben 
beigefügten  6t«tfetlseh-topographi8chen  Jtbrbnch  (Jgr*  1900).  hier  aber  wesendieb  nar 
Statistik  des  Cmfangs  und  der  Bcstandtheile  des  Doioauiums,  der  ritterschaftlichea 
(lUtcr  u.  s.  w.,  dann  Steucrsumroen  der  einzelnen  Sifultt!,  keine  son>ti'?e  Finanz-  und 
btouerstatistik.  Auch  in  dem  neuen  Statistischen  Jahrbuch  für  Meci^lcnburg-Schweria 
(1.  Ausgabe  1898)  keine  eingebende  Finanzstatistik,  nur  wenige  Beonerkungon  (S.21U 
s.  u.),  doch  Ertra?sstatistik  der  Glieder  des  neuen  Systems  der  dirccten  Steuern 
iContributton).  Allgemeine  umfassende  Etatisirung  und  VerOKenilichungen  daraas  nar 
in  der  kurzen  „coustitationelien*'  Periode  in  Schwerin  um  1849—50,  daraus  Daten  und 
Tabellen  liet  V.  Kedeu  a.  a.  0.  Ein  allgcmoinee  Budget  besteht  nach  den  nach  der 
constitutionellen  Aeni  wieder  liergestellten  älteren  j-tnatsreclitlichen  Verhältnissen  folge- 
richtig nicht.  Genaues  Zahlenmaterial  für  die  Tcrschiedcnen  Finanz-  und  Verwaltuogs- 
«ysteme  wird  nicht  verOffentUcht,  so  daes  es  selbst  ira  Statistischen  Jahrbncb  und  in 
Staaiskalender,  auch  im  Gothaer  Almunach  i,s.  Jg.  1900,  S.  555,  Jg.  1875.  S.  394  Anm  ) 
fohlt.  Für  Mecklenburg-Schwerin  siind  alt^r  wenigstens  einige  Daten  zn  finden,  für 
}kIeckienburg-Strelitz  fehlen  auch  dieäc  giusaeiuhcils.  Es  bcäteht  hier  das  System  der 
Nicht- PublicitAt  der  Finanzrerbiltnisse  aus  der  früheren  Zeit  noch  heute  nnre^ 
»ndert  fort! 

Im  Folgenden  wird  die  staatsrechtliche  nach  den  mecklenburgischen  Ver- 
hältnissen sehr  complicirte  Seite,  sowie  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Steuer^ 
Wesens  nur  soweit  berücksichtigt,  als  es  mir  zum  Vcrständniss  der  Darstellung  durch* 
ans  erehoten  erschien.  Für  alles  Weitere  und  Einzelne  sei  auf  die  een.  T.itterattir, 
bes.  Baick,  dem  ich  in  der  geschichtlichen  üebei^icht  bis  1^70  im  Wesentlichen  ge- 
folgt bin,  ferwiosen.  Unsere  eigentliche  Aufgabe  ist  hier  nur,  Uber  den  Steuer* 
politischen  und  steuertechnischen  Charactcr  der  Besteuerung,  namentlich 
n.nrh  dem  Krbrrr^leirh  von  1755,  nach  der  spftteren  Fortbildunff  der  nestenertin^  seit- 
dem, dann  nach  den  neuen  Bestimmungen  von  1870  und  1897,  jlu  orientireu  uad 
dab^  die  Besteuerung  einer  finanzwissenscbafUicben  Kritik  zu  unterziehen. 

§.  131.  E  i  n  l  e  i  t  im  g".  Die  b  c  s  t  c  Ii  e  n  (1  e  F  i  n  a  n  z  v  c  r  - 
waltung*  Zum  Verstäuduifis  der  beutigen^  auch  der  älteren  Ver 
hältDisBe,  welche  aber  nur  wenig  modificirt  in  der  Gegenwart  fort- 
bestehen, wird  CS  dienen,  die  gegenwärtige  Finanzverwaltoog  in 
ihren  drei  Hanpttheiien  zunächst  l^urz  zu  charaoterisiren. 

Die  lakoni:^chen  Sätze  des  neuen  Statistischen  Jahrbuchs,  die  ich  im  Folgenden 
zum  Theil  wörtlich  h^»ranziehe  (S.  221/.  und  die  Bemerknneen  >]<'s  Gothaer  Hof- 
kalenders reichen  datiu  aui.    Aber  die»  Material  ist  eben  sehr  Uurlui^. 

,^Ein  allgemeines  Staatsbudget  besteht  nicht.  Zur  Bestreitung 
der  Kosten  des  grossberzoglichen  Haus-  und  Uofbalts  (Schwerin) 
dient  der  Ertrag  der  Hausbaltgttter.  Die  FinanzTerwaltung  des 
Landes  zerfällt  in  3  Abtbeilnngen." 

A,  Die  landesherrliche  FinanzTerwaltung. 

1)  Ihre  Einnahmen  sind :  a)  die  Erträgnisse  der  grossherzog- 
liehen  Domänen  und  Forsten,  b)  Zinsen  von  Kapitalvermögen, 
c)  der  Ertrag   der  ordentlicbeu  Contribution ,  jetzt  nach  dem 
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CoDtributioDsedict  von  1897,  wonach  jährlich  entweder  der  volle 

Betrag  der  betrefieodea  Steuer  (so  seit  1894/95),  oder  eine  Qaote 

(rorher,  Vioi  ^aletzt  V,o)  ausgeschrieben  wird,  d)  ausserordeotliebe, 

mit  den  Ständen  auf  längere  oder  kürzere  Zeiträume  vereinbarte^ 

u  besonderen  Zwecken  dienende  Zuschflsse,  z.  B.  zu  den  Kosten 

der  Justizverwaltang,  der  Gendarmerie  n.  dgl.  m.,  e)  der  Ertrag 

verschiedener  Regalien,  der  Landeslotterie. 

Die  Domäncü  Dm£a&>eo  5öÜ.2öt5.S  ha.  Land,  gleich  26Ö4  sogen.  „HafeA*\ 
Bich  velchen  «llgenein,  aach  in  d«ii  FiDanzstchen ,  gcrochnel  wird.   Dtan  hoBnaeni 

iiocb  äo^en.  ..incamorirto''  Güter,  ü.  h.  rom  Domanium  crvorbenc  Rittergüter  (nebst 
einigen  im  ..Rostocker  District"').  <!ie  für  gewisse  Zwecke,  >o  fttr  die  Besteuerung  (Con- 
iribotivii)  oii  licsiaiidtheil  Uca  rittciachuftlichen  Groüdboitzcs  nucli  gelten,  daher  z.  B. 
:>  I  dem  Steuercontingent  der  Ritterschaft  einen  entsprechenden  Antheil  tragen  (s.  a.). 
Diese  incamerirten  Güter  umfassen  26RV.  lui.  tiiid  74"  3.  Sclicffel  (»100  SchcHcl  1  kata- 
»fine  Hufe)  iu  77  Be$it2UDgen  (£ittergutcrn)  (mccklcnb.  Uolkaicndcr  fUr  1900* 
S.  13.  176  ff.)  Die  Bitterachaft,  velcbo  an  der  alten  Contribotion  io  der  ForoL 
Jer  Hofensfeuer  {•'.  u.)  belheiligt  war  und  noch  heute  (innerhalb  der  sogen.  landwirlb- 
j'bafdichen  Steuer  des  Edicts  von  1870,  /.w.  l^^iT  es  i^t,  s.  unten  ß.  13^5)  zÄhlt  gegen- 
wärtig (1900)  638  Besitzer  mit  1023  Besitzungen,  woron  1  Besitzer  die  Laudeshorr- 
^(^hsft{77  Bttdtznngen),  1  das  Hinisterium  des  Innern  (2),  4  Fürsten  (17).  46  Grafen. 

241  freiherrlicho  und  adlige  (,343\  1  adliger  und  bürgerlicher  (3),  314  bilrirt  r- 
khe  (3-)3'.  11  geistliche  Stiftungen  (85),  13  weltliche  Corporationcn  (38).  6  Baucr- 
«hafken  6).  Diese  1023  Besitzungen  zerfallen  nach  rechtlicher  Qualität  in  412  Lehen- 
-uter,  Ö34  AUodc,  2  dem  Ministeriom  gehörige.  75  Kamnicr-  und  Haushaltiruter. 

ba'vTi  riricii  (Jesamintumfang  von  3408  IIuf-Mi  200-'V_,  St  heliel  (wovon  254'  ',  Kiiffn 
*^^.itSchctfcl  Kitterguter  dem  Domauium  „incamerirt  *,  das  ausserdem  noch  im  Kostocker 
maüa  12V4  Hufen  6*/^  Scbeffel  besitzt).  Das  Domanimn  stebt  daher  an  Umfang 
tirifer  dem  ritterschaftlichen  Besitz  nicht  so  sehr  zurück.  T'^  bL<it/eii  f.  rner  die 
Klostcrfimter  160  Hufen  60  Scheffel,  der  Rostocker  Distri.  t"  131  Hufon 
Scheffel,  endlich  die  Käuinierei-  und  UekooomiegUter  der  Städte  45  Hufen 
^1*^3)  SchefTel  Landgüter.    Im  Ganzen  aosserbalb  des  Dafflaoiams  Landgüter  von 

Hufen  2-'»o"'^_.  ScheilVl  Umfang.  Es  ist  ftir  die  WilnliLMiiig  der  geschichtlichen, 
vie  der  noch  bestehenden  Finanzverhültnissc  wichtig,  sich  rou  dieser  Yertbeilung  des 
ludlicben  Grundbesitzes  ein  Bild  zu  macheu. 

Die  Stidte  zerfallen  staatsrechtlich  immer  noch  in  die  2  „Seestädte"  Rostock 
r  i  Wismar  und  die  40  MLandstAdte'',  welche  in  der  Landstandscbaft  vertreten  sind, 
^t^mmen  42  Städte. 

Auch  die  Verthellang  der  BevAIkernng  anf  die  etaatsrecbtlicben  Gebiets^ 
rruppen  ist  fr.r  tnam  hcrlei,  anch  Finanzielles,  zn  beachten.  Sie  war  am  1.  Dec.  1805: 
Ufl  Domanium  lt)2.2.S0,  ausserhalb  desselben  403.186,  also  etwa  V3  *  .t  C^'^^^» 
letzteren  118.526  auf  den  Kitiergüteru ,  c  V«  der  ganzen  Volkszahl,  8102  auf  dea 
iiostergaiefn,  263.868  in  den  42  Städten,  14.690  anf  den  Stadtgatem). 

2)  Die  Ausgaben  der  landesherrlichen  Finanzverwaltuii«]: 
sind:  a)  die  Kosten  des  Landesregiments,  b)  Verzinsung  und 
Tilgung  der  landesherrlichen  Schulden ,  c)  die  Matricolarbeiträge 
tn  das  Deutsehe  Heieh. 

Das  mecklenburgische  Statistische  Jahrbuch  giebt  aueli  nur  diese  Rubriken  und 
»^(Icr  hier  no-  h  bei  den  Einnahni.riilirikt'n  Zahlen  an!  Es  wird  nur  bemerkt,  dass 
«  dea>  Kechnuugsjahr  Johannis  (auch  dies  der  alto  Termin!)  189<s  09  die  Höhe  de:» 
&tti  der  lasdeslierrlichen  Vervaltnne  *.ttra'*  je  19.400.000  J>1.  (1800  1900  nach  dem 

' 'thaer  Hofkalendcr  um  20.026.000  M.)  sich  bewege,  wobei  z\i  Schuldentilgung 
.-'AiYh\  vorw'^f'l't  wurden.  Etwas  specificirt  ist  nur  der  Bcstnn  I  dieser  Pitian?- 
>rv&itang  an  Acuii^a,  lu  verschiedenen  Posten  101-587.100  M.  und  au  Paaaivts. 
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8(J.4o;;  *00  M.,  rorneinlich  ältere  Eisenbahnschuldeii .  die  darch  eine  Annuilll  {hii 
lUo7)  voti  den  vcr»taailichtmu  Eisenbahnen  rer^iiist  uud  gutiigt  werden. 

Die  Kosten  der  irroMherEOgliehea  Hof-  nod  Heusliftltang (Schwerini 
werden  aus  einem  Döinani'iicomplex ,  der  den  Namen  ..Haushaltii^iitcr"  oder 
„Uauäbaltdomäuen"  fulirt,  apart  bestritten.  Diese  Kiuriclituug  geht  aaf  die 
1848or  politischen  Ereignisse  zurück,  wo  nach  dem  Staat&grundgesetz  tou  1849 
(10.  Oct.)  aus  den  Domänen  ein  Thcil  ausgeschieden,  zu  grossherzogl.  llausgat  und 
der  Kest  <]ttr  Doiririnen  zti  Staatsgut  crlil&rt  worden  war.  Dazu  kam  Jamals  noch  eine 
aus  den  Domänen  za  outricbtende  baarc  Civülist«)  fou  175.000  Thir.  Nach  der  Auf- 
hebonir  des  Stanlsgm&dgeselzea  ond  Beaedflranir  der  alten  Verfaaevng  sind  fwar 
summtliclie  Domänen  wieder  als  laiide^lierrliches  Eigenthum  anerkannt  worden.  Aber 
es  Terblieb  bei  der  getrennten  Verwaltung  der  ,,Haushaltdomäneii"  nnd  der  Vcrweudanii 
Vüu  dercü  Erträgen  für  daa  fürstliche  Haus  und  llof.  l'ur  diese  besteht  die  „Uaos- 
haltcentraicasse'S  die  so  ron  der  alten  „Benteroi"  losgelöst  varde.  Letztere 
bestreitet  jetzt  die  Kosten  dos  Lan Jesreijiments  und  ist  insofern  eine  Staatscasse  (Bulrki 
Aach  die  Civiilisto  in  der  früheren  iiöhe  Terblieb,  doch  ist  später  diese  (in  etwai 
erhOhetem  Botrage)  nebst  anderen  haaren  Zahlungen  an  den  Hof  forigcfsillcn  und  sind 
dafür  die  Haushaltdomänen  entsprechend  erweitert  worden.  Aber  es  tiiod  dies  alles 
nur  factische  Verwaltuugsmaassregeln  in  Bczu«:"  ant  d  h  Domaniuni,  üirbt  Staatsrecht 
liehe  Einrichtungou ,  da  eine  Einigung  mit  den  btaadcu  darüber  mchi  gelungen  i:>t 
<s.  Batek,  Pin.ferh.  I,  g.  133—185;.  —  Die  Stände  sind  Qbrigeni  noch  heote  snt  Oe- 
wäbnni>;  der  alten  „Prinieisinstener**  bei  VerbeinthoDglandeiltiisdicber Tochter 
ferpflichtet  (s.  u.\ 

ß.  Die  landesherrlicb-Btändische  Finanzrerwaltimg. 

Deren  Etat  bewegt  sich  für  1896/99  nach  dem  mecklenbnrgischen  Statistisoheu 

Jahrbuch  in  Einnahme  und  Aussrabc  um  o.9"J'  f M.  (im  Jahre  1899, 1900  nach  d<  rn 
Gothaer  Uofiudender  um  4.261.000  M.).  Zur  Scholdcntilgnog  sind  ausgcworfeu 
'272.400  (bexir.  229.600  M.)  Hierher  rcssortirt  auch  die  Staatselsenbahnrer' 
waltung  mit  einem  Kt.it  in  Einnahme  und  Ausgabe  1.  Apr.  1898;98  Ton  11.425.100  M. 
Das  EriTebniss  war  18'J<j/97  ein  ücberschuss  der  ^lecklenburjrischen  Friedrich  Frariz- 
bahn  ron  3.940.000  M ,  der  damit  verbondenen  ächilifahrt  nach  Gjedser  (Dänemark) 
ron  12.000  M.  (Stat.  Jahrb.  S.  190).  Ans  diesem  Uebeisehiiss  seheinen  die  Scholdeu 
dieser  zweiten  Finanzverwaltung,  zumal  die  aus  Eisenbalinen  allein  herrü}.reu<Jen.  be- 
stritten werden  zu  können.  Die  Activa  der  Si  huidenverwaifUHg  werden  auf  9.27  MilJ., 
■die  i'aAsiven  auf  98.05  Mill.  Mark  angegeben  für  1898/99  (Stat.  Jahrb.  Mit  diesen 
und  anderen  Angaben  eb.  stimmen  die  im  Guthaer  Hofltidender  für  1900  S.  556  nicht 
überein).  An  .:twa)gen  Ueberschüssen  der  Ueberweisungen  des  Reichs  «her  die 
Matricularbeiträge  hinaus  nimutt  diese  Fiuauzrerwalluog  Theil  (s.  Statistik  der  Ueber- 
welsungen  ond  Matricularbeitrlge  eb.  8.  224). 

C.  Die  rein-ständische  Finanzverwaltung. 

„Die  Einnalimen  und  Aus^gaben  sind  yerhältnissmissig  gering**.  Sagt  das  Statist 
Jahrbuch,  ohne  Angabo  irgend  welcher  Zahlen! 

§.  132.  Die  ältere  FioAiiz-  und  StenerrerfasBung 
?or  dem  Landes  er  bver  gl  eieh  von  1755.  Die  im  Voraiu- 
^henden  angegebene  Gliederung  der  Finanzrerwaltang  ist  ein  ge- 
schichtliches Prodact  der  alten  mecklenburgischen  Finanz-  nnd 

Stcuervciias.sunj,'.  Diese  uud  damit  auch  die  ganze  Finanzver- 
walliin^^  beruhte  seit  Alters  und  in  wesentlichen  Poncten  beruht  sie 
«bcn  noch  heute  auf  den  Re(  htsgruudsätzen  des  deatschen 
ständischen  Patrimouiaistaats. 

^S.  Fin.  I,  §.  213—215,  III.  §.  29,  3u.)  Die  mecklenburgische  Landesherrschai^ 
ferfhgte  ron  sich  aus  selbständig  Uber  das  Domanium  und  dessen  Erträge  nnd  Aber 
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.}[  Einr.alimen  ans  nutzbaren  Kapitalien,  Gebühren,  Strafgeldern  u.  dg\.,  früher  auch, 
tum  Thcil  bis  gegen  das  16.  Jahrhundert,  einächlic^slich  älterer  fester  Beden.  Sie 
htte  in  ihrem  DoBaDinm  aach  ein  selbständiges  Besteucraugsrccht  gegenabcr  den 
rnterthaaoi  uad  Bevohiiefn  auf  diesem  Gebiete,  den  Hintersassen,  und  der  jeweilig« 
Lafidijsberr  rerfüste  ansserdem  ancl»  ült-r  <! is  fiii^tiiclio  Privatvermögen  (Chatnil-, 
Cablnetsgut).  Aua  den  Erträgnissen  aller  dienet  übjecte  ond  Kochte  waren  aber  auch 
die  tnDaesbedorfbtose.  ebeueo  vie  die  penOaKchen  und  HofbedtttfalMe  der  Landes- 
bfm<  haft  ur.fl  «Jes  Fapsteti  /.u  bestreiten.  Die  Stände  (Prälaten  mit  dem  Kirchengut. 
ii'  ".n  der  ]\eformatiuiisizoit  durch  Säculansatiou  grossentheils  an  den  Landesherrn 
^cfaüeii  oder  zurtickgefailcu  war,  iiitrcFÄchaft  und  Städte)  unterlagen  nicht  dem  uu- 
S))ttclbaren  Bestenerungsrecht  der  Landesherrschaft,  sondern  bei  nncbgewiesenem  Be* 
durfniss,  besonders  auch  zu  Zwecken  derTil>;nng  der  für  Landeszwecke  aufgenommenen 
Scboldeo,  erfolgten  Bede*ForderuogeD  der  Landeaherrschaft  an  die  St&nde  (s.  Fin.  III, 
^  32).  Die  benilligteo  Beden  vnrden  in  der  nblicben  Weise  des  stindiseben  Sttats 
LD  einer  Ge^nrnrntsumme  von  den  Ständen  übernommen,  als  bestimmtes  Contingent, 
rnd  nach  dem  so^^en.  Terzprincip  auf  die  3  Stände  frleichmässig  rcpartirt.  Fttr  das 
iiirchengut  tiat  dabei  seit  dessen  Säcularisation  das  Uomanium  der  Laudesberrschaft 
■it  in  die  Verpficbtong  der  üebemabne  des  rafrabrin^enden  Antbeils  des  Contingent» 
■Jin.  An  diesem  nnverändcrlichen  liepartitiorismaassstabo  wurde  streng  festgehalten. 
Die  Abgaben  ruhten  auf  dem  (irund  und  Boden,  der  sich  in  den  Händen  jedes  der 
drei  Stände  befand.  Es  ergab  sich  daher  ein  Interesse  eines  jeden  Standes  daran, 
«ian  mit  SOcksicht  auf  das  Terzprincip  der  Umfang  des  znr  Aufbringung  der  gleichen 
St*»!3er<]note  j'  -b^--  Standes  verpflichteten  Bodens  sich  nicht  verringere.  Die  vom  Landes- 
ütTtn  neu  erworbenen  KittergUtor  sollten  daher  für  die  Terz  der  Kifterschaft  steuer- 
pHiditif  rerblaiben,  was  aUeätogs  erst  Ton  1748  an  streng  dnrcbfefabrt  irntde  (die 
>o|en.  incamcrirtcn  Güter  des  Domaniums  s.  o.  S.  451).  Die  Stände  erlangten  schlicss- 
Üch  in  ihren  beständigen  Streiiigkcitea  mit  der  T.andesherrsrhaft  das  Uccht  immer 
Ion  Neuem  bestätigt,  besonders  seit  der  Mute  des  10.  Jahrhandertü,  dass  jede  Bede 
«der  Steuer  in  ibrem  Gebiete,  auch  die  sogen,  ordentliche  Contributton,  speciell  be- 
wiHirt  WL-r<!  ;n  inU?se,  einerlei  für  Wclcho  Zwecke,  auch  eiiis(  lllil•h^liell  der  Steuern  für 
Keichäzweckc.  Allerdings  verpäichteteu  die  Keichsgesctze  schon  seit  dem  15.  Jahr- 
baadett,  als  die  Reicbsstenem  notbwendiger  und  regeunSasig  worden,  die  Relehsst&nde. 
^  die  Landesherrschaft,  die  auf  sie  falläQde  Quote  an  Ueichssteuern  aufzubringen 
tir  J  die  Landesstäjidc  ond  Unterthanen,  sie  zu  übernehmen  und  unter  sich  zu  Tei)ar- 
tiitu.  aber  welchen  letzteren  Punct  aber  die  Ueichsgesetze  nichts  Genaueres  anordneten. 
Alleia,  vie  Im  ganzen  alten  Reicb,  so  ist  voUends  in  Mecklenbnrg  bei  der  Siftrice  der 
Micht  seiner  Landstände  auch  diese  Verpflicbturi'r  nicht  allgemein  durchzusetzen  in»- 
Teseo,  sondern,  wie  die  VorpOichtung  zu  Landessteucrn,  nur  der  Gegenstand  endloser 
Stt«tigkeiten  geworden.  Gerade  in  Mecklenborg  ist  dann  im  16.  Janrhvndert  (1555, 
1^61)  das  volle  Steuerbewilligungsrccht  der  Stände  auch  zur  Geltung  gelangt,  ancb 
fir  die  ordentlichen  Beden,  wolcbe  früher,  bei  grösserer  Maclit  der  T.andesberrschaft, 
ih  f^e,  wenn  auch  nur  nach  BedOrfuiss  zu  erhebende  Abgaben  auch  ohne  ausdrilck- 
Ucba  stindisebe  Bewilligung  rorgekommen  sind  ond  seilweise  selbst  einen  Hanpttbeil 
der  hridtsberrlichcn  Einnahmen,  neben  den  Erträgen  der  Domänen  und  Tuiralien, 
gebildet  haben.  —  Eine  Sonderstellnn^-  nahm  seif  Alters  Rostock  ein,  und  behaup- 
tnc  dieselbe  auch  nach  seiner  Unterwerfung  unter  die  Erbunterthänigkeit  (1573).  Es 
gdiftrte  niclit  ZQ  den  landschaftlichen  Stidten,  paetirte  besonders  mit  der  Landes- 
Derr«chafi  über  seine  Steuerlcistuncren  und  bcsass  seine  eigene  Finruiz-  und  Stein^r- 
Teiiaasong.  Es  trug  Übrigens  u.  A.  auch  seine  Orbör  ^s.  u.)  an  die  Herrschaft. 
Wismar  batte  schon  tot  dem  Uebergang  in  schwedische  Herrschaft  (1648 — 180B) 
«ine  früher  der  ßostocker  ähnliche  Selbständigkeit  eingebüsst  und  nach  dem  Rück- 
i^aog  an  Mts  klenburg  sie  nur  auf  einzelnen  Gebieten  behalten,  immerhin  aber  gerade 
iii  einigen  rinauzangeicgcnheiteu. 

Auch  nene  Versuche  der  Landesber»ebaft,  das  dorcb  ßeichsabschied  ren  1654 
<)€in  Landesherm  in  Ih-y.üz  auf  Reichsstoucrn  geg:cbene  selbstSndiire  jus  colicctandi 
duchznsetzen  und  zugleich  das  Landcsbesteucrungsrccht  unabhängiger  von  den  Land- 
tttotoi  stt  entwickeln,  fllhrten  nnr  m  netten  scharfen  poliilscben  Kämpfen  und  Wirren 
zvüchen  Landeaherrschaft  und  Ständen  Erst  durch  den  landesgruudgesetzlichen 
ErbTcrgleich  vom  18.  April  1755  kam  es  zu  einem  Ausgleich,  in  der  Hauptsache  im 
Sm&e  der  f  atrimonialstaatlich-ständischcu  Grundsätze  fur  des  Finanz-  und  Steoerwescn. 
1.  Wa^nftr,  FioanzwineaMliaft  IT.  dO 
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Die  stcacrt^'chnische  Art  der  alten  ordentlichen  Reden  und  Contributionea 
war  auf  dorn  Laude  die  einer  Gruudsjteuer  und  zwariu  Form  einer  Huf  eüstener. 
Doch  waren  nur  die  Bauernhöfen  im  ritterscbaftlicben .  im  KI(»ter-  und  aoelt  im 
stfidtisclien  niid  Douiuni;il«?ebiet,  ferner  gewöhnlich  auch  die  StadfgUter  selbst  <feuer- 
päichüg,  die  Kitteriichaft  dagegen  »elUt  nar  fOr  die  zu  ihren  (iutem  geschlagenen, 
eingezogenen  (..gelegten'')  BaaemhnfeD.  IHe  eigentUcben  Bitterhttfen  waren  wegen  der 
Mt  ihnen  lastend<-n  Kriogsdienstpliebt  steuerfrei,  ehemals  auch  die  Klosterhafen.  Kur 
ausnahmswei>e  in  besonderen  Fällen  fentend  sich  die  Bittench&ft  da»,  ftlr  ihre  elgeaen 
Hufen  btuuem  mit  zu  übernehmen. 

Daneben  bestanden  Steaem  in  anderer  Form,  meist  nneh  directe.  8e  die 
„Orhör",  eine  ein  für  alletriel  feste  Abgabe,  die  sich  zn  einer  solchen  der  Stadt 
als  Corporation  entwickelt  hat  Dann  der  Schoss,  eine  allgemeine  Vermögenssteuer 
der  st&dtiscben  Bevölkerung,  auch  mit  für  Communalzwecke,  weiter  eine  nach  der 
GrOeie  des  Hauses  (ganzes,  halbes,  riertel.  Käthe  auf  dem  Lande)  ab^e^tufte  Haus- 
steuer,  ebenfalls  in  festen  Sätzen,  sowohl  in  den  Städten  als  auf  dem  I  vide,  nach 
welcher  in  den  «Städten  anch  die  ständische  Stenertaxe  ao%ebracht  wurde  (sogen. 
„Erbenmodae'*).  Zur  Erleiobtening  dieeer  Steuerlast  bürgerte  sich  in  den  Stidtea 
mindestens  seit  dem  15.  Jahrhundert  eine  Accise  ein,  auf  Getränke  („Trankuntreld"), 
Bier  oder  Malz,  spRtcr  Wein,  Branntwein,  auch  auf  Korn,  eine  Stoner,  die  in  iet 
Mute  des  17.  Jahrhunderte  allgemein  geworden  isc. 

Neben  diesen  ^ord entlichen*'  Steuern  wurden  in  FSllen  besonderen  Bedarfii 
seit  Alter*^  n  u  sse  rord  entliche  erhoben,  früher  meist  gegen  Gewährnnfr  von  Priri- 
legien  rou  den  Vasallen,  in  Form  der  ländlichen  Hufensteuer,  später  nach  ständischer 
Bewilligung,  mit  Entsebeldiio;  nach  der  Hehihelt,  wobei  dann  Stidte  nad  KlMer 
mit  belastet  werden  konnten,  die  Städte  brachten  die  übertragenen  Summen  in  Form 
von  Ziischlfigen  zu  ihren  ordentlichen  Steuern  auf.  Eine  allgemeine  Verpfli^-hfiri?  d<!ä 
ganzen  Landes  bestand  nur  zur  Stenerleistung  in  den  drei  bekannten  Fällen  (Im.  Iii, 
S.  61),  bei  Verheirathongen  in  der  farstlichen  Familie.  Bitteischlag  der  Söhne,  6e- 
fanfrenschaft  des  Fürsten.  Die  sopen  Prinzessinstcu  er  (ron  20.000  Keichsthlr. 
■c=  70  000  M.)  bei  Verheiraibung  von  farstlichen  Töchtern  des  regierenden  Herren 
hat  sich  bis  gegenwärtig  als  Flicht  der  Stinde  erhalten.  (S.  fdr  diesen  ganzen  §.  132 
Balek  II,  §.  140—146«  Büsing  8.  50-52.) 

§.  133.    Die  Fioanz-  udü  bteuerverfassang  nach 
dem  Landeserbvergleicb  von  1755  (18.  April),  nebst 
ihrer  Fortbildung  bis  1870.    Dieser  Vergleich  bildet  die 
Gmndlage  des  Finanz-  und  Stenerrerbts  bis  in  die  Gegenwart, 
aueh  noeh  Uber  die  Zelt  naeb  1870  binans»  bat  aber  in  mancben 
Puncten  Ausbildungen  und  Abänderungen  erfabren,  die  bedeutend- 
sten in  Bezug  auf  die  Besteuerung  um  1809,  dann  erst  1870  und 
in  der  Folgezeit.   Der  Hanpfgrnndsatz  des  ständisch  -  patrimonial- 
staatlichen  Finanzwesens  wurde  im  Erb  vergleich  festgehalten  und 
durch  spätere  Vereinbarungen  mit  dcu  Ständen  nur  immer  voll" 
ständiger,  d.  b.  in  Bezug  auf  alle  regelmässigen  Landesausgaben 
zur  Durchführung  gebracht;  dass  die  Landesherrschaft,  bezw.  der 
regierende  Landesherr  ans  seinen  herrschaftlichen  und  domanialen 
Einkünften  und  aus  den  ihm  nur  zu  deren  Ergänzung  be- 
willigten Stenern  die  gesammten  persöniieben,  Hof-  und  Landes- 
Terwaltongs- (Landesregimen ts-)AQSgaben  zu  bestreiten  bat.  Die 
hierfür  erforderlicbe  ordentliche  Steuer  (Contribntion)  blieb 
aber  an  jährliche  ständische  BewiUignng  durch  sogen.  »^Ood- 
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tribit  tian  sedic  te''  (der  noeh  gegenwSrtig  ttbliche  amtliche  Name) 
gebondeDy  obwohl  sie  für  nnwandelbar  feat  schon  im  Erbvergleioh 
nd  in  spiteren  Verefnbanmgen  erklSrt  worden  ist.   Für  die  Be- 

stenening  behielt  die  Eintheilung  des  ganzen  Landes  in  Gebiet  der 
i;  iterschalt,  der  Landstädte  (ohne  Kostock  nnd  Wismar)  des  laDdes- 
hcrrlichen  Domaoiams,  der  Seestädte  liuölock  und  Wismar  ihre 
BedentiiDg.  Die  an  das  Domanium  gelangten  Rittergüter  (ßogen. 
iucauierata,  s.  o.  S.  451)  blieben,  wie  schon  bemerkt,  im  ritter- 
«cbafüiehen  Steaeryerband.  Das  System  der  Vertbeilung  nach  der 
»Ters  wurde  aber  auf  wenige  ausserordentliche  Fälle  beschränkt^' 
Qod  „der  ritterschaftliche  nnd  städtische  Stenermodaa  nicht  mehr 
dem  Belieben  jedes  einzelnen  Standes  Überlassen,  sondern  bestimmt 
geregelt''  (Balek).  Fttr  die  Domanialbanem,  wie  für  die  sonatige 
auf  den  Domlinen  wohnende  Bevölkerung  blieb  zwar  das  landes- 
herriiehe  Steuerreeht  unbeschränkt  und  die  Erhebung  Ton  Steuern 
Dicht  an  die  ständische  Bewilligung  gebunden.  Doch  wurde  eine 
I>esteueruDg  im  Domaniuiii,  insbesondcic  der  Bauernhuicii,  min- 
destens in  gleicher  Höhe  wie  im  ritterscbaftlichen  Gebiete  vom 
Landesherrn  zugesai^t,  eine  h?5here  datlihci  liinans  von  ihm  nur 
Vorbehalten,  und  die  sonstige  Besteuerung  iür  allgcnieine  Landes- 
zwecke, auch  fttr  die  nicht- bäuerliche,  bezw.  nicht  Bauerland  be- 
sitxende  Bevölkerung  wesentlich  ebenso  wie  im  ritterschaitiieben 
Qebiete  eingerichtet. 

Die  ordentlichen  Steuern  im  ritterschaftlichen  und 
domanialen  Gebiete  zerfielen  in  Haupt-  und  Kebenateuem 
(sogen.  Haupt-  und  Nebenmodns).  Die  erste  war  die  alte,  nur  nun- 
neiir  genauer  geregelte  nnd  zum  Theil  verbesserte,  aber  dann  für 
nnverSoderlich  erklärte  (und  dies  auch  noch  1870  gebliebene) 
r  n  n  d  s  t  e  u  c  r  in  der  Form  der  1 1  u  f  e  n  8 1  e  u  e  r  (Erbvergleich 
j  il.;  Bei  ihr  wurde  die  Steuerfreiheit  der  Ritter-  oder  Hofhuteu 
aijer  Doch  bis  1809  festgehalten,  bis  dahin  waren  also  nur,  wie 
früher,  die  Bauerhutcn  steuerpflichtig.  Die  Nebensteuer  war  eine 
aat  die  Übrige  Bevölkerung,  im  Domaninm  zeitweise  (1843 — 1870) 
auch  auf  die  Bauern  noch  neben  deren  Hufensteuer,  ausgedehnte 
Personaisteoer,  welche  nach  verschiedenen,  einigermaassen 
die  Leiatungafithigkeit  berllcksiditigenden  festen  Sätzen  nach  dem 
persOnliehen  Berufe  aufgelegt  wurde:  eine  rohe  Art  Berufs- 
tinkommensteuerin  Form  verschiedener  Taxen  vresentlich  flir 
^  nieht*landbeaitzende  Bevölkerung. 

ao*  • 
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Nur  die  Kittergüter  wunlen  vermessen  niiJ  bonidrt  (1756  -  7H,  Rcstimmougen 
darüber  im  Erbvergldcb  §.  7—43).  Eiue  Hufe  wurde  auf  ÖUO  Scbctlei  Aussaat  be» 
stimmt.  Der  Yerei&facliiiiig  wegen  Ist  denn  zum  Zveek  der  Ontencheidaof  der  steuer- 
freien Hofbofeu  und  der  zugebörigon  Bauerbufcn  fur  die  Veranlagung  und  T^erech- 
nung  der  Hiifenstcuer  gcsotzlicb  fing-irt  worden,  dnss  j^des  Gnt  zur  Hälfte  aus  beiden 
Hufeiiarteu  bostube.  Als  1809  diu  Steuerfreiheit  der  llofbufcn  fiel  (gegen  Wegfall 
aJler'KriegsdienstplIioJitLMi  der  älteren  Wehrrerfuenng),  wurde  die  GrOsse  der  Hufeo 
verdoppelt,  von  HOO  auf  GOO  SthflTel  Aussaat,  wonacli  aucli  ■/'•e-T'.wrirtig  der  rmrm:: 
sich  noch  bemisst  (sogen,  cat&strirto  Hufe,  s.  o.  S.  4t.»l'.  —  Die  Domanial- 
bftiierii  worden  anfangs  noch  nach  ilteren  Uaassetiben  veranlagt,  erst  seit  1820 
nach  erfolgter  Bonitirang  wurden  ihre  Lüudereicu  ebenso  wie  die  Rittergüter  be- 
liaiidelt.  —  Die  Neben  Ktcnor  wiir*)«'  fiir  dio  ausser  den  Hufen  wohnenden  freie:i 
Leute  auch  in  feston  Taxen  be^iüuiuu  t,i:.ibvergleich  §.  44),  im  19.  Jabrbuudeit  m 
rittcrscbaftlicheo  Gebiete  auf  weitere  Berafskreiae  aasgedebot,  auch  noch  kurz,  vor 
1870,  als  di«;  Einführung  der  Gewcrbefrcihoit  den  Hatidcls-  und  Oewerbebetrielj  liier 
zulicss  (1ÖG8)«  auf  diese  Berufe.  Auf  dem  Domanium  war  dio  Entwicklung  aoal(^, 
aber  schon  frflber  dnrchgreifendcr  (1843).  —  Das  hier  Dargelegte  betriff!  nnr  die  aU- 
gemeinen  Hauptpuncte,  Verschiedenheiten  bestanden  noch  für  geistliche  Güter,  Pfarr- 
hufen,  einzelne,  nicht  den  städtischen  Feldmarken  incorporinc  Stadtpütcr.  fS.  v.  I'eden 
a.  a.  0.  S.  1116  Ü.,  Balct  §.  147— 1  öl).  —  Die  Kitierschaft  behielt  auch  ihre  besondere 
Gasse,  den  sogen.  Landkasten«  in  welcben  die  Steuern  aus  den  fitterscliaftticben 
(leLiete,  einschliesslich  der  Steuern  für  die  dem  Landesberrn  gehörigen,  sogen,  iu- 
camerirten  ehemaligen  Rittergüter,  zusammenflössen  und  dann  als  Beitrag  der 
Corporation  zu  den  an  sich  dem  Laudesherrn  zufallenden  Kosten  des  Landes- 
regiments in  der  bestimmten  (icsanimtBQBlinc  an  die  Benterei  (Scliwtriu,  Rcniei 
Strelitz^,  die  landesherrliche  Centralcasse,  abgeführt  wurden  (s.  Balck  l.  §.  6  ff., 
II,  S.  17,  B«sin^  S.  53). 

In  den  laudsebaftlicben  Städten  verblieben  die  alten  SteuerD, 
wurden  aber  snm  Theil  etwas  umgebildet  und  darch  weitere  Glieder 
zum  Zweck  der  Dnrcbfabrnng  grosserer  AUgemeinbeit  der  Be- 
steaernng  ergänzt  Darunter  befanden  sich  auch  indirecte 
Stenern,  so  eine  Scblacht-  nnd  Mablsteuer,  die  aber  in  der 
Mitte  des  19.  Jabrbnnderts  (besonders  1863)  schon  fixirt  nnd  so 
in  eine  diiecte  verwandelt  wurde.  Aeliulicb  erging  es  einer  Vcr- 
kebrsstcucr  vom  Verkaiit  dci  Händler,  die  durch  eine  Handcl- 
classeusteuer,  mit  lesteu  Sätzen  nach  ()rts-  und  Gcschäfts- 
nmfangsclassen,  ersetzt,  ftlr  Viehhändler  ebenfalls  iixirt  wurde. 

Die  einzelnen  Steuern  in  den  St  id  ton  sind  iui  Erbverglcicb  in  §.  47-  c-eregelt 
wordeu.  £s  waren  die  alte  feste,  taxartige  Uaussteuer,  für  die  KaiuiucreigUter 
die  Hufensteaer,  wie  in  dem  anderen  Gebt^e,  nur  ohne  Steoerfireibeiten,  ftlr  die 
ganze  städtische  Feldmark  eine  nach  deren  (irns^e  und  Benutzungsart  (ob  in  Schlrtiron 
liegendes  Land  oder  anderes)  und  nach  der  (in  Fudern  genus^enen)  Heuiiewinnaiig 
sich  richtende  allgcuiciuc  LSndereistcucr.  Dazu  traten  Viubstcuern  in  festen 
Sätzen  nach  Art  und  Zahl  der  gehaltenen  Hausthiere.  Die  Schlachtsteuer  war 
tlieils  vom  Schlächter  (Scharrensehlachfen ' ,  theils  vom  ronsnmonten  (Haiisschlachten ' 
nach  rerschiedeneu  Sätzen  für  jede  V  ichart  zu  entrichten,  wobei  rerschiedeno  \'crkebrs- 
bescbrftnknogen  zwiscben  Stadt  und  Land  festgehalten  wurden,  so  Verbot  der  Ein- 
führung frischen  Fleisches  in  die  Städte  vom  Lande.  Diese  Steuer  erfuhr  aber  schon 
vor  1870  wesentliche  t'm.^nderungen,  Fiximngen  der  Steuersummc  bei  den  einielnen 
PÜichtigeii,  spater  iur  die  ganze  Stadtgemeiiidc  und  wurde  1863  ganz  beseitigt,  indem 
an  ihrer  Stelle  jede  Stadt  (sowie  die  mit  betroffenen  DomanisJffecken)  eine  Pausch- 
snmme  tlhernahm.  deren  Betrag  unter  der  Bevl^lkerung;  nach  gewissem  Modus  repartirt 
wurde.  Die  Mahls  teuer  wurde  in  der  üblichen  Weise  in  Anknüpfung  an  den 
Mahlprocess  in  der  Mühle  mit  den  dadnrcb  geboten  Gontrolen  (Verbot  der  Siafiibr 
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i\ü  Mehl  und  M  ihlproducteu  in  die  Stadt,  dos  Gebrauchs  beweglicher  Muhlca  u.  s.  w., 
»lü  ^T  "i'iT  in  rrcu.sHon'  in  rorschicdenen  Sätzen  für  Gcireidc,  llranntweinschrot.  Male, 
K'jttersciiiut ,  üruizc  udtr  Graupcii  erhüben.  Auch  diese  Steuer  ist  schon  vui  1870 
\inhch  vie  die  Schlachtstcucr  behandelt  und  fixirt  wordon  vosentlich  mit  im 

Inttfrcise  der  Vrrkehrsfreiheit  zwischen  St.ilt  und  Land  nnd  IsTO  fortgefallen.  Die 
Ujiadelss teuer  bema&s  bick  nach  dem  Debit  der  verkauften  Waaren  bei  hcimiscben 
Hindlera  mit  aiedtiferem  Satz  fQr  die  allgcmeiiien  Kaufmunsviaren  (I  Schilling^  vom 
lieichsthaler).  böhcrem  für  Wein  und  >tark  >  <icträiikc  (3  Schill,  vom  Kthl.K  bei  fremden 
Hiadlern.  auch  bei  Künstlern  und  Handwcikcrn  nach  einem  nlls^cineinen  höliercn  Satz 
tcm  Erlös  (2  Schill,  rem  ßthl.i.  Die  Steuer3.iUc  waruu  hier  also  in  ao  und  so  viel 
S<rhilltDg  Tom  Tbaler  aogesetzt  Dabei  verschiedene  pcrsÖDlicho,  SftchKcho  (so  Koni« 
iivp-'  Befreiuri£r<  n ,  aucli  ftir  den  Jahrmarktrerkchr  Heimischer.  —  Bestimmt  ge- 
uaaDte  Berule  waren  Steuertaxen  in  festen,  nicht  ebtio  niedngca  Sätzen  (Erb- 
Terglcich  §.  47  unter  Yli).  unterworfen. —  Thcils  für  hAhero  oder  bestimmten  Zveckea 
dimnde  Beiträge  <k  r  Städte  an  den  Landesherrn ,  theils  fur  die  städtbchen  Bedürf- 
iiiis.»  erfolgten  Zuschlage  zu  den  genannten  Steuern  der  Städte,  (r.  Reden  a.  a.  0. 
i  1117,  Balck  II.  152— über  die  Verw-allung  durch  die  „Steuer^tubeu*'  uad 
Tdier«  EatirieklQDf  der  allgcmeiDcn  Laiide^-SteaerrenraltaDg  eb.  §.  IGO.) 

lo  BetretV  Kostock^  war  d«a8  Wichtigste,  class  die  Stadt  sich 
i^chon  174ö  mit  der  Laiidesherrscbaft  dahin  ver^liclieu  hatte,  dieser 
QQter  deren  V^erdcbt  auf  andere  Abgaben  und  Öteuern  ans  der 
ätadt  die  Accise  ganz  abzutreten,  welche  in  Form  eines  specifischen 
ZoUa  Ton  seewärts  ein-  und  ausgehendem  Getreide  und  eines  Werth- 
ioUb  TOD  aller  Waarenein«  nnd  AQsfnbr,  sowie  einer  Mahl-  und 
ächarrenseblaebtslener  erhoben  wurde.  Die  Stadt  bekam  einen 
festen  Geldbetrag  ans  der  Accise  Ittr  ihre  ZweclLC  nnd  später  auch 
den  Ertrag  eines  Zuschlags  zur  Accise,  erhob  ausserdem  fttr  sich 
Dorcbgangszoll  tod  Waaren  (sogen.  Dammzoll)  und  Brückengelder. 
18^  ist  diese  Accise  in  Verbindung  mit  den  allgemeinen  ZoU- 
riforrnen  (s.  n.)  heseitigt  worden. 

S.  Balck  161  fur  weitere  Einzelheiten.  Ucber  Wismars  ähnliche  Yer- 
UltBisse  (u.  A.  Li  Cent  vom  Seeverkehr,  Schitfsgeldcr)  eb.  §.  162. 

Neben  der  ordentlichen  Coutributiou  hatten  die  Stände  Beiträge 
lür  Deckung  der  Rei chssteuern  zu  leisten,  die  nach  wie  vor 
1755  nach  dem  Terzprincip  auf  die  drei  blande,  bezw.  deren  Besitz 
vertheilt  worden,  wobei  aber  alle  Landesbewobner  oline  Ausnahme 
und  aach  Rostock  mit  steuerpflichtig  waren  (ErbTcrgleich  Art.  2> 
if.  101  ff.).  Doch  hatte  die  Landesberrscbaflt  die  fttr  Kriegskosten 
aasgescbriebenen  ROmermonate  bis  zu  einem  Maximalbetrag 
(200  Monate  gegenfiber  der  Ritterschafr,  300  gegenüber  den  Land- 
städten) aus  eigenen  Mitteln  allein  zu  leisten.  Nur  für  weitere 
^U'uermonale  kamen  die  blande  auf. 

Diese  Desiiuiuiuiigen  blieben  selbst  nach  1815  im  Deutschen  Bunde  principiell 
Mek  in  GeltoBf,  obirolil  sie  piactiscli  fast  bcdentoagslos  wnnleii  (Balck  §.  64). 

Auch  die  Prinzessinstener  blieb  neben  der  ordentlichen 

CoQtributioo  bebtcheu ,  wiederum  mit  Steuerpflicht  aller  Bewohner, 
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auch  Rostocks,  in  dem  ein  flir  allemal  fixiiieo  Betrage  von 
20.000  Rtbl  (Erbvergleicb  §.  115—119). 

Fflr  ansserord  entliehe  Bedürfnisse  sind  besondere  sogen. 
^^Ad lagen''  vorgesehen,  die  nach  dem  Terzprtncip  Tertheilt 
Warden. 

(Eibrergleich  Art  12.)  Aach  filr  rencliiedeno  andere  ellgemeine  Landeszwecke, 

80  für  die  Jurisdiction,  dann  für  die  Bcdurfiibsf  ilrr  strinJischcn  Verwultunj!;  selbst 
«nd  für  die  der  einzelnen  Stände  f Erbvertrlcicli  Art.  11  ^  wunJon  ..Anla-reir'  erhoben. 
inei>t  in  rorm  von  Zuschlägen  zu  deu  ordontlicLea  bleuer«,  mit  Beitrugen  der  Stände 
für  Latidcszwcdco  and  wieder  des  Domeniums  fttr  et&ndische,  vas  zu  einem  vcr- 
wicliclien  Kechnungswescu  und  Cassenninnipulationcu  zwischen  den  stSndischcn  und 
laode&lierrliclieu  Cas&eo«  noch  ganz  in  der  Weise  des  ilteren  ständischen  Patrimonial- 
■taats  bis  in  die  Gegenvait  gefuhrt  liat  (Balclc  §.  166). 

Schwierige  Zeitverhältnissc,  wie  im  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts (besondeis  15Uö  ff.),  führten  aber  noch  zu  ausser- 
ordentlichen Steuern  einer  zweiten  Art»  nemiich  solcher,  die 
noch  ausserhalb  der  Besti m mangen  des  Erbvergleich s 
anf  Grand  besonderer  Vereinbarungen  der  Landesherrscbaft 
mit  den  Ständen  von  letzteren  bewilligt  wurden,  und  zwar  formell 
wiederom  eventuell  jährlich. 

Theile  aof  der  YertheUungsgrundIa$re  der  Stevern  der  erdentliehen  Centrlbotioo, 

theilä  mit  Abwcichunjc^cu  daron,  so  auch  in  Form  von  Eiukommcu-  und  Zinssteuern. 
Die  cximirten  Siädtc  Kostock  und  Wismar  übernahmen  auch  von  solchen  au&ierocdeat- 
liehen  Steuern  Beiträge,  iu  der  Höhe  altublichcr  Quoten  (Balck  167). 

Im  Ganzen  ist  das  Steuersystem  des  Erbvergleichs  von  1755, 
mit  seiner  Fortbildung  bis  1S70,  sonach  neben  einigen  Aecisen  iu 
den  Städten  und  den  unten  noch  zu  erwähnenden  LandzöUen  ein 
solches  der  vornemlich  directen  Besteuerung,  welches  tiberall 
die  deutlichen  Merkmale  seiner  Entstehung  nnd  seines  ständisch« 
patrimonialstaatlichen  Oharacters  noch  an  sich  bat  Es  war  ohne 
Zweifel  gegen  früher  verbessert  und  trug,  seitdem  1808  die  Steuer- 
freiheit der  ritterlichen  Hofhufen  gefallen  war,  dem  Grundsätze  der 
AUgcnieiuheit  mehr  Rechuuug,  dies  noch  starker  iu  seiner  weiteren 
Fortbildung  bis  zu  der  politischen  Wende  um  186670,  Aber  aus 
ganz  verschiedenen  Bestandtheilen,  rohen  und  verbesserten  Ertrags- 
steuern (Hulensteuer),  taxaiti^en  Gliedern  (Hausstcuci  ,  Hernfs-, 
Personalsteueru)  zusammengesetzt,  war  es  doch  weit  entfernt,  aucb 
nur  anoäherad  dem  Graodsatz  der  Gleichmässigkeit  —  sei  es  nach 
der  proportionalen,  sei  es  nach  der  so  und  so  degressiven  oder 
progressiven  Gestaltung  des  Gesammtsteuerfusses  —  zu  entsprechen: 
die  einzelnen  Erwerbs-  und  Bernfsclassen,  auch  Besitzarteo,  wurden 
doch  ganz  verschieden  hoch  belastet,  von  allen  Ueberwälsnogs^ 
Verhältnissen,  wie  bei  den  ländlichen  Grundstttcken  in  Verbindung 
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mit  BesttKweehsel)  selbst  abgesehen.  Ja^  nicbt  einmal  ein  Hin- 
•treben  anf  eine  GleiehmSssigkeit  der  Stenerbelastnog  noter  diesen 
Tersebiedenen  Classen  maeht  sich  reeht  bemerkbar.  Damit  fehlt 
den  directen  Steuersystem  des  ErbTergleichs  gerade  das,  was  man 

von  einem  Steuer-„Syste  m  "  mindestens  in  neuerer  Zeit,  und  doch 
aach  schon  im  18.  Jahrhuiidert,  verlangt  Auch  zwischen  dem 
platten  Lande,  den  Ritter-  und  Hauerhölen  und  den  Städten  der 
Landschaft  ist,  trotz  der  Beschrrnikung  der  alten  Steuervertlieilunj; 
nach  der  Terz  auf  wenige,  geriogfügige  Fälle,  die  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  nicht  irgend  richtig  hergestellt  worden.  Die 
Gnindiagen  in  beiden  Gebietstheiien  sind  ja  auch  ganz  verschieden 
geblieben.  Die  Abweichungen  dann  wieder  in  Rostock,  Wismar 
itogem  nnr  noch  die  Verschiedenheiten  der  wirklichen  Vertbeilnng 
der  Steaerlast  im  ganzen  Staatsgebiete.  Trota  der  langsamen 
Weiterentwicklnng  des  Landes  nicht  nur  im  18.,  sondern  noch 
noeh  im  19.  Jahrhondert,  der  relatiT  geringen  Volksznnahme,  der 
ubwacben  Bedeutung  und  Entwicklung  der  Städte,  dem  vor- 
terrscliciid  bleibenden  agiaihtaatlichen  Cbaracter  konnte  ein  solches 
ständisch  -  ]>;Uniiioiiial8taatliehes  Steuersystem  schon  im  18.  Jahr- 
hundert nicht  mehr  genügen,  vollends  atier  im  19.  und  zumal  in 
dessen  Verlauf  immer  weniger.  Die  ertolgenden  Aenderungen  in 
der  Besteuerung  —  „Reformen"  kann  man  sie  kaum  nennen  —  ver- 
beaserten  £inigeS|  aber  die  Hauptmängel  ?erblieben. 

$.  134.  Andere  Stenern,  besonders  die  Zölle.  Auch 
die  neben  diesem  geschilderten  Steuersystem  sich  noch  findenden 
und  Im  - 19.  Jahrhundert  hinzu  tretenden  sonstigen  Steuern,  beson- 
ders die  Stempelabgaben,  die  Erbschaftssteuer,  die  ver- 

ächiedenarhgen  Zölle  konnten  das  gesammtc  Steuersystem  des 
Landes  nicht  erheblich  verbessern.  Die  Zölle  waren  ohnehin  last 
bis  zuletiit,  d.  h.  noch  Ins  kurz  vor  dem  Rintritt  Mecklenburgs  iu 
den  Zollverein,  tinDlnlls  na^h  ^rnnv.  veralteten  Grundsätzen  ein- 
gerichtet. Man  ging  bei  ihnen  zum  Theii  nur  von  dem  früheren 
Bestreben  aus,  die  Gunst  der  geographischen  Lage  des  Landes  als 
Dotbwendiges  Durchfubrgebiet  vom  Binnenlande  nach  Kord-  und 
Ostsee,  besonders  nach  Hamburg,  und  umgekehrt,  dazu  auszunutzen, 
niittdst  Dorchftthrztftten,  selbst  anf  der  neuen  Berlin -Hamburger 
Bahn,  den  Verkehr  „fremder  Länder",  d.  h.  doch  im  Wesentlichen 
der  deutschen  Nachbarn  für  die  eigenen  Finanzinteressen  auszunutzen, 
—  ein  noch  sp&tes  Beispiel  particularistiscber  Politik  in  Deutsch- 
land, wie  es  freilich  frUher  nicht  selten  gewesen  ist.  Stände  noch 
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mehr  als  Regierung  standen  denn  auch  fast  bis  zuletzt  dem  Ein- 
tritt in  den  Zollverein  gegnerisch  gegenüber  und  vollzogen  ihn  erst 
nnter  dem  Drnek  der  politischen  Ereignisse  nach  1866.  Knrz  ▼o^ 
her  war  es  wenigstens  noch  zor  Beseitigung  der  alten  Zollverfassiing 
nnd  znr  Einftthning  eines  eigenen  Landesgrenzzollsystens  gekommen, 
fttr  welches  Land  nnd  Bevölkerung  natflrlieh  viel  zu  klein  und  un- 
günstig gelegen  waren. 

Eine.  ul)ng:cns  früher  schon  Fortgekommene  Stempelsteuer  ist  1809  1810  io 
Vccbinduu;;  mit  anderen  Finanzmaassregeln  cin|?cfuhrt,  später,  1827,  1830,  1873  neo- 
geordnet  oder  verändert  worden  (Baick  §.  108).  Aiirh  Spielkarten-  und  Kalcnder- 
stompcl  sirifJ  1809  eingeführt  uiut  in  die  Zi-it  de«?  neuen  Reichs  bestchini  p*^ 
blieben.  Aus  derselben  Zeit  {IbOS))  rubn  die  Erbschaftssteuer  her,  bei  der 
dio  directe  Linie  und  Ehq^atten,  aach  gmz  kleine  Erbschaften,  bb  200  Thlr.  rnn, 
frei  blieben,  die  Seitenlinie  1  (ricschwister)  und  2  7j  (<iiö  meisten  weiteren  Ver- 
wandten), sonst! ire  Erben,  auch  der  Fiscns  ^^'^  entrichten  sog-on.  ("ollatcral-Erbschafts- 
steuer.  Urduuiig  von  1858).  Rostock  iiuuc  noch  daucbou  ciuo  eigene  »ulclio  Sieaer 
?oo  2  Fideicommissanfällo  unterliegen  einer  besonderen  Steuer  (Balck  §.  169).  — 
Freuid'^  Ilandelsroiscnde,  die  im  Inhmdc  Geschäfte  m.ulh.'ii  wollten,  waren  seit  18*27. 
bis  zum  Kiuiritt  Mecklenburgs  io  d«a  ZoUroreia  Ib67/Üb,  einer  Jahressteuer  iu  2  r^'r- 
achiedenen  Sitzen,  die  später  erhöltt  worden  find,  vntenrerfen ,  soj^en.  Proben- 
reutersteuer  i^Balck  §,  170). 

Die  Zölle  (Erbvergleich  Art.  15,  Balck  §.  181  It  .  r.  Reden  S.  1123  fr.)  haben 
seit  Alters  in  der  Üblichen  ältereu  Form  des  Passlrzoils  (Pin.  (II,  §.  14.  19).  der 
Landzolle  elf  Geleitsfeld«  dann  des  Webr-.  Brackengelds  u.  dgi.,  velch« 
letzteren  Ab^rabon  an-^  gobriliionarfi^^oii  Enftrclton  fiir  Leistungen  vielfach  auch  naeli 
Art  und  Höhe  zu  Steuern  geworden  waren,  an  verschiedenen  Verkehrsstellcn.  bcsonderi 
in  Städten,  bestanden.  Auf  Kaiserlicher  Verleihung  oder  Bestätigung  beruhend,  sind 
sie  vom  14. — 17.  Jahrhundert  vielfach  vermehrt  und  erhöht  worden  und  wurden  daon 
oft  auch  ein  Streitpunct  der  Stände  mit  der  Landtsherrscliaft.  Die  Stände  setzten 
denn  auch  hier  1021  und  von  Neuem  im  £rbvergleich  von  1765  (Art.  15}  ihre  Mit- 
Wirkung  bei  VerSndefnngea  int  Zollvesen  dvreh  nnd  drangen  aof  Beseltigoag  seit 
1621  (Erbvcrgleich  §.  283)  neu  eingeführter  Land/nl!i-  Die  Zabl  der  fürsrlichea 
Zollstelleu  war  nach  Balck  Anfang:  des  IM.  Jahrhunderts  80,  daron  ali  r  doch  schon  '  ^ 
an  den  liandesgrenzcn .  1859  waren  es  noch  50.  Dio  Tarife,  ntir  mit  speciliscbeQ 
Sitzen,  stammten  aus  alter  Zeit  (Rcversalen  von  1621  Art.  XV,  Erbvergleich  §.  280). 
hie  und  da  waren  sie  erhöht  (go  1^' '»i  und  trafen  immer  wieder  an  jeder  berührten 
Zollstello  iu  der  Weise  de»  altcu  i'absirzoUä  iedvodcä  Unt  in  jedweder  Richtung« 
IhkW  bestanden  aber  mancherlei  persönliche  StenerAreiheitcn ,  auch  far  die  Ritter* 
Schaft  (Erbverirleich  §.  280),  für  einzelne  Städte,  so  Rostock,  auch  sachlicbo  für  Woll- 
und  ButtermUrkfc.  —  Aehnlich  wie  mit  den  I  and/rdlen  verhält  os  sich  mit  den  altoii 
Wasserzöllen,  von  denen  der  etwas  abweichend,  vorschiedeu  nach  den  Vcrkehrs- 
riehtnngen.  eingerichtete  Elbzoll,  dann  der  Warnemttnder  Seezoll  die  wichtigsten 
^■nreu.  Der  Klb/rill,  rorncmlich  Transitroll,  ist  im  19.  .T.ihrhundert  durrh  die  be- 
theiligten bferstaatcu  vortragsm&ssig  regulirt,  vereinfacht  und  ermässigt.  aber  erst  iu 
der  Zeit  des  Korddeutschen  Bnndos  durch  Ablösung  beseitigt  worden.  Der  vertrag»- 
mässig  1841  für  den  Durchgangsrerlsehr  auf  der  Berlin  -  Hamb  u  nre  r  Ki>enbahn 
cingeiülirte  Durchfuhrzoll  war  wesenllirli  wegen  der  Einwirkung  des  Haimverkehrs 
auf  Verminderung  des  Elbverkehis  und  damit  dos  Ertrags  des  ElbzoUs  eingerichtet 
worden.  Er  ist  auch  erüt  1868  nach  dem  Beitritt  Mecllenburgs  zom  ZoUreieln  fort- 
gefallen, damit  eine  Einnahme  von  zuletzt  über  300.000  Thlr. 

An  eine  Reform  der  cränzlirh  veralteten  Passirzölle  zu  Land  und  Wasser  war 
»ititcr  dem  Druck  der  Entwickluiig  der  wirlhschaftlichcn  Verhältnisse  seit  lange  gedacht 
worden.  Aber  erst  18fi3  kam  es  zu  den  hierfür  nothwendigcn  Vereinbarungen  [Balck 
S.  1"^.*»)  Die  Land-  nnd  Wass(!r/.rdle,  ausser  dem  V.Wi-  und  Balintran.sit/uII.  die  larul- 
stiidtiachö  Schlachtsteuer,  die  Rostocker  Accisc  und  andere  Zollabgaben  daselbst,  der 
Wismarer  Licent  und  die  weiteren  ähnlichen  Abgaben  dort  wurden  aufgehoben,  die 
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MtW^;- U'T  und  die  Haadolasteucr  ztinärlist  fixirt,  1^70  auch  bc5oiti)ä:t,  ein  Grenz- 
ialläy$tem  für  boidu  Staabgubiutc,  hchwuriu  iiiid  Strcliu  (oliuu  UaUcburg)  mit 
UosKB  Einfiihraolltiirif  mit  diireh««g  scbr  mAssivreu,  nach  Wnarcnclasseii  abgestnfien 
?pecitibcheD  Sätzen  wurde  eingeführt.  d;is  trotz  Ik  Iui  Verwaliung^ko^teii ,  welche  bei 
aem  kleinen,  schwachbevölkerten  Gebiet  und  der  langen  Zolllinie  nicht  auffällig  bind, 
»leb  finanziell  leidlich  bewahrte.  Als  (iiied  des  Norddeutschen  Bondes  trat  daua 
Meclleuburi;  endUch  1868  dem  Zolherein  b«.*i. 

Diu  Besteuerung,  wie  sie  im  Vorausgehenden  darpostelit  worden  ist,  i^t  ü:r('i'-sten- 
tkeiki  in  Schwerin  und  Strelitz  die  gleiche.  Zu  den  Ausnahmeu  gehört  die  Bc- 
whriiikaDg  der  Stempel-,  Kaleodcr-  und  K«rtei»teiier,  auch  der  ErbsditftBsimier  auf 
Schverjn. 

ii.  135.  Die  teuervei  fassung  seit  1870,  insbesondere 
niul)  dem  Edict  von  1897.  Die  politischen  Ereignisse  von 
18$6  ff,  der  Beitiitt  dtB  Laades  zum  Norddeaischen  Bund  und  Zoll- 
verein,  die  EinftthniDg  der  Deoen  fiundesgesetse,  der  Gewerbe- 
freiheit insbesondere,  zwangen  gebieteriseh  zn  dnrobgreifenden 
Aezderongen  der  bisherigen  SteoerrerfaBsnng.  Eine  Vereinheit- 
lichQDg  and  grossere  Gleiehmässigkeit  der  Besteaeran^,  namentlich 
der  direeten,  im  ganzen  Lande  wurde  yon  der  Regierung  erstrebt, 
tteb  von  den  Ständen  die  Notbwendigkeit  davon  nicht  verkannt. 
Aber  die  WUnsclie  der  Re^Mcrimg  sind  nur  tbeihveise  cliucli- 
gedrungen,  da  die  Stünde  iu  Einzelheiten  an  der  Form  der  alten 
•StenerverfassuDg,  dem  Uewilügungs-  und  Ausschreiberecht,  auch  an 
Tbeilen  der  älteren  Hteuerii  Icsthicltcn.  Immerhin  lint  die  endlich 
gelaogene  Vereinbarung  vom  29.  Juli  1810  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt znr  Vereinbeitliehnng  und  zur  ^'rr^sseren  Gleiehmässigkeit 
der  direeten  Besteuerung  gebracht.  Die  Veranlagung  der  Steuern 
ist  tbeilweiee  erheblich  verbessert  worden.  Wenn  auch  die  alte 
Hafeestener  anf  dem  Lande,  als  Httuptglied  der  landwirthsehaft- 
liehen  Steuer,  und  znnäehst  auch  die  landstftdtische  Steuer  von 
Häosem  mid  Landereien  verblieben,  sind  die  Übrigen  älteren  direeten 
i^ern  meistens  nmgestaltet  nnd  mehr  zu  einem  wirklichen  System 
ausgebildet  worden.  Freilich  hat  siel»  {gerade  dadurch  das  Miss- 
vcrhaJtiiiss  zwischen  jenen  eist  genannten,  hesuaders  den  Huten- 
sleoern,  und  diesen  anderen  Steuern  noch  gesteigert.  Das  getrennte 
fassen wese n ,  dem  eine  getrennte  Verwaltung  der  Finanz-  und 
»Stenersachen  zu  Giuude  liegt  (s.  o.  §.  131),  ist  ferner  immer  noch 
Verblieben :  die  Renterei  der  Landesberrschaft,  der  Landkasten  der 
btäode,  die  Landesreceptnr*  und  die  Scbuldentilgungscasse  des 
Fiscos.  Zwischen  ihnen,  als  selbständigen  Organen,  erfolgen 
Zahlungen  bin  nud  her.  Rostock  nnd  Wismar  haben  aber  wenig- 
stens ihre  finanzielle  Sonderstellung  in  Hauptpuocten  anfgegeben. 
Die  finanuelien  Beziehungen  zum  Deutschen  Reich,  die  Einführung 
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der  Reiehszölle  und  -Steuern,  die  Einricbttingen  der  Matricular- 
beiträge  und  der  Ueberweisangen  von  Antheileo  aua  Ueichsabgabea 
an  die  Einzelstaalen  baben  zn  neoen  besonderen  BesUmmmigeQ 
ttber  die  Verhältoisse  zwischen  Ständen  nnd  Landesherrschaft  ge^ 
führt  y  wodurch  die  finanziellen  Dinge  abermals  verwickelter  ge> 
worden  sind.  Das  Alles  hängt  indessen  mit  dem  älteren  geltend 
gebliebenen  Staatsrecht  z&sammen  und  kann  sieh  kanm  ohne  dessen 
FortbilduDg  zu  einer  modernen  Verfassung,  in  welcher  das  ganze 
Land  als  wirkliche  Einheit  behandelt  wir(i^,  andcrii. 

Durch  die  grundlegende  Vereinbarung  von  1870  sind  die  Finanz- 
und  Steuerrcfonneu  der  unmitleibar  vorausgehenden  Periode,  be- 
sonders diejenigen  vor  1863,  weiter  fortgelUhit  worden. 

Es  kam  jetzt  zur  Aufhebung  der  zuletzt  fixirt  gewesenen  Mahl-  und  Huidels- 
steueru  ia  dcu  Städten,  auch  der  zum  Tüeil  uoch  verbliebenen  äcliUchtiteucr 
(DonaniAltfedwa,  Bostock-,  W  ismar)  Beide  letztere  SiSdte  tnten  auf  Gmod  besonderer 

VereinlMuniii|[;en  den  «Ugemeineit  neuen  Landesäteucrn  bei  und  erlaugten  dafar  die 
Bcfreiuni(  von  einigen  noch  bc.sfelinnfifn  ültcren  Steuern,  «reiche  sie  an  die  Laudes- 
horrscbaTt  ootrichtet  hatten,  bowie  Zuschüsse  der  letzteren  und  speciell  der  Laudes- 
receptnroatte  fbr  ihre  eigenen  CommnnjübedOrfbiine  (Balck  §.  161,  162).  Oeber  dM 
weitere  Regelung^  der  bilanziellen  Beziehungen  zwischen  Ijandeshcrrschaft,  ihren  Gassen 
einerseits  und  biätiden  und  d^ren  Gassen  andercnieits,  die  hier  nicht  verfolgt  werden 
können  und  deren  Darstellung  zum  Veistladniss  der  neoen  Gestaltung  der  Besteoeronf 
atich  nicht  erforderlich  ist,  s.  in  ßetreii'  der  linanzielleu  Einzelheiten  Balck  §.  172 
auch  für  die  Hauptpuncte  b«^onders  ^tantsrcchtlichcr  Natur  Busing  S.  57  Ü'.,  sewie 
die  Bestimmungen  der  Vereiubarung  von  lö70  selbst. 

Die  jetzige  Besteuerung  bildet  die  sogen,  edictmässige 
Contribution,  io  welcher  die  Uanpttheile  der  älteren  directeo 
Steuern  zasammengezogeD  and  fortgebildet  worden  sind.  Das  so 
1870  begründete  nene  Stenersystem  hat  dann  noch  in  der  Folge- 
zeit nnd  bis  zur  Gegenwart,  so  1874,  1886,  1888,  18$^2  Modifi- 
cationen  erfahren  nnd  vorlftulig  seinen  Abschlnss  in  dem  Oon- 
tribiitiuij^Lilict  vom  11.  Mai  1897  (mit  Zusatz  von  1898)  gefunden. 
Wie  es  sich  hiernach  jetzt  gestaltet  hat,  soll  hier  allein  dargestellt 
werden. 

Atirh  ilabi'i  kuurnn  um  die  Haupt]ninrte  Berürk'-irlifiiruiig:  finden.  Das  sehr 
ausführliche  (jesetz  eiithiilt  noch  mancherlei  Üpccialbeatiiutiiua^eii  Idr  einzelne  (iebiete- 
theile,  selbst  bis  tnf  einzelne  Feldmarken  und  Grandstacke  hinab.  Diese  Be&timmungcu 
können  hier  iiirlit  mit  horoinixozr.£;-cn  werden  und  bieten  auch  kein  allg-omeincs  Interesse. 
Sie  sind  nur  iur  das  Land  und  seine  VerrassuugsverhäiUiiäse  characterisüsch  und 
muihcn  in  der  (icgcnwart  wie  etwas  AlterthüroÜches  ans  ferner  Zeit  an,  das  tosm 
mehr  recllt  ?erständiich  i&t  und  auch  nur  aus  der  historischen  Entwicklung  der  Dinge 
verstanden  werden  kann.  S.  die  Ausgabe  dos  Edicfs  ron  1807  ?on  Wert  her,  wo 
aucli  die  Abänderungen  gegen  bisher  im  Druck  ersichtlich  gemacht  und  Noten  PU 
ErllDtemng  nach  amüichen  QneUen  beigefügt  worden  sind.  Instruction  tnx  AnsDdming 
des  Edlcts  dsselbst  S.  66  IL 

Das  jetzige  mecklenburgische  System  der  directen  Besteaerosg 
besteht  ans  S  einselnen  Steuern  (Edict  von  1897,  §.  1),  einer 
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laodwirtbschAfUichen  Steuer,  einer  Miethstener  von  Ter- 
nietbeten  Wohnhanaem,  einer  Gewerbesteuer,  einer  Be- 
aoldnngestener  von  Grehalten,  Pensionen ,  PfrOoden,  einer 
Erwerb S8 teuer  Tom  Erwerb  ans  der  AnsQbang  einer  Knnst  oder 
Wissensdiafl,  sowie  ans  hoberen  PrivatdienstFerhSltnisseD ,  einer 
Lohnsteuer  vom  \'erdienst  aus  ge:  iiigcrer  Lohnarbeit,  einer 
Zinse  n  s  t  e  u e  r  von  der  £innahcue  aus  Zinsen,  Kenten,  Dividenden 
uid  Apanagen,  endlieh  einer  iluudesteuer. 

Man  hat  dieses  System  wohl  eine  „Factorenbesteaerang** 
geninnt,  in  welcher  die  Uaupterwerbsarten  und  die  ihnen  zu  Grunde 
liegenden  VennOgensobjecte  und  Berufe  die  Faetoreo,  d.  b.  die 
Stenerqnellen  nnd  äusseren  Untesscbeidungsmerkniale  und  augleieb 
die  Grundlage  der  Vermnlagung  der  einzelnen  Steuern  bilden* 
FiuauKwissenschaftlicb  ist  das  System  ein  solches  der  Ertrags- 
beateuerung  mit  den  Üblichen  Gliedern  derselben,  wie  sie  der 
modernen  Erwerbs-,  Berufs-  und  Besitzdifferenzirung  entsjirechen, 
daher  mit  Ausdehnung  aui  solche  Berufe,  Erwerbsarten  und  Ein- 
kuüäe,  bei  welchen  es  sich  unvermeidlich  nnmer  mehr  um  Personal-, 
als  um  Ertragssteuern  handelt,  wie  in  der  genannten  Keihe  bei  der 
liesoldungs-,  Erwerbs-,  Lohn-,  auch  im  Ganzen  bei  der  Ziusensteuer, 
also  wie  iu  SUddeut^schland  (Baiern,  Württemberg)  bei  den  dortigen, 
aocb  als  Glieder  der  Ertrags besteoerung  fungirenden  „specieUeu'' 
Eiskommen-  und  Kapitalrentensteuern. 

Die  einzelnen  Glieder  des  meeklenburgiBchen  Steuersystems 
—  Ton  der  nur  änsserlicb  angefügten  Hundesteuer  abgesehen  — 
bilden  zusammen  immerhin  ein  „System*',  indem  sie  alle  privat- 
«irthschafUicben  Hauptertrtge  umfassen,  In  der  Kegel,  wo  die 
Voraossetzungen  jeder  einzelnen  Steuer  rorliegen  und  daher  snb- 
jective  Steuerpflichtigkeit  dieser  Steuer  gegenüber  bedingen,  auch 
von  einer  und  derselben  Person  eventuell  nebeneinander  zu  ent- 
richten sind  (lS97er  Edict  §.  52).  Auch  bonst  treten  einzelne 
der  .steuern  iu  nähere  Verbindung  mit  einander,  wo  dann  eine  eiu- 
beitliche  Besteuerung  für  ein  aus  verschiedenen  Quellen  herrühren- 
des Gesammtsteuerobject  (so  für  die  besoldungs-  und  erwerbssteuer- 
pflicbtigen  Blinnahmen  einer  und  derselben  Person,  eb.  §.  42)  statt- 
findet Ebenso  erfolgt  mitunter  die  Anreehnung  der  einen  Steuer 
bei  einem  Steuerpflichtigen  auf  die  Steuerpfliehtigkeit  aus  einer 
tndeien,  so  bei  ganz  kleinen  lündlichen  Besitsem  (HSuslem, 
Badneni  u,  dgl.)  die  Anrechnung,  bezw.  die  Abrechnung  der  Ge- 
werbe-, Besoldungs-,  Erwerbs-,  Lohnsteuer  auf  die  landwlrthschaft- 
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liebe  Steuer  (eb.  §.  4,  Nr.  1),  um  SteuerUberlastnog  zo  verhttteo, 
also  bier  mit  einer  RUcksicbtnabnie  auf  die  geringere  Leistungs- 
IHbigkeit  gewisser  „kleiner  Leute",  aueb  oacb  einem  BoeialpoUtiMhen 
Stenergesicbtoponct  Dnreh  die  Einreibung  einer  eigenen  Lohnstener 
und  die  Ansdelmung  der  Gewerbesteuer,  wie  der  landwirtbsohdl- 
licben  Steuer  auf  ganz  kleine  Betriebe  und  Besitze  in  das  Steue^ 
System  ist  freilieb  sonst  einem  soleben  <}esiehtspnnet  noeh  niobt  die 
gebührende  Beaebtung  geworden.  Doch  finden  sich  auch  hier  für 
die  kleinsten  Ceusitcu  der  Gewerbe-  und  Lohnsteuer  Eiiu4i6öi^ungen 
bei  geminderter  Leistungsfähi^^kcit  (eb.  §.  29,  44)  ucd  Befreiungen 
bei  j^anz  kleinen  Beträgen  unter  einem  niedri-reTi  Minimum  bei  der 
Mietli.steuer  (§.  11,  bis  150  M.  Mietbe)  und  der  iiesoldungs-  und 
Erwerbsteuer,  »owie  der  Zinsensteoer  43,  50,  bis  75  M.,  s.  l^^inzeU 
beiten  unten).  Der  Steuerfuss  der  einzelnen  Steuern  ist  zwar  im 
Allgemeinen  der  proportionale ,  in  gleichem  Proeeotsatz,  doch  mit 
Ausnahmen. 

So  besteht  eine  kleine  Degrossion  für  niedrij^ero  Einkaufte  bei  der  Mieth-.  Ge- 
werbe-, ncsolilriiiL'^-,  Krvvorltr^tourr  f?;.  11,  20.  43)  und  ühnli'  li  in  Jeu  Taxsätien  für 
vcrschicdeiii;  Kaicgoricoa  der  Ceubiten  der  LoUii«touer  (§.  44).  Aucli  die  Zin-sensteuer 
hat  eine  Degressiracala  (von  S  '^/q  »bwKrts  bei  6000  M.  Zituertnif  abv&rts),  diese  jetzt 
aber  ausnabmsweiäc  aoch  eine  i  Prugrension  bis  auf  4  Vo  bei  über  100.000  M. 
Zinsen  (§.  50).  Die  landwinhsiclKiltlii  lic  Steuer  des  «rrftsscrcn  Grundbesitzes  i^t  <' >- 
gegen  proportional  (§.  3),  die  des  übrigen  sogar  iii  den  untersten  Stufen  etwa:»  um- 
goiehrt  progresair,  in  den  miuleren  «od  hOherou  auch  proportional  (§.  5). 

In  der  Höbe  des  Steuersatzes  besteben  zwischen  den  einzelnen 
Gliedern  Verschiedenheiten,  wenn  auch  Annäherungen  bei  der  Ge- 
werbe-, Besoldangs-  und  Crwerbsteuer  untereinander.    £ine  Yer- 
gleiehnng  der  H<)he  der  landwirthschaftliohen  Stener  gegenüber  den 
Übrigen  lässt  sich  bei  der  ganz  verschiedenen  Gonstrnetion  jener 
nicht  allgemein  Tomehmen.    Ob  anch  nur  einigermaassen  eine 
gewisse  gleiche  VerhUltnissmässigkeit  der  Belastnng  durch  die 
erstere  nnd  dnreh  die  anderen  anzunehmen  ist,  mnss  dahingestellt 
lileihen,  erscheint  aber  mehr  als  l'rai;lieh:  ein  Hauptmangel  auch 
dieses  neuen  Steuersystems,  die  Folge  des  Umstands,  dass  man  es 
mit  einer  Verbindung  der  wesentlich  unverändert  gebliebenen,  nicht 
einmal  neu  katastrirten  alten  Hufensteuer  in  der  sogen.  landwirih- 
ßcbal'tlichcn  Steuer  mit  den  anderen,  abweichend  construirteii  ""^ 
modern,  naeh  Maassgabe  beutiger  wirthschaftlicber  VerbUlinii'^^ 
umgebildeten  Steuern  zu  tbon  hat   Freilich  ein  Sacbverbalt,  ^^"^ 
er  in  Mecklenburg  vielleicht  nor  mit  der  Folge  einer  grosseren 
Ungleichmässigkeit  (wohl  einer  tu  geringen  Hohe  und  sn  grossen 
Verschiedenheit  der  landwirthsehaftlichen  Stener  im  Einaetoen)  »f^ 
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gdtend  macht,  weil  die  Gnindsteiier  nioht  einmal  erneuert  worden 
kt,  aber  in  anderen  Ländern  des  Ertragsstenersystems,  wie  frtther 
in  Preossen,  hente  noeli  in  Baiem,  Württemberg  principiell  ebenso 
vorliegt.    Die  Disparität  des  Haupttheils  der  landwirtbschaftlichen 

hteucr,  der  ilufensteuer,  zu  den  übrigen  ist  wohl  der  grüsste  ver- 
bliebene Mangel  des  neuen  Steiicrsystcnis.  Die  Beseitigung  dieses 
Mangels  ^vare  das  wiohtii^ste  Im  lurderniss  für  eine  weitere  Retbrm, 
wird  aber  unter  den  liesleheadeu  YerfassaDgSTerhältuisseQ  nicht  so 
leieiit  erreicht  wcrdco. 

Dorcb  die  Hinzufügung  einer  ausgleichenden  allgemeinen  Ein- 
konmenatener  zu  den  Ertragssteuem  wtirde  sich  dieser  Mangel 
wenigsteDS  in  Etwas  Termindern^  wenngleieh  kaum  Ydllig  beheben 
lusen.  Indessen  sind  Bestrebungen  der  Regierung,  schon  1868, 
efaie  solche  Einkommensteuer,  aDerdings  nur  ftfr  höheres  Gesammt- 
eiakomroen  aus  allen  den  anderen  Steuern  unterliegenden  Bezflgen 
(Sber  1500  Tblr.)  zugleich  mit  der  Reform  der  directen  Besteuerung 
einzuführen,  nicht  verwirklicht  worden. 

BAlck  i.  173.  Die  üogco.  FactorcnstoQor  hätte  der  EiokommeDSteuerccnsU  nacb 
den  Pbne  d«Vei  von  seiner  Einlcommensteacr  abzieben  dürfen. 

Alles  Weitere  ergiebt  sich  aus  einer  Darstelhuif;  der  einzelnen 
.*:^teuem  des  jetzigen  Systems,  nach  welcher  mau  erst  das  letztere 
allseitig  genügend  würdigen  kann.  Die  Richtigkeit  des  obigen 
Uliheils  wird  sich  dann  bestätigen. 

S.  die  Ucbcrsicht  nach  den  grandlcG^endeo  BesUmmorigcn  von  1870  bd  Balck, 
i  17o — 177  in  Kurze.  Im  Folgeoden  haben  wii  es  wescutlicb  oar  mit  dem  Kdiet 
roa  1897  za  Üian. 

§.  1B6.   Die  einzelnen  directen  Steuern. 

1.  Die  lau  d  wirthscbaftlichc  iSteuer  ist  eine  Steuer,  welche 
von  allem  läniiliclieD  Grundbesitz  und  Landwirtbschaftsbetricb  im 
Staatsgebiet  ohne  Rücksicht  auf  StaatsangchiSrigkeit  und  Wohnsitz 
des  Steuerptiichtigen  zu  entrichten  ist  (Edict  §.  2).  Sie  scbliesst 
£icb  an  die  alte  Hafensteuer  an,  welche  namentlich  iu  der  land- 
winhschaftlicben  Steuer  des  grösseren  Grnndbesitzes  und  des  Bauer, 
lindes  fortlebt  Sie  gilt  wie  diese  alte  Hufensteuer  als  feststehend 
sad  nnablnderlieh,  auch  noch  nach  der  Vereinbarung  von  1870, 
nihert  sieb  insofern  in  ihrer  Verknüpfung  mit  der  Hufe^  wie  Balck 
richtig  bemerkt  y  einer  Reallast,  soll  indessen  auch  nach  den  Be- 
Bthnmungen  von  1870  nicht  als  solche  gelten,  wie  denn  eine  ander- 
weite Art  der  Aufbringung  der  Schuldigkeit  Torbehalten  blieb. 
i>ie  Steuer  ist  vom  Ei^eutLUmer  mit  Selbstbetrieb,  wie  vom  Pachter 
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sa  eotriohteDy  doch  in  ▼erachiedenen  ModaUUUen  nach  BesitzgrOcae 
und  OrÜieber  Lage.  Ob  bei  der  diesen  ModalitiUen  za  Gmnde 
liegenden  Verschiedenbeit  der  Umstände,  der  Ertrags^  nnd  Erwerbs- 
yerhältnisse  der  einzelnen  Güter,  GrandstUeke  nnd  Stenerpflicbtigen 
wenigstens  eine  annftberade  wirkliebe  Gleicbmäsgigkeit  der  land- 
wirthschaftlichiju  ::^UiKr  iüi  die  einzelnen  Kategorieeu  der  Censiten 
angenoiiiujeu  werden  kann,  steht  wieder  dabin:  ein  innerer  Mangel 
dieser  Steuer,  der  die  nothwendige  Folge  davon  ist,  dass  eine 
gleichniUspigc  neue  Katnstrirung  (Vermessung  und  Bonitirung)  allen 
ländlichen  Bodens  nicht  stattgefunden  hat.  £ine  eigentliche  (reine) 
Grundsteuer  ist  die  Steuer  übrigens  nicbt,  Aihrt  daher  mit  Reebt 
anob  ibren  besonderen  Namen*  Von  den  sonst  üblichen  Grond- 
stenem  weicbt  diese  meeklenbnrgisebe  y,landwirtb8ebaftliche<*  anoh 
n.  A.  darin  ab,  dass  im  Falle  von  PaebtrerbSltnissen  fDr  dasselbe 
GrnndstUck,  bezw.  Gut^)  sewobl  der  Eigentbttmer  als  Verpiebteri 
wie  der  Wirtb  als  Pächter  die  Steuer  zo  tragen  bat  Hier  ftadet 
insofern  ffir  dasselbe  Object  Doppelbesteuerung  statt,  einmal  fUr 
die  i'achti eilte,  öodann  für  den  Erwerb  des  Pachters.  Die  Steuer 
ist  in  diesem  Falle  landwirthschaftliche  Gewerbesteuer.  Fo]ge. 
richtig  mUsste  daher  eigentlich  der  selbstwirthschaftende  Besitzer 
eine  höhere  Steuer  zahlen,  einmal  auch  von  der  Rente,  die  die 
Verpachtung  ergeben  würde,  und  dann  noch  vom  Reinertrag  dar- 
über hinaus,  besonders  in  der  1.  Kategorie.  Diese  Einriehtnog 
wirkt  indireot  wie  eine  Prämie  aof  den  Selbstbetrieb. 

Die  Haoptpancte  der  zumThcil  tehr  ins  Einzelne  gebenden  und  mit  der  Agrar- 
verfnssnng:  des  Landes  za^ainmenbängenden  Be(>timmangen  Uber  die  landvirthscbafl* 
liehe  Steuer  &ind  die  folgenden  ^Edict  ?oo  1897,  2 — 10).  Es  werden  Tier  Kate- 
Sorieen  tob  Besitz«  benr.  Mch  Betriebererbiltniasen  Dil  fendiledeneii  Be8teaenuigi~ 

iBodaiitritcn  unterschieden. 

a;  Die  ländlichen  Grundbesitzer,  die  erste  Kategorie,  steuern  nach  Maass- 
gabü  iLres  Grundbesitzes,  einerlei,  ob  dieser  selbstbcwiribschaftet  oder  verpachtet  ist. 
lite  werden  in  zwei  Unterabtheilangen  getrennt,    et)  Die  grosseren  (Qotsbeellter« 
jedes  Stands,  GeschJechts,  audi  juristische  Personen)  zahlen  die  alt»'  Hufenstener  ond 
zwar  fUr  jede  k&tastrirto  Hufe  von  600  bonitirteti  Schellein  der  ritterschalilichcn  Hofen 
(Ind.  der  locaiitenta  des  Domi&inmB  s,  o.  S.  451),  der  stidtfaehen  Klmmeid-  uid 
OekonomiegUter  and  weiterer  besonders  bezeichneter  Rostocker  und  Wismarer  Güter 
den  festen  Satz  von  105  M.,  der  als  einem  Einkommen  von  2500—3500  M.  der 
7.  Classc  der  Gewerbesteuer  vom  Handeis-  und  Fabrikbetrieb  mit  dem  Steuersatz  Ton 
65  M.  entsprechend  gilt  (?,  den  Steuersatz  ron  105  M.  b«t  hier  erst  die  CJ  <  <  0, 
mit  4500—6000  M.  Einkommen  —  ?).  Pfarrhufen  zahlen  meistens  die  Hilft©.  Doch 
m  die  Steuer  stets  nur  von  demjenigen  Hufenstande  zu  cntrichtea,  der  nach  Abzog  des 
Im  Besitz  von  Zeit-  und  Erbpaditbeoern  und  sonstigen  Notznieasein  befisdUdMS  Onnd- 
besiuet  dem  Gute  ferUeibt  Hier  findet  slso  iMofeni  für  das  Baneriuid  kcino  Btensr 


*)  Letzteres,  wenn  meine  Auffas8iiD|  riclitig  ist;  ganz  klar  sind  die  Bestimmungen 
des  Edicts  3.  4  und  7  hier  nicht.  "Es  wäre  möglich,  dass  die  frrösserca  (iftier 
(HittergUter)  nur  einmal«  auch  im  Yerpachtimgsfalle,  die  Steuer  zu  zahlen  haben. 
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lach  d«  Tei|»ic1itei9  statt  Aber  bei  rcrpachteten  Rittergütern  selbst  erfolgt  sie, 
Vena  ich  die  Sache  richtig  auffasse  ich  hin,  wie  bcutcrkt,  dessen  jedoch  nicht  ganz 
M£i>er).  Ftur  den  nicht  im  Privatbesitz  betindlichen  Tbeil  des  Domaaiums  hat  ferner 
die  laadeakcfittehe  Gasae  eioeo  festen  Steaerbeitrag  m  dieaer  lnnd«iitlMebafUidi«tn 

Stener  zu  hn<tcn  (unverändert  1897  wie  1870  46  507'/,  M.).  —  ß)  Dio  übripon,  also 
kleineren  läiidlicben  (irandbesitzer  in  den  unter  a  bezeichneten  Gutern  and  auf 
den  |:iaizen  Domaniam  (mit  Ausnahme  der  Flecken-Feldmarken)  sind  wieder  in  einige 
Intcnrteu  für  die  Besteuerung  zerlegt  and  in  einigen  Fällen  sind  Bcfreiongen  (s.  §.  4« 
-Vf.  4)  gewibrt.  In  der  Haaptsache  werden  ganz  kleine  üesitzor  und  etwas 
grösser«  ontefschiedea.  Jene,  d.  h.  Besitzer  von  Hioslereien  (auch  Brinksitzer)  and 
Sodaer  mit  Grundbesiu  Ha  zn  21.68  Are  (100  Qn.r.)  zahlen  Ar  jede  Binslerei  den 
fteKn  Stenersatz  ton  3  M.  Diese  Leute  sind  die  oben  sclion  erwähnten,  welche  für 
eine  Hänslerei  oder  Büdnerci  aber  bis  1  M.  Steuer  von  diesem  Betrage  von  8  M., 
:i3ch  ciuem  Zusatz  en-t  im  Edict  von  Ife'jT,  abreclmen  dürfen,  wenn  sie  toder  ihre 
Lbefatten)  ftlr  eine  von  ihrer  Hänslerei  n.  s.  w.  auj  betriebene  Beschäftigung  Gewerbe-, 
BöolduDp^,  Erwerbs-  oder  Lohn?tetier  zahlen.  Die  übrigen  kleineren  Grundbesitzer 
i^e&  gemäss  der  (irössc  ihres  Besitzes  an  JLand  (Erbpacht,  auch  Zeitpacbt)  nach 
eiier  Steneiacaln  beatenert,  d«en  IVonnalsata  denelbe  vie  bei  der  Rafeasteaer  dea 
^iro^sfrundbesitzes  ist.  während  die  niedrigeren  Steuerstufen  sich  in  den  Steuersätzen, 
bemerkt,  etwas  höher  stellen  (mit  weiteren  SpcdalbestinimnDgen,  £dict  §.  4, 
Sr.  2  und  3). 

b)  Di«  «weite  Kategorie  der  Gensiten  der  landwirthaehaftUelien  Stener  aind  die 

PScht.-r  Iritidlicher  Grundstilrko,  Sie  zaliien  nach  Verhältni^s  der  Paclifsunime  Steuer, 
itm  r^elmäsäiger  Satz  iVs^/o  jährlich  ist  (mit  Ausnahmen).  Kleine  Pächter  von 
akkt  ab«  75  M.  Jahrespacht  sind  dabei  frei.  Wird  mit  dem  (irandstack  ein  Gewerbe- 
betEieb  erpachtet ,  so  darf  die  Gewerlieatener  ftli  letateren  Ton  der  UndUchen  Steuer 
tfcföogen  werden  (§.  7). 

c)  Die  dritte  Kateeorie  bilden  die  Inhaber  1  an  d  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  tl  i  eher  Be- 
triebe, auf  eigenen  oder  erpacliteten  UtunUatUckeu.  inuerhalb  der  städtischen  und 
itx  Fddmarken  im  Edict  (in  §.  2  nntor  c)  genannter  Flecken.  Sie  steuern  nach 
dfffl  darch  Schätzung  ermittelten  Ertrasre,  Stellenpächfer  und  sonstige  reine  Pächter 
tkmo  wie  die  Pächter  unter  b.  andere  Landwirtbo  werden  nach  dem  Ertrag  ihrer 
Tirthscbaften  |ihrlich  ron  den  Gewerbestener-EinachfttiangaconmissioDen  in  Claasen 
tifläs  Steoertarifs  eingeschätzt,  wobei  Erträge  bis  150  M.  frei  bleiben,  solche  von  150 
Iis  300  M.  in  1.  Classe  mit  1»/,  n.  s.  w..  in  6.  Classe  von  i:)(J0^2000  M.  mit  18  M., 
Tön  der  7.  Clause  an  ^,2000 — 2500  M.)  mit  den  Sätzen  der  üewerbesteoer  für  Uaud- 
verke.  aber  iauaer  mit  dem  um  1  GEmm  niedrigeren  Sat7e  besteuert  werden,  ao  die 
T.  mit  ZO  M.  o.  s.  w  ,  im  Allgemeinen  etwa  mit  r',„— 1''^  o  (§.  8,  20.  unter  B). 
Haitnoif  von  nur  2  Kühen  und  Bebauung  von  nur  200  Qu.-Uuthen  (48. 86  Ar)  gilt 
diWi  aber  Überhaupt  nicht  als  steaerpflichtigcr  landwirthschaftlicher  Betrieb. 

d>  Die  Tiefte  Kategorie  alad  die  Verpicht  er  lindHeher  Orondstfleke  in  den 

'rädtischen  und  Fleckensfeldmarken.  Sie  zahlen  nach  einer  Scaln  mit  etwas 
aiedrieeren ,  stufenweise  steigenden  Degressivsätzen  ^'ß — 1  bei  Ertrricren  von  l'yO 
^is  60C'  M..  bei  Erträgen  von  über  600  M.  l*/»  "/o  d*^r  vertragsmäibigeu  Pachtsumuio 
'^M  Steoerjahrs.  wenn  Me  nicht  schon  die  landwirthschaftlicho  Steuer  unter  a  trageo. 
Enräfe  bis  150  M.  Find  auch  hier  frei  §  9).  Eine  bemerken-^wertlie  Be.stinimung 
^  dabei  noch,  dass  Commoneo,  welche  von  ihren  UemeindegUedern  ausser  der  Armen- 
fmer  Beeil  aaiderwelte  ConnraDalatevein  erheben,  als  solche  ton  Zablung  der  Steuer 
f^r  ihre  Pachteinnahmen  frei  sind  (eb^y,  —  nm  ihaeu  also  zu  ermöglichen,  jene  Stenern 
i^^siger  zu  halten.  Beamte  und  Angestellte,  welche  BesoMuugssteuer  zahlen,  sind 
ihre  Dienstgmndstilcke  in  den  städtischen  und  Flcckcnsfeldmarken  von  der  land- 
vitOsdiaftHelken  Stener  unter  c  und  d  firei  (f.  10).  Als  Gnndlage  der  Yeraolagnng 
^  r  beiden  nn'er  b  und  d  genannten  Stenern  dienen  TOm  Fflichtigett  der  Obrigkeit 
«^reichende  Dedantionen. 

§.  137.  2.  Die  Mietbsteuer  von  vermietheten  Wohn- 
känaern  ist  eine  Gebäudesteuer  von  WohnhausLin.  abei  im  Lnter- 
achied  TOD  der  sonst  UblicheOi  eben  nur  von  (gauz  oder  theilweise) 
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▼ermietbeteii,  also  BBter  Freilassung  der  vom  Eigenthttmer  selbBt 
bewohnten  Bäame  nod  Hftnser.  Sie  trifft  somit  den  Besitzer 
(Eigentbttmer,  Kntsniesser,  Erbpftohter n. s.w.)  nnr als  Wobnnngs- 

Vermiether,  dann  einerlei,  ob  er  staatsan gehörig  ist  oder  nicht, 
im  In-  oder  Auslände  wohnt.  Sie  entspricht  daher  der  sogen. 
Hanszinsstener  anderer  ( icbäudesteuersysteroe (Oesterreich,  Prciissen), 
und  ist  Tiieht  mit  der  sonst  Miethsteuer  genannten  Wohnungssteuer 
des  Miethers  zu  verwechseln.  An  sich  ist  es  freilich  angreifbar, 
das  Wohnhaus  des  es  selbst  bewohnenden  Eigenthümers  der  Er- 
trags- oder  aneh  einer  Einkommensteuer  ftir  einen  den  Werth  des 
Eigenbewohnens  entspreehenden  „Ertragt*  za  unterwerfen,  da  dies 
eine  wülktthrliebe  Singularität  in  der  Gesetzgebung  gegenttber  der 
flbliehen  abwetebenden  Behandlung  der  sonstigen  Gebranehs-  und 
Kntzvermögensobjeete  ist,  die  niebt  als  solehe  „Erträge^^  gebende 
angesehen  werden.  Insofern  ist  das  Verfahren  dieser  meekleu- 
bürgischen  Gesetzgebung  nicht  ohne  Weiteres  als  unrichtig  »zu  be- 
zeichnen. Aber  bei  der  eigenthümliehen  ökonomischen  Natur  uud 
Function  des  Wohnhauses,  wenijrstens  in  den  Städten,  lässt  sich 
doch  auch  wieder  seine  Behandlung  als  eines  eigenen  Ertrags- 
objects  begrciten,  wie  sie  die  neueren  Gesetzgebungen,  besonders 
auch  Uber  Einkommen-  und  Vermügeussteuer  regelmässig  verfQgea. 
Dann  aber  wird  man  die  Beschränkung  der  Steuer  auf  das  ver- 
mietbete UauS|  bezw.  die  vermietbeten  Theile  und  die  Freilassung 
des  selbstbewobnten  doeh  nicht  billigen  können. 

Die  Steuer  richtet  sieb  nach  der  vertraffeinlsfig  nlilbareii  Mietbe  des  Sleiier- 

jahrs.  Jallre^IDicthen  bis  150  M.  sind  auch  lii-  r  frei,  kleine  darüber,  bis  600  M. 
sind  nach  Stiniora.itzen  von  ','3"  1  "/o  Ii"^l>i'fc  mit  1  ®/„  belcp-f.  Iitliabcr  von  Dicusi- 
^ohiiUuj;cu  uud  l'redigerwittwenhäusorii  hintl  für  vermietlicte  Kaumo  frei  (§.  11).  i'^t 
mitveriniethete  Laircrräunio  oder  ßpciclier  erfolgen  bilÜKo  Abschläge  von  der  Steuer- 
schuld, dagegen  auffallender  und  uribillitrcr  Wei^e  l  i  1'  filr  die  mit  den  Wohnongen 
vermiethetcu  Möbel.  Frei  &iod  fernere  Ycrmiethuiiguu  odor  analoge  WobaungiUbcr- 
la»nDgen  auf  dem  Lande,  die  „in  Zosammenbangc  mit  der  Landwirtbscban**  gc 
schebeo,  sowie  die  Debcrlassung  von  DienstwoLnnngen  an  Angestellte  and  Beamte, 
sodano  auch  liier  vermietlionde  (iemeiüden,  die  ibre  Mitglieder  sonst  bestenem  (jMs&et 
mit  der  Aruensteuer  ^.  12). 

§.  138.  3.  Die  Gewerbesteuer  triffit  allen  von  In-  oder 
Ausländern,  Einzelnen  wie  Körperschaften  und  Gesellsebaften  im 
Staatsgebiete  ausgeübten  Gewerbebetrieb,  einerlei  aueh  wo  der 
Gewerbetreibende  wohnt  oder  steh  aufhält,  im  In-  oder  Auslände, 

und  z^yar  Jode  zum  Gewerbe  zu  rechnende  Beschäftigung,  mit 
Auöiiabmc  der  wanderschein -steuerpllicbtigen  Gewerbe  im  Umher- 
ziebeu,  die  einer  be.sonderen  Steuer  nach  VeroidDunir  voni  30.  Sept. 
1896  unterliegen.    Dabei  wird  iu  der  Weise  Irliherer  und  noch 
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bestehender  anderer  Gewerbesteuergesetze  (SüddeuUc bland)  eine 
Reibe  der  Hauptarten  von  Gewerben  QQtzi  15)  besonders  als  steaer- 
^fliobtig  aufgezählt. 

Es  sind  die  üLIichcn  GroppeD  (Handel.  Fabrikbetrieb,  aocli  Salinen-,  Hütten- 
QAd  BergwerkBbi^tneb,  Uandverksbetrieb,  Lohofuhrwcrk  ti.  d$rl.  tind  sonstiires  Transport- 
feverbe,  aocb  SchifiTahrt.  Gast-  and  Schaokwirtliächaft ,  mit  eiuigeu  weiteren  besoa- 
dereo  Speeiaüiirungen ,  dio  in  den  ali^^omeineik  Gfoppen  eigentlich  schon  enthalten 
sind,  aber  mm  Theil  in  besonderer  ^V:  i-u  besteurrt  wrTtii>:i  i<  n.\  um?  mit  weiteren 
iogabeo.  welche  einzelne  Betiiebd  in  Zveifelsfälko  m  d«r  und  der  Gruppe  gehOreo 
i§.  IS,  14).  nebsc  BesdniiDiingen,  wie  Betliebe  mehrefer  Gewerbe,  Zweigniederiamigen, 
usTirtii^o  Gewerbetreibende  (so  auch  answärtigc  Versicherangs-  und  andere  Actien- 
resellschaften  mit  Zweigniederlassungen  im  Lande)  zu  behandeln  sind  (§.  15,  16). 
£uie  charakteristische  Vorschrift  betritit  die  —  Gowerbe&teoerfreibdit  ron  —  ..Schul- 
lelrera  Mf  den  Lude,  welche  ein  Hradwak  ebne  Gehilfen  betteiben** 
U  unter  4). 

Die  Gewerbesteaer  wird  dann  in  der  Regel  anf  Grand  yon 
Einschätanngen  illr  die  Hanptgrappen  der  Gewerbe  gemlse 
dem  w'irkliehen  als  R^nertrag,  besw.  Einkommen  anzusehenden 

and  in  Geld  angeschlagenen  Ertrage  naeb  Tarifecalen  mit  be- 

siiiiiüiten  Steuersätzen  für  bestimmte  Ertra^ssunimen  veranlagt, 
ünd  zwar  nach  verschiedener,  aber  unter  eioauder  in  ein  festes 
Verbältuiss  gebrachter  Scala  für  die  verschiedenen  Gewerbegruppen. 

Die  drei  eisten  Hauptgruppen  sind:  (1)  die  fiewerbe,  welche  mit  Handel,  Fabrik- 
betiieb,  baliaen-.  Hatten-,  Bergwerkübetrieb  beschäftigt  sind,  dann  (2)  die  Handwerke, 
die  handweitihBlichen  vsd  die  ihnen  enadrQcklieh  gleicbgestelUen  Gewerbe  (so  ge> 

vöhnliche  Transportgewerbe),  indlich  (3)  Bäcker,  Schlächter,  Gast-  and  Schankwirthe 
tuid  Mahlenbetrieb  Der  Tarif  ist  ziemlich  gleich  bei  den  zwei  letzten  (iruppou,  nur 
ein  wenig  höher  bei  der  letzten  gegenüber  der  Torletzten  in  BetreÜ  der  ersten 
<Biedri|:ereo>  Glessen.  Hech  etwns  höher  als  in  beiden  ist  er  bei  der  ersten  Grappe 
(Eilidol  u.  s.w.]  in  deren  untersten  Classen,  in  den  mittleren  und  höheren  Classen  stimmt 
«r  bei  allen  drei  Grappen  Uberein,  doch  so,  dass  da«  Handwerk  a.  s.  w.  einer  £rtrag»- 
daM  neb  Mer  immer  mit  dem  Stenenatt  der  zweitniedriferen  HnndebgruppenelMse 
htlt^t  wird.  Allgemeine  Steuerfreiheiten  wegen  Niedrigkeit  des  Ertrags  sind  zwar 
^i  'ht  gewährt,  aber  in  einer  1.  Classc  (unter  1000  M.  \m  Handel,  unter  600  M.  bei 
lüüiiwerken,  nater  900  M.  bei  Bäckern  a.  s.  w.)  werden  nur  Minimalsätze  (bei  diesen 
S  Kategorieen  ron  bezw.  15,  3,  10  M.)  erbeben,  nnd  ancb  diese  Sfttze  hSnnen,  wenn 
<iic  Betriebe  den  Inhaber  nicht  allein  ernähren,  auf  bezw.  5— 10.  1—2  und  5— S  M. 
benbeesetzt  werden,  doch  mit  Ausnahme  der  (iast-  und  Schankwirthe  iu  der  3.  Kategorie, 
wo  10  AI.  das  Minimum  bleibt-  Die  Steuersatze  steigen  dann  iu  bei  den  3  Kategorieeu 
lendiiedea  gebildeton  Ertragsciasseu  in  bestimmten  Sätzen,  s.  B.  in  der  8.  Classe 
bei  der  cr*ten  auf  80  M.  (3500—4500  M.  Ertrag),  bei  der  zweiten  auf  40  (2o00  Ms 
3000  M.),  bei  der  dritten  auf  78  M.  (3600-  4500  M.).  al-o  auf  bezw.  2  —  c.  1.3 
bis  1.9  im  Dnrebecbnitt  dieser  aebten  Giasbe  jeder  Kategorie.  Yen  d«r  9.  Glasae  an 
stunmt  der  Tarif  der  dritten  mit  dem  der  ersten  (Handel)  Uberein,  fon  der  11.  auch 
der  der  zweiten  (Handwerk),  nur  dass  bei  ihr  immer  der  Satz  der  zwoitrorhergehenden 
niedrigeren  (blasse  angewendet  wird.  Der  normale  Steuersatz  ist  2  %  vom  Mittel- 
iMnf  der  Glesse,  der  beim  Handel  scbon  in  der  6.  Glesse  (2500—9000  M.  Ertrag), 
bd  den  anderen  Kategorieen  «  r  t  init  der  Gleichstellung  ihrer  Classen  mit  denen  der 
Handelskategorie  erreicht  wirci  und  dann  verbleibt  (Steigerung  7on  600  M.  lür  je 
kfcfonnene  30.000  M.  Kinlkommeu  bei  über  100.000  M.  hinaus^:  also  keine  weitere 
Progression,  wie  bei  der  Zinsstcuer,  nnd  ein  allgeaiein  luni  50 '''o)  höherer  Satz  als 
der  landwirthschaftUchen  Steuer,  wo  diese  sich  nach  dem  Ertni;ie  richtet  (1'  ,  V.v. 
^  100  %  bAherer  Satz  als  bei  der  Miethsteuer  (.1  —  Banken  u.  dgl.  dagegen 
^  Eisenbahnen  werden  iwnr  «ach  nieb  dem  Ertmge  bestenert,  aber  Je  neob  dessen 
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Höhe  Im  Yarhiltiiiss  zom  Stamnfcapital,  in  minfmo  mit  2  7o«  steigend  stufen- 
weise bis  auf  A  ^IffSteni^T.  Baiik<'ii  nach  dam  Gescluiftseinkominen,  zu  dem  ausser  der 
Dividende  der  Betrtitr  der  Abschreibungen  ?vm  K  M-rv^foiids,  Fonds  für  besonJere 
Yerla&te,  Boamtenrersorgungsfoods  u.  dgi.,  i>owio  die  Tantieme  des  Verwaltangs-, 
Anftiebtarftdis,  VonfandM,  der  Beamteii  —  soveit  bei  diesen  die  Tanti^ne  nicht 
Tertrapsm&ssi^es  Gehalt  —  gerechnet  wird;  beträgt  dies  ncscMiftscinlsommen  weniger 
als  4  7o  Kni.it:il?!.  so  ist  der  Stenen--atz  2.  bei  4— 5  2'/^,  bei  •'^-0%  8,  Hei 
6 — 7*/^  SV^j,  '-»t:!  über  7  */o  4  */o.  Eiseubalineii  aller  Art,  auch  elcctrische,  Pferde- 
bahnen Q.  s.  w.  werden  etwas  Kilnsii^^er  behandelt  alä  Banken,  sie  zahlen  ezal  bei 
wenis^cr  al?«  5  I^ividcnde  allein  (oline  Einbezie!  im-  sonstigen  Reinertratrs"!  2, 
dann  mit  jedem  Di? idcndeoprocent  mehr  um  '/t  7o  t-t^igende  Sätze,  4  7«  *^  Maximum 
eist  bei  tkber  8  %  Dividende  (§.  80— SOc). 

Völlig  abweichend  von  dieser  an  Bich  richtigsten  Methode  der 
Gewerbesteuer  nach  dem  wirkliehea  (Rein-) Ertrage  werden  dagegen 
eine  Reihe  anderer  Betriebe  bestenerty  nemlieh  die  Terbrancbsstener* 
Pflichtigen  Brauereien,  Brennereien  und  Rttbensneker- 
fabriken  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Reichssteueri 
bezw.  nach  Produetionsmenge  (hei  der  Branntwein -Verbränehs- 
abgabe)  und  Rohstoffmenge  (Zuckerfabriken):  nnr  insofern  eine  be- 
denkliche Abweichung  von  der  sonstigen  Steuern; et hode,  als  dabei 
kiiiit  rlci  Gleichinäösigkeit  zwischen  der  Steuer  dieser  Gewerbe  und 
derjenigeu  der  tlhrigen  garaiitirt  werden  kann,  al)er  eben  eine 
KUcksichtnaliuic  auf  diese  ohnehin  schon  mit  Steuern  belasteten 
drei  Gewerbe.  —  Rheder  für  ihre  Schiffe  werden  ferner  wieder 
nach  einer  anderen  Metbode,  der  alten  nach  äusseren  Merkmalen 
(Tragfähigkeit  der  Schiffe),  und  einige  andere  Gewerbe  abermals 
anders,  zum  Theil  mit  festen  Tazsätzen,  l>estenert.  Diese  Ab- 
weichungen sind  fdr  die  Einheitltebkeit  und  Gleichmässigkeit  der 
sonst  rationellen  Gewerbesteuer  naobtbeilig  und  erscheinen  nieht 
gentigend  begrflndet 

Der  Bierbrauer  liat  für  jede  Mark  Braustcuer  3  Pfennig  Zuschlag,  der  Brannt- 
weinbrenner ftir  jede  Mark  Maisehbottigstoner  1  Pf.  oder,  wo  anstatt  dieser  letzter«! 

d-  r  Zii>(  lila<;  /.ur  V<  rbraut  lisabirabe  erhoben  wird,  für  je  5  J.  reinen  Alcohols  1  Pf., 
der  Kübenzuckertabriitant  von  jedem  Doppclcentner  der  angeschriebenen  Kübenmcns^e 
1  Pf.  zu  entrichten  i§.  .31)  —  Die  Steuersätze  der  Schiffe  sind  nach  ScescbiÜen 
(dabei  mit  Unterscheidung  von  Dampfern  Qnd  Seglern,  ?on  Material,  Eisen«  Stahl  nnd 
IIoI/),  r.eirhtcrn.  Scltleppdampfern,  Transpnrtsciiifren  u.  s.  w.  anf  Rinncn^ew5'5>jcm, 
Passagierschitten  u.  dgl.  auf  letzteren,  bei  den  eisernen  und  stählerner  Sceschißen 
auch  nach  dem  Alter  fQr  die  Regihtertonne  abgestuft  Lohnflibren  tahlen  feste  Sttse 
in  2  Stufen,  Fährpächtcr  von  je  75  M.  Pacht  50  Pf.  (§.  32).  Erpachteto  Betriebe, 
von  Lofteriecn .  Fisrbereien  entrichten  1  IloÜSndereif^n .  Schäfereien,  Torf- 

mooren 0.8  °  o  der  Pachbuüimc  (Mm.  2  M.»  Ü3;,  sogen.  Froncr  (Scharftichicr, 
Schinder)  24  M.  nnd  6  M.  fbr  jeden  Knecht  (§.  84). 

Die  Veranlagung  der  Gewerbesteuer  ist  nach  den  an- 
gegebenen Gewerbegrappen  etwas  verschieden  geregelt.  FUr  die 
drei  genannten  Hauptgruppen  (Handel,  Fabriken  n.  s.  w.,  Hand- 
werk n.  8.  w.,  Bäcker,  Gastwirthschaft  u.  s.  w.)  geschiebt  sie  auf 
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Grund  freier  Einschätzung  des  Gesammteinkommens 
la  deo  Steneisätzen  des  Tarifs  durch  eigene  Scbätzsngs- 
commissioneD,  welche  in  den  drei  GebietsabtheUnngeii  des 
Undes  etwas  Terachieden  gebildet  werden.  Die  Gewerbetreibenden 
«elbst  bftben  dabei  snn&cbst  nar  die  Pfliebt  der  Anmeldnng  ibres 
Gewerbebetriebs  bei  der  Obrigkeit,  aber  keine  Declarationspflicbt 
iunsiebtlieb  ibres  gewerbticben  Einkommens  oder  des  Beinertrags 
ihres  Gewerbes  selbst.  Doch  sind  sie  verbunden,  auf  Erfordern 
der  Commission  oder  deren  Vorsitzondera  „wahrheitsgemäsöc  Au- 
s'aben  über  ihre  iu  Betracht  komnieiulen  Verhältnisse  zu  machen". 
Im  Falle  der  Verweigerung  verlieren  sie  das  Kecursrof^bt  getj;en 
ihre  Einschätzung  und  unrichtige  Angaben  sind  strafbar  (§.  24,  59). 
ifl  die  äcbätzungscommission  kann  die  Landesfinanzbehörde  (Landcs- 
receptnrdirection)  einen  Beauftragten  senden »  der  kein  Stimmrecht 
bat,  aber  alle  Materialien  einsehen  darf,  auch  auf  gleicbmilssige 
Veiaolagang  in  den  yerschiedenen  Bezirken  hinwirken  soll  und 
gegen  ihm  an  niedrig  seheinende  Veranlagungen  an  seine  Behörde 
behufs  Honitur  an  berichten  hat  (§.  28). 

S.  für  weiteres  Einzelne  das  Edict  §.  17—28,  besonders  über  die  Bildung  der 
Ccmmissionen.  die  Mitwirkung  der  Obrigkeit  in  der  ÄTibtellaDg  der  Listen  der  Steuer- 
päjcbti».  n  (lowerbetreibcnden,  die  Functionen  der  Gommiasionen  und  ihres  Vorsit/on  !  -n, 
iie  Einrichtung  der  Beclamationeii  (§.  27).  Letztere  geben  gegeu  die  Einscbätzuuiiä- 
ottBiflrioneB  an  dfe  ObrigkelMn  (in  den  rlttarschnftlicben  Aemtern  u  deo  Vor> 
MUeoden  der  Commission)  zur  Erledigung,  die  nach  Anhörung  der  Commission  erfolgt. 
Iß  dem  Ccnsiten  günstigen  Falle  wird  die  Siehe  zur  Entscheidung  an  die  Stt-tior- 
VjL^rde  (Bccepturdirection)  geleitet.  Der  Cen:>it  hat  weiter  gegen  ihn  nicht  beirie- 
^ende  EntKheidangen  der  Obrigkeit  die  Berafaog  an  dicee  Dircction  und  von  ihr 
;«t2t  an  das  Finanzministerinin ,  mit  knrzi.n  Pr;iclii>ivfriätt'n.  Die  droi  (iebicts- 
^btbeilungen  sind  1)  die  DomaniaJ<  und  ritterschaftiichen  Flecken,  die  Domanialämter 
ifid  locamerata  und  Klosterämter,  2)  die  Si&dto  für  den  eigentlichen  Stadtbezirk, 
iebfit  &lmmereigütern  und  Gutern  uiildL-r  Stiftungen,  far  Kostock  ist  EinUteiliiiig  ia 
■ekiue  Stenerbeziike  nlisaig,  g)  die  ritterschaftiichen  Aemter  ($.  21). 

Die  ttbrigen  stenerpflichtigen  stehenden  Gewerbebetriebe 
(Basken,  Bahnen,  Braner,  Brenner,  Rttbenznckerfabriken,  Rheder, 

fährinhaber,  Erpächter  der  oben  genanuten  Gewerbe,  Froner) 
werden  veraulagt  anf  Grund  von  Dcc  laratioueu,  die  sie  Uber 
alle  für  ihre  btcueriitliebt  iu  Betraclit  kommenden  Verhältnisse  zu 
machen  verpflichtet  mid  (§.  35):  immerhin  gegciiliher  den  anderen 
Gewerbebetrieben  eine  Behandlung,  welche  ungünstigere,  d.  h. 
icbirfere  Besteaerang  ermöglicht. 

§.  139.  4.  Die  sogen.  „Besoldnngs-  and  Hehnngs- 
Hsoer"  und  5.  die  Erwerbssteaer  stehen  in  näherer  Verbindung 
Bit  einander,  indem  hier  bei  Personen,  welche  diesen  beiden  Stenern 
tQterworfeno  Einnahmen  (Einkommen)  haben,  eine  Zasammen- 
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rechnnng  eifol^-t  uud  vom  0 e s a m m t betrage  der  tarifm&ssige 
Steuersatz  (§.  43)  erhoben  wird  (§.  41). 

Die  entgeoannte  Steuer  trifft  die  Gehalte  o.  dgl,  mit  Neben- 
bestfgeD)  anch  die  PeDsionen  (incl.  WittwenpeDsionen)  ans  aller  Art 
Off  entliehen  I>iettflte8,  sowie  die  Einnahmen  der  Inhaber  Ton 
Stifts-  oder  Klosterplittzen  und  ähnlichen  Benefiden  (§.  37). 

D«ib«r  den  OmftBir  ^  «oMeetireii  und  ebjeetireii  Stenerpf leht  t.  el».  f.  S7, 

worin  u.  A.  die  Rücksicht  auf  das  Reicbsgesetz  betr.  Vermeidung  von  Doppelbesteueruag 
hervortritt.  Benierlwenswertli  ist  die  Bestimmung:,  d^^-s  bc7.üfj:licho  Einkünfte  aus  dorn 
Bei chaaosland c  nur  steuerpflichtig  äiud,  wenu  sie  nicht  dort  schoo  einer  dem  Be- 
ziehor  zur  Last  falleudeD  Steuer  unterliegen.  Die  betreffenden  Einkuofte  einee  Ceoalten 
sind  behufs  d  r  Stcuerji!'ir!it  ztisammcnzurcchnen,  wobei  nur  die  im  G&«;ctz  genannten, 
übrigens  liberal  bemestitiiicu  Abzüge  gemacht  worden  dQrfen  (§.  38),  u.  A.  aocb  für 
die  tof  gesetdiclier  Yerpfliehtang  beroheoden  WittvencesieDbeitrixe.  i^cnditlnlidie 
specielle  Nomen  bestehen  für  die  FuhrkoBten  der  GeittUchen,  filr  die  Geldanschl&g» 
für  WohnoDgen  rerschiedcnor  Kategorieen  ron  Personen.  Feststehende  EinkOnAe  sind 
mit  dem  Betrage  des  Steuerjahres,  unbestimmte  nach  dem  wirkUchen  Betrage  de& 
Tonngegaiigenen  (elao  nicht,  wie  fibUcb,  neeb  mehrjährigem  Darehscbnitte)  enznMtnn. 

Die  r werbssteuer  betrift'f  dns  EiDkoiiHiicn  —  uach  der 
Terminologie  des  Edicts  die  ,,Eiiiimlimcn"  —  au8  der  Atistlbnng 
einer  nicht  gewerbesteaerpflichtigen  Kunst  nnd  Wissenschaft,  ans 
Gehalten  n.  dgl,  aach  PeDsioDen  in  Privatdiensten  (excl.  Dienst- 
boten und  niedere  Gewerbsgehilfen)  nnd  ans  anderen  StellangeOi 
welche  nicht  schon  unter  die  (bewerbe-  oder  Besoldnngssteaer 
fallen. 

Dabei  dnd  die  FUle  der  Abhaltong  dffentUcher  Anetionen,  Agentaren,  Fftbrang 

von  Caratclen  noch  ausdrücklich  als  erwerbssteuerpflichtig  bezeichnet  (§.  39).  Die  Ein- 
nahmen und  Abzüge  werden  \rcsentlirh  wie  bei  der  Besolduigseteaer  berechnet. 
„Freie  Station"  ibt  mit  njiiidcbtens  2UÜ  M.  anzusetzen  {§.  40), 

Beide  genannte  Stenern  werden  auf  Grund  von  Declarationen 
veranlagt»  sn  denen  die  Betreffenden  verpflichtet  sind  (§.  41).  Die 
Bestenernng  erfolgt  nach  einem  Stnfentarif  mit  Degressivstonersats 
▼on  c.  2  %  abwärts  herab  bis  auf  — Vo'  Aber  fttr  eine  ganze 
Beihe  aufgezählter  Kategorieen  hierher  gehöriger  Personen  sind 
dabei  nicht  gerade  niedrige  nnd  einzeln  etwas  willkUhrliche  Minimal- 
Steaersätze  vorgeschrieben  (§.  43). 

Frei  ist  der  Betrag  unter  75  M.,  dann  7«  M.  Steuer  in  erster  Stufe  (75—  150  M.). 
der  Tirif  bat  veiter  Ueine  Stufen  von  hlom  75  M.  Steigerung  mit  festen  Sitsen,  die 

erst  bei  der  Obcr>rren/.e  der  Stnfc  von  7275 — 7350  M.  2  err^'ichen,  was  d.mn  von 
da  an  Steuersatz  des  Zuwachses  bleibt  (IVt  ^*  ^  ^•)*  so  daas  2  %  voll  Ober- 
haupt nicht  ganz  erreicht  wird. 

§.  140.  6.  Die  Lohnsteuer  ist  eine  directe  Steuer  vom 
Arbeitslohn  n.  dgl.  aller  Lohnarbeiter,  Dienstboteni  Gewerbegehilfen 
nnd  zwar  mit  verschiedenen  feston,  innerhalb  Hinimis  und 
Maximis  sich  bewegenden  Taxsfttzen  f&r  die  im  Ediet  einsefai 
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aufgezählten  Kategorieen  der  hierher  gehörigen  Personen.  An  Will- 
kübr  der  Sätze  im  VerhältnisR  zu  einander  fehlt  es  uuch  hier  nicht, 
wenn  sie  auch  im  Ganzen  der  verschiedenen  Leiston^fiUügkeit  an* 
f  epaast  und  niedrig  sind  (§.  44). 

Der  niedrigste  S&tz  ist  '/<  ^I-  (Lauf barschen  o.  dgl.)  and  1  M.  (Lehrlinge  mit 
►iisfeneiD  Verdienst,  Dienstboten  ohne  Raarlolui  und  mit  bis  GO  M.  Lohn,  aoch  Hof- 
gänger); dann  2  M.  (für  gewöhnliche  Tagelöhner  und  ähnliche  Leute,  bei  geminderter 
ErwerbsfUiigkcit  1  M.),  Dienstboten  zahlen  nach  der  Lohnhöhe  in  6  Stufen  1—^  liu 
letzterer  S&t/  bei  Löhnen  über  240  M.,  Handwerks^esrll  n ,  Fabrikarbeiter  u.  dgL 
3  FabrUuurbeiterinnen  o.  dgl.  1'«'.  M.,  YerUaferinnen  in  Lädea  2—6,  Portien  und 
HnikiMelil*  io  WiftlMoliaftoB         H.  n.  i.  w.  (§.  44). 

§.  141.  7.  Die  ZinaenBtener  trifft  £Uikttiifte  ans  atter  Art 
aoBStebender  (d.  h*  Terliehener)  Kapitalien  (Werthpapiere «  AQcb 
Actien  inbegriffeOi  aaeh  ApanagcD,  Wittfattmer^  Altentheile),  in-  ond 
antlftodisehe  Einkdnfle  Datflrlleber  wie  jnristlBeher  Personen ,  ein- 

äcblieBslich  Vereine,  Genossenschaften,  Anstalten,  welche  unter  ihrem 
Namen  Rechte  erwerben  u.  s.  w.,  nach  dem  Betrage  im  voraus- 
gehenden  Jahre  (§.  45\  Passivzinsen  u.  dgl.  dürfen  abgezogen 
wenien  fS.  40)).  Htcuerpfiichtig  ist  dann  der  Gesammtbetrag  der 
reinen  Einkünfte  aus  Zinsen  u.  s.  w.,  unter  Einrechnung  derjenigen 
der  Ehefrau  nnd  nnabgesonderter  Kinder  (§.  47).  Die  Veranlagung 
erfolgt  auf  Grund  von  Deciarationen,  die  nach  bestem  Wissen 
und  Gewissen  abzugeben  sind.  Die  Control-  nnd  Strafbeatimmnngen 
sind  TerbSltnissmftssig  sebarf  (§.  49). 

Ausser  der  Obrigkeit,  die  bei  allen  Steuern  daa  etwaige  Strafverfahren  einzuleiten 
hat  (§.  75),  ist  bei  der  Zinsensteiier  die  Landeireceptardiroction  zur  Controle  und  zur 
Einleitong  des  Strafv-rrfrihrens  verpflichtet,  hat  die  Strafe  (3-faches)  einzuziehen.  Die 
}»adil«isgeiichte  sind  verpüichtet,  der  Obrigkeit,  bezv.  LandeärecepturbehOrde  mit« 
ndieilen,  ob  stell  bd  Ktehliisen  liiiaBteiierpflichtige  Eionabmen  roifiDden,  die  ober- 
vormoDdschaftlichen  Behörden  müssen  rön  Amtswegen  die  Zahlung  der  Steuer  aus 
CoratelrermOgen  Überwachen  und  sie  den  Curatorcn  znr  Ptli(  ht  machen  (§.  49).  Die 
Kacbfordemng  der  Zinsensteuer  selbst  unterliegt  keiner  Verjähruug  (bei  den  anderen 
Stmarn  in  10  Jabm),  dl«  BflftaQdattonastnfe  refjlhit  mt  in  10,  bei  dm  anderen 
Steuorn  ^chou  in  3  Jahren  f§.  79).  Der  Tod  des  dufraudircnden  Ccnsiten  schliesst 
die  Eri^'-nuaiig  und  Beitreibung  der  Strafe  nicht  aus.  Die  Strafe  ist  aus  dem  liachlass 
odcf  FOD  den  Lrbcu  einzuziehen  (§.  49). 

Der  Steuertarif  ist  yon  3  %  abwärts  ein  degressiver,  steigt 
aber  jetzt  naeb  dem  Ediet  von  1897  bei  Einkommen  tiber  15.000  M. 
Ober  3  %  binans,  scbliesslicb  bis  auf  4  %  bei  mehr  als  100.000  M . . 
Einkommen  ans  Zinsen  (§.  50). 

Steuerfrei  auch  hier  Beträge  bis  75  M.,  dann  Stufcntarif  mitClassen:  1.  M. 
fUr  75*--150  H..  also  1— Vs  *'^o*  Steigerung  der  Stufen  auch  hier  je  um  den  kleinen 

Bedag  ron  75  M..  2.  Stufe  IV.,  Steuersatz  für  ir.O— 225  M.,  also  1-  -',  "^'^  u.s.  w  , 
Stufe  Ton  5925  —  6000  M.  177^"/,  M.  Steuersatz,  GOoü— GoT.')  M.  180  M.,  also  3  lür 
die  Untergreoze,  darauf  biä  15.0Ü0  M.  lur  ju  75  M.  LiukuuiUieii  mehr  ^'/^  M.  Stcuer- 
ttte  mtktt  also  S       bei  Einkommen  a.  s.  w.  ron  15.000—25.000  M.  8V4  von 
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aller  25.000—50X100  M.  8*/««  llW  50.000—100.000  U.  d*/«,  rw  liMMrem  B«tiage 
4  %:  die  neottdinp  in  DentsclüeDd  flblicli  werdenden  Sitte. 

Die  Steuer  ist  also  schon  bei  mittlerem,  vollends  bei  grösserem 
nnd  ganz  hohem  ZinseinkomnieD  höher  als  bei  aDderen,  nament- 
lich anch  als  die  Gewerbesteuer  und  die  Besoldongs-  und  Erwerbs^ 
atener,  die  nieht  Uber  2  %  steigen ,  vollends  als  die  Miethsteaer 
(1  %).  Wie  boeh  sieh  die  landwirthscbaftticbe  Steuer  wirklieh 
Btell^  ist  nach  ihrer  Veranlaguogsart  in  dem  wiohtigsteo  Falle,  bei 
OroBsgmndbesitz,  nicht  allgemein  anzugeben,  jedenfalla  ist  sie  aber 
Dicht  progressiv,  auch  bei  sehr  grossem  und  selbst  bei  verpachtetem 
Grundbesitz  nicht.  Ob  mit  Kecht  die  Zinsensteuer  allein  — 
bis  zu  einer  niedrigen  Hohe  des  Steuersatzes  freilicb  immer  nur  — 
8  0  ,,proi!rressi  gestaltet  werden  soll  niul  ob  das  ric])ti^e 
Maass  ihrer  grösseren  Höhe,  verglichen  mit  den  anderen  steuern, 
passend  bestimmt  ist,  auch  wenn  man  „Zinsen"  als  das  ,,best- 
fondirte"  (?)  Einkommen  ansieht,  möchte  doch  nicht  ohne  Weiteres 
zn  bejahen  sein.  Namentlich  yerpaehteter  Grnndbesits,  be- 
sonders grosser,  ünd  yermiethete  Hänser  stellen  docbkanm 
eine  Quelle  weniger  »»fundirten"  Einkommens  als  Leihkapital  dar. 
Die  Hohe  des  Steuersatzes  und  die  sogen.  Progressivit&t  (richtiger: 
Degressivität,  aber  von  einem  etwas  höheren  Satze  abwärts)  bei 
dieser  niccklcnburgiscbcn  Zinsenstcucr  bind  ganz  berechtigt  und 
auch  wulil  ziemlich  richtig  bestimmt.  Aber  wenigstens  auf  grosse 
gewerbliche  und  laudwirthschaltlicbe  und  besonders  auf  grosse 
Pacht-  nnd  Mietbeinkommen ,  auch  auf  grosse  Besoldungs-  und 
liberale  Berufseinkommen  sollten  dieselben  Grandsätze  angewendet 
werden. 

8.  Die  Hundesteuer  Ist  die  letzte  der  Staatssteuern  des 
Systems,  im  niedrigen  Satze  von  1  H.  flir  jedweden  Hund  (§.  5) 

§.  142.  Allgemeine  Bestimmungen  ttber  diedirecten 
Steuern.    Das  Contributionsedict,  welches  wir  hier  in  seuien 

Hauptvorschriften  tlber  die  einzelnen  Steuern  dargelegt  haben,  ent- 
hält daun  noch  eine  licihe  von  allgemeinen  BestimmnngeD, 
welche  sich  zum  Theil  aber  wieder  auf  die  besonderen  Verhältnisse 
einzelner  Steuern  bezichen  (§.  52—80).  Vieles  davon  betrifl't  Einzel- 
heiten der  8tenerver\valtung  ohne  allgemeinere  principiellc  Bedeutung 
und  bloss  mit  solchen  Abweichungen  von  den  Verhältnissen  anderer 
Länder,  welche  die  Folge  des  eigenthttmlichen  mecklenburgischen 
Staatsrechts  sind,  ^ur  Einiges  sei  hier  noch  hervorgehoben* 
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¥i6  mImmi  oImo  bemeifct,  wardm  die  diuebea  Steaero,  die  Pflicht  za  ihrer 
Zikfauf  fonftSgesetzt,  neben  cinand«r  «boben.    Bemerkensverth  Ift  dabei  aber  noch 

die  Bestimmaog,  dass  Jemand,  der  vegen  verschiedenartigen  Einkommens  Besoldung;»-, 
Lnrerbä*  and  ZLaseo:»teuer  za  zahlen  bat,  mindestens  so  viel  im  (ianzen  entrichtea 
mU,  ab  er  bei  ZasammeDieeliiitiiif  aller  seioer  EUmabmeB  mindestens  nach  der 

niedrigsten  der  beiden  Stiiueracalen  zahlen  inQsste  (§.52,  43.  50).  Das  kann  z.  B. 
bei  eiflcuj  Beamten  mit  Zinseinkommen  practisch  werden.  —  In  Ergrän^unsr  der  Be- 
stimmonsou  bei  den  eiuzeineu  Steuern  werden  noch  einige  allgemeiuc  über  Steuer- 
befreiungen getroffen  (§.  56).  Solche  treten  nicht  weiter  ein  bei  der  landvirtb- 
schafilicheri  und  Gewerbesteuer,  denen  daher  z.  B.  auch  gegeVn  i-M  f ills  ij,:r  Landes- 
font  OAterworfun  ist,  wohl  aber  bei  dea  übrigen  Steuern.  Von  dioäou  alien  ist  u.  A. 
der  Oroeshenof  und  alte  Mi^eder  bdder  grossherzoglichen  Hloaer  frei,  dann  der 
Kircbenfonds  und  einige  WonltlütiLkeitsfonds,  namentlich  aber,  in  einer  gewissen 
*i?cialen  Rücksicht,  Personen  unter  16  Jahren  mit  Stenerbeträgen  von  ant  r  H  M. 
(äB<»er  bei  Ziitsen-  und  Handesteaer) ,  ferner  nach  obrigkeitlichem  Zeagnii>d  uurer- 
Bdgende  and  erverbannfUrige  Peisonen,  welche  nicht  stenerfkhig  sind,  auch  Wittwen 
aof  Tatrelühn  ohne  anderes  Einkommen.  Von  der  BesoIdu:i;rs  .  Erwerbs-  und  Lohn- 
steoer  sind  nach  allgemeinen  deut;>chen  formen  gewisse  Miiitärpersoueu,  sowie  Kric^- 
iofaliden  für  gewisse  PensionserUöhungen  and  Ehreozulagen,  ferner  auch  Diacouis^en 
ood  Schwestern  des  rothen  Kreuzes  frei;  von  der  Ziusenstener  allein  die  Alters-,  In- 
ralideo-  und  Unfallren^cn  bis  200  M.  nach  den  Rcicbigesetien,  sowie  die  BeicliS- 
feisicberungsanstalten,  (icnossenschafien  and  Cassen. 

Für  alle  Steuern  besteht  ferner  ausser  der  für  einzelne  besondere  vorgeschriebenen 
elfte  allgemeine  Declarationspf Ii  cht  des  Ceositen,  wonach  dieser  auf  Verlangen 
der  compctenten  Behörde  An<z:aben  zu  machen  und  specificirte  Verzeichnis  n.  s.  w. 
20  liefern  hat,  wie  sie  zur  Ermittluiif?  seiner  Steu  tj »fli  -ht  erforderlich  sind,  und  zwar 
»»,  dass  er  sie  auf  weiteres  Verlangen  eidei^tattlich  bekrüfii^en  kann  (^.  57,  Abs  1). 

Arbeitgeber,  d.  h.  üewcrbetreibeude,  Dieustherrächaften  a.  s.  w.  (auch  land» 
virthichafUicbc)  liabeai  niribt  nar  Declarationen  (sogen.  „Meldabgabe"  der  Theorie) 

tber  die  Vcrtiültnissc  ihrer  Arbeiter  u.  8.  w.  und  in  Kost  und  Lohn  befindlichen  Leute 
ZB  machen,  sondern  aach  deren  Steuer  an  die  Steuercasse  zu  entrichten,  mit 
dem  Recht,  sie  sich  rem  Pflichtigen  rergtlten  za  lassen  (§.57,  Ab;«.  4):  ein  theoretisch 
und  practisch  streitiger  Punct .  der  aber  hier,  zumal  unter  den  Landesrerblltnissen, 
*ühl  richtig  in  zulässiger  Weise  outschieden  ist.  ünt  rh'.Ming  dieser,  sowie  der 
Declarationen  in  eigener  Sache  und  aniichtige  Angaben  werden  als  Defraudation  an- 
feiehen  und  mit  dem  Dreifachen  der  rerkürzten  Somme  als  Strafe  bedroht,  wonebon 
stets  die  Steuer  selbst  noch  zu  zahlen  ist  Eine  Umwandlung  dieser  Qeldstrafen  im 
liiTcraögensfallc  in  Freiheitsstrafen  erfolgt  übrigens  nicht. 

Die  Veranlagung  und  Uebaag  CO — 79)  der  Steuern  schliesst  sich  wie 
Qbenll  nothwendig  an  die  Organisation  der  Landesrerwaltang  an,  hat  daher  wieder 
in  Mecklenburg  ihre  Ei^nthllslichkeiten.  Allgemeine  VeranlagungsbchOrdeu  sind,  tih- 
feschco  von  den  Scb&tzungscommissionen  der  (iewerbesteuer,  die  0  rtsobrigkoiton, 
^er  Fcrschicdene  in  den  staatsrechtlich  verschiedenen  (icbictätheileu,  so  auf  den 
littaiiduiftfichen  Otttern  die  Qotsebriglieit  allein,  im  Domanlom  das  Amt,  in  den  Land- 
stidten  und  in  Kostock  und  Wismar  der  Magistrat.  In  den  Domänen,  in  allen,  auch 
dca  rifterscbaftlichcn  Flecken,  in  den  Stitilten  und  Klüsterrimtcrn  sind  aber  von  der 
Obrigkeit  sogen.  ,.CoUigiruiigsdeputatioueu"  von  2  und  mehr  Beisitzern  aus 
Geosften  rn  dem  Veranlagungdgeschift  blnzoznziehen :  also  eine  Mitwirkung  der 
Stctierf/flicljtig'^n  selbst  ist  auch  hier  jetzt  erreicht.  Die  Obrigl  it  j,  bezw.  diese 
bepatatioocn  haben  n.  A.  die  Befugniss,  auch  von  Amtswogen  euügiltig  die  Steuer 
ebMs  Coiritra  anzaselsen ,  der  nicht  declarirt  ond  damit  das  Beclamationsrccht  rer- 
loien  bat,  nnd  sogar  für  die  Vergangenheit,  wenn  sich  orweiHt,  dass  da  zu  wenig  von 
ihm  gezahlt  worden  ist,  wo  dann  für  den  Censiten  die  Pflicht  zur  Narhzaliliiii';  besteht. 
Sie  können  dabei  mangels  anderer  Aohalispuncte  c¥enluoll  sich  bei  der  Veranlagung 
SS  den  nnthmaasslicbon  Anfwaod  des  Censiten  ha1t«i  (§.  65).  Die  Veranlagung  er^ 
folgt  jährlich.  Keclamationen  des  Censiten  gegen  vermeintlich  unrichtige  Veranlagung 
fdien  mit  kurzen  PrScIosirfristen  an  die  Obrigkeiten  selbst,  weiter  von  da  an  die 
Bteeptnrdirection,  von  da  an  das  Finanzministerium  77).  Die  Obrigkeiten  haben 
«■ch  die  DefirMidatioiien  von  sich  ans  za  rerfolgen  ond  in  der  Sache  selbst  anf  Nach- 
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laUiuf  «nd  Strafen  so  «ilenien  (§.  78).  Die  VeijilinmgafrisCeB  (§w  79)  liiid  die 
oben  Mbon  (S.  478)  erwähnten,  für  Ordnungsstrafen  1  Jahr. 

Die  Hebung^  erfolgt  halhjahrigr  (2.  H>ilfte  October  und  Apni  für  das  jetzt  tob» 
1.  Juli  zum  1.  Juli  nächäteii  Jahreä  l&uiendü  Kcchnuugäjahr),  wobui  die  Pflichtigen 
das  Geld  selbst  an  die  Obrigkaten  einzuliefen  haben.  Nachlässe  dürfen  letztere  nur 
,4u  dringenden  Fällen"  gewähren  nnd  müssen  sie  dann  der  Steuerbehörde  begründen 
(§.  75,  8.  auch  §.  76  über  die  Beschränkung  tou  Stenerrestitiitioiiei)).  Zwangsweise 
Beitreibung  erfolgt  sofort  niok  Abbof  der  hslbmenatliclieii  EiaUefenugsfinst,  die 
ZwaagsTolbtreckuog  geht  aar  fa  das  bewegliche  Vermögen  des  Genuten  (bewegliche, 
körperliche  Sachen,  Forderungen)  (§.  68.  68a).  Die  Obrigkeiten  selbst  miK^en  bei 
Vermeidung  der  ZwangaroUstreckung  gegen  sich  spätestens  bis  zum  £udd  dcä  auf  den 
Hebvagamonat  folgenden  Temiaa  den  Geaanuatbetrag  der  flteoer  der  Betepinicuia 
einliefern,  mit  den  St 'ncrrrfristern  'ii.  69").    Sie  erhalten,  mit  Ansnahme  der 

ritter-chnftlichen.  als  Vergütung  aller  ihri-r  Auslagen  und  Kosten,  auch  des  ?on  ihnen 
zu  uagciidcn  Portos,  3  °iq  der  bei  jeder  iiebuug  zur  Ablieferung  kommenden  Summe, 
aowie  die  Strafgeldbeoige  (§.  78). 

Die  Lan  desrecepturdi  rection  fijr.trirt.  dnnn  auch  als  0  b  c  ran  f  sichts- 
und  NachprUfungsinstanz  Itti  die  Veraolaguugoa  selbüt,  kann  eine  Wiederholung 
der  Einachitznng  durch  die  Gommiarionen  veranlaaaen  vnd  hat  daa  Beeht  m  lloniti» 
gegen  die  Obrigkeiten,  kann  in  diesen  auch  entscheiden.  Gegen  diese  Anordnungen 
der  Diieoüon  ateht  den  Obrigkeiten  die  Berufung  an  daa  Miniaterinm  an  (g.  71^72a). 

Alle  diese  Dinge  ersehemen  gnt  geordnet  und  anch  modernen 
Ansprflelien  gemJIse.  Kor  die  Gewftbr  der  Bemfang  an  nnabbängige 
richterliche  Instanzen,  znmal  in  Sachen  der  Personalstenem ,  der 

Gewerbe-,  der  Zin88teuer  fehlt  noch.  Es  wird  noch  Alles  vonVer- 
waltungsbehüidcii  allein  entschieden,  wie  ja  aber,  zumal  bib  vor 
Kurzem,  auch  in  den  anderen  deutschen  Ländern  meistens.  Die 
ganze  Entwicklung  dieser  niccklc'nl)urgiäcberi  Gesetzf^cbung  tiber 
directe  Steuern  im  Id,  Jahrhundert  und  besonders  seit  den  1060er 
Jahren  ist  wieder  ein  gntes  Beispiel  und  ein  Beleg  daitir,  wie 
trotz  aller  hemmenden  Momente,  welche  in  der  Landesyerfassung 
liegen,  die  wirthsobaftliebe  EntwielLlnng  mit  treibender  onwider- 
etehlieher  Gewalt  auf  eine  dieser  Entwieldung  entsprechende  Fort» 
bildnng  des  Btenerreohto  binwurkt 

§.  143.  Ertragestatistik  der  direeten  Stenern.  Die 

Steneransscbreibnngen  nach  dem  Contribntionsediet  von  1870  n.  ff. 

erfolgt  nach  dem  Bedarf,  zeitweilig  daher  nicht  im  Yollen  Betrag 

der  Steuersätze,  so  dass  dann  diese,  ohnehin  im  Vergleich  mit 

anderen  dentschen  Gesetzgebungen,  abgesehen  yon  der  Zinsenstener, 

meist  nicht  hohen  Sätze  sich  noch  entsprechend  vermindern. 

Die  Ertrage  der  Steuern  sind  nach  dem  mecklenburgischen  statistischen  Jahr- 
buch (S.  223)  in  den  letzten  Jabrea  folgende  gewesen.  Von  1889/90,  wie  foiher, 
bis  1892/93  wurden  erhoben,  1893/94  ^,\o.  seitdom  der  volle  Betrag.  Die  Zahlen 
geben  aber  auch  für  1889/90  den  vollen  Ansniz  des  Kohortrairs  der  einzelneu  Steuern 
und  im  Ganzen  an,  nur  beim  Keincrtrag  dieses  Jabrea  den  wirklichen  Steuerertra^ 
Die  Stenern  dea  letiten  Jahna  der  Tabelle  aind  nacb  dem  Oontilbtitioiiaedict  ron  1897 
erhoben,  das  am  1.  Juli  1897  In  Kraft  trat. 
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Tib.  7&  Ertrif«  der  meckJenbnrg -eehwerinscben  direoten  StevoTn 

des  CoatribntioDsedicts.   (1000  Mark.) 


Stenern 

1889  90 

1896/97 

1807  08 

Laudwlrthsch»fUiche 

.  752 

743 

741 

SSIefli'     «  •  •  • 

S9 

50 

55 

504 

564 

628 

BesoldaDgs-  .   .  . 

192 

232 

237 

97 

112 

118 

272 

298 

S76 

Zinsen-    ,   ,    .  , 

3Ji7 

427 

36 

37 

Summe  roh    .  . 

.  2189 

2418 

2520 

Somme  lein  .  . 

.  1478 

8845 

2487 

Dfti  Gteidibleibeii  der  UndwirtbflclwftliclieD  Steuer  in  der  ganzen  Perlode«  die 

jerin^e  Steig^eruiig  der  Bcsoldungästeuer  und  das  Sinken  der  Lülmsteoer  im  Irtzten 
ftftü  daa  forletztc  Jaiir,  d&ä  beständige  Steigen  der  Mieth-,  besouders  aber  der  Ge- 
weibe-'  Oüd  der  Zioäeasteaer,  zumal  vom  vorletzten  znm  letzten  Jahre,  sind  bomerkeos- 
Terth.  Es  eigiebt  sich  daraas,  dass  des  letzte  Conthbutionsedict  die  Steuerlast  noch 
mehr  anf  Gewerbe  tind  Zinsen  hingeschoben  und  sich  die  Besteaorung  des  ländlichen 
Oroodbeäiueö  und  der  LaiidwirthHchat't  rciatir  fenoindert  hat.  Die  landwirthschaft- 
lieh»  Steser  ergab  im  h  Jnbre  34.4,  im  leUten  nnr  29.4  */•  d«s  Gesemmtertiact. 


b.  Oldenburg. 

^.  144.  Vorbemerkungen,  üeber  die  Finanzen  des  Landes  in  früherer 
Uli,  bea.  nm  104{i— 60.  •.  f.  Beden«  Fiuaozstaüstik  I,  2.  Abth..  S.  1013—1072, 
bes.  1028  ITm  Uber  die  Stenern  8.  1040  £  S.  ferner  oben  8.  448  die  statittisebett 

leiten  über  die  Grösse,  BeFölkerung  und  Gebictseinthcilung  dieses  Staats,  üeber  den 
H&tipttheil  desselben,  das  Herzoi;thuin  Oldenbnre.  s.  das  umfassende  statistische  Werk 
dcä  Vorstandes  des  statisüscheo  Bureaus,  P.  Kollmann,  darin  über  die  Grund-  und- 
Qebiadesteaer  S-  III  die  EinkommensteDcr  und  steuerliche  Geeuuntbelastung  mit 
Staats-  ond  Comronnalsteuern  S.  olS  ff.  Von  demselben  Autor  die  reichhalti<?e 
rortreffliche  Abhandlun^^  „Die  Gommnaalbelastung  im  Grossherzogtbam  Oldenburg  auf 
stitfetischer  Grondlairc  dart; erteilt",  Fin.arcb.  B.  I,  S.  622— 747,  darin  Uber  die  directen 
ftaatateoem  S.  687— r>42.  dazu  die  Publication  dos  Statbtischcn  Buroauä  lieft  20, 
der  „Statistischen  Nachrichten"  (1886)  Finanzwesen  der  Cümmonalverbiindo ,  ferner 
J)ie  Gemeinden  des  Uerzogth.  Oldenburg'*  S.  54  ff.  Ausgezeichnete  tinanzstatistische 
Arbeiten,  vie  sie  baani  fUr  ein  anderes  Land  rorii^en«  n.  A.  mit  Untenvcbnogen 
ßVr  die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse,  auch  der  Stcuerbelastnng,  in  den  drei 
virthschaftli chen  Gebietsp^ruppen  des  Uerznpthums.  der  Oldenburper  Marsch,  der 
Oldenbnrger  Geest  und  der  Münsterschcn  Gcc^t.  Ich  muss  mich  hier  darauf  be- 
ichiiikea,  anf  diese  interessanten  DatersacbnDgcn  zu  verweisen ,  gebe  auch ,  wie  ich 
es  in  der  panzen  Dar^t'•!l^^Ir  ler  T^estcncrung  der  deutschen  Kleinstaaten  (o.  S.  445) 
in  der  Kegel  unterlassü,  auf  die  Cum  munalbestouerung  nicht  weiter  ein,  obgleich 
ferede  die^  Yerhiltnisse  Oldenburgs  mehrfach  besonderes  Interesse  bieten.  —  S.  ferner 
den  Aufsatz  von  Heu  mann  Ober  den  Staatshaushalt  des  Grosshcrzoßthuros  1882/87 
im  Fin.arch.  R.  VI,  S,  211  247.  —  Ueber  das  Staatsrecht  Oldenburg''-  s.  die 
etwas  gar  zu  knappe  Darbieiiung  von  Reck  er  im  üandbuch  d.  Offeotlicheu  Hechts  UI, 
2.  Halbbaod,  1.  Abth.  (1884).  8. 75—91,  vorln  Uber  die  Finanzen  nnd  die  Besteaerang 
ftot  gar  nichts  gesagt  wird. 

Zu  beachten  ist,  dass  nicht  nnr  die  drei  ,.rrorin/i:':'n",  da«;  alte  „Herzo^thum*', 
der  bei  Weitem  grösste  Hauptibeil  des  Laiidc^,  und  die  beiden  ab^elogeneu  „Fürateu- 
tbtisef*  LUbeck  Im  Oaten  ond  Birkenfeld  im  Südwesten  noch  getrennte  Finanzvcr- 
ViltDriir  und  IIauptca>sea  neben  der  einheitlichen  Cenfralcasse  haben,  daher  aucli 
etfentlicb  4  Etats  bestehen  (s.  o.  S.  448'>.  sondern  daas  auch  die  Besteaorung  im 
Suzea  Grossherzogthom  noch  keine  völlig  einbeltliebe  Ist,  besondefs  Stooetgeselie 
TheÜ  ftr  die  8  Landestbeile,  wenn  auch,  wie  bei  der  Efnkommenstenef,  mit 
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•überdatKinoieiideii  Normen,  bestehen,  dfe  GeViiidMt«Qer,  die  Stempel  des  ilhrifOk 

Landes  im  Fürstentlium  Labeck  üb.  ifi mpt  nicht  vorkommen  tind  auch  die  H«jhe  der 
erhobenen  Steuerbotr&ge  in  der  Eiukoiumcnstoacr  nach  dem  venchicdenen  Staats- 
und  Stcuerbodarf  in  den  Landeetheilen  von  oioaoder  abveicht  Das  ist  erfcllrlich  und 
auch  woht  zo  rccbifertigcn  nach  der  Venehiedonheit  der  wirth:ichaftiicbcn  VerhUt> 
nisäc,  clor  geschiciitliclicn  und  auch  finanzgescbichüichen  Entvicklong,  der  getrenntea 
geographischen  Lage  der  drei  Gcbiebtbeile,  aber  es  zeigt  doch  aach  wieder,  welche 
Anomilien  auf  deotaehem  Boden  auch  in  tolehen  Kleioateaten  vie  Oldenburg,  mit 
noch  nicht  400.000  Einwohnern,  sidi  im  Finanz-  und  Stcuerroclit  bis  in  unsere  Zeit 
erhalten  haben,  freilich  lii^T  mit  unter  dem  Einfluss  einer  so  wiük  ihrlichi'n  Zasammen- 
schweiäbUiig  völlig  vcrbchitiüencr  licbict>tLciIü  zu  einer  Staal:>euiiicU  \d»a  weit  ab- 
irelegene  stammfremde  Biilcenfeld  gar,  seit  der  Gebietsregolirang  reo  1815  tf.\. 

Das  Wichtig-ste,  aucli  in  finanzieller  Hinsicht,  ist  die  dirocto  B -  t  TjcraDg. 
namentlich  die  Eink;omu oasteuor  von  Oldenburg.  Kur  auf  die  leuterc  und,  noch 
kürzer,  auf  die  nndeien  directon  Stenern  mU  hier  eingegangen,  die  sonstige  Besteoeraag 
nur  crw&hnt  werden.  Aneh  budelt  es  sich  für  uns  vorucmlich  um  die  Rcsteucroog 
des  Herzogthums  Oldenburg,  nur  nebenbei  um  diejenige  der  beiden  Fttrstenthümer 
Lübeck  und  fiirkcnfcid.  S.  aui>>or  KoUmaun  a.a.O.  darüber,  besonders  über  die 
Hanptgesetie,  über  die  Einkommenetever  rem  6.  April  1864  und  IL  Hirz  1891, 
mit  Rückblicken  auf  dio  Maassregeln  vor  1864,  den  anonymen  Aufsatz  zur  Einkommen- 
steucrgcsetzgebun^  im  (jrosshcrzo^thnm  Oldenburg  u.  s.  w.  im  Fin  arch.  B.VIII,  S.  244 
bis  286,  mit  Vorlage,  Ikgründung  und  Landtag:>berichtüu  btir.  das  Citisctz  von 
das  Gesotz  von  1864  mit  seinen  Abänderungen  seitdem  (Gesetze  vom  18.  Aug.  1870. 
28.  M&rz  1876,  1.  Dcc.  mi ,  2  D.-o.  lR«7  i  und  nach  dem  Gesetz  von  1891  eb. 
S.  287—302.  Instruction  vom  13.  Mirz  l»9i  (bes.  betr.  Bostcucrung  der  juristischoa 
Personen,  Gcsellschnfleh,  Qeseablatt  Oldenbnrgs  1891,  Nr.  98.  S.  354  ffX  Eine  roll- 
et&ndige  systematische  Darstellung,  auch  nor  der  Hauptpuucte  der  Einkommensteuer' 
gesetzgebunji^,  ist  hier  nicht  beabsichtigt,  nur  eine  Characteristik  des  Wesuntlicbsten 
und  dessen,  was  allgcmeino  Beachtaog  auch  innerhalb  des  deutschen  äteoenechis 
Terdient 

§.  145.  Der  Staatshaushalt  im  AUge meinen.  Eine 
kurze  OrientiruDg  über  die  Finanzver waltuug  und  das 
Caasen weseu  des  Staats  dieot  dazu,  die  Stellang  der  Be- 
steneruDg  in  Oldenburg  Terstoben  zu  lernen. 

1.  Die  Centralcasse  des  ganzen  Orosahersogthnma 

Auf  ihr  lasten  einige  Ausgaben  für  allgemeine  Landescinrichtaogen  (Land- 
tag in  Oldenburg,  Provinzialratlie  in  Kutin  und  Birkenfcld  [s.  Beckcr's  Staatsrecht 
Oldenburgs,  §.  4,  S.  79J,  Centralbchördcu ,  Staabministcrium ,  in  dessen  Koston  die 
GcntnlcMse  einen  Beitrtf  liefert»  ein  Tbdt  der  Girilpensioneu)«  ntmeiitlieli  nb«r  die 
Matricularbciträge  an  das  Deutsche  Belfih,  bei  Weitem  der  Hnoptpoelen.  Die 
Einnahmen  der  Gentralcasse  bestehen  vomemlich  aus  den  Uoberweisnngcn  der 
Beicliscassc  aus  den  ZOllun  und  iunoron  Steuern,  aus  Zinsen  von  dem  Grossherzogthum 
gehörenden  Kapitalien  (besonders  nne  der  fmnzdsiaeh«!  Kriegeentsclildigung  von  1871) 
und  cinif,^en  kleineren  Posten.  Soweit  diese  Einnahmen  die  Ausgaben  nicht  decken, 
haben  du-  ;>  Lanclestheile  Beiträge  oder  Zuschüsse  zu  leisten,  daher  vorncmlich 
in  Ueui  l  alle,  wo  die  Matricularbciträge  die  üeberweisungen  Übersteigen,  ümgckehrt, 
daher  wenn  letztere  grösser  als  erstere  hiud,  ergeben  sich  Ueberschüssc  der  Contral- 
cassc.  welche  den  3  Landi  sthcilen  zufallen.  Insofern  ist  die  Entwicklung  der  Reichs- 
finanzon  (Ausgaben  und  Kcichssteucru)  auch  für  diese  einzelnen  Landestheilo  wichtig 
und  reagirt  ein  Steigen  der  MttriGOlnibeitiig«  Qber  die  Uohenreisungeo  eTenlnell  «nf 
die  Laudesbeeteneinng,  wenn  nicht  ms  den  anderen  Einnehmen  nnsteichende  Dedmng 
erfolgen  kann. 

2.  Das  Staatsgut 

£s  besteht  nos  Dominen,  Ponten,  OeiUlen,  Idelnen  Kapitnlfoods  nnd  gilt  nneh 
der  Verfsaenng  nb  nngetheiltes  Eigenthun  des  grasen  Sitals  (Grssshenoglhnrns). 
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Aosgeschiedcn  als  Krön  gut  Ist  darti»  aber  ein  Theil,  dessen  Befnertrtge  vomlttel- 

hn  d.  ru  prosjsborzogliclien  Hause  xukouiincn  (nach  VerdlnbtrQDg  vom  5.  Febr.  1849, 
zum  Paclitverth  too  damals  85.000  Thlr,,  s.  diese  Vereinbarung  §.2,  in  H.  A. 
Zacharii,  deutsche  YerfassungSj^esetie,  S.  939,  r.  Beden  a.  a.  0.  S.  1029).  Zum 
Bedarf  oder  den  Kosten  des  POrstenhaiises  (Grosslierzogä)  leisten  aber  die  S  Lindes- 
theilc  noch  auf  sie  repartirfo  B:\r\rzahluiigcu  zu  einer  Civilliste  (im  nmizcn 
^ö.ÜC"  Thlr..  die  fflciche  Sninme  wie  der  Pachtertrag  des  Kronguts,  gen.  Vereinbarung 
§.  7  oder  jetz  t  2a6.000M.,  davoD  jetzt,  1900,  Herzogthum  Oldenburg  185.512,  Farsten- 
thom  Lübeck  85.700,  FQrstenthum  Birkenfcld  33.788  M.),  Summen,  welche  rechtlich 
auf  das  DomanialrennOgen  radicirt  sind,  so  dass  sie  keiner  besonderen  ständischen 
Bewiliiguug  bedarfco.  Das  geuaiiAtd  iitaatsgut  wird  aber  sonst  irols  seiner  üntheil- 
Imleit  nach  den  S  Landestbdlen  gesondert,  so  dass  nnr  der  betreflende  Reinertrag 
it»  Staatsguts  jedes  Tbeils  der  betreffenden  Landescassc  zuflicsst.  Die  Beiträge  der 
I.Ändestlicile  zu  den  Gesammtstaatsliostcn  werden  zonSchst  diesem  neinertrap  des 
buatsguta  eotJiommcu  und  zwar  nach  cuioui  mit  dem  Landtage  rereiubarteu  Kcpar- 

3.  Die  Übrigen  EinnabmequelleD  uad  Objecte  sind 
in  den  3  LandeBtheilen  dann  weiter  getrennt,  ebenso  die  Ausgaben. 

Namentlich  sind  die  Staatsciscnb ahnen  nicht  solclic  des  Gcsaßimtstaats, 
sondern  des  llerzogthums  Oldenburg  allein,  ebenso  aber  auch  die  Schuldfii 
dafor  uud  überhaupt  fast  diu  gerammte  Staatsschuld,  also  bestehen  eigentlich  uüs: 
Prorinzialeisenlwbnen  und  Prorinzialschuldcn  und  zwar  nur  des  Hcrzo)z:tliuins, 
DicLt  der  rnr-ti  i.thümcr.  (Etat  für  1900  mit  1.509.000  M.  Ncttoubersciiuss  der 
Baboeo,  2.ÜbÜ.U00  M.  Last,  meist  Zins,  der  Schuld  des  Ucrzogthums.  Die  Schuld 
nbit  zu  nicht  uuerhcblichom  Tlieil  Übrigens  mit  aus  audoreo  Zwecken,  als  dem 
Suiatsbahaweeen,  heumä^n  aus  sonstigen  Meliorationen,  Cnnal-  nnd  Hafenbanten 
Bit  her). 

Im  Ilcrzogthum  allein  ist  nach  Etat  von  lö99  der  Ueinertrag  des  Staatsguts 
612.000  M.,  der  Kohertrag  der  Laiidesiteuern  2  405.000  M.  ^,davün  die  dircctcti 
2.150000.  die  Erbschaftssteuer  134.000.  die  Stempel  121.000  M  ),  der  Keinertrag 
dicber  Steuern  2.201.600  M.,  also  mehr  als  3'/^  mal  so  hoch  als  der  Keinertrag  des 
Staatisguts.  (S.  deu  ziemlich  spcciaiisirten  Budgetauszug  im  Gothaer  Uofkaleuder  für 
1900.  S.  560,  ancli  mit  den  Daten  für  die  beiden  POritenthttmer).  Im  Fllrstenthnm 
Lübeck  ist  der  Ertrag  des  Staatsguts  aber  rclati?  bcdcutcndort  als  im  Ucrzogthum 
OlJenbar^f.  2So.OOO  M,,  und  u) -Mtriflt  den  Steucrertrag,  der  eben  wegen  dieser  günstigen 
L^e  niedrig  gehalten  werden  kaim  (roh  175.500,  rein  161.100  M).  bedeutend,  um- 
gekehR  im  Fontendinm  Birkenfeld,  wo  nur  ein  geringer  Reinertrag  des  Staatsgnts. 
S^'.OOOM.,  besteht  und  die  Steuer  daher  erheblich  höher  sein  muss,  ^84  500  M.  roh, 
32l.0»iu  M  rein.  Die  gesammte  Staatssteuer 'bctra;;t  auf  den  Kopf  der  1895er  Be- 
tölkerubg;  im  iiurzogthum  8.12  ^I.  (roh),  iii  Biiienfuld  7.10,  in  Lübeck  nur  4  94  M., 
der  8laattgQi>Beinertfag  dagegen  bezv.  2.08  —  0.90  —  &04  M . 

Mau  siebt  aus  diesen  Verbältnissen  ^ut,  wie  sehr  die  Aus- 
gestaltung der  Besteuerung  auch  in  soUben  Kleinstaaten  von  dem 
Vorhandensein  und  der  Höhe  der  domaiiialeu  Ertragnisse  mit 
bedingt  wird.  Während  im  Herzogtbam  und  itn  FUrsteotbum  Birken- 
feld der  Landesbausbalt  ganz  Uberwiegend  stenerwirtbscbaftHcb 
fuidamendirt  ist,  ist  er  im  Fflrstenthnm  Lübeck  noch  tiberwiegend 
doiDanlalwirthsebaftlieh  gestaltet. 

Aneh  an  sonstigen  ordentlichee  Einnalimen  snr  Erglatnng  der  Domanial-  nnd 

Steuerertrige  fehlt  es  in  Oldenburg  nicht,  {rcbührcnartipen  und  Spurti-lii ,  Gliaussee-, 
ficftf^ea-,  F&hrgeldern  u.dgl.,  Ertragsantheil  an  der  Laudesbank,  Zinsen  und  sonstigen 
Binahmen.  Alles  Einnahmen,  die  aber  wieder  am  Meisten  im  Horzngtlinm,  am 
Vttigslen  im  ForstoithQm  Luhttk  entwickelt  sind,  nnter  dem  EinÜnss  der  Verschieden' 
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lieit  des  Öffentlichen  Bedarfs.  Aach  ein  steuerartiger  Betrag  Ton  „Gewcrbs- 
recojrnitionen"  hat  sirh  »»rhaUen  (im  Herzoglhnm  und  im  Filrstenthum  Lubecli), 
eine  äcJianlt-  und  Gastwirthbchaitsabgabe*  die  aber  nicht  mit  za  den  directen  Stenern 
gendinet  wird  (Ertn;  im  1899«r  Etat  im  HArMgÜma  70.000.  in  Lftbeck  5000  IL). 
Zum  Vergleich  mit  den  gegenwärti^rcn  T«(biluii«eil  •»  die  QU  1848—50  il  der 
Tabelle  bei  r.  Bedon  ».  a.0.  S.  1032  ä. 

§.  146.  Die  directe  Besteuerung^).  Sie  besteht  ia 
Oldeübiiig  aus  zwei  Kategorieen,  einmal  zwei  Ertragssteuern, 
nemlich  einer  Grund-  und  Gehäudesteuer  (letztere  fehlt  im 
FUrstentham  Lübeck)  Qod  dann  einer  aUgemeinen  Einkommen- 
steaer.  Ergänzeod  tritt  dazu  eine  Erbsebaftsstener,  femer 
Stern pelab^aben  (wiederum  nicbt  im  Fttratentbum  LQbeek). 
Die  EiDkommensteiier  stellt  für  die  nicht  ans  Grandbeaits  and  Ge* 
bänden  herrtlhrenden  Einkünfte  die  einzige  direete,  für  diese  letz- 
teren beiden  die  zweite  directe  dar,  also  insofern  hier  eine  (for- 
melle) boppelbestenerangi  deren  Vorhandensein  nnd  deren  ▼iel&eh 
behaaptete  Wirknngen  aneh  als  materielle  Mehrbelastung  be- 
sonders neuerdings  zu  Klagen  wcgcii  LcbcrlastUD^  dieses  Besitzes 
und  seiner  Ertrüge  öfters  Anlass  gegeben  haben,  auch  im  Landtage. 
Der  Sachverhalt  ist  ein  ähnlicher,  wie  vor  der  lieform  von  1891 
in  Preussen,  nor  dass  hier  auch  noch  eine  eigene  directe  Gewerbe- 
steuer befand.  Die  Verfassung  der  Ertragssteuero  hat  sich  in  den 
drei  Gebietstbeilen  des  Staats  verschieden  entwickelt  und  durch 
auch  iobaltUch  yon  einander  abweichende  Gesetze  für  jeden  ihren 
AbschlnsB  gefhnden;  die  Einkommensteuer  beruht  zwar  auch  fär 
die  Gebietstheile  auf  verschiedenen  ^  aber  inhaltlich  und  formell 
flbereinstimmenden  Gesetzen.  Wir  wollen  uns  hier  auf  die  Be- 
steuerung des  Haoptgebiets,  des  Herzogthums  Oldenburg,  im 
Wesentlichen  beschränken.  • 

Die  Grund-  und  Gebiiudesteuer  haben  hier  im  ilerzü^' 
thum  erst  spät,  in  der  Gesetzgebung  seit  Mitte  der  1850er  Jahre, 
in  der  Durchfiilnung  noeh  ein  Jahrzehent  später,  ihre  jetzige, 
moderne  und  rationelle  Gestaltung  erhalten.  Vorher  bestanden  im 
Uerzogthum,  wie  ehemals  fast  überall  in  Deutschland,  locai  sehr 
Terschiedene  und  mannigfaltige ,  theils  wirklich  schon  Öffentlich- 
rechtliche  Abgaben  Ton  Steuercbaraoter,  theils  damit  bunt  gemischte 
gutsherrliche  Abgaben  (besonders  die  sogen.  ,yOrdinftrgef^lle^')* 

^)  üeber  die  frühere  Besteuerung,  mit  einigen  Noti2en  bis  ins  17.  Jahrhundert 
zarück.  s.  v.  Koden  a  a.  0.  S.  1023«".,  1080  ff.  Die  wihrend  der  kurzen  Zeit  der 
iraiiiubiäcLen  Herrscliatt  eingeführte  französische  Stcuurgesetzgebung  auch  im  HerMg- 
tliQjn  war  durch  die  alte  im  Jahre  1815  wieder  ersetzt  worden. 

S.  Koilmann  in  dem  gen.  AqümU  im  Fin.aich.  1,  S.  639  and  die  diMlhst 
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ÄD  die  Stelle  dieser  Abgaben ,  aber  nur  soweit  sie  steuerlicher 
Natar  waren,  trat  eine  auf  Vermessung  und  AbscbätzuDg  beruhende 
Gmndsteoernach  dem  System  des  Parcellar-Reinertrags-  und  Classen- 
kalMtert  und  eine  Gebftadesteoer  nach  dem  System  der  Hauszins- 
odsr  Miethertragsstener. 

Dl  eine  w6\\ig  grenMe  AvMcheldiiiig  d«  steoemchtlieheii  fon  niebi-fllevemelit- 

licheD  Theile  der  bisher  mehr  gutsherrlichen  Grund-  and  Bodenabgaben  in  jedt  in  c'in- 
tthjcn  Fall  und  allgemein  nicht  möglich  war.  wurde  davon  eine  Quote  als  wirkliche 
Steuer  angenumniea  (\'-)  und  mit  durch  die  neuen  Steuern  erset^t,  später,  1876,  aber 
der  so  als  Gesammtsteuer  verbliebene  Belltg  noch  etwas  weiter  herabgesetzt,  bei  der 
Gebiudesteuor  durch  Heduction  des  Steuersatzes  von  G'/o«  Katastrirung  er- 

geben hatte,  auf  5.3,  bei  der  Grundsteaer  reell  ebenso,  aber  in  anderer  Form,  indem 
MsBch  der  feügesiellte  Steoenttt  tob  9  Vo  dnreh  Enn&ssigung  der  Retnertilge 
(Steoerkapitalieii  oder  Grundlage  der  Steuer)  selbst  um  6.6  7o<  zwar  nicht  formell«  eber 
reell  erniedrigt  wurde.  Diirrh  die  nestimmungen  Uber  die  (irundsteuer  ist  diese  im 
Ertrage  wesentlich  stabilisirt,  da  nur  die  kleinen  Veränderungen  durch  Ab-  und  Zu- 
gaf  fiD  ftevefiilliebtifeB  GmndttttekeB  Oed  darcb  deuende  Oa]torveriiidenni|;eii 
im  Dmfang  und  die  Höhe  der  Steucrpflicht  des  steuerbaren  Bodens,  daher  im  Ganzen 
BV  sehr  wenig  und  langsam  selbst  ändern  und  allgemeine  Revision  der  Abschätzung 
Ost  wieder  den  Weg  der  Gesetzgebung  bedingt  Der  Ertrag  im  Etat  ist  daher  auch 
•eit  langen  Jahren  fast  unverändert  Bei  der  Oebiodeeteuer  wichst  er  dege<,'ca  be* 
durch  >rt'br-Hinzutritt  neuer  Gebäude  n  s.  w..  als  Absjans;  alter,  auch  ohne 
lilgemeioe  Keneioschätzang  aller.  Zu  bemerken  ist  in  Betreif  der  Gebäodestouer  noch, 
wi,  vie  te  den  ftwnOaiwbeB  md  daselnen  enderai  Steoerreebten ,  die  Orondllcbe 
der  Häuser  besonders  besteuert  wird,  eventuell  als  bestes  Ackerland  in  der  Gemeinde. 
Ton  mittleren  Mieth-  (und  cventnoll  Sen)Stbewohnens-''Werth  wird  ^'g-  '  -2  ^^^^ 
Ldtzuag,  Unterhaltungtikosten  und  Grundsteuer  der  Gruudiiache  behufs  Bildung  des 
MBerpflichtigen  Ertng«  ebgeiogeD.  LtndwiidiflebafUicbe  Betriebsftebiiide  sind  geMode- 
stetierfrei.  Hauptgesetze  lür  das  Herzogthum  vom  28.  Mai  1855  betr.  Ermittlung 
Ö6t  Sieoerkapitals  der  Grundstücke  und  Gebäude  behufs  neuer  Veranlagung  der  Grund- 
tnd  Gebäudestener,  femer  über  Errichtong,  Einrichtung  und  Erhaltung  des  Katasters 
und  Uber  anderweite  Veranlagung  der  Qmnd-  und  GebHudesteii>T.  «  tidiich  betr.  die 
Ablfbbarkeit  <1it  Ordinärgef&ile^  dazu  (icset/  vom  1.  April  1>^79  betr.  Einrii  htunsr  und 
Lrlultang  des  Katasters.  S.  die  Uebersicht  der  Haupt  be&timmuugen  bei  K  oll  mann 
^  t.  0.  8.  689  ff.  Die  AusflibmigsarbelteD  waren  1865  beendet,  1866  trat  die  neoe 
B«tenening  dann  ein.  Der  Steaerertrag  war  im  letzten  Jahre  vor  der  weiteren  IJe- 
doction  des  Steuersatzes,  1875.  nach  dem  Etat  im  Her/oiiihum  792.450  M.  Grund-  und 
140.100  M.  Gebäudesteuer,  im  folgenden  Jahre  IbTti  nach  dieser  Heduction  738.100 
oQd  126.700  M im  Etat  for  1899  ist  jener  auch  nur  764.000.  dieser  aber  212.000  M. 
I'vfen  aus  dem  Gothaer  Jahrbuch.'  Auch  in  einem  solchen  kleinen  Lande,  mit  wenig 
Meateoden  Städten,  vomemlich  agrarischen  und  zwar  vorwaltend  bauerwirthschaftlichen 
GkmelerB,  eine  gleiche  Erfahrung  wie  in  grouen  Lftndcm  hinsichtlich  der  Wirkung 
<]«r  facti^chen  Stabilität  der  Orandsteaer  lud  des  Himnwachtens  neuer  nnd  beasenr 
fisbtode  bei  der  Gebäudestener. 

Im  Forstenthnm  Lübeck  wurde  auch  eine  wesentlich  gleichartige  moderne 
Onadsteter,  wie  im  Herzogthnm,  an  Stelle  der  alten  Grundabgidben  1854  ff.  einKoftlbrt, 
TBiichst  ohne  allgemeine  Vermessung,  1875  ff„  uach  Angliederung  des  früheren 
liolsteinischen  Amts  Ahrensböck  mit  solcher,  wobei  man  mit  einem  Steutrsatz  von 
Bor  3.4  %  auskam ,  indem  eine  Ermässigung  gegen  früher  auch  mit  Kucksicht  auf 
<i}(  eingeführte  Einkommensteoer  erfolgt  war.  Braierkenswerth  ist,  daas  die  anfang- 
liche Neoveranlagting  der  Grundsteuer  ohne  nene  Verm«'ssung  u.  A.  durch  die  Vi  r- 
^lütoog  der  holstelnschen  Koppel-  oder  Feldgraswirthschaft  auf  dem  Lande  erleichtert 


^dite,  mir  nicht  nginglicb  gewesene  Arbeit  ren  Janssen,  Ursprung  der  Ordinlr- 

r-rilJe  im  Sind-  und  Butjadingeriande  und  deren  Umwandlung  in  Geldrenten,  in  der 
Zeitschrift  fiir  Verwalnintr  u.  s.  w.  «b  ^  (Irus^herzogthums  Oldenburg,  B.  4,  1877.  Die 
^^nbnärgefälle  betrugen  etwa  '/«  des  Ertrags  aller  Grundauflagen. 
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worden  ibt.  Die  relative  licld^tu^g  de^  Landes  mit  Grundsteuer  ist  übrigens  im  Fürsten- 
tboin  Lflbeck  Dank  dem  sreringcrcn  Stencrfnsse  niedriger  im  Dorchschnftt  als  in 
^  Herzojrtliuüi.  hier  c.  121.  dort  c.  93  M.  auf  das  Quadratkilometer,  obgleich  der  durch- 
schoitülcbe  Kata&ler  -  lieiuemag  in  Lübeck  den  des  Herzogtboms  um  65  "/q  über^Uft 
nod  in  diesem  nur  durch  den  der  Marschdistricte,  um  86  *^/«,  ubertroffen  wird.  B»  in 
Lflbeck,  wie  schon  bemerkt,  gar  keine  eigene  Gcbäudesteoer  beateht,  ist  die  Lage  dee 
Rcalbtsif/ts  hilf  noth  {günstiger.  Der  Ertrag  ist  auch  hier  so  gut  wio  stabil,  st^ar 
ctwa^»  sich  verringernd,  1875  52.110,  1899  50.500  M.  S.  die  einzelnen  Gesetze  und 
HaQpipQiiete  daniiis  bei  Kollmann  a     0.  8. 648  (f. 

Im  Fürstenthum  Birkenfeld  war.  wohl  im  Anschlnss  an  die  früheren  fran- 
zA^isrhen  firundstcncrarbeiten ,  die  Vcrme'^^uns:  Bodfii.';  schon  1845  vollendet  f<i- 
Wüücii.  Uüber  die  weitere  Entwicklung  der  GesetzgubuD^.  die  zu  einem  Grundateuer- 
foBi  von  10V«%  des  Beinert ra^s  führte  und  wobei  erst  1873  dl«  Gebiadesteoer  roB 
der  Grundsteuer  getrennt  nnd  nacli  iIliti  Muster  d.>r  Gebriudestoner  im  Ilerzftgthnm 
eingerichtet  wurde,  s.  ebenfalls  Kol! mann  a.  a.  0.  S.  642.  Der  Ertrag  der  Grund-' 
nnd  Gebftadestener  war  1875  96.600  M.,  beide  getrennt  1876  bezw.  llJOOO  and 
28.600.  1899  bezw.  78.600  und  39.500  M..  er  ist  aUo  auch  bei  der  ersten  fast  stAbil, 
bei  der  zweiten  wachsend.  Die  Grundsteuer  prjricbt  auf  dns  Quadratkilometer  15')  M., 
somit  noch  erheblich  mehr  aU  im  Uencogthum  bei  einem  Katasterreinertrag  von  uar 
16.80  M.  gegen  19.06  im  Dnrchschnitt  des  HenngCliBDS.  Von  besonderem  lateraie 
ist  daneben  die  Belastung  mit  Ccmmantlstenera,  worober  sich  der  gen.  Anftsts  ron 
KoUmaun  verbreitet. 

§.  147.  Die  EiDkommeDBtener.  Seit  der  EinftihruDg  der 
allgemeinen  Personalstener,  1859,  und  besonders  seit  der 

technischen  Vervollkommnung  derselben,  ISGi,  1891,  ist  diese 
Steuer  immer  mehr  dem  Finanzertrage  nach  das  Hauptglied  der 
direeten  IkbtcuLrung  geworden,  in  Feiere  ihrer  eigenen  Ertra^s- 
stciirerung,  welche  diejenipre  der  Gcbuudesteuer  nnrh  evlu  blich 
hinter  sich  liess,  wie  in  Folge  der  Stabilität  des  Gruudsteuerertrags. 
Auch  in  diesem  Lande  von  weaeDÜicb  noch  agrarischem  Character 
daher  eine  ähnliche  Entwicklung  wie  meistena  in  Deutschland. 

Die  allgemeine  Personalstener  wurde  zaerst  1859  (im  Hertog' 
tham  und  in  Birkenfeld,  1861  in  Lttbeek)  in  der  ganz  der  prenwi' 
sehen  nachgebildeten  Form  einer  C lassen-  nnd  classificirten 
Einkommensteuer  an  Stelle  älterer,  in  jedem  Gtebietstheil  ver- 
schiedener nnd  mannigfaltiger  directcr  Steuern,  in  Birkenfeld  der 
bisherigen  bc/Jlglichen  dirt  iten  französischen  Steuern  eiu^^eitihrt, 
also  fiir  die  durch  Grund-  luid  Gebäudestener  belastete  Bevölkerung, 
bezw.  Besitz  als  zweite,  lUr  die  (ihrige  Bevölkerung  als  einzige  directe 
Steuer.    Demnach  eine  Unification  der  betreffenden  direeten 
Stenern  in  jedem  Landestheil,  materiell,  nicht  durchaus  formell  im 
ganzen  Staate.  Beroerkenswertb  ist  dabei,  dass  diese  Steuer,  ab- 
weichend Ton  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten,  auch  gleioh 
fttr  den  Gewerbebetrieb  allein  mit  eintrat,  dieser  also  in  dieser 
Form  allein,  nicht  wie  in  jenen  anderen  Ländern,  ebenfalls 
formell  doppelt,  gleieh  dem  Grund-  und  Geb&udebesits,  besteuert 
wurde. 
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Gesetz  far  das  Uftizoftbum  vom  24.  Jaoi  1859.  Scheidung  zwischen  ClAsseu* 
iid  dutifidrter  Einkomncnsteiier  wie  in  PreosMii  bei  der  GinfcommeDgreiize  bis  nnd 

iheT  1000  Thlr.  Bei  jener  erfolgte  die  jährliche  Einsteuertinp  durch  die  grossborzogL 
Kimoier  in  3  HauptcJassen  mit  12  Unterclasscn  nach  wirthschafilirhcr  Lage,  Beruf,, 
illgcffleincD.  die  Leiätuugsfahigkuit  bcätimmeuden  Lmsländen  der  Üensitcn  mit  Mouats- 
dtten  fon  1  Gr.  bi^  l'/»  Tblr.,  unter  Erfassong  der  ganzen  BerOlkeroDg  nach  Ein- 
«•^^äfzuritr>vor>'rhI.1gcn  Seitens  roiriniDiuilür  von  den  (icmein(Jer.'Uhen  aas  Gemcinde- 
ffiitglicciern  gewählten  Schätzungsausschusso,  die  den  höheren  Verwaltungs* 
iKtateo,  bez«.  Stadtdirector  als  Yoräitzeoden  hatten.  Bei  der  classilicirten  Einitommen- 
imet  wurde  das  wirkliche  Einkommcii  der  Pflichtigen  dur^h  Sammloog  ron 
bäreffenJeii  Daten,  aber  wie  in  Prcussen  olinc  tieferes  und  lästiges  Eindrillten,  r.xi 
ermiUeln  gesucht  und  dai)ach  dann  die  Veraniagang  unmilteibar  durch  jene  Schatzungs- 
tBiKhttsie  bewerkstelJigt.  Der  monadicbe  Stevenatz  war  für  EinbomiDenstufea  (1<K)0 
h\i  1200  Thlr.  u.  s.  w.)  normirt,  mit  2  %  Jabressteuer  für  die  üntergrenze  jeder 
Stofo,  also  wie  in  Prcussen  ohne  Pr'iirr(">.-,ion .  bczw,  Dej^rcssion.  Für  Berufungen 
fungirte  eiue  Keclamatiouscommisdiüu  au^  vom  Landesfurüten  crnanntcD  Mitgliedern 
ciid  äk  2.  Instans  das  StaatsninuierioiD.  S.  den  oben  gen*  Att£»tz  im  Fio.arcb. 
fi.    S.  244  ff. 

Die  Entwicklung'  [rin^  aber  bald  Uber  diese  als  Provisorium 
eingerichtete  Gesetzgebung  hinaus  und  zwar  bereits  im  Jahre  1864, 
dorcb  Gesetz  für  das  Herzogthum  vom  6.  April  1861  und  materiell 
gleiche  für  Lübeck  (1864)  und  ßirkenfeld  (1865).  Die  beiden  bi»- 
berigen  Stenern  worden  verbunden  za  einer  einsigen  nnd  zn  einer 
wirklieben  allgemeinen  Einkommenstener  umgebildet ,  welche  jetzt 
durchweg  ron  nnten  an  nach  in  Geld  bemesBcnen  Eiokommenbeti-ägen 
inStofensätzen  mit  dem  bisherigen  Maximnm  yon  2  Jahresstener 
Tenmlagt  wurde.  Insofern  schon  damals  eine  Maassregel  der  Verein- 
beitlicbnng  der  Steuer,  zu  welcber  Prcussen  erst  löl'l  gel.iu^a  ist. 
Doch  wurde  die  Organisation  der  Veranlagung  nicht  geändert, 
I'cclarationspflicht  nocb  nicht  eingeflibrt,  an  der  Steuerpflicbt  auch 
lies  kleinsten  Einkommens  (1.  Stufe  bis  unter  75  Tblr.  mit  '/^  Thlr. 
'""teaei)  festgehalten.  Von  Besonderheiten  ist  die  Ausdehnung  der 
«objectiven  Steuerpflicht  auch  auf  aus  wä  rtige  juristische  Personen, 
inel.  Geseliecbaften,  die  im  Lande  Grandeigenthom  oder  Handels- 
asd  Qewerbeanlagen  besitzen,  oder  an  solchen  theilnehmen,  —  ein 
enter  Sehritt  in  der  Binkommenbesteuerang  solcher  Personen 
b  Deutschland  —  ferner  die  ausdrückliche  Bestimmung  heryor> 
nbeben,  dass  für  jede  Fioanzperiode  erst  durch  das  Finanzgesetz 
bestimmt  werden  soll,  ob  und  in  welchem  Hetrage  die  Steuer  er- 
hoben werden  soll,  also  piincipiell  und  auch  practiscb  eine  Beweg- 
lichkeit des  Stcuerfusses  nach  dem  Finanzbedarf,  auch  mit 
der  Eventualität  einer  Erhf>bnng  des  Fusses,  die  in  der  That 
3iebrfach  (in  der  Form  der  Bewilligung  von  mehr  als  12  Monats- 

^  S  Feitelberg,  Die  Elukommenbcsteueraog  oicht-pbysiscber  Personen,  Jena. 
IW,  S.  37. 


Digrtized  by  Google 


484  6.  B.  Udberaichten  dar  fiestaueraiig.  Oldeabug.  §.  147. 


raten)  y  eingetreten  ist  Damit  sollte  der  Stener  wohl  ancb  der 
Character  einer  ErgJl nzungssteuer  zu  den  tibrigen  gegeben 
werden,  der  indessen  durch  die  thatsächlicbe  Entwicklung  tibcrhuli 
worden  ist.  Auch  hier  Bind  es  vielmehr  die  anderen  Steuern  ge- 
wesen, die^  nach  dem  Ertrag  wenigstens,  in  die  Stelle  der  Ergänzongt- 
stener  neben  der  Einkommenstener  hingedrftngt  worden  sind. 

Der  Bttiwitwa  ist,  tof  Maik  umgerechnet,  in  1.  Stufe  b«i  Efnkooiinea  bis  285  V. 

1  M.,  in  2.  Stafc  bei  225—300  M.  1'/,  M  u.  s.  w.,  erreicht  in  der  16.  Stufe  TM 
8000 — 3600  M.  2  ^'.'o  üntcrg:ren?e,  ist  also  von  da  abvrärts  dcg:ressiv',  nach  der 
30.  Stufe  (15.000—10.500  M.  mit  öOO  M.  Stcuersau)  ist  er  für  jede  weitere  1500  M 
^kommen  80  If .  Da  Ofton  15,  auch  18  Honatsratett  auagwchriebeii  vorden,  erhöht 

sich  <Kt  Normalsarz  von  2  auf  2' "^'g  und  H  ''^  (im  rür!>t<'tiihum  Lübeck  g<>nü}fleti  langte 
6  MoDatsr.'it»Mi).  —  In  der  Veratilagiiiig  und  in  Bctretf  der  Berücksichtigung  der 
iudividuulleik  Loistun^sfähigkoit  rerbliebcn  übrigens  Verschiedenheiten  nach 
der  Mheren  Einkommen^renze  ftta  1000  Thlr.  Bei  Cousitea  noter  1000  Thlr.  viitf 
eventoell  statt  nach  dem  Kinkominen  nacli  Wardiiruiitr  der  gesammten  Äusscrfin  L'-b-"!'-- 
Terh&ltnisse  veranlagt  oder  demgemä&a  das  steuerpflichtige  Einkommen  selbst  bemes:>eii, 
wobei  dann  naaeofUeh  auch  hi  Steuerpflichtige  mit  geringerer  LefetnngsHUiigkett 
Ennlosigung  eintreten  kann.  Steuerfrei  sind  noch  nicht  17-jährige  Personen  für  eigenes 
Arbeitseinkommen,  für  anderes  nar.  wenn  es  nnter  1^  Thlr.,  ebenso  Schüler  u.  dgl. 
in  letzterem  Fall  Weibliche  Dienstboten  sind  wegen  ihres  Berofserwerbs  immer  in 
erster,  minnliche,  auch  Handverksgesellen  und  andere  bezeichnete  Penonen  in  cwdter 
S*nf.  (  inz'!  ■  'uitzen.  Difristherrschiaten  und  Arbeitg-ebcr  haben  die  Steuer  ihrer  Leute 
2u  zahluii,  mit  dem  liccht,  dafür  den  Lohn  zu  kurzen.  Die  Veranlagung  erfolgt  all- 
gemein nach  Haushaltungen.  —  Die  Abzüge  zur  Feststellung  des  ätcucrpfllch- 
tigen  Einkmnmons  sind  die  üblichen,  doch  darunter  auch  sämmtliche  Staats-,  Gcmeinde- 
und  soHsti'Tfii  riflentli  li'Mi  Ab;inben.  —  Trotzdem  koiiie  Declaratiüii<;pf!icht 
eingeführt  wurde,  ist  doch  für  die  AusechUiise  bei  der  Sammlung  ihrer  Daten  der  laxe 
GnindsatSt  nicht  tidiaf  oder  listig  in  die  Elnkonmenverhiltnisse  der  GootittBi  eia- 
zndringen,  verblieben. 

Die  Kcclam ationen  sind  etwa«?  anders  frcordiict  worden,  hclchste  Instanz  H 
aber  immer  noch  die  Verwaltungsbehörde  ((iesammiministeriumV  Der  Ertrag  tat,  auch 
abgesehen  ron  den  seitweiligen  höheren  Steuersitzen  (mehr  als  12  Monatsraten),  von 
Jahr  zu  Jahr  gestiegen;  1865  (wirklicher  Ertra^O  •''>4n.000  (12  Monatsraten),  1890 
921.000.  1899  (Etat)  1.174.000  M.  (S.  KoUuanu,  Fin^irch.  1,  S.  036,  der  andere 
gen.  Aufsatt  eb.  B.  VIII,  S.  246—252.) 

Eine  Weiterbildung  der  Einkommenstener  erfolgte  dnrcb  das 
Oesetz  vom  11.  März  1891  (fflr  das  Herzogtbnm),  als  Novelle  zum 
(besetz  von  1864,  nachdem  in  der  Zwischenzeit  einige  andere  gesetz« 
liehe  Hodificationen  stattgefunden  hatten.  In  der  dnreh  diese  No* 
Vellen  erhaltenen  nnd  danach  nen  redigirten  Form  gilt  das  Gesets 
von  1864  noch.  Für  die  FUrstenthtimer  traten  die  gleichen 
Aendcrnngen  in  KiaU.  Die  wichtigsten  Abänderungen  des  Ge^eUc* 
von  iötii  waren  die  folgenden. 

1.  Die  subjective  Steoerp  flicht  ist  von  auswärtigen  jetzt 
auch  auf  inländische  Actiengesellscbaften  nnd  Commanditgesell- 
schafien  auf  Actien,  sowie  auf  inländische  eingetragene  Ge- 
nossenschaften, welche  sich  in  ihrer  Thätigkeit  nicht  anf  den  Kreis 
ihrer  Mitglieder  beschränken,  ansgedehnt  worden  (Gesetz  Art  S,  %*  3> 
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Für  den  Fall,  dass  auch  der  Action&r  oder  (lenossenschafter  persönlich  ein- 
lommeA&teaerptiicbtig  ist,  wurde  zar  Vermeidung  oder  Miideroag  der  dann  entstebendea 
JkfpfUhmteatnng  eine  eigentbOiiiIlcbe  Bestiionaiif  fetroSen  (Art.  7,  Nr.  4,  letster 

AbUlz).  Der  Steuerpflichtige  hat  nemlich  das  Recht,  binnen  einer  Frist,  unter  Nach- 
veisQiig  seines  bezuglichen  Besitzes,  zu  beantra<;eü.  daas  ihm  bis  3  ^/q  des  einfcezablten 
Betrag  seiuer  Actien  oder  (iebcbüft.^anthcüü  vou  seinem  eigenen  sreuerpflichtigen 
ffiiiweg  ftb^eso^e  n  werde,  also  eine  aaaloge  Bestimman;  wie  in  anderen  Gesetz- 
pebanif'-n  Preussen,  Racien),  wo  der  bctrelFende  Ahiu^  aber  bei  der  Gesellschaft 
5«lbst  eriolgt  Es  ist  die  (^denborgiscbe  Bestimmung  zum  Theii  auch  deshalb  so 
reftart,  nm  m>  die  «nnrlnigeii,  {»endoHeli  iitebt  stevetplllöhtlf«!!  AetioDire  waiigsteiis 
darch  die  Steuer  bei  der  Gesellschaft  voll  zu  treffen:  freilich  kein  einwandfreies 
Arpiment.  Bei  den  Gesellschaften  sind  ubrigrens  alle  Betricb«>Qbersch«s«!a,  nicht  nnr 
die  als  Zins.  Dirideode,  Gewinn  fcrtbeilten,  Steuerobject.    (An.  7,  Nr.  6.) 

2.  Die  objective  Stenerpfliolitigkeit  ist  zwar  im 
Princip  auch  jetzt  ftlr  das  kleinste  eigene  Einkommen  ver- 
blieben und,  itir  Land  and  Volk  charaoteristisobf  eine  Befreiang 
für  kleines  Einkommen  ab  aolcbea  nieht  ebgetreten,  aneh  ftir  nn- 
sStbig  gehalten  worden,  weil  bei  der  Veranlagung  anderweit  anf 
geriDgere  oder  fehlende  Stenerföbigkeit  sebon  genügend  Rtteksicbt 
gcoommen  werde.  Aber  der  Steuertarif  ist  von  3600  M.  Ein- 
komnien  an  über  die  bisherigen  2  ^Iq  in  maximo  hinaus  etwas 
progressiv  gestaltet  worden,  und  zwar  nicht  nur,  wie  mwli  dem 
rian  der  Regierung  bis  auf  3  °/o  bei  30.000  Af.  Einkommen  und 
darul  er,  sondern  nach  Wunsch  des  Landtags  bis  auf  4*^/«  bei 
60.1HJO  M.  und  mehr. 

Mit  weiterer  Steigeroiitr  ftir  jede  1500  ^T.  Einkommen  über  61.500  M.  mit  je 
^'  M.  oder  4^.0  Steuer,  also  weitergebend  aU  iu  Preussen,  wo  di^r  Satz  erst  bei 

1Q0.00O  M.  eintrin.  Bei  der  geringen  Anzahl  steuerpflichtiger  pMsonan  von 
Eiaiommen  nher  30.000  oder  vollends  nbt.T  ^0.000  M.  im  Lan  1.^  hat  diese  Erhöhung 
Passes  practisch  keine  erhebliche  Bedeutung,  tritft  auch  vüruemlich  nur  Actien- 
ge^eiischaftcn  (s.  Fin  arch.  B.  VIII,  S.  256).  Für  die  Einkommen  bis  3000  M.  ist 
der  Tarif  ron  1864  uuveriindert  geblieben.  Dieven  einigen  Seiten  gewünschte  ^leich- 
&iiti^e  KrmässiirnDg  den  Tinfs  für  diese  kleineren  Einkommen  ist  in  I  i  ,  P.cgründunp:*' 
^•JL  abgelehnt  worden,  weil  durch  die  erfolgte  Aufhebung  des  Voiicssclinigeldes  eine 
zveekatoigora  Erleichterung  eingetreten  sei  und  für  die  Berttclsichtigung  geringerer 
Leistungsfähigkeit  sich  schon  bisher  bei  der  Veranlagung  ausreichende  Möglichkeit 
ar  Erleichterung  in  den  betreffenden  einzelnen  FiUen  ergeben  habe.  S.  den  Twif 
im  Art  6.  5$.  1  des  (Jesetzes  von  1891. 

3.  Eine  allgemeine  D ec larati o n s p fl i c h t  fdr  jede  Art  Ein- 
kommen, einerlei  welchen  Ursprungs,  eventuell  wie  in  anderen 
dentschen  Gesetzgebungen  von  einer  bestimmten  Einkommenhöhe 
an,  ist  auch  jetzt  nieht  eingeführt  worden,  mit  Rttcksiebt  auf 
die  Sebwierigkeit,  diese  Pfliebt  Landwirtben  n*  dgl.  aufzulegen  nnd 
veil  nach  den  wirtbsebaflliehen  Verbftltniesen  der  Bevölkerung  den 
Sebitsnngsaosiebflssen  genügende  Mittel  und  Anbaltspuncte  znr 
liebtigett  Veranlagung  der  meisten  Censiten  eebon  znr  Verfügung 
ünden.  Nor  in  Betreff  des  KapitalyermOgens  und  des  darans 
Wrrührenden  Eiiikoiiimen»,  eiübcliliessUch  verwandter  Fälle  (Leib- 

A.  Wagner,  FinauwiMUiaebaft  IT.  82 
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renten,  Erbpacht,  KanoD  a.  b.  w.)  ist  fttr  Censiten  mit  über  1500  M. 
EinkommeD  bei  Betng  von  mehr  als  50  M.  Jahrestbs  eine 
Declarationspflicht  eingeflihrt  worden,  nnd  «war  erst  auf  Aiireg;iiiig 
Yom  Landtage  ans.  Kapital  nnd  EinkommeD  brauchen  jedoch  nnr 
je  in  einer  Snmme  angegeben  en  werden. 

S.  Art.  9,   §.4  des  Go^eUes  mit  den   emzciaeu   weiteren  Bcätiaiiuuugeii. 
DeclantioD  auf  Grond  öffentlicher  allfemeiner  AnfTorderan)^.    Wer  nicht  deebrirt» 

Terliert  das  Reclamationsrecht.  Or  innnpsstrafon  für  den,  w  -lnhcr  auf  specielle  persön- 
licbc  Aufforderung  die  Declaration  utiteriässt.  Versicherung,  nach  bestem  Wiss^ 
dedarirt  za  haben,  ist  zn  geben.  Unrichtig  zu  niedrige  Angaben  oder  YerschweigQDgeft 
bei  dieser  Declaration,  auch  bei  freiwilliger  sonstiger  Declaration  und  bei  Rcclamationen 
werden  mit  dem  achtfachen  Jahresbetrag  der  Steuerverkürznnp  bt:droht.  Entschcidangen 
t^ber  Straffälle  gehen  an  die  Gerichte  (in  1.  Instanz  stets  Amtsgerichte),  wenn  sich 
der  Betreffende  nicht  dem  Vmraltangebeeebeid  freiwillig  fUgt  NnehfordeniDgeii  n 
Wf'iiit:  bezahlter  StiMimi  v  ri  Ihren  in  10  Jahren  Ofid  pehc-n  auf  die  Erben  bis  zur 
Höhe  ihres  Erbtheib  über.  Auf  nlckstündice  Stouerbetriitre  simi  5  Verzupszinseo 
zu  zahlen  (Art.  25\  —  Die  Vorstiiudc  steuerpüicbtiger  ü  esellschal'ien  und  Ue- 
nossen  sc  haften  sind  anf  Verlangen  allgemein  unter  Androhung  von  Ordmutg»* 
strafen  verpflichfot,  di.;  erforderlichen  Nachweise  zur  Feststellung  ihres  steuerbarer» 
Einkommens  abzugeben  (Art.  2,  §.  3).  Bei  der  Veranlagung  (Art.  9.  §.  23)  des 
fibrigen  ElakonnieiHi  ist  [fleldiirobl  der  alle  Gmndim,  dtss  der  Sehltni^Miiaschius, 
bczw.  dessen  Vorsitzender,  möglichst  roUstlndige  Nachrichten  einziehMI  toll,  .,sovcit 
dies  ohne  tieferes  and  lästiges  Eindringen  geschehen  kann",  noch  immer  rerblieben: 
neben  dieser  partiellen  DedaratiouspiUcht  vollends  zu  iajL 

Keclamationen  werden  nach  wie  vor,  anch  ferner  mit  ge- 
wissen Verschiedenheiten  bei  Censiten  von  nnter  and  Uber  3000  M. 
Einkommen,  nnr  dnrch  die  Verwaltung,  anch  in  letzter  Instant 
entschieden  (Art  22).  Bei  der  Bestimmung,  dass  fttr  jede  Flnani- 
periode  erst  dnrch  das  Finanzgesetz  Tcrfttgt  wird,  ob  nnd  in 
welchem  Betrage  die  Steuer  erhoben  wird,  ist  es  Terblieben  (Art  27). 

Weitere  Aenderuiigen  von  geringerer  Bedeutung  (Aenderuug  der  Besteoerungs- 
weise  der  Rtaederei,  Art.  7.  Nr.  8,  Ausdehnung  der  Steuerpilicht  jorhitiflcheir  Msllndiscber 
Perbönen  vom  Besitz  ron  (irnndeigenthum .  Handels-  und  Gewerbeanlagrn  auch  Ai.f 
Pachtung  u.  dgl.  m.  dieser  Objccte,  Art  2,  §.  4.  Aenderungen  in  der  Bildang  der 
SchAtxongsansschnsse .  Art.  10.  o.  A.  m.)  8.  in  dem  Gesetz  selbst  und  in  d^  oben 
angegebenen,  auch  im  Finurcb.  B.  8  zu  findenden  Landtagsmateiialien  dazu.  (Im 
Texte  des  Gesetzes  im  l''i[i.;irch.  H.  8.  S.  287  fT.  sind  die  Aeiiderun?en  an  dem  Cv^cti 
von  1864  durch  die  Korcllen,  besonders  durch  die  ron  1091,  angegeben.)  IS.  den 
anonymen  AnfMts  im  Fia.nreb.  eb.  S.  252  ff.  — 

Die  Erhebonjc  der  Sfcacr  »erfolgt  im  Allgemeinen  in  2  halbj&hrigen  Terminen 
(Art.  2'6).  In  Städten  1.  Classo  wird  l'iir  die  MitwirbinL'  der  5?5dti.sch»^n  Beamten  u.  s.  w. 
eine  Entschädigung  von  3  ^/^  der  abgelieferten  Jaiiitshicuer  gewahrt,  je  die  H&lft» 
für  Veranlagung  und  Erhebnnif,  venn  der  Staat  letztere  nicht  selbst  besoift  (Art.  14^ 

Die  T!inkommenst(^npr«rc«'ot?jrrbnn£r  tritt  i";  ihrer  vollen  Bedeutung  rr-t  Ivrmr 
in  Verbindung  mit  der  üommu nalbesteuer uug,  wol'U!  auf  den  gen.  Aul>at£  von 
Kollmana  za  renreisen  ist* 

g.  148.  Ertragsstatistik  der  Stenern.  Vergleicht  man 
die  Stenerertrftge  der  8  directeb  Stenern  In  den  einzelnen 

3  Gehictstheilcn  miteinaiulcr,  wobei  allerdings  besonders  im  Fürsten- 
tham  Üirkeufeld  auch  neaerdings  höhere  Stenersätze  (mehr  als 
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Ii  Monatsraten)  bei  der  Einkommenstener  angewendet  worden  sind, 
80  seigt  eich  Folgendes»  womit  die  oben  schon  eingestrenten  Daten 
«rc^inzt  werden. 


Ttb.  76.  Oldenbnrgiselie  Erträge  der  djireeten  Stenern  (EtatezifferiiX 
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Die  Golunue  des  wirklichen  Ertrags  nach  Mittlieilung  des  Statistischen  Bureaus 
in  ddeobnrg.  Im  Fttrstentham  Lobeck  besteht,  wie  bemerirt,  keine  beaendere  OeMnde- 

Steuer.  Man  sieht,  wie  in  allen  3  Landcsthcilen,  in  Lttbeck  mit  in  Folge  des  Fehlens 
dieser  Geb&odesteoer,  in  Birkcnfeld  wep^en  höherer  SStze  der  Einkomincnstener,  die 
letztere  durchaus  das  wichtigste  Element  der  directen  8taatsbcsteuerung  geworden  ist, 
«bveU  sich  auch  der  GebSndestenerertn^f  wesentlidi  gehoben  hat  Die  Gewerbe- 

r<cojnitioi»  sabsrabLii  sind  übrigens  aocb  im  Ertrage  ?on  1875 — l'^n9  im  Herzog- 
tiom  Ton  34  500  auf  70.000  M..  im  Fürsteiithum  T.übeck  von  2700  auf  5000  M.,  also 
rdttir  noch  stärker  als  die  F-iükommeiij>teuererträge  gewachsen. 

Die  Erbschaftssteuer  (Gesete  Tom  16.  Juli  1868.  auch  Atr  Schenkungen) 
iässt  Desccndenten,  Ascendeiiten.  Eheg:nttcn  frei,  trifft  also,  wie  iu  Dentschland  meistens, 
lomendich  nur  die  Seiteolinie  und  die  .Nichtvurwandten,  mit  3.  jetzt  zum  Tbeil  4  %  Ge- 
Mkvirter  und  vanichiedene  andere  nAhere  Kategorieen,  mit  5  weitere  Verwandte,  mit 
-  *  0  <^»e  entferntesten  Verwandten  und  Nichtverwandten.  (Einzelhe  iten  des  Tarifs  in 
^  -hanz*  Aofsatz  im  Fin.-arch.  II.  884  ff.,  cb.  S.  876  und  XV.  S.  640,  Ertragsstattstik). 

Etat  war  der  Ertrag  1875  71.400  M.  (Herzogtham  63  000.  Fursteuthum  Lübeck 
4200.  Pamenthnm  Birkenfeld  4200  M.).  1899  151.500  (bezw.  184.000  —  10.000  — 
7.>00  M.).  wirK'ichrr  Ertrag  (nach  ^cu.  MittheÜuug)  in  1898  1^8.518  (bc?w.  158.362  — 
2S.30O  —  6b5G  M.).  Wie  in  solcheu  kleinen  Gebieten  boitreif lieber  Weise  die  wirk- 
lichen Erträge  einer  Erbschaftssteuer  schwanken,  zi-igcu  folgende  Zahlen  für  1894  —  98: 
inj  H-  r/ogthom:  162.641  —  169.261  —  110.396  —  löO.l.'iö  —  158.362,  Minimum 
tarn  Maximum  u'io  1  :  1.54,  im  FUrstenthum  I^übeck  13.846  —  11.840  —  29.426  — 
35.9^  —  23  300,  Minimum  zum  Ma.Timum  wie  1:3,  im  FOTsteothum  Birkenfeld 
4154  —  5714  —  18.882  —  44.177  (!)  —  6886  (!),  Mininram  znm  Maximnm  eogar 
*ie  1  :  6-7. 

Der  Ertrar  der  Sfempclstener  war  im  Herzojrthnm  nach  dem  Etat  187.'> 
•<3.3O0  M..  1899  121.100  M.,  im  Furstenthum  Birkenfeld  13.500  und  13.900  M.,  im 
^  üRtenthnni  Lobeck  ehemals  ganz  rering,  jetzt  fehlt  sie  hier  fiberhanpt,  der  wirkliche 
£itng  im  Herzogthum  1898  183473.  im  Fürstentbtim  Birkenfeld  15.923  M. 

Eine  nicht  unerhebliche  Erj^änzung  der  directen  Steuern  biiden  diese  beiden 
ttderen  Steuern  demnach  doch  immerbin. 
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c.  Brannsehweig. 

§.  H9.  Vorbemc rktin  ?ren.  öeber  die  Finanzen  in  der  1.  Hälfte  de? 
19.  Jahrhanderts,  besonders  I6'6i — 51,  ä.  v.  Kedeu,  Fin.ätat.  1.  D.,  2.  AbLh.,  S.  ii»oO 
Ins  1012.  mit  Tkbelien  ftber  Einnahmen  and  Ausgaben,  daselbst  ober  die  Stenern 
S.  041.  961  ff.  üeber  dis  Staatsrecht  Otro,  im  Sammelwerk  Handbach  des  öffent- 
licbeu  Hechts,  3.  B.,  2.  Halbb.,  1.  Abtb.,  S.  9Ö— 134,  besonders  über  landesfanuUcben 
Bedarf,  Kammerirut  S.  1 10,  Finanzwesen  des  Landes,  S.  127 — 182.  Ueber  den  Staals- 
haashalt  188:'.— 86  (zom  Theil  bis  1814  lorück)  der  inludtreiche  Anf^atz  von  Kybitz. 
Fin.arch.  B.  5,  18SS.  S.  — 767,  daselbst  besonders  über  die  Staats^^teoern  S.  72n 
bis  736,  Uber  das  Kammer-  uuU  Klostergut  S.  722,  die  Mwerbendeu  Staatseinrichtongeo'' 
S.  787  ff.,  mit  Tielerlei  statistischen  Daten  (die  Vennehe«  die  Geldeinnahmen  n.  s. 
aach  die  Stenern  und  Stcucrbelastungen  ans  dem  Geldbetrag  auf  Koggenverthe  nach 
dem  Roppenpreis  umzurecbneu  ,  um  &o  die  reellen  Wcrthprössen  besser  als  in  den 
GcldbuUä^'cu  ersichtlich  £u  wachen .  bind  zwar  nicht  ohne  Interesse,  aber  doch  die 
Ergebnisse  tänaehend.  «reil  eben  nach  diesem  einen  Moott,  feUends  gegenwirtig  ond 
bei  SummenbetrSg'en  auf  Geldwerih,  Kaufkraft,  ^e]a^tung  nicht  irgend  ffcnaner  ge- 
schlossen werden  kann).  Staat&liaasbalt  ron  1896 — 9Ö  nach  den  Landtagspapierea 
Fin.arch.  B.  16,  1899,  S.  751  ff. 

Das  Wichtigste  fUr  die  finanzwiMenschaftliche  Betrachtang  ist  die  in  den  letzten 
Jahren  erfolpte  omfasscnde  Reform  der  directcn  St-Mtern.  wesentlich  mit 
Dach  preussiscbcm  Master,  und  mit  Ausdehnung  auf  die  Goium uualbestoueraog. 
was  bei  der  grosseren  nilgemeinen  Bedentnng  dieser  Beform  hier  auch  etwas  genaner 
behandelt  wird.  Die  amtlichen  Materialien  aus  dem  Landtajj^  darüber  im  Fin.arch. 
B.  16,  S.  718—88^,  mit  der  kur7.en  Einleitung  von  v.  K.iuschenplat.  S.  718 — 71>',  umi 
den  neuen  Gesetzen  über  die  Einkümincnöteuer  vlöOüj,  ErgiAüzunKSbtcuer  und  Geineiude- 
nbgaben,  beide  aus  1890,  sowie  dem  Gewerbestenergeseu  von  1893,  zum  Theil  mit  Be- 
^rründun)^,  C  innii-i  nsberichten,  Aasführungsvorschriften.  Nur  r\nf  diese  Keform  und 
auch  dabei  doch  immer  nur  auf  die  Uauptponcte  derselben,  indessen,  weil  diese 
Befora  sonst  aidit  reKUndUeb  bt,  in  Kürze  noch  anf  die  foondzlige  des  ganzen 
FüMoxvesens  nnd  der  vor  1899  bestellenden  Stenoryet&ssttng»  sowie  wehren  des  Zo- 
eammenhangs  der  Staats-  und  Communalsteuerrefonn  auch  etwas  mit  auf  letztere.  «o!I 
hier  eingegangen  werden,  auf  die  frühere  Be&teaerung  wesentlich  nach  dem  Aufsatz 
von  Kybits, 

Finanzstat i^'tis(■hes  Material  bei  v.  Beden,  Kybitz  und  in  den  Materialien 
in  B.  If)  des  Fin.arcb..  auch  in  Heft  XI  der  Beiträge  zur  Statistik  des  II.  Br.  — 
Das  ller/o)rthum  Braanschweig  uuifasst  3672  (nach  anderer  Angabe  3000)  4km  mit 
in  1898  134.213  Einwohnern,  hat  nur  eine  grosso  Stadt,  Brauoschweig,  1895  mit 
115.13.')  Kinwohtiern.  aho  Uber  einem  Viertel  der  Qesammtberdlkeruig,  und  2  Mittel- 
städte (von  13—16.000  Einwohnern). 

§.150.  (ji  undzUge  des  L a y  des fi  11  a  n z  w e s e n s.  Braun- 
schweig geb^'»rt  noch  zu  den  oben  fS.  447 j  erwähnten  deuts(  lien 
StaateD,  welche  noch  keinen  einheitlichen  Etat  und  keine  volle  tis- 
calische  Casseneinheit ,  soDdern  noch  getrennte,  wenn  auch  mit- 
einander zusammenhängende  Etats  und  Gassen  haben.  Hierdurch 
wird  das  Finantwefien  complicirter  und  das  Verstttndnias  auch  des 
Einzelnen,  so  der  Stellnng  der  Bestenemng,  erschwert  Aus  der 
mit  dem  yorliegenden  Material  möglichen  Znsammenfassang  der 
Etats  nnd  Gassen  ergiebt  sieh  indessen  die  SacbLnge.  Dnrch  den 
relatir  bedentenden  Beinertrag  des  Kammerguts,  welcher  aneh  nach 
Absng  der  auf  ihm  lastenden  und  vorweg  abgezogenen  Ausgaben 
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(Toroemlieb  fttr  den  Hof)  Terbleibt,  fenier  durch  die  Einkünfte  m 
dem  Eisenbahnwesen  (d.  b.  jetzt  die  Annnitilt  fllr  die  verlcanften 

Staatsbahnen) ,  sowie  dem  Lcihbause,  einer  Staats- CreditaDStalt^ 
durch  die  ausserordentlich  ertraf^sreiche  Lotterie,  eine  vollende  in 
dieser  EDiwickhiDg  bedenkliebe  EinrichtUDg  des  kleinen  Landes, 
ist  Braiinschweiff  trotz  reichlicher  Dotation  der  Staatsverwnltangs- 
und  Culturaubgaben  in  der  Lage,  seine  vStaatsbesteuerung 
im  Verhältniss  zur  Wohlhabenheit  der  Bevi^lkerung  mässig  za 
halten  und  konnte  es  jüngst  seine  directen  Realstenern  zu  den 
Gemeinden  ttberlassen. 

Der  Etats  sind  vier:  der  Kammercassenetat  ftlr  das 
tite  Kammergnt,  der  KlosterverwalinngseasBenetat  fttr  dae 
Klostergnt,  der  Etat  ftlr  die  Verwendung  des  Reinertrags 
des  Klosterguts,  der  zur  Deekung  seiner  Ausgaben  eyentnell 
—  und  jetzt  in  erheblichem  Maasee  —  aus  dem  Staatshaushaltctat 
den  erforderlichen  Zuschuss  erhält,  endlich  dieser  eigentliche 
Staats  haushält  etat  selbst. 

1.  Dieser,  bezw.  seine  Casse  empfängt  als  reine  Einnahme  den 
reinen  üeberscbuss  der  Kammercasse,  der  dieser  nach  Bestreitung 
der  ihr  obliegenden  Ausgaben,  insbesondere  der  Dotation  der  Hof- 
staatscasae,  rom  Reinertrag  des  Kammergnts  verbleibt^  wird  aber 
mit  dem  erw&bnten  Deficit  der  KlostergntB-Reinertragseasse  in 
Beinen  Ausgaben  belastet  Die  finanziellen  Beziebnngen  zum  Reieb 
(UeberweisuDgen  ond  Matrienlarbeiträge)  erscheinen  ganz  im  Staats- 
bansbaltetaty  alle  ttbrigen  Staatseinnahmen,  ausser  denen  des 
Kammer-  nnd  Klostergnts,  daher  die  Landesstenem ,  Qebflhren- 
ertrilge,  sonstige  privatwirthscljalüiche  Reinerträge  (besonders  aas 
Eisenhahnen,  Leibhaus)  bezieht  nur  dieser  Haushalt,  wie  anderseits 
alle  Staatsausgaben,  ausser  den  ;iuf  dem  Kammer-  und  Klostirgut 
lastenden,  nur  ihn  belasten.  Die  Schulden  sind  ebenfalls  noch  nach 
Kammercasse,  auf  dem  Kammergut  lastend,  als  Kammerschulden 
nnd  nach  Staatscasse,  anf  dieser  lastend,  als  Landesscbolden,  be* 
sonders  ftkr  Eisenbahnen  getrennt. 

2.  Die  Kammercasse  rtthrt  ans  der  älteren  Verfassung  her. 

Sie  bezog  iu  der  üblichen  Welse  früher,  bis  1882.  ausser  den  Einkünften  aus  dem 
K^ntmf'rmt  selbst,  iiu<  h  g^cwisso  ältere  Gebühren  und  iodirecte  All^^abcIl  und  hatte  aus 
iüreia  Keinertrag  den  fürstlichen  Haas-  und  Uofbedarf,  aber  auch  guwisae  L&ndes- 
Mfirfnisse  mit  zn  bestreiten,  dem  Beebte  des  Fatrinieiiislstaats  fremSss  (Fin.  I>  §.  814) 

Weitere  Mitwirktinf;  der  Stände.  Im  Jahre  1832  erfolgte  nach  der  „Neuen 
üiadscbaftsordijuug^''  vom  12.  Üct.  and  nach  einem  „Kiiianznebcurertrage''  eine  neue 
K<:);ela»ir.  Der  landesfürstliche  Hof-  und  Hausbedarf  wurde  fixirt  (zuerst  sof 
€.  245.000  Tbir.»  seil  1874  auf  c.  275.000  Tlilr.)  und  dieser  Betrag  auf  den  Koin- 
cxtcif  des  KMpmeigvtB  angewiesen,  die  Ktunmeicasse  nber  snf  dieses  Gat  (Domtoen, 
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Fönten,  Gefalle.  Berg>  tuid  HtttteDwerke.  dann  ein  aas  Grandabgabon-AblOsanpfolderQ 
und  Verkanfserlösen  von  Kammeryrtitsobjecten  gebildeter  „Kammerkapitalfonds")  be- 
schränkt, während  die  anderen  OHentiich  -  rechtlichen  Einnahmen  der  Kammercasse 
mumiehr  der  Sttttecme  ttberwieMO  morden.  Aaf  dem  Beinertraire  dieeee  Oats  lasten 

ausser  dem  Bedarf  der  Hofstaats casse  (zu  den  frabereii  82.*. 000  M.  sind  seit  li^?^^^ 
noch  300.000  M.  gekommen,  Summe  daher  jetzt  1.125.823  M.)  die  Vcrwaltun^skosteD 
der  Casse.  die  ErhaUunj^skosten  des  KammcrKut^,  die  Ausgaben  für  die  Kammerscbuld, 
die  far  1898  noch  707.000  M.  Kapital  betrutr.  Der  Ueberschuss  der  Einnahmen 
(1887  nach  Etat  2.208.000,  1899 '1000  O.220.000  M.^  iiber  die  Ausgaben  {ht/.w. 
1.486.000  und  1.7^5.000  M.)  Diesst  in  die  btaatscasse  (in  den  gen.  Jahren  daher  mit 
^11.000  und  1.584.000  H.)  und  erscheint  mit  dieser  Neltosomme  als  erste  Kategorie 
der  Einnahmen  im  Staatshaushaltetat  Beim  Kammercassenetat  hat  die  Landesver- 
tretnng  auch  noch  hcate  nnr  ein  berathende>^  Votum,  kein  Zustlmmnnirsrecht.  (S.Otto 
a.  a.  0.  b.  110,  127  Ü.,  auch  Uber  die  Bef>ummuugeu,  welche  für  ii&n  Kamuiertnut,  — 
m  dem  etich  der  Anthcil  der  *mit  Preassen  in  igemeinstmem  Besitx  stehenden  Harzer 
Hüttenwerke  (sogen.  CommunioIlllar^)  gehört.  •  sonst,  beson'lrrs  ;t:irh  einem  Edict 
?on  1794,  Kelten:  ferner  ?.  Kedon  ».  a.  0.  S.  939.  942  ff.»  951  iL,  Ky  bitz.  Fin.arch. 
B.  5,  S.  722.) 

3.  Das  Klostergut  stammt  aus  den  Säcularisationen  der 
Reformationszeit,  war  damals  nicht  zum  Kammergut  geschlagen, 
sondern  wurde  als  besonderer  Fonds  für  kirchltcbe,  Schul-,  Wobl- 
thätigkeitszwecke  eingerichtet,  Zwecke,  denen  es  noch  heute  dient 
(sogen.  Kloster*  und  Studienfonds)*  Die  betreffenden  beiden 
Etats  werden  unter  Zustimmung  der  Landesvertretung  festgestellt 

Die  Reioertrige  des  Fonds  (1899/1900  1.420.500  Sf.)  reichen  aber  f9v  die  ihm 

ebliegenden  Verwendungszwecke  nicht  mehr  aus.  mOSMl  dalicr  aus  der  Staatscasse 
ergänzt  werden,  was  im  Staatshaoshaltsctat  in  dem  Posten  uuf  r  icui  Titel  zur  Decknn? 
des  Üuücits  der  Klostcrreinertragscas&e  gtä>chieht  (neuurdiugs  m  wachüenden  Btitragea. 
1899/1900  mit  1.218.500  M.).  Die  Erwerbungen  von  Kloetergat  n.  dfl.  ms  dem 
Beicbsclepatationshauptschluss  von  1803  sind  nebenbei  bemeifct  dem  Kammergllt  SD' 
gewachsen.  (S.  Otto  S.  127,  128.  130.  Kybitz  S.  722.) 

Bestände  ein  einheitlicher  allgemeiner  Staatsbaus- 
haltetat  mit  yttUiger  fisealiscber  Casseneinheit,  so  wttrden  in 
einem  Bruttoetat  die  Roherträge,  in  einem  Nettoetat  die  Reinertrüge 
des  Kammer-  und  Klosterguts  unter  den  Einnahmen,  die  Zahlung 

an  die  Hofstaatscasse ,  die  sonstigcu  Ausgaben  der  Kammercasse 
und  der  beiden  Klostercassen,  also  insbesondere  diejenigen  für  die 
Kammerscbnld  uud  für  die  Kirchen-  und  Sthulnuögaben  des  Kloster- 
nnd  Stndienfonds,  unter  don  Ausgaben  des  <Te.«ammtciat8  erscheinen. 
Der  ^itaatshaushaltetai  stiege  so  von  gegenwärtig  c.  13.5  Mill.  Mark 
{nach  Absetzung  gewisser  Posten)  einer  gemischten  Hrutto-  uud 
Nettorechnung  in  Einnahme  und  Ausgabe  nm  c.  4.7  MilJ.  netto, 
also  um  etwa  ein  Drittel,  auf  c.  18.2  Mill.  Mark. 

Im  Staatshaoshaltetat.  der  von  Laadeiregicrung  und  Landt;>vertr<-tun<r 
gemeinschaftlich  tobtgestellt  wird,  finden  sich  unter  den  Einnahmen  die  Antboile  an 
den  Koichss  tö  u  ern  (1899, 1900  3.665.5Ö0  M.}.  unter  den  Ausgaben  die  Matricul»r- 
beftr&f  e  (8.750.000  M.).  Die  weiteren  Einotlimen  betreffen  den  Staat  alleiii,  « 
;:oIulrcn  dahin  zunächst  der  Kciuertrag  der  Domänen,  Forsten  un'l  l^i^^^^* 
«rerke,  d.  h.  der  besügliche  Ueberschase  der  Knmmercn&se  (1899, 
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1.534.395  M  .  a-elcho  Sninme  mit  Kinzurechnan^  des  anderweit  verwendeten  Rein- 
enrjigä  dcä  Kammer-  und  du^  KlusterKUü»  von  ^usammeu  ä.llo.ÖlÖ  M.  auf  4.54^.418 
^le^e,  der  mit  den  Qbiigcn  Einuabmekategorieen  ra  rergleichende  Betn^);  dann 
die  ebeofalls  als  privatwi  rthschaftliche  crschetnfindcn  3  Posten:  Kein  ort  rag  des 
LeüahaiiiMM  (440.000  M.),  die  Eiäeobahnauouität  (1.625.000)  und  Ziaseu  ^620.000), 
naUDmea  SL685.000  M.  oder  insgesammt  mit  deo  Domäncuerträgeo  u.  s.  w.  der 
Kaounercasae  5.219.885  M,  bezir.  bei  Eiurechnuog  des  «onütit^en .  von  ihimx  direei 
Tfrwendctcn  Reioeiirags  der  Kammer-  und  Klostercasse  8.334.418  M.  „privat- 
virthächaftliclier"  Staai^Miuuahmen,  d.  b.  auf  doa  Kopf  der  Borölkerung  c.  19  M. 
Zi  dieeeo  Pesten  der  Einnehmen  tieton  die  dlrecie»  Stenern  (naeh  der  nenesten 
Reform  mit  2.056  500  M.  bruttu)  oder  nur  c.  4.7  M.  auf  Jen  Kopf  und  die  indirectea 
Steaern  (netto,  Stempel  u.  dfrl.,  Erbacbaftästeurr  mit  44'j.OOO  M..  Gerichtssportcln  mit 
780.000  M.,  endlich  die  Lotterie  rein  mit  1.35^.100  M.,  eine  Suiumu,  die  mau  bei 
der  Verbreitung  braunsrbnreigiäcbcr  Loo^c  ausserhalb  de»  Landes  nicht  auf  den  brenn- 
5cliweig<'r  Knpf  allein  berechnen  kann.  Uechnot  man  die  fcesammte  Staatsstencr  incl. 
Üeiicbtääportda  oiid  einem  kleineu  Tbeil  des  Lottericertrags  auf  c.  3.5  MiU.  Mark  im 
Gänsen,  so  wiren  das  auf  den  Kopf  c.  8  M.  oder  nnr  c.  42  %  des  Ertrage  der 
friratwixtliseliafkttchen  Objecto,  —  allerdings  von  den  Reichssteyem  abgesehen. 

Diese  glinstige  Lage  der  Dinge  verdankt  das  Land  der  Er- 
haltniig  des  alten  Donianiums,  denn  die  privatwirthschait- 
licbeD  Ueberschttsse  entstammen  grossentheils  den  Domäneui  ForateO| 
Bergwerken,  während  dagegen  der  AoDDität  der  Eisenbahnen,  auch 
der  Rente  des  Leihhauses  auch  grössere  Schuiden  gegentlberstehen 
(s*  Q.).  Ea  ist  begreiflich,  daas  bei  einer  solchen  Sachlage  die 
Bestenening  für  den  Staat  relativ  niedrig  gehalten  werden  konnte 
und  eine  Steuerreform  wie  die  jüngste,  mit  der  Ueberlaasung  groBfler 
Theile  der  staatlichen  Ertragsstenern  an  die  Gemeinden,  so  leichter 
darchznführen  war.  Der  innere  Zusammenhang  dieser  Dinge  ver- 
dient wieder  allgemeinere  Beachtung,  auch  vom  fiuauz Wissen- 
schaft liehen,  nicht  nur  vom  finanzpractischen  ÖUindpuncte 
ans.  Es  zeigt  sich  hier  einmal  wieder  an  einem  guten  Beispiel 
deutlich  die  günstige  Wirkung  starken  Staatsbesitzes 
von  Hentenobjecten*  Dies  auch  der  Grund,  warum  hier  auf 
dieae  Verhältnisse  etwas  näher,  aach  zifiermllssigi  eingegangen 
wnrde. 

Unter  d-n  Ausgaben  des  Staatshaushalts  von  im  Ganzen  in  1899/1900 
14  4*)  Mill.  Mark  incl.  .Matricularbeiträge  (19.21  Mill.  Mark  incl.  Ausgaben  der 
Kammer-  uud  Klosterreincrtragscas.se,  wenn  sie  in  den  Staatshaoshalt  einbezogen 
vftfden)  belinden  sich  2.78  MUl.  Mark  für  die  Landesschnld  (Zins  nnd  Tilgung),  In 
erhebliobem  Betrage  für  Eisenbahn-  nnd  Leihbausscbulden ,  so  dass  die  Kciucrträge 
dieser  Objecto  (3.065.0CMJ  M  i  gr5shtenth»Mls  von  diesem  Schulderforderniss  in  Ansprach 
geaofflmeno  Verden.  (S.  über  die  staatsrecbiliche  Seite  des  Staatshaushalts,  auch  in 
BetfelTder  Stenern,  Otto  8. 128, 130  IT., t.  Beden  S.  941«  962  fi  ,  Kybitz  S.  728  £). 

§.  151.  Die  Staatsbestenernng  im  Allgemeinen. 
Sie  besteht  nach  dem  lieber  gang  der  ZOlle  nnd  inneren  indueeten 
Verbrauchs-  nnd  Verkehrs-  (Stempel-)Stenem  an  das  Dentsche  Reich 
Tomemlicb  aus  directeu  steuern,  daneben  ans  Stempel-  nnd 
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verwandtenVerkehrBStenern  (and  GebdhreD)  nebst  Gerieht»- 
sporteln^  sowie  aas  eiDer  Erbsehaftsatener,  wovon  jekst, 
1900,  nach  Dnrehfähning  der  neuesten  Steaemform,  die  directeo 
etwa  ^/g,  die  ttbrigen  (einschliesslich  der  Gericbtssporteln)  etwa  '/g, 
mit  AnsscbloBS  der  Gericbtssporteln  die  ersteren  etwa  ^l^y  die  anderen 
nicht  ganz  aufbringen.  Die  directe  Besteuerung  ist  also  für 
den  Staatshaushalt  (wie  vollends  für  den  Communalhaushalt)  die 
Hauptsache  und  soll  hier  allein  etwas  näher  behandelt  werden. 

Die  directe  Besteuerung:  war  bis  zur  jüno^sten  Reform  wesent- 
lich eine  Ertragsbesteueiuug  in  zwei  Uliedero,  einer  Gruad-, 
bezw.  Grandbesitzsteoer,  der  Hauptsteaer  nach  dem  Ertraget 
nnd  einer  Gewerbesteuer,  woran  sieb  eine  Personal  Steuer  in 
Form  einer  classificirlen  Einkommen-,  Berufs-  und  Standessteaer 
als  finanziell  nebensltcbliche  directe  Steuer  anscUosa  Durch  die 
nach  preussischem  Muster  erfolgte  Beform  von  1899  ist  die  staat- 
liche Ertragssteuer  auf  einen  Rest  ihres  Betrags,  ^y^,  Termtndert» 
der  übrige  Haupttbeil,  V^,  den  Gemeinden  fiberlassen,  die  Personil- 
Steuer  beseitigt  und  die  directe  Staatsstcuer  in  der  Hauptsache 
zu  einer  Personalsteuer  in  Form  einer  allgemeinen  Ein 
kommen-  und  einer  Verroll genssteucr  f soften.  Ergäuzungssteuer) 
hinüber  gebildet  worden.  8o  ist  jetzt  faclisch  die  Ertragssteuer  in 
ihrem  bestehen  gebliebenen  Keste  die  ergänzende  dieser  bcidcu 
neuen  Personalsteuern«  Der  Vorgang  ist  daher  in  zweierlei  flio- 
sicbt  bemerkenswerth,  einmal  als  neuer  Fall  des  Uebergangs 
der  directen  Staatsbestenernng  wesentlich  von  der 
Ertragsbesteuernng  fort  zur  Personalbestenernng 
hinüber,  verbunden  mit  Ueberlassong  der  Ertragssteuem  an  die 
Gemeinden,  wenn  auch  ein  kleiner  Theil  der  letzteren  Steuern  noch 
dem  Staate  verblieben  ist,  im  Ganzen  also  doch  wie  in  Prenssen, 
Hessen,  Badeu;  dami  aber  auch  als  Fall  der  spontanen  möglich- 

• 

gten  Annäherung  eines  deutschen  Einzclstaats  m 
seiner  \'erfassuug  der  directen  Besteuerung  au 
Prenssen,  der  erfreuliche  analoge  Vorgang  wie  in  Hessen,  zo 
welchem  freilich  die  geographische  Lage  und  Gebietsconfiguration 
des  Landes  Braunschweig,  das  eine  seltsam  gestaltete  Enclave  m 
Prenssen  bildet,  noch  besonders  angeregt  haben. 

§.  152.   Die  Besteuerung  vor  der  Reform  von 

Die  jetzt  demnach  grossentheils  verlassene  Staatsbestenernng  war 

historisch  die  FortbiiduiJi:  der  älteren  manchfachcu  directen  Steuern 
des  früheren  Territorialstaats  und  hat  im  Laufe  des  19.  JabrhuudeitB 
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ihre  Ansbildiug  nnd  neuere  G^taltang  erfahren.  Den  AiugangB- 
pimct  der  Steaerentwicklang  nach  der  Wiederherstellang  dea  alten 
8Uat8  Inlden  itaatorechtliche  Bestimmnngen  im  Jahre  1821  nnd  in 
dem  Landesrerfassnngsgesetz,  der  Kenen  Landfichaftaordnnng  von 
1832,  wodnreh  die  modernen  politisehen  GrondsStze  der  All- 
gt  !ii  c  i  11  h  c  i  t  und  Gleichmlissigkeit  zur  Richt:>chuur  erhoben 
werdeo.  Daher  wird  iolgerichtig  die  Beseitigung  der  ehemaligen 
Stenerfreiheiten,  insbesondere  des  Grundbe.siUe»,  lur  diesen 
gegen  Entschädigung,  herbeigeftthrt  und  die  A  u  s  ^  1  e  i  c  Ii  ii  u  ^  der 
bteaern  im  ganzen  Gebiete  wie  unter  den  einzelnen  rtiichtigen 
wenigstens  in  Aussicht,  wenn  auch  erst  viel  später  wirklich  in  An- 
griff genommen  (1849). 

S.  Yerordnnnc^  vom  21.  Oct.  1821,  Neue  T -^n  Isrl  nftsordnanff  vom  12.  Oct  1832, 
§.39,  Uber  die  Mitvirkang  der  SUutde  bei  dur  BeötcueraAg  g.  173  it.  ÜUoS.  1dl 
«.  Reden  S.  941.  962  ff.,  Kybitz  8.  723  If.  Bis  1849  bezw.  1858  bcMand  die  Bo- 
itencFQDg  des  Groiidbesitzes  in  den  alten  manoigfahigea  FormeD  Terschiedenster 
A^c-»ben,  wie  sie  überall  im  ständischen  Patrimouialstaat  üblich  varen,  da  die  bezQg- 
Uche  alte  Steoerrerlassaog  1817  wieder  aa  die  Stelle  des  west^ischen  ürundsteaer- 
ifMems  gesetzt  Verden  war.  Ib  den  8t&dten  Braiuscliw^g  und  WolfBobnttel  ininle 
ff^r  (i'  ii  Staat  ausser  verschiedenen  directon  Abgaben  Mahl-,  Schlacht-  und  Tlioraccise 
erhoben.  Ucbersicht  der  übema!i<;en  (irandabitabon  und  Darlep;unir  ihrer  Mängel,  an 
itm  Erforderniss  gleichmässiger  Uehtcuerutig  gcuie6»eu,  nach  autlicbeu  (Quellen  (,li:^9) 
kei  r.  Beden  S.  962-965,  aucli  Kybitz  S.  724  iF. 

Er-t  nach  der  1848er  Bewegunt;  kam  es  zu  einer  moderü.Mi  nllgemeinen 
ürandsteuor  nach  Gesetz  foin  24.  Aug.  1848,  d^isea  DurchtuhrungMrbeiteii  bis 
1858  daoerten,  so  dass  erst  ?on  1859  an,  in  dar  Stadt  Braiuisebwelir  erst  Ton  1877 
an.  die  neue  Grundsteuerverfassung  fur  die  Erhebang  der  Steuern  an  Stelle  der  alten 
Unindabgaben,  in  der  Stadt  Braunschweig  an  Stelle  der  dort  für  den  Staat  crliobenen 
iiltereii  directeo  und  indirecten  Steuern  trat.  Die  neue  Grundsteuer  beatatid  aus  zwei 
BaopigUedein,  einer  wesentlich  land-  nnd  forstwirthschaftlicben  Grund* 
Steuer  von  fruchttragenden  Grundstücken  und  den  nach  dem  Gesetz  al^  solche  gelten- 
«ieii  oder  ihnen  gleichgebtellten  Objectcn  (so  ablassbare  Teiche,  Weide-  und  Brennhoiz- 
bercchtigungen)  und  einer  Gebäudesteuer  von  Wohngebäuden.  Steuerfrei  waren 
Staats-  und  KammergOter  und  die  verfassungsmässig  befreiten  landesfatsdicben  Grund- 
stücke, nach  einem  späteren  Gesetz  von  1855  auch  die  (iiiter  iIls  Kloster-  und  Studien- 
foiid«,  sowie  die  der  Kirchen,  Schulen  u.  s.  w..  milden  Stiftungen.  Die  Grundsteaer 
•oUie  «e  viel  Ertrafr  brinren  als  die  bisberii^en.  durch  sie  zn  eisetzenden  Abgaben. 
<S.  V.  Reden  S.  963,  969.  Kybitz  S.  724  —726  für  Einzelheiten.  Verschiedene 
Tritere  Gesetze  bis  in  die  80er  Jalire  Uber  die  Grundsteaer,  besonder»  fom  20.  Mirz 
läTS  betr.  die  erste  Form  der  Gebaudesteuer.  s.  u.). 

Die  eigentliche  Grundsteuer  war  als  Beinertragsstener  mit  Bildung 
V  ri  Ert  r  a  <r  s  classen ,  bei  den  ländlichen  Grnndstilcken  13  mit  einem  Minimum 
tuid  31aximum  des  Anschlags,  bei  den  torsten  4,  in  die  dann  die  Grundstücke  ein- 
gesckitzt  wurden,  geplant,  zunächst  ohne  allgemeine  Neuvermessungen,  mit  Benutzung 
vorhaiidenea  Materials.  Das  so  gebildete  Steuerkapital  wurde  Grundlage  der  Besteuerung. 
Nach  Vollendung  der  Arbeiten  sind  10  °/n  dieses  Kapitals,  also  des  classificirten  Kein- 
ertra^s  ab  Steuersatz  erhoben  worden.  Die  Steuer  ist  stabil,  eine  Kevision.  die  nur 
ist  Wege  nenen  Gesetzes  erfolgen  konnte,  hat  nicht  stattgefbnden.  Dadurch  nneste, 
vie  immer  in  solchen  Fällen,  diese  Grundsteuer  mit  der  beweglicheren  Gebäude-  nnd 
ubri);en  Besteuerung  im  Ertrag  und  in  den  Wirkungen  der  Belastang  in  ein  Miss- 
ferhäJtnisä  kommen. 

Die  Gebindesteuer  von  Wohngeb&uden  zerfUlt  in  2 Formen,  eine  Iffietb- 

«■'^rth steifer  in  den  Städten  und  Flecken  und  eine  anderweit  prerepclte  auf  dem 
Ijuide.  Er&tcre  (bes.  neues  Gesetz  vom  20.  März  löT6)  setzte  den  halben  durchschnitt- 
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lichea  Micthworth  als  Steaerkapit&l  an.  für  wclclies  19,  seit  1873  23  Class<^a  gebildet 
wurden.  Die  Steuer  deknte  üch  in  Wohngcbäudcn  auf  die  ^ewerblichuu  u.  dgL 
Binine  mit  ans,  var  also  iatakrn  fccine  reue  Wobnirebiadosteaer,  in  speeißwh 

^werbiicbeu  Gobäuden,  wie  Fabriktjn.  waren  da^rcf^cn  nur  die  al»  Wobtiung  dien<  tidea 
B&uine  steuerpäicbüg.  Auf  dem  Lande  wurde  nach  der  zweiten  Korm  Tcraniagt, 
iudem  wie  in  Prea^aen,  classeuwcise  (12)  die  Steuer  nach  Maassi^abe  des  Steuer' 
ka|iliala  der  da/.u  (^'ehOrigen  ländlichen  Gmadstflcke  raranlagt  ward,  mit  einem  Minimal- 
sntz  ron  1  Tlilr.  für  lündlicht'  Wuhnliäti^rr  mit  ganz  kloinem  ümiidbosiU  ond  ohae 
solchen,    lieriüiou  beider  üebäudesleueru  alle  10  Jahre. 

Die  Oewerbeatener  wurde  frillier  mtt  der  Peraonalstener  zu  den  persAelieheD 
Abgaben  im  Unterschied  zu  denjenigen  vom  fi'rundljLsit/.  gerechnet,  Sie  gt  lit  auf  dai> 
Jahr  1820/21  zunick  (Verordn.  vom  29.  Oct  1821  un.i  7.  Febr.  1822).  wo  erst 
die  weätfiüiäclic  l'atcntAteuer  allgemein  beseitigt,  auf  dem  Laude  durch  die  «dien  Tor 
1806  besiebenden  Abgaben,  in  dea  StSdten  durch  eine  nene  Glassen-Gewerbesteaer 
mit  GattUHiTS-,  Bofriebstimrangs-  und  Ortsclasson  und  Steuersätzen  dafür,  sowie  mit 
besonderen  Steuert>&t2en  ausserhalb  dieser  Classen  für  bestimmte  einzelne,  meist  Gross- 
gewerbo,  ersetzt  wnnle.  Der  Umfang  der  subjectircn  Stcuerpflicht  war  wesentlich  auf 
Gewerbe  im  engeren  Sinne  beschränkt,  mit  einigen  speciclien  Befreitingen,  aber  auch 
jnit  allgemeiner  Stencrfretheit  far  die  Mitglieder  der  (iilden  und  Zvmfte  Eine  Fort- 
bildung der  Steuer  erfolgte  1^37  durch  Gesetz  ¥om  4.  April,  jedoch  unter  Festhaltaug 
der  biaberigen  stenertechoiBobea  Grandla^^,  wie  sie  in  den  Stidteo  bestand,  jetit 
indessen  nm  AuNdehnung  der  Sleuerpllicht  auf  die  Zunftjienüssen.  Audi  neue  Gesetze 
vom  8.  Aug.  lbf)4  und  II.  April  bezw.  Ifi.  Nor.  1870.  welche  nach  Kinführang  der 
Gewerbci'ieilieit  (1864)  und  später  1809  der  doutachcn  Gewerbeordnung  eintraten,  haben 
an  dem  Character  der  Classen-Gewerbesteuer  nach  äusseren  Merkmalen  der  Gattung, 
des  Reiricbsuuifunirs  tind  des  Betriebsorts  festtrohalton ,  wobei  nach  einem  Tarif  mit 
Stener&atzcn  veranlagt  wird.  Die  Gesetze  tuu  1Ö64  und  1870  haben  nur  der  Yer* 
Indemng  des  Gewerberechts  nnd  der  Gewerbetechnik  und  •OeJtenoraik  (Betiiebiifomen, 
Grösse  u.  s.  w.)  durch  weitere  Entwicklung  der  (lewerbedassificntion  ond  des  Tarifs 
Bechnnng  getragen.  Diese  Einrichtung  der  Gewerbesteuer  nach  sogen.  Tarif- 
ay Stern  ist  auch  noch  in  dem  neuesten  Gesetz  von  1893  festgehalten  und  nur  den 
Bedarfnissen  gemto  weiter  eatwielieit  worden.  Aaf  dieses  Oeset«,  das  ein  Glied  der 
•legenwiirtigen  Steuerverfassuni;  p:eblieben  ist,  kommen  wir  unten  in  §.  154  zurück. 
Das  ganze  System  tritt  darin  nur  in  seiner  f.  inercn  Fortbildung  hervor.  Es  genügt 
auch  in  dieser  Form  heutzutage  nicht  mehr,  vuUends  nicht  ui  der  früheren,  und  war 
und  ist  nur  bei  seinen  mässigen,  wenn  aueh  allmilig  erhöhten  Sätzen  überhaupt  noch 
haltbar.  Die  Hauptbestim mungrn  der  filteren  (le.setze  ron  l>n7.  1804  und  1870  bei 
Kybits  a.  a.  ü.  S.  730—732.  Es  genügt  für  unsere  Zwecke  die  Betrachtung  des  6e- 
setxes  ren  1898  allein. 

Die  eigentliche  Personalsteuer  geht  auch  auf  die  Zeit  der  Wiederlur»telluDg 
des  Staat-^  »ach  dem  Sturze  der  westfälischen  Uerrscbafi  zurück,  1816.  bi»'  wurde 
durch  Verordnung  vom  29.  Oct.  1821  geregelt  und  hat  später  einige  Acnderuugcu 
^abren.  Die  Steuer  war  eine  wirklich  alli^emeine  directe  Personalatener  tut  der 
ganzen  erwachsenen  Bevölkerunc;  (»ther  10  Jahre  alt)  in  der  eigenihümlichen  Ein- 
richtung einer  Hangsteucr  mit  Ciassensätzen,  nach  dem  Dienstrange  der  Civil- 
beamten  ond  Militärs,  mit  Einreihung  der  liberalen  Berufe,  sowie  nach  Hfthe  ihrer 
Grund-  und  Gewerbesteoer  der  Grundbesitser  und  Gewerbetreibenden  in  diese  Classen 
und  Anfügung  der  unteren  Hevolkerunr.  Arbeiter  u.  s  w.  in  die  niedrigste  Steucr- 
dasae,  nebst  einigen  Specialsützeu  für  besonders  genannte  Berufskategoheeu,  so  das 
Gesinde.  Anch  Ehefrauen  nel»t  Haaskindeni  —  ron  diesen  nnter  16-)Ibrifen,  noch 
zu  unterhaltenden  aber  immer  nur  1  im  Hausstande  —  waren  bis  1830  sicncr- 
pflichtig.  Die  Stencr  war  aho,  zwar  nach  abweichenden  Merkmalen  construirt.  eine 
allgemeine  personale  Olassensteuer,  wie  die  preui>sische,  welche  bei  Grund- 
besitzern and  Gewerbetrsibenden  zu  deren  Gmnd*  nnd  Gewerbesteuer  noch  hinzutrat, 
bei  den  übripren  Berufen  und  Personen  dio  einzige  directe  Steuer.  lui  Ganzen  w.nr 
sie  sehr  massigen  Betrags  (30 — V.-i  Tblr.  im  Jahre),  relativ  die  kleineren  Leute  aber 
mehr  belastend,  wie  sie  denn  überhaupt  auf  EinkommenbObe  und  Art  webl  elaigei 
aber  keine  ausreichende  Rücksicht  nahm.  Bei  Grundbesitzern  und  Gewerbetreibenden 
war  die  I^■^^oll:lIsteuer  eigentlich  nur  ein  ZoM-hlaLr  zu  ihrer  Grund-  und  Gewerbesteuer, 
was  nach  der  letzteren  Keforin,  nach  weicher  neue  Bestiiumungcn  über  die  Berechnung 
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Personalsteaer  nach  Maassgabe  dieser  anderen  Steuer  ^eg^eben  wurden  (1861, 
18.17),  nur  noch  deutlicher  htinortrat.  1849  wurde  zur  Verbesserung  der  HUngel 
äem  Steaer  rwar  ein  G^sets  Uber  EinAlhrung  einer  wiiUlohen  allgemeinen  Ein> 

Uminen>teuer  erlassen,  indessen  ist  es  niemals  ausgefahrt  worden,  (jltncliwohl  kam 
«  aach  2U  keiner  anderen  durchgreifenden  Reform  der  Personalstoiior.  Diese  blieb 
nach  einem  Gesetz  ?um  29.  Juni  1864  in  ihrer  üruudlagc  uuveräudort,  e:»  wurde  uur 
«tvas  mehr  Rücksicht  uf  SfnknmmeabOlic  und  wirkliche  SteaerAbigkeit  genommen 
Ell  Eiiiiflheiten,  Steuersätze  verändert.  (]n  f 'lassen  mit  Jahressatz  von  40  Thlr.  bis 
1  Thlr.  herab,  mit  ziemlich  wiükuhriichcr  Etnreihung  der  einzelnen  Bemfe,  nach  der 
tinwhMitzer,  Gewerbetreibenden,  libeialeo  Berufe,  Kentner  in  ^iuelnen  Clnssen, 
vöbei  die  Einkutumenernittlnngen  für  die  Gcmcindeciiikommenstenern  zur  Veranlagung 
koQtzt  wurdt'H,  aho  utn^ekehrt  wie  sonst  meist,  die  all^r'^ivine  Skuerpflicht  der  Staats- 
ugehOrigen  und  der  im  Lande  wohnenden  Fremden,  Uuch  nunmehr  erst  nach  ¥oU- 
ttdeten  17.  Lebensjahre,  ferbUeb.)  Das  Gnnte  stellte  bis  znletzt  eine  Tellig  an- 
fenß?ende,  die  einzelnen  Berufe,  Stände  und  in  ihnen  die  Individuen  uni^leich- 
ajfe^iir.  sicherlich  die  W  ohlhabenderen  zu  niedrijr  (Rentner  uiit  (jOO(*  Th!r  Kiukommen 
Bild  mehr  in  1.  Glaste  mit  40  Thlr.,  licamto  schou  bei  liUCu  i  iiir.  in  dieser), 

4ie  kleinen  Lente  relalir  zn  hoch  belastende  directe  Steuer  dar,  die  nur  bei  den  aU- 
ffemeiD  nindrigcn  S&tzon  erträglich  war.  Immerhin  ein  Beispiel,  hich  solche 
ifiioUkommen«  Stenern  bei  fehlendem  Steuerdruck  in  unsere  steuerkritische  und  social 
SHfibinble  Zeit  hinein  fut  bis  mm  Snde  des  19.  Jahitinndens  erhalten  Inwnten. 
<».?.  Enden  S.  965  nnd  bes.  Kybiti  8.  727  -729.) 

In  Betreff  der  übrigen  Steuern  sei  auf  Kybitz  S.  732  Tod  verwiesen  und 
kier  anr  noch  Folgende»  erwähnt.  Der  Staat  hat  in  der  Stadt  Braunscbweig  bis  zur 
Bailhmng  der  stnaflichen'Gmndstener  daaelbst  1877  sogen.  Prorinntgeld,  Seorrlee  und 
FouragegoM.  fL-rner  hier  und  in  W'olfenbüttel  (bis  1859)  Thoracci^e  in  massigen  Spitzen 
zu  einer  I{'  ihe  von  Objerten.  von  Bier  und  Branntwein,  Brot,  Backwaaren,  Mehl. 
Fleisch.  FeUwaarcü,  Fuura^e,  Fi»chen,  Wildpret,  Obst,  Brennmaterial,  Töpfer-  und 
S  h'ihwaaren  —  seit  1841  waren  einige  Aenderungen  eingetreten  —  ferner  Schlacht- 
(^  l  i  Mahlac  eise.  nracl[engeld,  sogen.  Spengeld  (in  Brannschweig  bis  1841)  als  Staats- 
aogaben  erhoben. 

Die  ebenfaUn  auf  Verordnung  fom  29.  Oct  1821  bemhende  Stempelstener 
kat  später  VertndernngeQ  nnd  bononders  Beschränkungen  in  Bezug  auf  steuerpflichtige 

fiJle  erfahren.  Bemerkonswerth  ist,  dass  auch  hi»'r  die  frQhcr  im  Stempelweiien  mit 
euhalteoe  Erbschaftssteuer  herausgenommca  uud  verselbständigt  ist  durch  Gesetz 
VW  18.  AprU  1876.  velehes  sich  dem  prenssiscihen  ton  1878  anpasst,  die  Erbschafts- 
Her  alt  Bereicherunj^steuer  einrichtet,  wie  gcwdhnlich.bei  uns  Descendentcn.  A'^ccn- 
<ieateii,  Ehegatten,  gewisse  juristische  Personen  des  öÜentlichen  Hechts  frei  lässt, 
«iMnso  Anfälle  unter  150  M.,  die  nächste  Seitenlinie.  Geschwister,  und  rerschiedene 
ib  i^ri  irleichgestellte  Erben  mit  2Vt«  entferntere  Verwandte  QJid  Fremde  (ausser  den 
^  t  1  b'  Iasteten  Erbschaften  von  Haussrands-intrehnritren  n.  dgl.)  mit  5  belogt. 
>>orelie  dazu  vom  10.  Juni  1892,  im  Anschluss  an  das  neue  preussische  Gesetz  von 
1891  (Eybitn  S.  785).  ~  Eine  ebenfalls  beachtensirerthe  legisktive  Uaassregel  war 
<iie  durch  Neuordnung  des  Grundbuchwesens  veranlasste  Ausscheidung  des  Stempels 
»an  Contractcn  (iber  Grundeieenthumsveräussorungen  aus  dem  Stempelweseu  und  die 
Enetmng  dieses  sf^iellen  Stempels  durch  eine  „ Ve ra n der ungsst euer"  für  die 
EiotTHnng  des  Eigenthoms  bei  freiwilligen  yerinssemngen  iniftndischer  Gmn^tDdb», 
»ifh  verliehener  Bergwerke  und  selbst?lndi>rer  Gerechtiirkeiten  mit  "  o  gemeinem 
^erth  and  von  Eintragungen  dinglicher  Kechte  an  Grundstücken,  mit  Ausschluss  von 
Hypotheken,  mit  '/4^o.  wobei  aber  ü.  A.  die  betreffenden  Fälle  unter  Ehegatten, 
Aiceadenten  und  Desccndenten  und  unter  Mitorbon  bei  ErbtheUang  stenerfitei  sind 
(Oeseu  vom  25.  Joni  1879)  (Kybitz  &  734), 

§.  153.  Die  Steuerreform  von  1899  ist  dem  Wansehe 
einer  besseren  Vertheilang  der  Last  der  direeteD  Stenern,  naeb 
Besitz*,  Berofs-  und  Einkommengruppen  wie  EinselfdlleD ,  mehr 

fi«ch  Maass^^abe  der  wirklichen  Lci8tuii^>^l;ihigkeit,  daher  liiii  in 
ilti  Kichtuog  der  LDtia^tung  besonders  des  lüDdiicbeD  GruDdbesitzes, 
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ferner  dem  Streben  naeb  einer  zweekmlssigeren  Regelung  der 
Besiebnngen  zwisehen  Staats-  nnd  Gemeindebestenerang  entsprungen. 
Bei  der  Dorebftthrang  der  Reform  ilelte  man  dann  angleicb  anf 
mögliehste  Ännftberoog  der  Stenerrerfassang  an  die  prenssisebe 

mit  Rücksicht  auf  die  Nachbarscbafts Verhältnisse  des  Staatsgebiets 
hin.   Iii  der  Construcüuii  der  iieaen  Steuern  folgte  man  dabei  der 
preiissiRoheii  <  lesetzgebung  genau.  Doch  genügten  bei  der  Finanz- 
lage des  LaiuKs  für  den  Staat  die  halben  preussischen  Steuersätze, 
Die  betretenden  beiden  neuen  directen  Steuern,  nunmebr  reine 
Personalsteuern,  sind  die  Einkommensteuer,  nach  Gesetz  vom 
16.  April  1896,  nod  Kovelle  dazn  vom  11.  März  1899,  und  die 
ErgänKungssteuer  ( Vermögensstener) nacb Gesetz vam  11. Märs 
1899.  Dnrcb  diese  Stenern  wnrde  die  bisherige  Personalstener 
ganz  und  von  der  staatlieben  Grand-  (eigentliehen  Grand-  nnd  der 
Gebftnde  )  nnd  der  Gewerbesteuer  naob  einer  Isarzen  Uebergangs- 
Periode  seit  1899  drei  Viertel  ersetzt.   Die  tibrigen  25  Procent  des 
Ertrags   dieser  Steueiu   nebst   der  ganzen  Wandergewerbesteuer 
behielt  der  Staat  fUr  sieb.    Man  scbloss  sich  hier  also  dem  voll- 
ständigen Verzicht  des  Staats  aut  diese  Stenern,  wie  er  in  Preussen 
erfolgt  ist,  nicht  an,  was  mit  der  Verschiedenheit  der  Finanzlage, 
aber  auch  principiell  mit  der  Verschiedenheit  der  beiden  Staaten 
und  ihrer  Grösse  begründet  wurde,  da  der  kleine  braunschweigiscbe 
Staat  danaeb  Aufgaben  au  erfüllen  habe,  welebe  in  Preassen  nicht 
dem  Staate,  sondera  den  Gommnnalverbänden  (ProTinaen)  obliegeo. 
Fttr  die  Grandsteuer  und  die  Gewerbesteuer  des  Staats  blieb  die 
bisberige  Gesetzgebung,  für  letztere  das  Gesetz  vom  27.  Mftrz  1893, 
welches  das  Tarilsystem,  mit  einigen  Abänderungen  und  Ver- 
besserungen gegen  die  frühere  Gesetzgebung  (S.  494)  festgehalten 
hat,  in  Kraft.    Man  glanbtc  hier  dem  prcussischen  Vorgang  der 
(iewerbestenerreiViiiii  nicht  folgen  zu  sulleu  und  hielt  die  bisherige 
Gewerbesteuer,  zuinn)  hei  ihren  niedrigen  Sätzen,  lür  ausreichend 
bewährt,  um  sie  beibehalten  zu  dürfen. 

Den  Gemeinden  wurden  die  vom  Staate  aufgegebenen  75  % 
der  genannten  beiden  Realstenern,  aussebliesslieb  Wandergewerbe- 
Steuer,  Überlassen,  dagegen  die  bisherigen,  seit  einiger  Zeit  ge- 
währten Antheile  der  Gemeinden  an  dem  Ertrage  des  Staats  aus 

beiden  Stenern  beseitigt    Ein  allgemeines  neues  Gemeinde- 

abgabengesetz,  ebenfalls  vom  11.  März  1899,  regelte  zugleich 
die  Materie  des  Coimnuiialsteuerwesens  neu  und  wiederum  ganz 
nach  dem  preossischen  betreffenden  Gesetz  von  1893.  So  ist  die 
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brannschweigische  direete  Staats-  und  GommanalsteuerverfassuDg 
doch  im  Wesentlichen  mit  der  nenen  preussiscben  io  Ueberein* 
stUBmimg  gelangt  and  im  Ganzen  wohl  zweokentsprechend  moder* 
lisirt^  namentüeh  anph  was  die  Lastenvertheilnng  nnter  den  Besitz* 
md  Erwerbsarten  nnd  Bern&kategorieen,  wie  nnter  den  einzelnen 
Oensiten,  besonders  bei  der  Einkommen-  nnd  VermOgensstener, 
anlangt 

Manches  in  der  Reform  hängt  mit  specifischen  bisherigen  Verbriltnissen  Aor 
Fina&^ea  und  Steuern  in  Staat,  Kreiscu,  welche  iu  Braunschweig  Cominunal- 
rerbände  and  SelbttverwaltungskOrper  höherer  OrdniiDf  mit  eigenem  Haushalt  organisirt 
sijid  (Gesetz  rum  5.  Juni  1871)  und  Gemeinden  zusammen.  Das  kann  hier  nicht 
genauer  ferfolgt  werden.  Das  Wichtigste  darüber  ist  aas  der  Denkschrift  xar  all» 
femeiimi  BegrlladiiDg  der  Einfühning  einer  Einkommenstener  nnd  betr.  die  GeHaltDng 
4a  Staatshaushalts  in  der  Finanzperiode  1897/98  zu  entnehmen ,  besonders  auch  be- 
züglich der  finanzstatistischen  Einzelheiten  (s.  Fin.arch.  B.  16,  S.  751  ff.,  dazu  auch 
(ka  einleitenden  Aufsatz  Fon  r.  fianschenplatt  eb.  S.  713  fi.).  Zur  Orientirnng  aber 
die  bei  der  Reform  naassfebenden  Geatchtspcnete  wird  Polgendes  genügt. 

Die  bisheriji;e  direete  Staatsbesteuerung  belastete  vorzugsweise  den 
tinudbesitz,  zumal  den  ländlichen.  Durch  den  Hinzutritt  der  Kreis-  and  (iemeinde- 
steuern  wurde  der  Druck  noch  schwerer. 

Allerdings  haben  die  Kreise  schon  von  1872  an  bedeutende  Dotatioaen  er- 
bilten.  im  (jnnzer!  IT)  Mill.  Mark  Kapital,  deren  Zin-  n  i  beziehen  und  besonders 
nit  für  Wegeweäen  verwenden.  Die  Aasgaben  fttr  letzteres  sind  aber  grOaser  als  die 
BeMge,  wdche  ane  den  Kreiefonds  for  Wegeweeen  rerfOgbar  sind.  Der  Beat  dieser 
Angaben .  nach  Abzag  eines  weiteren  Betrags,  welcher  durch  Sonderbeiträge  der 
fcverblichen  Anlagen  gedeckt  wird,  wird  in  den  Kreisen  durch  Weg''bsT)':t«'Q.>rn 
aolgebrackt,  welche  auf  die  Gemeinden  und  Gemarkungen  nach  dem  Gnindateuerkapital 
■ad  aof  die  «iioelBea  GeiisiteB  weeentlieh  ebenfalls  danach  repartirt  werden.  Die 
Qbriiten  Bedürfnisse  der  Kreide,  welche  durch  die  Einnahmen  aus  Zinsen  u.  s.w.  der 
£rdsfond5  nicht  gedeckt  werden  können,  werden  durcli  direete  Steuern  bestritten, 
velche  auf  die  Gemeinden  incl.  der  staatssteuerfreien  Kammer-  und  Klosterguter  nach 
Xaangabe  der  directen  Staatssteuern .  daber  bisher  wledemm  vornemlich  der  Grand- 
Ä^ücr,  repartirt  und  in  den  Gemeinden  n.  s.  w.  d^fin  w^^iter  nach  dem  Gemeindesteuer- 
fsase  umgei^  werd^.  Den  Kreisen  sind  auä^erdem  neuerdings,  1892  ff.,  noch 
Infiende  Önterstatzong«!  aos  der  Staatscasse,  insbesondere  in  Form  der  UeberlaasaDg 
*M  Theilen  der  Staatngrundsteuer.     währt  worden. 

Auch  die  Gemeinden  sind  schon  seit  I^TA  in  wechselndem  Maasse  mit  An- 
theiieü  aus  deo  directen  Staatiiäteuem  unterstützt  worden«  zuerst  mit  5,  dann  mit  18, 
-1  zDleat  mit  25  %  (s.  Einzelheiten  Denkschrift  Fin^rdi.  B.  16,  S.  757,  B.  12,  S.  71 C). 
A  u  h  sonst  haben  die  Gemeinden  erhebliche  finanzielle  Unterstützungen  aus  der  Staats- 
caase  erhalten,  besonders  für  Schulen.  Soweit  die  Gemeinden  aber  zur  Deckun«:  ihrer 
|Mar&isse  noch  eigene  Steuern  auflegen  mussten.  wurden  diese  bisher  im  Allgemeinen 
i  I  ieu  Städten  vomemlleh  .durch  eigene  Einkommenstener,  in  den  Landgemeinden  zur 
Hilite  durch  solche,  zur  anderen  durch  die  Grandsteuer  (Zuschlag  zur  Staatsgrund- 
aieaer)  gedeckt.  (Einiget^  Weitere  hierüber  unten  in  §.  155.)  So  ist  die  Grundsteuer 
aof  iem  Lande  wiedenim  schwerer  geworden,  wihrend  in  den  Stidtea  der  Grand- 
au unvcrhältnissmässig  von  Communalsteaem  verschont  und  dafar  die  Gesammt* 
beTMkerart)j^  in  der  Form  der  Einkommenstener  mehr  belastet  war,  namentlich  in  der 
^tait  Brauüächweig  selbai.  Dabei  hat  freilich  die  niedrige  staatliche  Fersonalsteuer 
communalen  Einkommensteoeroensiten,  besonders  die,  wiiehe  nidit  auch  Realitäten 
•ad  Gttwerbebetrieb  hatten,  wieder  sehr  g:eschorit 

Das  waren  auf  die  Dauer  practisch  unhaltbare  Verhältni^e,  wie  auch  principiell 
^biAe.  Die  günstige  Finanzlage,  welche  jene  finanzielle  Staatshilfe  an  Kreise  und 
if- ucind'-n  gestattet  hatte,  war  seit  den  1890er  Jahren  auch  dazu  benutzt  worden, 
«rat  2,  dann  1  Monatsrate  der  drei  directen  Staatssteuern  unerhoben  zu  lassen.  Ton 
der  staatlichen  Fersonalsteaer  war  die  unterste,  10.  Classe,  freigestellt  worden. 
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Indessen  diese  verschiedenon,  mehr  mechanischen  »Is  or^ranischco  Maassrcgeln  konnttT» 
nicht  dauänid  befricdigcu.  Die  Gruudätuuer.  zumal  auf  dem  Lande,  blieb  immer  noch 
abermissig  hoch,  an  sicli  und  Tollends  im  Yerb&ltniss  zu  den  anderen  diiecten  StMb- 
stcncrn,  die  PcrKonalsteaer  ir«r  iiDg«k«bit  sa  Biedii|f,  «bsolat  nadnlttir,  uiidgeiimiB 
auch  sonst  gar  nicbt  mebr. 

Einige  Zablen  «u  der  gen.  Denkschrift  (Weiteres  im-  Heft  XI  der  Beitrige  zur 
Statistik  Braiinschwetgs)  zeigen  den  Sacbrerbalt  güt  (DarchschnitI  fttr  1888/89,  wo  die 
Gemeinden  21  V«  der  direeten  StaatMteaem  ftbwwiesen  erhielten,  s.  Fia.nfdi.  B.  16v 
S.  755). 

Tab.  77.   UOOO  Mark.)  Erhoben  Verwendet 

(Srandstener  von  Stnat,Kreiien,  Gemeinden  2289  2289 

dnron  Staat   1278  10u8 

«.    Kreise  \  --.-^  /  551 

„    Gemeinden  /  \  729 

Penonaleiener  Stnat  198  — 

GowerbotoiiiT   802  — 

Einkommeosteuor  (icmcindcn     ....    1668  — 
Staat,  andere  als  (iruudätuuer    ....     —  ;i'>7 
Kreise    „  •   «   .   *     ~~  — 

Gemeinden     „         „  ....     —  1767 

Summe  4453  4453 

daroD  StMit   1774  1405 

Kreise  nad  Gemeinden .  ,   .  2879  9048 

Von  den  erhobenen  Summen  aller  drei  KOrper  kamen  sonach  nnf  die  Grund- 
steuer 51.4.  die  Gewerbesteuer  6.8  oder  znsaminon  auf  diese  beiden  ^^MlsteneiB" 
58.2,  auf  die  Personal-  und  Einkommensteuern  41.8  7«* 

Die  weniger  gdnstig  weidende  Finanzlage  seit  2.  Hllfte  der  90er  Jahre  maehle 
ee  ansserdcm  zweifelhaft,  ob  dio  At)tbeile  der  Kreise  und  Gemeinden  an  den  Staaf<- 
stcuorn  und  die  Erlasse  von  Monatsraten  «n  diesen  aufrecht  erhalten  werden  könnten, 
jedenfalls  wurde  ^  schwieriger.  Dies  Alles  dr&ngte  auf  die  Reform  hin  und  wies 
auch  einigermaassen  auf  Bicbtnng  und  Weg  dafhr.  auf  velcbe  ansserdem  die  Steuer- 
reformen anden'r  deutscher  Staaten,  besonders  Preussens,  ebenfalls  hinzeiji^ten.  Di* 
Ke;;ieriin<;  ist  indessen  nur  zögernd  und  den  Anreironiren  im  Landtage  nachgebend 
zu  Reformen  Uberhaupt  und  auch  zu  der  dann  gcw&hltcu  Methode  dafür  geschritten. 
Nachdem  dann  aber  einmal  die  Einführung  der  allgemeinen  Siaatseinkommensteucr 
beschlossen  nnd  im  (lesctz  ron  erfolirt  war,  wurde  man  weiter  'jrflrnnirt  Vor- 

nemlicb  gingen  die  Ansichten  noch  darüber  auseioandert  ob  die  ganze  ^taatsreabteaer 
^Grand'  und  Gewerbesteuer)  oder  nur  ein  grösserer  Theil  da?on  rom  Staate  anfgegeben 
und  den  Gemeimb  ii  überlassen  werden  sollte.  Letztere  Ansicht  vertrat  die  Re/riertmer 
nnd  s».'t7,lo  sie  durch,  u.  A.  wie  bemerkt,  mit  Rücksicht  aof  den  Charakter  Braunsoliweigi 
als  eines  Kleinstaab  als  solchen.  Die  bisherigen  üeberwcisungeo  aus  den  Staat^atuuern 
an  die  Gemeinden  nnd  die  Erlasse  von  Monatsraten  ron  den  Staatssteaem  entfielen  damit 
Die  Einfuhrung  der  ErgÄnzungssteuor  benihtf  anf  dem  Steuer])  liti^  hen  Gedanken 
der  st&rkeren  Belastung  des  fundinen  Einkommens,  zumal  nach  Falleulassen  des 
gröHstcn  Theils  der  Realsteuern,  also  wie  in  Proussen,  ausserdem  auf  finMrfsUe« 
Erwägungen.  —  Aus  der  Denkschrift  ergiebt  sich  noch  genau,  wie  die  concreten 
fiuan/.iellen  T  e  rb  äl  t  n  j  ^  »<■  den  G-.iwj:  der  Reform  und  einiges  Eii»;""!»''  dann 
becinüussten.  Das  ist  auch  für  die  Würdigung  des  Gangs  solcher  Reformen  v*>o 
gemeinem  finanzwisaenschaftlicben  Interesse.  Auch  politische  Momente  vsrea  sn 
beracksichtigeo.  In  Verbindung  mit  den  Steuerreformen  erfolgten  neue  GosetSS  Aber 
die  Zasammen^ietznnir  d*T  Landcsver^ammlnng  und  die  Wahlen. 

Die  Wirkung  der  Steuerreform  tritt  in  einer  absoluten  und  relativen  Verminderung 
der  Last  an  direeten  Siaatsstenero  in  den  LaadgemeiBdea  und  Erbohnng  in 
Stfttlten,  l)e-iindcrs  in  der  Stadt  Braunschwei sr .  nnd  in  der  Verleirnnsr  des  absoluten 
und  relativen  Schirergewichts  von  den  beiden  Realstcuem  (Grund-  und  Gewerborteucr; 
in  die  beiden  PersonaUteuern  (Einkommen-  und  ErgAnzungssteuer)  hervor.  Kach  eis* 
Tabelle  in  dem  Aufsalz  von  v.  Rauschci.platt  (a.  a.  ().  S.  717K  WO  die  wirltlichen  r-T- 
trScre  in  lH0^>/f>7  mit  den  AnsrbbiL'''n  für  ISlt*»  IHOO  rerirüchen  werden  (in  beiden 
Jahren  mit  etwas  abweichenden  ZiUern  von  denjenigen  des  Etats,  besoadecs  im  ersten 
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bei  der  (Jnindstener)  kamen  von  einer  nicht  sehr  rerschiedenen  SN'ncr-^nmtnc  1*1896/97 
2:^.000.  1899.1900  2.143.000  M.)  aaf  die  Landgemeinden  haiw.  ÖO.Ö  ODd  40.13, 
die  Stadt  Bnonschweig  84.9  und  40.62,  die  ttbrig eii  StAdte  14.8  vnd  19.2$  %.  Auf 
die  Grundstcaer  trafen  im  (.tu  / n  Staate  im  1.  J^re  66.5,  im  2.  20.2.  in  den  Land- 
iremcindcn  heiw.  79.1  und  „  d»:s  Oesammtstfoerenrags.  Im  Etat  für  1809  1900 

stehen  die  dlrecten  Sicucra  uat  i.lG9.60O  M.  für  die  Einitommcnsteuer,  292.400  für 
die  ErfiaxoBiasteaer,  zosammen  1.462.000  ftlr  die  Penonefaiteaeni.  mit  427.200  tüx 
die  Grand>iteuer,  167.300  für  die  (Jcwerbcstener.  zusammen  mit  594.500  für  die,  Real* 
steaem.  Summe  aller  2.056  500  M.  oder  71.1  Personal-  and  28.9%  Kealsteaern. 
w&breod  im  Etat  far  1896,  97  aaf  die  Gnindsteuer  (bei  Erlass  von  einer  Monatsrate) 
1.891.(KX).  dio  Gewerbci^teufr  380.700.  ziij-ammen  1.771.700,  »nf  die  Per>orialsteuer 
Dnr  I^OO.OOO  M.  von  im  fJani'eti  2.071.300  M.  director  Siaatsstenern  fielen,  oder  damals 
Üb.b  auf  Ueal-,  nur  14.5  "  «  anf  Porsonal&teQero.  (S.  auch  Daten  für  1893/95  in  der 
BaolflcliTift  Fin^aich.  B.  16.  8.  770.)  Die  Umgestaltung  ist  frappeiit,  aber  geviae  Im 
OiozeB  steneipelitiscb  licbtig. 

§.  154.  Die  einzelnen  jetzigen  directen  Steuern. 
Die  neuen  beiden  Gesetze  über  Einliom  ni  ensteuer  und  Er- 
gänz ung  s  s  teuer,  sowie  das  Gemeindeabgabegesetz 
«cbliessen  sieb  grösstentbeils  genau,  meist  im  Wortlaut,  den  beztlg- 
licbeo  pievssiscben  Gesetzen  von  1891  und  1893  an,  sachlich  nur 
mit  wenigen  Abweichungen  finanzwissenscbaftlicher  Bedeatang,  fast 
nur  mit  solchen  administrativer  Katnr,  soweit  die  Verschiedenheit 
der  Verwaltnngsorganisation  der  beiden  Staaten  es  bedingte.  Es 
genügt  daher  hier,  unter  Hinweisang  anf  die  prenssischen  Normen 
(o.  §.  17,  18;  an  wenigen  Andentnngen  ttber  diese  Abweichungen 
DDd  zwar  vornenilich  nur  über  diejenigen  üiuuizwirtbschaltlicher 
Nator.  Dagegen  ist  die  braunschweigi-sche  Gewerbesteuer  nach 
dem  Gesetz  von  1893  noch  nach  dem  Tantsystem  der  früheren 
Stener  eingerichtet  geblielten.  Auf  diese  Steuer  wird  deshalb  hier 
noch,  aber  aoch  nur  zur  Orientirung  Uber  die  Hauptpancte,  ein- 
gegangen. 

1.  Die  Einkommensteuer. 

Text  des  Gesetzes  vom  16  April  1896  nebst  Novelle  vom  II.  MRrz  1899  und 
AiiifQbniügsvorachriften  voiu  27.  Miiri  1896  im  Kiu.arch.  B.  IG,  S.  719—751.  Ab- 
iademitfen  dieser  Vorschriften  vom  11.  März  1899,  eb.  S.  790.  Unter  Hinireie  auf 
ii"  pren^sische  Gesetzpebunf^  xuul  die  M.'^terialien .  auch  die  Commentare  dazu  bat 
sich  die  Regierung  in  der  Vorlage  auf  eine  ganz  kurze  BegrUndunK  der  wenigen  sach- 
Vebei  Abveicbungen  besehrSnkt,  da  im  WeeentHobea  eonat  der  Text  des  prensitischen 
G^etzes  wörtlich,  von  kleinen  redactionellen  Aenderungen  und  den  Einstellungen  der 
brannscbweig^ischen  Behörden  und  Beamten  u.  s.  w.  mit  ihren  Namen  an  Stelle  der 
prea^chen  abgesehen.  Übernommen  worden  ist  Hinzugefügt  »ind  statiüti&che 
XUerialien.  S.  Pin.arch.  B.  16.  S.  766— 770  C,  die  Mehrheit»-  Dnd  Hinderheits- 
CManis-Honsberi eilte  S.  771 — 775  und  Begründung  der  Novelle  eb.  S.  776. 

Die  subjective  Steucrpflicbt  ist  fast  cm]/,  ebenso  wie  in  Prctis^en  (Gesetz  ron 
1891,  §.  1 — 3.  braunschw.  Gesetz  §.  1 — 4)  btÄtimmt.  nur  s.Hid  in  Uraunschweig  jetzt 
ucb Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  neben  iK-n  Actiengesellscbaften  (braunüchv. 
Gesetz  §  2.  Nr.  4)  ausdrücklich  mit  für  steuerpflichtig  «  rkirnt  woiilt  n.  ferner  über 
S  Uonat  ruhende  Erbschaften  für  ihr  Einkommen.  In  der  objcctiven  bteuerpflicht 
Int  man  dch  entsebloesen,  Prenssen  darin  zu  folrcD,  das  Einkommen  unter  900  H. 
«cuerfrel  zu  lassen,  dachte  aber  zoerst  nur  bis  750  M.  zu  gehen  (br,  Gesetz  §.  5). 
Bei  den  Acliengeaellschaften  Q.  s.  w.  ist  die  prensaiscbe  Bestimmang,  8'/«  7* 
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des  eiagezablten  Kapitals  steuerfrei  zu  lassen,  Ubeinommen  worden  (br.  Gesetz  §.  IB). 
Die  preussiscbe  Vorschrift.  dMss  dieser  Abzai^  bei  der  CommanalbesteaeraDg;  uiciit 
erfolgt  (preuss.  Gesetz  IG,  letzter  Absatz),  ist  bier  uicht  eiogefUitt  vorden,  find«! 
sich  aber  ausdrücklich  ebenso  im  Ciemeindeab^abenfceset/ (s.  q.  §.  155V  r  Steuer- 
tarif  ^beide  Gesetze  §*  17)  ist  in  Braooschveig  etwas  abweichend  vom  preussischea 
ftbgesMift,  im  AUfemdaen  in  etwas  Uefoereo  Stofsn,  mit  deo  faalbeo  pfeaasfaelien 
Sätzen,  aber  auch  hier  mit  einigen  kleineren  Abweichungen:  anch  die  höheren  £in- 
kommenbeträge  des  Tarifs  steigen  in  kleineren  Stufen,  was  eine  nicht  anpassende  Ab- 
weichung iMm  prcusüischeii  Tarif  sein  möchte  (Preussen  bei  7000 — 7500  M.  Einkommen 
192  M.  Steuer.  Braunschweig  bei  6900—7200  IL  95  pr»iissisehe  Stufen  fon  je 
1000  M.  bei  10.500-^0.500  M.  mit  je  ^^0  M.  Steuersatz,  von  i<  '2000  M.  b- i  '.^^nm 
bis  78.000  M.  mit  bu  M.  Satz,  tron  je  2000  M.  bei  78  000— lUO.üUO  M.  mit  lüO  M. 
Satz,  bei  100.000—105  000  M.  Einkommen  mit  4000  M.  Steuer,  ftlr  höhere  Beträge 
von  je  5000  M.  Einkommen  jt>  '200  M.  Steuer  mehr;  in  Braunschweig  dage^ren  Smfoa 
von  je  800  M.  bei  7200—12.000  M  Einkommen  mit  je  5  M.  Steuersatz,  b^tufcn  Toa 
je  500  M.  mit  je  8  M.  Satz  bei  Einkooimen  roa  12.500—30.000  M.,  gleiche  Stafoa 
mit  je  10  M.  8aU  von  80.000—50.000  M.«  Stofen  von  je  1000  U.  mit  je  20  M.  8«ts 
von  50.000—80  000  M.,  mit  j.^  25  M.  Satz  bis  100.000  M.,  für  je  2000  M. 

höheres  Einkommen  je  40  M.  Satz  mehr.  W  it-viol  Sicuer  wirMifh  erhoben  wird,  kann 
in  Braunschweig  durch  besonderem  Geä^tz  Ubur  Stuucrausschreibung  festgestellt  werden. 
Die  £rm&8SigiiDgon  der  Steoer  wegen  Umst&nden,  welche  die  LeistungsfUhigkeit 
verringern,  sind  genau  die  pnnissischen  (beide  Gesetze  §.  18,  19).  In  Hv.n-  anf 
die  Veranlagung  finden  sich  kleine  Abweiohntigea  rom  preussischen  Ge^stz  wegea 
der  Terechiedenen  VenndtiiDgsorgaDintion.  Stdilicli  beeehtenswefdi  ist,  dast  die  in 
d«8  pfenasiache  Gesetz  nicht  gekommene  sogen.  ^M^lde angebe^  der  Arbeitgeber 
Q.  s.  w.,  wonach  diese  ttber  Gehalt,  Lohn  u.  s.  w.  ihres  Arbeitspersonals  Auskunft  er- 
theilcn  müssen,  in  das  braunschweigische  GonoU  gelaugt  ist  (§.  22,  Absatz  2).  Die 
Bestimmongen  Uber  die  obligatoriaehen  Stenererklirnngen  sind  die  prenssi- 
schen.  diese  Pflicht  beginnt  in  Braunsrhweig:  aber  schon  bei  2100  M.  Einkommen, 
nicht  erst  bei  3000  M.  24,  Absatz  1).  In  dein  V<.'raulag:nng:svorfabren  sind  für 
die  Stadt  Braunschweig  einige  besondere  Bestiminiinfren  gegeben.  Ah  Veranlasjnngs- 
bezirk  gilt  im  Allgemeinen  der  Kreisd^mmuneverband  (§.  33).  H  e  ch  t  s m  ittöl, 
Strafen  wie  i;i  Preussen.  Als  oberste  Berufungbinstan/.  fnngirt  ebenfalls  der  Ver- 
waltungäeehchbhoi  43).  Stundung,  Niedei^chiaguug  der  Steuer  i^t  ermöglicht 
(§.  61.  62).  Die  Gemeinden  erhallen  Ar  die  Qeschino  toi  Temnlagung  und  Er- 
hebung der  Steuer  4  %  eingrgangenen  Betrags  als  TeigHtong. 
2.  Die  ErgÄnzungs-(Vermögen8-)Steuer. 

Text  des  Gesetzes  vom  11.  März  1899  im  Fin.arch.  B.  16,  S.  778  £,  fast  genaa 
nnch  dem  Wortlnnt  dee  ptenaslseben  Geeelzes  von  1808.  Aosfühnuigevonehrlllen  vom 

11.  Marz  1899.  Fin.arch.  R  IG,  S.  700.  Beirrilndung  eb.  S.  791. 

Die  kleinen  Abweichungen  vom  preussischen  Gesetz  sind  meistens  die  Consequenz 
der  Abweichungen  des  braunschweigischea  Kinkommensteuergesetzos  vom  preussischen, 
weshalb  es  hier  gcntlgt,  nnf  das  Vorausgeh« mle  zu  verweisen.  Die  leitenden  Principien 
des  j>reussischen  Gesetze««,  wie  die  Beschrinkonc  der  subjectiven  Steuerpflicht  auf 
physische  Personen,  Beginn  der  objectiven  Steuerpüicht  bei  GOOO  M.  Vormagen,  keine 
Stenerpfllcht  des  6ebr«iclis-  nod  NntzvermOgens,  gleichquotiger,  nicht  progremArer 
Steuersatz,  mit  facnltativer  Steuererkl&runK  sind  einfach  herUbergenommen.  Die  Tarif- 
stnfen  sind  dieselben  wie  in  Preussen,  die  Stoners.ätze  die  halben  (§.  18  beider  Gesetze, 
in  ^.  19  des  braunschweigischen  Gesetzes  fehlt  der  1.  Abioiu  de»i  preussischen).  Die 
YennlnguDgsperiode  ist  in  Brannschwrig  dne  4  j&hrige,  doch  erst  vom  1.  April  1902 
an,  in  Preussen  eine  8-jahr' .  Die  (icmeinden  erluilten  2  %  Veilglltong  fUr  Uire 
Geschäfte  bei  Veranlagung  und  Erhebung. 

8.  Dte  Gewerbesteuer. 

S.  Text  des  Gesetzes  vom  16.  April  1896  im  Fin.areli.  S.  16,  8.  798—810,  Be- 
gfttndun?  ob.  S.  810—818. 

Das  Gesetz  war  wesentlich  nur  eine  Abänderung  des  älteren  vom  16.  M&rz  1870, 
aber  nnter  Pestbaltung  der  Principien  nnd  ganzen  Stnictmr  dw  bisberigen  Stener.  nur 

mit  mehr  Anpassung  an  die  gewerbliche  und  technische  Entwicklung'  und  tTi^sserer 
Rücksicht  auf  die  Leistung^fühigkeit,  daher  namentlich  mit  Erhöhungen  der  Steuer 
für  gewiabe  Gru».'gewerbe.    Begründet  wurde  das  Verbleiben  bei  dem  Tarif»yi»tem 
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damit,  dass  sich  dassenM  aJln&lig  zu  erheblicher  Vollkommeaheit  antgebUd«!  habe, 

der  BehP;  Ii-  liom  Steoercollegium')  Mis«s?ände  principieller  Natnr  nicht  zur  Kenntniss 
fdiomiDen  t>eittii,  auch  im  der  Kleiiiheit  des  Laudos  die  £ilr  das  ganze  Land  eiu- 
gesetite  BeviaifMitbehltade  wobl  Im  Stai^  ad,  die  Veibiltiiiase  Im  Sinzelnon  soveit 
zn  Qbersehen,  dass  auf  eine  gerechte  und  gleichmässige  Veiaolagang  gerechnet 
verilcti  itöone  —  ähnliche  BegrrUndong,  wie  fdr  das  Einsch&tzungssiystein  in  Elsass- 
Lothriiigea  (o.  S.  397).  Daher  genügten  Yerbeäseraagen.  Aas  denselben  (ironden 
feibUeb  ea  aneh  1899  bei  dieaer  erst  jungst  ferbeaserteo  Steuer,  die  xodem  ja  ?od 
DUO  an  nur  mit  der  Sätze  fUr  den  Staat  in  Betracht  kam,  während  die  Gemeinden 
«eotocii  von  aich  aus  weitere  passende  Aendorunj^en.  auch  cinf^reifendere  voniehmen 
bnnteo.  Maix  wird  zuj^estchcu  können,  dass  bei  dieser  Sachlago  in  dem  lileiuen 
Lande  das  Beharren  bei  einer  solchen  Gewerbestenermethode  sich  allenfalls  recht- 
f'-rt.t:  n  Hess.  Ob  und  wie  weit  das  bmunschweigische  (Ji  s?  tz  wirklich  befriedigende 
Krgubiiisäe  hinsichtlich  der  gleichmässigen  YeranJagong  der  einzelnen  üewarbebetriebe 
hat.  ttiua  frdlich  dahingeMellt  bleibeo,  ebeoao,  wie  weit  auch  der  ftr  ^  Staat 
t>';><ebea  gebliebene  Beat  dieser  Steuer  in  richtigem  Yerhiltnisa  dem  Beat  der 
(inadstoaer  und  za  den  neuen  beiden  Pcrsonalsteuern  steht 

Die  subjectire  Steuerpflicbt  ist  im  (iaozeu  in  der  in  Dootschland  Üblichen 
VdM  beatimmt,  indem  nor  die  Gewerbe  im  «igerea  Sinne  ateaerptichd(^  dnd,  daher 
Damenflicb  mit  Auascliluss  der  Land-,  Forstwirthschaft,  Viehzucht,  des  Bergbaues,  der 
liberalen  Berufe,  der  Beamten,  des  Gesindes,  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit  und  mit 
eiaigen  weiteren,  au  !»ich  zwuiftdhafieren  Fällen  (§.  1 — 3).  Der  Tarif  enthält 
24  Classen  von  jährlichen  Steuersätzen  (I— XXIV.  l  mit  900-  5600  M.  XXIV 
mit  2  M.,  die  erste  ist  pre^en  früher  erhöht,  wo  sie  mit  3000  M.  schloss,  die  2  letlten 
fiiad  etwas  ermäsäigt  worden).  Der  Tarif  enthält  dann  weiter  Orts  classen  nach 
der  BefflIkerungbgrOsse,  jout  3.  ttber  20.000,  2—20.000  und  bia  2000  Einwohner,  a» 
wi«  eine  vierte  Kubrik  für  die  ohne  Hacksicht  auf  den  Wohnort  beateuerten  Gewerbe. 
I>er  Tarif  giebt  für  jede  dieser  4  Kategorieen  fur  jede  in  ibm  enthaltene  Gattungs- 
dasse  der  Gewerbe  und  innerhalb  di^er  Chksse  filr  die  nach  Betriebsmerkmaieu  ge< 
bildeten  Betriehsumfangselasaen  an,  welche  Glaaae  der  24  Steoerstoe  fttr  das  betreffende 
iii/».lne  Gewerbe  Platz  greift.  Nur  die  Gewerbegattungen,  welche  n.icli  der  An/.abI 
der  im  Gewerbe  beschäftigten  Gehilfen  besteuert  werden,  im  Ganzen  5  Gruppen,  sind 
theili  nach  den  Ortt^üa8sensätzen  —  im  Allgemeinen  die  kleineren,  mit  geringer 
Aazalil  tieiülfen  —  theils  ebne  Kiiciisicht  auf  den  Wohnort  —  im  Allgemeinen  die 
ffr^seren,  mit  erheblicher  (ieliilfin/.ahl  —  besteuert.  Weitere  benannte  Oewerbc- 
güttungen  werden  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnort,  aber  mit  rcrschiedener  Tahi- 
cluM  dea  Steoersatzea  nach  dem  Beiriebenmfang,  der  bei  den  elnxeinen  Gewerben 
üach  d<  ren  techniAcher  Natur  nach  verschiedenen  Merkmalen  bestimmt  ist,  veranlagt 
CAbib.  II  bis  V  des  Tarifs.  Fuhrj^eschäfte  n.  dfil.  unrli  der  Anzahl  der  Thifre.  Weber 
äacb  der  der  Webistuhle,  wobei  aber  solche  mit  1  und  2  Stuhlen  frei  sind,  mit  melir 
ak  8  Stühlen  als  Fabrikanten ,  mindestens  mit  Gtaase  XVI  des  Steuenatzes  belegt 
werden,  Buchdrucker  nach  der  Zahl  der  Handpressen,  1  Schnei! t>ri.i88e  =»  3  Hand- 
prei«en  gerechnet,  als  Fabrikanten  zn  behandeln,  wenn  sie  Motoren  u.  dgl.  benatzen, 
MtUer  nach  dea  Mahlgängen,  mit  weiteren  Speciallieatimmiinren).  Alle  sonstigen 
GeverbegattUDgen  bilden  die  Abtheilung  VI  des  Tarifs,  jetzt  mit  47  seiir  mannigfaltigen 
^{"-'ciaJarten .  sie  werden  f^anz  im  Allgemeinen,  ohne  nähere  Aufjahe  ir>rend  welcher 
<:iuz«inen  Betriebsmerkmale,  nach  d*  ui  Betnebsumfang  belegt,  mit  Steuersäizeu,  deren 
klclMennd  niediigate  Giaase  bei  jeder  Specialart  angegeben  ist,  z.  B.  Nr.  6  „Fabrikanten**, 
wfcrn  ihr  Zweig  nicht  anderweit  besonders  im  Tarif  genannt  ist,  in  Classe  I — XVIII 
(^■iiese  bat  18  M.  Steuersatz).  Besondere  Bestimmungen  über  die  Anwendung-  des 
Taiiig  s.  in  §.  T--1T.  u.  A.  im  Fall  mehrerer  von  einem  SteueriJÜichtigeu  zugleich 
IxtEiebenen  Gewerbe  (§.  15). 

Es  i^l  im  Princip  eben  dieses  Tarifsystem  dasjenige  einer  Gewerbesteuer  nach 
d«r  Methode  der  äusseren  Merkmale  mit  eium  mohi  oder  weniger  detaührteu 
Claasenschematiamna  ron  Orta>,  Gattnngs-,  Specialarts-,  Betriebs» 
^mfangsclassen  und  mit  weiterer  Casuistik,  im  Gesetz  von  1893  gewiss  richtig 
eepen  früher  verbessen.  Alles  ähnlich,  wie  im  französischen  und  den  stlddentscben 
'jcverbestenergeaetzen,  wenn  auch  nicht  so  fein  casubtisch  durchgebildet,  wie  nament- 
lich in  Ffaomidi, -"doahalb  Indessen  nicht  nntollkomnener,  piactiacb  wohl  Öfters 
ttgck^iL  Aber  Willkuhr  ancb  bei  der  aorgftitigaten  und  objectintten  Einachitsiuig 
A.  Waf  aer,  IlaaaswiMudiaft  IV.  88 
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bleibt  eben  doch,  schon  im  Gesetz,  was  Wahl  und  Würdigang  r  M  rlmalr.  wie  in 
der  AasfQhrang.  was  die  Vexulagang  nach  dem  Betri«b6omfaDg  ohüe  genaue  gesetz- 
liche Bestimmung  der  Merkmale  dafür  anlangt. 

Zorn  Zweck  der  VeranlagiiDir  erfolgt  alljährlich  eine  Beschrcibang  der  Ge- 
werbetreibenden. Letztere  sind  zu  f^ewissen  Erkl&mn^en  und  Äiiskanftsertheilnnß:eQ 
reipflichtet  (§.  26)  .«Uber  alle  Verhältnisse,  welche  zar  richtigen  Beschreibung  ond 
Ye^aolagang  der  Steuer  geeignet  eneheiBen**  end  xwar  in  der  Form,  wie  es  tor- 
gcschriebi'n  wird,  ebenso  müssen  sie  auf  Erfordern  noch  weitere  Ausliunft  erthcilcn. 
Die  nacli  bestimmten  Merkmalen  zu  veranlagcndon  (Jewerbetreibenden  (Abth.  i — V 
de:»  Tarifs)  werden  von  der  Gcnieindebehörde,  die  anderen,  Abth.  VI, 
durch  besondere  OrtscommissioneD  rertnla^  ($•  18  mit  weiteren  Einzelheiten). 
Zur  Herbeiführnnp  möglichst  pleichmässiger  ResttMicrnn^;  dtT  Censiten  dieser  Abth.  VI 
wird  fttr  das  ganze  Land  eine  Rerisionscommission  gebildet,  aoa  üoem  fon 
Staatsmlnisterinm  ernannten  Mitgliede  des  SteoercoUefiiims  wu  Yorsitiendem  lud  14 
rem  Ministerium  aus  den  Gewerbetreibenden  des  ganzen  Landes  zu  berufenden  Mit- 

5 Uedem  nt;bst  Stellvertretern  (??.  20  mit  den  näheren  Bestimmungen  tlber  die  Aufgaben 
ieser  Commission  und  die  Competcnzen  dos  SteoercoU^s  dabei).  Beclam&tioueu 
werden  bei  Gewerbetreibenden  der  5  ersten  Abthdlnnir^  in  1.  Inttnns  Tom  Steuer- 
collopr,  in  zweiter  vom  Siaatsministerium,  solche  bei  AnfehOrfgen  der  Abth.  Yl  von 
der  Befiiiionshebörde  entschieden  C§.  23). 

§.  155.   Die  OommiinaUteaerreforin. 

Bei  dem  nahen  Zusammenhange  der  jüngsten  Beform  der  directen  Staatsstenera 
mit  deijenigen  der  CommunaI^teue^n  soll  hier,  au-nabm^weisc  in  diesem  von  den 
Kleinstaaten  handelnden  Ai)schiii(te  (S.  445),  ein  Blick  2or  kurzen  Orieotirong  in  diese 
letztere  Keform  geworfen  werden. 

Sie  ist  dadurch  allgemeiner  bemcrkcuswerth,  dass  auch  sie 
einen  völligen  System  Wechsel  gegen  bisher  darstellt.  Man 
sohritt  zu  diesem,  nicht  nur  ans  den  sonstigen  formellen  ond 
materiellen  Gründen,  welche  einen  Anschlnss  der  directen  6e- 
stenening  an  das  neueste  prenssische  System  rlthlich  erscbeinen 
Hessen,  sondern  anch,  weil  man  einsah,  dass  „das  an  die 
Leistungsfähigkeit  (den  Ertrag)  der  StenerqneUen  sich  an- 
lehnende prenssische  System  den  Vorzug  (vor  dem  bis- 
herigen) verdiene"  (Begründung). 

Das  bisherige  Comninnalsteuersystem  beruhte  anf  anderen 
Uruudsützen.  In  den  Städten  erfolgte  nach  der  Stadteordnuug  die 
Deckung  des  Steuerbedart's  in  erster  Linie  durch  Geroeindeein- 
kommensteuer,  höchstens  zu  einem  Drittel  durch  Belastung  des 
Grundbesitzes,  factisch  Tornemlich  durch  erstere  Steuer.  In  der 
Landgemeindeordnung  war  nis  Regel  bestimmt,  dass  die  Hälfte  des 
Stenerbedarfs  dem  Grnndbesits,  die  andere  durch  Personalstener 
dem  Einkommen  aufgelegt  werde,  wobei  es  nnr  statutarisch  snlSssig 
war,  diese  Qaoten  aaf  nnd  Vi;  oder  anf  V4  ond  '/i  absnftndem. 
Jetzt  sind  hier  die  prenssischen  Normen  eingetreten,  anch  mit  zum 
Zweck,  um  die  tibennftssige  Belastung  der  Einkommensteuer  durch 
ConmiLiiialziischläge,  als  dem  finan/.ielleu  Staatsinteresse  wider- 
sprechend, zu  verhüten,  was,  wie  in  Preussen,  mit  der  Erhebung 
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der  £iDkomm6DStener  zur  staatUohen  directen  Hanptstener  besonders 
wiehtig  wurde.  Man  hat  nar,  mit  Rtteksicbt  anf  die  halb  so  hohen 
Sitie  der  Einkommenstener  in  Brannsohweig ,  aaeh  entsprechend 
die  snllssige  Hohe  der  Realstenem  im  Verhältniss  znr  Einkommen- 
fltener  auf  ungefähr  den  halben  Satz  der  vom  Staate  ab^ctreLeiien 
75%  des  Normal  Ijetiagä  dieser  beiden  Steuern  festgestellt  (s.  n. 
auch  Gesetz  §.  46). 

Diese  ^oUe  Auiehnung  der  braiiiischweigischen  Coiumunal- 
besteuerung  an  die  preussische  ist  wiederum  sehr  erfreulich  vom 
deutschen  nationalen,  politischen,  volkswirthscbaftlichen  und  finan- 
ziellen Standpnnete  ans  betrachtet.  Könnten  nicht  wenigstens  alle 
deatsche  Kleinstaaten  denselben  Weg  gehen?  Damit  wäre  schon 
viel  gewonnen. 

S.  das  Gesetz  vom  11.  März  ISÜÜ  atirh  ua  Fiii.arch  B.  16,  S.  81d — 8Ü7,  dazu 
karze  amtliche  Begründung  S  837—838.  Sic  gentigte«  weil  das  preussische  Gesett 
fOD  l^f»3  L'rr-sentbeils  im  Wortlaut  eiufac-li  herüber  j^onommen  ward,  in  den  Prin- 
eipiea  des  preassiscben  und  braunschweigiscbcn  Gesetzes  roltends  fast  durchaus  üeber  • 
«MtiBinanir  l>eita]kd.  Abweichongen  in  manchen  Einzelheiten  stiid  die  Folge  ron 
V.  rschi'-deiiheiteB  der  Gemetadererfassungen  nnd  einiger  Terwaitongsgesetze  Uber 
^cge-,  Schulwesen  u.  A.  m.  Wehren  dieser  Debereinstimmtiog  kann  hier  auf  -üe  Dar- 
l^po^  der  preussischen  (iesetzgebung  oben  §.  29  ,  30  veririosen  werden.  Nur  Uber 
Haaptpaocte  QDd  Aber  einiire  Abiretchnngen  des  bfMittscIlweiglscbes  Gesetzes  fem 
piSMsischLn  folgen  hier  noch  Mittheilungen. 

Im  braunschweigischen  Gesetz  i§.  Ii  werden  die  Gemeinden  nicht,  wie  in 
Preos^c».  auch  zur  Forderang  von  N ata rald i enüteu  berechtigt  erklärt.  Das 
commanale  GebftbrenweseD  (§.  4^11)  ist  wie  in  Prsossen  Kcreprelt,  mit  kleinen 
Abweicbonsren  nach  speciellcn  (icsetzen  tiber  Verwaltungsangelegenheiten.  Die  Be- 
ätuuBungen  Uber  indirecte  8t(;uern  (§.  12^16)  sind  einfach  herUbergenommea 
voiden.  ebenso  im  Ganten  dicjenigeu  Uber  die  directen  (g.  17  il).  Das  brann- 
^chweigische  Gesetz  gestattet  den  Gemeinden  „nur"  directo  Steuern  rem  Grnnd- 
besit?:  Qnd  Gewcrbebetrit  b  (Knalstenern)  und  vom  Einkommen  der  Stener- 
p^chugen  (Eiokommonsteoem).  im  preassii»chen  Gesetz  §.  23  fehlt  zwar  dies 
aber  der  Sinn  ist  wobl  derselbe.  Besondere  Stenern  rem  Grnndbesits 
OTiiI  fie»- erbeb  et  rieb  statt  der  staatlichen  sind  statthaft  (g.  20.  23).  Die  speciellen 
Bestiuimongeo  über  beido  Steuern  sind  in  nratinschweisr  etwas  vereinfacht  und  zu- 
UiDmengezogen  Auch  die  Bestimmungen  über  die  EiuiiiOin  m  t^n Steuer  (brannschw. 
(iesetz  §.  27  ff*.,  prcuss.  §.  88)  sind  im  Ganzen  die  nemlichen.  Zu  den  steuer- 
pflichtigen Siibjecten  g-hiircn  von  Gesellschaften  auch  hier  die  mit  beschränkter 
Haftung.  Die  im  Einkommeubteuergesetz  fehlende,  im  preu&aiächen  Einkommensteuer- 
?«etz  enthaltene  —  aber  im  Gmnde  dabin  gar  nicht  gehörige  —  Vorschrift«  dass  der 
steuerfreie  Abzog  ron  3'/«  ^/o  vom  eingezahlten  Xapttu  beim  Einkommen  der  Actien- 
.resellschafren  n.  s.  w.,  der  bei  der  Staatsbestenerung  dieser  G(;sellschafien  erfolsrt,  in 
der  Communalbebteuerung  nicht  stattfinde,  ist  hier  auch  angeordnet  (^-27,  Nr.  'S). 
Steuerpflichtig  ist  fto  die  Gemeinden  ancb  der  Fiscvs,  das  Kammergat,  der 
Kloster-  und  Stadien  fonds  betr.  das  Einkommen  aus  ihren  Bergbau-  und  Ge- 
»crbeHetriobcn ,  Domänen.  Klosterpütern .  Forsten.  Während  das  preussiücho  Gesetz 
f^.  37)  besondere  Gcmeindeeinkommeüsteucrn,  statt  der  Veranlagung  der  Gö- 
neindesteuer  in  Zuschlagform  zur  Staatseinkommenüteuer,  „nur  aus  besonderen  Grtinden 
?*^tattet  tjnd  an  die  Genehmigung  knüpft",  ist  das  braonsrhweigiscbe  Gesetz  etwa? 
«ilifähriger:  es  gestattet  (§.  31}  solche  Steuern  im  Wege  des  Statuts  einzuführen, 
<l4eb  dttrfen  aacb  dabei  (wie  in  Prenssen)  die  bei  der  Veranlagung  zur  Staatbein- 
^ommensteoer  erfolgte  Feststellung  des  Einkommens  und  die  Stufen  des  Steuertarifs 
<iQ  Staalsetnlommenstener  nicht  geladen  werden.  Far  die  Verftndernngen  der 
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S&tze  des  Tarifs  seihst  nind  aber  weitere  Spielraum'»  ,ils  in  PreiUBen  (fcgeben,  die 
Steigerung  der  Sätze  d&rt  u)iict>äen  nicht  unter  das  \  crhuitoiss  ron  1  :  8  sinken  und 
nic^  da»  VerfclltnisB  tob  1:6  Qbenleigeii.  Dia  eommaamle  HitbesteiiArofif 
der  staatseinkommenstea  erfrei  en  Personen  unter  900  M.  Einlommen  ist. 
▼ie  in  Preassen  (§.  38).  (gestattet  (§.  82).  doch  abweichend  von  Preassen  wenigstens 
Einkommen  bis  300  M.  anbedingt  steuerfrei  gestellt,  das  von  300—900  M.  in 
6Stiif«ii  Ton  je  100  M.  abgestaft,  mit  Sätzen  von  1.20—2.70  M.  zu  belasten  zulässig. 
Unter  den  sonst  Befreiten  sind  ..Besucher  öffentlicher  Unterrichtsanstalten.  soweit 
sie  kein  selbständiges  Einkommen  haben'\  noch  bt^nders  genannt  (§.  34,  Kr.  4^. 
Die  Festetollmifr  dee  steneifdliohtigeii  Einkoiiiineiu  fit  call»  eher  n.  s.  Besitze  ond 
Unternehmungen  ist  in  §.  37  etwas  anders  als  in  Preussen  (§.  44)  geregelt  Eine 
besondere,  dem  prf^iissischen  Gesetz  fehlende  Bestimmung  in  §.  45  ermöglicht  es. 
der  Gemeindeeinkoinineubteuer  uuteriiegeude  Fcrsoueii  (tucl.  Gesellschaften)  audi  dauu 
ZQ  beBtenem,  wenn  sie  aas  der  Nutzung  ihre«  GrundvormOgens  and  ibrem  Handeb- 
und  Gewerbebetrieb  kein  steuerpflichtiges  (oder  ein  danach  zu  g-ering:  zu  belastende*.) 
Einkommen  haben,  aber  der  Gemeinde  doch  erhebliche  Kosten  verur- 
sachen. Statt  der  Einkommensteuer  sollen  de  alsdann  zu  einer  besonderen  Ge- 
meiadesteiier  henungezogen  werden  können,  velche  auf  Antia;  der  Gemeinde  nach 
billigem  Ermessen  festzustellen  ist. 

Besondere  Beachtung  verdienen  dann  noch  die  Bflstimmungen  aber  die  Vor- 
theilnng  des  Stenerbedarfs  auf  die  verschiedenen  Stenerarten,  «eil 
sie  grundsätzlicher  Natur  sind  (§  46 — 52).  Sie  berulien  auf  denselben  Principieu 
wie  die  prcnssisdien  (i^.  54 — 59).  aber  sind  mit  HUcksicht  auf  die  Verschiedenheit 
der  sonstigen  Besteuerung,  wie  die  Ueberlasi>ung  run  nur  75  %,  nicht  wie  in  Freuen 
reo  100  7o*  Bealsteoem  an  die  Gemeinden,  und  wegen  der  29orminin|r  Staats- 
eiiiT-;  n>mensteocr?.^tze  nur  auf  die  Ilalftc  der  prcu^sisrhen,  etwas  anders  gefasst.  Die 
Gemeinden  haben  ncmiich  4t))  zur  Deckung  des  Bedarfs  directer  Steuern«  so  oft 
sie  einen  der  Einheit  der  ^taatseinkemmeiisteaer  entsprechenden  Zvschlag  zu  dieser 
[also  100*/«  dam]  erheben.  3.5  Vn  falJß'^^u'»J^t  ans  3.75  Vo-  <^er  Hälfte  d«8  vom 
Staat  tiberiassenen  Betrags  von  7.5  "  „  des  Grundkapitals,  d.  h.  75  7o  normalen 
Steuersatzes  der  Grundsteuer]  des  gemeindesteuerpflichtigon  Grundsteuerkapitals  and 
[abgemndet  aas  87.5  halben  BetraKS  der  nberlaasenen  Oeverbestever] 

des  vollen  Betrags  der  auf  die  jz-emeindcsteuerpflichtigen  Gewerbebetriebe  entfallenden 
Staatsgewcrbesteuor  zu  erheben,  bei  Erhebung  eines  Theils  der  Staatseinkommon- 
bteuerciuheit  nur  den  entsprechenden  Theil  der  Kealsteuern.  Zuschlä<;c  Uber  den 
doppelten  Satz  der  Einheit  der  Staafx  iiikommensteucr  (also  200       -=  100  "l^  det 

Sreussischeti  Siitze"^^.  und  mehr  als  7..'»%  des  Grondsteuerkapitals  und  7")  "  „  des 
lewerbesteuurbctrajp  sind  aber  unstatthaft.  Eventuell  darf,  statt  der  Realste uersätze 
von  8.5,  bezw.  85  %  mit  Genehmigung  der  AnfrichtsbehOrde  bis  berr.  4  nnd  40 
hinauf  und  bis  3  und  30  hinabgegangen  werden  (§.  47).  Jenes  Normalvcrhältniss 
des  §.  46  zwischen  Real-  wnd  Einkommensteuer  ist  sol.mge  maast^gebend,  als  der  Staat 
selbst  fllr  sich  die  25  7«  der  Üeaisteuern  erhebt,  bei  Acnderung  dieser  letzteren  Sätze 
sind  anch  die  Proportionen  der  betr.  Gemeladesteaem  zu  ändern  (§.  48).  Weilers 
Abweichon<ren  von  den  V>Ttheilungsgrundsätzen  des  i^.  -10  können  nur  durch  Sfatnt 
oder  im  Einzelfall  durch  das  Staatsministerium  gestattet  werden  (§.  4^).  Sonstige 
Einzelheiten  über  Steucrart-Vcrtheilung  in  §.  50--54.  —  Alles  Andere,  im  Geteti 
schlicsst  sich  fast  durchweg  genau  und  im  Wortlaut  d*-n  ]  r>  u  tischen  Hebtimmun;^^en  an. 
einige  Abweichungen  bestehen  im  Verfahren  und  der  Anweodunp  der  Rechtsmittel, 
in  der  Erledigung  von  Steuerstreitigkeitco,  letzte  Instanz  ist  in  Braunschwelg  das 
Staatsminiflteriiun  dafor  (§.  G3,  anderseits  prenss.  §.72).  DasOesets  sollte  am  I.April 
1899  in  Kraft  treten,  bis  dahin  waren  dio  Gemeinden  verpflichtet,  ihre  Gebtihren. 
Boitrige,  Stenern  und  die  Normen  dafür  mit  dem  Geseu  in  Einklang  la  bringen  (§.  82). 


Die  Dar^tellung  der  mecklenburgischen,  ei  lt  nhurgischen  und  braunscliweiirischcn 
Steoerverhältnisse  und  zum  Theil  Finanzveibältnibse  tlberbaupt  gicbt  bereits  genauere 
Einblicke  in  die  Finanzen  nnd  die  Besteneranff  denlseher  Kteinsiaaten  des  19.  Jahr^ 
hnnderts.  Zwingende  Rücksichten  auf  den  Raum  veranlassen  eine  noch  weitere  Be- 
schränkung der  Darstellung  bei  den  übrigen  Klciubfiaten.  Da  mehrfach  auch  dafür 
das  für  die  Zwecke  dieses  Werks  X^'lchtigste,  besonders  die  neueste  Entwicklung  Qu*^ 
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fit^Uhong  der  Besteuerung:  im  Schanz'schen  Finaiizarchiv,  zum  Thcil  in  Arbeiten  fon 
(i.  Scbanz  selbst,  eiugeheiid  behandelt  uud  das  legi:>lativü  ^laterial  (li'^elbbt  mitgetheilt 
und  IcicLt  zugänglich  ist.  erschien  mir  diese  Beschränkung  meiner  ei^euea  Darstellung 
vollends  zulässig.  Ich  Tenrolae  nur  schon  hier  auf  diese  botreffenden  Arbeiten  und 
M.iterialien  iui  Finanzarchir  zur  Ertränzünf^  der  blossen  AI) risse,  auf  die  icii  mich 
boveit  als  möglich  beschränke,  roUends  bei  den  ganz  kleinea  mouarchischeo  Kleiu- 
ttaat«tt ,  d.  h.  den  noeli  HbrigM  tasser  Anhalt  nnd  SncIiseB-WeiiDar,  die  Mle  noch 
ibalich  wie  die  onmittelbar  rorausgchenden  behandelt  worden  sind.  Die  folgenden 
Abschnitte  Uber  die  einzelnen  Staaten  fallen  so  zvar  nicht  durchaus  liUrzer  al»  die 
letzten  aus,  aber  in  der  DaiäteUang  erfolgte  noch  mehr  ahi  in  diesen  eine  Beschränkang 
auf  die  neuere  and  neoette  Zeil  nnd  auf  die  Unnptpancte  der  Geeeütgebong,  vobei 
das  Detail  noch  mehr  znittckgestelit  wncde. 


d.  Anhalt. 
§.  156.  Yorbemerknngren. 

Nach  jabrbunderfelaneen  Theilnngen,  in  vier  besondere  Staaten  unter  ?er- 
>'.liiedenen  Liuien  des  aM-anischcn  Fürstenhauses,  ist  durch  Aussterben  der  Linie  von 
Zicrhst  (1793),  Gothen  (lä47}  und  Bcruburg  (1863)  wieder  ein  Cieaauiuii^taat  ..Iler^og- 
ilinm  Anhalt"  hergestellt  worden,  der  aber  auch  nur  2294  qkm  mit  293.298  Ein- 
Tobnem  (1895)  umfasst,  der  Grösse  nach  der  14  ,  der  Bevölkerun":  nach  der  13-  im 
beutigen  Deutschen  Heicb.  £r  bildet,  was  aacb  fUr  die  Busteneruugsverhältnisse  za 
beachten  ist.  geographisch  wie  Bimnnsehweiip  dne  Encla?e  im  pronesisehen  Gebiet, 
aber  noch  als  „Gesammtstaaf*  kein  xuenaunenbftogendes  und  ein  immer  noch  ungünstig 
arrondirte«  (rebiet,  auf  dem  wie  in  Braunschweig  die  KUbenzuckerindustrie  stark  ent- 
wickelt ist,  was  ebenfalls  auf  die  Besteuerung,  auch  die  directe,  ron  Einllnss  war. 

Die  vordem  in  den  drei  resp.  vier  nnlAltiniscIien  Staaten  Terschiedeno  Steaer- 
f-rfa-sun;;  i>t  in  dem  neuen  Einheitsstaate  zu  einer  einheitliclieti  umi^t■bildet  worden. 
t>.  über  diese  alteren  Verhältnisse  bis  1817^63.  auf  die  hier  nicht  eingegangen  werden 
Laun,  besunder-s  Schanz,  Fin.arcb.  B.  -1,  S.  962—980.  Das  Vorgehen  bei  der  Ver- 
schmelzung der  bisherigen  Steuersysteme,  das  ich  hier  ebenfidls  nicht  weiter  verfolge, 
b  handelt  Schanz  eb.  S.  080  AT.  Von  all;;emcinercm  Interesse  ist  die  neuere  Ent- 
wicklung der  diructen  Besteuerung  in  dem  Einheitsstaate  seit  1866, 
der  Ueberfrang  zor  vorherrschenden  Einitomroenstener  nnter  Belaaeang 
Qoer  praecipualen  Grundsteuer  in  1886,  sowie  die  Fortbildung  der  Ein- 
lommenstüucr  (1896)  und  die  neuesten  A  n  gl  i  ed  e  ru  n  g^fn  von  o  i  ircn  thtlm- 
licben  Gewerbe-  und  Ben tensteuern  (1897)  an  sie.  We:sentlich  aul  diube  Ver- 
blittltae  nnd  nur  anf  die  Haoptponete  davon  beschrftnkt  sich  die  folgende  Dacuellong. 
Iii  dem  gen.  Aufsatz  von  Schanz.  Arch.  Bd.  4,  S.  080  ff  ,  009  il.  bis  1009,  wird  der 
'legen;^tand  eingebend  fortretlllcb  bebandelt,  daselbst  tindcu  sich  auch  die  betreffenden 
Gesetze,  sowie  die  Itnr/e  Darstelluntr  der  sich  anschüesseaden  Kreis-  and  Gemeinde- 
besteuerung,  auf  welche  ich  gleicbtulU  nur  kurz  orientirond  eingehe  (§.  161)«  Die 
Gesetze  sind  auch  in  besondereri  Aiis^  iljen  vorhanden. 

Von  Wichtigkeit  zum  Verütinduiss  der  Ausgestaltung,  Function  und  namentlich 
aodi  der  bisher  sehr  raSssigen  Hohe  der  Bestenernog  ist  anch  bei  diesem  Kleinstaat 
das  Vorbandensein  nnd  der  reiche  Ertrag  pri vatwirthschaftlichor  Ein- 
kommenzwei g:e .  sowie  die  Regelan^  der  finanziellen  Dotation  des  Fürsten- 
hauses. S.  Ubc-r  das  Staatärcchtliche  hierüber  den  sehr  knapp  gehaltenen  Abschnitt 
ira  Handboch  des  öflentlichen  Rechts,  das  Staatsrecht  Anhalts  von  Becker  IIL 
2.  Halbb.,  1.  Abth..  S.  137  ff.,  bes.  S.  139,  146,  147.  —  Statistische  nnd  leiris- 
latirc  Notizen  Uber  frühere  Finanz-  und  Steuerverh&itnisee  der  ehemaligen  anhal- 
ti^chen  Einzelstaafen  im  19.  Jahrhundert,  besonders  in  den  40er  Jahren,  bei  v.  Reden, 
Finanzfctatisiik  I.  2.  Abth.,  S.  1428 — 1433,  Im  Allg<'meinrti  anch  Siebigk,  Herzog- 
tiium  Anhalt,  hisiorisrh,  geographisch  und  statistiscb  dargestellt,  1867.  S.  306  ub<-r 
die  Finanzen,  S.  307—319  Uber  die  Steuern,  S.  319  tt.  Uber  Domäeen,  Forsten. 
Ziozelnes  in  den  amtlicben  statistischen  Poblicationea  Anhalta,  Stat  Jahrb.  1890« 
Heft  2,  Mittheilun  1000.  Nr  :]7.  Staalsbattshallsetat  (Hanptfinanzetat)  zienülch 
spetäaünrt  im  Gothaer  üofkalender. 


Digitized  by  Google 


506  Uebeisiclittti  der  Beitoiieraiig.  Anlialt  §.157, 


§.  157.  Das  Landesfioanzwesen  im  Ganzen.  Auch 
Anhalt  hat  einen  bedeutenden  ]Uteren  Domanialbeeits  (Forsten, 
ländliche  Gnindsttteke  n.  dgl.)  sich  als  Staatseigentham  erhalten 
und  in  seinem  neueren,  grossartig  entwickelten  Sahwerkbesitz  sehr 
ergiebige  priTatwirthschaftliche  Quellen  Ton  Staatseinkommen  sieh 
za  jenem  Doroanialbesitz  hinznzufUgen  verstanden,  —  znm  grossen 
Vortheil  seiner  Finanzen  und  seiner  steuerpflichtigen  Bevölkerung, 
welche  diesem  Besitz  eine  zwar  nenerdings  auch  stark  gestiegene, 
aber  im  Verhältniss  zum  \  ulkiswuhlhtaud  immer  noch  mässige  Hi)he 
der  directen  Staatsbesteuerung  verdankt.  Durch  die  1068/69  er- 
folgte vermögensrechtliche  AttseinaudersetzuDg  zwischen  dem  Staate 
und  dem  Landesfttrsten  des  nonmehrigen  anhaltischen  (jetzt  auch 
antheilbar  gewordenen)  £inbeitsstaats  ist  die  finanzielle  Dotation 
des  FUrstenhaoses  ganz  ans  dem  Staatshaushalte  ansgesehieden. 
Der  Landesfittrst  hat  fttr  seine  Bedürfnisse  einen  Tbeil  des  ehe- 
maligen Eammergnts  erhalten,  an  den  das  Land  keine  weiteren 
Ansprüche  hat,  als  dass  dieser  Theil  mit  dem  fibrigen  fürstlichen 
HausfideicommisHvermögcn,  zu  dem  er  jetzt  gehört,  8taatssteuer- 
ptiichtig  und  seine  VerüosseruDg  an  die  Zustimmung  des  Laudta^^s 
gebunden  ist.  Die  lieiocrträgc  der  dem  Ötaate  gebliebenen  älteren 
DomHnen  n.  s.  w.  und  die  Salzwerke  sind  so  vollständig  für  den 
sonstigen  btaatsbedarl  verfügbar. 

Für  letzteren  ist  es  bemerkenswerth,  dass  in  Anhalti  im  Unter- 
schied zn  den  meisten  anderen  deotschen  Staaten,  Tollends  hier  in  der 
frtlheren  Zeit,  die  Ansgaben  für  Unterrichtswesen,  einschliess- 
lich der  Volksschulen,  grossentheils  nicht  Lasten  der  Gemeinden 

oder  besonderer  kleinerer  örtlicher  Verbände,  sondern  des  Staats 
als  solchen  sind  und  seit  Alters  waren.  Notorisch  ist  trerade 
die  beijoiidcrs  starke  neuerliche  Steigerung  dieser  Ausgahrn  eine 
wichtige  Mitursache  der  etwas  erschwerteren,  richtiger  gesagt  etwas 
weniger  günstigen  Finanzlage  und  der  Nothwendigkeit  geworden, 
die  Besteaemng  selbst  neben  den  bedeutenden,  natürlich  aber  auch 
etwas  schwankenden  Erträgen  der  privatwirthschafttichen  Einnahme- 
zweige, besonders  der  Salzwerke,  ergiebiger  zn  machen.  Was 
anderswo  also  direct  anf  die  Gemeindefinanzen  erschwerend  wirkte 
und  freilich  dann  aach  hier  znr  Uebemahme  betreffender  Ausgaben 
anf  den  Staat  oder  za  Dotationen  der  Gemeinden  ftthrte,  hat  in  Anhalt 
bei  dieser  Sachlage  unmittelbar  auf  die  Staatsfinanzen  eingewirkt. 

Trotz  seiner  Kleinheit  hat  das  i.and  ausser  den  Gemeinden 
(und  Gutsbezirken)  auch  noch  Öelbstverwaltungskorper 
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höherer  ürdnaug,  die  Kreise  (5),  mit  eigenem  Uausiialt  und 
Befagniss  sar  Erhebung  von  Kreisstenem.  VorDemlich  sind  die 
Landstrassen  Kreisaogelegenheit,  wofllr  nur  Beiträge  aus  Staats- 
mitteln geleistet  werden.  Das  Armenwesen  ist  znottchstGenieinde- 
saefae,  nber  das  ganze  Land  bildet  einen  Landarmenverband, 
der  ebenfalls  mit  ans  der  Staatscaese  dottrt  wird  and  für  den 
«Tentnell  snr  xeitweisen  Bedarfedeekiing  Kreissteaem  mit  Landtage* 
soitimmaDg  erhoben  werden. 

Die  Staatsschuld  ist  ^nuz  unbedeutend,  ^.ui  für  Kapital- 
anlagen in  den  grossen  Staatssalzwerken  werden  wohl  Schulden 
aufgenommeo. 

S.  Becker  a  h  0.  S.  139  (fürstliche  Dot.itiou) .  S.  143  (Kreise,  Landarmen- 
rerbaad).  ü.  Scliauz  im  Fiu.arch.  Bd.  4,  S.  lOüü  ^uuau^itiilö  Bedeutung  der  Sak- 
w«rke),  B.  15,  S.  756  (Sutistik  der  Onterriehtsetata  1876—97).  Die  Aiueiiiaader- 
seQQQg  zviscbeu  Land  unJ  Fürsten  ia  Betreff  der  DoinAneu  {(iesetz  vom  28.  Juni 
1S69)  war  1872  durchgeführt.  Vorher  ging  rom  Domauialertrage  iur  dun  l  uräteo  der 
Betrag  ron  296.000  Thlr.  ab,  seitdem  verbleibt  der  durch  die  Ausscheidung  vau  Domäuca 
für  dem  Ftm^eii  freilich  entsprechend  rermindorte  Ertrag  dem  Lande  gaai.  Kach 
dr«m  cen.  fiesetz  von  l!^r>9  ist  der  inländische  Grundbesitz  des  Fürstenhauses  Staats-, 
kreis-  und  gumeiud^tcuerptiichtig ,  und  zirar  wird  für  die  Bestuucrungf  neuerdings 
bei  der  ElDkommenstMer ,  der  Ertrag  dieeea  Betitsee  ein  für  ellemel  ntt  der  festen 
Summe  von  900.000  M.  angenommen.  Der  fmun/iclli^  Vortheil  des  grossen  ertrags- 
rt'icben  Besitzes  an  älteren  Domänen  und  neueren  Walzwerken  for  den  Staatshatishalt 
bt  üuverkcuubar.  Aber  bei  der  uuv'ermcidiiclieu  Schw.ankuug  und  dem  iaiigsamea 
Wtchsthttm  solcher  fieinertr&ge,  eovie  bei  der  Rflckwirkimg  der  Fineialftge  des 
Kelchs  und  des  von  dieser  abhängigen  Vcrhiiltnisses  zwischen  Ueberweisungen  aus 
Ueichssteuern  und  Mathcularbeiti&gea  muss  uaturiich  die  directe  Besteuerung  in  ihrem 
&tragc  sich  auch  diesen  Psctoren«  nicht  nnr  der  Bewegung  des  eigenen  Staetsflnanas- 
bedar^,  mit  anpassen.  Die  Erhöhung  der  Steuern  wird  mit  durch  diese  Umstände 
bedingt  Üie  Zahlen  der  folgenden  Tab.  78  geben  weitere  Einblicke  in  die  Sachlage. 

Tab.  78.   Pfnanxf erhältn isse  Anhalt.s  (ordentliche  Einnahmen. 

Ertiagaafiem  in  1000  Mark). 

1872  1880  mi  1894  1899 

Domaneu  vucttu)   1836  2390  2691  2644 

Bergwerke  (netto)   1217  1858  1945  1983  1896 

Dir-rtc  Stctjern  (brutto)   576  384  619  879  1659 

Indirecte  ^eigene,  brutto)   72  62  78  120  196 

RdchsBteaeni  (Antheile  nnd  Erhebnngs» 

kosten,  netto)   358  652  1273  2467  3267 

(iencbts-  und  andere  Sportein  (brutto)    .  362  569  524  ^29  683 

Ocbahren,  Beiträge  u.  UgL  (brutto)    .    .  190  435  465  533  622 

Sarae   4611  6850  7488  9802  10966 

Ab  Matricularbeiträge   270  368  880  2245  2745 

Rest  für  das  Land   4341  5982  66u8  7o57  8221 

Ganz  kleine  Beträge  (nur  einige  1000  Mark)  von  Einuabuicn  (..Verschied,  nt-i  ') 
fehlen  hier.  Bei  den  Bergverken  handelt  es  sich  wesentlich  um  die  Saizwcrke 
\Leopo1dahaU  nnd  PHedrichehall) ,  doch  sind  in  der  angegebenen  Ziffer  ancb  die 

Beri;werksabgabon  i:ibet;ri(!en  (1891  179.000.  1899  142.000  M.\  Gebühren» 
beitrage  u.  s.  w.  bestehen  vorneuilich  aus,  hier  rum  Staate  bezogenen  Schulgeldern 
(1899  436.000  M.),  dann  ncuerdinps  auch  aus  Beiträgen  der  Gemeinden  zu 
Kirchen-  und  Schulbauten  (1899  112.000  M.X  Die  Staatsschuld  wird  für  Mitte 
1897  und  1898  mit  bloss  475  000  und  1>7.500  M.  Kr^i-ital  ani,'ei,M'ben ,  denen  Arri\a 
von  5.485.000  und  7.199.000  M.  gegenüberstehen.   In  den  neueren  Etats  hnden  sich 
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grössere  Beträge  unter  dem  Titel  ,^as  der  Staatäschuldenverwaitacg  für  die  Sali- 
welkt  .  .  .  /*  bei  den  Einnabmea  «nd  im  ^IdcheD  Betrage  ^Sur  Nenbaaleii  aaf 

diesen  Werk  n"  boi  den  Ausgaben  (so  !ll  1899  141L000H.X  welche  PostflD  iD  obiger 

Uebemticht  nicht  mit  eutbalten  sind. 

Es  ergiebt  sich  ans  den  Zahlen  der  Tab.  78,  daas  der  anhalt- 
sebe  Staatshaushalt  im  grössten  Maasse  ein  domanial- 
wirtbschaftlieher  (die  Salswerke  mit  bter  eingereebnet),  suf 
pritatwtrtbsehaftHehen  Reinertiügen  beruhender  ist,  aber  dass  deeh 

auch  hier  die  Steuern,  besonders  die  directen,  absolut  und  relativ 
stark  zugenommen  haben,  der  Entwicklung  der  HedUrfnisse  ge- 
mäss. Frlllier  nur  Vio — "/s  Reiuerträge  der  DomKnen  und  Berg- 
werke, sind  die  Erträge  der  directen  Steuern  jetzt  3 — 4  mal  so 
hoch  als  ehedem  geworden  und  betragen  bereits  Vs  jener  privat- 
wirthschaftliohen  Erträge.  Die  directe  Besteuerung  ist  so  in  stär- 
kerem Maasse  eine  Ergänzung  der  domanialen  Einuahmen  ge- 
worden. Und  Gleiches  gilt  von  den  tibrigen  Steuern ,  Gebttbr^y 
Beiträgen.  In  diesen  Ergebnissen  spiegeln  sieh  die  finanziellen 
Erfolge  der  Steuerreformen  ab,  aber  letztere  finden  in  den  sieh 
hier  zeigenden  Bedürfnissen  des  Staatshaushalts  auch  mit  ihre 
Erklärung. 

§.158.  Die  Entwicklung  der  direeten  Besteuerung 
im  Gesammtstaat,  seit  1847,  besonders  seit  1863 bis  1880. 
Ertragssteuersjrstem  (sogenannte  Ergänzungssteuer) 
7on  1806. 

Ans  den  schon  enr&hnten  GrQnden  erfolgt  hier  die  Beschrinknnf  der  Dantellong 

auf  diese  Periode.  Dio  frühere,  in  den  einzelnen  selbständigen  HcrzogthUmem  viel- 
fach venichiedeno  directe  wie  sonstige  Besteaening  lässt  sich  auch  nicht  kurz  skizzircn. 
Es  sei  dafür  anf  den  gen.  Aufsatz  von  Schanz  (bes.  Fixi.arch.  B.  4,  S.  97.3 — 992) 
nnd  auf  Sicbigk  S.  807  ff.  verwiesen.  Veraltet  und  mehr  oder  weniger  unbrauchbar 
waren  die  SteuerverfaHsnn^en  jedes  der  )<leinen  I.äiide.r,  so  dass  ein  Neubau  der  Be- 
steuerung, nach  unbefriedigendem  Versuche,  an  das  Bestehende  anzuknüpfen  und  nur 
zwiaehen  den  SteDerrerfassniigen  der  einMlnen  Linder  nach  ibren  Anfall  an  Denan 
gevi^  AoBgleicbnngea  ?orznnobmen,  nicht  ansUeiben  Itonnte. 

Das  Bestreben  nach  einheitlicher  Steuerverfassung  trat  nach 
dem  Aufall  Göthens  an  Dessau  (1847)  bald  h  ervor  und  lührte  zu 
einer  bezllglichen  Gesetzgebung  ü])cr  die  directe  Besteuerung  im 
Jahre  1856  57.  Danacli  bestand  diesCj  wie  fjisher,  aus  einigen 
ziemlich  roh  veranlagten  Ertragssteuern,  und  zwar  einer  die 
Gebäude  mit  umfassenden  Grundsteuer  und  einer  die  persön- 
lichen Dienstleistungen,  mit  Ausnahme  derjenigen  der  Staatsdiener, 
mit  umfassenden  Gewerbesteuer,  welche  beide  im  Dessauiseben 
Theil  nach  dem  Cöthenschen  Muster  durchgeführt  wurden.  Eine 
in  letzterem  Landestheil  vorhanden  gewesene  Beamt^gehalts-  und 
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Kentensteaer  wurde  dagegen  bier  beseitigt,  so  dass  die  betrefifeDdeo 
Classeo  Ton  directen  Steoera  gar  nicht  betroffen  wurden,  ein 
Haaptmangel  des  Systems,  neben  den  grossen  teebnischen  Mängeln 
der  Gmnd-  und  Gewerbesteuer.  Die  Einsieht  hiervon  ftthrte  dann 
sneh  spftter  auf  den  Weg  der  allgemeinen  Einkommen- 
Btener  (1863).  Ein  beztigliches  Gesetx,  das  dem  oldenbnrger  von 
1859  (s.  o.  8.  48S)  naebgebildet  war,  ist  indessen  in  Folge  des 
Anfalls  des  ßernburger  Landes  nicht  znr  Ansführung  gelangt,  weil 
man  nach  diesem  Ereigniss  gleich  für  den  ganzen  Staat  eine  Ver- 
eiohcitlichnng  des  Stenerrechts  erstrebte  und  die  wesentlich  alleinige 
allgemeine  Einkommensteuer  hier  in  Hernhurg  Widerspruch  fand. 

Gesetr  Tom  no.  Mai  1856,  hf^zvr.  18.  Dec.  1,^57  fSchanz  a.  a.  0.  S.  980  ff., 
<iai>elbst  aoch  Uber  die  in  directen  Steuern).    £s  bestand  im  Dessauischeo  aacli  Mabl- 
ind  SchlichtsteDer  und  Eingrangssteaer  von  Fleisch,  Mehl.  Brot.  Stenern,  die  in  den 
thcn^ohcD  Städten  eingeführt  wurden,  deren  Beseitigung  man  indessen  bereits  all- 
imein  ins  Aüge  fasste.  Einkommeosteaergesetz  Tom  14,  Mai  1863  (Schanz  eb. 
J>.  982-984). 

Nacb  der  Bildung  des  Gesammtstaats  (1863)  kehrte  man  sn- 
DÜehst  znm  Brtragsstenersjstem  zurück,  bildete  dies  jetzt 
OST  gleiehmllssiger,  unter  Ausdehnung  auf  die  bisher  steuerfreien 
CIsssen,  Ertriige  und  Einkommen,  ans  und  verbesserte  es  steuer- 

tecbniscb.    Das  geschah  im  Gesetz  vom  24.  April  1866,  betr.  Ein- 

lUhrnng  einer  neuen     Er  ^^iin  z  ii  n  irss  teuer 

Cooliicte  zwischen  dem  Intore^sie  det»  Üroaügrund besitze«  und  der  Landbevohoor 
eineiwits  und  dem  stidtiseben  anderMlts  Im  Landtage  fahrten  zo  Gbmpromisse».  Anf 

jener  Seite  sah  man  in  der  geplanten  reforinirtua  Krtragsbcstcucrung  die  (i'^falir  der 
fortdaoer  und  selbst  Steiporung  der  relativen  UeberbOrdung  des  ()rundbesit£üs  rer- 
flidien  mit  anderen  Erira^^quellcn  und  war  mobr  fUr  Beibehaltung  der  Eiukommeu- 
»tener  nnd  DnrcbfthTnng  derselben  nach  dem  aistiiten  Gesetz  von  1863.  Das  stlldtiache 
Interesse  stund  mehr  für  die  Ertra!rsl>*  ?.<cuerung  oin.  Die  Steuerkämpfe  in  «üesem 
•uitaltiäcben  „Glas  Wasser^'  spiegeln  gut  allgeuiciiic  Interessengegensätze  wieder,  sie 
VBlden  nnr  durch  den  Umstand,  dass  es  sieb  überhaupt  bloss,  zunächst  wenigstens, 
DSdi  der  gfinsti^Ln  Finanzlage  des  Landes  um  sehr  kleine  Steuerlast  handelte,  ge- 
mildert.  Von  EinzolliciN'n  ^ 'i  erwäliiit,  (Ia<<s  nach  dem  Kegierunernplan  hi^i  d-T  Re- 
^icoeruog  des  Urundbcsitzes  der  Tachtwertb  als  Keinertrag  angenommen  werden  sollte, 
liebt  ein  besonderer  —  dann  regelmässig  zn  niedriger  —  durch  Scbitzoni^  ermittelter. 
Dies  wurde  beanstandet  and  im  Gesetz  eine  zwischen  einem  Minimum  und  Maximum 
>ich  liahcndt^  Keiriertrajrseinschätzung  verfügt  Lasten-  und  Schuldenabzug  fand  nach 
4eQ  Pnncipien  der  Lrtragssteuer  im  Allgemeinen  nicht  btait,  wurde  jedoch  bei  dur 
Geverbeeteaer  ertaubt.  Die  Gmndsteoer  des  Systems  wmde  aoch  als  stabile  bdiandelt, 
*^ihrend  die  anderfn  ErtrSiro  jälirlirh  oiD^fscliät/t  wurden.  AI-?  Stcuersütze  waren 
«iurchweg  sehr  mftasige,  zum  Tbeil  gegen  bisher  sich  noch  ermässigende  in  Aussicht 
^•mommen. 

Der  Strcitpnnct  hinsichtlich  der  Verthellnng  der  Steneilast  zwischen  (ländlichem) 

^»njndbt'bif/  »irt't  nbrigen  Erir;ig-i'[i)<.'llcn,  wo  man  nicht  gar  zn  sehr  von  d(»r  bishf  ri-T'  n 
Delation  abweichen  und  Beturchtungen  beider  Intereesentengruj'pen  tur  die  Zukuiitc 
tebrinlea  wollte,  wnrde  In  elgenihttmlicher  Welse  erledigt  (gen.  Gesett  §.  10). 

Mao  wollte  annähernd  erreichen,  dass  der  ländliche  Grundbesitz,  d.  b.  landwirthscbaft- 

ii<"he  firnndstürkt^.  prf^sspre.  nicht  mit  d-  n  (lobändon  gemeinsim  t'intr*^srhrtf/te  (ifirten 
•>d  Forsten.  4Ö,  alle  übrigen  Ubjecte,  bezw.  Kiiräge  ob      ^^'^  SteuefboUs  aufbrächteu. 
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Ergab  die  V'eraiil;ip-ui)f^  andere  Kelitionen.  so  sollte  das  Gesetz  reridirt  und  dalxn  auf 
lauehaituug  jeucr  lielatiuti  durch  trmäiisiguug  der  EmhcitaiäUe  des  uidil-landwirth- 
sclwftliclicii  Einkommen:«  hingezielt  werdeii,  —  was  sieh  SfAter  doeh  nicht  so  durch* 
fuhren  liess,  aber  als  He  Veranlagung  andere  Relationen  crpab,  i  rwi -s  sich  diese 
Quotenvor^ichrift  als  uuiiaiibar  (s.  u  ).  S.  Uber  da:»  iits&u  von  lbÖ6  uud  die  ihm  voran- 

gehenden  Pläa«  und  Erörterungen  Schanz  a.  m.  0.  S.  985—992,  das  G<«etz  eb. 
b  d92 — 997.  Unter  Verweiboog  auf  di«ics  Gesetz  für  das  Einzelne  hebe  ich  ron 
Puncten  allgemeinerer  Bedeutung  und  zoi  Orieatirung  Uber  die  Stractnr  des  gaaien 
Systems  noch  Folgeudeü  herror. 

Das  Gesetz  bezeichnet  aiisdrflcfcHcIi  als  Beinen  Zweck  die  ,3enldilottg  einer 
g leic  h  ui  äsbi  ^  0  n  Besteueruiijr  in  den  verschiedenen  Laiulesibeileir* ,  ist  also  ein 
üesct/.  zur  U  II  1  fi c a ti 0 II  der  Restenerung",  d.  h.  vornemlich  der  directen.  Es  nennt 
Uai>  ücuc  iSteucrsyijlcin  eine  ..Ergäazungsstoue  r",  cats»prechend  der  Bestimmung, 
dass  die  Steuer  „nach  deiu  Bedarf'  oriloben  werden  soll  1),  was  nach  den  Finanz» 
verhältuibacii  des  Landes  für  die  Besteuerung;  wesentlich  nur  i-i nc  Krjäazuiigsftinction 
Quter  den  Einnahmen  bedingte  Dies  axilialfscbe  Stenorrocht  operirt  dabei  mit  dem 
Begriff  der  sogen.  Steuereinheiten.  Das  sind  GrOesen,  welche  sich  ans  den  im 
Gesetz  fOr  die  tiinzclnen  Objectc,  Werthe,  Erträge  bestimmten  Einheitssteucrsätzcu 
erfreben.  Die  Zahl  der  Steaentinboiten  wird  dann  im  jedesinalig:en  Etat  nach  dem 
Bedarf  festgestellt.  Die  Ergäuzungssteuer  trat  an  Stelle  der  betrctlenden  bisberigeu 
Steoem,  der  Grund-  und  Gewerbe-  und  der  Mahl-  und  Schladitsteuer  Im  Dewaa- 
Cuthenschen,  der  sogen.  Kriegsstcnor  im  Beriiburgschen  Landeslheil.  —  Die  neue 
Ergäuzungssteuer  zerhel  in  zwei  Haupt  |2;ru  ppen .  die  Steuer  ans  dem  Grund« 
einkommea  und  die  aus  dem  pcrsönlichca  Einkommen,  crstero  wieder  in 
vier  Thcile,  Steuern  von  landwirthschalUicheu  Grundstücken,  i^össercn  Gärten  0deinere 
bi^i  V-  Murinen  bei  Wohnh.lusern  wurden  anrh  bier  mit  von  der  Häuserstctier  umfasst), 
Foiätcüf  Wohnhäusern  (nicht  auch  landwirihschaftlicho  und  gewerbliche).  Die  Steuer 
Tom  persönlichen  Einkommen  umfasste  eine  Gewerbesteuer  physischer  wie 
juriAiischer  Personen,  welche  den  Gewerbebetrieb,  aber  auch  den  laudwirthschaCtlicben. 
diesen  jedoch  nur,  soweit  er  nicht  vom  Grundbesitzer  selbst,  oder  auf  dessen  Rechnung 
ausgeübt  wurde,  ferner  den  privaten  Arbeibverdienst  alier  Art  traf,  abo  insdfem  auch 
eine  LoluMteuer  mit  in  sich  scUesa;  wdter  gehörte  zu  dieser  zweiCea  Steuergrappa 
eine  Zinsen-  und  Rentensteucr.  endlich  eine  Gehaltssteuer  von  Beaniien 
dos  Staats,  der  Gemeinden,  Kirche,  Schnie.  Die  Gewerbe-  und  Gehaltssteuer  traf  das 
Einkommen  von  50  Tblr.  an,  weniger  war  frei.  Die  Grundsteuer  von  landwirthsehsft" 
liehen  Gmndstncken  wurde  auf  10  Classen.  200  Silbergroschen  und  daraber  Katastral- 
ertrag  vom  Morgen  in  der  ersten  .  5 — 12*'^  S<rr.  in  der  zehnten  mit  Steü'T-'inh'Mt  '  > 
von  6  Pf,  bis  V«  veranlagt,  Grundstucke  niedrigeren  Erir^  blieben  frei,  »  irkuui 
als  G&rten  benutzte  Grundstücke  zahlten  zur  Einheit  Vi>  Mdere  V«  ^/o  Reinertrag, 
l'orbteu  ' de>  I:iiiJ«Firthschaftlichen  Reinertrags,  die  Häusersteucr  war  */,2o  %  ^'^^ 
Kapitalwerth,  bei  der  Gewerbe-  und  Zinssteucr  war  die  Einheit  normal  ^/»"/o.  ni'^ 
niedrigeren  fe:>ten  Sätzen  bei  Beträgen  unter  300  Thbr,  bei  der  Gehaltssteuer  nur 
Vm  */o*  Ganzen  also  sehr  niedrige  Sttze,  auch  bei  der  thablchlichen  Erhebung 
von  9  Steuereinheiten  (mitunter  weniger,  erst  zuletzt,  1885,  mehr,  14).  freilich  mii 
Willkubr  in  den  Zahlenverhältnissen  zwischen  den  einzelnen  Gliedern,  wie  es  bei 
einem  derartigen  System  nicht  zu  vcrmeidou  ist.  Die  Voranlagungsmethode 
war  allgemein  die  der  Einschätzung  durdi  Gommisslonen,  ohue  Declarationen  der 
Censiten  selbst,  auch  bei  der  Zinssteu«»r. 

Nach  Durchführung  des  Gesetzes  auf  Grund  seiner  Einheitssteuersatzc  ergab  sich, 
dass  die  beabsichtigte  Yertheilnng  zwischen  Grundbesitz  (ausser  Hftusera)  und  anderem 
Besitz  und  Erwerb  in  der  Quote  von  45  :  55  nicht  erreicht,  sondern  eine  solche  von 
c.  38  :  62  eingetreten  war.  Detn.:em?iss  hätten  Aenderungen.  insbesondere  Verminderungen 
der  Einheitssätze  der  anderen  Einkommen  als  aus  l&udlicheui  Besitz  erfolgen  müssen. 
In  dem  darDber  entbrannten  Interessenstrcit  kam  es  zu  einem  Compromiss.  die  Quoten* 
bestimmung  wurde  beseiti-'t,  die  Sätze  der  HänsersteTicr  und  der  'I  vv  ^rbe-,  Arbeits- 
verdienst-, Zinsen-,  Gehalt>steucr  für  die  Steuereinheit  ermässigt  (Gesetz  vom  1.  Marz 
1868.  bei  Schanz  a.  a.  O.  S.  1001),  Die  Fortentwicklung  führte  aber  auch  bei  diesen 
Sätzen  bei  der  Stabilität  des  Grundstoocrkatasters  und  der  Revision  der  anderen  Steuern, 
sowie  bei  d'T  >ti'ii;eiiden  den  letzteren  unterlii-ircnden  Ertr^iir  'n  zu  einer  weif«rco 
relativen  Verschiebung  der  Steuerlast  vom  ländlichen  Grundbesitz  aut  die  anderen 
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EinkornffleDarteB,  —  der  a]lc"omeine  Gang  der  Dinia:e,  wie  uir  ihm  auch  in  den  aiidtT^^n 
deaischen  StAaten  regeimä^big  begegnet  sind.  £in  (ieseU  vom  April  lö7ö  brachte 
«iaig«  Uein«  Aeoderangen  (s.  Sehanx  a.  b.  0.  S.  1004  und  Ober  die  Periode  bis  1886 
eb.  S.  999—1006).    Zuui  Gesetz  roa  (rehOren  ausser  dedl  gen.  feik  1878  attch 

Mck  die  rem  1.  miz  1868.  15.  Joii  1871,  28.  Oct.  1874. 

Die  ErgSnsnngssteaer  yon  1866  ist  die  anbalt'scbe  directe 
Haupts  teuer.  Neben  ibr  bestanden  —  nnd  besteben  nocb  — 
kldne  Beste  alter  Grnndab^aben,   gewerbliebe  Oon- 

cessio  ns  ab  gaben,  insbesondere  Specialgewerbesteueru 
vom  Gast-  imti  Schankge werbe  und  dem  H a u s i r g e vv e r b e, 
eine  wesentlicb  durch  Staatsverträge  geregelte  Eisenbahn 8 teuer, 
deren  Ertra^j^  t'rliher  beim  Privatbahnsysteni  erbeltlich  grosser  war, 
dann  B e rg we r ksabgaben,  an  indirecten  Steuern  hat  das 
Land  die  Ubliebe  Stempelsteuer  und  eioe  Erbsebaf  tsste  uer. 
Dem  Ertrage  nach  übertrat  die  ErgUnznogsstener  jede  dieser 
aoderen  Stenern  erhebliob,  aber  der  Gtesammtertrag  der  letzteren, 
aocb  der  direeten  darunter  allein,  war  bedeutender  als  derjenige 
der  Erg^anngssteuer« 

Yon  1872—1887  (Plaanzjahr  1887/88),  den  letitea  der  Ergänzungssteaer,  war 
dk  EoUrieklii&g  der  Eitrige  fotgeede,  in  den  oben  in  Tab.  78  ingefalurten  Jahren. 

Tab.  79.  AalinU'selie  Stenererträge  1871—87  (EtatscUfem  bmtte  1000  M.). 

1872  1880  1887 
Grandstener  und  Grundabgaben  ...     49            0.081  0.071 

Coticesbioiis-  und  Spccialgcwurbcsteuer     48  79  79 

Eisen  bah  Dateutir   162  41  58 

Bargwerlnabgnbon  c.  120  103  115 

zusammen   379  228  247 

Eigäoznngssteucr  317  264  487 

In&ecte  (eigene)   72  62  78 

Die  allen  Graodsteaerii  sind  wc«cen  ihres  Torheri^hend  priratrcchtiichcu  Üba- 
ncten  ftr  nUOsbar  erklift  worden  (1847.  1850,  1865).  nnd  so  im  Etat  atlmilig  Ütot 
^bz  rerscbwundcn .  bis  nof  einen  Beat  jetzt  von  einigen  70  M.  (s.  Schanz  im 
Fin.*rch.  B.  4.  S.  Die  der  pronssischcn  nachgebildete  eigene  Krbschafts- 

steaer  beruhte  aui  dem  (ioseU  vom  18  Febr.  1874,  läast  die  directe  Linie  und 
Ehegattw  firei,  belegt  Gesdiv-ister  nnd  deren  Desoendens  mit  2.  weitere  Seiten- 
Vdwaidle  meintens  mit  4,  noch  entferntere  nnd  nicbtrerwandte  Erben  mit  8 

§.  159.  Steuerreform  von  1886.  Einkommensteuer 
Qsd  feste  (FräcipuaI-)Grund8teuer.  Als  Mängel  der  Er- 
^Bzungsstener  macbten  sich  die  Niohtberttcksiebtigung  der  Schulden, 
die  nur  bei  der  Gewerbesteuer  abzugsföhig  waren,  die  schliesslich 
doeh  ungleiche  Belastung  der  Tersehiedenen  Besitz-  und  Erwerbs« 
kategorieen,  auch  die  relativ  gegenüber  der  grösseren  Einkommen 
«twas  zu  hohe  Belastuog  der  kleinen  Einkommen  empfindlicher 
^Iteod,  als  die  Finanzlage  Mitte  der  80er  Jahre  etwas  ungünstiger 
wurde  and  zur  Ausschreibung  einer  grösseren  Aüzahl  Steuereinheiten 
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als  bisher  (14,  ereDtnell  selbst  20  gegen  früher  3,  6,  meist  9) 
nOtbigte.  Daza  kamen  die  Kreis-  und  (jemeindezQacblllge,  toh  denen 
letztere  Tielfaeb  erbeblteb  böher  waren  (25  Einbetten  nnd  mebr 
kamen  bier  vor.).  £8  war  die  alte  Erfabrang  mit  jedem  Ertrags- 
stenersystem  y  desaen  unTermeidliebe  Mäogel  nnr  bei  mSasigen 
Steuersätzen  ertrS glich  sind.  Diese  Saeblsge,  dann  die  neneren 
günstigen  Erfahrungen  mit  der  Einkommensteuer,  besonders  im 
Königreich  Sachsen,  und  die  beginnende  allgemeinere  Hinneii^iin^^ 
der  Theorie  und  Praxis  führten  auf  den  früher  schon  einge8cljlageüen, 
aber  bald  wieder  verlassenen  (S.  509)  Weg  der  Einkommen- 
steuer zurück. 

Dabei  wollte  man  aber  einigermaassen  an  den  Relationen 
zwiscben  der  bisberigen  Bestenemng  des  l&ndlicl^n  Grundbesitzes 
und  der  fibrigen  Einkünfte  in  der  Ergänzungssteuer  festhalten» 
glaubte  ancb  durch  den  Cbaracter  der  Grundbestenerong,  sowie 

durch  die  politische  Bedeutung  des  Grundbesitzes  eine  höhere 
directe  Besteuerung  gerade  dieses  Besitze»  und  Krtrags  gegenüber 
anderen  allgemein  begründen  und  daher  fordern  zu  sollen.  Aus 
den  Interessenkänipfen  liierüber  ergab  sich  die  eigenthümlirbe 
Maassregel,  dass  für  den  ländlichen  Grundbesitz  neben  der  auch 
ihn  treffenden  Einkommensteuer  ein  Rest  der  bisberigen  ländlichen 
Ergänzungssteuer  als  eine  Art  Präcipnalsteuer  dieses  Besitzes 
festgehalten  wurde,  im  festen  Betrage  von  3  bisberigen  Steuer- 
einheiten, die  nunmehr  sogen,  feste  Grundsteuer.  Diese  stellt 
also  neben  der  Einkommensteuer  formell  und  reell  eine  zweite 
directe  Steuer  des  Gruudbesitzes  dar,  in  Form  einer  Ertragssteuer, 
so  dass  insofern  fHr  diesen  Besitz,  bezw.  Ertrag  Doppelbesteuerung 
vorhanden  ist.  Dies  bewirkt  zugleich  eine  höhere  directe  Belastung 
gerade  dieses  P)esitzes  —  aber  eben  auch  nur  dieses,  nicht,  z.  B., 
auch  nur  zugleich  der  anderen  Hauptart  des  Healhesitzes,  der 
Häuser  — ,  somit  ergiebt  sieh  eine  Höherbelastung  dirser  Art  des 
fundirten  Einkommens,  Ireiiieh  in  der  mangelhaften  Form  der 
Ertragssteuer,  ohne  Rücksicht  auf  Lasten  und  Schulden,  was  nur 
durch  die  ^Niedrigkeit  des  Stenerfnsses  (bei  3  Steuereinheiten  der 
Grundsteuer)  erträglieber  wird. 

In  der  Einkommensteuer  folgte  man  vomemlicb  der  königlich 
sUcbsiscben.  Das  so  entstandene  Gesetz  vom  10.  April  1886,  betr. 
die  EiofnhruDg  einer  Einkommensteuer  (und  einer  festen  Grund- 
steuer) i^t  als  ein  wesentlicher  Fortschritt  des  deutseben  Steuer- 
rechts  auzuseheu. 
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S.  über  die  Reform  von  1886  wieder  Schaaz  im  Fin.nrrli  R.  4.  S.  1000— 10;ir 
mit  eingebender  kriüscber  and  systematischer  £rörteraD(r  der  üaaptptmcte  der  Eiü- 
kommenstouer  (S.  1013 — 1029).  Das  Gesetz  selbst  eb.  S.  1035 — 1058,  die  Ausfahrangs- 
rerordnon;  Tom  20.  Joli  1886  eb.  S.  1054 — 1070).  Eine  kleine  Novelle  zum  Gesetz  ron 
1886  datirt  vom  12.  April  1890  (s.  passim  Fin.arch.  B.  14,  S.  705  ff".,  im  Texte  d  ^s 
Gesetzes  von  lb86/96  das  Einzelne).  Dater  Hinveis  auf  die  Ausführungen  von  bcbauz, 
ftr  EiaioUielt«!  anf  G&Mz  nnd  Atiiifohronfsverofdniwg  «elbst«  sowie  tof  die  frttbereD 
DiirlegangeD  Uber  ueuere  deutsche  allgemeine  Kinkommensteneni  in  anderen  deutschen 
Staaten  in  diesem  Bande  (be^sonders  über  Sachsen  o.  §.  37)  b^'schrrmk  '  ich  mich  mir 
auf  die  Hürruihebung  uiuiger  i'uucte  von  specieilem  iutere^sc  und  zur  Urientirung 
Aber  die  ganze  Gesetzgebung. 

Im  Gesetz  wird  die  Steuer,  wie  die  eine  fnihere  pr-'tTssi»rhe,  eine  classificirte 
Fiiitom mensteuer  geoannt.  Sie  ist  eine  wirklich  aiigcueiae,  der  im  Pnucip  jede  Art 
nd  IbUie  des  Einhomineos  uterliegt,  mit  Oewlhrniig  der  Steuerfreiheit  Air  das 
900  M.  nicht  ubersteigMide  Einkommen  einer  Person.  Bis  900  M.  Steuerfreiheit  zn 
geben,  wie  in  Preussen,  und  wie  die  Reerierung  wünschte,  drang  nicht  durch.  Steuer- 
pflichtige Snbjecte  sind  neben  den  natürlichen  Personen  (§.  2}  die  juristischen  Personen 
«s  dlfintlielien  Bechts  und  ihnen  gleiehgestellte.  sowie  bestiflunte  genannte  des  Privat' 
rechts,  Erwerbsgesellschaften ,  besonders  Aclienfresellschaften  u.  s.  w.  in  dem  Omfan^' 
anderer  neuer  Gesetze,  womit  die  Ei  n ko m m  e n  besteueruiijic  dieser  Personen  im 
deutscheu  Steuerrecht  einen  weiteren  Forlschritt  machte,  dann  auch  liegende  Erb- 
schaften (§.  4).  Berne rkenswerth  ist.  dass  zwar  der  Herzog  (und  die  HUtglieder  des 
L-rrzofrlichen  Hauses)  eiakommensteuerfrei  sind,  aber  die  bisherige  Staatsstcuerpflichtipr- 
im  des  zum  Uaasfideicommiss  gehörigen  inländischen  Grundbesitzes  des  herzogUcheu 
Eaoses  anch  lllr  die  Elnloinaiensteoer  fesf gehalten  ist,  nnd  swar  in  der  sehen  er- 
v&hnten  Weise,  dass  der  Ertrag  jenes  Besitzes  dabei  ein  für  all  mal  auf  090.000  H. 
für  die  Einkominenbest.Micrung  fixirt  ist  (Ge?*etz  über  Aoseinandorsetzung^  vom  28.  Juni 
lb69,  Art.  XI  und  Einl^ummeastenergesetz  6).  (S.  sonst  Uber  die  subjoctive  Steuer- 
fffieht  Sehanz  a.  a.  0. 8. 101S~1019V  —  An  der  bisherigen  Einrichtung  der  Stenor- 
einheiten,  deren  jedesmal  zu  erhebende  Anzahl  dann  das  Etatsgesetz  bestimmt,  ist 
festgehalten  worden  (§.  13).  Der  Tarif  (§.  14)  ist  ein  leicht  degressiver,  bozw.  pro- 
gressiver, beginnt  mit  Vio  Steuereinheitssatz  bei  600 — 800  M.  Einkommen,  also 
V«-Vo  Promille  und  endet  mit  10  M.  für  10.000—11.000  M.  Einkommen,  also 
mit  c.  I  Promille.  Bei  10  Steuereinheiten  orgiobt  sich  daher  nclbst  hier  erst  eine 
ixeaer  von  1.  bei  15  von  1'/«  Va>  Landtag  gewünschte  Weiterführuug  der 

Plspesaien  ttber  10.000  M.  ninans  eritline  die  Regierung  damals  als  nnannehmbar, 
»e  hatte  sie  nur  bis  6000  M.  führen  uiid  bei  dieser  Höhe  schon  1  Promille  Einheit 
hs\)itu  Wüllen.  Erst  1806  ist  die  Progression  weiter  geführt  worden  (s.  u.  in  §.  160). 
Vcruußdurtc  Lcistungüfäliigkeit  (§.  15)  kann  bis  zu  IjüüO  }1.  Einkommen  mit  Herab- 
ietzung  um  1  Classe.  bei  der  untersten  mit  Freistellung  berücksiehtigt  werden.  — 
Die  jährlich  erfolgende  Veranlajrunjr  der  Steuer  knüpft  an  Hans-  und  Wohnlisten 
AU,  besteuert  Ehefrauen  und  Hauskinder  fur  deren  Einkommen,  über  das  sie  solb- 
stiodig  verfügen  können,  besonders  und  beruht  bei  den  physischen  Personen  mit  ttber 
1500  (.seit  Novelle  Tom  12.  April  1890  2000)  M.  Einkommen  und  bei  allen  juristischen 
an f  der  DeclarationspfÜcht  (mit  Versicherung,  die  Angaben  nach  bestem  Wissen 
und  Gewistien  gemacht  zu  haben),  eine  Pflicht,  deren  Nichterfüllung  mit  dem  Verlust 
der  Rechbmittel  gegen  Einschltzang  bedroht  ist  (§.  11.  83).  Anch  andere  Personen 
l^ben  anf  besonderes  Verlangen  die  erforderlichen  Nachwolsungen  zu  geben.  Im 
Gcsctzeniwurf  war  allgemeine  obliiratorische  Dcclarationspfiicht  auch  der  kleinen  Cen- 
sitta  gcpUüt  gewesen.  Im  Einkommen  und  in  der  Declaratiou  darüber  äind  in  der 
üMichen  Weise  4  Arten  ta  unterscheiden  nach  den  HauptqueUen  (§.  17).  Abzugs- 
fähig sini  Düsscr  Lasten  und  SrlniM.  i!  (|^.  IG,  mit  Specialbestimmungen  fUr  Einkünfte 
aus  dem  Auslände  und  für  das  Einkommen  Auswärtigerj,  auch  Staatsgrund-  und  Staats- 
gewetbesteuer  (also  nicht  andere,  auch  nicht  Gemeindestenern),  feiner  Sachrorsicherungs- 
primien,  nicht  andere,  wie  für  Lebensversicherong.  Die  Veranlagung  erfolgt  durch 
Einschätzungen  vot!  Fi  f»  sc  }iät  zu  n  ks  r  om  m  issionen  unter  Obcrleitunir  der 
Landes  -  Finanxdirecliuu.  ii^s  werden  BeziiL»-  und  Erciseinschätzungscommissioncu 
isisrsehiedeB .  en>tere  meist  eine  Ortschaft  umfassend,  schätzen  die  Einkoninen  bto 
3000  (nach  Novelle  von  1800  bis  .'^000)  M.  Höhe,  in  den  4  Hauptstädten  dos  Landes 
alle  Eänkommen,  letztere  die  höheren  Einkommen  der  übngen  Kieisbefölkerung  ein. 
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die  Mitglieder  der  crsteren  werden  vom  Gemelnderatli  (Gomeinde?ersammlung),  der 
letzteren  vom  Kreistage,  n&ch  näheren  Bestimmungen  des  Gesetzes  Uber  das  passive 
Wahlredit  dabei,  g«wihlt.  Tonitsende  diaser  Gommtoionen  sfaid  die  KroiadirectomD, 

^ener  ebenfalls  diese  oder  besondere  Fon  der  Finanzdirection  ernannte  Commissare,  ii» 
den  4  Hauptstädten  werden  ron  dieser  Direction  ans  den  Mitgliedern  der  CummissioDen 
besondere  Commissare  zur  Leitung  des  Einschfttzongsgeschäfts  ernannt  (§.  23  ,  26, 
UeiDe  Aendening  in  Norelle  von  1890^.  Zu  den  Befa^^niMa  der  Einscb&tzäags- 
COmmir<sionen  pehBrt  es.  von  ^Ii^rirtit--  und  Gemeinil.  b-hnr'^on ,  nach  der  N'nv-I!-;  ron 
1890  von  letzteren  und  Hol-  uuU  btaatubehörden,  Auokuuft  ttbcr  bestimmte  l-ragen  zu 
▼«riangen,  Grandbttdier  und  anden  Aeton  einntaelien,  SaobTeittlndigo.  ab  velditt 
ZQ  fongiren  Jedermann  auf  Erfordern  rerpflichtet  ist,  zu  femehman  ^.  28).  Rechts- 
mittel des  Censiten  sind  der  Einspruch  an  die  Einsch&tztinE^cotnmission  und  die 
Beclamation  gegen  den  zuraciiwcisendcn  Beacbcid  jener  Commission  an  die  Reclamations- 
commission  (§.  40  C).  Neben  der  EinsehltzongseommiMion  itana  ein  ^,Vertraneas- 
ausschuss"  anf  Wunsch  des  Einsprncherhebenden  in  Fanction  treten  (§  4^)  Gegen 
einen  die  Einschätzaug  crmässigenden  Beschlnss  der  £inschäizungt»couiunssion  hat 
anch  der  ToTBitzende  ein  Recht  der  Berufung  an  die  Reclamationscomiuisäiou  (§.47). 
Letztere  fungirt  fQr  das  ganze  Laad,  mit  dem  Sitz  in  Dessau,  und  besteht  ans  einem 
rom  Staaf.-nütiisteriom  zn  ernennenden  Reamten  als  V' ersitzenden  und  6  Mitgliedern, 
die  znr  iläli'te  rom  Staatsministeriam ,  zar  Hälfte  ?om  Landtage  auf  die  Dauer  der 
Landtagsperiode  geirlblt  werden  (§.  Diese  Gemmfanion  liat  umfiunende  Befag- 
nisse,  eventuell  bis  zur  Forderung  eidesstattlicher  Versicherungen,  deren  Wortlaut  sie 
vorschreibt  (§.  50).    Bei  Bernfungen  des  Vorsitzenden  der  Einschfttzongscommissionen 

f;cgen  die  Einschätzung  eines  Ceusiten  ist  letzterer  zur  Theilnahme  an  den  Verband- 
UDgen  einzuladen  (|.  51 K  Gegen  Ealscheidangen  der  Bedamationfleommission  findet 
eine  Berofnni?  an  (iericlite  nicht  statt,  sondern  Seitens  des  Censiten  nur  eine  Be- 
schwerde au  das  Staatsuiinisterium  weiten  unrichtiger  Anwendung  des  Gesetzes  oder 
der  Ansftihrungsvorsehrifteiu  Eine  solche  Beschwerde  kann  auch  der  Vorsitzende 
dieser  Couimission  aus  demselben  (irnnde  an  das  Staatsministerium  einlegen  (§.  52). — 
Strafen  sind  neben  Ordnong'^strafeii  Hinferziehunirsstrafen  im  Zehnfachen  des  ver- 
kürzten Stouerbctrags  bei  unrichtigen  und  anvollständigen  Angaben«  die  nicht  ledig- 
lieh auf  dnem  Terscben  beruhen  (§.  53.  54).  Durch  die  Novelle  ron  1800  ist  die 
Bestimmung  dahin  abgeändert  worden.  dai>s  bei  wissentlich  unrichtigen  oder  an* 
vollständijjtn  Angaben  die  Strafe  des  Fünffachen  desjenigen  Staatssteuerbetrags,  dessen 
Hinterziehung  beabsichtigt  war,  wenn  aber  die  Folge  eine  zu  niedrige  Vcraniaguog 
war,  das  Zehnfaebe  der  so  niedilg  veranlagten  Staatasteaer  eintritt  Ausserdem  Srsf* 
androhnngcn  für  den  Bruch  des  Geheimnisses  an  bei  Veraidagun^  Betheili^rte  (mit 
Zusatz  in  Novelle  von  1890  bei  §.  53).  Der  Bescheid  in  Strafsachen  wird  von  der 
Finanzdirection  verhängt,  wogegen  keine  Bet>chwerdo  im  Verwaltungswege  stattfinden, 
kann,  Ar  Antrüge  auf  geriehtüche  Entscheidungen  kommen  die  §.  460 — 469  der 
Strafproce^s-Ordnung  in  Anwendung,  Umwandlung  der  Geldstrafen  in  Fr  ihi  it  strafen 
findet  nicht  statt  (§.  55,  56).  Die  Frist  fur  Verjährung  der  Straf vcrlulgung  wegen 
Hinterziehungen  ist  eine  dreijährige,  wegen  sonstiger  Zuwiderhandlungen  aiae 
dreimonatliche,  für  Strafrollstreckun?  eine  fünfjährige  (§.  68). 

Das  Gesetz  trat  am  1.  Juli  dem  Befjinn  des  neuen  Finanzjahres,  in  einigen 

Bcöiiutmungen  zur  Vorbereitung  der  Einschätzung  u.  A.  m.  schon  am  1.  Jan.  1888  in 
Kraft.  Die  VertUideroogen  in  den  Steuerertrigen  seit  dieser  neuen  Gesetzgebung  waren 
die  folfrcnden.  ("Die  Jahrf»  1887  und  fulufudf  immer  die  Finanzjahre  1F87  P8  o.  s.  w  ) 
Die  Ergänzungssleuer  gab  im  letzten  Jahre  ihrer  Erhebung,  1887,  487.000  M.,  die 
feste  Grundsteuer  im  seitdem  fast  ganz  unveränderten  Betrage  war  rom  niehsten 
Jahre  1888  an  nicht  ganz  41.000  M.,  die  Einkomm. tn^teuer  von  1888—97  da^epm 
hezw.  321  —  330  —  433  —  528  —  ol.r,  -  591  —  728  —  650—  870  —  93U 
Tausend  Mark,  d.h.  von  zuerst  8  Steuereinheiten  war  man  auf  11,  13,  15,  zuletzt 
16  gekommen ,  also  in  10  Jahren  eine  wesentlicbe ,  fast  ununterbrochene  Steigerung: 
der  auf  weitere  Reformen  besonders  mit  hindrängende  Umstand.  Die  Concessions- 
tind  SperialsrewerbestLnern  standen  in  diesem  leraten  Jahre  1897  mit  128.  die  Eisen- 
bahnsteuur  mit  28,  die  Bergwerksabgaben  mit  182.  diese  zusammen  mit  283  Tausend 
Mark  im  Etat  waren  also  im  Ganzen  seit  1887  wenig  gestiegen,  die  indirecten  Steuern, 
mit  136.000  M.  in  15^97  mehr,  aber  die  Kinkummensteuer  hatte  doch  durchaus  die 
bebenschendc  Stellung  in  der  Besteuerung  erlangt,  weit  mehr  als  ihre  Vorgängerin, 
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die  Ergifizunpsstener  (s.  o.  T.  79,  S.  511).  Fw  veiter«  Befomen  der  diredea  Bd- 
steoeraof  koniitti  uur  ao  sie  aogekuUpft  verden* 

8.  160.  Steo  erreform  Ton  1896/97.  HinEnfttgang 
eioer  neoen  Grewerbe-  und  Rentenstener. 

S.  den  Aufsatz  von  ScliAn/.  und  das  Itfgblative  Material  im  Fin.arch.  B.  14, 
S  750—803.  Einkommensteaeriresetz  von  1886  mit  den  Norellen  Toin  12.  April  1890 
QDd  31.  Mira  1896  f.  V.  S.  785  TP',;,  (iewerbesteuereesctz  vom  22.  Mai  1807  (eb. 
S.  786—796),  Kapiialruutensteuergcsetz  ebenfalls  vom  22.  Mai  1897  ^eb.  S.  786—800). 
Anflübnuigs-yerordDung  vom  23.  JoU  1897  (eb.  S.  800—803). 

Nachdem  schon  die  erwähnte  Novelle  von  1890  kleine  Aen- 
denmgen  ao  dem  Gesetz  von  1886  gebraeht  a.  A.  anch  im  Tarife 
worde  dttroh  eine  nene  Novelle  vom  31.  MSn  1896  wesentlich  ans 
Moialpolitischen  Orttnden  zn  besserer  Vertheilnng  der  Steuerlast 
neben  finanziellen  Orttnden,  nnd  dem  prenssiscben  nnd  Bftchsischen 
Beisiriel  folgend,  die  Progression  des  Stenerfnsses  Uber 
10.000  M.  Einkommen  hiiuius  weiter  bis  auf  1  ^  Promille  für  die 
StenereiDheit  bei  100.000  Einkommen  und  darüber  geführt,  mit  gleich- 
mässiger  Ansgestaltnng  der  Progression  auch  für  die  sogen,  uiiuieren 
Einkommen  (c.  10  000—30.000  M.),  die  in  Preusseu  und  Sachsen 
nach  dem  Prineip  der  sogen.  „Horizontale'^  dem  gleichen  Steaer- 
procentsatz,  wohl  mit  Unrecht,  unterliegen.  Die  Grenze  der  Steoer- 
fieibeit  (600  M.)  ist  geblieben,  Scala  und  Tarifsatz  haben  aber  aneh 
sonstige  kleine  Aendemngen  erfahren,  die  Scala  ist  bei  den  Ein- 
kommen nnter  10.000  M.  in  etwas  andere  nnd  yermehrte  Stufen 
zerlegt,  die  Sätze  der  Stenereinbeiten  sind  dabei  znm  Theil  etwas 
erhöht  worden.  Die  WeiterfHhmng  der  Progression  entspricht  der 
allgemeinen  neneren  Bewegung  auf  diesem  Steuergebiet  in  Dentscb- 
land.  Bei  der  Niedrigkeit  der  anhalt'schen  Steuer  bleibt  die  Be- 
lastung dadurch  aber  immer  noch  erheblich  hinter  derjenigen, 
welche  die  hcUicreu  Einkommen  in  anderen  deutschen  Staaten 
Qoterliegenf  zurück. 

S.  §.  14  des  .-ilten  und  noncn  Gesetzes  (Fin.arch.  B  i.  S.  1038,  B.  14,  S.  769). 
Die  aiedrij^tc  Stufe  ist  jetzt  600^750  M.  Eiokommen  mit  04^  ^*  Stouereiaheitssatz, 
frtlier  600—800  M.  mit  0.10  M.  0.  A.  sind  die  frOliereD  Stufen  zwischen  500O 
cDd  10  000  M..  die  nm  je  1000  M.  stieg«i,  in  solche  verwandelt  worden,  die  um  je 
•"^X»  M.  steiften.  Der  Sieuereiuheits«atz  war  z.  B.  frilhor  hei  1000—1200  M  Ein- 
iommeo  0.20  M.,  jetzt  ist  er  bei  lOöU— 1200  M.  0.3v>  M..  bei  40U0— 4500  M.  Ein- 
k«nmen  war  er  2.5  H.,  jelit  ist  er  8  M.,  bei  9000—10.000  M.  war  er  8.60  M.« 
je«  ist  er  bei  9000-9500  M.  8.60  M.,  bei  9500—10.000  M.  9.80  AT.,  bei  10.000 


')  Bcarht'Mf^TTerfli  i>t  auch  i-iii  ZusatT:  in  §.  12.  Wif  üblich  wenlcn  schwankende 
EiODthmeu  nach  drujalirigem  Durchschnitt  angesetzt,  ü&ch  der  MoreUe  von  1890 
Tifd  anidtttcUitoh  besännt,  deis  dabei  ein  Verlns^hr  oder  «in  Jabr  ebne  aiover' 
pSicbti^es  Eiiikoinmen  mit  0  anzusetzen  ist.  Die  Begründung  dafHr  am  den  Motiren 
M  Schanz,  Archir  B.  14,  8.  758  ff. 
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bis  ILO'^t  M.  war  't  ]i>  M.,  so  ist  er  liier  geblieben,  bei  linlu^rnn  llinVoinmi^n  -ticir 
er  früher  für  le  Khhj  M.  um  1  M.,  jetzt  ist  er  bei  ll.ÜUÜ— 12.0UU  M.  Eiiikümmeü 
ll.iiD  M..  bei  hölicreu  für  je  lüUÜ  M.  1.25  M.  von  12.000—59.000  M..  1.50  M.  rou 
ttber  59.000—100.000  ÄL,  bei  über  100.0»J()  M.  Eiukomuicn  ist  der  Einheitssati  1'/, 
Promül  ,  10  Einhr  iffn  also  doch  erst  V/tVo*  ^''^  '^^^  -  —  Vermiüderie 
LeistuugsliUiigkeit  liaiiu  wie  bisher  bi«  zu  60CM)  M.  Eiukouiuieo  berücksichtigt  werdeu, 
doch  ia  ttiikenm  Mmmb,  seaiUch  bis  »uf  HetftbaetzQiig  um  8  (froher  um  1)  Glaese 
und  erentaell  Freisieilaog  der  8  nnterBtea  (bisher  nnr  der  uitaesteii)  (§.  15). 

Der  ÖteigeruDg  der  Progression  des  Fasses  der  EiDkommen- 
Btener  hätte  eine  vermehrte  Beiastoog  des  sogen,  fundirten  £io- 
kommenSy  wie  sie  in  Preossen  und  anderen  Staaten  doroh  die  nene 
VermOgeniatoner  erfolgt  ist,  entsprochen:  beides  Maaaaregeln  ans 
einem  ähnlichen  y^socialpolitischen''  Gesichtspnnet  der  Stenerrer-* 
tbeiinng.  In  Anhalt  war  die  Mehrfoelastang  des  Ulndlichen  Gmnd* 
besltzes  dnrch  die  feste  Omndstener  neben  der  Einkommensteoer 
zwar  nicht  direct  in  dieser  Tendenz  herbeigeführt,  sondern  wesent- 
lich um  der  althistorischcn  Mehrbelastung  dicbc»  Bcbitzcs  im  Dcuen 
Steuersystem  Rechnung  zu  trapen,  aber  factisch  wirkte  sie  doch, 
wie  schon  oben  bemerkt  worden,  auch  wie  eine  Mehrbelastung 
speciell  dieses  Besitzes  als  einer  Quelle  „fundirten"  Ein- 
kommens. Da  hätte  es  nahe  gelegen,  nnn  aoch  das  übrige  der- 
artige Einkommen,  ans  Häusern,  Gewerbe-  und  Leihkapital  einer 
Bolchen  Extra-  und  Doppelbestenernng  noch  neben  der  Einkommen- 
steoer ztt  unterziehen.  Dadurch  wäre  zugleich  das  Bedttrfniss 
nach  htlheren  Steuereinnahmen  ohne  stetige  Steigerung  des  Ein- 
kommenstenerfusses  (in  einer  grösseren  Zahl  aasgeschriebener 
Steuereinheiten)  befriedigt  worden,  ein  Beddrfniss,  das  ohnehin  auf 
weitere  Rctbrmcn  hindrängte.  Für  die  Verbindung  einer  allgemeinen 
Veiniögensstener  mit  der  Kinkdiiimensteaer  zu  diesen  socialpuiitischen 
und  finanziellen  Zwecken  hprach  der  Vorgang  des  das  Ländehen 
eiuschliessenden  preussischen  Staats  und  die  erwünschte  Möglich- 
keit, bei  dieser  Personalsteuer  ebenfalls  den  Lasten-  and  Schuldeu- 
abzug  zu  gewähren,  der  bei  der  Ertragssteuer,  aaeh  bei  dem  Rest 
der  verbliebenen  festen  Grundsteuer,  nicht  stattfindet,  ein  aoch  bei 
niedrigem  Steuersatz  doch  misslich  bleibender  Umstand. 

Indessen  wurde  dieser  Weg  nicht  betreteD,  sondern  ein  anderer. 
Es  sind  theils  ttberhanpt  nicht,  theils  nicht  in  erster  Linie  social- 
politisehe  Steuerrertbeilungsgesichtspuncte,  sondern  finanzielle 
Interessen  und  eigenthümliche  finanzielle  und  wirthschafUiche  Ver- 
hältnisse gewesen,  welche  zu  dem  gewählten  Wege  einer  weiteren 
Steuerreform  liüjrten,  und  zwar  aus  im  Ganzen  zutreffenden  (rründen. 
Wie  ächun  erwähnt,  werden  in  Anhalt  die  behullasten  grüsstentheili^ 
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direct  vom  Staate  getragen  und  haben  sie  akb  in  nenerer  Zeit  be- 
aondera  stark  yermebrt.  Sie  in  grösserem  Maasse  den  Oemeinden 
»izawälzen,  erseblen  inopportun.  Vomemlleb  war  es  nun  notoriseb 
die  Entwieklnng  der  Grossindnstrie,  die  diese  SteigeroDg 
der  Scbnllastenf  wie  auch  diejenige  der  Ärmenlast,  direct  und  in- 
direct  bewirkte.  Deingemäsö  wollte  man  diese  Industrie  in  stilrkerem 
Umfang  zur  Deckung  der  Staatsansgaben  heranziehen  und  gelangte 
60  in  dem  Gesetz  gewindcnen  Plane,  die  grösseren  gewerb- 
lichen Unternehnjungen  mit  einem  Reinertrage  von  über. 
lo.üOO  M.  einer  besonderen  Gewerbesteuer  zu  nnteraiebens 
Dieses  Vorgeben  war  principiell  und  practiscb  zn  begrttndeD.  Es 
entsprach  der  Tendenz  naeb  nieht  sowohl  einem  ,,soeialpolitisehen" 
Steneqfpesiohtspnnet  y  die  stärkeren  Sehnltem  anch  relativ  stärker 
zo  belasten  nnd  diese  Art  des  fnndirten  Eiokommens  höber  zn 
besteneniy  wenn  es  anoh  euie  derartige  Wirkung  als  begleitende 
Folge  mit  sich  ftthrte.  Vielmehr  beruhte  es  auf  dem  Oedanken 
der  ßesteueruiig  nach  dem  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung 
oder  nach  dem  Interesse  (Fin.  II,  §.  180 — IS2),  das  hier  einmal 
io  der  S taatsbestenernng  zur  Geltung  gelangte  und  nach  Lage 
•ler  Dinge,  da  die  Schullusten  vornemlich  Staatssiiche  waren,  nicht  ' 
mit  Unrecht.  Immerhin  ein  steuerpolitisch  allgemein  be- 
achtcDswerther  Vorgang,  der  wieder  einmal  zeigt,  wie  com- 
[•licirt  solche  Fragen  leicht  sind  und  wie  lehrreich  auch  ftlr  die 
Theorie  die  Steuergesebiehte  solcher  staatlieher  Mikrokosmen  wie 
Ashalts  mitunter  sein  können.  Die  neue  anhalt'sehe  Gewerbesteuer 
nseb  dem  Gesetz  <rom  22.  Mai  1897  ist  also  speciell  eine  gross- 
indostrielle  und  der  teebniseben  Form  nach  eine  Ertrage- 
st euer,  ohne  Zulassung  des  Sebnldabzngs  vom  Reinertrag, 
wiederum  folgerichtig  dem  steuerpolitischen  Gedanken  nach:  es 
werden  so  aus  dem  Steuerertrage,  wenn  er  auch  in  (iic;  .Staatscasse 
ohne  Weiteres  fliesst  und  nicht  die  Specialverwendung  in  der  Art 
der  alten  Zweckst ciicrii  lindet,  besondere  Beiträge  flir  eine  durch 
die  Besteuerten  wesentlich  verursachte  btaatsausgabekategorie 
enielt. 

S.  für  die  Einzelheiten  das  Gesetz  sel!)st,  fUr  nllircTiicinere  Pancte  die  Aus- 
lahnio^ea  tod  Schanz  a.  a.  U.  S.  760 — 7t)B.  Der  Khtwuri  bat  im  Gesetz  einige 
Aendeniogan  eilkhren  (s.  Sehaiiz).  Ich  bescbiinke  mich  aaf  folK«nde  HittheiliiDseD. 

D«;r  Steuer  untcrliepen  nur  die  stehenden  Gewerbe.  Unter  den  Befreiangen  befinden 
»ch  b^s-timmt  «^enaunte,  wesentlich  grcmeinniltzigen  Zwecken  dienende  gewerbliche 
üetenichiDUOgeü  der  Coiomuiieo  (§.  3  auch  dur  Bergbau,  soweit  er  Borgwerkäabgabeu 
lach  Gesets  vom  20.  Mta  1886  trsigt,  wie  die  ganze  Land-  nnd  PoistwiitliBohnn 

^■i'  i  nicht  ce'wrThesteacTpflichtip.  atich  nicht  der  Eisenbahnbetrieb  (iJ.  4.  mit  weiteren 
i-alUn  der  Freiheit).    Es  werden  also  wesentlich  die  Gewerbe-  (and  Uandels-)(Juter- 
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nelimongcn  im  engeren  Sino  roa  der  Steuer  getroffeo,  aber  nur  die  grös^ren  mit 
einem  ReineTtr»ge  ron  10.000  M.  ond  anfvirts  (nach  dem  Enhrnrfi»  troa  18.000  If. 
an),  und  zwar  nach  einem  classiücirtcn.  m&ssig  progressiren  Fasse  (bis  110.000  M. 
Reinertrag  1  "/ß.  für  je  weitere  10.000  :M  j»^  O  l  mehr,  bis  zum  Maximum  von 
2  %  bei  200.000  M.  und  mehr«  nach  dem  Kntwarfe  bis  8  V«)  (§.  6,  6).  Steaerobieci 
(Orandlage)  iat  nm  dfeeor  Bdiiertng,  nicht  taeh,  wi«  bd  der  neoea  proMriBclieit 
Gewerbesteuer  eventuell  das  Anlage-  und  Betriebskapital  (s.  darüber  Schanz  S.  762) 
und  zwar  der  individuelle  Reinertrag  unmittelbar,  ohne  Bildung^  von  Steaerjresellschaften. 
die  absichtlich  vermieden  wurden  (Schanz  S.  7G3).  Der  Gewerbebetrieb  juristiiscbcr 
erfolgt  wie  de^enige  physischer  Personen  und  TOrnemUch  mit  Actiengesdbehaften 
U.  dgl.  lirit  man  es  zu  rl.tm.  Wie  bei  Gewerbesteaem  nach  dem  Reinnrtraarsprincip 
und  wie  bei  der  Einkommen besteuerong  der  Gewerbe  werden  als  Abzüge  alle  Butrif^bs- 
koBten  «ad  angemesgeaen  Abschreibungen  aoeritannt.  bMtfnnite  andere  Arten  ron 
Ansgaben,  Verlusten  aber  spectell  als  nicht  abzugsfähig  bezeichnet  (§.  14  a.  A.  Schald- 
zinsen  für  Kapitalanlagen,  während  Zinsen  für,  näher  characlerisirt  werdende,  Gc- 
sch&ftsschuldan  abzogsfähig  sind;  auch  Kapitalferlo&to,  Ausgaben  fur  Schuldentilgutig 
nnd  Hlgonfr  des  Anlagekapitala.  EinkoaraeDitener  oad  aensdge  Penonaktenem,  Gmnd*« 
GebSude-.  Gewerbesteuer  sind  nicht  abzQgsfShig).  Für  die  jährliche  Veranlagun? 
ist  die  Dcciaration  des  (i ewerbetreibenden  als  obligatorisch  rorgebchrieben 
(§.  15 — 20).  sie  muss  auch  Uber  die  Höhe  des  steuerpflichtigen  Reinertrags  selbst  ^e- 
gebcn  werden  (§.  19)  mit  der  Verddieranf  besten  Wissens  und  Gewissens.  Nicht- 
erfüllung zieht  wie  bei  der  Einkommensteuerdeclarr^'inn  den  Verlust  der  Rechtsmittel 
für  das  Steaerjahr  nach  sich.  Vorlegung  der  Gescbkftj>bUcher  erfolgt  nur  bei  Bereit- 
willigkeit des  Censiten  dam  (§.  28).  Im  Uebrigeo  findet  die  Teranlagung  durch  die 
betrefFendeu  Behörden  bezw.  Gonuniasionen  der  Einkommensteuer,  wesentlich  wie  bei 
dieser  statt,  die  Vorschriften  Uber  Rechtsmittel.  Strafen  u.  s.  w.  sind  die  cleichen.  — 
Der  vierte  Theil  des  Steueraufkommens  fällt  der  betreffenden  Gemeinde  zu  ^^l.  47). 

Die  neue  Gewerbesteuer  soll  sur  Einkorn mcnsteoer  eine  Er 
gftiiKangs stelle  einnehmen,  wie  auch  die  noch  zn  besprechende 
Rentenatener.  Zu  diesem  Zwecke  sind  noch  besondere  Bestimmangen 
getroffen,  nm  diese  beiden  Speeialstenem  selbst  sn  ermässigen, 
wenn  der  Bedarf  eine  ErmSssigung  der  Einkommenstener  gestattet 
nnd  fttr  ihren  Gesammtertrag  im  VerhSltniss  za  dem  der  Ein- 
kommenstener ist  eine  Schranke  gezogen.  Insofern  ist  bei  diesen 
beiden  Spccialsteueru  nicht  wie  bei  der  Gruiidbteuer  ein  fester 
Satz  eingeführt. 

fiesetz  tlber  Gewerbesteuer  §.  55,  Uber  Kapitalrentensteuer  §.  20.  Bei  weniger 
als  IG  Eiuhcitou  der  Einkommensteuer  soll  von  beiden  anderen  Steuern  ,  nach  Be- 
stimmungen des  Etats^esetzes  ein  entsprechender  Theil  iintrhobeu  bleiben,  in  der 
Bej^el  bei  Wciiisrer  als  K,  Kirikommen^fonorcinlieiten  bis  25  bei  wenit-fT  als  10 
bis  60  "Iq  und  Uberhaupt  soU  der  Kegel  nach  der  Staati^antheil  an  der  Gewerbesteuer 
nnd  der  Betrag  der  Kapitalrentensteoer  den  vierten  TheÜ  des  Einkommen«teaerertn^gs 
nicht  übersteigen.  —  Bei  der  Einführung  der  festen  Grundsteuer  von  1886  war  eine 
VerfmdernnjEr  des  Kusses  derselben  i,der  Zahl  ihrer  Einheiten)  nach  der  Finnii/iaixe, 
bezw.  dem  Bedarf  und  der  Zahl  der  Einkommcnsteucreinheiten  seiner  Zeit  auch  er- 
wogen nnd  Ton  einer  Seite  geplant  gewesen,  ist  aber  nicht  in  das  Oesetz  gekommen 
(Fin.arcb.  B.  4,  S.  1011,  Folge  der  Beweglichkeit  der  Prieipnallast  des  llndlichen 
(mudbesitzes). 

Die  HinznflUgiuig  einer  besonderen  Kapitalrenten  Steuer 
ist  erst  anf  eigenen  Wnnaeh  des  Landtags  erfolgt.  Fflr  diese  Steaer 
konnte  die  Begründnng  der  Gewerbesteuer  mit  Vemrsaobnng  be- 
sonderer Staatsansgaben  durch  die  Gewerbetreibenden  nnd  die 
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ältere  Begrttoduog  einer  Präcipnal- Grundsteuer  nicht  wohl  Platz 
greife&y  sondern  nur  der  socialpolitiBche  Gesichtepanct  besaerer 
SteoemrtheUang  doroh  biihere  Besteaerang;  dieses  ,|fondlrteii" 
Einkommens.  Um  so  mehr  erschemt  es  dann  als  Ltteke  des 
Systems,  dass  nicht  aneh  der  Haasbesitz  einer  solchen  Sonder- 
fltener  nnterzogen  worden  ist»  der  die  drei  anderen  Arten  fnndirten 
Eiskommens,  bei  Gewerben  und  Kapitalien  wenigstens  die  grossen, 
unterliegen.  Bei  der  Kapitahentensteuer  ist  .Schuldzinsenabzag  in 
gewissen  Fällen  gestattet,  insofern  der  Ertragssteiicicharacter  nicht 
streng  gewahrt  und  ein  anderer  Hechtszustaud  als  bei  der  festen 
Grundsteuer  und  der  Gewerbesteuer  geschaffen.  Die  Steuer  beginnt 
aber  erst  bei  Kentenbeträgen  von  5000  M.  und  mehr,  also  zwar  bei 
erbeblich  niedrigeren  Einkünften  als  bei  der  Gewerbesteuer,  fongirt 
indessen  so  auch  nur  als  höhere  Besteuerung  des  grösseren 
Besitzes  beweglieben  Kapitals,  onlerliegt  alsdann  ttbrigens  einem 
niedrigeren  Stenerfnss  als  die  Gewerbesteuer,  welcher  ebenfalls 
isSssig  progressiv  gehalten  ist:  er  geht  von  knapp  Vi— I-V2  Vo 
BetrSgen  über  13.000  M.  Besondere  Deelarationspflicht  besteht 
sieht,  es  wird  unmittelbar  die  betreffende  Einkommenkategorie  der 
Einkommensteuer  zur  Hentensteuer  veranlagt,  die  Veranlagung  er- 
t'olgt  daher  auch  in  VcrbinduDg  mit  der  Einkommensteuer,  als  eine 
Art  Zuschlag  zu  der  betrefifenden  Eiukommenabtheilung,  wenn  auch 
in  betiouderer  Form. 

S.  Schanz  Fin.arch.  B,  14,  S.  7fv,.  764,  das  Gesetz  S.  796  ff.  Steuerobject 
i&t  die  Kategorie  2  des  Eiokommens  des  Einkommenstenerrrcsetzes  (§.  17).  d.  h.  das 
•■ReiDmkommen  an  Kapitalziustiu ,  Beuten ,  Apaiiaguii ,  Dirideodeu  von  Äcticn  i^er 
Kazen,  NatoralgefUlen,  Annogen  und  fthnlicheii  Eiolcflnft«a''  (RapitalrentensteiiorKesetz 
^  I),  d.  h.  das  Eiukommcn .  mit  welchem  der  Pflicliti-rc  zur  Einkommensteuer  ver- 
^üiagt  int  (eb.  §.  2),  doch  mit  noch  etwas  weiteren  Befreiungen  (eb.  §.  3).  Etwaige 
Scböldziusen  sind  soweit  ahzogsfahig,  als  sie  das  Einkommen  aus  anderen  Quellen  als 
aas  Kapitalrermögen  abenteigen  (§.  4).  Für  die  Henteubeträge  sind  Betragsstufen  * 
33i*  b.^-tiii)infcii  Steuersätzen  gebildet  (5000-  "^nOO  M.  mit  24  M.  S:itz,  5500—6000  M. 
mit  m  M.  u.  8.  w.,  Stufen  ?on  500  M.  mehr  bis  12-500— Icl  UOU  M.  mit  195  M.  Satz, 
TOB  dt  an  Betnigsscofeii  von  je  lOOe  H.  mebr  und  Satz  ron  Vi^ "  ^  dafür  6). 
Hrni'is^ii^ang  wegen  rermiDderter  LeistQngsf&higkdt.  die  bei  der  Einkommensteuer  bis 
'^'W  M.  Einkommen  sfatfhaflt  ist,  ist  auch  bei  der  untersten  Stufe  der  Kapitalrentcn- 
steaer  aaageschlo6«en  12.)  Alle  tibrigeo  Poncto  sind  wt^entlich  wie  bei  der  Ein- 
oiameDstener  geordnet  Ans  den  Bollen  der  letzteren  fertigt  das  Katasterbnreaa  beson- 
<leiefiapitalrcnteusteuerro]l>:;n  an  und  (hoilt  dem  Consiten  die  Veranlagung  mit  (§.  7.  8). 

An  den  sonstigen  directen  Steuern,  fom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen, 
Vasderlagerbetrieb ,  Betrieb  der  Gast-  und  Schankwirthschaft  und  des  Kleinhandels 
Qit  geistigen  Getrftnken  ist  durch  diese  Reform,  auch  dur<  Ii  liio  Eiufilhrung  derneaen 
''«werbesteo^-T ,  nichts  geändert  worden.  Die  Bergwerksabgaben  sind  jetzt  geordnet 
darch  Bestimmungen  im  Berggesetz  vom  20.  März  1896,  §.  199—213.  Zur  Erb- 
cthaftsstener  sind,  behnfe  Debereinstlmmung  mit  dem  preassischen  Beebt,  Korellen 
*a  29.  März  1892  und  29.  Mai  1897  erlassen  worden.  Steuersätze  der  Seitenlinie 
2  QDd  4.  der  fe  rnsten  Yecvnndten  und  sonstigen  Personen  8^/,|,  bei  Freiheit  der 
•ürectcü  Linie  und  Galten. 

34* 
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Unter  dem  Hinfass  der  dargelegtea  Beformen  der  letzten  Jahre  (18%,  1887) 
hat  fAA  dar  Ertng  der  mball'aeheii  8tea«iii  Dteli  den  Elattslffen  folKendenuttMn 
«Btviekelt 

T^b.  80.  Anhall^sehe  St(  iierertrMe   1000  lUrk). 


1897 

1898 

1899 

1.  Einkommenflteiier    .   .  . 

930  1 

1078 

1.210 

3.  Nene  Gewerbesteuer    .  . 

160 

190 

4.  Feste  Grundsteuer   .   .  . 

40.5 

40.5 

40.5 

Smmiie  I  (1—4)   .   .  . 

970.5 

1.278.5 

1.440.5 

5.  Spccialgewerbestover  (tite) 

123 

176 

190 

6.  Ei-^enbahnsteuer  .... 

28 

28 

2f< 

7.  Bcr^'werksabgabon   .    .  . 

132 

185 

142 

Summe  II  (5—7)  .   .  . 

360 

1.263 

1.617 

1  800 

13ß 

142 

195 

Die  Steuern  sind  rasch  gestiegen,  die  directen  betragen  im  Icuten  Jahre  aui 
den  Kopf  e.  6,  die  personalen  HnoptetMiem  mit  iliren  Anhingadn  ^nmme  I)  c 

Beiast u n g-e n ,  die  nicht  direct  mit  den  DnrchscliMittszIfrern  viel  grösserer  Staaten  wie 
der  Mittelstaaten  und  vollends  Preusson  verglichefi  werden  können,  denen  sie  sich 
annähern.  Bei  der  Wohlhabenheit  des  Landes  ist  die  Belastung  immer  noch  missifr. 
nber  ft«ilich  mch  hier  seit  den  1880ör  Jahren  stark  gewachsen,  die  Haupthteucrn 
(unter  freien  die  chcmalifrn  Erfranznngssteoer  im  letzten  Jalire  vor  Einführung  der 
Einkommensteuer  auf  das  Dreifache.  —  Der  wirkliche  Bnrag  der  £rbscbaftt>> 
steoer  war  twischen  1885  ond  1896  sehwanitend  «wischen  40.100  und  188^  M. 
in  einem  Jahre,  im  Durchschnitt  1894 86.400  M.  (ein  anomal  hoher  Dnrduchnitt, 
da  das  Mazimom  in  diese  Jahre  fiel,  s.  Fin.arGh.  B.  15,  S.  640). 

§.  161.    Die  neue  Ordnnng  der  Kreis»  und  Oe* 

meindebesteuerung. 

Aof  diese  fieetenernng  wird  in  diesem  Abschnitte  von  den  Klei&^nten  msertf 
Absicht  gemSss  (S.  445)  nicht  niher  eingegangen.    Bei  dem  Zatammenhang  der 

Staats-Htenerreform  mit  dieser  Communalbesteuerung  sei  indessen  awch  hier  anf  letztere, 
wie  oben  bei  Braonschweig  (§.  155),  wenigstens  ein  kurzer  Blick  geworfen.  Für  alles 
Weitere  lann  wieder  anf  G.  Seh  ans*  Ansffthmngen  (PiB.areh.  B.  4,  S.  1030—1084 
und  B.  14:  S.  Tfiro  .  d<  iiei!  i  Ii  hier  folge,  und  auf  das  dort  mitgetluilto  legislative 
Material  (R.  14.  S.  S08  —  W-J)  verwiesen  werden.  Die  betreffenden  (iesetze  sind: 
vom  20.  Mär^  1887,  Abändcrungcü  der  Krei.^ordnuug  vom  18.  Juli  1870  betr.,  vom 
7.  April  1887,  Ab&ndcrong  von  Bestimmungen  der  Gemeinde-,  Stadt-  nnd  Dorfoidnnng 
betr..  vom  7  April  1S87,  di<' Anpassung  »erscliiedem  r.  mf  die  Sfaatsertränzungssteuer 
bezüglichen  Gesetzesvorschriften  an  da»  System  der  iünkommensteuer  und  der  festen 
Gnadsteoer  betr.,  rom  12.  April  1890,  weitere  AModenmg  der  Kreisordnnng  betr.,  nnd 
Tom  12.  April  1890.  Ahindemagen  der  Gemeinde-,  Stadt-  nnd  Dorfordnong  betr. 

Die  Ergäiizuugssteuer  hatte  auch  die  Gruudlage  für  die  Vcr- 
theilung  der  Kreis-  und  Gemeindesteuern  gebildet.  Die  Kreis- 
steuern wurden  nach  der  KreisorduuDg  anf  die  Gemeiutleu  und 
Gutsbezirke  in  jedem  Kreise  nach  Verhältniss  der  in  diesen  ört- 
lichen Bezirken  aufkommenden  Beträge  au  directen  iStaatästenern, 
d.  h.  der  £rgänzungssteuer  aufgebracht  Nach  der  Beseitigung  der 
letzteren  erfolgte  die  Vertheilaiig  der  Kreisstenem  auf  die  Ge- 
meinden und  Gatsbezirke  naeh  Maassgabe  der  neuen  Einkommen- 
stener  und  der  geeammten  biaherigeD,  in  der  ErgSnaangastener  en^ 
haltenen  Gmndstener  des  land-  and  forstwirthscbaftliehen  Gmnd- 
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besitzes,  wobei  die  Zahl  der  für  den  Kreis  zulässigen  Grundsteuer- 
einheiten mit  tler  Zalil  der  zu  erhebenden  Einkommensteuereinheiten 
in  ein  bestimmtes  bewegliches  Verhältniss  gebrac  ht  woitien  ist. 
Die  Untervertbeiluug  der  Kreissteuern  auf  die  einzelnen  Censiten 
^^escbah  nach  Maassgabe  der  Staatsergänzungssteuer,  also  als  Zu- 
schlag dazu,  in  Städten  mit  abweichendem  CommanaUteuerfuss 
facnltativ  anch  nacii  diesem,  nunmehr  in  jeder  Gtemdnde  unbedingt 
danach. 

Gen.  Gesetz  von  1887  und  1890.  Eine  Einheit  der  staatliclipn  festen  Gnind- 
i>teaer  wird  erhoben  für  die  Kreute,  wenn  in  dem  betretenden  Jalir  nicht  mehr  als 
3  Einheiten  der  Einkommensteuer  erhoben  «erden.  Für  jede  zu  erhobende  3  Ein- 
heiten letzterer  mehr  vird  1  Grundüteaereinheit  mehr  erhoben  (Noreiie  zur  Kieii* 
i-rdnun?^  ?on  1890,  §•  12).  Die  Kreise  sind  berechtigt.  n<hcu  oder  an  Stelle  dieser 
ivreiüstenem  iUr  einzelne  Ciasbon  von  Kreisangehöri^eu  oder  einxelne  Gemeindea, 
deuen  i^eviflae  Einrichtiinf  en  besonden  zn  tinte  konmen,  eine  besondere  Besteniming 
ein/nfuhren,  bei  besonderen  Aufwendungen,  die  vornemlich  gewissen  Objecten  Vor- 
rheile  bringen,  anrh  Präripualbelastnngen.  im  Form  von  Zuschlä'-'ien  oder  d«^;!.  m.  ein- 
treten zu  laäüon  (eb.  ^.  14).  —  Kreiä-  und  geuieaide^tuaerpflichiig  iac  lui  iieirüge  \oii 
990.000  M.  auch  hier  der  herzogliche  inländische  Grundbesitz  zur  Einkommensteuer. 
Besondere  Bestimmungen  bestehen  für  das  ßscalische  Salzwerk  Leopoidlliali  and  des 
Verkaofasyndicat  der  Kaliwerke  daselbst  (eb.  10). 

Für  die  GemeindebeBtenerang  ging  man  nach fiinftthrang 
der  Einkommenstener  bei  dieser,  soweit  sie  Gemeindezweeken  dient» 

unter  die  Grenze  von  600  M.  mit  der  Steuerfreiheit  herab  anf 
.SMO  M.  und  wies  die  Gemeinden  neben  Zudublä^cu  zur  iStaatsein- 
Kviinnieiisteuer  auf  Mitbelastung  der  Grundsteuer  und  der  Häuser- 
Steuer  liin.  Das  iMaass  der  Heranziehung  der  Grundsteuer  ist 
dabei  in  derselben  AV'eise  wie  bei  der  Kreissteuer  in  ein  bestimmtes 
beweglichcfl  Verhältniss  zur  Heranziehung  der  Einkommensteuer 
gebracht  Die  communale  Grund-  und  Häusersteuer  bildet  so,  in 
ttbiicher  Weise,  eine  Mehrbelastung  dieses  Besitzes,  neben  der  £in- 
kommensteaer,  dem  Steaerprincip  Ton  Leistung  nnd  Gegenleistang 
entsprechend.  Zn  der  neuen  Gewerbesteuer  der  Grossgewerbe 
scheinen  GemeindezngchlSge  nicht  zu  ertolgen,  dafür  aber  ist  der 
Tierte  Theil  des  Ertrags  der  betreffenden  Gemeinde  ttberiassen. 
Genieindezuschläge  eu  der  neuen  Kapitalrentensteuer  sind  dagegen 
ausdrücklich  unteräa^t. 

Kapitalrentensteuergeauti^  ^.  17.  Die  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Kreise  uud 
bezieht  »ich  auch  anf  die  EinfQhrong  eigener  Kreis-  oder  Gemeinde-Kapitalrenten« 
steuern  (Gowerbt^stetier^esctz  §.  47).  —  Die  untersten  SiufVn  der  (iemeinde-Einkommen- 
iteuer  sind  300— 4üU  M.  Einkommen  mit  O.Oö  M.  btcuercmbeit,  4dU— 600  iL  mit 
0.10  M.  dsgl.  INe  ceramonale  H&nseiMener  iat  eine  selbet&ndige  nach  Avfhebnng 
der  staatlichen  (in  der  Iruheren  ErgänznngBStener)  geworden,  betritlt  nur  Wohnhäuser 
mit  Zubehör,  und  hat  dafür  den  Feuerversicli  rrmirswerth  zur  Grundlage  gcunniffien, 
uach  der  Versicherungssumme  bei  der  Landebbr^nidcasse,  —  eiae  nicht  eiitwaudireit] 
Srandlage,  zninnl  in  Budten.  Der  Stenereinheitwaix  ist  dabei  2  Pf.  anf  1000  M. 
Verth.    GeirerbUdie  nnd  ttbeihanpt  Nicht- Wohngeh&nde,  nit  Ansschlose  der  den 
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Laudvirthschaftebetrieb  dienenden,  können  übrigens  darch  Ortsstatat  in  derselben 
Weise  und  Höhe  mit  zm  Besteuerung  herangezogen  werden  {Go<*^ti  von  1890.  §.  '2<>). 
Wenn  ich  die  Bestimmungcu  recht  verstehe,  mtlssen  dann  zur  Bedarfsdeckung  in  deu 
Gemeinden  immtf  gleicE  viel  Einheiten  der  Xinkommenstener  und  der  H&osenteaor 
erhoben  werdtm,  wofe^en  für  die  Grundsteoer  das  Ycrh&ltniss  der  Heranziehang  wie 
1  :  3  Einheiten  der  Einkommensteoer,  ebenso  wie  bei  den  Kreisstcuem  vorgeschrieben 
ist  —  Den  öffentlichen  Beamten,  die  in  der  früheren  Gehaltsstener  niedriger  als  andere 
Berufe  besteuert  waren,  ist  iti  der  neuen  (icsetzgebung  ausdruckllcli  das  Privileg  ge- 
währt, rhiss  sie  nur  mit  der  H'  Ifte  des  Steuersatzes  ihres  Kiukommens  zor  Gemeinde- 
einkommensteoer  herangezogen  werden  (gen.  Gesetz  §.  25  a).  —  Persönliche  Dienst- 
leistongen« «uaer  bei  KothBtnndstlkwelir  n.  dgl,  doifen  Mudtllcfclich  nicht  gefordert 
werden  (eb.  §.  26).  Die  Bestimmungen  für  die  Kreissteuern  in  Betreff  Sonder- 
besteueruriL'-en  und  PrUripnalsteuern  bei  Aufwendtinc:(;n  von  besonderem  Tortheil  für 
gewisse  GruiidMUcke  gelteu  ebenso  für  die  Geuieiiideböitteaemng.  Auch  für  die  iie- 
mel&desteuer  steht  Leopoldshall  und  das  Verlcsafiisyndfest  der  Kaliwerke  apart  da. 
In  verschiedenen  snnstig'^n  f- rillen,  so  bei  Ik-stcuerung  zur  Kostondeckun^r  im  Land- 
armenverband  nnd  Eiukommensteoerpflichtige  ueb&t  Zaschittgen  zur  festen  Grund- 
Steuer,  im  YerhiltoisB  Ton  1  Einheit  jener  und  Vs  Einheit  cUeser,  vorgeschrieben 
(Geaeti  Tom  7.  April  1887.) 

e.  SachseD  -  Weimar. 

§.  1B2.  V  0  rbemerkuniren.  Ueber  Finanzen  und  Sfetiern  des  Grossherzotr- 
thums,  mit  einigen  historischen  Notizen,  v.  Reden.  Finanzstatiatik  1,  2.  Abth..  S.  1371 
bis  1420,  Toroemlich  Uber  die  erste  UÜfte  des  19.  Jahrhunderts,  lelier  du-  Steuer- 
Verfassung:  spec  iell  S  t  iohl  i  n  g^.  Kiokommensteuer  des  Grossherzogthum  Sachsen- Weitnar- 
Eisenach,  1Ö44,  bes.  Borst,  Grund-  und  Einkommensteoer  des  Gosaherzogth.  Sachsen- 
Vdmar  1879  (B.  II,  Heft  8  der  Gonrad'scben  Samnlnng^  ron  AÜisncUangen),  mit 
historischen  Rückblicken  und  Kritik.  Dazu  G.  Schau/.  Heform  der  Einkomm^iwteoer 
in  Sachsen-Weimar,  Fin.arch.  Bd.  2,  1885,  S.  893-  1009,  mit  Abdruck  der  betr.  neucr<^n 
Gesetze,  ferner  anonym,  Steuerreform  im  G^osshe^^ogthum  Sachsen- Weimar,  von  cineiu 
Freande  des  Landes  1877.  Ueber  die  Ornndsteoerverhiltnisse  der  Mieren  Zeit  «vcb 
Br.  Hildebrand's  Thüringens  Statistik  II.  Heft  I,  S.  27  flSTl\  daselbst  auch  über  die 
anderen  thüringischen  Kleinstaaten.  Franz,  lAiidvirthscliaft  in  Thüringen  1896,  S.  75 
(Grundsteuer  mit  Statistik").  Ueber  die  neueste  Steuerreform  Paulssen,  Fin.arch.  B.  15 
1898.  S.  ;^^>— 354.  d:is  (iesetz  von  1897  cb.  S.  355-381.  Ortloff,  über  die  neuere 
Reform  in  den  Jahrb.  f.  Nat.ök.  B.  71,  S.  198,  351.  s.  auch  von  dems.  den  Aufsatz 
eb.  1899  B.  73,  S.  481.  608.  —  Staatsrecht,  Georg  Meyer,  im  Marquardscn 'sehen 
Snnunalfrerk  III.  2.  Halbband,  2.  Abth..  S.  1—28,  daselbst  Uber  Yenraltong  uud 
Stenern  S  10  22.  —  Im  Oothaer  Hofkaleodor  verhUtnissmisslg  spedalisirte  Etats, 
voraus  unten  die  mei*5t?n  Zahlen  um  früherer  Zeit. 

Das  kleine  Land  von  3t>15  qk  m  und  «io9.217  Einwohnern  (in  1895)  ist  immer- 
hin nnter  den  Stsaten,  welche  aos  den  Theilongen  der  sSchafsch-enestinisehen  Linie 
henrorpes.injren  sind,  und  unter  den  thüringischen  Kleinstaaten  tlborhaapt  der  ^p^sste, 
im  heutigen  Deutschen  Reiche  der  11.  der  Gebiet^-rrftsse,  der  12.  der  Bevölkeruri'rs- 
grosse  nach.  Das  alte  Gebiet  hat  1815  Erweiterungen  durch  fremdes  erfahren.  Das 
ganze  zerfällt  noch  jetzt  in  drei  grdssere  und  verschiedene  kleinere  getrennte  Stucke, 
welche  Ex<  laveri  bilden,  und  ^(■hlies^t  wieder  nielirfnch  fremde  Fnclaren  ein  .  all<»> 
Umstände,  die  wie  in  ganz  Thüringen  auch  auf  die  Verwaltung  und  die  Steuerrer- 
fassung  etwas  rOckwirlien. 

Die  ältere  und  neuere  Steuergeschichte  des  Landes  bietet  bei  aller  Kleinheit 
der  Verhältnisse  manches  Interesse  Inn  10.  Jahrhundert  nach  der  definitiven  (te- 
sialtung  des  Staatsgebiets  1815  ü.  ist  diu  Unificatiun  der  dirccten  Staatssteuern 
1821  tt'.,  die  Fizirong  der  Grundsteoer  und  der  frohzeitige  Oebei^^g  za  einer 
Art  all^rcmcinen  Ein  kom  m  ensteu  «ts  y  st  em  s  (1*^21).  welches  dann  bis  in  <Iio 
Gegenwart  hinein  eine  cigenthümlicbe  Fortbildung  erfahren  hat,  das  Wichtig-ste 
gewesen.  Von  Einzelheiten  verdient  die  eigenartige  Ausbildung  eines  „Ortsquoten- 
systcmä'%  welches  1823  in  das  Einkommensteuersyatem  eingefügt  und  erst  18^3 
aofgehoben  worden  ist,  als  Singalaritftt  Beacbtong.   linr  diese  £ntwkklang  der 
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directen,  besonders  der  EinkomaeilSteiier,  soll  im  Folgrendea  in  ihren  GrandzOgen  and 
Haoptpancten  dargelej^t  werden.  Für  weitere  Einzelheiten  darüber  s.  besonders  die 
«ben  geoMiDtea  Schriften  ron  Borst,  Schanz.  Pauisson,  Urtloff,  auch  die 
fot0,  YCfftiltiilasnMg  einfoliende  üebeniclit  tod  0.  H«yer* 

g.  163.  Daa  Lande sfi d anzwes e n  im  Ganzen.  Auch 
in  Sachsen-Weimar  nehmen  die  Stenern  Uberbaopt  und  die  directen 
speeiell  dem  Ertrage  nach  nur  eine  Ergänsongsstelle  zn  den  Übrigen 
Staatseinkllnflen  ein.  Lelztm  rtthren  in  erheblichem  Maasse  aas 
fi scaliBc he m  Vermögen  (besonders  Gmndbesits,  auch  Forsten, 
ActiTzinsen)  und  ans  Hoheitsrechten  (besonders  Gerichtskosten 
n.  dgl.)  her.  Dazu  treten  wie  überall  in  den  heotigen  Einzelstaaten 
des  Dentschen  Reichs  die  etwaigen  Ueberschtisse  aus  den  Ver- 
güiuugeD  für  die  Verwaltung  der  Keichssteaern  und  die  etwaigen* 
Mehrbeträge  der  Ueberweisangen  aus  Keichssteuern  Uber  die  Ma 
Ihcularbeiträge. 

Die  Kccbtsverhältnissc  des  alten  K  a  iii  in  e  r  g  u  1 8  (DomauiuiiiB) 
liegen  eigentbttnilich.  Die  184ö  erfolgte  Yereinignn^^  des  Kammer- 
TCrmögens  mit  dem  landschaftlichen!  bezw.  jetzt  dem  Staatsvermögen 
und  die  Erklänmg  des  Kammergnts  zn  Staatsgut  ist  1854  rUck- 
gSagig  gemacht  worden,  die  rechtliche  Trennung  hinflichtlich  der 
Eigenthnmsverh&Itnisse  wieder  eingetreten.  Doch  ist  es  bei  der 
Verwaltung  auch  des  Kammergnts  dnrch  die  Staatsbehörden,  bei 
der  Zugehörigkeit  der  Einkünfte  dieses  wie  des  sonstigen  Staats- 
guts zu  den  etatsmässigen  Einnahmeu  des  Staatahausbalts  und  der 
iStaaiscasse ,  sowie  bei  der  1848  erfolgten  Aussetzung  einer  Civil- 
liste  lür  den  Landesherrn,  welche  im  Staatshausbalte  unter  den 
Ausgaben  erscheint,  vert)lieben.  Insofern  bc  stellt  Einheit  des  iiilcnt- 
lichen  Haushalts  und  der  Caasen.  —  Die  Staatsschuld  ist  uu- 
bedentend  und  hat  neoerdings  beträchtliche  Vermindernngen  er- 
fahren. 

S.  tlber  das  Kam  m '^rrrrmögcn  Georg  Moycr  a.  n  n  S  19.  ,.I>".s  Kammer- 
gat  hat . . .  (seit  1854  wieder)  seinen  alten  Character  bewahrt ;  entUuit  uuiu  Mischung 
l^blidttucher  und  prifatrecbtlicher  Beatandtbeile.  Als  EigenthOmer  desselben  erscheint 
der  jeweilige  Grossherzog  .  .  . .  '  (eb.).  Die  Finanzverhälmisse  und  die  Stellung  der 
Steuern  darin  z<*igf  für  die  (iegenwart  folgende  Tabelle  81.  (S.  atuh  den  Etat  für 
18ä4|  d6  bei  Schanz,  Archir  B.  2,  S.  893,  wo  aber  durch  ein  Versehen  als  „Einnahme 
MS  dem  fiscallMhen  Verai5geii'*  nur  der  kleine  Betrag  von  687.825  M.,  der  ans 
Acti?ziiiSeo  hcrrülnt.  nithi*  auch  der  weit  grössere  aus  (JrtuiJl.c^itz  eingesetzt  ist,  wes- 
ba!H  die  bunime  am  Schluäs  S.  894  nicht  stimiat  und  die  Daten  fon  den  folgenden 
2u  bebr  abweichen.)    (Tab.  81  auf  S.  524). 

Als  Verwaltongskosten  sind  beim  fiscalischen  YennUgen  die  l^atspoeten  der 
An«fabon  für  ., Verwalttuie  des  SiaafsriiT-  ntliuma"  und  für  „Forst-  und  .Tagdverwnlttinf^' 
eingesetzt  worden.  Der  Kest  wird  annähernd  den  Keiuertrag  diesem  Vcruögenä  ergeben. 
Bei  den  Einnabaen  ans  Hohelterechten  handelt  es  sich  grObStentbeils  xaa  G^chts- 
sportein  und  Kmtcü  (in  1900  916.000  M.),  dann  um  Strafgelder,  jetzt  auch  um  die 
Srhschaftsstener  (a,  n.),    Oeber  die  directen  Steuern  s.  u.   £s  besteht  nach  eine 
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Tab.  81.  Sachsen -Weimar'sohe  Staatseinnahmen  (1000  M.)  1875-1900. 

JäbrUoh.  l»75/77  Iö&4/b6  1099/1901 
AsB  fiflcaUfchdiD  YcmiOifsii: 

DeinUcb  aos  GrandbesiU   1.701  1.751  2.426 

„    Gefällen   15  10  8 

„   Zinsen   646  688  578 

Samme   2.861  2.449  8.013 

ab  Vcrwaltongskoatan  n.  s.  ir.   560  654  776 

bleibt  rein   1.801  1.795  2.237 

Ans  Hobeitsrechten,  bes.  Sportein,  Gerichtskosten  697  965  1.099 

Alte  Grandsteuer   517  583  564 

Andere  directe,  besonders  Einkonuneoateiier  .   .  1.875  1.389  2.348 

Indirectd  (Reichs-  and  eigene)   851  834  3.352 

Sonstiges   19  2  86 

Gesamniieinnalimen  (f.  (iscaUsohesVonaOgailDatto)  5.7G0  5.518  9.686 

ab  für  Reiclibzvecke   1.234  459  3.007 

bleibt  für  das  Land   4.526  5.059  6.679 

besonder*!  Steuer  vom  (i e w e  rbo betr i e b  im  Hmh  erziehen  (Gesetz  vom  12.  April 
1877)  und  eine  staatliche  Handestcucr.  Diu  Erbschaftssteuer  halte  nach 
Gesetz  vom  3.  Sept.  1844  die  Üblichen  Freiheiten  fQr  die  direole  Linie  und  EbegattOD, 
fQr  die  Seitenlinie  and  alle  anflr>r<»n  Krb-n  den  gleichen  Satz  von  4%,  ihr  Ertrag 
floas  früher  in  die  Gasse  der  allgemeiueu  Waisenrersorgungsanstalt  Ein  neues  Gesetz 
Tom  10.  April  1895  liat  dies  ffoindert  Der  Ertrag  Üiesst  seit  1896  in  die  Staatscasse, 
die  jener  Anstalt  dafür  ein  Fixum,  jetzt  98.000  M.  jährlich,  zahlt.  Auch  die  Steaer- 
sJltze  sind  durch  dies  Gesetz  geändert  worden,  4  zalilen  jetzt  die  Geschvistpr  und 
ihnen  Gleichgefttellte.  6*/«  gewisse  weitere  Verwandte,  ö die  Übrigen  Erben 
(s.  FlDJtrch.  B.  15.  S.  628).  Ertraic  1894--97  im  Darclischnitt  140.000  M.  (eb.  S.  641), 
-  Die  etatmassige  Behandlung  der  Beziehungen  zum  Reiche  ist  nicht  ganz  die 
gleiche  von  Anfang  an  gewesen.  —  Die  StaatHschu  I<1  erforderte  in  den  3  Jahres- 
perioden der  TabeUe  bczw.  441.000  —  321.000  —  224.000  M.  und  betrug  1873, 
1886  und  1900  bezw.  10.64  —  6.23  —  1.99  Mill.  Mark  Kapital  Die  CirilHsle 
war  in  den  3  Zeiträumen  der  Tabelle  870.000  —  930.000  —  960.000  M.,  also  lasitt 
fast  die  Hälfte,  jetzt  etwa  43  7o       Reinertrags  des  Staatseigenthums. 

■ 

Im  Oftusen  ist  auch  dieser  UeinstaaÜielie  Hsashiüt  DOch  in 
starkem  Maasse  domanialwirthschaftlioh  ftindirt,  doch  ist 
der  stetierwirthschaftliehe  Cbaracter  scbon  im  Beginn  der 

neuen  Reicbsperiode  immerbin  der  vorwiegeude  geweseu  und 
dies  mittlerweile  nocb  mebr  geworden. 

Etwa  im  Verh&ltniss  von  60  ^/^  SteuererträjEren  von  den  LandeseinkQnften  ehemals 
zu  66  7e  anter  den  Steuern  auch  Gerichts-  und  andere  Gebühren  eingerechnet. 
Die  directe  Beetenerung  allein  ist  trotz  der  nicht  nnwesentllcben  abwlutea  Steigenng 

des  Einkommensteucrcrirags  relativ  im  Ertrage  etwas  geringer  geworden,  von  etvas 

tlbcr  der  HMfte  der  Gcsammteinktlnftc  (abzüglich  Kcichpantheiie)  auf  etwas  anter  die 
Hälfte  gesunken.  Auf  den  Kupf  berechnet  idt  der  Betrag  von  c.  8  M.  fast  ganz 
gleich  geblieben,  aber  für  die  >\'ohlstandsverhiUtnisse  der  Bevölkerong  zienilicli  hoch. 
Die  neuere  Stcucrcntwickliing  und  die  jüngsten  Reformen  sind  von  dem  Bestreben, 
diese  Last  der  directeu  Besteuerung  wenigstens  durch  uesseie  Vertheiliiag  leichter 
tragbar  zn  machen,  beeioflasst  gewesen. 

§.  164.  Die  Entwicklnng  der  directen  Besteuerung  im 
erweiterten  Staate  seit  1821.  Sogen,  einzige  allgemeine 
Einkommensteuer  mit  Präci  pual  -  Grundsteuer  (1821). 
Die  ältere  Besteuerung,  welebe  in  der  fransOsiscbm  Kriegsseit 


üigiiized  by  Google 


Dineto  BeiteiMnuig  seit  1821.  525 

Veiindeniiigeii  und  Erhöhnngeii  eifahroii  hatte»  war  nicht  nur  in 
den  Tenehiedenen  hiatoriscben  Landestheilen,  die  nach  1815  das 
Staatsgebiet  bildeten,  Terschieden,  sondern  anehy  besonders  in  ihrem 

Haapttheil,  der  Grundsteuer,  in  jedem  einzelnen  Landestheil,  auch 
des  alten  Lauden,  sehr  verschieden,  iing^leiohmässig  und  technisch 
veraltet.  Sie  ruhte  dabei,  wie  überall  früher,  noch  iibei*wiegend, 
zu  -/a,  auf  dem  Grundbesitz,  zu  ^j^  auf  den  Übrigen  Clausen, 
während  nach  dem  Ein  kommen  verhältniss  die  Kelatiou,  wie  mau 
annahm »  schon  damals  etwa  umgekehrt  hätte  sein  müssen.  Diese 
sonstigen  Besitz-,  Berufs-  und  Erwerbsarten  waren  also  viel  niedriger, 
wenngleieh  ebenfalls  sehr  nngletebmitoBig  nnd  stenertechnisch 
maogelbaft  besteuert  Diese  Umstände,  die  Bedürfnisse  der  Landes- 
▼erwaltnng  nach  einem  gleichartigen  Steuersystem  im  ganaen 
Staatsgebiete  nnd  anch  finanzielle  Schwierigkeiten,  das  Gleich- 
gewicht im  Staatshanshalte  herzustellen,  drängten  anf  Reformen 
hin  und  führten  zu  denjenigen  von  1821  ff. 

S.  Borst  S.  1  fr.,  Schaaz,  Fin.arch.  B.  2,  S.  894  iL  In  den  12  Gebieten  des 
66  Qq.-M.  groiuicn  Staatsgebiets  mit  noch  Dicht  200.000  £iawohucru  damals  gab  es 
50  rencliiedeiie  diiecte  Stenern. 

Bei  der  Beform  (Gesetz  Aber  Stenerverfassnng  vom  29.  April 
1821)  drehte  sich  der  Interessenstreit  anch  hier  in  erster  Linie  um 
die  Vertbeilang  der  directen  Stenerlast  zwischen  der  gmndbesitz- 
liehen  nnd  der  tlbrigen  Bevölkerung,  nm  die  Beseitigung  der  ritter- 
schaftlichen  Grandstenerfreiheiten ,  wie  anch  sonstiger  Steuer- 
freiheiten,  so  der  Beamten^  nm  die  Frage  der  endgiltigen  Behandlung 
der  Grundsteuer  und  deren  SteUung  im  Steuersystem  und  um  die 
Frage  der  vollständiireren  und  besseren  Erfassung  der  gesammten, 
besonders  der  nicht  gruudbesitzlichcn  licvölkerung  durch  i^eeignete 
directe  Steuern.  Man  gelangte  nach  längeren  Vorbereitungen  und 
verschiedenen  Versuchen  in  der  Gesetzgebung  Ton  1821  zu  einem 
System  der  directen  Besteuerung,  welches  ans  einer  allgemeinen 
£iQkommenstener  als  Hauptstener  nnd  einer  fizirten 
leaUastartigen,  gegen  bisher  starke  anf  weniger  als  die  Hälfle,  er- 
missigten Grnndstener  zur  festen  bleibenden  Vorans- 
belastUDg  des  Ornndbesitzes  als  Nebenstener  bestand.  Die  Gmnd- 
Steuerfreiheiten  wurden  aufgehoben,  doch  im  Falle  ihres  nachweis- 
baren Rechtsbestands  gegen  Entschädigung.  Die  sogen.  „Einkommen- 
steuer*' war  indessen  eigentlich  nur  eine  Reibe  von  directen  Steuern, 
welche  zum  Tiieil  mehr  noch  Ertragssteuern  irliclien,  eine  Zusammen- 
fassung der  von  letzteren  betroffenen  Erträge  zu  einem  einheitlichen 
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Eiokommen-Ganzeii  und  ein  Scbuld»DBeiiabxog  n.  s.  w.  fand  dabei 
Hiebt  statt.  Eioe  fönnlicbe  Nenkatastrirong  fOr  die  Gmndsfceiier 

erfolgte  auch  nicht  Man  begnügte  sieb  mit  der  Bonitirnng  von 
Noiiiialliuien  nach  Maaasgabe  der  altweimarisehen  Instruction  von 
1726,  nni  danach  die  »Stenern  in  den  verschiedenen  Landestheilen 
anfizuplelchcii,  wiibi  eiul  innerhalb  letzterer  die  bisherige  Individual- 
vertheiluug  der  Grundsteuer  unter  den  einzelnen  Grundstücken 
verblieb.  Dies  ist  die  gegenwärtig  noch  bestehende  sogen,  „alte 
'  Grundsteuer^'.  Die  Präcipualbelastung  des  GrandbesitKes  wurde 
mit  dem  alten  gesebiebtlicben  Bestände  nnd  der  reallastartigen 
Wirkung  der  alten  Grandstenern  anf  den  jetzigen  Besitier  begrttndet 

8.  Borst  S.  5  ff..  Scbanz  a.  s.  0.  S.  894  ff.  ta  dem  Geeett  vom  29.  April 

1821  das  Regulativ  vom  1.  Mai  und  17.  Nov.  1821.  Durch  die  Fiiirunp  ist  die  alte 
Gnindstciier  Tolleiids  eine  Keallast  geworden,  allerdinii^s  nnr  für  den  alttMi  Besitz,  de« 
bie  ächoD  bibber  traf.  Sie  belastet  ländliche  Grauüntucke  und  die  W'ohngebäude 
überall,  do  vlrd  aber  anch  nach  alter  Eliuteaorangsmethodo  von  ITJG  auf  neu  in 
Oultnr  genommene  Grundstücke  und  neue  Hänser  gelegt,  weshalb  der  Ertrag  etwas 
zunimmt,  wie  die  Zahlen  der  Tab.  81  obcu  auch  zeigeu.  Die  £iokommeostetter  traf 
das  GraBdeinkommeD  dano  noch  «Ininal,  das  abo  insofern  einer  Doppelbestencrug 
nnterlag.  Die  Belegung  des  Grundeinkommens  mit  der  Einkonmensteuer  erfolgte  aber 
zunächst  nicht  nach  Ermittluog  der  wirklichen,  als  EinkommcQ  geltenden  Ertr&ge, 
sondern  in  Form  eines  blossen  Zuschlags  zur  Grundsteuer,  in  einer  Höhe,  welche  nach 
der  Annahme  besrimmt  wnrde,  dsss  das  Einkommen  des  GntndbesitMS  htlb  so  bocb 
als  dasjenif,'!'  der  tlLri^en  Bevölkeruni!;  sei  nnd  deirigem^^s  '/^  des  Einkommensteuer- 
bedarfs  aut^ubrinfrcn  habe.  Daneben  wurde  aber  noch  ein  Erwerb  aus  der  latidnirth- 
schaftlichen  Thäiigkeit  als  solcher,  noch  ausser  dem  Erwerb  aus  dem  bI<jt>5eD 
Innebnben  des  Grondbesit/es,  angenommen,  das  auch  in  der  späteren  Gesetzgebung 
als  besonderes  stenerpfiiclitij^es  Ol^jtTf  festgelialtene  sos'imi.  Feldgrewerbe das  in 
einer  Abtheilung  der  übrigen  Eiuküuituenbtcucr  mit  besteuert  wurde.  Eiue  practisch 
freilich  nicht  sehr  wichtige  Singolaritlt  der  v^nrsr  StenerverfiMSong.  Der  betreffende 
Erwerb  wurde  und  wird  noch  sehr  niedrig  veranschlagt,  anfugt  fbr  jeden  Einzelnen 
nach  einem  gli  i<  li<  n  Einkommenbetraee,  was  natürlich  den  Einen  zu  hoch,  den  Anderen 
zu  niedrig  beiastete,  später  mit  Abstufung  nach  dem  Omfang  des  Besitzes  zwischen 
einein  »ftssifen  Mnximiil-  nnd  Minimal-Betrsge  dos  SUakommens,  noch  spftter  wieder 
in  anderer  Weise  (s.  u.  Borst  S.  23  If'.V 

Den  Cbaracter  der  „Allgemeinheit**  erlangte  die  au  Stelle  aller  sonstigen 
bisherigen  directen  Steuern  tretende  neue  Einkommensteuer  dadurch,  dass  sie,  noch 
neben  der  Prftcipoalbelastnng  des  Grundbesitzes  durch  einen  Theil  der  bisherigen 
Giundstener,  eben  das  Grundeinkomin  en  als  solches  noch  einmal  und  ausser- 
dem alle  anderen  Einkommenarteu,  ron  gewissen  Befreiungen  abgesehen  (so 
mehrfach  in  Betreff  des  Einkommens  bis  zn  50  Thir.)  nmfasste:  diejenigen  ans  dem 
Gewerbe,  aus  ländlichen  Pachten,  aus  Kapitalzinsen,  aus  Gehalten  der  öffentlichen 
Beamten,  aus  privater  sonstiger  Arbeit,  rdx»  A\u  h  ;uis  Löhnen.  Die  Kink.ramenstener 
war  nach  dieser  ihrer  Allgemeinheit  den  ubrigcik  damaligen  und  viellach  noch  späteren 
meisten  deutschen  Stencrverfassungen  voraus.  Aber  die  KiehtberQcksichtignng  der 
Schulden,  dir  natnrlirh  auch  für  die  versrliicdenen  Besitz-  und  Erwerbskatcg-orieen 
ungleich  wirkte,  und  die  ungleiche  Construction  und  Veranlagongsmethode  der  ein- 
zelnen Glieder  des  Systems  licsscn  doch  keine  wirkliche  Einkommensteuer  ans  dem 
Ganzen  werden.  Priucipicll  wichtl^^  war  die  Einführung  einer  Kapitalrenten* 
Steuer.  Für  dieses  Glied  liestand  *iii.-  .  ii^rf-ntlii  he  Fassio nsp f  1  icht.  doch  nnr  ia 
Betreff  der  Angabe  der  ganzen  ZiuäHumme,  mit  der  noch  in  der  späteren  Gesetz- 
gebnng  festgehaltenen  Bestimmung,  dass  der  Gensit  diese  Summe  ollen  schriftlich 
declariren  und  in  rerschlossenem  Couvert  dazu  eine  genaue  Vcrmögensnacliweisung 
fQgen  könne,  die  nur  im  Verdachtsfali  unter  bestimmten  Gautelen  von  der  Behörde 
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ebMCwehen  w«d«ii  lonnte.  VeAaimUciiiifigai  vaisn  mit  Stztfe  bedrolit  (a.  Borst 

S.  15).  Auch  Gehalte  u.  dgl.  und  persönlicher  Arbeitserwerb  wmt  zn 
fatiren.  Bei  den  nbritren  Einkomnienarten  bestand  da|»'f>jen  nur  Kin Schätzung: 
UMch  gewis&en  Normcu  und  Mürkinaien,  bei  dciu  ürundeinkomuea  la  angegebener 
W«Im«  bei  Pachten  naeh  einer  Quote  der  Pachtsumme«  bei  Gewerben  n»eh  einem 
Schema  Fon  Orts-,  Gr\ttnrt'_'--  und  !?<  tri(  li-ninfaiighclassen  mit  Stufen  nach  Eiiikouimen- 
huhe.  Öo  hatte  die  üeüctzgebuug  ?oq  1521  bereits  die  Dnterscheiduijg  von  zwei 
Arten  Einkomnieo  bei  der  Veranlagung,  fatirten  und  (von  Behörden, 
▼esentUch  ohne  Mitwirkung  der  Gensiten)  eingeschätzten,  was  spiter  fortgebildet 
wurde  und  bis  in  die  Gegenwart  fur  das  weiuiarische  Eiiikoinmensteaersystetn  cbarac- 
teristiäch  geblieben  ist  Das  £rgebniss  war  eine  wesentliche  absolute  und  relatire  Yer> 
sindenu»^  der  Besteneroag  des  Grondbesitzee  und  ErhShung  derjenigen  der  flbrigeii 
Besitz-,  Berufs-  und  Ein  kommen  arten  (s.  Zahlen  dunlber  bei  Borst  S.  15,  auf  dessen 
«iDgehende  Dusteliang,  dor  auch  Schanx  a.  s.  0.  folgt,  für  Weiteres  ? erwiesen  wird), 

^.165.  Das  OrtsquoteDSV Stern  und  die  GeBtaltung 
der  bteu  er  Verfassung  bis  zum  Gesetz  von  läö3.  Die 
Klagen  der  niebtgründbesitzenden  Bevölkerung,  besonders  der 
Gewerbetreibenden,  über  die  ihr  nngUostige  Verschiebung  der 
Steuerlast  und  Aber  die  flttr  sie  geltende  Veranlagnngsmethode  im 
Gesetz  Ton  1821  TeraDlaasten  sehen  1823  eigenthttmliehe  Aender- 
nngen.  Man  fttbrte  ein  System  der  Ortsqnoten  in  Verbindnog 
mit  der  Repartition  eines  Gesammtstenerbetrags  ein, 
das  im  Lanfe  der  Zeit  dann  in  der  Art  seiner  Durchführung  wieder 
Veränderungen  erfahren  hat 

Die  Grondzüge  der  etwas  rerwickolten  EinrichtunK  sind  die  folgenden  (s.  Borst 
S.  16  C  Schauz  b.  0^7,  am  Klarsten,  aber  die  verschiedenen  Phasen  der  Entwick- 
lonip  sossmmcnziehend  G.  Meyer  S.  21).  ZunXchst  viuden  io  jeda  Ortschaft  die 
fnssionspflichtigen  Einkommen  (Gehalte.  Pensionen,  Zinse»,  Renfon,  Erbzinsen 
u.  dgl.  m.,  auch  Grundgetälle)  nach  Angabc  des  Ccnsiten  mit  dem  Steuersatz  des 
Finanzgesetzes  belegt  (zuerst  mit  8  Pfennig  alter  Währung  vom  Thaler):  der  sogen, 
erst«  Tbeil  drr  Ort^steoerquote.  Der  so  fsbildete  Steuer!  m  ii;  deckte  dann  eiosD 
entsprcchefsilori  Tlw^il  der  ^psammtcn  Ort.-'^Ti'inT'inote.  DerRe^t  «1  Hi-- immtcontingents 
des  Staats  und  jedes  Orts  war  darauf  tou  dem  tlbrigen  Eiukouiuien,  daher  dem- 
jenigen ans  Gnudbesitz  (lindJidien  Grsadstadten ,  Hinseni),  Gewerbe  und  Hendel 
und  dem  sonstitrca,  nicht  zur  ersten  Abtheilung  gehörenden  Einkommen  (so  nach  dem 
<i-~"T2  von  IbOO  und  den  folf^t^ndcn  (s.  u.)  ans  dem  EinlointnsMi  von  Auszügen  aus 
Liindgutcra.  dann  rem  Feld-  und  Fachtgcwerbe  und  vom  Liukouimcn  aus  Privat- 
diensten)  aufzubringen,  und  zvtr  nach  dem  Verhultniss  ron  5 : 8  zwischen  OnmdbesiU 
und  ubri)2:«'m  hierher  gehnrisron  Erwerb.  D<'r  Gnnulbesit/.  wurde  dann  nach  Maass- 
gabe seiner  Grundsteuer  mit  dem  erforderlichen  Zuschlage  belegt,  um  seine  so  ge- 
bUdete  Einkommensteneischold  zn  berichtigen,  bis  später  (18öl)  auch  bei  ihm  eine 
EfflScUUznng  dm  Grundeinkomtneoe  jedes  Ccositeii  eintrat.  Handel  n.  s.  w.  wurden 
von  TorrthtT'-in  nach  Einschätzungen  d»^s  Einkommens  jedes  Consiten  vernnla^t.  aber 
so,  dasb  von  der  obersten  Behörde  für  jeden  Urt  und  jede  dreijährige  Finanzperiode 
ttsiisli  Masssgsbe  diw  EinsehlfaiDgen  In  der  letzten  Periode  und  nach  der  H6be  des 
ausgeschriebenen  ulk eui einen  Einkommensteuersatzes  ein  von  diesen  Censiten  des 
Gewerb«!  u.  s.  w.  auf/u bnnpendes  Orfs-Stencrcontinjcnt  gebildet  wurde,  dessen  absolute 
Grösse  daher  auden»eits  vom  etatmassigen  (jcbauiuitsteuersoU,  bezw.  eben  vuu  der  Höbe 
des  StenenatzcB  der  Periode  mit  sbbing.  So  entstand  der  sogen,  zweite  TheU  der 
Ortssteuerquote,  rom  „geschätzten"  Einkommen,  welclu  r  Theil  wieder  in  zw-  i 
liotcrabtheiJungen ,  rem  Grunddeinkommon  und  vom  Ubngcn  zerhel.  Die  Unter- 
fertheilung  der  Quote  anf  die  einzdoen  (3ensitea  war  Sache  önUcher  Stenerrcrtheilcr. 
die  nur  Hilfte  tob  der  Obrig^keit«  zor  andern  fon  der  Gemeinde  eznannt  wniden.  Zn 
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dem  Zweck  massten  aber  diese,  doch  von  dem  Ortsioteresse  leicht  bestimmten  Ver> 
theiler  die  Individualeinkommen  (bei  den  Gewerben  noch  Ins  1851  nach  etwas  h>i- 
geändertem  Claösenscbematismaä,  von  1851  an  nach  ächauuug  ^ita  wirUicUeu  Kiii- 
kommeiui  wat  6n»d  des  thatsloblfeheD  Betriebeeofvands  oiid  der  Grundlagen  des 
let/-tereiO  si  lrit;^i!n^sweise  feststellen.  Diese  Schätzongen  riicntcn  dann  vieder  für  die 
folgende  t  iuaiizperiode  der  oberttten  Behörde  (ätAatsiuiuiäteriam)  als  Grundlage  2lir 
FcbtseUung  des  Theils  der  Ortsäteuer(iuote ,  welcher  vom  Gewerbe  (spiter  auch  ven 
Gnindbentz)  jeder  Ortschaft  zur  ]>eckung  des  GesammtsteuercontingeDts  aofzulmsgeii 
war.  Es  ist  klar,  wie  G.  Meyer  a.  a.  0.  richtip  kiiiisirt,  dass  so  das  bei  den  Sleaer» 
reitheileru  mitspielende  Localioterefiae  ihres  Urts  auf  massige  lilinschätzangeii  hiii- 
«b&ngtc,  damit  io  der  niehsten  Periode  die  Oittateoeiqaota  mlflaig  ausfiele.  Dadurch 
gerieth  so  das  ganze  System  dieser  „Ortsquoten^  und  der  Steaerrepartition  in  eine 
falsche  Kirlitung.  weshalb  es  trotz  verschiedener  Aenderongcn  (1851,  1869  und  später, 
8.  u.),  die  den  ücbci&tändeu  abzuhelfen  »uchtcu,  endlich  I6ü'd  aufgegeben  wurde. 
Das  ganze  System,  in  einigen  Beziehangen  dem  ehemaligen  wurttembergiscben 
(oben  S.  209)  ähnlich,  ist  immerhin  seiner  Eigenthüuilichkeit  halber  als  Versuch,  das 
schwierige  Problem  der  Steuervertheiluug  eigenartig  zu  Iömd,  voo  aligemeuierem 
finanzwissenschaftlichen  Interesse.  Por  weuere  Einzelheiten,  so  was  die  Vaiiodsnuig  in 
Zusammensetzung  und  Ftmcdon  der  Steuervertheiler«  der  Gompeienz  der  haheran  Bo- 
hOrdeu  anhiiifit  u.  A.  m.  s.  Borst  und  Schanz  a.a.O. 

Den  Abächiuss  hat  die  6ache  durch  das  revidirte  Gesetz  Uber  die  Stenerver> 
fassung  vom  18.  MIR  1869  and  das  revidirte  Geeets  aber  die  ElakomsBeiisteaer  vom 
19.  März  1869,  mit  den  Novellen  vom  7.  Mai  1871,  18.  April  1877,  24.  l)ec.  1880 
zn  letztcrem  Gesetz  von  1889  erhalten  (in  Km.arch.  Ü.  2,  JS.  914  tt..  932  If-  in  Gegen* 
Qberstcllung  utii  dem  wiederum  revidiriuu  Gesetz  ubtsr  die  Kinkommeustcuer  vom 
10.  Sept  188S). 

Das  System  der  Hinnahmen  und  die  8teuerver- 
f  ass  u  D  s  gestaltete  Bich  ko  schliesslich,  hi»  das  letztgeDa&Qte  Gesetz 
Ton  1885  in  Kraft  Uat,  iolgendermaassen. 

Ha  worden  nur  bosdnunte  genannte  Stenentton  als  ndlssig  erklirt,  die  aU 

Deckung  des  StaaL-^bedarfs.  aber  nur  soweit  die  Einnahmen  aus  dvm  rivrcuen  Ver- 
mögen und  aus  Hoheitbrechten  nicht  reichten,  eintreten  sollten,  also  unter  priucij>ieller 
Feüthaltung  des  lediglich  subsidiären  Characte»  der  Stenern  nach  diesen  sonstigen 
Einnahmen  (Gesetz  vom  18.  März  1869,  §.  1).  Die  xulftssigen  Steoerarten  waren  drci^ 
die  Grundsteuern  (alte),  die  indirecten  Steuern  (etwaige  betreffende  Lande?- 
stenera  neben  den  Zollvereins-  und  Bundessteuernj,  die  allgemeinen  dirocten^ 
Stenern«  welche  anf  dem  Einkommen  rohen.  Von  diesen  waren  die  sweite  nnd 
dritte  Kategorie  ausdrücklich  nur  subsidiäre  zur  ersten,  d.  h.  sie  traten  nur  ein, 
wenn  der  Ertrag  der  ersten  nicht  reichte,  und  die  dritte  ebenso  wieder  zur  zwdten 
(Ge&etz  von  1869,  §,  2).  —  Neben  diesen  allgemeinen  Landettütcuern  blieben  aber 
besondere  direete  und  indlreete  Abgaben  als  Zweckstenern,  fttr  bestimmte  An- 
stalten und  EinruiituiiiiL-n    bestehen,  darunter  auch   Kebührenartige,  wie  Chaossee- 
gcider  (die  später  aulgehoben  worden  sind),  GcricbL>sporteln  u.  A.  m.  (eb.  §.  3).  Bei 
den  Bestimmungen  über  die  subjcctive  und  objeciive  Stenerpflicht  (§.  4—6)  sind  dio- 
jeiiiuen,  welche  fremde  Perbonen  und  Quellen  betreffen,  genauer  fUr  jede  Steuerart 
gefasst,  den  Landehverhalinissen  gemäss  ein  wichtiger  I'tinct.  Zu  den  directen  Steuern 
vom  Einkommen  werden  unter  den  Staatsangehörigen  aach  die  juristischen 
Penonen  ansdrOcUich  als  stenerpitichtig  erUftrt.  Die  alte  Grnndstener  wird  zwar 
nidbt  als  Keallast.  wohl  aber  als  unveränderliche  Last  bezeichnet,  die  weder 
eii!t»r  Urnlejrung-.  noch  Erhöhnng^,  noch  Ablösung  unterliegt,  abo  jedes  betreffende 
Gruüdatuck  (und  Hau&)  mit  einem  uiii  lUr  allemal  Ic^teu  Betrage  belastet.    Die  alt- 
gemeine  direete  Elnkommenstener  wird  nach  den  4  Arten  des  Einkommeai 
unterschieden.  aiL>.  (j'nind  und  Bodon.  aus  Zinsen  u.  dgl.  m..  aus  Besoldnnpen  u.  s.  w., 
aus  Gewerbe  und  Erwerb  überhaupt,  einschliesslich  Feld-  und  Pachtgewerbe  (§.  16  eb.) 
und  für  diese  Steuer  wird  ausdrücklich  der  Grandeatz,  dass  „alle  Steaerpflichligen  im 
Verhältniss  ihrer  Leistunj;;:srahigkeit  getroffen  weiden^  sollen,  aufgestellt  (§.  14).  I^nter 
den  Bofreiangen  befinden  sich  üngoläre  Bestimmungen  fttr  das  Fezsonal  des  Überrer- 
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valtoDg:sffehcht8  oDd  der  GesaiomtuDiFeniiUU  Jena  (§.  15.  Kr.  8).  Die  Befreiaugeu  vegen 
Niedrigkeit  des  Eiokommens  tfnd  auf  gewisae  FUle  tob  Personell  und  Einkonmenartea 

und  bä  diesen  auf  sehr  ui<Hlrigu  Bctr&ge  (4^,  15.  50  Thlr.)  beschr&akt  (§.  15). 

Das  Gesetz  rom  19.  MäiiC  1869  mit  seinen  Norellcn  enthält  die  n&heren  Be- 
stiiamojigeQ  Uber  die  Organiäation  der  Steuerbehörden,  deren  Competenzen 
md  über  das  Ortaqnotensysten  In  dessen  Aiufrestaltang  in  der  letzten  Zelt  seines 

Bt'stand!«,  daher  mit  denjeuij^en  reformatorischeu  Abändernngen ,  durch  weicht!  den 
fniheren,  vorhin  angedeuteten  UebelstÄnden  abgeholfen  werden  sollte.  Die  Hauptnorm 
lüf  das  gauze  System  der  „ÜrtastüUürkapitalien'*  und  „Ortsquoteu"  lautet  in 
§.  4  nbe:  «^sobald  feststeht,  welcher  Theil  des  Staatsbedarfs  durch  die  allgemeine 
dliecte  Ster^t^r  vom  Einkommen  zu  decken  ist,  wird  durch  eine  VergleichDiig  dieser 
Somme  mit  dem  noch  ?orau8ge»utgeDen  Ermittlangeu  für  die  n&chste  Finanzperiode 
[fen  8  Jabren]  ansDnebDenden  uMunnitsteneiliapitu  des  Landes  berechnet,  wie  ri^ 
Pfennif e  tob  jeder  Marik  steaerbaren  Einkommens  in  einem  jeden  Jahre  dieser  Periode 
ZQ  erheben  sind,  nm  jenen  Bedarf  zu  decken.  Diese  Pfennigzahl  wird  io  dem  für 
jede  Finanzperiode  za  erlassenden  Steaergeselze  ausgeschrieben".  Diese  Ffennigzahl, 
d.  h.  eben  diesen  Stenemtz  hatten  dlreet  aber  nnr  die  Gensitan  des  faCirten  Ein« 
fcammens  für  dieses  zu  zahlen,  bei  denen  die  Steuer  also  Quotitft tssteuer  war. 

Die  Stenersumme  von  den  Ceusiten  des  gesell  ätzten  Einkommens  wurde  da- 
gegen aus  der  Anlegung  der  ausgeschriebenen  Pfennigzahl  an  den  vom  Staatsmiubtuhum 
anf  Grand  der  in  der  letzten  Peitode  gewonnenen  Erfahrnngen  für  jeden  Gemeinde- 
b^'zirk  festgestellten  H  e'5ammteinkommenbetrag  dieser  Art  Einkommens  ge- 
bildet, die  betretende  Ortssteuerquote,  die  daher  ein  Steuer contingeut  daretellt 
Ans  leitferem  ergab  sich  dann  erst  wieder  der  wirkliche  Steuersatz,  den  jeder  einzdne 
hier  Steaerpflichtige  fQr  sein  geschätztes  Einkommen  zu  entrichten  hatte,  ein  Satz,  welcher 
demgemäss  von  dem  aosgoäfhrieh.Mien  etwas  abweichen  kormte  (s.  gen.  fjesetz  §.  4  fl.). 
Für  die  Censiten  des  geschätzten  Emkommens  hatte  die  Liukommensteuer  also  insofern 
in  der  Tbat  den  Character  einer  conti ngentirten  Repartitions »teuer.  Das 
Gesetz  entliält  dann  <  ingehende  Vorschriften  Uber  die  Fassionspflicht  bei  dem  zu 
fatirenden  Einkommen  (§.  15  ff.),  die  ftir  die  Zeit  beachtenswerth  sind  und  strengere 
Grundsätze  darstellen,  als  sie  damals  aonst  noch  anf  diesem  Gebiete  üblich  waren,  so 
2.  B.  wenn  nach  §.  27  die  Fassionen  der  Kapitalisten  die  einzelnen  Forderungen 
genan  a'it^oVion  mtissten;  übrigens  blieb  es  gestattet,  A^-tivkapitalien  nnr  betreffs  des 
jahrlichen  Zinsertrags  offen  zu  fatiren,  die  Kapitalbuinmcn  selbst,  für  die  der  Neon- 
Werth  bei  Werthpa^eren  uaassirebend  war,  in  rerscUosseneni  Zettel,  §.  82,  29.  Die 
Strafen  bei  Hinterziehungen  waren  verschieden  fUr  Zinsen  und  für  andres  zu  fatircnde 
Einkommen  bestimmt  i§.  36).  (lenaue  und  sehr  ins  Einzelne  gehende,  wohldurchdachte 
Von^chrifteu  betrafen  dann  das  gesühätzte  Eiukuuiuieu  und  das  Verfahren  dabei 
54  ff.).  Eine  eigentUohe  Fassionspflicht  bestand  dabei  fllr  die  Gensilen  nicht,  wohl 
aber  die  Pflicht  den  gesetzmässigen  Einsteuerungsorgnn  ii  wie  erentnell  auch  der 
Beclamationscommiaeion  alle  zu  einer  richtigen  Abschätzung  erforderlichen  Kachrichten 
und  Anrtünfte  anf  Verlangen  zu  ertbeilen,  wobei  sich  aber  ansdraddich  die  BehOiden 
jedes  inquisitorischen  Eindringens  in  die  Vermögens-  und  Creditverhältnisse  zu  «it- 
halten  hr\}u-u  (g.  61).  Für  die  Einsch.ltzung  der  einzelnen  Arten  des  Einknmmens, 
ländiiclie  Urundtttttcke,  Gebäude,  Gewerbe  und  sonstige  einzelne  hierher  gehörige  Arten 
wann  besondere  GnmdsfttM  Im  Gesetz  anfgestellt  (§.  62—71).  Dabei  sollte  nnnmehr 
auch  bei  den  Grundstücken  der  wirkliche  Reinertrag  als  steuerpflichtiges  Einkommen 
ermittelt  werden,  ebenso  beim  Gewerbe,  für  dessen  Einschätzung  von  der  Benntzimg 
des  Classenschematismus  jetzt  abgesehen  wurde.  Das  beim  iändiicbeu  Selb&tbewirtb- 
schafter  coostruirte  sogen.  Feldgewerbe  wurde  in  neuer  Weise  eigenthumlich  ein> 
geschätzt,  nemlich  nach  eirw^m  lin^riiten  Lohn,  den  der  selbst  mitarbeitende  Wirth 
ereDtoaU  fUr  seine  Thäiii^keit  beziehen  könnte  und  nach  einem  hngirten  Gehalte  für 
Aoftfcbtaftbrong  bei  den  mit  Lohnarbeitern  oder  Verwaltern  arbeitenden  Wirtb 
(§.  67).  —  Entsprechend  dem  völlig  verschiedenen  Veranlagungsvcrfahrcn  bei  dem 
fatirten  ond  dem  eingesch.Stzten  Einkommen  war  bei  dem  letzten  ein  eigenthütnliches 
Berichtigu ngs-  und  Keclamationsverfahren  eingerichtet  (§.  72  ß.).  Es  war 
nnlehst  die  Pfiicht  der  roi^eeetzten  BebOide,  neinlieb  des  Becbnongsamts  (der  Stener- 
localcommission).  die  Arbeiten  der  Steuervertheiler  auf  ihre  (lesctzmässigkeit  zu  prüfen, 
auf  Abhilfe  von  Mängeln  zu  dringen,  oder  sie  reibst  vorzunehmen  ond  Pflichtwi.lrig- 
kdten  der  Vertheiler  zur  gerichtlichen  Bestrafung  zu  bringen.   Ferner  wurden  die 
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SchätzuAgälibteu  zox  dffantlichcn  Einsicht  gestellt  und  jedem  StenerpäicbügeD  das 
Beeilt  dir  BescbwordefUirDD^  gegen  die  Euucbitzung  Anderor  beim  BaeliniuigS' 

Amte,  —  namentlich  dies  wohl  als  „Dcnonciatioiisrecht"  bczeicboete  Becht  eine  be> 
achtensvrerthe  Singularität,  —  sowie  schliesslich  ein  I^of-hmitionsrerlit  in  eigener 
Sache  gegebea.  Die  EntäcbeidoDgen  über  die  Denaociauoaen,  wie  über  die  RecUma- 
tion  in  eigener  Saebe  erfolgten  dnrcb  beflendere  BeelamationeeominieeioneB  fttr 
jeden  Rechniingsamtshczirl:,  die  aus  dem  Vorstand  des  Rerhnun^amts  und  4  rom 
BezirksaQsschu«>ä  für  die  Daaer  einer  Finanzperiode  gewihiten  Mitgiiedem,  daranter 
ein  zu  den  Ceusiten  des  fatirtcn  Einkommens  gehöriges,  bestand  {%.  73).  Der 
Bedamant  in  eigener  Sache  konnte  gegen  den  ihm  gevordenen  Beecheid  noch  weitet 
an  das  Staatsministerium  in  letzter  Instanz  reclamireo.  —  Von  weiteren  Einzelheiten 
sei  nur  noch  die  erwähnt,  dass  die  in  Kost  stehenden  Priratarbeiter  zwar  ancb  selb- 
ttlndige  Stenerenbjecte  vaven,  aber  ftür  sie  ibr  Arbeitgeber  in  gewissen  PUIen  ab 
SellMrtBchiildner  für  ihre  Stenerqoote  einstehen  masste,  mit  dem  Kocht,  von  seinen 
Arbeitern  Vorweis  der  Steaerqnittnng  za  reiiangen,  ereutoell  den  Lohn  entsprechend 
2Q  kurzen  (§.  83). 

Auch  mit  den  neneren  Verbessernngen  faugirte  das  Ortsquoten- 
aystem  nicht  befriedigoDd.  Die  geschätzten'^  Einkommen 
wurden  eben  doeh  nicht  so  scharf  und  weniger  yoUetttndig  nnd 
richtig  als  die  ,»fatirten*'  erfasst  Eine  Zusammenfassung  der 
Tcrschiedenen  Arten  des  Einl^ommens  an  einem  Gänsen  erfolgte  nicht, 
wonach  die  einzelnen  Steuern  des  Systems  daher  immer  noch  mehr 
den  Character  besonderer  Ertragssteuern,  als  wirklicher  Einkommen- 
steuern behielteu.  Die  Unzulässigkeit  des  Schuldenabzugs  war 
mit  eine  Folge  dieser  Sachlage,  benahm  dem  ganzen  System  aber 
wiederum  den  Character  eigentlicher  Einkommensteuer.  Die  prin- 
cipielle  Gleichheit  des  Steuerfusses,  wenn  sie  auch  practisch  zwischen 
den  fatirten  und  ^esehät/tcn  Einkommen  und  zumal  bei  letatmn 
zwischen  den  Individualeinkommen  gar  nicht  erreicht  wurde ,  war 
ein  weiterer  Mangel,  der  allmälig  mehr  empfunden  wurde;  vollends 
bei  der  niedrigen  Grenze  der  Steuerfreiheit  wegen  Kleinheit  des 
Einkommens.  Die  Prftcipiialbesteuemng  des  Grundbesitzes  durch 
die  alte  Grandsteuer  konnte  zwar  als  eine  Art  höherer  Besteuerung 
des  fnndirten  Einkommens  gelten ,  aber  bei  dem  reallastartigen 
Character  dieser  Grundsteuer  doch  nur  nianjj^elhaft.  Wenn  ferner 
auch  liistorisch  diese  Präcipualbesteuerung  des  Grundbesitzes  sich 
noch  anders  reclitfcrtigen  Hess,  Iii  ich  es  doch,  zumal  mit  der 
grr»sspren  Entwitklini^-  des  bewe^hchen  und  des  Gcwcrbekajiit^ils, 
eine  Singularität,  nur  den  Grundbesitz,  nicht  auch  diese  übrigen 
einer  Extra-  und  Doppelbesteuerung  zu  unterziehen.  Die  an- 
gedeuteten Uebelstände  und  Mängel  wurden  denn  auch  immer  mehr 
erkannt,  und  das  fflhrte  zur  weiteren  Reform. 

8.  zur  Kritik  des  graDzen  Systents  Borst,  Abscbn.  VI  passim  und  den  iransen 

kritischen  Thdl  S.  39  tt'.  Srlianz  Fin.arrli.  IT.  S.  f*9S  ff.  Bei  viel  Vorzli-rlichrm 
im  Einzelnen  und  bei  der  Kegolnng  nianrhcr  Puncto  des  Systems,  auch  bei  dem  £in- 
sohStimigSferfaliTen  der  gescli&tictcu  Einkommen  in  der  Einkommensteuer  nach  den 
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Gnukdiitzen  einer  wirklichea  £UikomiQensteuer,  ist  doch  bis  zuletzt  das  ganze  System 
troto  seines  Namens  eben  nelir  ein  »tiieilvdBe  flinkeainensteiienftfirfls  Ertrags- 
Msnecsystem",  nar  ein  sogenanntes,  nicht  ein  witidiclkes  fiinkommensteaereystem 

fcwe*eri.  Insofern  war  »s  von  den  reinen  Ertrafrssteuersystemen  anderer  deutschen 
Linder  doch  uicht  sü  abweiciiend,  als  man  nur  nach  seinem  Kamen  schÜessen  m&chte 
md  oft  in  der  Tliat  gesGUoBsen  bat.   Ancb  die  Kritik  scheint  mir  das  nicht  Immer 

scharf  genug  beachtof  zu  Laben.  Ich  kann  daher  doch  das  Verdienst  dieser  Weimarer 
Gesetzgebung  in  der  deutschen  Eiuikommensteuerentwicnlung  nicht  ganz  so  hoch  stellen, 
aiä      Andere  wohl  gethan  haben,  ohne  eä  damit  völlig  m  bestreiten. 

§.  166.  Reform  von  1883.  Uebergang  znr  wirkliehen 
allgemeinen  Einkommenstener,  Eni  im  Jahre  1883  Ist 
es  %u  einer  directen  Bestenernng  gekommen,  welebe  den  Namen 

einer  wirklichen  allgemeinen  Einkommensteuer  wahrhaft  ver- 
dient, im  Gesetz  vom  10.  Sept.  1883.  Die  hauptsächlichen 
Aenderuugen  gegen  bisher  bestanden  in  der  nunniehrigen  Bildung 
von  Gesammteinkommen  der  einzelnen  Censiten,  in  denen 
die  Einkommen  der  einzelnen  Qaeilen  zusammengefasst  wurden^ 
in  der  damit  erst  rationell  und  praetiseii  durchführbar  gewordenen 
GewabrnjDg  des  Sohnldzinsenabzags,  in  der  Heseitignng 
des  OrtsqnotenBystemSy  der  Einftthrnng  einer  m&ssigen 
Progression  des  Stenerfosses  nach  der  EinkommenhOhei  gewisser 
Verilndernngen  des  Veranlagungsverfahrens  nnd  der  Oommissions- 
nnd  sonstigen  BehOrdenorganisation.  Aber  an  der  bisherigen  Unter- 
scheidung zwischen  fatirten  und  geschätzten  Einkommenarten 
bei  der  Veranlagung  und  damit  l'olgerichtig  i\n  gewissen  Ver- 
schiedenheiten des  Veranlagungsverfahrens,  auch  der  Regelung  der 
Declaratiuusptlicht  (Fassionspflicht),  ist  festgehalten  worden.  Ferner 
wurde  auch  jetzt  noch  kein  allgemein  steuerfreier  Minimalbetrag 
vom  Einkommen  festgestellt  (sogen,  steuerfreies  Existenzminimum). 
Ebensowenig  ist  eine  allgemeine  Verschiedenheit  im  Steaerfnss 
swisehen  fnndirtem  nnd  nnfnndirtem  Einkommen,  weder  im  Rahmen 
der  Einkommensteuer,  noeh  durch  HinsufUgung  einer  anderen 
Steuer,  zur  allgemeinen  HOherhesteuerung  des  fundirten  Einkommens 
berbeigefUhrt  worden.  Es  verblieb  nur  bei  der  (Ibrtgens  nicht  un- 
licanstandeten  Präcipualbelastung  des  Grundbesitzes  durch  die  alte 
r.rnndstener  in  bisheri^^er  Höhe.  Erst  mit  diesem  Gesetz  von  1883 
\M  die  Weimarer  Einkouimensteuer  ein  finan7\\  i.>8enscliaftlich  und 
^tcuergeschichtlich  wichtiges  Glied  in  der  neueren  Entwiekhing  der 
deutschen  Tersonal-  und  speciell  Einkommensteuer  geworden. 

üdbsr  die  Mmnente,  welche  m  der  Reform  Ton  1888  driogten.  s.  anch  noeh 
Borst's  Schrift,  besonders  aber  die  Ausführungen  ron  Schanz  darüber  auf  Grund 
d"-  Arten roaterials  und  «I  t  Landta^svorhandlnngen ,  Fin.ar.  h.  II,  S.  894— 92.S.  wo 
aÜe  emzelnen  vichtigercu  uijü  einige  der  nebensächlicheu  i'uncte  eine  lehrreiche 
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Daratellong  und  Kritik  finden.  Daza  Ortloff  a.  a.  0.  hat  zur  Ergänzung  des 
yonasgehondett  wird  hier  Einiges  Ober  die  Ansgestaltong  der  Einkommensteuer  ron 
1888  noch  hinzugefügt.  Im  Cebrigen  moss  auf  das  Gesetz  selbst  vervieseo  v«ideB, 
das  im  Folgenden  lieine  vollständige  systertiHtischc  Darstellung  fiadtsn  kaoD,  floiiddraaiis 
dem  nur  besonders  Beacbtenswerthes  hervorgehoben  wird. 

Die  Kftteforteen  der  zu  fatirendea  (enzumeldendeii)  und  der  «in- 
zuschüf /♦•ndtüi  Einkuuimtn  sind  wie  bisher  prebiltiet    W&hrend  aber  früher  die 
Zinsen  und  (iowinnantheile  ?on  inländischen  Actien-  und   anderen  st'Mi'^rpflichriirrn 
Gesellschaften  beim  Action&r  besteuert  wurden  und  Ue:ib&lb  von  liiiu  anzuiueidju 
waren,  noi  die  nicht  Tertheilten  ReiDertngstbeile  bei  der  Geaeilscbaft  selbst  besteacrt 
und  daher  von  dieser  aoznmelden  waren,  wurde  jetzt  der  ganze  Gewinn  der  Gesell- 
schaften« also  incL  des  fertheilten,  bei  diesen  besteuert  and  wer  daher  von  ihnen 
anzumelden, 'wibreiid  der  Actfonir  daSär  nicht  mehr  stetter-  und  «nmeld^ffichtig 
erklärt  wurde  (Gesetz  §.  4,  48.  s.  Q.).   Die  Doppelbesteuerung  ron  GeselLschift  vnd 
Actionär  u.  s.  w.,  für  die  Zinsen  und  Dividenden,  wie  im  Köiiijrreich  Sachsen,  wnrde 
nicht  eingeführt  (s.  Schanz  a.a.O.  S.  912),  das  spätere  preussische  u.  s.  w.  Com- 
piomismrei^Bhren  einer  Cbeilweisen  Deppelbeeienerong  der  Dividenden  o.  e.  w.  (nemlidi 
des  einen  gewissen  "Minimalbcfra<i  (ihersteijrenden  Thcils,  wie  über  3V«  Vu  ^'^  Preussen'. 
auch  nicht. —  Knr  die  SteuerpJii'htit^rTi  werden  dann  örtliche  Ei  n  k  o  m  m  e  n  st  e  u  e  i  • 
rollen  aufge&t<;üt,  iu  welchen  das  Gct>ammteiuküuiueu  des  Cou^iieu  crbcbcint, 
aber  geeendcrt  ermittelt  und  eingestellt  nach  den  3  Abtheiiangen:  I)  angemeldetes 
F.inkrTTimen .  2)  durcli  Scliatzung  ennilteltcs  Einkouimen  ans  (irund  nml  Boden  uini 
Gebäuden,  3j  ebenso  ermitteltes  Übriges.    Der  nunmehr  statthafte  Abzug  von 
Sehvldsinsen  erfolgt  erst  ron  diesem  Gesemmtefakeumen  dnreh  die  Bechnungsamt 
(StenerbehOrde)  auf  Grund  der  Anmeldung  dieser  Zineen  Seitens  der  Censiteu,  worftber 
genauere  Bestimmanpen  erlassen  sind  (§.  14.  überhaupt  §  H  ff/.  —  Die  Anmeldungs- 
pflicht bei  dem  zu  fatirenden  Einkommen  hat  halbjähriich  stattzufinden  und  die 
Anmeldung  gilt  als  stillschweigend  emenert,  solenge  sie  nicht  rechtzeitig  abgeindect 
oder  Abmeldung  erfolgt  ist  (§.  16,  irn.  eine  ^c^tiulmung  schon  der  bisherigen  (lesetze. 
Die  gesetzlichen  Vorschriften  Uber  die  Durchführung  der  Anmoldnngspflicht 
specialisireu  dann  näher  nach  Einkommenarten,  wobei  aber  die  bisherigen  Bestimmungen 
meist  bestehen  bleiben  konnten  (so  z.  B.  in  Bctrefl'der  Zinsen  u.  s.  w.,  Kapitalien,  immer 
noeh  nach  Nennwerth  §.  24.  auch  iht  b'  i  Zin-en  xi.  dgl.  die  Eriaubniss  verblieben, 
offen  nur  den  jährlichen  Gesammtbctrag  anzumelden,  §.27).  Das  Einschätzungs- 
verfafaren  bei  dem  einsnschftttenden  Einkommen  und  die  Orgnnisntien 
der  Behörden  und  Commissioncn  hat  dagegen  grossere  Veränderungen  er- 
fahren (§.  ^1  11.).  KcgelmässiiT  bilden  die  Getn  ei  n  d^J»*»7.irke  die  Ki n sc  hätzu ngs- 
bezirke  und  erfolgt  dann  hier  die  Einschätzung  unter  Leitung  des  Kechnungsamtd 
dnreh  besondere  Sch&tznngaeommissionen.  Diese  bestehen  ans  8 — 9  Mitgliedern, 
die  ans  irewissen  Per>ürh  nkrei>en.  theils  von  der  Behörde  ernannt,  fheils  von  Geineinde- 
organen  für  die  Dauer  einer  Finanzperiode  gewählt  werden    das  Nähere  in  32). 
Da§  Staatsministerium  kann  in  die  Commissiou  einen  Bcaui'tragtca,  unt  /ur  Vertretung 
der  tiscalischen  und  sonstigen  Staatsinteressen,  deptttiren«  der  dann  regelmässig  nur  eine 
Ii  r  itliende  Stimme  hat  ?§.  31,  35'.   I^Io  Schätzunjrsrnrr.mi'<sion  hat  die  erforderIirh«*n 
Oompetenzeu  der  Einsichtnahme  in  gewisse  Acten  der  Behörden  und  der  Vernehmung 
ron  Saehrentlndigen  (§.  3G).    Anch  bei  dem  ahznschitzenden  Einkommen  haben 
indessen  die  Censiton  die  Verpflichtting,  wie  bisher,  den  competentcn  Behörden  und 
Cüiamissioncn  auf  deren  Verlangen  die  erforderlichen  Auskünfte  zu  geben,  wobei  aber 
nach  wie  vor  ein  lästiges  Eindringen  in  die  Vermögens-  und  Creditverhältnisse  unter* 
bleiben  soll.   Fttr  Arbeitgeber  besteht  dabei  die  weitere  Pflicht,  anf  Erfordern  über 
die  Löhne  u.  s  w.  ihrer  Arlieitnehmcr  Auskunft  zu  erfheilen  (§.  39\  (die  j^oi^en.  Meld- 
augabe).  Ausserdem  hat  aber  nicht  nur  der  Censit  der  2.  und  3.  Einkommeuabthcilong 
die  Befugnis»,  sein  wirkliches  Einkommen  anzugeben  —  die  sogen,  facultatire 
Steuererklärung  —  sondern  er  kann  auch  zu  einer  solchen  Erklärung  vor  dem  Beginn 
der  Einschätzung  von  der  nehrird-  aufgefordert  werden  (i^.  40\  Sü  abgegebene  der- 
artige Erklärungen  sind  dann  zwar  zu  prüfen .  aber  wenn  keine  Bedenken  bestebeii, 
anch  der  Einschitznng  zu  Gmnde  zn  legen  (§.  48).  Für  die  Einschitsnng  der  ein- 
zelnen Arten  des  Einkommens  sind  noch  nähere  Vorschriften  im  Gesetze  selbst  (§  45  ff  ) 
jjpn-eben.  ähnlich  wie  bisher,  mit  Modificationcn,  immer  mit  dem  Bestreben,  die  witi- 
licbeu  eiuzelwirthschaftlichen  Reinerträge,  wie  ^  eine  wahre  Einkommensteuer  rerlsogt. 


Digrtized  by  Google 


Befom  fon  188S.  WiiUiclw  aUfsmelDa  EinkoamaBsteiur.  583 

m  ermitttflu  B  diu  ActiLnjru-scIIsch.^nen  n.  s.  w.,  die  schoD  bisher  eigene  Subjecte 
der  Einiommeositeuer  waicn,  ist  die  schon  erw&hote  AatidehDang  der  objectirea  Steuer- 
plicht  auf  die  lo  Actionire,  GeDoasen  o.  s.v.  rertheilten  Zinsen.  Dividenden, 
<i««iDfte  u.  8.  w.  eingetreten ,  woßeben  dann  aach  die  nicht  rertbeilleti  öeberüchaase, 
Jie  zur  Bildung  von  Reservefonds,  zur  Eiriveiterung  der  Anlassen,  zur  Schtildentilg:ang 
verwendet  werden,  steuerpflichtig  sind  (§.48).  Auch  für  das  sogen,  teldgewerbe 
Ist  die  tnbiJtfcdT«  und  objectif«  Einkommenstonerpflicht  in  der  Weise  der  letxten  bis- 
herigen «L'Sftilichen  Bestiinmungori  geblieben  (5^.  40.  altes  Gesetz  §.  67.  s.  o.  S.  52^1. 
Dm  bisherige  i»ogen.  ..Denunciationsrucht''  gegen  Einschiit^^rttü^i  ti  Dritter  (o.  S.  öäÜ) 
besteht  ebenfalls  fort  wie  bisher  (§.  53).  Es  »unlen  dann  Emrichtungcü  zur  sorg- 
fältigen Prüfung  der  Schitzongen  getroffen.  Die  Prnfiinir  erfolgt  sonicbst  durch  die 
StenerbehOrde,  d.-ts  Ke''b'iTin'^'-sr<Trif,  »finti  (!i:ri  !i  'nrnliTe  Prü  fungscommission  en 
for  jeden  Beürk,  eveutueii  unter  Mitwirkung  eigener,  vom  Ministerium  besteUtei 
CoamissaT«.  Jene  Gommisstonen  haben  den  Vontand  des  Rechnangsamts  znm  Yor- 
Mtzenden  und  4  Mitglieder,  die  aus  8  vom  Bezirltsausschuss  Vorgeschlagenen  fom 
Kechnungsamt  bestimmt  werden  (§.  ff.).  Sie  fungiren  mit  aJs  Veranl:ig:nnfr9- 
commütsioneu .  sie  prüfen,  buriohtigeu  die  Einschätzungen  und  entscheiden  Uber  die 
Bcsdiverden  gefen  Eiaaehitznng  Dritter  nnd  Ober  Beanstandungen  der  Eischitzangen 
S-Mtens  des  Kecbnnnesamts  und  der  Prufan^commissare  <§.  88).  Die  Aufstellunj?  des 
steoerptiichtigeu  Uesammteinkommens  nach  Abzug  der  Schuldzinsen  (sogen.  Eiazel- 
steocrkapital)  erfolgt  dann  wieder  durch  das  Kechnungsamt  60).  Die  Ge- 
meindevontinde  haben  darauf  den  Pflichtigen  die  Einschätzung  kuMUngeben  (§.  61). 
Berufnnffcn  de;?  Hensiten  wie  der  Stenerbehörde  id^s  Ixoclinungrsamts.  auch  beson- 
diKt  PrtlfungKcommii^re)  gehen  an  Berufscommisoionen,  je  1  in  jedem  der 
5  VMwaltQngsbezirke,  bestehend  ans  einem  ?eH  Ministerium  lom  Venltxenden  er- 
inten  B»  amtcn  und  4  vom  Bezirksausschuss  Itlr  eine  Unanzperiode  gewählten  Mit- 
rliedem  tVi  IF.V  Diese  Commissionen  haben  die  erforderlichen  Competenzen,  können 
eventaell  Eide  oder  cide!>atatUiche  Versicherungen  dem  Censiten  auflegen.  Gegen 
Uue  Eotscheidong  besteht  für  den  Censiten  wie  f&r  den  Vorsitsenden  der  BemAings- 
c<'mmi->sion  nur  noch  ein  Rerhfsuiittel,  das  der  Bet<  •  fi '.verde,  und  ntir  wcpen  an- 
richtiger Anwendung  gesetzlicher  oder  Vollzugsrorschrirtcn,  bloss  an  die  höhere  Ver- 
vakmngsinsunz,  das  Staataministerinm,  also  nicht  an  einen  Gerichtshof  (§.  68).  [n 
Bttrefl  der  Stcuerzahlungsp flicht  selbst  ist  die  Bestimmung  geblieben,  dass 
Arbeitsreber  (auch  Dienstherrschaften")  filr  die  Stenerschuld  ihrer  mit  in  Ku>f  stehenden 
Arbeitnehmer  haften,  mit  dem  Becht,  entsprechende  Lohnabzüge  zu  machen  77). 
Mit  Strafen  wird  bei  diesem  gansen  Steaersystem  vememUch  der  Censit  bedroht, 
v-Icher  im  Anm  idimg  seinem  Einkommens  verpflichtet  ist,  und  derjenige,  welcher 
Schuld.ibziice  verlangt.  Unterlassene  oder  unvollständiü:c  AnIneldun^ren  werden 
mit  dem  1 — 16*fachen  Betrag  der  bintcr/.0(;enen  Steuer,  faLcho  oder  zu  hohe  Schuid- 
ziDs-Abzugsanmeldnngen  mit  dem  4  16>fachen  des  so  hintenogenen  Stenerbetrags 
geahndet  (§.  70,  80\  Sfrafen.  die  mit  gewissen  Pi-schränkons:en  —  wonach  nemlich 
die  Strafe  nicht  Uber  die  letzten  4  Jahre  hinaus  vor  dem  Tode  des  Censiten  zu  be- 
lecknen  ist  —  aof  die  Eiben  Obergeben  (§.  82).  Daneben  Ordnnngistfafen  (9.  8B>. 
Bei  Hinterziebaogen  verjährt  die  Strafrerfolgnng  in  5  Jahren  (§.  84).  Das  Straf- 
verfahren richtet  sich  nach  besonderen  gesetzlichen  Bestimtnnnfren  für  solche  Fälle 
t§.  16.  Ahn&u  2  des  Gesetzes  vom  12.  April  1879  and  Gesetz  vom  25.  März  1862). 
Besondere  BeeÜmnnngen  betreffen  nAcb  die  Erftffhnnr  ferschlossen  eingereichter  Ab- 
taHdtinir  von  Kapitalien  u.  s.  w.  r$  •^^:).  Das  neue  Gesetz  trat  mit  An&ng  1884  in 
lu'aft,  die  bisherigen  Gesetze  der  Materie  von  da  an  an^er  Kraft. 

Eb  liegt  hier  ein  immerhin  beachtenswertheB  Beispiel  einer 
ogenthtlmlichen  Ansgeetaltnng  modemer  Einkommenstener  vor, 
weshalb  darauf  hier  noeh  etwas  näher  eingegaDgcn  wurde.  Kament- 
Keh  die  festgehaltene  Unterscheidong  angemeldeten  und  ein- 
geschätzten Einkommens  und  die  Verschiedenheit  des 
ganzen  Vc  r  an  iagu  n  v  erl  u  h  i  e  ii  s  daiiiKli  zieht  die  Auf- 
ßcrksninkeit  auf  sich.    Man  wird  indesseu  Uocb  nicht  bestreiten 
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kOnneD;  dass  damit  auch  eine  Incongmenz  in  der  Veranlagung 
verschiedener  Einkommenarten  festgehalten  wird.  Es  bestehen 
keine  aasreichenden  Bttrgsehaften  dafür,  dass  die  beiden  Kategorieen 
des  Einkommens  gleich  behandelt  werden.  Bei  dem  anmeldnngs- 
Pflichtigen  Einkommen  gilt  als  Regel,  dass  die  besllgliche  Angahe 
des  Censiten  die  rechtliche  Vermnthung  der  Wahrheit  für  sich  hat^ 
es  wird  der  Censit  daher  ohne  Weiteres  nach  dieser  seiner  Angabe 
veranlagt.  Bei  diesem  Einkommen  bat  mau  es  namentlich  mit 
Besold  11  Ti ü:eri  u.  dgl.  und  mit  Zinsen  u.  s.  w.  zu  thun.  Bei 
jenen  bestellen  einfache  und  sicbere  Controlmittel  der  AnmelduugeD 
wenigstens  grösstentheils,  bei  den  Zinsen  aber  nicht.  Die  lilossen 
Strafandrohnngen  bilden  kaum  ein  ausreichendes  Compelle  richtiger 
AnmclduDg,  selbst  nicht  in  Verbindung  mit  dem  Uebergang  der 
Strafen  auf  die  Erben,  znmal  bei  der  Beschränkung,  die  hier  even 
tuell  Antritt  (s.  o.,  Gesetz  §.  82).  So  erscheint  eine  nicht  voU« 
stftndige  Erfassung  der  Ertriige  beweglichen  Kapitals  nicht  unwahr- 
scheinlich. Werden,  wie  zu  vermuthen,  trotz  aller  Cautelen  die 
eingeschätzten  Einkommen  durchschnittlich  auch  zu  niedrig  an- 
geschlagen, so  wäre  das  Bedenken  einer  unzulänglichen  Erfassung 
der  I.eihzinsen  u.  s.  w.  practisch  zwar  geringer,  aber  umsomehf 
erhebt  sich  dann  das  andere,  dass  bei  diesem  Veranlagungsver- 
fahren wiedenini  die  Fe  st  besoldeten,  die  ]>eniiitcn  ii.  s.  w., 
dann  aliein  nach  dem  gesetzlichen  Maass  richtig  getroücu  werden. 
Und  weitere  Bedenken  liegen  in  der  anzunehmenden  ungesetzlichen 
individuellen  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der  Veranlagong 
bei  den  bloss  gesehätzten  Einkommenarten  und  bei  den  anzumel- 
denden Zinseinkttnilen. 

Eine  Eigenthttmlichkeit  ist,  dass  die  Steuerscala  selbst 
nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen  ist,  sondern  auf  besonderen 
gesetzlichen  Bestimmungen  (einem  eigenen  sogen.  Steuergesetz  für 
jede  Fliiaiizperiodc)  beruht,  womit  dann  auch  auf  diese  Weise  die 
Beweglichkeit  des  Steuerfu8scs  durcli^^efUhrt  wird.  Mancherlei 
Meiniinersdiffereiizcn  drehten  sich  nm  die  iSeala,  man  wollte  die 
Entscheidung  auch  ausser  vom  bteuerbedarf  von  den  t^gebnissen 
des  neuen  Vcranlagungsverfabrcns  abhängig  machen.  Die  8cala 
hat  kein  steuerfreies  Minimum  und  ist  massig  progressiv  (degressiv) 
bis  zu  emem  die  damalige  Maximalböhe  in  anderen  deutschen  , 
Gesetzen  noch  em  wenig  Übersteigenden  üöchstbetrage  gestaltet 
worden. 
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8.  darftber  Schanz  a.  a.  0.«  8.  918  W.   Gesetz  rom  24.  Dee.  1883.   Die  ente 

angcDommeue  Scala  erfuhr  Abändertintrn.  indem  alle  StenersStze  nm  0.2*';,,  zeitweise 
ennl^igt  wurden.  Sie  war  danach  mit  im  Ganzen  9  Stufen  (die  erste. biü  499,  die 
letzte  mit  über  9000  M.  EinkCMnmeii)  1.2  7o  bei  Einkommen  bis  499  M.,  1.6  bei 
solchen  Ton  500—699,  2  bei  700—999  n.  b.  w.,  .3  bei  6000—6999,  8.2  bei  7000 
bis  1^.4"  ,,  b(M  (!h<T  0000  M.,  was  für  die  kleinen  Einkommen  absolut  und 

reUtif,  im  Vcrhältni&s  m  den  grösseren,  sowie  zu  den  betreffenden  Steuersätzen  anderer 
Lbider  (PremMn)  zteralich  hohe  Sstze  crgiobt  Aber  FiDaoilage  und  AmdelinuDg 
der  wenig  bemittelten  Bevölkerung  nach  den  gegebenen  Wirthschaftsvcrh&ltnissen  des 
Landes  nöthigten  zu  dieser  Scala.  vollends  solange  man  mit  der  Proprfs.sioD  nicht 
weiter  gehen  wollte.  Mit  den  Ergebnibi>ca  der  neueu  Veranlagung  ist  man  im  Ganzen 
zufrieden  gewesen. 

Erwähnt  sei  noch,  dass  di  I^'steucrong  des  Eisenbahnbetriebs  nnrh 
Uaassgabe  der  StaatsrertrSge  darüber  und  im  üebrigen  nach  dem  bosonderea  Uesets 
roffl  18.  MSR  1873  erfolgt. 

§.  167.  Aenderungen  von  lö97  und  später  bezüg- 
lich der  Einkommensteuer.  Es  war  anch  hier  vornemlich 
die  preussiscbe  öteuerrelorm  von  1891  und  deren  Bewälirung  in 
den  neuen  V^eranlagungsergebnissen ,  welche  zur  Fortbildung  des 
Gesetzes  tod  1883  ge fuhrt  bat,  wobei  man  dann  zugleich  eiozelne 
andere  zweckmässig  befandene  nnd  Ton  der  Erfahrung  angerathene 
kleine  AeodeniDgeo  eintreten  liess.  Dies  geschah  im  Gesetz  yom 
2.  Jnni  1897.  Der  wichtigste  Pnnct  war  die  Ausdehnung  des 
Declarationszwangs  anch  auf  grosseres  Einkommen  (Uber 
3000  M.  nnd  ohne  Sehnldabzng  gerechnet)  in  der  bisherigen  Kate- 
gorie der  sogen,  geischätzteu  Einkommen.  Das  hat  dann 
anch  einige  Veränderungen  im  Veranlagun^^sverfahren  und  in  der 
Mrganisaüon  und  Function  der  Veranlagungsbchürden  fComniissionen) 
veranhisst.  Anch  hierin  hat  man  sich  den  preiissischen  Ein- 
richtUDgen  zum  Tbeil  mehr  augeschlosj^en.  Der  allgemeine  „sociale^* 
Zog  der  neueren  Gesetzgebung  Uber  direote  steuern,  besonders 
über  die  Einkommensteuer,  bat  sich  —  nngeacbtet  gewisser  finan- 
zieller Bedenken,  welche  die  erwünschte  weitere  Erleichtemng  der 
kleineren  Einkommen  wegen  der  Ausdehnung  der  betreffenden 
Tolksdassen  erschwerten  —  doch  anch  hier  darin  gezeigt,  dass 
man  zwar  immer  noch  kein  allgemeines  steuerfreies  Einkommen- 
minimum  gewährte^  aber  doch  kleines  Einkommen  gewisser  Art 
Dod  in  gewissen  Fallen  befreite,  ferner  bei  besonderen  die  8teuer- 
lubigkeit  vermindernden  wirthschaftlichen  Verhältnissen  in  gewissem 
Umfange,  freilich  in  viel  geringerem  als  in  Preussen,  Erleichterungen 
lugestand  und  endlieh  die,  auch  jetzt  noch  nicht  in  das  Gesetz 
selbst  gekommene,  sondern  durch  besonderes  JSteuergesetz  für  jede 
Fioanzperiode  geregelte  Steuerscala  mehr  abstufte,  nach  unten  zu 
die  Steuersätze  etwas  ermässigte  und  nach  oben  zu  die  Progression 
weiter  führte  nnd  erhi>hte«  bis  auf  4  %,  wie  in  Preussen. 
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S.  den  Aufsatz  von  Panlsscn  im  Fin  ar<  Ii.  H.  15.  1898,  S.  345  ff.,  worin  di« 
üaaptpnncte  der  Reform  kurz  zusammengefasät  werden.  Da^  (ieseU  foin  2.  Juni  1897 
ttb.  S.  355  ff.,,  in  der  Form  der  neuen  Bedaction  des  alten  Gesetzes  ?on  1883  mit  den 
seitdem,  zuletzt  durch  die  Novelle  von  1897  gebrachten  Abänderangeiu  In  manchen 
Poncton,  formeller,  aber  auch  materieller  Art  macht  sich  der  Ansrhlass  an  das  neue 
preuüsiäche  tiesetz  geltend.  Das  Meiste  ist  aber  aus  dem  1883er  Gesetz  einfach 
]ierfll»ergeBomraen  oder  veoig  geind«t  worden ,  ao  daas  aof  die  Tonuagehende  Dtr- 
stellung  verwirson  wcrdon  kann.  Nur  Einzelnes,  besontlors  aus  den  erfdigtw  mate* 
rieUen  Ai'i)dcrunii:en  des  bisherigen  Kcchts,  wird  hier  noch  erwähnt 

lu  Be^UfT  auf  die  subjective  Steuerpdicht  wird  den  Bestimmungen  des  Reicbs- 
geaetzea  von  1870  we^en  Doppclbestenerang  formell  genauer  Rcchnun«;  getragen,  die 
Besteueninj:  dor  Ausländer  prfiriser  geregelt,  die  der  nicht  physiscli  :i  Personen 
sch&rfcr  bestimmt  (§.  4 — 8).  Unter  den  Befreiungen  (§.  8)  ünden  sieb  die  von 
Pensionen  aller  Art«  RdcbsversicbeninKsrenteo,  nach  Anszttiren  ans  Landgtktem  (Alten» 
thcilc),  Ton  allen  aber  ntir  bi:>  zum  Betrage  von  unter  200  M..  ferner  von  Zinsein- 
kommen aus  SparrassotifreldiTM  für  K  apitalbetrag-t!  von  unter  500  M.,  dann  no-  h  fiir 
Personen  unter  16  und  über  60  Jahren  Alterä  von  Eiakommeu  unter  200  M.  auä  iiapiui- 
vennftgen  und  sonstigen  Renten.  Die  Angestellten  der  ünifersitftt  Jens  baben  im  bis- 
licriirfn  Umfang:  ihre  Steuerfreiheit  behalten.  Einkommensteuerfrei  ist  aü^d^^U  klii'h 
auch  das  Einkommen,  auch  der  zu  Bahnzwecken  dienende  Grundbesitz  der  Eisenbahnen, 
wofür  die  Eisenbahnreinertragbabgabe  zn  entrichten  ist  Das  steuerpflichtige  Einkommea 
vird  dann  in  4  Abtheilungen  wie  in  Preussen  unterschieden,  aber  unter  Beibehaltung 
der  Einreihiinir  aller  Einkommen  wieder  in  die  beiden  Kategorieen  des  anzumelden- 
den und  des  übrigen  durch  Schätzung  zu  ermittelnden  Einkommens,  im  (Janzen  in 
der  bisherigen  Weise  (§.  11,  12).  Knrsind  anch  bei  letzterer  Kntegorie  Jetzt  Steuer« 
erklärungspflichten  angeordnet  worden  (§.  4o  ff.).  Wer  neuilich  im  letzten  Steuer- 
jahre mit  mindestens  ^000  M.  schätz u  n!rs]>tiichtigen  Einkommens  (also  eventuell 
nur  de^  betreffenden  Thcils  seinem  Ge^amm  teiukommcnä)  bereits  veranlagt  war  und 
wer  ans  der  Kategorie  des  schätznngspflichtigen  Einkommens  ausaerdem  von  der  Be- 
hörde besonders  dazu  aufgefordert  wird,  hat  auch  sein  sch atznngspflichtij^es  Ein- 
kommen nunmehr  zo  decUnren,  anter  Androhung  des  Verlustes  der  kecbtsmittel  gegen 
die  Scbitznng.  wenn  es  ea  nntedrllsat«  und  eines  Stenemscblags  ?on  25  V„.  wenn  er 
auf  nochmalige  besondere  Aufforderung  nicht  declarirt  (§.  43  If.,  48t.  Wie  frtlher 
ist  dann  das  Einkommen  in  die  Steuerrolle  der  3  Abtbeilungen  einzustellen  (an- 
gemeldetes, durch  Schätzung  ermitteltes  aus  Grundvermögen,  desgl.  sonstiges)  und 
rem  Gesammtbetrage  des  ermittelten  Einkommens  dann  eist  dnrch  die  Stenorbehffrde 
der  Betraff  der  abzutrsfähigen  Zinsen  und  nunmehr  auch  gewisser  anderer  piivat- 
rechtlicher  Laoten  (s,o  aus  Leibrenten-  und  Auszugsverpflichtungen)  abzuziehen  (§.  15  tl,). 
Bei  Stoucrpllichtigeu  mit  Jahreseinkommen  unter  2500  M.  (niedrig  I)  können  Er* 
leiehtemngen  zur  Berücksichtigung  ungünstiger  Wlrthschaftsverhältnissc  eintreten, 
indem  das  Steuerkapital  ..nm  den  Retrag  bis  zn  einem  Viertel"  (undeutlich  !i  crinaisipt 
werden  darf  (§.  21).  Die  Bestimmungen  fiber  die  Art  der  Erfüllung  der  Declarations- 
pflicht  in  Betreff  der  Kategorie  der  anzumeldenden  Einkomro*ett  sind  im  (Manzen 
wie  bisher  grbli<'])en  (§.  22 — 33),  ancb  in  dem  Fnnctef  dass  Zinsen  o.  s.  w.  offen  (in 
Betreff  des  Jahresbetrags)  und  verschlossen  (im  üebrigen)  nach  Wühl  des  Oensitcn 
angemeldet  werden  können  (§.  8S).  Im  Veraulagungsvertahren  für  das  scbätzungs- 
Pflichtige  Einkommen  nnd  in  den  bezttgUchen  Einrichtungen  dafür  sind  einige 
Abänderungen  erfolet  (Gesetz  von  1883,  §.  31  ff"..  Hesefz  von  1P07,  i^.  34  ff.,  s.  bes.  in 
Betreff  der  localen  Sch&tzungscommissionen  ^.  82  des  alten  und  ^.  35  des  neuen 
Gesetzes).  Der  Schätzungscommission  ist  jetzt  mehr  die  Aufgabe  der  Voreinschfttzung, 
wie  in  Prenssen,  gegeben  worden.  Die  Prüfung  und  Feststellung  der  Schimngen 
ist  den  Veranlagungscommissionen  für  jeden  Kechnungsamtsbezirk  übertrHL'^''n,  die 
an  Stelle  der  früheren  Früfungscommissioneit  traten  60  ff.),  aber  jetzt  etwas  anders 
gebildet  sind  (neues  Oesetz  §.  61,  altes  §.  55).  Die  StenererUArungen.  die  neuen 
obligatorischen  für  die  höheren  unter  den  sonst  geschätzten  Einkommen  und  die  immer 
zulässi^jen  facuitatiTcn .  werden  znnSehst  vom  Rerhnunsrsamt  (§.  50).  dann  von  der 
Veranlaguugbcouiuiisäiun  66)  geprüft  Die  materiellen  Normen  für  die  Einschätzung 
der  einzelnen  Arten  des  einznscbitsenden  Einkommens  sind  swar  im  Ganzen  geblieben 
(?  12  ff.  des  alten,  §.  51  ff.  des  neuen  Gesetzes),  doch  mit  einer  bearhtonswcrthen 
Aenderong  in  Betreif  des  selbetbewirthschafteten  Grondbesitzee,  wo  früher  der  nach 
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der  Ertra^csfihi!:''K' i*  voraussiclitlich  m  cr7.i(?lon(lL!  Reinertrag,  jetzt  der  wirklich  erzielte 
Dach  S-j&bhfrem  Durchschnitt  die  Uruiidiage  der  EioschÄtzong  bildet  (altes  Geseu 
^.  45,  neoes  §.  53).  —  In  Betreff  der  BernfaDfren  ^Iten  wesentlich  die  bishengen 
Bestimm ongen  (altes  Gesetz  §.  62  ff.,  neues  |.  69  ff.,  mit  einer  kleinen  Acndemu; 
hinsichtlich  der  zu  Mitgliedern  der  BerQfQng8Comini>sion  zü  wählenden  Personen, 
altes  (iesetz  §.  64,  neues  §.  71).  Letzte  Besch werdeinstauz  ist  nach  «rie  vor  du 
Staattnilnfsteriiini  (§.  75>.  JNe  Strafnndrohnngen  fiBr  Hlnterdebnngen  bei  tn* 
znmeldeiidcin  Einkommen  sind  ireblieben,  nur  bei  solchen  in  Betreff  des  Schuld- 
iinsenab/.UKs  etwas  eriii.i.ssifrt  (1 — Ifi-faches,  pcpcn  bisher  4 — 16-faches.  §.  86l. 
Folg^-  ricbtig  bind  aber  jet^t  auch  Hintcr^iehuugsbtrafeu  angedroht,  bei  ▼iäsuutliciien 
l n richtigkeiten  in  der  Steuererklärung,  soweit  diese  beim  geschitstan 
Einkommen  rorkommt.  fails  dadurch  Verkürzungen  der  Steuer  herbeigeführt  werden 
(§.  S8«  4 — 16-  and  1 — 10-faches).  Das  Maximum  der  Ordauoi^astrafen ,  bisher  nur 
50  M.,  ist  Mf  90O  M.  erhöht  voiden  (§.  90).  (Eine  NoreUe  rom  22.  H&rz  1899  hat 
in  den  Strafbestimmungeo  einen  Punct  abgeändert.)  Die  Verbindlichkeit  zur  Nacbr 
Zahlung  hinterzogener  Steuern  verjährt  in  10  Jahren  und  geht  auf  die  Erben  bis  zur 
Hobe  ihräs  Erbantheils  Uber  (§.  92).  Strafen  ^bis  1500  M.)  bedrohen  auch  die  Ver- 
Imong  den  Geheinniss  Seitens  bei  derTemnIntrnng  betheiligter  Personen  (§.94).  Das 
seoc  Gesetz  trat  mit  dem  Bej^inn  des  Jahres  1899  in  Kraft. 

Der  Steuertarif  war  schon  vor  dem  Gesetz  von  1897  durch  das  Steuerg:esetz 
vom  1.  Mai  1895  für  die  Finauzperiode  1896—98  geändert  worden  und  dieser  uem- 
hcbe  Tarif  ist  dann  noch  in  das  Steuergesetx  vom  25.  Mai  1898  für  die  Periode 
1899—1001  übersrepnn^en.  Er  enthält  danacli  31  Stufen,  beginnend  mit  0  8  "/o  Stener 
bei  Einkommen  bis  300  M.,  0.9  %  bei  solchem  von  300—400  M.  und  steigt  dann 
in  «eiteren  29  Stnfen  immer  nn  0.1  */o  ^1*  ^  */o<  Stufen  tot  100  M.  bis  m 
13-1400  M.  T  iükomm.  n,  dann  in  grösseren  (zuerst  200.  darauf  300  ,  500.  1000, 
2^^.  3000,  50n0.  Hi.OOO  M.  Einkommen  mehr)  bis  /.nm  Einkommen  von  30.000  M. 
uti«i  mehr.  Dabei  wird  also  hier  schon  der  höchste  Satz  von  voll  4  (da  immer  je 
100  M.  des  betreflfenden  Einkommens  mit  dem  steigenden  Satz,  zuletzt  mit  4  Vq  be- 
l'Tt  werden'  erreiclit.  d«'r  in  T'reussen  er.it  annähenid  (nicht  voll^  bei  100.000  M.  und 
mehr  eintritt  Bis  900  M.  Einkommen  bestehen  so  schon  6  Stufen  mit  zuletzt  1.6 
Sten^satz  Ihr  800  — 9(K)  M.  Einkommen.  Gegen  froher  sind  die  unteren  Stufen  er- 
oisäigt  worden.  Nadi  einer  besonderen ,  Air  tbtlringbiche  Verhältnisse  bcachtens- 
werthen  Bestimmung  wird  aber  das  Einkommen  bis  zur  Stufe  X  (11  — 1200  M.), 
vdcbes  ausserhalb  des  Landes  wohnende  Besitzer  au.s  inländischen  Grundstücken, 
Oewerbeanstalten  und  irewerblicben  Niederlassungen  beliehen«  immer  mit  2% 
der  Sätze  von  0.8—1.9  %)  besteuert  (>ö  schon  nach  dem  fruheien  Steuerrecbt,  s.  dar> 
aber  Srhanz  im  I-'in.arch.  B.  2.  S.  91f>j. 

In  Utja  Sätzi-n  und  deieü  procciitwciacr  Fassung  in  diesem  Steuertarif  is>t  aber 
Müdem  noch  eine  Aendening  erfolgt.  Die  günstig«;  Finanzlage  ermOgliebte  es,  zuoicbst 
wenigstens  für  die  laufende  Finanzpcriüde,  bis  incl.  1901,  ein  all?emein(^s  steuerfreies 
Eustenzminimum"  einzuführen,  d.  b.  Einkommen  bis  400  M.  steuerfrei  zu  machen, 
iodl  sind  die  wdtwen  unteren  Stufen  ermiBi^|;t  worden  und  zngleicb  Ist  man  ron 
dem,  an  sich  rationelleren,  Steuertarif  mit  ProcentsStzen  zu  einem  solchen  mit  festen 
Steuersätzen  für  wisse  Einkorn u.enstufen  übergegangen  (Gesetz  vom  22.  März  1899'». 
Die  Sätze  sind  jetzt:  2.40  M.  für  4U0— 450  M.  Einkommen.  3  für  450— 500  .  3  60 
ftr  500—550,  4.80  för  550—000,  6  for  6—700,  7.20  für  7—800.  9  fHa  8—900  M. 
Sie  stcitron  bei  Einkommen  von  900  oOOO  M.  in  Stufen  von  100  M.  um  je  ?>  M. 
{^\).  von  8000—15.000  M.  in  Smleu  von  yOO  M.  um  je  12  M.  (4  von  löOOO 
bis  18.000  M.  in  Stufen  von  500  M.  um  je  18  M.  (Se«  «).  von  18.000—24.000  M. 
Dnd  24.000—  30.000  M.  in  gleichen  Stufen  und  bezw.  je  21  (4.2  */o^  und  24  M.  (4.8 
titid  für  höheres  Einkommen  für  je  ^000  M.  um  je  40  M.  Die  erwähnten,  im  Aus- 
lud wohnenden  Besitzer  u.  s.  w.  werden  aber  nach  wie  vor  auch  fur  Einkommen 
snter  400  M.  besteuert.  In  4  Stnfen  (bis  50  M.  Einkommen.  50—100.  100—200, 
2>)0— 500)  mit  Sätzen  von  0.60,  1.20,  1.80,  2.40  M.  Ob  dieser  Tarif  und  insbeson- 
dere die  Befreiung  des  Kinkommens  bis  400  M.  in  dem  ftir  die  neue  Finanz- 
iHihode  von  1902  an  zu  eria.ssendeu  Steuergesetze  verbleiben  wird,  muss  sich  erst 
noch  zeigen. 
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Die  bteuergesetze,  welche  ftlr  jede  dreijährige  Finanzperiode 
erlassen  werden,  entsprechen  den  strengeren  Grundsätzen  con- 
stitutioneUen  Staatsrechts,  indem  sie  alle  einzelnen  Stenern,  aaeh 
die  indirecten,  anfzäblen  Hilter  Hinweis  auf  die  bezüglichen  Gesetze 
für  jede  dieser  Stenern ,  wonaeh  sie  za  erbeben  sind,  nnd  die 
Stenererhebnng  danach  fttr  die  Finanzperiode  als  bewilligt  be- 
zeichnen. 

Auch  in  dieser  neuesten  Gesetzgebung  eines  deutschen  Klein- 
staats tibcr  Einkoiiiinenstener  ist  die  Annäherung  an  das  bezüg- 
liche neue  jueiisRisebe  Steuerreebt  erfreuliob.  Die  Abweiolningeu 
zu  Ungunsten  der  Ceusiten  der  unteren  Einkommcuclassen  gegen 
Preussen,  die  nach  dem  Gesetz  von  1897  und  anch  noch  nach  dem 
▼on  1899  bestehen,  erklären  sich  mit  ans  der  Finanzinge  nnd  ans 
den  allgemdnen  Wirtbschafltsznstnnden  des  Landes.  Es  fragt  sich 
freilich,  wie  lange  diese  Staaten  eine  derartige  Beatenemng  der 
kleinen  Lente  angesichts  der  prenssiscben  Verhältnisse  werden 
anfrecbt  erhalten  können.  Die  eigenthttmliche  geographische  Gon- 
fignration  des  Staatsgebiets  erschwert  das  ohnehin.  Mit  der  Pro- 
gression des  Steuerlusses  wird  mau  nicht  weiter  gehen  wollen  und 
können,  solange  das  in  Preussen,  Sachsen  nicht  geschieht  Kur 
die  Ilinzufligung  einer  besonderen  Besteueruns:  de«  fundirten  Ein- 
kniniiieiis,  das  cacb  wie  vor  bloss  beim  Grnndbes^iti^  durch  die  alte 
Grundsteuer  getroffen  wird  —  soweit  man  davon  nach  dem  oben 
Bemerkten  bei  dem  reallastartigen  Character  dieser  Steuer  reden 
kann  —  k()nnte  vielleicht  die  Mittel  zur  weiteren  Befreiung  oder 
Minderbelastnng  der  kleinen  Leute  schaffen.  An  eine  solche  Be^ 
stenerung  in  einer  oder  der  anderen  Form  ist  anch  wohl  gedacht 
worden,  doch  noch  kein  Schritt  in  dieser  Richtung  erfolgt.  Im 
(skgentheil  ist  sogar  jüngst  dem  Drängen  im  Landtage  nachgegeben 
nnd  die  alte  Grundsteuer  bis  auf  Weiteres  für  über  ein  Viertel 
ihres  bisherigen  lietrags  (von  SVs  allen  Terminen  auf  Gj  ausser 
Hebung  gesetzt  wurden.  Die  Beibehaltung  der  Unterscheidung  an- 
gemeldeter und  einzuschätzender  Einkommen  im  Veranlagungs- 
verfahren  unterliegt,  nach  der  nnnmebtigeu  Kinliihrun^r  des  Decla- 
rationszwangs  wenigstens  für  höheres  Einkommen  zweiter  Art, 
zwar  nicht  mehr  ganz  den  oben  aniredcuteten  Bedenken.  Aber 
völlig  scheinen  mir  diese  nicht  fortgefallen  zu  sein.  Sollte  eine 
▼ollständige  Vereinheitlichung  des  Veranlagnngsverfahrens,  wie  in 
den  übrigen  Staaten  mit  moderner  Einkommensteuer,  nicht  doch 
den  Vorzug  verdienen? 
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f.  Die  ttbrigen  10  monarchischen  deutschen 

Kieiustaateu. 

§.  168.  Yorbenerkottf en.  Es  sind  von  soldMa  KldiMtuileB  im  heollgeti 

Deatscberi  Ueich  noch  folgende  10  aus  der  Legion  dur  ebemaligcn  im  alten  Reiche 
?erbl!"^  >n.  Sie  wenl'^Ti  )tior  in  geographisrt)er  f irtippiruiig  zu8ainrn  >n£rebtont ,  mit 
Aogaüc  ihrer  üebieta-  uuJ  lievulkcrungsgrösse,  um  zu  zeigen,  wie  klein  die  (ieltungs- 
benidie  besonderer  Steuer?erfassungon  hier  sind.  Zani  Vergleich  äind  einige 
butis'i  rh,>  Daten  Sita  die  atirigen  bisher  behandelteB  Staaten  und  for  die  drei  Pcei- 
«Uaten  beigefügt. 

Tab.  82.  GebietsgrAsse  Bevölkerung 

qkm.  lOOO  in  1895 

Henoftham  SacbBen-Melningen   2468  234 

—  —     Alten  borg   1324  180 

—  —     Coborg  ttud  (ioUia ....      1^58  217 
Fttmentlinni  Sehvanbni^-Kottdenhaasen    .  .  .       862  78 

—  —       Bodobtadt   941  89 

—  £«08»  ältere  Linie   816  67 

—  —    jüngere  Linie   826  132 

—  Waldeek   1121  58  » 

—  Lippe  (Detmulil)   1215  135 

—  bchaQniburk'-Lippe   340  41 

I.  Zusammen: GruppcderlOlileinatenMonarchicen     11371  1231 

U.  3  Freiataaten  (btädte)   970  961 

IIL  Gruppe  lier  6  grö&seren  Kleinstaaten .  .  2139 
IV.  Gruppe  der  6  Miiteistaaten ^)  UtM  16093 

V.  Pieujtoen   848607  81855 

Doatacbes  fieieh   540667  52280 

17och  10  vcr:>chiedetje  Steuorreifassnngen,  eigentlich  11  (da  Coburg  und  Gotha 
keine  einheitlu  tu  lubeii)  aut  einem  Gebiet«  ron  11.400  q km  mit  noch  nicht  P/^  Mill. 
Ümvohnern,  7  bezv.  8  daron  in  Thüringen  auf  einem  (jebict  von  c.  8.700  ijkm.  mit 
1  WXL  Bewohnern,  mit  Sachsen- Weimar  8  bezw.  9  mit  e.  12.600  qkm.  Oebiet  und  mit 
iVa  MiU.  Bevohnem,  —  zudem  auf  Staatsgebieten,  deren  Ikätandiheiie  zum  Theil 
ganz  düroheinander  und  mit  preussischen  Gebietstheilen  förmlich  im  (iemenge  iiefjcn! 
Wo  uiiiunter  die  StaAtäRreuzen  mitten  durch  ein  Dorf  gehen!  bind  aber  eben 
«Jdstoriacb  begfflndeter'  Verhiltnisse.  Anf  eine  grössere  ünification  auch  der  directen 
Beoteuerung  im  Reiche,  unter  den  heutigen  Winhachafts-  und  Veikehriverhitltnissen 
mUssten  diese  Zustände,  sollte  mau  indessen  meinen,  doch  durchaus  hindrängen  (s.  u. 
§.  179).  Aber  jedes  Ländchen,  Regierung  und  Landtag  in  OebemiMtimmnng,  hängen 
aa  dienen  wie  an  atideren  ererbttu  particnlarbtischon  £igenthtlailicbkeiten.  — 

Auf  eine  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  im  19.  Jahrhundert  und 
der  heutigen  Ausgestaltung  der  8teuerveriassangen  dieser  kleinsten  JUeinstaaten  in  der 
Weise  wie  im  Vorausgehenden  nnd  noch  in  den  lösten  Abschnitten«  welche  die 
gröbseren  Kleinstaaten  behandelten,  muss  ich  aus  mehrfach  angedeuteten  Gründen  (so 
S.  44-^.  r^lf))  verzichten.  Es  soll  im  Folgenden  nur  eine  ganz  kurze  Orientiruii^ 
Uber  die  gegenwartige  directe  Besteuerung,  voruemlich  auch  nur  über  die  ubngens 
aach  ganz  roranstehende  Personal*  (Einkommen-jBesteuerung  dieser  btaaten  gegeben 
wevdeo,  nur  mit  gelfigentUcheB  Bemerkongen  ober  sonstiges  FinaudeUe. 

UoTmaeidlieh  vom  aber  zum  VerBtSodDiss  aneb  der  Oestaltang 

der  Beäteueruug  hier  bei  jedem  Staate  etwas  Däher  aai'  das 

Die  oben  behnodellcn  6:  beide  HecUeoboig,  Oldenburg,  Brannaohweig,  An- 
halt, Sachsen- W'-^-irmr 

*)  Mit  Elsass^Lothringen,  damit  6> 
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Domäoeo wesen  und  die  eng  damit  zusammeohaDgende  finan- 
zielle Ausstattung  der  Fttrstenbänser  eingegangen  werden. 
In  allen  diesen  Staaten  hat  man  es  mit  mehr  oder  weniger  vor- 
herrsebendem  douianialwirtbsefaaftlieben  Finans- 
wesen  zn  tbnn,  in  welcbem  die  direete  nod  die  sonstige  Landes- 
Bestenernng  nar  eine  Ergänsnngsrolle  spielt  Die  Dorna* 
nial-,  namentlicb  die  Forsterträge  sind  in  diesen  wie  in  den  anderen 
Kleinstaaten  meistens  absolüt  und  relativ  sehr  beträchtlich,  aller- 
dings abei  anderseits  auch  die  „Civiliisteii,  füi  ötlichcii  Do- 
tationen*', dem  Fttrstenhanse  für  seinen  Aufwand  durch  besondere 
Vereinbarungen  tiberlassenen  Domanialerträge  u.  dgl.  m.  Diese 
Summen  absorbiren  regelmässig  einen  erheblichen  Thei!  der  ge- 
sammten  Domanialerträge,  auf  die  sie  häufig  spedell  gelegt  sind, 
oder  nehmen  sie  ganz  in  Ansprach.  Betrachtet  man  jene  Dotationen 
gleiohwobly  wie  in  anderen  monarebiscben  Staaten,  mit  als 
Staatsanfwandy  was  in  einzelnen  Kleinstaaten  naeb  den  getrofienen 
Vereinbarangen  nnd  Gesetzen  formell  staatsreebtUeh  nieht  richtig 
ist,  so  belaofen  sieb  diese  fttrsüicben  EinkQnfte»  Civillisten 
Dotationen  n.  s.  w.  anf  hohe  Kopfbetritge,  2— 3  M.  nnd  mehr 
in  den  Kleinstaaten,  ^e-en  z.  B.  noch  nicht  Va  M.  in  Preussen, 
noch  nicht  1  M.  in  Baiem.  Auch  der  höchste  und  höhere  Ver- 
waltunfrsa[)i)aiat,  die  Central-  und  Ministerialdepartements  sind  in 
diesen  Kleinstaaten  unverhältnissmässig  stark  entwickelt  und  fallen 
dadurch  mit  ihren  Kosten  finanziell  erheblich,  relativ  weit  mehr 
als  in  Mittel-  und  vollends  in  Grossstaaten,  ins  Gewicht,  trotz  oft 
nur  recht  mässiger  Besoldnogder  höchsten  Beamten  (Minister  n.s.w.). 
Das  Alles  bedingt,  dass  trotz  bedenteuder  Domanialerträge  die 
Besteuerung,  nnd  zwar  die  nach  Lage  der  Dinge  yomemlicb  in 
Betracht  kommeode  direete,  ungeachtet  ihrer  blossen  Erg^znngs- 
rolle  zu  den  anderen  Einkünften  doch  ziemlich  hoch  ist;  nament- 
lich, wie  in  den  tbUringischen  Staaten,  gegenflber  dem  mftssigen 
Volkswohlstand.  Auch  die  Nothwendigkeit,  die  Bestenernng  neuer- 
dings bei  vermehrtem  eigentlichen  Staatsljcdarf  ergiebiger  zu  macheu, 
hängt  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen.  Indessen  sind  dies  eben 
n  0 1  h  w  e  n  d  i  g  e  C  o  n  s  e  q  u  e  n  /.  e  n  des  K 1  e  i  n  s  t  a  a  t  e  n  t  h  u  ni  8 
und  der  monarchischen  Staats  form  darin.  Auch  muss 
bei  den  fürstlichen  Dotationen  berücksichtigt  werden,  dass  die  be- 
treffenden Fttrstenbänser  gewöhnlich  grosse  Grundherren  waren 
nnd,  in  welcher  staatsrecbtlicben  Form  auch  ihre  Dotationen  neuer- 
dmgs  geregelt  sein  mögen,  im  Grunde  doch  die  Domanial-,  Kammer- 
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gnterträge  a.  s,  w.  von  Alters  rechtlich  in  erster  Linie  lllr  die 
DeckoDg  des  Hof-  und  Haasaafwands  der  Landesherrschat't  bestimmt 
waren,  aneh  in  den  Domänen  sieb  viele  Bestandtbeile  ehemaiigeo 
dynastischen  Hansgnts  befinden  (s.  Fin.  I,  §«  214,  215).  Es  bleibt 
demongeacbtet,  wenn  man  hiernach  die  relatiy  hoben  ftlrstlichen 
Dotationen  nnd  Kosten  der  Oentralinstanz  in  diesen  Eüeinstaaten 
recht  wohl  erklären  nnd  auch  rechtfertigen  kann,  freilich  riebt! 
dass  die  Gesauiiiilkosten  fl;r  U  »!"  und  oberste  Verwaltung  in  diesen 
Staaten  eine  weit  mehr  tuhlliare  Last  als  in  grösseren  Staaten 
und  wenigstens  indirect  anf  die  Notbwendi^'keit  der  Vermehrnng 
der  Besteuerung  hier  niclir  als  in  letzteren  Staaten  von  Einfluss 
sind.  Das  ist  zum  Verstandniss  neuerer  ii^utwicklungen  zu  beachten 
(s.  auch  unten  §.  179). 

Das  legislative  Material  t\ber  die  Besteuerung,  besonders  die  wichtigste,  die 
directe  Persoualbesteaerung-.  sowie  zum  Theil  auch  über  andere  finanzielle  VcrhJÜt- 
iiisäe  liegt  auch  iur  die^e  Staaten  groääcDtbeiis  im  I- iüa:iz;ircLiv  vur.  Ei  i^t  eiiics  der 
ffidea  Vefdie&ste  Ton  G.  Schanz,  es  gesammelt  und,  zum  Tbeil  in  verarbeiteter 
Fomi,  in  seinem  tretüiclien  Finanzarrhir  leicht  zugfinglich  treinadit  zu  haben.  Wesent- 
fieh  mit  nach  diesem  Material  sind  die  folgeudca,  abaicbtüch  so  küu  als  möglich 
f  eliilt«ae&  Skizzen  entworfen  worden,  bd  denen  mir  mch  des  HarqiiudaeD'Bclie  Hand- 
bach dee  dffeutlichen  Bechts  stellenweiM  gute  Dienste  geleistet  bat.  Vieles  musste 
indessen  aus  den  Gesetzsammluniren  selbst  ergänzt  werden,  die  ich  sämmtlich  dafür 
genauer  durchgesehen  habe.  Far  Weiteres  und  Eiuzulheiten  kann  sonst  meistunü  auf 
das  Fbuuuarchi?  Terviesea  werden,  dessen  wichtigere  Auikfttze  im  Folgenden  citirt 
werden.  Im  Uothaer  Hofkalender  werden  die  Etat»  dieser  Kletnstsaten  meisteim  in 
Terhilmiasmteäg  grosser  Specialisining  mitgetheilt. 

§.  169,  Saebsen-Meiningen. 

Das  Land  hat  eine  höchst  sonderbare  doii  stidlichen  thUfinger  Wald  wie  ein 
Kranz  umziehende  Form  und  noch  einige  ü^xciaren.  v  Reden.  Fi!!^n;'-»;iti>tik  I, 
2-  Abth.,  S.  1421  Ü..  passim,  nur  wenige  Notizen.  btaa,ti> recht  iiu  liaii<ibuch  des 
effentiiclieii  Beehta  III,  2.  Halbb.,  2.  Abtb..  8.  81  IL  Daselbst  Sber  die  Finanz- 
Terwaltnng  S.  ."4  ff.  Abhandlun«;  von  Kirch  er.  Eine  ganze  Litteranir  hat  der  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  lange  Zeit  spielende  ..Domänenstreit"  zwischen  tursteuhaus 
und  Land  hervorgerufen,  s.  darüber  Kircher  a.  a.  0.  S.  57  ß.  und  aus  jener 
Litteratur  u  A  H.  A.  Zacbai-iä.  die  Rcchtsverbültnisse  des  fttrstUchcn  Kamuergnta, 
t*;<ori(ieTs  in  Sach  nMeiniu^'cn .  1861  (fUr  die  für^^tlirhe  Auffassung).  Bcyscher, 
die  Üechte  des  Staats  an  den  Dom&nen  und  KammergUtern,  1863  (für  die  Auflassung 
des  Lnnde^,  Heinse,  Dominenftage  in  Saehsen-Meioingeo ,  Zeitschrift  ftkr  Staats^ 
Wissenschaft,  1863  (weitere  Schriften  s.  h  i  Kircher  S.  31).  Der  Streit  drehte  sich 
ri3n)-it?!i')i  nm  das  Eigen  tb  u  ms  rec  ht  an  dvn  Domänen  und  um  das  Maass  mid 
die  Kechtsiorm  der  Mitverpflicbtung  der  Douianialerträgc  zur 
Deckung  des  Staats  bedarf s.  Di^r  Streit  ist  ?on  allgemeiner  rechtshistorischer 
rn  l  slAatsrechtlicher  P'  deutHUfr  fUr  die  I^•ch^^fra;Jr.•n  in  Bezug  auf  Domanialverniögen, 
bezw.  Kammeigut  in  Deutschland,  freilich  aber  auch  ein  unerfreuliches  StUck  noch 
neuester  deutscher  Kleinstaati>gescbicbte  gewesen.  Er  hat  schliesslich  im  Wege  des 
YericJeichs  nach  (iesetz  vuui  20.  Juli  1871  seine  Erledigung  gefanden  (s.  Kircher 
S.  CO  umi  schon  Fin.wi>.s.  I,  S.  r>If^).  IMe  durch  das  gen.  <iej?etz  pt^chalfene  staats- 
rechtliche Ordnung  ist  eine  eigenibumiiche  Form  das  Auseinandersetzung  zwischen 
FSrstenbnos.  befv.  Landesfarsten  und  Staat  (Land)  nnd  der  Regelung  der  Verhlltnisse 
der  Kammer-  und  der  Laudescasac.  Isach  Lage  der  Dinge,  bei  dem  grossen  Umfang 
»lud  Ertrai(  des  Domaninms.  namentlich  der  rur>ten.  u  iikto  die  ffctrotieii*'  Futbcbeidung 
auch  auf  die  Laudesüuanzen  und  iiidiic:ct  auf  den  btcueibedarf  nicht  unwesentlich 
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mit  eio.  S.  Uber  dio  NatzbanDachung  der  üäcaliäcbea  Landgüter  (Dom&Ddn)  dAA 
AnftMt  TOD  ZI  11  er  im  Fiii.aroh.  Bd.  12,  1895,  8.  641-649,  mit  Statistik;  ferner 
Ziller's  Aufsatz  die  fiscalischcn  Griil'elbrüche  im  Her/ogthum  Sachsen- Meiningea, 
cb.  B.  13,  1896,  S.  159 — 168  und  von  demselben  den  Aufsatz  dio  Domäucoforst» 
Verwaltung  dos  üerzoglbuius  Sacbsea-Meimugen  cb.  S.  169—176,  mit  StatiütiL  — 
Oeber  die  Besten  er  ani^  Kircher  a.  a.  0,  8.  55.  Eialcemmenstenerf^esets  rem 
18.  März  1890  nobst  Ansf  ihr.-Vcrordn.  vom  25.  Apri!  1890  in  Fin.-  irch.  H.  7.  IBOO, 
S.  524 — 5.58,  BeirrUndun^  daselbst  S.  554  fr.,  A'-lsatz  von  Ziiier  darüber  Fin.arch. 
B.  12,  S.  650—661,  mit  Stcucrstatislik.  auch  B  12,  S.  79  U".  (Gesetz  vom  19.  Febr. 
1900,  Steuerfreiheit  bis  700  M  )  Gesetz  über  Gewerbebetrieb  im  Umheniehen  rem 
25.  Juni  l>^Pr).  Fin.arch.  R.  13.  1886.  S.  240  ff.  Ueber  die  directcn  st  tj-Tu  überhaupt 
VDd  jUüg»tü  Keformfrageu  (1899)  Fio.arch.  B.  17,  S.  457  ti^  Erb^tchatostcuetge^tz 
Tom  15.  JttDi  1867,  20.  Mai  1885,  Daten  darüber  ond  Crtrafcstftatistik  mehrfach  im 
Fin.arch.,  s.  RegiAter  unter  dem  Wort.  —  Geaets  vom  0  Juli  1879  Uber  die  Finaaten, 
bes.  die  Kcchte  der  Landfsvertr<;tung  dabei.  —  Tin  Kol^; enden  nur  eine  kurze  Charac- 
teristik  der  Finanzen  und  Steuern  und  bloss  Uber  die  Eiukommeniteaer  eioigos  Weitere, 
mit  BeechriokiiTf  auf  maangebeode  charaGleristisehe  Uauptpiincte. 

Im  Uer^ogtbom  Sacbsen-MeioiDgeu  wird  in  der  Finanz- 
verwaltang  und  im  Etat  noch  zwiscben  Domänen-  und  Landes- 
easse  mit  eigenen  Einnahmen  und  Aasgaben  unterschiedeii«  Von 
besonderer  finanzieller  Bedentnng  ist  hierfür  das  erwähnte,  den 
Domänenstreit  entscheidende  Gesetz  vom  20.  Jnli  1871  geworden. 

Die  eigeutlicheu  Staat^ausgaben ,  ciuschliesalich  der  Matricularbeitrage  au  da» 
Beich,  aber  ohne  die  Dotation  dee  Fürstenhauses,  lasten  anf  der  Landeeeaaae,  die  an 
Einnahmen  die  ITebcrweisungcn  vom  Kelch,  die  Landeisteuern ,  Gebühren,  auch  die 
Einnahmen  von  den  Eisenbahnen  und  die  UäUte  der  Domänenuben^husse  bezieht. 
Die  Dominencasse  hat  ab  Einnahmen  die  Rohertr&ge  der  Domänen,  Forsten,  gewiner 
OeweHieanstalten,  als  Ausgal)e  die  Betrielts-  und  Verwaltungskoäten  dieser  Einnahme- 
zweige,  auch  Antheile  an  den  Kosten  der  obersten  StaatHbehßrdcn  (Ministerium)  und 
die  Dotation  des  berzoglichcn  Hauses.  Die  Suatsachuld  belastet  überwiegend  die 
Landescaase.  In  dem  (ieeett  ron  1871  wurde  nnn  bestimmt,  dais  die  benoj^iche 
Familie  für  ihren  Aufwand  aus  dem  Ertrag-  <ler  Domänen  2:10.000  fl.  (394.286  M. 
jetzt"»  beziehe,  eine  nur  mit  Zustimmuntr  des  Landtags  erhöhbare,  mit  der  des  Herzogs 
vermindefbarc  Summe,  dass  der  Douiancuetat  mit  Zusliinmung  des  Landtags  — 
nicht  bloss  mit  seinem  Beirath,  nach  ein  strittiger  Punct  —  festgestellt  werde  und 
dass  vom  Ueborschuss  der  Domäncncasse .  nach  Besfreitung  der  ihr  obliegenden  Ver- 
waltung»-, dann  der  Betriebskosten  und  dieser  Dotation  dea  Fürfitenhauiiea,  je  die 
Hftlfte  der  Staatscaaae  ud  dem  Herzog  snfalle  h.  Kin.wiss.  I,  S.  518  noch  einige 
weitere  Bestimmungen,  Kircher  a.  a.  0.  S.  60).  Nach  dem  Etat  von  1897-  99 
(S-jfihrisr.  mit  Jahrcssumme)  war  diese  Hälfte  auf  410.765  M.  veranschlagt,  d.  h.  auf 
Uber  ein  Viertel  de&  Ertrags  der  directcn  Steuern  (c.  1. 506.000  M.)  and  über  ein 
Achtel  der  Geaammteinnabmen  der  LandeioaMe  (3.037.000  IL,  onter  Abredinmg  der 
Matricularbeiträge  und  eines  Zuschusses  aus  den  Casst  nhestilnden).  Die  gesammte 
fürstliche  Dofation  betruir  daher  etwas  über  800. OiX)  NL.,  über  die  U&lfto  des  Slener- 
crtrags  und  über  ein  N'iertel  der  Gesammtcinaahmcn. 

Die  üaupteinnabraeposten  der  Landescaase  sind  die  directen 
Stenern,  gegenwärtig  etwa  die  Hältie  der  ordentlichen  Einnahmen. 

Im  gen.  Etat  1.505.790  H.,  neben  mnd  418.000  M.  aus  Gebuhren  nnd  Stnfeii, 

230.000  aus  Eisenbahnen,  211000  aus  Verschiedenem,  252.000  am  UebeiwhttMD 
ron  Einnahmen  aus  der  Beictascasse  über  die  Matricalarbeitrige. 

Die  directen  Stenern  bestehen  ans  einer  allgemeinen  £in- 
kommenatener  alsHaoptsteuer,  Grnnd-  nnd  Gehändestener 


Dlgltized  by  Google 


EinkonstoDiteneY. 


643 


und  einer  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
ab  Nebensteneni.  firstere  bringt  etwa  -  3  des  Geaammtertrags  der 
direeten  Steoem  anf.  Die  Grand-  and  Gebäudesteoero  sind  wesent- 
lich nach  prenssisehem  Muster  eingerichtet  and  stellen  eine  Präeipnal- 
bestenerang  dieses  Besitzes,  bezw.  des  daraas  hervorgehenden 
fuidirten  Einkommens  in  Form  von  Ertragssteaem  dar.  Die  Ein- 
kommensteuer ist  durch  Gesetz  vom  18.  Mürz  1890  an  die  Stelle 
der  früheren  Classen-  imd  Einkommensteuer  getreten ,  welche  im 
Ganzen,  aber  schon  mit  einigen  bemerkenswerthen  Abweichungen, 
der  früheren  be/Jlirlichcn  preussiscben  Steuer  entsprach.  Die  neue 
einheitliche  Einkommensteuer  war  ein  Fortschritt  in  der  Richtung, 
welche  die  neuere  Einkommensteuer,  besonders  seit  der  Reiorm 
TOD  1891  io  Freussen,  in  Deutschland  allgemein  eingeschlagen  hat, 
und  das  bezflgliche  Gesetz  verdient  als  Beispiel  einer  ganz  guten 
Oesetsgebiing  dieser  Art  Beachtung,  Die  Steuer  stimmt  in  ihrer 
Straetur  und  Einrichtung  danach  mit  den  neueren  betreffenden 
StBuera  flberein,  bat  aber  auch  einzelne  Besonderheiten. 

In  dar  früheren  Classen-  and  EiokomiauuäteQer  nach  Gesetz  fom  18.  Jali  1867 
lad  VoreUen  dazu  von  1869  und  1874  httte  di«  CUsseDSteiier  schon  eine  AosbUdong 

mehr  im  Sinne  der  Einkommensteuer  erhalten.  Sie  hatte  noch  kein  steaerfreicä 
Exi»(enzminimam.  In  den  1880er  Jahren  war  aber  di»^  unterste  Stencrclassc  ausser 
Hebmig  gesetzt,  die  beiden  nächsten  ermAssigt  worden.  Eine  weitere  Befreiung,  hciw. 
Emteifan^  der  nntersD  Stufen  wtr  tb  MOifuisB  aneriuont  worden.  Es  besUnd 
ferner  schon  in  diesem  Gesetz  eine  faculfative  Declaration  des  Einkommens,  wobei 
iftlache  Angaben  and  ebenso  derjenige  üensit,  der  zo  niedrig  eingeschätzt  worden  war 
«nd  nicht  ahibald  davon  Anzeige  gemacht  hatte,  mit  Strafen  bedroht  wnrea.  Zvilcbea 
Cla&sen-  ond  Einkommensteuer  wurde  wie  in  Freussen  ))ei  der  EinkommengfeiKe  ron 
1000  Thlr.  unterschieden.  Der  Steuersatz  war  bei  5—600  M.  Einkommen  6  M.,  also 
1  V*  der  Ubergrenze  und  stieg  ailmaiig  nach  dem  Phncip  der  Degression,  bei  1500 
Us  1600  HL,  wo  er  96  M.  oder  27«  der  Oberfienxe,  bei  1900—8000  M.  72  M.  oder 
^Wio,  in  der  Einkommensteuer  im  Allgemeinen  auf  c  3  °'o.  aber  etwas  ?erschiedea 
nach  den  Einkommenstufen,  hoher  für  die  üntergrenze  als  die  Überp;renze  einer  jeden. 
l>ie  Einschätzung  erfolgte  in  verhältnissmässig  grossen  Eiu^chäuuugäbezirkeu,  den 
4ErdBen  des  Liuidos«  dordi  Eisschltzottgsconmissionen.  die  aus  dem  Landrath,  den 
städtischen  Bllrgermeistcm  und  rom  Kreisausschass  {gewählten  Steuerpflichtigen  gebildet 
waren,  mit  mindestens  18  Mitgliedern.  Es  war  als  Mangel  empfunden,  das»  diese 
Bezirke  zu  gross  and  den  Commissionen  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Censlten  fU 
veoig  bekannt  waren.  Daraus  and  in  Verbindung  mit  den .  wenn  auch  niedrigeren, 
doch  noch  zu  hoben  Steuersätzen  der  Classensteucr,  besonders  in  den  unteren  Stufen, 
ergab  sich  eine  zu  starke  Belastang  der  unteren  und  mittleren  Classen  und  der  Gen- 
«ten  Bit  offeDkondigem  Einkommen  oder  mit  richti|per  Angabe  ihres  Einlcommees. 

Das  Gesetz  von  1890  hat  diese  Puncto  zu  ^erbe•.^örn  gesucht.  Es  wurden 
Ueißere  Ei  nsc  hatzun  gs  b  ezirke,  res^clmassig:  1  für  jede  Stadt-  und  Land- 
gemeinde und  Coiumi:iMOQtin  dafür  gebildet,  der  VuraitzenJe  dabei  ron  der  Staats- 
'«rvaltDDg  ernannt,  regelm&sbi^  in  der  Person  des  Vorstands  der  sogen.  Amtseinnahme 
|.K':'ntiint5),  wodurch  rn  ui  die  Garantie  für  gleicbrnTissige  Veranlagung  im  Anitseinnaliuie- 
bezirk  fm  die  verschiedenen  Einscbätzungsbezirke  gegeben  zu  haben  glaubt.  Steuer- 
frei ist  das  EinlonuDen  ron  iinteT  600  M.  (mit  Aasnahmen)^  (seit  1900  bis  700  M.)  für 
die  Gemeindeuintatren  werden  aber  auch  kleinere  Kinkt  iamen,  diese  in  4  festen  Stufen* 
sj'/eü  1.  2,  H.  4  M.  Jahressatz.  bo<,t>Mie>rt  (Art.  71,  doch  mllssen  in  unterster  Stuf.-  Per- 
Krueo  unter  16  und  aber  60  Jahre  Alters  freigelassen  werden).  Der  Steuertarif  eut- 
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hält  2wur  Eiukommenstafen,  aber  hat  den  Steuersatz  durcbwef;  in  Procentcn  (. . . .  Mark 
Tou  100  M.  Eiulcommen)  angesetzt ,  um  die  verKohieden  hohe  Bestcoerung  des  Ein- 
kommoDS  sn  der  Ober»  und  Untergreoze  einer  Stufe  /u  vcrmoiden,  vas  lUerdings 
ffei^enttber  einem  festen  Steuersatz  für  jede  Stufe  tla:s  Be^scrc  ist.  Die  neue  Stencr 
iät  durchves  eine  bolche,  welche  nach  dem  zllicrm&i>sig  bestimmten  KinJiommen  jeden 
Cdotfteii  beWet  die  frohere  UnteischeidiiDg  zwiseheD  Clasteit*  tmd  Einkommensteaer 
ist  fortgefallen.  Der  Tarif  ist  ein  progressiver  (degressiver),  beginnend  mit  0.8  */• 
Einkonitncn  roii  R— 700  M..  1  "/^  bei  solchem  von  7 — 800,  wcif^r  steigend  z.  B.  bei 
Eiiikumiücü  von  1000—2000  IL  auf  2.3.  vun  2  800—3000  aut  von  3000—6000 
auf  3.  dann  noch  weiter  bei  Einkommen  von  6000—  9000  M.  aof  8.1.  von  9000  bis 
12.000  aof  3.2  u.  s.  w.,  bei  30  -  33.000  M.  auf  .^9  und  bei  höherem  auf  4  7«'  welcher 
ueaerdiogi»  üblich  gewordene  Maximabatz  also  schon  bei  diesem  Einkommen,  in 
PretMsen,  Sachsen  eist  bei  dem  ven  100.000  M.  emidit  wird.  Gegenuber  dem 
früheren  Gesetz  ist  die  Steoerlist  durcli  den  neaen  Tarif  mehr  von  den  ontoren  auf 
die  oberen  Eiiikommenstufen  verschoben  worden ,  was  ein  Ziol  dor  Reform  war. 
Berücksichtigung  ungünstiger  wirthscbaf tiicher  Verhältnisse  daich 
niedrifere  Ansettnng  des  steserpflichtigeii  EiDkomiiieiM  oder  FreisteUimir  ist  bis  zu 
8000  M.  .Tiiliir>cink(miuicn  statthaft  (Art.  51).  DL-  Pflicbt  zur  Steuererklärung 
ist  uübodiiifrt  uml  allp«nn<'in  bei  Einkoininen  vou  jährlich  40  M.  und  mehr  aus  Kapital- 
vermögen, al»o  etwa  hoi  1000  M.  Beait/os  vun  letzterem,  ausgoprochea.  Auf  beson- 
dere AafiTordemDg  des  YoisitzendeD  dor  EinschatzungsconmiisMon  muss  aber  jeder 
Censit  mit  einem  nicht  zweifellos  tint^T  1 '00  M.  hleibLiiiiL'U  Einkommen  jeder  Art 
und  im  Falle  dessen  Befähigung  zur  Bezilierung  seines  Einkommens  zu  ?«rmuthcn  ist, 
dedarfien,  miter  A&drobang  des  Verlustes  des  Btnoftangsrechte  hei  DnlerlissDiif  der 
Steaererkllnair  (Aft*  31 — 33X  Ansserdcm  steht  m  überhaupt  jedem  Ceositen  frd, 
sein  stcuerpi1irh!)<ä^es  Einkommen  anzugeben  (Art.  34).  Strafbar  sind  wissentlich  un- 
richtige Angaben,  die  zur  Verkürzung  der  Steuer  ftihren.  aber  auch  jetzt  noch,  wie 
im  froheren  Gesetz,  der  FaU,  wo  ein  Censit,  der  keine  SteoereiltliniDfir  at^ebt  «ad 
in  Volfie  dessen  zu  niedrig  eingeschätzt  wird,  dies  nicht  selbst  der  SictiL-rbiliörd.'  als- 
bald anzciiit.  Die  Strafe  ist  das  Vierfache  des  Jahresbetrags  der  Steuer,  um  die  der 
Staat  verkürzt  wurde  oder  werden  sollte,  sie  geht  auf  die  Erben  Uber,  die  Strafbar- 
keit verjährt  in  4  Jahren  (Art.  37).  In  eigenthOmlicber  nnd  umfassender  Weise  wird 
der  Grundsatz  der  Publicitilt  bpfolirt,  es  wird  die  Stenf^rro!!»  jedes  Orts  eine  Zi'it- 
iang  zur  Einsichtnahme  für  die  Steuerpflichtigen  gestellt.  Vou  diesem  Acte  an,  nicht 
eiBl  fim  dem  Zeitpnncte  der  ttbrlgens  auch  erfolgenden  Bebindignng  des  Voranlagung»- 
schreibens  an  den  Ccnsiten,  läuft  die  Berufungsfrist.  Durch  die  Publicit&t  dor  Steuer- 
rolle, in  welcher  die  für  die  Veranln<run?  j«  des  C'  iisiren  maassgcbcndcn  wirthschaft- 
lichen  Momente  enthalten  sind,  will  uian  aber  auch  absichtlich  den  Censiten  die  Ge- 
legenheit der  gegMiseitigen  Controle  geben,  nm  so  dne  richtigere  Einscbitzong,  be- 
sonders wieder  der  Woldhabendt-rt'n.  zu  carantiren  (Art.  54.  s.  Ziller  a.  a.  0.  S.  6-^). 
Die  übrigen  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  entsprechen  im  Wesentlichen  den 
Grundsätzen  der  neueren  deutschen  Gesetzgebung  Uber  aligemeine  Einkommensteuer, 
wobei  nur  Einzelnes  in  besonderer  Wei.'e  nonnirt  ist.  Die  su!)je(  tive  Steuerpflicht 
umfasst  daher  aucli  i:>  wisse  juristische  Personen,  Actien-  und  andere  Erwerbsgesell- 
scbaften  und  Genossenschaften,  ohne  Gewährung  einer  steuerfreien  Rente  bei  den 
Actiengesellschaften  n.  s.  w.  Da  die  Aeti<Miire  anch  für  Zinsen  und  Dividenden  toU 
besteuert  werden,  besteht  wie  in  Sachsen  in  solchem  Falle  materielle  Doppelbesteuertinir. 
Die  objectiye  Steuerpflicht  ist  ebenfalls  in  üblii  licr  W  eise  cercfrelt.  daher  namentlich 
mit  dem  Kecht  des  Abzugs  von  Schuldzinsen  und  anderen  rechtbverbmdlicbeii  laufenden 
Lasten.  Die  dem  Staat  zu  zahlende  Grund-,  Geb&nde-,  Hausir^ewerbesteuer  d.irf  ab- 
grzojj.  n  worden,  nicht  nbrr  die  Gemeindeabgaben,  ausdrückli«  Ii  auch  nicht  T  1> n^- 
vensiciierungsprämien,  wohl  aber  gewis^^e  Kachteraicherangsprämien.  Für  das  Ver- 
anla^nngsTcrfahren  und  die  bezttgliche  Or^nisation  der  Behörden  nnd  Gommissioneo 
sei  auf  das  Ga^ctz  selbst  vcrwie^^en  (Art.  39  fl.).  Erwilittt  sei,  dass  Arbeitgeber  und 
Dien>therrpn  rrrpfliolifet  sind,  tlbcr  Lohn.  (Jchalt  u  9.  w.  ihrer  Arbeitnehmer  auf  Ver- 
langen Aubkunit  zu  erthcilcn  (Art.  47).  Letzte  Berufungsinstanz  gegen  Entscheidungen 
der  Berafaiigscommission  (Art  57  ff.)  ist  für  den  Sienerpüditigen  wie  fÄr  den  Ter* 
sif/'  i!  I«  n  der  Einschätzungscommission  das  Staatiministerinn-i.  Äl)tht'ilung  der  Finanzen 
(Art.  62).  Jahrcssteuersuuim»-»  199."»  fVeranlaanntr^  010.000  M.,  etwas  tlbcr  4  M.  auf 
den  Kopf.    Jungst,  1899,  ist  der  Gedanke,  die  Grund-  und  Gcbaudcättiuer  au£cnheben 
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dafür  eine  Erj^rmzunj^ssteuer  eiiizufiilirdji.  aufgetaucht,  aber  nicht  durchgedrungen. 
Die  Kegierun^  stand  dem  ablehnend  gegen uUcr  und  wollte  lieber  die  Steuerfreiheit 
bei  der  Einkommeiiateuur  bii>  900  M.  einfahren.  Doch  ist  es  nur  znr  Aasdehoung 
htSitT  Freiheit  bis  700  M.  gekonmeD  (a.  Fia.ucli.  B.  17,  S.  457,  463).  —  Aus  der 
Irbjchaftssteuer  s»'i  nur  erwähnt,  dass  wie  gew?\hiilich  bei  uns  die  (Jir-  tf-  Linie 
Md  G&tten  frei,  GMcbwüter  und  nähere  Seiteii?drvandte  mit  4,  gewisse  eutierotero 
nit  6«  noch  weiten  «ad  Michtranrwidte  mit  9  %  belegt  alDd.  Eitrag  2d^56.000  M. 
ii  deo  1890er  Jahren  (Fiii,excb.  B.  15,  S.  641^ 

§.170,    Sachsen  -  Altenburg. 

Das  Laad  zerfallt  im  Wesentlichen  in  zwei  ganz  getrennt  liegende  Stacke, 
r.  Reden,  Flnaozst&tistik  I,  2.  Abth.,  S.  1421  ff.,  wenige  Notizen.  Staats- 
recht, Abhandlung  von  Sonnenkalb  im  Handbuch  des  OUentlichcn  Rechts,  III, 

2.  Halhb.,  2.  Ahtli  ,  S.  (15  f f.,  daselbst  «her  Kammergut  u.  s.  w.  und  Auseinandt»r- 
s€Uüng  des  Furstcübauies  darüber  S.  67,  über  die  Finanzverwaiiung  S.  102—105, 
Lber  die  Stenern  S.  103.  Aach  in  diesem  Kleinstaat  hat  eine  eigenthtimtiche  Regeinnf 
der  Verhältnijiso  des  Kammcrgiits  und  der  finanziellen  Dotation  des  Fürstenhauses, 
beinr.  Herzogs  stattgefunden ,  durch  Gesetz  rom  29.  April  1874.  Ans  der  neueren 
Sieoergeset/geboni?  sind  die  wichtigsten  Gesetze  das  Ober  Gewerbe-  nnd  Personalsteuer 
rom  2.  April  1850,  an  dessen  Stelle  ^rrösstentheils  das  Gesetz  über  Classensteaer  und 
classificirte  Einkommensteuer  ?om  17.  .März  1868  trat,  mit  Norellen  dazo  von  1870, 
1^72,  1890,  welches  aber  wiederum  durch  das  neue  Gesetz  rom  24.  April  1896  Uber 
aligeadne  f^kemmensteoer  ersetzt  werden  ist  S.  dasselbe  im  Fin.«rcb.  B.  18,  1896, 
S.  801-  821 .  nebst  Ausf.-Verordn.  ?om  30.  April  189G  eh.  S.  821—824.  Nur  über 
die?«  Steuer  im  Folgenden  einiges  Weitere.  Gesetz  über  Grund-  fnnd  (Jebände-''Steuer 
Tom  21.  Febr.  1855,  nach  vurausgogaugenem  vum  16.  Sept.  1850  über  AbscUätzuug 
des  Grundeigentbums  und  rom  20.  Jan.  1851  tkber  Entschädigung  fikr  wegfallende 
Grandsteuerfreih«  it  Ii.  über  Fleischsteuer  vom  17.  Juli  1852  nlier  Steuer  vom  Gcwerbe- 
betheb  im  Umherziehen  vom  13.  März  1878,  Uber  Grund besitzwechselabgaben  und 
«ber  Eibscbaftssteoer  vom  29.  Mai  1879,  mit  Novelle  zn  letzterer  Tom  18.  Dec.  1885. 
Gesetz  Qber  Eisenbabnstener,  sowdt  nicht  Sinatsrerirtge  in  Betcacht  komnen,  rom 
29.  April  1872. 

Im  Uerzogthum  Alten  barg  besteht  Caasen-  und  fitatseiobeit 
nur  ftlr  die  eigentlichen  Staataausgfaben  und  Einnahmen)  unter  Aas- 
schlnss  von  Dotationen  n.  8.  w.  des  Herz<^  nnd  FUrstenhanses, 
seitdem  durch  das  Gesetx  vom  29.  April  1874  zwisehen  Land  nqd 
Henog^  eine  Regelang  Oher  das  Kammervennögen  stattgefanden  hat 

Vordem  batfe  der  Henog  eine  rerelnbaTte  Dotation  ans  dem  Ertrag  des  Kammer- 

fnm  (DomSnen  ,  Forsten  u.  s.  w.,  auch  pewisse  nutzbare  Kt^ Leihen  nnd  Gerechtsame, 
^e  schon  1859  meistens  an  dem  Staatsfisoas  tlberlasseu  worden  waren),  bezogen, 
vonebea  dieser  Ertrag  nacb  den  dentscben  stastsreehtHelien  Gnindsitzen  (Fin.  I,  214, 
-IVi  fQr  die  Deckung  der  LandesbedUrfnisse  mit  aufzukommen  hatte.  Die  Dotation 
betrug  um  I«">0  im  Ganzen  115  000  Thlr.,  wovon  87.000  Thlrl  bleibend  für  das 
berjogliche  Haus,  15.000  auf  die  Lebensdauer  des  damaligen  Ftlrsten,  13.000  Thlr. 
''■IT  dtTeetliche  Zweck»  (r.  Reden,  8.  1427).  Durch  das  gen.  Gesetz  ron  1874  wurde 
la^  domaniale  Kammerifut  selbst  getheilt,  ''^  fi.len  dem  Herzoer,  i;^  dem  Lan  f.  r.d. 
vogegen  der  Herzog  keine  treitere  Dotation  (CirilUste)  noch  sonstige  Beitrage  zu 
in  Kesten  seines  Hofs  nnd  Hanshalts  mehr  bezieht,  das  ihm  zugefallene  Gut  aber 
iodi  von  weiteren  Verpflichtungen  zur  Deckung  ron  Stsaföausgaben  befreit  wnrde. 
Es  bildet  eir!  domaniales  Haus-  und  Familienfideicommiss,  das  für  gewisse,  «»rst  «5«iit 
1831  dazugekommene  Grundstücke  des  DomanialvermOgeos  einkommeosteaerpflichtig 
m  (Qeaelz  rem  24.  April  1896,  §.  4,  9r.  1>.   (S.  Sonnenkalb  a.  a.  0.  S.  67.) 

Unter  den  JStaatseiu  n  ahmen  stehen  seitdem  die  Erträge 

des  dem  Lande  zngewiesenen  Domanialvermögens,  das  nunmehr 

reines  ätaatsvexmögeo  ist.  Zu  diesem  geljüreu  auch  noch  versduedene 
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fifleallflcbe  Betriebsanstelten,  sowie  Uebenohttsse  und  Gewinnanthetie 
von  Banken.  Die  Landesbeatenerang  kann  Wegen  dieaer  ander- 
weiten Einkttnfte  anoh  in  diesem  Staate  massiger  gehalten  werden, 
als  es  sonst  die  Höhe  des  Staatsbedarfs  erlanben  würde. 

Im  Elat  werden  in  Einiialime  und  Ausgabe  die  Anthcile  an  Kcicbsstcuern  und 
die  Ausgaben  f(lr  das  Reich  (Matricularbeiträire)  mit  eingesetzt.  Zieht  man  die^^e 
Posten  ab,  so  rerbleibt  nach  Ktat  fQr  1899—1001  eine  Jahreseinnahmf  von  •?  !'T 
Maikt  daron' fallen  auf  fiuuungeo  aus  Suatsvermögea  und  staatbfiscali!»chea  Bethebo- 
MSttlton  1.115  (woM  olcht  dvrcluas  nattoX  ms  StaalfthobeitBrechten  0.405,  tos  Unl«p> 
richtsressort  0.0'^7 .  aus  ..Stenein  nod  Absaben**  1.894.  also  nicht  ganz  die  H&lfte, 
c.  45%.  der  Landescinnahmen,  TOlft  correct  berechneten  Nettobetrag  der  Iet2tereQ 
rermuthlich  etwas  mehr.  Dabei  iat  aber  nicht  zu  vergessen,  dass  dio  Dotation  des 
FoiMteD  nicht  im  Staatebndget  steht  Die  SUatsechiild  ist  in  Xapiial  und  Jahnskosiea 
(74.000  M.)  iinbedeoteDd. 

Die  direeten  Stenern  des  Landes  sind  als  nunmehrige  Hanpt- 

steuer  die  neue  allgcüieiue  K  i  ii  k  o  ni  m  cd  Steuer,  welche 
1890  Hl  au  die  Stelle  der  früheren  Chisbeu-  imd  EiukommeDSteuer 
getreten  ist,  als  Nebensteiiern  die  Grundsteuer,  welche  die 
Gebäude  mit  unilasst,  eine  Ertra^ssteuer  iu  üblicher  modemisirter 
Art,  und  die  H&usirgewerbesteuer.  Diese  Steuern  beruhen 
auf  den  oben  genannten  Gesetzen.  Die  Stenervcrfa^^sung  ist  dem- 
naeh  der  Meininger  und  ancb  der  Weimarer  ähnlich.  Die  Real- 
stener  erscheint  ancb  hier  als  Prftcipnallast  des  Grundbesitzes  in 
Ertragsstenerfonn.  Die  Mhere  allgemeine  Personalstener  von  186S 
war  der  prenssischen  Classen-  und  Einkommenstener  nachgebildet 
Die  neue  Einkommenstener  folgt  dem  nenen  prenssischen  Vorbild 
und  in  einigen  Puni'ten,  abweichend  von  jenem,  dem  königlich 
sächsischen,  und  entspricht  im  Ganzen  den  f^egenwärtigen  An- 
forderungen der  Wissenschaft  und  der  ratioueileo  Praxis. 

Ich  beschränke  mich  auf  üenorhebunp  einiger  bcachtenswerther  Einzelheiten 
aus  dem  Gesetz  von  1897.    Subjectiv  steuerpflichtig  sind  unter  den  juristiscbett 
Personen  auch,  wie  bisher  im  Königreich  Sachsen,  die  Gemeinden,  nemlich  wie 
Stiftungen  mit  juristischer  Persönlichkeit,  Anstalten  und  Persimenvoreilie,  für  den 
Keinertrag  ihres  Grundbesitzes  oder  sonst  wcrbeini  angelegten  Vermögens,  sowie  für 
ihr  £inkommeo  aus  gewerblichem  Betrieb.   Acüeugesellschaftcn  und  andere  steuer- 
pSicbtife  Erverbegesellsehafkeii  und  Genossenacbaften  sind  aebee  den  Zins  Qbd  Dlri- 
dende  beziehenden  Actionftren  voll  steuerpflichtig,  so  dass  also  hier  vollständige 
materielle  Doppelbesfeucni";'  .  b.'tifalls  wie  in  Sarfinen  und  abweich'Mi  l  rnn  Prcussen 
besteht.    £iu  stcuerfrciea  Minimum  ist  zwar  unter  den  Befreiungen  (^^  4)  nicht  an- 
geflihrt,  aber  im  Tarif,  dessen  nntente  Sivfe  mit  Aber  60  H.  beginnt,  implicite  ge- 
währt, freilich  nur  in  (lie-cr  Il^he.    Aber  nach  einer  Bestimmung  beim  Tarif  l)Kibt 
fUr  Einkommen  bis  450  M.,  das  lediglich  aus  Zinsen  oder  persönlicher  Arbeit  her- 
rührt (nicht  auch  aus  Grundbesitz,  Gewerbe)  und  das  einzige  eines  Censitcn  ist,  die 
Stener  unerhoben.  Schulden  und  Konten,  welche  auf  steuerpfiicbtigen  Einnabme- 
quelieu  liuftm  ,   .^-ind  ab/iigsfäliis .   auoli  die  staatliche  Grundsten^.   nirht,   wie  in 
Preussen,  Lcbcnsvci^icheruiigsprämien.    Gewinne  aus  zu  bpeculationszwecken 
abi^eseblosaeoen  Gescbiften  sind,  abzuglich  etwaiger  Yerlusle,  auch  bd  nicht  zn  den 
Handel  und  Gewerbe  treibenden  Steuerpflichtigen  nach  den  für  das  Einkemmen  aus 
Handel  nnd  tiewerbe  maassgebeuden  tirandg&tzen  mit  zu  reranlagen  (§.  13).  D^' 
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Stouertarif  (§.  16)  hat  Stencrstuf  ri  Tin  !  'Mrnafs-  and  Jahres^Stze  dafrtr.  er  beginnt 
mit  t>0— 800  M.  Linkommen  und  l.i^ü  M,  Jahressteuer,  d.  h.  3  (!)  —  0.6%,  in 
2.  Stufe  SCO— 450  M.  [mit  3  M.,  1— -/«  "  o.  in  3.  mit  450-GOO  M.  mit  4.20  M., 
0.7  der  Obonfronze,  dann  600— ?'.()  M.  mit  6  M.,  0.8%.  75O~90n  M  mit  7.80, 
0>^r,r>  000— 1000  M.  mit  10.20  0.971  %  u.s.  w..  1800-  2100  M.  iahlen  30  M., 
c.  1.43%  der  Übergrenze.  2700—3000  M.  66  M..  2.2%.  Ö7üO— 6000  M.  171  M., 
2.85  •U  9000-9600  H.  SOO  M.,  8.12  %,  15.000—16.000  M.  576  M.,  8.6  «/„.  28.600 
bis  30.000  M.  1140  M.,  3.8%,  4."  000-48  000  M.  1800  M..  3.75%.  allea  höhere 
Einkommen  tr5gt  für  je  weitere  3000  M.  120  M.  oder  4  %.  so  dass  dieser  trolle  Satz 
niemals  ganz  erreicht  vird,  aber  die  SteuerscaJa  wird  iso  schmiegsam.  Dabei  besteht 
jedodi  di«  eigeDthOmliche  BestiiDmiing,  daae  Einkommen  ron  Pexsoiieii  mit  ei^mtn 
^Iau^llalfone  im  Inlande.  welches  nicht  sicher  festzustellen  oder  geringer  ist,  als  die 
Sofflioe  des  regelmässigen  Aufwands  und  Verbrauchs  dieser  Person,  mit  dieser  Summe 
in  reranlagen  ist  (§.  15.  mit  einer  weiteren  Beschrinkang).  Weiten  verminderter 
LeistnngsflhffKkeit  kAnnen  Ccnsiten  mit  Einkommen  hin  4800  M.  um  höchstens  8  Stufen 
h.rabf^fsefzt  w  rden  (g.  17).  Aus  dom  Vprnnlaenncj'-vfrfahren  n.  s.  w.  sei  nur 
Folgendes  erwähnt.  Arbeitgeber  haben  auf  Verlangen  Auskunft  tiber  die  BezUge  ihrer 
HeBeipfliehtlgeo  Arbeitnelimer  zu  geben  24).  Oensiten.  die  mit  mehr  als  8000  If . 
Jahreseinkommen  bereiss  veranlagt  sind,  sind  auf  öflcntlirh«;  ßckaantmachung  und  Zu- 
stellung eines  be/ü£rliclion  F'ormulars  hin  zur  Steuere  rkl  .Iru  n  verpflichtL't  i§  2r)\ 
andere  auf  beitoudcru  Aufforderung  des  Vursiuendeu  der  Einschätzuug»commi»sioii. 
Unlialnnanf  der  Erklärung  ist  mit  Verlust  der  Recblemittel  nnd  Unterlnssang  nach 
neuer  besonderer  Aufforderung  mit  '2"» „  St  tj  rzuschln^'  v.-],;  in  Freuds  n  .  b-drolit 
ZV.  \^  issentliche  üinterziehungen  werden  nach  L^e  des  Falls  mit  Strafe  vom 
i—lO-fachen  Betrage  der  VerkUrzong,  bezw.  der  Jnbreseteaer  geahndet  (§.  50). 
BersfiiB|^«n  gehen  regelmässig  an  eine  BezirkscommiBBion  in  jedem  Steueramtsbezirk 
and  zwar  znr  endgilti-ren  Eiitscheidnrjjr .  d^rh  ist  dem  hetroFen^Mt  ( ■frij.ifL'ii  eine  Be- 
schwerde darttber  an  das  Klnanzminiätehum  „wegen  unrichtiger  Auwendung  des  Ue- 
Mttes  oder  der  Anefttbroflgsveroidnungen'*  nodi  gestattet  (§.  86,  88).  —  Die  Erb- 
schaftssteuer lässt  ebenfills  die  direrle  T^inie  und  Gatten  frei,  belegt  (ieschwister 
und  and«»re  nähere  Seitenverwandte  mit  4,  eniferntere  mir  ."  Vi<  litv.-rwaridfe  mit  6 
Enrag  in  den  lb90er  Jahren  65—84.000  M.  (nach  Schauz   lab.  a.  a.  U.). 

§.  171.  Sachsen-Cobn rg-Gotha. 

Richtifer:  Sechsen  •  Coburg  nnd  Gotbn,  da  eine  TflUige  Staatseinbeit  nicht  be> 
sieht,  was  aacb  für  die  Finanzen  zu  beachten  Ist.  Der  Staat  ist  in  seinem  jetzigen 
Gebietsuiiifans?  erst  im  Jahre  1826  gebildet  worden,  als  1825  die  frtlhere  Linie 
Gc«ha-Alttiuburg  ausgestorben  war  und  durch  Vertrag  unter  den  erbberechtigten 
tlbr^ren  sichsisch-emestinischen  linien  des  sogen.  Getbaer  Gesammthaiises  eine  neue 
Laadvenheilunt;  eintrat.  Der  Herzog:  des  dabei  verUeinerten  Ck>burg  bekam  das 
Gotba'sche  Land  dazu  (s.  Näheres  in  der  unten  gen.  Arbeit  von  Forkel  S  Ii:]).  Die 
beiden  Uerzogthumer.  Coburg,  das  kleinere,  und  Gotha  liegen  in  ihrer  Hauptmasse 
durch  den  Thüringer  Wald  ron  dnander  getrennt,  sind  auch  jede»  t'nr  ^ich  nicht 
sonderlich  arrondirt  und  haben  ausserdem  noch  verschiedene  kleine  Exclavcn,  Gotha 
auch  fremde  Endaven.  Diese  territorialen  Verhältnisse  haben,  zwar  nicht  allein,  aber 
Awb  wesentlieh  mit  die  HersteUmig  einer  Tölligen  Staatseinbeit,  damit  aocb  einer 
sollen  Finanzeinlielt  gehindert.  Aueii  dio  Stcuerverfassnug  bat  Verschiedenheiten  in 
beiden  Herzopthtlmern  bewahrt.  Aus  dem  Finanzwci<»'n  ist  sonst  auch  hier  das 
Oomänen Wesen  nicht  nur  von  besonderer  hnauzieiicr  Bedeutung,  sondern  auch 
von  eigentbOmJiebw.  wiederom  in  beiden  Gebieten  rerscbiedener  staatsrechtlicber  Ans- 
rMältunsr.  S.  danlber  unten,  über  das  Staatsrecht  überhaupt  die  Abb.  von  Forkel 
UD  Haodbuch  des  öttentlichcn  Rechts  HI.  2.  Halbb..  2.  Abth.,  S.  113  tf.  Uber  Finanzen 
5.  134.  bes.  über  die  Domänen  S.  135 — 138  Einige  fmanzAlatistiscbe  Notizen  bei 
^  Reden  a.  a.  O.  S.  1423  ff.  Im  Finan^n  i.  .  fehlt  bisher  eine  Darstellung^  nnd 
Mittheilotiv:  der  neueren  Stcuerpesetze.  Kinzcliic  Notizen  daselbst  in  den  Abliandhineen 
Ton  Schanz,  B.  9  und  B.  15  (bes.  S.  307)  Uber  Besteuerung  der  ActiettKeselhrchaften 
«nd  Genoeaensefaaften,  ebenso  in  der  Schrift  Peitelberg's,  Einkommenbestenerong 
nicht-physischer  Personen  (lOOO)  S,  3.ö  If.,  au.  h  in  dem  Artikel  von  G^  rlach.  Ein- 
kMukenaieaer.  im  U.  W.  B.d.  St ,  1.  AdJL,  Bd.  3.  S.  88  fi.,  2.  Aofl.,  B.  3,  S.  407  fl. 
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Historisches  über  Grondstenor  in  Hildf})nuiil  s  Thuritifxcr  Statistik  II,  1.  Abth.  (1871), 
S.  33  über  dit;  Kitikoiiimcnstcuer  ^cb.  auch  in  aiiJ<-reü  thuringibchen  Staateu)  im 
Jfthrb.  f.  Kat.ök.  R.  10  (18f>^<).  S.  462  fT.  —  Statittik  in  MitdieUiiDgen  des  SutiaL 
Burcnit  TM  Gotha  J.^^  ISiM.  Hrft  2.  Veranlagung  der  Einkonmea'-  ima  Clawemtottoit 
auch  Franz,  Laudwirttiächaft  in  Thüringen  S.  79. 

An»  der  Qesetzgobiiiif  «erden  liier  nur  wichtif  ere  ans  der  neneren  Zeit  enrihnt. 
Sie  sind  bei  den  direeten,  besonders  auch  ilcti  Pcrsonalsleuern  an  Stelle  früherer  jfc- 
treteo  znm  Tbcil  erst  unter  den  Nachwirkunfreii  der  1848er  Periode.  Di«  Ilauptfjcesetze 
sind  für  beide  HorzogthUmer  eigene,  wenn  auch  zum  Thcii  mit  ähnlichen  Bestimmungen. 
Gobnri^:  Gesetze  Ober  Grundsteoer  rem  25.  Mai  1660,  26.  Jnni  IS98,  dan  Uber 
Ernenerung"  der  Stmierausrhlrmc  vom  19.  Jan.  1867,  15.  Mai  1888  (mit  AbändeniOf 
vorn  27.  Aug.  1897).  über  iCinkommea-  und  Ciassensteocr  Gesotz  vom  8.  Dec.  1850 
mit  Novellen  von  1858,  1866,  1868,  1870.  erseut  durch  Gesetz  vom  16.  Jani  1874, 
das  noch  geltende.  Dazu  die  Abgabcguset/o.  w.;lche  für  die  jetzt  2-jibrige  Finanx* 
periodi-  dio  Steuersätze  feststellen.  Von  anderen  Steoergesetzsn  seien  nur  noch  er- 
wähnt Uber  Erbschaftssteaer  Gä»eU  roin  12.  Mai  1880.  29.  Nov.  1895.  Gotha:  GeseU 
Uber  Einkommen-  nnd  CUssensteaer  tom  81.  Aug.  1850,  ersetzt  durch  Gesetz  rem 
18.  Jan.  1854.  das  mit  verschiedenen  Abänderungen  durch  Novellen  noch  geltende,  -o 
Gesetze  vom  15.  Jnli  1858.  4.  Der.  1^70.  22.  Juli  1871,  10.  Dec.  1877,  9.  Aug.  1894, 
22.  Juni  1895.  IG.  Dec.  1899.  Auch  dazu  die  Abgabegesetzo,  welche  für  die  jem 
eben&Ils  2'j&hrige  Finanzperiode  die  Steaerbätze  for  die  Einkooioien-  und  Glassensteaer, 
a'ie  fUr  die  Grundsteuer,  <i\c.  leine,  n(M)er<»  Regelun>r  erfahren  hat.  bcsiimmen.  Gesetz 
Uber  Wanderlagerstener  rom  22.  Juui  1895.  Erbschaftssteuer,  Gesetz  vom  3.  Mai  1836, 
Stempelgcsctz  vom  1.  JnU  1868.  Neves  gemeinschaftliches  Berggesetz  vom  23.  Oct 
1899  mit  Beetimmungen  tiber  Borgwcrksabgaben,  §.  182  ff.,  gemeinschaftliches  Gerichts* 
kostengesetz  vom  2^.  Mai  1894  und  13.  Dec.  1899,  Uber  gemeinschaftlichen  VerwaTtnnj»^- 
gerichtshof,  der  auch  für  gewisse  äteuersachoa  competeut  ist,  Gesets  rom  14.  Nov. 
1899.  Im  Folgenden  nur  einige  Aotfilhrangen  tber  den  Handialt  im  Allgemeinen, 
die  Dominen,  die  Peisonalsteattni. 

Die  beiden  Herzogthflmer  Sachsen- Coburg  nnd  Gotha  haben 
einen  gemeinscbaftlicben  Haasbalt  nnd  Etat  und  awei  Special* 

bansbalte  nnd  Etats  jedes  für  sich.    Ein  coraplicirter  Apparat  för 
ein  Ländcheu  von  iiuili  iiicbt  2Ü00  qkm  und  noch  nicht  '/^  Mill. 
Einwohnern,  der  »elböt  mit  demjenigen  der  neueren  dualibti^cben 
Einrichtung  der  Oesterreich-ungarischen  Mor.archie  versrlichcTi  ^vorden 
ist  nnd  in  der  That  einige  Aehnlichkcit  damit,  aber  auch  mit  der 
Einriebtang  von  Bundes-  und  lieichshaiishalten,  sonst  mit  den  Ver- 
bäitnisseo  Oldenburgs  (§.  145)  hat.  Die  kleinen  eigenen  Einnahmen 
dee  gemeinschaftlichen  Hanshaits  reichen  nicht  zm  Deckung  der 
Landesansgaben  des  letzteren  ans.  Das  Deficit  geht  nach  einem 
bestimmten  Vertheiinngsmaassstab  in  die  Hansbalte^  bezw.  Aasgabe* 
etats  der  beiden  Herzogthamer  Uber  und  ist  ans  deren  Sonder- 
einnabmen  mit  zn  decken.  Dies  Verhftitntss  erinnert  an  die  Hatri- 
cularbeitrUge  im  deutschen  Reichsbausbalt  und  allerdings  nament- 
iich  im  österreichisch- ungarischen  gemeinsamen,  mit  seiner  Quoten- 
tVage  'zwi8chen  beiden  ReichshHlften,  am  meisten  aber  doch  an  die 
Beitriii^e  der  drei  Landcstheilc  („Provinzen")  ZU  den  Ausgaben  des 
Grossherzogthums  in  Oldenburg. 

Es  hiiiigt  des  Alles  mit  dem  Staatsrecht  des  Landes  eng  zusammen.  Das  Land» 
d.  h.  beide  lierzogthUmer,  bilden  zwar  jetzt  eia  tmtrennbares  Ganze  unter  dem  beriog- 
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Ucbei)  Hause,  aber  in  der  Vei&SSIini^  (Staatsgrandgesetz  fom  8.  Hai  1852)  werden 
aar  eine  Reihe  von  An^^elcgenheiten  utid  Kinrichtangen  als  gemeinsame  bestimmt,  ein 
Kreis,  der  Qbrigiias  erweitert  werden  kann  71,  72,  s.  daä  gen.  (icsetz).  Dio  Übrigen 
AogeleireDbelteii  tlnd  Sache  jedea  eiiiaelo«ii  Henogtbiraia.  (8.  Porkel  «.  a.  0.  8. 114, 
llß.  128,  134.  die  Verfassung  u.  A.  in  S  tßrk's  Handbuch  der  deutschen  Verfassun^^eu, 
1884.  S.  441  fl".).  Zu  den  «gemeinsamen  Aui^elefrenhciten  gehören  auch  die  He/iehunKen 
tarn  Reiche,  dio  im  geiueiiii>cLat'tUcheii  Etat  unter  den  Auägabcu  in  den  Matriculur- 
bdoigen  und  anderen  Eoaten,  unter  den  Einnalunea  in  den  Oebenreianngcn  and  den 
Vcrwaltungskostenrergütungen  für  Keichssfcnern  hcrrortreten .  Sommcn,  <lir  sirli  ja  in 
der  Begel  ncaerdings  auaftherod  compcnsiren.  AbzQglicb  dieser  Summen  i^t  der  j&br- 
Ücbe  Betrag  der  Aoagaben  in  der  letzten  Finanzperiode  1899^1901  rand  1.804.000  M. 
Nach  Abzog  der  eigenen  Landeseinnahmen  dieses  gemeinsamen  Ktatä  (meist  Gerichts- 
und  VervaJtangsgebtlbren  und  Abgaben,  im  gen.  Etat  642  000  M.)  blieb  ein  Deficit 
(on  603.000  M.  Dies  ist  nach  dem  Staat^undgesetz  (§.  120)  zwischen  Coburg  und. 
Gotha  in  Verb&itoiss  tod  */„  und  Vio  snnllif  grade  in  der  biaberigen  (Merreiebiaeb* 
nnprischcn  Kelation)  zu  Tertheilen  und  erscheint  im  enfspreehenden  Betrage  bei  den 
Aasgaben  in  dun  Speciaietats  beider  Länder  (im  Etat  für  lbU9 — 1901  mit  rund  bezw. 
208.000  ind  473.000  M.,  die  angegebene  Proportion,  aber  etwas  höhere  absolute  Ziffer). 
S.  aber  die  VotiruDg  des  Budgets  durch  den  gemeinschaftlichen  Landtag,  der  eidl 
lu»  den  beiden  besonderen  Einzel- Landtagen  Coburgs  und  Gothas  bildet,  Staatsginod- 
ges«u  Abschn.  Y  und  YU,  und  Forkel  a.  a.  0.,  bes.  S.  134. 

Uoter  den  EinDahmen  der  beiden  Länder  bilden  dann  wieder 
die  Domanial-,  besonders  die  Forst erträge  einen  wiehtigen 
Po8teD,  doch  da  daran  die  herzogliche  Oasse  in  erheblichem  Maasse 

Theii  nimmt,  efneD  relativ  geringereo  im  Vergleich  mit  anderen 
thüriügiscbcn  und  sonstigen  deuUchen  Kleinstaaten  und  auch  im 
VerhäitnisB  zur,  wesentlich  directen,  Landesbesteuerung.  Die  Haus- 
halte beider  Herzogthümer  sind  daher  anch  in  gerinerereui 
Maasse  d  o m  a  n  i  a Iw i r  t  h  s c  h  a  f 1 1  i  c  h ,  im  doch  überwiegenden 
Maasse  ste aer wirihsohaftlich  fundirt  Die Landesbesteuerang 
erreicht  in  Folge  dessen  eine  ziemliche  Höhe,  besonders  bei  dem 
doch  nnr  mässigen  Volkswohlstand.  Mitbedingt  wird  das,  ansser 
durch  die  allgemeinen»  in  den  Kleinstaaten  einwirkenden  Umstttnde, 
dmeh  die  starken  Dotationen  des  herxoglichen  Hanses  aus  den 
Domlnen.  Uebrigens  sind  in  dieser  flinsioht  die  Verhältnisse  wieder 
in  beiden  Ländern  versebieden. 

Leber  die  Erträge  der  Domänen  (einschliesslich  Forsten,  Kapitalzinsen)  und 
^e  iBflrittilbar  darauf  Usteadea  Ausgaben  für  Betrieb  und  Venreltnng,  flftr  Domani&l- 
hulden  ^nur  in  (iotiia)  dnd  beeendeis  euch  fUr  Kirolien  und  Schulen  q.  A.  m.  wiid 
cia  bt>-tT!'!f»r  r  D i  m anenenssen etat  aufj^cstcllt ,  {getrennt  vom  übrigen  Staat^haus- 
h^t,  uud  zwar  wiederum  for  jede«  Herzogthum  apart  Er  schliesst  iü  der  Finanz- 
Periode  ren  1897—1900  mit  einem  JahresObenehafls  ron  184.000  M.  für  Gobonr  vnd 
rond  837.000  M.  für  Gotha.  Von  ersterer  Summe  kommt  je  die  Hälfto  !)2.000  M.) 
»00  letzterer  etwa  '^^  and  */g  je  an  das  Lanrl  und  den  Herzojr  ,bc^w.  o"Jj'*mm*  und 
oU.OOO  M„  zur  Erlkliruxig  unten).  Dies  beruht  auf  den  eigcuiliumlicheu  Beatiuiinniigca 
Qbor  das  DomanialfermOgen  und  dessen  Erträsre,  die  wieder  für  beide  Länder  ver- 
••chieden  sind.     S.  über  dirs,;  complicirten  V^•rll;■llt^i^^>i  Fürkel  a.  ;i.  0.  S.  LT"",  ff. 

HaoptpoDcte.  die  zum  Verständuiss  der  Staabhaushaite  imd  der  Stellung  der  Be- 
«eoemeg  darin  gelannt  werden  mossen ,  sind  folgende.  Die  Domlnen  n.  s.  w.  waren 
^»  Kammergnt  auch  in  diesen  Ländern  wie  überall  in  Deutschland  in  erster  Linie 
m  den  Haus-  und  Hof  bedarf  des  Fatstenhattses,  darüber  hinaas  in  zweiter  Linie  mit 
Wagatr.  nau»wiM«aaehafl  IV.  86 
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ftr  die  Deckung  ron  Staatsausgaben  Terpflichtet  gewesen.  Streitigkeiten  darüber  auch 
In  Coburg,  wie  so  oft  In  diesen  Klelnstaateo,  efnd  hier  durch  Oeieti  vom 

1846  dahin  entschieden,  dass  die  Domünen  als  fideicommissariscbes  Familieneigcnihum 
des  horzoglichen  Haii«es  (d.  h.  liier  nicht  nur  der  Coburger,  jetzt  Cobarg-üothaer  Linie, 
sondern  des  äogeu.  liesaiomthaubcä  Gotha)  anerkannt  wurden,  die  Reinerträge  aber 
zunächst  fOr  einen  bestimmten  Finanzweck  (Scholdentilgung),  nach  einem  späteren 
Gesetz  von  185,"!  üherliaupt  bis  1919,  zur  Hnlfte,  ron  1910  an  zu  einem  Dritt.] 
dem  Lande  zufallen,  zum  anderen  Tbeil  dem  Herzog.  In  Ciotha  war  der  Herzog 
1849  aof  GffiUiste  gesetzt,  das  Dominengot  zu  8tant;igut  eritllrt  worden.  Dies 
wurde  aber  durch  einen  Vergleich  im  Gesotz  vom  1.  Miirz  1855  wieder  abgeändert 
Auch  hier  wurde  das  Domänengot  als  ßdeicommissarisches  Eigenthom  des  Gesammt- 
bauses  Gotha  anerkannt,  über  die  Vertheilung  der  Erträge  zwischen  liand  und  Herzog 
aber  andi  dno  VeralnbarQDg  getroffen.  IKwacb  erbllt  der  Herzoj^  ranAchst  fltr  seinen 
Hof-  und  Haushalt  300.000  M..  dann  werden  noch  ver>chi  1  nr  Beiträge  für  die 
Staatscasse  geleistet  und  erst  der  Hest  wird  hälftig  zwischen  Land  und  Herzog  gethcüL 
In  Coburg  und  Gotha  bestehen  auch  über  die  Besteuerung  des  Domaninms  rerschiedeae 
BestimmaDgeD.  Apanagen  n.  dgU  sind  in  beiden  Ländern  aus  der  Dotation  des 
Herzogs  zu  bestreiten,  Wiithtlmer  ond  NrulclL^Hder  in  (iotha  noch  speciell  weiter  ans 
der  Domänencasse.  So  ergiebt  sich  gegenwärtig  die  ungefähre  Relation  ron  %  und  V« 
als  Andiefl  an  den  Domtoen^Reinenrägen  Ton  Land  ond  berzoglichem  Hanse  in  Gotbi. 
Der  Domänencassenetat  wird  übrigens  in  beiden  Ländern  vom  Landtage  mit  festgestellt. 
Ausser  diesem  Domanialgut  giebt  es  aber  noch  eine  dritte  Kategorie,  welche  at]> 
einer  Ueberlassung  ehemab  kurbessischer  Forsten  im  nunmehr  preuäsibclieu  Kreiac 
Schmalkalden  an  den  Herzog  von  Coburg-Gotha  dnrch  Prenssen  beirtthrt  (1866).  Dieses 
neue  Domancngut  gilt  ebenfalls  als  fideirommissarisches  Privateigenthuin  des  Gesaniint- 
bauses  Gotha  und  als  integrirender  Beütandtheii  des  Domaoiums  beider  HerzogthUmer. 
Vom  Reinertrag  bezieht  der  Herzog  jedes  der  Länder  V*  (s.  Weiteres  bei  Forkd 
S.  137).  Im  gemeinschaftlichen  wie  in  den  beiden  Specialhaushalten  der  Herzog- 
thtimer  erscheinen  so  bei  dieser  Dotation  Iteino  weiteren  Venrendangen  ftlr  den 
Herzog  und  sein  Haus. 

Nach  seinem  Speeialetat  hatte  Cobnif  jfthittch  (1899—1901)  eine  Einnahme  res 
94.'^.0nn  M.,  wovun  aussteuern  und  Abgaben  ."iPl.OOO  M.  lierrührten.  Gotha  2.058.000 
Mark  Einnahme,  wovon  1.250.000  M.  aus  Steuern  und  Abgabe«,  in  beiden  Ländern 
also  etwas  über  60  Der  Kcät  kommt  aus  DomaneneinkQnften,  sonstigem  Staate- 
vermögen,  Verschiedenem.  Die  Ausgaben  Gotbes  waren  aber  über  200.000  M.  hoher, 
trotzdem  die  Last  der  auf  der  Staatscasse  liegenden,  ebenfalls  getrennten  Schuld  in 
Gotha  nur  klein  ^t)2UU  M.)«  in  Coburg  nicht  nnerbebUch  (164.000  M.)  ist.  Jene 
Stenern  betragen  anf  den  Kopf  in  Coburg  fttst  9,  in  Gotha  fut  8  M.,  nbsoint  nnd 
lelatir  hohe  ZÜTem,  nach  Volkswohlstand  —  noch  ohne  die  Gemeindesteuern. 

Die  Landesstenern  Bind  in  beiden  Ländern  grOsstentheils 
eigentliclie  direete  nnd  zwar  aneb  bier  ale  Hanptgtener  die  Ein- 
kommen- nnd  Glassenatener^  als  wichtigste  Nebenstenern 
6  r  n  n  d  -  (nnd  Gebäude  •)Steneni,  mit  Vencbiedenbeiten  wiederam 

in  beiden  Ländern,  so  dass  man  eigentlich  von  zwei  Steuerver- 
verfassuDgen  in  Coburg-Gotha  sprechen  muss.  Die  Grundsteuer 
stellt  die  übliche  Präcipualsteuer  des  Realbesitzes  in  Ertrajjpj^teiier- 
form  dar,  die  J^inl^^^tllTnen-  und  ClasseTistciier  die  alJ^^emeine  Per- 
sonalsteucr.  sie  trennen  sieb  in  beiden  Ländern  bei  der  Kinkommcn- 
höbe  TOD  2400  M.,  die  Classensteuer  ist  mehr,  wie  die  frühere 
prenssisehe,  eine  nach  äusseren  Standes-  nnd  Woblstandsmerkm^eD 
veranlagte,  die  aber  in  Gotba  aneh  immer  mehr  der  Einkommen- 
Steuer  genähert  worden  ist.  Die  Einkommenstener,  früher  mehr 
der  ehemaligen  prenssiseben  sieb  annähernd,  doch  in  Gobnrg  sich 
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8choD  1874  mit  auf  gewisse  nicht-pbysische  Personen  (oamentlich 
ActieDgesellschaften)  ausdehnend,  hat  in  Gotha  neuerdin^]rs  Fort- 
bildungen erfahren,  u.  A.  in  Einführung  der  Declarationsptiicht  von 
1500  M.  Einkommen  an,  aber  erst  seit  XS^d  mit  AasdeJmaDg  der 
Steaerpfliebt  auf  Dicbt-phyBiscbe  Personen.  Andere  kleinere  Stenern 
sind  staatliche  Hundesteuern,  ErliBcliaftesteaem)  gewisse  Gewerbe- 
abgaben, Stempeil  fiisenbahnstener. 

In  letzten  Etat  (1899—1901)  steht  in  Cobarg  die  Einkoinmen-  and  Gbaeensteuer 

mit  325.000,  die  Grundsteuer  mit  181.000,  die  Ubrii^en  mit  75.000,  in  Getha  bet«. 
•iiesc  drei  Arten  mit  263.000  —  740.000  —  247.000  M.  Die  Abgabegeseize  für  die 
Finanzperiude  bestimmten  in  neuerer  Zeit  in  Coburg  die  persöniiche  Erhebung  ron 
Z  sofeo.  Steaereinlieiteii,  in  Gotha  ron  9  sogen.  Stenertenninen  fftr  die  Gnutdatoaer. 
Etwas  näher  soll  liier  nur  noch  diu  Entwicklung  and  gegenwirtige  OeslaltUig  der 
Pcrsö n al s teuern  in  beiden  Ländern  verfolgt  werd'>n. 

In  Coburif  war  das  uoch  geltende  üe^eti  über  Kiukuuimeü-  und  Classenstener 
rem  16.  Juni  1874  eine  Fortbildung  des  früheren  ron  1850,  mit  Festhaltung  tron 
Pancten  der  älteren  StrnrtTjr.  Die  beiden  Tbeilc  icr  Steuer  wurden  l  i^lh  r  b-  i  10'"'0  Gulden 
ic.  1700  M.),  Jetst  bei  2400  M.  EiDkommen  getrennt,  der  Einkommeuäteuer  bind  die 
höheren,  der  Claasenstener  die  niedrigeren  Einkommen  nntenrorfen,  also  die  Ihnliche 
Onterscheidang  wie  früher  in  Pfenaien.  Die  Selbstschätzung  ist  in  der  Einkommen- 
steuer freige>tellt ,  wob.M .  wenn  sie  erfolgt  und  in  dem  besonderen  Falle,  wenn  Ant- 
worten Uber  die  Einikommtiuverhäitnisse  Q.  s.  w.  auf  specielle  Aufforderuug  gegeben 
veiden,  viesentlich  ftbche  Angaben  snm  NaohHieil  des  Flseos  mit  Strafen 
der  Tcrktlrzten  Steuer.  Odnuni^bstran  :i ,  wenn  keine  Verkürzung  crfolRt  ist)  Ixidroht 
sind  (Art.  10  tf.).  Wird  nicht  declarirt,  so  erfolgt  ohne  Nachtheiie  Eioscbätzung  durch 
die  gesetzlichen  Orgaue.  Der  Steuerfuss  ist  terminlich  V4  "  o«  *^och  dürfen  nicht  über 
t6  Termine  im  Bechnungsjahre  (also  nicht  über  4  erhoben  werden.  In  diesem 
Satze  ist  die  Steuer  aber  anfangs  und  ft  r-  erhoben  worden  .  nenerding^s  in  12  Ter- 
minen, also  mit  3  Ein  hoher  Sau  vun  ;i— 4  7a  schon  for  Einkommen  ron  1^0  M. 
an,  und  ohne  weileie  Abstnilnng  oder  ErhAhang  fir  grosseres  Einkommen.  Besonders 
Wchtenswerth  ist  im  Gesetz  ron  1874  dann  die  Anlehnung  der  subjecti?en  Steuer- 
pdicbt  noch  vor  dem  königlich  sächsischen  Gesetz  rom  22.  Dec.  1874.  zwar  nicht  wie 
IQ  diesem  auf  öfientlich-rcchtlicho  juristische  Personen,  wie  Gemeinden,  aber  wohl  aut 
viehtige  prifstreehtBche,  insbesondere,  nnsser  auf  Yereine  im  Allgemeinen,  nnf  Com- 
mandit-  nnd  Actiengesellschaften  mit  Sitz  oder  Zweiganstaltcn  im  Herzogtbnm  (Art.  2). 
Yereine  mit  unbegrenzter  Haftbarkeit  können  aber  von  der  Staatsbehörde  befreit 
werden.  Da  die  Rentner  n.  s.  w.  im  Allgemeinen  fUr  ihr  Einkommen  ans  Zinsen  und 
DividendeD  auch  objecttr  roll  steuerpflichtig  sind,  so  besteht  in  diesem  P^e  wie  in 
Sachsen  fonnelle  und  ntatfri' !!<>  !)oppelbesteneriin?r.  Die  Coborger  Einkorn mensten er 
bt  im  Uebhgen  eine  wirkliche  formte  Einkommensteaer,  weil  ihr  zifiermässige 
Schltzttngen  des  Einkommens  mit  procentnalmi  Steneisitten  m  Gmnde  liegen.  Zor 
Classensteuer  wurden  und  werden  dagegen  die  Censiten  bis  2400  M.  Einkommen  zwar 
in  der  Praxis  auch  wesentlich  nach  Einkommenclassen  einjresteuert.  doch  irn  Princip 
bloss  nach  allgemeinen  Merkmalen  ihrer  gesammten  Vurhältuii«ö  und  der  durch  die^e 
bedingten  besonderen  Leistungsfähigkeit  im  Wege  des  Einsebltinngsrerfahrens.  in  der 
K'j  I  nach  Han^haltungen  (Gesetz  Art.  26  ff).  Das  Gesetz  stellt  nur  18  Tarifstufen 
für  die  Steuerpüichtigen  auf:  mit  Terminsätzon  von  10  Pf.  in  erster,  15  Pf.  in  zweiter 
a.  s.  w.  bis  1  Vi  M.  in  zehnter,  2  in  zwölfter,  3';«  M.  in  fttnfkehnter,  5  M.  in  nebt* 
zehnter  Stnfe,  audi  hier  mit  der  Bestimmnog,  dass  nicht  mehr  als  16  Termine  in 
ein'_'m  Jahre  erhoben  werden  dürfen.  Das  macht  immerhin  1  M.  60  Pf  fUr  das 
kleinste  Einkommen  aus,  das  bereits  steuerpflichtig  ist,  da  ein  aligemeines  steuerfreiei» 
Ezntomninimom  nicht  besteht.  Nor  nnter  roll  17'jlbiige  nnd  Uber  60-jährige  Per- 
sonen sind  in  den  2  untersten  Stufen  frei.  In  den  Abgabegesetzen  kommen  aber 
Ermässignniren  vor.  so  in  den  für  1893  97  vom  27.  Juni  1893,  wo  12  Termine  zur 
Erhebung  gestellt  werden,  aber  0  hai  der  untersten  Stufe  ausser  Hebung  bleiben.  Das 
geaogt  freilieb  nicht  In  Coburg  besUund  bis  1878  eine  besondere  „HsgeHoben- 
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abgäbe".  Die  Erbschaftssteoor  hat  jetzt,  bei  Üblicher  Freilassunie:  der  Uirectea 
Linie  und  Gatten,  Satze  von  5  %  für  Geschwister  DDd  ihnen  gleichgestellte  KstagOfteeB 
vnii  Kibcn,  von  6  fiir  verschiedene  andere,  von  8  ®'o  iur  die  entferntesten  Ver- 
wajidteu  und  iiichtrerwandte,  im  Etat  far  1897—99  &teht  die  ,«Machiasssteaer*'  mit 
98.000  M.  jUuUch  (Elnnahin«  wir  in  den  90er  Jehren  nach  Sehnnt'  TitbeUen  swiBchen 
U8.000  und  72.000  M.). 

In  Gotha  war  schon  1854  das  Gesetz  vom  18.  Jan.  an  Stelle  des  früheren  von 
1850  für  die  Einkommen-  und  ülassensteuer  getreten,  unter  Festhaitung  der  bisherigen 
Grenie  ?on  800  Tbir.  Einitommen  zwischen  beiden  Steaerformen.  Hier  wurden,  nach 
der  damaligen  allgemeinen  üeblichkeit.  nur  physische  P<trsonen  getroffen.  Der  Stener- 
tarif  bildete  Einkommenclasaen  und  führte  dabei  den  Minimalsatz  von  S  bis  auf 
4  7o  veiter,  hierin  also  abweiclieDd  von  Coburg  (1.  Classe  800—1190  Thlr.  3  %,  die 
folgenden  Classcn  immer  mit  8  ^/^  für  die  ersten  1200  Thlr.  Einkommen  und  mit 
Zuschlägen  für  das  höhere,  so  bei  1200— 1590  Thlr.  fur  den  Retraff  über  1200  Thlr. 
3V.°/«.  bei  1600—1990  SV*,  bei  2000-2390  3'/^,  bei  2400—2790  3*/*,  bei  2800 
und  melir  4  ^U).  Selbstaehfttznng  war  wie  in  Oebnrg  statthaft,  aber  nicht  ebligatorisch, 
noch  durch  Androhung  von  Kerhtsnachtheilen  herbeizuftlhren  gesucht,  sonst  erfolgte 
Kinsrbjitzung  durch  die  p:cset^lichen  Organe  (§.  10,  13  II.).  Bei  der  Classcnstcuer 
wurden,  abweichend  von  Coburg,  ähnlich  wie  lu  Preusseu,  für  die  Gensitcn  bis  800  Tiür. 
Einitommen  8  lUnptctassen  mit  18  Unterclassen  gebildet,  in  die  die  Geasiten  nach 
Beruf,  allgemeiner  socialer  und  wirthschaftlicher  T  ajr  u  1:1 1.  m,  nach  näherer  Angabe 
im  Gesetz  eingetheilt  worden,  theils  nach  den  betreüeudeu  allgemeinen  Unterscheidungs- 
merkmalen, theils  unter  Berflckslchtipang  ihrer  gesammten  Verhältnisse  und  der  da- 
durch bedingten  Leistungsfähigkeit.  Den  Haupt-  und  Unterclassen  entsprachen  dann 
die  gesetzlichen  Steuersfitze,  die  in  Monatsbeträgcn  angesetzt  sind  (I.  Haaptclasse 
Stufe  1—6  1'/,  bis  herab  auf  Thlr.,  IL  Classe  Stufe  7—12  mit  20— 7*;,  Groschen, 
ni  Classe  Stofe  IS — 18  mit  5—1  Groschen).  Eine  allgemeine  Stenerfreiheit  wegen 
Niedriy:kcit  dt-s  Eirik  ti  mens  fehlt,  nur  in  der  untersten,  18.  Stufe  waren  Personen 
von  noch  nicht  voll  Ib  und  Uber  50  Jahren  frei,  also  etwas  günstigere  Restinirnun? 
alä  in  Coburg;.  Nicht  allgemein,  aber  für  Steuerrucksiände  haften  Dienstherren  q.  s.  w. 
fttr  die  Steuer  ihrer  abziehenden  Dienstboten  und  Arbeiter  (§.  35). 

Dieses  Gothacr  Gesetz  hat  nun  durcli  die  obeiipenann»cn  Ni  i,  n!!en  im  Laufe  der 
Zeit  manche  Aenderungen  erfahren,  von  denen  hier  nur  einige  erwähnt  werden. 
1858  wnrden  die  Bestimmimgen  Uber  Einschltzangs-  nnd  BecnTscommissionen  ge- 
ändert, 1871  wurde  eine  Declarationspflicht  für  Einkommen  aus  Kapital  ein- 
geführt,  nemlich  die  Einschätzungscomroission   für  berechtigt  orklirt,   von  jedem 
betreffenden  Oensiten  eine  schriftliche  Erklärung  Uber  dies  Eiakommcu  zu  verlangen, 
bei  Veilnst  der  Bechtsmittel  gegen  länscliAtinnf  nnd  mit  Strafandrohnng  bei  Hinter^ 
Ziehungen.  Ein  wichti)j:cr  weiterer  Schritt  in  dieser  Richtung  erfolgte  erst  1804  (Gesetz 
vom  9.  Aug.).    Jeder  Gensit  mit  über  löOO  M.  Einkommen  wurde  ailgemoin.  jeder 
andere  auf  besondere  Aufforderung  des  Vorsitzenden  der  Einschätzungscommission  fhr 
declarationspflichtig  erklärt,  bei  Veiiast  der  Rechtsmittel  gegen  Einschätzung  im  Stener- 
jahr,  Androhuntr  mit  2-'       Sfeuerzuschlag  bei  ünterlassunp  der  Erklärtinjj  nach  er- 
neuerter Auftorderuug,  aiau  wie  in  Preussen,  und  unter  entsprechenden  Strafandrohungen 
bei  Uinterziehnngen.   Dies  Gesetz  f(alt  zwar  zanichst  nur  bis  Mitte  1898,  ist  aber, 
mit  Ausnahme  einer  Bestimmung,  in  seiner  Giltigkeii     rlangcrt  worden  (Gesetz  vom 
6.  Febr.  1899).  Durch  das  Vu-^otz  von  1899  ist  endlich  auch  die  bubjectire  Steuer- 
pflicht privatrechtlicher  nicht  -  ph  ysischer  Personen   verfugt  worden 
(Actien-,  Gommandit-ActiengeeeUscbaften,  Gesellschaften  mit  beschrinkter  Haftpflicht, 
Berggewerkschaften  mit  Sitz  im  Herzogthum,  eingetra^fcner  Genossenschaften,  Privat- 
sparcassen,  einschliesslich  der  Sparcasse  des  Hcrzogthoms  in  Gotha,  soweit  diese  Spar* 
cassen  ihren  Gewinn  nicht  zu  gcmeinntitzigen  Zwecken  verwenden).    Bei  den  Actien- 
gesellschaften  n.  s.w.  sind  aber  S'^Vo       eingezahlten  Kapitals  steuerfrei,  so  dass 
hier  bis  zu  diesem,  dem  wieder  etwas  fre?^tie£:enen  Zinsfusse  entsprechenden  Betrage 
materiello  Doppelbesteuerung  des  inländischen  Actionärs  und  jede  d^  ausländischen 
Termieden  wird.  Einkommen  dieser  nicht-physischen  Pmonen  ans  Anlafen  ausser" 
halb  des  Deutschen  Reichs  wird  bedingungsweise  nur  mit  Vio  besteuert.  Gegen  Eot- 
srheiduMs;-  der  K<^rurscommiissionen  steht  jetzt  die  K!a<re  an  den  neuen  Verwaltangs- 
gerichtshof  zu.    Eine  allgemeine  Steuerfreiheit  kleiner  Einkommen  fehlt  noch,  aber 
die  ganze  Glaasensteiier  wird  neuerdings  in  niedrigerem  Satze  als  die  ElnknomenstBoer 
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erbobtü,  so  uach  AbgabegcäöU  vom  '60.  Äug.  1897  fUr  1897 — 99  um  10  Termmen, 
die  Binkommeiisteiier  mit  12.  dem  f^em^iiflcbalUSeben  Berggesetz  ron  1899  riiid 
2  Arten  B  erj^werksab  gaben  atig^ordtiot,  ebie  ron  tirubeofdd ,  für  jo  4000  qm. 
»Dl  (ioid-  und  Silberbau  50,  sonst  30  Pf.,  and  eine  Ertragssteuer  ron  Bei^nrerken, 
vdche  wirklich  Ertrag  geben,  mit  Sitzen  von  3,  4  und  5  */o  vom  Preise  der  Producta. 
Die  Sitze  der  Erbschaftsstouer  dieselben  wie  iD  Gobarg,  Ertfig  in  den  1890er  Jahren 
nriachea  d8.CM)0  and  101.000  M.  (Schanz). 

§.  172.    Schwarz  bu rg-Soüd  e rs Ii  a  11  s  en. 

Das  kleine  Stnatsgcbict  von  862  qkm.  zerfällt  noch  in  zwei  ganz  getrennte  Stücke, 
die  sogen,  üiiterberxbcbal't  (Sondurshausen)  und  die  im  TbUringor  Wald  liegende  sogeü. 
Oberherrschaft  (Arnstadt).  S.  Notizen  br^i  v.  Reden  a.  a.  ü.  S.  l.M)0  tl'.  Staats- 
recht 8.  Schambn  -h's  Abb.  im  Handb.  d.  öll.  Rechts  III.  2.  Halbb.,  2.  Abth., 
S.  155  ff.,  über  dta  kauiuiergut  eb.  S.  15b,  den  Staatshaushalt  S.  105,  Finanzen  und 
Steawn  170.  Auch  hier  lind  die  etreitigen  YerblUtnisse  dee  Kammerguts  erst  oener- 
diags  geregelt  Vörden  (1881)i.  Allgemeines  Steuergcseu  vom  24.  April  1850.  Die 
»ichtigsten  neueren  Steuergesefze  betrefFcn  die  (irund-  (und  Gebriade-)Steaer  fom 
8.  Job  1868  Qod  2b.  Jan.  1870  und  die  aus  der  Glassensteuer  ((ieseu  vom  2.  Jan. 
1858  mit  Novellen  n.  A.  vom  21.  Dec  1871.  18.  Joli  1882  n.  26.  Aof.  1892)  herroi^ 
an. ' :  .  Einkouimensteuer  vom  1.  Febr.  1894  mit  Novellen  vom  1^  Ang.  189G  und 
U.  JaU  1897  (mit  neuer  Kedaction  des  Gesetzes).  S.  das  Gesetz  von  1894  mit  Motiven 
Md  Commissionsberlcht  im  Fin.arcb.  B.  12,  S.  255  ft*.  Oazn  die  Finanzgesetze,  die 
weh  Bestimmungen  Uber  Steuern  mit  enthalten.  lu  diesem  wie  in  den  anderen  Klein- 
staaten ToguluiLssig  aucb  besondere  Gesetze  Uber  Hausir-  und  Wandergewerbesteocrn, 
(iehchtskostcngesetzc.  mitunter  staatliche  Unndesteaer  u.  s.  w.,  die  hier  nicht  alle  ge- 
nant Verden  können.  Besonders  das  Jahr  1899  vor  Eintritt  dee  Dentschen  Barger- 
licheo  Gesetzbuches  hat  auf  dem  Gebiete  der  Gerichtskosten  nnd  verwandten  Abgaben 
vielfach  neue  Gesetze  aacb  in  diesen  Staaten  gebracht.  Auch  die  Erbscbaftsstenem 
i»iud  neuerdings  öltcrs  iu  den  Sätzen  erhöbt  worden  (s.  für  Sondershauseu  u.). 

Die  VereioigQOg  der  Kammer^  und  der  Landescasse  und  die 
Ueberlassnog  den  Kammergats  in  die  Verwaltong  und  Natsnng  deg 
Staats,  welche  Maassregeln  nach  der  Verfassung  von  1849  erfolgt 
and  1850  durchgeführt  worden  sind,  ist  zwar  geblieben.  Die 
DotatioD  des  FUrstenhanses  steht  daher  ancb  unter  den  Ausgaben 
des  Staatshaushaltsetats.  Aber  die  Verhältnisfcc  des  Kammerguts 
und  die  Dotation  des  Ftlrstenhauscs  sind  später,  naeh  eingetretenen 
Aendernngen  der  Verfassung  (neues  Landesgrundp^esetz  von  18') 7) 
besonders  geregelt  worden  durch  Gesetz  vom  14.  Juni  1881,  dessen 
iiestimmungen  sind  daher  wieder  indirect  fUr  Umfang  und  Höhe 
der  Bestenemng  des  Landes  von  Einflnss. 

Das  Kammergut  ist  als  fideicommissarisches  Privateigenthnm  des  FarsteahaiiBes 

anerkannt  worden.  Die  Verwaltung  und  Nutzung  bat  die  Landesverwaltung,  so  dass 
be  Erträge  im  Staatshaushalt  erscheinen.  Der  Fürst  bezieht  eine  Dominenrente  von 
' ..  Mill.  Mark  und  hat  an  Ueherschussen  des  Kammerguts,  welche  nach  Abzug  einer 
ordentlichen  und  eventuell  einer  weiteren  ausserordentlichen  Dotation  des  Kammer» 
^cbtüdentilgongsfonds  in  höherem  I^etrajre  a!»  f^02  000  M.  vi.rbbnben,  noch  einen  Aa- 
tbeil  ron  Per  Fttrst  hat  aber  auch  das  Kucht,  das  Kammergut  in  eigene  Yer- 
v«ItoD(r  zn  nehmen,  vonach  er  dann  ans  dem  Staatsbansbalt  mit  shiner  Dotatiwi  ans- 
■  1  :  ond  dem  Lande  eine  Jahresrente  von  300.000  M.  zu  zahlen  hat  (s.  Scham- 
i-ich.  S.  ir»8.  LVber  die  bes.  ,.Carl-riünther8tiftunp".  die  zum  Unterhalt  von  Schulen, 
kiicbeu  u.  A.  m.  dient,  und  eventuell  einmal  aus  dem  Kammergut  mit  zu  dutireu 
vin.  s.  ebenda.  Else  Nofelle  znm  Gesetz  von  1881  ist  unter  15.  Jntt  1897  hinsn- 
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gekomiDeo).  Im  Ütat  den  Staats  für  1898  uud  9U  sind  diu  Einnahmen  aus  i  ui>^tcu 
und  DomlDOi,  abzOgtioh  der  Vcrwaltungskostcn.  anf  netto  1.058.000  M.  jährlich  rer- 
anschlaprt,  woron  etwa  die  Hälfte  auf  dir;  fürstliche  Dotation  unter  den  Ausgaben 
(520.000  M.)  kommt  (öOO.OOO  M.  fanitüchtf  Kente.  der  Kest  giosseotheils  fOr  Bautcu). 
Es  finden  sieli  aber  noch  weitere  rerwandte,  vesendich  priratvirrbscbaftlielie  EiA> 
nahmen  im  Etat,  aus  Kammergut,  BcrKverken,  Beifrregalien ,  Activkapitalien.  Die 
Einnahmen  {Domänen  uud  Forsten  netto  statt  brutto  eig-esetzt  und  die  Einnahmen  au< 
Keicbsäteuorn  abgerechnet)  betragen  c.  2.013.000  M.  Daron  nimmt  die  Dotation  des 
Fnrstenhaiuoa  etwu  ober  ein  Viertel  (aaf  den  Kopf  der  Bevdliteninff  e.  6Vs  M.)  in 
Anspruch.  Die  directon  Steuern  sind  mit  487.150  M.  (ürundst<MJcr  122.000,  Gebruide- 
>teucr  41.500.  Einkommensteuer  318  000,  Eisenbahn^touer  5650  M.i,  also  mit  fast 
ein  Viertel,  etwa  24%  der  Einnahmen,  die  Gebühren  incl.  verwandter  Steuern  mit 
234.300  M.  (Sportein  von  Gerichten  u.  s.  w.  177.000,  Erbschafts-  und  Schcnkungsstener 
28.000,  Chaassec'irtilder,  Sirafj;:elder  ii.  A.  m.  der  Rest)  veranachlagt  Die  directOD 
Steuern  betragen  auf  den  Kopf  über  6 — 6V4  M.«  auch  boch! 

Das  System  der  direoten  Stenern  besteht  aneh  in  diesem  Staate 
seit  der  Beform  von  1850  ans  einer  Personal-  nnd  awar  jetzt 
Einkommenstener  als  Hanptstener,  nnd  einer  die  Ge- 
bäude mit  umfasseoden  Grundsteuer  als  Nebeusteuer, 
welehe  so  anch  hier  als  Pracipnalbelastnng  des  Grundbesitses  in 

der  Form  der  Ertragsstcuer  erscheint. 

Die  Grundsteuer,  im  Ertrage  fur  die  Grundstücke  wesentlich  stabil,  ist  für  Grund- 
Stacke  und  Geb&Qde  nach  preoBsiecbem  Moster  nach  oben        Gesetze  geordnet,  ds 

lieiDcrtragssteuer  vom  ländlicli<„Mi  Boden  (6  **/o')  und  al:*  Nutzunpswerthsteoer  von  den 
Gebäuden  (2Vs  7o^-  ^'^  cijreutlichc  (irundfteuer  hat  den  Character  einer  festen  Real- 
last  angenommen.  Die  1868  von  ihr  abgetrenuto  Gebäudesicucr  unterliegt,  wie  1» 
Preussen,  perioditch  der  Beriaion  (alle  15  Jahre).  Die  Giaascnstcuer  von  1858  war 
eine  allg-cm  Mur«  Pprsnnnlsteuer  mit  cewisscn  Refreiungen,  seit  1882  mit  der  Freiheit 
eines  Existenzminimums  von  300  M.  in  8  Classen  nnd  weiteren  Stufen  darin«  mit 
>  4— Vs  %  (1  M.  ftlr  8—400  H.  Einkommen)  beginnend  und  anf  3  %  fdr  die  Dnter- 
grenxe  der  Stnfe  (schon  roll  bei  2400  M.)  stehend,  mittelst  Einschätzung,  ohne  Decla' 
ration.  durch  Commissionen  aufj^elegt.  Die  Grundsätze  dabei  ähnlich  wie  in  Preussen. 
Bemerken&werth  ist,  das6  hier  schon  seit  1871  (Gesetz  vom  22.  Dec.)  die  subjective 
Steoerpllicht  anf  nlcht-physisdbe  PofBonen ,  insbesondere  Actiengesellschafiten.  aneh 
^^rössere  Genossenschaften  ausgedehnt  worden  ist  (s.  Scham bach  a.a.O.,  S.  170. 
Fin.arcb.  B.  12,  8.  270  IT.).  Eine  Singularität  war,  dass  Junggesellen  ein  Steuer- 
zuschlag aufgelegt  werden  konnte. 

lu  dem  nenen  (ieeetz  Ton  1894  ist  nun  an  Stelle  der  Classcnsteucr  eine  all' 
gemeine  Einkommensteuer  getreten,  im  Ganzen  nach  dein  königlich  säclisischen,  jrenauer 
nach  dem  Meininger  Muster,  auch  mit  Anschluss  an  Einzelnes  in  der  neuen  preu^si- 
schen  Einkommeostener  von  1891.  Heirorfehoben  sei  Folgendes:  Allgemeiner  Decla- 
rationszTvaiig  für  Einkommen  über  1200  M..  in  den  ersten  Jahren  bis  1800,  bezw. 
1500  M.,  nach  der  Novelle  vom  11.  Der.  1897  wieder  von  1800  M.  an,  ist  eingeführt 
worden.  Die  Steuerfreiheit  ist  wie  biahur  nur  bis  3u0  M.,  bei  Personen  unter  18  Jabreit 
für  Einkommen  aus  Vermögen  oder  Retrieben  bis  600  M.  Einkommen  gewihrt,  der 
Jnn;;jrcscllenzuschlafr  fortgefallen.  ahiT  bis  ir.OO  M.  Einkommen  ist  Ermässigung  bis 
um  3  Stufen  wegen  verminderter  Leistungsfähigkeit  jetzt  gestattet  worden.  Der  Tarif 
ist  in  kleine  Stnfcn  getheilt,  die  Sätze  darin  sind  gegen  bisher  in  den  unteren  Stnfen 
etwas  ennässigt,  in  den  mittleren  gleich  geblieben,  in  den  höheren  etwas  erhöbt,  mit 
3  "/ß  Kormalsatz  lür  die  untere  Grenze  der  Stufe  jet?t  von  4800  M.  an,  ein  Satz,  der 
nunmehr  erst  hier,  früher  schon  bei  2400  M.  Einkommen  erreicht  wurde.  Dieser 
Sats  auch  Air  den  Einkommenznwachs  ron  ttber  5100  H.  an  nach  gebildeten 
Steuerstufen.  Die  subjective  Stcuerpflicht  ist  nicht  auch  auf  öffentlich  rechtlich' 
juristische  Personen  anssredelinf,  wohl  aber  wie  bisher  auf  privalrechtliche,  besonders 


Schaft  noch  beim  Actionir«  so  dass  hier  wie  in  Sachsen  fonnetle  DopnelbesMnening 


Diqitized  bv  Google 


Sdivmbaif-Rodobtedt 


555 


bestellt.  I^boiflrenicberQngspräiiiiefl  sind  bit  800  M.  abzogtfiUiig.  0as  VertnUigongs- 
ferfkhren  bat  nnr  einige,  das  Reclamationswesen  mehr  Veränderungen  erfahren.  Es 
rnim  liier  genügen«  dafor  auf  das  Gesetz  selbst,  die  Motiro  ond  den  lehrreicbea 
CbBinteloosbttTlcht  an  Terwelsen  (TiiuaTch.  m.  a.  0.)  Das  Meiste,  auch  betr.  Stnfeii 

vegen  unterlassener  Stenererklärung  (wie  in  Prensseu)  und  wegen  Hinterzicbungcn 
entspricht  den  anderen  neueren  deutschen  Gesetzen,  Letzte  B<;rtifangsinstanz  ist  das 
tiesaiomtuüuiäterium ,  aber  nur  wegen  aurichtigur  Anwendung  des  Gesetzes  und  der 
Aoiftdirtingsrorscbriften  (§.  51).  Die  Steuer  ist  im  Betrage  Obrigens  conti ngentirt 
T  .rden  (§.  Ii  auf  zunächst  256  000  M.  mit  2%  Zuwachs  in  den  folp  nden  Jahren, 
^eno  Uber  die  Mehrbeträge  nicht  im  Finanzgesetz  anderweit  ferfügt  wird,  sind  sie 
ia  den  nichsten  Jahren  zn  Mindererbebangeo  eines  entsprecbeaden  Thoils  der  direcien 
fitaattslMieni  n  ferweaden. 

Durcli  das  Fiiianzgesetz  vom  31.  Dec.  1<S!^')  lür  die  Periode 
181»G.  l»9  ist  der  Mehrbetrag  Uber  2i>b.000  M.  biiiaiis  znr  Deckung 
laufender  Au>^'aben  verffigbar  gemacbt  und  von  1900  an  der  Be- 
trag von  «ilb.UUO  M.  und  je  2  Jahreswacbs  tür  den  Haushalt  in 
Aussicht  genommen.  Die  Novelle  vom  14.  Juli  1897  bat  den  Kreis 
der  sieaerpflichtiisen  jaristiseben  Personen  aaf  reebtsfähige  Stiftungen 
(ausser  solchen  für  milde  Zwecke  und  unter  Staats-  nnd  öffoDt- 
licher  Verwaltpng  stehende)  ausgedehnt ,  anoh  bestimmt,  dnss  das 
Arbeitseinkommen  von  Familiengliedern  erst  Air  den  Betrag  Uber 
300  H.  hinans  kq  dem  stenerpfiiehtigen  des  HanshaltForstands  hinsa- 
gerechnet  wird.  Eine  eigene  fiestenemng  der  V  er  sichern  ng  s- 
anstalten,  mit  Befreiung  bloss  der  reinen  Gegenseitigkeits- 
aiistalten  und  mit  gewissen  Auöiiiihmcu,  berulit  auf  Gesetz  vom 
Juni  18'J7  (Ausf.-Verordn.  vom  9.  Oct.  1Ö98;  im  Aligemeinen, 
3      von  der  Prämie. 

Die  Erbschaftssteuer»  früher  nach  einem  (iesetz  von  1861,  jetzt  nach  dem 
vom  9.  Febr.  1892.  llast  die  diiecte  Linie  frei,  Gatten  aoeb,  belegt  diese  in  oabeerbter 

Ehe  mit  3,  Geschwister  Jetzt  mit  4  (früher  mit  3),  gewisse  andere  Soiten?crwandte 
mit  5  (froher  n  sonstige  Erben  mit  8  (früher  8)  ^j^  Ertrag  nach  Sclianz  in  den 
IftSOer  Jahrcu  zwischen  c  20.000  und  41.000  M. 

g.  173.  Sohwarsbnrg- Rudolstadt. 

Dieser  Staat  ist  an  Gebiet  und  Berttlkerang  ein  wenig  grösser  als  Schwanbitrfr- 

S'  :ifier?hausen,  er  zerfüllt  auch  in  2  g:anz  getrennt  liegende  Theile,  die  sogen  Oh.-r- 
iierrschaft  (Rudolstadt)  im  XhUringer  Wald  und  die  Unterherrschat't  (Frankenhauseu; 
'ivischen  diesem  Wald  und  dem  KyÜ bäusergebirge).   Notizen  bei  r.  Reden  a.a.O. 

l'ol  (i.,  Staatsrecht  Tou  Klinghammcr  in  Handbuch  deä  AffentUchen  Rechts 
III,  2,  2,  S.  143  Ii.,  Uber  die  Finanzen  und  Steuern  S.  löl.  Die  Domänen-  oder 
K&mmcrgotb?erhmtnia9e,  sowie  die  fürstliche  Dotation  sind  auch  hier  erst  nach  184Ö 
endgiltig  gereicelt  worden.  Historlsebes  und  Uber  Gmndstener  in  Hildebrand  s  Thor. 
>m.  Ä.  a.  0.  S.  35,  in  s.  Jahrbachern  B.  10.  S.  462  über  Einkommensteuer.  B.  12, 

216  Uber  Gewerbesteuer.  ?Jeuere  (lesctzpebnns;  über  Einkommenstcner  im  I'^in.arch, 
B.  11,  S.  263  Ii.,  über  Gewerbesteuer  cb.  6.  2ld  il.  Die  hauptsächlichen  neuen 
Steoeffesetze  sind  die  vom  2^  Jan.  1850  (neues  Steuersystem .  auch  Aosdehnong  der 
Omndsteucr  auf  den  bisher  steuerfreien  Besitz),  vom  2.  Sept.  1852  nbt  r  Classen-  nnd 
clafiiihrine  Einkommenstener,  vom  25.  Juli  1876  Uber  Einkommensteuer  (nebst  (iesetz 
vom  16.  Dec  1887),  vom  15.  Febr.  1^  Ober  Gewerbestener,  dann  neueste  Ober  beide 
letztere  Sleoera  bexw.  ron  25.  Mirz  1803  und  7.  März  1893.  Auch  hier  ein  neues 
Beiggeeeu  mit  BesüiuniiDgen  Ober  Bergabgabea  (vom  20.  Mai  1894,  ^.  175).  Eine 
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2io7eUe  zui  Erbschaftssteuer  (Gesetz  ?om  12.  Febr.  1840)  rooi  6.  April  1894.  Keue 
GebOlmn*  md  OeiiditakwteDgesetee  (1899).  Abgabegesatie  Uber  die  StaveEflai»  dst 
directen  SteMm  immer  flkr  die  Flnei^ieriode. 

Aach  in  diesem  Fflntentbma  besteht  seit  1849  Casseneinbeit 
und  ein  einbeitlieber  Staatsbanshaltetat  naeb  erfolg^r  RegeloDg  der 

Rechtsverhältnisse  des  Kammerguts  und  der  fürstlichen  Dotation, 
die  im  Etat  daher  unter  den  Staatsausgaben  steht.  Diese  Regelang 
war  aber  finanziell  relativ  günstig  ftir  das  Land,  das  dabei  noch 
erhebliche  Ueberschtlsse  für  sich  aus  den  Doinilnen  be/.icht.  Der 
Staatsbaushalt  ist  mit  deshalb  hier  mehr  domaniahvirthschaftlich 
als  steuerwirthschatltUcli  fondirt,  gleichwohl  die  Besteoerang  immer 
noch  ziemlich  hoch. 

Die  1848  49  beabsirlitiirte  iiml  eincrel'^itete  Abtrofrniir  der  Domänen  an  den  Sbiat 
ist  zwar  rcchtiich  nicht  pcrfect  gcwurdun  und  später  jcUenfalls  rückgängig  gemacht. 
In  dem  ncaen  Grandgesetz  rom  21.  M&rz  1854  (Arachnitt  IV  ?od  den  Domincn. 
§.  9  ff.)  wird  „das  Kammenrermögen  mit  allen  Rechten  und  Beschwerden"  aondrOcklich 
als  imtnerwShrendes  fideicommissarisches  Eigenthom  dps  fürstlichen  Tlanses  orklrirt. 
Die  EinJtUufte  Uaraas  dienen  zonächst  zur  Deckung  der  Koston  der  Hofhaltung  des 
refierenden  POTSten  und  zur  Smrtentation  der  fnntlicben  Familie,  im  den  DebenebOsBeii 
Werden  aber  die  Kosten  der  gerammten  Laiidesverwaltung  mit  bestritten.  Auf  Grand 
TOü  Vereinbarung«!!!  und  besonderen  Hcstimmuii(ren  ist  die  Verwaltung;  der  Doni.lnea 
indesiea  dem  Lande  verblieben  und  daö  fürstliche  Haus  auf  ein  bestimmtes  Einkomuiea 
aas  dem  Reinertrag  gesetzt,  das  im  Etat  steht.  Der  Betrag  ist  viel  «^eritisrer  als  in 
Son  Icr^hausen,  im  Etat  von  1897— 99  jährlich  297.000  M.,  während  die  Einnahmen 
nuä  dem  Staatsgut  (Forsten,  Gnuidsttlcken,  Zinsen  u.  A.  m.)  sich  auf  1.175.00U  M.« 
netto  wohl  anf  Uber  800.000  H.  belanfen.  Die  ftrsiliche  Dotation  beträft  also  hier- 
von  etwa  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  nur  etwa  3'/,  M.,  halb  so  viel  als  In 
SondershauscD,  das  Land  behält  etwa  Der  ganze  Etat  ist  in  Einiiahme  und  Aus* 
gäbe,  abgesehen  von  den  finanziellen  Beziehungen  zum  Reich,  etwa  2.07Ö.O0O  M.  brutto, 
die  Domlaen  netto  eingesetzt  etwas  über  1.7  Hill.  Mtrit.  Daren  mnclien  die  fttrst- 
liehe  Dotation  reichlich  Va»  Landesausgaben  nicht  ganz  aus.  Die  direcfcn 
Steuern  betragen  563.000  M.  brutto  ^Grund-  und  Gebäudesteuer  180.000.  andere,  d.  h. 
fast  nur  Gowcrbc-  und  Einkommensteuer  383.000  M.),  etwa  %  der  Nettoeinnahme, 
nicht  viel  mehr  als  die  Domänentiherschusse,  aber  Immerhin  auch  über  6  M.  auf  den 
Kopf.  Die  Einnahmen  aus  llohcitsrec  liten .  rornemlich  Gericlitssi)ürteln .  Gebühren, 
auch  Ghausseegeider,  belaufen  sich  auf  234.000  M.,  darunter  die  Erbschaftssteuer  mit 
c  14.000  H. 

Das  Characteristische  des  Kuüulstädter  Systems  der  directen 
Steuern ,  wodurch  sich  dasselbe  von  demjenigen  der  tlbrigen 
thtiringisehcn  Staaten  unter.scheidet,  ist,  dass  auch  hier  die  Per- 
sonaisteucr  (Einkommensteuer)  die  Hauptsteuer  gc 
worden,  aber za  den  üblichen  Nebensteaern  des  Realbesitzes, 
der  Grund-  und  Gebäudestener,  noch  eine  Gewerbe- 
steuer, ebenfalls  in  Ertragsstenerform,  geflttgt  ist. 

Die  schon  früher  in  üblicher  "Weise  als  Steuer  vom  Kafastralreinertra;;^  ein- 
gerichtete (j  r  u n  (Js  t  e u  er  und  als  Steuer  vom  erroitteiteu  Kutzungswerth  eingcricbieto 
Gü  bk u  d  eile  u e  r  haben  einen  Steuerfuss,  welcher  für  jede  Finanzperiode  durch  be- 
sonderes Gesetz  festgestellt  wird,  regelmässig  auf  8  ®/o  vom  Reinertrag  bei  der  eistsn, 
von  4  "  q  vom  Nutzungswerth  bei  der  zweiten  (s.  (iesetze  rom  1','.  T-«!!  1^72.  vom 
23.  Dcc.  1896).  Die  Gewerbesteuer  war  in  dem  Gesetz  von  1893,  insbesondere  nach 
dem  Gesetz  ron  1868  in  der  Sblichen  Weise  bicIi  der  Metbode  der  iiisieien  Herit- 
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niaJe  mit  S,  spater  7  Chssen  nach  Gattung-  und  notriebsamfang-  eingerichtet  q-ewcsen, 
mit  4b.000  M.  im  letzten  Etat  (8.  MotiTo  zu  dem  neaen  (iesetz  von  1893  Fin.arch. 
B.  11.  8.  240.  die  Haapcpimete  der  Vennlagnug  nach  Gesetz  von  1868  in  Jihrb. 
f.  Natök.  a  12,  S.  216).  In  dem  neuen  Gesetz  von  1893  hat  man  sich  ahsichllich 
•l'^m  noiien  preussischcii  Gesetz  von  1891 'materiell  und  foruiell  möglichst  angeschlossen, 
iiuht  nur  wegen  des  Vorzugs  dieser  Methode,  sondern  auch,  weil  der  Anschlass  an 
PreQSsen  im  Interesse  der  Gleichheit  der  Gcsetzgebmig  in  einbeitlichea  Wirthschafto^ 
gebiet  zweckrafissig  erschien:  der  richtisre  Gesichf^pnuct,  der  znmal  in  solchen  Klein- 
Maaten  jetzt  immer  der  leitende  sein  sollte.  Abweichangen  siod  nur  eingetreten,  wo 
die  TeiMhiedenlielt  derVerhiltniaie  es  gebot,  «e  litt  bmi  m  8,  nicht  4  Classen  wie 
in  PlBoasen  gebildet,  auch  ist  ans  practischen  Grtindcn  das  ältere  Vennlngnngsr er- 
fahren zoni  Theil  beibehalten  worden.  Steuerfr»'i  sind  ganz  kleine  Gewerbebetriebe, 
wo  Jahresertrag  nicht  1000  M.,  noch  Anlage-  und  Betriebskapital  nicht  2000  M.  er- 
reicht 7),  abo  nicht  Mveit  nis  in  Prcnssen,  doch  «ind  auch  diese  Oeverbebetriebe 
der  im  Gesetz  wiu  im  prenssischen  eingeführten  besonderen  Betriebssteaer  rom  Schank- 
jrewerbe  u.  s.  w.  unterworfen.  Classe  I  nmfasst  die  Betriebe  mit  Jahresertrag  von 
2<).0Ö0  M.  und  darüber,  oder  Anlage-  und  Betriebskapital  von  150.000  M.  uüd  mehr, 
CUsso  II  die  von  4000—20.000  M.  Ertrag,  oder  30.000—150.000  Kapital.  Classe  III 
die  tibrigen  mit  kleinerem  Ertrag  oder  Kapital,  soweit  sie  nicht  frei  sind  (§.  6).  FUr 
Claas«  I  aind  feate  Ste&ers&tze  von  im  Aligemeinen  1  7«  üi  Claas^oatufen  festgesetzt, 
ftr  Ci.  n  nnd  ni  wie  in  Preosaen  Hittdaitze  (80  nnd  16  M.)  mit  Minlmmn  nnd 
Maximum,  wobei  dann  Steuergesellschaftcn  und  für  diese  aus  den  Hittels&tzen  nach  der 
Zahl  der  Betriebe  in  jeder  Clause  S''Mi^r'^oTtt!n!T'Min'  felMMft  w-rden  (§.  10,  11)  Die 
Betriebssteoer  für  Gast-  and  Scbaiikv»  aihhchaii  und  Kieiahaadel  mit  Branntwein  und 
Spiritns  tat  in  den  3  Glaasen  jähriich  50,  25,  15  M«,  bei  den  ireverbeatnaerfreien 
Betrieben  10  M.  Einrichtung  und  Veranlagung  lehnen  sieb  im  Ucbrigen.  mit  einigen 
Abweichungen  im  Verfahren,  den  preus^ischen  Bestimmungen  an.  (S.  das  Einzelne 
im  Gesetz  selbst,  im  Fin.arch.  a.  a.  0.,  daaelbst  S.  224  ff.,  auch  die  'Ausf.-Vcrordo. 
Ton  24.  M&rz  1893.   Daf  Ertrag  war  etvn  Vi  l^Oher  nla  bisher.) 

Die  filtere  Classen-  und  Einkommensteuer  von  1852,  welcb«^  rhon 
fortgebildet  worden  war,  ist  durch  das  neueste  Gesetz  von  1893  theils  nach  preuasischem, 
theäb  nach  aonattgem,  beaondera  alchaiscbeni,  Weimarer  nnd  Meininger  Mnater  weiter 
--j)twickelt  worden.  Neben  der  besonderen  D  e  ciarat  ionspf  Ii  cht  für  Einkommen 
Kapital,  welche  schon  bei  40  M.  Jabrcsertrag  daraus  beginnt  (>?.  17).  ist  jetzt 
aach  Iiier  eine  allgemeine  Dcclaraiiunspflicht  für  ailus  Einkommen  von 
3000  X.  nn  einirerichtet  worden,  woneben  auf  Erfordern  des  Vorsitzenden  der  Bezirks* 
commifi.-ion  r^urh  jeder  andere  Censit  zu  ileclariren  bat  1(1)  mit  der  Androhuntr  der 
Rechtuiachtheile  bei  Unterlassung,  wie  in  Freusäcn,  was  jetzt  immer  allgemeiner  Üblich 
wild  (§.  20)  nnd  den  betreffenden  Hintetziebungsstrafen  (§.  40—42).  Efo  atonerfreiea 
EiistenzmiDimum  ist  aoch  jetzt  noch  nicht  gewährt,  die  unterste  Stufe  nmfasst  Ein- 
kommen bis  350  M.  mit  5  Pf.  Monats«atz.  also  60  Pf.  Jahre.ssatz,  die  2.  Stufe  350 
bis  400  M.  mit  10  Pf.,  die  3.  Stufe  400—450  M.  mit  15  Pf.,  die  4.  4ÖU-500  M. 
mit  20  Pf.«  die  5.  600—600  M.  mit  SO  Pf.  n.  a.  w.  mit  progreasirem  Satz,  der  bei 
1000 — 1200  M.  Einkommen  18  M.  jährlich,  also  schon  c.  l'/j  "/o  erreicht  und  weiter 
his  auf  über  3  7o  Jahre-?steuer  steigt,  so  z.B.  bei  9500-10.000  M.  2^^8  M.,  bei 
IS.ÖOO— 20.000  M.  648  M.  i^t  und  von  da  für  jede  weitere  2000  M.  l'J.  M.,  also 
3.6%  jährlich  (§.  14).  Bemerkenswert)!  ist,  daaa  die  Berücksichtigung  von  VerhUt- 
Bi^sen.  welche  die  Leistunpsf;iliii,'keit  des  Censiten  vermindern,  filr  jede  Kiiil;ommcn- 
hdbe  ohne  Zahiengrenze  dafür  gewährt  werden  kann,  in  Form  einer  geringeren  An- 
Ntnmg  des  stenerpflichtigen  als  des  wirküchen  Einkommens  oder  mit  g inzbcher  Frei- 
Mellong  (§.  15).  Für  rechtz*  itige  Entrichtung  der  Steuern  von  Dienstboten  tfnd  Gc- 
verbsgehilfen  haften  die  Arbeitgeber,  die  dafür  den  Lohn  kürzen  können  (§.41). — 
Die  Erbschaftssteuer  bat  jetzt  die  gegen  früher  erhöhten  Sätze  von  2  und  4% 
filr  die  nfthere  nnd  fernere  Seitenlinie  nnd  8  %  für  noch  entferntere  Verwandte  nnd 
Kichtverwandfe .  auch  jetzt  aber  noch  fUr  die  nSbere  Seitenlinie  niedrisrere  Sätze  als 
^Gondershausen :  lucouf^roenzen  zwischen  solchen  Nachbarländern,  die  aoch  nicht 
daaem  können.  —  Aus  anderen  Gesetzen  mag  noch  erwähnt  werden,  dass  die  Frage 
der  CommoBnlbestenernng  der  Staatsbeamten  jüngst  (Gesetz  rom  20.  Dcc. 
1896)  dahin  geregelt  wnrde,  dass  diese  die  tJemeindesteuerbeträge  ron  Uber  100*/« 
der  staatlichen  Einkommensteuer  aus  der  Staat&casse  ersetzt  erhalten. 
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g.  174.  Reii88  älterer  Linie. 

Der  Mdnato  mODarcIiiscbe  Staat  im  heutigen  Deutschen  Reich  nach  dem  Gebiet 
(316  qkm.),  der  drittkleinsto  f vor  Schau mburg-Lippe  und  Waldeck)  nach  der  Bevölkerung. 
Kotizen  bei  r.  Kedeo  a.  a.  U.  S.  1506  ß'.  Staatsrecht,  von  Liebmann,  im 
Hendbneh  des  Offetitlicben  Rechte  lU,  2.  2,  S.  177  (f.  Kene  Verlbiraog  nach  QeaeB 
rem  28.  Uiiz  1867.  worin  auch  die  Verhältnisse  des  Kanmergtitit  u.  s.  w.  erst 
endgiltici:  perc«rclt  worden  sind  (s.  u.\  Aos  der  Besteuerung  ist  von  aiigemcincm 
Interesse  nur  die  neue  Einkommensteuer  des  Gesetzes  vom  4.  Jan.  1893,  worauf 
hier  •Heia  eitigcgangen  werden  Itann.  S.  dies  GeoeU  nebst  AQ8f.*Veronln.  im  Finjtfch. 
B.  10,  8.  841  ir. 

Anch  in  diesem  Kleinstaat  hatte  die  1848er  Bewegung  zn 

IScucruD^cii  in  ÜeLieff  des  Kanimerguts  und  des  Casseawesens  ge- 
führt und  in  einem  Vertrage  zwischen  FUrst  und  Land  war  die 
Nutzniessung  des  KammcrvermJigens  für  den  Staat  nnd  die  Ge- 
währung eiucr  Civillistc  an  den  Fllrsten  vereinbart  worden  f30.  Juni 
1851).  In  der  Verfassung  von  1867  ist  indessen  dieser  Vertrag 
anedrücklich  aufgehoben  und  das  Kammervermögen  als  Haus-, 
Domanial-  aod  FamilieDgnt(FaiDUienfideicoiDmisB)  anerkannt  worden 
(§.  17).  Danaeh  hat  daB  Land  keinerlei  Ansprneh  mehr  auf  £rtrag 
nnd  Nntsniessnng  dieses  Vermögens»  aber  anch  keinerlei  Verbind* 
iicbkeiten  fttr  das  fUrstliebe  Hans  nnd  Hof.  Die  Folge  davon  ist, 
da  das  Land  wenig  eigenes  Grundvermögen  nnd  nur  etwas  Kapi- 
talien besitzt,  das8  der  vom  fürsllichen  ganz  getrennte  Hanshalt 
hier  ganz  Uberwiegend  Steuer wirtlischaiUich  fundirt  ist. 

Es  ist  mit  dieser  völligen  Ueberlassung  dee  Kammerfeimögens  an  den  Forsten 
auch  die  Verwahung  dieses  Vermögens  dem  Fanten  «Bein  tngeMen,  ohne  jede 
Coacanenz  der  Landesregierung  oder  einer  anderen  StantsbebOrde  und  der  Landen 
Tertretung  (s.  Verfassuni?  von  18G7  §.  17,  18,  10  .  Ausdrücklich  sind  nach  den  Be- 
stimmungen der  Verfassung  auch  SVitthOmer,  Apanagen,  ?om  Landesherm,  bezw.  von 
seinem  Ksmmergut  zu  tragen,  snf  frttber  ihm  gclegentiieb  bevilligte  Sostentationsgelder 
hsl  er  verzichtet  (§.  18).  Hier  ist  also  das  Kamuiergut  f  ir  rien  Staabliaushalt  panz 
nnsjrftschieden,  während  in  den  meisten  übrigen  Kleinstaaten  auch  nach  Abzug  der 
fürstlichen  Dotation  noch  ein  kleinerer  oder  grösserer  Theil  der  Erträge  dieses  GntS 
far  die  LandesbedQrfoisse  Terfagbar  geblieben  ist,  ebvoU  Oberali  die  neueren 
Regehinf,'en  (lieber  Verhältnisse  für  die  Fürstenhäuser  recht  günstig  gewesen  sind. 
Aehnlich  wie  in  Keuss  ä.  L.  ist  es  in  Reuss  j.  L.  gegangen  ^.  175).  In  der  Ver- 
fasiuug  VOM  1867,  §.  13,  wird  jetzt  auch  selbst  bemerkt,  dass  „den  nnsebnHebsten  Theil 
des  Stantsrermögens  die  Abgaben  der  Staatsangehörigen  bilden,  welche  auf  dem  rer- 
fassunjjsmässigen  Wege  der  ständischen  Bewilligung  und  landesherrlichen  Genehmigung 
»nfjfebrachi  und  zur  allgemeinen  Lande«caasc  eingezogen  werden."  Im  Etat  iur  1900 
betragen  die  Einnahmen  dieser  Gasse,  abziiglicb  der  fom  Bdcb  benttbrenden  oder 
für  dieses  vereinbarten,  rund  757.000  M.,  davon  aus  directen  Steuern  491.000  M. 
(453.000  aus  Einkommen-  und  (Jebliadestencr.  37.000  M.  aus  anderen  directen),  d.  L 
über  7  M.  auf  den  Kopf  —  auch  ein  recht  hoher  Betrag  — ,  aui  Sponeln,  Strafen, 
Cbaosseegeldem  n.  dgl.  190.000,  vom  Gnindeigenthum  nur  2600.  aus  Zinsen  45.000  M. 
Der  Rest  an-.  Pensionen  und  Verschiedenem.  Die  Staatsschuld  ist  panz  unbedeutend. 
Die  Ausgaben  erfolgen,  von  einem  Betrage  abgesehen,  um  den  in  diesem  ^^^^ 
Ausgaben  für  das  Reich  die  Einnahmen  TOn  und  dasselbe  abersteigen  (43.000). 
iranz  far  Landesnreclce.  Die  Stsatsscbnld,  1899  1.040.000  M.  za  4%,  Issiet  anf  def 
Landescasse. 
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Die  H  an  p  taten  er  des  Landes  ist  jetst  ancli  hier  die  Ein- 
kommen  Steuer.   Sie  wird  ergänzt  dnreh  die  Grnndstener, 

welche  die  wichtigste  Nebensteuer  und  die  einzige  Steuer  des 
Grundbesitzers  als  solchen  ist.  Denn  dieser  ist  für  seinen  inlän- 
discben  Grundbesitz,  bezw.  den  Reinertrag  daraus  einkonimeiiöteaer- 
frei.  Mit  als  «gleichzeitig  ausübender  Landwirth  unterliegt  er  letz- 
terer bteoer  vom  sogen.  „Feldgewerbe*^ 

S.  Liebmann  a.  a.  0.  S.  183.  Er  arwlhnt  «QOli  Tanttelder  voll  Jagdkftrtcn- 
gelder,  die  aber  nicht  eierentlichc  Stenern,  sondern  tnehr  gebOhrenartijfer  Natur  sind. 
Die  Gruodstoner  ist  durch  Gesetz  rom  9.  Mai  1&57  neu  geregelt  und  aa  die  Stelle 
der  alten  Grandabfrabeii  gesetzt  vorden.  Die  Usherifen  BefrefODfen  wurden  sog^leteh 

aufgehoben.  Die  Steuer  umfasst  auch  hier  di»-  fieliätide  mit.  Sie  sollte  zueilt  nach 
dem  Worth  der  Grundstücke  und  Gebäude  selbst  veranlasrt  werden.  Im  Gesetz,  rom 
13.  Juni  18G5  ist  u>an  aber  zur  lieiuertragsüteuer  bei  den  Grundstuckeu  und  Kut^uugs- 
werthsteuer  bei  den  Gebäuden  tlbergeganfren.  Kleine  Aenderunf^en  sind  spAter  durch 
Norellfü  erfoljit.  Die  Steuer  ist  Tsii«  in  S:if'li-eri  in  Steuereinheiten  angesetzt,  durch 
Patente  wiri  für  jede  Finanzperiode  der  bteuerl'uss  selbst  erst  festgestellt,  Üblicher 
Weise  ,a  Pfennig  von  der  Einheit,  mit  der  Hintnfbgung,  dus  weitere  Vm  ^ 
behalten  bleiben. 

Die  Einkommensteuer  ist  durch  Gesetz  vom  4.  Jan.  1893  neu  geregelt 
worden.  Diese  Steuer  trat  nach  Gesetz  rom  8.  Aug.  1870  an  die  Stelle  der  früheren 
Gewerbe-  vad  Peraonalstener  des  Gesetzes  foai  17.  Dec.  1855  (nebst  dessen  Kaehtrigen). 

Das  Gesetz  von  1870  ist  durch  mehrere  Norellen  spSter  v  r  indert  worden.  Die  Steuer 
traf  nach  diesem  Gesetz  Einkommen  schon  von  5  Tblr.  au  mit  Terminsätzen,  deren 
Anzahl  wieder  fUr  die  Finanzperiode  nach  dem  Bedarf  bestimmt  wurde.  Auf  beson- 
deres Erfordern  der  Behörde  war  über  das  Einkommen  schriftlich  zu  declariren.  In 
der  jetzisren  Form  von  180^^  srhliesst  sich  die  Stener  der  gleichen  in  der  neueren 
deatbchen  Gesetzgebung  im  Ganzen  an.  b<»onder8  den  Stenern  Sachsens  und  Weimars. 
Ei  genügt  daher,  hier  nur  einige  Pnncte  heransiaheben.  Sabjectir  stenerptlichiig 
sind,  wie  bisher  Im  Königreich  Sachsen,  auch  die  Gemeinden,  und  zwar  für  den 
Reinertrag  ihres  in  Gewerbe-  und  Handelsbetrieben  und  sonst  anpeletrten  Vermögens, 
bei  Zinsen  abzüglich  der  eigens  für  Darlehen  zu  /ahlcudeu;  weiter  sind  juristische 
Personen,  auch  alle  Vereine,  Actien-,  Commanditactieogesdlschaften,  Berggewerk- 
•M-fiaftL-n,  Erwerbs-  und  W'irtliseh.ift.«jreno<58en8chaften  (Con«umvereine),  welche  im  Gebiet 
ihren  Sitz  haben,  steuerpflichtig  ohne  Gewährung  eines  steuerfreien  Betrags  rom  Actien- 
geseUschaftsertrag  n.  s.  w.  Der  FOrst  nsd  die  Mitglieder  des  FOrstenhattses  rind  zwar 
frei,  nber  gewerbliche  Etablissements,  die  für  fürstliche  Rechnung  betrieben  werden, 
nnterliegen  d<^r  Einkommensteuer  (§.  2).  Die  Befreiung  von  Ceiisiten  wegen  Klein- 
heit des  Einkomiueus  ist  eigeuthUmllch  in  der  Art  geregelt,  dass  die  Einkommen  bis 
600  M.  dann  ttiA  sind,  wenn  die  Besieher  rerheirathet  oder  rervittwet  sind  nnd  An« 
j:eh';  i '  '  haben,  deren  Alimentation  ihnen  obliegt  (mit  Ausschluss  Ton  F.lllen  des  §  3), 
und  wenn  zugleich  dies  Einkommen  nicht  ledig-lich  in  ZinsenrÄgren  aus  Kapitalver- 
m(>geQ.  Eeaten  u.  s.  w.  besteht,  noch  die  PÜichtigeu  Eigenthümer  und  Miteigner  rou 
inläjidischen  Grundstücken  reo  insgesammt  mehr  als  100  Steuereinheiten  sind  (§.  4.  c 
und  Schlnsssatz).  Also  eine  p:ewis«e  R<  ^;Unsti?iin2:  der  Fiinilii  nvrif'T  u.  s.  w.  Sonst 
sind  anch  physische  Personen  mit  nicht  Uber  ÜOO  M.  Kapital  für  die  Zinsen  steoer- 
frei,  aadh  Personen  nnter  18  und  ülter  60  Jabre  fOr  gewerbliches  und  gescfaftftliches 
Einkommen  unter  150  M.  und  für  diesen  Betrag  auch  U'ittwen,  Waisen,  Ottentliche 
PensionSre  nnd  Auszüglcr  für  Pensionen  und  Auii^zUgc  (i;.  1.  d,  g.  h).  Der  Tarif 
(§•  5)  hat  Einkommenstufen,  welche  in  kleinen  Beträgen  (anfangs  um  30,  dann  um  7ö. 
Ton  900  M.  an  nm  250  M..  s]>§ter  in  grosseren)  steigen  nnd  den  Stenersatz  für  den 
Termin  festsetzen.  Wie  viel  solche  Termine  dann  zu  /alilen  sind,  bestimmt  für  jede 
Finanzperiode  ein  Patent,  gemäss  dem  Bedarf.  Der  Tarif  beginnt  schon  mit  3  Pf. 
Terminsatz  für  15—30  M.  Einkommen.  6  Pf.  für  80— 60  M.  o.  s.  w.,  bei  r>(X>— 750  M. 
ist  er  75  Pf.,  bei  1950—2100  4  M.  20  Pf.,  bei  2850-3000  7  M.  80  Pf.,  bei  3900 
bis  4200  12  H.  60  Pf.,  bei  5700—6000  19  M.  SO  Pf.,  bei  11.250—12.000  M.  44  M., 
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dann  fur  je  lÜOO  M.  n: -lir  5  M.  Steocrsat?  mehr.  Ausgoschrieh'Mi  worden  ncuer- 
diug»  öfters  9Terimno,  wobei  die  Jabre»bteucr  beim  kleüuoeii  Einkouuicn  ron  15  bis 
30  M.  45  PI..  b«i  dem  ton  600—700  H  6'/«  M.,  bei  dem  ron  2850—3000  M. 
70  M.  20  Pf  .  bd  d.  in  von  11  250—12.000  M.  396  M.,  bei  höherem  Einkommeo 
vom  Zuwachs  45  M.  für  lOUO  M.,  also  4',,j  ist.  Die  Veranlagung-  erfolgt,  wie  im 
Königreich  Sachsen,  für  Familien aiigehur ige  mit  »clbitiuidigem  Erwerb  apart.  Wie  ia 
Weimar  wird  in  der  Beäteaernng  auch  noch  ein  besonderes  JFeldgeverbe**  onter« 
schieden  (§.  8,  14)  und  in  der  Kategorie  von  Handel  und  Gewerbe  mit  veranlai;t, 
aber  Einkommen  aiM  iuJlndiscbem  (vruud  besitz  ist  einkommeustenerfrei 
Gewinue  aus  SpocolatteiiBgegehlliien  «lad  anch  bei  Nicht- Handeltreibenden  steuer- 
pflichtig. Die  l}eclaratiooq>fficlkt  besteht  für  alles  Einkommen  aus  Kapitalrermögeu, 
sonst  fiir  (Jesammteinkommen  von  1500  M.  jährlich  au  (s^.  30,  31).  mit  Androhun«:^ 
des  Verlustes  des  Einspruchs  (aber  ohne  Stcuer^uschia^)  ig.  62)  und  mit  den  ttblidien 
Hinteniehaogwtrafen  (g.  46).  —  Eine  Stener  vom  Gewerbebetrieb  im  ömber- 
ziehen  (incl.  Wanderlager)  beruht  auf  CslIz  vom  17.  Juni  1878.  Nach  dem  Erb- 
schaftssteuergesetz vom  3.  Mär^  187.">  lje.>>teheu  bei  der  üblichen  Frcilassnng 
der  directeu  Linie  und  Gatten  die  Satze  von  4  und  G  %  Seitenlinie  und  ihr 

gleiclistelieade  Erben»  sonst  8  *Vf 

§.  175.  Beass  jüngerer  Linie. 

Dieser  zweite  reuss'sclie  Staat  ist  immer^ii  mehr  als  doppelt  so  gross  als  der 
erste  S20  «ikin.)  und  hat  fast  doppelt  so  viel  Eiuwohucr.  Er  ist  zu  dieser  Aus- 
dehnung aber  erst  durch  Anfall  von  Gebieten  ausgestorbener,  bezw.  abdicirender 
NebeoUaien  (1802,  1826,  1848)  gOngt  Notiien  bei  r.  Reden  a.a,0.  &  1506  IT. 
Staatsrecht  von  Muller  im  Handbuch  des  nflentlichen  Rechte  a.a.O.  S.  189. 
Auch  hier  sind  Streitigkeiten  zwischen  Land  and  Kurst  Uber  die  Domänen  erst  neuer- 
dings, Geseu  rom  23.  Nov.  1880,  erledigt  worden.  Aus  der  Gesetzgebung  Uber 
Steuern  9.  Gesetz  betr.  Grundsteuerregelunip  vom  20  März  1850  (auch  far  Gebäude 
mit),  Gesetz  über  Gewerbe-  und  Persoualsteuer  vom  I.Juli  1852,  uberGewcrtjet  tii.lie 
im  Umherziehen  vom  18.  Sept.  1879  (auch  iur  Wanderlager),  über  CJasseQ-  und  dasai- 
ficirto  Einlcommentiteoet  vom  18.  April  1874.  mit  Nachträgen,  so  rem  22.  Nor.  1878L 
An  die  Stelle  trat,  jetzt  auch  hier  die  Hauptstcucr.  die  neue  Einkommensteuer,  nach 
Gesetz  vom  Ifi  Juni  1890  (Fin.arch.  B.  7,  S.  r.Vt  H  mit  Ausf.-Verordn.  und  Ee- 
giuudung,  S.  591),  revidirt  durch  Kovelle  rom  4.  Juni  löüS  und  danach  in  neuer 
Kedaction  (Piii.arcb.  B.  16,  S.  298  iT.  mit  Entvorf  und  Commissionsbeildit).  Ansf.- 
Verordn.  vom  24.  Aug.  1898.  Auch  hier  nur  er.iL-  Bemerkungen  Uber  den  Staate 
haushält  im  Ganzen,  die  Dom&neufrago,  die  neue  Einkommensteuer. 

Der  Hansbalt  auch  dieses  sweiten  renss'sehen^  nanmehr  auch 
nntheilbaren  Staats  ist  jetst  reiner  Staatshaushalt,  welehw  ttber- 
wiegend  auf  Landesstenem  beruht  Auch  hier  bat  ein  langer 
Domänenstreit  durch  Gesetz  yom  23.  Not.  1880  damit  geendet, 
dass  die  Domänen  als  ausschliessliches  fltrstliches  Eigenthum  an- 
erkannt worden  sind,  und  zwar  ebenlallb  ohne  jede  weitere  Mit- 
verpflichtnng  der  Ertrüge  fUr  die  Kosten  der  Landes verwaltunj?, 
also  wie  in  Keus.s  iL  L.,  aber  abweiehcnd  von  den  audereii 
thüringischen  Kleiubtaateu.  Dafür  lastet  allerdings  auch  keinerlei 
llttrstiiche  Dotation  mehr  auf  dem  Lande. 

Es  hat  übrigens  als  seine  Abfindung  fur  die  DomänenUberlassung  an  den  Fürsten 
1  Mill.  Mark  Kapital  erhrtlten.  Diese  Summe  ist  liY]H)th.'kari.sch  auf  den  Gütern 
des  FideicouiUDssea  eingetragen  und  mit  4  %  ver/.ius>ei».  Sie  ist  von  Seiten  de» 
Staats  und  „im  Falle  der  Mediatisiraog  des  fürstlichen  Hauses"  ron  Seiten  der  Recbls- 

nHchfoltier  der  lu^riernnir  ilr.s  Ftirstcnthams  unkündbar,  von  der  fllrslliehen  Kammer 
kündbar.  Das  landesfursUiche  i: idcicommissrurmögcn  ist  ,4^ar  aUe  Zeiten  reines  Fnrat- 
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Tennf»reir'  dos  fürstlichen  Haoses,  an  dem  dem  Staate  keine  anderen  Ansprüche  mehr 
»utehen  als  an  jedem  Privateigentham  (daher  ist  os  ancb.  wenn  ich  die  Bestimmungen 
neht  fentehe,  steaerpflichtig.  §.  8,  6  des  Gesetzes  fön  1880).  Der  Etat  ron  1899/1901 
l&t,  abzüglich  der  durcblaofcnden  Einnahmen  rom  Reich  —  die  in  diesem  Etat  etwas 
üeberschuss  über  die  Auspaben  für  das  Keich  üb crli essen ,  50  000  M.  —  eine  Ein- 
aabmc  von  rund  1.Ö62.000  M..  davon  aus  dirccleo  Steuern  866.0UÜ  (Urundsteudr 
184.000.  Einkommensteiier  782.000)  c.  6'/,  M.  auf  den  Kopf,  858.000  ms  SportdD, 
onr  P8.000  vom  StaatsvennOgen,  247.000  aus  andeien  Cmsmi  (Sparcsssotflbenchflsseii?) 
1Ü2.U0O  M.  aus  Sonstigem  und  aas  Beständen. 

Die  beiden  wiehtigsten  direeton  Stenern  des  Landes  sind  aneb 
hier  die  allgemeine  Einkomnienstener  nnd  die  Grnnd- 
Btener,  welebe  letztere  hier  wieder  neben  der  ersten  als  PdUsipnal- 
belastoDg  des  Grandbesitzes  fungirt 

Die  Giassen-  und  classilicirte  Einkommensteuer  war  schon  im  Gesetz  von  1874 
in  der  nenemn  Weise  gestallet  worden.   Das  Gesetz  von  1890  ist  in  dieser  Richtung 
T>i'f  r  fnrtjr<"^chritten  und  das  von  1S98  abermals  etwas.    Die  St  iirT  gleicht  danach 
im  Weöentiichen  den  sonstigen  deutschen  aus  dem  letzten  Jahrzeüent  des  19.  Jahr- 
bmdeits.  Die  Steoer  Ist  «war  fefefmbeUIiclit«  aber  ancb  jetzt  ist  die  Zweitbeilong, 
der  ilteren  Onterscheidune;  zwischen  ClMsen-  und  Einkommensteuer  entsprechend,  bei- 
bebaJten  worden,  indem  die  erste  Abtheiinng  bis  3000      Kirtkommen  geht,  die  zweite 
das  höhere  umfasät.    Von  Einzelheiten  der  neueren  Lutwicklnng  und  der  gegen- 
wlitlgeo  Gestaltung  mOgen  folgende  berrorgdioben  werden.  Objeedr  stenerpflichtig 
ist  nicht  der  f!;anz  kleine  inländische  Grundbesitz  ausserhalb  Landes  wohnender  T*  r 
sonen,  sondern  nur  der  mit  mindestens  20  Steuereinheiten  behaftete  (Gesetze  von  1090 
and  1^98  §.  8).    Ausser  phyt^ischen  Personen  sind  juristische  Vereine  und  Genossen- 
schaften für  ihr  Einkommen  aus  Kapitalvermögen,  aus  dem  Betrieb  gewinnbringender 
Geschäfte  und  aus  inlRndischem  Grnndbe»;itz  snbjectiv  steuerpflichtig  (§.  3).  Einkommen- 
steuerfrei  fur  sein  gesammtes  Einkommen  sind  der  r^ierende  Fur»t,  die  Mitglieder 
des  fitrstlicben  Hauses  ftlr  ibre  Apaoagen«  doeb  ist  stenerpllicbtig  dem  Fttrsten  ge- 
hörij^er  inländischer  der  Grundsteuer  unterworfener  Grundbesitz  (Gesetz  von  1890  und 
1898  §.  3>-    Gemeinden,  Kirchen  und  milde  Stiftun.i^en  sind  nur  für  ihr  Kapitalein- 
kommen frei.    Allgemein  frei  sind  von  1.  Stufe  (biä  300  M.  Eiukouiuieu)  unter  18 
und  Uber  60-jlbrige  Peisonen.  Bis  zum  Gesetz  von  1890  war  sonst  im  Princip  ancb 
das  U'  inste  EinkoniDen  nicht  steuerfrei.  Das  ist  für  die  Gemeindesteuer  auch  so  ver- 
blieben, wenn  nicbt  Freiheit  far  die  untersten  Stufen  von  einer  Gemeinde  beschlossen 
wird.  Aber  der  Staat  erbebt  nacb  Gesetz  von  1890  ftlr  die  2  untersten  (bis  450  M  ), 
naeb  Gesetz  von  1898  für  die  3  untersten  Stufen  (bis  550  IL)  die  Steuer  nicht,  ge- 
währt also  in  dieser  Hr>he  ein  steuerfreies  Existenzminimum.    Der  Steuertarif  hat 
Einkommenstufen  mit  sogen,  terminlichen  Steuersätzen.   Die  Zahl  der  Termine  wird 
dann  wieder  fto  jede  Finanzperiode  besonders  bestimmt  Der  neneren  Riebtong  der 
deutschen  Gesetzgebung  entsiirechcnd  wurden  die  Tarif>ritze  1S90  und  180^  theilweise 
in  den  unteren  Stufen  etwas  ermässigt.  in  den  hAheren  etwas  erhöht,  so  dass  bei  der 
Ausschreibung  von  12  Terminen  im  Jahre  auch  hier  jetzt  bei  gros::cm  Eini^oromcn  von 
über  lOO.CKx*  M.  der  JsJbrcssatz  von  4     erreicht  wird  (§.  6).  Aus  dem  (iesetz  von  iS'.tS 
sind  Prober»:  Einkoromen  bis  300  M.  Ternünsatz  äPf.,  300—450  M.  Kipf.,  i'.O-  550  M. 
20  Pi.  550— (i50  M.  30  Pf.  (bisher  40  Pf.),  650—750  M.  40  Pf.  (bisher  5U).  750 
bis  850  M.  80  Pf.,  850—1000  M.  1  M.  20  Pf.  «.  s.  w.,  bei  2700—8000  M.  6*/«  M-, 
dann  in  der  II.  Abtheilung  300O-3:.no  M.  7  M..  10.000-11.000  M.  25  M.,  von  da 
an  l^m  eejren  bisher  etwas  erhöht,  z.B.  12— 13.000  M.  :U.  bislier  30  M.  Im  Gesetz 
von  lö90  stieg  dann  der  Terminsatz  bis  29 — oO.OOO  M.  Eiukömmen  auf  72Va  M., 
ron  da  an  bis  40.000  M.  ftir  je  1000  M.  nm  2V3  H.,  Air  höheres  Einkommen  für 
jf  2000  M.  um  10  M.  Im  neuen  Oeset?.  von  1898  ?teifrt  der  Satz  beroifs  y-,  13.(K)0 
Mark  Einkommen  an  für  je  1000  M.  um  3  M.  bis  zum  Einkommen  von  :>',«. novi  M., 
dann  wieder  in  bestimmten,  meist  2000  M.  umfa^enden  Stufen  auf  bestimmte  Sätze, 
die  sich  meist  um  7—8  M.  für  jo  2000  M.  erhöhen,  bei  100—102.000  M.  Einkommen 
wird  so  ein  Terminsatz  von  ^^2  M.  erreicht  (J.-^hre^satz  bei  12  Termin- n  nO?^1  M., 
also  aooähemd  4  7«),  von  Uber  lU.UOU  M.  an  steigt  der  SaU  fUr  je  ÖUW  M.  um 
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je  10  M.  ^Jabressatz  120  M.  oder  4  %  bei  12  Terminen).  Warum  im  Tarif  vieder 
jeder  Kleinstaat  TerBcbiedeDheiteii  linben  miiae,  wfhrend  er  rieh  doch  sonit  dem  Ein- 

kommeosteuerrecht  Preussens,  Sachseus  anschliesst,  ist  schwer  zu  sagen.  Vermijiderte 
Leistoncijfähiirkcit  kann  hin  40UU  M.  Einkonjineu   berUrksirlitiat  werden  (ohne  Be- 
grcnzuu((  dcä  Mäiu>:beä  im  (ieäetzti  selbst,  uvciituell  Freistellung  m  den  beiden  uutert>teu 
Stufen  ?eii  Abth.  I)  (§.  7).   Die  Veranlafrnng  gesehiebt  in  der  Regel  nach  Hms- 
haltonpen,  wobei  im  Gesetz  von  1898  ein  bemerkenswerther  Zosatz       *  l ingetreten 
ist,  dahiugtihend,  dase.  wenn  das  gemeinsam  versteuerte  JEIinkommeu  zweier  Ehegatteu 
hanptsidiUch  ans  ArbeitsrerdleDst  besteht,  bei  der  Veranlagang  auf  besondere,  die 
Koston  des  Haushaiti  fennehrende  Verhältnisse  (z.  B.  dass  Kinder  während  des  Tages 
in  besondere  Pflege  zn  geben  sind)  in  Gemässheit  des  §.  7  Rticksicbt  zn  nehmen  luti 
dass  tlberhaapt  das  aus  Arbeitsverdienst  der  Frau  stammende  Einkommen,  weau 
nicht  Aber  600  M.  betrkgt,  nnr  zn  V4       <n  AnsttE  zn  bringen  eel.  Sonst  erfolgt 
die  Veraiii;! L^üTiix  ledif^lich  nach  Maassgabe  des  GesammteinkoniTnens.  —  Für  die  Ein- 
koinmrn^t^  Ort !  :nchti|<eü  (d.  h.  die  Censiten  mit  über  30U0  M.  Kinkoinuieoj  bestand 
ächuu  vur  ücui  (jcäelz  vou  1890  Declarationspflicht.    Im  Gesetz  von  1890  ist  die^e 
auch  auf  die  Censiten  mit  kleinerem  Einkommen  und  svar  schon  von  1000  M.  an  (nach 
Regierunfjsvürsrhlag  von  2100  M.  an)  ausgedehnt  worden,  unter  Androhung  des  Ver- 
Instes  des  Reclamationsrecbts ,  aber  auch  im  Gesetz  von  Ibdö  nicht  zugleich  mit 
Androhiing  eines  Stenerzosehlags,  wie  in  Prevssen  lud  anderen  difiringischwi  Stuten 
(§.  24).  Im  Reclamationsverfahren  wurde  im  Gesetz  von  1890  der  Schutz  der  Censiten 
verbessert  f§.  28).    Berufungsinstanz  ist  der  Bezirksaosschoss  und  zwar  endgiltig.  nur 
dass  nach  üe^eu  von  189b  noch  eine  Beschwerde  wegen  Nichtbeachtung  gesetzlicher 
Voiachrifkw  gegen  die  Enischeidongen  des  Be^rksaasschnsaeB  «b  des  ICiniaterinra, 
Abtheilung  für  Finim/rn    zulässig  geworden  ist  (§.  28  .  22).    Irn  neuesf^^n  Gesetz  ist 
noch  ermöglicht  wordeu.  das  gau^e  Einschätzungsgeschaft  einer  Gemeinde  lur  ungiltig 
zu  erklären  und  erneuern  zn  lassen,  wenn  ohne  ersichtlichcu  Grund  der  neue  Steuer- 
stock eines  Orts  nicht  unerheblich  hinter  dein  termiulichen  Sollertrag  des  Yorjahrea 
zurückbleibt  (g.  28  a).    In  besonders  umfänglichem  Maasse  haften  Dienstherrschaften 
und  gewerbliche  Arbeitgeber  u.  s.  w.  selbstschuldnerisch  für  die  Steuer  ihrer  Arbeiter« 
Beamten  0.  s.  w.  (§.  81  unter  b),  doch  mit  Besehiftnkung  der  Frist  fBr  diese  Hftftniur 
auf  die  in  der  Dienstzeit  des  Arbeiters  fälligen  Beträge  mit  einem  Zusatz  zu  §,  31 
im  Gesetz  von  1808.    Für  alles  Weitere,  Einschätzungsverfahren.  Organisation  u.  s.  w.. 
möge  hier  auf  das  Gesetz  selbst  verwiesen  werden,  das  technu>ch  eine  ganz  tUchtico 
Leistung  isr.  —  Die  Erbschaftastener  (Gesetze  vom  18.  Oct  1849,  21.  Dec  1868. 
20.  Dec.  1880)  hat  für  die  Seitenlinie  und  entfernteste  Verwandte  und  Nicht v.^rwandto 
die  Sätze  von  2,  4  und  8        Ertrag  in  den  1890er  Jahren  zwischen  12.00Ü  und 
70.000  M.  (Schanz).  —  BorgwerksabKabon  im  Berggesetz  vom  9.  Oct.  1870,  ab- 
getadelt  duch  Qesatx  Tom  10.  Apxtt  1897. 

§.  176.  Waldeck. 

Auch  ..Waldeck  nnd  Pyrmont"  genannt.  Dieser  Staat  ist  zwar  der  Gebietsgrösse 
nach  unter  den  10  monarchischen  Kleinstaaten  im  Reich  der  sechste  von  unten,  der 
Bevölkerung  nach  bei  schwacher  Vulksdichtigkeit  und  geringer  Volls^unahmc,  gelegent- 
lich selbst  Abnahme  der  Yolkszahl,  —  das  Land  hatte  schon  1840  eine  etwas  grössere 
Bevölkerung  als  1895!  —  aber  der  /weitkleioste,  auch  ein  ziemlich  dUrftigos  Land, 
was  seine  „Accession"  an  I'reussen  seit  1867  gerade  aus  hnanzicUen  Gründen  erklärt. 
Er  besteht  ans  dm  beiden  getrennt  liegenden  Theilen,  den  beiden  PorsteiillUknera 
Waldeck  und  Pyrmont.   Letzteres  war  seit  1806  als  souverän  augeschen  und  Ist  erst 
184<»  mit  dem  grösseren  Waldeck  untrennbar  durch  ein  und  dieselbe  Verfassung  ver- 
bunden worden  (Staatsgrundgesetz  von  1852  §.  1).   Eine  rollständige  Vereinigung 
nach  der  Flnansrerwnltnng  erfolgte  sogar  erst  1864.  Aneh  in  diesem  Staate  hat  es 
langwierige  Domäncnstreitigkeiteu  zwisclien  Fürst  und  Land  gegeben,  die  erst  1853 
vertragsmässig.  doch  ohne  cndgiltige  Entscheidung  aller  Rechtspuncte,  erledigt  worden 
sind  {».  u.).    Die  wirthschaftliche  und   liuauzielli^  Schwäclie  des  Läudcbens  führte 
dann  nach  der  Gründung  dea  Norddentsehen  Bunde.<>  18G7  zu  einem  sogen.  Accessions- 
vertrage  mit  Preussen,  der  seitdem  zweimal,  1877  und  1^>7.  verlängert  und  dabei 
etwas  verändert  worden  ist.  Preussen  bat  dadurch  einen  erUebiiciien  nnd  mittlerweile 
aodi  stark  gewachsenen  TheÜ  der  Landesausgaben  auf  aoia  Bodget  ftbecoomnen. 
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woftlr  es  dem  Waldecker  Etat  Zoschuss  leistet  (s.  ii.)  Ein  völlij^  eiji^entliürnlirher. 
bisher  singulärer,  aber  phocipiell  uud  politisch  Dicht  unwichtiger  Vorgänge  mi  koutigca 
Deattdben  Beieh  (t.!!.)-  S.  Notizen  bei  ?.  Beden  a.  a.  0.  S.  1495,  1498.  Staats- 
recht  TOD  BOttcher  im  Handbach  des  öffentlichen  Rechts  III,  2,  1.  S.  151  flF.,  bes. 
aber  den  Accessionsrertrag  mit  Preussen  S.  158,  Uber  die  Dom&nenfrage  S.  155,  die 
Einuzan  S.  162.  Ueber  jenen  Vertrag  aach  f.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  4.  A.  1, 
S.  164,  III,  S.  174.  Ueber  die  Domftnenfrage  unter  dem  Titel  Schumacher,  1849. 
R-ridirte  Verfassnnprsnrkunde  vom  17.  Aug.  1852  (Störk  a.  a.  0.  8.  191).  Aus  der 
Qeaeren  Stcoergesetzgebang  s.  Uber  die  Grundsteuer  Gesetze  vom  14.  Juui  1650,  24.  Jan. 
1851,  bes.  20.  Joli  1858.  4.  Jui.  1862,  8.  Jan.  1879,  anch  11.  Dec  1899  flb«r  6e- 
Trerbesteoer  Gesetz  vom  Juni  1862,  mit  Novellen  von  1863.  1864,  1866.  1872, 
1^75,  1888  (Gesetze  für  Waldeck.  Gesetz  vom  28.  Juni  1862  für  Pyrmont  mit  Novellen), 
jetzt  neue^  (jeüetz  Fom  6.  März  1&Ü3  (im  Kin.arch.  B.  10,  S.  940),  über  Ciassensteuer 
Gesetz  rom  23.  Dec  1825,  weitere  aus  1882,  1864,  neue  Regelung  durch  Gesetz  w«m 
7.  Jan.  1865,  Novelle  von  1881,  netic'- Tiesetz  vom  6.  März  1893.  revidirt  durrh  (ifsftz 
Tom  27.  Dec.  1897,  mit  diesen  Aeuderangen  Ton  1893  und  1897  gilt  das  Gesetz  von 
1865  noch  (Fiojffch.  eb.  S.  982,  ftb«r  die  neuen  Stenei^esetze  fiberheQpt  eb.  8.  930). 
Ausserdem  Wanderlagersteuer  (1881)«  Handestener  (1854).  Eine  Erbschaftssteuer 
fehlt.  Im  Folgcn()(Mi  ADsftihrünfircn  tlber  den  Staatshaushalt  im  Allgemeinen,  die 
Doinänensacbe,  den  wichtigen  und  phncipiell  bedeutsamen  preussischen  Accessiona- 
rertrag  and  die  diieete,  beeonden  die  CUissen-  md  Oewerbeateoer  in  Ibter  neneien 
und  neoeateo  43«alaltii]if  . 

Der  Staatshaushalt  Waldecks  hat  sein  neoeres  Gepräge  durch 
die  Vereiiibaruc^'cn  des  Landes  mit  dem  Fürsten  Uber  die  Domänen 
im  Jahre  1853  und  durch  den  Accessiomsvertrag  mit  Prenssen  1867, 
mit  den  Emeuernngen  dieses  Vertrags  im  Jahre  1077  und  1887 
erhalten.  Durch  jene  Vereinbarnngen  ist  dein  Fürsten  der  grösste 
Theil  der  Reinerträge  der  Domänen,  lö67 — 1877  und  wieder  seit 
1888  in  Folge  einer  Bestimmnng  des  Vertrags  mit  Preussen  sogar 
der  gasse  Ertrag,  ttberlasaen  worden,  das  Land  hatte  in  Folge 
dessen  seine  Ausgaben  wesentlieh  ans  Landesstenem  sn  bestreiten, 
was  sn  einer  Defioitwirthscball  geftüirt  hat  Der  Vertrag  mit 
Ftonssen  trat  zn  finanzieller  Erleiehterang  des  Landes  ein,  Tomem- 
fieh  Hin  diesem  die  Lasten,  die  sieh  aus  der  Beziehung  zum  Nord- 
deutschen Bande  und  zum  Deutschen  Reiche  ergaben,  zu  erleichtem. 
Anf  diese  Weise  ist  dem  Fürstenbause  die  SouverUnctät  mit  den 
aus  dem  Vertrage  hervorgebenden  Beschränkungen  verblieben.  Im 
für  nns  hier  allein  in  Betracht  kommenden  tinanziellen  Effect  ist 
durch  diesen  Vertrag'ein  8 e  h r  erheblicher  Tb  eil  der  Finanz- 
lasten, welche  dem  Staate  Waldeck  in  Folge  seiner  staatlichen 
Selbständigkeit,  seiner  LandesbedUrfnissc  und  seiner  Zugehörigkeit 
znm  Norddeutschen  Bunde,  bezw.  Reiche  obliegen,  Ton  Preussen 
flhernommen  worden.  Ein  Verhttltniss,  das  an  sieh,  weil  in 
jedem  Staate  —  naeh  einem  znmal  dem  modernen  Staate  immanenten 
„eommonistisehen**  Prineip  —  die  Staatsgesammtheit  und  implieite 
damit  die  krSfUgeren  Landestheile  die  Lasten  der  sehwlleheren  mit 
tragen,  nichts  Abnormes  sein  wUrde  und  iu  einem  Bundesstaate 
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wie  dem  Deutschen  Reiche  ob  eigentlich  auch  nicht  iat.  Nor  wenn 
die  deatBchen  fiinzelstaaten  als  wirklich  noch  TQllig  ttnabhftiigige 
and  Bonverftne  poHtiBche  EOrper  angesehen  werden,  erBcheint  das 
VerhältniBB  allerdingB  abnorm.    Eine  völlige  EinverleibuDg  des 
Waldecker  Landes  in  Prenssen  ist  indessen  neben  anderen  gerade 
auch  aus  bundespolitischen  Rücksiebten  unterblieben.    Wäre  sie 
erfolgt  oder  würde  sie  einmal  erfolgen,  so  verschwände  das  Anor- 
male der  prcnssischen  Staatfiznschtisse ,  wenigstens  soweit  damit 
waldecker  Ausgaben  nnd  Bedürfnisse  bestritten  werden,  welche  als 
wahrer  Staats bedarl,  nicht  als  reiner  Local-  (Provinzial-,  Kreis-) 
bedarf  gelten  müssen.   Die  ganze  Sache  hat  also  ihre  nicht  un- 
interessante principielle  und  unter  unseren  heutigen  deutschen 
Verhältnissen  eine  eigenthümlich  practisch-politiscbe  Seite.  Auch 
trotz  des  allmälig  erbeblieh  —  von  anfangs  c.  177.000  anf  jetzt 
530.000  H .  jährlich  —  gewachsenen  prcnssischen  Zosehnsses  liir  die 
Kosten  der  waldecker  Landesverwaltnng  ist  die  dtreete  Besteuerung 
daselbst  HHt  das  ziemlieh  arme  Land  erheblieb.   Sie  mUsste  nach 
jetzigen  Verhiiltnissen  aber  noch  um  etwa  das  Anderlbalbfacbe  ge- 
steigert werden,  wenn  das  Land  seinen  eigenen  Staatsbedarf  und 
seinen  Antheil  an  den  Reicbskosten   aus  eigenen  Mitteln  trn«^en 
mtlsste.    Das  erschiene  kaum  mügiicb.    Man  siebt  hier  an  einem 
£ei8{)iei,  wie  die  steigenden  Finanzlasten  der  Zeit  die  politische 
Selbständigkeit  der  Kleinstaaten  erschweren,  auch  wie  wichtig 
gerade  für  sie  die  eigene  Reichsbesteuernng  ist,  damit  sie  in 
Matricnlarbeiträgen  erleichtert  werden  nnd  eyentuell  Ueberweisnngen 
ans  Reicbsmitteln  fttr  Landeszwecke  erhalten  kannen. 

Dfiber  den  Domänoostreit  s.  Böttcher  ».«.0.  S.  155.    Itt  Jahre  1849 

war  ein  neues  SiaatsgriindiicsetT:  vereinbart  worden,  mit  Bestimmurüren  nnch  über  <1ie 
Domänen«  die  2U  Suat:igut  crkliirt  wurden,  aud  Uber  die  farstlicbe  Dotation.  (Ver- 
ftsBunfT  ?om  28.  tffti  1849  §.  94  uebst  V«rdinb»niiigeii  dvn.)  Die  1849er  Verrassooff 
i.xt  iiidesseu  auf  Anregung  des  damaJigeti  deutschen  Bundestags  1852  rcviiJirt  und 
duicli  die  andere  vom  17.  Au>r.  1852  ers^i/t  worden.  In  dieser,  §.  2<),  wurden  aus- 
drücklich die  rereinbarten  Ueätiinmungcn  über  daa  Dooianialrermögen  alb  v»d  Anfang 
fto,  aJao  Tfldtgreifend,  f\lr  anfgeboben  erhl&rt.  Die  rechtlichen  Verhftltni^äe  des  Do- 
manialverm0i;i-ns  wurden  zunächst  diir<  h  .-ino  Anlaue  zu  §.  20  ^orogelt.  vorboh;iltli<"h 
späterer  definitiver  Kegciung,  die  durch  Vi  reiabarung  mit  den  btändeu  al&bald  erfolgen 
soUte.  Es  kam  darauf  hin  zu  einem  Kecess  zwischen  Land  Mmä  FttfBten  rom  16.  Juli 
bezw.  15.  Nov.  1853  (poblicirt  1856).  In  diesem  Kccoss  Bind  die  Eigenthumsrechte  am 
Doinaninin  iiidcs>en  nicht  geprüft  nnd  nicht  endgiltig  entschieden  worden,  nur  wurden 
vom  Domanium  die  Uechte  und  Gerechtsame ,  die  dabei  bloss  Aosfluss  der  Laades- 
boheit  varen,  aui^gcscbiedea  and  so  der  «.ActiTstand  des  Domaolalverniüfen»*'  ein  fbr 
allenial  festgestellt  und  weiterem  Streit  eritzogcn.  Eine  auch  für  den  prcnssischen 
Arrossiori? vertrag  wichtige  Besiimmnn?.  Die  Substanz  de?»  Donianiums  durfte  nur 
mit  ständischer  Zostimmung  vermindert  werden.  Ueber  die  Verwendung  der  Erträge 
woiden  besondere  Bestimmaogen  getroffen.  In  Anerkennung  der  alten  Verpflichtungen 
des  Kammerguts  in  d-  ni  d.  ufM  licn  Territorium,  zunächst  fur  den  Unterhalt  des  Fürsten- 
ttanses,  darüber  hinaus  mit  für  die  Deckung  der  Landebbedttrfnisse  zu  dienen,  wurde 
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dem  Flrsteohaase  ausser  dem  Bozag  geirisser  Katur  ili  ti  aus  durn  Domaniam  eine 
^jcldrente  aus  den  Domanialerträsfftn  tr^^währt,  deren  Höhe  der  Fürst  selbst  „nach  den 
Bedtirfüiitöen  des  funttlichen  iiau^cä  und  unter  Berücksichtigung  der  Kräfte  des  Landes** 
botinnien  sollte,  wobei  die  Stftnde  aber  ftr  ktinftige  Pille  oicbt  enf  ferfassDOKB« 
mSssig-e  VcreinhnrnriE:  hiprober  verzichteten  Die  Rente  wurde  dann  auf  70  000  Thlr. 
bestimmt,  darüber  hinaus  sollten  10.000  Thir.  dem  Laude  und  vom  weiteren  Kest 
des  Beinertrags  des  Domaniams  je  die  Hälfte  dem  Lande  und  dem  Fürsten  zofiiessen. 
Die  Finanzverwaltong  und  Domänenverw  ildnip:  wurden  fetmat,  ftber  auch  lebteie 
Ständischen  Controle  mit  unterworfen.  Diese  Bestimmunf^en  pniton  bis  zu  dem 
Vertrag  ron  1867  mit  Preussen.  Auf  dem  Domanium  haftete  die  DoiuaniaUchald|  die 
AMftog  der  1860er  Jabre  IVt  Mill.  TWt.  betrug.  Bis  1867/68  vazdeii  im  Bndget 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  Domänen  neben  denea  filr  daa  Land  gettennt 
dogestellL    Das  Land  vcnnied  zuletzt  schwer  ein  Deficit. 

Kach  dem  Beitritt  Waldccks  zum  Norddeutschen  Bunde  kam  dann  gerade  mit 
H&cksidit  auf  die  Finanzlaire  des  Landes,  wie  getagt,  jener  Accessionsvertrag  mit 
Preussen  vom  18.  Juli  1867  zu  Stande  (s.  v.  Rönne  a.  a.  0.,  auch  fttr  die  Verhand- 
lungen in  den  preussischen  Kammern).  Es  sollte  dadurch  auch  dem  Ländcheu  der 
iMtefrielige  Venraltunffsapparat  eines  eigenen  Staats  erspart  werden.  PreUBsen  liber- 
lahm  run  Anfang  1868  an  die  gcsammte  innere  Verwaltung  des  Landes,  mit  Amnahme 
der  dem  fürstlichen  Consistoriam  als  OberkirchenbehOrde  zustehenden  (nn^l  tnit  Ausnahme 
eioes  Stifts,  das  aber  1877  auch  mit  unter  preossiacbe  Verwaltung  itam).  Preussen 
bezog  aber  aach  die  geiammteB  LandeeeiDDahmeti,  anaaar  roa  dea  Demiaea,  oad 
b<^tri;t  die  simmtlichen  Lander-auspaben ,  hafte  daher  auch  ein  etwaig:e8  Deficit,  wie 
es  besitand  und  gewachsen  ist.  zu  decken.  IHOH  war  der  Zuschuss  58.655  Thlr.  Die 
CoD&istürialko:»teu  ruhten  auf  der  fürstlichen  Domänencasse.  Der  Fürst  bat  die  Domänen- 
renraltaag  bebalCen  oad  nach  dem  Vertrage  von  1867  die  gesammten  Einkaufte  alleia 
bezogen,  ohne  wciT^irf^D  Geldbeitrag  dt's  Domaiiiums  für  dif  Lanfic^ausgaben  r\nd  andor- 
teitB  ohne  Mitbenutzung  der  LaodesbehOrden  für  jene  Verwaltung.  Die  weiteren 
ttidil  «sialeranatea  alaalBiecbtlieheii  Bestimmungen  dea  Veitmge  kOonen  hier  nielit 
Tofiilgt  verdea. 

Der  auf  10  Jahre  geschlossene  Vertra;^  lief  Ende  1877  ab.  Der  prenssische 
Zflschnsä  für  das  Land,  im  preussischen  Etat  unter  den  Ausgaben  des  Finanzmiuiste- 
nams,  war  gewaehsea,  ia  der  Finaazperiode  1875/77  betrag  er  achon  240.000  U. 
I;i  dem  neuen  Vertrage  mm  24.  Nov.  1877  sind  wesentlich  die  in mlichen  Bestimmungen 
eotbalten.  Für  die  dem  Fürsten  verbleibende  Domauialverwaltung  und  den  Bezug  der 
Eioktiofte  daraus  traten  jedoch  die  Bestimmungen  des  Recessc»  von  1853  wieder  in 
Xiaft,  daher  aach  mit  der  bedingtea  Beitrags;<Hic})t  d(«  Deaiaaialvermögens  für  die 
Lmdesatisg-a^en ,  ■«-p-^halb  f^ich  Pr  Mi-^^en  rinrh  die  Hefagniss  einer  Einsichtnahme  der 
KecbnuAgPD  u.  s.  w.  der  Doraauiaiverwaituug  und  die  Zustimmung,  gleich  der  ständischen, 
nr  Yeningemaf  der  Sabstaaz  o.  a.  v.  des  DomaaiauM  rerbehielt  (gen.  Vertrag  §.  9— 11). 
Der  wieder  auf  10  Jahre  geschlossene,  Ende  1887  ablaufende  Vertrag  ist  durch  den 
Vertrair  vom  2.  März  1887  ersetzt  worden.  Prenssens  Zuschuss  betrug  damals 
310  000  M.  j&hrlicb.  Die  früheren  Bestimmungen  sind  im  Ganzen  verblieben,  aber 
die  Spedalbestimmangea  Aber  die  Beitraxapflic^t  des  Domaniams  für  die  Landesaua- 
Kabcn  sind  wieder  beseitigt  worden.  Die  ErtrSg^nisse  des  DomaniaIvermQ?cns  verbleiben 
danach  dem  Fürsten,  der  nur  weiter  die  Kosten  des  Consistoriums  und  der  Uberkirchen- 
behArde  zu  bestreiten  hat.  Geldbeiträge  zu  den  Landesausgaben  leistet  das  Domanium 
soost  nicht,  aber  ebensowenig  weidea  Beiträge  aus  Laudesmitteln  für  den  Fürsten  und 
mn  Haus,  auch  nicht  für  Schlösser  n  gewährt  (ircn.  Vertrag  §.  9).  Auch  für  die 
vorausgehende  Zeit  von  1878 — 87  wurde  g^enseitig  auf  alle  Zuschüsse  zwischen 
ItadeseaMe  aad  Ittntlicher  Gasse  verzichtet  Der  Zaadiass  PreaSBeaa  Ist  ia  aeoester 
^t  seit  1899  von  früher  310.000.  dann  400.000,  auf  530.000  Ii.  g«6ti€geo  (jetzt 
Bnter  den  Ausgaben  der  a'lrein^'inen  Finanzverwaltonsr  PrcussensV 

Dies  ist  etwa  der  Betrag  der  waldecker  Matricularbeiträge  an  das 
Reich  (1899  540.260  M.).  den  also  im  Effect  Preassen  zahlt  Im  waldecker 
Etat  der  Finauzpcriodc  IHOy  1901  bteht  nehrn  .lit\sem  Zaschuss  Preussens  nur  der 
Betrag  von  14  142  M.  Einnahme  aus  Domänen.  700  M.  (!)  aus  Forsten,  21.180  M. 
ttt  Zinsen.  861.210  M.  aus  directen  Stenern  (Grundsteuer  123.140.  Classenstener 
210.350.  Gewerbesteuer  18.370,  Hundesteuer  9450,  Eisenbahnabgabe  0,  im  voraus- 
gehenden Etat  40  M.).  Diese  Steuern  betragen  fast  67«  M.  aaf  dea  Kopf,  eia  hoher 
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Betrag  in  der  wirtbschaftlichen  Lasrc  des  Landes  und  trotz  der  grossen  Zuschüsse 
Frensseas«  ohne  den  der  Kopf  betrag  der  Steoern  aof  Uber  15  M.  steigen  irorde. 
VencbiedttDe  weitore  £innahmea  lObrea  ras  YervaltuogsgeblÜiieB,  OniditBlnsten 
Q.  dgL  her. 

Die  drei  haaptsächlicbea  Landesstenern,  Grund-,  Gewerbe- 
rind  Classensteuer  bildeten  vor  der  neuen  Gesetzgebung:  von 
1893  und  bilden  noch  jetzt  ein  System  der  directen  Bestciieruug, 
das  wieder  Eigentbümlicbkeiten  bat.  Die  auf  Katastrirung  des 
Grandbesitzes  beruhende  Gnindstener ist  eine Präcipualbelastnng 
in  ErtragSBteaerform  neben  der  personalen  ClasseDsteuer.  Die 
Gewerbestener  war  dagegen  bis  1893  ein  Ersatz  der  Glassen- 
stener  fOr  den  Gewerbe^ibenden,  daher  anch  yerhSItnisamtaig 
hoeb.  1893  wnide  sie  nmgeftndert  nnd  wesentlioh  ermttssigt,  die 
Gewerbetreibenden  aber  dafttr  der  Classenstener  mit  nnteratellt. 
Sie  ist  daher  jetzt  aneb  zu  einer  nSssigen  Präcipualbestenerung 
der  GewerbetreibcDclcD  ^cwordcu.  Die  Tersonalstcucr  hat  z\Ya;- 
auch  noch  in  der  neuesten  Gestaltung  von  1893  und  1897  den 
tecbnischen  Cbaracter  einer  ,,Cla88en"-steuer  in  ihrer  Structar 
behalten,  iiicieiii  in  ihr  Steuerclassen  der  Bevi^lkernng  nach  änssereu 
Merkmalen,  wie  Beruf,  Stand  und  allgemeinen  wirthschaftlicheo 
Verhältnissen  gebildet  werden.  Aber  daneben  ist  sie,  nemlich  von 
der  zweiten  Hanptelasse  and  900  M.  Einkommen  an,  als  wirkliche 
ttomUieUe  Einkommensteuer  mit  Steuerclassen  naeh  Einkommenhöhe 
nnd  bestimmten  StenersStzen  dafilr  eingerichtet,  aneh  dieDeclaratlons- 
pflicht  gegen  bisher  erweitert  und  genauer  geregelt  worden.  Es 
seugt  fttr  die  gespannte  Finanzlage  und  fltr  den  geringen  Wohl- 
stand der  Bevölkerang,  beim  Fehlen  grosserer  Einkommen,  dass 
ein  steuerfreies  Existenzminimum  nur  ganz  bedingt  und  in  geringem 
Maiibbe  gewäbrt  wird,  auch  noch  in  der  neuesten  Gesetzgebung. 
Die  neue  Gewerbesteuer  ist  iia(  b  dem  prenssischen  Muster  in  eine 
wirkliche  Reinertragssteuer  binUbcrgel)ildet  worden,  in  der  ihr  ge- 
gebenen Einrichtung  aber  überhaupt  nur  ein  Zuschlag  zur  Ein- 
kommensteuer der  Gewerbetreibenden  ftir  ihr  speciell  gewerbliohes 
Einkommen.  Sie  hat  insofern  mehr  Personal*  als  Ertragssteuer- 
oharaeter. 

S.  Fin.arcb.  a.  a.  0.  Von  Einzelheiten  sei  Folgendes  hervorgehoben.  Bei  der 
Classenstener  be&tcbt  subjectire  Steuerplliolit  aosser  für  physische  atieli  fär  prirat- 
rechtliclie  juristisdic  PersDrit  ii,  Artioiig^esellschaften  u.  s.  w.  in  dem  nenerdinjrs  üblichen 
Umfang  fUr  Einkommen,  und  zwar  ans  mländitcbem  Grundbesitz,  Gewerbe-  und  Handels- 
anlagen,  sonstigen  gewerblichen  Betriebsstitten  (§.  2).  Stenerfirei  aind  die  Mitglieder 
des  fürsUicben  Hauses  nnd  der  gräflichen  Linie  Waldeck,  auch  ausser  dem  Staats- 
«Jas  Do  ni  an  i  :il  verinrifren,  was  bei  (ior  oben  dargestellten  Sachlage  wichtig  ist  Von 
ajiücicü  i>(euur£iciiicitcn  sei  erwähnt,  daas  über  GO'jäbrige  Ceuaiten,  aber  nur  fttl  die 
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S  cnteD  Untarabüieiluiigen  der  1.  Stafo  der  Haoptclasse  I  (s.  q.)  frei  sind,  sodann  all- 
gemem  gowAhnlicbes  Gesinde  und  beim  Meister  Eoet  und  Wobnong  erlialtcndo  Uand- 
werksgaMllea  (§.  3).  Die  Eiuschätzong  geschieht  nftch  4  Haaptclassen,  oaeli  dftfur  im 
Gesetz  angegebenen  allgemeinen  Cntenichcidi]ns:smerkmaIo!t  d  -s  Berufs  n.  s.  w.,  wobei 
die  EaoptcUsse  IV  die  Leute  mit  Uber  3000  M.  Einkommen  umfasst  (§.  4).  Die 
Stofui  innerhalb  der  Gksaen  und  die  Stenersltze  dafhr,  in  denen  «u  pmetisehea 
(jrtlnden  1893  gem^n  früluir  und  wi>NJer  IfiOT  jfc^'cn  1893  Veränderungen  eingetreten 
sind,  sind  jetzt  in  HaoptclHSse  I:  ö  Stufen,  die  erste  mit  4  Cntcrabtheilanpen  nnd 
Muuatssat/eu  vuu  10,  15.  20,  dü  Ff.,  die  4  folgenden  Stufen  mit  solchen  von  40,  50, 
60,  70  Pf.;  in  Haoptclasse  II  Stnfe  7—12  mit  Monatssätzen  von  1— 2V'a  M.  ;  in  Haupt- 
classe  III  Stufe  13 — 19  mit  Sätzen  mit  2*''  5'  ,  M.  monatlich.  In  der  Hauptclasse  IV 
und  aaiser  letzterem  Satz  fttr  das  3000  M.  übersteigende  Einkommen  3  %  j^brlicb 
oder  Vi  T^'  för  je  800  H.  zn  inhlen  (§.  5).  Bei  der  Eiosebitzangr  dum  in  jedem 
Einzelfall  die  besonderen  Momente  für  die  LcistungHllhigkeit  eines  Steuerpflichtigen 
ZQ  borQcksichtigen,  darunter  das  muthmaassliche  Einkommen  als  nicht  alleiniger,  aber 
baoptdicblicbster  Bestimmungsgrand.  Daher  sind  im  Gesetze  selbst  6)  aU  Stufen 
ton  der  fünften  an  nnfrlrts  bestinunte  Einltommenbeträge  (900'1150  H«  n.  a. 
19.  2850 — 3000  M.^i  anee^etzt.  wohinein  die  einzelnen  Censiten  nach  iiirem  Einkommen 
zu  stellen  sind,  unter  Zulassuuu;  von  Abweichunj^en  im  Einzelfall  nur  wegen  indivi- 
■liieller  Verhältnis^;.  Nur  bei  der  1.  Unterablheiluug  der  1.  Stufe  mit  10  Pf.  Monats- 
jud  1  M.  20  Pf.  Jahressatz  kann  die  UmlefungtbehOrde  ron  Einsteuerun ^  überhaupt 
abgehen.  Li  der  Reffel  wird  nach  Haoslia!tun?en  reranlasrt.  wobei  in  I.  Hauptclasse 
Stufe  1  neben  Hausherrn  and  Fran  alle  (ilieder  Uber  16  Jahre  mindestens  mit  dem 
QOtenleB  Sntx  veo  10  Pf^  doch  ron  Mlehen  PwMBen  in  dnem  Hanshalte  nicht  tbef 
3,  angesetzt  werden  sollen.  Das  sind  also  8  H.  60  Pf.  Jahressteuer  far  die  Familie 
in  dieser  Stufe  immerhin  mindestens,  eventuell  schon  10  M.  80  Pf.  in  der  höchsten 
Cfiterabtheilong  der  1.  Stufe:  hohe  Sätze!  (§.  8).  Zu  den  PÜichten  der  Censiten 
gebAit  e«  o.  A.,  Angnben  Uber  GrOaee  dt»  GraadbeBiizes  und  Viebstands  m  machen 
14).  Jetzt  ist  auch  eine  weiterr::ehende  Declarationspflicht  ftlr  den  Ccn.siten.  welcher 
Tom  Vorsitzenden  der  Dmlegougsbehördo  dazu  aufgefordert  wird,  eingetreten,  betreffend 
die  Einkommen-  und  Erwerbsverhältnisse,  Schulden  u.  s.  w.  (§.  17),  unter  Androhung 
desVerlo^te^  der  Rechtsmittel  gegen  Einschätzung  und  von  Strafen  (20 — 200  M.)  bä 
viseotlich  falschen  Antraben  zum  Zweck  der  Steuerhinterziehung  i§.  181  Die  Strafen 
werden  vom  Landesdirectorium  festgesetzt,  im  Fall  der  Censit  nicht  zahlt,  erfolgt 
g«richtliebe  Entschddang  (§.  19).  Beclamationen  gehen  nn  Landesdirector  and  0m- 
lesniogsbeh'^rJe,  Recurs  dagegen  jetzt  an  eine  eii^encs  Commission  (§.  22  ff.,  26). 
Unbegrtlndet  befundene  Tie-Mariüitionen  werden  nach  Höhe  der  Steuersätze,  die  sie  bc- 
trdEen,  mit  Vt — *^  MÖportuiirt".  Leber  andero  Functe  des  Veraulagungsfcrfahrens 
ud  der  Organisationen  dafür  s.  das  Gesetz  selbst.  Die  Classenstener  ist,  mit  in  Folge 
ihrer  Ausdehnunf^  anf  die  fiewerbetn^ihcMden,  in  den  letzten  Fiuanzperioden  erheblich 
im  Enrage  gestiegen,  von  jährlich  134  500  M.  in  1893—95  auf  204.100  M.  in  1896 
bis  1898  nnd  210.350  M.  in  1899—1901 .  die  Gewerbesteuer  nach  der  Beform  im 
Ertnige  gwanken,  von  43.900  auf  16.570  und  18.370  M..  die  Gmndstenflf  nvch  hier 
üut  ganz  stabil  gebUeben,  123  514  —  123.108  —  123.140  M. 

Die  alte  Gewcrbesteaer  von  1862  war  in  der  üblichen,  der  preossischen 
iliili<Aea  Weise  als  GewerbeeUssensteaer  mit  Gattnngsclaasen  n.  8.  eingerichtet  ge- 
wesen, sie  umfasste  das  Ilaubirgewerbe  mit.  Die  neue  Gewerbesteuer  hat  die 
^u^jcctire  nnd  ohjective  Stcuerpflirht  filinlich  wie  in  PriMi>.sen  bestimmt.  Steüerl'rei 
Ist  u.  A-  auch  wieder  die  fUrstlicho  Dumunenverwaltung,  Vereine,  eingetragene  Genossen- 
schaften und  Gorporationen  nach  niheren  Beetimmungen  des  Gesetzes  (§.  2),  auch  der 
R  r^hau  (§.  ?>).  Ferii''r  allgemein,  ao'^ser  von  der  Betrirbssteuer,  erewerblichcs  Jahres- 
uakommen  unter  1500  M.  (g.  4).  Es  werden  dann  3  Uewerbesteuerclftstion  gebildet, 
aber  nnr  nach  dem  Einkommen  (Enrage),  nicht  auch,  wie  in  Premsen,  eventnell  mit 
bich  dem  Kapitale,  mit  festen  Procentsteuersätzeu  in  allen,  also  ohne  Bildung  ron 
Sfenergesellschaften  nnd  Stcopreontingrentcn,  nemlich  Classe  I  mit  gewerblichem  Ein- 
kommen von  lO.lUO  M.  an  aufwärts  mit  1  7o  Jabressatz,  Classe  II  mit  4000—10.000  .M. 
^  Wo-  Classe  III  mit  1500—5000  M.  md  V»**/»«  mit  progressivem  Tarit 
»le  im  Effect  auch  in  Preua>eu  (§.  5).  Die  Veranlagung  erfolgt  durch  den  Krcis- 
r^ntmeister,  aber  lediglich  nach  Maa.ssgabe  des  bei  der  Umlegung  zur  Classensteuer 
gefundenen  Einkommens  aus  dem  Geweibebetrieb  {,§.  6),  weshalb  bei  der  Einkommen- 
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6.  B.  UebeniditeD  der  Besteaennf.  Lipfie.  §.  177. 


Steuer  (bezugl.  Gesetz  §.  6)  das  Einkommen  der  Gewerbetreibenden  ans  dem  Gewerbe- 
betriebe (auch  noch  speciell  ans  dem  Schaukgcverbe  □.  s.  w.)  besonders  za  schützen 
iA  Diese  Bene  Gewertiesteaer  ist  also  in  der  That  eigentlieh  keine  eigene  Ertrag»* 
Steuer  mehr,  sondern  nnr  ein  Zuschlag  zor  Einkommensteuer  der  Gewerbetreibpnd  -n 
Eine  EinTichtnog,  weiche  sich  kaum  priocipiell  rechtfertigen  lässt,  sondern  nur  hutorisch 
«18  dem  flrtilienii  Bestuid  einer  hObweD,  aneTdingB  debei  «her  die  Glassenstener  mit 
ersetz'  Ii  !  it  Gewerbesteuer  und  aus  dem  Analogen  der  pr&cipualen  Grundsteuer.  Aber 
ein  Mangel  bleibt  flann,  dass  die  ähnlirlio  Hölierbelastunp  des  ivf^ntf^noinVoramens 
für  bowegiiches  Kapital  fehlt.  —  Gast-,  Scbankwirtbi^ch&ft  und  Kleinhaudci  mit  Jirannt- 
weiB,  LuAr  Qnd  Splfitns  miteriiegeD  dum  noch  einer  besonderen  Betriebssteuer 
wie  in  Preussen,  und  zwar  dieser  auch  die  sonst  gewerbestenerfreien  Kleingewerbe:  bis 
750  M.  Gewerbeeinkommen  mit  5  M.  Steuersatz  jährlich .  750—1500  mit  10  M..  die 
3  Gewerbesstencrclassen  dann  mit  Sitten  ron  15,  25,  50  M.  Auch  diese  Steuer  Iroüpft 
sich  in  der  Veranlagung  ledigltcli  nn  die  Einkommensteuer  der  betreffenden  Gast-  und 
Schankgewerbo  an  (Einkommenstenerjresetz  §.  C.  Gcwerbestenergesetz  §.  21).  Di«' 
Gewerbe  im  Umherziehen  sind  auch  jetzt  nicht  durch  ein  eigenes  Gesetz,  sondern 
dnreh  das  Oeverbesteuergesets  mit  bestevert  (§.  25  ff.),  mit  2--»S0  H.  Jibrlieh.  — 
Der  Ertrag  der  Gewerbe-.  Betriebs-  und  Hausirsteuer  ist  übrigens  für  einen  be- 
stimmten Zweck  gesetzlich  festgelegt,  nemlich  zu  Dienstalterszulagen  für  Volks- 
schuilehrer  und  Lehrerinnen  bis  zur  Höhe  der  jeweiligen  preussischen  Sätze  i^§.  37). 
Inseln  hat  diese  Steuer  einen  Zwecksteuercbaracter.  wobei  es  nur  wieder  nicht 
recht  zu  begründen  ist,  dass  gerade  die  Cr^-erbetreibenden  allein  diese  allffemein? 
Staatslast  tragen  soUen.  sind  eben  Anomalien,  die  aus  der  ganzen  Finanzlage 
folgen,  und  diese  ist  wieder  ein«  ConseqieBi  der  stnatüclien  Salbrnndigkeit  sekbcr 
Kleinstaaten. 

§.  177.  Lippe. 

Der  amtliche  Käme  für  das  öfters  auch,  zur  Unterscheidung  Ton  Scbaumhure- 
Lippe«  lippe-DetmoId  genannte  Fürstenthum ,  der  Gebietsgrösse  nach  nnter  den  10 
kleinsten  monarchischen  KlcirT^taaten  des  Beichs  der  vierte,  ein  im  Ganzen  wenigstens 
gut  arrondirtes  zusammenhängendes  Gebiet,  das  weeentUch  eine  kleine  Enclare  in 
preosslsoliein  bildet,  oVriirens  ancli  noch  dn  paar  kleine  abgelegene  Ezclaren  dsTfs 
hat.  Auch  hier  sind  die  Domänenverhältnisse  von  besonderer  Bedeutung  für  die 
Finanzen.  Eine  Regelung  derselben,  sowie  tri  »mV  h  zeitig  eine  Trennung  des  Staatshaus- 
halts mit  seinem  Cassenwesen  von  den  Domänen  erfolgte  erst  durch  Vereinbarung  m 
1868,  die  in  einer  Terordnong  vom  24.  Juni  1868  enthalten  ist  (s.n.).  S.  Notizen  bei 
T.  Koden  a.a.O.  S.  1491,  149n.  Staatsrecht  von  Falkmann  im  Handbuch  d.\^ 
Öffentlichen  Rechts  III,  2.  1.  S.  179,  daselbst  über  Finanzen,  Domänen.  Steuern  S.  182. 
Neuere  Gesetzgebung  ober  Steuern:  Grundsteuer  Gesetz  vom  8.  April  1874  mit  An- 
weisung (Trennung  von  Grund-  und  Gebäudesteuer),  Gesetz  vom  12.  Sept.  1877  speciell 
über  die  eigentliche  Grundsteuer  (von  Liegenschaften),  über  allgemeine  Gebäudesteuer 
Gesetz  vom  28.  Febr.  1878,  mit  einzelnen  Abänderungen,  so  vom  20.  Jan.  1899.  über 
Gewerbestener  vom  19.  Febr.  1878,  mit  Anweisung  vom  1.  April  1878  (Novelle  n 
§.  43  des  Gesetzes.  Besteuerung  der  Wandergewerbe,  Gesetz  vom  10.  Der  1897;  Bo- 
steuernng  der  Wanderlager.  Gesetz  vom  8.  April  1882),  Gesetz  über  Cla,ssf!n-  nnd 
Einkommoüsteuer  vom  19.  Aug.  1851.  6.  Juni  1868,  neues  Gesotz  über  die  staatliche 
Einkommensteuer  vom  28  Aug.  1894  (s.  Pln.aieh.  B.  12.  S.  784  Ü.),  Ansf.-Verordn. 
dazu  vom  24.  Oct.  1894.  ni*  Abänderung  vom  0  März  1897.  Erbschaftsstener 
GeseU  vom  29.  Dec.  1869,  mit  J^ovellen,  s«  vom  12.  bept.  1877.  20.  April  1897). 

Die  ältere  CasseDtrennaog  des  Territorialstaats  hat  sich  bis 
1868  erhalten,  die  Kammercasse  für  die  OomanialeinDabnieDi  Bßg^- 
lieOi  lüteren  Gebtthren  und  aneb  stenerartlge  Abgaben  und  ander- 
seits für  die  Ausgaben  des  ftlrstlichen  Hauses,  aber  anch 
maneberlei  eigentliebe  Staatsaasgaben,  die  neuere  Landesesise  fUr 
neuere,  von  den  Ständen  bewilligte  Steuern  und  darauf  flbemom- 
mene  Ausgaben,  für  Schnldentilgung  q.  A.  m.,  die  stindisebe  St6ne^ 
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€«886.  ifAnf  beiden  CasBen  ruhten  Ausgaben  für  Btaatliehe  Zwecke 
oboe  feste  grundsätzliche  Scheidung*'  (Falkmann),  wie  ja  ähnlich 
Tormals  in  allen  dentschen  Staaten  mit  diesem  Doppeleassensystem. 

Durch  Gesetz  vom  24.  Juni  1868  wurden  diese  Verhältnisse  grund- 
sätzlich geregelt  und  das  Domauium  oder  Kammeri^ut  vom  Staats- 
haublialte  gelrennt.  Von  ersterem  wurden  die  hohcitärecbtlichen 
Gerechtsame  und  EiDküut'te  ausgeschieden  und  der  Landcasse  tiber- 
wiesen, das  Doiuauium  sonst  aber  mit  allem  Zubehör  an  verbliebenen 
fechten  als  fürstliches  fideicommissarischcs  Haosvenuögen  an- 
erlcannt  und  die  Verwaltung  davon  einer  fürstlichen  Behörde  über- 
tragen, der  Domänen-  oder  Kammercasse.  Diese  übernahm  aber 
fieitiagsleistangen  ssnr  Landescasse,  welche  nnnmebr  die  eigentliche 
Staatseasse  ist  Auf  dieser  lasten  demgemäss  nnr  eigentliche  Staats- 
au>sgaben,  aber  diese  auch  sämmtlich,  nicht  auch  Leistungen  an 
das  fürstliche  Hans. 

S.  taikioauit  a.  a.  u.  UebeU  ron  1868.  Da^  Domaiauiu  unterliegt  der  Qruudäteuer. 
Es  zahlt  an  das  Land  jährlich  45.000  H.  Durch  Gesetz  rom  2o.  März  1898  ist  ein 
«■eiierer  Beitrag  übernommen,  auch  die  VerpllichtuDg,  von  1898  an  eitu  ti  Rcitrag  von 
10.7«  2»  derjenigen  Summe  von  Ausgaben  zu  leisten,  um  welche  die  GebaUe  und  Pensionen 
der  Beamten  o.  s.  v.  den  bisherigen  Betrag  überschreiten.  Die  zum  farsüichen  Doma- 
aiOB  geborigen  Vermögensobjecte  bilden  ein  untheilbares  and  im  wesentlichen  Bestände 
BnreräUÄScrliches  fürstliches  Fideicommiss,  dessen  Genoss  und  Verwaltüntr  <i'>m  jedes- 
QiaUgeu  Uberbaupte  ded  Uau^cs  zu&teht.  Was  davon  zu  bestreiten  ist,  wa6  an  die 
Laadcaaae  fUlt,  wird  in  der  Tereinbanng  genau  bezeichnet  (§.  3,  5}.  Im  Anhang 
Cebeniehtea  dnzo. 

Die  directe  BesteaeroDg  des  Landes  stellt  in  ihrer  neueren 
Entwicklung  die  so  vielfach  sich  ficdeiule  \  eibindun^  (  uier  all- 
gemeinen Personalste u er  in  Form  der  Einkum mensteuer 
mit  Realsteuern,  Grund-  und  Gebäude  steuern,  als  Er- 
tragssteuern und  hier  aucli  noch  mit  einer  Gewerbesteuer 
in  letzterer  Fom  dar.  Daran  schliesst  sich  noch  die  £rb- 
Bchaftsstener. 

Die  Pünkommensteuer  hnt  in  ähnlicher  Weise  wie  in  ander  n  d  nitschen  LSndern 
die  Eotwickiong  au»  der  ältereu  l'crsonal-,  der  Glassen«  und  Einkommensteuer  durcb- 
gosacht.  Im  Gesetz  ron  1851  waren  8  Haoptclassen  mit  Stufen  darin  gebildet,  mit 
£inTeihnn|f  der  BerOlkerung  nach  Berufe-  und  Standcsclasscn  nach  äusseren  Merk- 
n&len,  wobei  <fie  ir»  jede  der  3  Classen  «•ehfircndcn  Zinsrentner,  Beamten  mit  Ziller- 
gtenz«  de^i  Liiikomuiciis  (bis  400  Tblr.,  bis  bOO  Thlr.  und  höber;  angesetzt  warea 
«nd  dann  tiestifliinte  Steoersfttse  al«  Simpla  zn  zalüen  haiton.  Im  Gesetz  von  1868 
worden  4  Classen  gebildet,  die  3  ersten  nach  Merkniah  n,  ili<,'  1.  von  über  1000  Tlilr. 
Kiokommeii  an,  wobei  hier  in  dieser  lediglich  darnach  zu  veranla;;eii  war  Simplum 
üicht  Uber  7*  '*/o)'  ^♦^'^  neuen  (icbctz  von  1894  bat  diese  Steuer  daun  die  in  den 
neoerea  Reformen  Preusseus  und  anderer  Länder  übliche  Gestaltung  erhallen.  Sie 
'Jebnt  sich  uiit  aui  privairochtlic  ho  juristische  Personen  (Acticugesi-ilschaftcn  u.  s.  w.) 
Uli,  hat  ein  steuerfreies  Kxistenzmiiiimum  bis  300  M.  fUr  im  Lande  wohnende  oder 
sich  aoflimltende  physische  Personen,  frei  sind  anch  Personen  in  der  1.  Stufe  (900 
bis  4ßO  M.  Einkommen)  von  fiW  60  Jahren;  ferner  u.  A.  die  Mitglieder  der  farst- 
Uthen  Familie.  Beim  Einkommen  von  Actiengesellschaften  o.  s.  w.  sind  3Va  V«  ^ 
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eisgezalihtio  Capitals  wie  in  Prcassen  stoneffffli«  bfitteht  also  fUr  den  Actionär  und 
die  Gesellschaft  formello  and  materielle  Doppelbestftiierunj^  erst  rl.irfiber  hinaus  (§.  12). 
Die  YeranlagQQg  erfolgt  rcgdmissig  oach  Hauslialtangen ,  unter  iiinzurecbuaog  de» 
EinkommaiiB  der  Angehdrigen  in  üUiehor  Weise.  Der  Sieoertarif  (§.  13  mit  Aakang) 

^tell^  filr  Steucrstufen  Steucrcinlioitssritte  (Sätze  „in  einfaclier  Hfbuiisr",  sogen.  Simpla) 
auf,  deren  Zahl  dann  nach  dem  Bedarf  besonders  bestimmt  wird,  indem  bei  der  Etatä- 
berathung  im  Landtaj^e  der  durch  die  Einkommensteuer  aufzubringende  Betrag  ver- 
einbart wird  (8.  16).  Dio  Euilioit^sat/.,.  sind  in  1.  Stufo  für  300—400  M.  l'i  Ff.,  is 
2.  ftlr  400—500  M.  24  Pf.  für  :.Oii  -ßOO  M.  36  Pf.,  für  (100-71  lO  M.  50  I'f.,  d:tni 
bei  700—2100  M.  in  Stufen  von  100  M.  25  Pf.,  bei  2100 -ü90O  M.  in  Stufen  von 
200  H.  50  Pf..  Aber  6900  M.  in  Stufen  ron  800  M.  3  M.  (Im  Anhug  ist  der  Tsrif 
auf  dieser  Grundlage  bis  «ur  626.  Stufe  mit  181.800—182.100  M,  Kinki.inmen  und 
fvitO  >!.  Kinheitssafz  fortgeführt.)  Ertnrissi,a:nn«ren  bei  Einkommen  bis  30UO  M.  erfolgen 
in  Familiuu  durch  Ab^ug  von  50  M.  vom  Einkummen  für  jede»  uoter  14-jährige 
Familieiiglied,  bei  8  solcben  mindestens  am  1  Stofe  (§.  14)  Wegen  rerminderter 
Leistungsfähigkeit  darf  auch  sonst  bis  zum  Einkommen  von  4800  M.  »in*?  ErmfLssiftiii.' 
eventuell  hi*  um  3  Stufen  eintreten  (§.  15).  Ccnsiten  mit  Einkommen  Uber  lOOO  31. 
bind  allgemein,  andere  auf  besondere  Aufforderung  Seitens  der  Vorsitzenden  der  Ver- 
nnlsgungscommis&ion  zur  Abgabe  einer  Steuererklirnng  verpflichtet  (^i.  20  £) 
nntcr  Androbong  des  Verlustes  der  I?(•(■ht^^n■tt^'I  und  crontnell  weiter  eines  Stcuer- 
zuschiags  von  25  ^/^  wie  in  Prcusscn  (§.  2t>),  sowie  von  Strafen  gegen  Steoerbintcr- 
ziehnngen  in  Folge  falscher  Angaben  (§.  57  ff.).  Das  YeraDlagungsrerfahren. 
die  BehOrdenorganisation  dafür  schlicsst  sich  dem  preussischen  an  (§.  27  ff.).  Das 
Land  zerfTilIt  in  4  Veranlafrnnfrsbc/irke,  jeder  mit  einer  besünderon  Yeranlasrnngs- 
commissiuu,  für  da^  ganze  Land  wird  aber  von  der  Regierung  auch  ein  Steuer* 
commissar  ernannt,  der  für  Anwendung  gleichmässiger  Grundsitze  bei  der  Ver> 
anlagung  /u  sorgen  und  jicIk  ii  dem  Vorsitzenden  der  Voranlagungscommission  das 
fiscaiiscke  lutereüse  za  vertreten  bat,  auch  den  Sitznni^eu  dieser  Commissioa  beiwohnt 
und  mit  seinen  Antrtgen  daselbst  zu  liflnn  ist  35).  Für  das  ganze  Land  bssleht 
eine  Berufungscommission .  deren  EntBchcidnngon  endeiltig  sind  (§.  P>7 — 41).  Docb 
sind  Beschwerden  an  die  Regierung  auch  über  das  Verfahren  der  Berufunpscommission 
und  ihres  Vorsitzenden  zul&ssig,  sowie  Uber  gesetzwidrige  Heranziehung  zur  Besteaerong 
überliaupt,  und  naeli  erfolgter  Entocheidong  der  Regiemng  Uber  letzteren  Pnnct  steht 
dem  Steuerpflichtigen  ausdrücklich  auch  noch  der  Rechtsweg  offen  (%.  42).  Nieder- 
schlagung veranlagter  Stencrbetrairc  durrh  die  Regierung'  ist  statthaft,  wenn  durch 
zwangsweise  Beitreibung  die  Geusiten  in  der  wirthschaftlichen  Existenz  gef&hrdct 
werden,  das  Beitreibungsferlabren  voraussichtlich  ohne  Erfolg  sein  würde  (§.  56). 

Die  ältere  Grundstetier  wnnle  im  Gesetz  von  1S74  in  die  beiden  SteTicm  von 
Geb&nden  und  von  eigentlichen  Grundstücken  oder  Liegenschaften  getrennt.  Letztere 
nunmehrige  eigentliche  Gmndsteoar  trifil  aber  ausser  den  ertragsfabigen  Grondstttekea 
auch  in  der  Weise  einzelner  Gesetzgebungen  (Firanbeleh  und  anderer  L&ttder)  die 
(iebäudegrundflächen  und  die  m  den  Gebänden  gehörigen  HofraMn».  Diese  Grund- 
bteucr  ist  1874  auf  50.000  Thir.  fUr  das  ganze  Land  contingenurt  worden.  Die  Steuer 
ist  die  Qbliche  Beinertragsstener,  die  Liegenschaften  waren  zn  diesem  Behiife  nach 
dem  Gesct/.  von  1^74  und  Anweisung  vom  8.  April  l'^7t  da/n  zu  vermessen,  zu  boni- 
tircn  und  katastnren.  Daa  Gesetz  vun  1877  nebst  Ausfuhrungsanweisung  dazu  bat 
dann  das  Weitere  geregelt.  Die  abgetrennte  Gebäudestener  wurde  zunächst  in 
bisherigen  Betrage  auf  der  alten  Grundlage  erhoben.  Dos  Gesetz  von  1878  hat  die 
St<  Ti>^r  dann  neugestaltet,  ^ie  trifft  Wdhn-  tind  gewerbliche,  nicht  landwirtli^chaftiiche 
Betriebsgebäude .  die  crstercn  mit  4.  die  zweiten  mit  2  7p  ^om  ermittelten  Nutzun^s- 
werthe*  wie  in  Preussen.  Das  Technische  niher  in  der  Anlage  zom  Gesetz  Uber  die 
Grundsätze  der  Veranlagung  und  in  der  Ausföhrnngsanweisung  vom  17.  April  187i<. 
Die  G  w  er  besteuer  von  1878  ist  eine  Classengewcrix  stener  (Gattnn'j''-' lassen  u.  j<.  *■.), 
mit  Mitlelsätzen  und  Contingenten  wie  in  Preussen  für  Handel,  dauii  Gast-,  Speise-. 
Schankwlrthschaf t .  endlich  Handwerke,  wobei  die  Co&tingente  nach  Haassgabe  v.ni 
12  SimjH-ln  jiebildef  werden.  Die  Steuer  umfasst  auch  die  Hausirjre^*  -  rtn-  mit.  Die 
Er  bschaltssicuer  (Gesetz  vom  29.  Dec.  1869,  Novelle  Tom  20.  April  1897)  hatte  (rühei 
die  Sätze  von  2  und  4  <*/o  für  die  Seitenlinie  n.  s.  w.  nnd  ron  8  7^  für  die  entfem- 
testen  Verwandten  und  Nichtverwandte,  seit  dem  GeseU  ron  1897  Sttze  TOn  3,  6 
10  7«.  Ertrag  vorher  etwa  80.000  M.  (Schanz). 


Dlgitlzed  by  Google 


Sclttnmbarg-Lippe. 


571 


§.  178.   Sohaum b arg •  Lippe. 

Diwer  Suat  ist  tu  B6f4)lk nni^^  der  kleinste  (41.224!)  der  fflooaichischen  Klein- 
staaten und  aller  pegenwärtic^eii  Stauiea  im  Reich  überhanpt.  er  zählt  iiicbt  einioai 
dl«  halbe  Bevölkerung  des  kiciaeu  btadbitaats  Ltlbeciis,  ao  (iebict  (34U  qkm.)  ubertnilt 
er  Reius  i.  L.  und  LttbecJt  om  ein  KJ^ee,  Bremen  ein  veniif  mehr.  Er  Imt  gldeh« 
«<ihl  auch  dco  höheren  Vor»altun^ba]iparat  einea  tdgenen  Staate,  MiniHteiium .  Uof- 
kammer,  Consistünuu»  u.  s,  w..  weun  auch  natürlich  Alles  in  knappem  Maa^se.  Notizen 
b«i  r.  Ktidcu  a  a.  U.,  S.  1493.  1496.  biaaisiecht  von  Börner»  im  Ilandbucii  des 
«ff«mtlichen  Becht:i  III,  2,  1.  S.  167  ff.,  daselbst  einiges  Nähere  aber  die  Ge-schichte 
und  die  freireiiwänif:;«  üesialtuim  des  Fiuanzwe^ens  S.  171  ITM  Auch  hier  sind  erst 
Aach  1Ö6Ö  die  Verhältuititie  des  ötaaubaiubalui,  de^  Domänen vescus,  die  fiaaoüellea 
Bezitthnngen  zwischen  FttTtttenthom  und  Land  endgiltig  geordnet  vnd  das  Lindch«! 
Oberbaopt  erst  in  die  conätitutioneilc  Staat^form  hinuberf;etuhrt  worden,  in  dem  Ver- 
fassuogsge&etz  vom  17.  Nov.  1868  (Störk  a.  a.  0..  S.  549  Ii".),  worin  in  einem  beson- 
dcreu  Tild,  V,  Art.  48—61«  gouaaere  Vorschriften  über  die  Land^iÜaauzea,  das 
Domlnenvesen,  die  forstlichen  Hechte  dntan.  Im  Finawuirchir  fehlt  bisher  eine  Dar" 
&t<;Uung  des  Finanz  nnd  Steuerrechts  und  der  einzelnen  Steuergesetze,  doch  linden 
»ich  darin  Notizen  Uber  Einzelheiten  de«  Steuerwesen»  (s.  Inhalt  unter  „Schauuiburg- 
Lippe").  Die  Steuern  sind  gleichfalls  grossi  iitheils  erst  nach  1866  und  nach  £ilass 
der  Verfa:«sanf  in  moderne  Form  hinObergei  ihrt  und  ausgebildet  worden.  Es  sind 
namentlich  zu  erwähnett:  rias  (ieset/  ub<!r  die  classilicirtü  Einkommensteuer  Tom  20.  Jan. 
188Ö  (an  Stelle  deü  früheren  vom  3.  Febr.  1871)  mit  Ausif.Verorda.  vom  26.  Febr.  1885, 
da<n  Korelie  Tom  18.  Mai  1889  (Aosdehnong  der  t^tenerpflicht  anf  gewisse  nicht- 
physische.  Personen)  und  neue  Kcdaction  des  (jeset(Ces  vom  25-  Mai  1899,  Gesetz  Uber 
Gewerbesteuer  voui  '20.  Jan.  18^^.')  an  >telle  des  früheren  vom  4.  M.trz  1872  mu  kiciiien 
Kovclleo  vom  9.  Marz  und  28.  April  lb97,  Gesetz  Uber  gleichmassige  Ocbaudc- 

»lener  rom  20.  Jan.  1885  (au  btelle  bisheriger  ordentlicher  Contribation  nnd  einer  dnrch 
li'seu  vorn  1.  Aug-.  1848  eingef ilirten  Steuer  von  vordem  von  der  ordentlichen  Con- 
tnbutiua  freien  Häusern) ;  Gesetz  iiber  Einführung  einer  gleich mässigen  Grundsteuer 
vwffl  20.  Jan.  1885  für  die  nach  Gesetz  vom  3.  Jan.  1873  betr.  Vermessung,  Bonitirung, 
KatattriniBf  des  Landes  in  ihrem  Reinertrag  ermittelten  (irundstUcke.  So  ist  hier 
ein  ganzes  System  der  directcn  Bej^teuerunc  mit  einem  verhältni~smäs.Nif?-  [grossen  legis- 
lativen Apparat  m  dem  Laudcheu  von  :>4U  (^km.  mit  seinen  41.0UU  Einwohnern  aus- 
gebildet worden.  Dazu  neues  Stempelgescu  rom  11.  Dec  1899  (froheres  rom  26.  April 
1880  mit  Novelle  vom  13.  Mai  1885).  Erbschaftssteuer  im  Gesetz  vom  26.  April  1880 
(an  Stelle  eines  älteren  von  l^H).  E>  lit^sse  sich  nach  di<'s-  M  Materialien  eine  ein- 
gebende Darstellung  des  „fürstlich  ScLaumburg-Lippe'schen  i^uianz-  und  btcuersyateuis" 
geben.  Der  Kaum  nnd  die  £rwftgung,  dass  es  sich  doch  nm  einen  gar  zu  minimen 
siaatlicheu  Mikrokosmus  bandelt,  nuthic<>n  gleichwohl  zur  möglichsten  Kurze  der  Dar- 
Meilong,  doch  soll  immerbin  dabei  das  Wesentliche,  wenigstens  fur  die  Periode  seit 
der  Verfassung  von  1868,  gegeben  werden.  —  Verbältai&imässig  specialisirter  Etat 
im  Gothaer  Uofludender,  so  for  1899. 

In  (icr  VcrinssuDg  von  1868  ist  eine  Trennung  des  Staatshaus- 
halts vom  Domaoialhanshalt  herbeigeführt  worden.  Die  eigentlichen 
Vermögenaobjeete  und  priratrechüichen  Gerechtsame  des  Domaniums 
wurden  als  ontbeilbares,  im  weaeDtlichen  Bestand  unveräusserliclied 
FideicomiDiasgiit  des  Fttistenhaiises  anerkannt  ^  woTon  Besitz  und 
Oeouss  dem  Oberhaapte  zustehen.  Die  bisher  in  die  Kammereaese 
geflossenen  eigentlichen  Staatseinnahmen^  anch  gewisse  Stenern  nnd 
hobeitsreehtliobe  Abgaben  nnd  Regalten  darunter,  worden  aber  aus- 
geschieden und  der  Landescasse  überwiesen.  An  diese  hat  femer 
die  KaoiHicr-  uud  Doiiiaiieucasse  verschiedene  bestimmte,  im  Geld- 
betrag und  BerechnuDgsweise  näher  bezeichnete  Beiträge  '^u  leisten. 
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Die  Kammercassc  dient  sonst  zuvörderst  zur  Decknnis:  der  Kosten 
des  fürstlichen  Hofs  und  Hauses,  auch  der  Apanagen,  Mitgiiten, 
Witthttmer.  Domaniam  (auch  auf  lilrstliche  Kosten  gcbaate  Eisen- 
Iwhn)  ist  von  directen  Stenern  frei,  nur  neuer  Grunderwerb  aud 
Gewerbebetrieb  niobt  Dae  LaDdeecasBenwesen  wnrde  jetzt  erst 
eentraliflirt 

S.  den  gen.  Titel  Y  der  Verfatssong  roo  1868.  Die  Anerkemmnf  des  Domaniiims 
als  fürstliches  Eigenilinm  soll  richtig  nnd  entsprechend  der  altf-n  Stammcseigenthams- 
Qoalit&t  dieses  VemOgcns  beim  Fürstenheuse  gewesen  sein  ^BOucrs).  Die  Bcitrige 
der  Kunmereane  cor  Lft&deseai»e  bebeft  Dedhiiig  der  Eetten  des  Steaubmoehaltes 
holit  ft'n  sich  nach  den  Zahlen  für  1808  in  dem  Verfassungsgesetz  selbst  auf  etwa 
'.♦0.000  Thir..  darontor  ein  Posteu  bis  10.000  Thlr.  in  nia.t.  rtls  Ktnfrair  von  ein  Drittel 
zu  doli  Zahiungeu  des  Lande:»  au  den  Jiürddeubchen  Bund,  lui  Ktat  tur  1SÜ9  stehen 
diese  GeaamiDtbeiträgc  aus  dem  Domanium,  von  denen  einer  aus  einem  Antheil  an 
Reinerfrägpn  von  Kohlenwerk-n  bpsu-ht.  mit  211.189  M.  (Art..*)!  und  59  B  der  Verf  1. 
Diese  Beiträge  ans  der  Kammercasse  an  die  Landescassu  werden  ,^ol&OKe  geleistet, 
ftle  des  Furstentfanin  ton  dem  jetzt  regierendeo  Htuse  als  salbstlDdiger  Staat  rq^ett 
wird''  (Art.  51).  Die  Landescasse  hat  dann  ausser  diesen  Beitligen  der  Kammcrcas^ 
ihre  Haupteinnahmen  aus  den  ihr  allein  zu  fliessenden  Steuern.  Sportcln.  Gebühren  und 
aas  Einnahmen  rcrschiudcncr  StaatsansUlccn.  In  1899  im  Gauzen,  nach  Abzug  der 
Antheile  aus  BeiclweinBahmeii  (876.000  IL),  rond  622.000  M.  erdeoüiche  Landes* 
einnahmen,  dav  ri  <  tvas  Uber  ein  Drittel  aus  jenen  Beiträgen  der  Kamtnen  asse. 
246.802  M.  aus  ütcixcm  ifi  M.  auf  den  Hopf  der  Bevölkerung),  der  Best  von  164.000  M. 
ans  den  übrigen  QoeUoD.  Bfe  financleUen  Beziehangen  nm  Beieb  betreRen  in  Ein- 
nahme and  Ausgabe  nur  die  Landescasse,  aliaeA<-hen  von  jenem  Beitraf'  der  Kainrncr- 
casse  zu  den  Ausgaben  für  das  H-  i'li  Die  Sta.afsschTild  isr»'»  r.  481.000  M.  /u 
3Vg  die  Kosten  der  Laudettverwälcuiig;  laötuu  allein  aui  der  Laiideticasse.  Diese 
hat  aber  efentaeil  aach  nach  den  «JandeSTerflusDngunissigen  Beitrag  m  der  Ana- 
stattung  der  Prinzessinnen  des  Fürstenhaiisrs"  zu  liefern  (Art.  61  A),  die  alte  „Prtn- 
zessinsteuer*'  des  dentüchen  monarchischen  Terhtohalstaats,  wie  heute  nucb  in  Mecklen- 
bni^.  eine  Steuer,  die  dDreh  ein  Gesetz  von  1848  in  Schaambarg- Lippe  schon  einmal 
aufgehoben  worden  war.  Alle  sonstigen  Ausgaben  für  das  Fürstenhaus  Uegea  da^Cigen 
der  Kammercasse  ob.   Im  Staatshaiuhaltetat  encheinea  sie  daher  nicht. 

Die  directen  Staatssteaem  bestehen  ans  der  reformirten  elaasi- 
ficirten  EiBkommeDsteaer  nnd  einer  Grand-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuery  also  entsprechend  dem  prenssiseh^  System 

vor  1891. 

Die  ElnkoniBeiMteaer  var  1871  an  Stelle  der  iiterai  in  die  Laadeseaase  messen- 
den sogen,  nnbeet&ndigen  Contributionen  fon  Personen  nnd  Viebstand  getreten,  als 

Clis<iensteuer  mit  4  Hanptriassen  nnd  Stufen  in  jeder.  Die  Classen  1 — ^  wjiren  nach 
Merkmalen  gebildet,  die  4.  von  lUUO  Thlr.  Einkommen  au  lediglich  nacli  i:.iuikummen. 
Steoerflreies  Minimum  bestand  nicht,  fon  der  ersten  Dnien>tufe  der  1.  Stnfe  der  1.  Qasse, 
mit  Satz  von  1  Groschen  monatlich  waren  nur  ubi-r  60  jährige  Personen  frei.  Der 
Kormalsatz  bei  1000—1200  Tblr.  war  Thlr.,  also  20  Tblr.  oder  c  2  7«  jäbrUch. 
Darüber  stieg  er  nicht  bei  hflherem  Einkommen.  Auch  noch  nach  dem  geltenden 
Gesetz  von  1885  betraf  die  Steuer  nur  physische  Personen,  die  in  Steuerstufen  nach 
MaassL-^abe  der  Schätzung  des  jährlichen  Einkommen-^  /w  veranlagen  sind,  bei  den  erst«» 
12  Stufen  darf  dabei  die  besondere  Leistungsfähigkeit  neben  der  Einkommcnhöbe  be- 
rficksiehtift  Verden,  wonach  dann  erentncil  die  erste  Stufe  (900—450  M.  Einkommea) 
ganz  frei-bestellt  we!(b  n  kann,  bei  den  Sttif. u  vi.n  der  l?>.  an  ist  lediglich  nach  dein 
Einkommen  zu  veranlagen.  Steuerfrei  ist  nur  Einkommen  unter  300  M.,  der  Steucr- 
sntz  fbr  Haushaltungen  wie  Einzclsteuemde  monatlich  20  Pf.  in  1.  Stufe,  40  in  2. 
(•i:.0— 600  M.  Einkommen),  60  in  3.  (600—700  M.)  u.  s.  w.,  bei  2700-3000  M.  5M. 
(also  Jabressteuer  60  Hk^  etwa  2  7«),  bei  9600-10.800  24  M.  OihrUch  288  M.,  also 
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mnähernd  3  "'„).  bei  27— 36.0l«j  M.  Einkommen  75  M.  (jährlich  900  M.).  bei  (50 
bis  72.ÜÜÜ  il.  IbO  (Jährlich  21H0  M.).  bei  höherem  Einlwümmca  mouaUich  V»  %  ^"O" 
der  Jabreseiunahme,  also  4  7o  P  Eioschätzang:  durch  4  Umlagecommissiooen  (fUr 
die  2  Städtchen  und  die  2  L*ndrath>ämter).  Der  St- ti''rpflichtiffe  ist  nnsdrilrklich 
oicbi  Terpäichtet ,  zum  Zweck  seiner  Veraulaguu^  irgeod  Auskunft  Uber  aeiue  ii^D- 
küouBeii^erhiltiiisM  tu  geben  (§.  21),  er  darf  aber  in  jedem  Stadiam  des  Yer&lirens 
Angaben  machen,  die  dann  eventuell  möglichst  za  berücksichtigen  sind.  Durch  die 
Novelle  von  1899  sind  auch  nicht-physische  Personen  Subjecte  der  Eiiilommenbtener 
geworden,  nemlich  jarisüsche  Personen,  mit  dem  Becbt  des  VermögeDsurwcrbs  aus- 
gestattete  Jermt^^ennmaasen.  incl.  Actiengeaellschaften,  Conuntndil-ActiengeeeUscbaften, 
Gesellscb;  ften  mit  beschränkter  Haftung  und  Genoasenscbaften ,  die  im  Lande  ihren 
Sitz  babfn,  Consumrereine.  Bei  den  ActiengeselUchaften  u.  a.  w.  wird,  wie  in  Freussen 
3Vt  */•  Ertrags  des  eingeohlteB  Xi^ltab  itenerfrei  gelasaen.  Diese  jurletiifcliea  Per- 
sooen  find  der  Doclarationspflicht  ontenroifen,  unter  Androhung  des  Verliutea  der 
ßcchts'nittel,  eventuel!  eines  Steuerzuscblap^  von  25%  "'"^  der  Hinterziehtin^satrafen. 
lurwal^nt  sei  noch,  dma  Dienstherrschaften  und  m)n»tigü  Arbeitgeber  die  Steuer  ihrer 
n  ibrem  Hanabalt  gehörigen  Leate  za  entrichten  haben,  mit  dem  Beefat  des  Abzugs 
beiv  Lohn. 

Die  Grundsteuer  ist  die  Übliche  vom  katastrirten  Reinertrag,  im  Sat2  von  5  % 
drton.  Die  Ue bäudesteoer  triflt  nur  Wohn«  u.dgl.  Gebäude  mit  2^0 
rüttelten  Notzungsvtttth ,  wobei  u.  A.  Häuser  unter  12  M.  Jahresnutzun^wertb  frei 
liod.  Die  Veranlagung  erfolgt  in  verschiedener  Weise  in  Orten,  wo  die  Gebäude  über- 
wiegend rermiethet  sind  oder  nicht,  mit  früher  10-,  seit  1899  25-jährigen  Kevi&ions- 
Perioden.  Die  Gewerbesteuer,  fix  stehende  wie  fttr  Wandergewerbe,  ist  nech  eine 
Clausen-Gewerbesteuer,  mit  Gattungsclassen  o.  s.  w.,  nach  dem  System  von  MiitelsäLzen 
Lind  Steuercontingenten  für  Handel-,  Gast-  und  Schankwirthschaft,  Handwerke.  Die 
Erbschaftäs teuer  hat  den  preussischen  Tarif  mit  den  Sätzen  von  2,  4  und  8°/« 
ftr  die  nähere  und  fernere  Seitenlinie,  dann  entfernteste  Verwandte  und  Kichtfer- 
wandle,  bei  der  üblichen  fteilassiing:  der  diiecten  Linie  und  der  Gatten. 

§.  17^^.  Bttckblick  aaf  die  monarchischen  Klein- 
staaten. 

Was  in  den  Vorbenjerkungen  Uber  die  Finanzen  der  kleinsten 
monarchiscben  Staaten  (§.  168)  hervorgehoben  wurde,  hat  durch 
die  DarlegODgen  über  diese  einzelnen  Staaten  (§.  169  —  178)  seine 
Beetätigmig  gefnnden.  In  diesen  10  Staaten,  noch  mehr  als  in  den 
etwjw  grösseren  6  Kleinstaaten,  Mecklenborg-Schwerin  wieder  zn 
diesen  mit  gerechnet  (§.  130 — 167) ,  leigt  sieh  die  starke  Ab- 
bAngigkeit  der  Finanzen  überhaupt  und  des  Stener* 
bedarfs  insbesondere  einmal  von  den  Reichsbedtirf. 
niesen.  Zo  deren  Deckung  sind  eTcntnell  über  die  erhaltenen 
Ueberweisnngen  und  Erhebungskosten  -  ErBätze  hinaus  Matricular- 
beitrage  zu  leisten,  welche  der  Lage  dcv  Dinge  nach  aus  den 
ordentlichen  Eiinuihuien  dieser  Staaten,  daher  aus  den  zur  Ver- 
fügung des  betiefifcuden  Staatshaushalts  stclKiiden  älteren  Domanial- 
einkllulten  und  vornernlich  aus  den  (iiiecten  Steuern,  eff^ilnzungs- 
weise  aus  sonstigen  Steuern,  steuerartigen  Abgaben  und  Gebühren, 
wie  Verkehrssteuern,  Stempeln,  Krbschaflssteuern,  gedeckt  werden 
müssen.  Aaf  diese  ßeziehnngen  der  Einzelstaatsfinanzen  zu  den 
Beielisfinanzen  soll  indessen  an  dieser  Stelle  nicht  nilher  ein- 
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gegangen  werden.  Es  hängt  dies  Alles  mit  der  Auegestaltang  der 
ReichsbesteneniDg  in  Fonn  tob  Zöllen,  ionerea  VerbraachsBteaeni, 
Verkehrssteaern  (Stempeln)  zusammen.  Hier  genügt  darauf  hin- 
znweiaeDi  dasa  fflr  diese  Kleinstaaten  eine  Reichsstener- 
reform,  welehe  das  Reich  im  Effect  möglichst  anf  eigene  Einnahmen 
stellt  and  die  Matrienlarbeitrüge,  wenn  sie  auch  formell  —  ans 
bekannten  politisch  -  doctrinären ,  keineswegs  darchschlagenden 
GrüßdcD  —  beibehalten  werden,  zu  beseitigen  oder  doch  sehr  zu 
vermindern  erlaubt,  iinauziell  noch  viel  wichtiger  als  für 
die  M i itelstaate n  und  für  Preussen  ist.  Ja.  bei  etwaiger 
dauernder  und  erhebiiebcr  Steigerung  der  Matricnlarbeiüa^e  Uber 
die  Uebcrweisungen  hinaus  wird  die  Heicbssteuerreforoi  lür  dies^ 
Staaten  fast  eine  finanzielle  and  politische  Lebens- 
frage. Die  Besteuernng  ist  in  diesen  Staaten  meistens  schon 
recht  hoch  geworden,  im  Verhältniss  zn  den  grosseren  deatscben 
Staaten  nnd  zu  dem  nur  mttssigen  Wohlstand,  wie  er  in  Thüringen, 
Waldeck  herrscht 

Sodann  aber  zeigt  sich  in  diesen  Kleinstaaten  die  starke 
A  Ij  h  ii  11  k  c  i  t  der  Bestcuerungj  wiederum  nach  Lage  der 
Din{;e  vornemlich  der  directen,  von  der  i  Iii  he  der  älteren 
D  0  m  a  n  i  a  1  e  i  n  k  ü  11  i  t  e  —  da  IStaatseisenoalmen  raeistCDS  fehlen 
oder  die  reberschiisse  daraus,  wie  in  Mecklenburg,  Oldenburg 
relativ  geringer  sind  als  in  Preussen  —  und  demgemäss  auch  eine 
Starke  Abhängigkeit  von  der  erfolgten  Auseinander- 
setzung über  das  Kammergut  mit  dem  Ftlrstenhause. 
Nnr  bei  dem  Lande  günstigen  Verhältnissen  in  dieser  Beziehung, 
—  wie  in  Brannschweig  Dank  der  prenssischen  Eisenbabnrente 
nnd  dem  starken  Antheil  am  Ueberschnss  der  Kammercasse,  wie 
in  Anhalt  Dank  den  Satzwerken  nnd  dem  Staate  verbliebenen 
grossen  Domanialeinnahmen,  wie  in  Oldenburg,  von  Birkenfeld  ab- 
gesehen, ans  fthnliehen  GrUnden  —  konnte  die  directe  Besteuerung 
in  relativ  mässiger  Höhe  bleiben.  In  di  n  meisten  übrigen  Staaten? 
besonders  den  thüringischen,  in  Mecklenburg,  Waldeck,  Lippe, 
Schaumbiirg-Lippe,  ist  die  ,,Domänenfraire"  piinstig  für  das  Ftlrsten- 
bans ,  weniger  günstig  für  das  Land  entst  hit  den  ,  was  eine  hohe 
Besteuerung  zur  Deckung  der  Landeshausbaltsausgaben  bedingt, 
oder  im  Laufe  der  Zeit,  wie  in  Mecklenburg,  immer  mehr  bedingen 
wird.  Hier  nnd  in  Rücksicht  auf  ihren  relativ  wohlfeileren  höheren 
Verwaltungsapparat,  auf  ihre  relativ  viel  kleineren  Civülisten  oder 
Krondotationen  der  Landesfürsten,  stehen  die  Mittelstaaten  nnd 
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Tollends  Preomo  nngleteh  gilDstiger  ala  die  meisten  Kleinstaateii. 
Die  FortfuhruDg  der  Progreseioii  des  Stenerfosses  In  den  neueren 
Einkommeiisteneni ,  die  mehrfache  Erhöhung  der  ErbschsftSBtener- 

Sätze,  einzelne  iMaassnahmen  im  Verkebrssteuerwesen  sind  an  und 
Tür  sich  richtig  und  erfreulich,  in  den  Kleinstaaten  wie  in  Preussen 
üiid  den  Mittelstaaten.  Es  sind  meistens  auch  Maassregeln,  welche 
der  neueren  Richtung  der  allgemeinen  Steuerpolitik  in  Praxis  und 
Theorie  entsprechen.  Aber  sie  sind  in  diesen  Kleinstaaten  mehr- 
fach auch  durch  die  finanzielle  Nothwendigkeit  bedingt  gewesen, 
Dicht  wie  in  den  anderen  Ländern  allein  oder  Überwiegend  dareh 
aocialpolitische  Erwägungen  hervorgerufen. 

Aebnlicb  erklärt  sicli  aneb  die  nnerfrenliehe  Thatsacbe,  dass 
eine  der  bedenkliohsten  Einnabme^^oellen,  welche  in  Dentschland 
leider  noch  vorkommt ^  die  Lotterie,  wenn  aneb  in  Form  der 
Classenlotteriey  nicht  nnr  nicht  beseitigt  oder  wenigstens  eingeschränkt, 
sondern  noch  ausgedehnt  worden  ist,  wie  denn  die  meisten  dieser 
Kleinstaaten,  zunächst  Anhalt  und  die  thOringischen  Staaten  (ausser 
den  Reuss)  sich  zur  Errichluug  einer  gemeinschaftlichen 
Staatslotterie,  der  „thUringisch-anhaltischen'^,  1897 
zusaninieu^^L'fhan  haben!  Kein  Wunder  nach  der  preussisohen, 
sächsischen  und  sonstigen  „Lotteriepolitik'^  in  Deutschland. 

Der  genannten  Lotterie  gehören  auch  Schau mhurg-LIppe,  später  auch  Lippe  an. 
Sie  beruht  auf  Staatsvertrlijren  der  betreffenden  Kleinstaaten  niiter  einander  vom  2.  Miirx 
uud  o.  Mai  1897.  Wenu  auch  /uaächät  nur  eine  ab:»oiut  kleine  Zahl  Loose  im  Plane 
war  (28.000),  so  ist  dies«  im  Verhiltnte  znr  BerSUrerang  doch  mehr  als  doppelt  so 
gross  ala  im  Kunij;reich  Sachsen  init  seiner  so  ausgedehnten  Lotterie  und  10  mal  so 
gnm  als  in  Preussen,  nur  gegen  Hamburg,  Üraunschwetg  {'.)  und  Lübeck  (I),  das 
jetzt  ftocb  Im  f  rOsstei»  Haatte  zor  eigenen  Staattlotterie  fibergegangen  ist,  ist  die  Zahl 
einstweilen  noch  klein.  Die  Ausdehnung  wird  leider  ^(  hwcrlich  ausbicibün  (s.  Sieg- 
haft, die  r.fr.-ntlichen  Glücksspiele.  Wim  1899,  S.  284  ff.).  Es  ist  das  bedauerlichste, 
foriulich  icur  Trauer  veranlassende  Stuck  neuerer  deutscher  und  --  leider  auch!  — 
speciell  pmueischer  Finanz-  and  Steoergeschichte  and  Politik,  diese  Betbehaltnag 
nicht  nür.  sondem  Ausdehnung  des  Staatslottcrievesens.  Dabei  die  anmuthendcn 
gegeaseitigeii  Verbote  dee  Spielens  in  der  «Jrcmdcu"  Lotterie  —  des  deatschen 
Nachbazstaats,  im  Deutschen  Relebe  von  1900!  Es  erinnert  Alles  an  die  ehe- 
maligen Papiergeldrcrhältnissc  und  Noten baukcoacessionen  der  Kleinstaaten,  wodurch 
diese  auch  auf  die  Ausbeutung  d<  r  ^Tflsseren  deutschen  N;ulibarl.1nder  far  ihre  lis- 
Caiischeo  luteressen  specuiirten  und  wogegen  dann  diese  Länder  wieder  mit  Kcstrictiv- 
maaasregeln  vorgingen  t  Die  Entscboldignug ,  welche  Linder  wie  Oesterreich  nnd 
Italit'it  in  ihrer  schweren  Finanzlage  und  ilircr  liobon  und  harten  Restt'ucrunir  haben, 
f&Ut  in  Deutschland  fort.  Der  behauptete  Vorzug  der  Classenlottcrie  vor  der  Zahlen- 
loiterie  vom  wirthscbaftlichen,  finanziellen  wie  sittüchen  und  »socialen  Gesichtspuncte 
ans  ist  auch  anfechtbar.  Immerhin  wird  man  aber  den  armen  thüringischen  Klein- 
staaten diese  Finanzhilfe  weniger  verdenken  können,  ali.  Kleinstaaten  wie  Braunschweig 
and  Mecklenburg,  gar  Stadtstaaten  wie  Hamburg  und  Lübeck,  und  Mittdistaaten  wie 
Seebeeil  ind  leider  aneb  Heesen,  allen  aber  noch  eher  ala  Preuaaen  in  «eln«r  Finanz- 
lage. Wie  immer  man  die  Ixjttoric  finanzwisi-enschaftlich  auffasse:  schliesslich  ist  der 
Keinertrag  eben  doch  eine  Art  Steuer  auf  Spielgenuss,  Aberglauben,  Unwissenheit 
und  Gewinnsucht  Ich  wüsste  aber  keine  andere  Steuer,  welche  sich  weniger  principieü 
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befanden  liesse.  Die  Einrichtung  steht  auch  im  Tn«^ht  wegzalÄognenden  Widersprach 
mit  dtm  Verbot  uud  der  Ötraffälligkeit  anderer  GiacL>spiele.  Wenn  jetzt  das  Deutsche 
Beleb  darcb  seine  höbe  Stempelab^abe  (adt  1900  20  Vo  Loosbetraf  e)  auf  die, 
auch  diü  Staatslotterieloose  sich  einige  Einnahuien  verschafH,  so  ist  das  ja  an  sich 
erfreulich  und  gegenüber  den  particuiariaUschen  Landeülotteheeo  ganz  gerechtfertigt. 
Aber  die  Sauho  »elbat,  die  ganze  Diurichtong  wird  dadurch  nicht  besser.  £:>  äoUte 
aoch  nicht  etwft  bdsaen,  „fort  mit  den  Staatslotteri*  en  und  an  ihrer  Statt  eine  Reichs- 
lotterie". Das  wäre  sehr  TiDerwünächt .  liefe  auf  Einführung  der  Lotterie  in  Süd- 
deutscblaod  hinaus  und  gäbe  der  Einrichtung  eine  noch  grössere  iiuaazielie  Bedeataug, 
so  daas  die  endgiltige  Beseitigung  nooh  cchverer  wOide.  Es  kaaii  nur  helMea:  fort 
mit  jeder  Art  Stefttslotterle  ttberbaupt. 

Die  directe  liesteuernng  der  Kleinstaaten  hat  sich  jetzt  durch- 
weg modernigirty  selbst  Meckleoborg  nicht  ganz  ausgenommen ,  ist 
mehr  and  mehr  in  die  Überwiegende  PersonalbesteueniDg  in  Form 
der  allgemeinen  Einkommensteuer^  binflbergeführty  der  prensaisebeny 
sächsischen  angenähert  und  so  aneh  nnter  diesen  kleinen  Staaten 
selbst  gleichartiger  geworden.  Die  Finanzlage»  der  Stenerdrock, 
der  mässige  Wohlstand,  d.  b.  hier  im  Mittelstande  nnd  die  seltenen 
grossen  Einkommen»  haben  leider  die  Einflihrang  eines  steoerfreien 
Existenzminimams  noch  nicht  Überall  erlaubt  oder  man  hat  ans 
laischen  GrUnden  absichtlich  davon  abgesehen;  wo  es  aber  besteht 
oder  neu  eingeführt  ward,  ist  es  niedriger  als  in  Prcussen  (900  M.) 
gehalten  worden. 

Noch  immer  bestehen  indessen  manche  sonstige  Verschieden- 
heiten, mehr  als  irircnd  nothwendig  sein  niiu  bten,  in  so  vielen 
Einzelheiten,  selbst  in  Gebieten,  welche  so  durcheinanderiiegen,  wie 
die  thüringischen.  Aach  die  Grenze  der  Steuerfreiheit  bei  der  Ein- 
kommensteuer ist,  wo  sie  neuerdings  eingeführt  wurde,  nicht  gleich 
hoch  gestellt  worden,  freilich  wiederum  mit  Rücksicht  auf  den 
sonst  leicht  eintretenden  grösseren  Steuerdruck  auf  die  ttbrige  Be* 
▼ölkeruDg  bei  nothwendig  werdenden  höheren  Sätzen  fttr  diese. 
Da  besteht  noch  eine  Gewerbesteuer  daneben,  dort  nicht»  da  ist 
diese  so,  dort  so  eingerichtet,  Verschiedenheiten,  wie  sie  in  ganz 
Deutschland  der  Einheit  des  Wirtbsehaftegebiets  widersprechen  und 
unter  Umständen  zu  i^cvhwierigkeitLü  Uir  die  Laudesgesetzgebung, 
zu  Tendenzen  der  rit liehen  Verlegung  der  Gewerbebetriebe  ausser 
Landes  liilireü  können,  es  Raiern  noch  jüngst  erlebt  hat.  In 
so  eilten  Naehbarsehntis\ erhältnisseu  wie  in  Thüringen  ergeben 
sich  vollends  leicht  btörun^cn  aus  solchen  V  erschiedenheiten.  Nicht 
einmal  die  Erbsehaftssteuer  ist  in  Einrichtung  und  Tarifsätzen, 
selbst  nicht  für  den,  bei  fehlender  Besteuerung  der  directen  Linie 
und  Gatten,  in  Deutschland  wichtigsten  Fall,  bei  der  Steuer  der 
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olehtten  Seitenlinie  (C^chwister)  gleich.  Aehnliches  gilt  von  der 
Stempektener,  der  Gmndbesltsweehselabgabe  n.  A.  m. 

Anf  die  Dauer  wird  das  doch  nicht  so  bleiben  können^  ohne 
{irosse  allseitige  Ineonyeniensen.  Die  Stenerverflaaeungen  in  Deutsch- 
land nnd  insbesondere  bei  diesen  Kleinstaaten  sind  ja.  Dank  dem 
Uebergang  der  Zölle,  der  wichtigsten  inneren  Verbrancbsstenem 
and  wichtigen  Verkelirssteuerii  (Stempel)  an  das  Reich  und  der 
spontanen  Annahcinng  der  directen  Besteneruog  an  Preussen  nnd 
Sachsen  lange  nicht  mehr  so  buntscheckig  als  ehedem,  im  18.  nnd 
Beginn  des  19.  Jahrhnnderts  und  noch  bis  1848,  1866.  Aber  sie 
sind  immer  noch  viel  zu  verschiedenartig  iür  ein  wirk- 
lich einheitliches  wirtbscbattliches  und  politisches 
Gebiet,  auch  wenn  letzteres  kein  Einheitsstaat,  sondern  aus  dem 
losen  Staatenhund  nnr  ein  Bundesstaat  geworden  ist.  Auch  ein 
Bolefaer  bedarf  nnd  verlangt  grössere  Einheitlichkeit  nnd  Gleieh- 
misaigkeit  der  ganzen  Stenerrerfassong.  Vollends  aber  die  kleine 
tbflringiaohe  Staatenwelt  kann  diese  doch  kaum  noch  lange  ent- 
behren. 

g.  Die  drei  republikanischen  Stadtstaaten. 

§.  180.  Im  Allgemeinen.  Die  drei  „Freien  und  Hanse- 
städte^' Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  welche  die  gesrhiflitliche 
Entwicklung  aus  der  grossen  Zahl  ehemaliger  freien  Ötädte  im 
alten  Reiche  allein  noch  in  staatlicher  Selbständigkeit  als  Glieder 
des  neuen  Boichs  neben  den  Monarebieen  erhalten  hat,  umfassen 
swar  jede  auch  kleine  Landgebiete  mit  anderen  Gemeinden  nnd 
eine  davon,  Bremen,  mit  ebner  jetst  nicht  mehr  unbedeutenden 
xweiten  Stadt  in  diesem  Gebiete,  Bremerhayen  (s.  o.  S.  449  die 
statistischen  Daten).  Aber  nach  der  Zahl  der  BoTölkernng,  der 
wirthschaftiichen  Entwicklung,  nach  der  historischen  Vergangenheit 
nicht  nur,  sondern  auch  nach  den  gegenwärtigen  allgemeinen  und 
speciell  den  wirtbbchaftlichen  Verhältnissen  liegt  der  Sehweri)nnct 
dieser  drei  ötaatlicben  Gemeinwesen  doch  durchaus  in  der  betrelTen- 
den  Stadt  selbst  inul  etwa  ihrer  Vororte,  die,  wie  in  Hamburg, 
früher  eine  gewisse  Selbständigkeit  hatten,  jetzt  aber  auch  wirtb- 
schaftlich  und  neuerdings  zugleich  politisch  doch  zn  einer  Einheit 
zusammengewachsen  sind. 

Diese  Thatsaehe  ist  auch  fttr  die  Finanzen  und  fttr  die 
Beatenerung  speciell  von  entscheidender  Bedeutung.  Die 
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Staats-  ünd  die  städtiBchen  FinaDxen  ond  Steuern 
fallen  im  Wesentlichen  zasammen.  Der  Btaatshaasbalt  ist 
in  Aufgaben,  fiinnahmen,  SohaldenweBen,  YermOgensbeBtand  ein  nur 
in  Folge  der  Staatsfnnctionen  des  OemeinweseiiB  etwas  erweiterter 
und  m  Einzelheiten  etwas  anders  als  ttblieh  gestalteter  Stadt- 
bans halt..  Seit  der  Eingliederung  dieser  kleinen  Bepnbliken  in 
den  Norddeotseben  Bund  und  in  das  Dentsehe  Releh  nnd  seit  dem 
Eintritt  derselben  in  den  Zollverein  (Lübeck  schon  18G8,  Harabur;^^ 
und  Bremen  1888)  ist  dieser  Character  des  StautBhüushalts  als 
wesentlich  eines  Stadthaushalts  noch  schärfer  ausgebildet  worden. 
Denn  wichtige  Verwaltung«-  uod  Ausgabezweige,  besonders  Webr- 
wesen,  zum  Theil  Zollwesen  und  ebenso  Einnahmezweige,  wie  Ein- 
fahrzölle,  Verbraoehs-  und  gewisse  Verkehrssteuern  (Reichsstempel) 
sind  ans  dem  eigenen  Haushalt  nunmehr  auch  hier  doch  der  Sache 
nach,  wenn  auch  nicht  immer  ganz  der  Form  nach,  ausgeschieden 
nnd  auf  das  fieich  ttbergegangen. 

Soweit  der  Staatshaushalt  Stadthausbalt  in  diesen  Gemeinwesen 
von  jeher  war  und  jetzt  Yollends  immer  mehr  geworden  ist,  hat  er 
schon  früher  erhalten  und  erhält  er  aneb  beute  sein  charaeteristisches 
Gepräge  durch  den  Umstand»  dass  die  drei  Sllldte  grosse  Handels-, 
Strom-  und  Seeplätze  sind.  Das  hat  stets  bedeutende  finanzielle 
AulwendLuigeu  ilir  Handels-,  Hafen-,  SchilhabitsaDgelegenbeiten 
u.  dgl.  mit  sich  gebracht  und  es  ist  aller  Anerkennung  wertb,  was 
diese  Städte  in  dieser  Hinsicht  früher  schon  ^^ethan  haben.  Auch 
gegenwärtig  sind  solche  Verwendungen  noch  «ehr  bedeutend  und 
in  Folge  des  Anschlusses  an  den  Zollverein  und  der  neuen  gewal- 
tigen Verkehrsbedfirfnisse  sogar  noch  bedeutender  geworden.  Sie 
haben  auch  zu  starken  Scbuldaufnahmen  geführt,  die  ein  wesent- 
liches Belastungsmoment  des  Haushalts  bilden.  Manches  gerade 
von  diesen  Verwendungen  wOrde  wohl  in  dem  Haushalle  fehlen 
können  und  wahrscheinlich  fehlen,  wenn  die  drei  Städte  ihre  staat- 
liehe Selbständigkeit  verloren  und,  wie  zuletzt  noch  Frankfurt  a.  M« 
1866,  in  den  Nachbarstaat,  der  Sachlage  nach  jetzt  also  in  Prenssen, 
einverleibt  worden  wären.  Dieser  betreffende  Theil  der  Ausgaben 
ist  daher,  wie  der  Auiwaiid  üir  die  Gerichte  und  lUr  Einiges  in 
der  inneren  Verwaltung,  doch  Folge  der  staatlichen  Selbständigkeit 
und  hat  insofern  den  finanziellen  Character  eines  zu  einem  wirk- 
lichen Staatshaushalt,  nicht  zu  einem  blossen  Stadthausbalt  ge- 
hörigen Postens. 
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Auch  die  Einnahme  Ter  hältnisse  der  drei  Freistädte  sind 
durch  diesen  Ihren  Cbaracter  als  Handels-,  Strom-  und  Seeplfttse 
TOtt  jeher  beeinflnsst  worden.  Mancherlei  Gebühren,  gebtthren-  nnd 
stenerartige  Abgaben  nnd  reine  Stenern,  wie  Ein-  nnd  ÄnsfnhrzOlle, 
beben  sich  an  die  Handels-  nnd  SehifiTahrtselnrlchtniigen  nnd  den 
Schiffs-  nnd  Waafenverkehr  seit  Alters  angeknüpft  und  einen  erheb- 
lichen Theil  der  Einnahincn  geüetert.  Meies  dn\on  ist  noch  im 
IIK  Jahrhundert  daucmil  oder  doch  laii^^e  Zeit,  wie  die  Hamburger 
Zrdle,  erhalten  worden  und  hat  einen  wesentlichen  Theil  der  Kosten 
der  betri'tVenden  Einrichtungen  gedeckt.  Das  Gebühren-  und  Zoll- 
wesen  dieser  btädte,  besouders  Hamburgs,  hat  so  in  Folge  dieser 
Verbältnisse  und  der  staatlichen  Selbständigkeit,  welche  diese  finan- 
ziellen Einrichtungen  zu  erhalten  ermöglichte,  namentlich  bis  znm 
Cantritt  in  den  Zollverein,  einige  oharaeteristisehe  Zflge  des  älteren 
itildttschen  €reb11hren-  nnd  ZoUwesens  in  der  ehemaligen  „stadt^ 
wirthschaftlichen*'  Periode  bewahrt  Aehnliches  giltTon  der  früheren 
Aeciseverfassnng  besonders  Hamburgs  nnd  Bremens.  Aneb  gegen 
wärtig  geben  die  grossen,  znm  Theil  nenen  Einrichtungen  fttr 
Häfen,  Quais,  Speieher  n.  dgl.  m.  richtig  wahrgenommene  Gelegen- 
heit, nielir  in  gebtlhrenartigen  Abgaben  und  in  Form  privater 
Kcritcnzahlungen  (Miethen)  die  unmittelbaren  Interessenten  zur 
I  'ecknnf^  der  erheblichen  Kosten  dieser  Einrichtunp^en  heranzuziehen. 
Ks  kommt  iiisolcin  der  Grundsatz  der  Kosteudeckung  nach  Leistung 
und  Gegenleistung  stärker  als  sonst  wohl  in  diesen  öffentlichen 
Uansbalten  mit  zur  Anwendung,  freilich  noch  kaum  ausreichend 
182).  Tbeilweise  sind  jene  Ertragsquellen  Objecte,  welche  als 
eine  Art  modernen  Domaninms  bezeichnet  werden  können,  ebenso 
wie  andere  verwandte  Objecto  im  städtischen  Haushalt  (Wasser-, 
Gaswerke  n.  dgl.  m.)  nnd  wie  Staatsbahnen  im  Staatshanshalte.  Die 
Erträge  dienen  mit  znr  Versinsnng  der  Anleihen,  mittelst  deren 
diese  Objecto  mit  hergestellt  worden  sind.  Sie  sind  ein  Seitenstttek 
tn  den  älteren  Domanialeinnahmen  der  monarchiseben  deutschen 
Staaten.  Diese  Einnahmen  fehlen  auch  in  diesen  Stadtstaaten  nicht 
völlig,  sind  indebsen  begreiflicher  Weise  ULbedentend. 

Die  drei  Freistädte  hatten  aber  schon  seit  früher  auch  ihre 
directe  Besteuerung  mehr  ausgebildet,  mitunter,  besonders  in 
Bremen,  in  der  Weise,  wie  es  ein  tüchtiger  Btlrgersinn  ermöglicht 
Wegen  zwingender  Rttcksicbten  auf  den  Verkehr  nnd  auf  das 
eigene  Interesse  dieser  Städte  an  Verkehrserleichtemngen  nnd  Be» 
seitignng  von  Hemmungen,  zumal  seit  dem  Eintritt  in  den  Zoll- 
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verein  ergab  sich  die  Notbwendigkeit,  ältere  indirecte  Steuern  und 
Zölle  and  gebttbrenartige  Abgaben  (eigene  Land-  oder  StadMUe» 
Thoraceiaen  mit  ihrem  ZnbehOr,  Thorsperrgelder)  fallen  an  lassen 
oder  wesentlich  umzugestalten.  Der  AnsfaU  an  Einnahmen,  bei 
raseh  steigenden  Angaben,  besonders  solchen,  welche  der  Eintritt 
in  den  Zollverein  nnd  die  Einrichtungen  fttr  den  modernen  Handels- 
nnd  SchifffabrtsTerkebr  mit  sich  brachten,  war  nicht  leicht  zn  decken. 
Die  erwähnten  Einnahmen,  welche  iiüL  der  Benutzung  der  Handels- 
und  SchifffahrtseinricbtnDgen  nnd  Anlagen  in  Verbindang  stehen, 
reichten  zur  Deckung  jener  Ausfälle  und  zur  Bestreitung  der  oeueD 
Kosten  doch  noch  nicht  aus.  So  wurde  man  auch  aus  diesen 
speci  fisch  finanziellen  Gründen  auf  den  Weg  von  l\eformen 
nnd  Weiterentwioklongen  der  directen  Steuern,  jetzt  auch  hier  be- 
sonders der  Einkommensteuer,  femer  der  Erbschaftsstenem  and 
gewisser  Verkehrssteuem  (Besitzwechselabgabe)  gedrängt,  nm  mehr 
Ebinahmen  ans  diesen  Quellen  zu  erzielen.  Ein  Gesichtspnnct  bei 
den  neueren  Stenerreformen,  der  hier  stftrker  mitspielt,  als  meisten« 
in  den  monarchischen  deutschen  Staaten,  wo  er  zwar  auch  nicht 
gefehlt  hat,  aber  vor  dem  anderen,  der  Verbesserung  der  Ver- 
anlagungsteehnik  nnd  der  Steuerrertheilnng,  wie  namentlich  in  den 
Einkommensteuerrefornien ,  zurückgetreten  ist.  Letztere  Rücksicht 
kouinit  in  den  neueren  Steuerreformen  der  liaii^estädte  natürlich 
auch  mit  in  Betracht,  steht  aber  hier  mehr  in  zweiter  Linie.  Diese 
Entwickluiifi;  und  gegenwärtige  Gestaltung  der  genannten  Steuern 
der  Hansestädte  ist  dasjenige,  was  wieder  am  Meisten  von  all- 
gemeinerem tiuanzwissenschaftlichen  Interesse  ist.  Aber  auch  die 
ganze  Entwicklung  des  Finanz-  und  Steuerwesens  dieser  Gemein- 
wesen im  19.  Jahrhundert,  besonders  seit  der  Reichs-  nnd  Zoll- 
Tcreinsperiode ,  bietet  so  an  nnd  fttr  sich  grosses  Interesse,  nicht 
minder  wie  die  ältere  Finanz-  nnd  Steuergeschichte  der  drei  Stidte. 
Wie  sich  auch  hier  die  Besteuerung  den  veränderten  wirthschaft- 
liehen  und  besonders  Verkehrsverh&ltnissen  anpasst,  wie  man  die 
grossen  Mittel  beschafft  und  deckt,  welche  diese  Städte  noch  neben 
der  Reichsunterstützung  für  ihre  durch  den  Beitritt  zum  Zollverein 
und  die  neueren  VcrkehrsbedUrinißse  bedingten  Ausgaben  aufbringen 
mnssten,  wie  die  staatsrct  litliche  Form  des  Stadtstaat«  doch  auch 
hier  sich  noch  leistungsfähig  zeigt,  das  ist  allgemein  geschichtlich  und 
auch  ünanz-  und  steuergeschichtlich  lehrreich  und  interessant  genn^. 

(ileichwobl  ßOtliigen  der  Umstand,  dass  wir  es  im  Finanz-  und  aocb  specieli 
im  ftei«rwe8eD  der  HansestXdle  doch  mehr  mit  commuaaltitn  ais  staatlichen  ib 
habeo.  und  di«  cviagr^den  BftGlnicbt«ii  auf  den  Bama  dun,  uns  web  in  dleMB 
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Abschnitt,  wie  in  den  rorauspehendcn,  mit  kurzer  Orieatining  und  mit  et's'as  näherem 
£ii>fehvii  wesentlich  nur  auf  die  jetzige  Getitaltuiig  der  KiukommcuäiL'Uer  lü  be» 
sohrliiken.  Weiteres  moss  der  ouHiogfftpliiaeheB  AehaDdluof  des  Gegenstandes  ttbsr- 
Imen  worden.  Nur  Hamburgs  and  etwi^  kürzer  auch  Bremeos  doch  sehr  j^ro-^s- 
aniges  und  interessantes  Finanz-  and  Steaerwesen  soU  der  Bedeatoag  des  (lOgen^tandes 
gmlN  iauwrhfn  etva^  gcuaaer  da^iwtoUt  veiden.  Bd  Lflbeek  mn»  eine  knneie 
Oebenickt  geDftgai. 

Hamburg. 

§.  181.  Sein  Öffentlicher  Hanshalt  im  AllgemeineiL 

Bis  1867  war  Amt  vod  „StldfdMii*^  Bergedorf  Im  fsmeiiisuiieii  Beritt  wm 

Hamborg  and  Lübeck.  Damals,  mit  unter  der  Einwirkung  der  darch  den  Beitritt 
mm  Norddent«*rhen  Bond  neu  geschaffenen  V«^rhäUnisse,  wurde  es  durch  Vertrag  vom 
8  August  1867  Hamburg  allein  abcrl&^cn.  Lübeck  erhielt  für  Abtretung  boiner 
K«6hte  eine  Entschädigung  ron  200.000  Tlitr.,  womit  zugleich  eine  bisher  ron  Htoi« 
biirg"  an  Lübeck  greletstete  Jahres.' ils Inn ir  dem  Titel  des  Bergedorfer  F^e-^it^fs  von 
lUOO  Thir.  wegfiel.  Das  Uaabuif  er  (jebiet  t>iieg  dadurch  nach  den  damaligen  Berech- 
auffni  am  0.92  qkm.  mit  etwa  6000  Einwohaera,  odsr  uf  7.82  Qa.-M.  mit  805.196 
Einwohnern  in  1867.  Es  wird  jetzt  7u  415  qkm.  angegeben,  mit  667.936  Einwohnern 
ifi  189.3.  Auch  für  die  Finanz-  und  Stenerverfassnng  ist  die  Eintheilung  des  Staats- 
irebietä  von  BiMiuutuiig.  In  diesem  Gebiet  dominirt  durchaus  die  Stadt  Hambarg. 
I^iese  war  aber  damals  noch  keine  oommnoale  Einheit.  Die  eigentliche  Stadt  (AIl- 
tind  Neoatadt)  war  noch  von  den  beiden  Vorstadt  -n  St  Pauli  und  St.  Georg  getrennt. 
Utztere.  mit  82.423  Einwohnern  ia  1867 .  wurde  erst  1868  mit  der  SUMit  f ereiaict, 
die  ae  ein  stidtisebes  Gemeinwesen  ten  189.145  Einwohnern  wud.  Mit  St  Faiui, 
da?  local  und  wirth^chaftlich  schon  dnrehaos  ein  Theil  Hamborgs  war,  besass  die 
-t.idt  d.iinals  220.002  Einwohner.  Aber  die  Ubriiren  zahlreichen,  wenn  auch  noch 
Lciiiercu  Vorurte  wsreu  hierin  noch  nicht  inbogrififen.  Das  Übrige  Gebiet  aasser  der 
Stadt  ond  den  2  Verstidten  war  noch  sogen.  Landgebiet  Erst  6  Jahre  nach  dem 
Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  sind  die  Vorstadt  St.  Pauli  und  eine  Reihe  von 
»gen.  Vororten  wesentlich  städtischen  Characteis,  wahrer  Voistädte,  mit  der  alten 
Stadt  Tereinigt  worden,  dorch  Gesetz  vom  22.  Jooi  1894,  was  wiederum  auf  die 
Finanz-  und  Steuerrerfassung  in  Einzelheiten  rückwirkte.  Nach  den  Ergebnissen  der 
»DJ  1.  DtT.  l'^dB  erfolgten  Volkszählung:  hatte  die  num<«1iri<r'' ,  jetzt  in  14  Districte 
«ingetheiltc  erweiterte  btadt  (..(iross-Uamburg ')  593.840  Kinwohner  (Altstadt  54.155. 
Keosladt  91.200.  8t  Georg  84.898,  St  Pauli  72.458.  291.684  die  flbrigen  eingemein- 
deten Vororte).  1895  war  die  Bevölkerung  dieser  (lesainrntstadt  P:l'  552.  1898  667.966» 
(Zibiong  vom  1.  Dec.).  Das  Landgebict,  mit  bloss  56.880  Einwohnern  in  1895, 
zerfallt  in  die  4  „Landhenschaften*'  (Geestlande,  Marachlande.  Bersedorf.  Bitzebuttel 
init  Goxharen).  Um  die  st&dtische.  wirthschaftliche  Bedeutung  Hambargs  voU  an 
»litdiffen,  ma.«i8  man  aber  eigentlich  das  politisch  zu  Holstein  gehörende  Altona 
hiazurechuen,  mit  67.350  Eiawohnern  in  1867  and  148.944  in  1895.  womit  diese 
virth.4eliafiliebe  Einheit  „Hambnrg^Altona*^  in  1867  ebne  die  Hamburger  Vererte  auf 
2^■^000.  mit  diesen  .auf  etwa  335-340.000,  in  1805  auf  775.000  Einwohner,  süt 
weiteren  uaheii  holsteinischen  Vororten  wohl  auf  über  800.000  Einwohner  stiege. 

Dem  Zollverein  wurden  alsbald  nach  dem  Eintritt  Hanibur;rs  in  den  Nord- 
dwrtiehen  Bond  die  Hamburger  Exclaven  in  Holstein ,  wie  Berixcdorf  u.  s.  w.,  1868 
uij^(>8<:?tI'Kv«>n  Die  Stadt  selbst  mit  ihrem  Hauptgebiet  blieb  bekanntlich  wie  Bremen 
Boch  aut>t»erhaib  des  Zollvereins  als  Freihafen,  .»bis  sie  ihren  Einschluss  in  die  ZoU- 
fiease  beantragen**  (Art  84  der  Reichs? erfuenng).  Dieser  Eintritt  ist  dann  mit  Aos- 
ri«hme  einejs  kleinen  neugebildeten  Freihafengebiets,  fiir  welches  der  Art.  34  der 
Hc;rhsverfa*3ung  in  Kraft  geblieben  ist,  1882  im  Princip.  am  15.  Oct.  ls88  in 
Wirklichkeit  erfolgt,  wobei  Hamburg  vom  Keiclie  zur  Deckung  seiner  durch  den  Ein- 
^hlnss  in  den  Zollverein  bedingten  Kosten  und  Banten,  Anlagen,  Einrichtuntren  und 
ExpropririTi«  ii'^n  einen  Reichsbeitrag  bis  zur  Höhe  von  höchsens  40  Miil.  Mark  zu- 
^wicbert  erhalten  hat  ^Beichsgesetz  vom  16.  Febr.  1882).  Ausgeschlossen  vom  Zoll> 
veisfaMf  ebi0t  als  Fnihnfen  blieben  1888  in  Hambnig  10.8  qhm.  mit  1802  Einwohnern, 
ia  OnänfeB  0.8  qkm.  mit  152  Einwohnern.  Gegenwirtig  wird  das  FkeihaliBagebiet 
A.  Wagner,  fhwwlwnMbaft  IT.  88 
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dort  mit  9.83,  in  Cmharcn  mit  0.58  qkn.,  nach  anderea  DatcD  mit  13.55  qkm.  (ond 
6235  Einwohneni  in  1895,  wohl  incl.  etwas  holsteinlselies  Gebiet)  angegeben.  Bis 
mm  Eintritt  in  den  Zollverein  hatte  Hninbnrg  nt^beti  seinen  Matrirularbeitrigen  als 
Ersatz  für  die  dem  Reiche  wegen  des  Zolla^Js^chlu'<M  s  nbgeheDd<'n  EinfahrzOlle  nnd 
inneren  Verbrancbflstcaern  ein  Ar  er  an  m  zo  entrichu-n,  welches  auf  folgender  Gmnd- 

berechnet  «rnnle.  ZtmiGbat  wer  tob  der  banbarKtf  nicht  im  ZoHreroia  befind- 
lichen Bevölkerung  derjenige  Kopfbftrag  zu  entrichten,  welcher  im  Zc'Ivi  r  in  ii<.(to 
an  Zollen  und  Verbranchsäteneru  auf  den  Kopf  jeweilig  wirklich  gefallen  war.  Daza 
tnt  wegen  der  notorisch  höheren  Consomtion  der  hamburger  EoTSlkcrung  an  son^ 
toll"  und  rerbraiichästeaerpflichtigen  Waaren  ein  Zuschlag  ron  3  M.  auf  den  Kopf 
der  Bewohner  Hamburg«?  (d.  i.  der  Alt-,  Neustadt  und  St.  Georsrs)  und  der  Vrr>tadt 
St.  Pauli,  ein  Zuschlag,  der  seit  1.  April  1880  auf  5  M.  auf  den  Kopf  der  BevOlieruag 
der  Stedt.  Vorstadt  und  nmoMbr  aneh  der  fflekhceMellten  Vororte  erhöht  worden 
war  (8,  Wolffbolin  in  dem  u.  een.  \\'erk  S.  9).  Mit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den 
Zollverein  entfiel  dies  Aven>um.  abgesehen  von  demjenigen  für  die  kleine  Freih&fen- 
bofölkemng.  Diese  Verh&ltnisae  übten  natürlich  einen  bemerkbaren  Eiufltiss  auf  die 
Oestaltang  des  hamburgischen  Öffentlichen  Kansbalis  aus. 

S.  über  die  Hambnrper  Finan  z  "n  u.  j-'.  w.  v.  Reden  a,  .i  0.  S  1517.  1520. 
1528,  bet^onders  die  finanzstatiätischen  labeliun  (1842—50).  8.  1531  f..  S.  1548  A.  mit 
den  znrBbftriiren  Bemerknngen ,  zienilieh  eingehend.  Boifrlge  znr  Statistik  Hamborgs 
(bes.  1821  — 52).  (1854)  Tabelle  über  Staatshaushalt  mit  Text,  S.  155  ff.  Staatsrecht 
von  Wolffsobn.  im  Handb.  des  ötientiichen  Rechts  III.  2.  3.  S.  ^  ff.,  d.iselhst  über 
die  Fijian/.on  und  Steuern  S.  27  ü\  L'eber  die  Entwicklung  wicbtigcr  Zweiiic  der  Be- 
stenerang,  besonders  der  directen,  seit  der  franzflaiachen  Kriegszeit  1814  ff.  enthalten 
die  wertbvolleü  amtlielien  statis^fischen  Pubiicaiionen  gute,  znrerlH^.>iire  und  rerh&ltnisä- 
m&ssig  eingebende  üebersichten ,  in  Verbindong  mit  der  Staüsiik  der  wirklichen  £r- 
triffo  der  einzdnen  Stenern.  So  Ober  die  Personalsteoern.  die  erst  in  den 
1860er  Jahren  aus  Zwecksteuem  und  verschiedenen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
zn  eint^m  f inbeitlicben  Einkommenstenersystem  entwickelt  worden  sind.  Ilaupt-resM'i/ 
über  allgemeine  Ei  ii  k  o  m  m  e  ü  st  e  u  e  r,  an  Stelle  der  allere»,  vom  26.  März  1866, 
mit  Kovdle  rom  9.  Jan.  1871.  revidirtes  Gebetz  vom  7.  Mtrs  1881,  Novelle  zn  §.  3 
desselben  rom  25.  Jnli  1888  fn.  Stalibtik  des  Humbnrpcr  Staats,  bearl)eitet  vom 
statistischen  Bureau  der  Deputation  für  directe  Steuern,  später  der  Steuerdeputation, 
Heft  in.  1871.  die  penOnUchen  Stenern  1815-66,  S.  187.  189  ff..  Heft  VIT.  1873, 
S.  9  ff..  Heft  X,  1880  ,  8.  109  ff..  Heft  XIII.  S.  1  ff..  Heft  XVII,  1895.  S.  1  ff.,  die 
betreffenden  Geset/e  in  diesen  Heften  zum  Theil  abgediui  kt,  das  von  1881  auch  im 
Finan/arcliiv  B.  15,  S.  603).  Zuschläge  zur  Einkonimettsieuer  für  buheie  Einkommen 
far  1898  nach  Behanntmachonf  rom  5.  Ainll  1898.  für  1894  narh  der  rom  9.  ^lai 
1894.  dann  neues  Gesetz  über  Einkoinmcti.sfeuer  vom  22.  Febr.  1895  (Fin  arch.  B.  15, 
8.858—8^3,  mit  Begründung«  Aut>j>cbusbbericht.  Siaiibiik).  Dazu  kommen  jetzt  immer 
die  jihrliehen  Beafimttnngeu  über  die  im  betreffenden  Jtdire  zn  erhebenden  Einheits* 
»fttze  der  Einltommensteoer.  —  Ueber  die  Grundsteuer,  die  seit  1815  in  einer 
Ifintr.Tcn  Entwicklung  rersrhitdene  VerSndeningen  (bes.  1832,  1842  nach  dem  Brande) 
erfahren,  bes.  Gesetz  vom  16.  Nov.  1864  an  Stelle  des  Ge^etzes  von  1832  mit  des>efi 
NachtrSiren,  dann  retldirtee  Gesetz  rom  4.  Jnli  1881  und  dazu  für  die  ländliche 
(agrarische^  Grundsteuer  das  Bonitirunfi-t'^  set/  vom  4.  Juli  1881.  kl.  Novelle  zu  2 
des  ersten  Gesetzes  vom  4.  Jnli  1881  durch  Gesetz  vom  3.  Nov.  1884  f«.  gen.  StatiMik, 
Heft  IV.  1872,  S.  1  ff.,  mit  Darstellung  der  Entwicklung  seit  1815.  Heft  VII, 
S.  1  ff..  Heft  V,  S.  101  (I ).  —  Die  hauptsächlichsten  indirecten  Steuern  waren 
frflher  die  nach  der  französischen  Periode  wiiJtr  1814  neu  geregelten  Wiiaren- 
zölle  besonders  für  die  seewärts  ein-  und  ausgehenden  ^^aareu.  Diese  ZAlle  sind 
spiter  wesentlich  ennissigt.  dann  zneiat  der  Ansftahrzoll.  Eoletzt  1874  noch  der 
Einfuhrzoll  beseitigt  worden.  E.s  calt  bis  dahin  die  reridirte  Zollordnuntr  vom  28.  Pe''- 
1864.  An  Stelle  des  Zolls  trat  eine  sogen.  Declarationsabgabe  nach  Gesetz  rom 
27  März  1874.  dem  eine  mit  diesem  Gesetz  wegfallende  Verordnung  vom  3.  April 
1872  voraniregangen  war.  N(  ues  (iesetz  über  diese  Abpahf  vom  12.  Oct.  1888  beim 
Eintritt  TI:imbnri:s  in  den  Zollverein.  Die  zweite  haui)t>a('li liebe  indirecte  Steuer  nach 
dem  Zoll  war  früher  die  Accise  oder  sogen.  Consu mtiousaccise,  die  ebenfalls 
nach  der  ftnnsfleischen  Zeit  1815  nen  iterofelt  worden  ist  nnd  spüter  Tenchiedene 
Verinderungott  im  Tarif  nnd  sonst  ei&hren  hat.    Sie  benhte  snletst  anf  der 
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Terordnoog  rom  20.  Dec.  1861  mit  Nachtr&gea  und  dem  in  Reicbswähruui^  auf» 
festellten  Tarif  vom  80.  Dec.  1874  und  ist  dorch  Gesetz  Tom  16.  Juli  1888  fOr  die 
Deoe  Periode  nach  dem  Zollanschliiss  Hambnrgii  (genauer  vom  1.  Sept  1888  au)  mit 
Aai^nahtne  derjenigen  Bestimmungen,  welche  sich  auf  den  Aaascliank  von  Wein 
und  SjpirltQosen  neb&t  dem  Kleinhandel  in  Spiritoosen  bezicheo,  »ufgeboben  worden, 
fieieudtig  Mcli  das  mit  der  Accise  in  TerbindoDf  stelleDde  febobreomrtife  Wege- 
geld für  Schlachtvieh  mu\  -v  .  n    Baamp:cld  für  FlussschifTe    MaassrcL'cIn  im 
iotcresse  der  YerkehreerieicbtcruiJg  und  in  Folge  der  Einfuhrung  der  Zölle  nud  Steuer- 
gesetze des  ZoUroreins  in  Hamburg.    Früher  bestand  auch  noch  ein  sogen.  Thor- 
sperrgeld,  auch  für  den  Personenrerkehr,  das  tioti  leiner  immer  mehr  omi^QDdeD0ii 
lJstigk«it   t-rst  1861    beseitigt  worden   ist.    Eine  wesentlich  gebUhronartige,  aber 
finanziell  wichtige  and  prlocipieli  darcbaus  berechtigte  Abgabe  ist  das  Tonueogeld, 
uefa  VerordnaDgeii  fem  10.  im».  1874,  28.  Min  1881.  12.  JoH  1^  (ErhObong). 
Verwandt  sind  andere  EinnaLmen  ans  dem  jetzigen  Zollwesen  und  au»  Ein- 
richtungen für  den  Uaudeiärerl« >'li r.  so  im  Hafengesetz  vom  2  Juni  1897  37), 
io  der  Betriebs-  und  Gebührenordnung  iur  die  Quaianlagen  vom  22.  Dec.  1893,  mit 
Kachträgen.  Beim  Eintritt  in  den  Zollrerein  wnrde  das  Gesett  über  die  Ortianisatioo  der 
Zollrerwaltung  Toin  11.  Mai  1888  erlü'^-cn.  Von  eigentliclicn  sogen.  V  n  1  lirssteuern 
i&t  die  sogen*  Immubilienabgabe  vom  Grundbesitzwechsci  alten  Ur^prunga  il8.  Jahrb.), 
sie  berahte  in  nenerer  Zeit  auf  der  Verordnonc  ?om  28.  Dec.  1857,  jetzt  auf  dem  Oeseis 
Tom  1.  Mänc  1882.  Die  ebenfalls  ultc  Stern  polsteuer  ist  wiederholt  rcfidirr  worden, 
1*49  wnrde  an  Stelle  den  Zeitungsstempels  eine  Inserafensteuer  einj^efilhrt.  die  1874  wieder 
beseitigt  ist.  Das  Stempelwesen.  Urkundeusiempel,  beruht  jetzt  auf  tieset^  vom  5.  Mai 
1878  mit  Tarif,  das  an  Stelle  der  reridirten  btempelordnuiigr  vom  15.  Dec.  18S6  ge- 
treten ibt.    Einzelne  kleine  Abändetunpen  sind  daran  erfülgrt,  so  durdi  (iet-etz  vom 
13.  Mai  1S92,  Vcrordo.  vom  29.  Jan.  1897.    Ein  neues  Gericbtskostungesetz 
itt  am  29.  Dee.  1899  erlassen  worden.  Die  ebenfalls  alte,  ins  17.  JalirhQiidert  zorttcit- 
cehende  und  auf  Bestimmungen  aus  dem  18.  Jahrhundert  und  der  er>ten  Hälfte  des 
10..  zuletzt  auf  Verordn.  vom  29.  Dec.  1851  beruhende  Collateral- Erbschafts- 
steuer ist  juog>t  in  bomerkeu&wtirthur  Wcit^e  zu  einer  allgemeinen  Erbschafts- 
ileser,  eacb  für  die  directe  Linie,  ausgebildet  worden  im  Gesetz  vom  9.  Mti  1894 
provisorisch  tjnd  Gesetz  vom  10.  Uec.  1898  definitiv,  mit  Rekanntmachnnticn  dazu  von 
demselben  Tage,  s.  Fln.arch.  B.  16.  1899.  S.  370  if-,  mit  ßegranduug  und  Ausscbuss- 
beriebteo.  Alt,  ans  dem  18.  Jabrbondert  berrnbrend.  ist  avcb  die  Abirabe  für  ftffeot- 
licbe  Veriintlgungen  in  neuerer  Zeit  tia*  b  einem  Kc^tlcment  vom  29  Üec.  1858. 
Die  Hundesteuer  (1866,  1884)  hat  durch  das  Ge^'tz  vom  9.  Ji.li  1894.  das  an 
Stelle  des  Gesetzes  von  1884  trat,  eine  eiftenartige,  siaik  luxuMteuerartige  und  iisca- 
Hsche  Fortbildung  erfahren.   Die  Stemptdab^abe,  Erbschaff-s^teoer,  ImmobilienabKabe, 
Abgrabe  von  öffentlit  hen  YcrguOgongen ,  früher  auch  die  C<iii>niii'ii  r»sarri>e  und  die 
Eiokommensteoer  üad  immer  nur  auf  1  Jahr  oder  andere  beaiimuite  Zeit  bewilligt 
ttd  werden  daber  erentneU  jftbrlieh  durch  beaoodere  BeetlmiDiiniir  Leginlatire 
proioDgirt.    Bei  der  neuen  Eiukommensteuer  von  1895  werden  aiialotr  jetzt  die  zu 
erbebenden  Einheitssätze  erst  für  jedes  Jahr  von  der  Legislative  na<h  dem  B«;darf 
fe»ig«btellt.    Damit  sind  hier  nur  die  Gesetze  u.  s.  w.  Uber  die  wichtigsten  Steuern 
m  Ab|;aben  ans  neuerer  Zeit  angefallen  worden,  nicht  alle  aus  der  früheren  Zeit 
Und  auch  tiiobt  diejenigen  tlber  mancherlei  Ncbenabtraben  mei>t  trebührenarrigcn  Cha- 
nclers, die  aber  früher  und  bis  in  die  Gegenwart  in  ihrer  Gesammtheit  eine  itewisse 
fisan/ielle  Bedeutung  hatten  und  haben.   Im  Folgenden  muse  vollends  Be^tcbrinkonf 
tof  die  Darstellung  auf  die  Hauptpuncte  eintreten.   Es  bandelt  sich  dabei  ancb  hier 
fdr  uns  wesentlich  nm  die  CliaracteriMmn^  der  Be.st»"i!r  rung  und  deren  Stellung 
im  Uamborger  öffentlichen  Hausbalte.    Das  stark  entwu  keite  System  von  Gebühren, 
bilb  f^bohreoartiiren  Abgaben  und  halb  priratwirtbsehaftiichen  Einnabni<*n  in  An- 
knüpfung an  die  Einrichtnnpen  des  Handels-,  Zoll-,  Hafen-,  Schillfahrts-.  Quaiwe-ms 
D.    w.  verdiente  Übrigens  einmal  eine  genauere  Darstullunir,  sowohl  in  seiner  ireschicht- 
lichcu  Entwicklung,  als  auch  in  seiner  gegenwärtigen  Ausge^taltullg,  be>onders  seit 
«lern  Anschluss  Hamburgs  an   den  Zollverein  lind  wlt  der  Schaffung  des  Jetzigen 
iieioeren  Freihafent:<  l»ieis  und  im  Anschloss  an  eine  solche  DatsTellunEr  eine  finanz- 
wiiüea&chaftlicbe  kritische  Würdigung.   Finanz-,  besonders  Sieuerstaiiötik  in  den  gen. 
Beilen  der  Hnmbniser  Slatlutilt  nnd  in  dem  ia  mehreren  Auflagen  enchienenen 
SiatistischeB  Baiidböcli  des  hambmgiMhen  Staals. 

38* 
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Der  Hamburger  öffentliche  Haushalt  ist  nach  dem  (refammt- 
betrage  seioer  Einnahinen  und  Ausgaben^  besonders  seit  der  ge- 
waltigen Entwiekliuig  in  den  letzten  Jahrzehnten,  zninal  seit  dem 
Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein,  ein  sehr  grossaftiger.  £r 
iBsst  danach  nicht  nnr  den  Hanshalt  jedes  der  im  Voransgehendea 
behandelten  Kleinstaaten  weit  hinter  sieh,  sondern  erreicht  an  Unif 
fang  aneh  denjenigen  der  Mittelstaaten,  ausser  Baiem. 

Es  ist  Ton  allgemeinem  Interesse,  das  elnmil  riffenimtaig  in  verfoUren.  wobei 

nur  die  im  Laufe  der  Zait  eingetretenen  AendemiigeB,  beeondOTS  wegen  der  YerroII- 
flt&ndigung  des  Etats  durch  Aufnahme  aller  VerwaltODg8zwei>t>  nnd  durch  Einsetzung 
mit  dem  Bohertrage  und  der  Verschiedenheit  der  Etatsaufäicilang  der  einzelnen 
Linder  (mehr  Bnitte-,  mehr  üettoetat  n.  s.  v.)  die  Vergleicboof  erMhwertii.  I■■e^ 
Üb  siBd  folf ende  Daten  beweiakrtfUf. 


Tab.  88.   Hamburgs  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  185S— 1899 
(Sonune  in  1000  Haik  nach  Etat). 


Einnahme 

Aosfcabe 

BevAlicening    Auf  den  Kopf 
(1000)      Einnahme  Mark 

ia59 

11.598 

11.950 

222  52.3 

1867 

14.486 

305  47.3 

1873 

19.650 

20.517 

357  55.0 

1887 

88.886 

89.905 

c.  525  78.1 

1889 

46.887 

49.214 

628  (in  1800)  75.2 

1899 

81.808  1 

85.239 

682  (in  1895)  — 

15.049 

c.  740  (in  1899^  109.9 

Seit  1873  incl.  Beziehungen  zum  Boich.  Zweite  Zahl  in  1899  bei  Ausgabe: 
MasevordentUche  durch  Anleihe  u.  s.  w,  ta  deckende.  Abseiet  mehr  als  Yeislebea- 

fnrhTinsr,  relativ  inf  ^ir  nih  V,Tr]nf  f  lnriL^  dor  Einnnlirni  n  und  n«">ch  ftwas  stSrlceTP 
Steigerung  der  Aufgaben.  Im  Vergleich  hiermit  bilanzirt  z.  B.  der  Staatshaushalts- 
etat  Ton  Brannschwelfr  (ebne  Kammercasse)  mit  14.2—14.5  Mill.  Hark,  ton  Sachsea* 
Weimar  mit  10.5.  von  Hessen  (ord.  Budget)  mit  37.9.  Elsass-Lothrinaren  mit  57.7. 
Baden  mit  68  (allp.  Bndget  ord.).  Württemberg  (netto)  mit  81—82,  Sachsen  <n.>tto) 
mit  83  Miil.  Marl^.  Allerdings  enth&lt  ja  der  Hamburger  Etat  auch  das  Cominaoal- 
neben  dem  Staatsbndget 

Der  Hamburger  Haushalt  ist  aber  hei  der  Verniischung  von 
stUdtischem  tind  Staatshaushalt,  <itMii  Restehen  ^ro^^er  lU'triehsver- 
v>alfuiii;en  und  Hinrichtungen  des  Handels-  und  bchitlYahrtswesens 
auch  ein  sehr  verwickelter.  Einnahmen  nnd  Ansgaben  sind  darin 
vielfach  eng  mit  einander  wknflpft.  Nur  hei  einem,  hier  nicht 
möglichen  näheren  Eingehen  auf  die  Einzelheiten  lässt  sich  ein 
ganz  antreffmdes  Bild  von  diesem  gewaltigen  Offentliehen  Haasbalt 
entwerfen«  Hier  mass  es  uns  an  Hervorhebnng  der  Hanptpnncte 
aar  Gharaderisirnng  genttgen. 

Die  im  Lanfe  der  Zeit  erfolgten  Yerindenngea  in  der  Elalsanfttellinif  und  der 

Umstand,  dass  erst  nach  und  nach  das  Priacip  der  fiscallMshen  Casseneinheit  darch- 

gedrtingren  ist,  erschwert  Vcrjrleichung<»n  frtiherer  und  neuerer  VerhSltnisse  noch.  Erst 
seit  der  ßeichsperiode  ist  eino  gewisse  Gkichmässigkeit  in  der  Etatisirnng  eingetreten. 

Der  Hamburger  öffentliche  Haashalt  ist  im  starken  Maasse 
stenerwirthschaftlioh  fundamentirt,  nnd  in  seinen  Stener- 
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einnahmen  sind  diejenigen  aus  dirccten  Steuern,  d.  L.  aus  Ein- 
kommen- und  Grundsteuer,  ueuerdin^^^s  abbi>lut  und  relativ 
immer  wichtiger  geworden.  Aber  der  Character  des  gemischt 
städtischen  und  «taatlicheD  Haushalts  und  de^  jeiii^^c  n  des  Haushalts 
eines  grossen  vSchitTfahrts-  und  Flandelsplatzes  tritt  doch  daneben 
8tarl£  in  den  Einnahmeu  aus  städtischen  Betriebawerken ,  Hafen- 
nnd  Speicheranlagen,  aas  Qebttbren  in  Verbindnng  mit  Handels- 
Qod  Scbififaiirtseiiiricbtungen  ber?or.  Nur  die  eigenen  indirecten 
Hambturger  Stenern  in  Form  von  Aceiseo,  Zöllen  sind  im  Verkebia- 
mteresse  nnd  in  Folge  des  AnseUosseg  an  den  Zollverein  tbeils  be- 
seitigt, theils  umgestaltet  nnd  ermässigt  worden,  oder  babea^  wie  die 
jetsige  Deelarationsabgabe,  ibren  finanzpolitiseben  Cbaracter  ver- 
indert.  Die  Ertrüge  der  Stempelabgaben,  Besitzwecbselabgaben  (Im- 
mobilienabgabe vom  Grundbesitz  Wechsel)  und  Krbschattssteuer  sind 
dagegen  wieder  in  Folge  des  Verkehrsaul'seliwungs,  der  steigenden 
Hev;  Ikernng,  des  höheren  Wohlstands  ebenfalls  erheblich  gewachsen, 
wenn  auch  im  absoluteü  Betrage  niclit  so  stark  als  die  directen 
Steaern,  die  Erträtre  der  Stempelabgaben  trotz  des  Uebeigangs 
eines  Theils  davon  an  das  Keich,  wie  des  Weebseistempels  n.  A., 
diejenigen  der  Erbschaftssteuer  auch  mit  in  Folge  von  Reformen 
snm  fisealischen  Zweck,  die  Steuer  ergiebiger  in  machen.  Die 
ganse  Entwicklung,  Vergrösserong  nnd  Umgestaltung  des  Ham- 
borger Hansbalts  ist  dnrcb  die  riesige  Entwicklung  des  Handels- 
nsd  Schlflfahrtsverkebrs  seit  der  IranzOsiscben  Kriegszeit  von  1814 
und  vollends  seit  den  1840er,  18dOer  Jabren  nnd  von  Neuem  seit 
der  Zollanseblussperiode  bervorgerufen  nnd  steht  damit  in  dent- 
fieher  Wechselwirkung.  Von  siebtbar  besonders  starkem  Einflnss 
aut  Ausgaben  und  daher  Iblgeweise  auch  auf  Einnabmeu  war  der 
l.mtritt  HanJiiiigs  in  den  Zollvcreiu  (1888),  die  damit  verbundene 
Lnjgcsialturg  der  H;ifenanlagen,  Speicher  u.  s.  w.,  der  grosse  finan- 
zielle Aufwand  nus  eigenen  Mitteln  der  Stadt  neben  den  Zuschüssen 
des  Reichs  fUr  diese  Anla^^en  und  lUr  Alles,  was  mit  dem  Zoll- 
anschluss und  der  Herstellung  eines  verbleitieudeu  kleinen  Frei- 
hafengebiets  in  Verbindung  steht.  Dadurch  ist  auch  der  neue 
grosse  Aufschwung  des  ganzen  Hamburger  Gemeinwesens,  namcnt- 
üeh  auch  die  starke  Vermebrnng  der  Stadtbevölkeruug  (einschliess- 
Hcb  Vorstädte  nnd  Vororte)  seit  dieser  neuesten  Aera  von  Ham- 
borgs politiseber  nnd  Wirtbscbafbgescbichte  hervorgerufen,  was 
dann  wieder  neue  Ausgabe-  und  Einnahmesteigernng  verursachte. 
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Eanm,  da«8  die  üirchtbare  Hamburger  Gboleraepidemie  (1892)  den 
Aoi'schwung  aller  Verhältnisse  voiii hergehend  eiiiinal  bciomte. 

Die  Eutvvickinng  des  Hamburger  ö^Teotlicbeu  liaushaltö  zeigt 
hier  manche  Aehuiichkeit  mit  derjenigen  anderer  prrossstädtischer 
und  namentlich  weltstiidtisi  her  TTaiishalte,  wie  sjiecieli  z.  B.  des 
Berliner,  aber  sie  ist  wegen  der  besonderen,  hier  mitspielenden 
Verhältnisse  des  Handels-  nnd  iSeeplatzea  and  der  staatlichen  Selb- 
ständigkeit des  ganzen  Gemeinwesens  doch  fast  noch  grossartiger 
und  jedenfalls  eigenartiger  gewesen.  Die  Wechselwirkung  zwischen 
Grltsse,  Waehsthnm  und  Bestandtbeil«!  des  Hansbaltes,  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  nnd  Höhe,  Waehsthnm  nnd  Bedürfnissen 
der  volkswirthschafUicben  £ntwicklang  eines  Gemeinwesens  tritt 
in  Hamburg  in  einem  ganz  besonders  grossartigen  nnd  Interessanten 
Beispiel  bervor. 

£ä  soll  diese  tinanzicUc  Entvickkiig  hier  nur  seit  dorn  Beginn  der  1870er  Jabrr 
dorch  einige  Zahlen  des  Haoshalts,  in  den  für  unsere  Zwecke  dienJiGheii  Grappirangeii 
der  Daten,  illuütrirt  worden.  Nicht  zu  übersehen  ist  daliei,  wie  bei  Allem,  was  Ham- 
burg betrifit,  dass  die  sonderbaren  GrettZferhältnisse  des  Hamburger  gegen  dss 
Holstdnsehe  Stut«geblet  die  GessminteBtiriddiing  gar  nicht  einmal  vollständig  zarEr> 
scbeinuni;  kommen  lassen.  NainontUch  gilt  das  roB  der  Nichtzugehörigkeit  Altonas 
zu  Hamburg,  mit  dem  es  doch,  wie  schon  bemerkt  wurde,  eine  wirthschaftlicbe 
und  namcnUicli  mercautile  und  maritime  städtische  Einheit  bildet.  Es  ist  das  wohl 
noch  störender  als  hei  Berlio,  Venn  hier  „Klein^Berlin*^  allMn,  nicht  die  min  Th«l 
riesigen  Yoiorte  ren  „Gross-Berlin**,  wie  Charlottenbuf  a.  a.  w.,  mit  berlLelMicbtigt 
werden. 

Die  Daten  der  folgenden  Tab.  84  sind  Etatszilforn  in  1000  Maifc  nach  den 
Rubriken  des  Etats,  die,  wie  Sebon  bemerkt,  seit  länger  wesentUch  gleich  geblieben 
sind  und  alle  Kiimahraen  auch  aus  Staatsreruiöi;.  ii.  (i.'biilircn  ii.  s.  w.  umfassen.  Von 
den  einzelnen  Eiunahmeartcn  jeder  üubnk  sind  nur  die  lur  unsere  Zwecke  wichtigsten 
in  der  Tabelle  specialisirt  worden  (nacli  den  betreffenden  frtheren  Jahrgängen  des 
Gothacr  Hof  kalend«  r^i.  Die  finaatielten  Beiiehiugen  loni  fieiche  sind  ausgewUedeai 
und  apart  eingestellt  worden. 


Tab.84.  Die  Uaupteinnahmon  des  offentlirhcn  Haushalts  Hamburgs 

1875—1099  \in  1000  Mark). 


L  Staativermögen,  Demlaea, 

1875 

1887 

1890 

1899 

Regalien 

147 

136 

120 

95 

779 

1245 

1776 

2527 

3.  Eisenbahnen,  Quais  .... 

1258 

1459 

1486 

8898 

4.  Wasäer-,  (Jas-,  andere  Betriebs- 

verwaltungen   

2818 

5549 

7066 

12631 

1036 

1870 

1870 

2457 

itl 

106 

118 

171 

Summe  I  *  • 

6129 

10865 

12886 

21274 

IL  Stenern  und  Abgaben 

4452 

7800 

9470 

12546 

2.  Kiiikiiiiiinriistciior  

8840 

7100 

9200 

17700 

8.  Consumtioiisaccise  .... 

1560 

2290 

4.  Baam-  und  Wegegeld.  .   .  . 

12 

10 

5.  Deelaratioii-abgabe  .... 

444 

M  M  M. 

500 

876 

[Zoll  i«  1874:   

1119] 

4100 

4140 
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7.  Tonneiiseld  

8.  LOachabgabe  (Feuer)     .   .  . 

9.  Stempel  

10.  luimobilienali^  iln'      ,    .    ,  . 

11.  Erbäcbaftästcuur  

12.  Oefieotliche  VergaOgaiif  ssteuer 
IS.  Handesteaer  

Snmine  II  . 

III.  GebQhreo 

1.  Huidel  und  SeUfffalirt  .  .  . 

2  G^-riclite  

3.  Andere  N  erwaltungögebilhrco . 
Sumuie  III  

IV.  Eianahnen  aos  Anstalten 
?.  AttsscrorJ  nti.  £inoabBen 

Sautme  1 — V  

Ptfo  vom  Beteh  Einnabmeo  .   .  . 

Fdrs  Beich  Ausgaben  

Au!)gabe  far  Stnatsschuld  .    .    .  . 


1875 

1887 

IS90 

1899 

408 

900 

1149 

1994 

410 

%I0 

li9UU 

19QA 

lOoV 

1  VIO 
low 

lOUv 

DUv 

lOa 

1  l{>0 

r  r. 

Ou 

AA 

Ol 

1  in 

1  "tu 

i  •  >  V' 

91  *; 

^lO 

%ei004 

V79. 

187 

WA 
VOO 

1094 

1  lOl 

241 

728 

877 

1754 

994 

2124 

2545 

4282 

1171 

8337 

4172 

6413 

81 

114 

174 

397 

23487 

38395 

48272 

75203 

91 

8257 

6102 

3271 

5044 

7825 

rM2 

6458 

6700 

10083 

14014 

Die  Rubrik  IV  amfasst  aocb  ntw  Tliei!  geb  ihren  irtige  KiDDabmea,  Demiich  rott 
ScholeD,  Krankeobäusero,  Waisenbauä  uad  Armenaastaltcti,  Uefiioguiütieü,  Friedhof!. 
Zvisehefi  1887  ond  1890  lUIt  der  Eintritt  Hamborgs  in  den  Zollveiein,  die 

Daten  beider  J.ihre  voratischaulirheri  inelirf  i' !;  den  fioanzielleti  Einfluss  dieses  Vor- 
lings. In  der  Vermehrung  der  Aosgabeu  für  die  Staatsschuld  tritt  die  Witkun^^ 
der  grossen  Öffentlichen  Aasgaben  für  die  neuen  Anlageu  für  Handel  und  ScbiUlahrt 
bt^nders  mit  henror.  Das  Kapital  der  Schuld  betrug  nominell  Ende  1875  102,  An- 
fang 1899  345.3  Mill.  Mark.  Den  stark  gestiegenen  Einnahuieu  der  Htibrik  I  ent- 
spricht auch  eine  starke  Vermehrung  der  Aa:igabea  in  der  liabrik  „Bauwesen*', 
1975  8.1,  1899  18.2  Hill.  Hark.  Der  Einnahme  ans  Zollwesen  siebt  eine  ooeb 
köhere  Ausgabe  unter  diesem  Titel  peg:eiiilber,  1890  von  4  56,  1899  von  4.80  Mill. 
Mark.  Bedauerlich  ist  auch  hier,  dass  ein  so  reiches  Gemeinwesen  wie  Hambtirg 
Dicht  nur  seine  eigene  Lotterie  beibehalten,  sondern  dcruu  Knrag  uucü  erheblich 
gesteigert  hat,  was  doch  nur  heisst,  soweit  Nicht-IIamburger  in  dicker  Lotterie  spiolen, 
tiflen  Th'  il  der  Ko~t(;ü  di-r  Decknn.'  des  utlentlieheii  Aufwands  auf  die  ,,FreiiiJ''rr\ 
i  b.  grueitieutheilä  die  übrigen  Ueuiachen  schieben.  Es  gilt  dafür  ganz  das  oben 
S.  575  Gesagte. 

Da  den  EiDu  tlHiicn  ans  Kiibrik  I  und  IV  der  Tabelle  84 
grossentlieils  entsprechcude  Ausgaben  gegen übersteben,  ergiebt  sich, 
dass  doch  vornemlich  die  Rubriken  II  udiI  III,  SteuerD,  Ab- 
gaben, Gebttbren  die  üeberscbligse  zur  Deckung  der 
Staatsansgaben  liefern,  d.  b,  dass  eben  doch  der  öffentliche 
Uanabalt  Hamborgs,  wie  eehoD  henroigehoben  wurde,  ein  über- 
wiegend stenerwirthscbaftlieher  ist 

Staats-  nnd  Oemelndeferfssrang,  Verwaltang  ond  Hansbalt  fallen  in  der  Stadt, 

'■i'^  vor  der  Eingemeindung  der  Vorstädte  und  Vororte  ebeiifdis  in  diesen,  zuMtinmen. 
.\ur  dsL»  Landgebiet  hat  eine  besondere  (jemcirideordnung  (rom  11.  Juni  1871)  und 
«iie  Gemeinden  desselben  haben  ihre  eigenen  Haushalte,  zu  deren  Kosten  der  Staat 
ib«r.  besonders  für  das  ScblllweM>n,  stark  beiträgt.  Zur  Deckung  der  Übrigen  Kosten 
dient  hi-  r  die  <i  rundstencr,  deren  Ertrair  /u  den  betreffenden  Gemeinden  dafar 
dbedassen  ist,  ferner  jetzt  auch  Einkommensteuern  (s.  Wolffsoa  a.  a.  0.  S.  33  If.). 

§.  182.  Das  hambnrgi sehe  Steuersystem.  Wie  die 
TibeUe  84  in  ibror  Rnbrik  II  and  III  zeigt,  besteht  im  modernen 
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Hamborg  die  BesteneroQg  aus  einer  Verbindong  toh  direeten 
Stenern  (Grnnd-  und  Einkommensteuer)  nebst  der  dieser  nicbst- 
siebenden  Erbscbaftsstener  mit  Verkebrsstenem  (ImmobilienabgabSi 
Stempel,  Geriebtskosten)  nnd  Qlierwiegend  gebttbrenartigen  Abgaben 

von  Handel  und  SchiffFahrt  (Declarationsabgabe ,  Tonnengeld, 
Handels-  und  KScliiiUahi legcbUhren,  zum  Theil  auch  Einnabmeu  aus 
dem  Zollwesen),  woran  sich  noch  verschiedene  Specialstenern,  wie 
Hundesteuer,  Steuer  von  öffentlichen  Veryuüguugeii  Muschliessen. 
Indirecte  Verhraiichssteuern,  wie  die  ehcnmli^e  ronsuintioDsaccise, 
und  wirkliebe  Zölle,  wie  die  ehemaligen,  wenn  auch  sehr  niedrigeu, 
IHr  den  Waarenverkebr,  besonders  auf  die  Seeeinfubr,  sind  dagegen 
jetzt  beseitigt  oder,  seit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein, 
eben  dafür  im  Effect  die  BeiohszöUe  nnd  Verbrauchssteaem  ein- 
getreten. Seit  den  1870er  Jabren  ist  so  die  Stenerbelastnng» 
welche  sich  sogleich  so  stark  vergrOssert  bat,  mehr  in  die 
direote  (nnd  Erbschafts-)Stener  verlegt,  was  steuerpolitiBCb 
sehr  beacbtenswerth  ist 

Es  zei<rt  sich  diese  ]:Iutwicklung  noch  sch&rfer,  weoa  man  noch  etwa»  weiter 
leitlich  zurucligeht,  in  difl  Peiiod«  den  eheiiiaUg«n  Zolls  und  der  ConsQintioDncciäe, 
wo  die  directe  Steuer  noch  niedriger  und  noch  nicht  recht  zu  einem  normalen  GJied 
der  aligomuiutitt  Staatübeäteueruug  für  die  DeclkUug  allgemoiner  Slaat&au^(^abeo  ge- 
worden war.  Die  ftiterea  EtatsanfstelliiDgea  ood  FtnanzrecbDongen .  nameotlich  ror 
1866.  gestatten  aber  nicht  eint:  irenaue  Vergleichung  mit  der  neueren  Zeit.  Nament- 
lieh  der  theilweise  Zwecketout  rrli.irarter  der  frtiherfn  direrien  8teu<'rn  (<jrund-.  Kiti- 
kommen-,  V  ermögens>teuer)  ist  lut-r  zu  ^lürcJid.  Nuch  1867  warea  aber  z.  B.  die 
ErtrUge  der  beiden  direcien  Steuern  5.40  Mill.  lieichsmark .  der  übrigen  (ohne  die 
Gebühren)  5.87  Mili.  Mark,  also  bczw.  49.7  und  50  3  Vo.  währfinl  diese  beid'  n  Kar»»- 
goheeu  ergaben;  1875  8.2U  und  6.71  Mill.  Mark,  oder  55.3  und  44  7  1899  dO.25 
Qod  12.61  Mill.  Hark  (mit  Knbrilt  ZoUweseo)  oder  70.6  und  89.4  besw.  80.25 
und  8.47  Mill.  Mark  (ohne  Rubrik  Zollwesen)  oder  78.1  und  21.9  Also  ein« 
er  he  bl  ich  e  Ve  rsch  i  e  bu  ri  p:  nach  «Ii  r  Seite  der  reinen  d  i  recten  Steaero« 
wobei  allerdings  von  den  liejchszüllcu  uud  bieuern  in  1899  abgesehen  wird. 

Wie  äich  seit  1875  die  Ertrige  der  Steucrkategorieen  verschoben  haben,  erfiebt 
sich  aus  foI»;ender  (iruppirung  nac  Ii  li.  n  Datoit  di-r  Tab.  .^4.  woljoi  die  Feuerlösrfi- 
abgabu  weggeUäseo  worden,  die  Erbschaitssieuer  zu  den  direeten,  die  Gericht»- 
gebtthren  mit  Stempeln  und  Inmobilienftbgabe  zo  den  Verkehr»8teQern,  die 
Handels-  und  Schillfahnsgebuhren  mit  dem  Tonnengcld  und  der  Dedantionsabgabo 
und  drn  Kinrinhm.  ii  aus  dem  Zollwesen  zu  den  „Handelsabgaben**  gerechnet  und 
die  Hundesteuer  und  VergnUgung>steuer  aJü  „Luxussteuern"  (,um  eiueii  freilich 
nicht  gans  passonden  Namen  zu  wählen)  susammeDgefMst  vordeo  sind.  Verbraocbs- 
steucrn  war  n  iu  1S75  und  l^^T  die  GonsBiutioiiBaccise nebtt blnzagebörifem Bmoi* 

lUld  Wfg»'u._-lii.    i  lab.        s.  S.  569.) 

Eb  ergiebt  sich  aus  diesen  Daten,  dass  die  direeten  Steuern 
(einschliesslich  firbschaftsstenern )  jetzt  erbeblich 
mehr  im  Vordergrunde  stehen.  Das  will  aber  ungleich  be- 
sagen,  dass  man  die  Stenerlasten,  deren  Steigerung  in  besonderem 
Grade  dnrch  die  grösseren  Aufwendungen  ftlr  Handel  nnd  Schiff- 
fahrt hervorgernfen  ist,  jetzt  in  höherem  Maasse  der  Gesammt- 
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ICkV.  85.  HftmbnrgB  Stduerertrig«  nach  Steaerkftte^orieen. 


Absolute  Zahlen  (1000  IL) 

1875 

1887 

1889 

1899 

1.  Directe  Steuern  

8952 

15652 

19516 

32000 

2.  Verbräuchbäteuera    .    .  . 

1572 

2300 

8.  V  erkehrssteaern  •   .   .  • 

8749 

3514 

4370 

4941 

4.  Hait(it-Isab>^abti||  .    .    .  • 

1208 

1772 

6119 

98 

195 

183 

281 

o  in 

0II1D1D6  l"^-«)     .    .    •  . 

15577 

28488 

80188 

A  ü  AAA 

44690 

BelativzableQ  ^j^ 

1.  Directe  Steuern  .... 

57.5 

66.9 

64.6 

71.6 

2.  Vtirbraucbssteoera    .   .  . 

10.1 

9.8 

Summe  1  nod  2    .  .  . 

67.8 

76.7 

64.6 

71.6 

3.  Vorkebn»steaerD  .... 

24.1 

15  0 

14.5 

11.1 

4.  UaBdel»»bgabeQ  .... 

7.7 

7.5 

20.3 

16.7 

Sanitte  8  und  4    .  *  . 

318 

22.5 

848 

27.8 

0.6 

0.8 

0.6 

0.6 

Summe  X^h  .... 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

bevölkerang,  in  geringerem  den  unmittelbaren  Inter- 
essen ten  an  den  Handels-  und  Schifffabrtseinrichtungen  u.  s.  w. 
autlcjirt.  Durch  die  bezüglichen  Gebühren  und  Abgaben,  welche 
sich  ao  die  Benutzung  dieser  Einrichtungen  anknüpfen,  werden 
diese  Interessenten  aber  noch  nicht  ausreichend  beiastet.  Allerdings 
uiusä  hierbei  immer  zweierlei  mit  berücksichtigt  werden,  einmal 
nemlicb,  dass  eben  seit  dem  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein 
eigentlich  die  betreffenden  auf  Hamburg  nach  seinen  Consomtions- 
Terhältniasen  fallenden  Antheile  au  den  KeichszöUen  und  Verbrauebs- 
fltenem  einzusetzen  wären,  welche  znm  Theil  wenigstens  die  Stelle 
der  ehemaligen  eigenen  Hamburger  Zölle  nnd  Verbranchsstenem 
vertreten;  sodann,  dass  die  directen  Stenern,  einschliesslich  Erb- 
lehaftsatenern,  jedenfalls  in  betr&chtlicbem  Umfang  gerade  in  Ham- 
borg von  Censiten  gezahlt  nnd  endgilt  ig  getragen  werden,  welche 
dem  Handclsberufe  nnd  verwandten  Gewerben  angeboren.  Ander- 
seits trüL't  Liiich  (iir  übrige  Bcvülkeiüug  au  den  Lasten  der  Ver- 
kehrsskucin  ihieii  Aniheil  mit,  und  in  den  bei  den  Handel^ab'::aben 
hier  mit  eingerechneten  Einnahmen  aus  dem  Zollwesen  beiludet 
sich  auch  mancher  Posten,  der  nur  als  specielle  Gegenleistung  für 
besondere  Dienste  erscheint.  iSo  bleibt  die  Thatsache  doch  wohl 
bestehen,  dass  die  Gesammtbevölkerang  in  der  gegenwärtigen  £nt- 
wiekloDg  der  Hamburger  Steuerverfassong  in  besonderem  Maasse 
Lasten  mit  trägt,  welche  znr  Deckung  von  Ausgaben  fttr  Special- 
iateressen  des  Handelsbemfs  dienen.  Mit  anderen  Worten :  die  hier 
eonstatirte  Entwicklung  lässt  es  als  wahrscheinlich  ansehen,  dass 
der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistnngs- 
ffthigkeit  den  anderen  Grundsatz  der  Besteuerung 
nach  Leistung  und  Gegenleistung  etwas  zu  sehr  in 
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die  Nebenstelle  im  Hamburger  Stenerweeen  gedrängt 
hat  Eine  Entwieklnog,  welche  in  einem  wirkliehen  grosseren 
Staats  baosbalt  mit  grossen  Qesammtaasgaben  fllr  die  Allgemein- 
heit, fflr  wahrhaft  „allgemeine  OffenÜicbe  Interessen",  wie  es  in 

einem  eij^entliclicn  Staate  zu  sein  pflei^t,  ganz  berechtigt  erscheint, 
in  einem  hu  Hturk  stäiitischen  und  Handels-  und  Seeplatz-Ilaubhait 
wie  dem  Hamburger  aber  nicbt  iu  gleichem  Maassc  berechtigt  ist. 

Wenn  unter  den  directen  Stenern  hier  die  Grundsteuer  mit  in- 
bcgrit!en  ist,  deren  neuere  Ertragssteigerung  auch  eine  sehr  starke 
war,  60  gilt  das  Gesagte  von  dieser  zwar  weniger  als  von  der 
Einkommen-  und  der  Erbsehaftssteaer,  aber  da  ee  sich  bei  der 
Grundsteuer  durchaus  in  erster  Linie  um  dic^ienige  von  städtischem 
Orund  und  Boden  und  Hänsem  handelt,  ist  es  docb  wieder  direct 
und  indireet,  in  letzterer  Hinsicht  durch  das  Medium  der  Miethen, 
die  GesammtbeyOlkerung,  welche  auch  von  dieser  von  der  Grund- 
steuer herrttbrenden  steigenden  Belastung  mit  getroffen  wird.  Die 
gesammten  VerblUtnisse  regen  daher  die  Frage  an,  ob  nicht  unter 
Umstilnden  wie  in  Hamburg  eine  directe  Hpecialsteuer  anf 
Eiiiiioinmen  und  Ei  trag  von  Handel,  llhederei  und  ver- 
wandten Gewerben  das  Uiehtige  wäre?  Ich  bin  nach  der 
Prüfung  der  Hamburger  Finanz-  und  Steuerstatistik  geneigt,  diese 
Frage  zn  bejahen.  Ist  das  die  richtige  Entschcidnnf^,  so  wird  aus 
dieser  Darstellung  der  Hamburger  Finanzen  und  »SteuerQ  ein  £r- 
gebniss  gewonnen,  das  auch  für  die  allgemeine  finanz wissenschaft- 
liche Stenertbeorie  und  für  die  rationelle  Ausgestaltung  des  prac^ 
tischen  Steuersystems  von  Interesse  ist:  nemlich  die  Begründung 
der  steuerpolitischen  Forderung,  dass  in  solchen  Fällen  eine  stärkere 
BerttcksicbtigUDg  der  concretenVerbältnisse  des  betreffenden 
Gemeinwesens  bei  der  gansen  Einrichtung  des  Steuersystems  ge- 
boten ist 

§.  183.  Die  einzelnen  Steuern.  Die  Grundsteuer. 
Die  Hamburger  Steuern  sind  nach  dem  Vorainirclienden  die  beiden 
directen,  die  Grund-  und  die  Einkommensteuer,  die  in 
ihrer  finanziellen  Wirkung  aut  die  Steuerpflichtigen  der  directeu 
immer  nahestehende  Erbschaitsstener,  der  Stempel,  die 
Immobilien  abgäbe,  die  in  den  Gerichtskosten  mit  ent- 
haltenen Terkehrssteuerartigen  Abgaben,  die  an  Stelle  des  ehe- 
maligen Waarensolls  getretene  Declarationsabgabe,  das 
Tonnengeld,  die  Vergnttgungstener,  die  Hundesteuer, 
die  Loschabgabe.  Von  den  aufgehobenen  Abgaben  sind  die 
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frSbereD  Zölle  und  die  ConsniDtioDsaeeiBe  die  wichtigsten. 

Im  Folgenden  werden  diese  Stenern  nur  soweit  behandelt,  als  sie 
im  Hatubur^cr  llau.shalt  eine  grössere  Bedeutung  haben  oder  hatten 
and  sonst  von  allgemeinem  Interesse  sind. 

Die  Grundsteuer  ist  dem  Ertrage  nach  früher  längere  Zeit 
die  erste  gewesen,  auch  jetzt  nimmt  sie  danach  noch  die  zweite 
Stelle  nach  der  Einkommensteuer  ein.  Sie  hat  eine  lange  Ent- 
wicklung hinter  sich  und  ist  erst  durch  die  neueste  Gesetzgebung 
von  1881  zu  einem  gewissen  Abschlass  gekommen.  Sie  stellt  jetzt 
wesentlich  die  direete  Bestenernng  des  städtischen 
Grand  nnd  Bodens  nnd  der  Häaser  mittelst  einer  Ertrags* 
Steuer,  aber  in  Form  einer  daraus  gebildeten  Kapitalwertb- 
stener  dar  und  enthält  daneben  als  Landgrnndsteuer  eine 
Ertragsstener  naeb  dem  Beinertragsprincip ,  doeb  ebenfalls  unter 
Festhaltung  der  änsseren  Form  des  Werthkatasters. 

S.  über  die  frühere  Entwicklung  der  alten  druailächosite  die  Hatu1)urgcr 
Statistik  a.  a.  0.  Heft  IV,  S.  1  ff.  Die  alte  Grund bosteuerunjf  in  den  nach  Bedarf 
erhobenen  Schossen  war,  wio  vielfach  früher  üblich,  ebenfalls  selion  nach  dem  Kapital- 
werth der  Grundstücke  reranlarft.  In  der  fraü/,uais(  hen  Z  ;it  wurden  die  fran^O:iibcben 
directen  Steueia  1811  eingefohrt  und  nach  der  Befreiung  ron  der  Fremdlierrschaft 
noch  kurze  Zeit  beibehalten.  Schon  1815  kehrte  man  tbw  zu  den  alten  Einrichtuu^^en 
zurück.  (S.  ioi  Alljrerneiiien  den  Finanzplan  von  1B14.  15.  Sept.  und  20.  üct.,  nebst 
Abänderung  vom  22.  Aue.  I.^IG.^  Auch  die  alte  (irundstener  nach  dem  Werth  kam 
nieder.  Dieser  Werth  wurde  der  Kegel  nach  iadeüseu  nicht  direct  aus  Ivaufprcisca 
oder  durch  Schätzung  ermittelt  oder  doch  nur  aashil&wcise  und  zur  Coutrole  mit 
danach,  sondern  auf  fJrun<i  der  wpsentlirh  nach  den  Aniraben  des  Eii^enthuuiers  fest- 
gtMtdUtea  Mietb-  und  sonstigen  Erträge.  Daren  vurde  Vi  f*^  üaterhaltungs- 
keeten  n.  e.  w.  abgerechnet  nnd  der  Best  nach  dem  Satt  von  4  7«  in  Specicsgeld 
(Banco)  kapitalisirt,  dieser  Werth  dann  mit  dem  Steuersatz  von  "  „  in  Courant  von 
Speeles  jährltrh  belept.  Dieser  Satz  stellt  sich  bei  Annahme  trleicher  Währung-  auf 
t.4  'Vo  Werth.  Diese  eigeuthümliche  Bewerthungsweiae  erklärt  sich  aus  der  Sitte, 
die  Häoeerverthe  (und  Hypotheken)  im  Verkehr  nach  Specieswertli  zu  veranschlagen, 
die  Zinsen  aber  in  Courant  zn  bestimmen.  (100  Th!r.  pr.  Ü^O  M.  Cour.  =  c.  200  M, 
Banco.)  Die  Omndäteacr  wurde  zwar  immer  noch,  wie  meiüt  der  alle  Schoss,  ala 
keiae  darehaos  regelmissige ,  oidentltch«  formell  hehaadeh,  daher  nar  anf  Zdt  be- 
willigt, aber  bei  der  res:elmm%ieQ  Prolongation  der  Steuer  war  das  Verfahren,  welches 
bei  rMid.  r<"i  Hamburger  Steuern  noch  geneuwärtifr  besteht  (o.  S.  583K  nur  eine  recht- 
liche i^orLDaiität  Mit  kleinen  Veränderungen  blieb  diese  Gesetzgebung  bis  1825, 
b«zw.  1882  in  Kraft,  ron  wo  an  wegen  der  Yereehiedenheit  der  Verhiltniese  die 
'irundsteoer  anf  dem  Landgebiet  anders  als  in  Stadt  tnid  Vorstädten  ein- 
gerichtet worde:  der  Uebervaug  zu  dem  noch  gegenwärtig  bestehenden  venichiedenen 
Gnmdsmentystem  in  Stadt  (städtische  Grundsteuer)  and  I^od  (Landgrand- 
itener). 

Die  Grundsteuenrerordnung  vom  17.  Dec.  1832  (mit  spüt^ren  Zusfit/.en)  finderte 
für  Stadt  and  Vorstädte  einige  Be:»timmangen,  besonders  betretls  Ermässigung 
der  Steuer  bei  Leentehen.  Der  groese  Brand  von  1848,  dessen  wIrthschafUiehe  Folgen 

m%n  frlaubte  auf  die  Allgemeinheit  mit  nehmen  /u  sollen,  fahrte  dann  dazu,  den  Er- 
trag der  (irondsteuer  des  Staats  in  der  Stadt  zur  Deckung  der  Zins-  und  Tilgekosten 
der  für  die  Zwecke  der  Feuercasse  aufgenommenen  Staatsanleihe  festzulej^en.  Der 
Steuersatz  wurde  dabei  erhöht,  etwas  verschieden  in  Stadt  und  Von«tadt  St.  Georg 
einer-  un^  dem  übrigen  Gebiet  (mit  St.  Pauli)  anderseits,  dort  auf'',,*',,  (s.  Hamb. 
Stat.  Heft  4,  S.  5).   £in  neues  Gesetz  Uber  die  Grundsteuer  für  die  Stadt  und  die 
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Vorstädte  Tom  16.  Nov.  1864  behielt  die  technische  Stractur  der  Werthsteuer  bei, 
wobei,  wie  schon  rordom  «eit  1817  mit  Abänclcrnrigen  der  IlestiiiiniTin<^en  tob  1815.  für 
Häuser  mit  kkuaen  MieüiwoliuuugcD  (zuletzt  bi:»  200  M.)  die  Hälfte  statt  bloss  des 
Viertels  für  Ausfälle,  Leerstehen,  Kosten  abgezof«n  werden  durfte  and  dann  wieder 
der  Rest  kapifalisirt  wnrdf.  Auch  für  Speiclier  mit  monatsreiser  Vermiethung  wurde 
die  VergüDstignog  gewährt,  dass  sie  nur  für  eiueu  AeuuiuoaatiicheD  Miethbetrag  zur 
Steoer  berangezogeu  wuTden  und  deren  wieder  zur  BereobniiDg  des  Kapitalwertbs 
gekürzt  ward  (Gehetz  von  1869.  Art.  5).  Der  Steuersatz  war  jährlich  %  Courant 
vom  Banco.  Die  Grundlage  der  jrdirlichen  Veranlafruns:  waren  di«'  «ich  confrolir<?ndcu 
Angaben  der  steuerpflichtigen  Kigenthümcr  und  der  ^liether  (Art.  6).  Bei  l&uger 
als  halbjftbriKem  Leeisteben  und  Oobenatzlsein  trat  OrandeteaererU«  ein  (Art  8). 
In  dem  neuen  Gesetz  von  1881  wird  dann  zwischen  der  Grundsteuer  in  der  Stiidr, 
Vorstadt,  Vororten  mit  5  Promille  Steoentatz.  in  dem  tibrigen  Landgebiet  für  nicht 
mm  landvirtbacbaftlicben  Betrieb  dienende  Qraotblllcke  mit  4  Promille  Steuersatz  und 
Ar  die  zum  landwirthschaftlichen  Betrieb  dienenden  Grundstücke  mit  3  Promille  Sntx 
vom  Knpitnlwcrtli  tint.snichieden.  Der  steuerpflichtige  Kapiialwerth  der  nicht  znm 
lindwirthüchaftiicheu  Betneb  dienenden  Uraadtttücke«  zn  denen  u«  A.  Uausgärten  bis 
V4  ba  Grösse  i^erecbnet  werden,  wurde  ans  don  wirklieben  oder  prlsnmtiren  Miedi- 
Werth  durch  Kapitalisirung  zu  S'  g  Vo  gebildet,  für  AuäDllle  an  Miethc  u.  s.  w.,  Kosten 
dabei  bei  Miethbeträgen  bis  240  M.  V'g.  sonst  abgereclinet.  Die  besonderen  Be- 
stimmungen über  Speicher  (und  andere  Localitüten  zum  Lagern  von  Waaren)  Mnd  ge- 
blieben. Steuerfrei  sind  ini  Allgemeinen  stets  nur  Öffentliche,  kirchliche,  Stiftung^-, 
Schul-  u.  d<rl.  Gebünde  «r'»w«»9en  und  gebIit  lj,Mi.  W  diit-  iiiid  trewerbliche  <>ebäude 
sind  gleichmassig  steuerptiichtig.  Durch  das  Gesetz  vou  18^4  über  die  Eingemeixidang 
St  Paoli's  nnd  der  Vororte  in  die  Stadt  sind  die  Grenzen  swiscben  der  stidtisehen 
und  ländli«  ln'ii  Grundsteuer  verschoheii  worden  (5^.  Aus  den  in  den  gen.  Hcftoa 
der  amtlichen  Statistik  uiitg^theilten  Daten  und  Auaführungen  )»ind  besonders  diejenigen 
ron  Interesse,  welche  den  Eintiuss  einer  Katastrophe,  wie  dos  grossen  Brandes  vou 
1842,  auf  die  Grundsteaerverhilltnisse  darlegen,  ferner  die,  welche  »ich  auf  die  Eut- 
wirklmm;  der  verM-hiedcnen  Theih  der  Stadt  und  des  Gebiets  bezichi^n  nnd  endlicb 
die  Berechnungen  über  die  Beziehungen  von  Miethe.  Einkommeu,  Steuerlast. 

Für  das  eifrentliche  Landgebiet  hatte  sieb  die  Anwendanir  der  Steoer- 
trrumlsäf/e  iler  Oninuiiir  von  1815  missHcb  erwioeii  uijd  waren  dali<T  M'it  1826  andere 
Grund^ätze  zur  Veranlagung  benutzt  worden  Nur  die  wirklich  vernnethcten  od.  r 
getrennt  vom  Undwinhscliaftlichen  Betrieb  benutzten  Gebäude  wurden  danach  lur 
^tellelpflichtig  erklärt,  Uofstellcn  und  Wirthschaftsgebinde  freigestellt  und  für  die  Und- 
liclirti  (Jrund>tiiclii-  seD^t  die  iiltere  F>iiiii  der  Steuer  nach  Mortren-,  S<  heflel/ald  wieder 
angewandt.  Eine  SteuorerhObuug  nach  dem  Brande  von  1842  trat  aber  auch  hier  eiu. 
Die  AnsdebnODg  stidtiseher  Bebauung  auf  da»  der  Stadt  nnd  den  Vontädten  benach- 
barte (iebiet  bot  immer  wieder  Schwierigkeiten  für  die  rioiitiire  Besteueruni:,  die  Land« 
grund^teuer  galt  als  sehr  ungl<'iehinas«ii<r  veranlagt  und  fUf  wirklirb  land wi^ill^ell;^ft- 
lich  benutzte  Grundstücke  zu  niedii^^  Ein  (i(>sctz  vom  16.  Juli  IbUii  hut  dann  die 
ganze  Grund«teoer  auf  dem  Landgebiet  (aus.ser  dem  Amt  Rit/cbuttel,  worauf  sie  aber 
später  auch  au.sgedelint  wnr  l- n  i^t)  vorbcdialllieh  *  incr  definitiven  Kegulirung  der 
Laudgrundstcuur  nach  VuUenduug  der  Vermessungen  des  Gebiets,  neu  geregelt 
Datiacb  rerbtieb  die  Wertbstener,  aber  in  rencbiedener  Hobe  nacb  der  Benntznngs- 
weise  des  Grundstücks  und  zum  Theil  nach  der  örtlichen  Lage.  Dem  höchsten  Steuer- 
satz. ^'^  *^f„  C'VUT^ut  von  Species  Batu  r».  tinferlagen  die  nicht  zum  landwirthschaftiichen 
Betrieb  benutzten  drundatucke  und  Gcbande^  „soweit  die  Benutzung  der  Staat^iwasscr- 
knnst  mOfflieh  i»t  oder  soweit  die  Strassenerlencbtong  ?om  Staato  bezaUt  wird**,  alse 
wesentlich  die  GrundbtuclM-  •-tädtiM'Iien  ("Jiarakters,  ausserhalb  dieser  Grenze  war  der 
Satz  '/tVo-  '^^  dieser  Kategühe  gehürteu  Grundstücke  und  (ieb&ode  zum  Wohiieu 
für  das  ganze  Jahr  „oder  für  Sommerlvst*\  mit  Hoft-lumen.  B«Bisen.  St&llen^  Ltixus- 
gärten,  auch  wenn  in  diubon  etwas  Gemüse  und  Obst  gezogen  wird,  ferner  solche 
Grund-tu(  ke  und  Gebnnde  ft)r  jede  Art  srewerblichen  Geschäfts  (Geaetz  von  18R2, 
Art.  2).  Schon  18(33  wurde  indessen  diese  Bestimmung  des  Art.  2  aufgehoben 
nnd  der  Steuersatz  für  alle  nicbt  znm  landwirtbscbafUicben  Betriebe  dienende 
Grundstuckt)  und  Gebäude  auf  '  Tonraiit  vorn  S]ieries-Ranco-Kapitalwerth  fest- 

gesetzt, wa^  eine  Begünstigung  der  mehr  städtischeu  Grundstücke  in  sich  schlo&s. 
AUe  zum  landvirtbscbaftiichen  Betrieb  benutzten  Grundstöcke*  Undereien,  Gebinde, 
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d.  h.  solche,  auf  denen  eiponüicher  Ackerban  betrieben,  oder  die  zar  Gewinnunfir  von 
Viebfutter  oder  mm  (lemubcbau  benut2^t  wariieu,  iiebbt  den  da£U  ^ebörigeu  Gebäuden 
(iocl.  Arboiterwo!i[iuii)rcii) .  zahlten  dagcg^en  luir  Ausmlitlans  und  Fast- 

siellong  des  Kapltalwcrths  hatte  durch  „Sch&tzongsDttrgcr"  zu  erfolffeu,  für  nicht 
ziUD  UndirirtbschafUicben  Betrieb  benatzte  Grondsttlcke  und  Geb&ade  nach  dem 
Mledivttrtb  und  Bach  den  Gnmdsitxen  der  stidtfacbeD  Orandsteaer,  mit  Kapitalisinuig 
des  in  Coarantgeld  ermittelten  Mietbcrtrags  zn  4  Conrant  in  Banco.  Für  die 
landwirthscliaftlich  b»^T)nt/t«ni  Gnuidstllcke  f^ollten  die  SchätzungsbUrg:er  dagegen  den 
Kapitalwerth  „unter  Burucksu  htigung  ihrer  Beschaffenheit,  ihrer  Nutzbarkeit  und  aller 
MMt  in  Betracht  kommenden  Omst&nde,  naae&lUch  aach  der  OeicUaalaii,  aach  bestem 
Ermessen  alljährlich"  festsfeilen.  Eine  Aufgabe,  deren  T  flsunir  sich  natürlich  sehr 
schwieng  enries.  Man  kam  aber  achiieeilidi  1864  mit  der  Sache  la  Stande  und 
ttdlte  ftr  Jeden  StenerdistrleC  des  LandgeUets  den  Geldverth  für  die  Heclare  fest 
(s.  die  Tabelle  in  Heft  IV  der  Hamburger  Statistik  S.  22).  latereesant  ist  auch  hier 
die  Entwicklanir  der  Stenorcrtr^i^e  in  den  ferscbiedenen  Tbeilen  des  Landgebiets, 
besonders  die  raschere  Steigerung  in  den  schneller  und  st&rker  sich  be?ölkemdea 
Geeetlaaden  im  Vergleieli  mit  der  grOsseraii  Stabflitit  in  den  HaisehlandeD  (s.  die 
Statistik  1.  a.  0.  und  dazu  die  Ausfahrnng:en  N e ss m an n 's).  In  der  Gesetzs^ebung 
foo  18äl  wurde  dann  zwar  auch  für  die  zum  iandwirthschaftlichen  Betrieb  dienenden 
GroodstOcke  die  nominelle  Kapitalwcrthbesteuerung  beibehalten,  unter  Anlegung  eines 
Kspitalisirungssatzes  von  nur  S'/g  7o  ^(regen  8Vt  Vo  <^cn  anderen  Grundstücken), 
aber  die  Ermittlung  des  dieser  Kapitalisirung  zu  Grunde  zu  leidenden  Reinertrags  in 
die  richtigen  Wege  geleitet.  Es  wurde  nemlich  für  die  Ermittlung  dieses  Bein- 
ertiBga  ein  ei^;aMS  Bonitirnngsgcsetz  gleiehseitif  erlassen  (4.  Joli  1881\  irelebes 
die  üblichen  Grundsätze  der  Reiiiertraffskatastrirnn»?  cnthMt  Nur  hi.  die  Roniriring 
Qach  diesem  Gesetz  erfolgt  war,  blieb  das  frühere  Ermittlungsverfahren  von  1861  in 
Kraft  Das  Gesetz  schliesst  sich  dorn  preussischen  Katastrirungsgesetz  an.  Das  System 
irsr  das  des  Ertiigs-,  Classan-  und  Parcellarkatasters  Die  Ausfuhrung  erfolgte  mit 
Hinzaziehong  preussischer.  mit  der  Katastrirung  in  Holstein  LeLannten  Beamten.  Der 
ermittelte  Reinertrag  nach  Guitnrart  und  Glat»e  wurde  dann  nach  dem  gesetzlichen 
8tts  kapitalisirt  Ten  10  sa  10  Jabren  soll  darcb  die  Steneidepatatiön  eine  Reriiiioo 
des  riassent^rifs  .stattfinden.  (S.  über  die  Ausfiihrung  der  Bonitimng  und  dieEigdb^ 
Aisse  Heft  15,  Abth.  2  der  Hamburger  Statistii».  S.  1  fT.) 

Die  Hamburger  Grundsteuer  und  die  in  ihr  entbalteue,  im 
Stadtgebiet  natürlich  den  weseotUcbsteD  Tbeil  bildende  Gebäade- 
iteaer  ist  also  doch  seit  Alters  und  noch  jetzt  eigentlich  nur  eine 
nominelle  Steuer  nach  dem  System  des  Werthkatasters^  da 
der  Werth  dnrehweg  ans  dem  Ertrag  erst  dareb  eiae  BeehniiDgs- 
operatioDi  dmn  maassgebenden  Coeliieieiiten  das  Gesetx  bestimm^ 
gebfldet  wird.  Sie  gebOrt  daher  im  Grande  %n  den  Stenern  naeli 
dem  System  des  Beinertragslcatasters.  Ihre  Gkstaltnng  als  Kapital- 
wertbstener  bat  nnr  historische  Gründe.  Das  Problem  einer  rich- 
tigen Besteuerung  der  Conjnncturen gewinne  beim  städtischen  Grund- 
eigentbum  wird  von  dieser  Steuer  niclit  anders  und  uicht  besser 
gelöst  als  von  jeder  Keinertragssteuer,  welche  in  kurzen  Perioden, 
namentlich  jährlich,  wie  in  Hamburc-,  neu  veranlagt  wird.  Das 
Prol)lcTii  der  ansreichenden  Besteut-niiig  der  RaustelleTi  oder  der 
mit  geringwertbigen  Gebäuden  besetzten  Grundstücke  bleibt  auch 
hier  noch  ungelöst  Eine  gewisse  Ergänzung  findet  die  Grundsteuer 
nach  diesen  beiden  Seiten  indessen  durch  die  Immobilienabgabe 
snd  doreb  die  Erbeehaftsstener.  Die  Stabilität  der  Landgmndstener 
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steht  treilich  mit  der  jährlichen  AenderuDg  der  städtischen  nicht  in 
Einklang. 

g.  184.  Die  Einkommenstener.  In  Hamburg  ist  es  eist 
im  Jahre  1866  (Gesetz  Tom  26.  Mftrs  1866)  zur  Einftlhrang  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  gekommen*  Bis  dahin  haben  seit 
der  Wiederherstellung  des  Freistaats  nach  der  französischen  Zeit 

von  1815  an,  wie  in  früheren  Zeiten,  verschiedenerlei  Personal- 
stenern bestanden.  Die  gewobDlichen  ordentlichen,  d.  h. 
jedes  Jahr  bewilligten  und  erhobenen  hatten  noch  den  Character 
von  Zweck  steuern  (sosren.  Entfestigungssteuer  von  1819/21, 
BUrgermilitarsteuer  von  1814,  eigentlich  auch  in  Etwas  noch  die 
Brandstciier  von  1842).  öie  bestanden  in  einer  eigenthümlichen 
Combination  von  Vermögens-  und  Gewerbe-  und  Einkommensteuer! 
theil weise  mit  Bildung  eines  steuerpflichtigen  Einkommenbetrags 
mittelst  Anlegung  eines  fingirten  Rentensatzes  an  das  Vermögen  des 
Gensiten.  Die  Bttrgermilitftrstener  war  zuerst  nach  dem  Mieth- 
betrage  des  Dienstpflichtigen,  der  den  Dienst  nicht  leistete ^  ver- 
anlagt. Daneben  sind  mehrfach  ausserordentliche  directe 
Stenern  aufgelegt  worden,  tbeils  auch  als  Zweckstenem  und  in  der 
Form  von  eonibinirter  Vermögens-  und  Einkommensteuer  (Kriegs- 
und VermJ^genssteuer  von  1815),  tbeils  zur  Deckung  ullgeuieiDeD, 
vorübergehend  höheren  Bedarf's  in  Form  s  Ich  er  Steuer,  ebenfalls 
unter  Bildung  von  EiiikdiiHuenbeträi^en  aus  fingirten  Rentensätzen 
des  Vermögens  und  unter  Hinzuziehung  von  Steucrzuschragen  nach 
gewissen  Consumtionsmerkmalen.  Bcmerkenswerih  ist  bei  diesen 
Steuern  die  Gewährung  der  Stcnerfreiheit  lür  kleine  Einkommen 
(ausser  bei  der  Steuer  von  1815),  der  progressive  Steueri'uss,  die 
Veranlagung  der  Wohlhabenderen  nach  dem  Vermögen,  allerdings 
später  unter  Berechnung  eines  Einkommens  daraus  auf  Grund  flu- 
girter  Rentensätze  dafür,  endlieb  die  Annahme  einer  bibberen 
Bentabilltät  des  geschäftlichen  als  des  sonstigen  Vermögens  in 
diesen  Sätzen,  somit  eine  relativ  höhere  Belastung  der  Wobihahen* 
deren  und  gpeciell  der  Gesihältskute  darunter.  Eine  grössere 
finnpzielle  Bedeutung  nach  ihrer  Höhe  und  Ertragsentwieklung  hat 
von  diesen  bteuern  tlir  dm  öfleiitlichen  Haushalt  nur  die  Brand- 
steuer  erlangt,  Sie  erscheint  als  die  eigentliche  Vorläuferin  der 
allgemeinen  Eirkommensteuer  von  1866. 

S.  die  knappe,  »ber  tnfi  liehe  Drir^tcllnujit  von  Nessinann  im  Heft  III  dei 
Hamburger  Statistik.  S.  ü.,  und  die  Ertrag: st a belle  44  (1821—65).  Bei  dtjr  Ei|t«l»- 
tbOmlichkeit  dieser  früheren  Penooalbestenernn^  i»t  es  ton  luteresso,  sie  elwms  nlher 
aDsnsehSD,  wss  hior  mit  Benolzaiig  der  gen.  Arbeit  feschieht. 
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In  der  Combioation  der  Vermögens-  and  Einkommensteuer  wurde 
ein  altes,  besonders  sUdtisches  Princip  der  directen  Besteueniog  f^tgebaJten.  Die 
fnndiiltliclie  Stnetor  der  Steoen  wvrde  anefst  &Mh  der  firanztebcbeo  Zeit  in  der 

Kriegs-  und  Vormö^renssten^r  von  1815  festpestellt  und  ist  dann  mit  Modifi- 
caüonen  bei  den  Persoualsteuern  bis  1866  in  (Jeituag  pc^blieben.  Die  Verbindung 
zwischen  VermöKeni}-  und  Einkommenstener  erfolgte  in  der  Weiäe,  da&s  die  Perbonen 
Bit  grösserem  Vermögen  (von  100.000  M.  fianco  ad)  dtnach  und  zvar  bei  der  Steuer 
ron  1815  (für  den  Zweck  der  Bewatl'nun«:  zu  dem  neuen  Kriep  jTf^grcn  Fmuknjich) 
mit  7Vft  Promille  Jabresfcati  ('/«  °^/«o  Courant  von  Banco  monatlich  =  9  i'rumille 
jüriiclif,  WittweD  und  UoDlIndife  ohne  Oewerbel»etiieb  mit  */•  dieses  Satzes:  dass 
dagesren  dio  übripo  Bevölk  ;  i;  n ohne  oder  mit  weniger  Kapital  nach  Einkommen, 
be^ir  Verbrauch  besteuert  wurde,  nach  einem  progiessiven  Tarif  (unter  1000  M,  Crt. 
mit  1.2.  1000—3000  M.  mit  2.40  u.  s.  w.,  über  10.000  M.  mit  7.2  %  Jahrcs^at/). 
In  den  2  nntersten  Stufen  wurden  grössere  Familien  um  '/«  crmässigt  Einscb&tzungs- 
MmmissioM' n  besorgten  die  Veranlagung,  Ermässipun^en  in  dieser  erfolpten  für  die 
dies  beanaprucheadea  Censilen  mittelst  Bein-tindung  durch  eidliche  Angaben  über 
yenD0fen  und  EinloBineii.  Naeh  dentelben  Graodsitz^n  vnrde  die  Eutfesiigunga- 
steuer  ron  1819,  mit  »Steuer freiem  Minimum  vom  Einkommen  t)is  400  M.  Courant, 
veranlagt,  die  dann  spfiter  für  andere  Zwecke  zur  bleibenden  ward.  Sie  ist  von  den 
Bewübucrn  der  inneren  Stadt,  die  ituerst  allciu  btcuerpiiichiig  gcwe^eu  waren,  aiiuialig 
veiter  ausgedehnt  vwden.  Auf  derselben  Grundlage,  aber  mit  si&rkeren  Hodificationen 
ia  der  Durclifuhrnnp,  I)eruhti:  eine  mit  einer  Luxusstener  rerbundene  aus^erordent- 
liche  allgemeine  Erwerbs*  und  Einkommensteuer  von  1831.  Hier  wurden  Ceuaitea 
Bit  ftber  20  000  M.  Vermögen  nach  diesem,  andere  nach  Einkonmen  (Einnahme)  T«r> 
anlagt.  Bei  ersteren  fand  aber  eine  Unterbcheidung  nach  Beruf,  daher  nach  muih- 
msa^slirber  Anla?cart  und  Rentabilit.1t  des  Vermögens  statt.  Bei  Gesch&ft!«Ieuten 
nahm  man  eine  Hente  von  4.8  %  (auf  gleiche  Währung  reducirt),  bei  anderen  Leuten 
aor  Ton  8.2  bildete  nach  diesem  Satz  das  «tencrpflichtige  Einkommen,  das 

dann  die  Steuer  mit  2\'o  %  Jahresj-afz  zn  tragen  bnt'e.  ünverheirathete  Frauen  und 
ComQndigc  mit  unter  100.000  M.  Banco  nicht-gebchäiUicben  Vermögens  and  alle  Ccn- 
iHen  letzteren  TermOg ens  Ton  vnter  50.000  M.  Banco  hatten  Indessen  nur  den  halben 
Sllt  zu  entrichten.  Für  die  übrigen  nach  dem  T^r  kummcn  eingeschätzten  Peisonen 
begann  die  Steuerpflicht  mit  1000  M.  Courant  (  luO  l  lilr.  preuss.)  und  war  der  Steiier- 
ftts  ein  progressiver  in  3  Stufen  (V,  bis  4000  M.,  1  bis  8000.  1'/«  über  8000  M. 
Gomat),  wobei  wieder  grössere  FamUien  in  der  1  Stufe  um  V4  ermiSKigt  werden 
konnten.  Zu  diofer  Steuer  traten  dann  Zuschläge  in  Form  von  Srcuer>ritzen  nach 
dem  veranlagten  (bezw.  bngirten)  Einkommen  mit  4  Promille  bei  denjenigen  Censiten, 
welche  irgend  eine  Wohnnng  aof  dem  Lande  hatten,  mit  1  ^/q^  fUr  jedes  Loxuspferd, 
dcwL  for  jeden  männlichen  Dienstboten  fbr  häusliche  Zwerle  nnd  mit  '^/^  für 
jeden  weiblichen  desgl..  wobei  aber  nur  Censiten  mit  Einkommen  nber  1500  und 
bis  30  000  M.  Courant  in  max.  solche  Zuschläge  erfuhren.  Diese  Art  der  Steuer  ist 
ipiter  mehrfach  wiederholt  vtNrden,  nur  mit  Terftndemog  der  Grwzen  zwischen  Va- 
rnnp-ens-  und  Einkorn mensteuer.  Aendeiunk'  der  Steuersätze,  Termehivng  der  Sienei- 
das&en  bei  den  nach  Einkommen  veranlagten  Personen. 

Nach  gleichen  Grund^St/en  der  Combination  von  Vermögens»  und  Einkommen- 
itencT  wurde  dann  die  Brandsteuer  von  1842  (Veroidu.  vom  7.  Dec.)  eingerichtet. 
Sie  war  zur  Bew§ltiffur  fr  der  fiiian/iellcn  Scbw  ieri^keiti  n  riui  Ii  dt  m  grossen  Brande 
und  als  die  Grundsteuer  für  die  Feuercassen-Anieihe  festgelegt  war,  nothwendig  ge- 
Verden,  also  insofern  doch  anch  eine  Art  Zvecksteoer  ad  hoc,  nm  den  Anafall  an 
Gnndhteoer  zu  ersetzen.  Auch  bei  ihr  wurde  ein  tingirter  Ertrag  bei  den  nach  dem 
Vermögen  Veranlagten  (Uber  50.000  M.  Banco)  wie  in  der  Steuer  von  1831  für  ge- 
schäftliches und  anderes  Vermögen  berechnet  und  dann  mit  4*/»  und  2Vj|  "/o  belegt, 
die  iibri^M  n  Censiten  lo  4  Slofen  (über  1000,  4000.  6000.  8000  M.  Cn.  Eihk..n>men) 
Va-  1'  3-  2  2*  3  progressiv  besteuert,  aber  auch  die  Personen  mit  aber  500  bin 
1000  M.  Crt.  waren  zum  f<»ten  Satz  von  3  M.  Crt.  steuerpiiichtig. 

Die  Bttrgermilitirstener  ron  1814  Ist  deswegen  he^nders  hemerfcenswerth, 
weil  sie  nicht  nur  eine  Zweiksteuer  zur  Re>freitung  der  Kosten  des  Burgermilitärs, 
soDdem  aueb  nach  ihrer  Einricbtnri^'  eine  Art  W  »hrsteuer  urid  M  i  ]  i  1 5  rl  e  ibt  u  ngs- 
Eraatzsteuer  war.  Sie  war  nemlich  von  denjenigen  ^lannern  /u  zahlen,  welche 
•Ichl  penSoliclk  dienten  nnd  ron  Fraoen,  welche  ein  eigones  Banz  bewohnten«  seit 
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1849  im  eiiifachüQ  Satz  ron  Fcaaen  and  nicht  mehr  im  dienstpflichtigen  Alter  steheA- 
dt»  Mi0D«ni,  im  doppelten  Ssn  reu  Penonen  im  dienstpflichtig«»  Alter,  die  ve^eii 

(lebrecheu  oder  aas  aonstijiccn  pesetzlichen  (irilnden  befreit  wartMi.  1854  wurden  nll  '  ia 
Stadt  and  VorstAdton  Wohnenden  oder  da  tiewerbetreibeuden  mit  Einkommen  über  1000 
Mark  steoerpflichti^,  ausgenommen  die  persönlich  Dienenden  oder  gesetzlich  Befreiten. 
Bii  1849  WQfde  diese  Steuer  nach  der  Miotht;  des  Pflichtigen,  anter  Freilassung  von 
Leuten  mit  kleiner  Miethe  ^100  M,  Crt.)  nach  einer  Stufenscala,  aber  im  relativ  Kleieheo 
Satze  (eigentlich  eine  Art  Smfcntaxen,  Minimom  2,  Mazimom  30  M.  jährlich)  er- 
hoben, ron  1849  an  irnrde  sie  auf  der  Orandlafe  der  Braodeteaer  in  Perm  ?<»  Zv- 
•chligen  dazu  reranlast.  unter  Fr<'ilassi)iic-  des  Einlommens  bis  1000  M.  Crt. 

Nach  dem  gen.  Tabeiltiuverk  war  der  Ertrag  der  Entfestiguuessteoer  im  Jahr- 
fünf 1821—25  im  Durchschnitt  113.000  M.  Crt.  (zn  0.4  Thlr.),  1861-65  802.000, 
der  Bu  -  rmilitirsteaer  bezw.  28.000  und  140.000,  der  Braod.stiuer  seit  1843  anfangt 
im  ?olleu  Jahressatz  c.  COO.OOO,  1861—65  im  Durchschnitt  1.269  000  M.  Crt..  di-cr 
3  ordentlichen  Steuern  zusammen  in  letzter  Periode  demnach  1.71L000  M.  Die  neue 
altirmeine  EinkonmeMtener  lieferte  eohoD  in  den  ersten  Jnliraa  nach  ihrer  EiiifiUirung, 
1866  ff.  2.15—2.87  MilL  Mwk  Crt  (nnch  der  TnbeUe  a,  n,  0.  8.  158  IL^ 

Die  Mängel  dieser  directen  Bestenerang,  die  Mannigfaltigkeit 
der  bteuern,  die  FinanzbedUrfuisse  und  das  Streben  nach  besserer 
Steuervertheilung  drängten  schon  länger  nach  einer  Reform.  Diese 
kam  aber  wegen  der  in  der  Sache  selbst  liegenden  Schwierigkeiten 
und  wegen  des  Zusammenbangs  mit  anderen  Finanz-  und  Steuer- 
reformen) besonders  auf  dem  Gebiet  der  Accise,  lange  nicht  recht 
in  Gang.  Auch  innere  politische  Momente,  dann  der  Zasammeo- 
hang  mit  der  Acndening  der  in  directen  Besteucmng  der  Lebens- 
mittel,  eine  Keform,  welche  wieder  mit  der  Frage  der  AblOsnng 
der  Bealgerechtsame  Ton  Nabrangsgewerben  (Bäcker,  SehlAebter, 
Branerei)  in  Verbindung  Rtand,  wirkten  hemmend.  Erst  nach  Re- 
form der  Verfassung  (1860)  und  nach  Aendernngen  im  sonstigen 
Stenerwesen  (Aoeise  s.  u.  §.  187)  und  nach  Einttihrang  der  Ge- 
werbefreiheit (1865)  kam  es  zur  Reform  auf  dem  Gebiete  der 
directen  rersonalbesteuerung  mittelst  Uebergangs  zur  allgemeineu 
Einkommensteuer  von  1866  (Gesetz  vom  26.  Mär/,),  —  immer- 
bin daher  noch  kurz  vor  der  grossen  poiitischeu  Wende  in  Deutsch- 
land in  diesem  Jabre.  —  Die  neue  Steuer  entsprach  den  Anforder- 
ungen und  den  gleichen  Steuern  damals  in  anderen  deutseben 
Ländern  im  Ganzen,  aber  noch  nicht  den  strengeren  Grundsätzen, 
welche  in  der  deutschen  Gesetzgebung  meist  erst  seit  den  lö70er 
Jahren  Anerkennung  gefunden  haben. 

Die  Steuer,  die  fUr  das  ganze  Stant.ngebiet  (aasgenommen  Amt  Bittebüttel  and  eifaie 
Zeitlang  Berjrcdorf)  Geltuiiir  liatte,  bfschri4nkte  zunächs-t  die  subjective  Steuer- 
pflicht  noch  auf  die  physiscUeu  Ferüonen  (und  ongetbeilte  Erbscbaftamaaeen),  traf 
anaser  den  StaetsangebSrigen  die  gescbifta-  und  enrensthidgen  im  Gebiet  wohneBAia 
Fremden,  die  übrigen  Fremden  nur  nach  Maassgabe  ihres  Verbrauchs  im  Gebiet, 
nicht  ihres  ganzen  Einkomtacns  7\  auch  auswärtige  Theilhnber  von  Hambarger 
Geschäften  nach  ^Maa^^gabü  des  Erwerbs  auä  dickem  ücücbäft  v§'  !•  6).  Die  Steuer 
war  sonst  eine  allgemeine,  mit  wenigen  Steuerfreiheiten  nacb  dem  Xailf  (In  Dienst 
■tobeade  MiUiin,  OeietUcb«  und  Lebter  m  AffentUcben  Scholen,  mcb  peniimiiite  mni 
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Wittwen.  für  das  Amtseinkommen  u.  s.  w.).  Sic  lialte  aber  ein  stea erfreie» 
Minimum  bi^  500  M.  Ort.  (200  Thtr.),  daun  emea  bis  3%  progressi7eQ  Steuerfass 
10  Stofen  (501—700  M.  Ort.  Einkommen  mit  4  in  der  Stadt,  mit  3  M.  anaserhalbf 
für  je  100  M.  Einkommen  dann  >  M.  mehr  vou  7—1100,  1  M.  mehr  von  11—1600. 
IV,  M.  mehr  von  1600—30011.  2  mehr  ?on  a— 4U00,  3  mehr  von  4—5000.  4  mehr 
TOB  5—6000,  5  mehr  fon  6—7000  «  6  mehr  bei  7000—8200,  von  8300  M.  an  aber 
37«  von  der  ganzen  Summe.  For  Steaerpflichtige  bis  4500  M.  Einkommen  umI 
mit  Familien  von  mehr  als  4  Personen  (2  Kinder  bis  14  Iribr  n  für  1  Person  ge- 
rechnet) wurde  der  Steuersatz  om  74  ermSs^igt.  Die  Steuer  war  im  üebrigen  in  der 
Alt  neuerer  Einkommensteoen  eiogerichtet,  QmftMBte  BemeniBdi  Jedrede  EislommeDMt 
md  den  als  wirkliebes  Einkommen  anzusehenden  Betrag  (so^cn.  „reines"  Einkoinmen. 
§>  4  nebst  AnhAUg  d&zn).  Erw&hnt  sei,  dass  danach  Lotteriegewinne  als  £in> 
kouBen  »os  iceirioiibriBgeiMiett  GeaeUflen  tteaerpflichtig  sind,  Erbschaften,  Schenkungen. 
Mitgiftengelder  dagegen  als  VermOgensznwachs,  von  dem  nur  die  Einkünfte  unter  die 
Steuer  f^^IlfM),  N.  0  des  Anhan^'i'*  Die  Grundhri"  dßr  jährlichen  Vf^rnn!a<rang^  war  die 
Declarationspflicht  nach  amtlichem  Formular  (aber  Einkommeu  buzw.  Verbraachj, 
doch  ohne  beaaBdere  Sfcberong  daftir,  due  sie  erflillt  wurde,  indem  die  Cräolteii, 
W'.'lchc  bis  zu  dem  bestimmten  Termin  nicht  decl'irirt  hatten,  nur  der  Abschätzung 
dorch  die  Scbltzongtiburger  ihres  Bezirks  ohne  weitere  Kechuuiachtheile ,  wie  sie  die 
neeesten  dentscben  Gesetze  in  dieien  PAUen  bestimmen,  anterliegen  (§.  10).  Die  Selbst- 
sebitiBDgen  wie  diese  letzteren  Absdiiinngen  worden  dann  von  Revislünscommissionen 
tnach  Gesetz  über  OrganiHation  der  Verwaltung  vom  15.  Juni  ^.  ?>r,]  ireprüft, 

vobei  eine  Erböbang  einer  Selbstschätzung  nur  nach  vorherigem  üehör  des  BetheiÜg- 
teo  statthaft  war  (§.  11)  Den  denwtalt  in  der  Steuer  erhöhten  eleh  felbetachitaeo- 
den  wie  den  von  Schätzun^sbargcrn  abgeschätzten  Censiten  stand  Reclamationsrecht 
dessen  spcciellere  Begründung  und  deren  eventuelle  eidesstattliche  Bckriftignng 
verlangt  werden  konnte  (§.  12).  Der  bloss  abgeschätzte  Censit  war  aber  verpflichtet, 
f^lls  er  zu  niedrig  abgeschätzt  worden,  dies  anzuzeigen.  Wer  dies  nnterliess,  sowie 
ler.  welcher  in  , .betrügerischer  Absicht  oder  gewissenlosem  Leichtsinn"  in  der  Selbst- 
Schätzung  oder  bei  Reclamationeu  den  Fiscus  beuacbtheiligende  Angaben  gemacht 
lutie.  konnte  nnf  Antrag  der  Stenerbehdrde  (der  Stenerdepotation)  rar  Dntersocbong 
f^tiozcn  und  ausser  zum  Ersatz  der  Steuer  mit  den  Zinsen  dafür  auch  zur  Geldstrafo 
bis  zum  Zehnfacheu  des  zu  wenig  gezahlten  Steuerberrags.  im  Wiederholungsfalle  mit 
den  Doppelten  dieser  Strafe  verurtbcUt  werden  14  15).  Auch  wer  iu  der  Ycr- 
inlagung  ttbeiy^ngen  war  und  keinen  Steuerzettel  empfaDfea  lutto,  war  zur  eigenen 
Anmeldung  verpflichtet,  hatte  die  Steuer  mit  5%  Zinsen  p.  a.  nachzu/nh!.«n  nnd 
erentneU  eine  Geldstrafe  bis  zum  Maximum  des  entzogenen  Steuerbetrags  zu  gewärtigen 
(§•  18).  Die  8traferlenntnis8e  erfolgten  in  der  1.  Iwtans  durch  die  Stenerdeputation, 
mit  Recurs  an  das  Obergericfat  Zur  Zahlung  der  Geldstrafen  Unfähige  konnten  statt 
dessen  mit  Gefängniss  belegt  werden  (§.  19).  Die  Steuer  war  terminweisc  von  Cen- 
«len  einzuzahlen,  mit  Strafzuschiagen  ^^ie)  nach  Ablauf  des  Tcrmiüb  und  mit  An- 
drohung von  Execotion  nach  weiterem  Termin  (§.  16,  17).  Eine  singuläre,  aber 
zw'.ckmässige  Bestiminan^r  (jj.  20  orlnetc  alljährlich  die  öffentliche  Bekanntmachung 
«wer  „zwar  classenweiäen,  doch  möglichst  detaillirt  aufgemachten  Statistik  über  die 
Zahl  der  in  Stndt  nnd  Gebiet  Tefstenwten  Einkommen'*  an.  Dieser  Bestimmung  ist 
die  treffliche  Hamburger  Steuerstatistik  mit  zu  verdanken. 

Das  G»5setz  von  1868  bat  dann  durch  das  vom  9.  Jan.  1871  kleine  Aendernrtiren 
«rfahreo.  wesentlich  in  Betrell  der  subjectiven  und  objectiven  Stcuerpflicht  mit  Kuck- 
^icbt  auf  das  Reichsgesetz  von  1870  wegen  Vermeidung  ron  Doppelbesteiieninf.  Auf 
I-aridh-  rr-  fuft  Hereedorf  wurde  die  Steuer  erst  seit  1878.  auf  L-indherrschaft  Kitze- 
Buttel  erat  aeit  187^  ausgedehnt  Der  Ertrag  der  Steuer  auf  Grund  der  Sätze  des 
^i«Mties  ron  1866  stieg  von  2.7S5.000  Belelismult  im  Durchschnitt  voo  1866—70  auf 
3.958.000  in  1876—80,  auf  4.401.000  in  1880  all.-in  im  Staats irebii-t.  davon  kamen 
m  diesen  drei  Zeiträumen  auf  die  innere  Stadt  2.201.000  -  2.766.000  —  3.048.000 
Bcichäu.^ik.  Besonders  stark  ist  der  Enrag  in  Folge  der  steigenden  Bewohnerschaft 
IIB  sogen.  Geestgebiet  gestiegen,  in  denselben  Zeiträumen  ron  197.000  nof  577.000 
«ad  718.000  M.  (Hamburger  Statistik.  Heft  13,  S.  26,  28). 

Eine  Fortbildung  bat  die  EiDkommenstener  von  1866  bezw. 
1871  duin  im  Jahre  1881  dareh  das  Qeieta  Tom  7.  März  erfahren. 

A  Watnev,  ISaaaawiMttMhBlk  rr.  99 
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Eserfalprte  darin  uamentlicb  die  A n sdehna n  g  der  subjectiven 
Steu e r  p  il  i c h  t  von  physischen  Personen  auf  u  icht-phy  sisehe 
oder  jaristische  des  rrivatrechts,  nemlieh  Hamburger 
Actien-y  GommaodiUelieDgeseUscbafteD  und  eiogetragene  Geoossen* 
Schäften  y  sowie  auf  auswärtige  derartige ,  welche  in  Hamborg 
Clniiidbesita  haben  oder  dorch  Zweiggeschäfte  und  BeToUmJIchtigte 
Oeeehftfte  betreiben.  Die  Grense  der  Steuerfreiheit  blieb  die  gleiche 
wie  bisher  (600  Reichsmark  gleich  500  M.  Coarant),  aber  der 
Steaerftito  warde  dorehweg  etwas,  and  xwar  vom  kleineren  som 
höheren  Einkommen  hin  in  etwas  steigender  Progression ,  erhöht, 
bis  auf  3\'2  ®/o  von  10.000  Reichsmark  aufwärts.  Die  übrigen  Be- 
stimmungen, auch  Über  \  eraulagungsverfahren,  Declaration  (Selbst- 
scbätzuDg)  blieben  im  Wesentlichen  wie  bisher. 

Der  Stouertarif  war  jetzt  in  n^ner  Reichsw&hrang:  5  >I  filr  GOO— 800  K.  M 
finkoznmen,  6  far  äOO  -1000.  dann  für  je  100  M.  1  M.  mehr  bei  1000—2000 
8  M.  »ehr  bei  9000—3500,  8  M.  mehr  bei  3S0O— 5000  ,  4  M.  mehr  bei  5—7000. 
5  M.  mehr  bei  7  -8000,  6  M.  mehr  bei  9000  ,  7  M.  mehr  bei  9—10.000,  bei 
über  10.CM)0  M.  8' ^  Vererlcich  d<»r  alten  und  neuen  Sitze  in  Hambiirt^cr  Statistik, 

Heft  18,  S.  5.  Die  in  dcu  Stuten  übriguus  nicht  san/.  gleicbmissiite  Steigerung  der 
neuen  Sitze  gio^  von  0.03.  0.07.  0.12%  mt  c.OM%  ^  5000  X.  Einkonmc» 
an'.  Ermässigungen  um  *\  ifires  Stcaerausatz*^  wir^Mi  im  ncnpn  Gr^'^rr  den  Censiten 
bis  5UOO  M.  Eiokommea  bei  einer  Familie  von  mindestens  5  Fen>oaeQ  osd  deuefi 
bfa  2000  M.  EinkeaiinMi  bei  einer  eolchen  von  mindestens  4  Personen  gewihrt  (§.  3). 
Beicbsausländer  ohne  Geschäft  and  Erwerb  in  Hamburg  sind  auch  jetzt  nach  WM 
f'ntw«'<ior  nach  ihrem  Einkommen  oder  nach  ihrem  Vt'r}>rniir)i,  Ictztcrenfalls  aber  «iaun 
imch  dum  höchste»  ^icuersatz  ?ou  SVs  %  veraaiageii  7).  Beacbtensiwertb  ist 
dio  in  §.  ■>  des  neuen  Gesetzes  eingeÄlgte  genauere  Bestimmung  (an  Stell«  der  Um- 
lichiMi  in  «i?.  ■"»  lies  früheren  Gesetzes^  wie  kaufmännische  u.  flir!.  Einkommen  zu 
veranlagen  sind.  Oescbifte  dieser  Art,  welche  handelsgeseUlich  die  entsprechendea 
Btteker  fahren  DttMen.  sind  dnnteb  wie  bisher  nach  dem  darebtchnlttUoben  Einkommen 
der  der  Steueransschreibung  unmittelbstr  vorangegangenen  3  Kalenderjahre  zn  veran- 
lagen. Dabei  sind  1  oder  2  J.ihre  mit  Verlnsfabscliln-s  nicht  zo  berücksichtigen,  der 
Verltist  eines  solchen  Jahres  darf  nicht  von  dem  Emkümmen  der  anderen  gelacn 
wnden.  Es  ist  flelmebr  zor  Berecknnng  des  stenerpfllchtlgen  Einkommen«  das  Ein* 
kommen  des  einen  odrr  der  beiden  mit  Gewinn  abschliessenden  Jahre  diirrh  3  7-^ 
thcileu.  Nor  wenn  alle  3  Jahre  Verlu»t  ergeben,  ist  keine  Steuer  zn  entrichten. 
Die  im  Uebrigcn  wie  blsber  gebliebenen  Recinmntlonen  gelangen  jetzt  nn  eine 
besondere  Rcclnnintionscommissinn.  die  nach  §  .36  des  Gesetzes  über  die  Organisation 
d.  r  Verwaltung-  vom  15.  Juni  18(53  nif  it  rircHetzt  ist.  Von  ihr  cfoht  die  B<»rafiin? 
die  Steucrdeputation  (§.  22).  —  Mit  Kuci^sicht  auf  die  Zolle  und  Steuern  im  Zuu- 
reroin  wnr  den  Censiten  in  den  dem  ZoUrerein  angeschioflaenen  Geblelstbeilmi  eine 
Ermlssiguntr  ihres  Stoncransatzes  um  '  gewährt  (§.  3).  Beim  Eintritt  ganz  Hambargs 
in  den  Zollverein  ist  diese  Vergünstigung  folgerichtig  beseitigt  worden  (Novelle  zo 
3  de«  Gesetzes  von  1881,  vom  25.  Juli  1888.1 

Der  Stcuerertrair  ist  best&ndür  L*«*wachseu.  er  war  schon  1881  6.438.000,  188? 
f^.770.t"M\         11  176.000,  l^H'J  1 0.739  (MIO  M..  davon  kamen  auf  Actiengescilschafien 

U.S.W  hciw,  .muUO  ~  660.OU0  —  1.257,000  -  1.162.000  M.  (S.  Heft  17  der 
Hnmbnrger  Stntisdl,  mit  trelTHcher  Betrbeitnnr  des  stntistlseben  Unterinls,  n.  k.  Aber 

die  Entwicklung  der  Besteucrnng  in  den  einzelnen  Tlieilen  der  Stadt,  «len  Vororten, 
aus  denen  jetzt  mehr  Steuerertrag  als  aus  Stadt  und  Vorstädten  eingebt,  S.  39.  toch 
mit  Stati^tik  der  Beanstandungen.  Rcclamation«;n  und  mit  Vergleichungen  mit  anderen 
Stidten,  aus  denen  sich  der  hohe  Wohlstand  Hamburgs  und  die  grosse  Zahl  von  Cen- 
siten  mit  hohen  Einkommen  etgiebt.  Hnmbnig  sieht  dnrin  nm  Meisten  Frnnkfnit 
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i^idcb.  Dm  DurchschDittseinkoinmen  d»:r  physischen  C  nsitcn  mit  über  900  M.  Eiii- 
imnaeo  stellte  nich  B.  Anfang  der  Ib^er  Jahre  ia  iiautbunr  auf  4096,  in  Frank- 
ftift  ft.  M.  auf  4210«  in  Brennen  auf  410O,  in  Berlin  nur  «if  1712  H  In  Hamboig 
!  (Stadt  mit  Vororte  ni  fan  J  n  aich  1892  anter  86.018  Censiteu  mit  über  900  M.  Fiu- 
Lomnieri  8222  mu  10,000—25.000,  U38  mit  25  50.000.  481  mit  50—100.000,  256 
mit  Uber  100.000  M.  Kinkomiueii,  iu  Berliu  unter  iMiJdO  Censiteu  gleicher  Art 
<tbflr  900  M  Einkommen)  nor  b«iw.  5876  —  8889  —  877  —  472  •  -  fs  diesen 
Kategoiieen  höheren  Einkommeiu,  a.  a.  0.  S.  20.^ 

Ans  der  neaereii  Zeit  ist  eine  ErhöliliBg  der  Sätse  der 
grössere n  Einkommeii  znr  Erzielong  einer  höheren  Einnahme 
in  den  Jahren  1893  und  1894  ein  bemerkenswertber  Vorgang. 

Für  1893  erfolgte  ein  Zuschlag  von  20  V«  für  die  Einkommen  von  10.000  bis 
25jOOO  M.,  m  2&V„  fOr  die  hObereii  (Bekantttmaehmig  von  5.  April  1893),  for 

1894  ein  M>lchcr  v  ii  25  ®/„  far  di.*  Elukoinuion  vor»  3000—5000.  von  30  für  die  von 
I  ÖO00  -  75OÜ.  von  ;i5  lur  die  von  7500— lO.mK),  von  40  für  die  von  10—15.000.  von 
45  für  die  von  15—20.000,  von  .50  für  die  von  20—30.000,  von  55  far  die  von  30 
bis  40.000.  von  60  für  die  von  40  -50.000,  von  65  für  die  von  50—60.000,  voo  70 
far  die  von  60— 70.0(K»,  von  75  für  die  von  70—100.000.  .'lulli.  li  von  80  %  für  die 
bOberen  zu  dem  gesetzlichen  Sat£  (Bekanntmachung  vom  9.  Mai  1894).  Dadurch  itti^ 
der  Sau  1898  auf  4.2  *  ftr  die  Einkommen  von  10.000—25.000  aof  4Jt75  tut  die 
höheren  und  1804  auf  be/w.  1.50—2.35.  2.51—3.51,  3  59—3.925,  in  den  3  onteisten 
Keoaiuiten  mit  Zoschiägeu  beioctcu  Stufen  und  woUlT  auf  4.9  —  5.075  5  25  — 
').425  —  5.6  —  5.775  —  5.  95  —  6.125  —  6.3  7«  ii'  J'^"  folKondeu  Vürucnaiiateu 
Stufen,  alao  auf  Sätze,  welche  bei  der  Staatabeatenerung^  allein  in  Oeoiachlaad  sonst 
noch  ni-'ht  ••rreicht  werden.  Sie  verlieren  indessen  ihre  AuiTklligkcit,  wenn  man  be- 
ivikif  da»  iu  Hamborg  diese  Steuer  eben  Staats-  und  (iemeindeoinkommea- 
ilener  xnsammen  daistellt,  di*  Sitze  Ahnehin  anr  filr  die  höheren  Efakennen 
reiten  und  z.  B.  in  Prenssen  bei  bloss  100  %  Communalcinkommenstoner  (irie  in 
Berlin')  sich  audi  für  diese  Einkommensteuer  Sätze  von  4—8  %  im  Ganzen  ergeben, 
in  (icmeindcn  mit  über  100— 200— 300  ^/^  Gommunaläteuer  duch  noch  viul  höhere, 
indessen  leiteten  diese  Yeiliiltnisse.  neben  anderen  ümattnden,  xn  einer  weiteren  Foc^ 
^iildons:  der  Einkommensteuer  hinüber.  Die  Einkommen  über  10.000  M.  bildeten 
bei  den  phy^i^chen  Personen  aileiu  1892  iu  Hamborg  44.07  des  Einkommens 
tnd  69.86  'Vo  der  Sienenitrige,  diejenigen  nnler  90OO  K.  c.  68.64  7«»  dee 
«xsteren  und  c  78%  der  leHtenn,  so  daaa  jene  ZniehUlge  finanriell  eiaae  be- 
deeteteo. 

Im  Jalire  1895  kam  es  dann  zn  einem  nenen  Einkommen- 
stenergesets  (vom  22.  Febr.) ,  wesenüieh  mit  mas  finansbll«ii 
Motiven  wegen  des  grosseren  ^  dnrch  die  Einkommensteuer  so 
deckenden  Bedarfs  nnd  um  von  immer  etwas  wiHkAhrtieben  Zo* 

Schlägen  für  gewisse  KiDkominenkategorieen,  wie  sie  in  den  beiden 
vorangehenden  Jahren  erfolgt  waren ,  eher  absehen  zu  können. 
Man  wollte  daher  anch  jetzt  grundsatzlich  die  ganze  Einkuuimen- 
äteaer  zum  beweglichen  Klement  in  der  Finanz-  und  Steucr- 
verfasftun«:  niacheu.  Dies  lüiute  zu  einer  Aenderung  der  Form 
des  Tarifä.  Im  Gesetz  (§.  3)  wurden  nur  die  EinheitSBätze 
Steuer  festgestellt,  üh  jedes  Steuerjahr  ist  dann  erst  durch 
Bescbloas  von  Senat  nnd  Bürgerschaft  die  Zahl  der  zu  erbebenden 
Einheitssfttse  an  bestimmen  (bisher  regelmässig  6,  einmal  5Vg)« 
^  Tarif  hat  an  stenerireies  Minimnm  van  900  M.,  wie  in  Prensaen, 
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erhalten  und  ist  dann  stärker  progressiv  gestaltet  worden,  mit 
Uöcbstsatz  (1  %  Einheitssatz)  von  50.000  M.  Einkommen  an  (§.  6). 
Die  Ermässigungen  wegen  verminderter  Leistungsfähigkeit  in  Folge 
grosserer  Familie  sind  zagleich  günstiger  gestaltet  worden.  Sonst 
sind  nur  geringfbgigere  Aeodeningen  erfolgt  Aach  jetzt  bat  man 
die  Abgabe  von  Stenererklftrangen  noeb  nicbt  mit  ecbirfem 
Sieberangnttitteln  yerbtirgt 

S.  die  BefrQndang  des  OeeetEeatwiiTfii  nelwt  Aoodrassberichtcn  im  Ffii.arelL 
B.  16,  8.  ^08  tl.  Diü  subjectivc  ud  obJttCtiTo  Steaerpflicht  is)  im  Otnsen  wie  im 
Gesetz  ron  1881  bestimmt  geblieben,  nnr  mit  redactionellen  Aenderonffcn.  Rt'icbs- 
Aosländer  kOoneo  nach  wie  vor  w&hlen  (§.  7),  ob  sie  nach  Einkommen  oder  Verbreach 
f eraidtft  v«ideii,  leliterenftlb  dann  abw  nach  dem  HDobaUats  (Einheltnats  vea  I  */,). 
Doch  ist  jetzt  bestimmt  worden.  i  s  lüps  Wahlrecht  der  Fremden  nach  Itlnfjahri^etr 
ununterbrochenen  Wohnen  oder  Aufenthalt  in  Hamborg  fortf&llt.  Bei  der  bisberigeo 
Steaerpflicht  der  Actiengesellschaflen  o.  s.  w.  ist  es  verblieben  (Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  tiiid  nicht  beigefügt  worden).  Die  Frage,  ob  diesen  Gesell- 
-rhaften  wie  in  Prcn«?nen  ein  steuerfreier  Einkommentheil  zn  gewahren,  oder  wenig- 
stens den  Actionären  u.  s.  v.  eine  Steuerfreiheit  für  ihre  ActleodivideDdeD  u.  s.  v. 
efauariomeii  sei,  ist  erörtert,  aber  negativ  entiebiedeB  VerdeD,  aoeh  mit  der  Uer 
richtigen  Begründung,  dass  in  Preussen  diese  Gesellschaften  für  die  Gemeindr^tm^- 
dicsen  Abzog  ebenfalls  nicht  geoiessen  and  die  Hamburger  Steuer  eben  doch  partieU 
CommtinaUteDer  sei.  Die  Aasdehnang  der  Steucrfrcibeit  auf  Einkommen  bis  900  M. 
wurde  mit  ökonomischen,  auch  die  Verminderung  des  Geldwerths,  bezw.  Vertheaeraai 
dc8  Lebens  berücksichtigenden  Gründen  gegenüber  der  bisherigen  Freiheit  von  aar 
600  M.  and  mit  steuertecbnischen  GrOoden  (Befreiung  von  60.000  Gensiten,  mit  Steoer- 
eaififdl  von  doch  nur  900.000  M.)  riehtig  motivirt  Es  kam  dabei  ancb  die  Präge  des 
Wahlr:  hts.  welches  nach  der  Vcrfassang:  an  Zahlung  directer  Stenern  geknüpft  ist. 
mit  zur  Sprache.  Man  traf  die  Bestimmung,  dass  Burjjer,  welche  das  Bürgerrecht 
vor  Erlass  des  neuen  Steuergesctzes  erworben,  auch  bei  Einkommen  uuter  900  M.  ihr 
Wahlrecht  behalten  sollten,  wenn  sie  nach  dem  Gesetz,  von  1881  weiter  steoorten  (§.  22). 
Der  Einheitssatz  der  Steuer  Tvnnic  f  ir  900  -1000  M.  Einkommen  auf  1  M..  für  je 
100  M.  für  jedes  weitere  IWO  M.  Einkommen  mehr  auf  20  —  40  —  55  —  65  — 
80  ~  05  —  100  Pf.  gestellt,  dann  fklr  8000'2S.OOO  M.  Einicommeo  aof  106  H 
für  100  M  mehr,  für  25—50.000  M.  auf  110  Pf.  mehr,  bei  ober  .50.000  M.  anf 
1  •/©  ^^cala  im  Anhangt,  al.-;.)  allerdinsrs  bis  hierher  von  900—1000  M.  Ein- 

kommen  an  oiuu  Progression  von  1  :  lU,  aber  doch  auch  für  dic^  hohen  Kiokofflioen 
bei  z.  R.  6  Stenereinneiten  Jahressatx  nur  6  */«  Steuer,  weniger  als  in  Preoaeen  mit 
den  Communalzuschläa^en  zusammen  m-  i'^t  /n  /^^hlfu  ist.  Wenn  nicht  die  oben  S.  590 
augedeotete  besondere  Steuer  für  Handelseiukommen  —  welche  in  den  früheren  Per- 
sonabtenem  impttcite  mit  entbilten  war  (8.  595)  —  in  Hamburg  eingeführt  weideo 
sollte,  wäre  wohl  gerade  hier,  wo  die  mi  isten  ^'rossen  Einkommen  Handels-  und  Gc- 
werbeeinkommcn  sein  werden,  eine  W.nteriahrnTiir  der  Progrossion  das  Richtige  (s.  o.) 
Die  Erleichterung  der  Steuer  fur  grössere  Famiiica  ist  nun  so  eingerichtet  worden, 
dass  Gensiten,  die  mindestens  eine  Familie  von  4  Pencmen  m  em ihren  haben  (ein- 
schliesslich sich  selbst'  hei  Einkommen  bis  2000  M.  um  V«,  bis  5000  M.  um  \\  und 
bei  einer  Familie  von  6  Personen  um  ein  weiteres  Viertel  erm&saigt  zu  werdeo  Ao- 
spmch  beben.  Hier  itt  alse  bis  zu  dieser  Eänkommeohöhe  eine  ziemlich  steifte  Et' 
leichtening  nur  auf  Grond  der  Familienstikrke  (nicht  auch,  wie  in  anderen  Gesetzen 
anderer  Momente)  ijewährt  worden  (§.  3).  Ausdrücklich  sind  Prämien  für  Lebens- 
versicherungen {üad  Beitrage  za  PeDsi<U)Scassen)  nicht  vom  steuerpflichtigea  Einkomaien 
abcogsfkhig  <§.  4).  Die  oben  (S.  598)  erwihnien  Beslimmnngen  ober  die  Berecb- 
nuiiu'cn  der  Ve^hl^tjah^e  bei  kaufmännischen  Einkommen  :rrltcn  jetzt  f'ir  dn-^ 
gesammte,  geschäftliche  wie  private,  Einkommen  5).  Die  Pßicht  zur  Abgabe  fOt> 
oteuererklärungcn  ist  eine  allgemeine,  nicht,  wie  in  anderen  Gesetzgebungen,  an  eine 
gewisse  Höhe  des  Einkommens  geknüpft.  Aber  Kuchtanachiheile  bei  Unterlasseng  ^'^^ 
£rfUUong  dieser  Pflicht  sind  anch  jetzt  noch  nicht  angedroht  weiden,  obwohl  a»'^ 
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der  Statistik  ftr  1888—92  (H«ft  17,  S.  19)  fon  d«ii  ansfemidteii  SeUtzniigifoiiiinlann 
nw  etvA  CeDsiten  mit  Einkommen  voti  wuuiger  als  GOO  M.  eingeliefcn  worden 

sind.  Zar  Prüfung  der  Selbstschätzungen  wie  der  Abschätzungen  durch  die  Schätzangii- 
bOxger  dient  eine  ron  der  Steuerdcpatatioa  eingesetzte  Bcvisionscommission,  die  aus 
eincoi  wom  Staat  ernannten  Mitglied  di^or  Depntition,  einem  bürgerlichen  Mitglied 
derselben  und  einem  Schätzungsborger  bfsfohf.  der  nicht  zu  denjenigen  des  Diittricts 
gehören  darf,  dessen  b'teuerroUen  reridirt  werden  soJleu.  Die  SchAtzongsbOiger  dieses 
DiMricts  siiid  mit  bentheDdcor  Stimme  hinziizoziebea  ($.  11).  Eine  ebemoiehe  Zosanimen- 
5f;tzuiig  bat  die  Beclamationscommission  erhalten  (§.  12).  Die  Verpflic  htung;  zur  Nach- 
zahluofc  von  Steuern  bei  fehlcuder  oder  zn  niedriger  Zahlung  geht  jcut  bis  auf  3  Jahr« 
Aach  dem  Tode  des  Erbla^ssers  auf  die  Erben  Uber  t§.  13/.  Der  Zuschlag  fUr  Bück- 
Mindc  ist  von  o  auf  2  PL  für  die  Mark,  wie  bei  der  Grundsteuer,  herabgesetzt 
worden  (§.  17\  Dir  Mirrli-  «1,  i  rl,  r  Stcuerdeputation  und  die  Schfitzungsbürger  sind 
jetzt  ausdrtlckiich  zur  (i«;b<;imhaltung  verptiichtut  worden  (§.  20).  Die  Bestimmung 
Uber  die  Steoentetistik  ist  geblieben  (§.  21).  Spedeli  werden  jetzt  aneb  noch  Ein- 
nahmen  ans  Lebensversicherungen  als  nicht  eiukoumenstcuerpüichtig,  sondern  Vor* 
mögensvermebnjng  bildend  InTvorgehoben  (§.  4),  auch  besonders  noch  Honorar  fiir 
Teat&menuvoUätreckuugen.  und  sonstige  Vermögensrerwaltungen,  soweit  sie  nicht  der 
Eibsehafksstener  naterliegeii,  als  einkommemiteiMiplIiditi^  eiklirt  (Nr.  9«  a,  im  An- 
hang a  4). 

Gewiss  i8t  durch  die  allgemeine  Einkomnimenstener  von  1866 
und  dcici]  weitere  Ausbildung:  in  der  dargelegten  Weise  seitdem 
das  Hamburger  System  der  directen  Besteuerung  und  das  ganze 
SteaersTstem  Überhaupt  wesentlich  verbessert  worden,  wenngleich 
diese  Steuer  anch  in  ihrer  neoeBten  Gestaltang  noch  nicht  dasjenige 
Maass  von  Vollkommenheit  erreicht ,  welches  sieh,  nach  der  £r- 
fahmng  anderer  dentseher  Lttnder,  immerhin  jetzt  auch  schon  in 
der  Praxis  erreichen  lässt  Neben  gewissen  Mangeln  im  Veran- 
lagungsverfahren,  besonders  hetrefih  der  Sicbening,  dass  die  vor- 
geschriebene Declaration  auch  wirkfich  erfolgt,  treten  swei 
wesentliche  stenerpolitische  If&ngel  henror:  die  Ein- 
koimneustener  belegt  auch  jetzt  das  höhere  Einkommen  noch 
nicht  mit  auisreicbeiKl  hüben  Sätzen,  insofern  nicht  ii:cini;j:cD(l  dem 
rjrundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  ;;eiii;iss  und 
im  \'ci  bäitnifi8  zu  den  mittleren  und  kleineren  Eiukoiiiiiien  und  den 
auf  diesen  lastenden  indireeten  Steuern  (Züüen  und  Verbrauebs- 
stenem  des  Reichs)  and  die  Steuer  belastet  weder  allein  für  sich 
noch  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Steuern  ond  Abgaben  das 
fnodirte  Einkommen  angemessen  höber  als  das  nnfandirte. 

Diese  beiden  Mängel  sind  nicht  zn  Tcrkennen,  wenn  man  anch 
die  anderen  hier  neben  der  Einkommensteuer  mit  in  Betraeht 
kommenden  Stenern  mit  berdckstchtigt:  die  Erbschaftsstener,  selbst 
in  ihrer  neuesten  Ausbildung  —  namentlich  mit  der  Ansdehnnng 
der  Steuerpflicht  auf  die  directe  Linie,  selbst  die  Kinder,  s.  n.  §.  185 
— ,  die  Grundsteuer,  die  ImmobiKenabgabe,  die  Stempel  und  Ge- 
ricbtsküäieii ,   auch  die  manche]  iei  den  Gescbäftsgewinu  und  die 
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Beute  des  gewerblichen  Kapitals  scbmälernden  Abgaben  und  Ge- 
btthren  tod  Handels-  nod  Sehififfahrtseinricbtoogen.  Alle  diese 
übrigen  Steneni  und  Abgaben  fttbren  mit  der  jetst  in  den  Sllsen 
erhöhten  Einkommenstener  noch  oicbt  zn  einer  angemessenen  Extra- 
bestenemng  der  mereantilen  n.  s.  w.  Bemfseiakommen  naeh  dem 
oben  8.  590  Bemerkten,  aber  aneb  noeb  nicbt  an  der  mit  Reebt 
heute  von  der  Theorie  und  rationellen  Praxis  allgemein  geforderten 
höheren  Besteuerung  des  luudirten  Einkommens  als  solchen.  Auch 
die  Grundsteuer  nnd  die  Immobilicnabgabe  treffen  nur  gewisse  Ver- 
m«)gen8objecte  und  die  Erbschattssteuer,  seihst  bei  Mitbesteuerung 
der  Kinder,  wie  nach  der  neuesten  IIamburü:er  Oesetztrebnng,  bildet, 
ganz  abgesehen  von  den  störenden  Einwirkungen  der  Zuiaiiigkeiten 
im  Erbgang  y  bei  ibreo  niedrigen  Sätzen  keine  ausreichende  Ver- 
mOgensbestenernng  nnd  insofern  keine  gentigende  Besteuerung  des 
fimdirten  Einkommens,  was  bei  dieser  Steuer  za  leicht  Uberseben 
wurd  (g.  185).  Gegen  frttber  fehlen  awar  in  Hambarg  die  eigenen 
Verbravebsstenem»  weh»he  im  ehemaligen  Accisesystem,  ancb  in 
nicht  befriedigender  Weise  (s.  n.  im  nächsten  Paragraph),  bestanden 
aber  die  ZöUe  nnd  indirecten  Verbrancbsstenern  des  Reicbes  belasten 
wobl  gerade  nacb  Hamburger  Consnmverhftltnissen  die  Masse  des 
Mittelstands  und  der  unteren  Classen  erheblieh.  Die  Grundsteuer 
auf  Gebäude  und  die  hnmobilienabgabe  werden  in  Fo!p;e  von  Lebcr- 
wäizungsvorgängen  unter  Umständen  wohl  ebentalls  \  on  diesen 
Kreisen  der  Bevölkerung  mit  getragen,  von  btempeisteueru  gilt 
Aehuiiches. 

Erwägt  man  das  Alles»  so  erscheint  gerade  in  Hamburg 
eine  Fortbildung  der  directen  Stenern  geboten,  theils 
an  dem  oben  schon  erwähnten  Zweck  nnd  in  der  Richtung,  die 
Kosten  der  Handels^  nnd  Scbifffahrtseinricbtungen ,  dem  Prineip 
der  BesteneräDg  ,,nach  dem  Interesse"  (nach  Leistnng  nnd  Gegen- 
leistnng)  gemäss  noch  mehr^  als  es  dnrch  die  Gebühren  nnd  Ah* 
gaben  dieser  Einriclitnngen  schon  geschieht,  den  umnittelbared 
Interessenten  autzulegen:  theils  zu  dem  Zweck  und  in  der  Kichtung, 
das  grössere  Einkommen  noch  st'ärker  aU  in  den  jetzigen  Sätzen 
(icr  } .ii.konimensieuer  zu  belegen  nnd  dns  fundirte  Einkommen 
allgemein  noch  einer  angemessenen  Extrasteuer  neben  der  gewöbn- 
Uchen  Einkommensteuer  zu  unterziehen,  beides  den  richtigen  Conse- 
4|nenaen  des  Principe  der  Bestenernng  nach  der  Leistungsfähigkeit 
gemäss. 
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Die  höhere  Beeteneraog  des  mereantileB  n.  dgl.  Bernfsein- 
kentneiie  n od  des  fandirten  EiDkommens  flberhaupt  konnte  dnieh 
EwIilhroDg  einer  Gewerbe-  vnd  einer  Eapitalrentenstener, 

als  eigene  Ertragssteuem  nnd  alleufalls  auch  in  Form  von  Zu- 
scblägcn  III  eleu  buireßeudeu  EinkommentheileD  im  Rahmen  der 
EinkommeDSteuer  erfolgen.  Die  höhere  Bestenerung  der  grossen 
Einkommen  fände  am  Einfachsten  durch  weitere  Steiffcrun^  den 
Stenerfu!»8es  der  Einkommensteuer  sfntf,  wobei  immer  daran  zu 
denken  ist,  dass  ja  diese  »Steuer  in  Hamburg  Staats-  und  Gemeinde- 
einkommeusteuer  zugleich  ist  und  auch  die  höheren  Sätze  des 
Gesetzes  von  1895  für  grosse  Kinkommen  noch  mehr  oder  weniger 
erheblich  hinter  denen  in  Prenssen  nnd  anderen  deutschen  Staaten 
snrttekbleiben,  wenn  man  hier  Staats-  nnd  Gemeindesteuer  zusammen- 
reehnet  (S.  599).  Die  höhere  Bestenemng  des  mereantileD,  über* 
banpt  des  gewerbliehen  nnd  Kapitaleinkommens  nnd  sehliesslieh 
sUes  fnndirten  wfirde  aber  doeh  wohl  aueh  in  Hamburg  am 
Paisendsten  in  Form  einer  eigenen  Vermögenssteuer  als  einer 
zweiten  grossen  directen  Persoualstcuer  erfolgen.  Die 
Erbschaftästcuer  fungirt  als  Ersatz  dieser  Steuer  doch  maogel- 
hafter  (§.  185). 

Es  war  daher  ganz  riehtiir  gewesen,  dass  der  Hamburger  Senat 
bei  der  Reform  der  IVMsoiiiil steuern  in  den  1860er  Jahren,  ohnehin 
der  bisherigen  Tradition  gemäsi»,  neben  der  neuen  Einkommensteuer 
eine  nene  Vermögenssteuer,  von  dem  Vermögen  über  20.000  M.  B. 
hinaus,  geplant  hatte.  Diese  Steuer  ist  damals  von  der  Bttrger- 
sehaft  nicht  angenommen  worden.  Rtteksiehten  auf  die  kanf- 
islsnisohen  Erwerbs-  nnd  Creditverhftltnisse  hatten,  ohne  ansreiehen- 
den  Gmnd,  mit  zn  dieser  Ablehniing  gelnhrt  Eine  Wiederaufnahme 
dieses  Plans  mOehte  das  Richtige  sein,  —  anoh  trotz  nnd  neben 
der  mittlerweile  erfolgten  Reform  der  Erbsehaftsstener,  wie  sieh 
aus  dem  Folgenden  mit  ergiebt 

§.  185.  Die  Erbschaftssteuer.  Die  neueste  Reform 
dieser  Steuer,  deren  Hauptpunct  neben  Erhöhung  einiger  Sätze,  die 
Ausdehnung  der  Steuerp flieht  auf  Descendenteni 
auch  anf  Kinder  ist,  hat  deswegen  eine  allgemeinere  Bedeutung, 
weil  sie  speciell  fiscalischen  Grtinden,  um  finanziellen  Mehr, 
bedarf  mit  decken  zu  helfen,  femer  stenerpoiitischen  Gründen 
entsprangen  ist,  sodann  weil  dnrch  diese  Stener,  namentlich  in  dem 
INRsetiseh  wichtigsten  Falle  der  Mitbestenemng  der  Kinder  (nnd 
fiskel),  eine  solche  die  Einkommenstener  ergänzende  Steuer  mit 
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TermOgenBsteaerartiger  Wirkang,  daher  als  ein  passendos 
Mittel  zm  BeeteneniDg  dea  fnndirten  EiDkommeDS,  in  dae  Steuer- 
system eiBgeftlbrt  worden  ist  Die  Aoedehnimg  der  Steoerpflicbt 
anf  Deseendeateni  speeiell  Kinder,  ist  eine  Kenernng  von  tU- 
gemeinster  Bedentang  in  Dentschland,  wo  diese  Steaerpflioht  bisher 
nur  im  Reichslande  in  Folge  der  französischen  Gesetzgebung  be- 
standen hatte  (o.  §.  120).  Eine  gleiche  Maassregel  ist  in  Lübeck 
eriolgt  (§.  198).  Es  verlohnt  daher,  diese  Hamburger  Beform  oacb 
diesen  verschiedenen  Seiten  zu  wUrdigoo. 

Die  Hamburger  Erbschaftssteuer  bornhte  bisher  auf  älteren 
Bestimmungen,  bis  1771  zurtlck,  und  zuletzt  auf  einer  Verordnung 
mit  Tarif  von  1851.  Sie  iraf^  wie  in  Deutschland  Üblich,  die  Seiten- 
linie nnd  nieht  verwandte  Erben,  aber  seit  1851  auch  bereits  die 
Aseendenten  mit  dem  relativ  beben  Satse  Ton  2Vs  %  und  hatte 
flberbaniit  bereits  ziemlieh  hohe  SKtse  (seit  1851  5,  7Va  und  10  %\ 
so  dass  aneb  ihr  Ertrag  fBr  dentsebe  YerblUtnissey  freilieh  in  der 
wohlhabenden  Stadt,  ein  relativ  hoher  war  (znletst  etwa  1  MilL 
Mark  jäbrlieb). 

8.  die  BegrOndnng'  xv  dem  Gnetuntvoif  fon  189S.  der  so  der  neuen  Ver- 
ordnung von  1891  fulirlc,  im  Fin.arcli.  B.  S.  375  fr.  1771  waren  nnr  Seitenver- 
wandte  über  den  S.Grad  hinaus  und  Nichtverwandte  mit  5%  besteuert  worden,  180T 
Seitenrerwandte  über  den  2.  hinaus  bis  zum  Grad  mit  5,  andere  und  NichUerwandte 
mit  7Vs  "/oT  1830  auch  Seitenrerwandte  2.  Grads  mit  27^  1'^'>1  iVerordaung  vom 
24.  Dec)  Aseendenten  mit  2.  und  3.  Seitenprad  mit  5,  4.  mit  7'/_j,  weitere 

Verwandte  and  liiichi?erwandte  mit  10  ^o*  ^*  Tabelle  der  Sätze  im~FiD.arch. 

B.  2,  8.  886  mit  Specialititen.)  StstiiC»  im  liunbitTgisclien  stntistiscben  Handtoeh« 
4.  Ausgabe.  1891,  S.  316.  Versteuertes  Vermögen  in  1S90  za  P/'o^/o  817.000,  ztt 
b  7«  9.376.000.  tVL       %  9U.000,  zu  10  7«  4.211.000,  zusammen  '1&.348.000  M. 

Die  Reform  von  1894/98  ist  unmittelbar  dnreb  die  erschwerte 
Finansbige  von  1898  Teranlasst  worden,  welche  aneb  sn  den  Ein- 
kommensteneranBcblSgen  fttr  1898  nnd  1894  nnd  zur  Reform  der 
Einkommenstener  in  1895  geführt  bat  Man  erwartete  einen  er- 
höhten Ertrag  nm  c.  1  Mill.  Mark,  der  anch  erreicht  worden  ist. 
Dabei  aber  wollte  mau  gerade  (iuieh  Ausdehnung  der  Erbschafts- 
steuer anf  die  Kinder  und  sonstigen  Descendenteü  in  der  Erb 
schaftssf  i  uer  eine  Art  V'ermr>g^ensRteuer  erlangen,  welche  den  liain- 
buii;*'!-  iiedeiiken  gegen  eine  eigentliche  Vei mögenssteuer  wegen 
der  missHchen  Kückwirkung  einer  solchen  aut  die  kaurmänniscbeo 
Credit-  nnd  Erwerbsverhältnisse  nicht  ausgesetzt  sei,  und  doch 
Htdierpolitisch  ähnlich  wie  eine  Vermögenssteuer  fungire  nnd  die 
Einkommensteuer  nach  dieser  Richtung  passend  ersetze.  Es  ist 
besehtenswerüi,  dass  dabei  das  Bedenken,  das  in  Deutschland  ge- 
wöhnlich gegen  Besteuerung  der  direeten  Linie,  vollends  der  Kinder 
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erholMn  wird,  ond  noch  nenerdings  wieder  In  PrensBen,  Saebaen 

(o.  §.  39)  diese  AnsdehnuDg  der  Erbschaftssteuer  zn  Fall  gebracht 
hat,  nemlich  die  Rücksicht  aut  den  FamilienverbaDd  und  auf  die 
behanpteteruiaasscQ  in  Deutschland  im  VolksgeoiUth  dieser  Erb- 
schaftssteuer fUr  die  directe  Linie,  zumal  die  Descendenten  vor- 
handeue  unbedingte  Ablehnung,  —  zwar  auch  hervortrat,  aber 
nicht  durchdrang.  Man  bat  im  Gegentheil  die  allgemeine  Erb- 
schaftssteuer principiell  gerechtfertigt  und  selbst  den  staatlicheu 
Anspruch  auf  Erbscbaftesteaer  als  ein  PflicbttheiUrecht  des  Staats 
ehaiacterieirt 

AiiiO  wie  US  tiiiutilfic  Tbeoreülier,  «iiii^eruiaa^isuu  auch  ich  t»elbät  gctban  (Fin.  It, 
$.288),  was  roD  anderer  Seite  so  aBgefriflen  worden  ist  (eb.)!  Wie  es  aoch  in  Eng- 
land Seitens  des  Ministers  Ilarconrt  geschehen  ist  (Ergänznnr-fif'^'t  zu  Th.  III  der  Fin. 
S.  28).  S.  Begrttadang  im  Fin,arcb.  a.a.O.  S.  377  lt.,  Auääcbuäsbericht  &  385. 
litt  legte  dabd  allerdings  Gevidit  dafanf.  dass  die  Erbsehafissteaer  der  Kinder  ,^or 
fta  den  Fall  eintritt,  dass  das  ehelicht  Sruninelgnt  zur  Theilung  gelangt.  Solange  der 
Vater  oder  die  Mutter  lebt  und  nach  Hambarpcr  Brauch  mit  den  Kindern  in  nn- 
getheiltem  Gute  sitzen  bleibt,  ist  von  Besteuerung  keine  Kedc.  Erst  beiu  Tode  des 
LlagsdebeBden  der  Eltern  oder  bei  einer  Abdiefinng  der  Kinder  soll  die  Stenerpflicht 
eintreten".  In  dem  zu  Stande  gekommenen  rtz  Verordnung  vom  9.  Mai  1894 
und  (iesetz  vom  19.  Dec.  1898)  ist  indessen  der  Steuersatz  von  2  7a*  den  der  Entwurf 
fär  Kinder  plante,  auf  1  */«  herabg^eut,  —  womit  die  TermögenssleQorartige  Function 
der  Erbschaftsäteuer  zur  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  allerdings 
vesenüich  be^chr^ltlkt  worden  ist  fs.  tj.)  Ami  ro  Descendebten,  die  ron  Ascendenten 
ezben ,  zahlen  3  %  iy"^^  unter  UmbiänUeu  gegen  1  °/o  Kindern  za  hoch  and 
bart  eiBcheiot).  Aber  ,«dte  Steoerpltelit  der  Descendenten  tritt  (onr)  ein,  wenn  nnd 
•soweit  ihnen  Vennösren  durch  Tod  oder  Ahtheilunp  des  überlebenden  Gatten  zu- 
kommt." 3*/,  zahlen  auch  Ascendenten,  weiche  von  ihren  Descendenten  erben, 
gegen  2*/«  V«  früher.  Dagegen  ist  die  Absiebt  des  Entwurfs,  auch  Ehegatten  bei 
Erbe  nnler  einander  mit  3  "/g  zu  belegen,  nicht  durchKedrungen,  worauf  gewisse 
sperifisch  TIatiilnir','er  Verhähnisse  mit  hinwirkten  (Fin.arcb.  a.a.O.  S.  378  ff.):  ,.ehe- 
ieibüche  M^iaer  und  Frauen  unter  einander  sind  frei."  Die  weiteren  Steoers&tze 
ilr  terMhiedene  Xatecoiieen  Ton  I^ben  and  Legataren  sind  jetzt  4,  6,  8  ond  10 
Einem  Bedenken  hei  Erbschaftssteuern,  da-ss  nemlich  die  sofortige  Zahlung  Schwierig- 
keiten macht,  ist  dadurch  abzuhelfen  gesucht,  dass  im  Gesetze  selbst  die  Behörde 
ermichtigt  wird,  filr  Zahlung  der  Steuer  angemessene  Fristen  zu  stellen,  wenn  die 
ssfoftfge  Znhlong  nicht  zu  «nnOglichen  ist  oder  erbeblicbe  Hirten  mit  sieb  bringt 

Fur  die  Erbschaften  in  der  directen  Linie  sind  aber  auch  noch  Befreiungen 
V'-rfügt  worden  Kinder  als  Erben  sind  fn-i  fnr  den  Ilansrath  (Mt'beln,  Kleidung, 
Uättche,  mit  weifereu  Specialisiruugen .  Ni.  ii  unter  B),  ferner  die  ganze  directe 
Linie,  nach  die  Ascendenten,  ist  frei  für  den  Anfall  v&n  den  Kin/.elnen)  bis 
"<XK)  M..  minderjährige  und  erwerbaunfähige  Kinder  bis  10.000  M.,  nhn.'  Kinrechnnng 
des  ohneiün  steuerfreien  Hausraths  in  diese  Summe  bei  Kindern  und  mit  der  weiteren 
Besdmmnng,  dass  tat  den  Anfall  über  5000  M.  die  Steuer  nnr  ans  dem  diese  Snmme 
abersteigenden  Betrag  zu  zahlen  ist  (II.  C).  Somit  sind  in  der  directen  Linie  im  Effect 
DDr  die  höheren  Erbschaftsanfälle  !5teaerp flichtig.  Allgemein  frei  sind 
iuaa  nur  Beträge  bis  ÖÜO  M.,  in  üblicher  Weise  für  Personen  in  hiiublicher  Gemein- 
schaft bis  1000  M.,  ausserdem  allgemein  frei  nach  beibehaltenem  alteren  Recht  Erb- 
sehaften and  Vertr  ir-htnisse ,  die  an  sogen,  piae  causae  (jetzt  nur  Hamburger)  fallen, 
^Besondere  Bestimmungen  für  Vererbung  ron  Kenten  u.  dgL  s.  unter  II,  G..  auch  tur 
Honerare  ron  Testamentsfollstreebem  noter  III).  Es  bitte  nnn  bei  dieser  Elnzichtong 
Itöbercr  Befreinngen  für  Erbschaften  in  der  directen  Linie  nahe  gelegen«  nach  dem 
•^nglihchen  Vorgang  (Erg.l  eft  zu  B.  III  der  Fin.  5^.  S'^  und  nach  dem  französischen 
l'laae  (eb.  §.  15)  aoch  nach  der  Höbe  der  Erbantheile  (und  Legate)  den 
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Steaerfass  abznsri;f<n  ihn  OMiwrtKflh  für  grOiaeitt  Betilg«  proffiesiiv  n  fMlilin. 

Das  uit  nicht  |;eäcbeLtiO. 

Mit  der  Erbeehaftastener  ist  auch  eine  S eben knngts teuer  rerbanden,  aielit 
Bor,  wie  ttbUdi.  für  ScheokuiigeQ  ron  Todesvegen,  dio  in  der  Steaorpflicbt  den  £rb- 
«cbtiten  and  Vermächtnissen  ganz  gleichgestellt  sind,  sondern  »u<h  far  Schenknngpn 
unter  Lebenden  in  näher  angegebeneo  Fällen  (IV  a — c).  namentlich  fUr  die  im 
ietnen  Jalire  vor  dem  Tode  des  Schenkgeben  eifolflMi,  wobei  nnr  Gelegenbeltt- 
{reschenke  in  irclirrnn  lilichcr  Weise  fr  -i  >in  )  Für  wcitert'  Einzelheiten  d(*^  (ir  sct?-.-,. 
welche  gerade  wegen  der  Ausdehoong  der  Steuerpfltcht  auf  die  directe  Linie  wichtig 
nnd  mehrfach  eif  enthiiiAlldi  M,  mum  uf  die  Qeiette  f  m  1894/98  eelbet  Tenrieeen 
werden  (Ameigepflicht  ti.  b.  w.). 

Soweit  die  neue  Erbschaftssteuer,  besonders  der  Kinder,  als 
Vermögenssteuer  zur  ErjjäozuDg  der  Eiokommensteucr  lun^ircü 
soll,  kommt  Alles  auf  die  Höbe  der  Slltze  an.  Bei  dem  angeuom- 
menen  Sat/e  von  bloss  1  "/^  und  srliist  bei  dem  abgelehnten,  ge- 
plant gewesenen  von  2  Vo  ist  aber  doch  der  durchschnittlieh  lUr 
ein  MeDSchenaiter  anzunehmende  Jahressatz  dieser  Erbschaftssteuer 
8  0  niedrig,  daes  diese  Ergänzungsfanetioo  eine  sebr  bescheidene 
wird.  Aneli  als  Zuschlag  für  grosseres,  aas  Vermögen  herrührendes 
Einkommen  anfgefasst  bedentet  die  Erbsehaftssteaer  der  Kinder 
nicht  viel.  Hier  wäre  in  beiden  FiUIen  etwas  mehr  za  erreiehen, 
wenn  man  den  Steaerfass  progressiv  gestaltet  hltta 

1  7u  Erbeehiftaetetier  ist  bei  AnDahme  einer  4  %ff ea  Bente  des  YemSgens  25 

Ton  (liestM ,  einer  8  "  oiK^i*  (f*^r  UandeUkapital  o.  s.  w.  doch  nicht  zu  hoch  gerechDct) 
nur  12'  .,",!  davon.  Da^i  in^flit,',  hoi  (lor  Annnhme.  Hi-'  Zi^bliin^'-  diosiT  Stcticr 
alle  MeUjichenaicer  (<i<iV,  Jaiitc)  im  Durcliächtiitt  viuiuai  2U  criukcu  hat,  jahriicL 
dech  nur  einen  Zasdilag  zur  Einkommenstener  von  etwa  */«  */«%  etwas 
weniger  noch,  wenn  man  die  Erl)s<  haftsMeuer,  wohl  mit  Recht,  als  o.inc  Postininir  r&ndo- 
Einkommensteuer  aufCaaste.  Dio  ja  auch  /u  niedrige  preussische  Vermögenssteuer  Ton 
'  a  Promille  betr&gt  bei  einer  4-  und  8  ''/«igen  Uontc,  als  Einkommenateaer  aiUi|«£ust, 
doch  immerhin  IV«  and  2*'«  Vo- 

Es  ersieht  sich  hieraus  doch  wohl,  dass  die  Hamburger  Ein- 
kommensteuer noch  einer  weiteren  Ergänzung  oder  einer  weiteren 
Fortbildunfr  bedarf,  wenn  das  iranzp  Steuersystem  richtigen  priu- 
cipiellen  Aulorderungen  der  Steuerpolitik  eutsprecheu  soll. 

§.  186.   Die  Verkehrs-  nnd  Handelsstenern. 

In  Betreff  ihrer  kann  eine  kürzere  Oeberaicht  hier  genügen.   Nur  wes  bei  den 

einzel;    1  "^r.  urrn  specifisch  eigen thUuii ich  war  und  ist,  soll  hier  hervorgchobfn  w  n!  n 
Daher  wiid  im  Folgenden  auf  Stempel  und  (iericbtsko^ten,  trotz  einzelner  beachietiü- 
werther  Punctc  bei  Jenen,  nicht  näher  eingegangen. 

Die  sojrcn.  Immobilien  abgäbe  steht  in  Hambarg,  wie  in 
einzelnen  anderen  deuix  lim  (iesetzgebungen  nicht  in  dem  Stempel- 
steuerwesen, in  dem  sie  sonst  gewöhnlich  enthalten  i&t|  sondern  ist 
apait  entwickelt  worden.    Sie  beträgt  2  ^Iq. 

Sie  btammt  auch  schon  aus  dem  18.  Jahrhundert  {lllß)  und  war  zuletzt  1857 
durch  Yerorduuug  geregelt  worden.  Jetzt  beruht  aie  auf  dem  Gesetz  vom  1.  M&rz 
1882.  Sie  betrifft  EigenthnmsrerSndeningen  no  Gmndstlldien,  im  Nonnataito  ronSS 
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TOD  der  Kauf»  odttT  DdWm&hmesiiinme .  wobei  jede  Partei  die  UäUte  m  tragen  hat. 

bei  Taoscti^eBcbäfteD  ist  sie  für  jedes  der  hcideu  Grundstücke.  d^^IxT  von  jeder  Partei 
▼oll  2u  zablea  2.  3).  Bei  EigenthuuittäQdening  in  Folge  Sobuukuug.  Erbesein- 
MtiBBpr,  VcnoIclitiiiM  «dw  toB^tifer  LibertHtitt,  ingbeBoiidere  «ach  wtan  Vhwn. 
wfthrend  Lebzeiten  Hire  Gruiidsti:  !,-  An  ihre  Kinder  übertragen,  ist  sie  1  *"o  fUr  den 
Erwerber  t«;.  4).  Nicht  erhobeu  wird  üie  bei  üebergang  oder  Umschreibung  eine« 
(inuidsitücks  rom  Erblasser  an  die  Wittwe  und  die  s&mmtlicben  Kinder  oder  die 
•iniDtlichon  Intestaterben  oder  den  alleinigreii  Intestaterben,  anch  wenn  Erwerb  im 
einzelnen  Fall  auf  letztwilliger  Verfflron?  heroht.  Nach  dem  nenen  Erbsch.ifr  -teti  r- 
geceU  wird  die  bezahlte  lamobilienabgabc  von  1  %  im  Fall  von  gewissen  Scbeniiuitgcn 
oder  ZaveBdoDgen  (Nr.  IV  und  V  der  EriMchaftisfeaerverordaaDf )  Mt  die  Erbsebafb- 
steaer  angerechnet  (eb.  Nr.  V.  a\  Besonders  geregelt  sind  Oeberg&o^e  von  Grund- 
«tOcken  in  Fällen  hei  oilcnen  Handelsgesellschaften  f§.  7  des  Gesetzes  von  18-^2).  Bei 
Kxpropriationen  i>i  keine  Abgabe  zahloti.  Der  Ertraj;:  schrankt  natürlich  nach 
den  ('onjnnctiiron  stark.  Hoch  war  er  besonders  in  der  Speculationszeit  1871  if. 
<l87r)  2  08O.a(Mf  M  l,  nnk  dann  aber  crhehlich  (1879  992.000  M.)  und  stieg  dann 
«eit  1885-^9  wieder  t>(ark  (1889  3.617.Ü0U  M.,  bUtistisches  Handbuch  4.  Aufl..  S.  315). 
Jettt  fleht  er  im  Etat  nit  1.5  Hill.  llarlL,  iminetiii&  fast  w  hoch  als  der  Gericht»» 
hpMaii-  iiad  mit  hebahe  */<  dea  Steiapelettngs. 

Der  Stempel  ist  wesentlieh  Urknnden-  und  Wertluitempel 
▼en  Reehtsgeschftften,  besonders  vod  VersieheruogeQ ,  dann  sogen. 
Blattetempel  von  einigen  Verträgen  ohne  bestimmte  Oeldwertbsnmme, 

auch  von  Schriften,  Eingaben,  Vollmachten,  endlich  Gebühren- 
stempel von  Behörden  und  Gerichten,  aut  Grund  der  oben  S.  583 
genannten  Gesetze,  besonders  des  vom  5.  Mai  187G,  mit  verschiede 
nen  Vcrkehrserleicbterungen  neuerdings.  Im  TJehri^cn  ist  er  natür- 
lich als  l^andesstempel  durch  die  Iteichs^esctzgebung  eingeschränkt 
worden.  Die  Abgaben  im  GericbtskostenwcBen  schliessen 
sich  zum  Theil  als  gebuhrenartige  dem  Stempelwesen  an.  Es  sei 
hier  fttr  Weiteres  auf  die  Gesetze  selbst  verwiesen. 

Die  Hülle  des  Ertrags  kommt  vea  Versicherungren,  1890  ?on  SeefeTsicherungea 
487.0W,  Feaer-  und  T.obpns7er«iirheran<r'"n  ^^08.000.  Kauf-,  Bau-  and  Miethvertragen 
285v000,  Tesuments-  und  Krbschattsabrccbnungen  70.000.  (iebubrenstempel  von  Ue- 
höfdea  md  €eriehl«B  884.000.  woatifeM  Stempeln  178.000.  suaammeo  1.718.100  M. 

(Handbuch  i.  AnsrnKn'.  S.  319). 

Unter  den  früheren  Abgaben  sei  noch  die  Inseratensteuer  erwähnt,  die 
durch  Verordnung  voin  27.  Juni  1849  eintrat,  als  Ersatz  des  aofgehobenen  Zeitung»- 
Stempels.  Sie  traf  Zcitangsinserate  (Annoncen)  mit  genauerer  ßezeichnuns;  der  nicht 
darunter  fallenden  Artike!  a.  s.  w.,  narh  dt»ni  Su/  von  '  ,  Scbilliusc  Coarant  für 
50  Buchätaben  oder  weniger,  mit  Abveichungen  für  andere  Zeilen  (Fetit-,  längere). 
ErhShnng  Beben  1850.  Der  Ertrag  var  nach  Etat  fnr  1874  159.000  H.  Mit  Ein* 
tritt  des  RelebipfeMigMettes  entfiel  sie  Mitte  1874.  Aach  in  Bremen  hat  sie  froher 
bestanden. 

Die  Declarationsabgahe  ist  zum  Theil  die  NaeMolgeria 
des  ebemaltgen  Zolls ^  freilich  nicht  nnr  in  viel  niedrigerem  8atze^ 
sondern  auch  anderen  finanzpolitisoben  Oharaeters.  Der  Zoll, 
frtlher  allgemeiner  £in-  und  Aasfnbr-Waarenzoll  vom  See-  nod 
Landverkebr,  seit  1856  nur  Einfuhrzoll,  aneb  mit  vielen  Befreiungen, 
in  der  Form  eines  m&ssigen,  allmSlig  noeh  weiter  herabgesetzten 
WertbsoUs,  hat  Tielerld  Anfeehtnngen  ans  dem  Standpunet  des 
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Verkehrsinteresses  gerade  des  Hamburger  Platzes  erfahreD,  aber  er 
isl  doch,  beaofarttokt  und  ermässigt,  bis  1874  beibehalten  worden, 
als  wichtige  Bmnahmeqvelle  und  als  gerechtfertigte  GegenleUtang 
des  HandelB  für  die  yielen  Verwendangen  des  Gemeinweseiis  im 
Handels-  und  SchiffTahrtsinteresse.  * 

VBch  der  fniizltolBcbeD  Zeit  erfolgte  eine  ZnsBiiiiiieiiziehiiii;  der  ehemiligeo  rer* 

achiedcnen  Zölle  im  Jahre  1814  IQ  emem  See-£io-  und  Aasf ohrzoll  ron  l*/«^*  Cit 
TOm  Bancowerüi  (nach  Hamburger  Börsenpreisten)  und  einem  Land-Ein-  und  Aus>fahr- 
SoU  fon  Vfl  ^/o  meisten  Anfechtuitg  fand  iuiiuer  der  Ausfuhrzoll  au  sich  uud 

die  Hobe  des  EioAiliTZoUs.  Eisterer  wurde  schon  1828  auf  V4  %  lotzteTer  1^30  auf 
V«  ^lo  ermässict.  Mit  der  grossen  Steifferung  des  Verkehrs,  besonders  seit  den  1840cr 
Jahren,  stieg  der  Ertrag  aber  immer  wieder  bald.  Moch  in  der  Zoliordnaog  von  1851 
sind  die  genaooten  ZollOtze  entbatten.  1856  wurde  aber  dann  der  AoarehiXDll  ganz 
aufgehoben  (was  unliebsame  Folgen  auch  fUr  die  treffliche  Hamburger  Haodela- 
Statistik  hatte,  der  so  das  Material  fQr  die  Wertlistatistik  der  Ausfuhr  entzogen  wurde); 
zugleich  entfiel  der  Schiffs  zoll  (Tonnengeld)  für  gewisse  Flussschiffe.  Die  lendirte 
ZollordiiQog  roiD  22-  Dec  1856  besünmt  den  EinfohnoU  ftti  alle  efokomineiideD 
W'riarcn,  aber  mit  Freilassung  -wichtiger  Katccr  ^ri^^^n  (verschiedene  Kohstoffe,  Getreide 
u.  s.  w.)  jetzt  auf  Banco  ?om  Bancowertü  (^lno  etwas  höher  als  bisher,  wo  der 

Satz  ,  -/„  Ooorant  von  Banco  war,  d.  b.  0 — ^0.4  ^/o  Banco  ^om  Baacoworth).  Transit- 
guter, für  die  schon  bisher  besondere  Bestimmnngen  gegolten,  waren  für  3  Monate 
lang  frei  von  Zoll,  zahlfiin  aber  dann  für  Verlängerung  'l<;r  Anerkennung  als  Transito- 

8 Dt  V«  U  Bancü  voa  Banco.  Durch  Verordnung  vom  28.  Dec  lö64  wurden  diese 
Itae  ron  ' ,  anf  \\  und  von  '/«  ^  lo  %  herabgesetzt  Am  1.  April  1874  ist 
dann  der  Zoll  überhaupt  gefallen  und  trat  die  Dcdarationsabgabe  an  seine  Stelle 
(Verordnung  vom  17.  Hirz  1Ö74).   Der  2oUertrag  war  1S73  noch  1,074.000  M. 

Die  Declarationsabgabe  ist  viel  mftssiger  als  der  Zoll, 
aber  wieder  anf  die  Ansfnbr  ausgedehnt 

Sie  beraht  auf  dem  Gesetz  vom  27.  M&rz  1Ö74,  betr.  die  Declarationeu  für  die 
Handels-  und  SebiffüihBtsstatlstik,  betrog  danach  nur  1  Promille  ?on  dem  Werth  der 

Einfuhr  ins  Freihafengebiet,  mit  Befreiungen  für  wichtige  Outerarten  und  für  alle 
Durcbfuhrgtlter.  Der  Ertrag  erirab  zuerst  etwa  die  Hälfte  des  bisherigen  Zollsi.  über 
Vg  Mill.  Mark.  Beim  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  wurde  sie  gesetzlich  uui> 
geladert  <12.  Oct  1888).  Danach  sind  Waaren.  die  aber  die  Grenze  des  FMhafeo- 
gebiets  von  See  ein-  und  nach  See  ht  i-i  In  n  (mit  Ausnahm  m  fleclariren  und 
haben  eine  Abgabe  vom  Werth  bei  der  Kinluhr  von  1  Promille,  bei  der  Aasfuhr  von 
'/lo  rromille  zn  tragen.  Der  Ertrag  steht  jetzt  im  Etat  mit  880.000— S80.000  U. 
j&hflieh. 

Die  eigentliche,  wesentlich  gebiihrcnartigc  Abgabe  voi» 
b  ees  c  h  i  f  f  t'a  brt  s  V  e  r  k  eh  r  ist  das  Tonnengeld,  das  jetzt 
im  Ertrage  eine  erheblich  grössere  finanzielle  Bedeutung  als  die 
Declarationsabgabe  hat,  etwa  den  fünffachen  Ertrag  der  letz- 
teren giebt 

Es  war  früher  in  der  Zollordnung  mit  geregelt  (z.  B.  Zollordnung  vom  20.  Pc. 
185^.  20  fr.)  Bis  1872  wurde  es  nach  Commcr/lasten  (6000  Pf.l.)  erlioben.  mit 
8  Schilling  Courant  für  die  Last.  Dann  trat  die  Erhebung  nach  Kubikmeter  ein. 
Kach  der  reridirten  Terordnnng  ?om  28.  Marz  1881  war  das  Tonnengcld  für  an- 
komm  n  d  e  Seesc  hiffe  vom  Ncttoranrngehalt  10  Pf.  vom  KubikTnpter.  mit  Ermässigungen 
für  gewisse  bchitie  mit  bestimmten  Ladungen  (besonders  Kohlen,  aber  auch  viele 
andere  Artikel)  und  fttr  Schifie  mter  120  Kubikmeter  Baun  anf  5  und  Mbdt 
Ar  BaJlastschiffe.  Solche,  die  in  Ballavt  eingehen,  aber  mit  Ladung  ans,  zahlten  «ben- 
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falls  5  Pf.  niese  Sätze  sind  aber  1895  (Bekaontmarlmrii:  vom  12  Juli)  auf  12  und 
6  Fl.  erhöbt  wordao.   Der  Ertrag  ist  seit  1873  von  0.4  aaf  2  MiU.  Mark  gesüegeD. 

§,  187.  Die  ehemalige  Aceise.  Die  Aeeiee  HambiirgB 
war  frttber  in  der  Weise  sonstiger  stSdtiscber  Aceiseli  eingerichtet, 
in  yenehiedener  Form,  Tomemlieh  als  Eäogangsabgabe  (TborstenerX 
dann  anch  als  Plrodaetionistetter  (bei  der  Bnmerei)|  ds  Verkaofs- 
steoer  (besonders  bei  Spiritnosen  nnd  Wein),  als  directe  Consam- 
stener  (in  der  Weirsteaer  der  Privaten),  In  der  franzJ^sischen  Zeit 
trat  der  Octroi  ein,  an  dessen  Stelle  die  „Consumtionsaccise"  in 
1815/lfi  nen  geregelt  worden  ist.  Diese  hat  dann  manche  Ver- 
änderangen,  auch  8])Hter(18Bl  und  18fi5)  He8cbritiikiin;L;en  in  Bezug 
auf  die  Ohjeete,  Ansdehnungen  in  Bezug  auf  ihren  locaien  Geltunga- 
bereich  erfahren.  Beim  Eintritt  Hamburgs  in  den  Zollverein  1886 
ist  sie  beseitigt  worden. 

S.  für  die  Zeit  von  181'»  besonders  die  Beitrage  zur  Statistiii  Hamburgs  (1854), 
Tabelle  S.  12  und  Text  dazu  S,  104  ft'.,  mit  den  Aenderungen  von  IHIT)  53,  d^-M 
Tariien  von  lbl6  uad  1852,  Erläuteruogen  und  Statiatik.  Die  (iruudlage  war  zuletzt 
die  revidirte  Accisererordnung  vom  20.  Dee.  1861,  die  sich  ao  frühere  VerordooDgeii 
anschloss  ond  später  irieder  Aenderangen  erfahren  hat.  Die  Accisc  jr'^ht  in  das 
16.  Jahrhaodert  zoruck,  sie  bezog  sieb  vor  der  französischen  Zeit  auf  Getraake  (Bier, 
Wein,  Bruiitvein),  Getrdde,  Vieh,  xeitvelfig  «leh  «of  firenniDateiUl  und  Salz.  Bfe 
1861  hatte  sie  eine  grOtwere  Reihe  ?on  Objecten  umfasst,  als  seitdem,  so  neben  den 
alcoholischen  Getränken  auoh  Mineral-,  Sodavasser,  Brausflimonade ,  von  Kahrungs- 
mitteln  Butter  und  alle  Arten  Ka^e,  dann  Brenn-  und  Baumaieriaiieo.  auch  Gas- 
SOiBigkeit.  Essig,  Kartoffelmehl,  Lichte,  Fett  In  der  Yerordnang  von  1861  wiid  die 
Accise  auf  W'oiti,  Spiritoosen,  Bier,  Getreide,  Mehl,  :^oweit  die  Einfuhr  von  Brot  von 
ausserhalb  uberbaopt  erlaabt  ist.  aacb  auf  Brot«  lebendes  ScUacbtvieb.  Fieijich,  Ge- 
flugei,  Wild,  Flu»-  imd  Saefoehe,  Hammor,  Avalmi  besdiriakL  Die  Weisaeelse 
traf  Priratconsumenten  und  Schankwirthe.  Erstere.  d.  k.  alle  Bfl^er  und  Einwohner, 
mit  Ausnahme  derer,  velche  bis  200  M.  Coorant  Mieihe  zahlen  und  frei  waren, 
Vörden  nach  ihrem  Consnm  besteuert.  Sie  mussteu  halbjahng  nach  bester  Ueber- 
UfogoBg  ^  •mtUclien  Fonnnlaren  angeben,  was  aie  verbraucht  hatten.  In  Zvdfel^ 
fallen  konnte  die  Behörde  (Accisedeputation)  eidesstattliche  Bekr&fti]fung  verlangen, 
wurde  diese  Terweigen,  so  hatte  die  Behttide  nach  billigem  Ermessen  den  Steuer- 
betrag feitnsetzen,  wogegen  keine  Beelanatlon  sttttftnd.  Die  Inhaber  von  Sclianit< 
localit&ten  u.  dgl.  Personen  hatten  fpA  Wein  die  Weinsteuer  halbjährig  nur  nacb  Tizen 
auf  Grand  gcwissenhaftt>r  Erwigungen  d  r  Behörde  zu  entrichten.  Die  Spirituosen- 
nccise  traf  nur  Schankwirthe,  Deuiihuudler.  Kleinrerkäufer  (die  concessionspäichtig 
vaien)  eboiftUt  nneli  Taxen  der  Aeeiaedepntatien.  In  Betreff  des  einlief  Mischen 
Biers  war  dir  Brauerei  selbst  steuerpflichtig,  ftlr  jeden  anzumeldenden  ,,BraQ" 
waren  60  M.  Courant  .^Orlofsgebtthren*'  zu  zahlen,  die  auch  bei  Ausfuhr  des  Biers 
nicht  rttckvergQtet  wuiden.  EinfUbr  von  geschrotenem  Malz  war  gänzlich  verboten. 
Die  Steuer  von  Getreide  und  Malz  traf  als  Mahlalener  alles  Product,  welches 
anf  den  MUblen  vermählen  werden  sollte,  nur  das  zur  Bier-  und  Essigbrauerei  und 
Branntweinbrennerei  bestimmte  war  frei.  Mebl  selbst  unterlag  ausserdem  der 
Einganganeelse.  Bret,  Knchen,  Backwerk  dnrfte  in  dem  Acdsebszirit  nur  gegen 
Acciaezahlung  in  Jahrmarktäzeiten  eingebracht  werden,  auch  von  der  Voratadt  St.  (leorg. 
die  zum  Accisebezirk  gehörte,  nur  dann,  aber  ohne  Accisepfltcht.  Bloss  Boggen- 
brot  war  noch  sonst  einzubringen  erlaubt,  doch  nur  in  einzelnen  Laiben  von  ein- 
zelnen Peraonen  gegen  Accisezahlnng ,  also  nicht  gewer bsmi^ssijj:  von  Bäckern,  zum 
Schutze  der  Gerechtsame  der  innenstädtischen  Bäcker.  Von  lebendem  Schlacht- 
vieh wurden  Ochsen,  Kahe,  junge  Kube,  Schweine  nach  dem  Fleiscbgewicht ,  als 
wdchet         einen  gctetslidien  Satz  dne  Qoele  des  Brattegewichts  galt  (56  bei 
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Schveinen,  75%  bei  dem  anderen  Vidi).  KiUber,  Hammel.  Schafe.  Spanferkel,  Lämmer 
Dach  dem  Stück  versteuert.  Der  Accibebexirk  unifa,sste  die  innere  Sta«it  und  die  Vor- 
stadt 8t.  Geor^.  Tarifsätze  waren  von  1861  an:  Wein  1  Schill.  {*!\  S^.)  für  die 
..QüartiTboütrillc**  bei  Privaten  und  beim  Schankwirth.  also  ohne  Unterschied  nnrb 
diesen  ikiiibuiuartcn  and  nach  Quaiitit  oder  Werth:  firanntvein  aüer  An  beim 
Schankwirth  und  DetailHsten,  ebenso  in  gr Asseren  PkrtJen  bei  der  Einfiihr  1  Schill 
für  die  Bouteille;  Bier  bei  der  Einfuhr  3  M.  Cour,  für  100  Booteillen;  Weizen 
z«  Mehl  der  Sack  bis  185  Pfd.  brutto  i^aucb  ti raupen  der  Sank  bis  175  Pfd.)  2  M.,, 
Koggen,  (jcrbto,  Kcis.  Mais,  sonstiires  (ictreidc  der  Sack  bis  175  Pfd.  1  M.  b«)Sondere 
S&tze  galten  für  Mengkorn  /u  Viebfutter,  einrefuhrtes  Mehl,  Grtltze,  Roggienbrot  in 
einzelnen  Laiben  (bis  5  Pfd.  '  S  bis  10  Pfd.  1  Schill.).  Brot,  Kochen.  Back- 
werk bei  Jahrmärkten  nach  bcüondereffl  Satz  (Sack  ron  175  Pfd.  VLM.).  Ochsen« 
Kotae.  jonge  Kobe  whlteii  Ittr  100  Pfd.  Vettttfleliebfewieht  8  M.  9  BcbllL,  Sobvdtte 
dgl.  1  M.  10  Sch..  Kälber  bis  70  Pfd  das  Stock  3  M..  Hammel,  Sehlde  12  ScbÜL, 
S|ianferk<'l,  I.Smmer  bis  20  Pfd.  1  M.  12  Schill.  Verschiedene  Sätze  für  verschiedene 
Kategorie«»!  Hubner.  Wild.  Flasü>tii»cbe.  Krebse,  Seefische,  Hammern,  Austern  (100  Sttlck 
4  Schill ).  Dft,  abiresehen  von  in  der  Stadt  gebraalem  Bier,  nor  der  inneuiidtiscbe 
Verbrauch  steuorpllichtig  war,  bestand  auch  ein  Tarif  der  RücVnrriHf^,  z.  B.  für 
feinos  Weizenmehl  l*/«  M.  Coor.  für  100  Pfd.  Mit  der  Accise  stand  das  W^egeJd 
ftr  Schlaehttrieh  und  Bumgeid  für  FlnaneWflre  in  Verblodong. 

Nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit  und  Ablösung  der  KealgeteehticfceStMi 
der  Bäi  Srblächter  und  einer  Anzahl  auf  OrundstUrkf  radicirton  ßraagerecntsame 
traten  Lruiuü&igungen  der  Sätze  und  Befreiungen  einiger  weiterer  Objecto  ein.  Der 
Stenerbeiirk  vard  noegedelmt.  omfiMle  »Imt  8f.  Ptnli  nieht  IHe  Wein-  «ad 
Spiritnosenahgflbe  bestand  jedoch  jetzt  im  rnn^i^n  Freihafengebiet.  (Äcciseverordnnng 
vom  28.  Dec.  1864  mit  vom  1.  Kehr.  1865  au  giltigem  Tarif.)  In  dem  in  Kelchs* 
Währung  fesig^erxten  späteren  Tarif  vom  80.  Dec.  1874  war  die  Eingan gsstooer 
von  Weizenmehl  3'  ^  M.  fur  100  kg.,  Boggenmehl  l*/„  M.,  Weitenbrot  3  M..  Boggen- 
brot  l'/j  M.,  FIei>cb  aller  Art  (auch  geräuchert,  gepökelt,  genalzen).  Schink^M.  Speck. 
Wurste,  Zungen  fur  100  kg.  3%  M.,  Ochsen,  Stiere,  Kuho  o.  s.  w.  fur  iUU  kg.  netto 
(64  kg.  netto  —  100  kf^.  bretloX  3%  H.,  Schweine  (Ober  12V.  Irv.  bratte>  M. 
(70  kgi.  netto  =  100  Vrutto).  Ferkel  bis  12"..  Lg.  das  Stuck  45  Pf.,  Kälber  das 
Stück  nach  Gewichtsscala  18U.  90  ,  45  Pf.,  Hammel.  Scbaf«^  Uber  12'  .,  kg.  90  Pf., 
darunter  45  Pf.  das  Stück,  Wild  mit  verschiedenen  Sätzen,  liier  in  (iebinden  100  1. 

1  M.  35  Pf.,  in  Fluchen  100  Flaschen  1  M.  20  Pf.  Dazu  kam  die  Mahl  Steuer 
fur  alle  Getreidoarten ,  die  zu  Mehl.  Schrot,  Gries  innerhalb  des  Steuerbezirks  durch 
eine  Muhle  oder  Maschine  bearbeitet  werden,  bei  Weizen  und  Graupen  auf  100  kg. 

2  M.  59  Pf..  Roggen  ond  anderes  Getreide,  auch  Reis  1  H.  8  Pf.;  ferner  die  Brav- 
steue r  bei  den  Brauereien,  für  Malz  und  eingefuhrtes  geschrotenes  Biermalz  für 
10()  ku^.  1  M.  48  Pf.;  die  Wem-  und  Spiritnosensteuer,  Wein  bei  Einwohnern 
(jet/i  mit  ii)>er  600  M.  Wohnungsmietbo)  für  100  Flaschen  7'/«  M.,  von  allen  Scbank- 
wirthcn  ebenso,  Spirituosen  von  Scbankwirthen.  D^taiilisten  für  alle  Sorten  für  100  1. 
8  M.  25  Pf.,  b-  i  Veikauf  nach  Flaschen  fiir  100  Flaschen  7'/,  M.  Dazu  kam  noch 
ein  Eintrittsgeld  (  Art  (Joncessionsabgabe)  fur  joden  Schankwirth  mit  SO  M.  und  eme 
Sebfeihg«b»hr  für  joden  Detailverkinfer  ?oh  weia  nnd  SpiritooseB  fea  2  K.  40  PI 

Diese  EiDzclIieiten  mögen  einmal  ein  genaueres  Bild  von  einem 
solchen  Steuersystem  geben,  das  sich  in  einer  Stadt  wie  Hamburg 
solange  erhalten  konnte.  Abgesehen  von  verkehrspolitischea  Be- 
denken war  es  noch  besonders  bedenklich,  dass  der  Haupttbeil  des 
Ertrags  auf  Mehl  und  Brot,  dann  aot  Vieh  und  Fleisch,  der  erbeb- 
lich kleinere  auf  die  nur  mit  mttasigen  Sätzen  belegten  Getränke 
fiel.  Man  kann  wobl  sagen;  es  war  ein  Accisesystem,  das,  aneh 
wenn  man  diese  Verbranchsbestenening,  sBinal  iii  Stttdteo, 
Ganzen  rechtfertigt}  nach  Objeeten  und  StenersfttzeD  dai^ 
nicht  gebilligt  werden  kann. 
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Der  Ertrag  im  Ganzen  war  1874  1.526.000  Koicht>mark  Acci.sc  ond  veitero 
60.000  M.  Wein»  nnd  Spiritaoäenstcucr  aosserhalb  Accisegebietn.  1887.  dem  letzten 
Jahre  des  rollen  Bestands  der  Accise.  bezw.  2.429.000  und  c.  96.000  M.  Auf  die 
einzeluen  Artikel  kam  1887  rund:  Mahlsieaer  228.000  (in  1S88  Max.  808.000),  Eiii- 
icangssteuer  ?on  Brot  und  Mehl  754.000  M.,  also  auf  diese  Objocte  im  Üanzea 
96S.O0O  M..  ttbtf  44  %  des  GeMiiimtertrtfts.  auf  Sebtacht?l«1i  und  Fleisch  738.000. 
auf  diese  KahrunKsmittel  zusarnün  ij  [tiithin  1.718.000  M.  oder  7"  7  "/,,  nur  der  Rcbi 
tici  auf  die  Getränke.  Braastcui  i  ti.i.OUO.  Eiiigaugitsteaer  ¥0ß  Bier  240.000.  Wein-  und 
SpiritQOsenabgabe  im  Accisegei>a'i  402  000  M.,  zusammen  711.000  M.  iJic  g;au£c 
Wein-  and  Spirituosenabiicabe  ertrag  408.000  M.  (Hamburger  StttiMisohss  Handbnob 
4  A.,  S.  318.)  Am  1.  Sept.  1888  ist  die  Ar  <nsp  f  rtir  filli^ü .  iran/  ktirir  vor  den» 
Zoilanschloss.  Nur  die  Vorächnftea  Uber  Au^cliauk  von  Weut,  ^piniuoseu  und  Klein- 
bsMlel  mit  SpiiitDossB  sind  geblieben  (Gesett  fos  16.  JoU  1888). 

Fast  wie  eine  Curiosität  encbeiot  nns  heute  sohon  das  alte 
Bambarger  TborBperrgeld,  das  erst  seit  Anfaog  1861  fort- 
gefallen ist 

Es  ertrag  um  1850  Mill.  Mark  Courant.  Die  Einiichtitog  war  die,  dass  aut 
A^^f^Tid.  V'^rschieden  nach  Jalires/i-ifeu  '  Sperre  der  Thorf  -^irjfrrtt  und  ein  Tarif 
für  ?er.'>chiedene  Arten  Fuhrwerk.  Ueiter,  1:' Uüb^änger  Sätze  hatte,  welche  sich  mit  der 
IbftscbreitendeD  Naoblslande  steigerten,  so  dsss  dso  noch  eine  Art  sltteii'  («der  «renii 
man  will  snnitäts-)poIizeilicber  Tendenz  hier  mitspielte.  Im  Re^rleinent  vom  21.  Dcc. 
1857  zahlten  z.  B.  bis  10  Uhr,  von  10  12  und  nach  12  Uhr  bis  zur  niorg;endlicben 
Thoröfinunfj:  Fusivgünjjer  2—4 — 8  Schill,.  IV2 — 3 — 6  Sgr..  Omnibut»  und  verttcbiedeoe 
andere  Wagenarteu  *i\ — VU — 2  M.  Cour.,  sonstiges  ^  «ad  mshnpillBiges  Fohnreik 
V,— 1— 1'/«  M.,  eiasplBoiges  4-8-12  SchilL 

§.188.  Sonstige  Steuern.  Anch  die  Stener  von  öffent- 
lichen Vergn  ü  n  i!:en  ist  alt  (1796)  und  hat  sich  erhalten, — 
neuerdings  ja  in  der  CommuDalbesteueroDg  mehrfach  Nachahmung 
gefonden. 

Verordnung  vom  7.  April  17%.  Nach  dem  I'-n-I-  m.  iii  vom  24.  Dec.  IS.'S 
W'^rden  Ooncerte.  musikaiische  Unterhaltungen  bei  freiem  Eintritt,  6cbau:$tellungen 
aller  Art  (Kunstreiter.  Seiltänzer,  Menagcrieen  u.  s.  w.),  Maskeraden,  Wettrennen  belegt. 
OIb  she  Furm  war.  da-ss  '  ^  des  Bohertrags  als  Steuer  entfallen  soll,  was  im  Regle» 
ment  von  18.58  als  Bicbtscbnar  geblieben  ist,  wobei  aber  Specialsitas  filr  die  einzeluen 
Arten  besteben. 

Die  Hundesteuer  hat  jüngst,  1894,  eine  eigentbttmlicbe 
Eotwieklnng  in  starii  fiscalischer  ond  Inznsstenerartiger  Richtung 
erfakren. 

Noch  In  Oeseti  ron  8.  Noir.  1884  war  der  ^oerBats  für  deo  Hond  10  M.* 

im  Gebiet  der  I.andgeirieindeordiiuiiff  H  M.  In  dorn  (le^etz  vom  0  Juli  1894  ist  der 
Tarif  im  Stadtgebiet  (btädtischer  Polizeibezirk)  far  1  Uund  bis  45  cm.  Scholterhöfae 
20  M.,  für  jeden  weiteren  Hond  dieser  Grösse  in  und  deinsdbeo  Wohngelass 
M..  für  einen  grösseren  Hund  dsgcfrcn  bezw.  40  wd  50  M.  Im  Landgebiet  ist 
der  Satz  für  1  Hund  eines  Besitzers  6,  für  jHen  weiteren  12  >T  (Jewerbliche 
Ziehhunde  zahlen  im  Stadtgebiet  10,  sonst  t>  M.  Ertragsanschlag  iöd'S  150.000. 
1899  215.000  H. 

Die  Löscbabgabe  ist  eigentlich  mehr  eine  Gebühr,  weiche 
Yon  den  bei  der  staatlichen  Feuercasse  versicherten  Gebäuden  als 
eine  Art  Zuschlag  snr  eigentlichen  VersicberaDgspi:ämie  znr  Deckung 
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der  Kosten  des  Lc^schwesens  erhoben  wird.  Sie  fliesst  aber  nicht 
in  die  Fcuercasse  seihst,  Roodern  in  die  Staatscasse,  der  dafür 
anderseits  die  die  Einnahme  aus  der  Luschabgabe  erheblich  Uber- 
steigenden  Kosten  des  Ldsehwesens  obliegen. 

Gesetz  vom  1.  März  1868  ober  Fenerlöschwesen.  Der  Abgabesatz  ist  •/^  des 
Taxwerths.  S.  ausserdem  Gesetz  vom  28.  Aug.  1867  Ober  die  Peoercasse.  Aach 
Ao&atz  vou  (Jogg  tlber  HeraDzichang  der  FeuenrersicbcrangsaDtemebmiingen  za  den 
Kosten  des  Ldnchvresens  in  Fio.arcb.  B.  11,  S.  804.  Im  Etat  far  1899  Ertrag  der 
Abgabe  675.000,  Kosten  des  Löschwesens  1.218.000  M.,  also  fast  das  Doppelte 
Annftbernd  bestand  dies  Verh&itniss  seit  lange,  der  Betrag  beider  Ponten  ist  aber  seit 
Anfing  der  1870ttr  Jahre  anf  des  2'  bis  Softelie  gestiegen»  doch  die  Aiieg»be  noch 
ein  wenig  stärker  als  der  Ertrag:  der  Abgthe.  Im  flambnifer  StADpelvesen  koaneo' 
ausserdem  Feaeipolicewtempei  ror. 


Bremen. 

§.  189.  Sein  öffentlicher  Haushalt  im  Allgemeinen. 

Dem  Gebiet  nach  mit  257  qkm..  voron  4ab  iiä.  noch  auf  das  Weserboit  fallen, 
ist  Bremen  der  kleinste  der  8  FndetaaleB,  aber  noch  aller  fe^nwirtlKen  deotschan 

Staat.' Ii  im  Reiche.  Der  Bevölkerang  uach  lisst  es  indessen  mit  106.404  (1898 
208.^^1^)  Bewohnern  nicht  nor  Ltibeck,  das  nicht  die  halbe  Yoiiüizahi  bat,  sondern  9 
der  mouarcbischen  Kleinstaaten  hinter  sich,  darunter  das  Grossherzogtuhm  Mecklenbarg- 
Strelitz  mit  nicht  der  halben,  Sadiaen-Melninfai  mtt  etwas  kleinerer  Volkszahl,  auch 
Sachsen-Cobarp-Ciotha  hat  eine  nor  wenig  j^rö^serc  Bevölkerang.  Schon  daraas  er- 
giebt  sich  die  relative  Bedeotung  Bremens  als  Staat  in  Deutschland,  vollends  tritt  sie 
ans  d<v  wirthschnfltHcben  Entwicklung  dieses  Oemeinvesens  faerrer.  Aach  die  hrsndsche 
Finanz-  und  Steuerwescn  hat  t-ine  presse  Bcdcutunjf,  einen  Etat  von  20—  >  Mark, 
mehr  wie  die  grössten  Kleinstaaten  (s.  o.  S  584),  eine  mehrfach  sehr  interessante 
ältere  wie  neuere  Geschichte  und  gegenwärtige  Ausgestaltung.  Gleichwohl  uuss  is 
der  Holitenden  Dnrstellung  aus  räumliehen  Granden  nnd  nach  der  immerhin  eingehen- 
dcron  Darstellung  des  Hamburger  Steoerw^t^'-t^ns  eine  Eio8chr?inkii:i!^  eintreten,  welchö 
für  uns  hier  om  so  unbedenklicher  ist,  wuii  Bremens  Finanz-  und  ätenerwesen  doch 
fTOBse  AehnKehkelt  mit  dem  Hunbnrger  hat.  Nnr  eine  Orientirnng  Ober  das  Wiebtigsle 
mit  Hervorhebunjr  einiger  besonderen  Eigenthtlmlichlkciten  einzelner  Steuern,  wie  des 
Schoßes  und  der  neuen  Einkommen-  und  snnsriffen  dirccton  Sti^iirrn,  soll  hier  ge- 
geben werden.  Auch  sie  verlangt  schon  niehi  Kaum,  aU  un»  dafar  ciguntlich  SOr 
Verfügung  steht. 

S.  über  die  frühere  Zeit,  besonders  um  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  von  Reden 
a»a.  0.  S.  1520— 22f  1573-88.  Staatsrecht  von  Sierers  im  üandbach  des  Offent- 
liehen Rechts  m«  2.  8,  8.  67 ft,  daselbst  über  Pinansen  und  Stenern  8.  79.  D«* 

Hauptsächlichste  tiber  die  Entwicklung  der  Finanz-  und  Steuergesetzgebung  im  ganzen 
liK  Jahrhniidcrt.  mit  einzelnen  Notizen  noch  d;ihintor  zurück,  und  über  die  jeweilige 
Gestaltung  dieser  ücsctzgebun;; ,  in  Verbindung?  mit  höchst  rcichhaltigeui  uud  trefflich 
rerarbeitetem  fiuanzstatistischen  Material,  giebt  seit  lange  das  ausgezeichnete .  auch 
sonst  böclist  reiclilialtige  amtliche  Ilandhci  h  f  w  bremische  Statistik  in  seinem  Theii  II- 
Von  Zeit  zu  Zeit  wird  darin  wiederholt  ein  etwas  genauerer  Abriss  der  Finaoi'  Q°d 
Stenergesetzgebung  and  der  ganzen  FinansorgnnisaCioD  gegeben.  Unter  Andeiem  sei 
besonders  verwiesen  auf  die  beztiglichen  Abschnitte  im  Jaiirgang  1865,  1876.  ISSI. 

worin  über  wichtige  Aendenin^cn  der  Gosetz^ebting^  Näheres,  aber  auch  die 
anderen  Jahrgänge  stellen  Einzelnes  mehr  oder  weniger  genau  dar.  Der  letzte  reo 
mir  benatzte  Jahrgangs  ist  der  für  1898  (Heft  II),  eiscbienen  1899.  S.  auch  im  Fio. 
arch.  I,  S.  284  If.  den  Aufsatz  von  Fiterer  über  Bremens  Finanzen,  im  Archiv  auch 
einzelne  der  neueren  £>teuergesetze  u.  A.  m.  (s.  n.).  Der  Text  der  Gesetze  ist  melr- 
fach  auch  im  Statistischen  Jahrbach  abgedruckt 

Aus  der  Steuergesetzgebung  des  19.  Jahrhundmto  und  besonders  der  Zeit 
nach  1886  Verden  hier  nur  die  Gesetze ,  bezv.  Veroidnnngen  Uber  die  wichtigeren 

« 
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ond  eigentliilmlichen  Stenern  besonders  ang:eß:oben.  So  zunärh*^t  die  in  mehr  als  einer 
Hinsickt  interessanten  sogen.  Schossordnungeo,  £iu kommenscboss,  Ver- 
m6f  eotscboss.  Der  crstere  beruhte  auf  dem  Gesetz  vom  3.  Jan.  1848.  s.  daan 
Verordnungen  vom  7.  Mai  1848.  26.  Juni  la^O,  30.  Mai  1853,  12.  Mai  1862.  Gesetz 
rom  19.  Mai  1872,  wohn  dieser  Schoss  immer  mehr,  zuletzt  schon  fast  ganz  wie  eine 
läokoBimensteiier  ausgebildet  ist,  nur  mit  Festbaltung  der  tbeilweise  geheimen  Steuer» 
Zahlung.  An  seine  Stelle  trat  dann  die  förmliche  Ein  kommen  st  euer  nach 
Gesetz  vom  17.  Dec.  1874,  nebst  Gesetz  über  die  Hebuno;sbehOrden  vom  25.  Oct.  1874, 
mit  Korellen  vom  13.  and  16.  Nov.  1880«  IVI.  Aphl  1886  ,  26  März  1892,  5.  Jan. 
1898,  8.  Febr.  1895  (s.  o.  A.  Statistisches  Jahrbach  1876,  S.  416  C  Jahrgang  1896. 
S.  447.  1898.  S.  230.  Fin.arch.  B.  7,  S.  595'  r>cr  VermögeDsschosH  aus  dem 
16.  Jahrhundert  ist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  als  auä^crordentiiche  Steuer  erhoben  worden, 
neuerdings  auf  Grund  der  reridirten  Schossordnung  vom  23.  Oct.  1848  nach  Gesetz 
vom  23.  Mai  1848  (s.  Gesetzsammlang  und  Statistisches  Jahrbuch  far  1896,  S.  482), 
Abänderungen  im  Gesetz  über  Vermögensschoss  vom  18.  Juni  1^74.  Letzte  Erhebung 
in  1876.  Die  Grundsteuer  (Grund-  und  Erbsteaer),  welche  die  Gebäadesteuer 
omscblieast,  ist  kurs  vor  der  franzflsischeii  Zeit  1808  eingeAlhit  werden  (s.  tar  Statistik 
des  Bremer  Sti^ats  Jahrgang  1865.  S.  XXI.  bis  18051.  In  der  neueren  Zeit  hat  sie 
eine  mehrfach  interessante  Entwicklung  gehabt ,  seit  dem  Gesetz  vom  26.  Febr.  1865 
Iiir  das  ganze  Staatsgebiet  (s.  Jahrbuch  für  1876,  S.  492).  An  Stelle  dieses  Gesetzes 
trat  Ibr  die  Stadt  Bremen  ujid  einen  Theil  der  angrenzenden  Feldmarken  des  Land- 
gebiets das  neue  Gesetz  vom  13.  März  1873  mit  Novelle  vom  13.  Dec.  1874,  wodurch 
das  Fhncip  der  Besteoerung  nach  dem  Verkaufswerth  aligemein  eingeführt  voide. 
Dies  Gesetz  bat  ta  lebhafter,  aech  Utterarfacher  Discnssieii,  Gatachten  ?oii  PiactUcen 
und  Theoretikern  geführt,  besonders  G.  Hanssen's,  der  es  verwarf,  und  Anderen, 
die  Hanssen  darin  meistens  beistimmten .  ich  selbst  nur  mit  dem  Vorbehalt  der  An- 
erkennung der  Eichtigkeit  des  principiellen  Gedankens  des  Gesetzes.  (S.  Haussen's 
Gatachten  rom  Dec.  1876  und  dazu  die  ..gutachtlichen  Aeusserungen  über  dies  Gat- 
achten". Bremen  1877.  sowie  meine  Fin.  Th.  II.  2.  Aufl.,  S  TT  Statistisches  Jahr- 
hach  Bremens  1876,  S.  414.  1882.  S.  434.  1896,  S.  445).  Au  die  Stelle  des  Gesetzes 
von  1878/74  trat  das  neue  vom  11.  Oct  1878  und  dann  wieder  tta  das  ganze  Staat»- 
gebiet  giltig  das  Gesetz  vom  25.  Oct.  1880.  Eine  jetzt  bestehende  weitere  directe  (die 
V*»rmögensstencr  eingerechnet  vierte)  iht  die  sogen.  Firmensteuer,  wesentlich  eine 
Uufmänniächc  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetz  rom  27.  Mai  1884,  welche  die  vor- 
aagehmde  Cmsatisteiier  des  Gesetzes  vom  18.  Dec.  1871  ersetzt  hatte,  die  ihrerseits, 
mcrst  nach  Gesetz  von  ]^C^2  an  Stelle  des  ehemaligen.  1824  02  vorhandenen 
Ein-  und  Ausfuhrzolls  getreten  war  (Statistisches  Jahrb.  1882.  S.  496.  1884,  S.  233. 
Fla.areh.  B.  3.  S.  251  ff.).  Ausser  deo  kleinm,  mit  m  den  direi^en  Steoeni  geneh- 
neten  Wirthschaftsabgaben  von  Schankgewerben  u.  s.  w.  bestehen  als  weitem 
andere  „directe  Abgaben  '  die  wesentlich  an  Verhältnisse  der  Stadt  Bremen  als  solcher 
(im  Cateischiede  vom  Staat)  sich  anschliessenden,  phucipiell  eigentlich  mehr  gebubren- 
»tige  Abgaben  darstellenden t  Erlenehtungs-,  Wasser-,  Canal-,  Abfohr* 
gt  nrr  Nirh  Fortfall  des  ehemaligen  Zolls  war  und  ist  noch  die  auch  nach  dem 
Aaachlubs  Bremens  an  den  Zollverein  modificirt  bestehen  gebliebene  sogen.  Verbrauchs- 
abgabe, fiflher  sogen.  Gonanntiönsahf^abe,  die  wichtigste  indirecte.  Für  sie 
galt  lange  die  TeiOTdnung  vom  26.  Juni  1834  mit  verschiedenen  späteren  Gesetzen 
ond  Verordnungen,  jetzt  beruht  sie  auf  dem  Gesetz  vom  25.  Juli  18ss.  Dazu  kommen 
retüchiedene  directe  Gebrauchs-  (zum  Theil  Luxus  •jSteuern,  noch  jetzt  auf  Lust- 
fuhnrerhe.  Pferde,  Hönde.  Nachtigallen;  ferner  renrandter  Alt  auf  BUlards,  Kegei> 
bahnen.  Maskenbälle,  Tanzmusiken,  fröher  nach  Bestimmnngen  und  Satten  in  den  jähr- 
lichen Steuergcsotzen.  Diese  Abgaben  werden  in  der  Statistik  zu  den  indirecten  Steuern 
l^erechnet.  Ebenso  die  Stcmpelabgaben,  die  Immobilienrer&usserungs- 
abga  h  '  .  die  Abgabe  rom  offen tliclien  Verltanf  von  Mobilien  u.  s.  w.,  von 
Wechselprotesten,  die  Erbschaftssteuer,  sowie  die  Gerichtssporteln 
Qod  vecschiedeneriei  andere  Verwaltu ngssporteln  und  Gebühren.  Auch  diese 
Abgaben  bembten  bto  sn  neneriicher  beM»aderer  Regelung,  so  durch  Gesetz  rom  25.  Dec. 
T^9."  und  22..  2G  '31.  März  18%  und  18.  Juli  1899  u.  a.  auf  dem  jährlichen  Steuerffesetz, 
Dit;  Erbschaftssteuer  hat  jüngst  eine  eigene  Kcgelung  durch  das  Gesetz  vom  13.  Dec. 
1895  und  das  Gesetz  rom  1&  Juli  1899  erfahren  (im  Fin.arch.  6. 15.  S.  650,  auch  S.  624). 
SoBsilfe,  ebenlUls  sn  den  indireoen  Abgaben  und  zwar  zur  Katsgoiie  ,^IIe  n.  dgl. 

A.  Weg ner»  füMBielwsiisubsfl  IT.  40 
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6.  B.  üebei^littii  der  Besteaenu^ •  Bronen.  g.  189. 


Al^ben"  Kerechaete  siod  die  Schifffahrtsabgabe  (Gesetz  rom  29.  M&rz  I8dd) 
mid  dte  GuterdeelarfttioBsabfaba  (OaMtz  Ton  19.  Oet  1888«  26.  Nor.  1898). 

Za  der  gleichen  Rabrik  wird  der  Antheil  am  Ertrag  der  Zölle  und  Reichs- 
steaern  gerechnet.  Eiue  Specialsteaor  flftr  die  BOne  iit  die  sofoo.  Kaofoiaiiiit- 
steaer  (auch  Börscnstouer  genannt). 

Im  PoIfceBden  sollon  nur  die  directen  Haupte lenerii.  nebst  der  ehemaligee 
Ü m 8 r\ 1 7 s  t  n  r r  nnd  dftr  Verbrauchsabirabc  etTvrts-  nfüier  h' handelt,  die  anderen 
HOT  theilvei»e  und  aach  dann  nur  iorz  berührt  werden.  Ea  geoQgt,  for  die  mit 
Hiadd  und  Schillftbit  in  TerbiDdaBg  ftehendeft  Abgabra  auf  die  aoalogea  Terbllt- 
nl«M  Hembaige  tn  ? enreiMB. 

Die  Stadt  Bremen  (Alt-,  Neustadt  nnd  Vorstadt)  als  Gemeinde 
und  der  Staat  Bremen  fallen  zwar  naob  der  Verftssnng  (vom 
17.  No7.  1875)  Dicht  zQfiammeii,  vielmehr  ist  die  Stadt  Bremen 

nur  eine  der  Gemeinden  im  Staate  und  nicht  einmal  die  einzige 
Stadt,  da  auch  Vegesack  und  IW omct liaveii  Siiidte  sind.  Diene 
beiden  Städte  und  die  Landgenieindt  n  liRhen  auch  eigrcnc  Ver- 
fassnnpren  nnd  das  Landfi:ehiet  ist  aub^eidi m  noch  zu  einem  he. 
sonderen  Kreise  zusammengefisst.  Diese  Städte,  die  einzelnea 
Landgemeinden  und  dieser  Kreiä  haben  auch  ihr  besonderes  Finanz- 
wesen» Etats,  Abgaben,  Fttr  Staat  nnd  Stadt  Bremen  ist  zwar  eins 
Trennung  der  Verwaltung  von  Staats-  und  Oemeindeangelegenheiteo 
und  damit  such  von  Staats*  nnd  Oommnnalbansbali  in  der  Ver. 
fassnng  in  Anstdcbt  genommen  gewesen ,  aber  bisher  nngf achtet 
▼ersehiedener  Anregungen  dasn  niebt  erfolgt*  So  fällt  im  Ganzen 
staatsbremiseber  nnd  stadtbremiscber  Haushalt  noch  zasammeo. 
„Die  Einnahmen  aus  stadtbremisehen  Abgaben  n.  s.  w.  fliessen  io 
die  Staatscasse  und  ebenso  werden  die  Bedürfnisse  der  Gemeinde 
Bremen  aus  der  Staatscasse  l)estritten,  in  der  Abrechnung  der 
Staatscasse  ist  darum  auch  zugleich  die  Jahresabrechnung  der 
Stadtgemeinde  Bremen  enthüllen"  (Statistisches  Jahrbuch). 

S.  Vcrtaiütuiig  run  Brcmea  vom  17.  Nor.  1875  mit  Ver&adeniogen  aus  1878, 
1879.  1882  bei  StOrek  B,  592  IT.,  Absfchniu  V,  §.  81  IT.  von  den  Gemeinden.  Die 

72 — 80,  worin  in  >}.  78  die  erwähnte  Trennung  beibchalien  war.  sind  durch 
(Jcsoi/.  Vom  27.  Mai  1H70  atjfirclinb.'n  wordeti.  Sifvers  a.  a  O,  S  81  ff.  Sfafi-t. 
Jalirb.  iui  Abschnitt  truii  dcn  UcLucuidciuiaiti^eü,  Eialcituiig,  i.  Ü.  Jg.  1896.  S.  497. 
1898  S.  256.  &  wifd  hier  der  fi^all^8talisti8Cbe  Versoch  gemacht,  die  btidtiacben 
nnd  >iaatli>  [loii  Finan/pn  di  r  Sradt  Bremen  in  Einnahro>  ri  u-  d  Ai;-^_'aben  zu  trennen, 
aber  nur  am  zu  zeigen,  wie  die  huanzielie  Trennung  vurgenuinuien  werden  iiano. 
Die  Finanzen  von  Vegettark  nnd  Bremerharen,  der  Landgemeinden  weiden  ia  Jahr- 
buch dargei>tellt.  ho  Jir  1898.  S.  265  fi*.  nid)er  die  Verwaltung  der  Staatsfinanzen  im 
Ailgemtinen  s.  Jg.  1896,  S.  414  ff.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  steht  die  eoffen. 
Fiuanzdcputation. 

Der  breniisehe  Staatshaushalt  erhält  wie  der  hamburgischc 
durch  die  V-emiisrhung  staatlicher  und  .KtädtiKchcr  Ausgaben  und 
Einnahmen,  durch  das  UeJ»erwiegen  der  8tä«lti8chen  und  zwar  der- 
jenigen einer  grossen  Handels-  und  Seestadt,  durch  die  Ver- 
wendaugen  fUr  Verkehraaniagen  und  Anstalten  l'lir  Handel  und 
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Selufffftbrt  sein  Gepräge.  Seitdem  unter  fUr  Bremen  nicht  eben 
ibaaziell  gtlnßtigeii  Bediogungen  dieAntbeile  Bremens  an  prenssi- 
sehen  Eisenbabnlinien  dem  prenssisehen  Staate  abgetreten  worden 
nnd,  1883,  bat  Bremen  die  zeitweise  hoben  Erträge  ans  diesem 

Tilel  zuiu  TLeil  verloren,  wenn  ihm  auch  die  Kapitalabfindung,  die  es 
erhielt,  indirect  andere  Einnahmen  verschaffte  oder  durch  Schulden- 
mindemng  Zinsen  ersparte.  Die  grossen  Verwendungen  fUr  Sehiff- 
fahrts-  nnd  Hafenanlageu  u.  dgl.  ni.  haben  ein  erhebliches  neues, 
auch  Ertrüge,  wenn  auch  in  knapperem  Maasse  gebendes,  Staats- 
actiwermögen  geschaffen,  dem  freilich,  trotz  des  auch  Bremen  gewor- 
denen BeichsznsobnseeSy  eine  grosse  Sebaidrermebmng  entspricht 

Anf  diese,  anch  nemlicb  complicirten  Verhältnisse  kann  hier  nicht  näher  ein- 
gegangen werd<'n.  I)a;i  finan/stati^tische  Material,  nach  Brutto-  nnd  Ncttozahlen  and 
zasammeDgcaiclit  nach  TcrschitideneQ  Gruppen  und  auf  Grund  rerschiedouer  Be- 
recbouDKS-  nod  VerfleicbangsmetbodftD.  ist  in  frrosser  AubfUhrlicbkeit  im  StadstbdieB 
Jabrbach  gegeben,  mit  Verglcichung:en  bis  1^4R  znr  w  k.  1!  rhst  ^•L•rd!(>^l^tli^he  finanz- 
«tatisdsche  Arbeiten«  vi«  sie  kaum  sonst  für  ein  (ieuieiuwcscu,  Staat  oder  ötadt,  Tor- 
Bcfw.  Eb  seien  dtnnt  onr  wenige  Daten  beraosiireboben ,  um  die  Geflunmtetttiri^- 
tattf  nnd  die  Yerecbiebnng  in  der  Zusammensetzung  der  Nettocinnabmen  nach  dea 
Haaptkategoiieen  derselben  zn  zcifren  (s.  Jg.  1896,  S.  437,  438.  J?.  1898,  &  227), 

Tab.  86.  GeTAhnliche  £iBnahine&  (in  1000  ^lark). 

1846—50  2728  2256  82.71  28.58 

1861—65  mo  3824  67.33  37^9 

1871—75  10317  6248  60.56  47.19 

1886—90  13868  9787  70.:)8  56.61 

1>91— 95  17483  11482  65.67  61.39 

1^9«  22967  13871  60.39  66.41 

Zq  diesen  sogen.  .,ge wohnlichen"  Hinnahmen  treten  noch  nUngewObnUcbe'*,  aiier 
meist  nur  in  geringem  Betrage,  frtlher  etwas  mehr,  später  meist  weniirer.  Von  allen 
Einnahmen  zusammen  wan  n  die  uneLWölmlic  hen  1846 — 50  2.99,  1861 — 65  8.29, 
1871—75  4.18.  18.SG— 90  0  79,  1891—95  0.90.  1H98  2.84  Es  crgiebt  sich  eme 
abeuloto  Vermehrung  der  Nettoeiunabmen  in  dem  ganzuu  ZeUraume  aut  mehr  als  das 
Sedttlbehe,  eise  re&ti?e  anf  das  Zveiondeindrittelfaefae. 

Die  erfuluto  Verschiebung  bei  allen  Nettoeinnahmen  (einschliesslich  unge- 
wöhnlirhe)  zeigt  folgende  Tabelle,  in  der  alle  nicht  za  den  directen  gehörigen  al» 
indirecte  Stenern  zDsammengefasst  sind  (Zölle,  Verbrauchsabgaben,  YerliehiMteatfn 
in  StempeJfenn  auf  Beohtogesebifie,  Gerichtskestcn  n.  s.  w.)u 

Tab.  87,     Direete     Indirecte       Zo-    Verkebnaost  Anderes  Andere 
^'/o   Steaern      Steuern      sammen      a.  s.  w.    Ei^cnthnm  T^tel 

1846—50  27.31  m.U  87.45  —  12  55  — 

1861—65  24.81  61  58  86.39  —  13.61  — 

1871<-75  90.78  52.76  83.54  3.02  8  83  4.61 

1886-  90  48.73  42.10  90.88  0.18  9.97  0  07 

1891-95  51.38  32.59  9397  —  9  73  6.30 

1^90  50.81  86.11  86.92  O.Ol  13.07  — 

Die  Steaer-Rei  nerträjre  lieferten  hieniach  doch  immer  einige  80  bis  90 
4er  Heltoelniiahme.    Die  Verkehr>an»taiten  batten  in  der,  hier  ubcr^ani^enen  Periode 
IS66 — 70  mit  5.20       di.<  höchste  Quote  erreicht.    Besonders  auirallig  ist  unter  den 
Beuern  die  btarke  Verschiebung  zwischen  directen  und  indirecten,  die  indessen 
correcter  nacli  te  Bilitloenrägcn  beider  Gfopfieo  berecluet  wird  (a.  vuX 

40» 


Dlgitized  by  Google 


^16  B<  DebonichtAB  der  Beeteveniig.  Biemen.  §.  190. 

Uo^er  den  Einfluss  des  üebrrsranjjs  des  bremischen  Antlieils  !\n  preussischea 
EiseubahiiCD  auf  den  preossiscben  Staat  s.  Fitgcr':»  Aiif^aU  im  I'in.arcü.  B.  1.  S.  237. 
PremseD  nblto  otch  don  Torlng«  fom  30.  Nor.  1883  Art.  S  an  Bremen  für  die 
Abtretung  der  Eigontboms-  und  sonstigen  Rechte  .W  Mill.  Mark  l  iir  (prcassischps 
(iesetz  vom  17.  Mm  1S84),  eine  Somioe,  welche  nach  bremiäcber  Auffassaog  (bei 
Fitger)  gegenttber  der  bisheriffen  Benfe  riel  tu  niedrig  war,  so  daas  eich  «in  Kapital- 
verlast  tod  17.7—26.5  Mill.  Mark  ergeben  bitte  (?).  Vom  Keicb  erhielt  Bremen  zur 
DarcbfQhrnog  des  Zoilanscblo^ses  die  Hälfte  seines  cifrcncn  Kostenaafvands,  in  mai. 
12  MilL  Mark  (§.  1  des  Reichsgesetzeü  ¥om  31  März  I88o).    Die  bremische  StiUistik 
gestattet  genauer  die  E^twicldang  der  grossen  Aasgaben  for  Hafen-,  Verkehnanlag«! 
za  verfolgen.    Die  Staatsschuld  bctror.  das  Kapital  immer  7nr  Vertrieichonp  anf 
eine  3  %ige  Sebald  umgerechnet:  1H4Ö  17.02  Mill.  Mark  Kapital.  511.000  M.  Zinsen. 
1865  bezw.  49.97  und  1.499.000.  1875  (Masfnrani)  1B1.90  und  8.^7.000.  1884  (m 
der  Redüctiou  der  Schuld  in  Folge  des  L-clterjran^s  der  Bahnen  an  Preussen)  107.72 
und  3.232.000 .  1886  (danach)  50.00  nnd  1  .r.sO.OOCi,  1^98  nach  stetigem  Wachstham 
besonders  sei    1887.  grossentheiis  in  Verbindung  mit  Einrichtongen  für  den  ZoU- 
aoseblme.  155.60  MiU.  Marlt  und  4.668  000  H.  (Statiatiflcbee  Jahrbuch  för  1896  S.  492, 
f  r   l"^'!'""  S.  2^2.  <'h.  auch  die  VerwendonjrV    Ncttoeinnahmeii  von  den  VerVehr«- 
anstalien  (Strassen,  Bahnen.  Hafen-,  Krabn-,  Schleosenwesen)  ergaben  sich  nach  dea 
Finanzrechnungen  nicht  mehr,  aus  sonstigem  Eigenthom,  das  aber  nur  in  seinee. 
fiEeiiich  enngareichsten  Haupttheil* n .  (ias-  and  Wasserwerken,  aus  der  Staatsschnld 
hervorgegangen  ist,  sind  I.^OS  1.770.000  M.  Beioertiag  abgefallen,  wodorch  alM 
87.0%  der  Schuldzinsen  gedockt  wurden. 

Die  Schuld   lastet  demnach  doch  zum  grr>Rsercn 

Tbeil  auf  der  Steuer,  weshalb  die  Arten  der  letztereo,  durcb 

welehe  diese  Last  wie  die  Übrigen  öffeDtlichen  Ausgaben  gedeckt 

werden,  besondere  Bedentang  gewinnt 

§.190.  Das  bremische  Steuersystem.  Es  crgiebt  sich 
nun,  dass  die  grosse  absolute  Vermehrung  der  Steuererträge,  welche 
seit  der  Mitte  des  1*J.  Jahrhunderts  eingetreten  ist,  tiberwiegend 
auf  die  directen  Steaern  trifft  und  die  Steuerlast  sich  relativ 
sehr  erheblicb  von  den  indirecten  (im  weiteren  Sinne,  ein- 
schliessHeh  aller  Verkebrssteuern ,  ErbscbaflssteDer  n.  8.  w.)  naeb 
den  direeten  bin  verschoben  hat,  wie  sefaon  die  Daten  der 
Tab.  87  aeigen  nnd  in  dem  Folgenden  noch  genauer  naebgewiesen 
werden  wird.  Da  hierbei  der  Ertrag  der  Binkommenstener  (wie 
des  früheren  Einkommenscboases)  besonders  stark  entwickelt  worden 
ist,  za  welchem  nach  Lage  der  Dinge  die  kanfmttnnischen  nnd  ver- 
wandten Bemfe  in  besonderem  Maasse  beitragen,  von  dem  nur 
gelegentlich  erhobenen  Vermögensschoss  ganz,  abgesebcn,  und  da 
in  Bremen  durch  die  Iriihere  Umsatzsteuer  und  die  au  ihre  Stelle 
getretene  Firmensteiier  diese  Berufe  wieder  speciell  belastet  werden, 
80  nntci lit'^'t  das  gegenwartige  Stciu  i .system  Bremens  auch  nicht 
den  gleichen  iJedenken,  wie  das  hamburgiscbe  (S.  589):  es  belastet 
eben  mehr  die  Kreise,  welche  von  den  Staat  sauf  Wendungen  un- 
mittelbar den  grössten  Vortbeil  babeo;  ob  bereits  geaftgendi  kann 
dabei  noch  offene  Frage  bleiben. 
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Das  SteaersjsteiD  Bremens  setzt  sieb  gegenwärtig  ans  directen 
nnd  von  der  amtliehen  Statistik  als  indireete  im  weitesten 
Sinne  znsammengefassten  Stenern  folgendermaassen  ansammen. 
Zn  den  ersteren  gehören  als  erste  Gruppe  (I)  eigenüioher  Staats- 

steuern  fünf  Steuern:  1)  vom  Grund  und  Boden  und  den  Gebäuden, 
die  Grund-  und  Ge  b  ä  udesteu  er,  2)  vom  Einkommen,  die 
Einkommensteuer,  die  Nachfolgerin  des  ehemaligen  Einkommen- 
schoäses,  3)  vom  Vernidgeu  der  noch  zu  Recht  bestehende,  wenn 
auch  nur  selten  noch  erhobene  Vermögensschoss,  4)  die 
Firmeuäteuer,  wesentlich  eine  kaufmännische  Gewerbesteuer, 
nnd  5)  die  Wirtbs cb aftsabgabe.  Dazu  kommen  dann  als 
aweite  Gruppe  (II;  directer  Stenern  die  oben  S.  613  erwähnten 
speeifiseb  städtischen,  welche  die  Katar  von  Ctobtthren  be- 
sitzen, znm  Theil  aber  als  ZaschUge  znr  Grnndstener  erseheinen. 
Namentlich  die  hier  in  Betracht  kommenden  ftlnf  Stenern  der  ersten 
Gruppen  bestehen,  wenn  man  ihre  Vorlftnfer  mit  berttduichtigt, 
seit  lange  nnd  gestatten  daher  eine  längere  Perioden  umfassende 
VerLleichung  ihrer  Ertrage.  Die  indirecten  im  weiteren  Sinne 
gliedern  sich  in  drei  Gruppen:  I.  Abgaben  von  Handel  und 
Scbifffahrt,  nemlicb  1)  die  Schifffahrts-,  2)  die  Declara- 
tionsabgabe  und  3)  die  v«)i:  der  Statistik  hier  mit  eingestellten 
Antheile  an  Zöllen  und  Ke i c  h ?^  st e u  e r n  ,  die  nicht  mit  den 
Beträgen,  welche  von  diesen  Reichsabgabeu  auf  Bremen  zu  rechnen 
sein  würden,  zu  verwechseln  sind.  Dazu  würden  zu  stellen  sein: 
4)  die  ehemaligen  bremischen  Zölle,  als  deren  Nachfolger 
aber  eigentlich  die  Firmensteuer  (und  frühere  Umsatzsteuer)  gelten 
kann.  Die  Gruppe  II  umfasst  die  oben  S.  613  einzeln  genannten 
Verbrauchsabgaben  (ältere  Aecise)  nnd  Gebranchs- 
ab gaben,  die  Gruppe  III  die  mancherlei  Abgaben  „von  ReebtS'' 
geseliäften  und  Amtshandlungen",  worunter  Verkehrr 
gieiurn  in  Stempelform  (ausser  den  Reichssteuem),  Erbschafts- 
steuern ,  Besitzwechselsteuern  und  verschiedene  Gebühren  (auch 
von  Gerichten)  zusammengefasst  werden.  Auch  diese  Abgaben 
gehen  weiter  zurück,  wenn  sie  auch  mehrfach  Veränderungen  er- 
fahren haben.  Die  jetzigen  nnd  die  früheren  Ertrüge  gestatten 
daher  einigermaassen  einen  Vergleich.  Ein  solcher,  ausgedehnt 
auf  alle  Kategorieen  des  Steuersystems,  crgiebt  dann  die  angedeutete 
Vetacbiebung  zwischen  directen  und  dieser  Gesammtheit  der  in- 
directen Stenern  (im  weiteren  Sinne)  in  der  Richtung  der  bedeutend 
stärkeren  Ertngsentwicklnng  der  ersteren. 
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Dabei  sind  freilich  wieder  die  auf  Bremen  f.nllenden  Beträge  von  ReichaMleB 
ttod  Steaem  (im  ÜDtcrschied  ?ott  doo  Bremen  verbleibendea  Aotbeiiea  daran)  nidit 
Bit  bertebdelitifrt  Doch  f  estattot  die  trdrUehe  bremische  Finaimlatistilu  aneh  diese 
Betlige  selbst  mit  einzuziehen. 

Aus  foUeudcn  siaiistiücbeu  Daten  er^iebt  sieb  das  liäbere  (Jahrbuch  fur  18^6, 
S.  416  Ü.,  für  1898,  S.  213  Ü.). 

Tab.  88.   Bremens  Stuucrcrträgü  (roh,  in  1000  Mark). 

im:60  1891/95    1898      eof  dea  Kopf  Uad 
DorohBchnitt  im  Jahre    1840/50  1801/95  1898 

1.  VoD  Boden,  Gebäuden      ...    236       1084       1209       2.09      5.80  5.79 

2.  „   Kinliommeii  iVermögon)     .   248      3374      4130      3.14     18.04  19.77 

3.  „    Gewerben   8        685        725      0.10       3.66  3.48 

4.  Andere  dlKCte  Abgaben  .   .   .   H')        898       ll  l       l.Sii       i.80  5.41 

I.  Summe  1-4  dirccte  Stenern   637      6040      7195      8.06     32.80  84.45 

5.  Aus  Zöllen  u.  dgL  (incl.  Anthell 

tD  Retchflsteoem)   525      1569      2576      6.64      8.39  12.88 

6.  Gebrauchs- a.  Verbrauchsabgaben    -"»09        634        741       7.20       H.39  8.54 

7.  Von  Kcchtsgescli.  u.  AmLshandl.    :m       1674       IMti       4.22       Ö.95  8.84 

II.  Summe  .3—7  indir.  Steuern  1428       3877       51Ü2     18.06     20.73  24.71 
Summe  1  md  n  .  .   .  .  2065      9917     12857    26.12    58.08  59.16 

Bei  Nr.  6,  OebiaBchs-  vnd  Verbraacbsabgabeii,  sind  hier  die  in  der  bremisohan 

Statistik  davon  abgetrennt  eingestellten  Einnahmen  aus  „anderen  indirectcn  Abgaben", 
nemlich  von  Billards,  Kegelbahnen,  Maäkenb&Ilen,  Tanzmusik  n.  s.  v.,  mit  den  übrigen 
(so  ?on  Lustlnhrverlün,  Pferden,  Hunden,  Nachtigallen),  weil  nahe  renrandt,  sasninmeB- 
gMogen  Vörden. 

Die  ungemein  grosse  absolute  und  auch  relative  Vennehrung  der  Steuerertr&ge 
in  diesem  Zeitraum  von  Ober  einem  halben  Jahrhundert  tritt  hier  schlagend  hervor. 
pQr  die  Bewegung  der  Zahlen  in  der  ganzen  Periode  nneb  Qnioqneiiiiieii  s.  das 
Stali8ti:>chc  Jahrbuch. 

In  der  bremischen  Statistik  wird  nun  der  höchst  intere^ante  Veisuch  gemacht, 
wenigstens  annähernd  zu  berechnen,  wie  gross  die  Gesammtbelastling  der 
Bremer  Berölkerung  mit  Staatsabgaben  und  mit  den  Mf  Bremen  entfaUenden 
Ki  i  :l]-nbgaben  sich  stelle,  an  sich  und  im  Verhültniss  zum  gcschStzten  Gesammtein- 
kommen  („Volks-  oder  Nationaleinkommen*']  der  Bremer  Bevölkerung.  Ein  Veisach, 
irie  er  lODSt  kaum  Ihulicli  zureiUesig  foriiegt,  wesbalb  hier  einige  Daten  darftber 
mitgetheUt  werden  (Jabrbadi  für  1896,  8.  421.  für  1898.  8.  216). 

Thb.  89.  Bremens  gesnmmte  Steoerbolaslang.  Staats-  und  Beichssteoer 

(1000  Mark). 

Durchschnitt  1846/50  1861/65  1871/75  1881/85  l^<91/95  1897 

1.  SUatsabgabeo     ....  1385  2531  3972  5412  7001  8166 

2.  SeeschUrrahrtsabnben .   .  —  —         285  842  584 

8.  Rcichs^^>llc  und  Stenern  .  —  3  202       372  3174   c.  a'>82 

Summe  1-^  .    ...  1385  2534  4174  6019     10517  12282 

Yolkseiukoinmcii 

Mark    .   .   .  80.74  61.09  102.09     96.25  185.47  149.68 
Belastung  desselben  durch 

Stetlern  o/o'   4.20  4.i:.  4.09       6.25  8.88  f<.20 

Eine  Steigerung  der  Belastung  seit  der  Keichsperiode  am  das 
Dopp eitel  Die  StaatsberAlkentng  war  1846—50  etwa  79.000, 1871^75  c  132.000, 
1891—95  187.000,  1897  203.000,  hat  sich  also  in  der  ganzen  Periode  von  100  auf 
257,  das  Volkseinkommen  von  100  anf  487.  auf  den  Kopf  von  ^89  auf  7:^7  M.,  oder 
Ton  100  auf  189|  die  gesammte  Steuerlast  von  c.  17.5  auf  c.  60.5  hl.  iur  den  köpf, 
oder  Ton  100  auf  846  vermehrt.  Die  Bremer  Statistik  hat  aneh  hier  die  Berechnnngen 
ftor  Qoinqoennien  und  zum  Theil  einzelne  Jahre  durchgeführt. 

Die  folgende  Tab.  90  giebt  dann  nach  den  Daten  a.  a.  Q.  die  Ertragsautheile 
der  einzelnen  Steuergattungen  von  dem  gesamroten  Staatssteoerertrag  ^incl.  Bremens 
Antbeile,  nicht  Ertrlge.  ron  dsn  BdclisBteDeni)  an. 
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1846/5U 

1861/65 

1871/75 

1891/ft5 

11.44 

9.49 

10.57 

10.93 

12.01 

13.51 

18.33 

34.02 

0.38 

0.57 

1.02 

6.90 

7.02 

4M 

6.47 

9.05 

30.85 

28.41 

36.39 

60.90 

25.44 

26.99 

I9.r,f> 

1582 

27.54 

23.78 

22.45 

6.40 

16.17 

20.82 

21.57 

16.88 

69.15 

Tl,."!» 

63.61 

100.00 

lOU.UO 

lOO.Of» 

lüu.uu 

Dm  bEenuebo  8tett6Siyit«iii.  $19 

Tab.  90.  Quoten  (jm       des  Ertrags  der  einseiften  Steaergnttvngen 

rem  Gesamm  tcrf  rag. 

Darcbscboitte : 
Steuergattan  gen. 

1.  Yoa  Boden«  (lebäaden  .    .  . 

2.  „  Einkomtnea  (Vemdgen) 
8>    t«   Geverben  ..... 

4.  Andere  directe  Abj^ben  .  . 

I.  Somme  1  —4  directe  Stouero 

5.  Aas  Zöllen  u.  s.  w.uiicl.  Koichs-) 

6.  üebraucha-  u.  Vorbraucliiabg. 

7.  Vou  Rechtsge   Ii  ,  Amtsbandl. 

II.  Samme  5 — 7  iodir.  Steneni 
Suoime  I  und  II  ...  . 

Hier  zeigt  sieb  also,  dass  die  Prop  ort  i  o ueti  der  dircctcQ 
and  indireoten  Steuern  beinahe  die  nmgekehrtcu  geworden  sind: 
früher  jene  nicht  V,.  jetzt  ilist  */••  Di«»  Kategorie  4,  veidie  die  spcciiisch  st&dtischen 
directeu  Abgaben  für  Erleuchtung  u.  s.  w.  enthält,  mas>(.e  bei  der  Vergleicbung 
«igeutlicb  von  den  directeo  Steaero  abgesetzt  wurden.  Aber  das  (iesammtej|;ebni88 
d«  VenchiebuK  «aide  nneli  dnno  keio  vesentUtdi  anderee:  die  directen  Steoen 
betrtsen  denn  1846/50  254.  1891,95  57.0 

Nimmt  man,  wolil  mit  Recht,  an,  dass  die  directen  Stenern 
weit  mehr,  als  die  oben  unter  dem  Namen  indirecte  zusammen- 
gefassten,  richtigen  steuei politischen  Vcitheilun^sgnindsätzen  ent- 
v^l>rcehen,  zamal  bei  der  in  Bremen  erreichten  ZurtaiiiüKiisetznng 
beidi  r  Gruppen  und  der  EinrichtUD£r  der  zu  jeder  geb  Dienden 
Gattungen,  HO  wird  diej-t-  \  crsibiebuug  als  ein  wesentlicher  Fort- 
schritt in  Bezug  auf  die  Vcrtheiluug  der  Steuerlast  angeaeben 
werden  dttrfen.  Fraglich  bleibt  nur,  ob,  wie  schon  angedeutet 
wurde,  innerhalb  der  directen  Stenern  die  kanfmänniacben  Berafe 
Q&d  Yerwandte  gans  genttgend  getroffen  werden  und  nicht  trotz 
Finnenatener  aacb  bitf,  wie  freilich  achttrfer  in  Hamburg,  die  Staats- 
laaten  yon  den  kanfmünnlsehen  Interessenten  immer  noeh  an  stark 
auf  die  „Allgemeittheit''  geschoben  werden,  auch  wenn  anter  dieser 
der  Kanfmann  wieder  besonders  stark  yertreten  ist. 

Bei  der  Verglcichung  inii  Hamburg  (S.  588  fi.)  sei  übrigens  bemerkt,  dass  dort 
in  der  Tab.  Hr>  die  Erbse haAaetencr  zu  den  directen  Steuern  gezogen  ist.  währeud  in 
den  öbig^en  Tabellen  fur  Bremen  die^e  Steuer  unter  den  indirecten  stein,  in  (ieinibs- 
beit  der  Vcrarb«itang  des  Matcriaiä  im  butistisciien  Jabrbucb.  Boi  gieicber  Beband- 
lonf  dieser  Steoer  wie  Ib  der  Hambarfer  Tabelle  würde  die  Qoete  der  dizeetea 
Stenern,  bei  der  neuerlichen  Vermebrunr  dus  Erbse haftiuteuerertrags  in  Bremen,  nocb 
etwas  kleiner  und  die  Verschiebang  in  der  Richtung  der  directen  im  Laufe  der  ^Tänzen 
Periode  noch  etwas  bLaikcr  werden.    S.  über  diu  Erbächaltästeucr  unten  iu  1^6. 

§.  191.  Die  einzelnen  wichtigen  oder  besonders 
cbaracteristiscben  Stenern. 

Nor  dicee,  nicht  alle  roif  ekonmenea  und  Docb  besidieoden  Stenern  seilen  bier 

behandelt  werden  (S.  612\  stets  aber  nur  nnter  Beschränkung;  auf  das  Hanpt>ächliche, 
daher  die  Grond-,  Einkommen-,  Vermögenssteuer  (Scboss),  Firmen-  (und 
finfcwe  OiDsntz-)steaer,  die  Verbranchsabgabe.  Die  ikbrigen,  auch  die  Erb- 
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schaf  tss  t  en  er.  werden  noch  kürzer  behandelt,  oder  aach  «ioht  weiter  berangrezogctt. 
FOr  Geseue  and  litterarischo  Matetialieu  8.  b^ndeis  die  Ab&cüQUte  im  SutisüscheA 
Jahrbuch  nnd  oben  §.  169. 

Die  Grundsteuer,  welche  die  Gebäude  mit  nmfasst,  geht 
in  Breiueo  noch  auf  die  Zeit  vor  der  französischen  Einverleibung 
zurück,  auf  1808,  wurde  nach  der  Betreiung  wieder  eingeführt  und 
bat  im  Laofe  der  Zeit  yerBchiedene  Wandlungen  erfahren,  die  be- 
merkenswertbeste, freilich  nar  vortibergchend,  dnreh  das  Gesetz 
von  1873,  ein  Interessanter  Versneh  der  Besteuerung  desjenigen 
lyCoiganetnrengewinna",  welcher  ans  dem  Uebergang  gewöhnlicher 
anbebanter  oder  landwirthscbaftlich  benntater  Grundstücke  in  Ban* 
stellen  nnd  bebaute  Gmndstttoke  gewonnen  wird.  Dieser  Versneb 
wnrde  aber  schon  1878  durch  Aufhebung  des  Gesetzes  von  1873 
wieder  rückgängig  gemacht.  Die  Steuer  zerföllt  in  die  Gebände- 
steuer, weiche  nach  dem  Kapitalwerth,  und  iu  die  eigent- 
liche Grundsteuer,  welche  nach  dem  Reinertrag  aufgelegt 
wird.  Es  wird  dabei,  in  der  Annahme,  dass  das  auf  eine  gleiche 
Höhe  der  iSteucr  vom  wirlilichen  Werth  hinauskommt,  das  feste 
Verbältniss  von  1  Promille  üebäude-Kapitalwerthsteuer  zu  2^/^ 
Grund-Reinertragssteuer  nach  gesetzlicher  Bestimmung  innegehalten, 
seit  längerer  Zeit  (1880er  Jahre)  bezw.  2.10  Promille  und  5.25 

Unter  dem  Namen  einer  «.Grund-  und  Erbesteuer"  wurden  1808  die  in 
Stadt  und  Vorstädten  ijclegenen  Häuser  mit  Zubehör  <  inor  Stouer  von  l*/oo 
schätzten  Werths,  Landgüter  und  Lustgärten  in  Stadt  und  übrigem  Gebiet  im  Besiu 
TOD  Bttrgera  mit  2  Voo  <  »onslige  Lftndereien  aaf  dem  Lande  (mit  Ausnahme  meyer- 
rechtlicher"!  auch  mit  I  belegt.  Nnch  dem  neocil  Gesetz  vom  2G.  Febr.  1800 
„Uber  die  Abschätzung  von  Gebäuden  und  Gmnd  nnd  Boden  behu£»  Ermittloug  des 
Giundsteuerwrerthes"  wnrde  die  Stever  im  ganzen  Sinntogebiet  nea  nnd  einlieitlich 
geregelt.  Gebäude  aller  Art,  Wohnhäuser  wie  gewerbliche,  in  Stadt  und  Land  waren 
danach  nürremein  steuerpflichtig.  Die  Gebäude  selbst  wurden  nach  'im  Hanwerth 
(Kapital Verth)  eingeschätzt,  wobei  in  der  Kegel  die  Feuerrersicherunguxc  als  dieser 
Werth  gelten  sollte.  Das  Areal,  anf  dem  das  Gebinde  steht,  nebst  zngehörigem  Hof 
und  Garten,  wnrdo  besonders  nach  seinem  Wcrlh  von  Sarhverstilndif^en  abgeschätzt, 
die  nicht  mit  Gebäuden  besetzten  Grundstücke,  wie  Lager-  und  Fackräumo,  Baum- 
schulen, sonstigen  gewerblichen  u.  s.  w.  Zwecken  dienende  nnbebaute,  welche  nicht 
Zubehör  ouics  städtischen  bebauten  Gmndstflcks  oder  einer  kleineren  Besitzang  des 
Gebiets  oilcr  Theile  eines  irrösseren  Bauer-  oder  Landguts  daselbst  sind,  waren  von 
den  Sachverständigen  nach  demjenigen  Verkaufs wcrth  abzuschätzen,  welchen  sie 
in  Ihrem  Znstand  znr  Zeit  der  Abschfttzang  nach  Lage  und  Grösse  nnd  nach  ihrer 
ErtraffsfTihii^kL'it  liaben  wlirdeii.  Dabei  sollte  aber  ausdrücklich  „eine  W,  rth- 
erhöhuug,  welche  durch  Landspeculation,  Parcellirungcn,  Anlage  von  Strassen  oder 
in  sonstiger  Weise  künftig  erlangt  werden  könnte",  nicht  berücksichtigt  werden  dürfen 
(§.  4,  Nr.  2),  —  der  im  Gesetz  von  1873  beseitigte  mid  in  den  gcjrontheiligen  ver- 
wandelte Grundsatz.  Aller  übrige  Bode»,  dah  r  I^nner-  nnd  sonstige  lÄudgtlter.  land- 
wirthschaftiiche  Grundstücke,  Holzungen  u.  s.  w.,  waren  ebenfalls  nach  dem  Verkanfs- 
werth  ahznsch&tzen,  wofEtr  das  Gesetz  das  Nfthere  aagiebt 

In  diesen  Bestimniungen  trat  nun  du:  !.  In  'i  .et/,  vom  13.  März  1871?  (und 
IB,  Dec.  1*^74)  in  Bezug;  auf  das  Gebiet  ,,der  Stadt  Bremen  und  einen  Theü  der 
speciell  geuanuttiii  angrenzenden  Feldmaiken",  eine  wichtige  Veränderung  ein,  welche 
als  YetSQch  einer  „Gonjnnctnrengewinnstener**  In  der  That  allgeniflinere  piindpielle 
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Bedeutung  hatte  (f.  meine  FioaDZW.  B.  II,  a.  a.  0.  Statistisches  Jahrb.  f.  1876,  S.  414  fF.X 
Hotivirt  wurde  dies  in  der  BegrUndong  des  Gesetzes  damit«  dass  „eine  durch  Bau- 
^cuiauoa,  Parcellimngen ,  Anlage  von  Strassen  u.  dgL,  forhandeue  Möglichkeit  der 
ErbAhiui;  dM  VerkanfttvenbB  oicht  miberttcksiclitigt  gdusen  werden  «eile,  denn 

irerade  bei  solchen  an  der  Peripherie  der  Stadt  belegenen  Grundstücken,  welehe  einen 
Bau^rtellen Werth  haben,  liege  es  klar  zu  Tage,  dass  ihr  Verkaufswerth,  soweit  er  über 
d«n  liuidwirthschaftlichen  Yerkaufswerth  hinausgehe,  ein  Erzeugniss  der  den 
Wohlstand  und  die  Grösse  der  Stadt  hebenden  Thätigkeit  der  Qe* 
sammtiii  it  sei,  welehes  dem  Ei^enihtimer.  oTin"  sciti  Zuthun,  als  Gewinn  zu- 
falle, deäLalb  habe  die  Gesamm  th  eit  auf  die  volle  öteuer  von  dem  von  ihr  selbst 
geschaffenen  Werthe  einen  begründeten  Ansprach.**  Die  an  sieh  dvrcbans  rich- 
tige Begründung.  Nach  diesem  Gesichtspunct  war  der  Verk  aufs  wert  Ii  der  Gebäude 
and  des  Grundes  festzustellen,  der  dann  als  Grundsteuerweith  galt.  Um  richtige 
Schitzuugeu  zu  erlangen,  war  aber  zugleich  das  ganze  Scbätzungs<7esen  auders  ein- 
gelichtet,  namentlich  nicht  mehr,  wie  bisher,  für  jeden  dnxelnen  Fall  vom  I'ublicom 
gewählten  und  honorirten,  unter  keiner  weiteren  Controle  stehenden,  tlbrigens  beeiJetcn, 
Tom  Staate  unabhängigen  Privatperbonen ,  sondern  vom  Publicum  unabhängigen,  vom 
Staat  angesteilten  wenigen  BeanteD  übertragen  worden,  wodorch  auch  eine  Gleich- 
mä^äiirkL-it  der  Schätzung  verbürgt  werdeu  sollte.  Das  Gcltungsirebiet  dis  Gesetzes 
wurde  in  lO  Schützungsbezirke  eincefheilt,  von  welchen  von  ISTß  an  jahrlich  einer 
allgemein  neueiugeschatzt  werden  boilte,  mit  allgemeinör  Keviaiuu  alle  10  Jahre  (bisher 
alle  25)  und  specieller  in  besonderen  Fällen.  Das  Oesetz  fand  von  vornherein  viel 
Opposition  bei  den  Interessenten,  he^sonders  den  Besitzern  von  noch  landwirth^ehaftÜch 
benatzten,  aber  in  das  tieitongsgcbiet  des  Gesetzes  faiieaden  und  eventuell  einmal  zu 
Baastellea  werdenden  Gmodstilcken.  Hier  passte  ee  auch  nicht,  wenn  sich  dieser 
Cebergang  in  die  BaustcUenqualltit  nicht  bald  vollzog  und  der  landwirthschaftliche 
Betrieb  als  retrelmässige  Benutzuogsweise  dieM-r  Grundstücke  fortdanerte.  Bei  dem 
bäld  eintretenden  KUckgan^  der  fiauconjunctur  naeh  der  Krisis  von  lb73  ü.  war  diaa 
aber  die  Sachlage.  Haussen  und  die  meisten  Begutachter  seines  Gatacbteas  benr^ 
theilten  die  Frage  als  eine  der  jrewtlhnlirheii  landliciien  (iriindsteuerii'errassung  und 
kamen  daher  zu  einer  Verwerfung  der  Grundsatze  des  Gesetzes  rou  1616.  Ich  stimmte 
dem  bei,  soweit  es  sich  nm  witkUch  landwirthschaftiich  beootzten  Boden  handelte, 
konnte  aber  das  Princip  des  Gesetzes  für  die  Fälle,  für  die  es  berechnet  war,  nicht 
darchans  missbilligcn,  sondern  musste  den  richtii^en  Kern  darin  anerkennen.  Diu  Oppo- 
siDoo  der  Interessenten,  die  ablehnenden  Voten  der  Theoieiikcr  und  souatiger  Pracuker, 
nmeist  wohl  die  rockgingige  Conjnnctar  im  Bodeuweith  und  Bauwesen  flUirten  znr 
Anfhebnng^  des  Gesetzes  (s.  mehrfftche  Jahrgänge  des  Statistischen  Jahrbach,  a.  A.  auch 
1882,  S.  rM,  1.  Abtb.). 

In  der  neuen  Gesetzgebung  von  1878  und  1880  ist  man  wieder  zu  dem  früheren 
System,  mit  Modilicalienen,  zurückgekehrt.  Die  bebauten  und  die  diesen  gleich- 
gestellten Grundstücke  werden  der  Gebäudestcuer,  die  unbebauten  der  Grundsteuer 
unterworfen,  erstere  Steuer  wird  nach  dem  Kapitalwerth,  letztere  nach  dem  Steuer- 
«rtng  f eranlagt.  In  welcher  Weise  die  Ermitünng  beider  Weitbe  erfolgt,  ist  in  be- 
sond.^ren  Auweisunj^en  zu  dem  Gesetz  festgestellt  worden.  Für  Gebäude  «clbst  pilt 
wieder  der  Bauwerth  und  als  dieser  der  Versicherungswerth  als  Grundlage.  Das 
Schitzuogswesen  und  die  Organisation  der  betrellcuden  Behörden  sind  anderweit  ge- 
regelt worden  (s.  Näheres,  auch  die  ^^eo.  Anweisungen  im  Statist.  Jahrb.  für  1882, 
2.  Abth.,  S.  436  11'.).  I'  r  Knifluss  d«.:,  fi.  setzes  von  1873  zciu't  sich  mit  in  den  tiiian- 
zieUen  Jfclrgebniäsen ,  vor,  wahrend  und  nach  der  Giltigkeit  de:i  Gesetzes.  So  war  im 
Dstchschnitt  ron  ISTl-'TS  bei  dem  Steuersatz  Ten  l'  .>°/oo  Steaerertrag  der 
ganzen  Grundsteuer  in  der  Stadt  Breuj  n  12^.000.  1876  80.  der  Ilauptzeit ,  fnr  die 
das  jren.  Gesetz  ^alt,  beim  Satz  von  J  7„„  Tyi.UOO,  also  bei  dem  Satz  von  IVs  */oo 
593.000,  1881—85  der  Ertrag  der  Gebäudestcuer  allein  bei  dem  Satz  von  2.1  ^/oo  nur 
785.000.  1886—90  739.000,  eist  1891—9')  bei  demselben  Satz  wieder  820.000  M., 
neben  einem  Ertrag  der  Grundsteuer  von  1><81  an  von  c.  6500—7600  M.;  im  Rand- 
gebiete stielt  der  Ertrag  der  ganzen  Grundsteuer  von  100.000  M.  in  1871 — 75  auf 
142.000  (bei  dem  gleichen  Steoersatz  anf  106.500)  M.,  fiel  dann  1881— 85  auf  71.500 
bei  der  Gebäudesteuer  und  63.300  M.  bei  der  Grijnd>t<  uer,  zusamnn  u  auf  134.^500  M. 
und  hat  erst  im  folgenden  Jahrftinf  wieder  die  Iluhi'  von  l^lCi — bO  err<'ii'ht.  Das 
Verbältni>s  des  Steuerlusses  von  1        Gebaudeateuer  vom  kapitalwerth  und  2'/o  ^/^ 
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€rondsteuor  Fom  Roioertrag  nach  dem  GeseU  rom  25.  Dcc.  1B80  beruht  aaf  der  An- 
nahme eines  Nutzwerths  der  (iebäade  von  4  7«<  wobei  daoo  jene  Steoers&ue  gleich 
hoch  waren,  und  prilt  gtgMwJknig  noch,  wird  aber  jihiUdi  iMModera  festgeMttt 

<s.  7  R.  fiesetz  vom  18.  Juli  1899).  Der  Ertrap  im  ^aozen  Staatsgebiet  war  danach  in 
löUÖ  1.140.000  M.  Gebäudestcuer,  70.000  M.  UrQod»teacr,  wovon  auf  die  btadt  lircmeu 
rund  928.000  und  7000  M.  fallen.  Eine  bemerkenswerthe  Beüiimmang  war,  dasa  m 
dt*n  (jcujeiudcn,  welche  schon  früher  zum  Zollreroin  gehörten,  aUo  von  deisen  ZOUea 
und  Ycrbrauchsstcuera  mit  bctroticn  wurden,  bis  zum  Zollaoscbluss  des  •'ankert  Gebiets 
in  1S88«  die  Graud:itouor  zur  Gompensauou  theiiveise  zurückerstattet  wurde,  zaem 
dar  apeciflll  berechnete  Betrag ,  spitor  ein  fester  Jabresbetrag  (Geaeu  rom  85.  Nor, 
1875,  1.  De«'  25.  Febr.  1885,  s  Statist.  Jahrb.  1887.  S.  417). 

Zum  Theii  in  Form  ron  Zuschlägen  zur  Grundsteuer  werden  die  oben  S.  613 
gen.  bpcci lisch  städtischen  Verhältnissen  cntapriugonden  anderen  directeu  Steuern  er- 
hoben. So  die  WasHorsteaer  (Ertrag  1898  183.000  M.  br.),  z.  ß.  nach  Gesetz 
vom  *J9.  Marz  1899  für  1899  vom  Eigcnthumer  mit  *  °A>o  ^'o'"  'i  ti  iudcstenerwcrth, 
bezw.  luit  1  vom  Keiaertrag  der  Grundstücke  im  Stadtgebiet,  ausserdem  vom  Miether 
mit  "U  vom  Miethzins,  atif  dem  Landgebiet  sind  die  betraifenden  8  Sitze  V.  */oo- 
lV4^o  ""«^  1  "/o-  Die  wichti«:->te,  die  Erleuchtungssteuor  (Ertrag  1898  717.000 
Mark.  d.  h.  über  '/i;  (irundsteucr) ,  die  in  der  Stadt  Bremen  auch  eine  Pflaster- 
Steuer  vertritt,  gilt  lu  der  Stadt  Rremen  und  in  denjenigen  Theiieu  de^»  LandKebieU, 
die  Strasscncrleochtung  auf  Olientli«  lic  Kosten  liaben.  Sie  trIIR  Geblade  mit  l'/s^/oo 
in  der  Stadt,  mit  l'/«o  **  o>  *uf  dem  Lande  vom  Werth,  nur  grundstencrpflichtige  tinind- 
stUcke  mit  bezw.  3  und  2Vt  %  vom  Reinertrag,  ausserdem  Miuther  vom  Miethzms 
in  der  Stadt  mit  SVbi  Lande  mit  5  ^/q  (s.  Oesetz  vom  18.  Juli  1899).  Auch 

die  Canalsteuer  ist  ein  Zuschiafr  zur  Grundsteuer  (1898  0.3  vom  Gebäudewerth, 
0.7r,  "  vorn  Reinertrag;  dazu  0.87r>  7u  Miethzins  zu  Lasten  des  Miether^s),  Er- 
trag Ib'Jb  116.000  M.  Ebeiibö  belastet  die  Abfuhrsteucr  (F&caiicn)  den  £igea- 
thomer  als  Qebobr,  Ertrag  1888  99.000  H. 

§.  192.  Die  Ei  uk  Olli  III  en Steuer.  Diese  schon  früher  ge- 
plante Steuer  ist  in  Bremen  I64ö  zuniichst  als  eine  Art  Zweckstcuer 
zur  Deckung  von  Zinsen  u.  s.  w.  für  Anleihen,  namentlich  Eisen- 
bahnanleihen^  eingeführt,  dann  aber  alsbald  zur  bieibenden  ordent- 
lichen Steuer  für  die  Mitdeckung  des  allgemeinen  Finanzbedarfs 
geworden.  Das  Cbaracteristische  dieaer  Steneri  welobe  sonst  doch 
▼on  vornherein  und  Teilende  in  ihrer  späteren  gesetolicben  Ans- 
gestaltnng  den  übrigen  modernen  Einkommensteaem  glich ,  war^ 
daas  der  Stenerpfliehtige  aaf  Eid  und  Gewissen  sich  selbst 
allein  abschfttste,  seinen  Steaerbeitrag  bis  zu  einer  ge- 
wissen, später  nach  der  H0he  des  Einkommens  abgestuften  Snmme 
offen  einzahlte,  den  nach  dem  Gesetz  zahlbaren  höheren  ISteuer- 
betiag  aber  verdeckt  iu  die  Steuerkiste  lepfe.  Eine  alte,  auch 
sonst  vorgekommene,  in  Bremen  selbst  nameiulii  h  beim  \  ermügen»- 
schoBB  (s.  folg.  §.  193)  bestehende  Einrichtung.  Das  Gesetz  be- 
stimmte den  offen  zu  zahlenden,  wie  den  überhaupt  zu  entrichten- 
den Steuerbetrag  (in  Proceuten  vom  Einkommen),  verliess  sich  aber 
im  Uebrigen  aaf  die  durch  Eid  bekräftigte  Gewissenhaftigkeit  der 
Steuerpflichtigen,  auch  in  Betreff  der  Keuntni^s  und  Befolgung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  das,  was  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen anzusehen  war,  so  hinsichtlich  der  Abzugsposten,  der  £^ 
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werbekosten^  der  elosdneii  Einnahmen»  welche  als  Einkommen- 
xnwaehs  oder  als  VermOgenssawacfas  an  gelten  hatten  n«  w. 
Uebrigene  fehlte  ee  an  weiteren  Controlmitteln  nnd  auch  an  Straf- 
bestimmnngen  nicht  ganz.  Der  Steneifiun  hat  im  Laofe  der  Zeit 
geweeheelt. 

Bi»  1870  warcB  250  Thlr.  Gold  (c  830  M.)  KiokummeD  steuerfrei,  250 — 100 
Tlilr.  Gold  (c.  830—1329  M.)  zahlten  1  Thlr.  (c.  3  M.  82  Pf.),  4-500  Thlr.  (c.  1829 
bis  1660  M.)  2*'>  Thlr.,  höheres  Eiiikuiniri' n  1  D^xm  waren  5  Thlr.  Gold  otlen« 
also  der  gvue  bteuerbetrag  der  iUeiueu  Kiukommea,  der  Ho&t  renleckt  zu  zahlen. 
Die  gefletaieh«ii  Normen  wmdeii  mdirlluüi  erneuert.  Die  Hiopibaitiiiiinungen,  velcbe  . 
ooch  am  Schlu:»^  der  Zeit  dieses  Sy»tems  galten,  wann  die  folgenden  (z.  B.  Geiwlt 
vom  19.  Mai  1872).  Steuerobjcct  war  das  Einkommen  nach  Maassjrabo  des  Ertrags 
im  letzten  kaieuderjabre,  auf  Grund  der  Selbütschäuuag  de«i  Steuerpiiichtigeu  auf  Eid 
OBd  <jewlMeD.  Steaemibjecte  waren  nniehst  die  Bewohner  des  ötaeto,  d.  Ii.  ein 
Jeder,  der  am  Beginn  drr  Frh  bnn^^  im  bremischen  Staat  seinen  Wohnsitz  hatte,  luch 
die  hier  bestehenden  Sufiuogeu  y«  juriatiücboa  Personen  und  Gesellschaften,  mit  ilm- 
scbluss  der  Erwerbsgesellschaften.  Auch  enswirtige  Stiftungen,  juri$ti:»che  Per» 
eoBM  und  Gesellschaften,  inci.  Erwerbsgesellschaften,  welche  durch  Agetttann,  Elltetea, 
Commanditen  Im  Staatsgebiet  Gewerbe  betrieben  oder  Grnn<i)>e»itz  hatten,  waren  steuer- 
pflichtig für  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Eittkounuen.  Ohne  Bucksicht  auf 
Wohfisits  des  ISgoothnmen  war  Qnndbeiite  imd  Gewarbebetrieb  im  Inland  steaer- 
pdicbtig.  Unter  den  Befreiten  befanden  sich  ausdrücklich  die  (inländischen)  Gemeinden, 
Kirchen,  Schulen,  auch  Stiltangen  und  Vereine  für  milde,  Kunst  und  Wissenschaft 
betreüende,  gemeinnützige  Zwecke  (mit  genauerer  Bezeichnung).  Zum  steuerpflichtigen 
Einkommen  sollten  auch  Lottioi^ewinne  und  ,,lhnli(  he  Gewinne**,  nicht  aber  Erb- 
^chafti-n.  Legate.  Schenkungen  gerechnet  werden.  Steuerfrei  war  auch  jetzt  noch  das 
Einkommen  bis  250  Thlr.  Gold,  otfen  einzuliefern  war  der  Steuerbetrag  der  Geuditea 
mit  Einlcommen  bi»  500  Thlr.,  bei  Einkommen  TOn  500^1000  Thlr.  für  500  Thlr., 
der  Rest  wieder  verdeckt,  bei  dem  fon  über  2000  Thlr.  für  2000  Thlr.  und  dann  der 
Ke'-x  verdeckt.  Jaristischc  Personen,  Gesellschaften  mit  öüentlicher  Rechnungslegung 
h&tteu  aber  alles  ofien  zu  entrichten.  Wer  im  festgesetzten  Zahlungstermine  keine 
Steuer  gegeben  hatte,  aber  nach  Ermemen' der  Behörde  steuerpflichtig  war,  konnte  SQ 
einem  andern  Termin  unter  Bedrohanp  mit  Geldstrafe  vorgeladen  werden,  um  die 
Steuer  zu  entrichten  oder  auf  Eid  zu  erklären,  dass  er  in  diesem  Jahre  kein  Steuer- 
ptiehtfges  Einkommen  Imbe  (§.  22  des  GroBetzos  ?on  1872).  Die  Bebftiden  waren 
überhaupt  befugt.  ?on  einirclnen  Steuerpflichtigen,  die  nach  ihrer  Ansicht  zu  wenig 
jfezahh  —  was  also  gepfjft  wirdrti  konüt.'  —  sowjt»  von  denen,  weiche  befreit  zu 
sein  glaui»icn,  weitere  Auskunft  aui  üid  verlangen  und  sie  uöthigcnfalls  unter  (ield- 
«trafeahndnng  vorzuladen  ^.  28  eb->.  Wer  Einkommensteuer  in  niedrigerem  als  dem 
r  -^ctzlich  schuldi^-.^n  Betrage  entrichtet  hatte,  wnrfic  ji'  nn  h  'J  'm  Gradi'  d  r  a!  Iir- 
licfaeü  oder  fahrlässigen  Verschuldung  und  nach  dum  iieirage  der  Verkürzung  mit 
6eidMrafe  foo  10—1000  Thlr.  oder  mit  Gefimgni»  bin  m  einem  Jahre  bentraft.  Die 
Steilersitze  waren  im  Jahre  1873  in  Markw&hrung:  nach  Freiheit  bis  750  M.  (etwas 
weniif»T  als  bish.'r*  750—1000  M.  Einkommen  2*/.  M.,  1000—1500  M.  5  M..  bis 
dahin  war  der  ganze  btcuerbcirag  jetzt  ollen  zu  zahlen;  1500  —2000  M.  bis  1500  M. 
%  darober  1  dabei  offen  zn  zahlen  bis  for  1500  HL,  d.  h.  10  M.;  2000  bis 
4000  M.  bis  2000  M.  »/^  »/o-  darüber  IV«  Vo-  dabei  oHcn  zu  zahlen  bis  fttr  2000  M. 
oder  15  M.;  4000—6000  M.  bis  4000  M.  l'/.Vo.  darüber  l'/„%,  dabei  oüen  za 
zahlen  bis  fOr  4000  H.  oder  45  ü:  6000  nnd  mehr,  bis  6000  M.  1'/«  darüber 
2  V«f  dabei  offen  zn  zahlen  bis  für  6000  M.  oder  75  M.  (Gesetz  vom  29.  April  1873). 
Der  Steuerertrag  war  in  1872  rund  967  0OO,  wovon  in  Stadl  Bremen  910.000,  1878 
1.145.000  bezw.  1.068.000.  1874  i  104.UU0  bezw.  i.Otks.OOO  M. 

Ohne  dae  natttrlich  sieber  beweiBen  ta  kOoneD,  hat  man  frtther 
weDigstens  angenommeD,  dass  die  ErlUllnDg  der  Steaerpflicht^  wie 
beim  Schoss,  im  AUgemeinen  richtig  vor  sieb  gehe.       ist  u.  A. 
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-wohl  aaf  das  Schwanken  des  Ertrags  der  Stener  nach  der  Lage 
des  Erwerbslehens  in  der  grossen  Handelsstadt  als  auf  eine  jene 
Annahme  hestätigende  Thatsaehe  hingewiesen  worden.  Indessen 
mit  der  Verilnderung  der  gesammten  Wirthschaltsverh&ltnisee,  der 
neueren  stärkeren  Zuwanderung  fremder  Elemente  bei  Freizügigkeit 
nnd  GewerbetVeiheit ,  mit  der  grosseren  Verwickeltheit  der  Sieoer- 
scala  und  der  Krhulaujg  des  bteuerfusses  für  grösseres  Einkommen 
ÄoU  tlaö  allgemeine  Vertrauen,  dass  die  Stencrpflicht  dem  Gesetze 
gemäss  erfolge,  sich  mehr  verloren  haben.  Aiu  h  die  Voranssetznng, 
dass  ein  Jeder  richtig  sein  Einkoninicn  kenne,  correct  Hnch  führe, 
die  gesetzlichen  Vorsehrilteu  bei  der  Berechnung  des  stcucrptlicb- 
tigen  Einkommens  kenne,  richtig  verstehe  und  richtig  befolge^ 
glaubte  man  weniger  als  frtlher  für  zutreffend  ansehen  zu  können. 
Der  VerlasB  auf  das  bisherige  System ,  auf  „den  Einfluss  alt- 
bremischer  Tradition  nnd  Gew(Shnung'*|  auf  die  Treue  gegen  die 
besohworene  Pflicht  wurde  geschwttcht.  Das  wirkte  dann  auch 
psychologisch  nachtheilig,  indem  die  ehrlichen  Censiten  sich  benaeh- 
theiligt  fühlen  mussten,  wenn  sie  nicht  bei  allen  anderen  gleiche 
Gewissenhaftigkeit  annehmen  konnten,  ein  Moment,  das  leicht  selbst 
wieder  vcrsucblich  wirkt.  So  liat  nian  dann  doch  im  Jahre  1874 
das  bisherige  System  controleloser  .Selbsteiubchätzung  zu  Gunsten 
desjenigen  einer  controlirtcn  Sclbstschätzung  aufgegeben. 

Dieser  principiell  und  steuergeschicbtlich  wichtij^'C  Schritt  ge- 
schab im  Gesetz  vom  17.  Dec.  1874.  Es  besteuert  wie  bisher 
ausser  den  physischen  Personen  auch  inländische  jurietiscbe,  ein- 
schliesslich  Erwerbsgesellschaften  und  liegende  Erbschaften,  mit 
einigen  BefreiongeUi  bestimmt  die  objecti?e  Steuerpflicht  im  Ganzen 
wie  die  neueren  deutschen  betreffenden  Gesetae,  nnd  beruht  im 
Uebrigen  auf  der  nach  bestem  Wissen  zu  erflHllenden  Angabe- 
oder Deelarationspilieht,  deren  Erf&llung  aber  jetzt  unter 
Controle  gestellt  nnd  durch  Strafandrohungen  au  sichern  gesucht 
wird.  Die  Steuerfreiheitsgrenze  ist  gegen  frUher  etwas  beschränkt 
worden  (von  c.  830  auf  600  M.).  Der  Steuersatz  ("  der  höchsten 
Classe  wird  jährlich  durch  Gesetz  festgestellt  und  danach  der  auf 
die  übrigen  fStcncrclassen  fallende  verhaltnisjsUiässige  Betrag  von 
der  Behörde  ( >tenerdeputation )  berechnet.  Die  annini2:lichen 
niedri<;cn  Steuersätze  des  Gesetzes  von  1874  sind  allmäiig  stark 
erhöht  worden,  beeonders  bei  den  grösseren  Einkommeni  auf  das 
Vier-  nnd  Fünffache. 
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S.  über  die  Gcsichtspüncte.  welche  zn  dor  Reform  von  1^74  fülirt'  n,  Sfatistischei 
J«hrbucb  fUr  1876,  S.  417.  Zorn  Gesetz  vom  17.  Dec.  Ib74  AnveisuuK  vom  14.  ood 
10.  Dec  1874  (Piii.aieh.  B.  7,  8.  601).  Ferner  Oesets  vom  25.  Oe*.  1874  Uber  die 
HcbnngtibtihArdeo.  Norellen  zam  Eiukommcnsteuergcsetz  von  1874  mehrfach,  s.  o. 
S.  613.  Dazn  noch  die  BcstifaTnunsen  über  die  Stcucrfüsse  jährlich.  Reiches,  gut 
verAibeitetes  statistii>ches  Material  iu  den  bremischen  statistischen  Jahrbüchern. 

Ton  Einzelheiteii  soll  hier  nar  noch  Weniges  hinzugefügt  werden.  Die  'reaeot* 
liehen  Bestimmungen  Uber  subjectiye  and  obii»("tiye  Steuerpfiicht  schliessen  sich  im 
Gesetz  von  1874  denen  der  früheren  Gesetzgebung  an,  antcr  Berttcksicbtigung  des 
Seicbsgeeetzea  wegen  Doppelbeatevemng.  Eue  dgieatlittiiilidie  Besümmong  ist,  da» 
sich  der  Procentsatz,  nach  dem  der  Gensit  seine  Steuer  zahlen  hat,  nach  seinem 
pesam  m  tf  n  Einkommen,  mit  Hinzurechnung  des  steuerfreien,  richtet  (§.  4),  also 
Dicht  wie  sonst  allgemein  bloss  nach  dem  steuerpflichtigen,  eine  Bestimmung,  welche 
bei  der  Pr»Kres8ivlttt  des  Steaerfoaaes  practi»;he  Bedeotoog  gewinnen  kann,  beionders 
hl  i  di'm  Einkommen  aus  Dividenden  inländischer  Actiengeselischaffen .  das  beim 
lumpfäuger  (Action&r)  steoer&ei  ist.  Unter  den  Abzugsposten  befinden  sich 
nemlich  auch  die  Einnalunen,  för  welche  ein  Dritter  die  Einkommensteaer  zo  ent« 
richten  hat,  namentlich,  wie  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  die  Einnahmen  von 
Dividenden  in  Bremen  steaerpflichtipcr  Erwerbsgesellschaften  (§.  5,  d).  so  dass 
hiernach  Doppelbesteaemng  bei  Einkommen  aus  Actiengescllschaften  vermieden 
wird.  Nach  Novelle  rem  20.  JaH  1899  m  |.  8  des  Einkommensteuergesetces  von 
ISTi  ist  (hs  gesammto  Einkommen  nach  bestem  Wissen  anzugeben,  und  zwar  auch 
getrunot  fiir  das  Vorjahr  das  steuerfreie  aus  Dividenden  und  sonstigen  Gewinnaotheiien 
in  Bremen  als  eigene  Stenersnbjecte  bebmndelter  inländischen  Actien- ,  Actien- 
commaudit-  nnd  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  sowie  von  Erwerbs-  und 
Wirthschafksgcnossensehaften  (s.  auch  Gesetz  vom  30.  Dec.  1899).  Abzui^sHihig  sind 
allgemein  aach  die  directen  Steuern  von  Einkommen,  YennOgen,  Grundbesitz,  Miethe, 
StMem  an  Stent,  Geneinde,  Yeibiade.  Stenerpfliehtig  ist  im  Allgemeinen  das  Ein- 
kommen im  vorausgehenden  Kalenderjahr,  nach  Novelle  vom  IG,  Nov.  1880  wird  aber 
bei  Handels  und  Fabrikgescbäftcn  auf  Grund  der  jährlichen  Declaratioo  das  Durch- 
schnittseinkommeu  aus  3  bezw.  2  Jahren  von  der  Steuerbehörde  verrechnet,  wobei 
jedoch  Jahre  ohne  Einkommen  nicht  niedriger  ab  mit  Null  angesetzt  werden  dürfen 
(§.  6.  Abs.  4).  Kapitalverluste  innerhalb  des  Kalendorjahrf^s  der  Bererhnnntr 
dftrfeo  dagegen  allgemein  abgezogen  werden,  vorhergegangene  oder  später  zu  besorgende 
nicht  (Ainreisang).  Die  Stenererkltrung  ist  anf  Gmnd  amtlicher  Formnlare  bis 
zu  einem  bestimmten  Termine  zu  machen.  Wer  sie  nnterlässt,  wird  von  der  Behörde 
einpeschatzt  (ohne  weitere  Kechtsnachtheiie).  Es  erfolgt  dann  einr-  Revision  der  Er- 
klkrougeu  durch  Revisionsaosschllsse  der  Steuerdeputation,  mit  dem  Hecht,  eine  Er« 
hOhoDg  eintreten  zo  lassen ,  vor  der  aber  der  Gensit  zu  hören  ist.  Nur  Gensiten  mit 
iiiTithmarjsslich  nicht  über  800  M.  Einkommen  werden  nicht  erst  zur  Solb^tscbfitzung 
4uigefordert  (§.  8).  Reciamation  hudet  an  die  Steuerdeputation  statt,  enventueil  kann 
dem  Bedamanteii  eidliche  Bestirkung  seiner  Angaben  zugemotiiet  werden  (§.  9>.  Ze 
niedrig  eingeschätzte,  auch  ohne  Steuerzettel  gebliebene  Steuerpflichtige  müssen  das 
anmelden  10).  Strafe  sind,  ausser  Ordnungsstrafen,  bei  absirbtliclier  oder  fahr- 
lässiger Verschuldung  in  unrichtigen  Angaben  Geldstrafen  des  Zehn  lachen,  im  Wieder- 
holungsfalle des  Zwanzigfachen  des  hinterzogenen  Steoerbetrags ,  vorbehaltlich  der 
Straf -n  des  Strafgcsetzbuclis  f!:^  UV  Das  Gi'^  'z  bestimmt  auch  Verzufr^zinsen,  Mahn- 
und  ZwangsroUstreckungsgcbuhreu  (§.  12).  im  Gesetz  vom  25.  Oct.  1874  wird  u.  A. 
den  bei  derVeruilagung  betheiligten  Amtspersonen  die  Oeheimhaltnng  zur  Pflicht 
gemacht  nnd  deren  Verletzun^r  unter  erhebliche  Strafen  gestellt.  Den  dem  Zollverein 
angcschlossenwn  Gemeinden  wurde  auch  diese  Steuer,  wie  die  Grundsteuer,  (o.  S.  622) 
zurückerstattet,  seil  1876.  Der  Steuerfuss  war  zuerst  1  iu  max.  bei  Einkommen 
von  über  10.000  M.  und  von  da  d<urrcs>iv  nach  Stufen  von  je  100  Bf.,  s.  B.  bei  Ein* 
komm-  n  ron  5000-5100  M  31  M.  (0.6%).  von  3000—3100  M.  l^»/^  M.  (0.52%), 
von  2000—2100  M.  9  M.  (0.45%),  bei  8—900  M.  2  M.  (V4%),  bei  unter  800  M. 
(bis  600  M.)  IV,  M.  (c.  *U  */o).  Er  wurde  aber  bald  erhöht,  schon  für  1874  war 
er  in  roaz.  2  "  o  von  10.000  M.  Einkommen  an  und  danach  für  die  kleineren  im 
Verhaltniss,  187.^  S.  1876  4V'o,  1877  .5.  1878—79  4.  dann  von  9000  M,  an  1880—91 
4.  1892  und  93  auch  4,  aber  \g  höher  bei  Einkommen  von  6—12.000  M.  und  V4 
hoher  bei  dem  ren  über  12000  M.,  1894  IT.  4  %  hei  ober  9000  M.  mit  bestimmten 
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steiireDden  Znschl&iwn  (50  M.  bei  9000—9100.  lll'U  M.  bei  11.900—12.000  M.) 
nod  5  %  bei  Eiukommefi  Uber  12.000  M.  Das  kleioitte  steaerpflichtif^e  EinlkuiomeD 
tr^t  in  neoester  Zeit  daber  4  M.,  ober  */•>  Vo-  Auch  Mer  Ist  nielit  sn  Teifewen, 
dass  diese  Steuersatze  eben  Staats-  nnd  CommanaljiteQern  zusammen  botreOen.  ander- 
seits, dass,  ahwoi(  lifriil  von  Uamburtr.  noch  eine  eigene  Verbr^uchssteoer  be-.reht 
(o.  §.  195).  (S.  u.  A.  Jahrbuch  for  1896,  S.  448).  Der  Ertrag  der  Einkomineu- 
steo.  r  im  Staate  war  roiid  1892  3  225-000,  1896  .'j.547.000,  1898  4.130.000.  1899 
4  649.000  M.  In  Form  von  ZuschUgen  zar  Kinkon  ini n  tctif^r  wird  in  der  Stadt 
Breinea  ftlr  die  Ko>ten  der  öffentlichen  Armenpflege  eine  bogen.  Armensteuer  er- 
beben, z.  B.  mit  18%  Zuschlag  fär  1899  (VdrerdnnBg  rom  6.  JqU  1899).  Naaet 
Oesetz  Uber  Amenpflega  ?om  18.  Sapt.  1899,  darcb  daa  dia  IrQbaraii  aiBaiit 
worden  «isd. 

§.  193.  Die  Vermögensstener  (Schoss).  In  ihr  bat 
sich  eine  alte  Einricbtong,  fttr  welche  die  vorhandeneu  „Ordnungen'^ 
bis  1539,  die  nacbweisbaren  AasBchreibaogen  and  Ertragsdaten  bis 
1730  zurückgehen,  in  mehrfach  nbgeftnderter,  aber  in  HanpQiancten 
gleicher  Form  bis  aaf  nnsere  Tage  erhalten,  Sie  erinnert  in  ihrer 
Einrichtung  an  die  sonstigen  alten  städtischen  Vermögensstenem.  Sie 
steht  neaerdings  freilieh  nur  in  gelegentlicher  Anwendung,  daher  als 
eine  ausserordentliche  Steuer.  Als  eine  solche  alte,  nur  for^ 
gebildt'te  allgemeine  Vermögensstener  ist  diese  Einrichtung  von  all- 
gemeinerem finan/.wissenschattlicbeu  uud  i)racti8chen  luteresse.  Ihre 
neuere  Kegelung  beruhte  aul  derSchossorduung  vom  23.  Mai  (23.  Oct.) 
1848,  wodurch  im  ganzen  Staatsgebiet  gleiche  Grundsätze  eingeltlhrt 
worden  sind,  jetzt  auf  der  Ordnung  vom  13.  Juni  1874,  wodnrch 
^namentlich  dem  ßeichsge&etz  wegen  Vermeidung  der  Doppelbesteuer- 
ung Rechnung  getragen  wurde.  Die  Steuer  verbindet  mit  dem 
eigentlichen  Vermftgensschoss,  einer  wirklichen  allgemeinen 
Vermögenssteuer,  welche  aber  nur  die  grosseren  Vermögen,  jetzt  ▼on 
5000  H.  an,  trifft«  die  sogen.  Collecte,  mehr  eine  Personalsteoer 
fttr  Personen  mit  kleinerem  Vermögen,  Sie  beraht  beim  Sohoss 
auf  Selbstsehfttznng  nach  Eid  und  Gewissen  und  hat 
dabei  die  geheime  Zahlung  nach  dem  gesetzlioh  angeordneten 
Steuerfusse  beibehalten.  Die  Steuer  ist  im  18.  Jahrhundert,  beson- 
ders in  dessen  zweiter  Hälfte  und  im  ersten  Jabizchent  des  19.  oft, 
miinnter  jährlich  oder  selbst  mehrmals  im  .Inhre  erhöhen  worden, 
später  viel  seltener  und  luxcb  1^4y  iiberhaujit  nur  noch  4  mal  (1854, 
1863,  186B,  1876).  heit  der  Ectwicklnng  der  Hinkommen-  und 
Grundsteuer  bestand  auch  weniger  Bedürfniss  fUr  sie,  die  doch  in 
ihrer  Ausgestaltung  manche  Unebenheiten  hatte,  ^^eben  der  Grund- 
steuer und  der  Firmensteuer  erscheint  sie  auch  steuerpolitiscb  nicht 
so  nothwendig,  als  etwa  eine  derartige  Steoer  in  Hamburg  (S.  603). 
Indessen  wird  durch  letztere  beiden  Steuern  doch  nur  ein  Thcol 
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des  Besitzes  und  tundirteu  EinkommeDB  getroffeo.  Zur  gendgenden 
MithesteueruDg  alles  letzteren  erschiene  die  Fortbildung  der  einmal 
geeetzUeb  bestehenden  Vermögensfitener  ans  einer  ansserordentlicbeD^ 
was  sie  rechtlich  immer  gewesen,  bei  ihrer  neueren  seltenen  Er- 
hebung anoh  factisch  geworden  is^  zn  einer  ordentliehen  wohl  der 
ErwSgnng  werth,  was  dann  allerdings  starke  Abänderungen ,  yiei* 
leicht  die  Aufhebung  der  Grundsteuer  und  auch  der  Firmensteuer^ 
ersterer  wenigstens  als  Staatsstener,  bedingcD  würde.  Eine  yOllige 
AnfbeboDg  der  ersteren  bitte  bei  dem  Character  des  bremischen 
Hausbalts,  als  eines  zugleich  und  vornemlich  städtischen,  Bedenken^ 
solange  beide  Haushalte  nicht  getrennt  siod.  Eid  wesentlich  aus 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  bestebendes  directes  Stener- 
system,  welches  andere  deutst  he  Staaten  erst  jüngst  entwickelt 
haben,  im  Bruch  mit  der  historisch  überkommenen  Ertrngsbesteueruog, 
würde  in  Bremen  nach  Lage  der  Dinge  der  bisherigen  historischen 
Entwicklung  ja  ganz  entsprechen. 

S.  die  Icsrislatiren  und  statistUcben  Materialieo  »och  Ober  diese  Stetier  rcich- 
Mdir  mehrfach  im  Statistischen  Jahrbuch,  »o  J.g.  VU«  H.  7,  S.  LXVU«  i.g.  1876^ 
8.  4S6  ffl.  Je.  1896.  S.  482  IT. 

Die  Steuer  »chcitit  erst  allmalig:,  seit  1751,  dann  besotiders  seit  1826  auf  dio 
BevOikiTiinir  aasserluUb  der  Stadtburg«rschaft  aus^f^dchnl  worden  zu  sein,  wobei  die 
Gebietabewobtjer  fnlher  ein  Eversum  /.u  leiäten  hatten.  Einzelne  Bcätiuiniunguii  der 
Uteren  Scbossordnungen  in  Betreff  der  siibjecttren  Stetterpfllclit  der  Bremer  Barver 
and  der  allein  zum  (jew  r^w-hetneb  in  Bremen  mit  ztjpelassencn  Angehörii'iMi  nur 
gewisser  anderer  Staaten  standen  mit  dem  früheren  ticverberecht  im  Zutiamuiuuhang. 
b  der  reridirteii  Sehot«ordDiiug  rom  2S.  Oef.  1848  wird  der  Sehosi  als  eine  reine 
Termöfreusabirabo  bezeichnet,  welcher  in  der  Regel  jedes  Vermögen,  das  1000  Tbir.  6. 
tmd  mehr  beträtti  (vordem  8000  Tlilr.  (i.  und  mehr)  nach  einem  proceiitw«»i8c  fest- 
geaeoteu  Maassstabe  uuicrwutien  ist.  Dm  Veimöi^ru  von  1000 — 3000  Thlr.  U.  sollten 
dabei  immer  um  Vs  niediigcr  als  die  bOhen  ti  belogt  werden.  Die  Collecte  wird 
dacreeen  in  der  Scliussordiiuntr  als  eine  Abirabc  charactfrrisirf ,  bei  der  theils  auf  da* 
Vermögeo,  theüs  auf  daa  Uevcrbe  Kuciuicbt  genommen  rird  and  die  ron  deiyeniicea 
n  eitricbten  ist«  deren  Venn  Aren  den  Betrag  ren  lOOC  TUr.  nicht  emdchi.  Der 
höchste  ^zti  dieser  nach  Moiiat.>< betrügen  bcrecbneAen  Abicabe  hatte  steta  nnter  dem 
niediitrsfen  Satz  des  zn  erhebenden  Schosses  zurnrk/ubleiben.  Offen  war  der  Schoss 
ron  8000  Thlr.  von  SteuerpHicbtigen  mit  diesem  und  höhcrem  Vermögen,  derjenige 
roa  1000  Thlr.  ron  den  andertti  Geaaiten  s«  entrichteo,  das  Uebrige  liooote  rerdeekt 
in  die  S«  ho-ski><te  geworfen  werden,  aber  nur  in  Bremer  Gold  oder  anderem  guten 
Oelde.  Die  Be»timmnji|{en  Uber  subjectivo,  objecttre  Steuerpliicht,  Befreiungen  ron 
Schoss  nud  Collecte  sind  genau  gefasst.  D.  A.  war  aicb  das  Vennflfeii  der  lodtea 
Baad  steuerpflichtig,  b^fteit  waren  nur  weni^ce  Perneaeokreise  (Prediger,  Lebter),  nur 
gewisse  milde  Stiftungen.  Objecfiv  steuerpflicbtip  war  alles  Vermflgen,  auch  das, 
velcbes  Bremer  im  An^iande  besessen,  ferner  das  keine  Nutzuni;  gewährende,  die 
lleMiieii  n.  s.  w.«  dw  Kapiiatwerih  ron  Leibrenten,  doch  stetM  nur  das  reine  Vermltfreii 
naeh  Abzus;  der  Schulden.  Die  zur  Collcrtc  Pflirbtisren  werden  mit  bestimmten  Setzen 
Tou  der  Behörde  angesetzt  nnd  hatten  Keclamatiuusrecht.  CharHcteristisch  für  da» 
ganze  System  war  folgende  allgemeine  Bemerlcung  in  der  Schossordnung:  „Bei  Be- 
tablnnft  den  ScboSies  winl  vurau^iresiet/t.  dass  Jeder  seiner  beschworenen  Bürgerpflicht 
oder  Obemoromenen  eides^tatlli'  n  Versicherang  eingedenk  sein  werde,  und  findet 
loweit  die  Uebong  auf  Treu  und  ülauben  statt.  Sollte  indessen  die  Scbossbehörde 
ans  besonderen  Grttnden  rieh  feraolaoat  finden,  in  die  Bechtlichlieit  eines  Scheinen 
XiMnaen  m  netMn,  so  soO  sie  befbgt  sein,  den  eingebfachten  8ehees,  berer  er  i» 
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die  SohossListu  geworfea  wird,  zu  ziblen  nnd  sodann  den  Umständen  uadi  geeigacltt 

Verfügung  zu  treffen.** 

Aus  dem  ncoen.  noch  geltenden  Gesetz  Ober  den  Vermfl^nsschoss  vom  13.  Jotti 
1874  sei  noch  Folgendes  hervorgehoben.  Die  Unterscheidung  von  eiVentlichem  Schoss 
und  CoUecte  ist  geblieben,  die  (irenze  «ber  jetzt  bei  5000  M.  zwi:i€hcn  beiden  ge- 
tofva  und  die  schoaspffichllfrett  Vemfifeii  Bind  in  hdhere  und  niedrigere  bei  der 
Grenze  von  16.000  M.  abgetbeilt.  Verdeckt  eingelegt  wird  In  letzteren  beiden  F&llen 
der  Steuerbctrag^  von  über  16.000  and  hciv.  über  5000  M.  VermAjron,  der  Schoss 
ftlr  diesen  Verinögensbetrag^  selbst  olfen.  Doch  kann  jeder  Schosser  Alles  offen  gegen 
EmpfMftchein  einzahlen.  Jene  Befagniss  der  Behörde,  eventuell  die  eiDfelegte  Summe 
Zü  zählen ,  ist  geblieben.  In  allen  zweifelbaften  F&llen  kann  P^klärung  an  Eidesstatt 
verlangt,  zu  dem  Zvcck  aacb  unter  Androhung  von  Geldstrafe  vorgeladen  werden. 
Für  Stiftongcn,  jarliittflehe  PeiHonen,  OeseUsdiafteii.  Mch  fllr  alle  OBMr  termoBdaeheft- 
llcber  oder  gerichtlich  bestellter  Verwaltung  stehenden  Vermögen  mnss  der  volle 
Scbo5sbetra£r  ofTen  eingezahlt  werden.  Collecten  werden  von  amtlichen  Einsammlern 
eincassirt,  rückständige  ohne  gerichtliche  lutcrveutioo  ezücutiviücb  beigetrieben.  Der 
Posa  des  Schosses  (in  "/^l  wird  jedesmal  bei  der  Ausschreibung  festgesetzt,  er  ist  tSt 
Vermögen  bis  10.000  M.  ipso  jure  um  */»  niedriger  als  f  lr  höhere,  frtr  die  C  >llccte 
'/t  des  Betrags  der  niedrigsten  Schossqnote.  Snbjectiv  steuerpflichtig  sind  physische 
und  jorlstisclie  Personen  (incl.  Erverbagesellacliafkeii,  aoeh  liefeode  Etbechefteo),  die 
im  Staatsgebiet  Wohnsitz  haben,  ferner  für  den  im  inltndiscben  Grundbesitz  und  Ge- 
werbebetrieb angelegten  Vermöncnstheil  au'  )!  auswärts  wohnende  physische  nnd  domi- 
cUirte  juristische  Pen>ooen.  Unter  den  helreuingen  vom  Schoss  seien  erwähnt  die 
von  eltemloeen  Miedet  jährigen .  ohne  eigenen  Hausstand  noch  edbetindiges  GeweilM 
bei  Vermögen  unter  16.000  M.,  femer  inländische  öfentlicbe  jüristische  Per^nncn, 
ancb  milde  and  gomeinuQtzige  Stiftungen  and  Vereine,  auch  Arbeiterrersicherungs- 
Qnd  allgemeioe  Beerdigungscaaeen  (brttderaebaftlicbe),  dagegen  anadrttcklich  nicht 
FamilienMiftBnv'cn ;  ron  Collecte  sind  frei  Dienstboten  in  fremdem  Hausstand,  öflent- 
liche  Arme  u.  dgl.  VermOgenübe^itz  Schosstiflichtiger  im  deutschen  Auslände  ist 
Jetzt  steuerfrei,  aber  dabei  nicht  der  Actionür  fur  das  in  deutschen,  ausser* bremischen. 
Actien  angelegto  YeinOgeB  (§.  9).  Specialrorschriften  regeln  die  Sfeoerpllicht  Fremder 
(§.  10.  11).  Objectiv  stcncrpflichtig  sind  im  Allgemeinen.  Ansnahmen  und  einzelne 
Befreiungen  im  Gesetz  vorbehalten ,  alle  Vermögensbestaodtheile,  die  einen  Verkaufe- 
oder  Nuuungswertb  haben,  im  In-  oder  Ausland  belegene,  dort  beatenerte  oder  nicht 
beatenerte,  Nutzung  gebende  oder  nicht  gebende.  Daher  ist  z.  B.  der  Beeitz  von 
Actien  n  ich t -bremischer  Gesellschaften  mit  steoerpflichtig.  bremischer  nicht,  weil 
die  Acücngesellscbaft  direct  scbosbpöichtig  ist;  doch  muss  auch  ein  Besitz  steuerfreier 
Bremer  Actien  vom  AcHoolr  mit  eingerechnet  werden,  em  den  Omfhng  der  Steaer- 
pflicht  und  den  maassgcbenden  Procentsatz  festzustellen.  Bei  der  allein  erfolgenden 
Seibstabschatzung  soll  lediglich  derjenige  Werth  zu  Grunde  gelegt  werden,  den  der 
einzelne  Gegenstieuid  nach  gewissenhafter  Ueberzeugung  des  Schossers  zur  Zeit  des 
Beginns  der  Scboeserhebang  h*t  (§.  15).  Besondere  Be.-ttimmongen  sind  «la  Norm  fllr 
die  Abschätzuntr  von  gewissen  Anen  nutzbaren  Eij^enthunn ,  von  Renten,  Nutzungs- 
rechten getroifen  (§.  16).  Die  8elb!>t^cbatzung  erfolgt  nach  Eid  und  Gewissen,  von 
Bremer  Staatsbürgern  auf  Staatabargef-  oder  BQn^reid .  von  Anderen  taf  Stenenid ; 
wer  keinen  dieser  Eide  geleistet,  hat  eidesstattlich  redliche  Zahlunir  zu  geloben.  Zu 
geringe  Schosäzablung  ist  nach  dem  Grade  der  Verschuldung  mit  iieldstrafe  bis  5000  M. 
oder  mit  Gefäogniss  bis  zu  1  Jahre,  Verweigerung  gesetzlich  geforderter  Auskunft  oder 
Unterlassung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Anzeigen  mit  der  Hälfte  dieser  Strafen 
bedroht,  auch  bei  absichtlicher  Versrhuldune  mit  dem  Verlust  des  etwaigen  Öffent- 
lichen Amts.  Die  Erhebung  von  Schohä  und  Collecte  leitet  die  SchossbcbOrde  (Depo- 
tetion),  der  auf  ihren  Antrag  SeboaabQrger,  gewäblt  von  der  Bargerschaft,  aber  aidit 
ms  ihren  Mitgliedern,  beigeordnet  werd.'n  kfiunen. 

E*5  ist  schade .  dass  diese  interos>ante  Steuer  im  letzten  halben  Jahrhundert  so 
selten  und  fa^t  im  ganzen  letzten  Viertcljahrhundert  gar  nicht  mehr  erhoben  worden 
ist,  80  dass  man  die  Bewahrung  dieser  Stenerverfassung  nicht  beurtbcilcn  kann.  Frther 
hat  5ic .  besonders  zwi.schen  1740  und  1820,  in  schwieritren  /'•if'^n  l>ir'nsrr  prlcjstPt, 
auch  sehr  hohe  Sätze,  z.  B.  1813  Vi  7»  l^^U  Vo  Einkommen  bei  Annahme 
von  4®/o  Bente),  erreicht,  ist  nodi  wobl  mehrmala  in  demaelben  Jahi»  nufgelegt 
worden.  Sie  neueren  Siue,  ao  in  den  5  lettteo  Halen  aeit  1849,  wano  V«  Ve*  £^»9 
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(i»bta  1849  rund  251.000.  1854  336.000,  1863  514.000,  1866  544.000,  1876  936.000 
Ibrk.  1876  waren  in  der  Stadt  Bremen  allein  io  QDMrster  Stufe  (bitt  5000  M.  Ver- 
Mgen)  8361  Censiten  mit  20.90  Mill.  Mark  Vertnfl^cn.  41.83  in  minierer  (5  ir,.0(>0 
Mark)  mit  32^  Mili.  M&rk,  49  59  in  höchster  mit  629.93  MUl  Mark  verauiagt.  Die 
Ut  1780  zaittckgdieDde  SimtiBtik  ist,  wenn  nan  die  Sohltsangen  als  ^semaaflseii 
correct  annehmen  kann,  auch  für  andc^re  Frag^cn  verthroll.  1730  wurde  in  Stadt 
Bremen  35.78  Mill.  Mark,  1876  6";'.  OH  Mül.  Mark  verstcaert.  eine  Siteig^crang:  von 
1:19.  Die  Zahl  der  üeaiiiten  tttieg  vuu  IToÜ  ö9  bk»  1Ö60/69  von  5250  auf  14.604, 
VOB  e.  1 : 18.  de«  VeroOg^BS  vra  WM  auf  387.58,  von  c.  0.1:  fast  11.  die  Zahl  der 
Cf-nsit^n  mit  kleinem  Vermögen  (unter  ^^000  Thlr.  G.  oder  9964  M.)  von  4569  auf 
10.533  oder  Toa  c  1 ;  2.3,  derea  YenaOgon  ron  6.08  »of  27.24  oder  c.  roa  1 :  4.5.  der 
CoBotea  mit  Ii5li«iaii  TemOgen  ron  681  aof  4071,  oder  ? ea  e.  1 : 6,  dewn  VermOgeii 
fw  29.95  auf  800.84  oder  ?on  c.  1  :  12.  Anfangs  b^og  die  Zahl  der  Censiten  mit 
Udnem  Vermftjfen  fast  7  mal  so  riel,  als  die  derjenijren  mit  grossem,  ihr  Vermö-re» 
etwa  V»  von  dem  der  letzteren,  jetzt  die  Zahl  nur  etwas  über  das  i^j^-imcha^  da^ 
VenaSgea  aar  etvas  Uber  Vu»  Zaerst  kam  auf  eiaen  Geaiiteii  kMaeren  Venafttreas 
1331.  zuletzt  2464  M.,  noch  nicht  das  Doppelte,  auf  1  der  grösseren  dap^rcrr  n  ,'>2.908 
uid  88.514  M.,  am  Va  aiehr.  Diese  Entwiclilongeu  zeigen  doch  kein  sod&lpolitisch  so 
agttnstiges  Bild  In  dor  Haadelastadt,  bia  vielleicht  auf  den  Ponct,  daaa  die  grüsserea 
Vermögen  im  Ganzen  so  viel  mehr  als  die  kleineren  sich  rergrössert  haben  und  heuce 
so  ?iel  mehr  als  eh -dfm  im  Verhältniss  zu  den  letzteren  botragen.  Da  sich  das  aber 
dadorch  mit  erklärt,  dav>  die  Zahl  der  Besitzer  sich  ausserordendich  rergrössert  hat, 
te  doch  aach  das  aicht  so  bedealUeb.  Veia  Sieoerenrag  trugen  die  Uelaea  Ver- 
mfj^'en  anfanjrs  etwas  über  V,  (37.114  M.  von  236.546^,  jetzt  nur  (45.408  M. 
ron  946.256  M.).    Weitere  statistische  Daten  und  Berechaoagea  s.  a.  &.  0. 

§.  194.  Die  Umsatz-  und  die  Firmen  Steuer.  Letztere 
htt  1884  die  erstere  abgelöst,  die  aber  selbst  wieder  im  Jahre  1862 
lau  die  Stelle  des  früheren  Ein-  nnd  Ansgangszolls  getreten 
Iwar,  eines  Analagons  des  ehemaligen  Hamburger  Zolls  (S.  608). 
\  Die  drei  verschiedenen  Abgaben  stellen  Tersehiedene  Methoden  zur 
'Besteuerung  des  Kanfmanns-Gewerbes  in  einer  Handels-  nnd  See- 
stadt dar,  wobei  die  Entwicklung  von  der  iudirccteu  duicli  die 
Verkebrsstener  zur  directen  Steuer  beachtenswertb  ist  und  den  be- 
^troffenen  Gewerbetreibenden  erwünscht  gewesen  zu  sein  scheint. 

Der  Zoll  wnrdß  unf<»r  dem  Namen  Accise  al«  Ein-  und  Aus-janprszoll  nach  Ver- 
oKJuung  vom  2.  Jau.  1837,  die  sich  an  frühere  VerorUuungcu  vua  16'M  und  1830 
an>>c!iloss,  bla  Ende  1862  erhoben.  Der  EiiigangszoU  traf  die  Eiafohr  scew&rts  mit 
"Z^,  der  Au^g-an^ZülI  die  Ausfuhr  see-  und  laudrfirts  mit  '/s  **'u  ^""^  Bilr^rereid 
declaxirtea  Werth.  Trausit;eoll&at/  für  reinL^i  bpcditiunsgut  war  4  Grote  vom  Centaer  br., 
reniase  Artikel  sahlten  ntir  '  ^.      der  Ab>;abe.  Bosoadere  Bestimmabgen  ftLt 

<icn  Verkehr  ia  Bremerhaven  und  Vegesack  (Verordnung  vom  2.  Jan.  1837).  Im  Ver- 
kebrsinteresse  gab  mau  1SH2  diese  Zölle,  die  zuletzt  etwa  1  Mill.  Mark  jährlich  er- 
geben hatten,  auf  und  führte  die  Umsatzsteuer  ein  ^Ge&etz  vom  10.  Nor.  1862). 
VerordBQBg  za  §.  8  dieses  Gesetzes  rem  18.  Jaai  1864  (aotheutlsche  laleipretatioa). 
Neaea  Gcseti  rom  18/21.  Dec  1871. 

Diese  Umsatzsteaer  betraf  alle  Verkäs fe  beweglicher 

Sachen,  wenn  entweder  derVerkKnfer  ein  hiesiger,  d.  h.  im  Bremer 

Staatsgebiet  Wohi  cmler  oder  daselbst  Geschäfte  Betreibender  war, 
oder  der  Gegenstaiid  des  Verkaufs  sich  zur  Zeit  des  Verkaufs- 
ribschlusses  im  Bremer  Staatsgebiet  befand,  mit  verschiedeutu  Be- 
ireiuntren.    Die  Hezablun<;  der  Steuer  lag  dem  Verkäufer  ob.  Der 
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SIeflttääf»  W«r  »atfh  dem  errttott  Oesttfee  %  todi  Kattf})!^ 
tibd)  Welita  der  G^geostaad  seboii  eimnlil  Umrätsstendi*  geiahlt 
liatte,  bei  weiteren  Verkftuieti  Vt  »Mb  dtfm  «Wiftttii  Gesetae 
Von  18?!  flberbaept  ungemein  nur  V«* 

üntar  den  Befrafnngw  beflradea  tieli  V;  A.  feile  Yerklvfe  btt  60  TUlh.  fmitr 

•llgBinein  Verkaufe  von  lebendem  Vieh,  ^pbranrhr-n  Mohilinn,  Bnchern.  LandkArten, 
Werthpapieren,  fremtinztem  and  nnrcrarbeiteteui  tiolü  und  Silber,  auch  Ton  (iegen- 
ständen,  die  der  Consamtionssteaer  unterlagen.  Audi  iai  Stutsgebiet  Terfertigte  Hand- 
werkserzeagnissp ,  Cigarren,  neoe  Schiffe  waren  beim  ersten  UdiMtz  frei,  wenn  sie 
nicht  ins  Ausland  gingen.  Die  steuerpflichtigen  Verkftufer  hatten  aoch  bei  dieser  Steuer 
anf  StaatsbUigereid.  anderofalU  auf  eidlichen  Rerers  zu  dedarireo.  mit  der  Befagntss 
4er  BehOide.  in  SwMfebAJle  wettere  Avekmifte  n  ferkngen.  Ventvoinim  in  der 
Z  itilnnp  werden  mit  Oninunpsstrafe ,  absichtlich  '  odrr  fahrlässige  Hinferziehon^f  mit 
der  Strafe  des  5  — 2ö-fachen  der  schuldigen  bummc  bedroht  Die  Entrichtang  der 
Steuer  erfolgte  beim  (jeneralsteneramt  geren  Ertheitnng  eines  Stempels,  statt  de^n 
bei  Platzverkänfen  bis  800  Thlr.  Stempelmarken  verwendet  werden  darften.  (S.  Fin 
arch.  B.  3.  S.  256  If.  nri  tik  im  statistischen  Jahrbuch.)  Ertraf  1868  mnd  667.000 
Mark.  1871  (max.)  l.lH.uOO,  1872  789.000,  1888  611.000  M. 

Als  Schwierigkeit  und  misslicher  Umstand  wurde  es  empfandeD, 

dä88  die  Steuer  das  Bremer  Geschäft  in  der  Coneorrenz  mit  anderen 

Plätzen  erschwere,  nicht  alle  Branchen,  nicht  Speditenre,  nicht 

Auswärtige,  die  mit  Bremer  Agenten  arbeiteten,  treffe.  Mitleist 

nenerer  Verkehrsformen  entzogen  sich  auch  Geschäfte  der  Steaer 

nnd  die  Beicbsbörsenstener  schränkte  das  Gebiet  det  letzteren  ein. 

Diese  Erwägnegen  fDhrten  zur  Anfbehnng  der  Umsatssteoer  vom 

1.  Juli  1884  an  und  zum  Uebergang  zur  Firm e n Steuer. 

Nach  einem  Vorschlag  der  Handelskammer  (s.  Fin.arcb.  a.  a.  0.  S.  260).  Gesete 
vom  97.  Vai  1884,  Noyellen  dazn  mm  28.  Jan.  1887.  8.  H&rz  1894.  9.  Kef.  1S98, 
23.  Juli  1899.  Danach  jetzt  neue  Rcdaction  von  letrtcmm  Dafnni  Das  GesetK  fO» 
1884  im  Fin^rch.  6.  3,  S.  2dl  fll  Erträge  im  Statiatiachen  Jahrbuch. 

Die  Firmen  Steuer  ist  wesentlich  eine  direote  kanfbänniscbe 
Gewerbestener«  Ihre  praetische  Berechtignng  liegt  darin,  dass  sie 
geschichtlich  die  Nachfolgerin  der  Umsatzstener,  bezw.  des  ehe- 
maligen Zolls  ist;  ihre  principielle  Berechtigung  darin,  dass  die 
Steuer  einen,  immer  nur  massigen  Beitrog  zu  den  Kosten  eines 
Staatswesens  liefert,  welches  für  den  Handel  erhebliche  Ausgaheii 
macht,  ohne  dass  letztere  durch  die  sich  an  die  Handelseinricbtungen 
u,  a.  w.  anschliessenden  gebührenartijren  Abgaben  oder  durch  die 
allgemeine  Einkoniinenstener  vom  Handelsgcwerbe  ausreichend  ge- 
deckt werden.  Die  Firmensteuer  entspricht  so  etwas  dem  Grund- 
satz der  Besteuerung  nach  Leistung  ond  Gegenleistung.  Sie  sucht 
wesentlich  das  Handelsgcwerbe  als  solches  zn  treffen  und  die  ein* 
/.einen  Betriebe  nach  ihrem  Gesehäftsumfang  zn  belegen.  Za  dem 
Zweck  werden  diese  Betriebe  in  fünf  Abtbetlnngen  gebraeht,  auf 
Grand  von  Mittelsätzen  ftlr  eine  jede  Abtheilnng  StenercontingeBte 
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gebildet  imd  der  Betrag  der  letxteien  wird  dann  dareb  gewählte 
Veitniuensm&nner  jeder  Abtheilaog  anf  die  einzelnen  Firmen  in 
dieser  Tertbeilt  Der  Staatseasse  eoU  dabei  ein  Mindestertrag  der 
Stener  tob  600.000  M.  verbtlrgt  werden. 

S.  zur  Eeortbeilan^  Fin.arcl].  a.  a.  0.  S.  260.  etiras  abweichend,  wie  es  scheint, 
ron  meiner  obigen  principiellen  Anffassans:  der  Stener.  Darcb  (^i^^  *?r>\rellen  und  die 
l^te  RcdACtiou  vou  1899  siud  einige  AcuderimgeD  erfolgt.  Jetzt  »inii  ausser  den  im 
Haoddsregister  eingetragenen  Firmen  anch  die  Im  Geooaaaiischaftsregister  eingetragenen 
Äeoerpflichtig.  Die  Stener  ist  eine  für  die  Firmen  als  solche,  ohne  Bücksicbt  auf  die 
Zahl  der  Thciinehmer  einer  Firma.  Früher  raren  Firmea  befreit, .  welche  in  Vei- 
hindangmitHuidireilibetriabte  f«v«rl»iiiftssig  Handel,  aberimUfflfiunffon  unter  10.000 
Hark  Jahresamsatz,  betrieben.  Diese  Bestimmong  iit  jetzt  weggefallen,  aber  iaita 
prencrcll  poro^^'^rhripben  worileri,  dass  sich  die  Gommissionen  sriuachtlich  darüber  za 
äussern  iiabt^ti.  ob  em  unter  1  den  Handekgesctzbachs  vom  10.  Mai  1897  faLleoder 
Q«v«rbebetrieb  Qh«r  dm  UmCuif  des  Kleiogewwlies,  b«iw.  üb«?  den  Umfang  dM 
Handwerks  hinansg-ehc  tind  damit  der  Steuer  unterliege.  Frtlhcr  war  im  Gesetj;  vor- 
behalten, dass  alle  3  Jahre  nea  betttiumt  werden  solle,  ob  die  Mioimalertragszitfer 
vm  600.000  U.  abgetadert  waiden  aoUe.  Das  Ist  jetzt  bandtlit  worden.  Der  Ertn« 
war  von  1894—98  immer  etwas  höher  gewesen  (1804  rund  616.000,  1898  647i)00  M.^ 
freilich  kleiner  als  der  der  ehetnafi^en  ürnnatzsteuer.  Die  5  Abtheilaniren  umfassen 
die  erste  die  Geschifie  mit  be^ondera  umfangreichem  Betrieb  and  <i000  M.  Mittelsatz« 
die  anderen  4  die  übrigen  Gesch&fte  nach  Bettiebrambng  mit  Mittdidttnn  fon  1000, 
300,  100.  20  M.  Steuer.  Die  Bildang  der  Nteoercontingcnte  jeder  Abthoilonp  erfnl<:t 
dann,  wie  bei  der  froheren  preossischen  (iewerbesteuer,  durch  ^MultipUcatiou  der  Zahl 
der  firmen  mit  dem  Mittelntt.  Die  Firmen  werden  durch  eine  sogen.  Einreihnngs- 
comndAdon,  beatehend  was  3  Mitgliedern  der  Stenerdeputation ,  woran  1  immer  dem 
Senat  angehören  mnss.  und  2  Vertranensmännern  d(^r  5  AHthcilungen,  in  die  Ab- 
theiloogea  jährlich  nach  freiem  Ermessen  eiugeruila,  also  ohne  Forderung  von 
Doelaratiooen  tiber  Betriebsnmfang  nnd  Umsatz  nnd  ohne  genane  Fealstdiang  der 
firrKsrrivi'rhälrnisse  dieser  beiden  Momente.  Innerhalb  jeder  AbtheilnriK  wird  dann 
wieder  durch  fun  jeder  Abtheilung  aus  ihren  Mitgliedern  gewählte  Vertrauensmänner 
nach  deren  freiem  Erme^en  daa  Stenercontingent  der  Abtheilung  auf  die  einzelnen 
Firmen  umgelegt  In  der  Ke^el  soll  dabei  jede  Firma  den  Mittelsatz  zahlen,  doch 
kann  bei  geringerem  Gescbäftäumfang  dies  r  Satz  bis  auf  ermissigt  und  der  Aus- 
fall hierdurch  zur  Aufbringung  de«  Couiingents  auf  die  grösseren  Geschftfta  durch 
Irlidhvnf  daa  Sataaa  fttr  dieae  an^brackt  werde»,  nnd  ivar  ao,  daai  in  max.  in  der 
1.  Abtheilunp  15  000  (jef/t.  oacb  dem  ursprün<;lirben  Oesetz  nur  10.000  M.,  waü 
schon  anfangs  für  zu  niedrig  iraitK  in  den  anderen  Abtheilongen  die  Hälfte  des  Mittei- 
satzos  der  nächst  höheren  Abtheilung  gezahlt  wird  (bezw.  nicht  erreicht  werden  darf). 
In  der  5.  Abtheilung  kann  aber  jetzt  aolb^  Frelatellnng  ^treten,  wenn  der  halbe 
Satz,  10  M..  iui  Kinzülfall  den  Vertranensmajjnern  zu  hart  er«rh<  int.  Üm  dem  Staat 
den  Eltrag  von  600.000  M.  zu  sichern,  ist  indessen  eine  verhältiiisämäsbige  Erhöhung 
der  Sitze  nOcbigenfalla  anadmcUieli  im  Wege  d«r  GeBotzgebnog  Torbehalien.  Roda- 
mationen  ^e^en  Einreibunir  und  Umleirung  sind  an  die  Steuerdeputation  zu  bringen, 
welche  die  ersteren  endg^iltig,  die  zweiten  bei  abweisendem  Bescheid  der  zneiat  ujr- 
theilenden  Vertraoenbinänner  in  2.  In!>tanz  entscheidet. 

Auch  dies  ganze  Stenprsystem  beruht  in  starkem  Maassc  auf 
<rpg;enseiti^''crii  Vertrauen  der  Kaul  leute  zn  einander  und  auf  genauer 
IvenntDiss  der  Personal-  und  Gescbäi'tsverbältnisse  und  findet  in 
solchen  Voraussetzongen  die  Grenze  seiner  Anwendbarlieit  and 
befriedigenden  Fanetion« 

Eine  besonder»»  Abi-nHe  ?reb(lbrenarti<rer  Natur  ist  norb  die  Kanfmarwis-  oder 
BAr!»ens  teaer  (Verurdiiuug  rom  28.  Jan.  1868  and  Beschiuss  des  Kaafmaonsconrenta 
Jährlich),  die  zur  Koatendeckinnf  die  Kaaflente  in  2  Abtbelluigen,  nenerdinga  mit 
$0  nnd  25  Vm  ilhiUdi  belegt. 

41* 
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8.  B.  UeUnieliteB  derBanmienitf.  Bnumii.  §.  195. 


Die  in  der  Statistik  za  den  Stenern  v o n  Gewerben  (gerechnete  Wirt h  sc  t  rift«? - 
Abgabe  trifft  ScüAokgeverbü  n.  dgl.  (Verordaaog  vom  31.  Jan.  1871).  Ertrag  1898 
78.301  H.  8i«  Kmim  tack  «fgmtlicb  den  Gebraachs-  aud  VerbFauchsabgaboii  an. 
welche  die  Bremer  Slatistik  sa  des  iodirectea  itellt. 

§.  195.  Die  Verb  raacbsabgabe  und  verwandte 
Steaern.  Die  erstere  stanimt  aas  dem  alten  städtischen  Accise- 
Bystem  und  ist/  abweichend  von  Rambarg,  aach  nach  dem  Zoll- 
anteblm  1888  in  beschrftoktem  Umfang  beibehalten  worden.  Die 
alte  Aeeifle  oder  sogen*  GonsmntionBabgabe  von  Tersebiedenen,  In 
der  Stadt  verzehrten ,  bezw.  Terbrancbten  C^egenstllnden  des  all- 
gemeinen GonsnmB  ist,  wie  so  viele  andere  allgemeine  nnd  specielle 
Aoeiaen  in  Dentsebland  nnd  dem  übrigen  Europa,  im  17.  Jahr- 
hnndert  (1625)  in  Notbzeiten  als  Zwecksteaer  eingeführt  und  dann 
beibehalten  uod  aut  mehr  und  mehr  Artikel  ausgedehnt  worden, 
auch  in  der  kurzen  Zeit  der  franzr»sis(  ben  Herrschaft  als  Octroi. 
Ansser  in  der  üblichen  Weise  auf  lil;i('htvieh,  Fleisch,  Wild,  Ge- 
flügel und  andere  thierische  rroducte  ]  >atter,  K'äse),  dann  die  Ge- 
tränke (auch  Wein),  traf  sie  vor  1888  auch  Getreide,  Mehl  und 
ßackwaaren,  Viebfotter  und  besonders  Brenn-  und  Baumaterialien, 
in  Form  der  Eingangssteuer  (Thoratener)  und  znm  Theil  der  Pro- 
dnetionsstener.  Nach  dem  Zollanschluss  (Gesetz  vom  25.  Juli  1888) 
ist  sie  anf  Sefalaebtvieh,  Fleisch,  Fleisehwaaren  (ind.  Wild  nnd 
Geflttgel),  Bntter,  Eftse  nnd  in  der  Stadt  Bremen  gebrautes  Bier, 
hier  in  Form  eines  50  %igen  Znsehlags  znr  Reiebsbranstener,  be- 
schränkt worden. 

S.  die  legislativen  und  sUtistischen  Daten  mehrfach  im  Statistischen  Jahrbncb. 
I.  B.  J.f.  1876.  S.  447.  1887,  S.  455.  1896.  S.  419).    Die  Grundlage  bildete  in 

Tip!?'>rer  Zeit  eine  Verordnnnp  vom  t?6.  Jani  1834.  Verüntlcrunt^on  in  Einzelheiten. 
6o  den  Steaen>ätzcn,  mehrfach  vor  1888.  Die  zuletzt  bis  dahin  geltenden  Tarife  um- 
fMsen  im  Einzelnen  folgende  Heoptfattangen  mit  SteoenltBen:  Vieh  nnd  Fleisch- 
wnu-en  (darin  z.  B.  Ochsen  «las  Stück  14  M.,  Kühe  o.  dgl.  10,  Kälber  27«.  Schafe 
u.  dpi.  1,  Schweine  5.  Spanferkel  IV9  M.,  Fleisch  im  Alliremeinen  1  kg.  10  Pf  ), 
ferner  Geflügel,  Wild.  Austern;  fhieriache  Prodoctc  (Battßr  1  kg.  5.  Käse  2'/-.  Pf.): 
Getreide.  Mehl,  ßackwaare  («0  Weizen  und  (Jrics  fiir  1000  ktr,  II';«  M..  Kokrgen  7 
n.  s.  w.):  Mahlgeld  der  Bronnor  (für  1000  kg.  W  eizen.  Mais,  Buchweizen  54,  Ho^'-tTMi 
Gerste  46,  Malz  40  M.);  Mahlgeld  der  Brauer  (Getreide,  Malz,  Schrot.  £eis  1000  kg. 
83  11.  Stirke  n.  b.  w.  49V«.  Zacker.  Malzsurragate  66);  QetrAnke  (fremdes  Bier  I  L 
3  Pf..  Aepfolvrein  2  Pf.,  f'liampagncr  u.  s.  w,  Flasche  1  M..  Wein  überhaupt  Liter  20  Pf.. 
Spirituosen  Liter  15  unil  80  Pf.,  Essig-  1  Pf.>;  Viehfutter  (Heu,  Stroh,  Fader  ron 
15  Centner  40  Pf.):  Baiiniatehalien  (Cement,  Trass,  Gips  u.  dgl.  100  kg.  30  Pf.. 
Moschelkalk,  Steinkalk.  D  iclipfannun  II.  S.  w.,  verschiedene  Arten  Steine,  z.  B.  Maocr- 
8teine  lOOO  Stück  1  M.  70  Pf.V.  Brennmaterialien  (Brennhul/  1  Kubikmeter  50.  Torf 
28  Pf.,  Steinkohlen.  Cakes  Hektoliter  7  Pf..  Hol/.kohicn  100  kg.  50  Pf.).  Der  Gesanmt- 
ertraf  wn  1847—51  Im  Dnrebsehnitt  542.000,  1867—71  848.000.  im  letzten  Jahre 
1887—1888  1  MO  000  M.,  davon  rund  für  Vieh  und  Kloisch  385.000.  Austern  3200,  Butter 
nnd  Krise  SS.dOO  M..  (ietreide  und  Mehl  159.000,  Gefrärike  501.000,  Viehfutler  4600. 
Bauuiateriali«n  153.000,  Brennmaterialien  166.000.  oder  in  drei  Hauptkategorieen : 
Esswaaien  41^  V,.  Getrinke  86.9,  Andern  21.27       (Jnbrbnoh  ftr  1887.  S.  458.) 
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Die  BelastUDg  von  Mehl  und  Backwaaren,  auch  Brenn-  und 
BannaateriaiieDi  hatte  wohl  allgemeinere  prineipielle  Bedenken,  die 
von  einigen  anderen  Artikeln  verkehre-  ond  Btenerteehnieehei  die 
Beetenening  der  Getrinke  war  in  der  bisherigen  Form  mit  dem 
Anschlnss  an  den  Zollverein  nieht  anireeht  zn  halten.  Dem  völligen 
Verlaaeen  der  Steuer  standen  finanzielle  Bedenken  entgegen,  ob  bei 
dem  Umfang  des  bremiseben  Etats  and  bei  dem  Verbleiben  gewisser, 
wenn  anch  verminderter  principiellerund  verkebrspolitischer  Bedenken 
lüii  Kecht  durchschlagende,  steht  freilich  wohl  dabin.  Der  Ertrag 
ans  dem  nach  1888  verbliebenen  Rest  der  Steuer  sank  aul  den 
dritten  Theil  nvd  hat  »ich  trotz  Volks-  und  Woklstandszanabme 
auch  seitdem  nur  mässig  gehoben. 

Er  war  1889/90  486  000,  1894  .'.56.tMH.  1S98  640.000  M.  Von  l^t^t.^rer 
boiaub  kam  auf  Vieh  and  Fleischwaaren  404.000  M.  (70.89%),  auf  Butter  7Ö.U00, 
KiM  6400,  «af  Bremer  und  fremde«  Bier  81.000  und  28.000  M.  Die  SteoeiBltze 
sind  jetzt:  für  Schlachtvieh  nach  dem  Gewicht  '»  Pf.  fur  das  Kilogramm,  anter  Au- 
gabe,  irie  dies  zn  berechnen  ist  (Anschloss  an  den  SchlachthuQ,  von  einf::efüLrtem 
Fleisch  und  Fleischwaaruu  derselbe  SaU  (Leberpasteten  1  M.).  Hir&cU-  und  Damhirsch 
Stück  10.  Htih-  und  Schwarzwild  5  M.,  Hisen,  Gäii!>e,  grosseres  Geflügel  sonst  30  Pf. 
das  Stück,  kleineres  10,  Butter  Kiloirramm  5.  Käse  (ausser  QoBrkkftse)  2' ^  Pf.,  Bier 
1  Liter  0.65  Ff.,  Zuschlag  zur  Brausteuer  fur  heiniiächee  Bier  50  7«-  Bei  Atiefohr 
erfolgen  BQdtrergotungen.  ThoTsperTo  mit  Sperrgeld  besluid  froher  tn  Biemen 
Mck,  i«(  nber  schon  froher  «b  in  Hnmbnig,  Anfn&g  1849.  gefidlen. 

Diese  Verbraacbsabgabe  findet  nnn  seit  Ulngerer  Zeit  und  aoeh 
gegenwärtig  noch  iu  gewissen  sogen,  diiecten  Gebrauchs-  und 
Genusssteuern  und  verwandten  eine  Krgänzung.  Nach  1^S96  er- 
folgter neuer  Regelung  der  Materie  werden  jetzt  noch  Staatsabgaben 
auf  Maskenbälle  und  auf  Nachtigallen,  stadtbi eniisehe  auf  Pferde, 
Lusttubrwerke ,  Hunde,  Billards  und  Kegelbahnen  erhoben.  Auch 
die  oben  genannten  Wirtbscbaftfiabgaben  vom  Öcbankgewerbe  u.  s.  w. 
würden  mit  hierher  zn  rechnen  sein. 

Früher  sind  diese  und  die  meisten  anderen  Stenern  (und  damit 
stuammenbängeode  Gebühren),  nemlich  alle  mit  Aosnahme  der 
Consnmtioiisabgabe  und  der  Umsatssteuer,  die  allein  als  stfndige 
galten,  im  jährticheD  Steaergesetz  besonders  bewilligt  und  dabei 
die  Normen  and  Sätze  festgestellt  worden.  Seit  lb96  ist  das  ge- 
ändert worden.  £in  Gesetz  Ton  1896  (vom  22/23.  März)  hat  jetzt  die 
Bestimmungen  fUr  die  genannten  Gebraucbssteuern  als  „verschiedene 
indlrecte  Abgaben*'  beboiuieis  festgestellt. 

Im  Sttiuerge&et£  für  1895 — %  vom  30.  Mar/  1895  werden  z.  B.  aufgeführt: 
die  Gnod-,  Erlenehtangssteuer,  die  Absähe  von  Krl>>rhafteD  end  ScheokuogeD,  fen 
VeräasserTin^  ron  Immübilien  .  vom  Erlös  von  Versteigeruofreii  beweglicher  Sachen, 
fon  Club»  und  geächJo:ii»eotio  beseilscbaften  ^in  2  Clasoea.  mit  40  und  20  M.),  rou 
SlENidlcheii  SehMietelliuigen ,  Offentttchen  od«r  mit  EintriHageld  zug&ngUchen  fiftlleOf 
BeUnalfemiethiing«!,  fen  BiUeids,  K^dhahnai,  LmtfvhnreriieD,  Pferden,  ron 
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6.B.  Dabeiridile»  dar  BemBway.  Biaaan.  ^196. 


iiuinleu,  Nachtijrallen.  Maskenbällen,  dann  Stempelab':^;ibon.  Das  pen  (iesctz  ron  1896 
belegt  fOr  den  ätaat  Maskeubäiie  (auch  Costumb&ile)  xuit  100  M.,  wobei  frei  nur  <ii« 
«nf  alleijiiire  Konten  et Bselaer  PrlratpeMinen  iroKebenen  «lad  (Ertrai^  mitTuimiuikaa 
u.  s.  w  vor  1896  3-4000.  seitdem  7—8000  .1898  8216  M.)  :  NachHgftUen  und  Sprosser, 
für  ji-den  Vogel  20  M.  (Ertrag;  seit  Jahren  20  M.,  also  1  Fall!  Lohot  es,  solche 
Steuern  auirccht  2U  erbaiteuV)  Fur  die  Stadt  Bremeu  zableu  Pferde  zar  Aus(lbao|^ 
eines  Gewerbos  (LobakatMslier  a.  s.  v..  aber  auch  Landwirtbe)  10  M.  jihrUoli  fllr  daa 
Stack,  alle  ati'Jeruu  Pferde  zu  Gesrhäftszweclien  20  M..  alle  übrigen,  also  wesentlich 
zu  Laxuazwecken  dieneadeo«  weuu  tue  aach  gelei^eiitlich  zu  geschäftlichen  Zweckea 
mit  benatn  wardeo.  SO  U.  fllr  daa  enta.  40  M.  fttr  daa  «vatia,  tniner  je  10  AI.  mak» 
für  jedes  weitere  Pferd;  befreit  sind  Pferde  unter  3  Jahren,  Dienstpferde,  solche 
öfTenTÜrher  Behörden,  Pf»irde  zum  Verkauf  bei  den  Pfenlehiuidleru,  Ertrag  c.  45.000 
Marie  lu  den  letzten  Jahrcu  vor  1896.  4b— 49.000  M.  iu  1897  und  1898;  Lustfuhr« 
varka«  bei  dem  Baaitaar,  der  xagleidi  1  oder  mehrere  Zugpferde  hilt.  Ikir  den  2- 
und  mehrspünnigen  Wairen  fnr  den  <^insrnnin:^eii  20  M.  im  Jahre.  f;r  Ion.  i^r 
Iteine  Zugpferde  hält,  20  M..,  Eruax  c  H-OOO  M.  vor.  10—11.000  U.  nach  1896; 
Hvade  fUr  1  10,  bei  2  and  mehr  for  den  ersten  10,  jeden  weiteren  20  M.  (frei 
nvr  wenige,  u.  A.  bis  8  Wochen  alte).  Ertrag  vor  wie  nach  1895 — 96  c.  25—26.000  M. 
Billards,  ftir  das  erste  20,  jadea  weitere  10  M..  Kt>!;(>lbahnen  hey^r.  lo  und  3  M. 
^^80  aucb  bei  Privaten,  nicht  murin  (iastwirthscbaltcu  u.  a.  w.),  Ertrag  vou  beiden 
for  1896  4—0000.  aeitdem  7— dOOO  IL 

D«?r  G«5ammtertraff  dieser  kleinen  Quasiluxus-  orir  r  wirklichen  Luxufisteuern 
war  1898  c.  101.000  M.,  noch  nicht  ganz  2Vt     das  £rtr«gti  der  Sinkonunanstaaer«^ 

t 

Es  wird  immer  wieder  die  Frage  aaftaneheiiy  ob  man  dareh 
derartige,  im  Ergeboiss  nnbedeiitende,  lUr  die  Steaerpflichtigen 
docli  durch  ihre  Form  Öfters  mehr  noeh  als  dnrch  ihre  Hobe  IftstigeD, 

auch  immer  ungleich  wirkendeu,  für  die  Verwaltung  auch  uicht 
an^enehmeu  .Stenern  den  richtig^en  Zweck  einer  Besteuerung  der 
Woblhabenderen  und  Keicheren  (was  bei  der  Hundesteuer  ohnedem 
nur  theilweise  zutrifft)  verlolfrcn  soll?  Ein  kleiner  Zuschlag  zur 
allgemeinen  Einkomraensteuei*  lür  grösseres  Einkommen,  besonders 
in  Form  der  etwas  stärkeren  ProgressivitiU  des  Steuerfusses,  würde 
denselben  Zweck  in  jeder  Hinsicbt  besser  und  gieicbmässiger  er«* 
reichen.  Ein  richtiges  Gegengewicht  und  Aasgleicliangaobjeot  gegen 
die  Verbraaebaabgabe  tod  Fleiaeh  11.  s.  w.  bilden  aolehe  Stenern, 
wie  die  bremiachen  Lnznastenem,  doeh  aneh  nicht. 

§.  li)G.  Sonstige  öteuern.  Es  sind  nebst  den  mit  ihnen 
in  Verbindung  stehenden  gebtlhreoarügen  Abgaben  die  in  folgender 
Tabelle  91  znaammengeateliten. 

Tab.  91.  Soiiatiga  bramlsche  Steuern  und  Abgaben  (ErHag  in  1806 

in  1000  Mark>. 

Schifii'aliiUabfl^abe   692 

Gmerdeckratioiisabgabe .   .   -  136 

Hafeu-  und  Krahngold  .    .    .  1930 

Versioherungttstempel .   .   .  c.  269 

Andere  Stempel   .  .  .  .  a.  S7 
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iiu  Vergleich  diracto    .    .   .  7195 
„       M      VtiHt  indirecte 

(nur  Ter-  n.  Gebnachiitei|0r)  741 

Demnach  kein  unbedeuLßuder  Gesammtcrti  ug  dieser  ver- 
scbiedeneo  Abgaben,  welche  —  bis  auf  die  luimoliilienabgabe,  einen 
Theil  der  Gerichts-  nnd  Verwaltuu^^ssporteln  uod  der  Erbschatte- 
steoer  —  wohl  wescDtlicb  den  Handel  und  Verkehr  belasten. 

Von  allgemeinereiii  Interesse  sind  nur  einzelne  dieser  Abgabftu, 
bMOBders  die  Schiit ialirtsabgabe,  die  Declaration^- 
abgabe,  die  Immobilianatetier)  die  Erbaehaftastanor. 
Von  den  übrigen  wird  hier  nur  poali  ißt  Stern  pal  karz  emä||i|^ 

Die  Sehifffahrtaabgabe  ist  eine  gebtthrenartige  ZweolL- 
steaer  yom  SeeBchiflSabrtsFerkebr  aar  Deckang  der  Kosten  der 
CorreetioD  der  Unterweser  von  Bremen  bis  Bremerhayen.  Die  Ein- 
richtnng  ist  ron  prineipielier  Bedentong  als  neaeres  Beispiel  der> 
artiger  Abgaben  aar  Kostondeektmg  von  Yerbessernngen  der 
Wassenstrassen. 

vom  5.  April  Ititiö  ermtohtigt ,  ScJu^e  vou 
900  KnUkmetor  Bt—gahtlt  m  mit  «iner  Abgabe  nmeh  MaifWgib»  der  tta  kuafiUchd 

Wassens trajiseü  im  Art.  54  Absatz  4  der  Keicbsvcrfassnug  getroffeücu  Bestimmuiigen 
zo  erheben,  weua  6tt  die  Fahrt  oberhalb  Bremerhaven  nach  brcuiischua  Uifen  ^chüiea 
bis  za  5  m.  Tiefgang  durch  diese  Correction  ermögliche.  Dariiber  wurde  dann  zu- 
nächst ein  bremisches  Gesetz  vom  18.  M&rz  1888  erlassen,  dem  ein  FiQaoiiilMi  zor 
Ausführung  der  Correction  und  der  Auf  brijigung  der  Mittel  dafür  beigefügt  var.  An 
Stelle  dieses  Gesetzes  trat  ein  neues  bremisches  vom  29.  März  1895.  Dies  beätimmt 
udi  ieo  reicli«reehtli<Aen  Komeo  die  Sifcebiiiig  der  Abgabe  warn  1.  April  1896  mn, 
regelt  das  Einzelne,  auch  die  Befreiungen.  Der  Tarif  unterscheidet  7  Classen  eiu- 
aud  ausgehender  Waaren  und  giebt  in  einem  Wnarcnvrzeichniss  an,  wcIcIk:  t  tnz  In  «. 
&4egorieeQ  in  jede  Ciasse  j^cLörco.  Die  SaUv  oiud  lur  die  Tonne  vuü  lUUU  iig.  br. 
(alte  Gewichtssatz  in  Verbindung  mit  einer  rohen  Wertllci&ä^i^lcation)  In  Glaste  1 — 
IBO  —  150  —  120  —  100  —  -  GO  —  40  Pfennig,  fiir  IJau-  und  Nutzholz  aus 
hiefera,  Fichten,  TaoLoea  für  dcu  s<^eo.  ätandard  1  M.  Meisteus,  »her  Jiücht  durch- 
eoe.  siad  die  SiUie  die  fleiehee  Air  Ei*-  wul  Aasgaug  (s.  WuiaBTenetdiiiigs).  Bis 
Ende  1897  war  die  Deputation  far  H&fen  und  Eisenbahnen  befugt,  nach  Aohörong 
dtT  ffaridf.'lskammer  mit  Zustimmung  der  Finanzdeputation  Aeinicrungen  des  Tarifs, 
suwit:  Auch  avaige  Befrduugun  vcri'Ugcu.  Der  Keiucnrag  der  Abgabe  soll  uäch 
dem  gen.  Beichegesetz  zunächst  zur  Verzinsung  nad  Abtnsua  der  ftr  die  Gorrectien 
der  ünterweser  crftirderlichen  Anleihen  und  StaatsvorschOsse  dienen.  Soweit  er  dazu 
nicht  aasreicht,  wird  der  Fehlbetrag,  wenn  er  die  in  dem  aagehäugieu  Finanzpian  an- 
«Mtctep  Supunen  flbeiBteigt,  auf  dem  Wege  der  StaatsaiUeihe  gedeckt.  Der  den  Zips- 
bedarf  abersteigende  Kciuortrag  wird  zur  Euckerstaituiig  etwaiger  Vorschasse  der 
Siaatscasse,  dann  zur  Tilgung  Hör  betre(rend»'n  Anlcih«!  verwandt  Der  Betriebsplan 
UiaDM>st  GO  Jalirc.  im  eisten  mit  «jo.l^  Mili.  Maxi  Kapitalauslage,  1.186.000  Mari  /aus- 
bedarf  500.000  Marie  mothmaasslicber  Keineinaabme  von  der  Abgabe,  das  Plus  der 
Zinsen  wächst  dem  Kapitalbetrag  hin/u.  Der  Plan  veranschlagt  eine  jährliche  Zunahme 
des  Ertrags  der  Aibgahe  jm  iO.OOU  M.  Im  27.  Jahre  ecraicht  danach  die  A^g^iie 
annihend  den  Zinsbadaif  (Kapiialaiulage  dann  44.78  IfilL  Sfack),  rem  28.  Jahre  an 
«Mgl  »00  dm  OebendivM  der  Abgibe  aber  die  Zinsen  (Abgabe  gesehltat  auf  1.58, 
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Zinsbedarf  auf  1.567.300  M.)  eine  allmiilipc  Tilf^nng,  die  im  A.'v  Jalire  beendet  bcin 
würde.  Wirklicher  Ertrag  der  Abgabe  seil  1.  April  189Ö  im  Jahre  1895/SH>  bis 
1898/99  tuDd  brutto  503  —  511  —  604  —  692  TanMiid  Hnk.  —  Teraiiilwnngwi 
Brein«DB  mit  Oideoboig  ttbw  die  Aagelftgeaheit. 

Die  Declara  t  i  onsabgabe  war  schon  1862  iu  Verbindung 
mit  Vorschriften  über  ( rüterdeclarationen  eö  den  Zwecken  der 
bremischen  HandeisstatiHtik  als  kleine  Controlgebühr  in  Stenipei- 
forni  eingeführt  worden,  als  der  Zoll  lorttiel.  Die  Abu^abe  kann 
immerbin  mit  als  spccieiie  Besteuerung  des  Handels  gelten. 

Sie  worde  nach  Yerordnnnp  vom  10.  Not.  1862  frhr'i  n  nach  der  Nonn  ron 
1  Grote  (Vtt  Tlilr.  Q.)  ?om  dedarirten  W  erth  des  Objects.  Das  Ueseu  rom  14,19.  Od. 
1888  setzte  die  Abgabe  fon  15  Pf.  flir  lOOO  M.  Werth  fett  NoreUe  das«  vom 

26.  Not.  1898.  Danach  ist  diese  Abgabe  jet/t  10  Pf.  für  Spetlitionsput.  15  Pf.  für 
anderes  Ton  1000  M..  dabei  aber  gewisse  Katepnriecn  von  (iiHern,  ferner  Gold  and 
Silber  in  Barren  und  Kumunzt,  abgabefrei.  Neue  Kedactioii  den  Ge^etze^  vou  1.  Dec. 
1896.  Ertrag  ven  1894—98  war  von  104.000  anf  136.000  H.  gestiegea. 

Die  Bestimmungen  tlher  den  Stempel  befanden  sich  trüber 
auch  in  den  jährlichen  bteuergesetzen.  Jetzt  ist  eine  allgemeine 
Regelang  1896  durch  Specialgesete  erfolgt  Der  Stempel  ist  wesent- 
lich VersicherangBStempel« 

Gesetz  Tom  25.  Dec.  1896  (mit  NotoUo  todq  14.  Dec  1897).  Der  Veniebennsga- 
stempel  bctrilTt  SeeschifiTahrt,  Feoer,  ^nrh  sonstig^e  Zweige,  incl.  Lebens-,  Pensions-, 
Anssteaer-«  MiUt&rrersicherung.  Die  Nüvellc  Ton  1897  befreite  bei  der  SeeTer&ichemng 
Conümcen,  Wetthpapiere.  Aonerdem  Stempel  tod  bestimmten  ftireiidic]ie&  und  Privat* 
Urkunden  (nach  Umfang  des  rervcndeten  Papien),  ve«  WecbaelpiQteBten.  ^  Neues 
Gerich tskosteageseta  vom  30.  Dec  1899. 

Die  ImmobiUenabgabe,  d.  b.  die  Verkehrtatener  von  Ver- 
äommngen  von  Grandstficken  (Verkauf  und  sonstiges  oneroses 
Reehtsgesehttfl;},  ist  aneb  in  Bremen ,  wie  in  einigen  anderen 
deutschen  Staaten»  besonders  geregelt,  daher  nicht  mit  im  Stempel- 
wesen, wie  sonst  meist,  enthalten.  Aneh  sie  war  in  dem  Jahres- 
Steuergesetz  normirt.   Jetzt  beruht  sie  auf  eigenen  Gesetzen. 

Gesetze  ?oni  ai.  März  1896  und  16.  Jali  1899.  Der  Satz  ist  1'/«  %  Tom  Ver- 
kanfeprdse,  anch  im  Falle  von  ZwangsveMeigeningen  nnd  Eoteignaogen,  bei  Tansehen 

filr  beide  Objecte  zahlbar.  Ausdrücklich  entfsilt  die  Abgabe,  wenn  gegebenenfalls 
Krbäcbafts-  und  Schenkongssteaer  zu  zahlen  iaU  Dieselben  Gesetze  regeln  jetzt  die 
Abgabe  von  freiwilligen  Versteigerungen  beweglicher  Sachen  (Mobilienabgabe  in 
der  Tabelle  oben),  sie  ist  V«  Vo* 

Auch  die  i> r  b s ch aft 8 s t e  u  e  r  war  trüber  in  den  Jahres- 
steuergcsetzcn  geregelt,  liess  Ehegatten  und  directe  Linie  frei  nnd 
hatte  nur  die  2  Sätze  von  4  ^/^  für  Geschwister  und  Geschwister- 
kinder und  8  °  0  anderen  Fälle.  Seit  1885  (Gesetz  vom 
19.  Märzj  ist  auch  eine  Schenkung s Steuer,  ftir  Schenkungen 
unter  Lebenden  über  3000  M.^  gerichtlich  insinuirte,  wie  andere, 
hinaugetreten.  Jüngst  ist  dann  die  ganze  Materie  durch  ein  eigenes 
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Spccialgesetz  vom  13.  Dec.  1895  und  18.  Juli  1899  neu  geregelt 
worden.  Zu  einer  Ausdebnniig  der  Steuerpflicbt  aut  die  directe 
Linie^  wie  in  den  beiden  anderen  Hansestädten,  ist  es  hier  nicht 
gekommen,  diese  Linie  ist  in  absteigender  (incl.  durch  Einkind- 
sebaft  anfgenomiDeiie  Abk(>niiiilinge)  ond  anfsteigeoder  Linie  frei 
gebllebeDy  aneh  toh  der  Sebenkungssteaer,  ebenao  Ehegatten.  Die 
bisherigen  Sätze  sind  beibehaheo, 

Auserdeoi  liBd  frei  Kirdien.  8ehiil«ii,  Ih^nme  Süftoog^n,  Arne,  dmn  rar 

Förderang  tod  Kaost  und  Wissenschaft  oder  zu  sonstigen  gcmeinDtttzigeD  Zwecken 
dienende  ErLschaften  u.  s.  w.  und  Schenkangen;  von  der  Scbcnlsungssteuer  aoch  noch 
andere  Fälle  (Gesetz  §.  27).  Die  Stcueraiitze  sind  noch  immer  nur  2,  nemlich  4  xmd 
8  V<h  bisher.  4%  far  Geschwister  (auch  halbbartigo)  ODd  dtatn  löbliche  Kinder, 
S  ®/„  in  aü'-n  nntlr  rtMi  Fällen.  Von  Bedeuttin;:  ^in'l  im  neuen  Gesetz  einige  andere 
Aendcrungen,  besondcis  die  Belegung  der  Tcrerbten  Boote  and  des  liiessbrauchs, 
vomit  ein  Kachla»  beschwert  var,  jetzt  mit  der  Steuer  seibet«  nnter  entsi^reidieuder 
Befreiung  des  Nachla^es,  w&hrcod  letzterer  früher  die  ganze  Steuer  auch  in  eolchen 
Fällen  zu  tragen  hatte  (Gesetz  §.4).  (S.  Schanz  im  Fin.arch.  B.  15,  S.  R24,  daselbst 
auch  dat»  Gesetz  S.  650  ff.)  Der  £rtrag  ist  in  einem  mcrcantiieu  Gemeinwesen  wie 
Bremen  begreiflieher  Weise  stark  s^wankwd  nach  Jahren,  nach  den  ZufUUirkolteii 
des  Absterbens  der  Reicheren  und  Aermereu,  z.  H.  1892 — 96  nind:  606  —  884  — 
641  —  248  —  301  —  385  —  239  Tausend  Marit. 

Bfllmlich  ist,  dtss  Bremen  sich  bisher  vcn  Staat slotteiie  fnd  galten  hat. 


Lübeck. 

§.197.  Sein  Offentlieber  Hansbalt  im  Allgemeinen. 

In  diesem  nach  BefOUreraof  kleinsten  der  8  Fkeistaateo  (1895  88.324  EinwehnerK  ' 

an  GebietJ?umfang  (20^  ql.m.)  das  bremische  etwas  tl benreffenden,  doch  auch  liierin 
hinter  den  kleinsten  monarchischen  Staaten  zurückbleibenden  Staate  uberwieut  zwar 
auch  die  Stadt  Lübeck  (mit  Vor&tädten)  an  Volkszahl,  aber  nicht  in  dem  gleichen 
Maa.«t8e,  wie  in  den  heitleu  anderen,  Uber  die  übrige  StaatsbevoikeroiiK  (Stadt  1895 
69.874.  Land  1895  13.4.*)0.  incl.  des  „Städtchens"  TraTemtlnde).  Das  ganze  (icrn'in- 
Wesen  und  auch  dessen  Finanzwesen  haben  gleichwohl  ebenfalls  den  speciii»ohcu 
Ghamcter  des  stikdiisdien.  tpedeU  liaadels-  nnd  seestldtiscben .  der  Lobecker  Staats- 
hanshalt ist  daher  auch  im  Wesentlichen  zugleich  Stadthaushalt.  Doch  ist  auch  die 
Stadtgemtinde  Ltibeck  mit  eigenem  Vermögen  au«iffesfattet  und  bat  <„"'wis>e  städtische 
EiorichtungeD  mit  dazu  gehörigen  Ausgaben  und  Einnahmen  für  h  mit  besonderem 
Etat  «jkkfür.  Auch  die  Laudgemeinden  und  Travemünde  sind  jetzt  communalc  Körper 
mit  eigcrier  Verfa';sTTn<r  und  Haushalt.  Das  der  tt  Lübeck  nach  dem  Bestand  vnnt 
Jahre  1848  allciu  zustehende  Siaatsvermügen  kommt  in  seiner  Verwendung  nur  dein 
gansen  SCutsgebiet  mit  zn  Gme  (Klugmann,  a.ii. a.0.  S. 61).  Aas  den  viedei^ 
holt  betonten  Bucksichten  auf  den  Raum  und  nach  der  immerhin  etwas  eingebcnderea 
P?ir5fellQng  des  Hamburger  und  Bremer  Steuerwesens  soll  'iI'-t  das  Lübecker  nnr 
mit  iktU'zeren  Strichen  orientirt  werden,  vornemlich  nur  über  ü;u  wieder  bemcrkons- 
veitheien  beiden  Steneni.  die  Einkommen-  nnd  die  Erbschaftsstener.  Gleichwelil  ?ev» 
lohnte  CS  sich  aach  bei  diesem  kleinen  Gemeinwesen,  eine  genauere  Darstellung  seiner 
interessanten  älteren  und  neueren,  aocli  gerade  wieder  jieuestcn  Finanz-  and  Steuer- 
geschichte zu  geben.  Hilt  sich  noch  Alles  natOrlich  gegenwärtig  in  riel  kleineren 
Dimensionen,  als  in  Bremen  oder  gar  in  Hamburg,  deren  Entwicklung  in  der  neueren 
Zeit,  in  Verbindong  mit  der  allgemeiiuMi  Entwicklunir  des  Scchandels,  ja  diejenige 
der  einst  bedeutenderen  Osiseestadt  und  noch  im  l^ang  unter  ihnen  an  erster  SteUe 
stehenden  alten  Hansestadt  vdt  hinter  sieh  gelassen  hat«  so  liat  dodi  auch  in  neuester 
Zeit  LUheck  selbst  wieder  einen  tQchtigon  Aolkchwong  genommen.  Es  hat  eich  eben- 
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Udk  90$  gttm^  öttoatUcbe  Werke  (lUftiobftUteii,  CaiiAlbautaa)  äingdas«en;  in  idAM 
FiDftii»v«8eii.  in  der  Nolhwendigkuit,  sdno  Steaern  zu  «ntvickelu,  spiegelt  t>ich  der 
EfofloiM  dieser  Eotvicklun^  mit  ab. 

S.  Uber  die  frühere  Zeit  des  19.  Jahrfauuderts  r.  Ueden.  s.  a.  0.  S.  1522—1584. 
Behrens,  Topographie  and  ötAU>uk  Labe^,  1.  u.  2.  Th.  Ub2d,  lB3d),  Brehiaer. 
StMifliMidiall  Lttbecki  1872—81  (1888).  Staatsrecht  tod  KU^maiitt  Im  Hand- 
bach  das  filTenUicbeo  Bechu,  III,  2,  8.  S.  89  £,  duüelbst  Uber  Fiuanzvenraltun^'^  und 
Befiteuerung  S.  56 — 58.  Aus  der  neueren  Steuerge§etzgebung  seien  hier  aur 
wichtigere  Gesetze  herrortreboben.  Oebcr  die  staatliche  Einkommensteuer  (Schoss) 
Oemia  tom  26.  Juni  181G  und  2.  April  1817.  fortgebildat  dütA  »p&tere,  beenden 
Ge<ietz  vom  18.  Oct.  is<3<t.  refidirtes  (iesetz  Uber  Eiiikommensteaer  vom  27.  Mai  1872 
(Norelle  vom  23.  Sept.  1874),  neues  Gesetz  vom  27.  Mai  1889,  nebst  Gesetz  vou  dem- 
ialbM  Tn^e  Qbar  Verwaltnnir  der  filnkomuanMever  (aoeh  im  RiD.areb.  B.  7,  8.  611  ff., 
€21  (F.,  nebst  Guuchten  der  Steuerbehörde  dazu  aus  1886.  S.  623  ff  ).  Zus  zu 
den  gesetzlichen  Steuersätzen  des  Jahres  mehrfach  VerurJuuiikrcu  vom  f>.  J.iti.  1^^1>4, 
28  M&rz  1895.  17.  März  18'.)6).  Novellen  vom  17.  Juni  1895,  17.  t-'ebr.  uud  29.  Kebr. 
1896.  Früher  bestand  neben  der  EinknmniflOStMier  noch  eine  so^pML  Militärst euer, 
die  mit  der  Einfülirtme  der  Einkommensteuer  nach  dem  Gesetz  von  1889  in  Wegfall 
kam.  Nach  Maassgabe  der  älteren  Gesetze  Uber  directe  Steuern  ()nd  Uber  diese 
]ftUitlntes«r  varden dann andi  ,faii88erordentlich6"  Stenenin  Zusehiagforni 
erhoben  (so  noch  V*  nach  Verordnung  vom  4.  Jan.  1869  fdr  dieses  Jahr).  —  (irund- 
besteuerung'.  Reste  älterer,  so  >o?»m!  Tort  t  ri  h  o  ti  on  en  ,  li»>st-'l!eu  noch  bin  in 
die  (iegenwart  in  gewissen  Dürtcrn.  ar  V  o  i  a  taii  t  l-  und  Laiiii  bczi  rke  (ioseti  vom 
24.  Mai  1876  Qbw  Vermessung,  Ermittlung  und  Bonitirung  des  Itndwinhschafi* 
liehen  Reinertrags  der  Liegenschaften  und  anderes  Gesetz  von  demselben  Ta?e 
tlber  Erhaltung  der  Flurbücher,  Mntterroilen  u.  s.  w.  auf  der  Gegenwart.  Für  Stadl 
Lübeck  and  Vorstldie  »pedell  Gesetz  rem  8.  Nor.  1886  Ober  Ermittlnng  den 
Kntzungswerths  der  Grundstücke  und  Gebäude,  Gesetz  vom  9.  Juni  1890, 
betr.  Vt»rmessurip  und  Kntastrinmß:  der  innerhalb  der  Stadt  lieg-endcn  (»rundstücke. 
G^tz  vuui  24.  Nov.  18^0  über  Deckung  do)i  Deßcits  der  Casi»c  der  btädtiachen  Gu> 
mciodeanstalten  durch  eine  Steuer  rOD  Schätzungsircrth  der  Gebäude  und  Grundstucke 
in  Stadt  und  Vorstädten.  Novelle  dazo  vom  12.  Juni  189.5.  Die  ,  iriJti-chen  (Ji  rneinde- 
anstalten''  umfassen  die  Gasanatalt,  die  Wasserkunst,  das  Feuerlöschwesen  und  die 
Polizeiiradie.  die  Leaeliteosieiw,  die  Pinsterslaiier  and  Wegeabgabe  im  vontldtischea 
Bezirk,  die  Zinsen  des  Reservefonds  und  Verschiedenes.    Darüber  Verordnung  r<Ma 

23.  Nov.  1877,  betr.  Rndj/et  der  VerwaltunKsbelK-irde  dieser  Anstalten,  Gc.set/,  vom 

24.  Nov.  1890  Uber  liochuuugii-  und  GaMenweseu  die:»er  Behörde,  in  neuer  Kodactioa 
ro»  17.  Jan.  1898.  ftr  die  Loneiiten-  md  PIssinNteDer  SpeefalbestiBiBaagM. 
Gesetz  vom  2  Nov*.  1885  über  Eisenbahnsteuer  (nach  preussischem  Muster).  — • 
Gesetze  Uber  Steuer  von  Wauderiagern  vom  17.  Dec.  1877,  29.  April  1895.  Gesetz 
ober  Geverbesteaar  reo  der  BetreiboBg  dar  Gast-  and  8chankwirtbschafc, 
Kteialiandel  mit  Branntwein  und  Spiritus  fOM  17.  Sept.  1872.  für  das  Staatsgebiet 
Ges^t^  über  Abgabe  von  Lustbarkeiten  vom  29.  Febr.  1896  (in  Kraft  seit  I.Jan, 
1900).  Gesotz  über  Hundesteuer,  in  der  Stadt  vom  15.  Sept  1856,  Aosdelinung 
auf  das  ganze  StaniSfebist  dareh  Tarerdniinf  nm  SS.  Sept  1869,  neoas  Qesets  wom 
17.  Dec.  1883  mit  Nachtrag  vom  26.  Febr.  1896  (in  Kraft  ^eit  1.  Jan.  19001  ^ 
Auch  in  der  Stadt  Lübeck  beistand  früher  eine  aligemeine  Gousumtiousaccise, 
nach  der  französischen  Zeit  durch  Verordnung  vom  25.  März  1813  geregelt,  mU 
Mehrfachen  späteren  Veränderunfen.  Menes  allgemeines  Verbraucüsstouergesetx 
vom  27.  Dec.  1866  und  Verordntinjr  von  demselben  Tage  Uber  Mahlgeld  von  städtischen 
Mtihlen.  Veferduuag  t^ber  Verbrauchssteuer  von  Fleisch  uud  Brot  vom  i.  Mai 
1868.«  WeHare  MadilkntipnaB  in  Yerbindnaf  mit  dem  Eintritt  Ubecks  in  den  ZoU- 
rerein  (11.  Aug.  1868).  Aufhebung  der  Accise  für  eint-  .'\nzal)I  Artikel  nach  Bek;iiuit- 
machung  vom  10.  Aug.  IHtyf^  Wieset/,  von»  17.  Juli  lö72  über  Aufhebung  des  Mahl- 
Kwangs  der  städtischen  Mubieu  uud  der  Mahlacdse.  Verordnung  vom  12.  Uec.  1^73, 
Aufhebung  der  Accise  für  weitere  Artikel,  so  das>  wesentlich  nur  Accise  für  Schlacbt- 
▼ich.  Fleisch,  Wild,  Geflügel,  Butter.  Bier  noch  bleibt.  Aufhebung  auch  diese  r  Aocisa 
ezd.  Znschlag  zur  Beichsbcaustener  und  vom  vereiitöiäudischen  Bier,  durch  Vurordnung 
fom  14.  Dec.  1874  von  1.  Jan.  1875  aa.  Auoli  Tliarsparrfald  hatte  fktthar  ba* 
■iMidea.  —  Die  iltarsa  Aas-  «nd  Darckf anfszülla  sind  adiaa  1816  baaeiiigt 
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worden,  os  verblieb  nur  noch  ein  Eingangszoll  {^/^'*/^  vom  Vi*9ilih),  Im  Jahre  1868 
srhloss  sich  Staat  und  Stadt  I.tibcck  s^auz  dem  ZoUreriMii  an.  Di«  Venraltong  der 
Zaüc  und  Reichsüteueru  fahrte  zutrat  dä:^  Keicli.  üeit  18^;]  LabeciiL  selbst,  doch  so, 
dMtderpreoMlflcliePnviutabtoBerdirectoriD  SchlMwig^Holsteio  zugleich  zam  lAbecker 
Oberzolldirector  ernannt  wurde.  —  Steiopelr ese 1 7.  vom  'l  Febr.  1847  mit  spStercn 
Kacbtricen,  neues  Gesetz  vom  17.  Dec.  1879,  jetzt  siiUges  rom  10.  Juni  1889  mit 
ahlraldieii  sblademdeii  Kaehtr&i^ea.  Neu«  QeriebtskotteB|re8dtB  vom  22.  Dec. 
1899.  Staatliche  Ver&usserungs»bgabe  von  Immobilieu  nach  Gesetz  vom 
27.  Deo.  1845,  neues  Gc^seir.  vom  27.  Mai  1872  mit  Novellen  (vom  8.  Mai  1882. 
30.  Jan.  1893.  15.  Juni  Ibüö,  22.  Dec.  1899).  Erbschaftssteuer,  unieaerte  Ver- 
oidnoDg  vom  30.  Aug.  1845.  ersetzt  durch  Verordnung  rom  18.  8opt.  1862  mit  Korcllo 
vom  15.  Ort.  1868  (auch  im  Fin  .ircb.  B.  15,  S  666).  neues  Gesetz,  vom  20.  Mai  1896 
iob.  S.  659).  —  Sciiifffahrtssabgabott  (Verordaang  vom  20.  Jau.  1873).  — 
Leider  hat  such  Labeok  1897  wiedor  eine  eigone  Staatslotterie  eingefahrt.  — 
Etat  im  Ootbaer  Hnfkalcoder.  ciemlieh  qMcialislitt  «leli  im  Xdhibiidt  deo  deutschen 
ClotteoveMins  für  1901,  &  64. 

Der  Lttbeeker  Staatehaiubalt  ist  zwar  flberwiegend  aaf 
Steaern  und  GebflhreD  fandirt«  verfttgt  aber  aneb  danebeo 
Uber  relativ  nicbt  nnerbebliebe  DomaaialeiiikQofte»  iUtere 
ans  Forsten  und  lllndlieben  Omndstttekefi ,  neuere  aas  Miethen, 

icnier  über  Zinsen  und  Dividenden  aus  Activvermö^en,  bezw.  An- 
lagen, obwohl  ein  liaupttlieil  davon  mit  der  Veiäubberung  des  ehe- 
maligen Besitzes  von  Eisenbabnactien  (Ijiibeck-RUcheii j  ioitgc lallen 
ist.  Die  oben  genannten  stadtiscbeu  Gemeiudeantitalten  hfiben  ihr 
Budget  für  sich,  fUr  dessen  Deficit  eventuell  nur  die  Stadt  Lübeck, 
(mit  Vorstädten)  eintritt  (s.  o.).  Unter  den  bteaera  ist  die  aa 
sieb  und  nach  dem  Ertrage  wichtigste  die  EinkommeiiBteiier, 
deren  finanzielle  Bedeotong  neaerdings  erbebiieb  gewachsen  ist 
An  sie  schUeast  sieh  die  jetat  aneb  fisealisober  ausgebildete  Erb- 
«eh af taste« er  an,  die  aagleiefa  als  eine  Art  Besteaerosg  des 
Besitaes  und  dadnreb  des  fundirten  Binkommeas  mit  fangirt  Da- 
gegen wird  der  Ornndbesits  fflr  den  Staat  nur  dnreb  die 
Umsatastener  besonders  beiaatet,  bloss  fllr  die  Stadt  znr  Er- 
gänzung der  durch  eigene  Einnahmen  nicht  vollständig  i;c(lc(  kteu 
Kosten  der  städtischen  Anstalten  auch  durch  eine  Grund-  (und 
<jrebäade-)8teuer.  Dazu  treten  Stempelabgaben,  ferner 
von  kleineren  Steuern  und  hteueraitiiren  Abgaben  die  Eisenbalin- 
Steuer,  der  Biersteuerz  Uschlag,  gewerbliche  Abgaben 
wie  die  Schanksteuer,  die  Lustbarkeits-,  die  II  und  e- 
stener,  endlieh  die  Schifffahrtsabgaben,  Gerichts-  and 
Verwaltungsgebühren  und  verwandte  Anstaltseinnabmen 
(von  Schoten,  Oeftngnissen),  die  JLotterie« 

Folgende  Tab.  92  sdgt  die  Finaaarerbaltnisse  in  neaerer  Zeit 
nid  in  der  Gegenwart  (1000  M.). 
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Tab.  y2.  1875  1890  1900 

1.  Domäaeu   526  o53  6U 

2.  Ziiia«»  mul  Diridenden   918  780  428 

8.  Steuern  und  Abir»beii 

a.  Eiakonuneuiiteuör   4i0  600  1500 

b.  ErbAcbftftastmier   90  52  190 

c.  Biersteuer   20  85  55 

d.  Stempelabgabe   89  97  143 

e.  Veräasserongsabgabe   t  ioa  i       7^  '^"'^ 

t  Venichiedene  kloinan    .   ,   .   .  (  \      68  92 

g.  ischitltahrtsabgsbeD     .....  179  245  850 

Summe  8:   894  1170  2650 

4.  Lotterie   —           —  858 

5.  Gerichts-  oud  Verwattnngegebahien   .  106          163  824 

6.  S0fl8«pre  Einnahiuen  34           246  390 

Siunijie  vordentlicbe  Eiüuabmenj  2478  2862  4760 
(ebne  Koicbszoll-  uud  StonenDtbeile) 

Staatsschuld,  Aufwand   1063  808  1422 

Auf  den  Kopf  Stauaro  Mark  .   .   .      14.9  15.3  c  28.2 

^              EtnkommeiiiiteiierHwk       7.3  7.8  c  10.0 

Iii  1900  kam  unter  der  Dom&nen  Ton  Pachtungen  rund  167.000.  ?oa  Mietheu 
186*000,  von  Forsten  und  Torfmooren  löl.OOO  M. ;  unter  den  verschiedenen  kleinerea 
Abgaben  Eisonbahnstcucr  HV'  OUO.  gewerbliche  Abgaben  47.000,  andere  (Hundesteuer) 
6700  M.  Die  £inkommtii>i»teuer  ist  in  den  letzten  Jahren  stark  gestiegen,  1896  bis 
1900  ron  918  auf  1256.  1385.  1880,  1500  Tansend.  ancb  di«  Erbrnsbaftstteuer  ?oa 
64  auf  \r,X  140,  190.  190  Tausend,  ferner  die  CIn^at£^teuer  von  181  auf  216,  277, 
240  ,  320  Tausend  Mark.  Dia  Lotterie  war  in  den  8  leuteu  Jahren  mit  lö^,  315. 
353  Tausend  angesetzt!  Diese  Zahlen,  ferner  die  gesetzgeberischen  Maassrcgeiu  auf 
dem  Besteuerungsgebiet,  die  Vermehrung  der  Gebühren  und  soDBtifen  Einnabmcn  (die 
übrigens  mit  rcnnehrten  Ausgaben  für  Anstalten  und  Einrichtungen  zusammenhängen), 
die  Abnahme  der  Zinsertrüge  o.  s.  w.«  theilveise  eine  FoIkc  d^  Verkaufs  von  liüsen« 
babnactteu,  die  im  BeidtK  des  Staats  «evesen  varen  (Lilbeck-BQcbeii).  die  Zanabme 
der  Staatsschuld  (im  Nouiinalkapital  1875  25,  1890  13.6,  190  0  32.3  Mill.  Mark)  sind 
Symptome  einer  wesentlich  gespannteren  Finanzlage;  des  kleinen,  längere  Zeic 
etwas  stagnirendeu ,  jet/i  aber  wieder  ruhngercu  und  iu  grösserem  Aufscliwunj::  be- 
fiodlichen  Gemeinwesens,  da»  aainentlleb  durch  seine  starke  fiDanziclle  Betheili^ung 
nm  Elbe -Travecanal  un>i  !nrch  Bauten  und  "Finri  InunRen  für  Hafen,  Handel  uhd 
Schitlfahrt  verhAltnissmltääig  grosse  La&ten  ubtirnouiioen  hat.  Diese  werdea  sich  aber 
durch  den  Yerkebr&sufiscbirQng  allmilig  wieder  bendilt  nachoii. 

§.198.  Lttbeeks  Steuersystem  und  die  wiehtigsten 
einzelDen  Steuern.  HrasicbtUeh  des  Steuersystems  ei|^ebC 
sieh,  dass  es  seit  laoge  den  Schwerpunet  in  die  directe  und 
zwar  in  die  allgemeine  Persona Isteaer»  in  Form  der  Ein- 
kommensteuer, gelegt  bat  Trotz  der  guten  FortbildoDg,  welche 
die  letztere  durch  die  Gesetzgebung  erfahren  hat,  und  auch  unter 
Leracksiclitiguug  der  Ergänzung  dieser  Steuer  durch  die  Erböiliafts- 
gteuer  in  deren  neuester  Gcistultung  und  allenfalls  auch  durch  die 
\'eräusserungsabc:abe  von  Immobilien,  fragt  sich  iudessen  doch,  ob 
l>ei  einem  (»tienilieheu  Haushalte,  wie  dem  Lübecker,  eine  solche 
btcuervert'assung  ganz  genfigt.  6ic  passt  eben  mehr  t'Ur  einen 
staatlichen,  als  einen  gemischt  staatlich-städtischen  Haushalt.  Die 
Gmndstaner  fttr  specteil  städtische  Zwecke  kommt  zwar  noch  hinan, 
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aber  doch  nur  eri^zangsweiae.  (Gerade  aach  die  neuere  Ent* 
wieklnng  des  Lttbecker  Gemeinwesens ,  mit  den  grossen  Anf- 
wendnngen  fvr  Hafen,  CanSle,  Handebeinrichtnngen  Ittsst  ähnliche 
Zwdfel  wie  in  Bremen,  wo  aber  wenigstens  die  Firmenstener  noch 
besteht  (S.  630),  nnd  wie  in  Hamburg  (S.  590)  anftancheo,  ob  nicht 
gerade  unter  den  FinanzverhältnibBcn  eines  solchen  Handelsstadt- 
Staate»  die  Einkommensteuer  noch  stärkerer  Ergänzungen  als  dnrch 
die  Erbschaftssteuer,  Veräusserungsabgabe,  Stempel  und  durch  die 
stiidtisfhe  Grundsteuer  bedllrt'te?  Theils  um  die  Restenerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  noch  besser,  theils  um  diejenige  nach  Leistung 
und  Gegenieistaog  überhaupt  in  höherem  Maasse  durchzuführen. 
Jetzt  wird  der  Einwand  nicht  ganz  abzuweisen  sein  —  Tollende 
unter  Mitberflcksicbtigang  der  indirecten  Beicbssteuern  nnd  neben 
emesn  nar  müssigen  steuerfreien  Existensminimam  in  der  £in- 
kommenstener,  sowieeinem  EinkommenstenerAtsse,  dessen  Progression 
bei  einer  Staats-  nnd  Gemeindestener  doch  nicht  eben  weit  geht  — 
dass  die  Stenerrerfassoog  die  Lasten  nicht  hinl&nglich  stark  anf 
die  leistnngsfthigerM  Schaltern  nnd  anf  diejenigen  Personen  lege, 
welche  von  der  Verwendung  der  Staatsmittel  den  meisten,  jeden- 
falls den  direi  testen  Vortheil  ziehen. 

Die  Lübecker  Einkommensteuer  entspricht  in  ihrer  Ent- 
wicklung im  Gesetze  von  1869  uud  beiidem  im  Ganzen  den  An- 
forderungen der  neueren  Theorie  und  rationellen  Praxis  in  f^eznjr 
auf  diese  Steuer,  sowie  den  besseren  neueren  sonstigen  deutseben 
Gesetzen  nach  dem  Stande  der  Mitte  der  1880er  Jahre.  Das  Gesetz 
YOn  1872  hat  Uebereinstimmnng  mit  den  reicbsrecbtlicben  Vor- 
schriften (Vermeidung  der  Doppelbesteaernng)  herbeigeluhrt  Das 
nene  Gesetz  von  1889  scbloss  sich  den  nenercn  Gesetzen  der  beiden 
anderen  Hansestädte,  anch  dem  k.  sächsischen  nnd  dem  prenssisehen 
Entwürfe  von  1883  an,  dehnte  n.  A.  die  Steaerpflicht  anf  die  wich- 
tigsten Erwerbsgesellsehaften  nnd  Genossenschaften  mit  ans  nnd 
war  für  seine  Zeit  eine  ganz  tüchtige  gesetzgeberische  Leistung, 
auch  mit  einzeluen  siugulären  Bestimmungen,  welche  beachtens- 
werth  sind.  Die  folgendea  jNovellen  haben  aber  nnr  Einzelheiten 
betrofifen,  besonders  ist  der  Steuertarif  geändert  und  erhobt  worden. 

r»  Her  die  Ver&nderungen  des  Gesetzes  von  (fegen  «Iii:-  frnh<^ren  Gesetz« 

6.  das  GuuchieD  der  SteoerbehOrde  zq  dem  Eotwurf  dus  GöüeUes  aua  1^86  (Fiu.aroh. 
B.  7.  S.  623  sobjeetir«  Steaerpflicht  nnr  der  physischen  Personen  war 

im  AllgeroeioeD  das  Fundanant  des  Gesetzes  von  1869  (20.  Oct),  das  an  die  Stelle 
der  bi'ih'^riirfen  directon  Stenern,  anrli  d^r  Milifär^ttMinr.  trat.  I)**n  AtiLr''linri(ren  des 
Staats  waren  die  Fremden  mit  Erwerbsfhäti);kcit  aod  U  ohnsitz  oder  <ie»cliattsstäile  im 
lalaad  gkicbgestellt,  Fremde  ohne  Erwerhsthitiglteit  waren  oftch  einj^hrigeDi  Wohaen 
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steaerpfiicbtig,  aber  nur  fUr  den  bier  vcrbraochtön  Theil  ihres  Eiokonunens ;  nicht 
im  Inland  wohnende  Fremde  für  ihr  Eiukoumeu  aas  inländischem  Grundbesitz  oder 
als  TbellhalMroder  ThdlDduier  hi^iiger  Ei^ngesch&fte  u.  s.  v.  fBr  daa  daraas  bMpfs— 
Einkommen.  Soii'^t  warfn  nor  priF.-ite  Woblth&tigkeitüanstalten .  milfie  Stiftonjren,  na- 
getheilte  £rbschaitsfflaat»ea  »tenerpHiclilig.  Stenehfirei  var  Einkommen  bis  SOO  M.  Ctt 
0^  Thlr.),  der  bei  den  Ueifie»  EtekosiiiieB  Hiebt  nledrUre  8toaefMtt  wmr  8  M.  Git 
fllrSOl— 500.  6  M.  für  r)01-f500.  7",  für  601-700  V  M.  für  701—800.  10'/,  M. 
für  801-900.  12  M.  für  901-1000  M,.  13'/,  M.  für  1001  —  1100,  44',',  M.  fOr 
2001—2100,  B4*U  M.  für  2900—3000  M.,  dann  3  %  fdr  über  3000  M.  Bei  Cenaicea  bis 
8000  M.  Crt  (1200  Tblr.^  KinkonoMyi  errnftssigte  der  Steuersatz  sieh  «m  ve&B  eie 
Familien  von  mehr  als  5  Kiiuiern  71}  f>rn;^hren  hatten.  Feste  Einnahmen  waren  nach  dem 
vitklichen  Betrage,  schwankende  nach  <i-j&hrigem  Darchschnitt  zu  ventteaem.  Schon  bei 
Ebkonmea  aber  600  II.  Crt  (900  Thfr.)  war  SelbettchJUtug  gefordert,  mit  Stmf- 
androhongen  bei  betrügerischer  Absicht  oder  gewissenlosem  Leichtsinn  in  den  Angaben 
(10-fachc!<,  Im  Wi♦•d^irholunp^^alle '20-fache8.  d»T  Strafe  war  vom  (iprirht  zn  erkennend 
In  einer  Anlagt:  mm  {jcacU  die  nähereu  BetttimmuiiircQ  Uber  die  Gruud&ätzu  lur  die  Ab- 
schätzung des  Einkommens.  Eine  bes.  Verordueng  (20.  Oct.  1869)  traf  die  BeetimmoDgan 
fnr  lio  Verwaltnnfi:  df^v  Einkommenstener,  aoch  uH'^r  ^i^  S'-hrif/THirsrommissionen. 
Das  Gesotz  von  1872  »teilte  im  Wesentlichen  nur  die  Bei»timmuiigen  Uber  die  sab- 
jecdre  end  objeettre  StenerplHehi  in  Einklan«  mit  dem  Reicbsredit  In  der  Nereile 
dazu  (1874)  würdig  Einkommen  bis  400  Knichsmark  (iri-cren  300  bisher)  atenerfrei,  der 
Tarif  nur  in  Reichsmark  gesetzt  (401-600  M.  8  M.  60  Pf.  Steuer.  6—700  M,  7  M. 
20  Pf..  7—800  M.  d  M.  u.  s.  w..  a900— 4000  M.  120  M..  3  J«»«  Eiukommtsn 
Uber  4000  M.).  Aach  In  dem  Oeeets  ron  1889  iet  es  im  Ganzen  bei  den  B^romgngea 
der  vorausgehenden  Gesetze  Ober  subjcrtive  Stenerpflicht  der  physisch«  n  Personen 

geblieben,  u.  A.  in  der  Vorschrift,  dass  IteichsauslAoder  ohne  eigenen  Eiwerb  im 
taatagebfet  nur  fbr  Ihr  Uer  rerbrnnehtes  Etobommen  pflichtig  sind  Die  Steuer» 
pflicht  nicht-physischer  Personen  wurde  aber  von  angetheilten  Erbschafksmasaen  nnd 
Privatwohlthätigkeitsan<;taltcn  und  milden  Siiftnri>rt>n  jotzt  auch  auf  im  Inland  sitzende 
Actien-,  Commanditactiengesellschafteu  und  eingetragene  Genoasen* 
sehaf  ten  aosgedebnt.  vobai  die  niialtndisclien  bdden  etsteren  nor  Ihr  daa  Eänkemmeii 
ans  inländischem  Grundbe>itz  und  ans  dnrrh  Zwci>rnicderlassnn.r''n  oder  dnrcli  Bevoll- 
mächtigte betriebeneu  Gewerben  steuerpflichtig  sind.  Ueberhaupt  aber  ittt  alles»  Ein- 
kommen ans  inlindiachen  Quellen.  Gruudbeeita.  Gewerben,  öffentlichen  Gassen,  auch 
aus  Vermögen,  welches  von  einer  durch  die  Lübecker  Bdiörde  angeordneten  Vormand> 
Schaft  oder  Curatel  verwaltet  wird,  der  Steuer  unterworfen.  An-dnirkhVh  fr^i  von 
Einkommensteuer  ist  nur  das  aus  inllindischem  Gewerbebetrieb  bezogene  Ktukommen 
anawlrtiger  Tersiehernngag esellaehaften.  dann  daa  der  Eiflenbahnatener 
«nferworfene  Einkommen  fl;  2'  von  Bahnanternehmcn.  Cnter  den  Befreiun^^cn 
sind  die  Einkommen  bis  60U  51.  nicht  besonder»  genannt,  aber  der  Tarif  beginnt  erst 
mit  riuout  höheren  Einkommen  (§.  8,  4).  Den  Besitzern  von  Höfen  in  gewissen 
Dörft  rn  wetdeo  dabei  die  ren  ihnen  zu  zahlenden  Alteren  Contribntionen  auf  ihre  ' 
Einkommensfeaer  angererhnH  Die  objective  Steoerpflicht  ist  aoch  im  Allgemeinen 
wie  bisher  und  damit  wie  überhaupt  in  anderen  Gesetzen  bestimmt  7  ff.,  aoch 
Anlage  A),  wna  die  BeToohnang  dea  steeerpflicfatigen  Einkemmem.  die  Abzugsposren 
U.  8.  w.  anlangt,  doch  mit  einzelnen  beacbtenswerthen  Sin^^ularitäten  (s.  Anlag^e  A. 
s.  n.  A.  besonders  Nr.  9  der  Anlage  A.\  Danach  ist  stcucrptliehti>;  auch  „der  Ertrag 
ein2elncr  Gewinn  bringender  (ieschafte,  auch  wenn  dieselben  nicht  gewerbs- 
m&ssig  oder  zu  Specolatienesvecken  abgeschlossen  sind,  namentlich  der 
K ap i  t  al j;  e w  i  n n  bei  Vcr  änsscrnn  p  vn-i  GrundstUr  kfii,  Werthpapieren 
Q.  dgl.,  Lotteriegewinnc,  Prämiengowinne,  i^owie  überhaupt  alle  vorstehend  nicht  nam- 
hnfl  gemachten  Einnehmen  vnter  Abzog  etwaiger  CSeeehlftaonbwten.  Als  Kapitel- 
gewinn  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmunjr  ii>t  auch  derjenige  Gewinn  in  Anschlag 
zn  briniren,  welcher  oh nc  eine  besondere  Th^tifrkeit  des  Steuerpflichtigen 
in  tolge  einer  seit  dem  Erwerbe  eingetretenen  Wertherhöhung  des 
verioaeerten  Oegenatnndea  eingetreten  ist:  nnsere  Besteuerung  det 
..Cf.njn  n  ctu  rengewinn»".  Etwaige  Kapitalverluste  innerhalb  desse!b>  ii  Jnhre< 
dürfen  abgezogen  werden.  Kicht  zum  Einkommen  gerechnet  werden  Einuabmen  aut» 
Erhachnften,  Schenkongen,  Lehens*  und  Onfhllrerricberongen,  HninkÜinnitgiften  (e.  n» 
BegT«ndim^  dieser  Kr.  9  des  aotschten  der  Steuerbehörde,  FiD.nrcb.  n.  a.  0. 8. 688  £X 
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Befeitifrt  ist  in  dem  Gesetz  von  1)^9  «J.  ^  auch  die  frühere,  sonst  allgemein  Qblicbe 
Unterscheidang  zwischen  bcbwaukuuden  und  festen  EinliQniten,  es  soll  nur  angegeben 
und  bflsteaert  ▼erden  das  SinkoiniMii  In  dem  Kalendeijahr,  weldies  dm  Jahr  der 

S'trni  renlrichtang  vorangeht  (s.  Begrnnduns:  in  dem  cren.  Gutachten  S.  631  f!'.). 
"Süt  Personen  und  Gesellschaften,  die  dem  Handelsfcesetzbucb  entsprechende  Bucber 
fahren  mOsseo,  haben  nach  dem  darchschnittlicben  £rtraf  der  rorangehendeo  8  Jahre 
M  flteaem,  wobei  Verlnstjahre  nicht  niedri^rer  als  mit  Ntill  atizasetzea  iliid.  Der 
Steuertarif  (§.  4)  hat  Stofcn  vou  je  100  M.  von  600—4000  M.  Einkommen  und 
Steigeode  Sätze,  besonders  far  die  kleineu  Kinkomuien  niedriger  als  bisher  (600 — 700 
Merk  4  M.  oder  V«  der  öntergraiuse,  7—800  M.  5  11.  8—900  tf .  7  M.,  900  hi» 
lOnn  M.  9  M.,  1000—1100  M.  ll  M.  oder  1.1  "/o  <J<^r  Cnterjrrenze  n  s.  w.,  2000  bis 
2100  M.  S7  M.  oder  1.85  7« -  3000—3100  M.  80  M.  oder  2*/sVo*  3900—4000  M. 
120  M.  oder  3  08  7o  Uniergrenze).  Höheres  Einkommen  trägt  wie  bisher  3  Vo- 
Dabei  besteht  die  slogolirc  Bestimmung,  dass  steh  der  Ste&emts  eines  Cetisiten  mit 
steuerfreiem  neben  stenerpflichtitrem  Kinkommen  nach  seinem  Gesammtcin- 
komman  richtet,  also  eTeotoell  entsprechend  höher  ist.  Erleichterungen  wegeo 
geringerer  Leistangsfibtgkeit  sind  in  beBerkenswerthem  If assse  noch  wdler» 
jrehend  als  !)i^fit  r  t:;  «älirt.  so  fUr  Familienernährer  mit  Einkommen  bis  2r)00  M.  mit 
Familie  von  mehr  ais  5  Personen  (nicht  nur  Kindern)  xm  Vs»  bei  mehr  als  7  um  '/s. 
(§.  5)  Ausserdem  kann  die  Steuerbehörde  bei  Censiten  bis  !^00  M.  jet^t  auch  wegen 
anderer  Umstände  (längere  ArbeitNlositrkeit.  andauernde  Krankheit.  Ds^ttcksfälleX  venu 
sie  die  Leistunssfahigkeit  erbeblich  beeinträchtii^en .  Ermässigungen  oder  Erlass  von 
Xbeilbetr&gen  gewähren  (§.6).  Die  Veranlagung  der  Steuer  beruht  auf  albremeiner 
Deelarationspflicbt  in  Besvg  aaf  das  £inkoininen  (0.  14  ff.),  steeefpdiehtiges 
und  steuerfreies  soll  „nach  be;<tem  \^  is^en"  anpcfreben  werden.  Wer  nicht  rechtzeitig 
die  Stenererklaninpr  eiriTeicht.  wird  von  der  Schät/unp^commission  einK"eschatzt.  Oei>or 
letztere  s.  das  besondere  Gesetz  Uber  die  Verwaltung  der  Kinkommeusteuer  vom 
B7.  Mai  1889.  Kechtsaachtfaeile  fttr  unterlassene  Erklärung  fehlet).  Jene  OttlDiisloA 
ist  rvürli  liio  Pr^IfIln^^^;^^Ta^7  der  StcoererkI.ini ntr  ninl  darf  das  betr  KinVommen  nn- 
mittelbar  oder  nach  V  eroebmung  des  Betheiligteu  erhöhen  (§.  15).  Von  Arbeilgebern, 
IMenstlierrsebaftea  kann  die  sagen.  Meldeangabe  fUrdasven  ihnen  getsblte  filii* 
kimimen  der  von  ihnen  beechäftigten  Personen  verlangt  werden  (§.  16.  Abs.  2  u.  3, 
mit  Androbnne:  von  Ordnungsstrafe  in  §  20\  üebergangrnc  Stciierpfl)rb»i?:e.  ferner 
zu  niedrig  von  der  Commission  eingoäcbät^tc  müssen  das  ächriftlicb  anznigen  (eben* 
hüls  unter  Strafandrobang,  §.  16, 20,  auch  den  entgangenen  Betrag  naehuhlen,  §.  22). 
T?-".-Inmnvcn<>n  'Finsprücbe)  gehen  an  die  Steuerbehörde,  b..i  abl.-bnendem  B<•^cheid 
weiter  als  Beschwerde  an  den  Senat  „unter  Aoeschlass  des  Kechtswcgs",  g.  17,  18). 
Abeicbttieb  eder  lbbrlis?ig  unrichtige  Angaben  ttbw  das  Einkommen  sind  wte  frttber 
mit  Geldstrafe  des  Zehnfachen,  im  Wiederholungsfälle  des  Zwanzigfachen  des  hinter- 
roewen  Stenerbetrags  bedroht  (§.  19).  mit  Festsetzung-  der  verwirkten  Strafe  nicht  mehr 
durch  das  Gericht,  sondern  durch  Bescheid  der  Steuerbehörde  und  mit  Btirufung  da- 
gcfren  nur  an  den  Senat  ($.  21).  Tenpitete  Stenenahlong  bat  den  Zoscblag  einer 
(lebuhr  zur  Folfre  (5.  24\  —  Die  Finanzbedflrfnisse  ver."\nlas'=iton  mehrfach  zur  Auf- 
legung von  Zaschlätrcn  zu  den  gesetzlichen  Sätzen,  so  1894  und  95  (für  1  Quartal)« 
für  Einkommen  Uber  1200  M.  um  V^.  1896  for  das  tlber  2000  M.  nm  %.  Die  Novelle 
vom  19.  Febr.  1896  führt.-  »l.  n  Tarif  in  stärkere  Progression  des  Stevervatses  binOber. 
IX'älirend  die  Sitte  bis  2000  M.  Einkommen  etwa  die  hi»jh''ri{ren  blieben,  stiegen  sie 
dann  «regen  bisher  etwas,  so  bei  2000—2100  M.  von  37  auf  38  M.  u.  s.  w.»  bei  3000 
bis  8100  M.  fon  75  auf  85.  bei  4000—4100  M.  von  biaber  128  auf  185.  bei  500(^ 
bis  5P^'^  "^T.  von  ir,:^  auf  l^f).  bei  5900-0000  M.  von  190  auf  280.  von  über  6000  M. 
bis  9U.ÜU0  M.  wurde  der  Satz  für  jede  an/refanprene  lUU  M.  6  M.  mehr,  bei  über 
90  000— 100.000  M.  7  M.  mehr,  bei  über  100.000  M  6  %.  im  (tanken.  Ermässigungen 
wegen  verminderter  Leistunjrsfäbigkeit  aus  den  bit>borigen  gesetzlichen  Gründen  können 
jetzt  bei  FiiikfiTTtiiicn  bis  TjOOO  M.  frewfihrt  worden.  Auch  hier  zeiiit  sich  so  die  all- 
gemeine Entwicklung  der  neueren  deutschen  tiesetzgebut?g  auf  diesem  Gebiete  in  der 
aug^euteten  fiscaliscbcii  nnd  seeialpditiscben  Tendenz.  Sie  wird  aseb  bei  diesen 
Sät/en  nach  obc-n  zu  nicht  sfclicn  bleiben  können.  Durch  die  Novelle  vom  17.  Febr. 
1896  sind  ausdrücklich  auch  (jesellschaiten  mit  beschränkter  Hattung  und  Berg- 
gewerkschaften Subiecte  der  Einkommcustener  geworden.  ^Ueber  Bergwerksabgaben 
BestimmMgen  In  §.  178«  174  des  Beipcgeseties  tum  26.  OcL  1895,) 
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6.     UebciiiGlitMi  4er  BastettMUig.  Lobeol.  §.196. 

♦ 


Die  VeränssernngBabgabe  yon  Immobilien  ist  eben- 
falls in  fiscalisoher  Tendenz  nenerdings  (1893)  erhobt  worden,  toh 
1  auf  3  »/o. 

VmK  dem  G«mIz  roD  1872  sind  das  abfr^bepflichtigtt  Becbtsffeschlft  7eF> 

äussern np'en  von  Gebäuden  ond  Grundstücken  unter  Lebenden,  bei  Tausch  i-^t  die 
Abgabe  roa  beiden  übjecten  zu  zahlen.  Fiuher  bestand  eine  gleiche  Abgabe  auch 
Dir  Aoctionen  TOn  Waaren  und  MoUlton. 

Für  die  Kinrichtuii;;  der  wesentlich  als  Gemeindesteuer 
faDgirenden  Grund-  und  Gebäadesteaer  sei  auf  die  oben 
genannten  Gesetze  verwiesen. 

Erwältnt  sei  mir  aus  der  Gesetzsr(!bunjf  von  1886,  dass  in  der  Vcranlagong 
üebäado  nebst  zugehörigoa  Höfe»  und  Hau:>gärtcn  rua  den  sonstigen  ertragsfahigcn 
Grundstöcken  (Liegenschaften)  untcwcbiedcn  werden.  Es  werden  für  den  Nutzungs- 
werth Werthstufen  ron  10  za  10  M.  gebildet.  Die  Ermittlung  bezieht  sich  auf  den 
?oIlen  Bruttomiethwertb  nach  dem  jährlichen  Durchscbnittsmiethwertb,  d.  h.  nach  dem 
Mietbpreise  des  dem  ErmittlQDgttjahr  unmittelbar  rorangegangenen  Jabrzebeats.  AU 
Einheittsatz  gilt  ftr  10  H.  Nntznnfi^frertb  In  der  Stadt  Lflbeek  selbst  10  Pt,  Im 
inneren  Vor8tadtbe2irk  15,  im  äusseren  C.  in  anderen  Tbeilen  der  Vorstfidte  u.  s.  v. 
3  Pfennig  Wieviel  jährlich  erheben  wird,  wird  besonders  bestimmt,  80  ffir  die 
Deckung  des  etwaigen  Deficits  der  Verwaltung  der  Gemciudcauiialton. 

Die  Erbsobaftsstener  beschränkte  sich  vor  dem  Gesetz 
von  1896;  wie  gewObnlioh  in  DentschJand,  auf  die  Seitenlinie  und 
Kiehtverwandte,  war  aber  schon  1868  gegen  die  Sätze  in  der  Nen- 
ordnoDg  von  1862  gesteigert  worden.  Im  Gesetz  von  1896  ist  niin 
der  wichtige  Schritt  gethan  wordeui  wie  in  Hamburg  (§.  185),  die 
Steoer  anf  die  direete  Linie,  aach  anf  die  Descendenten ,  und  in 
gewissen  Fällen  auf  Ebe^'atten  auszudehnen,  auch  die  Sät/x  fUr 
die  übrigen  Steuerptlicbtigcn  sind  zum  Theil  erhöht  worden.  Für 
diese  Entwicklung  des  Gesetzes  wie  für  andere  gleichzeitige  Maass- 
regeln (Krhöliiing  der  Einkonimtiistcuer,  der  V^erUusserunpsabgabe, 
Lustbarkeitssteuer  u.  A.  ni.)  waren  speciell  fiscaliscbe  Kück- 
sichteo  in  der  durch  die  Uebernahme  öffentlicher  Werke  gespannter 
gewordenen  Finanzlage  maassgehcnd.  Es  ist  beachtenswerth,  dass 
man  vor  der  genannten  Ausdehnung  der  Erbsobaftsstener  nicht 
mehr  znrtteksehenle.  Beim  Fehlen  allgemeiner  grosserer  Ertrags* 
eteoern  und  einer  Vermagensstener  neben  der  Elnkommenstener 
war  das  Vorgehen  aber  auch  sonst  stenerpolitisch  richtig, 
weil  so  wenigstens  in  dieser  Form,  wenn  anch  in  dem  wichtigsten 
Falle,  innerhalb  der  directen  Linie,  namentHeb  der  Descendenten, 
bei  dem  niedrigen  Steuersatze  nur  in  geringem  Maasse,  der  Besitz 
und  das  lundirte  Einkommen  mit  getrotTen  werden. 

Die  Steuersätze  waren  1Ö62  und  etwas  erhöht  ron  1864  an  fUr  den  2.  Grad  der 
Vemudtacbaft  (Geschwister)  beair.  8  mid  4  V,,  for  den  dritten  4  and  6,  den  vierten 
6  und  8,  for  noch  woiteie  Yervandtschnfksgrade  nnd  Nicbtrenrandie  8  und  10 
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Frei  nach  HOlie  des  Betrags  w«ren  nur  Summen  uoter  300,  1869  sogar  nnr  unter 
100  M.  Du  Mve  6«sdtz  ron  1896  hftt  die  ganze  Matterle  ninfsMend  geregelt,  in 
Benig  auf  subjeclive  und  objective  Steucrpflicbt  und  alles  Weitere.  Erwähnt  seien 
hier  nar  die  bteaersätzc:  1  für  Ehegatten,  die  mit  dem  Erblasser  oder  Schenk- 
geber in  unbeerbter  Eho  gelebt  haben  (Anfälle  anter  Gatten  bei  beerbter  Ehe  sind 
frei),  für  Kinder  nnd  fOr  Enkel,  soweit  sie  an  die  Stelle  ihres  schon  rerstorbeneii 
Vaters  oder  Mutter  treten,  8  ftlr  andere  KnVel  und  weitere  Abkömmlinge,  für 
Eltern  und  höhere  Ascendeoten,  4  %  (iescbwister,  6  7o  adoptirte«  arrogirte, 
oder  dareh  Einkindachnft  berufene  Kinder,  8  %  ^  Blotsvenraadte  de«  8.  Grads  der 
Seitenverwandt.schaft,  10  */o  alh^n  anderen  Fällen.  Unter  den  StenerfreiLciten  seien 
erwähnt:  aosücr  Fiscns.  Staatsbehörden,  (iemeinden  Lübecks  und  deren  Anstalten  aoch 
Zuwendungen  für  kirchliche,  Unterrichtes-,  Wohlthätigkeits-  and  gemeinnützige  Zwecke 
(mit  veiteren  GJanadn),  ferner  AÜMnte  and  Jahresirclder  zum  noth wendigen  Onteriialt 
benannter  Personen,  weiter  allfremein  Anfrülo  bis  200  M.  Werth.  In  dem  wichtigen 
Falle  der  Erbschaftssteuer  von  Kindern  und  weiteren  Abkömmlingen,  aach  unbeerbten 
Oatten,  sind  aber  nicht  aor,  vie  in  Hambarg  (S.  605)  Haosratb,  USbel,  Kleidang, 
Wäsche  (mit  gewissen  Beschränkungen^  sondern  fttr  diese  Erben  und  ausserdem  aach 
für  die  Ascendenten  Betrasre  bis  4000  M.  steuerfrei,  wobei  die  Steuer  für  höhere 
Beträge  immer  aas  dem  Pluü  entnummeo  werden  können  muss.  Filr  miuderjahrige 
Kinder  und  für  Kinder  und  Gatten,  die  erwerbsonfihig,  geht  die  Befreiung'  bis  BOOO  M., 
ohne  Eiurechnunjr  des  steuerfreien  M(»biliars  u.  s  w.  Die  Steuer  ist  im  l'-  ^riL^L n,  wie 
die  neueren  bezüglichen  Stenern  fast  allgemein,  eine  sogen.  Bereicherungsüteuer, 
Hast  also  Abzug  ron  Sebalden  und  Laatea  m.  Daa  Oesets  ist  ia  den  ateaertedinisebai 
EiBielheitan  gat  gearbeitet  nad  rerdient  Beacbtong  aocb  in  dieser  Hinaicbt 

Von  den  übrigen  bestehenden  Stenern,  die  nicht  weiter  viel 

Besonderes  bieten,  sei  nur  noch  dei  ueueu  Lubtbarkeitösteuer 
von  1897  erwähnt. 

Sie  triirt  TanzverguQgungen  (öHentliche).  Maskenbälle,  Theaterrorstellnngen,  Con- 
certe,  musikalische  und  declamatorische  Vonräjse.  verschiedene  andere  OU'entliche  Ver- 
gnQKUDgen,  vie  Pkalaebiessen,  Verkegeln.  Ausspielen  von  Gewinnen,  Kunstreiter-  u.  dgl. 
Prodnctionen,  CarroosseUe,  Scfaiesabaden  a.  dgL  mit  Bitzen  innerhalb  eines  HOchai^ 
und  Mindestbetrags. 

Gewiss  an  nnd  für  sich  keine  unberechtigte  Steuer,  aber  als 
Loxusstener  wird  sie  von  den  mehrfach  oben  geäusserten  Bedenken 
getroffen  (z.  B.  S.  634)  nnd  in  dieser  Form  trifft  sie  mehr  die  Ver- 
gnOgnngeo  des  Volks,  der  kleinen  Lente  nnd  des  unteren  Mittel- 
standsi  als  diejenigen  der  höheren,  reicheren  Classen,  deren  private 
loxnriOse  Geselligkeit  grössteotheils  unbelastet  nnd  nnbelftstigt 
bleibt 

Von  den  beseitigten  Steuern  ist  die  frühere  Accise  in  ihrer 
aUroftligen  Unihildui  i;  von  18G6  an,  aul  Grund  der  oben  genannten 
Gesetze,  nicht  ohne  Interesse,  doch  uiuss  es  hier  geiiüj^en,  auf  diese 
Gesetze  zu  verweisen.  Mnncbes  war  ähnlich  wie  in  llaiiil)iii>;  und 
Bremen.  Besonders  beachtenswerth  ist,  wie  rasch  mau  nach  dem 
Anscbluss  an  den  Zollverein  das  gnnze  System  tbeilweine  abbrach 
nnd  dann  ganz  aofgab,  w&brend  es  Bremen  partiell  beibehalten  hat 
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9.  Abschoitt. 

Die  ReichsbestenernDg  im  heutigen  Deutschen  Heich 
nnd  ihre  Beziehung  zur  Landesbesteuernng. 

Die  Darstellung,  welche  m  diesem  ganzen  Bande  ron  der  Eutwicklang  der 
deutschen  eiDzelettitllcheii  Besteoenuf  im  19.  JahrboDdeit  und  von  der  erreicbtea 
AusgestaltoDg  derselben  gegenwärtig  am  Schlosse  dieses  Jahrhunderts  gegeben  worden 

ist.  hat  sich  nach  Lap^e  der  Din^e  nnr  in  «rerinffem  Maasse  und  mehr  nur  gelefrent- 
lich  nebenbei  auf  diu  Zölle,  die  inneren  iiidirecten  Verbrauchssteuern 
nnd  aach  nur  tbeilweise  mit  auf  die  Verkehrsstenem  (Stempel)  bezogen.   Nor  In 
tli  r  Periode  vor  dem  Zollverein,  dem  Nordd.  tits*  licn  Runde  und  dem  Deutschen  Geiche 
sind  diese  Abgaben  in  der  vorausgehenden  Steuexgeschlchte  der  Einzelstaaten ,  aber 
absicbtticb  auch  hier  nor  kurz,  mit  enrftbnt  worden.   Bloss  in  der  Darstellung  der 
Bcstenernng  der  süddeutschen  Staaten  mit  eig<-tier  Bier-  und  znm  Thcil  Wein*  nnd 
frtlher  Branntweinsteuer,  in  derjenigen  Sachsens,  Badens  mit  eigener  Fleischsteuer,  in 
deijenigen  Elsass- Lothringens  und  der  Hansestädte  mit  einigen  früheren  and  zum 
Thell  noch  bestehenden  Singnlsrititen  einzelner  indirecter  Stenern  ist  anf  die  Tor- 
genanntt-ri  Steuergmppen  näher  einfreeaniren  worden.    Bei  dem  Zu^aimnenhang  der 
geschichtlichen  Entwicklung  nnd  Aosbildung  aller  vorkommenden  Steuergattungen  nnd 
den  zwischen  ihnen  bestehenden  Wechselwirknngsrerhältnlssen  in  ihrer  Entwicklang 
bleibt  eine  Darstellung,  wie  die  bisher  in  diesem  Bande  gef^ebene,  daher  noth wendig  un- 
vollständig. Wie  früher  im  Plane  las  (S.  6  ff),  sollte  die  DaistellDn«!:  der  im  Zollver- 
ein, Korddeutschen  Bunde.  Deutscheu  Reich  ror  sich  gegangenen  Steuerent- 
widdnng  nnd  der  ffegenwiitigen  Gestaltang  der  Reicbsstenem,  die  eben  vesentHch 
aas  den  g'"iianntt>n  Kat<  <rorieen  Gestehen,  auch  norh  in  diesem  Bande  Platz  finden.  Der 
Umfang,  weichen  die  Darstcllang  der  einzelstaatlichen  Beäteucrnng  allein,  gegen  ansercn 
Wonscb.  aber  nothfjedrungen  bei  der  Fülle  und  Zersplitterung  des  steuergesrhichtlichen 
nnd  ateuerrechtlichen  Stoffs  von  26  Steuerverfassungen,  erreicht  hat.  nöthigt  mich, 
diesen  Band  mit  dieser  Darstfllnnjr  im  We-entlirlien  7n  schliftssen.  Eine  eingehendere 
Behandlung  der  Keichsstcuern  und  ihrer  geschichtlichen  Vorläufer  im  Zollverein  and 
in  den  Einzelstaaten  Hegt  zwar  noch  in  meiner  Absicht,  aber  ich  weiss  nicht  aicber, 
ob  und  wann  i' b  sie  werde  vollenden  können.    Ich  beschränke  mich  daher  in  den» 
gegenwartigen  Bande  jetzt  auf  einen  nur  oricntirenden  Ueberblick  der  er  - 
nannten Steuern  und  zwar  voruemlich  nur  der  Gesetzgebung  darüber  iu  cicr 
Periode  des  Deutschon  Reichs,  also  seit  1S71.  ohne  auf  die  Zeit  rorher  näher 
einzugchen.  Ancli  wird  dabei  wesentlich  nur  die  l  inanz-  und  sten erp n  1  i t  i s c b o 
Seite  der  Dinge  behandelt,  nicht  auch  die  handelspolitische  nnd  allgemein 
Tolkswirthschaftapolitische.  Beiden  Reicbsstenem  (Zodcer^,  Branntweinstenerl) 
und  vollends  bei  den  Zöllen  (Schutzzölle)  hängt  ind('s>en  das  Finanzpolitische.  Handels- 
politische. Airrarpolitische  ti.  s.  w.  so  cnfr  ?tjsammen.  in  l'rcns.sen  seit  1818,  im  Zoll- 
verein und  im  Kuicbc.  dass  nur  eine  allseitige  Behandlung  den  Dingen  gerecht 
werden  kann.   Diese  hier  jetzt  zu  geben,  war  nicht  mein  Ziel,  itt  ee  aber  &  etoe 
spftteie  Zeit  noch. 

199.    Allgemeines   VerhUltniss    der  Reichs-  und 
L  a ii  (1  e  >  hes t  e  11  e  r  11 11  g  zu  eiuauder. 

Iiu  \  orausgchcnden  ist  ottmals  schon  anf  die  Beziehungen 
zwischen  Landes-  und  R  ei  c  hs  h  c  s  t  e  ii  e  r  u  n  g  Rücksicht  ge- 
nonimen  worden.  Die  Ilauptpuncte  der  erreichten  Entwicklung  der 
Keicbshesteiierung  sind  auch  einfach  und  allgemein  bekannt.  Nur 
das  künstliche  Yerreohnnngssystem  zwischen  den 
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Matrienlarbeiträgen  der  Einzelataaten  an  das  Reich 
und  den  Ueberweisangen  von  Antheilen  ans  denjenigen 
Reichsstenern,  deren  Reinertrag  nicht  ohne  Weiteres  toII- 

ständig  in  die  Reichscasse  fliesst,  verwischt  den  einfach 
liegenden  wirklichen  finanzwirthsc  haftlic  h  en  c  li- 
ve rb  alt.  Dies  System  hat  jedoch  mehr  nur  Staats-,  insbesondere 
budgetrechtliehe  und  daher  verrechnungsmässi^'C,  als  finanzvvirth- 
scbaftliche  und  practische  Bedeutung.  Sieht  man  von  diesem  Ver- 
rechnungsmodns  ab,  so  sind  eben  die  Zölle,  welche  seit  länger 
Dar  noch  aus  Eintuhrgrenzzöllen  tioanzieUer  und  protectionistiseher 
Natur  bestehen,  die  innere  Salz-,  Zucker-,  Tabak-,  seit 
1887  anch  die  Brau  ntweinsteuer,  ferner  die  Reichsstempel- 
abgaben iHr  Wechsel,  Werthpapiere  nnd  gewisse  Kauf- 
geschäfte (Börsenstener),  fttr  Lotterieloose  n.  s.  w., 
anch  für  Spielkarten  nnd  die  sogen,  statistische  Gtebtthrim 
answftrtigen  Waarenrerkehr  Reichsstenern ,  deren  Reinertrag  den 
Einzelstaaten  gänzlich  entzogen  ist  nnd  der  Reicbscasse  znfliesst, 
nm  hier  für  die  Deckung  der  Reichsansgaben  unmittelbar  und  voll- 
ständig Verwendung  zu^  linden.  Dazu  kommt  im  norddeutschen 
Reichsfcebiete ,  genauer  gesagt  ausserhalb  liaierns,  Württembergs, 
Badens  nnd  des  Reicbslands,  die  Biersteuer  (Braumalzsteuer ). 
Von  ihrem  Heinertrag  gilt  dasselbe  in  Bezug  auf  den  Thcil  des 
Reichsgebiets,  in  welchem  sie  besteht,  während  die  genannten  vier 
sflddeatscben  Staaten  die  Biersteuer  als  Landessteuer  behalten 
haben  und  daher,  entsprechend  dem  Maassstabe  der  Belastung 
Norddeutschlands  mit  der  Reicbsbierstener,  Ersatzzahlnngen  leisten, 
d.  h.  im  Effect  höhere  directe  Beiträge  als  die  allgemeinen  Matri- 
cnlarbeiträge  an  die  Reicbscasse  entrichten  mttssen,  ebenso  wie 
Baiem  nnd  Wflrttemberg  ansserdem  noch  wegen  ihrer  eigenen 
Landes-Post  nnd  Tdegrapbie.  Die  Verwaltung  undErbehnng 
der  Zölle  nnd  Reichsstenern  ist,  unter  Reichsanfsicht,  zwar,  wie 
schon  im  Zollverein,  iu  den  Uändcn  der  Einzelstaaten,  diese  erhalten 
dat ur  Küstenentschädigung  nach  hesiimmteu  Rechnungsgrundsätzen, 
müssen  aber  deu  danach  verbleibenden  Reinertrag  au  die  Reicbs- 
casse ablietern. 

Diese  EntschÄdigunj^  ist  so  bemessen,  dass  sie  eventuell  etwas  Ueberscbuss  über 
die  wirklich  von  dem  Einzclstaatu  verauHgabten  Vi  rw  iiltunurs-  u'id  Erhcbangskosten 
lässt.  Solche  UeberschUsse,  wie  sie  in  den  Tabelieu  dieaea  Baudcs  mohrfach  mit 
aDza^ebeD  waren,  stellen  dann  eine  eigene  Einnahme  des  EiDZelstaats  aus  den  Reichs* 
ab<^.-iJjeii  dar.  indessen  doch  immer  mir  in  kleinem  Betrasrc  Aach  ist  dabei  zu  berdck- 
dchtiseu,  dass  sich  die  Verwaltuogs-  und  Erbebungäkosten  der  Boicbsstcuern  im 
BmwBtMtBiliwshalte  gar  nicht  immef  genaa  feststelleo,  well  nicht  ?on  anderen ,  snit 
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denen  sie  administrativ  nahe  7usamuienhän(ren.  ncmlich  von  den  betreffenden  Kosten 
für  Verwaltunif  und  Erliebnri.r  von  Landcbabfrabon .  genau  ansicheiden  lassen,  so 
vullttiidä  niclit  diti  koattiu  gcuicixii>aiuer  Geoiraibeliördeu  fur  den  gemeint»ameQ  Dienst 
von  Beidii»  lud  LtodeiabgAbeii, 

Nur  der  wirklicheUeberscbussvonUeberweisungen 
ans  Reichssteuern  an  die  Einzelstaaten  über  die  all- 
IUI' inen  Ma  tri  onlarbei  träge  dieser  Staaten  ist  ein 
voller  Antbeil  der  letzteren  an  den  Keinerträgen  der  Reicbs- 
stenero.  Dieser  Ueberschnss  ist  aber  öfters  nicht  vorhanden  oder 
ist  nur  klein,  häafig,  wie  Id  neneBter  Zeit  wieder,  sind  auch  die 
Matricolarbeitrfige  grÖsBer  (b.  n.  Tab.  94),  wo  dano  im  Effect  die 
EioaEelBtaaten  aoB  ihren  eigenen  Reinerträgen,  eventneU  also  auch 
ans  ihren  LandesBienem,  die  BttddentBehen  mit  anB  ihrer  Bier- 
Btener  —  noeh  Aber  den  Betrag  hinans,  den  sie  im  Effeet  ans  dieser 
sor  EraataleiBtang  ftlr  die  noiddentscbe  Reiehabierstener  an  die 
Reiebsoiisse  zu  entrichten  haben  —  dem  Reiche  finanzielle  Hilfe 
leisten  müssen. 

Ftlr  eine  Behandlung  der  Dinge  ganz  im  Grossen  kann  man 
von  dem  Allen  absehen  und  die  genannten  Reichssteuern 
nebst  der  norddeutschen  Biersteuer,  also  wesentlich  die 
indirecten  in  Form  von  Zöllen,  inneren  Verbrauchs- 
steuern und  gewisse  Verkehrssteuern  in  iStempelform 
ftlr  ihren  in  aogedeuteter  Weise  berechneten  Reinertrag  als  dem 
Reiche  anfliesBende,  die  übrigen  Stenern,  also  namentlich 
die  direoten,  nebst  einigen  kleineren  sonstigen,  wie  Landes» 
Btempelabgaben,  gewisse Theiie  der Gerichtsabgaben, 
die  ErbschaftsBtener,  aach  die  wenigen  indirecten 
LandesTcrbranchsstenern  (Bier  nnd  Wein  in  SQddentsch- 
laod,  Fleisch  in  Sachsen,  Baden,  Licenzen  n.  dgl.)  als  den 
Einzelstaaten  verbleibende  betrachten. 

So  steht  es  uaeh  der  bisher  erfolgten  Ausbildung  von  Reichs- 
und Läiidesßteuerrecht,  nicht  nach  dem  Wortlaut  der  Keichs- 
verfassung,  nach  welcher  das  Reich  competent  ist,  „Steuern",  also 
jede  Art  solcher  als  für  die  Zwecke  des  Reichs  zu  verwendende 
Reichsstcuern  einzuflthren  (Verfas^niii;  Art.  4,  Nr.  2),  vorbehaltlich  des 
Rechts  der  süddeutschen  Staaten  auf  ihre  eigene  Bier-  (wie  frUher 
ancb  Branntwein-)Besteuernng,  wonach  diese  der  Laodesgesetzgebung 
dieser  Staaten  ausdrttcklich  in  der  Verfassung  rechtlich  verblieben 
ist,  mit  der  staatsrechtlichen  Conseqnenz,  dass  ihnen  nnr  mit  ihrer 
Einwilligung  diese  eigene  Steuer  entzogen  nnd  ihr  Gebiet  dann  in  die 
allgemeine  Reichsstener  eingegliedert  werden  kann  (Reichsyerfassnng 
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Art.  35).  Bei  der  BranntvrelDsteuer  ist  1887  aoch  00  yorgeg^aogeiL 

Im  Reichalande  ist  dagegen  die  Beicbsgeeeizgebiiog  fttr  eich  allein 

competent  dasn,  die  dort  bis  anf  Weiteree  belassene  Landesbier- 

atener  eventnell  von  sich  ans  zn  beeeitigen  und  dareh  die  Beichs- 

atener  zu  ersetzen  (0.  §.  118).  Immerhin  ist  es  bemeriLenswertb, 

dass  aneh  die  anderen  wichtigeren  modernen  BoDdesstaati^ii ,  die 

Schweiz  und  die  Vereinigten  Staaten  (Nord  )Anierikas,  die  Ver- 

tbeiluDg  zwischen  lUmdes-CUnions-)  und  Landes- (Kanton-,  Eiuzel- 

staatR- )Steueru  weiiigstens  in  der  Hauptsache  (freilich  nicht  völlig) 

ebenso  wie  das  Deutsche  Keieh  vorgenonimeu  haben:  auch  hier 

sind  die  GrenzzuUe  des  1  iiiliL-itlichen  Wirthsehaftsgebiets  und  die 

inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  dem  Bunde,  die  directen  den 

Gliedern  vorbehalten.    Und  schwerwiegende  practische  volkswirth- 

schaftlicbe,  allgemeine  administrative  und  specielle  steuertechnische 

Grttnde  spreehen  ftlr  diese  Vertheilnng,  ohne  freilich  damit  Ans- 

nabmen  von  der  Regel ,  welche  ans  anderen  noch  wichtigeren 

Gründen  geboten  sein  kennen,  dorchaus  ansznschliessen.  Der 

Frage  einer  Reiebs-Einkommen-  oder  Vermögens-  oder  Erbscbafts- 

stener  wird  dareh  die  vorhandene  und  im  Ganzen  in  der  That 

zweckmllssige  Stenenrertbeilnng  zwischen  Reich  nnd  Gliederstaaten 

daher  noch  nicht  ohne  Weiteres  prUjudieirt. 

S.  über  die  Finajuen  tou  Bundeastaateu,  vo  diese  Paacte  »cbou  beriLhrt 
votdtti,  bereits  die  Aatfikbrongen  in  Flu.  I«  §.  40. 

§.  200.  Kurzer  Ueberblick  der  Gesetzgebung  tiber 
Reichsbestenernng. 

Oboe  hier  jetzt  aof  daa  Einzelne  nfther  einzugeben,  auch  ohtu'  ZurückgreiÜBa 
anf  die  Periode  des  Zollrereios  und  des  Norddeutschen  Bundes  in  Bt  treü  d  r  fniheren 
Steneigeachichte,  femer  ohne  die  mancherlei  Steuerproje€te  (z.  B.  die  Tabakmoaopol- 
fisre,  die  sonstifren  Steoer^gen  in  Bezng  auf  Tabak.  Zocker,  Bmotvdn)  mit  hentn- 
/ti/irh<Mi ,  und  ebenso  ohne  uinfassenikTf  kritische  Erörtcrunu'eri  —  was  Alles  cux-v 
btibouderen  Darsteliuiig  der  Keichsbei>teucruog  rorbehalteo  bluibeo  mUsste  —  soU  hier 
jetzt  aor  ans  der  Gesetzgebung  selbst  ttber  die  Beicbsiftlle  nod  beaoiiden  die 
inneren  Reichssteuetn  das  Wichtigere  zur  Orientiruug  zosammengeMeUt  vefden. 
Das  wird  ausreichen,  um  die  Vcrhültm^  <irt  Ganzen  kennen  zu  lernen  und  vOrdigen 
zu  iönjien,  auch  um  die  Beziehungen  /wiactien  Reichs-  und  LandesbesteaeruAg,  die 
in  dieaem  Bande  bd  den  einzelnen  Stenern  bertthrt  wurden,  genauer  zu  flbeneliea. 
Durch  t'itjijjf^  statistische  Daten  wird  dieser  Geberblick  vervo!I>tiiridigi  und  die  prac- 
tische Bedeutung  der  Dinge  besser  zur  Anschauung  gebracht  werden.  Im  reichs- 
statistischen Jahrbuch  liegen  die  finanzstaiistischen  Hateiialien  ttbersicbtlich  und  gut 
verarbeitet  (Kopfbeträge  berechnet  für  Zölle  und  Steven  n.  A.  m.)  Tor. 

Auch  Uber  die  Litteratur  der  Krichsfinanzen  und  ihres  Rechts  beschränke 
ich  mich  hier  auf  wenige  Angaben,  b.  darüber  schon  Fin.  I.  S.  155  und  §.  40. 
FSr  das  Reiebsstaatsreebt  i^t  das  gfosse  Werk  ven  Labend  das  wicbtiKSle 
auch  in  Betreff  der  Finanzen  (Schlussbari (1\  S.  ferner  meine  Abhandlungen  in  B.  1 
und  3  des  Jahrbuchs  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Deutschen  Reichs 
(J.g.  1871,  1874),  die  erste  auch  separat  erschienen.  Ueber  Zölle  nnd  Yerbrauchs- 
stenerik  a.  die  Arbelt  tob  t.  Anfsess  in  Hiitb's  Annalen,  nleHt  in  B.  26,  1898» 
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tind  auch  selbstSmH^  (1.  Aufl.).  Die  Abbandlonß:en  über  Zölle.  Verbrauchs-  und  Ver- 
kebrssteuern  im  bchönbergbchen  Haudbucb.  B.  3,  1.  Abth.  der  4.  Aufl..  foq  Zellcr, 
Siecke,  Schall,  die  einschlagenden  Artikel  im  Handwörterbuch  der  StaaU Wissen- 
schaften und  im  Wörterbuch  der  Verwaltung;.  Viel.'  Aiif->ät/i'  nnd  Matorialien  in 
Hirtii's  AnuaJcu  uud  im  Finaomchif  (s.  die  letztcu  treüiichcn  Jahresregister  in  jedem 
Bande),  cin^ne  rach  in  den  anderen  Fachzeitsebriftett,  Zeitschrift  für  die  geeammte 
Staatswissenschaft  (Tub.),  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  (Hildebrand- 
Conrad),  Jahrbuch  für  (icsetzgebung  und  Verwalttin«;  des  Deutscheu  Reichs  (Schmollcr, 
6.  llegisterb&ud  von  v.  Wenckstcru).   GoLu,  Fiuanzai  des  Dcut:ichcn  Hcichs  1&9U. 

1.  Die  ReicbBsteaern  in  der  Beicbsverfassangy 
insbesondere  zur  Zeit  der  Grttndnng  des  Reiebs.  Ans 

der  Verfassung  kommen  fflr  Stenern  nnd  Finanzen  im  AUgemeinen 
luuiicntlich  in  Ijctracht :  Art.  4,  Nr.  2,  der  Abschnitt  VI  vom  Zoll- 
und  JJaiiilelswesen,  darin  besondera  §.  35,  3G,  38,  aus  dem  Ab- 
schnitt VlU  über  das  Post-  nnd  Tcle^rrapheDwesen  Art.  49,  dann 
der  ganze  Abschnitt  XII  Uber  die  Keiciisfinanzen,  vornemlich  Art.  69 
und  70.  Zur  Zeit  der  Gründung  des  iteiciis  uud  des  Erlasses  der 
BeicbsverfassUDg ,  d.  h.  im  Wesentlichen  der  Hinliberuahme  und 
Fortbildung  der  NorddentBcheu  niindesverfassung  auf  das  Reich 
waren  als  Reichssteuern  aus  der  Periode  des  ZoilFereins  und  des 
Norddeutscben  Bandes  in  derjenigen  Ausgestaltung,  welcbe  sie  hier 
zuletzt  enreicbt  hatten,  ttbemommen :  die  6  r  e n  z z  öl  1  e,  von  inneren 
indirecten  Verbrancbsstenem  die  Salz-,  Tabak-,  Zucker- 
(Rttbenzueker*')Steuer,  dann  die  norddeutsebe  B  ran  nt  wein - 
und  Biersteuer,  endlich  der  bereits  auf  den  Bund  ttbergegaugene 
Wechselstempel, 

Für  das  Zoilwcscu  im  Zollverein,  zum  Theil  auch  mit  iur  die  genannten 
inneren  VwbranchMtenem  des  K«icfas,  var  naassgebend  der  neue,  nach  den  Erelg^ 

nisgen  von  1866  zu  Stande  gekommene  Zollvereinsvertr.iir  mit  Annexen  rOD 
Juli  1607.  ferner  das  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  lÖüU,  dann  der  ZolN 
tarif  vom  1.  Juli  1805  (der  Abfichlass  der  damaligen  ZeUrereinsemeoerung  und  der 
durch  den  fran2ösi:>chen  Handelsrertrai;  geschaffenen  Sachlage),  mit  den  durch  Gesetz 
vom  25.  Mai  I^CS  und  17.  Mai  1870  erlolpten  Abandernitir.^n  Der  Tarif  galt  in 
der  neuen  lieiiaciiuu  vom  23.  Mai  1Ö70  vom  1.  Oct.  1870  an.  Die  Salzsteuer  be- 
mhte  auf  dem  Gesetz  rem  12.  Oct.  1867,  durch  welches,  an  Stelle  der  bisherigen 
einzelätaatlichen .  meist  in  der  Form  des  K 'l'.iK  und  Monopols  (v  rschiedener  Ein- 
richtung und  Umfängst  erfolgten  Salz.bestcuerung  eine  einheitliche  aligemein  deutsche 
Salzsteuer  in  der  Form  der  Productions-,  bezw.  Absatzsteuer  von  dem  in  den  freien 
Verkehr  übergehenden ,  im  Inland  gewonnenen  Salz  (für  dun  m  -nschlichen  Consom) 
eingeftlhrt  worden  war.  Sic  fand  in  dtm  zunäcli-t  i^leich  hohen  Zoll  auf  aus  dem 
Auslände  cuigcheudc«»  Salz  ihic  Ergänzung.  Die  Tabaksteuer  war  ebenfalls  zuerst 
durch  das  GeMtz  rem  26.  Mai  1868  fllr  das  ganze  Zollgebiet  einheitUch  geregelt,  in 
der  Form  der  von  Prcussen  übernommenen,  hier  abgestuft  gewesenen,  jetzt  mit  Ein- 
lieii<vat/  ver'^i'ht'ncn  Flächensteuer  von  mit  Tabak  bebautem  Boden.  Die  Huben- 
zucküi  »leu  e  r,  in  der  ahen  Form  der  Steuer  vom  Kohstotl  (liilbcn),  war  durch  das 
Gesetz  vom  26.jQni  1869.  in  Vertindung  mit  bezflglichen  Bestimmungen  Uber  Zucker- 
zijllt'  11.  f>.  vr..  geregelt.  Die  Branntweinsteuer  in  Norddenf^f^Mand  auf  der  Grund- 
lage der  prcufasiscben  Normen  (Mai^ichraumsteuer  von  mehligen  Stollen,  Materialsteuer 
?on  andereiö  war  bereits  atif  die  neneidings  dem  Zollreiein  und  der  Bianntwdnsteaer- 
gcffleinscliaft  beigetretenen  norddentscheii  Gebiete  ausgedehnt  und  galten  dafoi  hier 
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die  das  bisherige  Steuerrecht  codißcirenden  Bcstimmungeo  des  Gesetzes  vom  8.  .Ttili 
1S(38;  eb«mso  für  die  Bier  st  euer,  die  ebeufaUt»  io  liorddcubchiand  schon  cijiheit> 
Uch  gleicbmiaig  geregelt  worden  und  nach  der  YerCftssung  auf  gaot  Heaseii  au»- 
gedehnt  werden  sollte  (u.  S.  347),  das  aiialofx  ci  ilificirende  Gesetz  vom  4.  Juli  1868. 
Der  Wechselstempel  war  durch  Gesetz  vom  10.  Juni  1869  geordnet  vorden. 

Der  Remertnig  dieser  Zdlke  und  Steuern  war  in  der  Zeit  des 
Norddeatscben  Bundes,  soweit  diese  Abgaben  damals  scbon  be- 
standen hatten  (im  Zollverein  die  ZttUe  nnd  die  Rflbenznckerstener, 
in  Prenssen  nnd  in  den  mit  ibm  zn  Stenergemeinscbaften  ver- 

bnndenen  anderen  Gebietstheilen  des  Zollvereins  auch  die  Brannt- 
wein- und  Biersteuer)  nach  der  Koj)fzabl  der  Bcvülkerun::  (luii  ein- 
zelnen Abweichungen,  so  mit  einem  Präcipnum  für  liaiiiiover  nnd 
das  Gebiet  des  Steuervcreins,  die  sieh  erst  lö54  dem  Zollverein  an- 
geschlossen hatten)  an  die  Einzelstaateu  vertheilt  worden,  ^^eit  der 
Gründung  des  Norddeutsehen  Bundes  floss  er  hier  in  die  Bundes- 
easse  und  nur  zwischen  diesem  Bande  und  den  süddeutschen 
Staaten  fand  die  Kepartition  der  Beineinnahme  wie  bisher  statt. 
Jetzt  bezog  die  Beiebscasse  diesen  Beioertrag.  Die  Iveiehsgesetz- 
gebnng  war  anssebliesslicb  competent  geworden,  die  Zolle  nnd  die 
genannten  Stenern  (ansgenommen  die  sttddentsebe  Bier-  nnd  Brann^ 
wetnstener)  zn  regeln  und  eventuell  andere  Steuern  einzuftlbren. 
Auch  nach  der  Beicbsverfassnog  (§.  36)  war  aber  die  Erhebung 
nndVerwaltung  der  ZVlle  und  VerbranchssteuerD  jedem  Bundes* 
Staate  [d.  h.  Einzel-  oder  Oliederstaate],  soweit  derselbe  sie  bisher 
ausgetibt  halte,  innerbail>  seines  Gebiets  überlassen  Lieblichen,  wobei 
der  Kaiser  die  Einhaltung  des  gesetzlichen  \'er!alirens  durch  lieichs- 
beamte  überwacht.  Der  jnis  den  Zöllen  nnd  anderen  der  Reichs- 
gesetzgebnng  unterliegenden  Abgaben  erzielte  und  in  die  Reichs- 
casse  fliessende  iieinertrag  besteht  nach  der  Verfassung  aus  der 
gesammten  von  den  Zöllen  und  den  übrigen  Abgaben  erzielten 
Einnahme  nach  gewissen  Abzttgen  davon. 

Letztere  sind  1)  die  auf  Gcsct/en  oder  allgemeinen  Vervaltungsvorscbriftcu  be- 
ruh-:;n«Jen  Sfeii.  rv-  rsrUtungen  und  Eruässigungeu.  2)  die  KUckvcrgtitunj^en  für  unrich- 
tige Krhcbuaguu,  8;  die  Erhebuugt»-  und  Vervaltungsiosten ,  die  dann  lur  die  Zölle, 
dio  Salzsteuer,  die  Kabcazacker-  und  Tabaksteaer  näher  specbditirt  und  für  die 
ftbrigen  Steaem  mat  15  %  der  Gennimteiiiiuhiiie  gesetzt  veidea  (Art  38). 

Die  iQr  die  Bedeckung  der  Beiehsausgaben  nnd  die 
Verwendung  der  Beiehseinnahmen  dazu  maassgebenden 
grundsätzlichen  Bestimmungen  hat  der  Art.  70  der  Boichs- 
Verfassung  knapp,  aber  ausreichend  genau  und  scharf  gegeben. 

Kr  lautet  wörtlich  uI»o:  „Zur  Bestreitung  aller  geuicinücbaftlicheu  Ausgaben 
(des  Reichs)  dienen  zunücbät  die  etvaigeu  Ueberschuaee  der  Vorjahre,  sowie  die  ans 
den  zollen,  den  geffleinschafUicben  Yerhraochsstenem  und  aiu  dem  Post-  und  Tele« 
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gnp]ipnwcscn  fliessenden  pemcinschafHichen  Einnahmen.  Insoweit  diesoib«'?)  'lurcb 
dies«  EiQuahmea  Dicht  gedeckt  werden,  sind  sie,  solauge  Ketcbs6teacni  aicüt  eio^ 
gefUirt  0iDd,  dDTcli  Beitrige  der  eiozelaeii  Bvndessttaten  nach  MaMsgabe  ihrer  Be- 
Tölkerung:  (eben  die  sogen.  M  a  Ir  i  c  u  la  r  b  e  i  t  r.1  g e)  aufzubringen,  welche  bis  zur 
Hohe  deä  bud^utiuäüsigeii  Betrags  durch  den  lieichäkanzier  ausgeschrieben  werden.'* 
Bemerkt  bei  nur  noch,  dass  diejenigen  Bundesgebiete,  welche  nicht  dem  Zollverein 
angehörten,  also  bis  1888  besonders  Hamborg  (o.  S.  582)  ud  BfNoen,  Aversen  ftr 
die  im  Zollverein  eingehenden  Zölle  und  Yerbraacbttteneni  ZU  entrichten  haben 
(£eichsTerfa:>suug,  ein  Absatz  im  Art.  38). 

Auf  Grtind  dieser  Bestimmungen  war  der  erste  gemein- 
same  ReiebsbaasbaUBetat  für  1872  oacb  Gesetz  vom  9.  Dee. 
1871  aafgestellt  worden. 

Aw  ihm  mögen  zur  Orientfiong  über  die  Lage  der  Dinge  im  Beginn  des  nenen 
Belcba  folgende  Daten  angelahrt  Verden. 

Tab.  98.  Beichshanshalt  fQr  1872  (in  1000  Thir.). 

I.  Ausgaben. 

Fortdauernde  Ausgaben   97.893 

Einmalige  und  aanerordentliche   18.958 

I.  Samme   116.851 

Ii.  Einnahmen. 

1.  Zolle  und  Verbnncbasteoem 
Von  dem  Zollverein : 

a)  Einnahmen,  an  welchen  &ämmtliche  Bundesstaatea 
Theii  nehmen: 


a)  Ein-  und  Ansgangsabgaben   25.093 

ß)  Kabenzockerstener   12.028 

Y)  Salzsteuer   10.491 

d)  Tkbabtener.   358 

Summe  a   47.070 

b)  Einnahmen,  a»  w.-Ichen  Baicrn«  WtLrttemberg  und 
Baden  keinen  Autheil  haben: 

e)  Branntweinstener  nnd  Oebergangeahgabe  Tom 

Branntwein   10.283 

^)  Braumakabgabe  und  üobergangsabgabe  vom  Bier  3.215 

Summe  b   18.498 

c)  Von  Bandesgebieten,  welche  nicht  dem  Zellrerein 

angehören : 

Aversen  lur  ZöUe  und  Verbrauchbäteuuru    .    .    .  1.069 

Summe  1    62.586 

2.  Wechsolstempelstetier   1.824 

ab  nach  GeseU  vom  10.  Juni  1869,  §.  27,  24  %  «der     .  43Ö 
fenter  ab:  dem  Beiche  enrachBende  Erliebiioga-  nnd  Ver- 

waUnngskoaten   60 

Rcbtirt  netto   1.826 

3.  Pobt-  nnd  Zeituugsverwaltung,  Deberschuss   3.006 

4.  Telegrapbenrerwaltong,  Ueberschass   6 

5.  Elsass-lothringische  Beichsbahnen,  Uebenehns»  .....  2.955 

6.  Verschiedene  Einnahmen   144 

7.  Aus  der  inuizöaischen  Kriegsentechldigung  zu  Yenrenden   .  14.762 

8.  Uatricvlarbeiträge  (spccificirt  filr  die  27  Einzelstaaten,  incl. 

Lauenbnrg,  vorbehaltlich  Beriehtigting-  der  Repartition  nach 

Ergebniss  der  Volkszählung  vom  1.  Dcc.  1871)  ....  32.116 

IL  Summe  der  Einnahmen   116351 


§.201—2.  Die  Ueberweisungen  aus  Reichssteaern 
an  die  £  in  gel  Staaten.  In  dieser  einfaebennnd  kJaren  Bndget- 
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aufsteUnog  traten  nun  mit  dem  FiDansyahre  1880/81  (1.  April) 
AendeniDgeii  in  Folge  des  Reichsgesetzes  vom  15.  Jali  1879,  betr. 
den  (neueo)  Zolltarif  des  deutschen  Zollgebiets  und  den  Ertrag 
der  zolle  nnd  der  (neuen)  Tabaksteuer  ein.  Es  wurde  (dareh 
die  sogen.  Franckenstein'scbe  Clansei),  in  der  dootrinttr-politisehen 
Absiebt  y  bei  der  gewährten  Vermehrang  der  Reichseinnahmen  das 
fiadgetrecbt  des  Seiehstags  zu  wahren  and  die  Matricnlarbeiträge 
nicht  ans  dem  Reichshanshalt  yersehwinden  zu  lassen,  in  jenem 
Gesetz  (§.  8)  die  Bestininiiing  getrolVeu,  dass  „cki /|Liiii;e  Ertrag 
der  Zölle  und  der  Tabakbteuer,  welcher  die  Suninic  von  loO  Mill. 
iVlark  in  cineni  Jalire  übersteigt,  den  einzelnen  Handebblaaieii  nach 
Maa^^s-gabe  der  IJevöIkcrung,  mit  welcber  sie  zu  den  Matricular- 
beitriigen  beraDgezogen  werden,  zu  überweisen  sei". 

Die^t»  Btstiinmong:  trat  am  1.  April  1880  in  Kraft,  also  mit  dem  neuen  Etit^ 
jabre  den  Keichsbausbalt.  Aber  scbon  für  die  Zeit  ¥om  1.  Oct.  1879  bis  31*  MAk 
1880  «inrde  der  dne  gewiaee  Summe  (52.651.815  M.)  ttbernteigencle  Ertnf  der  Zftlle 
und  der  TabakbtiiutT  an  den  Matricularbeiträgen  der  Bundc.^.staat.n  in  Abzu;;  Kebraclit. 
Vorn  EfaiJ^jabr  18<^0''81  an  erschfii!»>n  daher  die  Mobrertrafr«'  in-Mto)  der  Zölle  uiid 
Tauak&teuer  über  130  Miil.  Maik  huuius  uur  noch  als  d urc  Ii  i a  u  f  eu  de  Foateu  im 
Sintsbanduklt.  die  Mttiiciiltrbrttr&ge  unter  den  Einnabmen  sind  um  dienen  Mehr- 
ertrag  zn  boch  angesetzt  und  die  AnseaVi  n  obenfall'-,  indem  unter  der 
Babiik  Keicb8scbat24imt,  im  Kapitel  von  den  Aligemeiuen  boods  unter  &f eciellem  Titel 
(ElAt  fflr  1880/81,  Kap.  68.  Titel  7)  die  eniaprechende  Summe  dieses  Mebrertngs  ab 
^Ueberweisongen  an  die  Bundesstaaten"  durcbgefübrt  wird.  Im  gen.  Etat 
stehen  40.f'"J^VnOO  M.  üeberweisungen,  die  Matricalarbeiträfre  mit  81.670.950  M.,  im 
Ergebniss  nach  der  Finauzrechnuug  stellte  sieb  eräterer  Pobten  später  aul  38.243.07^i 
Hart.  Ancb  fiir  des  roranegebende  Halbjahr  waren  der  oben  gen.  Beetimmnti;  des 
GeseueB  fon  1879  gemias  achon  8.022.056  M.  an  Debenreiannsen  rerwendet  worden. 

Später  sind  dann  analoge  Bestimmungen  tther  die  Verwendung 
gewisser  Erti^lge  Ton  bestimmten  anderen  Reiehsstenern  zu 

Leber  Weisungen  an  die  Einzelstaaten  mit  denj  P'iiitiiu 
nener,  auf  Vermehrung  der  Erträge  hinzielender  Gesetze  getroffen 
worden,  wodurch  die  Summe  der  Ueberweisungen.  aneh  abgesehen 
vom  steigenden  Mehrertrag  der  Zölle  und  der  Tabaköteuer,  noch 
stärker  anw^ucbs. 

So  ist  uacb  dem  (jesetz  rem  1.  Juli  18hl  (§.  82)  die  Erhebung  von  Heicbs- 
stempelabgaben  (ron  Actieu,  Kenten,  Scbuldferächreibungen ,  von  Scblussnoten 
und  Becbnvngen.  ron  Lotterielooseii)  der  ganze  Keincrtrag  dieser  Steuer,  uacb 
den  geset2lichen  Abzogen,  von  der  Keicbscassc.  in  die  er  zunächst  fliesst.  an  die  ein- 
zelnen Bondesstaafen  nach  Maassgabe  ihrer  Mathcularbeitrag»-Bevölkerung  zu  Uber- 
▼eiaen.  Ebenso  wieder  der  Ertra«r  dieser  fortgebildeten  Steuer  naeb  dem  Gesetz  vom 
3.  Juni  1885.  §.  44,  27.  April  1804.  §.  45,  i'cmer  der  ganze  Reinertrag  der 
netien  auf  dem  B  ra  n  n t w  t-i  n?tcu  t;  r tro  s c  tz  vom  24.  Juni  1887  beruhenden  sogen. 
Vcr  brauchsab^^abe  vom  Ii  ran  n  t  \«'c  in  (gen.  Gesetz  §.  39).  In  neuester  Zeit 
sind  dann  in  der  Zifler  der  von  dem  Ertxag  det  ZSUe  nnd  der  Tabaksteuer  dem 
Reiche  verbleibenden  Somme  mehrfach  Aenderungen  und  zwar  Erhöhm  rcn  eingetreten, 
zugleich  mit  Bestimmung  des  Verwendungszwecks  des  130  Mill.  Maik  übersteigenden, 
der  Beicbacaaae  rerbleibaidai  Betrags,  nemlicb  für  Scbnldentilgung  nnd  aneh  analoge 
BeaHiDiDOiigeii  Uber  die  Verwe&dnng  eines  Tbeila  des  sonst  an  die  Einzdataaten  zu 
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vertheilendcn  Ertrags  der  RraiintwcinstiMicrvrrbranclis-  und  der  Stempclabfifaben  sind 
erlassen  worden.  Doch  sind  das  noch  ketnu  cndgiltigea  Honuea  i'ür  ditiäo  Dingo 
(Reichsgesetz  vom  16.  April  18%,  Erböhunt;  jener  130  BliU.  Mark  Mf  148  MUL  was 
Zöllen  und  Tabaksteuer  für  das  Jahr  1895;  90;  Verwendung  dieses  Plus,  aowto  der 
H.=\lfte  des  etwaigen  Uebcrschu^ises  der  (Je^amrntstiinme  aller  lM'h'"rwt»is(in?<^n  an  die 
einzulucu  Buiideaätaateo  Uber  die  Mathcaiarbeitrage  im  Jahre  ISl^ü,  97  zur  Vcrmiitderaag 
der  Beicbsschnld.  Aehnlich  im  Gesetz  rem  27.  Min  1897,  rem  81.  Aug.  1898«  vom 
25.  März  1899.  vom  30.  März  1900,  nur  mit  Aenderong  der  Ziffern  und  Q  i  •  n  so 
im  letztgenannten  ücsctz  von  1900:  ubersteigen  im  Uechnungsjabr  1900  (1.  April  19Ü0 
bis  1901)  die  den  Bundesstaaten  zustehenden  Ucbenreisungen  die  Mairicularbeiträge, 
so  gind  *|^  des  UcberschosSM  ftD  den  aus  «kui  Ertrage  der  ZAlle  und  der  Tabaksteuer 
zu  überweisenden  Beträgen  zu  kürzen  nn*i  n  \'i  iniiudemng  der  Keioh^sclitild  zurück* 
zustellen  (,iu      2  dieüüu  Go(>«tzes  eine  abweichende  Bobtimmung  für  das  Jahr  1902). 

Diese Maassregeln  sind  völlig  mechanische»  sie  verwischen 
die  finaDzwirthscbaftliche  Sachlage  noch  mehr  und  beweisen  nur 
ihrerseits  wieder  die  Nothwendigkeit  einer  endgiltigen  klaren 
Regelung  dieser  Verhältnisse. 

Die  Zablen  der  Uebenreianngen  ond  Matricolarbeitrftge  stellen  steh  seit  1880/81 

(im  Folgenden  als  Finanzjahr  1880  bezeichct)  also  {nach  den  Dat<'n  im  reichs- 
statistisclion  Jahrburli,  bis  1806  nach  den  allgemeinen  liechnungen,  1^97  und  1898 
nach  deit  ..ücberaicbiuu  der  Euaiahmeu  und  Ausgaben",  also  bis  hierhin  nach  den 
Ergebnissen,  für  1899  nnd  1900  nncb  dem  Etat  oder  Voranwhiag). 

Tab.  94.   Deberveisnn^en  und  Matricnlarbeitr&ge  im  Beichsliaiislinlt 

(in  1000  Mark). 


Ueber- 

3Iatricuiar*- 

Ueberweisnagen 

wcii^u  Ilgen 

beitr&i^o 

4"  oder  — 

1880 

38.248 

81-671 

-  48.428 

1881 

68.024 

103.288 

—  35.264 

1882 

83  456 

103.684 

—  20.228 

1888 

85.503 

92.719 

—  7.216 

1884 

10.")  .(rJT 

84.445 

+  20.582 

1885 

115  792 

122  437 

—  6645 

188G 

137.057 

139.218 

—  2161 

1887 

176.324 

186.937 

—  10.618 

1888 

277.801 

219.375 

-f  58.426 

1889 

355.034 

228.183 

+  126.901 

1890 

378.914 

312415 

+  66.499 

1891 

883.377 

326.734 

+  .56.643 

1892 

358.925 

327.360 

-r  31.565 

lö9a 

838.759 

380.064 

—  41.305 

1894 

382860 

897.497 

—  14.687 

1895 

400  126 

396.000 

+   4  126 

1.S96 

414.568 

.399.374 

+  15  194 

1897 

433.115 

419.899 

+  13.216 

1898 

467.586 

454.859 

+  12.727 

476,73.^ 

489.954 

—  13.266 

1900 

514  940 

.527.662 

—  12.722 

Die  Ergebnisse  weichen  bfi  den  Schwankungen  der  Erträge  der  Zrille  und 
sonsügeu  Ueberweisung.s^'teuern  und  bei  der  Abhängigkeit  der  endgiltigen  Hölio  dor 
Matrtcnlarboiträge  rom  gesammten  Ergeboiss  des  Reichshaushalts  begreif  lidier  Wela« 
von  den  Voranschlügen  mebr  oder  weitiirer  ab.  Die  ondsr:Itt2:i'!i  \ hr  -clinunf»'en  ent- 
halten dann  wieder  Berichtigungen  der  vorläufigen,  we&halb  die  ^ykicr  und  frtüier 
veröffentlichten  Zahlen  kleine  Abweichungen  von  einandw  swgcn.  In  den  Ualficolnr^ 
beitrigen  sind  die  An^gi  i <  )itingsxablangen  der  soddentscben  Staaten  für  die  Bier- 
stener  n.  s.  w.  nicht  mit  eutbalien. 
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Man  sieht  aus  den  Zahlen  der  Tabelle,  wie  die  einzelnen 
Jahre  in  PluB  nnd  Minus  zwischen  Ueber Weisungen  nnd  Mntricular. 
beitrügen  nnd  wie  wieder  die  Beträge  dieses  Pins  nnd  Minus 
schwanken:  stOrende  Verhältnisse  wie  fttr  den  Reiebshanshalt|  so 
mehr  noeh  für  die  Einselstaatshanshalte.  In  liingeren  Perioden 
erfolgt  eine  gewisse  Ausgleichung  swischen  beiden  Kategorieen. 
Ueberliesse  man  dem  Reiche  den  yoUen  Betrag  der  Einnahmen 
aus  den  Zöllen  und  inneren  Steoem  und  träfe  Vorkehrungen  daftlr, 
dass  die  schwankenden  und  waclisendeu  Kcichsausgabeu  durch 
Weitercutw  ickluiig  der  Reichsbesteuerung  ihre  sichere  Deckung 
fänden,  die  et\vai>:;en  UeberschUsse  günstiger  Jahre  zur  Schulden- 
tilgung niiil,  wenigstens  tlieilweise,  zur  Bildung;  von  Keservcfonds 
(Ausgleiehungsloiids)  /.iir  Au.sgleichiiug  der  Ergebnisse  der  ver- 
schiedenen l'  iuanzjahre  verwendet  würden,  —  wofür  bei  einem 
wesentlich  auf  schwankende  Einnahmen,  wie  Zölle,  Verbrauchs- 
und Verkehrssteuern  begründeten  Haushalte,  wie  dem  des  Deutschen 
Reichs,  ein  Bedttrfniss  besteht  — ,  so  könnte  man  yon  dem  leidigen 
System  der  Matrieularbeiträge  ganz  absehen.  Dies  ist  eine  Finanz- 
eiuriehtung,  welche  durchaus  mechanisch  erscheint,  in  jeder  Hinsicht 
bedenklieh  ist,  kopfstenerartig  wirkt,  die  Einzelstaatsfinanzen  stört, 
dem  BnndesstaatBcharacter  widerspricht,  an  den  alten  Staatenbund 
erinnert,  die  Klarheit  der  FinanzverhUltnisse  schwer  beeinträchtigrt, 
das  wahre  Bild  der  Finanzlage  verschleiert.  Durch  die  Vertheiltiug 
der  Ueherweisunj^ssteuer-Summen  ebenfalls  nach  der  Bevölkerungs- 
zahl werden  wenigstens  die  kojjlsteuerartiiren  Wirkmii^en  der 
MatricularbeitrUge  coinpensirt.  Aher  dieser  einzige  Vorihcil  wiegt 
nicht  schwer  genug,  um  die  ganze  Eiurichtnnir  dieser  Ik-iträ^'e  und 
Jener  Ueberwcisungen  zu  rechtfertigen.  Auf  ihre  ungünstige  Ein- 
wirkung auf  die  Finanzen  der  Einzelstaaten,  besonders  der  Klein- 
Staaten,  ist  in  diesem  Bande  öfters  bingewiesen  worden. 

§.  202 — 3.  Die  Gesetzgebung  Uber  die  Reichs- 
besteuerung von  1871  bis  zur  Gegenwart  (IdOO). 

a;  Insbesondere  die  Zölle. 

Aach  hier  sollen  Dur  dio  cliaracterisüächcü  UrundzUgc  der  Hiitwickluog  der 
GesetEgebnng  angedeniet  nnd  die  factiscbe  EntwidiluDg  der  Steuer  durch  cioige 

8Uti>ti:>che  Dateu  beleachtet  werden.  Die  Behandlung  grade  der  Zölle  in  eingehender 
W  ,>is,.  •i.-rzt  einn  nrihcrc  nt'rürksirhtiffung  der  Handels-,  Agrar-  und  lodustriepolitik 

(bciiuu^uiio)  voraus,  worauf  hier  lur  jetzt  ver/ich;<.-t  wird. 

Der  Zolltarif  des  Deutsehen  Kelches  war  aus  der  Yoraus- 
gebenden  Zollvereins-  und  Norddeutschen  Bandesperiode,  insbeson- 
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dere  aas  der  &it  des  französiscben  Handelsvertrags  (1862—1865), 
als  ein  im  gaoseo  liberaler,  mit  mSssigen  iSehutzzölle  und  nicht  eben 
hohen  FinanzsOUen  flberkommen.  Umfassende  ZoUfreiheiten  fHr 
wichtige  Kategorieen  von  Nahmngsmitteln,  Agrarprodncten,  gewerb- 
lichen Bohstoifen  bestanden  dabei.  Dieser  Tarif  hat  in  weiterer 
liberaler  Richtung  bis  1879  nor  kleinere  Ver&ndemngen  erfahren. 
In  diesem  Jabre  aber  ist  er  unter  dem  handelspolitischen 
UmschvvuDg  in  die  Scliutzzollrichtung,  den  Fürst  Bismarck 
du rciisetzte,  und  zugleich  im  Interesse  grosserer  finanzieller 
Erfricbi^rkeit  der  Zölle  (und  der  mit  ihnen  in  nächster  Ver- 
bindung siciiL-nden  VerbrauchsHteuern,  wie  besonders  der  Tabak- 
steuer) in  einen  mehr,  übrigens  immernoch  maassvoll  protec- 
tionistiscben  und  zugleich  etwas  mehr  fiscali sehen  Tarif 
hinttbergebildet  worden.  Der  Pnnct,  welcher  principiell  der  wich- 
tigste war  nnd  allmttlig  nach  practischi  in  Bezog  auf  die  Ertrags- 
gewinnnngy  der  wichtigste  wurde,  war  die  £infttbrung  von 
Getreidez(>llen.  Diese  sind  dann  bald  erheblich  erhobt  worden 
(1885,  1887  Weizen-  nnd  Boggenzoll  auf  5  M.  för  100  kg.)> 
bis  durch  neue  Handelsverträge,  besonders  mit  Oesterreich- 
Ungarn,  Rurottnien,  sehliesslich  sogar  mit  Rnssland,  die  im  internatio- 
nalen Verkehr  für  alle  fremde  Staaten  mit  MeistbegUnstigungsrecht 
zur  Anwendung  gelangenden  Getreidezölle  wieder  practiseh  eine 
erhebliche  Reduction  erfahren  haben  (Weizen-  nnd  Hoggenzoll  anf 
3Va  ftir  100  kg.).  Immerhin  sind  die  Getreidezölle  so  die  dem 
Ertrage  nach  wichtigste  Zollkategorie  nicht  nur  geworden,  sondern 
auch  seit  diesen  Handelsverträge  geblieben,  wennschon  natürlich 
nach  Ernte-  und  Uandelsconjuncturen  mit  erheblich  schwankenden 
Ergebnissen.  Auch  abgesehen  von  ihrer  agrarpoUtiscben  princi* 
piellen  nnd  practischen  Bedeutung  sind  diese  Zölle  so  jetzt  ein 
wichtiges  Fundament  des  Beichsbaushalts  und  in- 
direct  der  Einzelhaushalte.  Ihre  Verminderung,  gar  ihre 
Beseitigung  würde  auch  iKr  die  Finanzen  Wirkungen  haben,  die 
Reich  nnd  Staaten  nicht  Aber  sich  ergehen  lassen  könnten,  wenn 
nicht  zuvor  fUr  einen  sicheren  Ersatz  dnreh  andere  Steuereinnahmen 
gesorgt  u  uidt;.  Ein  solcher  Ersatz  wilrdc  aber  manche  und  erheb- 
liehe Schwierigkeiten  machen.  Auch  die  Übrigen  agrai  isehen  Zölle 
der  neuen  Tarifperiode  seit  1879  haben  neben  der  agrar-  und  volks- 
wirthsehattspolitischen  eine,  wenn  auch  im  Vergleich  mit  den  Ge- 
treidezölleu  viel  geringere  finanzielle  Bedeutung.  Aehnliches  gilt 
von  den  indastriellen  ächutzzöUen.   Unter  den  allein  oder  wesent- 
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lieh  als  FinanzzöUe  anzuseheodeD  dentseben  Zöllen  ist  der  ehe* 

mala  wiehtiggte,  der  Kaffeezoll,  trotz  weiterer  Ertragssteigemog 

durch  den  Getreidezoll  anaserordentlich,  nenerdinge  aber  anch  dnreh 

den  Petrolenmzoll  im  Ertrage  bereits  etwas  flbertroffen  worden,  der 

Tabakzoll  ihm  seit  seiner  Erböhnng  (1879)  nahe  gekommen, 

Aneh  die  kleineren  Finanzzolle,  für  andere  eoloniale,  exotisebe 

Consumartikel ;  Südfrüchte,  in  geriogerem  MaaRse  der  Weinzoll 

zeigen  steigemle  Erträge  bei  niil  Wohlstand  und  llandelsverkebr 

gewachsenem  Consum.  Der  Ziickerzoll  hat  dagegen  mit  der  immer 

grossartiger  gevsordeneu  EDtwiekiunp:  der  einheimischen  RUben- 

zuckerproduction  und  der  Umwandluni:  Deutschlands  ans  einem 

Zocker  eintührendeu  m  einem  immer  stärker  Zucker  ausführenden 

Gebiete  seine  tinanzielle  Bedeutung  bei  uns  fast  völlig  verloren. 

Der  Gesammtertrag  für  Zölle  ist  absolut  und  relativ  seit  Grtindaog 

des  Reichs  y  besonders  seit  1879,  sehr  stark  gewaehsen,  hat  die 

Hohe  des  französischen  nnd  britischen  Zollertrags  erreicht  und 

neuerdings  fibertroffen.  Die  Zolle  sind  so  anch  in  Dentsehland, 

wie  in  anderen  modernen  Staaten,  die  wichtigste  Stener- 

gattnng  in  finanzieller  Beziehnog  geworden.   Eine  im  Ganzen 

finanz-  nnd  anch  yolkswirthschaftspolitiseh  wohl  richtige  Botwiek- 

long,  wenn  es  auch  strittig  bleiben  mag,  wie  weit  man  die  Agrar- 

Zölle  und  die  industriellen  ►Schutzzölle  in  dieses  gUntstige  ürtbeii 

mit  einheziehen  darf,  was  ich  meinerseits  im  Ganzen,  besonders  in 

Betreff  der  Agrarzölle,  zu  thun  nicht  Anstand  nehme. 

Aas  der  Gesetzgebong  ubor  ZftUe  und  be^nder«  den  Tarif  (s.  Uaapbach-' 
n08tvr  mm  Bondas-,  wkw*  Bdch^eeetzblatt  fon  1867"96  niiter  dem  Wort  Vereins- 

Zolltarif,  aocli  v.  Aufsess  a.a.O.)  sind  zu  nennen:  Abftnderon)?  des  Tarifä  rom 
23.  Mai  l^^TO  darch  Gesetz  vom  7  Jnü  IP?!?.  mit  nencr  K.'Hr^rtion  des  Tarifs  (Be- 
lumniiiiacburig  vom  12.  Juli  lb73,  giiüjr  vom  1.  Üct.  l87o  au).  ÜHiiti  verschiedene 
Befirdongen  nnd  Ermä^sigonfreo,  besonders  für  Eisen  and  eiserne  GenenstftDde,  Ba- 
seitijrunf!:  des  letzten  bis  dahin  noch  bestehenden  Ausfuhrzolls  für  Lninpeu  ond 
andere  Abfälle  zur  Fapierfabrikation.  Seitdem,  da  die  Durchfuhrzölle  im  Zollverein 
mIuni  Mier  beseitigt  worden  waren  (1861).  bestehen  nnr  noch  Orens-Einftthr- 
*  lOUe  in  Deutschland. 

Dann  lain  die  Tarifreform  von  1879.  eingeleitet  durch  die  Einftthrnng  ror- 
la.aügür  ianfaudcruDgen  durch  (icsetz  vom  '60.  Mai  1879  und  durchgeführt  durch 
des  Zollgesetz  Uber  den  neuen  Zolltarif  rom  15.  Juli  1879.  Darin  laeist  wieder 
(letreldfizO IIb  (Wei/.eu.  Kotigen,  Haler,  HtiUenfrUchte  und  nirht  besonders  genanntos 
(ietreide  für  lUÜ  kg.  1  M.,  (ierüte,  Maid,  Bacbweizen  Vi  M.  a.  s.  w.).  ViehzAlU 
(90  bisher  ftei  Pfeide.  jetzt  10  M.  das  Stadl,  nllet  Bindrieh,  Schafe,  Ziegen  bisher 
frei,  jeut  Stiere  und  Kuhe  6,  Ochsen  20  M..  Jangrieh  2*/«  M..  Kälber  unter  6  Wochen 
2  M.,  Schafe  1.  Lämmer  '  M.  das  St«ck,  nur  Zic^ren  noch  frei,  Schweine  schon 
bisher  das  Stück  2,  jcui  27,'.  Spanferkel  bisher  80  Pf.,  jeut  bis  10  k«.  30  Pf.  das 
Stück).  Butter  früher  50  Itg.  4  M.,  jet/t  100  kg.  20  M.  (anch  ItQnatHehe),  Kise 
allor  Art  früher  für  50  kg.  5.  jetzt  für  100  ka:  20  M..  Schmalz  (Schwein-,  G5ti-,e-) 
früher  frei,  jetzt  10  M.,  anderes  Thierfett  früher  frei,  ietzt  2  M.,  Fleisch,  aus- 
geschlachtetes, frisches,  wie  znbereiteiea,  froher  frei,  jetzt  mit  12  M.  bel<^t  (iacL 
ScUnken,  Speck,  Wnnt,  Fleischeztract)  Von  wichtigen  gewerlilicben 


Dlgitized  by  Google 


658         9*  ^  Uebenlchtea  der  BestmieiDii;.  BdchslMiteiMniiig.  §.  202. 


Rohstoffen,  auch  der  heimischen  Production,  1)licb  Wolle  (Schafwollt') 
wie  bisher  frei,  gek&mmte  wurde  jetzt  mit  2  M.  for  100kg.  belegt.  Flachs  ond 
ander«  regretabilische  Spinnstoffe  (exci.  Bsnmirolle)  bisher  frei,  jetzt  Zoll  von 
1  M.  für  100  kg.,  der  aber  schon  1880  wieder  «tfi^hoben  wurde,  Baumwolle, 
Rohseide  blieben  frei.  Von  Holz  büoh  zwar  Brennholz  n.  s.  w.  frei,  Baa- 
nnd  Nutzholz  und  grobe  Holzwaaren  wurden  zoiJpliicliiig.  Von  den  Artikeln 
wesentlich  Pin&nszoIIchnracters  wurde  der  wichtigste,  Kaffee  (and  Snrro- 
gate  excI.  Cichoriß)  für  100  kp.  von  S^)  anf  40  M.  erhobt,  bei  Hacao  blieb  der  bis- 
herige Sat2  von  35  M.,  bei  Thee  stieg  der  Zoll  von  48  auf  100  M.,  bei  Tabak 
(roh,  Bi&tter,  Stengel)  von  24  auf  85.  bei  Cigarren  von  120aaf  270,  bei  anderem 
fabricirten  Tabak  vom  66  (Schnupftabak  120)  auf  180  M..  bei  Wein  der  bis- 
heri;;f'  Kinheits^af/.  (für  Fass-  wie  Flascheuwein"!  von  16  (aus  Nichtineistbo>rünsti^Qnffs- 
läodern  24;  auf  48  M.  fUr  Flaschenwein,  24  M.  fOr  Fassweine,  von  Branntwein 
aller  Art  (aoch  feinem,  vie  Arne,  Rum,  Franzbranntwein)  von  96  anf  48  H..  der 
Bierzoll  blieb  gleich  (4M.),  von  Südfrüchten  blieb  der  Zoll  l'Qr  frische  i Apfel- 
sinen. Citronen  u.  s.  w.)  auf  12  M..  ebenso  für  Feigen,  Corinthen,  iiosinen  auf  24  M., 
während  getrocknete  Datteln.  Mandeln,  Pomeranzen  u.  dgl.  von  24  auf  86  gesetzt 
wurtUm.  Gewiir/c  aller  Art  (nirhi  besonders  genannte)  wurden  von  89  auf  50, 
Honig  von  2  auf  Caviar  von  66  auf  100.  Keis  von  ;l  aui'4  M.,  Seemaschel- 
and  Schaaltbicro,  wie  Austern,  Hummer  von  12  auf  24  M.  erhöht,  Heringe 
blieben  bei  dem  bisherigen  Satze  (Tonne  8  M.).  Ein  nener  eigener  Zell  filr  Petro- 
leum  (roh)  war  6  M.  für  100  kg.,  ein  Satz,  dem  es  aber  bisher  nnter  der  Riibrilc 
..anderes  Oe!  in  Fässern"  auch  bi^hcr  unterworfen  war.  Die  industriellen  and 
ixj  untaniaiiis  chcn  Halbfabrikate  und  Fabrikate  wurden  mehrfach,  soweit 
sie  zuletzt  frei  gewesen,  wieder  zollpflichtig  (so  Roheisen  mit  1  M.  fttr  100  kg.),  sonst 
nieiht  in  den  Zollsätzen  erhöht,  dabei  a'Mr  auch  «'»fters  die  Sätze  nach  der  Ff^in- 
hcits-  und  Veraibcitungästufe,  dem  Frincip  rationellen  Schutzzolls  geiuass, 
mehr  specialisirt  nnd  abgestuft,  so  bei  läsen-  und  anderen  Metall-,  Thon- 
waaren,  (jarnen,  Geweben  u.  A.  in.  Metalle,  wie  Kupfer,  Zink,  Zinn,  Blei  blieben 
zollfrei,  ebenso  Stein-  nnd  Braunkohlen  (auch  Gokes). 

Im  Vei^leieh  mit  dem  Fisealismos  der  Finanzzölle  (Gros»- 
britanniens,  Frankreicbs)  und  dem  Protectionismns  (Prankreiehsy 

Kusslands,  Nordamerikas)  anderer  Zolltarife  von  Grossstaaten  war 
der  deiitsclic  Tani  von  1879  imuicr  noch  ein  gemässigter  in  beider- 
lei Hinsicht  und  ist  er  es  auch  in  seiner  Weiterbildung  in  Einzel- 
heiten geblichen,  selbst  in  Betreff  der  erhöhten  Getreide-  und 
sonstigen  Agrarzfillc,  diese  mit  denen  vergleichbarer  anderer  Länder 
(Frankreich,  Italien)  verglichen.  Der  gtlostige  finanzielle  Eri'olg 
zeigte  sieh  bald  in  der  firtragssteigernng. 

Veränderungen  des  Zolltarifs  ?on  1870-~79  erfolgten  durch  (jesetz  tom 
6.  Juni  1880  i  Wicdi  rbefreinnn:  von  Flachs  n.  s.  w.\  Gesetz  vom  19.  Juni  1881  (wcitero 
Specialisiruug  und  Erhöhung  der  Zölle  auf  feine  Toch-  u.  dgl.  Waaren),  (iesctx  fom 
21.  Juni  1881  (Einflihmng  eines  Zolls  ftir  Msehe  Weinbeeten  von  15  H.  fttr  100  kf., 
die  bisher  ^  anderweitig  nicht  benannten  Erzcojirnisscn  des  Landhaus'"  gehörend  frei 
gewesen  waren,  Erhöhung  des  Zolls  fnr  MUhlenfabrikato  aus  Getreide  o.  s.w., 
wie  Mehl.  Ton  2  auf  3  M.  für  100  kg.),  Gesetz  ?om  23.  Juni  1882,  Ge&eU  von 
18.  Mai  1884,  §.  6  (ErliOhan^  des  ZftndbölzchenzoUs  ron  8  anf  10  U. 
fttr  100  kg.). 

Eine  nrnfangreiebere  Veränderung  des  Zolltarifs  von  1879  fand 

dorcb  das  Gesetz  vom  22.  Mai  1885  statt. 

Davon  sind  durch  Gesetz  vom  20.  Febr.  1885  besonders  die  höheren  Getreide- 
sAlle  schon  yorher  eingeführt  ▼orden.  Unter  den  talilieicliea  Aenderongnn,  bezw; 
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Mcb  Erböbangen  der  Tarifpo&idooen  befanden  sich  nameotlicb  solche  der  GütreiUe- 
lOlle  (WefseB,  Roggen  «nf  3  Sf.  far  100  kg..  Gexate  auf  IVt«  Hafer  anf  1'/«  u.  s.  w.). 
Mühlenfabrikilte ,  Mehl  ?oü  3  auf  7',.,  M..  der  Viebzölle  (Pferde  auf  20.  Stiere, 
Hohe  auf  9,  Ochsen  atif  80  M..  Jnnirvirh  auf  6.  junro  K!i!h.>r  auf  3,  Schwein.'  auf  ß, 
kleine  Spanferkel  auf  1  il.  das  Stück  u,  j»,  w..  Fleisch  vuu  12  auf  20  M.  lüi  lÜÜ  k«.), 
der  Hol/zii  Ile,  der  FiDanzzOlle  (besonders  Zoll  für  Schaumweine  in  Klaschea 
ytit  $0  M.  fiir  100  kc:-.  src/en  FIa>(hen weine  wie-  bi>li.'r  mit  M..  Branntwein  aller 
An  rou  48  auf  fiU  M.,  Honig  von  3  auf  20,  gebrannter  (jacao  von  35  auf  45,  Cacao- 
Buune.  Cboeolade  ron  60  au  80  M«,  Gaviar  von  100  auf  150,  Ämtern,  Hommern, 
Schildkröten,  jetzt  in  besonderer  Position  von  24  auf  50  M.);  dann  viele  Aenderunj^en 
nnd  mehrfach  Erhöhungen  bei  den  industriellen  Srhmzzöllen.  besonders  anrh  '»^i 
Iciucfea  Artikeln.  Danach  cioe  neue  Kedacriou  deü  Zolitarit^ccsetzes  von  IbT'J  ma 
den  effölgten  Abftndeningen  dunh  Bekanntmaehnng  vom  29.  Mai  1885. 

Darch  diese  AenderuDgen  von  1885  ist  der  fisealische  nnd 
protectionistische,  besonders  der  agrar-,  aber  auch  der 
in  das  trie-proteetioni  8  ti  sehe  Cbaraeterdea  Zolltarifs  weiter 
versebärft  worden.  Noch  mehr  gescbah  das  tu  Betreff  der 
Getreideeölle  und  der  mit  ibneii  znsammenbftngeiideii  dnreb 
oeite  ErbabtmgeD  im  Jabre  1885  (Weizen-  und  RoggenzoU  aof 
5  M.  ftr  100  kg.).  Diese  Zölle  wurden  so  auf  ibr  bisberiges  Maximum 
gebracht.  Dieses  wurde  indest^eii  bald  wieder  durch  Handels- 
verträge für  die  practisch-wichtigsten  Fälle  der  Einfuhr  aus  Ge- 
bieten der  Handelsvertragsstaaten  oder  derer,  welche  Meist- 
begtinstignng  genossen  (  Fraukreicb,  Nordamerika),  wieder  erheblicb 
ermässigt  (Weizen-  and  BoggenzoU  auf  3Va  M.). 

Das  Gesetz  vom  21.  Dec  1887  brachte  den  Zoll  fllr  Weiten  nnd  Kogren  auf  5, 

Hafer  anf  4,  Gerste  auf  M.  u.  s.  w..  für  Mublfabrikate  aus  Getreide.  Mehl  u.  s.  w. 
fOü  7V.2  auf  10"^  M.  für  100  kp.  Die  Handel^vert^äge  hatten,  soweit  sie  zugleich 
Tari f ver tr & u: 0  mit  Einräumung  von  Ermässigungen  von  Einfuhrzöllen  waren,  oder 
dcB  Coottah'  titcn  die  Meistbeganstignog  gewährten,  au^^ser  ihrer  allgemeinen 
handelspoliti-tcben  auch  eine  mehr  oder  weniger  rrlf  bli-Ii  Bedeutung  in  finan- 
zieller Uiosicbt.  Namentlich  gilt  dies  von  den  Fäileu.  wo  die  Zölle  fUr  Finauz- 
xollartikel  (so  Wein,  SQdfirQchte)  oder  fUr  Agrarprodncte,  d.  h.  filr  Artikel, 
hei  (h-nen  der  Zollcrtrag  ein  bedcutcndt  r-  b  Finanzobject  war  ((letreide/oU),  crmassigt 
wurden.  Von  allpt  uicint^r  Wichtigkeit  in  dieser  doppelten  handelspolitischen  und 
finanzpolitischen  HeJuutung  war,  dass  zwischrn  den  Vereinigton  Staaten  von 
Kordam  erika  nnd  dem  Deutschen  Reich  (Zolirerein)  anf  Grund  eines  alten  prenisi- 
?chen  Vr-rtraps  Mc)stbcgQnätif;on<:  brstan-l.  Diese  ist  freilich  von  N  ril  imerika  neuer- 
dings nicht  corrcct  ausgelegt  und  mehrfach  cbicaoös  gehandbabt  worden,  während 
▼ir  sie  gegen  Amerika  loij^  darebitahren.  Die  Vereinigten  Staaten  geooeaen  nnd 
geniessen  daher  bis  jetzt  den  Vortheil  der  niedrigeren  deutschen  Einfuhrzölle,  welche 
anderen  Staaten  durch  die  neueren  HandelsrertrHi^e  einperütimt  worden  sind.  Dies  ist 
besonders  lur  den  Gctreidezoli  wichtig  und  hier  auch  von  erheblicher  üuauzieller 
Bedeutung,  indem  nun  auch  nordamcrikaniscbeft  Oetreide  nur  den  ermäs>igten  Vertrage- 
zoll bei  der  Einfuhr  nach  D«  ut-(  hland  zu  entrichten  hat  (bei  Wt-izcu  und  Rojrsren 
ahio  3Va  statt  5  M.  für  100  kg.)  Mit  Frankreicli  besteht  seit  dem  Kriege  von 
1870/71  kein  beeonderer  Haodekvertraii^  mehr,  der  fHlbere  von  1862  i«t  im  YenaillM- 
Franiifurter  Friedensscblnss  nicht  wieder  in  Kraft  getreti  n.  nacbdemcr,  völkerrechtlicher 
'T-wohiih'-it  premä?«,  durch  den  Kriejr  seine  Giltijfkeit  verKir^n  hatte.  Ahcv  dafür  ist 
im  i  raaikiurter  Friedensvertrag  vom  10.  Mai  1871  im  Art.  12  die  wichtige  Bestimmung 
getroffen  worden,  dase  bdde  Staaten,  das  Deotscbe  Reicb  nnd  Frankreich,  sieb  gegm- 
seiHg  venprecben,  lich  anf  dem  Fnss  der  meistbegünstigten  Nation  im  intemnlionalon 
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üandelsverkehr,  üisbesoAdere  »ach  in  den  £ia-  und  Auäj^aagsabgaben,  im  Darchgangs- 
verkehr«  In  den  ZoUfi^nnlicbMten,  zo  behandeln,  aomeü  es  sfeh  Seiteas  beider  Suiten 

am  Bei^rün^tiKuiigen  durch  Haiidelsrerträgo  bandelt,  die  England,  Belß:ien.  NiederUnd, 
der  Schweiz,  ücsterrcicli ,  Russland  pewührt  worden  sind.  Solange  daher  in  irgend 
cincui  Tarifsatz  ciucä  dieser  Lauder  vom  DeuCbcheu  Reich  oder  Frankreich  eine  £r- 
mä.HtiigiiDg  bei  der  Einfuhr  geniesiit,  gilt  diese  ohne  Weiteres  tta  die  Elnfolur  mos 
Frankreich  nach  Deutschland  oder  umgekehrt.  ßu:-timmangcn,  welche,  wenn  nicht  ein 
Haudelävertrag  zwischen  beiden  Ländern  sie  ändern  sollte,  nar  mit  dem  Aufhören  des 
Priedenesnetaade  awischen  ihnen  fortfallen  würden.  Ten  FInanzzoUartikeln  oder 
anderen  ron  Bedentong  nach  ihrem  ZoUertrag  kommt  Ulf  Deirtiehland  unter  den  fma- 
z5>ischen  romemlich  der  Wein  in  Betracht,  der  ron  dienen  Meistbeganstifuiga- 
clanseln  profitirt 

Die  eonst  fllr  den  Zolltarif  in  Betreff  der  finanziellen  Pdfen  mehr  oder 

weniger  wichtigen  neuesten  Handel8rerträg:e.  auf  deren  handelspolitische 
beite  wir  hier  nicht  näher  einzugeben  haben,  sind  in  chronologischer  Heibe  folgende : 
mit  Oeeterreich-Ungarn  rem  6.  Dec.  1891.  Italien  rom  6.  Dec.  1891,  Belgien 
TöA  6.  Der.  1801.  der  S(  hweiz  vom  10.  Dec.  1891,  Rumänien  vom  21.0ct.  1893« 
Rus&land  fum  10.  Febr.  1894  Diese  Handelsverträge  gelten  bisE  ul  100;^  im  !  )  m-^rfr. 
wenn  sie  nicht  12  Monate  zuvor  gekündigt  werden.  Von  anderen  tiuunzicii  uuwichugcreu 
neneaten.  sowie  ron  den  etwas  ftiteren  ans  den  1870er  nnd  1880er  Jahren,  in  denen 
übrijirens  re^reluiSssig  Meistbegünstigung  gegenseitig;  bedungen  worden  ist,  können  wir  hier, 
wo  es  sich  we^enilich  nur  um  die  finanzielle  Seite  und  um  Finanzzollartikel  oder 
Artikel  grosseren  Ertrags  handelt,  absehen.  Erwähnt  sei  indessen  noch,  dass  der 
Handelsvertrag  zwischen  DeWscbland  ond  Grossbritannien  Tom  30.  Mai  1865  in 
Folge  britiüK^her  Kündigung  am  30.  Juli  1898  ausser  Kraft  getreten  ist  (Rekanntmaohung 
rem  Sl.  Juli  1898).  Doch  haben  sich  beide  Länder  die  Behandlang  aal  dem  Fuss 
der  MtdstbegOnstigung  auch  fernerhin  zogesagt.  nnr  dass  sieh  dies  nicht  mehr,  wi« 
früher,  ohne  Weiteri-.s  auf  alle  britischen  Colonieen  und  au^iwärtigeii  Besitzungen  mit- 
bezieht. Der  Bundesrath  ist  im  Deutschen  Heich  gesetzlich  ermächtigt  worden ,  den 
Augehörigen  und  Erzeugnissen  Grossbritanniens  und  Irlands,  wie  britischer  Colonieea 
und  answ&Ttiger  Besitzungen  fernerhin  die  Behandlung  auf  dem  Meistbcgün.sti<runtrs> 
fusse  zü  fr«währen  (Reiclis?esefze  vorn  11.  Mai  189S.  I  Juli  1899  und  30.  Juni  1300, 
gittig  bis  30.  Juli  1901).  Dies  ist  mit  Ausnahme  Caiiadas  ^später  auch  Barbadoea) 
fesehehen  (Beltanntmachnnr  rom  7.  Jali  1899).  Aneh  mit  Spanien  ist  schliesslich 
ein  modus  vivendi  hergestellt,  indem  auch  hier  die  Behandlung  auf  dem  Fuss  der 
inei>ibei:ünsti?;ten  Nation  gefrenseitig  gewahrt  wurde  (Notenwechsel  zwi^rhen  beiden 
Kt  pieruiifieü  vom  12.  Febr.  1809,  in  Verbindung  mit  der  Abtretung  der  iiisein  im 
stillen  Ocean  an  Deoischland).  Dies  ist  finanziell  wichtig  für  Artikel  wie  Wein,  Süd- 
früchte, auch,  durch  Anwendung?  des  spanischen  Conventi' n-iltnrifs  auf  Deutschland, 
fUr  den  etwaigen  Spritexpon  nach  i>panien,  wegen  der  Kuckwirkung  auf  die  Steacr- 
mckrergütungcn  dabeL  Da  mit  rielen  anderen  Staaten  anf  Omnd  froherer  Vertrilge, 
wie  gesagt,  Meistbegunsti)!Ung  besteht,  so  haben  die  Tarifconcessionen,  welche  daa 
Deutsche  Keich  in  den  «renannten  Handclsvertrriiren  «jrewfihrte,  seitdem  ziemli'^h'alliremeine 
Anwendung  im  internationalen  Handelsverkehr  fiefuudcn.  Der  practiacii  in  iietracht 
kommende  Zoll  ist  dah<>r  in  den  betrelfendcn  Fällen  der  Con ven tionalzoll,  was 
namentlich  fur  Getreide.  Wein,  S  ild  f  rü  h  t  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wichtig- 
ist.  l^ur  einige  finanziell  wichtigere  Keductioneu  von  Tarifsätzen  in  Folge  der  anderen 
Handelsrertrl^e  sollen  hier  ab  Proben  erwähnt  werden. 

Im  Vertrag  mit  0 esterrci ch- Ungarn  sind  zahlreiche  Sätze  des  deutschen 
Einfuliftarifs,  besonders  Indtisirie/Alle  aht>r  auch  andere,  fcstpelept,  d.  h.  zwar  viel- 
fach nicht  gegen  den  ailgeuicinen  iant'  erma^ifigt,  aber  die  Sätze  des  letzteren  an- 
genommen weiden,  so  dass  diese  während  der  Dauer  des  Vertngv  nicht  einseilig  ron 
deutscher  Seite  erhöht  werden  können.  Finanziell  am  Wichtigsten  nnd  von  allgemeiner 
Tragweite,  weil  such  den  anderen  Vertragsstaaten,  schliesslich  selbst  Rassland,  nnd 
den  Meistbegun^tignng8Staaten  frewihrl,  war  die  Hernbsetznng  der  Getreide- 
soll e  gegen  die  Sätze  von  1885,  bezw.  1887.  Die  wichtigsten  Posten  waren:  Weizen 
ond  Roggen  ron  5  auf  S\U  M.,  Hafer  von  4  auf  2  M.  80  Pf..  Gerste  von  2  M.  25  Pf. 
auf  2  M..  Hulseufrtlchie  von  2  auf  1'/««  Malz  von  4  auf  3  M.  60  Pf.,  Mais  von  2 
anf  1  H.  60  Pf«  Hopfen  ron  20  snf  14,  frische  Wein  beeren  com  Tafelgenoss  roa 
15  anf  4  (Postpackete  bis  5  kg.  frei),  andere  von  15  auf  10,  andere  ans  der  Weinlesei 
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idU  Kimmen.  KerncD  und  Schalen  in  Fässern  oder  Kesselwagen  einmstMDpft  elagelitful 

ebenfalls  auf  4  M  .  Mü  hlen  Fabrikate,  MeM  von  lOVs  »"^  "Va-  Fleisch  ron  20 
auf  15  (bchweiiiefleibcii  auf  17)  Batter  vou  20  auf  16,  (ieflUgel  alier  Art,  nicht 
lebend  von  30  aaf  12,  Wild  dej<gl.  Tin  90  auf  20,  Eier  von  Geflügel  von  3  auf  2  M. 
Pfer  Ii  hcbieltcn  zwar  im  Allgemeinen  den  Zollnatz  von  1885  mit  'Xi  >T  loch  junf^e 
Pterde  bist  zu  2  Jahren  werden  Zü  10  M.  zugelassen,  bei  Stieren  und  Kühen  der 
Satt  fOD  9M.  festgelegt,  bei  Oelisem  ron  80uf  25VtM.  enniftdgt,  bei  Jangrieh 
von  6  auf  5  M.,  bei  Schweinen  ebenso,  bei  audeiem  Vieh  blieben  die  ZöUe  von 
1885.  Auch  die  HolzzOUe  wurden  zum  Theil  etwas  ermUssigt.  Fasswein  and 
Mo^t  wurde  von  2i  auf  20,  ruther  zum  Verschneiden  auf  10,  Wein  zur  Cognac- 
berdtniif  «iiter  Centrale  nneh  naf  10,  frfeehe  Sttdfrttelite  ?on  12  auf  4  M., 
^'-trocknete  Feigen,  Corintlien,  Rosinen  von  24  auf  8,  getrorkn-ue 
Datteln,  Mandela  o.  s.  w.  von  30  auf  10  M.  herabgesetzt  Soweit  die  Ein- 
fahr ron  solchen  Artikdo  nicht  entsprechend  in  Folge  oder  wenigstens  im  Gefolge 
der  Zullredoetionen  stieg,  war  das  finanzielle  Interesse  durch  diese  Maassregeln  benach« 
tbciligt,  ebenso  w\<->  unter  allen  Umstanden  das  agrarische,  znmal  als  diese  S&tze 
dann  durch  die  weiteren  Handelsverträge  und  die  Anwendung  der  Meistbegünstigung 
renülgemeinert  vnrden.  Von  den  Aenderangen  der  Indoetri ezAlle  gnit  Beides 
mr  in  geringerem  Maasse. 

Diese  Zülls&tze  des  Conventionaltarifs  mit  Oesterreich  -  (Jngarn  finden  sich  dann 
durchaus  in  dem  mit  Italien,  mit  der  Schweiz,  mit  Belgien,  oder  wurden  ohne 
Weiteres,  sofern  sie  die  niedrigsten  waren  (z.  B.  bei  Butter  16  M.,  im  italienischen 
Vertrag  17)  auf  die  Einfuhr  aus  diesen  Ländern  und  aus  den  übrig:en  mit  Meist- 
begUnatigungsrecht,  daher  namentlich  auch  aas  Frankreich,  Orossbritannieo ,  Nord- 
tDerika  ond  e.  m..  sjilter  ans  Spanien  angewendet.  Im  Vertrag  mit  RnnSnfen 
und  Kussland  j>ind  dieselben  Zollsätze,  wie  in  den  anderen,  in  den  angegebenen 
Fällen  und  sonst  fiir  die  Einfuhr  nach  Deutschland  enthalten  und  die  Meistbepriinstigung 
hat  man  sich  zugesagt.  Man  kann  also  die  ia  den  Verträgen  enthaltenen,  be/.w.  aus 
dem  Tarif  von  1885  festgelegten  Zellsitten  neben  den  nicht  veränderten  der  Tarife 
voti  1879  u[i(i  1885  als  diejenigen  ansehen,  welche  den  fiscalischen  und  den  handels- 
politischen, agrar-,  montan-  ond  industrie-protectionistischen  Character  des  geltenden 
deatschen  Zoiltarirs  bezeichnen.  Als  gemSssigt  fisealiscber  vird  der  Tarif  aneh  bei  den 
eigentlichen  Finanzzollartikeln  (Colonial-,  Materialwaaren,  wie  Kaffee.  Thee, 
<itrftrze.  Tabak.  Zucker,  Wein,  Petroleum,  Branntwein)  doch  im  Vergleich  mit  den 
Zoll>ät/.cn  Frankreichä  (s.  Fiu.  III.  S.  819.  831,  833»,  Üe^terreich- Ungarns,  auch  in 
Betreff  der  hier  überhaupt  nur  zollpflichtigen  Artikel  Groasbritanniens  (üpeciell  des 
Tabaks.  Tbees.  Weins.  Branntweins^  s.  Fin.  III.  §.  145  IF.'  immerhin  nur  p:e!ten  kSnncn. 
Der  Wichtigste  Finauzzoll  Frankreichs,  der  Kaüeuzoli,  stand  bisher  (seit  dem  letzten 
Kriege)  anf  150  Pircs.  oder  121Vt  M.  fhr  100  kg.  gegen  40  H.  bei  uns.  Denachlaod 
wird  daher  bei  einem  so  niedrigen  Zoll  auch  nicht  Gefahr  laufen,  wie  jangst  Frank- 
reich und  Italien,  dass  ihm  ''in  Land  grosser  KafTecprodnction,  wie  Brasilien,  mit  Er- 
iiöbnug  der  Einfuhrzölle  aul  Fabriliate  u.  b.  w.  als  Ketorsiou  droht,  um  so  eine  Er- 
mteijniDg  des  französischen  und  italienischen  KafieezoUs  zu  erzwingen,  was  Brasilien 
dann  auch  g«jliinc''Ti  i  t.  Nebenbei  heui'  rU  '-ine  sehr  characteristis  Ii  Wendung  der 
Handels-  und  ZuiipoUtik  solcher  Überseeischen,  am  Export  ihrer  kliuatischeu  Stapel- 
pmdncie  ttait  interesiirten  Staaten  nunmehr  aneh  einmal  gegen  die  störwiden  Pinanz- 
zOlle  europ&iscber  Linder! 

In  den  agrarischen  ZollsSfzen  ist  wenigstens  bei  der  wichtigsten  Brotfnirlit. 
Weizen.  Frankreich  (7  Fr.)  ond  Italien  (8  Fr.)  auch  nocli  liolier  als  Deutschland 
binaufgegangen.  Frankreich  hat  sie  auch  bemerkenawerther  W  eise  nicht  mit  in  die 
Handelsverträge  gebracht,  sich  also  in  BetrefT  ihrer  nicht  gebunden.  Die  agrarischen 
ZAÜe  haben  bei  uns  ja  fast  durchweg  nach  Ursprung.  Grund  und  Entwicklung  den 
Character  von  SehntzzOllen.  Aber  ibfe  linansielle  Bedentnng  ist  eben  mit  der 
Steigemng  der  Einfuhr  auch  sehr  gewachsen  nnd  erhebiich  grosser  ab  in  den  nbiigen 
Staaten,  auch  in  pruilr  ich  und  Italien,  geworden. 

Ausser  den  Zuliurif-Aeudoruugcn  durch  die  Handelav  ertrage  sind  seit  1887 
spontan  keine  erheblicben  Aendemngen  im  altgemeinen  Tarif,  weder  finanz-  noch 
schotzzollpolitische.  bis  1900  erfi.igt  (s.  Gesetze  mm  18.  Mai  1895,  6.  MSrz  1899), 
abgesehen  von  Aenderungun  im  Branntweinsteuergeset^  rom  24.  Juni  1887  fur  die 
Branntwein  solle  (Arrac.  Cognac,  Rom  in  Flssem  fl&r  100  kg.  anf  125  M,  anderer 
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Branntwein  auf  180  M.).  ferner  im  Gesetz  vom  S.  Jnni  1891  (Liköre  auf  180  M.. 
anderer  BrAoiitwem  io  Fässern  auf  125,  soniitieer  auf  180  M ).  Mit  zur  Decktitipr  der 
Aasgaben  für  das  neue  Floitengesetz  ron  1900  ist  im  Sommer  1900  aber  aus  finan- 
ziellen  Granden  und  zum  TheÜ  in  der  Tendenz  einer  gewi^^en  Luxusbesteuerong  durch 
Gesetz  vom  14.  Juni  1900  der  —  vornemlich  böhmische.s  Bier  treffende  —  Bierzoli 
auf  6  M.,  der  Zoll  fUr  Brauntwein  aller  Art  bei  Likören  auf  240,  sonstigem  in  F&ssera 
nnf  IGO,  in  Plascben,  Krugen  u.  dgl.  anf  240,  fttr  Schanniveioe  anf  120  tf.  fllr  100  kg. 
erhöht  worden.  In  Verbindung  mit  dem  schon  frübcr  erhflliten  Zoll  von  fremden  Schaum- 
weinen steht  der  Plan,  auch' inlaiidischon Schaumwein  einer  Keichsverhrauchsstcuer  im  An- 
scbluss  an  die  rroduction  zu  unterziehen,  was  Fielleichf  im  Jahre  1901  verwirklicht  wird. 

Bemerkenswerth  in  handelspoliti  (  h -r.  aber  doch  etwas  auch  in  ünaDzi  olidscher 
Beziehung:  ist  die  neuerlicbe  gesetzliche  Ennreiiobuiip.  ,. K  a  m  r  f  :^ «1 !  e"'  in  der  Form 
Tou  Zoschligen  zu  den  tarifmässigen  Zuschlagen  and  auch  fur  suu^t  zollfreie  Artikel 
eitttttftlinMi.  Im  ZoIlUiTiffesote  ren  1879,  6  (ron  1885  §.  6)  findet  sich  nentieh 
die  Bestimmung,  dass  Waaren,  welche  aus  Staaten  kommen,  weiche  deutsche  Schilfe 
oder  Waaren  deutscher  Herkunft  un^unstiirer  behandeln,  als  difjenitren  anderer 
Staaten,  mit  einem  ZuÄcblaife  bis  zu  öO  "^/y  der  tarifmiissifreü  Kiogaiigsabgabe  belegt 
werden  köDuen ,  soweit  nicht  Vortragdbestiininuntren  ent^'egcnstehcn,  und  zwar  dnräi 
Kaiserliclie  Verordnung  «ach  Zustiminting  des  Bundi-sraihs.  Diese  Anordnung  tritt 
aber  ausser  Kraft,  wenn  der  fieichstag,  dem  sie  baldmöglichst  Forzulegeu  ist.  da^ugen 
slinmt.  Dnreb  Gesetz  rem  18.  Hai  1896  ist  dieser  Zasebltf  bis  in  100  des 
sonstigen  Zollsatzes  und  zugleich  gestattet  worden,  sonst  zollfreie  Waaren  bis  zu  20 
des  Werths  zu  bcIcg^en.  In  dem  kurzen  Zollkrieiic  mit  Russland,  der  dann  bald 
zum  Handelsrenrag  vou  lä94  führte,  ist  von  diescu  Zusclilägcn  in  erheblichem  Um- 
fang und  Maasse  Gebrauch  gemncbt  worden  (Verordnong  vom  29.  Juli  1898).  Zahl* 
reiche  Tarifsätze  wurden  bis  um  HO  erhöht,  so  Weizen  und  RoprceJi  v  n  M 
iVertragszoU  3Vt)  «of  7'/«  M.  für  100  kg.  Ebenso  ging  man  zeitweise  gegen  Spanien 
m,  so  S.B.  ZoU  fdr  Passwein  nnf  86  M..  nnd  bei  anderen  spaniseben  wiebtigeren 
Stapel»  und  Exportartikeln  (Verordnung  rom  25.  Mai  1894,  anfgdmbea  dttreh  Ver- 
ordnung vom  2A.  Juli  1890). 

§.  203.  iSteuerpolitiscbeBeurtbeiluDg  des  deutschen 
Zolltarifs.  Nach  den  mitgeth eilten  Tarifproben  und  ebenso  Dach 
UntersnehiiDg  der  übrigen  Tarifsätze  sind  die  deutseben  Finanz- 
Zölle,  auch  naeh  einzelnen  Erhöhungen  im  Tarif  von  1879  ond 
seitdem,  doeb  immer  noch  fast  durchweg  mässig,  verglichen  mit 
denen  anderer  Länder  (Frankreichs,  Grossbritanniens  n.  a.  m.). 
Auch  die  Indnstriezölle  sind  wenigstens  nicht  ttberhoch,  anch 
im  Tarif  von  1879  nnd  1885  noch  nicht.  Die  AgrarzOlle,  be- 
sonders die  Getreidezölle,  nnd  zwar  selbst  die  massigeren  Ver- 
tia^^sziillc ,  sind  djigegen  alieidiu^s  /Jenilich  hoch,  namentlich  \m 
Verhältniss  zum  heutigen  niedrigen  rieitsC  des  Ulijects,  aber  sie  sind 
eben  mindestens  io  dieser  Hobe  ans  den  wichtigsten  agrarpoliiiscben 
und  a  1 !  -  e  m  e  i  n  -  V  o  1  k  8  w  i  r  t  h  sc  h  a  Itli  eh  en  Giünden  einmal 
geboten,  jetzt,  auch  wie  gesagt,  ein  wichtiges  Finanzobject 
dnreh  ihren  Ertrag  für  den  Reiohshausbalt  und  indirect  für 
die  Landeshaushalte  geworden.  Man  wird  nur  zugestehen  müssen, 
dass  diese  Zölle,  besonders  der  Roggenzoll,  aber  anch  einzelne 
andere  fttr  vegetabilische  and  animalische  Agrarprodncte,  nament- 
lich für  Nahrungsmittel,  nach  den  Goos  am  Verhältnissen  die 
einzelnen  BevöKkernngsclassen  verschieden  und  freilich  die  unteren 
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Ciassen  und  die  FamilienhaushaltaDgen  stärker  als  die  oberen 
Claueo  und  die  Einzelbaashalte,  einigermaassen  umgekehrt 
progressiv  belasten.  Diese  Sachlage  wird  noch  bedenklicher 
wegen  folgender  weiterer  Umstände,  welche  hier  mitspielen. 

Der  dentsebe  Zolltarif  enth&lt  seit  lange,  schon  ans  der  Periode 
des  Zollvereins  nnd  des  frttheren  prenssiseben  Systems»  ttberwiegeud, 
*  jetzt  fast  nnr  noch  specifische  and  besonders  Gewichtszölle. 
Im  Tarif  von  1879,85  finden  sich  überhaupt  nur  2  WertbzoUsätze 
für  eine  Katee^orie  Objccte  (für  2  verschiedene  Arten  Eisenbahu- 
fabrzenge  vuii  6  und  10  °/g  vom  Werth).  Sonst  bestehen  grössten- 
theils  Gewichtszölle,  nur  wenige  andere  specifische  (so  Stiick/Jtlle 
bei  Vieh  und  einzelnen  anderen  Artikeln,  z.  B.  Taschenuhren). 
Diese  Einrichtung  ist  zwar  für  den  Handelsverkehr  und  technisch 
ftr  das  Zollverfahren  und  die  Veranlagung  der  Zölle  die  erwünsch- 
teste. Aber  stenerpolitiscby  wie  auch  schutzzollpolitisch  ist  sie  nicht 
mbedenklich,  znmal  wenn  der  specifische  ^llsats  nicht  wenigstens 
nach  Stufen  nnd  Guten  eines  Artikels  angemessene  Ab- 
stnfnngen  hat  Das  ist  aber  namentlich  bei  den  wichtigeren 
Finanz  Kollartikeln,  wie  Kaffee,  Caeao,  Theo,  Oewttrzen,  Süd- 
frUcbten,  Tabak,  Wein,  Petroleum  n.  A.  m.,  ebenso  bei  den  finan- 
ziell besonders  wichtigen  Getreide-  und  anderen 
Agrarzüllen  nicht  oder  nicht  ausreichend  dci  Fall.  15ei  Wein 
wird  zwar  neuerdings  nach  Fass-,  Flaschen-  und  feeiiaumwein  im 
Zollsatz  nnterschieden,  was  in  Etwas  aul  einen  Qualitatsluss  mit 
binauskonunt,  aber  doch  nicht  entfernt  genügt,  weil  die  Qualität 
sich  nicht  genau  nach  Versendung  in  Fass  oder  Flasche  abstuft 
nnd  innerhalb  beider  Kategorieen,  ebenso  unter  den  Schaumweinen 
grosse  Qualitäts-  und  Wertbunterscbiede  noch  besteben.  Sonst 
wird  fast  allgemein  —  eine  kleine  Ausnahme  bilden  noch  die  Vieh- 
zOlle  und  die  yerschieden  hohen  Zollsätze,  der  ▼erachiedenen  Getreide- 
arten .zum  Tbeil  —  ein  Einbeitssatz  yon  jeder  ganzen  Waaren- 
gattung  erhoben.  So  Tcrstossen  diese  specifiscben  Zölle 
allerdings  mehr  oder  weniger  gegen  den  richtigen 
stenerpolitischen  Grundsatz,  wonach  Werth,  zu  mindestens 
Sorte  und  Qualität  beim  Zoll  —  und  analog  bei  anderen 
indirecten  Verbrauchssteuern  —  berücksichtigt 
werden  sollen,  um  die  verschiedenen  Ciassen  der 
Co  n  8  u  m  e  n  ten,  soweit  der  Zoll  aut  diese  überwälzt 
wird,  einigermaassen  gleich  stark  nach  ih re r  Lei stn n ^^s - 

tähigkeit  zu  treffen.   Die  Consameuten  der  bessereu  Sorten 
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und  Qualitäten,  alflo  im  Ganzen  die  wohlhabenderen  und  leistnngs- 
fähigereo  KreisCi  werden  so  zn  niedrig,  umgekehrt  die  Gonenmenten 
der  schlechteren  Sorten,  die  weniger  begüterten  Classeo,  werden 
zn  hoch  getroffeni  also  wiedemm  gewissermaassen  nmgekebrft  pro- 
gressiv, gerade  entgegengesetzt  znm  richtigen  Ornndsatz  der  Be- 
stenemng  nach  der  Leistnngsfllliigkeit 

Sowohl  die  WerthbesoUang,  als  die  Abstafnng  des  Zolls  nach 
Sorten  n.  s.  w.  ist  indessen  notoriseb  bei  diesen  Artikeln  mit  zn 
grossen,  bisher  meistens  lür  unüberwindlich  geltenden  zollteehnischen 
Schwierigkeiten  und  grossen  Störungen  und  lieUistiguugen  fllr 
den  Handel  verbunden  nnd  k;iiin  daher  gar  nicht  oder  nur  aus- 
nahniBweise  und  nur  ungenügend,  wie  jetzt  bei  Wein,  erfolgen. 
So  steigern  sich  jene  stenerpolitisehen  Bedenken  der  Zölle,  beson- 
ders der  Finanz-  und  Agrarzülle,  noch,  welche  aus  der  Verschieden- 
heit der  individuellen,  familienweisen,  classen weisen  quantitativen 
Consumtionsverhältnisse  folgen  (Fin.  II,  §.  269—271).  Die  analogen 
Verhütnisse  bei  den  inneren  indirecten  Reiehsverbrancbs- 
stenern,  bei  denen  die  Dinge  in  Betreff  der  quantitativen  nnd 
znm  Tbeil  wenigstens  aocb  der  qualitativen  Consnmtionsverschieden- 
heiten  ähnlich  liegen,  erhöhen  diese  Bedenken  abermals  nnd  erheb- 
lich (Salz-,  Bier-,  Branntweinstoner,  weniger  wohl,  aber  doch  anch 
Tabsk-,  Zuckersteuer). 

Um  so  nothwendif^er  erscheint  Steuer  politisch,  um  die 
Oesaninitheit  der  Steuerlast  hesser  nach  der  T.eistungs- 
fäbigkeit  und  nach  socialen  Steuerpriucipien  zu  ver- 
theilen, eine  Ausgestaltang  der  sonstigen  Steuern, 
besonders  der  directen,  der  Personal-,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern,  auch  der  Verkehrs-,  Erbschafts- 
stenern  in  der  Weise,  dass  diesen  Bedenken  gebflbrend  Rech- 
nung getragen  wird.  D.  h.  diese  Stenern  mflssten  in  ihrer  Ein- 
richtung nnd  danach  in  ihrer  muthmaasslichen  Ge- 
sammtwirkung  diese  Wirkungen  der  Zolle  —  und  der 
inneren  Reiebsverbranehssteuern ,  —  zumal  solcher  wie 
die  Salz-,  Bier-,  Branntweinsteuer,  soweit  auch  diese  den  Con- 
sumenten  treffen  —  einigerniaassen  ausgleichen.  Das 
fuhrt  von  diesem  Gesichtspunctc  aus  zur  Forderung  eines  nicht 
zu  niedrigen  steuerfreien  !vx  i  s  t  e  n  z  m  i  n  i  m  ii  m  9**  hei 
Per s n n a  1  sieucrn  und  mitunter  auch  bei  einzelnen  Ertrags- 
steuern, sowie  einer  nicht  sn  schwachen  und  nicht  zn 
frtth  abgeschlossenen  Progressivitftt  des  Steoerfusses 
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bei  P  er  B  0  n  a]  Btenero  (Einkommen-y  Vermögens-,  aaeb,  zumal  wo  Dur 
Ertragssteoem  bestehen,  bei  Kapitalrenteo-,  GroDd-,  Gewerbesteuern). 

Da  nun  im  Deotschen  Reiche  bisher  keine  directe  Reicbssteuer, 
auch  keine  fieicbserbschaftssteuer  vorhanden  ist,  deren  Erwünscht- 
heit freilieh  auch  durch  diese  Wiriiuugen  der  Zölle  u.  s.  w.  mit 
bej;ründet  wird,  sr  sied  um  so  mehr  die  entsprechenden 
Anforderungen  an  die  directe,  die  Verkehrs-  und  die 
Er b scb af ts besteu eru ng  der  £iDzelstaaten  zu  stellen. 
Die  neuere  Entwicklang  der  directeo  Personal-  and  zum  Theil 
wenigstens  der  Erbschaftsstenern  dieser  Staaten  entspricht  dieser 
Forderung  immerhin  einigennaasseU;  aber  kaum  schon  aosreicbend 
nud  die  Verschiedenheit  der  einzelstaatlichen  Stenergesetzgebang 
ist  anch  hier  wieder  ein  störender  Umstand.  Bei  der  relatiTen 
Niedrigkeit  unserer  deutschen  Zolle  ond  inneren  Verbrancbsstenem 
(freilieh  mit  den  beiden  wichtigen  Ausnahmen  des  Getreidezolls 
nnd  der  Salzsteuer)  Termfndem  sich  die  angedeuteten  Bedenken 
des  specifisehen  Einheitszolls  und  der  Folgen  der  verschiciicneü 
CoDsumverbältnis^e  zwar  an  sich  und  im  Vergleich  mit  vielen 
anderen  Ländern.  Aber  nicht  nur  im  Priucip,  sondern  anch  prac- 
tisch  bleiben  diese  Hcdt^ukcn  in  nicht  i!:erini:cm  Onifaii;:;  dnch  auch 
bei  uns  bestehen  und  sollten  als  wiehiig  i^emig  geilen,  um  darauf 
hin  wenigstens  die  einzelstaatliche  Besteuerung,  besonders  die 
directe,  in  der  angedeuteten  Weise  fortzubilden. 

Jedenfalls  liegt  hier  ein  Znsammenhang  zwischen 
Landes-  nnd  Reichsbestenerung  vor,  der  bisher  in  unserer 
Gesammtsteuerpolitik  nicht  entfernt  genügend  berttcksiehtigt  worden 
Ist  Gerade  je  ergiebiger  ZoUe  (AgrarzOUe)  und  Verbranchsstenern 
waren  nnd  werden  rnOssen^  desto  wichtiger  ist  es,  diese  Rttck- 
sicht  zu  nehmen. 

Bei  den  industriellen  Z<illcn,  besonders  auf  Fabrikate, 
bei  denen  es  sich  auch  im  Ganzen  nicht  um  ein  so  bedeutendes 
Finanzobiect  als  bei  den  Finanz-  und  Agrarzöllen  handelt,  wird 
wenigstens  durch  die  feinere  Abstufung'  im  Zolltarif  von  1879  und 
1885  die  Bedeutung  der  angedeuteten  Bedenken  erheblich  ver- 
mindert, zum  Theil  ganz  beseitigt  Aehnlich  verhält  es  sich  nach 
den  Consumtionsmengen  nnd  zum  Theil  wirken  die  höheren  Zölle 
anf  feinere  Fabrikate  steoerpolitisch  richtig. 

Auf  Zoll r erfahr en  und  weiteres  ZoUteclinisches  soll,  der  bloss  als  fairzer 

Ceberblick  frepcLcnm  Dari^itllung  der  RcicbbbcbteueruDg  gemäss  (S.  G46).  nicht  näher 
mehr  eingegangen  werden.  Anch  diese  Diritre,  ebenso  das  Zolls  traf  rech  t  haben 
eine  noch  grössere  bandehipolitischc  als  tiuan/poliUäche  Bedeutung,  zumal  in  der 
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Gegravurt«  werden  daher  beesor  im  ZoflaamieiiliAiig  mit  dieaer  Seite  des  Zollveeens 

behandelt.  S.  besonders  die  oben  ge».  Arbeit  von  v  Aufscss.  Ans  der  (iesetyr- 
gebang  die  Zolivereiriiivertr&gc,  besonders  der  rou  lbü7.  die  Zollorduang  und  das 
Zollstrafrecht,  auch  Gesetz  vom  18.  Mai  1868,  die  allxemeinen  ZoUj^esetze,  besonders 
das  70D  1869.  £s  sei  nur  Doeh  enrihnt,  da&s  die  (iewichtszölle  bei  uns  nur 
vom  Bruttogewicht  erhoben  werden,  wenn  der  Turif  dies  ausdrücklich  vorschreibt, 
was  im  geltenden  Tarif  oor  in  ganz  wenigen  Fäden  geschiebt  (bei  Hopfen,  Muschel» 
und  Sdialthieren,  auch  Ämtern«  Hnouneni.  Sptellaiten,  einigen  ZollkatecorieeB 
(/liO.  ferner  bei  Waaren ,  bei  welchen  der  Zoll  6  M.  von  100  ktr.  nicht  überst  'iiit, 
worunter  daher  allerdings  viele  Agrarproducte  gehören.  Bei  atJen  übrigen  (iewichts- 
zOUen  kommt  das  Nettogewicht  fUr  die  Verzollung  zur  Auwendung.  Der  fiundesraih 
bestimmt  jetzt  die  Proccnts&tzc  des  Bruttogewichts,  nach  welchen  das  Nettogewicht 
berechnet  werden  kann  (also  die  sogen.  Tara,  umj^ekehrt  L't'nommejO.  Bei  der  Er- 
mittlung des  Nettogewichts  von  Flüssigkeiten  wird  aber  das  Ucwicbt  der  unmittelbarea 
Umschliessungen  (Fässer.  Flaschen)  nicht  ahgesoiren.  insoweit  also  auch  hier  nach 
Brutlogewicbt  verzollt  (Wein!  Zi)n!ariftie!-et/c  von  188.5.  §.2).  In  umfassendem  Maa^sc 
erfulgeu  (iewäbrunsen  von  Zollcrediten.  .\frrar-  und  handelspolitisch,  etwas  auch 
huaaziell  von  Bedeuiuug  sind  dm  Bestmimungen  Uber  die  Erleichterungen  mittelst 
Erlasses  ron  Ein^HngszoU  far  fremdes  Getreide  an  inländische  Mühlen,  h^ 
entsprechender  Wiederausfuhr  von  Mehl,  ferner  die  Zulassung  von  Trans  itlr^.'^ern 
ftU:  fremdes  Getreide  (Zollgcscu  von  lS8ö.  §.  7),  sowie  die  neuerliche  Ausäteliuug 
von  Einfnhrscheinen  bd  der  Aasfahr  ron  Getreide,  mit  welchen  Scheinen  eine 
ihrem  Zotlwerth  entsprechende  Menge  der  nemlichen  Waareuirattun^r  ohne  Zoilentrichtung 
eingeführt  werden  kann  (.^ufhcbun-r  des  sci«rcn.  IdentitätsnachwcisRS  für  wieder  ans- 
gefuhrtcs  fremdes  üetreide).    Gesetz  vom  H.  Apnl  zur  Abaudoruug  von  Be- 

stiaimnngen  in  §.  7  des  Zolltarifgesetzes  von  1879/85,  sonstige  Abänderungen  diesss 
Gesetzes  durch  (besetze  vom  ]8.  April  1880.  IL  April  1804.  18.  "Mni  1^!»' 

Finanziell  sehr  wichtig,  d.  h.  fUr  die  Kelchs-  und  btaatscaasen  eu toprechend 
nachtheitig  sind  die  sogen.  Rück-  nnd  AnsfuhrTergutiingen  bei  Artikeln, 
welche  der  inneren  Reichs  Verbrauchssteuer  unterliegen,  Verhältnisse,  welche 
auf  d<>fi  ReinertrafT  der  Steuern  und  ZflUo  von  den  betreflendon  Objecten  besonders 
bei  Zucker,  Brauutwciu  stark  einwirken.  Aber  diese  Dinge  stehen  mit  der  ganzen 
Steoersinrichtung  in  Zosammenhang  nnd  rtnd  handels-  nnd  wirthschaftspolitisch  In 
gewissem  Umfang  —  wenipstons  als  reiner  :"1  t-rsatz  der  erhobenen  Steuer, 
nicht  mehr  —  geboten,  bei  Zucker  auch  in  der  Form  der  wirklichen  Ausfuhr- 

{»rimie  einstweilen  ▼egeo  der  nogeordnelon  aaswkrtigen  Concnfrenzrerhiltnisse 
eider  auch  kaum  rermeidlich  —  mindestens  im  Princip,  wenn  auch  vielleicht  nicht 
ganz  im  heutigen  Maasse.    Darüber  einijres  Weitere  im  Folgenden  bei  den  einzelnen 
Steuern.    Statistische  Daten  dafür  und  Uberhaupt  für  die  ZoUertragc  unten  in 
212, 

5  204— -b).  Die  inneren  Reichssteuern.  Uebersicht. 
Die  liei  der  <  Ii  (iikIuii^^  des  Reichs  bestehenden  haben  mehrfach 
wesentliche  Veränderungen  ertahren,  besonders  die  Zuckersteuer 
(1887  uod  später),  die  Tabaksteuer  (1879)  und  die  Branut- 
weioB teuer  (1887).  Noch  eingreifendere  waren  bei  beiden  letz- 
teren geplant,  auch  in  Gesetzentwürfen  in  den  Reichstag  gebracht, 
sind  aber  hier  nicht  darchgedmngen  (MonopoleinfUbrangy  Tabak- 
fabrikatstener).  Die  Salz-  nnd  die  Bierstener  sind  dagegen 
wesenttieh  in  der  nrsprODglicben  Einricbtnng  geblieben.  Neu  hin- 
zugekommen sind  znm  Wechsel  Stempel  der  Spiel  karten- 
etempel  (1878),  eine  Art  Gebrauchs-  nnd  Oennsssteuer,  nnd  die 
sogen.  Börseusteuer  von  Werthpapieren,  Geschäften  u.  s.  w. 
(1881,  1885,  1894,  1900),  ferner  die  ö La tis tische  Abgabe  (Ge- 
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bllbr)  vom  Waarenverkebr  (1872).  Die  liegeiang  der  Gerichts* 
kosten  betrifft  einmal  wesentlich  Gebühren  nnd  kommt  sodann, 
für  die  Finanzen  des  Beiebs  selbst  nar  fUr  das  Reichsgericht,  sonst 
bloss  ftlr  das  Gerichtswesen  der  Einzelstaatan  in  Betracht  Letsteres 
gilt  ebenso  von  der  Beiehs-EiohgebOhrentaze  (1869  und  später). 
Die  sogen.  Ban knote nstener  dagegen,  die  den  Kamen  einer 
„Steuer*'  freilieh  kaum  fuhren  kann,  beniht  auf  demBeiehs-Bankgesets 
Yon  1875  nnd  fliesst  in  die  Beichscasse.  Die  Beinerträge  der 
Beichspost  nnd  Telegraphie  lassen  sich  nicht  als  Steuer  auf- 
fasseu,  soiideru  sind  ein  Ueberschuss  halb  gewerblicher  Natur  auh  dem 
Betrieb  einer,  fiiiauziell  betrachtet,  doch  wesentlich  als  „Geböhren- 
einricbtuDg''  anzusehenden  Unternehmung  (s.  Fiii.  II,  §.  (50  tV). 
Mancherlei  Verwaltun^^seinnabmen ,  ebenfalls  vomemlieh  gebübren- 
artiger  Xutur,  hie  und  da  mit  6teaerelementen  verbanden,  kommen 
sonst  noch  in  den  versehiedenen  Zweigen  der  Reichsverwaltnng 
(Reichsämtern)  vor.  Finanziell  am  Wichtigsten  sind  die  Patent- 
abgaben  (1877).  Die  Aversen  der  nieht  znm  Zollverein  ge- 
h(lrenden  Gebietstheile  des  Deutschen  Boichs  an  Stelle  der  Zölle 
und  inneren  Verbrauchssteuern  sind  natürlich  in  Folge  der  Ver- 
minderung dieser  Gebietstheile,  daher  namenüieh  des  Eintritts  Yon 
Hamburg- Altona  und  Bremen  in  den  Zollverein,  viel  kleiner  ge- 
worden. Ebenso  etwas  die  Entschädi^ungszablnngen  der 
bUd deutschen  Staaten ,  seitdem  diese  an  der  gemeiusameu 
Branntweinsteaer  Theil  nehmen. 

Aus  der  Littcratnr  «.  die  einschlnfrendcn  Ahhandlansren  im  Schönberg'sdu'n 
Haadboch  uod  besonders  die  Artikel  Uber  die  eiozcitiüu  betrettenden  Steueru  im  Hanc^- 
«drtOTbaeh  der  StmlswiBsonaelüften  und  im  WOitertincli  der  Yerwaltang,  alle  mit 

Anyab'-'ii  der  Spt-ciallittcratur.  Dazu  die  Gesetzeritwürft- .  Motive  und  Verhandlungen 
mit  Rcnclitcii  im  Norddeutschen  nnd  Dctitscheo  Heichsta^.  Vielerlei  besttgliclieii 
Material  iu  den  AnuaJen  und  im  Finauzarchir. 

%.  205^a).  Die  Salzsteuer  (nebst  dem  Salzsoll).  Die  Steuer 
beruht  noeb  auf  der  obea  genannten  grundlegenden  Gesetzgebaog 
von  1867,  die  keine  Verftndemng  erfahren  bat,  auch  nicht  im 

Steuersatz  (12  M.  för  100  k^.).   Nnr  der  entsprechende  Salz  zoll 

bei  der  Einfuhr  fremden  Salzes,  der  fr.Uher  gleich  hoch  war,  ist 
im  Zolltarif  \ou  187Ü  für  zu  Lande  eingehendes  auf  12  M.  80  Pf. 
erhöbt  worden.  Die  Stener  ist  hoch  und  priu€i|iiell  als  lielastnn^ 
eines  absolut  nothwendigen  Consumgegenstandes ,  öowie  wegen 
ihrer  köpfeten erartigen,  sogar,  nach  den  ConsumTerhältnisseu,  stark 
umgekehrt  progressiven  Wirkangen  bedenklich.  Bedenken,  die 
au4^  praetiseb  wegen  der  Geringfügigkeit  des  individaelien  Salz- 
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coDsnms  und  des  Einkaufs  in  kleinen  Mengen  doch  nicht  ver* 
sohwindeD,  ToUends  nicht,  da  der  KeiDertrag  in  die  Reichscasse 
zur  Deckung  allgemeiner  IteicbBanagaben,  nicht,  wie  etwa  bei  einer 
Zwecksteaer^  znr  Bestreitung  von  Ausgaben  tlir  WohifabrtsintereBsen 
spedell  der  unteren  Glassen,  dient  Doeh  könnte  man  einiger- 
maasen  den  ateigenden  Beitrag,  welchen  das  Reich  in  der  Alters- 
und InTalidenveraicherang  zahlt,  als  ans  dem  Salastenerertrag  ge- 
nommen ansehen,  wenn  auch  rechtlich  eine  solche  Festlegung  dieses 
Ertrags  nieht  besteht  Bei  dieser  Auffassung  Termindem  und, 
wenn  jener  Reichsbetrag  den  Salzstenerertrag  erreicht  haben  wird, 
verschwinden  die  Bedenken  dieser  Steuer  mehr  und  melir. 

Ftür  doü  Salzzoll  geltea  die  aUgcmeiuea  ZoUgesetze  uod  VerordoDogen.  Die 
Steuer  fom  inlBodiitcheii  Salz  wird  nach  dem  Gesetz  rem  12.  Oct  1^7  nach  d«m 

Nettogewicht  benM linct  und  ist  von  den  Produccnten  «iler  Sleinbal/bergwerks- 
bositzern  zu  entrichten.  Die  (irundlage  bildet  die  Annieldeptlicht  der  betred'endcn 
Betriebe  (auch  wo  Salz  ila  Nebeoproduct  gewonnen  wird\  die  Controle  knQpft  i>ich 
an  das  einzelne  Werk  au  und  betrifft  nameildich  dt  ii  Verkehr  mit  Salz  von  dem  \\'crka 
nai-,b  Aussen  hin.  fertige  (lagerunpsrcifo)  Salz,  auch  das  Silimiitz-  mid  Fege- 

baiz  idt  in  unter  steuerlichem  Mitrerschluss  stehende  Üäumc  tbalzmagaziue)  zu  bringea. 
Bei  der  Entnalime  daran«,  abo  bei  dem  Uebenrmiir  in  den  Terkelir«  tritt  die  Ver- 
pflichtun^:  zur  Erlci^uner  der  Salzsteucr  ein,  vorbehaltlich  der  zulässigen  Ver^eiidunir 
unter  Begieitscheio.  Der  Verkehr  mit  versteuertem  Salze  oder  mit  denatunrt  ab- 
gelassenem, alsdann  steaerfreicm,  ist  im  ganzen  Zollgebiet  im  Aligemeinen  dann  frei. 
Steuerfrei  (§«  20)  ist  a.  A.  aUgemeiD  das  zur  Ausfuhr  (m  natura  und  in  Form  der 
Verweiidunj^  zum  Einsalzen  von  Gegenständen)  p-olnngfinic,  fcrni-r  das  zur  Natronsulphat- 
und  Sodafabrikatiou,  sowie  zu  souütigen  gewerblicheu  Zwcckcu  (mit  Ausnahme  des  zu 
menschlichen  Nahronga*  nnd  GennaBnittela,  incl.  Tabak&biikate,  Hinenilvasser, 
Bäder  bfntitztcn),  wßiter  das  zu  landwirthschafdichrn  Zwecken,  Fütterung  und  Dün^iin^ 
verwendete,  endlich  das  bei  Nothstäuden  und  an  Woblthätigkcitsanstalien  verabreichie 
Salz.  Di^  steuerfreie  gewerbliche  und  1  an dwirthsch ältliche  Salz  ist  eventuell  zu  de- 
naturiren  und  nur  so  im  Verkehr  zuzulassen.  Die  Strafen  der  Defraudation  11 
bis  18  des  Gesetzes  vom  1*2.  Oct.  !S:n7)  bind  zioiiilicli  scharf:  zunächst  Gonfiscation 
der  Gegenstände,  eventuell  «auch  der  benutzten  Genithe  (Sicdepfauneu  n.  s.  w.)  aiid 
Vier&chee  der  TOTenlhaitenen  Abgabe,  Terdopplnng  dieser  Strafe  bei  erstem  Wieder» 
holnnesfall ,  Vervierfachung  bei  jedem  fcrnfren  Kückfall.  Der  zutii  zweiten  Ma!<? 
rechtskräftig  verurtheilte  fiaUbergwerksbesitzer  verliert  die  Belugniss  zur  cigouen  Vcr- 
waltong  seines  Werks,  yerwandlang  der  Geld-  in  Freiheitsstrafen  wie  im  Zollstrafgesetz. 
Daneben  OrdnttnKSStrafen.  —  Stcuertcchnisch  günstig  ist  die  Con  centration 
der  Salzgewinnung  auf  eine  kleine  Zahl  Werke  flR98  und  seit  lange  10  Steinsalz- 
werke, 71  Haupt-  und  9  Nebenwerke  für  Kochsalzgewinnuog,  47  bczw.  03  andere 
Werke  fOr  Gewinnung  ron  Salz  ans  wSsseriger  LOsong).  Der  Ertrag  der  Steuer  kommt 
seit  Jahren  nur  zu  I  — •'"o  vom  Zoll,  zu  '.^r» — 00"/,,  aus  der  IiiLiudssteuer.  Statistik 
^.  u.  in  212  mit.  S.  im  Schön  her  g' sehen  Handbuch«  4.  Aufl.,  B.  3,  1.  Abth. 
Abh.  ron  Zeller.  S.  402  S.  (.vgl.  auch  Schall  a.  Lehr  in  den  froheren  AnflaKen), 
Art.  Salzsteuer  von  Lehr  im  H.  W.  B.  d.  St.  B.  5,  von  G,  v.  Mayr  im  Wörterb  d. 
Verwalt.  B.  2,  v.  Aufsoss  a  a.  0.,  in  Hirth's  Aunal-n.  1803.  S.  193,  2S7.  ^^2.  8i*2. 
ferner  auch  Kerst,  das  Saizmonopol  (18G5)  und  aus  der  allgemeiucu  Litteiatur  Uber 
Salz  und  mm  Tbeil  Salzstener  die  Schriften  ron  Y.  Hehn  (1878),  M Oller  (1874)« 
Schleiden  (1H7.'')1.  besonders  Schmi.lt  il874).  VorfrIci(hende  Statistik  der  Salz- 
stcuereitiage  verschiedener  Staaten  auch  im  Fin.arch.  11,  040,  X,  767*  XV.  068. 

§.  2in>-~j^),  Die  Ta  I)  akstener.  Sie  steht  für  ioländischen 
Tabak  mit  dem  Einfuhrzoll  für  ausländischen  in  naber  Be- 
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Ziehung.  Das  Lästige  und  überaus  Schwierige,  in  stcuerpolitischer 
und  stenertechDiseber  wie  in  volkswirtbscbaltlicher  liiusieht,  liegt 
bei  der  deutschen  Tabakbestenerung,  wie  überall  und  zum  Tbeil 
in  nocb  böherem  Maasse  bei  anderen  iuDeren  Verbrancbssteoem 
(bei  nns  besonders  bei  der  Zaeker-,  aucb  der  Branntweinsteiier^ 
weniger  bei  der  Weinatener,  wenngleich  anch  immer  etwas,  noch 
weniger  nach  nnaeren  Prodnetiona-  und  Gonaomtionsrerhttltniasen 
bei  der  Bier-  nnd  der  Salzateoer)  darin,  dass  bei  nns  wie  in 
anderen  LSndem  eigener  bedeotenderer  inländischer  Prodnetion 
eines  stenerpflichtigen  Artikels  nnd  einer  erheblieheren  £infob|> 
des  gleichen  Artikels  aus  dem  Auslande  (zum  Theil  auch  des  Ab- 
satzes des  eiülieimischen  Artikels  ins  Ausland)  Cont'licte  zwischen 
dem  fi scalischen  und  dem  volkswirthschattlichen  (Koh. 
stoflf-Productions-,  Fabrikations-,  Handelsinteresse)  entstell (  n.  Diese 
lassen  sich  völlig  genügend  kaum  bei  irgend  einer  l'oim  von 
innerer  J^teuer  und  Hinrichtung  des  Zolls,  sowie  beider  »Steuersätze 
lösen.  Die  Veränderungen,  weiche  in  Entwicklung  von  Production, 
Einfuhr  und  Ausfuhr,  bei  ersterer  namentlich  in  der  Technik  nnd 
OekoDomik  selbst  vor  sich  gehen  ^  schaffen  immer  wieder  nene 
Schwierigkeiten.  Daher  auch  ein  häufiges  Experimentiren  der 
Stenergesetzgebnng,  beim  Zoll  ein  Kampf  zwischen  dem  Finanz- 
zoll- und  dem  Schntzzollgesichtsponct,  bei  der  Stener  eia  Bestreben, 
die  Form  der  Veranlagung  und  Erhebung  nut  den  sich  vielfach 
widerstreitenden  fiscalischen  und  Tolkswirthschaftlichen  Interessen 
in  Einklang  zu  bringen.  Bestenemugen  dieser  Art,  am  Meisten  die 
Zucker-  und  Branntwein besteuerung,  aber  anch  die  Tabakbesteuerung 
sind  daher  ein  Kreuz  lür  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Die 
Forderung  gleicliniabsiger  Hühe  von  Zoll  und  Steuer,  welche  vom 
fiscaliöchen  J^tandpuncte  aus  zu  stellen  ist,  lässt  sich  wegen  der 
stark  mitspielenden  einheimischen  Productions-,  Handels-  nnd  aus- 
wärtigen Absatziuteressen,  wenn  man  das  eine  oder  andere  der 
letzteren  loteressen,  oder  alle  zusammen  nicht  Preis  geben  wili^ 
nicht  genügend  eri'flllen.  Die  steuerpolitische  Forderung  der 
Qoalitätsbestcuernng,  der  richtig  bestimmten  Durchschnittshöhe  der 
Stener*  nnd  Zollsätze  macht  weitere  Schwierigkeiten.  Auch  in 
Deutscblaud  hat  sich  das  Alles  in  hohem  Maasse  gezeigt  und  völlig 
Befriedigendes  ist  nameutlich  bei  den  drei  genannten  Stenern  auf 
Tabak,  Zucker,  Branntwein,  anch  bei  uns  nicht  erreicht  worden. 
Diejenige  Besteuern ngsmethode,  welche  die  vorliegenden  Schwierig- 
kehen  verbältnissmässig  noch  am  Besten  löst  nnd  namentlich  die 
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fiscaliscben  mit  den  beimischen  ProductionsiDteressen  wohl  noch 
am  Günstigsten  ansgleicbt,  das  Monopol »  ist  hei  Tabak  wie  bei 
Branntwein  nicht  zn  erreichen  gewesen. 

I^äheres  über  diese  Probleme  gehört  nicht  hierher  in  dio  Darstellung-  der 
dentschen  Bestenemnp.  soiiii^rn  in  die  systematische  specielle  Steuerlebre.  Für 
meine  Auft'au>suug  iü  aller  kurze  beziehe  ich  mich  auf  meinen  nntea  gou.  Groodh»i 
der  FIuiitwjsseiHiclMft. 

Der  erste  Schritt  anf  dem  Gebiete  der  inneren  deutschen 
Tabakbesteuerung  nach  den  Ereignissen  von  186G  war  die  Ans- 
debnnng  der  bisheri^^en ,  auf  Preussen  und  einen  Theil  seiner 
Kacbharstaateu  beschiäukten  Tabaksteuer  auf  das  ganze  Zoll- 
verciii>^cl)iet ,  nach  dem  nenon  Vertrage  von  1867  and  dem  sich 
anschliessenden  Gesetze  von  löüö.  Diese  freilich  durchaus  mangel- 
hatte Steuer  bestand  in  der  Form  der  diretten  Steuer  vom  mit 
Tabak  bepflanzten  Boden,  der  sogen.  Flächensteuer.  Diese 
Form  wnrde  dabei  nicht  nur  beibehalten,  sondern  steuerpolitisch 
noch  verschlechtert y  wenn  auch  steaertecbniscb  vereinfacht,  indem 
der  bisher  naeh  Boden-,  bezw.  Tabaksqoalitttt  abgestafte  Satz 
(„FiScheosteDer  mit  QnaUtfttsftiss")  dnreh  einen  Einheitssatz,  im 
Betrage  des  bisher  hfksbsten  prenssiseben  („Fläcbenstener  ohne 
Qnalitiltsfnss**)  ersetzt  wnrde.  Diese  Stenerform,  eine  roheste  Form 
der  Rob8to£foteaer,  rnht  direct  anf  der  Landwirthsebalt,  bezw.  dem 
ländlichen  Grundbesitz,  sie  trifft  die  Tabakbauer  höchst  ungleich, 
weil  sie  aul  Lilragsfähigkeit  des  Bodens,  bezw.  Meiigc,  Gute,  Eriite- 
ausiall  des  Products  gar  keine  Rtlcksicht  nimmt.  Sie  ist  finanziell 
ganz  unergiebig,  weil  sie  nur  bei  sehr  niedrigem  Steuersatz  sich 
überhaupt  halten  lasst.  Das  hat  zur  Folge,  dass  dann  auch  der 
Zoll  für  den  fremden  Tabak  niedrig  gehalten  werden  muss,  um 
die  SchotzzoUwirkung  zwischen  Zoll-  und  Inlandssteuer  nicht  noch 
stärker  zu  machen.  So  war  es  in  Deotscbland  von  1868—79. 
Der  Ertrag  der  gesammten  Tabaksteuer  einschliesslich  Zoll  kann 
daher,  selbst  bei  sehr  grossem  Consnm,  wie  in  Dentschland,  nor 
mttssig  sein,  wie  es  sich  aneh  damals  in  Deatschhind  gezeigt  hat 

In  der  Reform  von  1879  Ist  es  dann  wenigstens  zor  teehnischen 
Verbessernog  der  Inlandsstener  nnd,  woftlr  dies  die  Voraussetzung 
war,  znr  Erhöhung  dieser  Steuer,  sowie,  wofUr  letzteres  wieder  die 
Voranssetzung  mit  war,  zur  Erb<$hung  des  Zolls  auf  fremden  Tabak 
(Kohtabak  und  Fabrikate)  gekommen.  Man  ging  för  den  in- 
ländischen Tabak  />ur  sogen.  Gewichtssteuer  des  Rohtabaks 
über,  eine  entwickeltere  Form  der  Kohstoifsteuer.  Dabei  wurde 
.  wenigstens  die  verschiedene  Ertragsläbigkeit  des  Bodens  und  die 
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Erntemenge,  aber  wieder  noch  nlebt  die  Qnalit&t  des  Prodacts  ge- 
würdigt Steaertechnisch  bedingte  dies  System  bereits  scbirfere 
Cootrole  des  TabalLbans  and  der  Ernte  bis  zam  VeriLaaf.  Es 
bringt  aber  den  Tabalibaner  in  grössere  Abhängigkeit  vom  Hilndler 

und  vom  eventuell  die  Steuer  auslegenden  KUufer.  Der  Ertrng  der 
in  Der  CD  Steuer  ist  gegen  die  frühere  Form  immeihiii  bei  uns 
erheblich  gestiegen,  aber  doch  nur  immer  noch  ein  geringer. 
Höhere  Steuersätze  sind  indessen  zu  schwer  zu  tragen.  Trotz  der 
starken  Diflcreuz  zwischen  Steuer  und  /oll,  woraus  sich  eine  er- 
hebliche Sehutzzollwirkung  des  Systems  ergiebt,  auch  wenn  man 
die  im  Ganzen  höhere  Qualität  des  dem  höheren  Zoll  unterliegenden 
fremden  Tahaks  berücksichtigt,  ist  der  inländische  Tabakbau  mit 
dnreh  die  höhere  Bestenernng  in  dieser  Form  in  schwierigere  Lage 
gerathen.  Der  gegen  die  frühere  Periode  der  Flächenstener  und 
des  niedrigen  Zolls  erheblich  seit  1879  gestiegene  Ertrag  der  ge* 
sammteu  Tabakbestenerang ,  der  zu  vom  Zoll  herrflhrt^  ist 
j^e^cnttber  dem  grossen  deutschen  Consnm  nnd  im  Vergieieh  mit 
den  Landern  des  Tabakmonopols  (besonders  Frankreichs,  Oester» 
reicbs,  Italiens)  nnd  anderer,  fiscaliscb  ergiebigerer  (Orossbritannien), 
zum  Theil,  wie  bei  der  Fabrikatsteuer,  auch  steuerpolitisch  ui.d 
steuertechuiseh  bessereu  Stcuerformcu  (Russland,  Nordamerika) 
doch  ein  recht  mässiger  geblieben.  Die  wiederholten  legislativen 
Versuche  des  Uebergangs  zu  einer  auderen ,  höhere  Erträge  ge- 
stattenden Stciici tniTii ,  so  y\\m  Monopol  Und  sj)äter  zur  Tabak- 
l'abrikatsteuer  in  1- orai  der  Facturensteuer,  sind  indessen  der  Reichs- 
regierang im  Reichstage  nicht  geglückt.  Eine  befriedigende  Lösung 
des  Tabaksteuerproblems  ist  so  bei  uns  noch  nicht  gelungen.  Dies 
Problem  ist  allerdings  gerade  in  Deutschlandwegen  des  entwickelten 
einheimischen  Tabakbaus,  der  Bedeutung  nnd  Eigenart  der  Fabri- 
kation nnd  des  Handels  mit  Tabakfabrikaten,  den  Gewohnheiten 
der  Consnmenten  n.  dgl.  m.  nnd  —  nicht  zum  Wenigsten  in  Folge 
vieler  mächtiger  Vorortheile  —  mit  ganz  besonderen  Schwierig- 
keiten Terwooden.  Diese  können  yielleicht  nnr  anter  dem  Drack 
einer  grossen  finanziellen  Bedrängnis s,  welche  bisher  gifleklicher 
Weise  nicht  vorlag,  Uberwunden  werden. 

Ich  v»>rsap:e  es  mir  aiirh  hi'  f.  um  diesem  Abschnitt  von  (hr  Rcirbsbesteueniiis: 
b<iiiien  CharücUT  einer  blusaeii  kurzen  OrieDtiruug  zu  erhalten,  aiit  das  wichtige 
«od  intereshAnte  Problem  näher  eiDXDgohen.  Es  iat  in  der  Fuclihtteratur  oft  and  ein- 
gehend und  von  den  v  t '  liiodenstcn  (iesiehtspunrten  d«-r  VulUwirthschafts-  und 
BteoerpoUtik  aus  behaudcU  worden,  in  den  lieichstagspapieren,  in  den  GeseUent- 
wsrfen,  Motiveii,  Bericbteii  ood  VerbandloBureii,  daan  bM<Hidm  in  der  grossen  Retdis^ 
«nqotte  ttber  TabalibesteQeniDg  liegt  ein  Material  ror,  in  welehem  nicht  nur  die 
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dtnitscbc,  sondern  die  Tab al;-t  :-: erfrage  ttberbtnpt  crsfh'pf  rid  erledigt  wird.  Eine  granx 
knappe  Behandlung  d&>  ganzen  Themas  der  Tabak be&teucrung,  wohn  aber  volil  alle» 
Wesentliche  znsammeiigefasst  ist  und  meine  Anffassuoif  hwronrftt,  irab  ich  in  meioem 
aphoriätischon  „Gnindriss  2a  Vorlesangen  über  FitiaiuwllMOSchaft"  (1898,  2.  Aufl  für 
ItlOl  zu  erwarten),  139  fl.,  S.  86—01.  S.  besondefs  den  Bericht  der  deutsicbea 
Tabak-EncjUrtecoinmi^iou  von  1878,  6.  H.,  iiarau:i  guter  Aui^^ug  vou  Schäffle  in 
der  TQb.  Ztschr.  f.  Stiatsvissteosch.  1879.  1880.  Der  Zollverein  und  dm  Talwk- 
munopol  (18'>7.  anonym,  vnn  Delbrück.  gei;eii  das  Monopol  im  ZollverciiO.  P i er- 
st orf  f.  Litt,  zur  TabakbcäteaeruDg,  im  Jabrb.  f.  Nat.ök.  u.  Stat  B.  30,  Uber  Tabak- 
bestenerung  eb.  B.  fSS.  Hihrlcn«  Bestcnernng  des  Tabaks  in  ZoUrereln  1878. 
Moriiz  Mohl,  Denk>.ebrift  für  eine  Reichstabaiirepe  1878.  (G.  v.  Mayr)  das 
Deutsfhe  Kei.  h  und  das  Tabakmonopo!  1878.  ders.  Arf.  Tabak  n.  s.  w.  im  H.  \V.  B. 
d.  bt.  1.  Aull.,  ß.  G.  ders.  Art.  Tabaksteuer  im  N^ürttjrb.  d.  Vcrwalt  B.  1  u.  Supplb. 
1  Q.  8,  ders.  zur  Bei^sfinanzreform ,  1893,  Mayr  ist  die  tntt  wibsenschafitUdi« 
Autoritru  in  diesen  Fragen  in  Deutschland  und  vertrat  als  'Beamter  das  Tabakmonopol'> 
projcct  im  Reichstage.  Schleiden,  zur  Frage  der  Bestenerung  des  Tabaks,  in  Uiitb» 
Annalen  1878  and  selbstlndift.  Felser,  Tabakmonopol  ond  americnnischo  Tabakstmier 
eb.  1878,  G.  Schmoller.  Tabakmonopol  im  Jabrb.  f.  Gesetzgeb.  u.  Verwalt.  1882, 
r.r.if.  Tabakbestenerung  in  Deutschland  eb.  1808.  1804,  1895.  v.  Aufsess  eb.  1893, 
b.  27B.  Weitere  Materialien  zur  Frage  überhaupt  und  der  deutschen  spueiell  in  den 
Annalen,  Finanzarchiv  (s.  Register  n.  d.  W.  Tabaksteuer  u.  A.  im  Fin.arch.  Tabak* 
gefälle  in  den  wichtigeren  Staaten  in  B.  2.  S.  848.  B.  10.  S.  7:)7.  B.  12.  8.  .^51). 

Aus  der  deutschen  Gesetzgebung  seit  i8Gü  und  in  Beirett  der  Ruform- 
projecte  und  legisUti?en  Anlftufe  dan  sind  die  Materialien  rielfach  in  der 
vorausgehend  gen.  Litteraiur  entboten.  Zollparlaments  -  Gesetz  vom  26.  Mai  18(^ 
iFlächcnsteuer,  im  Än^^rhluss  an  den  Zollvereinsvertrag  von  1867).  Reichsgesetz  vom 
26.  Juni  1878  {betr.  Erhebungen  über  Bau.  Fabrikation,  Handel  nui  Tabak  u.  s».  w., 
Grundlage  der  Enquete),  Gesetz  vom  16.  Joli  1879  (.Gevicht^teuer .  in  Verbindan^ 
damit  die  Zolltarifposiiion  für  Tabak  in  erhöhtem  8.itzc.  s.  o.  S.  Cuu).  Cummentare 
u.  dgL  dazu  von  Reinhold,  Wiesinger.  Novelle  zum  Gesetz  von  1879  das  Gesetz 
vom  5.  Aptil  1885.  Gesetzentwurf  betr.  iänAihmng  des  Tabaltmonepols  vom  27.  April 
1882,  alsbald  abgelehnt  [s.  Verhandluniren  de^i  Reichs(ai:s  1?82  und  Anlagen  dazu). 
Denkschrift  vom  7.  F.'br.  l^Ul  betr.  Abänderung  des  Tabaksteuergesetzes  (auch  im 
Fin.arch.  B.  ^,  S.  lüls.  Annalen  1891).  Auch  die  Gesetzentwürfe  (Fabrikat-,  be/w. 
Faclurensteuer)  vom  11.  Nov.  1^^Ü3  (Fin.arch.  B.  9.  S.  325)  «nd  vom  26.  Jan. 
180.*^  (.\niialen  1895)  beide  abgelehnt  (Beichatagsrerbandlnogeffl  and  Anlagen  ans 
dieser  Zeil). 

Die  pron sslsehe  Steuer,  welche  1828  (Verordnanir  vom  29.  Mirz)  an  die 

Stelle  der  (iewichtssteoer  von  IJ-'IO  in  Form  der  Flächensteuer  getreten  war  (o.  S.  24), 
hatte  die  Siitzc  von  6,  5.  4.  '6  Sgr.  tur  je  6  Quadratruthen  mit  Tabak  bebauten  Bodens. 
Sie  Witr  später  im  ZuUverein  vou  einer  Reihe  Prcosscn  benachbarter  deutscher  Staaten 
angenommen  uud  so  /wischen  Prcussen  und  diesen  Staaten  ein  eigener  „Tabak- 
s  t cu  er ve r  ban  d"  fjcbildet  worden  mit  freiemVfcrk.  hr  innerhalb  desselben  und  einer 
Uebei^angsabg.-ibe  von  sonstigem,  thatsächlich  voruemlich  süddeutschem  tbadtsch,;m, 
bairlsehem,  PfUzer)  Tabak  l^im  Eingang  in  den  Verband  (20  Sgr.  vom  Gentner). 
1867  wurde  die  St.nier  in  dieser  Furm  in  den  neuen  preussischen  Provin/t-ii  ein- 
geführt. Der  Ertraj;  war  ganz  unbedeutend  (für  Preussen  allein  1865  67  c.  lll.ÜOO  Tblr. 
jUhrlich).    Durch  das  Gesetz  von  1868  wurde  die  Steuer  eine  allgemeine  des  Zoll- 
vereins, mit  dem  Steuersatz  ron  6  Sgr.  für  je  6  Quadratruthen  mit  Tabak  bepflanzten 
Bodens.  Eine  Gcsammtfläche  vou  weniger  als  6  Qn.-R.  blieb  steufrfri;!.  wenn  sie  von 
einem  oder  mehreren  zu  einem  Uausstand  gehörigen  PÜanzern  bebaut  wurde  Die 
Tabakpflanzer  hatten  ?or  Ende  Joli  jedes  Jahres  Angaben  Qber  Lage  nnd  Grösse  ihrer 
Pflanzungen  schriftlieh  zu  machen,  die  dann  von  der  Stent  rhchfirde  geprüft  wurden. 
Die  deuigeni&ss  lestgcsiellten  Steuerbeträge  waren  zur  Hallte  im  folgenden  December 
nnd  April  zn  zahlen.   Eriass  der  Steuer  bei  Misswachs  nnd  anderen  Unglücksfällen 
söllie  erfolgen.    Unterlassung  rechtzeitiger  Anmeldung  war  mit  dem  Betrag  der  mög- 
lichen Steuerverkürzung,  unrichtige  Angab«»  mit  dem  Doppelten  als  Strafe  bedroht. 
Unter  gewissen  CJontrolen  wurde  für  au^geführten  Tabak  die  Steuer  vergütet  (Roh-  ond 
Schnupftabak  mit  '/.2  Thir.  fl&r  den  GMitner,  entrippte  BlStter  nnd  Fabriltate,  «sd. 
Schnupftabak,  mit  Va  'Ji^^f'*  Sitze,  die  f  om  Bnndesrath  erentnell  auf  */a  ^  %  ^U'* 
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erbOkt  Verden  dorfteo).  Die  Steuer  trat  zuerst  1»69  ein.  Ihr  Ertrag  var  gering,  im 
1.  Jahn  1.0S7.000  V.  lob.  max.  1873/74  2.095.000  M. 

Die  Gewichtssteuer  dos  (icsetzes  von  1870  hatte  bereits  rnaiiclie  der  schär- 
feren Veranlagung^-  und  Controimod&litäten  des  Moaopolä  für  die  zunächst  BetroHcnen, 
die  Tabakbauer,  ohne  die  Vortheile  des  Monopols,  welche  namentlich  in  dem  Ver- 
hältnis eioes  festen  und  genügend  lohnenden  Absatzes  an  einen  zahlungsfähigen  und 
nicht  drückenden  Abnehmer,  eben  die  Monopoherwaltung .  bestehen.  Zwar  ist  im 
deati»cbeii  Gesetz  von  1879  noch  nicht,  wie  Ubiicber  Weise  beim  Monopol,  ein  sogen. 
liceDziwang  fQr  den  inlindischeii  Tabakbaa  efogefahn  worden,  d.  h.  der  Pflanser 
braucht  nicht  or-^r  -  ine  Erlauhniss  rin/uholen,  überhaupt  Tabak  zu  bauen.  Aber  er 
unterliefTt  nicht  nur,  wie  bei  dem  früheren  System  der  Fläcbenstencr,  dem  Anmetde- 
zwang,  sondern  hat  auch  bestimmte  Vorschriften  über  die  Art  der  Pflanzung,  die  Ver- 
niehtODg  der  Abf&Ue  vor  der  Ernte,  das  Unterlassen  der  Erzielnng  einer  Nacbente 
(sG?'*n  ..Geizenziehen'*),  soweit  dafür  nic^t  '^inc  h'^snn  li tö  Erlaubniss  gegeben  ist,  za 
erfiiileu,  muss  sich  den  erforderlichen  Controieu  der  Stcuerrerwaltnng  (Ermittlung  der 
Tom  Stenerpltiehtffeii  ca  ?ertratenJen  Blltterzahl  and  mindestena  sor  Verwtegung  zu 
bringenden  Gewichtsmenge.  Besuch  der  Trockenränme  durch  die  Steuerbi-imr^n  u  s.  w.) 
fügen  und  haftet  filr  die  Gestellung  des  erzeugten  Tabaks  zur  amtlichen  Verwiegung. 
Die  üewichtssteuer  bezieht  eich  anf  das  Gewicht  des  Tabal»  in  fermentirtem  oder 
getrorttnetem  fabrikationsreifen  Zustande.  Die  amtliche  Verwiegung  muss  sp&tesCena 
bis  31.  März  (nach  Gesetz  von  188.5  eventuell  bis  31.  Mai)  des  auf  das  Erntejahr 
folgenden  Jahres  nach  bewirkter  Trocknung  und  vor  Beginn  der  Fermentation  des 
Tabaks  erfolicen.  Das  steoerpflichiige  Gewicht  des  Tabaks  in  genanntem  Znstande 
wird  in  der  Weise  festjrestellt,  dass  dafür  das  ermittelte  Gewicht  des  dnr  !irf'ir<n  Tabaks 
nach  Abzug  voo  V»  K^^^-  Steuersatz  war  für  die  ersten  lieideu  Jahre,  wo  die 

Steuer  in  Kraft  trat,  noch  niedriger,  fttr  1880  20,  für  1881  30  M.  för  100  kg.,  seit- 
dem ist  er  45  M..  geiren  —  nach  der  Ausfuhrvergtltung  genommen  -  etwa  1'  .,  bis 
2  M.  unter  dem  früheren  System.  Die  Ausfuhrvergütung  wurde  jetzt  auf  .33  M^  für 
oafermentirten  und  40  M.  für  fermentirteu  Bobtabak,  für  entrippte  Blätter  auf  47  M. 
gesetst  Aveh  fttr  iniindische  Tkbakiabfikate  ans  aii8<  wie  initndiaehen  Blittem  kann 
AusfuhnrergUtung  in  bestimmten  Sät/en  erfolgen  (Gesetz  31).  Die  entsprechenden 
Zölle  für  fremden  Tabak  (o.  S.  657)  waren  nunmehr  85  M.  für  Kohtabak  (Blätter, 
nnbearbeitete  und  Steneel,  auch  Savcen),  S70  H  ftlr  Cigarren  und  Cigaretten.  180  M. 
Air  anderen  fabricirten  Tabak.  Die  Steuer  ist  zu  entrichten  bei  der  ersten  Ver- 
äussernns:  des  Tabaks,  «päf»»stens  jedoch  am  15.  Juli  des  der  Ernte  f'>!L''ni'1 '-t  Jalires 
(nach  Gesetz  von  1885  eventuell  mit  besonderer  iCrlaubuiss  bis  zum  '3iK  Juni  dc^  zweit- 
folgenden  Jahres),  soweit  nicht  Credit  bewilligt  oder  der  Tabak  über  die  Zollgrenze 
geführt  oder  in  zoll-  oder  steuerfreie  Niederlagen  unter  Control  -  L^-hricht  ist.  was 
zugelassen  wird.  Der  eigentlich  Steuerpflichtige  ist  bei  der  ei^tmaligeu  Veräusserung 
des  Tabak»  der  Kinfer  oder  aonatige  Erwerber,  insofern  trägt  also  der  Handel  den 
Steuerrorschuss.  In  Folge  dessen  wird  aber  bei  diesem  System  der  Pflanzer 
auch  besonders  abhänfrifr  -  eine  stehende  und  bejrrUndetc  Klage  des  Pflanzers,  zum 
Tbeilaoch  wegen  der  Organi^^atiun  dieses  Handels  und  der  persönlichen  und  geschäft- 
lichen Eigenschaften  der  Händler  und  ein  Nachtheil  gegenüber  dem  Ablieferangssvang 
beim  Monopol,  denn  so  tibt  der  Handel  leicht  auf  den  Preis  einen  r>rnrl(  aus,  wenn 
OTi  wie  gewöhnlich,  der  wirtbschafilich  stärkere  Factor  ist.  Der  Pflanzer  haftet  jedoch 
für  die  Zahlong  der  Steuer  soKdarisch  mit  nnd  moss  enrt  von  der  Steuerbehörde  daraus 
ausdrücklich  entlassen  werden,  was  allerdings  reirelmäsaig  f^cschchen  soll.  Nach  dem 
15.  Jnli  des  folgenden,  sc'm  dem  lP85er  (Jesetz  dem  80.  Juni  des  zweitfo!g:enden  Jahn^ 
hat  der  Pflanzer  aber  die  Steuer  tselbst  zu  entrichten.  Statt  der  licwichtjisteucr  ist 
fl^  GrandsCttcke  fon  weniirer  als  4  Are  Flächeninhalt  die  Flächen  Steuer  als  Regel 
festgehalten  worden,  mit  2  Pf.  Steuer  für  1  qm  in  18S0,  3  in  1881,  4.5  Pf.  in  den 
folgenden  Jahren  (§.  23  fl'.).  Die  Strafen  wegen  Defraudation,  ab  welche  ins- 
besondere Onterlassnng  der  Torgescbriebenon  Anmeldnogen  nnd  der  rechtzeitiiren  6e- 
stellunfT  des  Tabaks  /nr  amtlichen  Verwiegung  polten  (§,  32  ff.),  sind  Geldstrafen  im 
Vierfachen  der  vorenthaltenen  Abi;abe.  bei  erster  Wiederholuntr  der  Defmudation  nach 
erfolgter  Bestrafung'  im  Achtfachen,  im  ferneren  Iviickfall  in  der  Kcjrel  Gcfatipniss- 
Strafe  bis  zu  2  Jahren  (dorh  eventuell  aueli  hier  noch  statt  dessen  Haft  oder  (Jeld- 
strafe  des  Doppellen  dt'r  Strafe  beim  1.  Kückfall,  also  im  Serhs/ehnfachen,  37). 
Cmwandlung  nicht  beizutreibender  Geldstrafen  in  Freibeitsstraicu  erfolgt  nach  den 
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Bestimmuogen  des  Strafgesetzbocbs  §.  28.  29,  doch  in  m&x.  im  1.  Fall  nur  lur  C  Monat« 
im  1.  RaddUl  1*  in  ftraerra  2  Jahr.  Anasefdeni  T6ne1il«len6  OrdmiafsstKfeii  (§.  40). 

auch  Bfstimmuiifjeii  über  die  Vorfretunjfs?erbindliclikcit  für  verwirkte 6eld«rafeo  (§.43). 
Verjährung  der  Strafrerfolgrang  von  Defraudatioiieu  in  ä  Jahren.  —  Bemerkensirerth 
ist  noch,  dass  die  Venrendung  von  Tabaksarrogaten  bei  der  Hentellang  von 
Tftbakfabrikaten  im  Allgemeinen  verboten  ist»  Ausitahmen  aber  Tom  BnndeRilh  ge- 
stattet werden  können  («^  27),  dann  gegen  besondere  Steuersätze. 

Def  Ertrag  der  neuen  Steuer  uuier  den  endgilti^en  höheren  Sätzen  fon  1882 
Ml  war  gefen  den  froheren,  mit  SehwaokanReii,  8—10  mal  so  hech,  11 — 12—13  MilL 
Mark.  Der  Tabakbau,  ilbri^LMis  auch  mit  8tarkt>n  Schwriukuti^en ,  ist  der  bepflanzten 
Fiäohe  nach  meist  höher  geveüea.  als  in  den  ungünstigen  Jahren  der  2.  Hälfte  der 
1870er.  Er  gilt  aber  wohl  mit  Becht  als  durch  diese  Steoer  nnd  speciell  diese 
Steuerf orm  bednickt. 

Eine  aus  fiscalischen  Gründen  erwünschte  iiiid  nach  richtigen 
steuerpolitiseben  GrUnden  imoicrhin  bei  um  zulassige  Erhöbnn^ 
der  Tabaksteuer  ist  bei  dieser  Form  der  Stener  kaum  ui  K^lich, 
daher  auch  eine  Zollerhöhung  nicht  wohl,  weil  die  Schutzzollditrei  enz 
dann  noch  grönser  würde,  den  Anhau  cvcntiu  ll  steigerte,  aber  das 
tiscalische  Interesse  schädigte.  Umgekehrt  wUrde  der  Tabakbau 
eine  Ermässigang  seiner  Steuer,  mindestens  bei  dieser  Form  der 
Gewicbtssteaer,  wünschen  mfissen^  wo  dann  aber  bei  gleichbleiben* 
dem  oder  gar  erhöhtem  Einfuhrzoll  diese  SchatzzoUdifferenzwirknng 
noch  stärker,  die  Schädigung  des  fisculisehen  Interesses  noeh 
grosser  werden  mttsete.  Eine  Steigerung  des  Ertrags  der  gesummten 
Tabakbesteuernng  (incl.  Zoll)  ist  daher,  abgesehen  Ton  der  Wirkung 
der  GonsnmTennebrung  beim  gegenwärtigen  Steuersystem,  die  sich 
schon  jetzt  von  Einfluss  zeigt,  nur  Yon  der  Wahl  einer  anderen 
Besteuerungsforni  zu  erwarten.  Aber  die  legislativen  Anläufe 
dazu  in  der  Form  des  Tuliakmonopols  wie  der  Tabaktabrikatsteuer 
sind,  wie  bemerkt,  gescheitert.  Das  erstere  hätte  wahrscheinlich 
das  tiscalische  Interesse  in  hohem  Maasse  befriedigt,  wohl  norh 
erheblich  inelir,  als  nach  den  maassvollen  Anschlägen  des  Rein- 
ertrags im  anitlirhen  Plare.  Das  zweite  System  würde  zwar  auch  den 
Ertrag  der  Steuer  etwas  gesteigert  haben,  aber  doch  nicht  in  dem  Um- 
fang, dass  man  am  dieses  höheren  Ertrags  willen  die  aller- 
dings an  sich  steuerpolitisch  und  steuertechnisch  bessere  Fabrikat- 
steuer, statt  der  Gewichtssteuer,  einer  doch  nur  rohen  Form  der  Roh- 
stoffsieuer  ohne  Qnalitätsfuss ,  ganz  unbedenklich  hätte  empfehlen 
kennen.  Denn  die  steuertechniscbe  Durchfahrung  dieser  Steuer  In 
der  geplanten  Weise  in  Fabrikationsbetrieben  und  Handelsverbält- 
nissen,  wie  den  einmal  bei  uns  bestehenden,  wäre  mit  erheblichen 
Schwierigkeiten  und  lästigen  Controlen  unyermeidltch  verbunden  ge- 
wesen. Es  ist  doch  fraglich,  ob  man  diese  Folge  nicht  als  einen  zu 
hohen  Preiä  für  eine  Vermeiiiuijg  des  Ertrags  in  dem  zuuächät  in 
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Aussiebt  steheDden  geringen  Maasse,  wohl  anoh  später  kaum  auf  das 
Doppelte,  aDseben  mm.  Bei  dem  aUerdings  noeb  viel  einschneiden- 
deren Monopol  Ist  wenigstens  der  grosse  in  sicherer  nnd  hatdiger 
Aussieht  stehende  Ertrag  ein  gegenttber  allen  Bedenken  finansiell 
schwer  ins  Gewleht  fallendes  Object 

£s  rnuss  hier  an  dieseu  wenigen  Bemcrkuogen  genügen,  da  ich,  wie  gesagt,  in 
diesem  Abadinltt  steht  mehr  mt  die  gute  Materie  der  Reforiii?eT8iic]ie  nnd  etwiirer 

riL'uer  Pläne  ineritonVch  nml  kritisch  eingehen  will.  Im  Monopolontwurf  von  1882 
war  ein  Rohertrag  ?on  347.8  Mill.  Mark,  eine  BetriebsauMgabu  vor  174  0.  ein  Rcin« 
ertrag  von  173.2  Miil.  Mark  in  Anäsicht  genommen,  wovon  noch  für  eiu  Eubchädiganga- 
kapilal  foo  257  Mill  Mark  (daa  wohl,  tactiscb.  xam  Nachthoii  des  Projects  nnd  zur 
StciKcning  d'T  Hppoititiüti  daecfsren,  zu  niedrifr  anjreset^t  war)  an  Zins  nnd  Amorti'^ation 
10.9  Mill.  Mark  bis  zur  vollendeten  Tilgung  einer  betiefienden  Schuld  abgeKangea 
wireiL  Dabei  war  der  Preistarif  der  Fabrikate  dorchaaa  mlsefg  gehalton,  kaum  hoher 
als  die  Prt-isc  in  der  ..froieii  Prodnctioii",  z.  B.  der  hflclisje  Rauclitabaipreis  nur  30 
hoch  wie  der  niedrigste  in  Frankreich,  während  die  gegnerische  Agitation  immer  mit 
französischen  Monopolpreisen  Angst  gemacht  hatte.  Nach  unseren  Consumverbält- 
uissen,  unserem  Wo  hlstand  und  im  V«  r<rlt>ich  mit  Oesiendch,  FVankreich.  wäro  mit 
Gevissheit  sehr  i)ald  ein  viel  lioln  r  lu-inertrap^  zu  erwarten  pewesen.  Auch  der 
amtlich  in  Aussiebt  genommene  war  ä-mai  so  hoch,  als  der  zuerst  unter  der  neuen 
Stever  fon  1879  orridte,  noch  2'/«— 3 -mal  ae  hoch,  ab  der  mittlerweile  immerhin 
erheblich  iresticgene  henti);c.  —  Das  späten-  Tabiikfabrikatsteuerproject 
(s.  eine  kurze  Uebersicht  seiner  Hauptbesiimmun^eu  in  den  beiden  Entwürfen  von 
1893  und  1895  bei  Zeller  im  ScbOnberg'scben  Handbuch,  4.  Aufl.,  III,  1.  Abtb.. 
S.  582)  wollte  die  Fabrikatstcuer  in  Form  der  Werthstcuer,  ahM>  Immerhin  richtiger 
Wei^e  mit  Qualitätsfuss^  auf  Grund  obligatoriHcher  Facturen  zwischen  Fabrikanten 
und  Waarenempräiiirer  (Händler)  mit  BuchfuhrungszwauK  einrichten,  mit  Steu*  r>atz 
im  1.  Plane  ron  83'/,.  im  2.  Plane  von  25  (etentnell  selbst  nnr  von  15—18)  %  für 
Cinarren  und  Cii:ar*  ttün,  bezw.  50  (Kan-  und  Schnupftabak).  RC'/j  (Kaucbtabak^  im 
ersten.  40  (eveut.  30)  %  ftti  alle  anderen  Tabakfabrikato  im  2.  Plane.  Der  inlnndischc 
Bohtabnk  des  Pflanzera  blieb  frei,  aberBan  nnd  Abgabe  dee  Tabaks  an  Fabri- 
lanien  nnd  Händler  waren  doch  noch  gleichen,  vom  Theil  strengeren  Controlen  unter- 
worfen Der  Zoll  ftlr  fremden  Rohtabak  war  auf  40  M.  i;rm;i-si?t.  fur  fremde  Ciirarreo 
auf  4U0,  Cigaretten  500  im  ersten,  filr  beide  auf  ^00  M.  im  2.  Plane,  für  fremde 
FahrikMte  auf  bezw.  250  and  450  M.  erhobt.  Der  Ertraer  ans  der  Geaammtsteoer  war  nach 
dem  Plane  von  189^  anf  104.2  Mill.  Mark  hrnttn.  99.2  Mill.  netto.  45  Mill.  mehr  als 
bisher  (54  Mill.),  nach  dem  2.  Plaue  von  1895  auf  S6.Ö  Mül.  Mark  netto,  nur  31.8  MUl. 
mehr  als  bisher  (55  Mill.),  bei  den  eventuellen  niedrigerm  8teaerti&tzen  sogar  nur  anf 
65.5  Mill.  Mark  Tenmschlnft,  eine  jettt,  seit  1898  auch  bei  der  bisherigen  Pona 
erreichte  Ertragssumme.  Eine  so  geringe  Ertragssteigerung  war  fur  den  Ucberpang 
zu  einem  ganz  neuen,  unvenneidhcb  mit  für  die  Nächst- Interc&sirten  schweren  Con- 
trolen arbeitenden  System  in  der  That  kein  geoQgender  Preis,  wenn  es  anch  rielleichl 
tactisch  richtig  war,  zunäi  hst  keine  noch  höheren  Steuersätze  in  Aussicht  zu  nehmen, 
om  daa  an  sich  bessere  neue  System  erst  einmal  zur  Annahme  za  bringen,  —  vor- 
behaltlich spiterer  mehr  fiscaliseher  Ausbildung.  8.  ttber  die  Entwicklnn^  des 
deutschen  Tabakbans  und  die  Beziehungen  der  Stoucrverfassuuf  dazn  die  olwn  gen. 
Denkschrift  vom  7.  Febr.  1891.  Mancherlei  Material  zur  allyemeinen  und  spccicll 
zur  deutseben  Tabaksteuerfrage  in  den  Motiven  der  Vorlafrco.  Neues  zur  Frage  der 
Steuertechnik  li^t  sich  kanm  noch  sagen.  Die  Weiter-  nnd  dann  wohl  nothwendiger 
Weise  die  Unibildnrtjr  nnserer  Tal)akl>esioiicninjr  wird,  iuint  dem  etwaiercn  Druck  der 
Finanzlage,  vom  Willen  der  politischen  Factoreu  und  mehr  von  poUtidCben,  als  von 
TolkswItAschaldldien  und  MemrpolltisdMn  Erwägungen  nnd  von  politischen  inneren 
Partdconstellationen  im  Bcichstage  abhingen.   Ertngbstatiatik  s.  n.  in  §.  212. 

§.207 — j).  Die  (Rtiben-)Zuckei  Steuer,  nebst  Zoll.  Die 
EinÄibniDg  einer  eigenen  inneren  Httbenzackerstener  erfolgte  seiner 
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Zeit  im  Zollverein,  wie  in  anderen  Staaten  (Frankreich,  Oester- 
reich v.  8.  w.)  zunächst  aas  dem  fiscaliscben  Grande,  die  beginnende 
stärkere  Scbftdigang  der  Zolleinkttofte  ilttr  indischen  Rohrzacker 
aQBZQgleichen,  ab  seit  den  1830er  ODd  1840er  Jahren  die  Ent» 
wiekluDg  der  Inländieeben  RttbenBaekerprodDction  raseh  bedentender 
wurde.  Baldige  ErhObangea  der  inneren  Steoem  begleiteten  die 
weitere  Vermehmog  und  Verwoblfeilemng  dieser  Prednction.  Han 
liess  aber  bei  uns,  wie  in  den  anderen  Ländern  der  Rflbenancker- 
gewinnang,  von  Anfang  an  und  lange  noch,  zum  Tbeil  fortdauernd 
absichtlich  zwischen  höherem  Zoll  und  niedrigerer  Steuer  zu  Gunsten 
der  Rllbenzackergewinnunj;  eine  Differenz  besteben.  Dadurch 
warde  der  nrsprllnglich  bei  uns  reine  Finanzzoll  &ui  fremden  (Rohr-) 
Zncker  theilweise  ein  Sebufzzoll.  Die  Vermehrung  der  heimischen 
]*ro(}iu'tion,  die  Verniinderuug  der  Einfubr  führten  dazn,  dum  auch 
iinanziell  die  innere  Steuer  an  Bedeutung  den  Zoll  immer  mehr 
übertraf,  bis  der  Zollertrag  fast  insignificant  und  der  Sebwerpnnct 
gana  in  die  Steoer  gelegt  warde. 

Damit  änderte  sieb  aber  aoeb  die  ganse  Sacblage.  Die  Rflben- 
znekerprodnetlon  beberrsebte  den  inneren  Harkt  fast  allein ,  wurde 
von  grosser  TolkswirthscbafUicher  Bedeutung  für  Landwirtbsebaft 
nnd  Industrie,  ward  allmSlig  anch  ohne  wesentKeben  Sobnts  eon« 

currenzföbi^  '^f^un  den  Rohrzucker  auf  dem  eigenen  inneren  Markte 
und  schliesslirli,  dana  bald  in  immer  steigendem  Maasse,  betheiligte 
sie  sich  am  Export  des  eigenen  Products.  Es  trat  eines  der  Phäno- 
mene von  ^i()>ser  wirthsebafts-  und  terhiiiksgcscbichtlicher  Be- 
deutung ein,  oiues  der  glänzenden  Bei8j)icle  der  ini^ehenren 
Wichtigkeit  der  Entwicklung  moderner,  naturwissenschaftlich  funda- 
mentirter  Technik :  Oeatscbiaod,  wie  andere  Rübenzuckerprodactions- 
länder,  aber  last  mehr  nnd  erfolgreleber  als  eines  der  anderen,  ward 
ans  einem  ehemals  nnr  Zacker  ans  der  Fremde,  ans  den  Tropen 
einftlbrendes,  ein  stark  und  immer  stSrker  Zncker  ausfttbrendes 
Land.  An  die  Stelle  des  Schntzinteresses  gegen  fremden  Zncker 
im  loiande  trat  das  Absatzinteresse  im  Ausland  nnd  dessen  Siebemng 
mit  den  erforderliehen  Bedingungen  dafür  wurde  eine  wiebtige 
▼olkswirtbsebaltspolitische  Aufgabe.  Damit  wurden  statt  des  Sehats- 
Zolls  ^egen  den  fremden  Zucker  die  Ansfnhrvergtltung,  der  Steuer- 
rUckcrsatz,  die  Modalitäten  für  die  Aust'nhr  steuerfreien  Zuckers 
eventuell  die  wiiklirhe  Ausfuhrprämie  von  entscheidender  Be- 
deutung. Das  ti8caliselie  Interesse,  urfiprUnglicb  durch  die  Ver- 
wandlung des  Finanz-Einfuhrzolls  in  den  Öchatzzoil  geschädigt, 
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wurde  nun  durch  die  AusfubrvergUtUDg  und  Prämie  gefährdet. 
Nene  sehwierige  Steuer-  und  zoUteobnisehe  und  ateaerpolitische 
Probleme  entotandeo  durch  diese  Verquickuug  mit  dem  ueueii  Tolks- 
wirthscbafts-  und  specieU  bandeUipoUtiBcben  Problem.  Das  war 
die  EntwieklaDg  der  Dinge  im  DeatBchen  Rdehe»  befriedigend  gelM 
sind  die  Anfgaben^  welehe  Bich  unter  dem  Einflnss  immer  nen  steh 
gestaltender  Prodaotioneteohnik,  AbsataFerhSltnisse,  internationaler 
Conenrrenzyerh&ltniMe  ergaben  ond  selbst  stets  bald  wieder  anders 
gestalteten,  noch  nicht  Speetelle  Fragen,  welehe  sich  nm  ZoO  nnd 
Stener  in  ihrem  Verhältoiss  zu  einander  drefaeu,  wie  in  Betreff  der 
Behandlung  des  Kohzuckers  und  der  Kaliiüade,  der  verschiedenen 
Ziickerqualitäten,  spielten  ohnedies  von  Anfang  an  mit  und  thun 
es  noch.  Die  beginn  ende  ColoDialpolitik  wird  vielleicht  neue 
Probleme,  mit  denen  alte  europäische  Staaten,  wie  z.  B.  früher  Eng- 
land, jetzt  noeh  FmDkreich,  schon  lan^e  in  thun  halten,  herauf- 
fübren,  wenn  wir  einmal  Zucker  in  eigenen  Colonieen  gewinnen 
sollten,  nnd  so  das  gesammte  Zuckersteuerproblem  noch  verwickelter 
und  schwieriger  machen.  Nene  Entwickinngen  der  chemischen 
Indostrie,  wie  die  Gewinnung  neuer,  an  Intensivität  der  Massigkeit 
dem  gewöhnlichen  Zucker  ungeheuer  überlegener  Sttssstoflfe  haben 
das  Problem  schon  jetat  wieder  schwieriger  gemacht  und  auch  be- 
reits tu  legislattyen  Schritten  geführt  (Saccharinfrage). 

Die  innere  Rübenznckersteuer  hat  das  Reich  in  der  alten,  fast 
von  Anfaug  an  bestehenden  Voim  der  Rohstoffbesteuerung 
ohne  Qualitätsfüss,  der  Steuer  n;t(  h  dem  (Tewi(  ht  der  rohen 
Zuckerrüben,  aus  der  vorausgehenden  Periode  des  Zollvereins  Uber- 
Qommen  (Gesetz  von  1869).  Die^e  Stcnerform  hat  notorisch  den 
tec!)nipchen  Fortschritt  der  Zuckerproduction,  wie  auch  sonst  in 
solchen  Fällen  (Branntweinsteuer),  begtinstigty  ihn  förmlich  prämiirt 
Dadurch  aber  ward,  zumal  solange  keine  entsprechende  Erhöhung 
des  Steuersatzes  eingetreten  war,  wieder  das  fiseaHsche  Interesse, 
am  Stenerertrag  nnd  indireet  auch  am  ZoUertrag  geschädigt  Man 
lernte  in  der  Landwirthschafl  immer  bessere,  d.  h.  zuckerhaltigere 
Rüben  bauen  (allerdings  zum  Tbeil  anf  Kosten  anderer  land*  und 
▼olkswirtfasobaftlich  werthToller  Qualitäten  dieses  Bohstoff«»)  und 
lernte  nicht  minder  in  der  Industrie  ans  den  Ettben  den  darin  ^t- 
hftltenen  Zucker  durch  technische  Verbesserung  der  Prodsctions- 
nietboden  immer  vollständiger  und  wohlfeiler  heraunzuziehen.  Die 
Erhöhung  des  Steuersatzes  (von  zuerst  1842  10  Vi.  liir  100  kg. 
auf  30  in  1844,  60  in  ISaO,  120  in  iböö,  150  in  1858,  160  in 
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1869,  170  in  1886)  erfolgte  zwar  mit  deswegen  und  wegen  der 
Abnahme  des  Zoliertrags,  aber  sie  konnte  kanm  mit  diesen  tech- 
niscben  Verbesserangen  Schritt  halten.  Früher  zumal  wurde  sie  aaoh 
im  volkswirtbsobaftlichen  Interesse,  um  die  Prodnction  zq  scbtttsen  und 
zu  begflnstigen,  nicbt  raseh  und  nicht  stark  genag  vorgenommen. 

Naefa  genügender  Erstarknng  der  Prodnction,  erreiehter  starker 
Exportfftbigkeit  des  inlftndischen  Prodncts,  enormer  Steigemng  der 

Rückvergütungen  für  ausgeführten  Zucker  ging  man  dann  auch 
zu  einer  neuen  Ste uerni ethode  über  (1887,  Gesetz  vom  y.  Juli). 
Es  jreschah  dies  mit  ans  finanziellen  Rücksichten,  die  freilich  nicht 
ausreichend  und  besonders  nicht  stetig  befriedigt  wurden,  auch  um 
die  Verhältnisse  der  Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr  zu  yerein- 
fachen.  Man  setzte  die  Kühen  Steuer  auf  unter  die  Hälfte  herab 
(von  170  auf  80  Pf.  für  100  kg.)  und  fügte  als  sogen.  Verbrauchs- 
abgäbe  für  den  inneren  Consnro  eine  Steuer  in  der  relativ  besten 
stellerpolitischen  und  steuertechnischen  Form,  der  sogen.  Fabrikat- 
Steuer  hinKU  (12  M.  für  100  kg.  consnmfertigen  Zucker),  er- 
mftssigte  auch  zugleich  die  Ausfuhrrergtttungen.  Dies  System  be- 
dingte im  Vergleich  mit  der  Rttbensteuer  eine'  viel  strengere  Con- 
trole  jeder  einzelnen  Fabrik  und  eine  ganz  andere  EinriehtuDg 
dieser  Gontrole.  Nicht  lange  darauf  (1891,  Gesetz  Yom  31.  Mai, 
in  seiner  Wirksamkeit  mit  Modificationen  verlängert  durch  Gesetz 
vom  9.  Juni  1895)  liess  man  dann  die  Kubensteuer  selbst  ganz 
fallen,  nahm  für  den  inneren  Consum  ausschliesslich  die  i  aljnkat- 
steuer  in  höherem  Satze  (18  M.)  an,  erhöhte  den  Zoll  ebenfalls 
und  gewährte  otTt  ne  eiirentiiche  Ausfuhrprämien  (sogen.  Ausfuhr- 
zn>5chüsse).  Schon  bald  dnrauf  erfolgte  indessen  eine  abermalige 
AenderuDg  18i^6  (Gesetz  vom  27.  Mai),  die  innere  Verbrauchsstener 
wurde  weiter  erhöht  (auf  20  M.),  die  Ausfuhrzuschüsse  noch  ge- 
steigert, eine  Betriebssteuer  mit  Stufensätzen  für  grössere  Fabriken 
hinzugefügt,  die  Zuckerproduction  zugleich  contingentirt  und  die 
Ueberschreitung  des  Conttngents  der  betreffenden  Fabrik  durch 
deren  wirkliche  Production  mit  Steuerznsohligen  belegt  Seitdem 
ruht  zwar  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete,  aber  lange  wird 
das  wohl  nicht  währen.  Die  Ertrage  sind  zwar  fttr  das  fieich, 
auch  nach  Abzug  der  Ausfhbrvergütungen ,  in  den  letzten  Jahren 
erheblich  gestiegen.  Aber  die  Wirkungen  der  neuen  Methode  auf 
die  einheimisehe  Production,  den  inneren  Consum,  die  Preise  und 
den  auswärtigen  Handel  i^eben  doch  zu  manchen  Bedenken  Anlas.s. 
Viel  hängt  für  die  Weiterentwickluug  der  Steuergesetzgebung  davon 
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ab,  ob  die  wiederholt  versuchten,  bisher  regelmässig  geseheiterteDi 
gegenwärtig  dem  Veraehmeii  nach  (1900/01)  mit  besBerer  Anweht 
auf  Erfolg  wieder  anfgenommeneD  PUbie  znr  Regelnng  der  AiufiihF- 
TerglltlingeD  durch  interoationale  Verträge  der  betheiligten  Staaten 
gelingen  werden.  Das  wäre  allgemein,  aber  vollends  fttr  die 
Finanzen  sehr  an  wttnsehen.  Denn  das  gegenwürtige  System  offener  . 
nnd  geheimer  Ansftihrvergfitangen  nnd  PrSmten  der  Exportländer 
läuft  daranf  hinaus,  auf  Kosten  der  einheimischen  Consumcnten, 
welche  höhere  Preise  zahien  müssen,  und  auf  Kosten  des  Fiscus, 
welcher  mehr  rUckerstattet,  als  er  an  Steuern  erbebt  und  directe 
Zuschüsse  (wahre  Exportprämien)  gewährt,  der  einheimischen 
Production  eine  zu  i:ro6>8e  und  zu  hoch  bezahlte  Zuckergevvinnung, 
dem  Exporthandel  ein  zu  grosses  Geschäft  zu  ermöglichen,  den 
fremden  Abnehmern  (Grossbritannien ,  Nordamerika  a.  s.  w.)  aber 
den  deutschen  (nnd  sonstigen  continentalen)  Zacker  zu  wohlfeil  zn 
liefern,  d.  h.  theilweise  zu  schenken.  Die  ganze  Sachlage  ist  aber 
ein  interessantes  Beinpiel,  wie  sehr  sich  anter  dem  Einfloss  modemer 
Technik  nnd  Verkehrs  die  früher  soviel  einfacher  liegenden  Steoer- 
nnd  selbst  Zollprobleme  fast  bis  zur  Unltfsbarkeit  Tcrwickelt  haben: 
eine  Rttckwirknng  der  Weltwirthschaft  anf  die  StenerpoHtik  nnd 
Stenertecbnik. 

Die  CoDcnrrenz  der  kttnstliehen  Sttss Stoffe  hat  anch  bei 

uns,  wie  anderswo,  bereits  die  Gesetzgebung  beschäftigt  (1898)  und 
wird  wolii  weiter  auch  die  Steuergesetzgebung  bei  uns  beschätttgco, 
wozu  Anläufe  bereits  geiaachi  sind. 

Es  erweist  sich  so  die  Frage  der  Zu(  ktTötcuer  als  eine  der 
schwierigsten  und  verwiokeltsten,  in  einem  i'utictc,  dem  auRw.iitig- 
handelspolitiHcben,  viclieiclit  seihst  noch  mehr  als  diejenii^e  der 
sonst  noch  verwickeiteren,  der  Brauntweinsteuer,  in  unseren  heutigen 
Verbältnissen,  auch  insbesondere  für  uns  in  Deutschland.  Da« 
Hineiospielen  der  Fortschritte  und  Veränderungen  der  Productions^ 
technik,  der  Terscbiedensten  volks-  nnd  weltwirthscbaft liehen  Inter- 
essen in  das  stenerpolitische  nnd  stenerteehnische  Problem  tritt 
in  ganz  besonderem  Maasse  hier  tiberall  hervor. 

Einzelheiten  der  ZuckerbesteaeruDg  in  der  Eeiehs- 
periode. 

Das  finanzielle  Problem  ist  so  dnrrhatis  mit  <1em  voJk^vrirthsrhaftlichrn  —  ai^rari- 
scben.  betretl««  des  Kubeiibaiu.  iitdustricUco.  betretL»  der  tte weiblichen  Eutwicklaog:  und 
Arbeiterbetich&ftiguiii?,  meroiDtileD ,  betrufls  de«  «Dsw&rtige»  Alwatzes  — >  ferqnicltt, 
dass  nur  eine  sllseitig^e,  eioK^ehende  ßchaudluag  des  (ic^enstands,  auch  nach  der  Lmia 
im  «inem  «ioMloeu  Lande,  wie  OoatscIiiMid ,  geDUgen  kanii.  Auf  diese  Beba&dluug 
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miiss  ich  aber  aus  den  mehr  erwähnten  Granden  bier  fur  jetzt  renüchteo.  Ich  be- 
schränke mich  daher  auch  bei  den  Einzelheiten  möglichst  Midie  finanzielle  Seite, 
am  mit  kurzer  BerQhrong  der  wichtisiten  Pancie  der  Midcten. 

Aach  hi(ir,  wie  bei  der  Tabaksteuer,  oxistirt  eine  «hme  Speciallitteratnr  und  in 
den  Eeicbstagspapieren ,  Gesetzentwürfen,  Motifcn,  Vcrhaudiuogen  liegt  wieder  ein 
inwMs,  alle  Seltaa  der  Frage  berohreiidM  ud  ziemlieh  eischl^pfiBiidM  Material  for. 
Si.  o.  A.  bi  sonders  R iucke-Zeller's  ifanz  rorzUirliche.  zwar  knappe,  aber  doch  alle 
Uoneute  würdigende  Behandlung  der  Sache  im  Scbftnberg'schea  Uandboch,  B.  UI, 
1.  Abth..  4.  Aufl..  S.  665  ff,  Art.  Zockersteeer  ven  FtMche  in  H.W.  B.  d.8t 
(1.  Aufl.)  B.  6.  d^^l  von  0.  T.  Mayr  im  WOrterb.  d.  Verwalt.  B.  2  und  Supplement. 
Vielerlei  Matpriril.  besonders  aus  der  deutschen  Gesetz^bung.  in  Hirth's  Annalen, 
Schanz'  Finanzarchiv  (s.  unter  dem  Wort  die  Reglbter)  und  in  dei  anderen  Fachzeit- 
Schriften.  AndiolM  Eniiiitte«  mit  Bericht  und  Anlafcen,  1884  (anoli  in  den  Annalea 
1886),  ?.  Anfsess  in  den  Annalen  1893,  S.  2(12.  v.  K an f mann,  Zuolerintlustrie 
n.  8.  V..  1878 .  J.  Wolf,  Zuckersteuer  q.  s.  w.  in  der  TQb.  Ztschr.  1882,  fi.  38,  ders. 
im  Flojircb.  B.  3,  r.  Lippmann,  GeBebieltte  des  Zocken.  1890,  Pansche,  Zocker* 
industrie  und  Zuckerhandel  der  Welt  1892,  Humbert,  Etnfluss  des  ZuckenUbenbaus 
auf  Landwirthscbaft  u.  s.  w.,  1877.  Weitere  Hftcrarischc  Angaben  (auch  ans  der 
industriellen  Fachlitteratur  und  periodischen  Pre&iie,  Schriften  von  Görz,  Hager  u.  A.) 
in  den  gen.  Av&ilzen  der  Lezica.  Abrias  in  m^nem  Finanzgrund  riss  §.  154  ff., 
1.  Atifl.,  S.  103—107.  Die  le<ri  htivcn  Materialien  ans  der  Bsichspeiiede  grossen- 
theüs  in  den  Annaleo  und  die  neueren  im  Finaozarchir. 

Henere  dentsohe  Gesetzgebung  seit  der  1866er  Periode.  Gesetz  rom 
26.  Juni  1869,  abgeändert  durch  Gesetz  vom  1.  Juni  1886.  Schon  zuvor  Gesetz,  vom 
7.  Joli  1883  und  13.  Mai  1885,  betr.  Aendcrung  der  Sätze  der  Steaenerftütunf?  foi 
auszuführenden  Zucker.  Neues  Gesetz  rom  9.  Juli  1887  über  Besteuerung  de^  in- 
llndischen  Kftbenzröken,  d«in  Gesetz  vom  31.  Mai  1^1.  Ab&ndemDf  des  §.  68 
dieses  Gesetzes  dtireh  Gesetz  vom  9.  Juni  1805,  weitere  Ablinderan^en  diirrh  das 
Gesetz  ?om  27.  Mal  1896,  eine  fioFelle  zum  Gesetz  von  1891,  danach  dann  neue 
Bedaction  des  ganzen  Gesetzes  von  1891/96  mit  Datnm  rom  27.  Hai  1896  nacb  Be- 
kanntmachung vom  28.  Mai  1896.  Eiugangsabgabe  von  fremdem  Zucker  in  den  gen. 
Gespti^en  .  wo  auch  die  Bestimmungen  tlher  die  RückvergtUunjren  ii  s  w  Die  ZoU- 
tarite  naliiuen  dann  die  fie^timmungen  der  Steuergesetzc  einfach  Aui.  —  Brausteuer 
vom  Zucker  zur  Bierbereitnng,  Gesetz  vom  31.  Mai  1872  —  Gesetz  vom  6.  Juli  1898 
Vi}v'T  d^■n  Verkehr  mit  künstlichen  S  üsssto  ffcti  Ich  pebe  auch  hitT  rtTtf  die 
frühere  Entwicklung  der  Steuer-  und  Zollgesetzgebung  lAnger  znrftck  vor  der  Beichs» 
pwiode  nfcbt  noch  nüer  dn  und  bebe  ans  der  nenersn  nnr  nocb  Einiges  tnr  Er- 
l^buong  im  Text  und  besonders  über  die  Steuertechnik  henor. 

Im  Gef.fttz  von  1869.  das  sich  den  früb«»ron  hc/.ilfrlichen  sonst  anschloss.  wnrde 
die  Uübenstcuer  auf  8  Sg^r.  vom  Zollccnmer  (16Ü  Pf.  von  100  Iv^.)  der  zur  Zuclter- 
bweitang  bestimmten  rohen  Btiben  erhöbt  (vom  1.  SepL  1869  an).  Der  EingftOf  s- 
zoll  von  auslÄndi^?  hl  m  Zucker  und  Symp  wurde  von  demselben  Termine  »n  c:f^ct?t: 
auf  d  Thir.  vom  ijentuer  für  ralfinirten  Zucker  aUer  Art  und  Kobzucker,  entspreclieud 
d«i  Mastern  des  hellindiachen  Standards  Nr.  19  und  darttber,  anf  4  Tblr.  ftkr  sonstlfen 
Zocker,  auf  2*/»  Thlr.  für  Syrup  ^Mclas.s«!  unter  Conlrol.!  d<  r  Vßrwonduag  zur  Brannt- 
weinbrennerei frei).  Besondere  Bestimmunffen  im  Gesetz  regelten  die  Sitze  der  Tara 
bei  der  Zuckereinfuhr,  der  Zoll  bezog  .sich  also  auf  das  Nettogewicht,  wie  es  sich 
unter  Anrechnung  dieser  Tara  ergieht.  Dio  Vcrjjutung  bei  der  Ausfuhr  in- 
wie  aubUndischen  Zuckers  wurde  auf  '>  Tlilr  4  Sgr.  für  den  Contner  bei  Rohzucker 
von  mind^tens  88  %  Polarisation,  auf  3^/^  Thir.  fur  Gandis  und  Zucker  in  weissen 
vollen  barten  Broten  (nacb  niberer  Bcstifflmnng).  anf  8*^5  Thir.  Itor  allen  Qbrlgen 
hart<*n  Zucker,  sowie  ftJr  alle  weissen  trocknen  (nicht  über  1  %  Wasser  enthaltenden) 
Zucker  in  Krystall-.  KrDmcl-  oder  Mchiform  von  mindestens  98  "  „  Polarisation  be- 
stimmt. Das  (ie:»etz  eiithielt  Straf bestimmungen  fOr  Erlangung  falscher  oder  zu  hoher 
Ansfohrvergtttungen. 

Bcji  der  inneren  Rübenzuckersteuer  war  das  Controlv erfahren  c\n- 
fach.  indem  es  sich  auf  die  Ueberwachung  der  Zofahr  der  Rüben  in  die  Fabrik  und 
die  antliche  Yenriegung  der  Boben  bescbrinkm  kennte,  ^oeednren.  wdcbe  nidit 
all/  i  Muhe  macheu  und  Verhältnisse,  bei  welchen  Steuerdefraadation  nicht  so 
sehr  zu  beforcbten,  weil  za  leicht  zu  entdecken  ist;  wesentliche  steaertecbnische 
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TonfifTC  des  Systems.  (S.  die  ron  den  Zollvereinsstaaten  rereinbirtc  Verordnung  vom 
28.  OcL  184Ö.  betr.  BesteoeniDg  des  im  loUad  eneagten  KQbeazuciieri».)  Da  diese 
Stenwfom  aber  keinen  Qualitltsfnsfl  hat.  Mateh  eine  tobe  Ponn  der  Rohstoff 
besteueruog  ist,  welche  allerdings  eine  den  technischen  und  Ökonomischen  Fortschritt 
der  Prodoction  prämürende  Wirkan^  hat.  unterlai;:  sie  dem  nicht  unwichtigen  Bedenken, 
Kuben  verschiedener  Qualität,  daher  lum  Theil  auch  verschiedener  Gegcudcu  und 
BAdeo.  Fabriken  verschiedener  technischer  und  ökonomischer  Lei^tuugäfähigkeit  gleich 
m  behan  lcln  ,  die  technisch  und  ökonomisch  bt-^ondt  I.  i^tn^^:^fiilliLrea  Betriebe  for 
anderen,  die  Groesbethebe  Tor  kleineren  in  stärkerem  Maas6c  zu  begOnstigeii,  noch 
aadi  den  Ans&U  der  RttbenqaalitM  in  den  einielnen  Jnhren  zeitlich  rerichieden  so 
wirken.  Die  wirkliche  Besteuerung  wurde  so  nach  den  concreten  Verhältnissen  der 
Fälle  verschieden  hoch.  Be'i  der  Rejrelung  der  wichtigen  Aasfuhrvergütangen 
konnte  man  dann  wieder  nur  nach  Durch  schnitt  s  verhält  nissea  die  bätzc  regeln, 
wobei  abermals  die  einzelnen  Fabriken  nach  den  angedeuteten  Verschiedenheiten  rer- 
schiedeo  p-i  troffen  ,  hf^Unstigt  und  benachtheiligt  werden.  Die  Stei^-enirirr  Aus- 
bentererhültniiiäes  war  seit  den  40er  Jahren  enorm.  Anfangs  hatte  man  die  Horm  zu 
Grande  gelegt :  20  Gentner  roher  Huben  eigebm  1  Gentner  Sftbenrobcacker.  Um  1871 
wurde  in  Deutschland  thatsfichlich  1  Contner  Rohznrkcr  schon  aus  einer  Rilbenmcnge 
ron  etwa  12  Centneru  roher  BUben,  um  18Ö2  aus  etwa  lOV«*  um  188^88  aas  etwa 
8  Contnern  gewonnen. 

Durch  das  gen.  Geset»  ?gn  1888,  dessen  Giltigkeit  darcb  det  Gesetz  von  1881^ 
bis  1.  Aug.  1886  verlingert  wurde,  wurden  die  StcuervergtitunirsMHf ze  ftwas 
verändert,  für  Rohzucker  aof  9  M.  für  50  kg.,  für  Candis  und  Brouucker  auf 
11  M .  10  Pf.,  fbr  nnderan  Zncler  nnf  10  M.  40  Pf,  also  in  aUen  S  FlUea  eine  kleine 
Ermässigung  um  40  Pf.  Auch  (Ii  s  rtc  die  finanzielle  und  sonstige  Wirknni:; 
des  Systems  nicht.  Der  Nettoertrag  dur  Steuer  für  das  Hdch  (incl.  Zoll,  aber  nach 
Abzug  der  groesen  Ausfuhrrergütungen)  sank  von  56.7  Mill.  Mark  in  1881/82, 
67.3  Miil.  in  1882/83  in  den  folgender.  H  Jahren  aiif  47.8  -  39.4  —  24  5  Mill.  Mark, 
hi  dem  Gesetz  von  1886  (Annalen  1886  S.  826.  H.'>7  11.,  Fin.arch.  B.  3.  S.  883  tf.) 
wurde  deshalb  die  Kubensteuer  erhöht,  auf  170  Pf.  fUr  100  kg.,  die  Bttck- 
vergütnng  von  Steuer,  nm  die  darin  enthaltene  Prlmie  zu  verringern,  weiter 
etwas  erniässigt  und  zum  Theil  etwas  anders  bestimmt,  für  Rohzucker  von  iiiindrstciis 
90  Polarisation  und  rafhnirtem  von  unter  98.  aber  mindestens  90  auf  zuuächbt 
18  M.  (vom  1.  Oct.  1886  an),  vom  1.  Oct.  1887  an  auf  17  M.  25  Pf.,  für  Candis. 
Brotzucker  u.  a.  w.  und  anderen  von  mindestens  99'/«  %  Polarisation  auf  bezw.  22  M. 
20  Pf.  (bis  Ende  Oct.  1887)  und  21''2  M.  danach,  für  den  sonstigen  Zucker  auf 
bezw.  20.80  und  20. 15  M.  (S.  im  gen.  Gesetz  von  1886  noch  Bestimmungen  tlber 
Stevercredit  bis  6  Monat.  §.  3,  dann  an  Stelle  von  ilteren  Bestimnanfen  in  der  Yer» 
r  lnnnjr  vom  23,  Orr  1^4.').  betr.  die  Bestenernng  d  s  Rübenzuckers,  neue  überVer- 
pHichtungen  der  Fabriken  ron  Bubenzncker  zur  Fuhrung  von  Anachreibungen  Uber 
ihre  FabillntiottfverhlhnlflM  und  rar  Einliefemng  von  Anszogen  dann»  an  die  Steuer- 
behörde, Art.  II,  §.1,  2;  ebenso  Anzeigepflichten  anderer  verwandter  Fabnken,  §.  3. 
Auch  B'^'-tiromTiiigen  Ober  Vergütung  bei  der  Ausfuhr  von  Fabri  k  tt-n ,  bei  deren 
Ucrsteiiung  vurgutunj^sfähiger  inl&ndischer  Zucker  verwendet  worden,  m  Art.  I,  g.  6). 

Bald  kam  aber  die  UmgeBtaltunsr  des  Steuersystems  im  Geseta  von 
1887  (Annalen  1887.  S.  957.  Fin.arch  B.  5.  S.  198  ff.).  Hier  wurde  die  Steuer  rom 
inlindiachen  Kübcuzucker  in  die  zweifache  Form,  die  Materialsteuor  rom  Ge» 
wicbt  der  tor  Znckerbereitung  bestimmten  Rtlben,  nnnraebr  mit  bloaa  80  PH 
für  100  kg.,  und  die  Verbrauchssbgabe  vom  Gewicht  des  zum  inländischen 
Verbrauch  bestimmten  Zuckers,  mit  12  M.  fiir  100  kg.  Rübenzuckers  jeder  Art 
und  Beschaffenheit  festgestellt  (Gesetz  §.  2,  3).  Gleichzeitig  wnrde  der  Eingangs* 
soll  vom  1.  Aug.  1888  an  für  100  leg.  8yrap  und  Melasse  auf  V>,  für  anderen  Zacker 
auf  d  -n  Kinlii  ifvsatz  von  30  M.  gcFotzt,  wobei  ausländischer  Zucker  zur  w<M»i:rcn 
Verarbeitung  in  einer  Zuckerfabrik  von  der  Yerbrauchsabgabe  freigelassen  werden 
konnte.  Die  RockrergQtnniren  bei  der  Anafbbr  n.  e.  v.  Worden  für  die  8  Sorten 
Zucker,  wie  im  Gesetz,  von  1886  anf  8V»,  10  M.  65  Pf.  und  10  M.  herabgesetzt, 
also  auf  etwa  die  Hälfte  d«;r  bi^he^igen  i>^t7.c.  Die  Materialsteuor  war  vom  Fabrik- 
inbaber  selbst,  die  Verbrauchsabgabe  von  demjenigen  zu  entrichten,  welcher  den 
Zvcker  zur  freien  VerfO|ung  erh&lt,  und  zwar  sobald  der  Zucker  aus  der  Steuer- 
contml«  tritt.  Studaog  bei  den  Abgaben,  bis  8  Monat  ebne,  Iftnger  mit  SicberbeitB- 


Digitized  by  Google 


$82        6.  B.  Oebenichton  der  Besteuerang*  lieicbsbesteaenutg.  g.  207. 


steUuDg,  wurde  gewährt.  Steuervergütui)^  konnte  ferner  tUr  die  Auafuhr  voa  mit 
Zucker  hergestellteA  Fabrikaten,  auch  fur  Zucker  zur  Viafaftttteronf 
uod  zur  Ilerstctinng  von  ayuicrea  Fabrikaten  ale  VenBebroDgflfefenstiiuiea 
ia  Betreu  beider  Abgabeo  ätattiladeA  (§.  8). 

Dis  neoe  System  der  Fabrikatatelier  bedingte  nun  fj^anz  andere  und  weit 
ach&rfere  Controlen  als  bisher,  —  einer  der  un?ermeidlicheD  Debelstände  dieses 
Systems  im  Verpleich  mit  der  blossen  Rohstoffstcucr.  Die  Controle  erstreckte  sich 
ZQOächst  ^Abschuut  2  dus  (iesetzes  von  lÖ&T)  auf  alle  hogeu.  „Zuckerfabriken'* 
in  Binne  des  Gesetzes,  d.  h.  auf  alle  Anstalten,  in  denen  iiiiändischer  Rubensneicer 
hergestellt  oder  raffinirt  wird,  einschliesslich  solcher,  welche  ohne  eigene  KubenTer- 
arbeitaAg  Zucker  aus  Bubcosäiten,  Syrup  oder  Melasse  bereiten  II):  die  sogea. 
Stenercontrole  tlber  die  Zoekerfabriken.  Zorn  Zweck  der  Stevereontrole 
müssen  die  Znckerfabiiken  besondere  amtliche  Eiurichtungcn  (deren  erstmalige  Kosten 
für  bestehende  Fabriken  von  der  Rcichscassc  erstattet  worden^i.  eventuell  Wohnangen 
und  Bareauräume  fur  gewisse  Beamte,  Lagerräume  für  Zuckur,  Wiegeeinrichtnngea 
haben,  verschiedenerlei  Anzeigen  in  Bezug  auf  K'inime  und  Gerlthe  nad  rem  Besitz- 
tVi-rhscl,  dann  Ober  den  Betrieb,  Uber  ünterbrechunj,'  desselben  machen,  auch  bei  (!■  r 
Ausübung  der  Controle  selbst  Hilfe  leisten.  Das  gesammte  X^ersonal  in  der  Fabrik 
ist  znr  Befolgung  der  GonirolTOisehriften  Terpflichtet.  Gesellschalten  und  Goiperadenen, 
auch  nicht  selbst  den  Betrieb  leitende  Fabrikinhaber  müssen  einen  besond  i  ij  ver- 
antwortlicheu  Betriebsleiter  bestellen.  Die  Steuerbeamten  sind  zum  iktreten  der  Fabrik 
(uach  näheren  Bestimmungen  des  §.  31)  behufs  Ausübung  der  Revision  befugt  Aa 
diese  Controle  tiber  die  Fabriken  reiht  sich  diejenige  über  den  Zncker  selbst 
(Abschn.  o  d'S  fi  -»«tzes  von  ivsTv  I).  r  fertijre  Zocker,  der  nicht  sofort  steueriich 
abgefertigt  wird,  kummt  aläbaiü  lu  diu  uuter  smUichem  Mitverschluss  stehenden  Bäume, 
worin  der  Ein-  and  Aosgang  oontiolirt  wird.  Der  ans  der  Fabrik  in  den  freien  Ver- 
kehr, in  andere  Fabriken,  in  Niederlagen,  ins  Ausland  gehende  Zncker  wird  dann 
nach  näheren  Bestimmungen  des  Uesctzcs  (§.  36  if.)  abgefertigt.  Die  Fabnkiubabcr 
haben  tlber  ihren  Betrieb  nach  amtlichen  Hastern  Boch  zu  führen,  Auszüge  daraus 
der  Behörde  einzureichen  und  die  Einsicht  ihrer  Anschreibungen  den  Steuerbeamten 
TU  gewähren  (i;.  H8).  Aehnliche  Controlvorschriften  bestehen  für  Svnipraffinerieen, 
Stärkezncker-  und  St^rkesympfabrikeu.  Maitose-  und  Maltosesyrupiabnkcu ,  gewerb- 
liche Betriebe,  in  denen  stenerfirel  ans  Boben  Sifte  nnd  nckeriialtige  Prodvele  ge- 
wonn  n  werden  (§.  39).  Den  schärferen  Controlvorschriften  scIilieMen  sich  umfassende 
Strafbostimmuogen  an  (5.  Abschnitt  des  Gesetzes  von  1887).  Die  Fälle,  welche 
als  ^tDefraadation"  gelten,  werden  genau  speciiicirt  (§.  41^  42).  Die  Strafe  ist 
Geldstrafe  im  Vierfachen  des  vorenthaltenen  Betrags,  wobei  die  Berechnung  des  letz- 
teren penau  angegeben  wird  (§.  44).  Im  ersten  Rückfall  verdoppelt  sich  die  Geld- 
strafe, ist  abo  das  Achtfache.  Im  ferneren  Rückfall  ist  Gefäuguissstrafe  bis  zu  drei 
Jahren  die  regelmässige  Strafe,  doch  kann  unter  Umständen  noch  Haft  nnd  das  Doppelte 
der  Geldstrafe  des  ersten  Rückfalls,  also  das  Secbszehnfache .  eintreten  45).  In 
gewissen  Fällen  erfolgt  wegen  erschwerender  Umstände  noch  StraferhOhung  am  die 
Hälfte  (§.  47).  Daneben  eine  Reihe  ron  Ordnongsstrsfen.  (Weiteres  s.  im  Genets 
Abschnitt  5  selbst,  n.  A.  über  subsidiarische  Vertretungsverbindlichkeit  dritter  Per* 
sonen,  §.  fif),  Vermandlung  der  (i<»M<traf.'  in  Freiheitsstrafe,  §.  57.  Strafverfahren, 
^.  52  if.).  Bei  aller  Schärfe  der  üuuiroieu  konnte  man  bei  dem  angenommcueu  Steuer- 
system doch  fon  einer  Einmischung  der  Steverbehörde  in  die  inneren  Verhältnisse, 
namentlich  auch  in  die  Technik  des  Betriebs,  von  QualitatsfeststeltunKsn  der  ZucLer- 
arten  u.  s.  w.  altöehen,  was  als  Vorzug  anzuerkennen  ist  —  Das  Gesetz  trat  am  1.  Aug. 
1888  in  Kraft.  Die  ftlteren  betreffenden  Gesetie  wurden  aufgehoben. 

Der  steueriechnische  Fortschritt  im  Uebei^ang  zur  Fabrikatätouerform  in  dem 
nunmehr  wichtigsten  Theil  der  Zuckersteuer.  der  yorhrauc}isnh»rHbc.  ist  nicht  ni  ver- 
kennen. Aber  in  dem  Eiobcilstuatzd  dieser  Abgabe  hatte  man  keinen  Quaiitats- 
foss«  immerhin  nach  Lage  der  Dinge  ein  Mangel,  wenn  auch  kein  grosser.  Man 
konnte  dafür  aber,  wie  bemerkt,  die  Controle  einfacher  halten«  indem  Sie  sich  80  auf 
die  Menge  des  fertigen  Zuckers  allein  beschränkte. 

Das  finanzielle  Resnltat  war  nach  der  Stdgerang  des  verbleibenden  Netto- 
ertrags der  gesammten  Zuckerbesteucrung  bemessen,  mit  einer  Folge  der  Vermindcning 
der  Rückver^-^ntnngcn  für  ausgeführten  Zucker,  ein  günstiges.  Während  in  den  beiden 
Jahren  1.  Aug.  1886—88  die  Vergütungen  108.8  und  105.6  Mill.  Mark,  der  Netto- 
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ertrag  iiar  -iS.Q  und  14.7  (das  Miatinum  in  der  ganzen  Periode)  betragen  hatten, 
sanken  die  Veri^ütanicen  iu  den  folgenden  o  Jahren  1.  Au^.  188S — 91  auf  80.1  — 
61.9  —  7H.4  Mill.  Mark  and  stieg  der  Nettoertrag  auf  til.l  —  80.6  —  75.8  Mill. 
Ab'T  .HU'ireichoad  war  das  Ergebnis^  doch  nicht  und  unsicher  war  es  auch,  wie  denn 
der  ^ettoert^ag  in  den  folgenden  2  Jahren«  1Ö91 — 93  (1.  Aug.),  troU  weiterer  Ab- 
Dakmo  der  V«iftttangen  (auf  74.6  und  S4.5  Hill.)  vteder  sank,  aof  72.0  and  52.2 
Mill.  Mark.  Auch  verblieb  eben  eiti'  b-  deutende,  wenn  auch  kleinere  Prämie  aus 
den  Knckrergütuogen  immer  noch,  und  zvar,  sowohl  beim  Absatz  nach  dem  Auslände, 
als  auch  selbst  bei  dem  nach  dem  Inlande  (sogen.  „Inlandsprimie Letzteres  gemäss 
«Lr  Rückwirkung  des  ganzen  Steuer-  und  Vergtttungsmodos  auf  die  inländischen 
Preise,  welche  die  Tenilenz  zeigten,  sich  um  die  Ausfuhrrersriitnng^  über  den  Welt- 
marktpreis zu  stellen.  Dadurch  wurden  der  ioUndische  Gonsument  nnd  die  Finanzen 
fOB  Roicil  «od  Staaten  stark  fesehldlgt  den  FioanzeD  entgingen  um  1888/90  sebitznoga- 
weise  31.4  MilL  Mark  zu  Gunsten  der  Industrie.  Mit  in  Folge  dessen  ha^i; n  Industrie 
und  Rübenbau  eine  rasche  grosse  weitere  Entwicklung  genommen,  welche  £ur  lieber- 
producüott  in  Deatschland  und.  zumal  bei  ähnlichen  Verhältnissen  in  anderen  Lindem, 
auf  dem  Weltmarkt  fahren  mussten.  (S.  Moti?e  zum  Gesetzentwurf  ron  1890t 
Kutsch era  im  Fin.arch.  B.  7  darüber,  S.  509  ff.,  518,  besonders  die  guten  Atta- 
fahruDf^en  von  Kiecke-Zeller  im  bchOuberg'schen  Handbuch,  4.  Anü.,  B.  3* 
Abth.  1,  S.  681). 

Solche  Verhältnisse  drängten  im  f;<ralischen  wie  im  Interesse  r  inländischen 
Consumenten  —  und  auch  eines  „fair  trade'^  im  internationalen  Absatz  auf  Ver- 
minderung, womöglich  B^eitigung  der  „Prämienpolitik"  in  der  Zackerbesteoenuig  hin, 
am  Beaten  auf  dem  Wege  intenMiooaler  Verträge,  wenn  diese  nicht  gelangen  aber, 
soweit  es  irgend  mit  den  Interessen  der  inländischen  Zuckerproduction  vereinbar  war, 
auf  dem  Wege  der  eigenen  Gesetzgebung.  Wie  in  froheren  Fällen  war  indessen  auch 
der  damalige  Vecsnch  einer  intematienalen  Regelang  mittelst  der  LoDdoner  Zndter- 
convcntion  vom  30.  Aug^.  1888  gescheitert,  denn  so  aussichtsvoU  er  er;chien  und  ob- 
wohl die  Mehrzahl  der  betheiligten  Staaten  die  (Convention  billigte  und  ratihoirte, 
sind  docdi  einige  Staaten  Im  DiSaena  geblieben,  oder  haben  Bedingungen  fttr  ihran 
Beitritt  gestellt,  die  (Convention  wurde  so  schliesslich  nicht  allseitig  ratificirt  und  da- 
durch bit.r.üi"',    'S.  Kiecke-Zeller  a.a.O.  S.  681  und  besonders  §.35,  S.  ß08— 702). 

bu  kam  es  iio  Deutschen  Keich  zu  dem  neuen  Gesetz  von  1891  (Auuaien  1891« 
S.  642,  Fin.arch.  B.  7  a.  a.  O.,  B.  8.  S.  aOS\  Diea  am  1.  Aag.  1892  unter  Auf- 
1  Tinjr  der  fruhereD  Gesetze  in  Kraft  tretende  Geset?:  Hess  die  Materialsteuer 
iaUeu,  erhöhte  die  Verbrauchsabgabe  ron  12  auf  18  M.,  den  Eingangszoll 
für  aoalindiacben  Zackw  ron  90  anf  86  H.  (tta  solchen  inr  VerarbeitQng  in  in- 
ländischen Fabriken  unter  Stenercontrole  auf  18  M.),  belicss  es  für  den  vor  1.  Aug. 
1^9'?  h'»rtr'^-t<'l!ten  ausgrcführten  Zucker  bis  31.  Oct.  1892  noch  bei  den  bisherigen 
Vergutuiigs^auun  dcä  Gesetzes  von  1891 ,  gewährte  aber  im  Ucbrigeu  fur  den  aus- 
geführten und  ihm  gleich  behandelten  Zucker  Pur  eine  5-jfthrige  Dobergangsperiode 
rem  1.  An?ust  1892  bis  31.  Juli  1897  „Zuschttase  ans  dem  Ertrag  der  Zucker- 
sieoef*,  also  in  der  That  offene  Aoafahrprimien.  nnd  zwar  far  die  ersten 
8  Jahre  dieser  Periode  etwas  höhere,  fitr  die  b€ldmi  dann  folgenden  etwas  niedrigere, 
für  die  3  Tarifclassen  Zucker  für  100  kg.  bczw.  1.25  —  2  —  1.65  uad  dann  1 
1.75  —  11'*  Doch  wurden  durch  das  spätere  Gesetz  vom  9.  Juni  IJ^Of)  auch  für 
die  letzten  2  Jahre  der  Periode,  vorbehaltlich  ciocr  dem  Bundesrath  ertheillen  Be- 
fugnis» xtt  anderweiter  Kegulirnng,  die  bftberen  Sätze  dmr  eruen  8  Jahre  faatgebalten. 
Das  Gesetz  ron  1891  hat  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1887  übernommen,  aber 
Euuelheiten,  besonders  in  Betrctf  der  (^ontrolen.  noch  weiter  gebildet  und  verschärft. 
St  ist  Kor  kiitiseben  Beortheilnng  des  Sjfstems  wichtig,  hier  die  Einzelheiten  in  beiden 
Gcscucn  von  1887  und  1891  zu  vergleichen.  S.  u.  A.  §.  2  des  Geseues  von  1887 
Uiiil  §.  1  des  Ge><'t7es  von  1^01  über  alle?  das.  was  als  .,i n  län  di  s«^  h  »•  r  Rüben- 
zucker" gilt,  dauiji  der  Verbrauchsabgabc  und,  wie  im  Gesetz  von  gUich  hier 
heiTorgeboben  wird,  der  Stenercontrole  unterliegt.  Die  Legaldefinition  der  unter 
Stenercontrole  stehenden  ,,Ziickerfabriketr'  {■^t  jetzt  im  (iesctz  ron  1<S01,  §,  7: 
„alle  zur  llerstcilung  krystallisirteu  Kübeuzuckers  b<»timmten  Anstalten,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  weli»ie  lediglieh  f  eratenerte  Prodvete  ans  Rttbon  welter  ?er- 
arbeitcn."  Der  Bundesrath  bestimmt,  inwieweit  auch  P'abriken  zur  Herstellung  nicht 
krystalllsirbaien  Babenznckers  Zuckerfabriken  im  gesetzlichen  Sinne  aind.  WeaentUch 
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verschärft  siod  die  AnforderangeD  ao  die  baalichen  EioricbtaDgen  der  Zuckerfabiiken. 
nuomubr  in  erster  Linie  nach  dem  Gesichtsponct ,  die  BewachoDK  gegen  heioiliche 
WegbriofQDg  von  Zocker  aus  der  Fabrik  za  sichern  (Gesetz  Ton  1891,  §•  8 — 11.  vgl. 
mit  Geaetz  von  1887,  g.  12,  13).  Aach  in  den  weiteren  Beitimmnogen .  wdrhe  mit 
der  Controle  zosammenb&agen,  finden  sich  mancherlei  characteristiscbe  Aeodcruugea 
md  YeiwliirAmgaD,  welelie  bei  Wftrdignnf  dieses  StenenyMeas  ins  Gewielit  faUen. 
Die  Zuckerfabriken  untorlirirrn  einer  uit ausgesetzten  Bewachung  bei  Tag  and  Nftcht 
durch  bteaerbeamte ,  solange  ein  Betrieb  stattfindet  C^esctz  ron  189|.«  §.  24,  B,  Ober- 
haupt den  Abschnitt  3,  §.  24—35).  Für  gewisse  Antshandlaogen  ist  die  Erheb« ng 
von  Gebuhren  oder  Yerwaltungskostenbsitzi^  sollssif  (§.  41). 

Finanziell  das  Wichtigste  in  dem  neuen  Gesetz  war  die  Ermässigung  der 
Pr&mien«  welche  die  nonmehiigen  ««Zoschilsse"  gegen  bisher  darstellen.  Aber 
■stttrlich  wsren  diese  Zosebosse  Bseh  wie  Ter  sine  wsseDtUche  Beeinuiehtigung  des 
Rnanzintercsses.  Norh  weiter  tu  g^ehen  in  Ermässigung  der  PrSimVn  —  oder  gar 
diese  einseitig  auiztiheben,  wagte  man  wogen  der  fondaoemden  PrämienpoUtiJc  anderer 
Zucker  ansfähreDden  Linder  nicht.  Wegen  ongflnstiger  GonjvneioreB  Hess  nsa  segmr 
die  far  die  Zeit  nach  1.  Aug.  1895  gesetzlich  bestimmte  Ermässigung  der  Zuschläge« 
wie  bemerkt,  nicht  eintreten.  Immerhin  besserten  sich  die  finanziellen  Kri'cHnisse  in 
den  3  Jahren  1.  Aug.  1893 — %  weiter:  die  AnsfahrvergUiungcn  üaukcn  huI  11.4  — 
16.0  —  18.4  MiU.  Mark,  der  Nettoertrag  tob  Stener  und  Zoll  stieg  auf  82.2  — 

85.7  —  103.7  MilL  Mark.  Dies  g-tlnstig^e  Resultat  war  mit  dir»  Fnls^e  der  weiter  stark 

festiegenen  Prodactioa  (max  in  1894^95)  und  des  6teiffendeu  Inlandcon&ums.  Die 
o^ersasbeate  tos  den  Bflben  wer  wenig  yerlndeit,  nnr  189S/96  nngeirOhnlich  günstig 
(1  Gentner  Kohzucker  aus  7.13  Centner  Roben,  sonst  meist  aus  c.  7.0). 

Die  baldige  nenp  Abänderung  der  Zu  rk«' rbes  t  ea  c  rn  n  !r  dnrch  das 
Gesetz  ron  1896  (in  Kraft  seit  1.  Aug.  1896)  war  uut  du  ich  d;uj  Scheuern  inter* 
nstiontter  Regelung  der  Materie  und  dordi  die  Schwierigkeiten  der  heimischen  In- 
dustrie, welche  die  Folge  f^er  tri^stciperten  in-  und  ausländischen  Productiori,  daher 
Ck)ncarreoz  und  der  deshalb  sinkenden  Preise  waren,  rerursacht.  Das  Gesetz  stellt  wieder 
ein  Gompromiss  zwischen  den  fiscaliichen  and  den  bei  Znekerbsn,  (ndnstrie  und 
Handel  betheiligten  wirthschaftlichen  Interessen  dar,  wodurch  freilich  keine  Seit') 
völlig  befriedif(t  werden  konnte.  Das  fiscalische  Interesse  ist  indessen  trotz  wieder 
stark  steigender  AusfuhrverKütun^en  (1896—1900  1.  Aujr.  25.6  —  36.7  —  34.9  — 

85.8  Mill.  Mark)  einit^ermaassen  bttfriedi^t  worden,  weil  der  Gonsum  Im  tnlsnd  wieder 
stieg  (18nn  1900:  80.9  —  100.9  109  2  —  126.7  Mill.  Mark  Nettoertrag  der  Ge- 
sammtsteuer),  und  die  Prodaction,  besonders  die  Yerarbeitaog  der  Ruben,  ist  wenigstens 
nicht  mehr  so  rapid  gestiegen,  vie  am  Ende  der  1880er  in  die  Mitte  der  1890er 
Jahre  hin,  wenn  auch  im  Ganzen  ziemlich  auf  der  erreichten  KQhe ,  was  die 
Gesammtgewinnung  von  Zucker  anlangt ,  geblieben,  die  verarbeitete  RUbenmenge  hat 
etwas  abgenommen.  Ausser  den  allgemeinen  Markt-,  Weltmarkt-  und  Absatzconjunc- 
tnren  ist  diese  Entwicklung  der  Dinge  wohl  auf  das  Steueqpsseti  ron  1896  mit  zorQck- 
zufuhrcn,  das  insofern  doch  sein  Ziel  erreicht  und  einigermaassen  wohltbätig  gewirkt 
hat,  —  wenn  man,  wühl  mit  Recht,  eine  langsamere  Entwicklang  der  Production  für 
notbirendig  hllt 

Die  Gesetzgebung  von  1896,  eine  Novelle  zum  Gesetz  von  1891,  hat  die  ti  To- 
nische Structur  der  Steunr  —  lediglich  Verbrauclisabgabe  in  Form  der  Fabrikat- 
steuer, Controlein  richtungen  u.  s.  w.  —  einfach  Übernommen  und  nur  die 
Betriebssteuer  und  die  Contingentirung  hinzugefügt,  sowie  die  Steuer-, 
Zo!l-  nnd  Ve rgtltun ffssätzc  geändert.  (S.  neben  dem  (Jesetz  die  Ausführun??;- 
besümmungen  vom  9.  Juli  1896.  Anoalen  1896,  S.  57  tf.,  Fin.arch.  B.  13.  S.  745  ä., 
mit  den  legislstiren  Msterlslien,  6.  r  linyr  in  Wörterb.  d.  Venr.,  Supplementb.  8, 
S.  338,  Paaschc.  das  Zuckersteaergesetz  ron  1896  (1897).  Coramcntare  von  Hager 
und  von  Troje.  Rie c k o-Zeller  a.a.O.  S.  683—688).  Im  fiscalischen  Interesse 
wurde  der  Steuersa^^  der  Verbraochsabgabe  von  IB  auf  20  M..  der  einheitliche  Zoll- 
satz von  36  auf  40  M.  erhöht,  im  Interesse  des  leichteren  auswärtigen  Absatzes  die 
AusfnhrzDschüsse  fiU  die  3  Sorten  Zucker  aber  ebenfalls  auf  2.50  —  3.55  —  3  M. 
erhöht.  Letztere  Maassregel  ist  indessen  nur  als  eine  zeitweilige  gedacht,  indem 
(nener  §.  79)  der  Bnndesratii  ennlebtigt  ist,  diese  Zoschtlase  rorobergehend  oder 
dauernd  zu  eruiilssigen  oder  kuf,;« heben,  sobald  in  anderen  Rübenzucker  erzeugenden 
Lindem,  welche  gegenwärtig  für  die  Zuckererzeagnag  oder  Ausfuhr  eine  Prämie  ge- 
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währen .  diese  Prämie  ennässigt  oder  beseitigt  wird.  Der  bezügliche  Beschlass  des 
Bandearaths  ist  dem  Keichstage  romUegea  and  tritt  aaf  dessea  VerUugea  aunsar 
Xfaft  Gl«iehi0lti|ir  mit  der  AeiKlenifis'  der  AagfahniMebflaie  ist  die  Znekonteaer 
entsprechend  zu  ermässipen.    Prin  ti-ch  ist  daa  Alles  jedoch  noch  nicht  pewurden. 

Die  „Betriebssteuer"  wurde  in  das  Steuersystem  im  Iiiteresoe  der  besseren 
Coocnrrenzffthigkeit  der  kleineren  Zockerfabriken  eingeftlhrt  and  beruht  auf  dem 
Princip  mit  der  Grösse  der  Prodicden  tteigender  StcoerzuschUge  (logen.  Staffel- 
st tzc,  ähnlich  wie  bei  der  neueren  süddeutschen  Biersteaer).  um  so  die  frrossen 
Fabriken  nach  Maassgabc  ihrer  Yortheile  aus  dem  Grossbetriebo  einigermaassen 
liebtfg  m  Maaten.  Die  Belriebssleiier  wird  nach  dem  ■teoerlieh  abgefertigten  Roh- 
zuckerquantuin,  das  aus  der  Fabrik  herausgeht,  bemessen,  wobei  in  anderer  Form 
ab  Kohzucker  ausgehender  Zucker  nach  einem  rom  Huudesrath  festzustelieudeu  Vor- 
hältniss  aof  Robzucker  umzurechnen  ist.  Für  je  100  kg.  einer  Menge  hin  4  Mill. 
Kilogramm  Rohzucker  im  Betriebajahr  sind  10  Pf.  Betriebaateiier  zu  entrichten  — 
dieser  Betrag  ist  also  eine  allgemeine  Erhöhnnsr  der  Steuer  — ,  für  über  4 — 5  MUl. 
lä'/t  f'ir  MilL  15  Pf  und  so  weiter  für  jede  Mill.  mehr  2'/,  Pf.  Zuschlag 
Bflur.  Dabei  getiea  als  £ine  Fabril[  ia  dieaem  Sinn  anch  etwaige  mehren  in  der 
Uaod  eines  BeäitiMs  befindliche,  iooeriialb  einer  Entfenittng  ron  10  km.  ton  ein- 
ander belegene. 

Die  .«Contingentirung"  sollte  auf  die  beaoodciB  starke  Prodactionsrermehrang 
der  einzelnen  FabrU  hemmend  wirken.  Zu  dem  Zweck  worde  nach  n&beren  gesetz- 
lichen Bestimmungen  fdr  jede  Fabrik,  im  Hauptfalle  auf  Grund  dor  darchschnitUichen 
Zockerproductioa  einer  jeden  in  den  letzten  3  Betriebsjahien .  onter  Weglassang  des 
Jahn  der  niedrigsten  Eraeognng  (§.  72),  ein  ..Gontingentr  der  Zaelermenge  festgestellt, 
welches  d-  T  alliroint  in' ri  und  der  Betriebssteuer  allein  unterlafr  Eine  Dober- 
•  chreituug  diuses  (joutingents  wurde  dann  wieder  mit  einem  Steaerzu sc h lag 
im  Betrage  des  Äasfuhrzaschussra  fUr  Rohzacker,  2V9  M.  ftar  100  kg.,  belegt  65» 
70  ff.,  75.  mit  weiteren  Specialvorschrifien,  auch  für  neo  errichtete  Fabriken  und  fUr 
sonstig»«  besondere  Verhältnisse).  Aach  das  Oes  am  m  t  co  n  t  i  fi  u' '  n  t  der  Zucker- 
productiuu  wurde  festgesetzt,  zuerst  im  Gesetz  selbst  75)  lur  das  iaulende  Betriebs- 
jabr  1896/97  aof  den  hoben.  Usber  nnr  einmal  U894/95)  eiwaa  llberscbriltenen,  sonst 
lange  nicht  erreirfit- n  1?  trag  ?on  1700  Mill.  Kilogramm  (eventuell  durch  Bundesrath 
nodi  um  2^/0  mehr  zur  £rleichterang  der  Errichtung  neuer  Fabriken,  welche  aus- 
sehUessHch  Helaise  entzndtem).  Pttr  jedes  fernere  Betrieb^hr  ist  es  durch  den 
Bundesratb  nach  im  Gesetz  angegebenen  Normen,  welche  sich  an  die  Höbe  des  ia> 
llndi^cben  Zuckerrerbraachs  anschliessen.  bt»-fimm.  n  7r>.  Ah«it/  3).  im  Jahro 
lÖi^/1900  (1.  Aug.)  war  das  Gontingent  aui  lL:i::ü.2  Müi.  Kilogramm  gesetzt;  die 
virUicbe  Prodoctioa  war  1795.4  Mill. 

Kin  d- T^rti^rl:s;  iinnu  r  m  rhanisches  Vorgehen  bietet  manche  Angriflspuncte,  aber 
es  ist  als  ein  Versuch  einer  gewissen  Eegelung  der  Prodoction  ihrer  Menge 
naeh  durch  legislattre  nnd  BesteneronganOTmen  nidit  nnr  besonders  beachtensverä, 
sondern  anch  principiell  wohl  zu  rechtfertigen,  jedenfalls  so  lange,  als  es  nicht  durch 
ein  wirklich  besseres  System  znr  Hemmun«?  von  Ucberprodoction  ersetzt  werden  kann. 
Fieilicli  steht  dahin,  wie  es  dauernd  witkt  und  ub  nicht  die  Stellung  der  deutschen 
Sttokerindustrie  in  der  Weltwirihschaft  dadurch  beeintriehtigt  wird,  dass  die  Con- 
currrn/lSoder  es  niclit  haben.  Der  inländische  Zuckerconsum  hat  seit  1B95  erheblich 
zugenommen  (auf  den  Kopf  m  Consamzncker  1894/95  10.68,  1899  1900  13.68  kg.). 
Die  Aoafchr  ist  naeh  Erretchanfr  dea  Mazinoms  in  1896/97  mit  12.88  MUI.  metr.  Gtr. 
(anf  Bobzucker  berechnet)  gesunken,  1S90/1900  auf  9.76  Mill.,  aber  damit  doch  so 
hoch  als  1895/96  und  höher  als  je  vor  (iit.-sern  Jahre,  mit  Ausnahme  ron  1894/95,  wo 
sie  10.46  Mill.  war.  Das  Au!^beuteverbaltni^s  bfi  den  Kuben  ist  noch  günstiger  ge- 
worden. 1896/97—1899/1900  war  es:  7.54  —  7  43  -  7.05  —  6.93  Centner  Rüben 
^  1  Centner  Kübenrohzucker  (ä.  ViL-rtcljahrshetti;  d*-r  Deutschen  Beichsstatiatik  190O, 
^r.  4.  S.  234;.   Einige  weitere  stouerstatistische  Daten  unten. 

Die  jüngsten  Verhandlungen  (1899.  19001  svischen  dem  Deutschen  Beleb,  Fiank> 
reich,  Oesterreich- Ungarn  u.  s.  w.  über  internationale  Znckeveon?entionen  sind 
noch  nicht  abjjcschlossen,  freiten  aber  für  anssichtsreicher. 

Die  bepinneiide  schärfere  Concorrenz  anderer  künstlicher  SU6Si>toffe  zeigt 
sich  im  £rgcbni^>ä  des  Zttckerconsums  und  der  Zuckeistener  zwar  noch  kaum,  aber 
gilt  doch  dls  ein  Faolor,  mit  dem  nach  rom  fiacaliachen  sovohl,  als  rom  Interessen- 
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sUodpunct  der  UubeuzuckerindosUie  zo  recboeu  ist  Das  GefieU  vom  6.  Juli  1898 
snelite  di«86  Gonewreiu:  nmlcliat  doreh  Etniehriiütiiiif ,  b«tw.  YeriNit  der  Vervendnnf 

solcher  Süssstoffe  zu  bokSuipfen ,  wie  man  g:laiibt  aber  ohne  grenUfrcnden  Erfolg.  Es 
versteht  unter  „kuosüicben  Süssstolien"  (baccharia  u.  a.  m.  mit  800 — 600  mal  ao  starker 
Sutiskraft  als  Zackerl):  alle  auf  kunstlichem  Wege  gewonnenen  Stoffe,  welche  als  SiXas" 
mittel  dieDeo  köBDcn  und  eine  höhere  Süsskraft  als  raftinirter  Hohr-  oder  Kabenzucker« 
aber  nicht  entsprechenden  Näbrwerth  besitzen  (§.  l\  Die  Vcrwendnniy:  solcher  Sflsa^ 
mittel  bei  Uerstoilung  von  Nahraogs-  und  Genuasmitteln  gilt  als  Verfälschung  im 
Sinn  des  §■  10  des  Oesetzes  ren  14.  Mai  1870 ,  betr.  den  Veitehr  mit  Nehraog»- 
mitteln  u.  ^.  'iv.  Die  mit  solchen  SUssstoIfen  hergestellten  Nahriings-  und  Genussmittel 
dnrfen  nur  mit  einer  diese  Verwendung  erkennbar  machenden  Bezeichnung  Ter» 
i^autt  uiid  feilgehalten  werdeo  (§.  2).  rird  dann  verbeten,  solche  Stoffe  bei  ge- 
werlMmissiger  Herstellung  von  Bier,  Wein,  weinihalicheii  Gotrinken,  Fruchtsäften, 
Conscrrcn,  Likören ,  Zucker-  oder  Stärkesyrupen  zu  rerwcnden  und  solche  Artikel« 
denen  jene  StoO'e  zugesetzt  sind,  zu  verkaufen  oder  feilzuhalten  (§.  3|,  bei  Androhung^ 
renehiedefter  Stnfes,  nuiaiitlieh  (Sef&ngnise  bis  1  Mentt  vnd  Oeldstnfe  bie  1500  H. 
oder  einer  dieser  Strafen  (§.  4L  —  Die  Schwierigkeit  liegt  in  der  Aufdeckung  der 
Yerst5<iSü  gegen  diese  Verbote  u.  s.  w.  bei  der  Natur  des  Artikels.  Als  Arzneimittel 
werden  die^>e  SussstoSc  bei  gewissen  Krankheiten  (.Zuckerkrankheit)  statt  des  hier  scbid- 
lichen  Zuckers  gescb&tzt  Die  Goncurrenz  dieser  Susastoffe  gegen  Zucker  ist  rolks- 
wirthfchafilic  h  und  fiscali^ch  wieder  ein  Beispiel  der  Schwierigkeiten,  welche  die 
neuere  naturwissenschaftlich  fundamentiite  Technik  hervorruft*  —  ebenso  wie  s.  Z.  die 
ConeQTienx  des  RQbenziiGken  g«gei>  den  BohrMcker. 

§.  208.  Die  Bier-  (Braa-,  B r aumalz-)8teaer.  Bei 
dieser  liegeo  nach  den  Prodaotioiig-  und  CoturamTerhältnigflen  und 
nach  der  Technik  der  Besteaemng  nicht  dieselben  SchwierigkeiteD 
Yor»  wie  bei  der  Zucker-  nnd  der  Branntweinsteaer.  Sie  würden 
sich  noch  wesentlich  TerTiogem,  wenn  das  Dentsehe  Reicb^  besw, 
der  Zollverein  anch  ein  einheitliches  Biersteaergebiet  wftre,  was 
wegen  des  den  drei  süddeutschen  Staaten  verbtiebenen  nnd  anch 
dem  Reichsland  einstweilen  belasseneu  Kechts  eigener  Bier- 
besteuerang leider  nicht  der  Fall  ist  Die  Trennung  des  Keicbs- 
gebiets  in  Bezug  auf  die  Biersteuer  (wie  vordem  bia  1887  auch  in 
Bezug:  auf  die  Hranntwcinsteuer)  bedingt  daher  eine  Art  Zwischen- 
zolllinie,  bezw.  die  Erhebung  eigener  rcherL'-angsabgJiben 
(und  Gewährung  von  ^teuerrUckvergUtuogen)  iUr  den  Bierverkehr 
zwischen  Nord-  und  Sttddeutscbland  auch  noch  in  der  Keiubsperiode 
seit  1^71  bis  zur  Gegenwart,  wie  frtther  im  alten  Zollverein  nnd 
im  Korddeotschen  Bunde.  Da  bcHOTuU  is  die  Einfuhr  süddeutschen, 
namentlich  balrischen  Bieres  nach  dem  Norden  stark  ist,  haben  diese 
Verhältnisse  anch  eine  grossere  practische^  anch  finanzielle  Be- 
deutung fElr  das  Reich|  das  die  norddeutsche  Blerstener  als  Beiehs- 
Steuer  besitzt,  und  fttr  die  betheiligte  Bierbrauerei.  Sonst  tritt  der 
Bierverkehr  ttber  die  Grenzen  nnd  besonders  auch  die  Biereinfohr 
aus  dem  Auslande  ins  Reichsgebiet  an  Bedeutung  gegen  die  in- 
lilndische  Produclioü  und  den  einheimischen  Consuni,  in  Nord-  und 
vollends  in  bUddentschland,  sehr  zurück,  so  dass  der  Ertrag  des 
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Bierzolls  gegen  denjenigen  der  heimischen  Biersteuer  auch  gering 
ist*  Die  CoDcarrenzverbältnisse  zwischen  in-  und  ausländischem 
Bier  auf  dem  inneren  Markte  und  nach  Lage  der  Verhältnisse  auch 
der  Absatz  von  Bier  ins  Reicbeaosland  schaffen  daher  auch  nicht, 
wie  bei  Zaeker»  Tabak,  Branntwein,  Ittr  die  Einrichtnng  der  Steuer 
soTiel  Sebwierigkeiten.  Oer  auswärtige  Absatz  betrifft  ohnedem 
▼omemlieh  sttddentsebes,  besonders  bairtsches  Bier,  berührt  also 
beim  Stande  der  Oesetzgebnng  die  finanziellen  Beichsinteressen  nnd 
die  norddentsehen  Prodaetionsinteressen  nicht  direet  Die  dentsehen 
Staaten  haben  sich  übrigens,  wie  schon  in  den  alten  Zollvereins- 
vertragen,  auch  in  der  Reichsverfassung  zugesagt,  ihr  Bestreben 
darauf  zu  richten,  eine  Ueliereiustiuiniung  der  Gesetzgebung  Uber 
die  Besteuerung  auch  des  Bieres  herbeizuführen,  —  ein  legislativer 
Monolog,  der  bisher  ohne  practische  Bedeutung  gebliebi  n  ist.  Auch 
über  die  IJeherirangsabgaben  zwischen  den  einzelnen  deiit>'chen 
ßiersteuerge bieten  und  über  die  iiückvergiitungen  siud  indessen 
allgemeine  Bestimmungen  im  Zollvereinsvertrage  von  1867  getroffen 
worden,  welche  im  Reiche  Giltigkeit  haben.  Der  Einfuhrzoll  fttr 
ausländisches  Bier  ist  im  Zolltarif  geiegelt,  er  wurde  jttngst  (1900) 
erhobt 

S.  über  deo  Zoll  oben  S.  05.^  und  S.  GG2.  Er  war  bis  1000  4  M.  und  ist 
jetzt  6  M.  für  100  kg.  Nach  dorn  Zollrercinsirertrag  tod  iÖ67  (Zitier  I.  Artikel  5^ 
durfte  keine  weitere  Abgabe  ron  Staaten,  Commaoen,  Corporationen  auf  Artikel.  «Jic 
Bit  nulbt  als  Thir.  Zoll  für  50  kg.  belastet  -waren,  gelegt  werden.  Darch  Reichg- 
geeetz  vom  27.  Mai  1885  ist  dieso  Bestimmang  für  Coinmiifien  nnd  CorporationRn 
bei  Bier  und  Braootweia  aufgehoben.  Die  Uebergangsabga be  vom  biet  beim 
Eisgang  ren  einem  dentsehen  BlerBteoeigebiet  in  du  andere  aoU  nach  gen.  Vertrage 
Tiirht  höber  bemessen  r^i'  n.  als  dem  Steuersatz  des  heimischen  Biers  jedes  (lehiets 
enföpricht,  darf  abo  keinen  Schutzzoll  gegen  anderes  deutsches  Bier  enthalten.  Sie 
ist  mehrfach  gereirclt  worden  (Bekanntmachungen  des  Kcichskanzlers  vom  18.  Juli 
1872,  15.  Jan.  1877,  29.  Dec.  1883.  zuletzt  9.  Juli  1897).  Die  Ausfu  hrvergutung 
▼on  Bier  bei  der  Ausfuhr  ron  einem  deutschen  Gebiet  in  das  andere  darf  nach  dem 
gea.  Vertrage  auch  nur  wie  bei  der  Ausfuhr  nach  dem  Auslande  und  nur  im  Betrage 
der  wiikllcli  bezahlten  Steuer  etattfiaden,  abe  keine  Ansfnhrprimle  enthalten.  Auch 
sie  ist  mehrfach  geregelt  worden  (durch  die  nemlichen  Bekanntmachungen  wie  die 
Uebergaugsoibgabe).  In  beiden  Fällen,  bei  der  Uebergangsabgabe  und  der  Ausfuhr- 
Vergütung,  besteht  ürellieh  die  Sehwierigkeit ,  den  betreffenden  Satz  richtig  diesen 
(irundsitzeo  gemics  zu  bestimmen,  weil  der  Kohstoffsteuersatz  bei  der  inlindiachea 
Production  nur  auf  Grund  der  Ergi  l n  ^.e  der  Brauerei  auf  den  Pabrikatstcuersatz  für 
fertiges  Bier  umgerechnet  werden  kann.  Die  Uebergangsabgabe  wie  die  Ausfuhr- 
▼ergtttong  entsprechen  also  nnr  DorchiK^hnittsverhftltnissen  der  Qoalltftt  nnd  der  Sach- 
lage bei  den  einzelnen  Brauereien.  D<t  üjleiche  Satz  kann  daher  je  nach  Umständen 
doch  etwas  zu  hoch  oder  £U  niedrig  sein,  bei  der  Uebergangsabgabe  etwa^i  Schutz- 
mU  «l«r  etwas  EinfliliiprliDie«  bei  der  Ansfohrrcrgatung  etwas  AosfohrzoU  oder 
Aasflriuqpiftniie  enthalten,  wie  es  wehl  anch  practisch  der  Fall  ist.  Schwere  und  leichte 
Biere  werden  R.  nicht  panz  pleich  petroHen.  Die  sreltcnden  Sätze  sind  jetzt:  bei 
Hiofohr  fon  Bier  aus  duu  audureii  deutschen  Gebieten  iu  das  norddeutsche  Beichs- 
biantteDe^Qbiet  2  M.  für  1  hl.  Uebergangsabgabe,  bei  der  Ausfuhr  aus  diesem  Gebiet 
in  die  anderen  (süddeutschen)  fUr  2  Sorten  bozw.  1  M.  und  80  Pf.  fur  1  hl.  (Näheros 
über  die  ünterscheidoog  in  den  MBemerkungeo"  zur  Bekaaotmachiiag.)  Die  aUd- 


Digitized  by  Google 


688       6.  a  OelMnIohtm  der  Beateuanuif  .  Beidubeatmenng.  §.  208. 


deotsdieQ  SU&teD  dflrfea  wegen  ihrer  höheren  Lajidessteoer  sowohl  höhere  Oebergang»- 
ftbgaben  bei  der  Eiefabr,  ab  bobere  AmftibrrergatougMi  bet  der  Aotfabr  mnreohneti, 

jetzt  nach  obiger  BekanDtmacboDg  in  Baiern  Oebernranpsabpabe  für  Braunbier  3'/^  M., 
lur  Weishbier  ebenbovicl  für  1  hl ,  Aasfnbrv<«rgmung:  be^w.  2  M.  60  Pf.  und  1  M.. 
wobei  hich  mit  Uuck(<ir>it  auf  die  Deoerea  LübtTen  StaÜeit»at2e  der  bairiachen  Steuer 
diese  Vurgütunghbätze  noch  erbObeu  können  (s.  die  ^Beineiiiiiifren*'  in  der  Hek&nnt- 
machuiig);  Württemberg  üeberL'nnL''-^>iÄabc  für  branne^  Bier  3  M.  für  1  hl.,  fur 
weisses  fiier  1  M.  65  Pf.,  ««die  Au^fubrrergUtang  wird  fur  jeden  einzelnen  Sud  nach 
dem  YerblltDiM  des  Malzverbraocbs  sa  dem  PebrUiatieiieqiiaiitaiii  bemessen**:  Badeo 
ücberpaii^habKabe  3  M.  20  Pf.  fur  1  hl.  Braunbier  und  Weissbier,  AuäfuhrrergOtung 
für  Braunbier  je  nach  dem  kleineren  und  grösseren  Malzvcrbrauch  einer  Brauerei 
be£w.  2  M.  30  Pf.,  2  M.  60  Pf..  2  M.  75  Pf.  für  1  hl.;  Elsass- Lothringen  üober- 
f^angsabgabe  fUr  starktrs  Hier  3  M.,  far  Dünnbier  58  Pf.,  AosfuhrveiigttlBDg  beiv. 
2  M.  50  Pf  and  58  Pf.  fur  1  hl.  In  Baiero  wird  auch  noch  eine  Oebergangaabgabe 
von  geschrotetem  MaU  zur  Bier-  and  Essigbereitung  mit  67*  M.  Air  1  hL,  ia 
WOfttemberpr  von  10  M.  fllr  100  kg  erhoben.  Aenderangen  der  Sitze  der  Ueber» 
gaug^.-ibgabt'  und  Au^fuhrvergUtun^  mUssten  nicht  nur  mit  Aendcrung  der  Steaersitze 
eintreten,  sondern  auch  mit  Aenderang  der  Productionstechnik  und  der  mit  hiervon 
abhängigen  höheren  Belastung  des  Biers  durch  die  Bohstofisteuer.  Aber  gerade  lau- 
tere Fonlerong  kMin  practisch  nur  annähernd  verwirklicht  werden.  Alles  das  zeigt 
doch,  dass  die  manfrcinde  Einlieit  der  Bierstener  fiscalisch  und  winhschaftlich  im 
Deutschen  Heich  bedenklich  ist.  Finanziell  von  Bedeutuiig  sind  die  Debergangsabgaben 
fbr  eingeftehrtes  Bier  nur  im  noiddentseben  Branstenergebiet,  ebenso  bier  der  Bienell 
für  fremdes  Bier  und  zwar  .*.ind  beide  in  resrelmä^sigt-r  Stei>;erunc.  w&hrend  die  Rflck- 
vergtttangen  und  die  Aosfnhr  demgemäüs  ebenso  regelmässig  gesunken  sind.  Deber- 
gangsabgabe  1880  [Vi— "/aj  LH,  1900  4.14  Mül.  Mark,  Zoll  454.000  und  2.679.00O 
Mark.  Ausfohrvergntung  859.000  nnd  108.000  M.  Nettoertrag  der  Brausteuer  17.13 
und  82.19  Mill.  Mark.,  Ge*>ainmt-Nettoertrag  mit  Oebergangsabgabe  und  Zoll  18.70 
und  39.01  Mill.  Mark.  In  Baiern  fallen  dagegen  bei  unbedeutender  Einfuhr  die 
Qebergaogsabirabes  fbr  die  grosse  nnd  steigende  Bieraasfobr  finanziell  ine  Gewidbt 
ffliereinfuhr  1880  und  1900  nur  87  0(t()  r,nrj  71.000  hl.,  Bierausfubr  748.000  und 
2.768.000  hl,  Ertrag  abzüglich  Au.>.fuhrvcrgUluijg  28.79  und  36.02  Miii.  Mark. 
(Beichsätatistische  VierteljahR>hefte  1900,  Nr.  4.  S.  208|.  Zur  Frage  der  Debergangs- 
etener  a.  e.  v.  «berbwijpt  e.  den  Anfiisitt  von  Scbnbert,  Flnjireb.  B.  15,  &  1  C 

Die  norddeutsche  Reichsbi austeuer  beruht  iu  ihier  techDiscben 
Grondstruetur  im  Wesentlichen  noch  auf  der  alten  prenssiscbeo 
SteuereiiiricbtuDg  der  Brau  m  alz  besteuerung  vdu  1Ö19.  Diese 
Steuerverfassung  war  schon  in  der  Zolh  ( reiiisperiode  vom  König- 
reich Sachsen,  Tbürinpcn  nnd  anderen  Kleinstaaten  übernommen 
worden,  die  mit  Preussen  so  eine  Brausteuergemeinschaft  bildeten. 
Nach  1806  wurde  sie  auf  die  von  Preussen  annectirten  Gkbieie^ 
im  Norddeutschen  Bunde  im  Prinoip  nach  der  Verfassung  auf  das 
gaate  Bundesgebiet  und  in  Folge  dessen  wirklieh  auf  die  innerhalb 
des  Zollvereins  stehenden  sonstigen  Gebietstheile  ausgedehnt.  Aneh 
Lozemburg  gehört  dazu.  Nachdem  für  die  neuen  der  Steuer  unter- 
stellten Gebiete  (Mecklenburg,  Lauenburg,  Lflbeck|  hambnrgiBebe 
Theile)  zunHcbst  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1868  er^usen  worden,  in 
welchem  die  bisher  im  Bransteoergebiet  des  Zollvereins  geltende 
Hiersteuergesetzgebung  codificirend  znsammengefasst  worden  war, 
wurde  das  noch  geltende  Steuergesetz  vom  ol.  31ai  1872  ftlr  die 
innere  Steuer  gegeben.   Hiernach  ist  die  Steuer  eine  Koiistoff- 
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steaer  von  snr  Bierbereitong  (bedingongsweise  auch  zur  Essig- 
bereitaog)  verwendetm  Getreide  (Malz,  Schrot)  nnd  einer  Reibe 
anderer  Stoffs  (Reia,  grttner  Stftrke,  anderer  Stärke,  Zneker,  Symp), 
aowie  allen  anderen  Malzanrregaten,  nach  deren  Nettogewieht 
Daa  Geaetz  atellt  flir  diese  Artikel  den  Steneraats  fest  (2  M.  yon 
Getreide,  Beia,  grflner  Stärke,  andere  fttr  die  QbrigeD))  im  All- 
gemeinen in  einer  HOiie  von  knapp  einem  Drittel  des  jetzigen 
baieriscben  Satzes.  Im  UDtersehied  namentlieh  zn  Baiem  sind  also 
in  ]Sorddeui8clilaud  andere  Artikel  als  Getreide  (insbesondere  Gerste) 
bezw.  Malz  in  der  Brauerei  zugelassen  (sogen.  M  ai  z  b u r  r ogate) 
und  s  t  e  n  e  r  p  f  1  i  c  h  t  i  g.  Ein  strittiger  Panct  in  Bezug  auf  Qualität 
des  Biers  und  fiscaltsches  Interesse.  Das  Verbot  der  Surrogate 
gilt  vieüaeh  für  besser  und  ist  aucb  wiederholt  angere^^t  worden. 
Die  Steuerpflicbt  dehnt  sieb  auf  alle  gewerblichen  nnd  nicht  ge- 
werblichen Branereien,  in  Städten  nnd  auf  dem  Lande,  aoa,  läast 
aber  den  sog.  ,,Hao8tmnk'',  die  Bierbereitnog  fllr  den  eigenen  Be- 
darf im  Hanahalt  in  gewissen  Grenzen  frei. 

Die  Erhebung  der  Steuer  findet  in  drei  Formen  statt, 
zwisehen  denen  der  stenerpfliebtige  Braaer  bedingungsweise  wählen 
kann.  I^e  normale  Hanptform  ist  die  Versteuerung  auf  Bran- 

an zeige,  die  sich  an  den  Act  der  unter  Steuercontrole  statt- 
findenden Einmaiscbnng  des  Hraumaterials  (Malzes  u.  s.  w.) 
anschliesst  und  unniittelbar  vor  diesem  Act  durch  Verwiegung  dieses 
Materials  unter  Anlegung  der  Steuersätze  ftir  letzteres  festgestellt 
wird.  Nebenformen  sind  die  so^am.  \  ermablnnfrssteuer,  bei 
welcher  die  vor  der  Einmaischung  einer  Vermahlung  unterliegenden 
Stofie  unter  Steuercontrole  vermählen  und  noch  UDvermahieo  mit 
den  gesetzlichen  Steuersätzen  belastet  werden;  ferner  die  sogen. 
Fixation  oder  Abfindung,  wo  die  Besteuerung  durch  Vereinbarung 
zwischen  Pflichtigen  und  Steuerbehl^rde  mittelst  Entrichtung  einer 
Abfindongasumme  fär  einen  bestimmten  Zeltraum  erfolgt  Hier 
werden  dann  die  Steuercootrolen  sehr  besohrinkt,  aber  die  Form 
der  Fizatiott,  die  noch  rielfaeh  angeordnet  wird,  hat  principielte 
und  practische  Bedenken  gegen  sich.  Die  gesetsliehe  Besteuerung 
läsat  sich  bei  ihr  nieht  genau  erreichen,  es  ergeben  sich  Yen 
schieden h ei ten  nicht  nur  unter  den  einzelnen  fixirten  Brauereien, 
sondern  auch  zwischen  ihnen  allen  uud  den  den  anderen  i'ormen 
unterliegenden,  regelmässig  zn  Gunsten  der  fixirten.  Die  beiden 
anderen  Formen  stellen  so  allein  eine  eigentliche  lujhstollsieuer  dar. 
Sie  haben,  wie  letztere  ttbeibaapt,  gegenüber  der  wohl  tecbnisch 
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richtigeren  Halbfabrikatsteaer  der  Bierwürze  den  allerdiogs  Wieb- 
tigen  Vonug,  das«  dabei  der  innere  Braaeieibetrieb  and  dessen 
Prodnetionstechnik  nicht  listigen  und  sehwieri^n  Controlen,  den 
QuanlitStB-  nnd  Qaalitätsmessongen  des  Ersengnisses  n.  s.  w.  unter- 
worfen werden  mnss.  StenerpoHtiseben  Anforderongen  der  Gleich* 
mässigkeit  der  Belastung  der  eigenen  Branereien,  wie  des  Biers 
selbst,  nach  dessen  Menge  und  Güte,  entspricht  aber  eine  solche 
Robstoffbesteucruiif?  nicht  genlt^ciul,  sie  trifft  die  einzelnen  Brauercica 
ungleich,  hc^Unstigt  die  leistangsfähi^'creu  und  den  Glossbetrieb 
nnd  belastet  auch  die  einzelnen  Hit  i  soi  tt  u  nicht  richtic:  nach 
ihrem  Werth.  Unter  den  heiden  Formen  bedingt  die  erste,  die 
Eiumaischsteucr,  mehr  rontrolen  f\U  die  zweite,  Controlen  auch 
heim  Betriebe  selbst,  während  die  zweite  diese  wesentlich  auf  den 
Act  des  Verschrotens  zu  beschränken  gestattet,  wobei  nur  in  Betreff 
derMflblen,  welche  benutzt  werden  dürfen,  besondere  Anfordeningen, 
bezw.  Besofaränknngen  bestehen.  Die  Vermahlangsstener  anzn- 
wenden,  wird  aber  nur  besonders  tflcbtigen  nnd  Tertranenswttrdigeii 
grosseren  Braoereien  gestattet  Das  Besteben  beider  Steaerformen 
nebeneinander  begründet  wieder  eine  etwas  nngleicbe  Behandlang 
und  implicite  auch  Steaerbelastnng  der  beiden  Methoden  nnter- 
stebenden  Branereien.  Unter  den  Sachverständigen  gilt  vielfach  die 
Vermahlungssteuer  als  die  bessere  Methode,  deren  allgemeinere, 
womöglich  ausschliessliche  Zulassung  statt  der  beiden  aiidei  en,  lier 
Einmaiscbnngsstener  und  der  Fixation,  unter  Freigabe  der  Mühlen- 
benutzung, mit  allgemeiner,  bisher  schon  bedingt  zugelassener,  Ein- 
führoDg  mechanischer  Wägeapparate  und  mit  Verbot  von  Surro- 
gaten für  Malz  das  zu  erstrebende  Ziel  sei  (btruve).  Wenn  man 
an  der  Rohstoffsteuer  überhaupt  glaubt  lesthalten  zu  müssen,  mag 
das  richtig  sein.  Man  könnte  aber  dann  vielleicht  die  sttddeatsehe^ 
sogen,  baierische  Bierstenennethode  einfach  annehmen. 

Eine  wesentliche  Erhöhung  des  Steuersatzes  mOehte 
dabei  aus  finanziellen  Grttnden  und  im  Hinblick  auf  die  viel  höhere 
Belastung  des  stlddeutscben ,  gleichwohl  nicht  nur  durchschnittlich 

besseren,  sondern  auch  wohlfeileren  Biers  und  bei  der  ünwahr- 

sclieinlichkeit,  dass  die  erhöhte  Steuer  einfach  und  voll  den  Con- 
suihcuten  in  Form  höheren  Preises  oder  schlechterer  Qualität  des 
Biers  träl'e,  recht  wohl  zulässig  sein.  Dies  auch,  wenn  man  zn- 
giebt,  (lass  mit  der  Gefahr  einer  solcljen  W'irknnc:  der  erhöhteu 
l^icrsteuer  immerhin  bei  uns  doch  auch  gerechnet  werden  muss  und 
dass  die  süddeutschen,  insbesondere  baierischen,  in  diesem  JPancte 
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bei  den  hohen  dortigen  Stenern  so  günstigen  Erfahrungen  tlUr  Nord- 
dentflohland  wegen  der  Verschiedenheiten  der  Verhältnisse  des  Ab- 
satsee  des  Biers  im  Grossen  nnd  Kleinen,  des  Wirthshaiiswesens 
nnd  des  eingewöhnten  höheren  Consnms  Ton  Bier  nicht  ohne 
Weiteres  maassgebend  sind.  An  eine  Herabsetzung  der  Steuer  ist 
in  Süddentschland  ans  vielen  Grflnden  finanzieller  nnd  sonstiger 
Art  schwerlich  zn  denken.  Eine  wesentliche  Erhöhung  der  nord- 
deutschen Biersteuer  wäre  woh|^  mehr  noch  als  die  technische  An- 
näherung der  Bfersteuermethoden ,  eine  unbedingte  Voranssetzang 
für  (He  Gemeinsamkeit  der  Bierstcuer  im  Reichsgebiet,  dem  Cha- 
racter  der  Einheit  der  deutscheu  Volkswirthschaft  und  dem  Strebe- 
ziel der  Reichsverfassung  selbst  gemViss.  Die  besondere  Verrechnung 
tiber  den  Ertrag  und  dessen  V'ertheilung  innerhalb  der  Einzelstaaten 
bliebe  dann  iuimcr  noch  möfrlich,  vielleicht  selbst  in  der  Gewährung 
eines  Präcipuums  für  den  äUden,  mit  Rücksicht  auf  den  höheren 
Bierconsum,  wie  einst  im  Zollverein  das  Fräcipunm  Hannovers. 
Nothwendig  nnd  durchaus  gerechtfertigt  wäre  ein  solches  Vorgehen 
aber  nicht  einmal,  da  die  anderen  Zoll-  nnd  Steuereinnahmen  des 
Reichs,  bei  den  ConsumtionsverhiUtnissen  (Golonialwaareui  fremder 
Weiui  fremde  Agrarproducte»  Branntwein,  Zaclcer,  [ob  auch  Tabak?]) 
udd  bei  den  Verkebrsgestaltongen  (Stempelabgaben)  wieder  in 
relativ  stärkerem  Maasse  aus  dem  Norden  herrOhren  möchten  und 
doch  dem  Sttden  in  gleichem  Ilaasse  angerechnet  werden.  Nor 
die  günstige  Finanzlage  und  die  zum  Theil  doetrinftre  oder  agita- 
torische Opposition  im  l'ublicum  nnd  im  Reichstage  haben  es  bis- 
her im  Deutschen  Reich  noch  zu  keiner  ordentlii  heu  ertragsreichen 
Bierstener  im  Norden,  wie  ähnlich  zu  keiner  solchen  Tabaksteuer, 
kommen  lassen.  Die  doch  auch  im  Norden  sehr  starke  Biercon- 
snmtiori,  die  sehr  gebesserten  Wohlstandsvcrhaltnisse  der  Bevölkerung, 
auch  der  unteren  Ciassen,  der  Character  des  Biers  (wie  freilich 
Toliends  des  Tabaks  1)  als  Consumobject  lassen  eine  höhere  Bier- 
stener dnrchaus  als  gerechti'ertigt  erscheioen.  Der  £inwand,  dass 
es  dem  Branntwein  gegentlber  gelte,  den  Bierconsnm  zu  begünstigen 
und  ihn  diüier  niedrig  zu  besteuern,  will  practisch  nicht  viel  be- 
sagen, wird  durch  die  süddeutschen  Bierpreise,  wenn  nicht  wider- 
legt, so  sehr  abgeschwächt  nnd  träfe  nur  bei  einer  unwahrschein- 
lichen sehr  starken  Biervertheuemng  durch  die  Steuer  zu»  Der 
Hinweis  auf  die  im  Reiche  fehlende  innere  Weiosteuer  bedeutet 
auch  wenig.  Im  Zoll  vom  meist  von  den  wohlhabenderen  Kreisen 
verzeliitcu  fremden  Wein  hat  gerade  der  Nurüeii  auch  eine  Weiu- 
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Steuer.  Die  deutsche  Production  und  CoDSumtion  beimiachea  Weins 
ist  doch  Dicht  hoch  und  wesentlich  auf  die  Weinbangegendeo,  von 
deo  tbenren  Venandweinen  abgesehen,  beschränkt,  wo  auch  Überall 
der  BiercoDBQm  sich  Terbreitet,  wie  die  sflddentschen  Weiostenep- 
Iftnder/  wo  sieh  das  statistiBoh  geDaner  verfolgen  läSBk  (Württem- 
berg B.  233,  Baden  S.  296,  Beiehsland  &  488)^  teigen.  Die  dentseheii 
WeinllUider  werden  daher  doch  auch  von  der  Bieretener  siemlich 
ausreiebend  mit  getroffen,  und  wenn  sie  nnd  vollends  einselne  Per- 
sonen geringeren  oder  fehlenden  Biereonsnms,  weil  stilrkeren  Wein- 
coDSums,  bie  und  da  etwas  schwächer,  so  sind  das  Versebiedea- 
beiteu,  welche  auch  in  aoderen  Fällen,  bei  Tabak,  Branntwein, 
Colonialwaaren  ebenso  vorliegen  und  doch  mit  Recht  nicht  hindern, 
Steuern  nnd  Zölle  fdr  solche  Artikel  zu  erheben.  Principiellen 
und  practiBchen  Hedenken  unterliej^^t  ho  eine  böiiere  norddeutscbe 
Biersteuer  (wie  eine  höhere  all;;enicinc  Keicbs-Tabaksteuer)  sowenig, 
als  eine  andere  der  bestehenden  inneren  Verbrauchssteuern  und  der 
betreffenden  Finanzznlle,  —  jedenfalls  weniger  als  die  hohe  Salz- 
fltener,  vielleicht  auch  als  die  höhere  Znokerstener  nnd  als  mehr 
als  ein  FinanszolL 

Der  Ertrag  der  norddeatseben  Bterstener  ist  an  sieb,  nach  den 
Gonsamverbiltnissen,  im  Vergleich  mit  Stfddentscbland  nnd  anderen 

„Bierländem^*  (England!)  ein  völlig  unzulänglicher,  fast  komisch 
gei iiigl'tigiger,  auch  trotz  seiner  Verdopplung  seit  20  Jahren,  — 
noch  jetzt  in  dem  grossen  isorddeutschland  mit  42.9  Mill.  Ein- 
wohnern (1898)  nur  wenig  grösser  als  in  dem  kleinen  Baiern  mit 
6  Millionen:  im  Jahre  1899,  wo  er  gegen  d<Ms  Vorjcihi  über  1  Million 
gewachsen  ist  und  das  bisherige  Maximum  erreiclit  hat,  nur  39  Mill. 
Mark  gegen  36  in  Baiern!  Die  Bedenken,  welche  gegen  eine 
höhere  Bierstener,  wie  gegen  jede  indirecte  Verbranebssteoer  auf 
Massenconsumartikel  gewiss  verbleiben  —  immer  die  entsprechende 
Einwirkung  der  Steuer  anf  Preis  oder  Qoalitftt  vorausgesetzt:  eben 
das  ^yProblematisebe'*  in  der  Sache!  — ,  mtlseen  dnrch  Maassregeln 
anf  einem  anderen  Stenergebiet  nnd  eventnell  anf  dem  gansen 
Finanzgebiet  beseitigt  oder  doch  wesentlich  abgescbw&cht  werden 
nnd  können  das  anch :  dnrch  angemessene  Gestaltung  der  directen 
Personalstenem ,  einschliesslich  etwaiger  Erbschaftsstenem,  wenn 
nicht  in  der  Reichsbesteuernng  selbst,  was  immer  mit  ins  Auge  zu 
fassen  wäre,  so  um  so  mehr  in  der  Landesbesteuermi;,^  und  even- 
tuell durch  Uebernahmc  von  Reichs-  und  SlaaUleiötungen  für  die 
unteren  Ciassen  ohne  besonderei  oder  wenigstens  ohne  die  betreffenden 
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Kosten  deckende  eigene  Belastung  dieser  Classen,  wie  etwa  im 
Gebiete  der  Arbeiterversicherung  oder  sonstiger  Woblfabrtsein- 
richtnogeo.  Die  Einnabmen  ans  den  indirecten  Reicbsstenern,  z.  B. 
aas  einer  erhöhten  Bier-  und  Tabaksteuer,  konnten  dabei  selbst 
zweckstenerartig  fllr  solche  Verwendangen  festgelegt  werden.  Aber 
oothwendig  —  and  finaniteehnisoh  unbedingt  riehtig  —  ist  dies 
nioht  einmal.  Es  genllgte,  dass  thatsächlich  die  betreffenden 
Stenererträge  eine  solche  Verwendung  auch  in  einem  einhe{t- 
liehen  Etat  und  bei  der  Behandlung  der  Steuern  als  all- 
gemeiner Reichsstenern  für  die  Deckung  des  Gesammtbedarfs 
tUoden. 

b.  zur  iieclitftirtifaag:  derartiger  Pläoe.  welche  dem  Bestrcbeo,  die  bekanntou 
Einireudungen  gei^^en  indirccte  Verbraacbssteucru  wegen  dereu  einigermaasseo  am* 
gekehrt  proirressiveD  Wirkung  zu  berücksichtigen,  mit  ent^prin^ea«  mfifne  Fiu.  B.  II« 
2.  A.,  §.  250.    Vgl.  auch  Schanz,  Fin.arch.,  B.  13.  S.  1<7  Ii. 

Auch  die  Bienteuer  iüt  litteransch  mehrfach  and  gut  bebandelt  worden,  i»ovühl 
im  Allfttoidiien  als  la  specieUer  BOcbleht  auf  DeatBcliliuid.  S.  Zell  er,  Abli.  Auf- 
wandsteoem  im  Schönberg'schen  Handboch.  4.  Aufl.,  B.  1.  Abth..  S.  524  ff.,  532. 
der  höchst  reichhaltige  Artikel  Bier  und  Biersteuer  im  H.  W.  ü.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  2 
TOD  r.  May  und  der  ebenfalls  vortreffliche  Artikel  in  der  2-  Aufl..  B.  2  Ton  Strare^ 
ferner  Art.  Biersteoer  ron  G.  v.  Mayr,  Art.  ßrausteoer  im  ^  örterb.  d.  Verwalt, 
h  1  und  Soppl.b.  II  u.  III.  In  Kürze  nb.r  die  Biersteuer  überhaupt  mein  Finanz- 
gruudriss.  1.  Aud.,  S.  95 — 98.  Speciallitteratur  besonders  in  der  Bibliographie  der 
Artikel  des  ILW.  Bid.  8t  (2.  Aufl.,  II.  8.  857  ff.),  v.  A.  Holzner,  fenebiedene 
Mcthodeti  dt!r  BiorbesteueruniLr,  Zoitschrift  für  Brauwesen,  1880.  Kindervater, 
Keform  der  Bierbesteuerung  im  Deutschen  Ueich,  Fin.arch.  B.  4,  S.  569  ff.  Boccius, 
zur  Reform  der  Bierbesteuerung,  Annalen  1876.  S.  52,  ders.,  allgemeine  ReiclitUer- 
Steuer,  eb.  1897,  8.  101.  651.  Die  wichtigsten  BestimmoDfen  der  Qmelie  und  mox 
Theil  die  legislativen  Materialien  mit  in  dieser  Litteratur.  auch  in  den  Annalen  mehr- 
fach 1868,  1872,  V.  Aufsess  eb.  8.  296.  Biersteuerstatistik  Deutscblauds  in 
den  relebsetetiiitisehes  Yierteljabrsheften  und  im  ststistlecben  Jahrbuch.  Bientener- 
Wtng  verschiedener  Staaten  im  Fin.arch.  B.  10,  S.  757.  B.  IT.,  S.  068. 

Ausser  den  gen.  Gesetzen  von  1868  und  1872  (dazu  (Jommentar  von  Bertho, 
Ansftthmngsbestimmongen  zum  Gesetz  von  1872  vom  8.  Nov.  1872,  18.  Jall  1888)  sind 
noch  zu  nennen:  das  norddeutsche  Gesetz  vom  8.  Joli  1868,  betr.  subsidiarisch«  Haf- 
tung der  Braunntemehmer  für  Zuwiderhandlungen  ihrer  Leute  o.  s.  w.  ^egcn  die 
8teuergesetze.  Gesetz  vom  8.  Juli  1868,  betr.  Branntweinsteuer,  §.  82  ^ Vor»chriftea 
fllr  den  gleichzeitigen  Betrieb  der  Bnvevei  und  Innerei).  Gesetz  rom  26.  Dec.  1875 
und  2P>  I>  'c.  1876  (Novelle  zu  Abs.  2  des  ij.  44  des  Goset/e^  von  1872,  Si<"'M- 
bestimmungen  fitr  Meiningen,  Coburg-Gotha.  Keass  ä.  L.  Uber  dortige  Landei>bierst6uer 
bin  81.  MIR  1878).  Gesetz  rom  6.  Juli  1898  (s.  o.  8. 6861,  Verbot  der  Vervendan^r 
ktlnstUcber  SOssstoffe  bei  Bier.  Zur  Ergänzung  des  Textes  und  besonders  Uber  die 
Steuertechnik  der  Biersteuer  im  Gesetz  ron  1872  hier  nur  noch  einige  Einzel- 
heiten aus  diesem  Gesetz  i^.  auch  daiur  die  Artikel  von  v.  May,  Struve,  Zeil  er, 
6.  ▼«  Mayr  0.1.  0.). 

Die  StenersStze  für  die  Surrogate,  in-li-ü  Jein  XuruKiIsatz  von  4  M.  (für 
100  kg.)  fOr  Getreide  (Malz,  Schrot)  sind  für  Keis  (Kcuiahleu  oder  ungemahlen  u.  s.  w.J 
und  grtioe  Stlrke  (d.  b.  solcbe,  die  mindestens  80  ^/^  Wassergehalt)  cbenfiJb  4  M., 
tor  St&rke,  St&rkcmchl  (einschliesslich  KartoQelmehl)  und  Stärkegummi  (Dextrin),  femer 
für  Syrup  aller  Art.  für  andere  Malzsurrotrate  (\  M.,  fllr  Zucker  aller  Art  (Stärke-, 
Trauben-  u.  t>.  w.  Zucker),  auch  Zuckeraul iösuugen  8  M.  Gemische  verschiedener 
Stoffe  zahlen  den  bOchsten  Sat/.  Essigbereitung  unterliegt  derseibeo  Steuer, 
wenn  sie  iniT  I  r  Hereitunp  von  Bier  verbünden  od-  r  in  ei^T'^ns  dazu  bestimmten  An- 
stalten aus  d  .  n  I  i  i^teueriillichtigeit  StoHeu  zum  Verkauf  oder  zu  gewerblichen  Zwecken 
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erfolgt  Die  Verwendoog  tmi  Maksurrogateu  hat  nach  der  Keichtttatistik  fast  be- 
stlnmg  etWM,  im  Ganzen  In  den  20  Jahren  1^(^99  (Finanzjahre  vom  1.  April  m) 

etftrker  ala  die  Getreidevcrwendaug  zogenommen.  In  den  Jahren  1880,  1890  und  1899 

war  der  BrauprciTerbrnuch  steaerpflichtigen  Getreides  bezv.  mnd  4.308  000  — 
6.306.000  —  7.811.0U0  metrische  Ccntner  (100  kg.),  davon  geschrotetes  Geräte nrnnl/. 
4.155.000  —  6.128.000  —  7.619.000,  der  Verbrauch  an  Malzsarroyaten  bczw.  21.400 
—  03.700  157.700  metrische  Centner,  davon  Reis  3000  —  32.600  —  98.000  M.. 
Zuclter  aller  Art  13.8ÜU  —  46.700  —  42.000.  Syrup  aller  Art  1669  —  2077  —  1515. 
(Vicrtcljahrsbeite  1900  Nr.  4,  S.  207).  Anf  1  hl.  Bier  vorden  dnrehBcbDittUeh  rer^ 
wandt  1880  20.40  kg.  Getreide  und  Reis,  0.09  kg.  andere  Surrogate,  1899  heiw.  18.30 
und  0.14.  —  Die  Bicreinfnhr  im  Zolljrcbiet  kommt  zum  weitans  prössten  Tlieil 
auä?  «Jesterreich-üngarJi  (liauieutlich  Böhmen),  lb99  vom  )ran/.en  Werth  von  9.0  Mill. 
Mut  8.9  Mill.,  zum  Rest  meist  aus  Grossbritannien,  0.5  Mill.  Mark.  —  Die  Gestattuns^ 
steuerfreien  Hau  Strunks  mit  Rierbereitung  oLnc  besondere  Rraaanlagon  beschränkt 
sich  auf  Haushalte  von  höchstens  lu  Personen  Uber  14  Jahre  (also  sind  z.  B.  gritesere 
Haushalte  mie  Arbeitern  ala  HanHgenoesen  atufeichloeaen).  Es  mnaa  die  Bereitnnfr 
des  Biers  für  diesen  Zweck  angemeldet  und  ein  Anmeldesrhein  von  der  Steuerbehörde 
erlangt  werden.  Ablassen  von  Huustrunk  an  nicht  zum  Haushalt  gehörende  Personen 
gegen  Entgelt  ist  verboten  (§.  5  des  Gesetzes  von  1872).  Die  Zahl  der  Haushaltungeu 
mit  diesem  Rechte  ist  von  1880 — 1?^99  zuerst  etwas  gestiegen,  dann  ziemlich  stetig 
gesunken  (1880  37.7.37.  1PH7  H.l(i3.  1899  32.084).  Struve  (H.  W.  B.  d.  St.  B.  2. 
S.  827)  u.  A.  verlangen  aus  steuerpolitischen  Gründen  die  Beseitigung  dieses  Privilegs,  das 
auch  in  der  StenergescMcbte  ander»  Linder  eine  KeOe  spielt  Gross  mochte  das 
fiscaliselie  Interesse  an  der  Sache  kaum  sein.  Die  Qualität^conrnrrenz  des  sonstigen 
Biers  wird  rennnthlich  von  selbst  das  Uaustrunkbier  immer  mehr  einschrinkon.  — 
Wer  sonst  Bier  brauen  will,  muss  der  Steuerbehörde  eine  genaue  Anzeige  seiner 
Räume  und  (ii-f.isse  machen,  letztere  werden  amtlich  bezeichnet,  vermessen,  eren* 
tnell  Hilter  Versclihiss  e:eiiftmmen.  Jede  Brauerei  mn^s  eine  peaichte  Waaer«*  nnd 
Gewichte  habm.  Die  Vorratho  an  Braustoffen  müssen  in  bestimmter  Weise  auf- 
bewahrt (§.  13)  und  in  rergeschriebener  Art  mnss  ober  sie  Buch  geftihrt  werden 
(§.  14).  woran  sich  dann  Controlrecht»;  der  BehRnle  knOpfen,  Alles  zum  Zweck,  die 
Benutzung  unversteuerter  Stofle  zum  brauen  zu  verhindern.  Bei  der  Hauptmethode 
der  Besteuerung,  auf  Brauanzeige,  muss  der  Brauer  schriftlich  auzeigeo,  welche 
Gattnufr  und  Menge  der  Braustoffe  er  zu  jedem  Gebräude  nehmen,  an  welchem  Tage 
und  Txt  welcher  Stunde  er  einmaischtn  und  wie  viel  Bier  er  mit  dem  angesrebcnen 
Material  ziehen  will  (nach  weiteren  £>pecialbestimmungen  §.  16«  17,  19),  Uber  die 
beabsichtigten  Verwendungen  reu  Malzsurrognten  Uberhaupt  muss  er  noch  eine  sogen. 
Generaldeclaration  einliefern  (§.  18).  Die  Einmaischun^  hat  dann  regelmässig 
nur  in  Anwesenheit  eines  Coutrolbeamteu  zu  geschehen,  der  bei  dem  ganzen  Process 
zugegen  bleiben  muss.  wobei  Nachmaischcn  in  der  Regel  unstatthaft  ist  (§.  20.  21). 
Die  im  Gesetz  von  1872  zugelassene  zweite  Methode,  die  Vermahlungsateuer« 
war  nach  dem  (iisetz  da  gestattet,  wo  die  Braumalzsteuer  nach  il>>n  Landesgeuctzen 
im  Anschluss  an  eine  örtlich  bestehende  MahLteuer  erhoben  wurde  (wie  bis  1873  in 
Prenssen).  sonst  nur  mit  Srmichtigung  der  Directi?behOrden  fnr  diejenigen  Bnuerelen, 
die  darauf  antragen  und  sich  den  ru  sfellend.-n  Bedins-onfren  unterwerfen.  Der  Brauer 
darf  ohne  Erlaubnis»  nicht  auf  anderen,  als  den  genehmigten  Muhlen werken  die  Stoffe 
vermählen  la.ssen  und  unterliegt  sonstigen  Beschränkungen  (§.  Jl'),  Nnr  Brauern  mit 
mindestens  ."lOO  Meter-Centner  Malzverbrauch,  die  ordentliche  Bochftlhrunir  haben, 
wird  die  Krlaiibniss  zur  Anwendung  dieser  Stcuermethode  thatsS'-hlich  K'^^JeVien.  Sie 
sind  dann  für  die  Verwendung  der  cootrolin  vermahlenen  Braustoffe  von  der  Anzeige 
der  Bnueiomaischungen  und  der  Gentiole  dabei  befreit.  —  bewegen  sieh  insofern 
hierbei  freier,  der  Vorfheil  der  Methode.  -  Der  Behörde  stehen  umfa-ssende 
Kcvisionsbfugnisse.  Besuch  der  Gewerbcraume.  eventuell  in  gewisser  Form  Vor- 
nahme von  Haussuchungen  allgemeht  frei  (§.  23— 25>.  —  Umfassende  Straf- 
bestimmungen suchen  die  Sicherheit  der  Be<iteuernng  und  die  Innchaltung  der 
pesrt7liehe:i  Vorschriften  zu  garantiren  i§.  27  ff.).  Als  Defraudation  im  .A.ll-xemeiiion 
gilt  die  Verwendung  (Einmaischung,  Kachmaisch ung,  Zusetzung)  der  steucroflichtigen 
Braustoffe  ohne  die  gesetzliche  Anmeidunfr^  die  darunter  mit  gehörigen  PlUe  werden 
näher  bezeichnet.  Die  regelmässige  Strafe  i-t  .las  Vi.  rfach«-  der  vorenthaltenen  Ab- 
gabe als  Geldstrafe,  mindestens  aber  10  Thlr.,  beim  EUckfall  das  Achtfache,  bezv. 
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20  Thir.,  bei  leinerem  BUckfail  lier^goissstrafe  bis  zo  2  Jalireo,  erentoell  statt  dessen 
Haft  und  Geldstrafe  nicht  Qotor  dem  Doppelten  der  eraten  Rttekfidbrtrafe.  alse  das 

Sechszehnfache,  ferner  Or  lnungsstrafcn.  üeber  Vertreeunjrsverbindlichkoiten  für  vonrirkte 
(yeidstrafeQ  s.  §.  88,  üxu Wandlung  der  üeld-  in  Freiheitsstrafen  §.  39,  Verjährang-, 
in  3  Jahren.  §.  40,  Vcrbängnnff  der  Strafen  nach  den  Bestimmnogen  dc^  ZoIIätraf- 
rechts  §.  41)*  —  Mit  onter  der  £iQVirkung  der  Besteaening  snd  auch  der  Methode 
der  letzteren,  wennschon  sonst  der  allgemeinen  Entwicklung  gemäss,  bat  die  Zahl 
der  Brauereien,  besonders  auf  dem  Lande,  doch  auch  in  den  Städten,  der  oicht- 
geverblfehen,  welche  alle  nur  obertsihrlges  Bier  enevgen,  aber  anch  der  gewerb- 
lichen, hier  wieder  besonders  derjenigen,  welche  oberg&hriges  Bier  prcwinnen,  stark 
abgenommen,  in  jeder  Kategorie  ohne  üoterbrecbaog  von  Jahr  zu  Jahr,  z.  B.  seit 
1880,  wenn  anch  in  ungleichem  Haasae  bd  den  einieloen  Gattungen,  im  Ganzen  um 
aber  von  1880^1899  (ron  12.789  auf  7581).  Da  die  Pndnetion,  nach  der  Menge 
der  Vera r>ieif den  Stoße  bemessen,  sich  im  Ganzen  nahezu  verdoppelt  hat,  ergiebt  sich 
eine  st^rku  Uotriebsconcentration  und  Entwicklung  des  Urossbetriebs, 
im  Dvrclttchnitt  ist  die  eioielne  Brauerei  etwa  dreimal  so  gross  in  den  genannten  Zeit- 
raum geworden.  Die  Frage  einer  Erhöhung  des  Steuersatzes  för  Gross- 
brauercien,  wie  in  Suddentscliland,  hat  bei  der  niedrigeren  norddeutschen  Steuer 
geringere  Bedentang,  aber  Hesse  sieh  ans  gleichen  GrQndea  wie  im  Sflden  mit  Kuck- 
siebt  auf  diese  Entwicklung  wolil  Iji  jahen.  (S.  die  Statistik  in  den  Vierte^ahiabeften, 
1900,  Kr.  4,  S.  207,  und  im  btatistiJchen  Jahrbncli.) 

§.  209 — f).  Die  Branntweinsteuer.  Auch  sie  war,  wie 
die  Biersteaer,  anränglich  im  Reiche  noch  keine  einheitliche,  sondern 
als  Reichssteuer  im  Wesentlichen  auf  Norddeutsehland,  seit  1873 
eiDSchliesslich  Elsass -Lothringens,  besebrttnkt.  Die  süddeutschen 
Staaten  hatten  ihre  eigene  Branntweinstenergesetzgebnng  behalten 
ond  konnten  nach  der  Reicbsverfassnng  nnr  mit  ihrer  Einwilligung 
diese  verlieren  und  in  die  aUgemeine  Reichssteaer  einbezogen 
werden.  Dies  ist  denn  anch  im  Jahre  1887  geschehen.  Bis  dahin 
bestand,  wie  heute  noch  bei  der  Biersteoer  (S.  680),  zwischen  dem 
Norden  nnd  dem  SUden  Deutschlands  und  unter  den  einzelnen 
Staaten  des  letzteiun  das  System  der  U  eber^aii^sa  h  iij:aben 
und  Ausfuhrvergötungen.  In  Korddeutschland,  verJahsungs- 
mässig  einschliesslich  Nord-  nnd  vertragsmässig  auch  Süd-Hessens, 
war  die  Branntweinsteuer,  wesentlich  auf  der  Grundla^^e  der 
preussischen  Gesetzgebung:,  von  den  Ländern  der  ehemaligen 
kleineren  Branntweinsteuergemeinschaft,  welche  vor  lö66  schon 
zwischen  Prensscu,  Sachsen  und  anderen  norddeutschen  Staaten 
bestanden  hatte,  in  der  Hauptsache  bereits  im  Jahre  1868  (in  ein- 
zelnen Theilen  1869,  1871)  anf  das  innerhalb  des  Zollvereins 
liegende  Ctebiet  ansgedehnt  worden,  wozn  dann  1878  noch  das 
Reiebsland  kam.  Der  Reinertrag  dieser  von  den  einzelnen  Staaten 
▼erwalteten  nnd  erhobenen  Steuer,  einschliesslich  der  Uebergangs- 
abgabe,  floss,  wie  der  der  Bierstener,  in  die  Reichscasse,  die  sttd- 
dentschen  Staaten  zahlten  dafllr  Ersatz  in  höheren  Beiträgen,  ond 
die  sonst  nicht  zur  Branntweinstenergemeinschaft  geliörendeu  Theile, 
wie  die  ZuilausschlUsse,  die  iiuusestädte  u.  s,  w.,  entsprechende 
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Aversen.  Die  ganze  Einrichtung:  und  die  mässigen  Steuersätze  der 
Reic'hssteuern,  sowie  die  starken  RUckvergUhmgen ,  besonders  flir 
aasgeführten  Branntwein,  hielten  den  Reinertrag  der  Steuer  auf 
einem  recht  massigen  nnd  längere  Zeit  kaum  steigenden  Betrag.  Im 
Jahre  1879  wurde  Branntwein  für  gewerbliehe  Zwecke^  fUr  welchen 
in  gewissen  Fällen  bisher  schon  Stenerrückvergfitang  erfolgt  war, 
von  der  Stener  allgemein  nnter  gewissen  Bedingnngen  befreit 

Tniz  meines  Strebene  nach  Kürze  ist  es  mir  in  diesen  Abechnitt  ?on  der  nruint' 

wpinstfMiiT  nif-ht  L'elnnr'  ii.  die  rerwickelte  Materie  nar  knapp  zu  1'  h  indoln,  wenn  die 
jDarütelluux  geiiUgeo  boUte.  Daher  hier  eine  inunerliin  cmgeheoderc  Behandlung, 
^eichvohl  keine  enchOpfende. 

Gesotz  Tom  8.  Juli  1868  Uber  Ausdehnung;  der  Branntweinsteuer  auf  die  bisher 
davon  nicht  gctroflenen  Thoilo  dp'^  norddeutschen,  im  Zollverein  hefindlicben  Gebiets; 
vertrafsm&ssig  (8.  April  186ä)  auch  auf  isudhesscu,  Durcbfuhruug  dea  gen.  Ge<>titz«ss 
am  11.  Aug.  1868  und  in  kloinen  Gebietstheilen  etvaa  apäter,  aneh  in  Altona  (nach 
Verordnunr  vom  29.  Dec.  1871).  in  ENass-I  nthrinüt  n  nach  Gesetz  vom  IH.  Mai  1873 
(a.  0.  S.  377).  Gesetz  vom  8.  Juli  lb68  über  bubaidiarische  Haftung  der  Breooerei- 
«ntemebnier  Ittr  Znwiderhandlongen  ihrer  Leute  iregen  die  Branahreineteiieiveeetee. 
Gesetz  vom  19.  Juli  1879  über  Steuerfreiheit  dos  Branntweins  für  gewerbliche  Zwecke. 
Rcfrclnne:  der  Cebcrgan<rsabrrftben  tnid  Ausfuhrvercllttnifen .  darCiber  dt<»  Bekannt- 
uiachungeu  des  Heichskan/iens.  zum  Theil  dioselbeu  wie  für  die  Bierstcuer  (o.  S.  68T). 
In  der  letzten  allgemeinen  vuin  20.  Dec.  1883  sind  fidgende  Sätze  festgestellt  gewesen: 
im  Gebiet  der  norddeutsrlu-n  (itMneiijsebat't  l  cberfranL'^ahsj.ibf  für  1  hl.  vou 
AlcoUol  (Tralles)  13  M.  10  Ff..  Ausfubrvcrgutung  (nur  fUr  Branntwein  von  minde«iteEu> 
85  %  Stärke)  for  1  hl.  8  M.  0.58  Pf.  Besondere  SStze  und  Bestimnrangen  fllr  den 
Verkehr  mit  Luxemburg,  das  nicht  zur  Gemeinschaft  gehörte,  und  für  die  Hohen» 
zoliemscben  Lande,  in  welrhen  ein  eigenes  St^^ufrsystem  bestand  n  \  In  Baiern 
üebergangsabgabc  für  1  hl.  von  50  %  Stärke  bei  12%  Grad  R.  \Nurmaltemperatar) 
18  M.  10  Pf.  für  Branntwein,  ebenso  hoch  ftir  Liköre  und  andwe  mit  Zucker  ver- 
setzte geistige  Getränke  ohne  Kückvicht  auf  die  Stärke.  Ausfuhnrergütung  b«*zw.  8  und 
4  M.  80  Pf.  für  diese  beiden  Arten.  In  Württemberg  Uebergaogsabgabe  f(Ur  1  hi. 
Ton  50*4  Stirke  bei  12.44  Grad  R.  2  M.  75  Pf.  In  Baden  tHr  Branntirein.  bei 
dem  sich  üeber^rangsabgabe  und  Ausfulirverjrnton^  nach  dem  Alcoholgehalte  richtet, 
für  1  I.  Alcohoi  oder  je  100  Literprort-ni  Ucbergangsabgab<^  Pf..  Au8fuhrv<»r- 

gütung  12  Vf..  für  andern  Branntwein.  Lik5r  u.  s.  w.  bezw.  10  und  >  pi.  Der  Brutto- 
ertrag der  St.  uer  im  Gemeinschaftsgehiete  war  1S72  45.095.000  M..  ia'^0/81  57.272.000, 
IRW  -7  ri7.1>^'.i.(tOO  M.  Die  Ueberganpsabgabe  (incl.  ganz  kleine  .\usfiihrun£r>ahc:abe 
von  Brauutwein  aus  Luxemburg  von  1876  an)  46.000  —  123.U00  —  102.000  M.  i>er 
Zell  Ton  andindiflchem  Bianntwein  1.214.000  —  1.782.000  —  S.609.000  H.  ~  Der 
gesauunte  Bruttoertrag  hiernach  4n.n55.000  .',0.177.000  —  00.000.000  M..  die  Rück- 
vergütoniren  4.373.000  —  12.078.000  —  14.895.000  M..  der  Nettoertrajr  daher 
41.982.000  —  17.099.000  —  46.005.000  M.,  auf  den  Kopf  1.35  —  1.32  —  1.23  M. 
In  den  Zwis»  hcnjahren  war  er  mehrfikch  etwas  höher  (1875  1.56  M.,  1884/85 
1.46  M.  auf  den  Kopf),  aber  im  Gänsen  nicht  in  fiscalisch  gttnatiger  JBntvicUang. 

Die  £inricbtQng  der  Branntweinsteuer  nach  dem  Gtesets 
von  1868|  anf  Grond  der  bisherigen,  bezw.  alten  prenssisehen  Be- 
stimmungen, war  in  den  Hanptpnncten  folgende.  Die  Stener  war 
zwar  insofern  eine  Fabrikatstener,  als  der  Konnalstenersatz  ftlr 
den  Branntwein  selbst  im  Gesetz  nach  dessen  Menge  und  Alcobol- 
stärke  festgestellt  war,  nemlich  für  das  preussisebe  Quart  (1,145  1.) 
Branntwein  zu  50  "/.^  Alcohoi  nach  dem  Alcoholometer  von  Tralles 

1^7i6  •^gr-   Aber  die  Veranlagung,  Erbebung  und  Be- 
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recliniiiig  derStener  erfolgte  nach  der  vemrbeiteteD  Rohstoff- 

menge,  nemlicb  in  zwei  Formen,  der  Maischbotticbstener 
bei  der  Bereitung  des  Brauntweius  aus  Getreide  und  anderen 
mehligen  Stoffen  nach  dem  Rauminhalt  der  zur  Einmaiscbnng 
oder  GUhrnng  der  Maische  benutzten  GetUsse,  und  der  Branntwein- 
M  a  t  e  ri  a  1 8  teue  r,  bei  der  l^ereitung  des  Branntweins  aus  nicht 
mehligen  Stoffen;  nach  der  Menge  der  dazu  verwendeten 
Materialien.  In  beiden  Fällen  wurde  die  KobstoÜ'menge  nach  dem 
Volumen  der  Gefässe  bemessen  nnd  dann  mit  einem  festen  Steaer- 
eats  dafür  belegt,  bei  der  ersten  Form  mit  3  Sgr.  llUr  jede  20  prenss. 
Quart  (22.9  1.)  des  Banminhalts  der  Maischbottiche  nod  fttr  jede 
Einmaiaehmig,  bei  der  zweiten  Form  für  jeden  Eimer  ko  60  prenss. 
Quart  (68.7  1.)  ein£;estampfter  Weintreber,  Eemobst,  Treber  von 
Kernobst  nnd  Beerenfrttcbten  mit  4  Sgr.,  ftlr  jeden  Eimer  Trauben- 
oder Obstwein,  Weinhefen  und  Steinobst  mit  8  Sgr.,  fttr  andere 
nieht  mehlige  Stoffe  nadi  Verhaltniss  der  Ausbeute  und  naeh  dem 
genannten  Normalstenersatze  gemäss  BestimmoDgen  der  obersten 
Finaüzbehoide  des  betreftcndeu  Staats.  Hier  la^  also  doch  eigent- 
lich die  Idee  zu  (i runde,  dass  die  beiden  Kohstoffsteuersätze  den 
Not  iiiiilsteucrsatz  für  fertigen  Branntwein  von  öO  Alcoliul stärke 
ergeben.  Indessen  zeigt  schon  die  Festsetzung  der  Ausluhrver- 
giltung  mit  nur  11  Pfennig  PVj^,  Sgr.)  lür  das  Quart  statt  des 
Nornialsteuersatzes  von  IS^lm  PI.  (IVic  %r-)>  t^^ss  man  auch  in 
Durchschnitt  keine  ao  hohe  Belastung  des  Branntweins  durch  die 
beiden  Robstoffstenem  annahm.  Sie  war  in  Wirklichkeit  oft  noch 
niedriger,  so  dass  die  Ausfuhrvergütung  eine  Prämie  enthielt 
Kleine  ländliche  Brennereien  hatten  ttbrigens  aneb  nur 
Satzes  der  Maiscbranmsteuer  sn  eotriehten. 

Die  Bestenemng  des  Branntweins  In  diesen  beiden  Formen 

hat,  wie  schon  vordem  in  rreussen,  in  besonderem  Maasse  die 
Vorzüge  und  Mangel  einer  Rohstoffsteuer  gezeigt,  aliiilich  wie  die 
Kübcnzuckcrstener  nach  der  KühcLiinenge.  Sie  trieb  zum  ükuno- 
riiiscii-technischen  Fortschritt  stark  an,  um  aus  der  steuerpflichtigen 
Menge  des  Rohstoffs  möglichst  viel  Branntwein  zu  gewinnen,  führte 
dabei  aber  allerdings  öfters  zu  einem  productionstechnisch  nicht 
richtigen  Betriebe  (so  zum  Diekmaischen)  und  gab  der  ganzen 
Prodnction  eine  einseitige  Richtung.  Sie  beschränkte  die  Gontrolen 
auf  gewisse  Stadien  des  Betriebs,  bedingte  nicht  so  genaue  Oon- 
trolen  der  Menge  und  Stärke  des  Aleohols  wie  die  Fabrikatsteuer, 
aber  engte  dooh  die  freie  Bewegnug  innerhalb  des  Betriebs  erbeb- 
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lieh  ein.   Bei  der  vorwiegend  ein  landwirthsebaftliehee  Neben- 
gewerbe  in  DentaeUand,  besonders  im  Nordosten,  darstellenden 
«  Brennerei  (Kartoffeln)  war  der  Betrieb  stark  zersplittert,  anoh  bei 
der  der  Maischraamstener  nnterstehenden  Brennerei  mehliger  Stoffe, 

vollends  bei  der  MateriaUteuer.  Im  ersten  Fall  jspielte  wegen  der 
Gewinnung  von  Viehfutter  in  der  Schlempe  ein  wichtiges  land- 
wirthschaftliches  Interesse  bei  der  Brennerei  mit.  Die  Rohstoflf- 
steuer  belaötete  dann  die  einzelnen  Brennereien  nach  ihren  tech- 
nischen Einrichtungen,  ihrer  Grosse  und  Iveistungsfähigkeit,  ihrem 
Material,  das  sie  verarbeiteten,  wieder  ungleich,  begünstigte  den 
Grossbetrieb,  bedrückte  den  kleineren  Betrieb  stärker,  flihrte  mit 
deshalb  zn  einer  tbeilweisen  Verdrängung  des  letzteren  und  bedingte 
mit  ans  diesen  Gründen,  damit  solche  Wirkungen,  auch  gegen  das 
wegen  der  ViebfottergewinnQng  stark  mitspielende  hindwirthsobafl- 
tiohe  Interesse  nicht  noch  stärker  würden,  mXssige  Stenersitze  nnd 
grosse  Aasf^hrverglltnngen.  Eine  wesentlidie  Ertragssteigerang  dieser 
Steaer  war  bei  stabilen  Steuersätzen ,  die  freilich  in  Widerspruch 
mit  der  steigenden  Ansbente  standen,  nicht  zn  erzielen  und  der 
Reinertrag  mnsste  ein  relativ  kiemer  bleiben,  trotz  grosser  Prodnction 
und  Consumtion,  verglichen  zumal  mit  dem  Ertrag  der  Branntwciu- 
steuem  de»  Auaiands  (Grossbritanniens,  Russlands,  Frankreichs). 

Käherc  Würdigung  der  Rohstoffstcoer  als  Branntweinsteuer-Methode  greliflrt  wieder 
nicht  hidiher«  souderu  iu  die  byätematiäcbe  spccielle  Steuerlebre.   S.  au»  der  reichen 
Littomtnr  besoDders  die  Schriften  von  J.  Wolf,  BfanDtwdnBteuer,  1884.  bes.  S.  5S  fi.. 
d  ers.  im  H.  W.  B.  d.  St.  Art.  Rranntweinsteoer.  1.  A..  B.  2,  S.  714.  724.  ders.  im 
Fio.arcfa.  B.  i,  5«  7.,  feraor  Elster,  Suppl.b.  1  des  U.  W.  B.  d.  8t.  S.  257.  Zelier 
im  SehOnberg'schen  Rnndbnch  4,  A.,  B.  3,  Abtb.  1,  S.  540.  545.  553  ff.  0.  t.  May  r, 
Art.  Branntweinsteuer  im  WOrtcrb.  d.  Vorwalt.  I.  S.  231,  und  Supplemeiuban  le. 
F.  Heckcl,  Art.  Rraustener  in  der  2.  AuÜ.  des  H.  W.  B.  d.  St.  B.  2.  S.  1056,  1064, 
alles  auch  mit  iur  die  spatere  Keichäge&etzgcbuuf^.  v.  Aufscss,  Annalcn  1893,  S.  307, 
Keilwnfren,  Besteuerung  des  Branntweins  (18£KB),  Lares,  Aufsatz  im  Jahrbuch  für 
Gesetzgebunjr  und  Verwaltung  1887.  Conrad,  im  Jalirb.  f.  TCat.Ak.  1R^7,  N.  F.  B.  15 
(Gesetz  Fon  1887),  Paasch e  eb.  1896,  3.  Folge,  B.  11.  über  die  neueste  Gesetz- 
gebung. Die  Gesetze  Ton  1868  ff.  in  den  Annalen  J.<^^.  1868.  1886,  1887.  1890. 
1895.  1896,  die  von  1887  ü.  im  Fiu.arch.  B.  5,  8,  12,  14,  zum  Theil  mit  den  Materialien. 
Ertra£^s^tatistik  vcrsrhitdpner  Länder  Fin.arch.  B.  10,  S.  757.  B.  15.  S.  66'^.  Deutsche 
Statistik  iu  den  Viurtdjabrshcftca  und  im  Jahrbuch.    Kurze  Uebersicht  der  ganzen 
Steuerfrage  in  meinem  Finantgrandriss,  1.  Anfl.,  8.  98-103.  Zur  Eig&oziuig  des 
Textes,  boboiiders  zur  CliirnrtTisiruiig  dfs  Systems  nach  der  s  teuerter- h  n  i  s  c  he  n 
Seite,  sei  von  Einzelheiten  aus  dem  Gesetz  von  1868  noch  Folgendes  hinzugefügt. 
(8.  IL  A.  Keil  wagen 's  Gommentar). 

Laudwirihschaftliche  Brennereien  mit  dem  niedrigeren  Steuersatz  sind  (§.  3  des 
Gesetzes  von  1868)  solche,  die  nur  vorn  1  Nov.  bis  16.  Mai  incl.  im  Befnebc  sind, 
im  vorhcrgcheüden  Somuicr  ganz  t^cruht  hüben,  nur  bclbaigewonuenc  Eii^eugnisse  ver- 
wenden und  an  einem  Tage  nicht  Uber  900  preuss.  Quart  Bottichraum  b(  maischen. 
Ks  durch  dit^sen  niedrigeren  Steuersatz  die  Brennerei  und  dabei  die  Fnttcr- 
K«jWiuuuuK  Ueiiierer  Laodwirthschaftsbeiriebc  begünstigt  werden.  Die  Erhebung  und 
Conttole  der  Steuer  beroht  auf  Vorschriften  über  Anmeldung  des  Brennerei- 
betriebs (Elnriobtang  einer  Brennerei,  Ansehnffiug  eines  DestUUrappants) ,  An- 
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meldTinir  iinrl  Bcsrhreibung  der  Bäume  (IJcfeningr  eines  Grundrisses),  der  Maiscb- 
und  Brcuugefaä6«  und  Oeräthe  aller  Axt,  Angabe  des  Bauminhaits  der  UeHksse,  Be- 
zeichniuif  der  Gerlthe,  Abmeldiingr  der  DeMiUirger&the  11.8.  w.,  woittber  Alles  dann 
eine  amtliche  Controle,  mit  amtlichem  Vemshlnss  der  Maisch-  und  Destillirger&the« 
stattfindet.  Vor  Begiim  der  Inbi'.tncbsetztin^  moss  nach  frenaueren  gesetzlichen  Vor- 
schriften und  nach  amtlichem  Formular  ein  Betriehsplau  der  Behörde  eingereicht 
und  Ton  dMser  geprüft  nnd  genehmigt  werden.  Die  Ifaischbereitang  ist  bei  der 
Maiscbstener  nach  Ranm  und  Zeit  fjenan  ^osetzürh  '^-pr-irelt  li;.  26 — 31  des  Ge- 
setzes von  1868).  60  darf  z.  B.  fUr  jeden  zur  Kinmaischung  bestimmten  Tag  nicht 
voter  600  preuss.  Quart  Mafaelmnin  «ngemeldet,  kdn  Bottich  tod  veniger  als  900 
Quart  Inhalt  benutzt  werden.  Die  Verschlusse  der  unter  amtlichem  Verschluss  ge- 
!<etzten  Maisch-  und  Dcstilürgcrithe,  die  in  Betrieb  gcnomuiiM!  w»'!<l<'n  sollen,  hat  ein 
Steuerbcamtor  ab^uuehuicu.  Besondere  Bestimmungen  geltuu  iur  lieu  gicichzcitigen 
Beirieb  der  Brennerei  und  der  steuerpflichtigen  Branerel  (§.  83).  Bei  der  zweiten 
Art  der  Stf  iTT,  der  Mate r  i  al  s  r  e  n  er  für  Branntwein  aus  nicht  mehlijreii  Stoffen 
'd'd  if.),  musa  ein  Verzeichniss  der  Materialrorrätho  und  der  Axt  ihrer  Aufbewahrung 
angoneldel  Verden,  vorftber  dann  vieder  eine  Controle  stattfindet  (§.  35  ff.).  Der 
Steuerpflichtige  ist  der  Inhaber  des  Brennereibetriobs,  der  die  Steuer,  wenn  nicht  die 
zulässige  SiuiidoDfr  gewöhn  ist.  rejiehnäshitr  am  letzten  Monatstage  des  Betriebs 
cutxicbtcn,  bei  nur  eiamaiiger  Versäuuuuss  des  Zahltermins  fernerhin  sie  gleich  bei 
der  Anmeldung  voraus  bezahlen  niiiss  (§.  13).  Erlass  erfaßt  nnr  bei  nnrermeidlidier 
Unterbrechung  des  Betriebs  und  wenn  die  Maische  eines  versteuerten  unangebrochenen 
Bottichs  g&nziich  unbrauchbar  geworden  ist  (§.  H).  Fixation  dieser  Steuer  ist 
statthaft  bei  Biennereibetiieb,  dar  venfgst«»  7  Tage  oniinterbrocheB  foftgehen  soll. 
Die  Höhe  der  Fixation  richtet  sich  dabei  nach  der  Materialgatfung  und  der  Menge 
des  Materials,  die  während  der  erklärten  Rrennzeit  ohne  Unterbrechung  mit  den  zun» 
Gebrauch  bestimmten  DcsiiUirgerathön  nach  deren  BctriebaiahiKkeit  in  Branutwein 
mngevandelt  werden  kann,  wo  dann  die  Controlen  entsprechend  beschränkt  werden 
oder  wegfallen  (§.  41).  Den  Steuerbeamten  stehen  die  erfoni'Tlirhen  Kevisionsbefug- 
nisse,  Besuch  der  Gewerberäume,  Controle  der  Geräthe,  der  luuehaltung  des  Bethebs- 
plans.  erentDeU  nnter  den  gesetdleben  Pomen  HarosncbiiDgen  zn«  den  StenerpAiehtlgeB 
und  ihrem  Personal  liegen  Ililfspflicbteti  dabei  ob~.  Geschenke  an  Steuerbeamte  ist 
nicht  nur  diesen  zu  nehmen  unbedingt  verboten,  sondern  auch  Geschenke  zu  geben  oder 
selbst  nur  anzutragen  iät  den  Steuerpflichtigen  verboten  und  bei  ihnen  straffällig. 
Das  Strafsystem  ist  auch  bei  dieser  KohstuHsteuer  entsprechend  der  erheblicbon 
Gefahr  von  Defraudationen  trotz  aller  Controlen  bereits  umfassend,  scharf  nnd  eigen- 
tbomlicb  den  verschiedenen  Möglichkeiten  des  ünterschleiis  angepasst  50  ff.). 
Defraadation  liegt  demnacli  ror,  venn  gewerbliche  Handlangen,  ron  derai  Ans- 
tlbung  die  Entrichtung  der  Steuer  abhängig  ist,  entweder  in  einem  amtlich  vollzogenen 
Betriebsplane  gar  nicht  angegeben  sind  oder  von  den  hierin  angegebenen  dergestalt 
abweichen,  dass  daraus  eine  Stcuerverktlrzong  folgt  Die  allgemeinen  Strafen  sind 
dann  erstmals  das  Vierfache  der  roienthaltenen  Steuer,  im  aistan  Rückfall  nach  er- 
folgter Bestrafung  das  Achtfache,  woneben  der  Schuldig'"  w  nn  er  Brenner  ist,  das 
Kecbt  zn  brennen  für  3  Monate  verliert«  im  ferneren,  bezw.  dritten  BUckfail  nach 
erfotgter  cveimaliger  Bestnfong  das  Secbzelinfoche  vnd  Eogleich  definitiver  YvAmt 
des  Brennrechts  fOr  den  schuldigen  Brenner.  (Besondere  Bestimmungen  tlber  die 
Fälle,  wo  die  von  der  Steuerbehörde  ausser  Gebrauch  gesetzten  Maisch-  oder  Destillir- 
gerätbe  onbefbgter  Weise  benutzt  werden,  in  §.  54, 55.)  Besondere  Strafbestimmungen 
nber  Geldstrafen  in  bestimmten  Betrigen,  Contiscation  von  Gellssen.  Ordnungsstrafen 
treten  noch  hinzu  in  einer  Keihc  specieller  Steuerdelicte,  woraus  sich  zu  „bleich  die 
einzelnen  Verpflichtungen  des  Brenners  und  die  Controlen  der  Verwaltung  mit  ergeben: 
so  bei  heimlieber  oder  anmeldongsvidriger  Znbereitang  nnd  Auf  bovahnng  der  Uaisehet 
bei  Unterlassung  oder  unrichtiger  Anmeldung  steuerpflichtiger  Stoffe,  bei  unterlassener 
oder  unrichtiger  Angabe  der  Geräthe.  bei  unterlassener  Anzeige  des  Uebergangs  von 
Gerätben  in  andere  Hand,  bei  unterlassener  Geräthebezeichnong,  bei  Abweichungen 
von  der  Maisch-  und  Brennzeit,  bei  ordnungswidrigem  Verfahren  mit  den  Betriebs- 
plänen und  Material  Verzeichnissen,  bei  Verletzung  des  Verschlusses  oder  der  Bezeich- 
nung der  Geräthe.  bei  sonstigen  G^etzcsübertretungen  (§.  57 — 65).  Der  Brenner 
salbst  haftat  4abd  auch  noch  mit  seinem  Vermögen  fOr  ae  Gddstrafen  seiner  Yei^ 
Walter,  Geverb^ebilfen,  Haosgenoasea  bei  deren  OmrennOgen  zur  ZaUang,  oder  venn 
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er  bei  ihrer  Auswahl.  Anstellang  und  Beaofsicbtignnf^  nicht  sorgfältig  rerfahren  ist 
(§.  67).  Bestechang  der  Beamten,  Widersetzlicbiieit  gegen  sie,  Verirandlung  der  Geld- 
in  FreiheitMlmfen,  V«rfahrea  bei  der  Verfolgaog:  von  Zowiderbendlangen,  Veijihning 
werden  nacli  dem  Zollstrafgesetz,  bezw.  nach  den  allsremcincn  f^osetzlichon  Bestimmungen 
behandelt  (§.  68).  Es  ist  immer  allgemein  wichtig  zu  beachten ,  wie  bei  sulcbeo  in- 
directen  Vcrbraachssteuem,  die  sich  an  den  Prodoctionsbetrieb  anschliessen,  Controlen 
und  Strafandiohnogen  weit  gehen  müssen,  auch  bei  Rohstoffstencrn  wie  dieier  ilteraa 
Brann^wt  instcner:  das  Misslicho  und  doch  Unvermeidliche  bei  solchen  Steuern. 

Jjati  (iosetz  ?on  1879  Uber  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  za  gewerb- 
lichen Zwecken  ermlcbtlfte  den  Biindesnth  unter  den  Ton  ihm  Torznechreibenden 
Bedinftungen  and  Controlen,  für  solchen  Branntwein  (einschliesslich  des  zur  Essipr- 
bcreitung  dienenden)  Vergütung  im  Betrage  der  AusfuhrrergUtung  zu  gewähren. 
Der  Branntwein  muss  zu  di^em  Behafe  ▼orher  denatorirt.  d.  h.  zum  menschlichen 
Genasse  unbrauchbar  gemacht  werden.  S.  das  N&here  darüber,  die  Controlen  u.  s.  w. 
in  dem  Regulativ  zu  dem  Gesetze  lu.  A.  bei  Keilwagen  S.  263  ff.  mit  «J  -n  An- 
lagen, Formularen).  Die  Herauszahluitgen  auf  Vergütung  für  solchen  Braautwein 
sUefren  rasch.  1875  nor  57.000  H..  1879/80  187.000,  waten  efe  1880/81  schon 
1.156.000.  1884/85  2.070.000  M.  neben  12.240.000  M.  AusfuhrreriiUtungen. 

Der  Zoll  auf  ausländischen  Branntwein  war  in  der  Periode  der  (iiltigkeit  des 
Gesetzes  Von  1868  die  längste  Zeit  bindarch  noch  der  oben  S.  658  schon  angegebene 
m&ssige  and  einheitliche  für  alle  Sorten  von  36  M.  für  100  kg.,  der  dann  1679  nnf 
48,  1885  auf  80  M.  erhöht  worden  ist.  was  eine  erhebliche  Ertragssteigerung  mit 
sich  fahrte  Co.  S.  696).  Eine  weitere  Erhöhung  des  Zolls  stand  mit  der  Reform  der 
Bnnntweinstener  im  Jahre  1887  in  Yerbindang  (e.  n,)u 

Abweichend  von  der  norddeatschen  BrajHitweinstener  war  diese  Steuer  in 
Uohenzollern  eingerichtet  Hier  hatte  vordem  die  ältere  Landesgesetzgebnng  aus 
der  Zelt  der  Selbstlndlglelt  noch  gegolten  (s.  §.  14  des  folg.  Gewtzes).  Durch  nord- 
deutsches  Bandesgesetz  rom  4.  Mai  1868  trat  von  18o9  an  eine  Abgabe  ron  der 
Branntweinbereitiin?  ein,  im  Betraire  von  2'  ^  ff.  vom  Eimer  bereitet -m  liraniitweins 
bei  einer  Stärke  desselben  bis  zu  65%  Trallus,  von  5  tl.  bei  höherer  6uiku  i.sogcn. 
panschalirte  Pabiütatstener). 

Der  ungenügende  Ertrag  der  bisherigen  Branntweinsteuer,  das 
Unbefriedigende  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  im  Haupt- 
theil  des  Reichs,  in  dem  Gebiet  der  BranDtweinsteuergemeioschaft 
und  in  den  drei  süddeatschen  Staaten  und  in  HohenzoIIern,  die 
Btenerpolitiscbe  und  steaeitechnisehe  Mangelhaftigkeit  der  Rohstoff- 
Steuer  des  Beicbs,  weiter  aber  anch  agrarpolitische,  handelspolitisehey 
consnmpolitiBche  und  sanitäre  Rflcksichten  nnd  Wltosche  liessen 
den  bisherigen  Znstand  der  Branntweinsteuer  immer  mehr  als  nn- 
genügend  nnd  eine  umfassendere  Reform  als  nothwendig  erscheinen. 
Die  Bismarek'sehe  Tradens,  dem  Reiche  gr(tasere  Einnahmen  nnd 
dadurch  mittelbar  den  Einzelstaaten  grössere  Ueberweisungen  zu 
verscballcD,  damit  aus  diesen  die  diieeteu  Staats-  und  auch  weiter 
mittelbar  die  Comraunallasten  erleichtert  werden  könnten,  spielt 
ansserdein  immer  mit.  Eine  Reform  bot  aber  ausserordentliche 
Schwierigkeiten  bei  der  Schwierigkeit  und  V  erwickelthcit  des  ganzen 
Branntweinstcncrproblems  überhaupt  und  bei  der  politischen,  wirth- 
scbafüicben  nnd  tinanzieilen  Lage  der  Dinge  im  Deutschen  Reich 
insbesondere.  Sie  lagen  in  der  Kreuzung  fiscalischer  mit  agrarischeUi 
industriellen,  mercantiien^  Scbankwirthschafts-  nnd  Consumeuten- 
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interesseD  and  dieser  letzteres  Interesseii  wieder  nntereinander,  in 
der  in  Dentscbland  yielfaeh  beBtelienden  Abneigung  gegen  höbe 
Verbraoebsstenem,  in  dem  Confltct  aaeb  gnt  begründeter  eonsam- 
politieeber  and  aanitftrer  mit  Interessen  der  Prodaeenten,  Wirthe, 
Consamenten  and  mit  Gonsamsitten,  aaeb  in  den  Versebiedenbeiten 
der  Oonstimtionsverhältnisse  der  verschiedenen  Theile  des  lieicbs 
und  in  den  Verhältnissen  des  Hraontweinconsunis  einer-,  des  Hier- 
und Weinconsums  anderseits,  sowie  in  den  Beziehungen  der  Brannt- 
weinsteuer zur  Steuer  auf  Bier  und  Wein  (oder  bei  Wein  zur  im 
gröbsten  Theil  des  Reichs  bestehenden  Freiheit  von  innerer  Wein- 
steuer)^  auch  was  die  relative  Hobe  der  Steuern  aui  diese  Getränke 
anlangt. 

Es  kann  bei  dieser  Sachlage  and  bei  der  wobl  oder  übel  weit- 

yerbreiteten  Abneigung  gegen  Monopole  bei  nns  nicht  auffalleO| 

dasB  ein  im  Reichstag  eingebrachter  Plan  der  verbündeten  Be- 

gternngen,  zom  Monopol  ttberzageben^  nicht  Annahme  nnd  so 

gut  wie  gar  keine  Untersttitzang  im  Reichstage  fand  (1886).  Geplant 

war  die  Form  des  sogen.  VoU-Handelsmonopols  itlr  das  ganze 

Reicbsgebiet,  anter  Verbleiben  der  Brennerei,  also  der  Prodoction 

des  rohen  Branntweins  selbst  för  die  private  Wirtbsebaft  (wie 

des  inneren  Tabakbans,  aber  regelmässig  nicht  der  Fabrikation 

bei  der  Ubb'cben  Tabakniouopolform).  Die  Ablebmiiig  erfolgte  fast 

einstiijiüiig,  troizdem,  wie  Mayr  wobl  mit  Kecht  sagt,  der  Gesetz- 

entwurl  „die  linauziell  und  volkbwirlhschaftlich  bei  Diu chtübrun^ 

einer  hoben  Branntweinsteuer  gebotenen  Rücksichtnahmen  in  der 

zweckmässigsten  Weise  ermöglicht  hätte." 

(G.  r.  Mayr  im  Wörterb.  d.  VervAlt.  1,  S.  236,  ders.  auch  im  Art  Monopol 
ab.  142.)  Ich  gehe  «ach  hier  jetzt  auf  Darifgong,  Littentnr  njid  Kritik  des 
dMlachen  Monopolplao«  von  1886  oiclit  näher  ein.  Dio  Herstellong  rohen  Brannt- 
veins  sollte  nach  ftj.  1  der  privaten  (icwcrbsthätigkeit  überlassen  bleiben,  aber  der 
im  Gesetz  bestimmten  Ordnung  unterstehen.  Der  Bezug  s&mmtlichen  ioländischea 
rohen  Branntweins  von  den  HeisteOeni  «od  von  BranntvoiDOii  aller  Art  aas  dem 
Auslände,  die  Reinigung  des  Branntweins  nnd  dessen  weitere  Vr-rarbeitunc;  zn 
aicoboliscben  Getränken,  sowie  der  weitere  Verkauf  des  Branntweins  aller  Art 
sollten  mit  den  Iii  Gesetz  gemachten  Ansnahmen  schliesslicli  dem  Reich  zustehen 
und  für  dessen  Rechnung  betrieben  werden.  Der  aUadings  uelnTadi  ange- 
fochtene Ertra2:8anschlair  kam  anf  eine  Bruttoeinnahme  von  Or.K.CiU'i.OOO  M., 
eine  laufende  Ausgabe  vuu  ;^0d.948.000  Mark,  einen  Kciucrtrag  von  802.744.000  M., 
wobei  die  Jahreslast  der  einmaligen  Anagaben  von  720.5  Mill.  Hark«  abo  bei 
einer  Anleihe  dafür  mit  Zins  iind  Tilernnprsratc.  mit  4^i^  dieser  Snmin''.  dali.-r  uiif 
c.  32.4  Mili.  Mark  schon  bei  den  laufenden  Ausgaben  eiugecyetzt  nnd  rom  Uobertraj^ 
abgezogen  ist.  Unter  den  RobelnBahmeD  war  der  Hanptpoeten  504.025.000  M.  vom 
gewöhnlichen  Branntwein,  dessen  Veikanflspreis  für  das  Liter  reinen  Alcobols  zu  27*  ^t-i 
fllr  das  Liter  Trinkhranntwcins  zu  83  Pfennij^  an^'esefzt  war.  wrilirend  der  inlSndischo 
Kohbranutwein  zu  3<>  Pf.  für  das  Liter  ruincit  AlcuhoU  crwuibcn  worden  wäre. 
Qnalit&tsbranntwein  aus  Getreide  sollte  zu  3  M.  60  Pf.  das  Liter  reinen  Alcohols, 
SO  1  M.  20  Pf.  das  Liter  Trinkbraontweins  verkauft  werden.   Als  Entschidigan^ 
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and  DaterstUUimgeD  iu  Folge  der  Einfahrimg  des  Mooopols  waroa  540  Mill.  Mark 
in  Amidclit  genommen«  dafon  490  Mill.  ab  PenonelenliehidiguDg  nnd  dafen  wieder 

830  Miil.  für  Kleinhandel  und  Ausschank.  Gt^;enaber  dem  bisherigen  Ertrag  der 
Branntweinsteuer  im  Gebiet  der  Beicbssteuer  von  c.  50  Mill..  anschlagsweise  bei  der 
Ausdehnung  auf  das  ganze  Reichsgebiet  incL  Suddeutschlaad  vielieicLt  in  max.  GO  MilL. 
wäre  eine  VcrfUnffachung  des  Beinertrags  erdelt  worden.  Die  Fuge  taucht  dabei« 
wie  ähnlich  bei  einer  sehr  ergiebigen  Tabakstcner,  doch  immer  auch  auf,  ob  man 
durch  eine  einzelne  derartige  iStcuor,  welche  nach  den  Consumfeihäituiiitten  nur 
gewisse  Personen  nnd  Kreise  trifft«  eine  so  groMe  Last  diesen  allein  vu  Be- 
streitung des  Staatäbedarfs  auflegen  darf?  S.  über  Project  (Febr.  1886'  und  Ver- 
handlungen im  Reichstage  die  Rcichstagspapiere  fon  1886.  Der  (leMstzeutwurl  mit 
MoÜFen  auch  in  den  Annalen  1886,  S.  421  ff. 

Ein  gleich  nach  dem  Scheitern  des  Monopols  eingebrachter 
neuer  OeseUentwiirf  (Mai  1886)  enthielt  den  Plan,  unter  Beibehaltong 
der  etwas  (am  10  **/o)  eq  ermassigenden  Maisohranm-  und  Material- 
Steuer  Yoniemlich  in  der  Form  einer  sogen.  Verbranohsabgabe 
den  Branntwein  xa  besteaern.  Diese  Abgabe  hatte  namentUeh  der 
Kleinverkänfer,  welcher  Branntwein  nnmiltelbar  an  den  Verbraneher 
yerkanft,  abo  im  Wesentlichen  der  Schankwirth  zn  entrichten 
(daher  sogen.  Verbrauchsabgabe  in  Form  der  ,f8chank6teaer 
Auch  dieber  Eutwurl'  ist  aber  aläbald  im  iieiciiäüi^e  abgelebut 
wortleii. 

Die  Yerbraachsahgabe  »oUte  iu  steigenden  Sätzen  im  1.  Jahre  (1.  Oct.  1886;87) 
40,  im  2.  Jabre  (1887/88)  80,  tob  8.  Jahre  an  190  Fi  fer  das  Uter  reinen  Al- 
cüliolb  betragen,  (irundlage  der  Steuer  war  Anzeigcpflieht  und  BnchfQhrungszvang^. 
Die  mehlige  Sfofle  utvd  MelaKSo  vorarbeitenden  RrcnjiereitMi  sollten  auf  ihren  B.  tri»  bs- 
umiang  vor  1.  Apiil  1886  beschräniit  worden.  Dm  Zölle  für  fremden  Branutwciu 
varen  zu  erhöhen  in  3  Jahren  auf  120  —  160  —  200  M.  für  100  kg.  Es  war 
innerhalb  dv  r  \  rbiaiiclissteuergcmeinschafi  im  I.Jahre  auf  einen  Keinertra^  aus  1  r 
gcsammtcn  Steuer  von  122.9,  im  zweiten  von  188.9,  im  dritten  von  234.9  Mill.  Mark 
gerechnet,  bei  einer  Roheinnahme  im  dritten  Jahre  n.  s.  w.  von  210  Mill.  aoa  der 
Vcrbrauchsabgrabe,  54  Mill.  aus  der  Maischraumsteuer,  '/„  Mill.  an«  der  Haterialsteiier. 
S.  Vorlage  und  Berichte,  Verhandlungen  in  den  Keichstagspapieren  1886,  auch  erstere 
mit  Begründung  und  Couimiäsionsbericht  i^auüh  eigener  (ieseuentwurf  einiger  Mitglieder 
der  betrelf'enden  Commissionun)  in  den  Annalen  1887,  b.  90  ff.  S.  die  obige  Litteratnr, 
kurz  V.  Mayr,  Wörterb.  d.  Verwali.  I,  286.  Zeller  a.  a.  0.  S.  554,  r.  IIa  ekel 
H.  W.  B.  d.  St.  2.  A..  II,  S.  1067. 

Erst  bei  einem  dritten  Anlaufe  gelang  es  endlich,  die  Brannt- 
weinstenerrefonn  nach  einem  abermak  veränderten  Plan  ditrch- 
snftlhren,  die  Stener  anf  die  bisher  abgesondert  stehenden  sQd- 
dentschen  Staaten  auszudehnen  und  so  Einheitlichkeit  im  ganzen 
Reichsgebiete  zn  erreichen.  Dies  geschah  in  der  wichtigen  neuen 
Gesetzgebung  von  1887  (Gesetz  vom  24.  Juni  1887),  welche  zwar 
seitdem  verschiedene  Veränderungen  erfahren  bat  (1889, 1891, 1895), 
aber  im  Ganzen  diu  Grundlaf^e  bis  jetzt  (H'Ol)  gebliebcü  ist. 

lu  dieser  Ireilieli  sehr  coinplicirten  Gesetzgebnnp:  sind  die  l'is- 
cali sehen  Interessen  allerdings  lange  nicht  in  dem  Maasse, 
wie  beim  Monopolplao,  und  auch  in  erheblich  geringerem  Umfang 
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als  bei  dem  Scbanksteuerproject  vod  1886,  immerhin  aber  doch 

gegen  den  bieberigeo  Ertrag  aaf  Grund  der  früheren  Geeetegebting 

nicht  nnwesenüieh  wahrgenommen  worden.  Der  Bruttoertrag  ist 

gleich  im  ersten  Jahre  (1.  Oct  1887/98)  anf  über  das  Doppelte 

des  bisherigen,  allerdings  bei  Einbesiehnng  Soddentschlands,  nnd 

dann  weiter  anf  etwa  das  Dreifache  gestiegen,  freilich  alsbald 

stabil  geworden,  hat  also  auch  jetEt  wieder  keine  rechte  Ent> 

wickiungstahigkeit  gezeigt.    Er  rührt  zu  etwa       iißd  mehr  aus 

der  neuen  Verbrauchsabgabe  her. 

Reinertzag  fttr  dio  Keichscasse  im  leutea  Jahre  der  alteu  Steuer  1.  April 
\%mit<l  46.00  (Max.  1883/84  58.08)  MiU.  ICut,  Im  1.  Jahre  der  neuen  Staner 

<1.  Öct.  1887/88)  1 18.61  ♦  1888/89  143.12,  Max.  1890/91  153.97,  1897/98  149.94, 
1898/99  zuerst  höher  162.88  Mill.  .Mark,  davon  ans  der  Verbranch^abtrnhc  mit  Zuschlapr 
130.59  Mill.  Auf  deii  Kopf  Um  1886/87  1.28  Mark  netto  (Max.  la  Itubereu  Jahren 
1^  in  1875).  jetzt  1887/88  2.58,  1888/89  2.96,  1889/90  8.12  (Max.),  1894/95  2.74 
<Min.),  189^/99  2.95  M. 

Aach  die  Yolks-  und  speciell  die  landwirthschaftlichen 
Iniereasen  der  Brennerei  sind  in  Form  eines  niedrigeren  Steuer- 
satzes fttr  ein  bestimmtes  „Contingent"  der  Prodnction  berücksichtigt 

worden,  —  nicht  übermässig,  auch  in  der  iiauplsachc  nicht 
mittelst  eines  Geschenks  („Liebesgabe")  fUr  die  Brenner,  soudciu 
nur  in  einem  Maasse,  dass  die  mit  durch  die  neue  Gesetzgebung 
erschwerte  Lage  der  Brennerei,  znmal  in  Norddeiitschland,  wenig- 
stens eine  erträgliche  wurde  und  die  RiLinn  rei  als  wichtiges  land- 
wirthscbaftiiches  Nebengewerbe  sich  in  ohnehin  fttr  sie  nngtinstigen 
CoDjunctnren  halten  konnte.  Die  bezüglichen  weit  verbreiteten 
Anklagen  gegen  die  Gesetzgebung  von  1887 ,  welche  auf  die  Be- 
hauptung einer  Schädigung  des  fiscalischen  wie  des  Consnmenten- 
iutereases  au  Gunsten  der  die  „Liebesgabe''  empfangenden,  nament- 
lich norddeutschen  (EartoffelOBrenner  hinauslaufen  und  bis  in  die 
Gegenwart  reichen,  sind  nicht  nur  flbertrieben  und  tendenzi^Js,  son- 
dern kaum  irgendwie  begrflndet.  Es  galt  eben,  durch  Gewährnng 
eines  niedrigeren  Steuersatzes  fttr  ein  gewisses  Gesammt-  und 
Einaeleontingent  der  Brennerei  gegen  den  sonst  bf5heren  Satz,  be- 
sonders den  ländlichen  Brcnuereibetricbeu  Norddeutschiands  den 
L'ebergan^'  in  das  neue  Steuersystem  und  die  Fortdauer  wenisrstens 
einer  gegen  bisher  einzuschränkenden  und  thatsäcblicli  ciu^c- 
scbränkten  Verarbeitung  ihrer  landwirthschaliiicheu  Kohstoffe,  be- 
sonders der  Kaitofieln,  zu  crnsöglichen.  Das  wnr  —  und  ist  — 
^ber  die  Voraussetzung  dafür,  dass  grosse  Läudereien,  be- 
sonders geringeren  Bodens,  namentlich  in  Nord- 
ostdeutschland, Überhaupt  in  land wirthschaftlicher 
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Cnltar  erhalten  werden  können,  sie  wlirden  sonst  beatenfalla 
in  Weide  verwandelt  oder  aufgeforstet  werden  niflssen.  Die  sogen. 
„Liebe«gabe''y  deren  Gestaltung  sieb  aus  den  bemacb  dargelegten 
Verhältnissen  der  Contingentining  und  der  Steuersätze  erat  näber 
ergiebt,  ist  femer  nieht  nur  überhaupt  in  geriogerem  Maasse,  als 
meistens  gegneriscberseits  behauptet  wird,  nach  der  Rflckwirknng 
der  Steuergesetzgebung  auf  Production,  Absatz,  Preise  und  nach 
den  allgenieiiun  Cunjuncturen  den  j,ostelbi8ebeii  Kartoffelbrennern" 
zu  Gute  gekouiiuen,  soiidcru  ,,viel  weniger  diesen,  als  unseren  süd- 
deutschen Brüdern*'  (Paasche).  Und  aiuli  finanziell  haben 
die  süddeutschen  Staaten,  weiche  an  dei  N  crtheilung  des  Rein- 
ertrags der  Verbrauchsahgabe  nach  der  Koptzahl  der  lievölkerung 
gleichen  Antheil  nehmen  (Gesetz  von  18ö7,  g.  39),  ihren  beson- 
deren Vortheil  gehabt.  Der  Ertrag  der  Verbraucbsabgabe 
worde  unter  die  an  die  Einzelstaaten  au  U  berweisenden  Summen 
gestellt  (8.  0.  S.  653),  nur  der  Ertrag  der  sonstigen  Branntwein- 
steuer rerbleibt  ohne  Weiteres  der  fieiehscasse.  Der  in  der  neuen 
Einriehtung  derSteuer,  besonders  in  den  Normen  fttr  Contingentirung 
und  Steuertötze  gewährte  staatliche  Sehutz  der  Br^nerei^ 
namentlich  der  „nordtfstlicben"  Kartoffelbrennerei ,  ist  also  einmal 
wesentlich  kleiner,  als  ▼ielfaeh  angenommen  wird,  und  sodann, 
soweit  er  wirklieh  besteht  und  gewirkt  hat,  nach  Lage  der 
Dinge,  weil  es  sich  in  dem  begünstigten  laiKiwiithschattlicheu  ujii 
ein  allgemeines  voikswirthscbaftliches  Interesse  handelt, 
gerechttertigt. 

In  der  Gesct/^iining  von  1887  wird  die  bisherige  Koh- 
stotlbesteueruug  in  ihren  beiden  Formen  mit  gewissen  Modifi- 
cationen  festgehalten  und  auf  die  süddeutschen  Länder  mit  aus- 
gedehnt. Eine  neue  Verbraucbsabgabe,  nunmehr  finanziell 
die  Hauptsache  9  wird  zu  der  früheren  Steuer  ausserdem  hinzu- 
gefügt 

Die  bisherige  Maiseh  bottichsteuer  wurde  auf  land- 
wirthsehaftliehe  Brennereien,  fflr  welehe*  eine  neue  Legal- 

detinition  im  Sinne  des  Branntweinsteuergesetzes  aufgestellt  wurde, 
und  Ulli  Brennereien,  welche  Melasse,  KUbcn  oder  KUbensalt  ver- 
arbeiten, l)cschränkt,  mit  einem  festen  Steuersatz  (1  M.  31  Pf.  für 
1  hl.  des  Kaunjinhalts  der  I^oltiche  und  iiir  jede  Einmai.scbung). 
Kleinere  landwirthschaitliche  Brennereien,  die  nur  eine  Zeitlang 
im  Jahre  betriehen  werden  (1.  Oet.  bis  15.  Juni)  erhielten  stufen 
weise  I  nach  dem  Productionsumfangy  Ermässigungen  des  Öteuer- 
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Satzes,  um  ihre  ganze  Lage  und  ihnen  die  Coneurrenz  zu  erleichtern. 
Grössere  landwirthscbaftliche  Brennereien,  die  nur  im  Sommer 
(16.  Juni  bis  30.  Sept.)  betrieben  werden,  haben  dagegen  für  diese 
Zeil  statt  der  Maischranmsteaer  einen  Zuschlag  zur  Verbranehs- 
abgäbe  (20  Pf.  fflr  1  1.  reinen  Aleohols),  wie  die  gewerblichen 
Brennereien,  zn  zahlen,  welcher  für  die  noch  grösseren  nnter 
diesen  landwIrthsehaftHehen  Brennereten  sich  noch  stafenweise 
erhobt  Die  Materialstener  Terblieb  mit  nenen,  nacb  der 
Gattung  des  yerarbelteten  Stoffs  sieb  richtenden  Tersehiedenen 
Steuersätzen  bestehen.  Fflr  ausgeführten,  zu  gewerblichen  Zwecken 
und  jetzt  aiu  li  noch  im  den  zu  einigen  anderen  Zwecken  (Heil-, 
wissensehaltliLhcii,  Putz-,  Heizungs-,  Koch-,  Beleuchtungszwecken) 
dienenden  Brauutweiu  kann  die  Maischbottich-  und  Branntwein- 
materialsteuer  rückvergütet  werden.  In  den  sogen,  gewerblichen 
Brennereien  (nach  Legaldcünition)  wurde  die  Maischbottichsteuer 
dagegen  aufgehoben,  dafür  aber  ihnen  ein  Zuschlag  zur  Yerbraucbs* 
abgäbe  aufgelegt  (20  Pf.  vom  Liter  reinen  Alcohols),  -wiedenim 
mit  Ennässignngen  für  Brennereien  eines  gewissen  geringeren  üm- 
fangs.  Abgesehen  ^on  diesen  nenen  Bestimmungen  (§.  41—43  des 
Gesetzes  mit  sonstigen  Specialnormen)  blieb  die  Oesetzgebang  von 
1868  Uber  die  norddentsebe  Branntweinsteuer  in  Kraft 

««Landirlrtlischftftliehe**  Brennereien  sind  «olebe,  „velehe  ansMhliesalicli 

Getreide  ond  Kartoffeln  vorarbeiten,  bei  Jeren  Betrieb  dio  sranintlichen  RückstäriJe  in 
einer  oder  mehreren  den  Brennereibesitzero  gehörenden  oder  von  denselben  betriebenen 
Wirtbschaf^eu  verfuttert  werden  und  der  erzcogte  Dünger  vollständig  auf  dem  dem 
Brennereibttiitzer  gehörigen  oder  von  demselben  bewirthschafteten  Grand  and  Boden 
vervondet  wird"  (§  41).  Die  oben  erwähnten  Heineren  landwirthschaftlichen  Brenne- 
reien werden  mit  niedrigeren  Steoersätzen  belegt,  und  zwar  bei  Bemaiscbuug  von 
darcliee1uiittli«h  in  1  Tafre  bis  1050  l  Bottieiinnm  mit  bis  1500  mit  bis 
3000  mit  Vio  Normalsatzes.  Bei  höherer  Bemaischunp  dtirchschnittlich  täglich  in 
1  Kaleodermonat  treten  die  entsprechend  höheren  Sätze  ein  (§.  41).  Die  Steoersätze 
der  Materialstener  sind  vom  Hektoliter  eingestampfter  Weintreber  85,  Kemobet, 
I  r  InT  davon  und  Beerenfrüchte  aller  Art  45,  BrauereiabfkUe,  HefenbrUhe.  gepresste 
Weiühefo  und  Wur/ehi  aller  Art  50.  Trauben-  und  Obstwein,  flussige  Weinhefe  und 
.Steinobst  85  Pfennig.  (ian2  liieine  landwirthscbaftliche  und  gewisse  Uoine  andere 
können  fBr  die  Maisch-'  und  Katerialmenge  und  demgemiM  flQr  die  Steter  im  Yoniu 
pauschalirt  oder  fixirt  werden  ^^§.  41,  Nr.  IV).  ücbcr  den  Znschlag  zur  Verbraochs- 
abgabe  enthält  §.  42  des  Gesetzes  von  18Ö7  die  genaueren  Vorschriften.  Die  Ver- 
pflicbtongcn  der  Brenner  und  die  Controlvofaciirmen  haben  kleine  Veränderungen 
gegen  das  Gesetz  von  1868  erfahren,  das  im  Uebrigen  dafür  gans  in  Geltung  geblieben 
ist  (§.  42  unter  IV).  Der  T\ .  inertrag  der  Maischbottich-  und  Materialsteoer,  abzüj?- 
lich  der  Yergatnogen,  ist  utwa  auf  */g — Va  *^<^  früheren  Keinertrags  (ohne  Zoll)  ge> 
fallen  (1885786  war  er  48.1,  1886/87  42.4.  nacb  der  Denen  Oesetzgebang  1.  Oct 
1887/88  24.9,  1896/97  21.1,  1897/98  22.5,  1898/99  24.8  MilL  Mailt). 

Das  Wichtigste  war  aber  nun  die  V  e  r  b  i  a  u  c  Ii  s  a  b  g  a  b  c  mit 
ihrer  e^anz  neuen  stcnertecbnischen  Methode  der  Fabrikat stener 
Qüd  dem  durch  diese  bediogteo  Veranlagungs-,  Erbebungs-  und 


Digitized  by  Google 


706       6.  B.  Cebei8iclit«n  der  Besteaensg.  Beicbsbettenenug.  §.  209. 

Controlverfabren,  Diese  zu  der  alten  Branntweiusteuer  hin  zutretende 
Abgabe  sollte  nur  den  inländischen  Verbrauch  treffen,  der 
ausgeführte  und  der  zu  gewerbiicben  Zwecken  dienende  Brannt- 
wein war  davon  befreit.  Sie  war  nach  der  Menge  des  reinen 
Alcohols  zu  bemesseo,  die  aber  nunmehr  direct  ermittelt,  nicht 
wie  bei  der  ältereo  Stener  aus  der  Menge  des  TerarbeiteteD  Roh- 
stofib  erst  absnleiten  war.  Der  Stenersatz  riehtete  sieh  nach  dieser 
Meoge  reinen  Alcohols  und  war  normal  70  Pfennig  für  das  Liter. 
Aber  diejenige  Gesammt-Jahresprednctionsmenge,  welche  aaf  den 
Kopf  der  Beyölkemng  des  Gebiets  der  bisherigen  Branntweinsteaer- 
gemeinscbafl  4.5  I.  —  aaf  den  Kopf  der  BeTölkemng  eines  nea  va 
dieser  Gemeinscbaft  beitretenden  Staats,  also  der  süddeutschen, 
3  1.  —  betrug,  wurde  mit  dem  niedrigeren  Steuersatz  von  50  Pf. 
für  das  Liter  belegt:  das  sogen.  ContiDgentiiuiigsprincip 
und  die  den  Brennern  gewährte  Steuerermassigung,  die  von 
iIlh  Orguern  so[:eii.  Liebesgabe".  Dies  Gesammtcontingent  des 
mit  dem  niedrigeren  Satz  besteuerten  Branntweins  war  erijeblich 
geringer,  als  die  bisherige  Consumtion  und  Production.  Seine  Fest- 
settnng  anf  diesen  Betrag  sollte  auch  zur  Einschränkung  der  in 
ihrer  neueren  Entwicklung  die  Merkmale  der  Ueberprodaction  an 
sich  tragenden  Erzeugnng  von  Branntwein  hindrängen.  Es  wurde 
dann  nach  den  im  Gesetz  angegebenen  Können  auf  die  betheiligteo 
Brennereien  yertheilt,  so  dass  jede  einzelne  ihr  bestimmtes  Gon- 
tingent  zu  dem  ermässigten  Stenersatz  erhielt  Die  nord-,  besonders 
nordostdentsche  Brennerei  kam  bei  dieser  Festsetzung  des  Gesammt- 
nnd  Einzelconringents  trotz  des  höheren  Kopfbetrags  von  4.5  1.  im 
Ganzen  weniger  günstig  fort  als  die  süddeutsche  bei  dem  Kopi- 
betrag von  3  1.  Revision  des  Contiugentä  und  dea  niedrigeren 
Abgabesatzes  sollte  alle  3  .laluc  erfolgen. 

Zum  Zweck  der  DurchiÜhrung  der  Besteuerung  wurde  der 
Branntwein  einer  fortgesetzten  scharfen  steuerlichen  Controle 
unterstellt.  Der  gewonnene  Branntwein  mnss  in  Sammelgefösse 
geleitet  werden,  wird  dann  nach  Menge  und  Stärke  Ton  der  Steuer- 
behörde seihst  festgestellt  und  unterliegt  weiter  der  Steuercontrole 
bis  zu  seiner  Abfertigung  zur  Ausfuhr  oder  (denatarirt)  zur  Ver- 
wendung ftlr  gewerbliche  Zwecke  oder  bis  zur  Bezahlung  oder 
Stundung  der  Verbrauchsabgabe,  daher  bis  zu  seinem  Uebergang 
in  den  freien  Verkehr.  Der  Zahlungspflichtige  ist  alsdann  deijenige, 
welcher  den  Branntwein  zur  freien  Verfügung  erhält,  also  regel- 
mässig der  Käufer,  bezw.  der  Händler,  was  dann  für  den 
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FrodnceDten  leicht  Abhängigkeit  von  diesem  bedingt»  wenn  es 
Dicht,  wie  neoerdiDgs  geschehen,  gelingt,  Seiteos  der  Prodocenten 
eine  Verkanfsorganisation  einznrichten.  Der  Beinertrag  der  ge- 
sammten  inneren  Branntweinsteaer  rtlbrt  jetzt  zn 
VerbraneliBsteaery  nnr  noch  znm  Rest  ans  der  Rohstofistener  (Maiseh- 
bottich- nnd  Materialstener,  abzüglich  der  Ansfahrvergtttnngen)  her. 

Der  grosse  stenertechnische  Fortschritt  war  bei  dieser  Stener- 
metfaode  eben  der  Uebergang  aus  der  Rohstof fstener  «or 
wirklichen  Fabiikatsteuer,  wobei  licüich  die  Bemessung 
des  Steuersatzes  nur  nach  Menge  und  Alcoholstllrke  bei  dieser 
Verhraiichsahgabe  doch  keinen  richtigen  Qualitätssteuerfuss  enthält. 
Das  Mi&ülicbe,  aber  Unvermeidliche  hei  dieser  neuen  Steuermetbode 
waren  die  verschärften  bestiindigen  Betriebs-  nnd  Vorraths- 
controlen  bis  zu  dem  Zeitpuncte,  wo  der  Branutwciu  in  den 
freien  Verkehr  tritt,  sowie  die  mit  der  Sicherung  der  Steaer  nnd 
ihrer  Controlen  verbundenen  Strafbestimmu  ngen. 

Gleichzeitig  mit  der  neuen  Stener  erfolgte  in  demselben  Gesetz 
eine  starke  Erbdhnng  der  Zölle  für  fremden  Branntwein,  anf 
1S5  M.  fftr  100  kg.  Arrao,  Gognae,  Rum  in  Fttssem,  180  M.  ittr 
allen  flbrigen. 

Schon  vom  Tairo  des  Erlasses  des  Gesetzes,  24.  Jnli  1887  an,  während  dieStMter 
eist  vom  1.  Oct.  1887  eintrat  fs.  o.  S.  05^        bishorisjcn  ZoUsat/o). 

S.  die  0.  S.  698  gemachten  litterari&chcM  Aogabeo,  besonders  Conrad  in  den 
Jahrbttcbeni,  nameotllcfa  fioeh  in  Betfeff  der  sofreo.  .XfebeegAbe**  {1887,  B.  49.  oder 
N.  F.  B.  15.  S.  21  fr.)  Tind  Paasch«  (über  späterß  Gesetzpebuni?) ,  1896  ob. 
B.  60,  3.  F..  B.  11,  6.  382  (f.>.  J.  WoHf  (Fin.arch.  1888.  B.  5,  S.  245  II.,  eb.  S.  263, 
Gesetz  ?on  1887,  Annalen  1887,  S.  644.  725.  1890.  S.  761  If.).  Commcntar  zum  Gesetz 
fDii  1^87  ron  Kuilwaciii,  St&mmier,  Kirsch.  Aasflkbrongsbestimmangen  rem 
27.  Sept.  1887.  Zq  GruudL'  zn  legren  ist  der  Contingeniirang  die  B'  vA!k"rang8zahI 
»US  der  jedesmaligen  letzten  Yolkszibiong.  Ueber  die  Berechnung  der  Kinzelcontingeate 
der  Brennerefea  6.  $.  2  des  Geaetses,  Oeoerdie  Controlen  n.  s.  w.  den  Absclinifti 
des  Cici^oxzfi  von  18J*7  ron  d*^n  ,.Schn  t  zb  c  s  t  i  mm  u  ii  n  "  ^.  5  fr.  Die  Sicherang 
gegen  heimliche  Ableitung  oder  Entnahme  von  alcoholbaitigen  Dämpfen.  Lutter  oder 
Branntwein  vird  durch  die  Vorschrift  zu  erreichen  gesucht,  dass  der  gewonnene 
Branntwein  insgesammt  in  Sammelgeflsse  geleitet  werden  müM,  velche  mit  dem 
Dostillirapparat  in  finster  Vcrbindnnp:  stehen  und  dass  der  De-^tülinipparnt.  die  Sammel- 
gefässe,  die  rerbindcnden  Köhrenieituugen .  creutueU  auch  die  i<äame  selbst,  unter 
amtiicbem  VerBchtnes  stehen,  so  daas  eine  beimliche  Ableitung  oder  Entnabme  ron 
alcoholhalti;roii  DampfL-n.  Liitler,  Branntwein  nur  mittelst  einer  äussere  Spuren  hinter- 
lassenden Gewalt  erit'olgeu  kann  5).  In  gewissen  Fällen  kann  an  Stelle  der  Sammel- 
gefässe  die  Benntznog  eines  xarerlieaigen  Meseapparats  gestattet  (§.  6\  in  besonderen 
Fillen  noch  neben  den  SammelgeiStosen  die  AufsteUnng  eines  Measnpparats  anireordnet 
werden  7,  mit  einer  weiteren  steaerauitlirlien  Berechtigung,  s.  auch  §.  11).  Die 
Kosten  der  erstmaligen  Anschaliuug  der  Öammetgef&sse.  Meäsapparate ,  Deberrohre, 
Kaii«9cbU)«Mr  trägt  die  Steoerfemdnschaft«  also  jetzt  das  Reieb  (§.  9k  Pflr  kleinere 
Brennt^reien.  d.  h.  solche,  welche  in  1  Betriebsjahre  nicht  ui«-])r  als  1.^00  hl.  Bottirh- 
raum  beinaiftcben,  oder  nur  Abfälle  der  eigenen  Biercrzeuj^ung,  oder  uar  nicht  mehlige 
Stoffe  (ezd.  Melaase,  R&ben,  RQbensaft)  rerarbeiten,  kann  ron  dmi  sonst  ror- 
geschriebenen  Bettiebseinrichtiingen  und  Controlen  abgesehen  und  nnr  diejenige 
Alcoholmenge,  velcbe  während  der  erklärten  Betriebszeit  mit  der  zum  Oebranch  be- 
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sümmteD  BruDueinricbtung  nach  ibier  Leistuughfähii^keit  gevoDoen  weiden  kaan,  iM 
Yonnt  bindend  festgeaelst  and  mit  der  Verbnncheabfabe  belegt  werden,  also  auch 

hier  die  Zulassung  einer  Fixation  (§.  13).  Als  Defraudaiit  gilt,  wer  es  unter- 
nimmt, die  Yerbraucbäabgabe  la  büiteniehen  oder  eine  Vergütung  der  Abgabe  zu 
erlangen,  die  llberbaupt  nicht  nder  nur  zu  einem  geringeren  Vergütongssatt  oder  für 
eine  geringere  Men^e  zu  beanspruchen  war  (§.  17,  in  §.  18  Angabe  der  F&Ue,  in 
welchen  die  Defrainiati  n  als  rollbraclit  anzunehmen  ist,  in  §.  19  Angabe  der  Fälle. 
Welche  der  Defraudation  der  Abgabe  gietcbgcachtet  wurden).  Die  Strafe  der 
Deflraiidation  ist  auch  bei  dieser  Abgab«  entmalig  das  Yiecfkcbe  des  Betngs  der 
vorenthaltenen  Abgabe,  bezw.  des  zur  Ungebühr  beansprnchten  Verprüton^betrags, 
Minimam  5  M.,  eventuell,  wenn  jener  Betrag  nicht  festgestellt  werden  kann,  üeldätnie 
von  5^10.000  M.  (§.  21,  mit  wdteren  Speeialbestimmungen).  Im  ersten  Rttckfül 
nach  erfolgter  Bestrafung  verdoppelt  sich  die  Geldstrafe,  im  ferneren  Kückfall  erfolgt 
Geßngnissstrafe  bis  zu  3  Jahren,  evontnell  indessen  auch  hier  noch  Haft  oder  öeld- 
strafo  im  Doppelten  der  ersten  RUckfalhirafe,  also  das  Sechszehnfache  (§.  23).  Daneben 
Ordnnngsutrafen  und  in  gewissen  Fällen  auch  noch  unabhängig  von  der  Verfolgoo; 
der  eigentliclien  'Hilter  noch  Srnf  «n  der  Brennercibesitzer  nnd  Leiter  (§.  28  ff.)  Um- 
wandlung nicht  beitreibbarer  (ieldstrafen  in  Freiheitsstiafea  nach  §.  28.  29  des  Straf- 
gesetibnelis,  docb  bttchstens  2  Jalire,  bei  Ordnungsstrafen  8  Monat  (§.  34).  Straf- 
verfahren wie  im  Zollwesen  (§.  36). 

Für  den  nirbt  aus  Rogpen.  W'oizen.  Ger<t»'  hpr^est^llten  oder  der  Matcrialstcaer 
unterworl'eneii  Braunt'veiu,  also  wescutiich  für  bartotielbranotweia,  war  im  Gesetz  von 
1887,  §.  4,  der  sogen.  Roini^^un^szwang  angeordnet  f^evesen,  d.  h.  nur  im  ge> 
reiniji^ten  Zustande  sollte  der  der  Verbrauchsabgabe  iinterlieirpnde  in  den  freien  Ver- 
kehr gebracht  werden  dürfen,  eine  an  sich  aus  sanitären  Gründen  sehr  erwtinschte 
Maassregel.  Der  Bandesrath  hatte  die  DorchftlhmngsbestimniQngen  darüber,  besonders 
aber  Art  nnd  Grad  der  Reinigung,  zu  trefTcn,  die  dann  aber  dem  Reichstage  vor- 
zulcfren  und  eventuell  nach  dessen  Verlangen  ausser  Kraft  zu  setzen  waren.  Zuwider- 
handlungen gegen  diese  Vorachriftcü  waren  mit  Geldstrafe  bis  1000  M.  bedroht  25). 
Indessen  haben  sich  die  Schwierigkeiten  der  practischen  Durchführung  dieses  Reinigungs- 
zwansrs  zu  pross  erwiesen.  Die  betreflenden  Vorschriften  des  Gesetzes  VOn  1887  sind 
deshalb  durch  das  Gesetz  vom  7.  April  1889  wieder  beseitigt  worden. 

Anch  für  Fabrikate,  ▼dcfae  ans  dem  bereits  im  frmen  Verkehr  befindlichen 
versteuerten  Branntwein  mit  hergestellt  worden  sind,  kann  eine  Ausfuhrvergütung 
der  Verbrauchsab^abe  ron  r>0  Pf.  für  das  in  den  Fabrikaten  eothalienea  Liter  leinea 
Alcobolä  gewährt  werden  12). 

Im  iiscalischen  Interesse  unterlag  der  im  freien  Verkehr  befindUcbe  Branntwein 
am  1.  Oct.  1887  einer  sojren.  Nachsteuer  von  30  Pf  für  das  T.iter  reinen  AlcohoU. 
Aach  wurden  die  Brennereien,  excl.  Hefebrenuereien,  im  3.  Quartal  1887  auf  ihres 
Betriebsomfiuigs  im  8.  Qaanid  1886  beschrinkt  nnd  die  Maischbottiehstener  in  diesem 
Quartal  1887  auf  das  Dreifache  erhöht  (§.  40):  allgemein  beachtcnswerthe  Uebergangs- 
bestiirimuiiß;en  bei  einer  Fortbildung  einer  solchen  Rcsteocrung:  in  fisealisrber  Richtung. 

Durch  verschiedene  Kaiserl.  Verordnungen  vom  Sept.  1887  wurden  nach  erfolgter 
Zustimmung  des  betretiendcn  Staats  die  Gesetze  vom  24.  Juni  1887  und  19.  Juli  1879 
(Steuerfreiheit  gewerblichen  Zwecken  dienenden  Branntweins)  in  Baden,  Bnirm, 
Württemberg,  dann  auch  in  Uoheuzollern  eingeführt  und  so  die  Branntweinsteuer- 
gcmeinschaft  im  Zollverein  (ezcL  Lnzembnig)  hencM^t:  ein  nicht  nur  finanz',  non- 
dem  auch  wirthschaftspolitisoh  und  allgemmn  politisch  erfreulicher  Fort^hritt. 

Die  Btrittigen  Haaptpnncte  waren  und  blieben  die  Contio- 
gentirnng  der  Branntweinprodnction,  die  xiffer- 
mässige  Bestimmong  daflHr  im  Ganzen  nnd  in  versebiedener  Hohe 
in  Nord-  nnd  SflddentBcbland,  die  Vertbeilnng  des  Geaammt- 
eontingenta  anf  die  einzelnen  Brennereien^  die  Erm&aaignng 
des  Stenersatzes  fOr  den  Contingentsbranntwein  nnd  der  Betrag 
dieser  Ermässigung.  Die  wesentlich  agrarpolitische  Be- 
gründung dieser  Maassnahmeu  bei  gleichzeitiger  starker  bteuer- 
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erböhuog  und  lästigerer  BesteaeruDgamethode  hat  sich  im  Gauzeo 
wohl  richtig  erwieseo. 

Die  Lftge  der  Brenaerei  war.  freilich  mit  in  Folge  bisheriger  eigener  iulän- 
discber  DeberprodactioD,  nach  dan  Veltmarktconjnnctttren,  aooh  mit  milar  dam  Ein- 

floss  der  Stener-  und  RückverirtUuii^s-  (Au;jfuhrpr&mien-)PoIitik  anderer  Staaten,  eine 
i»chwierige.  Sie  inusste  sich  bei  der  voraoszasohendeu  und  anch  «irklich  eingetretenen 
Venaindaning  der  einheimischen  Gonsamtion,  mit  einer  Wirkung  des  Stcoergesetzcs, 
soweit  dieses  den  Trinkbranntvcin  vcrtheaerte,  noch  schwieriger  gestalten,  weil  aa 
eine  —  allcrdinL'^«:  auch  beabsichtigt»  und  eingetretene  —  Prodoctionseinschränkung 
erfolgen  musi»tu,  wenn  nicht  die  Ausluiirsteigerung,  die  aber  immer  schwieriger  wurde, 
oder  die  nngewiase  VergrOasaninf  der  Varwendong  ron  Branntwein  zu  gewerblichen 
Zwecken  Abhilfe  boten.  Sonst  mnsstc  eine  den  Absatz  und  die  Preise  drückende 
Oeberprodnction  eintreten.  Die  Contingentirung  sollte  auf  wonachenswerthe  Yer- 
minderong  der  heimischen  ProdnctiOB  ntt  hindrängen,  wodurch  aber  wieder  Hür  fiele 
Brennereien  direct  und  indirect  Einbnsseo  entetehen  mussten,  wie  Yenninderoog  des 
KartofTelanbaus  und  der  Viehfuitergcwinnuni^  o.  dpi.  m.  Um  unter  diesen  schweren 
Varhäitnisseu  die  Brennerei  als  wichtiges  laud wirthschaftlicbes  Neben- 
gewerbe lebansffthig  zn  erhalten,  waxda  eben,  wie  schon  bemwkt  iß,  708)^ 
di'i  Ermässigung  dea  Stettersatzaa  fUr  den  Coatisf entabranntwain 
gewährt 

Es  lat  aber  nicht  richtig,  darin  ein  „Geschenk**  f&r  die  Brenner,  follenda 

nicht  im  Betra^rc  der  Steuerdifferenz  für  das  Geaammtcontingent  (rund  40  MilL  Mark 
für  2  Mill.  HcktoÜtor)  zu  ^»*1)en .  weil  dabei  gar  nicht  bcrücksirhtiLn  wird,  dass  die 
Brennerei  doch  weäeutlich  mit  lu  Folge  der  neuen  SteucrgääeUg<-l)uug  schwere  2<iach- 
theile  aller  Art,  ProductionseinachrinkoBfen,  Preisdmck  für  den  unrersteaerten  Braant- 
wein  über  sich  ergehen  lassen  musste.  Zw-nr  hat  sich  der  Preis  des  Contingents- 
braantweins  regelmässig  um  die  Steuerdiüerunji  höher  als  der  Preis  des  sonstigen 
Branntweins  gehalten,  Aar  d«r  Pr^  dea  Branntweins  ist  ttberhanpt  Jahre  lang  nach 
der  Einführung  der  neuen  Steuer  erheblieh  niedriger  als  vordem  gewesen,  nach  Allem 
mit  in  Foltje  der  neuen  Steucrpesö»zpcbung.  Daher  war  der  Erlös  der  Brennerei  trotz 
der  „Liebesgabe"  aus  dein  tresammtcu  von  ihr  producirten  Branutweiu  durchaus 
nicht  im  Verhaltniss  der  Steuerdifferenz  hoher,  von  dea  indirecten  Be* 
la  fnnirRn  und  Beriachthcilif^unren  der  ]<r  rni  rei  durclj  das  Gesetz  cranz  abüreseheu. 
Be:>önders  die  nordostdeutsche  landwirthscbalUicbe  Kartotielbrenuerei  erhielt  nach  den 
Gontingentiningsnonnen  ein  Gontingeat  weit  nnter  ihrer  bisherigen  nnd  auch  anter  ihrer, 
sich  zwar  vermindernden,  aber  doch  über  dem  Contingent  bleibenden  Production.  litt 
also  unter  der  Productioseinschränkung"  und  hatte  filr  einen  grotisen  Theii  ihrer  Pro- 
duction (.das  „Superconiingent'  )  den  huhereu  Steuen>ati:  lu  zahlen,  ohne  diesen  beim 
Absatz  roll  ersetzt  ra  erhalten  (s.  die  statistischen  Daten  unten).  Kor  wenn  der  in* 
ländisch'^  rnusom  eine  stark-  Sr -ij^ernng  erfahren  hätte  oder  erfahr  n  würde,  so  dass 
die  heimiscbe  Uesammtproduciiou  ihren  Hauptabsatz  auf  dem  inneren  Markt,  auch 
wenn  sie  daa  Genüngent  stark  ttberstiege,  gefunden  hfttte  oder  finde,  Uesse  sich  ein 
voller  Gewinn  der  Brennerei  aus  der  SteuerdiiTeren/.  einigerinaassen  annehmen,  da 
dann  eben  der  Preis  auch  des  versteuerten  Branntweins  sich  entsprechend  um  den 
höheren  (vollen)  Steuersatz  höher  ätellca  und  die  volle  Ueberwälzung  der  höheren 
Steuer  auf  den  Consnmenten  annähernd  gelint::t  n  würde.  Umgekehrt  würde  dieStener- 
diHercnz  dem  Brenner  gar  nicht  mehr  zu  Gute  kommen,  wenn  die  Oonsummcnge  nnter 
die  Contingentsmenge  sänke,  weil  dann  anch  der  Consumpreis  sieb  dem  niedrigeren 
Steaersatz  gemSsa  Terwohlfeil«m  würde.  Wie  die  Dinge  liegea.  kaan  maa  aar  sagen, 
die  „Liebesgabe"  ist  bestenfalls  etwas  den  Brennern  zu  Gute  {ge- 
kommen, als  Compensation  für  anderweitc  Schädigungen  und  bat  insofern 
zur  Erhaltung  der  Lebensfähigkeit  besonders  der  landwirthschaftlichcn  Brennerei  bei- 
getragen, d.  b.  eben  ihren  agrarpolitischen  Zweck  and  die  Absicht  der  Gesetzgebuag 
bei  ihrer  Gewährung  erreicht,  damit  aber  der  ganzen  Yolkswirthschaft  einen 
weaentlichen  Dienst  geleistet 

Wlhrend  der  Kopf  betrag  des  Gontingenta  von  4.5  1.  in  Nor  ddentsc  bland 
i^eiienüber  der  bisherig-en  Production  ein  niedriger  war.  also  der  Brenner,  wenn  er 
die  Belastung  mit  dem  höheren  Steuersatze  renneidcn  wollte,  seine  Production  eia- 

A.  Wagner,  FiaanzwuieiiMbaft  IV.  46 
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schrMken  mo^te  —  wa^  dauo  für  seixten  landvirtbacbafllickea  Betrieb,  mit  dem  die 
Brennerei  ab  MebenlMilrieb  orgutaBh  Tefbanden  var.  erheblicbe  anderweite  NaebtheUe 

br  Jinpti'  —  war  Jie  Festsetzunjr  von  3  1.  auf  den  Kopf  für  das  s a <1  d e  u  t ^  r ho  Con- 
tingeat  gegenüber  der  bisherigen  Grösse  der  sUddeatscbeu  Frodaction  bocb  bemessen, 
so  dass  die  Brenner  dort  mit  Vortheil  ihre  Betriebe  aasdcbntcn.  um  das  Contingcnt 
zu  erreichen  und  fon  dem  niedrigeren  Steuersatze  zu  profitiren.  So  ergab  sich  als 
Wirkunu'  dos  Gcsctzrs ,  wie  u.  A.  Paasche  (a.a.O.  S.  380  ff.)  iniines  Enichtens 
UQzveifelbaft  richtig  nachgewiesen  hat,  eine  Begaus tiguag  der  sttddeatscheu, 
ein«  Benaehtheifi^nnf  der  nord-,  besondov  nordostdentecben  Brennerdi. 
und  nameritlirli  der  hior  >icfindlirhen  Kartoffelbren  ncrei. 

In  der  Folge  ist  die  Lage  der  Brennerei,  speciell  wieder  der  Kartodelbren  ncrei, 
auch  noch  schwer  grachädigt  durch  die  «tarke  Verminderung  der  Spiritus« 
ausfuhr,  ihr  beinahe  völliges  Aufhören  nndi  Spani«!.  Dies  hängt  mit  Maassregeln 
der  französischen  und  dann  nothgcdrungen  folgend  der  spanischen  Wein-  und  Branitt- 
weiosteoer-  und  Zollpolitik  zusammen  (s.  Paasche  a.a.O.  S.  372,  auch  mein  £r- 
ffinmnf^eft  tn  B.  8  der  Fin.  §.  17,  28).  Es  war  noeh  ein  Vottttdl,  daaa  sieb  die 
nmafztinsr  des  steuerfreien  Spiritus  zu  gewerVliolien,  Koch-,  Beleoehtnng»- 
zwccken  u.  s.  w.  erheblich  gelioben  hnt 

Die  Beicbsstatietik  derBrennfirel  fentettet  die  Entviddiingen  seit  1887  nnd 
rorker  genaoar  zn  verfolgen,  wobei  freilich  die  Berechnungen  des  gewonnenen  Brannt- 
weins selbst  vor  dem  Gesetz  von  1887  immer  mehr  oder  weniger  Conjecturcn  sind 
(s.  früher  die  Nach  Weisungen  in  den  Monats-,  jetzt  den  YierteljahniheXteu,  zuletzt 
J.g.  1900,  Nr.  II,  im  Aiinrag  im  statistischen  Jahrbuch).  Mit  Beontsnng  dieser  und 
anderer  Daten  operiren  mehrere  der  oben  S.  no>^  gen.  Arbeiten ,  besonders  die  von 
Conrad  und  Paasche.  Kaum  bei  einer  der  anderen  indirecten  Verbrauchssteuern 
—  seihst  (allerdings  hier  vom  Moment  der  aoswftrtigen  Handelspolitik  abgesehen) 
nicht  einmal  ganz  ebenso  bei  der  Zuckersteuer  —  verquickt  sich  die  steuerpolitische 
ntid  steuertechnische  Seite  so  sehr  mit  der  agrar-  und  gewerbepolitisch<»n  tind  'tech- 
nischen und  dadurch  wieder  mit  der  volkswirthschaftlichen  und  volk:»wirth8chafts- 
politischen,  auch  specieU  der  handelspolitischen,  als  bei  der  Branntweinsteuer.  Ooter 
Verweisung  auf  die  SpecialÜtferatur  muss  es  hier  an  den  obigen  Andentunjren  tiber 
diese  Zosammenhänge  genügen.  Auch  aus  der  Statistik  müKien  die  prodactions-, 
ahsntz-,  ansfhhrstatisiischen  Daten  ttbenll  mit  den  finanistttistisehen  vefhnnden  v«rdeD, 
um  zn  richtigen  Schlüssen  über  die  Besteuerung  und  Uber  deren  Wirkungen  zu  ge- 
langen. Es  ist  dabei  auch  zwischen  den  verschiedenen  Brennereien,  landwirthschaft- 
lichen  und  gewerblicheu ,  daun  nach  der  Gattung  der  verarbeiteten  Stoiie.  der  GrOsse 
der  Betriebs,  der  technischen  Einrichtung,  der  geographischen  Lage  n.  s.  tr«  so  unter» 
scheid  r-,  was  natUrlirl:  nur  einer  allseitiijen.  eingehenden,  mehr  monopraphi^rli  ti 
Behandlung  des  Gegenstands  möglich  ist.  Aas  der  Statistik  daher  hier,  um  die 
Wirknogen  des  Gesetzes  von  1887  zu  beleocbten,  nur  wenige  Dttsn«  und  zwnr  zanicbst 
fttr  das  diemillge  norddeutsche  Oehiet  (doch  Ind.  Bdehsland)  allein. 


Tab.  95*  Vorddentsche  Brennerei  vor  und  nach  dem  Gesetz  von  1887. 


1 

.  April 

1.  April 

1  f  ii  t. 

188.5:86 

188ü,87 

li;>7,^5 

1860  90 

1894/9; 

Zahl  Brennereien  in  Betrieb  . 

33892 

.30173 

24022 

30079 

26531 

31452 

davon  für  Kartolicln  .   .  . 

4252 

4069 

3987 

i'.TTO 

3920 

3748 

„     „    Getreide    .    .  . 

2932 

2955 

2538 

2534 

2411 

2379 

„     „   Melafise    .   .  . 

18 

18 

17 

17 

22 

„     ,.  nicht  mehliffeStofle 

26690 

28144 

18079 

28758 

20188 

25803 

Verarbeitet  Kartoffeln  1000  t 

3087 

2719 

1939 

1640 

2006 

1715 

Getreide,  and.  mebl.  StoHe 

388 

d44 

268 

272 

281 

266 

Melasse,  Kuben,  Bobeosaft  .. 

29 

5 

27 

24 

26 

65 

Wein,  Weinhefe,Tnster,  1000 hl. 

490 

282 

260 

320 

215 

266 

Obst,  Trester.  „ 

438 

262 

61 

245 

94 

334 

Braucreiabfälle  u.  s.  w. 

85 

83 

70 

74 

Oi 

86 

Es  ergiebt  sich,  mit  Schwankungen,  im  Ganzen  eine  nicht  unwesentliche  Ab« 
nähme  der  Zahl  der  in  Betrieb  stehenden  Brennereien  (die  auch  ermittelte  Zahl  der 

tlberhanpt  vorhandenen  hat  weniger  abgenommen).  Die  Z-*)!!  d>>r  iH-trii-henen  kleinen 
Wein-  und  Obstbrennercien  (besonders  im  Beichslande ,)  scbwauit  stark  nach  Ernte- 
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r«rh&ttiii«8eD.  Am  benerkeittwertlietfen  ist  aber  <fie  starke  AbDahme  der  Kar- 
off elverar  beirnng,  letztere  x  hwankt  zwar  auch  nach  den  Ernten  u.  s.  w„  aber 

rar  ¥or  dem  Gesetz  von  1S87  auch  durchschnittlich  in  d(Mi  letzten  Jahren  um  '/«  Ws 

•'4 — 1  Mill.  Tonnen,  d.  h.  um  25  —  50  7o  älürker  als  bpater.  Auch  die  Getreidc- 
renBerei  hat  weDiger  Stoff  ?erarbeitet,  die  Melassebreaaerei  nit  starltea  Schwaakiuifeii, 

iiier  mehr. 

Das  Contingent  der  gedämmten  deutschen  Brennerei  war,  nach  den  gesetz- 
jc1i«n  Homen  (Qeaeiz  ron  1887  §.  2)  festfreatellt,  mit  Sehwankmifen  etwas  irestiefeo. 

,01:  1  O.W.Ono  hl.  im  1.  Jahre,  1.  Oct.  1^>^7  «8,  1.090.000  in  1888/89  auf  2.1'50.000 
lU  lbiji4,'95.  die  j^ewonnene  Menge  reinen  Aicohols  war  in  diesen  3  Jahren  n.Oöx.OQO 

—  2.727.000  —  2.952.000  hl.  (Max.  1893/94  3.263.000,  Min.  1888.89  2.727.0ÜO  hl.). 
Das  Oesammtcontinßfent  der  Brennereien  Preassens  war  1894/95  1.581.000  hl.,  die 
IVoduction  2.450.000,  also  musste  tther  der  letzteren  znm  höheren  Satz  versteuert 
worden,  1894/95  bezw.  1.698.000  und  2.366.000  hl.  im  kumgreich  Sachsen  waren 
di«»«  Zahlen  im  letzten  Jahre  besw.  lU.OOO  und  188.000.  in  Baiem  164.000  nnd 
ir,7.0CO,  in  Wnrttcmhorir  45.000  nnd  :?2.00n.  in  Ra.K-n  44.000  nmi  GG.OOO  hl.,  in 
Haiern  wurde  also  das  Contingent  nur  wenig  überschritten,  in  Württemberg  nicht 
•erreicht.  Dagegen  waren  die  betreffenden  Zahlen  in  1894/95  in  den  7  alten  Ostlichen 
ProTinzcn  Prcussens  allein  1.510.000  hl.  Contingent  nnd  2.011.000  hl.  Production, 
letztere  in  dit^sem  Jahre  nipdri?er  Prodnction  nrnd  höher  als  das  Conttogent.  Die 
Kartoffelbrennerei  überwiegt  ganz  in  Preussen,  besonders  in  den  östlichen  Frofinzeo, 
ond  im  Königreich  Sachsen,  MecUenbo^.  die  Oetreidebfenneiid  ebenfalls  in  Preassea, 
aber  mehr  in  den  wcj^tlichen  Provinzen,  dio  Wein-  und  Obstbrennerei  concontrirt  sich 
?ro«sentheils  auf  die  Bbeinprovinz,  das  Keicbsland,  Baden,  Württemberg,  Baiem, 
Hessen ,  die  Melassebrennerei  anf  Provinz  Sachsen ,  Schlesien ,  Anhalt  n.  s.  w.,  dio 
BrttDnorei  aus  Brauereiabfällen  aof  Baien  ond  wieder  das  übrige  Suddentschland. 

Die  Tr  i  1»  k  h  r.^M  n  t  w  ei  n  ronsumtion  im  Inland  war  1.  Oct.  18S7/88 
1.6^5.000  hl.,  (wovon  11.000  hl.  auslfindischerX  1888/89  2.200.100  (21.400),  1893/94 
2.26S.00O  (37.800>.  1894/95  2.221.500  (87.200),  die  anf  den  Kopf  bezw.  3.0  —  4.5 
(1880/00  Max.  4.7\  4  4  4.3  1.,  vor  1887,  zumal  im  Norden  jedenfalls  erheblich 
höber.  Der  zu  frewerblichen  Zwecken  u.  s.  w.  abgegebene  Branntwein  stieg  in 
diesen  Jahren  1887  88—1894/95  ron  887.000  auf  718.800  hl.,  die  Ausfuhr  fiel 
dagegen  (nach  Kalenderjahren)  von  1^80  und  1887  mit  76.590  nnd  58.238  t  im  Werth 
von  2^.4  und  19.0  Mill.  Mark  bis  185»4  ii?»d  1805  auf  16.956  und  21.088  i,  (Min. 
iu  der  Zwischenzeil  16.058  t.  in  1893)  von  4.8  und  5.7  Mill.  Mark  Werth. 

Der  Nettoertrag  der  Verbranchaabgabe  im  ganzen  Steuergebiet  war  im 
I.Jahre  der  neacn  (Je^'etz,?ebunff  1.0.  f.  1887/88  91.62,  in  1888/89  115.83.  1S^80  90 
124.58  (Maz.),  1893/94  119.42,  1894,95  113.51  Mill.  Mark,  der  Ertrag  des  Ein- 
gangszolls  in  denselben  Jahren  2.11  —  S.98  —  5.56  —  6.66  —  6.65  Mill. Mark 
i,Max.  1890/91  8.23).  der  Nettoertrafc  der  gesammten  Branntweinsteuer-  und  Zoll- 
•  Munabme  118.61  —  143.12  —  152  87  -  151.40  142.14  Mill.  Mark  (Max. 
1^W,91  153.97,  Min.  1891/92  139.65)  oder  auf  den  Kopf  2.52  —  2.96  —  3.12  (Max.) 

—  2.96  —  2.74  (Min.X  Daa  erste  Jahr  1887,  88  war  in  Allem  eU  Uebergangsjahf 
mit  piösseren  Vorrfithen  ron  Branntwein  im  Verkehr,  daher  nicht  ganz  vergleichbar 
mit  den  späteren.  Der  Kopfertrag  der  Gesammtateoer  (incl.  Zoll)  hat  sich  gegen  die 
2^it  nnter  der  alten  Gesetzgebnng  vor  1887  mehr  als  Terdoppelt.  trotz  des  Hinzntiitts 
.Stlddectschlands  mit  schwächerem  Consum,  in  Morddeotächiand  allein  wohl  etwa  von 
1  2V  .,— 3  <ra<;teigert  trotz  Consnmrennindemng  in  Folge  der  höheren  Steuer  in  der 
Verbraucb^abgabe* 

Das  Gesammtortheil  Paasche's  in  seinem  trefflichen  Aufsatze  (a.  a.  0.  S.  888) 
scheint  inir  völlig  zntrefTend  und  niap:  df^halb,  bei  der  Wichti<ikeit  dieser  (u^-rvi- 
gebong,  hier  noch  wörtlich  Platz  bnden,  weil  darin  noch  eine  genügende  Begründung 
der  Fortbildung  derStener  mit  gegeben  wird:  „Das  Gesetz  ?on  1887  hat  finanziell 
die  daran  geknüpften  Erwartungen  für  die  Koichscasse  erfüllt:  in  Folge  der  starken 
Abnahme  des  Consnnis  von  Trinkbranntwein  nnd  des  unvormoitnichen  Aufhörens  einey 
grösseren  Exports  waren  aber  die  Buiriebseinschrunkungen  der  Brenner  sehr 
fiel  grosser,  als  man  erwartet  hatte,  obgleich  die  Verwendong  zu  gewerblichen 
Zwecken  schnelle  Forti-chritle  Fnachir;  die  C onti n gcntirung  endlieh  hat  ihren 
Zweck,  die  Production  einzuschränken  und  die  bestehenden  Kleinbetriebe  möglichst 
zu  schätzen,  im  Allgemeinen  wohl  erfllllt,  abersiebatdle  weitere  Absicht, 
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d«n  Prodneenten  Ersatz  fbr  die  erzmorene  BetriebaeiiiBebTiiilning  zu  bieten,  nfcht 

erreirht,  da  auch  die  Durchsr  luiit  tspreise  fQr  niedrig  renteucften  SpffitUS  anf 
eiod  immer  weniger  iolweade  Taxe  berabgesoDken  sind." 

Diese  Saeblage,  uher  memes  Erechtens  doch  anch  allgemeine 
Grfinde  hiDderteD  aach,  die  Stenerdiflferenz  zn  Gansten  des  Con- 
tiDgentsbranntweinB  zu  ennSsBigen  oder  gar  so  beseitigen,  was 
z.  B.  Conrad  s.  Z.  verlangt  hat,  der  die  BegflnstiguDg  aar  als 
Uebergangsmaassregel  —  als  solche  aber  allerdings  ebenso  eot- 
schieden  als  Andere  —  glaubte  billigen  zn  können.  Es  handelt 
sich  in  dieser  Frage  meines  Erachtens  alcr  eben  wie  beim 
agrarischen  Schutzzoll  bei  iits.  dem  ja  dieSteuerbegtinsti^mi^' 
des  Conting:eiitHbranntweins  im  Princip  nahe  verwandt  ist,  nm  eine 
auch  principiell  andere  Auffassung  und  Rechtfertigung  der- 
artiger Maassrefi:eln  •  nls  solche  von,  unbestimmhnr  wie  lange, 
bleibender  Dauer  einer  volkewirthschaUIichen  „Krhaltungs- 
politik'^  nicht  nur  einer  „Erziehnngspoiitik",  wie  bei  Fr.  List, 
oder  einer  „Abhil&politik*'  in  momentanen  Kothständen. 

S.  Conrad  a,  a,  0.  S.  23.  Weitere  I('Eri*>lalive  und  administrative  Maassnahmen 
von  srrösserer  R<n)oiitnnc  seit  dem  Gesetz  von  ls87  bi''  7v  dem  T}en<»n  too  1895  sind 
nicht  erfolgt.    Inunerliui  ist  aber  das  Vorgekommene  bearbtenswertb. 

Im  Interesse  der  Continpentsbrennerci   und  ohne  Verletzung  der  fiscalischeo 
Iiit  Tt  s':en  ist   durcli  Bundesrathsbescblüssc  ein  eigentbUmliche<»  System  der  ..Be- 
recbtifTungsscbeine"  eingeführt  und  aasgebildet  worden  (18^7/09).    Auf  seinen 
Antng  viitl  dem  BreDoer  ein  eoleher  Scbein  ftr  sein  GontiDgentaqnMtvm  Im  Betrage 
des  Stcuerunterschieds.  also  20  >T.  fiir  1  hl.,  anseestcllt.  wenn  er  seinen  Rranntwein 
mit  70  *tatt  mit  50  Pf.  Abgabe  abfertigen  l&sst.  Mit  diesem  Schein  kann  der  Inhaber 
die  Zahlung  aof  fällige  Branntweinsteuern  jeder  Art  ein  Jahr  lang  berichtigen.  Es 
dient  die  Einrichtung  daza.  die  jeweiligen  PreiflcenjnnctureM  für  den  inländischen 
ronsnnibraiint^  I  in  und  d'^n  znr  Ausftilir  odpr  zu  jrewerblichen  Zwecken  dieiu  nden 
besser  anszunut/en  und  ..eine  Ueberfullung  des  Marktes  mit  je  50  Pf.  belegtem,  ror- 
nemÜcli  zum  inlKuditcben  Consitm  dienenden  Branntwein  m  Terhindem,  indem  sie 
dem  Brenner  ^eftnttet.  seinen  .50er  (d.  h.  mit  TiO  Pf.  belasteten  Contiiis:('nfs-)Brannt- 
woin  in  70er  (d.  h.  mit  70  Pf.  belasteten^  umzuwandeln,  wenn  dieser  im  Augenblicke 
auf  dem  Markte  mehr  gesucht  wird  und  ihm  für  jedes  Hectoliter  solchen  umgewan- 
delten Sprits  ein  auf  20  M.  lautender  Gutschein  jregon  die  Sfonercasse  in  die  Hand 
kommt"  I  Zelle  r  n.  a.  0.  S.  555.  «.  auch  G.  v.  Mayr.  Wörterh.  d.  Verwalt.  I.  233^. 
—  Von  der  Aufhebung  des  Kcinigonfrszwangs  (1889)  war  schon  oben  S.  70ä 
die  Bede.  —  Dnrcb  Gesetz  vem  8.  Jnnl  1891  wnrde  kleinen  landwirthscbrnft- 
liehen  Brennereien  von  eiiKin  lH-timmten  niedrigen  Maximalb^'frasre  der  Be- 
maisrhiaiß:  in  den  3  letzten  Jahren  eine  Erböhune  ihres  .steuerermissijften  Gontingents 
um  V/ß  und  für  pewisse  kleine  Brennereien  noch  andere  Erleichterungen  jrewäbrt, 
auch  in  Betref  der  Maisch-  nnd  Materialsteucr.  u.  A.  die  Stoileattunsren  der  letzteren 
Steuer  zum  Tbeil  ptw.T«  anders  bestimmt,  die  StenersHt/e  mit  einem  niedrigeren  prüfen 
ergänzt  (25  Pf.  vom  Hectoliter  Trebcr  von  Kernobst  und  eiogesiaropAe  Weintreber) 
nnd  ftr  mnx  Ideinn  Brennereien  der  MnterisHenpr  die  Sitre  der  letzteren  herab- 
pcset/f  r"Sr.  4  des  Gesetzes  von  IPOl  /um  §,  41  Ziffer  III  iles  Gesetzes  von  1S-9TV 
Erleichtcmnffen.  die  also  voniemürh  der  west-  und  sudwestdeutschen  Wein-  und  Obst- 
brennerei in  ihren  zahlreichen  Kleinbetrieben  zu  Gute  kommen.    Zuirleich  wurden 
dttrch  das  een.  Gesetz  die  Einfuhrzölle  etwas  verändert,  für  Likur  der  besondere 
Satz  von  I^Ti  M.  für  TOQ  kjr.  einpeführt,  bez.w.  festjrchalfen  (§.  44  de»  (iesetzps  von 
1887'i,  für  Fassbranntwein  aller  Art  der  Satz  auf  125  M.,  den  bisher  nach  (tesctz 
von  1887  Anne,  (^gnnc  und  Rum  in  Fiiseni  gexsblt  bstte.  ftir  sonstigen  auf  180  M. 
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gesdtil,  ttiii  Satz,  den  bisher  eller  anderer  finumiweiB  anseer  Anac»  Cognac  und  Bnm, 
entrieblet  hatte.  Hier  trat  somit  etne  Emieaigiuis  eis. 

8chon  diese  grosse  complicirte  Gesetzgebung  vou  1887  ist 
uach  Allem  nicht  mir  eine  Steaergeseiz*^ebuDg,  sondern  zu<;leich 
mit  eine  solche  zur  Regelung  der  inlandischen  Öpiritus- 
production  (Paaschej.  Darin  liegt  noch  ihre  besondere 
steuergeschichtliche  Bedeutung.  iSie  hat  nun  gerade  in  dieser 
Tendenz,  ohne  gleichzeitige  fiscaJische  Tendenz,  d.  h.  olme  gleich- 
zeitiges Hinstreben  auf  neue  £innahnie8teigernng,  eine  sehr  eharao- 
teristische  noch  rerschärfte  Fortbildung  in  derselben  HicbtiiDg 
darch  die  Koyelle  vom  15.  Juni  1895  erlabreD.  So  ist  nun  yolleiMlB 
neben  (nicbt^  wie  Paasche  sagt,  ans)  einem  wichtigen  Steaergesets 
ein  ,,GesetK  einsclineidendster  Art  znr  Begelting  der  inländisdien 
Spiritnsprodnction*'  entstanden.  In  der  schwierig  gebliebenen  nnd 
zum  Tbeil  seit  1887  noch  schwieriger  gewordenen  Lage  der 
Brennerei  —  so  in  Folge  der  abnehmenden  Ansfnhr  —  yerfolgt  es 
den  Zweck,  „den  iSchutz  dci  landwirthscbaftiichen  l'.rcniieici  noch 
weiter  zu  verstärken,  die  Kleinbutiiebe  gegen  die  Grusöbetriebe 
noch  mehr  zu  begünstigen,  aut  die  IJebuDg  der  bpirituspreise  durch 
Förderung  der  Ausfuhr  hinzuwirken  uud  das  Entstehen  weiterer 
preisdruckender  Ueberproduction  möglichst  zn  verhindern"  (Paasche). 

Diesen  Zweckeu  sollten  nach  dem  amtlichen  i^iane  und  dem 
Gesetzentwurf,  weicher  mit  Moditicationen  Gesetz  geworden  ist, 
wesentlich  vier  Mittel  dienen:  „eine  Veränderang  der  Contingents- 
bemessung,  eine  Beschränkung  der  Melassebrennerei,  die  £iniührung 
einer  (offenen)  Exportprämie,  die  £infflbrnng  einer  neuen,  mit  der 
Ausdehnung  des  Betriebs  wachsenden  sogen.  Brennstener,  die  nicht 
bloss  die  Mittel  znr  Gewährung  der  AnsfuhrzuschOsse  bieten,  son- 
dern auch  die  kleinen  Breonereien  begünstigen,  die  grossen  aber 
Ton  allzu  weiter  Ausdehnung  ihres  Betriebs  möglichst  zurUclihalten 
sollte"  (Paasche). 

Paasche  a.  &.  0.  388.  Das  Uaupt:>äclüiclie  lässt  sich  nicht  besser  ziuammco- 
fasseo,  als  in  diesen  im  Voraasgehenden  angefahrten  Worten.  Aach  Uber  den  Inhalt 
des  (ieeeizes,  tlio  Btjhandluog  im  Reichstage,  die  Kritik  s.  besonders  Paasche 's  Aus- 
tlÜinuigen  eb.  S.  388 — 406,  u.  A.  namentlich  über  die  verwickelte  Frage  der  Behand- 
luDf  und  Besteuerung  der  Melassebrennerei,  aul  dm  ich  hier  nicht  näher  ein» 
gebe,  unter  Beiogoalune  auf  Paasche.  Er  stimint  doeh  im  üansen,  mit  einzehieti 
Vorbehalten,  dfui  Gesetze  bei.  ich  möchte  >\s  nocL  etwa-^  weiter  thnn.  Die  Ausfuhr 
bat  sich  doch  auch  mittlerweile  wieder  etwas  gOusiiger  gestaltet,  als  Paasche  befurch- 
tcie,  wieder  gehoben,  wenn  auch  alcht  auf  ihren  frtlheren  Betrag.  Das  Gesetz  Yon 
1895  wild  wie  das  roii  1887,  uud  noch  mehr  als  dieses,  je  nach  dem  wiithschaflB« 
politischen  Standpunct,  verbchiedcn  beurtheilt  werdeu.  Ich  billis-e  ans  denselben 
Gründen  wie  das  tiesetz  von  1887  uud  beziehe  mich  dafür  aut  das  über  letzteres  oben 
Qmglc  Di«  MBegelQDg  der  Prodvction**  dnrch  ein  solches  Stenergeseti  halte 
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ich  ancb  aUg«meiDeii  voIlcBWitllueliftlkspditischen,  socialpolitiscbeo,  wie  tnanz- 

und  steiK rpulitiscluji  Standpnnct  gemäss  fUr  zulässig,  die  Tendenz  des  Gesetzes 

hierbei  für  riclitiir.  Princip  und  Tendenz  entsprechen  der  in  meiner  „Grumlle^uriL'  ' 
und  meiner '„Finauzwisbonschaft"  t-ntwickcUen  und  zu  begründen  versucbteu  AuÜ'Äi»äun>i 
und  —  Vorgänge  wie  im  Gesetz  ron  1887  and  1895  sind  mir  eine  Bestltigiiog  dafür, 
dnss  doch  auch  die  legislative  Praxis  nolens  rolens  in  diese  Kichtunp  gedrängt  wird, 
nicht  aus  Faneüichkeit  far  agrarische  Interessen,  sondern  aus  zwingender  Nothwendig- 
keit,  welche  ans  der  Geaaminteiitwickliiiif  des  moderaen  Wirthsehaftslebeits  befrorgfeht 
Wir  Werden  nucli  mehr  Gesetze  soh  lien  Characters  und  solcher  Tendenz  bekointL^^^n. 
Damit  braucht  man  freilich  nicht  mit  jeder  Eiuzelheit  derartiger  (iefietxo,  auch  jücbt 
de^i  Gesetzes  von  1895  übereinzustimmen. 

S.  zum  Gesetz  von  1895  die  Anefflhrangäbcstimmungea  rem  27.  Juni 
ReicbstaL- inpiere  von  1895.  Die  Steuertechnik  d.s  ne>ctzes  von  l^^-T  v-rblieh 
im  Ganzen,  weshalb  es  genügt,  auf  die  frühere  Darstellung  oben  S.  707  zu  verwcison. 
£s  hat  dann  eine  Elnrerleibuni^  der  VerSnderaDgen  der  KoveUe  Ten  1895  ine  Gesetz  too 
1887  zu  einer  amtlichen  neuen  Kcdaction  des  ganzen  Geset/.es  von  1887  nach 
Bekanntmachung  vom  17.  Juni  1895  geführt.  S.  das  Gesetz  u.  s.  w.  im  Fui.arcb.  B.  12 
S.808,  Scbubertin  dem  Aufs.  dcutAchcßrauutweinsteuergesetzgebungseit  1887  eb.  B.1-4, 
S.  587  ff.,  Annalen  1896,  S.  877.  lieber  das  Gesetz  ausser  Paaschc,  Schubert  Zelle  r 
im  Scbönbcrg'?(  hen  Handbuch  a,  a.  <  ).  S  554  Ii.,  G.  v.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Vcrwalt., 
Supplb.  m,  S.  40.  V.  Höckel  im  H.  W.  B.  d.  St„  2.  Aull.  11,  S.  1070  If.  —  Auch  die 
Abinderangen  des  Gesetzes  von  1887  im  Gesetz  von  1895  und  die  nenen  Bestimmongen 
des  letzteren  über  die  oben  genannten  Puncto  enthalten  vielerlei  wichtige,  bcli»cr  — 
und  ganz  genügend  überhaupt  nicht  —  ^usaromcnzufassende  Einzelheiten,  weil  fast 
jede  davon  besondere  Bedeutung  hat.  Ich  beschränke  mich  möglichst,  muss  aber  um 
SO  mehr  auf  Gesetz  und  Ausfübrungsanweisnng  selbst  hinweisen,  da  es  eben  auf  den 
genauen  Wortlaut  des  Einzelnen  ankommt,  um  den  Sinn  richtig  zu  erfassen.  S.  ausser- 
dem hierfür  und  zur  Begründung,  wie  zur  Kritik  der  einzelnen  gesetzlichen  Be- 
stimmunpn  die  Seichstagsrerbandlongen  und  die  oben  gen.  litteiatnr,  besonders 
Paaschc  s  Aufsatz. 

Nach  dem  Gesetz  von  1895  sind  wieder  kleinere  Aendciungen  eingetreten,  die 
im  Folgenden  gleich  mit  berUcksiehtigt  weiden  (s.  znm  Theil  anch  daflir  den  Aufsatz 
von  Schubert  im  Finanzarchiv).  Das  Gesetz  Tom  4.  April  1898  bat  eine  andcrweito 
Feritsetzunp  des  Gesain infenntingents  der  Brennereien  gctroücn.  Mit  dem  im  Zollverein 
stellenden,  aber  nicht  zur  Branntweinstcucrgemeinschaft  gehörigen  Grussberzogthuin 
Luxemburg  Lst  ein  die  Stenerverhiltnisse  beruh rendcs  Abkommen  Tom  Dealseben 
Boich  über  den  Verkehr  mit  Branntwein  vom  22.  Mai  l^^OH  vereinbart  worden. 

Contingentirung  und  Steuersätze.  Die  lieviiiion  des  G^mmtcontingeuts, 
des  Betrags  des  niedrireren  Abgabesatzes  nod  der  Neobemessnng  der  Elnzelcontingente 
ist  im  Gesetz  von  1895  für  alle  5  Jaltre,  vordem  für  alle  3  Jahre,  in  Aussicht  gt- 
nommen.  um  grössere  Stabilität  in  <ii<  I  age  der  Brennereien  zo  bringen.  Im  (ieseiz 
von  1895  verblieb  es  bei  der  Besüuimunir  dos  Gcsammtcontingents  mit  4.5  1. 
reinen  Alcohols  anf  den  Kopf  der  (vor-87cr)  Steuergemeinschaft  und  8  1.  der  sttd- 
dentichen  Staaten  noch.  Im  (iesctz  von  1^98  ist  aber  eine  andere  Festsetzung  diesem« 
Contingouts  angeordnet  worden.  Danach  soll  es  in  Zukunft,  vom  Jahre  1897,'98  (1.  QcL) 
ab  und  dann  in  jedem  5.  Jahre  für  eine  „Contingcntsporiode**  Ton  5  J^ren  nach 
dem  Durchschnitt  der  Branntweinmengen  festgesetzt  werden,  die  in  den  vorangegangenen 
5  Jahren  in  den  vcr5)rauch!?a>>!raboiif1irhtifren  Inhiudsverbraueh  überireganpcn  ?ind 
(vorbehaltlich  einer  weiteren  Herabsetzung^  de.'v  Contingent*  unter  besonderen  L'Ui- 
atlnden  s.  Art.  I  des  Gesetzes  von  1898).  Für  die  'S  süddeutschen  Staaten  und  Hohen- 
zollern  wird  das.  Cuntimrent  wie  bisher  mit  '/a  t^cr  Verh  tltr.i  >/.alil  des  ganzen  Stcuer- 
gebietSy  nach  dem  Kopf  berechnet,  füütgestellt.  Das  Gesammicontingent  hat  steh  in  den 
1890ei  Jahren  j&hrlleh  wenig  ver&nderc .  es  war  rund  1894/95  2.189.000  (Max.),  in 
den  4  folgenden  Jahren  2.171.000  —  2.171.000  —  2.176.300  —  2.175.000  (.in  1898/99); 
von  letzterem  Betraee  kamen  auf  die  3  M'iddentschen  Staaten  2r>n.OOO,  auf  Nord- 
dcutschland  (uai  KciilisJund)  1.922.000  hl.,  bei  einer  wirklichen  Erzeugung  von  bezw. 
290.000  nnd  3.526.000  hl.  ^'orddent8ehland  überschritt  also  auch  jetzt  noch  sein 
Conüngent  stark.  Suddeutschland  nur  wenig.  In  diesen  Zaldcn  ist  aber  der  verbrauchs- 
steuerfreie Branntwein  mit  enthalten.  —  Abweichend  vom  Gesetz  von  1887  ist  nach 
dem  ?ott  X895  der      wisseoschafUicbon  nnd  zq  Heilzwecken"  forweadete  Bniuiivdn 
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nicht  mehr  ohne  Weiteres  dem  /.'\  g-cvcrhlichcn  Zwecl^'^n  i:.  s.  w.  verwendeten  in  der 
Stoaerfreihoü  gieicbgefitellt,  suuderti  kann  nar  ereatueU  vom  Baade^rath  you  der  Ver- 
bnoehsabgabe  freigdassen  werden. 

Erhohtich  verwickelter  sind  die  Beätimmungen  über  die  Feststellang  der 
£i DzelcoD tingen te  der  Brennereien  geworden  {rg\.  Nos-elle  von  1805,  Art.  I  unter 
2  mit  Gesetz  von  1887,  §.  2.  Absatz  3—5),  in  der  llaupti>aoLc  so.  bei  der  üeu- 
coQtiugentiruDg  für  jede  fanfjübrigc  Periode  (immer  im  letzten  Jabr  der  laufenden 
Periode  fdr  die  ful^^oiule)  werden  1)  nach  dem  so^cn.  ,.re2:elmä.«;sipen  Verfahren** 
die  bisher  bctbeiiigten  Brennereien  nach  Maassgabe  der  in  den  vorhergehenden  5  Be- 
uiebajahren  dorcliecluiittlieh  xnm  niedrigeren  AbgalMsatze  hergestellten  Alcohelnengen 
weiter  bctheiligt  (mit  einer  begünstigenden  Specialbestimmung  für  die  Berechnung  bei 
solchen  Brennereien,  die  in  der  letzten  Periode  ihre  Contingcntsmenge  nicht  voll 
burgestoUt  haben);  2)  eine  Contingeutsminderung  tritt  bei  Betriebs- 
Wechsel  ein,  nemlich  for  die  diclunniacbende  Qetreidebrennerei,  welche  während  der 
letzten  Periode  zar  Hefecrzeui^ung  uborpres^ang-fn  ist.  um  '/;,  für  die.  welche  zavor 
andere  btolle  als  (ietreide  vorarbeitet  hat  und  zur  Ecfcerzeugoug  uber^e^aniren  ist. 
um  h'i,  ond  wenn  sie  znr  GetreideTerarbeitong  ohne  Hefeerzeugung  uberi^cj^au^^en  ist, 
um  *  'mit  weiteren  Spefi:iUK-btiuiinuiig;en) ;  3)  eine  N  e  u  v  e  ra  nlagun  zum  Con- 
tiugent  erfolgt  fUr  neue  betriebsfähige  laodwinbscbattiiche  und  Materiulbrennercien, 
ferner  mitBackaieht  auf  gewisse  landwirthschaftliche  Verhältnisse  der  einzelnen  Breauerei 
für  bisher  betheiligte  landwirthschaftliche  Brennereien  nach  sehr  siieciali>irendea  gesetz- 
lichen Normen  (s.  Novelle  von  1895,  Art.  I.  wnter  *2,  c,  1—4),  Alles  Puncte,  in  denen 
die  Tendenzen  des  Gesetzes  einer  „Kegelung  der  äpiritu.sptoduction''  wesentlich  mit 
nach  agrarischen  Interessengesichtöranciai  herrortreten.  Anf  eine  ungünstigere 
Stellnntc  der  fJ  r  os  s  b  e  t  ri  e  b  e  zi<;lt  die  Bestimmunf^  ab,  dass  bei  Brennereien,  deren 
Gontingent  bei  der  periodischen  neuen  Fes^teUung  1500  hl.  übersteigt,  dies  am  Vso*  ^^^^ 
nicht  unter  1500  liL  herabgesetzt  wird,  also  sie  entsprechend  den  Vortbeil  des  niedrigeren 
Steuersatzes  retUeren.  Heu  am  Contingent  betheiligte  oder  im  Contingent  erhöhte  land- 
wirthschaftliche Brennereien  dtlrfcn  kein  höhere»  Gontmgent  als  800  hl.,  Material- 
brennereien als  80  hl.  erhalten  ^die  unter  2,  c  des  üeseues  von  1895  anfgefohrtcn). 
Landwirthschaftliche  and  lUterislbrenneieien,  die  znm  ^gewerblichen"  Betriebe 
üb  ri:  Iten,  dürfen  Branntwein  zum  niedrigeren  Abgabesatze  tiborhaupt  nicht  mehr 
berstelieu.  Jb^rstere  beide  Katcgoricen,  welche  in  einem  Betrieb^jahrc  nicht  mehr  als 
10  hL  hentellen,  können  dagegen  die  Erlaobniss  erhalten,  ihr  ganzes  Erzeugniss  zum 
niedrigeren  Satze  besteuert  zu  erhalten :  eine  Begünstigung  der  Kleinst  betriebe, 
ti.  worbliche  Brennereien  für  Kartolfel  gab  es  1898  i)9  41  fast  alle  in  Württemberg 
und  Baden),  landwirtb^ciiaiilicbe  5o30  ^besonders  im  pieussischen  Osten,  doch  auch 
in  SQddeut.s(  bland),  gewerbliche  fftr  Getreide  dagegen  1064  (vomemlieh  in  Premsea 
ausserhalb  der  alten  Ostprovinzen  Preussens,  dann  in  Schlesien,  in  Württemberg, 
Baden),  Jandwirthächafüüche  7837  (in  denselben  Uebieteu  vorherrschend) ;  die  Alcohol- 
prodnetion  ist  in  den  landwiithsdiaftlichen  Kartoffeltneonereien  gegen  die  gewethllcheft 
ganz  überlegen,  im  gen.  Jahre  mit  3.102.000  hl.  jregen  5000,  in  den  (ietreidebrenncreien 
dagegen  starker  in  den  gewerblichen,  mit  SH-'j  UUO  bl.,  als  in  den  landwirthächaftlichen, 
246.00U  hl.  Für  gewisse  kleuic  Breoucreieu  sind  die  Bestimmungen  tXber 
Fixation  in  §.  13  des  Gesetzes  von  1887  mit  kleinen  Aendemng«!  rerblieb«! 
(Art.  I.  unter  Nr.  4  der  Novelle  von  IPO."»).  Die  allpromeinen  SteuersStzo  der 
Vetbraucbsabgabe  von  5U  Pf.  l'ur  den  Contiogentsbrauntwein ,  von  70  lur  die  höhere 
Prodnetion,  nbo  die  ,Xiebesgabe*',  sind  nnreiindert  gelassen. 

Brennsteuer.  Unter  diesem  Namen  ist  ein  neuer  Zuschlag  zur  Verbraucbs- 
abgabe  eingeführt  worden,  und  /,w;u  in  verschiedener  Iluhc  tind  in  Stufensätzen  nach 
(iattungen  und  Productioub^ren/c  der  Brcnucreieu,  in  der  doppehen  Tendenz,  üeber- 
prodaction  im  Ganzen  mit  ihren  Nachtbeilen  für  Absniz  ond  Preise  tn  erschweren 
und  die  Klein-  und  kleineren  Betriebe  in  der  Concarrenz  mit  den  Gross- uml  lt'-  r  -n 
Betrieben  guustiffcr  zu  stellen  (Novelle  von  1895,  Art.  U,  §.  1,  2,  neu  redigirtes  Gesetz 
von  1887/95,  Abschnitt  3,  §.  43  fr.).  Die  Brennstener  ist  eine  allgemeine  nnd 
eine  besondere.  Jener  unterliegen  nur  die  Brennereien  mit  über  300  lü.  Jahres- 
prodoctien  lur  das  Pins  tlber  ?,00  hl.  hinaus.  Landwirthsehaftliehe  (im  Lepalsinne) 
und  gewerbliche  Brennereien,  welche  im  Betriebsjahre  wt!(jer  Hele  erzeugen,  noch 
Melasse .  Rüben  oder  Btibensaft  verarbeiten .  haben  nach  i-ineui  Tarif  von  12  Stufen 
(300—600  hi  n.  a.  w.,  schUesslich  ttber  3000  hi)  einen  Zuschlag  rom  UectoUter  in 
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steigenden  Sätzen  von  0.5  bis  schli^lich  6  M.  Brennsteoer  zu  zalilen;  andere 
Brennereien,  d.  h.  alle,  velche  Hefe  erzeogen,  gewerbliche,  welche  Melasse,  Kübeu. 
Rubensaft  verarbeiten,  and  MAterUIbrennereien ,  haWn  nach  nimm  anderen  Tarif  in 
12  Stufen  (300— 500  hl.  n.  s.  w.,  schliesslich  über  1700  hl.  Prodnciion)  in  bteiiiendou 
Sätzen  ebenfalls  0.5  bis  6  M..  Tom  Uectolitcr  Brennsteoer  zu  entrichten.  Schon  am 
L  April  beBtaoden  habende  landwiithachafUiclie  Oeneesenschnftebrennenien  nntei^ 
liegen  aber  für  den  Umfang  ihres  bisherigen  Betriebs  nur  dieser  Sätze  der  Brenu- 
stener,  gemessen  also  eine  besondere  Begünstigung.  Eine  weitere  besondere 
Brennstener  wird  aosserdem  noch  in  zwei  anderen  Fälleu  erhoben,  im  ersten,  um  die 
Ueberprodnction  in  AUgemeinen,  im  sveiteD,  um  die  Ooncurrenz  der  Brennereien  ron 
Melasse  o.  <  w,  srefren  die  anderen  zo  erschweren.  Landwirthschaftlich  a 
Brennereien,  die  im  Betriebsjahr  Maischbottichsteuer  zahlen,  werden  uemlich  fUr  dea 
sogen.  Sommerbrand  Oetst  16.  Jnnl  bis  15.  Sept.)  «nd  ftr  den  8V«  Mmat  Aber« 
SClueitenden  Brand  in  der  nbri^r'n  Jahreszeit  ron  jedem  Hcctolitcr  ilirer  Prodaction 
(slso  auch  der  anter  300  hl.)  einer  besonderen  Brennstcuer  unterworfen.  In  3  Stufen« 
Sitten  nicb  der  OrOese  der  Prodnctton  (1,  2,  3  M.  vom  Hectoliter.  Je  nachdem  sie  in 
der  genannten  Zeit  täglich  1050—1500,  1500— SOOO  und  über  3000  1.  Bottichranm 
bt'maischen.  Dafür  ist  aber  der  im  Gesetz  von  1887  (Art.  42  unter  11^  fii  »sen 
grösseren  Brennereien  aufgelegte  Zuschlag  zur  Verbraucb&abgabe  im  Ge&etz  voa  lf<2^ 
fortgefallen  (Nofelle  ron  1895,  Art  I,  Nr.  7,  neues  Gesetz  von  1895,  §.  42). 

Die  zweite  besondere  brennstcuer  j«t  »-in  Ausflnss  der  den  "Mclas<iebrcnnereien 
ungtlnstigen  „Begniirungs-''  und  Steuerpolitik  des  neuen  üeseues.    Am  Contingeut 
beueiligte  gewerbliche  Brennereien,  die  Melasse,  Sflben,  Bttbensaft  Ter> 
arbeiten,  haben,  wenn  in  einem  Betriebsjahr  ihre  Prodaction  ihr  Coßtingent  um  mehr 
als       abersteigt,  für  jedes  weiter«-  HectoHter  darüber  hinaus  n<H  Ii  eino  Brennsteuer 
von  15  M.  zu  entrichten,  die  gleicLcn,  aber  nicht  contingentirteu  Brennereien  haben 
ftir  ilure  Gesammterzeugung.  die  20.000  hl.  tibersteigt,  denselben  Satz  Brenn- 
stcuer zn  zahlen,  wobei  diese  20.00it  Iii   auf  die  in  den  3  letzten  Jaliren  betriebenen 
Brennereien  nach  dem  Umfang  ihrer  Iktricbsanlagen  zu  vertbeilen  sind.  Beim  Ueber- 
gang  dieser  Brennereien  cor  Hefeorzeugung  wird  die  Alcoholmengc,  die  dw  Brenti- 
steuer  von  15  M.  nicht  unterliegt,  um  die  Hälfte  gekürzt.  Neu  entstehende  Melasse- 
bronnereien  U.S.  w.  haben  aber  sof^ar  für  ihre  sresammte  Erzeugung,  auch  für  die 
unter  300  hl.,  eine  Brenustuuer  von  15  M.  vom  Hectoliter  zu  entrichten.    Diese  Be- 
stimmungen gegen  diese  Brennereien  sind  mehrfach  besonders  bemängelt  worden, 
auch  Paasche  (a.a.O.  S.  390  ff.)  stellt  ihnen  mehr  ablehnend  t?ee:enul)cr.  Vom 
Standponct  der  Gewerbefreiheit  und  der  „Freiheit  der  spcculativen  (Kapitalanlagen  zur 
Ansbentong  ron  Gonjunctaren*'  sind  sie  auch  nicht  ta  rechtfertigen.   Aber  ihre  Er> 
lassnng  ist  ein  neuer  Beleg  dafür,  dass  eben  die  Noth wendigkeit,  diesen  Standpuuct 
zu  modificiren,  auch  in  der  Praxis  und  der  Gesetzgebung  beginnt,  mehr  anerkannt  zu 
werden.   Die  beä^nderc  Keehttertigung  hat  man  in  der  regellosen  Productiuu  gerade 
dieser  Brennereien  finden  wollen,  in  Folge  deren  sie  auch  heim  Huckgang  der  sonstigen 
Brennerciprodnction ,  z.  B.  hei  crerinirer  Kartoffelernte,  alsbald  gerade  die  ihre  ent- 
wickelten und  so  den  Markt  und  die  Preise  verdürben,  während  die  Wohlfellheit  der 
Melasse,  deren  Entzockerang  noch  nicht  allgemein  erfolge,  besondere  Vortheile  fUr 
diese  Brennerei  böte  (s.  Paasche  a.  a.  0.).    Die  Gesammtmenge  ihrer  Prodnction  ist 
indessen  selbst  in  Jahren  gTo.sscr  Erzcu£r«ns,  nach  den  früheren  Ertahrun?en .  doch 
nicht  i>o  bedeutend  gewesen,  dass  man  ihnen  die  Schuld  an  der  üeberproduction  ganz 
zuschieben  kann,  darin  hat  Paasche  (g.  892)  wohl  recht.    Aber  eine  Gefahr  liegt 
doch  immerhin  vor,  und  wenn  ein  Hauptzweck  di  r  deutschen  Branntweinproductions- 
Keguliniugs-  und  Steuergesetzgebung  erreicht  werden    soll,   die  Erhaltung  der 
Brennerei  ab  landwirthschaftliches  Nebengewerbe,  so  mOcht»  die  Maass- 
regel doch  zu  rechtfertigen  sein.    Die  Alcoholproduction  der  Melassobrennerei  war 
von  1897 '88—08/99  in  1000  hl.  :  75  —  77  —  84—  201  —260  (1890—92  bei  stark 
vt  imuwlcrter  KartoHelbrennerei)  —  106  —  96  —  218  —  122. 

Die  Maischbottichstener  wird  nach  dem  Gesetz  von  1895  nur  noch  in 
la  nd  w  i  r  t h  s  c  h  a f  1 1  i  (■  h  n  Brennoreien  (nach  der  bisherigen  Letraldefinition,  doch 
mit  einer  kleinen  Erweiterung  auf  gewisse  Fälle,  (Novelle  von  1895,  Art.  I,  Nr.  6, 
I.  Absatz  2)  und  zwar  im  alten  Satze  ?on  1  M.  81  Ff.  vom  Hectoliter  Ramninhslt 
des  Bottichs  und  für  jede  Einmaischung  erhoben,  mit  den  bisherif.«  n  stufeuweisen  Er- 
mässigungen des  Steuersatzes  für  kleine  Brennereien,  die  nor  vom  16.  Sept.  (früher 
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'  vom  1.  Oft.)  an  bis  15.  Juni,  aber  im  Ganzen  nicht  länger  als  8V»  Monat  betrieben 
werden.  Kur  die  Material breniiereien  sind  die  5  Gattan^abtheilungeii  und  die 
Stenenäue  des  Gesetzes  von  1891  (oben  S.  712)  mit  den  Erleichtern n gen  fUr  lüeino 
Brennereien,  beibehalten  worden.  Die  Brennereien  von  Melasse  u.  s.  w,  nnttflk^ien 
dajerc^en  der  Maischbottichsteaer,  der  sie  nach  dem  Gesetz  von  1^87  uiit  tinteistanden» 
nach  dem  von  1S95  nicht  mehr.  Alle  gewerblichen,  als  welche  jetzt  gesetaslicli 
olme  Wdttres  mll«  felteo,  die  nicht  za  den  ImdwiitliBehnftUchen  nooh  sa  den  linteiial- 
brcnnereien  pehöreii,  haben  weder  die  Maischbotticbstcuer  (w'w.  schon  bi>hcr  di  ^  - 
werblichen  nach  der  Delinition  des  Gesetzes  von  1887  nicht),  noch  die  Branutwt.'iu- 
materialstener  zq  entrichten,  sondern  d.ifar  nunmehr  allgemein  als  Ersatz  den  Zu- 
schlag des  Gesetzes  von  1887  in  demselben  Betrage,  20  Pf.  fOr  1  L  reinen  Alcoholaf 
mit  den  früheren  Ermässigungen  flir  kleinere  Brennereien  unter  gewissen  Bedingungen, 
nach  liovelle  von  1S95,  Art  I,  Nr.  6.  II,  Absatz  2,  Ermässigungen,  die  w&hreod  der 
Monate,  in  denen  Preashefe  erzeugt  und  jetzt  atieh,  in  denen  Mebaae,  Roben  oder 
Kübcnsaft  verarbeitet  wird,  fortfallen.  Auch  1  a  n  ()  t  i  r  t  h  sch a  ft  1  i  che  und  Ma- 
terialbrenne reieo  iftnocu  aber  auf  ihren  Antrat;,  letztere  auch  ohne  solchen 
Seitens  der  Stenerbebörde.  Ton  der  Maischbottich-  nnd  Bmnntireinmateriabteaer  jetzt 
fni  gelassen  und  zum  Ersatz  Zuschlägen  zur  Verbranchsabg^abe  fflr  den  von 
ihnen  festgestellten  Branntwein  unterworfen  werden  (Novelle  von  1895  n.^nor  §.  42 
anter  III).  Nach  einem  nach  Art  der  Brennerei  und  der  Grösse  der  Fruductiou  ab- 
gestuften, nach  letzterem  Meaent  progressiren  Tuif ,  wodwek  abo  wieder  der  kleinere 
Betrieb  begünstigt  wird,  tritt  an  Stelle  der  Boitichsteuer  in  Brennereien  von  bis  100  Ü. 
Jabresproduction  ein  Zuschlag  far  1  1.  in  Monaten  ohne  Uefeerzeugnng  von  12.  mit 
solcber  ron  16  P£,  bei  JahMsprednotien  von  100—150  U.  benr.  von  14  nnd  18  Pf., 
bei  grfl^rer  Production  von  1$,  18,  20  Pf.  je  nach  der  Prodoetinnflhlhe  gemftss  den 
Abstufimpren  unter  Nr.  TI  des  neuen  §.  42.  An  Stelle  der  Materlalsteucr  tritt  bei 
einem  Jahresbrand  bis  oO  1.  ein  Zuschlag  von  8,  von  50—100  1.  ein  solcher  von  16, 
von  über  100  1.  von  20  Pf.  fir  1  I. 

Die  Ausf  n  h  rv  crif  fl  t u  n  g-e n  sind  im  Gesetz  von  1  ^'9.")  ebenfalls  anders  pere^clt 
worden  (vgL  §.  12  des  Gesetzes  von  1&87  und  des  Gesetzes  von  1895  nach  der  Novelle 
Ten  1895,  Art  I.  Nr.  8).  Wesentlich  wie  bisher  naeh  Gesetz  von  1887  kftnnen  anch 
aus  dem  freien  Verkehr  ausgeführter  Trinkbranntwein,  sowie  Fabrikate,  zu  deren  Her- 
stellung- Branntwein  ans  dem  freien  Verkehr  verwendet  worden,  Ruckvcrg-ütung  der 
Vurbrauchäabgabc  erlangen,  aach  näheren  Bestimmungen  dcä  Buudc^sratli»,  ebenso  der 
Bmintwein  für  Ausfuhr  u.  s.  w.  eine  solche  für  die  Rottich-  und  Materialstener. 
Aber  es  sird  jetzt  auch  eicrentliche  offene  Au  s  f  u  Ii  rp  r  äni  i  e  n  hinzu-rekommen. 
Der  Betrag  dafür  ist  nach  Art.  II,  §.  3  der  Novelle  von  IbVb  (Gesetz  von  IbU5,  §.  43  c) 
6  H.  (Umher  für  Fabrikate  5  M.)  Tom  Heetoliter.  Für  den  zur  Bsslgbereitung  rei^ 
wendeten  Branntwein  kann  eine  gleich  hohe  Vergütung  der  Brennsteuer  (gewährt 
werden.  Diese  Vercitoni^ssätze  Rind  jedoch  nieht  feste,  sondern  jährlich  vom  Bundesrath 
für  das  folgende  Juli r  herabzusct;^cu ,  wenn  die  Gesammtsuiuuie  der  gezahlten  oder 
bei  rnller  Vergütung  zu  zahlen  gewesenen  Vergatnngen  ftlr  das  abgelaufene  Jahr 
prftsser  war  als  der  jih'ieh/.'Mti.'  Krtra^  der  Brennsteuer.  W.ir  umgekehrt  die  Summe 
der  Vergütungen  kleiner,  so  kOuoen  aus  dem  Ueberi^chuss  auch  für  Branntwein  zu 
Mderen  eienerfrelen  Zwecken,  als  tvt  Essigbereitung,  Vergütungen  bis  6  M.  ftir  1  hl. 
gewährt  werden  (Specialbcstimmung  noch  für  das  Jahr  1.  Oct.  1900/1901).  Hier  wird 
mithin  der  Ertrag-  der  Rrennstener  für  solche  Prämien  festgelej^t,  d.  h.  die  f^ri5ssercn 
Betriebe  und  die  Mclasscbrennerci,  welche  dicsa  Sondersteuer  tragen,  haben  die  Mittel 
zur  Zahlung  dieser  Prämien  an  liefern,  ohne  directe  Sciiftdigung  des  Fiscus.  Nur  der 
üe^jerschuss  der  Brennstener  verbleibt  diesem,  er  war  1885/96—98/99  1.759.000 
—  1.447.00O  —  773.00U  —  ITO.ÜÜO  M.  Die  gesammten  Ausfuhr-  und  sonstigen 
YergUtnngeu  waren  gleichzeitig  12.546.000  —  10.588.000  —  11.186.000  —  18.496.000 
Mark,  d.  h.  etwa  durchs»  bnittlich  3  Mill.  Mark  höber  als  in  d.  n  t  vorausgehenden 
Jahren.  Die  Branntweiuausfuhr  ist  wieder  gestiegen,  sie  war  in  den  Jahren  1895 — 99 
(Kalenderjahr)  21038  —  24687  —  34476  —  38202  —  37271  t  im  Werth  von 
5.2  —  6.6  —  9.5  —  12.1  —  11.5  Mill.  Mark.  Die  Vorschriften  über  die  Brenn- 
Steuer  nnd  die  Ausfuhrprämien  'Art.  II  der  Novelle  von  l*^0.'^^  gelten  übrigens  nnr 
bis  30.  Sept.  1901.   Das  GeseU  von  1»95  trat  am  1.  Juli  l»'.)d  in  Kraft. 

Die  Gesamntprodaction  der  Brennerei  ist  nnr  im  letzton  Jnbre  1896/99  erheblich 
grosser  nie  in  den  3  Tonusgobenden  and  den  ersten  Jahren  nach  der  neuen  ^sets- 
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»rcbunirvon  1887  jrewesen:  1804  05  0*^  09  2.952.O00  -  r^.334.uiiu  —  :5.1ii1.(hjO  — 
3.288.000  —  3.816.000  hl.,  dicac  j^rüs&ciü  Zitier  jiameiitJicU  ii»  l  ulgc  ätarkcrär  Kar- 
lolielbrenDerei.  Der  TriiiLcoiiäum  ist  absolut  von  1892/93— 97, 118  zicmltcb  ittabil  bd- 
wcbeo,  relativ  auch  (auf  den  Kopf  t.l  —  1.3  —  4.2  I.) ,  nur  ISi^S  r»9  stärker,  w.U 
vermutheto  Preittsteigdruagea  zu  giö»äerea  btcuerabferügQugea  fahrten  (4.5  1.  auf  dtn 
Kopf).  Der  zu  g everblidieii  Zvecken  u. «.  w.  vdnreaäeie  Bnuiatweia  ist  nicbt 
erheb! i  Ii  weiter  gestiegen,  roB  1898/94—97/98  fon  664.000  auf  889.000  hL«  1898/99 
auf  990.000  hl. 

Der  (icdaoimmtcrtrasi:  (netto)  der  Verbrauchsabf^abe  mit  Zui»rlila<;.  war  in  den 
4  Jahren  1805/0*; -0^  0.*  119.04  —  119.91  —  120.41  —  130.58  Mill.  Mark,  der 
Maischbottich-  und  MaicriaUteuer .  ab/üirlich  der  vorgenannten  Ausfafarvergiitungen. 
21.67  —  21.13  —  22.45  —  24.81  Mill.  Mark,  der  ZöUe  6.65  —  6.33  —  6.30  — 
6.51,  der  gaiuEen  BraButveimiteaereiniiahrae  w  149.12  —  148.82  — 149.94  —  162.08 
Mill.  Mark.  Darin  befindet  sich  mit  ein  gau2  kleiner  Betrag  Ausgleichnngs-  und 
Uebergangsabgabc  von  Branntwein  aus  Luxombur)^  (5.6  —  0.6  —  0.1  —  4.7  Tausend 
Mark  in  den  letzten  4  Jahren,  b.  liber  die  üpecieileu  Besiitutuunji^eu  das  oben  gen. 
t'ebereinkoBitueu  mit  Luxemburg.  Es  wird  im  Allgemoinon  keine  KQckvergtttaog  nocb 
UelM'riran£^•^ab;;,'^^)(•  im  Verkehr  ^'t'^enseitig  bezahlt,  fur  den  Braiintwei»  im  freiten 
Verkehr  werden  filr  den  Mehrimport  oder  Mehrexport  bestimmte  bätze  angerechnet). 
Aaf  den  Kopf  kommen  in  den  i^en.  4  labfvn  2.84  —  2.79  —  2.77  ~  2.95  Hark. 
Der  ErtraL'  i>t  al>o  seit  188S'^'0  nlitiv,  seit  1889/90  aocli,  al^4»ehe&  vom  letztea 
Jahre  1Ö98/U9.  absolut  etwa5  ;iurUckj;egaugeu. 

Eine  fiacalische  Tendenz  nnd  eineii  solchen  Ert'olg  hatte 
daa  Gesetz  von  1895  also  nicht,  in  agrarpolitischer  ond  allgemein* 
volkswirthschaftlicher  Riehtang  scheint  es  eher  gttnstig  gewirkt  tn 
haben,  wie  man  bei  seioem  Erlass  gcwttnscht  hatte.  Für  die  Lage 
der  Brennerei  wird  Vieles  abhängen  von  der  Zanahme  des  Ver- 
branebs  von  Brauntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  besonders  filr 
HeleiK'htiin^,  wofür  wieder  die  Entwicklung  der  Technik  ein  stark 
mit  entsclh'!  iender  Punct  ist  i^^Spiritnslampcn).  Sonst  ist  die  Orga- 
nisation des  Üranntweiuabsatze.s  eine  Hauptsache,  welche  du  i  ch  die 
Intereüseutcn  selbst  mittelst  genossenschaftlicher  Cartellbildun^-  wohl 
in  die  richtigen  Wege  und  in  diesem  Falle  auch  in  zu  recht- 
fertigender, dem  Gemeinwohl  nicbt  widerfiprecbeadcr  Weise  geleitet 
worden  ist. 

Eine  Erhöhung  des  Steuerertrags  bliebe  freilich  auch  er- 
wünscht und  aaeh  xulässig,  nnd  zwar  mittelst  Erhöhung  des  Satses 
der  Verbrancbsabgabe,  die,  wie  bei  der  Zncliersteaer,  auch  wohl 
die  einzige  Steaer  werden,  d.  h.  gans  an  Stelle  der  Rohstoffstener 
treten  könnte,  wozu  es  in  der  Weiterentwicklung  der  Gesetzgebung 
vielleicht  auch  kommt  Die  deutsche  Steuer  im  Ganzen  ist  nach 
Höhe  des  Satzes  und  nach  Ertrag  immer  noch  sehr  mttssig,  ver- 
glichen mit  den  Steuern  anderer  liauptländer  (Grossbritanuien, 
Russland,  i  rankicieh).  Eine,  gewiss  mit  liccht  zu  vermeidende 
Schädigung  unserer  Brennerei  als  eines  nach  unseren  Verhältnissen 
imentbelirlichcn  landwirtlisciinltlichen  Nebengewerbes  nnd  die  Ge- 
fahr, auch  bei  uns  die  UiuUberbildung  der  Breunerei  in  die  gewerb- 
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liehe  und  in  den  Giossbetrieb  zu  begüusiigeu,  sind  bei  einer  Er- 
höhung der  Verbrauchsabgabe  wohl  nicht  zu  befürchten,  wenn  man 
langsam  und  immer  niaassvoll  mit  der  Erhöhuni::  vorfreht  und  der 
landwirthschaftlichen  Brennerei  die  Steuerermässigung,  die  „Liebes- 
gabe", im  Wefieotlichen,  wenn  auch  vielleicht  auf  die  Dauer  nicht 
Dothwendig  ganz  im  bUberigen  Satze»  lässt,  sowie  Maassregeln  znr 
stärkeren  Belastung  der  grttBSeren  Brennereien  und  der  Melasse- 
brennerei,  wie  in  der  gegenwärtigen  Brennsteaer  beibehält,  oder 
ähnlieh  von  Nenem  trifft  Dies  lässt  sich  auch  volkswirtbscbafUich 
wegen  der  Bedentnng  der  buidwlrthschaftlichen,  besonders  der 
Kartoffelbrennerei y  rechtfertigen,  und  diese  BQcksicht  wird  aneh 
immer  ein  Maasshalten  im  Steuersatz  bei  uns,  anch  im  Vergleich 
mit  demjenigen  in  anderen  Ländern,  empfehlen.  Dabei  wird  dann 
allerdings  auch  die  Steuer  nicht  so  ergiebig  als  in  fremden  Staaten, 
wie  den  genannten,  werden  können,  in  weJi  hm  eben  nicht  so  eut- 
scheidende landwirthschaftliche  Interessen  niüspielen. 

Eine  Steigerung  der  Verbrauchsabgabe  von  Brannt- 
wein, die  den  Trinkbranntwein  verthenert  oder  — 
schwächer  werden  lässt,  ist  gerade  bei  diesem  Artikel  trotz 
seines  ttberwiegenden  Consums  in  den  unteren  Glassen  gewisser 
Landestheile  kein  so  starkes  Bedenken,  wie  bei  anderen  Verbrauchs- 
stenerartikeln.  Denn  wenn  auch  so  diese  Branntweinsteuer  bei 
ihrer  etwaigen  Ueberwälzung  auf  den  Consnmenten,  gleich  anderen 
Verbrauchssteuern  und  Einfuhrzöllen,  etwas  umgekehrt  progressiv 
wirkt,  so  muss  das  eben  mit  der  Unvermeidliehkeit  dieser  Stenern 
hingenommen  und  muss  es,  kann  es  aber  auch,  wie  immer  in  diesen 
Fallen,  und  wie  oben  sehon  mehrUcL  hervorgehoben  ^vurde  (z.  Ii. 
S.  6Ö2)  durch  entgegengesetzt  wirkende  direete  nnd  sonstige  Steuern 
(Erbschafls-,  Verkehrs-,  Stempelabgaben),  oder  durch  Nerwendung 
der  Ertrüge  mit  zu  öffentlichen  Eiuriehtnngen  und  Leistuugen.  die 
vornemlich  den  unteren  Classen  zu  Gute  kommen  (Arbeiterver- 
sicherUDg  u.  A.  m.),  einigermaassen  compeusirt  werden.  Der  sani- 
täre und  ethische  Gesichtspunct  anderseits  lässteine  Verthencrung 
des  Trinkbranntweins  und  eine  dadurch  eventuell  mit  herbeigeführte 
Verminderung  des  Consnms  oder  des  Stärkegrads  des  ,, Schnapses'* 
nur  erwünscht  erscheinen ,  —  freilich  in  Verbindung  mit  einer 
richtigen,  mehr  einschränkenden  Schankgesetzgebung. 

Die  ungemeine  Complication  einer  Frage  wie  die  der  Brannt- 
weinsteuer mit  anderen  Momenten  und  die  grossen  steuertechnischen 
und  steuerpolitisehen  Schwierigkeiten,  welche  in  unserer  Zeit  eine 
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richtige  LSsang  eines  solchen  ^^Knftnels*'  ron  Fragen  aOer  Art 

bieten,  ergiebt  sich  aus  der  vorausgehenden  Darstellung  der  Brannt- 
weinstenerf^^esetzgebuDg  im  Deutschen  Keiche  zur  Genüge.  Damit 
möchte  ich  es  auch  rechtfertigen,  hier  im  Rahmen  eines  finauz- 
wissenschaftlichen  Werks  inid  in  dieser  sonst  mehr  nur  orientircD- 
den  Behandlnn??  der  Keiclisliesteueruiie:  diesem  Gegenstand  einen 
so  unverhültnissmassig  grossen  Kaum  in  diesem  Band  doch  noch 
gewidmet  zu  haben ,  trotz  der  wiederholteo  Vorbehalte  in  dieser 
Hinsicht.  „Kurz^^  und  doch  ,)genUgend''  lässt  sich  dieser  Gegen- 
stand einmal  nicht  behandeUi,  noch  weniger  als  die  Zackerstener. 

§•  210.—«)  Die  Frage  der  Reiehsbesteiierang  in- 
ländisehenWeins.  Nach  der Belchsverfassnng  wftre  das Beich 
oompetent,  ancb  eine  innere  Beiclisweinsteaer  neben  seinem  Zoll 

auf  fremden  Wein  einzuführen.  Bei  der  zwar  nicht  sehr  erheb- 
lichen, aber  doch  nicht  gau/.  unbedeutenden  einheimischen  Wein- 
production  und  bei  der  Reichsbesteuerung  der  beiden  anderen  alco- 
holischcn  Getränke,  Branntwein  und  Bier,  läge  auch  der  Gedani^e 
an  eine  Ixeichsweinsteuer  nahe.  Einmal  würden  nur  durch  eine 
solche  auch  die  Consumenten  von  Wein ,  welche  in  den  Weinbau- 
ländern  diesen  doch  tbeilweise  statt  der  anderen  steuerpflicbtigea 
.Getränke  verzehren  and  sonst  den  wohlhabenderen  Bevölkemogs» 
schichten  angehören,  angemessen  mit  Getränkesteuern  belastet,  was 
vom  Qesiehtspanct  stenerpolitisch  gleichmässiger  fiebandinng  an 
sich  zn  verlangen  ist  Sodann  wirkt  der  Gonsnm  einheimischen 
Weins  doch  nothwendig  etwas  auf  die  Verminderang  des  zoll- 
pflichtigen fremden,  auch  wird  der  Weinzoll  trotz  unseres  relativ 
klemen  eigenen  Weinbaus  ohne  nebenhergehende  innere  Steuer 
immerhin  etwas  ans  einem  Füianzzoll,  als  welcher  er  fungiren  soll, 
zu  einem  Schutzzoll.  Indessen  ist  es  bisher  zu  einer  allgemeinen 
Keichsweinsteucr  lur  den  heimischen  Wein  nicht  gekommen.  Ein 
Versuch,  eine  solche  Steuer  1893  einzuführen,  ist  missluugen. 
Stenerpolitisch  ist  dies  zu  bedauern ,  aber  stenertechnisch  ist  es 
erklärlich,  weil  die  Veranlnp^niii:  und  Erhebung  einerinneren  Wein- 
Steuer,  in  welcher  Form  auch  immer  sie  erfolge,  auch  in  der  da- 
mals geplanten  Umlauf-  und  Werthsteuer,  mit  ausserordentlichen 
Verkehrsbeiästigungen  und  Controlen  nnvermeidiich  verbunden  ist 
Diese  lassen  sich  allenfalls  ertragen,  wenn  man  seit  lange  daran 
gewöhnt  ist,  wie  in  Frankreich  ond  anderen  Wembanländem,  auch 
in  Sflddentschland,  oder  lassen  sieh  einigermaassen  als  nothwendiges 
Mittel  hinnehmen,  ancb  bei  einer  Neneinftthrnng  einer  Weinstener, 
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wenn  man  aii1  diese  Weise  eine  \iellei('lit  sonst  erforderlielie  uiul 
anderweit  schwer  zu  beschallende  btaatseiiiuahnie  von  erheblicher 
Hi^be  erreicht  und  die  Schatzzollwirkung  des  Weinzolls  ohne  neben- 
hergehende innere  Welnsteuer  den  heimischen  Weinbau  stark  fördert 
und  so  den  Zollertrag  wesentlich  sctimälert.    Das  war  nnd  ist 
jedoch  die  Sacbhige  in  Deatscbland  nicht,  sehen  wegen  der  aas 
klimatisehen  Crrttnden  n.  s.  w.  nnr  hesehi^kten  Ansdebnnngsfilhig- 
keit  des  heimisehen  Weinbans.  So  mOebte  es  doeh  wohl  gerecht- 
fertigt sein,  von  einer  allgemeinen  inneren  Beichsweinstener  anch 
fernerhin  abzusehen.  Vielleicht^  dass  diese  Steuer,  dann  aber  anch 
hesser  als  Landes-  (Staats  ),  (wenn  nicht  als  Gominnnal-),  denn  als 
Reichssteuer   in   Verbindung   mit    einem  allgemeinen 
W  i  r  t  b  s  Ii  a  u  8  -  und  A  u  8  s  c  h  a  n  k  1  i  c  e  n  z  s  y  s  t  e  m  sich  noch  am 
Ersten  einbürgern  liesse,  freilich  gerade  in  dieser  Form  dann  auch 
wieder  mit  dem  nicht  unwichtigen  Bedenken,  dass  dabei  der  privnte 
Hausconsum,  d.  h.  thatsächlich  der  Weinconsum  der  wohlhabenden 
Classen   eben   steuerlrei  bliebe.    Dass  das  Feblen   der  inneren 
Weinsteuer  kein  durchschlagender  Grund  gegen  die  aus  mancherlei 
Erwägungen  passend  erscheinende  Erhöhung  der  norddeutschen 
Btersteoer  ist,  wurde  schon  oben  (S.  692)  nachgewiesen. 

Etwas  anders  als  die  Frage  der  allgemeinen  inneren  Wein- 
Steuer  liegt  diejenige  einer  besonderen  Steuer  und  dann  allerdings 
wohl  am  Passendsten  einer  Reicbssteuer  auf  einheimische 

Schaumweine.  Eine  Steuer  anf  solche  hat  mehr  einen  Luxns- 
Stenercharactcr ,  damit  freilich  trotz  priucipiellei  iiciechtigung  das 
steuerpolitiscbe  und  steuertechnische  Bedenken  aller Luxussteuern'', 
die  eineu  einzelnen,  individuell  sehr  verschieden  sieh  gestaltenden 
Lnxusconsnm  willktihrlich  herausgreifen,  wie  dies  auch  bei  bezüg- 
lichen Kinzelstnatsstcuern  oben  mehrfach  hervorgehoben  wurde. 
Die  innere  Schaumweinsteuer  bildet  aber  allerdings  ein  auch  finanz- 
politisch erwünschtes  Complement  und  Seitenstttck  des  Zolls  auf 
fiemde  Schaumweine,  zunml  eines  höheren,  wie  des  neuesten 
deutschen  von  1900  (o.  8.  662) ,  um  diesen  Zoll  nicht  zu  sehr  zu 
einem  Schutzzoll,  gegen  das  Finanzinteresse,  sich  entwickeln  zu 
lassen.  Das  ist  hier  auch  in  deutschen  Verhältnissen  mehr  als 
beim  allgemeinen  ^einzoll  zu  befürchten,  weil  die  Ausdehnung  der 
hämischen  Schaumweinproduetion  in  merklichem  Grade  und  so  die 
Concnrrenz  dieses  Weins  gegen  den  fremden  leichter  als  beim 
Wein  im  Allgemeinen  ist.  Auch  die  Besteuerungstechnik  und  der 
Controlappurat  einer  inneren  öchaumweinsteuer  sind  freilich  unvcr- 
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meidlicb  auch  wieder  mit  manchen  Belästigungen  für  die  Proda- 
centen  verbundeD,  und  iiuch  nicht  *:;iiiz  einlach.  Aber  sie  sind  doch 
ungleich  weniger  schwierig  und  verwickelt,  als  bei  einer  allgemeinen 
inneren  Weinsteuer.  Da  die  Schanunveinsteuer  als  Verbrauchs- 
steuer nnch  weit  weniger  Bedenken  als  die  anderen  inneren  und 
die  meisten  Finanzzölle  hat,  so  ist  sie  auch  wegen  dieses  Urastands 
wohl  bei  uns  zu  rechtfertigen.  Ein  practisches  Bedenken  bleibt 
nur  der  geringftlgige,  auch  bestenfalls  za  erwartende  Ertrag,  der 
es  immer  wieder  zweifelhaft  macht,  ob  man  um  seinetwillen  eine 
solche  Steuer  einführen  soli  und  ob  die  sonst  iiir  diese  Steuer 
sprechenden  Gründe,  wie  die  angefttbrten,  wichtig  genng  sind»  aach 
dieses  Bedenken  zurücktreten  zu  lassen. 

Ueber  liie  allgemeiue  iinunzwissenschafiUche  Frage  der  W'einsteuer  t^.  im  Schöri- 
berg'schen  Handbach  4.  Aufl..  B.  o.  Ahth.  1,  Abb.  tron  Zeiler,  S.  507  II.  (in  den 
frlilicrcn  Auflagen  von  T.clir,  Schall).  »Icii  Artikel  von  v.  Ilorkt^l.  im  H.  W.  R.  d.  St. 
1.  Aud..  B.  6,  mein  FinanzgruDdriss  1.  A.,  S.  93— 9ö.  Uubcr  die  (iesctzgo bung, 
StenertechnisclieB  n.  b.  w.  eb..  6.  t.  Mayr,  Art  Wdosteoer  im  Wonerbqcb  der 
Vrrw.iltnng  II  and  in  den  3  Supplcmentbänden.  Die  Weinstener  der  4  süddeutschen 
Staaten  ist  oben  dargest.'ür  worden.  S.  212  Wimt^mberf!:.  S.  2ß3  Baden.  S.  344  Hessen, 
S.  410  Klsaiis  -  Lotbringcü ,  luehriach  mit  kritiächtiu  aligeiueiuen  Bemeiaungeu  2ur 
gtMun  Frage. 

Reichs -Weinsteuer- Gesetzen twarf  rom  21.  Ni*v.  1893  io.  A.  auch  im  Fin.arch. 
V>.  13.  S.  378.  mit  RerrilnHung  und  !^tatisti«rhcii  Beilaf^i-n.  darüber  Vcrhandlunsren 
besonders  Januar  1894  im  Reichstag,  G.  v.  Mayr  im  Wörter b.  d.  Verwalt.  3.  Suppl.b. 
8.  297).  Der  Plan  ging  aof  Besteaemng  des  Natorweins.  Schaomveins  and  Knost* 
Weins  in  Form  einer  Werth  Steuer  von  bezw.  I.*»,  20,  25  "/o  ^^m  Werth  der  3  «ren. 
Kategoi'icen,  wobei  aber  geciDger  Naturweiu  bis  ÖO  M.  fUr  1  bL  »teacrfrei  sein  sollte. 
DI«  Steuer  sollte  als  Verbraacbsabgabe  den  zum  Coneom  bestimnit^  in-  und  aaa- 
l&ndischen  Wein  treffen,  bei  letzterem  daher  zum  Kinfohrzoll  hinzutreten.  Steuer* 
pflicbtig  war  für  Natur-  und  Schanm^rein  der  Kleinhändler  und  Verk'i'tf'  r,  far  Kanst- 
wcin  der  Zollpflichtige  oder  der  HcrbtcUcr.  Als  steucrpllichtiger  U  erih  sollte  der 
Eaufpreia,  bei  firemdem  Wein  incl.  Zoll,  gelten,  nach  Angabe  des  Stooei]illicbtigen, 
eventuell  mit  Verpflichtunir ,  wenn  eine  F-x  ttira  ausse^^tellt  worden,  diese  rorzulegen. 
Die  Controlö  bestaod  u.  A.  namentlich  in  der  V  ersend u ngscontrole  (Gesetzentwurf 
§.  27) ,  lodern  alle  Wetsrenendnogen ,  die  nicht  schon  unter  Zollcontrole  stattfanden, 
vom  Versender  der  Steuerbehörde  des  Versendungsoris  anzumelden  waren.  Der  Er- 
tra;^  war  veranschlagt  für  Wein  incl.  fremden,  nicht  iran?  Vn  ^^'^^  6r<''*r«inmtcn)  roh 
aul  14.99,  rein,  nach  Ab/U){  vuu  15  ^/q  Verwaltungäkusteü,  auf  l'l.'i-i  Mill.  Mark, 
Schaamveia  roh  anf  5.35  Alili.  Mark  (incl.  ttber  *f^^oü  fremdem),  ran  auf  4.54  UiU. 
Mnrk.  7Ti?amTnen  rein  auf  17.28  Mill.  Mark,  wnrti  norli  der  nicht  reranschla^tf  "Frfrag 
der  Kunstwcintteuer  gekommen  wäre.  Der  Weinzoll  ergab  1890—94  im  Durcbschniu 
17.88  Mill..  es  vKie  also  eine  Verdopplung  dieser  Einnahme  elngetretoo,  wenn  diese 
Anschläge  zutrafen.  Ausser  principiellen  und  practisehen  Einwänden  begegnete  der 
Plan  auch  einer  amtlichen  Opposition  von  Seiten  Württemberg?  nntcr  ßerufanfc  auf 
eine  Art  halber  Zusage  iu  Botreli  eines  bezüglichen  Besenratrechib  an  diesen  Staat. 
Der  Plin  nüsBlang  so. 

Die  Einzelstaaten  sollten  nach  demselben  den  der  Keichssteuer  unterworfenen 
Wein  in  keiner  Form  mit  eigener  Landes-sfcTier  belegen  dürfen,  wohl  abor  Nattirwein, 
den  das  Reich  nicht  besteuerte,  ako  den  bis  50  M.  Werth  vom  Hectoliter,  doch  nur 
bis  zn  15  Werth,,  oder  77«  M.  von  1  bl.  Für  die  Landes-Weinsteoem  ent- 

hält der  Zollvereinsvertrair  vom  8.  .Tuli  IRH?  (Art  5.  II.  §.  2)  die  Beschrankung,  dass 
bei  Werthsteuem  der  vSatz  nicht  Uber  IVg  Tblr.  vom  ZoUcentncr  oder  5  Thir.  ?on 
der  Ohm  (120  prenss.  Quart)  »  10.92  M.  vom  Hectoliter.  hei  Abgaben  ohne  Bttebsicht 
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auf  deu  Werth  25  Sgr.  vom  Centner  oder  2  Tblr.  23Va  Sgr.  TOD  der  Obm  sein  durfte. 
Bei  Abgaben,  die  nach  einer  ClasBificatioii  der  Weinberge  erhoben  weiden,  ist  kein 
Meximom  (tr  die  Landesveinstener  festgestellt  worden. 

Die  Gemeinden  (and  Corporatioueu)  dtlrfen  Wein^tetier  für  ilin;  K  rhmine 
auch  nur  nach  den  beschränkenden  Bestimmungen  des  Zoilvereinsvertrags  vou  iät>7 
7  erheben,  einmal  nur  in  den  sofen.  ..eigentlichen'*  Weinlftndem,  d.  h.  nnr  in 
Baiem,  Württemborp,  Baden,  ehemali^rom  Nassau,  auch  im  Reichslande,  sodann  nur 
höchtsenü  mit  2€  "/q  des  zulässigen  btaatsstencrsatzcs.  d.  h.  höchstens  mit  2  M.  18  Pf. 
und  1  M.  21  Ff.  ftlr  1  hl.,  je  nachdem  die  Abgabe  mit  oder  ohne  RQcInicht  auf 
den  W  ertb  erhoben  wird  und  nur  für  Wein  aus  dem  Zolirereinsgebiet.  Höhere  Communal- 
aljiraben  fiir  Wein  blieben  aber  in  den  Gemeinden,  wo  solch«?  bereits  bestanden,  weiter 
zulässig.  Die  Gemeinden  des  Reichslands  sind  für  ihre  Üctrois  von  diesen  £e- 
selirlBkiingen  grOaBtentheils  befrdt  Wansehe.  diene  Beecbrtokvngen  allfemeiner  be- 
-<Mti<;t  ZU  sehen,  sind  ßfters  hervorgetreten,  dio  analogen  Reschrünkun^cn  für  commn- 
naie  Steuern  auf  Bier  und  Branntwein  sind  auch  durch  Reicbsgesetz  vom  27.  Mal 
1885  teilweise  beseitigt  worden.  Bei  Won  war  das  solange  nicht  nl^ch,  als  der 
Hnndelsrertrafi:  mit  Spanien  eon  1883  bestand«  weil  darin  jede  innere  Steuer  auf 
s-fftnisrhen  Wein  und  in  Fols^e  dessen  nach  der  Meistbegttnstjfrnnfrsclansel  auch  auf 
den  meisten  sonstigen  fremden  Wein  untersagt  war.  Hit  Ablauf  dioses  Vertrags  am 
31.  Jan.  1892  war  dies  Hindernin  fortgefallen.  Im  Oesetzentwurf  von  1893,  ^.  18 
falls  (le'^.'-en  „Begründung"  die  vorausgehenden  Daten  znni  Thoil  entnommen  sind) 
sollten  die  bestehenden  Beschränkungen  fallen  und  die  Erhebung  örtlicher  VerbranchS" 
abgaben  von  Wein  aUgeniein  gestattet  werden  können,  unter  Innehaltnng  ron  Maxlmis 
daftlr  (bei  Werthbesteuerung  von  der  Reichssteuer  unterliegendem  Wein  mit  der 
Sätze  dieser  Steuer,  anderenfalls  mit  ^  M  von  1  hl.,  bei  anderem  Wein  Ih  oder  . 
TVä  vom  Hectoliter,  doch  so,  dass  die  Gemeindesteuer  mit  der  I.andosteuer  18  */a 
oder  lOVs  M.  für  1  hl.  nicht  ubersteige).  Mit  dem  Fallen  des  (i' setzentwurfs  sind 
auch  diese  Bestimmungen  nielit  Gesetz  £reworden.  Anch  sp.'itere  le^i^lalivc  Versuche, 
die  Beschränkungen  fUr  die  Weinstcuer  der  Gemeinden  zu  bcseitivca,  sind  nicht  ge- 
lungen (s.  6.  r.  Mnyr  im  Wörterb.  d,  Verwmlt,  3.  Snpplb.  S.  298). 

Zur  Wtkrdignng  der  Frage  der  allgemeinen  inneren  Wcinsteoer  ist  die  Ans- 

debnung  des  deutschen  Weinbaus  zu  bearhien.  1S!^9 — 1898  standen  im  Ertrag 
zwischen  120.93Ö  ha.  U889)  und  116.137  (1895),  1898  llt).279,  davon  im  preusa. 
Kasian  und  Rheinland  15.247,  sonst  in  Preossen  2685.  in  baier.  Pfalz  12690.  Ooter> 
flanken  7837,  in  Württemberg  16.807.  Baden  17.668.  Hessen  12.437,  Keichsland 
30.721 .  Kest  im  tlhrigen  Gebiet.  Der  Ertrag  schwankte  in  jener  Periode  zwischen 
748.462  hi.  oder  6.3  vom  Hectar  in  1891  ,  5.050.874  oder  13.4  vom  Hectar  ju  1896. 
im  Hoetwefth  ron  109.6  Mill.  (Vierte^hfsheft  des  Rcich.«.stat  n.  stat.  Jahrb.).  Die 
^  eincinfuhr  im  Zollverein  war  in  Fässern  1895 — 90  jährlich  zwischen  63.700  und 
71.600  t.  im  Werth  von  33.2—36.9  Hill.  Mark,  dazu  noch  Wein  in  Flaschen  für 
s  _«/  Hill.  Mark  (ohne  Scbnnmwein).  Die  Weinnnsfahr  betrag  in  Flssern  12.150 
bin  13.400  t  für  8.8-9.02  Mül.  Mark,  in  Flaschen  für  6.5-8  MilL  Mark. 

üeber  den  Verkehr  mit  Wein  ist  ein  gewcrbcpolizeiltchcs  Gesetz  vom 
20.  April  1892  erlassen  worden,  dessen  Umänderung  im  Januar  1901  im  Reichstag 
durch  einen  Gesetzentwurf  angebahnt  worden  ist. 

Der  Entwurf  eines  Schnvinweinstenergesetzes  ist  dem  Reichstag  am 

31.  Januar  IWl  (Reichslagspapiere  Nr.  127)  vorgelegt  worden  und  wird  muthmaass- 
lich  mit  einigen  Abänderungen  angenommen  werden.  Der  geplante  Steuersate  ist  für 
aus  Fruchtwein  hergestellten  Scbnnmwein  20  Pf.  flXr  die  Flasche,  fQr  anderen  mittelst 
Flaschenu'ährung  hergestellten  60.  nicht  so  hergestellten  40  Pf.  Die  Steuer  s<dl  sich, 
nach  der  Art  der  neuen  Zucker-  und  Branntweinverbranphsab^abe.  an  den  Pruchictions- 
betrieb  anschliessen  und  zu  entrichten  sein,  wenn  der  Wein  aus  der  Steuercontrule 
in  den  freien  Verkehr  tritt,  nnd  zwar  von  demjenigen,  der  ihn  zo  freier  Verfügung 
erhält.  Der  Plan  cnfsprirht  einer  Resolution  des  Heichstag'?  vom  0.  Juni  1000  bei 
(ielegenheit  der  Frage  dc-r  Kostendeckung  der  Flottenvermehrung  und  der  damals  ein- 
getretenen Erbfthnng  des  Schanmweinzolls  ron  80  anf  120  M.  von  c.  auf  2^i^  M. 
lt)r  die  Flnsehe  (Gesetz  vom  14.  Juni  1900.  am  1.  Juli  in  Kraft  (getreten).  Der  — 
unsichere  —  Ertragsanschlag  für  diese  Stener  iet  .">.42  Mill.  Mark  roh  und  5.15 
Hill.  Mark  rein.   Anschlag  der  bisherigen  inneren  Schaumweinproduction  c.  12  Miil. 
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Flaaeli«n,  woiron  mit  FlMG]i«iigi]iraii|^  8,  Aosfahr  1896—99  c.  1  Mill.  Fluchen  far 
2  Mili.  Mark  jahrlich,  Elnftlhr  c.  1.4  Mill.  Flaschon  für  c.  5.7  Miil.  Mttk. 

Ueber  du^  Zölle  9.  o  S  R58.  669  ,  662.  Der  Weiniollertrag  ▼»r  1894 

bis  18i^y  c.  lö.ö  Mill.  Mark  jahrlich. 

§.  211  —  c).  Die  Verkehrssteuern  oder  Stempel- 
abgaben (nebst  verwaodteD).  Der  Einheit  des  Wirthschafts- 
gebiets,  den  Interessen  des  Verkehrs,  besonders  des  Creditverkehrs 
und  des  handelsmftssigen  Umsatees  yon  beweglieben  Wertben 
nnd  Waaren  im  Börsenverkehr  widerstrebt  eine  particnlaristische 
Mannigfaltigkeit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ttber  die  beute 
sogen.  „Verkebrsstenem''  in  Stempelform,  wie  die  dentsehe  Tordem, 
im  besonderem  Haasse.  Die  Erricbtnng  des  Norddratsehen  Bnndes 
nnd  des  Dentschen  Reichs  mnsste  daher  auf  diesem  Stenergebiete 
eine  Unification  der  Gesetzgebung  mittelst  Uebertra^^ung 
auf  Bund  und  Eeich  nahe  legen.  Die  finanziellen  Interehsec  der 
Einzelstaaten  stemmten  sich  dem  auch  nicht  so  stark,  entgegen,  weil 
die  bisherii^e  Entwicklung  dieser  Abgaben  —  zum  Theil  wegen  der 
früheren  geriii^^ei  eti  Verkehrsentwickluug,  zum  Theil  wegen  der 
technischen  Schwierigkeiten  der  Durchführung  von  Stempelsteuern, 
zumal  im  Particularrecht  kleiner  Staatsgebiete  —  keine  sehr  be- 
deutende, der  Ertrag  so  ein  absolut  nnd  relativ  geringer  gewesen 
war.  Die  Uebertragung  dieser  Steuergrnppe  auf  das  Boich  griff 
daher  anoh  nicht  tief  in  die  Finanzen  der  Einzelstaaten  ein.  Das 
Reieh  war  anderseits  der  geeignete  Körper,  diese  Stenern  richtig 
zu  entwickeln,  nnd  konnte  darin  eine  erwünschte  Einnahmequelle 
sich  eröffnen,  ohne  mit  den  Finanzen  der  Einzelstaaten  in  beson- 
deren Gonflict  zu  kommen.  Die  politischen  Interessen  und  Wünsche 
dieser  Staaten  bezüglich  möglichster  Festhaltung  ihrer  eigenen  Ver- 
waltung des  Steuerwesens  waren  bei  diesen  Steuern  auch  nicht 
weiter  gefährdet,  wie  sie  es  bei  den  directen  Steuern  gewesen 
wiircn  oder  doch  zu  sein  schienen.  So  boten  diese  Steuern  neben 
den  Zöllen  und  den  besprochenen  inneren  Verbrauchssteuern  ein 
geeignetes  Object  l'tir  die  Iveiehsgesetzgebung  und  die  Keichstinauzeu. 
Fraglich  konnte  dabei  nur  in  einzelnen  Fällen  die  Abtrennung 
zwischen  neuen  Reichsstempel-  und  verbleibenden  Landesstempel- 
abgaben sein.  In  der  Hauptsache  war  dici^c  Abtrennung  durch  die 
Verhältnisse  gegeben,  indem  der  Mobiii arwerth-Verkehr  im 
Wesentlichen  dem  Reiche  zur  Besteuerung  überwiesen,  der  Immo- 
biliarwerth verkehr  der  Einzelstaatsbesteuemng  belassen  wurde. 

Nach  Uebemahme  des  Wechselstempels  schon  auf  den 
Norddeutschen  Bund  in  1869  hat  das  Reich  denn  auch  diese 
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BesteneniDg  nach  und  nach  an  sich  gezogen  uud  ausgebildet,  ins- 
besondere in  verschiedenen  Gesetzen  von  1881,  1885,  1894,  1900 
über  Keicbsstempelab gaben  von  Actien,  Kenten,  Sobald* 
verschreibongen,  Scblussnoten  und  Recbnnngen,  Lotteiieloosen,  Ans- 
spielangen  u.  s.  w.  im  Börsenverkebr,  von  Kauf-  wie  soosUgen  Ad- 
BchaffoDgageaehäften  Aber  Werthpapiere,  börsenmässig  gehanddte 
Waaren  n.  A.ni.  („Bönenstener'*),  SchiffsfrachtorkiiDden.  Daza 
traten  dann  noch  die  änsBerlich  ähnlichen ,  BtenerpolitiBoh  und 
sachlich  Terschiedenen  Stempelabgaben  von  Spiellt arten  1878 
and  die  statietisehe  Gebühr  vom  Waarenverkehr  mit  dem  Aus- 
lände 1879y  femer  die  aber  wesentlieh  nur  die  Landesfinanzen  be- 
rflbrenden  Abgaben  im  Gerichtswesen  (Gerichtskosten). 

Eine  Art  Verkehrssteuer-System  in  btempehürm  bilden 
nnter  diesen  iSti  in])el8teiiern  diejenigen  von  Werth  papieren  u.s.w. 
(EmiBsionsstempel)  und  Börsengeschäften,  sie,  nament- 
lich die  Steuern  tllr  letztere,  sind  wenigstens  aus  primitiven  Formen 
in  1881  dorob  die  Gesetzgebung  der  späteren  Zeit  zu  einem  solchen 
System  mehr  ond  mehr  ausgebildet  worden,  sie  können  in  gewisser 
Weise  ttbrigens  anoh  als  eine  systematisehe  £rweiternng  des 
Wechselstempels  angesehen  werden.  Die  Bestenemng  der  Lotterie- 
loose  sebliesst  sieh  an  dieses  System  der  Verkehrssteaem  in 
Stempelfonn  nor  ftnsserlieh  an,  ist  aber  sonst,  stenerpolitisch  be- 
trachtet,  doeh  verschiedenen  Characters.  Die  Entwicklnog  des  Ve^ 
kebrs  einer-,  diejenige  der  Gesetzgebung,  besonders  mittelst  erhöhter 
►Steuers ätze  und  mittelst  Verwandlung  von  i'esten  in  proportionale 
Umsat /-abgaben  im  Börsenverkehr  anderäcits  haben  dieses  Steuer- 
system auch  allmjllig  wesentiicli,  wenn  auch  mit  starken  Schwauk- 
mv^vT]  narb  dem  jeweiligen  Verkehrsumt'ang,  der  EmissionbthiUif:- 
koit,  den  Bcirsenunü-ät/rn,  ertraersrcicher  geniaclit.  Und  die  Icidi^ie 
]  ntwickluDg  der  Lotterieen  aller  Art,  besonders  der  »^^taatslotteiieeu, 
hat,  in  Verbindung  mit  der  Steigerung  der  Abgabes'ätze,  wenigstens 
den  Vortheii  gehabt,  dem  Reiche  ans  diesem  Titel  ebenfalls  erhöhte 
Einnahmen  znznftthren.  Die  Gesammteinnahme  des  Reichs  aus 
allen  diesen  „Stempelabgaben''  ist  so  im  Lanfe  der  Zeit  erbeblich 
gewachsen,  sie  ist  indessen,  an  sich  nach  ihrem  absoluten  Betrage 
betrachtet,  wie  im  VerhUtniss  zn  den  tibngen  Stenerertrftgen  des 
Reichs  nnd  zn  den  Einnahmen  anderer  Staaten  aas  diesen  nnd 
verwandten  Abgaben  (Stempel-  nnd  Registerabgaben),  immer  noch 
nicht  eben  besonders  hoch,  selbst  wenn  man  die  Staats-  nnd 
Stempelerträge  summirt.    Da^s  der  Haupttheil  dieser  Stempel- 

A.  Wagner,  FliiauftlMVuAafllV.  47 
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einnabmen  des  Keiths,  nemlich  der  ganze  Ertrag  der  „Bürsengteuer", 
zunächst  mit  zu  den  ,,l  el  ei  weisnn^en'^  an  die  Einzelstaateu  ver- 
wendet wird,  wurde  frUber  erwähnt  (^S.  653). 

Im  Vergfleich  zn  den  Zöllen  nnd  inneren  indirecten  Reichs- 
steiieni  eracbeinen  die  fieichBBtempelabgaben  ganz  überwiegend 
als  Stenern,  welcbe  die  Masse  der  wenig  bemittelten  Beieba- 
berOlkemng  nnd  der  nnteren  arbeitenden  Glessen  nicbt  erheblich 
mit  belastet  (7on  einem  Theil  des  LotteriestempelB  etwa  abgesehen)» 
sondern  tbeils  die  am  Credit-  nnd  BOrsenverkebr  betbeiligte  Ge- 
sebftftswelt,  tbeils  die  wohlhabenderen  Glassen  nnd  die  Speenlanten- 
kreise  (in  den  Emissions-  und  Umsatzsteuern)  vornemlich  treffen. 
Das  ist  ein  stciicrpoHtischer  Vortheil,  wenigstens  im 
Ganzen  angesehen,  wenn  auch  diese  Verkehrs-  oder  Stempel- 
steuern immer  nur  eine  rohe  Form  der  Besteuerung  darstellen,  an 
den  obersten  Principion  der  Theorie  der  Steuervertbeilung  und  den 
Postulaten  rationeiier  Praxis  dafür  bemessen.  Ks  ist  daher  doch 
1881  ff.  und  wieder  1900  richtig  gewesen,  neben  den  Zöllen  und 
Verbrauchssteuern  auch  diese  Stempelabgaben  zn  entwickeln,  um 
durch  ihren  Ertrag  andere,  im  Ganzen  die  leistuogsföhigeren  Volks- 
tbeile,  zn  den  Reichslasten  mehr  mit  herahsnsiebeo.  Ob  man  darin, 
so  mit  der  eigentlichen  Belastung  des  Bdrsenverkehrs,  sehon  an 
weit  gegangen  sei,  sei  es  in  der  Form,  Berechnnngs-  nnd  Erhebnngs- 
art,  sei  es  in  der  Höbe  der  S^tenersätce  dieser  Abgaben,  besonders 
der  Umsatsabgaben ,  wie  in  Interessentenkreisen  dieses  Verkehrs 
Öfters  behauptet  worden  ist,  m9ohte  zn  bezweifeln  sein.  Immerhin 
wird  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  nicht  zu  weit  gegangen  werden 
dürfen,  soweit  es  sich  iicmlich  darum  handelt,  einen  in  seiner 
Function  unter  unseren  heutigen  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
auf  dem  Boden  unserer  privatwirthschaftlichen  Organisation  und 
Kechtsordnung  einnjal  -chnfeiion  .  auch  v  ol  k  s  wirth  sc  ha  t  t  1  i  c  h 
notbweudigen  und  heilsamen ,  Credit-  und  Börsenverkehr  —  nicht 
einen  solchen,  weicher  lediglich  die  Oonjuncturen  und  die  weniger 
gescbäftskondigen  Volkskreise  ausbentet  —  lebens*  nnd  leistungs- 
fähig zu  erhalten.  Dabei  kann  ja  gern  zugegeben  werden,  dass 
die  Grenze  zwischen  diesem  ,,legitimen*^  nnd  „illegitimen"  Verkehr 
schwer  genau  zn  bestimmen  und  anoh  verschiebbar  ist  Vorhanden 
ist  sie  gleichwohl  und  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers  ist  eben,  sie 
möglichst  richtig  zu  ziehen.  Insofern  sind  solche  Stempel-  und 
BOrsensteuergesetse  freilieh  auch  wieder  nicht  reine  Steuer- 
geaetze,  sondern  zugleich  mehr  oder  weniger  solche  zor 
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„  R  e  g  u  1  i  r  u  n  g  "  des  Kapitalien-,  Credit-  und  1>  ü  r  s  e  n  - 
Verkehrs,  wie  die  neueste  Zucker-  und  lliauiitwcinsteuer  (S.  685 
und  S.  713)  solche  zur  Regelung  der  bezüglichen  Pi  (uliictioii  sind.  Es 
ist  zum  Verätündniss  dieser  ^^Besteuerung  der  Börse"  wichtig,  sieh 
dieses  Cbaracters  der  Gesetzgebung  bewasst  za  sein.  Die  letztere 
bildet  wieder  ein  beaehtenswerthes  Glied  in  einer  allgemeinen,  halb 
noch  anbewnsst  unter  dem  Drange  der  Verhältnisse  sich  Tollzieben' 
den,  halb  schon  bewasst  geleiteten  „entwickliingsgesetzmttssig''  er- 
folgenden Hinttberbildnng  reiner  Stenergesetze  mit  im 
wirthsohaftlicfa-sociale  Regnlirangsgesetze  der  Pro- 
dnction  nnd  des  Verkehrs,  —  meines  Eraehtens  ein  netter 
practiscber  Bele^  für  die  in  meiner  „Grundlegung^'  nnd  meiner 
„Finanzwissenscbaft''  yertretene  principielle  Anschauung  nnd  fttr 
die  Berechtigung  der  von  mir  dort  gezogeuen  Folgerungen  und  auf- 
gestellten Forderungen. 

Die  einzelnen  betreüendeu  Keichsabgaben  werden  hier  in  ihrer 
historischen  Entwicklung  seit  1869  kurz  dargestellt,  zunächst  der 
Weohselstempel,  dann  die  Abgaben  von  biirsengängigen  Werth- 
papieren und  Geschäften  ii.  s.  w.,  Abgaben,  weiche  mit  mehr  oder 
weniger  Secht  anter  dem  Namen  Börsenstenern"  xttsammen- 
gefasat  zn  werden  pflegen,  «aletzt  die  sonstigen  Stempelabgaben. 
Daran  fügen  sieh  einige  Worte  Aber  die  Gerichtskosten  nach 
den  Retcbsgesetzen.  Zum  Scblnss  werden  einige  der  oben  S.  667 
m  §.204  erwähnten  sonstigen  Reiehsabgaben,  bezw.  Ein- 
nahmezweige,  znm  Theil  gebflhrenartiger  Natar,  in  diesem  Ab- 
schnitt kurz  mit  herangezogen. 

u)  Der  Wec  hseUtem  pcl  bedurfte  wegen  der  Mannigfaltigkeit 
des  Particularsteuerrechts  im  N  orddeutschen  Bunde,  der  Collibiouen 
dieser  Rechte  unter  einander,  der  mehrfachen  Besteuerung  derselben 
Wechsel  mit  verschiedenen  Landessteoipeln  und  den  aus  dem  Ailen 
hervorgehenden  Verkehrsbelästigungen  und  gelegentlichen  Steuer. 
UberbUrduDgen  des  Wecbselverkehrs  nach  den  Ereignissen  von  1866 
am  dringendsten  einer  unificirCDden  Reform.  Diese  war  nur  in 
Verbindung  mit  der  Uebertragnng  dieses  Stempels  an  den  Bund 
befriedigend  ansfUhrbar.  Daza  kam  es  denn  aacb,  mit  nach  An- 
regaogen  ans  den  nächstbetheiligten  Interessentenkreisen  (Deatseher 
Handelstag)/  bereits  im  Jahre  1869,  mittelst  Gesetzes  vom  10.  Jnni. 
Unter  gleichzeitiger  Anfhebang  aller  bezilglichen  Stempelabgaben 
in  den  Einzelstaaten  des  Norddentschen  Bandes  wurden  Bandes- 
Wechselstempelabgaben  eingeführt,  deren  Ertrag  in  die  Bnndeseasse 
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fliessen  sollte.  Die  ^empelpflichtigkeit  betraf  gezoge  ue  und  eigene 
Wechsel  im  Hiiiidesgebiete  (ausschliesslich  Hohenzollern )  und  ver- 
schiedene diesen  ji:leiclip:e8telltp,  ein  Zabinngsvcrsprerhen  eüihaltende 
Papiere,  von  uiul  aof  Kaut'leute  auggestellte  An \Misnni:en  anfOeld- 
aiiszahlüDgen,  mit  gewissen  Befreinngen,  unter  diesen  namentlich  von 
solchen  Wechseln,  die  vom  Am^land  auf  das  Aasland  gezogen,  nur 
im  Auslande  zahlbar  sind  nnd  von  gewissen  vom  Inland  auf  das 
Ausland  gezogenen  Wechseln.  Aach  kleinste  Wechsel  nach  dem  Geld- 
betrage wurden  steuerpflichtig,  daher  anch  die  bisher  in  Preussen 
nnd  Hamburg  steuerfreien  bis  50  Tblr.  (diese  jetxt  mit  1  Sgr.)»  der 
Stenersats  war  normal  Vt  Promille  der  yerscbriebenen  Svmme  in 
bestimmten  Stnfenbetriigen.  Die  £rbebnng  der  Stempelabgaben 
erfolgte  fernerhin  dureb  die  Beb(}rden  der  Einzelstaaten  nnter  Be- 
nutzung von  Bnndes-Stempelmarken  nnd  -Blanketts,  mit  Gewährung 
einer  anfangs  hoben,  Ton  1876  an  anf  2  %  betreffenden 
Staate  debitirtcn  Marken  u.  s.  w.  festgesetzten  Provision.  Dci  Ver- 
kauf der  Marken  wurde  übrigens  alsbald  den  Bundespobtanitern 
Übertragen.  Nach  (ier  Errichtung  des  Deutschen  Reichen  vvurde 
diese  norddeutKchn  Steuer  auf  Grund  des  Gesetzes  von  18n9  zur 
lieichssteuer  genia«  bt  und  demgemäss  aut  die  sllddcntscben  Staaten 
ausgedehnt,  Abänderungen  des  Gesetzes  ertblgten  durch  Gesetz 
vom  4.  Juni  1879,  wodurch  der  Stempeltarif  etwas  verändert  and 
der  neuen  Währung  und  dem  Mttnzfnss  angepasst  wurde.  Der 
Ertrag  ist  langsam  absolut  nnd  relativ,  auf  den  Kopf  der  Re- 
Tölkerung  berechnet,  etwas  gewaebsen,  schwankt  aber  begreiflich 
nach  dem  Geschäftsgang  nicht  nnerheblieh.  Er  bietet  ftlr  diesen 
einen  Msassstab  mit 

(iesetz  vom  10.  Juni  1869,  dazu  im  Lauf  der  Zeit  verschiedene  Ausfulirunps- 
bestimmungen,  aber  die  Beredinun^  der  Wechselvalota  in  fremden  Wihrunf^en  (nm  h 
§.  3  des  Ge!5C»zes  rnn  1861».  über  Siempolmarkr'n  u.  s.  w.  in  don  Jaliren  1869,  1P70. 
1871,  1873.  1878,  1879,  1880,  1881.  1882,  1884,  1886  (s.  Register  des  Beichsgesetz- 
blatt  von  1867/96  nnter  dem  Wort).  1899.  Das  Gesetz  ron  1869  n.  A.  in  den  Annalen 
1869,  S.  1017.  mit  Motiv' L'ii  und  Sit  llc-n  aii>  ilr-m  Coinmissionsboriclit.  S.  lOH.  Anträge 
des  Deutschen  HaniJclstaffs  ob.  S,  63.  Einführung  dos  (iesetzt^  ron  1869  in  liaicrn 
durch  (ieseiz  vom  22.  April  1871.  Coinmentar  mehrfach,  so  von  Hoyer.  Land- 
graf, Schwarz,  (iaopp  (in  öfteren  Anl Iilnh)  u.  A.  m.  8.  Art.  Wecli^-elstoDipel- 
tifetiff  im  Wnrffrb.  <1.  V(?rw;ilt.  von  Landf^raf  II.  S.  872,  ron  I,«>hr  im  H.W.  H.  d.Sf. 
1.  Auä.,  IK  VI.  Statistiii  im  Centraibiatt  für  das  Deotsche  Keicb,  danach  in  den 
refcbastAtiatiscIien  Pobllcnfionen,  anch  im  reiclifstatistlselieA  Jnlirbncb. 

Von  F  i Ii  z  I' I  )i  <■  i  t  <•  n  itn  (Ir-  ^tz  von  l?nr»  /ur  Er^rän/ting-  des  Obifircn  noch 
Folgendes.  Im  Interesse  der  Wechseiarbi trage  mit  dem  Ausland  sind  im  Gesetz, 
pegcn  den  Entwurf,  fopcn.  Auslandswcchsel  befreit  worden  (s.  Commissionsbcricht). 
Vom  Inland  anf  das  Aasland  gezogene  nur  im  Ausland  7alilbare  Wechsel  sind  nnr 
dann  frei,  wenn  sie  anf  Siclif  r.d.-r  spSfestens  innfMliall)  10  Tapen  nach  Ansstellnng 
zahlbar  sind  und  vom  Aussteller  direct  ins  Ausland  rcmittirt  werden.  Dcber  die  den 
Wechseln  in  Betreff  der  Stempelpflichtigkcit  gldchgesteUten  AnveUongen  o.  s.  vnd 
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die  Befreinofen  dabei  8.  das  Einzelne  io  §.  24  des  Geeetses.  Befreit  eiod  uaaentlich 

Sicht -Platzanwci^tingeii  vsnd  Checks.    ..Subjeclive  Refroiurigcn  von  der  Buudes- 
biempelabgabe  lindeu  nicht  statt"  (§.  26).    Üio  in  den  eiuicinen  Staaten  atw.i  hc- 
«tekenden,  auf  Jiatif en  Privattiteio  berahenden  und  landesgesetzlich  nicht  obno  Ent- 
scLidigung  auflicljbareii  Befreiungen    waren   aufzaheben   und  dio  Entschädigaiig 
dafür  eventuell  aus  .l.  r  lUimlchcasio  zu  zahlen  (s.  Nälierts  in  §.  26\  Die  Entrichtung 
dee  Stempels  liegt  bei  uilaadisclien  Wechseln  dem  Aussteller,  bei  ausläodiächen  dem 
ersten  ial&ndischen  Inhaber  ob,  in  beiden  FAllen,  ehe  der  Wecheel  eu  den  Uladeu 
n  wird  {§,  6).    Aber  solidarisch  verhaftet  fdr  die  Abgabeentricbtung  sind  allo 
Personen,  velche  an  dem  Cmlanfo  des  Wechsels  im  Bundesgebiet  Theil  geoommeii 
baben  (§.4.  5),  daber  auch  der  Acceptant,  Indossant.  Erweibcrdea  Wechsels  n.«.  w,), 
Erfaüt  wird  die  Zahlungsverpflichtung  betreffe  d.  r  Al-^rabc  durch  Benutzung  des  rich- 
ugeu  Boadcssiempelblankefts  für  die  Ausstellung  des  Wechsel  oder  Verwendung  der 
enorderlichen  Buudcbitcmpclujaiken  auf  dem  Wechsel  unter  Erfüllung  der  bundeb- 
ifc blichen  Vorschriften  über  die  Yenrondangsveise  der  Marken       18) ♦  nemeniUch 
auch  viher  die  sogen.  Cassirungsart  (Cassationsvermerk).    Der  Tarif  war  im  Gesetz 
von  lööU.      2:  1  Sgr.  für  Wechsel  bis      Thir..  l'/g  Sgr.  für  solche  foa  über  60 
bis  100  Thlr..  8  S^.  für  aber  100  bie  200  ThIr.,  4'/,  Sgr.  ftr  ttber  200  bü 
300  Ihlr..  für  jede  100  ThIr.  mehr,  angefangene  100  Ar  ?oU  gerechnet,  1»/,  Sgr. 
(*/•*/««)  mehr.    Im  Gesetz  von  1871)  sind  dio  jetzt  «reitenden  Sätze:  bei  Summen  bis 
200  M.  10  Pf,  über  200  bis  400  M.  20,  Uber  400  bis  600  M.  30,  über  m  bis 
äOO  M.  40,  über  800  bis  1000  M.  50  Pf.,  for  jede  weitere  aach  nur  angefangene 
1000  M.  50  Pf.  Stempel  mehr.    Durch  Multiplication  de«;  Wochsolsteuif  I  rrit^s  mit 
2000  kann  daher  der  Betrag  der  überhaupt  im  Jahre  iü  Umlauf  geiommenou  W  echscl 
ann&hend  besecbnet  werden,  aber  da  die  LanflHst  nicht  bekannt,  wenn  anch  OBaaee- 
Uiihsig  fesbtehenJ  im  Durchschnitt  ist,  und  der  Tarif  sich  nicht  nach  diesem  Moment 
abetuft  —  steuerpolitisch  ein  Mangel,  steii-rf  '  hnisch  aber  nicht  wohl  anders  zu 
machen  — ,  so  ist  der  Betrag  des  Dnrchschuiuiumlaufs  von  Wechseln  nicht  oder  nur 
auf  Grund  von  Coojectaren  zu  ermitteln.   ^lit  dem  Debit  der  Stempelmarken  und 
ßlankoits  wurden  von  Anfan?  an  di.-  P o s t a n s talten  des  Norddetitschen  Bundes 
(Bekanntmachung  vom  13.  Dec.  lti6U),  später  des  Beichs  und  Beierns  und  Württem- 
bergs betraut. Die  Onterlaasnng  der  Stempelnng  ron  Wecheeln  oder  die 
ungenügende  Erfüllung  der   Stempelpflicht  zieht,  wie  im  bisherigen 
ätempelrecht,  keine  allgemeinen  Kechtsnarhtheile.  wie  Ungilti)tkeit  <l>'s  Wechsels  oder 
Onklagbarkeit,  sondern  nur  Gcidstralen  nach  sich        15  ü.j,  im  Kiirape  d.js 
öO-fachen  der  hinterzogcnen  Abgabe,  also  2Vj  **/o  der  Wechselsumme,  und  zwar  von 
Jndem  besonders  und  ganz,  der  mit  haftbar  i>t.  auch  von  inländischen  Malvlera  und 
Interbandiern,  dio  wissentlich  unver^toueItü  Wechsel  verhandelt  haben.   Im  Unver- 
mOgeoefall  findet  aber  keine  Verwandlung,^  der  Geldstrafe  in  Freibeittfetrafe  stott.  Bei* 
treibuiig  mittelst  Grundstück-Subhastation  nur  mit  Einwilligung  des  Vcrurtheilten,  falls 
dieser  ein  Inländer.    Das  Strafverfahren  richtet  sich  nach  den  Be^timmuiJ-ren  des 
Verfahrens  wegen  Vergehens  gegen  die  Zullge^ct^o  iunerlialb  des  Zollgebiets  und  txjuat 
nach  den  Bestimmungen  wegen  Vergehens  gegen  die  Landesstempelgeseue.  Verjährung 
d*T  Iluiter/i  fmrfg  in  T,  Jahren  vom  Ausstellungstage  des  Wechsels  an.  Zur  Controle 
Uber  die  iu^iuliuiig  der  btcmpelpflicht  sind  zuoftchst  dio  mit  der  Üontrolo  des  Laudes- 
stempolweeens  betmaten  BebArden  nnd  Beamten  in  derselben  Weise,  mit  den  gleichen 
Befugnissen  auch  bei  dtin  Bundeswechselsicmpel  verpflichtet.    Ausser  den  Steuer- 
behörden haben  alle  Staats-  und  Communalbehörden  und  neamien  mit  richterlicher 
ond  Polisefgewalt,  auch  Notare  und  andere  Beamte,  welche  Wecbseiprotesto  ausfeitigcu, 
die  Verpflichtung,  die  ihnen  rotkemmenden  Wec]»el  auf  ihre  richtige  Stempelong  zu 
piöfen  und  Zuwiderhandlungen  ge;;cn  das  Gesetz  zur  An/i  iire  bei  der  zustandigen 
Behörde  zu  bringen.   Bindere  Bestimmungen  betieileu  die  Aufettigong  unechter, 
Fälschung  echter,  wissentlichen  Gebreoch  falscher  ond  trefUscbter,  wissentliche  noch- 
malige  Verwendung  bereits  benutzter  Stempelmarken  t§.  23).  Das  GcslU  trat  mit  dem 
1.  Jan.  1870  in  Kraft.  —  Der  Ertraer  des  Wechselstempels  war  im  Deutst  hen  K -j  h 
1873/74  7.8S  —  7.04.  1.  Apnl  ltöl,82  6.73,  1888,89  G.^y,  Ib^ö^yü  lO.üü  Mm. 
(bis  dahin  Max ).  auf  den  Kopf  in  den  1880er  Jahren  14—15,  bpftter  15  —  16  ~ 
17  —  18,  1898,99  20.2  Pf. 
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ft)  Die  EinftlhraDg  und  Entwicklung  der  sogen.  BOrsensteuer 

—  ein  niebt  ganz  zntreffender  Ansdrack,  da  auch  Anderes  als 

Börsenpapiere,  BOrsenwaaren  and  ßSrsengesehälte  getroffen  wird 

—  von  1881  au,  nach  voranj^e^angenen  AnlUulen  und  misslungenen 
legislativen  Versuclien,  steht  iu  Verbindung  mit  der  neueren  Ent- 
wickluDg  des  ganzen  Börsen-  und  sonstigen  Geschäfts-  und  Credit- 
verkehrs  und  des  beweglichen  Kapitals  überhaupt  einerseits,  sowie 
anderseits  mit  der  Stellungnahme  der  offentlicben  Meinung,  der 
socialen,  wirthschaftlichen  und  politischen  Parteien  ausserhalb  und 
innerhalb  des  Parlaments,  des  Reichstags,  echliesslicb  der  amtlichen 
Regierangskreise  zu  diesem  Verkehr,  zur  Bt)rse  und  za  den  Ver- 
bellt nissen  des  mobilen  Kapitals.  Diese  Zosammenbttnge  sollen 
hier  nicht  weiter  verfolgt  werden,  sind  aber  zu  beachten.  In  der 
Stellnngnahme  der  Offentliehen  Meinung  und  jener  indirect  nnd 
direet  ein-  nnd  mitwirkenden  Faetoren  sind  Veränderungen  ein- 
getreten. Im  Ganzen  in  der  Richtung,  dass,  freilich  nicht  ohne 
lebhaften  Widersprach  der  näehstbetheiligten  Interessenteokreise, 
der  Börse  n.  s.  w.,  ihrer  Press-  nnd  ParteiTcrtretong,  die  grosse 
Entwicklung  des  Börsenverkehrs,  der  Speculations-,  besonders  der 
Differenzgeschäfte  danu,  die  Function  der  Börse  im  volkswirtb. 
schaftHchen  Getriebe,  der  Erwerb  von  Einkommen,  Vermögen,  Reich- 
thum  dabei  nach  Art  und  Höhe  und  in  den  verwandten  Thätig- 
keiten  der  Emissionen  von  Anleihen  aller  Art,  der  Einführüii^  aus- 
ländischer, öfters  wenig  solider  Wertlipapiere,  der  „Gründungen" 
u.  s.  w.  weniger  optimistisch,  um  nicht  zu  sagen  pessimistisch,  an- 
gesehen und  beurtheilt  werden.  Es  lag  daher  der  Gedanke  nahe, 
eventuell  auch  mittelst  eigener  Besteuerang  dieses  Verkehrs 
nnd  einer  seiner  Grundlage,  der  Emission  von  Wertbpapieren, 
regnlirend  in  diese  Verhältnisse  einaugreifen.  Mit  aus  diesem 
Gesicbtspuncte  ist  die  Gesetzgebung  des  Reichs  Uber  die  Stempel- 
abgaben für  diesen  Verkehr  (Scblussnoten,  Rechnungen,  Kauf*  und 
sonstige  Ansehaffungsgesehftfte)  nnd  fOr  die  neue  Emission  nnd 
Eiofahrnng  von  Werthpapieren  ber?orgegangen.  Ob  und  wie  weit 
ein  solcher  Gesichtspunct  principiell  und  practisch  berechtigt  ist 
und  seine  Hel'olgung  Erlolg  in  der  angedeuteten  Richtung  haben 
wUrde  und  seit  EintUbrung  der  bezüglichen  Abgaben  gehabt  hat, 
darin  sind  freilich  die  Ansichten  von  vornherein  auseinander  ge- 
gangen nnd  thun  sie  es  noch  heute.  Ein  sicherer  Beweis  hinsicht- 
lich des  Erfolges  ist  auch  bei  der  Verwiekeltheit  der  einwirkenden 
Umstände  nicht  zu  ilihren.  Ich  bin  geneigt^  den  Gesichtspunct  für 
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berechtigt  anzusehen  und  auch  einen  gewissen  günstigen  Erfolg  an- 
zonebmen,  will  and  kann  indessen,  ans  den  mehrfach  angedeuteten 
Gründen,  in  diesem  Abschnitte  ftlr  jetzt  nicht  mehr  anf  diese  Seite 
der  Frage  eingehen.  Meine  prinoipielie  Atifrassang  hftngt,  wie  bei 
der  in  einer  Hinsicht  verwandten  neneren  ZnclLcr-  und  Branntwein- 
bestenemng,  auch  in  dieser  Börsenstenerfrage  mit  den  in  diesem 
finanzwtssenschaftlichen  Werke  vertretenen  Grandanschauangen 
zusammen. 

Indessen,  auch  wenn  man  eine  solche  „Vermischung"  von 
finanz-  und  stcuerpolitischeu  mit  allgemein-wirtbschafts-  und  social- 
politischen  Gesichtspancten  verwirft,  ist  die  deutsche  „Börsensteuer- 
gesetzgebnng"  an  sich  ond  in  ihrer  Entwicklung  im  Ganzen  doch 
ebenfalls  sn  rechtfertigen,  wiederum  principiell  und  practtseh,  und 
«war  auch  ans  rein  steuerpolitisehen  Gesichtspnucten  an 
und  tfkr  sich  nnd  speciett  nach  Lage  der  Dinge  in.  DeDtschland. 
Sie  entspricht  der  unbestreitbaren  Thatsache,  dass  der  Mobiliar- 
werthTcrkehr  Grundlage  eines  sehr  bedeutenden,  vielfach  mehr  oder 
weniger  arbeitslosen  Erwerbs,  der  glücklichen  Ausbeutung  von 
Conjanctnren  bestenfalls,  und  zugleich  eines  Erwerbs  ist,  welcher 
von  den  übrigen  (Reichs-  wie  Einzelstaats-)iSteuern  theils  gar  niclit, 
theils  nicht  ausreichend  zur  Tragung  öffentlicher  Lasten  mit  berau- 
^ezogen  wird  oder  dies  doch  bis  zur  Kinlülirung  der  Reichsstempel- 
abgabeu  nicht  wurde.  Auch  die  bereits  erfolgende  Belastung  des 
Immobiliarwertbverkehrsin  Form  von  Besitzwechsciabgaben,  Stempcl- 
abgabeu  für  die  bezüglichen  Kcchtsgeschäfte  und  Urkunden  dar- 
über, Gerichtskosten  u.  &  w.  in  der  Einzelstaatsbesteuerung  musste 
anf  eine  mindestens  analoge  Bestenerong  des  Mobiliarverkehrs  biu- 
leiten,  um  wenigstens  beide  Verkehrsarten  einigermaassen  in  der 
Besteuerung  gleichzustellen.  Das  war  eine  vom  Interessengesiebts- 
punet  des  Immobiliarvermögens  und  des  Verkehrs  darin  um  so 
gerechtfertigtere  Forderung,  da  dieses  Vermögen  rechtlich  nnd  that- 
sftcUich  in  der  Einadstaats-  und  Communalbestenerung  in  anderer 
Form  (Ertrags-,  Einkommensteuer)  ohnebin  schon  weit  sicherer  nnd 
meist  hoher  getroffen  wird  als  das  MobiliarvermOgen.  Es  war  in 
dieser  Hinsicht  u.  A.  doch  bemcrkensweith ,  dass  in  Preussen  und 
anderen  Staaten  die  Rente  des  bewcj^lichen  Kapitals  nicht  wie  die- 
jenige des  Grund-,  Gebäudevermögcus  und  gewerblichen  Kapitals 
durch  eine  eigene  Ertragsstcuer  belastet  ward,  da  hier  eine  be- 
sondere Kapitalrentenstcucr  fehlte,  bei  der  Einkommensteuer  aber 
in  Folge  der  schwierigeren  Eriassbarkeit  dieser  Keute  und  bei  dem 
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nngentlgendeo  früheren  VeranlagongiTerfahren  die  Rente  ebenfalhi 
nicht  ausreichend  und  sicherlich  häufig  geringer  als  anderer  Ver- 
mögens- und  Arbeitsertrag  getroffen  wurde,  also  rechtlich  nnd  faetiscb 
ein  Doppelprivileg  genoss.  War  das  schon  laoge  ein  anhaltbarer 
Zustand,  so  wurde  es  ein  solcher  noch  mehr  mit  der  abiolnt  nnd 
relativ  —  im  Verhftltniss  zn  den  anderen  nationalen  Erwerbs- 
zweigen —  immer  stärkeren  Entwicklung  der  Erträge  und  Gewinne 
aas  dem  beweglichen  Kapital  und  imi  dessen  riessigem  Wachsthiim. 
Kicht  einer  „Feindschaft"  gegen  Börse,  bewegliches  Kapital,  Handel 
n.  s.w.,  wie  vielfach  behauptet  wurde  und  wird,  nicht  „autisemi- 
tiseben''  nnd  „agrarischen^*  Strömungen,  wenn  diese  Momente  auch 
zur  Anregung  und  Popularität  der  „  H  ii  r  s  e  n  öteuer"  hie  und  da 
beigetragen  haben  mögen,  sondern  diesen  hier  angedeuteten  richtigen 
Gesiohtspnncten  bezUgiicb  der  eingetretenen  wirthscbaftlichen  Ent- 
wicklung und  bezüglich  der  Forderungen  der  „vertheilenden  Ge* 
reehtigkeit"  im  Steuerwesen  verdankt  die  „Börsensteuer"  bei  ans, 
wie  in  anderen  Länderni  ihre  Annahme  in  ruhig  denkenden  Kreisen 
der  Theorie  nnd  Praxis,  bei  Regierangen,  Gesetzgebern,  in  den 
Parlamenten.  Im  Einzelnen  mag  dabei  Vieles  streitig  sein^ 
anch  in  der  nnvermeidlich  schwierigen  stenertechnischen  Con- 
stmetion  der  Stener,  noch  dies  nnd  das  vielleicht  verfehlt  nnd 
volkswirtbsobaftlich  nacbtheilig  wirkend  —  was  ich  aber  ebenfalls 
bezüglich  unserer  KeichsgesLl/gcbun^  kaum  zugeben  kann  —  im 
Ganzen  war  der  beschritteue  Weg  der  richtige.  Ein  verl)kil)cndes 
allgemeines  Bedenken  ist  nicht  beweisiiratng ,  nemlich  ob 
ditsi'  s  t c u  e  r  te  c h n  i  s  c he  Form  der  ,,Ve  r ke  hrss te  u  e  r und 
,,8tempelabgabe"  Uberhaupt  hier  zulässig  sei.  Denn  dieses 
Bedenken  betriflt  diese  ganze  Steuer kategorie  und  die  dabei 
übliche  Form,  daher  die  Besitzwechsei-  und  IStempelabgaben  über- 
haupt, auch  im  Immobiliarverkehr.  Dass  man  es  hier  stets  mit 
einer  ziemlich  rohen  Stenerart  nnd  Form  zn  thon  hat,  kann 
zugegeben  werden.  Gleichwohl  lassen  sich  diese  Abgaben  recht- 
fertigen, die  Verkehrsstener  doch  auch  principiell,  mindestens  solange 
sie  nicht  dnrch  bessere  ansfUhrbarere  andere  ersetzt  sind,  an 
welchem  Pnncte  eben  die  Sache  bisher  scheitert*  Kann  man  aber 
einmal  diese  Arten  nnd  Formen  der  Verkehrsstener  nnd  Stempel- 
abgaben in  unseren  Steuersystemen  nicht  entbehren,  so  ist  es  nur 
eine  Folgerung  und  Forderung  der  Billigkeit,  Mobi- 
liarwerth-, bezüglichen  Credit-  und  Börsenverkehr 
in  eine  solche  Besteuerung  mit  biueinzuziehen.  .Nicht 
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eine  unbillige  and  unpassende  Steuer  wird  fttr  ihn  eingerichtet  oder 
anf  ihn  ausgedehnt,  sondern  ein  Privileg  der  Stenerfreiheiti 
das  er  lange  neben  dem  Immobiliarverkehr  genoss,  wird  ihm  ge-« 
nommen.  Mehr  geschah  auch  in  Deotschland  durch  die  betreffende 

Stenergesetz^^ebuug  nicht  Das  wird  gauz  richtig  u.  A.  auch  in 
den  Motiven  der  Gesetzentwürfe  im  Reiche  betont.    Dass  diese 

Gesetzgebuog,  in  HerUbernabme  von  bezüglichen  Einzelstaatssteueru 
und  in  deren  systcniatischer  ErgUnzuug  und  Entwicklung,  vom 
Reiche  ausging,  entsprach  nicht  nur  der  erfole:ten  ijolitischen  Ent- 
wicklung, sondern  auch  den  Verhältnissen  dieses  betieiTendeu  Ver- 
kehrs in  einem  gerade  in  Bezug  auf  diesen  cinbeitlichen  Wirth- 
ücbal'tsgebiete.  Politisch,  social-,  wirthschafts-  wie  tiuauz-  und 
ftteaerpolitiscb  ist  so  die  Entwicklung  der  Reicbssiempelgesetzgebung 
nur  erfrenlieh. 

Zur  Begründung  dieser  Aoffassungen  s.  die  ErArterangen  über  die  Verkehrs- 

bestcaerUDg  und  die  Bestetienirig  ilfs  Conjmictnren]2rcwinns  in  Fin.  H,  2.  A.,  §.  2^24  If., 
232  tf.  Zu  vergleichen  sind  damit  die  aligemoino  Litteratar  Uber  BOn»enstuacr  (u.  A. 
Fried berp«  Bflnenetener«  1875,  0.  Cohn,  Wort  Aber  BOtsensteiier,  Jahrb.* f.  Nat5k. 
N.  F.,  B.  X,  aacb  die  meist  aberfriegeod  bt'  Uortechniscben  Artikel  über  Bfirsenstcoer 
im  H.W.  1^  ().  Sf  von  Friedberg,  B.  H,  1.  u.  2.  A.,  von  Hancke  im  Suppl.b.  I. 
Ton  Landgrui  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  B.  I,  Scball  im  Schöübcrg'scben  ilaudbucb, 
4.  Aufl..  III,  1.  Abtfa.,  8.706  fi.,  720  ti'.),  dann  nameuilich  die  Motive  zu  den  Gesetz- 
entwürfen im  Reichsfa^^fs  und  ilic  Vi'rhandhmfrcn,  auch  die  Bi  t  lebte  darilb<T  daselbst, 
8.  bes.  Grimm 's  (Bericbterütattcr  im  Keicbätae  1884;,  8^)  Auisau  im  Fin.arcb.  B.  II« 
8. 1115,  otmeBtUck  In  der  Eialeitnog),  endlieli  die  titieiBtor,  Gonneiitwe  u.  dgl. 
aber  die  neoeft  JIdehigeaetze  (a.  n.)« 

aa)  Gesetz  von  1881. 

Es  ist  erst  Dach  drei  vergebiicbeu  legislativen  Versuchen 
(1869  noch  im  Norddeutschen  Bunde,  1875  und  1878)  und  belüg- 
liehen  Vorlagen  von  GesetzentwtirfeD  —  und  abgesehen  von  einer 
singnlttren  Maassregel,  der  Einrichtung  der  Reichsstempelpflichüg- 
kett,  von  ausländischen  Prämien-  oder  Lotterieanleihepapieren  in 
1871,  0.  u.  S.  735  Note  —  den  verbttndeten  Begierungen  gelttogeui 
die  BeiehflstempelgesetzgebuDg  im  Reichstage,  zunächst  noch  in  sehr 
rudimentärer  und  unTollkommener  Gestalt«  unter  Dach  und  Fach  zu 
bringen  (1881).  Man  hatte  dabei  frflher  den  Kreis  der  zu  besteuern- 
den Objecte,  bezw.  Urkunden  und  Geschäfte  auch  noch  weiter 
gezogen,  so  Lombarddarlelici],  l^iiiUungeu,  Ohecks,  Giroanweisungen 
mit  stempelpflichtig  machen  wollen.  In  dem  ersten  endlich  ge- 
lungenen Gesetz  vom  1.  Juli  1881  ist  der  Kreis  verengt  und  dabei 
ist  es  auch  später  bisher  im  Ganzen  verblieben.  Es  wurde  nur 
ein  (übrigens  amtlieh  nicht  so  benannter)  Emissions-,  bezw. 
Kinftthrangsstempell'Ur  Actien,  zum  Handelsverkehr  bestimmte 
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Renten-  und  SehnldFersehroibaogen  mit  Proportionalsätzen, 
welche  sieb  nach  den  Uanptigattangen  und  weiteren  Unterscheidungen, 
vm  Theil  anch  nach  in-  nnd  aasl&ndischen  Wertbpapieren,  abitoften, 
femer  ein  Stempel  nnd  zwar  zanttcbst  ein  bloss  nach  der  recht- 
lichen Natnr  des  bczUglicben  G^chftfts  (ob  ZeitgescbXft,  ob  anderes) 
abgestnfter  Feststem ]> cl  (Fixstempel)  für  Scblnssnoten  und 
Rechnungen  im  Börsen-  und  in  gewissem  Handelsverkehr,  der 
Anfang  einer  Art  „Ums  atz  Stempels",  endlich  wieder  ein 
Proportionalstempel  für  Lotterieloose  eingeftlhrt,  bei  diesen 
drei  Gattungen  v<  u  t>teuerpflioliiiy;eu  Objecten  (Urkunden,  üeöchäfteu) 
mit  verschiedeneu  Befreiungen  und  in  mässiger  ÜQhe. 

Letzteres  war  der  geringste  Üebelstand,  der  noch  am  Leich- 
testen  durch  spätere  Erböbnng  der  Sätze  verbessert  werden  konnte 
nnd  thatsächltcb  es  wurde.  Der  stenerpolitische  Hauptmangel  war, 
dass  der  Stempel  Atr  Schiussnoten  nnd  Beehnungen  ein  Fest* 
Stempel  war,  also  ohne  jede  Beziehung  auf  die  Hohe  des  in  der 
Urkunde  vorkommenden  Werthbetrags  des  Geschäfts  oder  der  Hohe 
des  Umsatzes,  lediglieh  mit  der  Unterscheidung  von  Zeit-  nnd 
anderen  Geschäften  und  nach  den  minimalen  Stempelsätzen  (20  Pf. 
für  jede  bcblubsnute,  1  M.  für  diejenige  Uber  Zeitgeschäfte,  20  Pl'. 
fllr  Rechnungen)  mit  viel  zu  niidriger  und  ungleicher  Belastung 
dieses  Mobiliarwertbverkcln  > ,  zumal  desjenigen  in  den  grossen 
iSummcD  des  ßürsenge.sthatt.s.  An  diesen  IlanptnianL':cl  knüpfte 
daher  auch  die  Bewegung  für  die  Weiterentwicklung  einer  wirk- 
sameren Börsenstcuer  an  nnd  erzielte  in  dem  Gesetz  von  1685  den 
erstrebten  Erfolg.  Erfreulich  war,  wie  die  Besteuerung  der  Lotterieen 
Überhaupt,  so  namentlich,  dass  nicht  nur  Privatlotterieen,  sondern 
auch  die  leidigen  Staatslotterieen  reichssteuerpflicbtig  wurden.  Der 
zunächst  5  Stempelsatz  vom  Loosbetrag  selbst  erscheint  als 
ein  Analogon  des  Bmissionsstempels  der  Öffentlichen  Werthpapiere 
nnd  belastet,  in  der  Weise  eines  Zuschlags  zum  Loospreise  ge- 
wöhnlich erhoben,  den  Spieler  als  solchen  mit  einer  Steuer,  welche 
als  eine  Art  von  „Genusssteuer"  (für  die  Betheilignng  am  Lotterie- 
spiel und  I  Lii  El  Werbung  von  Gewinucbauceu  dabei)  anzusehen 
und  auch  in  dieser  Form  danach  steuerpolitiseh  wuLl  zu  recht- 
fertigen ist.  Steuerpolitiseh  richtig  wäre  neben  ihr,  eventuell  statt 
ihrer,  aber  anch  eine  Steuer  auf  den  Gewinn,  also  auf  den  l^etrag 
über  den  Kaulwerth  des  Looses  hinaus,  womit  sich  die  Steuer  der 
Gattung  der  „Anfallerwerbsbesteuerung"  (Spielgewinn-  u.dgl.,  Con- 
juncturengewinn-,  Erbscbailts-  and  Soheokungssteuern)  anschlösse. 
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S.  über  lut/tcTc  Fin.  II,  §.  232  ff.,  auch  mein  Grundriss  der  Finanzwissenschaft 
§.  121,  (Jcsct/  vom  1.  Juli  1881  .,bctr.  die  Erhebung  von  Reichsstempel- 
:il-;j:abüu  •,  mit  dazugehörigem  Tunf.  Aasführ.- Verordn.  ?om  7.  Juli  1881.  Reichs- 
tau'^paplefe  1880,81.  Materialien  daraas  mit  dciu  Gesetz  und  den  AnsfthiiiBgs- 
bestimmangen  in  den  Annalen  1881,  S.  768  tT.,  786  ff.  Coinmentar  ron  Jürgrens. 
Die  obeü  S.  733  gen.  Artiiiei  der  Wörterbucher,  Schall  im  Schön berg'scbeu  Haudb. 
a.  a.  0.  —  Ten  Ein'selheiten  noch  Folgendes,  in  etvas  geoMeren  Auszügen  am 
doui  Gesetz  selbst,  da  es  sich  in  diesen  RLiitirumuniren  iim  die  Grundlagen  einer 
wichtigen  neuen  deutsoheu  Steuerart  and  um  eine  solche  handelt,  bei  der  die  Steuer- 
technische  Structur  von  besonderer  Bedeutung  i.st. 

Die  gesetzlichen  Bestimmnngou  sind  speeielle,  velelie  die  drei  Gnippen 
steaerpflicbiiger  ubjecte  des  Tairifs,  and  tilgen  eine,  welche  die  ganze  Besteoening 
betieÜ'cD. 

I.  Die  erste  Kategorie  der  übjcctc,  welche  dem  Emissions-  eder  Ein- 
f  ühra  ngsstempel  unterliegen,  gliedert  sich  in  3  Unterarten.  1)  Acticn  (auch 
A.-tioiiaiitbeile  und  Interiui^iscbeiiiu) ,  weiter  unterschieden  in  in-  und  ausländisch«}, 
unterliegen  einer  einmaligen  Abgabe  rou  jedem  Stuck,  im  Normalsatz  Ton  5  Promille 
Tom  Nennvrefthe.  Befreit  sind  dabei  iniindische  Actiea  n.  s.  w.,  die  vor  dem 
Inkrafttreten  des  Gcbetzes  ,1.  üi  t.  1881)  ausgegeben  sind,  nebst  den  zwar  später  aus- 
gegebenen, für  die  darauf  vorher  geleisteten  Einzahlungen.  Ausländische  be- 
treffende Werthpapicre,  die  ror  1.  Oct.  1881  ausgegeben  waren,  konnten  innerhalb 
90  Ta<^en  danach  lechtmlttig  umlaofsfähig  werden  gegen  einen  Stempel  von  50  Pf. 
iur  (las  Stuck  y-Aio  Feststempel).  —  2)  Kenten-  und  Schuldverschreibungen, 
mit  der  Unterscheidung  ?on  inländischen  fUr  den  Handelsverkehr  bestimmten 
(aoch  Partialobltgattonen)  mit  Ausnahme  der  unter  Nr.  8  genannten  (incl.  Interims- 
scheine  fllr Einzallun^^en  darauf)  und  von  ausländischen  (von  Staaten,  Corporationcn, 
Actiengesellschafien,  industriellen  Unternehmungen,  sonstigen  für  den  Handelsverkehr 
bestimmten,  nebst  Interimsscbcinen,  bei  jeder  Art  Geschäften  damit  unter  Lebenden  im 
Bandesgebiet)  unterliegen  ebenfalls  einer  einmaligen  Abgabe  von  jedem  StUck,  im 
Kormalsatz  von  2  Promille  des  Ncniiwerths.  Allgemein  befreit  wurden  davon 
aber  ßenten-  und  Schuldverschreibungen  des  Reichs  und  der  einzelnen  Bundes- 
staaten, ferner  befreit,  wie  bei  Actien,  die  vor  1.  Oet  1881  ausgegebenen  inlftn- 
di scheu  betreflenden  Papiere,  weiter  die  nur  zum  Zweck  di  s  Umtauschs  ausgestellt.jn, 
und  die  nach  Keichsgesetz  vom  8.  Juni  1871  abgcstcmpeiteu  ausländischen  Inhaber- 
papiere mit  Prämien*).  Vor  1.  Oct.  18^1  ausgegebene  ansl&ndisehe  betreffende 
Papiere  der  Tarifnummer  2  konnten  innerhalb  90  Tagen  mit  einem  Stempel  von  10  Pf. 
für  das  Stück  umlauislähiy  im  Reich  wt-rden.  3)  Inländische,  auf  den  Inhaber 
lautende,  mit  staatlicher  Genehmigung  ausgegebene  Beoteo-  und  Schuldverschreibungen 
der  ConunvnalFerblnde,  Gemmonen,  Gorpen^enen  l&ndlieher  nnd  stidtischer  Grund- 
besitzer, [daher  der  j.T.andscliaften*'  für  ihre  Pfandbriefe].  (Jrnnd-  und  Hypotheken- 
banken [für  deren  sogen.  Pfandbriefe],  der  Transportgesellschaften  [daher  uamcntUch 
der  Eisenbahn-,  Schittfahrtsgescllschaften  für  ihre  Prioritätsobligationenl  uuterJiegen 


Diese  Papiere  waren  damab  zum  Zweck  der  Abschlieasnng  des  deabchen 

Marktes  für  auswärtige  Prämienanleihen  einem  einmaligen  Reichsstempel  von  5  Sgr. 
für  das  Stück  bis  100  Thlr..  von  10  Strr.  tiber  100  Tlilr.  Nennwerth  zu  (lunsten  der 
Heichscasse  belugt  worden  und  seitdem  nur  diese  mit  dem  Reichsstempel  versehenen 
auslindischen  Loospapiere  rechtmissig  im  Beiche  nmlaufsfähig.  Später  noch  aus- 
gegebene ausLändischö  wurden  auspfeschlossen.  inländische  diirfi<.'n  iu  Zukunft  nur  noch 
aof  Grund  eines  Keicbsgcsetzes  und  nur  zum  Zweck  der  Anleihen  eines  Bundcjistaats 
eder  des  Beiche  ausgegeben  werden.  StrafbestimmQngen  fttr  Zuwiderhandinngen  in 
§.6  des  Gesellt  von  1871. —  Mit  dieser  sehr  richtigen  gesetzgeberischen  Maass- 
reeel  gegentlber  in-  und  auslfmdischen  Lotterieanlcihen  steht  nur  im  Widerspruch 
die  leidige  „Lotteriopoliiik"  des  Reichs  und  der  Einzcistaaten  und  die  Lax- 
heit hinsichtlich  der  Ausdehnang  des  Staatslotterie^Dnwesens  im  Deotschen  Reiche 
(s.  1  S  57'»  .  Und  doch  sind  Ixittcrieanleihen.  selbst  mit  Prome^scnspie].  wie  in 
Ottaterreich,  verbunden,  immer  noch  weniger  bedenklich  —  deshalb  keineswegs  social-, 
Sitten-,  wirthschaßs-  and  finanzpolitisch  nnhedenklichl' —  als  das  OfentUche  und  private 
Lotteriespiel,  nach  in  Form  der  Classenlotterie! 
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(nebst  den  belr.  InterimsbcbeincD)  dem  Normalsatz  von  I  PrcDülIc  vom  Kcnnwertb. 
Befreit  blieben  vor  dem  1.  Oct.  1881  aQ^gegebeDC  dciaiiigc  Papierü.  feiaer  die 
Dvr  cnin  Zweck  des  ümtao&cbs  tosgtttellteii.  —  Id  diesen  drei  vcrbchiedenen  Steuer- 
srit2<-n  von  5.  2  uikJ  1  Pruinilli'  lag  iinplicite  eine  gewis^o  wiriliM  haft.'-politiscln;  Ab- 
sicht der  steucriicbeo  BcgUiistigDiig  der  eiaea  vor  der  anderen  Kategorie,  aber  n^beu 
der  Rücksicht  auf  die  ErtraghTerhlltnisse  einer  jeden  Ganattjf.  B«i  Acrfen  ist  dio 
festgubaltenc  Gleichheit  des  Steuersatzes  für  in-  und  ausländische  bemorkenswerth. 
Bei  den  anderen  Papieren  l'wj^t  in  dorn  iiiodriacron  Sat/.c  der  dritten  KateKorio  «ud 
weil  CS  bich  bei  der  zweiten  laclibch  wciciit-icli  uui  auöiändische  bei  der  Steueifieiheit 
der  deutschen  Staatspapiere  handelt,  doch  bereits  eine  wieder  wirthschaftspoliUschen 
üesiclitsptincten  mit  enti-pninscno  srcih-rlichti  negtinstiguntr  d.'r  inländisc  lien  vor  ans- 
ländi&chco  Papieren,  daher  auch  Anlagen  des  deutscheu  Kapitals  darin  vor,  die  freilich 
auch  stenerpölilisch  wegen  der  metetena  höheren  Rente  (allerdings  auch  meist  geringeren 
Sicherheit,  eben  nnr  höhere  „Assccuran/prämic")  der  fremden  Papiero  ^il  h  mit  <  lit- 
fertigen  lässt.  -  Diese  Werthpapierc  w  ar  n  zur  Erfüllung  der  Steiierptiit  lit  ros^cl- 
mässiir  von  einer  amtlichen  SteuersteHe  mit  Stcuipcluiaikun  oder  StempclaufJruck  gegoa 
Zahlung  des  Betrags  Seitens  des  Pdichtigen  zu  versehen  (|^.  2).  Wer  innerhalb  deü 
Bunde^gebiül8  mit  den  Papieren  (ü^chäfte  macht  d.  Ii.  ..sie  au>giebt,  verfins-^ort.  V'T- 

£ fändet,  oder  ein  anderes  (le^chäft  unter  Lebenden  damit  macht  oder  Zahlung  daiauf 
Ister),  bevor  die  Stcuerp Dicht  «rfllllt  ist.  wird  mit  Geldt>trafc  des  25-fachen  der 
hinterzogencn  Abgabe,  wenigstens  mit  20  M.  für  jedes  Werthpapier,  bedroht  (ins- 
besondere auch  die  Personen,  welche  als  Contrahenteii  oder  in  anderer  Eigenschaft 
ua  dur  Ausgabe  u.  s.  w.  betheiligt  gewesen,  die  dann  fur  die  Straf^umme  soIidari>ch 
haften,  also  namentlich  die  Emissions-  und  Einfdhrungshäuser,  Bank<  n.  H.inkieiB  n.  s.  w., 
§.  Tel),  r  das  Vorgehen  bei  der  Auflegung  inliiridisrher  Weithpapicre  zur  Zeich- 
nung U.S.  w.  nähere  Vorschriften  in  4,  Zuwiderhandlungen  hiergegen  mit  ÖO  bis 
500  M.  bedroht).  AnsdrUcklich  (§.  5)  sind  die  reichsstempelpflichtigen  Weithpapiere 
keiner  einzelslaailichcn  Stempelabgabe  u.  dgl.  mehr  unterworfeu.  aueh  Cm;-chreibun;;en 
in  den  (icsellschaftsbtlchern ,  üeberlragongsvermeikc  auf  den  Papi<*ron  selbst  siml 
abgabefrei.  Andere  landesgesctzlicho  Abgabepflichten,  besonders  für  grund-  und 
bypothekcnbUcherlichü  Eintragungen,  blieben  aber  in  Kraft.  —  Der  Ertrag  diesem 
Stempels,  det>en  SStze  erst  im  Ge.setz  von  1894  vom  1.  Mai  1894  an  verändert  und 
cihöht  worden  sind,  war  in  dem  halben  Jahro  1.  Oct.  1881;ö2  und  dann  in  deu 
folgenden  12  Jahren  1.  April  1882/8S  bis  189S  d4  in  Tamsend  Mark:  820S  ^ 
3198  —  4855  —  .5415  —  WOO  —  4949  —  4800  —  7910  —  9521  -  r.llOO  — 
4584  —  3651  -  4166,  natUtÜch  schwankend  nach  Emissions-  und  Einführunjts- 
th&tigkeit.  daher  nach  Stand  und  Stimmung  dos  (ieldmarkts,  der  B5rse.  nach  dem 
sp&teren  Gesetz  von  1894  in  1J?'.*4      dagegen  9038  (s.  u.  die  Sätze  des  neuen  (ieset/es). 

II.  Die  zweite  Kategorie  der  steuerpflichtigen  Objecto  (Urkunden.  <Ie.schäfte). 
der  Schlussnoten  und  Uecbnuugen  über  gewisse  näher  bezeichnete  Geschäfte, 
Btdh,  wie  itesagt,  eine  Art  sogen.  Omsatzstempels,  sonlchbt  in  dem  Gesetz  von 
li^Sl  froilirh  noch  in  der  Ferra  eines  Fe  s(>!eujin  I>  dar.  1)  Schlussnoten  uiid 
die  ihnen  im  Gesetz  (Tarif  Jsi:  4.  a)  angeführten  gUichgestellien ,  anders  benannten 
im  Bundesgebiet  ausgestellten  Sebriftsmckc  tibcr  den  Abschluss  (Pruluo^atiou.  Be- 
dingnngcn  beider)  eines  Kauf-,  Uuckkanf»,  Tausch-  oder  Lieferungsgcschäfls,  dessen 
Gegenstand  \Vcrh«e!.  .iiisl?»ndische  Noten  und  Papiergeld.  Artieti.  Sta.-^ts-  odL-r  anden? 
„fOr  den  Handelsverkehr  bcstimmtu"  Weithpapiere,  dann  „Mengen  von  solchen  Sachen 
oder  Waaren  jeder  Art,  die  nsch  Gewicht.  Maass  and  Zahl  gehandelt  werden 
jiflt  ^^  ri".  unferlii  ßen  einem  Stempelsatz  von  20  Pf.,  wenn  „eines  der  so  genannten  Ge- 
schäfte auf  Zeit  (nach  dem  Gesetzentwurf  sogar  mit  Ausschluss  der  Zeitgeschäfte 
Uber  Waaren,  die  erst  im  Reichstage  in  das  Gesetz  gekommen  sind)  abgeschlossen 
oder  prolongirt  wird**,  einem  Satz  von  1  M.  Ausdrücklich  befreit,  bezw.  „ausgeschlossen** 
von  dieser  Abgabe  (Tarif  Nr.  4 ,  a)  ^ind  aber  gerichtliche  eder  notariello  Beur- 
kundungen der  betreifenden  Geschälte,  auch  die  von  solchen  Urkunden  ertheUteu  Aus- 
fertlgongen,  beglanbif  ten  Abschrlflen  vnd  Auszöge,  femer  von  den  Staatsrerwaltungen 
drr  nuiid.^sfaaten  über  solche  Geschäffe  aufgenommene  oder  ausgestellte  Schriftstücke; 
Weiter  Verträge  über  solche  Sachen  und  Waaren  der  gen.  Tarifnummer,  die  weder 
znm  Gebrauch  als  gewerbliche  Betriebsmaterialien,  noch  zur  Wicdcrveräusserung  in 
derselben  Beschaffenheit  oder  nach  vorgängiger  Be-  oder  Verai l>e)tnng  bestimmt  sind, 
endlich  Auctionen  nnd  AoctionsprotekoUe.   Hieför  sind  also  Laadesstempel  znlässif 
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geblieben.  Von  MaklerA  oder  anderen  Uiiterbäodlcru  aasgcstcUte  Schriftstücke  in 
Fällen  der  eben  genannten  Verträge  und  Anetlonen  sind  erenlnell  refehsstempelpflicbtlg 

neben  lamle-L^  -  ulichen  Abgaben.  Sonst  sind  S<  hliissnofon  unrj  dio  iliiieii  ttlcirh- 
gestelltcn  ücli rittst ikke  mir  Uber  sopen.  Con  tantgeschüfte  tiber  Wechsel,  gemünztes 
oder  nngemünztes  (jold  oder  Silber  auch  stempelfrei;  auch  Telegramme  und  Briefe, 
Venn  letzten^  aaf  wenigstens  15  Im.  Entfernung  befördert  werden,  Ober  dieGesdilfie 
von  Tarif  Nr.  4,  a.  üebrig-ens  ist  bei  dor  A1>ü:a1)e  für  Sclilassnoten  u.  s  w.  der 
Stempel  für  jedes  einzelne  der  im  Tarif  }st.  4,  a  bezeichneten  Geschäfte  besonders 
zn  entrieliten,  anck  venn  sich  ein  vnd  da^sellM  SebriftstQch  anf  meliTeFe  Gescblfte 
bezielit.  2)  R  o  c  Ii  ii  u  n  «  e  n ,  Noten  u.  s.  w.  un  ^  ü  •  ilnii-n  s''-i<'li?<'.>!elltcn  Bilcher- 
auszügc,  Berechnungen  »ibcr  Gtuhabcn  udcr  Verpflichtungen,  welche  im  Üandesgebiote 
Uber  ., abgeschlossene  oder  i^rulongirto  Kauf-  und  anderweite  Anschalfungs-  oder 
LiefcrungSfreBcbäfte"  Uber  Wt  Ii  I  und  die  anderen  vorgenannten  W  erthpapicre  («  ic 
unter  Nr.  4.  a,  hi<ht  auch  über  die  liier  g-cnannten  \\'aarengeschäfte)  od^r  „über  die 
aus  solcbeu  Bechtsgeschäften  benrorgegangcncn  Ansprüche"  ausgestellt  werden,  tragen 
ebenfiills  einen  Stempel  ron  20  Pf.  (Tarif  Kr.  4.  b).  Von  Scblnssnoten  wie  Bech- 
ntinjren  ist  eventuell  jedes  der  auch  über  dasselbe  Geschäft  ausgestellten  Exemplare 
(auch  Abschriften,  Aminge)  st«  mpclpüichtig,  sobald  es  auü  den  Händen  der  Aussteller 
geht.  Um  Umgehuni;  zu  verhüten,  wird  jederlei  Form  einer  Sclilaesnote  oder 
Rechnung,  auch  die  Briefform,  fUr  stempclpflichtig  erklärt,  ebenso  bedingt  es  für  die 
Stempel^flichtigkcit  keinen  Utiterbchied .  ob  -in  Schriftstück  mit  Namensunterschrift 
Tei^ieben  oder  ebne  solche  ausgehändigt  wird.  —  Eine  ganz  allgemeine  Be- 
freiung Ist  Irl  einen  Oescblf^en  gewibrt.  Indem  sonst  stempelpflicbtipre  Scbtnssnoten 
wie  Rechnnnircn  u,  s.  w.  Uber  Gesoliäflc  in  Werthpapieren  n.  dijl.  bis  800,  über 
Waarengeschäftc  bis  1000  M.  Werth  frei  sind.  Damit  ist  also  eine  allgemeine 
Stempelpflichtisrkeit  ron  Rechnungen  u.  dgl.  ansgeschlossen ,  im  Interesse  leichteren 
Verkehrs  der  Kleinen.  —  Steuerpflichtig  bei  Schlussnoten  und  Rechnunpen  ist 
?.u»§rhst  der  Aussteller  und  jeder  Unterzeichner  des  stein pelpflirhf igen  Soliriftstücks 
und  muss  die  SteuerpÜicht  erfüllen,  bcror  er  das  Schriftstück  aas  den  Händen  giobt, 
Ist  die  Yerstenemn^  vnteriassen,  so  mnss  der  Empfänger  und  erentneli  jeder  vettere 
Annehmende,  es  binnen  3  Tagen  nach  Empfang,  jedenfalls  vor  weiterer  Aushändii^unßr 
rersteueni  (§.  6).  Die  Versteuerung  erfolgt  bei  Scblnssnoten  u.  dgl.  durch  Verwendung 
der  rorfrescnrfebenen  richtigen  Formulare,  sonst  ancb  dorcb  solche  ron  Stempelmarken 
7).  Nichterfnlinng  der  Stenerpflicht  ist  auch  hier  nicht  mit  civilrechiliclien  Nacli- 
tbeilen  verbunden .  Rundem  nur  mit  fleldstrafe  rom  50-fachen  des  hitiferzogenen  Be- 
trags (also  eveiiiucii  mit  10,  bezw.  dO  M.),  doch  mindestens  mit  20  M.  Geldstrafe 
bedroht  und  trifft  jeden  scbnldigen  VerpÜiditeten  besonden  nnd  roll  (§.  8).  Andh 
di'-^cr  Rcichsstempe  1  siMiessf  e'waige  Landosst^mpe!  aus.  die  nur  riebet  etwaiiren  Ge- 
buhren eventuell  bei  öli'cutlirher  Beglaubigung  von  Scblnssnoten  und  Rechnungen  statt- 
baft  bleiben  (§.  11.  10).  Ein  Zwang  zur  Ansstellnn;  ron  Sehlnssnoten  nnd  Becb« 
nungen  aus  fiscalischcn  Gründen,  um  die  Unterlage  für  die  Steuerpflicht  zu  ge- 
winnen, fohlt.  Es  ist  Uberhanpf  nii  bt  das  (ieschäft  als  solches,  sondern  die  Urkunde 
(Schlussnote.  Rechnung),  wenn  auch  mit  der  erwähnten  Ausnahme  bei  verschiedenen 
(ieschäften  in  einem  Schriftstack,  Stenern  oder  stempelpfliohtig.  Es  feiten  fdr  das 
Erfnr(]eniiss  der  8c  b  ri  f(  I i  c  b k  ei  t ,  bezw.  der  Ansstellun;;  der  genannten  Schrift- 
btücke  nur  die  aligcmeineii  JUochtsnormen.  —  Der  Ertrag  der  Abgabe  konnte,  selbst 
in  Jabren  regen  BOrsenrcrirebrs  n.  s.  w..  bei  dieser  Nieoriflreit  des  Stempelsatzes  nnr 
mässig  sein,  im  1.  Halbjabr-  1  Oct.  1881/82)  in  1000  M.  1557,  in  den  S  folfrenden 
Jahren  1882;85  {I  C)r\ )  i.';;  };;  —  2378  —  2364,  br.her  nst  b.-i  der  auch  steuer- 
politisch  richtigen  Vt;j  Wandlung  des  Feststempels  in  eine  Prüuurtiünalabgabc  vom  Werth 
-1885/86  :  5031. 

III.  Loose  öffentlicher  Lottcricrn  'nnch  Au^wei^^e  (Iber  Spieleinlat;en  bei 
öifenilicb  veranstalteten  Ausspielungen  von  Geld  oder  anderen  Gewinnen)  unterliegen 
dem  Steaersatz  ron  5  */o.  inlindiscbe  roro  planmlssigen  Preise  (Nennwertb)  aller 

Loose  (also  nicht  nur  der  abge^•-t/ten\  ausländische  vom  Preise  des  einzelnen 
Looses  in  Absfuftincrcn  von  5  Pf.  für  ji  de  volle  oder  angefangene  Mark  (T.nrifNr.  5\ 
Frei  sind  die  amtlich  genehmigten  Aui>spiclungcn  und  Lottericen  zu  wohlthätigen 
Zwecken.    Der  Steuerpflichtige  ist  der  Veranstalter  der  Lotterie,  der  die  Abgabe  fdr 

die  planmassifr*'  Zahl  lA>vbr  im  Gan/en  im  Y<iran?  zu  cntricliten  liaf,  bei  auslaiidi^cben 
Loosen  spätestens  binnen  3  Tagen  nach  Einlührung  oder  Empfang,  for  Beginn  des 


Digitized  by  Google 


738         6'  ^*  Uebcrsichten  der  Besteuerung.  Beicbsbesteaerung.  §.  211. 

Vertriebs  (§.  14).  er  hat  die  Stompelabgabe  bei  der  zoatftndigen  BdiSide  zo  eotrichten, 
ob  DDd  wie  mit  Benutzung  TOn  Stempelmarken,  bestimmt  der  Bundesrath  (§.  15).  For 
deutsche  Staatslotterieeu  wird  die  Stempelsteuer  für  die  Loose  durch  <li<>  Lotterie- 
verwaltong  eingezogen  und  iu  einer  Summe  —  hier  ron  der  Gesammtzabl  der  «b- 
gesetsten  Loose  —  ohne  Abstempelung  der  einzelnen  Loose  an  die  Beiebeeaese 
abgeführt.  Die  Nichterfilllnnfj  der  Stcnorpflicht  ist  für  die  Cntcrni^hmer  ausser  den 
Einzelbtaatcn  selbst)  mit  dem  Fünffachen  des  hintcrzogenen  Abgabebetrags,  mindestens 
mit  2ö0  M.  Geldstrafe,  bei  Kicht-Enmlttelbarlceit  der  Zalil  der  abgesetzten  Loose  alt 
Strafe  von  2&0— 5000  M.  bedroht  (§.  16).  Auch  hier  schliesst  der  Beichsstempel  die 
Erliebnnsr  ?on  Landesstempeln  n  s.  vr.  für  I^oose  ans.  Der  Ertrapr  des  Loosstempels 
stieg  bei  gleichem  Steuersatz  besonders  mit  der  Aasdebaun^  der  Staatsluttericen  all- 
maUg,  TOn  Millionen  5.$2— 5.55  in  1882  86  jibriich  anf  6.12-6.80  in  1886/90  and 
auf  7.13—7.86  ?on  1890/94;  nach  der  Erhöhung  des  Satzes  auf  10  7o  '  r  '^^"^ 
1894/95  11.97  Hill.  Mark:  der  Ertrag  der  Steuer  ron  Privatlotterieen  schwankte  nach 
dem  Omfong  und  nacb  der  Zahl  der  letzteren .  er  war  1882/88  481,  1889/90  einmal 
2588,  1898  94  1479,  1894/95  2342  Tausend  Mark. 

In  den  allgemeinen  Bestimmungen  (§.  21  —  oo^  wird  die  Stenipolsteuer- 
freiheit  der  Reichscassen  aasdruckitch  aus^usprocbco,  andere  subjcctive  Steuer- 
freibeiteii  sind  der  Regel  nacb  ausgeschlossen  (§.  30).  Femer  wird  u.  A.  angeordnet, 
dass  das  St  raf?erfahreii  n.  s.  w.  nach  den  bezüglichen  Vorschriften  des  Wechsel- 
stcmpelgesotzes  von  1869  statuiadet  (§.  17,  Sat£  1,  §.  IS,  19  dieses  Gesetzes).  Geld- 
strafen können  ancb  bier  im  Onvennftgenafklle  nicht  in  Freiheitsstrafen  verwandelt, 
Gmndstttcke  nur  mit  Einwilligung  des  Verurtheilten  subhastirt  rc.rdcti  (Gesetz  von 
1881.  24,  25\  Die  Coiitrulo  lie^rt  den  botrelferulca  Landoahohürdcn  und  Be- 
amten ebenso  wie  bei  Laudcsätempelii  ob  27),  aus^crdum  haben  alle  lieicba-, 
SisatB-,  Commiuiall>ehördcn,  auch  von  Handelsrorständon  eingesetzten  Sachverständigen- 
Commissionen  und  Schi»  1  j  richte  und  Notare  die  Pflicht,  ihnen  vorkommende  Ur- 
kunden zu  prüfen  und  Zuwidcrbandiungeo  richtig  zur  Anzeige  zu  bringen  {%,  2&), 
Einer  besonderen  Goutrole  unterliegen  dnrcb  von  den  Landesregierungen  bestimmte 
Beamte  hinsichtlich  ihrer  richtigen  Stcmpelverwendung  periodisch  die  öffentlichen 
und  die  von  Acticn-  «nd  Cornmanditacticngesellschafien  betriebenen  Bank-,  Credit-, 
Versicherungsanstalten,  Handels-  und  werblichen  Unternehmungen,  auch  Liquidatioiiä* 
boreaos  u.  dgl.  für  Zcitgescbifte.  ni>  ht  auch  die  von  EinzelpersoneD  oder  in  anderen 
(jeseHsrhaft.s-    und  Genossfnschaft.Hfornjcn   betriebenen    rntcrncbmnnp" -n.     Die  vor- 

fenanntcn  Betriebe  müssen  sich  die  Prüfung  gefallen  lassen  (§.  27  u.  Aui>i.t>ei)t.  dazu). 
Is  ist  dies  immeibin  eine  bemeAenswertbe,  ein  gewisses  Misptranmi  zeigende  Vor- 
BCbiddenbeit  der  Kechtsstellung  der  genannten  Anstalten  und  Betriebe  in  diesem 
Puncte  gegenüber  anderen  Unlernehoitirtj^cn ,  die  auf  demselben  fJebiefe  thiitisr  sind. 
(S.  den  Aufsatz  von  V.  Hecht,  Director  der  Kheiniscben  Hypotbeicnbank  in  Mauu- 
heim,  tkber  die  Stempelrevision  bei  Acticngesellscbaften  nacb  dem  Gesetz  von  188t 
im  Tin  arch.  B.  1.  S.  IH  t  fT."  —  Die  Einzclsiaatrn  erhalten  vom  Betrage  der  in  ihrem 
Gebiet  eingeheodeu  Stempelerträge  2  7o*  ausser  von  den  Staatsiotterielooseo,  der  Rein- 
ertrag flieast  nacb  diesem  Abzug  und  auch  dem  der  sonstigen  gesetzlichen  Steuer- 
erlasse oder  Kuckerstattungen  in  die  Reichscassc,  wird  aber  seinem  vollen  Betrage 
nach  zunächst  zu  den  Ueberwcisnn£ren  an  die  Einzcistaaten  verwandt  (oben  S.  653). 
Der  Gcsauimtrohcrtrag  war  im  1.  vollen  Jahre  (1.* April  1882'83)  11.34.  I884y85 
13.77.  1885/86,  nach  der  Acnderung  des  ümsatzstcmpels,  15.27,  1886/87  19.78. 
1888/89  27.62.  Max.  1889/90  34.00.  dann  herab  bis  auf  21.67  in  1893/94,  1894,95. 
nach  dem  neuen  Ucsctz  (s.  u.)  39.76  Mill.  Mark,  auf  den  Kopf  anfangs  25 — 30,  später 
einige  40  und  ttber  50*  1889/90  70,  1898/94  wieder  nur  43,  1894/95  77  Pfennig. 
Der  Reinertrag  nacb  den  Finanzrecbnnngen  des  Reicbs  betrog  etwas  Uber  2 */•  heiliger. 

bb)  Gesetz  yon  1885. 

Es  war  nur  zu  begreiflieh,  dass  das  Oesetx  von  1881  die- 
jenigen,  welche  eine  eigentliche  BOrsen-Umsatssteiier  planten» 
^  im  Sinn  einer  wirklichen  „BOrsen^'-Steaer,  da  ffür  den 
Emissions-  nnd  vollends  den  Loosestempel  dieser  Name  eigentlich 
nicht  recht  passt  —  namentlich  in  seinen  Bestimmungen  Uber  den 
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niedrigen  Feststenipel  von  SchlnssBOtcn  u.  8.  w.  nicht  befriedigen 
konnte.  Ueber  diesen  Punct,  ob  Feststem pel,  ob  Proportionalstempel, 
hatte  sich  bereits  vor  dem  Gesetz  von  18Ö1  und  bei  den  Verband- 
Inngen  darüber  der  Streit  der  Parteien  vomemüch  gedreht  Die 
loteressenten  des  BdrsenverkehrBi  ihre  Presse  und  ihre  parlamen- 
tarisoben  Vertreter  oder  wenigstens  diejenigen ,  welebe  prineipiell 
der  Börsennmsatsstener,  aneh  ans  allgemeinen  wirthsebaftspolitisehen 
Grttnden,  gegnerisch  gegenüberstanden,  verwarfen  vollends  die 
Proportionalstener,  die  Anhänger  dieser  Steuer  (Conservative, 
Agrarier,  znm  Tbetl  Centrum)  forderten  sie  gerade.  Von  letzteren 
mögen  mancbe  Einzelne  principielle  Gegner  des  Börsengetriebes 
und  der  mit  ihm  verbundenen  wirthscbuttlicbcu  Entwicklang  ge- 
wesen sein. 

Aber  wie  oben  schon  bemerkt,  bandelte  es  sieb  hier  doch 
nm  eine  allgemein  gerechtfertigte  steuerpolitische 
Fordening,  nnd  dieser  entsprach  nur  eine  Umsatzsteuer,  die  diesen 
Namen  wirklich  rerdiente, daher  nnr  eine  Proportionalabgabe. 
Wie  in  der  ganzen  „BOrsenstener"  kam  es  aneh  in  diesem  Poncte 
darauf  an,  der  ungeheueren  Entwicklung  der  Mobiliarwerthe  und 
des  Verkehrs  darin  und  dem  Umstände  Rechnung  va  tragen,  dass 
dieser  Verkehr  in  semen  üblichen  Formen  dem  älteren  Stempel* 
wesen  sich  grtfsstentheils  entzog»  aneh  die  Erträgnisse  dieser  Wertbe 
den  directen  vStenern  viel  weniger  sicher  und  vollständig  unter- 
worfen werden  konnten.  Notorisch  \\  nrden  dagegen  der  Immobili.ir- 
wertb-Besitz  und  dessen  Erträge  von  diesen  Steuern  sicherer  und 
vollständiger  belastet  und  der  Verkehr  in  diesen  Werthen  durch 
die  (itientliche  Benrkundimg  der  Iteziiglichen  Kechtsj^cschäfte  (Eigen- 
tbumstibergang  in  Kauf  und  Verkauf  u.  s.  w.,  Verpfändung  u.  s.  w.) 
von  den  bestehenden  Steuern  (and  Gebühren)  in  Form  von  Stempeln^ 
Gerichtskosten  ebenfalls  sicher  und  vollständig  erfasst.  Die  Gegner 
einer  eigentlichen  Umsatzsteuer  Ton  Mobiliarwerthen  sahen  in  der 
Forderung  einer  wirksamen  besttglichen  Steuer  immer  nur  die 
„antikapitalistische'S  die  „bOrsenfeindliche'S  selbst  die  „der  modernen 
wirthscbaftlichen  Entwicklung  überhaupt  feindliche'S  aneh  wohl 
eine  gewisse  „antisemitische"  Tendenz,  ohnedss  gerade  Steuer- 
politisch  Berechtigte  der  Forderung  zu  würdigen.  Auch  galt 
nach  der  Katnr  der  häufigen  und  raschen  Börsennmsfttze  der  Fix- 
sterapcl  hier  für  richtiger  als  der  Proportionaistempel,  ein  Stand- 
puuct,  den  auch  die  früheren  Kegierungsgesetzentwttri'e  eingenommen 
haben. 
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Die  Geguer  fürchteten  Übrigens  ausser  der  Steuer  und  dereu 
etwaiger  einschränkender  Röckwirkung  auf  deu  ihnen  eitinial  er- 
wünscht, ja  auch  v  o  1  k  8  wirthschaftlich  nothwendig  erscbeinenden 
Mobiliarwerth-,  speciell  Börsenverkehr  fast  ebensosehr  die  ver- 
kchrsbelästifz^enden  stc u ertechnischen  Veranlagungs- 
und  ErhebuDgs formen,  welche  sich  bei  emstlicher  und  gleich- 
mässiger  Darcbfttbrung  der  Umsatzsteuer  schwer  ganz  vermeideo 
Uflsen  (Zwang  zur  Führung  von  „StenerbUchern^'  fttr  die  stener- 
pflicbtigen  Geschäfte  Seitens  der  diese  Geschäfte  gewerbsmässig 
BetreibendeD,  wie  nach  dem  Antrag  der  ConservativeB,  v.  Wedell- 
Halchow,  Sohlnssnotenzwang  d.  dgl^  wie  er  dann  ins  Gesets  kam) 
mit  den  sieb  nothwendig  anschliessenden  Gontrolmitteln, 
Strafen  n.  s.  w.  Auch  daron  warde  eine  unliebsame  Einsehränkang, 
jedenfalls  eine  Erscbwernng  des  Verkehrs,  eine  ancb  bedenkliche 
Einsichtnahme  der  Stenerverwaltnng  in  die  Pri?atgesehftfte,  sowie 
wohl  zu^lt  ich  eine  da.s  Standes-  und  Ehrgefühl  der  betrofleneu 
GeschUltskreise  verletzende  Wirkung  belürchtet.  Lm  alle  diese 
Puiicie  drehte  sich  Jahre  lang  der  Kampf  io  der  üffeutlichen 
Meinung,  io  der  Presse,  im  Parlament. 

Ancb  die  Gegensätze  der  steuerpolitiscben  Anscbannngen 
spielten  mehr  oder  weniger  mit,  die  Ansichten  Uber  directe,  in- 
directe  Stenern  n.  s.  w.  Die  erste  Einfttbrnng  des  Reicbsstempel- 
abgabengesetzes  von  1881  nnd  die  voransgebenden  Bestrebungen 
nm  eine  solche  Gesetzgebung  waren  bei  den  verbflndeten  Regternngen, 
insbesondere  beim  Reichskanzler  Fürsten  Bismarck,  aus  der  al!> 
gemeinen  TendenZi  die  indiiecten  Stenern  im  Reiche  mehr  zu  ent 
wickeln,  mit  hervorgegangen.  Nach  der  stärkeren  Ausbildung  der 
Zölle  und  der  Tabaksteuer  im  Jahre  1879  war  es  umsomehr  ge- 
boten erschienen,  die  vou  diesen  Steuern  weniger  getroflfencü  Volks- 
classen  durch  analoge,  ebenfalls  (nach  der  technischen  Art)  mehr 
als  „indirecte"  anzusehende  Steuern,  wie  die  Stempelabgaben  des 
Mobiliarvverthverkelirs,  ausgleichend  zu  erfassen.  Die  procentuale 
Umsatzsteuer  schien  zu  solchen  Steuern,  neben  dem  Emissions- 
stcmpel,  nach  Ansicht  freilich  weniger  der  Regierungskreise,  als 
der  Vertreter  dieser  steuerpolitiscben  Richtung  im  politisohen  Leben 
und  im  Parlament  (Conserrative  u,  m  w.)  aber  durchaus  mit  zu  ge- 
hören und  wurde  demgemäss  gefordert 

Aus  langen  Kämpfen  ist  dann,  auf  Grund  der  Inttiative  im 
Reichstage  selbst,  wobei  ein  früherer  amtlicher  Entwurf  mit  Vcf 
ändemngen  aufgenommen  wurde,  auch  endlich  das  neue  Gesetz 
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Tom  29.  Mai  1885  hervorgegangen.  Sein  Hanptpnnct  war  die  Um- 
wandlung der  niedrigen  festen  Steuer  in  Stempelform  auf  Ge- 
scbäftsamsfttze  in  der  oben  (S.  736)  dargelegten  Weise  in  eine 
proeentnale  Umsatzsteuer  mit  den  erforderliche  q 
8 1  e  ue  rt  e  c  h  n  i  s  c  h  eu  Vo  rscbrifteu  zur  Veranlagung  und 
Erhebung  uiid  den  Controluiitteln  zur  Sicherung  der 
Abgabe,  namentlich  mit  dem  Grundsatz  der  HeHteueiung  des 
Gesehät'ts  aU  solchen  und  dem  Scblussnoteu zwang  als 
technischem  Durchführungsmittel  datiir.  Den  geschäftlichen  Inter- 
essen und  Bedenken,  weiche  gegen  diese  Steaerarti  die  Procent- 
abgabe, und  die  geplante  technische  Durchführung  dieser  Abgabe, 
geltend  gemacht  worden,  bat  man  soviel  als  möglich  Berück- 
sichtigung gewährt,  u.  A.  dnrch  die  Annahme  des  Sebluss- 
notenswangs  statt  des  Oesehäftsbuch-  und  Steuerbnchzwaugs 
und  der  mit  diesem  weiter  in  Verbindung  stehenden  Einrichtungen, 
auch  durch  die  mässige  Höhe  der  Abgabe,  wenn  bei  dieser 
auch  die  nach  Börsenusancen  geschlossenen  Gteschftfte  über  börsen* 
mässig  gebändelte  Waarenmengen  (nicht  auch  Uber  Wertb- 
papicre)  mit  dem  Dopj) eisatze  (Vio  gegen  sonst  Vio  Promille 
vom  Werth)  belegt  wurden,  sowie  durch  Einrichtung  der  Procent- 
abgabe in  Form  eines  Werthstufentarifs,  welcher  eine  leichte 
be<iueme  Handhabung  lUr  den  GcschUftsverkehr  gestattete.  Aber 
die  Einrichtung,  welche  einer  wirklichen  Umsatzsteuer  vom  Mobi- 
Uarwcrth verkehr  gegeben  werden  muss,  wenn  eine  solche  Steuer 
einigermaassen  ein  richtiges  Seitensttick  zur  Umsatzsteuer  im  Im- 
mobiliarwerthverkehr  darstellen  soll,  ist  wenigstens  erreicht  und  so 
das  bisherige  theils  rechtliche,  theils  jedenfalls  factische  Steuer- 
(ätempei-)freiheitsprivileg  jenes  Verkehrs,  damit  der  Börse  und  eines 
wichtigen,  leistungsfähigen  Theils  der  Pnratkapitalisten  im  Prineip 
nnd  einigermaassen  auch  practisch  gefallen»  Letzteres  später  noch 
mehr,  als  die  sehr  niedrigen  Steuersätze  erhöht  wurden  (lö94,  1900). 
Der  Ertrag  der  Steuer  hielt  sich  vor  und  nach  dieser  Erhöhung 
immer  noch  in  mässigen  Grenzen,  wenn  er  auch  grösser  war  als 
unter  dem  Gescu  vou  1681,  natürlu  li  schwankend  nach  den  Ver- 
kehrsverhältnissen. Die  Rückwirkung  der  neuen  Steuerform  auf 
den  Börscnvri kell]  n.  s.  w.  wird' nicht  gleicbmiissig  beurtheilt,  aber 
auch  von  den  (Ki^iirrn  nicht  mehr  so  ungünstig,  als  ehemals  vor 
der  Einführung  der  .Steuer.  Bei  dem  Emissions-  und  Loossterapel 
der  Lotterieen  u.  s.  w.  ist  im  Gesetz  vuu  1885  keine  Veränderung 
in  dem  Tarif  des  Gesetzes  von  1081  eriolgt. 

A.  W«ffB«r.  FiMiHwItmliift  tV.  48 
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Für  alles  hier  Berührte,  "die  M<'iiiungs?erschiedL'nliLiten  und  K&mpf(^  *ibf>r  «Ji* 
ganze  bache,  sind  diio  sich  durch  Jahre  hüisiebenden  VerhaodluiigeD  im  Keicbstagü 
besonden  lehmich,  Foraendicli  in  der  SeiM(oii  1884/85.  8.  bes.  den  ftea.  Anbtiz 
Von  Grimm  im  Flo.arch.  B.  1,  S.  1115  (wo  die  ein/.t;lii.  ii  Kei*-lista<rsdrurl>a<  hen  auf- 
geführt werden),  desselben  Commissionsbericbt  im  Keichätagc.  Dazu  Friedberg. 
Jahrb.  f.  Nat.ök.  a.a.O.  1885,  S.  32  11".  Die  gen.  Artüel  der  Wörterbücher,  bes. 
Hancke  Im  Supplem.b.  des  H.  W.  B.  d.  St.,  Landgraf  im  Wörterb.  d.  Vanralt., 
F-  Höcht.  Gt'Si-liäftssteoer  auf  Gnindl:»^«;  dos  S'chli'ssnotpnztranj^.  1>S5.  Commeotar 
Q.  dgl.  von  NcumauQ,  Uoinghaus.  Zum  Gesetz  ron  lo^^  die  AosfühmngsFor- 
Bchrlflen  beMuden  vom  15.  Oct  1885,  mit  einseben  Eix&nznogen  spiter.  Die  nenra 
Bestimmungen  sind  im  Tarif  bei  Nr.  4  und  im  Gesetz  besonders  in  neuen  §.  6 — 11 
an  Stelle  der  früheren  enthalten.  Das  ganze  Gesetz  ist  dann  mit  den  Ver&nderai>?en 
von  1885  neu  redigirt  worden  (Bekanntmachung  des  ßcichskanzlers  rom  3-  Juni  1885}. 
Es  kommt  gerade  bei  einem  solchen  Steuergesetz  Ober  diese  Materie  MCh  in  Betteff 
dfr  einzelnen  Vorschriften  sehr  auf  den  genauen  Wortlaut  und  auf  d^n 
genauen  Sinu  dieses  Wortlauts  an.  Für  emtires  ist  auf  das  Gesetz  selbst,  iur 
letzteres  *iif  die  AnsfaliningsroTscIiriften,  Comment&re  vnd  als  Anslegungsqaelle  mit 
aof  die  Ktnchstapsrcrhandlunges.  Berichte  daselbst  zu  renr.-isen.  Da  die  Einzelheiten 
hier  besonders  wichtig  sind,  wird  zur  Ergftnztmg  dee  Textes  oben  noch  Folgendes 
hier  genauer  angegeben. 

Nach  dem  Tarif  (Nr.  4)  aind  zanftcbst  (A,  1  u.  2)  „Kanf-  und  sonstige  An- 
schanunfrsfreschäfte**  —  was  unter  letzteren  zu  verstehen  ist,  ergicbt  sich  aus  den 
Keichstagsrorhandlungeu  und  ist  ereutueil  durch  die  Jadicatur  festzustellen  —  Uber 
aosllndische  Banknoten,  aasl&ndiscbes  Papiergeld,  aoalindiacbe  Oeldtorten  vnd  ttber 
die  im  Tarif  nntor  Nr.  1.  2.  3  bezeichiK.'tcn  Werthpapiere  mit  V',„  Promille  Steu.  r- 
satz  belebt;  ferner  (B)  „Üaul*  und  sonstige  Anschatfuogsgescb&fte,  welche  unter  Zu- 
grundelegung von  Dsancen  einer  BSrse  geschloesen  werden  (Loco-,  Zeit-,  Fix-, 
Termin-,  Prämien-  u.  s.  w.  Geschäfte^  über  liengeu  von  Waaren,  die  börseti- 
inSssicr  pcliandelt  werden",  mit  Promille.  Als  „börsenm&ssig  gehandelt" -rohen 
diejenigen  Waaren,  für  welche  an  der  Börse,  deren  Usancen  für  das  Geschäft  maass- 
gebend  sind.  Terminpreine  notirt  werden  (s.  üebersicht  dieser  Fftlle  am  Ende 
der  1880er  Jahre  im  Art.  von  T^andgraf  a.a.O.  S.  2291.  In  Folec  des  spfitercn 
Böxsengesetzes  rom  21.  Joti  1896  mit  seioca  Beschränkungen  des  Terminbandols, 
besonders  dem  Verbot  des  Getreidetermiabandels,  ist  die  Anvendnng  dieses  Stempels 
auf  diesem  Gebiete  practisch  wesentlich  eingeengt  worden.  Bemerkenswerth  ist,  dass 
im  Gesetz  von  1885  nicht  nur  die  gen.  Waaren pe«iohRfte  höher  als  die  Kffeefen (Geschäfte 
belastet  werden,  sondern  dass  auch  bei  den  beiderlei  Geschäften  (A  und  B  des  18S5er 
Tarif8>  nicht  mehr  zwischen  Zeit-  nnd  anderen  (Guse-jGeschiften  im  Steuersatz  unter« 
schieden  wird,  w?\s  man  ihtnU  für  practisch  unrichtig,  thfils  far  nicht  gcno^^end  aus- 
fuhrbar hielt,  während  im  Tarif  fur  1881  die  Zeitgeschäfte  aligemciu  dem  höhereu 
Fizstempel  onterlagcu.  Ueber  die  Barecbnnng  des  stenerpflichtigen  Werths 
bestimmt  der  Tarif,  dass  er  nach  dem  vereinbarten  Kauf-  und  Lieferungspreis,  sonst 
durch  den  mittleren  Barsen-  oder  Marktpreis  am  Ta<r  •  des  Absrhla«ises  bestimmt  wird 
(zugehörige  Zins-  und  Dividendencoupons  bleib«  ii  :ai:;aer  Betracht).  Die  Abstufung 
des  Werths  behufs  der  Berechnung  der  Steaer  erfolgt  in  der  Weise,  dass  bei  Oeachftfiten 
unter  2000  M.  d<  r  Stennr?atz  für  diese  Summe,  darüber  hinaus  in  Stufen  von  je  rollen 
2000  M.,  von  lO.OUO  M.  an  von  je  vollen  10.000  M.  berechnet  wird;  sehr  gro^sd 
Stofen,  die  spiter  ancb  verkleinett  worden.  Frei  sind  (nach  einer  „Anmerkung**  im 
Tarif)  im  lnteres.se  der  unmittelbaren  Produccnten  „Kauf-  und  sonstige  Anscbaffongs- 
geschäfte  über  im  Inland  von  einem  der  Contrahcnten  erzeugte  oder  hergestellte 
Mengen  von  Saelien  oder  Waaren" ;  ferner  Geschäfte  von  nicht  Uber  600  M.  Wciiii 
(nach  Gesetz  von  1881  von  nicht  tlber  300,  bei  Waaren  1000  M.) ;  endlich  Contant- 
gesrhrtfie  jet/t  mit  Lcaaldefinition  im  Tarif  1  ü1>er  fremde  Noten.  Papiergeld.  (lell- 
sorfen.  uugemünztes  Gold  und  Silber.  Der  Kec  hu  ungs- Festätempel  von  20  Pf.  im 
Gesetc  von  1881  ist  fortgefidlen. 

Leber  die  Anwendung  dieser  neuen  Tarifuummer  4  mit  ihrem  nunmehrigen 
Proportionalsat/  bestimmen  die  neuen  §§.  ü — 11  Folfrond.»?!.  Steucrpflichti^res 
Object  sind  alle  im  Inland  abgeschlossenen  bezugUchcu  Geschiiftc,  ferner  im  Aus- 
land abgeschlossene,  wenn  beide  Contrahenten  im  Inland  wohnhaft  sind,  endlich 
mit  dem  halben  Betrage  des  Stempels  belastet  sind  letztere  Oeschifto,  wenn  nur 
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ein  Contrahent  im  Inland  wohnt.  In  §.  7  werden  bedingte  den  nnbedinj^tön  Geschäften 
in  Abgabepflicht  gleichgestellt;  rerücbobene  üeschäfte  sind  neu  abgabepflichtig,  dsgL 
soirohl  das  G«so]iifl  zviscbeD  GommissioDftr  and  Drittem ,  als  daa  zvisehen  aTsterem 

üiid  seinem  Committentcn  (mit  einer  An^nahmc  eveot.  11.  a.  Abs.  2).  S  teuer - 
subiect  ist  zoa&chst  bei  durch  einen  im  Inland  wohnenden  Vermittler  geschlossenen 
Gescniften  diasar,  sonst«  vann  nv  einer  der  Contrabenten  im  Inland  wohnt,  dieser 
adar  wenn  ?on  den  Contrahenten  der  eine  ein  im  Inland  wohnender  handelsgesctzlich 
zar  Führung-  von  Handelsfresetzbtichem  rerpflichteier  Kaufmann  ist,  dieser,  bei  Ab- 
wicklungbgtöchäfteu  zwischen  Gommissionir  und  Committenten  crsterer,  in  allen 
ttbrigeo  Fällen  der  Yer&usserer.  Im  Inland  wohnhafte  Yeraüttlar  und  Contrahenten 
haften  filr  die  Abgabe  als  Gesammtschnidner.  Der  Vermittler  ist  l)erechti£rt,  den 
Ersatz  der  entrichteten  Abgabe  ron  jedem  mit  rerhafteten  Contrahenten  zu  fordern; 
ain  Fall  abo«  va  die  GaaoizgelniBg  die  Anmana  Uabanrilxang  dar  gataliltatt  Stanar 
rechtlich  festsetzt  wie  bei  einer  blossen  Auslage  (§.  9).  Das  Besteaarungsrer- 
fahren  in  Form  de*'  Sf*  h hi n  o tcn  x wan g-s  rejrelt  §.  10.  Der  Hauptpnnct  ist: 
der  zunächst  ^ur  Zahlung  VcrpHichtutc  muss  Uber  das  steuerpflichtige  Geschäft  eine 
Sohlussnotc,  und  zwar  doppolt  auf  dnam  rorher  gastampaltan  adar  mit  den 
erforderlicliCn  "Marken  vcrst!lienen  Formular  aasstellen.  Die  Note  mus.H  Namen,  Wohn- 
ort des  Vermittlers  und  der  Gontrahvuten,  (tegenstand  und  Bedingungen  des  Uesch&Hs, 
besandeis  Preis,  Zeit  dar  Liafamng  ergeben.  Fttr  jaden  Contnhanten  ist  ja  eine 
Hälfte  der  Note  bestimmt.  Weitere  Einzelheiten  bei  diesem  Besteuerungsrcrfabren  in 
§,  10  und  §.  11,  a— c.  U.  A.  besteht  die  Verpflichtung;,  Schlu.-isnoten  nach  der  Zeit- 
folge nummerirt  5  Jahre  lang  aufzubewahren.  Die  Unterlassung  ist  mit  ;>  M.  bis 
5000  H.  Gddstrafe  bedroht  Dia  Dntariaaanng  der  Ausstellung  und  d<'r  Renutznng 
richtis?  srestcmpelter  Schlussnoten  unterliegt  auch  jetzt  einer  50-fachen  (ieldstrafc  der 
hinterzogenen  Abgabe,  mindestens  einer  Strafe  von  20  M.,  bei  Nichtfeststellbarkeit  des 
Hintandahnngabatrags  einer  Geldstrafe  ron  20  M.  bis  5000  M.,  beim  ersten  RllckM 
ausserdem  noch  einer  Geldstrafe  von  150  M.  bis  5000  M.,  falls  nicht  seit  Ahndung 
des  ersten  Falls  n  Ja^ire  vorstrichen  sind  (§.  11.  sr  und  11,  h).  Ausdrücklich  dürfen 
Geschäfte  des  neuen  Tarifs  Nr.  4  dos  Gesetzes  roa  1885,  auch  über  Objcctc,  welche 
in  diesem  Tarif  als  befreit  bezeichnat  sind,  Landesstemp^  nicht  unterworfen  werden, 
anse  r  i  :  Fällen  garichtiichar  adar  notaiieller  Aofiiahma  oder  BegUabigang  für 
diesen  Act. 

Von  AUndeningen  and  Znsfttfaa  zn  den  allft am  einen  Bestimmon^en  das 

Gesetzes  vun  ISBl  (?;.  21  ff.)  sind  in  der  No? eile  von  18^5  besonders  bcniL-rlvLiiswerth : 
die  ansdrucidicbe  Hervorhebung,  dass  „in  Beziehung  auf  die  Verpflichtung  zur  Ent- 
richtung der  in  diesem  Gesetze  festgestellten  Abgaben  (also  auch  des  Emissions-  und 
Laaaastempals)  der  Rechtsweg  zulässig  ist^'  (§.  22,  a).  Die  Rcvisionsrechte 
gegenüber  den  .A,cti  engesellschaften  u.  s.  w.  sind  geblieben,  statt  ..ffonipnetpr" 
hd(»t  ee  jetzt,  dass  „höhere"  Beamte  zur  Vornahme  der  Revision  zu  bestimmen  sind, 
denen  nicht  nnr,  wie  im  Gesetz  von  1881,  ifia  ravidirtan  Anstalten  „varplliehtet  sind, 
Einsicht  zu  pestattcu'',  sondern  nunmehr  ausdrtlcklich  auch  dazu,  ..alle  be/.üsjlichen 
Schriftslücke  und  erforderlichenfalls  auch  die  Geschäftsbücher  zur  Einsicht  vorzulegen** 
(alter  und  neuer  §.  27).  Von  anderen  Personen  als  diesen  Gesellschaften  u.  s.  w.  kann 
die  Stenerdirectivbehörde  „die  Einreichung  der  auf  bestiumt  bezcichnata  abgabe- 
pflichtige Geschäfte  bezüglichen  Schriftstücke"  verlangen  (Abs.  4  das  Danen  §.  27). 
Das  Gesetz  und  der  neue  Tarif  trat  am  1.  Oct.  1885  in  Kraft. 

Der  Ertrag  dea  Stempels  von  Schlassnotan  ist  nnter  dam  dantlichen  Ein- 
flu-^s  des  neuen  Tarifs  sofort  erhcbli.  h  gestieiren .  vom  Jahre  1.  April  1884/85  mit 
2364  (s.  auch  die  Daten  oben  S.  737)  auf  5031  —  7938  —  7398  —  12.457  — 
15.U3  —  13.456  —  11.021  —  9320  —  8165  —  16.407  Tausend  Mark  in  den 
10  folgenden  Jahren  1885;d6~1894/95.  bcmcrkenswerther  Weise  auch  in  den  3  ersten 
Jahren  L^8*)'86 — 1887  wo  sonst  der  Kückgang  des  EmiNsionsstcmpelertrags  und 
des  Wechselstempelertrags  auf  eine  geschafdich  flauere  Zeit  hinweist.  In  den  weiter 
fo^^dan  Jahren  macht  sich  dann  eine  starke  Ertragsstdgening  bemerfclich,  seltweisa 
auf  «las  Doppelte  des  Wechselsteropclertrags  (1889/90).  worauf  dann  spät.r  freilich 
wieder  starke  Verminderungen  folgen.  Für  den  Umfang  namentlich  der  Börsen* 
geschäfte  ist  der  Ertrag  des  Schlussnotenstcmpels  ein  beachteuswerther  liaa^tab. 
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ec)  Die  Fortbildung,  welche  später,  zunächst  im  Gesetz  yom 
27,  April  1894,  die  Reiebsstempelabgabeo  gefnndeo  haben,  ist  nicht 
7on  der  prineipiellen  Bedeutung  wie  im  Geeets  von  1885  mit  dem 
Uebergang  vom  Feetstempel  zur  Proportionalabgabe  bei  der  Umsatz- 
steuer gewesen.  Sie  ist  anch  wesentliob  nur  dnrcb  fiscaliscbe 
Interessen,  wegen  des  steigenden  Beielisfinanzbedarfs,  besondera 
in  Folge  der  Vennehrong  des  Heeres,  yeranlasst  worden.  &B  ist 
daher  aber  allerdings  bcmerkenswertb,  dass,  wübrend  die  mögliche 
und  regiernugsseitig  auch  gewünHchte  und  mit  in  Aussicht  ge- 
nommene Ausbildung  anderer  Steuern  (Tabaksteuer,  Weinsteuer) 
nicht  zu  erreicbeu  war,  die  Entwicklung  der  Reichsstenipelabg-ahen 
in  dieser  Kicbtuug  gelungen  ist,  trotz  Icbbaltester  Opposiüou  der 
Dächst  betroffenen  Interessenten  und  trotz  der  l  nterstützung  dieser 
Opposition  anch  von  anderen  Seiten  mit  allgemeineren  volkswirth- 
schaftspolitischen  Aignmenten.  So  worde  in  letzterer  Hinsicht  auf 
die  aneb  dem  Gesammtinteresse  der  deutschen  VoIkswirtliBobaft  der 
Annabme  nach  sebädliehe  Rttekwirknng  der  weiteren  Stempel* 
•erbobongen  hingewiesen.  Aber  es  drang  die  ErbObnng  im  Reichs- 
tage dennoch  dnrcb.  Zugleich  worden  indessen  einige  Einzelheiten 
des  bisherigen  Gesetses  geändert,  mit  in  der  Absiebt,  gewisse  Hfirten 
zn  beseitigen  oder  zn  mildem  nnd  gewissen  fttr  berttcksichtigungs- 
Werth  gehaltenen  Verkehrsinteressen  mehr  als  bisher  Reebnting  zn 
tragen.  Das  Wichtigste  waren  jedoch  die  beträchtlichen  Er- 
hübungen der  Steuersätze. 

bitan  wurdcQ  beim  Emid^iioDSStciu pel  zugleich  verbunden  uiit  einer  nun- 
mehligen  UntencheidaDg  des  Satzes  f&r  in>  und  ansl&ndiächc  Werthpapiore. 
Dii"^'r  S;  1  wurde  für  inländische  Actien  verdoppelt,  von  Promille  auf  1 
fUr  auäl&ndiäche  sogar  verdreifacht,  von  h  Promille  auf  IV«  *'/o«  ^  gleicherweise  bei 
Benteil  und  Schnldrersehreibvngen  gesteigert,  bei  inlindischeB  von  2  aaf  4, 
hei  ansUndiscbeu  von  4  auf  6  Promille.  Bei  solchen  Papieren  von  Gommunen  u.  8.  w. 
vorblieb  /war  dor  Satz  rori   1  aber  fOr  die  früher  mit  diesen  pletchj^steHten 

Corpor  a  1 1  u  u  spap i  e  r  0 .  be^oudcn»  läudlichor  uud  städtischer  üruudbeaitder  (Pfand- 
briefe). Grundcredit-,  Hypothekenbanken,  TransportgeseOechafken  (sogen.  Hypoiheken- 
ban k- Pfa II db riefe,  Prioritätsobligationen  der  Bahnen  u.  s.  w.)  wurde  der  Satz  von  1  auf 
2  Promille  ebenfialla  erhOht,  damit  ako  jetzt  ein  verschiedener  Stenersatz  fOr  diese 
Katcgorieen  Wertbpapiere  (T^rif  Kr.  8.  a  n.  b)  eingefafaiL  Der  Ontsatatempel  fOr 
Kaufgeschäfte  u.  s.  w.  wurde  in  seinen  beiden  Sätzen  gleichfalls  verdoppelt, 
von  1  und  2  auf  2  und  4  Promille  srebracht,  zugleich  wurden  die  Tarifstufen  ver- 
kleinert, bei  der  W  enhbciechuuug  in  kleinen  Oeächäfleu  in  guwisseu  Papieren .  eine 
Erleichternng,  auch  Ermässigungen  dw  StenpelnUes  im  Arbitrafret erkehr 
mit  dem  Auslände  gewährt,  die  Ii  c fr  e  i  un  sron  ctwa!>  nasgrdehnt.  Dem  Sr'»inpel  ftir 
Lotte rieioose  wurden  jetzt  auch  „Wetteiusiitze  bei  öttentUch  verauätaitetcn 
Pferderennen  nnd  IhnllehM  OlFentllcben  Vennslaltungen'*  nntenrorfen  nnd  der  ganze 
Stempel  verdoppelt,  von  5  auf  10  ^o-  Loose  ganz  kleiner  Lottericen,  im  Gesammt- 
preis  bis  100  M.  wurden  dapeg^r^i  frei;ji:es(ellt,  bei  Au^spi^'l^lns:('n  für  „ausschliess- 
lich mildthiitigc  Zwecke"  aber  eine  (irenze  für  die  bisher  völlige  Steuerfreiheit 
gezogen  (bis  5000  M.  im  Gesetzentwurf,  im  liesetze  selbst  bis  25.000  M.).  Eine  Aus- 
dehnung der  Stempelpflichtigkeit  aof  andere  Urkunden  und  Bechtsgeechäfte  iat  auch 
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diesmal  nicht  t!rfolgt.  Die  im  Gcsetzeotwurt  auch  jetzt  wieder  Ton  der  Regierung 
Yorgeschlaguuen  kleinen  Feststempcl  auf  Quittungen,  Checks  und  Giroan- 
weisungen, Frachtbriefe,  einsehlieBslich  Schitrs-Connoäsementc,  sind  nicht  in  <las 
Gesetz  gelangt.  Der  Ertra  s  der  gesammten  Abgabe  ist  w.^sentlich  mit  in  Folge  der  Er- 
LöhQDg  der  Steuersäuc  seit  lö^3  beträchtlich,  bis  lüM'd  auf  Uber  das  Doppelte,  gestiegen. 

S.  dio  B«ichstiifsp«picra  1898/94,  daraus  d«ii  (vesetzentmirf  rom  Norenber  1898, 
dem  eine  andere,  nur  bis  zur  1.  T.e^^ln^^•  im  liL'iclistaiio  trelancte  Vorlage  iji  einer 
früheren  Session  vorangegangen  war,  mit  Motiren  aoch  im  Fin.arch.  6.  11,  S.  '2><0, 
292  (f.,  der  aasfQhrlicho  Commissüionsbericht  darüber  eb.  B.  12 ,  S.  122  ü.  Du  u.cu. 
Artikel  von  Hancke.  Friedberg  im  H.W.  B.  d.  St.  a.  a.  0.,  von  Jacob  im  Snpl.b. 8 
(Jes  Wörterb.  d.  Vi  rwait  Fur  Einzelheiten,  besonders  für  die  Abwcichuiigeii  im  Umfang 
der  objecüvcn  Steuerpliicht  im  neuen  Gesetz  gegen  das  frühere,  aiehe  die  gen.  Motive 
und  den  GommiBaidnabericht. 

Aus  'lein  n»'ticn  Tarif  sei  nocli  folfrendcs  Einzelne  liervori^ehobeii.  Bofreit 
vom  Stempel  sind  jetzt  nach  dem  (iesetz  von  1894,  in  Folge  Anregung  aus  dem 
Relebatag,  inländische  Actien  u.  s.  w.  solcher  Gesellschaften  geworden,  welche 
nach  EDtncheidnng  des  ßundesraths  „ausschliesslich  gemeinüizigeii  Zwecken 
dienen,  den  zur  Vertheilung  gelangenden  Reingewinn  sAt^noKsmässig  auf  eine  höchstens 
4  ^/«ige  Verzinsung  der  Kapitaleinlagen  b^hränken,  auch  bei  Aosloosungen  oder  für 
den  FtU  der  Anf  lOsung  nicht  mehr  als  den  Nenrnrerth  ihrer  AntheÜe  zosiehera  und 
bei  der  Auflösung  den  ufwaigen  Rest  A^s  Ge'^ellsrhnftsvermögens  für  fremeinnilfzige 
Zwecke  bestimmen."  Auch  müssen  die  bctrcti'eudcn  Veranstaltungen  „fiir  die  minder 
begüterten  YoUscIassen"  b^timmt  sein:  eine  ^^soeialpolitische"  Steuerfreiheit 
im  Interesse  der  Förderung  von  bezüglichen  Ban-Acticngcsellächaften  u.  dgl.  m. 
Ausserdem  sind  lediglich  zum  Umtausch  ausgestellte  neue  inländische,  wie  alle  Werth- 
papiere nach  dem  neuen  ^.  ü  des  Gesetzes  von  1Ö94  frei.  FUr  Actien  wie  fUr 
Renten-  nnd  Schnldrersehreibangen  ist  eine  besondere  BestimninDg  (Anm.  zn 
T  trif  Nr.  1  u.  2)  Uber  Falle  jretroflen  worden,  welche  der  Aushfindiiruiif;  ausländisrher 
Wertbpapiere  im  Inlande  gleichgeachtet  und  damit  steoerpflichtig  werden,  wodurch  in 
gewissen  anderen  Fällen  StenerReiheit  bedingt  sein  kann;  ferner  sind  hier  besondere 
F'cststempel  für  Geonssscheinc  u.  dgl,  für  jede  Urkunde  festgestellt  worden.  —  Den 
Kauf-  Tl.  9.  w.  Geschäften,  welche  dem  Umsatzstempcl  unterliegen,  sind  jetzt  —  ein 
«ehr  strittiger  Punct  —  gleichgestellt  „die  bei  Errichtung  einer  Actiengesell&chaft 
oder  Commanditgesellschaft  anf  Actien  erfolgende  Zntbeiinng  der  Actien  auf  Grand 
vorhergehender  Zeichnung,  die  bei  Errichtun^r  einer  .^rtiengesellschaft  stafifiiiden  le 
Uebernabme  der  Actien  durch  die  Gründer  und  die  Ausreichung  von  Werthpapieren 
an  den  eteten  Enrerber.*'  Bei  der  Weithberechnnng  des  G^enstands  t&nd  Jetzt 
kleinere  Stufen  von  1000  M.  gebildet  worden,  deren  jede  oder  ein  Bruchtheil  davon 
mit  20.  bezw.  40  Pf.  belastet  wird,  womit  die  im  Ges.  tz  von  IS^^!  '^')  enthaltene  Be- 
günstigung der  gössoren  Umsätze  beseitigt  ist.  Da  der  L  mäaLz&tcmpel  sich  nach  dem 
Ours  Werth  der  l^ipiore  richtet,  konnte  gerade  bei  Anlagepapieren  mit  festem 
Ziiisfusse,  sobald  sie  nur  ein  wenig^  über  Part  standen,  das  Steuerobjecf  in  eine  höhere 
Xarifstafe  fallen.  Das  ist  im  Gesetz  von  1894  wenigstens  für  kleine  Geschäfbumsätzc 
in  gewissen  Papieren  dadorch  behoben,  dass  hier  ftlr  Beträge  im  Noinweith  bis 
5000  M.  der  diesen  Nennwerth  Ubersteigende  Betrair  für  die  Stcmpclpflichtigkeit  nicht 
in  Betracht  kommt,  eine  im  spateren  Tarif  von  1900  Übrigens  wieder  weggefallene 
Bestimmung.  Die  Befrei ungsgrenze  von  600  M.  beim  Umsatzstempel  ist  ge- 
blieben, aber  genauer  pricisirt,  auch  sind  einige  andere  Befreiungsfälle  (unter  Nr.  3 
u.  5)  hinzugefügt  worden,  bei  denen  bisher  Ungcwissheit  bestand  und  fUr  Arbitrage- 
geschäfto  mit  dem  Auslande  ermässigt  sich  der  Umsatzstempei  terner,  nach 
den  näheren  Bedingungen  im  Tkrif,  nm  ^/jo  vom  Tausend,  eine  Begünstigung  dieser 
für  allgemein  volkswirthschaftln  h  .  besonders  betreffs  der  internationalen  Zabluiiiisver- 
hältnisse,  als  erwünr-cht  geltenden  Geschäfte,  die  notorisch  mit  einer  sehr  kleinen 
Curädiüereaz  und  demnach  geringen  Gewinnchancen  rechnen  haben.  Die  nicht 
angenonmenen  neuen  Stempel  im  Gesetzentwurf  waren:  für  im  Inland  ausgestellte 
oder  ausgebändigte  Quittnnrcn  von  einem  T^efng  von  üb.  r  20  M.  10  Pt.,  mit  zahl- 
reichen Befreinngen,  mit  einem  (sehr  unsicheren)  Ertragsanschlag  von  6—7  Mill.  Mark, 
Checks  nnd  Giroanweisungen  ebenfalls  mit  10  Pf.  vom  Stack,  mit  Ertrags- 
anschlag  von  5  —  800.000  M.,  Frachtscheine  für  Wasser-  und  Landverkehr,  mit 
Sätzen  ron  10,  20«  80  Pf.,  anter  Freilassang  ron  Scheinen  bis  zom  Fiaohtbetrag  ron 
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1  M.,  womit  die  meisten  Postsendangon  befreit  worden  wären,  mit  Ertragsuisciilag 
von  8.5  Hill.  M.,  Ge&amxataosciüair  nr  den  Ertrag  dieser  Objecte  16.65  Mill  Mark. 
Das  Gesetz  rom  27.  April  1894  bat  die  Form  einer  Novelle  zu  dem  rom  1.  Juli 

1881/29.  Mai  1885  und  sind  seine  Bestiinmnn?cn  dann  mit  dem  in  Kraft  gebliebenen 
Text  dieses  frUbereu  Gesetzes  ia  ciocr  neucu  Keüacuou  als  Geseu  vom  27.  April  1894 
vereinigt  worden.  Aus  den  Aenderungen  und  Zusätzen«  welche  meistens  die  Ent- 
scheidung von  zweifelhaften  Fällen  bctreO'en,  die  BestimmuDprcn  schärfer  pnlcisiren 
und  ancb  Erleichterungen  und  Müderongen  gewähren,  sind  folgende  besonders  be- 
merkenswert]). In  dem  neuen  §.  8  wird  der  Erwerber  ren  „ansiindischen  Werth- 
papieren  ,  welche  durch  ein  im  Ausland  abgeschlossenes  Geschäft  von  cinoui 
zur  Zeit  dos  Geschäftsabschlasses  irn  Inland  ft-ohnhafton  Hontrahcnten  anpeschatit  sind 
und  ihm  au»  dem  Auslände  ubcrsaiidt  uder  vou  ihm  oder  einem  Vertreter  au^  dem 
Auslände  al^ipebolt  worden",  verpflichtet,  diese  Pai^ere  binnen  14  Tkgen  nach  der 
"Einbringung  in  das  Inland  zur  Verstenernng  anzumelden:  eine  für  den  internationalen 
llmissionsyerkehr  deutscher  Banken  und  Bankhäuser  wichtige  Bestimmung.  Die  Unter- 
lassong  wird  in  derselben  Weise  behandelt  nnd  bestraft,  wie  die  Unterlessnng  der  Ver- 
steuerung in  den  anderen  Frillcn  des  Emissionsstempels.  In  einem  neuen  §.  6  (des 
nen  redigirten  Gesetzes  von  18'J4,  §.  5,  a  der  Novelle)  sind  Bestimmuusren  Uber  die 
vor  dem  InkrafttrcttJü  des  neuen  Gesetzes  (1.  ilai  1SU4)  ausgegebenen  W  L'ritip.ipiere 
getroifen.  sie  werden  im  Allgemeinen  nach  den  Torschriften  des  Gesetzes  von  1881 
belumdclt.  norli  niclit  mit  Reichsstempel  versehene  ausländische  noch  G  Monate  lane, 
später  dann  nach  dem  neuen  Tarif.  Lediglich  zum  Umtausch  ausgestellte  Werth- 
papiere werden  jetzt  hier  allgemein  steverfrei  gemacht  (§.  6.  Abs.  8).  In  dem  neuen 
§.  12  wird,  ausser  einer  Aenderung  in  der  Behandlung  der  Schlussnoten  Seitens  dor 
Comniissionärc  in  gewissen  Kommissionsgeschäften,  das  Report-,  Deport-  (Kost-) 
Gescliäft  insotciü  in  der  SteuerpHicht  erleichtert,  als  in  dem  Falle,  wenn  eine  Schluss» 
uote  ein  Kaufgeschäft  und  i;leicli.^eitig  ein  zu  einer  späteren  Zeit  zu  erfüllendes  BUck- 
kaufgeschäft  Uber  in  der  'J  arif-Nr.  4  bezeichnete  (lecenstände  derselben  Art  und  in 
demselben  Betrs^e,  bczw.  derselben  Menge  tunfasst«  die  Abgabe  nur  einmal,  nemiicb 
nur  fttr  das  dem  Werthe  nach  höhere  der  beiden  Geschifte  zn  berechnen  ist 
Steuerfrei  sind  ausdrücklich  gewisse  Austauschgeschäfte  verschiedener  Stücke,  Ab- 
schnitte von  Werthpapieren  Zug  um  Zug  ohne  Gegenleistung^  bedingt  auch  gewisse 
sogen,  „uneigentlicho  Leihgescbäfie"  (nach  näherer  Bezeichnung  dieses  Geschäfts)  ge- 
veiden  (neuer  §.  13).  Die  Verpflichtung  znr  fftnQährigen  Anfbewahning  der  Schluss- 
noten ist  auf  die  Actiengcsellschaften  u.  s.  w.  und  auf  die  ;re  w  rrbsm  ä  ssig  die 
steaerpflichtigcn  Kaufgeschäfte  u.  s.  w.  Betreibenden  beschränkt ,  für  andere  Personen 
brateht  sie  nnr  1  Jato  lang  (§.  14).  Die  Strafandrohnnf en  sind  auf  durch  das 
Gesetz  von  1894  möglich  gewordene  neue  Hinte^ziohang^f;ilIe  mit  auagedelmt,  Ordnungs- 
strafen 34  des  neuen  Gesetzes,  33  des  aiten)  etwas  verschärft  worden.  Das 
Kcvisionsrecht  der  Verwaltung  bezüglich  der  Erfüllung  der  Steoerpflicht  ist  ge- 
blieben, aber  nicht  mehr  eine  periodische  Ausübung  desselben  vorgeschrieben,  es  ist 
auf  eingetragene  Genossenschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftunir,  sofern 
sie  die  abgabepüichtigen  Geschäfte  der  Nr.  4  des  Tarifs  „gewerbsmässig"  betreiben, 
zugleich  mit  aas^edehnt  worden  (neuer  §.  39  des  Gesetzes  von  1894). 

Der  Ertrag  aller  3  Arten  dieser  Stempclkateporie  ist.  freilich  mehr  oder  weniger 
mit  unter  dem  Einäuss  der  allgemeinen  Geschäftsbeweguug  und  bei  den  Loosen  unter 
dem  der  Lotterierermehrung,  erheblich  gestiegen:  in  den  6  Jahren  1.  April 
1898/94  bis  1898  99  (das  neue  Gesetz  war  seit  1.  Mai  1894  in  Kraft,  wirkte  also  im 
grössten  Theil  des  2.  Jahrs,  1^91  95  schon  ein)  war  der  Ertrag  für  Werthpapiere 
4166  —  9038  ~  15.523  —  15.090  —  14.969  —  18.480,  für  Schlussuoten  u.  s.  w. 
8165  —  16.407  —  9888  —  13.226  —  18.729  —  18.545.  tat  Loose  9386  —  14.816 
—  19.625  —  20.035  —  19.175  —  21.25^.  im  Ganzen  daher  21.6G7  —  39.760  — 
55.036  —  4S.351  -  47.873  —  53  284  Tausend  Mark  oder  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung in  Pfennig  113  —  77  —  105  91  —  89  ~  98,  also  abseint  und  relatir 
mehr  ab  eine  Verdopplung. 

ddj  Gesetz  vou  lliUO. 

Auch  die  Erhöhnngen  des  Stempels  durch  das  Gesetz  vou  1894 
siud  nicht  die  letzten  geblieben.  Die  steigenden  FinauzbedUrfnisse 
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des  Reichs,  besonders  in  den  letzten  Jahren  des  19.  Jahrhunderts, 
die  vergrösserten  i'ttr  deo  Aosban  ond  die  Vermehrung  der  Kriegs- 
flotte; haben  zu  neuen  Erhöhungen  der  Reiehsstempel- 
abgaben  und  zugleich  zur  Ausdehnung  derselben  auf  einige 
weitere  Objeete  gelBbrt.  Zu  einer  Verooehrung,  bezw.  £rhOhung 
der  Steuerstttse  im  Gebiete  der  inneren  Verbrauchssteuern  und  der 
wichtigeren  FinanzsOlle  wollte  man  aus  verschiedenen,  namentlich 
auch  aus  principiellen  und  socialpolilisohen  Grttnden  nicht  schreiten. 
In  dem  Fiottengesets  Tom  10.  April  1898  (§.  8)  wurde  in  dieser 
Hinsieht  sogar  aasdrOcklich  die  Bestimmung  getroffen,  dass,  soweit 
die  verftigbaren  Deckungsmittel  nicht  ausreichten,  „dei  Mehrbetrag 
nicht  durch  Erhöhung  oder  Verinehrung  der  indirecten,  den 
Masöcnverbra uch  belastenden  Reichsstenern  gedeckt  werden" 
dürfe:  eine  jeuer  „Bindungen"  zweifelhalteii  Werths  l'ür  die  kllnl'ti<;e 
I-e^islativc.  Die  in  den  letzten  Jahren  erhelUiche  Krtragssteigerung 
der  Zolle  und  inueren  Reichssteueru,  deren  Andauer  und  Betrag 
freilich  immer  nicht  ganz  sicher  war  und  von  wirthschaftlichen 
und  politischen  Conjuncturen  mit  abhing,  machte  zwar  die  Er- 
öffnung neuer  Steuerertrikge  durch  die  Gesetzgebung  nicht  unmittel- 
bar nothwendig»  und  von  diesem  Standpunct  aus  forderten  die  Be- 
gierungen  auch  bei  der  Einbringung  der  neuen  Flottenrorlage  im 
Jahre  1900  keine  neuen  Steuern.  Aber  richtiger  erschien  ea  doch, 
namentlich  bei  der  „führenden"  Partei  im  Reichstage,  dem  Centrum, 
tittr  alle  Flllle  Vorkehrungen  zu  treffen  und  zwar  schon  jetzt,  schon 
im  Jahre  1900.  An  eine  Einführung  directer  Steuern,  auch  etwa 
einer  licichsvcrmögenestener  oder  einer  Reichserbschaltssteuer,  von 
denen  innerhalb  und  aus^icrhalb  des  Reichstags  die  Rede  war, 
wollte  mau  indessen  nicht  herangehen,  aus  bekannten  reicbs-  und 
landesrechtlichen  und  iKilitischen  Gründen.  Den  Zuweg  zu  den 
Uauptsteueri|uelien  des  ivcichs  hatte  man  sich  durch  die  Clausel 
im  Flottengesetz  von  1898  versperrt.  So  blieb  nichts  tibrig,  als 
einige,  doch  nur  geringfügige  Finanzzölle  zu  erhöhen  (o.  8. 661/662), 
etwa  eine  innere  Schaumweinsteuer  als  Ergänzung  des  höheren 
CbampagnerzoUs  und  als  „Lnxussteuer"  für  später  mit  ins  Auge 
zu  fassen  (S.  72d),  vor  Allem  aber  doch  wieder  „die  BOrse  und 
.  das  Werthpapier  bluten  zu  lassen'^  Die  Hochcoigunctury  welche 
seit  1888  hier  geherrscht,  die  speculative  Ausnutzung  derselben 
durch  die  fiOrse  und  ihre  Clientel,  die  Ausdehnung  der  Speculation 
auf  Bergwerkspapiere,  der  allgemeine  industrielle^  montanistische, 
mercantile  Aufschwung,  auch  mancherlei  neue  unerfreuliche  Er- 
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scheinnngen  anf  diesen  Gebieteü,  legten  diesen  Gedanken  nocb 
besonders  nahe.  Die  pessimistischen  Annahmen  in  den  Interessenten- 
kreisen, dass  die  ,,Börseusteuer"  die  Gescbalte  zu  schwer  l>olaste, 
hemme,  ruinire,  ins  Ausland  treibe,  die  volkswirtbscbattlich  notb- 
wendige  und  heilsame  Function  der  Börse  unterbinde  —  Annahmen 
die  jedesmal  1881,  1885,  18^4  bei  der  Entwicklung  dieser  Steuer 
hervorgetreten  waren  — j  waren  durch  die  Tbatsachen  doeh  widerlegt 
Die  notorische  Bildung  sablreicber  grosser  Einkommen  und  Ver- 
mögen in  den  mit  dem  „Anfscbwnng''  und  dem  Börsengetriebe  in 
Verbindnng  stehenden,  die  Conjanetoren  theils  anshentenden,  theils 
mit  leitenden  Kreisen  war  ein  Argument  mehr  iHr  eine  Steuerpolitik, 
welebe  diesen  Verkehr  als  ihr  zu  belastendes  Object  und  dessen 
SteuerfÜhigkeit  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  ftlr  noch  nicht 
gentigend  ausgenützt  ansah.  Da  es  sich  bei  den  durch  die  Börsen- 
steuer getroffenen  Kreisen  theilweise  wenigstens  auch  um  solthe 
zu  handeln  schien,  welche  von  dem  ,, Weltverkehr'*  und  der  diesen 
sttltzenden  „Weltmacht p  litik"  auch  noch  ihre  besonderen  Vortheile 
hatten,  so  erschien  eine  weitere  Frhriliuiii,'-  und  Aiisdehuiiug  dieser 
Börsenstener  vollends  richtig,  eini^aTniaanen  in»  »Sinne  des  Grund- 
satzes der  „Besteuerung  nach  dem  Interesse"  oder  „nach  Leistung 
und  GegenieistQDg'^ 

Im  Gänsen  möchte  ich  diese  Geslchtspuncte,  bei  allen  mit 
unterlaufenden  Uebertreibungen  und  zu  weit  gehenden  Generalisir- 
ungen,  steuerpolitisch  billigen,  wenn  auch  mit  gewissen  Vorbehalten. 
Namentlich  wird  eine  Deckung  von  Ausgaben  ftlr  die  nothwendigeo 

Machtmittel  des  Reichs  doch  richtiger  noch,  mindestens  neben  der 
Benutzung  von  Steuern  wie  der  Jlorsonsteuer,  durch  allgemeine 
Steuern,  an  denen  das  ganze  Volk  mit  trägt  und  die  ttberbanpt 
leistungsfähigeren  Theile  desselben  in  höherem  Maasse, 
daher  durch  gewisse  aligenieinere  Zölle  und  innere  Verbrancbs- 
steucrn  und  durch  directe,  wie  Einkommen- und  VermJi^ensiteuern, 
oder  diesen  ähnlich  wirkende,  wie  Erbscbattssteueru ,  zu  erl'olgen 
haben.  Indessen,  diese  Auffassungen  drangen  nicht  durch  oder 
wurden  in  den  entscheidenden  Instanzen,  Begierungen,  Parteien, 
Reichstag  nicht  gebilligt.  So  verblieb  es,  neben  den  kleinen 
Zollmaassregeln,  bei  der  Erhöhung  und  Ausdehnung  der  . 
Börsenstener  in  dem  neuen  Gesetz  Tom  14.  Juni  1900,  das 
ich  fttr  eine  zulftssige,  zum  Theil  selbst,  wie  In  der  Ausdehnung 
der  Stempelpflicht  auf  Bergwerkspapiere,  ftlr  eine  erwünschte  Maass- 
regel halten  mOchte,  wenn  ich  auch  neben  diesem  Gesetz  die,  mir 
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aus  sonstigen  Gründen  ohnebin  dringend  geboten  erscheinende  Ein- 
ffihrnng  einer  Art  direeter  Steuer  —  deou  das  ist  sie  — ,  wie  der 
Reichs -Erbschaftssteuer,  gern  gesehen  und  lUr  ausfUhrb&r  ge- 
halten hätte. 

Vielfache  Debattoii  til»<-r  die  vom  Keiclic,  gerade  in  VcrbiiitJun^  mit  »1er  Flotfon- 
vennehrunpr,  einzuschlagende  Steuerpolitik  in  der  Presse  und  in  den  parlamentarischen 
Körperschaften,  namentlich  im  Kcichsta^e,  im  Winter  1899/1900  and  im  Sommer  1900 
Iiis  znr  ErlodigUDie:  der  Dinge  im  Keichstage.  Ich  habe  mich  daran  selbst  mehrflu^h 
publicistisch  bcthciligt,  wie  schon  früher,  boi  (lelc^ienheit  dor  ersten  neuen  Flotten- 
ForUge,  in  eiocr  ßeihu  tron  Artikeln  Uber  die  einschlagenden  Finanz-  aod  Steaer- 
fiagea  in  der  WoolieBSchTift  .«Zukunff'  (}anaar  1896),  to  in  Jahre  1900  in  Artikeln 
in  der  Zeitung  „Tägliche  Kundschau"  und  0.  Kohr.  1900  und  in  dor  WocIk uschrift 
„Die  Woche**,  sowie  zusammf nfassend  und  mit  entsprechender  Erweiterung  in  dem 
fOQ  ScbmoIIer.  Sering  uud  mir  heran<>gcgebenen  Sammclweike  Handels-  und 
Maehtpolitik  (1900)  B.  II,  S.  45— 126,  in  dorn  Aufsatz  „die  Flottenrerstärkung  und  unsere 
Finanzen**,  hier  bc=oiidors  S.  121  If..  :iuch  über  die  Zul.'is^i^'koit  »'iMor  Koiclibtirbschafts- 
steaer  trotz  der  Bedenken,  ron  ü.  t.  Mayr  u.  A.  (so  in  dessen  kleiner  Schrift  „Flotte 
nnd  Ffnansen'*.  Die  Deckangsfrage,  1900^  S.  15  ff,)»  da«  damit  ein  „Elabnidi  in 
die  Landijsstciierrochto"  erfolge,  was  narh  den  Bestimmun^'rn  dir  l'eichsirerfassung 
nicht  ZQtritit,  und  dass  die  Keichscontrole  über  die  Veranlagung  und  Erhebung  einer 
solchen  8tener,  wenn  diese,  wie  bisher  bei  den  anderen  Beichsateuem,  durch  die 
LandeabehOiden  erfolge,  eine  za  listige  Verden  mflase. 

Das  nene  Gesetz  von  1900  ist  s*)nach  wesentlich  fisealischcn 
Bestrebungen  entsprungen,  bewegt  sich  aber  con8e(iuent  in  dor 
Kichtnng  der  durch  die  Gesetze  von  1885  und  1894  angebahnten 
Weiterentwicklung  unseres  „Verkebrssteuersystems"  oder  unserer 
sogen.  BörseoBtener  in  dem  Reichsstempelabgabewesen.  Die  wich- 
tigsten KeaeroDgen  bestanden  in  starken  weiteren  Erhöh  ungen 
der  Steneisätze  für  die  drei  Arten  der  Stempelabgaben  nnd  ihrer 
Unterarten,  sowie  in  der  Ansdehnnng  des  Emissionsstempels 
anf  nene  ObjeGte,  Bergwerkspapiere,  nnd  der  Einfflhrnng  eines 
neaen  eigenen  Stempels  (Festsiempels)  anf  eine  weitere  Gattang 
Urkunden,  von  Schiffsfrachten. 

Dor  Emissionsstempcl  auf  inländische  Actien  u.  s.  w.  wurde  auf  Rcichs- 
bankantbeilscheine,  wdche  nominell  nicht  Ak  tien  sind,  ausgedehnt  und  verdoppelt, 
von  1  anf  2"„.  von  sl^ndischen  Actien  u.  s.  w.  von  2  auf  27*  ^/o 
Er  worde  ferner  in  Form  eines  Fixstempels  von  IVs  von  jeder  einzeloea  Urkunde 
anf  die  »Antbdlseheine  gererkschafUicb  oelrlebener  Bergverke  (Kvxe.  Koxscbeine)'* 
nunniflir  Tarif-Nr  1  a':  nu!-i;i'<l('hiit  Dor  Stempel  ftir  inländische  Txoiiton-  und 
Selm  Idverschreibungeu  u.  s.  w.  (abgesehen  von  Tarif-Nr.  ;{  wtirdo  von  4  auf 
6  Tromille  erhöht,  ausländische,  welche  nach  den  früheren  (iczct/en  als  Eine 
Kategorie  iniammengeflMSt  nnd  nacli  dem  von  1894  bereits  dem  Satz,  von  6  Promille 
unterworfen  jr^w^en  waren,  wurden  jetzt  getheilt.  Für  den  einen  Tlieil.  solrhe  aus- 
ländischer Staaten  und  Eittenbahngebellschafteu,  behielt  man  den  bisherigen 
SteaeTsals  ron  6  Promille  bet  Die  abrigen,  daher  fon  Gorporationen,  Actien- 
gesellschaften  oder  industriellen  ünternehm  un  gen  (ausser  für  Eisenbahnen) 
nnd  sonstige  für  den  Handelsverkehr  bestimmte  bctretfendc  Papiere  wurden  dagegen 
auf  den  Satz  von  1  °  „  gebracht,  die  Fixsiciupcl  für  Gennssscheine  zum  Theil 
ebenfalls  stark  erhöht  Die  hi^licr  im  Steuersatz  begünstigten  Renten-  nnd  Scbald- 
verschreibtiniT'Mi  (Inbabcrpapiere)  inländischer  Com m un  alverbä  n  d und  Com- 
manen  wurden  von  1  auf  2  Promille  im  Stempelsatz  gebracht  (Tarif  Hr.  3)  und 
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üoittit  auf  dea  nicht  weiter  crhöhteo  ÜiXz  der  Pfaodbriofe  tt.b.  w.,  FriohtatiiobUgatiooea 
der  Baluieu  v.  8.  w.    Der  ümsatzstempel  f(Ar  Kavfgetehlfte  «.  a.  v.  verUidb 

zwar  für  ausläadisi  lu  .s  Papiergeld,  Bariknoten,  GolJsortea  uud  ftlr  Renten-  und  Schald- 
verschreibuopen  (Tarif-Nr.  2  a,  2  b.  3)  mit  Ausnahme  der  Tarif-Nr.  2.  c,  der  bis- 
herige vou  "/jy  Promille  des  Ges^etzes  von  1894,  wurde  aber  für  Actieu  u.  s.  w. 
(Tarif-Nr.  1)  und  Obligationen  ausl. 'indischer  Corporationcn,  ActicngescU* 
bt  liaften  u.  s.  w.  (Tarif-Nr.  2.  <■)  auf  Promille  cr!i  '!it  urt  !  f'iir  die  neu  Ji;r  Steuer 
unterworfenen  Anibeiio  an  bergrccbtiichcn  Gcw urkachal ten  oder  die  darüber 
ansgestellteti  ürkonden  (Gmscbeioe«  Beiechtigungsscbeine,  AbtretimgSMheine)  sogar 
auf  1  vollem  Pnunillc  frestellt.  Dir  Kaufätempel  fUr  die  bfirsenmäüsig  gehan- 
deiteu  Waareo  ist  auf  dem  Satec  des  Gesetzes  von  1894  niit  Promille  geblieben, 
wobei  jetzt  als  ,,börseDmässig  gehandelt"  ausdrucklich  auch  die  Waaren  gelten,  in 
welchen  /war  nach  dorn  Börsengesct/.  vnii  1896  der  Börscntcrminhaudel  verboten  ist, 
aber  für  welche  an  der  botreQenden  Börse  Preise  für  Zeitgeschäfte  notirt  werden. 
Die  Steuerfreiheit  vou  Geschäften  bis  COO  M.  Werth  beim  Kau&tempel,  ebenso  die 
8.  745  oben  erwUmte  BefüBStigung  von  Geschiften  bis  5000  IL  Wereh  in  gewissen 
Papieren  bei  der  Werthberechnung  ist  beseitigt  worden.  Der  StcüipL'I  für  I.üttcri«  - 
loose  und  Ausweise  von  äpieleioUgen«  wobei  die  Wetteins&tze  im  Tarif  nicht  mehr 
besonders  hervorgehoben  werden,  aber  nach  dem  Gesetz  darunter  begriifen  bleiben 
(Abschnitt  III  „Spiel  und  Wette",  §.  23  dos  neu  redigirten  Gesetzes,  §.  25).  ist  roo 
}0^'^J  bei  i  n !  äiidis  clien  Lotterioiii  auf  20,  bei  .iu  sl  än  disch  en  sogar  auf  25 
erhöht  worden.  Kndiich  sind  Schiffsf rachturkuudcn  ((Konnossemente  s.  w.) 
im  Seererkebr  mit  dem  Aualnnde  (nsch  nihenn  Bestimmangen  des  Tuifs  Hr.  6)  mit 
einem  Ki.xstempel  für  die  einzelne  Urkunde  von  1  M.  belegt  worden,  mit  Eimlssiga&g 
auf  10  Pf.  für  den  Nahverkehr  (Ost-,  Nordsee,  Canal,  Norwegen). 

Die  Verindemngen  im  Text  dos  G^tzes  von  1894  durch  Novelle  von  1900 
sind  meistens  nur  Conscquenzen  der  Tarifveränderungeu,  besonders  in  Betretf  der 
St^inpolpflichtigkeit  der  ScbitPsfrachturkunden  und  betreffen  sonst  nur  uiiterfreordnete 
und  formelle  Puncto.  Sachlicn  von  Bedeutung  fUr  die  Stempelpßichtigkeit  bei  Kaof- 
geschiften  ist  indessen  der  neue  §.  12,  n  der  Noreile  (§.  12,  in  der  neuen  Redscdon 
des  (k-scI/.i-s)  .  woii.icli  di-r  nornmissionär .  der  eine  Einkaufs-  und  eine  Verkauf-i- 
commission  Uber  W  erthpapieru  derselben  Gattong  an  demselben  Tsge  dorch  Eintritt 
als  Selbstcontrsbent  nnsfOhrt,  fUr  jedes  der  beiden  Geachlfte,  soweit  sie  sich  ans- 
gleichen,  neben  der  tarifmästtigcn  Abgabe  eine  weitere  in  der  Höhe  der  Hälfte 
des  Tarifsatzes  m  entrichten  hat,  mit  der  Einschränkung,  es  «ei  denn,  dass  der  Com- 
uiisäionär  zur  Deckung  eines  der  beiden  Aufträge  ein  abgabeptlichliges  Geschäft  mit 
einem  Dritten  abgeschloasen  hat.  Zur  Ontrole  Kann  der  Bandesratb  o.  A.  auch  die 
Art  der  Rtirhfüliruii^  bestimmen.  VAne  andere  wichtige  Bestirotnnn«:  im  Gesetz  von 
PJOO  betrüft  die  Berechnuugs weise  fur  den  Emissionsstempei  bei  inlän discb en 
Actien.  Diese  sind  nicht  mehr  bloss  nach  dem  Neonwerth,  sondern  zuzüglich 
desjenigen  Betrags,  zu  welchem  sie  höher  als  der  Nennworth  lautet,  ausgegeben 
werden,  zu  versteuern.  Man  wollte  damit  die  Agiogewinne  treffen  (s.  den  Tarif  zu  1 
nnd  die  Ausführungen  in  dem  unten  gen.  (jummissionsbehcht,  Actonstucke  1898/1900, 
8.  5581  IT.). 

Ob  und  wie  weit  die  Erwartungen  einer  diesen  Aendcrangen 

des  TariU  cntsprecheudcn  Krtiagssteigeruiig  mcü  eifllUen  werden, 
wird  sich  erst  in  Hinterer  Zeit  sicherer  Übersehen  lassen.  Das 
Gtfjetz  trat  am  1.  Juli  1900  in  Kraft,  d.  Ii.  zu  einem  Zeit])un('.tej 
an  welclieui  der  Kiickj;aug  der  liocbconjunctur  der  letzten  Jnhre 
sich  mehr  und  melir  zu  le'v^en  begonnen  hatte.  Das  Ertrags- 
ergebniss  kann,  unabhängig  vom  Einiluss  des  Gesetzes,  den  die 
Interessenten  aU  nacbtbeiligen  ansehen,  in  Folge  dessen  ein  nn- 
gUnstiges  werden. 

S.  dn9  neu  i-  digirte  Gesetz  vom  14.  Juni  1900  auch  im  Fin.arch.  Bd.  17.  S.  *jG8. 
mit  Angabe  der  erfolgten  Vcr&nderangeu  gegen  bisher.  Der  Ausgangspunct  des  neuen 
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<if-;etzes  war  ein  Antrag  des  Ccntruins  (Abg.  Müller-Fulda)  auf  Abänderung  des 
btt;mpt;lgv;>euc:i  ?on  1894  (,Nr.  713  der  Drucksachen  des  Reichstage,  Session  1898. 1900), 
dem  Bestreben  entsprungen,  auf  diese  Weise  Decknngsmittel  tOl  die  FlotteoerwetteroniP 
zw  bescLaffcn.  Für  den  Zusammenhang  der  Steuercrhöhunpen  mit  dieser  Maassregel 
s.  besonders  den  Bericht  der  Commissioa  für  den  Keicbshaushaltsetat  ubur  das  FlottöU' 
gesetz  Tom  22.  Hai  1900  (Beriohtentatter  M(lll«r-Faldft,  ActeiistQGk  Kr.  836),  worin 
dit  V  Liächiedenen  Gesichtspuncte  hervortraten.  In  das  dann  zu  Staude  gekommcuo 
süüeii.  „Flottengesetz"  vom  14.  Juni  1900  ist  in  g.  6  wieder  die  Bestimmung  des 
fieberen  Flottengesetzes  von  1898  (oben  S.  747)  aufgenommen  worden,  dass  ein  etwa 
aich  ergebender  Fehlbetrag  der  erforderlichen  Einnahmen  gegeaubor  den  Ausgaben 
„nicht  durch  Erhöhung  oicr  Vermchninsr  der  iudirecten,  den  Massenverbrauch 
belastenden  Keicbsabgabeu  aufgebracht  werden  darfe".  In  dem  gen.  Beriebt  werdeu 
di«  anderen  Stenerprojecte ,  ReichfirennögeM-«  BelduerbBchaftaBteiier  berOhrt,  wie 
ebenso  in  den  Tv-Mchstaf/ihverhandlnngen.  Die  Rczierungr^rcrtrcter^  nahnu-n  oino  ab- 
lehnende Stellung  dazu  ein.  üeber  die  Hoicbsstempelabgabeu  s.  besonders  den  Bericht 
der  dartiber  (Antrag  Müller)  bcratheodcn  Keicbshaashaltacoiaiiiiasion  rom  26.  Mai  1900 
(Berichterstatter  Paasche,  ActenstUck  Nr.  870,  1888/1900,  S.  5024  11".).  Oer 
B' rieht  ist  zugleich  ein  Commentar  zu  den  einzelnt^n  neuen  TarifsiitztMi  uud  fasst 
dabei,  wie  bei  den  abgelehnten  S&tzen  und  Puucten.  die  Grunde  für  und  wider  gut 
xnaamoien.  n.  A.  bet-onders  ober  die  Einb^Kiehnng  der  Göxe  n.  s.  w.  ia  die  Stempel- 
abgaben  (S.  5535  ff.),  i  der  Schittsfrachturkundcn  S.  .5'>4TK  über  di.'  Erhöhung 
des  Cmsatzstcmpels  (Statistik  der  bisherigen  Einnahmen  daraus  S.  5690).  —  Der 
Ertragsanschlag  aoa  den  Stenererhöliungiin  war  rond 45  Hill.  Harle.  Ausf ohrungs- 
Tofsehimen  zo  dem  neuen  GeMtz  Tnin  21.  Jnui  1900. 

Durch  die  Einftthniog  und  Entwicklnog  dieser  sogen.  Börsen- 
Steuer  des  Reiehs  ist  eine  Lttcke  Im  ganzen  deutschen  Staats- 
nnd  Reichssteaerwesen  in  befriedigender  Weise  ansgefttUt  worden. 
Denn  wenn  man  anch  die  principiellen  nnd  practischen  Mängel 

dieser  Steuert'orm  zugestehen  mnss,  so  stehen  diesen  doch  andere 
principielle  und  practischc  Vorzüge  noch  wesentlicherer  Art  gegen- 
über und  in  eineYn  „Verkehrsstenersystem"  darf  eine  solche  Börsen- 
Steuer,  wie  die  Keich.sstempelabgaben  sie  jetzt  darstellen,  nicht 
fehlen.  Die  Interessenten  der  Börse  und  des  *  a  Id-  und  Bank- 
geschäfts haben  auch  bei  uns,  wie  die  Verhandlungen  im  Reichs- 
tage, die  Auslassungen  der  Handelskammern,  auch  der  Effecten- 
banken  in  ihren  Jahresberichten,  so  In  denen  für  1900,  zeigen,  eine 
viel  %u  einseitig  ablehnende  Stellung  zu  dieser  Steuer  eingenommen, 
immer  yon  dem  Dogma  ausgehend,  als  ob  „Erleichterung  des  Ver- 
kehrs'^ um  jeden  Preis  ein  durchaus  richtiges  Postulat,  eine  den 
„Verkehr  belastende",  ihn  erschwerende,  hemmende  „Verkehrs- 
Steuer''  daher  etwas  überhaupt  Falsches  sei  Dass  die  einzelnen 
Arten  der  Stempelabgaben  von  den  wesentlich  nur  als  Vermittler 
der  Emissionen  und  der  Umsätze  dienenden  Banken  und  der  Börse 
hier  nicht  immer,  ja  in  der  That  grossentheils  nicht  getragen 
werden,  wie  in  diesen  Kreisen  gern  betont  wird,  ist  ja  richtig,  so 
in  Betreff  des  Unisatzstcmpels,  der  regelmässig  die  Personen, 
auf  deren  Kechuuug  die  Geschälte  geführt  werden,  belubteu  wird, 
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durch  etwaige  Kückwiikuiigeii  auf  Preis  und  Curs  bald  niebr  die 
eine,  bald  melir  die  andere  Partei.  Aber  das  ist  ja  auch  die  Ab- 
sicht des  Gesetzes.  Wenn  der  Stempel  dabei  etwas  hemmeod  auf 
die  Umsätze  wirkt,  ist  das  kein  Uebel.  Der  Emissionsstempel 
von  Actieo  wird  dagegen  doch  öfters  den  GrUndem,  Vermittlern 
dabei,  Einfllhrent  ausländiseher  Aotien  Enfallen^  derjenige  auf  Obli- 
gationen n.  B.  w.  keineswegs  immer  den  erwerbenden  Gläubiger, 
sondern  anch  (öfters  den  Vermittler  der  Emission  and  EiniUbrang  nnd 
freilieh  anch  wohl  den  Sehnldner  treffen,  d.  h.  in  diesem  Falle  die 
nicht  immer  erwflnschte  Wirkung  einer  kleinen  Greditvertbeaemng  und 
Erschwerung  haben.  Bei  den  auch  jetzt,  selbst  nach  dem  Gesetz 
von  1900,  immer  noch  mässi^eii  Tarifsätzen  der  dcutöchcn  Heichs- 
gtenipelabgahen  mJ^chtcn  hich  die  im  Einzelnen,  je  nach  Conjuin  tiiren, 
»Stellung  und  wirtLselialtlicLer  Lage  von  Schuldnern,  Verhältuiisäcu 
der  zu  „gründenden"  Lnternehmnngen  (Hinüberföhrung  von  Privat- 
geschäften in  Actiengesellschaften)  manchfach  verschiedenen 
Wirkungen  dieser  Abgaben  doch  im  Ganzen  rechtfertigen  lassen. 
Die  Ausdehnung  der  Stempelpflicbtigkeit  aof  Cuxe  u.  s.  w.  nnd 
auf  limsätse  darin  ist  bei  der  maasslosen  Specnlation  aaf  diesem 
Gebiete  dnrehans  richtig  und  erwttnseht  gewesen.  In  der  mftssigen 
Belastung  des  Schiffsverkehrs  dnreh  die  Stempel  auf  SchiiTs- 
fracbturkunden  ist  der  Seeverkehr,  dem  die  Entwicklung  der  ge- 
sicherten deutschen  Betheili^ung  am  weltwirthscbaftlichen  Verkehr 
doch  zameist  zu  Gute  kommt,  immerhin  zulfthsig  gewesen,  etwas 
nach  dem  Grnndsatze  der  Besteaening  von  Leistung  nnd  Gegen- 
leistuni^,  wenn  man  auch  mit  Recht  die  Ausgaben  fUr  die  Kriegs- 
flotte al»  eicc  iSaehe  der  ganzen  VolkswirtliHchalt  und  ganzen 
xsation  und  daher  allgemeine  Steuern  zur  Deckung  dieser  Ausgaben 
als  das  Richtige  ansieht.  Die  immer  höhere  Besteuerung  der 
Staats-  und  Privatlotterie  - Loose,  der  Wetten  u.  s.  w.  ist 
bei  der  leidigen  Entwicklung  dieses  Spiel-  und  VVettwesens  bei  uns 
vollends  mit  Genugthuang  zu  begrüssen,  auch  wenn  dadurch  nicht 
die  Gewinner,  sondern  die  Spieler  für  ihr  Fröbuen  einer  wider- 
wärtigen Leidenschaft,  die  freilich  der  Staat  bei  uns  förmlich  durch 
seine  Lotterieen  noch  grosszieht,  belastet  werden. 

y)  Der  Spielkartenstempely  welcher  sich  nur  Eosserlieh,  in 
der  Benutzung  des  Stempels  als  Erhebangsform  der  Abgabe,  den 
Verkehrsstener-  und  sonstigen  Stempeln  anschliesst,  bestand  vor 
der  Reichsperiode  in  den  Einzelstaaten  mehrfach  als  Landes- 
stempel. 
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So  auch  in  Preiissoii,  wo  er  1888  an  die  Stelle  des  vormaligen  Karteu- 
Siaatsmonopoiä  gctrctca  war.  Auch  in  der  Zoll vercinsperiodo  wur  dabei  in  ein- 
zdnen  StMten  noch  ein  Verbot  der  Einfahr  von  SpielkarteD,  wie  ans  dem  Aoslande, 
so  aas  anderen  V<'reinsstaatcii  hest'-licn  ;;obIi«!lK;ii.  Im  nenrn  Vertrage  der  Zolkereins- 
ataaten  vom  8.  Juli  1867  war  zwar  die  Fortdauer  solcher  Verbote  aosg^dUossea 
(Art.  4  QDd  Schltraspratdroll  dazu  onter  Nr.  3),  ab«r  tnsdrOcklich  dio  Bofngnte  der 
Vereinsregierungon  noch  fernerhin  anerkannt  worden,  Stempclabgaben  von  inläudiachcn 
wie  von  den  ans  anderen  Vcrcinsstaatcn  und  aus  dorn  Auslände  einsrehondcn  Spiel- 
karten noch,  weiter  zu  erheben,  indessen  von  solchen  fremden  Karten  in  keinem 
höheren  Betrage  als  von  den  im  Lande  der  Abgabcerhcbung  verfertigtem  Kartm« 
(H  auh  einem  Verein^staato  in  einen  anderen,  der  Stempelall^gabo  erhebt,  vcmendet 
wurden,  unterlagen  dabei  der  üebergangsbchein-Controio. 

Es  war  wieder  ein  wesentlicher  Fortschritt,  dass  es  im 
Deatschen  Reiche  im  Jahre  1878  im  Gresetz  vom  3.  Juli  zu  einer 
Unification  dieser  Landesspielkartenatempel  in  einen  Reich b- 
Stempel  nnd  zar  Uebertragang  des  Ertrags  des  letzteren 
aaf  das  Reich  kam.  Die  ganze  Abgabe  ist  zwar  den  Einw&nden 
gegen  alle  derartige  von  einem  gewissen  Lnxnsstenercharacter  aus- 
gesetzt nnd  anch  als  Stener  anf  den  „Spielgennss'*  nicht  einwand- 
frei, aber  immerbin  zu  rechtfertigen,  dann  aber  wieder  in  Deutsch- 
land gewiss  als  Reichssteuer  mehr  deim  als  Landessteuer,  welche 
Uebergangscoütrolen  innerhalb  des  einheitlichen  Wirthschaftsgebiets 
voraussetzt.  Da  die  Faitrikation  auf  eine  kleine,  im  Keich  mittler- 
weile auf  die  Hälfte  gesunkene  Anzahl  Fabriken  sich  beschrankt, 
ist  auch  die  Veranlagung  und  Erhei)un^  der  Abgabe  mit  nicht  allzu 
grossen  Schwierigkeiten  und  Belästigungen  verknüpft  und  ebenso- 
wenig die  Controle  im  Verkehr,  bei  den  Spielern  u.  s.  w.  Da  die 
Stener  nicht  sehr  hoch  sein  kann,  ist  ihr  Ertrag  auch  nicht  be- 
deutend,  flbrigens  mit  der  Bevöikernngavermehmng  in  langsamer, 
letztere  etwas  Überholender  Steigerang  begriffen. 

Gesetz  rem  S.  Juli  1878.  AQsfbhr.-Yerordn.  vom  6.  Juli  1878.  S.  Annalen  1893, 
S.  188,  185,  f?40.  400.  Wönerb.  d,  Verwalt.  II,  S.  470,  H.  W.  T^.  d.  St.  I.  Aufl.,  V, 
8.  814.  Das  Gesetz  trat  am  1.  Jau.  Iti79  in  Kraft,  von  wo  an  LaudesstempeUbg&ben 
von  Spielkarteo  nicht  mehr  erhoben  wurden.  FOr  eine  Ueben^augszeit  var  Prirat- 
personcn  alto  Spielkarten  zu  benutzen  nech  gestattet,  aber  innerhalb  3  Monaten  hatten 
sie  ungestempelte  oder  mit  einem  geringeren  Landesstempel  versehene,  letzteren  falls 
unter  Zahlung  des  liiUerenzbetrags,  mit  dem  Heicbsstempel  verseben  zu  lassen  (§.  24, 
Abs.  3).  bitenfabrikanten,  -Hindler  und  Inhaber  öffentlicher  Locale  mnssten  unter 
Strafandrohung  ihre  KartenvorriUlie.  unter  Anrechnunsr  d'-s  bereits  frczahlten  Landes- 
stempels,  reicbsstempeln  lassen  (.§.  24,  Abs.  1).  Als  steuerpflichtige  Spielkarten  gelten 
nach  BandeerafhsbeeeUtitt  von  1882  „solche  Karten,  mit  welchen  irgend  eines  der 
]^w9hnlichen  Kartenspiele  gespielt  werden  kann".  Stempelfrci  sind  als  Oblaten  ein- 
g.  ri  -}irete  und  Kinderspiclkarten  unter  einer  gewissen  Grösse  (Jacob,  im  Wört*'rb.  d. 
Vcnik'alt.  II,  S.  471),  sowie  die  unter  amtlicher  Controle  ins  Ausland  geführten.  Der 
Stempelsatz  (§.  1)  ist  ßlr  Spiele  7on  86  oder  weniger  BIftttem  80,  fdr  andere  50  Pf. 
für  das  Spiel  (dio  letzteren  werden  Überwiesend  unversteuert  ausgeführt).  Die  vom 
Ausland  eingeführten  Spielkarten  unterliegen  neben  dem  Zoll  (im  Tarif  ron  1873  vom 
Gentner  von  50  kg.  10  TUr.,  seitdem  nicht  erhobt,  daher  jetzt  60  M.  Air  100  kg.) 
dm.  Beichsstempel  (§.  3).  Errichtung,  B&nme,  Betrieb  der  Kartenfabriken  unteriiegen 
der  steuerlichen  Genehmigung  nnd  AnCsicht.  Die  Fabrikanten  und  die  Pemonen, 
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welche  Karten  aus  dem  Auslände  einiUbrcn,  haben  die  Steuer  zu  entrichten  und  die 
Karten  demgemSas  stempeln  zo  laasen,  w  dass  die  KaTten  nur  rentevert  iiiid  dfegtompeh 

in  dtn  Verkehr  kommen  (Steucrzaliltjngsfrist  treten  Sicherheit^sfelluns!-  3  Monate). 
Der  Handel  mit  Spielkarten  ist  im  Uobrigen  frei,  nach  den  aligemeinen  gcwerbe- 
polizeilichen  Bestimmungen,  doch  uiüssen  sich  die  Händler  Controlen  ihrer  Vorräthe 
durch  Steuerbeamte  gefdlen  lassen  (§.  8).  Nicht  oder  nicht  richtig  gestempelte  Karten 
nnterliepen  bei  Jedermann  der  Einziehung  (Confiscation).  Wer  solche  Karten  feilhrilt, 
vcräussert,  vertheilt.  erwirbt,  damit  spielt,  wissentlich  in  Gewahrsam  hält«  aach 
Wirtbe  «.  dgl.«  In  deren  Leealea  mit  ongestempelten  Karten,  venn  dies  nicht  nacli* 
weislich  ohne  ihr  Wissen  ureschehen  ist,  gespielt  wirJ,  sind  mit  einer  Strafe  von  30  M, 
für  jedes  Spiel  bedroht  (§.  10),  ebenso  der,  welcher  die  Stempelverpflichtung  betretis 
auäliiudischcr  Karten  nicht  erfüllt  (§.  11),  ferner  auch  der  Händler  mit  solchen  Kartea, 
der  aber  dabd  mit  u  i n  t  tons  500  M.  zu  bestrafen  ist  (§.  12)*  Die  Fabrikation  von 
Spielkarten  ohne  Genehmigung  oder  in  nicht  statthaften  Räumen  ist  mit  Geldstrafe  von 
1500  M.  und  Confiscation  der  Geräthe,  Materialien«  fertiger  oder  in  Anfertigung  be- 
griffener Spielkarten  nnd  eventuell  noch  mit  weiterer  Strafe  bedroht  (§.  13>;  gleiche 
Strafe  bei  nicht  vollständiger  Vorlegung  von  Karten  zur  Stempelung  und  bei  Ver- 
sendnng  ungestempelter  Kurten.  Daneben  verschiedene  Ordnong^trafen.  Erhebung 
und  Yenraitang  avch  dieser  Abgabe  erfolgt  dnreh  die  betraffenden  Beamten  der 
Ltnder.  mit  5  Vergütung  für  den  Einzelstaat  für  den  in  seinem  Gebiete  erhobenen 
Stempelbetrag.  Die  Zoll-  und  Steoerheamten,  Staats-  und  Communalbehörden,  Beamten 
u.  ».  w.  mit  Polizeigew ait  Mnd  verpflichtet,  die  zu  ihrer  Kenütuisss  kommenden  Zuwider- 
handlangen zur  Anmeldung  und  Verfolgung  zu  bringen  (§.  21).  —  Der  Ertrag  der 
Steuer,  der  zu  einigen  90  %  aus  <!en  kleineren  Spielen  mit  dem  niedrigen  Satz  her- 
rührt, ist,  einschliesslich  des  ganz  geringfügigen  Stempelertrags  von  ausländischen 
Karten,  ron  1050  bis  1100  Tansend  Mark  in  den  ersten  Jahren,  jetzt  auf  tlber  ISOO 
Tausend  Mark  (1898/99  1533)  gestie-en.  von  2.3  2  4  auf  2  8-2.9  Pf.  auf  den  Kopf. 
Die  Zahl  der  Fabriken,  die  anfangs  einige  GO,  im  1.  Jahre  1879  66  betrug,  ist  j.  tzt 
auf  33 — 34  (1898,  1899)  gesunken,  auch  hier  bei  einer  Steigerung  der  Productiou 
um  c.  40%  grossere  Betriebsconcentration.    Da  die  Re.steuerung  sich  un- 

mittelbar an  den  Fabrikbetrieb  anschliesst,  ergiebt  sich  so  eine  Erieichtening  der 
Controle. 

d)  Die  Bogeo.  statigtische  Gebllbr  fUr  den  Waaren ver- 
kehr mit  dem  AiiBlande  steht  in  nSehster Verbindiing  mit  den 

gesetzlich  vorgeschriebenen  Anmeldungen  Uber  diesen  Verkehr, 
durch  welche  die  Gewinuuug  ricliii^^en  ürmatcrialö  liir  die  statistische 
Feststellung  dieses  N'erkehrs  bezweckt  ist.  Sie  ist  gleichzeitig  mit 
den  betreffenden  Aujueiduygsvorschrit'ten  in  dem  bezüglichen  Gesetz 
vorn  20.  Juli  187Ü  verordnet  worden  und  mit  diesem  am  1.  Jan. 
1660  in  Kraft  getreten.  Sie  besteht  in  einer  specitisehen  Abgabe 
vom  Gewicht,  bezw.  Stück  von  5,  bezw.  10  Pf.  und  wird  mittelst 
Reichsstempelmarken  auf  den  betreffenden  Schriftstücken  (Anmelde- 
scheinen u.  s.  w.)  erhoben.  Als  eine  „Gebühr''  im  finanzwissen- 
Bchaftlichen  Sinne  kann  sie  nnr  etwas  gezwungen,  nemlich  bei  der 
Anifassong  als  Kostendeeknng  ftlr  die  im  Interesse  des  answärtigen 
Handels  erfolgende  statistisebe  Ermittlung  dieses  Handelsverkehrs, 
angesehen  werden,  eher  als  eine  Art  Steuer  nach  dem  Gmndsats 
von  Leistung  und  Gegenleistung!  wobei  dann  allerdings  auch  wieder 
ein  „Gebührengesichtspunct"  etwas  mit  zur  Geltung  kommt  Aus 
dem  Ertrag,  der  in  die  Reiehseasse  fliesst,  soU  den  Etnzelstaaten 
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eine  Vergütong  der  ihnen  ans  der  Statistik  des  auswärtigen  Handels 
entstehenden  Kosten  gewährt  werden. 

Nach  §.  14  des  Gesetzes  vom  20.  Jali  1879,  nach  Feststellungen  des  Bundesraths. 
Der  Sat^  ist  für  die  in  demselben  AnineI(J«'sr)i.'iri  oder  derselben  Dcrlaration  auf- 
geführten Waaren  (bei  Em-,  Aus-,  Durchfuiuj  bei  gaaz  oder  tlieilrcitse  verpueUen 
W'aarea  5  Pf.  fOf  je  500  kg.,  bei  unverpackten  5  Pf.  für  je  1000  kg.,  bei  gewissen 
im  Gesetz  genannten  (Kohlen,  Holz,  (ietreide  u.  s.  w.)  oder  vom  Bandcsratb  zu  be- 
zeichnenden MasseogUtern  in  Wagenladongen,  SchiÜ'eu  oder  Flössea  10  Pf.  für  je 
10.000  kf..  Dir  Pferde.  Mavltliiere,  Esel,  Rindrieh,  Schweine,  Schafe,  Ziegen  5  Pf. 
für  je  5  Stüde  (§.  11),  uiit  verschiedenen  Kategorieen  von  Befreiungen,  u.  A.  bei  Post- 
sendungen (§.  12).  Haftbar  tUr  die  Gebühr  ist  dem  Reiche  gegenüber  derjenige, 
welcher  zur  Zeit  der  gesetzlichen  Anmeldung  Inhaber  (natürlicher  Besitzer)  der  Waare 
ist  (.§.  13).  Controlo  wie  bei  den  ZAllen.  Zuwiderhandlnngen  sind,  wie  bei  alten 
Fällen  von  Verstössen  gereti  das  Gesetz.  Anmcldungspflichteu  u.  s,  w.),  mit  Ordnungs- 
strafen bis  100  M.  bedroht.  Uer  Ertrag  ist  io  den  20  Jahren  des  Bestehens  der 
Abgabe  fn  Folge  des  reTgrOsserten  Yericehra  um  70^80  iL  gewachsen ,  ron  580.000 
bis  5:>0  ono  auf  ober  900.000  M.  (1898/89  948.000  nach  Ergeboiss,  1899/1900,  iiadi 
£tat  937.000  M.). 

c)  Die  sogen.  Gertehtskosten  anf  Qrund  der  Reichsgesetse 
sind  nicht  Stenern,  sondern  Gehtthren  nnd  als  solche  hier  nieht 
näher  zn  behandeln.  Sie  kommen  finanziell  fllr  das  Seich  anch 

i.ur  beim  Reichsgericht  In  Betracht  und  lassen  sich  als  Einnahmen 

zur  Kostendeckung  dieses  Gerichts  acsehen. 

S.  darüber  schon  Fin.  B.  Ii  (2.  Aufl.),  S.  72,  94.  mit  Daten  aus  dem  Tarif. 
Die  Gesetze  sind  das  Ton  18,  Jnni  1878  nnd  das  von  29.  Jnni  1881 .  eine  Novelle 

zu  ersterem.  Dazu  jetzt  Abänderungen  im  Art.  IV  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  ISO-^, 
dem  Einführougsgesetz  zu  dem  Gesetz  betr.  Aenderungen  der  Civilproccssordnung, 
diuiacb  neu  redigirter  Text  des  vom  1.  Jan.  1900  an  gellenden  (lerichtskostengcsetzes 
nach  Bckauntmachang  vom  20.  Mai  1898  (Reichs)üreset/I)latt  1898,  S.  6.j9).  S.  aach 
den  Art.  lii  li  ihren  von  G.  v.  Mayr  im  Wörterb.  d.  Verwalt.  I.  S.  468,  dsgl.  von 
V.  Hecke  1  im  H.  W.  ß.  d.  St..  2.  Aufl..  IV,  S.  26,  Schail  im  Schön berg'schen  Hand- 
boeh  4.  Anfl.,  III,  1.  Abth.,  S.  121.  Die  Einnahmen  des  Beichsynstizamts,  im  Etat 
unter  den  ,, verschiedenen  Verw;iltuii>{seiunahmen",  sind  im  Etat  filr  1000  '1.  AjTil 
1900,01)  mit  60^1.000  M.,  die  ordentlichen  Ausgaben  mit  2.119.000  M.,  wovon 
1.792.000  M.  für  das  Reichsj^ericht,  veranschlagt. 

Auch  die  Abgaben  im  Patentwesen  (Erfindungspatente)  sind 
wesentlich  gebührenartiger  Natur,  doch  mit  stenerartigen  Elementen 
Termischt.  Reine  Gebühren  sind  die  meistens  festen  Abgaben  „ttx 
die  Kosten  des  Verfahrens^',  wie  im  dentschen  Patentgesetz,  mehr, 
je  nach  der  Auffassung  und  Einrichtung  selbst  nur  Steuern,  wenn- 
gleich doch  auch  der  Ertrag  zum  Kostenersatz  des  Patentamts  mit 
dient,  sind  die  wechselnden,  eyentuell  in  steigenden  Sätzen  f&r 
jedes  Jahr  der  Dauer  des  Patents  erhobenen  Abgaben.  Im  Deutschen 
Reich  fliessen  die  nach  den  Reichs- Patentgesetzen  erhobenen  Ab- 
gaben in  die  licicliscasse  und  dietieu  so  im  Eltect  zur  Deckung 
der  —  stark  gestiegenen  —  Kosten  des  Patentwesens  (raieutamU). 

S.  auch  über  die  Patentabgaben  im  R.  idi  bereits  Fin.  II,  S.  168,  im  Buch  von 
den  Gobtlhieu.  Das  grundlegeudo  Gesetz  ist  das  vom  25.  Mai  1877,  dessen  §§.  1—40 
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dun  h  iiL'iiL  im  (Josetz  vom  7.  April  1891  ersetzt  sind.  Die  feste  Pateutgcbühr  ,.für  die 
Kosten  des  Verfabrens'',  die  gleich  bei  der  Anmeldung  einer  Erfindung  zu  zahlen 
ist,  ist  20  M.  (§.  20  dos  Gesetzes)  nod  ein  weiterer  Betrag  von  30  M.«  der  Tor  der 
Ertbeilung  des  Patents  /.u  ontrichten  ist  und  als  Abgrabe  fur  das  1.  Jnhr  der 
Giltigkcit  des  Patents  eilt.  Für  das  2.  Jahr  int  eine  „üebQhr"  ron  dO  M.  und  fdr 
jc  ies  weitere  eine  um  50  M.  steigeode  zu  entricbteD  (sko  8.  Jthr  100  M..  4.  150  M. 
n.  s.  w.,  15.  Jahr,  die  Maximaldaner  eines  Patents,  700  M.).  Diese  zweite  Art  „Ge> 
bühren"  sind  mehr  steuerliclior  Natur.  Bedürftigkeit  riacliwoi-*"fM!.ni  l'tteTitiiilialjern 
kann  die  (icbUhr  l'ar  das  1.  und  2.  Jahr  bis  zum  o.  gcätuadct  und  wciiu  dos  Pateut 
in  diesem  erlischt,  eriassea  werden  (§.  8).  Der  Bundesrath  kann  übrigens  Herab- 
setznn;r  der  Gebühren  anordnen.  Die  Atisfrab<_'n  für  das  Beichs-Patcntaint  sind  ^ehr 
gestiegen,  mit  der  grossen  Ausdehnung  der  (ieschäftsthitigkeit,  von  348  OOO  in  lb7^;bU 
(Beebnung),  688.000  (Etat)  in  1884/85  auf  2.81B.000  H.  1900/01  (Etnt),  aber  «ak- 
8|>rcchend  anch  die  Einnahmen  bei  der  grossen  Vurmebrnag  der  PatenteitheilaBgeil, 
Ton  1.27  Mill.  in  l><s4  S5  ,iaf  4.7  Mill.  gegeuwänig,  1900. 

Die  Uebührcu  dcj.  Martcnschuizes  (Ueichsgeseti:  vom  HO.  Nov.  1874,  §.  7. 
fftr  die  erste  Eintragung  eines  landesgesetzlich  nicht  geschützten  Zeichens,  50  M.) 
flicssen  in  die  Landes  -  Gerichtscasse  des  Gerichts  des  Orts  der  Kintraffunir  (i;.  1). 
Gleiches  gilt  von  den  Gebühren  für  Musterschutz  (Keichsgesetz  vom  11.  Jan.  1876, 
betr.  Uilieberrecht  an  Mastern  und  Modellen,  s.  sndi  FIn.  U,  S.  168).  Vom  Stadt- 
rath zu  Leipzij;  ist  eine  Einfra^uiigsrülle  für  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken, 
Abbildungen  u.  9.  w.  (Heicbsgesetz  vom  11.  Juni  1870.  betr.  das  bezügliche  ürhober- 
rccht)  zu  führen,  jede  Eintragung,  jeder  Eintra^^^uagüschein,  jeder  Auszug  ist  mit  einer 
Gebllhr  ton  ^Z,  Tblr.  beiastet.  Die  Eich-  (Aich-)ge bahren  der  Reichs-Tax- 
ordntnipen  Jafar  (besonders  vom  28.  Dcc.  1884,  mit  zahlreichen  Naehträ^a'n  s.  Fin  II. 
S.  165]  kommen  dou  Eiuzelstaatea  zu  Gute,  dem  Belebe  nur  in  geringfügigem  Betrage 
in  Yerbindnng  mit  der  Beicbs^Nomialeicbiingseomiiiiarieo. 

Die  sonst  noch  im  Keichshaushalte.  im  Etat  bei  den  ..verschiedenen  Verwaltungs- 
eianahmen",  in  allen  Verwaltungszweigen  vorkommenden  Einnahmen  sind  grAssten- 
thcils  eigentliche  Gebühren,  im  Uebrigen  vermischte  Einnahmen  priratwirthschaftlicher 
Art  (auch  in  der  Militär-  und  Marinevcrwaltung).  Gebührenertrau:  der  Nord- 
Ostseo-Canais  1808  1.634.000  M.,  im  Etat  für  im  1  958.000  M.  Der  Gesammt- 
betrag  dieser  Vcrwaliungseinnahmcu,  einschliesslich  der  vorgenannten  Gebühren  im 
(Seriehts-,  Patentwesen,  hat  sieb  im  Lauf  der  Zelt  mit  der  (grossen  Ausdehnung'  und 
Entwicklung  der  Fcichsverwaltungszwciife  bedeutend  gesteigert,  von  l.OIS.OOn  in  1^72, 
1,481.000  in  1873  (Kcchnuug)  auf  14.976000  in  1&Ö9/1UUÜ  LEtat)  und  18.555.000  M. 
in  1900/01  (Etat).  Die^e  EinnahmeD  kOnoen  als  theil weise  Kostendeckung  der  be« 
trellendrii  \  erwaltungszweige  angesdien  Werden.  Im  fügenden  Paiagiapben  wird 
eine  liebersicht  daron  gegeben. 

Ii)  Eine  besondere  Einnahaie  hat  das  Reich  noch  ans  dem  Bank- 
wesen, genaner  gesagt  dem  Notenbankwesen.  Der  Hanpt- 
theil  davon  ist  der  Antheil  des  Keicbs  am  Reingewinn  der  Keichs- 
bank,  der  mitunter  auch  als  eine  ,yStener''  auf  diese  Bank,  bexw. 
deren  NotenpriTÜeg  aufgefasst  wird,  aber  iälsehlieh.  Er  ist  gana 
anderer  Natur,  wirthsofaafUieb  anfgefasst  doeb  mebr  privatwirth- 
scbafUieher  Katnr.  als  ein  Gewinn  des  Reichs  för  eine  Art  Antheil- 
baberschaft  an  der  Beiehsbank,  rechtiteb  anfgefasst  ein  Entgelt  für 
die  Ueberlassnng  eines  mnfassenden  Rechts  der  Banknotenausgabe, 
eines  bezüglichen  Privilegs  auf  Grund  des  dem  Reiche  jetzt  zu- 
stehenden ((^Hiasi-jBaukuotenregals.  Aul  dem  ersten  Hankgesetz 
voü  1875,  in  L  ebernalinic  einer  analogen  Einrichtung  zu  Gunsten 
des  preussiscbe  Fiscas  bei  der  ehemaligen  Preussischen  Bank,  be- 
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r&hendy  ist  dieser  Gewinnantheil  durch  dem  Reichsfinanzinteresse 
glinstige  Abänderang  der  gesetelioben  Bestiminiiiigen  Uber  die  6e* 
winnvertheilnng  zwischen  Reich  nnd  Bankantheilsinhabem  in  der 
NoTelle  TOD  1889,  sowie  durch  die  gewaltige  Geschttftsentwieklang 
der  Reichsbank  im  Lanfe  der  Zeit  in  seinem  Betrage  sehr  ge- 
stiegen. 

Eine  weitere  Einnahme  yiel  Icleineren  Betrags  besieht  das  Reich 

aos  der  im  Gesetze  selbst  sogen.  „Steuer"  (Notensteuer)  von  den- 
jenigen Nütenbankcü,  einschliesslich  der  Reichsbank  selbst,  welche 
das  ihnen  zustehende  Contingcnt  von  nicht  mit  gesetzlich  aner- 
kannten Haarbeständen  gedeckten  (sogen,  „ungedeckten*')  Banknoten 
in  ihrer  w ü klichen  Kotencirculation  (d.  h.  mit  den  im  Verkehr 
befindlichen  Noten  bei  l>ritten)  überschreiten  und  für  den  tiber- 
Bchreitenden  Betrag  eine  Steuer  von  5  ^Iq  p.  a,  zu  entrichten  haben. 
Diese  Einrichtung  hängt  mit  dem  sogen.  Contigentirungsprincip 
der  detttschen  Notenbankverfassung  zusammen.  Die  betreffende 
Einnahme  schwankt  nach  den  Jahren  wegen  des  yerscbiedenen 
Geschäftsgangs  und  ebenso  bei  den  einzelnen  Banken,  welche  die  Ab- 
gabe zn  zahlen  haben.  Da  sie  bei  der  Reiohsbank  vom  Robertrage 
der  letzteren  znr  Berechnung  des  Reinertrags,  an  welchem  das  Reich 
partieipirt,  abgehti  so  verkUrzt  sich  anch  entsprechend  der  Gewinn- 
antheil  des  Reichs  an  der  Bank,  im  Allgemeinen  um  die  Hälfte  des 
Betrags  der  aof  die  ReichsbanlK  fallenden  ^yNotenstener'^^  was  fllr 
die  finanzieOe  Würdigung  dieser  Steuer  in  deren  Anwendung  auf 
die  Reicbsbauk  zu  beachten  ist.  Der  Name  „Steuer"  passt  tibrigens 
am  diese  Abgabe  auch  nur  bedingt. 

8.  BaDkgeset/  rom  14.  März  1875.  §.  24,  wonach  zunächst  die  Bankantheilä- 
ci^ner  auf  ihr  ciogezahlte-^  Kapital  (120  Mill.  Mark)  4'  ,%  ordentliche  Dirideodc 
erbieiteo ,  vom  Mehrbetrag  war  20  %  in  den  Beserrefonds  zu  legen «  bis  dieser  V« 
dM  GraiHlka)»itab  «»der  90  Hill.  Uftrk  emichi  hatte,  was  seit  lange  der  Fall,  Tom 

dann  verbleibenden  Oeberrest  bekamen  die  AnthoilseiKuer  uml  Ji.;  Rcirbscasso  je 
die  Hälfte,  doch  sobald  die  Dirtdende  der  ersteren  8  %  uberstieg,  iielen  von  dem 
noch  fnbleibeaden  Rest  des  Reinertrags  der  Reichsca^  den  Anthellseig^nem 
nur  zn.  Diese  Bestimm un^'ta  sind  dnrch  das  Geoets  fom  März  1889  gunstig 
für  das  Reich  abgeändert,  indem  dan;ir  h  yon  1891  an  nur  eine  ordentliche  Dividende 
von  3'/}«  nicht  mehr  von  4^i^  "/^  für  die  Authuibeigncr  vorweg  abgeht  und  t»chon 
bei  einer  Gesammtdividende  von  6,  nicht  erst  ron  8*/o*  Reich  Restgewinns 
bezieht.  In  der  Novelle  vom  7.  Juni  1809  durrh  welche  Jas  IVivat-ürundkapital  der 
Bajik  von  120  auf  ISO  MiU.  Marlt  bis  Ende  11*00  und  auf  180  Mill.  Mark  bis  Ende 
1901  erhöht  wrde,  ist  es  bei  den  Bestfmtnungca  Aber  die  Verthoilnng  des  Rein- 
{Tcwinns  nach  dem  Gesetz  von  1889  verblii  lu  n,  doch  stehen  von  dem  LN  int-rtra^srest. 
der  nach  Zahlung  der  ordeniÜclien  Dividende  ubrifr  bleibt.  vorl5nfiu^  rr^r  wirdi-r  'Ju  % 
ab,  um  Ueu  Keservefoud^  hin  auf  GO  Mill.  Mark  lu  bringen.  Diu  Eiuuabmc  Jc^ 
Reichs  mib  der  Reichsbank  hat  sich  nach  diesen  Bestimmungen  sehr  gunstig  ent- 
wickeh,  wenn  anch  mit  Schwankungen,  sie  war  1899  10.1^0.5:^4  M.,  1000  20  824.00:5 
Mark  (cxcl.  Notensteuor).    Die  Etatsaaschligc  dos  Reichs  sind  letzthin  durch  das 
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£rgebnis3  der  K'eii  lisbiutkvorwaltouK  stark  Uberstiegen  worden,  z.  B.  wari  n  ^ie  für 
1899  and  1900  nur  O.löJ.OOO  und  10.978.000  M.,  also  nicht  die  Hälfte  des  Ergcbui^ises. 

Oefters  ist  auch  aus  finanziellen  Gründen  die  yolie  „Vorsttatliehune"  der 
Keichsbank,  d.  h.  die  Zurückrahlunt!:  des  Privatkapitals  und  die  Ausstatton«?  der  Eoicli>- 
bauk  mit  einem  Grundkapital  our  aas  Ucicb&inittcln  gefordert  worden,  während  bisher 
nur  diese  Gewlnnbetbeili^iif  staltfindet  und  das  Reich  durch  ron  ihm  ani^teUte 
Beamte  die  Gescliäffo  führoii  lasst.  Da  das  Kcich  eine  Schuld  filr  die  Dotation  der 
Bank  mit  Reichskapitai  wurde  aufnehmen  müssen,  die  ihm  in  der  neueren  und  neuesten 
Zeit  auf  3V» — 3' 4  " 'o  Zins,  ohne  Tilgungsquote,  käme,  wäre  der  finanzielie  Erfolg 
einer  solchen  Maassregel  immerhin  nicht  aiierhe))lich,  aber  doch  nicht  M  bcileuteiid. 
wie  er  oft  von  Anhäiiporn  der  Verstaailichungsidee  woh!  angenommen  wor<i.;ii  i-r. 
£s  handelte  sich  um  die  Gewinnung  der  Ditiercnz  zwischen  der  Gesammtdividcode  der 
Antheilsei^ner  auf  das  bisherige  Gmodkapital  ron  120  Mill.  Merk  und  jenem  dann 
eventuell  zu  tragenden  Schuldzins  für  di»^  AtiltMhe,  d.  h.  allerdings  doch  um  üt  s^ea- 
w&rtiff  c.  4— 4Vfl — d  7o  oder  4.8— 5.i— 6  MiU.  Mark  Jährlich,  die  dem  Kelche  mehr 
zofidlsn  wllrdoD.  Die  Dirideade  hetroir  seit  dem  Bestehen  der  Reichsbaak.  Ton 
1876—1900  für  die  Antheilseigner:  6'/«  -  6.29  —  680  --  5  —  6  -  6«/,  — 
7.05  —  6.25  —  0  25  —  6.24  ~  5.29  -  6.20  —  5  40  —  7  —  8.81  -  7.55 
6.38  —  7.53  —  6.26  —  5.88  —  7.50  —  7.92  —  8.51  —  10.48  —  10.96  %. 
Indessen  ist  eine  solche  „Yerstaaiiichungs  rage^'  nicht  allein  nach  diesem  finanziellea 
Gesichtspuncte  m  entscheiden.  Ich  könnte  mich  ans  priiiciiiicllen  und  practischen 
Gründen  ftlr  eine  Bejahung  allenfalls  aussprechen,  verkenne  jedoch  einige  Bedenken 
anch  nicht  nnd  lege  der  cntseheidnngr  ttberhanpt  nicht  diejenige  Bedentnng  bei.  die 
ihr  von  anderer  befUrwortoiul<T  wie  ^ i'gn<  rischer  »S'  ite  wohl  beigemessen  wordeu  ist. 
Der  bei  der  Verstaatlichung  erreichbare  Hnanziollc  ^■orthei!  f&Ht  für  die  Bejahung 
immerhin  ins  Gewicht,  entscheidend  ist  er  auch  für  mich  nicht,  eine  weitere  Steigerung 
des  Gewinnantheiis  des  Reichs  wUrd<>  auch  mit  der  bestehenden  Verfassung  in  Ein- 
klang zu  bringen  sein  und  hätte  bei  der  letzten  Novelle  von  1800  wohl  erreicht  werden 
können.  S.  Uber  die  ganze  Frage,  die  im  Cebrigcn  wesentlich  bankpoliüschcr  Natur 
ist,  meine  Ansfbhnuigen  in  der  Abthdtonr  Ciedit  nnd  Bankwesen  im  SchOnberg'schea 
Handbuch,  4.  Aufl.,  B  1,  S.  525  01.  530,  sowie  die  Relchstafsferhnttdiangen  1899 
Uber  die  letzte  Baokgesetznovelie. 

Die  sogen.  „Notcnstener**  beroht  auf  dem  Bankgcsctz  von  1875.  §.  9. 
Danach  haben  Notenbanken,  deren  Notenumlauf  ihren  „Baarvorrath'\  d.  h.  den  in  den 
Cassen  der  Bank  h.'findüclien  Betrag  au  rursfahifrem  deutschen  fioMe  'also  nicht  nur  (lold- 
geld],  au  Beichscasscuschciucu  und  an  Noten  anderer  deutschen  Banken  [also  nicht  nur 
Metallireld],  sowie  an  Gold  in  Barren  oder  aosliudischen  Manzen,  das  Pfond  fein  zn 
1392  M.  [statt  zu  IBOfi  nai  Ii  detn  Mtinzfuss]  —  und  den  ihnen  nach  Maasstrabc  der 
Anlage  zum  Gesotz  zugewicseuen  Betrag  (an  sogen,  „ungedeckten"  „steuerfreien")  Noten 
fkberateift,  rem  1.  Jan.  1876  an  fbr  diesen  Qbersteigenden  Betraft  eine  „Stener**  von  jälir- 
lich  5  Vo  *n  die  Reichscasso  zu  entrichten.  Dieser  sogen,  contingentirte  steuerfreie  Noton- 
bctrag  ist  damals  im  Gesetz  auf  385  Mill.  Mark,  wovon  250  für  die  Keichsbank,  135  für 
die  damals  bestehenden  32  anderen  Notenbanken  festgestellt  worden.  Die  ganze  —  bank> 
politisoh  und  banktechnisch  angreifbare  —  Einrichtung  ist  eine  Gonsequenz  gewisser 
(einsi  ififrcrl  nntcnbankpolitischer  TJiiM.rii'cii  meine  Ansftihrnnpcn  a.a.O.  im  Schönberg- 
schenüaiidb..  S.507  tl..  511,  dort  mit  weiterer  Litteratur,  auch  Uclfferich,  das  deutsche 
System  der  GentingentiroDg  des  Notennmlaofit  FIn.arch.  B.  18,  S.  520  ff.  mit  Statlsäk). 
Seitdem  haben  zahlreiche  Notenbanken  ihr  Notenausgaberecht  aufgpgebi  n:  ihr  Contin- 
geilt  steuerfreier  Noten  wuchs  dann  der  Keichsbank  zu.  Anfang  1900  bestanden 
ausser  der  Keichsbank  mit  298.400.000  M.  steuerfreiem  Noteucontingcnt  nur  lioch 
7  Notenbanken,  mit  zusammen  91.600.000  M.  (  onfini^eut.  Die  Notenstcuer,  frtlher 
Jahre  lanrr  fnst  ohne  Ertrac  hat  in  Fuke  der  mit  dem  Geschäftsaufschwung  di  r 
letzten  Jahre  verbundenen  hauligeren  und  stärkeceo  Ueberschreitung  der  GooUngcntc 
nenerdin^  regelmSseiir  einen  etwas  grrSsseren  Ertrag  geliefert,  so  1898  mit 
1.960.000  M.,  wovon  1.907.400  auf  die  Keichsbank  allein  fielen.  1899  bei  dieser 
allein  2.847.294,  11H)0  2.517  858  M.  In  dem  neuen  Gesetz  von  1899  ist  das  steuerfreie 
Gesammtcontiutrcnt  (vom  I.Jan.  1901  an^i  auf  541.6  Mill.  Mark,  dasjenige  der  Keichs- 
bank in  dieser  Summe  auf  450  Hill.  Maik  t^^esetzt  worden,  wlbrend  (iic  Contin>.'ente 
der  andereti  Banken  nii  lit  ir.  äinlcrt  wurii  ri.  im  Ganzen  dnhcr  ndch  91.6  Mill.  .Mark 
betragen.   £s  entspricht  diese  Contingentsorhöhung  den  Bedurfnissen  des  riet  grOa»er 


Digitized  by  Google 


EatwicUoiig  der  ardeDtlichea  Reiditeiiioabmeo.  Staaentatistik.  759 


gewordenen  tieächäfls?erliebis  der  EeicbsbanJi.  Die  Folge  wird  cioe  seltenere  uod 
geringere  Deberscbraitiiiig  des  GontiDg^nls  dfemr  Bank  sein,  ▼onit  dinn  die  Noten- 
stcoer  bei  ihr  entfallt  oder  kleiner  wird:  für  !  -  rx  icb,  wie  Ix nu  rkf,  ein  Aosfall  nur 
um  die  HSlftf  des  V»ishcriiren  Steuerertrags,  da  eiit!>prerhoiul  der  Iv'tdnertrag  der  Bank 
v&clist  und  der  liewinnatithcil  des  ßeicbü  durau  »ich  also  vcrgrössert.  S.  die  amt- 
liehe Sehfift  25  Jahn  (1876-1900)  der  Rdcbsbank  (1901). 

^.  212.  Entwickinn;;  der  ordentlichen  Reiehsein- 
nahmen,  besonders  Statistik  der  Keichssteuern. 

Die  Statistik  lie^t  in  den  Etats,  Uaasbalt-Kechnungcn  und  „Uebcr^ichten  der 
Einnabmen  und  Aos|?aben"  roliständig  vor.  Daraus  werden  die  Hauptdaten  in  sehr 
tibersichtlicher  Weise,  iiniiiar  ülr  eine  Iftngere  Reihe  ron  Jahren  zunick,  im  reichs- 
stnf istischen  Jahrbuch  znsammcnirestellt  und  daselbst  ergänzt  durch  specielle  Daten 
über  die  Haopteionabmezweige  ^ZOlle,  innere  VerbraucEssteuem ,  Stempelabgabcn), 
Daten,  velcbe  in  daii  tibrifren  amtliobeii  PoblicatiODen  des  reiebsstalisCiaehen  Bureaus, 
jet7t  in  don  Vierteljahrshehcn .  noch  defaillirter  zu  finJon  ^ill<^  Im  Vor:iu.sfj:olienden 
süad  daraus  bei  den  genannten  inneren  Steuern  schon  FicUach  Mittbeilungen  gemacht 
Vörden.  Im  Folgenden  stelle  ich  noeb  einige  Zahlen  tabellariscb  zusammen,  um  die 
Gesammten t wicklun g  seit  der  Keichsperiode,  d.  b.  seit  dem  Jahre  1872, 
dem  "r>tcn  mit  einem  Kr-ichshaushaltetat.  —  die  vürhoris:cn.  auch  noch  der  für  1^71, 
sind  hiiiä  des  h'urddeutschea  Bandes  gewesen  —  zur  Uebcrsicbt  zu  bringen  und 
ergänze  sie  noch  durch  einiji^  Daten  ober  die  dem  Ertrage  nach  wichtigsten  Posten 
der  Zolle  und  Uber  die  sonstig-en  ordentlichen  Reichseinnahmen  ans  den  genannten 
amtlichen  Quellen.  £s  werden  dabei  einzelne  Jahre,  in  fOnQ&brigcn  Perioden,  heraus- 
gegriffen, mit  einer  Abweiebuof  ror  nnd  nach  1879,  dem  Jahre  ror  dor  ersten  ZoU- 
reform  und  der  neuen  Tabaksteuer,  (S.  Tab.  96  n.  S.  701)  Die  Daten  aus  den  hier 
übercranpcnen  Jahren  sind  im  reicbsstatistischeu  Jalirlnn  h  leicht  zu  finden.  Soweit 
die  betrclicüdeu  Abschluss-  oder  Wirklichkcits-Datuu  (der  Ist-Rechnung)  vorliegen, 
dnber  für  die  früheren  Jahre,  werden  diese,  nach  dem  reicbsstatistischen  Jahrbuch, 
auf  Grund  der  allgemeinen  Reichshaushaltre' iiiiun?ren,  angegeben,  fur  das  lot^te  Jahr 
(190ÜJ  nach  dein  Etat,  Es  ist  dabei  nicht  zu  vergcHscn,  dtas  die  Zölle  und  Reichs- 
steoem  im  Reichshansbalte  mit  dem  Nettobeträge,  nach  Abzog  insbesondere  der 
Vergütungen  fiir  Vcrwaltungs-  und  Erhebungskosten  an  die  Kinzelsiaaten.  erscheinen. 
Um  die  wirkliche  Höhe  der  betreü'endon  Abgaben  und  die  dadurch  bewirkte  Be- 
lastung der  Bevölkerung  zu  ersehen,  muss  mau  die  Bruttoerträge  zu  (jrundc  legen. 
Diese  sind  für  die  Haiipt«ZoU-  und  Steuereinnahmen  in  einer  v^teren  Tabelle  unten 
(Nr.  98  auf  S.  768'i  zu^ammnnsrestellt  worden.  S.  auch  das  ohen  pen.  Buch  von  Cohn 
Uber  die  Reicbafioanzen  und  das  Jahrbuch  1901  dce  Flotteurereins  mit  den  Tabellen, 
besonders  S.  16  (T.,  96  ff. 

Bei  der  eigenartigen  Vertheilung  der  öffentlichen  Th.Ui^keiten ,  Ausgaben  und 
Einnahmen  auf  das  Reich  und  die  Gliederstaaten  bei  uns  seit  1871  (bczw.  seit  186Ö 
im  Norddeutschen  Bunde)  bekommt  mau  natürlich  von  der  gesammten  denlschon 
Staats  besteuerung  -  sowie  der  gesanunten  Staatseionahmc  und  Staatsausgabe  — 
t»rst  dnreh  durch  di<  Vereinigung  von  Reichs-  und  Staatsbaushalten  ein  richtiges 
vollständiges  Bild  und  Daten,  welche  mit  denen  der  Einheitsstaaten  erst  genauer  vcr- 
«rleiebbar  dnd.  Demgemiss  sind  nsmentlich  fttr  Preossea  ob«i  S.  56,  58,  59,  61. 
ft'2  die  Finanzdaten  des  Ufich-i  rnit  den  preussisehen  vereini'jt  worden .  eheii«n  f-lr 
ßaicro  S.  176.  182.  Schon  diese  Vereinigung  von  Daten  eines  einzelnen  Glieder- 
Staats  mit  den  Belchsdaten  bietet  manche  Scbvietiglteiten  nnd  lisst  sich  nicht  ganz 
ohne  Conjecturen  durchfahren,  worüber  oben,  besonders  bei  Preusson.  auch  Bemerkungen 
gemacht  worden  sind.  Eine  Vereinigung  aller  Einzelstaatsetats  mit  dem  Reichsetat 
ist  natürlich  noch  viel  schwieriger  und  wohl  nur  leidlich  vollständig^  und  einigcr- 
maM»en  correct  durch  amtliche  Bearbeitung  des  Materials  zu  erreichen.  Ancb 
dabei  würde  es,  woir-^n  der  Vrrselii.  d.  nheit  der  Finanz-  und  Steuerverfassungen  und 
der  Etatsau fstcUungen  ohne  Conjecturen  kaum  ganz  abgehen.  Es  lüge  hier  aber  eine 
interessante  nnd  wichtige  Aufgabe  des  reicbssiaiistiscben  Bnreans  ror,  durch  deren 
Losung,  welche  diesem  Bureau  wohl  noch  am  Leichtesten  und  Besten  möglich  wUre. 
sich  dieses  Amt  zu  seinen  vielen  und  g^rossen  Verdiensten  auf  dem  Gebiete  der 
deutschen  Statistik  noch  ein  neues  erwerben  wurde.    S.  im  Flotten-Jahrbuche  1901 
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l)b  Ii.  die  ZubauiiutiosteUang  fon  üauptetatsposten  des  Reichs,  Preuaseos  und  der 
drei  «ndeTen  Rftnff^ebe  whsi  den  ufebttpfteii  Bereebsnogeo. 

Die  folß'<""fle  Tn))elle  96  auf  S.  761  giebt  eine  Uebersicht  der 
Haupt  einnähme])  Osten  f^nneh  fleni  „Ist",  flir  11*00  uach  dem 
Etat),  wobei  von  den  Verliältnissen  iu  Folge  der  Ueberweisungen 
aus  Zöllen  und  inneren  Steaern  an  die  Einzeistaaten  (oben  §.  201) 
abgesehen  worden  ist,  also  der  ganze  Netto -Ertrag  dieser  Ab- 
gaben als  Reicbseinnabme  erscheint. 

Die  gewaltige  Entwicklung  der  Reiehsstenerertiüg«  nnd  auch 
des  grössten  Tbeils  der  sont^tigcß  iteichseinnahmen  in  diesem  ersten 
noch  nicht  vollen  Menschenalter  des  neiieu  Deutschen  Reichs  tritt 
in  den  Zahlen  der  Tab.  schlagend  hervor.  Sie  ist  das  Product 
einerscit«  und  vornemlicli  der  Eutwii  kluug  der  Zoll-  und  Steuer- 
verfassung, wie  sie  im  Vornusgehenden  dargelegt  worden  ist,  und 
anderseits  der  grossartigen  Entwickluntr  des  deutseben  Wirthscbalts- 
lebeus,  der  stark  gewachsenen  Bevölkerung  und  des  ebenfalls  be- 
deatend  gestiegenen,  alle  Volksciassen ,  wenn  auch  mehr  oder 
weniger,  umfassenden  Wohlstands,  der  daraus  hervorgegangenen 
gr('1sseren  Consnmtionskraft  für  zoll-  und  steuerpflichtige  Artikel, 
sowie  der  Entfaltung  des  lebhafteren  geschäftlichen  Verkehrs,  der 
die  „Verkehrsbesteuernng''  so  viel  ergiebiger  gemacht  hat  In  den 
höheren  Zoll-  und  Stempelabgaben-Erträgen  spiegelt  sich  dies  Alles 
zusammen  ab,  wobei  freilich  bei  den  ersteren  der  Einflusa  der 
agrarischen,  besonders  der  üetreidesOUe  besonders  mitspielt  Bei 
der  inneren  Zucker-,  Tabak-,  Branntweinsteuer  und  bei  der  Verkehrs- 
steuer auf  Werthpapiere  und  Börsengeschäfte  macht  sich  der  Ein- 
fluss  der  Veraiidei uiigen  des  Steuerrechts,  bei  der  Biersteuer  der 
des  gestiegenen  Wohlstands  und  Consunis,  der  sich  auch  in  der 
Zucker-  und  Tabaksteuer  und  den  Zöllen  mit  zeigt,  besonders 
geltend,  bei  der  SalzFtener  derjenige  der  Bevölkerungsvermehrung, 
bei  sonst  gleiehgebliebeueni  Coiisuni  und  Stenerertrag  auf  den  Kopf. 
Dies  populationistische  Moment  hat  nattiriich  bei  allen  diesen  Ab- 
gaben und  auch  bei  demjenigen  der  allgemeinen  Verkehrssteigerung 
und  Entwicklung  in  creditwirthschaltlicher  und  ,,indu8triestaatlicher" 
Richtung  stark  mitgewirkt  Die  Steigerung  der  Ueberschttsse  der 
Beichsbetriehsverwaltungen,  der  Post,  Telegraphie  —  wie  hier  noch 
mehr  diejenige  der  Roherträge  — ,  der  Reichsbahnen^  des  Bank- 
wesens steht  mit  der  Entwicklung  der  Indirecten  Reichssteuera 
aller  Art  in  Uebereinstimmung,  theilweise  in  Wechselwirkung.  Es 
sind  Erscheinungen,  welche,  ebenso  wie  im  prenssischen  Staats- 
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haushalte  (S.  03),  ergeben,  wie  sehr  „der  Verkehr"  heute  die 
finanziclleu  Deckungsmittcl  in  immer  wachsendem  Maasse  auch  im 
Reiche  mit  liefert  Die  £iDiiabmeii  ans  Zinsen  ans  belegten  Beichs- 
geldem  mnssten  natarlicb  mit  der  Anfsehrnng  and  Festlegung  der 
französischen  Fünf- Milliarden -Contribntion  geringfOgig  werden. 
Beim  Reiehsinyalidenfonds  ist  nicht  zn  llberseben,  dass  die  daraus 
im  Etat  aufgestellte  Einnahme  ausser  aus  Zinsen  ans  allm&lig  in 
steigendem  Umfang  erfolgender,  in  der  Einrichtung  begrflndeter 
Kapitalaufzehrang  dieses  Fonds  besteht,  ein  Betrag,  der  also  eigent- 
lich nicht  zur  ,, o r  d  eii  t i  i c  he  n '  Eiüuahme  gehört.  Jetzt  um  ITJÜO 
wird  schon  etwa  die  lUilfte  des  Jahreszuschusses  des  In\  uliden- 
fouds  aus  dem  Kapital  des  letzteren  entoommen,  nur  die  andere 

besoodevs  vor  und  ntcb  dem  ZolUnscblnw  von  Hambarf  uod  Bremen  ood  d«r  Aa»- 

dehntinn-  der  Branntwein-  und  Bicrstener  auf  sie.  —  Bei  H,  ..andere  Keiohs- 
öiaaaliinen"  auch  nur  die  lieinerlrä^c  (sogen.  UeberschUsse  der  Betriebe- 
▼enraltuiigcn),  nicht  die  besonders  bei  Post,  Telegraphie  and  ebass- lothringischen 
Keichsbahncn  natürlich  ausseror  ]•  ütlii  !i  riel  höheren  Ro  h  einnahmen .  bei  diesen 
BetriebsverwaltanE-eri  auch  K.-ubMiruckerei)  .ib^r  nur  mit  Abrccliniiiig  der  fort- 
dauernden, nicht  auch  dei  einmaligen  Aufgaben  vom  ivoburtrage  (ä.  u.\  —  Bei 
II,  5,  Zinsen,  hnnddt  es  sich  1874  ff.  um  die  Zinsen  ans  belegen  Beiehs^irelden). 
zuerst  TorneinÜrh  aus  der  fmnzftsiacbcn  Kriegskostenentschadignng,  .mch  ans  R.jith-- 
fonda,  soweit  die  Zinsen  der  letzteren  nicht  dem  Food«  zuwuchsen ,  also  vor  der  end- 
•riltigcn  Venrendnng:  oder  Yerihdlong  dieser  Gelder  an  die  EinseJataaten  und  vor  der 
Au  f  brauch  II  dieser  Fonds.  Beträge  von  zeitweise  erheblicher  Höhe,  max.  1876 
(d.  i.  1.  April  1876  77  l.xOC  Mill.  Mark.  '/u  II,  7.  Ve  rw a  1 1 n  n  gsei  nn  a  h  men . 
sind  bis  incl.  1870  auch  die  U  cbei;>ch  u»öc  der  \' c  r  w a 1 1  u  n  g  des  Keichs- 
munz Wesens  eingerechnet,  welche  1872—79  betragen  in  loOO  M.:  221  —  650  — 
3.926  —  n2.S^^}  —  27  S':>4  _  -m  —  12,  R-  tmp-.  «,l,  he  sich  gro^^enthcils  aus 
dem  tiewiuu  von  der  Unterpräguug  der  lieichssilber-  (lU  Dickel-  und  Kupfcr- 
mOaxeD  erfebon  haben,  eigentlich  aber  keine  ordentliche  Einnahme  bilden,  da 
das  Keich  diese  MUozsorten  auch  zum  Nennwerth  einziehen  muss,  also  dann  diesen 
fictiven  Gewinn  wieder  verliert.  Neuerdings  werden  die  Gewinne  aus  dem  MUnzwesea 
unter  die  ausserordentlichen  Deckungsmittel  im  Etat  gestellt,  so  z.  B.  wieder  im  Etat 
ftr  1900  2.6  Mill.  Mark.  —  Weggelassen  sind  bei  den  Zöllen  und  \  orbrauchs» 
steuern  im  Plus  die  in  einzeln  en  Jahren  vorkommenden,  doch  stets  unbotrfK  btliohen 
<iü  inax.  einmal  Mill.  Mark  betragenden)  nachtr&giicheu  Einnahmen  aus 
Voijahren  und  anderseits  im  Minna  dettgrleicben  betreffende  R  tick  sab  Innren.  — 
Eine  Summirnng  der  Einnahmen  I  und  II  mit  d^'n  Matriciilarbeifra^cn  (III)  ist  b,n 
der  GompcDsaiiou  der  letzteren  mit  einem  Theil  der  Zölle  und  inneren  Steuern 
unstatthaft —  Die  Matricn  larbeiträgc  enthalten  bei  den  4  saddeutschen  Staaten 
auch  die  Ausgleichungsbeitra-ro  wegen  der  Nichtthciluahme  an  der  Bierstcuer 
(früher  auch  der  Branntweinsteuer)  und  bei  Baiorn  und  Württemberg  auch  in  B.  friff 
der  Post-  und  Tclegrapheneinnahmen,  bei  Baiern  auch  in  Betreif  gewisser  eigenen 
Einnahmen  der  Verwaltung  des  BeichsJieers.  Diese  Beitrftge  werden  im  Etat  erst  seil 
1^00  von  (b.'ii  allKcrnoincn  Matricularbciträpcn  {retrennt  und  als  Rubrik  ..zum  Aus- 
gleich für  die  nicht  allen  Bundesstaaten  gemeinsamen  Einnahmen"  aufgefilhrt  (vgl.  die 
Vefachiedenheit  der  Ergebnisse  nach  Einbeziehung  dieses  Postens  in  die  Hatrictilar'' 
beiträgc  oder  nach  Abzug  desselben  davon  im  reichsstatistisohen  Jahrbuch  ftir  18l^, 
S.  nn.  und  für  1900.  S.  182).  Im  Etat  für  l^tOO  ist  dieser  bpsondore  Matricular- 
beitru}^  der  4  süddeutschen  Staaten  zu  dem  besaetea  Ausglcichungaz»  cch  15.586.000 
Mill.  Mark  (8.287.000  M.  für  die  Brausteocr.  <>  t,;;!i,000  M.  für  Post  und  Telegraphie, 
660.000  M.  für  eigene  Eiiinnbmcn  des  Kei(  li>b<'ero<)  neben  einem  allgemeinen 
Matricularbeitrag  derselben  Suaten  von  114.ob4.000  M. 
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aus  Zinsen.  Die  verschiedenen  V'erwaltungseinnabnien  rühren  ans 
allen  Zweigeu  der  Keicbsverwaltung,  Dawentlich  auch  der  Militär- 
und  Marioeyerwaltuog,  mit  her,  ihre  starke  Zonahme  ist  die  Folge 
der  grossen  Ausdehnung  dieser  Verwaltoogszweige,  der  freilich 
auch  eine  erhebliche  Aasgaberermehmng  dafllr  eotspricht  Diese 
Eianahmen  liefern  so  wenigstens  einen  kleinen  Decknngsbetrag  fOr 
diese  Ausgaben  mit  Die  in  der  Tabelle  in  diesen  Einnahmen  in 
den  1870er  Jahren  mit  enthaltenen  UebersehUsse  ans  dem  Mllnz-* 
wesen  konnten  anch  nur  vorübergehend  sein  und  haben,  wie  in 
den  Bemerkungen  snr  Tabelle  bereits  hervorgehoben  wurde,  eigent- 
lich nicht  den  Gharacter  einer  wahren  y^ordentlicben  Einnahme^S 
sondern  eher  den  eines  zeitweisen  ausserordentlichen  Zugangs  aus 
einer  Art  (unveiziusliebcr)  Creditoperatiou.  Das  wird  durch  die 
neuerliche  Einstellung  dieser  Ueberschfisse  unter  die  ausserordeut- 
lichen  Deckungsmittel  jetzt  auch  anerkannt. 

Ueber  die  Zölle  iiiiil  inneren  St  c  u  ^rn  cr^jcben  die  in  der  frülioron  Darstellung 
«iiigofügteu  Zahlen  und  die  Daten  unten  Uber  die  Hokerträge  noch  einiges  fiäbere. 
CeW  die  anderen  Einnahmen  <Nr.  II  in  Tab.  96)  wi  nocb  Folgendes  tm  Er« 
gäiizung  beigel'üirt.  Die  Kolchspoüt  und  Telugrapbic  halte  nach  Abrechnuii;; 
1872  eine  Roheinnalime  von  9l).97,  1875  von  IM. 1)7,  18y5  von  287.05,  l'JOO  nach 
Voranschlag  von  3li3.21  Hill.  Mark,  unter  den  einmaligen  Ausgaben  bcßndet  sich 
für  Post  und  Telegraphie  in  1900  der  hohe  Betrag  von  13.41  Mill.  Mark,  der  in  der 
Tab.  96  iiiclit  mit  :ib^fezop(^ri  ist.  —  Die  elsass-lothrin>rischcn  Keichsba  h  ii  en  hatten 
iu  deoselbeii  Jahren  Koherträgo  von  25.20— 35.00 -6Ö.55—Ö6. 18  Miil.  Mark.  —  Der 
Boich sinfalüienfonda  hatte  nrspronglich  nach  dem  ihn  beurrOndenden  Gesets 
vom  25.  Mai  1873  eine  Dotation  von  561  Mill.  Mark  aus  «b  r  französischen  Coii- 
tributioD  erhalten.  Diese  Summe  ist  verzinslich  in  Schuldverschreibungen  fecschicdeuer 
Art  angelegt  (s.  darflber  meinen  Aufs.  Reichsfinanzen  in  B.  3  d^  Jahrb.  f.  Gesetzg. 
D.  Verwalt.  des  Deutschen  Heichs,  1874).  Mit  der  allmäligon,  irenn  auch  lungsamen 
Aufzehrung  des  Fonds,  zum  Theil  auch  mit  der  neueren  ErinSssisrung  dos  Zinsfusses 
üiud  die  Zinserträge  natürlich  gesunken.  Im  Jahre  Id98/J9  war  für  die  Deckung  der 
dem  Fonds  obliegenden  Zahiongen  ein  Kapitalbotrag  ron  1S.289.000  M.  nnd  ein  Zins- 
betrag: von  15.065.000  M.  verwendet  worden,  entere  Ziffer  wächst  jährlich  (z.  B.  1889 
war  itie  eist  5.975.000  M.),  letztere  vermindert  sich  und  beträft  jetzt  nur  etva  noch 
ebensoviel  als  der  Kapitalznsehves.  Am  81.  Mirz  1899  war  der  Kapitalbestaod  nur 
noch  391  Mill.  Mark  (nominell).  Die  Einnahmen  aus  dem  Bankwesen  sind  die 
oben  S,  756  ff.  erwähnten.  Sic  haben,  besonders  diejcnifron  aus  der  Reicli^^bnnk,  in 
neuester  Zeit  Uic  Voranschlüge  iiu  Etat  bedeutcad  ubertroücu  (S.  758).  Im  Etat  für 
1900  steht  s.  B.  der  Antheil  des  Reichs  am  Gewinn  der  Reichsbank  mit  10.978.000  M.. 
während  er  nach  dorn  Kechnunfrsabschlnsa  der  Reiclisbaiik  f  n  da«?  Kalenderjahr  1900 
fast  doppelt  so  hoch  war,  20.824.000  M.  Die  Notensteucr  ist  im  Etat  mit  1.376.500 
Mark  fbr  1900  von  allen  Notenbanken  Toransehlagt,  war  aber  allein  von  der  Boichs« 
bank  im  Kalenderjahr  1900  2.518.000  M.  Im  Etat  von  1900  steht  ausserdem  noch 
der  Betrag:  von  2.5  Mill.  Mark  als  Zahlunir  der  Reichsbank  an  das  Rt»i("h  für  ücber- 
nahme  des  Ke^tcs  der  noch  niclit  /.uruckgekoiumenen  Banknoten  der  ehemaligen 
ProQSflischen  Bank,  welche  die  Keichsbank  zwar  weiter  einttllOsen  und  einzuziehen  hat, 
Wüfhr  ihr  aber  dann  das  Reich  den  betrelFenden  fr.Tj-  erset;^(^n  mxi^s.  Da  diese 
Koten  grösstentheils  deüniti?  rerloren  gegangen  sein  werden,  wird  das  Reich  die^ 
2.5  HUL  Mark  in  der  Hanptttche  als  einmalige  ihm  bleibeodo  Einiiahme  ansehen 
können,  d.  h.  der  Gewinn  aus  diesen  verloren  geganiieiien  Noten  kommt — mit  Recht  — 
dem  Reich,  nicht  der  Reichsbank,  zu  Gute  (Gesetz  vom  31.  Mai  1899.  Art,  y).  —  Die 
„verschiedenen  Yerwaltungseinnahmen'^  (s.  o.  S.  756)  setzen  sich  nach 
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dem  Etat  iui  1000  aus  folgcadcii  cinzclncD  Pot>tou  £U.^amuicü:  Reichstag  1287,  ßeicbä- 
kanzler  und  Kau/.lci  1288,  aaswartifes  Amt  8^.610,  Coloiiialrer«raitang  25.500, 
Rei(  hsamt  des  Innern  6.706.060,  Militär?prwaltUDg  filr  Rechnung  der  üuiide^starn«:  n 
excl.  Baicrn  5.258.919,  Milit&rrerwaltung  für  KechBung  der  Gciiammtheit  aller  Baodes- 
staaten  4.068.142,  Iffariae  581.887.  Kelchsjnstlmnraltang  609.468,  RetchMcbatzamt 
409.830.  Roicbseiäcnbahnamt  1108,  Roicbsschtild  13.700,  Recbnungsbof  85,  aligemeiner 
Pensionsfonds  10.776,  besonderer  Rfitmir  von  ElH.iss-Lolhringen  rn  dm  Ansgaben 
fiir  üaa  Keicli:>äcitatzaiiit  3150,  desgl.  iur  den  KecLuangshof  44.21>i  M.,  zusammen 
18.555.468  M.,  daza  nooh  1400  M.  in  einem  Nachtfagaetat. 

Die  „aiuiercn  Einuabmeii  des  Reichs  (Ni.  II  in  Tab.  Dö) 
sind,  nach  ihrer  wiithschaftlicheo  und  tiuauziellen  Natur  betrachtet, 
grossentheils  p  ri vatwirth8chaftliche  (Reichsbahnen,  Bank- 
wesen, Druckerei,  Zinsen,  Invalidenfond.s-Ziiisen)  oder  halb  pri  v  at- 
w  i  r  t  h  s  c  h  a  t't  i  i  c  h  e ,  halb  geh  ü  b  r  c  n  a  r  t  i  g  e  oder  reine  Ge- 
bühren (Post  und  Telegraphie,  verschiedene  VerwaltnngseinDahmen). 
Sie  sind  seit  1872/75  zusammen  relativ  nicht  viel  weniger  als  die 
Steneneinerträge  ond  absolut  doch  auch  in  beträchtlichem  Maasse 
gestiegen,  wenn  aach  in  beiderlei  Bereohnangsweise  mit  starken 
Sehwanknngen,  was  bei  der  Natar  dieser  Einnahmen  nicht  auf- 
fallen kann.  Sie  sind  gegenwärtig  immerhin  14—15  Vo  ordent- 
lichen Gesammteinnahmen  (ohne  Einreehnnng  des  etwaigen  Mehr- 
betrags der  Hatriciüarbeitrage  ttber  die  Ueberweisnngen).  Vor- 
handensein nnd  Wachsthum  dieser  anderen  Einnahmen  zeigt, 
dass  anch  der  Deutsche  Refchshansbalt  in  nicht  nner- 
heblichem  Betrage  auf  derartige,  im  Wesentlichen 
nicht  steuerrechtliche  Einnahmen  luudirt  ist,  wie  die 
deutschen  Einzelhaushalte,  wenngleich  in  geringerem  Maasse  als 
diese,  weil  dem  Reiche  crauz  die  alten  Domänen,  IStaatsforsten  n.  s.  \v. 
und  fast  ganz  die  ueiieu  Eisenbahnen  als  Einnahmequellen  fehlen. 
Immerhin  sind  diese  „anderen*'  Einnahmen,  auch  nach  Abrech- 
nung der  Hälfte  der  Einnahmen  vom  Invalidenfonds  als  einer 
Kapitalaufzelirung,  gegenwärtig  noch  viel  höher  als  der  Jahresetat 
der  Reichsschuld,  welche  so  stark  gewachsen  und  grösstentbeils  fUr 
nicht  rentable  (wenn  ancb  ftir  productive)  Zwecke  aufgenommen 
worden  ist  Das  ist  auch  far  die  Zukunft  trOstiich,  bei  der  im 
Gange  befindlichen  weiteren  Vermehrung  der  Beiehsschnld  für  die 
Flotte,  die  Chinaezpedition  u.  s.  w. 

Im  Etat  fnr  1900  steht  die  RelcbsBcbnld  unter  den  ordentlichen  (forldanemden) 

Ausgaben  mit  77.7  Mill.  Mark,  fast  iranz  für  Verzinsiinir.  dann  für  Verwaltung  'nicht 
fnr  Tilgung).  Die  „anderen"  Eiunabmcn  betragen,  nach  Abzug  von  c.  14.2  MüL 
als  Kapitalzuscbuää  des  Invalidenfonds,  schon  nach  dem  Etat,  rund  130  Mill.  (in  Wirk- 
lichkeit erheblich  mehr)  Mark,  also  mehr  als  der  S(  Imldaafvand,  der  insofern 
ebensow on T ir  als  nnser  Einzelstaats-S  •iMiMaiifttand  auf  der  Steiicr  liegt.  Im 
(jegentheii  kann  noch  fUr  andere  Reichszweckc  ein  Betrag  von  Ober  50  Mill.  Mark 
oder  (nnter  Betacksfchtigung  der  Schnldremehning  tta  die  Flotte  nnd  fOr  die  Kosten 


Digitized  by  Google 


£iitwiclüiuig  dar  ordeoUicben  iteichseinoabineii,  besonders  Steaern.  765 

des  Zogs  oacb  Cbina)  Yon  jedeniklls  über  40  Hill,  aas  diesen  nicbt  ateuerrecbtlicben 
ESonabm«!  rerwendet  vorden.  Welcher  Staat  avsserbalb  Deutschlands  ist  in  solch 
gltDBliger  Finanzlage?!  Auf  das  Kcicbsscboldenwcsen  kann  hier  nicht  weiter  ein- 
ffefftingcn  werden.  S.  darüber  Sattler  im  Fin.arrh.  R.  8,  S.  962,  auch  einen  Aufs, 
vou  mir  in  der  North  American  KeFiew  1901.  Nach  TiJ^anjr  der  Norddeutschen  An- 
leihen aus  der  französischen  Contribution  war  das  Reich  1S73"75  so  gut  vie  ohn« 
Schulden  und  Konten  dafür,  die  neue  Schuld  ist  seit  1870  i  ntstanden  und  besonders 
in  dem  letzten  Jahrzehent  der  JahreMofwaud  dat'Ur  rasch  gewachsen,  in  1876  von 
74.400.  1677  von  2.858.00O  anf  29.03  Hill.  In  1888.  72.31  in  1896  nnd  77.7  MilL 
in  1900  und  wird  muthmaasslich  in  den  nächsten  Jahren  —  wenn  nicht  China  prompt 
und  btAr]i  die  Expediiionskostcn  ersetzen  sollte  —  auf  90  Mill.  Mark  und  mehr  steij^cn : 
immerhin  nur  c. '/^  der  Suuiuie  der  „anderen'*  Einnahmen,  welche  ebenfalls  rasch 
oad  eriiebliob  veiter  vaebsen  durften. 

Im  Waehsthum  und  in  den  Schwank uagen  der  Erträge  der 
einzelnen  Stenern  zeigt  sich  in  der  Tab.  96  der  Einflass  der 
erfnlgtCD  Aeiiderungcn  des  Steuerrecbts  deutlicli  genug,  in  der 
Statistik  aller  einzelnen  Jabre  würde  er  noch  sehärter  hervortreten. 
Besonders  heinerkenswerth  sind  in  dieser  Hinsiebt  die  Ertragsdaten 
der  Zölle,  der  Zucker-,  Tabak-,  Branntwein-,  Bürseosteaer,  auch 
der  Aversen.  Vergleicht  pian  die  drei  Hanptgruppen ,  Zölle, 
innere  Verbranehs-*  nnd  Verkehrs-(Stenipe]-)Steaern,  so 
ergiebt  sich,  dass  nanmebr  auch  im  Deutschen  fieich,  wie  in  den 
anderen  grossen  modernen  Staaten,  der  Sebwerpnnet  der  Be- 
sten ernng  in  der  Verbranchsbestenernng  liegt,  d.  b.  in 
den  Zollen  von  fremden  nnd  Stenern  von  beimischen  Frodncten. 
Das  absolute  nnd  vollends  relative  Ertrags waohsthnm  dieser  Ver- 
branchsbestenernng war  seit  1872  in  Dentschland  stftrker  als  im 
Auslände.  Aber  doch  nur  deshalb,  weil  eben  erst  im  Reiche  (bezw. 
Norddeutschen  Bunde)  —  nur  grundlegend,  noch  nicht  geutlgend 
in  der  AusiübruDg,  bei  Zöllen  und  KUbenzuckersteuer  schon  vordem 
im  Zollverein  —  diese  Steuern  stärker  und  ähnlich  länger  schon 
im  Auslände  entwickelt  worden  sind.  Eine  „übermässige" 
Kniwicklung,  wiederum  au  sich  absolut  und  relativ  betrachtet, 
ferner  auch  im  Vergleich  zu  anderen  Staaten  und  zu  den  eigenen 
sonstigen  Staatsstenern,  daher  namentlich  zu  den  direeten  (ein- 
schliesslich Erbschr^ftssfeuer)  bat  die  Reichsverbrauchsbesteuerung, 
wie  Gegner  derselben  und  ihrer  Ausbildung  oft  behaupten,  nicht 
gefunden.  Die  Entwicklung  erscheint  in  den  Zahlen  auch  nur  des- 
wegen 80  bedentend,  weil  eben  im  Anfang  noch  so  wenig  von 
dieser  Besteuerung  bestanden  hat,  so  dass  daher  namentlich  die 
relative  ErtragssteigeniDg,  etwa  in  Üblicher  Weise  in  Procenten 
vom  Ertrag  des  Ausgangsjahrs  an  (1872)  berechnet,  natttrlich  stark 
hervortreten  muss.  Auch  ist  zu  bedenken,  das«  die  Zolle  gans  nnd 
die  inneren  Verbrauchssteuern  grüsstentbeils  von  den  Einzelstaaten 
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auf  das  Reich  übergegangen  sind,  von  der  sUddentschen  Bietsteuer, 
der  Weinjitener  ffiie  in  Hiiieru  nicht  besteht),  der  badischen  und 
sächsischen  Fieischstcuer  abgesehen.  Die  directen  Steuern  und  die 
Erbschaftssteuer  sind  dagegen  den  Einzelstaaten  verbiiebeo.  Ihre 
£rtragBentwickluDg  ist,  wie  die  früheren  Tabellen  gezeigt  haben, 
ebcnlalU  eine  sehr  bedeutende  gewesen,  wenn  sie  aneh  freilich 
mit  derjenigen  der  Beichsverbranohsbesteneraag  nicht  ganx  Sehritt 
gehalten  bat.  Die  etenerpolitieche  nod  stenertechnische  Ansbildong 
der  directen  Stenern  ist,  wie  die  frühere  Darstellnng  gezeigt  hat, 
eine  gtlnetigere  als  im  Anstände  gewesen,  wenn  aneh  noeh  Manches 
zu  thnn  ttbrig  bleibt,  besonders  aneh  auf  dem  Gebiete  der  Erb- 
scbaftsstenem.  Immerhin  ist  so,  Reich  nnd  Staaten  zn- 
sammengefasst,  das  Verhältniss  zwischen  directen 
(mit  Erbschaftssteuer)  und  indirccten  Verbrauchssteuern 
kein  ungünstiges,  namentlich  verglichen  mit  dem  Auslande. 
Die  H  (■)  h  e  der  Zoll-  und  inneren  ötenersätzc  ist  zudem  fast 
(liirehwejr  eine  massige  gebUeben,  wiederum  mit  dem  vergleich- 
baren Auslande  (Grossbritanuien,  Frankrcicli ,  Oesterreich-Ungarn, 
Italien,  Kusslaud,  Nordamerika)  verglichen,  wovon  selbst  die  Ge- 
treidezOUe  nur  theilweise  eine  —  durch  andere  als  finanzielle  Er- 
wägungen vollauf  begründete  —  Ausnahme  machen  (§.  202,  203). 

Durch  die  Entwicl&lung  seiner  eigenen  Verkehrs- 
stenern (Stempel),  besonders  seiner  Börsenstener,  hat 
das  Deutsche  Beich  aber  auch  immerhin  die  Verbranehsbestenernng 
durch  eine  Steuergattuug  passend  ergänzt,  welche  grossentheils 
nicht  TOD  denselben  Schultern  wie  die  Verbrauchsstenem  getragen 
wird.  Die  weitere  Ausbildung  dieser  Verkehrssteuern,  die  weitere 
Entwicklung  der  directen  nnd  der  Erbschaftssteuern  in  den  Einzel- 
Staaten,  vielleicht  doch  theilweise  Uber  kurz  oder  lang  zugleich  im 
Reiche  selbst  als  Keichssteuern,  zu  Zwecken  solcher  ErgUnzuDg 
der  Verbrauchssteuern  und  Ausgleichung  ihrer  Wirkungen,  ist 
gewiss  erwünscht,  wird  aber  auch  kaum  auöbleiben. 

Schon  jetzt  wird  die  Gesammtbesteuerung  im  Reich  und 
den  Staaten,  auch  gerade  in  ihrer  seit  1871  erreichten  Entwicklung! 
nach  dem  Maassstab  richtiger  Steuerpolitik,  guter  Steuertechnik, 
billiger  Lastenvertheilung  auf  Olassen,  Berufe  nnd  Einzelne  benr- 
theilt,  nicht  nur  den  Vergleich  mit  jeder  anderen  modernen  Staats- 
bestenernng  vertragen,  sondern  ohjectir  als  jeder  der  letsteren 
Uberlegen  gelten  ktanen.  Wenn  die  Gesammtlasten  in  diesen 
30  Jahren  viel  grösser  geworden,  die  Erträge  der  Stenern  ungemein 
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gewachsen  sind,  so  war  das  eben  die  iiotbwendi^e  VorausseUang 
daftir,  Reich  und  Einzelstaateo  politisch,  wirthschattlich ,  socia]^ 
cnltorell  genügend  leistungsfähig,  damit  dem  Aaslande  er^t  eben- 
btirtig  zu  machen  nnd  zn  erhalten:  d.  h.  eine  Finanzantgabe  zn 
lösen,  deren  LOenng  dem  alten  Deatseben  Beiche  niemals  gelangen 
war,  einer  der  wesentlichen  Hitwirknngsgrttnde  seines  politlachen 
Verfalls  ond  scbliesslicben  Untergangs.  Das  Gesammtnrtheil 
Uber  die  deotsohe  Stenerrechts-  und  Stenerertragsentwicklong  im 
19.  Jahrhundert  nnd  namentUcb  im  letzten  Drittel  desselben  in  der 
Reichsperiode  kann  daher,  aller  einzelnen  gewiss  vorhandenen 
Mäii«;el  ungeachtet,  nur  ein  recht  gUusti^es  sein,  fiuauz-  und 
stenerpolitiäch,  wie  wirtbschat'ts-,  socialpolitiscb  und  allgeuieiu 
politisch. 

Die  folgtiudo  Tabelle  ^7  lou  eiuigtiü  Kelativzahluu  Uber  die  Vertheilung  der 
onl«Dtlicb6ii  tieaunjDteiDiialiiDttD  &af  die  Haupirubriken  und  die  weiteren  TftbeUeik 

mit  einigen  sonsiig^cn  Daten  bestätii^eu  dieses  Unheil. 

Bei  der  j^ro^^eix,  vorDemlich  ?oii  Aeademogea  der  Gesetzgebung  abb&ogigea 
Scbvanlning  der  Beioerträge  der  eiuzdoeR  inneren  Vorbravcbisteoeni«  wie  der  Zneter-« 

Tabak-,  Branntweinsteuer,  sowie  der  cinztilneu  ..anderen"  Einnahmen  hat  die  Berech- 
nung von  Kelativzahlen  für  jede  dieser  Steuern  für  die  einzelnen  Jahre  der  Tab.  96 
keine  besondere  Bedeutung.  Daa  \\  c^cutlichc  crgiebt  sich  aus  der  Zusiauimetifo^uug 
in  die  Gruppen.  Die  »ULveisen'*  sind  dabei  in  folgender  Tabelle  97  zu  den  inneren 
Vr-rbrauchsstenern  geschlagen,  während  ^io  theilweise  auch  7.n  den  Zi'illon  (rohöreu. 
JbUgeotlicb  musstcu  die  nUddeaUicbcu  Ausgleichuagszablungen  fUr  die  Bier-  (.und  ehe- 
mab  die  Bnuuitweui-)Steaer,  ebenso  die  beierischen  und  wttrttembergischea  tHr  Post 
und  Telegraphie  noch  eingerechnet  werden,  was  hier  unterblieben  ist,  das  Haupt- 
re^ultut  auch  nnr  wcnijr  i^ndcrii  wurde.  Da  sich  die  Matricularb«»iträ^e  s«dt  lange 
faac  ganz  luit  den  Uebervvciäuugeu  au»  dcu  Züllcu  und  Verbrauchik»teuüru  couipensiren, 
nlflo  b^e  wesentliche  neue  eigene  Einnahme  bilden,  kann  auch  von  ihnen  hier  ab- 
gesehen werden.  Der  Berechnung  liegen  die  absoluten  Zahlen  der  Tab.  96  zu  (irunde. 

Tab.  97.    Verhältniss  der  Haoptgattu  n?cn  der  Rcicltseinaebmen  Xtt 
einander,  1872—1900  (  Kelatik  zahlen  in  l'rümille). 


1872 

1875 

1878 

1880 

1885 

1890 

1895 

1900 

I.  1.  Zölle  

499 

861 

440 

475 

444 

459 

473 

2.  lonero  Verbraucbsstcueru 

364 

429 

a86 

330 

287 

386 

335 

317 

Snoime  i  und  2  .  .  . 

86S 

778 

747 

770 

762 

880 

794 

790 

3.  Stempel£>teuern  .... 

26 

20 

20 

21 

51 

47 

78 

6G 

Summf!  I  (1—3)  .    .  . 

798 

767 

791 

813 

877 

872 

856 

ä.  Andere  Einnahmen  .    .  . 

III 

202 

233 

209 

187 

123 

128 

144 

Summe  I  und  II .   .  . 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

1000 

Die  Schwankungen  dieser  Quoten  der  einzelnen  Steuererträge  zeigen  wieder  den 
Einfliiss  der  einzelnen  steuerpolitischen  Mnassregeln ,  .so  nach  lS7f'  denjenigen  der 
Zoilpoliiik,  uadi  l^^.j  denjenigen  der  inneren  Verbrauchb&teuer|'ulitik  (Brannlwein- 
Bteaer,  nnch  1890  Zuckersteuer),  nach  1885  und  wieder  nach  1890  denjenigen  der 
BörsenstetJcriiolitik  in  der  betreffenden  Sin-ifriintf  iler  Quote  der  Stener^^rupiie.  Die 
Veränderungen  der  Quoten  sind  aber  doch  im  Ganzen  nicht  so  gross,  als  man  nach 
der  Bedentnni^  der  einzdnen  Maaearegeln  geneigt  gewesen  wire,  anzonebmen. 

Die  Rülierträge  der  Zölle  und  Übrigen  Reichssteuern  sind  in  folgender 
Tab.  98  nach  den  betreffenden  Publicationcn  des  reichsstatistischen  Amts  (Statistisches 
Jahrbuch  u.  s.  w.)  für  die  gleichen  Jahre  wie  in  der  Tab.  96  für  die  Reinertrftge 
zosammengcstellt,  mit  einigen  Einzelheiten  bei  den  Zöllen  (Uaupt/uliartikt;I)  in  Tab.  99 
und  mit  weiteren  Daten,  auch  Kopf(|Uoten> Berechnungen  in  Tali.  100.  FOr  die 
fehlenden  Zwischeujahrc  ist  auf  das  reichssutistische  Jahrbuch  zu  verweisen. 
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Tab,  98.   Bobertrftge  der  Zölle  and  Rcichsstenern  1872—99 
(iD  Millioaea  Mark  mit  (Dedmaleo). 


1872 

1875 

1878 

1880 

I88S 

1890 

Xwvv 

1895 

IdOO 

Zöll6  •  

122.4 

120^ 

1147 

1822 

2350 

3894 

4154 

5054- 

Innere  Verbrauchssteuern 

a.  Kubeu^ucker.    .  . 

47.7 

o  i  .0 

48  4 

44  7 

23  0 

73  5 

103.2 

b.  Salz  

8S.1 

36.0 

37.2 

89.4 

48.0 

46.6 

4>":^ 

c.  Tabak  .    .    ,    ,  , 

1.4 

1.1 

1.2 

7.0 

9.6 

11.5 

11.8 

d.  Branutvdn  .   .  . 

40.8 

50.4 

4Ö.Ö 

45.3 

48.1 

145.7 

143.5 

155.Ö 

14.2 

18.6 

17.6 

18.2 

21.6 

29.8 

32.8 

c.  8.S.4 

Summe  2    .    .  . 

187.2 

161.8 

148.9 

152.4 

141.7 

808.0 

887.4 

860.7 

a.  W  ccliacl  .... 

7.8 

7.2 

G.l 

6.5 

6.6 

7.8 

8.7 

11.0 

b.  Wertlipap.  BOrsenst. 

15.3 

26.5 

55.0 

53.H 

C.  Si)!clk;xrten  .    ,  . 

1.1 

1.1 

1.1 

1.3 

1.4 

1.5 

6umiue  3  .   .  . 

7.8 

7.2 

7.2 

7.6 

23.0 

35.6 

65.1 

SnmiDe  1— S  .  . 

267.4 

299.3 

270.8 

842.9 

899.7 

728.0 

817.9 

981.9 

Mao  sieht  soibrt  us  der  Vergleichung  der  Z&blen  der  Tab.  96  and  wie 

ml  grösser  die  Zahlen  der  letzteren  sind,  aus  denen  sich  die  Belastung  der  Berölkcruns; 
erst  erg-iobt.  Die  Difforen?.  stellt  die  Hohe  dpi*  Vt-ranl  aü:u  ups-  and  Kr- 
h e bungtikosten,  bczw.  der  doit  Einzclstaateit  datUr  alt»  Pau^cbäuimue  iu  rroceutcu 
des  Robeitrag«  gewübrien  Vergütungen  (S.  651)  dar,  welche  im  Reichshaushalts- 
etat  nicht  mit  erscheinen.  Von  luterosse  ist  besonders  die  Difrcronz  zwischen  Roh- 
und  Heiucrtrag  bei  den  Zöllen.  S.  daraber  das  reichsstatistische  Jahrbuch  bi»  1898, 
wo  beide  Zahlen  angegreben  sind,  seitdem  nür  die  Brattozablen.  1871 — ^75  varen 
diese  der  Keichscasse  nicht  zu  Gnte  kommenden  Kosten  9.8  %  des  Rohertrags  der 
Zolle  (vordem,  z.  H.  183B--40  12.8.  ISni  (55  11.4  1S'7<?  11.0,  1885  nur  noch 
8.1,  1890  5.9,  1896  5.1  aLo  eine  erhebliche  Abnahme  bei  steigendem 
Rohertrag. 

In  der  Tab.  0!)  folgen  eini«:..'  Daten  über  die  finanziell  nnrh  dem  Ertrage 
wichtigsten  Zoliartikcl,  zugleich  mit  Angaben  darüber,  welcher  Procentsatz  vou 
gaozee  Zollertragc  auf  den  Artikel  lUlt  und  wie  rlel  lettterer  aof  den  Kopf  der  Be> 
TÖlkcrtiiiff  an  Zoll  giebt.  Ausgeschlossen  sind  dabei  die  zugleich  der  inner.-n 
Steuer  unterworfenen  Artikel  (d.  i.  Zucker,  Salz,  Tabak,  Branntwein,  Bier).  Dafür 
giebt  Tab.  100  die  betredenden  Daten  für  Zoll  und  Steuer  zusammen.  In  beiden 
Tabellen  99  und  100  werden  aber  nur  3  bezw.  4  Jahre  zu  Anfang,  Mitte  und  Ende 
der  Periode  ron  1S72 — 99  herausg>^hoben.  S.  die  Daten  filr  alle  einzelnen  Jahre  im 
statistischen  Jahrbuch.  Für  die  Tabellen  wurden  die  Daten  im  Jahrbuch,  ftir  die  36 
(seit  J.g.  1893),  jetzt  40  wicbtigalen  ZoUartikel  benutzt,  in  den  firahenn  Jafanrlagea 
sind  nicht  alle  diese  Artikel  speciell  aufgeführt,  aber  wiedenim  daraus  die  wichtig?f»'n. 
Danach  hier  die  Daten  in  Tab.  99  flXr  1872.  Die  tiruppirung  in  Kategoricen,  welche 
ich  hier  rorgenommen,  ist  auch  fUr  die  finanzvhisenacbaftlicbe  Betrachtung  wichtig. 

1)  Bemerkenden  zn  Tab.  98.    Die  Jahre  tAnd  anfiuigs  Calender-,  spftter 

Etatsjahre  (1.  April),  bei  den  inneren  Verbrauclissteucrn  /uni  Thoil  etwas  im  Anfang 
und  Schluss  abweichend  Betricbsjahrc.  l'.ei  den  inneren  Verbrauchasteuern  sind  die 
Zölle  von  fremden  Artikclu  nicht  eingerechnet,  bei  der  heimischen  Steuer  voai 
Rohertrag  aber  s.lmmtliche  Ausfuhr-  u.  s.  w.  Vergüttmt^en  abtforerhnct.  also  auch  die 
(kleinen^  auf  d(;n  Zoll,  was  indessen  die  Daten  nicht  ir^rend  erheblich  findcrt.  Die 
Daten  sind  Tcrschiedcueu  Jahrgängen  des  Statiötiscben  Jahrbuchs  entnommen.  Grössere 
Ablnderangen  zwischen  den  Reinertragsdaten  der  Tab.  96  and  der  Rohertragsdaten 
der  Tab.  98  ergeben  sich  ausser  natürlich  durch  den  Abzup  der  Verwalluiif^rb-  und 
Erhebongskostcn,  auch  aus  dem  thcilwciscu  Auscinanderfallen  der  Kcclmungsjabre,  im 
1.  Jahre  1872  auch  aus  besonderen  Uebcrgangsrerhältnissen  (Zuckeistener)  im  Rcichs- 
haoshalte. 
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Tak  99.   Finanzieil  vichlifcstc  Zollartikcl  (Kohertn^)*)  im  deaUcben 

BcichäzoUweseu. 


1872 


1885 


1899 


1.  Fin fin zz Alle 

1.  Kaäoe  u.  s.  w  

J.  Cacao  aUer  Alt .... 

3.  Tlu't; 

4.  üewurze  

ä.  Sttdfinkchte  

Tv  Reb  

7.  Speweöle  

Ueriuge  

\*  Honig  

10.  Atjsteni  «.t.  w  

11.  Wem  

12.  Petrolamn  

''^nmnie  I  

IL  Agiariüclie  n.  dgl.  Zölle 
1  Getreide  u.  s.  w.  ... 

2.  Mahlenbbiikat»  a.  s.  v.  . 
Hopfen  

4.  Ob»t  a.s.  V.,  frische  Weiüb. 

5.  OdftQchte  

6.  iichmalz 

7.  Fleisch  IL  8.  w  

f*  Eier  

[*.  Butter  

'  i  Käso  

Ii.  Pferde  ] 

12  Kind-  und  Schafrieh  .  ' 
V4.  Schweine.  VcrVd  .  .  | 
14.  Bau-  und  Nuubok.    .  . 

Samne  II  

II  Industrie-  a.  t.  ir.  Zölle 

1.  Fette  Oele  

2.  Droguen,  Farben  .  .  . 
'6.  HaumwoU.  Gain  n.  Waaren 
4.  Wollenes     „    „  ,» 

.-».  Seidea        „    „  „ 

6.  Leinen  v. s.v. 

7.  Leder  nnd  Waaren     .  . 
h.  Holz-, Scbnitzvaaren  u.a.  w. 
9,  Thon-»  Glaswaareo  .  . 

10.  RohdiMD  ... 

11.  Eisenwaareu  .... 

12.  Maiichinen.  Werkzeuge 
Sosme  in  ...  . 
Summe  I— III  .  .  . 
GesammtzoUertrag  *  . 


• 

j  en 

^  & 

m 

• 

IS 

.  ,  o 

fac  C 

.SFs5 
S 

st.  ^ 

^1 

c  ' 

o 

o 

4i  « 

c  -..^ 

in 

0«  3 

ö2.4y4 

ii')..» 

ly.o 

lAß  A 

CO  -.Cvl 
Di..  »04 

U.4  ll.i.U 

1.768 

0.8 

3.8 

7  423 

1.4  18.4 

495 

0.4 

1.2 

1.661 

0.7 

3.6 

2.744 

0.5  5.0 

l.ol4 

1.2 

3.7 

o.lUi> 

1  Q 
1.0 

Ci  7 
0.4 

ö.yyo 

U.O  4.J 

1  0 

A  Ä 

7  (KM 

l.ö  14,1 

t  COA 

1.2 

8.7 

1  0 

b.l 

OQQ 
.).ooo 

11  07 

1.1  VA 

OOi" 

U.l 

A  f. 

U.4  4.1 

1.7 

5.1 

ö.Ui  1 

1.0 

l).0 

Q  A''0 

Aß      f;  ß 
U.l)  O.t) 

201 

0.1 

U.J 

o4<: 

A  0       1  ^ 
\J,C  l..> 

.  >•}  1 

A  1 

1 1 

fißQ 
ODO 

AI  10 
0.1  \.l 

—  ^.t"  t» 
i.OOV 

6.2 

18.0 

14.4Ö4 

b.U 

Ol.U 

iD.uyo 

S1.U14 

ISsJf 

O7.0U0 

tQ  J    100  1 

Ali  itAK. 

$7.2  U0.7 

IWS.vUSs 

OOA  A 

1QA  JOA 

Od  0  «nsD.V 

fi 

U 

0 

0 

oU.loi 

1 0  >^ 

DO.ö 

1  OQ  4  QA 

l.ooo 

0.  < 

Q  fl 
0.0 

A  V  "1 

A  1 

0.1 

A  R 
0.0 

44<s 

AI         A  V 

U.l  U.fl 

1.578 

0.6 

3.4 

4.914 

1.0  8.8 

— 

345 

0.1 

0.7 

4.097 

0.8  7.4 

1.5 

7.7 

l.i..iJ4 

'■>  P      Ov4  1 

-.♦)  Z4.1 

t>UO 

0.3 

1.5 

1 1  t;.i  A 

b.O  «^.0 

OOÖ 

0.4 

1.8 

AR, 

U.9  4.0 

Ol  o 

0.8 

1.8 

l.yoo 

A  >4        4  R, 

U.4  9.0 

yi4 

0.4 

2.0 

A  A 

1  »DO 

0.4 

2.1 

n  1  /4 
U.4       4  U 

IJW 

1.4 

4.3 

0.8 

1.» 

£.4y  / 

U..»  4..> 

1.1 

6.0 

00 1 

AI  Aß 
U.l  VJ.O 

0.1  OO 

2.1 

11.1 

lo.oo4 

Q  7     *U  1 

1.4 

4.8 

OV.OI0 

20.8  109.4 

Ivo.ifvl 

0  4  Od 

1.0 

5.4 

A4        t{  Q 
U.4  .i.n 

0.5 

2.7 

oOo 

A  »*      1  ^ 

<  .U«4 

2.9 

15.3 

8.9;^*; 

1  Ü      1  ß  1 

A.  ^ilQ 
4.0 1  ^ 

1.9 

9.8 

4.641 

3.626 

1.5 

7.9 

4.274 

O.is  7.7 

2.473 

1.0 

5.4 

2.255 

0.4  4.1 

\m 

0.8 

3.9 

2.550 

0.5  4.6 

1.411 

0.6 

3.1 

2.693 

0.5  4.9 

1.137 

0.5 

2.5 

2.456 

0.5  4.4 

2.231 

0.9 

4.8 

1.1  10.3 

2.132 

0.9 

4.8 

7.:!'.'i 

1.4  S.4 

1.489 

0.6 

3.2 

3.3öO 

0.7  0.6 

31.781 

18.1 

68.8 

47.149 

9.2  79.8 

47.425 

38.6 

115.0 

191.151 

79.1 

417.2  426.629 

84.1  765.7 

122.514 

100.0  299.0 

235.002 

100.0  508.0  505.600 

100.0  913.0 

>)  Bemerkoüfren  zo  Tab.  99.  Kaffee  roh,  gebrannt  nnd  Surrogate.  —  Gacao  roh,  ver- 
rbeitet,  dwoolnde,  Conditonraaren.  —  Sfidfimchte,  frisehe  und  treeheiie.  —  Aostem.  aiieh  andere 

iuschcl-  oder  Schalthiere  ans  See.  —  PeiroleoiD,  I.eiicht-  und  Schmieröl.  —  Getreide.  neb>t 
i&isenfracbten.  Mala.  —  MUhleofabrikatc,  aacb  gewöhnliohee  Backverk.  —  Obet,  nebst  S&meieien, 
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Es  ergiebt  sich,  wie  durch  die  EntwicklnDg  des  Zolltarifs  seit 
1879,  besonders  durch  die  EinitihrtiDg  und  £rhObimg  der  agrarisehea 
Sehatzzrilo,  die  vor  1879  zoletzt  fehlten  oder  gans  geriogflElgig 
waren,  der  tinanzielle  Schwerpnnct  des  ZoUertrags  stark  verschoben, 
in  die  agrarischen  Zolle  bioein  verlegt  und  aneh  unter  den  einzeloen 
Zollartikeln  erheblich  verändert  worden  ist  Die  agrarischen  Zolle, 
namentlich  der  finanziell  wichtigste,  der  Getreidezoll  n.  s.  w.,  — 
dessen  Erti  a^^  nebenbei  bemerkt  1898  fast  20  Hill.  Mark  nnd  anch 
1896  nnd  1897  hoher  als  1899  war  —  liefern  an  40  %  des  6e- 
sammtertrags  der  ZOUe  jetzt,  mehr  als  die  FinanzzOlle  znsammeo. 
Wörde  man  allerdings  zu  diesen  den  Tabakzoll  mit  einigen  50  MilL 
Mark  Ertrag  in  den  letzten  Jahieii  und  die  in  der  Tabelle  eben- 
ialls  nicht  enthaltenen  Zolle  auf  die  anderen  4  der  inneren  Ver- 
brauchssteuer unterworfenen  Artikel  rechnen ,  8o  1/ehauptete  die 
Finanzzollgrnppe  auch  gegenwärtig  noch  das  üebergewicht  Uber 
die  Gruppe  der  agrarischen  Zolle,  mit  im  Ganzen  c.  245  Mill.  Mark 
oder  c.  48.3  ^/^  des  gesammteo  Zollertrags  (s.  u.  und  Tabelle  100). 
Der  Zoll  auf  Getreide  u.  s.  w.  ist  aber  weitaus  in  die  erste  Stelle 
im  Ertrage  gerUckt,  1896  bat  er  schon  einmal  fast  ein  Drittel  des 
Ertrags  geliefert  (31.8  %),  er  ergiebt  mehr  als  das  Doppelte  der 
drei  nächst  wichtigsten  Zollartikel,  des  früher  lange  Zeit  ersten 
Artikels,  des  Kaffees ,  welcher  vor  1879  meist  Vs»  ^U*  selbst  schon 
in  der  ersten  Zeit  des  Zollvereins  Vs  GesammtzoUertrags  lieferte, 
und  des  neuerdings  dem  Kaffee  im  Ertrage  gleich  gekommenen 
nnd  ihn  selbst  schon  darin  tibertreffenden  Petroleums,  endlich  des 
Tabakzolls  in  dessen  neuester  Ertragsentwiekluiig.  Die  anderen 
i  in a Ii //zoll-  und  a^i  arischen  Zollartikel  treten  in  ihrer  Gesammtbeit 
und  vollends  im  Einzelnen  weit  hinter  diese  drei  Artikel  im  Ertrage 
zurück,  auch,  seit  der  Entwicivluug  des  Rübenzuckers,  der 
Zuckerzoll. 

Unter  den  einzelnen  in  der  Tab.  99  angeführten  Artikeiu 
bietet  die  Entwicklung  des  Ertrags  (und  bezw.  ConsurasJ  einiger 
davon  übrigens  auch  finanziell  betrachtet  Interesse,  so  des  Cacao, 
der  Südfrüchte,  auch  des  Weins,  dessen  Zollertrag  seit  Jahren  sehr 
stabil  ist,  und  des  Thees,  dessen  Ertrag  zwar  wächst,  aber  doch 
sehr  geriogfDgig  bleibt,  bei  der  kleinen  deutschen  Consumtion. 

Beeren  u.  s.  w.  getrocknet,  Südfruchtschaalen.  Dazu  hier  die  Position  frische  Wein- 
beeren gezogen.  —  Fleisch  aller  Art,  anch  ExtTBct.  —  Botter.  «och  Hafguiae.  —  IM« 
Schluss/.iffer  de»  Gemnmtertra^s  der  Zölle  schliesst  nicht  nur  die  übrii^en  kleineren, 
Zollpositionen,  sondern  auch  die  finanziell  wichtitr>  n  THb:ik?5ll(-  nnd  die  Zockelt*  Salz-* 
Brauittwciu-  and  Bierzöiic  in  sich  ein  (s.  folgende  Tab.  loO). 
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Wie  finaDziell  wenig  bedeotend  „Laxuszollartikel",  wie  Austern 
u.  dgl.  Bindi  zeigt  der  kleine  Ertrag.  Die  Reis-  und  HeringBZöUe 
sind  steoerpoiitiscb  nicht  erwttnsebt  nnd  fioanziell  doch  aach  nur 
von  geringer  Bedentimg.  Unter  den  agrarischen  ZOUen  treten  alle 
gegen  den  Getreidezoll  ganz  znrUck,  die  Zolle  fttr  lebendes  Yieb 
zeigen  neuerdings  keine  erhebliche  Ertragszunabne,  nmsomebr 
diejenigen  fttr  Obst  incl.  frische  Weinbeeren,  Schmalz ,  Fletsch, 
Bntter,  Käse,  Eier,  zum  Theil  auch  Oelfrtichte,  deren  Zollertrag 
nenerdings  aber  kaum  wächst.  Bei  den  gcnauntcii  animalischen 
A^rarartikeln  besteben,  rein  steuerpolitiscli  auigefasst,  ähnliche  Be- 
denken wie  bei  Getreide,  aber  meines  Erachtens  auch  hier,  wie  bei 
letzterem,  pe!)en  die  gebotenen  Scbutzrdcksiehten  lür  die  beimische 
Landwirthschatt  trotzdem  den  Ausschlag  für  diese  Zr.lle  (s.  o.  §.  203). 
Aehnb'cbes  gilt  von  dem  im  i'>trage,  besonders  der  neuesten  Zeit, 
stark  gcätiegeuen  Holzzöllen,  wegen  des  hier  mitspielenden  forst- 
wirthschaftlichen  Interesses.  Aus  diesen  Erwägungen  kann  ich  die 
Entwicklong  der  Ertiiige,  wie  sie  in  der  Tab.  99  besonders  bei 
den  agrarischen  Zollen  hervortritt,  doch  nicht  ongttnstig  benrtbeilen, 
wie  es  rein  ans  dem  stenerpolitisehen  Standpnncte  geschehen  mttsste. 
Dieser  ist  aber  hier,  wie  mehrfach,  nicht  der  zuerst,  yollends  nicht 
der  allein  entschetdende. 

Auch  die  Zölle  auf  industrielle  und  montanistische 
Artikel,  bezw.  Rohstoffe  haben  absolut,  besonders  in  den  letzten 
1890er  Jahren  unter  dem  Einfluss  des  industriellen  Aufschwungs, 
der  den  Bednrt  an  frcmdoii  Artikeln,  trotz  der  Entwicklung  der 
heimischen  i'i  n(ln<  ti(Mi  stcifj^erte  (Kisen ,  Kisenwaaren),  im  Ertrage 
nicht  unerheblich  zugenommen,  relativ  freilich,  wegen  der  stärkeren 
Ertragssteigerung  der  Finanz-  und  agrarischen  Zölle  abgenommen. 
Die  wichtigsten  Artikel  besonders  die  Fabrikate,  der  Textilbranche 
und  der  sonstigen  in  der  Tabelle  angeführten,  zeigen  eine  gewisse 
Stabilität  des  Ertrags  neuerdings,  was  auf  genügende  Höhe  des 
Zolls  nnd  anf  die  Beberrscbnng  des  heimischen  Markts  durch  die 
inländische  Fabrikation  hinweist.  Weitere  Zollerhöhungen  erscheinen 
bei  diesen  Artikeln  weder  allgemeines  Bedürfnlss  der  Prodnction, 
wie  yielfach  bei  den  agrarischen  Prodncten»  noch  finanziell  tod 
Vortheil,  während  die  Erhöhung  der  Agrarzölle  dies  wenigstens 
möglicher  Weise  sein  kann,  wenngleich  diese  Aussiebt  steuerpolitisch 
nicht  für,  sontkru  eher  ^retreu  diese  Erliidiung  spricht.  Diese 
Maassregei  ist  hier  eben  immer  nur  durch  die  SchutzrUcksichteu 
lu  rechtfertigen. 
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Die  Go.samniteiitsrickluDg  des  Zollertrags  ergiebt  sich  schon  aus  den  Tabellen  96 
bis»  99.  in  Verbindung  mit  derjeoigeu  der  ionereo  Steutiru  aucli  noch  aus  der  folgenden 
Tab.  100.  Weiter»  Daten  über  diese  Steaerti  eind  oben  in  die  Dentellaofr  eingefügt 
worden.  Tab.  100  stellt  einige  Daren  zur  Vergleichaog  der  Ertllfe  aub  d^n  ein- 
zelnen Stcuoni  und  Zöllen  der  beiden  unterworfenen  Artikel  zu<;ammen.  zuj^lcich  :iach 
Uber  die  eigeutlicbeu  Stumpelabgaben  uacb  deren  Objecten.    ^Tab.  100  s.  S.  778.) 

Die  bedeutende ErtragssteigernDg  der  gesatnmten  Verbranehn- 
üuii  Verkehrsbcsteiierunt^  tritt  in  den  Zahlen  der  Tab.  100  beson- 
ders deutlich  hervor.  Die  Zölle  im  Ganzen^  wie  besonders 
diejenigen  Zölle,  welche  nicht  auf  die  5  inneren  Verbrauchssteaer- 
Mrtikei  lallen  (Nr.  II,  2),  haben  sich  am  Stärksten  im  E!tra£!:e  ge- 
steigert, wesentlich  mit  in  Folge  der  Ergiebigkeil  der  neu  hinzu- 
gekommenen Agrarzölle.  Auf  den  Kopf  berechnet  hat  sich  der 
Ertrag  dieses  Theils  der  Zölle  (Tab.  100,  Nr.  II,  2)  absolat  fast 
verfünffacht,  relativ  last  vervierfacht,  von  219  Pfennig  ist  er  auf 
798  gestiegen,  während  trotz  der  tiscaliscben  Beformen  der  Tabak- 
und  BranQtweinfltener  der  Ertrag  der  inneren  Verbraacht- 
stenern,  einschiiesalicb  des  Zolin  auf  die  betreffenden  Artikel, 
absolat  sieb  nnr  yerzweteinbalbfacht,  relativ  sieb  noch  niobt  gans 
verdoppelt,  von  447  anf  794  Pfennig  erbOht  bat,  abztiglieb  der 
Zotte  anf  die  5  Artikel  von  867  anf  677  Pfennig  gestiegen  iat. 
Die  grosse  fiscalisebe  Wiehtigkeit  der  ZoUreformen  tritt  auch 
darin  hervor.  Die  dritte  Grnppe,  die  Verkehrssteuern  (Stcmpel- 
ab,i;abcii,  in  dieser  Tabelle  ohne  die  kleinen  Erträge  des  Spiel- 
kartenstempels und  der  statistischen  Gebühr  berechnet)  sind  ja 
relativ  im  Ertrage  am  Stärksten,  auf  das  6-fache  des  Ertrags,  ge- 
wachsen, aber  haben  doch  gegenüber  den  Zöllen  und  inneren  Ver- 
brauchssteuern immer  nur  noch  eine  geringe  tiuanzielie  Bedeutung, 

In  der  Bewegung  der  absoluten  und  Kopferträge  der  ein- 
zelnen inneren  Verbraucbsstenem  und  der  Versebiebang  der 
relativen  Bedeutung  der  Ertrilge  dieser  einseinen  Stenern  unter 
einander  spiegelt  sieb  wieder  der  Einfluss  der  Gesetzgebung  nnd 
der  Gang  der  Gonsnmtion  ab.  Bemerkenswerth  Ist  die  ausser* 
ordentlicbe  Stabilität  des  Kopfertrags  der  Salz  Steuer,  bei  gleich- 
gebliebenem Steuersatz.  Relativ  ist  der  Ertrag  dieser  Steuer  wegen 
der  stärkeren  Ertmgsentwicklung  der  anderen  inneren  Verbrauchs- 
steuern und  der  Zolle  sehr  zurückgetreten,  anfangs  etwa  */&  von 
jenen,  ^7  von  beiden  zusammen,  ist  er  jetzt  nur  noch  Vs — V9  von 
jenen,  V',,  von  beiden,  frtlher  -  des  Ertrags  der  Branntweinsteuer 
ist  er  jetzt  nnr  noch  weniger  als  Va  davon.  Die  Steigerung  des 
Tabaksteuerertrags  absolut  auf  das  3  iache,  relativ  (auf  den  Kopf) 
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auf  das  2VQ  i'ache,  des  B ran ntw  ei o Steuerertrags  absolut  auf  das 
4-fache  (wobei  aber  1872  die  süddeutsche  Besteuerung  fehlte,  also 
in  Wirklichkeit  geringer),  relativ  auf  mehr  als  das  Doppelte  ist 
ÜDaDziell  und  doch  auch  stenerpoHtisch  and  sonst  gflnstig  so  be- 
oitheilen,  aber  sie  bfttte  bei  richtiger  Gesetxgebnng  ohne  Bedenken 
noch  Tie!  stilrker  sein  kOnnen  nnd  die  jetsige  Bestenening  ist 
namentlich  immer  noch  schwacb,  Tergliehen  mit  der  anslftndiscben. 
Der  Bierstenerertrag  hat  sich  bei  stabilem  Stenersata  in  Folge  der 
grossen  Vennehmng  der  Consnmtion  immerhin  stark,  absolnt  auf 
das  3  fache  und  mehr,  relativ  auf  das  ÄVa-fache  gehoben,  ist  in- 
dessen auch  so  immer  noch  sehr  niedrig,  nicht  nur  mit  ausländischen 
Staaten,  wie  Grossbritannien,  sondern  auch  mit  den  süddeutschen 
Staaten  verglichen.  Die  Zuckersteuer  zeigt  neuerdings,  und  seit 
1898/99  noch  weiter,  eine  linanzieil  günstige,  je  nach  dem  Stand 
der  Gesetzgebung  früher  aber  sehr  schwankende  Entwicklung  des 
Ertrags.  Wird  der  Zucker  als  Consumobject  betrachtet,  so  wäre 
allerdings  erwfhi'^rhter  als  die  Ertragssteigerung  der  Zuckerstener 
diejenige  der  Tabak-,  Branntwein-  nnd  auch  der  Biersteuer. 

In  der  Bewegung  des  Ertrags  der  einzelnen  Stempel- 
abgaben kommt  wieder  der  Einfioss  der  Gesetzgebung  nnd  zu> 
gleich  des  Ganges  nnd  Standes  desjenigen  Verkehrs,  welcher  ron 
diesen  Stenern  vomemlich  betroffen  wird,  zum  Ansdmck.  Trota 
der  starken  absolnten  nnd  relativen  Steigemng  des  Ertrags  der 
sogen.  Börsensteuer  ist  diese  Besteuerung  doch  immer  noch  ein 

1;  Bemerk  äugen  za  Tab.  100.  Wie  sich  die  Kobcrträge  der  ioDercn  Ver- 
ttfiDchsMeaeni  bei  der  Zndker^  und  Branntweliisteaer  tns  den  TenehledeDen  Stooer- 

arten  dabei  zasammensctzon.  ibt  in  iler  früheren  Darstellung  dieser  Stenern,  auch  mit 
Angabe  rmi  Ertragsarten  jeder  iSttnierart.  •rezei;:t  worden.  Die  Uebcrgangsabgaben, 
von  Sud-  nach  Norddcotschiund.  sind  bei  der  Br&uatwcinstüuer  bis  1B85  incl.,  bei  der 
Ricrstcucr  bis  1898  loci,  bei  <ler  inneren  Stener  im  Rohertrag  eiogesehlossen ,  ebenso 
die  kltnne  Ueherffanff-sah<:abL-  bei  Hranntrein  atis  LaT<»nibnrg.  Aach  tibcf  dift  Art 
und  Höbe  der  Auslahrrcrgutungen  und  KQckrergUtungen  bei  Zocker,  Tabak, 
Bnnntweln,  Bier  sind  die  morderliehen  Daten  in  der  fniberen  Darslellnnf  eotliallen. 
In  der  amtlichen  Statistik  werden  diese  Verpütnngen  bei  der  Biersteoer  von  der 
inneren  Steuer  allein,  bei  der  Branntweinsteuer  ?on  der  Maischbottich-  und  Material- 
8teucr  abgezogen,  in  der  Tab.  100  ist  der  Abzug  vom  Gcsamtntcrtrag  von  Zoll  und 
inneren  Steuern  erfdrfgt,  der  „Kesf*  „netto**^  ist  also  der  Kohertiag  al)zuglidi  nur 
dii  ser  Yergtltonß^«'n.  Dn  Betriebs-,  Kecbnunffs-,  Kalenderjahre  bei  den  Zöllen  und 
inneren  Steuern  nicht  ganz  zusammeniuiien,  ergeben  sich  kleine  Kechnungsdifferenzeo, 
die  aber  fQr  unsere  Vergleicbnngszweeke  nicbt  in  Betracht  kommen.  —  Die  4  in 
der  Tnb.  100  pjewäblten  Jabre  au?  Anfanüf.  Mitte  und  Knde  der  hier  betraebtcten 
Periode  culhalteu  natürlich,  wie  bei  Heraushebung  einzelner  Jahre  in  solchen  Dingen 
immer,  bie  und  da  zttf&lllge  Znhlenabweicbnngen  ron  Dorcbscbnltlsrerblltnlssen. 
in  den  angegebenen  Jahren  inaessen  ?on  Bedeutung  nur  etwa  beim  Tabakzoli  in  1872. 
der  in  diesem  Jahre  einen  nn?ewöhnlich  hoben  "Prtrag;  s^ab.  1971  (d.  b.  £Ut^}nhr 
1.  Juli  1871/72)  war  er  nur  i2.»>H,  187:^/74  nur  9.47  Mill.  Mark. 
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Objeet  Ton  verliiUtniiBiiiftfliig  geringfügiger  finansieller  Bedeutung 
geblieben,  zumal  wenn  man  von  der  nnr  forneU  m  dieser  Kate- 
gorie gehörigen  Loosesteoer  absieht. 

Der  Rohertrag  der  Zölle  ist  im  ZoUroretQ  im  Gaozeo  relativ,  auf  den  Kopf 
der  BevOlkerviiir  berechnet,  seit  den  1890er  Jnhfea  bis  cd  den  1860er  eher  f  efnllen 

als  IT-  fiecpn.  er  war  in  den  ersten  Jahrzehnten  2— ^Tiv  flR-ir,>  2  87  M. 
auf  den  Kopf,  wovon  damals  3—4  *Vo  ^od  Üurcbfuhr2öllen  herrührten. 

q>iter  ging  er  auf  2  M.  und  darunter  herab  (1865  1.99.  1869  auf  2.06  M.).  Zu  der 
Abnahme  trugen  die  liberalen  Tarifreformon  und  die  Entwicklung  der  beiaiBehen 
Knbenzorkerprodnction  bei,  in  Folge  deren  der  Ertrag  des  Zuckfrzolls  immer  prerin«!:- 
iugiger  wurde.  Der  Aufschwung  des  Wirthscbaftslebcns  nach  üeui  imn/öüiücben 
Krfe?o.  1871  ff.,  hob  dann  zwar  den  Zollertrag  (Max.  3.26  M.  in  1873).  aber  spiter, 
Ton  l;^74.  I«7r)  an.  fi-l  .-r  wieder  (Min.  1^^77/7^  2  00.  1^7« '79  2.G2  yi.),  um  erst 
nach  der  Keform  von  1879  und  seitdem  fast  stetig  stark  zu  steigen.  Die  Koptquoten 
(nacb  PlMDijabraD)  sind  von  1879  an  bis  1898:  S.21  -~  4.98  —  4.38  —  4.62  — 
4.57  —  5.04  —  5.08  —  5.44  -  5.73  -  6.49  —  7.74  —  7.86  —  8,11  —  7.47  — 
7.13  —  7.49  —  7.94  —  S.7.'    -  9.7'      0  24  M. 

Der  Bicrstcuerertrau;  (mit  Zull)  ist  mit  88  Pfennig  auf  den  Kopf  (7."»  PfcDni« 
auf  1  hl  Bier  gegen  83  in  1868  und  84  in  1872)  trotz  des  sfark(>n  Wachsthums  dos 
Ertrags  immer  noch  nur  wenig  über  V'  <^es  bairisdiLU  188."»  ."i50  Pfennir,  1898 
602  Pf.,  auf  1  hl.  bezw.  265  und  247  Pf.),  '/a  wantembergiachen  (1885  352. 
1898  427  Pf.,  avf  1  hl.  248  und  220  Pf.),  nocb  des  badiscbtn  (1885  257.  1898 
4  l'f..  1898  auf  1  hl.  261  Pf.),  ueiiigor  als  %  des  ebass-lothringischen  a^S."  100, 
lc*9b  205  Pf.,  auf  1  hl.  bezw.  222  und  227  Pf.).  Es  ist  dies  ein  Missverhältniss 
zwischen  Nord-  und  Suddeutschland.  welches  deutlich  zeigt,  wohin  der  Weg  der  nord- 
dentalen  Bientenemitvicklaiig  gehen  sollte  (o.  S.  690  ff.). 

§.  213.  Gegen wUrti^i^e  Reichs-  und  Staatsbesteuerung 
inin  1900).  T?ei  der  Complication  von  Reichs-  uud  Staat^flnanzen, 
Reichs-  und  btaatsbesteuerung ,  weiche  die  föderative  Veriassung 
des  Deutschen  Reichs  in  deren  Ausgestaltong  einmal  mit  sich 
bringt,  lässt  sich  die  Betrachtung  nnd  Beurtbeilung  der  Reichs- 
and  Staatsbestenernng  auch  vom  finanzwissenschattlicheo  Stand- 
paDcte  Dicht  wohl  von  einander  trennen.  Lücken  der  einen  werden 
immer  mehr  oder  weniger  in  fiestandtheilen  der  anderen  ihre  Er- 
gänanng,  Mtogel  nnd  Vontlge  der  einen  umgekehrt  in  Vorstlgen 
nnd  Mängeln  der  anderen  ihr  QegenatUck  finden  können,  nnd  that- 
^hlieh  verhalt  es  sich  in  der  während  der  Periode  des  nenen 
Beiehe  eingetretenen  Entwicklung  auch  so.  Das  iet  in  diesem 
ganzen  Bande  vielfach  nachgewiesen  worden.  Auch  die  H9he  nnd 
Alt  der  Helastung  der  Reichs-  und  Landesbevttlkerung  durch  die 
Gesammtheit  der  Reichs-  und  .Staatssteucru  und  durch  deren  ver- 
schiedene Steuergattungen  und  Formen  ist  im  Vorausgehenden 
wiederholt  ge?:eijrt  nnd  stafistis^ch  vertblgl  wurden,  besonders  liir 
Preussen  und  Baiern  in  den  dit  Staaten  behandi  luden  Absciinitten. 
Wie  sich  ^'crade  um  den  Scl)iusH  des  19.  Jahrluitidert.s ,  im  Jalire 
1900  (Finanzjahr  1.  April  1900,1901)  die  Verhältnisse  gestaltet 
haheui  mag  an  dem  wichtigsten  Beispiel,  an  Preussen,  hier  noch 
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einmal,  zugleieb  znr  Ergänsnng  und  Fortftllmmg  der  (oben  S.  49) 

^cj^ehenen  statistischen  Daten,  gezeigt  werden.    Damit  sollen  hier 

(i^.  21-1)  noch  einige  Daten  ans  andeieu  europäischen  Grossstaaten 
verbanden  ueiden,  um  (iuruh  eine  Vergleichung  mit  diesen  das 
Einzelne  und  Cbaracteristische  bei  uns  noch  schärfer  hervortreten 
zu  lassen. 

Ich  benntzt^  lii.'i  «lio  Etatstlafpn  für  1900.  die.  DurchsrJinittsvorhriltnissen 
eutsprechend ,  bes^r  ab  dio  Abrerhuuagädateu,  auch  wenn  diei>e  hmteilitir  vou  den- 
jenigen der  Voranächlftge  imnu  r  i  twas  abvMchea,  Air  solehc  Vcrgleichangen  benutz- 
bar sind.  In  lioii  Ilatiptetats  für  1900  kommen  ncnprc»  polifisclic  Ereignisse  ("ud- 
afriJiaDiacber  Kriex,  Ghinaexpeditionen)  nach  ibren  tinanzicilcD  Wirkungen  auf  Aus- 
gaben und  Einnahmen  nech  nicht  oder  nicht  so  starl;  als  in  Kachtragsetats  ond  aJs 
muthmaasslich  in  diu  Etats  der  betheiligtcn  Staaten  im  Jahre  1901  zur  Geltang^,  atirh 
dio  noticst-  n  Floftenvcrmehrungen  nicht  so,  und  das  macht  gerade  die  Etats  für  liH)«» 
zu  unsereu  Zwecken  brauchbarer.  —  Die  Verlheilung  der  Keichseinnahmen ,  bczw. 
Reichssteuerertr&ge  auf  Preussen  warde  bisher  meistens  so  vorgenommen,  dass  man 
nach  Maa-s-^c-ibe  der  Bevölkcninpsquoff  nind  fiO  auf  Preussen  rechnete,  ficttrui 
war  dies  »chon  roo  Anfang  an  nicht,  da  dio  preussibche  Be?ölkerang5quote  schon  I5TI 
etwas  hoher  var  (001.81  Promille),  indessen  war  die  Abweicbnog  geringfügig.  D« 
luittlerwfil«.-  aber  dio  )lrells^i^;olle  Bevrilkerontr  siarlcr  als  dio  Reichsbevi^lkerung  und 
namentlich  auch  als  die  der  Mittelstaaten,  mit  Ausnahme  Sachsens,  und  als  die  der 
meisten  Kieiuätaatcn  —  Ausnahmen  bilden  fomcmlich  nur  die  Hansestädte  —  ge- 
wachsen ist.  kann  das  auch  bei  den  statistischen  Berechnnagen  nicht  mehr  ganz 
ignorirt  wprdpn.  Nach  den  Ersrchnisscn  der  Volkszählung  vom  1.  Dec.  1900  betrug 
die  Berölkcrung  Preussens  611.t>5  Promille  der  Keichsbe?Olkerung  (34.463.377  von 
56.845.014,  Vieneljahrshefte  der  Reichaslatistih,  1.  Heft  ron  1901,  S.  289«  2ilV 
Mit  Abruüi!  I  L  ii;f  011.7  i'st  diese  Quote  don  folgenden  Berechnungen  zu  Grund, 
gele^.  La  ergeben  »ich  dann  jetzt  nach  dem  Hanptetat  von  1900  folgende  Vcrhält- 
niste  Itiir  «.Preussen  mit  Reichsquote".  Zahlen,  welche  allein  mit  denen  der 
anderen  Grossstaaten  verglichen  werden  können.  S.  Tab.  101  auf  S.  777.  Dass  die 
so  berechneten  Zahlen  nicht  durchaus  die  wirkliclie  Belastnnc  der  prenssiscben  Be- 
Tulkerutig  zeigen,  tiouderu  wahrscheinlich  etwaä  m  klein  dafür  siud.  weil  die  Con- 
somtion  and  die  Geschifte,  welche  bestenert  werden,  in  Preussen  den  Durchschnitt 
im  Reiche  etwas  nbertrefTen  mOchiea,  ist  frtther  mehrliich  herfoigehoben  worden 
(s.  8.  55.  >'ote  1.  auch  S.  179) 

Der  prenasisch  -  dentsefae  Staatahanshalt  entnimmt,  wie 
die  Tabelle  zeigt,  seine  Einnahmen  in  der  Gegenwart,  am  Sehlnaae 
des  19.,  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  (1900)  %n  fast  der 
Hälfte,  mit  474  Promille,  nieht-stenerreehtliehen  Quellen,  an 
wenig  Uber  der  Hftlfte  der  Besteaerung,  mit  526  Promille. 
Rechnet  man  selbst  die  ganzen  Verwaltongseinnahmen  (Nr.  III  der 
Tab.  101)  /AI  den  Steuern,  so  bliebe  zwischen  diesen  und  den 
übrigen,  d.  b  dann  den  wesentlich  privatwirthschaftlichen  Ein- 
nahmen (und  verwandten,  wie  Post  u.  s.  w.)  nocb  ein  Verhilltniss 
von  ^/g  Steuern  (613  ^Iqq)  und  solchen  anderen  Einnahmen 
(387  ®/oo)'  Verh'jlltniss,  wie  es  sich  ausserhalb  Deutscblands  in 
der  Gegenwart  ivaum  mehr  tindet  (s.  unten  Tab.  102),  dort  als 
„nnmodern''  erscheint,  bei  uns  allerdings  an  die  älteren  Finanz- 
Verhältnisse  des  Territorialstaats  immer  noeh  erinnert  —  aber  gewiss 
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Tab.  101.    Preosiens  ordentliche  Staatscinnahuien  nach  Etat  von  1900 

zazttgUch  des  preuBsiscbeu  Antheils  (C1J7  *V«)  der  BeicliseiJinahnieti 

voa  1900';. 

1.       2.  3.  4.     5.  6.  7. 

Ii    »—      I  • 

S          S  usi^-j  — S 

S        d  50  a,  g-g  oa.  «  - 

I.  Directe  Steueru,  roh 

1.  Einkoinmensteaer  —     159.00  l'>9.00  —     —  —  — 

2.  Vormögfena-CErganzuuga-Ueuet     —     33.00  33.00  —     —  —  — 

3.  Gewerbesfener  (Hauair-'  ...     —       2.9S  -l.W  —     —  —  — 

4.  Eiseubalinsteuer  —       0.ö3  U.ö3  —     —  —  — 

5.  Erbsebaftssteaer  —      9.00  9.00  —    ^  —  — 

r.,  NeljL'iu?iriii.  d.  dir."  Steuerrcmr.     —      '2>'3  2.83  —     —  — 

Summe  i,  roh  ^    207.36  207.35  133  162  Ö03  254 

IL  Indirecte  Steuera,  roh 
A.  VcrbravcbSbteoern 

7.  Zölle  289.47    11.29  300.7«  —     —  — 

Ö.  Tabakbteucr                              7.43     0.19  7.»j2  -  -     —  — 

9.  Zackereteaer                          62.40     4.16  66.56  —     —  — 

10.  Salzsteacr                              29.25     0.29  29..>4  —     —  — 

II.  Braimureiiwteuer                      76.03  20.10  96.13  —     —  — 

12.  Bienteuer                           22.62    3.66  26.2^  .    _  _ 

Summe  A                         487.20  39.69  526.89  389  418  1.681  644 

n.  Verk  ohrssteu  ern  .  roh 

13.  iveichsstempclabgabtiu     .    .    .   40.G7     0.70  41.37  —     —  — 

14.  Staats               „          ...     -  -      32.00  32.00  —     —  _ 

15.  Lotterie,  rein  —       9.77  9.77  -      —  - 

Summe  ü,  roh                      40.67   42.47  »3.14  53   65  242  102 

C.  NebeoeinDahmen  o.  dgl  der 

indirecten  SteoerrerwaJtaog  .              2.U0  2.00  1     1  — 

Summe  II,  roh  .VJ7.S7    84.1Ö  »511.03  393  479  1.778  74() 

Sumuic  I  u.  II  Steuern,  roh  .527.><7  291.51  ^<19.3!S  :,4G  G41  2.376  lüOO 

III.  \  er  Walto  ngsemnahiDeD,  roh 

16.  Jastizverwal'nri-  0  37    73.80  74. 17  48  2!B 

17.  Alle  audoren  /Zweige  ....    11.« >0    49.08  00.98  39    —  177 

Smeme  lU,  rob                    11.37  123.78  135.15  87  —  393 

IV.  Verkehrsweseii 

18.  Post,  Telegraphie,  rein  ,    .    .    37.97     —  37,97  —     —  110 

19.  Eisenb.nhnon,  rein     ....    17.69  448  93  466.62  —     —  1.354 

Summe  fV,  rein     ...    55.66  448.98  504.59  823  —  1.464 
V,  Privat w i rt Ii schaftl.  Zweige 

o.  dgl..  rein                             11.01    88.70  99.71  64  —  290 

Soannelll—y,  rob  benr.  rein  78.04  661.14  789.45  474  —  2.147 

VL  Somme  hII-t  Einriahin.-n  (I— V)  605.91  952.92  l..V,8.83  1000   —  4.588 

VIL  Kosten  der  Staatüchuld  .   .    .   48.17  233.20  281.37  —     —  818 
Vlll.  Einnabmereet  toh  Iii— V,  uach 

Abng  der  Schuldkosten    .       .    29.87  42s.-21  4.'»><.08  —    3.^9  1.329 

IX.  SoBmeTonSteaem  n.Resi  (VlU)  .357.74  719.72  1.277.46  —  1000  3.705 


')  Bo  m  e  r  k  IUI  e  e  n  zn  Tab.  101.  Die  Tabelle  i^'t  ffanz  ähnlich  entworfen  wie 
die  trüberen  über  l'i»  ussen,  ao  Tab.  4,  S.  55  56  und  Tab.  G  und  7,  S.  58/59,  Tab,  8, 
S.  61/62.  Die  AbweichuiigeD  ergeben  6icb  aus  der  näheren  Vorgleiebottg  dieser  mit 
der  jetziiren  Tab.  101.  Für  letztere  kann  mit  auf  die  Bcmerkun!::en  m  jenen  frühei'  n 
Xabelleo  rerviesen  werden.  Die  Zahlen  sind  au»  dem  preussischen  und  dem  Keichs- 
<Haapt-)£tat  Ar  das  Sechniingsjahr  1900  (1.  April  1900/01)  genonunen.  IHo  Stenern 
sind  mit  dem  Bobeititge  eingesettt  Zn  den  im  Belcbsetat  eiadieinenden  Bein- 
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Dicht  zam  Nachtheil  Qiiserer  dentachen  Finanzen,  denn  was  vom 
pranBsischen  gilt  hier  mehr  oder  weniger  —  allerdings  Dank  den 


ertrugen  der  Keicbt^toueru  fiiini  dalier  die  im  preosiiisclieu  £ut  euüialteueu  Ver- 
ärutangen  fitr  Vermütanf»-  mid  Srhobongskosten  der  einieloeii  RoldiastaoenL  (O^  2 

unter  Nr.  II.  7 — 13)  Ii  i  n^ujrcsiliIagLri  worden,  um  für  Preussen  (freilich  üur 
aunäherunicsweise)  dcii  Ko bertrag  dieser  Steueru  zu  erbaltcu.  Nur  die  Lotterie 
ist  bloss  mit  dem  Keiu ertrage  (uud  zv«r  aiclit  völlig  correct,  unter  Abzog  auch  der 
Verwaltungskostcu,  aicbt  nur  der  Gevione)  «ingeaeUt  wofden,  weil  die  Gewioue  keine 
..Belastur»;^"  bilden.  Die  Nebeneiunabmen  u.dgl.  im  <l'!»i(^t«'  der  dirocte» 
(Nr.  I,  6)  und  der  indirocteu  Steuern  (Nr.  11,  G)  ealhalteii  aus  dle^eu  beiden  Vur- 
waltangsgebieteii  StfAfirelder.  GebOhren  und  ferschiedeom  Sonstige,  nicbt  bloss  Steuer- 
artiges,  desbcn  Ausschfiiduni;  hier  aber  nirht  erfolgt  ist  und  bei  der  Kleiulieii  der 
Betifige  auch  für  da»  Eigebniss  unwichtig  wäre.  —  Die  Verwaitungseiunahmeu 
enthalteik  bei  der  Juadirenndtttog  (Nr.  III.  16)  Fornemlich  die  segeii.  Gerich ts- 
kosten  (in  Preussen  im  £tat  von  1900  <i5.93  Mill.  Mark),  gebtthreu-.  hie  und  da 
auch  steuerartige  Einnahmen .  bi  sunder^?  aus  G-sehafteu  der  sogen,  freiwilligen  oder 
nicht*stroitigcn  (ionchtsbarkeit.  die  ^uui  Theil  mit  den  Vorkehrssteuern  (ätempdu) 
gerechnet  werden  könnten,  wie  es  in  den  früheren  Tab.  4  ti.  a.  h.  0.  gesehehea  ist 
I  i  1.  rn  i<T  liose  Auffassunff  nicht  unanfeehtbar  und  hier  in  T.ib.  101  davon  ab- 
gesehen Wurden.  Mao  kann  jedoch  diesen  Theil  der  Justizverwaitungscuutabmcu 
leicht  mit  zti  den  Stempln  reehneii,  am  dann  aach  der  erwihnteo  Avfftsung  gemias 
vorzugehen.  Die  anderen  Verwaltungseinnahmen  in  den  Zweigen  der  Keichsrer- 
waltung  (oben  S.  704)  und  bei  den  einzelnen  preussischen  Ministerien  sind  aus  den 
einzelnen  Ktats  unter  Nr.  HI.  17  summirt.  Sie  sind  grossentheils  gebubreuartiger 
Natur,  aber  manciifac  h  mi  pi  v.itwirthschafdichcn  verbunden.  Auch  diese  Verwaltungs- 
einuahmen  »nd  hier  (Kr.  III  und  können  überhaupt  finanzstatistisch  nach  Lage  der 
Dinge,  der  Etatsaufstellung,  nur  roh  eingesetJtt  werden.  Als  Belastungen  der 
Berftllteronir  enicheiDen  de  atwar  auch,  oamendlch  eoveft  sie  Stenem  enthalten  (Justiz) 
und  al?*  Gebuhren.  Aber  in  letzten  r  Hinsicht  stellen  sie  doch  Überwiegend  specielle 
Entgelte  iur  specielle  Leistungen  dar  und  gleichen  hierin  den  Verkehi«einnahxnen  und 
den  eigentlich  privatwinhscbaftlichen.  Die  in  der  Tab.  101  erfolffte  Summiruug 
Ton  ihnen  (Nr.  III)  mit  IV  und  V  und  diu  weitere  gleiche  Behandlung  wie  Nr.  IV 
und  V  iu  der  Tabelle  (Abznu'  <ler  S.buldkosten  von  der  Summe  von  III— V>  ist 
daher  auch  zul&ssig. —  Die  Liunaliiuuu  aus  dem  Verkehrswesen  (Nr.  IV)  uud  die 
prlvatwirthscbaftlicheo  (Nr.  V)  werden  nur  vieder.  wie  in  dea  früheren  Tabellen, 
„rein"  eingesetzt,  d  h  mit  den  Ue  bcrsehüsseu  .  bei  dci  Post  u.  s.  w.  Nr.  IV,  is 
nach  Abzog  bloss  der  ordentlichen  Ausgabun  vom  Kcincrtrag,  ebenso  bei  deu  Keichs- 
bahnen  (Nr.  IV,  19,  Col.  1),  bei  den  preussischen  Eisenbahnen  sind  aber,  der  gegen- 
wärtigen Behandlung  der  Dum^-;  niiakss.  auch  die  einmaligen  und  ausserordeialichen 
Ausgaben  abg«JZOgen  worden.  Zu  den  privat  w ir  t  h *»r  hafti ic h  en  Zweigen  sehdreü 
unter  deu  Rui('h:>einnahmen  hier  Bankwesen  ^u.  S.  71ü  Ü.),  iiuich»druckerci.  Z  in  seit 
des  Reichsinvalid'-nlonds.  unter  den  preussischeu  die  Ueberschussc  der  Venraltttag 
Jlt  Domänen  u: >  !  Forsten  fincl..  nicht  '-acI.  Kronrente),  des  Berg:werk-5-  u.  s.  w.  Wcs-m)- 
der  beehandluug,  Münze,  de«  ehomaligeu  Staatsschatzes,  Zinsen  aus  Acuvkapiuhcu. 
Rente  der  Reichsbaalc  an  Prevssen  for  eine  preassieche  Staatsanleihe  aas  1856,  d.  h. 
in  Betrell  der  3  letzteren  Posten  Einnahmen .  die  im  preussischi-n  Etat  unter  denen 
der  all;remeinen  Finanzverwaltung  stehen.  —  Wurde  man  noch  weiter  in  Einzelheiten 
eiugclieu,  so  wäre  aus  dem  preussischeu  Etat  wohl  noch  diese  oder  jene  weitere  kleine 
Einnahme  einzufügen,  anderseits  neileicht  diese  oder  jene  aus  dem  Reichs-  und 
l>reussischen  Etat  wegzulassen  oder  niedriger  einzusetzen.  Das  (lesammtergebniss 
würde  dadurch  aber  nur  ganz  unwesentlich  modificirL  Es  kommt  das  umsoweniger 
in  Betracht,  da  die  Zahlen  sich  ja  doch  jihrHch  ftadem  und  es  sich  hier  far  ans  not 
um  Vergleiche  von  Ilauiitmomenten  handelt.  Schon  im  Etat  von  1901  i''f  i'  B  die 
prenssische  Einkommensteuer  um  15  Mill.  Mark  höher  als  iu  dem  von  mit  174 

statt  mit  159  eingesetzt  (die  sog.  Ist-El&nahme  war  1897,  98.  99:  13489  —  146.83  — 
151.09  Mill.  Mark).  Die  wirklichen  Einnahmen  der  Beiehsbanli  waren  1900  vid  hoher 
als  nach  dem  £taE,  s.  o.  S.  757,  758. 
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prevsaiBchen  EtsenbahnttbenchttsseD  rogelnütesig:  weniger  —  von 
deo  übrigea  EiozelstaaUbansbalten.  In  Folge  dieser  Verbttitniwe 
braachen  wir  die  Beatenening  bei  nne  niebt  so  stark  als  in  den 
fremden  Staaten  anzaspannen,  können  gleicbwobl  die  erforderlichen 
steigenden  Staats-  und  Reicbsaasgaben  yerbUtnissrnSssig  leicht  be- 
werkRtelligen,  weil  wir  eben  in  ansereo  privatwirthschaftlicben  und 
verwandten  Einnahmezweigen  in  erheblichem  Maasse  den  Staat 
d  i  r  e  c  t  am  Bezug  der  n  a  i  i  u  n  a  1  e  n  Grund-  und  Kapital- 
rente und  dem  ünternehmerg^cwinn  l)etheilif:t  sehen. 
Eine  GesammtbelastUDg  aus  Staats-  (und  Reichs- iSteuern  mit  noch 
nicht  ganz  24  iM.  auf  den  Kopf  der  preussibchen  Bevölkerung  ist, 
verglichen  mit  den  öteuerbelastungen  des  Auslands  (Tab.  102)  und 
gemessen  an  unserem  Wohlstand,  an  sich  und  wieder  im  Yeigleich 
mit  dem  Wohlstand  der  fremden  Länder,  keine  hohe.  Wenn  ein- 
zelne andere  dentscbe  ^Staaten  in  dieser  Hinsicht  etwas  weniger 
gflnstig  als  Preassen  stehen,  wie  namentlich  anch  Baiem  (S.  182), 
so  erklärt  sich  das  yornemlieh  aas  der  günstigeren  Finanzlage  des 
prenssischen  Staatsbahnwesens,  Übrigens,  besonders  den  kleineren 
*  Hittelstaaten  und  ToUends  den  Kleinstaaten  gegenttber,  anch  etwas 
mit  ans  den  allgemeinen  Yortheilen  des  Grossstaats,  wirthschaftlich 
anfgefasst  nach  Analogie  des  Orossbetriebs. 

Die  günstige  preussisch-dentsche  Finanzlage  -  und  wiederum 
ähnlieh,  wenn  auch  nicht  in  i^anz  gleichem  Maasse,  die  der  anderen 
deutschen  Staaleu  -  ei^iobt  sich  noch  schärfer,  wenn  man,  wie 
in  Tab.  101  geschehen,  auch  die  Staatsschulden  mit  bertlck- 
siehtigt,  deren  Kosten,  d.  h.  insbesondere  Verzinsung  und  Ver* 
waltangskosten,  wie  es  im  Grunde  ja  der  Fall  ist,  durch  die  privat- 
wirtbschafUicbeo  und  verwandten  Einnahmen  (Nr.  III — Vder  Tabelle) 
gedeckt  annimmt  nnd  dann  berechnet,  welche  Ueberschttsse  von 
diesen  Einnahmen  selbst  nach  Abzog  der  ganzen  Jahreskosten  der 
Schuld  noch  fHr  andere  Staatszweeke  übrig  bleiben  und  die  Er- 
gänzung der  Besteaemng  liefern.  Von  der  Scholdentilgnng  ist  hier 
im  Allgemeinen  abgesehen,  da  diese  finanzwirthschaftlich  anders 
als  die  übrigen  ordentlichen  Aasgaben  ihr  die  Schnld  antefassen 
ist  Da  in  Deatschland,  zumal  jetzt  in  Prenssen,  die  Staatsschnld 
reell  ganz  oder  fast  ganz  aus  Eisenbahnschulden  herrührt,  ist  diese 
Berechnuugsweise  auch  der  wirklichen  Sachlage  ganz,  entsprechend. 
Und  da  in  Preussen  —  aber  wiederum  auch  in  den  anderen 
deutRcben  Staaten  mit  Staatsbahnen  —  die  Schuld k  ^tcn  regel- 
mässig erheblich  hinter  den  Keiuerträgen  der  Bahnen  allein  {in 
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Preasseo),  hinter  diesen  und  den  daza  gerechneten  l'cberschüMeD 
der  andernn  Betriehsverwaltungen  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke, 
Banken  n,  s.  w.)  und  den  Einnahmen  der  allgemeinen  Staata> 
wakangsxweige  stehen  (in  Preussen  Tollende,  in  den  anderen 
Staaten  gleichfalls),  so  ergiebt  sich,  dass  bei  uns  gegenwärtig 
—  nebenbei  bemerkt:  trotz  der  hier  eingerechneten, 
grösstentheils  nicht  rentabel  angelegten  Beichsschnld  —  kein 
Pfennig  Steuer  fflr  die  Reichs-  und  Staatsschuld  ver- 
wendet werden  mnss,  wohl  aber,  nach  Bez ahln  u g  der  Schald- 
k Osten  aus  diesen  nicfat-steoerrechtlichen  Einnahmen,  noch 
grosse  Beträge  der  letzteren  zu  anderen  Staatszwecken  und  zur 
Ergänzung  der  Steuern  thatsiic  blich  auch  in  Wirklichkeit 
verlUgbar  sind:  wie  Tab.  101  zeigt  (Nr.  VIII)  in  Preussen 
458  Millionen  Mark,  über  13  M.  auf  den  Kopt  der  Rev 'IkLiuHj^ I 
Oder:  auch  nach  dieser  Berechnung  liet'ern  die  uicht-steuerrecbt- 
lichen  Einnahraeu,  den  preu8sisclien  Staatshaushalt  als  schuld- 
1  astenfrei  betrachtet,  nach  DcckuTig  der  Schuidkosten  aus  diesen 
Einnahmen  noch  tlber  ein  Drittel  (359  Promille)  zur  Staats- 
bcdarfsdeckuDg,  die  Steuern  noch  nicht  zwei  Drittel 
(641  Promille),  Quoten,  die  sich  wiederum  nur  wenig  verschieben, 
d.  h.  etwas  eihöhen  fttr  die  Steuerqnote,  etwas  ermässigen  fllr  die 
Quote  der  anderen  Einnahmen,  wenn  man  die  Staatsverwaltungs- 
einnahmen, statt  zu  diesen  „anderen",  zu  den  äteoem  schlägt. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  ungemein  viel  günstigere  Finanzlage  in 
Deutschland  noch  deutlicher,  wenn  man  die  Verhältnisse  mit  den 
ausländischen  vergleicht,  wozn  Tab.  102  unten  die  Daten  giebt. 

Die  Relationen  (Quoten)  der  grossen  Steuergattnngen  zu 
einander  sind  nach  Tab.  101  7»  -ruriiwiii tig  der  Art,  da^s 

rund  e  i  n  V  i  e  r  i  cl  {2i^)i  rromillej  aut  die  (i  i  r  e  c  t  e  n  ,  einschliess- 
lich Erbschaftssteuer,  rund  drei  Viertel  (746  Promillei  aut  die 
indirecten  im  weiteren  Sinne  (Nr.  11),  und  von  diesen  in- 
direetcn  rund  fast  zwei  Drittel  des  Gesammtsteuerertrags  auf 
die  Verbraucbssteu ern  (Zölle  und  innere,  6i4 Promille),  rund 
ein  Zehntel  (102 Promille) auf  die  Verkehrssteuern  (Stempel- 
abgaben  nebst  Lotterie)  fallen.  Dies  ist  keine  relativ  geringe  Ent- 
wicklung der  directen,  keine  tlbermässige  der  Verbrauehssteuem  — 
trotz  der  Begriindung  der  Beichseinnabmen  grOsstentheils  anf 
letztere  — ,  aber  immer  noch  eine  mässige  Entwicklung  der  Ver- 
kehrssteuern,  die  leidige  Lotterie  selbst  dabei  eingerechnet.  Bs  ist 
im  Ganzen,  an  sich  und  wiederum  im  Vergleich  mit  ausländischen 
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Staaten  betrachtet  (Tab.  102),  eine  günstige  Eutwicklung^  aocb 
hingesebeo  aaf  die  Beschaffenheit  anserer  directen  nnd 
Verbranchsstenenii  auch  in  socialpolitiscber  Hinsicht  trotz 
der  Getreidezolle.  Denn  unsere  dentsoheni  znmal  die  prenssisoben 
directen  Stenern  sind  überwiegend  gnt  eingerichtete  Personalsteuem, 
bessere  als  irgendwo  sonst,  aneh  rollssiger  Hohe,  nnd  unsere  Ver- 
branchsstenem  im  Ganzen  richtig  ausgewählte,  passend  veranlagte, 
wiederum  fast  durchweg  mässiger  Hohe,  abermals  gttnstiger  als 
fast  überall  sonst. 

Auch  die  Belastung  auf  den  Kopf  der  Hevidkeruug  mit 
6  M.  directer  (603  Pfennig),  15^3  indirecter  VCi in  auchs- (1531  Pf.), 
knapp  2V2  ^f-  Verkebrssteucrn  (242  Pf.)  ist  keineswegs  hoch,  — 
trotz  der  starken  Vernielirung  der  Steuern  seit  der  lieichsperiode 
(Tab.  8.  S.  G2j.  —  Kechoet  man  die  ganzen  Verwaltuugseinnahmeu 
oder  von  diesen  diejenigen  der  Jastizverwaitang  (Gerichtskosten), 
statt  zu  den  Dicbt-steuerrecbtlicben,  zu  den  steuerrechtlicheu  und 
dauD  zu  den  Stempelabgaben  oder  Verkehrssteuern,  so  er- 
fahren die  angegebeoeo  Zahlen  der  Relationen  kleine  Veränderungen, 
aber  das  Gesammtbild  wird  dadurch  wenig  berührt  Man  kann 
so  in  derXhat  die  erreichte  Gestaltung  des  preussiscb- 
deutscben  Einnahmewesens  nnd  speciell  Steuerwesens 
als  eine  im  Wesentlichen  gttnstige  bezeichnen. 

§.  214.  Vergleich ung  mit  dem  Auslände.  80  ist  die 
l.ii^Ki  schon  an  sich  betrachtet,  vollends  erscheint  sie  so  in  Ver- 
gleicbung  mit  den  Verhiiltnissen  des  Auslands.  Der  Mangel  erheb- 
licher privatwirthschattlicher  Einkünfte  des  Staats,  das  \ Orhanden- 
«ein  grosser  Schuldlasten  ans  Schulden,  die  theils  sount  wie  aus- 
schliesslich, thcils  überwiegend  aus  politischen  Urpacben,  Kriegen 
u.  s.  w.^  chronischen  Deficiten  herrühren  und  denen  nicht,  wie  bei 
uns,  rentable  ActiTrermOgensobjecte  gegenüberstehen  oder  wo  die 
Erträge  der  letzteren  wenigstens  nicht  von  wesentlicher  finanzieller 
Bedeutung  sind,  hat  hier  fast  überall  eine  absolut  und 
relativyiel  höhere  Besteuerung  nothwendig  gemacht 
Diese  muss  in  den  Staatshaushalten  des  Auslands  eine  viel 
grossere  Quote  der  ordentliehen  Einnahmen  beschaffen  als  bei 
uns,  die  Staatsschuld  liegt  grossentheüs  auf  der  Steuer. 
Um  die  jährlichen  Sehuldkosten  sn  decken,  auch  bloss  die^ 
jenigen  der  Verzinsung  und  Verwaltung,  von  denen  der  Tilgung  ganz 
abgesehen,  muss  eine  starke  Quote  der  Steuern  dafür  ver- 
wendet werden.   Erst  der  Kcst  dicber  iSteueiii  lat  verfügbar 
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fär  die  aßderen  StaatBaa«gabeii|  der  Wehrkraft  luid  der  Civtlver- 
wftltnng,  wfthrend  bei  qds  zn  den  Aasgaben  dafttr  ancb  nach 
Decicang  aller  SehnldsinBeo  n.  s.  w.  noch  erhebliehe  Beiträge  ans 
privatwirthscbaftlicben  und  verwandten  Einnahmen  disponibel  sind 
nnd  die  Bestenernng  so  selbst  für  diese  Ausgaben  nnr  die»  wenn 
aneh  starke»  Ergftnznng  der  Übrigen  ordentlichen  Deckangsmittel 
zn  liefern  hat.  Die  Höhe  der  GesammtbesteuerUDg  muss  aus  diesen 
Grüiidcu  im  Auslände  meist  eine  viel  bedentcndere  als  bei  uns  sein, 
vielfaeh  nach  ihiciu  abnoluten  Betrage  und  als  Kopfbelastung  der 
Bevölkerung  betrachtet,  aber,  auch  wo  sie  einmal  an  diesen 
beiden  Momenten  hemcssen  kleiner  ist,  wie  z.  B.  in  laissland, 
jedenfalls  nach  Maassgabe  des  durchschnittlichen  Volkswohlstands. 
Diese  hohe  iSteueriast  nötbigt  dann  wieder  im  Aaslande  mit  zur 
Wahl  bedenklicherer  bteuerarten ,  zur  Festsetzung  höherer  Steoer- 
Sätze  bei  directen  nnd  den  beiden  Arten  der  indirecten  Steuern, 
den  Zöllen  nnd  inneren  Verbranchä steuern,  zum  Theii  sor  grosseren 
Gomplication  des  Stenersystems  (Frankreich!)»  erschwert  passende 
Steoerreformen  nnd  zwingt  znr  Festbaltnng  von  bedenklichen  alten 
Stenern  nnd  Stenerarten  nnd  -Formen,  nnr  weil  diese  den  hohen 
Stenerbedarf  eher  mit  decken,  nngeachtet  aller  Grttnde,  welche 
etwa  fllr  Aendernngen  des  überkommenen  Stenersystems  sprechen 
(Oesterreidi,  Italien,  Frankreich,  aneh  einigermaassen  Rnssland 
nnd  selbst  Grossbritannien).  Dies  Alles  erklärt  —  neben  anderen 
mitwirkenden  Umständen,  stärkeren  Widerständen  als  bei  uns  iu 
der  Bevölkerung,  in  der  öffentlichen  Meinung,  iu  den  leitenden 
Kreisen,  bei  den  besitzenden  und  Liüheren  Classen,  veralteten  stener- 
politischen  Anschauunüren  in  den  entscheidenden  Instanzen,  Mängeln 
in  der  Stcnerverwaltiiiii,^  welche  am  Hesteheuden  zu  sehr  hängt, 
für  iietormeQ  weniger  geneigt  und  befähigt  ist,  als  wenigstens 
neuerdings  bei  uns  —  dass  das  Ausland  in  seiner  Steuer- 
gesetzgebung, vollends  in  derjenigen  über  die 
directen  Steuern,  steuerpolitisch  wie stenertechnisch 
neuerdings  hinter  Deutschland  im  Ganzen  mehr  oder 
weniger  zurttckgeblieben  ist,  während  es  uns  früher  viel« 
fach  überlegen  war.  Die  einzige  Ausnahme  hiervon  bildet  die 
Erbschaftssteuer,  welche  in  Deutschland  noch  einer  besseren,  sie 
ergiebiger  machenden,  stenerpolitisch  richtigen  Ausbildung  harrt 
Es  ist  in  allem  Uebrigen  sonst  ein  für  uns  Deutsehe  erfreuliehea 
Bild,  dass  hier  die  Vergleichung  unserer  mit  der  anslllndisehen 
Besteuerung  am  Lade  deö  lU.  Jaixiiiuuderts  zeigt,  eiu  ganz  anderem 
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fiild,  als  noch  in  der  enteu  ffllfte  das  19.  Jahrhanderta  und  etwa 
im  18.  JabrhoDdert,  in  der  Periode  des  earopälscfaen  •  y^aneien 
r6gime''« 

Vollständig  würde  erst  darch  das  MtthereinzieheD  der  Com- 
mnnalbesteuerang  die  Vergleichang  werden.  Es  mag  geuUgeu, 
zn  bemerken,  dass  wir  anch  in  dieser  wohl  gegenwärtig  eine  bessere 

Gesetzgebung  als  meistens  im  Auslände  erreicht  haben,  oameutlich 
seit  den  jüngsten  Kefornieu  in  Preussen  und  im  Anschluss  daran 
in  anderen  deutschen  ^Staaten.  Die  schwere  Belastnug  mit  Com- 
munalsteuern  k  onnte  durch  solche  Reformen  zwar  nur  in  geriogem 
Maasse  erlciL-litert  werden,  aber  sie  ist  besser  veitheilt  worden,  und 
darin  Hegt  doch  am  Ii  eine  Erleicbtenmg.  Das  vielleicht  etwas  zu 
starke  Vorwalten  der  directen  Steuern  in  unserer  Communal- 
bestenernng)  wenigstens  in  Preussen,  bat  doch  im  Vergleich  mit 
dem  Ueberwucbern  der  indirecten  Commnnalsteuern,  wie  in  Frank- 
reich im  Octroi,  sein  Gutes.  Und  swischen  den  directen  Real-  und 
Personalstenem  besteht  bei  uns  jetzt  wohl  ein  richtigeres  VerblUt- 
niss  in  den  Oommnnen  nnd  Verbänden  als  meist  im  Anstände. 
Dass  aneb  dieses  überall  hohe  Gommnnalstener- Belastungen  hat, 
meist  wieder  höhere  als  bei  nns  (Grossbritannien ,  Frankreich, 
Oesterreich,  Italien),  sei  nnr  gegenüber  den  bei  nns  ttbliehen  Klagen 
hier  noch  besonders  hervorgehoben.  Die  Dariegungen  hn  3.  Bande 
der  Finanz  Wissenschaft  über  Grossbritannien  und  Frankreich  haben 
daiüi-  zahheiehe  Belep^e  gegeben. 

Wir  nitlssen  uns  indessen  hier  auf  die  Vergleicbunj^:  der 
Sta  at»  best  euer  ung  beschränken.  Das,  was  darüber  vorbin 
bemerkt  wurde,  in  Bptrert'  des  X'erhältnisses  der  Steuern  zu  den 
anderen  ordentlitheii  Staatseiniiahineii,  der  Schuldbelastungen,  der 
Relationen,  der  Stcuergattungen  zu  einander,  der  Kopt'belastungcu 
der  Bevölkernng  mit  Stenern  findet  in  folgender  Tab.  102  volle 
Bestätigung. 

Di«  Verhiltiiissc  der  rersclnedeiieii  Stultlunsbalte  braten  m  Hde  Teiscbicden« 

bciteD,  um  in  jeder  Hinsicht  homogene  Daten  •::ovinnen  zn  la«;sen.  Namentlich  die 
Verv«ltiiog8-  und  die  priratvirUuchafUicheD  Einnahmen  worden  in  den  einzelneu 
Etats  niebt  gldcbmlssif  bebandett  Beswr  vergleicbbur  sind  immer  nocb  die  Be» 
stcacningsdateu ,  aber  vollständig  auch  sie  nicht  bei  der  Verschiedenheit  der  Ein- 
riß htung:en,  auch  der  (irundsät/.e  d-^r  Ktatsaofctellun>r  und  des  Rochnuugäwescnä. 
Dahf^r  Stolleo  auch  die  Daten  dieser  Tab.  102  döcii  nur  X ähe r u n gswerth e  dar, 
die  bei  den  Stenern  aber  correcter  aU  bei  den  anderen  Einnslimen  üind.  Für  die 
Zwecke,  die  wir  hier  verfolgen,  reicht  die  Currectheit  der  Datf^n,  auch  der  nicht- 
tteaerrechtiichen  Einnahmen,  indessen  aus,  um  die  Daten  genügend  ?ergleichbar  er- 
sebeioen  sn  lassen,  sovobl  unter  sieb  als  mil  den  pienssiscb'deiilaeben  der  Tab.  101. 
Die  Daten  für  Gro-sbrilannicn  und  Frankreich  sind  in  der  Tab.  102  etwa-,  ireniiuer 
ais  fOr  Italien  und  Oesterreich  feetgeateUt  worden,  nach  Lage  der  Materialien,  daher 
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Tab.  102.   Ordeolliche  Staatseinnabmeo  fremder  Staaten 

Grossbritaanien  Frankreieh 

Samme  Promille  Auf       Samtoe  Promille  Auf 

abäolut  aller  1  Kopf  absolut  aller  1  K-ff 
HiU.M.    EiDii.   Pftiuoig     MiU.M.     KiuD.  Plcuing 

L  Direete  Stenern,  roh 

1.  Persoualsteuern  ,    .    .  384.9 

2.  Ertragssteuern    .    .    .     49  7 

3.  Erbschaftä:»teuer  .    .    .  2S3.7 

Samme  I    .   .   .   .  716.3 

II.  In  direete  Steuern,  roh 

A.  Verbrauchssteuern 

4.  Zolle  471,8 

5.  Innere  Stenern  .  .   .  &84Jd 

0  Monopole   — 

Summe  A    .    .    .    .  1166.7 

B.  VerkflirssteTif^rii,  roh 

7.  Keglsterabgaben  u.  dgL  — 

8.  Stempel  172.0 

9.  Lotterie  

Summe  B    .   .    .    .  172.0 
Snmme  II   ...   .  im7 
Snmme  In.  II  Stenern  2U47.0 

III.  Vf^rwaltunsscinn.,  roh  4ti.l 

IV.  V erke Urs w escü,  rein 

1.  Post,  Telefrraphea  .   .  78.6 

2.  Ei'^i'tilialinen  ....  — 

Summe  IV  ...    .  736 

V.  Priratwirthscbaft- 

liche  Zweige,  rein  26.4 
Summe  III     V,  roll 
beiw.  rem     ,    .    .  140.1 

VI.  SummeallerEinn.(I-V)  2193.1     1000       Ö423      2:.34.9     1000  0034 

VII.  KostenderStaatsschuItl  469.2  —  llö6  819.1  —  2111 
Vill.  iiliniiabmeretit  ¥00  III— V 

nachAbzngd.Schvldkosten— 323.1  —      —779     —675.5      —  —1740 
IX.  Summe  von  Steuern  und 
Kest  (VIll)  be7w.  nach 

Abzug  von  Viü) .    .    .1720.9  —        42r.7       1715.^^       —  4423 

mit  den  preussiäch  -  doutschea  der  Tab  101  strenger  vergleichbar  als  diejenigen  der 
beiden  anderen  Staaten.  FQr  Bussland  habe  ich  mich  mit  einer  Znsammenatellung 
einiger  Hanptdaten,  die  noch  mehr  nar  NAberungswerthe  darstellen ,  begnOgt.  Es 

würde  zti  viel  Rriurii  beanspruchen,  um  bei  jedem  Staate  genau  anzugeben,  wie  die 
betreilcnden  Daten,  besonders  in  den  Kubriken  III,  IV  und  V  der  Tab.  102  gewonnen 
nnd  die  eimelnen  Rnbriken  gebildet  worden  sind.  Das  Wichtigste  darQber  ist  in  der 
Note  zu  Tab.  102  aiifjeeebcn  worden.  Die  TaUt-llc  Ix.^cli rankt  sich  anf  die  Ilaupt- 
gattnngen  der  Sti  urrn  und  sonstigen  i:)iuoahmeii.  Bei  weiteren  Specialisiruogeu 
ergeben  sich  für  Vurgiuichungen  aodi  grossere  Schtderigkeiten. 

')  H<  niL-rkungen  zu  TaV>  102.  Die  Tabelle  ist  möglichst  ebenso  wie  die 
Tab.  101  Uber  Preussen-Deutschland  constrnirt  worden.  S.  zor  Ergänzung  tiber  (iross* 
britannien  nnd  Prankreich  die  mancherlei  statlBtisehen  Daten  nnd  Tabellen  in  B.  III 
der  Fioanzwisscnschaft  und  dem  Ergänzungsheft  dazu,  ebenso  dort  das  Nähere  über 
die  in  Tab.  102  angeführten  St.  nrm  n.  s.  w..  «iie  dort  allf  2"cna?if'r  bis  zum  Staude 
von  1696)  bebandelt  worden  sind.  Da  m  den  Staaten  der  Tab.  1Ü2,  ganz  abweichend 
von  den  deutschen  Staaten,  bezw.  Preussen,  die  Jahresl^^t  der  Staatsschuld  hoch  und 
die  aicht-steaeirechtliehen  Einnahmen  niedrig  sind,  eig iebt  sich  kein  DebersabiiaB  der 


— * 

— 

476  (i 

— 

— 

172.0 

•  ■ 

MAU 

— 

360.6 

1 



— 

l  148.2 

~( 

528 

2850 

1829.3 

524 

3426 

259.0 

153.6 

78 

424 

413.2 

163 

106Ö 

606 

8276 

1742.5 

687 

4491 

933 

5046 

2891.3 

943 

0103 

21 

131 

46.0 

18 

119 

53.1 

12.1 

34 

181 

6Ö.2 

26 

12 

65 

32.4 

18 

84 

1)7 

377 

143.0 

371 
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um  1900  (in  Mark,  MilliooeB)^Ji 

lulien  Oesterreioh  (W6»t) 


Samme 

Promille 

Auf 

aller 

1  Kopf 

£ioa. 

Ffeuoig 

'2Ji).2 

— 

-— 

4504» 

OOO 

1  OK  A 

oV.O 

llV.I 

A  K.A  Q 
454.0 

QQfi 

55.2 



— 

54.8 

22.5 

1  Hz.O 

lln 

414 

oob.o 

fiUl 

loö4 

1037.1 

887 

3243 

42.2 

36 

132 

11.1 

69.8 

80.4 

69 

251 

93 

8 

31 

132.4 

113 

414 

1169.5 

1000 

3<)57 

471.3 

1473 

-m9 

—1059 

Summe  Promille  Aaf 

absolut  aller  1  Kopf 

MiU.M.  £ion.  PCenoig 

39.3  _ 

189.8  —  — 

c.  21.  —  — 

250.1  258  961 


97,4  — 

254.0  —  — 

138.6  —  — 

490.0  497  1884 

59.3  —         —  l 

47.6  —         -  f 

10.2  —  — 

117.1  119  4:>0 
607.1  616  2334 
857.1  869  8295 

37.1  37  148 

8.1  —  — 

79.1  — 

87.2  86  335 

5.9  6  28 

i;iü.2  131  501 

987.3  1000  3796 

2642  ~-  1016 

—134.0 


(Kassian  (1) 
(XäberuQgswcrthc> 
Samme  Auf 
ahsolat   Promille  1  Kopf 
Mm.M.  Pfennig 

260         —  — 

260        91  200 


471 

1264  (?) 

1785  (?) 

604 

1885 

158 

158 
1893  (?) 
2153 
Bei  V 

55 
659 
750 

126 
1461 
1661 

78  (?) 

106  (?) 
184  (?) 

64 

141 

536  (?) 

186 

412 

720  (?) 
2873  C?) 
598 

250 
1000 

553 
2214 
456 

+  97 


—     —515  -hl27 


698.2       —       2184        723.0        —       2780       2280  (i)        —  1758 


leOteran  Uber  die  KoBtea  der  iSchuld,  soodent  umgekehrt  cm  bedeutender  Ueberschutö 
der  Sobnldlosteii  Uber  diese  Einnabmen«  der  daber  mit  Stevern  zu  dedten  ist.  Dem- 
nach in  Rubrik  VITI  keine  positive,  sondern  eine  nejrativc  Gr5s<e  fmit  dem  Minus- 
zeichen —  Mgedentet).  Die  Kosten  der  Staatsschuld  eüud  auch  hier  ohne  Tilirnng, 
also  nur  für Terdiisiuif?  und  Vervaltung,  angesetzt,  soweit  es  ging.  Bei  Annuitäten 
(England)  I&sst  sich  aber  so  nicht  immer  nach  den  Etntsdaten  trennen.  Die  Ziffer 
enthält  daher  Tils:nnijsTieträge  dann  mit,  erscheint  insofern  etwas  m  lioch,  was  beim 
Vergleich  zu  beruckäichtigeo  ist.  Die  Einnahmen  sind  bei  den  Steuern  und  Yer- 
wnltangseinnahmen  (hier  soweit  als  mOglieb)  wieder  roh,  nnr  bei  den  Monepolen  ans 
bekannten  Gründen  möglirh>t  rein,  ebenso  bei  den  Terkehift-  and  pll?atwirtli8efaaft' 
lieben  Zweigen  möglichst  rein  angesetzt. 

Grossbritannien,  incl.  Irland.  S.  Qb«  die  SteDefferfaseonf  nnd  die  eiu- 
idncn  Steuern  Fin.wiss.  B.  III.  S.  238—345  und  Erginzong-shcft  dazu  S.  8—89.  Die 
Daten  nach  dem  Kechnuntr  sabschluss  fi)r  1.  April  l>^09'lf>0O.  entnommen  den 
tinauce  accounti  (Lond.  1900).  Die  Zahlen  sind  dw  auf  das  Jabr  aL  Schuldigkeit 
fallenden,  ohne  Einrechnung  der  Beste  von  ^orjahreu.  bei  ZftUen*  Accise  (Innenr 
Verbrandissteaer)  and  Erbscbaftssteoer,  abxtt glich  der  Sammen,  welche  danos  au 
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Eine  Vergleichong  der  Daten  der  einzelneii  Staatshansbalte  io 
der  Tab.  102  unter  einander  nnd  mit  denjenigen  der  Tab.  101  ist 

Localrerwaltungcn  fallen  (10  Mül.  Pfd.  Sterl.  zosammcu,  ein  erheblicher  Betrag 
also,  der  nickt  immer  bei  statistischen  Zusammeastelluogea  und  Yergleicheo  aos- 
gesdiieden  wird,  wooacb  die  betreffenden  Posten  dann  xttr  die  SteatsfiÄaafen  zd 

hoch  werden).  Die  rmrcchnunp  in  di^utsches  Geld  Dtcli  der  Norm  rund  20  M.  40  Pf. 
Sur  1  Pfd.  bterl.  —  Die  Pcrboualsteuer  ist  die  £iiikommen<^tei]er,  die  ja  freilich 
in  Groesbritannien  nicbt  reine  Personalsteuer  ist.  Die  Ertrap^s Stenern  sind  der 
lloinc  Reit  der  alten  Laudtaxe  und  der  Hatisstcner.  Die  Erbschaftssteuer 
ist  die  gesammte,  von  dem  Stempel  getrennte,  iv.ir  nüi^n  ihr»  n  Theilt-n.  Die  inneren 
Steuern  sind  die  Accisc,  daher  vomemlich  von  Hier  utid  lirauntvein,  nebst  den 
Utfineren  Accisen  nnd  Licenzen,  die  hier  jetzt  in  dieser  Steoerahtbeiloiig  in  der 
britischen  Verwaltung  oini^cstoilt  werden,  alizUglich  der  an  die  Localrerwaltamr 
fallenden  Beträge.  Unter  diesen  Acciseu  des  Staats  auch  die  Eisen bahuabgabe,  etwa 
6.6  MÜL  M.,  die  alienfalb  anch  als  SeitenstUdc  der  Staabbahneinnabneb  anderer 
Staaten  bei  den  Einnahmen  ans  dem  Verkehrswesen  eingestellt  werden  konnte.  Als 
V  er  wa  If  a  n  ci  n  n  a )»  men  wurden  die  sogen,  miscellaneoas  «i^enommen,  vielfach 
Gebühren,  aber  auch  Anderes  enthaltend  (s.  gen.  Finanzbericht  für  1900,  S.  27  ff.). 
Eine  Avsscheidutig  n&ch  dem  genaueren  finanziellen  Character  llisst  sich  nIcbt  voU 
vornehmen,  ll  -i  der  Kleinlu  ii  der  Summe  wäre  das  auch  für  die  Vcrprleicliun^j^  ziem- 
lich irrelevant.  Post,  Tolegrapbie,  incL  Packetdienst,  nach  Abzug  der  Aus- 
gaben. —  Sonstige  priratvirthecbaft liebe  Zwecke:  die  Kronllndereien  (nettoV 
verschiedenerlei  Zinsen  u.  dtrl.  aus  Sue/.eanalactien ,  Darlehen  u.  s.  w.  —  Bei  der 
Staatsschuld  gerade  hier  bedeutende  Annuitäteubeträge,  7.29  Mill.  Pfd.  Sterl.. 
welche  Tilgungen  mit  enthalten ,  sonst  im  Wesentlichen  nur  Verzinsung  und  Ver- 
indtong. 

F  ranli  reic  Ii .  Etat  fiir  1900  (ohne  Algerien).  S.  auch  hier  über  Stenerver- 
fassuDg  und  einzelne  Staau>stcucrn  Finanzwissenscbaft  B.  III,  S  367—^62  und  Et« 
ginzangebdfk  daco  S.  48—141.  Die  Ertraffsstenern  sind  die  4  messen  alten 
directen,  Grundsteuer  vom  sopen.  bebauten  und  nioht  behauten  Boden.  Personal-  nnd 
Mobiliar-,  TbUr-  und  Fenster-,  Patenistener,  nebst  allen  von  der  Verwaltung  als 
„assimilirte  Taxen"  tu  den  directen  Steuern  gerechneten,  daber  anseer  Berg- 
werks-, todte  Hand-.  MilUIntenMft  n.  s.  w.  auch  incl.  der  darunter  befindlichen 
directen  Lii  xn  sstcuern  o.  djcrl.  von  Pferden  und  Wrifr^-n,  Veloripeden,  Billards, 
Clubs  U.S.  w..  auch  verschiedene,  wie  von  Verificatiuu  von  Maasscn  und  Gewichten, 
mit  GebObrendementen  darin.  Im  Ganzen  aber  docb  wirkliebe  dlrecte  Stevern^ 
nnd  zwar  Ert  r  a  lossteuern ,  vrenn  aurh  verschi-'dener  Art.  Ferner  ist  hierher  die 
wesentlich  als  partielle  Kapitalrentcnstcucr  l'ungireudc,  im  französischen  Etat  aber 
apart  stehende  .,Taxe  Teu  Einlommen  ans  beweglichen  Werthen'*  gestdlt  — 
Die  Erbschaf ts Steuer  incl.  Schenk ungs Steuer,  im  französischen  Etat  noch  ein 
Glied  drts  Enrcgistrcment,  aber  im  Etat  jetzt  darin  besonders  auf^refülirt.  —  Die  Zölle 
ohne  die  Zackerzölle,  welche  im  Etat  in  Einer  Summe  mit  der  inneren  /udcrsteuer 
stehen  und  in  der  Tab.  102  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  mit  dieser  Summe 
in  der  zweiten,  kleineren  Ziffer  angefahrt  sind.  Sonst  die  Zölle  incl.  SaLzcll, 
auch  statistische  Abgabe,  SchiftfahrtsabKabe  und  Nebenabgaben.  Zu  den  inneren 
TerbraDcbsstenem  in  der  grösseren  Ziffer  der  Tabelle,  TememHch  die  Getrinke- 
st euern  allein  Uber  453  Mill.  Mark,  die  innere  Sal/steuer,  die  kleineren  inneren 
sonstigen  Stenern,  aber  uncTi  der  erhebliche  Ponten  der  Ei^enbahnsteaer.  üb^r 
52  Mill.  Mark,  der  wiederum  allenfallti  zu  den  Einnahmen  au>  dem  A'eriiehrswescü. 
als  Analogon  von  Staatsbahneinnabmen,  gestellt  Verden  könnte,  und  verschiedene  Ein- 
nahmen, tiber  44  Mill.  Mark.  ■  -  Bei  den  Monopolen  das  Tabak-  (roh  über  830  Mill. 
Mark),  Polver-  und  ZUndholzuionopol,  abzüglich  Verwaltungs-  und  Productionskosten« 
also  rein.  Denn  diese  Kosten  sind  nicbt  Stenern  oder  Gewerbsgewinn,  sondern 
Ersatz  von  Auslaufen,  die  der  Consument  auch  bei  der  freien  Privatproduction  /u 
trafen  hätte.  —  Die  Verkehrssteuorn;  Enregistremeut,  abzüglich  der  bei 
den  diieeten  Steuern  eingestellten  Erbschafis-  und  Schenkungssteaer,  dann  die 
Stempel,  ühne  die  kleiner)  Stempel  in  der  Verwaltung  der  indiKCten  Verbrauchs- 
Stenern,  die  oben  bei  diesen  inbegriffen  sind,  —  Ais  Verwaltungs  ein  nah  in  en  siaid 
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höchst  lehmicb.  Trotz  der  darehaaB  nicht  yi^lligen  Homogenität 
■  der  Daten  gestatten  letztere  eine  Vergleichnng  tiod  Scblasssiehnngen 

die  Beträfe  der  „produits  dirers  du  bodget**  des  franzftsischen  Einnabmebudgeis  ein- 
gesetzt worden,  welche  aas  zAhlreichen  sehr  rerscbiedenen  l'osten  maochfacben  tioau* 
tiellen  Gharacters,  »  starkem  Mmaase  vom  GeMhren«  «b«r  «ocb  aas  EinDahmen  halb 
privatwirths«  liafilicher  Art  best.  h<  n  s.  üebersicht  z.  B.  im  Etat  für  1900  im  Bull, 
de  «tat.,  1900,  I,  p.  S62).  la  iiiacm  wie  io  aoderea  Staatühaosbalteo  Ut  zwischen 
dfeaer  EfnDabmerabrik  und  derjeoigeD  der  pri?atvirthsebafUicheii  Einnalunen  ToUeads 
keine  scharfe  Grenze  zu  ziehen.  Aach  gehen  Roh-  and  Reinerträge  im  Eianateett 
flnrcheinander. —  Verkehrswesen:  Post  mit  T <■ ! epraphi e  und  Telephonen, 
ab/. u glich  Kosten,  also  rein,  dägl.  Staat^baiincu  (im  (iothaer  Hotkalender  an- 
richtige, zu  niodrige  Angabe).  —  PriTatwirtbaehaftlicbe  Eionahaeo:  ver- 
srbiedene  Posten  aus  der  Etaisabtheilnns:  produits  de  diverses  exploitations.  u.  A.  Rein- 
ertrag der  MOnze,  dann  des  „domaioe  de  1  etat",  woza  im  fraozöiischea  Etat  mancher- 
lei Verseliledenes  gehftit,  «.  A.  £rlOs  ftlr  VeritAiife  ron  Uobilien  und  Iiiiinobill«ii  in 
ülilicher  jrihrliclier  Wiederkehr,  auch  theiU  roh.  thells  rein  angegeben  (a.  Uebttiaicbt 
m  Boll.  a.a.O.  8.  360),  endlich  der  Reinertrag  der  Sta  atsforslen, 

Italiens  Etat  ist  so  complicirt  aufgobtulh,  da^s  ich  mich  hier  aui  Heraushübung 
der  Haopteinnabmon  beschränkt  babe,  obne  solch«  Yoliatändigkcit  wie  bei  dem 
britischen  und  französischen  Etat  zu  erreichen.  So  gut  als  mOglich  habe  ich  die  eia- 
zelnen  Posten  ziflermässig  festgestellt  und  rabrikweise  sammirt^  ohne  tiberall  far  gaox 
Hobdfres  Verfabren  bttrgeD  ta  kftiineD.  Für  qiism«  Tergleicbszvecke  relcben  df«  Datea 
flcicbwohl  einigermaassen  aas.  Bei  der  Umreclinune:  der  Währung  ist  auf  die  neuer- 
Ucb  wieder  entstandene  kleine  Entwcnhung  nicht  weiter  Rücksicht  genommen,  als 
da»  die  Lire  za  rund  80  statt  zu  81  Pfennig  umgerechnet  wurde.  Zu  den  directen 
Stenem  sfod  bei  den  Ertragssteoem  aoeaer  den  beiden  grossen  Ertragsstenem,  der 
Grnnd-  und  der  G eb&udesteuer,  auch  ans  anderen  Etatsrubriken  die  St^nor  vom 
Kiaikommeu  der  todtcn  Hand,  ron  den  Eisenbahnen  und  freilich  nicht  ganz  uuzweifel- 
bafi  richtifr  von  Banken  ond  Haadelsgesdlsebaften  (erentodi  n  den  Verkebissteaem 
zu  rechnen)  und  f  :r  r'onccssionen ,  als  Personal  Steuer  die  wenifj^stens  überwiejrcnd 
]>er80Dalsteuerartigti  Steuer  von  MobiliareinkUnften  gerechnet,  ferner  auch  hier 
die  Erbschaftssteuer  eingestellt  Bei  den  inneren  verbraachsstenem  die  Con- 
samtionssteuern,  auch  die  Productionssteuern  aof  Getränke,  Zucker,  Poker  o.  s.  w.  •— 
Die  Monopole  Salz  und  Tabak  rein.  Bei  den  Verkehrssteuern  Ilypotheken- 
gebUhren  bei  Enregistremcut  eingerechuet;  Lotterie  rein.  Ver waltungseinuahmeo: 
Terschiedenerlei  Gebuhren  u.  dgl.  in  vcrscliiedenen  Rubriken  des  Etats,  aneh  sonstige 
dirnrse  Einnahmen  (soweit  rubricirbar).  V  o  r  k  i  ),  r  w  p  s  n :  H  e  i  n  ertrScre.  soweit  zu 
ermitteln  (die  Eisenbahnen  des  Staats  sind  quabi  verpachtet  gegen  Rente).  Prirat- 
virtbscbaftlicbe:  Beuten.  Zinsen,  domaninle  (letnere  soir<dt  alsmftflkA  „reim**). 
Die  Kosten  der  Staatsschuld  grösstentheils  nur  Zinsen. 

Oesterreich  (nur  West-,  also  ohne  die  ungarischen  Lande  u.  s.  w.>.  Etat 
für  1901  in  Kronen,  hier  zu  85  Pfennig  umgerechnet.  Directe  tsteuern:  Personal- 
Steuer,  die  neue  allgemeine  Personaleiokommensteuer,  Ertragssteuern  die  alten,  jungst 
zum  Theil  roformirtcn:  Grund-,  GebStide-,  Erwerbs-  {<i.  i.  Gewerbe-).  Kenten-,  Be- 
soldungssteocr,  £xocot,gebuhreu  a.  dgl.,  ferner  auch  die  Abgaben  rom  Gecränkelianddl 
hierher  gesofeo.  Die  Erbschaftssteuer  schitznngsvelse  ans  den  „Qebahren  für 
Iiecbt3ja:oschäfn;''  hier  <.inj,^e setzt.  Indirectc  Steuern:  die  Zölle  nach  dem  Ansatz 
im  west-ö»terreichischen  Etat  (der  Nettobetrag  derselben  dient  mit  dem  ungarischen 
ZoUbetrag  zuvörderst  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  des  gemeinsamen  Haushalts). 
Die  inneren  Verbrauchssteuern:  die  sogen.  Verzebrongssteuer  (für  die  Getränke, 
auch  Zucker,  Schlachtneh,  städtische  Yerzehrungssteuer .  NubeneinnahineQ>.  Die 
Monopole  Salz  und  Tabak  rein.  Verkehrssteuern:  unter  Registrirung  die 
QebQbreb  von  Becbtsgeschiften  ab  Erbschaftssteuer,  Lotto  rein.  Ver- 
walt u n  gse i n  n  ah  m  cn:  hierher  mit  ''^  die  Tet^chiedL-nen  "N'erwaltungseinnahmen 
des  gomeinsamcA  Uaoshalts,  ferner  die  Maaten  (Weggclder)«  Punzirung,  die  ver- 
MibteoMieB  manchtnlei  Yerwaltnngseinnahnien  d«r  Centnlrenraltnng  nnd  der  einleben 
Mioisterien,  Gebühren  und  Anderes  mehr,  auch  manches  von  priratwirthscbaftlichem 
Chaiacter,  tbeils  rein,  theila  roh.   Verkehrsvesen:  Post  nnd  Teiegraphie  mit 
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aoB  einer  solchen.  Die  Zahlen  belegen  die  Richtigkeit  der  oben 
gegebenen  Sehildemng  der Verhftltnieae  nnd  der  ungemein  riel 
gflnstigeren  Lage  der  Dinge  in  Dentsehland. 

Die  Hanptmomente»  um  sie  noch  einmal  znBammensn&sseo, 
sind  immer:  wir  haben  iLeine  nnprodoetiveni  fast  keine  nicht  dwroh 
rentable  Eigenthnmsobjeete  gedeckten  Schulden,  die  angeführten 
fremden  Staaten  grossentbeils  nur  nnprodnctive  Sebalden;  wir  haben 
grosse  EinDabmen  aus  der  allgemeinen  Verwaltung,  aus  dem  Ver- 
kehrswesen, aus  den  privatwirthschaftlichen  Zweigen,  also  ans 
nicht-steuerrechtlicben  Einnahmen,  die  ausländischen  nur  kleine; 

<J«n  Po9tsp*rca88en,  zur  Bcrecbnong  des  Reinertnge  nur  die  ordendichen  Aus- 
gaben abgerechnet.  Rei  <leri  Eist- n  bahnen  die  pcsammten  Eiiinalitn  ri  des  betr. 
ilinisteiioms,  QQtcr  Abzog  des  Ordinanasis  der  Aosgaben  der  Staathbabueu.  Prirat- 
wirthaeliaftliche  Zweite:  die  RefnerCrIffB  anterAbnif  bloss  des  OrdiiuniiiBe  der 

betreffenden  Ausgaben,  die  Reinerträge  von  Domänen,  Forsten,  Bergwerken, 
vcrschitv) en  anderen  Krtrajrs  ob  j  c  r  t  e  n  des  Staatseig:c  n  tb  ams ,  auch 
der  Staatbdiui  ticrci.  Muuze  und  oiuigcd  Weitere.  Auch  bei  Uesterreicb  ist  die  Trennung 
zwischen  den  RabhkenYenrsltnDgfseinnabmen  und  priratwirthächaftlicben  nicht  streng 
eftirrhznführen.  hier  sn  (^tit  kU  möglich  ^'oinn  h*  Hei  th-n  Kosten  der  Staatsschnld 
möglichst  aur  die  Verziuäong  und  Verwaltung£»kuäten  eingesetzt,  nicht  die  Tilfong, 
nDtsr  KtnoBg  um  den  Bdtnf  Ungarns  zur  sogen.  ..sllgeaidnea*^  Sclmld.  Die  Hobrflten 
III — V  der  Tabelh-  cntbalten  hier  noch  mehr  al->  bei  f^irossbritannicn  und  Frankreich 
Zahlen,  welche  wegen  ihrer  Beschaffenheit  aü>  ungefähre  K&lieroagswertlie  sich  nar 
für  Pauschalvergleichongcn  eignen. 

Kussland.  Etat  für  1900.  Rubel  zu  2  M.  16  Pf.  gerechnet.  Das  russische 
Budget  ist  doch  noch  so  eigenartig,  die  Finaiizvi-rliiUinisse  vielfach  so  abweichend  ron 
westeurop&ischen,  die  Etatsau&tellung  auch  nicht  eben  durchsichtig,  so  dass  nur  eine 
sehr  det^lirte  Besrbeitiingr  des  llbrif  ens  reichhaltig  (in  den  Jahresberichten  des  Finanz- 
minister^  ;ui  den  Kaiser,  im  Bull.  ru>.se  de  stat.  fin.  etc.'i  vorliei^enden  finanzstatistischen 
Materials  zu  genaueren,  mit  den  Übrigen  Staatshaushalten  vergleichbaren  Daten  führen 
kiinn.  Von  einer  solchen  Bearbeitung  des  Materisis  mnsste  ich  hier  absehen.  Nar 
um  einige  Daten  wenigstens  für  rohere  Vcrgleic b nngcn  in  Pausch  und 
Bogen  zu  geben,  sind  in  der  Tabelle  die  betreffenden  Hauptzahlcn  norh  eina:efil!rt. 
auf  Grund  des  Etats,  aber  ich  bezeichne  sie  ausdrücklich  hier  roUends  nur  als  ganz 
nngefihre  Nihernngswerthe,  besonders  auch  bei  den  indirectea  Yerbiandn- 
steuern,  wo  n.  A  di<;  t;<•^'en»':\rtifre  ficstalfnns:  <I<t  Rranntweinstcucr,  das  in  Doith* 
ftthrung  beghttene  Branntweinmonopol,  Schwierigkeiten  in  der  Behandlang  macht 
Der  dafilr  Mer  eingesetzte  Betrsg  ist  vob!  etwas  zn  hoch  angenommen.  Hier  wie  in 
anderen  Fällen  (Zucker)  wären  eve  i  i  II  uv,je  Abzüge  zu  machen.  Die  Verh&IlnisM 
der  S  t  a  ;i  t  s  l:  il  t  e  r .  di«^  Zahlongen  der  Kroiibauern,  die  Loskaufzablnngen  der  Bauern 
sind  i>u  verwickek,  d^s  hier  eine  Analyse  der  Verhältnisse  sehr  breiten  Raum  bean- 
spruchte. Gmndhcrrliche  und  steuerrechtliche  Einnalunen  lassen  sich  dalid  nicht 
genau  trennen.  Vergleichbare  Zahlen  für  die  Vervraltnn  irsei  nnahmen,  die 
prir atwirthschaftlichen  sind  kaum  zu  gewinnen  ohne  M>lche  Analyse.  Daher 
hicrfQr  in  der  Tabelle  nnr  einige  ganz  rohe  Schitzungszahien.  So  sind  die 
berechneten  Relativzahlcn  auch  nur  von  ganz  approximativem  Character  and 
nur  zu  einer  durchaus  bloss  annähernden  Vergleichung  mit  denen  der  west- 
euroiiftischcn  Staaten  zu  brauchen.  luimerhui  gestatten  sie  wohl  einige  Schlüsse, 
besonders  diejenigen  der  Stcut-ni,  mit  dem  genannten  ^  oriM-halt  in  Betreff  (ier  indiredes. 
Kopfbercchn  nn^en  fialx  a  liei  denj  russischen  Budget,  das  sich  auf  >laa  pivuc 
Reich,  cxcL  Finnland,  bezieht,  bei  der  völlig  heterogenen  Beschaffenheit  der  Be- 
völkerung in  den  rerschiedenen  ljuideitheilen  (incl.  asiatisches  BnssIandO  nitüriich 
als  Dun  ho  hnittszahlcn  vollends  einen  sehr  begrenzten  Weith  Und  geben  hdehstensein 
paar  Anhalt^puacte  zur  Vergl«ichung. 
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wir  haben  keine  Scholdkofiton  auf  der  Stener  lastend,  daa  Ausland 
IBIIS8  grOsstentbeils  ans  Stenern  die  Sehnldkosten  deeken;  wir 
baben  grosse  Uebersehttsse  ans  den  nicht -steaerrechtUchen  Ein- 
nahmen, attch  nach  Abzog  der  Sehnldkosten  davon,  TerfUgbar  fUr 
die  allgemdnen  anderen  Staatsansgaben,  d.  h.  für  die  eigentlichen 
Staatsawecke,  das  Ausland,  vielleicht  mit  Ansnahme  Rosslands  in 
geringem  Maasse,  ist  ohne  solche  Ueberecbtlsse;  wir  haben  nnsere 
ganzen  SteuerertrUge  verlü^^bur  lüi  die  allgemeiuen  Ötaatbaiiögabeii 
und  besitzen  dafür  noch  jene  Ueberschüsse  der  nicht-stenerrecht- 
liL'beii  Einnahmen,  das  Ausland  kann  nur  den  Rest  seiner  Steuer- 
ertrUge so  verwenden,  nachdem  auÄ  diesen  zuvörderst  die  iSchuld- 
kosten  bestritten  sind. 

Am  stärksten  ist  der  Gegensatz  zwischen  i^reussen  und  Frank- 
reich: dort  nach  Bezahlung  der  »Schuldkosten  ans  den  uicht-steuer- 
recbtlichen  Einnahmen  noch  458  MiU.  Mark  oder  ttber  13  M.  auf  den 
Kopf  verfagbar  Ton  diesen  für  die  anderen  Aus <:n hon,  die  Civil- nnd 
Militärverwaltung,  in  Frankreich  noch  675  MiU.  Mark  Steuern 
znr  Schnldkostendeckung  benOthigt,  Uber  17  M.  auf  den  Kopf! 

Die  Stenerbelastnng  anf  den  Kopf  in  Folge  dieser  Ver- 
hältnisse ist  in  Frankreich  Uber  zfreieinhalbmal  (61.6  gegen  23.8  H.), 
in  Grossbritannien  Uber  zweimal  (^.5  M.)  so  hoch,  in  Italien  nm 
ein  Drittel  (32.4  M.),  in  Oesterreich  ebenfalls  nm  ein  Drittel  (33  M.) 
h<}her  als  in  Preossen  ind.  Reicbsqoote.  Ftlr  allgemeine  Staats- 
zwecke, nach  Abzug  der  Schuldkosten,  aber  trotz  der  viel  niedrigeren 
Steuerlast  wegen  der  grossen  nicht- steuerrechtlicben  Eiunahmeii, 
sind  so  absolut  nicht  viel  weniger  Staatseinnahmen  in  Preussen 
verfügbar  als  trotz  ihrer  enormen  Steuerlast  in  Frankreich  und 
Grossbritannien:  37  M.  bei  uns  j^egcn  44  und  43  M.  in  diesen 
beiden  anderen  Staaten  auf  den  Kopf,  um  zwei  Drittel  mehr  als 
in  Italien  (22  M.),  um  ein  Drittel  mehr  als  iu  Oesterreich  (2b  M.), 
doppelt  so  viel  als  in  Russland  (nVg  M.,  soweit  dessen  Zahlen 
hier  Teigleichbar  sind).  (S.  Rubrik  IX  der  beiden  Tabellen). ' 

Ans  dem  Allen  folgt,  dass  wir  in  Deutschland  mit  viel 
geringeren  Lasten  finanziell  ziemlich  so  leistungs- 
fähig als  Frankreich  nnd  Grossbritannien,  weit  mehr 
als  die  drei  anderen  Staaten  sind.  Mit  geringer  Steigerang 
der  Belastung,  schlimmstenfalls,  da  wir  regelmässig  anf  weitere 
Steigerung  der  nicht-fiteuerrechtlicben  Kinnahmen  rechnen  können, 
N  crmogen  wir  daher  auch  neue,  selbst  grosse  und  kostspielige  Aus- 
gaben (Flotte,  Verkehrswesen!;  aui  uns  zu  nehmen.    Wir  werden 

A.  W agaer,  FinanxiKUaeiucbAlt  IV.  51 
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alsdann  damit  immer  noch  in  viel  günstigerer  Finan/iage  and  mit 
viel  weniger  Steuern  auf  den  Kopf  dastehen  als  das  Anslaiul. 
Auch  im  VerhUltuiss  7.n  nnserem  relativen  V Oikswolilstand  und  der 
Gr?58se  unseres  Volkseinkommens  im  Vergleich  mit  dem  Auslande, 
aneh  mit  Frankreich  and  selbst  mit  England,  stehen  wir  jetzt  und 
stünden  wir  bei  einer  btei(|;erang  unserer  Steuerbelastnng,  wie  der 
angedeuteten,  immer  noch  ausserordentlich  gttnstig  da, 
besser  als  eines  dieser  anderen  Länder. 

Aneh  die  Vogleiehung  der  fünf  Staaten  in  Tab.  102  anter* 
einander  ist  nicht  minder  lehrreieh,  trotz  der  geringeren  statistisehen 
Qualität  der  russischen  Daten,  Am  Ungünstigsten,  namentlich  ancb 
nnter  Mitberttcksichtigang  seines  geringeren  Wohlstands  nnd  Volks- 
einkommens, steht  Italien  da,  wenn  es  aneh  eine  etwas  grossere 
Quote  nicht  stenerrechtlioher  Einnahmen  als  Frankreich  nnd  Gross- 
britannien bat  —  in  Folge  seiner  relativ  sehr  hohen  Steuerlast  und 
seiner  grossen  iSLautsschuld.  Doch  mlissen  wir  die  weitere  Durch- 
führung der  Vergleichung  hier  unterlassen,  die  Tab.  102  giebt  dem, 
der  sie  sorgfältig  ansieht,  viel  Anhaltspuncte  zu  Schlüsseu  alier  Art 

Zar  bequemeren  Vergleichbarkeit  verdeu  io  Tab.  103  die  Keliuivzahl''n  für  die 
Hauptpancte  der  6  hier  behandelten  Staatshaushalte  aus  den  Tab.  101  and  102  noch 
damal  zusammengestellt  und  eine  Bereclmoog  der  Qaoten  der  Steaenurten  reo  der 
Geiaiiiiiitsteaer  UnzogefD^ 

TaV.  108.  Yetflelehiinfszahleii  (relatire) 

1.       2       8.     1.  2. 

Preussen  /«««..v-s. 
mit  Reieliaqnote  Grossbriuamea 

•/^  Mark  Mark 

der       der     auf    der       der  auf 
£iun.    Stra.  1  Kopf  Einn.    Strn.  1  Kopf 

L  DIrecte  Stenern   183  254  6.0  327  851  17.7 

n.  A.  lodiiecte  Verbrau,  hssteueni    ...  84©  644  15.8  528  565  28.5 

B.              Vorkehrssteueni    ....  53  102  2.4  78  84  4.2 

Summe  II   3U3  746  17.7  606  649  82.8 

Snnme  Steoen  I  and  II  .  .  .  .  526  1000  23.8  933  1000  50.5 

IQ.  Nicht  T  11 -rrechtliche  Einoahinen  .  .  .  474  +  559  13.3  67  —  1.56  3.8 

bumme  I-IU   1000  1599  37.1  1000  884  .54.2 

£e  ist  immerhin  tod  Interease»  in  dieser  Tab.  103  auch  Docb 
xn  ttberseheDy  wie  sieh  In  den  6  vergliehenen  Staaten  die  Ertrilge 
der  Stenern  allein  anf  die  3  grossen  Gruppen  der  Stenern  yer- 
thetlen  (Col.  2  hei  jedem  Staat).  Kamenilich  wogen  der  niedrigen 
Erhsehaftsatener  ist  in  Prenssen  die  Quote  der  direeten  Stenern 
verhSltnlasrnSasig  niedrig,  in  Grossbritannien  wegen  dieser  Erbschafts- 

')  Bcmuikungen  zu  Tab.  103.  GüL  1  uad  3  bei  jedem  der  G  Siaatcu  aus 
der  Tab.  101  nnd  102,  CoL  2'aw  Thb.  101  Col.  7  bei  PreoMen,  fte  die  andenn 
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Steuer  so  hoch.  Italien  zeigt  auch  hier  eine  ungemeine  Höhe  der 
Quote  der  directen  Steuern.  Die  russische  Quote  ist  aus  oben  an- 
gedeuteten Gründen  in  der  Tabelle  wohl  fttr  die  directen  Stenern 
zu  niedrig  berechnet. 

Besonders  deutlich  lässt  aber  die  Relativzahl  (in  Promille)  in 
Col.  2  bei  Bnbrik  III,  nach  der  io  der  Note  angegebenen  Be- 
reehnnngaweiBe,  nnd  dann  in  tler  Sommenrnbrik  (I— III)  in  Col.  2 
erkennen,  wie  anaserordentlieh  viel  günstiger  die 
Finanzlage  Prenssens  (nnd  Dentschlands)  vergliehen 
mit  derjenigen  der  anderen  Staaten  ist:  wir  haben  bei- 
nahe 56%  (559  %o)  unserer  Steuererträge  noch  zu  diesen 
Ii  in  zu  in  Form  nicht-steuerrechtlicher  Einnahmen  ftir  all  gerne  ine 
Staatszwecke  verfügbar  (daher  156%  der  .Steuercrti'üge) ,  die 
anderen  (ausser  Kussland,  wenn  die  Berechnung  richtig  ist)  müsFen 
Uber  15  ((irossbritannien  und  Oesterreich),  über  28  (Fraukreiclij, 
fast  33%  (Italien),  also  rund  bew.  V4»  ^^^er  Steuer- 
erträge —  der  Verwendung  für  allgemeine  Staats- 
zwecke entziehen  und  für  äehuldkosten  zuschiessen! 

T  *h  hatte  daran  gedarht,  auch  die  VereiDigten  Staaten  von  Nord- 
aue rik&  mit  in  diese  Vcj:)s;ieichaDgen  hereinzoziebeD.  Aber  die  Sclivierigkeitea 
lind  Mer  aocli  frOsw»  ab  bn  Bunhnd.  Audi  aOasteB  dami  eigentlich,  wie  beim 
DentKhen  Bdcbe,  die  FiiiMseii  der  Eintelrtwrten  mit  berflckalclitigt  ▼exden,  w  idi 

der  6  enroplitchen  Gressstaeten*). 


1. 

2. 

3. 

1. 

2. 

8. 

1. 

2. 

8. 

1.      2.  8. 

Franltreicb 

Italien 

Gest  erreich  (West-) 

Busaland 

Hark 

/oo 

*/<» 

Mailt 

roo 

•/oo 

Hark 

«/        0/  Mark 

auf 

dor 

der 

.luf 

der 

d.T 

auf 

der     der  auf 

I:anD. 

6trn. 

1  Koi-f 

£inn. 

Stni. 

1  K..i.f 

Einu. 

Stru. 

1  Köpf 

Eiiiii.  Strn.  1  Kopf 

256 

271 

16.7 

386 

435 

U.l 

253 

292 

9.6 

91     121  2.0 

524 

84>d 

888 

488 

14.2 

497 

572 

18.8 

604    806  18.8 

163 

178 

10.7 

118 

127 

4.1 

119 

186 

4.5 

55      73  1.3 

687 

729 

4o.O 

501 

565 

18.3 

616 

708 

23.8 

659     879  14.6 

m 

1000 

61.6 

887 

1000 

32.4 

869 

1000 

38.0 

750    1000  16.6 

57 

—  i^S;; 

ll.S 

4.1 

131 

—  156 

5.0 

2.50  4-59  5.5 

1000 

717 

65.3 

1000 

673 

36.6 

1000 

044 

38.0 

1000   1059  22.1 

6  Staaten  nach  den  Materialien  der  Tab.  102  besonders  berechnet.  Die  Babrik  III 
C*A,  2  bei  jedem  der  6  Staaten  Ist  folgeBdennaassen  zu  rentehen:  de  giebt  die  Ziffer 

des  DeberschusM  S  der  ni cht- steuerrechfli' h^n  EiDnahoien  nach  Abzog  der 
Schuldkoaten  mit  Pins  ;-|-'  an  bei  Preusscn  und  Ktissl;^nd,  umg-akehrt  die  Ziffer  des 
Deficite,  das  nach  Abiug  d«r  uiclil-stcucrrechtlichcn  Euuuihmeii  von  den  Schuld- 
kosteil  bei  den  4  anderen  Staaten  noch  von  diesen  Kosten  übrig  bleibt  und  daher  aus 
Steuern  mittrcdeckt  werden  muss,  mit  Minus  ( — ).  beide  Male  iii  Promillt?  der 
Steaererträgc  berechnet.  Durch  Zurechnung  diesea  Promillesattes  zu  den  mit  lOOO 
angeaelsteD  Stenerertrlgen  bei  Prenseen  ond  RosslaDd  und  dvrch  Abrecbnnng 
di  V,  5  Satzes  bei  den  anderen  4  Staaten  ergiubt  sich  dann  in  der  letzten  Rubrik 
(Summe  I — III)  die  Belatirzahl,  die  jeder  Staat  foa  »einen  Steuern  noch  für 
„eigentliche"  Staatezvecke  verfug  bar  hat 

61* 
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jetzt  niclit  dorchführen  konnte.  Enr&hnt  set  nnr  kiuz,  daas  die  Union,  abgeseliett  fon 

der  Periode  des  grossen  6 Qrgerkricgs  (1861 — 64),  regelmässig  nur  indirec  te  Sleuen. 
innere,  namentlich  Verbranch^^steiiern  "nd  Einfuhrzölle  als  ordentliche  Deckunpsmittel 
bat.  ^acU  dem  Abbchhi>s  für  das  Jalu  1.  Juli  1898/99  2üG  Mill.  Dollar  —  c.  865 
Mill.  Mark  Zollcrträgc.  auf  den  Kopf  11^12  M.,  273  Mill.  Doli,  a  c  1147  Mill.  Mark 
innere  Steuern.  15 — 16  M.  auf  dcu  Kopf;  daneben  n  ringe  sonstige  ordentliche  Ein- 
nftlifflen,  24—25  Mill.  DoU.  c.  105  Mill.  Mari,  zusammen  c.  2117  Mill.  Mark 
oder  c.  2&— 29  M.  auf  d^  Kopf.  Die  Poet  ist  passlr.  Die  seit  dem  Burgerkriege 
sehr  verringerte  verzinsliche  Schold,  in  1900  noch  1001  MiU.  DoIL,  kostet  etva 
32.5  MiU.  DoU.  »  c.  186.5  Mül  Mark  Jahreszins. 

%,  215.  Reichsreohtliehe  Regelung  der  Landes- 
(Eiiizel8taat8-)Besteiieraiig.  Nachdem beatehenden Beohte^ 
wie  es  im  Voransgehenden  mehrfach  erwllbnt  worden  ist,  sind  seit 
dem  Jahre  1866  znerst  anf  Grand  des  neuen  ZoUyereinsvertrags 
▼on  1867  gewisse  Beschränkungen  der  Landesbesteuernng 
auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verbranehssteuern  au  den 
schon  älteren  anf  dem  Gebiete  der  Zölle  getreten.  Die  nord- 
deutsche Bundes-  und  die  deutsche  Keichsvert'assung  haben  dem 
Bunde,  bezw.  Reiche  die  Zölle  und  gewisse  innere  Steuern  über- 
tragen und  den  Einzelstaaten  entzogen,  unter  Gewährang  von 
Reseryatrechten  für  die  Bier-  und  Branntweinsteuer  an  die  drei 
süddeutschen  Staaten.  In  der  Weitcrentuirkluug  der  inneren  \  er- 
hrauchs-  und  der  Verkebrssteuern  (^Steuipehibgabcn)  sind  dann  neue 
Einschränkungen  des  Landessteuerrecbts  darch  das  Reiebsreebt  iu 
den  betreffenden  Steuergesetzen  erfolgt,  was  ebenfalls  an  bezüg- 
licher Stelle  oben  bereits  erwähnt  worden  ist 

Im  Uebrigen  aber  ist  das  Landessteuerrecht  bisher  nur  in 
einem  Puncte  einer  reichsgesetzlichen  Regelung  mit  unterworfen 
worden,  nemlicb  durch  das  norddeutsche  Bundesgesetz  vom  13.  Mai 
1870  y  welches  später  zum  Reichsgesetz  in  der  Deutsehen  Reichs- 
verfassung  erklärt  wurde,  betrelTend  die  Beseitigung  der 
Doppelbesteuerung* 

Entsprechend  dem  neuen  staatsrechtlichen  Cbaracter  des  Nord* 
deutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Keiches  als  wirklichen 
r.  und  CS  Staat  8,  im  Unterschiede  vom  ehetnaligeu  Deutschen 
Bunde  als  blossen  Staatenbundes,  hat  raan  Rechtsnormen  aufstellen 
wollen,  um  die  Belastung  eines  „Den tsc  h  en*^  durch  mehrfache 
Tiandes-  oder  Einzelstaatssteuein  zu  verhüten.  Diese  Normen  be- 
schränken sich  aber  bisher  auf  die  demgemässe  Regelung  der 
directen  Steuerptlicht  eines  „Deutschen'^  —  d.  h.  einer  einzelnen 
physischen  Pei  son,  welche  deutscher  Staatsangehöriger,  daher,  nach 
bestehendem  Rechte,  welche  Angehöriger  eines  deutschen  Einsei- 
Staates  ist  —  lediglich  gegenüber  den  directen  Staats  steuern. 
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Sie  fltelleD  dafflr  in  dem  genanDteo  Gesets  folgende  Orand- 
Sätze  auf:  die  Regel  ist,  dass  ein  Deotscber  zu  den  direeten 
Staatosteaern  nnr  in  demjenigen  Bondesstaate  (EinzelBtaate)  heran- 
gezogen werden  darf',  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat;  hat  er  keinen 

solchen,  so  nur  in  dem,  in  welchem  er  sich  aufhftit,  mit  weiteren 
Specialbestimniungcn  lür  besondere  Fälle  (s.  u.j.  Diese  Regel  er- 
leidet aber  zwei  wichtige  allgemeine  Ausnahmen  (§.  3,  4): 
Grnndbesitz  und  (t  e w e r b e b e 1 1  i  e b ,  sowie  d a s  a ns  diesen 
Qn  eilen  herrührende  E iuko  m  in  e  ii .  was  für  die  FragC  der 
E  i  u  k  0  m  ni  e  n  s  t  e  uc  r  p  fl  i  c  ht  entscheidend  ist,  dürfen  nnr  von 
demjenigen  Einzelstaate  besteuert  werden,  in  dem  der  Grundbesitz 
liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird,  und  Gehalte,  Pensionen, 
Wa  rtegelder  von  Militärpersoneny  Civilbeamten  and  deren  Hinter- 
bliebenen dOri'en  nur  von  dem  Staate  besteuert  werden,  dessen 
Casse  die  betreffenden  Zahlungen  leistet 

Diese  wohl  prineipiell  nnd  praotiseh  richtig  getroffenen  and 
jedenfalls  zweckmässigen  Bestunmnngen  führen  demnach  zn  folgen- 
den Conseqnenzen :  nicht  nur  gewisse  Ertrags-,  namentlich  die  Real- 

sieucni,  Grund-,  Gebäude-  und  auch  Gewerbesteuer,  sondcru  auch 
die  personale  Einkommensteuer  (sovvic  auch  wohl  die  Ver- 
mögenssteuer)  von  dem  „Einkommen'*  aus  den  diesen  Realsteuern 
unterworlencu  Objecten  sind  in  demjenigen  Einzelstaate  zu  zahlen, 
wo  diese  Objecte,  bezw.  Eink<»mnieuquellen  sich  belinden  Dagegen 
ist  der  rein  persönliche  Arbeitsverdienst  (Lohn,  Gehalt  u.  dgl.), 
einschliesslich  dessen  in  Privat-,  Gesellscbaits-,  Corporations-,  auch 
Gemeindedienststellungen,  ferner  sind  die  Zinsen  nnd  Renten  ans 
beweglichem  Vermögen  (Werthpapieren,  Hypotheken,  Darlehen  aller 
Art)  für  die  Landes-Ertragsstenem  (daher  die  Zmsen  n.  s.  w.  even- 
tnell  anoh  fttr  Kapitalrentenstenem)  nnd  ftlr  die  Personal-,  speeiell 
die  Etnkommenstenem  dort  stenerpfliehtig,  wo  der  Bezieher  wohnt 
oder  sich  aufhält.  Hiernach  ist  in  Fällen  des  Einkommens 
einer  Person,  welches  ans  verschiedenen  Einzelstaaten  hermhrt,  die 
Landesstenerpfficht  bei  Personal*  (Classen-,  Eiakommen-,  Vermögens-) 
Stenern  nach  den  einzelnen  TheÜen  dieses  Einkommens 
eine  verschiedene.  So  können  unter  Umständen  ziemlich  com- 
plicirte  Verhältnisse  dieser  Steuerptlicht  entstehen.  Aber  die  Materie 
ist  doch  wohl  im  Ganzen  zweckmässig,  auch  einfach,  was  ein 
Vorzug  ist,  geregelt,  wenn  auch  in  einzelnen  Fällen  ei^enthUmliche 
Folcren  eintreten  können.  MaDches  hängt  hier  von  df'?n  Tharacter 
der  Einzelstaatssteuem  ab,  so  ob  nur  Ertrags-  oder  nur  Eiukommen- 
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Stenern  oder  beide  iiebeo  einander,  ob  unter  den  Ertragssteaem 
eigene  Kapitalrentensteuern  bestehen  n.  dgl.  m.  Die  Wirkungen 
des  Gesetzes  können  daher  auch  nach  der  Versehiedenbeit  dieser 
Verbältnisse  nieht  in  allen  Einzelstaaten  die  ganz  gleichen,  anch 
nicht  immer  durchaus  steuerpolttiBch  die  richtigen  sein. 

■ 

So  Beispiel:  ein  prennischer  OirUbeamter  wobne  penaioairt  iaSeeliSfii.  besitze 
ein  rerpachtctcii  Landgat  in  Weimar,  ein  rermiethetos  Staddtaus  fai  Mecklenburg. 
Hypotheken  in  Paden .  ausserdem  Wortbpapiere  verschiedener  d>MTtsrher  Staaten,  und 
erwerbe  noch  persönlich  durch  litterarische  Beschäftigung  Einkommen  an  seinem 
Wohnsitze  Dann  ist  er  in  Sachsen  staatssteaerpffichtig  nnd  zwar  einkommensteoer* 
pÜichtig  für  letzteren  Erwerb  und  fllr  seine  Zinsen,  Renten,  DiridenJen  u.  <ir!. 
seinem  KapitalbesitZt  in  Prcassen  für  seine  Pension,  in  Weimar  grond-  und  einkommcu- 
steaerpHiebtif  für  den  Ertrag  seines  Landguts^  In  MeeUenburg  fftr  den  seines  Hnnses, 
während  Baden  für  die  Hypotheken  und  die  etwaigen  anderen  Staaten,  in  denen  die 
V\'erthpapiere  doiniciliren,  hei  der  dircctcn  Bestenerunj?  dieses  Mannes  leer  anäpehen.  - 
Aus  dem  Ge*ct2  aei  noch  erwiihiit,  dass  derjenige  Deutsche,  welcher  in  seinem  Heimath- 
Staate  und  ausserdem  in  anderen  Einzelstaaten  einen  Wohnsitz  hat,  nur  in  ersteiem 
zu  directen  Staatsstcuern  —  von  den  beiden  allgemeinen  Ausnahmen  abgesehen  — 
heraogezogen  werden  darf  (§.  2).  In  Bundes-  oder  Staatsdieosten  stehende  Dentsche 
sind  nur  in  demjenigen  Einzelstaat  zq  besteuern,  we  sie  ihren  diensdichen  Wolmsitz 
haben  (§.2)  An  den  Wirknns:ön,  welche  der  Wohnsitz  oder  Auft:nthalt  ausserhalb 
des  Bundesgebiets  auf  die  (einzelstaatlicbe)  SteuerpÜicbtigkeit  eines  Deutschen 
inssert,  wnrde  durch  das  gen.  Gesetz  ausdnicklich  nichts  geändert  (§.  5).  Es  ist  seit 
1.  Jan.  1871  in  Geltung.  —  Vorangegangen  war  1869  eine  Ucbereinkunft  zarHegi^lung 
des  Uegensiands  zwischen  Prenssen  und  Sachsen.  S.  besonders  Clauss  über  d.is 
Gesetz  von  1870  im  Fin.arch.  V,  S.  138  11.,  Art  Doppelbesteuerung,  roa  La  band 
im  Wörterb.  d.  Verwalt,  I,  8.  289,  ran  Eheberg  in  der  2.  Aofl.  des  H.  V.  B.  d.  St 
III,  S.  235.  Die  Frage  spielt  natürlich  in  jedem  Bundesstaate,  so  anch  in  derSchveil 
ähnlich.   S.  daraber  die  gen.  Aufsätze,  besonders  Clauss. 

Das  Gesetz  tou  1870  ist  wesentlich  dem  Interessengesichts- 

pnncte  der  einzelnen  Stenerpf lichtigen  entsprungen.  Ks 
hat  dicbc  vor  llbei massiger  dirccter  Bestcueiuu^  sehiltzeu  wollen 
und  das  auch  erreicht.  Indessen  Hegen  ähnliche  Interessen  auch 
iKH'b  in  anderen  Fällen  vor,  hei  diesen  ist  bisher  aber  eine  reichs 
gesetzliche  Hegel  nn;.^  wohl  von  Interessentenseite  und  auch  mit 
Rücksicht  auf  aUji^^emeinere  volkswirthschaftlicbe  und  Verkehrs- 
interessen angeregt  worden,  jedoch  nicht  erfolgt.  So  in  Betreff  der 
Staats- (and Communal-)Be8teaerang  der  Versicherungsgesell- 
sehaften,  der  Actiengesellschaften  ttberbanpti  auch  der 
sonstigen  Erwerbsgesellscbaften,  Genossenseliaften 
nnd  schliesslich  aller  nieht- physischen  Personen,  anmal 
derer  des  PriTatreehts.  In  derThat  führt  hier  die  immernoch 
grosse  Verschiedenheit  des  Einselstaats-Stenerreehts  öfters  an  Un- 
billigkeiten nnd  Härten  in  einzelnen  Füllen,  anch  an  Verhältnissen, 
welehe  mit  der  Einheit  des  Wirthschafts-  nnd  Verkehrsgebiets,  der 
„Freizügigkeit*'  der  Unternehmungen  «id  des  Privatkapitals  im 
Reiehsgebtete  nicht  recht  im  Einklang  stehen.  Die  neaere  Tendenz, 
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die  subjective  Personal-,  besonders  Einkommensteaerpflicht  der 
nicht-physischen  privatrecbtlicben  Personen,  daher  —  der  praetisch 
wichtigste  Fall  —  namentlich  der  ActiengeBeUflohaften ,  eintreten 
zu  lassen,  wie  wir  es  in  diesem  Werke  oben  oftmals  hervorzuheben 
hatten»  bat  bier  nnd  mnss  immer  mehr  an  mancherlei  nnbefriedigen- 
den  Verhältnissen  bezüglich  der  Stenerpfliobten  in  Tencbiedenen 
Einzeistaaten  fttbren,  besonders  aneb,  wenn  sich  eine  Gesellschaft 
aof  verschiedene  Staatsgebiete  erstreckt,  z.  B.  Domicil  des  Hanpt- 
gesebsfts  nnd  der  Zweiganstalten  n.  s.  w.  in  yerscbiedenen  Staaten 
liegen.  Anf  die  Daner  wird  bier  eine  einheitliche  Regelung  der 
Steuerpflicbt  gerade  in  Betreff  der  directen  Staatssteuern, 
besonders  der  Einkommensteuer,  nicht  unterbleiben  können. 
Wichtige  allgemeine  Interessen,  uicbt  nur  8olcbe  der  speciellen 
Interessenten,  welche  indessen  vom  Gesicliispuucte  „gerechter" 
Steuerpolitik  aus  ebentalis  auf  Berlieksichtigung  Ansprncb  liMhen, 
sind  dafür  creltend  zu  nmebeu.  Es  btemmeu  sich  bisher  dagegen 
freilich  die  practischen  Schwierigkeiten  der  legislativen  Kegelung 
der  Materie  nnd  —  wohl  aach  hier  Sehen  vor  Eingriffen  in  die 
Landesstenerrechte  durch  das  Beichsrecht,  eine  Sehens  bei  welcher 
der  Nebengedanke  des  „qnieta  non  movere'*  nnd  ancb  wohl  ge^ 
wisse  particolaristiscben  Velleitateo  mitspielen, 

Ancb  ftlr  die  Er  bscbaftsstener  wird  ein  Bedttrfniss  einer 
gewissen  einheitlichen  Regelung  einiger  Hanptpnncte  des  dentscben 
Laadesstenerreobts,  namendicb  der  snbjectiyen  nnd  objectiven 
Stenerpflicht  nnd  ancb  wohl  der  allgemeinen  Gnmdsfttze  ftlr  die 
Bildnog  des  Stenertarifs.  bei  nns  nicht  zu  verkennen  sein.  Sollte 
sieb,  wie  es  zn  wünschen  wäre,  diese  Steaer,  nach  dem  neaerlichen 
\'organg  Hamburgs  und  Lübecks,  auf  die  directe  Linie,  besoudcrs 
auch  auf  die  Desc  eadenten ,  allniälig  mehr  ausdehnen,  so  wttrde 
dies  Bedürfniss  voiieuds  ein  dringendes  werden. 

Es  ist  hier  ni<  lit  die  Aufgabe.  Aof  die  Frajre  näher  oinzugeht-n.  S.  u.  A.  die 
Schrift  Toa  Feitelberg,  EiakoiameobeMeoenuig  oicht-physiächtir  ^uribtiscber)  Per- 
aooen«  1900,  Sehltuswoit  S.  190«  wo  die  relchigesetiliche  Regelang  der  Bestevenuig 
dieser  Personen  verlangt  wird.  Maocherlei  zu  der  ganzen  Frage  Gehöriges  in  der 
neocren  Liueratar  Uber  die  reichsgesetzliche  ünihcation  des  Versicherangsrechts, 
auch  in  derjenigen  über  Actiengescilschaftswoften  und  besonders  Uber  die 
mbjecttTe  Sceaerpflicht  der  Actieog^Uschaftea  nnd  anderer  Erwerbsgesellschafien. 
8.  n.  A.  Srhanz'  Aafäatz  zur  Frage  der  Steuerpflicht,  Fin.arcli.  B.  9,  8.  365 
auch  Antoni,  bteuecsubjecte,  eb.  B.  5,  S.  916  ff. 

So  haben  wir  denn  im  Gänsen  ancb  nocb  naeb  einer  dreissi^ 
jiUirigen  Periode  im  nenen  Dentscben  Beieh  das  Eiigebniss:  die 
Landosbestenernng   ist   nocb   allein  maassgebend 
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gel) lieben  anf  den  grossen  Gebieten  der  ganzen  directen  (ab- 
gesehen von  jenen  Bestimmungen  Über  Beseitigung  der  Dnppel- 
besteuerung),  der  ihr  verbliebenen  Verkehrs-  und  Landes- 
stempelstenern, auch  der  nicht  reichsrecbtlich  geregelten 
Gerichtskosten,  daher  namentlich  der  finanziell  wichtigen  für 
Geschäfte  der  freiwilligen  G-eriehtsbarkeit,  des  Immo- 
biliarbesitzwechBels  nnter  Lebenden,  femer  der  Erbaehafts- 
stener;  weiter  anch  bei  der  inneren  Biers  teuer  der  drei  sttd- 
dentschen  Staaten  nnd  faetiecb,  wenn  aneh  nieht  auf  Gmnd  eines 
ihm  anstehenden  Sonderrechts,  Elsass- Lothringens.  In  Betreff 
9onstiger  innerer  Verbranehssteaern  sind  nur  die  Be- 
schränkungen der  Gesetze  Uber  die  Zölle  nnd  die  inneren  Verbranchs- 
steuern  eingetreten.  Das  hat  nicht  gehindert  die  Beibehaltung  von 
Landes-  oder  Kin/.ei.staat«  -  \V  e  i  u  .^teueiii  in  Württemberg,  Baden, 
Reichsland,  bis  vor  Kurzem  in  Messen,  von  .Staats- Fleisch  steuern, 
in  Sachsen,  Baden,  Altcnburg,  von  Accisen  auf  verschiedene 
Artikel  in  Stadtstaaten,  wie  Bremen,  von  einzelnen  steuerlichen 
öingulariliiten  sonst,  bis  zu  eigenen  —  Nachtigallsteuern,  auch  von 
einzelnen  anderen  directen  Lnxussteuern.  Auch  Preussen  hat  1873 
seine  Staats-Mahl-  und  Sohlachtsteuer  völlig  spontan  und  lande«- 
rechtlich,  ohne  Beeinflnssang  durch  Reicbsrecht,  aufgegeben.  Der 
Wiedereinftthning  oder  erstmaligen  Einiührang  von  Stenern  anf 
den  genannten  Gebieten  steht  reiohsrechtlicb  nichts  im  Wege,  wie 
denn  z.  B.  einzelne  Lnxnsstenem  noch  jttngst  als  Staatsstenem 
gelegentlich  neu  binzQgekommen  sind  (Hessen). 

So  besteht  denn  anch  immer  noch  eine  grosse  Mannig- 
faltigkeit von  Steuerarten,  Steuerformen,  vollends  von 
s  teu e rp 0 1  i t i  s  (•  Ii  e  11  und  steuertechuischcn  Einzelheiten 
der  Einzelstaatsbesteuerunjr  im  neuen  Deutschen  Reiche.  Am 
WiclitiüTsten  nnd  Folirenicit  listen  ist  die  Sonderstellunir  'ier  süd- 
deutseben  Biersteuer  und  die  verbliebene  Verschiedeiiiicit  der 
directen  und  der  Erb scbal'ts steuern.  Auch  diejenige  von 
Verkebrssteuern  fällt  indessen  immerhin  ebenialls  ins  Gewicht, 
wie  namentlich  die  Verschiedenheit  des  ünanziell  und  steuerpolitisch 
wichtigsten  Theils  der  den  Einzelstaaten  verbliebenen  Verkehrs- 
stenem,  der  Besitzwechselabgaben  von  Immobilien  bei 
Rechtsgeschäften  nnter  lästigem  Titel  nnter  Lebenden,  mit  sehr  ver- 
schiedenen Stenersätten  in  den  Einzelstaaten. 

„Freiwilliges  d.  h.  nnter  dem  blossen  Zwang  der  Um-  * 
stände  nnd  ans  eigenem  Interesse  des  betreffenden  Staats  hat  ja 
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xwar  erfreulicher  Weise  mehrfach  eine  AnnftheniDg  der  Landes- 
etettenrerfaseangen,  heeonders  bei  den  directen  Stenern ,  aneh 
bei  den  firbsehaftsstenern  Btattgefnnden.  Der  Gedanke  der 
weeentlieh  allebigen  oder  wenigstens  vorwiegenden  staatliehen 
Personalsfener,  besonders  der  allgemeinen  Einkommenstener,  ist 
siegreich  Torgedrangen ,  aber  —  Baiem  nnd  einstweilen  auch 
Württembergs  Reicbsland,  die  beiden  Mecklenbnrg  haben  ihn  immer 
noch  nicht  angenommen.  Die  Nachahmung'  der  Neugestaltung; 
der  directen  Staat^lie.steueruug  nach  pyeussischera  Muster,  die  Fest- 
setzong eines  perHoualsteoertVci  bleibenden  Mininialeinkommcnhoti  ;li,'s 
und  einer  mässigen  Progression  .  lipzw.  Depression)  des  Steuer! iisses 
in  der  al!i;eiiieinen  Einkommensteuer,  die  fast  allgemeine  Anualiine 
des  Deelaralious/.wfings  wenigstens  für  etwas  höheres  Einkommen 
bei  der  Einkommensteuer,  die  Durchführung  der  höheren  Besteuerung 
des  inndirten  Einkonunens  mitteJst  einer  zur  allgemeinen  Einkommen- 
Steuer  hinzutretenden  personalen  ^  der  Vermögensstener,  aneh  an 
Stelle  der  alten  Staats-Ertragssteuern^  die  Ausdehnung  der  subjec- 
tiren  Einkommenstenerpflicht  anf  nicht  «-physische  priTatrechUiche 
Personen,  besonders  anf  Actiengesellschaften»  —  dies  Alles  hat  ftlr 
wichtige  Gmndlagen  der  directen  Staatsstenem  nnd  im  Anschlnss 
daran  der  Gommnualstenem,  eine  gewisse  Gleicbmftssig- 
keit  des  Landesstenerreehts  im  Dentschen  Reiche  herbeigeflihrt 
Die  genanere  Befolgung  des  neuesten  trefflichen  prenssisohen 
Musters  der  Miquerscben  Stenerreform  in  Hessen,  Braunschweigi 
einigermaaisöCü  auch  in  Baden,  ist  besonders  erfreulich. 

Aber  — ■  nicht  nur  iiaben  die  vorhin  ^ciiainitcn  Staaten  noch 
immer  eine  wesentlich  abweichende  directe  Staatsbesteiierung,  hat 
Baiern  jtlngst  (lÖÜU)  die  ,,Reibrm"  seiner  directen  Steuern  auf 
Fliekarbeit,  ohne  die  nothwendige  durchgreifende  Umgestaltung 
seines  veralteten  Ertragsstenersystems  beschränkt,  hat  Württemberg 
schliesslich  an  Kleinigkeiten  seine  geplante  treffliebe  Steuerreform 
scheitern  sehen :  aneh  in  so  manchen,  doch  nicht  unwichtigen  Einzel- 
heiten bestehen  selbst  nnter  neueren  Einselstaatsgesetsen  über 
dhrecte  Stenern,  aneh  bei  der  Einkommensteaer,  noch  mehr  oder 
weniger  erhebliche  Verschiedenheiten  in  Betreff  der  snbjectiven  nnd 
objectiven  Stenerpflichty  des  Haasses  der  Stenerfreiheit  des  kleinen 
Einkommens  (f^Existenzminimums") «  des  Stenertarifs  nicht  nnr  in 
der  Höhe  der  Sätze,  sondern  auch  im  (lang  der  Progression  bezw. 
Degression,  endlich  auch  hinsichtlich  des  Veranlag ungsverfahrens 
Q.  dgl.  m.  —  Verscbiedenbeiten,  welche  durch  die  sonstigen  Ver- 
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schiedeuheiieu  der  SteuervertaHHung,  durch  Bestehen  anderer  IStcuem 
daneben,  besonders  der  £rtrags8teueru,  keineswegs  alle  bedingt  sind» 
sondern,  offea  und  ebrnch  gesprochen,  particalaristischon  Neigungen 
der  RegieinDgen»  der  Verwaltnogsbehörden,  nicht  am  Wenigsteo  auch 
der  Landtage,  entstammen.  Man  will  ea  eben  „etwas  anders  machen'', 
als  der  Nachbar,  als  ,,PreQ88en'S  man  beruft  sieh  anf  andere  Ge- 
wohnheiten»  Anschaanngen,  wirthsehafUiehe  Verhältnisse,  Ver- 
waltnngseinrichtiingeni  gesehichtliche  BntwieUnng  der  Landes- 
bestenemng  n.  s.  w.  Die  VermOgensstener,  „die  fttr  Prenssen  passen 
mag,  passt  iUr  nns  in  Sachsen  nicht'^,  Tollends  „fttr  nns  in  Baiem 
nicht",  fttr  welches  Land  ja  immer  nooh  nicht  einmal  die  allgemdne 
Einkommensteuer  passen*'  soll,  —  als  ob  diese  Länder  ganz  andere 
Veihiiltnisse  zeigten  als  Preussen  oder  als  wenigstens  die  eine 
oder  andere  preussische  Provinz,  tlir  die  da«  jjreassische  Steuer- 
system gleichwohl  „passt".  Man  glaubt  sieh  mindestens  bei  Re- 
formen der  rjfindesbesteuerung  nicht  zu  weit  vom  geschichtlich 
überkommenen  Steuerrecht  entfernen  zu  dürfen  und  nennt  das  wohl 
„richtige  conservative  Politik'^  Aber  mau  übersieht  dabei,  wie  sehr 
wichtige  Erwägungen  eine  möglichst  gleichmässige 
Gestaltung  desReehts  der  Landesstenern  im  beutigen 
Deutschen  Reiche  erwttnscht,  ja  nothwendig  erscheinen 
lassen  und  ebenso,  wie  selbst  scharf  eingreifende,  wirklieh 
^Bestehendes  omgestaltende  fieformen,  wenn  sie  Verbessor- 
nngen  des  Bestehenden  mit  sieh  bringen,  leicht  ertragen  werden, 
wie  man  in  P^nssen  1891  ff.  es  wahrgenommen  bat.  Auch  selbst 
die  Einfithrnng  des  prenssisehen  Stenerreehts  in  den  1866  anneeturten 
Gebieten  an  Stelle  des  alten,  ebenso  des  neuen  Stenerreehts  in 
selbständig  gebliebenen  Staaten,  wie  Hessen,  Brauosehweig ,  hat 
sich  ohne  wesentliche  8chwiell^^k.eitcn  vollzogen. 

Nein,  aul  dein  Wege  des  Pnnirnlan echis  wird  sich  die  noth- 
wendige  Einheitlichkeit  des  Steuerrechts  der  Einzelstaaten,  besonders 
in  der  direoten,  der  Erbsehafts-,  der  den  Staaten  belassenen  inneren 
Verbrauchs-  und  Verkehrsbesteuerung  nicht  Toilziehen,  mindestens 
nicht  in  absehbarer  Zeit  Eben  deswegen  kann  doch  wenigstens, 
de  lege  ferenda  gesprochen,  die  Anbahnung  reicbsrecht- 
1  ich  er  Regelung  auch  dieses  Bechtsgebiets,  namentlich  fttr  die 
Grund  normen,  als  Strebe atel  hingestellt  werden,  —  damit 
nicht  erst  wieder  grössere  politisohe  Krisen,  wie  im  eisten  Jahr- 
adient  des  19.  Jahrhunderts  und  wieder  wie  1866  bei  der  erforde^ 
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liehen  Fortbildaog  des  Zoll-  and  VerbrauebsslenemchtSy  als  Hilfs- 
kräfte erwartet  werden  mflBsen. 

Es  dreht  eich  bei  einer  soleben  reiehsrechüieben  Regelong  des 
Landeaatetterreohis  aaeh  nidit  nur,  wie  in  dem  erwähnten  Gesetz 
ZOT  Beseitigung  der  Ooppelbesteaemng  und  in  den  oben  berührten 
sonstigen  Fällen,  nm  Berlieksicbtigung  gefährdeter  Individnal* 
Interessen,  derjenigen  einzelner  Stonerpflichtigen.  Es  handelt 
sieb  nm  etwas  noeh  weit  Wichtigeres:  am  die  Sicherang 
der  noth wendigen  steuerpolitischen  Harmonie  zwischen 
Keichs-  und  Landes l)esteucrung,  z\vischen  indirecter 
und  directer  Besteuerung  und,  wenn  diese  h>ieherun^  gc- 
Inngen  sein  wird,  un)  die  Lösung  des  schwierigen  Problems 
einer  ^virkilc■h  befriedigenden  Auseinandersetzung 
zwischen  Reichs-  und  htaatsbesteuerung  und  Keichs- 
und  Staatst'i nanzen  (§.  216). 

Es  ist  auch  stenerpo  Ii  tisch  auf  die  Dauer  anhaltbar,  dass 
zwar  die  indirecte  Verbrancbs*  nnd  wenigstens  theilweise 
jetzt  aach  die  Verkehrsbesteaerang  im  Wesentlichen  eine 
einheitliche  im  Belebe  geworden  ist  —  yon  den  leidigen  sttd- 
deateeben  Biersteaerreseryatreehten  and  gewissen  Tbeilen  der  Ver- 
kehrsstenem,  namentlich  des  Immobiliarverkebrs,  auch  den  er- 
wähnten  Wein-  nnd  Fleischstenem  Mlieh  abgesehen  — ;  dass 
dagegen  die  direete,  einschliesslich  der  stenerpolitisch  ihr  sehr  nabe- 
sieheudcn  Erbschaftsste  u<_m-,  fast allein  der  EinzclüLaats- 
gesetzgebuny  unterstellt  und  so  doch  iirnnei  noch  sehr  erheblich  ver- 
schieden getilicben  ist.  Zwischen  den  verschiedenen  Gruppen 
der  Besteuerung,  namentlich  der  direeten  und  indirecteu, 
mnss  aber  in  einem  grossen  politischen  und  wirths  ehalt - 
lieben  Gemeinwesen,  wie  dem  Deutschen  Keich,  ein 
richtiges  Verhältniss,  eine  „Harmonie'^  bestehen. 
Das  ist  eine  wissenschaftliche  und  practiscbe  steuerpolitsche 
Forderang  ersten  Bangs.  Sie  wird  das  practisch  noch  immer  mehr, 
je  stärker  die  Erträge  einzelner  Steaerkategorieen,  wie  im  Beiche 
die  zolle  und  inneren  Stenern,  zanehmen.  Diese  Forderang  ist 
leider  nicht  erfUIlt,  nnd  wird,  wie  gssagt^  schwerlich  rein  freiwiüig 
durch  die  Entwicklung  des  Farticolarrechte  erfüllt  werden.  Im 
Beiche  kann  keine  Bttcksicht  bei  der  Aosgestaltung  des  Zoll- 
and  Verbrauchs-  und  des  Verkehrssteuerrechto  auf  das  Steoerrecht 
der  Einzelstaaten  genommen  werden ,  schon  weil  dieses  so  ver- 
scliiedeu  i&t  (Preussen  —  Baieru  n.  s.  w.!).  In  den  Eiuzclstaaten 
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wird  amgekehrt  keine  genflgende  Rücksicht  auf  das  Reicbssteaer- 
wesen  und  auf  das  Stenerwesen  der  anderen  Gliedetstaaten  des 
Reichs  genommen.  Sehwierigkeiten  sind  darans  schon  mehrfaeh 
in  neuerer  Zeit  fttr  Sefonnen  hervorgegangen,  z.  B.  wenn  die, 
vielleicht  sachlich  gans  gerechtfertigte  höhere  Bestenerang  des 
Grossgewerhes  (Baiem)  durch  die,  nicht  nnausftthrbare,  Drohaug 
der  IntereRsenten,  ihren  Betrieb  in  das  nahe  deutsehe  Nachbariand 
zu  verlcgcD  ,  erschwert,  vielleicht  unmöglich  gemacht  wird.  Es 
kommen  bier  also  doch  wahrlich  auch  wichtige  Interessea  der 
Einzelstaaten  selbst  in  Betracht. 

Aber  wiciiti^cr  bleibt  die  Rücksiebt  auf  die  Harmonie  des 
deutschen  Gesammtsten  ersy  stems  von  Keich  und 
Gliederstaaten  zusammen.  Wenn  das  Reich  eine  Salzsteuer 
hat  und  glaubt  behalten  zu  müssen,  wenn  es  die  Bier-,  Branntwein-, 
Tabaksteuer  erhöht  bat  und  vielleicht  weiter  erhöhen  muss,  wenn 
es  Zölle  auf  Massenverbranchsartikel  erhebt,  AgrarzöUe,  Getreide- 
zdlle  in  hohem  Satz  aus  agrar-  und  volkswirthschaftspolitischen 
Grttnden  nicht  entbehren  kann,  so  muss  das  Reich  auch  die 
Sicherheit  haben,  dass  wenigstens  von  anderen,  von 
directen  Steuern  die  „kleinen  Leute",  welche  durch 
solche  Reichsstenem  relativ  stärker  getroffen  werden,  befreit  oder 
massiger,  die  wohlhabenderen  C lassen  von  directen 
Steuern ,  K i  b s c h a f t s s t e u ci  ii  allein  oder  stärker  belastet 
werden.  Jetzt  fehlt  noch  Jede  gentlgende  BUrgscbaft  daltlr,  dass 
das  überhaupt  und  auf  web'be  Art,  in  welcbem  Maasse  es  gesebieht. 
Manebe  Schwierigkeiten  in  der  Entwicklung  der  Kcicbsbestcueniiig 
wtirden  geringer  gewesen!  und  würden  in  Zukunft  geringer  sein, 
wenn  in  gleichem  Schritt  mit  dieser  Entwicklung  eine  parallele 
in  der  angedeuteten  Richtung  auf  dem  Gebiete  der  directen  Be- 
steuerung gegangen  wäre  und  fernerhin  gehen  würde.  Narnentlich 
solange  keine  directe  Reichsbesteuemng  besteht,  ist  diese  Forderung 
einer  entsprechenden  Entwicklung  der  directen  Landesbesteuemng 
vollends  berechtigt  Mit  der  ESntwicklung  der  Reichsstempelabgaben 
lässt  sich  doch  die  gebotene  Ausgleichung  nicht  allein  erreichen, 
so  richtig  jene  Entwicklung  neben  deijenigen  der  Zölle  und  inneren 
Verbrauehsbesteuerung  war,  weil  sie  andere  und  leistungsfähigere 
Bevölkerungselemente,  als  die  letzteren  beiden  Steuerarten  es  thun, 
trifft.  Es  ist  daher  mit  der  angedeuteten  EntwicklungsrichtUDg  der 
dirccLeii  Eiu/Alstaatsbesteuerung ein  wichtiges  Reichsinteresse 
verknüpft,  nicht  nur  ein  üuanz-  und  steuerpolitisches,  sondern  auch 
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ein  social-  und  allgemein-politisches.  Reichs- u nd  Staats- 
besteoeroog  müssen  in  einem  Boadeastaate,  wie  dem  neuen  Deutscheu 
Reichel  wenigstens  eiuigermaassen  ein  organisches  Ganzes 
bilden,  wenn  nicht  in  formelleri  so  doch  in  materieller  Hinsicht. 
Daran  fehlt  es  bisher.  Anehyon  Beichswegen  sind  daher  z.B. 
Reformen  in  der  dureeten  Bestenerong  in  den  Einseistaaten  geboten, 
in  der  Btehtnng  des  neuen  prenssischen  und  des  in  den  meisten 
Grliedeistaaten  allmälig  ahnlieh  gewordenen  Reehts  der  direeten 
Besteitening,  auch  in  Baiem,  Wttrttembeig,  Mecklenburg,  Rdchs- 
land  nnd  sonst,  wo  man  sieb  noch  in  den  Gleisen  des  alten,  aber 
durchweg  aach  yeralteten  Staats- Ertragssteoersystrais  bewegt. 

Dem  gegenüber  werden  doch  im  Grunde  nur  particn- 
laristiscbe  politische  nnd  staatsrechtliche  Argumente  für  die 
Fernhaltung  des  Reich«?  von  der  Einmischung"  in  dieses,  den 
Einzeistaaten  „vorbehaitene"  iSteuergebiet  geltend  gemacht,  Seitens 
der  Regierungen,  der  Landtage,  der  Bevölkerung,  der  Parteien, 
anoh  im  Reichstage.  Wenn  auf  dem  Boden  des  geltenden  Reichs« 
rechts  eine  solche  „Einmischung"  nicht  zulässig  ist,  —  was  dahin 
gestellt  bleibe,  nebenbei  bemerkt  nicht  ohne  Weiteres  zogegeben 
zu  werden  braucht  — ,  so  wäre  eben,  wie  es  in  anderen  F&Uen 
geschehen  ist,  so  auf  dem  Gebiete  des  ganzen  Bflrgerliehen 
Rechts,  eine  Erweiterung  der  Reichscompetenz  zn  er- 
streben. Die  hiergegen,  gerade  auf  diesem  Steuergebiete,  be- 
stehenden teehnischen  und  administrativen  Schwierigkeiten  sind  ja 
bekannt  nnd  werden  auch  von  mir  nicht  tibersehen.  Sie  bilden 
aber  keine  sachliche  Widerlegung  der  hier  aufgestellten 
Forderung.  Letztere  wird  durch  gewichtigste  linaazwissenschaft- 
liche  nnd  tinauzpractische,  social-  und  allgemein-politische  Gründe 
unterstützt.  Deswegen  seien  hier  wenigstens  noch  einige  An- 
deutuugen  üt>er  die  legislative  Lrtsuii^^  der  Aufgabe  and  über 
die  steuerpüUtischcn  Grundsätze  dafür  eingeschaltet. 

Es  handelt  sich  um  ein  ähnliches  Problem  wie  bei  der 
Regelung  des  Communalsteuerrechts  durch  die  Staats- 
gesetzgebung. Aach  hier  werden  allgemeine  grundsätzliche 
Normen  aufgestellt,  um  die  Communalbestenemng  in  die  richtigen 
Wege  zn  leiten  und  die  staatlichen  Gesammtinteressen,  auch  die 
finanziellen,  mit  den  örtlichen,  communalen  zur  richtigen  Aus- 
gleichung zu  bringen,  so  die  gesammte  Staats-  und  Gommunal- 
hestenemng  zu  einem  organischen  System  zumachen.  Inner- 
halb dieser  Normen  wird  dann  immer  noch  genügender  Spielraum 
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für  die  .Steiieraiitonomie  der  Comnmncn  und  für  die  coDcrete  Ent- 
wicklung der  Coraiminal})estenerung  nach  den  concreten  Bedlirt- 
nissen  einer  jeden  Commane  belaDsen.  Aebnlich  geht  es  mit  der 
Regelung  der  Verband8-(Provüizial-;  Krcis-jBesteaernng. 

Die  Gliederstaaten  eines  Bundesstaats,  wie  des  Deutschen 
Heicbs,  können  in  einer  Bo  wiehtigen  Recbtamaterie  wie  dem  Steuer- 
reebt  ond  speciell  dem  Rechte  der  directen  Steuern,  Erbsehafts- 
steoera^  Verkehraateueni,  auf  die  Dauer  auch  nicht  ,,toU  sonverftn^' 
bleiben,  so  wenig  als  in  manchen  anderen  Reehtsgebieten.  All- 
gemeine grundsätzliche  Normen  des  Gesammtstener- 
reehts  im  Dentsehen  Reiche,  auch  des  Einseistaats- 
stenerrechts,  sind  daher  sa  verlangen.  Nnrdie Reichs- 
ges et z gebung  kann  sie  geben. 

Das  ist  eins  der  Ergebnisse,  welche  für  die  Fortbildung  unserer 
deutseben  Bcsteuerune:  aus  der  Darstellung  der  deutschen  Be- 
steuerung im  19.  Jahrhundert"  meines  Erachtens  mit  Nothwendig- 
keit  folgen.  Es  gilt,  diesen  Gedanken  in  die  ölTentliche  Meinung 
hinein  zu  bringen  und  ihn  hier  allmrilii;  populär  zu  machen,  — 
wobei  natürlich  unter  deutschen  Verhältnissen  mit  den  liblichen 
unendlichen  Widerständen  zu  rechnen  ist,  welche  noch  jede  be- 
deutende Reform  des  Rechts  in  einheitlicher  Richtung  nach  unserem 
Volksgeist,  unserer  historischen  Entwicklung  gefunden  hat  und  leider 
nach  unseren  Partei ungen  aller  Art  heute  noch  findet  Das  ist  aber 
auch  das  Recht  der  Wissenschaft,  solehe  Bedenken  und 
Forderungen,  welche  sie  ans  dem  eindringenden  Studium  des  Gegen- 
stands gewinnt,  xu  yertreten,  einerlei,  ob  die  sich  so  ergebenden 
Zielpuncte  momentan  auf  Anerkennung  oder  auf  Dnrchflihrung 
Aussieht  haben  oder  nicht.  Die  Wissenschaft  arbeitet  so  doch, 
wie  es  ihre  Aufgabe  auf  Gebieten,  wie  dem  uns  hier  beschüfkigten 
mit  ist,  der  Praxis,  der  späteren  Gesetzgebung  vor. 

£s  handelt  sich  hiar  freilich  um  bekaootu  GoQtro\rer»eii  Uber  die  Aofpbea  der 
WlMenschaft  ttberhavpt  und  g«vi88er  Wtoensehaft,  tu  denen  Pelldsolie  Oekonomie 

tind  FiDanzwisüenschaft  in  <  miiit>ji(oin  Maasso  güböreD,  speciell.  Die  obige  Anffassung 
der  Aufgabe  der  Wisscnscbal't  steht  im  EiaklauK  mit  meiner  grundsätzlichen  Stelioiig 
in  dieser  GontrOTeise.    S.  meine  Grundlegung,  S.  Aii£,  Tb.  1.,  §.  55,  S.  142  ff. 

Was  im  Deutschen  Reiche  danach  zu  erstreben  wäre,  ist  eine 
reichsrechtliche  Hegelnng  der  leitenden  grundsätz- 
lichen Normen  des  Eittzelstaats-Steuerreohts  auf  dem 
bisher  diesem  Rechte  im  Wesentlichen  snr  TSllig 
autonomen  Regelung  ttberlassenen  Gebiete,  daher  der 
directen,  der  Erbschafts-,  der  Verkehrssteuern,  ein- 
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sobliesalich  derjenigen  ftir  den  Immobiliarverkebr  in  den 
Abgaben  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Die  sieh  hier- 
nach ergebenden  Fordemngen  wären  in  knappster  Fassnng  die 
folgenden. 

Vorzuschreiben  wäre,  dass  die  hauptsächlichen  dtrecten 
Landessteoern  eine  allgemeine  Einkommen-  und  eine  all- 
g  CHI  eine  Vermögenssteuer  sein  müssen,  wesentlich  also 
wie  in  Preussen,  Hessen,  Brauusehweig,  demnächst  in  Baden.  Auch 
die  wichtigsten  Pnncte  der  Einrichtung  dieser  Steuern,  des  Veran- 
lajrungsverfahrcus,  des  iJerufungswcsen ,  würen  reielinreehtlich  zu 
re^'t^  lii ,  auch,  innerhalb  etwa  eines  gewissen  l*ahniens  von  Grenz- 
ziüern,  die  Bestimmung  über  das  steuerfreie  Minimum  bei 
der  Einkommensteaer  —  z,  fi.  zwischen  noO  — 900  M.  und  der 
Vermtfgensstener  —  z.  B.  zwischen  4000—6000  M.  — ,  nm  nach 
den  gegebenen  WohlstandsverliAltnissen  and  Finanzbedttrfoissen  den 
einzelnen  Staaten  eine  gewisse  freie  Bewegung  zu  gewähren,  was 
n.  A.  fllr  Kleinstaaten,  wie  die  thttringischen  nnd  andere,  ein  Be- 
dtlrfniss  sein  möchte.  Aach  die  Stenerprogression  bis  zn 
einem  gewissen  Minimalsatz  —  z.B.  6  Vo  ^«  der  mindestens 
erreicht  werden  mnss  bei  Einkommen  über  einer  gewissen  Hohe 
—  z.  B.  100.000  M.  —  nnd  fthnlich  bei  der  Vermt^gensstener, 
femer  Maximalstenersätze  für  die  kleinen  stenerpflicbtigen 
Einkommen,  namentlich  für  die  Arbeitseinkommen,  z.  B. 
bis  1000,  1  "/o  bis  1500,  1'/.  bis  2000,  2  «/o  bis  3000  M.  —  und 
für  die  mittleren  Eitik-  iiiiiun  —  z.  K.  3^,,  bi«  10.000  M.  — 
waren  reichsrechtlich  zu  l)e^tiniiiien  Hiis  ist  geliot«_Q:  einmal  nm 
dem  Progressiyjiriueij)  seine  Function  der  Ausgleichung  der 
umgekehrt  ]>rogres3i ven  AYirknngen  vieler  Z^llle  und 
inneren  Verbrauc h sstenern  zn  sichern,  dann  auch,  um 
die  kleinen  nnd  mittleren  Einkommen  vor  Ueberbürdnng 
durch  die  Oesammtbesteaemng  des  Reichs  nnd  der  Einzel- 
staaten zn  schützen.  Innerhalb  des  Rahmens  derartiger  ße- 
Stimmungen  wire  dem  Landesstenenrecht  freie  Bewegung  zn  ge- 
währen, ebenso  darttber,  ob  es  das  stenerfreie  Existenzminimnm 
hoher  ansetzen  nnd  Aber  die  Minimalstttze  der  Flrogression  fllr 
hohes  Einkommen  hinansgehen  wiU.  Ueberallw&re  bei  der  Ver- 
mtfgensstener  nach  den  gleichen  0ninds&tzen  wie  bei  der 
Einkommenslener  vorzugehen.  Auch  fllr  die  Erbschaftssteuer 
wären  die  ;;leichen  grundsätzlichen  Normen  reichsrechtlich  zn 
treffen,  besonders  Uber  subjectivc  und  ubjective  Stcucrptiicht,  ob 
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und  wie  weit  die  directe  Linie,  namentlich  auch  die  Deseendenten, 
mit  f^-etrofifeii  werden  sollen,  welches  die  (Frenze  der  Steuerfreiheit 
nach  unten  zu ,  nach  Höhe  der  Krbportion,  des  Legats,  etwa  auch 
in  einem  Kahmensatz  mit  Grenzziffern  für  den  Minimalbetrag  des 
steuerfreien  Erbes,  welches  die  Minimalsätze  des  progressiv  zu  gestal- 
tenden Steuertarifs  nach  der  doppelten  Scala,  nach  dem  Verwandt- 
schaftsgrade zwischen  Beerbtem  und  Erben  und  nach  der  Höhe  des 
individnellen  ErbanfallB|  eein  sollen.  Auch  hier  bliebe  daan 
dem  LaDdeBBteverrecht  nach  den  eonereten  Verhlltniasen,  so  nach 
dem  Finanzbedaif,  ein  gewisser  Spielraum,  z.  B.  die  niedrigere 
wie  die  höhere  Bahmengrenze  der  Steoerfi«iheit  an  w&hlen,  die 
Ifinimaistenersätze  des  Reichsreehts  zn  erhöhen.  Endlich  wäre 
ahnlieh  anch  anf  dem  Gebiete  der  Landesyerkehrsstenern 
vorzugehen,  namentlich  z.  B.  Minimalsfttze  fUr  den  Immobiliarbesitz. 
Wechsel  unter  Lebenden  zu  liistigem  Titel  zu  bestimmen,  deren 
Ueberschreiuing  wiederum  nach  Umständen,  Bedarf  u.  s.  w.  der 
Landesgebetzgehung  zu  ^^estatten  wäre. 

Nur  soweit  die  Einnahmen  aus  diesen  demgemäss  reguliilen 
Landeestenem  zuzüglich  der  sonstigen  Staatseinnahmen  nnd  etwai-> 
ger  Znscbilsse  ans  Reichsmitlieln  (Ueberweisungen)  nicht  aus- 
reichten, wären  den  Einzelstaaten  noch  andere  Steuerarten  für  ihre 
Landes6nanzen  zn  gestatten,  wie  die  bisherigen  oder  selbst  nene 
Ertragsstenem,  Lnxnsstenem  n.  dgL 

Sollte  sich  aber  ergeben,  was  z.  B.  in  einzelnen  Kleinstaaten 
Thüringens,  in  Waldeck  n.  s.  w.  nicht  unmöglich  wäre,  dass  die 
reichsrechtliehen  Bescbr&nknngen,  so  etwa  in  dem  Pnncte  der 
Personalsteueri'reibeit  kleinen  Einkommens,  die  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs solcher  Staaten  zu  sehr  erschwerten,  weil  die  Progression 
des  Steuerfnsses  für  höhere  Kiukouimeu  und  Vermögen  zu  stark 
werden  mtlsste,  an  lere  Steuern  nicht  genügend  ausgebildet  werden 
könnten,  die  sonsii^^cu  Staatseinnahmen,  so  aus  den  I)oni;5non, 
für  die  Landesfürsten  stark  in  Anspruch  genommen  werden  müssen, 
die  Staatsausgaben  aber  sich  wegen  der  ganzen  N'crwaltungs- 
organisation  solcher  staatlicher  Mikrokosmen  doch  nicht  vermindern 
liessen,  —  dann  mUsste  von  Reichswegen  solchen  Staaten 
in  ähnlicher  Weise,  wie  es  Prenssen  für  Waldeck 
thnt(§.176),  geholfen  werden  durch  besondere  Dotation: 
das  wäre  die  Gonseqnenz  des  föderativen  Oharaetera  des  Reiehs 
nnd  —  der  einmal  angenommenen  Nothwendigkeit  des  Fortbestands 
dieser  Kleinstaaten  als  selbständiger  Gliederstaaten  des  Reichs. 
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Sollten  nmgekebrt  die  reichsrechtlich  geregelten  LandesBteMni 
nach  den  relchsFechtlicbeD  Minimalsteuersätzen  flir  höheres  Ein- 
kommen  u.  s.  w.  trotz  der  reiehsrechtlichen  Minimalgrenze  der 
Stenerfreiheit  für  kieinea  Einkommen  nnd  Vermögen  dem  £insel- 
staate  einen  Ertrag  Aber  dessen  eigenen  Slenerbedarf  hinaoa  er- 
geben —  ein  niehl  sehr  wahrachelnlieber  Fall,  wenn  er  auch  in 
einseinen  Kleinstaaten  mit  grossem  priratwirtbafilicben  Staatsein- 
kommen nicht  unmöglich  wäre  —  so  bliebe  einem  solchen  Staate 
ja,  nach  obigen  Vorschlägen,  von  Reiehsw^en  gestattet,  die  Grente 
des  steuerfreien  Existenzminimums  noch  höber,  die  Maximalsteaer- 
sUtzc  für  kleines  und  iiiittlcieb  Kiiikuinmcn  nud  \  ermögen  noch 
rnt'driger  zu  ntellen.  Nur  die  reichsrecbtlicben  Miuiuialsteüersätze 
fUr  höheres  Kin kommen  dürften  nicht  ermässigt  werden,  um  den 
Zuzug  reicherer  Leute  ans  anderen  deutschen  Ländern  nicht  be- 
sonders zu  begünstigen.  -Meistens  würde  ein  tinanziell  so  günstig 
situirter  Staat  wohl  statt  dessen  aber,  sei  es  für  selten  fehlende 
iStaatsaafgaben  mehr  Mittel,  sei  es  seine  Ueberschttsse  für  die 
Dotation  oder  stärkere  Dotation  seiner  höheren  nnd  niedmn 
SelbstverwaltnngskOrper,  seiner  Gemeinden  n.  s.  w.  verwenden.  In 
emer  dieser  drei  möglichen  Formen  käme  also  nach  wie  vor  der 
Bevölkerung  des  Einaelstaats  die  besonders  gttnstige  Finanzlage 
des  letsteren  allein  sn  gnte  —  nnd  damit  entfiele  ein  nnter 
dentseben  Verhältnissen  nicht  undenkbares  Bedenken  des  „heimi- 
sehen  Finansegoismns"  gegenfiber  den  anderen  deutschen  Staaten. 

Dies  Ist  iiaHirlicli  nur  «-in  sranz  alliremein  gehaltenes,  auf  die  Graiirlziiiro  sich 
b«äichr&nkeodes  Programm  für  eine  nach  den  angedeutetoit  Uraaden  dorchaas  noth- 
veadlg  enchelneDde  reicfasreehdielie  Regelang  dor  Eiozelslaatabesteoönittf.  Seine 
Aufs(ellang  fSUll  etwas  aus  dem  Babmcn  <lii  ses  Works  hcr.ias.  aber  schien  mir  doch 
als  ein  positives  Ergebniss,  das  ich  für  die  Erörterung  von  lietormfragea  aas  der 
Darstellung  der  bestehenden  Buöteucrutcr  und  ihrer  Entwicklung  fUr  mich  selbst  ge- 
wonnen habe,  hier  am  Platze  zu  sein.  Genaoere  Dorchfuhrung  und  speeieUe  Be- 
srttndonp  dieser  finindztiß:e  eines  solchen  Programms  mms  ich  mir  für  eine  andere 
Gelegenheit  rorbehalten.  Der  heftigen  „politischen"  Widerspruche,  die  es  unter  onsereu 
VeriUUtniMen  finden  wird,  bin  ich  mir  ontttriich  beinust,  man  wird  mich  „Uber- 
triebener  unitarischer  Tendenzen"  Jiesrhuldigen ,  —  möge  man.  Aber  aach  die 
steoerpolitischcn  und  stenertecbniscbcn  Bedenken,  die  dagegen  erhoben  werden  können, 
sind  mir  nicht  unbekannt  und  von  mir  mit  erwogen  worden.  In  Betreff  derer  mOehte 
ich  Kritikern  nur  im  Voraus  bemoriten:  die  meisten  Einw&nde.  die  sie  mir  Bkachen 
Verden,  hahe  ich  mir  natürlich  ebenso  srh  >ii  selbst  gemacht,  aber  —  eben  nicht  fdr 
ausschlaggebend  befunden  oder  zu  widcriegeu  gewusst.  wenigstens  meiner  Ansicht 
nnd  Uel^neugung  naeh.  Bs  «ind  neben  politiscben  HementoB.  die  ich  nicht  fer^ 
liognc,  doch  vornemlich  p  ri  n  <  i  p ie  1 1  s t  u  e  r t  h  eore ti sc  h  e  nnd  s  te n  erpol  i tische 
Grunde,  nicht  zum  Wenigsten  auch  socialpolitische,  —  wegen  der  notb wendigen 
AuflelcbaBfr  bedenldicher  Wirkungen  der  indirecten  TerbnnehMteaera  dnrch  die 
Wirkungen  dircctcr  Stenern  — ,  welche  mich  zur  Vertretung  einer  solchen  Forderung 
der  reichsroclitlii  Irn  T?e£re!tin£r  der  Landesbestcnerring  und  /nr  AuÜiteUaDg  eines 
solchen  Programms  zur  Verwirklichung  dieser  Forderung  bestimmen. 
A.  Waffmar,  Ftaaaiwtwwwtaft  IT.  52 
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*  Ansaerdem  ist  «ber  aocb  noch  folgender  pracüscbe  Uesicbtspooct  mit  für  mich 
dabei  maaesgebrad.  Ee  wird  dabei  eine  Fragre  berthrt.  die  Begeiong  der  finan- 
ziellen Beziehungen  zwischen  dem  Reiche  und  den  Eiuzelstaaten, 
welche  wiederam  ans  dem  Rahmen  dieses  Werks  und  auch  dieses  Bandes  hinaustritt. 
Aber  »ie  äteht,  mit  dem  Gegeostande  diesen  215,  mit  der  reicharechtlicben  Hegeiun^ 
der  Landeebestenerong,  in  nahein  Zosanunenliange.  Deshalb  sei  nach  ttber  diese  Ver- 
hftlCDisw  noch  ein  Wort  beigefügt 

§.  216.  Die  reiehsrecbtliehe  Regelung  der  Be- 
zieboDgen  zwischen  Reiehs-  und  Landesfinanzen. 

Das  Deutsche  Reich  kann  ja,  streng  staatsrechtlich  die  Frage  anf- 
getasst,  eigentlich  „kein  Deficit  haben",  weil  iiacli  Art.  70 
der  Keichsverfassung  (o.  »S.  651)  die  durcli  die  sonstigen  Einnahnieii 
nicht  gedeckten  Ausgaben  des  Reichs  durch  die  Matricalar- 
beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  Maa88gal)e  ihrer  Be- 
völkern ug  aufzubringen  sind.  Al)er  thatsHchlich  verhält  es  sich 
eben  doch  bckanntermaassen  nicht  so,  weil  die  Heranziehung  der 
Gliederstaaten  mit  MatricularheiträgeD  überbaapt  und  vollends  mit 
solchen  nach  diesem  Maassstabe  in  dem  jeweilig  erforderlichen 
I  nifang  practiscb  undurchführbar  ist  und  auch  in  der  Fonn  solcher 
Beiträge  finanzpolitiseb  den  grössten  Bedenken  begegnet.  Denn 
diese  Matricnlarbeiträge  wirlien  wie  eine  Art  Kopfsteuer,  weil  sie 
nor  die  Zahl,  nieht  die  wirthschaftliobe  LeistangsfUhigkeit  nnd 
Stenerfähigkeit  der  Beydlkening  jedes  Einzelstaats  bertteksiehtigen. 
Der  reiche  hanseatische  nnd  der  arme  thttringer  und  waldecker 
„Kopt^'  z&blen  dabei  gleich.  Dnrch  das  System  der  „lieber- 
Weisungen^'  (S.  653)  wird  dieser  Fehler  zwar  ausgeglichen,  so- 
weit sich  Matricular-  und  Ueberweisungsbeträge  genau  decken, 
indem  die  letzteren  nach  demselben  Maassstabe  veri heilt  werden, 
der  Kopfzahl  der  Bevölkerung.  Aber  genau  gleichen  sich  beiderlei 
Beträge  eben  nicht  aus.  Sind  die  ^latricularbeiträge  höher,  ho  ver- 
bleiben wenigstens  fttr  die  Ditleii  nz  die  lebK  rlj;iften  kopfsteuer- 
artigen Wirkungen  des  Princips,  sind  die  Ucberweisungen  höher, 
80  werden  anderseits  den  Staaten  mit  ärmerer  Bevölkerung  aal' 
Kosten  derjenigen  mit  reicherer  nach  ganz  mechanischem  Maass- 
stabe ebenso  unbillige  Vortheile  gewährt.  Ausserdem  ist  auch  sonst 
das  neuere  Ueberweisungssystem  principieil  falsch  und  wirkt  es 
practiscb  stOrend,  verwurrt  die  Finanzlage  des  Reichs  nnd  der 
Gliederstaaten  und  widerspricht  dem  Bundesstaatscharacter  des 
Reichs  (§.  201). 

Namentlich  die  beständigen  Schwankungen  in  den 
Ueberweisungsbeträgen  und  in  den  auszuschreibenden  Matricular- 
beitragen,  die  Rückwirkungen  der  Feststellung  der  Zahlen 
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dafür  im  Reichshausbaltsetat  nnd  der  später  nach  den  Ergebnissen 
DOtbweDdig  wieder  zu  berichtigenden  Zahlen  auf  die  Einzelstaats- 
finanzen,  auf  deren  BudgetanfsteUang,  welche  öfters  sehon  2ti  einer 
Zeit  voigenommen  werden  moBs^  wo  jene  Zahlen  noch  gar  nicht 
einmal  im  Beichshaushaltsetat  feststehen  ^  —  das  sind  StOmngs* 
elemente,  welehe  sieb  immer  empfindlicher  gerade  anoh  fDr  die 
Landeahanshalte  erwiesen  haben. 

Das  Reich  künute  sich  ja  nun  nach  dem  liiichstabeu  der  Ver- 
fassung nnd  nach  den  einmal  in  den  neueren  Stenerf;csetzen  ge- 
trntVenen  Bestimniunsren  über  die  Ueberweisun^^en  trot/tU  in  bei  dem 
bestehenden  RechUziistaiid  beruhigen,  —  wenn  es  nur  seine  und 
nicht  auch  die  finanziellen  EinzelstJiatsinteressen  zu  bcrtlcksichtigen 
hätte.  Diese  unvermeidliche  KUcksichtuahnie  beengt  das  Reich  aber 
nothwendig  auch  in  seinem  eigenen  Finanzgebabren.  Immer  wird 
es  beachten  mfissen,  bei  jeder  Aenderung,  d.  h.  practisch  gesprochen 
meistens  Steigerung  seiner  Ausgaben,  bei  jeder  Schwankung,  d.  b. 
namentlich  Vermtndemng  seiner  eigenen  Einnahmen,  wie  wirkt  das 
auf  die  Matricnlarbeiti^e,  diese  wieder  indireet  auf  die  Spanne 
zwischen  diesen  nnd  den  Ueberweisnngssnmmen,  anf  das  Pins  oder 
Minus  der  einen  oder  der  anderen,  demnach  anch  wieder  anf  die 
Finanzlage  der  £inzelstaaten  ein.  Selbst  der  gr))8Ste  davon,  selbst 
Preossen  bleibt  von  diesen  UmsOnden  nicht  nnberflhrt  nnd  kann 
Yon  einer  Erhöhung  der  MstricularbeitrSge,  einer  Verminderung  der 
Ueberweisungen  doch  unbe([ueni,  namentlich  zu  ungelegener  Zeit, 
jjretroffen  werden.  iiiuss  jedeni'all«  danach  wieder  seine  ( i;ü:enen 
Fiuanzmaassregeln ,  in  seinem  Ausgabe-  wie  in  seinem  Einuahme- 
budget  oder  in  beiden  ungleich,  treffen.  Von  den  Mittelstaaten, 
schon  weil  sie  in  Hinsicht  der  privatwirthschaftlichen  Landesein- 
nahmen, besonders  aus  den  Staatseisenbahnen,  nicht  so  günstig' 
stehen  als  Preusseo,  gilt  das  von  Preossen  (iesagte  noch  in 
stärkerem  Maasse.  Ihr  Landesstenerbedart*  wird  von  dem  Ausfall 
an  Ueberweisnngen  oder  von  der  Vermehrung  der  Matricularbeiträge 
noch  mehr  und  noch  störender  and  noch  unmittelbarer  bertüurt. 
Die  Kleinstaaten,  zumal  die  monarchischen  und  ärmeren,  mit 
absolnt  doch  nur  kleinen  niebt-stenerrechUichen  Einnahmen,  welche 
ohnehin  bei  ihnen  in  so  starkem  Maasse,  wie  wir  mehrfach  gesehen 
haben,  fttr  die  Dotationen  der  LandesfKrsten  in  Ansprach  genommen 
werden,  diese  Kleinstaaten,  welche  flberhanpt  nnr  mit  absolnt 
kleinen  Geldbeträgen  in  ihren  Haoshallen  rechnen,  sie  werden  in 
uiituoter  kaum  mehr  erträglicher  Weise  von  jenen  SehwankuDgen 
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der  Matricularbeiträge  und  der  Lieberweisuni^en  getroffen.  Das  zu 
berücksichtigen  kann  das  Reich  doch  Dicht  unterlassen.  Ohne 
Zweifel  sind  diese  Kleinstaaten  in  ihrer  ,,Selbatäiidigkeit"  ak 
Glied erstaaten  des  Reichs  ja  politische  ADachronismeD)  indem  nor 
ein  eigenthttmliches  Schicksal  sie  vor  der  Mediatisirnng  bewahrt 
bat,  d.  b.  vor  der  Bebaodlang  so  vieler  anderer  Kleinstaaten,  die 
ihnen  am  Seblnas  des  allen  Reichs  reehtUeh  and  aneb  factiach 
nach  der  politischen  Bedentnng  ebenbtlrtig  waren.  Aber  auch  sie 
haben  doch  nnn  einmal  vom  neuen  Beiehe  ihre  wettere  SdbstSndig- 
keit  garantirt  erhalten,  sind  als  dessen  Glieder  mit  aufgenommen, 
daher  haben  sie  mit  Becht  doch  anoh  diejenige  Rtleksieht  hier  in 
finanzieller  Beziehung  zu  erwarten,  welche  ihnen  die  Erhaltung 
ihrer  politischen  Selbständigkeit,  ihrer  im  ixahtneii  der  lie  Ichs  Ver- 
fassung einmal  belassenen,  wenn  auch  beschränkten  „Souverünetät^' 
möglich  u lacht. 

Es  ist  daher  ganz  mit  Recht  im  beiderseitigen  Interesse 
eine  befriedigende  Regelang  der  finanziellen  Be- 
ziehnngen  zwischen  dem  Reiche  und  den  Einzel- 
staaten als  ein  dringendes  Erfordemiss  anzuerkennen.  Dabei 
kann  es  sieh  aber  nicht  nm  eine  lediglich  meohanisehe 
Begalimng  handeln,  mdem  etwa  ans  dem  Ertrage  der  Zolle  nnd 
inneren  Beichsstenem  ein  bestimmter  Betrag  zn  Ueberweisnngen 
an  die  Einzelstaaten  festgelegt  wird,  wenigstens  fflr  eine  gewisse 
Periode,  nnter  Vorbehalt  der  Bevision  nach  Eigebnissen  und  Be- 
dUrfhissen  der  Beichs-  nnd  Landesfinanzgebahrongen ,  z.  B.  wie 
nach  dem  amtlichen  Plane  lUr  die  Auseinandersetzung  zwischen 
Reich  und  Einzelstaaten  vom  Jahre  1893  mit  10  Mill.  Mark,  unter 
Verzicht  auf  einen  weiteren  Ktlckgriff  des  Reichs  auf  Matricular- 
beiträge; oder  indem,  wie  nach  einem  veränderten  amtlichen  Plane 
von  1895,  wenigstens  auf  nieichsetzuog  von  Matricularheiträgen 
und  Ucberweisungen  hingewirkt  wird. 

Auf  das  verfassungsmässige  Recht  zur  Forderung  von  Matri- 
cnlarbeiträgen  sollte  Uberhaupt  unter  keinen  Umständen  vom  Boich 
verzichtet  werden,  einerlei,  ob  und  wie  weit  man  practisch  znr 
Herstellung  des  Gleichgewichts  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
im  Beichshanshalte  von  diesem  Bechte  jeweilig  Oebranch  macht. 
Denn  in  diesem  Bechte  hat  das  Beich  ein  nnter  nnseren  politischen 
Verhältnissen  gar  nicht  zu  entbehrendes  Pressionsmittel  anf  den 
Beichstag,  die  Landtage,  die  Regierungen  der  Einzelstaaten. 
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Jede  schwankende  —  wie  bisher  —  oder  feste  Dotation  der 
EinzelBtaaten,  wie  nach  dem  IMane  von  1893,  au8  einem  Plus  von 
Ueberweisnngen  über  die  MatricularbeitrUge  begegnet  aber  den- 
selben prineipielleo  and  praetischen  Bedenken  wie  das  bisherige 
System  der  AJatrieularbeitrSge,  gewissennaassen  „nec^tiver^'  Ueber- 
weisnngen:  dem  Bedenken  der  Repartition  nach  einem 
völlig  nnsnUnglicben  Maassstabe. 

Hier  h&ngt  das  Problem  der  Regelung  der  Be- 
ziehangen  swiseben  Beiehs-  nnd  Landesfinansen  mit 
dem  Yorbin  behandelten  Problem  der  reichsreebt- 
lieben  Regelung  der  Einzelstaatsbestenernng  meines 
Eracbtens  nun  eng  zusammen.  Ich  glaube,  so  eng,  da^s 
es  ohne  vorherige  oder  gleichzeitige  Lösung  dieses  zweiten  Problems 
in  der  oben  angedeuteten  oder  einer  ähnliehen  Weise  nicht  be- 
friedigend und  jedeutaiis  immer  nur  mechaniscb,  nicht  organisch, 
gelöst  werden  kann. 

Will  man  fttr  Matricnlarbeiträge  oder  tlttr  Ueberweisungen  oder 
für  beide  einen  ordentlieben  Vertheilungsmaassstab  feststeilen,  so 
moss  man  savOrderBt  eine  in  ihren  Grnndzttgen  gleiche 
Verfassung  der  direeten  Steuern,  und  zwar  in  der  Form 
der  allgemeinen  Einkommen-  und  der  allgemeinen  Vermögenssteuer, 
haben.  Auf  Grand  einer  Veranlagung  der  ganzen  ReiehsbevOlkerung 
danach  kann  man  überhaupt  erst  feststellen^  wie  sich  die  relative 
Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerang  der  Einzelstaaten  zn  einander 
TerhSlt  Wären  die  Einzelstaaten  wirthschaftKcb  einigermaassen 
homogene,  auch  einigermaassen  gleich  grosse  Staatsgebilde  —  nach 
Volkszabl,  Berufsarten,  wirthschattlicher  Entwicklung  u.  s.  w.  —  so 
wäre  ein  solches  Vorgeben  vielleicht  noch  abköninilieh.  In  der 
jetzigen  Sachlage,  wo  es  sich  um  Staaten  wie  Prcussen  und  Baieio 
bis  zu  Renss  U.  L.  und  Schaumbnrg-Lippe,  um  Industriestaaten  wie 
Königreich  Sachsen  und  Agrarstaaten  wie  Mecklenburg,  um  Handels- 
und  Stadtstaaten  wie  Hamburg  und  Bremen  und  kleine  Quasi- 
,,WaldBtaaten''  wie  die  thUringer  handelt,  ist  jenes  Vorgehen  durch- 
aus geboten.  Zn  einer  einigermaassen  gerechten  Regelung  der 
Ueberweisungen  wie  der  Matrieolarbeiträge  wird  man  auf  andere 
Weise  nicht  kommen. 

Ein  weiteres  Postulat,  das  ich  fUr  formell  nnd  materiell  wichtig 
halte,  aber  nicht  einmal  iltr  so  unbedingt  geboten  wie  das  voraus- 
gehende, w8re,  dass  dem  Geiste  der  Reicbsverfassung  entsprechend 
die  bisherigen  eigenen  Einnahmequellen  des  Reichs, 


Digitized  by  Google 


810        6.  B.  ütibezsichtea  det  BMteafirang.  fioidisbMteaenuig.  §.  216. 


die  Zölle   und  inneren  bteueru,  unter   Fort  lall  des 
störenden,    rein   mechanischen   Verrechnungs  wesen  s 
der  FranckenBtein'schen  Claasel  —  denn  etwas  Anderes 
liegt  doch  eigentlioh  gar  nicht  vor,  s.  o.  §.  201  —  dem  Reiche 
zanftehBt  auch  voll  und  ganz  zur  Deckoog  aeiner  Bedürfnisse 
überwiesen  würden.    Irgend  ernste  BndgetbewUlignngsreehte  des 
Reichstags  würden  dadurch  keineswegs  preisgegeben,  wie  der  poli- 
tische Dootrinarismns  and  der  Parteigeist  gewisser  Kreise  wähnt  Aher 
K 1  a r h e i t  d  e r  Ve r h ält n i  8 se  würde  erreicht.  Soweit  die  Ertrtige 
dieser  Quellen  zur  Deckung  der  Ausgaben,  welche  damit  bestritten 
werden  sollen»  rmchen^  bedflrite  es  der  Berechnung  und  Erhebung 
Yon  allgemeinen  Matricularbeitrilgen  dann  überhaupt  nicht  mehr,  ohne 
dass  das  Reich  das  verfassungsmässige  Recht  auf  Ausschreibuu^ 
TOD  solchen  Beiträgen,  wie  gesagt,  aufzugeben  hätte.   Bleiben  aut 
der  Grundlage  der  bestehenden  Gesetze  Uber  Zölle  und  innere 
Steuern,  daher  namentlich  auch  bei  den  fic^tehenden  Tarifsätzen, 
UeberschüxSse  im  Reichsliausbalte,   die  mau  nicht  zur  Schnlden- 
tilgun<r  «»der  zum  Ersatz  sonst  etwa  neu  aufziineb?iieiiilci  Srlmiden 
verwciidi'n  will,  so  waren  diese  au  die  Einzelstaateu  zu  Überweisen. 
Aber  sie  wären  nicht'  zu  vertbeileu  uach  der  Kopfzahl,  sondern 
entweder  wenigstens  mit  nach  anderen  Maassstäben,  wie  einerseits 
nach  der  durch  die  Veranlagung  der  directeu  Steuern  constatirten 
relativen  Leistungsfähigkeit  —  welche  auch  mit  auf  die  relative 
Gonsnmtionskraft,  daher  auch  auf  die  Beiträge  der  betreffenden 
Einzelstaatsbevölkernng  zu  den  Reiehseinnabmen  aus  Zöllen  und 
inneren  Steuern  hinweist  — ,  anderseits  nach  den  Fiuanzbedlirfnissen 
der  EinselstaateU)  worauf  man  aus  der  Erhöhung  oder  Erm&ssigung 
der  reichsrechtlich  regulirten  Steuersätze  durch  die  Landesgesetz- 
gebung,  auf  den  dureb  die  Finanzbediirfiiisse  gebotenen  Hinzutritt 
anderer  Landessteuerii  mit  schliessen  könnte.    Die  ^^chwaukungeu 
der  Leberwcisuugssummcu ,  welche  immer  störend  für  die  Eiuzel- 
Staatshaushalte  wären,   liesseu  sich  durch  die  Einrichtung  eines 
„Ausgleichungsfouds''  beseitigen,  dem  tlber  einen  gewissen  festeu 
Betrag  gehende  l'eberwt  i.suii-ssnmnieu  eines  Jahres  zuflössen,  um 
daraoH  in  anderen  .Jahren  Deticite  an  der  für  jenen  testen  Betrag 
fehlenden  Summe  zu  decken,  ähnlich  wie  es  in  einem  amtlichen 
Reformplan  bereite  für  die  Ausgleichung  zwischen  festen  Ueber- 
weisnngssummen  nnd  Matricularbeiträgen  projectirt  war. 

Natdrlich  setzt  das  Alles  auch  voraus,  dass  im  Allgemeinen 
die  eigenen  Reichseinnahmen  für  diejenigen  Finanz- 
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bedürluisse,  weiche  nicht  durch  Schul  danfnahme  ge- 
deckt werden  sollen  (und  richtiger  Weise :  dürfen Ij,  ausreichen, 
daher  auch  für  die  stets  wachsenden.  £beii  deshalb  mttsste  auch 
eine  weitere  Entwicklung  dieser  Einnahmen,  nach  der 
Sachlage  daher  der  bisherigen  indirecten  Reiehssteuern,  immer  mit 
in  alle  Reformplftne  zar  Anseinandersetzang  zwischen  Beichs-  ond 
Landesfioanzen  gezogen  werden.  Um  eine  solche  Entwicklnng  durch- 
zusetzen  und  in  die  richtigen  Wege  zu  leiten,  wäre  wieder  die  Bei- 
behaltang  des  verfassangsmässigen  Rechts  der  Aossohreibang  von 
Matricnlardecknngen  geboten,  —  schon  damit  man,  wie  gesagt, 
ein  allseitig  wirkendes  Pressionsmittel  besässe.   Dabei  kann  dann 
sehr  wohl  auch  die  Frage  auttaucben,  ob  man  nicht  zur  ErgUnzuug 
der  erforderlichen  Heichseinuahmen  neben  den  Zöllen  und  inneren 
Steuern  —  von  denen  die  Bier-  und  Tabaksteuer  gewiss  eine  weitere, 
hie   stärker  ergiebig  macLende  Entwicklung  nicht  nur  erlauben, 
sondern  fJfrni  lieh  fordern — ,  auch  andere  Steuer  arten,  directe, 
Einkommen  -,    Vermögens-,     Erbsehaftssteuern ,  als 
Beichssteuern  einfuhren  sollte.    Eine  Frage,  welche  ich  von 
meinem  Standpancte  aus  bejahen  möchte,  ohne  auf  sie  hier  jetzt 
weiter  einzugehen.    Aber  die  oben  behandelte  reichsrechüiche 
Regelnng  der  directen  Landesstenem  böte  auch  noch  einen  be- 
sonderen Vortheil,  welcher  wohl  oder  flbd  nnter  unseren  politischen 
VerhiUtnissen  ins  Gewicht  fällt,  namentlich  bei  Politlkem  nnd  Par- 
teien, welche  directen  Relchsstenem  (einschliesslich  Reiehserbschafts- 
stener)  ablehnend  gegenüberstehen:  man  könnte  auf  solche  directe 
Retcbsstenem  eher  verzichten,  wenn  eine  gleichmKssige  directe 
Einzelstaatsbestenening  bestände  nnd  genügend  fuugirte,  nament- 
lich in  einer  die  Wirkungen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  des 
Reichs  luhtii;  ausgleichenden  Wirkung  und  auch,  um  in  ansser- 
niciehtliclieJi  Fallen  auf  die  Matricularbeitriige  flir  Keichsausguben 
zurückgreifen   und   diese  Beiträge   nach   ricbtigem  Besteuern ntrs- 
maassstabe  auf  die  Eiuzelstaateu  und  in  diesen  auf  die  Cenüiten 
vertheilen  zu  können.    Denn,  wäre  mit  zu  solchen  Zwecken  etwa 
die  wirkliche  Erhebung  von  Matricularbciträgen  in 
gewissem  Umfange  ins  Auge  zu  fassen,  so  würde  jene  Hegelang 
der  directen  Landessteuern  auch  daffir  erst  den  richtigen  Repartitioos- 
maassstab  statt  des  rohen  gegenwärtigen  nach  der  Kopfzahl  geben: 
man  würde  nach  der  in  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  sich 
kundgebenden  Leistangsfähigkeit  die  Snmmen  der  Matricnlarbeiträge 
jedes  Einzelstaats  bestimmen  nnd  sie  dann  innerhalb  desselben  nach 
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der  VeraniagUDg  za  diesea  Steuern  auf  die  eiuzeineu  Ceasiteu 
umlegen. 

Glaubt  man  umgekehrt  sich  mit  der  lieraussteUang  vielleicht 
nm  kleiner  UeberweisongMammen  auf  Grundlage  der  bisherig^eii 
Reicbszölle  und  inneren  Stenern  nicht  begnügen  zu  können,  wenn 
das  Reich  im  Wesentlichen  auf  die  £rtr8ge  dieser  Steuern  und  die 
wdtere  Steigerung  dieser  Ertrüge  für  seine  «genen  Bedürfnisse 
Besehlag  legen  mnss;  will  man  vielmehr ,  dem  Bismarek'sohen 
danken  gemäss,  da  einmal  die  wichtigsten  Quellen  indireeter 
Stenern  den  Einzelstaaten  entzogen  und  dem  Reiche  ilherwiesen 
sind)  die  Einzelstaaten  in  stärkerem  Maasse  bleibend  zu  „Kost- 
gängem  des  Reichs",  zu  Theilnehmem  an  diesen  Betchssteoem 
machen  —  worüber  sich,  vollends  bei  stärkerer  Ausbildung  der 
Bier-  und  Tabaksteuer,  gewiss  i eilen  iässt  — ,  so  wäre  das  Vor- 
geheu  auch  wieder  gegeben:  mau  iiiüsste  einen  bestinimten  hühereii 
Uebcrweisungsbetrag  in  das  Reichsbndget  bei  den  Einnahmen  mit 
einsetzen  und  die  Keichsbesteuerunu^  so  gestalten,  dass  man  auf 
die  Mitdeckung  dieses  Betrags  aus  <i( n  Zfdlen  und  inneren  Steuern 
im  Durchschnitt  rechnen  kann.  Die  Eiiiriebtung  eines  betreffenden 
Ausgleichungsfonds,  um  die  unvermeidlichen  periodischen  und  jähr- 
lichen Schwankungen  der  Erträge  der  genannten  Steuern  auszu- 
gleichen, wäre  dann  auch  hier  wieder  am  Platze.  Zur  richtigen 
Vertbeilnng  eines  solchen  bleibenden  grösseren  Ueberweisnngs- 
betrags  wäre  aber  wiedemm  in  der  Weise  wie  oben  gezeigt  vor- 
zugehen, d.  h.  eine  reichsrechtUche  Regelung  der  Landesbesteuerung 
mflsste  auch  deswegen  mit  erfolgen^  um  bessere  Repartitionsmaass- 
Stäbe  zu  gewinnen,  um  die  LeistungsflUiigkeit  und  die  Bedärfnisse 
der  Einzelstaaten  richtig  feststellen  und  messen  zu  können.  Nach 
dem  plumpen  gegenwärtigen  fifaassstabe  der  Kopfzahl  erfolgend 
Hesse  sich  eine  solche  stärkere  Dotation  der  Einzelstaaten  aus 
ReichsuiiUeln  nicht  wohl  rechtfertigen. 

Audi  hier  uuis<  es  an  der  Darleiinri'j:  von  blossen  Grnnd/. ilge«  srenUgeo. 
Letztere  iöuiieo  Jiur  aii  anderer  ütcllc  tiinmal  naher  entwickelt  und  bcg:rUndet,  sowie 
im  Anschloss  an  eine  .-olclie  Behandluui;  des  Problems  das  Kinz*  Ine  genauer  aas- 
gefuhrt  werden.  Icli  gebe  liier  nur  das  K.  sultat  langer  and  eingehender  Beschäftigung; 
mit  der  Krage.  Was  bisher  im  Keichc  von  Seiten  der  verbündeten  Kegientngaa,  wie 
in  den  angefühlten  Plinen  ven  1893  nnd  1895  Tersoclit.  aber  ohne  Enbl;  geblieben 
ist,  weil  der  Keicbstag  sich  nicht  darauf  einliess,  hätte  wühl  Manches  verbessert,  ab«-r 
gründlich  nicht  den  bestehenden  Oebeln  abgeholfen.  Was  dann  aus  der  Initiative 
deb  lieichstags,  bez*.  de^.  Gentrums  seit  1896  hervorgegangen  ist,  läuft,  wie  G.  v.  May  r 
ganz  lichtig  sagt,  auf  ««Jahres- Flickarbeit"  mittelst  eines  ganz  mechanischen  Vcr- 
lahrens  hinaus,  womit  man  seitdem  jährlich  von  Neuem  an  der  Frairc  heramhandtierte. 
S.  tlber  die  erwähnten  Keforatpläne  die  Thronrede  vom  21.  ^or.  und  den  Geset2- 
entmnf,  betr.  die  andenreite  Oidnnns  des  Flnaanreeens  des  Reichs  (1898/94  Drack* 
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iiacbe  Nr.  51),  die  Materialieo  auch  im  Fin.arch.  B.  11.  S.  267  tf..  ferner  den  zweiten 
bezüglichen  Gesetzcntvnrf  vom  25.  Jan.  1895  (Session  1894/05,  Drucksache  Nr.  115). 
AnDiüen  1894,  1895.  Ucber  die  ganze  Frage  iL  A.  Schanz,  Reicbdiaashatt  and 
das  Finanzwesen  d<*r  Einzelstaaten,  ein  Vorschlag  zur  Kegelang  ihre«  gegcnseitiiren 
Verhältnisses,  Fin.arch.  B.  13.  S.  88  ff.  G.  r.  Mayr,  zur  üeiclisfioanzreform,  1S93, 
und  vieder  unter  demselben  Titel  in  der  Franekenstein'schen  Vierteljahnaeicacbrifk  for 
Staats-  um!  Volkswirtlischaft  1895,  dann  jüngst  (1001)  in  i1<;m  fjut  zusammenfassenden 
Artikel  ,4icicbi>hnanzen'*  im  6.  Bande  der  2.  Aafl.  des  U.  W.  B.  d.  St,  bes.  S.  381  ff« 
(daselbst  8.  388  weitere  Litterator,  ancb  andere  bezOgUche  Artikel  ron  G.  r.  Hayr), 
Ich  mass  es  mir  an  diwen  Orte  rersagen.  aaf  diese  Arbeiten  von  Schanz  and  Mayr 
and  sonstige  Erörtern nfi:en,  auch  im  Reichstage,  Uber  die  Frage  noch  näher  einzugehen. 
Ich  will  diu  Fru^c  hier  jetzt  nur  im  Zusammenhang  mit  den  im  Ltixt  berührten 
PuncteB  und  namentlich  mit  der  Frage  der  reichsgeaetzlichen  Kegelung  der  Landea- 
boteuerung  (§.  215)  überhaupt  behainlelu  .  wofür  es  an  dc-n  Ausf  ihrTjufrcu  ohcn  pe- 
nttgen  moss.  Ohne  ein  Eingreifen  des  Keichsrechts  in  die  Laudoäbesteuerung  ist 
mrines  Erachten«  Dfehls  Befriedigendes  ta  erretcben,  wenn  auch  Einiges«  aber  ledig- 
lich mechanisch,  zu  verbessern.  Die  particnluristischen  Widerstände  der  Ein.cobtaateQ 
sind  mir  natürlich  nicht  unbekannt.  Alier  wenn  Prenssen  Concessionen  machte,  könnte 
vielleicht  selbst  Baiern  und  —  sogar  Ivou^:»  k.  L.  äich  b<  blicsslich  zu  gleichca  be- 
srogen  finden.  Hier  handelt  es  sich  IQr  mich  aber  auch  nicht  om  einen  momentan 
actuellen  Plan,  sonilern  um  di-i  tlieo  retis  cTi  e  Aufdeckung  eines  richtipren 
Weges  und  Verfahrens,  um  zu  dem  allseitig  erwünschten  Ziele  zu  gelangen. 
Welche  politischen  Schwierigkeiten  die  Befolgung  eines  solchen  Weges  und  Veriiüirens 
hat,  weiss  ich  selbstverständlich  ebe/ifalls.  Es  wird  lanirc  dauern,  bis  man  sie  über- 
windet, selbst  wenn  eine  mächtige  staatsmännische  Kraft  und  tinanzieile  Capacität  sich 
der  Sache  bald  annähme.  Immerhin  in  geringerem  Maasse,  indessen  prindpiell 
ähnliche  Schwierigkeiten  werden  zu  überwinden  sein,  wie  einstens  bei  der  Bildung 
des  Zollvereins  und  der  Ausbildung  eines  gemcinsaTn'Mi  ZoUrcchts,  bezw.  in  der  An- 
nahme des  preossischen.  Aber  die  Dinge  liegun  ducii  glücklicher  Weise  im  Beginn 
des  20.  Jabrhonderts  auch  in  dieser  Bwelebnng  günstiger.  Dank  der  Ezlstenx  des 
Reichs,  als  im  dritten  und  vierten  Jahrzehent  und  noch  im  ganxen  iveitea  Drittel  des 
19.  Jabrhanderts.  Das  bleibt  ein  Trost 

Die  necbanische  Flickarbeit  sdt  1896  brt  doch  völlig  untoiefcbaid.  In  gewissen 
seitdem  erbiaieoen  BeichsgesetiM  Uber  die  Verwendung  von  überschüssigen  Reichs- 
einnahmen  zur  Schuldentil^un?  werden  Relräge  der  Uebcrwcisnngssummen  statt,  wie 
nach  den  bestehenden  Gesetzen,  völlig  zur  Vertheilung  an  diu  Einzelstaaten,  nur  theil- 
weise  dazu,  theilveise  7ur  Reichsschuldentilgung  bestimmt«  nnd  die  dem  Reiche  rer- 
bleibendcn  luiinerirfi^e  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  zeitweise,  in  wechselnden  Summen 
nach  den  einzelnen  Ucselzen.  aber  die  Ziffer  von  130  Mill.  Maik  des  tieseUes  von 
1879  hinans  erhöbt  (o.  S.  658).  ^S.  in  den  Beicitfgesetzen  rem  16.  April  1896, 
24.  März  1807,  31.  März  1898  ,  25.  März  1899,  30.  März  1900  das  Nrihere.)  Das 
ist  sachlich  (rnn;^  «rur  aber  doch  -♦«fl^f  ein  principloses  Verfahren  und  eine  legislative 
Xbätigkeii,  der  giuä>erc  luitoud^  iiuaa/poUtittcho  iiesichtspuncte  fehlen,  ein  Arbeiten 
TOB  Tage  für  den  Tag,  in  der  Thal  eine  blosse  nPückarbeit'*. 

§.  217.    Sc  hl  US  8. 

Gerade  die  AusfUhrangen  der  letzten  Abschnitte  (§.  215,  2 IG) 
haben  nos  gezeigt,  daas  aneb  im  beutigen  Dentscben  Reiobe  aaf 
dem  Gebiete  der  BesteneruDg  und  der  Finanzen  noeh  viel  za  thnn 
tibiig  bleibt  manebe  wesentliebe  Mängel  oocb  besteben,  die  Reform- 
arbeit  keineswegs  al^aeblosflen  sein  kann,  sondern  besfibidig 
weitergeben  mnss.  Die  günstigen  Scblttsse  in  Besng  anf  nnsere 
Landes-  wie  Reiebsbestenemng,  besonders  auf  das,  was  darin  im 
letzten  Hensehenalter  der  Reicbsperiode  erreicht  worden  ist,  und 
in  Hinsicht  der  Vergleichnng  mit  dem  Anslande  (§.  212— 2  Ii),  er- 
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leiden  aber  dadorch  keine  EiDScbränknng,  geschweige  eine  Wider- 
legung. Wohl  jedoch  werden  die  unmittelbar  vorangebenden  Dar- 
legungen und  Erörterungen  uns  auuh  vor  einem  übertriebenen 
Optimismus,  vollends  vor  hochmüthiger  Ueberschätzung  des  Er- 
reichten und  vor  zu  groööer  Zuiriedenheit  mit  diesem  warnen  müsben. 

Damit  wird  aber  wahrlich  nicht  eine  pessimistische  Auffassung 
an  die  Stelle  einer  optimistischen  gesetzt.  Im  Gegentheil:  zu 
einer  optimistischen  Auffassung,  welche  zur  vollen  An- 
erkennung uod  Würdigung  des  Erreichten,  nur  nicht  zu  desBCQ 
Ueberschätzung  führt,  haben  wir  wahrlich  allen  Grand,  — 
an  nnd  für  sieb,  y^absolot",  wenn  wir  die  Entwioklang  unserer 
Finanzen  und  Steuern  betrachten,  und  wiederum  namentlich  ^^relativ" 
in  doppelter  Hinsieht,  wenn  wir  das  heutige  Finanz-  und  Steuer- 
wesen  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  mit  dem  deutschen  Tor 
100  Jahren,  dasjenige  im  neuen  £eiche  mit  dem  im  alten,  und  wenn 
wir  das  bei  uns  im  19.  Jahrhundert  auch  auf  diesem  Gebiete  Er- 
reichte mit  dem  in  anderen  Staaten,  darunter  den  ersten  der  Welt, 
in  diesem  Zeitraum  Geschehenen  und  dort  Erreichten  vergleichen. 

Am  Wichtigsten  und  aai  Lehrreichsten  ist  diese  V'ergleicbung 
mit  den  beiden  grossen  westeurojjUi  sehen  Ländern, 
mit  Grossb  ritaunieu  und  imi  Frankreich.  Im  Hinblick  auf 
die  in  Band  III  erfolgte  eingehende  Behandlung  der  Besteuerung 
dieser  beiden  Staaten  im  19.  Jahrhundert,  Frankreichs  namentlich 
in  dem  Jahrhundert  seit  1789,  seit  dem  Jahre,  mit  dem  dies  Land 
seine  neuere  Geschichte  beginnt  ond  in  der  That  ja  ein  welt- 
historischer Abschnitt  anhebt,  braucht  das  hier  nicht  näher  dar- 
gelegt zu  werden. 

Dem  Chaos  des  Staatsgetriimmers  im  alten  Reiche 
entsprach  das  Chaos  der  Finanzen,  der  Steuerverfassungen, 
so  manches  Tttcbtige  einzelne,  besonders  die  grosseren  Territorial- 
staaten, Prenssen  yoran,  auch  Oesterreich  als  damaliges  Keichs- 

glied,  bereits  in  licformen  seit  dem  17.  Jahrhundert  und  im  Ib. 
geleistet  hatten.  Aber  die  Eiuheitlit  bkeit  der  Stcucrverfassung 
auch  nur  in  einem  dieser  Staaten  war  doch  noch  nirgends  genügend 
erreicht  worden.  Dann  kam  die  gewaltige  französische  Revolutions- 
und Kriegsepoche  auch  tlber  uns.  Und,  leider  muss  man  es  ja 
sagen,  nicht  der  eigenen  politischen  That  der  deutschen  Staaten, 
Fürsten,  Völker  und  Stämme,  sondern  der  fremden  Gewaltthat 
verdanken  wir  es  erst,  dass  wenigstens  unter  der  Wucht  des 
gallischen  nnd  corsischen  Kehrbesens  mit  dem  Staatengetrttmmer 
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de»  alten  Reichs  einigermaassen  autgerüuQit,  auch  in  den  Rhein- 
bundstaaten  doch  grössere,  lebensfähigere  Staatengebilde  her« 
gestellt  wurden.  Wenn  dann  aaeb  nacb  der  Vertreiboog  der  Fremd- 
herrschaft, der  WiederemporhebiUDg  Preussens  im  neuen  Deatscben 
Bunde  ein  völlig  QDgenQgeodea  politisches  deatsohes  Gemeinwesen 
geschaffen  nod  Ton  der  ehemaligen  Kleinstaaterei  noch  sn  viel 
erhalten  worden  war:  eine  bedeutsame  Verbesserang  der  Territorial- 
staatsverhftltnisse  gegen  die  Seiten  des  alten  Reichs  war  doch 
selbst  das  Ergebniss  der  Dinge  von  1814  und  1815.  Diese  bessere 
Territorialgestaltung  war  eine  anbedingte  Voranssetznng 
für  alle  innere  Reformarbeit. 

Ueberau  begann  allmälig  neues  politisches  Leben  zu  pulsiren 
und  aüt  h  tlie  man/en  und  bleue  rn  wurden  besser,  nament- 
lich einheitlicher  geordnet.  Das  haben  die  Darlegungen  dieses 
Werks,  auch  in  BetreÜ'  der  Mittel-  und  mancher  Kleinstaaten, 
doch  schon  tür  die  Periode  von  1815  bis  1848  nachweisen  können. 

Die  wirthschaftlicbe  Zusammenfassnng  eines  grossen 
und  immer  grösser  werdenden  Theiis  der  Nation  und  ihres  Gebiets 
im  Zollverein,  die  grosse  politische  and  wirthschaftlicbe  That 
Preassens  in  der  eben  genannten  Periode,  schnf  dann  erst  die  Be- 
dingungen ftir  eine  wirklich  moderne  Volkswirthschaft,  ermöglichte 
erst  die  Cononrrenz  derselben  mit  deijenigen  anderer,  vorgeschritte- 
nerer Länder  und  auf  unserem  Gebiete  ihr  die  bedentendere 
Entwicklung  eines  Haopttheils  der  Besteaerang,  der  Zölle  and  der 
inneren  Verbranchsstenern,  wenn  von  diesen  auch  zunächst 
uur  die  lltiheu/.ucker^tcuer  Vereinssteuer  wurde. 

Den  Ii  e  w e^' u n ge u  von  1848  war  wie  im  politischen  Leben, 
so  auch  auf  t'i  na  nziellem  Gebiete  eine  weitere  Fortentwick- 
lung unserer  Finanxeu  und  bteuero,  besonders  auch  Keformen 
der  di reden  Steuern  zu  verdanken. 

Die  sofortige  Annahme  des  Staatsbahnsystenis,  des  aus- 
scbliessUchen  oder  vorwiegenden,  in  den  deutschen  MitteU 
Staaten,  leider  nicht  von  vornherein,  aber  doch  seit  dem  Ueber* 
gang  KOr  constitationellen  Staatsform,  wenngleich  zunächst  nur 
ganz  partiell,  anch  in  Preassen,  erwies  sich  im  Laufe  der  Zeit 
kaum  von  geringerer  finanzpolitischer  als  Verkehrs-  und  volks- 
whthschaftspolitischer  Bedeutung.  Die  weitere  Ausbildung  dieses 
Systems  nunmehr  nach  dem  Anfall  der  Staatsbahnen  der  annectirten 
Länder  im  Jahre  1866  und  wieder  später  nach  der  principiellen 
Annahme  des  Staatsbabngedankens  seit  Ende  der  1870er  Jahre 
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auch  in  Prenssen,  eine  der  grossen  Thaten  der  liismarck'schen 
Politik,  bat  dicHc  doppelte  Bedeatnng  des  Staatsbalinsystems  noch 
immer  mehr  j^esteigert.  Finanziell  betrachtet  wuchs  so  den 
deutschen  Staaten,  Prenssen  freilich  bei  Weitem  ini  iri  i.ssten  nuti 
ergiebigsten  Maasse,  eine  Art  „neues  Domanium"  zu  dem 
gltlcklicher  Weise  so  vielfach  erhaltenen  alten,  der  Domänen, 
Forsten  u.  8.  w.,  hinza.  Mit  dadurch  wurden  auch  die  An%abe]i 
der  Finnnz-  und  Steaerpolitlk  and  Steuertechnik  leichter  lOsbar, 
denn  die  fiestenenmg  brauehte  nicht  entfernt  so  grosse  Summen 
wie  im  Änslande  anfonbringen. 

Diese  günstige  Lage  verdanken  wir  Mlich  ansserd^  der 

Staatssohuldenpolitik.  Die  alten  Kriegen  und  politischen 
Ursachen  entsprungenen  Schulden  waren  nicht  so  schwer  und 
wurden  durch  Tilgung,  Zinsreduction  und  Couversiou  eine  immer 
geringere  Last.  Neue  Schulden  erwuchsen  zwar  gerade  ans 
der  Staatisbahupolitik ,  aber  nicht  nur  pntductive,  sondern  auch 
meistens  genügend  rentable,  selbst,  \vic  \\ iedrrnm  nr^Tnentlich 
neuerdings  in  Preussen  solche,  welche  durch  ihre  Veranlagung  in 
den  Staatsbabneu  eine  Rente  weit  über  die  Kosten  der  Zinsen  der 
Babnschalden  ergaben.  So  wurde  das  „neue  Domanium"  finanzieli 
erst  recht  lucrativ  für  den  Staat,  ilttr  den  Fiseus,  d.  b.  für  die 
Gesammtbeit  der  Stenerzahler,  denn  diese  ist  ja  schliess- 
lich, wirthscbafUieb  betrachtet,  „der  Fiscns^'.  Der  wirtlisehafts- 
politische  Ornndsatz  der  „Verstaatlichnng*'  von  Kapital,  von 
gewissem  Boden ,  von  Wtrthschaftsbetrieben  —  von  „sachUehen 
Prodnctlonsmitteln''  —  bewährte  sich  auch  finanziell. 

Aber  immer  blieb  der  Mangel  der  politischen  Einheit 
der  Nation,  blieb  die  immer  noch  sognt  als  vollständige 
Souveränetät  der  Einzelstaaten  auch  im  Zollverein,  damit 
die  viel  zu  grosse  Autonomie  dieser  Staaten  auch  in  allen  wirth- 
schaftlichen ,  wie  vollends  in  iinanziellen  Dingen.  Da  kam  die 
grosse  politische  That  des  Jahrhunderts,  die  Herbei- 
führung der  politischen  Einheit  des  H  an  pttheils  der 
Nation,  wenn  auch  nicht  im  vollen  Kinheitsslnaie  wie  in  ver- 
wandter politischer  Entwicklung  in  Italien,  sondern  im  föderativen 
Verbände,  doch  im  Wesentlichen  mit  den  nothwendigen  poli- 
tischen nnd  staatsrechtlichen  Bedingnngen  und 
Cantelen  für  einen  wirlLlichen  Bondesstaat,  für  ein 
wahres  nenez  „Beieh'<  nnter  prenssiaeber  Spitze  nnd  in 
erbmonarchischer  Form:  die  That  der  Wilhelm  I.  nnd  fits^ 
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marck,  der  Jahre  1864,  18GG  und  1870—71,  damit  auch  die  Wieder- 
gewinouDg  geraubter  Lande,  die  Verbesserung  der  Greozen,  der 
geographischen  Gestaltung  des  Beichsgebiets.  Damit  aber  waren 
aneh  erst  wieder  die  Bedingungen  für  eine  erfolgreiche 
nnd  günstige  Weiterbildnng  der  Finanzen  and  Stenern, 
für  eine  einheitlichere  Finanz-  nnd  Stenerpolitik  wie  Wirth- 
Schafte-  nnd  Sodalpolitik  gesobaien,  —  freilich  noch  immer  nicht 
ansreichend,  wie  die  früher  dargelegten  Ifibigel  der  Finanzen  nnd 
Stenern  beweisen,  aber  doch  in  nnendfieh  besserer  Weise  als  frtlber, 
als  im  alten  Deatschen  Reiche,  als  im  ehemaligen  Dentsehen  Bande. 
Und  zngleich  war  es,  Dank  der  prenssischen  und  später  der 
preussisch- deutschen  Wehrkraft  geluDgeii,  deren  oft  beklagte 
hohe  Kosten  sich  wahrlich  so  auch  volkswirthschat'tlich 
und  finanziell  ebenso  he/ahlt  machten  als  politisch 
und  militärisch,  diesen  i^Minstigeu  ungeheuren  Wechsel  im  poli- 
tischen Dasein  der  Nation  ohne  irgend  erhebliche  finan- 
zielle Nöthen,  ohne  wesentliche  neue  Schulden,  ohne 
dr  flehen  de  Stenern  herbeizuführen.  £in  einziges  Beispiel 
in  älterer  nnd  neuerer  Geschichte!  Wie  anders  ging  es  noch  dem 
armen  Italien  bei  der  Darchfuhrung  des  dem  unseren  gleichen 
pditisohen  Begenerations*  nnd  £inigongsprooe«sesl 

Seit  der  KengrUndnng  oder  sagen  wir  es  doch  lieber,  der 
Wiedererrichtung  des  Deutschen  Reichs,  dann  die  grosse 

erfolgreiche  Reformarbeit,  wie  aof  allen  anderen,  so  auch  auf 
f i  n  an /,  i  c  11 L -ra  Gebiete.  Das  haben  wir  in  diesem  Werke  genauer 
verfolgt  und  braucht  hier  nicht  recapitulirt  zu  werden.  Kreilich 
n)U8Hten  %vir  jetzt  neue  Steuern  einführen,  alte  erhöhen, 
um  Millionen  und  aber  Millionen  Reichs-  und  Staatseiniiahnien 
flüssig  zu  machen,  trotz  der  UeberschUsse  des  alten  und  neuen 
„Donianiums",  trotz  der  geringen  alten  und  der  hoch  rentablen 
neuen  Schulden.  Aber  nur  um  nachzuholen,  was  so  lange  ver- 
säumt war,  uro  die  Mittel  zu  sichern,  das  zu  erhalten,  was  die  ge- 
segneten Jahre  1864 — 71  der  Nation,  der  anfangs  so  widerspänstigen 
Nation,  gebracht  hatteUi  um  das  Boich  und  Einzelstaaten  finanziell 
für  alle  politischen,  socialen,  wirthsehaftlichen,  culturellen  Aufgaben 
leistungsfUhig  au  machen  und  xu  erhalten.  Der  finanaiell  und 
stenerpolitisch  wie  wirthschaftspolitiseh  erfolgreiche  Ausbau  des 
Reichs-  Zoll-,  Verbranehs-  und  Verkehrssteuersjstems 
ist  im  Grossen  und  Gänsen  wohl  gelungen,  wenngleich  auch 
hier  noch  Manches  zu  ergänzen  nnd  zu  Terbessem  fibrig  bleibt 
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Und  wenn  dann  wohl  aucb  gerade  der  leitende  Hüiat  auf  dem 
Gebiet  der  Reformen  der  directen  Steuern  länger  als  zu  wttnscben 
gewesen^  zurückgeblieben  war,  der  meines  Erachtens  nicht  zu  be- 
streitende Fehler  der  ßismarck^flohes  Aera,  für  den  es  freilich  viele 
Erklämogs-  und  Entscluddigaiigsgrllnde  giebt  —  nicht  am  Wenig- 
sten den,  dafis  snni^bst  noeb  wichtigere  Aufgaben  so  erföUen 
waren  — ,  gerade  einzelne  der  Mittel  Staaten  nnd  der  Klein- 
staaten^ Saebsen»  Baden,  Hessen»  Weimar  n.  a.  m.  zeigten  sieb  hier 
nnn  reformfUiig  nnd  reformgeneigt.  Die  Umbildung  der  deotseben 
directen  Staatsbestenemng  ans  der  Ertrags  Steuer  form  in  die 
Personalstenerform  wurde  angebahnt  nnd  snnftebst  so  in 
kleinerem  Gebiete,  aber  doch  an  nicht  unwichtigen  practischen 
Mustern  gezeigt,  dass  die  von  der  Wissenschaft  und  rationellen 
Praxis  i^efordertcn  Heformeu  aii^fdhrbar  seien  und  sich  bewährten, 
tinaDz-  und  steuerpoiitisch  und  »teuertechnisch. 

Da  war  es  dann  die  Regierung  Wilhelm's  IL,  die  die  eingetretene 
Stagnation  der  prenssischen  Stenerpolitik  gut  machte  nnd  war  es 
ein  wissenschaftlich  gebildeter  Practiker,  wie  Miquel,  welcher  die 
solange  Ycrsäumte  nnd  mit  unsulttnglichen  KriLften  und  Mitteln 
vergebens  Tcrsnobte  Beform  der  directen  Besteuerung  in  die  rich- 
tigen Wege  leitete^  andere  Steuerreformen  daran  scbltessend.  Da- 
dureb  erst  ist  Preussen  wieder,  wohin  es  gehOrt,  an  die  Spitze 
der  Reformarbeit  in  Deutschland  gerttekt  nnd  bat  bald 
die  eifrige  Nachfolge  anderer  dentseber  Staaten  gefunden.  Leider 
noch  nicht  aller.  Aber  auch  dies  wird  kommen,  auf  die  eine  oder 
andere  Weise,  etwas  später  oder  früher.  Selbst  mit  den  ver- 
bliebenen, in  einzelnen  Staaten,  wie  vor  allen  im  zweitgrössteu,  in 
Baiern  ja  leider  noch  recht  bedeutenden  Mängeln,  hält  die  deutsche 
ß  e  s  a  m  m  t  s  t  c  u  e  r  V  e  r  f  a  s  s  u  n  £:  in  Reich,  Staaten,  Verbänden  und 
Gemeinden  mit  derjenigen  jedes  anderen  Culturstaats  den  Ver- 
gleich aus,  ja  Hhertrifft  sie  an  steuerpo  litisch  eni, 
Steuertechnischem,  auch  an  socialpolitishem  Werth, 
—  trotz  der,  durch  Anderes  zwingend  bedingten  „hohen  Getreide- 
zölle*'; ja,  Ubertrifft  sie  am  Beginn  des  20.  Jahrhunderts,  trotz 
der  ancb  im  Auslände  ziemlich  Überall  eingetretenen  Reformen  und 
Verbesserungen  des  Steuersystems,  ttbertrifft  sie  wohl  in  demselben 
Grade,  wie  nnsece  Steuerveifassungen  am  Beginn  des  19.  Jahr« 
bunderts,  in  der  letzten  Zeit  des  alten  Reichs,  hinter  vielen  aos- 
ländiscben,  zumal  damals  auch  binter  der  in  der  ersten  Revolution 
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und  durch  Napoleon  anagebildeten  fraDzüsischen  Steoerver- 
faBSDDg  znrückatandeD. 

Gerade  Frankreich  liefert  ein  ganz  anderes  Bild  der 
Entwicklung  seiner  Finanzen  nnd  Stenern  im  Lanfe 
des  y^abrhonderts  seiner  Revolntionen'*  seit  1789.  „Vielfach  voll- 
endete stenertecbnische  Formen,  aber  im  Grande  keine  so  grosse 
Verschiedenheit  von  den  Verhältnissen  am  Sehlass  des  anoien 
regime.  So  nicht  in  der  Vertheilong  der  Stenerarten.  Und  ob  in 
der  Höhe  der  Steuerbelastung,  die  nirg^cnd  in  der  Welt  ihres 
Gleichen  findet?  (S.  784.)  Die  ganze  Entwicklung  und  diit,  Maass 
der  heutigen  Iranzöüischcn  BcBtenernng  eben  das  Prodiict  der  ail- 
gemeioeo  inneren  nnd  äusseren  Geschichte  Frankreichs  nnd  diese  — 
das  Product  des  etwas  ronianiRirten ,  ein  wenig  germanisch  ver- 
setzten kelto-galiischen  Grundcliaracters  der  Nation:  Rcmm  novaruui 
Semper  stndiosi.  —  Und  diese  Verbältnisse  und  Eintiiisse  schliess- 
lich das  Biebttniggehende,  selbst  das  fintscheideode  fttr  die  Ent- 
wicklung nnd  (jreataltung  der  Bcsteaerang,  deren  technische  Durch- 
ftthrang  dann  nnr  Gesetzgebuug  and  Verwaltung  sich  unablässig 
bemtthen,  so  Torzflglich  wie  möglich  an  gestatten.  Und  darin 
haben  sie  Grosses  geleistet**^). 

Aber  eine  Einkommensteuer  haben  sie  heute  noch  nichts 
unsere  westlichen  Nachharn,  eine  Steuerart,  die  ja,  nach  der  Meinung 
ihrer  Staatsmänner,  eine  „Etappe  zur  Commune*'  ist.  Das  sagen  sie, 
sonderbar  genug,  damals  Thiers,  in  dem  Augenblick,  wo  sie  eben 
die  Comniuneperiode  hinter  sich  hatten,  in  die  sie  ohne  Einkommen- 
steuer gei;itlicii  waren.  Eine  Belastung  der  Volksniassen  durch 
diese  vornenilich  treffende  Vet  Ijiaiichssteuern  und  zum  Tln  il  auch 
directe  Ertragssteuern,  Stempel-  nnd  Kegistcrabgaben,  wovun  man 
anderswo  keine  Ahnung  hat,  am  Weuigüteo  bei  nus.  Die  ieislangs- 
fahigen,  reicheren  Classf  n,  trotz  der  diese  tijeiiueise  stark  mit 
treffenden  Kegisterabgabeu,  Erbschattssteuern  u.  a.  m. ,  doch  weniger 
belastet,  als  die  unteren  Classen,  wie  im  ancien  regime,  nur  dass 
die  rechtlichen  und  i'actischen  Steuerprivilegien  damals  dem  Adel 
und  Kleras,  heute  der  kapitalistischen  Bourgeoisie  zu  Gute  kommen. 
Im  Grossen  aber  im  Frankreich  des  Beginns  des  20.  Jahrhunderts, 
nach  mehr  als  drei  Menschenaltera  politischer  „Bosscurcn"  in  den 
Revolutionen  nnd  im  2Seitalter  der  „dritten  Bepublik",  ein  Fiuana- 
nnd  Steuersystem,  das,  wenn  auch  in  seiner  Art  ein  Wunderwerk 

^1  Auä  detn  Vorwort  des  :>.  Bands  der  Finanzwissenschaft  and  der  SoDderftO«g»be 
„Die  tniDzOskcbe  Be&teueruBg  rou  17Ö9— 1889"  daraus,  8.  III,  IV  (1889). 
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der  Verwaltungs-  und  Finanztechnik,  dncb  aucb,  wenitr'JtenH  in  der 
Gegenwart,  eines  der,  wenn  nicht  das  su  perliscalischste 
Finanz-  und  Steuersystem  in  der  CoUurwelt  darstellt. 

Da  ist  es  uns  doch  besser  gegangen,  —  Dank  einer  wenigsteoB 
im  19«  Jahrhundert  günstigeren  politischen  Geschiebte,  die  uns 
trotz  ttOBerer  schweren  nationaleD  poliüsoheii  Fehler  sa  Theil  wurde. 
Unser  Finans-  nnd  Steoersystem  steht  gerade  Uber  dem  firan- 
tösisehen  in  der  Gegenwart  weit,  wiederum  stetterpolittsch  und 
stenertechniseh  nnd  soeialpoiltiseh  beartbeÜt 

Finanzpolitik  ist  immer  anch  „Politik''.  Auch  der  Finanz- 
theoretiker  darf  das  niemals  veigessen.  Aneh  die  Finanzwissen- 
Schaft  ist  in  einer  Hinsicht  eine  politische  Diseiplin''. 
Da»  habe  ich  niemals  verkannt  nnd  aus  dieser  Einsicht  habe  ich 
mich  nicht  gescheut,  die  Conäe^ueuzeu  zu  zieiieii,  auch  iu  diesem 
Werke. 

„Machet  mir  «^nte  Politik,  ich  werde  Euch  dann  gute  Finanzen 
machen",  das  ist  ein  bekanntes  altes  Staats-  nnd  finanzmännisches 
Wort.  Die  deutsche  Finanz-  und  Steneigeschichte  des  19.  Jahr- 
hnndertSy  die  preassische  schon  in  den  letzten  Jahrhunderten,  hat 
dies  Wort  wahr  gemaeht.  Aber  aneh  umgekehrt  ist  es  richtig: 
„Machet  mir  gnte  Finanzen^  so  werde  ieh  £ach  gnte  Politik  machen*'* 
Auch  das  hat  sich  namentiich  in  der  Gesehiehte  des  Hohenzollem- 
staats  bewahrheitet,  früher  nnd  jetzt  wieder.  Dem  prenssisehen 
Staate  doch  in  erster  Linie  verdankt  Dentsehland  seine  politische 
Wiedergeburt,  ihm  vorwiegend  aneh  allgemein  die  dentsohen 
Finanzen  nnd  Stenern  ihre  gnte  Entvricklung  nnd  Ansgestaltung. 
Möge  CS  so  weiter  gehen.  Dann  wird  der  Vorsprung  der  deutschen 
Besteuerung  vor  der  französischen,  der  V'orsprung  der  Besteuerung 
des  föderativen  Deutschen  Reichs  vor  der  des  französischen  Ein- 
heitsstaats -  so  sehr  diese  Staatslorm  die  gesetzgeberische  Arbeit 
ericiclitert  —  und  des  monarchischen  Deutschlands  vor  dem 
republikanischen  Frankreich  andauern  nnd  sich  noch  erweitern. 
Auch  was  an  Reformen  bei  uns  noch  aussteht,  wird  dann  nicht 
ausbleiben.  Die  gesammte  Reichs-,  Staats-  nnd  Communalbesteuerung 
wird  vollends  alsdann  jeder  anderen  in  der  Cultorwelt  an  jener 
relativen  Vollkommenheit,  welche  in  diesen  Dingen  ttberhaopt 
immer  nnr  zn  erreiehen  ist,  voranstehen.  Aber  anch  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Gestaltung  verdient  sie  —  wiedemm  trotz  der  Getreide 
zdlle  —  das  Loh,  dass  sie  anch  social  politisch  keinen  Vcf 
gleich  mit  irgend  einer  anderen  zn  scheuen  hat  nnd  vollends  auch 
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darin  die  fransitoische  weit  Itbertrifik^  wie  diese  wieder  geworden  ist 
ein  ToUea  Jahzlinndert  nach  dem  Stnne  des  ancien  regime  und 
dea  KOnigthnms,  den  man  so  oft  mit  als  Folge  des  Finanzdnicks 
angesehen  hat 

So  dürfen  wir  Deatschen  anch  mit  BefriediguDg  ^  wie  anf  so 
viele  andere  politische  Fortschritte,  anch  auf  aosserordentliehe  in 

unserem  Finanz-  und  Steuerwesen  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
erreichte  zurücksehen.  Dafür  lielert  dieser  vierte  Band  meiucs 
Finanzwerks  wohl  für  Deutschland  wie  hinsicbtlich  desseu,  was 
ich  vorhin  über  die  Finanzen  und  bteuem  Frankreichs  sagte,  ftlr 
dieses  Laod  der  voraufgeheude  dritte  Band  den  voUgütigen  Beweis. 


A.  Waguer,  FinuuwisMiuctaikit  IV. 
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snm  ersten  and  zweiten  Halbbande  des  TbeiU  IV 

der  Finanzwissenschaft 


Die  Ausarbeitoog  dieses  Eands  IV  hat  sich  über  3  Jahre  hiogezogeo.  Der  eiste 
Halbbmd,  der  etwa  ron  ICin  1898—99  beurb«itet  vard««  lat  im  Uta  1899  ab- 

peschlüsseü  worden.  Der  zwcito  ist  jetzt  (Apri!  1901)  fertig  geworden,  hat  eine  roll 
zwe^ährige  Arbeit  beansprucht.  Die  einzelnen  Abschnitte  des  1.  and  2.  Ualbbands 
wnideu  nach  einander  zu  venchicdencn  Terminen  innerhalb  dieses  Zeitraums  zam 
Abschloss  gebracht  Di«ier  Umstand  and  der  Character  der  Materie,  der  Steoergesetz- 
gebnng.  die  selten  ganz  ruht  and  auch  in  den  letzten  Jahren  in  mehr  ab  einem  Staate 
sich  wdier  entwickelt  bat,  haben  es  mit  sich  geführt,  dass  hier  jetzt  noch  Nach- 
trif  6  za  brlDfon  sind,  wie  im  Yorvort  mm  1.  Halbbaiid«  8.  IV  ancb  in  Aussieht 
gestellt  worden  ist. 

Diese  iiachtrage  müssen  aber  auf  das  Wichtigste  in  kurzen  Anftlhrangeo 
besehr&nkt  ▼erden,  um  sie  nicht  wieder  la  ausgedehnt  werden  zn  husen. 

Es  liegt  zwar  in  diesen  2  —  3  Jahren  mancherlei  ror,  was  beachtenswerth  ist 

nnd  eine  eingehendere  Darstcllnni?,  wenifrstens  nach  dem  Maasse  der  im  Buche 
überhaupt  gegubtiueu,  wohl  ferdicneu  uud  auch  äAchiicb  hier  iu  dicscu  }^achti%co 
rechtfertigen  würde.  Dahin  gehört  der  Abschloss  der  baierischen  „Reform"  der 
directen  Steuern  in  IPftO,  die  sächsische  Einkommenstener  1900.  die  Fürtfuhruns:  ,)  r 
badischen  und  der  elsass-lothringischen  Keformrorarbeiten.  Aber  et»  wurde 
dann  dieser  Baad,  welcher  ohaefain  schon  weit  nmfimgreicher  geworden  ist,  als  ich 
gew^^n^cht  liattt?,  nmh  lun  zu  viel  sich  ausdehnen  mUshcn.  I'as  musste  rermiedea 
w<  rdei).  Ein  (iegensiand.  wie  der  hier  behandelte,  hat  ja  im  Gründe  uberhaapt  nie- 
mals einen  wirl>lichcn  „Abschlags".  Ich  führe  daher  hauptsächlich  nur  noch  einiges 
Thatslehlicbe.  voroemlich  nur  aus  der  Gesetagebang  selbst  and  aas  eiaigen 
Reformvorarbeiten  an.  ohne  ins  Einzelne  genauer  einzugehen  und  ohne  An- 
knüpfung eingehender  Kritik.  Im  Allgemeinen  so,  dass  mit  dem  ächluss  des  19.  Jahr- 
hunderts abgeschlossea  wird  (also  aatttrlieh  mit  Eade  dee  Jahres  1900,  was  man  ja 
seltsamer  Weise  aus  hekaiintcn  GrOndcn  bei  uns  jetzt  erst  nocli  bemerken  musN!) 

Aus  der  i>teucrgeschichte  der  letzten  2—3  Jahre  sind  die  Vorgänge  in  den  Tor- 
genanntcn  vier  Einzelstaaten  das  Wichtigste.  Fdr  Baden  and  EIsass-Lothringen, 
welche  erst  in  diesem  2.  Halbbande  behandelt  werden,  wo  die  betreffenden  Abschnitt» 
aber  auch  schon  im  Sommer  1900  abgeschlossen  worden  sind,  ist  nurWetiirre"  hin^ii- 
zutagen,  ein  Abschloss  der  bezüglichen  Gesetzgebung  ist  auch  gegeuwartig  ^Alar^s. 
AprU  1901)  ohnehin  noch  nicht  erfolgt  Für  die  im  ersten  Halblwnde  behanddtea 
Staaten  Sachsen  und  Baiern  i'it  mehr  nachzntrajen.  In  Preussen  sind  keine  so 
erheblichen  neuen  gesetzgeberischen  Maassrcgeln  erfolgt,  wie  Anfang  der  lb9Uer  Jahre, 
aber  Eiazelaes  ist  doch  geschehen,  was  hier  noch  erw&hnt  wMdeu  mass.  Aach 
werden  hier  jetzt  noch  einzelne  kleinere  Nachträge  zu  einifren  Puncten  der  früheren 
Darstellung  gemacht,  da  die  DarstcHunjr  der  preussischeu  Besteöcrunjf,  wie  zum  Theil 
Uberhaupt  der  im  ganzen  ersten  üolbbande  behaudcltün  Staaten,  biu  uud  da  etwa^ 
sehr  kn.ii'p  ausgefallen  ist,  allerdings  meinem  Plane  gemlss,  wie  er  sich  indessen  im 
Y«-rlauf  (l-'s  \Verk>  nicht  vollit:  ausführhar  erwies.  Bei  Preussen  ist  damals  Berlin 
/.war  berührt,  aber  doch  besonders  kurz.  Dazu  habe  ich  hier  noch  etwas  mehr  £^ 
gänzungea,  besmders  ans  der  Statistik,  gegeben.  Zu  den  abrigeo  Staates  bdoge 


Digitized  by  Google 


Nachtiige.  Praaisea.  823 

ich  nur  einzelne  NacfatrSge,  ohne,  besonders  bei  den  Kleinstaaten,  jede  weitere 
im  letzten  Jahre  erfolgte  und  im  Bande  selbst  noch  nicht  erwähnte  gesetzgeberische 
Maassregel  mit  anzufnhnn*  Auch  beim  Deutschen  Reich  hatulelt  es  sich  nur  am 
einzelne  lileine  Zusätze  zn  der  erst  in  den  letzten  Monaten  rerfasslers  Janaar  bis 
April  1901)  und  die  Dinge  bis  dahin  verfolgenden  Darstellong.  —  Aul  woitere  An- 
gaben ttfttifl tischer  Daten  aas  den  alleriettlen  Jabros  mml«  aMehdieh  mflliteiit 
vorzichtc-t.  In  den  §.  212 — 214  sind  ohnehin  einige  neueste  Daten  f'-.r  den  pr-:rhtigsten 
Staat.  Preassen  nebst  Beiohssteoeraaoteo  q.  s.  w.,  enthalten,  wodurch  frühere  Angaben 
fortgcfahrt  Verden.  Auch  ron  Litteratnr  ist  nur  noch  Einzelnes  nachgetragen 
worden.  Die  Kacfatr&ge  zu  den  einschlagenden  Verhältnissen  der  ^nzelnen  Staaten 
werden  tiier  in  «1er  Reihenfolfe,  in  welcher  die  Staaten  in  dieaen  gaaxen  Bande  be- 
handelt biuii,  gegeben. 


Prevssen. 
(1.  Halblmnd,  §.  7—88.  8.  14—97.) 

8.  im  Aügemeincn,  besonders  auch  für  Finanzstati&tiif,  die,  nicht  im  Buchhandel 
enebieneneo  Belichte  des  Flnanzininisten  von  Miqael  an  den  Könlf  Ober  die 

prooäsischen  Finanzen  in  den  letzten  Jahren:  Finanzverwaltuiijc  Preussens  1890 — 97" 
(1897^  und  „1897—99"  (1900).  Ferner  das  im  Erscheinen  begritlene  Werk  Schwarz 
ond  Strutz,  Staatshaushalt  and  Finanzen  Preossens,  Bd.  1  u.  tf.,  1900.  190L 

Einige  Nachträge  zu  früheren  Puncten. 

Zq  S.  31  Ober  die  (iebäudesteuer  ron  1861  and  S.  42,  82,  Uber  die  ü e bar- 
las sung  dieser  bisherigen  Staatsstener  an  die  Gemeinden  nach  dem  Gesetz  von 
1893.    Die  Steuer  ist  im  WesentlichoB  eine  zweifache.    Einmal  wird  sie  in  den 
Striiten  ond  ländlichen  Ortschaften,  wo  eine  uberwieg^ende  Zahl  von  Wohngebäuden 
regelmässig  rermietbet  wird,  nach  dem  sogen.  Nutzuiigswcrth  veranlagt,  d.  h.  nach 
einem  aus  dem  Dorehscbnitt  der  der  Teranlagung  voTsngegangeoeii  10  Jabre  nach 
iJein  Mietherträgniss  u.  s.  w.  ermittelten,  alle  15  Jahre  nea  zu  ermittelnden  Werthe, 
und  zwar  mit  4  %  davon  von  Wohngeb&nden,  mit  2  %  "f^^  gewerblichen  ren  diesem 
..Natzungswerth**  erhoben.  Man  bat  mit  Redit  nenenlings  dnianf  bingevieeen,  dass 
dies  eine  ÜeberbUrdung  der  Wohnhäuser  mit  kleinen  Wobnongen  und  im  Vergleich 
mit  Häusern  mit  erossen  Wohnuntren  nach  dem  Stand  der  MietJipreise  licdinjrt.  zumal 
jeße  erbteren  auch  grösiicre  Keparaturausgaben  erforderu,  wodurch  dann  wieder  die 
Ueinen  Miethen,  soveit  Ueberwalzung  der  Geb&ndestener  gelingt,  stärker  belastet 
werden.    Theüs  wegen  dieses  Umstands.  theils  wegen  sonst  mitsiiielender  Momente, 
um  die  werthvolleren  Häuser,  weiche  die  wohlhabendere  Bevölkerung  bewohnt,  und 
vm  anch  Bansteilen  besser  bestenem  sn  tonnen,  ist  nenerdings  den  Gemeinden, 
besonders  den  bei  dieser  ersten  Gebäudestcuerform  in  Betracht  kommenden  Städten, 
zTimal  den  in  raschem  Aufschwung  begritienen,  amtlich  von  oben  aus  der  Rath  er- 
tlieilt  und  von  ihnen  auch  mehrfach  (besonders  von  rheinischen  Städten)  befolgt  worden, 
die  commonaie  Gebiodestener  nicht  mehr  nach  dem  gesetzlichen  Nutzongswerthe, 
sondern  nach  dem  gemeinen  Werthe  des  Ornndstticks,  hoiw.  des  Gebäudes  selbst 
zu  veranlagen.   (S.  Uber  Bremen  S.  620  schon  früher.)   Dabei  lassen  sich  eventaell 
ancb  nocb  Abstnfongen  des  Stenersatzes  nach  Gebftadeaiten  nnd  WerthgrOssen  vor- 
nehmen.   S.  Ober  di.'se  sjranze  Frape  der  Werth b  es  t  e u  e  ru  n     der  st.ldtischen  Ge- 
bäude vielerlei  Materialien  in  den  Schriften  des  Bundes  der  Boden  reform  er,  besonders 
in  der  von  Damaschke  gut  rcdigirton  Zeitschrift  ..Deutsche  Volksstimme".  Auch 
Znr  Kieden  im  Jsbrbuch  Dür  Gesetzgebung  und  Verwaltung  1900,  B.  24  und  ders. 
„Die  zwi'clvm.issip'ere  Aasgestaltong  der  Grund-  ond  (teb.lndesteufir  als  Gemeind.::sfi  uer 
für  Städte  und  Gemeinden  mit  städtischem  Character'  (1900).    Die  zweite  Form  der 
prenssiscben  Gebäudesteuer  ist  eine  Art  Glassenstener  der  ländlichen  Wohn- 
jebSude.  uacli  Maass;j:ibe  drr  (les.imratverhältnissc  der  zu  denselben  j^ehßritren  blnd- 
lichen  Besitzungen  und  nutzbaren  Grundstücke,  unter  Mitberttcksichtigung  der  Grösse, 
Bauart,  Beschaffenheit  der  Gebinde,  ancb  der  cugebörifen  Hofrinme  nnd  Hansfirten, 
mit  einem  Tarif  mit  festen  Sätzen  ^Gesetz  von  1861 ,  §.  7).    Sie  erscheint  als  nun- 
mehrige CommuQuhteuer  auch  einer  Reform  bedttflEiig  nnd  dOrfte  nnr  bei  niedriger 
Höhe  sich  halten  kOnneu.  — 

58» 
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6.  B.  tJebenleliteik  der  Btsleoeraiig.  NaditiSge. 


In  einzelnen  Städten  sind  seit  der  Reform  ?ou  1&93  besondere  tirondsteuer- 
ordnungen  für  Gebäude  and  GrandstQcke  erlassen,  so  in  Berlin  nach  Fallenlassefi 
der  Miethsteaer  der  Bewohner  im  Anschlasa  an  die  Staatsfrebindeatener.  wo  jetzt  der 
SteoeiMtz  jährlicli  festgestellt  wird,  z.  Ii.  in  Berlin  mit  5.8  *^'(,  rom  ermittelten  Werthe. 
Dm  Problem  der  Baustelienateaer  wird  dabei  noch  nicht  befriedigend  gelöst.  In 
Berlin  iM  men  letxtete  Steuer  nach  Iraner  Zelt  vieder  fidlen  lasMU  «ikI  die  4Mr- 
hobenen  Beträge  ziirQckgezahlt,    Das  Problem  tritt  aber  immer  mehr  in  den  Vorder- 

frund.    S.  auch  dafür  die  Schriften  des  Bundes  der  Bodenrcformer.   Anch  da^ 
*robIem  der  Beitwerong  des  bleas  den  Gonjunctnren ,  Vollazunahme  n.  s.  w.  zn  wer- 
denkenden  Werthznwachses  des  städtischen  privaten  Gmndeigenthiims,  hexw,  der 
wenigstens  theilweisen,  aber  möglichst  weitgehenden  füirmlichen  Fortstenemng  dieses 
Werths  zn  Gunsten  der  Gemeinden  ist  nouerdiiigs  iuimer  mehr  behandelt  worden,  g^uz 
im  Sinne  meiner  Theorie  der  Besteaening  der  betreifonden  Conjanctürengewinne 
(Fin.  II,  §.  2B2  ir.\    S.  auch  rlamter  rJi  •  Schriften  des  Bundes  der  Bodenreform  er. 
Debei  einen  intereasanten  praciii^chen  Versuch  der  Lösung  dieaes  Problems  in  der 
devteeliea  IHederiafleenfr  In  Kientscben  s.  die  imdioheii  DenksdnifleB  über  die 
Entwicklung  dieses  Gelnets  (1898 — 1900).    Diese  Bestrebungen  laufen  bereits  in  die 
tieferen  zur  Reform  des  (irundeiffenthnmsrechts.   namenilicb  der  TreniiTing^  des 
Ileohts  am  Boden  selbst  und  am  Gebäude,  hinaus,  unter  ZuluUeiüihme  des 
der  römischen  suporticies  entsprechenden  „Erbbaurechts**  des  Deutschen  Bttn^r- 
liclu^n  (Jfsetzbnchs  (§.  1012 — 1017).  S.  darüber  U.A.  Oertmann,  Rrhin.  K-rlien- 
bacb  lu  der  Flugschrift  des  Bundes  der  Bodenieformer  „Wohnungsuoth  und  städtische 
Bodenfrage**  (mit  einer  Rede  von  mir  darttber,  1901).  Von  besonderer  Vicbdglreit 
fdr  alles  Bezügliche  sind  die  Vorgänge  in  Frankfurt  a.  M..  unter  der  Initiative  des 
Oberbüri^enneisters  Adiclces  (oben  S.  83).    S.  n.  A.  dessen  Yerwaltongsbericht 
far  1890,  S.  14  ff. 

Auf  dem  Gebiete  der  ibneii  jeHt  noch  tlberlassenen  Gewerbesteuer  (S.  88) 

l.abtm  die  preussischen  Gemeinden  sich  noch  wenig  nm  Reformen,  welche  fvpntn.^u 
Abweichungen  von  dem  geltenden  Steaerrecht  (Gesetz  von  1^97)  herbeiführen  wurUeu, 
bemObt 

Zu  S.  83  und  112  Erbschaftssteuer  ergänzend:  Alltremein  frei:  B- tr:i_'e 
bis  150  M.  Werth  and  diiecte  Linie  (Descendenten  aas  gütigen  Ehen  oder  legitimirte, 
imehelicbe  Kinder  rem  Kachlass  der  ICntter  und  denn  Ascendenten).  femer  £be- 
gttten,  gewisse  Hanastandspersonen  bis  900  M..  rcrschiedene  Oäentlich-reditUch« 
juristische  Personen  (s.  Tarif).  Steuertarif:  1  für  pewisso  Hausstandspcrsonen. 
2%  für  die  nächsten  Seitenvcrwandtcu  (Geschwister,  voll-  und  halbbürtige  und  deren 
Deicendenieii)«  tnch  adoptirto  oder  in  Folge  von  Einkindschaft  berufene  Kinder  oder 
deren  Descendenten ;  4"/«  weitere  Seitcnrerwandte  bis  incl.  6.  Grad,  auch  für 
Stief idnder  and  deren  Descendenten,  für  Stiefeltern  und  für  einige  andere  F&Ue.  noch 
für  netoriicbe«  vom  Eneofer  enreisUcb  anerlnmnte  Kinder:  8  tto  aUe  snderen 
Fälle.  Schenkungen  unter  Lebenden  sind  steuerpflichtig  gleich  Erbschaften 
n.  s.  w.  nnd  nach  demselben  Taiif  zu  behandeln,  also  jenachdem  stenerfrei  oder  den 
gen.  Sätzen  untern-urfcn,  wenn  die  Schenkungen  schriftlich  beurkundet  worden 
(Gesetz  von  1873/91,  §.  1). 

/ii  S.  39,  41  Stempelsteuer  (Gesetz  ron  1895)  und  S.  87  commnnale 
Dmsatzsteaern .  sei  noch  beigefOgt.  daas  der  practisch  besonders  wichtige  Fall  des 
Immebilienbeeitsweebsel«  durch  Beehtsgescblfle  unter  Lebenden  m  l&stigem 
Titel,  also  Kauf.  Tausch,  nach  wie  vor  mit  dem  Satze  von  1  "/o  ^'^'^  Staatscasse 
beiastet  ist  (kauf-  und  Tauschrorträge  und  andere  lästige  Veräusserunj^verträge.  ein- 
schliesslich der  srericbtlichen  Zwangsrersteigcrungen .  Uber  im  Inland  befindliche  uu- 
beve^liche  St  h  n  oder  diesen  gleicbgMchtete  Rechte,  Tarif  Nr.  32,  a).  Andere 
Gcf^en stände  alier  Art  (auch  Liefernn'T'erträge).  wenn  die  Verträge  nicht  nach 
Tarif  Nr.  4  des  Reichsgesetzes  vom  7.  April  ib94  (o.  S.  744  U.)  der  Reichsstempelabgabo 
nnterliegen  oder  deren  befMt  sind,  zahlen  V«  %  (Nr.  88,  e).  Fideicommiss- 
stiftunt^en  zahlen  vom  Gcsammtwerth  der  R^cwidmcten  Gegenstände  ohne  Ab/ua: 
der  Schulden  3  7e*  —  den  Gemeinden  jetzt  im  Commonalsteuei^esetz  von  1893 
gestattete  Umsatfsteaer  ron  Veritassening  nnd  Erwerb  ron  Grundstücken  (und  Ge- 
bäuden darauf)  (S.  82)  ist  mehrfach  eingeführt  worden.  Sie  beträgt  in  Berlin  z.B. 
1  **/a  '^on  bebauten  nnd  seit  1?97  ebensoviel,  bis  dahin  Vj  %.  ^on  unbebauten 
Grundstücken,  Ertrag  im  Soll  inci.  Resten  in  1898/99  2.060.000,  im  Ist  1.952.000  M. 
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(StSdtiscbes  statistisches  Jahrbuch,  J.g.  25,  1900,  S.  568^.  Der  Auf^^abc  einer  richtigen 
l*'ortbildnDg  solcher  Bcäitzwechäelabgaben,  nemlich  in  der  Richtung,  den 
80  m  Mfen  t,diiTchkiifendeii"  gleicbbleibcndeD  WerUi  von  dem  aas  ConjunctaniiMiii- 
ütlssen  herrorgehenden  Werth,  daher  regelmässig  von  th-m  betreflenden  \V  ertbzuw'ri  fl;  s 
ZQ  unterecbeiden  oud  jenen  eisteren  Werth  miissig,  diesen  CoDjnnctaren-Werthzuwachi» 
Boch  za  belegen,  —  dieeer  Aufgabe  ist  buüi  «neh  neoeidiiigs  meioes  Winens  iinr 
erst  gelegentlich  in  Erörterungen  de  lege  fineiida  nlher  getreten,  noeli  nidit  mit 
practischen  Venrirklicbuogen. 

Auf  S.  92 — 95  sind  Uber  Berlin  nur  einige  wenige  Daten  gegeben  worden, 
wllirend  in  anderen  Theilen  des  Bands  Uber  einzelne  kleinere  Städte  und  Uber  die 
hanseatischen  Stadtstaaten  mit  gemischt  st<ir\tl?rh  -  ^^tndtischem  Haushalt  mchrf^'-h  cre- 
Daueie  gebracht  sind.  Zur  Erg&nzong  werden  hier  aus  den  umfassenden  Mittheiiuugen 
im  stldlischen  statistischen  Jahrbocli  B.  BOckh's  (J.g.  25,  1900,  für  1898,  S.  560  bis 
571  und  S.  577 — 600)  noch  einige  weitere  Daten  zubamm  ni^estellt,  um  das  Finanz- 
und  Stenerwesen  di^es  weitaus  giOestea  deutschen  8tildtij>chca  Gemeinwesens  wenig- 
stens noch  etwas  genauer  statiatiach  TomfUhren.  Es  ist  dabei  dumn  zn  erinnern, 
dase  die  politis  Ii  S  tadtgemeinde  Berlin  (mit  am  1.  Deo.  1895  1.677.000,  am 
1  T^-^c.  1*JU0  1.884.U0U  Bewohnern)  bei  Weitem  nicht  dini  ganze  BevOlk^Tun^  des 
wirthschaftlich-socialen  (iciüeinwüSöQb  „Bcrliu"  uuüaast.  Dieses  hu,  mit  den 
grossen  Toiorten  Gharietlenburg,  Schönberg,  Kisdorf  und  zahlreichen  kleineren  zu- 
sammen, je  nachdem  man  hier  die  Grcn/'  n  ;'ieht,  700.000  bis  heinahe  1  Mill.  Ein- 
wohner mehr  als  das  „ofhcielle*'  oder  „politische"  Berlin.  Aus  den  nicht  steuerrecht- 
Üdien  Einndimen  BeriAns  werden  hier  aber  svch  nnr  die  Havptdaten  gegeben ,  die 
sonstigen  s.  im  Statistischen  Jahrbach  a.  a.  0.,  besonders  S.  577  ff. 

Zar  Erginxang  ?on  Tab.  18,  S.  95,  nach  Jahrbach  a.  a.  0.  S.  571* 

Tab.  104.    Berlins  Gesammt-Steocrertrag  (rein)  an  Gemeinde«,  Staats« 
and  Beichssteaern  (Finanzjahr  1.  April  bia  31.  M&rz,  in  1000  M.) 

1894  1898 
Staat  Gemeinde  Beleb  Samme  Staat  (lemeinde  Beicli  Siunme 


Classensteuer 

Einkommensteuer 


j|^j21.346    —     42.460  25.440  25.989    —  51.429 

Ergüiizuiigssteuer   .   .     —       —       —        —     3.986    —      —  8.986 

Grundsteuer.   .   .   .  8  -       -  8    -  l  17,168     —  17.168 

tiebäudestcuer    .    .    .  8.9ol  6,164      —  15.115    —  J 

Gewerbesteuer   .   .   .  3.827  —       —  3.827    —  7.599     —  7.5i*9 

Betriebflsteaer  ...  234  —       —  284    —  276  276 

Wandergewerbesteuer  .44  —  —  44  —       —  55 

Wanderlagersteuer  .   .  —  0.3  —  0.3  —  1.3    —  1.3 

Miethsteuer  ....  —  18,118     —  18.118    —  (0.7)   —  (0.7) 

Sublerationsbeiträge    .  —  6      —  0    —  0—  5 

Canaliaationsabgabe    .  —  2.820     —  2.820    —  4.896     —  4.896 

Omsatzsteuer     ...  —  —       —  —     —  1.888     —  1.888 

Handestener  ....  —  466     —  4ß6    —  510    —  510 

Vcrbrauchsabg.  (Zölle)  106  —   28.871  28.977      127  —    35.576  35.703 

dsgL  t  inUnd.  Gegen»t.  7.417  562  29.399  37.378  10.526  707  30.218  41.451 

Sunne                 41.708  44.477  58.270  144.450  40.184  59.141  65.794  164.969 

Das  Jahr  Ib'^  i^t  da^  leute  vor  der  Duichlohraug  der  gross^en  Cominunalätcuer- 
refonn.  Die  Berliner  Coramnnalbestenerang  Ist  also  aach  jetzt  noch  fast  ganz 
auf  directo  S'ouern,  auch  wenn  man  die  Umsatzsteuer  und  selbst  die  Hundesteuer 
zu  den  i  n  d  i  re  t  e  n  rechnet,  mit  94.74  %  der  Ge^ammuaeaererträge  aaf  dixecte,  biof» 
mit  5.26  «  auf  üidirecte,  anf  eigentliche  Yerbraachastenötn  allein  aar  mit  1,20  %  des 


')  Zölle:  d.  i.  im  Jahrbuch  so i,'en.  Verbrauchsabgaben  für  ausl.'indische  Gegen- 
stände. £s  ist  nicht  ersichtlich,  ob  unter  den . „Verbrauchsabgaben  für  inländische 
Gegenstände'*  beim  Reich  nur  die  eigentlichen  oder  auch  die  Vericehnatoaem  (Stempel- 
abgal>en)  mit  enthalten  sind.  Doch  ist  letzteres  anzunehmen.  Bei  den  Gemeinde- 
steuern in  der  Kubrik  ..Verbrauchssteuern  für  inländische  Gegenstinde**  nar  der  kleine 
Gommanalzuschiag  zur  Keichsbraumalz-  oder  Biersteuer. 
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6.B.  Debenioliteii  der  BflatttseniDg;  Naditrife. 


Erorags  gegründet  Die  ungeheure  Bedeutung,  velcbe  Berlin  auch  fttr  die  Staats-  und 
ReidMMiteattniiif  1i«t,  ergiebt  sieh  tot  d«ii  Zthlen.  M«hr  tit  %  ^  i^Bloiiimefi- 

steuerertraps  des  srinrcn  Srn  its  knni  nus  Berlin  1808,  "g  des  Vermöifcns-  (Trgänzunga-') 
Steuerertrags  und  für  die  Erhebung  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchsäteuem  ist 
Berlin  ebenfalls  der  wichtigäie  Ort.  Kopfquoten  der  Gesammtsteuererträire.  wie  im 
Berliner  Jahrbuch  geschieht,  für  Berlin  m  berechnen,  (IdM  81.4,  1898  93.0  M.)  ist 
nicht  zul&ssig,  weil  die  betrefrenden  Sammen  der  Reichsstenem  und  der  staatlichen  Ver- 
brauchssteuern ja  nicht  ron  der  Berliner  Bevölkerung  allein  aufgebracht  und  getragcD 
werden.  Beachtentweith  ist,  dtti  tach  die  CtntlitttioDsgebtthr,  tb  dbM  B«» 
lastunrr  d-s  städtischen  Grundbesitzes,  mit  in  Folge  ihrer  renr-nn  "FThnhunff 
stark  im  £rtrage  gew^achsen  ist,  was  bei  der  Uesammtbelastung  des  Grundbesitzes  mit 
Steven  und  Abgeben  int  Gewicht  (lUt  Dm  VeTfaihni«  des  Ertragt  swisdien 
communaler  Ertrags-  (Real-)  und  Personal-  (Einkommen-)Steuer,  die 
Canalisatioiisrih^abe  und  auch  die  den  Immobilienrerkchr  treffende  ümsatz>;t<ni''r  za 
den  Ertfaghäteuern  gerechnet  Runter  Nicht-Einbeziehung  der  Hunde-  und  der  Brau- 
malzsteuer in  die  Berechnnugeo) ,  war  1898  in  Baliin:  81^000  H.  Ertnn^. 
25.989.000  M.  Penjonalstenem  oder  r.r,.l  und  44.9 

Der  Berliner  Stadthaushalt  ist  uberwiegend  steuerwirthschaft* 
lieb  ftmdiit  Er  Terfligt  tber  deeh  noch  Uber  bedeutende  Netteeinnthmen 
nicht -steuerrechtlicher  Art  —  und  könnte  das  in  für  die  Berölkerung  noch  viel 
pUnstigerem  Maasse,  wenn  man  nicht  in  Berlin  die  Verkehrsanstalten  (Strasscnbahnen ) 
und  zum  Theil  die  Bulcuchtungsanstalteo,  Erwerbsgeseltscbaften  zur  Ausbeutung  (mit 
frotMin  Gewinn!)  überlassen  hätte.  Folgende  Tai  ;i  105  bringt  die  Hnvptposten 
noch  zur  Ucbersicbt  (nach  Jahrbuch  S.  577  ff.),  ftti  1698,  nntet  den  amtlichen 
Kcchnungsrubriken.  in  1000  >rark. 

Tab.  105.  Berlins  OetnmDteinntbmen*). 

im      ans  einigen  ein- 
Ganzen    seüken  Zweigen 

L  Steververwaltiing  54.144  — 

IL  Andere  Einnahmen 

1.  Kämmereirerwaltung  717  — 

2.  Verwaltung  städtischer  Werlte  6.311  — 

duvnter 

(T-iswerke  (üeberschnss)  —  5.04.% 

Viebbef.SchItchäof,Fleisch8cbaii(debeitch.)  —  888 

Dagegen  Zuschuss  bei  den  GtnaJlB.werken  —  1.579 

8.  Kapital-  und  Schnldeo?erwaltuog   908  — 

4.  Untenicbitrerwaltong   2.685  — 

5.  Armen wesen -Verwaltung   1.160  — 

fi.  Krankenhaus-Versraltunf  u.  a.  w   1.748  — 

7.  Park-  uud  Garteuaulagcü-Verwaimug    ....  20  — 


^  Steuorrerw altaag:  ohne  Canalisationsgcbuhrcn  netto,  nach  Abzug  der 
besonderen  Ausgaben,  K äm  mere i  Verwaltung  netto,  Verwaltung  <if>r  städti- 
schen Werke  netto,  abzüglich  dt»  ZuRchusses  bei  den  Canalisationüwerküu.  kapitai- 
Qnd  Schnldenverwaltung:  nur  die  Zinsen  nm  gewissen  angdegten  Kapitalien. 
Bei  den  folgenden  Rubriken  r\ — 9  die  Einnahmen  roh.  ohne  Abzur  der  Ausgabeo, 
meist  ans  Gebühren  u.  dgl.,  kleinen  priratwirthschafdichen,  wie  sie  in  den  betreffenden 
Yerwaltnngsswelgen  Toitoramen.  Bei  ünterriehtSTerwnltBng  meist  8ehvlg«Uer  flr 
höhere  und  Specialschulcn ,  während  die  Volksschulen  für  Berliner  Kinder  frei  sind. 
Den  Einnahmen  stehen  hier  10.013(»'h>  M.  Ausgaben  gegenüber.  Bei  Armen- 
w esti n  lO.864.O0ü  M.  Aubgabeu,  bei  ivraukeuwusen.  üeitundheits pflege  u. ^.  w. 
6.028.000  H.  Ausgaben,  bei  Park-  nnd  Gartenanlagen  758.000  M.  Die  Bao- 
verwaltung  operirt  mit  grossen  Beträgen,  Anleihen,  durchlaufenden  Posten,  in  der 
Tabelle  sind  möglichst  nur  die  ordentlichen  Einnahmen  hier  eingesetzt,  ebenso  bei  12, 
„r  ertchledenen**  Einnshmeii. 
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im      «08  einigen  ein- 
Gaueii  xdAwZfrdgMi 

8.  Baurcrualtung.  onlontlicbe  EinnabmeD  .    .    .  c.  2.252  — 

darunter  von  Adjaceoten  fttr  Regalirang  und 

FUaäteruDg  —  1.044 

Beut«  TOD  StnaaenbaliiMn  —  24 

Rf?nte  rom  Fi-^cns  für  Staatschaassaen    ...     —  23ö 

9.  Allgemeine  Verwaitangseinnalimen    .....     644  — 

10.  PolizeirervaltODf  881  — 

daronter  Beiträge  d.  Teuerere  zum  L&schwesca     —  822 

11.  Strattenvesen  (nebst  Heiiiigang,  Beiträge)     .    .     219  — 

12.  Aas  ?ei8chiedenen  Einnahmen  2.Ö00 

daninter  Antheil  ans  Staatsdotation  ....  —  289 
Beitrag  des  Staats  zu  Yollaschnllaaten    .   .   .  129 

Bente  ron  Gasgesellschaft  —  450 

„  Elecfrldtittwerlten  —  948 

Beiträge  ron  Strassenbahngesellschaften  ...  —  1.560 
Pacht  rom  Oltentiichen  Anschlagsveaen  ...     —  255 

Sbbbo  der  Bobiikeii  U  (1—12)  20.885  — 

„     I  md  U  74.479  — 


El  sind  hier  möglichst  nur  diejenigen  Posten  aas  den  Kecliuungeü  heraui- 
gttSOg«ii  und  eingesetzt,  welche  als  ordentliche  Beinertr&g:e  bei  den  Steneni, 
Kämmcrei-  und  Verwaltung  sfäiti-rher  Werke  erschein-n.  und  als  V  ;  r  wa  1  tun  gs- 
einnahmen  ^brutto)  in  den  anderen  Kobriken.  Aber  röilig  genau  lä^t  sich  das 
bei  der  Gomptteirdieit  der  Reelinungen  nicht  dnrchfUirai. 

Es  würde  sich  hiernach  ergeben,  dass  von  einer  für  die  verschiedenen 
stadtischen  Verwaltungszwecke  verfügbaren  Summe  von  74','j  Mill.  Mark 
Uber  54  aas  der  Besteuerung,  aus  den  anderen  Einnahmezweigeu  herrühren, 

also  bezw.  72.7  nnd  27.3  "/o-  ^^ter  den  Debetsehussea  d«  8lidtiio]i6&  Werke 

(Nr.  II,  2)  belinden  sich  die  bedeutenden  der  Gas-  und  Wasserwerke,  die  man 
ais  eine  Art  indirecte  Ycrbranchsstener  (auf  sehr  wichtige  Objecto!)  ansehen 
konnte.  Damit  irttrde  sieh  das  Verhiltoiss  der  Steaereinneluiien  zn  den  nbrigen  noch 
zu  Gunsten  joner  verschieben  und  ebenso  das  Verhältniss  (oben  S.  826)  zwischen 
directeu  and  Indirecten  Steuern.  Die  Rechnungen  bei  einzelnen  st&dtischen 
Werken  §.  ebenfalk  im  statistischen  Jahrbuch  (J.g.  1900),  S.  501.  Die  Rechnung 
der  etftdtischen  Gasanstalten  schliesst  (nach  dem  compHcirten  Rechnungswesen, 
mit  grossen  bei  Einnahme  and  Ausgabe  durchlaufenden  Po^ten^i  1898  mit  39.136.000 
Marii  Kinnahme  (darunter  16.249.0(K>  M.  für  Absatz  von  üaä  an  Private.  4.555.000  M. 
fOr  Absatz  von  Nebeoprodacten,  Cokes  u.  s.  w.)  und  84.061.000  H.  Ansgnben  ab,  woittW 
sich  der  üeberschuss  in  der  Tabelle  ergiebt.  Der  bisherige  Gasprois  fttr  das  Gas  an 
Piirate  war  lö  Pf.  für  1  Cubikmeter  Leuchtgas,  10  FL  fttr  Heizgas  (Gewerbe,  Kttche 
Q.  •.  w.),  wfthrend  die  Kosten,  mit  Zins  und  Amortlsttleii  des  Kapitals,  auf  10^11  P£ 
berechnet  werden,  wonach  sich  bei  Leuchtgas  ein  bedeutender  Gewinn  als  ..indirecte 
Steuer"  ergiebt.  Vom  1.  April  1901  an  ist  der  Preis  einheitlich  an-  und  auf  11.40  Pf. 
(12  Pf.  ab  5  "  0)  herabgesetzt  worden.  —  Die  Verwaltung  der  stadtischen  Wasser- 
werke hatte  1898  (auch  mit  Anleihen  und  darchlaufenden  Ponten)  11.645.000  M. 
Einnahm-ni  linrnnt- r  7>'Sl.OOO  M.  f . r  Wasserabsaf/\  9  698.000  M.  Ausgaben,  danach 
der  Ueber&chuäd  der  Tabelle.  Die  Verwaltung  der  st&dtischen  Ganalisations- 
werke  und  Bieselgüter  hatte  1898  im  OrdlneriiiiD  9.271.000  H.  Eionaliine 
(darunter  von  den  angeschlossenen  Grundstöcken  in  und  ausserhalb  Berlin  4.902.000  >L, 
von  der  Verwaltung  der  Bicselgüter  2.4-59  000  M..  welch  letztcrem  Betrage  2.304.000 
Mark  Ausgaben  gegenübersunden),  9  271.0U0  M.  Ausgaben,  üeberschuss  1600  M., 
(von  Kieselgutern  allein  155.000  M.).  wobei  aber  unter  den  Einnahmen  ein  Zuschuse 
der  Stadtverwaltung  von  1.445.<X)0  Sl.  eingesetzt  ist.  Im  Eitraordinari  um  dieser 
Can&lisation  Einnahmen  meist  aas  Anleihen,  Ausgaben  meist  zur  Erweiterung  der 
Rieselfelder:  Pewiffthoelüius  in  der  Tehelie. 

Es  ist  ein  untrem  ein  hohes  Budget,  das  Berliner,  das  der  meisten  Mittel- 
Staaten  Ubertreßend.  Bisher  ist  es  aber  der  Sudt  gelungen,  die  Gemeindeeinkommen- 
Steuer  auf  100  ^'/a  des  Steetaeatzes  zo  halten,  was  u.  A.  den  Vortbeil  bot,  dtw  die 
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Geneind«  nidit  b«wndefo  Gene^migang  Seftens  d«r  MiDfaterien  ab  ataatlidien  Auf* 

Sichtsbehörde  bedarf,  der  bei  Ueberschreitang  von  100  %  erforderlich  würde.  Die 
Realsteuem  waren  1808  150  "/o  ^^r  Staatsstenersätze.  Als  indirecte  Verbraa  chs- 
Steaem  wären  wohl  nameailich  stärkere  BiersteaerzuschJägo  und  ailgeinciue  Schaul- 
Staaem  zu  erwilgeo,  dann  kämen  noch  in  Betracht:  eine  weitere  AosbUdlliig  der  (levrerbe- 
stencr,  der  Grund-  and  Gebäudesteller  in  der  Richtong^  der  Werthstener,  ein  Zurück- 
greifen auf  die  passend  zu  gestaltende  Baaplatzsteuer  and  eine  Fonbildong  aach  der 
UniMtialiMier,  bflaoaden  Uer  in  Berlin  (und  Yoiortenl)  in  der  Richtoog,  wie  ohea 
8.  825  in  diesen  l^aclitilgen  angedeutet. 

Hachträge  aus  der  preussischon  Steaergesetzgebung  in  1809—1900. 

Zu  S.  55  ff.,  Tab.  4.  Eine  Erweiterung  des  Privatbetriebs  hat  dadurch 
stattgefunden,  dass  der  Fiscoa  die  Ausübung  des  Bernsteiaregals  in  seine  eigexken 
Binde  genommen  und  mit  zu  diesem  Zwedr  die  frossen  Bern  stet n-Piodnction»- 
uiid  Ilandel^u-iirke  der  bisLerigeu  Pachtfirma  Stantien  und  Becker  in  Köni^rsberg  i.  Pr. 
angekauft  hat,  wofür  der  Kegierung  eine  Summe  ron  9.75  Mili.  Mark  aus  Anleihen 
zur  Verfügung  gestellt  worden  ist  (Gesetz  rem  1.  Juni  1899).  Zu  dem  Gesetz  eine 
die  Maassregel  der  eigenen  Regie  begründende  Denkschrift.  Seit  1.  Juli  1899  sind 
die  Werke  jetzt  in  Staatsverwahuno:,  und  zwar  im  Ressort  der  Handels-  und  Gewerbe- 
rerwaltung,  früher  der  Domänen  Verwaltung.  Etat  fttr  1900  und  1901  mit  Anschlag 
des  Beinertrairs  von  1.050.000  nnd  919.000  H.,  gegen  529.000  U.  atts  dem  Bef^ 
im  Jahre  189'"^  bei  der  Verpachtuner. 

2d  S.  39.  In  Verbindung  mit  der  EinfOhrong  des  Deutschen  BOrgeriicheu 
GeBetzbnclia  ist  der  Text  des  prenadschen  Gerichtsiostengesetzes,  wie  er  vom 
1.  Jan.  1900  an  gilt,  rom  Justizminister  bekannt  gemacht  worden  (Gesetzsammlung 
1809.  S  Z2f^).  Ein  preussische3  Gesetz  tlber  die  frei  willige  QerichtsbarJ^eit 
ist  am  2i.  Sept.  1890  erlassen  worden  (GetiöLzbamüilunkt  S. 

Z«  8.  40  tr.  und  den  Tabellen  dort  Ein  Gesetz  vom  2.  Mai  1900  trifft  Be- 
stimmungen über  die  Hinterziehung  und  Doberhebiing  fon  Verkehrs- 
abgaben  und  ordnet  Strafen  dafür  an. 

ZnS.40ff.,  prenssisehe  dlreete  Stenern  nnd  S.  792ir.«BeseitigQBgf  on 
Doppelbesteuerung  im  Deutschen  Reiche.    Tfi<  r  i-^t  in  Preussen  eine  wichtige 
neue  Bestimmung  eingetreten.    Durch  einen  ratiticirton  Staatsrertrag  zwischen 
Preussen  und  (West-X)esterreich  vom  21.  Juni  1899  sind  die  Grundsätze  Uber  Be- 
seitigung der  Doppelbesteuerung  bei  directen  Staats  steuern,  welche  naoh  dem 
Keichsgesetz  von  1870  innerhalb  des  Reichs  reiten,  im  Wesentlichen  ebenso  auf 
die  beiderseitigea  Staatsangehörigen  zur  Anwendung  gebracht  worden.   Einzelnes  ist 
dabei,  um  den  Yendiiedaihdten  der  Stevergeeetzgebong  in  beiden  Staaten  Beehnong 
zu  tragen  niul  '/Tyrifel  bei  der  Anwendung  der  Grundsätze  ansznscWiessen ,  nur  noch 
etwas  genauer  bestimmt  worden.   Dieser  Staa^ertru  wurde  durch  das  prenssische 
Gesetz  vom  18.  April  1900  genehmigt.   In  diesem  Gesett  wnide  der  Ftnananiaister 
zugleich  ermächtigt  (§.  2),  ,,mit  Bezug  auf  Personen  und  Stenerqnellen ,  welche  der 
Steuerhoheit  mehrerer  Staaten  unterliegen,  Vereinbarungen  zu  treffen  und  Anordnungen 
zu  erlassen,  durch  die  ihre  Heranziehung  zu  den  directen  Staatssteuern  unter 
Wahmag  des  Grundsatzes  der  Gegenseitigkeit  anch  abweichend  ron  den  in 
Preussen  geltenden   u'  ^  tzlichen  Vorschriften  geregelt  wird."     Jener  Vertrag  mit 
Oesterreich  und  dieses  Gesetz  sind  nicht  nur  von  practischer,  sondern  auch  tob 
principieller  Bedentnng,  indem  hier  auch  unter  aelbetindigen  Staaten  Grondsttte 
wie  innerhalb  eines  Bundesstaats  für  die  directe  Staatsbesteuerung  zur  Geltung  gebracht 
werden.    Ein  Fortschritt  zur  Schonung  der  Individnalinteressen  der  Steuer- 
püichtigen«  bei  dem  es  freilich  fraglich  ist,  ob  die  Staatsintercssen  iiberhaupt 
und  fMlends,  ob  sie  für  beide  betheiligte  Staaten  gleichmässig  wahrgenommen 
werden.    Die  grosse  Verschiedenheit  des  Steuerrechts,  in  Oesterreich  z.  B.  die  Form 
der  Erhebung  der  Zinastencr  im  sogen.  „Abzugsreriiahren*'  (Couponsteuer),  macht  biet 
Sehwierij^eiten  (s.  den  gen.  Staatsrertrag  Art.  8«  wo  Oeaterraich  ausdrücklich  diese 
Besteuerungsform  sich  vorliehaltcn  hat).    Es  ist  nur  fraglich,  ob  die  preussischen 
fiscalischen  Interessen  hier  immer  ebenso  wie  die  des  anderen  Staates  gewahrt 
werden  können.  S.  über  die  ganze  Frage  auch  die  theoretisch-principielle  Erörterung 
in  Fin.  n,  §.  168,  169. »  Znr  Einkommensteuer  neue  Aasl^Y.  rem  6.  JoU  1900. 
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Za  S.  84,  40.   Directe  Staftttsteaern  in  Hohenzollern.   Diese  raren 
bisher  noeli  nach  der  Uteren  Oesetzgebonp  geregnt  und  auch  aleht  ünter  die  B«- 

fonücn  von  l'-Ol  mit  einbezogen  worden.  Ihr  Ertrag  bildete  einen  besonderen 
Ktatstitel  im  Ötaatshaushaltaetat  bei  der  Verwaltoog  der  directea  Steuern  (for  1900 
S21.600  M.).  Dnreh  das  Geiels  rem  2.  Juli  1900  ist  nun,  früherem  Yorbebah  im 
Gesetz  rom  14.  Juli  1893  ^.  29  gemäss,  die  neuere  Gesetzgebung  aach  in  Hohen- 
zollern zur  (Tcltnng  gelang:t:  Die  bestehenden  directen  Hauptsteuern,  Grand-,  Gefall-, 
Itebaode-,  üeverbeütcaer,  sind  jetzt  auch  hier  „der  Staatscasse  gegenüber  ausser 
HehciDg  gMetzC%  andere  (Kapitalien-  ond  Dienstertragssteaer«  Hnadesteuer)  aufgehoben 
worden.  Die  ersteren  Steuern  sind  für  die  Zwerlc  dor  commnnalen  YerBraltunp:,  wie 
im  tibrigen  Preosaen,  zur  Verfügung  gestellt  worden,  mit  einigen  weiteren  Special- 
besdmmoogen  darftber.  S.  daza  such  die  neue  Hohenzollein'eche  Gemeindeerdnung 
Tom  2.  Juli  lüOO  und  die  Amts-  und  Landesordnung  des  Gesetzes  vom  2.  Juli  1900, 
mit  Bestimmungen  auch  über  Finanzen  und  Steuern  (Hundesteuer  an  Ämtsvcrbfindc 
gekommen).  DafUr  sind  die  Einkommen-  und  die  Erganzuugssteuer  von  l'Jül  au  in 
HohenxoUezn  als  Staatssteuern  eingeführt  worden,  mit  einzelnen  Abweichungen.  Die 
ganze  Maasaregel  stellt  einen  FortscJiritt  in  der  Cnificstion  des  directen  Steuer* 
Systems  dar. 

Za  S.  87,  41,  Gewerbesteuer  tob  1801  und  8.  38,  81,  UeherUssung 

dieser  Steuer  an  die  Gemeinden.  Auf  dem  Gebiete  des  communalen  Gewerbe- 
steuorrechts  ist  nach  heftigem  Streit  ein  neues  Gesetz  zu  Stande  gekommen, 
welches  mehr  social-  und  wirthschafts-  oder  gewerbepolitische  ids  finan- 
xielle  Tendenz  und  Bedeutung  hat:  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1900.  betr.  die  Wasten- 
b.mssteuer.  Die  wichtigsten  Grundsätze  dieses  Gesetzes,  die  hier  allein  heraus- 
gehoben werden,  anter  Verweisung  für  Weiteres  auf  das  Gesetz  selbst,  siod  folgende. 
Das  stehende  Gewerbe  des  Klein-  (Detail-)Hnndeb  mit  mehr  als  einer  von  4  grossen, 
im  §.  G  des  Gesetzes  nJiher  bezeichneten  Waarengruppen  unterliegt  danach  in  den 
Gemeinden  einer  communalen  Steuer  nach  dem  Jahresumsatz,  sobald  dieser 
in  jenen  Gruppen  400.000  M.  übersteigt,  der  sogen.  „Waarenhaussteucr"'  (§.  1).  Der 
Tarif  dafür  (§.  2)  hat  feste  Steuersätze  f\lr  bestimmte  Üm8atzbeträi;e.  im  Allgemeinen 
steigend  fon  1  bis  auf  2  des  üm^atzes.  also  insoweit  prosrrefsiv  (4U00  M.  bei  400.000 
bis  450.000  M.  Jahrei»umsatz.  4i>00  M.  bei  400.000— öOO.OÖO  M.  u.s.  w.,  20.000  M. 
bei  1  UUl.  bis  1.1  MUl.,  22.000  M.  bei  1.1—1.2  Mill  und  weiter  für  je  100.000  M. 
Umsatz  mehr  2000  M.  oder  2  %  Stcuers.Tt/  :;i  ^hr).  Doch  ist  die  Eiu-?clir  inki;!]^'-  5) 
gemacht,  dass  ein  Steuerpflichtiger  rerlangeu  kann,  wenn  seine  Waarcnbausäteaer  in 
dem  betreffend«!  Jahre  20  %  des  nach  dem  Geverbesteueigesetz  ron  1991  steuere 
Pflichtigen  Ertrags  seines  der  Waarenbausstener  unterliegenden  ganzen  Unternehmens 
übersteigt,  auf  diesen  Beirag  von  20  "  o  in  der  Steuer  herabsresetzt  zu  werden,  docli 
nicht  unter  die  Il.^Ü'ie  der  gesetzlichen  Waaienhaussteuersätze.  Diu  Steuer  wird  zum 
ersten  Male  vom  Finanzjahr  1001  an  (1.  April)  erhoben ,  in  diesem  Jahrs  für  die 
dann  bestehenden  W  aarenhäuser  aber  nur  mit  der  Hälfte.  Die  Veranlagung  der  neuen 
Steuer  erfolgt  im  Anschluss  au  die  der  Gewerb^teuer  fur  alle  Geworbesteuerclassen 
durch  den  Ortlich  zustSndigen  Steuerausschuss  der  Classe  I,  und  zwar  auf  Grund  der 
Declarationspäicht  des  Steuerpflichtigen  hinsichtlich  der  Höhe  seines  btouerpflichU]tren 
Jahresumsatzes  (§.  8,  9).  Von  der  Ang^abc  des  Pflichtigen  kann  bei  der  Veranlagung  nur 
abgewichen  werden,  nachdem  ihm  Gclegenhdt  zur  Aeusserung  Uber  Bedenken  gegeben 
worden  ist,  er  ist  aber  genOthfgt,  eventuell  seine  Geschäftsbücher  vorzulegen  10). 
Unterlassung  der  Erklärungen  u.s.  w.  zi^^ht  den  ^'^  rln-^t  der  Rechtsmittel  nach  sich  (§.11). 
Die  Veranlagung  zur  allgemeiaen  Gewerbesteuer  wird  im  üebhgen  durch  die  Waaren- 
haoasteoer  nicht  berührt  (§.  14  im  1.  Abs.).  Doch  wird  jene  entere  Stener  dem 
Waarenhauspflichtigen  insofern  auf  seine  Gesammtsteuor  aus  beiden  Titeln  angerechnet, 
als  die  betreffende  Gemeinde  die  Waarenhaassteuer  nur  soweit  zu  erheben  hat,  als 
sie  die  ihr  nach  dem  Communalsteuergosetz  ron  1893  (§.  29,  301  zubtehende  Gewerbe- 
steuer roQ  dem  ganzen  auch  der  Waarenbaussteoer  mit  unterstehenden  Betrieb  tiber> 
steigt.  Der  Ertrag  dieser  W  aarenbausstener  soll  femer  von  den  Gemeinden  nicht  zur 
Deckung  ihrer  allgemeinen  Ausgaben,  sondern  zur  Erleichterung  der  gewerbesteoer- 
nllichtigen  kleineren  Betriebe  (Classe  III  und  IV  des  Gesetses  ron  1891)  in  dieser 
Steuer,  andernfalls,  wenn  die  Gemeinde  keine  Gevrerbesteuer  erhebt,  „zur  Bestreitung 
ron  Gemeindebedurfnissen  vorzugsweise  im  Interesse  der  kleineren  Gewerbetreibenden" 
rerweadet  wwden,  Gntsbeztrhe  haben  den  Ertng  der  WnarenhnuMteiier  an  die  Krdft- 
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communalcMse  abzofohreo ,  die  Kreise  dann  diese  Beträge  wiederom  Toraemlich  im 
InterMBe  der  UdiMareii  dewerbetreibendeii  ca  renrendeii. 

Ob  und  wie  weit  das  Gesetz  ron  grüsscrer  practi-~!i  r  Bcdeatoof  wild,  znnsi 
sieb  zeigen.   leb  babe  meiae  Zweifel  dartlber.   Von  we»enüicber  prüicipidler  Be- 
dentang  ist  «s  aber  jedenftllt.  Es  ist  ein  Venrndi,  mittelst  einer  httheren,  ziemlich 
starken  Sonderstoaer  die  Entwicklung^  der  Waareobiaser  (Bazars  u.  s.  w.),  welche  alle 
möglichen  Artikel  fuhren,  za  hemmen,  wenipjtens  zn  entchweren.  im  Iiiter^s©  des 
geschäftlichen  Mittel-,  Klein-  und  des  Specialb- triebs,  —  ohne  liiii  düin  Priucip  der 
Gewerbefreibeit  m  brechen  eder  nar  in  Conllict  zu  kommen.  Ob  letzteres  mit  einem 
solchen  Gesetz  rermi-  '^pn  wird,  steht  meines  Kru  lit'  ns  dahin.  (S.  n.  S.  837  bei  Baiem). 
Immerbin  Usst  ttich  dm  bteuer,  wenn  sie  aocb  roh  in  der  Form  (nach  dem  Dmsatze!)  ist, 
alleniÜls  noch  einigermaassen  ab  eine  solche  anfrassen.  wdche  dem  Grundsatz  der  Be* 
steacmng  nach  der  (grösseren)  Leistungsf:ihigkeit,  wegen  der  Vortheile  des  Groasbeitrebs 
u  s.  w.  in  den  modernen  grossen  Waarcnhausern,  entsitricht.  Ihr  Ziel  ist  mirsrmpathisrfi. 
ihre  Klufichtang  und  ihre  ganze  Methode  kann  ich  weniger  aaerkenuen.  Das  Kichtigc 
w&re  welil«  nicht  bloss  den  „Klein«Handels-Grossbetrieb"  in  diesem  Falle  der  Ver> 
einignng  sonst  nach  bisherigem  Braach  nicht  in  Einem  (ieschäft  gehandelten  Waaren. 
sondern  solchen  Grossbetheb  überhaupt,  auch  bei  der  Beschränkung  auf  eine  der  alt- 
fiblichen  Wnarengattnngen  so  treffen.   Specialfsechlfie  letzterer  Art,  ▼oUends  mit 
ihren  Filialen  in  demsell>en  Orte,  machen  doch  den  Mittel-  und  Klciugeschaften  ^ilia- 
iich  Coucurrenz  und  verdrängen  sie.    Jetzt  bleibt  der  Vorwurf  nicht  unbegründet, 
dass  hier  Kleinhandels  -  Grossbetriebe  dieser  Tcrscbicdcnen  Art  nicht  mit  gleichem 
Maasae  gemessen  werden  nnd  schon  deswegen  der  Zweck  nicht  eneicht  wird.  Die 
BüdiirüT  von  Waarengnippen  in  dem  Stcuergeset/  leidet  zudem  tinvermcidlich  an 
Willkuhr.  Hält  man  aber  den  Zweck  des  Gesetzes,  Erleichterung  der  Lage  der  Mittel- 
nnd  UdnbeMebe,  ftr  einmal  gewerbepolitisch  richtig,  dann  wire  es  doch  noch 
correct,  offen  vorzugehen,  dem  Grossbetrieb  hier  noch  andere  Süssere  Schrank,  ii  /u 
ziehen,  soweit  er  aber  dabei  bestehen  bliebe,  ihn  offen  stark  progressiv  wegen  meiner 
höheren  Leistangsfahigkeit,  seiner  relativ  geringeren  Geschlftsspesen ,  zu  besteuern, 
aber  eben  allgemein  und  nicht  nur  die  „Waarenhäuser*'  mit  vielen  Waarengruppon. 
So  laborirt  das  ganze  Gesetz  an  Halbheit.  Die  höhere  ^^onderbesteue^ung  aller  Kiein- 
handels-Grossbetriebe  liease  sich,  nebenbei  bemerkt,  iinmerhm  wohl  aeihst  dann  recht« 
fertigen,  wenn  das  gleiche  Princip  auf  den  Grosshandel  und  die  Grossindnstrie  nicht 
analog  ri'i" .redehnt  wtlnJe  ttis  ji  nahe  läge,  weil  hier,  zumal  bei  der  Grossindnstrie, 
allgemeine,  auch  volkswirthschaf tlicb  ins  Gewicht  fallende  ökonomisch- 
teclinische  Totdieik  ds«  Gieashetiiebs  bestehen,  die  beim  Kleinhandel  im  Vesent- 
lichen  fehlen.  — 

Königreich  Sachsen. 

(1.  Halbband,  g.  34-44,  &  97—187.) 

Nn  eil  tilge  ans  der  Gesetzgebnng  ron  1899  nnd  1900. 

Zu  S.  117.    Ürkundenstempel  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  10.  Juni 
dazu  Ausführungsverordnung  vom  12.  Uct.  l^M.  —  Verordnung  vom  18.  Dec.  18^9 
Uber  die  „Kosten"  (Gerichtskosten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  u.  a.  m.),  gütig  vom 
1.  Jan.  1900  an.  Neues  Gesetz  über  die  Gerich  tükosten  dann  rem  21.  Juni  1900. 

Zu  S.  106  fr.,  114  ff.,  116,  127.  Sachsische  Staatsbesteuerong  im  Ganzen. 
Nach  dem  FinanzgeseU  vom  12.  Mai  VSjO  für  die  Jahre  1900  und  1901  sind  ztir 
Dedcnng  des  Anfvnnds  IHr  den  ordentlichen  Stantshnnshalt  a.  s.  w.  insbesondere 
die  Steuern  wie  bisher  zu  erheben:  die  Grundsteuer  nach  4  Pfennigen  vou  der 
Steuereinheit,  die  Einkommensteuer,  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen, 
die  Schlachtsteuer  mit  der  Uebergangsabgabe  ten  Tereindindischem  (deutschem)  nnd 
der  Verbrauchsabgabe  von  vereiosausländischem  (ausserdaatschem)  Fleischwerk,  die 
Erb^chaft.«;fiteiier.  der  ürkundenstempel  (tj,  8).  —  Den  S ch  u  1  g e  m  e i  n  d  e  n  (S.  123  ff.  o.) 
wird  wieder  für  jedes  der  beiden  Finanzjahre  ein  Xheii  der  Einnahmen  an 
Grnndatener,  die  Hälfte  oder  2  Pfennig  von  der  Stenueinheit,  zur  Abmlndernng 
der  ?  hullasten  nach  den  näheren  Bestimmungen  des  §.  2  des  Finanzgesetzes 
uberiasaen.  —  Das  Geseu  vom  17.  Juni  189S,  betr.  die  Gehaltarwb&ltoisse  der  Lehrer 
nn  den  Volksschulen  nnd  die  Gewihnng  ron  Stantshelhilfen  n  den  Alters- 
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zalagen  ders«;lben  und  eine  Bestimniung  des  Gesetzes  vom  26.  April  1873,  betr.  das 
Volkascholwesen.  haben  durch  daä  Gesetz  vom  2G.  Febr.  1^00  Ab&odeningea 
er&hreQ  (rom  1.  Jan.  1900  aa).   Es  werden  die  Staatsbeibilfen  genaa  goregelt. 

Zq  S.  123.  Kreishaaptmannscliaften  (J.  i.  die  staatlichen  Prorinzial- 
abtheilongeo).  Zu  den  bisherigea  4,  Dresden,  Leipzig,  Zwickaa,  B&atzeu,  ist  dorch 
VeioidniiDg  rom  10.  JaU  1900  eine  flliifte,  Chennitz,  gekommeii,  dsrch  AV 
zweignngon  von  Amtshaaptmannscbnften  aus  dein  Bezirk  Zwickau  mit  Stadtbezirk 
ChemDitz  gebildet.  —  Geber  die  Verwaitnugsrechtäpflege  ist  eia  Gesetz  rom 

19.  Jali  1900  erlassen  worden,  giltig  vom  1.  Jan.  1901  an. 

Zu  S.  109  ff.«  114  tr.  Einkorn  mens  teuer.  Eine  Fortbildung  dieser  Steuer 
und  des  Gesetzes  Tom  2.  Juli  1878/10.  März  1894  Hir  iber  ist  erfolgt,  aber  nicht  die 
umfassendere  Steoerreform ,  welche  1897/98  geplaut  war.    Durch  das  Geseu  rom 

20.  Juli  1900,  einige  weitere  Alritaideningen  des  EinkonuBmeteaengesetzee  tob  1878 
betr.,  wurden  zunächst  die  §§.  G4-~66  des  bisherifren  flesetzcs  anfgrehoben  und  durch 
neue  Bestimmungen  ersetzt  Dadurch  ist  insbesondere  gegen  die  Entscheidungen  der 
Kcclamationsoommissioii  dem  Steuerpflichtigen  wie  dem  Vorsitzenden  dieser  Commission 
das  Recht  der  Erhebung  der  Anfochtungsanklage  beim  0 berrerwaltu ngs- 
gericht  gewahrt  worden,  statt  der  blossen  Beschwerde  an  das  Finanzministerium 
nach  dem  bisberigeu  Gesetz.  So  ist  also  auch  hier  wie  in  Prcassen  die  Garantie 
einer  lettton  Entscheidoog  in  Steuersachen  durch  eine  miabhingige  richterliche  tuetaia 
statt  durch  die  oberste  Verwaltungsbehörde  eingetreten.  Die  Anfechiiinsrsklage  ist  im 
AUgemeinen  nach  den  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  vom  14.  Juli  19Ü0  aber  die 
▼erweltongsrechtspllege  zu  behandela.  —  Auch  in  Streitigkeiten  Uber  die  Besteuerung 
der  >^anderlager  ist  das  Obenrerwaltungsgericht  durch  Gesetz  rom  21.  Joli  1900 
zust&ndi?  geworden.  —  Weitere  AbSaderunfren  des  bisherigen  Eirikommenstewergesetzes 
ron  1878/H4  sind  durch  die  Novelle  ?om  23.  Juli  li*O0  erfolgt,  lu  Verbindung  mit 
dieser  ist  dann  der  Text  des  froheren  Gesetses,  wie  er  sich  mit  den  neueren  Ab- 
Indenincr  Ti  <f 'Ute,  als  Einkommenstenergesetz  rom  24.  Juli  19Ü0  in  nener  Rcdaction 
bekannt  gemacht  worden.  Di»  Gesetz  gilt  rom  1.  Jan.  1901  an.  Die  Abänderungen 
beriehen  «ich  auf  eine  grossere  Autnbl  von  Ebzelheiten,  so  in  Betreff  der  eobjectifen 
und  objectiven  Stcuerpflicht  physibcher  Personen,  des  Verfahrens,  wofUrauf  das  Gesetz 
selbst  zu  verweisen  ist  Formell,  nur  theilweise  materiell  neu  geregelt  worden  ist  die 
subjectire  Stcuerpflicht  nicht  -  physischer  sogen,  juristischer  Personen.  Die 
geplante  Freistellung  der  bisher  einicommensteuerpflichtigen  öffentlich-rechtlichen 
nicht-physischen  Personen,  insbesondere  der  Gemeinden  (oben  S.  ll^i^i  t  in  lieser 
Allgemeinheit,  so  für  Gemeinden  nicht  erfolgt,  doch  für  kirchliche,  müde  btittungen 
n.  s.  V.  (s.  n.>.  Steaerpffiehtig  sind  noch  Jetzt  noch  allfemeln,  Torbehnltlieh  der  Be- 
schränkungen und  Ausnahmen  in  §.  5  und  6  des  Oosetzes  „die  juristischen  Personen 
und  die  mit  dem  Rechte  des  VermOgenserwcrbs  au.sgestatteteu  Fersonenvereine  und 
YermOgeitsmassen**.  aber  das  vird  dann  genauer  begrenzt,  und  zwar  1)  auf  Personen- 
rereine,  weiche  UeberschUsse  als  Actienzinsen  oder  Diridenden,  gleichriel  unter  welcher 
Benennung,  unter  ihre  Mitglieder  rertheilen,  im  Allgemeinen  nach  3  jShriirem  Durch- 
schnitt, ausdrücklich  Gommanditgesellschaften  auf  Actien  einbegriden;  2)  auf  „alle 
sonstigen  nieht-phyrischen  Beitragspflichtigen  der  eingaDgaenrihntea  Art  (also  der 
juristischen  Personen,  Personenrereine,  Vermögensmassen)  hinsichtlich  dos  Reinertrags 
Ihres  in  Grundbesitz,  in  einem  gewerblichen  Betriebe  oder  sonst  werbend  an- 
gelegten Yermögens,  abzüglich  der  von  ihnen  za  bezahlenden  Sehnldzineen ,  sowie 
bei  den  politischen  Gemeinden  abztlglich  der  Scholdzüisen  für  die  ron  den 
Schul-  und  Kirchentremei  nden  fs.  oben  S.  127)  aufgenommenen  Anleihen*'. — 
In  5  des  alten  (ji^etzes  ist  die  objectivc  Stcuerpflicht  des  Einkommens  aus 
ausländischem  (irundbesitz .  Gewerbebetrieb  und  im  Anslaad  betriebener  Erwerbs- 
thätigkeit.  die  sich  bisher  auf  solches  nach  Sachsen  bezogene  Einkommen  mit  aus- 
dehnte, für  dieses  ganze  Einkommen  aufgehoben  worden  (H.  Die  Betreiungen  ron 
der  fänkommenstener  (8  Pille  in  §.  6)  sind  geblieben,  aber  noch  durch  4  weitere 
Falle  erweitert  worden,  nemlich  auf  die  reichs-  und  landesgesetzlich  errichteten  Berufs- 
genossenschaften ,  Kranken-  und  Pensionscasscn  u.  s.  w.  (Nr.  9),  die  „ausschliess- 
lich kirchlichen,  gemeinntltzigen ,  wohlthätigen ,  Besoldung»-  oder  Pensionszweckcu 
dienenden  juristiaelien  Personen"  (Nr.  10),  Concursmassen  (Nr.  11),  endlich  unter 
Nr,  12  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  hinsichtü  b  '»iues  Theils  der 
an  die  Mitglieder  rertheilten  DeberschUsse  (?).    Das  allein  emkommensteuerfreie 
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6.B.  Cebenii^ten  der  Besteaeiiiiiff.  Naditilge. 


Miaimaleiokofflnen  bis  400  M.  (g.  6,  Nr.  B)  ist  da^en  auf  dieseio  oiedrigeu  Be- 
trage belatten  w««id«u  (!!)  Aach  der  Steoeraiif  des  §.  12^  beginnend  mit  1  H. 

im  J.ibre  bei  400 — 50O  M.  Einkommen  und  steigend  bei  Einkominen  vou  über 
lOO.UUO  M.  auf  4  "/o  der  Endziffer  immer  der  voranspebenden  Steuerclasse  ist  nicht 
ver&ixdert,  also  auch  nicht  weder  für  niedriges  Einkommen  ermässißft,  noch  für  höheres 
erhöbt  worden  (s.  o.  S.  III.  112>.   Als  A b zufrspostea  (§.  V>,  Nr.  8  ,  velche  9Dm. 
Einkommen,  be/.w.  der  Einnahme  znr  Bildung:  des  steocrpflicbtigen  Einkommens  ab- 
gehen, sind  jetzt  auch  aosdrUckUch  zugelassen :  rom  Pflichtigen  gesetz-  oder  vertrags- 
mSasIf  EU  lei^nde  Beitr&ge  zn  Kranken-«  UnfUl%  Altere-,  Lifalideareraielienuigih, 
Wiitwen-,  Waisen-,  Pensions-  und  Sterbecassen .  sonst  Versicherungsprämien  nur  wie 
bisher,  soweit  sie  zu  den  geschäftlichen  Unkosten  zu  rechnen  sind;  also  mit  Hecht 
nicht,  wie  in  Pretiflsen  bis  600  M.,  allgemeine  Lebensversichemogsprftmien ,  wie 
unter  Nr.  4,  e  des  §.  15  nuch  weiter  ausdrucklich  herrorgehoben  wird.  —  Im  neuen 
§.  16,  17,  18  Aenderungen  in  der  Art  der  Eins<  }i<it/'ang  des  Einkommens.    Bei  der 
Abtheilnog  Einkommen  aus  Kapiud ,  Zinsen  u.a.  w.  bind  auch  Gesch&ftsantheile  bei 
Gesellsdiiurken  mit  beechrlnktar  Haltung  beigefügt  worden.  Eine  Aendernng  bei  der 
Einschätzung  des  Einkommens  aus  nicht  verpachteten  landwirtbschafUich  und  forst- 
wirthschaftÜch  benutzten  B^tzongen,  also  bei  Selbst  betrieb,  ist  folgende  (§.  18, 
Nr.  4).  Biflher  winde  hier  als  Einkommea  der  im  Dttrchschnitt  der  8  letzten 
Wirthschuftsjahre  durch  eigene  Bewirthschaftung  erdelte  Rdngewinn  einschli^lich 
des  perböiilu  hen  Arbeitsverdienstes  des  Besitzers  angenommen:  jetzt  soll  dieser  Rein- 
gcwiiiu  einschliesslich  dieses  Verdienstt$s  für  jedes  dieser  Jahre  gesondert  crm^ittelt 
und  der  dritte  Theil  davon  als  Einkommen  in  Anaatz  gebracht  werden:  also  ein  ge- 
naueres Verfahren,  aber  nach  demselben  Rechnungsprincip.  In  §.19  ist  durch  einen 
Zusatz  unter  Kr.  4  bestimmt  worden,  da»  bei  s&cbsischen  GeseUscbaften  mit  be- 
achrinlier  Haftung,  welche  anbjecti?  einkoBunenateuerpflichtlg  sind,  Dividenden  Ton 
Geschäftsantheilen  bei  den  Antheilseignern  nur  zur  Hälfte  ihres  Betraü:ä  anzusetzen 
sind:  also  hier  eine  Kucksicht  anf  Beschränkung  der  Doppclbesteueninjr  der  Gesell- 
schaft und  der  Bctheiligten,  wie  sie  aber  bei  den  Ac tieugcsellschaf ten  u.  s.  w., 
abweichend  von  dem  preussischen  und  mehrfach  sonstigen  deutnohen  Einkommen- 
steuerrecht (Abzug  von  3V.2  %  Zins  vom  Kapital  b  M  d  r  Eiukommensteuer  der  Actien- 
gesellschaft  selbst),  auch  jetzt  noch  nicht  gewährt  ist.  —  Für  die  Ermittlung  des 
Einkommens  ren  Handel,  Gewerbe.  einaeliUeeBBcli  des  landwirthschaftliclien  Betriebs 
auf  fremden  Grundstücken  und  von  jeder  anderen  Erwerbsthätigkeit  (§.  17,  c)  sind 
die  Grundsätze  in  §.  21   neu  und  genauer  als  bisher  gefasst  wurden.    Bei  47 
(NachschJUznngen)  ist  ein  Zusatz  gemacht,  betreffend  grössere  Erhöhungen  des  Ein- 
kommens im  Laufe  des  Steuerjahrs  durch  Erwerbungen  von  Tod^  vegen  oder  durch 
Schenkan<;cn  und  betreffend  grössere  Verminderungen  des  Einkommens  in  diesem 
Jahre,  mit  der  Folge  vou  Steaererhöhungen  dort  und  Ermässigungen  hier.  Ver- 
schiedene Ueinere  Veitnderungen  sind  bei  den  Rechtsmitteln  getroffen,  die 
wichtigste  ist  die  oben  schon  erwfihnte  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  20.  Juli  1900. 
Uberverwaltungsgericht  als  letzte  Berufungsinsunz,  §.  64  ff.  —  Verstösse  gegen  die 
Geheimhaltungspflicht  (§.  32)  worden  jetzt  nicht  mehr  nur  „auf  Autrag  des 
Verletzten",  sondern  unter  Wegfall  dieser  \\  orte,  also  von  Amtswegen  verfolgt  und 
mit  (Geldstrafe  bis  ir.Q,  bisher  bis  100  M.  bedroht  (§.  78).  In  ij  77.  Abs.  3,  penatjere 
Kegcluug  des  Verfahrens  bei  Steuer-Kachzahlungeu,  auch  andere  Ucgelaog  der 
Berufung  in  diesen  FUlen  (§.  77,  Abs.  4  und  5).   Alles  in  Allem,  eine  Verinderung 
iJ.  s  ir*.'ltL'nden  Rechts  in  Einzelheiten,  auch  wohl  mehrfi'  h  -  ine  Vi  rh- ssernng,  aber 
ieinc  eigentliche  Beform,  was  bedaneiUch  ist,  da  eine  Erweiterung  der  Steuer- 
freiheit kleinen  Einkommens,  eine  Aenderung  des  Stenertarift  in  mehr  progreariver 
Kichtung,  eine  stärkere  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  in  irgend  einer  Form 
geboten  gewesen  wäre  (s.  o.  §.  39).  —  Ausführungsverordnung-  zu  dem  neuen  Gesetz 
vom  '2ü,  Juli  TjOO  (im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Sachsens  J.e.  1900,  S.  589  ff.) 
und  zur  Ausfuhrung  des  Art.  II  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1900  Verordnung  vom 
22.  Sept.  1900  (eb.  S.  915),  dsgl.  weitere  Instniction  (eb.  S.  781  ff.).  —  S.  über  dea 
Beiormpian  von  ltiU7;  98  und  dessen  Schicksal  auch  Fln.arch.  B.  15,  S.        872.  — 
Die  Erhebung  der  Einkommenstenerbetrige  liegt  in  Sachsen  den  Gemeinden  ob, 
welche  dafür  vom  Finanzminister  näher  zu  bestimmende  Gebühren  von  1 — 4  %  der 
Ist-Einnahme  für  die  Erhehunp  selbst,  bis  2'^',,  fUr  die  Besorgung  der  übrigenden 
Gemeindebehörden  obliegenden  Geschalte  erhallen.    Für  1900  und  1901  dax&ber  di« 
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Bestimmnofron  der  specicUen  Sütze  in  Yerordnang  rom  18.  Sept  1900  (Erhebiugfl- 
gcbühr  1.80%).    Commenur  roü  Hasche  (1901) 

Za  S.  117.  Erbschaftssteuer.  Die  Fortbildnng,  auch  in  dem  kleinen 
Mmubc,  wui  bie  in  <!  r  '2  K  nrnni  r  (CrhObniig  einiger  Stottenltid)  nur  darebgediaagen 
wUf  ist  nicht  zo  ätaode  gekommen. 

Beiern. 

(1.  Halbband.  §.  45-GO.  S.  138-202.) 

Kacliirago  aus  der  ücsetzgebu  n^?  von  1899  und  1900. 

Za  S.  152  C  Directe  Besteuerung,  besonders  Ueeetze  fon  1881  (S.  155  ff.) 
über  Sinkomnieii«.  Eepitalrenten-  end  Geverbeeteaer  (S.  156 — 1S8>  end 

Keformplan  von  1807  ff.  (S.  160  ff.,  besonders  163— 1G4|.    Nach  lan?en  Verhand- 
lungen im  Landtage,  grossem  Streit  der  Parteien  und  in  der  öffentiicben  Memuui;, 
der  Piene  ist  die  Reform  der  directen  Staatssteuern  schliesslich  zu  Stande 
gekoninen,  im  Wesentlichen  so,  wie  es  S.  168—164  oben  skizzirt  worden  ist.:  3  neue 
Gesetze,  alle  ?om  9.  Juni  ls;>9  Uber  die  oben  genannten  3  directen  Stenern ;  dazu  ein 
weiteres  von  gleichem  Datum,  betr.  die  Ablösung  der  Steuer-,  Umlage-  und  Zoll- 
6eibeit  der  Stendesberren.  Zu  jenen  8  Gesetsee  YerordUiiingeii  fem  10.  Aug.  1899 
^•ih>:T  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer)  und  rom  27.  Aug.  1899  über  Gewerbe- 
steuer (auch  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Beiern  enthalten).    Unter  Vcr- 
weteuig  lof  den  Text  der  sehr  aosfftbiltcben  Gemtse  selbst,  auf  diese  Verordnungen, 
auf  die  Commentare  (s.  u.)  und  die  Litteratur  (Schanz)  beschränke  ich  mich  hier 
auf  Hervorh>*bnnL'  der  Haoptpuncte,  namentlich  der  (regeh  die  hislieritren  gesetzlichen 
Bestimmuxigca  eingetretenen  wichtigeren  Aenderungen.  S.  die  Darstellung  des  bisher 
geltenden  Beebts  (Gesetz  von  1881  oben  8.  Iö6  tr.).  nnd  des  Beforoplans  nach  dem 
Regiemn^entwurf  S.  K33  fi".  Ein  penanercs  Eingehen  würde  zn  einer  förmli'-hrn  I>ir- 
stellnng  des  baierischen  Ertragssteuersystems  &hreu,  wie  es  durch  die  Gesetze  von 
1899  geerordea  ist  Da?oii  mnis  leb  bler  in  diesen  Hacbtrigen  abseben.  Indeseen 
sind  die  Mittheilungen  im  Folgenden  so  gehalten,  dass  sie  wohl  ein  genügendes  Bild 
des  „Systems  der  reinen  Ertragsbesteucrung"  geben,  wie  dieses  durch  die 
,3efonn"  von  1899  ausgestaltet  worden  inL    Da  Baiern  das  Hauptbei^picl  dieses 
Systems  in  Deutseblead  noch  ist,  neben  Württemberg,  das  indessen  zur  Einkommen- 
Steuer  bald  gelangen  durf»»^,  so  schi'^n  es  passend,  die  Mittheilungen  nicht  gar  zu 
knapp  zu  halten.  Von  kritischer  Beurtheilung  musste  indessen  gröS4»tentheil8  abgesehen 
vezdeo.  Was  8.  168  ff.  gesagt  werde,  bleibt  vobl  bestehen.  Vgl.  zn  Allem  nsment- 
lieb  den  unten  gen.  Aufsatz  von  Schanz. 

Die  Einkommensteuer.  Diese  sogenannte  „specielle",  im  Dnter^hied  ron 
der  ,AUgemeinen'',  hat  auch  in  dem  neuen  Gesetz  denselben  Umfang  und  Character 
behalten  wie  bisher:  sie  trifft  nach  dem  unverändert  g6l)liebenen  Art.  1  „den,  der 
ein  Einkommen  bezieht,  welch»^«^  nicht  bereits  mit  Grund-.  Haus-,  Gewerbe-  oder 
Kapitalrentensteuer  (also  mit  keiner  der  anderen  4  baierischen  Ertragssteuern)  angelegt 
igt*.  Das  demnach  dieser  Einkommenstenw  nnlerwerfene  Einkemmen  ist  nicht  mehr 
wie  bisher  fj;  2)  in  ?>  „Ahtheilungen"  gebracht,  sondern  in  .5  sich  gleichstehende 
Kategorieen,  welche  aber  den  bisherigen  Unterabtheilongen  der  Abtheilungen  ent> 
Spreeben  (Art  2):  n.  tos  Lebnarbeit  gel 2t  inoL  Scbreibem  n.  dgl.),  b.  ens  wissen- 
schaftlicher und  künstlerischer  Beschäftigung  (mit  rerschiedeneu  weitereu  Fällen), 
c.  aas  Pftchtbetrieb  von  OekonomiegQteni.  d.  aus  Besoldungen  u.  w..  Pensionen  von 
öil'eotlicbcu  und  Privatbeamten,  e.  aus  Widdumeu,  Präbenden.  u.  dgl,  alles  wie  bisher. 
]>er  früher  hier  mit  steuerpflichtige  Bergbaubetrieb  ist  ausgeschieden  und  stellt 
unter  der  Gewerbesteuer.  Der  allgemeinen  Einkommensteuer  entspricht  die  Bestimmung 
(Alt  3),  dass  das  etwaige  besondere  Einkommen  der  Ehefrau  und  der  unterhaltenen 
Kinder  im  Hensludt  mm  ffnkemmen  dee  Hansbaltvontsnds  bei  der  Veranlagung  hinzo- 
gerechnet  wird.  Die  früheren  verschiedenen  Steuersätze  der  3  Abtheilongen  (Art.  5) 
sind  beseitigt  und  wird,  wie  früher  bei  der  2.  Abtheilung,  die  Steuer  jetzt  allgemein 
nach  Ciassensätzen  angelegt:  bis  500  M.  (also  ohne  allgemeines  steuerfreies 
Minimum,  früher  in  Abth.  2  bis  850  M.)  * /,  M.  Jahrcssteuer.  500—750  1  M..  T-'-O 
bis  900  2  M..  000^1000  8  M.  o.  s.  w.,  2700  -3000  M.  22.  1600—5000  M.  45, 
95Ö0-10.0V0  im,  13.UÜ0— 14.000  200  iL,  dann  für  je  1000  M.  bei  14.000—22.000  M. 
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20  M.  mehr,  bis  ;U.üO0  30  M.  mehr,  bis  41.000  40  M.  mehr,  bis  50.000  60  M.  mehr, 
bei  50.000—51.000  Im  Ginzen  1500  If .  SteoerBfttz.  Bei  h<HMrem  S^iiIhhdb«!!  Verden 

je  1000  M.  niit  3       der  EiiJzifFer  der  roraosgehenden  CJaase  belegt.    Diese  Sätze 
sind  höher  als  die  bisheripcn,  welch«  auch  bei  grösserem  Einkommen  (Ablb.  2  ond  3) 
nur  1  "/^  betrogen.   Die  Eiiisteueruu^  erfolgt  jetzt  allgemein,  früher  uur  bei  Abth.  1 
und  2«  OMh  dem  Jahresbotrage  des  Plinkommens.    Bei  der  Einsteuerang  vird  Ein- 
kommen aus  Lohnarbeit  (Rubrik  a  in  Art.  2)  noch  ron  dem  übrigen  (b — e  in  Arf.  -J) 
unterschieden.   Maassstab  des  eistexea  ist  der  orts-  oder  geschiftsUbliclie  Arbeit»- 
Tcfdienst  Eines  Tag«  w\Mt  den  naeli  oneftbtiehen  Frede«!  aaziueMifenden  Katiii»!- 
beztlRen.  mit  entsprechender  Umrechnung  ron  Wocben-.  Monat.s-,  Accordlöhuen  (Art.  7), 
aber  darcbscbuitilicber  Tagesverdienst  ron  mehr  als  2'/^  M.  irird  wie  das  andere  Ein- 
kommen TeranJagt.    FUr  dieses  sind  die  Einsteneruiikr^grundsätze  dieselben  goblicbeu 
wie  bisher  bei  dem  Einkommen  der  Abth.  1  und  2  (altes  (iesetz  Art.  7,  8,  10,  neues 
Art.  8— 10).  Die  subjective  Steoerp flicht  ist  nicht  rer&ndert  worden  (Art  11), 
für  nicht  -  baierische  Keichsangchörige,  die  wegen  der  Bestimmungen  Uber  Doppel» 
beateneiang  ron  dlreoten  StaatMtenem  in  Baiem  frei  aind,  iet  die  Veranlagung  doch 
mit  vorznnebmen,  um  Grundlagen  für  die  Relegang  mit  ümlaj^en  (für  Kreis.  Gemeinde) 
2U  gewinnen  (Art.  12).    Die  Befreiungen  haben  einige  Erweiterungen  erfahren 
12  des  alten,  IS  des  neuoD  Geeetzes).  Eine  allgemeine  Steuerfreiheit  wegen 
Kleinheit  des  Einkommens  ist  zwar  noch  nicht  gewährt,  aber  aie  tritt  &ctiBcb 
?ielfach  nach  Speri:i!b»'sfimmune:cn  ein.  So  sind,  wie  bisher,  Personen  unter  18  Jahren 
frei,  weibliche  überhaupt  bei  einkommensteuerpflicbtigem  Einkommen  bis  500  M.^ 
wenn  ihr  Gesammteinkommen  mit  aus  anderen  QueUoi  700  H.  nidit  übersteigt«  Pei^ 
sonon  in  Brod  von  Di ns'herren  oder  Familienhäuptern  re  rrlrnUssig  in  den  2  untersten 
Stufen  (bis  750  M.),  Wittwen,  gewisse  Ehefrauen,  raterluse  Mindejjftbnce  ond  rer- 
scbiedene  andere  Eategorieen  bei  gewissem  Einkommen  bis  750  und  OiBsammfeiii- 
kommen  von  nicht  über  1200  M.,  weiter  gewisse  Stipendiaten,  wegen  DOrfcigkcit 
Unterstützte,  tntrentliche  AlmosenempfSnger  ( Arr,  KV  ;  endlich  einkommensteaerpflichtige 
Personen,  welclie  nicbt  durch  die  SpecialbestiuiUiungeu  schon  befreit  sind,  auf  An- 
trag bei  cinkoniniensteuorpäichtigem  Einkommen  bis  500  und  Geeunmteilikommeii 
bis  700  M.  (Art.  15,  bisher  nach  altem  Art.  13  nur  bei  Gesammteinl  nmnien  bis 
400  M.):  alles  sehr  verdausolirte  Vorschriften,  deren  practische  Anwendung  viel 
yerwaltongsarbeit  macht,  aber  wodorch  doch  die  wirUiehe  Stenerpffieht  bei  kleinem 
Einkommen  bis  500  ^1.  zur  Ausnahme  wird.  Schon  deswegen  und  aus  allgemeine!! 
Gründen  wäre  es  einfacher  gewesen,  Steuerfreiheit  mindestens  bis  zu  "jOO  M.  (niedrig 
genug!)  zu  gewähren.    Immerhin  ist  durch  diese  Beütimmungen  die  baierische  „Em- 
kommansteuer"  der  neueren  deutschen  allgemeinen  Einkommensteuer  weiter  ge- 
nfihort.    Dasselbe  gilt  von  der  Vorschrift  des  Art.  14,  wonach  bei  Kinkommenstener- 
päichtigen  mit  Gesammteinkommen  bis  5000  M.  Ermässigung  des  Sieuersatzes  wegen 
beeintrAobtigter  Leistonfsflhigkeit  eintreten  kann  (mit  nlherer  Anfabe  im 
Gesetz,  weh  he  Fülle  dahin         nl:  Herabsetzung  um  höchstens  3  Clausen.  Freistellung 
in  den  3  untersten.    Auch  die  Steuerfreiheit  nicht-physischer  Personen 
ist  erweitert  worden  (Art.  13,  Nr.  2).  Die  Bestimmungen  über  den  Ort  der  Steuer- 
pflicht sind  zum  Theil  etwas  anders  gcfasst  worden  (Art.  17).  Das  Veranlagnngt- 
verfahren  i^t  im  Wesentlichen  wie  bisher  geblieben,  mit  der  schon  bisher  bestehen- 
den Declarationspflicht  u.  s.  w.,  doch  in  Einzelheiten  verbessert,  die  Cantelen 
(jeust  Androhani?  des  Yerlosts  der  Bechtsmitiel,  Art.  26)  sind  Teischftrft  worden  (altes 
Gesetz  Art.      it..  neues  Arf.  18  (f.).    Dem  Rentamt  ist  jetzt  die  Einstenerung  aller 
Personen  mit  Einkommen  bis  3000  M.  übertragen  (Art.  31,  gegen  alten  Art.  29). 
Für  die  übrigen  fungirt  der  wie  bisher  gebildete  Steneraosschnss  (Art.  32  ff.). 
Uebcr  die  Prüfung  der  Steuererklärungen  und  das  Vorgehen,  wenn  solche  Erklärungen 
nicht  vorliegen,  9.  neuen  Art,  4  >,  verglichen  mit  altem  42.  Wie  gegen  die  Beschlüsse 
des  Steuerausscbusses  i&t  auch  gegeu  die  reutamtliche  Einstenerung  jetzt  Berufung 
zoll^ig  (nener  Art.  46,  alter  45).   Die  eingdegten  Berufungen  gebea  jetst  nmlelist 
dem  Steuer.iur-isrhuss  zur  nochmaligen  Prüfung  zu  (Arf.  49  neu);  erst  'i^-cnn  sie  hier 
nicht  Erledigung  gefunden,  gehen  sie  durch  die  Finanzkammer  der  Kreisr^ierong  an 
die  Bernfnngsoommission  des  Begierungsbetirks  (Art  50);  abVordtiender 
fungirt  bei  dieser  nicht  mehr  der  Regierungspräsident,  sondern  eine  vom  Finanz- 
mini?t(Tium  rm.innte  Person,  bei  sonst  wesentlich  gleicher  Bihbni'j  dieser  Commission 
(Art.  oL).    Bisher  war  gegen  die  Entscheidungen  dieser  Cummii>.siou  ein  weiteres 
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Rechtsmittel  nicht  statthaft  (aller  Art.  50).    Jetzt  ist  noch  oine  letzte  Berufnnf 
an  eine  oberste  Instant  gewährt  wordcu,  siu  geht  filr  den  Pilichtigen  wie  das  Aerar 
(Finanduuniner  der  Begienug)  ab  Beecbverde,  wie  bei  oeneron  SteaerfeeeUen  Ober 
^EinkommeDstener  o.  9.      in  anderen  deutschen  T  ündern,  ansschliesslirh  we/jen  Nicht- 
aun-endaog  oder  onrichtiger  Anwendoog  des  beäteUeodeo  Kecbts  oder  wesentUcbea 
M&QgelD  des  VwfabreDa  an  eine  Tom  FiBaiiSBiiiiiiteriQiii  gebfldete  „Oberberafnof s- 
commission"  (Art.  55  ff.).    Diese  besteht  aas  einem  vom  Finanzminister  ernannten 
Vorsitzenden,  4  ständigen  >[!ffrli<^<lorn ,   wovon  je  '2  vom  Inneren  ',darunter  1  Vcr- 
waitungsgerichtsrath)  und  Fiuauziuiuiätenuui  ernunac,  2  mchtständigeu  Mitgliedern, 
die  auf  4  Jebre .  1  far  je  2  Regierungsbezirke  von  deree  Landräthen  ans  den  Kreis- 
cinwohnern  g:cwählt  werden.    Eine  oberste  Gerichtsinstanz  ist  das  also  noch  nicht, 
wie  in  f'reusseu  and  anderen  Ländern  mehr.   l>ie  Coounission  kann  dann«  wenn  sie 
die  Beeebwerde  fBr  begrAndet  bMt  selbst  die  Einsteoeniiig  berichtigeii  oder  die  Sache 
zur  Entscheidung  an  die  Bernfun^rscomuiission  zunlckleiten  (Art.  T>^\  üebcr  Bildung:, 
«Verfahren  und  Geschäftsgang  dieser  Commission  erging  eine  Verordnung:  vom  14.  April 
lÖÖO.    >»ach  wie  ror  (altes  Gcseu  Art.  58.  neues  60)  erfolgt  die  Einsteuoruug  für 
eine  Periode  von  4  Jahren  (\)    Die  Bcstimmunt^en  Uber  Ab-  und  Zugänge 
■wesentlich  wie  bisher  (alte  Art.  50—64,  neue  61— fi7.  Aendurun)^'  u.  A.  in  Art.  65). 
In  den  Straf  bestim m nngen  ^alte  Art.  65  ff.,  neue  66  tl.)  ist  der  Fall  der  ünter- 
laemng  der  StenererkllniBf  ms. w.  (Art  68.  *)  jetzt  mit  als  HinterxiebiiDg 
qualificirt  worden,  früher  war  er  nur  mit  Ordnungsstrafe  belegt  Die  Hintcrziehungs- 
»trafe,  froher  das  5-  bis  10-£ache  der  Jabressteuer,  deren  Uinterziehung  ontemommen 
wurde,  ist  jetzt  das  10-fache  der  Verkarzung:  Ordnungsstrafen  früher  bis  50,  jetzt 
fon  2—100  M.;  die  Strafrorfolgong  wegen  Verletzang  der  Geheimhaltungspflicht  findet 
wi.^  bisher  nur  auf  Antras?^  statt.    Du-  v.  rhangteu  Geldstrafen  fallen  wie  bisher  rar 
Häiitc  dem  Armenfonds  oder  der  un^armencasse  zu.   Die  Niederschlagung  von 
feranlagten  Betrlgea  ist  jeist  statthaft  (Art.  81),  venn  die  zwangsweise  Beitreibung 
die  Pflichtigen  in  ihrer  Existenz  gefährden  oder  voraussichtlich  ohni;  Erfolg-  sein 
wurde.   Der  Anspruch  aaf  ilachzahlung  bei  VerkUrzangen  ist  jetzt  auf  10, 
bisher  nur  anf  B  Jahrs  zvrOck  rerfolgbar,  bei  Kachxahlnngen  nach  dem  Tode  eines 
PHichtigen  eventuell  selbst  bis  auf  20  Jahre  (Details  in  Art  82,  vgl.  damit  den  alten 
Art.  79\  —  Ks  ist  so  in  diesem  neuen  Gost>tzc  sicherlich  rieler!''i  verbessert  Man 
könnte  das  ganze  Ucäetz  leicht  in  den  Ixabmeu  der  all^'emcinen  KuAummensteuer  mit 
.ebilbg^.  Der  Mangel  bleibt  die  fehlende  Homogenität  dieser  baierischen  ,,]Qnkonunen- 
stener"  mit  ilen  übrigen  Krtrag:«stcuern .  den  beiden  folgenden,  auch  neu  gSfSgelten 
und  den  unverändert  gebüobencn.  der  Grund-  und  Gebäudesteuer. 

Die  Kapitalrentenstener.  Sie  hat  denselben  Umfang  der  objectiren 
Steuerpflicht  behalten  wie  früher  (Gesetze  von  ISSl ,  Art.  I.  von  1900,  Art.  1). 
Der  Beginn  der  Steaerpflicbt  ist  etwas  erhobt,  auf  7U,  bisher  40  M.  (also  hier 
ein  festes,  freilich  sehr  niedriges  steuerfreies  Minimnm>.  die  ersten  4  Stufen  und 
Steuersätze  dafür  sind  sonst  dieselben  geblieben  (70 — lUU  M.  Jahresrente  1,  bis  400 
2,  bis  700  2Vi.  bii»  l*"'*'n  M.  Wahrend  aher  dann  frUher  bei  höherer  Rente 

der  Steueroatz  SVt  blieb,  ist  er  jetzt  so  nur  bis  zum  Kentcubetrajc  von 

80.000  M.  dieser,  ?en  da  bis  100.000  M.  eihöht  er  sieh  aof  8V4.  bei  Aber  100.000  M. 
auf  4  *  0  2).  Er  steij^t  also  höher  wie  bei  der  Einkommensteuer,  wo  er  bei 
3%  endet,  und  auch  höher  als  bei  der  Gewerbesteuer  (3'/«  °/o.  s.  u.).  Die  sub- 
jectivo  Steuerpflicht  ist  im  Ganzen  auch  die  frühere,  die  Befreiungen  sind 
etwas  gelodert,  meist  erweitert  worden  (Art  4  beider  Gesetze).  Allgemein  frei- 
gestellt sind  Kenten  bis  iOO  M.  hei  Gesammteinkommen  nicht  unter  700  M.  ftir 
Wittwcn,  gewisse  Ehefrauen,  Minderjährige,  überhaupt  in  Dienst  und  Brot  stehende 
Einhommensteseipfiichtlge  aus  Lehnsrbeit.  Für  andere  BentenatenerpHiehtige  sind 
Ermässiguniren  gewährt  (.\rt.  5).  .ähnlich  wie  in  der  Einkommensteuer:  halbe 
Steuer  bis  2000  M.  Bunte,  wenn  andere  Erwerbsquellen  fehlen  oder  geringfügig  sind, 
femer  bei  Bente  bis  9000  und  Gesammleinkommen  bis  5000  M.  Ermässigung  auf 
nächst  niedrigen  Steuersatz,  eventuell  in  unterster  Stafc  Freistellung,  erfolgt  wogen 
Beeinträchtigung  der  Leistungsfähigkeit  jetzt  auch  hier.  Passivrenten 
bleiben  nach  den  näheren  Von>chriltea  des  Art.  6  abziebbar.  Die  frühere  Bestimmung 
(altes  Gesetz  Art  6),  daas  die  vertragsmftssige  Uebemahme  der  Steuer  durch  den 
Schuldner  unjriltij^  «ei,  ist  gefallen  (neues  Gesetz  Art.  7).  Einige  andere  Bestimmunfren 
Uber  subjective  Steueipflicht  sind  ähnlich  oder  gleich  wie  bei  der  Einkommensteuer 
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g-erefrelt  (Art.  10  fT\  Ve  ranl a^a  n  «js v  f^rfab ren  ,  D ecla rat  i o ns  f  1  i  eh  t  (nach 
bestem  Wissen  and  üewiasen)  wesentlich  wie  bisher  ^altes  Gesetz  Art.  11  11^,  neues 
Art  18  IT.,  Tenc1iirftuiff>  dor  Befbgniase  des  Rentuitts  Art.  19.  Veiftbreii  wie  bei 

Einkomruoiisteuer.  Art.  21).  Rechtsmittel  (Art.  221  auch  jct/t  wie  bei  der  Ein- 
kommensteoer,  also  mit  den  dort  eingetretenen  l^feuerunfcen.  Veranlagungspcriode 
wie  bisher  2  Jahre.  Die  Strafandrohungen  bei  Hinterziehang  sind  besteigen; 
15-facher  Betrag  der  Jahresstener,  deren  Verkürzung  unternommen  wurde  (Art.  83)« 
bisher  2-  bis  ^O-fa^-lu^«  a!t»>r  Art.  29).  Alles  Weitere  ist  grossen thcils  geblieben^ 
Einzelnes  davon  wie  m  iunkommensteuerg^etz  geändert  worden.  (Nacbzahlongea 


Gt  w  i  rli  r  1]  p  r.  Der  Hauptpunct  des  Streifs  bei  der  ganzen  ,,l\eforai". 
Der  Umfang  der  Steuerpflicht  ist  gleichgeblieben,  nur  der  Bergbau  und  Ver- 
wandtes aus  der  Einkomuenstetter  unter  die  GeireilMateoer  mit  gesetzt.  Blees  stehendes 
Oeverbe  wird  belegt,  Hausirgewerbe  besonders  besteuert  Das  strittige  Haupt* 
princip  der  Veranlagung,  die  Unterbcheidunjr  der  „Norm  alanlage"  ond  der» 
«fBetriebsanlagc  *,  ist  geblieben  (Art.  4).  FUr  erstere  ist  wie  bisher  der  dem 
GMetz  als  Anlage  I  beigefügte,  erneuerte  Qeverbesteuertarif  mMMfrebeed,  vor» 
belialtlich  der  Sonderbestimmung-n  far  gewisse  Grossgeschäfto  (s.  u.).  Unter  Weg- 
fall des  OrtsbevOlkemagsmoments  (OrtscUaaeasyBtem:  nech  BevOlkenings- 
grösse  abgestillte  Sitie)  bei  derNemial-  und  Betriebeaalege  tlnd  die  slteti  tnsserea 
Merkmale  zur  Bemessung  der  Betriebsanlage  geblieben  (alter  und  neuer  Art  6). 
Früher  trat,  wo  die  äusseren  Merkmale  nicht  vorhanden  sind  oder  nicht  ausreichen, 
eine  Bemessung  der  Betriebsanlai^e  nach  einem  jährlichen  Eitragsanschlage  ein. 
nach  n&heren  Bestimmungen  im  Art  7  des  1881er  Gesetzes  (s.  o.  S.  159),  jetzt 
(Art.  7)  werden  nach  dem  Ertrage  veranlagt  die  Gewerbe,  bei  denen  das  im  Tnrif 
besoodent  bemerkt  oder  wo  die  lusserea  Merkmale  einen  n  hoben  oder  zu  uiedrigea 
Steaersetz  ergeben  vürden,  nsdi  dasseusltzen  In  Anlage  II  des  Gesetfes.  Bei  der 
Veranlagung  des  Hausbaltungsvorstands  werden  auch  Gewerbebetriebe  von  Ehefrau 
und  in  Unterhalt  beflndiicben  Kindern  hier  eingerechnet  (Art,  Für  die  Berech- 
nung des  steuerpflichtigen  Ertrags  eines  Gewerbes  kommen  bei  Gewerbe- 
tnibenden  mit  Buchführung  nach  dem  Handelegesetzbnch  die  betreffenden  Gnoidtfise, 
bei  and'T'Mi  (][■■  i  ilirlirh'  :i  triebseinnahmen  und  -Ausgaben  in  Betracht,  worüber 
Art.  lU,  ähnlich  wi^  bei  iiaukommensteuern,  das  Einzelne  angiebt.  Neueren  Eutwick- 
Imigen  des  Gewerbebetriebs  ins  Grosse  entspreehen  die  Yenwlagung  ver- 
schärfende Normen  in  Art.  12,  namentlich  über  mehrfachen  Ansatz  der  Normalanlaire. 
Die  Vorschriften  Uber  die  Arbeiter,  nach  Zahl  und  Art,  als  „Merkmaler'  der  Betriebs- 
veranlagung, äiud  mit  einzelnen  Modification«!  geblieben  (Art  13  ff.).  Befreit  sind, 
wie  bisher,  vechsebeitige  Versicherungsgesellschaften  und  gewisse  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschapf  n  '  i!t  r  An.  1-  ,  If^^  doch  jetzt  mit  ausdrück- 
licher Ausnahme,  so  dass  sie  also  steuerpÜichtlglSifii»  Consumvereine 
(exeL  gewisse  Isndwirtbscbaftliche)  und  Vorschuss-  q n^^redittereine  niC 
ausgedehntem  bankfihnlichen  Betriebe.  Nach  ähnlicfe"  Gesicbtspnncten 
wie  in  einer  allgemeinen  Einkommenstmier.  auch  wi.-    .  i  anderen  '^^eren  Gewerbe- 


Art  42  Q.  A.  in.>. 


Digitized  by  Google 


837 


welchen  die  im  Tarif  eathalteoen  tieirerbe  ausgeübt  zu  werden  pilegea,  wesentlich 
«bveiehen,  mit  «Iner  iiaeli  dem  Geschiftsuafftiif  steigenden  Normal- 
an lag:e  zu  belegen",  Dcmlich  unter  Hinznrechnnng  der  Betriobsanlage  nicht  unter 
und  nicht  Qber  3%  des  Geschäftsamsatzes.  Insbesondere  werden  dahin  im  (ieseti^ 
gerodmet  Waarenhlvser  v.  dgl.  m.  (Artikel  28  snb  a  niher  specifielit),  Gmrarbe 
der  Art,  in  denen  der  Betriobsnmfang  durch  Hehrzahl  700  Verkaufsstellen 
«.s.w.  ,.aussergewCbnlich  erweitert"  wird.  Als  Gescliäftsomsatz  gilt 
die  Ge^jammtbmttoeinnahme  des  Hauptgeschäfts  und  der  Filialen.  AL»o  ein  Analogen 
der  spiteien  pienaeiMhen  Waanaliaiusteoer  (0.  8.  889),  noeh  whlrfer  in  den  Be- 
stimmangen  n!s  <Viosg,  aber  richtiger  and  zweckmässiger  'K'enic:stens  insofern,  als  doch 
hiernach  auch  die  grossen  Specialgeschäfte  getroüeu  werden.  Die  Beteuerung 
nach  dem  Umsati  bleibt  fteilich  eine  rohe  Merode.  Aber  die  ganze  Tendenx  der 
UOherbeäteuerung  derartiger  Gesch&fte  )>raucht  nicht  unbedingt  abgelehnt  zu  werden, 
zumal  nicht  die  fiscalische.  wo!'-he  sich  steaerpolitiäch  wohl  rechtfertigen  lässt.  Frag- 
licher steht  es  mit  der  gewerbe-  und  socialpoUtiichen  Tendenz  und  mit  dem  prac- 
tischen  Erfolge  in  diesem  Poncte.  Die  Merkmale  im  baierisehen  Gesetz  fUr  den  Ein- 
tritt der  Ju'^li  I  u  Besteuerung  sind  femer  all  rdirt-rs  rocht  rage,  geben  der  Willktihr 
Spielraum,  wenn  nicht  fur  genügenden  ?erwaltungsrechtlichen  Schatz  gesorgt  ist,  was 
firailieh  bei  solchen  gesetitidien  Beetimmiuigen  vieder  Schwieri^ettan  macht  Es 
wird   indessen  einzuritumen  sein,   dass   gesetzliche  Zahlenansätze,   wie  im 

Sreo^lschon  Waareuh&ussteuergesetz .  zwar  in  dieser  Hinsiebt  den  baierisehen  vagen 
lerltmaleD  vorzuziehen,  aber  anderseits  äusserst  willkuhrlich,  mechanisch 
wirkend  sind  nnd  die  Umgehung  sehr  erleichtern.  Die  Erfahrungen  bleiben 
auch  hier  abzuwarten,  bevor  ein  ahschliessendes  ürtheil  zu  fallen  i$t.  Was  oben  tlber 
die  preossiscbe  Waarenhaussteuer  gesagt  ist,  wäre  hier  zu  wiederholen.  S.  zur  Frage: 
Rehm,  Waarenhansunsatatener  und  Qeverbefirdheit,  Bechtagntaehten  Ober  dae 
haierische  (rewerbcstcuergesetz  (1900).  —  Im  Veranlagungsverfahrcn  sind  im 
Ganzen  die  alten  Grundsitze,  mit  denjenigen  Aendernngen,  welche  den  sonstigen  er- 
wihnten  neneren  Bestimmungen  entsprechen,  gcl)Ueben  (Art.  26  ff.),  daher  t.  B.  Yer< 
pflichtung,  in  der  Steuererklärung  eventaetl  Angaben  Uber  die  Höhe  des  Umsattes  sa 
machen.  Aber  allgemeine  Verpflichtung  zur  Angabe  des  gewerblichen  Ertraffs  ist 
auch  jetzt  noch  nicht  eingetreten.  Der  Pflichtige  kann  diu^e  Angabe  in  der  Steuer- 
'  eiilixiug  freiwillig  mach«!,  auch  kann  er  in  FlUen,  wo  die  Beteuerung  nach  dem 
Kr?rage  nicht  schon  gesetzlich  eintritt,  diese  Steuerform  beantragen  und  begründen, 
worauf  indessen  die  Behörde,  unter  Angabe  ihrer  Gründe,  n^cht  einzugehen  braucht. 
Anderseits  kann  rem  Rentamt  dne  besondere  Atiffordemng  nr  Angabe  des  Ertrags 
Tinter  Zusendung  eines  Erklkrunij^foruiulars  ergehen  (Art.  2^,  letzter  Absatz).  Die 
Unterlassung  der  vorgesfh  riebe  nen  Steuererklärung  wird  jetzt  auch  hier 
mit  Verlust  der  liechtsmitlei  bedroht  (An.  30).  Die  Befugnisse  des  Rent- 
amts sind  zum  Theil  ausgedehntere  geworden  (Art.  81,  altes  Gesetz  26).  Die  Klein- 
gewerbe, mit  Normal-  und  Betriebsanlage  von  zusammen  nicht  über  15  M..  werden 
dorch  das  Bentamt,  alle  anderen  darch  die  Stenerausschutiae  veranlagt 
(Alt  32).  Diese  Verden  etwas  abveicbend  gegen  bisher  und  etwas  weniger  borean- 
kratisch  irebiidet.  grössere  Städte,  über  15.000  Einwohner,  werden  darin  besonders 
vertreten  (Art.  33  ff.,  altes  Gesetz  28  ti.).  auch  sonst  sind  Einzelheiten  geändert.  Auch 
in  den  Rechtsmitteln  (Art.  46  ff.)  sind  Aendernngen  erfolgt.  Eingelegte  Berufungen 
gehen  zunächst  auch  hier  zur  erntmaligen  Prüfung  an  den  Steuerausschnss 
(Art.  49).  die  hier  nicht  erleiliirten  düiin  tlurch  die  Finanzkammer  der  Kreisregiening 
an  die  Ber ufnngscommission  eines  jeden  Kegierungsbezirks.  Diese  steht  jetzt 
auch  hier  unter  einem  rem  Finanzministerium  ernannten  Vorsitzenden,  statt  nnter  dem 
Rcgicruiiirsprrisideuten  (neuer  Art.  51,  ah-  r  45\  Auch  hier  ist  jotzt  ferner  eine 
letzte  Berufung  an  die  Oberbcru fscommission  (im  neuen  Einkommensteuer- 
gesetz)  gewihrt  worden  (Art  55),  w&hrend  firoher  gegen  die  EniBchddang  der  Be- 
rufuDgscommission  kein  weiteres  Rechtsmittel  stattfand  (alter  Art.  53).  Die  2-jäbrige 
Ver  anlagnngsperiode  (neuer  Art.  59.  alfer  55)  ist  geblieben.  In  den  Straf- 
bestimmungen  haben  dm  Falle  der  Hinterziehung  An^dehnung  und  genauere 
Specialisirung  (neuer  Art.  (>4,  alter  60),  die  Stmfen  dafür  ^  <  rschiifong,  vom  bisher 
5  -10- fachen  aof  das  10-faehe,  erfahren.  i  )»en5o  gewisse  Oniuungsstrafen,  gleichfalls 
mit  Ausdehnung  der  Fälle.  Verstösse  gegen  die  Geheimhaltungspflicht  werden  wie 
bisher  auch  bei  dieser  Steuer  nur  anf  Antrag  des  Verietzten  rerfulgt.  Die  Bestimmungen 
A.  Wagaer,  VinauwtaMBMliaft  IT.  54 


Digitized  by  Google 


6.  B.  Uebersichteo  d«r  Beftteaeraag.  Kachträge. 


Uber  NachzahlaDKspflichten,  auch  nach  dem  Tode,  sind  ebenso  vie  bei  dco 
anderen  Stenern  rerscbärft  (Art  78),  Niederaehlftgang'  der  ftMW  ans  dttudbeii 
tirAnden  vie  dort  gewährt  «rorden  (Art.  77). 

Aa  das  Gesetz  schliesst  sich  wie  bisher  der  umfassende  „Geverbesteuer- 
tarif'  (Anlag«  1)  an,  mit  jetzt  144,  frflh«r  141  lanfenden  Nvmnieni.  d.  h.  Geverbe* 
gattongren,  mehrfach  mit  C  n  1 1- rabtheilanjren.  An  der  Stelle  der  CFentaell  bis 
4  Ortsciassensätze  des  frtUieren  Tari£i  sind  bis  4  Gelds&tze  in  steinenden  Be- 
träte en  tat  die  Normalanlaf  e  der  Geverbe  der  einuhieai  Rabriken  angesetzt, 
Tielfacb  mit  erheblicher  Steif^eruog  der  Sfttze,  wonach  dann  die  Kormalanlasre  eines 
Gewerbes  ,,nach  dem  grösseren  oder  geringeren  Umfang  des  (Jesrhafts- 
betriebs  uud  unter  Berücksichtigung  der  dem  Tarife  beigefügten  Krläutemneen'*  zu 
bem^en  ist  (Oeeeta  Art  5>  Der  Tarif  giebt  xoglelch  an.  via  bei  jeder  Robrik  die 
Betriebsanlage  zn  bemessfn  ^ei.  Also  immer  nocli  ein  nngehenrer  Classon- 
schematismns.  Far  die  nach  Art  7  nnd  8  nach  dem  Ertrage  zu  bemessende 
BetriebttnUge  entbilt  Anlage  II  des  Gesetzes  die  Cl esse n sitze,  beffinoend  mit  V»  M. 
Steuer  bei  Ertrag  bis  500  M.,  1  M.  bei  500—750,  2  bei  750—900.  3  bei  900' bis 
1050  M.  n.  «.  w.,  25  bei  2800  -8000,  210  bei  9500-10.000.  830  bi«i  12.500— IB.OOO, 
Steigerung  lui  je  lOÖÜ  M.  dauu  uin  je  30  M.  bis  25.000.  um  je  40  M.  bis  42.000| 
bei  42.00d-4B.000  ist  der  Satz  1470.  bei  höherem  Ertrage  SV,  %  des  Betfigs.  mit 
dem  die  vorhergehende  Classe,  die  immer  um  1000  M.  steigt,  endet.  Das  Maximum 
also  etwas  fruber  eintretend  als  bei  der  Einkommenstener,  aber  etwas  höher  steigend 
(dert  8  %  bei  ttber  51.000  M.),  aber  bei  der  Kapütlrentensteoer  tritt  der  Satz  toü 
SV'a  */o  schon  bei  1000  M.  ein  und  steigt  er  bis  auf  4  %  (s.  o.  S.  835).  Eine  immer- 
hin bemerkenswurth  ferachiedeue  Behandlung  der  3  Einkommenarten  in  diesen 
3  Ertragssteuoni. 

Ich  muss  mir  hier  in  diesen  bleeien  Kachtrigen  weitere  Kritik  renagen,  halte 

aber  mein  früher  gegebenes  Gnheil  nher  das  ganze  System  und  über  diese  „Reform" 
aufrecht,  ohne  die  mancherlei  Verbesserungen  zn  l&ngnen.  Die  Congrnität  der 
Stenern  unter  einander  fehlt  eben  ond  llsst  sich  anob  in  nlehen  Srtracs- 

Steuersystem  nicht  erreichen.  Deshalb  mn>>  es  nls  veraltet  j^clt  ^  nnd  alle 
„Reformen"  daran  als  blosse  Keparaturen  und  Flickwerk.  Das  lieKt  im  System 
und  ist  kein  Vorwurf  gegen  die  Gesetzgeber,  nur  dass  diese  eben  das  endUch  einsehen 
sollten.  S.  Uber  diese  (tusctzgebung,  in  eingehender  historischer  Darli^ng  der  Ent- 
wiclduntr  der  haierischen  directen  Besteuonjnar.  die  grosse  Abhandlung  von  G.  Schanz, 
im  Fin.-arcb.  B.  17,  S,  551 — 772.  Eb.  S.  773  ff.  auch  die  neuen  Gesetze.  Darn 
ferangebead  der  AnAatz  „die  Frage  der  baierisoben  Steuerreform**,  eb.  S.  527—550. 
Ich  kann  hier  dazu  jetzt  nicht  wt-iier  Stellung  nehmen.  Mehrfache  ein^eh(!nde  Com- 
mentare  n.  dgl.  zü  den  n^oen  Gesetzen,  so  ron  Bayerl.  Wolfram  imd  Prenner 
n.  A.ni.  8.  anch  E.  JSger,  die  baierische  Stenerrefonn  ron  1899,  ein  Beitrag  znr 
Mittelstandspolitik  (1900). 

Das  gleichzeitig  erlassene,  am  1.  ,Tan.  10<>0  mit  in  Wirksamkeit  fi)T  die  Be- 
steuerung getretene  Gesetz  über  die  IJesei  r  i;i;ung  der  staridcaherriichen 
Steuerfreiheiten  hat  im  Wege  des  Liu:«eitig  gesetzlichen  (nicht  vertragsmfissigen) 
V.  rfahrens  einen  Rest  alter  Steuerfreiheiten  be<'  itia-t.  Die  den  Standesherren  anf 
Grund  der  §.  58 ,  55 ,  56  der  IV.  Verfassungsbeilage  für  sich  und  ihre  Familien  zu- 
stehende Freiheit  von  Stenern,  Geraeindetunlagen ,  Zoll«  nnd  Wegegeld  wnrde  anf- 
gehoben,  aber  den  Standeshi  rren  :iuf  AnmeMunt!:  eine  Entschidipun  aas 
der  Staatscasse  in  einmaliger  Kapitalabtindung  gewährt,  nach  näheren  Bestimmungen 
des  An.  3  (18-fachcs  vom  ermittelten  Jabreswerth  der  aufgehobeneu  Steuer-,  Gemeinde- 
Umlagen  und  der  ZoUfMbeit  mit  Znlassnng  renraltnngaiecbtlicher  EntM^eidnng  gegen 

die  Ft'->t-:teIIunir'. 

Der  von  den  neuen  Stenern  zu  erwartende  finanzielle  Effect  tritt  mit 
(nicht  allein)  ans  den  Voranscblftgen  im  Finanzge^otz  für  1900  nnd  1901  herror.  In 

1000  M.  i=5t  die  Grundsteuer  für  1  Jahr  hier  mir  11.471.  in  der  vorangehenden  Periode 
l^'.tb  t)Ü  mit  11.480.  die  Uaussteoer  mit  6.»lb,  vorher  mit  U.ä34.  die  Gewerbesteuer 
nach  Gesetz  von  1899  mit  9.800,  die  Hansirgewerbestener  mit  200.  vorher  beide  sn- 
saninien  mit  7.826,  die  Kapitalrcntensteuer  mit  5500.  vorher  mit  4900.  die  Einkommen- 
sf*»i!f»r  mit  2900.  vorher  mit  2775.  alle  diese  directen  Steuern  mit  80.689,  roiher  mit 
oo.^rild  angesetzt;  Steigerung  also  besonders  bei  der  Gewerbenteuer. 
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Zd  S.  169/170.  Gobahrenweseu.  £in  ueoes  GeseU  darüber,  d.  h.  ttb«r 
die  Recbt  sgrebtlhrea  d.  s.  fr.  tot  mu  Anitas  der  EioAlbniag  des  Burgeiliclieii  Geaetz- 

biirlis  auch  in  Baiern  erlassen  unter  dem  0.  Juni  1B09  und  dann  die  ereltende  Ge?>etz- 
gebung  über  die  Materie  (GeaeU  vom  18.  Aug.  1879  mit  Novellen,  Fassung  von  1892. 
s.  oben  S.  171)  neu  rcdigirt  worden;  Bekanntmachung  vom  22.  Nov.  1899,  Couimentar 
von  V.  Pfaff  und  v.  Reisenegger.  Ebenett  ist,  nach  Aend'Tungen  we^en  d<js 
T>  R.  G.  mit  dem  Erbsch  aftssteo  ergesetz  vom  18.  Aug.  1879  in  derselben  Bu- 
kaiiutxnaohuug  verfahren.  Aach  andere  SteoergeseUe,  so  das  über  die  Grundsteuer 
Dnd  das  Uber  die  Haoss teuer,  heben  in  Folge  dee  D.  B.O.  Ueloe  Aendemigeii  in 
der  Feesmif  einzelner  Bestlmmiiiigen  erfahren. 

Württemberg. 

U.  Halbband  §.  61—73,  S.  203—244.) 

Nachträge  aus  der  Gesetzgebong  ron  1899—1900. 

Zu  S.  222  (T.  Die  189S  vorliiiifif'  t^escheiterte  Reform  der  dirccten  Be- 
steuerung ist  zwar  noch  nicht  wieder  aufgenommen,  doch  steht  diese  Maassregel 
io  Aosiicbt  Im  Einzelnen  sind  aber  in  den  letzten  Jahren  venehiedene  legislatire 
Tor^taife  hier  noch  in  erwähnen. 

Zu  S.  208  ff.,  217  ff.  Für  die  zur  ersten  Gruppe  der  directen  Staatsstenern, 
den  sogen.  Katastersteucr  n,  gehörende  Grund-  uud  Gebäud  e ste  u er  ordnet  ein 
Geeeix  Twn  20.  Dec.  1899  die  Anlogung  und  Fortführung  eigener  Steuerbücher 
an.  Diese  sind  für  jeden  Steuerdistrict  von  der  Gemeinde  unter  Aufiiicht  der  Staats- 
behörde anzulegen  und  zu  führen  (J2egierungsblatt  1899.  S.  1219)-  Dazu  ministerielle 
TellngBrerordnnng  vom  18.  Jan.  1900  (Regierungsblatt  1900,  8.  65). 

Zu  S.  211.  Zweitf  (iruppc  der  directen  Staatssteuern.  Steuer  von  Kapital-, 
Renten-,  Dienst-  und  Beru  fse inkomme  n.  Die  Steuer  nach  dem  Gesetz  von 
1882  hat  zuletzt  durch  das  G^etz  vom  23.  Mai  1890  Abänderungen  erfahren.  Eine 
neue  ministerielle  Vollzugsverordnung  dazu  vom  20.  Oct.  1899  (Reg JlL  1899,  S.  765). 
Darin  Anfirabe  der  Nacblassgerichte ,  die  Erben  auf  die  Bestimmungen  der  Gesetze 
rou  1872/1890  hinzuweisen,  vom  Erblasser  nicht  fatirte  Einkommen bezüge,  aus 
denen  die  Steuer  am  Todeetage  des  Erbksaers  noch  nicht  Toijihrt  In,  naehtriglldi 
aanmelden. 

Zu  S.  219,  auch  241.  Für  die  Wandergewerbe  hat  ein  Gesetz  vom  Id.  Dec 
1899  allgemein  eine  aparte  Geverbesteaor  eingeflUirt.  Es  tiiA  beeondere  Be- 
stimmungen Uber  die  staatliche  und  über  die  communale  Besteuerung  dieser 

Gewerbe.  Ersterc  treten  an  Stelle  der  bisherieen  des  allf^emeinen  (Jesetzes  vom 
28.  April  1S73,  betr.  Grund-,  Gebäude-  uud  Gewerbesteuer,  icUterc  an  Stellu  der 
Beatimmimgen  des  Gesetzes  ?om  23.  Juli  187S,  b^tr.  Besteuerung  der  Amtskörper- 
schaften und  Gemeinden  und  des  (Jesetzes  rom  28.  ^Slai  1890,  betr.  Commnnal- 
besteuerong  des  Hausirgewerbes.  £s  werden  als  steuerpflichtig  unterschieden  Uausir- 
gewerbe,  Detailreisende,  Sehanstellangen  nnd  Lustbarkeiten,  Vander- 
lairer,  ausserdeutsche  Handelsreisende,  wofür  der  dem  Gesetz  beigefügte 
Tarif  Steoerüätzc,  meist  innerhalb  eines  Minimums  und  Maximums,  feststellt.  In  den 
Gemeinden,  in  welchen  eine  Umlage  auf  Grundeigcmhum,  Gebinde  und  Gewerbe 
Stattfindet,  ist  die  Wandergewerbesteuer  obligatorisch  in  Form  Ton  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuersitzen,  in  gbnrheni  Prorentrerbfiltniss,  wie  der  T^^^rag-  des  Gemeinde- 
und  Amtsscbadens  zur  Staatsgewerbesteoer  auf  das  stehende  Gewerbe,  zu  erheben. 
(8.  Gesetz  im  Beg.U.  1899.  8.  1168  E)  MinisteiieUe  VoHsagsrerordniing  m  dem 
G«  t/  vom  18.  Dec  1899  (eb.  S.  1185  C),  mit  Zusatz  vom  18.  Dec  1900  (Reg.bl. 
im,  S.  989). 

Zu  S.  223,  auch  228.  SteaersKtze  der  directen  Staatssteuern.  Nach 
Finanzgesetz  vom  27.  Juli  1899  für  die  Finanzjahre  1899  und  1900  sind  die  ;3  Kataster^ 
steuern,  Grund-,  (A  bfinde-  und  Gewerbesteuer,  wieder  mit  3.9  ®/o  jährlich  vom  Steuer- 
anschlag, bezw.  steuerbarem  Betrag,  die  anderen,  von  Apanagen  u.  s.  w.,  vom  Ein- 
kommen ans  Kapitalien ,  Renten ,  vom  Dienst-  und  Bemfseinkommen  mit  4.8  %  des 
steuerbaren  Jahresertrags  zu  erheben.  Tin  (Jeset?  auch  die  nestimmtinfren  über  die 
Steuersätze  der  übrigen  Steuern.  —  Im  beigefügten  Etat  stehen  tOr  19UU  die  Kataster- 
Stenern  roh  mit  10.691.500,  rein  mit  10.886.270,  die  anderen  directen,  sogen.  Fassions- 
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steaern  mit  htiw.  7.G73.'JÖ3  und  7.39ü.00u.  zuaaiuuien  beide  uiit  18.165.453  ua*j 
17.783.270  M.,  als  Summe  der  directen  Steoem.  Die  gesammten  iiidirecten 
siril  nng-esetzt:  Accise  (Liejcensrhaftsaccise  s.  u.)  mit  roh  2.443.000,  rein  2.348.0(X). 
Abgabe  ron  üuadea  mit  515.000  and  273.000  (oach  Abzoc  des  üommuiudMtÜieils), 
die  WirtbBehaftnbKmbeii  (s.  u.)  mit  11.400.000  und  10.274.290.  die  Spoiteln.  Oericbts- 
gebuhreo,  Erbschafb-  and  Sein  nki nirssteaer  (s.  n.)  mit  roh  und  rein  3.11'>  0n0,  zu- 
sammen indirecte  Steuern  roh  i7.4ü8.000,  rein  16.035.290  ond  Summe  aUcx  Steuern 
35.863.453  und  33.^18.560  M.,  woneben  der  Ertrag  des  „Kammerguts"  (Dom&oea, 
VerkehrsaastAlten,  incl.  Staatsbähnen.  Münze.  Staat^aaielger,  recMdiläena  oanittalbtre 
Einnahmen  der  Staatshauptcasfie)  mit  29.424.970  M.  anaresetzt  ist. 

Za  S.  228,  229.  Eisenbahnen.  Der  Ueinertra^  derselben  steht  im  Etat  fa.r 
1900  mit  16.8  Hill.  MMk.  die  Gesammtanigabe  för  die  Stneteachnid  mit  20iS08.69O 
Mark.  Für  die  Staatsei>;ftnbähnen  ist  dureh  Gesetz  vom  2'»  /"ili  1809  ein  eig-r>ner 
Reservefonds  gebildet  worden.  Es  soll  danach  der  nach  dem  Voranschlag  des 
Specialetats  der  Staatsbahnen  za  erwartende  Reinertrag  in  dem  Hauptfinanzetat  nur 
bis  za  der  Hohe  eingestellt  weiden,  welche  in  nindcr  Summe  dem  Darchschnitt  dar 
Ablieferangen  der  Eisen hahncwo  während  der  letzten  10  zur  Zeit  der  Eißbrin^ng- 
des  Haaptfinanzetats  icchuungsuiäsaig  abgeschlossen en  Etatäjahre  entspricht,  mit  der 
üebergangsbestimnrasg^  daj>s,  solange  dieaer  DaicbacliDitt  16.8  Hill.  Mark  nieht  er- 
r-'i  -ht.  rl:  -'^r  Betrag:  in  den  HntipttiDanzetat  kommt.  Der  wirkliche  Mehr'Ttrag  aoll 
dagegen  einem  Reservefonds  zuüie&sun,  aas  dem  dann  ereataell  bei  wiriUichem  Minder-; 
extnir  der  Bahnen  vnter  dem  fen.  DoroliBduiitl,  besv.  nsCer  16.8  Ifill.  Ifaik  dna' 
Fehlende  in  einem  Jahre  ergänzt  wird.  Wenn  der  Reserrefonds  5  MilL  Mark  Qber- 
steigt.  ist  tiber  die  Verwendung  des  üeber^rhn^-^fs  mir  deri  Ständen  Vereinharuner  zu 
trcS'en.  Das  Ucset£  gilt  vom  1.  April  18'.tl*  an  bi^  .ü.  Marz  1U09  Es  ist  roa 
prinzipieller  Bedeotang  ftir  das  Finanzwesen  dus  Staatsbahnsystems  and  indirect 
auch  für  die  Besteuerung.  S.  das  Geaeu  mit  B^szOndnng  und  Gommiasionabericht 
auch  in  Fin.arch.  B.  16,  S.  bb4  ii. 

Zq  8.  214.  Gericht 8 gebühren.  Darob  Geaeta  ?om  4  Juli  1899  ist  die 
Regelung  des  Ge  richtskostenw  i-sens  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  »owie  im  Zwangsversicherungs-  und  Zwangsrerwaltungsirerfahren.  soweit 
diese  Regelung  tiberhanpt  der  Umdesgesetzgebung  Uberlassen  ist,  im  Wcire  Königlicher 
Verordnung  für  statthaft  crkl&n  worden.  Mit  deui  Inkrafttreten  treten  die  landes- 
rechtliclien  Vorschriften,  auch  das  Gesetz  über  Notariatssporteln  vom  8.  Juni  1833 
ausser  Kraft.  Aof  Grand  dieser  gesetzlichen  Ermässigung  ist  die  Materie  einheitlich 
in  einer  vmfassenden  Kihdrf.  Verordnnng  vom  11.  Nof.  1899  ala  ..Geriehtskoaten- 
Ordnung"  (Rechl.  1890,  S.  925— OH.'^l  mit  den  Ein/ellieiten  der  Tarifsätze,  und  durch 
Königl.  Verordnung  vom  14.  Kov.  1Ö99  aht  Gebührenordnung  ffir  liotfre  a.  s.  w.  ge- 
regelt worden  (ei).  S.  9(>4~978). 

Zu  S.  214.  Sportein.  Das  geltende  Gesetz  vom  24.  März  1881/14.  Juni  1887 
hat  mancherlei  Abänderungen,  auch  in  den  TnrifsHtzen.  durch  die  Novelle  vom  'Js.  Dec. 

1899  erfahren  (Hee.bl.  1899,  S.  1271 — 1283).  Das  ganze  Gesotz  ist  daraul  als  „all- 
gemeines Sportelgesotz*^  rom  28.  Dec.  1899  neu  rcdigirt  weiden .  mit  Tarif 
(eb.  1899,  S.  1334—1374).  D.^zu  ministerielle  VoUzngsverordnung:  vom  2.  Jan.  1900 
CReg.bl.  1900.  S.  1  £)  und  weitere  Verfügung  des  Ministeriums  des  lanem  vom  24.  Jau. 

1900  (eb.  S.  52  ff). 

Zu  S.  212,  214.  Die  sogen.  Liegenschaftsaccise ,  die  bisher  auf  Be- 
stimmnngen  des  Accisegesctzcs  vnm  IS.  Juli  ls*24  und  Zusatzpeset/es  dazu  vom  1^.  Sept. 
1852  und  anderen  Gesetzen,  auch  mit  auf  dem  bportelgcsetz  von  18ö7  beruhte,  ist 
dnrch  ein  ncaes  Geaetz  rom  28.  Dec.  1899  unter  dem  passenderen  Namen  Umsatz- 
steuer oder  ßesteuerunp  des  Umsatze^i  von  (J ru n  ds t iu  k n  neu  sreregelt  worden 
(Reg.bl.  1899,  S.  1254—1271).  Die  Steuer  triUt  Kauf-  und  Tauschrerträge  ond  andere 
ent^ldiche  Bechtig«wblfte  tiber  den  Erwerb  des  Etgenthnms  an  GrandaMelten  und 
solchen  Berechtigungen.  Uber  welche  die  sich  auf  Grundstucke  beziehenden  Vorschriften 
gelten,  mit  einigen  sachlichen  (so  für  steuerpllictigen  Werth  bis  120  M.)  und  persön- 
lichen Befreiungen  (so  in  gewissen  Fällen  für  Abkömmlinge  bei  stouerpflichtigcu 
Bechtsgeschäftca  mit  Eltern  und  Voreltern,  für  die  Hälfte  des  Werths,  falls  der 
steuerpflichtige  Werth  20.000  M,  nicht  ubersttiut.  Art.  II.  Nr.  ein  anderer  Fall 
Art.  II,  jir.  6  bei  Auseinandersetzung  Uber  elterlichen  Isachlass,  mit  ganzer  Befreiung). 
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D' r  Nonnalsatz  (i»^r  Umsatzsteuer  ist  1  M.  Jo  Pf.,  also  so  viel  %  ron  1(K)  M.  Steuer- 
pflichügen  Werthsi.    Das  Gesetz  trat  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft 

Zu  S.  215.  Erbsrhaftä-  Und  Sch en k u ngsste aer.  DasOeeeti rem  24.  Mars 
l^Sl  ist  durch  die  Noreile  vom  26.  Der.  1809  abgeändert  worden,  namentlich  auch 
zur  Herbeilahrung  der  Oebereinstimmung  mit  dem  Deutseben  Buj^erlicbea  (iesetzbach 
(Re^.bl.  1899.  S.  1282—1%$).  Die  Stenerfreiheit  der  Oeeoeodeiiteii  <jetit  Ab- 
k^^irimlinirL*-  au:?  triltic-'n  Elion  oder  :\U  oheliche  ireltendt'.  lei^itimirte  Kinder  thj  )  :  u 
Abl^ömnüloge  nach  gewissen  Para^p-aphen  des  D.  B.  U.,  uneheliche  au»  Kachiasö  der 
Mutter  und  der  mütterlichen  Voreltern)  und  der  Ehegatten  ist  geblieben.  Sonst  rind 
frei  Anf&IIe  im  (iesammtwwth  für  1  Person  bis  120  M.  m  wenig!),  Zuwendungen 
an  Dienstboten  und  jrewisse  Hausstandsangehörige  bis  IMUO  M.  Der  Steuersatz  darf 
sonst  im  niedrigsten  Betra^^e  2  %  Anfallwerth  nicht  ubersteigen,  wird  Im  üebrigea 
für  jede  Etats|wriode  doreli  das  Flnaii^eset/;  nach  den  Grundsätzen  dee  Art  6  (neue 
Redaction)  febtiresetzt.  Das  Minimum  von  2 "  \,  trifit  Eltern  utid  Geschwister,  das 
IVs  feche,  aUo  normal  3  Gross-  und  andere  VorcUern,  au  Kindcssuit  angcnommeuo 
Kinder  md  deren  AbkOmmlüife,  Scbvfegerkliider,  Stiefkinder  und  renehiedene  andere 
Kategorieen,  dann  Neffen  und  Nichten,  das  2«fiich6,  al^o  normal  4%,  Stiefeltern, 
Adoptifcltern,  Schwiep:creltem,  Oheime,  Tanten,  •»ro^snelfen  und  Nichten,  das  .'^-farhe. 
«Iso  6®/^,  Grossoheime.  -Tanten,  Kinder  vou  Ohcimeu  und  Tauten,  daä  4-iache.  aläo 
8  ^U*  alle  andereren  Flll«t  mithin  das  heute  mehrfach  in  Dentschland  Übliche  (zu 
niedrijre)  Maximum.  Das  pan-o  f Thschnfts-  und  SchenkuiijTSSteuergesetz  nach  dem 
Gesetz  Ton  1881,  der  liovelle  vom  6.  April  Ibiiö  und  der  neuen  Tom  26.  Dec.  189d 
Ist  dann  als  Gesetx  trem  26.  Dee.  1899  neo  redigirt  worden  (iieg.bl.  1899«  8.  1296 
hh  1317).  Es  trat  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft.  Ministerielle  Vollzugs?erordnung  dazu 
vom  27.  Dec.  1«99  (Keg.bl.  1899,  S.  l.Sl«  ff  ).  Im  Finanzgesetz  för  1899  und  1900 
war  der  Mininialsau  ron  2      wie  gewübnlich  angesetzt  worden. 

Zu  S.  212.  Wi  rtbsc  iiaftsabgaben.  Das  noch  gditende  Qesett  rom  1».  Juli 
1S27  bat  durch  die  Nuvelle  vom  4.  Juli  1900  Abänderungen  erfahren  (Reg.bl.  1900, 
S.  503 — 518).  Die  diesen  Abgaben  nach  dem  Gesotz  ?on  1827  unte^^enden  Ge- 
trinke vnd  Flilssfgkeiten«  Wdn.  Obebnost«  Bier»  Branntwein,  Uquenn,  Esrig  sind  in 
dem  neuen  Geset/  auf  die  Getränke  „Wein  und  Ob>tnio^t,  welche  ausgeschenkt 
oder  sonst  in  Mengen  unter  20  1.  gegen  Entgelt  abgegeben  werden",  eingeschränkt 
worden.  Der  neuerliche  Steuersatz  von  1 1  für  Wein  (frtther  15  %)  ist  gebUebeu, 
für  Obstmost  ist  er  8  "/q.  Die  Berechnung  erfolgt  auf  Gmnd  des  Durchschnittspreises, 
für  dessen  Feststellung  die  Wirthe  auf  Verlangen  der  Steuerbehf^rde  „wahrheitsgemässe 
Auskunft"  Uber  ihre  Ausschankpreise  zu  ertheiien  haben.  Abgang,  Schwand,  freier 
Hansbraocb  wird  in  bestidiinten  Zahlensitzen  gereeelt.  Bei  fehlender  Einigung  den 
Bezirkssteneramts  und  des  unter  Abstich coiitrolo  stehenden  Wirths  tlber  Durchschnitts- 
preis und  Hausbranch  entscheidet  eine  Bezirkscommission  (Novelle  Art.  20,  a  tf., 
neves  redigirtes  Gesetz  Art.  18  ff.).  Die  regelmässige  Erbebnngsfentt  ist  der  Äceord 
geblieben,  gewöhnlich  auf  3.  eventuell  auf  2  Jahre.  Die  ganze  geltende  Gesetzgebung 
dann  neu  redigirt  in  dem  „Wirthschaftsabirabengcsetz"  vom  4.  Juli  1900, 
das  also  jetzt  einfach  ein  Landes- Weinsteuerge>»et£  daräteUt  und  dca^ca  Be- 
stehen für  Wuntemberg  Grund  der  Opposition  ge^en  eine  Reichsweinsteuer  ist 
^0.  S.  722).  (S.  Refj.bl  1900.  S.  .'14—525.)  Es  trat  am  1.  Oci.  1900  in  Kraft. 
Ministerielle  VolUugsverordnung  rom  30.  Aug.  1900  (eK  S.  674  (1.). 

Zn  S.  218.  Bier-(Malz-)atener.  Ide  bisherige  Gesetzgebung  (s.  o.  8.  214) 
ist  durch  ein  einheitliches  neues  Gesetz  vom  4.  Juli  1900  ersetzt  worden,  vom  1.  Oct. 
1900  an  (Reg.bl.  1900.  S.  542—565).  Die  Biersteuor  zerfällt  wie  bisher  in  die  Malz- 
steuer und  die  Üebergaugssteuer.  MaU-  und  Hupfcnsurrogate  sind  nicht  mehr  zu- 
gelassen, für  nntergähriges  Bier  darf  als  Malz  nur  Gerstenmalz  verwendet  werden. 
Die  VcranIa'";Tir  der  ^Talzsteuer  erfolgt  nach  dem  Gewicht.  Selbstthittige  Wftge- 
Terrichtnngen  werden  neben  anderen  Methoden  zur  Bestimmung  des  Gewichts  mit 
bennttt  Der  Steuersatz  wird  wie  bisher  im  Ftnanzgeselz  festgestellt,  in  dem  fbr  1899 
und  1900  nach  dem  neuerlichen  Satze  von  10  M.  für  100  unceschrotenes  Malz 
und  nach  dem  Princip  der  Staflelsätze  nach  der  Grösse  der  in  einem  Rechnungsjahre 
verwendeten  Malzmenge  (bei  Menge  bis  500  Doppelcentner  70  %  des  Satzes,  sonst 
für  die  ersten  500  D.-C.  so  "  ,,  di.-  folgenden  1500  100,  die  folgenden  2000  110,  die 
folgenden  .'Of»0  120.  die  weitere  Menge  125  Brauerei  nur  zum  Hausbrauch  zahlt 
für  die  ersten  5  D.-C.  25      des  Satzes.   Die  Uebergangssteuer  trifil  das  über  die 
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6.  B.  Cebecaichten  der  Besteuerung.  Kachtr&go* 


Läüdeiigrenze  eiügefuhrte  Bier,  uach  dem  im  FiJiaiiiXi:s''t''-  bestimuaesi  bdtze  (für  L^V*y 
Qod  1900  8  M.  ftlr  1  hl.  braunes,  1  M.  65  Pf.  für  weisses  Bi*  r  nach  dem  neuen 
Biersteuergiesetz  zunächst  bis  3"'.  Apri!  VM)l  2  M.  2-'  Pf.  für  Bior  1)1  rhauptl  und 
das  emgefubrte  geschroteoe  MaU  mit  dem  gesetzlich  bestimmten  Höchst  betrag  der 
JUntover.  Das  Geaets  trat  an  Stelle  der  frftliereii  am  I.  Oct  1900.  HintotMieDe 
Tollz«5:5Terordnung  vom      Juli  1900  (Kl-^.IjI.  1000.  S.  565  ff.). 

Zu  70,  S.  235  fi.  Gemeinde besteueruug.  Di«  (iiltii^kcitsdauer  der  Be- 
stimmungen tlber  die  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden,  die  am  31.  M&rz  1899  ablief, 
ist  durch  Gesetz  v<>m  24.  M&rt  1899  bis  81.  März  1905  verUngeit  worden  (oben 
S.  236,  237,  Art.  17  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  Uber  die  Besteuerung  der  Amts- 
körperachaften  und  Gemeinden«  iu  Fassung  des  Gesetzes  rem  14.  Juni  1887,  Beitrags- 
?«rliiltiiitt  rar  Umlage  der  AmiakOipeiKlAfka-  und  Oemeindoateiieni  aof  Groadei^en- 
thum ,  GebRude,  Gewerbe.  Erhebung  Örtlicher  Verbraacbsabfraben  nach  Gesetz  rom 
28.  Juli  1877.  25.  M&rz  1887.  s.  0.  6.  238,  Zuschlag  zur  Handesteuer  nach  Gesetz 
Tom  2.  Juli  1869,  s.  0.  S.  238,  Znadilag  cor  Liegenschaftsaccise.  nach  Gesetz  rom 
14.  April  1893,  s.  0.  S.  289).  —  Pttr  die  communale  Besteuerung  der  Wander- 
gewerbe frilt  jetzt  das  vorhinerwrihnte  (S.  83!>)  noi!"  <it>s*'tz  vom  15.  Dec.  1899  mit. 
Die  Ermächtiguug ,  Biursteuern  zu  erhebeu,  i^t  auch  iu  den  letzten  Jahren  1899 
und  1900  wieder  einer  weiteren  Anzahl  Gemeinden  ertheilt  vorden. 

Zu  S.  237  ff.  244  ff.  Oertliche  Ve  rb  ran  clis  a  b  -  a  V»  m.  Nach  Ki;I.  VerordnurjL: 
vom  26.  MAra  1899  ward  die  Fortsetzung  der  Erhebung  von  solchen  auf  Grund  des 
Gesetzes  fom  2i.  Min  1899  erdittilt,  in  mehi&eh  venebiadeaeii  Stttaersltieii:  tta 
Bier,  Fleisch  und  Gas  an  2  Gemeinden  (Stuttgart  und  Esslineen),  für  Bier  und  Fleisch 
an  11.  darunter  Ulm,  fttr  Bier  und  Gas  an  1.  Heilbronn,  bloss  fl\T  Bier  an  ^^5,  zu- 
sammen also  an  49  Gemeinden.  Dazu  sind  1899  noch  weiter  lö  Gem^iudeu  für  Bier. 
I.  Tübingen,  jetzt  auch  for  Flaiicb.  1900  ferner  22  fUr  Bier  und  1  mit  für  Fleisch, 
Heilbronn,  gekommen,  so  dass  nicht  weniger  als  8G.  zum  Theil  recht  kleine  Gemeinden, 
solche  Steuern,  allgemein  diese  freilich  nur  Bierstcnem,  aber  doch  auch  13  davon  za- 
glefch  Fleitclitteiieni  erbeben. 

Zu  S.  2o5,  241.  Gemeinden  und  Amtskörperschaften.  Ihrer  BesttUeruni: 
ist  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1900  auch  der  Gewerbebetrieb  der  staatlichen 
Salinen  und  Hüttenwerke  unterstellt  worden,  und  zwar  nach  Manasgabe  der 
allgemeinen  Uber  die  Beatenerong  dw  Gewerbebetriebe  geltenden  gesetdichan 
Vorschriften. 

Zu  8.  239.  Ablftanng  der  Bealgemcinderechte  und  ähnlicher  fiedite 
ist  dnrdi  Gesetz  rom  28.  Nov.  1900  gtfegelt  worden.  Es  unterliegen  danach  die  mit 

Bealgemeinde-  oder  ähnlichen  Rechten  als  bleibende  Last  verkntJpften  privatrechtlicheu 
Verbiudlichlceiten  zu  Leistungen  fUr  ötientliche  Zwecke  auf  Anrufen  des  berechtigten 
•der  rerpftiehteten  Theils  der  AblOsong.  ebenso  die  ans  dem  Healganeindemints- 
verh&ltniss  oder  aus  ähnlichen  Verhältnissen  privatrechtlicher  Natur  herrührenden 
Ansprüche  auf  besondere  oder  erhöhte  Nutzungen  an  dem  £igentham  der  bttrgerlichen 
Gemeinde  (Keg.bl.  für  1900.  t>.  869—892). 

Baden. 

(2.  Hnlbband  §.  74—98,  S.  245-312.) 

Nachträge  ans  1899  und  1900. 

Finanzen,  Steuern,  (iebühren  überhaupt,  (icsciz  vom  12.  April  lödy, 
betr*  ZwangSTollstreckung  wegen  öffentlich-rechtlicher  Geldforder- 
ungen (Gesetz- und  Verordnuni^sblatt  1899,  S.  III)  Dazu  finanzministerielle VoUzujn- 
Verordnung  vom  30.  Oct  1899  (eb.  S.  140  lt.).  —  Neue  Hedaction  des  Textes  des 
Geaetses  rom  21.  Jnli  1889,  betr.  Verjthrnng  öffentlicher  Abgaben,  vom 
Sept.  in  Gemässlicit  der  Einführung  des  Deutschon  Bürgerlichen  (lesetzbucbs 

(bad,  Ausfuhr.ges.  vom  17.  Juni  1899,  Art.  44,  Gesetzblatt  lö99,  8.  493).  —  Neue 
„Beitreibungsordnnng*'  (ministerielle  Verordnung  vom  30.  Nov.  1899),  betr.  die 
Beitreibitng  der  anf  dem  öfientlichen  Recht  beruhenden  Geidf  orderangon  der 
Steuer-  und  Zollcasscn   Gesetzblatt  1899,  S.  775  ff.). 

Zu  8.277.  Wandurgew  erbesteuer.  Zu  dem  neuen  Gesetz  vom  8.  Mai  läd9 
ministerielle  VoUzngsverordnnng  vom  12.  Joni  1899  (Gesetzblatt  1899,  8.  186)  oebit 
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eiacr  Specialrcrordauag  von  demselben  Taf^e  (eb.  S.  199),  feroer  rom  6.  Oct.  1^00 
(«esettblatt  8.  10@8)  und  vom  24.  Dee.  1900  <eb.  8.  1160). 

Zu  S.  264  Weinsteuer,  Gesetz  vom  19.  Nov.  \^>^2.  Aenderung'en  in  lier 
VolUugDferordnuiig  dazu  vom  26.  Oct.  lt<H2  durch  Vcrordaung  vom  3Ü.  Aug.  1599 
((>«8eublatt  1899.  S.  440)  und  Verordnung  rom  6.  Dec.  1899  i^eb.  8.  804). 

Zu  S.  271,  287.  Oerichtskosten.  Neue  Gerichtskostenordnung  (mini- 
??r.>rielle  Verordnung)  vom  10  Jan.  1900  (Gesetzblatt  1900,  S.  2071.  Kostenrer- 
ordiiuüg  in  Angclcgcnlieiieu  der  CreiwiUigen  Gericbtübarkeit  und  bei  ZvangsroU* 
Streckung  in  da^  unbewegliche  VermOfeii  rom  31.  Jan*  1001  (Oesetzblatt  S.  4S^. 

Zn  S.  287.  Erbschafts-  und  Sc  he  nku  ngssten  er.  Zu  dem  nen  n  Gesetz 
vom  14.  Juni  1899  ministoheUo  Volkugsrerordnuug  vom  6.  Doc  lb99  (GeseubUtt 
1809.  Si.  829 

Zu  §.  82,  S.  277—287,  auch  §.  76.  S.  254.  Reform  der  directen  Steuern. 
Diese  i<t  im  Jahre  l!(0o  darch  renohiMleiio  Gesetze  veiter  geführt  vorden,  aber  noch 
meht  zum  Abs»cliluaä  gekommen. 

Zn  8.  285.  Verkehrssteuer.'  Zu  dem  neuen  Gesetz  rom  6.  Mai  1899  Ober 
die  Besteuerung  des  Gründet  Uckverkehrs  mioisterieUe  YolUagireioidniing  rom 
19.  i?ebr.  1900  (.GeaeUblaU  fUr  1900.  S.  427). 

Dorch  das  sogen.  VerftnUgangsgesett  rom  6.  Avg.  1900,  betr.  das  Ver- 
fahr e n  bei  der  Vcranl:i).^unff  za  den  directen  Steuern,  d.as  am  1.  Jan.  1901 
in  Kraft  getreten  ist,  vurdan  die  (icsctze  vom  17.  März  1854  und  10.  März  1880 
(oben  S.  254,  255i,  betr.  die  Aufstellung  der  Kataster  der  directen  Steuern  und  betr. 
das  Yetanlagiingsverfahren  des  bisherigen  Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und  Einkommen« 
steuerge*.etzes  aufgehoben.    Die  jährliche  Feststell ft:i!r  der  directen  Steuern  erfolgt, 
soweit  nicht  für  einzciuu  Steuern  Anderes  bestimmt  wird,  durch  den  Steaercom- 
missar  (oder  Stellreitreter)  und  den  In  jeder  Gemeinde  bestehenden  Sebatsangs- 
rath  (§.  1  des  Gesetzes).    Dieser  besteht  aus  dem  Bürgermeister  (oder  Stellrertreter) 
und  einer,  nach  6  Urtsciassen  nach  der  Bevölkerongsgrösse  bestimmten  Anzahl  von 
3—18  Mitgliedern  (§.  2).   Auswahl  und  Ernennung  wesentlich  wie  bisher  i§.  3  tf., 
o.  S.  255).   Der  Schatmmgsrath  hat  gemeinsam  mit  dem  Stonercommissar  fUr  mOg* 
liehst  voll^tiindiir.!  and  genaue  Aufstellung  der  Kataster  zu  sorgen  (§.  10).  Der  Stener- 
commiäsar  liat  die  Bottchlnssfassung  des  Schatznnrsraths  voizabereiteu        11  il.), 
Q.  A.  mit  Bestimmosgen,  wie  bei  ünteriaMing  ron  SlenerefUinnigen  des  Pflichtigen, 
dann  bei  Abgabe  von  solchen  zu  verfahren  ist.    Wenn  Einspräche  d  -  Pf?i  hti^'en 
beim  Steuercommissar  nicht  berticksicbtigt  werden,  kann  Entscheidnag  vom  Schatzungs- 
rath beim  nächsten  Zu-  nnd  Abschreiben  rerlangt  weiden  (§.  12,  rorietzter  Absatz). 
Dem  Selintzaogsrath  liegt  die  endgiltigo  Festsetzung  der  Steueranlagen  ob(§.  16,  1.  Abs.), 
fT  hat  d.ifrtr  die  erforderlichen  Hechte  und  Pflichten.  „In  die  Gewerbs-  und  sonstigen 
Yeih&ltmsse  der  Steuerpflichtigen  darf  dabei  aber  nicht  weiter  eingedrunj^cn  »  erden, 
^  es  der  Zvecit  der  Herbeiiohrang  einer  dem  Geeetrn  ontqmehenden  Steuervoran- 
la^'ung  erfordert'"  (§.  16,  letzter  Absat/\  Sch.ttzancrsrath  und  Steuerrommissar  dürfen 
auch  von  den  Verlasseuschaftsacten  Einsicht  nehmen  (§.  17).    „^eun  der  Steuer- 
pflichtige eine  Stenererki&rang  eingereicht  bat,  so  ist  diese  der  Veranlagung  zn  Grande 
zu  legen,  sofern  Bedenken  gegen  deren  Richtigkeit  nicht  bestehen'".  Bei  Beanstandung 
der  Krkl  iniri-  erfolgen  Mittheilunpen  und  Verhandlungen  mit  dem  Pflichtigen.  Werden 
die  Bedenken  dabei  nicht  behoben,  bo  ist  der  Schatzung^irath  an  die  Angaben  des 
Pflichtigen  Mdit  weiter  gebunden  und  bewiritt  die  Steueranlag«  n»  Amtswegen  (§.  I  Sj. 
Der  Steuercommissar  nimmt  stimmberechtigt  an  den  Abstimmungen  des  Kaths  Theil, 
die  nur  bei  seiner  Mitwirkung  gütig  sind  (§.  23).   Eechtsmittol  gegen  Beschloss- 
fassungen  des  Schattongsraths  haben  diejenigen  Stenerpllichtigen,  welche  keine  Stener» 
erkl&rungen  abgegeben,  Vorladungen  aber  nicht  irefol^^t  sind  (§.  20),  nicht  (§  -6, 
Abs.  V.    Anderen  Steoerpflichtisren  und  dem  Steuercommissar  steht  dag^en  Be- 
schwerde an  die  Steuerdireciion  zu       26,  Abs.  2).    Gegen  die  Eotscheidnngen 
der  Slenefdirection  hu  der  Pflichtige  noch  das  Recht  der  Klage  bei  dem  Ver« 
walfuners^erichtshof,  aber  wie  in  der  Weise  der  Ähnlichen  neueren  deutschen 
Gesetze  nur,  wenn  1)  eine  Schätzung  bei  richtiger  Anwendung  der  gesetzlichen  Bd< 
stimmttnfen  überhanpt  nicht  einzutreten  hatte,  ferner,  wenn  2)  die  rorgenommeae 
Scbätzunü:  auf  der  Xichtanweiiduny:  oder  der  unrichtigen  Anwendonsr  eines  Gesetzes 
beruht  odt;r  das  Schauuugsverl'ahren  an  einem  wesentlichen  Maugel  leidet,  la  diesem 
zweiten  1  alle  hat  der  Gerichtshof  eine  anderweite  Schitznng  doxch  den  Schntzuigamh 
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anter  Beobachtung  der  von  ihm  Uber  die  Aaslegnng  and  Anwendanf^  der  fresetzlichen 
Yl»neliriften  gegebenen  Weisungen  za  vcratilassen  (§.  28).  Die  Schatzangsrathti  und 
andere  mitwirkend*»  P»^T-sonen  haben  die  Pflicht  der  Geheimhaltunj,^  (§.  29).  Die 
Steu erdirectioQ  h&t  die  Gontrole  Uber  die  FeststeUaog  der  directen  Steaeru  und 
d«mgemft88  bestimmt«  Rechte  und  PfliebteB  (§.  82X  Mit  dem  Inknffttreteii  des  06~ 
setzes  wurden  sftmmtliche  Schatzangsräthe  aufgelöst  and  neue  nach  den  Rostimmangen 
des  Gesetzes  ernannt  (g.  33).  Finenzministerielle  Yolteagsferordnong  za  dem  G^tze 
fem  8.  Nor.  1900  (GeaetxUatt  1900.  S.  1030). 

Ein  Gesetz  rom  9.  Aug.  1900  tnf  dann  Ab&nderangen  des  bisherigen 
Einkommen-,  Gcw^erbe-.  Wandergrewerbe-  und  Kapitalrcntensteaer- 
gesetzes  (oben  S.  271  tf.  und  S.  27G  fl.j,  und  ein  zweites  Gesetz  rom  9.  Aug.  19<j0 
traf  Bcätimmongen  über  eine  neue  Einsch&tzang  der  Grands tticke  und  6e- 
b&ade  oben  (S        ff   fC  v  tzUatt  1900,  S.  877  ff.,  887  ff.). 

Dm  £inkouimeut>teuergesetz  rom  20.  Jani  1884  ist  in  Gemässbeit  der 
nenen  NotreUe  ron  1900  und  der  frftbeieD  NoreUen  neu  redigirt  worden  (finaas- 
ministerielle  Bekanntmachang  rom  20.  Sept.  1900,  Gesetzblatt  S.  991  ff.).  Die  Ab- 
findcrtinf'f^n  l)o/i^>ht'n  sich  auf  mancherlei  Einzelheiten,  znm  Thcil  nur  redac- 
tionelicr  An,  zum  iheil.  um  die  Bestimmungen  mit  denen  des  Deubchea  Bürger- 
lichen (iesetzbuches  in  Einklang  zu  bringen.  Auch  saclilicb  etwns  anders  geregelt 
ist  die  sabjectivc  und  objectire  Steaerpflicht  einzelner  Arten  physischer 
(jetzt  sogen,  ^natürlicher*'}  Personen  (Reichsaasländer).  Sabjectir  steaerpflicbtig 
änd  ron  niebt-physiscben  Personen  ausser  wie  bisber  Aetlen*  ond  Commandit- 
actiengcsellschaflen  auch  Gewerkschaften  und  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  geworden,  femer  aiigeiucin  Consumroreine,  ansser 
denen,  welche  ronriegend  den  gemeinschaftlichen  Einkauf  ron  Wirthschaf^bedQrfnissen 
des  landwirthscbaftlichen  Betriebs  für  die  Vereinsmit||^eder  bezwecken.  Die  Steuer- 
freiheit  von  3  "'^  Dividende  des  Arri -nlvapitals  u.  8.  w.  ist  geblichen.  Ausser  der 
Diridende  u.  s.  w.  sind  die  Summen,  weiche  zur  Bildung  ron  Beserre-  und  Erneuenings- 
fon^,  zur  Amoztiiation  von  Sebalden  nnd  des  Qrondkapitals,  tat  Yerbessening  und 
Geschäftserweiterang  reraus^abt  wori  steuerpflichtis.  Der  Reingewinn  von  offenen 
Handelsgesellschaften,  einfachen  Comuauditgesellschaften,  GeseUscbafteu  im  Sinne  der 
§§.  705  ff.  des  D.  B.  0.  und  niebt  reehtafUiiger  Vetdne  gilt  ab  Einkommen  der  ein- 
z einen  Gesellschafter  (Mitglieder)  nach  Yerhältniss  ihrer  Antiiafle  am  Gewinn,  die 
Erträgnisse  einer  ungetiieilten  Erbmasse  gelten  als  Einkommen  der  Erben  nach 
Yerhältniss  ihrer  Erbiheile  (Art.  ^t).  Bei  den  Befreiungen  ist  die  wichtige  und 
erfreuliche  6ienne  der  Steuerfreiheit  kleinen  Einkommens  ron  500  anf  900  M.«  also 
wie  in  I'reusscn,  erfolgt  (Art.  <>,  Nr.  7)  Anrh  tritt  diese  Erhöhung  der  Freiirrenze 
erst  mit  den  dadurch  bedingten  Aenderuogeu  der  Gemeinde-  und  Städteordnong  in 
Kiaft  (neu  redig.  Text  Art.  6,  Note).  Allgemein  fireigesteUt  ist  in  dem  neuen  Art  7 
das  Einkommen  aus  dem  Wandergeworbebetrieb  ron  Personen,  die  nach  §.  1 
und  18,  Abs.  2  des  Gesetzes  rom  8;  Mai  1899  betr.  Besteuerung  dieses  Betriebs 
steuerpflichtig  sind.  Im  An.  9  Veränderungen  in  der  Erhöhung  und  Verminderung 
der  Bestenerung  eines  Veranlagten,  weitere  Verinderongen  in  An.  10.  11,  12.  In 
letzterem  tritt  die  Berechnung  wandelbarer  Bezüpe  nach  dem  Erijebniss  d^ 
Kalender-  oder  Geschäftsjahrs  an  Stelle  der  bisherigen  Berechnung  nach  dem  Dnrch- 
scbniMaeTgtebnisB  der  S  letzten  Gescbifti^ahTe.  Als  S^sertrag  ron  Lotterieanlebens- 
looscn  wird  jetzt  allgemein  5  des  Nennwertbs,  bei  anderen  unverzinslichen 
Forderungen  u.  s.  w.  4%  angenommen.  Ais  Einkommen  aus  Wald  besitz  und 
Forstwirthschaft,  wo  nicht  auf  Grund  eines  Forsteinrichtnngs Werks  nachhaltig 
bewilthachaftet  wird,  »rilt  3  7o  Steuerkapitals  der Waldstttolte,  also  Einkommen-- 
P  liening  nach  Werthkataster  des  Objects.  Einkommen  von  gewerblichen  Unter- 
nehmungen, die  Geschäftsbücher  fuhren,  ist  jedenfalls  nicht  niedriger  zu  bemessen, 
als  es  fleb  naeb  den  für  iaa  maaasgebende  Jabr  anfgestelhen  Inrentnien  und  BÜaaten 
einschliesslich  Gewinn-  und  Verlustrechnuniren  ergiebt  (Art.  12).  Die  wenig  ilber- 
sicbtliche  Methode,  zur  Anlegung  des  Degressiv-,  bezw.  Progressirsteuerfosses  für  die 
Einkommen  selbst  nacb  deren  Höhe  einen  yenchiedenen  „Steueranschlag" 
za  machen,  ist  beibebalten  worden  (länitommen  ron  900  M.  im  Anschlag  ron  200, 
ron  1000  in  solchem  von  250  M.  u.  s.  w.  s.  o.  S.  274),  In  neuen  Artikeln  14 — 18 
ist  die  Veri'llichtung  zur  Abgabe  der  Steuererklärung  genauer  and  schärfer  und 
znm  Tbeil  andets  als  bisber  geÜMSt  worden,  ebenso  In  §.  19  die  Steaerpfficbt  der 
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Erben  nach  dem  Tode  eines  Flüchtigen.  Mit  Kuckeicht  tut  dm  neao  Stou<>r- 
rer»nl&gxingsgeii«tz  sind  die  Art.  20 -28  de«  bisherigen  EinkotnmeusteuergeseUeä  gu- 
8trichen  worden.  In  einMD  anderen  Art.  24  ht  die  „Me]dcangabe"  der  Arbeit- 
geber  für  ihre  Dienstboten.  sowi>  f;:r  T.andwirthe,  dann  für  gewt'rljsma'O'iL'.'  Kauuntcr- 
nebmer  für  ihre  Arbeiter  geregelt  worden.  An  die  Stelle  der  bisherigen  bteuerzahiung 
In  Sedutel-Jahnaniten  ist  die  in  Qnutatsraten  getrelei)  (Art  25>.  Dabei  ist  «^everbs- 
jn&ssigen  Unternehuiern  vtia  Br.n  uisfuhruasieü"  die  Verpflichtung  auferlegt,  unter 
eigener  Haftbarkeit  die  Einkommensteuer  autt  dem  Arbeitsvcrbältniss  und 
die  sich  daran  knüpfenden  Oemeindeumlagen  tron  ibien  nicbt  in  Baden  dauernd 
ansässigen  r  eicbsnnslftndischen  Arbeitern  einzuziehen  und  abzuliefern :  eine  weit- 
gehende, für  neuere  Verhältnissß  characteristische  Bestimmuns:  (Art.  25,  Abs.  6).  Die 
StrafbestimmangoQ  bei  Hinterziehung,  auch  in  Folge  der  üiuerlassong  dor  Steuer- 
eritlirQDg  nnd  etwas  verftndert«  die  Strafe  TOm  8<  vat  das  10-fache  erbftbt  worden 
(Art.  20).  —  Dio  n  -ririirnT-;ir  ri  der  Novelle  treten  bei  der  Einkomm n^;  Micr,  wie 
bei  den  anderen  Steuern,  auf  die  sie  sich  beuebt,  von  Attüaog  1902  an  in  Kraft,  bei 
dtt  Veranlagung  fttr  1902  dnd  sie  nnanrenden,  nur  dass  die  Stenarfteibdt  dea  iSa- 
kommens  unter  900  BL,  wie  adion  bemerkt,  etat  mit  der  Aenderang  der  (temelnde* 
und  Städtenrdnting  eintritt. 

Im  Gewurbesteuergesetz  (s.  o.  S.  275)  i>iud  kleine  Vcrui^derungen  ein- 
getreten, um  Oeberelnstimmung  mit  dorn  Vcranlagnogsgresetz  und  mit  einzelnen  Be- 
Stimmung:?!!  der  nencsten  Novelle  zum  Ei  A  lumensteufTiresct/.  lierlicizufubren  (Gesetz- 
blatt ron  lUOO,  8S4).  Unter  Anderem  ist  in  einem  neuen  Artikel  9  bestimmt 
worden,  dasa  das  stenerbare  Betriebskapital  bei  gewerUidien  Dattfnehmnogen, 
welche  Ges«  hrift.>bü<  ]ior  fahren,  nicht  niedtiger  an  bemessen  ist,  als  ea  sieb  nacb  der 
letzten  lnv»;ntur  uiul  Bilanz  berechnet. 

Auch  iu  dem  acueu  Ge^et^  über  die  Besteuerung  des  Wanüergewerbe- 
betriebs  vom  8.  Mai  1899  (oben  S.  277)  fiind  einige  Acnderangen  erfolgt  (Gesetz^ 
blett  ?on  1900,  S.  885),  Gesetz  vom  9.  Aofr.  IWO.  Art.  3. 

Im  Art.  9  diesea  letztgen.  Gesetze«  sind  dann  auch  kleine  Veränderungen  des 
Kapitairentensteaergesetres  Tom  29.  Jnol  1874  rerfUgt  werden  (Gesetzblatt 

TOD  1900,  s.  i^n.    ...  s. 

Im  Gesetz  vom  9.  Aug.  lUOU  wird  ,jinm  Zweck  der  Reform  der  directen  Steuern*' 
eine  Neueinschätzung  der  in  Baden  gelegenen  Grundstücke,  Gebinde  und  des 
Bergwerkeigenthums  verfügt  (^Gesetzblatt  1900.  S.  887  ff.,  s.  oben  S.  875),  Das 
Gesetz  bestimmt  die  GrundsStzt-  dafnr.  so  bei  Wald  25- fache  Kapitalisirnng  des  Er- 
trags, Preise  nach  Bezirken,  aus  lö95 — 99,  bei  anderen  (lindlicheu  a.  s.  w.) 
Grundstöcken  Veranlagnng  for  das  Gebinde  jeder  Gemarknag  besonders,  Classen- 
eintheilung:  dabei  nach  dem  Gesetz  vom  3.  Aug.  189?^  (ol).  n  S.  283),  Schätzung  des 
laufenden  Werths  jeder  Cultnrart  und  dasf^e  durch  Sachven»täudieencommiS8ioDeo 
in  jeder  Gemarinong  anter  Leitung  der  Steverdimsetioii,  nacb  den  1895 — 99  endelten 
Kaufpreisen  unter  Mitbenntzung  der  tlblichen  Pacbt/inse,  Berücksic  hti^jung  der  Laire, 
Ertnigirfähigkeit  und  anderer  mit  in  Bt  tracht  kommender  Umstände  (?;.  1.^.  üben  S.  2?^3). 
VüQ  Gebäuden  werden  alle  bewohnbaren  mit  Nebengebäuden  und  aiio  zur  Land» 
tind  Forstwlrtbsebaft  und  mm  Gewerbebe^eb  dienenden,  soweit  nicht  aofldrttddich 
Air-unhmen  st.itnirt  sind,  neu  eingeschätzt,  f'ie  Veranlairnnir  crfolpt  zusammen  fUr 
überbauten  Fiatz,  Baulicbkeit,  UoCraithe  (Hofraum),  die  sich  als  wesentliche  ZogebAr- 
den  danteltonden  PÜtie  und  Gartenanlagen,  in  jeder  Gemarknag  besonders,  ebenftUs 
nach  dem  laufenden  Wertb  aus  den  Kaufpreisen  von  1895 — 99  und  mit  BerUck- 
sichtipunp:  derselben  Moin«»nte  wie  bei  ländlichen  Grundstncken ,  anr h  der  Feuerver- 
&icheruDgäaiiiciil%e.  Das  Ucaetz  trat  aüiorl  lu  Kraft,  die  Neuveriiilaguiig  begann 
alsbald.    Bestimmungen  darüber  rem  20.  Aug..  7.  Nov.,  1.  Dec.  1900  (s.  Gesetzblatt). 

Alles  dies  sind  Vorbereitungen  zur  Fortführinig  der  Keform  der  directen  Steuern 
in  der  dem  neuen  Plan  eobüprecbenden  Kichtong  (s.  o.  S.  277  S.).  Ein  noch  weiteres 
Eingehen  daimnf  mllsaen  wir  nas  hier  yersagen.  Es  steht  n  erwarten,  daas  das  Er- 
gebniss  eine  weitere  Annäherung  an  das  prenssi>(  lio  directo  Steuersystem  sein  wird, 
wenn  auch  die  Grundsätze  der  Veranlagnng  einer  etwaigen  späteren  Vermögenssteuer 
reiBchiedcn  sein  werden.  S.  die  Verhandlungen  und  Actenstücke  im  badischen  Land- 
lage aus  IVH'O.  besondeia  den  Entwurf  eines  Gesetses  die  Vermögenssteuer  betreSbnd, 
vom  5.  Dec.  1899,  dazu  namentlich  den  .\iif<atz  vom  Finanztninister  Enchenberger 
selbst  im  Fin.arch.  1901,  B.  18,  S.  1— 4Ö,  lerner  auch  Gl  äs  sing  im  Fin.arch.  B.  17, 
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8.  222.  leh  araas  mich  Iner,  um  die  gute  Fnge  nicht  noch  einmal  nnfkaaebman« 
was  mir  jetzt  nicht  fliafUch  iflt,  auf  die  kritischen  Bemetknosen  oben  8.  280  im  Buch 
beschrftnken. 

Hessen  (Dermstadt), 

(2.  H&Ibb&nd,  §.  94—107.  8.  812-871) 

Die  wichtige  einschneidende  Kcform  der  directen  Steaern  ond  atplerer 
aas  dem  Jahre  189i>  i»t  im  Buche  selbst  ia  U8— 100  oben  in  ihren  (inmdzugea 
vollstindig  znr  DarsteUnng  gebracht.  8.  dsza  jetzt  die  höchst  eingehende  roitreffliche 
Bebandlang  dieser  Reform  in  der  grossen  Abhandlung  ron  Glässing  im  Fin.arch. 
B.  17,  lt>Ofl.  S.  17^  860,  worauf  oben  b«T<'irs  hingewiesen  xrnrde.  Darin  natürlich 
zahlreiche  KrgänzuDgca  von  Einzelheiten  zu  meiner  Darstellung.  £b.  die  neuen 
hessischen  Gesetze  aus  1899«  8.  861  ff.  Unter  Bezugnahme  auf  diese  Monogimphfo 
glaube  ich  auf  wcitt-n;  Ergänzungen  meiner  eigenen  Darstellung  verzichten  zu  können. 
S.  noch  die  Verordnung  vom  4.  ^or.  1899,  betr.  Gewinnung  ron  ÜÜfsmitteln  für  die 
Versnlagung  des  Grandbesitzes  znr  TermSgensstener  (Hess.  Beg.bL  1899,  8.  888), 
Yeronlnun^^  über  die  Landcslotteriedirection  vom  29.  Nov.  1899  (eb.  S.  1185),  Ver- 
ordnung vom  19.  Dec.  1H1M),  betr.  Stempelabpaben  von  öffentlichen  Darsteliunsren. 
Belustignnprcn,  musikalischen  rroductioncn .  Tanzbelustigungea  (eb.  S.  1385),  \'erord- 
jiung  vom  J  .  Dec.  1899,  betr.  richtäkosten  (eb.  S.  1328),  Verordnung  vom  8.  SepL 
1900,  betr.  Ansatz.  Erheb^ln^'^,  Beitreiliung:  der  'Jerichtskosten  (Reg.bl.  S.  812),  Ver- 
ordnung vom  27.  Dec.  1899,  betr.  Ausführung  des  Gesetzes  aber  den  Orkundenstempcl 
(eb.  8.  1<)87),  Yerordnnng ,  die  Fnhrrider  und  Antomoblle  betr.,  rem  10.  Oet  1899 
(eb.  S.  024)  und  23.  Dec.  1899  (eb.  S.  13871  VoUzuesverordnnng  für  Einkomuien- 
uud  VermAgenssteoer  vom  28.  Aug.  1900  (Ueg.bl.  S.  271).  Das  Finanzgesetz  vom 
21,  Mai  1898  wurde  auch  auf  das  Etatsjahr  1900/01  (1.  AprilK  das  eine  besondere 
Etatsperiüiie  bildet,  ausgedehnt  (Gesetz  vom  29.  März  1900).  Nach  Bekanntmachnng 
vom  '*0.  .Mar/,  1900  (Reg.bl.  S.  2G4)  wurde  auf  die  Mark  (jewerbe-  und  Einkommen- 
steuerkapital 16  Pf.,  Grandsteuerkapital  14,  Kapitalrentensteuerkapital  17  Pf.  zur  £r- 
hehnng  nnsiresdilsgen.  Nach  Bekanntmachnng  vom  6.  Aprii  1900  belief  sich  die 
Summe  der  N'ormalsteuerkapitalien  der  Gewerbesteuer  auf  7.20(5.120.  der  Grundsteuer 
auf  23.638.872,  der  Kapitalrentensteucr  auf  2.863.682.  der  Einkonunensteuer  auf 
40  218.025.  zosammen  aaf  74.016.699  M.  mit  Steueransau  for  diese  4  Steoerkapitalien 
von  1.167.379  —  3.309.442  —  486.826  —  6.434.884,  zusammen  11.398.531  M. 
(Reg.bl.  low,  S.  Durvh  (Jesefz  vom  27.  Juni  1900  (Reg.bl.  S.  925>  wurde  an 

Sielte  der  i  uiauzperiode  als  W  irtbschaftsperiudc  im  Staatshaushalt  allgemein  das  Ktats- 
jahr  (Gesetz  vom  12.  MAcz  1879)  gesetzt.  Die  Erhebung  der  Vermftgenssteiier 
wnide  durch  Verardnnng  vom  21.  Nor.  1900  rem  1.  April  1901  an  nngeoidnet. 

Nachtrige  znr  Gesetzirebnng  aus  1900. 

Zo  8.343  6*.  Weinsteuer.  Ausdruckliche  Aufhebung  des  Weinsteuer- 
gesetzes vom  9.  Dec.  1876  nunmehr  durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1900. 

Zu  S.  327.  Gewerbesteuer.  Der  Gewnin  h>;trieb  im  Umherziehen  ist 
durch  neues  Gesetz  vom  22.  Dec  1900  geregelt  wurden  (Reg.bl.  8.  1013),  unter  Auf- 
hebung Uteter  Bestimmungen  (Art.  29—81  des  Gesetzes  rem  8.  Jnli  1884).  Dazu 
Tarif  und  Ausführoncrsverorduuug  vom  22.  Dec.  1900.  Das  Gesetz  trat  am  1.  Jan. 
1901  in  Kraft.  Es  werden  unterschieden  Uausirgewerbe  kleinerer  Art  und  alle 
anderen,  jene  mit  Steuersitzen  ron  2 — 8.  diese  ron  20—80  H.  im  Jahre,  Detail- 
roisende mit  15—200  M.  (eventuell  Ermässigungen),  Mosikauffuhrungen,  Schaustellungen. 
TheatenrorsfcUungen  und  sonstige  Lustbarkeiten  ohne  höheres  Interesse  der  Kunst  und 
Wissenschaft  mit  Classeosätzen  von  2 — 30  und  12 — 120  M.  Wanderlager  geringerer 
Art  und  andere. 

Zu  S.  348.  Hundesteuer.  Das  neue  Gesetz  vom  12.  Aug.  18fO  hat  durch 
ein  Gesetz  vom  22.  Dec.  19(H)  eine  Abänderung  dahin  erfahren,  dass  für  Je*  1  Hund 
befreit  worden  sind:  „alle  diejenigen  Personen,  die  in  Folge  ihres  Bern»  oder  Ge- 
werbes einsam  wohnen  und  ein  Einkommen  von  weniger  als  2600  M.  versteuern". 

Zu  8.  Erbschafts-  und  Sehe  nkun<3^s3teuer.    Die  in  Aussicht  ^e- 

iiüuimene  formelle  Umgestaltung  des  ganzen  Geseues  (1884,  1899)  ist  erfolgt,  mit  den 
1899  aageDOBBmenen,  daniüs  mm  Theii  erhöhten  Stenanitzen,  im  Gowtc  tob 
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22.  Dec.  1900,  betr.  Ab&adertmg  des  üeseUes  vom  ;:^0.  Aug.  18d4  über  die  gen. 
Slener  (Bcg.bl.  1800,  S.  MS),  Dftueli  dMiii  «ina  neaa  Bedaction  des  gaoien  jetzt 
seifenden  Textes  des  Gesetzes,  unter  Dntnm  rem  22.  Dec.  1900  (Beir.bl.  S.  1045  tf.). 

Elsass- Lothringen. 

Zu  S.  420.     Erbsch&ftssteaer.    Das  Detnm   des  neaea  Gesetzes  ist 

2o.  Juni  1900. 

Zu  S.  384  fi.    Bereinigung  des  Kntnsters.    Gesetz  vom  13.  Juni  1900, 

betr.  Abänderuniff  des  §.  25,  Abs.  2  1  -  'Gesetzes  vom  G.  April  1892  über  veränderte 
Fassung  des  Abschnitts  II  des  Geäet^&es  Uber  Bereinigung  des  Kaiastocs  vom 
81.  Mftn  1884. 

Zu  S  39'J  [f.,  §.  117.  Fortführung  der  Reform  der  directeii  Steuern, 
speciell  Umbildung  der  alten  Personal-  und  Mobiliarsteuer  des  franzö:iischeu 
StcuerrecLis  in  eine  Kapitalrenten-  und  eine  Lohn-  und  Besoldungssteuer, 
nachdem  auf  (iruod  der  oben  im  Bach  dargestellten  neuen  Gesetze  die  geplanten  Er- 
mittlungen der  Krträtri'  aus  Kapital,  Lohn.  Besoldung  (S.  404)  stattgefunden  hatten, 
ist  durcb  3  Gesetzeat würfe  vom  18.  Jan.  1901.  betr.  die  Kapitalsteuer,  die  Lohn-  and 
Beeoldnngasiever  und  ttber  die  Venrendong  der  Crtiige  dieser  beiden  Stenern,  sowie 
Uber  die  Erhebung^  der  Hezirkb7.u:!(  liläge  die  Reform  in  der  angedeuteten  Kichtuug 
Seitens  der  Regierung  des  Reicbslauds  weiter  in  die  Wege  geleitet  (s.  Papiere  des 
Laudesausscbusses,  XXVIIL  Session  1001,  Nr.  3,  4,  5).  Zur  Zeit  des  Abschlusses 
dieser  Kachträge  (April  lUOl)  i^<t  die  Sache  legislatir  noch  nicht  eriedigt,  Nachrichten 
zufolge  steht  aber  die  Annahme  der  Entwürfe  in  Aussicht,  mit  einzelnen  Modificationen. 
Dadurch  wird  dann  die  Ersetzung  der  französischen  Personal-  und  Mobiliarsteuer 
dnrch  die  beiden  nenen  directen  Stenern  berbeifefohrt,  was  in  jeder  Hinsicht  er- 
wünscht  nnd  eine  wesentliche  Verbesserung  des  rcichslündischcn  directen  Steuer- 
systems ist,  wie  oben  a.  a.  0.  bereits  dargelegt  wurde.  Die  Gesetze  ttber  die  beiden 
Stenern  schlieeBen  eich  im  AUgemelnen  den  nrllberen  pronsorischen  aber  die  Ermitt- 
inng  der  Erträge  u.  s.  w.  an,  wortlber  oben  S.  405  das  Wichtigste  mitgetheilt  worden 
i'^r  mit  einzelnen  Abänderangen  auf  Grund  der  b«^i  dIc^e^  Ermittlung  gemachten  Er- 
luuruugen.  auch  mit  Benutzung  der  verwendbaruu  Besuiüuiungen  des  neuen  Gewerbe- 
stenergesetzes  (S.  393  £).  Ich  kann  die  Einzelheiten,  auch  die  Abweichungen  hier 
nicht  mehr  alle  darlegen  und  würde  dafür  nn  h  erst  der  formelle  AbachiBBS  der  Go* 
netze  abzuwarten  sein.   Daher  sei  nur  Folgeudes  noch  bemerkt. 

Der  Gesetzentworf  über  die  Kepitnletener  hat  die  Besdnmnngen  de»  Emitt* 
lungsgesetzes  im  Allgemeinen  beibehalten.  Bei  der  Ermittlunf;  haben  sich  keine  be- 
sonderen Schwieriiikeiten .  aucli  keine  besondere  Opposition  herausgestellt,  wie  von 
einigen  Seiten  bei'uxchtet  war.  Die  bubjectivü  und  ubjeciivc  SicucrpÜicht  i5t  im  Ganzen 
wie  in  dem  ^en.  Gesetz  beetinmt  worden,  man  hat  für  Wittwen.  gewisse  andere 
Frauen  nnd  einige  andere  Personen  facultativ  bei  Einkünften  bis  300  M.  im  Ganzen 
Steuerfreiheit  ^^ewährt,  sonst  aiigemcin  bis  100  M.  Steuerbarer  Ertrag  ist  der  Jahres* 
ertrag  der  Kapitalien  n.  s.  w.,  b\b  Steoersatz  ist  3%  bestimmt  weiden,  als  Mittel* 
saTz  zwi>chen  der  Gewerbesteuer  fl.OO'j  und  der  Grund-  und  (iebüudesteuer  (reducirter 
Satz  von  4  s.  u.),  doch  soU  im  Landesaus:>chuss  dieser  Satz  auf  ,  erhöht 
werden.  Der  Steuersatz  kommt  in  Tarifstufen  zur  Anwendung,  wobei  der  volle  Sau 
erst  bei  Uber  4000  K.  eintritt,  Torher  daran  Nachlässe  stattfinden,  also  Degressirprincip 
(40%  des  Satzes  vom  Mittelbetrag  bei  100—400  ,  50  bei  400— 8<j0,  r.O  bei  800  bis 
1300,  70  bei  läOO— 2000  ,  80  bei  2—3000  ,  90%  bei  3—4000  M.  Hentej.  Die 
StenererUirnng  ist  obligatorisch,  besieht  rieh  ober  nur  nnf  Angnbe  der  Tkrilbtttfe. 
Cnrerlassnng  der  Erkläruni^  ist  mit  Verlust  der  Rechtsmittel  gegen  die  Veranlagung 
bedroht.  Die  letztere  erfolgt  nach  Hausbultun'.;tiu  und  für  3-jährigc  Stcuerperioden, 
durch  Krefsoonnnissionen  in  jedem  Veranlai;:un>:sbezirk  fQr  die  Censiten  kleineren  Be- 
trags, bis  4000  M.  Rente,  durch  Bezirksconiniis-iiunen  fUr  jeden  Verwaltungsbezirk  für 
die  Censiten  mit  höherem  Keutenbezns.  Die  Keclitsnüttel  sind  fiir  den  Censiten  und 
den  Vorsitzenden  der  Veranlagungscommission  der  Einspruch  bei  letzterer  Commission, 
gegen  deren  Entscheidung  die  Benifong  an  die  BemilKonunisaion.  Hinterziehnngs- 
strafe  ist  das  4-  y<i-  lO- fache  der  liintcrzoffencn  Jahressteuer,  mindestens  100  M. 
Cntersuchung  und  Eubcheidung  bei  Straifalleu  durch  das  Gericht,  sofern  der  Be- 
schuldigte Scmfe  nnd  Kosten  nicht  fieiwUlig  znhit.  Yerwandlang  nicht  beitreibberer 
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Geldstrafcu  in  Haftstrafen  nach  deo  Bestimmungen  fUr  Uobenretongen  im  Strafgc^ctz- 
bacb.  Geheimhaltungspflicht  dor  Beamteo  nod  Gommissionsmitgiieder  unter  Straf- 
androhung. Beibehaltung  dar  ■Iten'  französischen  Einrichtung  des  Au:^falIfonds 
toben  S.  880),  5  "  y  df;>  S!eueran?arzes  zu  (lunsteu  der  Landescasse.  Bezirks/.uschläge  . 
nach  der  Yorschrilt  des  neuen  Verwendungsgesetzes,  Gemeindezoficfalftge  nach  doA 
BesdmmiuigeD  ftr  di«  ObrigeD  directen  Stenern  (oben  S.  494).  Amdradtlich  wird  in 
der  Begründung  wieder  bemerkt,  dass  mit  der  Kinfuhiunir  der  Kapifalsteuer  Iseiue 
VormehroDg  der  Landes  -  (Staat&-)eiiui«hmd,  sondern  mit  der  I^hii-  und  Beäoldungü- 
stener  nur  die  G«winiiiing  fod  Mitteln  geplant  sei«  vm  die  Landirinhschaft  nach 
Maassgabo  des  Terwendungsgosetzes  (s.  u.)  zu  entlasten  und  die  der  ^of^enir&rtigeii 
Gesetzgebung  anhaftenden  Harten  und  Cnulcir-lunnssitikoitori  nach  Mu-rUchkeit  zu 
beseitigen.  In  Aussicht  gcnummen  als  Tc  iunii  der  Erhebung  der  neuen  Steuer  ist 
der  1.  April  1903.  Als  Ertrag  der  Steoer  auf  Grund  der  Ermittlungen  ist  1.511.880 
Mark  ]>.  i  58  02  Mill.  Mark  KapiudertiBg  Qttd  85.911  Censiten  ge^Utit  (Sunistik  In 
den  Anisen  der  Begründung). 

Der  Gesetzenttrnrf  ftr  die  Lohn*  und  BeaoldnngiBteiier  sebHeset  tieli 
ebenfalls  dem  frü]u-reii  Krinittlungsgesetz  und  den  anwendbaren  Bestimmungen  des 
tjvwerbi  steucr-  und  dc>  neuen  Kapitalsteuergesetzes  an.  Die  Veranlagung  erfolirt  aurli 
hier  nach  Hauihaltungcn,  aber  nur  für  1-jihrige  Steuerperioden.  Frei  im  AJlgeincinctt 
Oemnmtcinkommon  bis  500  M..  Zulassung  von  Ermässigungen  bei  verminderter 
Leistungsfähigkeit  bis  3000  M.  Gesammteinkommen.  Steuersatz  l.DO  V©«  "»it  Dcgressiou 
nach  Tarif,  roUer  Satz  erbt  bei  über  20.000  M.  Einkommen ,  10  7o  des  Satze^i,  also 
Dor  0.19  Vo  des  Einkomnens  bei  Hitlelbetng  des  Meaerbaren  Arbeilsertmgs  ron  50O 
bis  700  M..  15%  d«'-*»  Satzes  bei  700—1000.  20  bei  1—2000  ,  25  bei  2—3000, 
SO  bei  3000—3500.  35  bei  3500—4000  ,  4U  bei  4—5000  .  45  bei  5—6000  ,  50  bei 
6-  7000.  55  bei  7—8000.  60  bei  8—10.000,  70  bei  10—12.000,  80  bei  12—15.000, 
90  "/o  bei  1.'»— 20,000  M.  Das  ergiebt  doch  sehr  massige  Steuersätze.  Die  subjective 
Steacrpflirht  betrifft  wesentlich  Beamte,  öffeniliche  und  private,  Lohnarbeiter  und 
liberale  Beru£iaugehOiige  u.  dgl..  letztere  aber  mit  Ausnahme  gewisser  K&tegoiieeu, 
wie  Aerzte,  Apotheker,  Notare,  Beehtsuv&lte  v.  A.  m.  (oben  S.  398),  die  der  finn- 
zOsisrheii  Patentstcacr  und  auch  der  reformirten  reichslim  tischen  Gewerbesteuer  unter- 
liegen, was  nicht  geändert  ist  SteuererkUmng  ist  obligatorisch  int  Censiteu  bis 
2000  M.  Hinkommen,  aber  eben£ülit  nvr  betreib  der  ZvgehOrigkeit  zo  der  und  der 
TarÜstufe.  wobei  die  für  ein  Stenerjahr  abgegebene  Erklärung  auch  für  die  folgenden 
Steueijahre  gilt  und  eine  nenc  erst  gefordert  wird  Wf^m  Aendertinpen  im  Einkommen 
auch  eine  Aenderuug  der  Tarifstufe  bedingen.  NKliiab>^^abc  der  Erklärung  bewirkt 
ancb  hier  den  Verlust  der  Bechttidttel.  FQr  die  Ceubiton  bis  2000  M.  Einkommen, 
also  wesentlich  Arbeiter  im  engeren  Sinne,  erfolgt  die  Veranlagung  auf  Grund  von 
der  Gemeindebehörde  aufzasteUender  Pctsonallisten  unter  Anwendung  von  zu  cr- 
mittdnden  Dorcbscbnittssitzen.  Bei  ftffentiichen  Beamten  dienen  statt  der  Steuer* 
erklärung  die  behördlichen  Nacbweisongen  als  Grnndl.iije .  nur  für  NebcnbezOge  aus 
nicbt-f^flentlichen  Cussen  besteht  eventnell  auch  hier  die  Pflicht  der  Steuerc-rklärunsr. 
Verfahren  der  Veranlagung;.  Kechtsmittel,  Strafen  abulich  wie  im  früheren  Ermittluu^^- 
vnd  im  Kapitalrent»  n-  und  Gewerbesteuergesetz,  Zuschläge  von  5  des  Steuer- 
ansatzes zum  Ausfallfonds  auch  hier.  Bezirk-  Tin  i  (iemcindezuschläjre  wie  bei  der 
Kapitairentonsteaer.  Gemeinden  mit  Octroi  sind  wie  bisber  (oben  S.  435}  berechtigt, 
die  fUr  die  Landescasse  nnd  den  Beidrk  veranlagten  Stenerbetilge  der  untersten 
Stufen  auf  da^  Octroi  zu  Ubernehmen.  Au  n  iliu  Hweise  soll  aber  in  besonderen  Ffdlen 
den  Gemeinden  vom  Ministerium  gestattet  werden  können,  an  Stelle  der  Lohn-  und 
Besoldungssteuer  als  Grundlage  fUr  die  Erhebung  von  Zuschlägen  die  zu  diesem  Zweck 
von  der  Gemeindebehörde  weiter  zu  veranlagende  Mobilianteoer  tu  verwenden.  Auch 
dies  Gesetz  soll  zuerst  ffir  1903.  wie  das  über  Kapitalsteuer,  angewendet  werden,  aber 
beide  nur  gleichzeitig  mit  dem  dritten,  dem  Yerwendungsgesetz.  Die  Veranlagung 
nach  dem  Ermittlungsgesetz  hat  164.521  Censiten  (mit  über  500  M.  £inkoBunen), 
199.on  Mill.  Mark  Einkommen  und  910.09"  M.  Stenererfr.ipr  ergeben. 

Nach  dem  Gesetzentwurf  Uber  die  Verwendung  der  Erträge  der  beiden  vor- 
genannten neuen  directen  Staatssteuem  soll  die  Personal*  und  Moblliarsteaer 
als  Staatssteuer  aufcehuben  werden.  Der  Steuersatz  der  Grundsteuer,  der  nach 
Gesetz  vom  fi.  April  isO'l*  s.  o.  S.  386)  fiir  die  neu  festgestellten  Reinerträge  anzu- 
wenden ist,  boU  später  durch  besonderes  Gesetz  bestimmt  weiden,  doch  so,  dass  „der 
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Betrag,  am  welchen  bei  Aiuiabaie  eines  Satzes  ron  4  %  der  Bcinerträge  das  bisheriij^e 
Prindpale  der  Gnuidsteier  nicht  erreicht  wird,  ausser  Hebwig  bleibt*^  also  eine  Be- 
grenzno^  der  neuen  Grnndsteoer  anf  4  Vo-  GebSudcste aersatz  nach  dem  Gesetz 
Tom  14.  Juli  1895  int  von  4Vs  %  <les  Notzangaweiths  aof  4  «i  ermissigeu.  Die 
nach  Cfesetz'Tom  8.  Juni  1896  (oben  8.  894)  sa  eihebende  Oewerbettener  kommt  fbr 
Betriebe,  deren  Ertrafcsfabigkeit  mit  Bezügen  ans  anderen  Erwerbsquellen  zusammen 
r>rM»  M.  Jährlich  nicht  übersteigt,  in  Wegfallt  also  auch  hier  steuerfreies  „Kxistenz- 
luiaimom"  ron  500  M-  Die  Bezirks  zuschlüge  (oben  S.  4ÜS)  sollen  jetzt  zu  oineui 
ttt  alle  directen  Stenern,  einschliesslich  der  Bergwerksabgabe,  gleichen  Satze  er- 
hoben werden.  S.  ila/u  die  ciiipelieude  Bejrründung.  Der  finanzielle  Effect  wird  ver- 
anschlagt für  die  Laudescasse:  Ertrag  der  Kapitaistooer  rond  1.6  Mill.,  der  Lohn-  ond 
BesotdongsiteDer  1  Hill.  Mark,  zraammen  2.6  MUi.  ICark,  Aqb&U  an  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  2.067.000.  an  Gebäudesteuer  390.000,  mothmaasslich  aus  der  Ermässicrung 
der  Grundsteuer  620.000.  zusanimen  3.077.000  M..  also  477.000  M.  uneedeckt  bleibend, 
welchen  Betrag  man  aber  durch  die  Entwicklang  der  neuen  Steuern  als  ersetzt 
werdend  ansieht 

Die  beiden  neuen  Stenern  sind  so  eirv^-f^richtct,  dass  von  ihnen  aus  der  Ueber- 
cang  zar  allgemeinen  Einkommensteuer  niciit  so  schwer  sein  möchte.  Das  ganze 
cbrecte  Stenersystem  hieibt  einstweilen  noch  ein  Ertragssteoeraystain,  aber  mit 
weaentflcher  VerbeaBerang  gegen  das  alte  ficansOsische* 

Mecklenburg. 

(2.  Halbband,  §.  128—144,  S.  419—476.) 

Zu  S.  460.  Schwerin.  Auch  hier  sind  noch  vor  dein  Eintritt  des  ü.  B.  G. 
einige  Stcuera  neu  geregelt  worden.  Durch  Yerordnnng  vom  22.  Dec  1^99  ist  an 
StttUe  der  alten  VerMhrlfton  eine  neoe  Stempelstenerordnnnf  mit  Tarif  getreten. 
Ebenfalls  durch  Verordnung  vom  22.  Dec.  1899  ist  an  Stelle  der  revidirteri  Oillateral- 
crbscbaftsordnung  vom  11.  Sept.  1868  eine  neue  Ordnung  der  Erhebung  der  Erb- 
schaftssteuer erfolgt.  Frei  sind  Ehegatten  nnd  directe  Linie  geblieben,  sonst 
u.  A.  frei  AniTille  an  Personen  den  Hausstands  bis  1000  M.,  allgemein  bis  zum 
Werth  von  ir>0  M..  ferner  Nutzungen,  Renten  u.  dgl.  bis  75  M.  jährlich.  Erbschaften, 
deren  Keiubetrag,  nach  Bestand  des  ranzen  Nachlasses,  1000  M.  nicht  abersteigt, 
wobei  für  Tagewhner,  ihnen  gleichstehende  Arbeiter  nnd  venchiedene  andere  Kate- 
gorieen  zunächst  die  presctzliche  Yermuthung  eintritt,  dass  der  Kachlass  unter  1000  M. 
Werth  sei.  Die  Steoer  ist  Bereicherangssteuer.  Tarifstafen  1  fUr  Geschwister 
des  £rhlasBers*  anch  ihr  angoiommene  Kinder,  2  %  IlBr  Kinder  fOB  Geschwistern, 
auch  eigene  Stiefkinder,  3  ^/^  von  Enkeln  von  GeschwMem  und  remcldedene  andere, 
4  ron  Schwieper-,  Stiefeltern.  Sticfenkeln ,  6",^  von  verschiedenen  anderen  Ver- 
wandten bi»  6.  (jrud,  für  alle  anderen.  —  Neue  üurichtakost«2Uordnung 
Tsm  18.  Dec.  1899.   Fidelcommisastener  nach  Verordnung  vom  22.  Dec  1889, 

1  <'/o  vom  Werth  der  G^ensttttde«  ratenweise  jlhrlich  6^'«  daron  zn  zahlen,  wovon 

2  7,  als  Tilgung. 

Zu  §.  135  C  S.  461  fl.  Die  directen  Steuern  sind  in  Schwerin  durch  das 
Gontribationsedict  vom  5.  Jan.  1900  fbr  Johannis  1900/01  bestimmt:  ordentliche 
Contribution,  ordentliche  Domänenhufenstoucr  auf  77  M.  von'  der  Hufe,  ebenso  Ritter- 
schaftshufensteucr,  dazn  9  M.  fUr  ,»Nec«86ariea^%  zosammeo  86  M.  (mit  Ausnahmen); 
ferner  erbvergleichamlnife  landstftdtische  Stener  von  Hinsem  und  Lindereien. 
endlich  die  allgemeine  Contribution  nach  Edict  rom  11.  Mal  1897  mit  ^^/m*  also  dem 
alten  Satze  des  edirtmrissi:j:;{:'n  Betrars.  — 

In  Strelitx  bestimmt  das  Contributionsedict  vom  19.  Oct.  1900  die  Hufensteuer 
von  den  ritteTsehaftlfcben  nnd  den  stldtischen  Kimmerei-  nnd  Oekonemiegtttem  und 
Dftrfem  fittr  dii  Z.  it  Ji^hannis  1901  02  auf  81«/»  M.  (9  Thlr.  N.  "^  a)  zum  Landkasten 

nsch  VerordnniiK  nWr  tii-  rf  i  tificirte  Hufenkataster,  gemäss  Vergleich  von  1762.  >j.  4 
iu  der  hier  l)'siimujtcn  und  ferglichenen  Hufenzahl.  In  den  ritterschaftlichen  und 
stMtiMcben  Gotern  hat  ein  Bauinaan  38,  ein  HalbpflQger  19,  ein  Kossat  9'/^  M.  zu 
zalilrn,  iJa/u  -iir  erl'Veri;!eichsmässige  Steuer  von  Häusern  und  Ländereien  in  den 
Landstädten  nach  Verordnung  vom  15.  üct.  1870  und  28.  Jan.  1888,  dann  die  ali- 
gemeinen Landesstenen  nach  dem  Modus  des  Contribntionsedicts  rom  2.  Jnni  1898 
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fm  Satxe  ?on  V,o       Betngs.   Dazu  ordendtehe  Necessarien  wie  blsber  10  H.  fttr 

die  ritterscbaftlicfae .  5  M.  f  .r  Ii-  Pfarrhufe.  I'i  id'Hii  ii  .rj'ribuiren  nach  §.  70  des 
Erbvergleicbs  and  nach  Verulubaruog  rom  2b.,  29.  Jaii  lb7U,  wonach  Veroidniaog 
Tom  1.  Aagust  1870  erlassen  ist. 

I.)  1  d  e  II  b  u  r  IL'. 
(2.  Halbbaod,  §.  144—14«,  S.  476-4Ö8.) 

Zu  S.  478.  Beitragsverhnltniss  zu  den  ir eun-i  n  sam cn  Ausfraben  des 
(irosbher/ogthuuis  für  1900  01  nach  üesetz  vom  17.  Um/.  ii»UO;  Uldenburg  79*;«» 
Lübeck  13  Vj,  Birkenfeld  7%. 

Zu  S.  480.  Rccognitionsabpabc  für  W'i  rthschaftsbetrieb  and  Klein- 
handel mit  Branntwein,  tieseu  für  das  Eerzogthum  Oldenburg  rom  20-  M&cz  1900, 
tat  AlAikdennig  von  BestimiDiingen  des  Gewwbegwetzes  tmi  11.  Jidl  186L  Abgabe 
jährlich  4  Ertrage,  mindestens  8  M..  Ermässigung  aUtÜMft  bis  auf  2  */«  bei 

Wirthschaft^'n  mit  überwiegendem  Gastwirthschafisbetrieb. 

Zu  S.  487.  Erbscbaf tbbteuer.  ErbObuuir  der  Sätze  im  Uerzogtiium 
far  die  Seitenlinie  n.  s.  w«  tod  8  anf  4«  Toa  5  anf  ?•  von  8  auf  10  */a  darch  Getets 
rom  20.  M&iz  1900. 

Anhalt 

(2.  Halbbaad,  g.  157—161.  &  505^22.) 

Zv  8.  507.  Im  Gesetz  vom  13.  April  1900  Aber  den  Haaptfinanzetat  für  1900/01 

die  dirccten  SfiMicri!  mit  l.G>'r).Rr>0  M.  (davon  altt^  Grundabpabcn  74.  feste  Gruiid- 
steaer  40.402,  Concesbionsabgaben  mit  211.829.  tiewerbesteuer  mit  200.000,  Kapiial- 
lentensteaer  mit  85.000.  Eiseobahnstener  mit  ^.355.  Einkommensteuer  mit  1.120.000 M.V 
die  indirecten  mit  200.371  M.  (rund  Stempelsteuer  106  300,  Erbschaftsstener  7^.000« 
Best  Schleusen-.  Ufer-.  Niederlage-,  Hafengebühren)  angesetzt. 

Zu  S.  519.  Neue  Redaction  des  Gesetzes  über  UrikUiidcusteinpol  rom 
29.  Hirz  1884  mit  Norellen  von  1897  nnd  1899  (22.  Mai)  unter  19.  Juni  1900. 

Fllr  die  genannten  und  die  übrigen  monarchischen  Kleinstaaten 
[2.  Halbband,  §.  168—179,  &  539—577)  ist  sonst  Wesentliches  nicht  nachzatfagen. 

doch  sind  mehrfach  1899  und  1900  kleine  Verändcrunpt  ri  in  Einzelheiten  erfolgt,  so 
in  dem  (Jerichtskostenwesen  (Oldenburg,  SchwarzburK-Sondershausen. 
Coburg  uiiü  Gotha),  Gewerbesteuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umherzicbuu 
(SachBcn-Meiningen). 

Hambarg. 
(2.  Ealbband,  §.  181—188,  S.  581-612.) 

Zu  S.  599.  Zahl  d.>r  Einheitssätze  für  .lie  E  i  n ko  m  m  o  n  s  t  e  u  e r  für  1900  7, 
jregcn  bisher  meist  nur  6  (Verordnung  rom  30.  März  1900),  —  Durch  Verordnung 
vom  21.  Dcc.  1900  die  Prolongation  der  Gesetze  Uber  Stempelabgaben,  Erbschafts- 
steuer, Abgabe  von  öffentlichen  Yeignttgnngen ,  ImmobUienabgabe  in  der  tkbUchea 
Weise,  bis  Ende  1901. 

Za  S.  587.    Nach  Gesetz  vom  6.  Joii  1900  erfolgen  Zuschüsse  an  Land- 

f emeiaden  ans  der  Staatscasse.  Für  Bngedorf  und  lUtiebltttel  wird  wie  Mab» 
der  Staats-firnnd-  und  Einkommensteuer  rückgewährt.  Bei  anderen  Land- 
gemeinden erfolgen  statt  der  bisherigen  Ucberlassung  von  ^/^  des  Ertrags  der  Grund- 
steuer oder  der  Zuweisung  fester  Summen  von  jetzt  an  jährliche  Zvschtlflse  im 
Betrage  der  Ausgabe  der  einzelnen  Gemeinde  für  ihr  Armen-  und  Schulwesen. 
Daneben  m«?s  Scbtilgeld  in  gewiss^'in  Betrace  »  rhobon  wf^rden.  Dessen  Ertrasr  freht 
von  dem  betrelienden  Staatszuschuss  ab  und  ist  von  den  Eitern  u.  s.  w.  der  die  Schule 
besuchenden  linder  zn  erheben  unter  WegM  jeder  Schnlstener. 

Bremen, 

(2.  lialbband,  §.  189-196,  S.  612—637.) 

Zu  §.  192,  S.  622  ff..  625.  Sätze  der  Einkommensteuer  nach  Gesetz  vom 
16.  Hirz  1900  für  1900  5  •/«  bei  Aber  12.000  H.,  bis  12.000  M.  die  gesetzlicheo 
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Säue.  —  Gesetz  vom  22.  Mai  1900,  Nor«lle  zum  Einkommensteaer^eBOtz 
rem  17.  Dee.  1874.  Verschiedenerlei  Aenderangea«  Steuerfreiheit  bis  900  M..  dana 
Bestimmnnfreii  über  die  Berechnung  der  Steuer  ron  Actienge^ellscliaften  und  Actien, 
betr.  die  Behaadlnng  des  Abzugs  voo  S'/g  7e  Actienertrags  und  des  höheren 
Erin«,  «.  A.  m.  —  Danach  neue  R«daetlon  dea  EinkommeasteaergesetzM  rom 
17.  Juli  1900. 

Zu  §.  194.  S.  629  ff.  Firmeus teuer.  Aeudemng  des  §.  1  dos  Gesetzes  vom 
23.  Juli  1899  ober  die  snbjeetif«  Slenerpfllelil. 

Zu  S.  63."^.   Aufhebung  der  Terbrftueliftftbf ftbe  ron  Yieh  and  Fleisch 

im  Fnibjahr  19<)1  beschlossen. 

Zu  S.  G3d  ff.  Abänderung  de^  Gc^ützes  vom  29.  Mkvi  1S95  ubor  AufbnuKUUic 
der  Mittel  fnr  die  Correetar  der  Unterwaaer  durch  2  Gesetze  vom  25.  OeclMO 
(Nebensächliches)-  Ab  inriernni^  des  Gesetzes  Uber  G  üterdeelaration  a.  3*  w. 
vom  1.  Dec.  189Ö  durch  kleine  Novelle  vom  21.  Febr.  1900. 

Lübeck. 

(2.  Kalbband,  §.  197,  198.  S.  637—646.)  • 

Im  Jahre  IBOO  sind  verschiedene  Steuer-  und  Abga bog e^ictze  etwas 
abgeändert  worden.  So  Gesetz  rom  19./28.  MIrz  1900.  Nachtrag  zum  (besetz  von  1890 
tlber  Grund  -  und  Gebäudesteuer  in  Stadt  und  Vorstädten  (Regelung  der  Steuer- 
sfttze).  Gesetz  von  demselben  Tage,  Nachtrag  zum  Geseu  voo  1893  t^ber  Bechoongs- 
und Cassenvesen  der T<»iraltuDgsbdiftrd6 f&r die  st&dtischen  Gemeindean«talten. 
Nachträge  zom  Gcrichtskostengese tz  vom  18.  Doc.  1899  und  zur  Stempel- 
Ordnung,  neof^  G -Ti  rlitskostefifresetz  yom  12.  Nov.  1000.  Nene  ITedacrion  des 
Gesetzes  über  die  Vcrau&serungsabjjabe  mii  den  lelzteu  Abänderiinfien  (1>^.  Doc 
1899)  durch  Verordnung  vom  15.  Aoir.  1900.  Nachtrafr  2''.  Juli  1900  zum  Gesetz 
über  Lustbarkei  tsab  ?abc  von  1891.  Eiu  Gesetz  vom  17.  Juli  1900  macht  die 
ZuJassoog  auswärtiger  Lotterieeu  von  Geoehmigung  abhängig  und  bel^t  jede 
PenoB,  deren  Betrieb  zu  geiiehmifreii  ist*  neben  «iner  Gebühr  fftr  den  ErlanbDiaaechein 
mit  einer  Jaliresabgabe  von  100  M.  Auch  der  Betrieb  der  Itlbecker  Lotterie  ist  coii- 
ceäsionspfiichtig,  aber  abpabefrei.  —  Alle.s  kleine  finanzielle  Maa«srerreln um  dio 
Fiuanzschwieiigkeiten  de^  kletueu  »taadicheu  Gemeinwesens  zu  beseitigen. 

Dentaches  Reich. 
(2.  Halbband,  §.  199-216,  S.  646-820.) 

Zn  S.  718  ff.  Eine  Novelle  zum  Branntveinstenerfesetz  ist  dem  Reich»* 

ta^e  in  der  Session  1900 — 1901  voritfelegt.  in  der  o.  A.  der  Termin,  bis  zu  dem  ge- 
wisse Bestimmuns^en  de?  bisheriijen  Rechts  trelten.  30.  Sept.  1901  (oben  S.  717), 
verlängert  und  im  Gauzeu  die  neueren  Grundlagen  der  bezüglichen  Gesetzgebung  auf- 
recht erhalten  werden  sollen.  Zur  Zeit  des  Abschlusses  dieser  „Nachträge"  (April 
1901)  ist  diese  Vorlage  noch  nicht  erledigt,  ebenso  nicht  diejenige  des  Schaum- 
weinsteuer^esetzes  (oben  S.  723).  in  Kolice  üeä  plötzlichen  Schlusses  des  Keichs- 
tags  im  Mai  1901  wurde  die  Erledigung  Uberhaupt  verachoben. 

Zu  §.  215,  216,  S.  646.  Wehrsteuerpian  von  1881.  Entsprechend  dem 
Ziel,  das  ich  mir  in  der  in  diesem  Bande  gegebenen  Darstellung  der  Kcichs- 
b  est  euer  an  g  nur  gestellt  habe  (S.  646,  649),  ist  im  Allgemeinen  nur  auf  die 
wirklich  zn  Stande  i:  e k  u m  m  e n  en  Steuergesetze  eingegangen  und  sind  die 
echliesslich  zu  solchen  fahrenden  ni«  lit  v.  rwirkltchten  PlRnn  und  (Je^etzentwllrfe,  wie 
im  Gebiete  der  Tabak-,  Branntwein-  und  Stcmpelbesteucrung.  nur  als  Vorläufer  zu 
wirklichen  Gesetzen  kurz  berfthrt  worden.  Daher  warde  n.  A.  der  Plan  einer  Art 
direeter  Keirhi^steu  er.  welclier  die  Einführuni;  einer  sogen.  Wchrsteuer  be- 
zweckte, nicht  mit  behandelt.  Bei  dem  principicllon  Interesse  dieses  Plans  and  weil 
gerade  gegenwirtig  (1901)  auch  in  politischen  Kreisen  der  Gedanke  an  eine  WehHteaer 
im  Keiohe  gelegentlich  wieder  erörtert  worden  ist.  sei  hier  darüber  noch  Folgendes 
nachgetragen.  In  Baiern  (Gesetz  vom  29.  April  l^C'^  über  Wehrgeld)  und  Württem- 
berg (Gesetz  vom  19.  Harz  186Ö,  betr.  die  Erhebung  einer  Abgabe  von  nicht-em- 
gereShten  Kriegsdiens^llichtigen}  hatte  man  eine  sogen.  Wehntener  beim  UebergAng 
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zur  allgcmeiDen  Wehrpflicht  nach  den  EKigntosen  von  1866  oinnreAlhTt  Nach  dem 
Beitritt  beider  Staaten  zum  Deutschen  Reiche  und  der  Einführung  der  RcichsmiUtlr- 
gesetzgebung  in  ihnen  ist  diese  Abfrabe  wieder  beseitigt  worden.  Im  D(>u{8ch«jQ 
Reiche  ging  aber  aus  der  Initiative  Bismarck»  später  selbst  ein  bezuglicher  Plaa 
bMTor«  der  im  Jahre  18S1  zu  einem  üe0etzentwurf  darlkher  im  RddMage  fUiite 
(Vorlage  vom  17.  März  1881,  betr.  EinfilhnniL'-  k-ui'-t  ^\■'■^r-■r''t^'^,  A'-t'-'istiicLe.  Session 
18S1,  Nr.  60,  3.  B.  der  Anlagen  der  Legit^laiurpenode,  IV.  be»ä.,  6.  ^49^.  £t  wurde 
iodeasen  abgelehnt.  Die  Debatten  «nd  lehrreich  (28.,  29.  Min,  7.  Mai  1881). 
S.  darüber  besonders  Marcinowski,  die  Wclirsteuer  im  Deutschen  Reich.  1881.  Ucber 
die  ganze  schwicripre  und  strittiire  Fraf;e  der  Wehrateiicr  in  principiellt?r  nnd  prac- 
tischer  Hinsicht  bcatebt  eine  ztemlicb  umfangreiche  Litteratur.  S.  darüber  den  An- 
hang zu  meiner  Abb.  dliecte  Stenern  im  Schönberg'schen  Handbuch  (4.  AuH.,  R.  IH, 
1.  S.  451—403,  Litteratur  und  sonsti-je  Gesetzgebung  daselbst  S.  4"2\  Art.  Wehrsteuer 
vou  Ji^heberg  im  U.  W.  B  d.  St..  1.  Aufl.,  B.  1.  S.  652  und  Art  Wehrpflicht  fou 
T.  Kirchenhelm  im  WOrterb.  d.  Venrnlt  II,  617.  Ksch  dem  deutschen  Gesetz- 
entwurf waren  subjectiv  steuorpflichtig  Wehrpflicliti^e.  die  vom  Dienst  aus^e-ichlosscn 
oder  ausfreuiustert,  die  der  Ersatzreserve  i.  und  IL  Giasse  oder  der  Seewehr  IL  Classe 
Uborwilbencn ,  auch  die  vor  erfüllter  Dienstpflicht  aus  jedem  Dienstrerhältniss  aus- 
scheidenden, mit  gewissen  Befreiungen,  so  bei  Erwerbsunfähigkeit  in  Folge  körper- 
licher oder  j^ei^titrer  Gebrechen.  Auch  sollte  die  Steuerpflicht  durch  Tod  und  Verlust 
der  Reichtiaiigehörigkeit  erloschen.  Der  schwierige  Punct  der  üaftpfliclit  Dritter  war 
dahin  geregelt,  das»  Eltern  ftr  diejenigen  Wehrpfllchtiiren  hnftbnr  warMi,  die  eie  recht- 
lich verpflichtet  waren,  zn  tintorstiitzen,  wobei  zur  Bemessung  drr  Haft-  hotv.  Steo-^r- 
pflicht  das  Einkommen  der  Htern  nur  mit  der  Hälfte  anzusetzen  war,  bei  Vorhanden- 
sein mehrerer  Kinder  aosserdem  nur  mit  der  auf  jedes  Kind  ftUcnden  Quote.  Die 
Steuerpflicht  begann  mit  dem  1.  April  des  Jdixee,  Welches  der  ondgiltigen  Fest.stellun; 
einer  der  die  Steuerpflicht  bedingenden  Voraussetzungen  folgte,  und  d-uierto  12  Jahre. 
Die  Abgabe  zerfiel  in  eine  feste  vou  jährlich  4  M.  und  in  eine  Einkommensteaer  als 
Znschlnf  von  10  M.  bei  Einkommen  von  1000—1200  M.  n.  s.  w..  ron  148  M.  bei 
solchem  von  WOO — 6000  M.,  ron  3  "/o  bei  höherem,  mit  (Iründ^^3tzcn  der  Veranlagung 
im  (ianzen  nach  Analogie  der  früheren  prenssischen  Einkommensteuer.  Veranlagung 
nnd  Erh<;bung  sollte  aber,  wie  bei  den  indirecten  Reichsstenern,  doreh  die  Beh5rden 
der  Eiuzelstaatun  erfolgen,  die  zur  Kostendeckung  4  "/o  ^^s  Ertrags  erhielten.  Dieser 
sollte  In  die  Hcichscasse  fliessen,  aber  den  Einzelstaaton  nach  M:it~-_',i1mj  der  Matrieul.ar- 
bevöikcrung  überwiesen  werden.  Er  war  veranschlagt  im  Emwurl"  an  fester  Abgabe 
nnfiuiga  mit  7.85,  nach  voller  Durchführung  tplter  mit  9.6  Mill.  Mark,  an  Einkommen- 
stenerzuschla^  mit  bezw.  8  24  und  10.8,  z«?ainmen  mit  16.09  und  19. 6S  Mill.  Mark, 
In  der  ganzen  Frage  sind  die  principiellon  und  practiscbon  Gründe  für  und  wider 
der  Art,  daes  sie  sich  ziemlich  aufwiegen  nnd  es  schwer  ist.  Eotscheldung  zu  treffen. 
S.  darüber  meine  Ausführungen  a.  a.  O.  und  die  sonstige  Litteratur  zur  Frage.  Im 
Deutseben  Reiche  h.it  die  Sache  aber  noch  eine  besondere  Bedcutnns:,  weil  es  sich, 
einerlei  wie  man  Imanzwissenschaftlich  die  Abgabe  auffasse,  um  eine  Art  directer 
Steuer  handelt,  deren  Einführung  als  Reichssteuer  sonst  so  viel  Oegneiaehnft  findet 
Und  ;rerade  bei  V  eranlagung  durch  die  Tinzelstaatcn  bieten  s-icli  hier  ancb  wieder 
besondere  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  (iieichmAssigkeit  des  Verfahrens,  der  Cou- 
irole  daroh  Reichsorgtne  v.  s.  w.  Immerhin  ist  der  Plan  von  1881  nneh  in  dieser 
Hinsicht  dadurch  bemerkenswerth,  dass  wenigstens  in  diesem  speiellen  Falle  Fürst 
Bismarck  seine  sonstige  ablehnende  Haltung  gegen  directe  Steuern  fallen  gelassen  und 
sogar  die  directe  Reichs  Steuer  hier  ins  Auge  gefasst  hat  — 


fioehdrackerai  d.  Leipi.TacebL  (B.  Fels),  Lelptig* 
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